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Grundlagen  der  Volkswirthschaft. 
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Grundlegung 


der 


politischen  Oekonomie. 


Von  ^        '  ^     ^       , 

Adolph  ^V^agrner. 

Dritte 

wesentlich  um-,  theilweise  ganz  neu  bearbeitete  und  stark  erweiterte  Auflage. 


Erster  Theil. 

Grimdlagen  der  Volkswirthschaft 


Erster  Halbband. 


Einleitung  und  Buch  1 — 3. 


rWirthschaftliclie  Natur  des  Menschen ;  Object,  Aufgaben,  Methoden,  System 
der  politischen    Oekonomie.  —  Elementare  Grundbegriffe.  —  Wirthschaft 

und  Volkswirthschaft.) 


-i«i- 


Leipzig. 

C.    I'»    Winter'sche  Verlagshandlung. 

1892. 


Vorwort 

^^r  dritten  Auflage. 

ebtet^^  ^^^^en  hat  dieses  Werk  im  Buchhandel  gefehlt. 

S^^^     A^ti^^^^^  ^^^^  wegen  anderweiter  Arbeiten,  vornemlich 

Y>\e  ^®^^vt   dc^"^^^^  "Verzögert,  weil  ich  die  Nothwendigkeit  em- 

%bet  ^^^^  a  g^^^^  ^xich  stärker  umzuarbeiten.    Ich  hätte  es  auch 

piaxiA,    ^    ^ofS®^^^^^»  zunächst  an  der  Finanzwissenschaft  weiter 

eiget^t^^^  ^T£id  ^^ese  endlich  zum  Abschluss  zu  bringen.    Aber 

XU   ^^^^^Y^tc    »<^^^^^®®^i<^'^  doch,  dem  Wunsche  der  Verlagshandlung 

ich    6^*^  ineti    ^^  sollen  und  die  Neubearbeitung  der  Orundlegung 

»acWs^o      ^^  ^^  nehmen,  damit  das  Buch  nicht  gar  zu  lange  fehle. 

\ry  ^^^.^  zweite  Auflage  ist  im  Frühjahr  1879  erschienen.    Schon 

lange    Spanne  Zeit,  welche  zwischen  den  beiden  Auflagen 

.^^      bedingte  erhebliche  Aenderungen,    um  den  Entwicklungen 

/fe&*^^^^^^g^jj^^j  Rechnung  zu  tragen   und  das  Buch  mit  meiner 

'<y-e0en    wissenschaftlichen   Auffassung  im  Einklang  zu  erhalten. 
^  ^is^  diese  dritte  Auflage  in  der  That  eine  „wesentlich  um-,  theil- 
ganz  neu  bearbeitete  und  stark  erweiterte"  geworden. 
Verbindung  mit  einer  Umänderung  und  Erweiterung  des 
Plans  für  das  Gesammtwerk  und  mit  der  Gewinnung  einer 
Reibe    neuer  Mitarbeiter  für  einzelne  Theile,  worüber  ich  mich  im 
p^l^^3,iig  dieses  Bands  selbst  (S.  Iff.)  näher  geäussert  habe,  hat 
a^ber    SLVLch  die  Grundlegung  selbst  in  dieser  neuen  Auflage  materielle 
j    formelle  Aenderungen  und  Erweiterungen  erfahren. 

wurde  ihr  auch  äusserlich  als  einer  ,,ersten  Hauptabtheilung" 


^   Qj^iidlegung  der  Politischen  Oekonomie")  die  Stellung  eines  ge- 
^^^^©amen  Fundaments  für  das  ganze  Werk  gegeben  und  sie,  wie 


^  on  d^^  practischen,  so  auch  von  der  theoretischen  Nationalökonomie 

"-  Xcfreotit  (s.  S.  2  und  §.  102  ff.,  S.  266  ff.).    Der  frühere  eine  Theil 

^rrde      ^    ^^^^   zerlegt   und    der  Inhalt   und   Umfang   erweitert. 

n«r  erst®  Theil,  unter  dem  eigenen  Titel  „Grundlagen  der  Volks- 

^^jj0cbaft",  entspricht  der  ersten  Abtheilung  der  zweiten  Auflage 

^     l ^342   daselbst),   aber  ist  durch  umfängliche  Ausführungen 

fiher    ^*^  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen,  die  Motivation  im 

'rfhscbaftlichen  Handeln  („ökonomische  Psychologie**),  über  Ob- 

.  ^ufg&ben,  Methoden  („Methodologie"),  System  der  Politischen 

^    ^Qf^otvie  (S.  70—285)  und  über  die  Beziehungen  zwischen  Be- 

aWccTOS^S  ^^^  Volkswirthschaft  („volkswirthschaftliche  Bevölkerungs- 
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lehre'',  im  Beginn  des  2.  Halbbands)  stark  erweitert  worden.  Diese 
Abschnitte  fehlten  in  den  beiden  ersten  Auflagen  völlig,  gehörten 
aber  in  das  Werk  und  doch  wohl  am  Richtigsten  gerade  an  die 
Stelle,  wo  sie  sich  jetzt  befinden.  Die  Methodologie  nnd  Systemato- 
logie  war  früher  erst  für  den  Schloss  der  Grundlegung  geplant  ge- 
wesen. Der  zweite  Theil  der  Grundlegung  wird  dann  die  Gesammt- 
heit  der  wirthschaftlichen  Rechtsfragen  enthalten,  welche  in  der 
zweiten  Auflage  von  S.  343—821  behandelt  wurden,  zugleich  aber 
auch  sich  auf  das  mit  ausdehnen,  was  in  den  beiden  ersten  Auflagen 
auf  diesem  Gebiete  noch  rückständig  geblieben  war,  so  die  Lehre 
vom  „Inhalt  des  Eigenthums"  (vgl.  2.  Aufl.  §.  286,  S.  587  ff.).  Dieser 
zweite  Theil  soll  den  Titel  führen:  „Volkswirthschaft  und  Recht, 
besonders  Vermögensrecht,  oder  Freiheit  und  Eigenthum  in  volks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung.'' 

Zunächst  erscheint  jetzt  Theil  1  der  Grundlegung.  Um  das 
Buch  nicht  noch  länger  im  Buchhandel  ganz  fehlen  zu  lassen  und 
es  gleichzeitig  mit  der  Buchenberger'schen  Agrarpolitik  zum  Be- 
ginn des  nächsten  Wintersemesters  zur  Verfügung  zu  stellen,  haben 
sich  Verfasser  und  Verlagshandlung  entschlossen,  die  im  Druck 
fertige  erste  Hälfte  dieses  Thcils,  enthaltend  die  Einleitung  und 
die  ersten  drei  Bücher,  als  ersten  Halbband  von  Theil  1  jetzt  apart 
herauszugeben.  Die  zweite  Hälfte  ist  im  Druck  und  folgt  binnen 
Kurzem.  Sie  enthält  die  Bücher  4 — 6:  Bevölkerung  und  Volks- 
wirthschaft, Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Staat,  volks- 
wirthschaftlich  betrachtet. 

Alle  einzelnen  Abschnitte  des  Buchs  sind  mehr  oder  weniger 
stark  überarbeitet,  auch  gegen  die  vorige  Auflage  noch  mehr  er- 
weitert, als  es  den  Anschein  haben  könnte,  indem  jetzt  auch  in 
dieser  3.  Auflage  der  Grundlegung  die  compendiösere  Einrichtung 
des  Drucks  wie  in  den  neueren  Bänden  und  Auflagen  der  Finanz- 
wissenschaft (Anwendung  von  Petitschrift  für  alles  Detail  und  alle 
näheren  Ausführungen  auch  im  Text)  stattgefunden  hat. 

Die  sachlich  wichtigste  Veränderung  in  dieser  Auflage  und 
speciell  in  dieser  ersten  Hälfte  des  ersten  Theils  liegt  aber  in  der 
in  den  früheren  Auflagen  fast  ganz  fehlenden  „Einleitung''  (vgl. 
2.  Aufl.  S.  1 — 4  und  jetzige  3te  S.  5 — 67)  und  vor  Allem  in  dem 
neuen  nunmehrigen  ersten  Buche  von  der  wirthschaftlichen  Natur 
des  Menschen,  der  Motivationstheorie,  Methodologie  und  Syste- 
raatologie  (vgl.  2.  Aufl.  S.  8—12  und  jetzige  3te  S.  70—285).  Man 
wird  hier  überall  den  Einflnss  spüren,  einmal  des  Socialismus,  ins- 
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blondere  in  den  Anregangen  zu  ,,ökoDonii8ch  -  psychologischen'^ 
Studien  and  Erörterungen;  sodann  auch  der  neuerlichen  methodo- 
logischen ControTcrsen  zwischen  K.  Menger  und  der  deutschen 
jfiDgeren  historischen  Schule.  In  ersterer  Hinsicht  hielt  ich  eine 
Auseinandersetzung  mit  der  einseitigen  ökonomischen  Psychologie 
des  Socialismus  für  unabweisbar^  die  Ergebnisse  derselben  aber  auch 
fQr  das  Studium  und  die  Entwicklung  der  Politischen  Oekonomie 
im  Allgemeinen  für  grundlegend.  Orade  in  seiner  Psychologie  liegt 
die  eigentliche  Schwäche  des  extremen  (radicalen)  theoretischen 
wie  practischen  Socialismus.  In  der  anderen  Hinsicht,  in  dem 
Metbodenstreit,  verdanke  ich  K.  Menger  und  der  ganzen  ,,öster- 
reichischen  theoretischen  Schule''  (vgl.  §.  19)  viel  und  bekenne 
das  hier  gern,  ohne  freilich  mich  durchaus  auf  ihre  Seite  zu  stellen« 
Wie  Neu  mann,  dem  ich  hier  in  den  theoretischen  Partien,  wie 
in  der  Finanzwissenschaft  (vgl.  2.  Theil  S.  19  ff.)  ebenfalls  ftlr 
vielerlei  Anregung  und  Belehrung  Dank  schulde,  suche  auch  ich 
eine  gewisse  vermittelnde  Stellung  einzunehmen,  wobei  ich  freilich, 
um  die  beiden  Hauptrufer  auf  den  extremen  Seiten  ihi  Methoden- 
streit zu  nennen,  K.  Menger  näher  als  G.  Scbmoller  stehe.  Die 
Auseinandersetzungen  mit  der  jüngeren  deutschen  historischen 
Sichtung  waren  mir  lange  ein  Bedürfniss.  Wenn  sie  hie  und  da 
etwas  scbarf  ausgefallen  sind ,  so  bitte  ich  zu  bedenken ,  dass  es 
sich  nicht  nur  um  Verwahrung  gegen  einseitige  Richtungen,  welche 
ich  meiner  Ueberzeugung  nach  für  schädlich  halte,  sondern  zugleich 
auch  um  Verwahrung  gegen  die  überhebende  Art  handelt,  wie  der 
jüDgere  Historismus  Alles  behandelt,  was  sich  nicht  in  seinem 
Fahrwasser  bewegt,  d.  h.  was  nicht  auch  die  historische  Induction 
allein  gelten  lassen  und  concrete  Wirthschaftsgeschichte  mit  Poli- 
tischer Oekonomie  identificiren  will:  Einseitigkeiten  der  entgegen- 
gesetzten, aber  nicht  minder  bedenklicher,  ja  im  Grunde  noch  bedenk- 
heherer  Art,  als  die  viel  gerügten  der  älteren  britischen  deductiven 
und  abstracten  Richtung  (vgl.  §.  15,  16  und  passim  mehrfach). 

Der  principielle  socialpolitische  Standpunct,  den  ich  in  den 
früheren  Auflagen  einnahm,  ist  im  Uebrigen  in  dieser  3.  Auflage 
b  keiner  Weise  verändert,  am  Wenigsten  abgeschwächt  worden,  auch 
nicht  in  den  wirthschaftlichen  Organisations-  und  Rechtsfragen,  wie 
schon  das  1.  Buch,  mehr  noch  die  zweite  Hälfte  dieses  Bands  und  der 
zweite  Theil  der  Grundlegung  zeigen  wird.  Auch  meine  Stellung  zu 
Sodbertus  und  Schaffte  ist  keine  andere  geworden ,  —  denjenigen 
Autoren,  welchen  ich  mich,  bei  vielfacher  Abweichung  in  Einzel 
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beiten  und  aacb  in  Principienpnncten,  doch  anderseits  in  gewissen 
prineipiellen  Auffassungen  am  Nächsten  fühle  und  von  welchen  ich 
jedenfalls  glaube  am  Meisten  gelernt  zu  haben. 


Ueber  Manches,  was  ich  hier  im  Vorwort  mit  berühren  müsste, 
habe  ich  mich  in  der  ,,Einleitnng''  (vgl.  bes.  §.  5,  7 — 12)  näher 
ausgelassen,  da  die  betreffenden  Puncte  eine  allgemeine  Bedeutung 
für  die  Bearbeitung  der  Politischen  Oekonomie  haben,  und  erlaube 
mir  hier  daher,  darauf  hinzuweisen. 


In  dieser  dritten  Auflage  habe  ich  auch  dahin  gestrebt,  meine 
„Grundlegung'^  dem  neuen  Plane  für  das  gesammte  umfassende 
„Lehr-  und  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie''  möglichst  an- 
zupassen. Ueber  diesen  Plan  verbreiten  sich  die  ersten  Seiten 
(S.  1—3)  dieses  Bands  weiter.  Hier  sei  nur  noch  hervorgehoben, 
dass  wir  einzelnen  Bearbeiter  uns  auch  untereinander  unsere  wissen- 
schaftliche Selbständigkeit  und  innerhalb  der  von  einem  Jeden  be- 
arbeiteten Theile  freie  Bewegung  wahren.  Insbesondere  liegt  es 
mir,  als  dem  Heransgeber  des  Gesammtwerks,  fern,  meinen  Herren 
Mitarbeitern  in  Bezug  auf  principielle  Auffassungen  und  Streit- 
fragen vorgreifen  zu  wollen.  Wie  bei  allen  solchen  Werken  von 
verschiedenen  Autoren,  wenn  die  letzteren  sich  auch  in  Manchem 
nahe  stehen,  wird  es  grade  in  Bezog  auf  solche  Auffassungen  und 
Fragen  auch  unter  uns  nicht  an  Meinungsverschiedenheiten  fehlen. 
Das  muss  man  bei  einem  Zusammenwirken  verschiedener  Männer 
der  Wissenschaft  ob  der  anderen  Vortheile  der  wissenschaftlichen 
Arbeitstbeilung  willen  hinnehmen  (vgl.  §.  9  und  10).  — 

Ich  hoffe,  dass  nunmehr  das  ganze  Werk,  welches  in  dem  ge- 
planten grossen  Umfang  allein  zu  bearbeiten  meine  Kräfte  weit 
überstiegen  hätte,  wie  ich  mich  immer  mehr  überzeugen  musste, 
rascher  vorrückt  und  in  absehbarer  Zeit  vollendet  vorliegt  Ich 
selbst  werde  noch  mehr  als  bisher  mich  darauf  einrichten,  mög- 
lichst alle  meine  ftir  litterarische  Arbeit  überhaupt  verfügbare  Zeit 
dem  Werke,  bzw.  den  von  mir  übernommenen  Theilen  zu  widmen. 
Und  wie  der  gleichzeitig  erscheinende  erste  Band  von  Herrn  Min.rath 
Buchenberger's  Agrarpolitik  zeigt,  werden  meine  Herren  Mitarbeiter 
auch  nicht  säumen,  ihre  einmal  übernommene  Aufgabe  zu  erfüllen. 

Berlin,  September  1S92. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Plan  des  Gesammtwerks. 


Bisher  sind  von  diesem  Werke  vier  Bände  erschienen,  der 
erste  Theil,  die  ^^Grandlegung'',  in  2.  Auflage  und  drei  Bände 
Finanzwissenschaft  (der  erste  in  3.,  der  zweite  in  2.  Auflage). 
Mit  dieser  dritten  Auflage  der  ^^Grundlegung''  tritt  zugleich  eine 
Abänderung  und  eine  Erweiterung  des  Planes  für  das  ganze  Werk 
ein^).  Die  Abänderung  ist  zwar  im  Ganzen  sachlich  nicht  erheb- 
lich, indessen  wie  die  Erweiterung  doch  mit  durch  sachliche,  im 
Uebrigen  tiberwiegend  durch  äussere  Gründe  veranlasst  worden. 
Diese  Gründe  sind  die  Gewinnung  neuer  Mitarbeiter  in  grösserer 
Zahl,  welche  mir  nach  dem  unerwartet  frühen  Tode  E.  Nasse's^) 
gelungen  ist^  und  der  Wunsch,  dem  Werke  in  allen  seinen  Theilen 
die  durch  den  Stoff  und  die  heutige  Entwicklung  der  Wissenschaft 
gebotene  und  der  bereits  erreichten  Ausdehnung  der  Finanzwissen- 
schaft entsprechende  ebenfalls  eingehendere  Behandlungsweise  an- 
gedeihen  zu  lassen.  Der  Plan  ist  nach  den  mit  meinen  Herren 
Mitarbeitern  getroffenen  Verabredungen  im  Wesentlichen  festgestellt, 
kann  aber  vielleicht  in  Einzelheiten  noch  kleinere  Abweichungen 
bei  der  Ausarbeitung  selbst  erfahren.  Auch  die  Hauptgliederung 
des  ganzen  Werks  ist  etwas  abgeändert  worden,  indem,  wohl  der 
Sache  und  insbesondere  der  von  mir  principiell  vertretenen  Auf- 
fassung gemäss,  der  „Grundlegung''  auch  äusserlich  die  Stellung 
eines  solchen  gemeinsamen  Fundaments  für  das  ganze  Werk 
gegeben  worden  ist.    lieber  die  Anreihung  einer  eigenen  fünften 

')  S.  meinen  ersten  Plan  in  der  Vorrede  zur  1.  Auflage  der  Grundlegning 
[l^m  S.  X— XVra,  und  in  der  üeberaicbt  der  2.  Auflage  (1879)  S.  5,  sowie  die 
BemeAungen  in  Betreff  der  Finanzwissenschaft,  3.  Band  (18S6— 89)  S.  1  in  der  Note 
tind  2.  Band,  2.  Auflage  (1890)  S.  1. 

^  Ueber  ihn,  sein  Ausscheiden  ans  der  Mitarbeiterschaft  und  meinen  Plan, 
»dere  Mitarbeiter  zu  gewinnen,  s.  Finanzwissenschaft  2.  Bd.  2.  Aufl.  Vorwort  S.  XIII. 

A.  Wagner,  Grandlegnog.  3.  AaÜage.  1.  Theil.  Onrndlagen.  1 
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Abtheilung  litterarhistorischen  Inhalts  schweben  noch  die  Verhand- 
lungen. Die  früher  gehegte  Absicht,  einen  immerhin  schon  grösseren 
litterargeschichtlichen  Abriss,  in  der  Weise  anderer  ähnlicher  Werke, 
auch  Rau^s,  in  einen  späteren  Abschnitt  der  Grundlegung  aufzu- 
nehmen, ist  aus  inneren  sachlichen  und  aus  äusseren  Gründen  auf- 
gegeben worden.  Ein  solcher  blosser  Abriss  würde  nach  der  ge- 
sammten  umfassenden  Anlage,  welche  das  ganze  Werk  nunmehr 
und  schon  in  den  bisherigen  drei  Bänden  der  Finanzwissenschaft 
erhalten  hat,  nicht  mehr  genügen.  Er  gehört  auch  sachlich  nicht 
eigentlich  in  die  Grundlegung,  noch  in  einen  der  anderen  Tbeile, 
sondern  beansprucht  eine  selbständigere  Stellung.  Die  Bearbeitung 
der  Litteraturgeschichte  in  der  dabei  gebotenen,  ebenfalls  eingehen- 
deren Weise  erfordert  dann  aber  auch  einen  Specialisten  der  Materie, 
den  ich  daftir  zu  gewinnen  hoffe. 

Noch  bemerke  ich,  dass  ich  dem  Werke  statt  des  bis- 
herigen Namens  „Politische  Oekonomie"  lieber  den  mir  passender 
erscheinenden  und  auch  für  die  von  mir  vertretene  Richtung  geeig- 
neteren „Social Ökonomie"  gegeben  hätte ,  den  ich  im  Buche 
selbst  öfters  anwende.  Ich  bin  bei  dem  alten  Namen  als  dem  ein- 
mal  auch  bei  uns  wie  bei  den  übrigen  Culturvölkem  üblichen  ge- 
blieben. 

Das  ganze  Werk  zerfällt  demnach  jetzt  in  fünf  „Haupt- 
abtheilungen", innerhalb  deren  wieder  je  nach  Bedürfniss 
„Theile"  unterschieden  werden.  Diese  „Theile"  bilden  entweder 
je  einen  „Band"  oder  mehrere  Bände.  In  Betreff  der  letzteren 
werden  möglicher  Weise  noch  Abänderungen  eintreten.  Die  folgende 
Uebersicht  ergiebt  das  Nähere: 

I.  Erste  Hauptabtheilung:  Grundlegung  der  Poli- 
tischen Oekonomie.    Bearbeiter  A.  Wagner. 

1.  Theil  (und  Band).  Grundlagen  der  Volkswirth- 
schaft. 

2.  Theil  (und  Band).  Volkswirthschaft  und  Recht, 
besonders  Vermögensrecht  oder  Freiheit  und  Eigenthum 
in  volkswirthschaftlicher  Betrachtung. 

II.  Zweite  Hauptabtheilung:  Theoretische  Volkswirth- 
schaftslehre.     Bearbeiter  H.  Dietzel. 

III.  Dritte  Hauptabtheilung:  Practische  Volkswirth- 
schaftslehre. 
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1.  Theil.  Verkehrswesen  und  Verkehrspolitik^).  Be- 
arbeiter A.  Wagner. 

2.  Theil.  Agracrwesen  und  Agrarpolitik,  in  zwei 
BäDden.    Bearbeiter  A.  Bachenberge r. 

3.  Theil  (ein  Band).  Forstwesen  und  Forstpolitik^ 
mit  Anhang:  Jagd  und  Fischerei.  Bearbeiter  K.  Bücher  nnd 
A.  Bachenberger. 

4.  Theil.  Gewerbe-  und  Handelswesen  und  -Politik, 
io  zwei  Bänden.    Bearbeiter  K.  Bücher. 

IV.  Vierte  Hauptabtheilung:  Finanzwissenscbaft. 
Bearbeiter  A.  Wagner.. 

1.  Theil  (und  Band).  Einleitung.  Ordnung  der  Finanz- 
wirtbschaft.  Finanzbedarf.  Privaterwerb.  3.  Auflage.  1883. 

2.  Theil  (und  Band).  Theorie  der  Besteuerung:  6e- 
bflhrenlehre  und  allgemeine  Steuerlehre.  2.  Auf  läge.  1890. 

3.  Theil  (und  Band).  Specielle  Steuerlehre.  Geschichte, 
Gesetzgebung,  Statistik  der  Besteuerung  einzelner  Län- 
der: Uebersicht  der  Steuergeschichte  wichtigerer  Staaten  und  Zeit- 
alter bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts. Einleitung.  Britische  und  französische  Besteuerung. 
1.  Auflage  1886 — 89  (Gesammtausgabe  des  Bandes  1889). 

4.  und  eventuell  5.  Theil  (und  Band).  System  der  spe- 
ciellen  Steuerlehre  und  Lehre  von  den  öffentlichen 
Schulden.     (Noch  nicht  erschienen.) 

V.  Fünfte  Hauptabtheilung.  Litteraturgeschichte  der 
Politischen  Oekonomie  (einschliesslich  Socialismus).  Bearbdter 
Doch  unbestimmt. 

In  dieser  dritten  Auflage  der  Grundlegung  sind  gegen  die 
beiden  ersten  auch  einzelne  Aenderungen  der  formellen  Anordnung 
d^  Stoffs  vorgenommen  worden  und  Abschnitte  über  die  Moti- 
vation im  wirthscbaftlichen  Handeln,  über  Aufgabe,  Methode 
nnd  System  der  Politischen  Oekonomie,  sowie  über  die  Bevöl- 
kernngslehre  sind  hinzagekommen.  Die  Begründung  dafür  wird 
im  Buche  selbst  gegeben. 

'}  Maass  ond   Gewicht,  Geld-  und  Münzwesen,   Credit-  und  Bankwesen,    Ver- 
sicherungswesen, Communicationä-  und  Transportwesen. 
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Grundlegiiiig  der  Politischen  Oekonomie. 


Eüüeitung. 

Erstes  Kapitel. 

I 

Ziel  und  Aufgabe  dieses  Werks,  insbesondere  der 

Grundlegung. 

§.  1.  Die  smith'sche  oder  britische  Oekonomik. 
Eine  neue  ,y6nindlegung*'  der  gesammten  Politischen  pekoDomie 
wird  in  den  letzten  Jahrzehnten  immer  dringender  als  eine  Noth- 
wendigkeit  empfanden.  Ausserhalb  des  kleiner  und  kleiner  werden- 
den Kreises  der  Anhänger  der  älteren  liberal -individualistischen 
Oekonomik,  der  sogenannten  britischen  (Smith'schen)  Freihandels- 
schnle,  wird  das  wohl  fast  allgemein  zugestanden. 

Für  fast  ein  Jahrhundert  hatAdamSmith  den  Grund  gelegt 
gehabt.  Ein  unvergänglicher  Ruhm,  welcher  ihm  bleibt.  Auch 
dann,  wenn  noch  mehr  als  bisher  die  Ueberzeugnng  sich  verbreiten 
wird,  dass  seine  Originalität  geringer  war,  als  man  lange  ange- 
nommen hat,  selbst  seine  allgemeine  wissenschaftliche  Bedeutung 
nnd  Fähigkeit  geringer,  als  diejenige  einzelner  seiner  nnmittelbaren 
Vorgänger  und  Zeitgenossen,  auf  deren  Schultern  vielmehr  doch 
auch  er  stand.  Denn  das  hat  entgegen  früheren  Annahmen,  die 
neuere  sorgfältigere  litterarhistorische  Forschung,  durch  Männer 
wie  W.  Boscher,  W.  Hasbach^)  u.  A.  m.  auch  bei  uns  vertreten, 
unzweifelhaft  nachgewiesen.  Wahr  bleibt  von  A.  Smith  gleichwohl 


0  S.  Röscher,  Zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirthschaftslehre,  Leipzig 
ISM,  1851.  Derselbe,  Geschichte  der  NationalOkonomik  in  Dentschland,  München 
IS'4,  Tielfach  passim,  besonders  §.  135,  S.  593  ff.  —  W.  Hasbach,  Die  allge- 
ffleinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Qnesnay  und  Smith  begründeten  Poli- 
^^&i  Oekonomie,  Leipzig  1890.  Derselbe,  Untersuchungen  über  A.  Smith  und 
die  Entwiddnng  der  Politischen  Oekonomie,  Leipzig  1891. 
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das  schöne  und  gerechte  Wort  Boschers  ^\  dass  Smith's  Rohm  nicht 
verkleinert  wird  durch  solche  Nachweise;  dass  A.  Smith  nach  wie 
vor  als  der  Koryphäe  der  Politischen  Oekonomie  bezeichnet  werden 
kann  y  anf  welchen  ,,alles  Frühere  als  Vorbereitang  auf  ihn ,  alles 
Spätere  als  Fortsetzung  von  ihm  und  Gegensatz  zu  ihm  erscheint^': 
Zielpanct  und  Ausgangspunct  zugleich.  Ein  grösserer  Ruhm  kann 
keinem  Sterblichen  in  der  Geschichte  der  Wissenschaften  zu  Theil 
werden. 

Und  wären  wirklieb  ein  Hume,  sogar  ein  Stuart^,  ein  Turgot,  ^  Quesnay, 
in  einer  Beziebung  selbst  ein  Justi'),  wie  bald  dieser,  bald  jener  neuere  litterar- 
historiscbe  Forseber  oder  Kritiker  A.  Smith's  gelegentlicb  bebaapten,  nicht  nnr  grössere 
Geister«  tiefere  Denker,  ein  Home  und  manche  andere  bedeutendere  Philosophen,  sondern 
die  genannten  —  um  nur  diese  zu  nennen  —  gerade  auch  „grössere  National- 
ökonomen'', als  A.  Smith  gewesen!  Die  eine  Thatsache  ist  doch  nnumstösslich,  dass 
A.  Smith  durch  sein  Werk  einen  unendlich  Fiel  grösseren  Erfolg  fOr  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthscbaftslebens  erzielt  hat  als  irgend  einer  dieser  seiner  „Bi?alen''  und 
irgend  ein  anderer,  welcher  ausser  diesen  noch,  und  mitunter  mit  kaum  geringerem 
Rechte  als  einer  yon  diesen,  genannt  werden  könnte. 

Die  ,,Theorie  des  ökonomischen  Liberalismus  und 
Individualismus'^  —  wie  man  sie  wohl  mit  einem  geeigneten 
wissenschaftlichen  Ausdruck  am  Besten  nennen  wird  —  oder,  nach 
ihrem  leitenden  Rechtsprincip  bezeichnet,  die  ,, Theorie  des 
Systems  der  freien  wirthschaftlichen  Concurrenz"  — 
auf  der  Grundlage  der  Kechtsprincipien  der  persönlichen  Freiheit, 
des  Privatei^enthums  und  privaten  Erbrechts  an  den  sachlichen 
Productionsmitteln,  Boden  und  Kapital,  und  der  Vertragsfreiheit,  — 
diese  Theorie  führt  daher  doch  mit  Fug  und  Kecht  den  Namen 
der  „smith'schen^'  und  nach  der  Volksangehörigkeit  des  Meisters 
denjenigen  der  neueren  „ britischen *'  Oekonomik. 

Auch  eine  andere  Thatsache,  an  deren  Richtigkeit  neueren 
Litterarhistorikem  des  Fachs  gegenüber  festzuhalten  sein  möchte, 
vermindert  den  Ruhm  und  die  Bedeutung  von  A.  Smith  nicht,  wenn 
sie  ihm,  seinem  Werke  und  seiner  Schule  auch  eine  andere,  rich- 
tigere und  in  einer  Hinsicht  allerdings  eine  etwas  herabgeminderte 
Stellung  einräumt:  die  Thatsache,  dass  das  smith'sche  „System^' 
und  die  sich  ihm  anschliessende  ganze  britisc]fe  Oekonomik  doch 
kein  eigentlich  „neues  System '^  im  Sinne  eines  neuen,  ganz 
eigenthümlich  ausgebildeten  Gedankenkreises,  sondern  nur  eine 
Phase  eines  solchen  Systems,  und  nicht  einmal  die  erste,  sondern 
die  zweite  Phase  desselben  ist. 


*)  Koscher,  Geschichte  a.  a.  0.  S.  594. 
*)  Hasbach,  Smith,  S.  229. 
*)  Ebend.  S.  225. 
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Der  zeitliche  VorraDg  vor  den  Briten  gebührt  den  französischen 
Pbysiokraten,  welche  doch  zuerst  mit  tieferem  wissenschaft- 
lieben Verständniss  in  der  Volkswirthschaft  einen  auf  dem  mensch- 
lichen natürlichen  Triebleben  beruhenden,  daraus  hervorgegangenen, 
dadurch  fongirenden  natürlichen  Organismus  erkannt  haben.  Ihre 
philosophischen  und  ihre  ökonomischen  Orundanschauungen  sind 
im  Wesentlichen  doch  auch  diejenigen  der  smith'schen  Lehre  und 
der  britischen  Oekonomik.  Ihre  ökonomische  Doctrin  ist  wie  die 
letetere  eine  Philosophie  des  Individualismus  und  des  Liberalismus 
anf  ökonomischem  Gebiete.  Deswegen  wird  die  ganze  Lehre  am 
Richtigsten  als  „physiokratisch-smith'sche  oder  ,,physio- 
kratisch-britiscbe^'  Oekonomik  zusammengefasst  werden^). 

Sie  ist  in  einer  anderen  Hinsicht  ein  Seitenstück  jener  individnalisÜsch-Uberalen 
Rechts-  and  Staatsphilosophie  and  der  theoretischen  Politik,  welche  sich  seit  der 
Mitte  des  rorigen  Jahrhonderts  aas  dem  ilteren  Natarrecht  heraas,  wenn  aach  zum 
Theil  sich  Ton  ihm  emancipirond,  entwickelt  and  bis  gegen  die  Mitte  unseres  Jahr- 
honderts geherrscht  hat. 

A.  Smith  und  seine  Schule,  darunter  vor  Allem  der  be- 
deutendste der  Nachfolger,  der  viel  verkannte,  auch  von  der 
jüngeren  deutschen  historischen  Schule  meist  gar  nicht  ver- 
standene D.  Ricardo,  haben  gerade  an  den  einzelnen  ökono- 
mischen Lehren  der  Physiokraten  viele  nothwendige  und  wichtige 
Berichtigungen  vorgenommen.  Darin  liegt  eines  der  besonderen 
wisseoschaftlichen  Verdienste  auch  von  A.  Smith  selbst.  Die  smith'- 
sche und  die  weitere  britische  Oekonomik  ist  deshalb  als  eine 
neue  und  höhere  EJntwicklungsphase  des  ökonomischen  Indivi- 
dualismus und  Liberalismus  anzuerkennen,  aber  doch  eben  als  eine 
Phase  dieser  Doctrin,  zu  welcher  sie  selbst  noch  voll  und  ganz 
gehört 

Denn  die  allgemeinen,  gegenwärtig  in  ihrer  Unzulänglichkeit  erkannten  philo- 
sophischen ,  die  psychologischen  Grundanschauungen ;  die  auf  ihnen  aufgebaute  Lehre 
TOD  den  Folkbwirthschaftlichen  Naturgesetzen:  die  ungeschichtlicbo  Betrachtung  des 
Winhschaftslebens  und  des  Staats  und  seiner  Zwecke  sowie  seiner  Stellung  zur  Volks- 
wirthschaft; die  einseitige  Verurtheilong  der  geschichtlich  überkommenen,  vielfach 
noch  bestehenden  Beschr&nkongcn  der  wirthschaftlichen  Freiheit;  die  Auffassung  von 
Freiheit  und  (Privat-)  Eigen thum'\  von  Vertragsfreiheit,  der  Consequenz  beider,  als 
natarlich-Okonomischer  statt  als  historisch-rechtlicher  und  veränderlicher  Kategoricen; 
die  Folgerungen  for  die  „natürliche"  Noth wendigkeit ,  Richtigkeit  und  im  Individual- 
wie  im  Gesammtinteresäe,  segensreich  und  gerecht,  ja  allein  gerecht  fungirende  Wirk- 
samkeit der  „wirthschaftlichen  Freiheit**,  der  „freien  wirthschaftlichen  Concurrenz", 
ond  die  weiteren  besonderen  Folgerungen  hieraus  far  alle  einzelnen  (lebiete  des 
Wirthschaftslebens   and   seiner   Rechtsordnung,  der  ausserordentliche  Optimismus  in 

')  Ingram,  Geschichte  der  Volkswirthschaftslehre  (deutsch  von  Rose  hl  au, 
Tubinxen  1S90),  fasst  die  Doctrin,  mit  einigen  weiteren  Vorläufern,  ganz  gut  unter 
<lem  Kamen  „System  der  natürlichen  Freiheit**  zusammen,  seine  ,, dritte  neuzeitliche 
Phase**. 
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Bezug  auf  die  zn  erwartenden  Wirkungen  der  wirthschafilicben  Freiheit:  dies  alles 
ist  doch,  in  der  Hauptsache  der  Doctrin  der  Physiokraten,  der  französischen  ,,Oekono- 
iDi8ten'\  den  Forschem  nach  ««unwandelbaren  physisch -moralischen  Naturgesetzen, 
welche  allem  socialen  Leben  zu  Grunde  liegen/' ')  und  der  smithisch-britischen  Doctrin 
gemeinsam.  Jene  angeführten  Puncto  sind  aber  durchaus  das  Wesentliche,  nicht 
die  Speciallehren,  in  denen  beide  Richtungen  auseinander  gehen,  wie  in  betreff  der 
Productivität  der  verschiedenen  Berufe  und  Arbeiten,  des  Boden-Reinertrags  (produit 
net),  der  Grundrente,  der  „einzigen  Steuer''  yom  Bodenertrag  bei  den  Physiokraten. 
Nach  jenem  Gemeinsamen  und  Wesentlichen  erscheint  die  Doctrin  als  eine  in  diesen 
entscheidenden  Puncten  einheitliche. 

Nach  ihrem  wichtigsten  Princip  für  die  wirthschaftliche  Bechts- 
ordnnng,  zugleich  nach  demjenigen,  welches  die  für  die  Praxis 
gewonnene  Bedeutung  der  Doctrin  am  Richtigsten  kennzeichnet, 
kann  man  die  Lehre  atfch  kurzweg  diejenige  des  Systems  der 
freienConcurrenz  nennen.  Diesen  Namen  wird  die  der  Lehre 
entsprechende  weltgeschichtliche  Epoche  im  Leben  entwickelter 
Völker,  wie  unsere  heutigen  „modernen",  vielleicht  in  der  Zukunft 
allgemein  führen. 

Der  geschilderte  Sachverhalt  thut  der  Bedeutung  der  britischen  Oekonomik  und 
ihres  ersten  Meisters  auch  deswegen  wenig  oder  gar  nicht  Eintrag,  weil  die  Theorie 
des  ökonomischen  Liberalismus  und  Individualismus  grade  vomemllch  in  dem  Gewände 
und  der  Form,  welche  sie  bei  und  durch  A.  Smith  und  seine  Schule  erhalten  haben, 
in  der  Wissenschaft  der  CulturvOlker  einige  Menschenalter  lang  geherrscht  und  in  der 
Praxis  ihre  Verbreitung  und  Anerkennung  erlangt  hat.  Der  Physiokratismus  hat 
freilich  im  französischen  Revolotionszeitalter  direct  und  indirect  vielleicht  einen  noch 
grösseren  Einfluss  in  Frankreich  ausgeübt,  so  z.  B.  in  den  Finanzfragen. ^>  Aber  nicht 
er,  sondern  der  Smithiauismus  hat  ^der  Theorie  und  Praxis  der  Culturwelt  sein 
Gepräge  aufgedruckt 

Freilich  bleibt  ja  wahr,  dass  die  besprochene  Doctrin  selbst  wieder  eine  reife 
Frucht  der  vorausgehenden  wissenschaftlichen  Arbeit  in  Philosophie  und  Wirthschafts- 
lehre  war,  auch  beeinflusst  worden  ist  durch  die  ganze  geistige  Atmosphäre  der  Zeit, 
in  welcher  sie  ausgebildet  und  formulirt  wurde.  Auch  ohne  Adam  Smith  würde  es 
eine  Theorie  des  „ökonomischen  Individualismus  und  Liberalismus*'  und  auch  gerade 
eine  britische  bezügliche  Theorie  gegeben  haben.  Aber  so  verhält  es  sich  im 
Gebiete  der  Geistes-  und  im  Grunde  aller  Wissenschaften,  zumal  im  Gebiete  der  socialen 
und  politischen  Wissenschaften  nothwendig  stets.  Das  vermindert  Bedeutung  und 
Werth  der  individuellen  Leistung  im  grossen  geschichtlichen  Zusammenhange  der  Ideen- 
entwicklung betrachtet,  „vor  Gott'\  gewiss,  aber  nicht  vom  Standpunct  einer  einzelnen 
Periode  und  der  Individuen  aus,  „nicht  vor  den  Menschen.''  Schliesslich  sind  es 
eben  doch  einzelne  Individuen,  in  welchen  sich,  wie  in  einem  Brennpunct.  alles 
das  vereinigt  und  von  welchen  alles  das  zum  klaren  wissenschaftlichen  Ausdruck  gebracht 
wird,  was  in  unzähligen  Anderen  an  Gedanken  lebt  und  gährt,  aber  zu  keiner  an- 
gemessenen Form  gelangt  Dieser  Brennpuhct  war  wieder  A.  Smith  und  diese 
angemessene  Form,  in  der  sie  allein  weiter  wirken  konnte  und  wirkte,  hat  er  der  neu«n 
ökonomischen  Doctrin  gegeben.  Das  ist  wiederum  der  Ruhm  und  das  unvergängliche 
Verdienst  welche  ihm  gebühren  und  welche  kein  objectiver  Kritiker  ihm  rauben  wird^). 


*)  Quesnay,  Mirabeau  (pere),  Dopont  de  Nemours  (physiocratie  1768)  u.  A.  m. 
S.  auch  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland  §.  109,  Ingram, 
a.  a.  0.  S.  SO  ff:,  90. 

*)  Meine  Finanzwisseuschaft  III,  378. 

')  In  den  beiden  vortrefflichen  neueren  Schriften  Hasbach 's,  denen  ich  viel 
verdanke  und  in  Vielem  ganz  beistimme,  wird  m.  E.  dies  Verdienst  von  Smith  nicht 
genügend  hervorgehoben.  Hasbach  hat  mich  durch  seine  Erörterungen  in  meiner 
lange  bestehenden  Ansicht  über  A.  Smith  nicht  erschüttert,  sondern  bestärkt. 
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Soch  mehr  und  noch  oobedinfftOT  ist  ja  ToUönds  für  die  Praxis  ein  ähnliches 
Zofeständoiss  hinsichtlich  des  Smith  sehen  Werks  za  machen.  Ein  wissenschaftliches 
Werk ,  auch  wenn  es,  wie  ein  nationalökonomisches  von  der  Art  des  wealth  of  nations, 
sich  onmittelbar  mit  Fragen  der  Praxis  der  Zeit  beschäftigt,  kann  and  wird  immer 
nur  soweit  auf  deren  Behandlang  Einfloss  gewinnen,  als  es  eben  Forderangen  stellt, 
welche  „im  Geist  der  Zeit''  liegep  and  ohnehin  schon  durch  die  Entwicklung  der 
practischen  Dinge  zur  Erfüllung  reif  sind  oder  demnächst  reif  werden.  Ein  derartiges 
Weit  wird  niemals  mehr  bewirken  können,  als  etwa  das  Tempo  der  Entwicklangen 
in  der  öffentlichen  Meinung  und  im  practischen  Leben,  daher  auch  in  der  Gesetz- 
gebung zu  beschleunigen,  indem  es  noch  unklaren  und  erst  sich  herausringenden 
Gedanken  nnd  Bestrebungen  den  klaren  Ausdruck  und  das  deutliche  Ziel  giebt  Eine 
gr55!»ere  Bedeutung  kann  auch  A.  Smith  nicht  beanspruchen.  Auch  ohne  ihn  wurde 
sicherlich,  bedingt  und  begOnstigt  durch  die  Entwicklung  der  ökonomischen  und 
technischen  Gesammtverhältnisse  der  modernen  Culturvölker,  der  ökonomische  In- 
diridnalismas  und  Liberalismus  seinen  Siegeslauf  durch  die  Welt  gemacht  haben. 
Aber  wiederum:  mindert  nur  oder  nimmt  gar  dies  A.  Smith  seinen  Kuhm,  sein  Ver- 
dienst, seine  Bedeutung?  Sicherlich  nicht  im  Geringsten.  Im  Gegentheil :  es  zeigt  nur, 
welcher  im  höchsten  Sinne  realistische  Oekouomist  er  war,  der  die  Signatur  einer 
neuen  geschichtlichen  Entwicklungsperiode  so  scharf  und  so  richtig  erkannte,  um  förm- 
lich ein  Programm  dsifür  aufstellen  zu  können,  das  im  allem  Wesentlichen  yerwirklicht 
worden  ist^  nicht  nur  in  Smith 's  Yaterlande,  sondern  in  dem  grössten  Theil  der  Cultur- 
welt  europäischer  Cifilisation. 

§.  2.  Die  Krisis  der  britischen  Oekonomik  und  der 
Socialismus.  Allein  auch  der  Smithianismns ,  auch  der  allge- 
meine ökonomische  Individualismus  and  Liberalismus  hat  in  Wissen- 
schaft nnd  Leben,  in  Theorie  nnd  Praxis  seine  Zeit  gehabt. 

Seine  tieferen  philosophischen  und  psychologischen  Grundlagen  sind  erschüttert. 
Seine  rationalistische,  mechanische  and  angeschichtliche  Auffassung  des  Gesellschafts- 
und  Wirtbschaftslebens  weicht  immer  mehr  einer  historischen  und  organischen.  Seine 
enge,  einseitige  und  selbst  kleinliche  Lehre  ?om  Staate  und  vom  wesentlich  alleinigen 
Sechtszweck  desselben  macht  wieder  einer  anderen  Platz,  welche  sich  mehr  der  frtlheren 
eudämonistischen  oder  Wohlfahrtsstaatstheorie  nähert,  ohne  in  deren  Fehler,  deren 
nachtemen  platten  Utilitarismus,  deren  schrankenlose  Willkuhr  gegenüber  der  berechtigten 
Freiheitssphäre  des  Individuums  zu  verfallen.  Seine  Yoranstellung  des  Individuums, 
seine  Neigung,  dessen  „Wesen**  —  oder  das,  was  dafür  gilt  —  dessen  natürliche 
Triebe.  Wünsche,  Bestrebungen  zum  Ausgangs-  und  Zielpunct  alles  Gemeinschafts- 
lebens zu  machen,  —  an  sich  folgerichtig  im  Sinne  der  Idee  des  ,,Individualismus'*  — 
wird  verdrängt  durch  die  entgegengesetzte  Idee:  die  Gemeinschaft  und  deren 
Lebensbedingungen,  welche  zugleich  doch  auch  solche  des  Individuums  als  Glieds  der 
Gemeinschaft  sind,  werden  bewusst  vorangestellt,  aus  ihnen  heraus  werden  die  noth- 
wendigen  Grenzen  auch  für  die  Freiheitssphäre  des  Individuums  und  seines  Eigenthums, 
daher  auch  für  die  wirthschaftliche  Freiheit  abgeleitet. 

So  tritt  die  gesellschaftliche,  die  ,,socialistische''  an 
Stelle  der  individualistischen  Betrachtung  des  Wirtbschaftslebens 
and  Behandlung  der  Wirthschaftsprobleme.  ^^Socialismus*'  und 
„Communismus^'  nehmen  die  Stelle  von  „Individualismus^'  und 
jyLiberaiismus''  ein.  Im  radicalen  wissenschaftlichen  und  practisch- 
agitatorischen  Socialismus  geschieht  dies  nur  leider  bereits  wieder 
mit  jener  Neigung  zum  Hintibergehen  ins  andere  Extrem^  wie  sie 
psychologisch  begreiflich  und  in  Theorie  nnd  Praxis  so  oft  wahr- 
zunehmen ist.  Allein  diese  üebertreibungen  rechtfertigen  es  nicht, 
das  Richtige  und  Berechtigte  im  ökonomischen  Socialismus  gegen- 
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über  dem  Individualismus  'zu  verkenneD,  sobald,  wie  es  freilich 
nothwendig,  aber  auch  möglich  ist,  in  der  neuen  Bichtung  Maass 
gehalten  wird. 

Der  britischen  Oekonomik  gegen tlber  ist  weiter  festzustellen,  dass  der  ausserordent- 
liche Optimismus  ihrer  Lehre  nnd  Politik  auf  allen  Gebieten  des  wirthschaftlichen 
Lebens  immer  weniger  mehr  Stich  hält  Stets  und  überall  glaubte  sie  wesentlich  nur  Gutes 
far  den  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  von  der  „wirlhschaftlichen  Freiheit"  erwarten 
zu  dürfen;  lehrte  sie,  dass  alle  berechtigten  wirthschaftlichen  Interessen,  welche  die 
Menschen  verfolgten,  in  «^natürlicher  Harmonie''  stünden,  ein  Satz,  den  Basti-at  am 
Einseitigsten,  wenn  auch  am  Glänzendsten,  aber  keineswegs  zuerst  und  allein  vertreten 
hat.  Auch  A.  Smith  neigt  schon  dazu.  Handgreifliche  Erfahrungen  zeigen,  wie 
beschränkt  sich  diese  günstigen  Erwartungen  nur  erfüllt  haben  und  wie  viele  und 
schwere  unerwartete  ungünstige  Folgen  eingetreten  sind.  Immer  mehr  bestätigte  sich 
ein  Wort  Lange's,  dass  die  angegriffenen  Beschränkungen  der  wirthschaftlichen 
Freiheit  in  den  älteren  Rechtsordnungen  auch  heilsame  Schranken  der  Kapitalmacht 
waren,  die  uns  in  der  heutigen  Ordnung  nur  zu  sehr  fehlen.  Immer  mehr  erwies 
sich  die  theoretische  Lehre  von  der  „natürlichen  Interessenharmonie''  beim  Verfolgen 
des  wirthschaftlichen  Individualvortheils  als  ein  Sopbisma  der  Dialectik.  Statt  jenes 
Optimismus  verbreitet  sich  immer  mehr  ein  Pessimismus,  welcher  gewiss  oft  über- 
trieben ist,  die  guten  Seiten  der  freien  Concurrenz  zu  gering,  die  üblen  zu  hoch 
anschlägt,  aber  doch  auch  in  vielen  Einzelheiten  und  namentlich  hinsichtlich  der 
Grundwirkung  der  wirthschaftlichen  Freiheit  nicht  unberechtigt  ist. 

Viel  bedenklicher  nnd  unberechtigter  erscheint,  dass  sich  an 
diesen  Pessimismus  gegenüber  dem  nunmehr  Bestehenden  bereits 
wieder  ein  neuer  Optimismus  gegenüber  dem  neu  Werdenden  und 
zu  Erstrebenden  anknüpft.  Hier  wird  alles  Heil  von  einer  völligen 
principiellen  Veränderung  der  wirthschaftlichen  ßechtsbasis,  ein 
„Himmel  auf  Erden"  erwartet,  wenn  die  wirthschaftsrechtlichen 
und  wirthschaftsorganisatorischen  Forderungen  des  Socialismus  er- 
füllt werden:  der  Optimismus  des  radicalen  Socialismus. 

Diese  Doctrin  glaubt  mit  den  neuesten  und  vermeintlich  durchaus  sicheren  natur- 
und  gcschichtswissenschaftlichen  Forschungsergebnissen  der  ,.EvoIutionstheorie*\  der 
„Pr&historie**  und  der  „Primitiv-Historie**  die  bisherigen  Entwicklungen  des  Wirth- 
schaftslebens  allein  richtig  erklJiren  zu  kOnnen.  Sie  will  sie  sogar  auf  die  einfachen 
Formeln  ihrer  „materialistischen*'  Geschichtsauffassung  zurückführen  und  meint  danach, 
wie  die  „einzig  richtige''  Diagnose  der  wirthschaftlichen  Zustände  und  Leiden,  so  auch 
die  ..allein  richtige"  Prognose  zu  stellen.  Die  Entwicklung  müsse  und  werde  mit 
naturgesetzlicher  Nothwendigkeit  zu  einer  ganz  anderen  wirthschaftsrechtlichen  und 
wirthschaftsorganisatorischen  Gestaltung  der  Dinge  hinüberfuhren:  von  der  dem  Öko- 
nomischen Individualismus  und  Liberalismus  allein  vorschwebenden  „privatwirthschaft- 
liehen"  Organisation  der  Volkswirthschaft,  —  d.  h.  der  auf  der  Basis  der  wirthschaft- 
lichen Freiheit  des  Individuums  und  des  vollen  und  ausgedehnten  Privateigcnthums 
desselben,  wie  an  allen  Sachgütern,  so  auch  an  allen  beweglichen  wie  unbeweg- 
lichen, sachlichen  Productionsmitteln  stehenden  Organisation  —  zu  einer  völlig 
,.gemeinwirthschafilicheu",  völlig  ,socialistisch-communistischen",  auf  der  Basis  des 
ausschliesslich  gesellschaftlichen  Gemeineigcnthums  an  den  sachlichen  Productions- 
mitteln. Eine  Doctrin,  welche  psychologisch  noch  viel  eigenthümlicher  als  national- 
ökonomisch ist,  mit  wahrem  Glaubensfanatismus  ihre  Adepten  erfasst  und  aus  un- 
sicheren oder  halbwahren,  aber  für  „wissenschaftlich  unumstösslich"  geltenden  Sätzen 
neue  Dogmen  schmiedet.  Das  wichtigste  davon  ist,  dass  „der  Mensch"  in  psychischer, 
sittlicher  wie  physischer  Hinsicht  ausschliesslich  das  Product  ererbter  Eigenschaften 
und  der  äusseren,  d.  h.  in  letzter  Linie  stets  der  wirthschaftlichen  Umstände  und  Ein- 
flasse sei.  Daher  werde  er  denn  auch  mit  Umänderung  dieser  letzteren  wie  physisch, 
so  psychisch  und  sittlich  ein  „anderer*',   nicht  nur  graduell  ein  besserer,   sondern 
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förmlich  ein   „wesensanderer",  mit  anderen  Trieben,   Motiven,    Wünschen,   Be- 
strebongen.   Ein  neues  Erangeliam  des  —  Superroaterialismus ,  mit  dem  sich  in  selt- 
samster and   doch  wieder  bei   gegebenen   Vordersätzen   psychologisch    begreiflicher 
Mi^^chang  hier  eine  hyperideologische  Anschauung  verbindet;  ein  mixtam  compositum 
von  höchsten  modernen  ?ermeinUich  sicheren  Wissenscbaftsergebnissen   mit  blödestem 
Dogmatismus,   wohin  man  mit  dem  Socialismos   „auf  dem  Wege  von  der  Utopie  zur 
Wissenschaft**   gelangt  ist.    Geschichtsphilosophisch ,    völkerpsychologisch  und  social- 
ethisch    aber    betrachtet    doch   eine    wundersame   Umkehr    vom    extremsten    Indivi- 
dnaüsmos  und  Liberalismus  im   Wirthschaftsleben ,    wo  der  organisirten  Gesellschaft 
oidhts  mehr  zu  thun  tlbrig,  dem  Staate  schier  kein  Platz  mehr  zu  bleiben  schien,  zum 
extremsten  Gegentheil,iWO  Alles  von  der  organisirten  Gesellschaft,  vom  Staate  —  der 
sich  freilich  durch  die  socialistisch  organisirte  Gesellschafts-  und  Wirthschaftsorduung 
selb^  wieder  ttberflttssig  machen  soll!  —  gerade  auf  ökonomischem  Gebiete  erwartet 
wird.  Und  doch  wieder  entgegengesetzte  Ansichten  des  ökonomischen  Individualismus 
and  Socialismus,   welche  im  Kern  nahe  verwandt  sind:    die  höchste  Schätzung,  ja 
üeberschätzuDg   des  „irdischen  Gutes'',    das  grenzenlose  Streben  nach  Yerbesserang 
des  materiellen  Lebens  der  Individuen,  woraus  dann  schon  die  coltarelle  und  sittliche 
Hebung  „von   selbst*'  folge,  ist  beiden  gemeinsam:    in  den  Mitteln  und  Wegen  zum 
Ziel,  nicht  im  Ziele  selbst  gehen  sie  auseinander.  Darin  liegt  die  Wahrheit  des  Satzes, 
dass  der  Socialismus  aus  derselben  Würzet,  wie  der  Individaalismus  stamme,  ja  folge- 
richtig aus  letzterem  herausgewachsen  sei. 

Indessen  stehe  man  zu  diesen  Fragen ,  wie  man  wolle,  und 
weise  man  auch  die  Ansprüche  des  Soeialismns  hinsichtlich  seiner 
tieferen  entwicklnngsgescbicbtlich  begründeten  Grnndauffassungen 
des  gesellschaftlichen  und  wirthschatltlichen  Lebens  nnd  seine  prac- 
tischen  FordemDgen  ab  als  zu  weitgehend  und  unvereinbar  mit 
der  menschliehen  Natur,  wie  sie  einmal  war,  ist  und  bleiben  wird 
auch  bei  noch  so  grossen  Veränderungen  der  äusseren,  der  wirth- 
schaftsrecbtlichen  und  wirthschaftsorganisatorischen  Verhältnisse,  — 
wenigstens  in  den  Zeiträumen,  vqn  immerhin  vielen  Jahrtausenden, 
mit  welchen  jede  menschheitsgeschichtliche  Betrachtung 
aUein  zu  rechnen  hat;  und  die  Zeiträume  geologischer  Perioden, 
darwinistischer  Entwicklungsperioden  stehen  hierfür  ausser  Frage  — . 
Das  mass  doch  immerhin  zugegeben  werden,  dass  gerade  die 
wesentlich  den  Grundsätzen  des  ökonomischen  Individualismus  mit 
zu  verdankende,  weun  auch  freilich  noch  stärker  durch  die  Ent- 
wicklung der  Technik  bedingt  gewesene  GestaltUDg  des  practischen 
Wirthschaftslebens  in  den  letzten  Menschenaltern  zur  Entwicklung 
des  ökonomischen  Socialismus  und  hierdurch  zur  Kritik  der  libe- 
raleu  Oekonomik  als  Wissenschaft  geführt  hat.  Die  socialistische 
Doetrin  ist  iür  diese  Krisis  mehr  als  irgend  ein  anderer  wissen- 
sebaftlicher  Factor  von  Einfluss  gewesen.  Mehr  insbesondere  als 
die  neuere  organische  und  historische  Staats-  und  Wirthschaftslehre, 
welche  freilich  ebenfalls  zu  dieser  Krisis  beigetragen  haben,  mehr 
vollends  als  der  neueste  deutsche  nationalökonomische  Historismus, 
der  das  wohl  gelegentlich  für  sich,  seine  „neue"  „historisch-psycbo- 
logiscb-inductive"  Methode  in  Anspruch  genommen  hat. 
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Der  wichtigste  Gesichtspunct  der  „liistorischen  Nationalökonomie" ,  welcher  von 
den  älteren  deutschen  Meistern  dieser  Richtung,  W.  Röscher,  K.  Knies  immer  so 
scharf  hervorgehoben  war,  ist  derjenige  der  „Relativität'',  der  Vermeidung  des 
„Absolutismus  der  Lösungen^'  in  practischen,  wirthschaftspolitischen  Fragen. 
Die  diesem  Gesichtspuncte  zu  Grunde  liegende  Auffassung  enthält  nun  allerdings  den 
wahren  Kern  der  „Evolutionstheorie'*  in  der  Anwendung  der  letzteren  auch  auf  das 
menschliche  gesellschaftliche,  wirthschaftliche  Leben,  und  die  Unterscheidung  von 
„absoluten",  „rein  ökonomischen"  und  „historischen",  „historisch  -  rechtlichen"  Kate- 
gorieen  in  den  Organisations-  und  Rechtsverhältnissen  der  Volks wirthschaft  wenn  nicht 
deutlich  ausgesprochen,  so  doch  implicite  in  sich.  Allein  einmal  hat  der  Socialismus 
mindestens  gleichzeitig,  zum  Theil  früher  und  jedenfalls  unabhängig  von  der  neueren 
deutschen  „historisch- ökonomischen"  Schule  ähnliche  Gesichtspuncte  und  Lehren  ver- 
treten (St.  Simon,  vor  Allem  Rodbertus,  Marx,  Engels).  Sodann  hat  er  mit  grösserer 
dialectischer  Schärfe  und  logischer  Consequenz  in  den  theoretischen  und  mit  schär- 
ferer Analyse  in  den  practischen  Problemen  die  Nothwendigkeit  nachgewiesen,  dass 
der  ökonomische  Individualismus  so  wirken  musste,  wie  er  gewirkt  hat.  Endlich  hat 
er,  was  das  Wichtigste  ist,  viel  bedeutenderes  positives  Vermögen  gezei^,  als  bisher 
wenigstens  die  deutsche  oder  sonstige  „historische"  Nationalökonomie,  aus  der  ihm 
mit  dieser  gemeinsam  eigenen  geschichtlichen  Betrachtung  die  principlellen  Ergebnisse 
der  EntwicUungen  heraus  zu  arbeiten,  den  causalen  und  conditionellen  Zusammenhang 
der  Erscheinungen  zu  entwirren,  das  Wichtige  und  Maassgebende  vom  Nebensächlichen 
und  Unbedeutenden,  das  Grosse  vom  Kleinkram  zu  unterscheiden. 

§.  3.  Die  kritischen  Leistungen  des  Socialismus 
und  seine  positiven  Mängel.  Die  besondere  Leistung  des 
wissenschaftlichen  Socialismus  ist  der  Nachweis  des  beherrschenden 
Einflusses  der  Privateigenthumsordnung,  speciell  des  Privat- 
eigenthums  ,,an  den  sachlichen  Productionsmitteln'^  (Boden,  Kapital) 
auf  die  Gestaltung  der  Production  und  der  Vertheilung  des  Pro- 
ductionsertrags ,  zumal  bei  Wegfall  aller  Beschränkungen  der  Ver- 
ftigungsbefngnisse  des  Privateigenthtimers  im  System  der  freien 
Concurrenz.  Dieser  Nachweis  ist  eine  kritische  Leistung  ersten 
Ranges,  deren  Werth  weder  durch  die  üebertreibungen  des  Socia- 
lismus, noch  durch  die  ungenügende  Begründung  der  positiven 
Gegenforderung  ^nes  allgemeinen  Ersatzes  jenes  Privateigen- 
thums  durch  ein  „gesellschaftliches  Gemeineigenthum^*  an  den 
sachlichen  Productionsmitteln  aufgehoben  wird. 

Durch  diese  seine  Leistung,  nicht  durch  seine  einseitige  Werthlehre  hat  der 
Socialismus  gerade  auch  für  die  Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und 
Liberalismus  zumeist  die  Krisis  herbeigeführt.  Denn  diese  Theorie  hatte  die  ge- 
schichtlich überkommene,  zu  Recht  bei  uns  bestehende  Privateigenthumsordnung  theils 
gar  nicht  hinsichtlich  ihres  wirthschaftlichen  Einflusses  auf  Production  und 
namentlich  auf  Vertheilung  des  (arbeitstheilig  gewonnenen)  Productionsertrags  unter- 
sucht, sondern  als  etwas  Selbstverständliches,  im  Wesentlichen  Unabänderliches,  noch 
dazu  mitsammt  der  mit  ihr  verbundenen  Privatrechtsordnnng  ihrer  einzelnen  Normen, 
des  Vertragsrechts  u.  s.  w.  hingenommen;  theils  hatte  jene  Theorie,  wo  sie  sich  mit 
dem  Privateigenthumsprincip  beschäftigte,  dasselbe  mit  vielfach  sehr  einseitigen  wirth- 
schaftlichen Erwägungen  unterstützt,  um  es  für  Volks-  wie  für  Privatwirthschaft  gleich 
nothwendig  und  heilsam  erscheinen  zu  lassen.  Keine  der  modernen  kritischen  Richtungen 
gegenüber  der  britischen  Oekonomik,  auch  nicht  die  deutsche  „historische*'  National- 
ökonomie älterer  wie  neuerer  Phase,  hat  an  diesen  einen  Kempunct  des  gesammten 
nationalökonomischen  Problems,  an  die  Eigenthnmsordnung,  ihre  Kritik  so  erfolgreich 
wie  der  Socialismus  eingesetzt.    Ja,  von  Knies  abgesehen,  der  auch  hier  sich  als  der 
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tie^^rüiuligste  Theoretiker  der  historischen  Schule  erweist,  hat  sie  sich  kaum  näher 
mit  der  principiellen  Seite  der  Frage  dec  Eigenthnmsordnang  beschäftigt. 

Wie  man  nun  anch  wieder  diese  socialistiscbe  Kritik  der  Privat- 
eigenthnmsordnang  nnd  die  positive  Gegenforderung  gesellschaft- 
lichen Gemeineigenthnrns  an  den  sachlichen  Prodoctionsmitteln 
benrtheile:  man  kann  und  darf  an  dieser  Kritik  nnd  diesem  Postnlat 
nicht  mehr  einfach  vorübergehen,  sondern  muss  sich  mit  beiden 
selbst  wieder  anseinandersetzen,  sowohl  um  dieser  Probleme  selbst 
willen,  als  um  dem  ökonomischen  Individnalismus  gegenüber  die 
richtige  Stellung  zu  erringen. 

Durch  deo  Socialismns  —  nnd  zwar  hier  speciell  durch  sein 
Postulat  und  durch  die  mit  diesem  in  Verbindung  stehende  weitere 
Forderung  einer  wesentlich  ,,gemeinwirthschaftlichen''  statt  der 
privatwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft  —  ist 
aber  auch  das  andere  grosse  Hauptproblem,  dasjenige  der  Frei- 
heit und  ihrer  BechtsordnuDg,  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Hier 
begebt  der  Socialismus  nun  jedoch  trotz  seiner  scharfen  Kritik  der 
wirthschaftlichen  Freiheit  im  System  des  ökonomischen  Individualis- 
mus und  Liberalismus  principiell  denselben  Fehler,  wie  letzterer: 
auch  er  fasst  die  Freiheit  als  Axiom,  statt  als  Problem  auf 
(G.  Cohn),  ein  schwerstes  Problem  gerade  jeder  socialistischen 
Rechts-  und  Wirthschaftsordnung. 

So  wenig  wie  die  Theorie  der  britischen  Oekonomik,  auch  in  ihren  continentalen 
Aasläofem,  einschliesslich  desjenigen,  welchen  immer  aach  die  deutsche  historische 
Nationalökonomie  älterer  nnd  jongerer  Richtung  noch  bildet,  so  wenig  hat  der 
Sodaliamos  in  Bezug  auf  die  Freiheit  die  hier  für  die  Nationalökonomie  vorliegende 
schwierige  Aufgabe  richtig  erfasst,  überhaupt  nur  ernstlich  in  Angriff  genommen, 
geschweige  gelöst  Seine  Eritüc  der  wirthschaftlichen  Freiheit  in  der  bestehenden 
Rechtsordnung  hat  wieder  in  besonderen  Maasse  zur  Krisis  der  britischen  Oekooomik 
beigetragen.  Aber  während  die  Forderung  des  gesellschaftlichen  Gemeineigenthnrns 
wenigstens  ein  Versuch  ist,  aus  der  blossen  Negative  herauszukommen  und  etwas  Posi- 
tives an  die  Stelle  des  durch  die  Kritik  Verworfenen,  der  Privateigenthumsordnung, 
zu  setzen,  unterbleibt  selbst  ein  solcher  Versuch  in  der  Frage  der  Freiheit.  Die 
bisherige  wirthschaftliche  Freiheit  wird  verworfen,  aber  die  Beantwortung  der  Frage, 
wie  das  Freiheitsproblem  bei  völlig  socialistischer  Organisation  der  Volkswirthschaft 
behandelt  werden  soll,  wird  nicht  einmal  ernstlich  versucht,  obgleich  es  handgreiflich 
ist,  dass  gerade  dies  Problem  hier  wieder  besondere,  neue  und  eigentbümliche 
Schwierigkeiten  machen  würde.  Das  alles  wird  —  einfach  der  Zukunft,  der  dermal- 
einstigen Praxis  des  „Sociabtaats*'  tiberlassen,  was  denn  freilich  sehr  bequem  ist, 
aber  der  Pflicht  einer  neuen  Social-  nnd  Wirthschaflswissenschaft,  wie  sie  nach  den 
Prätensionen  seiner  Gläubigen  der  Socialismus  sein  soll,  wenig  entspricht. 

Es  liegen  hier  gerade  für  den  Socialismus  in  Bezug  auf  die 
Freiheit  und  die  Durchführung  der  geplanten  Wirthschaftsorgani- 
sation  nicht  nur  practische,  ökonomisch-technische,  sonttern  psycho- 
logische Probleme  ersten  Raoges  vor.  Mehr  an  diesem  Umstand, 
weil  er  in  seinen  Qemeineigenthums-  und  Wirthschaftsorganisations- 
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Plänen  psychologisch  höchst  Schwieriges,  vermuthlich  Unmög- 
liches verlangt,  als  an  den  ja  sicher  anch  vorhandenen  ökonomisch- 
technischen  Schwierigkeiten  möchte  er  scheitern.  Diese  erscheinen 
immerhin  nicht  von  vorneherein  so  nahezu  unlösbar,  als  die  psycho- 
logischen. Mindestens  auf  einige  Dauer  einer  solchen  Organisation 
ist  nicht  wohl  zu  rechnen,  auch  wenn  es,  unwahrscheinlich  wie 
selbst  das  ist,  vorübergehend  den  Anhängern  des  Socialismus  ge- 
lingen sollte,  die  politische  Macht  zu  gewinnen,  um  sich  ernstlich 
an  den  Versuch  der  Verwirklichung  ihres  Programms  in  der  Praxis 
zu  machen. 

Diese  psychologische  Seite  des  ganzen  Problems  ist  aber  doch  gerade  etwas, 
woran  eine  theoretische,  eine  wissenschaftliche  Erörterung  nicht  Torbei  gehen,  sondern 
womit  sie  sich  allem  zuvor  beschäftigen  muss,  —  auch  um  für  ihre  Kritik  des  Bestehenden 
die  richtige  Tragweite  der  Schlüsse  zu  bestimmen.  Mit  dem  blossen  Hinweis  auf 
die  Evolutionstheorie  und  auf  die  „Ergebnisse*',  will  grossentheils  sagen:  die  Thesen 
und  —  petitiones  principii  der  „materialistischen  Geschichtsauffassung''  wird  diese 
psychologische  Aufgabe  nicht  gelöst,  sondern  nur  umgangen.  Hie  Rhodus,  hie  salta! 
Das  muss  sich  der  Socialismus,  welcher  als  „Wissenschaft'*  gelten  will,  entgegenrufen 
lassen.  Sonst  sind  und  bleiben  seine  „Argumente''  —  Behauptungen,  seine  „wissen- 
schaftlichen Lehrsätze"  —  Glaubenssätze,  Dogmen,  und  einseitigere,  unbegreiflichere, 
aller  Erfahrung  mehr  Hohn  sprechende  Dogmen,  als  sie  jemals  der  extremste  öko- 
nomische Individualist  und  Harmonie-Apostel  vertreten  hat  „Socialistische  Dogmen", 
welche  psychologisch  betrachtet,  trotz  des  ihnen  umgehängten  wissenschaftlichen 
Mäntclchens  der  Evolutionstheorie  und  materialistischen  Geschichtswissenschaft  schon 
an  das  alte  „credo,  quamquam",  ja  „credo,  quia  absurdum  est"  erinnern.  Freilich, 
von  einem  anderen  Standpuncte  betrachtet,  auch  wieder  eine  Bestätigung  des  alten 
Satzes,  dass  das  „GlaubensbedUrf niss"  dem  Menschen  nicht  auszutreiben  ist  und 
so  auch  eine  Selbstwiderlegung  der  socialistischen  Hauptthese  von  der  Möglichkeit 
einer   psychischen    und    damit    ethischen  Wesensänderung    der  menschlichen   Natur. 

Diese  Schwäche  des  Socialismus  liegt  demnach  in  den  Ueber- 
treibungen  seiner  Kritik  gegen  den  ökonomischen  Individualismus 
und  vollends  in  seinen  positiven  wirthschaftsrechtlichen  und  wirth- 
schaftsorganisatorischen  Forderungen  mehr  noch  auf  dem  psycho- 
logischen, als  auf  dem  ökonomisch-technischen  Gebiete  —  welche 
beide  Gebiete  freilich  gerade,  weil  es  sich  auf  dem  letzteren  um 
menschliches,  von  Trieben  und  Motiven  bestimmtes  Thun  und  Lassen 
handelt,  enge  zusammenhäogen  — .  Das  weist  auch  von  dieser  Seite 
auf  einen  Umstand  hin,  welcher  für  die  heutige  wissenschaftliche 
Aufgabe  der  Nationalökonomie  bestimmend  und  zugleich  von  der 
sonstigen  Kritik  der  britischen  Oekonomik  mit  Recht  in  den  Vorder- 
grund geschoben  worden  ist.  Es  zeigt  sich  nemlich,  dass  volks- 
wirthschaftliche  Probleme,  weil  sie  mit  dem  Menschen,  seinem  Thun 
und  Lassen,  daher  seinen  Motiven  und  Trieben  untrennbar  ver- 
bunden sind,'  in  erster  Linie  eben  überhaupt  psychologische 
Probleme  sind  und  als  solche  aufgefasst  und  behandelt  werden 
müssen.    So  auch  in  Allem,  wo  es  sich  um  Rechts-  und  Organi- 
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satioDsfragen  in  der  Volkswirthschailfc  bandelt.  Die  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  ist  in  einer  Hinsicht  angewandte  Psycho- 
logie. 

Das  wxade  in  den  Anfängen  dieser  Wissenschaft,  als  dieselbe  noch  mehr  als 
Theil  der  Ethik,  Politik  und  des  älteren  Natarrechts  behandelt  wurde,  weniger  über- 
sehen, als  später.  Es  ist  das  grosse  Verdienst  von  W.  Hasbach,  das  jUngst 
wieder  genauer  nachgewiesen  zo  haben.  Ganz  vergessen  ist  es  allerdings  niemala. 
Aber  die  Psychologie  der  Disciplin  warde  in  der  britischen  Doctrin  eine  za  enge, 
ZQ  grobe,  zu  einseitige.  Sie  beschränkte  sich  schliesslich  immer  mehr  auf  wenige 
Sitze  von  einer  gewissen  allerdings  vorhandenen  Allgemeingiltigkeit  in  Bezug  auf  die 
MeiiM^heunatnr  Oberhaupt,  wie  in  der  Lehre  vom  „wirthschaftlichen  Eigennutz'',  vom 
^Screbeo  nach  Vermögen'',  Sätze,  deren  Relativität  in  der  Wirklichkeit  aber  doch  auch 
wieder  nicht  gentigend  beachtet  wurde.  Vorsichtig  mit  solchen  Sätzen  operirend  ver- 
mochte man  immerhin  unter  strenger  Festhaltnng  der  Voraussetzungen  der  Deduction 
m  manchen  wichtigen  Schlüssen  und  Lehrsätzen  der  wirthschaftUchen  Theorie  zu 
fdangen.  Aber  wenn  man  solche  Lehrsätze  ohne  Weiteres  auf  das  practische  Leben 
anwandte,  gerietb  man  damit  doch  leicht  auf  Abwege  und  in  gefährliche  Irrthümer. 
Denn  der  „wirthschaftliche  Mensch  der  Theorie"  und  der  concrete,  von  mancherlei 
Trieben  und  Motiven,  auch  in  seinem  „wirthschaftlichen"  Verhalten  bestimmte  indivi- 
duelle Mensch  oder  jener  „allgemeine  Mensch"  und  der  „historische  Mensch"  ent- 
sprechen sich  eben  nicht  genau.  Eine  entwickeltere,  feinere  Psychologie,  die  Ein- 
sicht in  die  Macht  der  „umgebenden  Verhältnisse",  der  „Gewöhnung"  fuhren  hier 
za  einer  Berichtigung  der  Schlüsse  der  älteren  Theorie. 

Der  Socialismus  theilt  nun  mit  dem  Historismus  das  Verdienst,  dies  erkannt  zu 
haben.    Aber   er  verfällt  wieder,  wie  freilich  zum  Theit  auch  dieser,   in   das  andere 
Extrem.    Er  sieht   das  „wirthschaftliche  menschliche  Wesen"   als  etwas   zu  leicht 
rariables  und  zu  großer  Veränderungen  fähiges  an.    Ein  wiederum  auf  ungenügender 
Psychologie  beruhender  Trugschluss  von   grosser  Bedeutung  für  die  Würdigung  der 
sodalisrischen  Theorie  und  der  practischen  wirthschaftsrecbtlichen  und  wirtbschafts- 
or^isationischen  Postulate   des  Socialismus.    Denn  schliesslich  sind  eben  doch  die 
Jtfeaschen''  das  Baumaterial  für  alle  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Organisationen. 
Diae  Menschen   aber   haben    eine    im    Wesentlichen    bestimmt    gegebene,    wesens- 
anreränderliche  psychische  wie  physische  Natur,  mit  im  Ganzen  typischem  Trieblebeu, 
im  Ganzen  typischem  Bestimmtwerden  durch  die  gleichen  Motive.     Nach  Individuen, 
»och  in  der  Masse  der  Individuen  nach  Zeitaltern,  Ländern,  Völkern.  Entwicklungs- 
ätoieo,  Classen  bestehen  wohl  kleinere  Verschiedenheiten  und  treten  kleine  Veränderungen 
ein.    Allein  gegenüber  jenem  Festen  und  Wesensgleichen  in  der  men&chlichen,  auch 
psychischen  Katur  sind  sie  geringfügig,  vollends,  bei  der  Macht  der  Gewöhnung,  in 
kurzer  Zeit.    Eben   darin  liegt  die  Berechtigung  der  Deduction   aus  dem  Motiv  des 
wirthächaftlichen  Vortheils,  was  die  neuere  hisiorische  Nationalökonomie  mit  Unrecht 
bemingelt  (s.  u.).     Die  Lehre  -des  Socialismus  von  der  Bedingtheit  des  Menschen  durch 
die  äusseren   ökonomischen  Verhältnisse  wird  durch   diese  Einsicht  von  der  Wesens- 
unveränderlichkeit  des  Menschen  auf  ihr  richtiges  Maass  von  Wahrheit,  das  sie  ent- 
hält, beschränkt.     Damit  werden  auch  die   extremen  Folgerungen  aus  dieser  Lehre, 
gerade  auch  für  die  Praxis   des  Wirthschaftslebens,  als  vor  Allem  psychologisch 
uüricbtig,  die  betrefienden  Forderungen  als  psychologisch  unerfüllbar  abgewiesen. 
Aber  anch  umgekehrt  wird  allerdings  durch   diese  Verschiebung  —  oder  neue  Hin- 
schiebnng  —  der  ökonomischen  Probleme  auf  das  psychologische  Gebiet   ein   neuer 
Standponct  für  die  Kritik  des  ökonomischen  Individualismus    gewonnen.     Denn  auch 
dieser  litt,  wie   gesagt,  vor  Allem    bei  der  Anwendung  seiner  Sätze  auf  die  Praxis 
an  einer  zu  einseitigen  Psychologie,   vereinfachte  sich  dadurch  schwierige  practische 
Fragen  zu  sehr  und  löste  sie  unbefriedigend,    üeberspannt  der  Socialismus  seine  An- 
forderungen an  den  Menschen  hinsichtlich  des  „Menschenmöglichen",  d.  h.  eben  des 
psychologisch  Möglichen,   sich  dabei  auf  eine  fadenscheinige   Wissenschaft  und 
deren  vermeintlich  sichere  Ergebnisse  stützend,  fordert  er  vom  Menschen  ,,zu  viel", 
so  begeht  umgekehrt  der  Individualismus  den  entgegengesetzten  Fehler:  er  fordert  vom 
Menschen  „zu  wenig*',    er  würdigt   alle  anderen   psychischen   Motive  neben    dem 
Trieb  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  und  den  daraus  hervorgehenden  Motiven 
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nicht  genügend,  bei  manchen  seiner  Vertreter  gar  nicht,  er  sieht  diesen  Trieb  als 
etwas  zu  Constantes,  Unveränderliches,  Gleichmässiges  an,  dem  es  „menschen unmög- 
lich" und  nicht  einmal  wünschenswerth  sei,  Zügel  anzulegen,  und  er  gelangt  damit 
auch  seinerseits  zu  einer  falschen,  zu  materialistischen  Auffassung  vom  „wirthschaft- 
liehen  Menschen''  des  wirklichen  Lebens. 

Weiteres  gerade  über  diese  Puncte  im  1.  Kapitel  des  1.  Buchs  unten. 

§.  4.  Der  Methodenstreit.  Folgt  aus  dem  Gesagten  und 
aus  den  Zugeständnissen,  welebe  darin  naeh  verschiedenen  Seiten 
der  neueren  zur  Krisis  der  britischen  Oekonomik  führenden  Kritik 
gemacht  worden  sind,  dass  Eine  Behauptung  richtig  sei :  diese  an- 
gegriflFene,  ja  schon  zum  Theil  preisgegebene  Doctrin  habe  vor 
Allem  an  einer  falschen  unbrauchbaren  Methode  gelitten? 
Das  sei  ihr  Hauptfehler  gewesen  und  eben  deshalb  könne  nur  von 
einer  Aenderung  der  wissenschaftlichen  Methode  für  die  Fort- 
bildung der  wissenschaftlichen  Theorie  und  einer  Theorie,  welche 
zugleich  für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens  ^)  werthvoU  sei, 
Gutes  erwartet  werden? 

Diese  Behauptung  wird  mit  mehr  oder  weniger  Schärfe  von  der  „deutschen 
historisch-nationalökonomischen  Schule'',  besonders  der  jüngeren  Richtung  (G.  Schmoller 
u.  A.  m.)  aufgestellt  Sie  >^at  aber  auch  sonst,  auch  in  England,  wenngleich  hier 
selten  in  derjenigen  £insoitig)^eit  wie  bei  einzelnen  deutschen  historischen  National- 
dkonomen,  neuerdings  CnterstUtzung  gefunden  (Ingram  u.  A.).  Der  Vorwurf  ist,  die 
britische  Oekonomik,  zumal  in  der  Richtung  Ricardo*s,  habe  sich  wesentlich  nur  und 
in  einseitiger  Weise  der  Methode  der  Deduction  aus  willktlhrlich  angenommenen  Vor- 
aussetzungen und  Ursachen,  insbesondere  aus  dem  Triebe  des  wirthschaftlichen  Selbst- 
interesses, das  als  ein  in  allen  Individuen  aller  Zeiten  und  Länder  gleichmässig  wir- 
kender Factor  angesehen  worden  sei,  bedient.  Sie  sei  dabei  ganz  abstract  verfahren, 
ohne  es  vorher  wie  hinterher  fUr  nothwendig  zu  halten,  die  iüchtigkeit  ihrer  Voraus- 
setzungen, Ursachen,  Factoren  und  Schlüsse  zu  untersuchen,  in  völliger  Vernach- 
lässigung der  Erfahrung,  wie  sie  namentlich  die  Geschichte  der  Volkswirthschaft 
ergebe.  So  könnten  eben  die  Ergebnisse,  die  Sätze  dieser  Wissenschaft  gar  keinen, 
höchstens  nur  ganz  bedingten,  hypothetischen  Werth  haben.  Das  habe  man  jedoch 
stets  vergessen,  die  Ergebnisse  für  absolute,  unbedingte  Wahrheiten  gehalten  und 
danach  dann,  ohne  Rücksicht  auf  die  concreten  Verhältnisse,  gar  die  Praxis  meistern 
und  nach  der  Schablone  einer  falschen,  günstigen  Falles  nur  zufällig  hie  und  da  ein- 
mal zutreffenden  Theorie  gestalten  wollen.  Nur  indem  die  Wissenschaft  von  diesem 
Irr-  und  Abwege  umkehre,  ihre  Methode  gründlich  ändere,  statt  von  wülkührlichen 
psychologischen  und  sonstigen  apriorischen  Annahmen  überaU  streng  von  der  Erfah- 
rung ausgehe,  daher  beobachte,  beschreibe,  Material  zur  Vergleichung  sammle,  dieses 
verarbeite,  daraus  erst  Schlüsse  ziehe,  m.  a.  W.  nur  indem  die  historisch-statistische 
und  auf  feinerer  Psychologie  beruhende  Induction  an  SteUe  der  speculativen  De- 
duction trete,  werde  ein  wirklicher  Fortschritt  der  Wissenschaft,  ja  überhaupt  erst  eine 
„Wissenschaft"  von  der  Volkswirthschaft  möglich. 

Es  wird  die  Aufgabe  einer  besonderen  Erörterung  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs 
unten  sein,  das  Richtige  und  Unrichtige,  namentlich  das  Unklare  und  Uebertreibende 
dieser  Auffassung,   zu   untersuchen   und  ihr  eine  andere  Auffassung  über  die  der 


*)  Ich  sehe  hier  noch  von  der  ebenfalls  vertretenen  Ansicht  ab,  dass  die 
„Wissenschaft"  eine  derartige  Aufgabe  überhaupt  nicht  habe,  da  sie  nur  darstellen 
und  erkennen,  erklären,  nur  die  Fragen  nach  dem  „Was  ist?*'  „Wie  ist  es  geworden?", 
nicht  nach  dem  „Was  soU  sein?"  beantworten  soUe,  —  eine  Frage  der  Aufgabe  der 
Wissenschaft,  die  mit  der  der  Methode  zusammenhängt.     S.  u.  g.  57,  62  ff. 
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2iitioiiilökoBOime  angemessene  Methode  oder  richtiger,  angemessenen  Methoden  gegen- 
Qbozustellen  ond  zn  begrOndeo.  Vorläufig  muss  es  hier  an  einigen  kritischen  Bemer- 
kongen  bezOgiich  der  roransgehenden  Ansicht  nnd  Behauptung  genOgen. 

Je  nach  der  Art  der  Probleme,  um  welche  es  sich  handelt, 
je  nach  der  von  diesen  Problemen  bestimmten  Specialanfgabe  der 
Wissenschaft  nnd  sicherlich,  wie  immer,  anch  mit  je  nach  der  indi- 
ndnellen  Geistesanlage,  Neigung  and  Richtung  der  betreffenden 
einzelnen  wissenschaftlichen  Vertreter  (§.  11)  ist  auch  in  der  bri- 
tischen wie  in  der  continentalen  Volkswirthschaflslehre  des  Ökono- 
misehen Individualismus  bald  mehr  die  speculative  Deduction,  bald 
mehr  die  Induction  das  thatsächlich  angewandte  methodische  Ver- 
fahren gewesen. 

Bei  einzelnen  Autoren  liegt  wohl  die  Neigung  yor,  ersteres  voran  zu  stellen 
(Ricardo,  Senior,  MiU,  Herrmann),  zum  Theil  aber,  weil  die  behandelten  Probleme 
dieses  zweckmässig  erscheinen  Hessen  (Preis-,  Vertheilnngs -  oder  Einkommenlehre). 
Aber  gerade  z.  B.  A.  Smith  selbst  hat  sich  beider  Methoden  in  Verbindung  mit  ein- 
ander bedient,  so  sehr,  dass  bis  heute,  auch  noch  bei  den  neuesten  ihn  behandelnden 
Litterarhistorikem  des  Fachs,  die  Ansichten  darüber  auseinandorgeheu,  ob  er  vornem- 
lich  dedttcti?  oder  indoctiv  verfahren  sei.  Schon  das  beweist,  dass  jener  allgemeine 
Vorwurf,  iJ  der  früheren  britischen  Oekonomik  sei  immer  nur  deducirt  worden,  un- 
begrtmdet  ist  Dass  aber  tlberhaupt  immer  mit  Unrecht  in  der  Nationalökonomie 
aad  auch  in  der  üblichen  Weise,  dabei  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  vornemlich 
mm  Ausgaogspunct  zu  nehmen,  deducirt  werde,  ist  eben  —  eine  Behauptung,  welche 
anch  ron  ihren  Vertretern  bisher  in  keiner  Weise  gedugeod  begründet  worden  ist  und 
reiche  durch  die  eigenen  Tolkswirthschaftlichen  Arbeiten  auf  Schritt  und  Tritt  LUgen 
gestraft  wird.  Denn  auch  diese,  so  auch  die  „historischen  NationalOkonomen'\  be- 
dienen sich  bei  jeder  Gelegenheit,  mitten  in  den  „exactesten  historischen  Forschungen'' 
zur  Erklärung,  zur  Beweisführung  der  Deductionen  aus  dem  wirtbschaftlichcn  Interesse 
QBd  aus  den  damit  in  Verbindung  stehenden  Motiven,  Handlungen,  Unterlassungen 
ifid  mit  vollem  Rechte. 

Nicht  in  der  Benutznng  der  Methode  der  DednctioQ;  anch  nicht 
in  dem  an  sich  richtigen  Streben  nach  abstracten  Ergebnissen  bei 
der  Behandlung  der  Probleme  hat  die  Theorie  des  ökonomischen 
Indi?idnalismas  in  ihren  in  Betracht  kommenden  britischen  wie 
continentalen  Vertretern  gefehlt  Vielmehr  darin  lag  allerdings  öfters 
ihr  Fehler,  dass  sie  diese  Methode  nach  ihren  psychologischen 
Prämissen,  wie  vorhin  schon  gesagt  wurde,  nicht  genügend  funda- 
mentirt  und  nach  den  Voraussetzungen  ihrer  Anwendbarkeit  anf 
die  concreten  Verhältnisse  des  Wirtbschaftslebens  nicht  vorsichtig 
genug  gehandhabt  hat.  Nicht  um  eine  völlige  Aenderung  der  Me- 
thode der  Deduction  und  gar  um  ihren  gänzlichen  Ersatz  durch 
die  Methode  der  Indnction  kann  es  sich  daher  handeln,  welches 
letztere  Ziel  zu  erreichen  nicht  einmal  möglich,  und  wenn  möglich 
nicht  unbedingt  richtig  noch  erwünscht  wäre.  Nur  eine  Verbes- 
serung des  deductiven  Verfahrens,  eine  feinere  und  tiefere  psycho- 
logische Begründung  und  Ausbildung  desselben,  eine  vorsichtigere 
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Anwendung,  znmal  in  concreten  practischen  Fragen,  ein  stetes  Fest- 
und  In-Acht-Behalten  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  deducirt 
wird,  eine  schärfere  Einsicht  in  die  nothwendigen  Grenzen  der 
Anwendbarkeit  dieser  Methode,  nach  den  Gebieten  von  Fragen, 
Arten  von  Problemen,  wissenschaftlichen  Specialaufgaben,  eine 
richtige  Verbindung  in  vielen  Fällen  mit  der  Induction,  —  nicht 
in  allen,  was  eben  nicht  möglich!  —  ein  richtiger  Ersatz  der  De- 
duction  in  gewissen  Fällen  durch  die  loduction,  das  ist  die  Aufgabe. 

Hier  haben  aach  herrorragende  Vertreter  der  britischen  Ockonomik  gewiss  öfters 
Fehler  begangen.  Aber  es  waren  dann  regelmässig  nicht  sowohl  Fehler  der  Methode, 
auch  nicht  solche,  die  onvermeidlich  im  Wesen  der  Methode  liegen,  sondern  Fehler 
in  und  bei  der  Anwendung  der  Methode.  Es  bedarfte  nicht  erbt  des  Auftretens 
der  deutschen  historischen  Nationalökonomie,  welche  sich  immerhin  hier  in  ihrer 
Kritik  Verdienste  erworben  hat,  um  das  zu  erkennen.  Indem  diese  Richtong  dann 
auch  wieder  in  das  andere  Extrem  ging,  den  Werth  richtigen  deductiven  Verfahrens 
unterschätzte,  denjenigen  ihres  eigenen  inductiven  Verfahrens  überschätzte  und  ihrer- 
seits die  Grenzen,  wo  das  letztere  den  Dienst  ?ersagt  oder  weniger  leistet,  als  das 
andere,  verkannte,  hat  sie  sicher  ebenso  viel,  wenn  nicht  mehr  geschadet,  als  dies 
allerdings  bezüglich  der  britischen  Schule  einzuräumen  ist.  Aber  auch  in  letzterer 
waren  es  doch  immer  nur  einzelne  zu  einseitig  oder  zu  ausschliesslich  sich  der  De- 
duction  bedienende  Nationalökonomen,  keineswegs  alle,  welche  dieser  Vorwurf  trifft. 

Kurz,  nicht:  Deduction  oder  Induction,  sondern  Deduction 
und  Induction,  in  beiden  Fällen  möglichst  sorgfältige,  correcte, 
dem  Ideal  beider  Methoden  sich  annähernde  Ausbildung  und  Hand- 
habung beider,  die  Benutzung  einer  jeden  möglichst  immer  da,  wo 
sie  nach  der  besonderen  Art  der  zu  lösenden  Aufgaben  voroemlich 
hingehört,  soweit  als  möglich  —  es  ist  eben  nicht  immer  möglich ! 
—  die  Verbindung  beider,  wenn  auch  im  concreten  Falle  die  eine 
oder  die  andere  voransteht  und  vorangeht  —  das  ist  die  richtige 
Lösung  des  Methodeostreits. 

Allgemeine  Vorwürfe  in  Hinsicht  der  Methode,  wie  sie  der  jQngere  deutsche 
nationalökonomische  Historismus  mitunter  mit  einem  Selbstgefühl,  welchem  die  Klar- 
heit und  logische  Schärfe  seiner  Beweisführung  nicht  entspricht,  der  ganzen  älteren 
Theorie  der  britischen  Oekonomik  wohl  gemacht  bat,  sind  ungerecht  und  unrichtig:. 
Zu  bessern  in  der  Begrflndung,  Ausbildung,  A^erfeinerung  und  Handhabung  der  Me- 
thoden ist  gewiss  viel,  zu  ändern  in  den  Methoden  selbst  wenig  oder  nichts.  Die 
beiden  Haopt-Methoden  sind  in  der  Nationalökonomie  durch  den  Stoff  und  durch  die 
Aufgaben  gegeben  (§.  66  ff.).  Auch  das,  was  an  der  deutschen  ««historischen**  Methode 
richtig  und  berechtigt  ist,  ist  nicht  neu.  Auch  viele  ältere  Theoretiker,  Systematiker  und 
Monographen,  ?ollends  Bearbeiter  practischer  Fragen  haben  diese  Methode  benutzt« 
wiederum  Adam  Smith  nicht  am  Wenigsten.  Und  ganz  unabhängig  von  der  deutschen 
historischen  Nationalökonomie  haben  Sociologen  wie  A.  Comte  ähnliche,  freilich  auch 
zu  weit  gehende  Bedenken  gegen  Deduction  und  Abstraction  der  britischen  Oekonomik 
erhoben. 

§.5.  Das  Bedürfniss  und  dieAufgaben  einer  neuen 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie.  Die  britische 
Oekonomik,  die  Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und 
Liberalismus  hat  sonach  (§.  2)  eine  Krisis  durchzumachen,  welche 
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alle  ihre  Grundlagen  erschüttert.  Daraus  ergiebt  sich  in  einer 
ersten  Beziehung  das  BedUrfniss  einer  neuen  Grundlegung.  £s 
handelt  sich  dabei  um  eine  eingehende  kritische  Auseinander- 
setzung mit  der  britischen  Oekonomik,  mit  dem  ZielC; 
so  festeostellen ,  was  von  letzterer  nicht  mehr  haltbar  und  aufzu- 
geben,  was  von  ihr  festzuhalten,  wenn  auch  vielleicht  mehr  oder 
weniger  umzugestalten  ist.  Unter  den  Angriffen  der  Kritik  ver- 
langen diejenigen  des  Socialismus  besondere  Beachtung.  Es  sind 
die  schärfsten  und  die  tiefstgründig  principiellen. 

Der  ökonomische  Socialismus  hat  aber  ausser  dieser  kritischen 
eine  positive  Seite  in  seinen  bekannten,  auf  die  ganze  wirth- 
schaftliche  Rechtsordnung  sich  beziehenden  Forderungen.  Letzteren 
liegt  ein  Versuch  der  allgemeinen  theoretischen  Begründung,  ausser 
in  den  Ergebnissen  der  socialistischen  Kritik  des  ökonomischen 
Individualismus,  insbesondere  in  den  socialistischen  Werthlehrc  zu 
Grunde.  In  diesem  Auftauchen  des  kritischen  wie  des  positiven 
Socialismus  liegt  ein  zweiter  Umstand,  in  welchem  das  BedUrf- 
niss einer  neuen  Grundlegung  seinen  Ursprung  nimmt.  Hier  handelt 
es  sich  UQi  eine  eingehende  kritische  Auseinandersetzung 
mit  dem  Socialismus,  theils  um  eine  Antikritik  seiner  Kritik 
der  individualistischen  ökonomischen  Theorie  und  der  geschichtlich 
überkommenen  wie  der  neueren,  jener  Theorie  entsprechenden 
ökonomischen  Praxis,  theils  um  eine  Kritik  der  positiven  Lehren 
und  Forderungen  des  Socialismus,  besonders  in  Bezug  auf  die 
wirthsehatlliche  Rechtsordnung  und  auf  die  an  letztere  sich 
knüpfende  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Nationalökonomische  Untersuchungen  über  die  wirth- 
sehaftliche  Rechtsordnung,  namentlich  über  die  Alles  be- 
herrschende Privatrechtsordnung,  und  über  die  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  namentlich  über  das  Ver- 
hältniss  von  Privat-  und  Gemeinwirthschaft  darin  zu 
einander,  principielle  Erörterungen  über  „Freiheit  und  Eigen- 
thum''  in  volkswirthschaftlicher  und  socialpolitiscber 
Betrachtung  sind  es  hiemach  vornemlich,  welche  in  eine  neue 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie  gehören.  Die  letztere  ist 
dadurch  zu  einer  wahren  Socialökonomie  umzugestalten. 

Natiooalökooomische  UntersachaDgen  dieser  Art  Laben  der  britischen  Oekonomik, 
ancli  in  deren  continentaler,  französischer,  italienischer,  deutscher  Gestalt  —  grosäcn- 
thdls  noch  die  neuere  historische  Nationalökonomie,  abgesehen  von  Knies,  ein- 
geschlossen —  fast  ganz  gefehlt.  Erst  das  Auftreten  Schäffle's  mit  seinen  wichtigen 
bezOgiichen  Arbeiten,   insbesondere    bereits   mit   seinem    „gesellschaftlichen   System 
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AnwendaDg,  zumal  in  concreten  practischen  Fragen,  ein  stetes  Fest- 
und  In-Acht-Behalten  der  Voraassetzungen,  unter  welchen  deducirt 
wird,  eine  schärfere  Einsicht  in  die  nothwendigen  Grenzen  der 
Anwendbarkeit  dieser  Methode,  nach  den  Gebieten  von  Fragen, 
Arten  von  Problemen,  wissenschaftlichen  Specialaufgaben,  eine 
richtige  Verbindung  in  vielen  Fällen  mit  der  Induction,  —  nicht 
in  allen,  was  eben  nicht  möglich!  —  ein  richtiger  Ersatz  der  De- 
duction  in  gewissen  Fällen  durch  die  Induction,  das  ist  die  Aufgabe. 

Hier  haben  aach  herrorragende  Vertreter  der  britischen  Oekonomik  gewiss  öfters 
Fehler  begangen.  Aber  es  waren  dann  regelmässig  nicht  sowohl  Fehler  der  Methode, 
aach  nicht  solche,  die  unvermeidlich  im  Wesen  der  Methode  liegen,  sondern  Fehler 
in  und  bei  der  Anwendung  der  Methode.  £s  bedurfte  nicht  erot  des  Auftretens 
der  deutschen  historischen  Nationalökonomie,  welche  sich  immerhin  hier  in  ihrer 
Kritik  Verdienste  erworben  hat,  um  das  zu  erkennen.  Indem  diese  Richtung  dann 
auch  wieder  in  das  andere  Extrem  ging,  den  Werth  richtigen  deductiven  Verfahrens 
unterschätzte,  denjenigen  ihres  eigenen  inductiven  Verfahrens  überschätzte  und  ihrer- 
seits die  Grenzen,  wo  das  letztere  den  Dienst  versagt  oder  weniger  leistet,  als  das 
andere,  verkannte,  hat  sie  sicher  ebenso  viel,  wenn  nicht  mehr  geschadet,  als  dies 
aUerdings  bezüglich  der  britischen  Schule  einzuräumen  ist.  Aber  auch  in  letzterer 
waren  es  doch  immer  nur  einzelne  zu  einseitig  oder  zu  ausschliesslich  sich  der  De- 
duction  bedienende  Nationalökonomen,  keineswegs  alle,  welche  dieser  Vdrwurf  trifil. 

Kurz,  nicht:  Deduction  oder  Induction,  sondern  Deduction 
und  Induction,  in  beiden  Fällen  möglichst  sorgfältige,  correcte, 
dem  Ideal  beider  Methoden  sich  annähernde  Ausbildung  und  Hand- 
habung beider,  die  Benutzung  einer  jeden  möglichst  immer  da,  wo 
sie  nach  der  besonderen  Art  der  zu  lösenden  Aufgaben  vornemlicb 
hingehört,  soweit  als  möglich  —  es  ist  eben  nicht  immer  möglich ! 
—  die  Verbindung  beider,  wenn  auch  im  concreten  Falle  die  eine 
oder  die  andere  voransteht  und  vorangeht  —  das  ist  die  richtige 
Lösung  des  Methodeustreits. 

Allgemeine  Vorwürfe  in  Hinsicht  der  Methode,  wie  sie  der  jüngere  deutsche 
nationalökonomische  Historismus  mitunter  mit  einem  Selbstgefühl,  welchem  die  Klar- 
heit und  logische  Schärfe  seiner  Beweisführung  nicht  entspricht,  der  ganzen  älteren 
Theorie  der  britischen  Oekonomik  wohl  gemacht  bat,  sind  ungerecht  und  unrichtig. 
Zu  bessern  in  der  Begründung,  Ausbildung,  A^erfeinerung  und  Handhabung  der  Me- 
thoden ist  gewiss  viel,  zu  ändern  in  den  Methoden  selbst  wenig  oder  nichts.  Die 
beiden  Haupt-Methoden  sind  in  der  Nationalükonomie  durch  den  Stoff  und  durch  die 
Aufgaben  gegeben  (§.  66  ff.).  Auch  das,  was  an  der  deutschen  „historischen"'  Methode 
richtig  und  berechtigt  ist,  ist  nicht  neu.  Auch  viele  ältere  Theoretiker,  Systematiker  und 
Monographen,  voUends  Bearbeiter  practischer  Fragen  haben  diese  Methode  benutzt, 
wiederum  Adam  Smith  nicht  am  Wenigsten.  Und  ganz  unabhängig  von  der  deutschen 
historischen  Nationalökonomie  haben  Sociologen  wie  A.  Comte  ähnliche,  freilich  auch 
zu  weit  gehende  Bedenken  gegen  Deduction  und  Abstraction  der  britischen  Oekonomik 
erhoben. 

§.5.  Das  Bedürfniss  und  die  Aufgaben  einer  neuen 
Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie.  Die  britische 
Oekonomik,  die  Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und 
Liberalismus  hat  sonach  (§.  2)  eine  Krisis  durchzumachen,  welche 
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alle  ihre  Onindlagen  erschüttert.  Daraus  ergiebt  sich  in  einer 
ersten  Beziehung  das  Bedtirfniss  einer  neuen  Grundlegung.  Es 
handelt  sich  dabei  um  eine  eingehende  kritische  Auseinander- 
setzang  mit  der  britischen  Oekonomik,  mit  dem  Ziele^ 
so  festzustellen,  was  von  letzterer  nicht  mehr  haltbar  und  aufzu- 
geben,  was  von  ihr  festzuhalten ,  wenn  auch  vielleicht  mehr  oder 
weniger  umzugestalten  ist.  Unter  den  Angriffen  der  Kritik  ver- 
langen diejenigen  des  Socialismus  besondere  Beachtung.  Es  sind 
die  schärfsten  und  die  tiefstgründig  principiellen. 

Der  ökonomische  Socialismus  hat  aber  ausser  dieser  kritischen 
eine  positive  Seite  in  seinen  bekannten ,  auf  die  ganze  wirth- 
schaftliche  Rechtsordnung  sich  beziehenden  Forderungen.  Letzteren 
liegt  ein  Versuch  der  allgemeinen  theoretischen  Begründung,  ausser 
in  den  Ergebnissen  der  socialistischen  Kritik  des  ökonomischen 
Individualismus y  insbesondere  in  den  socialistischen  Werthlebre  zu 
Gmnde.  In  diesem  Auftauchen  des  kritischen  wie  des  positiven 
Socialismus  liegt  ein  zweiter  Umstand,  in  welchem  das  Bedürf- 
niss  einer  neuen  Grundlegung  seinen  Ursprung  nimmt.  Hier  handelt 
es  sich  um  eine  eingehende  kritische  Auseinandersetzung 
mit  dem  Socialismus,  theils  um  eine  Antikritik  seiner  Kritik 
der  individualistischen  ökonomischen  Theorie  und  der  geschichtlich 
überkommenen  wie  der  neueren,  jener  Theorie  entsprechenden 
(ökonomischen  Praxis,  theils  um  eine  Kritik  der  positiven  Lehren 
ond  Forderungen  des  Socialismus,  besonders  in  Bezug  auf  die 
wirthschaltlicbe  Rechtsordnung  und  auf  die  an  letztere  sich 
knüpfende  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Nationalökonomische  Untersuchungen  über  die  wirth- 
schaftliche  Rechtsordnung,  namentlich  über  die  Alles  be- 
herrschende Privatrechtsordnung,  und  über  die  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  namentlich  über  das  Ver- 
hältniss  von  Privat-  und  Gemeinwirthschaft  darin  zu 
emander,  principielle  Erörterungen  über  „Freiheit  und  Eigen- 
tham^'  in  volkswirthschaftlicher  und  socialpolitiscber 
Betrachtung  sind  es  hiernach  vornemlich,  welche  in  eine  neue 
Gnindlegung  der  Politischen  Oekonomie  gehören.  Die  letztere  ist 
dadurch  zu  einer  wahren  Socialökonomie  umzugestalten. 

NationalökoDomiscbe  UoteiBachnogen  dieser  Art  babea  der  britischen  Oekonomik, 
ucb  in  deren  continentaler,  französischer,  italienischer,  deutscher  Gestalt  —  grosscn- 
t^^  Boch  die  neuere  historische  Nationalökonomie,  abgesehen  von  Knies,  ein- 
f»chlo98en  —  fast  ganz  gefehlt  Erst  das  Auftreten  Sch&ffle's  mit  seinen  wichtigen 
t^ä&gÜcheu  Arbeiten,   insbesondere   bereits    mit  seinem    „gesellschaftlichen   System 
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menschlicher  Wirthschaft'' ,  in  welchem,  schon  nach  dem  Tielbedeutenden  Titel,  die 
Aufgabe  richtig  erfasst  war,  hat  hier  Wandel  zu  schaffen  begonnen.  Denn  um  ein 
gesellschaftliches  System,  um  eine  wahre  Socialökonomie  handelt  es  sich 
in  der  That  Zu  einer  solchen  moss  die  Politische  Oekonomie  durch  eine  neue  Gnmd- 
legung  erhoben,  in  sie  dieselbe  dadurch  verwandelt  und  so  das  stark  privatOkonomische 
Element,  welches  der  britischen  Oekonomik  auch  als  „Politische  Oekonomie''  noch 
anhaftet,  vollends  abgestreift  werden.  Gesichtspuncte  der  grossen  sociaUstischen 
Theoretiker,  vor  Allem  von  Rodbertus,  sind  dabei  vielfach  mit  Recht  zu  verwerthen,  auch 
bei  Abweisung  der  socialistischen  Forderungen  für  Rechtsordnung  und  Organisation 
der  Yolkswirthschaft.  Nur  hat  sich  dabei  die  Antikritik  der  socialistischen  Kritik  der 
geschichtlich  überkommenen  und  bestehenden  Verhältnisse  die  nothwendige  Unbefangen- 
heit und  Objectivität  zu  erhalten.  Dann  braucht  man  sich  nicht  zu  scheuen,  manches 
richtige  Ergebniss  der  socialistischen  Kritik  anzuerkennen. 

Bei  den  hiemach  zunächst  und  vornemlich  in  die  „Grnnd- 
legnng^'  der  Socialökonomie  gehörigen  kritischen  wirthschaftlichen 
und  wirthschaftsorganisatorischen  Untersuchungen  und  Erörterungen 
wird  folgenden  drei  Aufgaben  besondere  Aufmerksamkeit  zu  wid- 
men sein: 

1.  Viele  der  wichtigsten  Probleme  sind  in  der  oben  angedeu- 
teten Weise  als  psychologische  in  erster,  als  practisch  ökono- 
misch-technische in  zweiter  Linie  aufzufassen  und  zu  behandeln. 
Daher  muss  das  Triebleben  und  Motivsystem  (die  ,, Moti- 
vation'')  des  Menschen  genauer  betrachtet  und  zum  Ausgangs- 
punct  der  ganzen  Grundlegung  genommen  werden.  Insbesondere 
sind  dabei  die  Momente  der  sittlichen,  auch  der  religiösen  An- 
schauung, der  Sitte  und  Gewöhnung  in  Verbindung  mit  Trieb- 
leben, Motivsystem  und  Rechtsordnung  zu  verfolgen  (1.  Buch,  1.  Kap.). 

Hier  gilt  es  daher  die  zu  enge,  zu  grobe  ^.Ökonomische  Psychologie"  der 
Smith'schen  Theorie  und  des  practischen  Systems  der  freien  Concurrenz  zu  berichtigen 
und  zu  verbessern.  Das  fuhrt  auch  zu  der,  wie  bemerkt,  erforderlichen  Berichtigung 
und  Verbesserung  der  Methoden,  welche  bei  den  ?erschiedenen  Aufgaben  der 
Wissenschaft  anzuwenden  und  zum  Theil  diesen  selbst  wieder  anzupassen  sind. 

2.  Bei  den  grundbegrifflichen  Erörterungen,  bei  den 
Fragen  der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung und  bei  der  Betrachtung  und  Beurtheilung  der  ge- 
schichtlichen Entwicklungen  des  Wirthschaftslebens  wird 
es  sich  ferner  darum  handeln,  möglichst  den  rein-ökonomischen 
und  den  historisch-rechtlichen  Standpunct  der  Betrachtung 
und  danach  dann  absolute,  rein-ökonomische  und  va- 
riable, historisch-rechtliche  Eategorieen  zu  unterscheiden. 
Dies  entspricht  wiederum  einem  vornemlich  vom  wissenschaftlichen 
Socialismus,  nicht,  jedenfalls  nicht  zuerst  von  der  historischen 
Schule  der  Nationalökonomie,  der  es  eigentlich  am  Nächsten  ge- 
legen hätte,  vertretenen  Gesichtspuncte,  besonders  des  Rodbertus. 

Jene  Unterscheidungen  haben  zu  erfolgen  für  leitende  Grundbegriffe,  wie 
wirthschafUiches  Gut,  Vermögen,  Capital,  Werth,  Preis,  Kosten,  Geld,  Untemehmang, 
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(üi  Graodinstitate  der  Bechtsordnong,  wie  das  „Eigenthnm'*.  Bei  den  historiscb-recht- 
lichen  Kategorieen  kommen  dann  die  grossen  geschichtlichen  Entwicklungsphasen  der 
Tolkswirthschaft  in  Betracht,  wobei  die  Ergebnisse  der  wirthschafts-  nnd  rechts- 
gescMchÜichen  Forschongen  gebohrend  zn  verwerthen  sind. 

3.  Jede  eigentliche  Volkswirthscbaft  beruht  auf  dem  Prineip 
der  ArbeitstheiluDg  (Arbeitsgliedernng).  Wo  dies  Prineip 
noch  fehlt  oder  nur  wenig  entwickelt  ist,  besteht  eben  überhaupt 
Doch  keine  „ Volks"- Wirthschaft  oder  bestehen  erst  Ansätze  dazu.  — 
In  der  ,yarbeit8theiligen"  Volkswirthscbaft  treten  dann  als  die  beiden 
Gmndprobleme  das  ^^Productionsproblem"  und  das  „Pro- 
blem der  Vertheilung  des  arbeitstheilig  gewonnenen 
Prodnctionsertrags"  unter  den  bei  der  Production  betheiligten 
Personen  überall  deutlich  hervor,  trennen  sich  von  einander,  aber 
biLngen  immer  auf  das  Engste  zusammen.  Von  dem  dem  ent- 
gprechend  zu  combinirenden  Doppelstandpunct  jedes  dieser  beiden 
Probleme  ans  müssen  gerade  auch  die  Fragen  der  ^^Grundlegung" 
Qotersncht  und  erörtert  werden. 

Die  Lösung  des  Prodactions-  und  Yertheilungsproblems   gestaltet  sich  bei  yer- 

sckiedener  Organisation  der  Volkswirthscbaft  verschieden,  namentlich  je  nach  gemein- 

und  prifatwirthschaftlicher   nnd  damit  wieder  zusammenhängend,  bei  verschiedener 

wirthscbafUicher  Rechtsordnung,    namentlich   nach   Verschiedenheit   der  Behandlang 

der   persönlichen    Freiheit   nnd    Unfreiheit,   der    £igenthnmsordnnng    (Privat-    oder 

Gemeineigentbum)  nnd  des  Vercragsrechts.    Bei  diesem  kommt  es  besonders  darauf  an, 

ob  die  Bestimmung  des  Inhalts  des  Vertrags  allein  oder  nur  in  beschränktem  Maasse 

von  dem  „Willen  der  Parteien*'  abhängt  —  indem  letzteren  Falles  die  Rechtsordnung 

gewisse  materieUe  Normen  des  Vertragsrechts  vorschreibt  und  deren  Aufhebung  durch 

den  Willen  der  Parteien  verbietet  und  fur  ungiltig  erklärt  —  Production  und  Ver- 

theÜBsg  werden   von  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthscbaft  bestimmt, 

ja  beherrscht     Das  Ideal ,  welches  fUr  Production  und  Vertheilung  unter  gegebenen, 

bezv.  angenommenen  psychologischen,  ökonomisch-technischen  und  culturellen  Voraus- 

!»etzQngen  aufgestellt  werden  kann,  wird  so  nach  dieser  Organisation   und  Rechts- 

ordnoDg  mehr  oder  weaiger  erreichbar.    Daher  treten  wieder  Forderungen  in  Betreff 

bdder  letzteren,  geschichtlich  wechselnd,  hervor,  um  eine   grossere  Annäherung  an 

dis  Ideal   der  Production   und  Vertheilung  zu   ermöglichen.    Die  Thatsachen,  £r- 

schdnangen.  Entwicldungen  des  Wirthschaftslebens ,  die  Fragen  der  wirthschaftlichen 

Orsanisation    nnd    Rechtsordnung    unter    dem   Doppelgesicbtspuocte   der   Production 

Qid  der   Vertheilung   behandeln,    heisst  aber,    untersuchen,    was  dem  Productions- 

nnd  dem    Vertheilungsinteresse    entspricht,   ob    und    wie    diese    zusammenfallen 

oder  sich  kreuzen,  welches  den  Vorrang  hat  in  welchem  Verhältniss  eine  so  und  so 

irejrebene,  durch  den  Einfluss  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  gestaltete  oder 

ÖQTch  eiüe  Veränderung  beider  sich  mothmaasslich  so  und  so  gestaltende  Production 

and  Vertheilung    zu    dem  jeweiligen  Ideal  der  Production  und  Vertheilung  stehen. 

In  der  Wirklichkeit  ist  Alles  hier  in  Wechselwirkung,  Production  und  Vertheilung, 
Oifanisation  nnd  Rechtsordnung,  jene  ersteren  beiden  mit  diesen  letzteren  beiden 
immer  je  untereinander.  Psychologische  Factoren  kommen  auch  hier  in  eigenthUm- 
.hcher  Weise  zur  Geltung.  Grade  jene  Wechselwirkungsverhältnisse  und  das  Mitspielen 
inid  Yariiren  der  psychologischen  Factoren  muss  in  der  Socialökonomie,  zumal  in  deren 
Grondlegnng.  verfolgt  werden. 

Die  beiden  extremen  Richtungen  der  Theorie,  der  ökonomische  Individualismus 
wie  der  Socialismus,  haben  in  dieser  Hinsicht  entgegengesetzte,  aber  pnncipiell  die- 
Klbea  Fehler  begangen.  Der  erstere  hat  die  Abhängigkeit  der  Production  und  Ver- 
theilnng  von  Oig:anisation  und  Rechtsordnung  zu  wenig  beachtet;  das  Productions- 
problem  zn  einseitig  in  den  Vordergrund  geschoben;  das  Vertheilungsproblem  zu  sehr 
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als  das  secundäre  angesehen ;  Organisation  und  Rechtsordnung  einer  bestimmten  Periode 
zu  sehr  als  die  selbstverständlichen  im  Wesentlichen  unveränderlichen,  als  absolute, 
statt  als  historische  Kategorieen  betrachtet;  Möglichkeit,  Nothwendigkeit,  Zweckmässig- 
keit einer  Aenderung  von  Organisation  und  Rechtsordnung,  Production  und  Vertheilung 
zu  wenig  untersucht  oder  wohl  ohne  Weiteres  wegen  der  „wirthschaftlichen  Natur 
des  Menschen'*  gemäss  dem,  was  diese  Doctrin  nach  ihrer  einseitigen  Psychologie 
darunter  verstand ,  als  ausser  Frage  stehend  angenommen. 

Die  andere  Doctrin,  der  Socialismus,  hat  mit  Recht  die  Fragen  der  Organisation , 
der  Rechtsordnung  und  das  Vertheilungsproblera  besonders  betont.  Aber  die  psycho- 
logischen mehr  noch  als  die  practischen  ökonomisch -technischen  Bedingungen  einer 
Aenderung  dieser  Verhältnisse  hat  er  zu  leicht  genommen;  den  Character  der  historischen 
Kategorie  bei  Organisation  und  Rechtsordnung  übertrieben;  das  Gebundensein  beider, 
wie  durch  die  äussere  Natur,  so  durch  die  physisch-psychische  Natur  des  Menschen 
unterschätzt ;  das  Feste,  Unveränderlicho  oder  nur  wenig  und  höchst  langsam  Veränder- 
liche der  psychischen  Seite  des  Menschen  neben  dem  historisch  Variablen  zu  wenig 
gewtlrdigt;  zu  einseitig  das  Vertheilungsproblem,  zu  wenig  ernstlich  das  Productious- 
problcm  behandelt;  namentlich  letzteres  zu  sehr  als  ein  bloss  technisches,  zu  wenig 
als  ein  gleichzeitig  und  in  hohem  Maasse  psychologisches  angesehen.  —  Denn 
bei  der  Sprödigkeit  der  äusseren  Natur  kommt  unvermeidlich  Alles  darauf  an,  richtige 
Motive  der  Arbeitsleistung  genügend  wirksam  zu  machen;  Autorität,  Disciplin, 
Subordination  in  allen  auf  Einrichtung  und  Durchführung  des  Prodnctionsprocesses 
sich  beziehenden  Verhältnissen  ordentlich  zu  gestalten:  Puncto,  welche  bei  jeder 
denkbaren  Einrichtung  der  Production, für  den  schliesslicheu  Erfolg  der  letzteren,  von 
welchen  doch  alles  abhängt,  das  Entscheidende  sind.  Und  auch  bei  dem  Vertheilungs- 
problem hat  der  Socialismus  die  in  der  Natur  des  Problems  selbst  liegenden 
Schwierigkeiten  wiederum  mehr  noch  psychologischer  als  practisch- technischer  Art 
und  wiederum  zunächst  einerlei,  welche  Rechtsordnung  und  Organisation  für  die 
Vertheilung  bestehe,  viel  zu  leicht  genommen.  Fehler  bei  der  Behandlung  beider 
Probleme,  welche  die  nothwendige  Folge  seiner  falschen  Psychologie,  selbst  wieder 
eine  Consequenz  seines  ,Jiyperideologischen  Supermaterialismus''  sind. 

Die  freilich  nicht  leichte.  Aufgabe  einer  neuen  socialökonomischen  Grundlegung 
ist  auch  hier,  möglichst  den  Fehler  des  ökonomischen  Individualismus  und  Socialis- 
mus zu  vermeiden  und  eine  richtige  Mitte  aufisufinden  und  innezuhalten. 

§.6.  IndividQnm  und  Gemeinschaft.  Alles  zusammen-' 
fassend  ergiebt  sieb:  der  Panel,  um  den  sieb  ancb  in  der  Poli- 
tiscben  Oekonomie  als  einer  wabren  Soeialökonomie ,  und  insbe- 
sondere in  der  Gmndlegnng  dafür.  Alles  dreht,  ist  die  alte  Frage 
vom  Verbältniss  des  Individuums  zur  Gemeinschaft, 
von  der  Combination  des  Individual-  und  Socialprincips 
in  der  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und 
Organisation. 

Wer  mit  der  älteren  „individualistischen''  Rechts-  und  Staats- 
pbilosopbie  und  mit  der  ihr  verwandten  britischen  Oekonomik  das 
Individuum  in  den  Mittelpunct  aller  Betrachtungen  stellt  und  zum 
Zweck  des  Gemeinschaftslebens  macht,  kommt  nothwendig  zu  den 
Resultaten  jener  britischen  Schule.  Aehnlich,  wer  die  ganze  Privat- 
rechtsordnung, speciell  das  Privateigenthum,  nur  aus  dem  Gesichts- 
pugct  des  Individualinteresses  betrachtet  und  nur  in  Zweckbeziehung 
zu  letzterem  setzt,  gelangt  ebenso  nothwendig  zur  bloss  individual- 
rechtlichen (i,rein  privatrechtlichen^')  Auffassung  und  Behandlung 
dieser  Rechtsordnung  auch  als  der  Grundlage  der  Volkswirthschaft. 
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Wer  dagegen  vor  Allem  zunächst  nach  den  Bedingungen 
des  wirthschaftlichen  Gemeinschaftslebens  forscht  und 
nach  denselben  die  Sphäre  der  wirthschaftlichen  Freiheit  des  Indi- 
TidaumS;  die  Befugnisse  auch  des  Privateigenthttmers  in  Bezug  auf 
die  ihm  gehörenden  Eigenthumsobjecte,  die  Grenzen  der  Vertrags- 
freiheit auch  in  Hinsicht  des  Inhalts  der  Verträge ,  bestimmt;  wer 
die  ganze  Privatrechtsordnung ,  auch  das  Privateigenthum  selbst, 
zQYörderst  in  ihrer  Zweckbeziehung  zu  und  ihrer  Function  fttr  das 
Gemeinscbaffcsinteresse  betrachtet ,  der  kommt  —  nicht,  wiewohl 
behauptet  wird,  einfach  zum  ,,Sociali8mns'',  wohl  aber  zu  einer 
Anschauung  und  Lehre,  welche,  allerdings  auch  das  Wahre  im 
Socialismus  anerkennend,  gerade  hier  die  eigentlichen  volkswirth- 
sehaitlicben  Grundprobleme  sehen:  diejenigen  der  Organisation  der 
Yolkswirthscbafl,  der  Beziehungen  von  Recht  und  Wirthschaft,  der 
R^lnng  von  „Freiheit  und  Eigenthum'^  nach  dem  zu  combiniren- 
den  Doppelgesich tspunct  des  Gemeinschafts-  und  des  Individual- 
interesses und  nach  dem  Zielpunct  eines,  selbst  wieder  beständig 
zu  verändernden  Compromisses  zwischen  diesen  beiden  Interessen. 
Die  Geschichte  der  Volkswirthschaft  und  der  Rechtsordnung  stellt 
den  Process  dieses  Compromisses  zwischen  diesen  Interessen, 
zwischen  dem  „Social-  und  Individualprincip''  dar.  Der 
Socialismus  übertreibt  das  erste,  der  ökonomische  Individualismus 
das  zweite  dieser  Principien.  Die  unbefangene  Wissenschaft  und 
die  rationelle  ökonomische  Praxis  und  Politik  haben  beide  Ein- 
seitigkeiten zu  vermeiden,  aber  doch  auch  wieder  anzuerkennen, 
dass  das  Socialprincip  das  vorherrschende  ist  und  sein  muss 
und  soll. 

Eine  derartige  Stellung  zu  den  volkswirthschaftlichen  Fragen 
kann  man  wohl  passend  eine  socialökonomische,  zu  den 
Beehtsfragen ,  auch  denjenigen  des  Privatrechts,  eine  social- 
rechtliche  nennen. 

Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  \ron  der  noch  überwiegend  privat  ökonomischen, 
veaD  sich  auch  bereits  politisch-ökonomisch  nennenden  Stellung  der  britischen 
Oekonomik.  Nicht  minder  ?on  der  wesentlich  individualrechtlichen  Stellung  unserer 
JoTispradenz,  namentlich  unserer  privatrechtiichen ,  Tomemlich  romanistisch 
denke&deo,  construireuden,  begründenden,  und  von  jener  bisherigen  Rechtsphilosophie, 
Telcbe  die  Gedanken  und  Auffassungen  dieser  Jurisprudenz  meist  einfach  und  ganz 
unkritisch  übernommen  hat  Weit  niher  steht  der  socialrechtlichen  Auffassung  der 
^>^  des  germanischen  Rechts  und  dessen  Jurisprudenz.  Aber  nicht  minder 
vatencbeidet  sich  die  socialökonomische  und  socialrechtiiche  Stellang  von  der  Stellung 
des  Sodalismus ,  welcher  ohne  Compromisse  mit  dem  Individualprincip  glaubt  aus- 
koBmen  zu  können,  in  Widerspruch  mit  aUer  Psychologie  und  mit  aller  geschicht- 
^cka  Erfahrung. 
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Diese  socialökonomische  nnd  socialrechtliche  Auffassung  und 
Stellung  führen  auch  von  dem  Pessimismus  und  dem  Optimismus 
des  Individualismus  wie  des  Socialismus  in  gleicher  Weise  ab. 

Sie  veranlassen  nicht  den  Wahn,  dass  das  System  der  freien  Concurrenz,  wo 
der  wirthschaftliche  Eigennutz  des  Indindnnms  die  nahezu  einzige  Triebfeder  ist,  ja 
sein  soll,  die  ««beste  der  wirthschaftlichen  Welten''  sei;  dass  nichts  Besseres  gethan 
werden  kOnne  und  solle,  als  möglichst  alles  „dem  freien  Spiel  der  wirthschaftlichen 
Kr&fte'\  will  sagen  des  Eigennutzes,  zu  Überlassen;  dass  die  schier  einzige  Aufgabe 
sei,  die  Prodoction  zu  vermehren,  zu  verbessern,  zu  verwohlfeilern  und  dazu  den 
technischen  Fortschritt  „durch  die  Goncurrenz*'  anzuspannen,  welche  letztere  hier 
immer  die  Panacee  ist.  Es  wird  vielmehr  von  jenem  socialOkonomischen  und  social- 
rechtlichen  Standpuncte  aus  nicht  verkannt,  welche  schwere  unvermeidliche  Nachtheile 
fflr  die  Gemeinschaft  und  für  aUe  Einzelnen,  auch  die  scheinbar  Begtlnstigten ,  die 
„Starken** ,  aus  diesem  „System  der  freien  Concurrenz''  hervorgehen  mttssen  und 
notorisch  hervorgegangen  sind.  Es  werden  daher  hier  auch  ftlr  die  volkswirthschaft- 
liehe  Theorie  und  Praxis  grosse  und  schwere  Aufgaben  gestellt  und  deren  Lösung 
in  Aussicht  genommen. 

Aber  diese  Lösung  wird  nicht  im  reinen  Socialismus  gefunden,  vor  Allem 
weil  dessen  Aberglaube  nicht  getheilt  wird,  dass  unter  Menschen,  nach  deren 
psychischem  und  danach  bestimmtem  ethischen  Wesen,  sich  die  psychologischen  und 
practisch  ökonomisch -technischen  Schwierigkeiten  einer  socialistischen  Organisation 
und  Rechtsordnung  der  Yolkswirthschaft  tiberwinden  lassen;  und  wenn  Das  selbst 
möglich  wäre,  dass  dabei  vielleicht  andre,  aber  muthmaasslich  weit  grössere  und  un- 
erträglichere Uebelstände  für  die  Gemeinschaft  und  die  Einzelnen  hervortreten  würden, 
als  die  jetzt  bestehenden. 

Leidet  unter  dem  ökonomischen  Individualismus  gewiss  die 
Gleichheit,  so  unter  dem  Socialismus  die  Freiheit.  Beides 
schlimm,  aber  das  Schlimmere  wohl  doch  noch  das  Letztere. 
Zwischen  beiden  Gefahren  gilt  es«  wiederum  einen  Mittelweg  zu 
finden  und  in  der  Praxis  zu  wählen.  Das  eben  ist  das  Ziel  der 
socialOkonomischen  und  socialrechtlichen  Auffassung,  welche  beiden 
Principien,  dem  Social-  wie  dem  Individualprincip,  durch  rich- 
tige Compromisse  gerecht  zu  werden  sucht,  ohne  das  Schwierige 
gleich  für  unmöglich,  aber  auch  ohne  das  Unmögliche  nur  für 
schwierig  zu  halten. 

Dass  dabei  auch  unter  den  günstigsten  Umständen  das  etwa  als  Ideal  für  Pro- 
duction  und  Yertheilung  vorschwebende  Ziel  niemals  erreicht  wird ;  dass  jede  Aende- 
mng  der  Rechtsordnung  und  der  Organisation  neben  neuem  Guten  manches  neue 
Deble  schafien ,  manches  alte  Gute  beseitigen,  manches  alte  Ueble  erhalten  wird,  ist 
gewiss  und  keinem  Verständigen  dieser  Richtung  unbekannt.  Es  handelt  sich  immer 
nur  um  ein,  oft  vielleicht  recht  geringfügiges,  Mehr  oder  Weniger  von  Besser 
und  Schlechter,  wozwischen  selbst  die  genaue  Bilanz  zu  ziehen  schwierig  genug 
sein  kann.  Aber  das  gilt  von  diesem  Standpuncte  aus  gegenüber  der  Kritik,  welche 
ihm  von  beiden  Seiten,  des  Individualismus  und  des  Socialismus,  wieder  zu  Theil  wird, 
für  keinen  irgend  durchschlagenden  Einwand,  sondern  im  Grunde  für  selbstverständ- 
lich. Denn  nnter  menschlichen,  unter  irdischen  Verhältnissen  ist  ein  Ideal 
wohl  allenfalls  aufzustellen,  aber  doch  niemals  zu  erreichen.  Immer  mit  der  Ueber- 
zeugung,  dass  man  AUes  zu  thun  suchen  muss,  um  sich  dem  Ideal  mehr  zn  nähern« 
und  dass  man  immerhin  Einiges  in  dieser  Richtung  erreichen  kann,  aber  nicht  minder 
stets  in  der  Einsicht,  dass  das  Ideal  ewig  unerreichbar  sein  und  alles  Erreichbare 
nur  die  Entfernung  der  Wirklichkeit  vom  Ideal  um  Weniges  vermindern  wird:  das 
ist  der  Standpunct  der  socialOkonomischen  und  socialrechtlichen  Aufassong  gegenüber 
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pnctischen  Beformfragea  des  Wirthschaftslebens.  Von  ihm  ans  werden  nicht  gleich 
bequemer,  und  oft  genug  egoistischer  Weise  —  in  dem  mit  dem  Gesammünteresse  zu 
leicht  idtaitificirten  GUssenintereyse  der  Besitzenden  —  Unmöglichkeiten  angenommen, 
vo  nur  mehr  oder  minder  grosse  psychologische  und  practische  Schwierigkeiten  und 
Anspräche  auf  Opfer  der  Besitzenden  ?orliegen,  wie  es  der  ökonomische  Indifidualis- 
mus  so  leicht  thut  Aber  auch  ebenso  wenig  werden  gleich  in  leichtfertiger  Weise 
Mögiichketten  als  sicher  realisirbar  hingestellt,  wo,  wie  bei  den  Phantasieen  des 
Sodbalismos  f Or  seinen  künftigen  „Socialstaar\  nicht  bloss  enorme  practische  Schwierig- 
keit^, sondern  für  jede  ernstere  und  tiefere  Betrachtung  der  menschlichen  Natur  und 
des  Teiliältnisses  der  Menschen  zur  äusseren  Natur,  sowie  der  Indiyiduen  zur  Gemein- 
schaft und  zu  sich  untereinander  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  unQberwindliche 
psychologische  Hindemisse  und  eben  deshalb  so  gut  wie  Unmöglichkeiten  vorliegen. 

Solchen  entgegeDgesetzten  EiDseitigkeiten  gegenüber  sucht  die 
socialökonomiscbe  nnd  socialrechtlicbe  AnffasBung  R  e  a  1  i  s  m  a  s 
und  Idealismns  richtig  zn  verbinden:  d.  h.  den  Menschen 
zn  nehmen,  wie  er  ist,  aber  auch  sein  und  werden  kann,  als 
entwicklungsfähig,  auch  in  psychischer,  in  ethischer  Be- 
ziehung, aber  immer  als  „Menschen^',  nicht  als  „Teufel'^,  nicht 
als  „Enger*.  Und  Engel,  wenn  nicht  gar  ein  Gott  selbst  —  und 
an  das  alte  „Eritis  sicut  deus^'  wird  man  bei  den  socialistischen 
Phantasiegebilden  nur  zu  oft  wieder  gemahnt!  —  mttssten  die 
Mensehen  erst  sein^  wenn  der  volle  Socialismus  in  Erfüllung  gehen 
können  sollte. 

§.  7.  Ziel  und  Aufgabe  dieses  Werks.  Unser  Ziel  ist, 
diesen  socialökonomischen  und  socialrechtlichen  Standpunct  in  Be- 
zug auf  die  wirthschaftsorganisatorischen  und  wirthschaftsrechtlichen 
Verhältnisse  zur  Geltung  zu  bringen.  Insbesondere  wird  dies  mit 
vollem  Bewusstsein  und  unter  möglichster  steter  Festhaltung  und 
Folgerichtigkeit  dieses  Standpunctes  in  den  vom  Verfasser  selbst 
bearbeiteten  Theilen,  daher  vor  Allem  in  dieser  „Grundlegung^', 
ersteht  nnd  als  die  zu  lösende  Aufgabe  betrachtet. 

SpecicH  ferner  auch  in  manchen  Ausführungen  mehr  principieller  Natur  in  ver- 
sduedenen  bezflgUchen  Abschnitten  der  Finanzwissenschaft  (Staatseigenthums-,  Ver- 
staatlichuDgsfragen  bei  Priraterwerbs-,  Gebühren-,  Regal-  und  Monopolzweigen,  bei 
XrGrt^ungeB  über  das  socialpolitische  Moment  in  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  u.  s.  w.). 
Dem  Plane  nach  ähnlich  später  in  der  Lehre  Tom  Verkehrswesen. 

Die  auch  nur  einigermaassen  befriedigende  Lösung  dieser  an 
sich  schon  so  schweren  Aufgabe  wird  durch  die  vielen  Berührungen 
einer  „Socialökonomie^'  mit  anderen  Diseiplinen,  welche  ihr  als 
Hilfswissenschaften  zu  dienen  haben,  vollends  noch  schwieriger. 

Philosophie  im  Allgemeinen,  speciell  Psychologie,  Logik  und  Erkenntnisstheorie, 
Bechtsphilosophie,  Bechts-  und  Wirthschaftsgeschichte ,  Statistik,  Jurisprudenz,  auch 
<les  Priratrechts,  allgemeine  Staatswissenschaft  und  (theoretische)  Politik ,  Öffentliches, 
i^amenüich  Verwaltungsrecht,  Naturwissenschaften,  Technologie,  PrivatOkonomik  der 
ferschiedenen  Productionszweige ,  Mathematik,  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  und  was 
sieht  noch  von  Theildisciplinen  weiter  bieten  zahlreiche,  oft  entscheidend  wichtige 
B«ähnmgspuocte  mit  der  SocialOkonomie.    £s  waltet  hier  ein  ähnlicher  Sachverhalt, 
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wenn  auch  keine  so  schwere  Aufgabe,  wie  bei  der  sogenannten  „Sociologie"'  ob. 
Deren  Aosbildong  zn  einer  wirkUchen  Wissenschaft  findet  ja,  abgesehen  ?on  dem 
unklaren  Ziel  und  der  auch  aus  anderen  Gründen  kaum  lösbar  erscheinenden  Aufgabe, 
auch  gerade  an  diesen  unendlichen  Bezogen  zu  jenen  anderen  Wissenschaften  kaum 
zu  tiberwindende  Schwierigkeiten. 

Wer  diese  Schwierigkeiten  erkennt,  wird  nur  mit  Zagen  an 
die  Aufgabe  gehen,  indessen  auch  auf  Bertfcksiehtigung  dieser  Um- 
stände Seitens  einer  objeetiven,  billig  denkenden  Kritik  rechnen 
dürfen. 

Aber  ist  Oberhaupt  die  Stellung  der  Aufgabe  selbst 
berechtigt?  Auch  das  wird  wohl  bestritten.  Denn  vielfach 
heisst  es:  das  Einzige  von  Werth  und  Bedeutung  fttr  den  Fort- 
schritt der  Wissenschaft  ist  Specialarbeit,  nicht  zusammen- 
fassende. 

§.  8.  Specialarbeit  und  zusammenfassende  Arbeit. 
In  unserem  Zeitalter  ist  die  Nothwendigkeit  weit-  und  immer  weiter- 
gehender wissenschaftlicher  Specialisirung  immer  mehr  erkannt 
worden. 

Diese  Specialisirung  ist  im  letzten  Grunde  doch  die  Folge  der  gewonnenen  Ein- 
sicht, dass  die  Probleme  in  allen  Wissenschaften  viel  schwieriger,  die  ComplicationeQ 
des  causalen  und  conditionellen  Zusammenhangs  der  Erscheinungen  ?iel  grösser  sind, 
als  man  früher  annahm.  Daher  mQssen  die  vom  inductiven  Verfahren  geforderten 
Beobachtungen  viel  zahlreicher,  mannigfaltiger  und  sorgfältiger  sein,  verlange  das 
dedoctive  Verfahren  erst  eine  viel  vorsichtigere  Vorbereitung  seiner  Voraussetzungen 
zur  giltigen  Schlossziehung  und  eine  viel  umfassendere  Prüfung  dieser  Schlüsse. 

Nun  droht  aber  diese  Specialisirung  auch  den  Gesichtskreis 
der  Specialisten  immer  mehr  einzuengen,  den  Blick  vom  grossen 
Zusammenhang  der  Dinge  abzuwenden,  Verständniss,  Interesse  da- 
für beinahe  zu  ertödten. 

Gerade  diesen  Verhältnissen  gegenüber  hat  daher  die  zu- 
sammenfassende Arbeit,  welche  das  Einzelne  nicht,  wie  in  der 
Specialforschung  immer  mehr,  seiner  selbst  wegen,  sondern  nur 
in  seiner  Bedeutung  für  das  Ganze  würdigt,  doch  wieder  ihre  an- 
verkennbare  Nothwendigkeit  und  auch  rückwirkend  ihren  Werth 
für  die  nicht  ganz  in  Mikrologie  aufgehende  Specialforschung. 

Allerdings  wird  auf  dem  gegenwärtigen  Standpunct  so  ziemlich  aUer  Natur- 
und  Geisteswissenschaften  die  zusammenfassende  Arbeit  nicht,  wie  früher  so  leicht, 
namentlich  auch  in  der  Politischen  Ockonomie,  glauben,  etwas  Fertiges,  end- 
giltig  Abgeschlossenes  geben  zu  können.  Aber  sie  wird  es  doch  für  mOglick« 
jedenfalls  für  eine  richtig  gestellte  Aufgabe  halten,  von  einer  in  bestimmter  Zeit  er- 
reichten wissenschaftlichen  Gesammtentwicklong  und  Gesammtanschauung  ein  einiger- 
maassen  zutreffendes  Bild  zu  geben. 

Allein  hier  entstehen  nun  die  Schwierigkeiten  für  die  zusammen- 
fassende  Arbeit  aus  dem  Vorherrschen  der  wissenschaftlichen 
Specialarbeit. 
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Die  letztere  erfordert  so  fiel  Zeit  and  Kraft,  dass  meist  ein  Jeder  durch  seine 
me  oder  seine  wenigen  Specialitäten  ganz  in  Beschlag  genommen  wird,  selbst  inner- 
halb des  Gebiets  seiner  engeren  Fachwissenschaft  wieder  nur  auf  einigen  wenigen 
Spedalgebieten  ganz  zo  Hause  ist,  andere  Theile  seiner  Wissenschaft  nur  noch  mehr 
oder  vefiiger  rerfolgt,  ToUends  aber  mit  anderen  Wissenschaften  immer  mehr  die 
FiüiloBf  rerliert.  Und  doch  ist  es  ein  alter  Erfahrangssatz  der  Geschichte  der  Wissen- 
sdafien,  wie  befrachtend  Erkenntnisse,  Sätze,  Methoden,  Ideen  der  einen  auf  die 
aoderc  eingewirkt  haben.  Wo  es  sich  zumal  um  noth wendige  Ftthlungen  mit  so 
neleo,  zDin  Theil  weit  entlegenen  anderen  Wissenschaften  handelt,  wie  in  der  Poli- 
Qscbeo  OekoBomie  als  SocialOkonomie.  machen  sich  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
far  äoe  zusammenfassende  Arbeit  natflrlich  noch  st&rker  geltend. 

Soll  deswegen  diese  zusammenfassende  Arbeit  unterbleiben? 
Etwa,  wie  man  gemeint  hat,  wenigstens  auf  dem  Gebiete  unserer 
Wissenschaft  ein  paar  Menschenalter  lang,  bis  die  Specialforschnng, 
besonders  die  wirthschaftsgeschichtliche,  entsprechende  Fortschritte 
gemacht,  mehr  und  besseres  Baumaterial  gefördert  haben  wird? 
Abgesehen  davon,  dass  letztere  Forderung  schon  deswegen  in  sich 
zerfallt,  weil  sie  nach  einigen  Menschenaltern  gerade  so  gut,  viel- 
leicht noch  ans  mehr  Gründen,  gestellt  werden  kann  und  die 
Specialforschnng  „fertigt'  im  eigenüichen  Sinne  niemals  sein  wird, 
abgesehen  hiervon  muss  u.  E.  jene  Frage  aus  entscheidenden 
anderen  Gründen  verneint  werden. 

Einmal  ist  das  practische,  auch  das  Lehr-  und  Lern- 
bedfirfniss  viel  zu  gross,  um  auch  nur  für  einige  Zeit  die  Auf- 
gabe der  zusammenfassenden  neben  der  Specialarbeit  ganz  zurück- 
stellen zu  können. 

£8  vürde  dann  nur  am  so  mehr  flache  Popularisirang,  wie  ans  Ähnlichen 
^f^odoL,  weil  die  Berufeneren  sich  der  zusammenfassenden  Arbeit  zn  wenig  widmen, 
ü  deo  K&tDrwissenscbaften ,  Platz  greifen.  Bei  der  engen  Beziehung  der  National- 
^owmit  zum  practischen  Leben,  za  den  politischen,  socialen  Fragen,  zn  den  Anf- 
P^  der  Gesetzgebung,  bei  der  fortwährenden  Beschäftigung  der  Tagespresse  mit 
ToUswirthscbaftlichen  Erscheinungen  and  Fragen  am  so  stärker  and  —  am  so  ge- 
^^dier.  Dem  engen  Dunstkreis  des  Specialisten  gegenüber,  in  welchem  der  Ge- 
l^lutend&nkeL.  oft  schon  in  recht  jongen  Jahren,  besonders  tippig  wuchert ,  mag  doch 
aacb  dtiaof  hingewiesen  werden,  dass  ja  auch  schon  das  Erfordemiss  des  akade- 
sischeo  Unterrichts  im  mündlichen  Vortrage  zu  einer  solchen  zusammenfassenden 
Arbeit  Bfltliigt  Sie  sollte  demnach  doch  wohl  in  litterarischen  Werken,  wo  an  die 
0^1*^  Dor  noch  höhere  Anforderungen  'gestellt  werden,  nicht  als  etwas  Müssiges, 
»issenächtftlich  Geringwerthiges  angesehen  werden. 

Sodann  aber  wird  nur  durch  die  zusammenfassende 
Arbeit  etwas  geleistet,  was  die  blosse  Specialarbeit  überhaupt 
nie  leisten  und  die  Wissenschaft  doch  nicht  entbehren  kann,  ja 
etwas,  das  für  den  wissenschaftlichen  Fortschritt  und  rückwirkend 
nir  fruchtbare  Specialarbeit  selbst  wieder  von  entscheidender  Be- 
deatüQg  ist:  die  richtige  Würdigung  alles  Einzelnen  für 
<la8  Ganze  der  Wissenschaft. 

Nor  die  zusammenfassende  Arbeit  zeigt  die  wahre  Bedeutung  der  Ergebnisse 
^  Specialarbeit,  die  Lücken  der  Erkenntniss,  welche  geblieben,  die  Resultate,  welche 
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irewonneD  sind ;  weist  aof  die  wichtigen  weiteren  Aufgaben  hin ;  fahrt  za  den  richtigen 
Fragestellungen  auch  für  die  Specialarbeit;  yerhtltet,  wozu  der  Specialist  so  leicht 
geneigt  ist,  dass  man  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  sieht;  mahnt  —  auch  ein 
„ethisches  Moment*'  —  die  Specialforschung  und  ihre  Jttnger  zur  Bescheidenheit,  in- 
dem sie  ihr  die  oft  fQr  das  Ganze  der  Wissenschaft  so  geringfügige  Wichtigkeit  ihrer 
„Forschungsergebnisse''  klar  macht;  die  Neigung  zur  Uebersch&tzung  dessen,  was  der 
eigenen  Schulrichtung  angehört,  zur  Unterschätzung  dessen,  was  einer  anderen  Rich- 
tung zu  verdanken  ist,  auf  die  sachliche  Berechtigung  prüft. 

Man  wird  sonach  bei  objectiver  Betrachtung  zugeben  müssen^ 
dass  hier  wie  tiberall  zusammenfassende  und  Special- 
arbeit  neben  einander  herzugehen  haben,  keine  der 
anderen  entbehren  kann,  beide  gleich  werthvoll  sind.  Die  zusammen- 
fassende ist  auch  gewiss  nicht  die  in  Hinsicht  der  Geistesthätigkeit 
und  Geistesanspannung  leichtere.  Im  Gegentheil  wegen  ihres  noth- 
wendigen  Durch  dringens  zu  den  leitenden  Puncten,  ihres  geistigen 
Beherrschens  des  Materials,  ihres  Umfangs  und  ihrer  Berührungen 
mit  anderen  Wissenschaften  ist  sie  die  weit  schwierigere.  Sie  ist 
endlich  jedenfalls  auch  diejenige,  welche  die  Führung  hat,  wie 
insbesondere  auch  die  Geschichte  der  Politischen  Oekonomie  in 
dem  Einfluss  der  Werke  der  grossen  Systematiker  und  derjenigen 
Autoren,  welche  mit  den  grossen  Principienfragen  sich  beschäftigen, 
aller  Werthlegung  auf  die  monographische  und  specialistische  Litte- 
ratur  unerachtet,  deutlich  zeigt. 

§.  9.  Das  Zusammenwirken  verschiedener  Autoren 
auf  dem  Gebiete  der  zusammenfassenden  Arbeiten  in 
Sammelwerken.  Bei  der  Grösse  und  Schwierigkeit  der  zusammen- 
fassenden Arbeit  in  der  Socialökonomie  und  der  auch  auf  diesem 
Wissenschaftsgebiete  eingetretenen  und  sich  immer  mehr  entwickeln- 
den Specialisirnng  der  Stadien  steht  man  nun  freilich  auch  hier 
wie  in  anderen  grossen  Fachwissenschaften  vor  einem  Dilemma. 

Je  mehr  ein  E  i  n  z  e  1  n  e  r  für  das  ganze  Gebiet  die  zusammen- 
fassende Arbeit  allein  oder  grösstentheils  für  sich  zu  leisten  sucht, 
desto  mehr  versagen  natürlich  seine  Kräfte,  desto  weniger  wird  er 
auf  allen  Theilen  des  Gebiets,  was  er  freilich  auch  für  die  Bewäl- 
tigung der  zusammenfassenden  Arbeit  und  für  die  genügende 
Leistung  darin  in  einzelnen  Theilen  sein  muss,  selbst  Specialist 
sein  können.  Desto  langsamer  kann  seine  Arbeit,  wenigstens  bei 
einem  im  grossen  Styl  angelegten  umfänglichen  Werke,  vorrücken. 
Desto  unwahrscheinlicher  wird  sie  nach  den  gegebenen  Verhältnissen 
der  Lebensdauer,  der  Arbeitskraft  und  der  für  eine  solche  Arbeit 
dem  Einzelnen  verfügbaren  Arbeitszeit  vollendet  werden.  So  werden 
grosse  umfassende,   ins  Einzelne  gehende  Werke  aus  der  Fede<* 
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Eines  Autors  allein  auch  bei  dem  beatigeD  Stande  der  wissen- 
schaftlichen Arbeit  anf  dem  Gebiete  der  Politischen  oder  Sociai- 
ökooomie  immer  schwieriger. 

WisBao  seinerzeit  ftlr  ein  übrigens  aoch  viel  kleiner,  mehr  noch  als  Gnindriss 
ugdegtes  Werk  noch  leisten  konnte,  ist  eben  heute  bei  der  seitdem  eingetretenen 
ÜBtriddang  nnd  Specialisirnng  der  Wissenschaft  für  Einen  Mann  allein  kaum  mehr 
ndgÜdL  Die  Ran,  die  Koscher,  die  Stein  sind  freilich  anch  selten  gesät.  Selbst  der 
BieBenileiss  eines  Rose  her  hat  über  ein  Menschenalter  gebraucht,  sein  grosses  Werk 
so  vdt  zu  f()rdem,  wie  es  jetzt  in  den  fier  Theilen  Torliegt.  Ganz  fertig  ist  es  immer 
Doch  nicht  und  in  der  Anlage  ist  es  ausserdem  auf  einen  viel  kleineren  Umfang  be- 
sdmmt,  geht  es  anf  Einzelnes  nicht  genauer  ein.  Die  „principielle  Erörterung''  fehlt 
ihm  grossenthcils,  gerade  sie  erfordert  besonderen  Raum,  wird  aber  freilich  auch  m. 
E.  tlüein  den  verschiedenen  Seiten  eines  Problems  erst  gerecht.  Der  geniale  L.  Stein 
war  sicher  bis  in  sein  hohes  Lebensalter  auch  ein  Mann  von  seltener  Arbeits-  und 
Yenrbedtongskraft,  wie  seine  umfangreichen,  zum  Theil,  wie  die  kleine  Verwaltungs- 
lehre und  die  Finanzwissenschaft,  in  mehreren  Auflagen  (3,  bezw.  5)  erschienenen, 
dann  immer  stark  um-  und  aberarbeiteten  Werke,  neben  den  zahlreichen  kleineren, 
Ansitzen,  Zeitungsartikeln  u.  s.  w.,  zeigen.  Aber  auch  er  ist  trotz  seiner  Arbeitskraft, 
setner  Fähigkeit  zum  Formuliren ,  und  trotz  seiner  fluchtigen  Schnellarbeit  —  grade 
uch  in  sdnen  grossen  Werken  —  mit  seinem  im  grossen  Styl  angelegten  Haupt- 
werke, der  großen  Verwaltungslehre,  nicht  fertig  geworden.  Andere  deutsche  Werke 
geetitten  nach  Anlage  und  Ausdehnung  keinen  Vergleich.  G.  Cohu^s  auf  eine  An- 
zahl Binde  berechnetes  System  ist  doch  von  vornherein  absichtlich  in  kleinerem  Maass- 
stih  angelegt,  aber  einstweilen  auch  bei  Cohn's  grosser  Arbeitskraft  und  schrif^tellerischen 
Gewandtheit  doch  noch  nicht  aber  die  zwei  Bände  der  Grundlegung  und  der  Finanz- 
wwenschaft  hlnaosgerQckt  In  der  ausländischen  Litteratur  fehlt  bisher  ja  fast 
allgemein  noch  grade  der  Theil,  auf  den  wir  Deutschen  besonderes  Gewicht  legen,  die 
poetische  NationaJökonomie .  femer  die  Grundlegung,  eine  besondere  Forderung  von 
Ddnem  Standpuacte  aus,  vielfach  auch  die  ausgebildete  Finanzwissenschaft.  Die 
fraaden  ,3ysteme'*  sind  nach  Anlage,  Omfang  und  Inhalt  in  unserem  Sinne  „Com- 
peadiea'*  oder  wie  die  vortrefilichen  Arbeiten  L.  Cossa's  Grundrisse  und  kommen 
als  aokhe  nicht  in  Yergleichu 

Diese  Verhältnisse  and  die  angedeuteten  inneren  und  äusseren 
Grfiode  föhren  daber  neuerdings  aueb,  wie  immer  mebr  scbon 
lliiger  anf  anderen  grossen  Wissensebaftsgebieten ,  zur  Entstebung 
von  Sammelwerken,  zu  welcben  sieb  verscbiedene  Autoren 
fttr  ein  im  grösseren  Styl  angelegtes  Werk  vereinigen,  unter  formaler 
oder  realer,  docb  aueb  in  diesem  Falle  un vermeidlieb  sieb  in  ibrer 
Einwirkung  grosse  Besebränkungen  auferlegender  Redaction  eines 
Einzeben  oder  einer  Redactionsgesellscbaft:  das  Princip  der  der 
heutigen  Specialisirnng  jeder  Faebwissensebaft  entsprecbenden 
Arbeitstbeilnng  von  förmlicben  Encyclopädieen ,  wo  es  scbon 
Isoge  eingebürgert  war,  nun  aucb  auf  die  zusammenfassende  Arbeit 
b  der  einzelnen  Wissensebaft  tibertragen.  Ein  immerbin  wissen- 
schaftegescbichtlicb  bemerkenswertbes  Entwicklnngsstadium.  Der 
onrerkennbare  äussere  Erfolg  dieses  Vorgebens  ist  freilieb  nicbt 
tUein  entscheidend,  aber  er  berabt  docb,  zum  Tbeil  wenigstens, 
Vieh  mit  auf  guten  sacblicben  Gründen. 

Abgesehen  Ton  den  «jStaatslexids",  .^taatswOrterbUchern''  (Rotteck  und  Welcker, 
BtiBtschli  Q.  A.),  die  ^j^e  auch  zahl-  und  umfangreiche  volkswirthschaftliche  Artikel 
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gebracht  haben,  ist  auf  yerwandtem  Gebiete  zu  erinnern  an  die  ?.  Hol tzendorff  sehen 
Unternehmuugen  (Encyclopädie  der  Rechtswissenschaft,  Straf  recht),  das  £n  dem  an  n 'sehe 
Handelsrecht,  das  grosse  quellenreiche  Marquardsen*sche  Handbuch  des  Öffentlichen 
Rechts,  das  Bind  Ingusche  Unternehmen;  dann  auf  dem  Gebiete  der  Politischen 
Oekonomie  namentlich  an  das  Seh Onberg'sche  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie, 
welches  besonders  gut  eingeschlagen  und  in  9  Jahren  bereits  zur  3.  Auflage,  nun- 
mehr in  3  starken  Bänden ,  gediehen  ist,  ferner  an  das  ausserordentlich  umfang-  und 
inhaltreiche ,  im  Erscheinen  begriffene  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  unter 
der  Redaction  Ton  Conrad,  Elster,  Lexis,  LOning,  das  zu  der  lexicalischen 
alphabetischen  Form  zurückgekehrt  ist.  Dem  Vernehmen  nach  wird  ?on  Sfiten  einiger 
Anhänger  der  „historischen''  Nationalökonomie  trotz  aller  ablehnenden  Haltung  gegen 
die  zusammenfassende,  die  „systematische"'  Arbeit,  doch  nunmehr  auch  ein  derartiges 
zusammenfassendes  Sammelwerk  vorbereitet,  unbekümmert  um  den  Widerspruch  mit 
der  Auffassung  eines  Führers  dieser  Richtung,  wonach  es  noch  wenigstens  ein  paar 
Menscheoalter  dauern  soll,  bis  derartige  Arbeit  neben  der  specialistibchen  und  mono- 
graphischen wieder  am  Platze  sei.  Aus  der  fremden  Litteratur  seien  die  französischen 
„dictionnaires**  von  Block,  das  im  Erbcheineu  begriffene  „nouveau  dictionnaire  d'6conomie 
politique''  von  L.  Say  und  C halle y,  das  vollends  gross  angelegte  „dictionnaire  de 
finances*'  von  L.  Say,  Foyot  und  Lanjalley  erwähnt. 

Die  Hauptvonheile ,  welche  auch  den  äusseren  Erfolg  dieser  Sammelwerke  mit 
erklären  und  ihn  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  liegen  auf  der  Hand:  die  Vor- 
einigung vieler  Kräfte,  welche  auf  ihrem  Gebiete  Specialisten  sind,  der  rasche  Fort- 
gang der  Arbeit  bei  einem  solchen  System  der  Arbeitstheilung,  die  baldige  Vollendung 
auch  bei  grossen  umfassenden  Werken,  das  schnellere  Bedürfniss  nach  neuen  Auflagen 
auch  bei  grossen  kostspieligen  Werken,  wo  sich  dann  auch  eine  innere  sachliche  Ver- 
v^ollkommnung  durch  die  vereinigte  Arbeit  Vieler  mit  geringerer  Mühe  herbeiführen 
und  immerhin  die  Einheitlichkeit  etwas  fördern  lässt  Gewiss  bedingen  freilich, 
vollends  bei  dem  hierauf  berechneten  mechanisch-alphabetischen  System,  das  moderne 
Bedürfniss  und  die  übermässige  moderne  Neigung,  ein  Werk  bloss  „zum  Nachschlagen**, 
zu  rascher,  flüchtiger  Orientiruug  zu  haben,  den  äusseren  Erfolg  dieser  als  „Nach- 
schlagewerke** mit  dienenden  Sammelwerke  wesentlich  mit.  Insofern  fördern  die 
letzteren  nicht  grade  immer  das  ein  zusammenhängendes  Durchlesen  und  Durch- 
denken eines  grösseren  Werks  verlangende  solide  wibsenscbaftliche  Studium.  Auch 
die  Neigung  zur  Beschränkung  aufSpecialitäten  wird  aus  den  Kreisen  der  Wissen- 
schaft leicht  auf  immer  weitere  Kreise  durch  diese  Werke  übertragen:  gleichfalls 
keine  unbedenkliche  Folge. 

Indessen  der  diesen  Werken  anklebende  Hauptmangel  ist  noch  ein  anderer: 
die  ungenügende,  wenn  nicht  ganz  fehlende  Einheitlichkeit,  die  Lücken,  die 
Widersprüche.  Dieser  Mangel  i^t  nicht  völlig  zu  beseitigen,  auch  nicht  von  einer 
wirklich  thätigen  Redaction,  deren  Macht  ihren  Mitarbeitern  gegenüber  doch  un?er- 
meidlich  beschränkt  ist.  Je  mehr  Mitarbeiter,  je  mannigfaltiger  die  Standpuncte,  je 
mehr  die  Abweichungen  unter  einander,  desto  mehr  geht  natürlich  die  Einheitlichkeit 
in  die  Brüche.  Daraus  ist  weder  der  Redaction  noch  den  Mitarbeitern  ein  Vorwurf 
zu  machen:  der  Fehler  liegt  in  der  Aufgabe  selbst,  die  Aufgabe  aber  ist  durch  dio 
Entwicklung  auch  der  Einzelwissenschaften  gestellt  worden.  Auch  die  grosse  Un- 
gleichmässigkeit  der  Einzelarbeiten  in  formeller  Hinsicht,  in  Umfang,  Behandlungs- 
weise  lässt  sich  nicht  genügend  abstellen.  Selbst  die  nahe  Verwandtheit  der  Richtung, 
der  Auffassung,  des  principiellen ,  des  methodologischen  Standpuncts  hilft  über  diese 
Schwierigkeiten  nicht  hinweg.  Es  sind  eben  doch  immer  verschiedene  Menschea 
und  —  Gelehrte,  welche  hier  zusammenwirken  und  dabei  unmöglich  oder  nur  zum 
Schaden  der  Sache  das  Beste  opfern  können,  was  sie  haben,  ihre  geistige  Individualität. 
Man  muss  daher  bei  Sammelwerken  mehrerer  Autoren  die  Ansprüche  in  den  an- 
gedeuteten Beziehungen  beschränken  und  die  unausbleiblichen  Mängel  in  Betreff  der 
Einheitlichkeit  durch  die  erwähnten  unverkennbaren  Vortheile  aufgewogen  annehmen. 

Je  geringer  die  Anzahl  der  Mitarbeiter,  je  mehr  dieselben  wenigstens  in  gewissen. 
Grundanschauungen  über  Methode,  Aufgabe,  Ziel  übereinstimmen,  je  mehr  die  Ver- 
theilung  des  Stoffs  unter  ihnen  den  Specialstudien,  der  Anlage,  der  Neigung  eines 
Jeden  entspricht  und  —  das  Wichtigste  von  Allem  —  je  mehr  dio  von  dem  Einzelnen, 
bearbeiteten  Theile  selbständige  Glieder  und  insofern  einigermaassen  wieder  je 
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eis  ileioes  Ganzes  für  sich  darstellen,  desto  mehr  werden  die  Vortheile  des 
Zusammeowirkens  die  Nachtheile  überwiegen  und  namentlich  die  Einheitlichkeit  nicht 
gir  ZQ  sehr  stdren.  Freilich  bedingt  aber  eine  kleinere  Anzahl  Zusammenarbeitender 
wieder  eine  Uebemahme  grosserer  Theile  des  ganzen  Werks  durch  den  Einzelnen, 
welcher  dann  nicht  leicht  in  dem  ganzen  ?on  ihm  Übernommenen  Gebiete  gleich- 
siSeig  Specialist  sein  wird. 

§.  10.  Arbeitstheilung  in  Sammelwerken  der  Poli- 
tischen OekoDomie  und  speciell  in  diesem  Werke. 
In  der  Politischen  Oekonomie  liegt  es  nahe,  nach  den  üblichen 
drei  grossen  Haupttheilen ,  der  theoretischen,  allgemeinen, 
der  practischen,  specielleu  Volkswirthschaftslehre 
und  der  Finanzwissenschaft  and  dann  etwa  weiter  auf  dem 
grossen  Gebiete  der  speciellen  Volkswirthschaftslehre  nach  den 
Daher  zusammenhängenden  Gegenständen  den  Stoff 
unter  mehrere  Mitarbeiter  zu  vertheilen.  In  der  speciellen  National- 
ökonomie trennen  sich  die  Einzelgebiete  wieder  nach  sachlichen 
und  mit  Rücksicht  aaf  die  Arbeitstheilung  der  Stadien  auch  nach 
persönlichen  Gesichtsponcten  and  können  demnach  eher  von  ver- 
schiedenen Personen  bearbeitet  werden.  Aehnliches  würde  von  der 
Finanzwissenschaft  gelten.  Bei  einem  solchen  Vorgehen  werden 
aneh  die  verbleibenden  Hänge!  in  Bezug  auf  Einheitlichkeit  geringer 
werden  können  und  weniger  stören. 

Schwieriger  und  misslicher  ist  eine  Theilung  des  allge- 
meinen theoretischen  Theils  unter  verschiedene  Mitarbeiter 
und  gonach  die  in  der  nunmehrigen  Bearbeitung  dieses  Werks 
erfolgte  Trennung  der  „Grundlegung"  von  der  theoretischen  National- 
ökonomie und  die  Uebernahme  dieser  beiden  Theile  durch  ver- 
schiedene Personen.  Denn  gerade  hier  ist  die  Einheitlichkeit  der 
Aoffassang,  Behandlung,  Durchführung  am  Meisten  Bedürfniss. 

Wenn  anderseits  hier  aocb  die  zahlreichsten  Berührungen  mit  allen  jenen  anderen 
Wiasenschaften  TorÜegen,  welche  die  LOsnog  der  Aufgabe  dem  einzelnen  Antor  so 
eodtweren,  so  wiegt  selbst  das  daraus  abgeleitete  berechtigte  Bedenken,  dass  ein 
Einzebfr  for  sich  dieser  Schwierigkeiten  weniger  als  mehrere  vereint  Herr  werden 
(ifirfte,  Dicht  so  schwer,  als  das  andere  Bedenken,  grade  hier  die  nothwendige  Ein- 
heitlichkeit bei  einer  Theilong  der  Arbeit  anter  verschiedene  Personen  zu  sehr  ge- 
bindet za  sehen. 

leh  gestehe  daher  zu,  dass  nur  besondere  Umstände  diese 
Theilung  der  Bearbeitung  der  Grundlegung  und  der  theoretischen 
Kationalökonomie  unter  verschiedene  Personen  in  diesem  Werke 
rechtfertigen  können  und  dass  das  angedeutete  Bedenken  nicht 
gani  verschwindet. 

Diese  Erwägung  hatte  mich  auch  froher  bestimmt,  wenigstens  die  Gnindlegnng 
■sd  die  üieoretische  Nationalökonomie  für  mich  zu  reserviren  und  sie  allein  za  be- 
uWitea.  Indessen  die  Deberzeagong ,  die  ich  nach  längerer  Erfahrung  gewinnen 
aaste,  dass  meine  Kraft  und  Zeit  fOr  eine  auch  hier  geplante  eingehende  und  umfang- 
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reiche  Behandlung  dieser  Theile  des  Werks  nicht  ausreichen  würde,  —  zumal  neben 
der  Uebemahme  andrer  Theile,  wie  ?or  Allem  der  Finanzwissenschaft  und  des  Ver- 
kehrswesens, auf  deren  Gebieten  ich  mich  am  meisten  als  Specialist  fahlen  darf  und 
woTon  ich  die  Finanzwissenschaft  schon  grossentheils  fertig  gestellt  hatte  —  diese 
Ueberzeugung  bestimmte  mich  doch,  meine  Bearbeitung  auf  die  Grundlegung  nun- 
mehr zu  beschränken.  Da  es  mir  gelungen  ist,  als  Bearbeiter  fQr  die  theoretischo 
Nationalökonomie  einen  mir  in  Richtung  und  Methode  besonders  nahe  stehenden 
Gelehrten,  welcher  sich  mit  diesem  Theile  mit  Vorliebe  beschäftigt  hat,  zu  gewinnen, 
darf  ich  auch  hoffen,  dass  zwischen  der  Grundlegung  und  diesem  anderen  Theile  des 
Werks  keine  zu  grossen  Differenzen  in  der  Gesammtauffassung  herrortreten.  Völlig 
werden  dieselben  freilich  hier  wie  auch  zwischen  mir  und  den  anderen  Herren  Mit- 
arbeitern in  unseren  yerschiedenen  Theilen  und  diesen  Herren  unter  einander  nicht  zu  ?er- 
meiden  sein.  Das  muss  man  bei  einem  Sammelwerke  verschiedener  Autoren  hinnehmen. 
In  der  practischen  Nationalökonomie  und  in  der  Finanzwissenschaft  werden  etwa  sich 
zeigende  Meinungsdifferenzen  übrigens  auch  bei  der  grossen  Belativit&t  aller  Ansichten, 
welche  grade  hier  anzuerkennen  ist,  weniger  bedenklich. 

Mehr  stören  kann  wieder  die  verschiedene  Auffassung  zwischen  den  Bearbeitern 
derGrundlegung,  der  Theorie  einer-  und  anderseits  der  Litteraturgeschichte. 
£rwtlnscht  wäre  deshalb  gewiss  wieder  die  Bearbeitung  der  letzteren  durch  den  Be- 
arbeiter der  Grundlegung  und  der  Theorie,  um  der  grösseren  Einheitlichkeit  der 
Auffassung  Willen.  Indessen  fehlte  ich  mich  hier  nicht  Specialist  genug  und  wagte 
es  nicht,  neben  den  anderen  umfänglichen  von  mir  übernommenen  Arbeiten  an  diesem 
Werke  mit  Rücksicht  auf  Kraft,  Zeit  und  Lebensdauer  die  Litteraturgeschichte  selbst 
mit  zu  übernehmen,  da  ich  nicht  sicher  war,  ob  es  mir  möglich  sein  würde,  die 
erforderlichen  weiteren  Specialstudien  in  absehbarer  Zeit  zu  Ende  zu  führen. 

§.  11.     Die  geistige  Individualität  der  Gelehrten 
als  Factor  ihrer  Arbeitsweise.  Bei  den  im  Vorausgehenden, 
namentlich  in  den  letzten  vier  Paragraphen  behandelten  Puncten 
und  Fragen  ist  Eines  Umstands  noch  nicht  näher  gedacht  worden, 
welcher  doch  gerade    für  jede  wissenschaftliche  Arbeit  von  ent- 
scheidender Bedeutung  ist.    Er  hat  bisher  auch  selten  gebührende 
Würdigung,  in  der  Regel  gar  keine  weitere  Beachtung  gefunden. 
Ich    meine:    die    geistige    Individualität    jedes    einzelnen 
Mannes  der  Wissenschaft  und  wissenschaftlichen  Schriftstellers,  wie 
sie    nicht   nur  im   selbstverständlich   so   verschiedenen  Maasse, 
sondern  vor  Allem   auch  in   der  naturgegebenen  Art  seiner 
Anlage,  Begabung,  und  wesentlich  davon  abhängig  in  seiner  wissen- 
schaftlichen Methode  und  Arbeitsweise,  seiner  Neigung,  Richtung, 
seinem  Studiengang,  seinen  Studienobjecten  hervortritt  und  schliess- 
lich doch  seine  ganze  geistige  Arbeit   beherrscht.    In  der  Kunst, 
wo  es  freilich  offener  liegt,  im  practischen  Leben  und  Wirken  ist 
die  Bedeutung  dieses  Factors  weniger  verkannt  worden.    In  der 
Wissenschaft  glaubt  man  sie  ignoriren  oder  das  Mitspielen  eines 
solchen   Factors  selbst  für  unerlaubt  halten  zu  sollen.     Aber   er 
lässt  sich  einmal  nicht  eliminiren. 

Namentlich  bei  den  üblichen  Schulstreitifi^keiten  über  die  , .richtige  Methode**, 
irie  sie  neuerdings  auch  in  der  deutschen  Nationalökonomie  so  anmuthig  geführt 
werden,  in  der  einer  bestimmten  geistigen  Individualität  entsprechenden  litterarischen 
Kritik  der  Arbeiten  anderer  ^«Richtungen''  zeigt  sich  die  Ignorirung  oder  falsche  Be- 
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ntheiliiDg  des  Hitspielens  jenes  I**actors  in  recht  unetfreolicben  Folgen :  hochmütiges, 
bornirtes,  schulmeisterliches  Absprechen  über  andersartige  Leistungen,  als  die  eigenen 
nod  der  der  geistesverwandten  Frennde,  Benrtheilang  aller  litterarischen  Arbeiten 
inner  nur  an  dem  Maaasstab  der  eigenen  geistigen  Individnalität,  die  damit  wie  selbst- 
Terstäadlich  zur  allein  berechtigten  gemacht  und  zur  Alles  allein  entscheidenden  — 
»lApstÜchen^  —  Instanz  erhoben  wird,  was  denn  manches  Weitere,  auch  für  die 
iDsserefi  Lebensrerh&Itnisse  und  persönlichen  Bestrebungen  nicht  Unwichtige,  aber 
wm$  Erwünschte  mit  sich  führt.- 

Man  wendet  freilich  wohl  ein,  die  wissenschaftliche  Methode 
sei  etwas  durchaus  Objectives,  nichts  Snbjectives,  die 
„richtige^'  Methode  sei  durch  Lehre  und  Beispiel  übertragbar  und 
müsse  im  Interesse  „wahrer  Wissenschaft"  ttbertragen  werden, 
Tras  „Duldung"  in  der  litterarischen  Kritik  u.  s.  w.  gegen  Ver- 
treter „falscher"  Methode  ausschliesse. 

So  wird  etwa  gegenwärtig  seitens  der  „historischen  Nationalökonomie''  das  Auf- 
treteo  gegen  die  rückständigen  Anhänger  reralteter  „Schuldogmatik'\  Seitens  „historisch- 
psychologisch  indactiTer  Forscher^'  gegen  die  alten  Sünder  der  „abstracten  Dednction'', 
Seiteos  der  Spedalisten  und  Monographen  gegen  die  Systematiker,  zumal  gegen  die, 
Teiche  mit  unzulänglichen  Mitteln  weit  ?e&üht  ,,Systeme  zusammenschmiedeten'', 
^Theoiieen  constmirten,'*  zu  rechtfertigen,  mindestens  zu  entschuldigen  gesucht. 

Allein  nicht  nur  liegt  hier  eine  besten  Falles  sehr  übertriebene 
Geringschätzang  einer  anderen  als  der  eigenen  Methode  und  eine 
gleich  übertriebene  Ueberschätzung  der  eigenen  Methode  und  deren 
Leistungsfähigkeit  vor,  —  m.  E.  auch  eine  confuse  methodologische 
Anpassung  nnd  Stellung,  mit  in  Folge  der  unzalänglichen  Unterschei- 
duDg  der  yerschiedenartigen  A  u  f  g  a  b  e  n  der  Wissenschaft  (§.  55  ff.)  —  : 
selbst  davon  abgesehen,  ist  es  eben  ein  Irrthum,  dass  die  Me- 
thode und  alles,  was  mit  ihr  in  Betreff  der  wissenschaftlichen  Auf- 
fassoog,  Stellungnahme,  Aufgabestellnng  u.  s.  w.  zusammenhängt, 
etwas  80  durchaus  Objectives,  durch  Lehre  Uebertragbares  sei. 
Die  Methode  und  Arbeitsart  eines  Jeden  ist  wesentlich  mit  bedingt 
durch  seine  geistige  Individaalität,  die  der  Einzelne  so  wenig  wie 
sebe  physische  Eigenart  abstreifen  kann.  Dass  er  danach  in 
bestimmter  Weise  arbeitet  and  nach  dem  ihm  innewohnenden 
eigenen  Maassstab  die  Arbeit  Anderer  beartheilt,  ist  daher  auch 
meht  zu  tadeln.  Was  aber  bei  aller  Anerkennung  einer  gewissen 
„Natnrgebundenheit'^  auch  der  einzelnen  geistigen  Individualität 
Terlangt  und  auch  erreicht  werden  kann,  ist  nar,  dass  Jeder  sich 
der  Grenzen,  die  ihm  hiemach  gesteckt  sind,  bewusst  wird  und 
i^LBs  er  den  seiner  eigenen  Individualität  entsprechenden  Maassstab 
«idcreD  Individualitäten  gegenüber  nicht  für  den  allein  richtigen 
halt.  So  wird  grössere  Gerechtigkeit  gegen  Andere,  aber  auch  gegen 
»<*  selbst  und  die  Erkenntniss  erreicht  werden,  dass  gerade  auch 
Mf  wissenschaftlichem  Gebiete   die  Leistungen,    welche  von  der 

^  Wagii«r,  Orxxiidl«giuig.   3.  Auflage.    1.  TheiL    Onmdiftgen.  3 
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Verschiedenheit  der  geistigen  Individualität  abhUngen,  sich 
zu  ergänzen  haben^  —  nach  dem  alten  Worte:  es  sind  maDcher- 
lei  Gaben,  aber  es  ist  Ein  Geist.  Nur  so  wird  man,  im  wahren 
Interesse  der  Wissenschaft,  dahin  gelangen,  dass  ein  Problem  nach 
den  verschiedenen  Seiten,  welches  es  bietet,  genügend  hehaDdelt 
wird.  Wenn  in  irgend  einer  Wissenschaft,  so  ist  das  aber  in  der 
Politischen  Oekonomie  als  einer  Social^konomie  wichtig. 

Der  leidige,  hüben  und  draben  einseitig  und  rerbitternd,  mit  ?erletzeDdcm  Hoch- 
muth  Qud  engem  Blick  aber  am  Meisten  ?on  der  jüngeren  deutschen  historischen 
Schale  —  z.  B.  in  den  Urtheilen  über  Ricardo,  über  die  neuere  verdiente  österrdchische 
.«deductive  Schule''  —  geführte  Methodenstreit  liefert  zahlreiche  Belege  für  das 
Gesagte.  Die  Einen  werfen  den  Anderen  vor,  dass  sie  einseitig  ,,dednctive'\  ,,dogma- 
tische",  die  letzteren  jenen,  dass  sie  einseitig  „inductive  KOpfe''  seien.  Hiermit  be> 
stätigen  sie  nur  die  Wahrheit,  dass  grade  in  dieser  Hinsicht  die  geistigen  Individuali- 
täten nach  ihrer  Naturanlage  sich  eben  unterscheiden.  Daraus  sollte  man  entnehmen, 
wie  gleichfalls  ans  einer  unbefangenen  Prüfung  des  Wesens,  der  Vorzüge,  der  Mängel 
jeder  der  beiden  Hauptmethoden,  aus  einer  Untersuchung  der  Voraussetzungen  beider, 
der  Anwendbarkeit  derselben  je  nach  den  speciellen  Aufgaben,  welche  vorliegen,  folgt, 
dass  beide  Methoden  und  die  mit  ihnen  Arbeitenden  sich  zu  ergänzen 
haben.  Statt  dessen  glaubt  der  Eine  auf  den  Anderen  herab  sehen  zu  können, 
weil  er  anders  argumentirt ,  anders  arbeitet,  sich  andere  Fragen ,  der  Wissen- 
schaft andere  Aufgaben  zur  Losung  stellt,  als  er! 

Gewiss  ist  der  „ideale''  wissenschaftliche  Kopf  derjenige,  welcher  in  sich  die 
Eigenschaften  des  deductiven   und  inductiven  Kopfes  gleichümässig  vereinigt.    Aber 
solche  Ideale  schafil  die  Natur  auch  im  geistigen  Leben  nur  in  den  aller  seltensten, 
dann  freilich  phänomenalen  Fällen.     In  der  Regel  überwiegt  die  eine  oder  andere 
Geistesanlage,  mitunter  bis  zu  dem  Grade,  dass  es  dem  specifisch  „deductiven*'  oder 
,4nductiven  Kopr'  schwer  fällt,  für  die  Beweisführung  des  Anderen  Verständniss  za 
erlangen.    Nicht  selten  wird  mit  einer  solchen  einseitigen  Beanlagung  eine  besondere 
geistige  Leistungsfähigkeit  in  der  betrefiendcn  Richtung  verbunden  sein.    Aber  wenn 
das  dazu  führt,   der  eigenen  Auffassungs-  und  Arbeitsweise  eine  absolute  statt  einer 
immer  nur  relativen  Berechtigung  beizulegen   und   umgekehrt   etwa   derjenigen    des 
Andersbeanlagten   nicht  einmal  eine  solche  relative  Berechtigung  zuzugestehen,   so 
liegt  doch  eine  grosse  persönliche  Beschränktheit  vor.    Dieselbe  wird  dadurch  nicht 
entschuldigt,  dass  sie  auf  „ehrlicher  Ueberzeugung"  beruht  und  wird,  mit  dem  üblichen 
Hochmuth  gegen  den  Anderen  verbünden,  vollends  unentschuldbar. 

Gewiss  hängt  es  mit  dieser  naturgegebenen  Verschiedenheit  der  geistigen  Anlage 
zusammen  und  ist  insofern  in  gewissen  Grenzen  auch  berechtigt,  ja  völlig  gar  nicht 
anders  möglich,  dass  ein  Jeder  nach  seiner  Anlage  sich  seine  Aufgaben  in   der 
Wissenschaft  sucht.    Auch  das  ist  begreiflich  und  nicht  unberechtigt,  dass  ein  Jeder 
Interesse  und  Werth  der  Arbeiten  Andrer  darnach  bemisst,  wie  weit  diese  eben  seiner 
eigenen,  von    seiner   individuellen  Anlage    bedingten  Auffassung  und  Richtung  ent- 
sprechen:  m.  a.  W.  er  wird  danach  unwillkohrlich  mehr  oder  weniger  sympathisch 
oder  antipathisch  zur  fremden  Leistung  stehen.    Das  ist  sein  gutes  Recht.    Aber  er 
kommt  ins  Unrecht,  wenn  er  sich  verleiten  lässt,  sein  Urtheil  zum  allgemein  gültigen 
erheben  zu  wollen,  es  für  objectiv  auszugeben,  während  es  nur  ein  subjectives,  nicht 
nach  beinem  Willen,  aber  wohl  nach  seiner  Gei>tesanlage  ist.   Der  Einzelne  wird  z.  B. 
auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  seiner  geistigen   Individualität  nach  eine  de- 
ductive  oder  eine  inductive  Beweisführung  für  überzeugender  halten,   für  sich  mit 
Recht,  aber  als  allgemeine  Norm   für   AUe,  auch  für  Andeisbeanlagte,  eben    nicht 
mit    Recht.     Das    möchte    in    der  Hitze    des   Methodenstreits   auch   oft   vergessen 
worden  sein. 

Gefährlich  für  die  Entwicklung  der  Wissenschaft,  wie  auch  ethisch  in  so  mancher 
Hinsicht  bedenklich,  wird  es  vollends,  wenn  nun  eine  einer  bestimmten  Geistesanlage 
entsprechende  methodische  Richtung  durch  An-  und  Zusammeuschluss  verwandter 
„Köpfe"  zu  einer  „Schulrichtnng"  oder  „Schule"  wird,  wie  In  Epigonenperioden. 
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ifi  Wissenschaft  und  Konst  so  leicht  Dann  best&rkt  man  sich  gegenseitig  —  „unter 
äck*"  —  DüT  immer  mehr  in  der  Einseitigkeit.  Die  Schnlrichtong  fahrt  znr  — 
^Teischnlang**,  woftlr  die  Geschichte  der  Wissenschaften  und  der  KUnste  so  manche 
bedaoezüche  Beispiele  geliefert  hat 

Es  ist  nicht  überflüssig  ond  nichts  weniger  als  ein  hors  d'oeavre  in  diesem 
Werke  und  an  dieser  Stelle,  das  Vorausgehende  einmal  herrorzoheben ,  gegenüber 
TeodeozeD,  welche  sich  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  zeigen.  Auch  in  der 
Politischen  Oekonomie  soll  dann  wohl  nur  Eine  Arbeitsweise,  nur  Eine  Aufgabe- 
stellnng  gelten.  Mit  der  Frage,  ron  der  wir  ausgingen,  —  Beziehung  ?on  Special- 
and  zusammenfassender,  analytischer  und  synthetischer,  historischer  und  systemati- 
scher, desciipdrer  und  principiell  erörternder  Arbeit  und  Berechtigung  auch  immer 
der  zweiten  in  dieser  Beihe  neben  der  ersten  —  hängt  das  Gesagte  auch  eng  genug 
znsarnfflen.  Denen,  an  deren  Adresse  diese  Apostrophe  geht,  möchte  ich,  das  Dichter- 
Tort  etwas  ferändemd,  zurufen: 

„Was  man  den  Geist  der  Wissenschaft  heisst 
Das  ist  am  End  der  Herren  eigener  Geist 
In  dem  die  Wissenschaft  sich  bespiegelt'" 

Zur  Herstellung  eines  allseitig  befriedigenden  wissenschaftlichen  Werks  im  grossen 
Styl  ober  Socialökonomie  sind  geistige  Eigenschaften,  Fähigkeiten,  Studien  und  Kennt- 
oisse erforderlich,  wie  sie  seit  A.  Smith  wenigstens  noch  nicht  wieder  in  Einer  Per- 
sftohchkeit  in  genügendem  Maasse  vereinigt  gefunden  worden  sind  und  wio  sie  heute 
zu  rereinigen  nach  einer  Entwicklung  von  vier  Menschenaltern  freilich  auch  viel 
schwerer  geworden  ist,  als  zu  Zeiten  A.  Smith 's.  Um  einmal  durch  Namennennung 
—  wenigstens  einiger  Haoptnamen  —  concret  zu  werden :  die  speculative  Abstractions- 
üod  Constroctionsfäugkeit  und  geniale  Intuition  eines  Schäffle  und  L.  Stein,  eioes 
Bodbertos  und  Marx,  die  dialectische  Fähigkeit  beider  letzteren  und  eines  Engels, 
Lassaile,  die  deductive  Begabung  und  logische  Schärfe  eines  Ricardo,  Hermann, 
T.  ThOneo.  Marx.  Knies,  Neumann,  Menger,  die  Tiefe  und  vielseitige  geschichtliche 
Anffissiiog  und  Bildung  eines  Röscher,  Knies,  Rodbertus,  Schmoller,  die  Genialität 
uf  statistischem  Gebiete  eines  Engel,  die  geniale  Verknüpfung  des  Oekonomischen 
ud  Politischen  bei  einem  List,  die  systematische  Gründlichkeit,  Nüchternheit  und 
Objectivität  eines  Bau,  —  Alles  dieses  und  noch  manches  Weitere,  wie  ausgedehntestes 
imd  imensivstes  Specialstudium  auf  allen  Gebieten  der  Theorie  und  Praxis  der  Volks- 
viithicbaft  in  Gegenwart  und  Vergangenheit,  wie  genaueste  Fühlung  mit  allen  den 
&tther  genannten  Wissenschaften ,  welche  ftlr  uns  als  Hilfswissenschaften  in  Betracht 
boffleo,  mosste  sich  vereinigen,  um  alle  Ansprüche  befriedigen  zu  können.  Man 
vird  sich  eben  deshalb  bescheiden  müssen. 

§.  12.  Die  Bearbeitung  der  Grandlegnog.  Zamai 
für  denjenigen  Theil  dieses  Werks,  welcher  doch  der  schwierigste 
nach  seiner  Aufgabe  sein  möchte,  für  die  Grundlegung,  bin 
ich  mir  voll  bewnsst,  dass  es  sich  nur  um  Versuche  handeln 
kann,  welche  milder  Beurtheilung  bedürfen. 

Mit  diesen  Versuchen  mache  ich  nicht  den  Anfang.  Namentlich  Schäffle  ist 
nir  darin  schon  in  seinem  gesellschaftlichen  System  der  menschlichen  Wirthschaft  mit 
gvtem  Erfolge  vorangegangen  (s.  u.  S.  42  ff.)  £r  und  Rodbertus  (s.  u.  S.  39  ff.)  sind  die 
^>«idea  zeitgenössischen  Schriftsteller,  welchen  ich  mich  für  Anregungen  zu  Ausfahrungen, 
vie  denen  in  der  Grundlegung,  am  Meisten  verpflichtet  fühle.  In  wichtigen  Lehren,  be- 
ioiiden  in  denjenigen  über  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  speciell  über  das  ge- 
ifteiQvirthschaftiiche  System  schliesse  ich  mich  näher  an  Schäffle  an.  Auch  Knies* 
Haaptverk  bin  ich  besonderen  Dank  schuldig.  Dasselbe  ist  in  einer  Hinsicht  ebenfalls  als 
^  VetsQch  einer  Grundlegung,  welcher  von  einem  anderen  wissenschaftlichen  Stand- 
pntcte  ausgeht,  anzusehen.  Diesem  Standpunctc  stehe  ich  aber  nicht  so  fern,  als 
es^hdaen  könnte. 

Meinem  wissenschaftlichen  Standpunctc  gemäss  strebe  ich  auch 
in  der  ^^Grundlegung*'  nach   systematischer  Behandlung  und 
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üDter  gewissen  Voraossetzangen  und  in  gewissen  Grenzen  nach 
dogmatischer  Formnlirung  und  abstracter  Fassung  der 
Ergebnisse  dej^  Untersochnng. 

Dies  Bestreben,  wie  das  ähnliche  Sch&ffle's,  erf&hrt  zwar  von  der  jüngeren 
deatschen  historisch-nationalokonomischen  Richtung  den  Vorwurf,  es  sei  nicht  richtig, 
die  veraltete  Schnldogmatik  dorch  eine  neue  „Dogmatik**  za  ersetzen,  statt  sich  auf 
Darstellung  des  historischen  Verlaufs  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Ent- 
wicklungen zu  beschränken,  neue  unhaltbare  und  mindestens  rerfinihte  Versuche  der 
Systematisirung  zu  machen,  statt  concret  zu  describiren,  zu  schildern,  unreale  Ab- 
stractionen  zu  bilden.  Indessen,  diesen  Vorwurf  ertrage  ich  auch  mit  Schäffle  zu- 
sammen ruhig.  Zur  Widerlegung  genügt  es  hier,  auf  das  Vorausgeschickte,  ferner 
auf  die  Erörterungen  im  2.  Kapitel  der  Einleitung  (besonders  §.  15),  sowie  auf  das 
spätere  Kapitel  von  Aufgabe,  Methode  und  System  im  ersten  Buche  Bezug  zu  nehmen. 
Im  Uebrigen  gilt  es  aber  bemUht  zu  sein,  soweit  die  Kräfte  reichen,  durch  das  Werk 
selbst  die  ja  nicht  in  jeder  Hinsicht  unrichtigen  Bedenken  zu  widerlegen ,  welche  mit 
jenem  Vorwurfe  in  Verbindung  stehen*). 

Besonders  hervorheben  möchte  ich  an  dieser  Stelle  nur  noch, 
dass  Ziel  nnd  Aufgabe,  welche  mir  gerade  in  der  Gmndlegang 
vorschweben  (§.  7),  die  principielle  Widerlegung  der  „britischen 
Oekonomik*',  des  „Systems  der  freien  Concurrenz"  und  die  Er- 
setzung dieser  Lehre  durch  eine  besser  fundamentirte  Socialökono- 
mie,  der  individualrechtlichen  durch  eine  socialrechtliche  Auffassung 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  unbedingt  systematische 
Behandlung,  dogmatische  Formulirung  und  abstracte  Fassung 
der  Ergebnisse  fordern. 

Nur  diese,  nicht  die  „historische  Darstellung"'  der  Entwicklung  einzelner 
wirthschafüicher  Erscheinungen  und  Einrichtungen,  auch  nicht  die  kritische  Analyse 
und  Beurtheilung  einzelner  wirthschafüicher,  socialer  Zustände,  endlich  auch  nicht  die 
Erörterung  einzelner  Beformfragen  kann  das  leisten.  In  der  Grundlegung  handelt  es 
sich  7omemlich  um  zwei  freilich  eng  zusammenhängende,  aber  doch  theoretisch  und 
practisch  zu  unterscheidende  Reihen  von  Problemen,  nicht  nur  um  zwei  einzelne 
Probleme:  um  die  allgemeinsten  Principienfragen  einmal  der  Organisation,  zweitens 
der  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft.  Die  Beschäftigung  mit  diesen  Problemen 
und,  so  weit  das  in  der  Wissenschaft  möglich  ist,  die  Lösung  derselben,  fahrt  notli- 
wendig  zu  der  Behandlungsweise  des  Gegenstands  nach  den  angedeuteten  Zielpuncten. 


^)  Vgl.   unten   in   §.  16  das  über  Schmoller  Gesagte  und  dessen  dort  er- 
wähnte  bezügliche   Ausführungen.     Den   SchmoUer'schen   verwandte   Ansichten    bei 
einem  meiner  Kritiker,   A.  Held,   „über  einige  neuere  Versuche  zur  Re?ision  der 
Grundbegritfe  der  Nationalökonomie*',  Uildebrand's  Jahrbücher  1876,  B.  27,  S.  144  ffl 
Ebendaselbst  aber  auch  eine  andere  Stimme  hierüber,  U.  ?.  Scheel,  1877,  B.  28, 
S.  131.    Ob  meine  Vorwürfe  über  die  überhebende  Art  der  jüngeren   historischen 
Richtung  gegenüber  anderen  Richtungen  und  Arbeitsweisen  unbegründet  sind,  mag  ein 
Citat  einer  neuesten  bezüglichen  Aeusserung  G.  Schmoller 's  beantworten.   Derselbe 
sagt  (Preuss.  Jahrbücher,  1892,  I,  458):  „Leben  wir  doch  in  einer  Zeit,  in  der,  uni 
mit  Taine  zu  reden,  die  wissenschaftlichen  Operationen  auf  dem  Gebiete  der  Moral- 
und  Staatswissenschaften  nicht  mehr,  wie  es  wünschenswerth  wäre,  ausschliesslich  in 
den  Händen    von   geschickten,    scharfsinnigen  und   vorsichtigen  Geschichtsforschern, 
Rechtgelehrten  und  Volkswirthen  ruhen,  sondern  ebenso  sehr  in  denen  von  Stuben- 
gelehrten, Dilettanten  und  öffentlichen  Marktschreiern.  Die  Folge  sind  halbfertige  Ent- 
würfe von  Wissenschaften,  voreilige  Systeme,  „  „heillose  Compositionon  und  mörderische 
Explosionen"**  — .*'    Sapienti  aat. 
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Zweites  Kapitel. 

Verhältniss  zu  anderen  Standpuncten  und  litterarische 
Nachweisungen  für  die  Grundlegung. 

§.  13.  Der  Socialismus.  Der  Standpanet  dieses  Werks 
steht  in  der  historischen  GrnndaafTassnng  des  Wirthschaftslebens 
als  eines  mit  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  in  Wechsel- 
Wirkung  stehenden  Entwicklungsprocesses  und  in  der  Kritik  der 
Theorie  und  Praxis  des  ökonomischen  Individualismus  dem  wissen- 
schaftliehen Socialismus  nahe,  er  deckt  sich  aber  auch  in  diesen 
PuDcten  nicht  mit  ihm.  Er  weicht  noch  mehr  und  principiell  von 
ihm  ab  in  den  positiven  Lehren  und  Forderungen  hinsichtlich  der 
der  Annahme  nach  natumothwendigen  WeiterentwickluDg  der  heu- 
tigen privatkapitalistischen  Wirthschaftsperiode  zur  voll  und  ganz 
socialistischen  y  auf  der  Grundlage  des  alleinigen  gesellschaftlichen 
Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  Boden 
und  Kapital,  d.  h.  zur  rein  gemeinwirthschaftlicfaen  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen  oder  der  combinirt  gemein-  und  privatwirthschaft- 
liehen  Organisation. 

Der  wisseoscliafüiche  Socialismas ,  und  zwar  yoraemlich  doch  erst  in  der  ihm 
dorch  die  Deutschen  gegebenen  Fonn  und  tieferen  Begründung,  der  Verdienste  der 
früheren  Engländer  und  Fnnzosen  unbeschadet '),  hat  in  der  Unterscheidung  der  rein- 
ftkofiomischen  and  der  historisch  -  rechtlichen  Anffassnng  und  der  bezüglichen  Kate- 
gfsiesi  des  Wirthschaftslebens,  im  Nachweise  der  WechselwiriEong  zwischen  Recht, 
aach  Pn?atrecht  and  Wirthschaft,  in  der  Darlegung  des  Einflusses  der  Productions- 
technlk  auf  Wirthschaft  und  Recht,  in  der  Aufdeckung  und  Erklärung  der  für  die 
grosKu  geschichtlichen  Entwicklungsperioden  der  Volkswirthschaft  und  damit  schliess- 
lich aoch  der  Politik  und  Cultur  mit  maassgebenden  materiellen  Factoren  sich  m.  E. 
unzweifeUiafte  Verdienste  ersten  Rangs  erworben,  auch  hier  grossere  als  irgend  eine 
aadere  Richtong  der  neueren  Nationalökonomie.  Gerade  den  vom  Socialismus  aus- 
gehenden Anregungen  entspringt  das  Bedürfhiss,  die  alte  mehr  noch  privat  ökono- 
mische „Politische''  in  eine  wahre  „Socialökonomie"  hinüberzubilden  und  er, 
der  SociaÜsmcffi,  giebt  dazu  auch  die  wichtigsten  Hilfsmittel  an  die  Hand. 


')  So  hoch  ich  Anton  Menger 's  Schrift  „das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
otrag^  (s.  u.  §.  14)  auch  bezüglich  der  litterarhistorischen  Seite  schätze,  so  glaube, 
ich  £>ch.  Menger  thut  Rodbertus  und  Marx  Unrecht  mit  dem  Vorwurfe,  sie  hätten 
Jhre  wichtigsten  socialistischen  Theorieen  englischen  und  französischen  Theoretikern 
entlehnt,  ohne  die  Quellen  zu  nennen'*  (s.  Vorwort  zu  Menger 's  Schrift),  was  ihm  zu 
beweisai  auch  nicht  gelingt  Aehnliche,  ja  gleiche  Ideen  und  selbst  diesen  an- 
gea^B^ie  sehr  ähnliche  Fassungen  beweisen  das  noch  nicht  (S.  a.  a.  0.  1.  Aufl. 
S.  &3.)  Ebensowenig  wird  Menger  darin  beizustimmen  sein,  dass  Rodbertus  und 
Mm  „von  ihren  Vorbildern  an  Tiefe  und  Gründlichkeit  bei  Weitem  übertrofien 
vträen"*.  Aach  ftlr  Proudhon  haben  ja  Andere  mitunter  alles  Verdienst  in  Anspruch 
ceaoBmen.  das  gewöhnlich  Rodbertus  und  Marx  zugeschrieben  wird.  Diese  beiden 
•ad  es  aber  doch  vomemlich,  welche  den  „Socialismus''  als  ökonomische  Doctrin 
kegrOnd^  und  von  dem  Phantastischen  und  Vagen  der  nicht- deutschen  früheren 
Sedalisten  losgelöst,  ihn  za  einem  nationalökonomischen  System  erhoben  haben. 


38  Einleitung.   2.  K.   Andre  Sundponcte.   Littcratur.   §.  *13. 

Meine  wesentlichen  und  principiellen  Abweichungen  vom  Socia- 
lismus  ergeben  sich  schon  aus  dem  Früheren  (§.  2,  3)  und  werden 
in  diesem  ganzen  Werke  überall  näher  hervortreten.  Sie  betreffen 
die  einseitige  und  übertreibende  Hervorhebung  des  leiten- 
den Gedankens  der  ,,materialistischen  Geschichtsauffassung'',  femer 
die  vollends  einseitigen  Conseqnenzen ,  welche  aus  letzterer  zur 
Erklärung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Wirthschaftslebens 
und  gar  erst  des  ganzen  Gesellschafts-,  Cultur-  und  geistigen  Lebens 
gezogen  werden.  Alle  anderen  Factoren,  selbst  Volksanlage,  Reli- 
gion und  die  von  ihr  ausgehenden  Motive  und  die  Legion  sonstiger 
Umstände  ignorirt  der  in  jener  materialistischen  Geschichtsauffassung 
befangene  Socialismus  oder  er  leugnet  ihre  Selbständigkeit  oder  er 
sucht  sie  gar  in  gewaltsamster  Weise  auf  die  materiellen,  tech- 
nischen, wirthschaftlichen  Verhältnisse  und  Zustände  allein  zurück- 
zuführen :  eine  Prokrustesmanier  ^).  Meine  Abweichungen  sind  end- 
lich, in  Zusammenhang  mit  dem  eben  Gesagten  und  nach  den 
früheren  Ausführungen  vor  Allem  psychologischer  Art. 

Wesentlich  daraus  folgt  fOr  mich  die  Unmöglichkeit,  dem  Socialismus  in 
seinen  m.  £.  ?or  Allem  psychologisch  anhaltbaren  Gonsequenzen  beztlglich  der 
Weiterentwicklung  ?on  Yolkswirthschaft  und  Rechtsordnung  und  in  seinen  „zukunftstaat- 
lichen'* Phantasieen  mich  anzuschliessen.  Ich  kann  nicht  zugeben,  dass  hier  der 
Socialismus  den  Weg  „?on  der  Utopie  zur  Wissenschaff*  (Fr.  Engels^  schon  zurück- 
gelegt hat,  sondern  finde  ihn  noch  tief  in  der  Utopie  stecken  geblieben.  Das  hindert 
mich  nicht,  auch  hier  Einzelnes  als  erw&genswerth  und  ausfahrbar  anzusehen,  mehr 
als  andere  meiner  Fachgenossen,  oder,  in  der  Terminologie  des  Tages,  „Staats- 
socialist'',  nicht  „voller  (radicaler)  Socialisf'  zu  sein*). 

Auch  alle  diese  Vorbehalte  und  Abweichungen  hindern  mich 
ebensowenig,  den  hohen,  vor  Allem  kritischen  —  aber  nicht  nur 
kritischen  —  Werth  der  deutschen  socialistischen  Hauptlitteratur 
für  die  Fortbildung  der  Politischen  Oekonomie  zur  Socialökonomie 
anzuerkennen.  Die  Schriften  von  Rodbertus,  Marx,  Engels, 
Lassalle  sind  ein  Ferment  ohne  Gleichen.  Die  jüngeren  socia- 
listischen Theoretiker  haben  freilich  im  ausgeprägtesten  und  un- 
günstigsten Maasse,  litterargeschichtlich  betrachtet,  den  Gharacter 
des  blossen  Epigonenthums,    einer  „Schule",  ja  einer  „ver- 

')  Zeuge  des  mehr  noch  Engels  als  schon  Marx,  vollends  aber  beider  ,jUngere 
Schule*',  wie  sie  z.  B.  in  der  ,,Nouen  Zcit'\  in  der  ,,yoIkstribUne''  sich  äussert 

*)  Ich  beziehe  mich  hierfür  ac^r  auf  dies  Werk  auf  meine  beiden  Aufs&tze 
„Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus''  in  der  TUbinger  Zeitschr.  f.  Staatswisseo- 
Schäften,  B.  43,  1887.  eine  polemische  Auseinandersetzung  mit  Röscher  und  besonders 
mit  L.  Stein  zu  Gunsten  des  Staatssocialismus.  S.  ferner  verschiedene  principieUe 
Ausfuhrungen  in  meiner  Finanzwissenschaft,  so  I,  3.  Aufl.  §.  27,  S.  45  ff.,  und  II, 
2.  Aufl.  S.  207  ff.,  381  ff.,  sowie  meinen  Aufsatz  Ober  „sociale  Finanz-  und  Steuer- 
politik'' in  Braun's  Archiv  f.  soc.  Gesetzgebung  ß.  4,  1891  und  meine  Bede  über  das 
neue  socialdcmokratische  Programm  auf  dem  evangelisch-socialen  Gongress  (April  1892). 
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scbolten''  Secte.    Aber  einzelne  Talente,  wenn  auch,  wie  Bebel, 
stark  dilettirende,  fehlen  sieber  aueb  hier  nicht 

Der  flblc  Eiofluss  de6  politischen  Parteilebens ,  der  agitatorischen  Verwerthang 

der  Yissenschaftlichen  Doctrin  tritt  hier  grell  zn  Tage:  eine  Ondoldsamkeit  gegen  alle 

anderen  Richtungen,  gegen  die  ^Bonrgeoisdkonomen*',  ein  bomirtes,   hochmttthiges 

Absprechen  Hber  alles,  was  nicht  auf  den  Socialismos  ab  Wissenschaft  schwOrt,  eine 

VeihShnang  aller  abweichenden  Meinungen,  die  aach  immer  nur  auf  Mangel  an  Con- 

Sequenz  oder  an  geistiger  F&higkeit  oder  gar  an  moralischem  Mathe  zurückgeführt 

wadtn.    Auch  hier  sind  es,  wie  gewöhnlich,   die  Jüngsten,  „die  Neusten,  die  am 

Meistoi  sich  erdrensten^,  —  wieder  der  alte  gemeinsame  Zug  des  „Menschenthums**. 

Das  giebt  nicht  gerade  einen  gaten  Vorgeschmack  fUr  die  „Freiheit  der  wissenschaft- 

ficben  FoTschong**   im   socialistischen  Zakunftsstaate  und  fUr  den  wissenschaftlichen 

Fortschritt   in    diesem,   —   und  eine  Weiterentwicklung  in   Wissenschaft  und  Leben 

vQrde  doch  auch  gerade  nach  der  „Efolntionstheorie"*  und  „materialistischen  Geschichts- 

aofiEttsong^  hier  eintreten  mflssen!    Es  offenbart  sich  so  schon  die  Gefahr,  dass  der 

Sodalismus  aus  einer  „Wissenschaft"'  eine  —  Glaubenslehre  werde,  der  Lehrsatz 

zum  Dogma,   üebenbei  bemerkt:  diejenige  Seite  des  Socialismus,  welche  auch  prac- 

tisch  die  gel^riichste  Folge  der  socialdemokratischen  Agitation  sein  möchte. 

Wir  beschränken  uns  hier  absichtlich  auf  Angaben  aber  die  deutsche  socia- 
hstische  Dtteratur,  weil  gerade  diese  ftu  die  in  die  Grundlegung  gehörenden 
Fngoi  allgemeinere  Bedeutung  gewonnen  hat  For  die  sonstige,  namentlich  eng- 
lische und  französische,  muss  hier  auf  die  Litteraturgeschichte  rerwiesen  werden. 
Ceber  die  iltere  englische  hat  Anton  Menger  jüngst  neue  Aufschlüsse  gegeben 
(S.  37  Note  1).  Auch  hier  gilt,  was  Eingangs  (§.  1)  ?on  Smith  gesagt  wurde:  Der 
entscheidende  Einfluss  auf  die  Theorie  der  Nationalökonomie  geht  jon  den 
dentschen  Socialisten  aus,  auch  wenn  dieselben  nicht  die  ersten  Vertreter  dieses 
Standpuncts  gewesen  sind,  und  auch  wenn  sie,  was  ich  freilich  bestreite,  an  wissen- 
schaMcber  Bedeutung  unter  den  Fremden,  den  Engländern  und  Franzosen,  stehen 
soQtai. 

Vor  Allen  ist  Rodbertus  zu  nennen,  dessen  fast  s&mmUiche  grösseren  und 
Uein^en,  auch^  wegen  gelegentlicher  Excurse,  die  practischen  und  historischen  Ar- 
bäten  hierher  gehören.  In  allen  finden  sich  geistroUe  geschichtsphilosophische,  echt 
«octalrechtbche  Ausführungen.  Dieselben  behaupten  ihren  Worth  auch  für  denjenigen, 
vdcber,  wie  ich,  in  wichtigen  Prindpiei^puncten  und  Theoremen,  so  in  der  Lehre 
TOB  der  Grundrente,  Ton  der  Krisis,  in  der  Bevölkerungslehre  und  in  den  practischen 
Torschllgen  Bodbortus  Tielfach  nicht  beistimmt  S.  namendich:  „zur  Erkenntniss 
DAserer  staatswirthschaftlichen  Zustände'*,  1.  Heft,  5  Probleme,  Neubrandeoburg  und 
Fnedland  1842.  im  Abriss  ?on  J.  Zell  er,  mit  Anhängen  (auch  dem  1.  socialen 
Brief),  Berlin  1885.  —  Sociale  Briefe  an  t.  Kirchmann.  No.  1—8,  Berlin  1850—51, 
5o.  2  und  3  in  2.  Auflage  noch  ?on  Rodbertus  selbst  besorgt  u.  d.  T.  „zur  Beleuch- 
nag  der  socialen  Frage**,  Berlin  1875;  2.  Aufl.  dieser  Ausgabe,  herausgeg.  von 
Mimtz  Wirth,  Berlin  1890.  Neue  Ausgabe  des  1.  Briefs,  mit  kleinen  Aonderungen 
TOB  Bodbertns  selbst,  in  „Ans  dem  litterarischen  Nachlass  von  Dr.  Carl  Rodbertus- 
iagetzow*,  herausgegeben  von  A.  Wagner  und  Th.  Kozak,  m.  Band,  „Zur  Beleuchtung 
der  socialen  Frage,  Theil  11**,  Beriin  1885,  daselbst  S.  93—192.  In  demselben  Werke 
Band  U,  ^das  Kapital,  4.  socialer  Brief*,  Berlin  1884.  S.  femer  in  Band  III  den  Auf- 
tttz  aos  1887  „Rodbertus'  staatswlrthschaftliche  Ideen  ror  50  Jahren.  Die  Forderungen 
der  arbeitenden  CUssen**,  S.  193 — 223.  Aus  den  kleineren  Schriften  ?on  Rodbertus 
aach  noch:  über  den  Normalarbeitstag,  zuerst  in  der  Berliner  Re?ue  1871,  später  in 
der  Tab.  Ztschr.  f.  Staatswissenschaft  B.  34.  1878,  S.  323  ff.,  nebst  Briefen  ?on  Rod- 
bcftns  und  Petcm  darüber,  und  in  dem  gen.  Werk  ?on  Zeller.  sowie  in  dem  Sammel- 
^^  ^Kleine  Schriften  von  Rodbertus**  herausgeg.  ?on  Moritz  Wirth.  Berlin  1S90. 
Aosdeo  practischen  Arbeiten  7on  Rodbertus  s.  in  der  Schrift  „zur  Erklärung  und 
Abhilfe  der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes**,  2  Theile,  Jena  1869  (auch  in 
2.  Aal  Beriin).  gelegentliche  Excurse,  so  (in  der  1.  Aufl.)  II,  S.  2ß5  ff.  Aus  den 
kistorischen  Arbeiten  über  altrömische  Agrar-  und  Steuerverhältnisse  gleichfalb 
^icarse.  Hildebrand's  Jahrbücher  B.  2,  4,  5,  8,  so  die  Ausführungen  principieller 
Alt  aber  den  Cnterschied  antiker  und  moderner  Voikswirthschaft  (IV,  341 — 350,  V, 
^^  ff.,  VllI ,  437  ff.).    Manches  gerade  auch  für  die  Grundlegung  Beachtenswerthe 
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in  den  Briefen  Ton  Rodbertns,  so  in  denen  an  mich,  in  meinem  Anfeatze  «JÜniges 
von  und  aber  Rodbertas-Jagetzow'\  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  34,  1878, 
S.  199  ff.;  z.  B.  über  die  Behandlung  der  Nationalökonomie  und  Ihrer  Grundbegriffe 
S.  220  ff.,  femer  namentlich  in  den  Briefen  an  Rudolf  Meyer,  von  diesem  heraus- 
gegeben u.  d.  T.  „Briefe  und  socialpolitische  Aufsätze  ?on  Dr.  Rodbertus-Ja^etzow'*, 
2  B&nde,  Berlin  1881  (ohne  Jahreszahl);  s.  auch  ttber  Bodbertus  in  Schmoller  s  Jahrb. 
f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.  des  Deutschen  Reichs,  189],  B.  1  (Autobiographisches  und 
Briefe). 

Aus  der  „Rodbertus-Litteratur'  s.  meinen  vorgenannten  Aufsatz,  meine  Yonrorte 
bezw.  Einleitungen  zu  der  von  mir  in  Verbindung  mit  Schuhmacher,  sp&ter  mit  Kozak 
besorgten  Heraasgabe  von  3  B&nden  „aus  Rodbertus'  litterarischem  Nachlass'';  femer 
Th.  Kozak,  Rodbertus'  socialokonomische  Ansichten,  Jena  ] 882  (daselbst  Uebersichten 
von  Rodbertus'  Publicationen  S.  7  ff.,  357);  G.  Adler,  Studie  über  Rodbertus,  1883; 
H.  Dietzel,  C.  Rodbertus,  2.  Abtheil.  (Leben  und  Socialphilosophie),  Jena  1886/1888; 
Moritz  Wirth,  Rodbertus,  in  der  Allgem.  deutschen  Biographie,  B.  28^). 

Von  den  neueren  Vertretern  des  deutschen  demokratischen  wissenschaft- 
lichen Socialismus  ist  doch  auch  neben  der  überall  mitspielenden  Tendenz  und  den 
Uebertreibungen  der  Kritik  des  Bestehenden  grade  für  die  Fragen  der  Grundlegung 
in  Bezug  auf  den  Aufschluss  der  Erkenntniss  der  thatsächlichcn  wirthschaftlichen 
Entwicklung  und  der  Bedingungen  dafür  und  in  Bezug  auf  ökonomische  Gmndprobleme 
Ausserordentliches  geleistet  worden.  Das  kann,  und  muss  man  m.  E.  ihnen,  wie 
Rodbertus  gegenüber,  anerkennen,  auch  wenn  man  wiederum  vielfach  den  Ergebnissen 
Doctrinen,  ( Werthlehre I)  und  Forderangen  nicht  beistimmt. 

Das  Wichtigste  rührt  von  K.  Marx  her.  Es  genügt  hier,  die  Hauptschriften 
zu  nennen.  S.  namentlich  dessen  „zur  Kritik  der  Politischen  Oekonomie'*,  1.  Heft 
Berlin  1^59.  Dann  daa  Hauptwerk  der  ganzen  betreffenden  Litteratur:  das  Kapital 
Kritik  der  politischen  Oekonomie,  ].  B.  der  Prodoctionsprocess  des  Kapitals,  1.  Aufl., 
Hamburg  1867,  4.  Aufl.  heraosgeg.  von  Fr.  Engels.  1890  2.  B.,  der  Circulations- 
process  des  Kapitals,  nach  Marx'  Tode  von  Engels  herausgegeben,  Hamburg  1885. 
Eiu  Abriss  der  Doctrin  für  den  Zweck  der  Agitation  ist  das  „communistische  Manifest'^ 
von  M  a  r  X  und  E  n  g  e  1  s  1 848  (5.  deutsche  Ausg.  Berlin).  Eine  populäre  Darstellung  lieferte 
ein  jüngerer  socialdemokratischer  Autor  K.  Kautsky,  K.  Marx'  ökonomische  Lehren,  Stutt- 
gart S.  über  Marx  u.  A.  Gross,  K.  Marx,  Leipzig  1885  (erweitert  aus  der  deutschen  Bio- 
graphie). Ebenfalls  K.  Marx,  Elend  der  Philosophie  (Antwort  auf  Proudhon*s  Philosophie 
des  Elends),  Deutsch  Stuttgart  18S5.  —  Vgl.  auch  den  Brief  von  Marx  zur  Kritik  des 


')  Ueber  —  unnütze,  übrigens  von  Rodbertus  durch  unrichtige  Auslassungen 
mit  verschuldete  —  Prioritätsstreitigkeiten  zwischen  Rodbertus  und  Marx  s.  u.  A. 
Fr.  Engels  im  Vorwort  zu  Marx  Capital  B.  II  Hamburg  1885,  S.  VlUff.,  sowie 
in  der  Vorrede  zur  deutschen  Ausgabe  der  Marx'schen  Schrift,  „das  Elend  der  Philo- 
sophie'", Stuttgart  1885,  und  dazu  meine  Bemerkungen  in  der  Einleitung  zum  3.  Bande 
von  Rodbertus  litterarischem  Nachlass  S.  XXVII — XXXI.  Der  Vorwurf  eines  Plagiats 
von  Rodbertns  gegen  den  grossen  demokratischen  Socialisten  ist  nach  Engel's  über- 
zeugender Darstellung  sicher  unrichtig.  —  Ueber  einen  thörichten  Streit,  welcher  sich 
über  Rodbertus'  litterarischen  Nachlass  und  speciell  über  meine  behauptete  Mitschuld 
an  der  Gefahr  von  Verlusten  Rodbertus'scher  Schriften  erhoben  hat,  durch  einen 
überspannten  Rodbertosianer ,  Moritz  Wirth.  Verfasser  eines  anderen  sonderbaren 
Buchs  „Bismarck,  Rieh.  Wagner  und  Rodbertus*',  ein  Schriftsteller  welcher  durch 
seine  kritiklose  Uebertreibung  von  Rodbertus'  Leistungen  und  Bedeutung  dem  von  ihm 
Verehrten  mehr  schadet  als  nützt,  s.  Wirth 's  Pamphlet  „der  drohende  Untergang  des 
Nachlasses  von  Rodbertuä*^  Leipzig  1884  und  darauf  meine  Replik  und  Widerlegonii: 
all  des  Geredes  in  der  Einleitung  zu  B.  III  des  Nachlasses,  S.  XXXIV  ff.,  XLV  ff 
worauf  Herr  M.  Wirth  nichts  Berichtigendes  erwidern  konnte,  freilich  aber  auch 
nicht  so  ehrlich  und  anständig  war,  seine  Insinnationeu  zurückzunehmen.  VrI.  auch 
H.  Dietzel,  das  Problem  des  litterarischen  Nachlasses  von  Rodbertus,  Gonrad's  Jahrb. 
N.  F.  B.  XIIL  Ueber  andere  ebenso  grandiose,  wie  gehässige  Insinuationen  gegen 
mich  und  meine  Beziehungen  zu  Rodbertus  Seitens  Herrn  Rud.  Mcyer^s  vielfach 
in  Noten  in  seinen  „Briefen  u.  s.  w.  von  Rodbertus''  s.  meine  Replik  in  derselben 
Einleitung  S.  XL  ff 
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Gcüaa  PrognmxBS  der  deotsclieii  SocialdemokisUe  (1875)  in  der  ^NeoeD  Zeit'%  1891, 
D,  I.  R  S.  561  ff. 

Sodann  ans  den  neueren  Schriften  ?on  Fr.  Engels,  Herrn  E.  Dohring's  Dm- 
wikvng  der  Wissenschaft  Leipzig  1878,  2.  Aofl.  ZOrich  1885  besonders  2.  und  S.  Ab- 
sdiaitt,  in  den  grossen  nicht -polemischen  Theilen  eine  rein  wissenschaftliche  Fach- 
sdinft,  wohl  das  Bedeutendste,  was  neben  Marx  in  dieser  Richtung  Torliegt.  Der- 
selbe, die  EntwicUong  des  Sodalismns  7on  der  Utopie  zar  Wissenschaft,  Zürich  1883, 
4.  Aol  Berlin  1891,  derselbe,  der  Ursprung  der  Familie,  des  Pri?ateigenthnms  nnd 
des  Staats  (im  Anschlnss  an  Morgan 's  Forschongen).  Zürich,  1.  Aofl.  1884,  Stattgart 
4.  Aol  1892.    Ueber  Engels  und  A.  Nene  Zeit,  XI,  1.  B.,  S.  225  ff. 

Ferner  F.  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  2  Theile,  Leipzig  1^61 
fo.  A.  bes.  I,  195  ff.),  2.  Anfl.  ron  L.  Bocher,  1880,  das  grosse  rechtsphilo- 
soplüscbe  Werk,  die  wissenschaftliche  Haaptleistong  Lassalle's,  ?on  principiellcr  Be- 
deotDog  fflr  die  socialrechtliehe  Auffassung  aoch  der  PriTatrechtsordnung.  Hier 
aUein  ist  Lassalle  originell  und  nur  mit  dieser  Schrift  gehört  er  unter  die  litterarischen 
Sorypbien  des  Socialismus,  neben  Rodbertus,  Marx,  Engels,  lü  seinen  Ökonomischen 
Schriften  hingt  er  wesentlich  7on  Rodl>ertus  und  Marx  ab  und  tritt  ausschliesslich 
oder  aberwiegend  der  Agitator  herror.  Aber  ftlr  die  Gesammtentwicklung  des  Socia- 
bsavs  sind  auch  diese  Streitschriften.  Beden  u.  s.  w.  nicht  zu  übersehen.  Die  wichtigste 
B&d  aoch  wissenschaftlich  l>em6ri(enswertheste  ist  die  gegen  Schulze -Delitzsch  gerichtete, 
aoch  TL  d.  T.  Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1861.  Fast  alle  dieser  kleineren  Schriften 
eitkilten  aber  HierhergehOriges.  Eine  Gesammtausgabo  der  ,JReden  und  Schriften'', 
bennsge^.  im  Auftrage  des  Vorstands  der  soc-dem.  Partei  Deutschlands  von  £.  Bern- 
stein ist  1^92  im  Erscheinen  begriffen.  Vgl  über  Lassalle  und  seine  Beziehungen 
zo  Bodbertus:  Briefe  fon  F.  La^alle  an  C.  Rodbertos,  mit  einer  Einleitung  fon 
A.  Wagner,  Berlin  187S  (B.  I  „aus  d.  litterar.  Nachlass  ?on  Rodbertus*').  Ueber 
Lasstile  u.  A.  Brandes,  F.  Lassalle,  Beriin  1877,  ?.  Plencr,  F.  Lassalle,  Leipzig 
ISM  (ans  der  deutschen  Biographie). 

Die  rier  genannten  Autoren,  Rodbertus  auf  der  einen,  Marx,  Engels,  etwas 
»part  stehend  Lassalle  könnten  wohl  als  „die  Classiker  des  deutschen  wissenschaft- 
Ückea  Sodalismus^^  gelten.  Alles  Andere  hat  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  durch- 
las den  Character  des  Epigonen  th  ums,  auch  die  Schriften  von  Liebknecht,  Bebel, 
Kaatsky,  Schippel,  Bernstein,  den  fielleicht  bedeutendsten  neueren  Aotoren  dieser 
Bi^tufT :  das  Meiste  ist  popularisirende  und  agitatorische  Litteratur.  S.  etwa  R  au  ts  k  y , 
HttaasMoore,  Bebel,  die  Frau  (11.  Aufl.  1891),  derselbe,  Ch.  Fourier,  Schippel, 
das  Doderae  Elend  und  die  moderne  UebenrOlkerung,  und  weiter  die  verschiedenen 
Scbifteo  der  bei  Dietz  in  Stuttgart  erscheinenden  „Internationalen  Bibliothek"  und 
den  sonstigen  socialistischen  Verlag,  dieser  Buchhandlung.  Unter  den  Zeitschriften 
bfio^  die  „Neue  Zeir  (10.  Jahrgang  1891/92),  das  frühere  Richter'sche  Jahrbuch 
der  Sccialwissenschait  und  Socialpolitik,  die  Wochenschrift  „Volkstribüne"  (Berlin) 
Debeo  Populärem  and  Agitatorischem  auch  gelegentlich  Theoretisches,  principielle 
£i<irtenmgen  und  Prot>en  „socialistischer  Philosophie '',  welche  für  die  „ökonomische 
Psychologie^  und  —  den  materialistisch  -  ideologischen  Dogmatismus  des  Socialis- 
Btt  beachtenswerth  sind.  VgL  z.  B.  die  Aufsätze  über  den  Entwurf  des  neuen 
Parteiprogramms  in  der  „Neuen  Zeit"  1891,  XI,  2.  B. 

§.  U.  Dem  Standpancte  dieser  Grundlegung  ver- 
wandte Standpuncte  in  der  Litteratur.  Als  Autoren,  welche 
in  mancherlei  Wichtigerem  und  Principiellem  und  mehr  noch  in 
Nebenponcten  abweichen,  aber  doch  den  hier  in  der  Grundlegung  ver- 
tretenen wenigstens  mehr  oder  weniger  verwandte  Grundanschau- 
QBgen  hegen,  glaube  ich  vor  Allem  A.  Schaf fle,  dann  A.  Lange, 
H.  ?.  Scheel,  H.  Rösler,  F.  Tönnies,  ferner  Juristen  wie 
^•Ibering,  Anton  Menger,  auch  wohl  Gierke  nennen  zu 
illrfen.  Männer,  welche  durchaus  nicht  „Eine  Schule^'  bilden,  noch 
I^Uen  wollen,  einzeln  von  einander  und  von  mir  vielmehr  vielfach 
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sehr  abweichen.    Aber  in  einem  entscheidenden  Puncte  haben  sie 
nnter  sich  doch  wieder  Gemeinsames^  welches  auch  meinen  Stand- 
panct  mit  dem  ihren  verbindet:  Sie  alle,  in  dieser  Hinsicht  den 
Socialisten  ähnlich,   treten   von    der  socialen   Seite,   von   dem 
Interessenstandpnnct   der  Gemeinschaft   an    die  Wirthschafts- 
und  Rechtsfragen  heran,  erkennen  die  gegenseitige  Bedingtheit  von 
Recht,  auch  Privatrecht,  und  Wirthschaft  und  ziehen  daraus  Folge- 
rungen.   Sie  setzen  so  eben,  wie  ich,  an  die  Stelle  der  üblicheo 
älteren,  wesentlich  noch  privatökonomischen  die  social  ökonomische 
Auffassung    der  Volkswirthschaft  und   der  Volkswirthschaftslehre, 
an  Stelle  der  üblichen  individualrechtlichen  die  s  o  c  i  a  1  rechtliche 
Auffassung  alles  Rechts,  auch   des  Privatrechts,  der  Privateigen- 
thums-,   der  Vertragsordnung.     Das   beginnt   allmälig   weiter  zu 
wirken   und  so  jene  allgemeinere  Verschiebung  des  Standpuncts 
in  der  Politischen  Oekonomie  zu  bewirken,  welche  vom  ökonomi- 
schen Individualismus  ab  mehr  zum  Socialismus  hinführt,  ohne  in 
letzteren   auszulaufen.    Jeder  Einzelne  ist  im  Wesentlichen  unab- 
hängig vom  Anderen  zu  dieser  Anschauung  gelangt  und  vertritt  sie 
in  ihm  eigenthtimlicher  Weise,  was  gerade  das  Beachtenswerthe 
ist.     Einem  Jeden  aber  schwebt,    mehr    oder  weniger  klar  und 
folgerichtig,  doch  das  Ziel  vor,  zwischen  Individualismus 
und  Socialismus   eine  richtige  Mittelstellung  zu  ge- 
winnen, auch  wenn  dabei  der  Eine  meint,  noch  auf  dem  Boden 
des  Individualismus  zu  stehen,  der  Andere  sich  vielleicht  selbst 
schon  für  einen  vollen  Socialisten  hält. 

Weil  solche  Auffftssangen  nicht  rein  in  die  eine  oder  die  andere  der  beiden 
doctrin&ren  Schablonen  passen,  unterliegen  sie  leicht,  wie  es  auch  mir  begegnet  ist, 
doppelseitigen  Angriffen  und  werden  7on  dem  Standpuncte  der  ,,Elarheit''  und  — 
Beschränktheit  des  reinen  Individualisten  oder  Socialisten  wohl  der  ,,Unklarheit'%  des 
„Mangels  an  Folgerichtigkeit  selbst  in  Uebertragung  des  Tadels  auf  das  ethische 
Gebiet,  des  „Mangels  an  Muth  der  Ueberzeugung"^  beschuldigt.  Auch  werden  die 
betreffenden  Autoren  wohl  wegen  einzelner,  scheinbar  sich  widersprechender 
Auffassungen  und  Acusserungcn  von  den  Vertretern  der  beiden  gegnerischen  Stand- 
puncte, wenn  das  opportun  erscheint,  for  sich  nndicirt,  was  natürlich  nicht  richtig  ist. 

A.  Schäffle  gehört  mit  seinen  grösseren  und  kleineren  Schriften  hierher,  die 
an  dieser  Stelle  aber  nicht  aUe  aufgeführt  zu  werden  brauchen.  Die  wichtigsten 
für  die  Grundlegung  sind:  das  geseUschaftliche  System  der  menschlichen  Wirthscha^ 
2.  Auflage  (in  Form  und  Fassung  mehrfach  der  Sten  vorzuziehen),  Tübingen  1867, 
S.  Aufl.  in  2  Bänden  eb.  1873;  Kapitalismus  und  Socialismus,  Tübingen  ISTO;  die 
Quintessenz  des  Socialismus,  ursprünglich  ein  Aufsatz,  in  zahlreichen  Auflagen,  (zuerst 
anonym  1874,  neuste  1891)  erschienen,  die  knappste,  formvollendetste  und  klarste, 
das  System  des  Socialismus  als  solchen,  —  nicht  desjenigen  einer  Parteischablone 
oder  eines  einzelnen  Theoretikers  —  die  Voraussetzungen  und  Consequenzen  vOUi|^ 
objectiv  darlegende  Schrift  Schäffle's ,  mit  welcher  der  Verfasser  sich  aber  nicht, 
wie  man  ihm  vorgeworfen,  einfach  als  vollen  und  reinen  Socialisten  bekannt  hat:  zur 
Ergänzung  dazu,  nicht  in  dem  Schäffle  ungerecht  und  gehässig  vorgeworfenen 
Widerspruch    dazu:    die   Aussichtalo^igkeit    der   Socialdemokratic ,   Tübingen    1SS5, 
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4.  A&fl.  1S91.  Das  neuere  bezttgUche  Hauptwerk  Sch&flfle's  ist  der  „Bao  und  Leben 
des  iodalen  £örpers'' ,  encyclop&discher  Entworf  einer  realen  Anatomie«  Physiologie 
and  Psychologie  der  menschlichen  Gesellschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  aaf  die 
ToOsiirthschaft  als  socialen  StoffwechseL  4  B&nde,  Tübingen  1875 — 78,  neue 
AofUge  1880.  Dies  Werk  ist  ein  wahrer  .^socialer  Kosmos",  es  macht  freilich 
nick  Fom  nnd  lohalt  das  Stndiam  nicht  leicht,  enth&lt  aoch  Vieles,  was  ans  dem 
fiikaen  der  Politischen  Oekonomie  weit  heransfälit  und  namentlich  zu  einer  all- 
geseinen  „Sodologie*''  gehört  Wer  einer  solchen  neuen  Wissenschaft,  welche  das  ganze 
GeMOsckafoleben  einheitlich  zusammenfassen  will,  als  einem  überhaupt  und  jedenfalls 
in  der  bisher  rersuchten  Weise  kaum  lOdbaren  Problem  skeptisch  oder  ganz  ablehnend 
ge^ober  steht,  dem  wird  es  nicht  leicht  und  nicht  ttberall  möglich,  Sch&ffle  hier 
zs  folgen.  Auch  die  Uebertragung  der  naturwissenschaftlichen  Entwicklungstheorie 
tnf  das  sociale  Gebiet  und  die  Ziehung  realer  Aoalogieen  zwischen  dem  „Socialen 
Kdq)ef*  und  der  Natur  bilden  neue  Versuche  in  einer  Richtung,  welcher  doch  wesent- 
lidie  principielle  Bedenken  gegenüberstehen.  Man  wird  öfters  bezweifeln  dürfen,  ob 
diesa  geniale  Versuch  Sch&fTle's  das  Berechtigte  eines  solchen  Vorgehens  besser, 
ils  es  frohere  Versuche  gethan,  beweisen  kann.  Auch  ich  vermag  dtun  Verfasser 
hier  Tielfach  nicht  zu  folgen.  Aber  gleichwohl  darf  man  m.  £  auch  hier  nicht  die 
grosse  Förderung  socialer  und  ? olkswirthschaftlicher  Probleme  und  die  mehrfach  durch- 
aas geniale  und  originelle,  wie  auch  immer  anregende  Behandlongsweise  ?erkenuen, 
Teiche  nach  diesem  grossen  Werke  eines  so  eminent  speculatif  und  constructif 
beaalagten  Kopfes  zn  rerdanken  ist  Der  Specialist.  der  ,.exacte  Historiker*  auf  einem 
ÖBzehen  Gebiete,  der  mikrologische  Kritiker  mag  daran,  wie  an  den  andren  grossen 
Weifcen  Schiffles,  leicht  Manches  tadeln,  manches  schiefe,  manchen  falschen  oder 
iLbcralten  Schluss,  auch  Fehler  in  der  Thatsache  finden:  daror  ist  der,  welcher  sich 
aof  ein  kleines  „Forschungs^'gebiet  beschränkt,  freilich  bewahrt  Aber  das  Ver- 
dienst Schiffle's  für  die  Aufdeckung  grosser  leitender  Zielpuncte  und  für  die 
Hrreckang  des  Yerstindnisses  fom  Zusammenhang  socialer  und  wirthschaftlicher 
Veriiiltnisse  sollte  darober  auch  ron  einem  billig  denkenden  und  nicht  bloss  am 
MaissBtab  seiner  eigenen  Anlage,  Arbeitsweise  und  Richtung  Alles  messenden  Kritiker 
nicht  ferkaont  werden.  FOr  die  Nationalökonomie  und  grade  für  Fragen  der  Grund- 
legug  eothilt  der  „Sociale  Körper**  zahlreiche  wichtige  Erörterungen  an  vielen 
Stdlen.  Vomemlich  gehört  der  dritte  Band  (der  sich  auch  als  2.  Aufl.  des  Kapitalis- 
BtsondSocialismus  bezeichnet)  hierher,  besonders  im  12.  Hauptabschnitt  (S.  234—548), 
der  sociale  Stoffwechsel  und  seine  wirthschaftliche  Regelung.  Mit  den  Erörterungen 
<lann  stimme  ich  vielfach  Oberein,  wie  auch  umgekehrt  Schäffle  sich  zu  meiner 
Congthnang  zu  meinen  in  der  Grundlegung  enthaltenen  Auffassungen  öfters  bei- 
stiaaend  iossert  —  Ausser  diesem  Werke  Sch&ffle's  sind  auch  seine  neueren  practischen 
Schiifken  ober  Arbeiterversicherung,  Kreditwesen  wegen  ihrer  ganzen  principiellen 
SteOnngnahme  und  bezüglichen  Ausführungen  hier  ebenfalls  mit  zu  nennen,  so  die 
lacofpontion  des  Hypothekarcredits,  der  corporative  Hil&cassenzwang.  ferner  zahl- 
Riche  seiner  Aufsätze,  besonders  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft, 
ans  lltero'  Zeit  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein.  Manches  steht  in  der  Sammlung 
-gesammelte  Aufsitze**,  2  Bände  Tobingen  1885— 86. —  Von  meiner  ,.8taatssocialisti- 
Kken"  Richtang  weicht  Sch&ffle  mehr  ab.  Einiges  in  unserer  verschiedenen  Stellung- 
lahme zom  Staate  und  zu  dessen  auch  wirthschaftlichen  Aufgaben  mag  sich  psycho- 
logisch mit  der  Verschiedenheit  der  Eindrücke  erkl&ren.  die  Jeder  von  uns  durch 
Kinen  ganzen  Lebensgang,  schon  durch  den  Aufenthalt  in  verschiedenen  Staaten, 
«Thalien  hat  In  Württemberg  bilden  sich  andre  Lebenseindrücke  vom  Staate  als  in 
Pressen.  Aber  trotz  solcher  Differenzen,  vomemlich  über  die  practischen  Mittel  und 
^cfe  der  Socialpolitik  und  einer  überall  von  ..socialen*'  Gedanken  getragenen  Wirth- 
sdttfts-,  ja  aUgemeinen  Politik,  fühle  ich  mich  in  gewissen  Gmndanschauungen  über 
<^  kentige  Volkswirthschaft  und  Ober  deren  Fortentwicklung  und  in  der  objectiv 
kritischen  Stellung  zum  Socialismos  doch  Schäffle  sehr  nabestehend,  mehr  als  fast 
jedem  Anderen  meiner  Fachgenossen.  Es  ist  uns  auch  wohl  beiderseits  geschehen, 
'^Bnvef  mit  den  Socialisten  zusammengeworfen  zu  werden :  mit  Unrecht  Wir  eignen 
vaa  beide  aus  der  socialistischen  Lehre  und  aus  den  practischen  Folgerungen  Manches 
^  aber  immer  „cum  beneficio  inventarii'*  und  suchen  den  Socialismus  ebenso  un- 
^*^en  in  seinen  IrrthOmem  wie  in  seinen  Wahrheiten  zu  erkennen.  — 

SckiSle  (s.  seinen  Kapitalismus  und  Socialismus,  besonders  S.  250  ff.)  hat  das 
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Verdienst,  das  bedeutende  Werk  von  Karl  Mario  (Prof.  Winkelblech),  Unter- 
suchungen über  die  Organisation  der  Arbeit  oder  System  der  Weltökonomie,  wieder 
mehr  in  den  Vordergrund  und  in  die  neuere  Litteraturbewegung  geschoben  zu  haben. 
Dasselbe  erschien  zuerst  1849  ff.,  ohne  wesentlichen  Erfolg  zn  haben  oder  nur  grössere 
Beachtung  zu  finden.  Eine  neue  Ausgabe  da?on  ist  in  Tabingen  1885—86  Teran- 
staltet  worden.  Es  kann  gerade  hier  an  dieser  Stelle  mit  genannt  werden,  wenn  es 
auch  vielfach  anders  steht,  als  die  übrigen  hier  erwähnten  Werke. 

Gewissen  Anschauungen  des  Sch&ff loschen  Socialen  Körpers,  und  zwar  mehr 
auch  in  den  von  mir  nicht  oder  weniger  getheilten,  begegnet  man  in  dem  ImmerhiB 
gedankenreichen,  aber  dilettantischeren  Werke  von  P.  von  Lilienfeld,  Gedanken 
über  die  Socialwissenschaft  der  Zukunft,  Mitau  1873—79.  4  B&nde. 

Der  leider  so  früh  verstorbene  A.  Lange  hat  kein  geschlossenes  System  der 
Socialökonomie,  wie  Sch&ffle,  und  auch  keine  umfassenderen  zusammenhängenden,  das 
Gesammtgebiet  der  Grundlegung  behandelnden  principiellen  Erörterungen  hinterlassen, 
was  grade  bei  diesem  ausgezeichneten  Autor  sehr  zu  bedauern  ist  Aber  vieles 
eiuzelne  Hierhergehörige  ist  vorhanden,  besonders  in  seiner  Schrift  „Mill's  Ansichten 
über  die  sociale  Frage  und  die  angebliche  Umwälzung  der  Socialwissenschaft  durch 
Carey*',  Duisburg  1866;  in  der  „Arbeiterfrage'',  1.  Aufl.  1805,  namentlich  3.  Aufl. 
Winterthur  1875*)  (4.  Auflage,  Vorwort  von  Bleuler  1879),  der  bedeutendsten 
deutschen  Arbeit  hierüber;  in  Lange's  Geschichte  des  Materialismus,  3.  Aufl.  Iser- 
lohn 1877,  n,  453  ff.  (Volkswirthschaft  und  Dogmatik  des  Egoismus).  Als  eigentlicher 
voller  Socialist,  wie  es  wohl  geschehen,  kann  Lange  doch  nodi  nicht  bezeichnet 
werden.  S.  über  ihn:  Ellissen,  F.  A.  Lange,  eine  Lebensbeschreibung.  Leipzig  1891, 
besonders  in  dem  Kapitel  ,,Lange  als  Socialpolitiker*',  S.  228  ff.  Dieses  hübsche  Buch 
wird  freilich  dem  Menschen  mehr  als  dem  Nationalökonomen  (und  als  vollends  dem 
Philosophen  Lange)  gerecht,  doch  ist  auch  das  genannte  Kapitel  nicht  übel. 

U.  V.  Scheel  gehört  mit  manchen  seiner  früheren  kleineren  Schriften,  Auf- 
sätze und  Kritiken  hierher,  in  welchen  sich  immer  die  Vorzüge  dieses  Auton:  Klau*- 
heit,  principiello  Schärfe,  Knappheit  der  Form  zeigen.  Sie  liefern  manchen  brauch- 
baren Baustein  zu  einer  socialökonomischen  und  socialrechtlichen  Behandlung  der 
Volkswirthschafltslehre,  ihrer  Grundbegriffe,  sowie  zur  Kritik  der  wirthschafüichea 
Ruchtsordnune^  und  der  Reform  der  letzteren.  S.  seine  Theorie  der  socialen  Frage, 
Jena  1871  ;  Erbschaftssteuer  und  Erbrechtsreform,  2.  Aufl.  Jena  1878^);  volkswiith- 
schaftliche  Bemerkungen  zur  Reform  des  Erbrechts,  in  Hirth's  Annalen  1877,  S.  97 ; 
Eigenthum  und  Erbrecht,  Berlin  1877;  unsere  socialpolitischen  Parteien,  Leipzig  1S7S. 
Ausserdem  manche  kleinere  Aufsätze  und  Kritiken,  besonders  in  Hildebrands  Jahr- 
büchern. Zu  vergleichen  auch  die  beiden  Abhandlungen  v.  ScheeKs  im  Schönberg'schen 
Handbuch  der  Politik.  Oekon.  (3.  Aufl.  B.  I)  über  die  politische  Oekonomie  als  Wissen- 
schaft und  über  Socialismus  und  Communismus. 

H.  Rösler  hat  das  doppelte  Verdienst,  in  der  neueren  deutschen  antiindi- 
vidualibtischen  litterarischen  Bewegung  zuerst  mit  grösserer  Schärfe  gegen  den 
Smithianismns  principiello  Angriffe  gerichtet  und  ferner  das  Rechtsmoment  in 
den  Wirthschaftsbegriffen ,  die  nothwendige  sociale  Seite  in  aller  Rechtsordnang, 
auch  im  Privatrecht,  stärker  betont  zu  haben.  Ersteres  vornemlich  in  der  allerdin^ 
wohl  manchfach  das  Ziel  überschiessenden  Schrift:  „über  die  Grundlehren  der  von 
A.  Smith  begründeten  Voikswirthschaftstheorie'',  Erlangen  1868,  2.  Aufl.  1871;  letztres 
besonders  in  seinem,  von  der  individualistisch  -  liberalen  Doctrin  (auch  des  öffentlichen 
Rechts)  begreiflich,  aber  im  Ganzen  mit  Unrecht  abgelehnten  Lehrbuch  des  deutschen 


')  Gegen  den  naiven  Vorwurf  des  prätentiösen  deutschen  Gewerkvereinstheoretikers 
L.  Brentano  (Arbeitsverhältniss  gemäss  dem  heutigen  Recht,  Leipzig  1876,  S.  V), 
Lange  habe  es  versäumt,  „sein  Buch  entsprechend  der  durch  Brentano's  Arbeit  er- 
langten Erkenntniss  neu  durchzuarbeiten'',  m.  a.  W.  Lange  habe  nicht,  gleich  Brentano« 
in  der  Ge  werk  Vereinsorganisation  der  Arbeiter  nach  englischem  Muster  die  Panacee 
für  die  Lösung  der  „Arbeiterfrage''  gefanden,  habe  ich  Lange  schon  in  einer  Be- 
sprechung des  Brentano'schen  Buchs  in  der  Jenaer  Litteraturzeitung  1877  v.  5.  Mai 
in  Schutz  genommen.  Nach  Gang  der  Dinge  und  Erfahrungen  seitdem  würde  es 
wohl  kaum  mehr  nothwendig  sein. 

*)  Vgl.  meine  Finanzwissensch.  B.  2.  2.  Aufl.  S.  568,  5^8  ff. 
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Fenriltangsrechts,  1.  B.  das  sociale  Verwaltangsrecht,  2  Abtheilongen  (1.  Einleitang. 
Peno&enredit,  Sachenrecht,  2.  Berafsrechtf  Erwerbsrecht),  Erlangen  1872/1^73.  Es 
tntt  bei  BQaler  vielleicht  das  joristische  Moment  ror  dem  ökonomischen  zn  sehr  her- 
ror,  aber  die  sociale  Seite  des  Bechts  wird  in  vielen  einzelnen  treffenden  ErOrterongen 
fst  betont  and  begründet  In  dieser  Aoffassong  stimme  ich  Rdsier  bei,  wenn  ich  * 
Bich  aach  nicht  immer  seinen  Ergebnissen  anschliessen  kann.  S.  von  ihm  noch  die 
Erörteraogen  Qber  die  Gesetzmässigkeit  der  Tolkswirthschaftlichen  Erscheinungen  in 
Hiith^s  Annalen  1875  und  seine  Vorlesongen  aber  Volkswirthschaft,  Erlangen  1S78. 
{Seine  Grands&tze  der  Yolkswirthschaftslehre ,  Bostock  1864.  stehen  noch  anders  als 
seiiie  spiteren  Schriften  und  bieten  nichts  Besonderes). 

Ton  dem  jüngeren  Philosophen  F.  Tönnies  (Kiel)  rtthrt  eines  der  tiefstgrOndigen 
socialphilosopbischen  Werke  der  neuesten  Zeit  her:  Gemeinschaft  und  Gesellschaft, 
Abhandl.  d^  Communismus  und  Socialismus  als  empirischer  Culturformen,  Leipzig  1887. 
Eia  Werk,  das  dorch  seine  höchst  abstracto  Form  und  seine  schwere  Darstellungs- 
vdse  auch  dem,  welcher  sorgfältig  dem  Verfasser  auf  seinen  Gedankengängen  zu 
folgen  sucht,  i^rosse  Hohe  des  Verständnisses  macht,  aber  diese  Mühe  auch  lohnt. 
Es  behandelt  romehmlich  die  Organisationsfragen  der  Volkswirthschaft  in  Verbindung 
mit  den  päychologischen  Factoren  und  vertritt,  in  näherem  Anschluss  an  Marx  und 
Gieike,  auch  tob  Schäffle  und  mir  berührt,  eine  Auffassung  der  gesellächaftlichcn 
iiid  Tolkswirthschafüichen  Entwicklung,  welche  die  tieferen  Grundzüge  der  letzteren 
trefflich  dariegt,  freilich  in  abstract  deducirender  Weise  mehr  als  in  historisch  de- 
scribirender.  Eioen  Versuch«  den  gedankenvollen  Inhalt  des  Werks  durch  Zusammen- 
jiehiBf  und  andere  Fassung  leichter  zugänglich  zu  machen,  hat  Baltzer  in  der 
Schrift  „F.  Töooies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft*',  Berlin,  1890  gemacht^). 

unter  den  Juristen  hat  kein  Geringerer  als  der  grosse  Romanist  von  Ihering, 
ifi  Anknüpfung  an  sein  berühmtes  Werk  „Geist  des  römischen  Rechts*',  in  seinem 
Boche  „der  Zweck  im  Recht"  (B.  1,  Leipzig  1878,  2.  Aufl.  1884,  B.  2,  eb.  1883, 
2.  Aal  1886)  eine  meiner  ,^cialrechüichen"  ähnliche  Auffassung  des  Rechts  und 
seines  Verhältnisses  zum  Wirthscha^Ieben  vertreten.  Meine  in  der  1.  Auflage  dieser 
Gnndlegong  (S.  500  Note  1)  ausgesprochene  Hoffnung  ist  dadurch  glänzend  in 
ErfoIlaDg  gegangen.  Ihering  erörtert  (s.  ,^weck".  I.  Kap.  8)  ebenfalls  aus  den 
Bedingungen  des  Gemeinschaftslebens  heraus  die  Freibeits-  und  Eigeu- 
ünoBsfrigen,  im  Wesenüichen  in  Uebereinstimmung  mit  meiner  in  der  Grundlegung 
niedergelegten  Grnndanschauung  (s.  a.  a.  0.  S.  511).  Besonders  wichti/^  für  die 
nttkmalfikonomische  Eigenthumslehre  ist  Ihering's  Auffassung  des  Eigcnthums.  Siehe 
darfiber  auch  im  „Geist"  I.  3.  Aufl.  S.  7.  Beachtenswerth  für  die  unten  im  1 .  Kap. 
des  1.  Bachs  behandelten  Puncto  die  Erörterungen  über  Zwecke  und  Motive  als 
Mflcbel  der  socialen  Bewegung**  in  B.  1.  des  *,Zwecks.**  —  unter  sonstigen  Romanisten 
sei  fftr  verwandte  Gesichtspuncte  J.  Baron  genannt,  in  Erörterungen  über  Erbreclit, 
uch  in  einer  Besprechung  der  1.  Aufl.  dieser  Grundlegung  in  Pözl's  kritischen 
Tierteljahischr.  1877. 

Der  germanistischen  Jurisprudenz  und  ihren  Vertretern  lag  eine  „social- 
rechthche^  Auffassang  auch  des  Privatrechts  von  vornherein  näher  und  findet  sich 
<l^er  hier  auch  mehr.  Die  vollen  Consequenzen  haben  aber  auch  die  Germanisten 
Dicht  immer  gezogen.  Das  Uauptverdienst  hat  sich  hier  G.  Gierke  in  seinem  grossen 
stipeaden  Werke,  das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  3  Bände  1S68 — 81.  erworben, 
vdches  durch  Verbindung  des  juristisch  -  constructiven  und  dogmatischen  mit  dem 
histoosch-describirenden  Element  grade  für  die  in  die  socialökonomische  Grundlegung 
gehdrende  principielle  Erörterung  von  besonderem  Werthc  ist.  Jüngst  hat  Gierke 
äodaoD  dorch  seine  scharfe  eingehende  Kritik  des  Entwurfs  des  deutschen  bürgerlichen 
l^oetzbachs  (zuerst  in  Schmollers  Jahrbuch,  1888,  dann  auch  selbständig  erschienen) 
äch  wesentlich  auf  einen  ausgesprochen  socialrechtlichen  Standpnnct  gestellt  und  die 
^iperifidividuali^ische.  romanisirende  Tendenz  dieses  Entwurfs  treffend  gekennzeichnet 

^  S.  eine  gute  üebersicht  des  Gedankengangs  der  Tönnies'schen  Schrift  in  der 
BegprechuDg  von  Schmoller,  in  dessen  Jahrbuch  1888,  XII,  717—719,  mit  richtiger 
AMtfceADong  des  W^erths  des  Buchs,  nur  unter  der  den  historischen  Nationalökonomen 
aWichen  R^rve  hinsichtlich  der  Methode.  Allein  grade  hierin  zeigt  das  Tönnies'sche 
Voi.  diss  man,  wenn  auch  unter  Mitbenutzung  der  historischen  Arbeiten  (Gierke). 
M  einen  solchen  Gegenstand  auch  erfolgreich  ganz  anders  behandeln  kann. 
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und  bekämpft:  wahrscheinlich,  wie  einzelne  andere  ähnliche  Versuche,  ohne  ent- 
sprechenden Erfolg  ftlr  die  Umgestaltung  jenes  Entwurfs,  aber  ein  Zeichen  der  Zeit, 
dass  doch  auch  unter  den  Lehrern  des  Privatrechts  die  socialökonomischen  und  social- 
rechtlichen  Auffassungen  immer  mehr  getheilt  werden. 

Noch  bestimmter  und  mit  grösserer  Annäherung  zu  socialistischen  Auffassungen, 
tritt  dies  bei  dem  Juristen  Anton  Menger  (dem  Bruder  des  Nationalökonomen 
Karl  Menger)  hervor.  Derselbe  hat  in  seiner  vorzaglichen  Schrift  „das  Recht  auf 
den  vollen  Arbeitsertrag  in  geschichtlicher  Darstellung'',  Stuttgart  1887,  2.  Aufl.  1891, 
den  Zweck  verfolgt,  „die  Grundideen  des  Socialismus  vom  juristischen  Standpuncte 
aus  zu  bearbeiten,''  worin  er  mit  Recht  die  wichtigste  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie 
unsrer  Zeit  erblickt  Er  hat  ferner  speciell  einmal  vom  Anschauungs-  und  Interessen- 
standpunct  der  unteren  arbeitenden  Classen  eine  Kritik  an  dem  Entwürfe  des  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  getobt,  welche  da  und  dort  wohl  Schiefes  enthält  (z.  B.  in 
der  Frage  der  unehelichen  Geburten),  aber  in  Vielem  berechtigt,  im  Ganzen  höchst 
bemerkenswerth  ist.  S.  Menger 's  Arbeit  im  Braun*schen  Archiv  für  sociale  Gesetz- 
gebung lb89/1890  B.  II  und  III:  „Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen  Volks- 
classen'*  (auch  selbständig  erschienen).  Eine  Arbeit  von  grundlegender  Bedeutung 
für  die  socialrechUiche  Auffassung  auch  des  Privatrechts. 

In  diese  socialrechtliche  Richtung  gehören  auch  die  Schriften  A.  Samter's, 
die  den  dilettantischen  Character  nicht  verleugnen  können,  den  begreiflich  nament- 
lich juristische  Recensenten  gerügt  haben,  aber  doch  manches  Beachtenswerthe  bieten, 
dessentwegen  Samter  wohl  einige  Schwächen  zu  Gute  gehalten  werden  könnten.  Siehe 
seine  SociaUehre,  Leipz.  1875.  sein  gesellschaftliches  und  Privateigenthum,  Leipz.  1877 
(darüber  und  über  meine  im  Resultate  abweichende  Stellung  zur  Grundeigenthumfrage 
meine  Anzeige  in  der  Jenaer  Litteratur-Ztg.,  31.  März  1877);'  dann  sein  Hauptwerk, 
das  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung,  Jena  1879.  —  S.  sonst  etwa  noch: 
A.  Lindwurm,  das  Eigenthumrecht  und  die  Menschheitsidee  im  Staate,  Leipz.  1878. 

§.15.  Die  deutsche  historisch-Dationalökonomis che 
Richtung.  In  dieser  steht  gesondert  für  sich,  aber  gehört  doch 
mit  hierher  und  sogar  an  die  Spitze  Friedrich  List.  Sonst 
sind  in  dieser  Richtung  zunächst  die  ältere,  yornemlich  durch 
W.  Röscher,  K.  Knies,  theilweise  auch  noch  durch  Br.  Hilde - 
brand  vertretene,  auch  in  der  Gegenwart  noch  zahlreiche  jttngere 
Fachmänner  umfassende  und  die  jttngere  Schule ,  voran 
6.  Schmoller  und  die  ihm  Näherstehenden,  in  mancher  Hinsicht 
und  zumal  für  uns  hier  in  diesem  Werke  auseinander  zu  halten. 
Gewisse  allgemeinere  Auffassungen  und  Forderungen  sind  von  der 
älteren  Richtung  zuerst  ausgegangen,  werden  von  der  jttngeren 
festgehalten,  aber  weitergeführt  und  sind  auch  von  Fachmännern 
ausserhalb  der  im  engeren  Sinne  „historischen'^  Schule  der  National- 
ökonomie, auch  im  Ganzen  vom  Verfasser  dieses,  angenommen 
worden.  Die  jöngere  historische  Schule  steht  in  der  Frage  der 
Methode  und  der  Aufgaben  unserer  Wissenschaft  dagegen 
mehrfach  andeis.  Sie  neigt  ferner  zu  einer  Vermischung  von  con- 
creter  Wirthschaftsgeschichte  und  Politischer  Oekonomie,  zu  einer 
zu  weitgehenden  Ablehnung  der  älteren  britischen  Dogmatik  als 
einer  Grundlage  für  die  eigentliche  wirthschaftliche  Theorie,  zu 
einer  Verkennung  des  Unterschieds  von  concreter  Wirthschafts- 
geschichte  und  „specieller"  oder  „practischer"   Nationalökonomie 
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(„Volkswirthsehaftspolitik'^)  als  eines  eigenen  Hanpttheils  der  Poli- 
tischen  Oekonomie,  ja  selbst  zu  einer  Verwischung  des  Unterschieds 
in  Aufgaben ,  Methoden ,  Bebandlnngsweise  zwischen  Wirthschafts- 
gcschichte  und  Winhschaftstheorie  („theoretischer**  Nationalökono- 
mie)'). Soweit  diese  Tendenzen  der  jflngeren  historischen  Schule 
henortreten,  stehe  ich  denselben  auch  in  diesem  Werke,  wie  über- 
haopt;  ablehnend  gegenüber. 

Friedrich  List  hat  das  grosse  Verdienst,  den  nationalen 
Standpunct  der  Politischen  Oekonomie  vor  dem  kosmopoli- 
tischen der  britischen  Doctrin  mit  Schärfe,  wenn  auch  mit  grosser 
Einseitigkeit,  hervorgehoben  zu  haben.  Er  stellt,  in  echt  histo- 
rischer Auffassung,  zwischen  Individuum  und  Welt  Nation,  Land 
und  Staat,  zwischen  die  Einzel-  und  die  Weltwirthschaft  die  natio- 
nale Volkswirthschaft  und  deckt  die  allgemeinen  historischen  Ent- 
wiekloogsbedingungen  der  letzteren  auf. 

Seine  fiel  zu  schablonenhafte,  aber  einen  richtigen  Kern  enthaltende  Lehre  ?on 
folksrirthschaltiiclien  Entwicklongsstofen ,  ?on  den  ?olksw1rthschaftlicben  Prodacti?- 
blften  ood  derea  Entwicklongöbedingangen,  Ton  der  Bedeatang  der  gesellschaftlichen, 
politischen,  borgerlichen  Institutionen  und  Gesetze  neben  und  zom  Theil  for  den  In- 
diridotn,  Natnifoods,  Kapitalien  für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  seine  prin- 
dpielle  Anffaäsnng  von  Freihandel  and  SchntzzoU  als  historisch  bedingter  handels- 
politiscber  Systeme,  —  dies  und  manches  Andre  zeugen  ?om  Geiste  richtiger  und 
grosäirtiger  wahrhaft  historischer  Anschauung  und  Erfassung  des  Wirthschaftslebens. 
Iisofem  ist  List  nicht  nur  ein,  sondern  einer  der  grOssten  „historischen*^  National- 
(kobOBeo,  wenn  auch  weniger  Gelehrter,  als  Politiker  und  Agitator,  wie  G.  Schmoller 
Bit  B«cht  bemerkt.  Die  Mängel  seiner  Methode  und  Beweisführung,  die  Verkennung 
^  Bedingungen  eines  wahren  historischen  Inductionsbeweises  in  den  Abrissen  der 
cflBcretdt  handelspolitischen  Geschichte  und  zahlreiche  andere  Schwächen  in  der  Be- 
vo^Ükniog  und  Schlnssziehong  können  ihm  diesen  Ruhm  nicht  nehmen.  Gerade  die 
aatiooale  Auffassung  der  Volkswirthschaft  im  List'schen  Sinne  ist  zugleich  eine 
ockt  historische.  Bemerkenswerth  ist  nur,  dass  List  (was  auch  neuere  Kritiker  wie 
Qttber;  und  Scbmoller  übersehen)  noch  wenig  von  der  heutigen  eigenüich  social- 
Politischen  Ajischauung  berührt  ist  Auch  ihm  steht,  wie  der  von  ihm  so  bitter 
(^«^pften  britischen  Oekonomik,  das  Productionsproblem  und  die  Förderung  des 
ProdocöoBsioteresses  noch  ganz  im  Vordergründe;  in  den  Mitteln  zum  Ziele,  nicht  im 
Ziele  selbst  weicht  er  rom  Smithianismus  ab.  Das  Vertheilungsproblem  vernachlässigt 
^  oder  behandelt  es  in  der  ungenügenden  Weise  der  Früheren.  Auch  darin  zeigt 
^,  welche  Förderang  der  theoretischen  Erkenntniss  eben  doch  erst  dem  Socialismns, 
liebt  der  historischen  Schule  zu  verdanken  gewesen  ist.  Id  Betracht  kommt  hier 
^  die  Grundlegung  namentlich  List's  Hauptwerk,  das  .,nationale  System  der  Poli- 
tiscben  Oekonomie'%  1.  Aufl.  Stuttgart  1841 ,  7.  Aufl.  mit  historischer  und  kritischer 
ßÄleitUDg  von  Eheberg,  eb.  188S. 

Die  ältere  deutsche  historische  Schule  stellt  eine  Reaetion 
^^gen  Einseitigkeiten  der  britischen  Oekonomik  (insularer 
^  continentaler  Richtung)  dar. 

Solche  Einseitigkeiten  sind,  um  mit  Bosch  er  und  Ingram")  zu  reden,   eine 

^'  S.  dagegen  auch  Knies,  Polit  Oekon.  2.  A.  Vorwort  S.  VIL 
*)  Boscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nationaiökonomik  S.  912  ff".;  über  die  extreme 
^»che  indiridualistische  Richtung  S.  1014  ff.  Ingram,  nothwendige  Keform  d.  Volks- 
»wksckJehre,  deutsch  r.  Scheel,  Jena  1879;  ders.,  Gesch.  d.  Volkswirth.Iehre  S.  267  ff. 
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ZD  ausschliessliche  Neigung  zu  und  Werthlegung  auf  die  abstracte  Deduction,  nament- 
lich in  der  Ricardo'schen  Richtung;  eine  schon  in  der  Theorie,  vollends  in  practischen 
Fragen  zu  weit  gehende  Isolirung  und  Loslösung  der  ökonomischen  7on  den  mit  ihnen 
Tericnüpften  sonstigen  socialen  Erscheinungen;  die  zu  absolute,  statt  der  richtigen 
historisch  relativen  Beurtheilung  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  Einrichtungen 
und  Lösung  der  wirthschaftspolitischen  Fragen;  die  fielfach  falsche,  namentlich  viel 
zu  optimistische  Beurtheilung  der  freien  Goncurrenz  und  ihrer  Folgen  und  die  viel 
zu  weit  gehende  Verdrängung  des  Staats,  seiner  Thätigkeit,  seiner  regulirenden  Wirth- 
schaftsordnung  aus  der  Yolkswirthschaft. 

Hier  ist  die  historische  Sehnte  im  Ganzen  im  Recht  mit  ihren 
abweichenden  Auffassungen  und  Forderungen.  Aber  hier  und  da 
auch  schon  in  ihrer  älteren,  vollends  in  ihrer  neueren  Periode  reagirt 
sie  in  Betreff  der  Methode  der  Politischen  Oekonomie  wieder  etwas 
zu  stark,  unterscheidet  sie  in  Betreff  der  Aufgaben  zwischen  denen 
der  Theorie  und  der  Volkswirthschaftspolitik  nicht  immer  richtig 
und  klar  und  wirft  sie  der  ganzen  britischen  Doctrin  Manches 
vor,  was  nur  an  einzelnen  Anhängern  derselben  zu  tadeln  und  wohl 
öfters  begleitende  Erscheinung,  aber  nicht  noth wendige  Folge  dieser 
Doctrin,  deren  Methode^  Auffassungsweise  ist. 

Beizustimmen  ist  der  historischen  Schule  wohl  in  dem  Verlangen,  dass  grössere 
Vorsicht  angewendet  werde  bei  der  Generalisirnng  in  der  Theorie,  bei  der  Au&tellung 
der  Voraussetzungen  des  deductiven  Verfahrens,  vollends  bei  der  Debertragung  solcher 
Schlüsse  der  Theorie,  welche  nur  unter  angenommenen  oder  nachgewiesenen  Voraus- 
setzungen richtig  sind,  auf  die  Verhältnisse  des  concreten  wirthschaftlichen  Lebens, 
liicht  minder  werden  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  mit  Recht  in  ihrem  ge- 
schichtlichen Entwicklungsprocess  als  etwas  Werdendes  und  sich  Veränderndes  ver- 
folgt und  wird  die  Aufhellung  und  Erklärung  dieses  Processes  als  eine  der  Aufgaben 
der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  angesehen.  In  practischen  Fragen  wird 
gleichÜBills  mit  vollem  Rechte  der  «.Absolutismus  der  Lösungen"  (Knies)  verworfen  und  bei 
der  Entscheidung  solcher  Fragen  dem  Relativitätsprincip  gehuldigt.   S.  u.  B.  1,  Kap.  2. 

Eine  grössere  Verschiedenheit  der  Ansichten  besteht  zwischen 
uns  und  nicht  der  älteren,  namentlich  der  von  W.  Röscher  ver- 
tretenen,  wohl  aber  der  jüngeren  historischen  Richtung  hinsichtlich 
der  ,,Theorie''  und  der  dogmatischen  Fassung  dieser 
Theorie  in  unserer  Wissenschaft,  sowie  hinsichtlich  des  Werths  der 
Theorie  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik. 

In  der  jüngeren  Richtung  finden  sich  —  freilich  bei  ihren  Anhängern  bisher 
niemals  ganz  klar  entwickelte  —  Ansichten  ttber  das  Wesen  einer  nationalokonomischen 
Theorie  und  über  die  erkenntnisstheoretischen  Bedingungen  der  Aufstellung  einer 
solchen,  welchen  ich  nicht  beizutreten  vermag.  Die  britische  Oekonomik  hat  hier 
nicht  nur  ungleich  klarer  die  Aufgabe  und  die  Bedingungen  zu  ihrer  Lösung  erkannt, 
sondern  auch  bereits  das  Wesentlichste  für  den  Auf-  und  Ausbau  der  Theorie  ge- 
leistet. Gewiss  ist  ihre  Methode  vieler  Verbesseruogen ,  ihre  Beweisführung  tieferer 
psychologischer  und  historischer  Begründung  bedürftig,  aber  auch  fähig.  Der  Haupt- 
mangel der  Theorie  und  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik  liegt  in  der  Verkennung 
des  historischen  Characters  des  privatwirthschaftlichen ,  auf  freier  Goncurrenz  be- 
ruhenden Verkehrssystems.  Mit  diesem  Mangel  verbindet  sich  der  weitere,  dass  die 
britische  Oekonomik  die  „Volkswirthschaff*  in  diesem  privatwirthschaftlichen  Verkehrs- 
system aufgehen  lässt,  daher  durch  eine  Theorie  dieses  letzteren  bereits  eine  Theorie 
der  Volkswirthschaft  gegeben  zu  haben  glaubt.     Allein  diese  beiden   Mängel  lassen 
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äch  sehr  Tohl  bericlitü:en,  ohne  dass  ihretwegen  kurzweg,  mit  historischen  Nationalöko* 
aooeo  der  jongereo  Schule,  die  Theorie  und  Dogmatlk  der  britischen  Oekonomik  als 
renBeintiich  Töllig  reraltete  Schulconstractionen  auf  durchaas  unhaltbarer  Grundlage, 
eiofich  fallen  gelassen  werden  mttssten. 

Nach  unserer  Ansicht  dürfen  die  britische  Theorie  und  Dogmatik 
QDter  bestimmten  Voraussetzungen  einen  grossen  und 
dauernden  Werth  beanspruchen.  Sie  haben  im  Wesentlichen 
richtig  den  Knochenbau,  die  entscheidenden  Hauptpuncte  und 
GnmdzUge  der  Statik  und  Dynamik  des  privatwirthschaftlichen 
Verkehrssystems  aufgedeckt  und  verstehen  gelehrt,  unter  den  recht- 
liehen  und  den  psychologischen  Voraussetzungen,  welche  im  Ganzen 
in  Verkehrsgesellßchaften  entwickelter  Culturvölker,  wie  der  mo- 
dernen, vorliegen.  Was  ttbersehen  oder  nicht  genügend  beachtet 
oder  falsch  gewürdigt  wurde,  war,  dass  diese  beiderlei  Voraus- 
setzungen in  der  concreten  Wirklichkeit,  auch  heute  bei  uns,  nie- 
mals 80  genau  und  allgemein  zutreffen,  wie  in  der  theoretischen 
Analyse  der  EIrscheinungen  und  in  der  Beweisführung  angenommen 
wird,  sowie  dass  jene  Voraussetzungen  überhaupt  nicht  in  dem 
Maasse  constante,  wie  man  annahm,  sondern  immer  mehr  oder 
weniger  variable,  einigermaassen  historische,  nicht  abso- 
lute, Eategorieen  sind. 

Die  Vorgänge  selbst  im  privatwirthschaftlichen  Yerkehrssystem,  sogar  einer  be- 
ätiiBiaten  Zeit  in  «einem  bestimmten  Lande,  ToUends  in  der  aüimäligen  Entwicklung 
<lieäes  Systems  sind  daher  auch  nicht  so  einfach  mechanisch  zu  erklären,  wie  die 
Tbeone  and  Dogmatik  der  britischen  Oekonomik  es  zu  thnn  versuchen.  Das  Moment 
da  „ZoT  (Zeityerlauf,  Zeitdauer)  spielt  z.  B.  eine  weit  grössere  RoUe,  als  hier  früher 
nel&cb  angenommen  wurde,  wie  jüngst  aber  auch  von  Männern,  wie  Marshall, 
vckhe  ihnlich  wie  ich  zu  diesen  Fragen  der  Theorie  und  Dogmatik  stehen,  voll- 
loBisefi  anerkannt  wurde.  Zumal  die  Vorgänge  der  Yolkswirthschaft  kann  man 
iihtT  nicht  nach  den  einfachen  mechanischen  Principien  der  zu  einseitig  privatwirth- 
^cUftlichen  Theorie  der  britischen  Oekonomik  allein  erklären. 

Berichtigt  man  diese  Mängel,  was  nicht  bloss  nach  den  Gesichts- 
pimcten  der  historischen  Nationalökonomie,  sondern  recht  wohl 
aus  dem  Geiste  der  britischen  Oekonomik  selbst  heraus  möglich 
ond  anch  schon  geschehen  ist,  so  entzieht  man  der  Kritik  des 
.  j&ngeren  Historismus  den  Boden  und  das  Wesentliche  der  Ergeb- 
nisse der  britischen  Theorie  und  Dogmatik  bleibt  bestehen. 

Im  Einzelnen  ist  dann  mancherlei  zu  berichtigen,  anders,  feiner,  psychologisch 
tiefeT  IQ  begründen,  sind  neben  dem  Typischen  die  concreten  Erscheinungen  als 
ifA<^  neben  dem  Allgemeinen  und  Gesetzmässigen  das  Individuelle  und  Abweichende 
^bi  ZQ  beachten  und  zu  verfolgen.  Das  bedingt  aber  immer  nur  einen  Um  -  und 
^esteibaa,  nicht  einen  völligen  Neubau  der  Theorie  und  Dogmatik,  ganz  überwiegend 
>w  Toisichiigere  Fonnulirungen  der  Lehrsätze,  vermehrte  Berücksichtigungen  der 
'«äMcü  Factoren  —  auch  psychologischer  Art  — ,  nicht  völlig  neue  Lehrsätze  in 
^fTheorie  des  privatwirthsichaftlichen  Verkehrssystems.  So  in  Hauptlehren,  von 
™w^on,  ArbeitBtheilung,  Umlauf,  Preis,  Productionskosten ,  Vertheilung,  Ein- 
*^a»en.  Daran  hahe  ich  hier  mit  der  älteren  gegen  die  jüngere  deutsche  historisch- 
''öflwlökonoinische  Schule  fest.     Da   aber  auch  in  einem  stark  modificirteu  privat- 

^  ^»f  fi«r,  Grundle^oiig.   3.  Auflage.    1.  TheiL    GrnnJ lagen.  4 
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wirthschaftlichen  Verkehrssystem  —  z.  B.  bei  wesentlicher  Bescbrinkong  der  Yei^ 
tragsfreiheit ,  bei  bedeutender  Entwicklung  anderer  Motive  neben  und  an  Stelle  des- 
jenigen des  wirthschaftlichen  Yortheils  —  und  da  selbst  in  einem  gemeinwirthschaft- 
liehen  (socialistischen)  Productions-  und  Yertheilnngssystem  immer  doch  „Menschen'' 
mit  gegebener  physisch-psychischer  Nator  and  die  gegebene  äussere 
Natur  die  Grundlagen  der  Wirthschaft  sind,  so  gestatten  die  Lehrs&tze  der  Theorie 
und  Dogmatik  des  rein  priratwirthschaftlichen  Yerkehrssystems  auch  eine  bedingte 
Anwendung  auf  solche  andere  Verhältnisse.  (S.  u.  Buch  1 ,  bes.  Kap.  1 ,  Abschn.  2 
und  Kap.  2.) 

Uebereinstimmend  mit,  aber  noch  entschiedener  als*  die  ältere 
und  die  jüngere  historische  Schale,  hierin  mich  der  socialistischen 
Auffassung  wieder  mehr  nähernd,  halte  ich  nur  das  privatwirth- 
schaftliche  Concurrenzsystem  in  seiner  modernen  Gestaltung,  das- 
selbe auch  als  ein  Ganzes  betrachtet,  fttr  eine  yorübergehende 
Phase  der  Organisation  der  Volkswirthschafl;  und  fttr  viel  tiefer 
greifender  Umänderungen  bedürftig,  als  auch  die  historische  Schule, 
mit  seltenen  Ausnahmen,  einräumt  Namentlich  die  ganze  eigent- 
licheRechtsgrundlage  unseres  heutigen  privatwirthschaftlichen 
Systems,  die  Rechtsordnung  für  Freiheit,  Privateigentbum  und  Ver- 
träge, erscheint  mir  mehr  als  der  historischen  Schule  als  etwas 
geschichtlich  Wandelbares  und  durch  absichtliche  legislative 
Eingriffe  zu  Veränderndes.  Und  nicht  minder  halte  ich  die  in  der 
ganzen  Volkswirtbschaft  erreichte  Stellung  des  privatwirthschaft- 
lichen Systems  für  etwas  Wandelbares,  das  auch  wieder  absicht- 
lich verändert  werden  kann  und  muss. 

Die  historische  Schule  ist  mir  hier  einerseits  zu  quietistisch,  was  übrigens  auch 
mit  ihrer   abweichenden   Auffassung   der    Aufgaben   der  Disciplin   zusammenhängt, 
anderseits  noch  zu  sehr  geneigt,  in  ihren  Beformbestrebungen  sich  mit  einem  Gurirea 
an  den  Symptomen  zu  begntkgen,  nicht  auf  die  tieferen  Ursachen  7on  Uebelst&nden, 
auf  die  winhschaftsrechtlichen  Normen  fUr  Freiheit  und  Eigenthum,  zurückzugehen. 
An  den  Fragen  der  mehr  gemein-,  weniger  priTatwirthschaftlichen  Organisation  der 
Yolkswirthschaft  und   fUr  die   pri?atwirthschafUiche  an  den  Fragen   der  bewnssten 
sch&rferen  Einschränkung  der  freien  Bewegung  und  B^elung  des  Verkehrs,  der  Ver- 
träge durch  „zwingendes  Recht*',  kann  und  darf  man  nicht  so  forbeigeben,  wie  es  im 
Ganzen  die  historische  Schule  thut.    Mehr  als  für  letztere  liegen  daher  für  mich  die 
grossen  Probleme  in  der  Grundlegung,  wie  namentlich  auch  in  der  speciellen  (prac- 
tischen)  Nationalökonomie  in    denjenigen  wirthschaftlichen  Bechtsfragen,   welche 
sich  auf  die  eigentlichen  Grundinstitute  des  Rechts,  auch  des  Privatrechts,  . 
beziehen,  auf  die  Freiheits-,  Eigenthnms-,  Vertragsrechts-Ordnung. 

Nicht  allein  von  der  jüngeren,  aber  mehr  von  ihr  als  von  der 
älteren  historischen  Schule  weiche  ich  in  methodologischen 
und  in  Ansichten  über  die  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Poli- 
tischen Oekonomie  ab. 

Hierfür  auf  die  Ausfuhrungen  oben  in  §.  4  und  unten  im  zweiten  Kapitel  des 
ersten  Buchs  (g.  66  ff.)  rerweisend,  beschränke  ich  mich  hier  nur  auf  einige  Bemerkungen. 
Die  Methode  der  speculatiTon  Deduction,  wie  sie  grade  der  Psychologie  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  entspricht,  wird,  zumal  ?on  der  jüngeren  Schule,  bereits  wieder 
zu  sehr  zu  Gunsten  der  historisch -statistischen  Inductionsmethode  zurQckgedr&n^ 
freilich    mehr   behauptetermaassen    als  in   den  eigenen  Arbeiten  der  Schule   selbst. 
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Die  SchwÄcheo  der  eisteren  Methode  werden  zu  sehr,  diejenigen  der  letzteren  zu 

weni;,  umgekehrt  die  Vorzüge  jener  zu  wenig,  dieser  zu  sehr  berForgeboben ;  fiDtr  die 

Anwodbaäeit  der  ersteren   zu   enge,   der  zweiten  zu  weite  Grenzen  gezogen.    In 

Betreff  der  Aufgaben  neigt   der  jüngere  Historismus  insbesondere  zu  sehr  dazu, 

Sdüktenoig  (Description)  concreter  Einzelheiten,  kaum  selbst  noch  Aufdeckung  des 

Canialzusammenhangs  der  Erscheinungen  und  ihrer  Entwicklung  als  eigentUcbe, 

beinahe  alleinige  Au^^en  anzuerkennen,  d.  h.  eben  Wirthschaftsgeschichte  und 

Statistikzur  „Politischen  Oekonomie"*  zu  machen.  Suchen  nach  dem  Typischen, 

beonhdlea,  Ziel  au&tellen.  Weg  weisen  zum  Ziele  —  Beantwortung  der  Fragen:  wie 

ist  etras?  was  soll  sein?  wie  ist  es  zu  erreichen?  neben  den  Fragen:  was  ist?  was 

var?  wie  i!St  es  geworden?  —  wird  zu  sehr  in  den  Hintergrund  geschoben,  beinahe 

als  AiUgabe  abgewiesen.  Auffassungen,  in  welchen  die  historische  Nationalökonomie  mit 

äck  selbst  und  mit  der  richtigen  Abweisung  des  Characters  einer  Naturwissenscbaft  fftr 

die  PoUtisdie  Oekonomie,  auch  mit  ihrem  Vorgehen  auf  ihrem  Lieblingsgebiete,  der 

„practischen''  Nationalökonomie,  freilich  in  Widerspruch  kommt,  ohne  sich  dessen  klar 

bewiest  zu  werden.    (S.  u.  Buch  1,  Kap.  2,  Hauptabschn.  1,  bes.  §.  57  ff.) 

Nicht  bei  der  ganzen  jüngeren  historischen  Schule,  wohl  aber  bei  einzelnen 
ikrer  Anh&nger  findet  sich  dabei  eine  der  indinduellen  Anlage  entsprechende,  sub- 
jectif  ganz  berechügte  Vorliebe  für  archiTalische  geschichtliche  „Forschungen**  —  der 
nicht  ganz  anspruchslose  Name  für  die  in  die  ,3ichtnng**  gehörenden  i^beiten  — , 
für  eoacrete  historisch -statistische  Schilderungen.  Aber  die  gewiss  erfreulieben  Er- 
febniaBe  werden  leicht  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Politische  Oekonomie  überschätzt, 
Bükrologischen  Dingen  mehr  Werth  beigäegt  als  sie  haben.  (Geschichte  einzelner 
Zaaite.)  Und  nicht  selten  rerbindet  sich  hiermit  eine  Abneigung,  gelegentlich  eine 
f^^tmliche  Idiosynkrasie  gegen  andere  Arbeitsgebiete  und  andere  Arbeitsaufgaben,  als 
die  eigens  gepflegten.  Da  tritt  denn  wohl  auch  bei  den  Vertretern  der  „ethischen'* 
Katkmalökonomie,  wie  sich  die  jüngere  historische  Schule  auch  gern  nennt,  ein  Dünkel, 
dne  Ausschlnastendenz  gegen  alles,  was  nicht  zur  Lehre  der  „Richtung**  schwört, 
eise  Unbilligkeit  des  Drtheils  oder  auch  —  das  bekannte  andere  derartige  Kampf- 
aittd  "  ein  Todtschweigen  hervor,  wie  sie  die  ältere  historische  Schule  auch  gegen- 
tlber  ron  ihr  bekämpften  Richtungen  und  Männern  sich  nicht  hat  zu  schulden  kommen 
lasen.  Wie  wohlthuend  berühren  W.  Roscher's  anerkennende  Drtheile  über  einen 
A.  Smith,  einen  Bau!  Epigonenhafte  Züge  der  jüngeren  Schule,  die  vollends  eine 
^)er«ts  sehr  deatliche  und  berechtigte  Reaction  gegen  diesen  «Historismus**  ?er- 
^ttia  werden. 

§16.  Historisch-nationalökonomische  Litteratur.  Hier  für  die  Grund - 
le^ing  kommen  auch  aus  der  historischen  Schule  wesentlich  nur  diejenigen  Arbeiten 
in  dieser  litteratarübersicht  in  Betracht,  welche  sich  auf  die  allgemeineren 
Priacipien fragen  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft,  auf 
Methodologie,  Fragten  der  Aufgaben  u.  dgL  m.  beziehen.  Anderes  ist  erst  in  den 
Guda&i  Abschnitten  der  Grundlegung  und  auch  in  den  anderen  Theilen  dieses 
Sanzen  Werks,  besonders  in  der  practischen  Nationalökonomie  zu  nennen.  Vornemlich 
in  doeoGelnet  gehören  die  wichtigen  und  werthvolleo  wirthschafts-historischen 
Aibeitoi  der  Schale,  wie  die  allgemeineren  von  Inama-Sternegg  (deutsche  Wirth- 
sckafisgeschichte),  Lamprecht,  die  agrarhistorischen  von 6. Haussen,  A.  Meitzen, 
die  gewerbegeschichtlichen  von  G.  Schönberg,  G.  Schmoller  und  dessen  näheren 
Sdi&loB,  die  beTOlJkerungsgeschichtlichen  von  Bücher,  um  nur  einige  Hauptrichtungen 
iBd  Aotoren  zu  nennen.  Reiche  bezügliche  Bibliographien,  worauf  es  an  dieser 
Stelle  genügen  mag,  ftlr  diese  wirthschaftsgeschichtliche  Litteratur  zu  verweisen,  geben 
(^  einzelnen  Specialartikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 

In  der  Fachlitteratur  lassen  sich  zwar  die  ältere  und  jüngere  historische  Richtung 
CBd  diese  beulen  Ton  anderen  ,Juithedersociali8tischen**  und  von  der  „staatssocialistischen** 
^icltfnag  (§  17,  18)  wohl  unterscheiden.  Aber  mehrfach  besteht  doch  eine  nähere 
^erwa&dtschaft  aller  dieser  Richtungen  und  der  einzelnen  Autoren  unter  einander, 
iack  llKt  sich  der  Einzelne  und  sell>st  mitunter  ein  und  derselbe  Autor  in  seinen 
'cßekiedenai  Arbeiten  und  nach  seiner  persönlichen  wissenschaftlichen  Entwicklung 
sidil  iBffler  geoan  in  eine  bestimmte  Specialrichtung  einfach  wie  in  ein  Schema 
^dfe^UL  In  diesem  §  16  finden  sich  daher  einige  Autoren  und  Schriften  mit  genannt, 
vtkk  vKh  bei  den  Katheder^  und  den  Staatssocialisten  mit  erwähnt  werden  könnten. 


52  Kioleitung.   2.  K.   Andre  Standpuncte.   LHteratur.   §.  IC. 

Das  bedeutendste  Werk  grade  Über  die  Principienf ragen  der  Grandlegang,  Über 
Methode  u.  s.  w.  ist  das  Boch  ?on  K.  Kiyes,  die  politische  Oekonomie  vom  Stand- 
pnnct  der  geschichtlichen  Methode,  Braunsehweig  1853,  2.  Aufl.  a.  d.  T.  die  politische 
OekoDooue  .vom  Standponct  der  Geschichte  („neue,  durch  abgesonderte  Zus&tze  rer- 
mehrte  Auflage'')«  eb.  1S8S.  In  diesen  Zusätzen  zahlreiche  und  werthvolle  kritische 
Auseinandersetzungen  mit  der  neueren  Litteratur  über  Principienfragen,  Bechtsftagen 
u.  s.  w.,  darunter  mehrfach  mit  meinen  AusfOhrungen  in  der  Grundlegung.  Auch 
in  dem  Specialwerke  von  Knies,  Geld  und  Credit  (Berlin  1873,  1874,  2.  Aufl.  von 
Geld  eb.  1885),  so  in  I,  Kap.  1,  2,  3,  Abschnitt  1  finden  sich  Ausfuhrungen  über 
Puncto  der  Grundlegung. 

Von  W.  Roscher's  grossem  System  der  Yolkswirthschaft  gehOrt  der  1.  Band, 
die  „Grundlagen  der  Nationalökonomie'',  1.  Aufl.,  Leipzig  1854,  20.  Aufl.  1892,  be- 
sonders in  der  Einleitung  (so  Kap.  3,  Methoden)  im  1.  Buche  Kap.  4  und  5  (Un- 
freiheit und  Freiheit,  Gütergemeinschaft  und  Privateigenthum),  im  3.  Buche  Kap.  1,  7, 
das  5.  Buch  (Bevölkerung)   vornehmlich   hierher;   femer   einzelne,  PrincipieUes  mit 
berührende  Ausführungen  der  drei  andren  Bände,  namentlich  der  Finanzwissenschaft 
Das  ganze  Boscher'sche  Werk  kommt  hier  für  seinen  Gesammtstandpunct  und  für  die 
Art  der  Ausführung  der  Aufgabe  von  diesem  Standpuncte  aus  in  Betracht    Es  ist 
die  grossartige,  stoffreiche  Ausführung  des    für  Keschers  Standpunct   immer   noch 
besonders  beachtenswerthen  Grundrisses  für  Vorlesungen  über  Staatswirthschaft  nach 
geschichtlicher  Methode,  1843.    S.   femer  im  Allgemeinen  Keschers  Geschichte  der 
Nationalökonomik  in  Deutschland,  München  1874,  welches  Werk  ausserordentlichsten 
Fleisses  und  umfassendster  BelesenheU  nur  unter  der  dem  Yerfasser  einmal  gestellten 
Aufgabe,  sich  wesentlich  auf  Deutschland  zu  beschränken,  —  wie  bei  idlen  bezüglichen 
„Geschichten  der  Wissenschaft'^  der  historischen  Commlssion  der  Baierischen  Aluidemie 
der  Wissenschaft  —  leiden  musste,  wodurch  Manches  in  schiefe  Stellung  gebracht 
wurde.    S.  daselbst  die  Ausführungen  über  einzelne  Richtungen,  so  den  Katheder- 
socialismus  §  209  ff.,  die  deutsche  Manchesterschule  §  205. 

Bruno  Hildebrand,  die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft,  Frank- 
furt a.  M.  1848,  1.  B.  (einziger).  Ferner  die  von  ihm  gegrtlndete  Zeitschrift  , Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik".  Darin  verschiedene  hierhergehörige 
Aufsätze  von  ihm,  u.  A.  der  programmatische  Eröfihungsaufisatz  „die  gegenwärtige 
Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Nationalökonomie",  1.  B.  (1863),  mit  principiellen 
Erörtemngen  über  volkswirthschaftliche  Gesetze,  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen« 
Methode  u.  s.  w.,  worin  bereits  eine  Hinneigung  zu  den  Einseitigkeiten  und  Ueber- 
treibungen  der  späteren  historischen  Schule  hervortritt. 

Unter   den  jüngeren   deutschen    Nationalökonomen   der   historischen    Richtung, 
welche   sich    von    den  Einseitigkeiten    der  neueren  historischen  Schule  freigehalten 
haben,  ist  namentlich  G.  Schönberg  zu  nennen,  mit  kleineren  Schriften  und  Auf- 
sätzen, wie  Yolkswirthschaft  der  Gegenwart  in  Leben  und  Wissenschaft,  1869,  VoUts- 
wirthschaftslehre  Berlin  1873,  Arbeitsämter  1871,  über  die  deutsche  Freihandelspartei 
und  die  Partei  der  Eisenacher  (kathedersocialistischen  Versammlung),  in  der  Tübinger 
Zeitschr.   f.   Staatswissensch.   B.  29 ,    1873 ,   zur  Litteratur   der  socialen   Frage    eb. 
B.  28,  1872,  u,  a.  m.    Jetzt  besonders  der  einleitende  Aufsatz  über  die  Yolkswirth- 
schaft im  1.  Bande  des  grossen  Schön berg'schen  Handbuchs  der  Politischen  Oekonomie, 
3.  Aufl.,  Tübingen  1890.    Dieses  ganze  Werk  auch  für  die  gegenwärtige  Auffassung 
und  Behandlungsweise  der  Politischen  Oekonomie  unter  deutschen  Fachmännern  ausser- 
halb des  engsten  Kreises  der  neueren  historischen  Schule. 

Die  oben  besprochene  jüngere  historische  Richtung  hat  ihren  Hauptvertreter 
in  G.  Schmoller.  .  Wegen   dieser  seiner  Bedeutung  und  wegen  der  grade  zwischen 
uns  in  besonderem  Maasse  bestehenden  principiellen  Richtungsdifierenzen  und  Meinnngs- 
Verschiedenheiten   über   Methode,   Aufgabe   und    Behandlungsweise   der   Politischen 
Oekonomie  glaube  ich  es  hier  nicht  unterlassen  zu  dürfen,  auf  ihn  hier  etwas  näher 
einzugehen.    Der  auf  seinen  grossen  Specialgebieten,  der  Geschichte  der  Gewerbe- 
Verfassung  und  der  preussischen  Yerwaltungsgeschichte,  so  hoch  verdiente  und  Bahn 
brechende  Führer   der  jüngeren  historischen  Richtung  der  Nationalökonomie   gehört 
mit  verschiedenen  grösseren  und  kleineren  Arbeiten,  auch  Recensionen  u.  dgL    auch 
in  diese  Cebersicht   der  „grundlegenden"  Litteratur.    Er  ist  ausserdem  wegen    der 
Haltung,  welche  er    den   von  ihm  ausgehenden   oder  unterstützten  Zeitschriften  und 
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SuDJDelrerken  (Jahrbach  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.  des  Deutschen  Reichs,  seit  ISSl, 
stuts-  und  socialwi^eoschafUiche  Forschungen)  grondsätzlich  hat  zu  geben  gesucht 
und  ve^en  seines  ablehnenden  Standpuncts  gegen  die  „ältere  Schuldogmatik'\  wegen 
seiner  Stellungnahme  in  der  Frage  der  Methode ,  der  Aufgabe  der  Politischen  Oeko- 
nonie  hier  besonders  hervorzuheben. 

Gewisse    socialökonomische ,   socialrechtliche   und   ethische   Anschauungen   und 

Postniate,  gewisse  Zielpuncte  der  Disciplin  und  der  Social-  und  Wirthschaftspolitik, 

das,  vas  der  jüngeren  mit  der  älteren  historischen  Richtung  gemeinsam  ist,  trennt 

meine  Anschauung  nicht  nur  nicht  Ton  Schmoller.  sondern  sind  uns  im  Wesentlichen 

gemdnsam.    Auch  in  der  Nothwendigkeit  einer  tieferen  psychologischen  BegrOndung 

der  Wissenschaft  stimmen  wir  aberein.    In  Maass  und  Tempo  unserer  Forderungen 

10  die  Wirthschafts-  und  Socialpolitik  mehr,  als  in  den  Principien  dafUr,  wenngleich 

»dl  mit  in  diesen,  gehen  wir  etwas  auseinander,  was  vielleicht  mehr  im  Tempera- 

mtat  als  in  der  Verschiedenheit  der  Auffassung  des  „Historikers'^  und  des  „Dogma- 

titers^  hegt.    Mit  Schmollers  hauptsächlich  hierher  gehöriger  nach  Inhalt  und  Form 

TortreflÜchen ,  wenn  auch  nicht  in  allen  Ausführungen  hinlänglich  scharf  und  klar 

gedachten  und  vielfach  zu  aphoristischen  Streitschrift  gegen  H.  v.  Treitschke  „tlber 

mi^  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Yolkswirthschaff'  (Uildebrand's  Jahrbücher 

1S74  und  1875,  auch  selbständig,  Jena  1S75),  einer  Art  allgemeinerer  philosophischer 

Begründung  der  TTheorieen  der  jüngeren  „ethischen"  historischen  Schule,  bin  ich  eben- 

hüs  grossentheils  einverstanden.    Hier  wie  in  seinen  anderen  bezüglichen  Aufsätzen 

b^Dt  Schmoller  das  Moment   der  Sitte  und  der  Sittlichkeit   mehr,  dasjenige   des 

Zwangs  und  des  Rechts  weniger  als  ich,   was  aber  auch  wieder  mehr  auf  ein  Ab- 

▼eichen  in  Maass  und  Grad,  als  in  Principien  hinauskommt 

Eine  schärfere  und  in  der  That  principielle  Trennung  besteht  zwischen 
ras  dagegen  in  Betreff  der  Methode,  der  Aufgaben  der  Politischen  Oekonomie,  des 
Verhilmisses  der  Wirthschaftsgeschichte  zur  Wirthschaftstheorie ,  der  Würdigung  der 
älteren  britischen  Theorie  und  Dogmatik  und  aller  Systematik  überhaupt,  auch  wohl 
kisachtHch  der  Stellung  der  Politischen  Oekonomie  zu  den  verwandten  Wissenschaften, 
insbesimdere  zur  sogen.  Socialwissenschaft.  Damit  hängt  eine  verschiedene  Anschauung 
aber  die  Berechtigung  verschiedenartiger  wissenschaftlicher  Arbeitsweise  (§.  11) 
ZQsammen.  Für  Schmoller  ist  alles,  was  nicht  zur  historisch-statistischen  „exacten 
Forschung**  gehört,  mehr  oder  weniger  GedankenspielereL  Mit  Worten  wie  „speca- 
latire  Betrachtung**  in  der  „noch  metaphysischen**  Periode  der  Wissenschaft,  in  Comte'- 
scher  Weise,  wird  es  stigmatisirt  und  damit  abgetban.  Worte,  Worte !  darf  man  wohl 
erridein.  Und  Worte,  Worte!  auch  bei  dem  Lieblingsausdruck  und  Begriff  „exact** 
—  för  historisch -statistische  „Forschung**  l  Auf  dem  Gebiete  der  „Geisteswissen- 
scWten'^,  wo  doch  zuvor  die  Anwendbarkeit  eines  solchen  Ausdrucks  und  Begriffs 
»st  ein«  sehr  genauen  Prüfong  bedürfte,  bis  zu  welcher  dieser  Begriff  selbst  an 
.£xactheit**  und  Klarheit  noch  nicht  weniger  als  Alles  zu  wünschen  übrig  lässt 
IS.  0.  A  den  besonders  characteristischen  Aufsatz  über  Zweck  und  Ziel  seines  Jahr- 
bachs, mit  dem  Schmoller  dasselbe  (B.  Y,  1881)  bei  der  Uebemahme  der  Redaction 
einleitete.) 

In  entsprechender  grösserer  Ausführung,  in  einer  zusammenhängenden,  auch  hier 
refmothlich  von  ihm  abgelehnten,  aber  gerade  besonders  wünschenswerthen  „systema- 
tbcben"*  Weise   hat  sich   Schmoller  bisher  über  die  angedeuteten  Puncto  nicht  ge- 
usert.  Vomeznlich  liegen  nur  kurze  Glaubensbekenntnisse.  Thesen,  kritisch-polemische 
Wendungen  vor,  aus  denen  die  principielle  Auffassung  sich  doch  nicht  immer  sicher 
eotaelimen  lässt    Offenbar  wird  dabei  Manches  schärfer  zugespitzt,  treten  die  Gegen- 
sätze stärker  hervor,   als  es  eigentlich  der  Sachlage,  Schmollers  wirklicher  Meinung 
otd  — -  seinen  eigenen  vielen  werthvollen  sonstigen  Arbeiten  entspricht  Seine  kleineren 
An&itEe,  vor  allem  seine  Recensionen,  worin  sich  Gelegenheit  giebt,   die  genannten 
Fragen  zu  berdhren.  sind  bei  aller  scheinbaren  Objectivität  und  allem  Maasse  in  der 
Form  der  Kritik  und  der  Polemik,  doch  von  einem  starken  Subjectivismus  und  einem 
grossen  Selbstgeftlhl   getragen.     Aber   der  leicht  etwas  überlegene,    dadurch  nicht 
i«^  ^tgea  den  Willen  Schmoller's,  verletzende  Ton  gegen  Alles  und  Alle,  welche 
ä  Methode.  Aufjgabestellung,  Arbeitsweise,  wissenschaftlicher  Gesammtauffassnng  von 
^  abweichen,  ihm  nicht  congenial  und  sympathisch  sind ,  kann  es  doch  nicht  ver- 
Wgea,  dass  Schmoller  gerade  in  principiellen  Fragen,  in  theoretischen,  begrifflichen  — 
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die  trotz  Allem  auch  der  Historiker  nicht  vermeiden  kanni  — ,  in  rechtlichen,  aach 
selbst  in  methodologischen  Puncten  sich  nicht  immer  selbst  ganz  klar  und  sich  seiner 
selbst  aoch  nicht  immer  ganz  sicher  ist  Wie  seine  grossen  wirthschaftsgeschichtlichen 
Arbeiten  zeigen,   liegt  auch  seine  hohe  Begabung  weit  mehr  auf  anderen  Gebieten 
und  in  anderen  Richtungen.    Er  hat  selbst  gelegentlich  gesagt,  dass  die  Historiker 
einer  Wissenschaft  selten  deren  ebenso  berufene  Theoretiker  sind,  was  sich  auch  an 
ihm  selbst  bestätigen  möchte  (u.  A.  auch  nach  dem  —  hier  beabsichtigten  —  theo- 
retischen Ergebniss  der  vorzüglichen  wirthschafts  -   und  culturhistorischen  Unter- 
suchungen über  Arbcitstheilung  und  Untemehmungsformen).    Soweit  aber  aus  sdnen 
mehr  sporadischen  Aeusserungen,  in  gelegentlichen  Excorsen,  femer  implidte  aus  den 
wirthschaftsgeschichtlichen  und  practischen  Arbeiten  SchmoÜer's  sein  Gesammtstand- 
punct  und  seine  ganze  Auffassung  über  unsere  Differenzpuncte  zu  entnehmen  sind, 
z.  B.  in  der  Eritä  Schäffle's,   Menger's,   des  Schönberg  sehen  Handbuchs,  meiner 
Finanzwissenschaft,  Vorworten,   Programmaufsätzen   seiner  Zeitschriften,  zahlreichen 
Becensionen   (noch  jüngst  Hasbach's),   kann  ich  nur  sagen,  keinen   entscheidenden 
Grund  zur  wesentlichen  Aenderung  meines  eignen  wissenschaftlichen  Standpuncts  ge- 
funden zu  haben,   so  sehr  auch  ich  mich  Schmoller  für  vielfachste  Förderung  ver- 
pflichtet weiss.     Vermochte  ich  mich  nicht  mehr  zu  ändern,  so  liegt  das  wohl  an 
meinem  „dogmatischen  Kopf  und  meiner  „metaphysischen''  Ader  (§.  11).  Dann  kann 
ich  eben 'auch  nichts  dafür.    Und  immerhin  geht  es  vielen  Anderen  ebenso  wie  mir 
und  bin  ich,  nebenbei  bemerkt,  selbst  von  der  Statistik  zur  Nationalökonomie  gekommen 
und   glaube   gezeigt  zu   haben,   dass  ich  ,4nductive''  Beweise  mit  statistischem  und 
historischem  Material  auch  führen  kann,  dass  ich  mit  der  Deduction  überall  Induction 
verbinde,  aber  —  die  erstere,  aus  nachgewiesenen,  wie  selbst  aus  angenommenen 
Voraussetzungen,  in  unserer  Disciplin  mir  vielfach  die  beweiskräftigere  erscheint,  zu- 
mal auf  dem  Gebiete  der  Theorie.    In  der  .»Grundlegung*'  kommen  unsere  Differenz- 
puncte unvermeidlich  schärfer  zum  Vorschein,  als  es  auf  anderen  Gebieten,  z.  B.  der 
practischen  Nationalökonomie  der  Fall  sein  würde  ^). 

S.  von  Schmoller  u.  A.  noch  die  gesammelten  Aufsätze  „zur  Litteraturgeschichte 
der  Staats-  und  Socialwissenschaften''  Leipzig  18S8  (darin  u.  A.  der  Aufsatz  über 
Schäffle,  Menger,  Dilthey);  darüber  die  Besprechung  von  H.  Dietzel,  in  den  Göttinger 
Gelehrten  Anzeigen,  1889.  Femer:  Das  Einleitongscircular  der  Staats-  und  social- 
wissenschaftlichen  Forschungen ;  das  Vorwort  zu  dem  Werke  „die  Strassburger  Tücher- 
und  Weberzunft''  (Strassburg  1878);  die  Recension  des  Schönberg'schen  Handbuchs 
der  Politischen   Oekonomie,  Jahrb.  1882,  H,  dazu  meine  Gegenbemerkungen  in  der 


^)  Hinsichtlich  der  Recensionon  Schmoller's,  die  gerade  für  seinen  principiellen 
Standponct  oft  am  Bezeichnendsten  sind,  mag  mir  auch  dem  Specialcollegen  gegenüber, 
nachdem  er  meine  Finanzwissenschaft  seinerseits  in  seiner  Weise  recensirt  hat,  eine  Be- 
merkung gestattet  sein.  Viele  davon,  besonders  ausserhalb  der  Specialitäten  SchmoÜer's, 
gehen  zu  wenig  auf  die  Sache  selbst,  auf  die  im  behandelten  Gegenstand  liegenden 
sachlichen  Differenzpuncte  der  wissenschaftlichen  Behandlung  ein,  sondem  geben  ein 
Urtheil  über  den  Autor  der  Schrift,  indem  derselbe  an  SchmoÜer's  snbjectiver  geistiger 
Anlage,  Arbeitsweise  und  Arbeitsneigung  wie  an  einem  objectiven  Maassstabe  ge- 
messen und  dann  etwa  noch,  wie  in  der  Schule,  prädicirt  wird,  günstig  der  Riebtangs- 
verwandte,  ungünstig  der  Andere,  nicht  einmal  in  Betreff  seiner  gerade  besprochenen 
Leistung,  sondem  nach  seiner  ganzen  geistigen,  wissenschaftlichen  Persönlichkeit,  mit 
Note  1,  2,  3,  4  u.  s.  w.    Das  ist  doch  nicht  eigentlich  die  Aufgabe  der  Recension, 
und  —  es  ist  das  Verletzende.     Etwas  mehr  Duldsamkeit,  etwas  mehr  Wohlwollen, 
auch  etwas  mehr  Fähigkeit  und  —  Wille,  ihm  nicht  congeniale  Persönlichkeiten  und 
Leistungen  anzuerkennen  (Schäffle!  K.  Menger!),  wäre  doch  wohl  kein  unbilliges  Ver- 
langen.   Wenn  aber  das,  was  allenfalb  dem  Meister  ob  anderer  Verdienste  zu  Gate 
gehalten,  obwohl  auch  bei  ihm  lieber  vermisst  wird,  bei  jungen  Schülern  und  Mit- 
arbeitem  in  der  Recensirthätigkeit  und  in  dgl.  m.  noch  stärker  hervortritt,  so  ist  das 
wohl  noch  weniger  zu  billigen.  Es  zeigt  aber,  dass  Richtungsexclusivität  auch  ethisch 
nicht  eben  günstig  wirkt  Mit  dem  Interesse  der  .,allein  seligmachenden''  —  Glanbens- 
wahrheit,  nein  Wissenschaftswahrheit,  etwa  in  der  Methoden-,  der  Aufgabenfkuge, 
wird   doch   da   leicht  etwas  gedeckt,  was  —  nicht  wissenschaftlich,   sondem  „echt 
DicnschlicV  ist. 
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TbK  Zlschr.  L  Suatswiss.  Bd.  39,  1883,  S.  263  ff.  In  dem  Streite  mit  £.  Menger, 
TenakKt  durch  SchmoUers  in  der  Form  höfliche,  aber  etwas  ?on  oben  herab  kom- 
madt  Beceosion  des  werthfollen  Mengcr'schen  Bachs,  Dntersochnngen  über  die  Me- 
thode der  Social vissenschaften  (s.  o.  §.  19)  hat  SchmoUer  sachlich  kaum  den  Sieg 
khioptet  nur  dass  leider  sein  scharfiünniger  Gegner,  ein  „theoretischer"  Kopf  ersten 
Bugs,  wie  Schmoller  ein  , Jdstonscher"' ,  die  sich  eben  gegenseitig  schwer  yerstehen, 
sidt  ZD  einer  Form  der  Polemik  hat  hinreissen  lasseo,  zu  welcher  SchmoUer  keinerlei 
Aska  gegeben  nnd  wodorch  Menger  seiner  Sache  nur  geschadet  hat.  Von  anderen 
An&üzeji  SchmoUer's  s.  ftir  die  Grandlegong  namentlich  noch  den  „über  Gerecbtig- 
Idt  in  der  Volkswirthschaft'^,  Jahrbuch  V,  1881. 

Aehnlicbe  einseitige  Tendenzen  wie  bei  SchmoUer  finden  sich  bei  einzeben 
aadeien  Fachmännern  der  ,,Strassbarger  Schule*',  wie  Knapp,  Brentano  (classische 
Katkaalökoiomie,  Antrittsrede,  Leipzig  1888). 

Aber  anch  unter  den  historischen  deutschen  Nationalökonomen  hat  sich  die 
Mehizahl  doch  Fon  solchen  Einseitigkeiten  frei  gehalten.  Man  erkennt  auch  da,  wie 
vires  onsererseits  thao,  die  Berechtigung,  ja  die  Nothweodigkeit  verschiedener 
■ediodischer  ond  principieUer  Richtongen  nnd  einer  wisseoschafUichen  ArbeitstheUong 
fiich  Sack-  ond  Stndiengebieten,  Anlage,  Keigong  an  nnd  glaubt,  dass  erst  eine  Z  u  - 
ummen fassang  aller  Richtungen  u.  s.  w.  gerade  dem  Wesen  einer  Wissen- 
Kkaft  der  Politischen  Oekonomie  als  Socialökonomie  entspricht 

lo  die  ausländische  Wissenschaft  ist  neuerdings  die  historische  Richtung 
ds  DisäpUn  ebenfalls  gedrungen,  nach  ItaUen,  Nordamerika,  England,  auch  Frank- 
letcL  Aber  ron  der  Ausschlusstendenz  gegen  andere  Richtungen,  ?on  der  Aburthei- 
hig  Aber  die  Leistungen  der  früheren  Autoren ,  besonders  der  Briten ,  hat  man  sich 
ki«r  doch  in  der  Kegel  frei  gehalten.  Eine  Neigung  dazu  tritt  nur  vereinzelt  hervor, 
in  Engiaad  etwa  hei  Cliffe  Leslie,  bei  Ingram  in  seiner  vortreffUchen  kleinen 
<x9chidite  der  Yolkswirthschaftslehre,  bei  dem  Wirthschaftshistoriker  Rogers.  In 
Fnakreich  hat  Gide  das  entschiedene  Verdienst,  der  historischen  und  sodalpoUtiscben 
Bicktnng  Raum  gewonnen  zu  haben  (in  der  von  ihm  herausgegebenen  Zeitschrift 
Bente  d'^con.  poUtique).  Wo  er  vieUeicht  schon  etwas  zu  weit  geht,  erklärt  sich  seine 
SteUungnahme  wolil  mit  aus  der  begreiflichen  Reaction  gegen  die  entgegengesetzte 
Ebseitij^eit  der  ^JPariser  Schule'',  welche  u.  A.  im  „Institut''  —  wie  in  deutschen 
Ahdemieen  ähnlich  einseitig  der  Historismus  die  seine  —  nur  ihre,  d.  h.  wesentÜch 
die  ahe.  mehr  abstract  deductive,  freihändlerische  Richtung  quand  mßme  gelten  läast 
S.  darfiber  Gide*s  Aufsatz  in  der  PoUt.  Science  Qoarterly  (America),  Decheft  1890. 
Cbncteristisch  daftlr  ist  M.  Block 's  auch  noch  jüngste  litterarische  Thätigkeit,  etwa 
lA  der  Richtung  der  berliner  Freihandelsschule";  so  in  Blockes  Quintessenz  des 
KaäiedenodaHsmus ,  Berlin  1879,  in  seinem  Werk  ,4es  progr^  de  la  science  öcono- 
Biqve  depuis  Ad.  Smith",  2  vol.  Paris  1890,  mit  übrigens  reichhaltigem  litterar-  und 
d«pMsge8chichtlichem  Material  Competenteste  Fachmänner  des  Auslands,  wie  in 
Itito  vor  AUem  L.  Cossa  mit  seiner  ausgesprochenen  Vorliebe  für  die  Litterar- 
kistone  des  Fachs,  der  Belgier  E.  de  Lavöleye,  die  Engländer  Sidgwick, 
Htrskall,  Keynes,  zahlreiche  jüngere  amerikanische  Gelehrte,  welche  in  Dentsch- 
^d  ihre  BUdung  erhielten,  der  historischen  und  socialpoÜtischen  Richtung  gewonnen 
vorden,  aber  dieselbe  mit  Maass  vertreten  und  an  Kempuocten  der  älteren  Theorie 
^csdialteD,  wie  u.  A.  besonders  die  Männer  der  Harvard  University  und  deren  Organ, 
du  Qnartedy  Journal  of  Economics,  nehmen  die  ähnliche  vermittelnde  SteUung 
OB.  wie  in  Deutschland  doch  im  Ganzen  die  Haoptvertreter  der  älteren  historischen 
Schule,  ferner  von  Männern,  welche  SchmoUer's  und  meine  ungefähren  Goätanen 
*ad  {um  mich  auf  Kennung  dieser  zu  beschränken),  G.  Cohn ,  Conrad ,  Lexis,  Nasse, 
^(^nuui.  Schönberg«  wohl  auch  im  Ganzen,  trotz  seiner  besonderen  Hinneigung  zur 
^irappe  „SchmoUer,  Knapp,  Brentano"  noch  v.  Miaskowski,  u.  A.  m.,  und  wie,  wenig- 
seiaem  Streben  nach,  auch  der  Verfasser  des  vorÜegenden  Werks*). 


^  Uater  den  neueren  Engländern  beziehe  ich  mich  besonders  auf  Marshall 
^  desKo  treffliches  Werk  „principles  of  economics",  1.  Aofl.  London  1890,  2.  Aafl. 
1^1.  Dirüber  eine  eingehendere  Besprechung  von  mir  im  Quarteriy  Joum.  of  Eco- 
Maica,  Aprilheft  1891  (Harvard  University  in  Nordamerica),  worin  ich  mich  über 
^  im  Text  berührten  Puncto  geäussert  habe.     S.  femer  das  tüchtige  Buch  von 
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Unter  den  deutschen  Fachmännern  ausserhalb  der  engeren  historischen  Schule 
kommen  mit  Arbeiten  far  die  .«Grundlegung''  (freilich  mehr  noch  für  die  „theoretische 
Nationalökonomie'')  besonders  Fr.  J.  Neumann  (Tübingen)  und  6.  Cohn  inBetnchi 
Von  jenem  gehören  hierher  die  wichtigen  Arbeiten  über  die  wirthschaftlichen  Grund- 
begriffe und  über  die  Gestaltung  des  Preises  im  1.  Bande  des  Schön berg'schen  Hand- 
buchs (in  dessen  verschiedenen  Auflagen),  sowie  die  älteren  Aufsätze  gleichen  Inhalts 
in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss,  B.  25,  26,  36;  femer  die  selbständige  Schrift 
„Grundlagen  der  Volkswirthschaftslehre",  1889.  Auch  die  Neumann*schen  Arbeiten 
über  Steuern  kommen  nach  ihrem  Inhalte  theil weise  mit  in  Betracht.  S.  dieselben 
und  darüber  meine  Finanzwissenschaft,  II,  2.  Aufl.  S.  19  ff. 

G.  Cohn  hat  in  seinem  vorzüglichen  System  der  Nationalökonomie,  1.  Band, 
Grundlegung,  Stuttgart  1885,  eines  der  besten  und  zugleich  formgewandtesten  Bücher 
über  Politische  Oekonomie  geschrieben ,  mit  welchem  ich  besonders  in  Betreff  der 
Methodologie  (Einleitung  1.  Kap.)  und  den  Erörterungen  über  die  Gestaltung  des 
Wirthschaftslebens  (System  der  Wirthschaft,  2.  Hauptabschnitt,  worin  eine  Reihe  der 
von  mir  in  meiner  Grundlegung  behandelten  Puncte  durchgenommen  werden)  vielfach 
übereinstimme.  Näher  habe  ich  mich  in  dem  Aufsatze  „systematische  Nationalöko- 
nomie" in  Conrad's  Jahrbüchern,  B.  46  (N.  F.  12),  1886  (S.  197  ff.)  darüber  aus- 
gesprochen. S.  in  0>hn'8  Werk  auch  den  Abriss  einer  Geschichte  der  Nationalökonomie 
(Einleitung,  Kap.  5),  Ausführungen,  denen  ich  mich  nicht  nngetheilt,  aber  in  höherem 
Maasse  als  anderen  litterarhistorischen  Schriften  und  Ueberblicken  anschliessen  kann. 
Von  G.  Cohn  sind  ausserdem  manche  Aufsätze  über  Principienpuncte  der 
Grundlegung  zu  nennen,  welche  jetzt  meistens  in  den  beiden  Bänden  „volkswirth- 
schafüiche  Aufsätze",  Stuttgart  18S2,  und  ,4iationaIökonomische  Stuiien",  Stuttgart 
1886,  gesammelt  vorliegen.  Im  ersten  Buche  u.  A.  „Wehrsteuer",  „Ehre  und  Last  in 
der  Volkswirthschaft",  „Arbeit  und  Armuth". 

Nicht  mit  eigenen  Schriften  und  Aufsätzen  gerade  über  die  Probleme  der  Grund- 
legung, wohl  aber  mit  mancherlei  bezüglichen  Ausführungen  in  seinen  Arbeiten  über 
besondere  Gegenstände  ist  auch  W.  Lexis  hier  zu  nennen.  So  seine  vortrefflichen 
Abhandlungen  über  Handel  und  Onsumtion  im  I.Bande  des  Schönberg  sehen  Hand- 
buchs, Einleitungen  und  Excnrse  in  seinen  statistischen  und  historischen  Arbeiten 
(über  französische  Ausfohrprämien),  in  zahlreichen  Aufsätzen,  Recensionen  in  den 
Fachzeitschriften.  Die  Verbindung  abstract  deductiver  und  historisch-statistischer  Be- 
handlung, scharfer  begrifflicher  Erörterung,  feiner  psychologischer  Analyse  zeichnet 


Key n es,  scope  and  method  of  political  economy,  London  1891,  mit  welchem  ich  in 
diesen  Fragen  grösstentheils  übereinstimme.    Darin  u.  A.  die  Zurückweisung  der  za 
grossen  Ansprüche  des  neueren  Historismus,   auch  der  Polemik  eines  Clifl'e  Leslie 
(p.  296  ff.).    Mit  vollem   Rechte  hält  Marshall  an  der  „Continuität"  in  der  Entwick- 
lung der  Wissenschaft  fest.   Von  ihm,  von  neueren  amerii^anisch^'n  Schriftstellern  wird 
gegenüber  den  Uebertreibungen  und  Unklarheiten  des  Historismus  einem  Ricardo,  den 
neuere  deutsche  Autoren   gelegentlich   kurzweg   eine   „Verirrung"   nennen  —  noch 
jungst  ziemlich  so  der  hochverdiente,  aber  auch  zur  Einseitigkeit  des  jüngeren  Histo- 
rismus neigende  Hasbach  —  mit  Fug  und  Recht  und  in  richtiger  litterarhistorischer 
Dankbarkeit  wieder  die  maassgebende  Bedeutung,  trotz  aller  seiner  Einseitigkeit,  vin- 
dicirt    Vollkommen  zutreffend  urtheilt  Marshali  (I,  1.  Aufl.  p.  519)   über  Ricardo's 
Prodoctionskostenlehre:    ihre  Grundlagen   seien   bis   heute  intact  geblieben,    viel    sei 
dazu  gefügt,  viel  darauf  gebaut,  wenig  davon  genommen.   Mit  dieser  maassvollen  Be- 
sonnenheit vergleiche  man   deutsche  Urtheile  des  jüngeren  und  jüngsten  Historlsmas 
über  Ricardo   und  über  andere   ältere  Autoren  seiner  Methode  und  Richtung.     £in 
Hermann  wird  bei  uns  von  manchem  jüngeren   Fachmann  kaum  mehr  gekannt,   sein 
unübertroffenes  Hauptwerk  findet,  wie  auch  ein  v.  Thünen.  im  Auslande  um  so  mehr 
dankbare  Würdigung,     üeber  die   „neuen  Doctrinen"  sagt  Marshall  (Vorwort  p.   V) 
ganz  richtig :  „they  have  snpplemented  the  older,  have  extended,  developed,  and  some- 
times  corrected  them,  and  often  have  given  them  a  different  tone  by  a  new  discussion 
of  emphasis:   but  very  seldom  have  subverted  them."     Aehnliches  gilt   Toia 
jüngeren  Historismus.  Auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  wird  das  wieder  anedEannt 
werden,  davor  ist  mir  nicht   bange.     Die  jüngere  „österreichische  Schule"  (§.   19)« 
H.  Dietzel  u.  A.  m.  werden  dafür  sorgen. 
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lue  Arbeiten  ron  Lezis  im  hohen  Grade  ans.  Aehnliches  fplt  unter  den  Jüngeren 
ron  BQcber's  Arbeiten,  welche  aber  gleichfalls  wesentlich  den  Specialgebieten  an- 
I^Oreo.  Wie  die  Ergebnisse  der  historischen  Forscbnngen  fhr  die  natiooalOko- 
ooBische  Theorie  verwerthet  werden  können  nnd  müssen,  zeigt  z.  B.  sein  rortreff- 
licher  Art  Gewerbe  im  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  6.  IIL 

§.  17.  Der  Kathedersocialismns.  In  dem  im  §.  15  auch 
TOD  008  zngestandenen  Maasse  gehören  so  ziemlich  alle  diejenigen 
deutschen  Nationalökonomen,  welche  mit  dem  Spitznamen  „Ka- 
thedersocialisten''  von  ihren  freihändlerischen  Gegnern  seit 
fiegion  der  1870er  Jahre  znsammengefasst  werden,  auch  zur 
„historiscb-nationalökonomischen''  Schnle.  Dieser  Name  ,,Katheder- 
soeialisten'^  ist  von  den  so  Bezeichneten  nicht  weiter  abgelehnt, 
öfters  selbst  gebraneht  worden.  Was  man  indessen  so  znsammen- 
fasst,  nmschliesst  Richtungen  nnd  Personen,  welche  unter  sich 
priDcipiell  nnd  practisch  weit  auseinander  gehen.  Das  Gemeinsame 
ist  wesentlich  nur  der  historische  Standpunct  in  der  angedeuteten 
Beschränkung  und  die  Abweisung  der  extremen  Richtung  des  öko- 
nomischen Individualismus  und  Liberalismus,  des  sogenannten 
Manchester-Stand  pun  cts. 

Wibrend  sich  der  eine  Flügel  stark  dem  Socialismus  n&hert.  Einzelne  darin  ilin 
Biffleotlich  in  der  Form  des  Staatssocialismus  vertreten,  steht  der  andere  Flügel 
der  llteren  liberalen  Doctrin  und  Praxis  noch  sehr  nahe,  nnr  dass  auch  er  die 
Jmt  CoDcnrrenz**'  nicht  so  zum  Dogma  macht,  nicht  so  optimistisch  anffasst  nnd 
mehr  Aosnahmen  für  nothwendig,  mindestens  für  berechtigt  und  zweckmässig,  au^h 
lUgemeinere  für  enrägenswerth  hält.  Zn  diesem  Flügel  gehOrt  auch  jene  englischen 
Toriäldem  folgende -^chtnng ,  welche  an  Stelle  der  Concnrrenz  der  Indifidaen,  wie 
in  der  älteren  Theorie  nnd  Praxis,  diejenige  der  organisirten  Verbände  ?on 
Arbeitem  nnd  Arl>eitgebem  (trade  nnions,  Gewerkvereins-Organisation  n.  s.  w.)  setzen 
viQ  (Brentano).  Innerhalb  dieser  Extreme  von  links  nach  rechts  —  oder  rechts  nach 
fiob,  wenn  man  wiU  —  nm  Namen  zn  nennen,  etwa  von  Schäffle  nnd  mir  bis  zn 
Sftse,  Conrad,  Brentano,  zeigen  sich  wieder  in  theoretischer  nnd  practischer  Richtung 
die  rerscbiedensten  Naancen,  zahlreiche  Berühnings-  und  Uebereinstimmungspuncte 
Aller  mit  Allen,  der  Einzelnen  unter  einander,  aber  auch  ebenso  viele  und  starke 
Differeozpuncte.  Eine  wissenschaftliche  oder  practische  einheitliche  „Richtung''  oder 
^Sdioie^  stellt  der  Kathedersocialismns  also  in  keiner  Weise  dar. 

Ein  andrer  gemeinsamer  Name  ist  schon  wegen  dieses  Umstands  kaum  passend. 
Die  Ton  einzelnen  Seiten  vorgeschlagenen,  wie  „ethische**,  „realistische**, 
-.äocialpoli tische**  Jüchtung,  sind  an  sich  angreifbar  und  würden  wieder  nur  für 
öszehe  Richtungen  innerhalb  des  „Kathedersocialismus**  allenfalls  geeignet  sein.  Auch 
Mer  mehr,  um  eine  gewisse  Färbung  und  Tendenz  einer  Richtung  nnd  eines  Autors 
(l  B.  etwa  des  ,^thischen**  bei  Männern  wie  0.  Schönberg ,  G.  ScbmoUer,  G.  Cohn) 
ab  opi  die  Gesammtrichtung  auch  nur  eines  einzelnen  Autors  richtig  zn  bezeichnen. 
Dakef  verbleiben  wir  lieber  bei  dem  „historisch  gewordenen**  Namen  „Katheder- 
»dahsmus**. 

Eine  Darlegung  dieses  Eathedersocialismus  hat  hiernach 
keinen  Sinn.  Eine  kritische  Auseinandersetzung  mit  ihn)  ebenso- 
wenig. Eine  ihm  specifisch  eigenthümliche  Litteratur  hat  er  gleich- 
^  nicht.  Es  kann  sich  nur  darum  handeln ,  auf  die  Lehrmei- 
Bongen  einzelner  in  ihm  enthaltener  Richtungen  und  zu  ihm  ge- 
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hörender  Autoren  von  Fall  zu  Fall  referirend  und  kritisch  einzu- 
gehen, wozu  auch  die  principiellen  Erörterungen  in  der  Grundlegung 
mehrfach  Anlass  geben. 

Die  werthFolIen  Materialsammlnngen ,  Gutachten,  Beferate  und  Verhandlungs- 
berichte  über  practische  wirthschaftspolitische  Fragen  in  den  ««Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolltik'*  haben  etwa  nur  das  Gemeinsame  des  Standpanctos,  dass  die  radical 
individualistische,  rein  freihändlerische  AnfTassnng  und  Behandlung  abgelehnt  und 
nach  einem  positiven  Aufbau  der  Wirthschaftsordnung  gestrebt  wird. 

§.  18.  Der  Staatssocialismus.  Auch  mit  dem  Namen 
;,Staat8Socialismu8''  werden  wohl  verschiedene  Richtungen 
belegt.  Mitunter  hat  man  gegnerischerseits  den  Staatssocialismus 
und  den  Kathedersocialismus  kurzweg  identificirt  Das  ist  unrichtig 
und  abzuweisen. 

Der  Kathedersocialismus  ist  nach  dem  Gesagten  eben  überhaupt  kein  einheitlicher 
Begriff,  eigentlich  überhaupt  kein  Begriff,  sondern  ein  populärer  Collecüniame  für 
verschiedene  Richtungen,  welche  dem  reinen  Ökonomischen  Individualismus  antagonistisch 
sind;  jedenfalls  als  Begriff  aber  etwas  Fiel  Weiteres  als  der  Staatssocialismus.  Dieser 
gehört  wohl  zu  jenem,  aber  stellt  nur  Eine  von  vielen  Richtungen  in  ihm  dar  und 
eine  bisher  keineswegs  sehr  verbreitete. 

Mitunter  ist  neuerdings  jede  Maassregel  ,,positiver  Socialpolitik'', 
durch  welche  irgend  wie  in  das  ,,freie  Spiel  der  wirthschaftlicheo 
Kräfte^'  eingegriffen  wird^  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
verhältnisse, kurzweg  staatssocialistisch ,  Staatssocialismus  genannt 
worden. 

So  selbst  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  mehr  noch  die  neuere  deutsche  auf 
dem  Zwangsprincip  beruhende  Arbeiterversicherungsgesetzgebung;  gewisse  social- 
politische  Einrichtungen  im  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Oder  man  hat  auch  Maassregeln  wie  die  Uebernahme  grosser 
wirthschaftlicher  Unternehmungen  auf  die  öffentlichen  Körper ,  auf 
Staat y  Gemeinde,  Staatsbahn wesen  und  Eisenbahnverstaatlichung 
u.  dgl.  m.  ohne  Weiteres  so  genannt.  Das  ist  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen auch  nicht  unzulässig.  Aber  diese  Voraussetzungen 
liegen  bei  diesen  Maassregeln  nicht  nothwendig  immer  vor  und  in 
der  Praxis,  sowie  bei  ihren  theoretischen  und  politischen  Vertretern 
waren  sie  bisher  sogar  in  der  Regel  nicht  vorhanden. 

Man  kann  nur  sagen:  die  und  die  Maassregeb,  wie  die  genannten,  haben 
meistens,  wohl  oder  Ubol,  unabhängig  vom  Willen  ihrer  Beförderer,  eine  Staats- 
socialistische  Seite  und  Folge  und  kOnnen  eine  staatssocialistische  Tendenz  haben. 
Kur  im  letzteren  Falle  stellen  sie  bewnssten  Staatssocialismus  dar. 

Ganz  einseitig  und  tendenziös  ist  es,  wenn  in  den  Entwürfen  zu  dem  neusten 
(Erfurter)  Programm  der  Socialdemokratie  ein  (in  das  Programm  selbst  nicht  mit 
aufgenonunener  Passus)  den  Staatssocialismus  als  ein  „System  der  Verstaatlichung  za 
fi scalischen  Zwecken'*  bezeichnete  und  ihn  verwarf  (Prot  der  Erf.  Parteitags, 
Berlin  1891  S.  14).  Diese  Zwecke  kOnnen  mitspielen,  —  und  zum  Vortheil  grade 
der  Gemeinschaft  —  aber  sie  sind  nicht  das  Entscheidende. 

Der  eigentliche  Staatssocialismus  ist  nnn  in  der  That,  wie 
der   ökonomische   Individualismus  und   Socialismus,    eine  eigene 
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gescblosseDe    ökonomische    Doctrin    und    ein  System    der 
Wirthschaftspolitik.     Er    nimmt    bewnsst    nnd    mit   be- 
stimmten  Tendenzen  nnd  Zielpnncten    nnd    gewollten 
Folgen  eine  vermittelnde  Stellnng  in  Theorie  nnd  Praxis  der 
Volkswirthschaft  zwischen  jenen  beiden,  dem  Individnalismns  nnd 
dem  Socialismns,  ein.  Das  thnt  zwar  im  Gmnde  jede  nicht  extreme 
indiFidnalistische    oder  socialistische  wirthschaftliche  Doctrin  nnd 
Tollends  jede  bisher  geschichtlich  vorgekommene  Praxis^  jede  con- 
crete  Volkswirthschaftspolitik,    welche   stets  anf  ein  Compromiss 
zwischen  Individnal-   und  Socialprincip  (§.   6)  hinansläuft     Der 
Staatssodalismns  nnterscheidet  sich  hiervon  indessen  als  Doctrin 
nod  Wirthschaftspolitik  dadurch,  dass  er  principiell  dem  Socia- 
lismus  entgegenkommt,  weil  er  dessen  Kritik  theilweise  für  be- 
rechtigt nnd  dessen  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Eigenthums- 
ordnuog  theilweise  ftlr  erfüllbar  und  die  Erfüllung  für  erwünscht 
hält    Insoweit  entfernt  er  sich  auch  principiell  vom  Indivi- 
dualismus.    Aber  anderseits  hält  er  gegenüber  jenen  Forderungen 
des Socialismns  wieder  eine  principielle  Schranke  inne,  weil 
er  eine  principielle  Berechtigung  und  Nothwendigkeit 
auch  des  Individualismus  und  zwar  im  Gemeinschaftsinter- 
esse anerkennt    Nur  einen  schrankenlosen  Individualismus,  nicht 
einen  nach  socialen  Rücksichten  einzuschränkenden,  verwirft  er. 

Demgemäss  Tertritt  Mich  der  Staatssocialismos  und  mit  aus  den  Gründen  der 
socuÜstischeD  Kritik  die  Ersetzung  Ton  Prirateigentham  an  Kapitalien  nnd  Grund- 
stfiden  durch  ,,gesellschal  tliches'*,  d.  h.  aber  gleich  genauer  bezeichnet  durch 
stiitliches,  communales  und  dgL  Eigenthum  und  damit  die  Ersetzung  ron 
PöTatwiithschaft  durch  Gemeinvirtbschaft  Aber  er  beschränkt  seine  Forderung  auf 
eise  theilweise  Ersetzung,  nemlich  nur  da,  wo  es  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
kihnisse.  Ökonomisch  und  technisch  möglich  und  zweckmässifr  und  zu- 
gleich socialpolitisch  wünschenswerth  und  passend  ist.  Das  Vorhandensein 
<iieser  Beding^ungen  nimmt  er  nicht,  wie  der  Socialismus  in  seinen  Behauptungen, 
überall  von  Toraherein  unbedingt  als  erwiesen  an,  sondern  er  verlangt  erst  den  Beweis 
daf&r.  Er  setzt  sich  dabei  such  Qber  die  psychologischen  wie  practisch-technischen, 
politischen  Bedenken  und  Schwierigkeiten  einer  gemein wirthschaftlichen,  auf  der 
Gnifidhge  gesellschaftlichen  Gemeineigentbums  ruhenden  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft nicht  einfach  hinweg,  sondern  hält  eine  eingehende  objective  Auseinander- 
setzung mit  denselben  ftlr  erforderlich  und  fOr  seine  Aufgabe. 

Danach  verbleibt  ihm  auch  ftkr  einen  grossen,  den  grOssten  Theil  der  Volks- 
virtbsc^ft  die  Prirateigenthumsordnung  und  die  privatwirthschaftliche 
Orfanisation,  wiederum  nicht  im  Interesse  der  Besitzenden,  sondern  im  Gesellscbafts- 
UMi  Tolkswirthschaftsinteresse  selbst  Freilich  verzichtet  er  dabei  auf  den  Versuch, 
lA  der  Weise  der  ilteren  Doctrinen  (der  Nationalökonomie ,  der  Rechts-  und  Staats- 
phnoeophie)  die  Grenzen  zwischen  Privat-  und  gesellschaftlichem  Gemeineigenthum, 
zvischen  privat-  und  gemeinwirthschaftlicher  Organisation,  zwischen  Individuum  und 
8*wt  ein  für  allemal,  „principieU"  aus  dem  „Wesen"  —  oder  dem,  was  man 
«  aeont  —  sei  es  des  Staats,  sei  es  der  Individualfreiheit  ableiten  zu  wollen.  Denn 
er  si^t  dieses  „Wesen'*  selbst  und  jene  Grenzen  als  etwas  nothwendig  und  zweck- 
historisch Yer&nderliches  an.    Bei  der  jeweiligen  Feststellung   dieser 
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Grenzen,  aoch  bei  der  Verschiebung  zu  Gunsten  von  Gemeineigenthum  und  Gemein- 
wirthschaft ,  hat  auch  nach  Ansiebt  des  Staatssocialismus  die  Entwicklung  und  der 
jeweilige  Stand  der  Productionstechnik  ein  gewichtiges  Wort  mitzusprechen, 
freilieb  aber,  und  zwar  vor  Allem  auch  aus  psychologischen  Gründen  und  um 
des  Freibeitspostulats  Willen,  nicht,  wie  der  Socialismus  will,  das  alleinige 
Wort  Wieder  unter  Benutzung  der  socialistischen  Kritik  und  der  Erfahrungen  hin- 
sichtlich des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Function  unter  dem  Bechts- 
grundsatz  der  freien  Concurrenz  hält  der  Staatssocialismus  nur  principiell  eine 
beschränkende  Regelung  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Productions- 
mittein,  des  Vertragsrechts  und  des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  fUr  noth- 
wendig  und  berechtigt.  Grade  dadurch,  das  erkennt  er,  soll  wieder  und  muss  und 
kann  auch  allein  das  Privateigenthum  als  ein  doch  in  erster  Linie  dem  Gemein- 
schaftsinteresse  dienstbares  Bcchtsinstitut ,  und  das  privatwirthschaftliche  System 
als  ein  ebenfalls  zuerst  für  dieses  Interesse  fungirendes  System  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft,  wirklich  in  den  Dienst  der  Gemeinschaft  gestellt  werden.  Wie  dabei 
aber  im  einzelnen  Falle  vorzugehen  ist,  entscheidet  der  Staatssocialismus  nicht  nach 
einfachen  „Principien" ,  „Thesen" ,  „Axiomen",  sondern  unter  steter  Berücksichtigung 
der  mitspielenden  psychologischen  Factoren  und  der  practisch-technischen,  anch 
der  politischen  Seite  der  i)ingo  nach  genauer  Untersuchung  der  concreten 
Verhältnisse. 

In  der  Kritik  der  geschichtlich  überkommenen  bestehenden  Verhältnisse  des 
Wirthschaftslebens  und  des  Wirthschaftsrechts  hütet  sich  der  Staatssocialismus  vor 
den  Uebertreibungen ,  vor  dem  Pessimismus  des  Socialismus.  In  der  Annahme  der 
Veränderungs-  und  VerbesserungsmOglichkeit  der  wirthschaftlichen  und  socialen  Ver- 
hältnisse durch  die  vom  Socialismus  geforderten  wirthschaftsrechtlichen  und  wirth- 
schaftsorganisatorischen  Reformen  hütet  er  sich  aber  nicht  minder  vor  den  optimistischen« 
wie  phantastischen  Uebertreibungen  des  Socialismus.  Er  hält  auch  hier  an  den 
psychologischen  mehr  noch  als  an  den  practisch-technischen  Bedenken  und 
Schwierigkeiten  einer  rein  sociaUstischen  Rechtsordnung  und  Organisation  fest,  er 
verkennt  bei  letzterer  nicht  die  ausserordentlichen  Bedenken  für  die  „Freiheit",  die 
persönliche,  die  wirthschaftliche,  die  politische,  die  geistige,, für  den  prodnctions- 
technischen  Fortschritt,  für  die  Arbeitsintensivität ,  für  die  Bevölkerungsbewegung. 
Aber  anderseits  giebt  er  dem  Socialismus  darin  Recht,  dass  die  gesellschaftliche  und 
volkswirthschaftliche  Function  des  „völlig  losgebun  denen"  Privateigenthums  an 
den  sachlichen  Productionsmitteln  und  des  „völlig  entfesselten"  privatwirth- 
sr haftlichen  Coucurrenzsystems  sowohl  für  die  Production  der  Güter  als  für  die  Ver- 
theilnng  des  Productionsertrags  eine  vielfach  ausserordentlich  nachtheilige  ist. 
Er  stimmt  dem  Socialismus  anch  darin  bei,  dass  alle  wirklich  tiefer  greifenden 
volkswirthschaftlichen  Reformen  solche  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsordnung 
(und  implicite  der  Vertragsordnung)  und  der  ganzen  volkswirthschaftlichen 
Organisatioa  sein  müssen.  Insbesondere  im  modernen  entfesselten  Privat - 
kapitalismus  als  Wirthschaftssystem  sieht  auch  der  Staatssocialismus  eine  Ein- 
richtung, welche  für  eine  gesunde,  dem  wahren  Gesellschafts-  und  Volkswirthschafts- 
Interesse  entsprechende  Lösung  des  Productions-  und  Vertheilungsproblems  nicht 
geeignet  ist,  ohne  freilich  den  Ersatz  dieses  Systems  für  so  einfach  und  so  leicht, 
wie  der  Socialismus  es  thut,  zu  halten.  Jede  Erscheinung  des  Wirthschaftslebens, 
jede  Einrichtung  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  ,  aber  auch  zahlreiche  und 
wichtigste  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  Cultur,  der  Sitte,  Sittlich- 
keit, welche  er  eben,  nicht  allein,  wie  der  Socialismus,  aber  immerhin  mit  als  Functionen 
wirthschaftiicher  Verhältnisse  —  wie  freilich  dann  diese,  wechselwirkend,  auch  wieder 
als  Functionen  der  gesellschafUichen ,  sittlichen  Verhältnisse  u.  s.  w.  —  ansieht, 
bringt  er  in  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Fragen  der  Eigenthumsordnung  und 
Wirthschaftsorganisation ,  untersucht  sie  in  ihrer  Wechselwirkung  mit  Production  und 
Vertheilung,  beurtheilt  sie  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untersuchung  und  nimmt 
wesentlich  mit  danach  seine  Stellung  zu  ihnen  und  zu  allen  auf  sie  bezüglichen 
Fragen  der  Wirthschaftspolitik  und  Rechtsordnung. 

Diese  Andeutungen  mögen  vorläufig  genügen,  um  ersehen  zu  lassen,  was  ich 
hier  unter  „Staatssocialismus"  verstehe.  Der  Ausdruck  selbst  ist  neu,  hat  sich 
aber,  wie  „Kathedersocialismus",  ja  mehr  als    dieser,  bei  uns  wie  bei  den  anderen 


Staatsäocialiümaä.  (^  \ 

ColtorrSlkern  rasch  eingebürgert«  um  einen  freilich  den  meisten  Gegnern  und  manchen 
Anhlngem  nicht  genügend  klar  umgeschlossenen  socialpolitischen  Gedankenkreis  zu 
bezeichnen.  Ich  halte  an  dem  Ansdnick  im  Sinne  des  Vorausgehenden  fest  Er 
ist  auch  schwer  durch  einen  anderen  ähnlich  geeigneten  und  namentlich  ebenso 
erwtlBscht  kurzen  zu  ersetzen.  Ein  Mangel,  weil  von  vornherein  Yorurtheile  und 
MiaBTeistindnisse  leicht  hervorrufend,  ist  freilich  die  ausschliessliche  Bezognahmo 
aof  den  Staat  in  dem  Ausdruck.  Festzuhalten  ist  um  so  mehr,  dass  hier  nach  der 
Begel  ^  potiori  fit  denominatio''  verfahren  ist  Der  „Staat*'  bezeichnet  hier  alle 
ajidereA  öffendichen  Körper,  namentlich  die  Verbände  und  Gemeinden,  auch  öftentliche 
Zwecherbinde  mit;  femer  der  „Staat"'  im  Worte  „Staatssocialismus**  kommt  nicht 
aar  ah  die  „Gemeinwirthschaft'%  welche  unmittelbar  (wie  auch  die  Gemeinde  u.  s.  w.) 
Winhschaftsaufgaben ,  auch  materielle  (z.  B.  Verkehrswesen)  übernimmt,  sondern 
auch  als  der  Factor  für  Aus-  und  Fortbildung  wie  jeder  so  auch  der  privatwirth- 
schaftlichen  Rechtsordnung  bei  entwickehen  Culturvölkem  in  Betracht  „Staatssocialis- 
mnsT  schlieft  daher  be^rrifflich  nicht  den  Gedanken  der  Uobertragung  der  gesammten 
Prodnction  und  Vertbeilung  auf  den  Staat  in  sich  und  besagt  ebenso  wenig  den 
^nmdsätzHchen  Ausschluss  des  privatwirthschaftlichen  Systems  ans  der  Volkswirth- 
achafi.  Wohl  aber  mag  der  Ausdruck  passend  gleich  auf  die  Aufgabe  der  Regelung, 
Normirnng  der  ganzen  wirthschaftÜchen  Rechtsordnung,  auch  derjenigen  für  den 
priranrirthscbaftlichen  Verkehr,  namentlich  durch  den  Staat  und  im  „socialen'' 
Interesse  hindeuten»  In  besonderen  Fällen  muss  man  sich  genauerer  Beschreibungen 
md  Umgrenzungen  bedienen,  hier  und  da  auch  statt  von  „Staatssocialismus"  von 
^Commanalsodalismus"  und  AehnUchem  sprechen. 

Auf  dem  Boden  eines  ^yStaatssocialismus^',  pStaatssocialistischer^' 
Anschannng  in  diesem  Sinne  steht  auch  diese  ;,6rnndlegung^^ 
Ueberall  wird  dabei  an  das  geschichtlich  Ueberkommene  und  zu 
Recht  nnd  thatsächlich  Bestehende  angeknüpft,  dasselbe  aber  nach 
den  aDgedenteten  Gesichtspnncten  geprüft  und  danach  fortzubilden 
gesucht,  nur  unter  steter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  psycho- 
logischen und  aller  sonstigen  Seiten  und  eventuell  Bedenken  und 
Schwierigkeiten^  auch  der  productionstechnischen,  der  vertheilungs- 
techniscWn ,  der  politischen  einer  jeden  Frage,  welche  bei  jeder 
Aenderong  des  Bestehenden,  bei  jeder  weiteren  Annäherung  an 
sodaKstische  Ziele  auftauchen. 

Die  ,Jiistonsche'*'  Nationalökonomie  und  die  übrigen  Richtungen  innerhalb  des 
so^.  Kathedersocialismus  haben  sich  diesem  Staatssocialismus  gegenüber  mehr  ab- 
l^end  als  beistimmend  verhalten,  dürfen  also  in  der  That  verlangen,  nicht  ohne 
Weitres  mit  demselben  zusammengeworfen  zu  werden,  wie  es  in  der  in-  und  aub- 
Ufidischen  namentlich  polemischen  Lltteratur  nicht  selten  geschehen  ist. 

Für  die  principiellen  Erörterungen,  die  dogmatischen  Formulirungen  u.  dgl.  m. 
avf  „staatssocialistischer*'  Grundlage  und  nach  dementsprechender  Anschauung  darf 
ich  mich  wohl  besonders  auf  meine  eigenen  einschlägigen  Arbeiten  beziehen.  Männer 
^e  Schiffle ,  einzelne  historische  Nationalökonomen,  wie  Schönberg,  Schmoller,  auch 
G.  Cohn  u.  A.  m.  vertreten  auch  wohl  einzelne  Ansichten,  welche  man  „staats- 
^<>cialist^h'*  nennt  und  allenfalls  so  nennen  kann.  Aber  sie  begründen  sie  doch 
überwiegend  anders  und  ziehen  andre  Consequenzen  daraus.  Sie  lehnen  daher,  von 
üuem  Standpuncte  aus  nicht  unrichtig,  die  Bezeichnung  ..Staatssocialisten'^  für  sich 
^    Ihre  Arbeiten  sind  deshalb  nicht  hier,  sondern  waren  schon  oben  anzufubren. 

Schon  in  den  beiden  ersten  Auflagen  der  Grundlegung,  sowie  in  der  Finanz- 
^iäsöiachaft^  habe  ich  im  Ganzen  den  Standpunct,  welchen  ich  den  „staaissocialistischen" 


*)  S.  daselbst  in  B.  1  (3.  Aufl.)  die  Abschnitte  über  die  Geschichte  der  Finanz- 
'ttseiischaft  §.  27  ff.,  über  die  Principienfragen   bei  den  Privaterwerbszweigen   (^ein- 
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im  besprochenen  Sinne  nenne,  vertreten.  In  dieser  neuen  Auflage  suche  ich  diesen 
Standponct  noch  schärfer  zu  entwickeln,  aber  nach  beiden  Seiten,  des  Sodalismns 
wie  des  Indindaalismns,  ihn  auch  noch  deutlicher  abzugrenzen.  In  den  Ansätzen 
tlber  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus"'  (Tttb.  Ztsch.  f.  Staatswiss.  Jahrg,  1887) 
bin  ich  ebenfalls  genauer  auf  grundlegende  Principienfragen  eingegangen. 

Aus  der  Litteratur  sind  sonst  vomemlich  kritische  Erörterungen  Über  die  Pnn- 
cipienfragen  hervorzuheben,  welche  bei  der  Behandlung  der  practischen  Special- 
fragen der  neueren  Wirthschafts-  und  Socialpolitik,  auch  der  Finanz- 
und  Steuerpolitik  aufigetaucht  sind.  Die  berühmte  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  November  1881  hat  auch  hier  als  Ferment  gewirkt^)  Namentlich  die  Fragen 
der  Arbeiterorganisation,  der  Arbeiterversicherung,  des  Arbeiterschutzes ,  die  Special- 
frage des  Versicherungszwangs,  der  Staatsbeiträge  zur  Arbeiterversicherung,  ferner  die 
Frage  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der  Tarifpolitik  dabei,  der  finanziellen 
Behandlung  der  Bahnen,  auch  die  socialpolitische  Seite  der  Frage  von  Freihandel  und 
Schutzzoll  (Agrarzölle)  u.  A.  m.  haben  vielfach  den  Anlass  zu  neuen  und  tieferen 
principiellen  Erörterungen  über  das  Verhältniss  von  Individuum  und  Gemeinschaft, 
über  die  Berechtigung  der  Staatshilfe  in  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  über  die 
Fragen  der  Staatsthätigkeit  gegeben.  Die  betreffende  Speciallitteratur  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  anzugeben.  Auch  in  der  Grundlegung  ist  sie  aber  bisweilen  für 
Einzelnes  mit  heranzuziehen.^) 

'  Mehr  zusammenfassende  systematische  Litteratur  des  Staatssocialismus  fehlt  bisher 
noch.  Vornemlich  die  Gegner,  Freihändler,  Ultramontane  haben  versucht,  den  Staats- 
socialismus zu  systematisiren,  um  ihn  besser  augreifen  zu  können,  aber  sie  machen 
eine  Carricatur  oder  einen  Popanz  ans  ihm.  Dies  gilt  z.  B.  von  der  Streitschrift  der 
drei  Freihändler  Bamberger,  Barth,  Brömel  „gegen  den  Staatssocialismiis'% 
Berlin  1884  (aus  der  Sammlung  volkswirthschaftlicher  Zeitfragen.    Herausgegeben  von 


schliesslich  Eisenbahnen)  §.  201,  §.  218,  §.  267.  In  B.  2  (2.  Aufl.)  die  mehrfachen, 
sich  mit  den  Fragen  der  Grundlegung  nahe  berührenden  Erörterungen  über  das 
socialpolitische  Moment  im  Gebühren-  und  Steuerwesen  (§.15  ff.,  Wesen  der  Gebühren, 
§.  20  £  Entwicklung  derselben,  §.49  volkswirthschaftliche  Gebühren,  §.  65  Gebühren 
bei  Communalanstalten ,  §.  85  ff.  Grund  der  Steuer,  §.  102  ff.  Beziehung  der  Steuer 
zur  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Eigenthumsordnnng,  §.  127  finanzpolitische 
Steuerprincipien,  §.  131  volkswirthschaftliche  Steuerquellen,  §.  286  ff.  Besteuerung 
der  Ck)njuncturengewinne  u.  A.  m.).  Es  ist  mir  von  befreundeter  Seite  wohl  tdie  Frage 
entgegengetreten,  ob  ein   grosser  Theil  der  bezüglichen  Erörterungen,  besonders  im 

2.  Bande  der  Finanzwissenschaft  überhaupt  systematisch  nicht  richtiger  ganz  in  die 
Grundlegung  gehöre.  M.  E.  sind  indessen  in  letzterer  mehr  die  allgemeineren,  in 
der  Finanzwissenschaft  (ähnlich  in  der  practischen  Nationalökonomie)  mehr  die  spe- 
cielleren  Erörterungen  zu  geben,  um  durch  diese  eine  Frage  zum  Abschluss  zu 
bringen.  Wiederholungen  lassen  sich  dabei  nicht  ganz  vermeiden,  weil  dieselben 
Fragen,  nur  nach  einem  etwas  verschiedenen  Standpuncte  der  Betrachtung,  za 
behandeln  sind.  In  der  Finanzwissenschaft  (wie  in  den  unten  weiter  genannten  Auf- 
sätzen) suche  ich  immer  nachzuweisen,  dass  die  allgemeiner  gehaltenen  principiellen 
Erörterungen  in  der  Grundlegung  doch  auch  für  concrete  practische  Fragen  frucht- 
bringend, zielgebend  sind  und  dass  umgekehrt  jede  solche  Frage  erst  richtig  beurtheüt 
werden  kann,  wenn  sie  mit  den  grossen  Principienfragen  der  volkswirthschaftlichen 
Organisation  und  Rechtsordnung  in  Zusammenhang  gebracht  wird. 

^)  S.    darüber   auch   schon   meine  Ausführungen   in   der  Finanzwissenschaft  I, 

3.  Aufl.  S.  50. 

*)  Von  meinen  eigenen  hierher  gehörigen  Arbeiten  beziehe  ich  mich  ausser  auf 
die  vorhin  genannten  für  die  weitere  Ausführung  mancher  Puncto  in  dieser  Gnind- 
legung  u.  A.  besonders  noch  auf  die  Abhandlung:  ,J)er  Staat  und  das  Versicherungs- 
wesen'', in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.,  B.  37,  1881  (auch  selbständig  ausgegeben, 
Tübingen  1881);  die  Abh.  Versicherungswesen  im  2.  B.  (3.  Aufl.)  des  Schönberg  sehen 
Handbuchs  der  Politischen  Oekonomie;  die  Abh.  Grundbesitz  Nr.  I.  im  B.  4  des 
Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften;  sowie  auch  wieder  auf  die  Abh.  „Ueber 
sociale  Finanz-  und  Steuerpolitik''  im  Braun'schen  Archiv  fUr  sociale  Gesetzgebung, 
1891,  B.  4. 
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derBeiüner  Tolkswirthschaftlichen  Gesellschaft);  ron  Bamberger 's  Artikel  Socialisme 
d'^tat  im  Noaveao  dictioonaire  d'^conomie  politiqne  (1891) ;  ron  der  Schrift  L.  Say's, 
Lesodal^e  d*4^tat,  Paris  1884:  von  der  oltramontanen  Schrift  Wilh.  Maier 's,  „Der 
StaatBSodalisiniis  und  die  persönliche  Freiheit^,  Begensborg  und  Amberg  1884;  ?on 
don  Panphlet  S.  Emele's,  ^er  Sodalismos,  Rodbertns-Jagetzow,  das  Bianchesterthnm 
und  der  Staatssocialismas** ,  Sigmaringen  1 885.  In  anderen  Arbeiten  wird  der  Staats- 
sodalisBus  m.  weit  gefasst,  in  der  oben  angedenteten  Weise  die  neuere  deutsche 
Wiithschifts-  und  Sodalpolitik,  der  Eathedersocialismus  zu  sehr  mit  ihm  identificirt, 
so  roo  M.  S troll,  die  staatssocialistische  Bewegung  in  Deutschland,  Leipzig  1885; 
uch  die  ferdienstrolien  Arbeiten  des  Engl&ndera  Dawson  leiden  an  diesem  Fehler, 
so  die  Schrift  Bismarck  and  State  sodalism.  London  1890.  K.  Dmpfenbach,  Alters- 
fa»rmg  und  Staatasocialismus ,  Stuttgart  1883,  bleibt  unklar^).  Ich  nenne  noch 
deo  Abschnitt  „Flnanzwimenschaft  und  Staatssocialismus  in  Stein 's  Finanzwissenschaft, 
5.  AbIL  L  148 — 160,  worauf  sich  mein  genannter  Au£»tz  unter  diesem  Titel  for- 
aemlich  bezieht  Aus  der  englischen  Litteratur  z.  B.  der  Aufsatz  fon  Rae,  State 
sodilism,  Contempor.  Review  Aug.-Sept.  1888,  Schriften  Ton  H.  Spencer,  wie  man 
reisos  State. 

§.  19.  Die  neuere  theoretische  Rieb tang^  besonders 
in  Oesterreich.  Die  Unklarheiten  nnd  Uebertreibnngen  des 
jüngeren  deatschen  Historismus  haben  sich  in  der  ausländischen 
Wissenschaft  überhaupt  nur  vereinzelt  und  auch  da  nicht  in  gleichem 
Grade  gezeigt  Wo  man  das  Berechtigte  in  der  historischen  Rich- 
tung anerkannte  y  geschah  es  meistens  etwa  in  dem  Umfange  und 
in  der  Weise  ^  wie  ich  es  oben  (§.  15)  gleichfalls  gethan  habe. 
Äction  oder  zu  weitgehende  Reaction  ruft  aber  glücklicher  Weise 
immer  wieder  in  der  ^^freien  Wissenschaft^'  ausserhalb  der  engeren 
Scholrichtungen  Reaction  hervor.  Eine  solche  in  der  deutschen 
Wissenschaft  in  schärferen  Gang  gebracht  zu  haben  ^  ist  das  Ver- 
dienst K.  Menger 's  in  Wien.  Unter  seiner  Führung  oder  in  seiner 
Begleitung  hat  eine  Anzahl  Fachmänner,  vornemlich  in  Oesterreich^ 
die  theoretischen  Probleme  der  Politischeu  Oekouomie  wieder 
mit  Fug  und  Recht  in  den  Vordergrund  geschoben  ^  voran  das 
Werthproblem.  Jene  Reaction  beruhte  vornemlich  auf  einer 
scharfen  Ejritik  der  Ziele  nnd  Methoden  der  historischen  Richtung 
nnd  auf  einer  einschneidenden  erkenntnisstheoretischen  Untersuchung 
der  Methodologie  und  der  verschiedenen  Aufgaben  der  Disciplin, 
wobei  derDeduction  wieder  die  ihr  gebührende  Stellung  gegeben 
worden  ist  Diese  Kritik,  wie  diese  Untersuchung  und  ihr  metho- 
dologisches Ergebniss  ist  auch  ftlr  die  ^^Grundlegnug^'  wichtig. 

Mm  hrancht  nicht  aUen  einzelnen  Ergebnissen  der  Untersuchnng  beiza- 
s^naeo,  nm  doch  den  Ansgangsponct  für  richtig  halten  in  können:  ,,Die  Erkennt- 
ÜBwege,  dieHetiioden  der  Fonchnng  richten  sich  nach  den  Zielen  dieser  letzteren, 
lack  di^  formalen  Nator  der  Wsäirheiten,  deren  Erkenntniss  angestrebt  wird'' 
(K.  Henger,  Ontenochnngen,  Yonrort  S.  VI).    Die  Dedaction  aaf  dem  Gebiete  der 


^)  Geber  die  meisten  hier  genannten  Schriften  Näheres  in  meinem  Aafkatze  über 
^^üuozvissenschaft  nnd  Staatssodalismas,  Tab.  Ztschr.  1SS7,  S.  678  ff. 
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theoretischeü  Nationalökonomie   ist   durch   diese   Bestrebungen  K.  Menger*s,   seiner 
Schule  und  Anhänger  mit  Becht  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft  gegenüber  den 
Prätensionen  des  Historismus  wieder  zu  Ehren  gebracht  worden.    Ein  entschiedenes 
Verdienst,  auch  vom  Standpuncte  Desjenigen  aus,  welcher  auch  im  Methodenstreit 
eine  mehr  mittlere  Stellung  erlaubt  einnehmen  zu  sollen,  wie  der  Verfasser  dieses. 
Für  die   «.Grundlegung**   ist  diese  neuere  theoretische  Richtung   sowohl  durch  ihre 
Methode  als  durch  die  Arbeiten  über  ökonomische  Grundlehren,  wie  das  Werth-  und 
Preisproblem,  die  Kapitalzinstheorie,  die  Gemcinwirthschaft,  die  Staatswirthschaft  u.  A.m. 
Yon  Bedeutung.    Meinungsverschiedenheiten  über  die  „Grenznutzen-Theorie*"  und  deren 
Tragweite,    sowie  Über  Methode  und  System,   wie  sich  weiter  unten  zeigen  wird, 
hindern  mich  nicht,  den  hohen  Werth  von  Menger's  und    seiner  Schule  Leistungen 
anzuerkennen.    Dass  dieselben  im  Ausland  mehr  als  in  Deutschland  Beifall  gefunden 
haben,  ist  aus  mancherlei,  auch  aus  mitspielenden  persönlichen  Momenten  und  Ein- 
flüssen von  Schulrichtungen  zu  erklären,  beweist  aber  nichts  gegen  den  Werth  dieser 
Leistungen.    Eine  gewisse  Neigung  zur  Uebertreibung  und  Einseitigkeit  mag  da  und 
dort,  zumal  in  der  Hitze  des  Streits,  auch  bei  dieser  Reaction  gegen  den  Historismus  mit 
unterlaufen,  wie  fast  immer,  wenn  eine  berechtigte  Reaction  gegen  eine  andere  Ein- 
seitigkeit eintritt.    Das  wird  schon  wieder  berichtigt  werden.    Die  einzelnen  Autoreu 
der  Richtung  haben  auch  nicht  die  sectenartige  Unselbständigkeit  gegen  einander  und 
gegen  K.  Menger,  wie  ihnen  in  Deutschland  wohl  vorgeworfen  wird.     Das  beweisen 
die  Schriften  von  v.  Böhm-Bawerk,  £.  Sax  u.  A.  m.  Und  Männer  wie  der  jüngere 
Dietzel    haben  auch   gezeigt,    dass  man  auf  eigenen    Wegen   zu   einer   ähnlichen 
Behandlung  der  theoretischen  Probleme  kommen  und  auch  in  wichtigen  Grundiehrea, 
wie  in  der  Werth-  und  Grenznutzen-Theorie,  abweichen,  „ausserhalb  der  jungen  öster- 
reichischen  Schule''   stehen   kann,   ohne  das  Verständniss  fQr  die  Berechtigung  der 
letzteren  zu  verlieren. 

An  dieser  Stelle  sind  nur  einige  Hauptarbeiten  von  specieller  Bedeutung  auch 
für  die  Grundlegung  zu  nennen., 

K.  Menger's  Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre,  1.  Theil,  Wien  1871.. — 
Die  Hanptschrift :  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Socialwissenschaften  und  der 
politischen  Ockonomie  insbesondere,  Leipzig  1883.  Darüber  u.  A.:  H.  Dietzel  in 
Conrad'b  Jahrbüchern,  B.  42  (N.  F.  VIII),  1884,  auch  N.  F.  B.  43  (IX);  Schmoller 
in  s.  Jahrbuch  B.  7  18S3,  daraus  in  seinem  Buche  „zur  Litteraturgeschichte  der 
Staats-  und  Socialwissenschaften*'.  S.  auch  meine  Bemerkungen  in  Gonrad's  Jahr- 
büchern (Aufsatz  systematische  Naüonalökonomie)  B.  46  (N.  F.  12)  1886.  S.  2l)3fi:  — 
Gegen  Schmoller  replicirte  Menger  in  der  Schrift  „die  Irrthümer  des  Historismus  in 
der  deutschen  Nationalökonomie'',  Wien  1884,  sachlich  vielfach  richtig,  in  der  Form 
leider  nicht  ebenso.  S.  femer  Menger's  Au&ätze  in  Conrad's  Jahrbüchern,  zur 
Theorie  des  Kapitals,  B.  51  (N.  F.  17),  1888  und  Grundzüge  einer  Classification  der 
Wirthscbaftswissenschaften,  B.  53  (N.  F.  19),  1889. 

E  Sax.  Wesen  und  Aufgabe  der  Nationalökonomie,  Wien  1884;  dann:  Grund- 
legung der  theoretischen  Staatswirthschaft,  Wien  1887  (darüber  in  meiner  Finanz- 
wissenschaft II.  2.  Aufl.,  S.  26). 

E.  V.  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  1.  Abth.  Geschichte  und  Kritik 
der  Kapitalziustheorien ,  Innsbruck  1884,  2.  Abth.  positive  Theorie  des  Kapitals, 
eb.  1889.  —  Aufsätze  über  Theorie  des  wirthschaftlichen  Güterwerths,  in  Gonrad*s 
Jahrbüchern  B.  47  (N.  F.  13)  1886  (andere  Schriften  über  Werth,  Preis  von  Wieser, 
Zuckerkandl  s.  u.). 

Dargun,  Egoismus  und  Altruismus.  Leipzig  1885.  Derselbe,  Art.  Altruismus 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  B.  L 

G.  Gross,  Wirthschaftsformen  und  Wirthschaftsprincipien,  Leipzig  1888,  Der- 
selbe. Art.  Gemcinwirthschaft,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  B.  HI. 

H.  Dietzel,  über  das  Verhältniss  der  Wirthschaftslehre  zur  Socialwirthschafb^ 
lehre  (Diss ).  Berlin  1882.  Der  Ausgang  der  Socialwirthschaftslehre  und  ihr  Grund- 
begritf,  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  39,  1883.  Beiträge  zur  Methodik  der  Wirth- 
schaftswissenschaft,  Conrad's  Jahrbücher  B.  43  (N.  F.  17),  1884. 

Die  neuere  theoretische  Richtung  hat,  selbst  vom  Auslande  aus,  auch  wieder 
die  Aufmerksamkeit  auf  ein  seinerzeit  wenig  beachtetes,  fast  vergessenes  Buch: 
Gossen.  Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs,  1853,  neue  Ausgabe, 
Berlin  1889  gelenkt. 
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Gute,  m.  £.  im  Ganzen  zntreffende  Behandlang  des  neueren  Streits  über  Ziel, 
Aof^abe,  Methode  in  der  Freiburger  Antrittsrede  ?on  Philippo?ich  von 
Pbilippsberg,  über  Aufgabe  und  Methode  der  Politischen  Oekonomie,  Freibarg 
1SS6.  Aach  zn  nennen  Berghof f-Ising,  aber  die  historisch -ethische  Richtung  in 
der  Kationalökonomie,  Leipzig  1889. 

§.20.  Die  Socialökonomie  als  eigeoe  selbständige 
Wissenschaft  Die  in  diesem  Kapitel  vorgefahrten  und  be- 
sprochenen verschiedenen  Standpancte  in  unserer  Wissenschaft, 
d.  h.  in  der  als  Socialökonomie  aufgefassten  nnd  behandelten 
Politischen  Oekonomie,  werden  uns  in  dieser  Grundlegung  ebenso 
zu  kritischen  Auseinandersetzungen  mit  ihnen  Anlass  geben ,  wie 
der  Standpunct  des  „ökonomischen  Individualismus  oder  Liberalis- 
mus" oder  der  britischen  Oekonomik.  So  verschieden  und  zum 
Theil,  wie  der  des  Individualismus  und  Socialismus,  scharf  anta- 
gonistisch  diese  Standpuncte  nun  auch  untereinander  sind,  das  ist 
ihnen  allen  doch  gemeinsam,  dass  sie  die  ,,Politische  Oekonomie^' 
als  ein  eigenes,  sich  von  anderen,  wenn  auch  mehr  oder  weniger 
verwandten  abgrenzendes  Wissenschaftsgebiet  auffassen. 

Aach  der  wissenschaftliche  Socialismos  negirt  nicht  eine  Politische  Oekonomie 
ab  eigene  Wissenschaft,  er  will  die  ältere  ,4ibenile''  nnr  zn  einer  ,,socialistischen*' 
fi^Uden.  Im  jüngeren  Histonsmns ,  so  hei  6.  Schmoller  ^) «  findet  sich  allerdings 
ucb  vohl  Hinneigung  zn  einer  Anffassung  und  gelegentliche  Andeutungen  daron, 
dassi  dermaleinst  die  Politische  Oekonomie  in  eine  allgemeine  Socialwissenschaft  auf- 
zagehen  bestimmt  sei.  Indessen  zn  klaren  Forderungen  hinsichtlich  einer  solchen 
Ufflbiidung  der  Politischen  Oekonomie  und  zu  ernstlichen  Vorbereitungen  dazu  hat 
äu  noch  nicht  g^efuhrt 

An  dieser  Auffassung  der  Politischen  Oekonomie,  —  auch  als 
,,Soeial9konomie''  — ,  als  einer  eigenenselbständigen  Wissen- 
schaft mit  eigenen  Objecten  und  Aufgaben  und  beiden  an- 
gepassten  Methoden  wird  auch  hier  festgehalten.  Sie  gehört  in 
die  Gruppe  der  Social-  und  Staats  Wissenschaften ,  aber  sie  ist 
nicht  „die''  Social-  und  Staatswissenschaft,  weder  nach  ihrer 
bisherigen,  noch  muthmaasslich  nach  ihrer  zukünftigen  Entwicklung. 
Aach  wenn  eine  Sociologie  oder  eine  Social-  oder  Gesellschafts- 
wissenschaft in  einem  engeren  Sinne  sollte  aufgestellt  werden 
dürfen,  eine  Annahme,  welcher  wir  skeptisch,  vollends  für  jetzt, 
aber  auch  für  die  Zukunft,  gegenüber  stehen ,  so  würde  die  Poli- 
tische Oekonomie  —  auch  wieder  als  „  S  o  c  i  a  1  Ökonomie'*,  wie  wir 
es  thnn,  aufgefasst  und  behandelt  —  nicht  in  dieser  Sociologie 
aufgehen    oder    zu  dieser  erweitert  werden  dürfen  oder  können, 


^i  S.  z,  B.  seine  Recension  des  Schönberg 'sehen  Handbuchs,  Jahrbuch  f.  Gesetz- 
S«bMg  1SS2,  B.  2  S.  249  ff. 

L  Wagn«r,  GnmdlegvLBe.  3.  Auflage.  I.  Theü  Grandlagen.  5 
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fiondern  eine  eigene  selbständige  Wissenschaft  mit  eigenen  Objecteui 
Aufgaben,  Methoden  auch  hier  bleiben  müssen. 

Der  Umstand,  dass  volkswirthschaftliche  Erscheinongen  und  Einrichtungen  auch 
gesellschaftliche,  „sociale"'  sind,  dass  jede  Fon  ihnen  eine  sociale  Seite  and  umgekehrt 
jede  sociale  Erscheinung  und  Einrichtung  ihre  wirthschaftliche  Seite  hat,  dass  hier 
überall  Wechselwirkungen   bestehen;   die  Einsicht,   welche  die  historische  National- 
ökonomie nicht,  wie  sie  wohl  behauptet,  zuerst  gewonnen,  wohl  aber  weiter  entwickelt 
hat,   dass  alle   volkswirthschaftlichen  Erscheinungen  und   Einrichtungen   immer  im 
Zusammenhang   mit  den  übrigen  gesellschaftlichen,  politischen,  culturlichen  zu  be- 
trachten und  in  der  Wirklichkeit  niemals  aus  diesem  Zusammenhang  ganz  heraus  zu 
lOsen  sind ;  die  weitere  Einsicht,  dass  daher  auch  bei  der  Analyse  und  der  Isolirung  der 
Yolkswirthschaftlichen  Erscheinungen   und  Einrichtungen   in   der  Theorie,  bei  dem 
Herausschälen   des   Typischen  aus    dem   Individuellen   und    Goncreten,   des  Wirth- 
schaftsgesetzmässigen  in  der  Entwicklung  jenes  Znsammenhangs  mit,  jener  Bedingtheit 
durch,    jenes    Verhältnisses    der    Wechselwirkung    dieser   Erscheinungen    und  Ein- 
richtungen zu  sonstigen  socialen  niemals  vergessen  werden  darf:  das  Alles  bedingt 
durchaus  nicht  das  Aufgehen  der  Politischen  Oekonomie  in  eine  engere  Soüologie 
oder  in  eine  weitere  Social-  oder  Gesellschaftswissenschaft.     Gerade  für  die  letztere, 
wie  für  die  gesammten  Bechts-,  Staats-  und  Socialwissenschaften  und  für  alle  Ver- 
suche in  der  Richtung  einer  eigenen  „Sociologie''  kann  nur  eine  in  ihrem  Gebiete 
selbständige  Politische  Oekonomie  wieder  den  fruchtbringenden  Dienst  einer  wichtigen 
Hilfswissenschaft   leisten.     Bei  einer  Vermischung   der  Grenzen  zwischen  der  Poli- 
tischen Oekonomie  und  der  Sociologie  oder  allgemeinen  Socialwissenschaft  wird  Alles 
unklar  und  verschwommen,  in  derselben  Weise  wie  in  der  früheren,  hier  noch  den 
Ursprung  mit  aus  der  älteren  deutschen  Cameral Wissenschaft  offenbarenden  deutschen 
Politischen  Oekonomie  bei  der  dort  üblichen   Vermischung    der   Grenzen   zwischen 
Technologie  und   Politischer  Oekonomie  und  wie  bei  der  Behandlung  der  letzteren 
mehr  als  PrivatOkonomie.     Jede  volkswirthschaftliche  Erscheinung  und  Einrichtung 
hat,  wie  ihre  sociale,  so  ihre  technische,  rechtliche,  —  öffentlich-  und  privatrechtliche 
—  privatökonomische  Seite.    Auch  diese  Seiten  sind  in  der  Politischen  Oekonomie  so 
wenig  wie  die  sociale  Seite  zu  ignoriren,  in  Bezug  auf  ihre  Einwirkung  und  Bückwirining 
auf,  wie  auf  ihr  Beeinflusstwerden  durch  die  voU^wirthschaftliche  Erscheinung  oder  Ein- 
richtung, zu  denen  sie  gehören.  Aber  wie  deswegen  die  Trennung  von  Politischer  Oeko- 
nomie und  Privatökonomie  nebst  Technologie  —  nach  den  scharfen  Unterscheidungen 
Hermann's    — ,    von    ersterer    und    Rechtswissenschaften    und    sonstigen    Staats- 
Wissenschaften  gleichwohl  richtig  und  festzuhalten  ist,  so  auch  diejenige  von  Politischer 
Oekonomie   und    Socialwissenschaft   oder    „Sociologie'*.      Auch    in    methodologischer 
Hinsicht  folgt  aus  dem  socialen  Moment  in  jeder  volkswirthschaftlichen  Erscheinung 
und  Einrichtung  so  wenig  als  aus  ihrem  technischen,  rechtlichen  Moment  —  wenn 
letzteres  vom  socialen  hier  noch  unterschieden  wird  — ,  dass  eine  ,j8olirung''  dieser 
Momente  für  den  Zweck  der  Untersuchung  methodologisch  unzulässig  sei.     Im 
Gegentheil,  gerade  weil  wirthschaftliche  Erscheinungen  und  Einrichtungen  diese  7er- 
Bchiedenen  Seiten  bieten,  von  jeder  derselben  aus  beeinflusst  werden  und  sich  diese 
Seiten   wieder   gegenseitig  beeinflussen,   kann   nur  durch   eine  —   wenn   auch  nur 
hypothetische,  dem  Zweck  der  Analyse  dienende  —  Trennung  oder  Isolirnng 
der  Seiten  und  Ursachen  zur  wissenschaftlichen  Erkenntniss  fortgeschritten   werden. 
Nur  so  wird  die  complexe  Erscheinung  in  ihre  Componenten  aufgelöst,  wie  in  den 
classischen    Untersuchungen    von   Thünen's.     Und   wenn    überhaupt,   so  ist  nur  auf 
diesem  Wege,  durch  Ausbau  der  „speciellen"'  Wissenschaften  von  der  Gesellschaft 
das  erforderliche  Material  für  eine  allgemeine  Sociologie  zu  gewinnen. 

Die  Hauptschriften  von  Comte,  Spencer,  wie  der  ganzen  sociologischen 
Schule  des  In-  und  Auslands,  welche  sich  vornehmlich  an  die  Genannten  anschliesst, 
femer  die  Speciallitteratur  über  „Urgesellschaft'',  Entwicklung  der  Familie  etc. 
(Lewis  Morgan,  Lippert,  Fr.  Engels),  nicht  minder  die  ethnologische 
Litteratur  und  diejenige  über  primitive  Rechsverhältnisse  und  vergleichende 
Rechtswissenschaft  (Sir  H.  Maine,  Bastian,  Post,  Kohler  u.  A.  m.)  bieten 
daher  sicherlich  auch  dem  National-  und  Socialökonomen  viel  Anregendes  und  manches 
werthvoUe  Material.  Wenn  ein  Fachökonomist  wie  Schaffte  letzteres  verwerthet,  wird 
auch  die  Politische  und  Socialökonomie  besonderen  Vortheil  davon  ziehen.    Aber  für 
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msere  Dtsdplin   ist   doch   diese   genannte  Litteiatnr  diejenige  ron  Hilfswissen- 
schaften, wie  die  jaiistische,  historische,  philosophische,  technologische  etc.    Daran 
hahen  wir  anch  hier  fest,  um  nicht  ins  Grenzenlose  abzuschweifen.     Panegyrikern 
der  Sodologie,  wie  L.  Gamploricz  gegenüber,  dessen  Schriften  gleichwohl  des- 
wegen nicht  nntersch&tzt  weiden  sollen  (Rassenkampf,  sociologische  Untersnchnngen. 
Lmsbrock  1SS3,  Grondriss  der  Sociologie,  Wien  1885,  Sociologie  und  Politik,  Leipzig 
1892)  behaupten  die  Ausführungen  W.  Dilthey's,  auch  wenn  man  denselben  keines- 
wegs aberall  zustimmt,  doch  im  Ganzen  ihre  Zotreffendheit  (Einleitung  in  die  Geistes- 
wissenschaft L,  Leipzig  1883,  besonders  S.  108 — 150).    „Wachsende  Ausdehnung  und 
YerroOkommnung  der  £inzelwissenschaften'%  insbesondere  der  Politischen  Oekonomie 
ak  einer  solchen  nach  Objecten,   Aufgaben,   Methoden  eigenen  Einzelwissenschaft, 
scheint  auch  uns  das  richtige  Ziel,  nicht  eine  unklare  und  Teischwommene,  einzige 
gMüe  Socialwissenschaft  oder  „Sodologie''.    Ich  verweise  hierfUr  auch  auf  den  guten 
imd  scharfen  Artikel  „positirism''  (und  A.  Gomte)  Ton  Gl^mence  Boy  er  und  den 
Artikel  „sociologie**  im  Say-Chailley 'sehen  nouTeau  dicUonnaire  d 'economic  polidque, 
roL  n.  Arbeiten,   welche  zugleich  mehr  als  der  lediglich  absprechende  Artikel  von 
Gothein,  „Gesdlschaft  und  Gesellschaftswissenschaft'*  im  3.  B.  des  Handwörterbuchs 
der  Staatswissenschaften    bieten,  wenn   auch   insbesondere   der  erstere  ähnlich  ab- 
lehnender Tendenz  ist    In  der  von  Gothein  Comte  nachgerühmten  schlagenden  Kritik 
der  Hohlheit   der  Abstractionen  der  „classischen  Nationalökonomie"  finden  sich  eben 
nur    bereits    dieselben    Unklarheiten    über  Aufgabe  und    Methode    der    Politischen 
Oekonomie  wie  bei  dem  jüngeren  deutschen  nationalOkonomischen  Historismus. 
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Erster  Theü. 

Die  Orandlageii  der  Yolkswlrthschaft. 

AbweicheDd  Ton  der  vorigen  Auflage,  wird  der  Gegenstand  hier  fonnal  in 
^Bücher"*,  statt  wie  damals  in  „Kapitel'',  alsdann  werden  die  „Bttcher"'  in  Kapitel 
lud  diese,  soweit  erforderlich,  wdter  in  „Hauptabschnitte'*  nnd „Abschnitte" 
eiagetheilt.  Die  sachlichen  eriieblichen  Erweitemngen  in  dieser  dritten  Auflage, 
Aimentlich  die  nnnmehrige  Einbeiiehong  der  Methodologie  und  der  BoTOUerongs- 
lehre,  haben  aber  auch  sonstige  grössere  Yerändemngen  in  der  Behandlung  und  £in- 
theihmg  des  Stoffes  verursacht  In  der  2.  Auflage  waren  in  vier  Kapiteln  behandelt: 
die  elmentaren  Grundbegriffe  —  die  Wirthschaft  und  die  Volkswirthschait  —  die 
Orgmisation  der  Yolkswirthschaft  —  der  Staat,  volkswirthschaftlich  betrachtet 
Im  1.  Kapitel  handelte  der  1.  Hauptabschnitt  in  Ktirze  von  der  „wirthschaftlichen 
Natur  des  Mensdien''.  Die  Bevölkerungslehre  wurde  nur  gelegentlich  berOhrt  £in- 
geheode  Erörterungen  liber  „die  wirthschafdiche  Natur  des  Menschen"  werden  jetzt 
im  1.  Kapitel  des  ersten  Buches  zugleich  als  Einleitung  zur  Methodologie  gebracht. 
Die  weiteren  AusfUnungen  Über  „elementare  Grundbe^iiTe''  des  Mheren  1.  Kapitels 
folgen  jetzt  in  Buch  2,  das  3.  Buch  entspricht  den  ersten  4  und  dem  6.  und  7.  Haupt- 
abschnitte des  fnkheren  Kapitek  2.  Der  5.  Hauptabschnitt  des  letzteren  bildet 
■it  der  dabei  vorangehenden  Bevölkerungsldire  jetzt  das  4.  Buch.  Das  frohere 
Kapitel  S,  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  ist  nunmehr  das  5.  Boch,  das  Kapitel  4, 
fom  Staate,  das  6.  Buch  geworden.  Die  Paragrapheneintheilung,  welche  in  den  ersten 
beiden  Auflagen  in  Cebminstimmung  gehalten  war,  musste  jetzt  geändert  werden, 
▼ude  aber  der  Uebersicht  des  Zusammengehörigen  wegen  und  um  danach  verweisen 
ZQ  können,  doch  als  zweckmässig  beibehalten.  Die  Nummern  der  früheren  Para- 
graphen sind  in  Eckklammem  hinter  den  Nummern  der  neuen  angegeben,  wo  der 
behandelte  Gegenstand  derselbe  ist 

Die  jetzige  Eintheilung  des  ersten  Tbeils  gestaltet 
sich  hiernach  folgendermaassen. 

I.Bach.  Wirthschaftliche  Natnr  des  Menschen.  Ob- 
jeet,  Aufgaben^  Methoden,  System  der  Politischen 
Oekonomie. 

2.  Boch.    Elementare  Ornndbegriffe. 

3.  Bnch.    Wirthschaft  nnd  Yolkswirthschaft. 

4.  Bach.    BeY()lkerang  and  Yolkswirthschaft. 

5.  Bach.    Organisation  der  Yolkswirthschaft. 

6.  Bach.    Der  Staat,  volkswirthschaftlich  betrachtet 


Erstes  Buch. 

Die  wirthschaffcliche  Natur  des  Menschen. 

Object,  Aufgaben,  Methoden,  System 
der  Politischen  Oekonomie. 


Erstes  Kapitel. 

Die  wirtliscliaftliclie  Natur  des  Mensclien. 

§.  21.  Litterator.  Aufgaben  dieses  Kapitels.  Aus  der  national- 
ökonomischen  Litteratar  gehören  Tornemlich  die  Erörterongen  ttber  die  Grand- 
begriffe, femer  aach  diejenigen  über  die  Methode  hierher,  worin  regelmlssig 
auf  die  ,,Natiir  des  Menschen'',  insbesondere  die  ««wirthschaftliche'"  Natur  «in- 
gegangen, auf  diese  Andres  znrflckgeführt ,  aus  dieser  abgeleitet  wird.  S.  dardber 
unten  Tor  Buch  2  und  ?or  Kapitel  2  dieses  1.  Buchs  Weiteres  im  Zusammenhang. 

Im  Allgemeinen  ist  die  psychologische,  mehr  noch  die  ethische  Litterator, 
soweit  sie  sich  mit  dem  Triebleben,  den  MotiFen,  der  Willensbildung 
des  Menschen  beschäftigt,  hervorzuheben.  Freilich  liefert  sie  meistens  keine  besondere 
Ausbeute  für  die  nationalökonomische  Seite  des  Problems,  das  in  der  Regel 
Ton  den  betreffenden  Autoren  gar  nicht  oder  nicht  näher  verfolgt  wird.  Die  all- 
gemeinen Erörterungen  der  Psychologen  und  Ethiker  gestatten  daher  wohl  eine  gewisse 
Anwendung  auf  unser  Gebiet,  aber  genau  welche  und  in  welchem  Maasse,  bleibt 
gewöhnlich  erst  noch  zu  entscheiden. 

Deshalb  muss  doch  der  Nationalökonom  selbst  den  Versuch  machen,  fOr  seine 
Zwecke  eine  den  Aufgaben  seiner  Disciplin  entsprechende  Theorie  der  menschlichen 
Triebe  und  Motive,  welche  das  wirthschaft liehe  Handeln,  Thun,  Unterlassen 
bestimmen,  eine  wirthschaftliche  Motivationslehre  aufzustellen.  Das  Folgende 
knüpft  fUr  diese  Aufgabe  der  Grundlegung  an  die  Ausfahrungen  der  §§.  1 — 4  und 
§.  207  der  2.  Auflage  der  Grundlegung  an.  Im  letztgenannten  Paragraphen  war  bereits 
ein  Versuch  gemacht  worden,  „psychologische  Motive,  welche  die  Höhe  der  Arbeits- 
leistung bestimmen*'  abzuleiten  und  zu  analysiren,  sowie  weiter  (§.  20Sff.)  auf  Grand 
dieser  Analyse  Erscheinungen,  wie  die  unfreie  und  freie  Arbeit,  und  beider  letzteren 
ökonomische  Anwendbarkeit  und  Nutzeffect  zu  erklären.  Allein  diese  Ausführungen 
hätten  mit  an  die  Spitze  des  Werks  und  gerade  in  den  Abschnitt  von  der  „wirch- 
schaftlichen  Natur  des  Menschen"  gehört,  wohin  ich  sie  jetzt  ziehe,  denn  sie  suchen 
einen  allgemeineren  Erklärungsschlüssel  für  wirthschaftliches  Handeln  überhaupt  zu 
bieten,  nicht  nur  für  die  Frage  nach  der  Höhe  der  Arbeitsleistungen.  Auch  halte 
ich  sie  für  brauchbar  mit  als  Grundlage  der  Methodenlehre.  Das  habe  ich  seit 
der  2.  Aufl.  der  Grundlegung  mehrfach,  u.  A.  in  dem  Aufsatze  „systematische  National- 
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akofiomie*'  (Conrad's  Jahrbücher,  B.  46,  N.  F.  12,  1886,  S.  228  £)^)  nachzuweisen  ge- 
sacht Im  Folgenden  fUhre  ich  diese  ErOrtemngen  in  diesem  und  dem  n&chsten 
Kapitel  jetzt  weiter  ans.  S.  auch  Quarteily  Jonmal  of  economics  (Amerika,  Harrard 
Coirersity)  fol.  I,  p.  118  £  und  Keynes,  scope  etc.  (s.  n.)  p.  224. 

Aach  im  Kapitel  fon  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  (2.  Anfl.  S.  196  ff.) 
habe  ich  schon  früher  ebenfalls  an  die  Triebe  und  Motifo  niher  angeknüpft,  um  die 
Organisation  zu  erklären  und  in  den  ? erschiedenen  Organisationsprincipien  und  Systemen 
die  rerschiedenen  Triebfedern  nachzuweisen.  Das  geschieht  auch  in  dieser  3.  Auf. 
Aber  systematisch  richtiger,  ja  nothwendig  ist  es  doch ,  Ausführungen  wie  in  diesem 
Kapitel  roranzuschicken. 

Ans  der  psychologischen  Natur  beschränke  ich  mich  hier  auf  die 
Nennoog  zweier  neuerer  Werke,  welche  ich  mehrfach  benutzte:  H.  HOffding, 
Psychologie  in  Umrissen,  aus  dem  Dänischen  übersetzt  ?on  Bendizen,  Leip^g 
IW,  0.  A.  über  Triebe,  Motire,  Willen  (S.  113 ff.,  296 ff.,  396 ff.),  W.  Wundt, 
Gnudzage  der  physiologischen  Psychologie,  2  B.,  3.  A,  Leipzig  1887,  ebenfalls  be- 
Sonden  über  Triebe,  Willen  (II,  410  ff.,  468  ff.).  Vgl.  ausserdem  in  MilTs  Logik 
das  6.  Buch  ron  der  Logik  der  Geisteswissenschaften  und  in  Wundt's  Logik  den 
gJeicben  Abschnitt  (II,  478  ff.). 

Aus  der  neuesten  ethischen  Litteratur  nenne  ich  hier  auch  nur  diejenigen 
Schriften,  welche  ich  besonders  benutzt  habe.  Sie  repräsentiren  auch  ?erschiedene 
Bichtongen.  Herbert  Spencer,  Thatsachen  der  Ethik,  deutsch  fon  Vetter,  Stutt- 
gart 1ST9,  bes.  Kap.  1,  2,  7,  10— 12.  — W.  Wundt,  Ethik,  Stuttgart  1886,  u.  A.  im 
Abschnitt  Ton  den  Principien  der  Sittlichkeit  S.  372 ff.  —  H.  Steinthal,  allgemeine 
Ethik,  Berlin  1885  (S.  31 2 ff.,  über  den  psychologischen  Mechanismus  des  mensch- 
beben  Handelns,  Mechanismus  der  Triebe).  —  N.  Porter,  Clements  of  moral  science, 
LoDdon  1885,  bes.  1.  part  (theory  of  duty).  —  H.  Hoff  ding,  Ethik,  deutsch  ron 
Ben d ixen,  Leipzig  1888  (nelfach).  —  Th.  Ziegler,  sittliches  Sein  und  sittliches 
Werden,  Grundlinien  eines  Systems  der  Ethik  (populäre  Vorträge),  Strassburg  1890; 
Derselbe,  die  sociale  Frage  eine  sittliche  Frage,  2.  Aufl.,  Stuttgart  1891.  — 
Paolsen,  System  der  Ethik,  2.  Aufl.,  1891,  vielfach,  bes.  3.  Buch,  Grundbogriffe 
und  Prindpienfragen,  Kap.  2,  6,  auch  3.  Buch  (Tugend-,  Pflichtenlehre).  —  v.  Jhe- 
ring,  Zweck  im  Recht,  I,  fielfach. 

S.  immerhin  auch  Ton  katholischer  Seite:  Ratzinger,  Volkswirthschaft  in 
ihren  sittlichen  Grundlagen,  Freiburg  1883.  —  F.  Hasler,  über  das  Verhältniss  der 
Yolkswirthschaft  und  Moral,  Passau  1887. 

Für  die  nationalokonomische  Litteratur  rerweise  ich  romemlich  auf  die 
späteren  Angaben  über  die  Litteratur  der  Methode  und  der  Grundbegriffe.  In 
DcQester  Zeit  hat  sich  die  litteraturgeschichtliche  und  kritische  Forschung  näher  mit 
der  psychologisch  -  ethischen  Auffassung  der  menschlichen  Natur  bei  Adam  Smith 
beschäftigt  S.  darüber  besonders  Hasbach's  genannte  Schriften;  femer  Zeyss, 
A  Smith  und  der  Eigennutz,  Tübingen  1889,  W.  Keurath,  A.  Smith,  Wien  1S84, 
£. Nisse,  Ober  A.  Smith  in  donPreuss.  Jahrb.  1878.  W. Paszkowski,  A.Smith,  Halle 
H90(Di8B.),  Dr.  Schubert,  Smith's  Moralphilosophie  in  Wundt*s  philos.  Studien,  IV,  4 
(1^1);  auch  die  neueren  Werke  über  A.  Smith  von  Delatour  (Paris  1886), 
Haldane  (1887,  London).  Die  deutschen  Schriften  Fon  Oncken,  ?.  Skarzynski, 
H.  R Osler  über  die  Grundlehren  (s.  o.  S.  44).  Vielfach  gehören  für  Litteratur- 
^eschichtliches  über  den  ganzen  Gegenstand  dieses  Kapitels  die  genannten  Bücher 
TOD  W.  Hasbach  hierher.  —  S.  sonst  Rau,  I,  §.  1  ff..  Derselbe  in  der  Tübinger 
Ztschr.fStaatswiss.  B.  26,  1870,  in  dem  Aufsatz  Volkswirthschaftslehre  im  Verhältniss 
rar  Sittenlehre.  —  W.  Röscher,  I,  §.  Iff.  —  Hermann,  staatswirthschaftliche 
ÜQtersochongen,  S.  Iff.  —  Schütz,  sittliches  Moment  in  der  Volkswirthschaft, 
Tnh.  Ztschr.  l  Staatswiss.  B.  1  (1844).  —  Knies,  Politische  Oekonomie,  2.  Aufl., 
S. 223 ff.,  bes.  in  dem  Zusatz  S.  243 ff.  —  Schäffle,  Mensch  und  Gut  in  der  Volks- 
Tirthschalt,  Deutsche  Vierteljahrsschr.  1861,  jetzt  in  seinen  gesammelten  Aufsätzen  I, 
J5S;  Derselbe,  Gesellschaftliches  System,  3.  A.  I,  §.  11  ff.,  §.23,  §.  186ff.  — 
Paanm  Manches  in  f.  Mangoldes  Volkswirthschaftslehre.  —  G.  Schmoller,  Grund- 


')  Der  Band   führt   irrthümlich   auf  dem  Titel    die  Zahl  45   statt  46   und    im 
^■i^^erzeichniss  ist  durch  ein  Versehen  mein  Aufsatz  nicht  angegeben. 
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fragen,  bes.  Kap.  3.  —  Nenmann  in  den  obenS.  56  genannten  Aafs&tzen,  ancb  seine 
««Grundlagen  der  Yolkswirthschschaft'*.  —  G.  ScbOnberg  in  seinem  einleitenden 
Aufsatz  im  Handbuch,  I,  3.  A.,  §.  2ff.  —  G.  Gohn,  I,  S.  23ff.  —  W.  Neurath, 
passim  mehrfach  in  seinen  nationalOkonomischen  Schriften,  AuMtzen,  Vortr&gen,  so 
in  seinen  rolkswirthschaftlichen  und  socialphilosophischen  Essays,  Wien  1880,  bes. 
I— III;  in  dem  Vortrag  Moral  und  Politik,  Wien  1891.  --  F.  A.  Lange,  Geschichte 
des  Materialismus,  II,  3.  A.,  S.  453 ff.,  Volkswirthschaft  und  Dogmatik  des  Egoismus. 

—  K.  Menger,  Untersuchungen  S.  71  ff.  —  £.  Sax,  Grundlegung,  yieluch.  — 
H.  Dietzel  in  den  oben  S.  64  genannten  Arbeiten.  —  0.  Gerlach,  Über  die  Be- 
dingungen der  wirthschaftlichen  Th&tigkeit,  Jena  1890,  bes.  S.  57  ff. 

H.  Sidgwick,  principles  of  political  economy,  2.  ed.,  London  1887,  introduction 
eh.  3,  book  3,  eh.  9.  —  A.  Marshall,  principles  of  economics  I,  1.  und  2.  ed., 
London  1890,  1891,  bes.  book  1,  eh.  6.  —  Keynes,  scope  a  method  of  political 
economy,  London  1891.  —  Bich.  £ly,  introduction  to  political  economy,  New- York 
1889,  p.  151  ff. 

H.  Baudrillard,  rapports  de  la  morale  et  de  l'^conomie  politique,  Paris  1860. 

—  Gh.  Gide,  principes  d'6conomic  politique,  2.  6d.,  Paris  1889,  Yorbemerknngen, 
dann  p.  33  ff.,  128  ff.  —  M.  Block,  les  progr^  de  la  science  6conomique  depuis 
A.  Smith,  2  voL,  Paris  1890,  bes.  vol.  1.  Einleitung  und  1.  Buch  (auch  far  mancherlei 
Litteratur-  und  Dogmengeschichtliches,  in  scharfer,  freilich  meist  sehr  einseitiger 
Tendenz  gegen  die  deutsche  historische  und  socialpolitische  Schule,  aber  doch  genule 
in  den  hierher  gehörigen  Erörterungen  mit  mancher  beachtenswerthen  kritischen 
Bemerkung). 

M.  Minghetti,  deireconomia  publica  a  delle  sue  attinenze  colla  morale  e  con 
diritto,  Firenze  1859.  —  L.  Gossa,  guida  alla  studio  d.  econ.  politica,  Forschiedene 
Auflagen,  deutsch  fon  Moormeister,  Freiburg  1880,  allgemeiner  Theil.  Einzelne» 
in  Schriften  und  Aufsätzen  von  A.  Loria,  so  G.  Darwin  e  Teconomia  politica, 
Milane  1884  (aus  Rivista  filosof.  scient);  derselbe  in  dem  grossen  Werke  analisidella 
proprieti  capitalista,  2  ?ol.,  Torino  1889.  —  G.  Lampertico,  transformismo  e 
sociologia  (Nao?o  Antologia  1884,  vol.  45),  —  G.  Ducati,  sulla  libera  concorrenza 
Parma  1881. 

Aucli  mit  hierher  gehört  ein  eigen thtlmlicher  Litteraturzweig  wenigstens  in 
einer  Hinsicht:  deijenige  der  socialen  Utopien.  Die  hier  behandelten  Probleme 
berühren  sich  mit  psychologischen  Fragen  und  diese  treten  dabei  Öfters  besondere 
merkwürdig  hervor.  Mehr  oder  weniger  gehört  die  ganze  socialistische  und 
communistische  Litteratnr,  zumal  der  extremen  Richtungen,  hierher,  in  der  Kritik 
des  Bestehenden,  wie  in  den  Gedanken  über  und  in  den  Gemäldeentwürfen  für  eine 
neue,  bessere  Zuknnftswelt  der  Gesellschaft,  so  besonders  Gh.  Fourier^s,  R.  Owen's 
Schriften,  ans  der  neuesten  Zeit  A.  Bebel's  „Frau''.  Sodann  aber  ist  auf  die  eigent- 
lichen „Utopien''  im  engem  Sinne,  mit  ihren  zum  Theil  mährchen-  und  roman- 
artigen Einkleidungen  des  Stoffs  zu  verweisen.  S.  über  diese  ganze  Litteratnr  den 
Ao&atz  R.  V.  MohTs  über  „Staatsromane"  in  seiner  Geschichte  und  Litteratnr 
der  Staatswissenschaften,  I,  167  ff.;  El  ein  wacht  er,  die  Staatsromanc,  Wien  1891; 
H.  V.  Scheel  im  SchOnberg'schen  Handbuch,  I,  3.  A.,  S.  116;  überhaupt  die  litterar- 
geschichtlichen  Werke,  welche  auf  den  Socialismus  und  diesem  verwandte  Schriften 
näher  eingehen. 

Von  Plato's  Staat,  Th.  Morus'  Utopien  bis  zu  den  modernsten  Erscheinungen, 
welche  im  Gefolge  der  neuesten  socialistischen  Theorieen  und  Agitationen,  sowie  der  Ent- 
wicklung der  Technik  hervorgetreten  sind  —  die  interessanteste  derartige  Schrift  ist  wohl 
die  schnell  ül>er  die  Welt  verbreitete  von  Bellamy,  „Rückblick  aus  dem  Jahr  2000**,  anch 
in  mehrfachen  deutschen  Uebersetznngen,  so  von  v.  Gizycki  —  liegt  doch  hier  überall 
der  Schwerpunct  der  Fragen  im  Psychologischen;  in  den  Voraussetzungen  — 
auch  gelegentlich  Erörterungen  darüber  —  über  die  menschliche  Natur,  das  Seelen- 
leben, die  Triebe,  die  Motive,  über  die  Einwirkungen  innerer  und  äusserer  Art  auf 
den  Menschen,  über  das,  was  constant,  was  variabel,  was  durch  „Erziehung*'  und 
durch  welche  Art  der  Erziehung  in  einer  beabsichtigten  Richtung  zu  beeinSSussen 
ist  u.  s.  w. 

Auch  die  kritische  Litteratnr,  welche  der  Socialismus  und  die  älteren  nnd 
neueren   Utopien  hervorgerufen  hal>en,   ist  nach  dieser  Seite  beachtenswerth ,   z.  B. 
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V.  Seh Af er,  die  Gnfereinbarkeit  des  soculistischen  Zakanftsstaats  mit  der  menscb- 
Kdien  Natnr,  2.  (und  mehrfache)  Aafl.  (zuletzt  1891);  Th.  Ziegler 's  schon  genannte 
Schrift:  die  sociale  Frage  eine  sittliche  Frage;  Y.  Kathrein  (S.  J.),  der  Sodalismns, 
dne  Untersnchong  seiner  Gnindlagen  and  Durchführbarkeit  (aus  des  Verfassers  Moral- 
philosophie), Freibarg  i.  Br.  1890;  E.  Richter,  sodaldemokratische  Zukunftsbilder, 
Beiiin  1891.  F.  GregOTorius,  der  Himmel  auf  Erden,  Leipzig  1891  (düster  über- 
treibend in  der  Schilderung  der  Folgen  des  Siegs  der  Socialdemokraäe,  aber  mit 
maach'  richtiger  Ausführung  psychologischer  Art)  u.  ?.  A.  m.  Ich  beziehe  mich 
ausserdem  auf  einige  Ausführungen  in  meinem  Aufsatz:  Grundbesitz,  die  rolksirirth- 
sehaftlicbe  Principienfrage  der  Bechtsordnung,  Handwörterbueh  t  Staatswiss.  IV,  bes. 
S.  154  61  und  auf  meinen  Vortrag  auf  dem  8.  evang.-soc.  Congress  über  das  neue 
sodaldemokraüsche  Programm  (1892), 


1.  Abschnitt 

Analyse  der  wirthsehaftliehen  Natnr  des  Mensehen. 

I.  —  §.  22  [IJ.  Bedttrfniss.  Befriedigung.  Befrie- 
digangstrieb.  Wie  alle  Lebewesen,  nur  in  dem  seiner  physisch- 
psychischen  Natur  als  „höchster  Form  des  organisirten  Stoffs''  ent- 
sprechenden gesteigerten  und  steigerungsfähigen  Maasse  ist  der 
Mensch  ein  bedürftiges  oder  Bedürfnisse  empfindendes 
Wesen,  d.  h.  er  hat  „Gef&hle  des  Mangels,  mit  dem  Streben,  diesen 
Mangel  zn  beseitigen''  (v.  Hermann^)).  Wird  dieses  mit  dem 
Bedttrfniss  selbst  gegebene,  die  eine  Seite  desselben  darstellende 
Streben  erfüllt,  so  Tcrschwindet  oder  vermindert  sich,  regelmässig 
nach  der  Natur  des  Menschen  aber  nur  zeitweilig,  jener  Mangel, 
d.  h.  es  erfolgt  Befriedigung  des  Bedtirfnisses.  Jenes  Streben 
zur  Beseitigung  des  Mangels  kann,  weil  es  den  Menschen  antreibt, 
Befriedigong  des  BedUrfoisses  zu  erlangen,  Befriedigungstrieb 
genannt  werden. 

Ueber  den  richtigen  Ausgangspunkt  in  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oeko- 
ttomie  ist  öfters  gestritten  worden.     Bau  ging  ?om  Gute  aus  (§.  1),  ebenso  bis  zur 
4.  AuiL  seines  B.  I  Röscher,  Hermann  von  den  Bedürfnissen  (2.  Aufl.,  S.  1  ff.), 
ebeuo  Bastiat   (harmonies  6conomiques)  und  nach   ihm  Viele,    z.  B.   M.  Wirth 
(Grundztlge  der  Nationalökonomie).    Neuerdings  hat  Seh  äff le  als  besonders  betonten 
Ansgang^ponct  den  Menschen  selbst  genommen  (Deutsche  Yierteljahrschrift  1861) 
und  nach  ihm  Röscher  (§.  1)  seit  der  5.  Aufl.    Lindwurm,  Grundzflge  der  Staats- 
und  PriTatwirthschaftslehre  (Braunschweig;] 866),  stellt  den  Begriff  der  Wirthschaft 
an  die  Spitze.    H.  Dietzel  hat  in  der  Abb.  über  den  Ausgangspunct  in  der  Social- 
virthschaftslehre  (Ztschr.  f.  Staatswiss.  ß.  37,  18S3)  eine  scharfsinnige  Kritik  der  ver- 
schiedenen Ansichten  geliefert  und  als   „Grundbegriff  der  Wirthscbaftswissenschaff' 
die  wirthschaftliche    Handlung    hingestellt    (S.  65).     Seine    Behandlung    des 
Gegenstandes  ist  ftlr  meine  Umarbeitung  dieses  Abschnitte  mit  von  Einfluss  gewesen, 
ohne  dass  ich  mich  ihm  weiter,   als  es  hier  geschehen,   anzuschliessen  vermochte. 
S.  &Qch  Kote  2  in  der  2.  Aufl.  S.  9,  von  Neueren  bes.  auch  Neumann,  in  seinen 
^eogeoannten  Arbeiten. 


^)  Staatswirthschaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  5. 
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§.23  [1].  1.  Die  Bedürfnisse  sind  innere  psychische, 
wenn  ihre  Befriedigung  allein  darch  psychische  Vorgänge  im  Inneren 
des  einzelnen  fühlenden,  denkenden  Menschen  erfolgt  (Gefühls-, 
Gedankenwelt,  Seelenleben);  äussere,  wenn  die  Befriedigung 
Beziehungen  zur  Aussenwelt,  zur  äusseren  leblosen  und 
lebendigen  Natur  wie  zu  anderen  Menschen,  Toraussetzt.  Jedes 
Mittel  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  wird  Gut  genannt. 
Den  inneren  und  äusseren  Bedürfnissen  entsprechen  innere  und 
äussere  Güter. 

Die  physische  Natnr  des  Menschen  bedingt  schon  zur  Erhaltung 
seines  Lebens,  die  physische  und  psychische  Tollends  zu  seiner 
Entwicklung  weit  länger  und  intensiTcr  als  diejenige  des  Thieres, 
auch  in  den  höchsten  Thierclassen,  pflegender,  schützender, 
fördernder  persönlicher  Dienste  anderer  Menschen.  Sie  macht 
die  Existenz  und  Entwicklung  jedes  Einzelnen  hierdurch  von  vorn- 
herein in  besonderem  Maasse  von  menschlichen  Gemein- 
schaft sbeziehungen  abhängig,  stempelt  den  Menschen  auch 
hierdurch  zum  Gemeinschaftswesen.  Seine  physische  Natnr 
bedingt  ferner  wie  bei  allen  Lebewesen,  aber  wiederum  nach  Art, 
Umfang,  Entwicklung  seiner  Bedürfnisse  in  ungleich  stärkerem 
Maasse,  die  Verfügung  über  einzelne  sachliche  oder  stoffliche 
Bestandtheile  der  Aussenwelt,  über  „S  ach  guter'',  um  diese  Be- 
dürfnisse ihrer  Befriedigung  entgegenzufahren.  Aber  auch  die 
psychische  Natur  des  Menschen  bedarf  zum  Theil  solcher  Sach- 
güter zur  Befriedigung  der  ans  ihr  entspringenden  inneren  Bedürf- 
nisse, um  Eindrücke  zu  gewinnen  u.  s.  w.,  woraus  sich  ein  Zu- 
sammenhang zwischen  inneren  und  äusseren  Bedürfnissen,  bezw. 
Gütern  ergiebt 

Danach  zerfallen  die  menschlichen  äusseren  Bedürfnisse  vor 
Allem  in  die  zwei  Hauptarten:  nach  persönlichen  Diensten 
anderer  Menschen,  insbesondere  zu  Pflege,  Schutz,  Förderung, 
und  nach  Sachgütern.  Die  äusseren  Güter  sind  daher  persön- 
liche Dienste  Anderer  und  Sachgüter. 

Zwei  absolute,  rein-Ökonomische,  weil  ans  dem  Wesen  der  menschlichen 
Natnr  folgende  Kategorien  der  Bedürfnisse  und  der  Guter,  anch  bei  jedem  einzelnen 
Menschen,  die  SachgOter  anbedingt,  die  persönlichen  Dienste  wenigstens  in  gewissen 
Lebensperioden  ebenfalls. 

Nicht  in  diesem  ihrem  Grundcharacter,  sondern  nur  in  ihrer 
besonderen  Art  und  ihrem  Umfang  sind  die  (inneren  wie 
äusseren)  Bedürfnisse  und  Güter  nach  Individuen,  Classen,  Ständen, 
Völkern,  nach  Zeit  und  Ort  verschieden. 
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Die  menschlichen  BedürfniBse  sind  ferner  in  dieser  ihrer  be- 
sonderen Art  nnd  ihrem  Umfang  einer  grossen  Vermehrung, 
Ver?ielfältigungy  Verfeinerung  fähig,  welche  auch  viel- 
beb, wenn  auch  nicht  immer  und  nicht  mit  natnrgesetzlicher  Notb- 
weodigkeity  bei  Einzeluen  wie  bei  Gruppen  (Völkern)  eintritt,  in 
Verbindung  mit  der  Entwicklung  des  physisch-geistigen  Lebens: 
Wirkoog  und  wieder  Ursache  dieser  Entwicklung.  Genauer  gesagt: 
diese  Entwicklung  des  menschlichen  Lebens  selbst,  denn  diese  ist 
niebts  Andres  als  die  Entwicklung  der  Bedtirfnisse ,  freilich  auch 
der  psychischen,  inneren. 

Der  Unterschied  fon  Mensch  und  Thier,  auch  der  höchsten  ThiercUsse,  liegt 
mit  hierin  und  erscheint  auch  hiemach,  trotz  der  sonstigen  Verwandtschaft  thie- 
Bsdta  nnd  menschlicher  Bedürfnisse,  Befriedigungen  nnd  Befriedigungstriebe  ab  ein 
äbsoliiter. 

Die  Thatsache  nnd  die  Möglichkeit  der  Verschiedenheit,  Vennehmng.  Ver- 
fielfiltigiuig  and  Verfeinerung  der  menschlichen  Bedürfnisse  nach  Indifiduen,  Völkern, 
ZdtVDd  Art  sind  das  feststehende  Moment  in  der  Menschenwelt  Die  sich  concret 
fiftdende,  ferschiedene  Gestaltung  der  Bedürfhisse  nach  deren  besonderen  Art  and 
Cfflfug  sind  das  historisch  fariable  Moment,  welches  es  rechtfertigt,  ?on  be- 
st tarnten  Arten  Ton  Bedürfnissen  und  Gütern  als  historischen  Kategorieen  zu  sprechen. 

Die  menschlichen  Bedürfhisse  sind  einer  Vermehrung  u.  s.  w.  fähig.  Nur 
das  Usst  sich  er&hrangsmifisig  allgemein  sagen.  Schon  ?on  einer  Tendenz  der 
Tennehrong  ist  im  HinbBck  nicht  nur  auf  die  Lebensverhältnisse  ganz  roher  Völker, 
WAdem  auch  auf  die  Stabilität  des  Bedürfhissstandes  auf  schon  höheren  Wirthschafts- 
stafea,  so  bei  Nomaden,  und  unter  Völkern  und  Volksclassen  mit  fest  durch  Recht 
ttod  Sitte,  auch  durch  religiöse  Anschauungen  gebundenen  Lebens-,  Berufs-,  Erwerbs- 
rerbiltnissen  (Kastenwesen  u.  dgl.)  nicht  ganz  allgemein  zu  reden.  Man  generalisirt 
da,  wie  so  oft,  Erscheinungen  bei  den  eigentlichen  Entwicklungsvölkem,  bei  Cultur- 
Tldkem,  und  hier  häufig  sogar  wieder  nur  bei  einigen  Volksclassen,  wie  besonders 
der  statischen  BerOlkerung,  sowohl  in  Betreff  der  äusseren  wie  der  inneren,  der 
DaterieOen  wie  der  psychischen  Bedürfhisse  zu  sehr.  Völker,  deren  Verhältnisse 
allodings  zumeist,  aber  doch  nicht  allein  das  Untersuchungsobject  der  Politischen 
OekoBomie  bilden.  Noch  weniger  darf  aus  der  Erfahrung  hinsichtlich  der  that- 
»iclilichen  EntwicUung  der  Bedürfhisse  bei  solchen  Völkern  und  bei  der  grossen 
Mehrzahl  ihrer  Angehörigen  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  die  regelmässig 
Tthndunbare  Y^nnehrung  u.  s.  w.  der  Bedürfhisse  etwas  naturgesetzlich  Koth- 
veadiges  sei  Vielmehr  ist  von  rornherein  zu  betonen,  dass  die  Menschen  dazu 
fähig  sind  oder  dazu  fähig  werden  können,  ihre  Bedürfnisse,  den  Umfang,  die  Art 
der  Befriedigung  derselben  zu  beurtheilen  und  danach  über  die  Befriedigung  selbst 
zo  entscheiden.  Urtheile  und  Entscheidungen,  welche  dem  ethischen  Gebiete  an- 
geboren, zwar  nicht  nach  einem  absoluten,  unveränderlichen,  sondern  nach  einem 
Tiriablen  sittlichen  Maassstabe  erfolgen  und  erfolgen  dürfen,  aber  die  Anwendung 
eines  suchen  Maassstabes  doch  immer  gestatten.  Es  ist  wichtig,  dass  von  rom- 
herdn,  daher  schon  hier,  für  die  indifiduelle  wie  namentlich  auch  für  die  sociale 
Seite  da  Bedürfiusse  nnd  ihrer  Entwicklung  und  Gestaltung  festzustellen  und  festzuhalten, 
so  für  die  Fragen  des  indinduellen  und  des  Standes-  und  Classen-Luxus,  für  die  Fragen 
der  Votheüung  des  Volkseinkommens  auf  Glassen  und  Einzelne,  weil  von  dieser  Verthei- 
limg  Umfang  und  Ali  der  Bedürfuissbefriedigungen  mit  abhängen,  auch  fUr  die  Fragen 
da  Steigerung  des  indinduellen  Familien-,  Volkseinkommens  unter  dem  Impuls  gesteiger- 
ter Bedürfhisse.  Gerade  das  Bedürfhiss  und  seine  Entwicklung  sind  hiemach  Momente, 
veicbe  immer  auch  dem  Gebiete  der  Ethik  zu  vindiciren  sind,  was  in  der  Wissen- 
schaft der  Politischen  oder  Socialökonomie  nicht  scharf  genug  betont  werden  kann. 

§.  24  [1,  96,  139].    Eintheilung  der  Bedürfnisse. 

T(H)  einer  weiteren  Eintheilung  der  Bedürfnisse  kann  hier  theils  überhaupt,  theils 
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zan&clist  abgesehen  werden.  Namentlich  die  dentsche  systematische  Wissenschaft  hat 
hier  Öfters  zahlreiche  Classen  und  Arten  unterschieden,  mitunter  aber  fast  zufiel 
Scharfsinn  dabei  aufgewandt,  weil  die  weitgehende  Classification  nicht  immer  be- 
sondere wissenschaftliche  und  practische  Bedeutung  hat^). 

Wir  begnügen  ans  hier  mit  der  vorlänfigen  blossen  Hervor- 
bebung  zweier  Eintheilungen ,  welche  erst  später  weiter  verfolgt 
werden  sollen: 

a)  Existenzbedfirfnisse,  deren  Befriedigung  zum  Be- 
stehen des  Menschen  selbst ,  absolut  oder  relativ ,  nothwendig  ist, 
wonach  diese  Bedürfnisse  in  solche  ersten  und  zweiten  Grades 
unterschieden  werden  können;  anderseits  Culturbedfirfnissey 
deren  Befriedigung  einmal  zur  Erhöhung  des  feineren  Lebens- 
genusses, materieller  wie  immaterieller  Art,  sodann  zur  weiteren 
Entwicklung  des  Menschen,  insbesondere  seiner  geistigen  Seite,  dient 

Weiteres  hiertlber  im  4.  Buche,  Beyölkerung  und  Yolkswirthschaft  (2.  Aufl.  §.  96). 

b)  Individualbedttrfnisse,  welche  aus  dem  physisch- 
geistigen Wesen  des  Einzelnen  als  solchen  hervorgehen,  und  Ge- 
meinbedfirfnisse,  welche  beim  Einzelnen  aus  dessen  Angehörig- 
keit zu  menschlichen  Gemeinschaften  entspringen. 

Weiteres  dartlber  im  5.  Buche,  Organisation  der  Yolkswirthschaft  (2.  Aufl.  §.  139). 

§.  25.  —  2.  Befriedigung.  Das  unbefriedigte  Bedfirfnisa 
ruft  Gefühle  des  Unbehagens,  der  Unlust  hervor  und  erweckt  gerade 
dadurch  den  Befriedigungstrieb,  d.  h.  regt  zu  Tbätigkeiten,  Hand> 
lungen  an,  deren  Zweck  —  instinctiv  wie  beim  Thiere  und  noch 
dem  kleinen  Kinde,  auch  bei  dem  Menschen  in  besonderen  ano- 
malen Lagen,  oder  bewasst,  wie  beim  normalen  entwickelten 
Menschen  —  eben  auf  Befriedigung  der  Bedürfnisse  und  Beschaffung 
der  geeigneten  Mittel  oder  Güter  dafUr  hinausgeht.  Die  Befriedi- 
gung der  Bedürfnisse  ist  dann  mit  Behagen,  mit  Lustgefühlen  ver- 
bunden. Die  Erfahrung  in  Bezug  auf  diese  Lustgefühle  bei  der 
Befriedigung,  das  Vorschweben  derselben  in  der  Erinnerung  wirkt 
auf  den  Befriedigungstrieb  im  bewusst  handelnden  Menschen  an- 
spornend ein  und  giebt  demselben  die  Richtung  seiner  Bethätigung*). 

Die   Analogieen   zwischen  dem  Menschen   und  dem  Thier,  zumal  dem  hoch- 
organisirten    Thier,   in   Bezug   auf  BedQrfniss,  Befriedigung   und  Befriedigungstrieb 


0  S.  mit  das  Beste  darüber  bes.  bei  t.  Hermann,  staatswirthschafü.  Uoter- 
suchungen,  Abh.  II  (Bedürfnisse),  und  Schiffle,  gesellschaftliches  System,  S.A.  I. 
S.  lOS  ff. 

')  Hier  hängt  die  ökonomische  Lehre  mit  der  psychischen,  psychophysischen 
und  physiologischen  von  Empfindung,  Vorstellung,  von  Reiz,  Trieb,  Wille  zusammen. 
Vgl.  Höffding,  Psychologie,  S.  124  ff.,  150  ff.,  391  ff.  Wundt,  Psychologie  I, 
289  ff,  II,  225  ff,  261  ff,  463  ff. 
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liegen  nahe,  bnachen  aber  hier  nicht  weiter  ferfolgt  za  werden.  S.  n.  A.  Spencer 's 
ThitBadieD  der  Ethik,  Kap.  1  o.  2  (Handeln  im  Allgemeinen  nnd  £ntwiciflang  des 
Handelns). 

Efl  gehört  zum  Wesen  des  Bedürfnisses  der  Lebewelt ,  dass 
jede  Befriedigung  stets  nur  eine  gewisse  Zeitdauer  hat,  verzehrt 
wird  oder  sich  verzehrt  und  dasselbe  Bedürfniss  dann  von  Neuem 
heryortritt.  Daher  die  beständige  Wiederholung  zwischen 
Bedürfniss y  Erwachen  und  Wirken  des  Befriedigungstriebs,  dem- 
gemässem  Handeln  und  erzielter  Befriedigung. 

Mit  der  Yermehmng  und  Yerrielfältigimg  der  Bedarfnisse  demnach  ein  immer 
regerer  stetiger  Wechsel  zwischen  BedUrfniss  nnd  Befriedigung,  eine  immer  stärkere, 
onsnfhOrUchere  Anspannung  des  Befriedigungstriebes,  ein  immer  intensiveres  „Leben'% 
ab«  auch  eine  immer  grössere  Lebensunruhe,  Thitigkeit  und  Beanspruchung  der 
physiscben  und  psychischen  Organe,  welche  sich  freilich,  in  gewissen  Grenzen,  diesen 
Veihiltnissen  anpassen  können  nnd  anpassen.  Die  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  tritt  dann  mit  der  Entwicklung  der  Bedarfnisse  und  der  Befriedigungen 
wieder  in  Wechselwirkung,  eine  physiologische  und  auch  eine  psychophysische  That- 
sadie  ron  Bedeutung  auch  fOr  die  nationaiökooomische  Betrachtung  des  Bedarfniss- 
tiiebs.  Die  Steigerung  der  Ansprache  an  die  Qualität  und,  in  gewissen  Fällen  und 
in  gewissen  Grenzen,  auch  an  die  Quantität  der  BedOrfnissbefriedigung  hängt  damit 
zusammen'). 

§.  26  [1].  —  3.  Der  Befriedigungstrieb.  Er  erscheint 
in  seiner  schärferen  Form  als  Trieb  der  Selbsterhaltung 
hinsichtlich  der  Befriedigung  der  ExistenzbedUrfnisse  ersten  Grads, 
als  Trieb  des  persönlichen  oder  Selbstinteresses  hinsicht- 
lich der  Befriedigung  der  übrigen  Bedürfnisse.  Als  mit  dem  Be- 
dürfniss selbst  schon  gegeben  und  bei  dem  Ursprung  des  Bedürf- 
nisses in  der  physisch-psychischen  Natur  des  Menschen  ist  er  selbst 
nnd  in  seinen  beiden  Erscheinungsformen  eine  Naturthatsache, 
etwas  dem  Menschen  wie  analog  jedem  Lebewesen  Angeborenes, 
demnach  auch  an  sich  ethisch  Berechtigtes. 

Deshalb  ist  seine  Bezeichnung  oder  auch  die  Bezeichnung  des  Selbstinteresses 
mit  Ausdrucken,  welche  sprachgebräuchlich  auf  ein  Moment  des  sittlich  Venrerf  liehen 
oder  Bedenklichen  hindeuten,  überhaupt  und  gerade  auch  in  der  Politischen  Oekonomie 
ZQ  Termeiden.  So  die  Bezeichnung  mit  dem  Namen  Eigennutz,  Egoismus  (io  der 
ublidien  engeren  üblen  Bedeutung),  Selbstsucht,  Eigensucht.  Der  Ausdruck 
Selbstinteressc  (selfinterest)  könnte  ähnlichen  Bedenken  unterliegen,  aber  wenigstens 
nach  deutschem  Sprachgebrauch  erscheint  er  doch  als  ein  neutraler,  welcher  benutzt 
reiden  darf.  Knies'  (2  A.  S.  236)  ,3elb8tiiebe"  hätte  doch  schon  wegen  der  sprach- 
^äuchlichen  Nebenbedeutung  mehr  Bedenken.  Er  spricht  auch  vom  „Trieb  zur 
Selbsterhaltung  nnd  zum  Wohlbehagen''  (Streben  nach  dem  Eigenwohl).  Nur  in  der 
Ausartung  kann  der  Befriediguogstrieb ,  das  Selbstinteresse  Eigennutz,  Egoismus 
gcBaBDt  weäen,  daher  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  nur,  wenn  sie  sich  geltend 
Backen,  ohne  die  durch  Gewissen,  Sittengesetz  und  Recht  gezogenen,  freilich  wandel- 

^)  Das  Weber'sche  und  Fe  ebner  sehe  Gesetz  über  die  Intensität  der  Em- 
P&Mlangeo  (rgL  Höffding,  Psychologie  S.  186,  Wundt,  Psychologie  I.  350  ff.) 
Wit  noch  seiner  Yerwerthung  ülr  die  nationalOkonomische  Lehre  von  BedUrfniss  und 
Befriedigung.  S.  indessen  Gossen,  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs.  2.  A.  S.  5  ff., 
tSai,  Staatswirthschaft,  S.  178  (s.  auch  daselbst  g.  83,  84). 
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baren,  aber   im   concreten  Fall  sehr  wohl  fühlbaren  and  bekannten  Schranken  zn 
achten.    Vgl.  auch  Schönberg,  I,  in  seiner  Abh.  §.  3. 

Der  Trieb  der  Selbsterbaltung  kann  unter  Umständen 
allerdings  mit  der  Macht  einer  Naturkraft  wirken  und  dann  oft- 
mals bereebtigtermaassen,  ohne  Verletzung,  ja  in  Gemässheit  eines 
sittlichen  Gebotes.  Aber  selbst  in  extremsten  derartigen  Fällen, 
z.  B.  wenn  es  sich  um  Errettung  des  eigenen  Lebens  aus  Gefahren 
handelt,  wirkt  der  Selbsterhaltungstrieb  doch  mit  durch  das  Medium 
psychischer  Vorgänge  und  mancherlei  Motive,  und  vollends  verhält 
es  sich  in  anderen  Fällen  so.  Er  ist  daher  in  diesen  nicht  eine 
reine  Naturkraft  und  auch  seine  Vergleichung  mit  einer  solchen 
hinkt  und  muss  jedenfalls  mit  Vorsicht  vorgenommen  werden. 

Das  persönliche  oder  Selbstinteresse  ist  noch  weniger 
auch  nur  mit  einer  Naturkraft  zu  vergleichen,  geschweige  dass  in 
demselben  eine  solche  zu  sehen  ist  Nicht  nur  steht  es,  kann  und 
soll  es ,  wie  jeder  menschliche  Trieb ,  unter  der  Leitung  der  Ver- 
nunft und  des  Gewissens  stehen ,  nicht  nur  ist  jede  aus  ihm  her- 
vorgehende Handlung  eine  verantwortliche,  welche  einem,  freilich 
geschichtlich  etwas  wechselnden  sittlichen  Urtheil  unterliegt:  das 
Selbstinteresse  vollends  wirkt  auch  immer  durch  das  Medium  eines 
ganzen  Systems  seelischer  Motivation  im  einzelnen  Menschen.  Die 
einen  Motive  entspringen  aus  dem  Selbstinteresse,  zeigen  unter  sich 
aber  doch  mancherlei  Verschiedenheiten  in  ihrem  Wesen  und  in 
ihrer  Wirkungsweise.  Die  anderen  Motive  kreuzen  sich  mit  jenen 
ersteren.  So  kommt  es,  dass  selbst  diejenige  concrete  Handlung, 
zu  welcher  das  Selbstinteresse  den  Anstoss  gegeben  hat,  doch 
keineswegs  immer  rein  das  Resultat  desselben,  sondern  häufig  eine 
Besultirende  verschiedener  Motive  ist,  daher  auch  in  der  Wirklich- 
keit anders  ausfällt,  als  sie  es,  unter  der  Annahme  des  allein  und 
„rein''  wirkenden  Selbstinteresses  thun  würde. 

Die  britische,  die  Oekonomik  des  Individaalismos  und  Liberalismus,  hat  das, 
wenigstens  in  manchen  ihrer  Vertreter,  za  wenig  beachtet,  auch  in  ihrer  Methodo- 
logie für  die  ökonomische  Theorie,  bei  ihrer  Handhabung  der  Methode  der  specola- 
tiven  Dedaction  „ans  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse*',  dem  „Streben  nach  Ver- 
mögen'' (oder  ans  dem  „wirthschaftlichen  Eigennutz'')  heraus,  vollends  in  der 
Yerwerthung  der  so  gewonnenen  Sätze  der  Theorie  for  practische  concrete  Fragen 
und  Verhältnisse.  Fehler,  welche  freilich  fur  jene  Oekonomik  und  ihre  Methode  nahe 
liegen,  aber  gleichwohl  nicht  nothwendig  damit  Terbunden  sind.  Die  „wirklichen^*' 
Menschen  sind  eben  ?on  mancherlei  ?erschiedenartigen,  in  derselben  Richtung 
wirkenden,  aber  doch  durch  ihr  Nebeneinanderwirken  sich  modificirenden  und  auch 
?on  sich  kreuzenden  Motiven  oft  auch  bei  ein  und  derselben  Handlang,  auch  einer 
„wirthschaftlichen'^  Handlung,  bewegt.  Sie  entsprechen  so  nicht  allgemein  und  im 
concreten  Falle  jedenfalls  nicht  ohne  Weiteres  den  „Menschen  der  absoluten  wirth- 
schaftlichen Theorie'*,  den  „bloss  vom  Eigennutz  getriebenen"  „absoluten  Markt- 
menschen" (city  men).     Ihre  Handlungen  fallen  daher  auch  anders  als  diejenigen  der 
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ietzterea  ans.  Diese  wichtige  Wahrheit  ist  io  der  britischen  Oekonomik  öfters  Über- 
sehen ▼ordcD.  Sie  festzuhalten  ist  durchaus  nothvendig,  aber  auch  bei  der  An- 
veadang  der  Methode  der  Dednction  aas  dem  Selbstinteresse  recht  wohl  möglich. 
Die  Anerkenn ang  jenes  Fehlers  bedingt  daher  auch  keineswegs  das  Preisgeben  <Ueser 
Methode,  wie  düie  historische  Nationalökonomie  in  einigen  ihrer  Vertreter  um  jener 
Wahrheit  Willen  anzonehmen  geneigt  ist 

II.  —  §.  27  [2].    Arbeit    Für  die  Menschheit,  diese  als 
ein  Ganzes  betrachtet,  ist  gegenüber  der  constanten  Beschaffen- 
heit der  äusseren  Natur  und  den  dadurch  bedingten  Beziehungen 
zwischen  menschlicher  Bedttrfnissbefriedigung  und  dieser  Natur  die 
Arbeit  die  unbedingte  Voraussetzung  zur  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Gütern,  insbesondere  auch  äusseren  Gütern,  und  da- 
mit znr  Erzielung  der  Möglichkeit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  : 
die  ,,Verbindnngsbrücke  zwischen   Bedürfniss    und   Befriedigung^' 
(b^oin,  effort,  satisfaction,  Bastiat).    Für  den  Einzelnen,  für 
ganze  Gruppen  von  Einzelnen  nach  natürlichen  Verhält- 
nissen (wie   die  Kinder,  die  Greise,   die  Kranken),   für  gewisse 
Stände,  Classen,  Volker  nach  rechtlichen  und  Machtverhält- 
nissen gilt  das  freilich  nicht  oder  nicht  in  gleichem  Maasse,  je 
nach  der  persönlichen,  der  socialen  Lage  und  Stellung  der  Be- 
treffenden,  indem  freiwillig  oder  gezwungen  die  Arbeit  Anderer 
ihnen  die  Güter  zur  Verfügung  stellt.  Von  diesen  für  die  sociale 
und  historische  Stellung  der  menschlichen  Arbeit  freilich  sehr 
wichtigen   Verhältnissen    abgesehen    wird    die  Arbeit    regelmässig 
fibemommen,  weil  der  Mensch,  durch  die  Erfahrung  und  Vernunft 
geleitet,  erkennt,  dass  er  nur  durch  die  Arbeit  zu  Gütern  und 
damit  aus  den  Unlustgef üblen  des  Mangels  im  unbefriedigten  zu  den 
Lastgefiihlen  im  befriedigten  Bedürfniss  gelangen  kann. 

Arbeit  (im  wirthschaftlichen  Sinne)  ist  nun  eine  als  solche 
oder  als  blosses  Mittel  zum  Zweck  der  Ermöglichung  der  Bedürfniss- 
befriedigung  mit  Opfern  (Pein,  Last,  Unannehmlichkeit,  Kraft- 
ttnd  Zeitaufwand,  insofern  mit  Opfer  von  „Leben")  verbundene  per- 
sönliche Anstrengung  menschlicher  Kräfte. 

BegTif&bestimmaDgeii  der  Arbeit  fehlen  auffällig  genug  vielfach.  Rau  nennt 
berrorbhogende  prodactire  Arbeit  die  Anwendung  der  menschlichen  Kraft  als  Ur- 
ache  Ton  Veränderungen  in  der  Körperwelt,  8.  Aufl.,  §.  84,  was  mit  seiner  zu 
^ofea  Begrenzung  des  Begriffs  wirthschafUiches  Gut  zusammenhängt,  s.  unten. 
Koscher  erwähnt,  dass  zum  Begriff  Arbeit  immer  ein  Merkmal  der  Muhe,  die  auf 
eisen  ausserhalb  ihrer  selbst  liegenden  Zweck  gerichtet  ist,  gehöre,  §.  36  Anm.  ]. 
S.  Mch  7.  Hangoldt,  §.5  u.  Art  Arbeit  im  Staatswörterbuch,  Hermann,  S,  7,  9 
'Arbeit  als  Lcbensanfopferung  characterisirt).    Schäffle,  soc.  Körper,  III,  252. 

Diese  Auffassung  der  Arbeit  als  Last  steht  nicht  im  Widerspruch  mit  der  gleich- 
^  richtigen  Auffassung  derselben  Arbeit  als  sittlicher  Beruf  und  Lebens- 
^of^abe,  und  insofern  auch  wieder  als  etwas,  das  als  solches  innere  Befrie- 
^igUQg,  demnach  Lust,  Freude  gewährt,  wird  also  durch  letztere  Auffassung  nicht 
geschlossen.     Bei  der  Bemessung  des  Lastmoments  in  der  Arbeit  wird  daher  auch 


80  1-  B.  1.  K.   Wirthschaftl.  Natur  des  Meoscheo.    U  A.  §.  28,  29. 

diesem  etwa  mitspielenden  anderen,  diesem  Lastmoment,  welches  auch  in  dem  GeftLhl 
der  Pflichterfolluog  liegen  kann,  Reclinung  getragen.  Nor  soweit  es  sich  um  eine 
auch  in  letzterer  Beziehiing  nnnOthige,  aach  dafttr  an  wirksame  Arbeit  handelt,  gilt 
das  im  folgenden  §.  28  Gesagte. 

Die  Arbeit  muss  sich  wegen  des  best&ndigen  Wechsels  zwischen  BedOrfniss  and 
fiefciedigang ,  wegen  der  nor  vorübergehenden  Dauer  der  letzteren  and  wegen  der 
Yermehrang,  Vernefältigang  und  Yeifeinerung  der  Bedürfnisse  immer  von  Neuem 
wiederholen,  regelmässig  und  planvoll  fortgesetzt  werden  und  immer  wirksamer, 
erfolgreicher  zu  werden  suchen. 

IIL  —  §.  28  [3].  Oekonomisches  Princip.  Bei  aller 
auf  BedOrfnissbefriedigODg  gerichteten  Thätigkeit  leitet  den  Men- 
schen —  und  darf  und  oft  auch  soll  ihn  leiten  —  das  ökono- 
mische oder  das  Princip  der  Wirthschaftlichkeit,  ein 
durchaus  psychologisches  Princip,  d.h.  das  Streben,  freiwillig 
nur  solche  Arbeit  vorzunehmen,  bei  welcher  nach  der  inneren 
Schätzung  des  Menschen  die  Annehmlichkeit  der  Befriedigung  die 
Pein  der  Anstrengung  (des  Opfers)  überwiegt,  sowie  das  fernere 
Streben  nach  einer  möglichst  hohen  Summe  (Maximum)  Arbeits- 
erfolg und  damit  Möglichkeit  der  Befriedigung  für  ein  möglichst 
geringes  Maass  (Minimum)  nicht  in  sich  selbst  ihren  Zweck  und 
Lohn  allein  tragender  Anstrengung  oder  Opfer  in  der  Arbeit. 

Immer  linden  daher  hier  psychische  Vorgänge  der  Vergleichung  und 
Prüfung  statt,  von  deren  Ausfall  die  Debemahme  der  Arbeit,  der  Eifer,  auch  der 
za  höherer  Anstrengang  fahrende  Eifer  dabei,  insofern  wieder  der  Erfolg  der  Arbeit 
abhängt.  Je  mehr  nach  den  mitwirkenden  Motiven  das  Lastmoment  der  Arbeit  ?er- 
ringert,  das  Lustmoment  in  ihr  selbst  an  dadurch  erlangten  inneren  Gutern  und  das- 
jenige im  Erfolg,  in  den  Ergebnissen  der  Arbeit,  wie  auch  in  der  dadurch  zo  er- 
zielenden Befriedigung  mittelst  äusserer  Güter  erhöht  wird ,  desto  besser.  Lastmoment 
und  Lustmoment  sind  daher  in  der  Arbeit  zweckmässig  in  Verbindung  zu  bringen, 
damit  letzteres  das  erstere  aufhebt  oder  vermindert;  eine  wichtige  Aufgabe  der 
„Organisation  der  Arbeit''  (der  Production)  und  der  erziehlichen  Entwicklung  des 
Trieblebens  und  der  Motivation.  (Einseitige,  carrikirte,  aber  nicht  an  sich  unrichtige 
Gedanken  Ch.  Fourier's  und  anderer  Socialisten.) 

In  der  Hauptsache  konnte  das  Ökonomische  Princip  bei  wirthschaftlichen  Unter- 
suchungen nie  verkannt  werden.  In  den  Vordergrund  der  Betrachtung  ist  es  be- 
sonders durch  Hermann 's  Lehre  von  der  Winhschaft  und  von  der  Trennung  von 
Oekonomik  und  Technik  gestellt,  2.  Aufl.,  S.  6  ff .  Die  Formulirung  s.  bei  Schäffle., 
2.  Aufl.  des  gesellschaftlichen  Systems,  S.  3,  332,  3.  AuÜ.  I,  17.  Vergl.  auch  doss. 
Aufs,  über  Gebrauchswerth  und  Wirthschaft  nach  den  BegniTsbestimmungen  Hermann 's, 
Tüb.  Zeitschr.  XXVI  (1870).  Der  erste  Satz  im  Texte,  worin  ich  das  Princip  for- 
mulirto.  ist  in  SchäfTle's  Formulirung  nicht  enthalten,  fehlt  auch  bei  Held,  Grund- 
riss  S.  9,  findet  sich  aber  mit  Recht  bei  0.  Michaelis  „Das  Kapitel  vom  Werthe** 
(aus  einer  Abhandlung  von  1863  in  s.  u.  Fauch  er 's  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirth- 
schaft  U.S.W.)  in  seinen  Volkswirthschaftlichen  Schriften,  1873,  II,  241.  —  Gewiss 
hat  H.  Dietzel  (Zeitschr.  f.  Staatswiss.  B.  39,  S.  29)  darin  recht,  dass  das  Öko- 
nomische Princip  eigentlich  ein  ganz  allgemeines  Princip  des  vernünftigen,  zweck- 
mässigen Handelns  und  demgemäss  nur  allgemeiner  zu  fassen  seL  Aber  daniit  ist 
die  Bedeutung  dieses  Prlncips  speciell  für  die  wirthschaftlichen  Handlungen  und 
Erscheinungen  doch  nicht  vermindert,  geschweige  widerlegt  Auf  dem  wirthschaft- 
lichen Gebiet  lässt  sich  nur  eine  genauere  Wirksamkeit  des  Princips  verfolgen  bei  der 
Beschaffung  der  Güter  (Production  iin  w.  S.)  und  bei  der  Vollziehung  der  Be- 
friedigung (Consumtion). 
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IV.   —    §.  29    [4].     Wirthschaft.      Wirthschaftliche 
Natnr  des  Menschen.    Wirtbsehaftslebre. 

1.  Der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte  Beschaffang  und  Ver- 
wenduDg  Ton  Gütern  zur  Bedtirfnissbefriedignng  gerichteten,  plan- 
voll nach  diesem  ökonomischen  Princip  eriblgenden  Arbeitsthätig- 
keiten  in  einem  geschlossenen  oder  geschlossen  gedachten  meosch- 
liehen  Bedttrfniss-  und  Befriedigungskreise  ist  (im  allgemeinsten 
Sinne  des  Worts)  die  Wirthschaft;  jede  einzelne  hierzu  gehörige 
Thätigkeit  ist  eine  wirthschaftliche,  ökonomische  Hand- 
lang, jede  einzelne  bezügliche  Erscheinung  ist  eine  wirthschaft- 
liche Erscheinung. 

Man  kaoD  zweifelhaft  sein,  ob  iiian  beim  Wirthschaftsbcgriff  sagen  »oll:  Arbeits- 
ÜLäägkeiten  oder  bloss  Thätigkeiten.  Indessen  selbst  die  blosse  Verwaitang  des 
TermfigeDS  zam  Zweck  des  Bentenbezugs  nOthigt  stets  zq  Th&tigkeiten ,  wolch«^  unter 
den  Begriff  Arbeit  gehören  und  ebenso  die  Verwendung  des  erzielten  Einkommens 
ZOT  Bediirfnissbefriedignng.  üeber  das  Maass  und  die  Art  der  Arbeit  des  Wirth- 
sehaft^abjects  sa^  der  Begriff  der  Wirthschaft  aber  tlberhaupt  nichts  aus. 

Bau  definirt  die  Wirthschaft,  conseqnent  seinem«  m.  £.  unhaltbaren  Standpuncte 
3.  nnten),  nur  SachgUter  wirthschaftliche  Güter  zu  nennen,  als  „Inbegriff  ?on 
Verrichmngen,  welche  zur  Versorgung  einer  Person  oder  einer  Verbindung  mehrerer 
Personen  mit  SachgQtern  bestimmt  sind,  oder  welche  sich  auf  die  Erlangung  oder 
Benutzung  ?on  Vermögen  beziehen",  §.  2.  Hermann  zieht  das  Princip  der  Wirth- 
schaf^chkeit  mit  herbei,  indem  er  die  Wirthschaft  bezeichnet  als:  ,,Dio  quan- 
titatire  Ueb er  wachung  der  Herstellung  und  Verwendung  der  Güter  in  einem 
gesonderten  Kreise  von  Bedürfnissen",  —  eine  Begriffsbestimmung,  welche  in  dieser 
FormnliruDg  aber  nicht  recht  verständlich  ist  und  erst  eingehender  Erläuterung  dafür 
Mxd,  die  ihr  Hermann  auch ,  und  zwar  vortrefflich ,  giebt.  Die  sehr  eingehenden 
Erörterungen  Schaf fle's  in  seinem  System  (s  Sachregister  s.  V.  Wirthschaft), 
im  Ganzen  das  Beste,  was  wir  über  Wesen  und  Arten  der  Wirthschaft  und 
ilirer  Organisation  besitzen ,  ermangeln  im  Einzelnen  etwas  der  Präcision,  vergl. 
z-B.  gleich  L  4.  —  Lind  wurm 's  Analyse  des  W^irthschaftsbegriffs,  a.  a.  0.  S.  13  ff., 
mtersucbt  getrennt  die  Merkmale  „Wirth"  und  „Schaffen".  —  Neumann  (Abb.  Grund- 
begriffe in  Schön berg'ö  Handbuch,  3.  A.  I,  162)  knüpft  den  Begriff  Wirthschaft  an 
foransgehende  andere  von  ihm  erörterte  Begriffe  und  bringt  ihn  in  unmittelbare  Ver- 
bindung mit  dem  Vennögensbegriff:  Wirthschaft,  Inbegriff  von  Thätigkeiten  (bezw. 
mit  einem  Vorbehalt,  auch  Arbeitsthätigkeiten)  zur  Gewinnung  oder  Erhaltung  von 
Vennögen  für  Jemand  (also  nicht  auch:  znr  Vorwendung?).  —  Dietzel,  Tüb.  Ztschr. 
B.  37.  S.  65),  Wirthschaft,  der  Inbegriff  der  wirthschaftlichen  Handlungen  eines 
Sobjects. 

2.  Wirthschaftliche  Natur  des  Menschen.  Die  Natur 
des  Menschen ,  welche  sich  aus  dem  Wesen  menschlicher  Bedllrf- 
nissc,  aus  deren  Befriedigung,  aus  dem  Befriedignngstrieb  —  als 
Trieb  der  Selbsterhaltung  und  des  Selbstinteresses  — ,  aus  der 
StelluDg  der  Arbeit  und  Wirthschaft  und  aus  der  Schätzung  aller 
dieser  Momente  in  der  Seele  des  Menschen,  daher  mittelst 
der  Erwägungen,  Vergleichungen  und  Urtheile  unter  dem  Walten 
des  ökonomischen  Princips  ergiebt,  nennen  wir  seine  wirthscbaft- 
liche  Natur. 

A.W»|^aar,  Gnmdlegniig.  3.  Auflage.   1.  TheU.   Grtmdlagen.  6 
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Dieselbe  ist  freilich  selbst  wieder  keine  absolut  fest  gegebene, 
darebans  bei  Allen  gleichmässige,   sondern  wie  unter  sonst  gleich- 
artigen Individuen  y  so  nach  Classen,  Ständen,  Völkern,  Zeitaltern, 
Ländern,  nach  Sittenzustand  und  Gultur  bei  den  Einzelnen  ver- 
schieden in  der  innerlichen  Empfindang  der  Bedürfnisse  wie  in  der 
Schätzung  der  angegebenen  Momente.  Sie  steht,  wie  alles  Psychische 
im  Menschen,  unter  der  Einwirkung  des  Willens,  lässt  sich  erziehen, 
ist  mancherlei    anderen  Motiven  zugänglich,    weil  sie  nur  eine 
Seite  der,  nicht  die  menschliche  Natur  überhaupt  ist,   modificirt 
sich  historisch,  aber  tritt  bei  allen  Menschen  doch  im  Kern  über- 
einstimmend, in  den  von  ihr  beherrschten  Motiven,  Gedanken,  Be- 
strebungen, Handlungen  im  wirthschaftlichen  Leben  hervor.    Denn 
die  Grundzüge  der  wirthschaftlichen  Natur  liegen  fest  in  der 
menschlichen  körperlich-geistigen  Organisation  und  verändern  sich 
so  wenig  wie  die  äussere  Natur  wenigstens  in  den  für  Menscben- 
geschichte  in  Betracht  kommenden  Zeiträumen.    Insofern  ist  diese 
„wirthschaftliche  Natur  des  Menschen'^  nach  diesen  ihren  Grund- 
zügen als  eine  absolute  Kategorie  zu  betrachten,   mit  welcher 
man  im  Wirthschaftsleben  stets  als  mit  einem  stark  mitspielenden, 
oft  entscheidenden  Factor  bei  den  Einzelnen  zu  thun  hat. 

Keinerlei  wirthschaftliche  Untersnchnng  ist  möglich  ohne  diese  Annahme,  far 
die  man  sich  ?or  Allem  auf  die  innere  Prüfung  und  die  ,,allgemeine  Lebenserfahrung^^ 
berufen,  aber   auch  —  auf  die   psychologische  Auslegung  aller  geschichtlichen  Er« 
fahrungen  über  wirthschaftliche  Erscheinungen,  Einrichtungen  und  Rechtsnormen  be- 
ziehen   kann.     Denn    wir   sind   überhaupt  nur  im  Stande,  menschliches  Handeln  im 
Allgemeinen  und  wirthschaftliches  im  Besonderen  bei  uns  unbekannten  Dritten,  daher 
auch  in  früheren  Geschichtsperioden,  zu   verstehen,  indem  wir  ihm  die  psychischen 
Triebfedern    und   Motive,    die   wir   aus   eigener  innerer  Prüfuog  und   unmittelbarer 
Beobachtung  um  uns  kennen,  zur  Erklärung  unterlegen.    Ebenso  können  wir  auch  die 
aus  diesem  Handeln  hervorgehenden  Erscheinungen,  die  mit  Rückbicht  auf  dasselbe 
geschaffenen    Einrichtungen   und    Rechtsnormen    nur   durch   Zurückführung   auf   die 
menschliche  Natur,  aus  der  sie  entsprungen,   für  die  sie  bestimmt  waren  oder  sind, 
uns  verständlich   machen.    Jede   Untersuchung  und  Prüfung  z.  B.  der  Bestimmungen, 
einer    älteren    Rechtsordnung    (Agrarverfassung ,    Gewerbeverfassung    —    Zunft!    — , 
Handelsverfassnng ,  Zinsgesetze  u.  v.  a.  m)  zeigt  uns  dann,  dass  diese  Normen,  z.  B. 
in    der  Beschränkung   der   freien   wirthschaftlichen  Bewegung,    Menschen   mit  der- 
selben  wirthschaftlichen  Natur,    wie  wir  selbst  sie  haben,   voraussetzen.    Auch   die 
„exacteste  Staats  wirthschaftliche  Forschung''  kann  keinen  Schritt  ohne  diese  Annahme 
gehen.    Eine  feinere  psychologische  Analyse  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen 
und  genaue  Beobachtungen,   wie  sich   die  letztere  zeitlich  und  örtlich  offenbart  und 
auch   differenzirt   und    modificirt,    sind    natürlich    weiteres   Erforderniss.     Aber    die 
,Jiibtorische"  Schule   (§.  15)  übertreibt  wieder  die  individuelle   Verschiedenheit    und 
die   geschichtliche   DiHerenzirung   und   Veränderung   der   wirthschaftlichen  und    der 
allgemein-menschlichen  Natur  und  übersieht  das  Gieichmässige,  Feste,  überschätzt  das 
Variable,  unterschätzt  das  Constante. 

Dieses  Constante  in  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen,  daher  in 
seinem  Triebleben,  seinen  Motiven,  gestattet  dann  auch  den  Schluss,  ja  macht  ihn 
nothwendig,  dabS  insoweit  die  wirthschaftlichen  Handlungen  und,  soweit  diese  dafür 
entscheiden,  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  selbst  constant,  daher  auch  gleicli  - 
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Bissig  sein  werden.  Ein  für  alle  Methodologie  der  Disciplin  ▼ichüger 
Sdüoas  and  zugleich  ein  solcher,  welcher  es  rechtfertigt  von  ,, Gesetzen'*,  d.h. 
TOQ  |:leicbmässigem  Yerlanfe  wirthschaftlicher  Handlangen  und  Erscheinungen  unter 
der  Yonuiäsetzung  des  Obwaltens  und  ausschliesslichen  Einwirkens  gerade  der  wirth- 
scbaftlichen  Natur  des  Menschen  zu  sprechen;  daher  freilich  doch  nur  von  Ge- 
setzen als  Gestaltungstendenzen,  nicht  von  Naturgesetzen,  da  die  Triebe 
OBd  Motive  in  der  wirthschafUichen  Nator  wohl  regelmässig  in  der  abgeleiteten 
Weise  viiken,  aber  nicht  noth wendig  so  wirken  müssen  und  auch  wirklich  nicht 
immer  so  wirken  (§.  74,  auch  §.  86  ff.). 

3.  Der  geordnete  Inbegriff  der  die  Wirtbschaft  im  obigen  Sinne 
betreffcDden  Lehren  ist  die  Wissenschaft  der  Wirthschaft sichre, 
OekoDomie  oder  besser  Oekonomik:  der  allgemeinere,  weitere 
B^riff  gegenüber  den  engeren  Begriffen  National-^  Politische-, 
Soeial-  wie  auch  Privatökonomik. 

.Jm  Griechischen  heisst  die  Familie  oTxog,  olxia,  die  Haushaltung  obcovofila, 
die  Wirthschaftslehre  olxovofxixri.  Daher  sollte  man  eigentlich  nur  die  Wirthschaft 
<)ekoDomie,  die  Wirthschaftslehre  aber  OekoQomik  nennen.  Darum  wird  neuerlich  von 
Cbde  (J$49)  und  Bosch  er  (1854)  das  Wort  NationalOkonomik  gebraucht'' 
(Ein,  §.  2,  Anm,  f.). 

2.  Abschnitt 

DilTerenzimiig  und  Comblnatlon  der  Motlye  Im  wlrth- 

schaftlleheii  Handeln. 

Daä  Folgende  in  Ettrze  im  Wesentlichen  in  meinem  Aufsatze  in  Conrad's  Jahr- 
btehem,  B.  46  (N.  F.  12),  S.  228  ff.  Hier  jetzt  jedoch  auch  mit  einigen  principiellen 
AeAderQQgen  der  Auffassung. 

L  — §.  30.  Die  wirthschaftliche  Natur  bei  den  Indi- 
vidoen.  Die  im  vorigen  Abschnitt  analysirte  wirthschaftliche 
Nator  des  „Menschen  schlechtweg*'  bildet  den  Ausgangspnnct  für 
alle  weiteren  Erörterungen  in  der  Wirthschaftslehre.  Dabei  sind 
aber,  wie  sich  freilich  ausdrücklich  oder  implicite  aus  dem  Voraus- 
gebenden  schon  ergiebt,  einige ,  vomemlich  drei  wichtige  Puncte 
nicht  ausser  Acht  zu  lassen:  die  individuelle  Differenzirung  der 
wirthschaftlichen  Natur,  die  Thatsache,  dass  die  wirthschaftliche 
Xatar  nur  eine  Seite  der  ganzen  menschlichen  Natur  ist  und  die 
weitere  Thatsache,  dass  der  Mensch,  wenn  auch  von  verschiedenen 
Motiven  bestimmt,  doch  ein  einheitlich  handelndes  Wesen  ist. 
Manche  bedenkliche  Irrthümer  bei  Theoretikern  der  liberal-indivi- 
dualistischen Oekonomik  sind  daraus  entstanden,  dass  diese  Puncte 
sieht  oder  nicht  genügend  oder  nicht  richtig  berücksichtigt  worden 
sind. 

1.  Individuelle  (subjective)  Differenzirung  der 
wirthschaftlichen  Natur.   Beim  Einzelnen  als  Individuum 

als  Glied  einer  örtlich  und  zeitlich  selbst  wieder  veränder- 

6* 
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liehen  Gemeinschaft  differenzirt  und  modifieirt  sieh  danach 
das,  was  wir  die  ,,wirthschaftliche  Natur''  des  Menschen  nennen, 
möglicher  und  tbatsächlicher  Weise  mehr  oder  weniger,  wenn  auch 
in  der  im  vorigen  §.  29  angedeuteten  Weise  bei  allen  Menschen 
alsMenschen  ein  starkes  Element  dieser  wirthschaftiichen  Natnr 
constant  bleibt.  Zahlreiche  variable  Elemente,  welche  bei  den 
allen  wirthschaftiichen  Handlungen  zu  Grunde  liegenden  psychischen 
Vorgängen  mitspielen  können  und  mitspielen,  gestalten  sich  eben 
nach  den  individuellen  „Seelen*' verschieden.  Schlüsse,  welche 
das  unbeachtet  lassen,  sind  daher  principieli  unrichtig  und  that- 
sächlich  im  concreten  Falle  ebenfalls  oder  hier  doch  nur  zufällig 
richtig. 

Es  ist,  von  den  freilich   wieder  unterlaufenden  UebertreibuDgen  abgesehen,  ein 
Verdienst  der  ««historischen  Nationalökonomie''«   dass  sie  den  Fehler  der  älteren  bri- 
tischen Doctrin  berichtigt  hat.  die  „wlrthschaftliche  Nator"'  des  Menschen«  weil  sie  in 
den  Grnndzttgen   allerdings   die   gleiche   ist«   nnn  auch  bei  den  Einzelnen  als 
genau  dieselbe  anzusehen  und  dabei  eine  Abstraction  bezüglich  der  ««wirthschaft- 
iichen Natur''  aus  einer  bestimmten  Geschichtsperiode   und  bei  bestimmten  Völkern 
(Gegenwart«   moderne   europäische  CulturyOlker) ,  ja  bei  bestimmten   Glassen  dieser 
Volker«  den  im  Ck>ncurrenzkampf  stehenden  gewerblichen  Unternehmern  (dem  ««Händler- 
thum")«  zu  einer  allgemein  giltigen  zu  gcneralisiren :  ein  der  älteren  Methode  nicht 
inhärenter,  aber  sie  oftmals  begleitender  Fehler.     Als  Menschen   haben  fireilich 
alle  Individuen  gewisse  grosse  GrundzUgc  ihrer  wirthschaftiichen  wie  ihrer  gesammten 
physisch-psychischen  Katur  gemeinsam.    Aber  als  Individuen  an  sich  und  wieder 
als  Individuen«  welche  Glieder  eines  bestimmten  Stammes«  Volks«  einer  Classe«  eines 
Stands,  eines  Berufs  a.  s.  w.«  Angehörige  eines  Landes,  Staats,  einer  Kirche,  eines 
Zeitalters  sind,  haben  sie  Verschiedenheiten  ihres  Denkens,  Ftthlens,  Strebens  u.  s.  w.., 
welche   auch   auf  ihre   wirthschaftiichen   Handlungen   von  Elnfloss    sein 
können   und  oftmals  es  mehr  oder  weniger  sind.    Damit  differenziren  sich  auch  diese 
und  folgeweise   wieder   die  wirthschaftiichen  Erscheinungen   im   concreten   FaUe. 
Nur  weil  eben  doch  unter  dem  überwiegenden  Einfluss  dos  Constanten  in  ihrer  wirth- 
schaftiichen Natur  —  und   bei   der  Constanz   der  äusseren  Natur  —  die  Individuen 
trotz   dieser  ihrer   individuellen   und   historischen   Verschiedenheiton   wirthschaftlicli 
wieder  in  der  Masse  der  Fälle  gleichmässig  handeln,  und  soweit  sie  es  thnn,  lässt 
sich  für  diese  Masse  der  Fälle  eine  gleichmässige  Gestaltung  ableiten,  z.  B.  in 
der  Bildung  der  Preise,  LOhne,  Zinsen.    Aber  dieser  Schluss  ist  nur  ein  Wahrschein- 
lichkeitsschlnss,  der  noch  seiner  besonderen  Prüfung  auf  seine  Richtigkeit  bedarf,  da 
doch  auch  in  der  Masse  der  Fälle  die  variablen  Factorcn  bei  den  handelnden  Indi- 
viduen  einen   stärkeren  Einfluss  behaupten  kOnnen.      Vollends  der  Schluss  von    der 
Masse   der  Fälle   auf  den  einzelnen  Fall  ist  von  vornherein  gewagt  und  bedarf  erst 
einer  Prüfung  der  concreten  mitspielenden  Factoren. 

§.  31.  —  2.  Die  wir  th  sc  haftliche  Natur  als  eine  blosse 
Seite  dermenschlichenNatur.  Die  „wirthschaftliche  Natur**, 
wie  sie  im  §.  29  abgeleitet  und  charact^isirt  wurde,  ist  nicht  die 
ganze  Natur  des  Menschen,  sondern  nur  eine  Seite  derselben. 
Auch  als  solche  Seite  ist  sie  bei  den  Einzelnen,  diese 
wiederum  als  Individuen  an  sich  wie  als  Glieder  menschlicher 
Gemeinschaften  genommen,  nichts  völlig  Gonstantes,  ganz  Gleich- 
massiges,  weder  an  sich  —  „absolut"  — ,  noch  im  Verhältniss  zu 


Die  wirthschaftL  Natar  bei  den  Indindaen.  g5 

den  übrigen  Seiten  der  menschlichen  Natnr  —  „relativ"  — ,  wie 
aoch  bei  ein  nnd  demselben  Individuum  nicht,  je  nach  den  Lebens- 
QDDBtäoden  desselben. 

Allerdings  bleibt  die  ,,wirthschaftliche  Natar''   des  Menschen,   aus  den  froher 
dargelegten  GrOnden,  stets  eine  Seite  seiner  ganzen  Katar,  aach  bei  jedem  Einzelnen, 
insofern  etwas  Constantes.    Aber  nach  Natoranlage,  Temperament,  Erziehung,  innerem 
Seelenleben,  äusseren  Umständen  und  Einflüssen  des  Einzelnen  an  sich  nnd  als  Glieds 
r«fl  Gemeinschaften,  als  Persönlichkeit,  welche  unter  variablen  zeitlichen  und  räum- 
lichen Einflüssen  steht,  ist  diese  Seite  seiner  Natur  an  sich  und  neben  den  anderen 
Säten  rerschieden  entwickelt  und  einer  verschiedenen  —  auch  zielmässig  beabsich- 
tigten —  Entwicklung  fähig.  Von  nicht  geringem  Einfluss  auf  diese  historische,  örtliche, 
iodindoelle  Diiferenzirung   der   wirthschaftlichen   Natnr   als   einer  Seite  der  ganzen 
Katar  des  Menschen   sind  Zeitanschauungen,   sittliche,   religiöse  Anschauungen,  Ge- 
staltung der  Erziehung,    aber  namentlich  auch  Einrichtungen  und  Rechtsnormen  im 
Wirtkschaftsleben    selbst      Es    ist    eine    der    bedenklichen   Seiten    und    Folgen   des 
jS^soems  der  freien  Concurrenz"'  und  der  geistigen,  sittlichen  Atmosphäre,  aus  welcher 
dies  System  entsteht  und  auf  welche  es  dann  selbst  wieder  ruckwirkt,  dass  die  „wirth- 
scbafüicbe  Seite"  der  menschlichen  Natur  übermässig  und  zu  sehr  auf  Kosten  anderer 
Seiten  sich  entwickelt,  der  „wirthscbaftliche'',  der  Erwerbs-Gesichtspunct  alles  über- 
wuchert (Mammonismus,   Pleonexie,  Geldgier,  Spielgeist,   Speculationscharacter  des 
Wiithschsiftslebens ,  (Jeberhandnebmen  des  Erwerbsgeists  auch  in  liberalen  Berufen, 
hat  alieiniges  Walten  desselben  in  den  materiellen  Berufen  u.  dgL  m.).    Aeltere  wirth- 
ächafüiche  Rechtsordnungen  corporativen  Characters  (Zunftwesen)  mögen  neben  guten 
lach  manche  üble  Einwirkungen  auf  die  psychiäche,  die  sittliche  Natur  der  Einzelnen 
^habc  haben,  wie  wir  das  heute  noch  in  analogen  Verhältnissen  iBureaukratie,  cor- 
pontire  Schulen,   Universitäten)  ähnlich  sehen.     Aber  jene  Rechtsordnungen  Hessen 
die  wirthschaftlicbe  Natur  der  Angehörigen   nicht  zu  so  einseitiger,  so   übermässiger 
Eotvickiong   kommen.     In  einer  „socialiatischen*'    Rechtsordnung   des   Wirthschafts- 
kbcns.  der  Prodaction  und  Yertheilung,   würde  immerhin  ebenfalls  eine  Oorrectur, 
öne  Modification    dieser  jetzt  überspannten  Entwicklung  der  wirthschaftlichen  Natur 
mfifiicb,  selbst  wahrscheinlich  und  an  sich  etwas  Erwünschtes  sein.     Nur  dürfte  man 
äch  Mer  nicht  wieder  der  Illusion  hingeben ,  die   „wirthschaftliche  Seite'*  der  Natur 
<les  £nzelnen  g^kuz  unterdrücken  zu  können  und  ohne  Schaden  für  die  Gesammtheit 
tmterdrtlcken  zu  dürfen.    Ein  gewisses  normales,  wenn  auch  nach  Indiriduen  und  Zeit- 
alten nicht  ganz  stabiles  und  gleichmässiges  Yerhältnisa  der  einzelnen  Seiten   der 
oeibckiicben  Natur  ist  auch  hier  das  Richtige. 

§.  32.  —  3.  Der  Mensch  als  einheitlich  handelndes, 
wenn  aneb  von  verschiedenen  Motiven  bestimmtes 
Wesen.  Gerade  weil  die  wirthschaftliche  Natur  nnr  eine  Seite 
der  ganzen  Natur  des  Menschen  ist,  sind  auch  die  wirthschaftlichen 
Handlnogen  nicht  nothwendig  nur  von  wirthschaftlichen  Motiven, 
iBsbesondere  Ton  den  ans  dem  Trieb  des  Selbstinteresses  hervor- 
geheoden,  abhängig.  Sie  können  vielmehr  zugleich  mit  nnd  unter 
Umständen  selbst  stärker  mit,  ja  sogar  gelegentlich  allein  von 
äderen  Motiven  beeinflnsst  und  bestimmt  werden  nnd  werden  das 
tiotsäcblich  aach  öfters.  Gerade  im  concreten  Falle  begeht  auch 
der  Einzelne  die  wirthschaftliche  Handlung  als  einheitliches 
Wesen,  welches  stets  einer  Summe  von  Beweggründen  verschie- 
det^ Art  nnd  Stärke  und  in  verschiedener  Combination  unterliegen 
^  nnd  vielleicht  gerade  in  diesem  Falle  tbatsächlich  unterliegt. 
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Daher  fallen  diese  HandlangeD  alsdann  auch  anders  aus,  als  wenn 
sie  rein  durch  das  Selbstinteresse,  durch  das  Streben  nach  dem 
grösstmöglichen  wirthschaftlichen  Eigenvortheil  für  das  kleinst- 
mögliche  Opfer,  bestimmt  würden. 

Wiederum  ein  Pnnct,  welchen  die  ältere  Theorie  viel  zu  wenig,  in  der  Begel 
gar  nicht ,  und  namentlich  bei  der  Analyse  concreter  Verhältnisse  nicht  genügend 
beachtet  hat  Was  für  den  „Händler"',  den  „city  man*'  im  Grossrerkehr,  im  Börsen- 
treiben  unserer  privatkapitalistischen  Geschichtsperiode  allerdings  zu  gelten  pflegt,  aber 
doch  auch  da  nicht  einmal  ausnahmslos  —  eben  weil  auch  der  Händler,  auch  der 
moderne  Börsenmann,  immer  doch  „Mensch"  bleibt  — ,  das  wurde  ohne  Weiteres  auf 
die  wirthschaftenden ,  zumal  auf  die  im  Tausch?erkehr  stehenden  Menschen  aller 
Zeiten,  Länder,  Berufe  u.  s.  w.  gleichmässig  übertragen.  Und  was  für  den  Einen  nach 
dessen  indiridueller  Persönlichkeit  zutraf,  wurde  ebenso  ohne  Weiteres  auf  jeden 
Anderen  angewandt,  als  ob  alle  Einzelnen  in  gleichem  Maasse  und  ausschliesslich 
nur  wirthschaftlichen  Moti?en  zugänglich  wären.  Die  einseitigste  Psychologie,  welche 
man  sich  denken  kann.  Das  einfache  Niederreissen  der  „störenden"  —  aber  ander- 
seits schützenden !  —  älteren  wirthschaftlichen  Rechtsordnungen  ,  die  gewaltsame 
Gleichstellung  der  agrarischen,  industriellen,  mercantilen  Berufe  im  Wtrthschaftsrecht, 
die  Anwendung  des  Freihandels  auf  die  verschiedensten  Länder  und  Völker,  m.  a.W. 
das  „Scheeren  Aller  über  Einen  Kamm"  war  mit  die  Folge  dieser  einseitigen  Psycho- 
logie und  dieser  Verkennung  des  Cbaracters  jeder  wirthschaftlichen  Handlung*  als  einer, 
wie  j c d e  menschliche  Handlung,  von  mancherlei  Motiven  immer  mit  bestimmbaren 
und  oft  wirklich  mit  bestimmten. 

II.  —  §.  33  [207J.  Analyse  der  Motive  im  wirthschaft- 
lichen Handeln,  iosbesondere  die  Differenzirung  der 
egoistischen  Motive.  Gerade  weil  die  „ wirthschaftliche  Natur" 
nur  eine  Seite  der  menschlichen  Natur  ist,  weil  Jeder  doch  als 
einheitliches  (Willens-)  Wesen  handelt,  wie  überhaupt,  so  auch  auf 
wirthschaftlichen!  Gebiete,  können  auch  bei  der  einzelnen  wirth- 
schaftlichen Handlung  verschiedene  Motive,  in  verschiedener  Stärke 
und  Combination,  mitwirken.  Diese  Motive  bestimmen  das  wirth- 
schaftliche Handeln  theils  als  menschliches  Handeln  überhaupt, 
theils  als  speciell  wirthschaftliches  Handeln.  Sie  entspringen  theils 
dem  Befriedigungstrieb,  insbesondre  auch  dem  wirthschaftlichen 
Selbstinteresse,  theils  stehen  sie  mit  anderen  Seiten  der  psychischen 
Natur  des  Menschen  in  Verbindung. 

Dasjenige  Motiv,  welches  die  Nationalökonomie  meistens  allein 
in  seiner  Wirksamkeit  verfolgt  hat,  das  Streben  nach  dem 
wirthschaftlichen  (Eigen)  Vortheil,  erscheint  gerade  bei 
der  wirthschaftlichen  Handlung  besonders  mächtig  und  wichtig, 
aber  doch  wiederum  nicht  als  allein  wirksam.  Es  muss  auch  zur 
richtigen  Würdigung  seiner  selbst  und  seiner  Wirksamkeit  als 
Glied  einer  Kategorie  ihm  verwandter  Motive  aufgefasst 
werden,  welche  man  wegen  ihrer  aller  Beziehung  auf  positive  Last- 
geftthle  (oder  Vermeidung  von  UnlustgefUhlen)  des  eigenen  empfin- 
denden und  urtheilenden  „Ich"  unter  dem  —  hier  ohne  üble  Neben- 
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bedentuog  genommenen  —  Ausdrack  egoistische  Motive  m- 
sammeDfassen  kann.  Diese  egoistischen  Motive  differenziren 
sieb  dann  und  eines  dieser  Differentiale  ist  das  Motiv  des  wirth- 
schafilicben  Vortbeils.  Aber  zur  Erklärung  der  wirtbschaftlichen 
flandloDgen  nnd  demgemäss  Erscheinungen  muss  man  gerade  auch 
die  anderen  egoistischen  Motive  mit  heranziehen,  —  was  wiederum 
die  ältere  Theorie  nicht  genügend  gethan  hat. 

Den  egoistischen  Motiven  kann  jedoch  auch  beim  wirtbschaft- 
licben  wie  bei  allem  menschlichen  Handeln  ein  nicht-egoisti- 
scbes  Motiv  corrigirend  zur  Seite  und  selbst  ersetzend  an  ihre 
Stelle  treten :  ein  Motiv,  bei  welchem  es  sich  zwar  mit  um  eigene 
Lustgefühle  oder  Vermeidung  von  Uniostgefühlen  handelt,  aber  doch 
niebt  diese  Gefühle  oder  diese  wenigstens  nicht  allein  das  treibende 
Moment  darstellen.  Freilich  wird  dies  Motiv  daher  nach  der 
,,meDfichlicben  Natur'',  „wie  sie  einmal  ist'%  selten  ganz  rein  als 
Qoegoistiscbes  erscheinen,  mit  egoistischen  Bezügen,  wie  mit 
Schlacken,  leicht  immer  etwas  versetzt  bleiben.  Aber  dennoch  kann 
ood  darf  es  seinem  eigentlich  treibenden  Moment  nach  als  ein 
nnegoistisches  gelten. 

Es  lassen  sich  dann  folgende  Gruppen  von  Motiven  im  wirtb- 
schaftlichen Handeln  bilden. 

Die  Bezeichnung  der  einzeben  Moti?e  ist  nach  dem  wichtigsten  nnd  charac- 
teiistbchsten  Gesichtspuncte  bei  einem  jeden  gewählt  worden,  wiederam  nach  dem 
Satz«  a  potiori  fit  deaominatio.  Alle  einzelnen  Seiten ,  alle  Erscheinungsweisen  eines 
Motirs  können  darch  eine  solche  Bezeichnung,  bei  welcher  auch  Knappheit  des  Aus- 
^rada  m  erstreben  war,  aber  nicht  genau  wiedergegeben  werden.  Deshalb  bedarf 
es  bei  jedem  einzelnen  Moti?  einer  Erläuterung  seines  Inhalts ,  d.  h.  der  Seiten  und 
Eischduiuigsweisen,  welche  darunter  fallen.  Um  im  Folgenden  einen  kurzen  Ausdruck 
üveDden  zu  können,  werden  die  Motive  als  „Leitmotive"*  1 — 5  und  in  jedem  Falle 
<laiiD  mit  der  betreffenden  Nummer  (erstes,  zweites  u.  s.  w.)  bezeichnet. 

Ä.  Egoistische  Leitmotive. 

1.  Streben  nach  dem  eigenen  wirthschaftlichen  Vortheil  und 
Furcht  vor  eigener  wirthschaftlicher  Noth. 

2.  Farcht  vor  Strafe  nnd  Hoffnung  auf  Anerkennung. 

3.  Ehrgefühl,  Geltungsstreben  und  Furcht  vor  Schande  und 
Missachtang. 

4.  Drang  znr  Bethätigung  und  Freude  am  Thätigsein,  auch  an 
der  Arbeit  als  solcher ,  und  an  den  Arbeitsergebnissen  als  solcheo, 
8f>wie  Farcht  vor  den  Folgen  der  Unthätigkeit  (Passivität). 

B.  Unegoistisches  Leitmotiv. 

5.  Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln,  Drang 
te  Pflichtgeftihls  und  Farcht  vor  dem  eigenen  inneren  Tadel  (vor 
^^wiftsensbissen). 
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Bei  jedem  dieser  Motive  ist,  was  die  Fassung  gleich  zeigen 
will,  eine  Doppelseite  zu  unterscheiden:  eine  angenehme,  eine 
unangenehme,  die  Erregung  von  Lustgefühlen  und  die  Ver- 
meidung von  Unlustgefühlen. 

Dies  gilt  aUerdings  zugestanden ermaasaen  aach  von  dem  fünften  Moti?.  Anf 
die  Öfters  bejahte  Frage ,  ob  man  deswegen  doch  auch  dieses  Motiv  als  ein 
,,egoistisches''  in  dem  hier  gemeinten  Wort&inn  ansehen  muss,  kommen  wir  zurück  (§.  451 

Man  kann  diese  Doppelseite  auch  allenfalls  als  die  positive 
und  die  negative  bezeichnen.  Zur  Erklärung  der  psychischen 
Vorgänge  im  wirthsehaftlichen  Handeln  ist  die  Unterscheidung  nicht 
unwichtig. 

Den  egoistischen  Motiven  oder  kurzweg  dem  „Egoismus" 
wird  in  der  ethischen,  dann  in  der  neueren  sociologischen  Tlieorie 
und  danach  auch  wohl  von  Nationalökonomen  der  „Altruismus" 
gegenübergestellt. 

Wenn  nnr  dieser  Altmismns,  wenigstens  in  seinen  wichtigsten  Erscheinongs- 
formen,  nicht  wieder  nur  ein  ^«erweiterter  Egoismus''  wäre !  Wo  er  das  nicht  ist,  geht 
er  in  das  fünfte  Motiv  über.  Bei  demselben  handelt  es  sich  gerade  auch  um  Altruis- 
mus, um  wirthschaftliche  Opfer  ,,für  Andere'',  aber  doch  noch  um  mehr  als  das. 
Deshalb  erscheint  uns  die  AufsteUnng  und  die  Fassung  des  fünften  Motivs  als  des 
Gegensatzes  zu  den  egoistischen  Motiven  richtiger,  als  die  GegenübenteUung  von 
Egoismus  und  Altruismus.  Im  Folgenden  wird  bei  einzelnen  Motiven  noch  des 
Altruismus  gedacht  werden.  Für  die  ganze  Lehre  sei  auf  die  Ausführungen  neuerer 
Ethiker  über  Egoismus,  Altruismus,  Sympathie,  Gewissen  u.  s.  w.  daher  auf  die  oben 
S.  71  genannten  Schriften  Bezug  genommen. 

Da  jedes  der  fünf  Motive,  wie  gesagt,  alle  ihm  yerwandten  Spielarten  um- 
fasst,  möchte  es  möglich  sein,  die  wenigstens  im  wirthsehaftlichen  Leben  vorkom- 
menden Motive  ohne  Zwang  und  ohne  eines  der  letzteren  zu  übersehen,  auf  die  fünf 
HauptfäUe  als  die  Leitmotive  zurückzuführen.  Natürlich,  dass  auch  hier  nach  In- 
dividuen, Völkern,  Zeitaltern,  Cnlturstufen  zahlreiche  Nuancen  eines  jeden  Leitmotivs 
und  der  zu  ihm  gehörigen  Spielarten  vorkommen,  ebenso  wie  mancherlei  verschieden- 
artige und  wechselnde  Combinationen.  Das  hindert  aber  doch  nicht,  zum  Zweck  der 
Analyse  der  Motive  für  die  Theorie  der  wirthsehaftlichen  Handlungen  eine  solche 
fünffache  Kategorisirung  vorzunehmen  und  die  weitere  Erörterung  daran  zu  knüpfen. 

Für  die  Fragen  der  wirthsehaftlichen  Organisation  und  der  Rechtsordnung,  auch 
für  diejenigen,  welche  sich  auf  den  Gegensatz  von  Individualismus  und  Socialismus, 
privatwirthschaftliche  und  gemeinwirthschaftlicho  Organisation  der  Yolkswirthschaft, 
Privateigenthum  und  Gemein eigenthum  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beziehen, 
ist  die  Analyse  der  Motive,  die  Würdigung  jedes  einzelnen  und  die  Untersuchung 
der  Ck>mbination  der  Motive  von  auschlaggebender  Bedeutung.  Auch  deshalb  wird, 
nach  dem  Zwecke  dieses  Werks  (§.  7),  hier  auf  diese  Dinge  näher  eingegangen. 

A.  —  §.  34  [207].  —  1.  Erstes  Leitmotiv:  Streben  nach 
dem  eigenen  wirthsehaftlichen  Vortheil  und  Fnrcht 
vor  eigener  wirthschaftlicher  Noth. 

a)  Wesen  und  Function  dieses  Motivs.  Dies  Motiv 
entspringt  unmittelbar  dem  Befriedignngstrieb,  schon  als  dem  Trieb 
der  Selbsterbaltnng,  dann  auch  als  dem  Trieb  des  Selbstinteresses. 
Es  bewirkt  wirthschaftliche  Thätigkeit,  Arbeit,  Uebernahme  von 
Opfern  (§.  27),  um  Güter  für  die  Befriedigung  der  eigenen  Bedürf- 
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nisse  des  letztre  empfindenden  und  nrtbeilenden  Subjects  (des  „Ich") 
ZQ  beschaffen  und  zu  verwenden.  Hierbei  kommt  dann  das  öko- 
nomiscbe  Prineip  (§.  28)  zur  Geltung. 

Soweit  es  sich  um  die  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse 
ersten  Grads  (§.  24)  handelt ,  ist  dieses  erste  Motiv,  wenn  nicht 
das  einzige,  so  doch  gewöhnlich  das  stärkste,  um  zur  Arbeit  an- 
zutreiben, indem  es  regelmässig  jeden  Widerstand  in  der  eigenen 
Nator,  in  anderen  Motiven  überwindet.  Bei  den  Existenzbedürfnissen 
zweiten  Grads  und  den  Calturbedürfnissen  gilt  das  dagegen  nicht 
in  gleichem   Maasse  und  nicht  so  allgemein  noch  so  regelmässig. 

Trägheit ,    ,^üsses  Nichtsthuo*' ,   Gewohnheit  an   bestimmte  Lebensfabrung  und 
Arbeitsart,  BedOrfhissIosigkeit ,  indinduelles ,  rölker-,  Standes-,  zeitalterweises  Nicht- 
werthlegen    oder   Nicht-soviel- Wertbiegen   auf  weitere    materielle,  auf  Culturgenüsse, 
Höherschätzen     des    Deberirdischen    als    des    Irdischen ,    sittliche ,    religiöse    An- 
schauungen   a.  s.  w.   können  vielfach  die  Entwicklung  dieses  ersten  Motivs  hemmen, 
dessen  Wirksamkeit  kreuzen  oder  selbst  aufheben.     Sie  thun   dies  aarh  ohne  Zweifel 
rielüch,   wie  die  Erfahrung  lehrt,  bei  Individuen  auf  allen  Culturstofen .  aber  selbst 
bei  der  grossen  Masse  der  Bevölkerung,  ja  sogar  bei  so  gut  wie  allen  Gliedern  der- 
selben   aof    gewissen    Culturstufcn ,    mit   unter   dem    Einfluss    äusserer    Verhältnisse 
(&iima>,  der  ganzen  Lebens-  und  Anschauungsweise  (religiöse  Momente). 

Grade  bei  fortschreitenden  Völkern   und  Individuen,  d.h.  eben  bei  solchen, 
welche  ihre  Bedürfnisse  vermehren,  verfeinem,  vervielfältigen  (§.  23),  ist  aber  ander- 
seits   dies    erste  Motiv    auch  regelmässig  dasjenige,   welches   dauernd   und  selbst  in 
frteigendem  Grade  zu  wirthschaftlicher  Thätigkeit.  zu  Arbeit  anspornt  und  so  die  Be- 
dingungen  zur  Befriedigung  der  äusseren  Bedürfnisse  zu  erfüllen  ermöglicht     Auch 
hier,   ja   grade   wieder  hier  treten  jedoch   Combinationen  und   Kreuzungen   mit  den 
anderen  MoÜTen    hervor,   wodurch  die  Wirksamkeit  dieses   ersten  Motivs   thcüs  ver- 
staiit,  theils  auch  gehemmt  wird,  was  wiederum  von  der  älteren  „classischen"  Theorie 
und  noch   heute   von    deren  Nachläofem  (Manchesterschule)  nicht  genügend  beachtet 
worden  ist 

Dieses  erste  Motiv  bat  die  classische  britische  Theorie  und 
die  ganze  Doctrin  des  ökonomischen  Individualismus  ihren  Erörte- 
ruBgen  des  wirthschaftlicben  Handelns  und  der  von  diesem  be- 
dingten wirthschaftlichen  Erscheinungen  zur  psychologischen  Er- 
klärung vomemlich,  meistens  ganz  ausschliesslich  zu  Grunde  gelegt; 
auch  wohl  mit  der  Annahme,  dass  nur  dieses  Motiv  ein  ,,wirth- 
80  haftlieh  es''  sei,  mit  welchem  und  mit  dessen  Wirksamkeit 
sieh  im  Grunde  die  „ Wir tbschafts lehre",  auch  die  Politische 
Oekonomie,  allein  zu  beschäftigen  habe. 

Damit  wurde  die  Wirksamkeit  anderer  Moti?e  nicht,  wie  man  der  älteren 
Sekak  wohl  vorgeworfen  hat,  kurzweg  geläugnet  oder  gar  gemissbilligt,  sondern  nur 
dk  Ansicht  rertreten,  dass  diese  anderen  Motive,  so  wichtig  und  so  berechtigt  sie 
pnctbch  oft  sein  machten,  doch  als  „nicht-wirthschaftliche*'  nicht  in  die 
Iflrthschaftslehre  gehörten,  sondern  in  die  Ethik,  Psychologie,  Politik  u.  s.  w. 

Auf  dieses  erste  Motiv  wurde  femer  in  der  älteren  Theorie 
auch  vomemlich  oder,  in  der  angedeuteten  Weise,  wieder  ausschliess- 
Hfrh  die  Methode  der  Disciplin  begründet:  die  Deduction  aus 
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diesem  Motiv,  denn  das  will   die  Dednction  ^^ans  dem  Selbstr 
interesse^',  ,,aas  dem  Eigennütze''  im  Grande  bedeuten. 

Ob  und  wie  weit  dieses  Vorgeben  ricbtig  und  berecbtigt  ist,  wird  später,  be- 
sonders im  Abscbnitt  Fon  der  Methode  im  nächsten  Kapitel  erörtert  werden.  Yor- 
länfig  nur  die  wiederholte  Bemerkung,  dass  es  unter  gewissen  Yoraussotzongen  und 
Cautelen  nicht  nur  zulässig,  sondern  auch  zweckmässig,  ja  noth wendig  ist  (§.  4,  g.67if.). 

§.  35.  —  b)  Behandlang  dieses  Motivs  in  der  Theo- 
rie.    Dieses  erste  Motiv  wird  aber  nan  in  der  älteren  Theorie 
vielfach  als  za  allgemein  and  gleichmässig  verbreitet  und  wirkend, 
za  sehr  einer  wahren  Natarkraft  gleichend ,    zn    nnüberwindlicb, 
überall  ohne  Weiteres  als  berechtigt,  als  natnrgemäss  and  anbediogt 
nothwendig,  aach  in  seiner  Wirksamkeit  za  sehr  als  allseitig  —  wie 
für  denjenigen,    der  sich  dadnrch  leiten  lässt,   so   aach  für  die 
ganze  Verkehrsgesellschaft,   der  er  angehört,  —  günstig  wirkend 
angenommen.     Die  individaelle    and  historische,   nach  Zeitaltern, 
Cultnrgemeinschaften  erfolgende  Differenzirang  dieses  Motivs  wird 
dabei  ebenso   übersehen,  wie  seine  thatsächliche  and  oft  richtige 
and  nothwendige  Combination    mit  anderen  egoistischen   Motiven 
and  seine  mögliche  and  öfters  thatsächliche  Ersetzang  darch  diese 
and  darch  das  anegoistische  fünfte  Motiv.   Ueberall  laafen  hier  die 
oben  bei  der  „wirthschaftlichen  Natar  der  Individaen"  (§.  30—32) 
hervorgehobenen    einseitigen  and   anrichtigen  Aaffassangen   anter. 

Trotzdem  geht  es  aber  doch  wieder  viel  za  weit,  wegen  dieser 
eben  dargelegten  Umstände  dieses  erste  Motiv  als  ein  allgemein 
wirksames  überhaapt  nicht  gelten  lassen  and  daher  aach  die  Be* 
rechtigang  dedactiver  Schlüsse  aus  ihm  in  Bezug  auf  wirthschaft- 
liche  Handlangen  und  Erscheinungen  ganz  bestreiten  zu  wollen. 

Dazn  neigen  einzelne  Vertreter  der  historischen  Nationalökonomie,  specieU  in 
der  M ethoden frage ,  so  Seh  moller').  Sie  begehen  dabei  den  entgegengesetzten, 
aber  dem  Grade  nach  einen  noch  grösseren  Fehler,  als  ihre  Gegner,  die  Oekonomen 
der  älteren  Theorie.  Ob  der  indifidaellen  nnd  der  historischen  Differenzirang  und 
Modification  des  Motivs  des  wirthschaftlichen  Yortheils  und  ob  der  verschiedeneii  \ind 
wechselnden  Stärkegrade  nnd  Combinationen  dieses  mit  anderen  Motiren  Terlieren  sie 
den  Blick  für  das  bleibende,  constante  «.allgemein  Menschliche''  grade  dieses  ersten 
Motivs.  Das  ist  aber  in  der  That  ein  noch  grösserer  Fehler  als  das  Uebersehen  jener 
Differenzirang  dieses  Motivs  u.  s.  w.  Ein.  wie  sich  zeigen  wird,  auch  fUr  die  Streit- 
frage der  Methode  bcachtcnswerther  Punct 

')  Grundfragen  S.  37:  ..Alle  concreten  volkswirtbschafUichen  Organisationsfrages 
sind  also  bedingt  durch  die  Vorfrage,  wie  die  psychologischen  Grundtriebe  bei  dem 
fraglichen  Volk  durch  Sitte  und  Recht  modificirt  sind.  Darum  ist  mir  aach  du 
Lehre  von  dem  Egoismus  oder  Interesse,  als  dem  psychologischen,  steten  und  i^leich' 
massigen  Ausgangspunct  aller  wirthschaftlichen  Handlungen  nichts  weiter  als  eiQ< 
bodenlose  Oberflächlichkeit''.  Ich  möchte  diese  Aensserung  eine  bodenlos* 
Uebertreibung  nennen .  weil  dabei  das  Kind  mit  dem  Bade  ausgeschtlttet  wird ,  Si 
richtig  ja  der  Einwand  ist,  dass  der  Egoismus  keinen  steten  und  gleichm&ssig;ei 
Ausgangspunct  bilde.  Ob  Knies,  Polit.  Gek..  2.  A.,  S.  249  der  Schmoller'sche: 
Aensserung  ganz  beistimmt,  ist  nicht  recht  klar. 
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Gerade  dieses  erste  Motiv  ist  es  sodaoD,  welches  sieb  practisch 
oft  „altruistisch**  erweitert,  d.  h.  es  wird  zum  Motiv  des 
StrebeDs  nach  dem  wirthschaftlichen  Vortheil  Anderer,  allerdings 
regelmässig  solcher  Anderen,  an  deren  wirthschaiUichem  Ergehen 
der  Handelnde  ein  (Liebes-  oder  sympathisches)  Interesse,  gewöhn- 
lieh ein  näheres  persönliches  Interesse  hat,  das  ihn  eben  zu  der 
betreffenden  wirthschaftlichen  Handlang  antreibt.  Dies  ist  der 
im  Ganzen  wohl  wichtigste  Fall  des  Altmismus,  aber  eben  auch 
deijenige,  welcher  am  Deutlichsten  zeigt,  dass  trotz  des  etwa 
ansserdem  stattfindenden  Mitspielens  anderer  Motive,  auch  gerade 
hier  etwa  des  Drangs  des  Pflichtgefühls,  der  Liebe,  der  Hingebung, 
der  Sympathie,  doch  dieser  Altmismus  ein  wohl  etwas  modificirter, 
immerbin  aber  nur  ein  verkappter  Egoismus  ist. 

Die  baaptsachlichen  Einzelfälle  beziehen  sich  wenigstens  in  unserer  socialen 
Periode  auf  die  wirthschaftüche  Familien fursorge  des  Familien-  und  Wirthschafts- 
btoptes,  insbesondere  im  engeren  ond  engsten  Kreise  (Kinder,  Ehegatten,  Eltern;  schon 
r^ni^er  andere  nahe  Blats?erwandte,  wie  selbst  Geschwister).  Oebrigens  ist  hier  des 
^historischen"  Characters  unserer  heutigen  ,,Familie''  zu  gedenken.  Im  Zeitalter  der 
^eas.  der  Sippe  u.  dgl.  m.,  ri eil  eicht  in  einer  socialistisch  organisirten  Gesell- 
sduft  mag  sich  das  etwas  anders  gestalten.  Auch  in  dem  in  einer  Hinsicht  ja  ,,an- 
efoismcben'*  FaUe,  der  FOrsorge  für  die  Angehörigen  nach  dem  eigenen  Tode 
oittelst  der  gewöhnlichen  Kapitalbild nng ,  daher  in  den  Verhältnissen  des  Erbrechts, 
das  hier  neben  der  auch  für  die  Gesellschaft  wichtigen  ökonomischen  Seite  eine  be- 
deutsame sittliche  Seite  zeigt,  noch  schärfer  —  vollends  „unegoistisch''  —  bei  der 
Lebensrersichening  auf  den  Todesfall,  bei  der  Wittwen-  und  Waisen  -  BenteuFer- 
äcbeTQBg  tritt  doch  in  anderer  Hinsicht  das  „egoistische'*  Moment,  innere  Beruhigung 
fOr  (he  wirthschafüiche  Sicherung  meistens  der  nächsten  und  liebsten  Angehörigen 
ZQ  eiiaogen,  auch  wieder  unverkennbar  herror.  Das  Motiv  des  erfüllten  Pflicht- 
^foMs,  der  erfüllten  Liebespflicht  zeigt  sich  aber  freilich  ausserdem  hier  deutlich. 
Anderseits  aber  wiederum  das  Mitspielen  anderer  Motive,  welche  vomemlich  zu  dem 
diitteo  Leitmotive  (Ehrgefühl  u.  s.  w.)  gehören:  Gedanken  von  „Nachrede''  u.  dgl. 
Kmz,  der  .^oismus"  ist  diesem  „Altruismus'*  durchaus  nicht  fremd.  Polare  Gegen- 
sätze, Tie  nach  Ansicht  einiger  Sociologen,  sind  sie  durchaus  nicht,  was  Ethiker  auch 
Seiten  verkannt  haben. 

§.36.  —  c)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  und  bezügliche  Auf- 
gaben. Für  alle  Wirthschaftsverhältnisse ,  namentlich  für  die 
Probleme  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  treten 
dann  in  Bezug  auf  das  erste  Motiv  immer  Hauptfragen  hervor,  wie 
die  folgenden :  wie  wirkt  dies  Motiv  thatsächlich  und  wie  kann  es 
wirken;  wie  differenzirt  und  wie  combinirt  es  sich  mit  anderen 
MotiTen  und  wie  wird  es  durch  diese  modificirt,  ersetzt;  was  er- 
«chdnt  in  dieser  Beziehung  ,, menschlich  möglich"  und  erwünscht; 
was  hat  zu  geschehen,  um  das  Motiv  für  den  Betreffenden  selbst 
8ttd  fär  Andre,  für  die  Gemeinschaft  wirthschaftlich  möglichst 
Sonstig  wirksam  zu  machen ;  verdient  sein  freies  Walten,  seine  — 
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rechtliche  und  sittliche  —  Einschränkung ,  seine  Ersetzung  durch 
andre  Motive  den  Vorzug  und,  wenn  dies  der  Fall,  ist  überhaupt 
und  wann  und  wie  ist  eine  solche  Einschränkung  und  Ersetzung 
richtig,  zweckmässig,  erreichbar? 

Lauter  Fragen  von  höchster  practischer  und  auch  theoretischer  Bedeutung, 
welche  sich  dann  auf  jedem  Specialgebiet  des  Wirthschaftslebens  —  der  ,,Production'' 
und  „Vertheilunj?**  —  in  zahlreiche  einzelne  bezügliche  Fragen  specialisiren.  In  der 
Beantwortung  dieser  Fragen  gehen  die  theoretischen  und  practischen  Richtungen  und 
Schulen  auseinander,  ror  Allem  am  Weitesten  die  Richtung  der  freien  Concurrenz 
und  diejenige  des  Socialismus.  Aber  alle  Richtungen  begehen  den  gemeinsamen 
Fehler,  die  Beantwortung  dieser  schwierigen  Fragen  zu  leicht  zu  nehmen,  dabei  zu 
sehr  zu  generalisiren  und  zu  schablonisiren. 

Die  beiden  gegnerischen  Richtungen  des  Individualismus  und  Socialismus  ?er- 
faUen  in  den  entgegengesetzten  Fehler,  jener  das  erste  Leitmotiv  für  zu  fest,  za 
mächtig  und  unveränderlich  in  der  Natur  des  Menschen  begründet,  ftlr  zu  wenig 
diffcrenzirbar  und  mit  anderen  Motiven  combinirbar  und  durch  sie  ersetzbar,  sein 
Wirken  für  den  Betreffenden  und  sogar  für  die  Gemeinschaft  für  zu  günstig  zu  halten; 
dieser,  der  Socialismus,  umgekehrt  dies  Motiv,  sei  es  durch  innere  Umbildung  des 
Menschen,  sei  es  durch  äussere  Umstände  und  durch  die  Rückwirkung  dieser  auf  jene 
Umbildung,  für  zu  weit  modiiicirbar,  verdrängbar,  leitbar  zu  Gunsten  der  wirthschaft- 
lichen  Interessen  Anderer,  der  ganzen  Gemeinschaft  oder,  soweit  nOthig,  für  zu  weit 
ersetzbar  durch  andere  Motive,  für  zu  entbehrlich  im  Wirthschaftsleben,  auch  für  za 
einseitig  ungünstig  unter  unseren  heutigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen  wirkend 
anzusehen. 

Dass  man  es  hier  unter  allen  Umständen  mit  schwierigsten  psychologischen 
Problemen  zu  thun  hat,  wird  von  keiner  dieser  Seiten  genügend  beachtet.  Alles,  wenn 
auch  in  entgegengesetzter  Weise,  zu  mechanisch  aufgefasst.  Den  grosseren  In- 
thum  begeht  aber  doch  wohl  der  Socialimus  und,  wenn  auch  in  geringerem  Grade, 
aber  doch  ähnlich,  die  historische  Richtung  der  Nationalökonomie  in  ihren  Annahmen, 
ihrem  ,,Glauben''  an  die  weitgehende  Ditferenzirbarkeit  und  Ersetzbarkeit  des  ersten 
Motivs,  als  der  Individualismus  in  seiner  Annahme  der  Constanz  und  Unersetzbarkeit 
dieses  Motivs. 

Jedenfalls  muss  es  in  der  Wirthschaftspraxis  und  in  der 
Wirthsehaftslebre  immer  als  Aufgabe  anerkannt  werden,  zu  unter- 
suchen, welches  die  individuelle  und  gesellschaftliche  Wirkung  des 
Motivs,  des  Strebens  nach  dem  wirthschaftlichen  Vortheil,  auf  die 
wirthschaftlichen  Handlungen  und  folgeweise  auf  die  wirthschaft- 
lichen Erscheinungen  sei  und  was  erwünscht  und  erreichbar  sei, 
um  nachtheilige  Wirkungen  dieses  Motivs  möglichst  zu  beseitigen 
oder  zu  vermindern,  es  an  vortheilhaften  Wirkungen  —  Beides  ins- 
besondere auch  für  Dritte,  für  die  Geraeinschaft  —  möglichst  er- 
giebig zu  machen. 

Auf  die  Zweckmässigkeit,  ja  Noth wendigkeit,  den  Erfahrungstbatsachen  gemäss, 
das  Motiv  sclbbt  zu  leiten,  es  bo  zu  sagen  zu  erziehen,  es  mit  anderen  Motiven  zu  com- 
biniren,  es  jo  nachdem  dadurch  zu  ersetzen,  führt  die  Untersuchung  dann  stets  hin. 

Insbesondere  wird  auch  im  „freien  Verkehr**,  bei  persönlicher  Freiheit  und 
Privateigenthum  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  ein  solches  Vorgehen  sich  noth- 
wendig  erweisen.  Die  „feineren",  wenn  gleichwohl  auch  egoisüschen  Motive,  welche 
zur  Gruppe  3  und  4  gehören  (Ehrsefuhl.  Betbätigungsdrang) ,  werden,  wie  die  ge- 
schirhtlit  ho  Entwicklung  es  namentlich  mit  der  Gruppe  3  gethan  hat,  mit  dem  ersten 
Motiv  zu  verbinden,  hier  und  da  auch  ganz  an  dosten  Stelle  zu  setzen  sein  (Staats- 
dienst!  „Immateriallohn'').     Die   schwierige  Frage    bezieht   sich    nur  immer  auf  die 
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6reBze:  wie  weit?  Die  noch  schwierigere  Frage  ist  alsdann,  ob  und  wie  weit 
das  f&ofte  Leitmotiv  (Pflichtgefühl)  neben  dem  and  statt  des  ersten  Motivs  wird  in 
Function  treten  kOnnen. 

Das  social  istische  Problem  dreht  sich  aber  um  ganz  dieselben  Fragen: 
vikide  man  ohne  das  erste  Motiv  Oberhaupt  und  zur  Genüge,  insbesondere  unter  hin- 
liDglkher  Wahrung  des  Productionsintereases ,  auskommen  oder  dieses  Motiv  erfolg- 
reich,  und  ohne  seine  Nachtheile  im  heutigen  freien  Verkehr,  regeln  und  so  in 
FuDctioo  treten  lassen  können?  Das  ist  die  psychologische  Hauptfrage,  welche 
ZYischen  dem  ökonomischen  Individualismus  und  Socialismus  und  zwischen  den  ihnen 
eat^irechenden  Systemen  der  wirthschaftlichen  Organisation  und  Be(  htsordnung  liegt 
jod  Entscheidung  fordert 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  endlieh  immer  die  Untersuchung 
der  wichtigen  Specialfragen,  welche  das  Productionsinteresse 
betreffen,  nemlich  in  welchem  Maasse  Art  und  Höhe  der  Arbeits- 
leistungen (einschliesslich  deijenigen  des  Unternehmers,  auch  der- 
jenigen, welche  den  technischen  Fortschritt,  das  Erfindungswesen 
betreffen)  gerade  von  dem  Wirken  des  ersten  Motivs  abhängen; 
ob  ond  wie  weit  dies  Motiv  und  nur  dieses  günstig  oder  wenigstens 
gfiBStiger  als  die  andern  Motive  wirkt;  ob  und  wie  weit  seine  un- 
gehinderte Function  daher  im  Gesammtinteresse,  zur  Vermehrung, 
Verbesserung,  technischen  Kostenverminderung  der  Production  liegt 
oder  ob,  wie,  wann  es  durch  andere  Motive  in  dieser  Hinsicht 
passend  ergänzt  oder  völlig  ersetzt  werden  kann? 

Die  Fragen  ron  Lohn,  Gewinn,  Beute,  yon  pri?at-  und  gemein wirthschaftlicher, 
ütdirldDalistischer  und  socialistischer  Organisation  und  Rechtsordnung  hängen  mit 
diesen  Specialfrag^en  nach  dem  Einfluss  des  ersten  Motifs  auf  die  Arbeitsleistungen 
«iedenm  eng  zusammen,  was  keiner  weiteren  Ausfuhrung  bedürfen  wird. 

Bemerkungen  über  das  erste  Leitmoti?,  welche  hier  noch  Platz  finden  könnten, 
brini^eii  wir  absichtlich  lieber  im  Zusammenhang  mit  den  Ausfuhrungen  über  die 
uHierea  LeitmotiTe,  wo  die  kritische  Erörterung  öfters  darauf  hinfuhrt. 

§.37[207J.  —  2.  Zweites  Leitmotiv:  Furcht  vor  Strafe 
nndHoffnnng  anfAnerkennung.  a) Wesen  nnd  Function  des 
Motivs.    Hierhin    gehören  die  zahlreichen  und  wichtigen  Fälle, 
wo  die  Rficksicbt  auf  Autoritäten,  wegen  der  Nachtheile  irgend- 
welcher Art  (nicht  nothwendig  ökonomischer  Art,  wenn  auch  mit- 
unter solcher,  z,  B.  Geldstrafen),  welche  von  diesen  drohen,  wegen 
der  Unlustgeftihle ,  welche  von  diesen  Autoritäten  bewirkt  werden 
kdonen,  aber  anch  wegen  der  Belohnungen,   regelmässig  nicht- 
ökonomischer  Art,  wie  Lob,  Billigung,  Freundlichkeit,  Anerkennung, 
welche  diese  Autoritäten  ertheilen  können,  die  wirthschaftlichen 
Handlangen,  die  Arbeit,  die  Beschaffung,  auch  die  Verwendung  der 
Göter,  die  Verschiebung  wirthschaftlichen  Genusses  oder  die  Ent- 
bdtang  davon  bei  den  von  diesen  Autoritäten  abhängigen  Personen 
^>^fiQ88en,   je    nachdem    entscheidend.    Das    hier    mitspielende 
^otiy  ist  theils  Furcht  vor  den  Autoritäten,  welche  in  letzter  Linie 
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doch  auf  Furcht  vor  Strafe  durch  dieselbe  hiDanskommt,  theils 
HoflfnuDg  auf  Erregung  von  Lustgefühlen,  welche  nur  durch  diese 
Autoritäten  hervorgerufen  werden  können. 

Es  können  hier  Combinationen  nnd  nahe  Verwandtschaft  mit  anderen  Motiven, 
dem  dritten,  dem  eisten,  auch  dem  fünften  vorliegen,  aber  doch  sind  die  psychischen 
Vorgänge  verschieden.  Bei  dem  dritten  Motiv  handelt  es  sich  um  Ehre  bei  und  Aji- 
erkennung  durch  dritte  Personen  nicht  noth wendig  autoritativer  Art,  bei  dem  hier 
besprochenen  zweiten  um  dergleichen  grade  Seitens  Autoritäten  mit  Strafge- 
walt; bei  jenem  um  Furcht  vor  Schande,  bei  diesem  um  Furcht  vor  Strafe.  Bei 
dem  ersten  Motiv  kommen  nur  wirthschaftliche  Vortheile  und  Nachtheile,  dadurch 
bedingte  Lust-  und  DnlustgefUhle,  bei  dem  zweiten  theils  nicht- ökonomische  Vor- 
theile, thßils  als  Strafe  entzogene  Ökonomische  Vortheile  (z  B.  Nahrungsentziehung 
oder  Qualitätsverminderung)  oder  aufgelegte  Nachtheile  (z.  B.  vermehrte  Arbeitslast, 
Geldstrafen,  Pfändungen.  Confiscationen)  in  Betracht.  Bei  dem  fünften  Motiv  kann 
Achtung  vor  dem  Gebot  der  Autorität,  dem  man  sich  pflichtmässig  unterwirft,  z.  B. 
nach  der  Stimme  des  Gewissens,  des  religiösen  Glaubens,  der  entscheidende  Factor  zum 
wirthschaftlichen  Uandeln  (z.  B.  im  Almosengeben)  sein.  Aber  nur  wenn  diesem  Ge- 
bot, dieser  Gewissensstimme  aus  Furcht  vor  Strafe  wegen  Verletzung  des  Gebots  gefolgt 
wird,  geht  das  Motiv  hier  in  das  zweite  über.  So  wird  es  oft,  aber  nicht  nothwendig 
nnd  nicht  thatsächlich  immer  sein.  Ist  es  aber  nicht  so ,  erfolgt  die  Handlung  wirk- 
lich nur  aus  Achtung  vor  dem  Gebot  der  Autorität,  aus  Pflichtgefühl,  das  zu  thun,  was 
die  Autorität  (Gott)  nach  der  Stimme  des  Gewissens,  nach  der  Forderung  des  Glaubens 
verlangt,  so  ist  das  fünfte,  nicht  das  zweite  Motiv  doch  die  treibende  Potenz. 

Bei  diesem  zweiten  Motiv  wird  daher  als  äusseres  Mittel 
gewöhnlich  ein  äusserer  Zwang  verbunden  mitStrafandrohung 
bei  Ungehorsam  angedroht  und  eventuell  ausgeübt.  Aber,  von 
extremen  Fällen  abgesehen,  kommen  Zwang  und  Strafe  doch  wieder 
nur  durch  das  Medium  solcher  psychischen  Vorgänge  zur  Wirk- 
samkeit, welche  den  Betreffenden  selbst  zu  wirthschaftlichen  Hand- 
langen (bzw.  Unterlassungen)  bewegen  (Arbeitszwang,  Sparzwang, 
Zahlungs-,  Steuerleistungs- Zwang  u.  s.  w.).  Insofern  ist  aller  so- 
genannte „äussere",  „psychische"  Zwang,  soweit  er  ein  Handeln 
des  Gezwungenen  selbst  oder  ein  unmittelbar  durch  ihn  erfolgendes 
Unterlassen  zum  Zweck  und  zum  Ergebniss  hat,  doch  immer  ein 
innerer  oder  psychischer. 

Bei  der  (^.technischen'')  Einrichtung  und  Anwendung  von  Zwang  und  Strafe  ist 
das  anf  wirthschaftlichen),  wie  auf  jedem  anderen  Gebiete  wichtig  zu  beachten.  Die 
Möglichkeit  der  Wahl  zwischen  Zwang,  Strafe  und  anderen  anf  Uandeln  und  Unter- 
lassen einwirkenden  Mitteln  (Bath,  Beispiel  und  Anerkennung,  Gewährung  wirtli- 
scbaftlicher  Vortheile  u.  s.  w.)  beruht  gerade  darauf,  dass  alle  diese  Mittel  psych isc  h 
einwirken,  nur  eventuell  in  verschiedener  Art  und  Maass,  wo  dann  nach  Vergleichan^ 
in  letzterer  Beziehung  die  Wahl  getroffen  werden  kann. 

Auf  grossen  und  wichtigen  Gebieten,  in  ganzen  Zeitaltern 
spielt  nun  dieses  zweite  Motiv  mit  seinen  Hilfsmitteln  des  Zwangs 
und  der  Strafe  eine  grosse ,  mitunter  die  entscheidende,  selbst  die 
einzige  Rolle,  sowohl  in  Bezug  auf  Handeln  und  Unterlassen  über- 
haupt, als  auch  auf  wirth schaftliches  insbesondere. 

In   ersterer  Hinsicht  sei  an  Ueer,  Schule,  an  die  präventive  Einwirkung   von 
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Polizei,  Justiz  eriooert,  wenn  aof  diesen  Gebieten  hier  aach  meistens  andere  Motive 
sich  mit  dem  zweiten  combiniren,  öfters  es  ersetzen. 

Auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  würden  sich  viele  Er- 
scbeionngen  und  Entwicklangen ,  ganze  Wirtbscbaftsverfassungen 
and  Zustände  obne  die  Wirksamkeit  dieses  zweiten  Motivs  psycbo- 
logiscb  gar  nicht  erklären  lassen.  Die  Theorie,  welche  nur  das 
erste  Motiv  kennt  und  anerkennt,  muss  hier  entweder  auf  alle  Er- 
klärung verzichten  oder,  wie  sie  es  ja  auch,  unhistorisch  genug, 
gethan  bat,  über  alle  Wirthschaftszustände  und  Erscheinungen,  in 
welcher  das  Motiv  der  Furcht  u.  s.  w.  —  UnfreibeitsverhäJtnisse!  — 
sich  wirksam  zeigt,  ein  Verdict  fällen.  Sie  verfährt  dann  nur 
folgerichtig,  wie  sie  es  ebenfalls  einseitig  und  namentlich  öfters  zu 
früh  oder  zu  allgemein  gethan  hat,  unbedingt,  nicht  historisch 
und  örtlich  relativ  urtheilend,  wirthschaftliche  Organisationen,  Ein- 
richtungen, Rechtsnormen,  in  welchen  das  zweite  Motiv  zur  Geltung 
kommt,  ohne  Weiteres  darch  solche  andere  ersetzen  zu  wollen,  wo 
dies  nicht  mehr  der  Fall  ist  und  namentlich  dem  ersten  Motiv 
offener  Spielraum  gewährt  wird. 

Alle  Verhältnisse  hierarchisch  beherrschter  oder  bceinflasster  Arbeiter.  Gaben- 
bpender,  wo  letztere  ans  Furcht  vor  der  directen  Strafgewalt  der  hierarchischen  Auto- 
ritäten  oder  Tor  der  Strafgewalt  des  diesen   Autoritäten  zur  Seite  stehenden'  Gottes 
oder    der   Götter   handeln;   analoge  Verhältniäse  bei  weltlichen  Autoritäten   (Des- 
potismas);  femer  die  Verhältnisse  persönlich  unfreier  Arbeit,  des  Arbeitszwangs; 
weiter     diejenigen    der    Arbeitsregelung    in    älteren     Wirthschaftsverfassungen 
^gemeinsame  Feldarbeit  bei  Gemeineigentham  am  ländlichen  Boden,  Uauscommunions- 
f erhältnisse ,    Ackerbau    mit    Flurzwang,    familienwirthschaftlicher    Betrieb,    gewisse 
haiKiudostrielle  Verhältnisse,  gewisse  £ini  ichtuogen  im  Zunftwesen),  überhaupt  alle  £in- 
richtnogen  mit  Straf-,  Züchtigongsrecht  des  Stammes-,  Geschlechts-,  Familien  hau ptes  als 
des  leitenden  Arbeltsherrn  über  seine  Ontergegebenen ,  Familienglieder,  Lohnarbeiter, 
Dienstboten  u.  dgl.  m. ;  ja  auch  noch  mancherlei  Verhältnisse  bei  moderner  „freier 
Lohnarbeit*'     (Arbeitsordnungen,    Strafen,    im     Fabrik  betrieb,    Tadelse  rtheilung, 
JScbelten**   in   allen  Betrieben,  in  der  Haushaltung  [Dienstboten!]   u.  s.  w.)  beruhen 
psychologisch   betrachtet,  mehr  oder  weniger  auf  Einwirkungen  durch  dieses  zweite 
MoÜT,  wenn  sich  damit  auch  andere  Motire  combiniren.     Aehnliches  gilt  von  den 
Verhältnissen  der  Consumregelung,  des  Sparzwangs,  worauf  die  aufzwang  be- 
ruhenden, mit  Zwangsbeiträgen  der  Betheiligten  (Arbeiter,  Unternehmer)  eingerichteten 
Arbeiter-  und  anderen  Personal?ersicherungen,  Feuerversicherung  u.  s.  w.,  doch  hinaus- 
kommen.    Das  ganze  Stenergebiet  endlich,  als  ein  doch    auch  eminent  wirth- 
schaftliches,  ist  vom  Zwangsprincip  durchzogen  und  ist  mit  Straf bestimmungen  aller 
Art  rerbonden,  wodurch  es  mit  unserem  zweiten  Motiv  psychologisch  in  Verbindung  tritt. 
Das    in   jeder  Hinsicht  grade  auch  fär  die  vorliegenden  psychologischen 
Fragen  der  Motivation  interessanteste  und  allgemein  wirthschafiSKCschichtlich  wichtigste 
Gebiet  ist  dasjenige  der  persönlichen   Unfreiheit,   insbesondere  —  doch  nicht 
«»schliesslich  —  der  unteren,  band  arbeitenden  Classen.     Dasselbe  bietet  die  Ge- 
lefenheit,  mit   dem   zweiten  Motiv  eine  grosse  Probe  seiner  Wirksamkeit  anzustellen 
sad  es  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Wirksamkeit  anderer  Motive,  namentlich  des  engten, 
W  der  „freien'"  Arbeit,   sowie   mit  der  Wirksamkeit  von  Gombinationen   des  reinen 
oad  modißcirten  zweiten   mit  anderen   Motiven,    besonders  mit  dem  ersten,   dritten, 
fd&ften  zu  vergleichen.     Der  eigenthtimliche ,  mit  aus  wirthschaftlichen  Gründen 
a  erklärende   Process   der  allmäligen  Modificationen ,  Milderungen   der  persönlichen 
Cofreiheit,  des  schliesslichen  Unproductivwerdens  jeder  Art  unfreier  Arbeit,  des  Ersatzes 
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derselben  durch  freie  Arbeit  findet  seinen  Erklärungsschlassel  wesentlich  mit  in  der 
Lehre  ron  den  das  wirthschaftliche  Handeln  bestimmenden  Motiven  und  speciell  in 
dem  Nachweis,  dass  und  wann  und  warum  das  zweite  Motiv  für  Quantum  und  nament- 
lich für  Quäle  (Art  und  Güte)  der  Arbeit  nicht  genügend  wirksam  gemacht,  daher 
mit  anderen  Motiven,  besonders  dem  ersten  und  dritten,  im  Interesse  des 
Arbeitseffects  combinirt  und  schliesslich  dadurch  ersetzt  werden  muss  und  that- 
sächlich  mit  aus  diesem  Grunde  ersetzt  wird.  Im  2.  Theil  bei  den  Ausführungen 
über  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit  wird  das  näher  verfolgt  werden. 

§.  38.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirt h Schaftslebens  und  bezügliche  Aufgaben, 
Für  alle  Wirthschaftsverhältnisse ,  insbesondere  für  diejenigen,  bei 
welchen  es  sieh  um  Arbeitsdienste  für  Dritte  oder  im  arbeits- 
theiligen  Productionsbetrieb  handelt,  ferner  in  den  grossen  Prin- 
cipienfragen  der  Organisation  und  Rechtsordnung  taucht  dann 
wiederum  die  Aufgabe  auf,  den  Erfolg  des  zweiten  Motivs  und 
derjenigen  Einrichtungen,  welche  die  Wirksamkeit  gerade  dieses 
Motivs  zur  alleinigen  oder  zur  besonderen  Voraussetzung  haben, 
zu  untersuchen.  Auch  wo  es  sich  darum  handelt,  die  Wirksamkeit 
anderer  Motive  einzuschränken  oder  zu  beseitigen,  so  in  mehr  ge> 
meinwirthschaftlicher,  „socialistischer''  Organisation  etwa  diejenige 
des  ersten  Motivs  (wirthschaftlicher  Vortheil),  entsteht  die  Frage,  ob 
und  welches  andere  Motiv  dafür  wirksam  oder  wirksamer  gemacht 
werden  kann  und  soll.  Können  dann  voraussichtlich  die  übrigen 
Motive  nicht  genügend  in  Function  treten,  so  muss  eventuell  auf 
das  zweite  Motiv  zurückgegriffen  werden.  Alsdann  aber  fragt  sieh 
wieder,  ob  dies  möglich,  muthmaasslich  von  genügendem  Erfolg  be- 
gleitet und  ob  es  nicht  mit  anderen  unliebsamen,  vielleicht  nner- 
träglichen  Folgen  —  so  für  die  „Freiheit",  für  das  ganze  Em- 
pfindungsleben —  verbunden  sein  würde. 

Das  ist  das  Dilemma,  vor  welchem  der  Socialismas  mit  seiner  geplanten 
Wirthscbaftsorganisation  steht.  Gelingt  es  ihm  nicht,  dem  ersten  Motiv  noch  eine 
genügende  Wirksamkeit  fUr  die  Arbeitsleistungen,  den  technischen  Fortschritt  u.  s.  w. 
in  seiner  Organisation  zu  belassen,  was  nicht  unmöglich,  aber  schwer,  wenn  Überhaupt 
mit  den  sonstigen  Principien  des  Socialismus  über  die  individuellen  Antheile  am 
Prodoctionsertrag  und  namentlich  mit  dem  Streben  nach  Gleichheit  der  ökonomischen 
Lage  in  Einklang  zu  setzen  ist;  vermag  er  nicht  das  dritte,  vierte  und  vor  Allem 
das  fünfte  Motiv  in  seinem  System  zu  ordentlicher,  mächtiger,  wiederum  mit  seinen 
Principien  aber  noch  vereinbarer  Function  zu  setzen,  die  Combination  dieser  Motive 
psychologisch  und  practisch  richtig  zu  gestalten  und  ein  jedes  hierbei  zu  genügender 
Wirksamkeit  zu  bringen ,  was .  wenn  möglich ,  jedenfalls  wieder  ausserordentlich 
schwierig  ist  und  durch  den  Üblichen  Hinweis  auf  andere  und  „bessere"'  Erziehong* 
—  gegenüber  dem  Constanten  in  der  menschlichen  und  speciell  in  der  wirthschaft- 
lichen  Natur  des  Menschen!  —  nicht  hinlänglich  wahrscheinlich  gemacht  wird:  so 
bleibt  eben  nichts  Anderes  übrig,  als  auf  Zwang,  Strafandrohung,  kurz  auf  das 
zweite   Motiv   zurückzugreifen. 

Zu  diesem  richtigen  Schluss  kommen  die  Gegner  des  Socialismus  und  dem. 
hat  der  Socialismus ,  der  wissenschaffRche ,  politische ,  agitatorische ,  nichts 
Haltbares  entgegenzusetzen  gewusst.  Damit  ist  noch  nicht  Alles,  was  der 
Socialismus    behauptet  und   fordert,    für    unrichtig,   was   seine    Gegner   einwenden^ 


Zweites  Leitmoti?:  Forclit  yor  Strafe.  97 

för  nchüg  and  aUgemein  beweisend  erkl&rt,  die  Frage  der  Wirthschaitsorganisation 
jukd  Becbtsordnong  aberliaopt  nicht  schon  ganz  za  Ungunsten  des  Socialismos  und 
ZQ  Gonsten  etwa  des  priratwiithschafÜichen  Concoirenzsystems  erledigt  Aber  mit 
dem  Hinweis  des  Socialismos,  dass  von  ^Freiheif^  im  heutigen  Wirtschaftssystem 
doch  {dl  die  grosse  Masse  der  BevGlkening  nicht  za  reden  sei,  aach  hier,  nur  mehr 
oder  weniger  ?e^ppt,  das  zweite  Motiv  und  in  seiner  übelsten  Form  das  erste 
(„Furcht  yor  Koth'\  „Hunger^)  in  Wiricsamkeit  stehe,  beweist  der  Socialismus  doch 
f^  seine  positiye  Forderung  noch  nicht  yiel.  Denn  wenn  es  wahrscheinlich  ist,  dass 
bei  deren  Durchftlhrang  schliesslich  Zwang,  Strafandrohung,  Furcht  ganz  allgemein 
und  selbst  in  besonders  harten  Formen  angewandt  werden  mttssten,  so  bleibt 
eben  unerwiesen,  ob  damit  das  Productionsinteresse  überhaupt  und  vollends  besser 
als  bisher  befriedigt  und  ob  nicht  die  „Freiheit"^  noch  weit  mehr  und  psychisch 
lis^^r  beschränkt  werden  würde.  Die  dann  etwa  erreichte  grössere  „Gleichheit'* 
—  in  der  „gemeinsamen  Unfreiheit**  Aller  ist  demgegenüber  doch  ein  leidiger 
Trost,  der  doch,  ethisch  betrachtet,  hinsichtlich  der  bestehenden  Verhältnisse,  nur  auf 
Erfollong  der  yom  Neidgefühl  dictirten  Forderungen  beruht 

In  meinem  Vortrag  auf  dem  3.  eyangelisch-sociaJen  Congress  (1892)  über  das  neue 
sodaldemokratische  Programm  ist  der  im  Vorausgehenden  entwickelte  Gedankengang 
der  rothe  Faden  in  meiner  Kritik.   S.  auch  Buchen  berger,  Agrarpolitik,  I,  224« 

Gewiss  ist  nun  das  zweite  Motiv  gerade  ethisch  nicht  günstig 
zu  benrtheiien. 

Es  steht  nicht  nur  hinter  dem  fünften,  sondern  auch  hinter  den  besseren  Er- 
scbeinunfsweisen  des  dritten  und  hinter  dem  yierten  in  dieser  Hinsicht  zurück,  nicht 
tber  durchaus  hinter  dem  ersten.  Das  hat  die  liberale  Nationalökonomie  wohl  implicite 
oder  ausdrücklich  in  ihren  Erörterungen  zu  Gunsten  der  wirthschaftlichen  Freiheit 
und  des  ersten  Motiys  zu  allgemein  angenommen. 

Aber  aach  dies  Motiv  mass  historisch  und  realistisch 
anfgefasst  and  benrtbeilt  werden. 

In  historischer  Hinsicht  ist  nicht  za  verkennen,  dass  das 
Motiv  dann  im  Znsammenhang  mit  gegebenen  allgemeinen  Ver- 
hiUtiussen  steht. 

Nach  der  ganzen  Culturstufe  eines  Volks,  einer  Volksclasse,  nach  der  Technik 
einer  Productionsweise  (Agrairerhältnisse !)  kann  es  allgemeiner  nothwendig,  selbst 
unentbehrlich  sein ,  um  bestimmte  wirthschaftliche  undlungen  ,  Unterlassungen, 
Aibeitseffecte  u.  s.  w.  zu  erzielen.  Seine  Einschränkung,  sein  Ersatz  durch  andere 
Motife  ist  nicht  beliebig  möglich,  auch  nicht  immer  heilsam,  weder  für  die  Nächst- 
betroffenen,  noch  für  die  Gemeinschaft  (yerfrühte  und  ganz  unpassende  Emanci- 
pationen),  sondern  setzt  immer  erst  gewisse  allgemeinere  culturliche,  technische, 
orjpuusatorische  Entwicklungen,  andere  Wirthschaftseinrichtungen  voraus,  welche  sich 
aber  ebenfalls  nicht  aus  dem  Nichts  oder  durch  blossen  „guten  Willen'*,  Gesetze  u.  s.  w. 
Kbaffen  lassen.  In  yielen  Fällen  wird  man  sich  daher,  statt  mit  radicaler  sofortiger 
Besdti^ng  yon  Einrichtungen,  welche  auf  Zwang,  Strafandrohung  und  dem  Kuck- 
griff  auf  das  Motly  der  Furcht  beruhen,  mit  Schutz  yor  Missbrauch  dieser 
Hilfismittel  begnügen  und  selbst  damit  vorsichtig,  unter  Erwägung  aller  weiteren, 
uch  indirecten  Folgen,  yorgehen  müssen  (Beschränkung  des  Züchtigungsrechts  des 
Aibeitsherren  gegenüber  den  Unfreien).  In  den  heutigen  Verhältnissen  der  euro- 
püschen  Colonisation  in  Afrika  z.  B.  wird  nach  solchem  Gesichtspunct  auch  die  Frage 
<^  Stellung  zur  einheimischen  Sclayerei  zu  entscheiden  sein. 

Auch  hierbei  kann  erwogen  und  psychologisch  und  nach  äusserer  Erfahrung 
Wrtndet  werden,  Furcht  yor  Strenge,  Strafe,  Zwang  durch  die  andre  Seite  des 
nrdten Motiys,  Anerkennang,  Lob,  freundliche  Behandlung  zu  ersetzen,  bezw. 
P*<send  zu  ergänzen ,  um  z.  B.  bei  Unfreien  grössere  Arbeitslust,  grössere  Vor-  und 
llmäcbt  henrorzorufen.  Damit  nähert  man  sich  der  Wirksammachung  des  dritten  und 
ff^dtoL  Motiys  (schon  Erfahrungen  und  Rathschläge  bei  antiker  Sclayerei).  Aber  auch 
^^oe8  Vorgehen   kann    wirthschaftlich   und   selbst    pädagogisch    und    damit 

^  W»gner,  Gnmdlegnng.  3.  Auflage.   1«  TheiL   Qrandlagen.  7 
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ethisch  nicht  unbedingt  empfohlen  werden,  weil  sein  Erfolg  von  anderen  Um- 
ständen, yon  zeitlich  ond  örtlich  variablen  Factoren,  wie  natürlich  ron  iiidindaeUen 
Verhältnissen  der  betreffenden  Personen  abhängt. 

Realistisch  betrachtet  erscheint  das  zweite  Motiv  aber 
selbst  end giltig  mehr  oder  weniger  unentbehrlich,  mindestens  zur 
Ergänzung  der  andren  Motive,  wenn  man  Menschen  und  Dinge 
nimmt,  wie  sie  sind  und  einigermaassen  auch  vermuthlich  immer 
bleiben  werden  und  berücksichtigt,  dass  die  anderen  Motive  nicht 
leicht,  in  manchen  Fällen  überhaupt  kaum  ebenso  wirksam  für 
wirthschaftliches  Handeln  als  das  zweite  Motiv  gemacht  werden 
können. 

Wären  Intelligenz,  Verstehendes  wahren,  eigenen,  wirthschaftlichen  Interesses, 
Ehr-  und  Pflichtgefohl  in  eigenen,  in  der  Angehörigen  und  in  Dritter  wirthschaft- 
lichen Angelegenheiten,  Arbeitsfreude  (viertes  Moti?).  Selbsterkenntniss  hinlängUch 
yerbreitet  oider  Hessen  sich  diese  Eigenschaften  und  Motife  mit  Wahrscheinlichkeit 
durch  Erziehung,  Beispiel,  Ausbildung,  genügend  entwickeln,  so  könnte  man  yiel- 
leicht  auf  das  zweite  Motif  ganz  verzichten.  Wer  derartigen  Optimismus  nicht  hegt, 
wird  daran  zweifeln.  Der  Socialismus  bewegt  sich  hier  wieder  in  hyperideologischen 
Gedankenkreisen  und  in  einem  sehr  unrealistischen  Optimismus.  Auch  nur  durch  das 
erste  Motiv  alles  Erforderliche  an  Arbeitseifer,  PUnctlichkeit,  Ordnung,  Schonung  (der 
Stoffe,  Werkzeuge,  Maschinen  u.  s.  w.),  an  Um-  und  Vorsicht  zu  erreichen ,  erscheint 
sehr  schwierig  und  verspricht  keinen  genügenden  Erfolg.  Ohne  Strafen  ftlr  Ver- 
gehen und  Versehen  im  Arbeitsdienst  —  und  seien  es  wenigstens  Tadelsertheilungen 
—  wird  man  schwerlich  bei  irgend  einer  denkbaren  Organisation  des  Productions- 
betriebs  und  der  Arbeit  überhaupt  auskommen,  auch  nicht  im  „Socialstaaf .  Aller- 
dings können  die  Strafen  aber  vielfach  wirthschaft liehe  sein  (Lohnabzüge,  Geld- 
strafen, ungünstigere  Arbeitsbedingungen  u.  A.  m.),  wobei  dann  das  Motiv  der  Furcht 
vor  ihnen  in  das  erste  Motiv  mit  übergeht. 

In  den  späteren  Erörterungen  über  den  Zwang,  die  „Zwangsgemein wirthschaft^ 
im  5.  Buche,  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  werden  uns  diese  und  ver- 
wandte Fragen  weiter  beschäftigen. 

§.39.  —  3.  Dritt  es  Leitmotiv:  Ehrgefühl,  Geltungs- 
streben, Fnreht  vor  Schande  und  Missachtnng. 
a)  Wesen  und  Function  dieses  Motivs. 

Gerade  hier  handelt  es  sich  um  mancherlei  Motive,  welche  unter  sich  viele  Ver- 
schiedenheiten zeigen,  auch  einzeln  und  gruppenweise  ethisch  sehr  verschieden  zu 
beurtheilen  sind.  Nach  dem  gewöhnlichen  populären  Sprachgebrauch  können  sie 
auch  vielleicht  nicht  alle  unter  die  Bezeichnung,  welche  hier  für  das  Leitmotiv  ge- 
wählt worden  ist.  ohne  Weiteres  gebracht  werden.  Aber  es  mangelt  uns  eine  andere, 
passendere  Bezeichnung  des  Characteristischen  in  dem  Leitmotiv.  Bei  genügender 
Erläuterung  wird  auch  die  Ausdehnung  des  hier  gewählten  Ausdrucks  auf  alle  unter 
dieses  dritte  Motiv  gereihte  Specialfälle  zulässig  werden.  Die  Zusammenfassung  der 
Fälle  unter  Einer  Kategorie  rechtfertigt  sich  aber  dadurch,  dass  alle  diese  Special- 
motive, welche  wir  hierher  ziehen,  doch  in  der  That  grade  im  psychologischen 
Kern  übereinstimmen. 

Das  Wesen  dieses  dritten  Motivs  liegt  darin ,  dass  ans  einem 
Streben  nach  Geltung,  Anerkennung,  „Ansehen"  bei 
Anderen  gehandelt,  auch  wirthschaftlich  gehandelt  wird. 
Dieses  Streben  nimmt  aber  sehr  verschiedene  Erscheinungsformen 
an.    Seine    genauere  Analyse    ergiebt  einerseits  höhere,  feinere» 
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edlere,  yerstäDdigere,  ethisch  und  ästhetisch  günstiger  erscheinende 
GesichtspuDcte,  welche  das  Handeln  bestimmen,  als  bei  den  beiden 
ersten  Motiven,  andrerseits  niedrigere,  gröbere,  ordinärere,  gemeinere, 
ethisch  und  ästhetisch  angünstiger  erscheinende. 

Gerechtes  Selbstgefahl,  yornehmer  Stolz,  Standesbewusstsein  und  Verlangen  nach 
ADeikenDQikg  der  Stande8-(Beni£9-)genos9en,  berechtigter,  aber  auch  schon  unberech- 
tigter Wunsch  der  Auszeichnung  Tor  Anderen,  des  Zuyorthuns,  des  Her?orragens, 
Bedoifoiss  nach  Anerkennung  im  Allgemeinen.  Ehrgefahl,  Ehrliebe,  doch  auch 
Herrschsucht.  Ehrgeiz  in  allen  Phasen  und  Formen,  und  auch  hohle  Prahlerei,  ge- 
mdne  Eitelkeit  —  und  grade  diese  nicht  am  Wenigsten  — ,  sodann,  zum  Theil  als  Gegen- 
seite dieser  Motive,  Furcht  vor  Schande,  vor  Missachtung,  vor  Nichtachtung,  vor 
CebcTsehenwerden,  vor  Yerkanntwerden  in  Betreff  der  Fähigkeiten,  Kenntnisse,  Characfer- 
eigenschaften  —  das  und  Aehnliches  sind  die  wichtigeren  günstigen  und  ungünstigen 
Encheinungsformen  dieses  dritten  Motivs. 

Bei  allen  diesen  Formen  tritt  der  egoistische  Character 
des  Motivs  —  im  neutralen,  wie  vielfach  gerade  hier  auch  im  üblen 
Nebensinn  des  Worts  —  deutlich  hervor,  oft  schärfer,  gröber,  wirk- 
samer als  bei  den  zwei  ersten  Motiven. 

Der  gemeinsame  psychologische  Kern  aller  Erschei- 
Dungsformen  des  Motivs  ist  aber  doch  unverkennbar:  er  ist  die 
Erregung  von  inneren  Lustgefühlen  durch  die  Empfindung  der 
Geltung,  des  Ansehens  bei  Anderen,  insbesondere  bei  solchen, 
auf  deren  Urtheil  über  sich  man  im  concreten  Fall  Wertb  legt 
(bzw.  die  Verhütung  von  inneren  Unlustgefühlen  durch  die  Ver- 
meidoog  der  Empfindung  der  Nichtgeltung  oder  der  ungünstigen 
Beurtheilung  bei  Anderen). 

Dann  liegt  auch  der  äusserliche  Character  des  Motivs  in  ethischer  Hinsicht, 
die  ledige,  leidige  Bücksicht  auf  das,  „was  die  Leute  üher  Dich  sagen  oder  — 
de  nUir,  die  schw&chliche  Furcht  vor  dem  „Gerede  der  Leute'" ,  im  Unterschied  zum 
ftliften  Motiv  innerlichen  Characters,  mit  der  Rücksicht  auf  das,  „vras  Da  selbst, 
Dein  Gewissen,  Dein  Gott  über  Dich  sagt  oder  denkt*'. 

Anch  der  Unterschied  vom  ersten  Motiv  ist  heachtensvrerth.    Auch  in  scheinbar 

mz  verwandten    oder   gleichen  FäUen  zeigt  er  sich  doch   psychologisch  deutlich. 

Aus  beiden  Motiven  wird  vieUeicht  gleich  energisch  gearbeitet,  um  viel  zu  erwerben, 

üW  viele  Güter  zu  verfügen  und  mit    dem  gleichen  wirthschaftlichen  Erfolg.     Aber 

^  dem   ersten,    um    nun   die   Güter   seihst  zu  gemessen  und   durch    diesen 

OenDss  ^ch   Lustgeftlhle   zu   verschaffen.     Bei   dem    zweiten,    um  dadurch,    dass 

Andren  die  Ergebnisse  des  Erwerbs,  die  Vornahme  des  Genusses  Sichtbarwerden, 

^  Lustgefühle  dieser  specifischen  Art  —  auch  etwa  selbst  der  Neiderregu ug 

^  Andren  —  zu  erringen.     Im   concreten  FaU  können  ja   beide  Arten  Lustgefühle 

Teiboiden  sein,  z.  B.  bei  der  Kleidung,  an  deren  Schönheit  man  sich  wirklich  selbst 

&^t  Qiid  aber  deren  Bewtmderong  Seitens  Andrer    man  Lustgefühle  empfindet    Im 

toteren  Falle  können  diese  wieder  aus  verschiedenen  Erwägungen  entspringen,  z.  B. 

^fngt  sein  durch  das  Bewusstsein,  dass  Andere  den  Geschmack  in  der  Wahl  der 

Qeiduig  anerkennen,   aber    auch  etwa  dadurch,   dass  sie  den  Aufwand,   welchen 

ne  darstellt,  bewundern  u.  s.  w.     Das  Streben   nach  materiellen  Genüssen  dieser  Art 

^  die  psychische  Bewegung  zu  wirthschaftlichen  Handlungen ,    welche  zu   diesen 

^»ttOssen  fahren  (beim  Erwerb   der  Mittel  dafür,    wie  bei  der  Verwendung  dieser 

^^ittd  für  diesen  Zweck)   werden  sich    oft   auf  das  erste   und  dritte  Motiv  zugleich 

^^^^ckfiUircn  lassen,   aber  beide  sind  doch  sehr  wohl  zu  unterscheiden,    wenn  auch 

7* 
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bei  genaoester  SelbstprOfnng  oder  Beobachtung  Dritter  kaum  in  ihrem  St&rkeyerh&ltniss 
zu  messen. 

Für  unsere  Disciplin  sind  diese  Verhältnisse  sehr  wichtig.  Man  ersieht  immer 
wieder,  dass  die  psychologische  Analyse  der  Motive  eine  Haoptanfgabe  ist 
Weldie  BoUe  spielt  im  Wirthschaf (sieben  fUr  Erwerb  nnd  Y erbraach  Grossthnerei, 
fUr  reich  Gelten-WoUen,  Eitelkeit  aller  Art  neben  wirklicher  Gennsssacht! 
Was  neben  dem  ersten  Motiv  selten  gebohrend  beachtet  worden  ist 

Die  ja  nicht  unrichtige  Hinweisnng  historischer  Nationalökonomen  anf  die  Macht 
der  Sitte,  der  Nachahmung  —  z.  B.  in  der  Mode  —  erklärt  doch  hier  an  sich 
noch  nichts.  Dazu  ist  erst  die  Zorückftlhrang  auf  die  hier  zu  Grunde  liegenden 
Motive  nothwendig.  Das  hier  besprochene  dritte  Motiv  spielt  in  der  Sitte  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  ganz  besonders  mächtige  Bolle,  oft  eine  grossere  als  das  erste 
Motiv :  man  will  es  „Andren  gleich  thun*',  nicht  um  eines  materiellen  Genusses  selbst 
willen,  sondern  wegen  des  Genusses,  Andren  zu  zeigen,  dass  „man  es  auch  kann^ 
(Parvenues!). 

Die  Specialmotive,  welche  hier  in  dem  dritten  Leitmotiv  unter- 
schieden worden,  fliessen  an  ihren  Grenzen  schwer  unterscheidbar 
in  einander  über.  Sie  combiniren  sich  in  mancherlei  verschiedener 
Weise  miteinander  und  wieder  mit  anderen  Motiven,  namentlich 
dem  ersten,  hier  öfters  zu  dessen  ethischer  und  ästhetischer  Läute- 
rung und  Erhebung,  aber  auch  nur  gar  zu  leicht,  zu  dessen 
Nachtheil  und  ethischer  Herabwürdigung,  mit  dem  fünften  Motiy. 
Daraus  folgen  wichtige  Fingerzeige  für  die  Beurtheilnng  und 
Wirksammachung  dieses  dritten  Motivs  auf  dem  wirthschaftlichen 
Oebiete. 

§.  40.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  und  bezügliche  Aufgaben. 
Auch  hinsichtlich  dieses  Motivs  liegt  dann  wieder  die  Aufgabe  vor, 
es  nach  seiner  thatsächlichen  und  möglieben,  günstigen  und  un- 
günstigen Function  im  Wirthschaftsleben,  besonders  für  die  Ge- 
staltung der  Organisation  und  der  Rechtsordnung,  nach  seiner  Ein- 
wirkung auf  Production  und  Vertheilung  des  Productionsertrags 
und  Verwendung  des  letzteren  zu  untersuchen. 

Tief  in  der  psychischen  Natur  des  Menschen  und  recht  eigent- 
lich auch  im  menschlichen  Gemeinschaftsleben  begründet  diffe- 
renzirt  es  sich  doch  wieder  an  sich  und  in  seinen  Erscheinungs- 
formen, deren  Gombinationen  und  in  den  Combinationen  mit 
anderen  Motiven  individuell,  nach  Zeitaltern,  Ländern,  Völkern, 
Classen  ausserordentlich  mannigfaltig.  Bald  treten  die  günstigen, 
bald  die  ungünstigen  Seiten  und  Erscheinungsformen  mehr  hervor. 
Wegen  der  ersteren  wäre  es  nicht  wünschenswerth,  wegen  der  Be- 
gründung in  der  menschlichen  Natur  wäre  es  nicht  möglich,  das 
Motiv  überhaupt  oder  auch  nur  eine  seiner  wichtigeren  Erscheinung^ 
formen   —    selbst   schwerlich    eine    der  feineren  psychologischen 
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Nuancen  der  letzteren  —  unwirksam  zu  machen.  Das  Motiv  selbst 
und  seine  Erscheinungsformen  enthalten  ein  starkes  festes,  con- 
stantes  Element,  neben  zahlreichen  variablen.  Aber  sicher  ist, 
gerade  auch  wegen  letzterer,  dass  dies  Motiv  stark  von  äusseren 
Umständen,  Einrichtungen,  Anschauungen  im  Volke,  in  der  Classe 
abhängt,  mit  diesen  sich  in  seiner  Stärke,  in  seinen  Erscheinungs- 
formen verändern  kann  und  verändert,  danach  auch  absichtlich, 
planmässig  „erzogen",  günstig  oder  ungünstig  entwickelt  werden 
kann.  Daraus  folgen  entsprechende  practische  Aufgaben,  auf 
welche  auch  die  Wissenschaft  hinweisen  muss. 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  verdient  wieder 
der  Zusammenhang  und  die  Wechselwirkung  zwischen  diesem  Motiv 
nnd  seinen  Erscheinungsformen  einerseits  und  der  wirthschaftlichen 
Organisation  und  Bechtsordnnng  andrerseits  besondere  Be- 
achtung, namentlich  auch  die  Wirksamkeit  des  Motivs  in  den 
Wirtbschaftsverfassungen  der  grossen  Productionsgebiete  (Ur-,  be- 
sonders Agrarproduction ,  Gewerbe,  Handel,  liberale  Berufe,  öffent- 
licber  Dienst)  und  in  den  historischen  Phasen  dieser  Verfassungen. 
Die  günstigen  und  ungünstigen  Erscheinungsformen  und  Seiten 
des  dritten  Motivs  entwickeln  sich  je  nach  der  Verschiedenheit 
dieser  Organisation,  Rechtsordnung  und  Wirthschaftsverfassung  in 
verschiedener  Art  und  Grad.  Auch  für  die  socialistische  Frage 
liegen  hier   wieder  nicht  unwichtige  psychologische  Probleme  vor. 

Die  ältere  Rechtsordnung  im  Ganzen  und  besonders  die 
älteren  Wirtbschaftsverfassungen  der  „Gebundenheit^'  auf  allen 
Productions- ,  Erwerbs-  und  Arbeitsgebieten  haben  regelmässig  die 
Wirksamkeit  des  ersten  Motivs  bei  den  Einzelnen  eingeschränkt 
Sie  haben  sich  um  so  mehr  einiger  der  anderen  Motive  bedient, 
wie  des  zweiten,  des  fünften,  aber  gerade  in  bemerkenswerther 
Weise  auch  des  dritten,  um  auf  Thätigkeit  und  Art  der  Pro- 
daetion,  Quantum  und  Quäle  der  Arbeit,  auch  auf  Art  des  Erwerbs 
Oberhaupt  nnd  auf  Verbranch,  Verwendung  desselben  einzuwirken. 

Rein  sind    bei   diesem  dritten  Motiv  —  wiederam  nach  dem   ,,Gonstanten''  in 

>Uer  mensclüichen  Kator  auch   bei   allen  Einzelnen  —  überhaupt  die  günstigen  und 

Q&gQnatigen  Seiten  und  Erscheinmigsformen  nicht  zu  trennen.    Aber  im  Ganzen  über- 

iHteD  fimher  wohl  die  gtlnstigen.  Das  Ehren-  nnd  das  Pflichtmoment,  d.  h.  eben  das  dritte 

ud  fttnite  Motiv,  trat  im  ^rofe  sch&rfer,  das  Erwerbsmoment,  d.  h.  das  erste  Motiv, 

schwächer  herror.    M.  a.  W.,  auch  das  Gewerbe  war  mehr  nnd  zuerst  „Beruf*',  in 

je<iem  Beruf  stand    das  gewerbliche  und    erwerbliche  Moment   mehr   zurück.     Am 

tätlichsten  zeigte   sich   das  in  der  corporativen  Gestaltung  auch   der  Erwerbs- 

>iWt,  der  Productionszweige,  in  der  berufs ständischen  Ordnung,  mit  der  eigenen 

Staadesehre,   dem  eigenen  Standesbewnsstsein ,   dem  ZugehOrigkeitsgefühl  zu  einem 

SCMssenachafUichen  Ganzen  als  dienendes  Glied,  als  „Genosse*",  einem  Ganzen,  dem 
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anzugehören  Ehre  war,  dessen  Ehre  der  Einzelne  theilte,  dem  aber  auch  der  Einzelne 
Ehre  zu  machen  hatte,  auf  das  die  Unehre,  die  Schande,  die  untüchtige  Leistung  des 
Einzelnen  mitfiel.  Daher  die  gegenseitige  Controle  der  Genossen,  die  Aufnahme-,  die 
Ausschlussbedingungen,  die  Strafen  für  verletzte  Standesehre  mit  bedeutenden  und 
grossentheils  guten  Folgen  fQr  die  wirthschaftlichen  Handlungen,  für  die  Arbeit,  für 
den  Verbrauch,  für  die  Lebensweise  u.  s.  w.  Einige  der  schönsten  und  besten  Seiten 
und  Folgen  der  Gilden-  und  Zunftferfassungen  treten  hier  her?or.  Sie  kamen 
auch  Dritten,  den  „(Konsumenten"  in  der  Tüchtigkeit  der  Leistung,  in  der  guten  Be- 
schaffenheit der  Waare  (Qualitätscontrole ,  Verwendung  guter  Boh-  und  Hilfsstoffe, 
richtiger  technischer  Mittel  u.  s.  w.)  zu  Gute.  Das  wichtige  und  schwierige  Problem 
der  Qualitätscontrole  im  Consumenteninteresse  ward  so  besser  gelöst,  als  in  anderen 
Wirthschaftsrerfassungen,  z.  B.  bei  unserer  modernen  Gewerbefreiheit,  wo  man  diesem 
Problem  fast  rathlos  gegenübersteht,  da  das  „wirthschaftliche  (Absatz-)  Interesse^* 
der  Producenten  —  d.  h.  das  erste  Motiv  —  und  die  „freie  Concurrenz"  derselben 
nicht  genügend  helfen  und  Ehrgeftlhl  nicht  mehr,  Pflichtgefühl  wenigstens  noch  nicht, 
Furcht  vor  Strafe  u.  s.  w.  nicht  ausreichend  Ersatz  schafien. 

Id  der  neueren  ,,liberalen^'  Rechtsordnung,  im  System  der 
freien  Concurrenz,  in  den  Wirthschaftsverfassungen  der  „indivi- 
dualistischen Ungebundenheit''  auf  allen  wirthschaftlichen 
Gebieten  hat  dagegen  das  erste  Motiv  alle  anderen,  insbesondere 
auch  dieses  dritte  überwuchert,  wenigstens  in  dessen  ethisch, 
ästhetisch  und  social  günstigen  Seiten.  Ein  schwerer  ökonomischer 
und  ethischer  Nachtheil.  Die  wirthschaftliche  und  sociale  Atomi- 
sirung  hat  Momente  wie  Standesehre,  Genossencontrole  in  ihrem 
Einfluss  auf  die  Güte  der  wirthschaftlichen  Leistung,  des  Products, 
wenn  nicht  ganz  beseitigt,  so  jedenfalls  sehr  abgeschwächt. 

Die  Folgen  hiervon  sind  für  den  Erwerb  und  Verbrauch 
eigenthümlich  und  in  der  That  bedenklich. 

Ungehemmt  oder  wenig  gehemmt  durch  die  andren  Motive,  namentlich  auch 
durch  dieses  dritte,  begünstigt  durch  die  „freie  wirthschaftliche  Bewegung"',  an- 
gestachelt durch  die  „freie  Concurrenz"  treibt  das  erste  Motiv  immer  mächtiger  zu 
Erwerb  auf  jede  Art,  um  jeden  Preis,  in  möglichster  Höhe:  non  ölet!  Mit  dem  Weg- 
fall oder  der  Abschwächung  andrer  Bücksichten,  andrer  Maassstäbe  für  die  gesell- 
schaftliche Schätzung  des  persönlichen  Werths  der  Menschen  wird  der  Maassstab  des 
Gelderwerbs,  des  Geldbesitzes  zum  einzigen  oder  hauptsächlichen.  Die  öfientliche 
Meinung  passt  sich  dem  an  und  steigert  so  die  Bedeutung  und  die  Wirksamkeit  des 
ersten  Motivs  —  des  „Strebens  nach  Vermögen"  in  der  britischen  Doctrin  —  noch 
immer  mehr  und  macht  es  zum  fast  ausschliesslich  wirksamen,  zumal  in  der  Sphäre 
der  zum  materiellen  Wirthschaftsleben  gehörigen  Berufe,  aber  auch  über  diese  hinaus, 
bei  vielen  nur  noch  sogenannten  „liberalen"  Berufen.  „DoUar  wird  König."  Jeder 
Beruf  wird  nicht  nur  mit,  eventuell  nebenbei,  sondern  in  erster  Linie,  wenn  nicht 
ausschliesslich  Erwerbszweck. 

Diese  Sachlage  hat  aber  eigenthümliche  Rückwirkungen,  von 
denen  das  erste  Motiv  selbst  wieder,  zum  Theil  aber  auch  die 
anderen  Motive,  besonders  das  hier  besprochene  dritte,  mit  ge- 
troffen werden. 

Die  oft  bedenkliche  Art  des  Erwerbs,  die  häufige  Leichtigkeit  (Speculation t 
Ausnutzung  von  Conjuncturcn),  die  Höhe  des  Erwerbs  steigert  die  Genusssucht  „Wie 
gewonnen,  so  zerronnen."  Das  erste  Motiv  wirkt  nun  im  Hinblick  auf  diese  ErmO^ 
Uchung  vermehrter,  feinerer  materieller  Genüsse  nur  wieder  stärker.    Aber  das  blosse 
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Yiel-Haben,  Yiel-Erwerben,  Yiel-GeDiessen  be&iedigt  eben  in  der  Mehrzahl  der  F&Ue 
die  Menschen  als  «gesellschaftliche  Wesen''  doch  noch  nicht  allein.  Andere  Personen 
fflOsseo  Theil  nehmen  (Yerttppignng  der  Geselligkeit  I),  namentlich  aber  darum  wissen, 
dass  man  diese  Genosse  hat,  sie  „sich  leisten  kann'\  ebenso  wie  Andre  oder  noch 
besser  als  sie;  dass  man  ,,das  Geld  nicht  zu  achten  braucht  und  nicht  achtet*'. 

Und  da  setzt  dann  wieder  das  dritte  Motiv  in  seinen  ethisch  und  ästhetisch 
bedenklichen  Erscheinungsformen,  besonders  als  Eitelkeit,  ein:  leichtfertiger,  frivoler 
Yerbrauch  erfolgt,  nicht  sowohl  oder  doch  nicht  nur  um  des  Genusses  desselben 
Willen,  als  um  damit  zu  prunken,  zu  prahlen,  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zu  ziehen. 
Ein  fxppiger  Tafel-,  Eleidungs-,  Wohnungs-,  Beiseluxus,  ein  äusserlicher  Schein- 
Biidungsluxus  mit  Kunst  und  Wissenschaft  (und  mit  deren  Yertretem!),  aus  Eitelkeit, 
Gro^thuerei  u.  s.  w.  Das  Alles  wirkt  dann  auf  die  Yerbreitung  von  Genusssucht,  auf 
üeid  Andrer  hin.  Der  ganze  Gonsum  der  Nation  und  mit  ihm  die  ganze  Production 
bekommt  eine  Ökonomisch,  social,  sanitär,  ethisch  bedenkliche  Richtung. 

Psychologisch  durchaus  begreiflich.  Der  moderne  ParvenU,  der  an  der  Börse 
reich  geworden,  stellt  nur  den  cbaracteristischsten  Typus  einer  ganzen  Entwicklung 
dar,  die  wiederum  vor  Allem  auch  psychologisch  erfasst  werden  muss.  Das  Er- 
werben, Besitzen,  Geniessen  befriedigt  ihn  eben  doch  nicht  genügend.  Geltung,  An- 
sehen, Au^eichnung  begehrt  er  doch  daneben,  kann  sie  aber  inner-  und  ausserhalb 
seiner  nächsten  Kreise  nur  durch  ostentatives  Auftreten  und  Ausgeben  erlangen:  d.  h. 
eben  das  dritte  Motiv  wird  ftlr  sein  Handeln,  auch  sein  wirthschafÜiches  Handeln 
wirksam  in  den  Formen  der  Eitelkeit  und  Prahlsucht  Die  Titel-  und  Ordenssucht 
solcher  Kreise  ist  ebenfalls  bekannt  Auch  hier  muss  nur  zu  oft  der  Zweck  das 
Mittel  heiligen,  bei  Beiträgen  „mit  Öffentlicher  Namensnennung''  für  patriotische, 
politische,  kirchliche,  Wohlthätigkeitszw^ecke  n.  s.  w.  Leidige  Triebfedern  der  Eitel- 
keit müssen  in  Spannung  gebracht  und  dann  in  Auslosung  gesetzt  werden,  um  „die 
Taschen  zu  Offnen''.  Aber  alles  das  sind  doch  Erscheinungen,  welche  die  „Öko- 
nomische Psychologie"  nicht  übersehen  darf. 

§.  41.  —  c)  Besonders  wichtige  Fälle.  (Oeffentlicher 
Dienst.    Socialistisches  Wirthschaftssystem.   Ergebniss.) 

a)  Förmlich  in  ein  System  haben  die  grossen  anerkannten 
Autoritäten  wie  Staat  nnd  Kirche  in  der  hierarchischen  Ordnung 
ihres  Dienstes,  im  Rang-,  Titel-,  Ordenswesen  und  anderen  Formen 
der  autoritativen  Anerkennung  diejenigen  Momente  gebracht,  welche 
durch  das  Medium  des  dritten  Motivs  auf  tüchtige  Leistung  hin- 
wirken sollen. 

Diese  an  sich  ja  hOchst  äusserlichen  Dinge  bilden  förmlich  ein  SeitenstQck 
der  Entlohnung  der  Arbeitsdienste  im  Oehaltssystem  und  beruhen  doch  auf  richtiger 
Erkenntniss  der  Menschen,  „wie  sie  einmal  sind":  freilich  auch  wieder  mit  der 
ethisch  -  misslichen  Wechselwirkung,  dass  „die  Menschen  immer  mehr  so  werden", 
weil  man  sie  formlich  dazu  erzieht,  Werth  auf  diese  Dinge  zu  legen. 

Aber  wiederum  realistisch  betrachtet,  ist  auch  zuzagestehea  ,  dass  der  Staat 
hier  ein  guter  Psychologe  ist,  welcher  die  Bedeutung  unsres  dritten  Motivs,  freilich 
auch  der  ungünstigeren  Erscheinungsformen  desselben  (Eitelkeit!)  kennt.  Es  darf 
aach  sogar  weiter  eingeräumt  werden,  dass  dem  ganzen  Rang-,  Titel-,  Ordenswesen  ^) 


^  Dasselbe  ist  nicht  mit  der  rein  sachlichen,  auf  der  nothwendigen  Stufen- 
leiter der  Aemter  im  Staats-  und  Kirchendienst  beruhenden  Rangordnung  der  Diener 
ro  Terwechseln.  Diese  entspricht  der  Arbeitstheilung  und  der  specitischen  Ver- 
schiedenheit und  Hohe  des  gesellscliaftlichen  Werths  der  Dienste  im  Aemtersystem. 
Aach  hier  spielen  zwar  bei  der  Einrichtung  Rücksichten  auf  die  verschiedenen 
Motive,  welche  das  Handeln  bestimmen,  deutlich  mit  (das  erste  Motiv  in  der  Gehalts- 
ibstnfung,  das  zweite  im  Disciplinarrecht,  das  dritte,  weil  der  Rang  des  Amts  selbst 
wieder  in  verschiedenem  Maasse  Ehre  auf  den  Amtsträger  abfallen  lässt,  das  vierte,  weil 
von  diesem  Rang  des  Amts  Genuss  der  Thätigkeit,  Einfluss,  Macht  abhängt,  das  fünfte. 
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ein  richtiger  und  schöner  und  an  sich  anch  ethisch  berechtigter  psychologischer 
Gedanke  zn  Grande  liegt:  dass  auch  äussere  Ehren  von  Vertretern  der  Gemein- 
schaft sollen  ausgehen  und  grade  for  den  Durchschnitt  (das  Normale)  überragende 
Dienste  für  die  Gemeinschaft  ertheilt  und  dadurch  den  auf  diese  Weise  Belohnten 
Ansehen  in  der  Öffentlichen  Meinung  und  ihnen,  wie  allen  Gliedern  der  Gemeinschaft, 
ein  Ansporn  (ein  ,,Moti^\  eben  in  gewissen  Erscheinungsformen  des  dritten  Moti?s) 
zu  tüchtigen  Leistungen  im  Gesammtinteresse  gegeben  werden  soll.  Indem 
Nicht-Staatsdiener  in  dieses  System  äusserer  Auszeichnungen  mit  hineingezogen  werden, 
wird  das  betreffende  Motiv  nur  noch  allgemeiner  wirksam  zu  machen  gesucht,  psycho- 
logisch und  practisch  im  Princip  ganz  richtig. 

Nicht  die  Institution  des  Rang-,  Titel-,  Ordenswesens  an  sich  ist  daher  an- 
zugreifen und  kurzweg,  als  auf  dem  blossen  Motiv  der  Eitelkeit  berahend,  ethisch  za 
verartheilen,  sondern  nur  ihre  practische  Durchführung.  Diese  ist  aber  frei- 
lich so  gut  wie  unvermeidlich  so  mangelhaft,  dass  dadurch  der  Werth  der  ganzen 
Institution  doch  practisch  und  ethisch  sehr  fragwürdig  wird.  Denn  die  beiden 
Voraussetzungen,  auf  denen  die  richtige  Anwendung  der  Einrichtung  berahen  würde, 
sind  schlechterdings  auch  in  einer  nur  einigermaassen  genügenden  Weise  nicht  za 
erfüllen:  es  lässt  sich  kein  richtiger,  practisch  anwendbarer  Maassstab  für  die  Werth- 
sch&tzungen  der  Leistungen  finden,  nach  denen  die  Ehren  u.  s.  w.  ertheilt  werden 
müssten,  und  es  giebt  und  kann  nicht  geben  eine  wirklich  unparteiische,  objective 
Instanz  für  die  richtige  Handhabung  eines  solchen  Maassstabes,  selbst  wenn  er  ge- 
funden wäre.  Daher  unterliegt  die  Durchführung  der  Einrichtung  der  WiUkühr, 
bestenfalls  der  Schablone,  wie  meistens  im  Staatsdienst,  zu  dessen  blossem  Anhängsel 
sie  grossentheils  wird.  Dass  freilich,  wenn  die  Einrichtung  erhalten  bleiben  soll,  eine 
gründliche  Keform  nothwendig,  aber  trotz  der  obigen  principiellen  Bedenken  auch  in 
gewissen  Grenzen  möglich  wäre,  ist  wohl  nicht  zu  bestreiten. 

Psychologisch  ansporaend  auf  die  Leistungen,  wenn  auch  nicht  immer  in  der 
richtigen  Weise  und  mit  den  rechten  Mitteln,  wirkt  die  Einrichtung  gleichwohl  ohne 
Zweifel  dennoch.  Im  Staatsdienst  haben  die  ihr  entspringenden  Ehren  auch  noch 
als  eine  Art  Immateriallohn  die  wirthschaftliche  Bedeutung,  in  gewissem  Umfang 
Materiallohn  ersetzen,  bezw.  ersparen  zu  können:  eine  nicht  unwichtige  wirthschaft- 
liche Seite  der  Frage,  auch  eine  Seite,  welche  schon  mit  dem  folgenden  Puncto  zn- 
sammenhängt 

Je  mehr  andere  Motive  fehlen  oder  nur  schwach  wirken,  desto 
mehr  muss  natürlich  immer  mindestens  ein  bestimmtes  Motiv  vor- 
handen sein  und  wirken,  wie  in  allem,  so  auch  im  wirthscbaft- 
lichen  Handeln.  Gerade  in  Wirthschaftsordnungen ,  welche  das 
erste  Motiv  beschränken,  das  zweite  grossentheils  nicht  anwenden, 
das  vierte  und  fünfte  nicht  genügend  entwickeln  können,  mass 
daher  das  dritte  nur  zu  um  so  mächtigerer  Wirksamkeit  gebracht 
werden.  Der  Staatsdienst,  zumal  der  Monarchie,  liefert  wieder  ein 
Beispiel  auf  einem  analogen  Gebiete.  In  den  materiellen  Wirth- 
schaftssphären  würde  bei  einer  richtigen  ethischen  Auswahl  der 
verschiedenen  Erscheinungsformen  des  dritten  Motivs  manches 
Günstige,  manche  Besserung  heutiger  Erscheinungen  im  System  der 
freien  Concurrenz  zu  erzielen  sein. 


weil  das  Amt  das  Pflichtgefühl  erweckt  und  dann  von  letzterem  ein  günstiger  Einflnss 
auf  die  Qualität  der  Leistung  erwartet  wird  u.  s.  w.).  Aber  diese  Dienstrangordnon^, 
auch  mit  ihren  Amtstiteln,  welche  letzteren  doch  zunächst  aus  practischen  Gründen 
der  Unterscheidung  gebotene  technische  Namen  sind,  hat  doch  auch  sonst  eine 
andre  psychologische  Grundlage  als  die  im  Texte  besprochene  Einrichtung. 
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ß)  Im  socialistischen  Wirthschaftssystem  widerspricht  die 
AnwenduDg  des  dritten  Motivs,  auch  in  seinen  besten  Erscheinungs- 
formen,  Yollends  in  den  anderen,  wo  Specialmotiye  der  Eitelkeit 
in  Wirksamkeit  treten,  dem  grossen  Hauptprincip  des  Socialismus, 
der  Gleichheit  Denn  im  eminentesten  Maasse  beruht  das 
dritte  Motiv  auf  dem  Gedanken  der  socialen  Ungleichheit  der 
Einzelnen,  der  Familien,  wenn  auch  nicht  nothwendig  ebenso  der 
ökonomischen.  Gleichwohl  würde  gerade  der  Socialismus  auf 
di^es  dritte  Motiv  vermuthlich  stark  recurriren  müssen. 

So  venigstens,    wenn  es  ihm  nicht  gelingen  sollte,   nach  den  utopischen  An- 
siebten  mancher  seiner  Vertreter,  das  vierte  und  fünfte  Motiv  zn  weit  mächtigerem 
£inihis8  zn  bringen,  als  welchen  sie  gegenwärtig  nnd  in  aller  Vergangenheit  gehabt 
hibea;  wenn  er  der  Nothwendigkeit  enthoben  sein  wollte,  das  unliebsame  zweite  Motiv 
bis  zur  DnerträgÜchkeit  zar  Anwendung  zn  bringen   und  wenn  er  nicht,  seinen  son- 
stigen Principien,   auch  demjenigen  einer,   wenn   nicht  völligen,   doch  annähernden 
ökonomischen  Gleichheit  zuwider,  das  erste  Motiv  zn  stark  zar  Wirksamkeit  brächte. 
Ans  diesem  Dilemma  kommt  der  Socialismns  wieder  nicht  heraus,   so  lange  er  mit 
^Menschen*',  nicht  mit  Engeln  oder  Göttern  seine  socialOkonomischen  Bauten  ausfuhren 
mass.    Der  berufene  „Ftthrercultus",  die  Verbreitung  der  Photographien  der  Führer, 
voge^en   sich    consequent,   aber  erfolglos  manche  überzeugte  Ideologen   der  Social- 
demokratie   auflehnen,    giebt  einen  Vorgeschmack  der  Dinge,   die  kommen  müssten. 
Wir  erinnem  uns,  in  den  1 8 70er  Jahren  in  einem  socialdemokratischen  Blatte  einmal 
die  Frage  erörtert  gesehen  zu  haben:  wird  es  im  Sociabtaat  Champagner  geben  und 
▼er  wird  ihn  trinken  ?  Die  Kranken  zur  Erholung  und  die  besonders  Ausgezeichneten 
ZOT  Extrabelohnung,  lautete  die  Antwort    Psychologisch  nicht  übel  gedacht.    Warum 
iber  Dicht  ebenso  Orden,  Titel  oder  ähnliche  äussere  Auszeichnungen,  wenn  auch  in 
neaen,  aber   unvermeidlich  ebenfalls   äusserlich   wahrnehmbaren  Formen  für 
die  ^besonders   verdienten"     „Genossen"'?    Das    widerspräche    freilich    dem    social- 
demokratischen Postulat  der  MGleichheit** .  aber  es  entspräche  dem  echt  menschlichen 
BedOrüdss  nach  „Ungleichheit'',  auch  nach  einer  äusserlich  hervortretenden,  wie  in 
den  kier  besprochenen  Dingen.     Und  ob  die  gleichmässigste  Erziehung  und  sonstige 
l^heaswme   von  Jugend   an  daran   viel   ändern   wird?    Das  ist  wiederum  einer  der 
Sitz«,  in  die  man  mit  den  Socialisten  „glauben''  muss,  auch  wenn  Erfahrung  und 
Verstand  dagegen  sich  auflehnen. 

/)  Für  unser  gegebenes  Wirthschaftssystem  nnd  dessen  organi- 
satorische   und   rechtliche   Weiterbildung    gelangt    man    aus    den 
Erörterungen    über    dieses    dritte    Motiv    zn    dem    wichtigen   Er- 
gebniss,    dass  Einrichtungen,    welche    die  Wirksamkeit    dieses 
MotiTs   in    seinen    besseren  ethischen  Erscheinungsformen  wieder 
starken  würden ,    gewiss    erwünscht    wären.    Bei  Reformen  wird 
darauf  der  Blick  mit  hinzulenken  sein.    Ein  Erfolg  in  dieser  Hin- 
sicht ist  zum  Theil  die  Voraussetzung  dafür,  das  erste  Motiv  un- 
bedenklicher   in    seiner    Wirksamkeit   einschränken,    das    zweite 
mehr  ausser  Function  treten  lassen  zu  können.    Die  alte  Zeit  der 
Bechtsordnungen    der   Gebundenheit    war  in    diesem  Puncto    der 
modernen  Zeit    der  Rechtsordnungen    der  individualistischen   Un- 
gcbandenheit  unzweifelhaft  überlegen. 

Vor  Allem  auf  dem  gewerblichen  und  mercantilen  Gebiete  würden  Ein- 
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richtUDgen,  wie  neae  corporative  Gestaltungen,  hier  durch  St&rknng  oder  eigentlich 
dnrch  neue  Einbürgerung  der  Standesehre,  des  Standesgeists  manche  Oebel- 
stände  beheben  oder  vermindern  können.  Die  Analogien  des  Ofientlichen  Diensts,  des 
Lehrdiensts,  Wehrdiensts  möchten  das  bestätigen.  Auch  in  liberalen  Bemfra 
scharfer  Erwerbstendenz  und  mit  starker  Concurrenz  der  Glieder  (Aerzte,  Rechts- 
anwälte, Schriftstoller)  wäre  durch  solche  Einrichtungen  Manches  zu  bessern.  Das 
erwachte  Standesbewusstsein  der  industriellen  und  montanistischen  Lobnarbeiter,  zumal 
der  gewerkschaftlich  organisirten,  wie  es  sich  in  den  schweren,  oft  von  vornherein  so 
aussichtslosen  Lohnkämpfen  bei  Strikes  zeigt,  liefert  immerhin  den  Beweis,  dass  in 
diesen  Kreisen  selbst  schwerste  wirthschaftliche  Opfer  von  Einzelnen  aus  einem  mäch- 
tigen Beweggrund  der  Standesehre  und  des  Pflichtgefühls  —  „Einer  für  Alle,  Alle  für 
Einen''  —  übernommen  worden ,  d.  h.  das  dritte  und  fünfte  Motiv  überwältigen  hier 
wenigstens  zeitweise  die  Wirlsamkeit  des  ersten.  Eine  ethisch  und  social  beachtens- 
werthe  und  erfreuliche  Erscheinung. 

§.  42.  —  4.  Viertes  Leitmotiv:  Drang  zur  Bethä- 
tignng  und  Freude  am  Thätigsein,  auch  an  der  Arbeit 
alssolcher  und  an  den  Arbeitsergebnissen  als  solchen, 
sowie  Furcht  vor  den  Folgen  der  Unthätigkeit  (Pas- 
sivität). 

a)  Wesen  und  Function  des  Motivs.  Das  Vorhanden- 
sein^ das  Wesen  und  das  Mitspielen  eines  solchen  Motivs  neben 
anderen,  mit  welchen  es  sich  combinirt,  unter  Umständen  auch 
statt  andrer,  tritt  auf  dem  Gebiete  menschlichen  Handelns  im  All- 
gemeinen und  wirthschaftlichen  Handelns  insbesondere  weniger 
deutlich  und  schwerer  von  den  anderen  Motiven  unterscheidbar 
hervor,  als  dies  von  einem  der  letzteren  gilt.  Als  eigenes  selb- 
ständiges Motiv  ist  dieses  vierte  Motiv  daher  auch  nicht  immer 
beachtet  und  betrachtet  worden.  Dennoch  wird  man  sein  Vor- 
handensein, seine  Eigenart  und  seine  Bedeutung  anerkennen  müssen. 
Auch  wenn  keines  der  vier  anderen  Leitmotive  in  irgend  einer 
seiner  Erscheinungsformen  mitspielt,  wird  das  menschliche,  auch 
das  wirthschaftliche  Thun  nicht  so  zu  sagen  auf  den  Nullpunct  der 
Bewegung  reducirt  werden.  Denn  ein  „Handeln"  irgend  einer 
Art,  ein  handelnd  Beschäftigt-sein  gehört  zum  Wesen  menschlichen 
Lebens,  ein  darauf  Hintreiben  zum  Wesen  der  menschlichen  Seele. 
Dieses  Handeln  wird  sich  dann  aber  als  dasjenige  eines  ver- 
nünftigen Wesens  vernünftige  Ziel-  und  Strebepuncte  suchen  und 
solche  eventuell  auch  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  finden. 

Würden  nun  bloss  diejenigen  Ziel-  und  Strebepuncte  hier  in  Betracht  kommen 
können,  welche  bei  den  anderen  ?ier  Motiven  vorschweben,  so  würde  man  allerdiogs 
dieses  vierte  Motiv  nicht  als  ein  eigenes  besonders  hervorheben  dürfen ;  es  wäre  höchstens 
eine  begleitende  Erscheinung  oder  ein  bei  den  anderen  Motiven  mitspielendes  Moment. 
Allein  so  liegt  die  Sache  hier  doch  nicht  nothwendig  und  auch  tbats&chlich  nicht 
immer.  Sondern  der  Bethätigungsdrang  sucht  sich  das  wirthschaftliche  Gebiet  etwm 
aus,  weil  die  Person,  welche  von  ihm  zum  Handeln  angetrieben  wird,  ihrem  Berufe, 
ihrer  Stellung  nach  diesem  Gebiete  angehört,  hier  ein  ihr  angemessenes  Feld  der 
Thätigkeit  findet. 
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Allerdings  wird  die  Person  hier  in  der  Regel  auch  Erfolge  bestimmter  virth- 
schtftlicher  Art  erzielen  wollen,  anf  welche  es  ihr  bei  ihrem  Handeln  ankommt 
Diese  Erfolge  werden  dann  bei  genauerer  Beobachtung  und  Analyse  der  mitspielenden 
SpecialmotiTe  im  Gebiete  der  anderen  ner  Leitmotive  liegen,  vielleicht  nar  besonders 
eigenthämlichen  Erscheinungsformen  eines  dieser  Motive  oder  gewissen  Combi  nationen 
Ton  solchen  entsprechen :  am  Häufigsten  wird  es  sich  darum  handeln,  „Leistungsfähig- 
keit zu  zeigen",  „GlQck  zu  zeigen'*  (Spiel!),  ,3acht  zu  gewinnen",  „Einfluss  zu  er- 
liBgen"*,  ^mehr  Vermögen  als  Andre,  als  Rivalen  zu  erlangen**,  nicht  sowohl  um  des 
Besitzes  selbst,  als  um  grosserer  Macht,  Geltung  Willen  u.  dgl.  m.,  d.  h.  es  wird  das 
dritte  Motiv  (Ehrgefühl,  Ehrgeiz,  Eitelkeit  u.  s.  w.)  besonders  oft  betheiligt  sein. 
Aoch  eigentliches  Erwerbsinteresse,  daher  das  erste  Motiv,  wird  öfters,  aber  doch 
Dicht  notbwendig  immer  hier  mitspielen.  In  anderen  Fällen  werden  gemeinnützige 
Motive  (zum  fünften  Leitmotiv  gehörend)  mit  einwirken.  Aber  es  bleibt  häufig  immer 
noch  dn  „Rest**,  der  in  keinem  der  anderen  Motive  aufgeht,  und  gerade  mit  diesem 
„Rest*'  als  einem  eigenem  Motiv  haben  wir  es  hier  zu  tbun. 

Das  Wesen  dieses  vierten  Motivs  liegt  dann  in  dem  Reiz,  dem 
Antrieb  zam  Handeln,  hier  eventaell  znm  wirthscbaftlichen  Handeln, 
wegen  der  Lnstgeftible ,  des  Genusses,  der  Freude,  welebe  das 
Handeln  als  solches,  d.h.  als  Bethätigung  und  Beschäftigt- 
sein von  Seele  und  Geist  für  diese  selbst  in  sich  enthält  und  welche 
die  Fortschritte  und  Ergebnisse  der  Bethätigung  als  solche  be- 
wirken. Umgekehrt  wird  die  mangelnde  Bethätigung,  die  Passi- 
vität in  diesem  Sinne,  das  Müssigsein  als  Moment  der  Erregung 
von  Unlnstgeffihlen  —  und  sei  es  schliesslich  bloss  Langeweile  — 
empfanden  und  gescheut  Und  das  eben  treibt  wieder  zur  Acti- 
s^itat  an. 

Oft  genug,  gerade  auf  wirthschaftlichem  Gebiete,  wird  diese 
Bethätigung  eben  Arbeiten  im  ökonomischen  Sinne  (§.  27),  mit 
dem  äusseren  Erfolgzweck  der  Beschaffung  und  Verwendung  von 
Gütern,  sein.  Dann  nimmt  das  Motiv  die  Form  der  Freude  an 
1er  Arbeit  (Arbeitsfreude)  als  an  einer  zweckmässigen  und  er- 
folgreichen Bethätigung  der  Kräfte,  ja  des  Lebens  selbst,  und 
weiter  auch  die  Form  der  Freude  an  den  Fortschritten  und  an  den 
Endergebnissen  des  Arbeitserfolgs  als  solchen  an:  eine  Freude, 
die  wieder  oft  mit  Freude  aus  einem  der  andren  Leitmotive,  dem 
ersten,  dritten,  fünften,  verbunden  sein  mag,  aber  doch  mit  diesen 
nicht  zusammenfällt  und  auch  gesondert  von  ihr  und  allein  vor- 
kommen kann  und  vorkommt. 

Das  Lastmoment  in  der  Arbeit  (§.  27)  braucht  damit  nicbt  zu  verschwinden, 
ücht  unfiihlbar  zu  werden ,  das  ökonomische  Princip  (§.  2s)  nicht  ausser  Function  zu 
traten.  Aber  das  Lustmoment  in  der  Arbeit  spielt  mit,  überwiegt  vielleicht  und 
büdet  an  sich  schon  einen  Factor,  welcher  das  Lastmoment  ?ermindert  oder  aufhebt. 
IHe  Freude  an  den  Fortschritten  und  Endergebnissen  des  Arbeitserfolgs  ist  auch  nicht 
<lie  Freude  an  den  letzteren ,  weil  dieselben ,  den  anderen  Motiven  gemäss ,  wirth- 
^^hche  Genüsse  unmittelbar  schaffen  oder  ermöglichen,  oder  weil  sie  Ansehen  ein- 
^nofOi  oder  weil  sie  PflichterfüUnng  enthalten  und  die  in  dieser  liegende  Befrie- 
^^t^  reischaffen,  was  ja  Alles  mitspielen  kann  und  oftmals  mitspielt.  Vielmehr 
Üehessich  um  eine  Freude,  welche  sich  aus  derjenigen  am  Arbeiten  als  einem 
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Thnn,  an  der  Arbeit  als  einer  Thätigkeit  und  an  den  Erfolgen  der 
Arbeit  selbst  als  den  gewollten  Erfolgen  dieser  Tb&tigkeit  mit  innerer 
Kotbvendigkeit  ergiebt 

§.  43.  —  b)  Bedeutung  des  Motivs  für  Theorie  und 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  lind  bezügliche  Aufgaben. 
Dieses  vierte  Motiv  kann  hiemach  eine  wahrhaft  ideale  Wir- 
kung ausüben:  es  erbebt  durch  die  Lust  an  der  Arbeit  als  solcher 
über  die  Last  der  Arbeit,  adelt  damit  die  Arbeit  und  bewirkt,  dass 
die  Arbeit,  auch  die  wirthschaftliche,  welche  Mittel  zum  Zweck,  zur 
Beschaffung  und  Verwendung  von  Gütern  ist,  in  Einer  Hinsicht 
Selbstzweck  wird. 

Das  ?ierte  Moti?  bOrt  ancb  damit  nocb  nicbt  auf,  ein  „egoistisches"*  in  dem 
früher  besprochenen  Sinne«  auf  das  angenehme  Empfinden  eines  nrtheilenden  ,  Jch*^  sieb 
beziehendes  za  sein.  Und  am  unverkennbare  LnstgefOble  handelt  es  sich  doch  aacb 
hier,  ja  grade  hier  um  vielleicht  sehr  starke  nnd  specifisch  eigenthflmlicbe.  Dieselben 
stehen  im  Ganzen  ethisch  höher  als  die  den  drei  ersten  Motiven  zn  Grande  liegendea. 
Die  allgemeinere  Ökonomische  Bedentang  des  Motivs  liegt  aber  darin,  dass  das 
Lastmoment,  welches  bei  jeder  Arbeit  vorhanden  nnd  der  Hemmangsfactor  fiir 
die  Aasttbong  der  Arbeit  nnd  für  Art  und  Höhe  des  Arbeitserfolgs  ist,  hier 
durch  die  Arbeit  als  Lastmoment  selbst  mehr  oder  weniger,  unter  Um- 
ständen sogar  vollständig  aufgewogen  wird.  Damit  entfällt  die  Hemmungswirkung  jenes 
Lastmoments  und  ein  ganz  andrer  Arbeitsefiect  entwickelt  sich. 

Hat  man  es  hier  bei  dieser  Auffassung  etwa  mit  blossen  Phan- 
tasieen  der  Ideologie  zu  thun?  Gewiss  nicht!  Wichtige  und  be- 
kannte Thatsachen  bestätigen,  dass  das  vierte  Motiv  solche  ideale 
Wirkung  haben  kann  und  vielfach  hat 

Die  geistigen,  zumal  die  höheren  geistigen  Thätigkeiten  auf  den  Gebieten 
von  Kunst,  Wissenschaft,  Litteratur.  Beredsamkeit,  Erfindungen,  auch  bei  gewissen 
Thätigkeiten  des  öffentlichen  und  kirchlichen  Dienstes  u.  dgl.  m.  sind  unwiderlegliclie 
Beispiele,  wie  die  blosse  Freude  an  der  Arbeit  und  am  Arbeitsergebniss , 
selbst  ganz  ohne  jeden  Neben-  oder  gar  Hauptzweck,  des  Gelderwerbs,  des  materielleo. 
Genusses  mittelst  der  Arbeitsergebnisse,  des  Ruhmes  durch  letztere,  auch  des  erfüllten 
Pftichtgefuhls,  der  Erreichung  irgend  eines  anderen  äusseren  Zwecks,  das  Motiv  und 
mitunter  ein  stärkeres  als  jedes  andere  Motiv,  welches  in  analogen  Fällen  mitspielen 
mag,  werden  kann  und  wird.  Intensivste  Arbeit,  auch  angestrengteste,  Kräfte  bis  bei- 
nahe zum  letzten  Athemzug  verzehrende,  unter  äusseren  und  inneren  Schwierigkeiten 
und  Leiden  aller  Art  erfolgende,  wird  vielleicht  unter  dem  Einfluss  keines  anderei 
Motivs  verhältnissmässig  so  oft,  unter  Beiseitesetzung  jeder  anderen  BUcksicht  aus- 
g^eUbt  Die  Freude  am  Schaffen  hilft  über  Alles  hinweg.  Welcher  echte  KUnstleT 
Dichter,  Mann  der  Wissenschaft  kann  das  nicht  bestätigen,  auch  selbst  dann,  weni 
es  ihm  ausserdem  auf  den  äusseren  Erfolg,  den  Erwerb,  die  Anerkennung  mit  tkxk 
kommt?  Nicht  unter  allen  Umständen,  aber  doch  tiberwiegend  wird  die  starke  Wlrit 
samkeit  des  Motivs  auf  dem  Gebiete  der  geistigen  Arbeit  freilich  auch  an  «ü 
Voraussetzung  der  eigenen  freien  Wahl  von  Beruf  und  speciellem  Arbeltsobjec 
geknüpft  sein,  was  wiederum  der  Socialismus  nicht  genügend  berücksichtig^ 
möchte  (s.  u.). 

Auch  in  der  materiellen  Production  fehlt  es  nicht  an  wenigstens  ILlix: 
liehen  Fällen.  Einmal,  wo  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  welche  das  geistig 
Princip  in  dieser  Production  darstellen,  daher  bei  den  Leitungs-,  Combinations-  («lo^o 
selbst  Speculations-,  Conjuncturenbenutzungs-,  den  darauf  bezüglichen  RechnuA^r^. 
den  Yeranschlagungsarbeiten  für  technische  Verbessemngen,  für  Kostenvermindenm^^^ 
für  Absatzverbesserungen,   für   günstigere  Preissteilungen,   mithin   insbesondere       u: 
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jbeUen  des  Uoternehmen  oder  der  OkoDomischen  und  technischen  Leiter;  soduin 
}eciell,  wo  die  in  dieser  nnd  in  anderer,  anch  im  Dienstrerh&ltniss  ansgeühter 
j-beit  mit  enthaltene  ästhetische,  künstlerische,  erfinderische  nnd  ähnliche  Th&tigkeit 
it  in  Betracht  kommt,  ein  Ganzes  geschaffen  wird  (Knnsthandwerk  n.  dgl.).  Endlich 
ber  kann  das  Motir  auch  selbst  bei  der  specialistischen  gewöhnlichen  technischen 
errichtong  noch  mitspielen,  auch  bei  der  Tbeilong  der  Yerrichtangen  unter  Mehrere, 
>  z.  B.  wenn  das  Ergebniss  der  Fon  Einzelnen  ansgeObten  Yerrichtang  noch  eine 
eraitige  Selbständigkeit  hat  nm  einen  gewissen  isthetischen  Gennss,  eine  persönliche 
efriedigong  aber  den  Erfolg  der  Arbeit,  über  die  nach  dem  eigenen  UrtheÜ  „gute"* 
usfahrnng  derselben  gewähren  zn  können,  woftlr  es  in  der  agrarischen,  besonders 
i  der  handwerklichen,  haosindnstriellen ,  seltener  in  der  Fabrikations -Arbeit  an  Bei- 
»ielen  nicht  fehlt 

Eine  genaue  Grenze,  wo  die  Möglichkeit  der  Wirksamkeit 
ieses  vierten  Motivs  aufhört,  giebt  es  aneb  weder  subjectiv  noeb 
bjeetiv.  Die  Grade  der  Wirksamkeit  sind  nach  Subjecten,  nach 
mpfindenden  urtbeilenden  Personen,  nach  Anlage,  Ansbildang, 
rewobnheit,  Lebensfiihning  derselben,  wie  nach  Objecten,  nach 
ji  nnd  Maass  der  Thätigkeit  oder  Arbeit,  nm  die  es  sich 
andelt,  ausserordentlich  verschieden.  Aber  das  möchte  doch  keinem 
weifel  unterliegen,  dass  es  zahlreiche  und  wichtige,  anch  ganz 
aentbehrliche  Arten  von  Arbeit  giebt,  bei  denen  anch  günstigen 
alles  das  Lustmoment  ein  Minimum  wird  oder  verschwindet 
od  das  Lastmoment  ein  Maximum  wird  oder  allein  empfunden 
ird.  Hier  mag  durch  Verstärkung  der  Momente,  welche  die 
adem  Motive  —  besonders  das  erste  und  zweite,  schwieriger, 
enn  ffberhaupt,  der  Natur  der  Sache  nach,  das  dritte  —  be- 
infinssen,  auch  —  und  eventuell  vomemlich  —  durch  das  fünfte 
fotiv  der  innere  psychische  Widerstand  gegen  die  betreffende 
rbeit  überwunden  werden  können.  Das  vierte  Motiv  wird  sich 
abei  aber  kaum  mit  in  Wirksamkeit  oder  doch  nicht  in  eine  im 
rbeitseffect  bemerkbarere  Wirksamkeit  setzen  lassen. 

Es  gilt  das  nicht  nnr  von  Isthetisch  widerwärtigen  wie  unangenehmen  Reinignngs- 
ad  dergleichen  Arbeiten,  fon  ungewöhnlich  schweren,  belästigenden  Arbeiten,  woran 
Mk  in  solchen  Fällen  Fomemlich  gedacht  —  Hinweise,  womit  man  anch  die  Ideo- 
^een  des  Socialismos  öfters  besonders  gern  abgetmmpft  hat.  Das  möchten  nicht 
LDinal  immer  die  practisch  am  Schwersten  zu  erledigenden  Fälle  sein.  Schwieriger, 
eil  rid  allgemeiner,  sind  die  Verhältnisse  der  auf  weitgehender  technischer  Arbeits- 
udlnng  und  Maschinenanwendnng  beruhenden  Production,  daher  namentlich  in  der 
lüdenien  Indostrie,  im  Fabrikwesen.  Denn  eine  der  nnirermeidJichen  Folgen  ist  hier 
it  Zeilegnog  des  Arbeitsprocesses  in  zahlreiche  einzelne  Phasen,  mit  wesentlich 
mechanischer  Arbeit,  wo  jede  Theilarbeit  oder  technische  Verrichtung  ja  unbestreitbar 
ü  BothwcBdiger  Beziehung  zum  Arbeitsganzen  steht,  aber  nirgends  als  solche  her?or- 
ns.  und  anch  nicht  irgendwie  als  ein  kleines  Ganzes  erscheint,  das  als  solches 
^berbavpt  and  gut  herzustellen,  dem  Einzelnen  Arbeitsfreude  macht  Damit  aber 
''kk  das,  was  das  Lustmoment  in  der  Arbeit  selbst  bildet,  „fehlt  leider  nur  das 
rasige  Band'* ,  und  nur  das  Lastmoment  macht  sich  empfindbar.  Ja  es  wird  wohl 
^jck  besonders  gesteigert  durch  die  der  Arbeitstheilung  und  den  technischen  Mecha- 
iis&cB  mit  za  rerdankende  tödtende  Eintönigkeit  der  Verrichtungen,  durch  die  trotz- 
^  etwa  gesteigerte  Nothwendigkeit  angespannter  Aufmerksamkeit  bei  jeder  Ver- 
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ricbtong,  durch  die  nnangenehmen  äusseren  Lebensbedingungen,  unter  denen  die  Arbeit 
ausgeübt  wird  u.  dgL  m. 

BesoDders  in  den  socialistischen  Ideen  und  Plänen  der 
^»Organisation  der  Arbeit^'  spielt  der  Gedanke,  darch  Steigerung 
des  Lusteffeets  der  Arbeit  selbst  die  letztere  zu  einer  weniger 
lästigen,  selbst  zu  einer  beliebten  Beschäftigung  und  dadurch  sie 
wirksamer,  productiver  zu  machen,  eine  Rolle.  Und  logisch  coo- 
sequent,  psychologisch  auch  nicht  unrichtig,  je  weniger  man  auf 
Motive  wie  das  erste  und  zweite,  so  stark,  wenn  überhaupt,  wie 
im  heutigen  Wirthschaftssystem  recurriren  will,  und  je  deutlicher 
man  einsieht,  dass  man  das  dritte  und  fünfte  Motiv  schwer  zu 
hinlänglich  mächtigen  Triebfedern  der  Arbeit  machen  kann. 

Zu  einem  förmlichen  System  hat  Fourier  in  seiner  Trieblehre  diesen  Gedanken 
ausgebildet,  mit  fielem  Phantastischen,  .,bis  zur  Verrücktheit'',  wie  man  wohl  gespottet 
hat,  aber  doch  mit  einem  Kern  Fon  Wahrheit,  der  fUr  die  hier  behandelten  Fragen 
nicht  wertblos  ist  Auch  neuere  sociaUstische  Theoretiker,  z.  B.  ^ebel,  verfolgen 
in  ihren  Plänen  diesen  Gedanken  wieder  mehr,  freilich  auch  mit  grossen  ideologischen 
Uebertreibungen. 

Die  angedeuteten  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  der  Art 
der  Arbeiten,  namentlich  bei  der  weitgehenden  Arbeitstheilung  und 
Maschinenanwendung,  ergeben,  werden  indessen  dabei  nur  immer 
viel  zu  leicht  genommen. 

Man  greift  daher  auch  sofort  zu  Hilfsmitteln,  wie  Verminderung  der  Arbeits- 
zeit, höherem  Entgelt  bei  gewissen,  nicht  an  sich  lockenden  Arbeiten,  womit  man  aber 
doch  das  vierte  Motiv  schon  wieder  fallen  lässt  und  sich  zum  ersten  wendet  Oder 
man  glaubt  durch  den  häufigen  Wechsel  in  der  Arbeit  die  Anziehungskraft  der  einen 
Arbeit  zu  steigern,  die  Unlust  zur  andern  zu  vermindern,  womit  man  aber  letzteren 
Falles  bei  vielen  Arbeiten  doch  nichts  erreichen  kann  und  aller  Arbeit  den  Character 
des  Dilettantischen  zu  sehr  anheftet  und  damit  ihren  Erfolg  beeinträchtigt  Oder  man 
denkt  an  Zwangsreihenfolge  fQr  lästige  Arbeit  oder  an  Uebertragung  derselben  zor 
Strafe,  womit  man  vollends  das  Gebiet  einer  Wirkung  des  vierten  Motivs  verlässt  und 
wieder  zu  dem  ominOsen  zweiten  gelangt 

Jedenfalls  kommt  man  auch  über  den  naturgemässen , 
wenn  auch  fliessenden  Unterschied  der  „liberalen '^  der  mehr 
oder  weniger  geistigen,  dann  der  leitenden  Arbeiten  einer- 
und  der  gewöhnlichen  materiellen,  der  im  Arbeitstheilungssjstem 
ausgeübten  Handarbeiten  andrerseits  nicht  hinaus.  Wohl  bei 
jenen,  nur  mehr  ausnahmsweise  bei  diesen  wird  daher  das  vierte 
Motiv  in  allen  seinen  Erscheinungsformen  und  in  jeder  denkbaren 
Organisation  der  Arbeit  zur  Wirksamkeit  zu  bringen  sein.  Aach 
in  einer  socialistischen  Organisation  wird  man  hierüber  nicht  hin- 
weg kommen. 

Man  könnte  allenfalls  daran  denken,  wie  das  auch  geschehen  ist,  das  Recht,  an 
sich  angenehme  Arbeiten  zu  Übernehmen,  wie  eine  Art  Belohnung  zu  gewähren  nnd 
an  die  Bedingaog  zu  knüpfen,  dass  ein  gewisses  Qaantum  andrer  Arbeiten  in  einer 
Lebensperiode  (Bellamy)  oder  regelmässig  neben  den  angenehmen  Arbeiten  aus- 
geübt werden  müsse.    AJlein  die  „technische'*  Durchführung  eines  solchen  Gedankens 
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vUide  grosse  Schwierigkeiten  machen,  und  ganz  abersehen  wird  dabei,  dass  grade 
üe  AoflschÜesslichkeit  der  Concentration  auf  Eine  Arbeitsart  nur  „Meister  schafft**, 
sowie  daas  die  so  erzwungene  Verbindung,  bezw.  Abwechslung  zwischen  ganz  hetero- 
gtäiea  Arbeiten  auch  auf  die  Qualit&t  der  Leistung  beider  wenigstens  ungünstig  ein- 
wirken kann,  wenn  auch,  wie  ich  zugebe,  nicht  noth wendig  immer  so  einwirken 
muss.  Ja  bisweilen  kann  in  der  That  umgekehrt  ein  solcher  Arboitswechsel  günstig 
sein  (regelmikäsige  KOrperarbeit  ron  Kopfarbeitern!).  Nur  darf  man  aber  auf  solche 
FiUe  nicht  gleich  wieder  ein  ganzes  System  des  heilsamen  und  allgemein  Erfolg 
steigernden  Arbeitseffects  aufbauen. 

Das  Ergebniss  ist,  dass  dieses  vierte  Motiv  gewiss  erwünscht 
ist,  wann  nnd  wo  es  in  der  dargelegten  Weise  wirksam  gemacht 
werden  kann.  Aber  in  der  materiellen  ProdactioD  nnd  znmal  in 
der  modernen  y  darch  die  heutige  Technik  und  die  davon  wieder 
abhängige  Arbeitstheilnng  bedingten  Prodnctionsweise  ist  es  schwerer 
and  beschränkter  als  in  der  früheren  anwendbar  zu  machen. 
Auch  in  der  socialistiscben  Organisation  der  Prodnction,  wo  die 
Arbeitsfreude  der  selbständigen  Leitung  nnd  der  eigenartigen  bei 
dieser  vorkommenden,  dnrch  sich  selbst  Befriedigung  gewährenden 
Thätigkeiten  so  gnt  wie  fortfiele,  wenn  und  soweit  als  —  in  der 
Consequenz  des  socialistiscben  Systems  —  centrale  Oberleitung  der 
ganzen  Production  (auch  alsdann  in  Betreff  der  technischen  Pro- 
cesse  wenigstens  in  der  Hauptsache!)  stattfände,  würde  grade 
dieses  Motiv  weniger  als  in  der  heutigen  Organisation  in  Function 
treten  können.  Die  gegentheiligen  Auffassungen  von  Socialisten 
sind  Behauptungen,  welche  vor  einer  genaueren  objectiven  Ana- 
lyse der  in   Betracht  kommenden  Verhältnisse  nicht  Stich  halten. 

Der  Social ismus  setzt  sich  eben  auch  hier  ineder  hyperideologisch  über  die 
naturgemässe,  oft  in  den  einzehien  technischen  Momenten,  aber  nicht  im  ganzen 
technischen  Wesen  sich  rerändemde  Art  der  Arbeit,  zumal  der  Handarbeit    in   der 
materiellen  Production,  hinweg.    Er  übersieht  auch,  dass  seine  Panacee,  der  Fort- 
schritt der  Technik,  hier  nicht  Fiel  hilft     Nicht  einmal  das  Lastmoment  in 
der  Arbeit,  bei  den  menschlichen  Verrichtungen,  wird  hier  immer  geringer,  sondern 
nur  irer&ndert,    der    physische   Kraftaufwand    wird   rielieicht   kleiner,    alle   anderen 
Seiten  der  physischen  Arbeit  und  die  Dmst&nde,  unter  welchen  die  Arbeit  ausgeübt 
Tird,  werden   leicht  l&stiger,  unangenehmer  (Fabrikbetrieb  I  Maschinenanweudung  I). 
Geviss  mag  dieser  Uebelstand  durch  ein  anderes,  vom  Socialismus  empfohlenes  Hilfs- 
mittel, Verminderung   der  Arbeitszeit  (besonders  der  täglichen),  gemildert   werden. 
Aber  beseitigt  wird  er  auch  dadurch  noch  nicht  und  in  Betreff  der  ökonomisch-tecb- 
DBchen  Ermöglichung   der  Verkürzung   der   Arbeitszeit   laufen    wieder   ideologische 
lebeitreibungen   unter.     Das  Lustmoment  in  der  Arbeit  wird  dagegen  nach  der 
An  der  Technik  und  nach   den  schon  angedeuteten  Verhältnissen,  Tollends  bei  den 
vbdtstheilig   in  Verbindung   mit  Maschinen   ausgeübten   Verrichtungen   der  Hand- 
ttbetter  kleiner,  bis  zum  Verschwinden. 

Nicht  selten  begeht  der  Socialismus  auch  eine  völlige  Verwechslung  der  Lage 
de»  GoDSumenten  der  Arbeitsproducte  und  des  Producenten  der  letzteren,  namentlich 
^  mit  Handarbeit  dabei  betheiligten  Arbeiters:  der  Fortschritt  der  Technik  fuhrt 
~  oder  kann  wenigstens  führen  —  die  Producte  dem  Consumenten  besser,  wohl- 
fäler,  bequemer  zu  (wie  in  den  Schilderungen  der  „Utopisten'*,  jüngst  wieder  in 
^^ü»cker  Weise  Bellamy s,  auch  nach  einzelnen  Ausftihrungen  Bebels).  Aber  die 
'•«cbiiächcü  Arbeitsprocesse  bei  der  Herstellung  der  Producte  bedin^^en  eher  un- 
i^eaebmere,   lästigere  Thätigkeiten,   wenn   auch   nicht  immer  schwerere  (Muskel-) 
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Arbeit  der  Arbeiter.  Für  die  Frage  yon  den  Motiren,  welche  auf  die  Arbeit  selbst 
einwirken,  ist  aber  grade  der  letztere  Umstand  der  entscheidende,  welcher  namentlich 
vor  einer  Ueberschätzong  dieses  nerten  Motivs  warnen  moss.  Die  an  sich  —  logisch 
nnd  psychologisch  —  richtige  Forderung  einer  Yerkttrzung  der  Arbeitszeit  grade  bei 
diesen  Arbeiten  und  eines  Wechsels  der  Arbeit  behebt  die  hier  in  der  Sache  selbst 
liegenden  Schwierigkeiten  nicht  und  hat  andere  Bedenken,  wie  sie  im  Vorausgehenden 
schon  mit  bertlhrt  wurden. 

Mit  einem  uralten  bekannten  Worte:  ,,i™  Schweisse  seines 
Angesichts'^  muss  auch  bei  entwickelter  Technik  die  Menschheit 
oder  wenigstens  ein  grosser  Theil  derselben  die  Bedingnngen 
daflir  erfüllen,  dass  die  Güter  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Menschheit  zur  Verfügung  gestellt  werden  können,  lieber 
diese  Wahrheit  kommt  man  mit  den  ideologischen  Uebertreibungen 
der  möglichen  practischen  Tragweite  des  vierten  Motivs  nicht  hinaus. 

§.  44.  Die  Differenzirung  der  egoistischen  Motive 
des  wirthschaftlichen  Handelns  in  ihrer  Bedeutung 
für  die  Frage  der  Methode  in  der  Theorie  und  Praxis. 
Die  vorausgehende  Analyse  der  egoistischen  Leitmotive ,  ihrer 
Spielarten,  Combinationen  und  ihres  Einflusses  auf  das  wirthchaft- 
liehe  Handeln  im  Allgemeinen,  sowie  bei  den  einzelnen  Subjecten 
und  in  den  concreten  Fällen  hat  ergeben,  —  trotzdem  wir  dabei 
manches  Einzelne  übergehen  mussten  oder  nur  kurz  berühren  and 
nicht  Alles  in  alle  Verästelungen  der  Motivation,  Combination  und 
Wirksamkeit  verfolgen  konnten  —  wie  ausserordentlich  com- 
plicirt  auch  schon  die  egoistischen  Motive  sind,  welche  auch  bei 
einer  wirthschaftlichen  Handlung  wenigstens  mitspielen  können 
und  oftmals  thatsächlich  mehr  oder  weniger  mitspielen. 

Diese  Motive  sind  aber  nun,  von  dem  fünften  unegoistischen  noch 
abgesehen,  die  Momente,  welche  als  Ursachen  und  Bedingungen 
auf  die  wirthschaftlichen  Handlungen  und  damit  auf  die  wirth- 
schaftlichen Erscheinungen  einwirken  und  diesen  die  äussere 
Gestalt  und  Erscheinungsform  geben.  Hier  liegt  daher 
auch  ein  höchst  complieirter  causaler  und  conditioneller 
Zusammenhang  zwischen  Motiven  als  Ursachen  und  Be- 
dingungen einer-  und  Handlungen  und  Erscheinungen  als  Wir- 
kungen und  Folgen  andrerseits  vor. 

Es  ergiebt  sich  daraus  für  die  Theorie  die  Nothwendigkeit 
der  Vorsicht  bei  allen  Schlussziehungen,  Deductionen,  ans 
den  Motiven  auf  die  Wirkungen  sowie  der  zunächst  nur  hypo- 
thetische Character  aller  solcher  Schlüsse:  ein  entscheideuder 
Punet  auch  fUr  das  methodologische  Problem  in  der  Theorie. 
Die  verschiedenen  Formen  und  Combinationen  der  egoistischen  Motive, 
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ihr  Wirken  in  derselben  und  in  sich  kreuzender  Bichtung  müssen 
genau  constatirt,  die  Stärke  jedes  Motivs  geprfift  werden,  wenn 
man  sicher  gehen  will. 

In  der  grossen  Zahl  der  Fälle  kann  man  dann  öfters  er- 
fahrungsmässig  nachweisen  und  demnach  annehmen,  dass  Ein  Motiv 
oder  Eine  bestimmte  Combination  von  Motiven  vorwaltet,  bis  zur 
Aosschliessong  der  anderen,  und  die  letzteren  an  Stärke  überragt: 
weil  die  auf  der  Gleichmässigkeit  der  Constanz  der  physisch- 
psychischen Organisation  der  Menschen  beruhende  Motivation  und 
Handlungsweise  der  Menschen  sich  geltend  macht,  so  in  der 
Allein-  oder  der  Vorherrschaft  des  ersten  Motivs  auf  dem  Wirth- 
schaftsgebiete.  Ist  das  richtig,  so  ist  auch  der  Schluss  auf  den 
Ausfall  der  Handlung  und  Erscheinung  sicherer,  selbst  bis  zu 
einem  hohen  Maasse  sicher. 

So  ist  die  ältere  Theorie  bei  ihrer  Deduction  aus  dem  ersten  Motiv 
rerfabreo.  Aber  sie  hat  dabei  eben  öfters  za  sehr  generalisirt  oder  die  Yoraas- 
setzoDgen  ihrer  Deduction,  das  alleinige  YorhandeDsein  nnd  die  rücksichtslose  Wir- 
kaog  des  ersten  Motifs  zu  sehr  ohne  genaue  Prüfung  angenommen;  auch  nicht 
beachtet,  dass  sich  zeitlich,  örtlich,  in  Völkern,  Classen  die  gesammte  durch- 
schnittliche Motivation  immerhin  ändern  kann,  wenn  man  auch,  dem  Constanten 
der  menschlichen  Natur  gegenüber,  grade  mit  dieser  Annahme  vorsichtig  sein  muss, 
voran  es  wieder  die  historische  Richtung  und  der  Socialismus  fehlen  lassen. 

Eine  doppelte  Prüfung  bleibt  so  immer  noth wendig:  die- 
jenige der  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  die  Motive  und  die- 
jenige der  Wirkungen  in   Bezug  auf  die  Handlungen  und  Er- 
Bcheinnngen.      Darans    ergiebt    sich    schon    die    Nothwendigkeit 
empirischer  Metboden  auch  neben  der  psychologischen  Deduction 
ans  Hoti?en,  d.  h.  die  Nothwendigkeit  der  I  n  d  u  c  t  i  o  n  (§.  68  ff.,  75). 
An  dieser  Stelle  sei  nur  betont,  dass  die  Differenzirung 
der  egoistischen  Motive  für  alle  diese  Fragen  besonders  zu  beachten 
ist    Die  ältere  Theorie  hat  in  der  Regel  nur  das  erste  Motiv 
zum  Ansgangspunct   ihrer  Erörterungen   genommen  und  es  nicht 
genügend  beachtet,  wie  dies  nur  ein   Fall,  wenn  auch  wohl  im 
Ganzen  der  Hauptfall  der  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mit- 
spielenden  egoistischen  Motive    und    Motivecombinationen  ist. 
Gerade  weil  auch  in  zahlreichen  Fällen  andere  egoistische  Mo- 
tive mitspielen,  wird  auch  im  grossen  Durchschnitt  der  Fälle 
iie  wirthschaftliche  Handlung   und   Erscheinung  im   Productions- 
wd  Yertheilungsgebiete  nicht  so   einfach  typisch  ausfallen, 
als  wenn  nur  das  erste  Motiv  allein  oder  in  voller  Stärke  mitwirkte, 
im  concreten  Einzelfalle  ist  die  Vorsicht  der  Schlussziehung 
^M  Motiven  auf  Handlungen  und  Erscheinungen  aber  vollends  ge 
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boten,  weil  gerade  hier  —  vielleicht  weil  der  betreffende  Fall  eben 
wirklich  ein  Ausnahmefall  von  der  Regel  ist  —  andere  als  das 
oder  die  yoransgesetzten  Motive  mitspielen  können  und  vielleicht 
das  Uebergewicht  haben. 

So  z.  B.,  indem  dis  zweite,  dritte  oder  vierte  Motiv  statt  des  ersten  oder 
stärker  als  dieses  mitspielen.  WOrde  eines  dieser  Motive  2—4  oder  eine  bestimmte 
Combination  gewisser  Erscheinnngsformen,  z.  B.  des  dritten  und  vierten,  zn  allgemeinerer 
Verbreitung  und  genügender  St&rke  der  Wirksamkeit  gebracht  werden  können,  z.  B. 
im  ,JSocialstaate''  ans  der  heutigen  Ausnahme  zur  Kegel  werden,  unter  dem  Einfluas 
veränderter  Erziehung,  Lebensweise  u.  s.  w.  der  Bevölkerung,  —  so  unwahrscheinlich 
das  nach  dem  ("rüheren  ist  —  so  wurden  freilich  auch  die  wirthschafUichen  Hand- 
lungen und  Erscheinungen  anders  als  heute,  bei  dem  regelmässigen  Vorwalten  des 
ersten  Motivs  im  Wirthschaftsleben ,  ausfallen.  FtXr  Dedactionen  aus  solchen  ver- 
änderten Motiven  oder  Motivcombinationen  wäre  dann  aber  doch  das  Feld  geOffiiet. 
Methodologisch  wäre  nur  wieder  die  Aufgabe,  festzustellen,  in  wie  weit  die  Voraus- 
setzungen des  Wirkens  solcher  Motive  der  Wirklichkeit  entsprechen. 

Dass  ftir  die  Fragen  der  practischen  Wirthschafts- 
(und  Social-)  Politik  die  Differenzirung  der  egoistischen  Motive 
und  der  einzelnen  Erscheinungsformen  derselben  nicht  minder  die 
grösste  Beachtung  verdient ,  daher  für  die  richtige  Methode 
dieser  ganzen  Politik  genau  berttcksichtigt  werden  muss,  bedarf 
nach  dem  Vorausgehenden  wohl  keiner  besonderen  Ausführung  und 
Begrtlndung  weiter:  die  ethisch  besseren,  höheren,  feineren,  an- 
ständigeren Motive  und  die  betreffenden  Erscheinungsformen  der- 
selben, d.  h.  doch  im  Ganzen  die  besseren  Formen  der  Leitmotive 
3  und  4,  müssten  in  den  Einrichtungen,  Organisationen,  Rechts- 
ordnungen des  WirthschaftslebcDS  möglichst  begünstigt,  zu  einem 
„Maximum^'  der  Wirksamkeit  gebracht  werden,  um,  vollends  in 
Verbindung  mit  dem  fünften  Motiv,  das  Bedürfniss  nach  der  Wirk- 
samkeit und  nach  starker  Wirksamkeit  des  ersten  und  zweiten 
wenigstens  doch  abschwächen  zu  können.  Denn  freilich  wird  nach 
dem  Constanten  in  der  wirthschafUichen  Natur  schwer  noch  Wei- 
teres, gar  eine  Auslösung  dieser  beiden  Motive  1  und  2  aus  der 
das  wirtbschaftlicbe  Handeln  bestimmenden  Motivation  möglich  sein. 

Die  geschichtlichen  Organisationen,  Einrichtungen  und  Rechts- 
ordnungen im  Allgemeinen  und  auf  den  Specialgebieten  der  Pro- 
duction  und  Vertheilung  sind  danach  ethisch  und  ökonomisch  mit 
zu  beurtheilen,  auf  welche  Motive  und  Motivcombinationen  sie  für 
das  wirthschaftlicbe  Handeln  der  Menschen,  worauf  sie  sich  beziehen^ 
vornemlich  znrfickgreifen.  Ihr  Erfolg  für  das  Quantum  und  Qaale 
der  Production,  für  den  technischen  Fortschritt  ist  daher  nicht  nnr 
nach  den  äusseren  Ergebnissen  an  Gtltem  und  an  Kosten,  sondern 
immer  auch  mit  nach  diesen  psychologischen  Grundlagen  und  Mo- 
tiven, welche  den  Willen  bestimmen,  zu  beurtheilen. 
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So  ist  das  modenie,  fiel  gepriesene  System  des  ökonomischen  IndlTidaalismos, 
der  freien  CoDcorrenz  nicht  nur  in  Betreff  seiner  äusseren  Ergebnisse  genannter  Art 
oft  günstiger  beortheilt  worden,  als  es  verdient  —  Kr&fteyerschwendnng,  Planlosigkeit 
der  Prodnctionl  — ,  ror  Allem  ist  es  nach  seiner  psychologischen  Grundlage,  ab 
vesentlich  nur  auf  dem  ersten  der  Leitmotive  beruhend  und  als  dieses  Moti?  zo  ua- 
gebahrücher  Macht  ror  allen  anderen,  and  za  AaswUchsen  hftsslichster  Erscheinnngs- 
Uurmok  treibend  (Specnlationsschvindel,  BOrscn treiben,  Unreellitit,  Geldgier,  GenosS'^ 
sucht  n.  s.  w.)  in  hohem  Grade  zu  bem&ngeln.  Es  steht  daher  ökonomisch-technisch^ 
trotz  anbestreitbarer  Glanzseiten  in  dieser  Hinsicht,  nicht  so  hoch,  als  es  z.  B.  die 
freihlDdlensche  Panegyrik  rUhmt,  ethisch  und  social  aber  tiefer,  als  die  Bechts- 
ordnoDgen  der  Gebundenheit  and  ab  ein  socialistisches  System  stehen  würde,  — 
wenn  sich  dieses  conseqaent  bei  dem  Gonstanten  im  Triebleben  und  in  der  Moti- 
TtQon  der  menschlichen  Nator  darchftlhren  liesse  and  nicht  mathmaasslich  wieder 
andere  psychologische  and  ethische  M&ngel  (Motir  2 ,  auch  3 !)  zeigen  würde.  Das 
imgefflein  schwere  and  wichtige  Bedenken  gegen  das  practische,  rein  auf  dem  ersten 
Motir  auigebaote  Wirthschafttsystem  des  Indindualismns  btdie  psychologisch 
begründete,  daher  diesem  System  mehr  oder  weniger  inhärente  Steigerung  der 
ErveibssBcht  and  der  Genusssucht,  die  Höthigung  fast  eines  Jeden,  der  wirthschaft- 
heb  bestehen  will,  die  Triebfedern  des  ersten  Motivs  möglichst  ausschliesslich  auf 
sich  wirken  zu  lassen,  die  Verbreitung  von  Anschauungen  in  der  öffentlichen  Mei- 
Bnog«  welche  das  ab  fast  selbstverständlich  erscheinen  lassen,  die  Abschwächung 
teßMt  der  anderen  egoistischen  Motive  bei  einem  Jeden,  der  für  sie  noch  zugänglich 
iit,  geschweige  die  richtige  Würdigung  des  fünften  Motivs  auch  für  das  wirtbscbaft- 
bebe  Leben.  Mit  dem  Worte  „die  ]>ummen  werden  nicht  alle'*  setzt  man  sich  kühl 
Aber  die  Opfer  freilich  oft  ihrer  Erwerbsgier,  aber  auch  der  Ausbeutong  von  Leicht- 
sinn, Noth  und  begreiflicher  und  verzeihlicher  Dnkenntniss  ökonomischer  Dinge 
(Bftiseowesen ,  Kapitalanlagen)  hinweg.  Mit  dem  schlimmen,  übertreibenden,  aber 
ebiracteristischen  Worte  ,Jieute  zu  Tage  erwirbt  man  die  Millionen  nicht,  ohne  mit 
des  Aomel  an  s  Zuchthaus  zu  streifen**  prüft  man  nicht  die  Art  des  Erwerbs:  non 
otet  beiset  es  auch  hier.  Das  erste  Motiv  artet  unter  solchen  Umständen  freilich  zum 
gemeinen  Eigennutz  aus,  der  alles  wirthschaftliche  Handeln  immer  mehr  allein 
bestimmt  und  aUes  gesellschaftliche  wie  individuelle  Leben  corrumpirt 

£in  Wirthschaitssystem,  in  welchem  Ehrgefühl,  Arbeitsfreude  eine  stärkere  Bolle 
^len,  steht  gewiss  ethbch  und  social  höher.  Wiederum  fragt  sich  nur,  ob  und 
wieweit  es  ausführbar  und  wirksam  ist  Erziehung  kann  da  gewiss  Manches  lebton, 
tber  nicht  Alles.  Und  die  Gefahr  liegt  immer  vor,  dass  die  üblen  Erscheinungs- 
fonnen  des  dritten  Motivs  (übertriebener  Ehrgeiz,  Eitelkeit)  und  mögliche  Begleit- 
esc^einongen  bei  dem  vierten  Motiv  (Gewinnung  von  Einfluss,  Herrschsucht)  sich 
eben  doch  auch  stark  verbreiten,  ja  verbreiten  müssen,  um  die  Motive  hinlänglich 
wirbam  zu  machen.  Dann  geräth  man  in  ethbcher  Hinsicht  von  der  Scylla  in  die 
Qiarfbdis. 

Da  bleibt  nur  Eines  übrig:  das  Motiv  des  Pflicbtgefttbls 
und  die  höchstmögliche  Entwicklung  seiner  Wirksamkeit,  wie  in 
aDem  menschlichen  Handeln ,  so  auch  im  wirthschaftlichen.  Denn 
allen  Tier  Leitmotiven  und  ihren  speciellen  Erscheinungsformen 
Ueben  eben  doch  die  Mängel  an,  welche  aus  ihrem  Wesen,  weil 
ne  rieh  auf  die  Lustgefühle  des  „Ich'^  beziehen ,  hervorgehen ,  so 
grosse  auch  ethische  Unterschiede  sich  im  Einzelnen  dabei  zeigen. 

B.  — §.  45.  Unegoistisches  oder  ftinftes  Leitmotiv: 
Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln, 
Drang  des  Pflichtgefühls  undFurcht  vor  dem  eigenen 
inneren  Tadel  (vor  Gewissensbissen).  —  a)  Wesen  und 
ftnction   des   Motivs.     In   seiner  reinen    Gestalt  erscheint 

8* 
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dieses  Motiv  als  der  „kategorische  Imperativ^',  dem  man 
folgt,  weil  man  in  der  Seele  das  Gebot  des  Handelns  and  des 
So  and  So -Handelns  (bezw.  anch  Unterlassens)  fühlt  and  dieses 
Gebot  für  richtig,  seine  Forderung  ftir  sittlich  gut  and  demnach 
die  Erfttllang  des  Gebots  für  eine  Pflicht  hält. 

Die  Befolgung  des  Gebots  ist  dann  freilich  regelmässig  auch 
hier  mit  Lastgefühlen,  die  Nichtbefolgung  mit  UnlnstgefElhlen  ver- 
bunden. Diese  Gefühle  können  es  nun  sein  und  sind  es  oft, 
welche  zum  Handeln  oder  Unterlassen  antreiben  oder  mit  antreiben, 
vielleicht  stark  und  stärker  als  jener  kategorische  Imperativ.  Als- 
dann hat  das  fünfte  Leitmotiv  allerdings  auch  wieder  ein  egoistisches 
Element  in  sich  oder  geht  selbst  in  diesem  auf.  Auch  ethisch  Be- 
denkliches kann  sich  dann  und  schliesst  sich  oft  genug  thatsäcblich 
an :  eitle  Selbstzufriedenheit  über  die  eigene  gute  That,  weil  letztre 
den  eigenen  inneren  sittlichen  Werth  bekunde.  So  wird  es  bei 
altruistischen  Handlungen  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  leicht  sein. 
Das  Motiv  entartet  dann  selbst  zum  Pharisäismus. 

Allein,  von  solcher  Entartung  abgesehen,  auch  wo  und  wenn 
das  Motiv  so  als  treibendes  Element  die  „Freude  an  der  eigenen 
guten  That^'  und  das  in  dieser  Freude  liegende  Lustgefühl  in  sich 
enthält,  da  ist  doch  selbst  dieses  Lustgefühl  ein  ethisch  höher 
stehendes  als  bei  irgend  einer  Erscheinungsform  eines  der  vier  be- 
sprochenen, von  uns  unter  dem  Ausdruck  „egoistische'^  zusammen- 
gefassten  Motive;  auch  ein  specifisch  andres  als  die  Lustgefühle 
bei  diesen  vier  Motiven;  desgleichen  die  Empfindung  bei  der  Ver- 
meidung der  Unlustgefühle  hier  bei  dem  fünften  Motiv  eine  specifisch 
andre  als  im  analogen  Falle  bei  den  anderen  Motiven. 

Die  berechtigte  Zufriedenheit  mit  sich  selbst  braucht  nicht  zar  eitlen  phari- 
8&ischen  Selbstzufriedenheit  zu  'werden.  Insbesondere  die  Seelenruhe,  welche  das 
Handeln  (und  UntcHassen)  nach  dem  fünften  Motiv  zu  ihrer  eigenthttmlichen  Folge 
hat.  ist  ein  andersartiges  Lustgefühl,  als  diejenigen  sind,  welche  aus  dem  Handeln 
nach  den  anderen  Motiven  hervorgehen. 

Es  kann  aber  nnn  auch  sein,  dass  das  Lustgeftihl  überhaupt 
nicht  ein  Element  in  dem  fünften  Motiv  selbst,  sondern  nur  eine 
Begleit-  und  Folgeerscheinung  ist,  wenn  diesem  Motiv  gemäss  ge- 
handelt wurde.  Die  innere  psychische  Erfahrung  und  Prüfung  er- 
giebt,  dass  sich  dies  mitunter  wirklich  so  verhält.  Hier  bleibt  dann 
zwar  die  Thatsache  bestehen,  dass  die  „gute  That''  in  diesem  ans 
erfüllter  Pflicht  entsprungenen  Lustgefühl  ihren  Lohn  findet.  Aber 
diese  Aussicht  auf  den  Lohn  ist  hier  doch  nicht  die  Triebfeder  der 
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Handlung.    Damit  verschwindet  das  egoistische  Element  in  diesem 
fünften  Motiv. 

Das  ftmftdMotif  erscheiiit  ja  h&afig  in  religiöser  Form,  aach  im  Christen- 
thoin.  Wirkt  es  hier,  nm  für  das  handelnde  Indiyidoom  Yortheile,  wenn  aach 
höchst  ideale,  tiberirdische  zn  erreichen,  so  in  bekannter  Weise,  nm  „Anspruch  auf 
Seligkeit  zn  enrerben*\  „nm  der  ewigen  Seligkeit  Willen'',  d.  h.  wie  es  sich  doch 
immer  nnr  anthropomorphistisch  fom  Menschen  vorstellen  l&sst,  nm  Antheil  an  einem 
idealen  Zustand,  des  h<k:hsten  Wohlgefilhls  der  Seele  bei  nnd  mit  Gott  zu  erlangen, 
60  kann  dem  Moti?  ein  egoistischer  Gharacter  nicht  abgesprochen  werden.  Anders, 
wenn  das  MotiT  die  gute  That  bewirkt,  weil  sie  gut  ist  oder  weil  sie  ein  Gebot 
Gottes  ist,  dem  der  Handelnde  Gehorsam  zu  leisten  —  auch  und  grade  ohne  jede 
Idee  eines  Entgelts  —  sich  rerpflichtet  fohlt,  weil  er  weiss,  dass  Gott  nur  das  BÜch- 
tige,  das  Gute  will  und  wollen  kann:  dann  erst  Tersch windet  jener  egoistische  Gharacter 
des  Motifs  völlig.  (Das  Arbeiten  in  erster  Linie  um  Gottes  Willen,  wie  Adam 
M  Aller  es  ausdrückt) 

Man  begreift  aber,  dass  Religionen,  Kirchen  in  ihren  Lehren  auch  leicht  und 
Heber  an  die  „schwache  Seite''  des  Menschen  appelliren ,  idealen  Lohn ,  Seligkeit  in 
Aussicht  stellen,  um  den  Widersund  anderer  Triebe  und  Motive  zu  überwinden  und 
,^tt  Handlungen"  eher  zur  Entstehung  zu  bringen.  Das  Gebiet  des  Almosenwesens, 
der  Armenpflege,  der  Barmherzigkeit  ist  ein  Beispiel  (katholische  Lehre  von  den 
guten  Werken).  Der  höchste  ethische  Standpunct  ist  das  gewiss  nicht,  aber  —  ein 
psychologisch  begreiflicher  und  practischer.  Wenn  sich  dann  nach  der  religiösen 
und  kirdüicben  Lehre  auch  noch  Gesichtspuncte  des  zweiten  Motivs  (Furcht  vor 
Strafe)  und  nach  der  practischen  Gestaltung  des  dritten  Motivs  (Handeln,  Geben  „vor 
den  Leuten")  neben  dem  so  leicht  unterlaufenden  Pharisäismas  anknapfen,  so  wird 
das  fünfte  Modv  in  seinem  Kern  vielleicht  ganz  aufgehoben  und  bleibt  nur  noch  seine 
iossere  Erscheinung  übrig.  Nnr  wie  Menschen  und  Dinge  wohl  oder  übel  meistens 
ond,  wird  man  eben  bei  dem  ftlnften  Motiv  diese  mitspielenden  egoistischen  Momente 
schwer  und  selten  ganz  verdrängen  können.  Oft  wird  man  sich  in  der  Praxis  damit 
zo&ieden  geben  müssen,  wenn  nur  von  dem  Kern  des  Motivs  noch  etwas  übrig  bleibt. 

Siebt  man  nun  aber  von  all  den  Lnstgefüblen  als  mitspielenden 
Momenten  nnd  als  Begleit-  nnd  als  Folgeerscbeinnngen  des  fünften 
Motivs  ab,   so  erscheint  dasselbe  in  der  Tbat  als  das  ethisch 
höchste,    d^sen  Wirksamkeit  anch  anf  dem  Wirthschaftsgebiete 
erwünschter  als  diejenige  jedes  der  andern  vier  Motive  wäre,  am 
sich  dem  Idealzostand  der  Prodnction,  des  technischen  Fortschritts 
darin,  der  Arbeitsleistangen  nach  Menge,  Art  nnd  Güte,  der  Ver- 
thdlang  des  Prodactionsertrags  möglichst  za  nähern.  Aber  gerade, 
weil  es  das  ethisch  höchste  ist,  welches  im  Menschen  am  Meisten 
Veiiengnang  oder  doch  Beschränkang  der  egoistischen  Triebe  and 
Motive  verlangt,  ist  es  aach  das  bei  Weitem  am  Schwierigsten  za 
Terwirklicbende,  oft  gar  nicht,  in  der  Regel  bestenfalls  nnr  neben- 
bei mitwirkende  Motiv,  wie  im  menschlichen  Handeln  überbänpt, 
Bo  vollends  im  wirthschaftlichen  Handeln ,  in  der  Beschaffung  and 
Verwendang  von  Gütern  nnd  in  der  daranf  bezüglichen  Arbeit. 

§.  46.  —  b)  Bedentnng  des  Motivs  für  Theorie  nnd 
Praxis  des  Wirthschaftslebens  nnd  bezügliche  Anf- 
gaben.  Die  Bedingangen  für  die  günstige  Entwicklang  nnd 
Btlrkere  Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  in  seiner  Keinheit  nnd 
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als  eines  allgemeinen ,  nicht  nur  bei  einzelnen  bevorzugten  Indivi- 
duen auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mitwirkenden,  liegen  in 
solchen  Lebensverhältnissen  und  sittlichen  Anschauungen  des  Volks, 
welche  den  Kampf  gegen  die  egoistischen  Motive  erleichtern  und 
ein  sittliches  Ideal  enthalten,  dem  nachzustreben  zu  einem  mäch- 
tigen inneren  Gebot,  mithin  zum  Antrieb  in  zahlreichen  Einzelnen 
wird.  Man  kann  daher  aus  dem  Wesen  der  Seelenvorgänge  in 
der  Motivation  wirthschaftlichen  Handelns  und  aus  der  Erfahrung 
durch  Beobachtungen  dieses  Handelns  und  der  dadurch  bestimmten 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  ableiten,  dass  von  grösster  Be- 
deutung sind:  einerseits  —  negativ  —  Minderung  der  Ver- 
suchungen, sich  nur  oder  überwiegend  von  den  egoistiscben 
Motiven  oder  von  vornherein  von  ethisch  bedenklichen  Erscheinungs- 
formen dieser  Motive  leiten  zu  lassen;  andrerseits  —  positiv  — 
Kräftigung  von  Momenten,  welche  auf  das  Pflichtgefühl,  als 
treibende  Potenz  zu  sittlich  und  ökonomisch  richtigem  Handeln, 
stärkend  einwirken. 

In  ersterer  Hinsicht  sind  daher  wieder  die  concreten  Ein- 
richtungen, Organisationen  und  Rechtsordnungen  des 
Wirthschaftslebens  in  ihrem  Einfluss  auf  Art,  Function  und  Stärke 
der  egoistischen  Motive  so  wichtig. 

Sie  erschweren  —  irie  das  Wirthschaftssystem  der  freien  Goncorrenz  im  Ganzen, 
wegen  dei  in  ihm  zn  sehr  losgebundenen  Wirksamkeit  des  ersten  Motirs  —  oder  er- 
leichtern —  wie  im  Ganzen  in  den  älteren  Rechtsordnungen  der  Gebundenheit  —  die 
Entwicklung  des  fünften  Moti?s,  wenigstens  neben  den  anderen  MotiFon.  Sie  beein- 
flussen auch  das  Hervortreten  der  günstigeren  oder  der  ungünstigeren  Erscheinungs- 
formen jener  anderen  Motive  und  wirken  auch  dadurch  fordernd  oder  hemmend  auf 
die  Entwicklung  und  die  St&rke  des  fünften  Motivs  mit  ein. 

In  der  zweiten  Hinsicht  kommt  es  auf  die  ethischen 
Mächte  au,  welche  in  der  Seele  des  Menschen  wirken. 

Welche  Factoren  hier  nun  von  Einfluss,  welche  von  entscheidender  Bedeutung 
sind,  ist  freilich  im  Allgemeinen  streitig  und  im  concreten  Fall,  auch  bei  objectifster 
Selbstbeobachtung  und  bei  schärfster  Menscheokenntniss,  ausnehmend  schwierig  zu 
bestimmen.  Man  wird,  auch  ohne  in  die  Einseitigkeit  und  den  heutigen  Dogmatismus 
des  Materialismus  zu  verfallen,  wohl  zugestehen  dürfen,  dass,  wie  andre  körperliche 
und  geistige  Eigenschaften,  so  auch  die  ethischen  und  darunter  die  mit  dem  fünften 
Motiv  in  Verbindung  stehenden  bei  Individuen,  Classen,  St&mmen,  Völkern  mit  ein 
Ergebniss  der  Vererbung  sind,  obwohl  alle  genaueren  physiologischen  Bedingungen 
dafür  noch  so  gut  wie  unbekannt  sind  und  man  selbst  nur  sehr  bedingt  von  einem 
empirisch-statistischen  Beobachtungsgesetz  der  Vererbung  sprechen  kann. 

Man  wird  weiter  sagen  dürfen,  dass  Beispiel,  Erziehung,  Gewohnheit, 
Sitte,  daher  die  entsprechenden  äusseren  Lebensverhältnisse  und  die  An- 
schauungen, welche  man  aus  seiner  Umgebung  durch  Debertragung ,  Nachahmung 
übernimmt,  einen  Einfluss  äussern;  deshalb  hier  auf  dem  Wirthscha&gebiete  wieder 
die  Einrichtungen,  Organisationen,  Rechtsordnungen  und  das  ganze  practische  Getriebe 
des  Wirthschafblebens,  der  darin  liegende  Geist  Auch  in  dieser  Hüisicht  zeigen  sich 
wieder  vielfach  üble  Einflüsse  des  individualistisch-liberalen  Wirthschaftssystems  (An- 
schauungen über  das  im  Erwerb,  in  der  Speculation,  im  Handel,  an  der  Börse  £r- 
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Uabte,  JA  zum  Gdiogen  Kothvendige):  sittlich  corrampireode  Einfltlsse,  die  schon  das 
iSuenmoment  in  der  Arbeit,  das  dritte  Motiv,  abschw&chen,  das  fünfte  rollends  gar 
nicht  aufkommen  lassen.  Wie  sehr  aber,  wenn  auch  regelmässig  nnter  Mitwirkung 
egoiatiicbar  Motire,  rielleicbt  in  deren  edleren  Erscheinungsformen  (S.,  4.  Moti?),  in 
der  That  doch  das  Handeln  und  doch  anch  das  wirthschaftliche  Handeln,  durch  der 
Hatvicklong  des  fOnften  Motifs  günstige  Organisationen,  Einrichtungen  und  Normen 
in  ethisch  bessere  Richtung  gebracht  werden  kann,  zeigt  die  Erfahrung  in  den  Beruf)»- 
stinden  des  öffentlichen  Cinl-  und  Milit&rdiensts  und  des  Kirchendiensts  in  der 
Stärkung  des  PflichtgeAlhls.  Freilich  nach  Zeitaltem,  L&ndem,  Völkern,  Regierungon, 
Eircbeo,  wie  natürlich  foUends  nach  Indifiduen  sehr  feischieden.  Aber  die  gOn- 
stigen  &itwicklungen  beweisen  doch  die  Möglichkeit,  durch  bewusste  Th&tigkeit  das 
Pflichtgefiüü  zu  entwickeln. 

Unter  allen  Factoren  sind  aber  schliesslich  doch  die  vom  Ein- 
zehien  selbstthätig  in  sieh  aufgenommenen  Moralprincipien  als 
die  dem  Gewissen  and  dem  Gebot  der  fttr  maassgebend  er- 
achleten  Aatorität  entsprechenden,  die  wichtigsten  und  ethisch 
höchsten  für  die  Entwicklung  des  fQnften  Motivs  in  dessen  reiner 
Form  wie  auf  jedem  Gebiete  des  Handelns,  so  auch  insbesondere 
auf  demjenigen  des  wirthschaftlichen  Handelns. 

In  einer  Verkehrsgesellschaft,  wo  Alle  demgemlss  handeln  würden,  das  Rechte 
UB  des  Rechten,  das  Gute  um  des  Outen  Willen  th&ten,  arbeiteten,  weil  es  und  wie 
es  Pflicht  ist,  sich  gegenseitig  entlohnten,  tauschten,  kauften  und  verkauften  und  auch, 
soweit  Dothwendig,  unentgeltlich  wirthschaftliche  Hilfe  gew&hrten,  wie  es  dieser  Pflicht 
entspricht,  da  wäre  wieder  der  Idealzustand  des  wirthschaftlichen  Handelns  und  damit 
des  Wirthschaftslebens,  wie  nach  den  Ergebnissen,  so  nach  der  ethisch-psychologischen 
Grandlage  dieser  Ergebnisse  erreicht. 

Die  ,,EthisirQng''  des  Wirthschaftslebens,  die  Schärf  an  g 
des  Gewissens  hinsichtlich  des  sittlich  Erlaubten  nnd  Unerlaub- 
ten, Richtigen  und  Unrichtigen,  Rechten  and  Unrechten  in  den 
wirthschaftlichen  Handlangen  ist  nan  gewiss  denkbar  ohne  Be- 
ziehoDg  zur  Religion  and  kommt  bei  Einzelnen  auch  ohne  diese 
Beziehong  zur  Geltang. 

Durch  eine  Erziehung,  welche  planmässig  auf  diese  Ethisirung  und  Qewissens- 
Bchiifnng  hinwirkt,  durch  practisches  Beispiel,  welches  die  Einrichtung  auch  des 
vixdtschaftlichen  Handelns  nach  solchen  ethischen  Normen  zeigt,  die  Möglichkeit,  den 
Segen  daron  beweist,  zur  Nachahmung  aneifert,  durch  die  Entwicklung  einer  öffent- 
lichen Meinung,  welche  ein  demgemässes  Handeln  günstig,  das  entgegengesetzte 
uigOBStig  beurtheUt  (also  unter  Wiiksammachung  des  dritten  Motivs),   durch  Ein- 
WgeruDg  bezüglicher  Handlungsweisen  in  die  Sitte  und  allmälig  in  die  allgemeinen 
Sittlichkeitsnormen  eines  Zeitalters,  kann  wohl  auch  in  weiteren  Kreisen  eine 
gTtoere  Verbreitung  und  eine  stärkere  Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  herbeigeführt 
Verden.    Namentlich  die  Entwicklung  altruistischer  statt  rein  egoistischer  wirth- 
schafüich»  Handlungen  und  auch  solcher  altruistischer,  welche  nicht  nur  dem  n&chst- 
stekend^  Personenl^eise  des  Handelnden  zu  Gute  kommen,  sondern  beliebigen  Dritten, 
als  4Gtmenschen'\  wo  daher  der  oben  betonte,  auch  noch  egoistische  Character  des 
Akntismus  verschwindet,  —  namentlich  die  Entwicklung  eines  solchen  unegoistischen 
Ahndsmus  erweist  sich  hier  als  Aufgabe,  welche  auf  dem  angedeuteten  Wege  doch 
i>Kkt  von  vomhereiD  ganz  unlösbar  erscheint 

Allein  amfangreichere  Erfahrangen  in  Betreff  grösserer  Personen- 
^Tcise,  gar  ganzer  Völker  über  die  practische  Möglichkeit  einer 
solehen  erfolgreichen  Ethisirang  des  Wirthschaftslebens  and  einer 
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allgemeineren  Entwicklang  der  Wirksamkeit  des  fünften  Motivs  auf 
wirthschaftlichem  Gebiete  ohne  Zusammenhang  mit  der 
Beligion  liegen  nicht  vor.  Vielmehr ,  wo  wenigstens  Einiges  in 
dieser  Richtung  erreicht  wird,  ist  es  geschichtlich  in  diesem  Zu- 
sammenhang Ton  Moralvorschriften  und  Beligion  geschehen. 

Allerdings  ja  auch  nur  in  geringem  Maasse,  so  dass  man  ge- 
wiss einem  bekannten  gegnerischen  Einwand  vielfach  recht  geben 
mnss:  anch  die  Ethisirang  des  Wirthschaftslebens  nnter  Einflass 
der  Sittengebote  im  religiösen  Gewände  ist  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maasse  gelangen. 

Damit  bestätigt  man  freilich  nichts  Anderes  als  die  bekannte  Thatsache,  dass 
anch  die  höchsten  Religionsformen ,  wie  die  jüdische  nnd  sogar  die  christliche,  die 
,,natar]ichen  Menschen*'  nnr  wenig  gebessert  haben,  —  was  nichts  gegen  den  Werth 
der  Religion,  sondern  nnr  Alles  fOr  die  Richtigkeit  der  Annahme  der  ethisch  tief 
mangelhaften  —  wie  jeder  Unbefangene  jedweden  Glaubens  oder  Unglaubens  es 
zugestehen  mnss  —  oder,  im  Gronde  doch  ganz  in  demselben  Sinne,  fUr  die  „sün- 
dige'* Katar  des  «^tatOrlichen  Menschen''  beweist.  Alles  Gesichtspnncte  and  Er- 
wägungen ,  welche  für  unsere  wirthschafdichen  Fragen  ,  besonders  für  diejenigen  der 
Organisation  und  Rechtsordnung,  wahrlich  nichts  Gleichgiltiges  nnd  Ueberfldssiges 
sind,  wie  man  wohl  von  der  oder  jener  Seite  einwenden  wird,  sondern  Etwas  yoa 
fundamentaler  Bedeutung  fUr  die  grössten  und  schwierigsten,  namentlich  für  die 
zwischen  Indiridualismus  und  Socialismus,  Primat-  und  Gemeinwirthschaft,  freier  Con- 
curronz  und  streng  regelnder  Wirthschaftsordnong  spielenden.  Denn  hier  handelt  es 
sich  immer  um  Cardinalf ragen  der  Psychologie,  der  MotlFation,  der  Ethik  in  Bezug 
auf  die  Menschen  und  ihre  Motive  im  wirthschaftlichen  Leben,  Fragen,  ron  deren 
Erörterung  und  Entscheidung  eben  auch  die  Antwort  auf  die  Fragen  der  Wirthschafts- 
organisation  und  alles  damit  in  Verbindung  Stehenden  abhängt 

Anch  weiter  ist  wohl  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Moralvorschrift 
in  Form  des  religiösen  Gebots  nnd  Verbots  selten  in  dem  vorhin 
erwähnten  höheren  Sinne  der  Folgsamkeit  gegen  ein  Gebot  oder 
Verbot  der  nnr  Richtiges  nnd  Gates  fordernden  Autorität,  — 
Gottes  — ,  eingewirkt  hat,  daher  nicht  sowohl  als  Ausflnss  des 
fünften  Motivs  in  dessen  Reinheit,  sondern  häufiger  oder  selbst 
meistens  oder  wenigstens  in  grösserem  oder  geringerem  Maasse 
auch  mit  durch  das  Medium  des  zweiten  Motivs  (Furcht  vor  Strafe, 
Hoffnung  auf  Anerkennung,  auf  ideellen  Lohn). 

So  in  Handlungen  der  Barmherzigkeit,  Wohlthätigkeit,  Ehrlichkeit,  bei  Arbeits- 
tUchtigkeit,  Fleiss,  Nüchternheit,  Sparsamkeit,  bei  Vermeidung  ?on  Unehrlichkeit,  von 
Ausbeutung,  bei  „freiwilligen'*  Gaben  an  Kirche,  Stiftungen,  fttr  religiöse  Zwecke  u.  dgL  m. 

Allein  das  beweist  doch  auch  nur  wieder,  dass  das  fünfte 
Motiv  zu  seiner  Wirksamkeit  meistens  der  Einkleidung  in  religiöse 
Formen,  der  Verbindung  mit  religiösen  Anschauungen  über  die 
Bestrafung  des  Bösen  und  die  Belohnung  des  Guten  psychologisch 
bedarf.  Auch  das  ist  für  die  ökonomische  Psychologie  und  Moti- 
vationstheorie beachtenswerth  und  fttr  Theorie  und  Praxis  des 
Wirthschaftslebens  von  Bedeutung. 
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3.  Abschnitt. 

Ergebnisse. 

I.  —  §.  47.  Ergebniss  für  die  Theorie.  Für  diese 
folgt  ans  dem  VoraasgeheDdeo,  dass  jeder  deductive  Schluss  ans 
einem  der  yier  egoistischen  Motive  nm  so  bedingteren  Werth  hat, 
je  mehr  das  fUnfte  Motiv  in  dem  betreffenden  Falle  abändernd 
einwirkt,  namentlich  dem  Handeln  eine  andre,  vielleicht  entgegen- 
gesetzte Richtung  giebt,  oder  es  modificirt.  Das  ist  indessen  nicht 
immer  die  Folge,  sondern  es  kann  darch  das  fünfte  Motiv  anch 
eine  ans  anderen  Motiven  hervorgehende  Handlang  in  der  Richtung 
dieser  Motive  noch  gefördert  werden. 

Z.  B.  Arbeitsanstreogang  aas  einem  oder  mehreren  der  ersten  Motive  nnn  noch 
gesteigert  darch  das  fOnfce.  Aber  wo  umgekehrt  das  fünfte  Motiv  gegen  das  erste 
toliimpft  und  die  diesem  entsprechende  Erstrebnng  eigenen  wirthschaftlichen  Vor- 
theüs  ermässigt,  werden  die  dednctiFen  Schlüsse  aas  dem  ersten  Motiv  erhebliche  Ein- 
schränkiingen  erleiden. 

Nor  der  Umstand  —  eine  Thatfrage,  welche  freilich  in  grossem  Umfang  bejaht 
v^oi  moss  — ,  dass  das  erste  Motiv  theils  allein,  theils  in  YerbindaDg  mit  einem 
oder  mehreren  der  anderen  egoistischen  Motive  die  wirthschafUichen  Handlangen  des 
Maischen  so  Torwiegend  beherrscht  and  bestimmt,  bringt  es  mit  sich,  dass  eine  Yor- 
aachlässigang  des  fünAen  Motivs  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  keinen  erheblichen 
Fehkr  des  Schi asses  bewirkt  Aber  mindestens  im  Einzelfalle  ist  doch  immer  erst 
n  erforschen,  ob,  wann,  wie  weit  das  fünfte  Motiv  mitspielt  oder  überwiegt,  wenn 
der  Schloss  aas  den  egoistischen  Motiven ,  zamal  aas  dem  ersten  allein ,  sich  richtig 
ervdseo  soll,  z.  B.  in  Fragen  der  Lohne,  Preise,  Zinsen,  der  sonstigen  Arbeits- 
bedingnogen  (Arbeitszeit,  Arbeitsschatz  a.  s.  w.),  wenn  der  ökonomisch  mächtigere 
Thefl  aas  Barmherzigkeit,  aas  sittlichen  Bedenken,  nach  dem  Sprach  seines  Gewissens 
sdne  Debermacht  nicht  so  weit  zar  Gcltong  bringt,  als  er  es  nach  der  Sachlage  vermöchte. 

Würde  sich  nan  etwa  ergeben,  was  wiederum  durch  Beobachtung  ermittelt 
Verden müsste,  dass  wirklich  in  weiteren  Kreisen  solche  Gesichtspancte  and  Motive 
mitvirkeD,  so  würde  auch  eine  allgemeinere  Modification  des  dedactiv  aas  dem 
ersten  Motiv  abgeleiteten  Schiasses  erfolgen  müssen.  In  welcher  Weise  and  in  welchem 
Müsse,  das  lies?«  sich  annähernd  wohl  aas  der  Mitwirkung  des  fünften  (wie  aach 
lB.  d»  dritten,  vierten)  Motivs  ableiten,  genaa  wäre  es  erst  darch  Beobachtung 
festzustellen 

Je  mehr  andrerseits  im  practischen  Wirthschaftsleben  er- 
fahnmgdmässig  die  egoistischen  Motive,  zumal  das  erste,  vorwiegen, 
die  ethischen  Gesichtspancte  des  flinften  Motivs  zurückstehen  oder 
feblcD,  im  Ganzen  oder  wenigstens  in  gewissen  Personenkreisen  auf 
gewissen  Gebieten,  z.  B.  im  Handelsverkehr,  desto  mehr  treffen  die 
Schlosse  aus  den  egoistischen,  besonders  ans  dem  ersten  Motiv  mit 
den  wirklichen  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  zusammen. 

Freilich  aach  nicht,  von  anderen  Gründen  abgesehen,  in  jedem  einzelnen  Falle, 
I  T^j^*^  vielleicht  andere  Motive  Modificationen  der  wirthschaftlichen  Handlungen 
j       Wiilt  haben,  aber  doch  in  der  Regel  in  der  grossen  Masse  der  Fälle. 

'j  Die  Aufgabe  ist  dann  wieder  nur,  zu  erforschen,  wie  in  einem 

;     Zeitalter,  in  einem   Volke,  in  einer  Wirthschaftsgemeinschaft  die 
Hotive  im  Durchschnitt  beschaffen  sind. 


122  1.  B.  1.  K.   Wirthschaftl.  Natnr  des  Menschen.   8.  A.   §.  47,  48. 

Grade  weil  in  der  modernen,  namentlich  in  der  neuesten  Zeit  die  wirthschaftenden 
Menschen  sich  ganz  überwiegend  selbst  mit  FoUstem  Bewnsstsein  nnd  vollster  Ab- 
sichtlichkeit ron  dem  ersten  Motir  leiten  lassen,  die  anderen  Motire,  vollends  das 
fünfte,  zurücktreten,  ist  die  Dednction  ans  dem  ersten  Motiv  hier  so  allgemein  be- 
rechtigt (§.  67  ff.).  Das  Eindringen  der  Geldwirthschaft,  der  Specolation,  der  kauf- 
männischen Gesichtsponcte  u.  s.  w.  in  immer  weitere  Kreise  unserer  Bevölkerung,  die 
„Veramericanisirang'*  oder  auch  die  „Yerjndaisirung*'  macht  die  Leute  dem  Hindier- 
thum,  den  „city  men**  auch  im  grossen  Durchschnitt  ähnlicher.  Daher  kann  ohne 
erheblichen  Fehler  vom  Mitspielen  des  fünften  Motivs,  auch  von  allen  oder  doch  den 
günstigeren  Erscheinungsformen  des  dritten,  vierten  abgesehen  und  allein  oder  vor- 
nemlich  aus  dem  ersten  deducirt  werden.  Lauter  Puncto,  welche  für  die  Fragen  der 
Methodologie  wichtig  sind  und  auf  welche  wir  dabei  zurückkommen  werden 
(s.  u.  Kap.  2,  Hauptabschn.  2). 

Vorläufig  nur  die  Bemerkung,  dass  nach  dem  Gesagten  offenbar  die  Methode 
der  Deduction  aus  dem  ersten  Motiv  nach  Zeitaltern  und  Völkern,  wegen  der 
historischen  Differenzirung  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Handeln,  einen  histo- 
risch verschiedenen  Werth  hat:  grade  für  die  moderne  Zeit  einen  grosseren 
als  für  ältere  Perioden,  für  die  europäisch-americanische  Gulturwelt  einen  grosseren, 
als  für  die  Volker  der  anderen  Erdtheile  auf  anderen  Gulturstufen ,  auch  für  ent- 
christlichte,  überhaupt  irreligiöse  Zeitalter  einen  grosseren  ab  für  diejenigen 
eines  festen  religiösen  Glaubens,  welcher  auch  für  das  Wirthschaftsleben  sittliche 
Normen  aufstellt  und  sie  in  dem  Menschen  zu  autoritativen  und  befolgten  Geboten  und 
Verboten  macht  Die  modernen  Menschen  werden,  die  Menschen  Griechen- 
lands und  Roms  in  der  späteren  Zeit  wurden  eben  vomemlich  vom  ersten  Motiv  im 
Wirthschaftsleben  beherrscht  und  handeln  daher  wirthschafUich  meistens  so,  wie  das 
aus  der  Wirksamkeit  dieses  Motivs  folgt  Immerbin,  wie  gesagt,  auch  heute  noch 
verschieden  nach  Wirthschaftsgebieten:  der  moderne  Händler,  Börsianer,  „Gründer"', 
der  sie  in  Processen  vertheidigende  Rechtsanwalt  entspricht  den  Voraussetzungen  von 
Leuten,  welche  wesentlich  nur,  wenigstens  in  ihren  geschäftlichen  Verhältnissen, 
vom  ersten,  wenig  nur  daneben  vom  zweiten  (Furcht  vor  Strafe!)  und  von  besseren 
Formen  des  dritten  (Furcht  vor  Schande !),  so  gut  wie  nicht  von  den  übrigen  besseren 
Specialmotiven  der  Leitmotive  3  und  4  und  vom  Leitmotiv  5  bestimmt  werden:  so  kann 
man  ihre  wirthschaftlichen  Handlungen  in  der  That  mit  grosser  Sicherheit  im  Einzel- 
fEÜl  wie  in  der  Masse  der  Fälle  aus  dem  ersten  Motiv  ableiten.  Aber  die  Ausdehnung 
des  Speculationswesens,  BOrsenspiels  (Fonds-,  Grundstücksspeculation)  auf  immer  weitere 
Kreise  bedingt  auch  in  diesen  immer  mehr  die  Motivation  des  „Händlerthum8*\ 
Ein  Vortbeil  fQr  die  Anwendung  der  Methode  der  Deduction,  ein  hoher  ethischer 
und  socialer  Nachtheil  im  Leben.  Auf  den  hier  besprochenen  Punct  hat  mit  Recht 
u.  A.  H.  Dietzel  in  der  Methodenfrage  hingewiesen. 

IL  —  §,  48.  Ergebniss  für  die  Praxis.  Für  die  Praxis 
ergiebt  sich  aus  dem  Gesagten,  dass  die  Wirksamkeit  des  fttnften 
Motivs  viele  Aufgaben  auf  dem  Produetions-  und  dem  Vertheilungs- 
gebiete  zu  lösen  erleichtern  würde:  mehr  und  bessere  Arbeit,  ver- 
nünftigere, sittlichere  Gestaltung  der  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags  und  der  Consumtion,  geringerer  Aufwand  für  Controlen 
und  dgl.  wäre  die  nothwendige  Folge.  Das  ökonomisch  and 
ethisch  Schädliche  in  der  Wirksamkeit  der  anderen  Motive,  be- 
sonders des  ersten,  aber  auch  des  dritten  und  zweiten,  würde  sich 
sehr  vermindern  oder  ganz  beseitigen  lassen.  Das  Gute  in  dem 
dritten  Motiv  (Ehrgefühl)  und  das  Motiv  der  Arbeitsfreude  würden 
in  Verbindung  mit  dem  fttnften  Motiv  zu  gesteigerter  und  zu  noch 
erfreulicherer  Wirksamkeit  kommen,  das  Berechtigte  im  ersten 
Motiv  nicht  unterbunden  werden.    Denn  auch  nach  dem  fUnften 
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MotiT  bleibt  der  Satz  besteben:  ,,Der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes 
werth.''  Knrz:  die  Ethisirung  des  Wirtbschaftslebens  wäre 
aaeh  ökonomisch  ein  ungemeiner  Vortheil. 

Um  einen  vollen  und  allgemeinen  Ersatz  der  anderen,  anch 
des  ersten  Motivs  durch  das  fOnfte  handelt  es  sich  dabei  aber 
allerdings  nicht  Er  wäre,  wiederum  nach  dem  ,, Constanten'' 
in  der  wirthschafUichen  Natur  des  Menschen ,  nicht  wohl  möglich, 
auch  nicht  erwtlnscht,  da,  wie  eben  erwähnt,  die  günstigen  Seiten 
der  anderen  Leitmotive  berechtigt  und  von  guter  Wirkung  sind, 
das  Mitwirken  der  besseren  Erscheinungsformen  die  ganze  Auf- 
gabe, auch  bezüglich  des  Wirksammachens  des  fünften  Motivs, 
psychologisch  und  practisch  erleichterte.  Aber  wohl  eine  Durch- 
dringung der  ganzen  Motivation  des  wirthschafUichen  Handelns 
mit  den  ethischen  Gesichtspnncten  des  fünften  Motivs  wäre  zu  er- 
streben. Bei  einer  solchen  Beschränkung  der  Aufgabe  entfallen 
oder  vermindern  sich  wenigstens  die  Einwände  und  Bedenken, 
welche  aus  dem  „Wesen''  der  wirthschaftlichen  und  der  ganzen 
menschlichen  Natur  entnommen  werden  und  mit  darauf  hinaus- 
gehen, dass  insbesondere  die  Schwächung  des  ersten  Motivs  dem 
allgemeinen  Prodnctionsinteresse  widerspräche. 

Wäre  aber  auch  selbst  bei  einer  solchen  Beschränkung  — 
deren  Maass  zeitlich  und  örtlich  ja  verschieden  sein  könnte  und 
dürfte  —  die  Lösung  der  Aufgabe  möglich,  „menschen- 
möglich"? 

Die  meisten  Menschenkenner,  die  meisten  Psychologen  und 
selbst  Ethiker,  fast  alle  Nationalökonomen  zweifeln  daran,  sind 
alle  mehr  oder  weniger,  meist  grossentheils  Pessimisten  in  diesem 
Poncte.  Wiederum  nur  bei  Socialisten  begegnet  man  in  dieser 
ffiosieht  einem  mitunter  weitgehenden  Optimismus.  Derselbe  hängt 
mit  dem  Pessimismus  dieser  Bichtung  in  Bezug  auf  unser  heutiges 
Wirthschaftsleben ,  auch  nach  dessen  ethischer  Seite,  zusammen. 
Er  ist  aber  in  letzter  Linie  ein  Product  der  ganzen  „materialistischen 
Oescbichtsauffassung"  und  der  „Evolutionstheorie"  in  deren  An- 
wendong  auf  Wirthschaftsleben  und  Gesellschaft. 

UI.  AuBeinandersetzung  mit  dem  Socialismus. 
§•49.-1.  DieLehre  vom  wir  th  Schaft  enden  Menschen 
iU  auch  in  seiner  Motivation  einem  Product  der  Ver- 
lilltnisse  und  ihre  theilweise  Richtigkeit.  Der  Mensch 
^  oach  der  socialistischen  Lehre  nach  seinen  geistigen  und  sitt- 
^en  wie  nach  seinen  körperlichen  Eigenschaften  das  Product  der 


124  1.  B.  1.  K.    Wirthschaftl.  Natur  des  Menschen.    3.  A.    §.  49. 

Abstammang  (Vererbuog)  und  der  äusseren  Lebensver- 
hältnisse und  Lebensanschauungen,  welche  wieder  be- 
dingt sind  durch  die  Wirthschaftsverhältnisse,  daher  fdr  einen 
Jeden  durch  seine  Stellung,  welche  er  im  Wirthschaftsleben  ein- 
nimmt und  durch  die  hiervon  abhängige  Lebensweise. 

Nicht  von  Natar,  irie  die  Beligionssysteme,  die  Bibel,  das  Ghristenthain  lehren, 
allgemein  sittlich  fehlerhaft,  schlecht,  „sttndlg'',  wenn  auch  f&hig,  das  zq  w^en, 
nicht  von  Natur  sittlich  ttichtig,  gat,  „sttndenlos'*,  wenn  auch  ebenfalls  fähig,  das  za 
werden,  ist  der  Mensch  als  Individnam  so,  wie  ihn  seine  Abstammung,  das  ihm  da* 
durch  Vererbte,  seine  Umgebung,  seine  Lebensverhältnisse  machen  oder  werden  lassen. 
Daher  das  „einfache*'  Recept:  sorget  ftlr  günstige  Lebensverhältnisse,  dadurch  ftlr 
günstige  Abstammungs-  und  YererbungSFerhältnisse,  daher  vor  Allem  für  günstige 
Wirthschaftsverhältnisse  eines  Jeden:  und  Ihr  habt  das  Problem  gelöst,  Ihr  er- 
haltet in  jeder  Hinsicht  bessere,  tüchtigere,  auch  sittlichere,  mehr  altruistisch  gesinnte 
Menschen,  kurz  solche,  bei  welchen  auch  die  wirthschaftÜchen  Handlungen  aus  dem 
fünften  und  den  günstigen  Erscheinungsformen  der  vier  anderen  Motive  hervorgehen. 
„Erziehung'*  ist  dann  auch  hier  die  Panacee,  um  die  schon  von  Geburt  zu  aUem 
Guten  und  Tüchtigen  fähigen  Menschen  vollends  zu  vollkommenen  Spedes  ihrer  Gat- 
tung und  diese  Gattung  selbst  zu  etwas  auch  sittlich  viel  YoUkommnerem  als  die  bis- 
herige Menschheit  zu  erheben:  der  böse  Egoismus  wird  verschwinden,  der  edle 
Altruismus  herrschen.  Das  geplante  socialistische  Productionssystem  auf  der  Grund- 
lage des  gesellschaftlichen  Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Prodnctionsmitteln 
ist  der  wirthschaftsorganisatorische  und  wirthschaftsrechtliche  Hebel  zur  Erreichung 
dieser  idealen  Zustände.  Indem  der  Einzelne  dabei  ausserdem  fdr  die  Gemeinschaft 
und  für  sich  als  Glied  derselben  arbeitet,  nicht  mehr  für  die  ,J)rohnen'\  die  Unter- 
nehmer, Kapitalisten,  Grundeigenthümer,  Rentner  u.  s.  w. ,  wird  er  auch  den,  ihm  ge- 
bührenden, jedenfalls  absolut  und  relativ  viel  grösseren  Antheil  am  Productionsertrage, 
welchen  er  mit  gewonnen  hat,  erlangen  und  insoweit  das  erste  Motiv  in  richtiger 
Weise  auch  hier  auf  ihn  mit  einwirken.  Neben  dem  dritten  und  vierten  Motiv,  die 
in  ihren  besseren  Formen  ausserdem  in  derselben  Richtung  mitwirken,  wird  das  fünfte 
Motiv  namentlich  in  viel  weniger  egoistischen  Formen  als  bei  dem  heutigen  Altruismus  — 
für  Weib,  Kind  u.  s.  w.  — ,  nemlich  in  der  social  und  sittlich  höheren  Form  altruistischer 
Gesinnung  für  die  ganze  Gesellschaft,  die  grosse  Wirthschaftsgemeinschaft, 
wirken.  Auf  diese  werden  jene  Interessen,  jene  sympathischen  und  Liebesgefühle 
übergehen,  welche  in  der  auf  Privateigenthum  an  sachlichen  Prodnctionsmitteln  nnd^ 
damit  in  enger  entwicklungdgeschichüicher  und  ökonomischer  Verbindung  stehend, 
auf  fester  Ein-Ehe  (Monogamie)  und  Familie  beruhen  und  hier  so  eng  und  einseitig, 
andere  „Mitmenschen''  ausschliessend,  hervortreten:  sowenig  „christlich'*  auch  im 
wahren  menschheitlichen  Slnn«^  des  Wortes,  so  spiessbürgerlich,  kaum  über  die  Pfähle 
des  Hauses  hinaussehend,  im  Grunde  nur  eine  kleine  Erweiterung  über  die  Interessen- 
sphäre des  eigenen  Ich  hinaus  darstellend,  das  überall,  indem  es  an  die  eigene 
Familie  denkt,  doch  nur  an  sich  selbst  denkt,  nur  sein  Ich  und  dessen  Interessen  im 
Sinne  hat 

Der  grosse  socialistische  Gedanke  des  C bristen thums  harrt  noch  nach  1900 
Jahren  seiner  Verwirklichung,  die  ihm  nicht  durch  den  schwachen  Willen  des  Ein- 
zelnen, sondern  nur  durch  ein  Gesellschafts-  und  Wirthschaftssystem  werden  kann, 
welches  seinen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Lebensverhältnisse,  die  Lebens- 
anschauungen und  die  hierdurch  umgewandelten  Gesinnungen  und  Motive  der 
Menschen  ausübt. 

Bei  aller  Unsicherheit  qdcI  theilweise  Unhaltbarkeit  der  Prä- 
missen, bei  aller  wissenschaftlichen  Unbewiesenheit  der  Ansgangs- 
pnncte,  welche  grossentheils  Glaubenssätze,  nicht  wissenschaftlich 
feststehende  Sätze  sind,  bei  aller  Einseitigkeit  der  Folgernngen 
und  den  Mängeln  der  ganzen  Beweisführung,  bei  aller  an  bewnsste 
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Bornirtbeit  grenzenden  Missachtang  anderer  mit  einwirkender  Fac- 
toren:  der  ganze  Gedankengang,  wieder  ein  seltsames  Beispiel 
Ton  Sapermaterialismos  und  Hyperideologie,  hat  doch  etwas  Grosses, 
Begeisterndes,  enthält  neben  viel  Falschem  nnd  Unhaltbarem  auch 
manche  wichtige  theoretisch  nnd  practisch  werthvoUe  nnd  be- 
herzigenswertbe  Wahrheit,  welche  die  Psychologie,  die  Pädagogik, 
die  Ethik y  die  Politik,  die  Wirthschafts-  nnd  Socialpolitik  bisher 
Tiel  zu  wenig,  meistens  gar  nicht  berflcksichtigt  haben.  Es  wäre 
ein  grosser  Fehler,  das  gegnerischerseits  nicht  zugestehen  zn  wollen. 
Man  kann  diese  psychologischen  Lehren  und  diese  ganze  Doctrin 
Ton  den  Entwicklungsbedingungen  der  gesellschaftlichen  und  indi- 
viduellen Sittlichkeit  wie  alle  andren  socialistischen  Lehren  gewiss 
stets  nur  „cum  beneficio  inventarii''  antreten,  aber  man  darf  und 
muss  das  auch.  Es  ergeben  sich  hier  practisch  wichtige  Finger- 
zeige nnd  eine  auch  theoretisch  wichtige  Verbindung  realistischer 
und  idealistischer  Auffassung,  woraus  fllr  Praxis  und  Theorie  des 
Wirthschaftslebens  mancher  richtige  Wink  zu  entnehmen  ist. 

Schon  nach  einer  Beweisführung  hinsichtlich  der  Umstände, 
welche  als  Ursachen  und  Bedingungen  bei  den  heutigen  sittlichen 
Zuständen  und  vorherrschenden  Motiven  für  wirthschaftliches  Handeln 
auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mitspielen,    ergiebt   sich,  dass  die 
socialistische    Lehre    mindestens   Theilwahrheiten  hinsichtlich 
des  Zusammenhangs  zwischen  Wirtbschaftsordnung ,  bestimmenden 
Motiven  nnd  Sittlichkeit  und  hinsichtlich  der  Abhängigkeit  letzterer 
beiden   von    ersterer   enthält.    Insofern   und  in  Hinsicht  auf  die 
Yerbältnisse  bei  früheren  Wirthschaftsordnungen  (Agrar-,  Gewerbe- 
Terfassung)   entfällt  auch  der  Vorwurf,  dass  der  Socialismus  hier 
rein    mit    Phantasien    und    apriorischen    unrealistischen    psycho- 
logischen  und  anthropologischen  Constructionen  operire:  er  kann 
8ich  auf  Erfahrungen  berufen,  freilich  nur  partiell.  ImPrincip 
liat  er  so  mit  seiner  Beweisführung  nicht  ganz  Unrecht,  nur  tiber- 
treibt er  die  Tragweite  derselben  im  höchsten  Grade.    Der  quanti- 
tative Unterschied  zwischen  dem,  was  in  der  socialistischen  Auf- 
fassung richtig  ist,  und  dem,  was  aus  diesem  Richtigen  abgeleitet 
wird,  ist  ein  so  gewaltiger,  dass  man  wohl  sagen  darf,  der  quanti- 
tative schlägt   durch  diese  seine  Grösse  doch  in  einen  quali- 
tativen   um.     Das   mindert    die    Tragweite    der   Beweisführung 
wesentlich. 

Grade   das   practische  Wirthachaftssystem  der  freien  Concurrenz  wirkt  ja  aller- 
luf  das  erste  Motir,  wie  wir  wiederholt  sahen,  ausserordentlich  anspornend  ein, 
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rerdr&Dgt   die  Wirksamkeit  der   günstigen  Erscheionngsfonnen   der  anderen   Mottre 
und  Iftsst  das  fOnfte  Moti?  Oberhaupt  wenig  oder  gar  nicht  zur  Entwicklung  kommen. 

Auf  diese  Weise  bildet  sich  aber  jene  schon  erwähnte  geistige  und  sittliche 
Atmosph&re,  der  alle  Personen  im  Wirthschaftsleben  immer  mehr  unterliegen.  Die 
öffentliche  Meinung  und  das  sittliche  Gefühl  jedes  Einzelnen  stumpft  ab,  die  Art  des 
Erwerbs,  des  Verbrauchs  wird  gleichgiltig.  „Gelderwerb  um  jeden  Preis'\  auch 
um  den  der  Ehre,  des  Anstands,  des  Gewissens,  „Gelderwerb  auf  jede  Art*',  auch 
durch  wildeste  Speculation,  durch  grösste  Ausbeutung  Anderer,  durch  sittlich  bedenk- 
lichste Mittel  mit  den  traurigsten  Folgen  für  Andre,  auf  hässlichsten  Wegen ,  „Geld- 
erwerb in  möglichster  Höhe*',  auch  weit  über  den  eigenen  Bedarf,  über  ein  fcr- 
nünftiges  Maass  des  Verbrauchs,  der  Lebensweise,  der  Vermögensbildung,  der  be- 
rechtigten Zukunftsfürsorge  für  sich  und  die  Seinen  hinaus,  „Geldverbrauch  zu  frivolster, 
thörichtster  Genusssucht  und  Eitelkeif'  —  das  werden  die  Zielpuncte.  Die  Generationen 
werden  von  Jugend  auf  damit  bekannt,  daran  gewöhnt,  alle  Glassen  und  Stände  der 
Bevölkerung  wachsen  in  diesen  Anschauungen  auf  und  machen  dieselben  zu  den  ihrigen. 
Glassen,  Stände,  Einzelne,  welchen  nicht  die  materiellen  Mittel  der  im  Goncurrenzkampf 
Obsiegenden  zu  Gebote  stehen,  werden  gegen  letztere  mit  Neid  und  Hass  erfüllt. 
Auch  Wohlthätigkeit  und  Uilfswesen  aller  Art,  auch  geistige  Genüsse  und  Bildung 
werden  nicht  um  der  Sache  Willen,  aus  berechtigten  Motiven  gefördert  und  betrieben, 
sondern  vomemlich  aus  Eitelkeit 

um  Einzelnes  zu  nennen :  auch  in  den  nichtgeschäftlichen  Kreisen  wird  Börsen- 
speculation,  Lotteriespiel,  Grundstückspeculation ,  zwar  nicht  immer  offen  getrieben, 
weil  die  „Geheimhaltung  der  Einkommens-,  Erwerbs-  und  VermögensverhältniMe'' 
Princip  der  heutigen  Gesellschaft  ist  und  aus  manchen  Gründen,  auch  der  Besteuerung 
gegenüber,  festgehalten  wird.  Aber  kaum  noch  scheut  sich  Jemand  vor  Anderen, 
die  Thatsache  derartiger  Thätigkeit  und  Erwerbs  zu  verbergen,  weil  er  oder  seiner 
Meinung  nach  Andre  darin  etwas  Unanständiges,  etwas,  was  „unfair''  sei,  gar  etwas 
Unehrenhaftes  oder  sittlich  Anstössiges  sehen.  Am  Wenigsten  verurthcilt  sein 
eigenes  Gewissen  seine  Erwerbsweise.  Und  wenn  es  vielleicht  einmal  mahnt,  so 
ist  der  Trost  genügend:  „sie  machen  es  Alle  so,  warum  nicht  ich  auch?"  In  den 
Geschäftskreisen,  zu  denen  aber  ein  immer  grösserer  Theil  auch  der  übrigen  Bevölke- 
rung auf  gewissen  wirthschaftlichen  Gebieten  gehört,  fehlt  vollends  für  das  „Unfaire" 
und  für  die  üblen  Rückwirkungen  so  mancher  „Geschäfte"  auf  das  Gemeinwesen,  auf 
die  Lage  ier  unteren  Glassen  jede  Empfindung,  fast  schon  jedes  Verständnias  für 
andersartige  ästhetische,  ethische,  sociale  Auffassungen.  Wenn  reiche  und  reichste 
Leute,  nur  um  immer  noch  reicher  zu  werden,  durch  Speculationen ,  Gartelle,  Ringe, 
Trusts  wichtige  Verbrauchsgegenstände  tlbermässig  vertheuem,  dadurch  Noth  und 
Elend  über  die  Abnehmer  bringen:  das  sittliche  Gefühl  so  wenig  als  ein  richtiges 
Ehrgefühl  dieser  Leute  und  ihrer  Geschäfts-  und  Geselligkeitskreise  reagirt  dagegen 
nicht  An  den  Tafelgenüssen  und  Festfreuden  dieser  „Geldbarone"  Theil  zu  nehmen, 
scheut  sich  kaum  Jemand,  wenigstens  nicht  aus  Gründen,  die  mit  der  Art  des  Er- 
werbs zusammenhängen.  Man  beneidet,  man  bewundert  die  Leute  vielmehr  und  be- 
wirkt so,  dass  das  dritte  Motiv,  in  der  Form  der  Eitelkeit,  nun  auch  noch  auf  sie 
einwirkt  und  ihre  wirthschaftlichen  Handlungen  im  Erwerb  und  im  Verbrauch  sittlich 
abermals  bedenklich  beeinflusst. 

Je  mehr  sich  aber  ein  solches  Wirthschaftssystem  in  dieser  Weise  entwickelt, 
desto  verderbter  wird  der  Volksgeist  auf  dem  ganzen  Wirthschaftsgebiete.  Einer  zieht 
den  Andern  mit  sich,  ja.  um  zu  bestehen,  muss  ein  Jeder  sich  ähnlicher  Mittel  be- 
dienen, auf  ähnlichen  Bahnen  sich  bewegen.  Geld  allein  oder  einige  äussere 
Eitolkeitsehren  werden  noch  gewürdigt  Alles  Andere  verliert  seinen  socialen 
Werth.  Die  Volksseele  geht  in  Mammonismus  auf  und  jede  neue  Generation,  die  in 
diesen  immer  allgemeineren  und  intensiveren  Einflüssen  aufwächst  zeigt  diesen  mam- 
monistischen  Geist  immer  stärker,  überträgt  ihn  durch  Beispiel,  Lebensanschau nng  auf 
ihre  eigenen  Nachkommen  und  das  ganze  Geschlecht  passt  sich  diesen  Verhältnissen 
förmlich  an.  Wo  angestammte  Fähigkeit  und  Neigung  zu  deraitigem  Erwerb  hinzu- 
kommt, generationenlang  vielleicht  Berufe  betrieben  wurden,  welche  zum  Mammonis- 
mus besonders  hinneigen  und  zum  Erfolg  darin  Anlage,  Uebung,  Geriebenheit  in 
besonderem  Grade  bedingen  —  wie  im  Handel,  Geld-.  Greditgeschäft  — ,  da  mag  in 
der  That  wohl  selbst  von  einer  gewissen  Vererbung  der  bezüglichen  Eigen- 
schaften, Geistes-  und  Gemüthsart,   mindestens  von  einer  Uebertragung  von  Kindes- 
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beioen  an  gesprochen  werden  ddrfen  (Jadenthnm).     Alles  Erscheinungen,  welche 
■it  dem  hier  behandelten  Problem  zusammenhingen« 

Man  kann  anch  noch  anf  eine  andere  Seite  der  modernen  Entwicklang  hin- 
weisen» anter  deren  Einfloss  die  ethischen  Beziehangen  der  Menschen  unter  einander 
sich  nachtheilig  gestalten.  Wie  im  Grossbetriebe,  zumal  dem  industriellen,  sich 
die  Beziehangen  zwischen  Arbeiter,  Gehilfen  und  Arbeitsherm  lockern,  zu  bloss  Tor- 
tngsmlssigen  werden  und  den  Gharacter  persönlicher  Beziehungen  ron  Mensch  zu 
Mensch  fedieren,  so  tritt  in  den  Grossstädten,  dem  Product  modemer  technischer, 
Ökonomischer,  politischer  Entwicklung,  eine  Ähnliche  Lockerung  aller  rein  menschlichen 
Beziehangen  zwischen  Consament,  Kunden  und  Prodocent,  Lieferant,  Händler  ein: 
Alles  ktot  sich  in  Torabergehende  Geschäftsbeziehangen  von  Personen  aaf,  die  sich 
weiter  nicht  kennen,  keinerlei  menschliches  Interesse  ftlr  einander  haben,  nar  gegen- 
seitig ihren  wirthschaftlichen  Yortheil  Terfolgen.  Natarlich,  dass  auch  das  auf  die 
ModTation  im  wirthschaftlichen  Handeln  und  einigermaassen  auf  den  sittlichen  Cha- 
lacter  der  Leute  einwirkt  Selbst  ausserhalb  des  wirthschaftlichen  Gebiets:  im  bloss 
feselligen  Yerkehr  Terkttmmert  dieGemUthsseite,  weil  die  personlichen  Beziehungen 
zu  ioaseiliche  bleiben.  Die  „grossen  St&dte''  werden  nach  der  Gemuthsseito  der  Be- 
wohner „Menschenwüsten''.  Wer  die  herzliche  Geselligkeit  in  kleinen  und  die  gemttth- 
lose  in  grossen  Städten  kennt,  wird  das  nicht  läugnen.  Die  Schuld  liegt  auch  nicht 
in  den  Einzelnen ,  sondern  in  der  That  an  den  Lebensverhältnissen,  den  weiten 
Wegen,  den  Wohnungszuständen,  dem  „Zeitmangel*'.  Katurlich  Alles  cum  grano  salis 
genommen.  Aber  es  trägt  dazu  bei,  das  ganze  Leben  nUchtem,  die  Herzen  leerer 
zu  machen  und  so  die  geistig -sittliche  Atmosphäre  zu  schaffen,  das  „milieu'',  in 
welchem  auch  die  wirthschaftlichen  Handlungen  ihren  ausgeprägt  geschäfts- 
miasigen,  d.  h.  egoistischen  Gharacter  erhalten. 

Es  ist  in  der  Tbat  in  den  dargelegten  Beispielen  so  nicht  zu 
verkennen;  dass  jene  socialistische  Lehre  von  der  Rttckwirkung  der 
Wirthschaftsordnong  auf  das  Wirthschaftsleben ,  dieses  letzteren 
wieder  auf  die  Lebensanschanungen  und  auf  die  ethische  Ge- 
sinnung grosser  Kreise  und  schliesslich  des  ganzen  Volkes  ein 
bedeutendes  Stttck  Wahrheit  enthält 

Man  kann  ähnlich  an  anderen  Wirthschaftsordnungen,  so  auf  dem  gewerblichen 
Gebiete  am  Zunftwesen  in  dessen  guter  Zeit,  im  Unterschied  zur  Gewerbefreiheit, 
den  Beweis  fahren,  wie  hier  auch  umgekehrt  die  Normen  des  Wirthschaftsrechts  Ver- 
kihnisse  des  Wirthschaftslebens,  der  Goncurrenz  schufen,  aus  welchen  andere  Lebens- 
reritiltnisse  und  Anschauungen,  und  weiter  auch  bessere  ethische  Grundsätze  und  sn- 
itladigeres  und  sittlicheres  practisches  Verhalten  henrorgegangen  sind :  mehr 
ftnossenschafüiches  Gemeingefuhl,  mehr  Standesehre,  mehr  Pflichtgofllhl  auf  dem 
Bernfsgebiete,  weniger  unanständige  und  gewissenlose  Goncurrenz.  Und  eben  als 
^eruf  mit  gewerblich  er  Seite",  nichtals  blosse  Erwerbseinrichtung  ohne 
Berufspflichten  wurde,  wie  schon  oben  herrorgehoben  (S.  102),  jedes  „Gewerbe" 
ufgefisst  So  wenigstens  in  jener  älteren  Blüthezeit  der  Zünfte,  wo  die  Offentlich- 
rcchüiche  und  sociale  Seite  derselben  Torwaltete  und  noch  nicht  die  Erstarrung  zu 
»ijfschlossenen  Pri?atrechts-Corporationen"  mit  privilegirter  Wirthschaflsstellung  der 
Meister  eingetreten  war. 

Freilich  besteht  nur  auch  hier  ein  Wechselwirkungsver- 
hlltniss,  ähnlich  wie  zwischen  Wirthscbaftstecbnik,  der  damit 
iQsammenhängenden  Oekonomik  und  der  Wirthscbaftsordnung ,  so 
zwischen  diesen  und  der  wirthscbaftlich-ethischen  Lebensanschauung, 
Gewöhnung,  Motiven. 

l^e  Berölkerung  wie  unsere  heutige,  mit  Anschauungen  wie  den  dargelegten, 
Teiüert  die  Fähigkeit,  sich  selbst  nur  in  ein  anderes  Wirthschaftssystem,  wo  sie  nicht 
^  ToiD  ersten   Motife   allein   im  Wirthschaftsleben  bestimmt  wird ,   hineiozudenkcn. 
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Sie  würde  anch  unmittelbar  g^r  nicht  fähig  sein,  ihr  Dichten  und  Trachten,  ihre 
MotiFe  einem  solchen  System  anzupassen.  So  extremen  Forderungen,  irie  denen  des 
Socialismus  gegenüber  ist  sie  aus  Folier  Ueberzeugung  gleich  mit  dem  Stigma  des 
Utopischen  bei  der  Hand,  ohne  zu  beachten,  dass  sie  eben  ihre  Anschauungen, 
Gewohnheiten,  Sitten,  Motive  zum  Theil  wenigstens  durch  die  bestehenden  Wirth- 
schaftsverhältnisse  gewonnen  hat  Der  Socialismus  hat  hier  in  der  That  im  Princip 
recht,  wie  schon  bemerkt,  manche  der  Einwände,  welche  gegen  ihn  erhoben  werden, 
als  unrichtig  abzulehnen  und  die  Einwirkung  der  Wirthschaftsordnung  auf  die  An- 
schauungen, Gesinnungen,  Strebeziele  und  Motive  der  wirthschaftenden  Menschen 
zu  betonen. 

§.50.  —  2.  Einwände  gegen  die  Tragweite  der  dar- 
gelegten Lehre.  Allein  gerade  der  Socialismus  berücksichtigt 
hier  doch  zweierlei  nicht  genügend  und  eben  darin  liegt  trotz  der 
principiellen  theilweisen  Richtigkeit  seiner  Auffassung  die  Schwäche 
seiner  Beweisführung  in  wissenschaftlicher  und  die  zu  vennuthende 
Schwäche  seiner  Resultate  in  practischer  Hinsicht. 

a)  Einmal  unterschätzt  er  die  Schwierigkeit,  eine  unter  einem 
anderen  Wirtbschaftssystem  aufgewachsene,  unter  dessen  geistiger 
und  sittlicher  Atmosphäre  im  Denken,  Trachten,  Fühlen,  in  ihrer 
Motivation  auch  auf  wirthschaftlicbem  Gebiete  so  und  so  gewordene 
Bevölkerung  nun  in  ein  ganz  andres  Wirtbschaftssystem  hinüber- 
zuführen,  für  welches  dieselbe  mit  ihrer  einmal  historisch  ererbten 
und  entwickelten  Motivation  gar  nicht  passt.  Und  das  Alles  so- 
fort auf  Grund  des  Machtspruchs  einer  ökonomischen  Theorie, 
welche,  wäre  sie  selbst  vollständig,  nicht  nur  theilweise,  richtig, 
jedenfalls  zu  ihrer  Verwirklichung  in  der  Praxis  andere 
als  die  gegebenen  Menschen  mit  ihren  gegebenen  psychischen 
Eigenschaften  und  Motiven  voraussetzt^). 

Eigentlich  kommt  der  Socialismus  hier  mit  seiner  besprochenen  Theorie  aber  die 
Wechselbeziehungen  zwischen  Wirthschaftsordnung  und  Motiven  der  wirthschaftendea 
Menschen  selbst  in  Widerspruch.  Jedenfalls  verfährt  er  ganz  ungeschichtlich, 
auch  dabei  in  Widerspruch  mit  seiner  oben  erwähnten  Theorie  und  mit  dem  richtigen 
Kern  seiner  Psychologie  und  Motivationslehre.  Denn  aus  diesen  folgt  doch  selbst 
schon,  dass  bestenfalles  erst  in  langsamer  Umbildung  und  Gewöhnung  die 
Menschen  als  handelnde  Glieder  eines  socialistischen  Wirthschaftssystems  den  Anfor- 
derungen des  letzteren  an  die  psychische,  ethische  Beschaffenheit  und  an  die  noth- 
wendig  mitwirkenden  Motive  dieser  Glieder  sich  anpassen  mtlssten. 

Nur  das  bleibt  richtig,  dass  und  soweit  als  in  der  That  das  bestehende  Wirth- 
schaftssystem  auch  ethisch  nachtheilig  auf  die  Motivation  der  wirthschaftenden 
Glieder  und  auf  deren  ganze  Lebensanschauung  und  Gesinnung  einwirkt,  eben  auch 
aus  diesem  Grunde  passende  und  möglichst  weitgehende  Aenderungen  des 
Wirthschaftssystems  herbeigeführt  werden  müssten,  um  die  Schwierigkeftöa 
psychologischer  Art  für  eine  Verbesserung  des  Wirthschaftssystems  nicht  immer  noch 
grösser  werden    zu    lassen.     Eine  sofortige  oder  nur  eine  sehr  rasche  Dnrch- 

*)  Allerdings  sehen  das  Männer  wie  K.  Marx  wohl  ein.  S.  z.B.  seine  be- 
merkeuswerthen  kritischen  Ausführungen  über  das  Vcrtheilongsprincip  in  der  socim- 
listischen  Gesellschaft,  in  der  Kritik  des  Gothaer  Programms  (Neue  Zeit,  1S91,  IX, 
1.  B.,  S.  567).  Erst  später  könne  es  heissen:  Jeder  nach  seinen  Fähigkeiten,  Jedem 
nach  seinen  Bedürfnissen. 
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ftümmg  des  socialistischen  Programms  wQrde  im  Uebrigen  grade  nach  der  Psycho- 
logie des  Socialiamns  selbst  aaf  die  Erfüllung  der  alten  Forderung  hinaoslaofen :  sich 
selbst  am  eigenen  Schöpfe  aas  dem  Sumpfe  heraasziehen  za  sollen.  Die  „anderen 
Menschen^,  die  der  Socialismus  braodite,  sind  eben  nach  seiner  eigenen  Theorie 
nur  sehr  allm&Iig  ans  den  einmal  gegebenen  erst  „anders  zu  machen- 
den*^ Menschen  za  erlangen. 

Für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens ,  der  Wirthsehafts- 
poUtik  and  des  Rechts  folgt  aus  dem  Allen,  dass,  von  allen  anderen 
Grflnden  abgesehen  (technischen,  im  bestehenden  Rechtszostand 
und  in  der  hinter  diesem  stehenden  Macht  liegenden  Verhältnissen) 
gerade  aas  psychologischen  Gründen  langsame,  wenn  aach 
eingreifende  Reformen  das  Richtige  and  Erfolg  Ver- 
sprechende, ja  eigentlich  das  allein  Mögliche,  wenigstens 
allein  daaernd  Mögliche  sind. 

Solche  Reformen  müssen  dabei  immer  die  Leute  zun&chst  nehmen«  wie  sie  sind, 
sie  soweit  nöthig  umzubilden  suchen,  auch  durch  den  Einfuss  der  Wirthschaftsord- 
nung,  aber  eist  wenn  das  und  soweit  als  das  gelungen  ist,  selbst  sich  derartig 
ge:>talten,  wie  sie  mit  solchen  Fer&nderten,  daher  anderen,  besseren  Motiven,  ror 
Allem  mehr  dem  fünften  Moti?  zugänglich  gewordenen  Menschen  sich  ausfuhren 
lassen. 

Dass  der  richtige  psychologische  Weg  hierzu  freilich  nicht  der  des  agitatorischen 
Socialismus  ist,  den  Massen  „Glassenbewusstsein''  beibringen,  sie  nur  anspruchs- 
Toiler  machen ,  nur  auf  ihre  „verdammte  Bedttrfnisslosigkeit'\  als  auf  ihren  Haupt- 
fehler, schelten,  aber  nicht  von  ihnen  und  jedem  Einzelnen  darunter  in  erster 
Linie  Selbstzucht,  wenigstens  keine  andre,  als  den  „freiwilligen'"  Gehorsam  gegen 
die  „Führer^*,  verlangen;  dass  die  materialistische  Weltanschauung  hier  die  an- 
zahlen für  ein  viel  mehr  Aufopferung,  Gemeinsinn,  Pflichtgefohl  forderndes  Wirth- 
schaitssystem,  wie  das  socialistische,  weit  weniger  wirksam  psychisch  geeignet  machen 
wird,  als  aller  Erfahrung  nach  eine  religiöse  Anschauung,  —  das  bedarf  fUr  den 
Kundigen  und  halbwegs  unbefangen  Urtheilenden  freilich  keines  Beweises.  Mit  dem 
letzteren  Einwurf  wird  aber  schon  das  zweite  Bedenken  berührt. 

b)  Ein  zweiter  Fehler  in  der  Beweisftthrang  des  Socialismns  ist 
nemlich  doch  der  noch  grössere.  Es  ist  der  mehrfach  schon  be- 
rfihrte,  welcher  im  Princip  aach  gewissen  Argamentationen  einzelner 
historischer  Nationalökonomen  anhaftet:  weil  anch  das  geistig-sitt- 
liche Wesen  des  Menschen,  weil  aach  die  psychische  Motivation 
sich  modificirt  and  differenzirt  and  direct  and  indirect  anter  äusseren 
Einflüssen,  wie  der  Wirthschaftsordnang ,  steht ,  wird  doch  nan 
wieder  diese  Modificirbarkeit  and  Differenzirbarkeit  and  die  Wirk- 
samkeit solcher  Einfltisse  übertrieben,  das  Oonstante  oder  höchst 
wenig  Veränderliche  in  der  menschlichen  Natur,  bei  den  Einzelnen, 
in  der  Motivation  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  unterschätzt, 
daher  in  unserem  concreten  Falle  selbst  die  Möglichkeit  ver- 
änderter, veredelter,  versittlichter  Motivation  in  den  wirthschaft- 
liehen  Handlangen  unter  der  Einwirkung  veränderter  Wirthschafts- 
ordnang für  viel  zu  gross  angenommen. 

Da  geht  in  der  That  die  materialistische  Psychologie  des  Socialismus  wieder  ins 
Cttpische  und  Hyperideologische  über  und  behalten  die  Einwände  der  philosophiöchen, 

k.  Waga^r,  Gnmdlegiuig.  8.  Auflage.  1.  TheU.  Onmdlageiu  9 
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psychologischen,  ethischen,  nationalokonomischen  Gegner  ihr  Recht,  —  anch  selbst 
gegen  die  angedeuteten,  wenn  aach  fiel  weniger  weit  gehenden  Argmnente  and  Be- 
haaptongen  historischer  Nationalökonomen.  Auch  K.  Marx  kommt  hier  Über  die  Be- 
fangenheit des  Tulg&ren  Socialismas  nicht  hinaas,  wie  seine  in  der  Note  anf  S.  128 
citirten  Aasfthrangen  zeigen. 

Der  Mensch y  auch  der  edlere,  bessere,  anch  der  aaf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  von  den  höheren  und  besseren  Motiven  in 
seinem  Handeln  mitbestimmte,  bleibt  immer  —  „Mensch'^  Auch 
der  einzelne,  vollkommenste,  aasgezeichnetste,  —  vollends  die 
grosse  Mehrzahl. 

Und  eine  „natürliche  Gharacteraristokratie'^  aaf  ethischem  Gebiete 
ist  eben  doch  wohl  aach  eine  nnumstössliche  Thatsache,  deren  bedingende  and  be- 
stimm^de  Momente  wir  freilich  so  gat  wie  nicht  kennen,  mathmaasslich  niemals 
genügend  kennen  werden.  Das  alberne  Wort:  „was  der  Mensch  isst,  ist  er\  ist  doch 
nar  eine  These,  ein  Glaabenssatz  der  plattesten  materialistischen  Orthodoxie.  Aach 
die  „Yererbangstheorie'S  die  heatige  Modedoctrin  des  fortgeschrittenen  Bealismas, 
rechnet  ja  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  mit  fast  laater  anbekannten  Grossen  und 
phantasirt  sich  einige  Zosanunenhänge  znrecht  Aber  soweit  sie  sich  aaf  „Erfahroog** 
nach  freilich  denkbar  unvollkommenster  Methode  beraft,  geht  sie  eben  tlber  die  an> 
bestreitbarsten  widersprechenden  Erfahrnngen  fOr  ihre  These  einfach  hinweg. 
Wie  reimt  sich  z.  B.  mit  ihrer  Yererbangstbeorie  die  grosse  physische  wie  psychische 
Temperaments-  ond  Gharacterrerschiedenheit  7on  Geschwistern  aas  demselben  Ehe- 
bnnd,  abstammend  von  Eltern,  die  während  der  Zeagangsperiode  ihrer  Eindergeneration 
physisch  wie  psychisch  sich  nicht  wesentlich  verändert  haben  ?  Denn  mit  dem  blossen 
Hinweis  auf  die  blosse  Alterszanahme  der  Eltern  wtlrde  man  doch  nur  einen  weiteren 
unbekannt  wirkenden  Factor  zu  Hilfe  nehmen,  dessen  ja  nicht  unmöglicher  Einfloss 
mit  der  Beschaffenheit  der  Kinder  auch  gar  nicht  proportional  ist.  Wie  reimt  sich 
mit  der  These  die  Verschiedenheit  von  Geschwistern,  welche  auch  unter  denselben 
Lebensverhältnissen  aufwachsen,  namentlich  unter  denselben  wirthschaftlichen  Exi- 
stenzbedingungen stehen?  Würden  Erwägungen  dieser  Art  nicht  einen  Satz,  —  frei- 
lich auch  nur  eine  Hypothese  —  dass  Jeder  eine  bestimmte  individuelle 
Ausstattung  physischer,  geistiger,  sittlicher  Eigenschaften  und  Entwickhings- 
keime  derselben  eigens  mit  sich  bekäme,  mindestens  ebenso  begründet  erscheinen 
lassen,  als  die  rein  materialistische  Hypothese  —  denn  mehr  ist  es  noch  in  keiner 
Beziehung  —  vom  entscheidenden  Einfluss  von  Vererbung  und  äusseren  Lebens- 
verhältnissen ?  Jeder  Menschenkenner  wird  sicher  ebenso  viel,  ich  mOchte  sagen  m^br 
Beispiele  dafür  anführen  können,  dass  sich  ein  Individuum  durch  alle  Lebensperioden 
und  die  verschiedensten  äusseren  Lebensumstände  hindurch  nicht  verändert,  zumal 
nach  Temperament,  Gharacter,  Motiven  „derselbe"'  bleibt,  als  gegentheilige  Beispiel«. 
Die  äussere  Form  der  Handlungen,  des  Auftretens  mag  sich  sehr ,  das  innere  Wesen 
wird  sich  meist  wenig  oder  gar  nicht  ändern.  Gegenüber  den  Uebertreibungen  der 
socialistischen  Lehre  ist  das  doch  wohl  festzuhalten. 

§.  51.  —  3.  Schlnssergebniss  hinsichtlich  der  Moti- 
vation. Gerade  im  wirthschaftlichen  Leben  wird  das  erste 
Motiv  ans  seiner  beherrschenden  Stellung  schwerlich  allgemeiner 
herausgedrängt  werden  können.  Das  practische  Problem  ist 
nicht,  es  durch  andere,  auch  nicht  durch  das  fünfte  und  die  guten 
Specialmotive  des  dritten  und  vierten  Leitmotivs  zn  ersetzen, 
sondern  es  nur,  soweit  nöthig,  in  seiner  Wirksamkeit  einzu- 
schränken, es  mit  den  anderen  wünschenswerthen  Motiven  za 
combiniren  und  so  in  seiner  Wirksamkeit  zu  modificiren,  end- 
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lieh  es  wirksam  zu  erhalten,  wo  es  und  soweit  als  es  im  be- 
rechtigten Einzel-  und  im  Gesammtinteresse  günstig  wirkt. 

Diese  Gresichtspnnete  sind  namentlich  wieder  bei  allen  Fragen 
bezflglieh  der  Einrichtungen,  Organisationen,  Rechts- 
Bormen  des  Wirthschaftsgebiets  zu  beachten.  Die  practische 
Schwierigkeit  liegt  dabei  dann  grade  darin,  in  Bezng  auf  die 
£in?rirknng  auf  die  Motive,  speciell  auf  das  erste,  das  Richtige  zu 
treffen,  nicht  zu  viel,  nicht  zu  wenig  vom  Menschen  als  nach 
Trieben,  Motiven,  Lustgefühlen,  Pflichtgefühl  handelnden  und 
handeln  könnenden  Wesen  zu  verlangen.  Der  Socialismus  verlangt 
XU  viel,  der  Individualismus  zu  wenig,  das  socialistische  Wirth- 
sehaftssystem  bedarf  völlig  veränderter,  förmlich  psychisch 
wesensanderer  Menschen,  das  System  der  freien  Concurrenz 
Btompfl  die  edleren  und  anständigeren  Motive  des  wirtbschaftlichen 
Handelns  zu  stark  ab,  entfesselt  das  erste  Motiv  zu  sehr,  und  be- 
günstigt so  seine  Entwickelnng  zum  Eigennutz.  Das  gilt  es  bei 
Beformen  dieses  Systems  zu  verhüten. 

Ueberall  liegen  da  dann  doch  Probleme  psychologischer 
und  ethischer  Art  vor.    Gewiss  sind  dafür  die  äusseren,  durch 
die  wirthschafUichen  Verhältnisse  bedingten  Lebensverhältnisse  und 
Anschanangen   theils  von  günstigem,   theils  von  ungünstigem  Ein- 
flnss.  Theils  schaffen  oder  steigern  sie  Versuchungen  für  die  Ent- 
artung des  ersten,   des  dritten  Motivs,  theils  wirken  sie  auf  die 
Schwächung    und  Verkümmerung   des    vierten    und    fünften    hin. 
Aber  es  ist  and  bleibt  eine  Uebertreibung  der  Bedeutung  der- 
artiger Einflüsse,  auf  sie  alles  Böse  für  die  Motivation  im  wirth- 
eehaftlichen  Handeln  zu  schieben  oder  von  ihnen  alles  Gute  dafür 
ra erwarten.  Es  ist  und  bleibt  nicht  minder  eine  Uebertreibung, 
die  aUgemeine  menschliche  und  die  speciell  wirthschaftliche  Natur 
ffir  Oberhaupt  so  weit  gehend  abhängig  von  diesen  Einflüssen  und 
fflr  Bo  umänderungsfUhig  in  der  psychischen  Motivation  und  in  der 
ethischen  Seite  zu  halten,  wie  es  der  Socialismus  thut.    Endlich 
und  vor  Allem  ist  es  eine  beim  Einen  bewusste,  beim  Anderen 
Vhewusste  Selbsttäuschung  und  Täuschung  Dritter,  zu 
^kennen,  einmal:  dass  nach  aller  äusserer  geschichtlicher  Beob- 
achtung und  aller  innerer  Selbstprüfnng  gerade  die  bösen  e  g  o  i  s  t  i  - 
>eheo  Triebe  unserer  Natur  durch  Arbeiten  an  sich  selbst, 
^eaJedenan  seinem  Theil,  durch  In-sich-gehen  und  Selbst- 
zveht,  durch  Hören  anif  die  Stimme  des  Gewissens   be- 
'^pft  werden;    sodann:    dass    religiöser    Glaube    an    eine 
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höhere  Autorität,  an  Gott,  an  dessen  Allwissenheit,  dessen 
Allmacht,  dessen  Hilfe  im  Kampfe  mit  den  egoistischen  Trieben; 
dessen  6e-  and  Verbote,  auch  dessen  Gerechtigkeit  und  Strafgewalt 
hier  die  grösste  Unterstützung  der  besseren,  nnselbstischeren  Motive 
leistet.  Das  ist  eine  psychologische  und  historische  Er- 
fahrungssache ersten  Rangs. 

Der  einzelne  unbefangen  Urtheilende  mag  dabei  persönlich  zu 
einem  solchen  Gottesglauben,  auch  zum  christlichen,  stehen,  wie 
er  will :  die  Wahrheit  des  Gesagten  wird  er  nicht  bestreiten  können, 
wenn  er  zwingender  psychologischer  BeweisfQhruDg  zugäng- 
lich ist.  Ein  Wirthschaftssystem ,  welches  wie  das  socialistische, 
die  höchste  Selbstverleugnung  und  Unterdrückung  der  bösen 
egoistischen  Triebe  und  Motive,  die  höchste  Entwicklung  des  Pflicht-, 
Ehrgefühls  und  desjenigen  der  Arbeitsfreude  verlangen  muss, 
gräbt  sich  durch  die  grundsätzliche  Negirung  der  Religion  and 
des  Glaubens  an  Gott  selbst  die  Wurzel  ab.  Denn,  wenn  and 
soweit  überhaupt  —  und  engste  Grenzen  bleiben  ja  nach  allem 
Gesagten  doch  noch  gezogen  —  es  psychologisch  ausführbar 
sein  sollte:  nur  aus  solchen  Wurzeln  könnten  und  müssten  sich 
die  Keime  entwickeln,  um  Menschen  zu  erhalten,  die  in  ihrer 
Motivation  wenigstens  einigermaassen  für  die  practische  Verwirk- 
lichung des  Socialismus  geeignet  wären. 

IV.  —  §.  52.  Bedeutung  der  Motivationstheorie 
für  den  psychologischen  Unterbau  der  socialökono- 
mischen  Methodologie  und  der  ganzen  Socialökono- 
mie.  Aus  der  ganzen  vorhergehenden  Lehre  ergiebt  sich  für  das 
wirthschaftliche  Thun,  bzw.  Handeln,  dass  es,  wie  alles  menschliehe 
Handeln,  durch  verschiedene  Motive  bestimmt  wird  und  be- 
stimmbar ist,  sowie  dass  im  Menschen  das  psychische  Vermögen 
liegt,  auch  im  wirthschaftlichen  Handeln  verschiedenen  Motiven, 
in  verschiedener  Combination  und  Stärke  durch  innere  Selbstzucht 
und  durch  Erziehung  und  Gewöhnung  zugänglich  zu  werden. 

Es  lässt  sich  dann  hierbei  unterscheiden  ein  allgemein 
menschlidhes  Moment  und  ein  individuell  variables  Moment. 

1.  Nach  dem  ersten  haben  wir  es  in  der  menschlichen  Moti- 
vation  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  mit  Uranlagen  und 
Folgen  der  menschlichen  Natur  als  solcher  zu  thun.  Diese 
Natur  der  „Menschen^'  ist  —  wenigstens  in  allen  hier  allein  in 
Betracht  kommenden  historischen  Zeitaltern  —  eine  physisch 
wie  psychisch,   aller  Evolutionstheorie  oder  richtiger  Evolutions- 
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pbantasie  znm  Trotze,  wesensgleiche:  die  ,, Menschheit''  ein 
eigenes,  constantes  Natnrgebilde,  welches  sich  nach  unten  zu 
wie  physisch  so  auch  psychisch  von  allen  Thieren  principiell, 
nicht  nnr  gradweise  unterscheidet,  nach  oben  zu,  „höheren  Wesen'' 
der  anthropomorphistischen  idealistischen  Phantasie  und  des  reli- 
giösen Glaubens,  „Engeln",  „Göttern",  der  Gottheit  gegenüber  aber 
nicht  minder.  Zum  allgemein  menschlichen  Moment  gehört  daher 
auch  die  wesensgleiche  Art  der  psychischen  Motivation, 
wie  ffir  alles,  so  auch  für  das  wirthschaftliche  Handeln,  daher  die 
Fähigkeit,  jenen  verschiedenen  Motiven,  in  verschiedenen  Com- 
binationen  und  Stärkegraden,  zugänglich  zu  sein  oder  doch  zu- 
gänglich gemacht  werden  zu  können:  diese  Fähigkeit  als  eine 
allgemein  menschliche  Eigenschaft  und  Thatsache  genommen, 
welche  in  Art  und  Maass  ihrer  Entwicklung  und  allerdings  auch 
ihrer  eigenen  Entwicklungsfähigkeit  freilich  grosse  individuelle 
Verschiedenheiten  zeigt,  aber  doch  ein  Eriterion  des  Menschen  als 
solchen  ist,  wenn  man  von  gewissen  Stadien  des  Kindes-  und 
Greisenalters,  von  gewissen  Zuständen  der  Körper-  oder  Geistes- 
krankheit bei  Einzelnen  absieht. 

Wäre  diese  specifisch  gleiche  F&higkeit,  nach  gleichartigen  Moti?en  zu  handeln. 
Dicht  allem,  was  irir  „Mensch"'  nennen,  eigen,  so  wtlrde  es  nnmOglich  sein,  sich 
gegenseitig  za  v^eistehen  oder  doch  znm  VerstAndniss  anter  einander  gebracht  werden 
za  können  und  würde  die  Menschheit  nicht  in  derartige  Groppen  zerfallen,  wie  sie 
uns  die  Geschichte  zeigt,  sondern  in  wesenartig  rerschiedene  Gruppen.  Reine 
geschichtliche  Thatsache,  nicht  aas  der  fernsten  Zeit,  aof  die  wir  hinsichtlich  mensch- 
hohen  ThoDS  wenigstens  znrtlckschliessen  können,  gestattet  ans  irgend  etwas  einer 
derartigen  Annahme  sich  aach  nar  entfernt  Näherndes :  fUr  die  wirklich  geschichtlich 
hekannteren  Zeiten  waren  die  Menschen  „im  Wesentlichen^'  psychisch,  nach  ihren 
MotiTen  des  Handelns  so.  aach  physisch  so ,  wie  wir  Heatigen.  Nichts  spricht  dafOr, 
dass  das  in  naher  oder  entferntester  Zakanft  anders  werde. 

Damit  wird  aach  ein  Cardinalpanct  fUr  die  Methodologie,  fUr  die  Berechtig- 
img des  dedoctiven  Verfahrens,  insbesondere  desjenigen,  wo  man  ans  dem  ersten 
Hoüv  aUeitet,  ond  ebenso  ein  Cardinalpanct  fUr  alle  Fragen  der  Organisation,  Ein- 
richtangen,  Bechtsnormen  des  Wirthschaiblebens,  für  Alles,  was  ,.6ao  und  Leben  des 
Bodalökonomischen  Körpers"^  betrifil,  festgestellt.  Mit  „Menschen''  als  Menschen 
haben  wir  es  einmal  zo  thon.  Das  Constante  in  diesen  Menschen,  ihrer  Moti- 
Tition,  ihrem  Handeln  geht  aas  dieser  Wesonsgleichheit  aller  Individuen  hervor. 
Historische  und  socialistischo  Nationalökonomie  übertreiben  hier  die  individaelle 
Differenzirang  in  ihren  Folgen  flor  alles  ond  aach  speciell  fdr  wirthschaftliches 
Handeln  ganz  aosserordentlich. 

2.  Das  zweite,  das  individuell  variable  Moment  in  der 
menschlichen  Natur,  hat  aber  deswegen  doch  auch  seine  grosse, 
wenn  auch  nicht  diejenige  durchschlagende  Bedeutung  wie  das  erste 
Moment 

Cm  individaelle  Variabilität  handelt  es  sich,  nebenbei  bemerkt,  da  das 
coriose  anklare  Aoffassongen  mitanter  beinahe  za  verkennen  scheinen,  natürlich  doch 
s«tB.    Denn  das,  was  wir  zasammen£ftssend  die  Variabilität  and  Differenzirang  nach 


134  1.  B.  1.  K.   Wirthschaftl.  Katar  des  Menscheu.   3.  A.   §.  52. 

Zeitaltern,  Ländern,  Völkern,  Stämmen,  Gruppen,  Classen,  St&nden  n.  s.  w.  nennen, 
ist  doch  schliesslich  immer  die  Variabilität  nnd  Difierenzimng  der  Individuen, 
als  der  allein  bestehenden  physisch -psychischen  Einheiten,  worüber  figürliche,  Ana- 
logien anwendende  Hedeweisen  der  historischen  Nationalökonomie,  der  Sociologie,  der 
„organischen*'  Auf  fassang  a.  s.  w.  so  leicht  hinwegsehen  lassen. 

Gerade  die  Variabilität  und  Differenzirnng  der  Individaen  zeigt, 
dass  bei  Festhaltung  des  Typus  im  körperlieh-geistigen  Wesen  des 
Menschen,  daher  innerhalb  der  dadurch  gezogenen  Grenzen, 
doch  auch  eine  unendlich  mannigfaltige  Verschiedenheit 
der  Motivation,  der  Leitmotive  und  ihrer  Specialarten  und 
Nuancen,  der  Combinationen  und  Stärkegrade  der  Motive,  des 
ökonomischen  und  ethischen  Werths  derselben  bei  den  Individuen 
stattfinden  kann  und  stattfindet. 

Eben  daraus  folgt  die  Aufgabe,  die  Motive  nach  ihrem  Werth 
für  das  Wirthschaftsleben,  für  Production  und  Vertheilung  des  Er- 
trags, zu  beurtheilen,  zu  classificiren  und  darauf  hinzustreben,  die 
ökonomisch  und  sittlich  wünschenswerthen  zu  grösserer  Wirksam- 
keit, zu  zweckmässiger  Combination  zu  bringen,  die  entgegen- 
gesetzten zu  verdrängen  oder  doch  in  ihrer  Wirksamkeit  zu 
schwächen.  Der  Zielpunct  dabei  wird  das  wahre  und  berechtigte 
ökonomische  Interesse  der  Gattung  und  das  Interesse  ver- 
besserter Sittlichkeit  im  Volke  sein  müssen. 

Die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  nach  diesem  Zielpunct  liegt 
nun  allerdings  im  Gebiete  der  sittlichen  und  intellectuellen  Er- 
ziehung zur  wahren  Cultur,  der  Zucht  des  Einzelnen  an  sich 
selbst,  der  äusseren  Erziehuog  durch  Lehre,  Uebertragung,  Beispiel, 
Sitte,  durch  Entwicklung  der  feineren,  berechtigteren,  edleren  Formen 
der  egoistischen  Motive,  vor  Allem  aber  des  Pflichtgefühls. 
Dabei  wirä  dann  jener  Einfluss  des  Zustands  der  Wirthschafts- 
organisation  und  des  Wirtbschaftsrechts  auf  die  sittliche  Atmosphäre, 
dessen  oben  gedacht  wurde,  zu  berücksichtigen  und  eben  wegen 
dieses  Einflusses  Wirthschaftsorganisation  und  Recht  möglichst  so 
zu  gestalten  sein,  dass  dadurch  die  Motivation  des  wjrthschafüichen 
Handelns  günstig  beeinflnsst  wird. 

Immer  wird  hier  jedoch  das  Erreichbare  von  —  dem  Con- 
stanten oder  nur  höchst  wenig  und  höchst  langsam  Modificirbaren 
und  sich  Modificirenden  in  der  allgemeinen  und  in  der  speciell 
wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  abhängen,  was  in  Theorie 
nnd  Praxis  niemals  vergessen  werden  darf.  Aber  anderseits  ist 
auch  niemals  eine  absolut  feste  Grenze  für  die  Entwicklung  der 
Motivation*  in  günstiger  Richtung  gezogen,  und  wenn  das  Ideal  auch 
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immer,  weil  wir  ,,Meii8chen''  sind  und  bleiben,  UDerreichbar  und 
jede  Annähenmg  daran  gegenüber  der  verbleibenden  Distanz  kaum 
merkbar  sein  mag,  so  wird  doch  die  Aufgabe  selbst  für  den  Ein- 
zelnen ond  für  die  Gemeinschaft  immer  wieder  festgehalten  werden 
müssen.  Dann  erst  erfolgt  die  richtige  ,,Ethi8irang''  der  Moti- 
vation nnd  des  Handelns  im  Wirthschaitsleben. 

Das,  was  in  dieser  Hinsicht  der  Einzelne,  die  Classe,  das 
Volk,  das  Zeitalter,  die  Menschheit  erreichen,  nicht  der  Gflterbesitz, 
der  materielle  Reichthnm  an  sich,  bildet  den  Maassstab  wie  ihres 
sittlichen  Werths  so  auch  der  wahren  Höhe  der  Entwicklung  der 
Wirthschaft  und  der  Gultur  der  Menschen. 

For  die  Methodologie  aber  folgt  ans  dem  indiridaell  variablen  Moment  der 
Beoschlicben  Natur  zweierlei.  Einmal  muss  es  neben  dem  constanten  Moment  des 
«^aU^emein  Menschlichen^',  insbesondere  bei  der  Deduction  aus  dem  ersten  Motiy,  ge- 
Dü^«nd  mit  berücksichtigt  werden,  und  sodann  sind,  um  dies  zu  ermöglichen,  Beob- 
achtungen innerer  psychischer  Art  an  sich  selbst,  aber  auch  äusserer  Art  an  den 
wiithschafilichen  Handlungen  und  den  davon  abhängigen  Erscheinungen  anzustellen, 
in  welchen  die  Motive  der  Handlungen  Dritter  und  (bei  der  Schwierigkeit  objectiver 
und  selbständiger  Prüfung  unserer  eigenen  Motive)  unserer  selbst  ja  allein  äusserlich 
hervortreten  und  Bcobachtungsobject  werden  können.  Daraus  ergicbt  sich  die  Noth- 
wendigkeit  steter  Verbindung  deductiven  und  inductiven  Verfahrens  (§.  65, 
70,  75  L,  76  ff.). 

V.  —  §.  53.  Fehler  der  verschiedenen  theoretischen 
Richtungen.  Fassen  wir  znm  Schluss  dieses  Kapitels  die 
Fehler  zusammen,  welche  nach  den  hier  gewonnenen  Ergebnissen 
den  yerschiedenen  wissenschaftlichen  Richtungen  der  Nationalöko- 
nomie vorgeworfen  werden  dürften. 

Als  schwierige I  höchst  verwickelte,  feine  Probleme  gerade 
der  Psychologie  hat  die  bisherige  Wissenschaft  die  national- 
ökonomischen  Probleme  nicht  immer  genügend  aufgefasst,  wenn 
auch  selten  dieser  Character  der  letzteren  ganz  verkannt  wurde. 
Der  Fortschritt  in  der  Vertiefung  der  Auffassung  ist  der  historischen 
Richtung  mit  zu  verdanken,  aber  diese  hat  dabei  selbst  wieder 
sieht  das  richtige  Maass  inne  zu  halten  und  nicht  immer  die  rich- 
tige Nutzanwendung  ihrer  besseren  psychologischen  Erkenntniss  zu 
machen  gewusst.  Der  Socialismus  ist  aber  noch  viel  weiter  ge- 
gangen nnd  bat  sich  tlber  die  psychologischen  Bedingungen  des 
menschlichen  Handelns  vielfach  ganz  hinweggesetzt:  wohl  von 
allen  sein  grösster  Fehler  in  seiner  Theorie  wie  in  seinen  prac- 
tischen  Bestrebungen  und  Zielen. 

Im  Einzelnen  war  der  Fehler  der  älteren  Theorie,  der  „briti- 
schen Oekonomik'^,  wohl  vornemlich  der,  dass  sie  die  wirtb- 
Bchaftliche  Natur  des  Menschen  zu  sehr  aus  der  allgemeinen 
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Natur  desselben  herauslöste,  mit  ihr  allein  in  ihren  Deduetionen 
und  Erörterungen  operirte,  zu  ausschliesslich  den  Menschen  in 
seinem  wirthschaftlichen  Handeln  vom  ersten  Motiv  auch  im  Leben 
selbst  bestimmt  ansah,  die  anderen  Motive,  die  Combinationen  der- 
selben unter  einander  und  mit  dem  ersten  Motiv,  die  verschiedenen 
Stärkegrade  dieser  Motive,  auch  des  ersten,  nach  Individuen  und 
bei  diesen  wieder  nach  Zeitaltem,  Völkern,  Classen  u.  s.  w.  zu 
wenig,  in  der  Theorie  öfters,  selbst  absichtlich,  gar  nicht,  in  der 
Praxis,  in  der  Politik  auch  nicht  genügend  beachtete.  Diesen 
Fehler  gilt  es  vor  Allem  zu  vermeiden.  Wesentlich  um  dies  zu 
begründen,  wurde  die  MotivatioDstheorie  hier  so  eingehend  ent- 
wickelt. 

Die  historische  Bichtung  hat  dazu  beigetragen,  diesen 
Fehler  zu  berichtigen.  Aber  sie  ist  ihrerseits  wieder  in  den  Fehler 
verfallen,  nun  gleich  den  Schluss  zu  ziehen,  der  eben  aus  dem 
Gesagten  nicht  folgt,  dass  auch  nicht  einmal  zum  blossen  Zweck 
der  methodischen  Isolirung  der  Ursachen  und  der  De- 
duction  aus  einem  Motiv,  insbesondere  dem  ersten,  hypo- 
thetisch von  der  Wirksamkeit  der  anderen  Motive  abgesehen 
werden  dürfe,  um  zunächst  festzustellen,  wie  unter  dieser  Vor- 
aussetzung die  wirthschaftlichen  Handlungen  und  die  davon 
abhängigen  Erscheinungen  ausfallen  werden.  Wir  werden  im 
nächsten  Kapitel  sehen,  dass  ein  derartiges  methodisches  Vorgehen 
unter  gewissen  Bedingungen  durchaus  berechtigt  ist,  vielfach 
grösseren  erkenntnisstheoretischen  Werth  wie  jedes  andere  hat,  ja 
mitunter  —  und  nicht  bloss  zeitweise,  wegen  noch  mangelnder 
Ausbildung  des  anderen,  des  inductiven,  sondern  dauernd  —  das 
allein  mögliche  ist  (Kap.  2,  Hauptabschnitt  2). 

Der  Fehler  einzelner  historischer  Nationalökonomen,  nament- 
lich der  jüngeren  Richtung,  ist  ausserdem  noch,  umgekehrt  wie 
die  ältere  Theorie,  das  erste  Motiv  in  seiner  bleibenden  Be- 
deutung für  das  wirthschaftliche  Handeln,  daher  in  der  That  als 
wesentlich  „Constante^'  zu  unterschätzen,  die  einzelnen  Motive, 
weil  sie  zusammenwirken  und  weil  der  Mensch  als  einheitliches  Wesen 
handelt,  zu  wenig  zu  isoliren  und  mit  der  Verwerfung  der  hypo- 
thetischen Isolirung  der  Motive  die  Grundlage  des  deductiven  Ver- 
fahrens und  schliesslich  letzteres  selbst,  in  viel  zu  weitgehendem 
Maasse  zu  verwerfen. 

Der  Fehler  des  Socialismus  ist,  die  menschliche  Natur  im 
Ganzen,  bei  der  Menschheit,  und  bei  jedem  Einzelnen  als  etwas 
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ZU  ansscbliesslicb  von  äusseren  CFinständen  Abhängiges  anza- 
seheoy  wenn  aucb  eine  gewisse  Abhängigkeit  anzuerkennen  ist.  Da- 
her huldigt  er  einem  falschen  Optimismus  binsicbtlicb  der  Ver- 
änderungs-  und  Verbesserungsfähigkeit  der  menschlichen  Natur 
und  Motivation  und  der  davon  bedingten  wirthschaftliehen  Hand- 
langen und  Erscheinungen.  Er  überschätzt  dabei  ftir  eine  immer- 
hin, wenn  auch  nur  sehr  begrenzt  mögliebe  Veränderung  und  Ver- 
besserung der  Motivation  der  Einzelnen  und  schliesslich  der  Gesell- 
schaft den  Einfluss  materieller  Factoren,  wie  der  Verhältnisse  des 
Wirthschaftslebens ,  und  unterschätzt  denjenigen  ideeller  Factoreu, 
namentlich  auch  religiöser. 

Es  ist  die  Aufgabe,  diese  Fehler  der  älteren  theoretischen,  der 
bistoriscben  und  der  socialistischen  Richtang  möglichst  zu  vermeiden, 
das  in  jeder  Bichtung  enthaltene  Berechtigte  festzuhalten  und  zu 
verbinden  nnd  so  zunächst  den  psychologischen  Unterbau  der  Me- 
thode und  des  Systems  der  Socialökonomie,  in  diesem  Werke  spe- 
ciell  des  grundlegenden  Theils,  herzustellen. 

Allerdings  ein  eklektisches  Verfahren,  welches  aber  der 
Complicirtheit  der  zu  behandelnden  Probleme  auch  allein  entspricht. 


Zweites  Kapitel. 

Object,  Aufgaben,  Methoden,  System  der  Politischen 

Oekonomie. 

§.  54.  Yorbemerkong  und  Litteratur.  Der  Gegenstand  dieses  Kapitels 
stebt  mit  dem  des  ForaDgeheoden  ersten  Kapitels  in  engem  Zusammenhang,  wird 
daher  anch  in  der  Fachlitteratnr  in  solchem  behandelt.  Doch  ist  die  hier  yon  mir  inne- 
gehaltene Trennung  des  Gegenstands  absichtlich  Torgenommen  und  mit  Absicht  auch 
das  Torige  Kapitel  vorangestellt  worden.  Zwischen  den  Lehren  von  den  Aufgaben  und 
der  Methodologie  wird  hier  ebenfalls  absichtlich  unterschieden  nnd  die  erste  wiederum 
abschtlich  im  1.  Hauptabschnitt  yorangeschickt  Auch  das  ist  noch  nicht  allgemein 
üblich,  aber  im  Interesse  der  Sache  und  um  leichter  Klarheit  zu  gewinnen  noth- 
veodig.    Die  Wahl  der  Methode  richtet  sich  nach  der  Aufgabe. 

In  der  deutschen  allgemeineren  systematischen  und  theoretischen  Fachlitteratnr 
pflegt  der  Gegenstand  dieses  Kapitels  in  den  „Einleitungen"'  behandelt  zu  werden, 
tQch  in  den  grosseren  Werken,  indessen  selten  in  der  yon  der  Bedeutung  der  Sache 
geforderten  Schärfe  und  Ausführlichkeit.  Grade  bei  dea  Fielen  und  tiefgreifenden 
CoDrroTersen  auf  diesem  Gebiete  genügen  wenige  thesenartige  Bemerkungen  nicht. 
Sie  hefem  keine  BeweisfQhrung,  sondern  nur  Behauptungen  und  geben  durch  ihre 
Inize,  unvermeidlich  nicht  immer  unzweideutige  Fassung  selbst  zu  neuen  Zweifeln 

BBd  Keinungsrerschiedenheiten  Anlass.     Auch  die  ausländische  allgemeinere  be- 

^fliehe  Facblitteratur  ist  indessen  nicht  viel  weiter  gekommen. 

In  deijenigen  Facblitteratur,  welche  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  oder  wenig- 

^eB3  Haupttheile  daron,  wie  die  Methodologie,  monographisch  bebandelt,  liegen 

^sthroUe    grossere   AuJsführungen    vor.      Besonders    das   Auftreten    der    deutschen 
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historisch  -  nationaMkonomiscben  Richtung  und  die  Polemik  und  Beaction  derselben 
gegen  den  extremen  Smithianismus  und  Ricardoismns,  dann  wieder  die  Einseitigkeiten 
und  Ucbertrcibungen  des  jüngeren  Historismus  (§.  15,  16)  und  die  Beaction  dagegen 
haben  hier  zu  her?orragenden  Leistungen  im  Gebiet  der  Methodologie  geführt.  Mark- 
steine in  der  litterargeschichtlichen  Entwicklung  bilden  hier  die  Btlcher  Fon  K.  Knies 
und  K.  Meng  er.  Von  Deutschland  ist  dann  der  litterargeschichtliche  Streit  über  die 
Methode  ins  Ausland  hinübergegangen,  obwohl  es  hier,  wie  ?or  Allen,  aber  nicht 
allein,  A.  Comte  beweist,  an  ähnlichen  Bewegungen,  wenn  auch  geringeren  Erfolgs, 
schon  ?or  dem  Auftreten  der  deutschen  historischen  Schule  nicht  gefehlt  hat.  Eine 
die  Bedeutung  des  Gegenstands  und  den  Stand  der  Streitfragen  der  Gegenwart  dar- 
stellende grössere  zusammenfassende  Arbeit  fehlt  der  deutschen  Litteratur  noch.  Eine 
solche  liegt  in  dem  guten  Buche  von  Heynes  in  der  englischen  Litteratur  ?or. 

Auf  einem  verwandten  Gebiete  giebt  es  Erörterungen  über  Aufgabe,  Methode, 
über  das  Ob  und  Inwieweit  und  Wie  in  Bezug  auf  „Gesetze",  „GesetzmässigkeiteD** 
in  umfassenderem  Maasse:  auf  dem  Gebiete  der  Statistik.  Namentlich  haben  hier 
theo  retisch -statistische  und  m  oral-statistische  Untersuchungen  Anlass  zu  solchen 
Erörterungen  gegeben,  von  denen  hier  auch  für  die  Nationalökonomie  Act  zu  nehmen 
ist.  Es  ist  vorzugsweise  die  S üssmilch- Qu 6tele tische  Bichtung  der  Statistik, 
auch  die  neuere  Beaction  gegen  dieselbe,  welche  zu  beztlglichen  Erörterungen  geftlhrt 
hat.  Besonders  hervorzuheben  sind  daraus  auch  für  uns  hier  die  Arbeiten  von 
Bümelin  und  neuerer  Moral-  und  Bevölkerungsstatistiker,  wie  Engel,  v.  Oettin- 
gon,  sowie  mathematischer  Statistiker,  wie  Knapp,  Lexis,  Wcstergaard.  Ich 
folge  unten  (§.  SO  ff.)  mehrfach  genauer  meinen  eigenen  hier  einschlagenden  älteren 
Arbeiten. 

Mehr  und  mehr  hat  man  aber  auch  in  der  neueren  Nationalökonomie  erkannt, 
dass  es  sich  in  der  Methodologie  einer  Specialwissenschaft  schliesslich  doch  immer  um 
die  allgemeineren  logischen  und  erkenntnisstheoretischen  Probleme 
handelt,  daher  auch  um  die  Anwendung  der  aUgemeinen  Methodologie  auf  den  be- 
sonderen Fall  der  einzelnen  Wissenschaft.  Deshalb  wird  mit  Becht  Werth  auf  die 
genauere  Fühlung  mit  der  FachUtteratur  der  Logik  und  Erkenntnisstheorie  gelegt, 
wobei  man  freilich  in  den  noch  unausgetragenen  Streit  über  das  Gemeinsame  und 
grundsätzlich,  nicht  nur  gradweise.  Verschiedene  zwischen  der  Logik  und  Erkenntnisse 
theorio  der  Naturwissenschaften  und  der  Geisteswissenschaften  mit  hineingezogen  wird. 
Grade  die  Erörterung  des  bezüglichen  Problems  im  Gebiete  einer  Wissenschaft  wie 
der  Politischen  Oekonomie  als  Socialökonomic  bleibt  dann  aber  auch  nicht  ohne  Ge- 
winn für  diese  Streitfrage  und  für  die  allgemeine  Methodologie.  In  diesem  Werke, 
wo  es  sich  nicht  um  monographische  Behandlung  der  nationalökonomischen  Metho- 
dologie handelt,  sondern  um  die  Darstellung  und  Begründung  der  letzteren  im  Bahmen 
eines  allgemeineren  nationalökonomischen  Werks,  ist  die  methodologische  Frage  über- 
haupt nicht  zu  erschöpfen.  Aber  ich  habe  ihr  und  den  verwandten  Fragen  von  den 
Aufgaben  u.  s.  w.  einen  erheblich  grösseren  Baum  widmen  zu  sollen  geglaubt,  aU 
sonst  in  derartigen  Werken  üblich  ist.  Die  Gründe  ergeben  sich  aus  der  Einleitung 
und  aus  vielen  Stellen  dieses  ganzen  Werks.  Von  den  bezüglichen  neueren  Werken 
über  Logik  und  Erkenntnisstheorie  schliesse  ich  mich  dem  Mill 'sehen,  doch  auch 
jetzt  noch,  wie  vor  26  Jahren  in  meiner  Theorie  der  Statistik,  mehrfach  näher  an,  da 
ich  glaube,  dass  grade  für  die  nationalökonomische  Methodologie  doch  von 
keinem  Logiker  unmittelbar  und  mittelbar  mehr  als  von  Mill  zu  lernen  ist.  Die  Vor- 
würfe der  deutschen  Logiker  und  Erkenntnisstheoretiker  gegen  Mill  und  gegen  sein© 
die  „Logik  der  Geisteswissenschaften"  zu  sehr  nach  der  Logik  der  Naturwissenschaften 
behandelnde  Art  (Dilthey,  S  ig  wart  u.  A.  m.)  habe  ich  nicht  ignorirt  Aber,  soweit 
ich  als  Nicht- Fachmann  mir  ein  Urthcil  bilden  konnte,  scheinen  sie  mir  überhaupt 
nicht  alle  zutreffend  zu  sein.  Sie  gehen  vielleicht  auch  in  der  an  sich  begreiflichen 
und  berechtigten  neueren  Beaction  der  Vertreter  der  „Geisteswissenschaften"  gegen 
die  Neigung,  bei  letzterer  alles  nach  naturwissenschaftlichem  Muster  einzurichten,  in 
Verkennung  des  principiellen  Unterschieds  zwischen  Natur-  und  Geisteswissenschaften, 
doch  wieder  etwas  zu  weit.  Jedenfalls  aber  scheinen  mir  die  Mill'schen  Gesichts- 
puncte  auf  dem  Gebiete  unserer  Special  Wissenschaft  im  Wesentlichen  festgehalten 
werden  zu  dürfen,  so  insbesondere,  was  die  Bechtfertigung  der  Deduction,  auch 
die  analoge  Anwendung  der  inductiven  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung anlangt.    Ausser  Mill  hebe  ich  besonders  Sigwart  und  Wundt  hervor. 
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Ynt  die  Litteratnr  sind  auch  die  ADgaben  oben  in  der  Einleitung,  Kap.  2,  und 
an  der  Spitze  des  rorigen  Kapitels  S.  70  ff.  zn  vergleichen. 

Kationalökono mische  Special-  und  monographische  Litteratnr  über 
die  Gegenstände  dieses  Kapitels,  besonders  über  Methodologie,  Aufgaben:  K.  Knies, 
Politische  Oekonomie  (s.  o.  S.  52),  bes.  III,  Abschn.  2,  3,  6,  10,  11  ,  aber  überhaupt 
dis  ganze  Werk.  —  Kantz,  Nationaldkonomik  als  Wissenschaft  (1.  Th.  der  Theorie 
ond  Geschichte,  Wien  1858),  bes.  2.  Buch,  IL  Abschn.  (n.  A.  Aufgabe)  und  IV.  Abschn. 
(Methode,  S.  367  C),  mit  mancherlei  Liiteraturangaben  zur  Methodologie,  worauf  hier 
ausdrücklich  rerwiesen  werden  mag.  —  E.  Pickford,  Einleitung  in  die  Wissen- 
Bchaft  der  Politischen  Oekonomie,  Frankfurt  a.  M.  1860,  bes.  1.  Abschn.  Kap.  3  (De- 
dnction.  Geschichte,  Statistik}.  —  L.  Brentano,  Arbeitergilden  B.  II  (Leipzig  1872), 
S.  310ft.  (nach  Comte).  —  L.  Cossa,  guida  allo  studio  etc.,  übersetzt  von  Moor- 
in eister,  Einleitung  in  das  Studium  der  Wirthschaftslehre,  Freiburg  1880,  bes.  im 
allfemeinen  Theil,  Kap.  4,  auch  3  (mit  weiteren  Litteraturangaben).  —  Cairnes, 
chuacter  a.  logical  method  of  polit  economy,  2.  ed.,  London  1875.  —  Sidgwick, 
scope  a.  method  of  economic  science,  London  1885.  —  K.  Menger,  Untersuchungen 
über  die  Methode  dei  Socialwissenschaften  und  der  Politischen  Oekonomie  ins- 
blondere,  Leipzig  1883.  Derselbe,  die  Irrthümer  des  Historismus  in  der  deutschen 
XatiooaldkoDomie,  Wien  1884.  —  £.  Sax,  Wesen  xind  Aufgaben  der  KationalOkon., 
Wiea  18S4.  Derselbe,  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswissenschaft,  Wien  18ST, 
Abschn.  I,  auch  sonst  passim,  so  §.24,  25.  —  H.  Dietzel,  Beiträge  zur  Methodik 
der  Wirthschaftswissenschaft,  Conrad's  Jahrbücher,  B.  43  (N.  F.  17),  1884. —-E.  von 
PhilippoTich,  über  Aufgabe  und  Methode  der  Politlschon  Oekonomie,  Freib.  1886 
(TgL  darüber  Hasbach  in  SchmoUer's  Jahrbuch  X.  1886,  B.  2,  S.  990).  — 
G.  Schmoller,  Grundfragen,  bes.  Abschn.  II  und  III.  Derselbe  in  der  Recension 
Ton  Menger  und  Dilthey,  Jahrb.  1883  (jetzt  in  der  Sehr.  „Zur  Litteratargesch.  etc.", 
S. 275£).  —  W.  Hasbach,  Beitrag  zur  Methodologie  der  Nationalökonomie,  in 
Sdimoilers  Jahrbuch  IX  (1885,  B.  1),  S.  545  ff.  (Anknüpfung  an  Sax'  Schrift).  Der- 
selbe, über  eine  andre  Gestaltung  des  Studiums  der  Wirthschaftswissensch. ,  eb.  XI 
(l^ST,  B.  1),  S.  587,  mit  Zusatz  von  Schmoller,  S.  593.  —  A.  Wagner,  Aufsatz 
Systematische  Nationalökonomie  in  Conrad's  Jahrbüchern  B.  46  (N.  F.  12),  18S6.  — 
Klein wSchter,  Wesen  u.  s.  w.  d.  Nat.ök.,  (3onrad's  Jahrb.  B.  52  (N.  F.  18)  S.  601  ff.  — 
Keynes,  scope  a.  method  of  polit.  economy,  London  1891  (auch  für  weitere  litte- 
rariiche  Angaben).  —  M.  Block,  progr^s  de  la  science  6conomique,  I,  Einleitung 
(ebea£ükfür  weitere  Litteratnr).  —  Art.  m^thode  von  A.  Li  esse  im  noureau  dictionn. 
d'teon.  poüt.  II,  256.  — 

Erörterungen  über  Methode.  Aufgabe  u.  dgl.  in  der  nationalökonomischen 

systematischen   Litteratnr.     Vgl.   Einzelnes   in   der   hernach   genannten   litterar- 

göchichtlichen  Litteratnr.    Hier  werden  nur  einige  wichtigere  Werke  hervorgehoben. 

Die  neueren  Schriften  enthalten  meistens  Ausführungen  über  Methode  u.  s.  w.    Bau, 

I 'iVolkswirthschaftslehre,    8.  Aufl  ,   Heidelberg   und  Leipzig  1868),  Einleitung,   bes. 

§.4,  10 — 12.  —  T.  Hermann,  staatswirthschaftliche   Untersuchungen,   1.  Abschn., 

GniBdlcg:uug,  passim.  —  W.  Röscher,  System  I,  Einleitung,  bes.  Kap.  3,  auch  2. 

Derselbe  in  seinem  ursprünglichen  Grundriss  §.  1.  —  Schäffle,  gesollschaftliches 

System,  2.  Aufl.,  passim,  3.  Aufl.,  I,  bes.  §.  27,  28.    Derselbe,  socialer  Körper,  yiel- 

£icb  passim  (s.  Register  u.  d.  W.  Wirthschafts-Methode  in  B.  4),  bes.  I,  120  ff.  und 

Anhang  in  B.  IV,  480  ff.   —   H.  t.  Scheel  im  Schönberg'schen  Handbuch,   Abb. 

Pol«,  üaon.,  §  5—7  (3.  A.,  S.  74  ff.).   —   0.  Cohn.   System  I,  Einleitung  Kap.  1 

(«cb  Kap.  2,   3    passim).   —   W.  Neurath,   Elemente  der  Volkswirthschaftslehre, 

Hol,  Wien  1892,  S.  4  ff.  und  passim  in  dem  geschichtlichen  Abschnitt  —  Jevons 

tl»eory  of  pol.  econ.,  2.  ed.,  London  1879  (auch  3.  ed.).  —  Sidgwick,  principles  of 

polit.  econ..  2.  ed.,  London  1887,  Einleitung,  Kap.  2  und  3.  —  Marshall,  princ.  of 

«»wanica  I,  (2.  ed.,  London  1892),  Kap.  5,   auch  6  und  7.  —  Gide,  princ.  d'econ. 

H(S.  R,  Paris  1889),  allgemeine  Vorbemerkungen.  —  L.  Cossa,  elementi,  1.  Th. 

-P&tten,  premises  of  poüt  econ.,  Philadelphia  18S5,  Einleitung;   Ders.,  theory 

rf  Dynamic  economicö,  Philadelphia  1892,  erste  Abschnitte.  —  R.  Ely,  introduction 

top«lit.  econ.,  Neuyork  1889,  Theil  1,  bes.  Kap.  13,  14.  — 

Hehr^he  Berührungen  des  Gegenstands  und  Darstellung  der  Ansichten  der 
^^n  aber  Aufgabe,  Methode  u. s.  w.  in  den  Werken  der  nationalökonomischen 
Litteratargesch ichte.    So  ron  den  bereits  Torher   genannten  Schriften  in  denen 
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1882.  —  G.  Mayr,  GesetzmSssigkeit  im  Gesellschaftsleben,  München  1877.  — 
M.  Block-7.  Scheel,  Statistik,  Leipzig  1879.  —  A.  Meitzen,  Statistik,  Berlin 
1886.  —  Wostergaard's  gen.  Werk.  —  RUmelin's  Abh.  Statistik  im  3.  B.  Fon 
SchOnberg's  Handbuch.  —  Gabaglio,  teoria  d.  stat,  2.  ed.,  1888.  —  Speciell  ans  der 
Litteratnr  der  sogen,  mathematischen  Statistik  sind  aach  für  die  hier  za  berUhrenden 
Probleme  za  beachten  die  wichtigen  neueren  Arbeiten  ron  Knapp,  über  Ermittlung 
der  Sterblichkeit,  1868  und  Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  1874,  ?oa  W.  Lexis, 
Einleitung  in  die  Theorie  der  Bevölkerungsstatistik,  1875  und  bes.  seine  Theorie  der 
Massenerscheinungen,  1877;  auch  bezügliche  Arbeiten  Fon  Fach-Mathematikem  (Witt- 
stein 1867,  Zeuner  1869). 

Leider  erst  nach  Abschlnss  meiner  Arbeit,  als  die  betreffenden  Bogen  in  den 
Druck  gingen,  kam  mir  die  neueste  einschlagende  Arbeit  Neumann *s,  Naturgesetz 
und  Wirthschaftsgesetz  (Tüb.  Ztschr.  1892,  Heft  3)  zu.   S.  darüber  u.  §.  86  ff. 

Die  Frage,  ob  und  wie  weit  in  der  allgemeinen  (auch  politischen)  Geschichte 
von  „Gesetzen"',  „Gesetzmässigkeiten"'  zu  reden,  wird  hier  und  da  in  der  vorausgebend 
erwähnten  Litteratnr  mit  berührt  Vgl.  die  gen.  Beden  von  Rümelin,  auch  Neu- 
mann's  Aufsatz  (S.  453).  Sonst  Bernheim,  bist.  Methode,  S.  66  ff.,  73,  90  ff.  (mit 
weiterer  Litteratnr).  Die  Fachhistoriker  haben  meistens  den  Standpunct  eines  Bncle 
rundweg  abgelehnt.  Vgl.  G.  Droysen's  betr.  Au£satz  in  v.  Sybel's  Historischer 
Zeitschrift,  B.  9.     Ueber  die  Frage  der  wirthschaftlichen  Gesetze  n.  §.  86—90. 

Ueber  systematologiscbe  Fragen  handeln  die  nationalOkonomischen  Werke 
gewöhnlich  in  Verbindung  mit  den  Fragen  der  Aufgabe,  Methode  u.  s.  w.  Besonders 
hervorzuheben,  ohne  dass  ich  ihr  grade  hier  immer  beistimmen  kann,  ist  wieder  das 
Werk  von  K.  Menger,  auch  dessen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  B.  53.    S.  u.  §.  9S. 


Erster  Hauptabschnitt. 
Object  lind  Aufgaben. 

Die  Erörterungen  über  die  Aufgaben  hängen  mit  den  methodologischen  Fragen 
enge  zusammen.  Die  letzteren  werden  daher,  soweit  nothwendig  oder  zweckmässig, 
schon  in  diesem  Abschnitt  mit  berührt,  einige  Puncto  davon  werden  schon  etwas 
näher  behandelt  Im  darauffolgenden  2.  Hauptabschnitt  über  die  Methoden  wird  die 
betreffende  Lehre  aber  erst  zur  selbständigen  systematischen  Darstellung  nnd  zum 
Abschlnss  gebracht  Einzelne  Wiederholungen  sind  bei  dieser  Behandlungsweise 
nicht  ganz  zu  vermeiden,  aber  das  Darzustellende  wird  dadurch  an  Klarheit  nnd  Yei^ 
ständlichkeit  gewinnen. 

I.  —  §.  55.  Zusammenhang  von  Object,  Aufgabe, 
Methode  und  System.  In  jeder  Wissenschaft  ist  zunächst  das 
Object  festzustellen,  mit  welchem  sie  sich  als  eigene  Wissen- 
schaft zu  beschäftigen  hat.  Aus  dem  Wesen  dieses  ihres  Objects 
folgen  die  Aufgaben,  welche  eine  jede  Wissenschaft  in  Bezug 
auf  ihr  Object  zu  lösen  hat.  Nach  diesen  Aufgaben  richtet  sich 
nothwendig  die  Methode  oder  richten  sich  die  Methoden, 
deren  sich  die  Wissenschaft  zur  Lösung  dieser  ihrer  Aufgaben  be- 
dienen muss.  Eine  Untersuchung  der  Aufgaben  hat  daher  einer 
Erörterang  der  Methoden  voran  zu  geben. 

Eine  abstracto  Behandlung  der  Methodologie  gehOrt  in  die  Erkenntnisstheorie 
und  Logik,  in  einer  concreten  Wissenschaft  ist  sie  nicht  geboten,  ja  nicht  am  Platze. 
Hier  kann  die  Methodologie  nur  in  Verbindung  mit  concretem  Object  und  concreten 
Aufgaben  fruchtbringend  behandelt  werden,  was  in  dem  neueren  methodologischen 
Streit  im  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie  auch  nicht  immer  beachtet  worden  ist. 
Auch   die  nothwendige  Abhängigkeit  der  Wahl  der  Methoden  von  den  Aufgaben  ist. 
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betonders  in  der  jüngeren  deotschen  historischen  Schale«  Öfters  nicht  genügend  er- 
Itinnt  oder  anerkannt  irordeo.  Mancher  Streit  ttber  die  Methode  v&ro  zd  rermeiden 
gewesen  oder  sofort  als  massig  erkannt  worden ,  wenn  man  sich  zuvor  über  die  Auf- 
gaben retständigt  bitte,  oder  der  Streit  w&re  Tom  Gebiete  der  Methoden  anf  dasjenige 
der  AnfSgaben  übertragen  worden,  wo  er  yielleicht  berechtigt  war  and  erst  ausgetragen 
werden  masste.  Und  in  der  That  liegen  wichtigere  and  schwierigere  Streitfragen  aaf 
letzterem  als  aof  ersterem  Gebiete  For.  Für  aUe  diese  Dinge  ist  besonders  aaf 
K.  Menger 's  Bach  zu  verweisen.  Aach  wo  mau  ihm  im  Einzelnen  und,  wie  ich« 
io  etnigen  Ergebnissen,  so  für  das  System,  nicht  beistimmt,  wird  man  immer  darch 
seine  scharfnnnigen  ErOrterangen  Belehrung  and  Förderung  erlangen.  Gegenüber 
den  Unklarheiten  der  historischen  Schule  ist  dieses  grosse  Verdienst  Menger's  beson- 
ders anzuerkennen. 

Die  Bildung  des  Systems  einer  conereten  Wissenschaft  bangt 
ebenfalls  wieder  mit  der  Natur  ihres  Objeets  und  insofern  auch 
mit  den  auf  dieses  bezüglichen  Aufgaben  zusammen.  Doch,  wie 
unten  (§•  98)  näher  gezeigt  werden  soll,  nicht  in  dem  Sinne,  dass  das 
System  ans  den  verschiedenen  Aufgaben  der  Wissenschaft  folgt 
und  etwa  jeder  besonderen  Aufgabe  ein  eigener  Theil  des  Systems 
entspricht  Die  verschiedenen  Aufgaben,  wenn  auch  nicht  noth- 
wendig  immer  alle  zusammen,  liegen  vielmehr  in  allen  Theilen  des 
Systems  vor,  freilich  öfters  in  verschiedenem  Maasse  und  mit  ver- 
schiedenen Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Lösung  einer  jeden 
Aufgabe.  Im  Wesentlichen  wird  das  System  nach  formalen  Gesichts- 
pnncten  der  Zweckmässigkeit  und  nach  der  sachlichen  Verwandt- 
eehaft  von  Specialpuncten  und  Specialfragen,  daher  auch  nach  dem 
ganzen  Character  beider  letzteren  gebildet  werden  können  und 
dtlrfen,  m.  E.  auch  so  gebildet  werden  müssen.  Dabei  werden 
aber  dann  allerdings  in  dem  einen  Theil  des  Systems  mehr  diese, 
im  anderen  mehr  jene  Aufgaben  der  Wissenschaft  hervortreten, 
auch  wohl  im  einen  eine  einzelne  Aufgabe  ganz  fehlen,  welche  im 
anderen  voransteht 

S.  unten  in  diesem  Kapitel  den  3.  Hauptabschnitt  Tom  System.    Hier  ist  einer 
der  Puncte,  wo  ich  Ton  K.  Meng  er  abweiche. 

n.  —  §.  56.  Das  Object  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  ist  die  wirtbschaftliche  Erscheinung  oder 
Thatsache,  demnach  auch  das  ihr  zu  Grunde  liegende  wirtb- 
schaftliche Thun  bzw.  Handeln  des  Menschen,  in  dem  oben 
(§•  29)  angegebenen  Sinne.  Daher  A^es,  was  sich  auf  die  Be- 
sehaffung  und  Verwendung  von  Gütern  zur  menschlichen  Bedürfniss- 
be&iedigung  bezieht. 

Jede  solche  Erscheinung  bietet  nun  verschiedene  Seiten  der 
Betrachtung  hinsichtlich  ihrer  Existenz,  ihrer  Entstebang,  ihres 
Verlaufs,  ihrer  Entwicklang,  dies  Alles  als  Tbatsachen  genommen ; 
Uasichtlich    der  Erklärung  dieser  Tbatsachen  nach  der  causalen 


144   1-  B.  2.  K.  Aufgaben,  Methoden,  Sybtem.  1.  H.-A.  Object  u.  s.  w,  §.  56,  57. 

and  conditionellen  Seite;  hinsichtlich  der  Bedeutung  dieser  That- 
Bachen  für  den  Einzelnen  und  für  Gemeinschaften;  hinsichtlich 
ihres  Verhältnisses  zu  einem  vorschwebenden  Idealbilde  des  Kreises 
von  Erscheinungen ;  zu  welchem  die  einzelne  betreffende  Er- 
scheinung gehört;  endlich  hinsichtlich  der  ökonomisch -technischen 
Hilfsmittel,  deren  sich  der  Mensch  bedienen  kann  und  bedient,  um 
die  Gestaltung  der  Erscheinung  in  für  wünschenswerth  geltender 
Weise  zu  beeinflussen  und  zu  Stande  kommen  zu  lassen. 

Z.  B.  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  far  eine  bestimmte  Arbeitsleistung  sei  die  Er- 
scheinung. Welches  die  Höhe  ist,  wie  sie  sich  verändert  hat  und  weiter  Ter&ndert, 
welche  Gestaltangstendenzen  oderBegelmässigkeiten  („Gesetze**)  dabei  heirortreten,  welche 
Umstände  darauf  eingewirkt  oder  dabei  mitgespielt  haben,  wie  sich  die  Hohe  des  Lohns 
za  den  Leistungen  und  den  Bedurfhissen  des  Beziehers,  zu  den  Leistungen  und  dem 
Einkommen  Anderer  verhält  u.  s.  w.,  wie  sie  sich  zu  dem  Idealbilde  der  Productint&t 
der  Production  und  zu  demjenigen  der  Yertheilung  des  Productionsertrags  verhält, 
welche  Mittel  sich  bieten,  um  sie  diesem  Idealbilde  zu  nähern:  das  sind  die  ver- 
schiedenen Seiten  der  Betrachtung,  welche  die  Erscheinung  der  Höhe  des  Arbeits- 
lohns bietet,  wie  überhaupt,  so  auch  fdr  die  Wissenschaft,  wenn  man  alles  Einzelne 
auf  Kategorieen  näher  unter  sich  verwandter  Momente  zurtlckfuhrt 

Diesen  (6)  Seiten  der  Betrachtung  ihres  Objects  entsprechen 
die  (sechs)  Aufgaben  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekouomie. 

III.  —  §.  57.  Die  Aufgaben  und  die  Classification 
der  Wissenschaften.  Die  Aufgaben  der  Politischen  Oekonomie 
als  Wissenschaft  können  in  Kürze  zusammenfassend  bezeichnet 
werden  als:  die  Feststellung  (Ermittlung)  der  Erscheinungen 
(und  ihres  Verlaufs),  die  Ermittlung  des  Typischen  darin, 
die  Erklärung  ihres  conditionellen  und  Causalnexus,  die  Be- 
urtheilung  ihrer  Bedeutung  (ihres  Werths),  die  Ziel-Auf- 
Stellung  ßlr  ihre  Entwicklung,  die  Wegweisung  zu  diesem 
Entwicklungsziel.  Die  weiter  folgende  Darstellung  und  Erörterung 
dieser  Aufgaben  wird  erst  genau  ergeben,  was  unter  eine  jede 
derselben  iUllt 

Um  den  wissenschaftlichen  Cbaracter  der  Probleme,  mit  welchen 
man  es  bei  verschiedenen  Aufgaben  zu  thun  hat,  hervortreten  zn 
lassen,  kann  man  jede  der  sechs  Aufgaben  in  die  Form  kurzer 
Fragstellungen  fassen. 

I.  In  Betreff  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen:  Was  ist? 
Was  war?  Wie  ist  es?  Wie  war  es?  Was  und  wie  verläuft  es? 

3.  Zeigen  sich  im  Verlaufe  der  Erscheinungen  Gestaltangs- 
tendenzen oder  Regelmässigkeiten  und  welche?  Ergiebt  sich  aas 
dem  Individuellen,  dem  Concreten,  dem  Speciellen  ein  Generelles, 
Principielles,    Typisches,  und  welcher  Art?  Ist  aus  dem  Regel- 


Anfgaben  der  Polit.  Oekonomie.  145 

massigen  des  Verlaufs  aaf  eine  Gesetzmässigkeit  und  ein  Gesetz  zu 
schliesseu  und  auf  welche? 

3.  Welches  sind  die  Ursachen  und  Bedingungen  für  das  Was 
und  Wie  der  Erscheinungen,  des  Individuellen  wie  des  Typischen, 
uod  der  Veränderungen  darin? 

4.  Welches  ist  die  Bedeutung  (der  Werth)  dieses  Was-  und 
Wie-Seios  und  Gewesenseins  der  Erscheinungen  für  die  Kächstbethei- 
ligten  und  ftir  die  Gemeinschaften? 

5.  Was  soll  sein  hinsichtlich  dieses  Was  und  Wie  der  Er- 
scheinungen ? 

6.  Was  hat  zu  geschehen,  was  ist  zu  thun,  um  dieses  Sein 
und  Sollen  der  Erscheinungen  herbeizuführen  oder  sich  ihm  mög- 
lichst zu  nähern? 

Ueberall  wo  das  Object  einer  Wissenschaft  dem  Einfluss  des 
menschlichen  Willens  ganz  entzogen  ist,  liegen  für  die  betreffende 
Wissenschaft  nur  die  drei  ersten  Aufgaben,  eventuell  selbst  nur 
die  erste  oder  die  erste  und  die  zweite,  vor.  Das  sind  die  rein 
theoretischen  Wissenschaften  im  strengen  Wortsinn  oder  die 
bloss  auf  ein  Erkennen  ausgehenden.  Wo  das  Object  einer 
Wissenschaft  aber  dem  Einfluss  des  menschlichen  Willens  in  seiner 
Gestaltung  wenigstens  m  i  t  unterliegen  kann  und  wo  die  Ausübung 
eines  solchen  Einflusses  menschlichen  Wohlfahrtsinteressen  zu  dienen 
vermag,  da  treten  auch  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  hervor. 
Die  Wissenschaften,  bei  welchen  dies  der  Fall  ist,  sind  in  B  e  z  a  g 
auf  diese  drei  letzten  Aufgaben  die  practis eben  Wissen- 
schaften, welche  zugleich  auf  ein  Lehren  zweckmässigen 
Handelns  und  Könnens  ausgehen,  insofern  mit  K.  Menger 
„Knnstlehren^'  genannt  werden  können.  Kurz  gesagt,  handelt 
es  sich  also  bei  den  theoretischen  Wissenschaften  um  Erlangung 
eines  Wissens  zum  Kennen,  bei  den  practischen  um  Erlangung 
eines  solchen  zum  Können,  aber  eben  um  Erlangung  eines 
Wissens  um  des  Wissens  Willen  doch  bei  beiden.  Auch 
die  letzteren  dürfen  daher  den  Namen  von  „Wissenschaften" 
beanspruchen  (vgl.  u.  §.  99). 

Die  Politische  Oekonomie  und  die  Gruppe  von  Wissenschaften, 
in  welchen  sie  gehört,  die  Gesellschafts-,  Rechts-,  Staats-  und 
Wirthschaftswissenschaften ,  umfasst  nun  alle  sechs  Aufgaben,  sie 
wie  jede  der  übrigen  Wissenschaften  ihrer  Gruppe  ist  eine  theo- 
retische Wissenschaft  hinsichtlich  der  drei  ersten,  eine  practische 
hinsichtlich  der  drei  letzten  Aufgaben,  sowohl  eine  Erkennen-Lebre 
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als  eine  Eunstlehre.  Als  theoretische  Wissenschaft  hat  sie  prin- 
cipiell  dieselben  Aufgaben  wie  die  rein  theoretischen  Wissen- 
schaften, was  ftlr  die  Fragen  der  Methodologie  hervorzuheben 
wichtig  ist  Nor  als  zugleich  practische  Wissenschaft  treten  bei 
ibr  jene  anderen  Aufgaben  noch  hinzu. 

Hiemach  ist  die  Streitfrage,  ob  die  Politische  Oekonomie  nur 
mit  der  Frage  nach  dem  ,,Was  ist?''  und  mit  den  damit  zn- 
sammenliängenden  Fragen  zu  thun  habe,  nicht  auch  mit  der  Frage : 
„Was  soll  sein?''  zu  entscheiden,  d.  h.  auch  letztere  Frage 
unter  die  Aufgaben  unserer  Disciplin  zu  reiben^). 

All«  empirischen  oder  Beobachtongswissenschaften,  Natur-  wie  Geisteswissen- 
schaften haben  es  mit  der  ersten,  regelmässig  mit  den  drei  ersten  Aufgaben  zu  thun. 
Die  reinen  Naturwissenschaften  beschränken  sich  darauf,  die  „beschreibenden*^  selbst 
auf  die  erste  Aufgabe  allein ,  die  „angewandten"' ,  z.  B.  die  Medicin,  die  Landwirth- 
schaftelehre,  die  Technologie  ziehen  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  heran.  Mathematik, 
Logik,  Erkenntnisstheorie,  Psychologie  haben  nur  die  drei  ersten,  Ethik,  P&dagogik 
auch  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  Wissenschaften  auf  dem  Grenzgebiete  der  Kator- 
und  Geisteswissenschaften ,  wie  die  Sprachwissenschaft ,  beschäftigen  sich  wieder  nur 
mit  den  ersten  Aufgaben,  ebenso  die  Geschichtswissenschaft.  Ob  die  letztere 
sich  aber  auch  nur  die  dritte  Aufgabe  mit  in  stellen,  FoUends  ob  sie  sich  auf  die 
zweite  und  die  vierte  mit  auszudehnen  habe,  ist  strittig,  wird  von  Ranke  und  seiner 
Schule,  im  Unterschied  zu  Bude  (Aufgabe  2  und  8)  und  Schlosser  (Aufgabe  4)  ab- 
gelehnt.*) Eine  verwandte  Tendenz  zeigt  sich  aber  sogar  für  die  Politische  Oekonomie 
bei  „historischen''  Nationalökonomen  von  der  Richtung  G.  Schmoller's,  unter  Hinweis 
auf  ein  bekanntes  „stolz  bescheidenes*'  Wort  Ranke's  tlber  dessen  Bestrebungen.  Es 
genügt  dem  gegenaber,  auf  die  Ausfuhrungen  hier  und  im  Folgenden  zu  verweisen, 
dann  besonders  auf  K.  Menger,  Untersuchungen,  namentlich  Kap.  1  des  1.  Buchs, 
Anhang  III,  aber  überhaupt  auf  das  ganze  Werk.  Auf  die  Unterscheidung  der  ersten 
und  zweiten  Aufgabe  komme  ich  unten  noch  zurück.  Soweit  Statistik  überhaupt 
als  eigene,  selbständige  Wissenschaft,  nicht  bloss  als  Methode  betrachtet  wiitl, 
hat  auch  sie  die  drei  ersten  Aufgaben  zu  behandeln.  Doch  besteht  auch  bei  ihr  eine 
Richtung,  diejenif^e  der  älteren  „beschreibenden"  Statistik  (Staatskunde),  welche  die 
Aufgabe  dieser  Wissenschaft  auf  die  erste  beschränkt.  S.  darüber  meine  Abh. 
Statistik  im  Bluntschli'schcn  StaatswOrterbuch,  B.  X,  S.  400  ff.  und  die  oben  genannten 
Arbeiten  von  Knies  und  Rümelin  über  Statistik,  sowie  unten  §.  80. 

A.  —  §.  58.  Die  drei  ersten  oder  theoretischen 
Aufgaben.    Sie   bilden  eigentlich  drei  Stufen  einer  einzigen 

V  ^S^  darüber  treffend  auch  Knies  (Politische  Oekonomie,  2.  A.,  S.  S4),  mit 
Oitat  aus  seiner  Recension  von  Roscher's  Werk  in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1855  (N.  9 — 11): 
„Ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Frage,  was  soll  sein?  keineswegs  als  eine  für  die 
Nationalökonomie  nach  geschichtlicher  Methode  ungehörige  betrachtet  werden  kann.'* 
Femer  G.  Cohn,  System  I,  §.51,  der  ebenso  entscheidet  Mein  genannter  Aufsatz  in 
Conrad's  Jahrbüchern  B.  46,  S.  229.  Eisenhardt,  Geschichte,  2.  A.,  S.  234  ff.;  auch 
Buchenberger,  Agrarpolitik,  I.  S.  2,  64.  Anderseits  Röscher,  System  I,  §.  23 ff. 
Auch  Kleinw&chter,  in  Conrad's  Jahrb.  B.  52  S.  603  (wohl  das  Ziel  überschiessend). 

')  Vgl.  0.  Lorenz,  Geschichtswissenschaft  in  Hauptrichtungen  und  Aufgaben, 
Berlin  1SS6,  S.  139  ff.  (gegen  Dubois-Reymond);  ferner  Bern  heim,  historische 
Methode,  S.  70  ff.,  91  ff.:  ,,es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Historikers,  allgemeine  S&tze, 
Gesetze,  Ideen  aus  den  Ereignissen  zu  abstrahiren,  noch  die  Ereignisse  als  Wirkungen 
allgemeiner  Grundgesetze  mechanisch  abzuleiten  und  quantitativ  zu  bestimmen ,  die 
qualitativen  Unterschiede  der  Individualitäten,  welche  den  wesentlichen  Inhalt  der 
Geschichte  bilden,  widersprechen  principicU  und  practisch  dieser  Erkenntnissweiso'*. 
Nicht  einmal  von  empirischen  Gesetzen  sei  hier  zu  reden. 
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Aufgabe  y  nemlich  der,  die  wirtbschaftlicben  ErscheinnDgen 
richtig  kennen  und  verstehen  zu  lernen.  Zu  diesem  Behufe 
mfissen  sie  nicht  nur  gestellt  und  nach  Möglichkeit  gelöst,  sondern 
auch  in  der  angegebenen  Reihenfolge  bebandelt  werden.  Alle 
drei  Aufgaben  hängen  enge  zusammen,  die  nachfolgende  setzt  die 
Lfösnng  der  vorangehenden  voraus.  Die  Politische  Oekonomie  wäre, 
wenn  überhaupt  noch  eine  „Wissenschaft^S  mindestens  keine  eigene 
Wissenschaft  mehr,  sondern  nur  ein  Tbeil  der  Geschichtswissenschaft 
und  der  beschreibenden  Statistik  (Staatskunde)  zu  nennen,  wenn  sie 
sicb^  nach  gewissen  Tendenzen  in  der  „historischen''  Richtung,  auf 
die  erste  Aufgabe  beschränkte.  Im  Gegentheil  hat  sie  sich  gerade 
bei  dieser  Aufgabe  anderer  Wissenschaften,  der  Geschichte,  der 
Statistik,  als  Hilfswissenschaften  und  Methoden  mit  zu  bedienen. 
Erst  mit  der  zweiten  und  dritten  Aufgabe  wird  sie  eine  wahre 
eigene  und  zwar  theoretische  Wissenschaft,  für  welche  die 
Lösung  der  ersten  Aufgabe  uur  die  Vorbereitungsarbeit  zur 
Lösung  der  beiden  folgenden  als  ihrer  eigentlichen  und  Haupt- 
aufgaben ist. 

Damit  wird  hier  die  Torhin  bereits  angedeutete  Neigung,  besonders  im  jüngeren 
Historismus,  abgelehnt,  die  erste  Aufgabe  nicht  bloss  einseitig  henrorzn heben,  sondern 
96  sogar  beinahe  zar  alleinigen  anch  in  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomio 
zn  machen,  nur  oder  doch  zumeist  „Beschreibang"',  „Decription'' ,  nicht  Ableitung 
TOfi  Begelmissigkeiten  u.  s.  w.,  nicht  Eindringen  in  den  Gausalzusammenhang,  ate 
Aufgabe  hinzustellen.  Folgeweise  wird  auch  die  Neigung  für  falsch  gehalten,  con- 
crete  —  nicht  einmal  ? ergleichendel  —  Wirthschaftsgeschichte  und  Wirth- 
schafbstatistik  mit  Politischer  Oekonomie  als  Wissenschaft  zu  identificiren, 
namentlich  mit  der  sogenannten  „speciellen'^  oder  „practischen'*  Nationalökonomie,  — 
eine  auch  logische  Yerirrungund  Verwirrung,  Grade  für  die  Politische  Oekonomie, 
und  zwar  fbr  die  gesammte,  als  eine  theoretische  Wissenschaft,  ist  die  zweite  und 
die  dritte  die  höhere  Aufgabe. 

Die  erste  und  zweite  Aufgabe  h&ngen  besonders  enge  mit  einander  zusammen. 
Ich  habe  sie  frUher  (so  in  dem  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrbüchern)  wohl  als  eine  ein- 
zige in  zwei  Phasen  zusammengefasst  Aber  es  ist  doch  richtiger,  yon  rornherein  zu 
trennen.  Die  scharfen,  klaren  Auseinandersetzungen  K.  Menger 's  über  den  Gegen- 
satz zwischen  den  historischen  und  den  theoretischen  Wissenschaften,  entsprechend 
dem  Unterschied  zwischen  dem  Indifiduellen  und  dem  Generellen  der  Erscheinungen, 
haben  mich  bestimmt,  jetzt  so  vorzugehen.  Abweichend  von  Menger  reihe  ich  aber  doch 
db  eiste  Aufgabe  auch  mit  in  diejenigen  der  Politischen  Oekonomie.  (S.  u.  §.  103.)  Ic)i 
veise  daher  auch  nur  die  Forderung  ab,  dass  man  sich  in  dieser  Wissenschaft  auf 
blosses  Describiren  beschränken  solle,  nicht  die,  dass  letzteres,  allerdings  als  Arbeit, 
velche  wesentlich  die  wichtigeren  Aufgaben  Nr.  2  und  3  nur  vorbereitet,  auch 
eine  der  Aufgaben  unserer  Disciplin  sei.  Wenn  diese  Arbeit  bei  der  ersten  Auf- 
gabe dann  anch  vomemlich  historischer  und  statistischer  Art  ist,  so  kann  man  sie 
doch  immerhin  grade  als  Vorbereitung  zu  der  Materialsammlung  fUr  die  zweite  und 
dntte  Aufgabe  anch  eine  theoretische  nennen. 

§.  59.  —  1.  Die  erste  Aufgabe  ist  die  möglichst  genaue  Fest- 
stelluDg  der  wirtbschaftlicben  Erscheinungen  und  Vorgänge,  ihrer 
EntstehuDg,  ihres  Verlaufs,  ihrer  Entwicklung,  ihrer  Veränderung 
als  '.ndividueller,    concreter    Tbatsacben,    die   dabei   aber 
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bereits  durch  Massenbeobachtung   und  eventuell  womöglich 
Zählung  (statistisch)  zusammengefasst  werden  können. 

Beobachten,  darstellen,  schildern,  zusammenstellen,  eventuell 
auch  bereits  vergleichen,  classificiren  und  tabellarisiren,  daher  be- 
nutzen derjenigen  Methoden,  welche  sich  zu  diesen  Zwecken,  ins- 
besondre zum  Beobachten,  bieten,  sind  die  technischen  Hilfsmittel 
zur  Lösung  dieser  ersten  Aufgabe. 

Demnach  und  allerdings  7or  Allem  und  wesentlich:  Anwendung  indactifen 
Verfahrens ,  historischer  Forschung ,  statistischer  Aufnahmen ,  methodischer  Enqueten, 
methodischer  Einzelbeobachtung  (wie  der  im  engeren  Sinne  „desciibirenden''  National- 
Ökonomen,  t,  B.  der  Schilderer  gewerblicher  Verhältnisse,  Arbeiterzostände  auf  Grand 
persönlicher  Nachforschung,  ,,Ocularinspection'*),  sorgfältiger  und  objccti?er,  wenn 
auch  nicht  systematischer  „täglicher  Beobachtung**  und  Sammlung?  von  Lebens- 
er&hrung  (§.  77  ff.).  Aber  bei  den  nothwendig  immer  verbleibenden  Lücken  der 
Beobachtung,  dem  Fehlen  von  Bindegliedern,  den  unterlaufenden  BeobachtungsfehleriL, 
auch  bei  sorgfältigster  und  oft  wiederholter  systematischer  Beobachtung,  darf  und  muss 
doch  selbst  hier  das  deductive  Verfahren  immer  zugleich  mit  und  als  Ergänzung 
neben  dem  inductiven  angewandt  werden,  d.  h.  Schlüsse  aus  den  möglicher,  wahr- 
scheinlicher oder  sicherer  Weise  —  was  wieder  zu  beobachten  ist  —  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  mitspielenden  psychischen  Motiven  sind  zulässig  und  selbst 
geboten,  um  wirthschafÜiche  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Folgen  menschlicher 
Handlungen  wenigstens  hypothetisch  zu  ermitteln. 

Indem  die  Thatsachen  dann  verglichen,  classificirt,  tabellarisirt 
werden  —  Letzteres  vomemlich,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich, 
in  Zahlen  ausgedrückte  Thatsachen,  daher  in  der  statistischen 
Tabelle  (§.  82)  — ,  erfolgt  bereits  eine  Vorbereitung  des  gesam- 
melten Materials  für  die  Lösung  der  zweiten  und  dritten  Aufgabe. 

Auch  dieser  Umstand  rechtfertigt  es,  die  erste  Aufgabe  mit  für  die  Politische 
Oekonomie  selbst  zu  vindiciren  und  sie  nicht  ganz  anderen  Wissenschaften,  die  frei- 
lich sich  für  ihre  Zwecke  auf  die  erste  Aufgabe  beschränken  können,  wie  der  Wirth- 
Schaftsgeschichte,  Wirthschaftsstatistik,  allein  zuzuweisen.  Schon  das  Urmaterial 
der  individuellen  Thatsachen  muss  mit  Rtlcksicht  auf  die  zweite  und 
dritte  Aufgabe  aufgenommen,  gesammelt,  vollends  verarbeitet  werden, 
auch  wenn  dabd  zunächst  die  LOsung  der  ersten  Aufgabe,  die  blosse  Feststellung  der 
Thatsachen,  der  entscheidende  Gesichtspunct  ist  FUr  die  Zwecke  der  Politischea 
Oekonomie  kommen  dann  allerdings  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  nur  als  HilCs- 
Wissenschaften  und  als  Methoden  in  Betracht  Aber  als  solche  gehören  sie  hierher. 
Nur  die  Prätension  ist  abzuweisen,  dass  diese  Geschichte  und  Statistik  „Politische 
Oekonomie''  seien  und  vollends,  dass  diese  letztere  nichts  Weiteres  sei  (§.  76  ff.). 

§.  00.  —  2.  Die  zweite  Aufgabe  schliesst  sich  an  die  erste 
unmittelbar  und  enge  an.  Es  ist  dem  beobachtenden  menschlichen 
Geiste  kaum  möglich,  sobald  er  die  Beobachtungen  der  Erschei- 
nungen nur  mit  einiger  Aufmerksamkeit  auf  sich  wirken  läset,  das 
Aehnliche  und  Unähnliche,  das  Gleichmässige  und  Ungleichmässige 
der  Erscheinungen  in  ihrem  Vorkommen,  ihrer  Entwicklung,  ihrer 
Reihenfolge  zu  übersehen.  Je  mehr  dann  die  Beobachtungen  sich 
ausdehnen  oder  wiederholen,  um  so  mehr  werden  eventuell  das 
Zufällige,  Gelegentliche,  Nebensächliche  einer-  und  das  Wesentliche, 
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Regelmässige,  Hauptsächliche  anderseits  oder  m.  a.  W.  das  Gon- 
crete  ond  Individuelle  und  das  Typische  und  Generelle, 
das  Variable  und  das  Constante  in  den  Erscheinungen  sich 
von  einander  abheben.  Durch  isolirende  und  generalisirende  Ab- 
straction  wird  dann  Beides  verstandesmässig  von  einander  getrennt 
und  zum  vollen  Bewusstsein  und  Verständniss  gebracht.  Dieses 
Typische  tritt  in  der  Masse  der  beobachteten  Fälle  als  empirische 
Regelmässigkeit  hervor,  welche  als  solche  bereits  auf  sie  be- 
dingende und  bestimmende  feste  oder  festere  Ursachen,  da- 
mit auf  eine  Gesetzmässigkeit  hinweist.  Denn  für  unser 
immer  nothwendig  auf  Grund  des  Gausalgesetzes  operirendes  Denken 
ergiebt  sich  der  Schluss  von  selbst,  dass  es  mächtigere,  tiefere, 
gleichmässiger  wirkende  Ursachen  sein  müssen,  welche  sich  im 
Typischen  der  Erscheinungen  durchsetzen.  Das  fuhrt  dann  aber 
auch  zu  der  Annahme,  dass  das  Typische,  das  Generelle,  nicht 
das  Concrete,  das  Individuelle  dasjenige  sei,  welches  das  wahre 
Wesen,  den  eigentlichen  Grundcharacter  der  Erschei- 
nungen bilde,  und  dass  daher  die  Ermittlung  dieses  Typi- 
schen die  Aufgabe  —  unsere  zweite  Aufgabe —  sei,  welche  zur 
tieferen  Erkenntniss  der  Erscheinungen  führe,  als  die  blosse  Fest- 
stellung des  Individuellen.  M.  a.  W. :  diese  zweite  Aufgabe  wird 
damit  für  die  Wissenschaft  zur  wichtigeren,  als  die  erste,  wenn 
die  Erfüllung  dieser  auch  vorangehen  muss. 

Nun  gehen  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  aber  auf  die 
wirthsehaftlichen  Thätigkeiten  der  Menschen  mit  zurück  und  diese, 
bzw.  die  Handlungen  werden  als  Willensacte  durch  Motive  bestimmt. 
Daher  fUhrt  gerade  die  Ermittlung  empirischer  Regelmässigkeiten 
der  Erscheinungen  als  muthmaasslicher  von  festen   Ursachen  be- 
dingter und  bestimmter  Gesetzmässigkeiten  zu  der  Annahme,  dass 
in  der  hier    mitspielenden    menschlichen  Motivation    ein    starkes, 
wenigstens  einigermaassen  constantes  Element    enthalten    sein 
ond  sich  in  den  Handlungen   und  dadurch  in  den  Erscheinungen 
durchsetzen  muss.    Denn  nur  mit  dieser  Annahme  neben  der 
Annahme    des    Constanten    in    der    äusseren  Natur  (der 
dtrengen  Naturgesetzlichkeit  hier)  ist  die  Wahrnehmung  von  Regel- 
mässigkeiten wirthschaftlicher  Erscheinungen  als  den  Folgen 
(Wirkungen)  menschlicher  Handlungen  vereinbar.  Nur  ein  einiger- 
maassen constantes  und  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  constant 
wirkendes  Motiv  oder  eine  entsprechende  constante  und  constant 
wirkende  Combination  von  Motiven  bietet  nach  dem   Satze  vom 
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zareichenden  Grunde  eine  genügende  Erklärung  der  Regelniässig- 
keit  der  wirthscbaftlieben  Handlungen  und  Erscheinungen. 

Daher  drängt  die  Wahrnehmung  solcher  Begelmässigkeiten  mit 
Noth wendigkeit  zur  Nachforschung  nach  einem  solchen  Motiv  oder 
einer  solchen  Motivcombination  hin,  mithin  zur  Analyse  der  das 
wirthschaftliche  Tbun  bestimmenden  oder  dabei  irgend  mitwirken- 
den Motive.  Sowohl  die  eigene  innere  Selbstprüfung  als  die  Beob- 
achtung an  dem  Tbun  (den  Handlungen)  Andrer  fuhrt  dann  zu  dem 
Ergebniss,  dass  von  allen  den  im  vorigen  Kapitel  analysirten  Leit- 
motiven und  den  zu  einem  jeden  derselben  gehörenden  Special- 
motiven den  Gharacter  einer  einigermaassen  Gonstanten 
nicht  eine  bestimmte  Gombination  von  Leit-  und  Specialmotiven, 
sondern  nur  ein  einzelnes  Leitmotiv,  und  zwar  das  erste,  das 
Streben  nach  dem  eigenen  wirthscbaftlieben  Vortheil,  allenfalls  mit 
der  „altruistischen^^  Erweiterung  zum  Streben  für  diesen  Vortheil 
persönlich  Nahestehender,  an  sich  trägt. 

Allerdings  auch  nur  den  Gharacter  einer  einigermassen  Gonstanten,  indem 
rariable  Elemente  nach  Individuen,  Classen,  Yolkcm,  Zeitaltem  n.  s.  w.,  wie  oben  hin- 
länglich betont  worden  ist,  auch  hier  mitspielen  und  die  wechselnden  Gombinationeii 
dieses  ersten  Motivs  mit  anderen  Motiven  als  weitere  variable,  die  Wiilcsamkeit  jener 
Gonstanten  beeinflassenden  Elemente  sich  geltend  machen;  aber  anderseits  doch  in 
der  That  auch  in  der  grossen  Masse  der  F&Ue,  zumal  im  entwickelteren  freien  \li^irth- 
Schaftsverkehr,  wo  die  Personen  keinen  Grund  haben,  andere  KUcksichten  als  auf 
ihr  wirthschaftliches  Interesse  zu  nehmen,  eine  wirklich  einigermaassen  Gon  st  ante 
{§.67  ff.,  81). 

Aus  dem  Allen  folgt,  dass  auch  gerade  wieder  bei  der  Lösung 
dieser  zweiten  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie  neben  der 
äusseren  Beobachtung  der  wirthscbaftlieben  Erscheinungen  und  der 
Nachforschung  nach  Regelmässigkeiten,  nach  dem  Typischen  dieser 
Erscheinungen  in  grösseren  Beobachtungsreihen,  also  neben  der 
Anwendung  des  inductiven  Verfahrens,  das  deductive  Verfahren 
und  zwar  speciell  die  Deduction  aus  unserem  ersten  Leitmotiv  be- 
rechtigt ist.  Ja,  man  kann  dann  auch  einen  Schritt  weiter  geben 
und  auf  Grund  der  inneren  und  äusseren  Beobachtung 
der  die  wirthscbaftlieben  Handlungen  bestimmenden  Motive  und  der 
überragenden  Bedeutung  des  ersten  Leitmotivs  dabei  mit  der  De- 
duction aus  diesem  Motiv  beginnen,  in  der  Annahme  (Hypothese), 
dass  es  das  wirthschaftliche  Tbun  bzw.  Handeln  bestimme  und  allein 
bestimme  (§.  68). 

Nothwendig  bleibt  dabei  nur  immer  die  Berücksichtigung  der  Thatsache,  dass 
diese  Annahme  selbst  in  der  Masse  der  Fälle  und  yollends  im  einzelnen  Falle  nicht 
immer,  namentlich  nicht  immer  genau,  sondern  nur  einigermaassen  zutrifft,  daher 
die  deductiven  Schltlsse,  im  Allgemeinen  und  zumal  im  Einzelfall  nur  einen  bedingten  « 
einen  mehr  oder  weniger  grossen  Wahrscheinlichkeitswerth  haben  und  einer  contro- 
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tireoden  Kacbprüfang  an  den  Thatsacben  bedOrfen,  d.  b.  dass  wieder  das  indactitre 
Yerfabren  miodesteos  nacbträglicb  and  ergänzend  Platz  greifen  moss  (§.  74,  75). 
Aber  die  Torsicbtige  Anwendung  der  Dednction  ans  dem  ersten  Leitmotiv  aocb  scbon 
zom  BefriiiD  der  Untersacbang  wird  durcb  diese  Erwägung  nicbt  aosgescblossen.  Bei 
der  Schwierigkeit ,  mitunter  der  CnmOglicblceit  äusserer  Beobacbtnng,  namentlich  ge- 
nQgend  zahlreicher  und  gentlgend  feblerfrei'sr,  wird  um  so  mehr  Werth  und  Berech- 
tigung des  deductiven  Verfahrens,  wenn  auch  immer  nur  in  den  angedeuteten  Grenzen, 
anzuerkennen  sein.  Das  ist  zu  Gunsten  der  Ansichten  und  Methode  der  älteren  bri- 
tischen und  der  neueren  österreichischen  Schule  gegen  die  Behauptungen  des  jüngeren 
HitfUmmus  festzuhalten. 

FUr  den  Unterschied  des  Indiriduellen  und  Generellen  in  den  wirthschaftlichen 
Erscheinungen  und  für  die  Bedeutung  dieses  Unterschieds  für  die  Classification  der 
Wissenschaften  ist  auf  K.  M engeres  „Untersuchungen''  zumeist  zu  rerweisen.  Die 
Fachlitteratur  bietet  nichts  ähnlich  Eindringendes  und  Scharfes.  Auf  die  Erklärung 
und  Begründung  der  in  diesem  Paragraphen  gebrauchten  Ausdrücke  empirische  Regel- 
mäasigkeit,  Gesetzmässigkeit,  und  auf  die  Frage,  ob  diese,  insbesondere  der  zweite, 
überhaupt  in  der  Politischen  Oekonomie  gebraucht  werden  dürfen,  sowie  auf  die  ganze 
Frage  über  „Gesetze**  auf  diesem  Gebiete  komme  ich  im  nächsten  Abschnitte 
(Methoden)  noch  zu  sprechen  (§.  74,  86  ff.).  Ich  glaube  die  Terminologie  und  die  Auf- 
fassung festhalten  zu  dürfen,  welche  ich  bereits  vor  langen  Jahren  in  meiner  Schrift 
tber  die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willktthrlichen  menschlichen  Handlungen 
(l,  Schiassabschnitt)  uni  in  meiner  Abhandlung  über  Statistik  im  Bluntschli'schen 
StaatswOrterbuch  vertreten  und  dort  zu  begründen  versucht  habe.  Vgl.  auch  Neu- 
minn's  neusten  Au&atz  über  Natur-  und  Wirthschaftsgesetz  (o.  S.  142). 

§.  61.  —  3.    Die  dritte  Aufgabe  ist  die  Erklärung  der  Ur- 
sachen und  Bedingungen  des  causalen  und  conditionellen  Zusammen- 
hangs der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  ihrer  Entstehung,  ihres 
Verlaufs,  ihrer  Wechselbeziehungen  und  Abhängigkeitsverhältnisse, 
und  zwar  hier  nun  sowohl  des  Individuellen  als  des  Generellen 
der  Erscheinungen :  die  theoretisch  höchste  und  zugleich  die  Schluss- 
aufgäbe,  an  welche  erst  geschritten  werden  kann,  wenn  und  soweit 
ak  die  beiden  ersten  Aufgaben  nach  Möglichkeit  gelöst  sind.    Die 
Arbeit  an  dieser  dritten  Aufgabe  bildet  aber  ersichtlich  nur  eine 
Fortsetzung  und  Vertiefung  derjenigen  an  der  zweiten.    Das  That- 
Bächliche    der  Erscheinungen  feststellen,    das  Typische  in    ihnen 
ermitteln,   Beides  alsdann  auf  Ursachen  und  Bedingungen  zurUck- 
ftlhren  und  so  erklären  oder  nach  einander  beantworten,  was  ist, 
was  war,  was  ist  das  Wesentliche  dabei,  warum  war  und  ist  es 
und  so,  wie  es  war  und  ist:  das  ist  der  gebotene  methodische  Gang. 
Bei  der  Beschäftigung  mit  der  zweiten  Aufgabe  werden  wir  schon 
auf  Ursachen    und  Bedingungen    als    bestimmende  Factoren  hin- 
gewiesen,   aber  nur  in  dem  Sinne,  dass  wir  zur  Annahme  des 
Vorhandenseins    solcher    aus    dem    Gbaracter    der    Erscheinungen 
nnd  ihres  Verlaufs  genöthigt  und  nur  etwa  muthmaassungsweise 
anf  bestimmte  (concrete)  Ursachen  und  Bedingungen  als  die  maass- 
gebenden  oder  mitspielenden  geführt  werden.    Bei  der  dritten  Auf- 
gabe handelt  es  sich  dagegen  darum,    diese  Ursachen  und  Be- 
dingungen selbst  wirklich  zu  ermitteln,  ihren  Einfluss  auf 
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die  Erscheinungen  und  wie  gesagt  nunmehr  sowohl  auf  das  Indi- 
viduelle —  daher  auch  die  Variationen,  die  Abweichungen  vom 
Typischen  im  concreten  Fall  —  als  auf  das  Generelle,  Typische 
der  Erscheinungen  möglichst  genau  zu  bestimmen,  demnach  das 
Abhängigkeitsverhältniss  der  Erscheinungen  von  den  Bedingungen 
und  Ursachen,  das  Wirken  der  letzteren  in  derselben  und  in  sich 
kreuzender  und  überhaupt  bestimmt  in  welcher  Richtung  genau 
festzustellen,  eventuell  selbst  es  in  Formeln  und  sogar  unter  Zahl 
und  Maass  und  Rechnung  zu  bringen,  woran  wenigstens  mitunter 
bei  Vorhandensein  betreffenden  statistischen  Materials  gedacht 
werden  kann  (§.  81,  82). 

Die  Aufgabe  darf  hier  nicht  mehr  auf  die  Untersuchung  de» 
Typischen  nach  seinen  conditionellen  und  causalen  Seiten  be* 
schränkt  werden,  wenn  dies  auch  immer  noch  die  Hauptsache 
bleibt.  Auch  die  Abweichungen  vom  Typischen,  welche  sich  even- 
tuell wieder  auf  Regeln  zurückführen  lassen ,  und  schliesslich  die 
concreten  einzelnen  Erscheinungen  in  ihrer  individuellen  Qestaltun^ 
und  in  ihrer  Uebereinstimmung  mit  wie  in  ihrer  Abweichung  von 
partiellen  und  allgemeinen  Regelmässigkeiten  und  Typen  müssen 
wie  das  Typische  selbst  auf  ihre  bestimmten  Ursachen  und  Be- 
dingungen zurückgeführt  und  so  erklärt  werden.  M.  a.  W.  man 
muss  ebenso  suchen  zu  erklären,  warum  das  und  das  Typische 
sich  zeigt  und  warum  es  da  und  da  zurücktritt,  warum  die  und 
die  Ursache  und  welche  Ursache  oder  Ursachen  die  im  Ganzen 
beherrschenden,  sich  regelmässig  durchsetzenden  sind  und  wamm 
da  und  da  andere  Ursachen  und  alsdann  welche  Ursachen  das 
Individuelle  bestimmen,  warum  es  ähnlich  mit  den  Bedingungen 
geht  und  welche  Bedingungen  dies  sind. 

Ad  irgend  einem  practischen  Beispiel,  der  Preisbildung,  der  Lohnbewegung, 
der  EntwicUang  des  Grossbetriebs,  lässt  sieb  leicht  verfolgen,  welche  Fragen  hier 
nach  dem  Vorausgehenden  bei  dieser  dritten  Aufgabe  anftanchen  and  der  Beant- 
wortung harren. 

Die  Unterscheidung  von  Ursachen  und  Bedingungen  ist 
bei  dieser  Aufgabe  beachtenswerth.  Sie  ist  aber  nicht  immer  ein- 
fach und  sicher  durchzuführen.  Die  Ursache  ist  das  Moment, 
welches  eine  wirthschaftliche  Erscheinung  bewirkt  und  ihr  die  und 
die  Gestalt  gegeben  hat,  die  Bedingung  dagegen  dasjenige,  welches 
sie  überhaupt  und  in  dieser  Weise  mOglich  gemacht  hat(Ahren8). 
Ursachen  sind  die  bezüglichen  wirthschaftlichen  Thätigkeiten,  daher 
die  Willensacte  der  Menschen,  Bedingungen  theils  ebenfalls  mensch- 
liche Thätigkeiten,  theils  Einrichtungen,  Normen,  welche  freilich  ja 
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immer  aach  menschlichen  Willensacten,  Handlangen  ihre  Entstehung 
and  Fonction  verdanken.  Als  Ursache  wirkt  bei  einer  wirthschaft- 
liehen  Erscbeinang  die  menschliche  Handlang  anmittelbar  anf  deren 
Entstehen,  Gestaltung,  Verlauf  ein,  als  Bedingung  sowohl  die  Hand- 
lung wie  die  Einrichtung,  die  Norm  mittelbar,  indem  sie  die  Vor- 
nahme der  direct  verursachenden  Handlung  oder  die  Wirkung 
dieser  Handlung  oder  die  Handlung  so  und  so  vorzunehmen,  ihr 
80  Qod  80  zu  wirken  erst  möglich  macht,  fördernden,  hemmenden 
Emflass  darauf  ttbt  u.  s.  w. 

Die  grossen  Organisationen,  Einrichtungen,  Normen  des  Staats,  der  Rechts- 
oidnüogen,  die  Th&dgkeiten  der  Öffentlichen  Körper  kommen  yornemlich  als  Be- 
dingimgen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  in  Betracht  Aber  auch  die  Leitongs-, 
ControUrbeiten ,  die  Untemehmong  (der  nntcmehmnngsweise  Betrieb  als  Organisation 
der  Arbeit  Dritter  gedacht),  die  Kapitalbeschaffung  für  den  concreten  Prodacüons- 
zweck  sind  eigentlich  zonichst,  mindestens  in  der  Kegel  zumeist  Bedingungen, 
Dicht  Ursachen  derjenigen  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  welche  die  Producte 
selbst,  die  Arbeitszeugnisse,  darstellen.  Hiemach  sind  überhaupt  nur  Natur  und 
direct  aof  die  Natur  einwirkende  Arbeit  Ursachen,  Factoren,  Kräfte  der  Pro- 
düction,  Kapital  und  Unternehmung  Bedingungen  derselben.  Etwas  Derartiges 
scliTebt  auch  gewissen  socialistischen  Richtungen  7or,  welche  nur  die  materielle 
Arbeit  in  der  Production  beachten.  Aber  der  Schloss  aus  solcher  Auffassung  ist  falsch. 
Die  Erfüllung  der  Bedingungen  für  die  Production  (Kapitalbeschaffung,  Verwen- 
dQBgsleituog,  Untemehmerdiätigkeit)  ist  ebenso  wichtig,  je  nachdem  wichtiger,  als  die 
ErfäluDg  der  Ursachen  der  Production,  die  directe  materielle  (Hand-)Arbeits- 
leistDDfT.    Und  ««Arbeit**,  „wirthschaftliche'*  Arbeit  ist  Beides. 

Die  Methoden  zur  Lösung  der  dritten  Aufgabe  ergeben  sich 
wieder  aus    der  letzteren  selbst.    Hauptsache  ist  die  mindestens 
streng   logisch -gedankenmässige,    womöglich  experimentelle  oder 
nach  deren  Analogie  erfolgende  Isolirung  der  Ursachen,    Be- 
dingungen,   Wirkungen,  Folgen.    Für  die   gedankenmässige  Iso- 
lirnng   leistet  wieder  das  deductive  Verfahren,    wo  aus  nachge- 
wiesenen wie  angenommenen  psychischen  Motiven  abgeleitet  wird, 
besondere  Dienste.  Da  als  Ursache  wie  als  Bedingung  wirthschaft- 
licher  Erscheinungen  menschliche  Tbätigkeiten   und  demnach  von 
Motiven  bestimmte  Willensacte  in  Betracht  kommen,  so  wird  gerade 
hier  das  deductive  Verfahren  von  vornherein  eine  bevorzugte 
Stellnng  einnehmen.  Freilich  wieder  auf  Grund  innerer  und  äusserer 
Beobachtung  wird  man  möglichst  diejenigen  Motive  festzustellen 
hiben,  welche,  und  die  Art  und  Weise,  wie  sie  einwirken   und 
ixan  auf  die  Beschaffenheit  der  Handlung   und  Erscheinung  als 
^er  Wirkung  schliessen.  Aber  auch  von  angenommenen  Ursachen 
wd  Bedingungen  wird  man  ausgehen  dürfen,    um  dann  zu  er- 
forschen, wie  die  Ableitungen  daraus  mit  der  Wirklichkeit  stimmen, 
wonach  darauf  jene  ersteren  Voraussetzungen  der  Deduction  be- 
^^^  oder   berichtigt   werden.    Zu    diesem  Zweck   müssen    Be- 
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obacbtuDgen  der  Erscheioangen  selbst  daher  immer  daneben  ber- 
geben,  tbeils  um  an  solcben  Beobachtangen  die  Scblüsse  des  de- 
dactiven  Verfabrens  zu  prüfen,  za  berichtigen,  genau  zu  machen, 
tbeils  aber  auch  um  aus  ihnen  Begelmässigkeiten  in  der  Gestaltung, 
Wiedericehr,  Entwicklung  der  Erscheinungen  und  Abweicbungen  da- 
von abzuleiten  und  so  direct  auf  die  Ursachen  und  Bedingungen  ge- 
führt zu  werden.  Demnach  also  auch  hier  die  Anwendung  des  inductiven 
Verfahrens.  Dasselbe  ist  dann  möglichst  so  zu  gestalten,  dass  es  die  Be- 
nutzungderMethodenderexperimentellenForschung  und  mitderen  Hilfe 
eine  quasi-experimentelle  Isolirang  der  Ursachen  u.  s.  w.  ermöglicht. 

Namentlich  die  vergleichende  Statistik,  ungleich  mehr  als  die  foUends 
niemals  einen  „exacten"  Beweis  gestattende  Geschichte  (Historik),  wenigstens  die  rein 
historische  Methode,  und  immerhin  auch  noch  besser  als  die  vergleichende  historische 
Methode,  welche  sich  der  statistischen  doch  nur  n&hert  (§.81,  84  ff.),  hat  hier  eine 
wichtige  Aufgabe,  ab  direct  die  Ursachen  und  Bedingungen  —  wenigstens  nach 
hoher  Wahrscheinlichkeit  —  aufdeckendes  Probererfahren  gegenüber  den  Schlüssen 
der  Doduction  aus  den  Motiven,  —  allerdings  Beides  unter  der  Voraussetzung  einer 
genügenden  technischen  Ausbildung  der  Statistik.  Weiteres  hierüber  unten  in  der 
Methodenlehro  (§.  81  ff.,  84),  wo  auch  darzulegen  sein  wird,  wie  die  Yerwickeltheit 
des  causalen  und  conditionellen  Zusammenhangs  die  Schwierigkeiten  der  ausschliess- 
lichen Anwendung  sowohl  des  deductiven  als  inductiven  Verfahrens  steigert  und  die 
Ergebnisse  jedes  einzelnen  unsicherer  macht,  was  wiederum  nur  um  so  mehr  zur 
Verbindung  beider  Verfahren  nOthigt.  Dass  auch  dabei  das  deductive  Verfahren 
seinen  Vorzug  behauptet,  erklärt  sich  daraus,  dass  es  öfters  aUein,  mindestens  ge- 
dankenmässig ,  die  Ursachen  zu  isoliren  und  methodisch  von  den  einfacheren  zu  den 
verwickeiteren  Fällen  vorzugehen  gestattet. 

B.  —  §.  62.  Die  drei  letzten  oder  die  practischen 
Aufgaben.  Hatten  es  die  drei  analysirten  ersten  Aufgaben  mit 
dem  Sein,  Werden,  dem  Wesentlichen  und  dem  Gelegentlichen^ 
mit  den  Ursachen  und  Bedingungen  der  wirthscbaftlichen  Er- 
scheinungen zu  thun,  so  die  drei  letzten  Aufgaben  mit  etwas  hier- 
von durchaus  Verschiedenem :  einmal  mit  Werthurtbeilen,  die  vierte 
Aufgabe,  sodann  in  Anknüpfung  daran,  mit  Aufstellung  von  Ideal- 
bildern und  Messen  der  Wirklichkeit  daran,  die  fünfte  Aufgabe, 
und  schliesslich  mit  Hinweisungen  auf  die  Mittel  und  Wege,  um 
die  Wirklichkeit  in  der  Richtung  nach  diesen  Idealbildern  zu  sich 
entwickeln  zu  lassen  und  zu  diesem  Behufe  auf  sie  zweckmässig 
einzuwirken,  die  sechste  Aufgabe. 

Die  Möglichkeit  und  die  Vernünftigkeit,  solche  practische 
Aufgaben  überhaupt  zu  stellen,  ist  an  zwei  nicht  zu  trennende 
Voraussetzungen  gebunden,  dass  es  sich  hier  nemlich  um  mensch- 
liche Wo  blfahrtsinteressen  handelt  und  dass  die  betreffen- 
den wirthscbaftlichen  Erscheinungen  durch  den  menschlichen 
Willen  (Tbun,  Handlungen,  Unterlassungen)  in  einer  diesen  Inter- 
essen mehr  oder  weniger  dienlichen  Weise  beeinflnsst  werden  können« 
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Fehlte  die  erste  Voranssetziing ,  so  hätte  es  keinen  Sinn,  selbst  nar  die  vierte, 
^e^veige  die  fünfte  und  sechste  Aafgabe  za  stellen.  Fehlte  die  zweite  Voraos- 
setzung,  so  könnte  zwar  immer  noch  die  vierte  Aufgabe  aaftaachen,  wenn  Wohlfahrts- 
interessen der  Menschen  in  Frage  kämen  —  z.  B.  menschlich  nicht  beeinflossbaren 
Katarthatsacheo,  so  doch  im  Wesentlichen  dem  Klima,  der  Bodenbeschaffenheit  (Stractar, 
hhalt)  gegenaber.  Selbst  die  fünfte  Aufgabe  fiele  nicht  nothwendig  völlig  fort, 
¥eDD  sie  auch  kein  practisches  Interesse  mehr  hätte.  Aber  die  sechste  Aufgabe 
käme  natarlich  gar  nicht  in  Betracht. 

Die  Art  and  Weise,  wie  nnd  die  Intensivität,  in  welcher  die  drei 
practischen  Aufgaben  hervortreteo,  wird  daher  auch  bestimmt  einer- 
seits  von  der  Auffassung  dessen,  was  man  unter  menschlicher 
Wohlfahrt  versteht,  von  der  Werthlegung  darauf,  von  der  Bedeu- 
tung, welche  man  den  wirthscbaftlichen  Dingen  fUr  diese  Wohlfahrt 
beimisst  und  anderseits  von  der  Ansicht  und  Einsicht,  dass  und 
wie  menschliche  Willensacte,  Handlungen  im  Stande  sind,  die 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  in  der  Richtung  der  dem  vor- 
schwebenden Wohlfahrtsideale  sich  nähernden  Entwicklung  zu  be- 
einflussen. In  ersterer  Hinsicht  ist  deshalb  der  ganze  Cultur-, 
Sitten-,  Religionszustand  eines  Zeitalters,  in  zweiter  Hinsicht  das 
gewonnene  Verständniss  der  ökonomischen  und  technischen  Ent- 
wicklangsbedingungen  desWirthschaftslebens,  die  naturwissenschaft- 
liche Einsicht  in  die  Naturkräfte  und  das  technische  und  ökono- 
mische Vermögen,  diese  Einsicht  für  die  Zwecke  der  Production 
zn  yerwerthen,  maassgebend.  Das  Auftauchen  der  drei  practischen 
Äafgaben  ist  demnach  selbst  wieder  als  ein  nothwendiges  Product 
eines  bestimmten  höheren  Entwicklungsstadiums  von  Technik, 
Wirthschaft  und  Cultur  anzusehen. 

Es  wird  so  erklärlich,  was  die  Geschichte  der  Yolkswirthschaft,  der  Politik,  der 
CultQT  bei  hoher  entwickelten  Völkern,  in  der  modernen  Welt  daher  besonders  seit 
dem  Alling  des  Mittelalters  in  den  letzten  Jahrhunderten  zeigt:  das  schärfere  and 
bcvQsstere  Herrortreten  der  materiellen,  der  wirthschaftlichen  Interessen  und  einer 
Virthschaftstheorie  nnd  Praxis,  welche  immer  zielbewusster  diesen  Interessen  dienen. 
Was  wir  in  der  Gegenwart  sehen ,  das  ToUe  Cebergewicht  der  materiellen  Interessen, 
die  Ansicht  ?on  ihrer  entscheidenden  Bedentang  für  das  geistige  und  sittliche  Volks- 
leben, die  Ueberzeagang  ?on  derselben  Bedeutung  des  technischen  Fortschritts  für 
die  menschliche  Wohlfahrt,  d.  h.  fUr  das,  was  man  heute  darunter  versteht,  —  das 
Alles  ist  nur  ein  Glied  in  der  ganzen  Entwicklung  des  geistigen  Lebens  der  modernen 
CftltarrOiker.  Die  ,«materialistutche'*  Geschichtsauffassung  und  Evolutionstheorie  des 
^>ocialismiis  mit  ihrer  Ueberschätzung  der  Möglichkeit  und  der  practischen  Bedeutung 
dö  technischen  Fortschritts  stellt  nur  wieder  das  änsscrste  Extrem  in  dieser  Entwick- 
Infig  dir. 

£s  ist  daher  klar,  dass  bei  Völkern  und  in  Zeitaltern,  wo  die  irdischen  Inter- 
^^^  nach  religiösen,  allgemein  verbreiteten  und  mächtig  Jedermann  beeinflussenden 
Aaschauongen  za  Bedeutung  zurückstehen,  Aufgaben  wie  unsere  drei  practischen 
tböhtupt  wenig  hervortreten.  Nicht  minder,  wo  nach  Recht  und  Sitte  und  nach  der 
^e  tragenden  aUgemeinen  Volksaberzeugung  das  gesammte  Wirthschaftslcbcn ,  die 
^t^Hong  der  Stände,  der  Einzelnen  darin  streng  gebunden  sind  und  vielleicht  sogar 
^  der  herrschenden  religiösen  Auffassung  als  gottgewollte  Einrichtungen  gelten, 
d»  fehlt  die  Kritik  des  B^ehenden  oder  bleibt  machtlos  auf  einzelne  Köpfe  be- 
Kkrtnkt  und  damit  fehlen  auch  wieder  die  Bedingungen  für  das  Hervortreten  unserer 
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drei  Anfgaben.  Je  niedriger  der  Stand  der  Prodactionstechnik  auf  allen  Gebieten 
wirthschafüicher  Thätigkeit  ferner  ist,  je  sichtbarer  und  fühlbarer  bei  mangelnder 
Einsicht  in  Wesen  und  >Mrken  von  Naturkräften  die  äussere  Natur  wie  eine  fast  un- 
verrtlckbare  Schranke  dem  Menschen  und  seinen  wirthschaftlichen  Bestrebungen 
gegenübersteht,  je  mehr  seine  Muskelkraft  in  der  Production  noch  allein  der  kraft- 
gebende Factor  ist,  seine  Geisteskraft  sich  nur  in  eng  begrenztem  Maasse  bei  der 
Lösung  der  technischen  Productionsprobleme  erfolgreich  bethätigen  kann :  desto  mehr 
wird  natürlich  —  und  grade  von  den  Vernünftigsten,  Nüchternsten  —  der  historisch 
überkommene,  thatbächlich  bestehende  Zustand  des  Wirthschaftslebens  als  etwas 
Naturnothwendiges,  wenig  oder  nicht  Veränderliches,  die  mit  diesem  Zustand 
verbundene  sociale  Ordnung  ebenfalls  als  etwas  Festes,  wieder  auch  als  etwa» 
„Natürliches'',  nicht  als  etwas  in  Entwicklung  begriffenes  oder  gar  Willkuhrtichcs 
angesehen.  Und  abermals  tauchen  daher  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  jene 
drei  Aufgaben  auch  gar  nicht  auf,  ja  es  giebt  unter  solchen  Verhältnissen  überhaupt 
noch  leine  „Wissenschaft"'  ?om  Wirthschaftsleben.  Nur  in  der  Phantasie,  ixa 
Mährchen,  in  einer  Zanberwelt  beschäftigt  sich  der  Volksgeist  mit  derartigen  Auf- 
gaben und  schafft  sich  ein  Bild  ?om  „Schlaraffenlande". 

Umgekehrt  natürlich,  je  mehr  religiöse  Anschauungen  an  Macht  verlieren,  daa 
„Irdische*',  „Weltliche"  an  Werthschätzung  gewinnt,  die  Freude  daran  wächst,  die 
alte  wirthschaftliche  und  sociale  wie  die  politische  Gebundenheit  der  Classen,  Stände, 
Einzelnen  sich  lockert,  der  Kriticismus  und  Individualismus  sich  verbreiten,  das  in 
Recht  und  Wirthschaft  Ueberkommeno  und  Bestehende  als  etwas  mehr  oder  weniger 
Willkfihrliches  erscheint,  die  Naturwissenschaften  fortschreiten,  die  auf  sie  gestützte 
Technik  .,\Vunder  schafft",  welche  alle  frühere  Phantasie  und  Zauberwelt  übertreffen : 
desto  mehr  wird  das  Wirthschaftsleben  und  die  davon  bedingte  sociale  Ordnung  selbst 
Gegenstand  kritischer,  wissenschaftlicher  Botrachtang,  erkennt  man  es  als 
einen  sich  bewegenden,  sich  entwickelnden,  von  eigenen  „Gesetzen"  abhängigeD 
Organismus,  prüft  man  es  an  einem  Wohlfahrtsideal,  vergleicht  daran  die  Wirklich- 
keit und  sinnt  auf  „Keformen",  d.  h.  man  stellt  sich  eben  immer  klarer  die  drei  hier 
in  Bede  stehenden  Aufgaben.  Einseitigkeiten,  wie  sie  dann  etwa  in  Betreff  der  Wtlr- 
digung  des  technischen  Productionsfortschritts  und  seiner  weiteren  Entwicklung,  al» 
eine  Art  „socialtechnische  Zukunftsmusik"  begegnen  —  nirgends  mehr  als  in  den 
Phantasieen  des  Socialismns  —  werden  dann  wieder  psychologisch  begreiflich,  zumal 
in  einem  Zeitalter  wirklichen  raschen  technischen  Fortschritts.  Die  nüchterne,  die 
wirklich  wissenschaftliche  Auffassung  muss  vor  Ueberspanntheit  und  Illusionen  auch 
in  diesem  und  grade  in  diesem  Puncto,  hinsichtlich  eines  „socialistischen  Schlaraffen- 
lands"  natürlich  warnen.  Aber  sie  darf  und  muss  doch  auch  den  richtigen  Kern  von 
Wahrheit  festhalten,  welcher  hier  immer  mit  vorliegt. 

Man  läuft  am   Wenigsten  Gefahr ,   bei  der  BeBcbäftignng  mit 
den  drei  practischen  Aufgaben  den  wissenschaftlichen  Boden 
zu  verlassen,  wenn  man  in  Betreff  folgender  Puncte  besonnen  vor- 
geht.    Einmal    wenn  man  das  geschichtlich   Ueberkommene  and 
thatsächlich  Vorhandene  selbst  als  ein  wenigstens  seinerzeit  Noth- 
wendiges  auffassen  und  verstehen  lernt ,  das  eben  deswegen  ancb 
seine  mindestens  relative  Berechtigung  hat  und  wenn  man  es  für 
alle  Reformfragen  in  Theorie  und  Praxis  zum  Ausgangspunct  nimmt. 
Femer  wenn  man  bei  der  allerdings  nothwendigen  und  ricbtigen 
Würdigung  des  Einflusses  der  Rechtsordnung  auf  die  Gestal- 
tung des  Wirthschaftslebens ,   auf  Production  und  Vertheiluog  — , 
so  namentlich  bei  der  Würdigung  der  maassgebenden  BedeotaDg- 
der  Eigenthums-,  auch  speciell  der  Privateigenthumsordnung  in  Be- 
treif der  sachlichen  Productionsmittel  hierfür  —  in  der  Kritik  dieaex^ 
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RechtsordouDg  aas  den  wirthschaftlichen  und  socialen  Folgen  der 
letzteren  heraus  die  jeweilige  Rechtsordnung  doch  selbst  wieder 
als  ein  wenigstens  relativ  nothwendiges  geschichtliches  Prodnct 
aoffasst,  welches  nur  wieder  mit  Aenderung  auch  allgemeiner  tech- 
nischer, wirthschaftlicher,  socialer,  cultnrlicher;  sittlicher  Verhält- 
nisse eine  passende  Aenderung  erfahren  kann.  £ndlich  gilt  es  die 
wichtigste,  aber  auch  gefährlichste  lUnsion  des  doctrinären  Badi- 
calismus,  wie  gegenwärtig  namentlich  des  extremen,  wissenschaft- 
lieben wie  politiscli- agitatorischen  Socialismus,  zu  vermeiden,  auf 
die  im  vorigen  Kapitel  schon  wiederholt  hingewiesen  wurde:  nem- 
lieh  die  äussere  Natur,  weil  wir  grosse  Fortschritte  in  der  Erkennt- 
DJss  ihrer  Gesetze  machen  und  diese  Erkenntniss  immer  mehr  in 
der  Technik  benutzen  lernen,  und  die  menschliche  psychische  Natur, 
weil  sie  von  äosseren,  auch  wirthschaftlichen,  socialen  Lebensver- 
hältnissen beeinflusst  wird,  nicht  in  höherem  Grade  als  bewegliche, 
biegsame,   bildsame  Factoren  anzusehen,  als  sie  thatsächlieh  siod. 

lo  Betreff  der   äusseren  Natur  wird  dieser  Fehler  zwar,    wörtlich  fz^esprochen, 
kiam  gemacht,  indessen  in  der  Ueberschwänglichkeit,  mit  der  die  naturwissenschaft- 
liches und   technischen  Fortschritte  gepriesen  werden,   Uuft  eine  Anschauung  leicht 
Ukter.  welche  die  bleibende  harte  SprOdigkeit   der  Natur  selbst  zu  übersehen  geneigt 
ist    In  Betreff  der  psychischen  (und  ethischen)  Natur  des  Menschen  aber  macht  sich, 
vie  wir  früher  sahen,  die  Neigung  bemerklich,  die  Veränderungsf&higkeit  des  mensch- 
Hchen  Trieblebens  und  der  Motivation  nicht  nur  ftXr  fiel  zu  leicht,  sondern  auch  für 
Ttel  zu  gross  —  selbst  in  denkbar  weitestgehenden  Fällen  —  anzusehen,  woraus  denn 
joM  rid  zu  optimistischen  Folgerungen  des  Socialismus  gezogen  werden.      Hier  gilt 
es  TOT  Allem,    ftlr  die   nOchteme  Wissenschaft  auch  bei  der  Behandlung  der  prac* 
tischen  Aufgaben  Maass  zu  halten  und  sich  Tor  dem  Wahne  zu  hüten,  dass  durch  die 
^lone,  wenn    auch    rielleicht   noch  so  richtige   Kritik    des  Bestehenden   schon   der 
Berds  für  dessen  nothwendige  und  erspriessliche  Beseitigung  und  Beseitigbarkeit  und 
Enetzbarkeit  durch  ein  TöUig  Anderes,  Neues  geliefert  sei.   Denn  die  Möglichkeit  und 
ik  bessere  Bewährung  eines  solchen  Neuen  ist  durch  eine  solche  Kritik  ja  nicht  schon 
t^ewiesen,  sondern  setzt  immer  einen  eigenen  directen  Beweis  voraus.    Bei  diesem  mag 
licht  die  Angabe  jeder  Einzelheit  eines  socialokonomischon  zukünftigen  Neubaues  im 
Vortos  zu  Teiiangen   sein,   wohl  aber  die  Vereinbarkeit  des  Bauplans  wie  mit  den 
^istorgesetzen,  mit  welchen  jede  Technik  in  der  Production  zu  rechnen  hat,  so  auch 
Bit  den  psychischen .   im  Wesentlichen   festen  Grundzügon  der  menschlichen  Natur. 
Das  BOSS   namentlich  gegenüber  dem   positi?en  Programm   des  Socialismus  und  der 
^oemen,  jetzt    sogar   mit  einem   wissenschafdichen  Mäntelchen  gedeckten  Doctrin 
{«^lialten  werden,    „keine  Gemälde  des  socialistischen   Zukunftsstaats'\   als   etwas 
vineaschalilich  Dntlianliches,  Utopisches,  entwerfen  zu  wollen  und  zu  können  (s.  fol- 
eesdeo  §.)i). 

Dem  wissenschaftlichen  Gharacter  der  drei  letzten  Auf- 
gaben und  der  Einheitlichkeit  der  Disciplin,  in  welcher  diese  Anf- 
^ben  eben  nur  ein  zweiter  Theil  der  wissenschaftlichen  6e- 


^^  Vgl.  die  in  diesem  Puncto  characteristischen  Ausführungen  in  dem  Aufsatz 
M  Entwurf  des  neuen  Parteiprogramnis''  in  der  socialdemokratischen  Zeitschrift 
^  Zeit,  R  IX,  2,  S.  723  ff.,  749  ff.,  bes.  S.  757,  75S.  Darüber  meine  Kede  auf  dem 
^••5«^  Congress  1S92. 
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sammtauf  gäbe  sind,  entspricht  es  ancb  allein,  wenn  bei  denselben 
an  die  Ergebnisse  der  Beschäftigung  mit  den  drei  ersten  Aufgaben 
angeknüpft  wird.  Zu  diesen  Ergebnissen  gehört  nun  u.  A.  nament- 
lich die  Erkenntniss  der  Einwirkung  der  Privatrechtsordnung,  be- 
sonders der  Privateigenthums-  und  der  Vertragsrechtsordnung  auf 
die  gesammte  Oestaltung  der  Production  und  Vertheilung  und  auf 
die  einzelnen  wirthschaftlichen  Erscheinungen  auf  beiden  Gebieten. 
Diese  Einwirkung  gilt  es  zu  beurtheilen,  sie  an  einem  aufzustellen- 
den Idealbilde  der  Production  und  Vertheilung  zu  prüfen  und  danach 
Mittel  und  Wege  der  Reform  zn  erwägen ,  aber  eben  immer  unter 
Berücksichtigung  der  gegebenen  äusseren,  wenn  auch  im  steigenden 
Maasse  durch  naturwissenschaftlich-technische  Fortschritte  unter  die 
Herrschaft  des  Menschen  gelangenden  Natur  und  der  im  Wesent- 
lichen ebenfalls  in  ihrem  Triebleben  und  ihrer  Motivation  gegebenen 
und  darin  nur  geringfügiger  und  besten  Falles  höchst  langsamer 
und  schwer  allgemeiner  zu  machender  Veränderungen  fähigen 
psychischen  menschlichen  Natur. 

Z.  B.  die  Bedeataog  der  Specolation ,  der  Ck>DJaiictiir  für  Production  und  Yer- 
thcilang,  der  Einflass  der  zerspUtterten  und  planlosen  Prodoctionsweisc  aof  den  G^ng 
der  Prodoction,  die  Einwirknog  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Productions- 
mltteln  auf  den  Arbeitslohn ,   auf  Bentenbildung  (Grundrente !) ,   auf  private  Kapital- 
bildung,  auf  sociale  SteUong  wird  durch   die  Untersuchungen  im  Gebiete  der  theo- 
retischen Aufgaben,   besonders   der  dritten,   ermittelt    Es    ist  nattlrlich  und  wissen- 
schaftlich durchaus  berechtigt,  diese  Ergebnisse  nun  bei  der  Behandlung  der  practischen 
Aufgaben  zum  Ausgangspuncte  zu  nehmen  und  daraufhin  z.  B.  auch,  wenngleich  zu- 
nächst nur  vom  Standpuncte  der  Kritik  aus,  selbst  sehr  weitgehende  Yeränderangen 
der  Eigenthumsordnung  für  wünschenswerth  zn  erkl&ren.    Ob  und  wie  dieselben  dann 
zu  erfolgen  haben,  hängt  freilich  erst  von  der  vorhin  geforderten  Beweisführung  ihrer 
Ausführbarkeit   und  ihrer  wenigstens  muthmaasslich  besseren  Bewährung  ab.     Aber 
begreiflich  und   principiell  richtig,   auch  correct  wissenschaftlich  ist  es  doch,   dass 
grade   nach  jenen    Ergebnissen   aus  der  Arbeit  im  Gebiete  der  theoretischen 
Aufgaben  tiefgreifende  Eigentbomsreformen,  entsprechende  Veränderungen  der  wirthi- 
schaftlichen   Organisation   verlangt   werden    (z.  B.   in  den  Verhältnissen  städtischen, 
namentlich  grossstädtischen  Grundeigenthums),   indem  eben  an  das  historisch  Ueber^ 
kommene   und   zn    Recht   wie   tbatsächlich  Bestehende   der  Maassstab   der   social- 
Okonomischen  Kritik  gelegt  wird.    Mit  der  Ausbildung  der  Politischen  Oekonomie 
als  theoretischer  Wissenschaft  hat   man   eben  einen  kritischen  Maassstab  gewonnen, 
welcher  früheren  Zeiten   fehlte.     Die  Diagnose  der  historischen  Wirthschaftsordnung^ 
ist  eine  ganz  andere  f^cworden,  die  Prognose  desgleichen.    Es  ist  nur  natürlich,  da&& 
auch  das  therapeutische  Verfahren  sich  demgemäss  ändern  muss.    Hier  trifi^  die  Ana- 
logie mit  den  Verhältnissen  auf  naturwissenschaftlich-medicinischem  Gebiete  durchaos 
zu.    Die  Therapie   bleibt  freilich  auf  beiden  Gebieten   das  Schwierigste  und  bbher 
Mangelhafteste.     Aber  dass  sie  sich  in  den  Bahnen  der  wissenschaftlichen  Diagnose 
bewege,  ist  doch  ein  in  beiden  Fällen  gleich  berechtigtes  Verlangen,  bei  aller  Mangel^ 
haftigkeit   und  Lückenhaftigkeit   der  Diagnose  selbst   noch.      Ein  blosses  Curiren  ata 
den  Symptomen   ist   in  der  auf  den  Ergebnissen  der  theoretischen  Arbeit  der  Poli-- 
tischen   Oekonomie    sich    aufbauenden    wirthschaftlichen   Praxis    oder  Therapie    so 
wenig  mehr  ausreichend,  als  in  der  auf  naturwissenschaftlichem  Fundament  stehendeza 
medicinischen  Therapie. 

§.  63.  —  1.    Die  vierte  und  fünfte  Aufgabe  stehen  in  so 
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engem  ZasammenbaDge,  dass  sie  gleich  vereint  hier  besprochen 
werden.  Bei  der  vierten  Aufgabe  handelt  es  sich  um  Werth- 
nrtheile,  bei  der  fünften  um  die  Gewinnung  eines  Maassstabes 
i^  diese  Urtbeile  an  einem  Idealbilde ,  welches  theils  zu  diesem 
Zwecke,  dem  Vergangenen  und  Gegenwärtigen  gegenfiberi  theils 
za  dem  practischen  Zweck ,  dem  Zukünftigen  eine  Richtung  an- 
zQweisen,  aufzustellen  ist. 

In  der  vierten  Aufgabe  sind  daher  die  wirthschaftlichen  Er- 
scheinungen und  ihr  Verlauf,  ihre  bisherige  Entwicklung  und  ihre 
Weiterentwicklungstendenz  zu  beurtheilen  in  ihrer  Bedeutung  oder 
ihrem  Werthe  fttr  die  durch  diese  Erscheinungen  nächstberührten, 
mit  ihnen  in  unmittelbarer  Verbindung  stehenden  Personen  (Pro- 
dacenten,  Consumenten,  Theilnehmer  am  Productionsertrage,  Ver- 
kiufer,  Käufer  u.  s.  w.),  ftlr  engere  und  weitere  Volkskreise,  schliess- 
lich ftir  die  ganze  socialökonomische  Gemeinschaft,  das  „Volk'', 
daher  hinsichtlich  des  Arbeitsmaasses ,  der  Arbeitsart,  der  Be- 
dilrfnissbefriedigurg  nach  Kosten,  Art,  Umfang,  Gesichertheit. 

Ein  solches  Urtheil  setzt  aber  Vergleichungen  und  diese 
setzen  wieder  einen  Maassstab  voraus,  wie  er,  wenn  auch  nicht 
immer  mit  klarem  Bewusstsein,  auch  bei  jedem  Urtheil  über  Er- 
scheinungen im  Gebiete  der  Production  und  Vertheilung  angewendet 
wird,  z.  B.  bei  der  Beurtheilung  der  Productivität  eines  ökonomisch- 
technischen  Verfahrens,  eines  Kostenbetrags,  eines  Preises,  eines 
Lohnes,  Gewinnes  u.  s.  w.    Unmittelbar  ergiebt  jede  Vergleichung 
zwischen  zwei  Erscheinungen  derselben  Art,  z.  B.  zwei  Productions- 
Terfabren,  zwei  Kostensätzen,  zwei  Qualitäten,  Preisen  derselben 
Waare,  Löhnen  derselben  Arbeit,  zwei  ökonomischen  Lebenslagen, 
schon  Anhaltspuncte  zu  einem  Urtheil,  indem  die  Differenz,  welche 
die  Beobachtung  zeigt,  im  einen  Fall  günstig,  im  anderen   un- 
günstig erscheint  und  danach  sich  das  Urtheil  richtet.    Aber  da- 
mit wird   noch   kein  allgemeiner  Maassstab  gewonnen,  nach 
welchem  sich  ein  allgemeines  Urtheil  fällen  Hesse.   Ein  solcher 
^[^uussstab  liegt  in  einem  Idealbilde,  mit  welchem  man  dann 
^  Wiriilichkeit  vergleicht  und  die  Differenz  zwischen  Ideal  und 
Wirklichkeit  misst. 

Ein  solches  Idealbild  darf  aber  natürlich  kein  willkührliches 
Pkantasiebild  sein,  das  keinen  practisch  brauchbaren  Maassstab 
^thtn  würde.  Es  braucht  aber  auch  keineswegs  ein  solches  zu 
^.   Vielmehr  lassen  sich  genügende  Anhaltspuncte  finden,   um 
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ein  Idealbild  von  realistischem  Werthe,  welches  einen  brauch- 
baren Maassstab  abgeben  kann,  aufzustellen^). 

Die  Aufgabe  theilt  sich  für  das  Gebiet  der  Fragen  der  Pro- 
duction  uod  der  Vertheilung. 

Auf  ersterem  mnss  zunächst  nach  dem  jeweiligen,  empirisch 
festzustellenden  Stande  des  besten  ökonomisch-technischen 
Könnens  ermittelt  werden,  was  die  Prodnction  qualitativ,  qnanti- 
tativ,  nach  dem  Kostenpuncte  überhaupt  zu  leisten  fähig  ist.  Damit 
ist  das  jeweilige  Ideal  der  ökonomisch -technischen  Leistnngsßlhig- 
keit  der  Production  gefunden.    Mit  demselben  ist  die  ökonomisch- 
technische Wirklichkeit  des  Producirens  zu  vergleichen  und  nach 
der  Differenz  zwischen  Ideal  und  Wirklichkeit  die  letztere  zu  be- 
urtheilen.   Das  Ziel  muss  dann  sein,  sich  diesem  Ideale  möglichst 
zu  nähern,   soweit  rein  ökonomisch -technische  Rücksichten  allein 
hier  maassgebend  sind,  was  freilich  nicht  immer  der  Fall  ist.    So- 
dann ist  aber  auch  für  die  Production  und  ihre  Leistung  im  Ver- 
hältniss    zum    Güterbedarf  für    die  Bedürfnissbefriedi- 
gnng  ein  Ziel  aufzustellen  und  dadurch  wieder  ein  zweites  ent- 
sprechendes Ideal   zu    gewinnen,    welches  der  Wirklichkeit  zum 
Maassstab  der  Beurtheilung  dienen   kann.    Dieses  Ziel  und  Ideal 
ändert  sich  freilich  zeitlich  (geschichtlich)  und  örtlich  immer  wieder 
und  lässt  sich  nur  für  eine  gegebene  wirthschaftliche  Entwicklung 
und   für  eine  gegebene  Weiterbildung  derselben,  daher  besonders 
nur  für  einen  gegebenen  Stand  der  Productionstechnik  und   eine 
gegebene  Bevölkerungsgrösse  und  für  einen  gegebenen  Fortschritts- 
grad ersterer  und  Zuwachsgrad  letzterer  aufstellen.   Das  Ziel  muss 
unter  diesen  Voraussetzungen  sein,  dass  innerhalb  eines  Gemein- 
schaftskreises, wie  insbesondere  eines  Volks  (in  der  „Volkswirth- 
schaft''),  eine  richtige  Höhe  und  Beschaffenheit  und  ein  richtiges 
Kostenmaass  der  Production,  bzw.  der  Ergiebigkeit  derselben  nnd 
der  Producte    selbst    behufs  der  angemessenen  Bedürfnissbe- 
friedigung  des  Gemeinschaftskreises,  des  Volks  erreicht  wird. 

Daher  in  ersterer  Hinsicht,  in  Betreff  der  Menge  und  Art  der  Prodocte  soTiel 
und  Derartiges,  dass  die  gerechtfertigten  materieUen,  geistigen,  sittlichen  BedtirfBisd« 
des  Volks  in  nicht  zu  kleinem  und  dürftigem,  aber  auch  in  nicht  zu  grossem  aoj 
üppigem  Maasse  befriedigt  werden,  welches  letztere  ebenfalls  nicht  ein  „Ziel'*  des 
wirthschaftlichen  Entwicklung  sein  darf,  wenn  man  in  der  Regel  auch  nur  an  den 
andern  Fall,  an  die  Ueberschreitung  der  Production  gegenüber  den  Bedürfnissea  ,  ao 
die  „zu  kleine*'  Production  denkt.    In  zweiter  Hinsicht,  in  Betreff  der  Kosten,  femei 


')  V^gl.  auch  hier  wieder  die  zutreffenden  Bemerkungen,  welche  Knies  scho^ 
1S65  gegen  Koscher  wesentlich  ähnlich  machte,  Polit.  Ockon.  2.  A.  S.  42.  Aucl 
Eiscnhardt,  Geschichte,  2.  A„  S.  234  ff. 
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ine  solche  GestaltoDg  der  letzteren,  welche  dem  erreichbaren  Kostenminimam,  daher 
lern  erreichten  Stande  der  Technik  and  dem  regelmässigen  Fortschritt  derselben  mOg- 
lebst  allgemein  entspricht,  was  dann  auf  die  Ermöglicbnng  angemessener  BedUrfniss- 
^friedignng  des  Volks  zortkckwiriit^). 

Damit  ist  das  Ideal  einer  den  Bedürfnissen  entsprechenden 
L^eistongsföhigkeit  der  Prodnetion  gefunden ,  mit  diesem  Ideal  ist 
neder  die  Wirklichkeit  zu  vergleichen,  daran  zu  messen,  danach 
.u  beurtbeilen  und  diesem  Ideal  gilt  es  sich  dann  in  der  Wirk- 
ichkeit  möglichst  zu  nähern. 

Auch  auf  dem  Grebiete  der  Fragen  der  Vertheilung  ist  es 
Qoglichy  ¥ne  wir  später  im  3.  Buche  näher  zeigen  werden,  ein 
^iel  und  Ideal  au&ustellen,  freilich  auch  hier  nur  ein  historisch 
lud  Ortlich  veränderliches,  namentlich  immer  nur  für  einen  ge- 
rebenen Stand  der  Productionstechnik  und  der  Bevölkerungsgrösse 
md  für  eine  gegebene  Fortentwicklung  beider.  Der  Antheil  der 
^lasse  nnd  des  Einzelnen  am  Productionsertrage  entscbeidet  über 
He  ihnen  mögliche  relative  Bedürfnissbefriedigung.  Wie  er  sich 
)assend  zn  gestalten  hat,  ist  vom  Standpuncte  des  dauernden 
vahren  Interesses  der  Gemeinschaft,  des  Volksganzen  aus 
erwägen.  Sobald  einmal  die  Productionstechnik  die  Productivität 
ler  nationalen  Arbeit  hinlänglich  gesteigert  hat  und  die  Bevöl- 
verungsgrösse  und  ihr  Wachsthum  sich  in  den  erforderlichen 
jrenzen  im  Verhältniss  zum  technischen  und  Prodnctionsfortschritt 
lält  —  immer  eine  indispensable  Bedingung  in  dieser  Frage, 
i^as  der  Socialismus  fälschlich  ganz  unbeachtet  lässt  —  so  darf 
lueh  bei,  ja  gerade  bei  einem  auf  der  Privateigenthumsordnung 
aufgebauten  Productionssystem  als  ideales  Ziel  folgende  Vertheilung 
hingestellt  werden:  einmal  hinsichtlich  der  wesentlich  von  der  Ver- 
werthong  ihrer  Arbeitskraft  lebenden  Volksclassen,  der  sogen,  „ar- 
beitenden'^  Classen  i.  e.  S.,  eine  Beantheiligung  derselben  am  Er- 
trage, welche  ihnen  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  in  einem  ihre 
physische,  geistige  und  sittliche  Entwicklung  verbürgenden  Um- 
fang and  in  einer  entsprechenden  Art  sowie  ihre  Tbeilnahme  an 
Ciüturgtttem  gestattet  und  mit  steigender  Productivität  der  natio- 


')  Vgl.  hierzu  das  Buch  ron  H.  Losch,  nationale  Prodnetion  und  nationale 
Bemfsfliedening ,  Leipzig  1892,  wo  die  wirkliche  technische  Leistung  anf  vielen 
Prodnctionsgebieten  mit  der  unter  besonders  günstigen  Umständen  schon  erreichten 
^Tr^hchen,  die  Differenz  gemessen  und  die  allgemeine  Erreichung  dieser  technischen 
H6he  ab  ideales  Ziel  hingestellt  wird.  Lehrreiche  statistische  Ausführungen,  nur  dass 
Wi  ^m  Schloss  die  Bedingtheit  der  wirklichen  allgemeinen  La^e  der  Produc- 
tiea!*eclmik  durch  die  gegebenen  Verhältnisse ,  die  örtliche  Vertheilung  der  Be- 
^iknmg  and  dgl.  nicht  genügend  beachtet  wird. 

i- WtgBer,  Grandlegtui;.    3.  Auflage.    1.  Theil.    Grundlagen.  11 
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nalen  Arbeit  dieser  Glassen  eine  mindesteDs  yerbältDissmässig  mit- 
wachsende Verbessemng  ihrer  wirthschaftlichen  Lage  gewährt 
(Rodbertns);  sodann  hinsichtlich  der  besitzenden  und  höheren  Gre- 
sellschaftsclassen  eine  Höhe  und  Art  des  Erwerbs,  welche  ihren 
wirthschaftlichen  Leistungen  im  Interesse  der  Production  und  ihrer 
Function  im  Interesse  der  gesellschaftlichen  Cultnr  entsprechen, 
daher  mit  richtiger  Beschränkung  des  Maasses  des  Erwerbs  und 
mit  thunlichstem  Ausschluss  ökonomisch  unreellen  und  ethisch  be- 
denklichen Erwerbs. 

Mit  einem  solchen  Idealbilde  der  Vertheilung  ist  dann  wieder 
die  wirkliche  Vertheilung  und  die  dadurch  bedingte  Lebenslage 
und  LebensfUhrung  der  Glassen  und  Einzelnen  zu  vergleichen, 
daran  zu  messen,  danach  zu  beurtheilen. 

Die  Thatsachen  der  Wirklichkeit,  welche  man  zur  Lösung 
der  vierten  und  fünften  Aufgabe  braucht,    sind  durch  äussere 
Beobachtung  zu  ermitteln;  die  Thatsachen  zur  Feststellung  der 
idealen    Production    nicht   minder.    Bei    der   Ableitung   der    Ent- 
wicklungstendenzen der  beiderlei  Reihen  von  Thatsachen  wird  das 
aus  psychischen  Motiven  Schlüsse  und  Folgen  ableitende  Verfahren 
der  Dedoction  aber  auch  hier  mit  zur  Anwendung  kommen.     Bei 
der  Aufstellung    der  Idealbilder   der  Production  und  Vertheilung 
hat    man   sich  immer  auf  dem  Boden  derjenigen  Thatsachen  zu 
halten,    welche   hinsichtlich    der    gegebenen    äusseren  Natur  und 
psychischen  menschlichen  Natur,  der  gegebenen  Naturerkenntniss 
und  der  Fortschritte  darin  und  des  gegebenen  und  nach  bisherigem 
Maasse  sich  weiter  entwickelnden  technischen  Vermögens,  sowie 
der  nachweisbaren  Entwicklungsfähigkeit  der  geistig-sittlichen 
Seiten  des  Menschen  einmal  vorliegen.    Aber  innerhalb  der  hier- 
nach gezogenen  Grenzen  bleibt  dann   doch  ein  Spielraum  fUr  die 
Thätigkeit    der   gestaltenden    schöpferischen  Phantasie.     Diese 
letztere   ist  es,    welche  alsdann  realistische  Idealbilder  der  Pro- 
duction und  Vertheilung  sehr  wohl  aufstellen  kann  und  darf.  Bilder, 
welche  in  den  Einzelheiten  der  subjectiven  Willktlhr  nicht  entbehren, 
der  Berichtigung  durch   die  spätere  Erfahrung  bedürfen  werden, 
aber  doch  technisch  und  vor  Allem  psychologisch  richtig 
entworfen  sein  können,  um  sie  als  Etwas  hinstellen  zu  dürfen,  das 
ausführbar,   mindestens  als  Etwas,  dem  man  sich  durch  bewnsst 
geleitete  Richtung  der  Production  und  Vertheilung  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit nähern  zu  können  möglich  erseheint.  Bei  der  Erwägung  der 
Wahrscheinlichkeit  bierfür  wird  immer  die  Deduction  aus  muth- 
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maasfilich    mitwirkenden   Motiven    menschlicher   Handlangen    auf 
wirthschafüichem  Gebiete  die  Hanptmethode  znr  Prttfang  sein. 

In  des  sogen.  Utopien  und  auch  in  den  Bildern  des  Sodalismns  fon  seinem 
^okanftastaate"  oder,  wenn  man  diesen  neuerdings  fom  „correct  wissenschaftlichen** 
SodiÜsrnns  Tcrworfenen  nnd  fermiedenen  Aosdrack  fallen  lAsst,  ron  seiner  socia- 
listischen  Prcdnctions-  and  YerUieilnngsordnang  wird  ja  im  Princip  ebenso  yerCahren, 
vie  es  hier  gefordert  worden  ist  In  einem  solchen  Verfahren  liegt  aber  anch  n.  £. 
nicht  der  Fehler  dieser  Utopien  nnd  des  Socialismos.  Im  Gegentheil  ist  es  ganz 
nduig,  so  Torzogehen  und  zur  Sttltznng  der  Kritik  des  Bestehenden  wie  zor  Unter- 
stfitzong  der  positiren  Forderongen  der  Reform  (oder  der  «^folntion^')  aof  social- 
ökooomischem  Gebiete  Idealbilder  der  Wirklichkeit  zom  Vergleich  gegenüber  zn  stellen. 
Diese  Idealbilder  mOssen  eben  nor  technisch  nnd  psychologisch  richtig  ent- 
worfen sein  und  anf  diese  Seiten  hin  selbst  wieder  eine  freilich  immer  nnrermeidlich 
ron  der  bisherigen  Erfahrung  ausgehende  Kritik  fertragen.  Das  thnn  die  nto- 
pistisciien  und  sociaUstischen  Idealbilder  nicht  oder  fiel  zu  wenig  und  eben  deswegen 
sind  sie  wissenschaftlich  unhaltbar,  in  der  That  nur  ««utopisch'*.  Grade  Die- 
jenigen, welche  so  tiefgreifende  Umgestaltungen  der  socialokononüschen  Bechtsordnung 
pUnen,  wie  die  SodaUsten,  haben  sogar  die  Verpflichtung,  die  Ausführbarkeit 
ihrer  Pline  und  die  bessere  Function  ihres  Systems  im  Vergleich  mit  den  bestehenden 
Einrichtungen  technisch  und  psychologisch  wenigstens  in  den  Grundzügen  nach- 
znveisen  und  plausibel  zu  machen.  Die  neuere  Wendung  des  Socialismus,  wonach 
er.  vie  schon  im  roiigen  Paragraph  bemerkt,  ein  solches  Verlangen  abweist,  unter 
dem  Yorwand,  es  zu  stellen  und  zu  erfüllen  sei  „unwissenschaftlich'',  entspreche  nur 
4er  älteren  Phase  des  phantastischen,  philantropischen,  utopbchen,  nicht  des  neueren 
^viflsenschaftlichen"  Socialismus  (s.  die  o.  in  Note  1  S.  157  genannten  Au&&tze  der 
,Js&ktü  Zdf*)  ist  eine  bequeme  Ausrede  der  Verlegenheit,  wie  gesagt,  und  auch 
dfövegen  unzulässig,  weil  ja  doch  in  der  prindpiellen  Forderung  der  Verwand- 
lang des  PriTateigenthums  an  den  Productionsmitteln  in  gesellschaftliches  Gemein- 
ei^thum,  der  Waarenproduction  in  sodalistische  Productionsweise  (Erfurter  Pro- 
pmm  Ton  1B91  nach  31arx'schem  Becept)  ein  bestimmter  Plan  aufgestellt 
Tird.  Für  diesen  muss  man  doch  Ideen  der  Ausfahrbarkeit  und  Ansichten  der  Be- 
Tiknmg  haben  und  kann  keinem  Gegner  —  und  auch  gutgl&ubigem  Anhänger  — 
rerdenken,  dass  er  darüber  etwas  hören  will.  Da  treten  nun  aber  sofort  Jedem 
schverste  psychologische  wie  practisch-technische  Bedenken  entgegen,  mit  denen  sich 
der  Socialismus  auseinanderzusetzen  nicht  ablehnen  kann.  Thut  er  es  gleichwohl,  so 
moss  er  sich  auch  gefallen  lassen,  wenn  man  seine  „wissenschaftlich"  begründeten 
pnctisdien  Ziele  Utopien  nennt.  Was  der  Sodalismus,  wie  jede  radicalere  social- 
ökonomische  Reformrichtung,  allein  yerlangen  kann,  ist,  dass  man  sich  seine  Pl&ne  so 
remdnftig  und  zweckmissig  wie  möglich  entworfen  und  durchgeführt  denke  und  dass 
a&n  sie  dann  in  dieser  Gestalt  gegnerischerseits  kritisire.  Ein  Vorgehen,  wie  etwa 
in  Sckiffle*s  Quintessenz  des  Socialismus.  Wenn  aber  auch  dann  noch  psychologische 
Bedenken  unwiderlegbar  bleiben,  so  wird  man  wohl  der  Kritik,  auch  ?or  der  Proben 
Beckt  geben  müssen. 

Bei  der  hier  erörterten  vierten  und  fünften  Aufgabe  treffen  diese  Bedenken  gegen 
das  Aufstellen  fon  Idealbildern   als  Beurtheilungsmaassstäben  nicht  zu,   sobald  man 
&nr  in  der  angedeuteten  vorsichtigen  Weise  vorgeht,  immer  die  ökonomisch-technischen 
Bcdiagnngen  des  Fortschritts,  die  Verhältnisse  der  Bevölkerungsbewegung  —  welche 
dtt  SodiüUsmus  ebenfalls  ganz  unberücksichtigt  lässt  — ,  vor  Allem  aber  das  mensch- 
äcke,  erfahrungsmässig  bekannte  Triebleben  und  Motivationswesen  gebührend  beachtet 
Hier  ist  eben  deshalb  der  Roscher'sche  Vorwurf  falscher  Ideologie,   „idealistischer 
^Niode**  nicht  am  Platze.    Nebenbei  bemerkt  muss  ja  auch  in  jeder  Frage  de  lege 
^^^>^  der  kleinsten  wie  der  grOssten,  so  vorgegangen  werden,  wie  hier  befürwortet 
yird-.  man  muss  am  bestehenden  Becht  und  seinen  Folgen  Kritik  üben,  sie  an  einem 
^büde  vergleichen  und  nach  letzterem,  als  einem  Zielpunct,  das  neue  Recht  ge- 
^^>bea.  So  wird  auch  in  jedem  einzelnen  Falle  verfahren.  Und  das  sollte  bei  den  grossen 
^^C^dnsten  wirthschaftsrechtlichen  und  winhschaftlichen  Beformfragen  nicht  auch 
!^^<^en  müssen?    Die  Ausführungen  W.  Röscher 's  über  die  von  ihm  sogenannte 
^^eilistische  Methode"  (System  I,  §.  23 — 25)  scheinen  mir  dies  Alles  nicht  ge- 
ll* 
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nügend  za  beachten  und  das  Ziel  zo  überschiessen,  wie  ja  auch  ?on  dem  bedeu- 
tendsten Theoretiker  der  historischen  Schale,  von  Knies,  ebenfalls  gezeigt  wor- 
den ist  (s.  0.  Note  1  S.  160). 

§.  64. — 2.  Die  sechste  Aufgabe  ist  die  im  strengsten  Sinne 
practische,  auch  noch  gegenüber  den  beiden  vorausgehenden. 
Sie  beschäftigt  sich  mit  der  Frage  des  Geschehen-SoUens  oder 
Thun-SoUens  nach  der  Frage  des  Sein-SoUens  und  Werden- 
Sollens  bei  der  fünften  Aufgabe.  Oder  genauer  gesprochen,  sie 
widmet  sich  der  Untersuchung  der  Frage:  welches  sind  die  Mittel 
und  Wege  zur  Erreichung  des  aufgestellten  Idealbildes  der  Pro- 
duction  und  Vertheilung  oder  zur  möglichsten  Annäherung  daran? 
An  dieser  Frage  kann  auch  die  Politische  Oekonomie  als  practische 
Wissenschaft  nicht  vorbei  gehen. 

Da  alles,  was  an  solchen  Mitteln  und  Wegen  in  Betracht 
kommt,  richtiges  Thun  und  Lassen  voraussetzt,  so  ergiebt  sich, 
dass  erforderlich  sind:  wieder  zuerst  und  zumeist  psychische 
Einwirkungen  auf  den  menschlichen  Willen,  um  ihn  zur  Wahl 
richtiger  Mittel  und  Wege  zu  bestimmen,  femer  Hinwirkungen  aaf 
richtiges  Erkennen,  daher  auch  Ausbildung  des  Wissens, 
um  diese  Wahl  zweckmässig  zu  treffen ,  und  endlich  Hinwirkungen 
auf  richtiges  Können,  um  das  richtig  Gewollte  und  richtig  Er- 
kannte nun  auch  richtig  zur  AusftlhruDg  zu  bringen. 

In  Betreff  des  ersten  Punctes  handelt  es  sich  daher  um  Ent- 
wicklung, Befestigung  und  Verbreitung  ökonomisch  und  sittlich 
richtiger  Anschauungen  und  Grundsätze,  Einbürgerung  derselben 
in  die  Gewohnheit  und  Sitte  auch  bei  den  Willensacten,  Ent- 
schlüssen, Handlungen,  Unterlassungen  im  wirthschafllichen  Leben, 
um  bei  dem  Einzelnen,  bei  der  Glasse,  bei  der  Gesammtheit  der 
Personen,  im  Volke,  die  richtigen  Motive  möglichst  zur  Wirk- 
samkeit zu  bringen.  Dafür  ist  auf  die  Erörterungen  im  vorigen 
Kapitel  zu  verweisen.  Erziehung  in  dieser  Richtung,  Lehren 
und  Lernen  der  Selbstzucht,  richtiges  Beispiel  geben  und  befolgen, 
Entwicklung  von  äusseren  Lebens-  und  Wirthschaflaverhältnissen, 
welche  günstig  auf  die  Willensbildung  und  Willensäusserung ,  auf 
das  wirthschaftliche  Thun  und  Lassen  einwirken,  Beseitigung 
oder  wenigstens  Hemmung  ungünstig  einwirkender,  versuchlicher 
Verhältnisse  —  das  sind  die  Factoren,  auf  welche  alles  ankommt. 

In  Betreff  des  zweiten  und  dritten  Punctes  ist  die  Aufgabe 
wiederum  eine  erziehliche,  ein  Erziehen  zum  Lernen,  Verstand- 
ausbilden,  Wissen  -  aufnehmen ,    Urtheilen,    wie    zum    practischen 
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Than,  indem  die  Organe  und  Fähigkeiten  dazu  richtig  aus- 
gebildet,  die  Verfahningsarten  gelehrt  and  gettbt,  entsprechende 
Gewohnheiten  richtigen  Vorgehens  eingebürgert  werden  u.  s.  w. 

Immer  ist  so  das  Individnnm  das  Object,  auf  welches  so 
eiogewirkt  werden  moss,  nnd  dessen  Wollen,  Wissen  und  Können 
doch  das  direct  Entscheidende  sind.  Möglichst  viele,  möglichst 
alle  Indiyidaen  im  wirthschaftlichen  Leben  eben  in  diesen  drei 
Bezlehongen  richtig  auszubilden  und  zum  richtigen  Thun  und 
Lassen  Willens  und  theoretisch  und  praktisch  befähigt  zu  machen 
and  wirklich  dazu  zu  bringen,  das  muss  das  Ziel  sein.  Je  mehr 
es  gelingt,  desto  mehr  wird  man  sich  dem  Idealbilde  der  Pro- 
dnction,  Vertheilung,  Bedttrfnissbefriedigung  nähern. 

Hierbei  sind  aber  nun  auch  die  wirthschaftlichen 
Organisationen  und  Einrichtungen,  sowie  die  Normen 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  als  indirecte  Mittel 
und  Wege  za  diesem  Ziel  zu  betrachten.  Die  bezflglichen  Fragen, 
die  damit  in  Verbindung  stehenden  Ge-  und  Verbote,  Zwang,  Straf- 
androhung, Strafverhängung  treten  daher  bei  dieser  sechsten  Auf- 
gabe speciell  hervor.  Organisationen,  Einrichtungen  und  Rechts- 
normen bestimmen  den  Spielraum  des  individuellen  Thuns  und 
Lassens  und  bestimmen  als  Bedingungen  in  dem  früheren  Sinne 
des  Worts  (§.  61)  das  Ob  und  Wie,  Wo  und  Wann  dieses  Thuns 
und  Lassens  selbst  mit.  Sie  sind  deshalb  möglichst  so  zu 
gestalten,  dass  sie  bei  den  Individuen  richtige  Motive  des 
Willens  und  Handelns  zur  Wirksamkeit,  unrichtige  zur  Unwirksam- 
keit oder  zum  Verschwinden  bringen.  Von  diesem  Gesichtspuncte 
ans  wird  in  diesem  Werke  in  den  späteren  Büchern  auf  diese 
Dinge  und  Fragen  eingegangen  werden.  Soweit  es  sich  um 
psychische  Einflüsse  dieser  Verhältnisse  handelt,  ist  davon  schon 
im  vorigen  Kapitel  gesprochen  worden. 

In  der  PoÜti&chen  Oekonomie  als  Wissenschaft  hat  man  es  dabei  freilich 
^t  mit  den  concreten  Problemen  eines  Landes  zn  einer  bestimmten  Zeit,  nicht 
Bit  dem  practischen  Einzelfadl  der  Frage,  was  geschehen  soll,  za  thnn.  Damit  be- 
^biftigt  sich  die  concreto  Volks virthschaftspolitilc.  Aber  ftlr  diese  liefern  die 
C&tersQchongen  im  Gebiet  unserer  sechsten  Aufgabe  nnd  die  Ergebnisse  daron  doch 
^  die  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Besultate  einer  ? ergleichenden  Behandlung  prin- 
i^pi^  gleicher  anderer  F&lle.  Auch  für  die  Lösung  concreter  practischer  Probleme 
vbeitet  daher  doch  die  wissenschaftliche  Nationalökonomie  vor,  wenn  sie  sich  mit  der 
sechsten  Aufgabe  erfolgreich  beschäftigt. 

Die  methodischen  Hilfsmittel  bei  dieser  Aufgabe  sind  wieder 
äussere  Beobachtungen  des  Wirklichen  und  seines  Verlaufs,  er- 
^ngsmässige  Erprobungen  der  Organisationen,  Einrichtungen, 
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RechtsnormeD ,  wie  der  Gewohnheiten  und  Sitten,  daher  per- 
sönliche Einzelbeobaehtnngen  (§.  78,  79),  statistische  Aufnahmen, 
Anstellung  von  Enqueten  u.  dgl.  m.  Aber  auch  hier  haben 
psychologische  Analysen  der  Motive,  Dedactionen  aus  wirklich 
oder  Toraussetzungsweise  wirkenden  Motiven  ein  grosses  Feld  der 
berechtigten  Anwendung.  Mitunter  sind  sie  selbst  allein  oder  am 
Besten  anwendbar. 

Namentlich  wird  bei  jeder  ErOrtening  ? on  practischcn  Befonnfragen  der  Orga- 
nisation, der  Rechtsordnung  anch  hier,  wie  bei  der  fünften  Aufgabe,  immer  vor  AUem 
nach  psychologischen  Gesichtspuncten  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnang  anza- 
steUen,  eine  Wahrscheinlichkeits- Veranschlagung  vorzunehmen  sein,  ob  dies  und  das 
zu  thun,  einzurichten  richtig  sein  wird,  wie  es  zu  machen  ist,  welche  Folgen,  RQck- 
Wirkungen  es  haben  wird,  eben  weil  man  es  mit  „Menschen**,  mit  Wesen  bestimmter 
Triebe  und  Motive,  mit  im  Wesentlichen  gegebenem  Sittlichkeits-  und  Sittenzustande« 
gegebenem  Wissen  und  Können  zu  thun  hat.  Die  aUerdings  blossen  Wahrscheinlichkeits- 
schlösse  des  deductiven  Verfahrens  spielen  daher  bei  der  Lösung  der  sechsten  Auf- 
gabe eine  grosse  Bolle.  Man  muss  sich  mit  ihnen  um  so  mehr  und  um  so  l&oger 
begnügen,  weil  auch  die  Erfahrung  in  anderen  Fällen  nur  Analogieschlüsse  vielleicht 
noch  zweifelhafteren  Werths  zulässt  und  die  Erfahrung  mit  einer  zu  treffenden  Maass- 
regel, mittelst  Probe,  oft  in  einer  zu  fernen  Zukunft  liegt. 


So  haben  wir  die  Erörterungen  der  sechs  Aufgaben  —  noch- 
mals kurz  zusammengefasst :  bezüglich  der  Thatsachen,  des 
Typischen,  des  Gausalen  und  Gonditionellen ,  der  Urtheile,  der 
Zielpuncte,  der  wegweisenden  Fingerzeige  —  erledigt.  Diese  Er- 
örterungen führten  uns  schon  öfters  nebenbei  auf  die  methodo- 
logischen Fragen.  Die  systematische  Behandlung  der  letzteren, 
zu  welcher  wir  uns  jetzt  wenden,  ist  dadurch  aber  nicht  entbehr- 
lich geworden,  sondern  die  Ausführungen  in  diesem  ganzen  Abschnitt 
haben  sie  mit  vorbereitet. 

Zweiter  Hauptabschnitt. 
Methoden. 

1.  Abschnitt. 

Allgemeines. 

I.  —  §65.  Einleitung.  Nicht  mit  Einer  Methode,  sondern 
mit  zwei  Methoden,  d.  h.  erkenntnisstheoretischen  Hilfsmitteln^ 
haben  wir  es,  wie  sich  schon  im  Vorausgehenden  wiederholt  ergab  ^ 
in  der  Politischen  Oekonomie  zu  thun.  Diese  beiden  Methodexü^ 
werden  mit  den  alten  wissenschaftlichen  technischen  Namen  ancx 
Zweckmässigsten  auch  hier  bezeichnet,  als  Methode  der  (speculativei^^ 
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Dednction  —  deductives  Verfahren  —  und  der  Induction  — 
iodoctives  Verfahren.  Beide  Methoden  gestalten  sich  nach  dem 
Object  und  den  Aufgaben  der  Politischen  Oekonomie  eigenthümlich, 
aber  ihr  Grnndcharacter  wird  dadurch  nicht  verändert.  Ihre  An- 
weudnng  richtet  sich  nach  den  speciellen  Aufgaben,  den  besprochenen 
sechs,  nm  welche  es  sich  handelt;  danach  auch,  ob  die  eine  zuerst, 
die  andere  alsdann,  die  eine  mehr,  die  andere  weniger,  die  eine  mit 
grösserem  Erfolge,  die  andere  mit  geringerem  Erfolge,  allenfalls 
auch  einmal  die  eine  allein ,  die  andere  gar  nicht  anzuwenden  ist. 
Zn  erstreben  ist  im  Allgemeinen,  beide  Methoden  gemeinsam,  wenn 
auch  in  wechselnder  Reihenfolge  und  in  wechselndem  Maasse,  je 
Dach  Anfgabe  und  Sachlage,  zur  Anwendung  zu  bringen.  Einen 
anbedingten  Vorrang  stets  und  überall  hat  keine  von  beiden, 
ier  Streit  darüber  ist  mttssig,  ein  betreffendes  Urtheil  nur  eine 
Behauptung,  welche  sich  dann  meist  aus  der  individuellen  Begabung 
f§.  11)  und  der  individuellen  Beschäftigung  auf  einem  bestimmten 
Aufgabengebiete  erklärt  und  erst  bewiesen  werden  muss.  Eine 
allgemeine  und  unbedingte  Ausschliesslichkeit  kann  eben- 
falls keine  von  beiden  in  der  Disciplin  beanspruchen.  Von  bezüg- 
lichen Ansichten  gilt  wiederum  das  eben  Gesagte. 

Es  giebt  auch  thatsächlich  keinen  Nationalökonomen«  ron  welchem,  kaum  eine 
einzebe  nationalokonomische  Arbeit,  in  welcher  nnr  die  eine  oder  andere  Methode 
allein  angewandt  worden  wäre.  Derartige  Ansichten  der  betreffenden  Autoren  selbst 
beniheo  anf  Selbsttäoschang.  Mindestens  unbewnsst ,  in  der  Begel  bewasst  werden 
fist  immer  beide  Methoden  benützt.  Das  ist  in  der  Organisation  und  Function  unseres 
Deolirermdgens  selbst  schon  begrOndet,  in  unserer  wie  in  anderen  Wissenschaften 
^^icher  Objecte  und  Aufgaben. 

Theils  die  falsche  Analogie  der  Naturwissenschaften,  gelegentlich  selbst  die  Yin- 

^c^on  der  Politischen  Oekonomie   für  diese,   theils  eine  begreifliche,   aber  über- 

tieil>ende  und  unklare  Beaction  des  nationalokonomischen  Historismus,  besonders  der 

J^ger»  Hichtung  (§.  15),  gegen  Einseitigkeiten  der  britischen  Oekonomik  in  Methode 

ud  Behandlungsweise  (Ricardo,  Senior)  haben  mehrfach  zu  einer  besonderen  Werth- 

l;:?QDf  auf  die  Induction  geführt,  bisweilen  beinahe  zu  einer  Verwerfung  der  Deduc- 

tioB.   Doch  sind  es  immer  nur  sehr  vereinzelte  Stimmen,  welche  so  geurtheilt  haben. 

Die  besondere  Zugänglichkeit   grade   der   wirthschaftlichen  Erscheinungen,   als   vom 

menschlichen  Willen  bestimmter  und  daher  psychologisch  zu  erklärender,  für  das 

|i«hictiTe  Verfahren,  wird  dabei  ganz  unbeachtet  gelassen.    Vorwürfe,  wie  der  (z.  B. 

i&  Anklingen  selbst  bei  Br.  Hildebrand),  dass  man  mit  dieser  Methode  in  der  Poli- 

tbe)ten  Oekonomie,    ähnlich   wie  früher  in  den  Naturwissenschaften  mit  der  Natur- 

plüksophie,  TöUig  falsch  und  willkührlich,  rein  apriorisch  construirend  und  raison nirend 

Teifilire,  zerfallen    wegen   dieser  psychologischen   Seite    der    wirthschaftlichen 

PhÄQomene  schon   in  sich  selbst.    Zum  deducti?en  Verfahren  gelangen   zu  können, 

^v\  streben  bekanntlich  auch  die  „ezactesten'*  Naturwissenschaften,  nachdem  sie 

*^h  Beobachtung,  durch  Induction  gewisse  Puncte  festgestellt,  als  Ursachen  ermittelt 

^^  und  nun  von  diesen  aus  dann  wieder  deduciren.   Die  psychologische  Grundlage 

^  Politischen  Oekonomie   gestattet  ganz  dasselbe  Verfahren   nur  bereits  in    einem 

^ren Stadium  der  Arbeit.   Auch  hier  beginnt  man  allerdings  mit  Beobachtungen, 

^  fofncmlich  mit  inneren  in  Betreff  der  eigenen  Motivation,  erkennt  hier  bestimmte 

^«^Te,  findet  sie  auch  durch  äussere  Beobachtungen  bestätigt  und  nimmt  sie,  wie 
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namentlich  das  Motiy  des  Strebens  nach  dem  wirthschaftlichen  Yortheil,  das  früher 
?on  ans  so  genannte  ««erste  Leitmoti?'*  (§.  34  ff.),  znm  Ansganfi^spanct  der  Dedoction. 
Es  ist  ein  besonderer  Vorzog  der  Politischen  Odconomie,  welchen  scharfsinnige  Ver- 
treter der  Indnction,  wie  der  Statistiker  RUmelin  (in  dem  Anüsatz  tiber  sociales 
Gesetz,  Beden  und  Aufsätze  S.  12),  mit  Becht  selbst  anerkannt  haben«  dass  man  hier 
so  vorgehen  kann.  Eine  Erfahrnngsmethode  ist  daher  die  Dedoction  in  unserer 
Wissenschaft  doch  ebenfalls. 

So  vage  Ansdracke  wie  ««philosophische''  Methode,  wesentlich  im  Sinne 
der  dedactiven«  werden  besser  yermieden,  so  wenn  Bosch  er  noch  in  seinem  Grund- 
riss  (Gottingen  1843)  diese  und  die  ««geschichtliche'',  „historische"  „Methode"  gegen- 
überstellt und  jene  verwirft  (§.  1).  Die  Unhaltbarkeit  und  Unklarheit  des  Ausdrucks 
und  Gegensatzes  hat  schon  Knies  (Politische  Oekonomie,  2.  A.«  S.  455)  nachgewiesen. 

Aber  auch  der  Ausdruck  „geschichtliche"  Methode  für  eine  selbständige 
eigene  Methode  ist  zu  beanstanden  (Boscher«  System  I«  §.  26).  Was  so  genannt 
wird«  ist  nur  eine  bestimmte  Form  der  Beobachtungsmethode  oder  des  indoctiven 
Verfahrens.  Mit  gutem  Grunde  hat  Knies  die  2.  Auflage  seines  tiefgründigen  Werics  nicht 
mehr  als  „Politische  Oekonomie  ?om  Standpunct  der  geschichtlichen  Methode"«  wie  in  der 
1 .  Auflage ,  sondern  ««? om  Standpunct  der  Geschichte"  betitelt  S.  darüber  und  für 
weiteres  Bezügliche  seine  Vorrede  zur  2.  Aufl.«  S.  VI«  dann  Abschn.  I«  bes.  S.  39  ff.« 
Abschn.  ni,  N.  10  u.  11«  S.  453  ff. '  Noch  weniger  passend  ist  die  Bezeichnung  einer 
Methode  wie  der  ««historischen"  in  der  Politischen  Oekonomie  als  „physiologische** 
(Bosch er,  System  I,  §.  26)«  nach  hinkender  naturwissenschaftlicher  Analogie :  daher 
auch  die  Bezeichnung  der  Aufgabe  als  „Anatomie  und  Physiologie  der  Volkswirth- 
Schaft"  (freilich:  ««gleichsam")  nicht  zu  billigen. 

In  ähnlicher  Weise  und  aus  principieU  gleichen  Grtlnden«  wie  bei  der  ««histo- 
rischen"« lässt  sich  auch  der  Ausdruck  „mathematische  MeÜiode"«  im  Sinne  einer 
selbständigen  eigenen  Methode  bemängeln  und  wird  er  besser  vermieden.  Was  man 
darunter  versteht,  ist  nur  eine  bestimmte«  mathematischer  Formeln  und  Constrac- 
tionen  (Algebra«  Geometrie,  Diagramme)  sich  bedienende  Form  des  deductiven  Ver- 
fahrens «  welche  unter  gewissen  Voraussetzungen  angewandt  wird  (s.  u.  §.  6S).  Auch 
von  einer  allgemeinen  „Methode"  der  Analogie  (s.  Knies,  S.  479«  Kautz  I^ 
389«  möchte  besser  nicht  gesprochen  werden. 

Vollends  Ausdrücke  wie  „theologische"«  ««juristische"«  „idealistische"" 
««Methode"  (Bosch er«  System  I«  §.  22  ff.)  richten  nur  Verwirrung  an.  Der  Ausdruck 
..Methode"  wird  hier  überhaupt  in  einem  anderen,  nicht  im  erkenntnisstheoretischen 
Sinne«  gebraucht  Theils  handelt  es  sich  dann  dabei  um  Behandlungsweison  des 
Gegenstands  (wie  auch  bei  der  ««historischen"«  der  ««mathematischen"  ««Methode*^ 
s.  darüber  unten  §.69)«  theils  um  die  Berücksichtigung  gewisser  Gesichts puncte 
und  Principien  anderer  Wissenschaften  (oder  Dogmen)  in  der  Behandlung  and 
Lösung  der  Probleme. 

II.  §.  66.    Allgemeine  Gharacteristik  beiderMetho- 
den   in    der  Politischen  Oekonomie.     Bei  der  Dedoction 
wird  von  dem  wirklich  bekannten  oder  als  bekannt  angenommenen 
Allgemeinen  zum  unbekannten  Besonderen,  bei  der  Indnction  vom 
bekannten  Besonderen  zum  unbekannten  Allgemeinen  vorgegangen, 
bezw.  von  dem  einen  aus  nach  dem  anderen  gesncht    Die  min- 
destens hypothetische,  eventnell  auch  bereits  erwiesene  Annahme 
ist  in  beiden  Fällen  dabei,   dass  zwischen  dem  Allgemeinen  nnci 
dem    Besonderen    ein   Znsammenhang    nnd    zwar   derjenige    voo 
Ursache    and    Bedingung,    einwirkendem,    abhängig  machendeir» 
Moment  einerseits,  Wirkung,  Folge,  der  Einwirkung  ausgesetztem, 
abhängigem    Moment    andererseits    bestehe.      Die    weitere     stete 
Annahme    ist,    dass    gleiche    oder    gleichförmige    Ursachen    and 
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BedingQDgen  gleiche  oder  gleichförmige  Wirkungen  haben,  jene 
aof  diese,  diese  auf  jene  schliessen  lassen,  die  Wirkungen  den  Ur- 
sachen proportional  sein  müssen.  M.  a.  W.  man  operirt  bei  der 
Anwendung  beider  Methoden  unter  der  Voraussetzung  des  Gausal- 
gesetzes  und  schliesst  in  beiden  Fällen  in  principiell  derselben 
Weise.  Die  Deduction  geht,  kurz  gesagt,  somit  von  der  voraus- 
gehenden Ursache  zur  nachfolgenden  Wirkung,  die  Induction  von 
der  nachfolgenden  Wirkung  zur  vorausgehenden  Ursache.  Wendet 
man  beide  Methoden  auf  das  Object  der  Politischen  Oekonomie, 
die  wirthschaftliche  Erscheinung  an,  so  ergiebt  sich  von  vornherein, 
dass  sich  beide  gegenseitig  zur  Ergänzung  zu  dienen  haben. 

Mit  einer  Thatsache   der  inneren  und  äusseren  Beobachtung 
beginnt  man  in  beiden  Fällen  die  Handhabung  der  Methode,  nem- 
lich     mit    der,    dass    die    wirthschaftlichen    Erscheinungen     mit 
ans  menschlichen  Handlungen,   diese  aus  Willensacten ,  diese  aus 
Motiven   hervorgehen  und    durch  diese  mit  ihr  Gepräge  erhalten, 
wenn  die  sonstigen  Umstände,  namentlich  diejenigen  der  äusseren 
Xatnr,  als  gegebene  Factoren  mit  gegebener  Einwirkung,  d.  h.  als 
constante  Grössen,  angesehen  werden.    Die  Deduction  nimmt  nun 
diese  Motive  zum  Ausgangspuncte,  sieht  sie  als  die  bewegenden 
psychischen  Kräfte  und  Ursachen  an  und  schliesst  aus  ihnen  der 
Reihe   nach   auf  die  Willensacte,    die  Handlungen,  folgert  dabei 
wieder  aus  gleichen    und  gleich    wirksamen  Motiven  gleiche  Er- 
scheinungen bei   der  Gonstanz  der  übrigen  Umstände.     Sie  muss 
dabei   aber,    um  zu  richtigen  Ergebnissen  zu  gelangen,    die  ein- 
wirkenden Motive  selbst,  ihre  Combinationen,   Kreuzungen,  ihre 
Wirksamkeit  richtig  bestimmen  und  richtige  Schlüsse  ziehen.    Zu 
diesem  Zweck  muss  sie  von  Beobachtungen  der  Motive  aus- 
gehen, Analogieschlüsse  in  Betreff  der  letzteren  ziehen  und  schliesslich 
möglichst  zur  Probe  ihres  Verfahrens  ihre  Schlüsse  in  Betreff  der 
Erscheinungen  mit  den  Beobachtungen  an  diesen  selbst  vergleichen, 
d.  L  eben  sich  zur  Hilfe  des  inductiven  Verfahrens  bedienen. 
Die    Induction    nimmt    umgekehrt    die   wirthschaftlichen    Er- 
scheinungen selbst  zum  Ausgangspunct,  sieht  sie  als  mit  bewirkt, 
bedingt    durch,   abhängig  von  menschlichen  Handlungen  an  und 
mcht  sie  nnn  der  Reihe  nach  aufsteigend  auf  Handlungen,  Willens- 
lete,  Motive    zurückzufahren,    ebenfalls  unter  Voraussetzung  der 
CoQstanz  der  sonstigen  Umstände  der  Aussenwelt.     Um  ihrerseits 
m  richtigen  Ergebnissen  zu  gelangen,  muss  sie  die  Erscheinungen 
richtig  beobachten  und  sie  in  richtige  Verbindung  mit  der  genannten 
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Reihe  von  Momenten  bringen.  Um  den  Beweis  für  die  Richtigkeit 
zu  liefern,  muss  sie  dann  wieder  behufs  der  Probe  zum  deduc- 
tiven  Verfahren  greifen  und  nachweisen,  dass  ihre  Schlüsse  und 
Ergebnisse  sich  mittelst  dieses  Verfahrens  richtig  bestätigen  und 
somit  erklären  lassen,  d.  h.  dass  die  beobachteten  Erscheinungen 
wirklich  in  dem  Abbängigkeitsverhältniss  stehen  können,  welches 
durch  das  inductive  Verfahren  festgestellt  worden  ist. 

Bleibt  bei  diesem  Vorgehen  im  einen  wie  im  anderen  Falle 
ein  „Rest",  welcher  die  Probe  des  anderen  Verfahrens  nicht  be- 
steht, so  werden  Fehler  in  der  Beobachtung,  in  den  Ausgangs- 
puncten,  in  den  Schlüssen  anzunehmen  sein.  Lässt  sich  die  Probe 
immer  je  mit  dem  anderen  Verfahren  aus  irgend  welchen  Gründen, 
namentlich  wegen  der  technischen  Schwierigkeit  oder  der  aus  dem 
Wesen  des  zu  lösenden  Problems  folgenden  Unanwendbarkeit  dieses 
anderen  Verfahrens  nicht  anstellen,  so  leidet  die  Sicherheit  des  nur 
mit  der  einen  Methode  gewonnenen  Ergebnisses  und  die  Richtig- 
keit des  letzteren  kann  nur  mit  mehr  oder  weniger  Wahrschein- 
lichkeit —  deren  Grad  sich  übrigens  unter  Umständen  wieder 
genauer,  selbst  mathematisch  genau,  bestimmen  lassen  kann  — 
angenommen  werden.  Die  Ergebnisse  haben  solange  nur  einen 
hypothetischen  Werth.  So  ist  der  Sachverhalt  allerdings  nicht 
selten,  vomemlich  bei  den  Ergebnissen  des  deductiven  und  der- 
jenigen Form  des  inductiven  Verfahrens,  welche  als  „historische 
Methode"  bezeichnet  zu  werden  pflegt 

Die  Ergebnisse  jedes  der  beiden  Verfahren  für  sich  allein 
haben  hiernach  ohne  oder  vor  der  Prüfung  mittelst  des  anderen 
Verfahrens  in  Bezug  auf  die  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  und 
auf  deren  Erklärung  stets  nur  einen  solchen  hypothetischen  Werth. 

Das  gilt  aber  nicht  nur  ?on  dem  deductircn  Verfahren,  wo  es  wenigstens  in 
neuerer  Zeit  selten  mehr  verkannt  und  auch  ?on  den  Vertretern  dieser  Methode  nicht 
bestritten  wird.  Erst  wenn  und  soweit  als  es  gelangen  ist,  diese  Ergebnisse  der 
Dednction  durch  die  äussere  Beobachtung  zu  bestätigen,  d.  h.  nachzuweisen,  dass  die 
wirklichen  Erscheinungen  mit  den  deductir  abgeleiteten  übereinstimmen  —  oder  wie 
und  warum  sie  es  im  concreten  Falle  nicht  thnn  — ,  können  die  deductiven  Ergeb- 
nisse für  wirklich  richtig  gelten.  Aber  auch  umgekehrt,  erst  wenn  die  durch  das 
inductive  Verfahren  gewonnenen  Ergebnisse,  die  dadurch  festgestellten  Thatsachen, 
abgeleiteten  empirischen  Begclmässigkeiten  („Gesetze"'),  aufgedeckten  causaleo  und 
conditioncUen  Zusammenhänge  ihre  Erklärung  mittelst  dos  deductiven  Verfahrens  ge- 
funden oder  als  mit  den  bereits  bekannten  Ergebnissen  dieses  Verfahrens  in  Einklang 
stehend  erwiesen  sind,  kOnnen  jene  ersteren  Ergebnisse  (des  inductiven  Verfahrens) 
beanspruchen,  als  richtig  beobachtet,  abgeleitet,  aufgedeckt  angesehen  zu  werden. 
Das  wird  in  den  an  sich  nicht  unrichtigen  Angriffen  des  deutschen  Historismus  ge^en 
die  deductive  Methode  Öfters  übersehen  Seine  Vorwürfe  treffen  seine  eigene  Methode 
ebenso,  wenn  er  sich  darauf  beschränkt,  diese  allein  anzuwenden. 
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Aach  der  bloss  hypothetische  Werth  von  ErgebnisseD, 
welche  nach  einer  richtigen,  wenn  auch  fttr  sich  allein  nicht  aas- 
reichenden wissenschaftlichen  Methode  richtig  gewonnen  worden 
sind  —  eine  ,yRichtigkeit'%  welche  freilich  in  solchem  Falle  vor- 
läofig  aach  erst  nar  hypothetischen  Werth  hat  and  noch  aaf  andre 
Weise  geprüft  and  erhärtet  werden  mass  —  ist  indessen  immerhin 
schon  ein  ,yWerth^'y  Etwas  von  wissenschaftlicher  and  auch 
practischer  Bedeatang,  worüber  man  nicht  kurzweg  sich  hinweg- 
setzen kann,  wie  es  nicht  selten  geschieht. 

Gegenüber  blossen  Behanptongen ,  den  oberflächlichen  generalisirondeD  Indnc- 
ionaschloaeen  und  schiefen  und  einseitigeo,  ebenfalls  ohne  Weiteres  verallgemeinemden 
[)^dnctionen  des  „tiglichen  Lebens'*,  in  wirthschaftlichen  Dingen  z.  B.  des  prac- 
lachen  RootinierB,  des  dilettantischen  Laien,  bei  welchen  ausserdem  Interesse,  Vor- 
3Ttheil,  Unkenntniss  so  oft  mitspielen  und  den  Blick  trttben,  kann  auch  ein  solcher 
irloäs  hypothetischer  Werth  von  Ergebnissen,  welche  mit  einer  Methode  allein  ge- 
ronnen sind,  selbst  schon  ein  recht  grosser  sein.  Jedenfalls  ein  solcher,  dass  der, 
welcher  ihn  nicht  mit  Hilfe  der  anderen  Methode  wirksam  bestreitet,  sondern  nur 
mt  Hilfe  des  eben  angedeuteten  Verfahrens  angreift,  noch  nichts  dagegen  aus- 
richtet und  zom  besseren  Gegenbeweis  ? erpflichtet  bleibt  Mit  einem  beliebten  Stich- 
rort  der  Tagespolitik  in  Fragen ,  deren  Entscheidung  nach  einer  Theorie,  d.  h.  z.  B. 
nach  einer  deductir  begründeten,  —  in  Finanz-,  Steuer-,  Arbeiter-,  Agrar-,  Ge- 
rerbe-, handelspolitischen  Fragen  u.  s.  w.  —  dem  Urtheilenden  unlieb  ist,  kurzweg 
^a^en.  dass  man  es  in  solchen  Fällen  mit  „alten  Schnlmeinungen'*  zu  thun  habe, 
iKJer,  in  verwandter  Redeweise  des  Historismus,  dass  der  und  der  Satz  oder  Schluss 
nur  der  ^veralteten  Schuldogmatik'*  angehöre,  ist  natürlich  hier  gar  nichts  bewiesen. 

Welcher  wenn  auch  nur  einstweilen  hypothetische  Werth  von 
Ergebnissen  einer  Methode  allein,  der  deductiven  oder  der  indac- 
tiven  y  der  grössere  sei ,  lässt  sich  zwar  nicht  fttr  jeden  Einzelfall 
allgemein  sagen.  Aber  im  Ganzen  trifft  es  doch  wohl  zu,  diesen 
Werth  bei  den  dedactiy  gewonnenen  Ergebnissen  höher  anzn- 
schlagen. 

Hier  wird  wenigstens  eine  Erklärung  von  Thatsachen,  Vorgängen,  Typischem 
der  Erscheinungen,  Zusammenhängen  gegeben,  welche  vielleicht  der  Correctur  bedarf, 
aber  bei  logisch  richtiger  Anwendung  des  Verfahrens  doch  psychologische  Wahr- 
scbeinlichkeit,  eventuell  schon  bis  zu  einem  hohen  Grade,  für  sich  hat.  Die  inductiv 
gewonnenen  Ergebnisse  ermangeln  aber  als  solche  noch  einer  derartigen  Erklärung 
überhaupt  oder  doch  in  höherem  Maasse  und  stellen  nur  einzelne  Thatsachen,  besten- 
falls gehioite  Thatsachen  und  empirische  Begelmässigkeiten  dar,  welche  ja  für  die 
K^mtniss  concreter  Zustände  manches  Interesse  bieten  mOgen,  aber  unerklärt  oder 
uerUäriÜch  for  die  Wissenschaft  doch  einstweilen  nur  Rohstoff  sind,  der  erst  noch  der 
Bearbeitung  harrt.  Dem  Historiker  und  Statistiker,  die  beide  oft  so  selbstzufrieden 
n&d  selbstgenogsam  sind,  darf  das  wohl  gesagt  werden. 

Ein  weiteres  Eingehen  auf  die  erkenntnisstheoretische  Darstellung  und  Kritik 
ö<r  beiden  Methoden  gehört  nicht  in  dieses  Werk  und  nicht  zu  unserer  Competenz. 
Hier  kam  es  nur  darauf  an,  für  die  nationalökonomische  Methodologie  eine 
paz  geoerelle  Characteristik  der  beiden  Methoden  als  Einleitung  zu  den  far  uns 
nichtigeren  specielleren  Ausführungen  über  jede  Methode  für  sich  voranzuschicken. 
^  soost  die  oben  S.  140  angegebene  Litteratnr  über  Logik  und  Erkenntnisstheorie, 
^»esoadcre  Mill,  Logik  I,  Buch  8,  II,  Buch  6,  und  Wundt,  II,  17  ff.,  478  ff.,  566  ff. 
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2.  Abschnitt. 

Bas  deductlye  Yerfahren. 

I.  —  §.  67.  Die  Methode  der  Deduetion  in  der 
Politischen  Oekonomie.  A.Art  und  Weise  undVoraus- 
setznngen  ihrer  Anwendung.  Diese  Methode  geht  nachdem 
Vorausgehenden  von  den  psychischen  Motiven  aus  und  sucht 
daraus  die  Willensacte,  Handlungen  und  Erscheinungen  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  abzuleiten  und  so  zugleich  zu  erklären.  Sie 
beginnt  daher  mit  der  Ermittlung  und  Analyse  der  Motive  des 
Thuns,  d.  h.  in  der  That  mit  Beobachtungen,  solchen  des 
eigenen  Inneren  und  äusseren  Beobachtungen  von  Erscheinungen 
und  Handlungen,  auch  Dritter,  welche  sie  auf  ihre  Motive  zurttck- 
zuführen  sucht. 

Insofern  liegen  dieser  Methode,  wie  bemerkt,  in  der  That  in  ihrem  Ausgangs- 
poncte  dieselben  Operationen  wie  der  indnctiren  Methode  zn  Grande  oder,  was  das 
Nemliche  besagen  will,  sie  bedient  sich  zur  Erlangung  ihrer  Operationsbasis  selbst 
des  indnctiyen  Verfahrens.  Der  Umstand,  dass  eine  eigene  innere  Prtlfnng  möglich, 
wenn  auch,  wie  immer  hier,  mit  nelen  Schwierigkeiten,  die  Selbsttänschnngen  und 
Irrthümer  zn  verhüten,  verbanden  ist,  giebt  der  dedactiven  Methode  als  einer  aus 
Motiven  ableitenden  in  allen  Wissenscha&n  vom  menschlichen  Wollen  und  Handeln 
ihre  besondere  ond  eigenthtUnliche  Bedeatong  von  vornherein.  Und  der  weitere  Um- 
stand, dass  anter  den  Motiven  des  wirthschaftlichen  Thans  eines  eine  so  besonders 
wichtige  Bolle  spielt,  giebt  wieder  schon  im  Aasgangspanct  der  dedactiven  Methode 
aach  grade  in  der  Politischen  Oekonomie  ihre  characteristische  Stellang  and  ihren 
besonderen  Werth.  Die  Frage  der  Anwendung  der  Methode  der  Dedaction  in  der 
Politischen  Oekonomie  macht  daher  eine  Ontersuchung  erforderlich,  wie  sie  im  Torigen 
Kapitel  aufgestellt  worden  ist. 

Unter  den  Motiven,  welche  das  wirthschaftliche  Thun  be- 
stimmen, kann  an  und  für  sich  jedes  den  Ausgangspunct  der  De- 
duetion bilden  und  dann  unter  Voraussetzung  seines  alleinigen  oder 
so  und  so  mit  anderen  Motiven  sich  combinirenden ,  aber  auch 
kreuzenden  Einflusses  abgeleitet  werden,  wie  es  auf  das  Handeln 
einwirken  wird,  welches  daher  die  aus  diesem  Handeln  entspringen- 
den wirthschaftlichen  Erscheinungen  sein  werden. 

Man  konnte  so  eine  Theorie  der  wirthschaftlichen  Handlangen  ond  Erschei- 
nungen unter  der  Annahme  der  alleinigen  oder  der  hauptsächlichen  Wirksamkeit  eines 
jeden  der  früher  unterschiedenen  Leitmotive  und  selbst  der  elnzeben  Specialmotive 
bei  einem  jeden  aufstellen  und  darauf  Combinationen  der  Motive  dabei  berOcksicli- 
tigen,  welche  dann  zu  Modificationen  der  Schlüsse  fuhren  wtlrden.  So  liesse  sich  eine 
Theorie  des  Wirthschaftslebens  nach  egoistischen  Motiven  und  nach  dem  Motiv  des 
Pflichtgefühls,  nach  dem  alleinigen  Motiv  des  Eigenvortheils  und  nach  altruistischen 
Motiven,  nach  dem  Motiv  des  Ehrgefühls,  der  Arbeitsfreude  ausbilden.  Vgl.  Knies, 
Polit.  Oek.,  2.  A.,  S.  504.     Wundt,  Logik,  II,  591. 

Als  das  am  Allgemeinsten  im  Wirthschaftsleben  verbreitete 
und  am  Gleichmässigsten  wirkende  Motiv  ergiebt  die  psychologische 
Prüfung  und  die  äussere  Beobachtung  unserer  eigenen  wie  Andrer 
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vnrthschaftlichen  Handlangen  das  erste  der  im  vorigen  Kapitel 
besprochenen  Leitmotive,  das  Streben  nach  dem  wirtbschaft- 
liehen  Eigenvortheil,  das  üblicher  Weise  sogenannte  wirth- 
^chaftlicbe  Selbstinteresse,  den  „Eigennutz'^,  „Egoismus'^  in  diesem 
Sinne  (§.  34  ff.).  Dass  freilieb  auch  dies  Motiv  kein  wirklich 
gleiches  nnd  gleicbmässig  wirkendes  bei  allen  Individuen,  in  allen 
Seitaltem,  Völkern  n.  s.  w.  ist,  zeigt  jede  etwas  genauere  Beob- 
icbtODg  und  ist  oben  genugsam  hervorgeboben  worden.  Dennoch 
st  es  an  gleichmässiger  Verbreitung  und  constanter  Wirkung  im 
janzen  doch  jedem  der  anderen  Leitmotive  ttberlegen,  wenn  nicht 
ftets  und  fiberall,  eine  Annahme,  welche  sich  indessen  auch  schon 
oanchfach  bestätigen  Hesse,  so  doch  in  den  Verkehrsgesellschaften 
mserer  modernen  Gulturvölker.  Bei  der  Abstammung  des  Motivs 
ins  dem  Trieb  der  Selbsterhaltung  und  des  Eigenwohls  (§.  26)  ist 
las  auch  begreiflich. 

Daxaus  erklärt  sich  und  rechtfertigt  sich,  dass  die  Methode  der 
3educ^on  der  Politischen  Oekonomie  gerade  dieses  Motiv  vor  den 
ihrigen  zum  Ausgangspunct  genommen  hat.  Es  ergeben  sich  aber 
iQch    sofort  die  Voraussetzungen,    unter  welchen  allein  ein 
»olches  Voi^ehen  zulässig  ist,  die  Grenzen  fttr  den  Werth  der 
mit  dieser  Methode  zu  gewinnenden  Ergebnisse  und  die  Forde- 
rungen  hinsichtlich  der  Gontrole  und  Prüfung  der  letzteren. 
Bei    der  Aufstellnng    der  Voraussetzungen   für    die   An- 
n^endung    der    Methode    wird    hier    mittelst    isolirender   Ab- 
straction  vorgegangen:  man  sieht,  zunächst  wenigstens,  absicht- 
lich von  dem  Mitspielen  anderer  Motive  neben  dem  genannten  ab; 
man  sieht,  wiederum  zunächst  wenigstens,  ebenso  ab  von  der  indi- 
viduellen (daher  auch  zeitlichen,  örtlichen,  gruppenmässigen  u.  s.  w.) 
DifferenziruDg  des  Motivs  und  seiner  Stärke,  überhaupt  von  irgend 
einer  Modification.    Man  nimmt  es  daher  an  als  den  einzigen 
Constanten  und  constant  und  gleicbmässig  wirkenden 
Factor  ftlr  das  menschliche  Handeln  im  Wirtbschaftsieben,  im  Ver- 
kehr.   So  gelangt  man  zu  einer  der  ersten  und  wichtigsten  Vor- 
auss^zungen  (Prämisse)  im  deductiven  Verfahren  der  Politischen 
Oekonomie:   zur  Annahme,  dass  ein  Jeder  seinen  wirthschaftlichen 
Eigenvortheil    allein    und    gerade    so    wie  jeder  Andre  verfolgen 
wolle,    ohne    durch    andere  Motive,    Erwägungen,    Rücksichten, 
also  z.  B.  auch  nicht  durch  Sitte,  ethische  Momente,  Urtheil  Dritter 
^  dgL  m.,  sich  daran  hindern  zu  lassen.  Dazu  treten  aber,  wiederum 
^^igstens     zunächst,     zwei     weitere    Voraussetzungen,    welche 
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gleichfalls  mit  Hilfe  isolirender  Abstraetion  zur  AnwendaDg  ge- 
langen. Es  wird  angenommen,  dass  ein  Jeder  seinen  wirthschaft- 
liehen  Eigenvortheil  richtig  und  Alle  ihn  gleichmässig  ver- 
stehen oder  kennen  nnd  dass  sie  durch  die  Rechtsordnung 
nicht  gehindert  sind,  diesen  Vortheil  wirklich  zu  verfolgen. 
M.  a.  W.  zu  den  Voraussetzungen  des  Wollens  und  Könnens 
tritt  noch  diejenige  des  Dürfen s.  Auch  bei  der  zweiten  und 
dritten  Voraussetzung  wird  von  individueller,  zeitlicher,  örtlicher 
u.  s.  w.  Diflferenzirung  des  Rennens  und  Könnens  wie  des  Dttrfens 
abgesehen.  Die  dritte  Voraussetzung  entspricht  dem  System  der 
freien  wirthschaitlichen  Goncurrenz,  dies  System  als  völlig  con- 
sequent  und  radical  durchgeführt  angenommen. 

Es  ist  klar,  dass  demnach  die  Schlüsse,  die  Ergebnisse  des 
deductiven  Verfahrens,  diesen  drei  Voraussetzungen  gemäss,  in 
Bezug  auf  die  Wirklichkeit  nur  hypothetischen  Werth  habeiij 
d.  h.  nur  mit  der  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  genau  überein- 
stimmen können,  wenn  und  soweit  die  Voraussetzungen  selbst  mit 
der  Wirklichkeit,  daher  mit  den  in  dieser  wirksamen  äusseren  nnd 
inneren  Bedingungen  und  Ursachen  des  wirthschaftlichen  Handelns, 
insbesondere  mit  der  hier  vorliegenden  und  zur  Wirksamkeit  ge- 
langenden Motivation  übereinstimmen.  Ausserdem  muss  selbstver- 
ständlich immer  in  der  Durchführung  des  Verfahrens,  daher  nament- 
lich in  der  Schlussziehung  kein  logischer  Fehler  begangen  worden 
sein. 

Da  nun  streng  genommen  jene  drei  Voraussetzungen  in  völliger 
Reinheit,  zumal  alle  drei  auf  einmal,  schwerlich  überhaupt  je  in 
der  Wirklichkeit  genau  erfüllt  werden,  so  kann  auch  das  logisch 
durchaus  richtig  abgeleitete  Ergebniss  der  Deduction  —  und  gerade 
dieses  —  absolut  genau  überhaupt  niemals  sich  mit  dem  wirk- 
lichen Thatbestand  und  Verlauf  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
decken. 

Dennoch  behauptet  das  deductiv  gewonnene  Ergebniss  seinen 
Werth  und  die  ganze  zunächst  streng  unter  den  genannten  drei 
Voraussetzungen  angewandte  Methode  der  Deduction  nicht  minder. 
Denn  es  wird  so  doch  ein  Bild  der  Erscheinungen  gewonnen, 
welches  wenigstens  in  den  Grundzügen  der  Wirklichkeit  mehr 
oder  weniger  ähnelt  und  ihr  durch  weitere  Modificationen 
der  Voraussetzungen  noch  mittelst  derselben  Methode  (§•  70)  itnmei 
mehr,    schliesslich  bis  zu  einem  hohen  Grade,    ähnlich  gemacht 
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w^den  kann.  Znr  BestimmaDg  der  Grenzen  des  Werths  der 
znersty  unter  den  vollen  Voranssetzongen  der  Methode  gewonnenen 
Ergebnisse,  und  des  Werths  der  Ergebnisse,  welebe  im  weiteren 
Verlauf  des  methodisch  dnrehgeftthrten  deduetiven  Verfahrens  ge- 
woDDeD  werden,  fehlt  es  anch  nicht  an  Hilfsmitteln. 

B.  —  §.  68.  Die  („exacte")  Deduction  unter  den 
dreiYoraussetznngen  nnd  ihre  mathematische  Forma- 
lirnng  (^^mathematische  Methode^O«  Wenn  genau  nnter  den 
genannten  Voraussetzungen  aus  dem  Leitmotiv  des  Strebens  nach 
lern  wirthschaftlichen  Vortheil  richtig  deducirt  wird,  so  sind  die 
E^ebnisse  dieses  Verfahrens  unter  diesen  Voraussetzungen  anch 
Inrcbaus  richtig.  Die  Methode  der  Deduction,  und  diese  allein 
im  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie,  verdient  daher  alsdann 
hier  auch  den  Namen  einer  „exacten^%  nur  die  so  erzielten  Er- 
^ÖDisse  den  von  „exact'^  gewonnenen,  im  Sinne  der  exacten 
nisgenscbaften.  Die  Methode  kann  sich  denn  auch  hier  sogar 
des  Hilfsmittels  der  exacten  Wissenschaften,  der  mathematischen 
Formolirung,  des  algebraischen  Ausdrucks  in  ihrem  ganzen  Ver- 
fahren und  in  der  Fassung  ihrer  Ergebnisse  bedienen.  Sie  ge- 
winnt dadurch  vollends  den  Gharacter  einer  exacten.  Die  mit  ihrer 
HUfe  entwickelte  Politische  Oekonomie  wird  in  dem  Umfang, 
in  welchem  die  Methode  angewendet  wird,  so  selbst 
eioe exacte,  auch  eine  streng  theoretische  Wissenschaft,  welche 
mit  der  theoretischen  Mechanik,  Physik  in  der  That  mit  Recht 
öfters  verglichen  worden  ist. 

Will  man    den    auf  dem  Gebiete  einer  Geisteswissenschaft  immer  etwas  miss- 
ücben,  mir  persönlich  wenigstens  auch  stets  zn  prätentiös  klingenden  Ausdruck  ,,ezact** 
iffi  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie  Oberhaopt  nicht  lieber  ganz  vermeiden,  so  kann 
Baa  ihn  jedenfalls    nar  in  der  angegebenen  Weise  anwenden,  nicht  in  Bezog  auf 
^  der  Indnctionsniethoden    nnd    auf  deren  Ergebnisse  in  unserer  Disciplin,   am 
AlkrweDigsten,  nach  einem  sehr  beliebten,  aber  ganz  schiefen  Sprachgebranche  des 
^uferen  Historismos  (besonders  G.  Schmoller *s  und  der  ihm  Nahestehenden),  auf 
<^  sogen,  ^historische  Methode**  und  auf  die  mit  dieser  gewonnenen  Ergeh- 
^sit.    Dann  immer  noch  eher  —  aber  anch  nnr  missbräuchlich  —  auf  die  stati- 
stische Methode  nnd  auf  das  mit  ihr  Erforschte  (§.  80  ff.)*    ^^r  Indnctionsmethode 
^«berhaopt,  follends  aber  der  „historischen**,  fehlt  nicht  weniger  als  Alles,  om  sich 
^  ihre  Ergebnisse   „exact**   nennen   zn  dürfen.     Man    kann    hier  nnr  der  Karl 
Ve&gerVhen  Aoffassong  nnd  Terminologie  nicht  bloss  den  Vorzog,  sondern  (anter 
^  erwUinten  Vorbehalt ,  auch  bei  der  Deduction  lieber  den  Aosdrack  „exact*'   zu 
^^i^^deo)  anch  allein  Recht  geben. 

Was  hier  Qber  die  Anwendung  der  Mathematik  gesagt  wurde,  bestätigt  eine 
^ibere  Bemerkung  in  §.65,  dass  der  Ausdruck  „mathematische  Methode**  in  der 
^  iQch  nicht  correct  ist  und  besser  ?ermieden  oder  wenigstens  nnr  in  dem  ans 
^  Yoraosgehenden  sich  ergebenden  Sinne  für  die  „mathematische  Formu- 
utQt|  des  streng  unter  den  erw&hnten  drei  Voranssetzongen  operirenden  deductiven 
's^rena"  angewendet  wird.  Eine  eigene  selbständige  „Methode"  ist  die 
**^3a»tische  Tollends  nicht,   sondern  nur  eine  bestimmte  Form  der  exacten  dedoc- 
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ti?en  Methode,  wobei  algebraische  Zeichen  und  Formeln  und  geometrische  Dar- 
stellungen fUr  gewisse  Grössen-  and  gegenseitige  Abhängigkeitsverhältnisse  (Relationen) 
ökonomischer  Elemente  zur  Anwendung  kommen.  Dadurch  kann  eine  knappere  und 
schärfere  Fassung  nationalökonomischer  Sätze  als  mittelst  Wortfassung  erreicht  werden, 
aber  neue  Wahrheiten  werden  doch  dadurch  nicht  gewonnen.  Das  haben  nicht 
alle  Vertreter  dieser  mathematischen  Methode  immer  so  klar  erkannt,  wie  jangst 
Mars  hall  (principles  of  economics  I,  Vorwort),  der  sich  besonders  gern  der  Me- 
thode, der  Diagramme  u.  s.  w.  als  Darstellungsmittel,  aber  nicht  eigentlich  zar 
Beweisführung  selbst  bedient 

Namentlich  auf  den  Gebieten  ?on  Problemen,  wo  das  streng  deductive  Verfahren 
sich  am  Besten  anwenden  lässt,  in  der  Werth-,  Preis-,  Kosten-,  Vertheilnngstheorie, 
kann   diese   mathematische   Formulirung    aber    immerhin    eigen thümliche    Vortheile 
bieten.     Der  Werth   der   so   gewonnenen  Ergebnisse  ist  freUich  durchaus  begrenzt 
durch   den  Werth   des  deductiven  Varfahrens  überhaupt,   aber  soweit  ist  er  doch 
auch  anzuerkennen.     Damit  ?iel  weniger  weit,  als  einige  scharfe  mathematische  und 
„abstracto^'  Köpfe,  welche  diese    „mathematische  Methode'*  in  der  Nationalökonomie, 
namentlich   im    Gebiete  der  genannten  Fragen   angewandt  haben,   wohl  annehmen« 
aber  doch  weiter,  als  die  einseitigen  „historischen  Köpfe''    es  zugeben  wollen.     Ganz 
richtig  sagt  hierüber  W.  Wundt  (Logik  II,  588):  «.Indem  hierbei  (in  der  abstracten 
Theorie   Ton  Werth    und  Tausch  u.  s.  w.)   von  der  Qualität  der  Werth-  und  Tausch- 
objecte  ....  ganz  abgesehen  werden  kann,  gewinnt  die  Untersuchung  einen  Gh&racter 
logischer  Allgemeinheit,  welcher,  da  alle  jene  Begrifie  eine  quantitative  Beschaffen- 
heit besitzen  und  in  bestimmten   Relationen  zu  einander  stehen,   zur   mathe- 
matischen Formulirung  der  Schiassfolgerungen  herausfordert     In  der  That  ist  eine 
solche  mehrfach  mit  Erfolg  versucht  worden  (er  citirt  Walras  und  Jevons).   Sie  hat 
den  Vorzug,  dass  sie  zu  vollkommen  präcisen  Definitionen  nöthigt  verwickelte  Scblnss- 
folgerungen  Obersichtlicher  gestaltet  und  manche  Irrungen  vermeiden   lässt,    welche 
bei  der  unbestimmteren  logischen  Form  der  gewöhnlichen  Darstellung  leicht  sich  ein- 
stellen können." 

Im  Princip  sind  deswegen  die  Versuche  einer  „mathematischen  National- 
ökonomie" oder  einer  mathematisch  behandelten  „reinen"  Politischen  Oekonomie 
(economic  politique  pure  von  Walras  u.  A.  m.)  so  berechtigt,  wie  eine  zunächst 
rein  deductiv  bebandelte  Nationalökonomie,  ja  ist  die  mathematische  Formulirung  oder 
„Methode"  eine  Verfeinerung  des  deductiven  Verfahrens,  eine  Steigerung  des 
exacten  Characters.  Das  möchte  ich  auch  den  scharfsinnigen  und  wie  immer  bedeut- 
samsten polemischen  Ausführungen  von  Knies  gegenüber  (Polit  Oekon. ,  2.  A., 
S.  500  ff.)  gegen  Walras,  v.  Thüncu  festhalten.  Nicht  diese  mathematische  Formu- 
lirung oder  Methode  ist  zu  beanstanden  oder  ganz  zu  verwerfen,  sondern  die  nur 
bedingte  und  ziemlich  eng  begrenzte  Bedeutung  der  Ergebnisse  ist  her- 
vorzuheben, ganz  aus  denselben  Gründen,  wie  die  gleich  begrenzte  Bedeutung  dee  rein 
deductiven  Verfahrens,  das  uns  hier  beschäftigt.  Was  Röscher  (System  I,  §.  22) 
über  die  „mathematische  Methode"  sagt,  daran  anerkennt  und  dagegen  einwendet, 
gilt  eben  in  Betreff  des  deductiven  Verfahrens  überhaupt 

S.  Litteratur  über  die  Anwendung  der  Mathematik  in  der  Nationalökonomie   bei 
Röscher  in  den  Noten  zu  §.22.     Hervorzuheben  sind:  Cour  not,  recherches  sur 
les   principes  math^matiques  de  la  throne  des  richesses,   Paris  1838,   später  ohne 
Formeln  principes  de  la  thi'Orie  des  richesses,  Paris  1863   und  Revue  sommairo   des 
doctrines   economiques   (s.  über   ihn   Mars  hall  a.  a.  O    und    Lexis  in  dem    A.Tt. 
Coumot  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  11,  b89).     Mehrere  Schriften  von  L.  Walras. 
bes.  seine  Clements  d'^conomie  politique  pure,  Lausanne  1874,  1877;  th^orie  m&tli^- 
matique  de  la  richesse  sociale,  Lausanne  18S3:  Theorie  der  Preisbestimmung  wirtli. 
schaftlicher   Güter   (deutsch),   Stuttgart   1881    (s.  darüber  Lexis  in   Gonrad's  Jaluw 
büchem  B.  37,  N.  F.  3,  1881,  S.  427  ff.).    —  W.  St  Jevons,    theory   of  politic^a 
economy,    London  1871  (s.  darüber  W.  Böhmert,  Jevons,   Leiprig  1891).  —    Von 
Deutschen:    v.  Thünen,   isolirter  Staat.    Gossen,    Entwicklung  der  Gesetze    des 
menschlichen  Verkehrs,   Braunschwei^   1S54,   neue  Ausgabe  Berlin   18S9.     Laan« 
hardt,  mathematische  Begründung  der  Volkswirthschaftslehre,  Leipzig  1884  (s.  darUl>«x 
Lehr  in  Gonrad's  Jahrb.  B.  45,  N.  F.  11,  1885,  S.  162  ff.),     üeber  die  ganze  Rieb- 
tang  Knies  a.  ä.  0.,  Key n es,  scope  a.  metbod  cb.  S. 
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C.  —  §.  69.  Das  Verhältniss  der  dednctiv  ge- 
woDDenen  Ergebnisse  zur  Wirklichkeit  der  Erschei- 
D  HD  gen.  Mit  den  wirklichen  wirthschafüichen  Erscheinungen 
würden  richtig  abgeleitete  Schlüsse  der  Dednction  genau  ttberein- 
stimmen,  wenn  in  der  Wirklichkeit  die  drei  Voraussetzungen,  unter 
denen  deducirt  wurde,  genau  so  vorlägen.  Das  ist,  wie  schon  be- 
merkt, nicht  der  Fall,  eben  deswegen  die  Incongruenz  der  de- 
daeti?en  Ergebnisse  und  der  Wirklichkeit  Aber  andrerseits  offen- 
bar aneh:  je  mehr  die  Verhältnisse  der  Wirklichkeit,  unter  denen 
wirthschaftliche  Handlungen  vor  sich  gehen  und  wirthschaftliche 
Erscheinungen  hervortreten,  den  drei  Voraussetzungen  entsprechen, 
desto  mehr  mttssen  richtige  deductive  Schltlsse  mit  der  Wirklich- 
keit barmoniren. 

Es  folgt  daraus,  wie  schon  früher  in  anderem  Zusammenhang 
herrorgehoben  wurde,  dass  der  Werth  der  in  der  bisher  erörterten 
Weise  angewandten  Methode  der  Deduction  um  so  grösser  ist  und 
wird,  je    mehr    wirthschaftliche   Handlungen    und  Erscheinungen 
unter  solchen  wirklichen  Voraussetzungen  vor  sich  gehen,  bzw.  zu 
Stande   kommen,    welche    den    hypothetisch   angenommenen    ent- 
sprechen. Werden  die  Differenzen  zwischen  diesen  Voraussetzungen 
geriDgiOgig,    schliesslich  minimale,  so  muss  auch  die  üeberein- 
Stimmung  zwischen  deductivem  Schluss  und  wirklicher  Erscheinung 
eine  grosse,   schliesslich  eine  maximale  werden.     Daraus   ergiebt 
sieb  zwar  immer  noch  ein  durchaus  begrenzter,  aber  doch 
bereits  ein  positiver,  nicht  mehr  bloss  rein  hypothetischer  Werth 
des  deductiven  Verfahrens  auch  für  die  wissenschaftliche  Erkennt- 
niss  der  Wirklichkeit  des  Wirthschaftslebens  in  gewissen  Fällen. 
Die  Aufgabe  ist  dann,  wieder  beobachtungsmässig  zu 
untersuchen,  ob  und  wie  weit  zwischen  den  angenommenen  Vor- 
aossetzungen   der  Deduction  und  den  wirklichen  Voraussetzungen 
der   wirthschaftlichen    Vorgänge    Uebereinstimmungen    und    Ab- 
weichangen  und  welche  eventuell  bestehen.    Insbesondere  ist  dies 
f^ustellen  für  die  betreffenden  Personenkreise,  um  deren  wirth- 
schaftliche Handlungen  es  sich  handelt,  nach  der  psychologischen 
Beschaffenheit,  für  Stände,  Classen,  Völker,  Zeitalter,  Orte  u.  s.  w. 
mid  namentlich  auch  für  bestimmte  Gruppen  wirthschaftlicher 
Erscheinungen.  Es  wird  sich  dabei  dann  bald  finden,  dass  in  den 
rincn  Fällen  mehr,  in  den   anderen  weniger,  in  gewissen  Fällen 
aber  in  der  That  in  sehr  hohem  Grade  die  wirklichen  Voraus- 
setzungen, unter  denen  wirthschaftliche  Handlungen  und  Erschei- 

^Wt^ier,  QmDälegniig.   3.  knfLtLge.    1.  Theil.    GmnillageD.  12 
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nungen  zu  Stande  kommen,  den  im  streng  dedactiven  Verfahren 
angenommenen  entsprechen.  Hier  wird  dann  zwar  immer  noch 
die  ,,Probe''  der  Richtigkeit  der  Deduction  durch  das  entgegen- 
gesetzte Verfahren  zum  vollen  Beweis  nothwendig  sein,  aber  doch 
auch  das  Ergebniss  der  reinen  Deduction  an  sich  schon  wirklichen 
practischen  Werth  haben. 

Da,  wo  der  rein  g^eschäftliche  Standpanct  im  wirthschaftlichen  Leben  ein- 
genommen wird  nnd  völlig  freier  Verkehr,  Vertragsfreiheit  besteht,  wie  am  Meisten 
im  Handel,  znmal  im  Grosshandel,  da  wird  der  dedacti?e  Schloss  nnd  die  Wirk- 
lichkeit anch  übereinstimmen.  Je  mehr  die  geschichtliche  Entwicklang  des  Wirth- 
schaftslebens  diesen  „rein  geschäftlichen"  Standpnnct  znm  allgemeinen  macht,  daher 
diesem  entsprechende  Motive,  Anschannngen ,  Sitten  sich  verbreiten  und  herrschen, 
mithin  mit  dem  Siege  der  reinen  Geldwirthschaft ,  mit  dem  Aufgehen  des  Berofs  im 
Gewerbe,  mit  der  Eüibnrgemng  des  Systems  nnd  der  rechtlichen  und  sittlichen  Grund- 
sätze der  freien  Concnrrenz  in  allen  Bevölkemngskreisen,  desto  mehr  inSt  das  zn  (vgl. 
schon  ohen  §.  47, 49).  In  den  älteren  Zeiten  bei  mehr  gebundenen  Ökonomischen  nnd 
Bechtsverhältnissen ,  bei  einem  anderen  Zustande  wirthschaftlicher  Sitten,  in  Classen, 
Gegenden,  wo  der  ältere  Cbaracter  des  Wirthschaftslebens  sich  noch  behauptet,  ver- 
sagt das  deductive  Verfahren  mehr,  aber  auch  nicht  völlig. 

Die  Gruppen  von  Erscheinungen  auf  den  Gebieten  des  „Umlaufs"  und  der 
„Vertheilung",  daher  diejenigen  des  Tauschs,  Kaufs,  Preises,  der  Einkommen- 
bildung in  der  arbeitstheiligen  Prodoction  auf  der  Grundlage  der  Privateigenthnms- 
ordnung  und  des  freien  Vertragsrechts,  die  Erscheinungen  des  Geld-,  MOnz-,  Credit-, 
Bankwesens  und  anderes  Aehnliche  sind  deswegen  überhaupt  stets  mehr,  unter  den  an- 
gedeuteten modernen  Verhältnissen  aber  wirklich  in  besonderem  Maasse  durch  das 
deductive  Verfahren  in  einer  Weise  festzustellen,  abzuleiten  und  zu  erklären,  welche 
mit  den  wirklichen  Vorgängen  im  Wesentlichen  selbst  genau  übereinstimmt.  Bei 
dieser  ganzen  Gruppe  von  Erscheinungen  tritt  am  Meisten,  trotz  der  Abhängigkeit  von 
psychischen  Momenten,  ein  Mechanismus  der  Bewegung  hervor.  Eben  deshalb 
hier  auch  die  Anwendbarkeit  der  „mathematischen"  Methode.  Die  Erscheinungen 
auf  dem  Gebiete  der  „Production"  und  „Consumtion"  entziehen  sich  zur  Er- 
mittlung ihres  wirklichen  Aussehens,  Verlaufe  dem  deductiven  Verfahren  mehr,  aber 
doch  auch  nicht  so  weit,  wie  einseitige  Vertreter  der  nationalOkonomischen  Induction 
behaupten.  Ueberall,  wo  das  „ökonomische  Princip"  (§.  28)  waltet,  das  ja  recht 
eigentlich  auch  ein  psychologisches  Princip  ist,  wo  es  sich  um  Steigerung  der 
Productivität  der  Arbeit  durch  Entbindung  und  Entwicklung  gtUistiger  Einflösse  anf 
die  Arbeitslust,  durch  Ausdehnung  der  Herrschaft  über  die  Naturkräfte,  durch  Ver- 
mehrung und  Verbesserung  de^  Arbeitstheilung  handelt,  gestattet  das  deductive  Ver- 
fahren immerhin  anch  manche  erfolgreiche  Anwendung  zur  Erschliessung  der  Wirk- 
lichkeit der  Erscheinungen,  wenn  auch  hier  das  inductive  Verfahren  an  sich  und  znr 
Probe  der  deductiven  Schlüsse  eine  grössere  Bedeutung  und,  fsdls  es  genügend  tech- 
nisch entwickelt  ist,  auch  sicherere  Ergebnisse  bat  Durchaus  hiermit  übereinstimmend 
äussert  sich  Mars  hall,  princ.  of  economics,  Vorwort  p.  VII,  in  Bezug  auf  die 
Anwendung  der  Theorie  des  Normalwenhs  auf  die  Handlungen  der  nichtgeschäftlichen 
wie  der  reingeschäftlichen  Classen,  indem  nur  die  Anwendung  anf  erstere  nicht  mit 
derselben  Genauigkeit  des  Einzelnen  erfolgen  könne.  Die  ältere  Theorie  hat  gewiss 
zu  sehr  ohne  Weiteres  geschlossen,  dass  ,.jeder  Mensch**  im  Wirthschaf^eben  wie 
ein  geriebener  Geschäftsmann,  city  man,  handle ;  die  historische  Schule  vorfällt  in  den 
entgegengesetzten,  aber  noch  grösseren  Fehler,  bei  den  Nicht- Geschäftsleuten,  bei 
Menschen  anderer  Culturstufen  eine  nicht  nur  gradweise,  was  richtig  ist,  sondern 
principiell  verschiedene  wirthschaftliche  Handlungsweise  anzunehmen. 

FUr  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  einen  Verkehrsge- 
sellschaft; so  der  modernen,  bei  den  heutigen  Coltarvölkem ,  er- 
giebt  daher  das  dedactive  Verfahren   bereits  einen  wesentlich 
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i cht! gen  Einblick  in  die  Wirklichkeit  der  Erscheinongen  und 
1  ihre  Bewegung  (ihre  Tendenzen  gleichförmiger  Gestaltung 
nd  Wiederkehr  oder  ihr  ,,(}e8etz'',  s.  u.  §.  74,  87  ff.),  namentlich  in 
ieBichtung  der  Bewegung  und  in  die  Zielpuncte  dafür.  Für 
tie  Verhältnisse  einer  anderen  Verkehrsgesellschaft,  so  einer  älteren, 
Mstet  es  erheblich  weniger  und  versagt  da  und  dort  ganz  den  Dienst. 
'ür  die  eine  Gruppe  von  Erscheinungen  ist  es,  wenn  auch  wieder 
ach  dem  ganzen  Character  der  wirthschaftlichen,  rechtlichen  Ent- 
icklnng  und  Zustände  in  ungleichem  Maasse,  brauchbarer,  fttr 
ie  andere  Gruppe  weniger  brauchbar,  bis  zur  vollen  Unzuläog- 
chkeit. 

Aach  in  dem  gOnstigeren  Falle  wird  mit  der  Dednction  zwar  auch  noch  nicht 
ks  letzte  Ziel  der  wisäenschafUichen  Aufgabe  erreicht:  die  Gewissheit,  dass  die 
»geldteten  Erscheinungen  genau  der  Wirklichkeit  entsprechen.  Dazu  bedarf  es 
imer  wieder  erst  der  Constatimng  der  Thatsachen  durch  die  Beobachtung  dieser 
Ibst  Auch  wird  die  Dednction  öfters  nur  die  grossen  Hauptzüge  der  Gestaltung, 
iTefong,  Entwicklung  der  Erscheinungen  geben  können,  nicht  die  kleineren,  feineren 
ibeazOge,  nicht,  wie  die  beobachtungsmiaifige  Schilderung,  ein  photographisch  ge- 
iQ^Bild  alles  Einzelnen.  Aber  auch  diese  begrenzten  Leistungen  des  Verfahrens 
id  doch  immer  schon  sehr  wichtig.  Die  Grundstructur  und  Haupttendenzen 
T  Bew^iing  Tieler  wirthschaftlicher  Erscheinungen,  —  im  Bilde  yom  „social- 
oDomischen  Körper"':  das  Knochengerüst,  die  Bänder,  Sehnen,  Muskeln,  Nerren- 
ränge,  der  Blutumlauf,  die  hauptsächlichen  Functionen  —  werden  auf  diese  Weise 
Kh  bereits  zur  Kenntniss  und  zum  Yerst&ndniss  gebracht  Damit  ist  doch  schon 
hr  fiel  gewonnen,  mehr  und  Wichtigeres  als  mittelst  des  inductiren  Verfüirens,  das 
»rnemlich  bisher  nur  zu  Controle,  Berichtigung,  Bestätigung  und  zur  Yerfeinerung 
ir  dedacti?  gewonnenen  Sätze,  zur  Ausmalung  des  Einzelnen,  des  Kleineren  gedient 
kt  Die  nationalokononaschen  Lehren  auf  den  Torhin  genannten  Gebieten  und  Er- 
beinongsgruppen,  wo  sich  das  dedncüye  Verfahren  besonders  anwendbar  gezeigt  hat, 
^aen  zum  Beleg  dienen. 

Ans  Allem  folgt,  dass  die  Dednction  in  Bezug  auf  die  Wirk- 
chkeit  der  Erscheinungen  Nähernngswerthe  verschiedenen 
rades  giebt 

Dis  gilt  doch  selbst  da,  wo  es  sich  um  Verkehrsgesellschaften  handelt,  welche 
iü  drei  Voraussetzungen  der  strengen  Dednction  weniger  und  eyentuell  recht  wenig 
itiprechen,  mindestens  bei  denjenigen  Gruppen  yon  Erscheinungen,  welche  an  sich 
ie  Anvendong  der  Dednction  begünstigen.  Da  man  es  doch  auch  hier  mit  gewissen 
Fpischen  Grundzügen  der  menschlichen  Natur,  ihrem  Triebleben  und 
trer  Hotiration,  neben  der  Constanz  der  äusseren  Natur,  zu  thun  hat,  kann  das 
cch  Dicht  anders  sein.  Die  gegentheilige  Ansicht  des  Historismus  übertreibt  wieder 
i«  indiTidnelle,  nationale ,  zeitalterliche  Differenzirung  der  menschlichen  Natur,  wenn 
^^  m  anderen  Ergebnissen  kommt.  Die  Züge ,  welche  das  deductire  Verfahren  ab- 
-itct  Verden  hier  noch  mehr  nur  ins  Grobe,  das  ganze  Bild  der  Erscheinungen  noch 
oehi  ins  Bohe  entworfen  sein ,  aber  es  braucht  doch  nicht  falsch  zu  sein  und  ist  es 
seh  Dicht  und  die  Leistungen  des  Verfahrens  sind  auch  hier  daher  nicht  werthlos 
'ti  die  ähnliche  Auffassung  bei  Mars  ha  11  a.  a.  0  und  in  seinem  Buch  1,  Kap.  6 

Die  Aufgabe  ist  mitbin ,  jene  Nähernngswerthe  der  Wirklicb- 
krit  immer  näher  zu  bringen,  ihre  Abweichung  von  der  Wirklichkeit 
^erseits  genauer  zu  bestimmeo,  womöglich  zu  messen,  andrerseitR 
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ZU  YerriDgerOy  womöglich  zu  beseitigen.  Zu  beiden  Zwecken  dient 
das  indnctive  Verfahren  mit  nnd  ist  dazu  schliesslich  unentbehrlich, 
wenngleich  leider  nicht  immer  anwendbar,  so  dass  man  sich  eben 
dann  mit  dem  begnügen  muss,  was  das  dedactive  Verfahren  leisten 
kann^).  Zu  beiden  Zwecken  ist  aber  auch  gerade  letzteres  unter 
gewissen  Modificationen  seiner  Anwendung  mit  brauchbar:  d.  h.  es 
lässt  sich  immerhin  so  verfeinern,  dass  die  Näherungswerthe,  welche 
es  gewinnt,  immer  geringere  Abweichungen  von  der  Wirklichkeit 
zeigen.    Dies  geschieht  auf  folgende  Weise. 

D.  —  §.  70.  Die  Annäherung  der  deductiv  gewon- 
nenen Ergebnisse  an  die  Wirklichkeit  durch  metho- 
dische Aenderung  der  Voraussetzungen  der  Deduction. 
Jede  der  drei  Voraussetzungen,  dass  im  wirthschaftlichen  Leben 
immer  nach  dem  ersten  Leitmotiv,  dem  wirthschaftlichen  Eigen- 
vortheil,  gehandelt  werden  will,  kann  und  darf,  lässt  sich  ein- 
zeln oder  je  zu  zweien  oder  zu  allen  dreien  auf  einmal  in  geringerem 
und  stärkerem  Maasse  modificiren.  Danach  ändert  sich  dann  notb- 
wendig  auch  der  abzuleitende  Schluss  auf  Willensacte  und  Hand- 
lungen, auf  die  Bewegung,  die  Richtung,  die  Intensivität  der  Hand- 
lungen. 

Diese   Modificationen    der  Voraussetzungen   können    zunächst 
wieder   rein    hypothetisch  und  willkührlich  vorgenommen 
werden.    Aber  nattlrlich  wird  dabei  bereits  das  Streben  obwalten, 
die    Modificationen    auf  Grund  der  persönlichen  Wahrnehmungen 
und  Kenntnisse  des  Operirenden  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit 
anzupassen»    Indem  man   dann  wieder  bei  den  Aenderungen  der 
Voraussetzungen  möglichst  methodisch  verfährt,   daher   in  Bezug 
auf  die  letzteren  systematisch  Beobachtungen  der  Wirklich- 
keit anstellt  und  auf  Grund  der  Ergebnisse  hiervon  die  Voraus- 
setzungen   der  Deduction    bildet   und    deducirt,    gelangt  man  zu 
Schlüssen  und   Ergebnissen,  welche  sich  den  wirklichen  Erschei- 
nungen und  Vorgängen  in  viel  höherem  Maasse  und  bei  correctem 
methodischem  Verfahren  in  der  Tbat  immer  genauer  nähern,  schliess- 
lich bei  hinlänglicher  Ausdauer  und  Vorsicht  in  der  Anwendung  des 
Verfahrens  bis  zu  dem  Puncte,  wo  sie  ihnen  wirklich  entsprechen 
(congruent  werden). 


*)  Ein  gutes  Beispiel  ist  die  Lehre  von  der  Steuorüberirälzung,  wofür  auf 
die  Uotorsuchung  im  2.  B.,  2.  Aufl.  meiner  Finanzwissenschaft  (S.  332  ff.)  und  auf  die 
dort  erwähnte  inductiF-statistische  Arbeit  von  Schanz  über  die  baierische  Biersteuer 
verwiesen  sein  mac. 
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Allerdings  wird  daher  in  diesem  Stadium  des  dedactirea  Verfahrens  in  Bezne 
auf  die  FeststelluDg  der  Voranssetzongen  die  (wiedemm  innere  psychische,  wie  äossere) 
BeobachtODg  in  umfassendem  nnd  immer  wachsendem  und  sorgfältigerem  Maasse 
mit  angewandt,  insofern  indnctiy  Torgegangen.  Dadurch  wird  alles  das  genau  za 
bestimmen  gesucht,  was  im  concreten  Einzelfall,  aber  auch  in  den  Masseni&llen  an 
Ui^aclien,  welche  auf  Willen  und  Handlungen  psychisch  einwirken,  und  an  Bc- 
dingoBgen  Torhanden  ist  und  mitspielt,  unter  denen  sich  diese  Einwirkung  rollziebt 
aod  die  Willensacto,  Handlungen  und  Erscheinungen  zu  Stande  kommen.  Aber  als- 
danQ  wird  doch  wieder  durchaus  inductiy  rerfahren:  man  schliesst  yon  Ursache  und 
Bedingung  auf  Wirkung,  Folge.  Daher  yerlftsst  man  mit  diesem  Vorgehen  die  deduc* 
nre  Methode  noch  nicht 

Es  sind  hier  zwar  keineswegs  allgemeine,  aber  doch  Öfters  ror^ekommene  Fehler, 
insbesondere  ron  Oekonomisten  der  &lteren  sogen,  britischen  Schule,  und  allerdings 
nimentlich  in  Bicardo'scher  Richtung  zuzugestehen.  Einmal  wurden  die  hypothetiscli 
angenommenen  strengen  drei  Voraussetzungen  der  Deduction  nicht  immer  in  diesem 
ihrem  bloss  hypothetischen  Character  festgehalten,  Abweichungen  dairon  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  genfigend  beachtet  und  dann  die  hypothetisch  richtig  abgeleiteten  Er- 
gebnisse als  genan  mit  der  Wirklichkeit  sich  deckend  betrachtet  Sodann  wurde  dio 
methodische  Aenderung  der  Voraussetzungen  der  Deduction  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend forgenommen,  das  deductife  Verfahren  in  einem  zu  frühen  Stadium  als  ab- 
geschlossen angesehen.  Allein,  wie  schon  früher  bemerkt  (§.  4,  bes.  S.  18),  sind  das 
doch  nicht  Fehler  der  Methode,  welche  gegen  letztere  etwas  beweisen  —  höchstens 
auf  Gefahren  derselben  hindeuten  — ,  sondern  Fehler  in  der  Anwendung  der 
Methode,  welche  denjenigen  zur  Last  zu  legen  sind,  die  sie  begehen.  Die  prlnci- 
piellen  Gegner  der  Methode,  wie  ein  Theil  der  historischen  NationalOkonomen,  können  da- 
her, wie  sie  nicht  selten  versucht  haben,  solche  Fehler  nicht  zu  Gunsten  ihrer  Auffassung 
benutzen.  Es  folgt  aus  der  Möglichkeit  und  eventuell  der  Leichtigkeit,  bei  der  De- 
duction solche  Fehler  zu  begehen,  nur  die  Forderung  eines  grösseren  Maasses  Vor- 
sicht und  allerdings  auch  diejenige,  Controlen  der  Schlüsse  mittelst  des  indoctiyen 
Verfahrens  anzuwenden  (§.  74  ff.),  aber  keineswegs  die  Unbrauchbarkeit  der  Methode. 

Mit  der  methodischen,  auch  auf  Grund  Ton  Beobachtungen  erfolgenden  Aende- 
niDg  der  Voraussetzungen  der  Deduction  rerlässt  man  diese  Methode  nicht,  sondern 
bildet  sie  nur  feiner  aus,  um  sie  practisch,  zur  Erschliessung  der  Wirklichkeit,  brauch* 
barer  zu  machen.  Die  gegnerische  Kritik ,  auch  in  der  historischen  Richtung,  macht 
es  »eh  zu  leicht,  wenn  sie  ihren  Nachweis,  dass  die  Deduction  unter  den  drei  strengen 
Voiiussctzungen  Ergebnisse  liefere,  welche  mit  der  Wirklichkeit  nicht  oder  nicht  aus- 
reichend stimmten,  für  einen  Beweis  der  „Unfruchtbarkeit*  der  ganzen  Methode  auch 
in  deren  Terfeinerter  Form  hält  Es  ist  doch  die  erste  Anforderung  an  objectire 
Tisenschaftliche  Kritik,  dass  die  Position  des  Gegners  wenigstens  so  günstig  an- 
genommen wird,  ab  sie  principiell  und  thats&chlich  sein  kann.  Dagegen  verstösst 
jene  Kritik ,  ganz  abgesehen  davon ,  dass  dio  Ergebnisse  der  Deduction  unter  jenen 
drei  Voraussetzungen,  wie  im  vorigen  §.  69  gezeigt  wurde ,  doch  auch  schon  immer- 
bin einen  grösseren  Werth  haben,  als  die  Kritik  von  Seiten  der  Vertreter  der  Induc- 
tion  zugeben  will. 

Die  methodischen  Aenderangen  der  Voranssetzangen ,  unter 
welchen  dedacirt  wird,  werden  passend,  wiederum  mittelst  isoliren- 
der  Abstraction,  so  vorgenommen,  dass  zuerst  die  erste  Voraus- 
setzung, dem  wirthschaftlichen  Vortheil  allein  und  Seitens  aller 
Einzelnen  gleichmässig  folgen  wollen,  verändert  wird,  möglichst 
den  beobachteten  Thatsachen  gemäss,  während  die  beiden  andren 
Voraossetzungen  unverändert  bleiben;  dass  darauf  mit  der  zweiten, 
den  wirthschaftlichen  Vortheil  allseitig  richtig  kennen  und  ihm 
danach  folgen  können,  Aenderungen  erfolgen,  während  die  erste 
^d  dritte  unverändert  bleibt;  und   danach  mit  der  dritten,   dem 
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Vortbeil  gleicbmässig  so  nach  der  Rechtsordnung  folgen  dürfen, 
80  verfahren  wird,  die  andren  beiden  die  gleichen  bleiben.  Indem 
man  die  Veränderungen  auf  zwei,  schliesslich  auf  alle  drei  Vorans- 
Setzungen  ausdehnt,  in  allen  drei  Fällen  sie  in  verscbiedenem 
Maasse  vornimmt,  stets  unter  Benutzung  von  Beobachtungen,  welche 
die  Voraussetzungen  den  concreten  Verbältnissen  der  Wirklichkeit 
anzupassen  suchen,  nähert  man  auch  den  Werth  der  Schlosse 
immer  mehr  der  Wirklichkeit.  Das  Verfahren  läuft  also  darauf 
hinaus,  neben  constanten  Factoren  methodisch  ge- 
wählte variable  Factoren  mehr  und  mehr  in  das  Rä- 
sonnement  einzufügen  und  dann  abzuleiten,  wie  unter  den 
so  gestellten  Voraussetzungen  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
aussehen  und  verlaufen.  Auch  hier  wird  schliesslich  zur  Controle 
und  Verification  die  Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst 
nothwendig  sein  und  soweit  als  möglich  erfolgen,  also  wiedemm 
inductives  Verfahren  hinzutreten  müssen.  Aber  wenn  die  Voraas- 
Setzungen  in  Uebereinstimmung  mit  der  Wirklichkeit  bestimmt  sind 
und  dann  nur  in  der  Deduction  selbst  Fehler  vermieden  werden, 
können  die  deductiven  Schlüsse  doch  auch  ohne  oder  vor  dieser 
Probe  schon  als  richtig  gelten. 

Die  Kothwendigkeit ,  immer  mehr  veränderliche  Factoreo  und  wechselnde  Com- 
binationen  derselben  unter  sich  und  mit  constanten  im  logischen  Bäsonnement,  auf 
welches  das  deductire  Verfahren  hier  hinauskommt,  einzufügen,  macht  auch  die  An- 
wendung der  mathematischen  Methode  immer  schwieriger  und  bald  nutzlos  (§.  6S\ 
Im  Räsonnement  kann  man  hier  den  Einfluss  variabler  Factoren,  welche  als  Ursache  oder 
Bedingung  in  Betracht  kommen,  auf  Bewegung,  Bewegnngsrichtnng  der  Erscheinungen 
leichter  und  deutlicher  erfolgen. 

§.  71.  Durchführung  der  Veränderungen  der  drei 
Voraussetzungen  im  Einzelnen. 

1.  Die  Aenderungen  der  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  das 
Wollen  —  dem  wirthschaftlichen  Vortbeil  in  Willensacten  und 
Handlungen  zu  folgen  —  können  sich  auf  zweierlei  beziehen,  ein- 
mal auf  die  Thatsache  der  individuellen ,  classenweisen  u.  s.  w. 
Differenzirung  der  Stärke  des  Motivs,  sodann  auf  Mitberück- 
sichtigung anderer  Motive. 

a)  Oerade  der  erste  Punct  ist  besonders  wichtig,  um  die 
Voraussetzungen  der  Deduction  denen  der  wirklichen  Vorgänge 
mehr  anzupassen  und  so  die  Schlüsse  mehr  der  Wirklichkeit  der 
Erscheinungen  zu  nähern.  Denn  thatsächlich  ist  die  Stärke  des 
ersten  Leitmotivs  nach  Individuen,  Berufen,  Classen,  Völkern,  Zeit- 
altem, Ländern  u.  s.  w.  wesentlich  verschieden,  was  dann  auch 
wieder  auf  die   verschiedenen  Gruppen  wirthschaftlicher  Erschei- 
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Igen  Einfloss  ausübt,  je  nachdem  diese  Gruppen  je  mit  Individuen, 
^en  u.  8.  w.  von  verschiedener  Stärke  des  Motivs  in  besondrer 
uehung  stehen. 

Z.  B.  man  beobachtet ,  dass  die  practischeo  Grundsätze  des  H&ndlerthnms  (der 
y  men**),  ron  denen  man  in  der  Ableitung  der  Preise  in  der  Dedaction  ausgeht, 
1  keinesvegs  die  allgemein  ?erbreiteten  in  allen  Gesellschaftsclassen  sind.  Daraas 
t  sofort,  dass  die  streng  dednctiy  ermittelte  Theorie  des  Preises  znnftcbst  nur  da 
iner  zutreffen  wird,  wo  es  sich  uro  das  Pnblicam  des  Händlerthums  handelt, 
sr  bei  den  Grosspreisen,  ausserhalb  dieses  Kreises  nicht,  daher  nicht  bei  den 
opreisen.  Indem  man  hier  nun  die  einzelnen  Classen  (ond  schliesslich  die  Indi- 
en) beobachtet  in  ihrem  Verhalten  im  Verkehr,  beim  Kaufen  n.  s.  w.,  findet  man, 
reicher  Weise  die  Leute  Ton  rein  geschäftlicher  Auffassung  abweichen.  Daraus 
1  man  dann  ableiten,  wie  sich  hiemach  die  Bewegung,  Bichtung  der  Preise,  ihr 
lältniss  zn  den  Productionskosten  gestalten  wird ,  welche  Nachtheile,  welche  Ver- 
la die  einzelnen  Classen.  je  nachdem,  haben  werden  u.  s.  w.  Implicite  folgen  dann 
aus  fftr  die  richtigere  Beurtheilnng  ron  Einrichtungen  des  Verkehrs,  der  Rechts- 
iQDg,  z.  B.    des  Princips  der  freien  Concurrenz,  das  eben  auf  der  Voraussetzung 

I  der  Gleichheit  des  wirthschaftlichcn  Wollens  beruht,  so  mancherlei  werth- 
t  und  practisch  wichtige  Schlosse.  C.  A.  wird  man  namentlich  auch  bestimmen 
len,  wie  nachdem  Durchschnittsrerhalten  der  Be?ölkerung  und  der  Classe, 
Berufsstands  zu  dem  ersten  Leitmotir  das  Princip  der  freien  Concurrenz  in  ver- 
edenen  historischen  und  in  yeischiedcnen  Personenkreisen  ganz  vorschieden  wirken, 
er  auch  gaoz  rerschieden  beurtheilt  werden  muss. 

b)  Zwecks  Mitberücksichtigung  anderer  Motive  als  mit- 
wirkender Factoren  können  nach  und  nach  alle  anderen  Leit- 
tive  und  die  verschiedenen  zu  ihnen  gehörigen  Specialmotive, 

wechselnden  Combinationen  derselben  mit  dem  ersten  Leitmotiv 
1  untereinander,  altruistische  Erwägungen  u.  s.  w.  unter  die 
raossetzungen  der  Deduction  eingefügt  werden.  Wiederum  vor- 
nlich  in  der  Weise,  dass  auf  Grund  von  Beobachtungen  die 
^btigeren  Fälle  mitspielender  anderer  Motive  und  vorkommender 
mbinationen  unter  diesen  Voraussetzungen  aufgenommen  werden, 
I  abzuleiten,  wie  sich  alsdann  die  Willensacte,  Handlungen, 
scheinungen  gestalten  werden.  Die  historische,  örtliche,  volks- 
issige,  classen-  und  berufsweise,  individuelle  Differenzirung  der 
rammten  Motivation  im  wirthschaftlichcn  Handeln  lässt  sich  hier 
cb  den  im  vorigen  Kapitel  dargelegten  Gesichtspuncten  mit  bertick- 
htigen.  Und  um  die  Methode  der  Deduction  zu  verfeinem,  ihre  Er- 
bnisse  der  Wirklichkeit  genauer  anzunähern,  ist  das  nothwendig. 

Grade  dass  man  das,  zwar  keineswegs  immer,  auch  in  der  älteren  Theorie  nicht, 
ii  oftmab  unteriassen  oder  nicht  genügend  gethan  hat,  bedingte  die  häufige  In- 
iSmenz  der  Ergebnisse  der  Deduction  mit  den  wirklichen  Erscheinungen.  Noth- 
cidig  und  natttrlich  um  so  mehr,  je  mehr  nach  Zeitaltern ,  Völkern ,  Classen,  Indi- 
loen,  nach  Sitten   und  Gewohnheiten,   nach  sittlichen  und  religiösen  Anschauun- 

II  0.  s.  w.  die  betrefienden  Menschen  in  ihrer  Motivation  auch  auf  wirthschaftlichem 
biete  eben  nicht  der  Voraussetzung  entsprachen,  nur  vom  ersten  Leitmotiv  des 
^^lischafüichen  Vortheils  bestimmt  zu  werden,  sondern  ?on  den  anderen  Motiven 
it  beeinfinsst  wurden,  —  eventuell  bis  zur  voUständigen  üeberwindung  des  prac- 

ben  Einflusses  des  ersten  Motivs,  wie  unter  der  Einwirkung  mächtiger  religiöser 
!'•  „Gebet  Alles  den  Armen'*  u.  s.  w. 
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Die  ErfÜUung  dieser  Forderung,  entsprechend  der  Verschieden- 
heit der  wirklichen  Motivation,  die  Voraussetzungen  der  Dednction 
zu   ändern,  und  die  Vornahme  der  Deduction  unter  solchen  yer- 
änderlichen  Voraussetzungen  ist  nun  gewiss  schwierig,  aber  sie  ist 
nicht  unmöglich,  wenngleich  auch  hier  wieder  das  Ideal  metho- 
dischen Verfahrens  nicht  erreichbar  sein  mag.   Auch  verändert  die 
so  gehandhabte  Methode   hier  wieder  nicht  ihren  Gharacter  and 
geht  nicht,  wie  wohl  gemeint  worden  ist,   bereits  in  die  indnctive 
über,  indem  ihre  Voraussetzungen  so  der  Wirklichkeit  nahe  ge- 
bracht  werden.     Denn    es    werden    doch    immer   nur    noch   die 
als    Ursachen    und    Bedingungen    fungirenden   Thatsachen  beob- 
achtet, die  Erscheinungen,  welche  davon  abhängen,  dednctiv  ab- 
geleitet. 

Anderer  Ansicht  ist  hierWnndt  (Logik  II,  590  ff.),  aber  ich  rermag  mich  der- 
selben doch  nicht  anznschliessen.   Er  vergleicht  hier  die  Abstractionen  und  Hypothesen- 
bildangen  der  „abstracten  Wirthschaftslehre*',  deren  Werth  er  gebührend  würdigt,  mit  den 
Yoraossetznngen  der  allgemeinen  Mechanik,  meint  aber,  der  Vergleich  falle  doch  zu  Un- 
gunsten der  ersteren  ans.  Man  kOnne  bei  dieser  doch  nur  objectiye,  nicht  subjectir  d 
Bedingungen  in  das  Verfahren  einfügen.     Bei  einer  gründlicheren  Berücksichtigung 
der   psychologischen   Eigenschaften    der   Menschen   unter    den   sobjectiven   Voraas- 
Setzungen  Terliere  die  Theorie  ihren  ezacten  Character,  der  grade  aof  ihrer  Einfachheit 
bemhe.     ,3obald  man  der  Mehrheit  widerstreitender  Motive  und  der  thatsächlichea 
Ungleichheit  der  Menschen  Becbnnng  tragen  will,  gelangt  man  zu  variablen  Factoren, 
deren  Wirksamkeit  von  Fall  za  Fall  sich  verändert,  so  dass  dieselben  höchstens  nach 
jedem  Ereigniss   gescb&tzt,   nicht  aber  als  allgemeine  Voraussetzung  der  Erklftning 
aller  Ereignisse  zu  Grunde   gelegt  werden   kann.     Die  abstracto  Wirthschaftstheorie 
begiebt  sich  also  von  selbst,  wenn  sie  diese  Zugeständnisse  macht,  auf  den  Bodon  der 
historischen   NationalOkonomik.''     Sie   könne   nur  etwa  statt  des  Eigennutzes  u.  s.  w. 
andere  Eigenschaften  in  ähnlicher  Ausschliesslichkeit  voraussetzen,  die  dann  freilich 
zu  ebenso  einseitigen  Folgerungen  führen  würden  (s.  o.  §.  67).    Ich  möchte  hier  nur 
zugeben,   dass  die  Theorie,   bezw.  die  deductive  Methode  bei  der  Modification  der 
Voraussetzungen  ihren  „ezacten'*  Character  mehr  einbüsse.     Aber   das  ist  eigentlich 
kein  Nachtheil ,  denn  grade  dieser  so  bezeichnete  Character  —  d.  h.  die  Deduction 
streng  unter  den  drei  Voraussetzungen  —  ist  das  Missliche,   weil  die  Methode  ihn 
überhaupt  nur  der  Annahme  von  Hypothesen  verdankt,  welche  mit  der  Wirklichkeit 
nicht  stimmen.     Was  sie  hier  (daher  auch  z.  B.  im  Paucte  der  mathematischen  Pass- 
barkeit)   einbOsst,   gewinnt  sie  an  realem  Werth  bei  der  Veränderung  der  Voraus- 
setzungen in  der  Bichtung  der  Wirklichkeit     Nach  Kategorieen  von  handelnden 
Subjecten  (Menschen),   daher   nach  Zeitaltem,    Völkern,    Classen  und  von  Gruppen 
wirthschaftlichor  Erscheinungen,  daher  in  der  oben  bereits  angegebenen  Weise,  wird 
man  in  der  Regel  die  Voraussetzungen  bezüglich  der  einwirkenden  Motivation  so  ver- 
ändern können,   dass  dieselben  mehr  und  mehr  der  Wirklichkeit  entsprechen.     Als- 
dann wird  man  doch  auch  hier  abzuleiten  vermögen,  wie  sich  die  Willensacte,  Hand- 
lungen,  Erscheinungen,   deren  Verlauf  in  Qemässheit  der  Modification  der   Voraas- 
Setzungen  gestalten,   namentlich  auch  im  Verhältniss  zu  der  Gebtaltung  streng  unter 
den  drei  Voraussetzungen. 

An  der  angegebenen  Stelle  sagt  Wundt  auch  einmal:  „der  menschliche  Wille 
schlägt  nicht  wie  ein  gestossener  Körper  unter  der  Einwirkung  verschiedener  Motive 
eine  mittlere  Richtung  ein,  sondern  pflegt  einem  herrschenden  Motiv  ausschliessliche 
zu  folgen'*.  Das  tiiSi  doch  kaum  immer  zu.  Ich  kann  z.  B.,  dem  ersten  Leitmotiw 
folgend,  für  einen  Minimalpreis  von  x  eine  Waare  als  Käufer  erlangen.  Allein  Ehr- 
gefühl, Anstand,  Mitleid  u.  d^L  bestimmen  mich,  den  Preis  nicht  soweit  herab« 
zudrücken,  anderseits  will  ich  doch  meinen  Vortheil  nicht  ganz  aufgeben,  d.  b.  nicLl 
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keinen  aberm23sig  hoben ,  sondern  auch  nicht  den  Üblichen  Preis  von  z.  B.  -^  z 

D,  nelmebr  bewillige  ich  schliesslich  etwa  einen  mittleren  Preis  zwischen  diesen  zwei 

zea,  also  -r  z-    Dann  hat  doch  mein  von  yerschiedenen  sich  kreuzenden  Motireu 
o 

mmter  Wille  in  der  That  eine  mittlere  Richtung  eingeschlagen.  So  aber  liegen 
)inge  doch  im  Leben  nicht  selten,  speciell  aoch  Öfters  im  Gebiete  der  wirthschaft- 
0  Handlungen.  Aoch  hier  ergeben  sich  Diagonalen  n.  s.  w.  Die  Ver&nderung 
Voiaossetznngen  bezüglich  des  Wollens  behufs  Anwendung  des  deductiren  Ver- 
as entspricht  dieser  Auffassung. 

2.  In  ähnlicher  Weise  lägst  sich  nan  ancb  die  zweite  Vor- 
;etzangy  bezüglich  des  richtigen  Kennens  des  wirtbscbaft- 
m  Eigenvortheils  und  demgemäss  des  ihm  Folgen-Könnens 
iDdem,  indem  man  namentlich  von  der  Annahme  gleich- 
^sigen  Kennens  and  Könnens  der  Individuen  absieht.    Auch 

ist  die  Aufgabe,  dann  diese  Verändernngen  der  Voraus- 
QDgen  möglichst  der  Wirklichkeit  anzupassen,  daher  wieder 
ir  Beobachtungen  methodisch  anzusteUen  und  besonders  die 
ssendifferenzirung  dieses  Factors  nach  Zeitaltem,  Völkern, 
D,  Classen,  Berufen  u.  s.  w.  festzustellen  und  die  Ergebnisse 
die  Verfeinerung  der  Deductionsmethode  zu  benutzen. 

Aoch  danach  kann  man  dann  wieder  bestimmen,  welche  Modificationen  die 
ctiren  Schlosse,  die  unter  den  Voraussetzungen  gleichmäsbigen  Kennens  und  Ver- 
n- Könnens  des  wirthschaftlichen  Vortheils  an  sich  richtig  abgeleitet  sind,  erfahren 
eü,  am  &ich  mit  der  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  zu  decken.  Man  wird  z.  B. 
lehr  auch  dedactir  ermitteln  können,  welche  Individuen,  Berufe,  Classen  im 
'm  der  freien  Concurrenz  die  mehr  leidenden,  die  mehr  gewinnenden  sind,  weil 
ier  strengen  zweiten  Voraussetzung  weniger,  vielleicht  gar  nicht  oder  anderseits 
',  Tielleicht  ?ollst&ndig  entsprechen;  wird  ableiten  können,  welche  verschiedene 
Qtoog  das  Ökonomische  Princip  je  nach  der  Modification  der  zweiten  Voraus- 
D^  für  das  wirthschaftliche  Handeln  der  Indiriduen ,  Classen ,  Zeitalter  n.  s.  w. 
en  Vorgingen  der  Production  wie  der  Vertheilung  haben  muss  u.  s.  w. 

3.  Aehnlich  wird  dann  auch  die  dritte  Voraussetzung,  be- 
lieb des  Verfolgen-Dürfens  des  Vortheils,  verändert,  indem 
1  statt  von  freier  Concurrenz  und  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
hts-  (auch  Privatrechts-)  Ordnung  Ton  allgemeinen  oder  theil- 
sen,  nach  Snbjecten,  Objecten  unterscheidenden  Beschränkungen 

freien  Concurrenz  und  von  anderen  Rechts-,  auch  anderen 
iratrechtsgmndlagen  ausgeht. 

Die  Modification  dieser  Voraussetzung  ist  von  besonderer  Bedeutung  für  alle 
^niQchangen  der  Folgen  und  Einwirkungen  des  wirthschaftlichen  Uechts  und 
it  in  Verbindung  stehender  Einrichtungen,  daher  namentlich  für  Fragen  der 
inschcn  Nationalökonomie,  aber  doch  dafür  nicht  allein.  Auch  die  theoretischen 
S^  des  Umlaufs ,  der  Vertheilung ,  von  Preis ,  Lohn ,  Zins  u.  s.  w.  gcbtalteu  sich 

<^r  Modification  der  dritten  Voraussetzung  ganz  anders,  z.  B.  bei  Monopol- 
iiUtaissen,  woraus  sich  dann  für  die  practische  Seite  dieser  Fragen  auch  wieder 
SeniQgen  ergeben.  Auch  hier  sind  die  Aenderungcu  der  Voraussetzungen  wieder 
^clbt  nach  Beobachtungen  der  Wiiklichkeit  vorzunehmen,  um  dann  zu  dedu- 
''■^'    Grade  in  Betreff  dieser  dritten  Voraussetzung  hat  schon   die  ältere  Theorie 
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gegenüber    ofifenkandigeD  Thatsachcn   der  Rechtsordnung   aach  anter  Annahme  Ton 
Modificationcn   der  freien  Concurrenz,   der  Vertragsfreiheit,   der  freien  Eigenthums- 
verfügung,  unter  Bertlcksichtigung  ron  anderen  historischen  öffentlichen  und  Prirat- 
rechtsordnnngen,  z.  B.  der  ZanftFerfassung,  der  Schutzzölle ,  der  Privilegien  und  Mo- 
nopole, der  Verhältnisse  der  persönlichen  Unfreiheit,  des  fehlenden  oder  beschränkten 
Privateigenthums  am  Boden  u.  s.  w.  das   deductive  Verfahren  benutzt,  um  abzuleiten, 
wie  unter  der  und  der  concreten ,  historischen ,  örtlichen  Voraussetzung  in  Bezug  auf 
Bechtsordnung  und  Concurrenz  die  wirthschaftlichen  Handlangen  und  Erscheinungen 
ausfallen  werden.     Freilich  sind  dabei  dann  wieder  öfters  Fehler  begangen  worden, 
die  jedoch  abermals  nicht  in  der  Methode  selbst,  sondern  in  mangelhaner  Anwendung 
der  letzteren  ihren  Grund   hatten.     Man  hat  z.  B.  unter  der  strengen  ersten  Vortus- 
Setzung  des  allein  und  gleichmässig  Verfolgen-Woliens  des  Eigen?ortheils,  deducirt  und 
die  Schlüsse   als  mit  der  Wirklichkeit  sich  deckend   angenommen,    ohne  zu  berück- 
sichtigen, dass  unter  anderen  Rechtsordnungen  nnd  damit  in  Verbindung  stehenden 
anderen    Wirthschaftsorganisationen   auch   das    euie   Leitmotiv    sich    weniger  stark, 
weniger   gleichmässig,   nur   mit  anderen  Motiven  combinirt  und  dadurch  modifidrt 
geltend    macht.     Oder  man  hat  die  Ergebnisse  der  Deduction  unter  der  der  Wirk- 
lichkkeit  etwa  entsprechenden  Voraussetzung  einer  so  und  so  beschränkten  Concurrenz 
etwa  gar  schon  deswegen  ungünstig  beurtheilt,  weil  sie  von  den  unter  Voraussetzung 
völlig  freier  Concurrenz  abzuleitenden  Ergebnissen  abwichen,  indem  man  das,  vas 
theoretische  Voraussetzung  der  strengen  Deduction  war,  in  einem  seltsamen  logischen 
Missverständniss   zum   practischen  Postulat   des  SeinsoUens  machte.     Solche  Fehler 
lassen  sich  aber  doch  vermeiden  und  werden  von  den  Vertretern  der  deductiven  Me- 
thode jetzt  allgemein  vermieden. 

Auch  die  Verhältnisse  von  wirthschaftlichen  Phantasiegebilden,  Utopieo, 
voller  socialistischer  Organisation  der  Production  nnd  Vertheilung  und  der  dabei  ge- 
botenen Rechtsordnung  unterstehen  der  Beurtheilnng  mittelst  Anwendung  des  dedac- 
tiven  Verfahrens,  ja  nur  mittelst  dieses,  da  hier  ja  von  einer  Beobachtung  von  noch 
gar  nicht  exlstircnden  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Man  deducirt  unter  Voraussetzungen  einer  Rechtsordnung,  wie  sie  dem  betreffenden 
Gebilde  entsprechen  müsste,  indem  man  abzuleiten  sucht,  welche  Motive  wirthschaft- 
lichen Handelns  oder  welche  Combinationen  von  Motiven  hier  möglicher  Weise  mit- 
spielen könnten  und  würden  und  wie  sie  auf  Handlungen  und  Erscheinungen'  einwirken 
würden.  Auch  hierbei  kann  man  freilich  nur  von  der  uns  bisher  durch  innere  und 
äussere  Beobachtung  bekannten  menschlichen  Motivation  ausgehen,  immerhin  aber 
eine  solche,  noch  auf  Grund  der  Erfahrung  und  des  psychologischen  Schiasses  mög- 
lich erscheinende  Modification  der  Moti Tation,  welche  den  Plänen  einer  socialistischen 
Organisation  günstig  wäre,  mit  in  Erwägung  ziehen.  Stösst  man  hier,  wie  es  u.  E. 
geschehen  wird ,  auf  unlösbare  oder  wenigstens  uns  auf  Grund  der  bisherigen  Erfah- 
rung über  die  Motivation  und  deren  Modißcirbarkeit  unlösbar  erscheinende  Schwierig- 
keiten zwischen  den  Anforderungen,  welche  in  einer  solchen  Organisation  an  die 
menschliche  Motivation  gestellt  werden  müssten,  und  der  thatsächlichen  und  muth< 
maasslichen  Gestaltung  dieser  Motivation,  so  wird  man  zu  dem  deductiv  gewonnenen 
Ergebniss  der  wahrscheinlichen  psychologischen  Unmöglichkeit  einer  derartigen  Orga 
nisation  gelangen ,  wie  wir  es  schon  im  bisherigen  Verlauf  unserer  Untersuchnngei 
mehrfach  thaten  (§.  3,  63).  Damit  ist  zwar  auch  hier  vor  wirklicher  Erfahrung  darcl 
die  Probe  noch  keine  endgiltige  Entscheidung  in  einer  solchen  Frage  gefällt,  abe 
doch  mindestens  die  Beweislast  dem  Vertreter  solcher  Organisationen  zugeschoben 
(Vgl.  meine  Rede  über  das  socialdemokratische  Programm,  1S92,  S.  39.) 

E.  —  §.72.  Die  auf  dem  deductiven  Verfahren  auf 
gebaute  Wirthsebaftswissensebaft  als  ,,logische' 
Wissenschaft.  Gestaltet  man  das  deductive  Verfahren  in  de 
angegebenen  Weise,  so  entspricht  es  wissenschaftlichen  Anforde 
rungen  und  passt  sich  der  Natur  des  Objects  der  Wirthschaft« 
wissenschait  bzw.  auch  der  Politischen  Oekonomie,  der  aus  menscl 
lichon  Handlungen  und  Willensacten  hervorgehenden  wirthschaf 
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n  ErscheinoDg,  aDgemessen  an.  Das  logische  Element  der 
iplin  kommt  dabei  besonders  zur  Geltang.  Man  versteht  daher 
,  dass  man  die  Wirthschaftswissenschaft  wohl  eine  ,ylogi sehe'S 
sagen  auf  einem  methodisch  angewandten  Verfahren  logischen 
mnements  beruhende  Wissenschaft;  welche  aas  bestimmten  Prä- 
en  ihre  Schlösse  zieht,  genannt  hat  (Senior):  eine  nicht  an 
darchans  unrichtige ,  aber  eine  za  einseitige  Äaffassang,  da 
aach  bei  diesem  Verfahren,  um  es  practisch  werthyoll  zu 
len,  doch  gerade  die  Prämissen  beobachtungsmässig  fest- 
!0  mnss,  da  das  Verfahren  femer  an  reichen  Fehlerquellen 
t  (§.  74)  und  da  es  der  Ergänzung  und  der  Controle  und 
e  seiner  Ergebnisse  durch  das  entgegengesetzte,  das  inductive 
ihren,  bedarf  (§.  75).  Aber  gegenüber  den  gegenwärtig  sich 
eitenden,  ebenso  einseitigen,  nur  viel  unklareren  Bestrebungen, 
ikehrt  nur  die  Indnction  gelten  und  der  Wirthschaftswissen- 
ft  den  reinen  Character  einer  Beobachtnngswissenschaft,  d.  h. 
jetzt  einer  bloss  auf  Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst 
lenden  Disciplin  yindiciren  zu  wollen ,  bat  jene  andere  Äuf- 
og  doch  eine  relative  Berechtigung.  In  welchem  Maasse,  das 
bt  sich  ans  dem  Gesagten  und  ans  dem  Weiterfolgenden.  Auch 
angegriffene  Character  der  Wirthschaftswissenschaft  als  einer 
racten  lässt  sich  in  demselben  Umfang  wie  derjenige  einer 
schen^'  Wissenschaft  des  angedeateten  Sinnes  aufrecht  halten. 

Die  Aoffasänng  auch  der  Politischen  Oekonomie  speciell  als  einer  ^.logischen*' 
äschaft  tritt  am  Schärfäten,  freilich  auch  am  Einseitigsten,  in  der  Ricardo 'sehen 
i  und  bei  rerwandten  Richtongen  des  Continents,  bei  Hermann,  v.  ThUnen, 
in,  neuerdings  bei  der  Österreichischen  Schale  (§.  19),  femer  aber  io  den 
Jehren  grade  auch  beim  theoretischefi  Socialismns,  bei  Bodbertus, 
E  und  seiner  grossen  Schule  herror.  Aber  die  ganze  britische  oder  Smith*sche 
omik  neigt  nach  ihren  psychologischen  Ansgangspuncten ,  dem  ,,Dogma  rom 
nütz"*,  nnd  nach  ihrer  Anwendung  des  dednctiven  Verfahrens  dahin,  weniger 
nith  sell^,  der  sich  beider  Hanptmethoden ,  auch  der  zweiten  in  grösserem 
»e,  bedient,  iJs  seine  Schule,  d.  h.  im  Wesentlichen  die  wissenschaftliche  National- 
mie  überhaupt  neigt  dahin,  bis  zur  Beaction  des  Historismas,  und  zwar  mehr 
^geren  und  jQngsten  (§.  15)  als  des  älteren,  welcher  in  der  Beaction  noch  Maass 
ind  das  päychologisch-dedncti?e  Verfahren  nicht  einfach  preisgiebt.  In  der  Ein- 
heit am  Weitesten,  auch  betreffs  der  Hervorhebung  des  Werths  und  der  Aus- 
säbchkeit  der  deductiven  Methode  und  des  streng  logischen  Characters  der  Poli- 
'^  Oekonomie  ging  vielleicht  Senior  (polidcal  economy,  in  vielen  Auflagen), 
Stimmführer  der  „deutschen  Freihandelsschule**,  wie  Prince-Smith,  Faucher 
z.B.  dessen  Aufsatz  in  der  Berl.  volksw.  Vierteljahrschrift,  1863,  B.  4,  S.  124 ff, 
rächlinge  auf  logischem  Gebiete  u.  s.  w/*).  Schon  lange  nicht  so  einseitig  stand 
tford,  d^sen  bezügliche  Ausführungen  vielfach  das  Bichtige  treffen  möchten 
«tDDg.  1.  Abschn.,  Kap.  8). 

Die  Einseitigkeit  der  älteren  Theorie  in  der  angedeuteten  Auffassung  hing 
^  auch  mit  der  viel  zu  engen  Bestimmung  des  Gebiets  der  Politischen  Oeko- 
<^.  mit  der  ungesdiichüichen  Ansicht  von  der  Volkswirthschaft  und  mit  der  ein- 
^en  Werthlegung  auf  und  Beschäftigung  mit  gewissen  Problemen  zusammen.     In 
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enterer  Hinsicht  identificirte  man  za  sehr  die  VollLswirthschaft  mit  dem  freien  privat- 
wirthschaftlichen  System  in  ihr.  In  zweiter  Hinsicht  sah  man  in  dem  System  der 
freien  Concnrrenz,  das  für  streng  dedacti?e  Schlüsse  eine  so  wOnschenswerthe  Yoraus- 
Setzung  ist.  zu  sehr  das  allein  richtige  und  practische  System  der  Wirthschafbpolitik 
und  betrachtete  alles  Frühere  als  irrige  and  üble  Abireichnngen  7on  diesem  System. 
Und  in  dritter  Hinsicht  beschäftigte  man  sich  yomemlich  mit  solchen  Problemen, 
wie  dem  des  Tansches,  nebst  allem,  was  dazu  gehört,  d.  h.  mit  Folgen,  welche 
die  Anwendung  des  dedoctiren  Verfahrens  oder  die  Anwendung  der  dedoctiren  Logik 
besonders  gut  gestatten. 

Oeber  die  sonstige  Litterator  s.  die  Angaben  oben  in  der  Ucbersicht  de?  §.  54. 
Von  Seiten  der  biatorischen  Richtung  ist  weitaus  das  Bedeutendste,  Klarste  und  Be^te 
Knies'  Werk  auch  zu  den  hier  berührten  Fragen,  bes.  2.  A.,  S.  22Sff.,  453  tf.,  mit 
im  Ganzen   auch  richtigem  Maasshalten,    wie  man  es  bei  dem  Verfasser  ron  „Geld 
und  Credit''  und  anderen  Facharbeiten,  in  welchen  überall  das  logische  Element  eine 
grosse  Rolle  spielt,  nicht  anders  erwarten  kann.    Von  der  anderen  Seite  ist  ähnliches 
Lob  hinsichtlich  der  Rechtfertigung  der  Deduction  K.  Menger 's  „Untersuchungen"' 
(wesentlich  dem  ganzen  Werke,  bes.  Buch  1)  zu  ertheilen,  worin  in  monographischer 
Aubführlicbkeit  alle  Grtlnde  für  und  wider  und  alle  Einwendungen  der  prindpiellen 
Gegner  vortrefflich  erörtert  werden.     Wie  weit  ich  mit  ihm  tibereinstimme,  ergiebt 
sich  aus  diesem  ganzen  Kapitel.     Unsere  Uebereinstimmung,   besonders  hinsichtlich 
der  Methode  der  Deduction,  ist  eine  weite,  aber  keine  ?ollstftndige.    In  der  Annahme 
?on   der   Zulässigkeit ,    ja    Nothwendigkeit    der    Veränderung    der    Voraussetzungen 
für  das  deductive  Verfahren,  in  der  Forderung  der  beobachtungsmässigen  Feststellung, 
nicht  nur  der  hypothetischen  Annahme  der  Voraussetzungen  und  in  der  Ansicht,  dass 
mit  dieser  Annahme  und  dieser  Forderung  der  Boden  des  deducti?en  Verfahrens  noch 
nicht  rerlaüsen  sei,  weiche  ich  wohl  ?on  Menger  ab.     S.  ausser  seinem  Werke  be- 
sonders noch  die  oben  S.  64  genannten  H.  Dietzel 'sehen  Aufsätze.    Grössere,  ancb 
principielle  Abweichungen  von  K.  Menger's  Auffassungen  treten    dagegen  in  meinen 
Zugeständnissen  an  die  inducti?e  Methode,  in  meiner  Annahme  7on  der  Nothwendig- 
keit der  Berichtigung  der  deducti?  gewonnenen  Ergebnisse  und  von  dem  Erfordemiss 
der  Ergänzung  und  theilweise  der  Ersetzung  der  Deduction  durch  das  inductire  Ver> 
fahren   hervor.     Vgl.   hierzu  auch  den  neuesten  o.  S.  142  genannten  Aufsatz  Neu- 
mann 's,  der  mir  aber  in  seinen  Ausführungen  gegen  Menger  zu  weit  geht. 

F.  —  §.  73.  Deductiv  abgeleitete  wirthschaftliche 
Gesetze.  Ob  überhaupt  nnd  alsdann  in  welchem  Sinne  auf  wirth 
schaftlichem  Gebiete  von  ,,  Gesetzen '',  ^^Gesetzmässig 
keiten^'  gesprochen  werden  darf,  ist  eine  Frage,  deren  Erledignni 
am  Schlnss  der  methodologischen  Erörterungen  erfolgen  soll,  naehdeix 
erst  die  inductive  Methode  behandelt  sein  wird  (§.  86 — 91).  Nimm 
man  die  Frage  , ,0b  ?''  als  bejaht  an,  —  eine  Annahme,  welche  wi 
später  rechtfertigen  werden  (§.  87,  89),  —  und  statuirt  man  dam 
die  Ermittlung  dieser  „Gesetze^'  auch  als  Aufgabe  des  deductiv  ei 
Verfahrens,  so  würde  unter  einem  deductiv  ermittelten  „Gesetze 
einer  Erscheinung,  eines  Verlaufs  einer  Erscheinung  diejenig 
gleichförmige  Gestaltung  und  Wiederkehr  zu  verstehen  sein,  welch 
unter  gegebenen,  bzw.  angenommenen  Voraussetzungen  aus  dem  gleicl 
massigen  Walten  und  Wirken  der  einen  oder  mehreren  bekannte 
Ursachen,  daher  insbesondere  des  und  des  Motivs,  abzuleiten  is 
Strenge  („exacte^')  Gesetze  in  diesem  Sinne  giebt  es  dann  aaf  dei 
Wirthschaftsgebiete  wieder  nur  in  der  Hypothese,  nicht  in  Wirl 
lichkeit,  nemlich  nur,  wenn  die  drei  Voraussetzungen,  unter  denc 


DedDctir  abgeleitete  wirthschaftliche  Gesetze.  189 

^rthscLaftlicbe  Handeln  erfolgt,  genau  in  der  strengen,  früher 
ochenen  Weise  als  vorbanden  angenommen  werden,  was 
wie  wir  sahen,  in  der  Wirklichkeit  niemals  genau  vorkommt. 
icdV  abgeleitete  ,y6esetze''  der  wirklichen  Erscheinungen 
daher  immer  nur  Tendenzen  der  gleichförmigen  Ge- 
tung,  welche  mit  den  unter  den  angenommenen  strengen  drei 
assetzungen  abgeleiteten  Gesetzen  um  so  mehr  übereinstimmen 
eo,  je  mehr  die  wirklichen  Voraussetzungen,  unter  denen  die 
leioungen  entstehen,  sich  entwickeln,  verlaufen,  jenen  angenom- 
D  gleichen  und  umgekehrt,  —  wieder  nach  dem  Satze,  dass 
V^u-kungen  den  Ursachen  proportional  sein  müssen. 

L'nter  Be? ölieruDgea ,  in  Zeitaltern,  onter  Classeo,  Berufen  und  Indindaen  und 
;d  Ton  Erscheinungen,  wo  die  psychologischen,  das  Kennen  des  Eigenrortheils 
IS  ihm  folgen  Können  betreffenden  und  die  rechtlichen  Voraussetzungen ,  unter 
die  Erscheinungen  zu  Stande  kommen,  den  strengen  hypothetischen  Voraus- 
ren wenigstens  annähernd  gleichen,  werden  daher  die  unter  letzteren  abgeleiteten 
retischen^)  Gesetze  znn&chst  hypothetischen  Characters  auch  in  Wirklichkeit 
irnd  genau  zutreffen.  Daraus  folgt  die  Bedeutung  der  Tausch-,  Preis-,  £in- 
n-Gesetze  (z.  B.  in  Betreff  der  Rente !) ,  der  für  Geld ,  MUnze ,  Credit ,  Banken, 
Qcb  ftii  die  Entwicklung  der  Production  (Arbeitsthoilung,  Maschinenanwendung, 
etheb,  Bodenanbau  u.  s.  w.)  abgeleiteten  theoretischen  Gesetze  fQr  die  Wirklich- 
ieses  ganzen  Gebiets  von  Erscheinungen,  mehr  oder  weniger  stets,  romemlich 
mter  unseren  heutigen  Verhältnissen,  wo  die  wirklichen  Voraussetzungen  den 
>mmenen  mehr  und  allgemeiner  entsprechen  und  ganz  besonders  unter  Völkern 
iassoi  (Geschäftskreise,  Händlerthum,  city  men),  wo  dieses  in  noch  ?erstärktem 
e,  mitunter  fast  vollständig  der  Fall  ist  Es  sind  ?omcmlich  die  Gestaltungs- 
evegungsgesetze  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  theilweise  auch  die 
icklungsgesetze  gewisser  Erscheinungen,  Einrichtungen,  Organisationen,  von 
Stadium  typischer  Gestaltungen  zu  einem  anderen,  höheren,  welche  sich  so 
n  des  deductiren  Verfahrens  ableiten  lassen  (§.  90). 

Die  Aufgabe  der  Beohachtnng  gegenüber  solchen  deduetiv 
leiteten  Gesetzen  ist  dann  wieder  eine  doppelte,  einmal  die 
liehen  Voraussetzungen ,  unter  denen  die  Erscheinungen  vor 
gehen  y  und  ihr  Verhältniss  zu  den  angenommenen ,  bzw.  den 

regelmässigen,  festzustellen,  sodann  die  Gestaltung  der  Er- 
innDgen  selbst,  ihre  Bewegung,  ihre  Entwicklang  zu  beobachten 
aas  Beobachtungen  abzuleiten.  Bei  der  ersten  Aufgabe  handelt 
ich  daher  nur  um  die  Gewinnung  sicherer  Grundlagen  für  die 
QctioD,  aber  alsdann  um  Anwendung  des  dednctiven  Verfahrens, 
der  zweiten  Aufgabe  um  eine  selbständige  Benutzung  der  Beob- 
üDgsergebnisse  zu  Zwecken  der  Controle  der  Richtigkeit  und 
er  auch    behufs  Correctur   der  deduetiv  abgeleiteten   Gesetze. 

zweite  Aufgabe  gehört  schon  ausschliesslich  dem  Gebiete  des 
ictiren  Verfahrens  an.  Wir  kommen  unten  darauf  zurück  (§.76  (F.). 

I>ie  Streitfrage,  ob  es  wirthschaftliche  (Tolkswirthschaftliche)  „Gesetze'*  gebe 
ob  man  für  gewisse  EegclmSssigkeiten  hier  diesen  Ausdruck  anwenden  dürfe, 
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ist  theilweise  ein  Wortstreit,  da  eben  Alles  auf  den  Sinn  und  Begriff  «.Gesetz""  (aoch 
.«Gesetzmässigkeit"")  ankommt,  aber  es  ist  damit  doch  auch  eine  principielle  Frage 
Terkntlpft.  In  ersterer  Hinsicht  sprechen  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  in  der 
Wahl  der  Terminologie  mit,  die  mich  zum  FesUialten  des  ohnehin  dem  altublichen 
wissenschaftlichen  (und  populären)  Sprachgebrauche  entsprechenden  Ausdracks  „Gesetz"" 
für  gewisse  Regelmässigkeiten  oder  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr  der  Gestaltung, 
Bewegung,  Entwicklung  der  Erscheinungen  bestimmen.  In  principieller  Hinsicht  hat 
man  mitunter  Bedenken  gegen  den  Ausdruck  gehabt,  die  nicht  ohne  Bedeutung,  aber 
doch  kaum  ausschlaggebend  gegen  die  Benutzung  des  Worts  sind.  Es  ist  dardber 
aber  besser  erst  nach  den  Erörterungen  über  die  inducti?e  Methode  zu  handeln  (§.  86  ff.). 
Die  Einwände  der  historischen  Richtung,  wenigstens  gegen  den  Gebrauch  des  Aus- 
drucks „Gesetz""  für  deductiy  abgeleitete  Regelmässigkeiten,  stehen  mit  den  Einwinden 
dieser  Richtung  gegen  das  ganze  deductive  Verfahren  in  Verbindung,  Uberscbiessen 
daher  wie  dicbe  das  Ziel.    Auch  dartlber  später  in  §.  86  ff. 

G.  —  §.  74.  Die  Fehlerquellen  des  deduetiven  Ver- 
fahr eng.  Es  sind  vornemlich  dreierlei,  einmal  schiefe ,  ein- 
seitige, selbst  ganz  falsche  Schlussziehungen  aas  den  angenommenen 
Voranssetzungen ,  zweitens  irrige  Annahmen  bei  der  Stellang  der 
Voraussetzungen  und  drittens  falsche  Verallgemeinerungen  oder 
wenigstens  Ausdehnung  von  Schlüssen,  welche  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  richtig  sind,  auf  Fälle,  wo  diese  Voraussetzungen 
nicht  oder  doch  nicht  so,  wie  angenommen,  vorliegen. 

1.  Im  ersten  Falle,  bei  unrichtigen  Schlüssen  aus  den  ange- 
nommenen Voraussetzungen,  handelt  es  sich  um  Fehler  in  der 
logischen  Operation.  Dieselben  sind  natürlich  imnier  möglich, 
aber  Vorwürfe  darüber  treffen  wieder  nicht  die  Methode,  sondern 
nur  die,  welche  sie  nicht  zu  handhaben  verstehen.  Sie  werden  bei 
eigener  Wiederholung  der  Operation,  bei  Vornahme  derselben  durch 
Dritte,  bei  genügender  Schulung  und  Uebung  im  deduetiven  Denken 
vermieden.  An  sich  sind  sie  natürlich  bei  der  strengen  Deduction 
unter  den  drei  Voraussetzungen  (§.  68),  wie  freilich  wohl  noch 
leichter  bei  dem  Verfahren  der  methodischen  Veränderung  der 
Voraussetzungen  (§.  70)  möglich.  Die  Hinüberführung  des  ersteren 
Verfahrens  in  die  mathematische  Formulirung  bietet  u.  A.  auch  den 
Vortheil,  alsdann  Fehler  der  Deduction  leichter  vermeiden,  gemachte 
Fehler  leichter  aufdecken  und  berichtigen  zu  können. 

Grade  zur  Denkschulung  und  -Uebung  empfiehlt  sich  hier  auch  did actisch 
die  Beschäftigung  mit  solchen  theoretischen  Problemen,  welche,  wie  diejenigen  der 
Tausch-,  Preis-,  Einkommenbildungs- Theorie,  die  Anwendung  des  deductlFen  Ver- 
fahrens unter  den  strengen  und  unter  den  modificirten  Voraussetzungen  desselben  be- 
sonders gut  gestatten.  Daher  sind  auch  die  Schriften  der  Ricardo,  Senior,  MiU^ 
Jevous,  Caimes,  Marshall,  der  Hermann,  y.  ThUnen,  r.  Mangoldt,  der  Neumann,  Karl 
Menger.  Sax,  BOhm-Bawerk  u.  A.m.,  der  Rodbertus,  Marx  didactisch  so  werthroll^ 
nicht  minder  diejenigeu  der  „mathematischen''  Nationalökonomen,  nur  dass  das  Stn< 
dium  ihrer  Schriften  die  Beherrschung  der  mathematischen  Technik  bedingt^). 

^)  Zum  Schaden  der  Sache  und  ihrer  selbst  wird  7on  einem  grossen  Theil  dei 
jüngeren,  einseitig  „historisch''  ausgebildeten  deutschen  NationalOkonomen  diese  Scha^ 
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l  Die  zweite  und  dritte  Fehlerquelle  öfifhet  sich  besonders  bei 
LebertragODg  auf  und  Änoähernng  an  die  Wirklichkeit  mit 
issen,  welche  unter  den  strengen  drei  Voraussetzungen  ge- 
t  werden  und  unter  diesen  vielleicht  —  und  der  Annahme 

in  der  That  —  ganz  richtig  sind.    Beiderlei  Fehler  hängen 

zusammen,  sind  aber  doch  zu  unterscheiden. 

Wie  wir  sahen,  gilt  es  zur  möglichsten  Annäherung  der  unter 
drei  Voraussetzungen  gewonnenen  Ergebnisse  an  die  Wirk- 
Mt  thunlich  auf  Grund  von  Beobachtungen  Aber  die  in  Wirk- 
dt  vorliegenden  Voraussetzungen  für  das  Zustandekommen 
schaftlicher  Handlungen  und  Erscheinungen  die  Voraussetzungen 
IS  deductive  Verfahren  zu  bestimmen.  Man  wird  dabei  zunächst 
jpothetisch  vorgehen  und  so  vorgeben  dürfen,  aber  die 
ibe  ist  immer,  diese  Hypothesen  der  Wirklichkeit  so  weit 
d  möglich  anzupassen,  daher  in  Betreff  der  thatsächlicben 
ation  der  wirthschaftenden  Personen,  ihres  Eennens  des  wirth- 
tlichen  Vortheils  und  Folgen-Könnens  und  ihres  Folgen-Dtirfens 

den  Verhaltnissen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung.  Irr- 
er in  allen  diesen  Beziehungen  sind  nun  aber  sehr  leicht  und 

oatQrlich  verhängnissvoU  fttr  das  an  sich  richtige  Ergebniss 
)eduction:  es  leidet  unter  der  falschen,  schiefen,  einseitigen 
isse  und  kann  deshalb  nicht  richtig  sein,  den  wirklichen 
Jachen  der  Erscheinungen  nicht  entsprechen.  Mit  der  Gom- 
tion  der  behandelten  Probleme  steigen  die  Schwierigkeiten 
die  Gefahren  der  Aufstellung  irriger  Voraussetzungen  noch. 
Das  Mittel  der  Abhilfe  ist  hier  einmal  eine  immer  erneute, 
ältigere,  von  verschiedenen  Personen  auch  unabhängig  von 
ider  vorgenommene  Beobachtung  der  concreten  Voraussetzungen 
nigen  Deduction,  welche  den  Erscheinungen  der  Wirklichkeit 
iht  werden  soll,  —  also  insofern  bereits  ein  Zurtlck greifen 
lie  Induction,  wenn  auch  im  Dienste  des  deductiven  Verfahrens; 
DO  aber  eine  Probe  darauf,  ob  und  wie  weit  man  richtige 

i^&d  Uebang  im  streng  dedactiyen  Denken  arg  yemachlJissigt,  wie  ich  aus  eigener 

niQg  in  Seminaren  n.  s.  w,  ersehen  habe.     ,.Sie  können  nicht  genügend  abstra- 

^<i  nicht  scharf  logisch  ein  Problem  durchdenken'*,   das  ist  mein  Eindruck 

selten.     Eben   deswegen  sehen   sie  auch  so  oft  den  Wald  ?or  lauter  Bäumen 

M^  beobachtet,  nach  meiner  Erfahrung  als  academischer  Lehrer,  hier  immer 

Torthdlhaften  Unterschied  zwischen  mathematisch  geschulten,  auch  den  an  ju- 

Hbes  Denken  gewohnten  jungen  M&nnem  gegenüber  den  lediglich  im  Sammeln 

^erarbeiten,  Archir-Excerpiren  u.  s.  w.  geübten  Historikern ;  nebenbei  auch  im 

^a*   bei   letzteren    wohl   oft   bessere    ged&chtnissmässige ,    bei    ersteron 

^gedankenm&ssige,  Denkfähigkeit  und  Denkübung  bekundende  Ergebnisse. 
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Voraussetzungen  der  Deduction  auch  wirklich  aufgestellt  hat,  an 
den  Erscheinungen  der  Wirklichkeit  selbst,  deren  Ge- 
staltung man  deductiv  ermittelt  bat.  Damit  gelangt  man  aber, 
wie  schon  bemerkt,  in  das  inductive  Verfahren  roll  und  end- 
giltig  hinein:  man  sucht  nunmehr  von  den  Erscheinungen  als  Wir- 
kungen auf  die  Voraussetzungen,  als  Ursachen  und  Bedingungeo, 
zurück  zu  schliessen,  freilich  in  dem  speciellen  Zweck,  die  Propor- 
tionalität oder  Disproportionalität  der  Erscheinungen  zu  den  dem 
deductiven  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  Voraussetzungen  fest- 
zustellen. Zur  Würdigung  dieses  letzteren  Verfahrens  ist  es  wichtig, 
zu  beachten,  dass  die  hier  besprochene  zweite  Fehlerquelle  die 
Nothwendigkeit  der  Herbeiziehung  des  deductiven  Verfahrens  znr 
Gontrole,  Berichtigung  und  Ergänzung  bedingt. 

3.  Jede  wirthschaftliche  Erscheinung  der  Wirklichkeit  ist  ver- 
ursacht und  bedingt  durch  eine  Reihe  von  Factoren  verschiedenen 
Grades  der  Gonstanz  und  Variabilität  und  verschiedener  Combina- 
tionen,  Kreuzungen,   Wirkungen  in  derselben  Richtung  und  Wir- 
kungen in  verschiedener,  entgegengesetzter  Richtung  bis  zur  gegen- 
seitigen Aufhebung.   Die  Schwierigkeit  für  die  richtige  Anwendung 
des  deductivcgn  Verfahrens  ist,  bei   der  Feststellung  der  Voraus- 
setzungen für  die  Deduction  allen  diesen  Factoren  überhaupt  und 
stets  richtig  Rechnung  zu  tragen,  keinen  zu  vergessen,  keinen  falsch 
anzusetzen,  keinen  falsch  zu  würdigen,  keinen  zu  berücksichtigen, 
der  nicht  oder  nicht  so,  wie  angenommen,  jeden,  der,  und  jeden 
in  der  Weise,  wie  er  als  Ursache  oder  Bedingung  mitwirkt,  zu  b^ 
rücksichtigen.     Diese  Schwierigkeit  steigt  mit  der  Verwickeltheit 
der  causalen  und  conditionellen  Verhältnisse,  unter  denen  als  ihren 
Ursachen  und  Bedingungen  die  Erscheinungen  zu  Stande  kommen, 
mit  der  Schwierigkeit  der  bezüglichen,  diese  Voraussetzungen  be- 
treffenden Beobachtungen  selbst,  ihrer  Anstellung  überhaupt,  ihrer 
vollständigen,  richtigen,  objectiven  Anstellung  insbesondere. 

Daraus  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  die  dritte  Fehlerquelle 
beim  deductiven  Verfahren:  man  wird  so  leicht  einen  Schlnss, 
welcher  unter  angenommenen  Voraussetzungen  richtig  ist,  für  all 
gemeiner  richtig  halten,  als  zulässig  ist,  oder  in  falsche  Ver 
allgemeinerungen  verfallen,  indem  man  die  ermittelten  unc 
vielleicht  überhaupt  allein  ermittelbaren  Voraussetzungen  als  di< 
auch  allein  oder  ebenso,  nicht  mehr  und  nicht  minder  im  concretei 
Fall  maassgebenden  betrachtet.  Die  meisten  Fehler,  welche  b^ 
der  Anwendung  der  Deduction  in   der  Nationalökonomie  gemacl) 
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rdeo  siDd,  waren  wohl  derartige,  besonders  bei  der  Uebertragnng 
1  Schlüssen,  welche  streng  unter  den  drei  Voranssetzongen  gezogen 
rden  waren,  anf  Verhältnisse  der  Wirklichkeit. 
Die  Hilfsmittel  gegenüber  dieser  Fehlerquelle  sind  die  nem- 
leO)  welche  in  Bezog  auf  die  zweite  Fehlerquelle  angegeben 
rden  sind.  Die  Nothwendigkeit  des  indactiven  Verfahrens  zur 
3trole,  zur  Ergänzung,  zum  Ersatz  des  deductiven  folgt  aus  der 
;eDtb(]m1ichkeit  dieser  dritten  Fehlerquelle  wiederum  in  beson- 
em  Maasse. 

Bei  der  zweiteo  und  dritten  Art  von  Fehlem  wird  namentlich  wieder  so  oft 
essen,  dass  die  abstracten  wirthschaftenden  Menschen  der  Theorie«  des  dedactifen 
ahrens  nnter  der  ersten  unserer  Yoranssetznngen ,  nnd  die  wirklichen  Menschen 
jtheü  nicht  dieselben  sind,  besonders  in  ihrer  Motifation  abweichen,  daher  an 
richtige  Schlüsse  Ton  jenen  auf  diese,  Ton  wirthschaftlichen  Handlangen  jener 
dafon  abhängigen  wirthschaftlichen  Erscheinungen  auf  wirthschaftliche  Händ- 
en dieser  und  davon  bedingte  nnd  yenirsachte  wirthschaftliche  Erscheinungen 
t  ohne  Weiteres  zulässig  sind.  Ferner  wieder,  dass  nach  Grappen  ?on  Menschen 
isen.  Berufen)  nnd  Ton  wirthschaftlichen  Erscheinungen  die  mitspielende  und  ent- 
ideode  MoUTation  Verschiedenheiten  zeigt,  welche  in  der  einfachen  Deduction 
r  der  ersten  Voraussetzung  nicht  angenommen  werden.  Aebnlich  geht  es  dann 
Sutoirung  falscher  Voraussetzungen  und  mit  unrichtigen  Verallgemeinerungen  in 
if  auf  die  Kenntniss  des  Eigenvortheils  und  auf  die  Rechtsordnung.  Nun  haben 
ja  oben  (§.  70)  schon  anerkannt,  dass  grade  eine  methodische  Veränderung  der 
meinen  Voraussetzungen  der  sonstigen  Deduction  geboten  sei,  um  der  Wirklich- 
entsprechende  Ergebnisse  zu  erhalten.  Aber  diese  Forderung  ist  eben  so  schwierig 
rfollen,  dass  Irrthümer  dabei  unterlaufen,  d.  h.  nichts  Andres,  als  dass  sich  eben 
zweite  und  dritte  Fehlerquelle  OShet. 

H.  —  §.  75.  Das  Bedttrfniss  nach  einer  Ergänzung 
Bdedactiven  Verfahrens.  Aus  dem  Vorausgehenden,  ins- 
ODdere  aus  den  Erörterungen  über  die  Fehlerquellen  des  de- 
lireD  Verfahrens  folgt  das  wichtige  methodologische  Ergebniss: 
m  Verfahren  allein  reicht  selten,  wenn  Überhaupt  einmal,  fUr 
1  allein  aus.  Es  bedarf  zu  seiner  Ergänzung  des  zweiten,  ihm 
jegengesetzten,  des  inductiven  Verfahrens.  Nor  durch  eine  Ver- 
dnng  des  letzteren  mit  dem  deductiven  lassen  sich  Sätze  von 
lügender  wissenschaftlicher  und  practischer  Haltbarkeit  gewinnen, 
h.  solche,  welche  der  Wirksamkeit  der  Erscheinungen  sicherer 
sprechen,  und  lassen  sich  Fehler  des  deductiven  Verfahrens  auf- 
keD,  welche  sonst  schwer  zu  vermeiden  und  oft  nicht  einmal  zu 
Derken  sind. 

Namentlich  zwei  Aufgaben  hat  das  inductive  Verfahren  hier  zu 
Allen:  einmal  zur  Verificirung  der  als  Prämissen  der  De- 
ction  angenommenen  (der  hypothetischen)  Voraussetzungen 
tt  anch  Ton  vornherein  gleich  zur  Ermittlung  der  Voraus- 
gingen in  der  Wirklichkeit  zu  dienen,  aus  welchen  die  wirth- 
^ftlichen  Erscheinungen  dann  deductiv  abgeleitet  werden ;  sodann 

^  Wagner,  Graadle^nog.  8.  Auflage.  1.  TheiL  Gnmdlagen.  13 
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die  Schlüsse  zu  controliren,  zu  verificiren,  zu  bestätigen,  zu  be- 
richtigen, welche  dedactiy  abgeleitet  sind.  Im  ersten  Falle,  wie 
bereits  mehrfach  bemerkt  wurde,  verbleibt  man  im  Uebrigen  noch 
ganz  im  deductiven  Verfahren,  bereitet  demselben  aber  den  Boden 
und  den  Weg  doch  schon  mittelst  der  zu  dem  anderen  Verfahren 
gehörigen  Beobachtungen  mit  vor.  Im  zweiten  Falle  ist  die  de- 
ductive  Operation  bereits  abgeschlossen,  die  inductive  beginnt  erst 
danach.  In  beiden  Fällen  steht  das  inductive  aber  noch  im  Dienste 
des  deductiven  Verfahrens,  oder  m.  a.  W.  es  liegt  eine  Ergänzungs- 
fun ction  des  ersteren  in  Bezug  auf  letzteres  vor.  Eine  selb- 
ständige Bedeutung  erlangt  das  deductive  Verfahren  hier  noch 
nicht,  es  ist  noch  ein  Hilfsverfahren  des  anderen.  Erst  indem 
es  zum  Ausgangspunct  der  Operation  gemacht  wird  und  ganz  an 
Stelle  des  deductiven  tritt,  die  Ersatzfunction  dafür  tiber- 
nimmt, wird  es  zu  einem  eigenen  selbständigen  Verfahren,  zu 
welchem  dann  umgekehrt  das  deductive  in  das  Verhältniss  des 
Hilfsverfahrens  tritt  Die  gleich  im  Eingang  der  Methodologie 
(§.  65)  hervorgehobene  Thatsache  der  Doppelmethode  von  De- 
duction  und  Induction  im  Gebiete  unserer  Disciplin  wird  so  be- 
stätigt. Hiermit  gelangen  wir  dann  zur  näheren  Untersuchung  des 
inductiven  Verfahrens. 

3.  Abschnitt. 

Das  inductive  Verfahren. 

I.  —  §.  76.  Die  Bedingungen  der  Induction  und 
das  Beobachtungsverfahren  dafür.  Hier  werden,  nach 
dem  Früheren  (§.  65),  umgekehrt  wie  in  der  Deduction,  die  wirth- 
schaftlichen  Erscheinungen  selbst  zum  Ausgangspunct 
des  Verfahrens  genommen,  daher  mit  Beobachtungen  dieser 
Erscheinungen  begonnen.  Auch  hier  wird  nach  dem  allgemeinen 
Causalgesetz  operirt,  demgemäss  werden  die  beobachteten  Er- 
scheinungen als  etwas  durch  Anderes  Bedingtes  und  Bewirktes  an- 
gesehen und  wird  gesucht,  dieses  „Andere^'  durch  Rückschluss  von 
den  betreffenden  Erscheinungen  aus  zu  ermitteln.  Die  Aufgabe  ist 
dann,  dieses  „Andere^'  festzustellen  und  eventuell  in  seine  Bestand- 
theile  aufzulösen,  um  es  so  in  seiner  Bedeutung  als  Bedingung  und 
Ursache  fUr  die  beobachteten  Erscheinungen  zu  erkennen.  So  sollen 
die  Entstehung,  Gestaltung,  Bewegung  dieser  Erscheinungen,  ihre 
Abhängigkeit  von  bestimmten  Bedingungen  und  Ursachen,  scbliess-i 
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1  wieder  von  bestimmten  menBchlichen  Handlungen,  Willens- 
en  nnd  Hotiyen,  der  Zusammenhang  der  conditionellen  und 
isalen  Verhältnisse  ermittelt  und  erklärt,  eventuell  ftlr  den  Zu- 
amenhang  und  die  Abhängigkeitsverhältnisse  Maassbestimmnngen 
?onnen  werden.  Alsdann  werden  wieder  umgekehrt  die  Er- 
inisse  bezüglich  der  Bedingungen  nnd  Ursachen,  der  Abhängig- 
tsyerhältnisse  und  des  Zusammenhangs  hypothetisch  zum  Aus- 
igsponct  psychologischer  Dednction  aus  Ifotiven,  Umständen, 
hältoissen  genommen,  um  festzustellen,  ob  sie  sich  so  befrie- 
end  als  diejenigen  Factoren  annehmen  lassen,  aus  welchen  die 
bachteten  wirthschaftlichen  Erscheinungen  folgen  müssen  oder 
ligstens  folgen  können,  und  mit  welchem  Grade  der  Wahr- 
^inlichkeit  So  tritt  hier  das  deductive  Verfahren  zur  Ergänzung, 
trole,  Bestätigung,  Berichtigung  des  inductiven  ein,  wird  zu 
!in  Hilf  ST  erfahren  für  das  letztere,  womit  die  Bemerkungen 
Schluss  des  vorigen  Abschnitts  sich  bestätigen. 
Der  Erfolg  nnd  der  wissenschaftliche  wie  practische  Werth 
indnctiven  Verfahrens  hängt  natürlich  vor  Allem  von  der  Zu- 
lässigkeit  der  Beobachtungen,  sodann  aber  auch  von  der 
tigen  Wahl  und  Einrichtung  eines  Beobachtnngsverfahrens 
welches  von  vornherein  danach  eingerichtet  ist,  die  Erfüllung 
angedeuteten  Aufgaben  der  Induction  zu  ermöglichen  und 
olichst  zu  verbtirgem. 

Za  diesem  Behufe  muss  das  Beobachtungsverfahren  dem  eigen- 
mliehen  Wesen  der  wirthschaftiichen  Erscheinungen  und  des 
Bn  zu  Grunde  liegenden  Systems  von  Ursachen  und  Bedingungen, 
.  menschlichen  Handluugen,  Willensacten,  Motiven  entsprechen. 
'  jede  auch  nur  flüchtige  Betrachtung  der  wirthschaftlichen  Er- 
sinmigen  ergiebt,  zeigen  dieselben  eine  gewisse  Regelmässig- 
'  oDd  Gleichförmigkeit  neben  vielen  einzelnen  Abweichungen 
Ton.  Wie  femer  zugleich  auch  wieder  die  innere  psychologische 
fimg  der  Motive  und  Willensacte  und  die  hinzukommende 
Bere  Beobachtung  der  Handlungen  Dritter  ergiebt,  spielen 
ach^lei  psychische  Motive  als  Factoren  in  den  wirthschaftlichen 
ndlongen  der  Menschen  mit,  aber  die  einen  regelmässiger,  con- 
Qter,  die  anderen  unregelmässiger,  nur  gelegentiich,  variabler, 
ederam  nach  dem  Satze,  dass  die  Erscheinungen  als  das  Be- 
igte  nnd  Bewirkte  den  bedingenden  und  verursachenden  Factoren 
^portional  sein  müssen,  wie  umgekehrt,  folgt,  dass  das  Regel- 
der  Erscheinung*en  auf  die  constanten  oder  constanteren, 
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das  Unregelmässige  auf  die  variablen  oder  variableren  Factoren 
und    Combinationen    von    Factoren    znrttckzaführen    sein    muss. 
Welches    aber   die  wirkliebe  Regelmässigkeit  der  Erscheinungen, 
die  Abweichungen    davon    und    die    kleineren   (partiellen)  Regel- 
mässigkeiten wieder  in  diesen  Abweichungen  sind,  das  ergiebt  sich 
nur   ans    einer    grossen   Zahl    beobachteter  Einzelfälle.    Diese 
Zahl  muss  so  gross  sein,  dass  in  ihr  die  constanten  und  variablen 
Factoren    und    Factorencombinationen    mit   Wahrscheinlichkeit  in 
demjenigen  Verhältniss  zur  Geltung  gelangt  sein  werden,  welches 
ihrem  wirklichen  Vorkommen,  Mitspielen  und  ihrer  wirklichen  Be- 
deutung  für  die  von  ihnen   mit  bedingten  und  verursachten  Er- 
scheinnngen  entspricht.  Für  die  Anforderungen  an  die  Grösse  einer 
hierfür  ausreichenden  Zahl  lassen  sich  nach  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung Maassbestimmungen   finden,    sowie    mittelst   dieser 
Rechnung  zugleich  feststellen,  welchen  Werth  für  die  Rückschltlsse 
auf  bestimmte  Ursachen  kleinere  Zahlen  beobachteter  Fälle  haben. 
Aus  dem  Allen  folgt,  dass  das  Beobachtungsverfahren  auf  dem 
wirthschaftlichen  (und  socialen)  Gebiete  zwei  Bedingungen  stets  zu- 
sammen erfüllen  muss:  es  muss  mit  höchster  Zuverlässigkeit  und 
Genauigkeit  der  Beobachtungen  selbst  genügende  Massenhaftig- 
keit   der   beobachteten  Einzelfälle   und   strenge  Systematik 
und  Methodik  der  Beobachtungen  in  allen  seinen  Stadien  ver- 
binden. 

Nar  80  wird  mit  höchstmöglicher  WahrscheioUchkeit  erreicht,  dass  alle  in  den 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  betreffender  Art  ?orkommenden  Gestaltungen  und 
Bewegungen,  das  Typische,  Generelle,  Regelmässige,  wie  das  IndividueUe,  SpecieUe, 
Unregelmässige  darin  zur  Beobachtung  gelangen  und  dass  die  KUckschlttsse  auf  die 
den  beobachteten  Erscheinungen  zu  Grunde  liegenden  conditionellen  und  causalen 
Factoren  richtig  sind,  weil  anzunehmen  ist,  dass  diese  Factoren  alle  und  zwar  in  dem 
Maasse  ihrer  wirklichen  relativen  Bedeutung  zur  Geltung  gelangt  sein  werden. 

Nur  ein  solches  Beobachtungsverfahren  entspricht  dem  Wesen 
der  wirthschaftlichen  Erscheinnugen  und  ihrem  System  von  Ursachen 
und  Bedingungen,  welches  ihnen  zu  Grunde  liegt,  und  bildet  wiedei 
den  Kern  des  ganzen  inductiven  Verfahrens  in  der  Politischen 
Oekonomie  oder,  allgemeiner  ausgedrückt,  den  Kern  der  social 
wissenschaftlichen  Induction. 

IL  —  §.  77.  Die  einzelnen  Beobachtungsmethode] 
im  indnctiven  Verfahren.  Man  kann  deren  vier  hauptsäefa 
liehe  unterscheiden,  von  welchen  die  erste  allerdings  nicht  in 
streng  wissenschaftlichen  Sinne  den  Namen  „Methode^'  flihrt. 

1.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beobachtung. 

2.  Die  wissenschaftliche  Einzelbeobachtung. 
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3.  Die  streDgere  wisseDscbaftliche  Massenbeobachtung  oder  die 
Statistik. 

4.  Die  minder  streng  wissenschaftliche  nnd  weniger  massenhafte 
Beobachtung  oder  die  Geschichte  (Historik). 

atistik  nnd  Geschichte  werden  hier  nicht  als   eigene   Wissen- 
haflen,  sondern  als  Metboden  der  Beobachtung  aafgefasst. 

Die  erste  nnd  die  zweite  dieser  Methoden  genügen  den  An- 
rdernngeny  welche  nach  dem  Vorausgehenden  an  das  als  Grund- 
;e  der  Induction  dienende  Beobacbtungsverfabren  zu  stellen  sind, 
?ht,  können  daher  überhaupt  nur  als  Hilfsmethoden  und  auch 
\  solche  nicht  immer  und  alsdann  nur  mit  besonderer  Vorsicht 
gewandt  werden.  Zu  entbehren  sind  sie  und  ist  insbesondere 
3  erste  aber  nicht  ganz,  weil  die  beiden  andern  nicht  oder  noch 
iht  oder  wenigstens  nicht  ausreichend  ausgebildet  nnd  benutzt 
irden  können.  Die  dritte  und  die  vierte  Methode  entsprechen 
iDcipiell  beide  den  vorhin  aufgestellten  zwei  Bedingungen,  aber 
nDgleichem  Grade,  die  dritte^  die  Statistik,  in  höherem,  die  vierte, 
i  Historik,  in  geringerem.  Man  kann  beide  auch  als  Eine  Me- 
3de  mit  zwei  Unterarten,  einer  vollkommeneren  und  einer  un- 
llkommeneren,  zusammenfassen. 

Für  diese  Classification  der  Methoden  nnd  ftlr  das  Folgende  verweise  icli  noch- 
h  besonders  anf  die  oben  in  dem  litterarischen  Paragraphen  54  an  der  Spitze  dieses 
^tds  (S.  141)  genannten  rorzügiichen  Arbeiten  Rttmelin's  zor  Theorie  der  Stati- 
i,  sowie  anf  desselben  An&ätze  ttber  den  Begriff  eines  socialen  Gesetzes  nnd  ttber 
^tze  in  der  Geschichte.  Ich  folge  sonst  in  der  Behandlung  des  Gegenstands  hier 
eder  genaner  meinen  eigenen«  eben&Us  oben  S.  141  genannten  älteren  Arbeiten 
er  Statistik,  mit  unwesentlichen  kleineren  sachlichen  Modificationen  der  Auffassung. 
ich  aos  der  neueren  methodologischen  Litteratur  der  Nationalökonomie  und  aus  der 
Qtschen  Fachlitteratur  Aber  Logik  und  allgemeine  Methodenlehre  konnte  ich  mich 
;ht  dsTon  überzeugen,  dass  grössere  Veränderungen  meiner  Anschauungen  geboten 
en.  S.  besonders  die  „Theorie  der  Statistik'*  in  meiner  Abhandlung  Statistik  im 
mtschli'schen  StaatswOiterbuche,  X,  S.  456  ff.  Meine  damalige  (1867)  Bemerkung, 
a  iQch  ROmelin  in  seiner  ersten  Abhandlung  ttber  Statistik  (1863)  das  Gebiet  der 
zteren  noch  zu  eng  anf  die  menschlichen  Erscheinungen  beschränke  (a.  a.  0.  S.  463), 
t  er  in  seiner  zweiten  Abhandlung  (1874)  als  richtig  anerkannt,  indem  er  darin 
^ebt,  dass  die  statistische  Methode  ?on  nniFcrsaler  Anwendbarkeit  sei  (Reden  und 
^ätze,  S.  266). 

A.  —  §.78.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
i^htang  wirthscbaftlicher  Erscheinungen.  Sie  ent- 
»rieht  der  einen  ^  an  die  Methode  der  Disciplin  zu  stellenden  An- 
rdening,  der  Massenhaftigkeit  beobachteter  Einzelfälle,  möglicher 
Teise  mehr  oder  weniger,  indessen  doch  kaum  jemals  genügend, 
ie  entspricht  jedoch  ganz  und  gar  nicht  der  zweiten  Anforderung 
trenger  Systematik  und  Methodik.  Wegen  der  Mängel  in  ersterer 
linsicht  giebt  sie  keine  vollständigen  Beobachtungsdaten ,  welche 


198  1.  Bi  2.  K.  2.  H.-A.   Methoden.   3.  A.   Indocüoii.   §.  78. 

mit  binlänglicber  Wahrscheinlichkeit  als  Ausdruck  aller  mitspielenden 
Bedingungen  und  Ursachen  der  beobachteten  wirthschafUichen  Er- 
scheinungen angesehen  werden  können.  Wegen  der  Mängel  io  der 
zweiten  Beziehung  sind  ihre  Ergebnisse  und  die  daraus  in  ttblicher 
Weise  abgeleiteten  Schlüsse  auf  die  conditionellen  und  causalen 
Verhältnisse,  Zusammenhänge  und  Abhängigkeiten  unsicher ,  sehr 
häufig  und  sehr  leicht  einseitig  und  schief.  Sie  stimmen  daher  mit 
der  Wirklichkeit  nicht  überein  und  entbehren  so  des  wissenschaft- 
lichen und  practischen  Werthes  oft  ganz,  fast  immer  theilweise  und 
selbst  grossentheils.  Dennoch  kann  man  dieser  ,,täglichen  Beob- 
achtung^'  nicht  jeden  Werth  absprechen ,  sie  überhaupt  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nicht  ganz  missen. 

Dir  Werth  im  concreten  FaUe  h&ngt  Tomemlich  ?on  der  geistigen  und  Chancter- 
qaalität  des  Beobachters,  yon  seiner  Fähigkeit,  Eenntniss,  Gelegenheit  zun  Beobachten 
und  cansale  und  conditionelle  Zasammenhänge  intoiti?,  difinatorisch  za  erkennen, 
seiner  Uninteressiitheit,  Unparteilichkeit,  Aufmerksamkeit  n.  s.  w.  ab.  Und  TOllig  ent- 
behrlich ist  diese  Beobachtung  auch  sonst  nicht,  weil  sie  und  soweit  sie  die  einzige 
anwendbare  oder  thatsächlich  angewendete  ist,  also  die  an  sich  yollkommneren  Methoden 
fehlen  oder  rersagen,  Ausserdem  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Anstellung  solcher 
täglichen  Beobachtungen  und  die  weitere,  wenn  auch  unwissenschaftliche  Zurdck- 
führung  der  Beobachtungsergebnisse  auf  Ursachen  und  Bedingungen ,  spontane,  gar 
nicht  zu  unterdrückende  geistige  Th&tigkeiten  nach  der  Katar  unseres  Geistes  sind. 
Die  Aufgabe  ist  daher  nur,  dass,  was  wir  so  ?on  selbst  thun,  methodisch  zu  thun^ 
um  Fehler  und  Trugschlüsse  möglichst  zu  vermeiden,  d.  h.  namentlich  die  t&gliche 
Beobachtung  in  das  statistische  BeobachtungSTerfahren  hinüber  zu  führen. 

„Die  massenhaften  rereinzelten  Beobachtungen  bilden  gewissermaassen  das  Uli- 
wissenschaftliche  statistische  Beobachtungs?erfahren,  welches  täglich  im  Leben    an- 
gesteUt  wird.    Der  Volksreist  fasst  jene  Beobachtungen  (in  manchen  Fällen)  im  Sprich- 
wort zusammen,  wir  Alle  pflegen  dieselben   als  Grundlage  unserer  Urtheile  über  die 
meisten  regelmässigen,  aber  nicht  gleichförmigen,  weil  ?on  yerschiedenen  ürsaclien 
bestimmten  Erscheinungen  um  uns  her  zu  benutzen,   z.  B.  bei  unserer  Beurtheilong 
der  Witterung,  Ton  Limd  und  Leuten,  der  körperlichen,  geistigen  und  moralisclien 
Eigenschaften  der  Be?Olkerung,  des  Nationalcharacters  u.  s.  w.    Der  menschliche  Geist 
operirt  dabei  stets  bewusst  oder,  wie  bei  den  Ungebildeten,  mehr  instincti?  Innerhalb 
des  allgemeinen  Causalgesetzes.     In   allen   solchen  Urtheilen  pflegt  daher  auch  ein 
Korn  Wahrheit  zu  sein,   wie  z.  B.  im  Sprichwort.     Aber  wie  weit  sie  wahr  sind, 
bleibt  grade   die  Frage.     Hier  kommen  denn  die  beliebten  Generalisationen ,   zamml 
wenn  jene  massenhaften   Tereinzelten  Beobachtungen,   welche  eben  nur  zu   udtoU- 
kommenen  Inductionen  hinreichen,  sich  mit  oberflächlichen  und  schiefen  Deductionen 
Terbinden,  was  so  ausserordentlich  häufig  der  Fall  ist    Diese  in  der  Luft  stehenden 
Generalisationen  bilden  ?omemlich  das,  was  wir  so  gerne  unsere  „Lebenserfahnuig^ 
nennen,  —  nur  zu  oft  in  politischen,  wirthschaftlichen,  medicinischen  Fragen,  in  den 
Urtheilen  über  politische  Fähigkeiten  und  Stimmungen  der  Volker  u.  s.  w.  bei  beror- 
zugten  Geistern,   geschweige  bei  der  grossen  Masse  ein  Mixtum  Compositum  ober- 
flächlicher Deductionen,   unvollkommener  Inductionen   und  aprioristischer  Vomrtheile. 
Das  Falsche  ist  eben  hier,  rerwickelte,  Ton  vielen  Ursachen  in  wechselnder  Weise  ab- 
hängige Vorgänge  auf  Grund  weniger  unsystematischer  Beobachtungen  beurtheilen  zu 
wollen.'*    (Aus  meiner  Abh.  Statistik  im  StaatswOrterbuch,  X.  S.  471.) 

Ein  besonders  häufiger  Trugschluss  aus  der  „täglichen  Beobachtung*'  ist  stets 
und  namentlich  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  der  des  post  hoc,  ergo  propter 
hoc,  wo  der  mögliche  Gausalzusammenhang  gleich  zum  wirklichen  gemacht  und  ohne 
Weiteres  aus  der  Zeitfolge  der  Erscheinungen  abgeleitet  und  dadurch  als  bewiesen 
angenommen  wird.     Namentlich   der  ungebildete  Practiker,   der  Routinier  urtheUt» 
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1  dem  grossen  Haufen  der  Ltien,  ttberall  nnd  immer  gern  so  und  ist  schwer 
Dur  einer  Belehrung  zog&nglich.  Anf  wirthschafUichem  Gebiete  tritt  anch  noch 
als  aof  manchem  anderen  —  obwohl  aach  hier  ähnliche  F&Ue  oft  vorkommen 
isches,  religiöses  Gebiet!)  —  das  Hitspielen  des  Interesses  als  ein  störender 
r  aof,  schon  bei  der  Anstellong  der  Beobachtungen  selbst,  ToUends  bei  der  can- 
nnd  conditionellen  ErUining  des  Beobachteten,  z.  B.  bei  Fragen  der  Preis- 
nug,  der  Wirthschaftspolitik,  bei  JBeobachtong  Ton  Erscheinangen,  welche  man 
>lf en  7on  bestimmten  missliebigen  wirthschafts-  (handeis-  n.  s.  w.),  finanz-,  steaer- 
idhen  Maassregeln  glaubt  ericennen  zu  kOnnen. 

Je  nach  dem  Maasse  der  indifiduellen  F&higkeiten,  der  geistigen  Unabh&ngig- 
Loes  Beobachters,  welcher  aus  einzehien  Beobachtungen  Ursache  und  Bedingungen 
tematisch  ableitet,  werden  freilich  auch  diese  Fehler  wieder  mehr  oder  weniger 
treten  und  auch  vermieden.  Ein  grosser  Practiker  des  Wirthschaftslebens,  ein 
r  Staatsmann  wird  gewiss  auch  aus  der  „täglichen  Beobachtung"*,  wie  in  Allem, 
;h  hier  in  wirthschafüichen  Dingen  einen  Erfahrungsschatz  von  W erth  ansammeln, 
imenh&nge,  AbhängigkeitsTerh&ltnisse  in  der  That  intuitl?  erschauen  und  aus 
en  Einzelbeobachtongen  das  „Gesetz  der  Erscheinung"'  mitunter  richtig  ableiten, 
kispiel  dieser  Art  ist  Fürst  Bismarck.  Aber  selbst  solche  Männer  vermeiden 
ogedeuteten  Fehler  schwer  ganz,  generalisiren  doch  ebenfalls  gern  gleich  zu 
▼ie  u.  A.  Bismarcks  einseitige  Zoll-Deberwälzungsthese  zeigt  (s.  meine  Finanz- 
ischaft  II,  2.  Am  S.  837).  Ein  methodisches  Ver&hren  behält  doch  seinen 
g.  Jedenfalls  kann  man  aber  so  manchem  anderen  wirthschaftlichen  und  staats- 
schen  Practiker,  welcher  „nach  berühmtem  Muster*"  einige  persönliche,  oft 
recht  unzuverlässige  oder  doch  ungenaue  Beobachtungen  generalisirt  und  un- 
ere  InductionsschlQsse  in  wirthschaüspolitischen  Fragen  zieht «  sich  immer 
eg  auf  „seine  Erfahrung*"  beruft,  das  alte  grobe,  aber  wahre  Wort:  quod  licet 
L  6.  w.  entgegenrufen. 

Eine  aach  nur  eioigermaassen  sichere  NachweisuDg  von  Causal- 
nmeDhängen  und  Znrttckftlbnuig  von  beobachteten  Erscbei- 
;en,  Vorgängen  auf  bestimmte  Ursachen  und  Bedingungen, 
liweige  die  Ermittlung  von  Maassbestimmungen  für  Abhängig- 
Terhältnisse  gestattet  die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
iDg  nach  den  ihr  anklebenden  angedeuteten  Mängeln  auch  des- 
m  nicht,  weil  sie  keine  genttgende,  oft  gar  keine  methodische 
irung  der  Wirkungen  und  Ursachen,  auch  nicht  einmal  eine 
ankenmässige,  Tomimmt  Das  ist  um  so  schlimmer,  da 
wirthschaftlichem  Gebiete  von  einer  absichtiichen  ex  per i- 
itellen  derartigen  Isolirung  nur  Zwecks  der  Erforschung  von 
ialzosammenhängen  u.  s.  w.  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Sit  aber  die  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  eine  Möglich- 
solcber  Isolirung  und  die  Mitbenutzung  der  letzteren  fUr  For- 
Dgzwecke  ergeben,  ist  dann  eben  nur  ein  streng  methodisches 
ahren,  wie  das  statistische,  im  Stande,  die  Thatsachen  ent- 
cheud  zu  verwerthen,  nicht  einmal  das  historische,  geschweige 
Verfahren  der  unwissenschaftlichen,  wenn  auch  massenhaften 
eben  Beobachtung.  Letztere,  als  Methode  angesehen,  steht 
'r  auch  gerade  in  dem  hier  besprochenen  Puncte  hinter  der 
icti?eD  Methode  zurück,  deren  Stärke  in  der  strengen  wenig- 
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stens    gedankenmässigeD  IsoIiruDg  der  Ursachen  und  WirkuDgen 
liegt 

Am  Ersten  wird  der  täglichen  Beobachtang  noch  eine  gewisse 
Bedentang  als  Controlmittel  für  dedactive  Schlüsse,  wenn  und 
solange  als  bessere  Controlmittel,  d.  h.  die  anderen  Beobachtangsmetbo- 
den  fehlen,  ferner  als  ein  Fingerzeig  für  mögliche  Fehler  in 
den  Beobachtungen  und  den  Schlüssen  daraus  bei  diesen  anderen 
Methoden  zugestanden  werden  dürfen.  Aber  gross  und  sicher  in 
Betreff  der  Ergebnisse  wird  auch  diese  ihre  Bedeutung  selten  werden. 

Schon  die  unsystematische,  nor  immerhin  zahlreichere  F&Ile  umfassende  t&gliche 
Beobachtung  hat  z.  B.  die  optimistischen  dedactiren  Schlüsse  über  das  Walten  des 
Selbstinteresses,  die  Wiri[samkeit  des  Systems  der  freien  Goncnrrenz  berichtigen,  jeden- 
falls einschränken  können.  Wenn  historische,  statistische  Ergebnisse  mit  der  tiglicben 
Beobachtung  in  Widerspruch  stehen,  wird  das  doch  mitunter  auf  Mängel,  Lücken, 
Sprunge  in  den  beiden  methodischen  BeobachtungSFerfahren  hindeuten,  zur  Wieder- 
holung, Nachprüfung,  grösserer  Sorgfalt  in  der  Sammlung,  Sichtung,  YerarbeitaDg 
des  statistischen  und  historischen  Materials  bestimmen  u.  s.  w. 

B.    —    §.    79.     Die    wissenschaftliche   Einzelbeob- 
achtung.   Sie   erfmilt   die  eine  der  oben  gestellten  beiden  An- 
forderungen,  diejenige  der  Methodik  oder  Systematik ,  nicht  die 
zweite ;    diejenige   der  Massenhaftigkeit  der  beobachteten  Einzel- 
fälle, hat  daher  für  unser  Gebiet  entgegengesetzte  Vorzüge  und 
Mängel,  wie  die  soeben  besprochene  ,,tägliche  Beobachtung'^    Sie 
genügt  deshalb  nur,  wo  man  es  mit  streng  typischen  Erscheinungen, 
mithin  mit  gewissen  Erscheinungen  des  Reichs  der  Natur,  wo  „das 
Einzelne  typisch  ist^'  (Rümelin),  zu  thun  hat,  oder  m.  a.  W.,  wo 
die  Erscheinungen    ausschliesslich   von   constanten  Ursachen  und 
Bedingungen  abhängen.    Sobald  hier  variable  Factoren  mitspielen, 
welche  wieder  Variationen  des  Typischen  bedingen  und  bewirken, 
ist  aber  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Naturerscheinungen  die  wissen- 
schaftliche Einzelbeobacbtung    nicht  ausreichend.    Sie   muss  viel- 
mehr auch  hier  in  das  statistische  Verfahren  hinüber  geführt  werden, 
um  neben  dem  Einfluss  der  constanten  Ursachen  denjenigen  oder 
diejenigen  der  variablen  abzuleiten  oder  den  Abweichungen  von 
der  Regel,  dem  auch  im  Naturgebiete  bereits  hervortretenden  Indi- 
viduellen, gerecht  zu  werden.  In  der  Menschenwelt,  im  Reiche  der 
menschlichen  Seele,  wie  wiederum  Rümelin  gut  hervorhebt,  ist  das 
Einzelne  aber  vollends  individuell,  d.  h.  hängt  eben  von  constanten 
und  variablen  Factoren  und  Factorencombinationen  mannigfaltigster 
und  wechselnder  Art,  als  seinen  Bedingungen  und  Ursachen,   ab. 
Daraus  folgt,  dass  auch  die  sorgfältigste,  genaueste  Einzelbeob- 
acbtung, Beschreibung  von  Erscheinungen,  Vorgängen,  Entwick 
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en  an  und  für  sieb  hier,  daher  auch  aaf  volkswirthscbaftlichenii 
ilem  (rebiete  nar  den  Werth  der  Feststellung  des  Individuellen 
Ffir  das  Typische  dieser  Erscheinungen  n.  s.  w.  kann  sie  nur 
em  Maasse  Bedeutung  beanspruchen,  als  entweder  die  Beob- 
ingen  an  anderen  analogen  Erscheinungen  wiederholt  werden 
zu  demselben  Ergebniss  führen,  d.  h.  eben  als  das  statistische 
ähren  angewendet  wird,  oder  das  Ergebniss  der  Einzelbeob- 
ing  durch  das  deductive  Verfahren  als  ein  allgemein  in  allen 
)gen  Fällen  zu  erwartendes  bestätigt  wird  und  alsdann  ver- 
mein ert  werden  darf. 

Vgl.  Bümelin,  znr  Theorie  der  Statistik  (in  den  Reden  u.  s.  w.,  S.  215tf.); 
e  Abh.  Staüstik  (StaatswOrterb.  X,  471,  476  ff.).  Grade  wenn  man  die  Erschei- 
n  in  der  Natur  und  in  der  Menscbenwelt  auf  die  ihnen  za  Grunde  liegenden 
tungen  und  Ursachen  und  Combinationen  beider,  auf  das  Zusammenwirken  con- 
'  and  rariabler  Factoren  zurQckftlhrt,  was  auch  Rumelin  a.  a.  0 ,  wie  ich  schon 
iner  genannten  Abh.  Statistik  (S.  467)  hervorhob,  noch  nicht  genügend  gethan 
riid  man  in  diesen  Fragen  des  Beobachtungsverfahrens  und  der  ganzen  Metho- 
e  die  richtige  Entscheidung  treffen.  Das  Fliessende  des  Unterschieds  zwischen 
rpischen  Einzelnen  in  der  Natur  und  dem  indivuellen  Einzelnen  in  der  Menschen- 
€toDt  nbrigens  auch  BOmelin  schon. 

Mit  Constanten  Erscheinungen,  weil  mit  constanten  Bedingungen  und  Ursachen 
wir  es  am  Meisttcn  in  der  anorganischen  Natur,  daher  hier  auch  mit  dem 
Typischen  des  Einzelnen  zu  thun,  so  in  den  Erscheinungen  und  Vorgängen 
ebiets  der  Physik  und  Chemie.  In  der  organischen  Natur  treten  bei  jeder 
erscheinoDg  immer  mehr  variable  Factoren  mit  hinzu,  auch  erfolgen  wechselnde 
nationen  von  Factoren,  daher  immer  mehr  Abweichungen  des  Einzelnen  vom 
Typischen,  was  sich  dann  bis  zu  den  höchsten  Gebilden  der  organischen  Natur 
'  steigert  In  4Jen  Naturwissenschaften,  welche  sich  mit  der  organischen  Welt, 
tm  physischen  „Leben'*  beschäftigen,  deshalb  auch  schon  die  geringere  Zuver- 
ieit  und  Ausreichendheit  der  Einzelbeobachtung  (Physiologie  der  Pflanzen, 
!,  des  Menschen).  Aber  auch  wo,  wie  bei  den  Erscheinungen  der  Witterung, 
keltere  Combinationen  von  Ursachen  und  Bedingungen  obwalten  und  den  Erschei- 
n  jenes  bunte  Bild  des  Wechsels,  des  „Unberechenbaren'',  des  „Wetterwendischen'' 
,  mn&s  das  Beobachtungsverfahren  ein  anderes  werden ,  reicht  die  Einzel- 
rhtnog  niemals  aus.  Gelangt  man  dann  auf  das  Gebiet  der  vom  mensch- 
n  Seelenleben  mit  bestimmten  Erscheinungen,  so  mnss  vollends  das  Beob- 
Lgsrerfahren  nach  dem  diesem  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  System  von 
len  und  Bedingungen  sich  gestalten,  daher  über  die  blosse  Einzelbeobachtung 
gehen.  So  insbesondere  auch  bei  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen.  Nur 
mstaod.  dass  hier  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  ein  so  con- 
r  Factor  ist  —  und  freilich,  nach  dem  Früheren:  in  dem  Maasse,  in  welchem 
hc  es  ist,  denn  nur  ein  relativ,  nicht  ein  absolut  comtanter  Factor  ist  auch  das 
Interesse  — ,  ge^tattet  eben  die  Anwendung  der  Methode  der  psychologisch- 
aiiven  Dednction  hier  mit  Erfolg»  Ans  diesem  Sachverhalt  i^t  aber  dann  auch 
r  za  scbli essen,  dass  eine  correcte  Einzelbeobachtung  einer  solchen  wirthschaft- 
Erscheinung,  bii  welcher  man  Grund  hat,  die  entscheidende  Bedeutung  des 
uen  Motivs  auch  in  analogen  Fällen  anzunehmen,  doch  wieder  eine  allge- 
re  Bedeutung  haben  kann.  Aber  diese  Annahme  ist  nicht  inductiv,  sondern 
iv  beg^ründet 

WiederfaoluBg,  Präfung,  Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen 

Q  streng  wissenschaftlicher  Genauigkeit  jeder  Einzelbeobachtung 

m.  a.  W.  Einführung  des  statistischen  BeobachtuDgsverfahrens 
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Voraussetzungen  der  Deduetion  auch  wirklich  aufgestellt  hat,  an 
den  Erscheinungen  der  Wirklichkeit  selbst,  deren  Ge- 
staltung man  deductiv  ermittelt  hat.  Damit  gelangt  man  aber, 
wie  schon  bemerkt,  in  das  inductive  Verfahren  voll  und  end- 
giltig  hinein:  man  sucht  nunmehr  von  den  Erscheinungen  als  Wir- 
kungen auf  die  Voraussetzungen,  als  Ursachen  und  Bedingungeo, 
zurück  zu  scbliessen,  freilich  in  dem  speciellen  Zweck,  die  Propor- 
tionalität oder  Disproportionalität  der  Erscheinungen  zu  den  dem 
deductiven  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  Voraussetzungen  fest- 
zustellen. Zur  Würdigung  dieses  letzteren  Verfahrens  ist  es  wichtig, 
zu  beachten,  dass  die  hier  besprochene  zweite  Fehlerquelle  die 
Nothwendigkeit  der  Herbeiziehung  des  deductiven  Verfahrens  zur 
Controle,  Berichtigung  und  Ergänzung  bedingt. 

3.  Jede  wirthschaftliche  Erscheinung  der  Wirklichkeit  ist  ver- 
ursacht und  bedingt  durch  eine  Reihe  von  Factoren  verscbiedeueo 
Grades  der  Gonstanz  und  Variabilität  und  verschiedener  Combina- 
tionen,  Kreuzungen,   Wirkungen  in  derselben  Richtung  und  Wir- 
kungen in  verschiedener,  entgegengesetzter  Richtung  bis  zur  gegen- 
seitigen Aufhebung.  Die  Schwierigkeit  für  die  richtige  Anwendoug 
des  deductiv^n  Verfahrens  ist,  bei  der  Feststellung  der  Voraus- 
setzungen für  die  Deduetion  allen  diesen  Factoren  überhaupt  und 
stets  richtig  Rechnung  zu  tragen,  keinen  zu  vergessen,  keinen  falsch 
anzusetzen,  keinen  falsch  zu  würdigen,  keinen  zu  berttcksichtigeD, 
der  nicht  oder  nicht  sO;  wie  angenommen,  jeden,  der,  und  jeden 
in  der  Weise,  wie  er  als  Ursache  oder  Bedingung  mitwirkt,  zu  be- 
rücksichtigen.    Diese  Schwierigkeit  steigt  mit  der  Verwickeltheit 
der  causalen  und  conditionellen  Verhältnisse,  unter  denen  als  ihren 
Ursachen  und  Bedingungen  die  Erscheinungen  zu  Stande  kommen, 
mit  der  Schwierigkeit  der  bezüglichen,  diese  Voraussetzungen  be- 
treffenden Beobachtungen  selbst,  ihrer  Anstellung  überhaupt,  ihrer 
vollständigen,  richtigen,  objectiven  Anstellung  insbesondere. 

Daraus  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  die  dritte  Fehlerquelle 
beim  deductiven  Verfahren:  man  wird  so  leicht  einen  Schluss, 
welcher  unter  angenommenen  Voraussetzungen  richtig  ist,  für  all* 
gemeiner  richtig  halten,  als  zulässig  ist,  oder  in  falsche  Ver< 
allgemeinerungen  verfallen,  indem  man  die  ermittelten  und 
vielleicht  überhaupt  allein  ermittelbaren  Voraussetzungen  als  di< 
auch  allein  oder  ebenso,  nicht  mehr  und  nicht  minder  im  concretei 
Fall  maassgebenden  betrachtet.  Die  meisten  Fehler,  welche  be 
der  Anwendung   der  Deduetion  in  der  Nationalökonomie  gemach 
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eo  siDd,  wareD  wohl  derartige,  besonders  bei  der  Uebertragnng 
»chlttsseD,  welche  streng  unter  den  drei  Voraussetzungen  gezogen 
en  waren,  auf  Verhältnisse  der  Wirklichkeit 
Oie  Hilfsmittel  gegenüber  dieser  Fehlerquelle  sind  die  nem- 
1,  welche  in  Bezog  auf  die  zweite  Fehlerquelle  angegeben 
en  sind.  Die  Nothwendigkeit  des  indactiven  Verfahrens  zur 
ole,  zur  Ergänzung,  zum  Ersatz  des  deductiven  folgt  aus  der 
itbQmlichkeit  dieser  dritten  Fehlerquelle  wiederum  in  beson- 
1  Maasse. 

ki  der  zweiten  nnd  dritten  Art  von  Fehlem  wird  namentlich  wieder  so  oft 
;eD,  dass  die  abs^tracten  wirthschaftenden  Menschen  der  Theorie,  des  dedactifen 
rens  nnter  der  ersten  unserer  Yoranssetzangen ,  und  die  wirklichen  Menschen 
)en  nicht  dieselben  sind,  besonders  in  ihrer  MotlFation  abweichen,  daher  an 
chtige  Schlosse  Ton  jenen  auf  diese,  ?on  wirthschaftlichen  Handlangen  jener 
iTOD  abhingigen   wirthschafUichen  Erscheinungen   auf  wirthschaftliche  Hand- 

dieser  und  davon  bedingte  und  rerursachte  wirthschaftliche  Erscheinungen 
)lme  Weiteres  zulässig  sind.  Ferner  wieder,  dass  nach  Gruppen  von  Menschen 
3.  Berufen)  and  von  wirthschaftlichen  Erscheinungen  die  mitspielende  und  ent- 
mde  Motivation  Verschiedenheiten  zeigt,  welche  in  der  einfachen  Deduction 
ler  ersten  Voraussetzung  nicht  angenommen  werden.  Aebnlich  geht  es  dann 
itoirang  falscher  Voraussetzungen  und  mit  unrichtigen  Verallgemeinerungen  in 
auf  die  Kenntniss  des  Eigenvortheils  und  auf  die  Bechtsordnung.     Nun  haben 

oben  (§.  70)  schon  aneriumnt,  dass  grade  eine  methodische  Veränderung  der 
^inen  Voraussetzungen  der  sonstigen  Deduction  geboten  sei,  um  der  Wirklich- 
sprechende  Ergebnisse  zu  erhalten.  Aber  diese  Forderung  ist  eben  so  schwierig 
illen,  dass  Irrthomer  dabei  unterlaufen,  d.  h.  nichts  Andres,  als  dass  sich  eben 
me  und  dritte  Fehlerquelle  OShet. 

I.  —  §.  75.  Das  BedttrfnisB  nach  einer  Ergänzung 
deductiven  Verfahrens.  Aus  dem  Vorausgehenden,  ins- 
idere  aus  den  Erörterungen  ttber  die  Fehlerquellen  des  de- 
ren Verfahrens  folgt  das  wichtige  methodologische  Ergebniss: 
)  Verfahren  allein  reicht  selten,  wenn  überhaupt  einmal,  fUr 
Ulein  aus.  Es  bedarf  zu  seiner  Ergänzung  des  zweiten,  ihm 
geogesetzten,  des  inductiven  Verfahrens.  Nur  durch  eine  Ver- 
Dg  des  letzteren  mit  dem  deductiven  lassen  sich  Sätze  von 
^ender  wissenschaftlicher  und  practischer  Haltbarkeit  gewinnen, 
solche,  welche  der  Wirksamkeit  der  Erscheinungen  sicherer 
rechen,  und  lassen  sich  Fehler  des  deductiven  Verfahrens  auf- 
iD,  welche  sonst  schwer  zu  vermeiden  und  oft  nicht  einmal  zu 
rken  sind. 

Samentlich  zwei  Aufgaben  hat  das  inductive  Verfahren  hier  zu 
en:  einmal  zur  Verificirung  der  als  Prämissen  der  De- 
3n  angenommenen  (der  hypothetischen)  Voraussetzungen 
anch  yon  vornherein  gleich  zur  Ermittlung  der  Voraus- 
ngen  in  der  Wirklichkeit  zu  dienen,  aus  welchen  die  wirth- 
tliehen  Erscheinungen  dann  deductiv  abgeleitet  werden ;  sodann 

^agaer,  GnndlefiraDg.  8.  Auflage.  1.  TheiL  Gnmdlagen.  13 
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die  Schlüsse  zn  coDtrolireD,  zu  verificiren^  zu  bestätigen,  zu  be- 
riebtigeD,  welche  dednctiy  abgeleitet  sind.  Im  ersten  Falle,  wie 
bereits  mehrfach  bemerkt  wurde ,  verbleibt  man  im  Uebrigen  noch 
ganz  im  dednctiven  Verfahren,  bereitet  demselben  aber  den  Boden 
nnd  den  Weg  doch  schon  mittelst  der  zu  dem  anderen  Verfahren 
gehörigen  Beobachtungen  mit  vor.  Im  zweiten  Falle  ist  die  de- 
ductive  Operation  bereits  abgeschlossen,  die  inductive  beginnt  erst 
danach.  In  beiden  Fällen  steht  das  inductive  aber  noch  im  Dienste 
des  dednctiven  Verfahrens,  oder  m.  a.  W.  es  liegt  eine  Ergänzungs- 
fun ction  des  ersteren  in  Bezug  auf  letzteres  vor.  Eine  selb- 
ständige Bedeutung  erlangt  das  deductive  Verfahren  hier  noch 
nicht,  es  ist  noch  ein  Hilfsverfahren  des  anderen.  Erst  indem 
es  zum  Ausgangspunct  der  Operation  gemacht  wird  und  ganz  an 
Stelle  des  deductiven  tritt,  die  Ersatzfunction  dafür  tiber- 
nimmt, wird  es  zu  einem  eigenen  selbständigen  Verfahren,  zu 
welchem  dann  umgekehrt  das  deductive  in  das  Verhältniss  des 
Hilfsverfahrens  tritt  Die  gleich  im  Eingang  der  Methodologie 
(§.  65)  hervorgehobene  Thatsache  der  Doppelmethode  von  De- 
duction  und  Induction  im  Gebiete  unserer  Disciplin  wird  so  be- 
stätigt. Hiermit  gelangen  wir  dann  zur  näheren  Untersuchuog  des 
inductiven  Verfahrens. 

3.  Abschnitt. 

Das  inductive  Yerfahren. 

I.  —  §.  76.  Die  Bedingungen  der  Induction  und 
das  Beobachtungsverfahren  dafür.  Hier  werden,  nach 
dem  Früheren  (§.  65),  umgekehrt  wie  in  der  Deduction,  die  wirtb- 
schaftlicben  Erscheinungen  selbst  zum  Ausgangspunct 
des  Verfahrens  genommen,  daher  mit  Beobachtungen  dieser 
Erscheinungen  begonnen.  Auch  hier  wird  nach  dem  allgemeinen 
Causalgesetz  operirt,  demgemäss  werden  die  beobachteten  Er- 
scheinungen als  etwas  durch  Anderes  Bedingtes  und  Bewirktes  an- 
gesehen und  wird  gesucht,  dieses  „Andere^'  durch  Rückschluss  you 
den  betreffenden  Erscheinungen  aus  zu  ermitteln.  Die  Aufgabe  ist 
dann,  dieses  „Andere^'  festzustellen  und  eventuell  in  seine  Bestand- 
theile  aufzulösen,  um  es  so  in  seiner  Bedeutung  als  Bedingung  nnd 
Ursache  fUr  die  beobachteten  Erscheinungen  zu  erkennen.  So  sollen 
die  Entstehung,  Gestaltung,  Bewegung  dieser  Erscheinungen,  ihre 
Abhängigkeit  von  bestimmten  Bedingungen  und  Ursachen,  schliess- 
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wieder  von  bestimmten  menschliehen  Handlungen ,  Willens- 
und  Motiven,  der  Zusammenhang  der  conditionellen  nnd 
Jen  Verhältnisse  ermittelt  nnd  erklärt,  eventuell  ftlr  den  Zu- 
leDhang  und  die  Abhängigkeitsverhältnisse  Maassbestimmnngen 
Doen  werden.  Alsdann  werden  wieder  umgekehrt  die  Er- 
1886  bezüglich  der  Bedingungen  nnd  Ursachen^  der  Abhängig- 
rerhältnisse  und  des  Zusammenhangs  hypothetisch  zum  Aus- 
»puDCt  psychologischer  Deduction  aus  Motiven  ^  Umständen^ 
lltoissen  genommen,  um  festzustellen ,  ob  sie  sich  so  befrie- 
d  als  diejenigen  Factoren  annehmen  lassen ,  aus  welchen  die 
chteten  wirthschaftlichen  Erscheinungen  folgen  mttssen  oder 
;8ten8  folgen  können ,  und  mit  welchem  Grade  der  Wahr- 
ilichkeit  So  tritt  hier  das  deductive  Verfahren  zur  Ergänzung, 
ole,  Bestätigung,  Berichtigung  des  inductiven  ein,  wird  zu 
I  Hil  fsver  fahren  für  das  letztere,  womit  die  Bemerkungen 
chluss  des  vorigen  Abschnitts  sich  bestätigen. 
)er  Erfolg  nnd  der  wissenschaftliche  wie  practische  Werth 
adnctiven  Verfahrens  hängt  natürlich  vor  Allem  von  der  Zu- 
Issigkeit  der  Beobachtungen,  sodann  aber  auch  von  der 
^en  Wahl  und  Einrichtung  eines  Beobachtungsverfahrens 
reiches  von  vornherein  danach  eingerichtet  ist,  die  Erfüllung 
iDgedenteten  Aufgaben  der  Induction  zu  ermöglichen  und 
chst  zn  yerbürgem. 

^Q  diesem  Behufe  muss  das  Beobachtungsverfahren  dem  eigen- 
liehen  Wesen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nnd  des 
zu  Grunde  liegenden  Systems  von  Ursachen  nnd  Bedingungen, 
meDschlichen  Handlungen,  Willensacten,  Motiven  entsprechen, 
jede  auch  nur  flüchtige  Betrachtung  der  wirthschaftlichen  Er- 
langen ergiebt,  zeigen  dieselben  eine  gewisse  Regelmässig- 
nnd  Gleichförmigkeit  neben  vielen  einzelnen  Abweichungen 
)n.  Wie  ferner  zugleich  auch  wieder  die  innere  psychologische 
ng  der  Motive  und  Willensacte  und  die  hinzukommende 
re  Beobachtung  der  Handlungen  Dritter  ergiebt,  spielen 
herlei  psychische  Motive  als  Factoren  in  den  wirthschaftlichen 
langen  der  Menschen  mit,  aber  die  einen  regelmässiger,  con- 
ir,  die  anderen  unregelmässiger,  nur  gelegentlich,  variabler, 
emm  nach  dem  Satze,  dass  die  Erscheinungen  als  das  Be- 
e  und  Bewirkte  den  bedingenden  und  verursachenden  Factoren 
)rtional  sein  müssen,  wie  umgekehrt,  folgt,  dass  das  Regel- 
ige der  Erscheinungen  auf  die  constanten  oder  constanteren, 
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das  Unregelmässige  aaf  die  variablen  oder  variableren  Factoren 
und    Gombinationen    von    Factoren    zurückzuführen    sein    mass. 
Welches    aber   die  wirkliche  Regelmässigkeit  der  Erscheinungen, 
die  Abweichungen    davon    und    die    kleineren   (partiellen)  Regel- 
mässigkeiten wieder  in  diesen  Abweichungen  sind,  das  ergiebt  sich 
nnr   aus    einer   grossen   Zahl    beobachteter  Einzelfälle.    Diese 
Zahl  muss  so  gross  sein,  dass  in  ihr  die  constanten  und  variablen 
Factoren    und    Factorencombinationen    mit   Wahrscheinlichkeit    in 
demjenigen  Verhältniss  zur  Geltung  gelangt  sein  werden,  welches 
ihrem  wirklichen  Vorkommen ,  Mitspielen  und  ihrer  wirklichen  Be- 
deutung  für  die  von  ihnen  mit  bedingten  und  verursachten  Er- 
scheinungen entspricht.  Für  die  Anforderungen  an  die  Grösse  einer 
hierfür  ausreichenden  Zahl  lassen  sich  nach  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung Maassbestimmungen    finden,    sowie    mittelst   dieser 
Rechnung  zugleich  feststellen,  welchen  Werth  für  die  Rückschlüsse 
auf  bestimmte  Ursachen  kleinere  Zahlen  beobachteter  Fälle  haben. 
Aus  dem  Allen  folgt,  dass  das  Beobachtungsverfahren  auf  dem 
wirthschaftlichen  (und  socialen)  Gebiete  zwei  Bedingungen  stets  zu- 
sammen erfüllen  muss:  es  muss  mit  höchster  Zuverlässigkeit  nnd 
Genauigkeit  der  Beobachtungen  selbst  genügende  Massenhaftig- 
keit   der    beobachteten  Einzelfalle   und    strenge  Systematik 
und  Methodik  der  Beobachtungen  in  allen  seinen  Stadien  ver- 
binden. 

Nor  80  wird  mit  höchstmöglicher  Wahrscheinlichkeit  erreicht,  dass  alle  in  den 
wirthschaftlichen  Erscheinungen  betrefiender  Art  ?orkommenden  Gestaltungen  und 
Bewegungen,  das  Typische,  Generelle,  Regelmässige,  wie  das  Individuelle,  Specielle, 
Unreffelmässige  daiin  zur  Beobachtung  gelangen  und  dass  die  KUckschlttsse  auf  die 
den  beobachteten  Erscheinungen  zu  Grunde  liegenden  conditionellen  und  causalen 
Factoren  richtig  sind,  weil  anzunehmen  ist,  dass  diese  Factoren  alle  und  zwar  in  dem 
Maasse  ihrer  wirklichen  relativen  Bedeutung  zar  Geltung  gelangt  sein  werden. 

Nur  ein  solches  Beobachtungsverfahren  entspricht  dem  Wesen 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  ihrem  System  von  Ursachen 
und  Bedingungen,  welches  ihnen  zu  Grunde  liegt,  und  bildet  wieder 
den  Kern  des  ganzen  inductiven  Verfahrens  in  der  Politischen 
Oekonomie  oder,  allgemeiner  ausgedrückt ,  den  Kern  der  social- 
wissenschaftlichen  Induction. 

II.  —  §.  77.  Die  einzelnen  Beobachtungsmethoden 
im  inductiven  Verfahren.  Man  kann  deren  vier  hauptsäch- 
liche unterscheiden,  von  welchen  die  erste  allerdings  nicht  ün 
streng  wissenschaftlichen  Sinne  den  Namen  „Methode^'  führt. 

1.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beobachtung. 

2.  Die  wissenschaftliche  Einzelbeobachtung. 
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3.  Die  streDgere  wisseDSchafUiche  Massenbeobacbtung  oder  die 
Statistik. 

4.  Die  minder  streDg-wissenscbaftliche  and  weniger  massenbafte 
Beobacbtnng  oder  die  Gescbicbte  (Historik). 

istik  und  Grescbicbte  werden  bier  nicbt  als   eigene   Wissen- 
ften,  sondern  als  Metboden  der  Beobacbtnng  aufgefasst 
Die  erste  und  die  zweite  dieser  Metboden  genügen  den  An- 
drangen, welcbe  naeb  dem  Voransgebenden  an  das  als  Qrund- 

der  Indnetion  dienende  Beobacbtungsverfabren  zn  stellen  sind, 
;,  können  daher  ttberbanpt  nnr  als  Hilfsmetboden  und  aneb 
§olcbe  nicbt  immer  nnd  alsdann  nnr  mit  besonderer  Vorsiebt 
wandt  werden.  Zu  entbebren  sind  sie  nnd  ist  insbesondere 
^rste  aber  nicbt  ganz,  weil  die  beiden  andern  nicbt  oder  nocb 

oder  wenigstens  nicbt  ausreicbend  ausgebildet  und  benutzt 
en  können.  Die  dritte  und  die  vierte  Metbode  entsprecben 
ipiell  beide  den  vorbin  aufgestellten  zwei  Bedingungen,  aber 
gleicbem  Grade,  die  dritte,  die  Statistik,  in  böberem,  die  vierte, 
listorik,  in  geringerem.  Man  kann  beide  aucb  als  Eine  Me- 
^  mit  zwei  Unterarten,  einer  vollkommeneren  und  einer  un- 
ommeneren,  zusammenfassen. 

Für  diese  Classification  der  Methoden  und  ftlr  das  Folgende  verweise  ich  noch- 
«sonders  auf  die  oben  in  dem  litterarisehen  Paragraphen  54  an  der  Spitze  dieses 
Is  (S.  141)  genannten  rorzügiichen  Arbeiten  Rttmelin's  zur  Theorie  der  Stati- 
owie  auf  desselben  Aufsätze  ttber  den  Begriff  eines  socialen  Gesetzes  nnd  über 
e  in  der  Geschichte.  Ich  folge  sonst  in  der  Behandlung  des  Gegenstands  hier 
'  genauer  meinen  eigenen,  ebenfsdls  oben  S.  141  genannten  älteren  Arbeiten 
Statistik,  mit  anwesentlichen  kleineren  sachlichen  Modificationen  der  Auffassung, 
ans  der  neueren  methodologischen  Litteratur  der  Nationalökonomie  und  aus  der 
hen  FachÜtteratur  über  Logik  und  allgemeine  Methodenlehre  konnte  ich  mich 
davon  überzeugen,  dass  grössere  Veränderungen  meiner  Anschauungen  geboten 

S.  besonders  die  ,,Theorie  der  Statistik'*  in  meiner  Abhandlung  Statistik  im 
chli'scben  StaatswOiterbuche,  X,  S.  456  ff.  Meine  damalige  (1867)  Bemerkung, 
uch  Bümelin  in  seiner  ersten  Abhandlung  tlber  Statistik  (1863)  das  Gebiet  der 
;n  noch  zn  eng  auf  die  menschlichen  Erscheinungen  beschränke  (a.  a.  0.  S.  463), 

in  seiner  zweiten  Abhandlung  (1874)  als  richtig  anerkannt,  indem  er  darin 
t,  dass  die  statistische  Methode  ?on  uni?crsaler  Anwendbarkeit  sei  (Reden  und 
w,  S.  266). 

k.  —  §.  78.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
ang  wirthschaftlicher  Erscheinungen.  Sie  ent- 
it  der  einen  y  an  die  Metbode  der  Diseiplin  zu  stellenden  An- 
rungy  der  Massenhaftigkeit  beobachteter  Einzelfälle,  möglicher 
e  mehr  oder  weniger,  indessen  doch  kaum  jemals  genügend. 
mtspricht  jedoch  ganz  und  gar  nicht  der  zweiten  Anforderung 
ger  Systematik  und  Methodik.  Wegen  der  Mängel  in  ersterer 
icbt  giebt  sie  keine  vollständigen  Beobachtangsdaten ,  welcbe 
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mit  binlänglicber  Wahrscheinlichkeit  als  Ausdruck  aller  mitspielenden 
Bedingungen  und  Ursachen  der  beobachteten  wirthschaftlichen  Er- 
scheinungen angesehen  werden  können.  Wegen  der  Mängel  in  der 
zweiten  Beziehung  sind  ihre  Ergebnisse  und  die  daraus  in  üblicher 
Weise  abgeleiteten  Schlüsse  auf  die  conditionellen  und  causalen 
Verhältnisse,  Zusammenhänge  und  Abhängigkeiten  unsicher,  sehr 
häufig  und  sehr  leicht  einseitig  und  schief.  Sie  stimmen  daher  mit 
der  Wirklichkeit  nicht  flberein  und  entbehren  so  des  wissenschaft- 
lichen und  practischen  Werthes  oft  ganz,  fast  immer  theilweise  und 
selbst  grossentheils.  Dennoch  kann  man  dieser  ,,täglichen  Beob- 
achtung" nicht  jeden  Werth  absprechen ,  sie  überhaupt  gerade  auf 
dem  (jebiete  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nicht  ganz  missen. 

Dir  Werth  im  concreten  Falle  h&ngt  yornemlich  von  der  geistigen  und  Chancter- 
qnalit&t  des  Beobachters,  von  seiner  Fixigkeit,  Kenntniss,  Gelegenheit  zun  Beobachten 
und  causale  und  conditionelle  Zosammenhänge  intnitir,  diyinatorisch  za  erkennen, 
seiner  Uninteressirtheit,  Unparteilichkeit,  Aufmerksamkeit  n.  s.  w.  ab.  Und  vOllig  ent- 
behrlich ist  diese  Beobachtnng  auch  sonst  nicht,  weil  sie  nnd  soweit  sie  die  einzige 
anwendbare  oder  thats&chlich  angewendete  ist,  abo  die  an  sich  yoUkommneren  Methoden 
fehlen  oder  rersagen,  Ausserdem  ist  nicht  zo  abersehen,  dass  die  Anstellung  solcher 
täglichen  Beobachtungen  und  die  weitere,  wenn  auch  unwissenschaftliche  Zurück- 
ftlhrung  der  Beobachtungsergebnisse  auf  Ursachen  und  Bedingungen,  spontane,  gar 
nicht  zu  unterdrückende  geistige  Th&tigkeiten  nach  der  Katar  unseres  Geistes  sind. 
Die  Aufgabe  ist  daher  nur,  dass,  was  wir  so  von  selbst  thun,  methodisch  zu  thnn, 
um  Fehler  und  Trugschlüsse  möglichst  zu  yenneiden ,  d.  h.  namentlich  die  tägliche 
Beobachtung  in  das  statistische  Beobachtungsverfahren  hinüber  zu  fahren. 

,4)ie  massenhaften  vereinzelten  Beobachtungen   bilden  gewissermaassen  das  un- 
wissenschaftliche statistische  Beobachtangsyerfahren,  welches  t&glich  im  Leben    an- 
gestellt wird.    Der  Volksffeist  fasst  jene  Beobachtungen  (in  manchen  F&llen)  im  Sprich- 
wort zusammen,  wir  Aue  pflegen  dieselben   als  Grundlage  unserer  Urtheile  über  die 
meisten  regelmässigen,  aber  nicht  gleichförmigen,  weilron  rerscbiedenen  Ursachen 
bestimmten  Erscheinungen  um  uns  her  zu  benutzen,   z.  B.  bei  unserer  Beurtheilong 
der  Witterung,  ron  Land  und  Leuten,  der  körperlichen,  geistigen  und  moralischen 
Eigenschaften  der  Bevölkerung,  des  Nationalcharacters  u.  s.  w.    Der  menschliche  Geist 
operirt  dabei  stets  bewusst  oder,  wie  bei  den  Ungebildeten,  mehr  instincti?  innerhalb 
des  allgemeinen  Causalgesetzes.     In   allen   solchen  Urtheilen  pflegt  daher  auch  ein 
Korn  Wahrheit  zu  sein,   wie  z.  B.  im  Sprichwort.     Aber  wie  weit  sie  wahr  sind, 
bleibt  grade   die  Frage.     Hier  kommen  denn  die  beliebten  Generalisationen ,   zumal 
wenn  jene  massenhaften   vereinzelten  Beobachtungen,   welche  eben  nur  zu  unToU- 
kommenen  Inductionen  hinreichen,  sich  mit  oberflächlichen  und  schiefen  Deductionen 
verbinden,  was  so  ausserordentlich  häufig  der  Fall  ist    Diese  in  der  Luft  stehenden 
Generalisationen  bilden  vomemlich  das,  was  wir  so  gerne  unsere  „Lebenserfahrung:^ 
nennen,  —  nur  zu  oft  in  politischen,  wirthschaftlichen,  medicinischen  Fragen,  in  den 
Urtheilen  über  politische  Fähigkeiten  und  Stimmungen  der  Völker  u.  s.  w.  bei  beFor- 
zugten  Geistern,   geschweige  bei  der  grossen  Masse  ein  Mixtum  Compositum  ober- 
flächlicher Deductionen,   unvollkommener  Indactionen  und  aprioristischer  Vorurtheile. 
Das  Falsche  ist  eben  hier,  verwickelte,  von  vielen  Ursachen  in  wechselnder  Weise  ab* 
hängige  Vorgänge  auf  Grund  weniger  unsystematischer  Beobachtungen  benrtheilen  sn 
wollen."    (Ans  meiner  AbL  Statistik  im  StaatswOrterbuch,  X.  S.  471.) 

Ein  besonders  häufiger  Tmgschluss  aus  der  „täglichen  Beobachtung*'  ist  stets 
und  namentlich  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  der  des  post  hoc,  ergo  propter 
hoc,  wo  der  mögliche  Gausalzusammenhang  gleich  zum  wirklichen  gemacht  und  ohjke 
Weiteres  aus  der  Zeitfolge  der  Erscheinungen  abgeleitet  und  dadurch  als  bewiesen 
angenommen   wird.     Namentlich   der  ungebildete  Practiker,   der  Routinier  urtbeilt. 
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1  dem  grossen  Hanfeii  der  Liien,  überall  und  immer  gern  so  und  ist  schwer 
DU  einer  Belehrang  zugänglich.  Auf  wirthschafüichem  Gebiete  tritt  aoch  noch 
als  aof  manchem  anderen  —  obwohl  aach  hier  ähnliche  Fälle  oft  rorkommen 
scbes,  religiöses  Gebiet!)  —  das  Mitspielen  des  Interesses  als  ein  störender 
r  aojt,  schon  bei  der  Anstellong  der  Beobachtaogen  selbst,  ToUends  bei  der  can- 
und  cooditionellen  Erklärung  des  Beobachteten,  z.  B.  bei  Fragen  der  Preis- 
nug,  der  Wirthschaftspolitik,  bei  JBeobachtong  von  Erscheinungen,  welche  man 
Igen  fon  bestimmten  missliebigen  wirthschafts-  (handeis-  n.  s.  w.),  finanz-,  steaer- 
idien  Maaasregeln  glanbt  erkennen  zu  können. 

Je  nach  dem  Maasse  der  indiridoellen  Fähigkeiten,  der  geistigen  Unabhängig- 
nes  Beobachten,  welcher  ans  einzelnen  Beobachtungen  Ursache  und  Bedingungen 
tematisch  ableitet,  werden  freilich  auch  diese  Fehler  wieder  mehr  oder  weniger 
treten  und  auch  rermieden.  Ein  grosser  Practiker  des  Wirthschaftslebens,  ein 
t  Staatsmann  wird  gewiss  auch  aus  der  „täglichen  Beobachtung"',  wie  in  Allem, 
h  hier  in  wirthschafdichen  Dingen  einen  Erfahrungsschatz  von  W^th  ansammeln, 
joenhänge,  Abhängigkeitsrerhältnisse  in  der  That  intuitir  erschauen  und  aus 
tu  Einzelbeobachtungen  das  „Gesetz  der  Erscheinung*'  mitunter  richtig  ableiten, 
teispiel  dieser  Art  ist  Fürst  Bismarck.  Aber  selbst  solche  Männer  vermeiden 
Dgedeuteten  Fehler  schwer  ganz,  generalisiren  doch  ebenfalls  gern  gleich  zu 
vie  u.  A.  Bismarcks  einseitige  Zoll-Ueberwälzungsthese  zeigt  (s.  meine  Finanz- 
tscbaft  II,  2.  A.,  S.  337).  Ein  methodisches  Verfahren  behält  doch  seinen 
p.  Jedenfalls  kann  man  aber  so  manchem  anderen  wirthschaftlichen  und  staats- 
ächen  Practiker,  welcher  „nach  berühmtem  Muster"'  einige  persönliche,  oft 
recht  unzorerlässige  oder  doch  ungenaue  Beobachtungen  generalisirt  und  un- 
ere  InductionaschlQsse  in  wirthschafispolitischen  Fragen  zieht«  sich  immer 
tg  auf  „seine  Erfahrung*'  beruft,  das  alte  grobe,  aber  wahre  Wort:  quod  licet 
.  6.  w.  entgegenrufen. 

Eine  auch  nur  einigeroiaasseD  sichere  Nachwebung  yod  Cansal- 
umenhängen  und  ZarttckfUbrang  Yon  beobachteten  Ersehe!- 
tn,  Vorgängen  auf  bestimmte  Ursachen  and  Bedingungen, 
tiweige  die  Ermittlang  von  Maassbestimmnngen  für  Abhängig- 
verhältnisse  gestattet  die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
iDg  nach  den  ihr  anklebenden  angedeuteten  Mängeln  auch  des- 
D  nicht,  weil  sie  keine  gentigende,  oft  gar  keine  methodische 
irnng  der  Wirkungen  und  Ursachen,  auch  nicht  einmal  eine 
inkenmässige,  Yomimmt.  Das  ist  um  so  schlimmer,  da 
wirthschaftlichem  Gebiete  von  einer  absichtlichen  experi- 
t eilen  derartigen  Isolirung  nur  Zwecks  der  Erforschung  von 
alzosammenhängen  u.  s.  w.  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  kann, 
it  aber  die  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  eine  Höglich- 
solcher  Isolirung  und  die  Mitbenutzung  der  letzteren  für  For- 
igzwecke  ergeben,  ist  dann  eben  nur  ein  streng  methodisches 
ihren,  wie  das  statistische,  im  Stande,  die  Thatsachen  ent- 
hend  zu  verwerthen,  nicht  einmal  das  historische,  geschweige 
^'erfahren  der  unwissenschaftlichen,  wenn  auch  massenhaften 
ihen  Beobachtung.  Letztere,  als  Methode  angesehen,  steht 
r  auch  gerade  in  dem  hier  besprochenen  Puncto  hinter  der 
ctiven  Methode  zurttck,  deren  Stärke  in  der  strengen  wenig- 


200  1-  B.  2.  K.  2.  H.-A.   Methoden.   3.  A.   Indnction.   §.  TS,  79. 

stens    gedaDkenmässigen  IsoliruDg  der  Ursachen  und  Wirkungen 
liegt 

Am  Ersten  wird  der  täglichen  Beobachtung  noch  eine  gewisse 
Bedeutung  als  Controlmittel  fUr  deductive  Schlüsse,  wenn  und 
solange  als  bessere  Controlmittel,  d.h.  die  anderen  Beobachtungsmetho- 
den fehlen,  ferner  als  ein  Fingerzeig  f  tir  mögliche  Fehler  in 
den  Beobachtungen  und  den  Schlüssen  daraus  bei  diesen  anderen 
Methoden  zugestanden  werden  dürfen.  Aber  gross  und  sicher  in 
Betreff  der  Ergebnisse  wird  auch  diese  ihre  Bedeutung  selten  werden. 

Schon  die  unsystematische,  nur  immerhin  zahlreichere  Fälle  umfassende  tägliche 
Beohachtung  hat  z.  B.  die  optimistischen  deductiren  Schlüsse  über  das  Walten  des 
Selbstinteresses,  die  Wirksamkeit  des  Systems  der  freien  Concurrenz  berichtigen,  jeden- 
falls einschränken  können.  Wenn  historische,  statistische  Ergebnisse  mit  der  täglichen 
Beobachtung  in  Widerspruch  stehen,  wird  das  doch  mitunter  auf  Mängel,  Lücken, 
Sprünge  in  den  beiden  methodischen  Beobachtungsverfahren  hindeuten,  zur  Wiedei^ 
holung,  Nachprüfung,  grösserer  Sorgfalt  in  der  Sammlung,  Sichtung,  YerarbeitoDg 
des  statistischen  und  historischen  Materials  bestimmen  u.  s.  w, 

B.    —    §.    79.     Die    wissenschaftliche   Einzelbeob- 
achtung.   Sie   erfüllt   die  eine  der  oben  gestellten  beiden  An- 
forderungen,  diejenige  der  Methodik  oder  Systematik ,  nicht  die 
zweite,    diejenige   der  Massenhaftigkeit  der  beobachteten  Einzel- 
fälle, hat  daher  für  unser  Gebiet  entgegengesetzte  Vorzüge  und 
Mängel,  wie  die  soeben  besprochene  ,,tägliche  Beobachtung'^    Sie 
genügt  deshalb  nur,  wo  man  es  mit  streng  typischen  Erscheinungen, 
mithin  mit  gewissen  Erscheinungen  des  Reichs  der  Natur,  wo  „das 
Einzelne  typisch  ist^'  (Rflmelin),  zu  thun  hat,  oder  m.  a.  W.,  wo 
die  Erscheinungen    ausschliesslich   von   constanten  Ursachen  und 
Bedingungen  abhängen.    Sobald  hier  variable  Factoren  mitspielen, 
welche  wieder  Variationen  des  Typischen  bedingen  und  bewirken, 
ist  aber  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Naturerscheinungen  die  wissen- 
schaftliche Einzelbeobachtung    nicht  ausreichend.    Sie   muss  viel- 
mehr auch  hier  in  das  statistische  Verfahren  hinüber  geführt  werden, 
um  neben  dem  Einfluss  der  constanten  Ursachen  denjenigen  oder 
diejenigen  der  variablen  abzuleiten  oder  den  Abweichungen  von 
der  Regel,  dem  auch  im  Naturgebiete  bereits  hervortretenden  Indi- 
viduellen, gerecht  zu  werden.  In  der  Menschenwelt,  im  Reiche  der 
menschlichen  Seele,  wie  wiederum  RUmelin  gut  hervorhebt,  ist  das 
Einzelne  aber  vollends  individuell,  d.  b.  hängt  eben  von  constanten 
und  variablen  Factoren  und  Factorencombinationen  mannigfaltigster 
und  wechselnder  Art,  als  seinen  Bedingungen  und  Ursachen,   ab. 
Daraus  folgt,  dass  auch  die  sorgfältigste,  genaueste  Einzelbeob- 
achtung, Beschreibung  von  Erscheinungen,  Vorgängen,  Entwiek^ 
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en  an  und  ftlr  sich  hier,  daher  auch  auf  volkswirthscbaftlichem, 
ilem  Gebiete  Dur  den  Werth  der  Feststellang  des  Individuellen 

Für  das  Typische  dieser  Ersebeinnugen  u.  s.  w.  kann  sie  nar 
lern  Maasse  Bedeutung  beanspruchen ,  als  entweder  die  Beob- 
nngen  an  anderen  analogen  Erscheioungen  wiederholt  werden 

zu  demselben  Ergebniss  führen,  d.  h.  eben  als  das  statistische 
ahren  angewendet  wird,  oder  das  Ergebniss  der  Einzelbeob- 
ang  durch  das  deductive  Verfahren  als  ein  allgemein  in  allen 
3gen  Fällen  zu  erwartendes  bestätigt  wird  und  alsdann  ver- 
meinert  werden  darf. 

Vgl.  Ramelin,  zur  Theorie  der  Statistik  (in  den  Reden  o.  s.  w.,  S.  215  ff.); 
e  Abb.  Statistik  (Staatswörterb.  X,  471,  476  £).  Grade  wenn  man  die  Eischei- 
n  in  der  Natnr  und  in  der  Menschenwelt  auf  die  ihnen  zu  (ironde  liegenden 
jungen  und  Ursachen  nnd  Combinationen  beider,  anf  das  Znsammen  wirken  con- 
r  and  rariabler  Factoren  zorückführt,  was  anch  Rumelin  a.  a.  0 ,  wie  ich  schon 
;loer  genannten  Abb.  Statistik  (S.  467)  henrorhob,  noch  nicht  genügend  gethan 
rird  man  in  diesen  Fragen  des  BeobachtongsTerfahrens  nnd  der  ganzen  Mctho- 
e  die  richtige  Entscheidung  treffen.  Das  Fliessende  des  Unterschieds  zwischen 
fpischen  Einzelnen  in  der  Natnr  nnd  dem  indirnellen  Einzelnen  in  der  Menschen- 
betont  flbrigens  anch  Rdmelin  schon. 

Mit  Constanten  Erscheinungen,  weil  mit  constanten  Bedingungen  und  Ursachen 
wir  es  am  Meisten  in  der  anorganischen  Natur,  daher  hier  auch  mit  dem 
Typischen  des  Einzelnen  zu  thun,  so  in  den  Erscheinungen  und  Vorgängen 
lebiets  der  Physik  und  Chemie.  In  der  organischen  Natur  treten  bei  jeder 
erscheinung  immer  mehr  variable  Factoren  mit  hinzu,  auch  erfolgen  wechselnde 
jiationen  Fon  Factoren,  daher  immer  mehr  Abweichnngen  des  Einzelnen  vom 
Typischen,  was  sich  dann  bis  zu  den  höchsten  Gebilden  der  organischen  Natur 
L  steigert.  In  den  Naturwissenschaften,  welche  sich  mit  der  organischen  Welt, 
tm  physischen  „Leben''  beschäftigen,  deshalb  auch  schon  die  geringere  Zuver- 
(eit  und  Ausreichendheit  der  Einzelbeobachtung  (Physiologie  der  Pflanzen, 
;,  des  Menschen).  Abvr  auch  wo,  wie  bei  den  Erscheinungen  der  Witterung, 
ieJtere  Combinationen  Ton  Ursachen  und  Bedingungen  obwalten  und  den  Erscbei- 
n  jenes  bunte  Bild  des  Wechsels,  des  „Unberechenbaren'*,  des  „Wetterwendischen" 
,  moss  das  Beobachtungsrerfahren  ein  anderes  werden ,  reicht  die  Einzel- 
:htang  niemals  aus.  Gelangt  man  dann  auf  das  Gebiet  der  vom  mensch- 
n  Seelenleben  mit  bestimmten  Erscheinungen,  so  muss  vollends  das  Beob- 
igsTeifialiren  nach  dem  diesem  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  System  von 
len  und  Bedingungen  sich  gestalten,  daher  über  die  blosse  Einzelbeobachtung 
gehen.  So  insbesondere  auch  bei  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen.  Nur 
mstand,  dass  hier  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  ein  so  con- 
r  Factor  ist  —  und  freilich,  nach  dem  Frtkheren:  in  dem  Maasse,  in  welchem 
bti  es  ist,  denn  nur  ein  relativ,  nicht  ein  absolut  con^tanter  Factor  ist  auch  das 
Interesse  — ,  ge^tattet  eben  die  Anwendung  der  Methode  der  psychologisch- 
atiren  Deduction  hier  mit  Erfolg%  Aus  diesem  Sachverhalt  idt  aber  dann  auch 
'  zn  schliessen,  dass  eine  correcte  Einzelbeobachtung  einer  solchen  wirthschaft- 
Hrscheinung,  bei  welcher  man  Grund  hat,  die  entscheidende  Bedeutung  des 
kten  Morivs  anch  in  analogen  Fällen  anzunehmen,  doch  wieder  eine  allge- 
>e  Bedeutung  haben  kann.  Aber  diese  Annahme  ist  nicht  inductiv,  sondern 
iv  begrtUidet. 

n^iederbolurigy  Prüfung ,  Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen 
1  streng  wissenschaftlicher  Genauigkeit  jeder  Einzelbeobachtung 
m.  a.  W.  Einiuhrung  des  statistischen  Beobaehtungsverfahrens 
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ist  hiernach  mit  der  wechselnden  Complication  des  Bedingungs- 
und  Venirsaehangssystems  und  mit  der  davon  abhängenden  immer 
individuelleren  Gestaltung  der  Einzelerscheinung  stets  mehr  und  mehr 
geboten. 

Nicht  zn  rerwechseln  mit  dieser  Forderung  ist  die  Wiederholung  der  Einzel- 
beobachtnng  auch  bei  den  streng  typischen  Naturerscheinungen  aus  einem  ganz  an- 
deren Grunde,  nemlich  um  soBeobachtungsfehler  zu  constatiren  und  zu  eliml- 
niren,  nicht  wie  in  den  anderen  F&IIen,  spcciell  auch  in  denen  auf  wirthschaftlichem 
Gebiete,  um  das  Wesen  der  Erscheinungen,  das  Typische,  Generelle,  wie  das  Indi- 
Tiduelle,  Specielle  derselben  zu  ermitteln.  Eine  Wiederholung  der  Beobachtungen 
kann  aber  auch  hier  zur  Verhütung  ?on  Beobachtungsfehlern  ausserdem  noch  gleich- 
falls erwünscht  oder  nothwendig  sein.  In  beiden  Fällen  werden  neileicht  Durch- 
schnitte aus  den  Terschiedenen  Beobachtungen  gezogen,  welche  aber  wieder  eine 
ganz  Terschiedene  Bedeutung  haben,  dort,  um  das  wahrscheinlich  richtigste  Beob- 
achtungsresultat, hier  um  daqenige  Yerh&ltniss  zu  finden,  welches  gewissen  sidi 
durchsetzenden  Bedingungen  und  Ursachen  und  Combinationen  beider  am  Meisten 
entspricht  und  so  das  Irische  in  der  Erscheinung  am  Genauesten  herrortreten  lisst 
(S.  meine  Abb.  Statistik,  S.  471.) 

Diejenige  geschichtliche  und  statistische  Darstellung,  welche 
sich  auf  ein  einzelnes  Phänomen  oder  auch  auf  eine  Reihe  von 
Phänomen  als  Einzelerscheinung  beschränkt,  ohne  weiter  zn 
vergleichen  und  sich  auf  die  Frage  nach  den  Ursachen  und  Be- 
dingungen der  Erscheinungen  einzulassen  —  wenigstens  nicht 
anders,  als  es  implicite  aus  der  Darstellung  selbst  sich  ergeben 
mag  —  kommt  eigentlich  auf  die  blosse  Anstellung  von  wissen- 
schaftlicher Einzelbeobachtnng ,  wie  die  hier  besprochene,  hinaus. 
Dies  gilt  auf  unserem  Gebiete  daher  von  der  concreten  histo- 
risch-statistischen describirenden  Richtung,  mithin  von 
der  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  (Staatskunde)  eines  ein- 
zelnen  Landes,  einer  einzelnen  Zeit. 

Ebendeshalb  sind  derartige  Arbeiten,  so  schwierig  und  rerdienstvoll  sie  sein 
und  so  grossen  Werth  sie  für  die  Kenntniss  einer  concreten  Entwicklung^  und  Ge- 
staltung haben  mOgen,  für  alle  nationalOkonomischen  Fragen,  welche  sich  auf 
das  Typische,  Generelle  der  Erscheinungen,  der  Gausalzusammenhftnge 
und  Abh&neigkeitsyerhältnisse,  auf  das  Sein-Sollen  u.  s.  w.  beziehen  oder 
m.  a.  W. ,  welche  die  früher  (§.  57)  erwähnten  Aufgaben  2 — 6  betreffen ,  doch  nur 
bestenfalls  Vorarbeiten,  vielleicht  wichtige,  werthvolle,  aber  doch  immer  solche, 
welche  erst  durch  Vermehrung  und  Ausdehnung  auf  andere  concreto  FlUe  nnd 
in  Anknüpfung  daran,  durch  Vergleichung  der  Resultate  sich  zur  Beantwortung 
der  angedeuteten  weiteren  Fragen  und  Aufgaben  rerwerthen  lassen.  Auch  das  Yiat 
die  historische  Nationalökonomie  zu  wenig  beachtet,  wenn  sie  nicht  etwa  ron  Tom- 
herein,  Nationalökonomie  mit  concreter  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  identi> 
ficirend  und  verwechselnd,  überhaupt  nur  die  Gonstatirung  des  Thats&chlichen  der 
Erscheinungen  und  ihres  Verlaufs  als  Aufgabe  der  Nationalökonomie  aneikennt,  d.  b. 
eben  nur  die  erste  der  früher  von  uns  unterschiedenen  Aufgaben  gelten  lAsst 
(§.  57,  59,  84). 

C.  —  §.  80.  Die  wissenschaftliche  Massenbeob* 
achtung:  ,,Statistik^'  und  ^^Historik''.  Die  beiden  anderen 
oben  (§.  77)  unterschiedenen  Beobacbtungsmethoden,  die  dritte  nnci 
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^j  die  statistische  (Statistik)  nnd  die  historische  (Histo- 
—  wenn  man  diesen  kurzen  Ausdruck  in  diesem  Sinne,  und 
lg  dem  Worte  Statistik ,  ftlr  „historische  Methode''  bilden 
— )  suchen  den  beiden  Anforderungen  der  Massenhaftigkelt 
der  Methodik  oder  Systematik  zugleich  gerecht  zu  werden, 
die  Vorzüge  der  beiden  ersten  Methoden  zu  vereinigen,  die 
;el  derselben  zu  vermeiden.    In  dem  Maasse,  wie  ihnen  dies 

ihrer  ganzen  Beschaffenheit  gelingen  kann  und  gelingt,  er- 
1  sie  die  hier  vorliegende  Aufgabe.   Die  Statistik  als  Methode 

aber  hier  mehr  leisten,  sobald  eine  genügende  technische 
Idnng  derselben  gelungen  ist.  Alsdann  entspricht  sie  der  An- 
roDg  der  Massenbeobachtung  viel  mehr  und  gestattet  auch 
Tiel  systematischere  Anstellung,  Sammlung,  Sichtung  und 
}ining  der  Beobachtungen.  Dadurch  wird  aber  der  Einblick 
i  conditionellen  und  causalen  Verhältnisse  der  Beziehung  und 
3gigkeit  oft  erst  ermöglicht,  immer  erleichtert  und  zugleich 
rengerer  Beweisführung,  auch  zur  Anwendung  von  genauen 
ibestimmungen  und  des  Calculs  Gelegenheit  gegeben. 

QsbesoDdere  kanii  dorch  die  Be-  und  Yerarbeitung  des  Beobachtungsmaterials 
riscbe  fiehandlang)  fbrmlich  statt  der  bloss  gedankenm&ssigen,  im  Wesentlichen 
och  auf  ein  Baisonnement  in  Tagen  Begriffen  sich  beschränkenden,  hier  eine 
perimenteUer ,  auf  quantitativ  bestimmte  Begriffe  sich  stutzender  Isolirang 
wh&i  und  Wiriningen  erfolgen,  die  Bechnnng  ermöglicht  nnd  dadurch  der 
ührong  und  den  Ergebnissen  hinsichtlich  der  conditionellen  nnd  cansalen  Ver- 
e  ein  grosserer  Grad  der  Sicherheit,  der  „Ezactheif*  gegeben  werden.  Wo 
tistische  Ver^BÜiren  daher  Uberhanjpt  anwendbar  ist,  was  freilich  nicht  uberall 
1  ist  (§.  82),  nimmt  die  Beweisfuhrnng  etwas  von  der  Strenge  der  Beweis- 
;  in  denjenigen  Wissenschaften  an,  welche  sich,  wie  die  experimentellen  Natur- 
chiften,  des  Hilfsmittels  des  willktthrlich  zum  Behuf  der  Forschung  angestellten 
Bents  bedienen.  Will  man,  trotz  der  früher  hervorgehobenen  Bedenken  (§.  68, 
ron  „ezacter**  Methode,  „ezacten*'  Ergebnissen  im  Gebiete  der  Geistes-, 
ülwissenschaften  und  speciell  der  Politischen  Oekonomie  sprechen,  so  wäre 
i  einerseits  nach  dem  Früheren  (§.  68)  bei  der  strengen  Methode  der  Deduc- 
isooders  der  mathematisch  gefassten  und  den  so  erhärteten  Ergebnissen  dieser 
e,  so  andrerseits  bei  der  in  Bechnung  auslaufenden  statistischen  Methode  und 
mit  gewonnenen  Ergebnissen  der  Ausdruck  allenfalls  zulässig. 

D   allen    diesen  Beziehungen   steht   die  historische  Methode 

der  statistischen  erheblich  zurück,  sobald  es  sich  um  irgend 

andere  Aufgabe,  als  die  besprochene  erste,  die  blosse  Dar- 

ig   des  Tbatsächlichen    der  wirthschaftlichen   Erscheinungen 

hres  Verlaufs,  daher  um  mehr  als  wissenschaftliche  Einzel- 

chtnng  im  Sinne  der  zweiten  Methode  handelt.    Wird  diese 

Uche  Einzelbeobachtung    aber  systematisch  aasgedehnt,  ge- 

nm  die  Ergebnisse  dann  zur  Grundlage  von  Vergleichnngen 

suchen,  so  geht  sie  eben  in  die  statistische  über,  was  wiederum 

grossere  Vollkommenheit  und  höhere  Brauchbarkeit  beweist. 
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Für  das  Gesagte  nnd  für  alles  Folgende  ist  nur  immer  im 
Sinne  za  behalten,  dass  es  sieb  hier,  wie  schon  bemerkt,  am 
Statistik  and  Historik  als  Methoden  der  Beobachtung  und  weiter 
der  Beweisführung  im  inductiven  Verfahren,  nicht  um  sie  als  eigene 
selbständige  Wissenschaften  bandelt. 

Es  ist  eine  alte  Streitfrage,   ob  nnd  wie  weit  die  „Statistik"   überhaupt  eine 
solche   eigene  „Wissenschaft''  sein  IcOnne  nnd   thatsichlich  sei,    und  im  bejahendeo 
Falle,  worin  das  Wesen  dieser  Wissenschaft  bestehe,  oder  ob  man  es  bei  der  Statistik 
mit  einer  Methode  und  nor  mit  einer  solchen  zu  thon  habe.     Diese  Streitfrage  ist 
wohl  folgendermaassen  zu  entscheiden.    Mit  dem  Ausdruck  „Statistik''  wird  nach  dem 
historisch  tlberkommenen  Sprachgebrauch,  wenn  man  eine  Statistik  als  Wissenschaft 
Schaft  anerkennt,  zweierlei  wesentlich  Verschiedenes  bezeichnet,  einmal  eine  Wissen- 
schaft  als    beschreibende   Staatskunde,   in   der   durch   Gonring ,    AchenwaU, 
SchlOzer  angebahnten  Richtung,  und  sodann,  soweit  gegenüber  der  Statistik  als  Me- 
thode  hier  eine  besondere  „Wissenschaft"  der  Statistik  festgehalten  wird,  eine  in- 
dnctire  Beobachtungswissenschaft,  welche  mit  Hilfe  der  Statistik  als 
einer  eigenthümlichen  Methode   die  für  die  Behandlung  mit  dieser  Methode 
geeigneten  Erscheinungen  der  realen  Welt  nach  ihren  CansalForhältnissen  za  erid&ren 
und  die  Gesetze,  nach  denen  sie  sich  gestalten,  aufzudecken  sucht.    Also  eine  Tren- 
nung der  „Wissenschaft"  der  Statistik  in  zwei  gesonderte,  wenn  auch  unter  einander 
sich   im  Stoff  berührende  Wissenschaften,   eine  Auffassung,   deren  Begründung  das 
bc^ndere  Verdienst  von  K.  Knies  in  seiner  scharfsinnigen  Schrift,  iie  Statistik  als 
selbständige  Wissenschaft  (Cassel  1850),  ist.    Vgl.  auch  Rümelin  (Tüb.  Ztschr.  1S63, 
S.  668,  Reden,  S.  229.)  — 

Neben  einer  solchen  Statistik  als  einer  eigenen  Wissenschaft  auch  letzterer  Art 
hat  man  es  aber  sodann  jedenfalls   und  Tor  Allem  bei  der  Statistik  mit  einer  eigen- 
thümlichen Methode   zu   thun   und  als  solche  kommt  die  Statistik  hier  allein  in 
Betracht.     Es  kann  dann  sogar  fraglich  werden,  ob  neben  der  Statistik  als  Methode 
eine  Statistik  als  VTissenschaft  in   dem  zweiten  eben  erläuterten  Sinne  dos  Worts 
nach  statuirt  werden  kOnne  oder  müsse.     Das  möchte  immerhin  zulässig,    aber  nicht 
unbedingt   geboten    sein.     S.  über  diese  ganze  Controverse  besonders  die  genannte 
Schrift  von  Knies,   die  Aufsätze   über  Statistik  von  Rümelin  und   meine  Abb. 
Statistik  im  StaatswOrterbuche,  welche  in  litterarhistorischer  Weise  die  Frage  erörtert 
(B.  X,  S.  400  ff,  452  ff.,  469).    Ich  glaube  die  hier  von  mir  vor  26  Jahren  vertretene 
Auffassung,  auch  grossentheils  in  der  Formulirung,  festhalten  zu  dürfen.     S.  ans  der 
oben  genannten   neueren  Litteratur   den   1.  B.    von  John,    Geschichte    der  Statistik, 
M.  Haushofer,  Statistik,  bes.  Buch  1,  Kap.  2  und  3,  Block-v.  Scheel,   Statistik, 
bes.  S.  56,  68.     G.  Mayr,   Gesetzmässigkeit  im  GeseUschaftsleben ,   München  ISIT, 
S.  11  ff.    Westergaard,  Theorie  der  Statistik,  S.  271. 

Röscher  verkennt  (S)stem  I,  §.  18)  die  Bedeutung  der  Statistik  als  Methode 
durchaus,  er  müsste  folgerichtig  grade  von  seinem  Standpuncte  aus  zur  Forderung  dei 
„statistischen  Methode"  und  zur  thunlichsten  Ergänzung,  je  nachdem  auch  zur  Er- 
setzung der  „historischen"  durch  diese  gelangen  (s.  schon  meine  Abh.  Statistik, 
S.  467).  Sein  Satz:  „Statistik  nennen  wir  die  Schilderung  des  zuständlichen,  beson< 
ders  gegenwärtigen  Volkslebeos  nach  Maassgabe  der  Entwicklungsgesetze 
welche  von  den  oben  (ins.  §.  16  ff.)  erwähnten  theoretischen  Wissenschaftei 
beobachtet  (siciy  worden  sind"  (Anfang  des  §.  18),  dreht  den  wirklichen  Sach 
verhalt  geradezu  um.  Denn  umgekehrt  ist  es  richtig:  mit  Hilfe  der  Statistik  al 
Methode  sind  eventuell  jene  „Entwicklungsgesetze"  erst  zu  beobachten  (bezw.  richüg« 
gesagt,  aus  Beobachtungen  abzuleiten)  und  auf  diese  Weise  ist  den  betreffenden  „the« 
retischen"  Wissenschaften  vorzuarbeiten,  von  diesen  dann  für  die  Ergebnisse  des  su 
tistischon  Beobachtungs-  und  Ableltungs Verfahrens  eventuell  die  Eiklärung  nnd  B^ 
gründung  zu  liefern.  Richtiger  in  mcrhin,  wenngleich  die  Statistik  noch  nicht  dentlic 
als  Inductionsmethodo  erkennend,  schon  Rau,  I,  §.25  vgl.  mit  g.  12. 

Ueber  die  Beziehung  von  Geschichte  und  Statistik  s.  besonders  Bernheim 
historische  Methode,  S.  69,  74  ff.  Er  rechtfertigt  die  Geschichte  als  darstellend 
schildernde,   sich  nur  mit  dem  Sein  und  Werden  der  von  ihr  betrachteten  Urachs 
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beschäftigende  Wissenschaft  ganz  richtig  gegen  falsche  Angriffe  Ton  socio- 
er  und  von  derjenigen  statistischen  Seite,  welche  nach  Gesetzen  der  Erschei- 

forscht  Das  ist  auch  folgerichtig,  soweit  er  diejenigen  Aufgaben,  welche 
lid  ron  uns  oben  unterschiedene  erste  Anfjgabe  der  Feststellung  des  thats&ch- 
Seins  und  Werdens  der  Erscheinungen  hinausgehen,  eben  mit  den  meisten 
tem  für  die  Geschichte  als  eigene  Wissenschaft  abweist,  insbesondere,  wie  in 
en  S.  146,  Note  2  citirten  Satze  eine  Ableitung  von  „Gesetzen''  u.  dgL  nicht 
f^be  der  Geschichtswissenschaft  betrachtet  Eine  Ansicht  welche  sich  ja  auch 
IT  guten  Grtlnden  untersttltzen,  wenngleich  mit  einigen  anderen  anfechten  lässt. 
Ils  aber  wo,  wie  es  doch  auch  die  Historiker  fUr  ihre  Wissenschaft  thun, 
le  unserer  Au^ben,  die  Erklärung  des  Causalzusammenhangs  der  concreten 
htlichen  Erscheinungen  und  Vorgänge,  mit  ins  Auge  gelasst  wird,  ist  die  Sta- 
llt ihrem  Zahlenmaterial ,  d.  h.  mit  ihren  quantitativ  genau  bestimmten  fieob- 
:en,  vielfach  unentbehrlich,  sicherlich  ein  werthvolles  Hilfsmittel  der  Beweis- 
.  Bemheim's  Ausfahrungen  unterscheiden  bei  Statistik  und  bei  Geschichte 
e  und  Wissenschaft  nicht  klar. 

ollends  in  Wissenschaften,  wie  der  Politischen  Oekonomie,  wo  ausser  der  ersten 
i^en,  insbesondere  auch  die  zweite  der  besprochenen  Aufgaben  (Auffindung 
pischen.  Generellen)  in  Betracht  kommen,  wäre  eine  Beweisführung,  wie  die 
nheim  a.  a.  0.,  gegen  die  Statistik  unzutreffend.  Der  eigenthümliche  Vorzug, 
tir  genau  bestimmte  an  Stelle  der  dieses  Moments  entbehrenden,  daher  nur 
der  weniger  vagen  geschichtlichen  Beobachtungen  zu  setzen,  bleibt  hier  der 
±eQ  vor  der  historischen  Methode.    Das  hat  die  neuere  Bichtung  der  Wirth- 

und  Culturgeschichte  auch  erkannt,  indem  sie  eben  für  frühere  Zeiten  eben- 
Sglicbst   zahlenmässig  bestimmte  genaue  Angaben  zu  gewinnen  sucht  (Lam- 

7.  Inama-Stemegg,  Bücher  u.  A.  m.).  Auf  dem  Gebiete  der  „historischen 
nmgsstatistik'*  (Schönberg,  Bücher,  HOniger,  Jastrow  u.  A.  m.)  strebt  man  mit 
dahin,  die  statistische  Methode  auf  dem  historischen  Gebiete  einzubtlrgern, 
b  für  die  politische  Geschichte  zu  werthvollen  Ergebnissen  zu  führen  beginnt. 

Orde  man  klarer  und  schärfer,  wie  es  nunmehr  in  der  Statistik  geschieht, 
in  der  Geschichte  „Wissenschaft"'  und  „Methode"  unterscheiden, 
r  aus  ähnlichen  Gründen  zu  fordern  ist,  so  würde  auch  mancher  Streit  über 
^torische  Methode"  in  unserer  Disciplin  leichter  und  einfacher  zu  schlichten 
S4).  Auch  die  Verwechslung  von  concreter  Wirthschaftsgeschichte,  als  einer 
i?en  Disciplin,  —  wie  concreter  politischer  Geschichte  —  und  Politischer 
ifiie  (theoretischer  wie  practischer)  —  wie  theoretischer  Politik  oder  Staats- 
-  würde  dann  leichter  vermieden  und  sich  sofort  noch  deutlicher  als  falsch 
1.  Die  coDcrete  Wirthschaftsgeschichte  stellt  sich  eben  nur  die  erste  und  da- 
Jlenfdls  die  dritte  der  oben  getrennten  Aufgaben,  bedient  sich  zu  deren  Lösung 
chichtlichen  und  statistischen  Beobachtungen,  daneben  aber  auch  immerhin 
i  der  ersten  zur  Ergänzung  der  Beobachtungslücken,  auch  zur  Aufdeckung  von 
itongsfehlem ,  bei  der  dritten  sogar  in  stärkerem  Maasse  zur  Begründung  und 
Dg,  des  psychologisch- deductiven  Verfahrens.  Die  Politische  Ockonomie  stellt 
ben  diesen  vor  Allem  die  zweite,  und  eventuell  die  weiteren  drei  practischen 
en,  wo  sie  mit  der  historischen  Methode  der  Beobachtung  nicht  ausreicht  und 
statistischen  und  deductiven  erheblich  besser  fährt,  besonders  wegen  der  schon 
^orgehobenen  Möglichkeit,  die  Ursachen  und  Wirkungen  gedanken massig  und 
statistischen  Methode  selbst  in  einer  Art  experimenteller  Weise  zu  isoliren. 

m  unzulänglichen  Gründen,  —  zu  denen  neuerdings  auch  solche  getreten  sind, 

aus  einer  an  sich  nicht  unberechtigten,  aber  wieder  zu  weitgehenden  Reaction 

die  „natunrissenschaftliche" ,   „mechanistische"  Auffassung  des  Wirthschafts- 

:ialen  Lebens  als  eines  Gebiets  des  Geisteslebens,  der  Wirthschafts-  und  Social- 

chaften   als  Theilen   der  Geisteswissenschaften   ihren  Ursprung  haben  —  hat 

der  Politischen  Oekonomie,  besonders  in  der  historisch -nationalökonomischen 

die  zweite  Aufgabe,  die  Erforschung  des  Typischen,  und  die  weiteren  prac- 

Aufgaben,    die  Aufstellung  von  Idealpostnlaten ,   die  Beschäftigung  mit  dem 

e&  nach  dem  Sein -Sollen  u.  s.  w.  mitunter  abgewiesen.     Wer  das  thut,   mag 

lue  Statistik,   als  Methode,   ebenso   wie   die  speculative  Deduction  hinter  die 

Ische  Methode"  auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  reihen.    Aber  bei  der 
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das  Unregelmässige  auf  die  variablen  oder  yariablereu  Factoren 
und    Gombinationen    von    Factoren    znrückzaftthren    sein    mass. 
Welches    aber   die  wirkliche  Regelmässigkeit  der  Erscheinungen, 
die  Abweichungen    davon    und    die    kleineren   (partiellen)  Regel- 
mässigkeiten wieder  in  diesen  Abweichungen  sind,  das  ergiebt  sich 
nur   aus    einer   grossen   Zahl    beobachteter  Einzelfälle.    Diese 
Zahl  muss  so  gross  sein,  dass  in  ihr  die  constanten  und  variablen 
Factoren    und    Factorencombinationen    mit   Wahrscheinlichkeit  in 
demjenigen  Verhältniss  zur  Geltung  gelangt  sein  werden,  welches 
ihrem  wirklichen  Vorkommen,  Mitspielen  und  ihrer  wirklichen  Be- 
deutung  für  die  von  ihnen   mit  bedingten  und   verursachten  Er- 
scheinungen entspricht  Fttr  die  Anforderungen  an  die  Grösse  einer 
hierfUr  ausreichenden  Zahl  lassen  sich  nach  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung Maassbestimmungen    finden,    sowie    mittelst    dieser 
Rechnung  zugleich  feststellen,  welchen  Werth  für  die  Rttckschlflsse 
auf  bestimmte  Ursachen  kleinere  Zahlen  beobachteter  Fälle  haben. 
Aus  dem  Allen  folgt,  dass  das  Beobachtungsverfahren  auf  dem 
wirthschaftlichen  (und  socialen)  Gebiete  zwei  Bedingungen  stets  zu- 
sammen erfttUen  muss:  es  muss  mit  höchster  Zuverlässigkeit  und 
Genauigkeit  der  Beobachtungen  selbst  genügende  Massen  bafti  g- 
keit   der    beobachteten  Einzelfälle   und    strenge  Systematik 
und  Methodik  der  Beobachtungen  in  allen  seinen  Stadien  ver- 
binden. 

Nor  so  wird  mit  höchstmöglicher  Wahischeinlichkeit  erreicht,  dass  aUe  in  den 
wirthschaftlichen  Erscheinongen  betrefiender  Art  vorkommenden  Gestaltungen  und 
Bewegungen,  das  Typische,  Generelle,  Regelmässige,  wie  das  IndifidaeUe,  Specielle, 
Unregelmässige  darin  znr  Beobachtung  gelangen  und  dass  die  KUckschlttsse  auf  die 
den  beobachteten  Erscheinungen  zu  Grunde  liegenden  conditionellen  und  causalen 
Factoren  richtig  sind,  weil  anzunehmen  ist,  dass  diese  Factoren  alle  und  zwar  in  dem 
Maasse  ihrer  wirklichen  relativen  Bedeutung  zur  Geltung  gelangt  sein  werden. 

Nur  ein  solches  Beobachtungsverfahren  entspricht  dem  Wesen 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  ihrem  System  von  Ursachen 
und  Bedingungen,  welches  ihnen  zu  Grunde  liegt,  und  bildet  wieder 
den  Kern  des  ganzen  inductiven  Verfahrens  in  der  Politischen 
Oekonomie  oder,  aligemeiner  ausgedrückt,  den  Kern  der  social- 
wissenschaftlichen  Induction. 

II.  —  §.  77.  Die  einzelnen  Beobachtungsmethoden 
im  inductiven  Verfahren.  Man  kann  deren  vier  hauptsäch- 
liche unterscheiden,  von  welchen  die  erste  allerdings  nicht  im 
streng  wissenschaftlichen  Sinne  den  Namen  „Methode''  führt. 

1.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beobachtung. 

2.  Die  wissenschaftliche  Einzelbeobachtung. 
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3.  Die  strengere  wissenschaftliche  Massenbeobachtung  oder  die 

Statistik. 
L  Die  minder  streng-wissenschaftliche  und  weniger  massenhafte 

Beobachtung  oder  die  Geschichte  (Historik). 

tik  und  Geschichte  werden  hier  nicht  als  eigene  Wissen- 
en,  sondern  als  Methoden  der  Beobachtung  aufgefasst. 
)ie  erste  und  die  zweite  dieser  Methoden  gentigen  den  An- 
ungen,  welche  nach  dem  Vorausgehenden  an  das  als  Grund- 
ler Induction  dienende  Beobachtungsverfahren  zu  stellen  sind, 
können  daher  überhaupt  nur  als  Hilfsmethoden  und  auch 
)lcbe  nicht  immer  und  alsdann  nur  mit  besonderer  Vorsicht 
randt  werden.  Zu  entbehren  sind  sie  und  ist  insbesondere 
ste  aber  nicht  ganz,  weil  die  beiden  andern  nicht  oder  noch 
oder  wenigstens  nicht  ausreichend  ausgebildet  und  benutzt 
Q  können.  Die  dritte  und  die  vierte  Methode  entsprechen 
3iell  beide  den  vorhin  aufgestellten  zwei  Bedingungen,  aber 
leichem  Grade,  die  dritte,  die  Statistik,  in  höherem,  die  vierte, 
istorik,  in  geringerem.  Man  kann  beide  auch  als  Eine  Me- 
mit  zwei  Unterarten,  einer  vollkommeneren  und  einer  un- 
mmeneren,  zusammenfassen. 

iT  diese  Classification  der  Methoden  nnd  für  das  Folgende  ?erweise  ich  noch- 
(onders  aof  die  oben  in  dem  litterariscben  Paragraphen  54  an  der  Spitze  dieses 

(S.  141)  genannten  Torzttglichen  Arbeiten  RUmelin^s  znr  Theorie  der  Stati- 
rie  anf  desselben  An&ätze  über  den  Begriff  eines  socialen  Gesetzes  nnd  über 
in  der  Geschichte.  Ich  folge  sonst  in  der  Behandlung  des  Gegenstands  hier 
genaaer  meinen  eigenen,  ebenüalis  oben  S.  141  genannten  älteren  Arbeiten 
itistik,  mit  nnwosentUchen  kleineren  sachlichen  Modificaüonen  der  Auffassung. 
IS  der  neoeren  methodologischen  Litteratur  der  Nationalökonomie  und  aus  der 
;n  Fachlitteratnr  über  Logik  und  allgemeine  Methodenlehre  konnte  ich  mich 
bTon  überzeugen,  dass  grössere  Veränderungen  meiner  Anschauungen  geboten 
S.  besonders  die  „Theorie  der  Statistik''  in  meiner  Abhandlung  Statistik  im 
li'schen  Staatswöiterbuche,  X,  S.  456  ff.  Meine  damalige  (1867)  Bemerkung, 
:h  Btlmelin  in  seiner  ersten  Abhandlung  Über  Statistik  (1863)  das  Gebiet  der 

noch  zu  eng  auf  die  menschlichen  Erscheinungen  beschränke  (a.  a.  0.  S.  463), 
in   seiner  zweiten  Abhandlung  (1874)  als  richtig  anerkannt,   indem  er  darin 

dass  die  statistische  Methode  ron  universaler  Anwendbarkeit  sei  (Reden  und 
,  S.  266). 

—  §.  78.  Die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
ng    wirthschaftlicher    Erscheinungen.      Sie    ent- 

der  einen,  an  die  Methode  der  Disciplin  zu  stellenden  An- 
mgy  der  Massenhaftigkeit  beobachteter  Einzelfälle,  möglicher 
mehr  oder  weniger,  indessen  doch  kaum  jemals  genflgend. 
tspricht  jedoch  ganz  und  gar  nicht  der  zweiten  Anforderung 
5r  Systematik  und  Methodik.  Wegen  der  Mängel  in  ersterer 
tit  giebt  sie  keine  vollständigen  Beobachtungsdaten,  welche 
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mit  binlänglicber  Wahrscheinlichkeit  als  Ausdrack  aller  mitspielenden 
Bedingungen  und  Ursachen  der  beobachteten  wirthscbaftlicben  Er- 
scheinungen angesehen  werden  können.  Wegen  der  Mängel  in  der 
zweiten  Beziehung  sind  ihre  Ergebnisse  und  die  daraus  in  üblicher 
Weise  abgeleiteten  Schlüsse  auf  die  conditionellen  und  causalen 
Verhältnisse,  Zusammenhänge  und  Abhängigkeiten  unsicher,  sehr 
häufig  und  sehr  leicht  einseitig  und  schief.  Sie  stimmen  daher  mit 
der  Wirklichkeit  nicht  überein  und  entbehren  so  des  wissenschaft- 
lichen und  practischen  Werthes  oft  ganz,  fast  immer  theilweise  und 
selbst  grossentbeils.  Dennoch  kann  man  dieser  ,,täglichen  Beob- 
achtung'' nicht  jeden  Werth  absprechen ,  sie  überhaupt  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  nicht  ganz  missen. 

Dir  Werth  im  concreten  Falle  h&ngt  Tornemlich  ?on  der  geistigen  und  Character- 
qaalit&t  des  Beobachters,  von  seiner  Fl^keit,  Eenntniss,  Gelegenheit  zum  Beobachten 
und  cansale  und  conditionelle  Zosammenh&nge  intoitir,  di?inatoiisch  za  erkennen, 
seiner  Uninteressirtheit«  Unparteilichkeit,  Aofinerksamkeit  u.  s.  w.  ab.  Und  rOliig  ent- 
behrlich ist  diese  Beobachtang  auch  sonst  nicht,  weil  sie  nnd  soweit  sie  die  einzige 
anwendbare  oder  thats&chlich  angewendete  ist,  abo  die  an  sich  roUkommneren  Methoden 
fehlen  oder  rersagen,  Ausserdem  ist  nicht  za  abersehen,  dass  die  AnsteUnng  solcher 
täglichen  Beobachtungen  and  die  weitere,  wenn  auch  an  wissenschaftliche  Zardck- 
ftlhning  der  Beobachtangsergebnisse  aaf  Ursachen  und  Bedingungen,  spontane,  gar 
nicht  zu  unterdrückende  geistige  Th&tigkeiten  nach  der  Natur  unseres  Geistes  sind. 
Die  Angabe  ist  daher  nur,  dass,  was  wir  so  ron  selbst  thun,  methodisch  zu  thun, 
um  Fehler  und  Trugschlüsse  möglichst  zu  vermeiden ,  d.  h.  namentlich  die  tägliche 
Beobachtung  in  das  statistische  Beobachtungsverfahren  hinaber  zu  führen. 

„Die  massenhaften  yereinzelten  Beobachtungen   bilden  gewissermaassen  das  un- 
wissenschaftliche statistische  Beobachtungsrerfahren,  welches  täglich  im  Leben   an- 
gestellt wird.    Der  YoUcsffeist  fasst  jene  Beobachtungen  (in  manchen  Fällen)  im  Sprich- 
wort zusammen,  wir  Aue  pflegen  dieselben  als  Grundlage  unserer  Urtheile  über  die 
meisten  regelmässigen,  aber  nicht  gleichförmigen,  weil  ron  verschiedenen  Ursachen 
bestimmten  Erscheinungen  um  uns  her  zu  benutzen,   z.  B.  bei  unserer  Beurtbeilung 
der  Witterung,  ron  Land  und  Leuten,  der  körperlichen,  geistigen  und  moralischen 
Eigenschaften  der  Bevölkerung,  des  Nationalcharacters  u.  s.  w.   Der  menschliche  Geist 
operirt  dabei  stets  bewusst  oder,  wie  bei  den  Ungebildeten,  mehr  instincüv  innerhalb 
des  allgemeinen  Causalgesetzes.     In   allen   solchen  Urtheilen  pflegt  daher  auch  ein 
Korn  Wahrheit  zu  sein,   wie  z.  B.  im  Sprichwort.     Aber  wie  weit  sie  wahr  sind, 
bleibt  grade   die  Frage.     Hier  kommen  denn  die  beliebten  Generalisationen ,    zumal 
wenn  jene   massenhaften   vereinzelten  Beobachtungen,   welche  eben  nur  za    unvoll- 
kommenen Inductionen  hinreichen,  sich  mit  oberflächlichen  und  schiefen  DedactioDen 
verbinden,  was  so  ausserordentlich  häufig  der  Fall  ist    Diese  in  der  Luft  stehenden 
Generalisationen  bilden  vomemlich  das,  was  wir  so  gerne  unsere  „Lebenserfahning^ 
nennen,  —  nur  zu  oft  in  politischen,  wirthschaftlichen,  medicinischen  Fragen,  in  den 
Urtheilen  über  politische  Fähigkeiten  und  Stimmungen  der  Völker  u.  s.  w.  bei  bevor- 
zugten Geistern,   geschweige  bei  der  grossen  Masse  ein  Mixtum  Compositum   ober- 
flächlicher Deductionen,  unvollkommener  Inductionen   und  aprioristischer  YoraTtheUe. 
Das  Falsche  ist  eben  hier,  verwickelte,  von  vielen  Ursachen  in  wechselnder  Weise  ab- 
hängige Vorgänge  auf  Grund  weniger  unsystematischer  Beobachtungen  beorthoilen  zu 
wollen."    (Aus  meiner  Abb.  Statisdk  im  Staatswörterbuch,  X.  S.  471.) 

Ein  besonders  häufiger  Trugschluss  aus  der  „täglichen  Beobachtung**  ist  stets 
und  namentlich  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  der  des  post  hoc,  ergo  propter 
hoc,  wo  der  mögliche  Gausalzusammenhang  gleich  zum  wirklichen  gemacht  and  ohne 
Weiteres  aus  der  Zeitfolge  der  Erscheinungen  abgeleitet  und  dadurch  als  bewiesen 
angenommen   wird.     Kamentlich   der  ungebildete  Practiker,  der  Routinier   urtheilt. 
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dem  grosse  Haufen  der  Laien,  überall  und  immer  gern  so  und  ist  schwer 
IT  einer  Belehrung  zugänglich.  Auf  wirthschaftlichem  Gebiete  tritt  auch  noch 
Js  auf  manchem  anderen  —  obwohl  auch  hier  ähnliche  Fälle  oft  vorkommen 
Jies,  religiöses  Gebiet!)  —  das  Mitspielen  des  Interesses  als  ein  störender 
inf,  schon  bei  der  Anstellung  der  Beobachtungen  selbst,  ToUends  bei  der  cau- 
nd  conditionellen  Eridärung  des  Beobachteten,  z.  B.  bei  Fragen  der  Preis- 
3g,  der  Wirthschaflspolitik,  bei  JBeobachtung  ?on  Erscheinungen,  welche  man 
en  7on  bestimmten  missliebigen  wirthschafts-  (handeis-  u.  s.  w.},  finanz-,  Steuer- 
len  Maassregeln  glaubt  erkennen  zu  können. 

nach  dem  Maasse  der  indiriduellen  Fähigkeiten,  der  geistigen  Unabhängig- 
s  Beobachteis,  welcher  aus  einzelnen  Beobachtungen  Ursache  und  Bedingungen 
Datisch  ableitet,  werden  freilich  auch  diese  Fehler  wieder  mehr  oder  weniger 
cten  und  auch  vermieden.  Ein  grosser  Practiker  des  Wirthschaftslebens,  ein 
Staatsmann  wird  gewiss  auch  aus  der  „täglichen  Beobachtung"',  wie  in  Allem, 
hier  in  wirthschafdichen  Dingen  einen  Erfärungsschatz  von  Werth  ansammeln, 
enhänge,   Abhängigkeitsverhältnisse  in  der  That  intuitiv  erschauen   und  aus 

Einzelbeobachtungen  das  „Gesetz  der  Erscheinung*'  mitunter  richtig  ableiten, 
spiel  dieser  Art  ist  Fürst  Bismarck.  Aber  selbst  solche  Männer  vermeiden 
edeuteten  Fehler  schwer  ganz,  generalisiren  doch  ebenfalls  gern  gleich  zu 
e  u.  A.  Bismarcks  einseitige  Zoll-Ueberwälzungsthese  zeigt  (s.  meine  Finanz- 
baft  II,  2.  A.,  S.  337).     Ein  methodisches  Verfahren  behält  doch  seinen 

Jedenfalls  kann  man  aber  so  manchem  anderen  wirthschaftlichen  und  staats- 
len  Practiker,  welcher  „nach  berühmtem  Muster"'  einige  persönliche,  oft 
cht  unzuverlässige  oder  doch  ungenaue  Beobachtungen  generalisirt  und  un- 
i  Inductionsschlasse  in  wirthschafispolitischen  Fragen  zieht «  sich  immer 
auf  „seine  Erfahrung''  beruft,  das  alte  grobe,  aber  wahre  Wort:  quod  licet 
.  w.  entgegenrufen. 

De  auch  nur  einigermaassen  sichere  Nacbweisnng  yod  Cansal- 
aenhängen  und  ZarttckfUhrang  von  beobachteten  Erschei- 
i,  Vorgängen  anf  bestimmte  Ursachen  und  Bedingungen, 
eige  die  Ermittlung  von  Maassbestimmungen  für  Abhängig- 
rhältnisse  gestattet  die  unwissenschaftliche  tägliche  Beob- 
;  nach  den  ihr  anklebenden  angedeuteten  Mängeln  auch  des- 
nicht,  weil  sie  keine  gentigende,  oft  gar  keine  methodische 
ung  der  Wirkungen  und  Ursachen,  auch  nicht  einmal  eine 
ikenmässige,  yomimmt.  Das  ist  um  so  schlimmer,  da 
irthscbaftlichem  Gebiete  von  einer  absichtlichen  experi- 
(Uen  derartigen  Isolirung  nur  Zwecks  der  Erforschung  von 
zusammenhängen  u.  s.  w.  ohnehin  nicht  die  Rede  sein  kann, 
aber  die  Thatsachen  des  Wirthschaftslebens  eine  Möglich- 
leher  Isolirung  und  die  Mitbenutzung  der  letzteren  ftlr  For- 
zwecke ergeben,  ist  dann  eben  nur  ein  streng  methodisches 
ren,  wie  das  statistische,  im  Stande,  die  Thatsachen  ent- 
md  zu  Tcrwerthen,  nicht  einmal  das  historische,  geschweige 
rfahren  der  unwissenschaftlichen,  wenn  auch  massenhaften 
m  Beobachtung.  Letztere,  als  Methode  angesehen,  steht 
auch  gerade  in  dem  hier  besprochenen  Puncte  hinter  der 
Ten  Methode  zurück,  deren  Stärke  in  der  strengen  wenig- 
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stens    gedaDkenmässigen  IsoliruDg  der  Ursachen  und  Wirkaogen 
liegt 

Am  Ersten  wird  der  täglichen  Beobachtung  noch  eine  gewisse 
Bedentang  als  Controlmittel  für  deductive  Schlüsse,  wenn  und 
solange  als  bessere  Controlmittel,  d.  h.  die  anderen  Beobachtungsmetho- 
den fehlen,  ferner  als  ein  Fingerzeig  ftir  mögliche  Fehler  in 
den  Beobachtungen  und  den  Schlüssen  daraus  bei  diesen  anderen 
Methoden  zugestanden  werden  dtirfen.  Aber  gross  und  sicher  io 
Betreff  der  Ergebnisse  wird  auch  diese  ihre  Bedeutung  selten  werden. 

Schon  die  unsystematische,  nur  immerhin  zahlreichere  Fälle  umfassende  tägliche 
Beobachtung  hat  z.  B.  die  optimistischen  deductiven  Schltlsse  aber  das  Walten  des 
Selbstinteresses,  die  Wirksamkeit  des  Systems  der  freien  Concurrenz  berichtigen,  jeden- 
falls einschränken  können.  Wenn  historische,  statistische  Ergebnisse  mit  der  täglichen 
Beobachtung  in  Widersprach  stehen,  wird  das  doch  mitunter  auf  Mängel,  Lacken, 
Spränge  in  den  beiden  methodischen  Beobachtungsverfabren  hindeuten,  zur  Wieder- 
holung, NachprOfong,  grösserer  Sorgfalt  in  der  Sammlung,  Sichtung,  YerarbeitUDg 
des  statistischen  und  historischen  Materials  bestimmen  u.  s.  w. 

B.    —    §.    79.     Die    wissenschaftliche    Einzelbeob- 
achtnng.    Sie   erfallt   die  eine  der  oben  gestellten  beiden  An- 
forderungen,  diejenige  der  Methodik  oder  Systematik,  nicht  die 
zweite,    diejenige   der  Massenhaftigkeit  der  beobachteten  Einzel- 
fälle, hat  daher  für  unser  Gebiet  entgegengesetzte  Vorzüge  und 
Mängel,  wie  die  soeben  besprochene  ,,tägliche  Beobachtung'^    Sie 
genügt  deshalb  nur^  wo  man  es  mit  streng  typischen  Erscheinungen, 
mithin  mit  gewissen  Erscheinungen  des  Reichs  der  Natur,  wo  ,,das 
Einzelne  typisch  ist''  (Rttmelin),  zu  thun  hat,  oder  m.  a.  W.,  wo 
die  Erscheinungen    ausschliesslich   von   constanten  Ursachen  und 
Bedingungen  abhängen.    Sobald  hier  variable  Factoren  mitspielen, 
welche  wieder  Variationen  des  Typischen  bedingen  und  bewirken, 
ist  aber  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Naturerscheinungen  die  wissen- 
schaftliche Einzelbeobachtung   nicht  ausreichend.    Sie   muss  viel- 
mehr auch  hier  in  das  statistische  Verfahren  hinüber  geführt  werden, 
um  neben  dem  Einfluss  der  constanten  Ursachen  denjenigen  oder 
diejenigen  der  variablen  abzuleiten  oder  den  Abweichungen  von 
der  Regel,  dem  auch  im  Naturgebiete  bereits  hervortretenden  Indi- 
viduellen, gerecht  zu  werden.  In  der  Menschenwelt,  im  Reiche  der 
menschlichen  Seele,  wie  wiederum  Rümelin  gut  hervorhebt,  ist  das 
Einzelne  aber  vollends  individuell,  d.  b.  hängt  eben  von  constanten 
und  variablen  Factoren  und  Factorencombinationen  mannigfaltigster 
und  wechselnder  Art,  als  seinen  Bedingungen  und  Ursachen,  ab. 
Daraus  folgt,  dass  auch  die  sorgfältigste,  genaueste  Einzelbeob- 
acbtung,  Beschreibung  von  Erscheinungen,  Vorgängen,  Entwick- 
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an  und  ftir  sich  hier,  daher  auch  auf  volkswirthscbaftlichem, 
n  Gebiete  nur  den  Werth  der  Feststellang  des  Individuellen 
ür  das  Typische  dieser  Erscheinungen  u.  s.  w.  kann  sie  nur 
i  Maasse  Bedeutung  beanspruchen,  als  entweder  die  Beob- 
;en  an  anderen  analogen  Erscheinungen  wiederholt  werden 
demselben  Ergebniss  führen,  d.  h.  eben  als  das  statistische 
ren  angewendet  wird,  oder  das  Ergebniss  der  Einzelbeob- 
^  durch  das  deductive  Verfahren  als  ein  allgemein  in  allen 
m  Fällen  zu  erwartendes  bestätigt  wird  und  alsdann  ver- 
jicert  werden  darf. 

I.  Kamelin,  zur  Theorie  der  Statbtik  (in  den  Reden  n.  s.  w. ,  S.  215tf.); 
Abh.  Statistik  (StaatswOrterb.  X,  471,  476  ff.).  Grade  wenn  man  die  Erschei- 
in  der  Katnr  und  in  der  Menschenwelt  auf  die  ihnen  zu  (irnnde  liegenden 
Igen  und  Ursachen  nnd  Combinationen  beider,  anf  das  Zusammenwirken  con- 
nd  Tariabler  Factoren  znrttckftlhrt,  was  auch  Rumelin  a.  a.  0 ,  wie  ich  schon 
•r  genannten  Abb.  Statistik  (S.  467)  henrorhob ,  noch  nicht  genügend  gethan 
i  man  in  diesen  Fragen  des  BeobachtnngsFerfahrens  and  der  ganzen  Metho- 
iie  richtige  Entscheidung  treffen.  Das  Fliessende  des  Unterschieds  zwischen 
sehen  Einzelnen  in  der  Natur  und  dem  indivuellen  Einzelnen  in  der  Menschen- 
[>nt  ixbrigens  auch  Bümelin  schon. 

it  Constanten  Erscheinungen,  weil  mit  constanten  Bedingungen  und  Ursachen 
rir  es  am  Meisten  in  der  anorganischen  Natur,  daher  hier  auch  mit  dem 
rypischen  des  Einzelnen  zu  thun,  so  in  den  Erscheinungen  und  Vorgängen 
fiets  der  Physik  und  Chemie.  In  der  organischen  Natur  treten  bei  jeder 
scheinong  immer  mehr  variable  Factoren  mit  hinzu,  auch  erfolgen  wechselnde 
itionen  ?on  Factoren,  daher  immer  mehr  Abweichungen  des  Einzelnen  vom 
ypischen,  was  sich  dann  bis  zu  den  höchsten  Gebilden  der  organischen  Natur 
teigert.     In  ^en  Naturwissenschaften,  welche  sich  mit  der  organischen  Welt, 

physischen  „Leben''  beschäftigen,  deshalb  auch  schon  die  geringere  Zurer- 
t  und    Ausreichendheit  der    Einzelbeobachtung    (Physiologie    der    Pflanzen, 

des  Menschen).     Aber  auch  wo,  wie  bei  den  Erscheinungen  der  Witterung, 

Itere  Combinationen  Ton  Ursachen  und  Bedingungen  obwalten  und  den  Erscbei- 

jenes  bonte  Bild  des  Wechsels,  des  „Unberechenbaren'*,  des  „Wetterwendischen" 

mu&s    das   Beobachtungsrerfahren   ein   anderes   werden ,   reicht   die   Einzel- 

tüng   niemals   aus.     Gelangt  man  dann  auf  das  Gebiet  der  vom  mensch- 

Seelcnleben  mit  bestimmten  Erscheinungen,  so  muss  vollends  das  Beob- 
sverfahren  nach  dem  diesem  Verfahren  zu  Grunde  liegenden  System  von 
D  und  Bedingungen  sich  gestalten,  daher  über  die  blosse  Einzelbeobachtung 
eben.  So  insbesondere  auch  bei  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen.  Nur 
stand,  dass  hier  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  ein  so  con- 
Factor  ist  —  und  freilich,  nach  dem  Früheren:  in  dem  Maasse,  in  welchem 
[;  es  ist,  denn  nur  ein  relativ,  nicht  ein  absolut  con^tanter  Factor  ist  auch  das 
teresse  — ,  gestattet  eben  die  Anwendung  der  Methode  der  psychologisch- 
liven  Deduction  hier  mit  Erfolg«  Aus  diesem  Sachverhalt  i^t  aber  dann  auch 
zu  schlissen,  dass  eine  correcte  Einzelbeobachtung  einer  solchen  wirthschaft- 
Erscheinung,  bii  welcher  man  Grund  hat,  die  entscheidende  Bedeutung  des 
en  Motivs  auch  in  analogen  Fällen  anzunehmen,  doch  wieder  eine  allge- 
:  Bedeutung  haben  kann.  Aber  diese  Annahme  ist  nicht  inductiv,  sondern 
r  begründet 

Tiederholnngy  Prüfung,  Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen 

s^eDg  wissenschaftlicher  Genauigkeit  jeder  Einzelbeobachtung 

m.  a.  W.  Einführung  des  statistischen  Beobachtungsverfahrens 


202  1.  B.  2.  K.  2.  H.-A.   Methoden.   3.  A.   Induction.   §.  79,  SO. 

ist  hiernach  mit  der  wechselnden  Complication  des  Bedingungs- 
und  Venirsaehungssystems  und  mit  der  davon  abhängenden  immer 
individuelleren  Gestaltung  der  Einzelerscheinung  stets  mehr  und  mehr 
geboten. 

Nicht  zn  Terwechseln  mit  dieser  Forderaog  ist  die  Wiederholung  der  Einzel- 
beobachtang  aoch  bei  den  streng  typischen  Katurerscheinnngen  ans  einem  ganz  an- 
deren Grunde,  nemlich  um  so  Beobachtungsfehler  zn  constatiren  und  zn  dimi- 
niren,  nicht  wie  in  den  anderen  Fällen,  spociell  auch  in  denen  auf  wirthschaftlichem 
Gebiete,  um  das  Wesen  der  Erscheinungen,  das  Typische,  Generelle,  wie  das  Indi- 
▼iduelle,  Specielle  derselben  zu  ermitteln.  Eine  Wiederholung  der  Beobachtongea 
kann  aber  auch  hier  zur  Verhütung  ?on  Beobachtungsfehlem  ausserdem  noch  (gleich- 
falls erwünscht  oder  nothwendig  sein.  In  beiden  Fällen  werden  neUeicht  Durch- 
schnitte aus  den  Terschiedenen  Beobachtungen  gezogen,  welche  aber  wieder  eioe 
ganz  Terschiedene  Bedeutung  haben,  dort,  um  das  wahrscheinlich  richtigste  Beob- 
achtungsresultat, hier  um  dasgenige  Yerhältniss  zu  finden,  welches  gewissen  sich 
durchsetzenden  Bedingungen  und  Ursachen  und  Combinationen  beider  am  Meisten 
entspricht  und  so  das  Typische  in  der  Erscheinung  am  Genauesten  herrortreten  lässt. 
(S.  meine  Abh.  Statistik,  S.  471.) 

Diejenige  geschichtliche  und  statistische  Darstellung,  welche 
sieh  auf  ein  einzelnes  Phänomen  oder  auch  auf  eine  Beihe  von 
Phänomen  als  Einzelerscheinung  beschränkt,  ohne  weiter  zn 
vergleichen  und  sich  auf  die  Frage  nach  den  Ursachen  und  Be- 
dingungen der  Erscheinungen  einzulassen  —  wenigstens  nicht 
anders,  als  es  implicite  aus  der  Darstellung  selbst  sich  ergeben 
mag  —  kommt  eigentlich  auf  die  blosse  Anstellung  von  wissen- 
schaftlicher Einzelbeobachtung,  wie  die  hier  besprochene,  hinaus. 
Dies  gilt  auf  unserem  Gebiete  daher  von  der  concreten  histo- 
risch-statistischen describirenden  Richtung,  mithin  von 
der  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  (Staatskunde)  eines  ein- 
zelnen Landes,  einer  einzelnen  Zeit. 

Ebendeshalb  sind  derartige  Arbeiten,  so  schwierig  und  rerdienstroU  sie  sein 
und  so  grossen  AVerth  sie  fftr  die  Kenntniss  einer  concreten  Entwicklung  und  Ge- 
staltung haben  mOgen,  fOr  alle  nationalokonomischen  Fragen,  welche  sich  aof 
das  Typische,  Generelle  der  Erscheinungen,  der  Gausalzusammenhinge 
und  AbhängigkeitSFerh&ltnisse,  auf  das  Sein-Sollen  u.  s.  w.  beziehen  oder 
m.  a.  W.,  welche  die  froher  (§.  57)  erwähnten  Aufgaben  2 — 6  betreffen,  doch  nur 
bestenfalls  Vorarbeiten,  vielleicht  wichtige,  worthrolle,  aber  doch  immer  solche, 
welche  erst  durch  Vermehrung  und  Ausdehnung  auf  andere  concreto  FJÜle  und 
in  Anknüpfung  daran,  durch  Vergleichung  der  Resultate  sich  zur  Beantwortung 
der  angedeuteten  weiteren  Fragen  und  Aufgaben  rerwerthen  lassen.  Auch  das  hat 
die  historische  Nationalökonomie  zu  wenig  beachtet,  wenn  sie  nicht  etwa  ron  fom- 
herein,  Nationalökonomie  mit  concreter  Wlrthschaftsgeschichte  und  Statistik  identi- 
ficirend  und  verwechselnd,  überhaupt  nur  die  Constatirung  des  Thats&chUchen  der 
Erscheinungen  und  ihres  Verlaufs  als  Aufgabe  der  Nationalökonomie  anerkennt,  d.  h. 
eben  nur  die  erste  der  früher  Ton  uns  unterschiedenen  Aufgaben  gelten  lisst 
(§.  57,  59,  84). 

C.  —  §.  80.  Die  wissenschaftliche  Massenbeob- 
achtung:  „Statistik''  und  „Historik''.  Die  beiden  anderen, 
oben  (§.  77)  unterschiedenen  Beobachtungsmethoden,  die  dritte  nnd 
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die  statistische  (Statistik)  nnd  die  historische  (Histo- 
wenn  man  diesen  kurzen  Ansdmck  in  diesem  Sinne,  und 
dem  Worte  Statistik,  ftUr  „historische  Methode''  bilden 
)  suchen  den  beiden  Anforderungen  der  Massenhaftigkeit 
-  Methodik  oder  Systematik  zugleich  gerecht  zu  werden, 
3  Vorzüge  der  beiden  ersten  Methoden  zu  vereinigen,  die 
derselben  zu  vermeiden.  In  dem  Maasse,  wie  ihnen  dies 
irer  ganzen  Beschaffenheit  gelingen  kann  und  gelingt,  er- 
ie  die  hier  vorliegende  Aufgabe.  Die  Statistik  als  Methode 
her  hier  mehr  leisten,  sobald  eine  genügende  technische 
nng  derselben  gelungen  ist.  Alsdann  entspricht  sie  der  An- 
lg  der  Massenbeobachtung  viel  mehr  und  gestattet  auch 
el  systematischere  Anstellung,  Sammlung,  Sichtung  und 
ung  der  Beobachtungen.  Dadurch  wird  aber  der  Einblick 
^onditionellen  und  cansalen  Verhältnisse  der  Beziehung  und 
igkeit  oft  erst  ermöglicht,  immer  erleichtert  und  zugleich 
igerer  Beweisführung,  auch  zur  Anwendung  von  genauen 
Stimmungen  und  des  Calculs  Gelegenheit  gegeben. 

besondere  kann  durch  die  Be-  and  Yentrbeitang  des  Beobachtnngsmaterials 
^be  Behandlung)  fönnlich  statt  der  bloss  gedankenm&ssigen,  im  Wesentlichen 
h  auf  ein  Baisonnement  in  Tagen  Begriffen  sich  beschränkenden,  hier  eine 
imenteller,  anf  qnantitatiF  bestimmte  Begriffe  sich  stützender  Isolira ng 
hen  und  Wirkungen  erfolgen,  die  Bechnnng  ermöglicht  and  dadurch  der 
rang  und  den  Ergebnissen  hinsichtlich  der  conditionellen  and  cansalen  Ver- 
ein grosserer  Grad  der  Sicherheit,  der  „Exactheif*  gegeben  werden.  Wo 
ische  Verfahren  daher  Hberhaapt  anwendbar  ist,  was  msilich  nicht  liberall 
ist  (§.  82),  nimmt  die  Beweisfährong  etwas  ?on  der  Strenge  der  Beweis- 
\  denjenigen  Wissenschaften  an,  welche  sich,  wie  die  experimentellen  Natur- 
iheiL,  des  Hilfsmittels  des  willkohrlich  zum  Behuf  der  Forschung  angestellten 
its  bedienen.  Will  man,  trotz  der  froher  hervorgehobenen  Bedenken  (§.  68, 
9n  ^exacter**  Methode,  „exacten'*  Ergebnissen  im  Gebiete  der  Geistes-, 
wissenachaften  und  speciell  der  Politischen  Oekonomie  sprechen,  so  wäre 
inerseics  nach  dem  Früheren  (§.  68)  bei  der  strengen  Methode  der  Deduc- 
aders  der  mathematisch  gefassten  und  den  so  erh&rteten  Ergebnissen  dieser 
so  andrerseits  bei  der  in  Bechnung  auslaufenden  statistischen  Methode  und 
t  gewonnenen  Ergebnissen  der  Ausdruck  allenfalls  zulässig. 

allen  diesen  Beziehungen  steht  die  historische  Methode 
[er  statistischen  erheblich  zurtlck,  sobald  es  sich  um  irgend 
idere  Aufgabe,  als  die  besprochene  erste,  die  blosse  Dar- 
des  Thatsäcblicben  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
es  Verlaufs,  daher  um  mehr  als  wissenschaftliche  Einzel- 
itung  im  Sinne  der  zweiten  Methode  handelt.  Wird  diese 
che  Einzelbeobachtung  aber  systematisch  aasgedehnt,  ge- 
im  die  Ergebnisse  dann  zur  Grundlage  von  Vergleich ungen 
hen^  so  geht  sie  eben  in  die  statistische  über,  was  wiederum 
grössere  Vollkommenheit  und  höhere  Brauchbarkeit  beweist. 
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Für  das  Gesagte  nDd  flir  alles  Folgende  ist  Dur  immer  im 
Sinne  zu  behalten,  dass  es  sieb  bier,  wie  sebon  bemerkt,  um 
Statistik  nnd  Historik  als  Metboden  der  Beobacbtang  und  weiter 
der  Beweisftibmng  im  indnetiven  Verfabren,  nicbt  nm  sie  als  eigene 
selbständige  Wissenscbaften  bandelt. 

Es  ist  eine  alte  Streitfrage ,  ob  nod  wie  weit  die  «Statistik''  Uberhaopt  eioe 
solcbe  eigene  „Wissenscbaff'  sein  könne  und  tbatsächlicb  sei,  und  im  bejahenden 
Falle,  worin  das  Wesen  dieser  Wissenschaft  bestehe,  oder  ob  man  es  bei  der  Statistik 
mit  einer  Methode  und  nur  mit  einer  solchen  zu  thnn  habe.  Diese  Streitfrage  ist 
wohl  folgendermaassen  zu  entscheiden  Mit  dem  Ansdnick  „Statistik"  wird  nach  dem 
historisch  Überkommenen  Sprachgebranch,  wenn  man  eine  Statistik  als  Wissenschaft 
Schaft  anerkennt,  zweierlei  wesentlich  Verschiedenes  bezeichnet,  einmal  eine  Wisseo- 
schaft  als  beschreibende  Staatskunde,  in  der  durch  Gonring ,  Achenwall, 
Schlözer  angebahnten  Richtong,  nnd  sodann,  soweit  gegenüber  der  Statistik  als  Me- 
thode hier  eine  besondere  „Wissenschaft''  der  Statistik  festgehalten  wird,  eine  in- 
dnctive  Beobachtnngswissenschaft,  welche  mit  Hilfe  der  Statistik  als 
einer  eigenthtlmlichen  Methode  die  fttr  die  Behandlung  mit  dieser  Methode 
geeigneten  Erscheinungen  der  realen  Welt  nach  ihren  GaosalferbSltnissen  zu  erklärea 
nnd  die  Gesetze,  nach  denen  sie  sich  gestalten,  aufzudecken  sucht  Also  eine  Tren- 
nung der  „Wissenschaft*'  der  Statistik  in  zwei  gesonderte,  wenn  auch  unter  einander 
sich  im  Stoff  bertlhrende  Wissenschaften,  eine  Auffassung,  deren  Begründung  das 
besondere  Verdienst  ?on  K.  Knies  in  seiner  schar&innigen  Schrift,  iie  Statisdk  als 
selbständige  Wissenschaft  (Cassel  1850),  ist.  Vgl.  auch  Rttmelin  (Tab.  Ztschr.  1S63, 
S.  668,  Reden,  S.  229.)  — 

Neben  einer  solchen  Statistik  als  einer  eigenen  Wissenschaft  auch  letzterer  Art 
hat  man  es  aber  sodann  Jedenfalls  und  vor  Allem  bei  der  Statistik  mit  einer  eigen- 
thUmlichen  Methode  zu  thun  und  als  solche  kommt  die  Statistik  hier  allein  in 
Betracht.  Es  kann  dann  sogar  fraglich  werden,  ob  neben  der  Statistik  als  Methode 
eine  Statistik  als  Wissenschaft  in  dem  zweiten  eben  erläuterten  Sinne  des  Worts 
nach  statuirt  werden  kOnne  oder  müsse.  Das  möchte  immerbin  zul&ssig,  aber  nicht 
unbedingt  geboten  sein.  S.  tlber  diese  ganze  ControTerse  besonders  die  genanntd 
Schrift  Ton  Knies,  die  Aufsätze  über  Statistik  von  Rttmelin  und  meine  Abb. 
Statistik  im  StaatswOrterbucho,  welche  in  litterarhistorischer  Weise  die  Frage  erOrtert 
(B.  X,  S.  400  ff,  452  ff.,  469).  Ich  glaube  die  hier  von  mir  vor  26  Jahren  Tertretcoe 
Auffassung,  auch  grossen theils  in  der  Formulirung,  festhalten  zu  dtlrfen.  S.  aus  der 
oben  genannten  neueren  Litteratur  den  1.  B.  von  John,  Geschichte  der  Statistilr, 
M.  Haushofer,  Statistik,  bes.  Buch  1,  Kap.  2  und  3,  Block-v.  Scheel,  Statistik, 
bes.  S.  56,  68.  G.  Mayr.  Gesetzmässigkeit  im  GeseUschaftsleben ,  München  IS'7, 
S.  11  ff.    Westergaard,  Theorie  der  Statistik,  S.  271. 

Röscher  verkennt  (S)Stem  I,  §.  18)  die  Bedeutung  der  Statistik  als  Methode 
durchaus,  er  müsste  folgerichtig  grade  von  seinem  Standpuncte  aus  zur  Forderung  der 
„statistischen  Methode"  und  zur  thunlichsten  Ergänzung,  je  nachdem  auch  zur  Er- 
setzung der  „historischen"  durch  diese  gelangen  (s.  schon  meine  Abb.  Statistik, 
S.  467).  Sein  Satz:  „Statistik  nennen  wir  die  Schilderung  des  zuständlicben,  beson- 
ders gegenwärtigen  Volkslebens  nach  Maassgabe  der  Entwicklungsgesetze, 
welche  von  den  oben  (ins.  §.  16  ff.)  erwähnten  theoretischen  Wissenschaften 
beobachtet  (sic*!]r  worden  sind"  (Anfang  des  §.  18),  dreht  den  wirklichen  Sach- 
verhalt geradezu  um.  Denn  umgekehrt  ist  es  richtig:  mit  Hilfe  der  Statistik  ali 
Methode  sind  eventuell  jene  ..Entwicklungsgesetze"  erst  zu  beobachten  (bezw.  richtiger 
gesagt,  aus  Beobachtungen  abzuleiten)  und  auf  diese  Weise  ist  den  betreffenden  „theo- 
retischen" Wissenschaften  vorzuarbeiten,  von  diesen  dann  für  die  Ergebnisse  des  su- 
tistischen  Bcobachtungs-  und  Ableitungsverfahrcns  eventuell  die  Eikläning  und  Be- 
gründung zu  liefern.  Richtiger  in  mcrhin,  wenngleich  die  Statistik  noch  nicht  deutlich 
als  Inductionsmethodo  erkennend,  schon  Rau,  L  §.25  vgl.  mit  §.12. 

Cober  die  Beziehung  von  Geschichte  und  Statistik  s.  besonders  Bernheim's 
historische  Methode,  S.  69,  74  ff.  Er  rechtfertigt  die  Geschichte  als  darstelleDd^ 
schildernde,   sich   nur  mit  dem  Sein  und  Werden  der  von  ihr  betrachteten  Enchei- 
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)eschiftigende  Wissenschaft  ganz  richtig  gegen  falsche  Angriffe  von  socio- 
und  Ton  derjenigen  statistischen  Seite,  welche  nach  Gesetzen  der  Ersehe!- 
'orscht     Das  ist  auch  folgerichtig,   soweit  er  diejenigen  Aufgaben,   welche 

Ton  uns  oben  unterschiedene  erste  Aufgabe  der  Feststellung  des  thats&ch- 
^ins  und  Werdens  der  Erscbeinangen  hinausgehen,  eben  mit  den  meisten 
-n  ftlr  die  Geschichte  als  eigene  Wissenschaft  abweist,   insbesondere,  wie  in 

S.  146,  Note  2  citirten  Satze  eine  Ableitong  von  „Gesetzen'*  n.  dgl.  nicht 
ibe  der  Geschichtswissenschaft  betrachtet  Eine  Ansicht,  welche  sich  ja  auch 
guten  Grtlnden  unterstützen,  wenngleich  mit  einigen  anderen  anfechten  lässt. 

aber   wo,   wie   es  doch   auch   die  Uistorilier  für  ihre   Wissenschaft  thnn, 

unserer  Aufgaben,  die  Erklärung  des  Causalzusammenhangs  der  concreten 
liehen  Erscheinungen  und  Vorgänge,  mit  ins  Auge  gefasst  wird,  ist  die  Sta- 

ihrem  Zahlenmaterial ,  d.  h.  mit  ihren  quantitativ  genau  bestimmten  Beob- 
I,  vielfach  unentbehrlich,  sicherlich  ein  werthvoUes  Hilfsmittel  der  Beweis- 

Bernheim's  Ausfohrungen  unterscheiden  bei  Statistik  und  bei  Geschichte 
und  Wissenschaft  nicht  klar. 

iends  in  Wissenschaften,  wie  der  Politischen  Oekonomie,  wo  ausser  der  ersten 
ren,  insbesondere  auch  die  zweite  der  besprochenen  Aufgaben  (Auffindung 
sehen.  Generellen)  in  Betracht  kommen,  wäre  eine  Beweisfahrung,  wie  die 
beim  a.  a.  0.,  gegen  die  Statistik  unzutreffend.  Der  eigenthUmliche  Vorzug, 
r  genau  bestimmte  an  Stelle  der  dieses  Moments  entbehrenden,  daher  nur 
IT  weniger  vagen  geschichtlichen  Beobachtungen  zu  setzen,  bleibt  hier  der 
len  vor  der  historischen  Methode.  Das  hat  die  neuere  Richtung  der  Wirth- 
iDd  Culturgeschichto  auch  erkannt,  indem  sie  eben  für  frühere  Zeiten  eben- 
,'licbst  zahlenmässig  bestimmte  genaue  Angaben  zu  gewinnen  sucht  (Lam- 
r.  loama-Stemcgg,  Bücher  u.  A.  m.).  Auf  dem  Gebiete  der  „histori^ichen 
ingästatistik**  (Schdnberg,  Bacher,  Uöniger,  Jastrow  u.  A.  m.)  strebt  man  mit 
ahiü,  die  statistische  Methode  auf  dem  historischen  Gebiete  einzubürgern, 
1  für  die  politische  Geschichte  zu  werthvollen  Ergebnissen  zu  führen  beginnt. 

irde  man  klarer  und  schärfer,  wie  es  nunmehr  in  der  Statistik  geschieht, 
1  der  Geschichte  „Wissenschaft''  und  „Methode"  unterscheiden, 
aus  ähnlichen  Gründen  zu  fordern  ist,  so  würde  auch  mancher  Streit  über 
orische  Methode"  in  unserer  Disciplin  leichter  und  einfacher  zu  schlichten 
A),  Auch  die  Verwechslung  von  concreter  Wirthschaftsgeschichte,  als  einer 
fen  Disciplin,  —  wie  concreter  politischer  Geschichte  —  und  Politischer 
ie  (theoretischer  wie  practischer)  —  wie  theoretischer  Politik  oder  Staats- 
▼ürde  dann  leichter  vermieden  und  sich  sofort  noch  deutlicher  als  falsch 
.  Die  concrete  Wirthschaftsgeschichte  stellt  sich  eben  nur  die  erste  und  da- 
ienfalls  die  dritte  der  oben  getrennten  Aufgaben,  bedient  sich  zu  deren  Lösung 
hichtlichen  und  statistischen  Beobachtungen,  daneben  aber  auch  immerhin 
der  ersten  zur  Ergänzung  der  Beobachtuogslücken,  auch  zur  Aufdeckung  von 
tODgsfehlem,  bei  der  dritten  sogar  in  stärkerem  Maasse  zur  Begründung  und 
g,  des  psychologisch -deductiven  Verfahrens.  Die  Politische  Ockonomie  stellt 
en  diesen  vor  Allem  die  zweite,  und  eventuell  die  weiteren  drei  practischen 
D,  wo  sie  mit  der  historischen  Methode  der  Beobachtung  nicht  ausreicht  und 
statistbchen  und  deductiven  erheblich  besser  fährt,  besonders  wegen  der  schon 
rvorgehobenen  Möglichkeit,  die  Ursachen  und  Wirkungen  gedankenmässig  und 
statistischen  Methode  selbst  in  einer  Art  experimenteller  Weise  zu  isoliren. 

35  unzulänglichen  Gründen,  —  zu  denen  neuerdings  auch  solche  getreten  sind, 
ins  einer  an  sich  nicht  unberechtigten,  aber  wieder  zu  weitgehenden  Reaction 
lie  „naturwissenschaftliche",  „mechanistische"  Auffassung  des  Wirthschafts- 
ialen  Lebens  als  eines  Gebiets  des  Geisteslebens,  der  Wirthschafts-  und  Social- 
haften  als  Theilen  der  Geisteswissenschaften  ihren  Ursprung  haben  —  hat 
der  Politischen  Oekonomie,  besonders  in  der  historisch -nationalokonomischen 
die  zweite  Au%abe,  die  Erforschung  des  Tjrpischen,  und  die  weiteren  prac- 
Aufgaben,  die  Aufstellung  von  Idealpostulaten ,  die  Beschäftigung  mit  dem 
D  nach  dem  Sein 'Sollen  u.  s.  w.  mitunter  abgewiesen.  Wer  das  thut,  mag 
ie  Statistik,  als  Methode,  ebenso  wie  die  specuktive  Deduction  hinter  die 
sehe  Methode"  auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  reihen.    Aber  bei  der 
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LteQDg  der  diitteo  Aufgabe,  der  Miterforschang  der  cansalen  und  condiüonellea  Zu- 
sammenli&iige,  eine  Aufgabe,  welche  doch  auch  der  historische  NationalOkonom  nicht 
abweist,  wird  er  mit  der  historisehen  Methode  allein  nicht  auskommen,  um  zwingendere 
Beweise  zu  führen.  Und  bei  der  Lösung  der  ersten  Aufgabe  wird  auch  er  sich  noth- 
wendig  so  viel  als  mOglich  der  statistischen  Methode  bedienen  mtlssen,  um  eben  eine 
genauere  Feststellung  der  Hiatsachen  nach  der  quantitati?en  Seite  zu  erreichen. 

§.  81. —  1.  Die  Statistik  als  Methode. 

a)  Wesen  und  methodologischer  Werth  dieser  Me- 
thode. Als  Methode  ist  die  Statistik  die  genaue ,  womöglich  in 
Zahlen  ausgedrückte  und  dadurch  messbare  Quantitätsbestimmungen 
bezweckende  systematische  Massenbeobachtung  aller  der- 
jenigen Erscheinungen  der  realen  Welt,  daher  auch  der  wirthschaftr 
liehen  Erscheinungen ,  welche  als  Functionen  von  constanten  und 
variablen  (accidentellen)  Ursachen  und  als  abhängig  von  eben 
solchen  Bedingungen,  keinen  absolut  gleichmässigen,  typischen,  son- 
dern einen  bloss  im  Ganzen,  in  der  Masse  der  Fälle  regelmässigen 
Character  (Gestaltung,  Entwicklung)  haben,  in  den  einzelnen  Fällen 
aber  unter  dem  vorherrschenden  Einfluss  der  variablen  Ursachen 
und  Bedingungen  mehr  oder  weniger  von  dieser  regelmässigen 
Gestaltung  abweichen  und  ein  individuelles  Gepräge  zeigen. 

Diese  Begrifebestimmung  ist  hier  in  der  Fassung  etwas  verändert  gegen  die 
kürzere  in  meiner  Abh.  Statistik  im  StaatswOrterbuch  (X,  469),  aber  nach  Sinn  und 
Inhalt  doch  damit  identisch.  Zur  weiteren  Erl&uterung  und  BegrOndong  beziehe  ich 
mich  auf  die  ganze  dort  aufgestellte  „Theorie  der  Statistik''  (S.  456->4bO),  auch  für 
das  Folgende,  worin  ich  mich  mehrfach  an  das  dort  Gesagte  anschliesae.  An  dieser 
SteUe  handelt  es  sich  aber  nicht  darum,  alles  Dortige  zu  wiederholen. 

Unter    den    dem  inductiven  Verfahren  dienenden  vier  Beob- 
achtungsmethoden  ist   nur  die  statistische  geeignet ,  die   wich- 
tigeren und  schwierigeren  Aufgaben  der  Politischen  Oeko- 
nomie    (§.  57)    neben  oder   an  Stelle  des  deductiven  Verfahrens 
überhaupt  zu  lösen.    Sie  hat  aber  auch  da,  wo  die  drei  anderen 
Beobacbtungsmethoden  zur  Lösung  der  Aufgaben,  auch  der  ersten, 
mit  benutzt  werden  können,  Vorzüge  vor  diesen  anderen.    Nament- 
lich kann  mit  Hilfe  der  statistischen  Methode  der  Complicirtbeit 
des  Verursachungs-  und  Bedingungssystems,  dem  Zusammentreffen, 
dem  sich  in  den  Wirkungen  Aufheben  und  Modificiren   der  con- 
stanten und  variablen  Ursachen  Rechnung  getragen,  können  auch 
verwickelte  Erscheinungen,  Vorgänge    auf  ihre  bedingenden  and 
verursachenden   Factoren    mit   grösserer   Sicherheit  zurückgeftlhrt 
werden.     Die  quasi -experimentelle  Isolirung  der  Wirkungen  und 
Ursachen  und  Bedingungen,  die  Anwendung  der  Messung  und  Rech- 
nung auf  die  causalen  und  conditionellen  Beziehungen,  die  matbe 
matische  Bestimmung    des  Grads    der  Zuverlässigkeit   der  Beob 
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:en  und  der  Sicherheit  der  Schlnssziehungen  ans  ihoen  wird 
»er  Methode  und  bei  ihr  unter  den  vier  Beobachtnngs- 
in  wieder  allein  möglich.  Auf  diese  Weise  kann  man  nnter 
den  dahin  gelangen,  qualitative  Verschiedenheiten  auf  qnan- 
zarttckzufllhren.  Die  zweite  und  dritte  Aufgabe  wird  so  mit 
eser  Methode  besonders  erfolgreich  behandelt  und,  soweit 
»erhaupt  die  statistisch  erfassbaren  Momente 
den,  auch  gelöst:  das  wirklich  Generelle,  Typische,  vom 
lellen,  Speciellen  genau  geschieden,  der  wirkliche  Causal- 
enhang  sicher  festgestellt  und  dadurch  erst  der  Boden  ge- 
wo  nun  die  Erklärung,  eventuell  deductiv,  zu  erfolgen 
lenfalls  zu  versuchen  ist.  Auch  bei  den  drei  practischen 
n  leistet  die  statistische  grössere  Dienste  als  eine  jede  der 
leren  Beobachtungsnyethoden. 

Mangel  und  der  Uebelstand  bleibt  auch  bei  der  statistischen 
,  dass  dieselbe  nicht .  überall  und  immer  anwendbar  ist, 
1  gegebenen  Fall  nicht,  weil  die  Dinge  zur  Zeit,  in  der  sie 
ragen,  nicht  oder  nicht  genügend  statistisch  aufgenommen 
theils  weil  sie  sich  damals  überhaupt  nicht  statistisch  auf- 
Hessen  oder  auch  jetzt  nicht  oder  noch  nicht  so  aufnehmen 
heils  endlich,  was  natürlich  viel  wichtiger  ist,  weil  sie  sich 
pt  der  quantitativen,  vollends  der  zahlenmfissigen  Fest- 
ihrer  Natur  nach  entziehen. 

ersterer  Hinsicht  ist  z.  B.  klar,  dass  das  statistische  Ver- 
i^as  man  oft  richtig  hervorgehoben,  aber  unrichtig  zu  einem 
en  Schlnss  gegen  den  Werth  der  Statistik  benutzt  hat, 
zeitliche  Nacheinander  der  Erscheinungen  häufig  nicht 
il  weniger  als  auf  das  räumliche  und  zeitliche  Nebenein- 
nwendbar  ist.  Allein  damit  ist  noch  nicht  viel  gegen  dag 
he  Verfahren  bewiesen. 

rlich«  ireim  in  rergangenen  Zeiten  keine  entsprechenden  statistischen  Auf- 

tf  einem  Gebiete  ron  Eischeinnngen  erfolgt  sind,  so  kann  man  das  statistische 

in  Bezog   auf  dieses  Gebiet  auch  nicht  anwenden.    Das  gilt  aber  selbst- 

h  grade  so  hinsichtlich  der  anderen  drei  Beobachtongsmethoden ,  auch  die 

versagt,  wenn  keinerlei  betreffende  geschichtliche  Thatsachen  seinerzeit 

aoigezeichnet  worden  sind.     Mit  diesem  practisch  oft  richtigen  Einwand 

Statistik  beweist  man  also  nichts,  weil  man  zu  fiel  beweist  oder  eigentlich 

reist&ndliches  sagt    Wie  die  nenerliche,  auf  diesen  Ponct  gerichtete  archi- 

orschung,  DurchstOberung  alter  Register,  Rechnungen  n.  s.  w.  erwiesen  hat, 

Q  weit  mehr  selbst  zahlenstatistischer  Stoff,  freilich,  abgesehen  von  gewissen 

!D,  Ton  meistens  unsicherer  und  geringerer  Gute  als  ans  der  Neozeit  und 

egenwart,  schon  ans  viel  weiter,  bis  ins  Mittelalter  hinein  zurückliegenden 

h  vorhanden,   als  man  frtlher  annahm.     Auch  weisen  sonstige  Spuren  auf 

ontergegangene,   aber  einst  doch  aufgenommene  statistische  Material  hin. 
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Je  länger  die  Jabresreihen  zu?erlässig  ermittelter  statistischer  Thatsachen  werden, 
desto  mdir  wird  f^nz  von  selbst  die  statistische  Methode  auch  auf  das  zeitliche 
Nacheinander  der  Eischeinongen  anwendbar. 

Ferner,  je  mehr  die  statistische  Technik  sich  vervollkommnet, 
schon  bei  der  ersten  Aufnahme  der  Thatsachen,  je  mehr  Arten  und 
Reihen  von  Thatsachen  ftlr  diese  Aufnahme  sich  geeignet  erweisen 
und  je  mehr  Schwierigkeiten ,  z.  B.  im  Widerstand ,  in  der  Ab- 
neigung, im  Bildungsstand,  in  Vorurtheilen  der  Bevölkerung,  ver- 
schwinden oder  sich  überwinden  lassen,  gerade  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  wirthschaftlichen  Thatsachen  (wie  etwa  der  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erwerbs  Verhältnisse),  desto  umfangreicher  und  sicherer 
wird  die  statistische  Methode  zur  Lösung  von  Fragen  und  Auf- 
gaben, wie  der  früher  besprochenen,  anwendbar. 

Vielfach  wird  man  sich  bis  dahin  denn  auch  statt  mit  genanon,  aaf  Grund  roo 
Zählungen  ermittelten  Zahlen  mit  Schätzungen  von  Zahlen  nothgedrungen  be- 
gnügen müssen.  Auch  solche  Schätzungen ,  für  welche  man ,  z.  B.  in  der  Berdlke- 
rungsstatistik,  wissenscbastliche  Oesichtspnncte  aufstellen  kann,  sind  nicht  wertblos, 
können  daher  unter  gewissen  Cautelen  auch  die  Grundlage  weiterer  Operationen  des 
statistischen  Verfahrens  bilden.  Eine  ,,ungei^hre''  Zahlenangabe  muss  eben  Öfters, 
kann  aber  auch  nicht  selten  für  manche  Zwecke  genügen.  Selbst  noch  allgemeinere 
Qaantitätsbestimmungen  („viel*',  „wenig",  „mehr",  „weniger",  „grosser**,  „geringer**  etc.^ 
sind  in  Ermangelung  genauerer  Daten  nicht  aus  dem  Gebiete  der  statistischen  Me- 
thode schlechtweg  auszuschliessen ,  so  dass  auch  die  häufig  erfolgende  beg^filiche 
Beschränkung  der  Statistik,  als  Methode,  auf  zahlenmässige  Angaben  zu  weit  gehen 
mochte ,  wenn  die  Erreichung  genauer  zahlenmässiger  Angaben  auch  das  Ziel  seil 
muss  (s.  meine  Abb.  Statistik,  S.  474). 

Wenn  die  angedeuteten  Umstände  den  Werth  der  statistischei 
Methode  vermindern  und  je  nachdem  auch  dazu  fuhren,  dass  die 
selbe  mitunter  den  Dienst  ganz  versagt,  so  liegen  die  Verbältniss 
noch  ungleich  ungünstiger  in  dem  anderen  erwähnten  Panete,  das 
eben  Vieles  sich  quantitativ,  zahlenmässig,  statistise 
nicht  erfassen  lässt.  Allerdings  ist  es  ja  an  sieb  nicht  oi 
möglich,  alles,  was  als  Tbatsache  in  der  realen  Welt  in  die  E) 
scheinung  tritt,  daher  auch  alle  wirthschaftlichen  Thatsachen,  i 
zählen,  zu  messen,  quantitativ  zu  bestimmen,  wenn  sich  auch  vc 
diesen  Thatsachen  Vieles  wegen  unüberwindlicher  Schwierigkeit 
der  Aufnahme  practisch  dieser  Behandlungsweise  entziehen  wi^ 
Da  wird  dann  wieder  die  „tägliche  Beobachtung'^,  die  wissenscbi 
liebe  Einzelbeobacbtung,  die  historische  Methode  und  eventuell  d 
Deduction  zum  Ersatz  eintreten  müssen.  Misslicher  ist  aber  no 
ein  ganz  anderer  Umstand,  selbst  bei  denkbar  vollendetster  J 
tistischer  Technik:  die  Thatsachen,  welche  in  die  Erscheinb 
treten,  sollen  doch  nicht  nur  constatirt,  beschrieben,  sondern 
ihrem  Sein,  Werden,  Verlauf,  Vergehen  erklärt,  auf  ihre  H 
dingungen  und  Ursachen  zurückgeführt,  ihre  Abhängt 
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von  diesen  soll  ermittelt,  womöglich  gemessen  werden. 
t  non  die  Bedingungen  nnd  Ursachen  wieder  in  anderen, 
gehenden,  früher  in  die  Erscheinung  tretenden  bestimmten, 
[ich  genau  constatirbaren  und  quantitativ  bestimmbaren  That- 
bestehen,  müssen  und  können  eventuell  auch  diese  beob- 
und  auch  statistisch  aufgenommen  werden.  Wo  das  mög- 
j  erweist  sich  gerade  das  statistische  Verfahren,  z.  B.  mittelst 
Tabellarisirung,  worin  schon  äusserlich  Functionen verhält- 
ervortreten,  sehr  förderlich. 

lein  im  Gebiete  der  Erscheinungen,  welche  direct  und  in- 
auf  menschliche  Handlungen,  daher  auf  Willens- 
ind  innere  psychische  Motive  zurückzufuhren  sind,  wie 
Q  socialen  und  wirthschaftlichen  Oebiete,  liegen  gerade  die 
tieferen  Gründe,  Ursachen,  Bedingungen  der  Erscheinungen 
it  zurück,  wirken  nur  durch  eine  ganze  Reihe  von  Mittel- 
1  ein  und  entziehen  sich  der  äusseren  statistischen  Erfassung, 
sie  nicht  in  einzelnen  sichtbaren  Thatsachen,  welche  mit 
eit  als  von  ihnen  ausgehend  erkannt  werden  können,  deut- 
irvortreten.  Hier  spielen  geistige  Imponderabilien 
lohe  allenfalls  als  mitwirkende,  mitbedingende  Factoren  mit 
der  weniger  Wahrscheinlichkeit  ermittelt,  deren  Bedeutung 
nicht  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann.  Dies 
;r  gerade  von  sehr  wichtigen  Momenten  im  Wirthschaftsleben. 

r  bedeutsam  ist  z.  B.  der  Einfloss  der  gesammten  Staatstbätigkeit  in  der 
des  Bechtsschntzes,  in  der  Hebung  des  Bildangsstands,  in  der  allgemeinsten 
r  der  wirthschafüicben  Interessen  dnrcb  eine  Reibe  von  Einriebtungen  (Yer- 
n  u.  8.  w.)  auf  die  Entwicklang  der  Production!  Und  docb,  wie  vergeblicb 
mitlbeD,  bei  dem  Mitspielen  ?on  anderen  Einflüssen  in  derselben  und  in  sieb 
r  Richtung,  nun  sieber  im  Einzelnen  nacbzuweisen ,  öfters  scbon  ob, 
iber  in  welcher  Weise  und  zumal  erst  in  welchem  Maasse  bestimmte 
ftlicbe  Erscheinuogen,  z.  B.  die  Entwicklang  des  nnd  des  Industriezweigs  in 
1er  Zeit  und  Gegend,  grade  auf  diese  Staatstbätigkeit  und  auf  die  ein- 
lazn  gehörigen  Maassregeln,  Einrichtungen,  Acte  zurückzufahren  ist.  Auch 
hier  an  äusserlich  beobachtbaren  Thatsachen,  Erscheiuungeu  als  Wirkungen 
ben  feststellen  lisst,  wird  eben  gleichzeitig  von  so  mancherlei  ?erscbiedenen  Um- 
eeinflosst,  dass  der  specielle  Einfluss  der  allgemeinen  und  der  der  besonderen 
igkeit  doch  wieder  nur  etwa  im  Ganzen  wahrscheinlich  gemacht,  aber 
au  unter  2iahl  und  Maass  gebracht  werden  kann. 

Ifach  spielen  hier  auch  allgemeinere  psychische  Momente  mit,  in  Be- 
Q  wiederum  das  Ebengesagte  gilt,  z.B.  die  Hebung  des  Volks-  und  Staats- 
ins  durch  grosse  politische  Eiiblge  reagirt  auf  das  Winbschaftsleben  durch 
g,  Steigerung  der  wirthschaftlichen  Initiative  der  Unternehmer,  durch  £r- 
les  Prestige 's  auch  der  wirthschaftlichen  Leistungen  im  In-  und  Auslande 
md  seit  tS70!).  Der  Uebergang  zu  einem  Schutzzollsystem  hebt  die  wirth- 
e  Stimmung,  den  Muth  der  Unternehmer  u.  dgl.  m.  Gewiss  oft  sehr  wich- 
üsse,  deren  Einwirkung  auch  im  Ganzen,  z.  B.  in  der  Steigerung  der  ge- 
und  der  auf  gewissen  Gebieten  stattfindenden  Productionstbfttigkeit,  in  der 
J)g   des  auswärtigen  Handels  mit  Sicherheit  sich  mag  nachweisen,  richtiger 
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gesagt:  sich  mag  sehr  wahrscheinlich  machen  lassen.  Aber  wiederum:  die  Nach- 
weisnng  dieser  i& fasse  im  Einzelnen  nnd  die  Messung  der  letzteren  bleibt  eben 
das  Unsichere,  Tielfach  Unmögliche.  Da  man  nicht  expcrimentiren  kann,  da  notorisch 
so  mancherlei  Anderes  in  derselben  oder  in  sich  kreuzender  Bichtang  gleichzeitig 
mitspielt,  kann  man  auch  festgestellte  Thatsachenreihen,  die  sich  einander  folgen  nnd 
im  Verhältniss  von  Ursache  und  Bedingung  zu  Wirkung  und  Folge  stehen  kOnnen, 
z.  6.  Maassregeln  einer  Schutzpolitik  und  Aufschwung  ?on  Productionszweigen,  doch 
eben  wiederum  nur  mit  Tielleicht  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  die  Beziehung  von 
wirklicher  Ursache  und  Wirkung  im  concreten  Fall,  aber  das  wirklich  bestehende  Ab- 
h&ngigkeitsrerh&Itniss  doch  nicht  sicher  unter  Maass  und  Zahl  bringen.  Das  ist  die 
Schwierigkeit,  welche  im  Wesen  der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Vorgänge  als  Pro- 
ducten  psychischer  Factoren  liegt  und  sich  genügend,  auch  mit  Hilfe  der  feinsten 
und  genauesten  statistischen  Methode,  nicht  tiberwinden  lässt  Von  den  streitenden 
Parteien  wird  das  in  Bezug  auf  die  Erfolge  Ton  wirthschaftspolitischen  Maassregeln 
so  oft  vergessen,  mit  allen  Zahlen  kein  genügender  Beweis,  der  den  Gegner  Oberzeugen 
mUsste,  gefuhrt.  Daher  denn  auch  die  bleibende  Meinungsverschiedenheit  von  Geg- 
nern über  solche  Erfolge ,  z.  B.  der  mercantilistischen ,  schutzzOllnerischen  Handels- 
politik im  Ganzen  und  im  Einzelnen  in  einem  concreten  Falle:  „Ist  die  britische 
Handelsmarine  durch  oder  trotz  der  Kavigationsacte  zu  ihrer  Blüthe  gekommen?'* 

Die  Unzalänglicbkeit  der  statistischen  Methode,  hier  wo  solche 
ImpoDderabilien  bei  compIicirteD  ErscheinuDgen  im  Wirthschafts- 
leben  mitspielen,  ist  demnach  unbedingt  zuzugeben.  Aber  zu  Gunsten 
der  anderen  Beobachtnngsmethoden ,  auch  der  historischen,  folgt 
daraus  nichts.  Denn  diese  Methoden  bewähren  sich  hier  nicht  in 
höherem,  sondern  in  der  Regel  selbst  in  noch  geringerem  Grade. 
Man  kann  mit  denselben,  insbesondere  mit  der  historischen,  auch 
bestenfalles  nur  gewisse  derartige  Einflüsse  als  vorhanden  con- 
statiren,  ihre  Bedeutung  aber  ebenso  wenig  oder  noch  weniger 
messen.  Oft  wird  man  die  Einwirkung  solcher  Einflüsse  nur  wahr- 
scheinlich machen  können.  Erst  wenn  und  soweit  es  gelingt,  sta- 
tistische Beobachtungen  mit  in  die  Beweisführung  zu  ziehen,  wird 
man  vielleicht  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zu  steigern  vermögen. 

Das  wird  von  den  Vertretern  der  historischen  Methode  wieder  nicht  gebührend 
berücksichtigt.  Gewiss  kann  grade  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  der  Thatsache 
des  Vorhandenseins  und  der  Mitwirkung  solcher  Imponderabilien  Rechnung  getragen 
werden.  Aber  die  Gewissheit  dieser  Mitwirkung,  geschweige  das  Maass  der  letzteren 
lässt  sich  damit  allein  nicht  feststellen,  z.B.  wiederum  bei  der  Würdigung  des  Ein- 
flusses wirthschaftspolitischer  Maassregeln.  Nur  die  Benutzung  statistischen  Materials 
vermag  hier  etwas  weiter  zu  helfen,  aber  nach  dem  Gesagten  auch  nicht  weit  genug. 
Hs  ist  daher  gewiss  richtig,  wenn  winhschaftsgeschichtliche  Untersuchungen  sich  mög- 
lichst dieses  Materials  mit  bedienen.  Aber  selbst  dann  bleiben  die  angedeuteten 
Mängel  der  Beweisführung,  auch  bei  der  sich  so  nennenden  „exactcsten**  wirthschafts- 
geschichtlichen  Forschung,  soweit  es  sich  um  die  sichere  Aufdeckung  bestimmter 
Zusammenhänge  und  Abhängigkeits?erhältniss6  der  Erscheinungen  und  um  die  Ge- 
winnung von  Maassbestimmungen  hierfür  handelt 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  dass  das  eben  überhaupt  in  aller  Mensch- 
heitsgeschichte, auch  in  der  politischen  Geschichte,  nicht  anders  sei:  auch  hier  könne 
man  immer  nur,  auch  mit  den  Hilfsmitteln  der  genauesten  Thatsachenerforschnng, 
Zusammenhänge,  Verkettungen  ron  Ursachen  und  Wirkungen,  Einflübse  ?on  allgemeinen 
Maassregelu,  von  Persönlichkeiten  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich  machen.  Aller- 
dings verhält  es  sich  so.  Aber  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  sind  die  Schwierig- 
keiten   doch  noch  grössere,   die  Ergebnisse  der  historischen  und  statistischen  Beob- 
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BUK  und  Untersucbiing  in  Bezog  aaf  die  Znsammenh&nge  der  Erscheinungen  und 
den  Einfloss  jener  angedeuteten  Imponderabilien  noch  ansicherer«  weil  es  sich, 
igstens  in  jeder  mehr  oder  weniger  freien«  indiFidualistischen  Gestaltung  des  Wirth- 
ftslebens,  doch  um  spontane  oder  Ton  anderen  Motiven  bestimmte  indifiduelle 
tiglteiten  und  höchstens  um  mehr  oder  weniger  entfernte  Einwirkungen  jener  Fac- 
D  auf  die  wirthschaftliche  Motifation  und  auf  die  daraus  herrorgehende  Hand- 
.'sweise  der  Indinduen  handelt.  Hier  eben  zu  trennen«  was,  vollends  in  welchem 
8se  es  der  Wirklichkeit  entsprechend  auf  solche  Einwirkungen  zurückzufiHiren  ist, 
und  in  welchem  Maasse  nicht,  das  bleibt  das  mit  allen  Hüfsmitteln  der  äusseren 
bachtnng,  auch  der  feinsten  historischen  und  statistischen  Methode,  eben  nicht  ge- 
end  zu  losende  Problem. 

Ans  dem  Allen  folgt,  dass  in  solchen  Fällen  immer  wieder  anf 
psychologische  Deduetion  zurückgegriffen  werden  mnss. 
ch  diese  yermag  dann  freilich  nichts  Andres  als  Wahrscheinlicb- 
ten  der  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  fest- 
teilen.  Aber  diese  Wahrscheinlichkeiten  werden  einen  grösseren 
;rth  als  die  mit  den  Beobachtungsmethoden,  auch  der  historischen 
i  der  statistischen,  ermittelten  beanspruchen  können,  weil  dieMethode, 
t  welcher  sie  gewonnen  wurden,  gleichzeitig,  voraussetznngsweise, 
)  bedingenden  und  verursachenden  Factoren  als  die  psychologisch 
ihrer  Wirksamkeit  begreiflichen  wird  nachgewiesen  haben, 
snaue  M  a  a  s  s  bestimmungen  fUr  die  Beziehungen  zwischen  Ur- 
(^hen  und  Bedingungen,  Wirkungen  und  Folgen  werden  zwar  auf 
3se  Weise  gleichfalls  nicht  erreicht,  wohl  aber  Bestimmungen  der 
Ichtung,  in  welcher,  und  einigermaassen  aach  der  Intensität, 
it  welcher  gewisse  Ursachen  und  Bedingungen  sich  wirksam  er- 
sisen,  und  wiederum  hier  mittelst  der  Deduetion  sicherer  und 
ychologisch  begreiflicher,  als  mit  den  Beobachtungsmethoden, 
aber  dient  hier  die  deductive  Methode  doch  zur  besseren  Erkla- 
ng und  Verständlichmachnng  der  Zusammenhänge  und  Abhäogig- 

itsverhältnisse. 
§.  82.  —   b)  Anwendung  der  statistischen  Methode. 

Das  N&here  hierüber  gehört  in  die  Schriften  über  Theorie  der  Statistik.  Ich 
schränke  mich  anf  einige  Bemerknngen,  bei  welchen  ich  meiner  Abh.  Statistik 
s.  S.  468  ff.)  folge,  ond  füge  einige  Stellen  daraas  wOrtlich  ein.  Vgl.  über  die 
lingungen  der  Begelmässigkeit  und  über  die  Hauptsätze  der  Wahrscheinlichkeits- 
hnonfT  o.  A.  die  Ausführongen  Westergaard's  (Statistik,  S.  10  ff.,  56  ff).  Als  Bei- 
el  für  die  Behandlung  eines  Complezes  von  bestimmten  Erscheinungen  nach  der 
tistischen  Methode  bebnfs  Feststellung  des  Generellen  und  der  condition eilen  und 
isalen  Verhältnisse  gem&ss  den  von  mir  hier  in  der  Methodologie  rertretenen  Ge- 
htspuncten  beziehe  ich  mich  auf  die  Selbstmordstatistik  im  2.  Theil  meiner  „Gesetz- 
ssigkeit  scheinbar  willkührlicher  menschlicher  Handlungen''. 

Genügende  Massenhaftigkeit  und  richtige  Systematik 
^glichst  zuverlässiger  Beobachtungen ,  welche  Qualitätsbestiro- 
iDgen,  bezw.  Zahlenansdrttcke  dafür  von  den  betreffenden  Er- 
beiouDgen  ergeben,  sind  die  Momente,  um  welche  es  sich  bei  der 
itistischen  Methode  handelt  und  von  denen  der  Werth  der  Ergcb- 
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nisse  dieser  Methode  abhängt.  In  Betreff  der  Massenhaftigkeit  muss 
der  leitende  GeBichtspnnet  sein,  mögliehst  so  viele  sichere  Beob- 
achtungen einer  Erscheinung  (oder  eines  Complexes,  einer  Reihe 
Ton  Erscheinungen  derselben  Art)  anzustellen,   dass  die  Ursachen 
und  Bedingungen,  welche  bei  dieser  Erscheinung  ttberhaupt  mit- 
wirken,  nach  Wahrscheinlichkeitsgründen  in  den  betreffenden  Beob- 
achtungen bereits  sämmtlich  und  in  der  Weise,  in  dem  Verhältniss 
zur  Wirksamkeit  gelangt  sind,  wie  es  den  constanten  und  gelegent- 
lich mitspielenden  variablen  Ursachen  und  Bedingungen,  der  Durch- 
schnittscombination    und    Durchschnittsbedeutung    und    Häufigkeit 
aller,  auch  der  variablen  Factoren,  entspricht.    Für  das  hiemach 
zu  fordernde  Maass  der  Masse  der  Beobachtungen  und  für  den 
Werth    der  Ergebnisse    nach  der  Grösse  der  Masse  lassen  sich 
mathematische  Regeln  aufstellen.     Die   Systematik   der  Beobach- 
tungen verlangt  eine  möglichst  genaue  Verfolgung  der  Verände- 
rungen der  Erscheinung  in  Zeit  und  Raum,  daher  zu  diesem  Zweck 
die    erforderliche  zeitliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Beob- 
achtungen, die  Zerlegung  von  Zeit  und  Raum  in  kleine  Theile, 
und  die  Beobachtung  der  Erscheinung  in  jedem  dieser  Theile.  Die 
so    gewonnenen    statistischen  Elementardaten    der  systematischen 
Beobachtnng  werden  dann  aufgezeichnet,  registrirt,  geprüft,  ge- 
sammelt, classificirt,  gruppirt,  tabellarisirt,  letzteres  insbesondre  so, 
um  Functionenverhältnisse  hervortreten  zu  lassen  und  festzustellen. 
Darauf  werden  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr,  der  Gestaltung, 
des    Verlaufs   der  Erscheinungen    und  Abweichungen   von  diesen 
Gleichförmigkeiten  gesucht  und  so  das  Generelle,  Typische  der 
Erscheinungen  vom  Individuellen  unterschieden.    Alsdann  werden 
die  sichtbar  oder  muthmaasslich  den  gleichförmigen  und  ungleich- 
förmigen   Gestaltungen   und    Bewegungen    der  Erscheinungen   zu 
Grunde    liegenden    constanten    und   variablen   Ursachen   und  Be- 
dingungen und  bezüglichen  Combinationen  und  auf  diese  Weise 
schliesslich  Regehnässigkeiten  und  Regeln,  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  der  Erscheinungen  zu  ermitteln,  sowie  die  Erklärung  dafür 
und    für    die  Abweichungen  zu  gewinnen  gesucht.    Dieses  letzte 
Stadium  der  Erkenntniss  lässt  sich  aber  wieder  nicht  mittelst  der 
statistischen  Methode  allein  genügend  erreichen,  vielmehr  muss  hier 
wieder  die  Dedaction  aus  psychischen  Motiven  hinzukommen,  um 
wirkliche  Erklärungen  zu  geben. 

Unter  den  technischen  Hilfsmitteln  des  statistischen  Verfahrens 
nimmt  die  Tabelle  eine  besonders  wichtige  Stellung  ein. 
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,3ie  erleichtert  nicht  nur  die  Uebersichtlichkeit,  besonders  der  2^ihlendAten, 
serordeatlich,  sondern  lisst  aoch  schon  dem  physischen  Ange  die  Gleichf&rmi^ 
en  (und  die  Un^ldchf^imigkeiten)  entgegentreten.  Anch  die  formelle  kritische 
fong  wird  durch  die  tabellarische  ZosammensteUnng  erleichtert,  auf  fällige  (?iel- 
ht  auf  Beobachtnngs>,  Rechen-,  Schreibfehler  zorQckznfbhrende)  Abweichungen  ? on 
Gleichförmigkeit  werden  in  der  Tabelle  am  Deutlichsten  herrortreten  ....  Die 
aptbedeatang  der  Tabelle  liegt  darin,  dass  sie  richtig  constmirt,  zugleich  das 
ictionelle  Yerh&ltniss  zwischen  dem  statistischen  Object  und  den  &raufein- 
Lenden  Einflüssen  zum  Ausdruck  bringt  „,J)ie  Tabelle  isr'"*,  wie  Engel  (Ztschr. 
preuss.  stat  Bur.,  1S64,  S.  114)  sagt,  „,4nit  einer  Sammlung  ron  Panctionen  ?er- 
i edener  Art  zu  rergleichen,  indem  die  Werthe,  die  in  die  vorderste  Spalte  gesetzt 
rden,  den  ünabh&ngigen  oder  Dufariablen  entsprechen,  w&hrend,  wenn  man  bezUg- 
1  dieser  eine  Feststellung  getn^en  hat,  die  Werthe  in  allen  folgenden  Spalten  sich 
'  nach  Maassgabe  jener  ? erindem,  mithin  die  abh&ngigen  Variablen  sind.  Letztere 
i  aber  die  Functionen  der  ersteren.'^'*  Die  statistischen  Daten  aber  ein  Object 
cheinen  in  einer  solchen  Tabelle,  als  einer  Sammlung  7on  Functionen,  dann  als  ab- 
igifire  Variablen  der  nach  einander  zur  PrOf^g  ihres  Einflusses  rorzuführenden 
tachen.  Man  wird  so  sofort  obersehen  kOnnen,  welche  Verinderungen  der  auf  ein 
ject  bezüglichen  Daten  unter  dem  Einfluss  räumlicher  und  zeitlicher  Veränderungen 
r  Ursachen  und  Bedingungen  erfolgen ....  Die  Tabelle  mit  Zahlendaten  (bedingt 
bst  eine  solche  mit  ungeähren  Qnantitätsbestimmungen)  ist  eine  arithmetische 
rstellung  des  fnnctionellen  Verhältnisses  der  Erscheinung.  Auf  Grund  dieser  Daten 
m  auch  eine  geometrische  Darstellung  dieses  Verhältnisses,  z.  B.  eine  Gunren- 
ichnung  in  einem  Goordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darstellung  oder  eine 
dliche,  mit  Farbenrerschiedenheiten,  Schattenabstufungen  gegeben  werden.''  (Aus 
tiner  Abb.  Statistik,  S.  474  ff.) 

Bei  den  wichtigsten  Aufgaben,  zu  deren  Lösnng  die  statistische 
ethode  in  besonderem  Maasse  beitragen  kann,  der  zweiten  und 
itten  der  früher  von  nns  nnterschiedenen ,  also  znr  Auffindung 
is  Grenerelleo,  Typischen,  des  Gesetzmässigen,  des  oder  der  Oe- 
tze  der  Erscheinungen,  der  conditionellen  und  causalen  Zusammen- 
Inge  und  Abhängigkeitsverhältnisse,  lässt  sich  die  statistische 
ethode  wohl  förmlich  nach  Art  der  experimentellen  For- 
^hnngsmethoden  oder  wenigstens  in  der  Weise  ausbilden  und 
stndhaben,  dass  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
erfahren  werden  kann.  So  können  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
itsprechend  bearbeiteten  (gruppirten,  tabellarisirten)  statistischen 
[aterials  die  Methode  der  Uebereinstimmung,  die  Differenzmethode, 
iejenige  der  Rückstände  (Reste)  und  diejenige  der  sich  begleiten- 
en  (concnrrirenden)  Umstände  zu  einer  der  experimentellen  For- 
:hnng  ähnlichen  Anwendung  gelangen. 

S.  Qber  diese  Methoden  Mi  11,  Logik,  3.  B.  Kap.  8  (Schiers  Uebersetzung,  I, 
53  ff.)  und  dazu  Sigwart,  Logik,  11,  416  ff.  —  Engel,  Bewegung  der  BeTOlkerung 
n  Königreich  Sachsen  (1852),  Vorwort,  S.  V,  meine  „Gesetzmässigkeit'',  II,  Motto 
tiinter  dem  Titel)  aus  Engel,  meine  Abb.  Statistik,  S.  476.  Engel  sagt  hier  u.  A.; 
Der  Causalzusammenhang  der  beobachteten  und  arithmetisch  aufgefassten  Erschei- 
lungen  moss  analytisch  dargelegt  werden,  die  zeitlich  und  räumlich  wahrnehmbaren 
^e»chiedenheiten  sind  zu  deuten  und  ihre  wahrscheinlichen  Ursachen  zu  ergrtlnden  .... 
)ie  einfachste  (zu  Grunde  zu  legende)  Methode  ist  die  der  Naturwissenschaften: 
oerst  jede  einzelne  Erscheinung  an  sich  nach  allen  Seiten  kennen  zu  lernen,  sodann 
n  ermitteln,  in  welchem  Zusammenhange  sie  mit  andern  steht,  und  darauf  erst  diesen 
^Qsammenhang   oder  das  Abhängigkeitsrerhältniss   zu   messen.     Namentlich    müssen 
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Ursachen  und  Wirkungen  unterschieden,  als  letztere  die  betreffenden  Erscheinungen, 
als  erstere  möglicher  Weise  Alles  betrachtet  werden,  was  uns  umgiebt,  wahrschein- 
licher Weise  sehr  Vieles,  dessen  Einfluss  wir  uns  nicht  träumen  lassen.  Bei  der  gei- 
stigen Analyse  des  bunten  Gewirrs  der  Erscheinungen  kann  man  einen  ähnlichen 
Weg  wie  in  der  Chemie  einschlagen:  die  Reihe  der  Erscheinungen  im  Öffentlichen 
Le^  zu  gewissen  Gruppen  und  Abtheilungen  yereinigen,  diese  gleichsam  als  Bea- 
gentien  zur  Untersuchung  einer  bestimmten  Beihe  anderer  Erscheinungen  betrachten, 
darauf  zunächst  das  Vorhandensein  einer  Beaction,  sodann  die  Quantität  und  Qualität 
derselben  beobachten.''  Ich  füge  dem  aus  meiner  Abh.  Statistik  (S.  475)  noch  hinzu : 
„Nach  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  Beaction  sucht  man  die  Grösse  und  Be- 
schaffenheit des  Einflusses  mittelst  solcher  Beobachtungen,  welche  eine  bestimmte 
Modification  der  Ursache  (und  Bedingung)  und  der  Art  ihrer  Einwirkung  enthalten, 
zu  bestimmen ....  Schliesslich  geht  man  dann  daran ,  die  aufgefundenen  und  ge- 
nauer bestimmten  (gemessenen)  Abhängigkeitsverhältnisse  einer  Erscheinung  unter  sich 
und  mit  denjenigen  anderer  Erscheinungen  in  Zusammenhang  zu  bringen,  um  die 
generellere  Bedeutung  einer  Ursache  fUr  eine  Beihe  von  Erscheinungen  festzustellen 
und  dadurch  yielleicht  zu  einer  höheren  Ursache  empor  zu  steigen.  Ueberall  handelt 
es  sich  hier  um  Schlüsse,  deren  logische  Bichtigkeit  an  den  Denkgesetzen,  deren  wirk- 
liche, der  Bealität  entsprechende  Bichtigkeit  an  den  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit 
geprüft  werden  muss.''  Die  Methoden  der  experimentellen  Forschungen  sind  hier 
wenigstens  nach  Analogie  anwendbar,  „trotz  der  fast  immer  mangelnden  Möglichkeit 
des  künstlichen  Experimentirens,  weil  man  die  Beobachtungen  grade  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  ein  statistisches  Object  beeinflussenden  Ursachen  (und  Bedingungen) 
so  einrichten  kann,  dass  sie,  den  Wechselverhältnissen  der  realen  Welt  nachgehend, 
yon  den  dadurch  gelieferten  natürlichen  Experimenten  Act  nehmen.''  (Eb.  habe  ich 
an  Beispielen  die  Anwendung  der  vier  genannten  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung in  der  Statistik  gezeigt) 

Eine  wichtige  Aufgabe  ist  bei  dem  Scbluss  von  den  beob- 
achteten Wirkungen  auf  die  sie  herbeiführenden  Ursachen  die  Fest- 
stellung,  ob  man  es  hier  mit  constanten  oder  variablen  Ursachen 
und  weiter,  ob  man  es  mit  einem  wirklich,  wie  angenommen,  be- 
stehenden Zusammenhang  und  Abhängigkeitsverhältniss  oder  mit 
einem  Spiel  des  Zufalls  zu  thun  habe.  Das  Erstere  ist  nach  dem 
,,6esetz  der  grossen  Zahl'',  Beides  alsdann  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitslehre  bez.  -Rechnung  zu  untersuchen. 

Auch  darüber  das  Ilähere  in  der  Theorie  der  Statistik  und,  soweit  es  für  die 
Logik  und  Methodologie  in  Betracht  kommt,  in  den  Schriften  über  diese.  Vgl.  daher 
besonders  Mill,  Logik,  Bach  3,  Kap.  17  und  18  (II,  53  ff.),  Sigwart,  Logik,  II, 
§.85,  101,  102  (Hilfsmethodon  der  Indaction,  statistische  Methoden,  Wahrscheinlich- 
keit auf  statistischem  Boden,  II,  502  ff.).  Lexis,  Theorie  der  Massenerscheinungen, 
Westergaard  a.a.O.  Bttmelin,  Reden,  S.  15ff.  Meine  Abh.  Statistik,  S.47Gff., 
460  ff.  und  die  daselbst  genannten  Schriften  (Qu6telet,  Littrow).  v.  Kries, 
Principien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung ,  Freib.  1 886 ,  bes.  Kap.  9. 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  —  ein,  wie  Kümelin  mit  Becht  bemerkt, 
nicht  glücklicher  Ausdruck,  ich  habe  es  das  „Gesetz  der  constanten,  die  Wirksamkeit 
der  accidenteUen  Ursachen  überwindenden  Ursachen'*  zu  nennen  vorgeschlagen  — 
besagt,  „dass  bei  der  Beobachtung  einer  grossen  Zahl  von  Erscheinungen  derselben 
Art  schliesslich  ein  gewisses  constantes  Zahlenverhältniss  hervortritt,  welches  desto 
früher  und  deutlicher  bemerkt  wird  ,  je  besser  und  unter  sich  gleichförmiger  die  Be- 
obachtungen, je  grösser  die  Anzahl  derselben  und  je  geringer  die  Abweichungen  der 
einzelnen  Beobachtungen  von  jenem  constanten  Zahlenverhältniss  sind'*  (nach  Littrow). 
„Wir  beobachten  demnach  hier  eine  Regelmässigkeit  in  den  grossen,  eine  Unregel- 
mässigkeit in  den  kleinen  Zahlen/'  Dies  deshalb,  „weil  die  Erscheinungen  in  ihrer 
Entwicklung  von  constanten  und  veränderlichen  Ursachen  (und  Bedingungen)  beherrscht 
werden.    In  den  grossen  Zahlen,  d.  h.  in  der  Masse  der  Einzelfälle,  wirken  sie  ebenso. 
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irird  ihre  Wirkung  hier  gestOrt  (hezw.  aafgehoben)  und  deshalb  yerdockt  durch 
:elegeDtlichen  Ursachen.  Diese  Störungen«  daher  das  Ob  und  Wie  der  Wirksam- 
1er  gelegentlichen  Ursachen,  erfolgen  aber  wiederum  nach  einer  Ordnung :  Qu^- 
's  Gesetz  der  accldentellen  Ursachen.  Dies  Gesetz  zeigt,  „„wie  sich  auf  die 
e  eine  Beihe  ?on  Erscheinungen  rertheilt,  welche  von  constanten  Ursachen,  deren 
in  gen  aber  gelegentliche  Ursachen  stören,  beherrscht  werden.  Letztere  para- 
D  sich  schliesslich  und  es  bleibt  am  Ende  das  Resultat  übrig,  welches  sich  un- 
ierlich  wiederholt  hätte,  wenn  die  constanten  Ursachen  allein  wirksam  gewesen 
i'""'.  Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schliesst  das  Gesetz  der  accldentellen  Ursachen 
cite  mit  ein.  Die  Annahme,  dass  die  constante  Ursache  in  jedem  Einzelfalle 
rkt,  aber  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  einer  regelmässigen  Weise  ?on  einer  ge- 
tlicben  Ursache  mitunter  überwunden  wird,  ist  eine  logische  Nothwendigkeit, 
lie  Gleichförmigkeit  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  zu  erklären''  (meine  Statistik, 
),  461). 

Dies  Alles  gestattet  eine  Anwendung  im  wirthschaftlichen  Gebiete  auf  die  Ver- 
isse  der  Motiration.  Bei  denjenigen  zahlreichen  Erscheinungen  (z.B.  Preis- 
Dgcn  im  freien  Verkehr),  wo  das  erste  Leitmotiv,  das  Streben  nach  dem  wirth- 
dicben  Yortheil,  unter  den  Voraussetzungen  der  strengen  Deduction  (§.  68)  in 
Vlasse  der  Fälle  wirkt,  ergiebt  sich  eine  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  der 
leinuDgen,  indem  jenes  Leitmotiv  die  constante  Ursache  darstellt;  in  einzelnen 
3  treten  aber  andere  Leitmotive  modificirend,  paralysirend  hinzu:  die  gelegent- 
I  Ursachen,  welche  die  Abweichungen  von  der  Kegel  bestimmen. 

,J)ie  Bestimmung,  ob  eine  Verbindung  von  Erscheinungen  zufällig  oder  das 
tat  eines  Gesetzes  sei,  erfolgt  in  der  Weise,  dass  man  prüft,  ob  sie  relativ 
^er  vorkommt,  als  sich  ohne  Annahme  einer  darauf  hinwirkenden  Ursache  nach 
scheiulichkeitsgründen  vermuthen  lässt''  (a.  a.  0.  S.  477),  wofür  dann  die  For- 
der Wahrscheinlichkeitsrechnung  zur  Anwendung  gelangen  können.  Weiteres 
ber  in  den  oben  genannten  Schriften,  besonders  von  Lexis,  v.  Kries, 
:ergaard. 

Gegen  eine  derartige  AnwendoDg  der  statistischen  Methode  auf 
wirthschaftlichen  Erscheinangeo  nach  Analogie  der  Methoden 
rimenteller  Forschung  auf  Naturerscheinungen  könnte  sich  der 
vand  erheben,  dass  man  dabei  wieder  in  den  Fehler  verfalle, 
3  beiderlei  Erscheinungen  zu  sehr  als  homogene  zu  betrachten, 
rend  sie  wegen  der  Abhängigkeit  der  ersteren  von  menschlichen 
dlnngen,  Willensacten ,  psychischen  Motiven  eben  heterogene 
I.  Indessen  würde  ein  solcher  Einwaod  nur  zutreffend  werden, 
1  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  die  ihnen  zu  Grunde 
nden  Handlungen  entweder  indeterminirt  oder  nur  von 
g  variablen,  bei  jedem  handelnden  menschlichen  Individuum 
.  verschiedenen  Motiven  und  Motivecombinationen ,  von  „ganz 
rechenbaren''  Factoren  abhingen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist, 

die  innere  und  äussere  Beobachtung  und  wird  mit  durch  die 
^hmässigkeiten  der  Erscheinungen,  welche  auf  wirthschaftlichen 

auf  anderen   Gebieten    von   menschlichen   Willensacten   und 
dlungen  abhängen  und  in  der  „grossen  ZahP'  der  Fälle  deut- 
hervortreten, genügend  widerlegt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
hier     gewisse    bevölkerungs-,     namentlich    sogenannte 
ralstatistische  Untersuchungen  solcher  Erscheinungen, 
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welche  vom  ,,freien  Willen''  der  HaDdelnden  abbäDgen  oder  mit 
abhäDgen. 

An  dieser  Stelle  müss  es  an  diesem  Hinweise  genügen.  S.  oben  in  §.  54,  (S.  140) 
die  littenrischen  Angaben  und  die  Bemerkungen  dazn^). 

§.83.  — 2.  DieHistorik,  d.h.  die  Geschiebte  alsMethode. 

a)  Im  Allgemeinen  and  bezüglich  der  ersten 
und  dritten  Aufgabe.  Nach  den  wiederholten  Erörterungen 
im  Voraasgebenden  über  die  historische  Methode,  ihre  Berechtigung, 
ihre  Mängel  und  Unzulänglichkeit,  wird  es  möglich  sein  und  ge- 
nügen, hier  jetzt  diesen  Gegenstand  in  kürzeren  abschliessenden 
Ausführungen  zu  erledigen. 

Vor  Allem  ist  auch  bei  der  Geschichte  zwischen  ihr  als 
Wissenschaft  und  als  Methode  der  Beweisführung,  äbn- 

')  Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  mir  gegen  die  zu  mechanistische  AnCfassung 
der  moralstatistischen  Tbatsachen  in  meiner  ersten  bezüglichen,  aas  1863 — 64  her- 
rührenden Schrift  über  ,,dio  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  wiUkührlichen  mensch- 
lichen Handlangen*'   eine  Polemik   zu  Tbeil  geworden,   deren   tbeilweise  sachliche 
Berechtigung  ich  selbst  I&ngst  anerkannt  habe.     Ich  hätte  dabei  aber  fieUeicht  er- 
warten können,   dass  man  sich  nicht  immer  nar  an  den  ].  Theil  genannter  Schrift, 
z.  B.  an  mein  oft  citirtes  Bild  —  wie  ich  es  aoch  damals  hingesteUt  habe  —  rom 
Mftrchenlande    mit     der    Annahme     gesetzlich    vorgeschriebener     ,4noral- 
statistischer"'  Handlangen  (noch  jüngst  wieder  bei  Westergaard,  S.  280)  gehalten, 
sondern  meine  anderen  späteren  Arbeiten  mit  berücksichtigt  hätte.    Schon  der  2.  Theil 
meiner  genannten  Schrift,  die  Selbstmordstatistik,  —  die  ich  wohl  auch  heute  noch, 
trotz   der  seitdem   oft   und   mit  natürlich  ?iel  reicherem  und  besserem  statistischen 
Material  erfolgten  Bearbeitung  des  Gegenstands,  die  eingehendste  vergleichend-stati- 
stische Untersuchung  eines  solchen  Thatsachenkreises  nennen  darf,  welche  vorhanden 
ist,  —  beweist  doch  meine  Vorsicht  in  der  Schlussziehung.    Meine  Abb.  Statistik  (aus 
1865—66)  ist,  glaube  ich,  den  Bedenken  wegen  zu  mechanistischer  Auffassung  bereits 
viel  weniger  als  die  etwas  ältere  Schrift  ausgesetzt  und  meine  „volkswirthschaftliche 
Grundlegung"'  unterliegt  wohl  solchen  Bedenken  überhaupt  nicht  mehr.    Keiner  meiner 
zahlreichen  Kritiker,  A.  v.  Oettingen  ausgenommen,  hat  das  aber  berücksichtigt,  auch 
Knapp,  Westergaard,  Schmoller  (noch  1888!)  nicht.    Mit  einigen  ablehnenden.  Öfters 
hochuihrenden  und  spöttelnden  Bemerkungen  sind  übrigens  die  von  mir  immer,  auch  in 
meiner  ersten  Schrift,  anerkannten  Schwierigkeiten,  die  Beziehung,  bezw.  den  Wider- 
spruch zwischen  der  grossen  statistischen  Begelmässigkeit  „willkührlicher*'  Handlungen 
und  der  menschlichen  „Willensfreiheit'*  befriedigend  zu  erklären,  noch  durchaus  nicht 
beseitigt    Mir  und  m.  £.  Jedem,   der  hier  klar  zu  sehen  wünscht,  bleibt  grade  auf 
dem  moralstatistischen  Gebiete  noch  ausserordentlich  viel  Problem.    Einzelne  Regel- 
mässigkeiten, z.  B.  die  Yertheilung  der  Selbstmorde  auf  die  Jahreszeiten,  zeigen  eine 
Macht  äusserer  Einflüsse,   die  dadurch  nicht  weniger  erstaunlich  wird,   dass  einige 
Leute,  die  immer  das  Gras  wachsen  hOren,  sie  gar  nicht  auffUlig,  sondern  ganz  er- 
,  klärlich  finden.     Auch  G.  Schmoller 's  Ausführungen  (über  die  Resultate  der  Be- 
vOlkeruDgs-  und  Moralstatistik,  1869,   wiederholt  in  seiner  Schrift   „zur  Litteratur- 
geschichte  der  Staatswissenschaften'',  S.  272)  gehen  über  die  angedeuteten  Schwierig- 
keiten viel  zu  leicht  hinweg,  und  zwar  grade  für  den,  der  wirklich  „das  tieferblickende 
Auge''  (S.  183)  besitzt.    Ich  verkannte  nie,  auch  in  meiner  ersten  Schrift  nicht,  die 
Unzulänglichkeit  der  mechanistischen  Auffassung,  aber  was  die  Gegner  vorgebracht 
haben,  scheint   mir  vielfach  keine  klarere  und  bessere  Auffassung  an  die  Stelle  zu 
setzen.     Damit,   dass  man  von   „vulgärem",   „trivialem"  Qu6teletismu8  spricht,   wie 
Knapp  u.  A. ,   beweist   man  doch  noch  nichts.  —  Es  bedarf  übrigens  wohl  keiner 
besonderen  Hervorhebung,  dass  die  moralstatistischen  Controversen  grade  für  die  uns 
hier  beschäftigenden  methodologischen  Fragen  von  besonderer  Wichtigkeit  sind. 
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wie  bei  der  Statistik  (§.  80 ,  S.  204)  und  ferner  in  Bezug  auf 
Anwendung  der  Geschiehte  als  Methode  zwischen  den  ver- 
iedenen  Aufgaben  der  Politischen  Oekononiie  zu  unter- 
iden. 

Geschichte  als  Wissensohaft,  Wirthschafts -  (Finanz-,  weiter 
ur-,  Social-)  Geschichte  als  Theil  dieser  Wissenschaft  ist  eine 
itbehrlichcy  höchst  werthvolle  Hilfswissenschaft  fdr  unsere  ganze 
tiplin  und  Geschichte  als  Methode  wenigstens  fUr  gewisse  Auf- 
3n  der  Politischen  Oekonomie  nicht  minder  wichtig,  in  be- 
mten  Fällen  auch  unentbehrlich. 

Auch  wenn  sich,  nach  der  dorchans  heute  Torherrschenden  Ansicht  unserer 
historiker,  die  Geschichtswissenschaft,  ahio  auch  die  Wirthschafts-  Geschichtswissen- 
t  als  solche  ans  der  Stofe  der  bloss  referirenden  und  der  Stnfe  der  pragmatischen 
^  Stufe  der  genetischen  erhebt,  wiU  sie  anch  auf  dieser  Stufe  doch  nur  dantellen, 
iem,  wie  die  ? on  ihr  behandelten  Dinge  sind,  geworden  sind,  sich  entwickelt  haben 
Ln  welchem  Zusammenhang  sie  unter  einander  stehen.  Sie  will  nicht  „allgemeine 
,  Gesetze,  Ideen  aus  den  Ereignissen  abstrahiren'\  nicht  .,die  Ereignisse  als 
ongen  allgemeiner  Grundgesetze  mechanisch  ableiten  und  quantitativ  bestimmen'' 
nbeim,  s.  o.  S.  146,  Note  2  und  S.  205). 

Mit  dergestalt  gefassten  Aufgaben  der  Geschichte  hat  es  nun 
Politische  Oekonomie  in  ihrer  ersten  und  theil  weise  in  ihrer 
tten  der  oben  (§.  57)  unterschiedenen  Aufgaben  zu  thun. 
der  Lösung  dieser  Aufgaben  dient  ihr  daher  die  Geschichts- 
(enschaft,  speciell  die  Wirthschaftsgeschichts-Wissenschaft  als 
swissenschaft  und  dient  zugleich  das  geschichtswissenschaftlich 
gestellte  und  geordnete  Tbatsachenmaterial  als  Mittel  der  Be- 
dfttbrnng  dafür,  dass  die  Dinge  so  sind  und  in  dem  Zu- 
menhang  stehen,  wie  die  Geschichte  es  ergiebt 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  diese  Hilfe  bei  der  ersten 
3rer  Aufgaben,  und  hier  vor  Allem  fdr  die  hinter  derGegen- 
rt    zurückliegende  Zeit,    daher   fUr    die  Ermittlung  des 

as-  und  Wie-  früher  Gewesenseins'^  und  des  „Was- 

Wie-Gewordenseins''  der  wirtbschaftlichen  Erscheinungen. 

Denn  hier  versagen  die  erste  und  die  zweite  Beobachtuogsmethode  oder  das, 
mit  ihrer  Hilfe  seinerzeit  ermittelt  wurde,  wird  eben  erst  nach  geschichts- 
;D8chafUicher  Feststellung,  Prüfung  und  Ordnung  verwendbar  und  verwerthbar, 
das  betreffende  Tbatsachenmaterial  wird  „historisches"  Material.  Und  hier  ver- 
femer  nicht  minder,  aus  den  angeführten  nicht  principiellen,  aber  thatsftchlichen 
den  (S.  207)  häufig  ganz,  fast  immer  mehr  oder  weniger,  die  statistische  Methode. 
ISO  kann  aber  hier  auch  mit  der  deductiren  Methode  vielfach  gar  nicht\  immer 
ansicherer  und  mehr  nur  aushilfsweise,  zur  Ergänzung  von  Lücken  in  der  Be- 
fahrung  mit  der  historischen  Methode,  als  selbständig,  „schöpferisch''  gearbeitet 
len.  Soweit  Letzteres  überhaupt  mOglich  ist,  können  deductiv  auch  nur  gewisse 
«e,  oft  nur  ganz  grobe  Grundzüge,  nicht  ein  genaues,  der  Wirklichlceit  entsprechendes, 
;nreiches,  das  Detail  mitgebendes  Bild  der  Erscheinungen  entworfen  werden.  Ob 
inwieweit  die  historische  Methode  allein,  vollends  ohne  Hilfe  der  Statistik,  für 
sre,    zumal    für  weiter  zurückliegende,   unter  wesentlich  verschiedenen  Cultur- 
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Je  l&nger  die  Jahreäreiben  znrerlässig  ermittelter  statistischer  Thatsachen  werden, 
desto  mehr  wird  t^xa  Ton  selbst  die  statistische  Methode  auch  auf  das  zeitliche 
Nacheinander  der  Erscheinungen  anwendbar. 

Ferner,  je  mehr  die  statistische  Technik  sich  vervolikommnet, 
schon  bei  der  ersten  Aufnahme  der  Thatsachen,  je  mehr  Arten  nnd 
Reihen  von  Thatsachen  für  diese  Aufnahme  sich  geeignet  erweisen 
und  je  mehr  Schwierigkeiten,  z.  B.  im  Widerstand,  in  der  Ab- 
neigung, im  Bildungsstand,  in  Vorurtheilen  der  Bevölkerung,  ver- 
schwinden oder  sich  tiberwinden  lassen,  gerade  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  wirthschaftlichen  Thatsachen  (wie  etwa  der  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erwerbsverhältnisse),  desto  umfangreicher  und  sicherer 
wird  die  statistische  Methode  zur  Lösung  von  Fragen  und  Auf- 
gaben, wie  der  früher  besprochenen,  anwendbar. 

Vielfach  wird  man  sich  bis  dahin  denn  auch  statt  mit  genauen,  aaf  Grund  Ton 
Z&hlnngen  ermittelten  Zahlen  mit  Schätzungen  von  Zahlen  nothgedrangen  be- 
gnügen mOssen.  Auch  solche  Schätzungen,  fur  welche  man,  z.  B.  in  der  BevOlike- 
rungsstatistik,  wissenschastliche  Gesichtspuncte  aufstellen  kann,  sind  nicht  werthlos, 
können  daher  unter  gewissen  Cautelen  auch  die  Grundlage  weiterer  Operationen  des 
statistischen  Verfahrens  bilden.  Eine  „ungefähre''  Zahlenangabe  muss  eben  öfters, 
kann  aber  auch  nicht  selten  für  manche  Zwecke  genügen.  Selbst  noch  allgemeinere 
Quantitätsbestimmungen  („viel**,  „wenig",  „mehr**,  „weniger'*,  „grösser**,  „geringer**  etc.) 
sind  in  Ermangelung  genauerer  Daten  nicht  aus  dem  Gebiete  der  statistischen  Me- 
thode schlechtweg  anszuschliessen ,  so  dass  auch  die  häufig  erfolgende  begriffliche 
Beschränkung  der  Statistik,  als  Methode,  auf  zahlenmässige  Angaben  zu  weit  gehen 
möchte,  wenn  die  Erreichung  genauer  zahlenmässiger  Angaben  auch  das  Ziel  sein 
muss  (s.  meine  Abh.  Statistik,  S.  474). 

Wenn  die  angedeuteten  Umstände  den  Werth  der  statistischen 
Methode  vermindern  und  je  nachdem  auch  dazu  fuhren,  dass  die- 
selbe mitunter  den  Dienst  ganz  versagt,  so  liegen  die  Verhältnisse 
noch  ungleich  ungünstiger  in  dem  anderen  erwähnten  Poncte,  dass 
eben  Vieles  sich  quantitativ,  zahlenmässig,  statistisch 
nicht  erfassen  lässt.  Allerdings  ist  es  ja  an  sich  nicht  un- 
möglich, alles,  was  als  Tbatsache  in  der  realen  Welt  in  die  Er- 
scheinung tritt,  daher  auch  alle  wirthschaftlichen  Thatsachen,  zu 
zählen,  zu  messen,  quantitativ  zu  bestimmen,  wenn  sich  auch  von 
diesen  Thatsachen  Vieles  wegen  unüberwindlicher  Schwierigkeiten 
der  Aufnahme  practisch  dieser  Behandlungsweise  entziehen  wird. 
Da  wird  dann  wieder  die  „tägliche  Beobachtuog'',  die  wissenschaft- 
liche Einzelbeobachtung,  die  historische  Methode  und  eventuell  die 
Deduction  zum  Ersatz  eintreten  müssen.  Misslicher  ist  aber  noch 
ein  ganz  anderer  Umstand,  selbst  bei  denkbar  vollendetster  sta- 
tistischer Technik:  die  Thatsachen,  welche  in  die  Erscheinung 
treten,  sollen  doch  nicht  nur  constatirt,  beschrieben,  sondern  in 
ihrem  Sein,  Werden,  Verlauf,  Vergehen  erklärt,  auf  ihre  Be- 
dingungen und  Ursachen  zurückgeführt,  ihre  Abhängig- 
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von  diesen  soll  ermittelt,  womöglich  gemessen  werden, 
^it  nun  die  BedingUDgen  und  Ursachen  wieder  in  anderen, 
3gehendeD,  früher  in  die  Erscheinung  tretenden  bestimmten, 
^rlich  genau  constatirbaren  und  quantitativ  bestimmbaren  That- 
3n  bestehen,  müssen  und  können  eventuell  auch  diese  beob- 
^t  und  auch  statistisch  aufgenommen  werden.  Wo  das  mög- 
ist, erweist  sich  gerade  das  statistische  Verfahren,  z.  B.  mittelst 
T  Tabellarisirang,  worin  schon  äusserlich  Functionenverhält- 

hervortreten,  sehr  förderlich. 
Allein  im  Gebiete  der  Erscheinungen,  welche  direct  und  in- 
^.t  auf  menschliche  Handlungen,  daher  auf  Willens- 
3  und  innere  psychische  Motive  zurückzuführen  sind,  wie 
im  socialen  und  wirthschaftlichen  Gebiete,  liegen  gerade  die 
en  tieferen  Gründe,  Ursachen,  Bedingungen  der  Erscheinungen 
weit  zurück,  wirken  nur  durch  eine  ganze  Reihe  von  Mittel- 
lern ein  und  entziehen  sich  der  äusseren  statistischen  Erfassung, 
tld  sie  nicht  in  einzelnen  sichtbaren  Thatsachen,  welche  mit 
lerheit  als  von  ihnen  ausgehend  erkannt  werden  können,  deut- 
hervortreten.   Hier   spielen    geistige    Imponderabilien 
welche  allenfalls  als  mitwirkende,  mitbedingende  Factoren  mit 
r  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  ermittelt,  deren  Bedeutung 
>ch  nicht  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann.   Dies 
aber  gerade  von  sehr  wichtigen  Momenten  im  Wirthschaftsleben. 

Wie  bedeutsam  ist  z.  B.  der  Einfloss  der  gesammten  Staatsthätigkeit  in  der 
troog  des  Rechtsschutzes,  in  der  Hebung  des  Bildimgsstands,  in  der  allgemeinstea 
erong  der  wirthschaftlichen  Interessen  durch  eine  Beihe  ?ou  Einrichtungen  (Yer- 
swesen  u.  s.  w.)  auf  die  Entwicklung  der  ProductionI  Und  doch,  wie  Tergoblich 
las  Bemühen,  bei  dem  Mitspielen  von  anderen  Einflössen  in  derselben  und  in  sich 
zender  Sichtung,  nun  sicher  im  Einzelnen  nachzuweisen,  öfters  schon  ob, 
ods  aber  in  welcher  Weise  und  zumal  erst  in  welchem  Maasse  bestimmte 
[ischaftliche  Erscheinungen,  z.  B.  die  Entwicklung  des  und  des  Industriezweigs  in 
und  der  Zeit  und  Gegend,  grade  auf  diese  Staatsthätigkeit  und  auf  die  ein- 
ien  dazu  gehörigen  Maassregeln,  Einrichtungen,  Acte  zurUckzuftlhren  ist.  Auch 
sich  hier  an  äusserlich  beobachtbaren  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Wirkungen 
Ursachen  feststellen  ISsst,  wird  eben  gleichzeitig  von  so  mancherlei  verschiedenen  Um- 
den  beeinflusst,  dass  der  specielle  Einfluss  der  allgemeinen  und  der  der  besonderen 
tsthätigkeit  doch  wieder  nur  etwa  im  Ganzen  wahrscheinlich  gemacht,  aber 
it  genau  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann. 

Vielfach  spielen  hier  auch  allgemeinere  psychische  Momente  mit,  in  Be- 
[  deren  wiederum  das  Ebengesagte  gilt ,  z.  B.  die  Hebung  des  Volks-  und  Staats- 
usstseins  durch  grosse  politische  Erfolge  reagirt  auf  das  Wirthschaftsleben  durch 
reckung,  Steigerung  der  wirthschaftlichen  Initiative  der  Unternehmer,  durch  £r- 
uug  des  Prestige's  auch  der  wirthschaftlichen  Leistungen  im  In-  und  Auslande 
utschland  seit  1870!).  Der  Uebergang  zu  einem  Schutzzollsystem  hebt  die  wirth- 
aftlicbe  Stimmung,  den  Muth  der  Unternehmer  u.  dgl.  m.  Gewiss  oft  sehr  wich- 
i  Einflüsse,  deren  Einwirkung  auch  im  Ganzen,  z.  B.  in  der  Steigerung  der  ge- 
imten  und  der  auf  gewissen  Gebieten  stattfindenden  Productionsthätigkeit,  in  der 
sdehnuog  des  auswärtigen  Handels  mit  Sicherheit  sich  mag  nachweisen,  richtiger 
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ist  hiernach  mit  der  wechselnden  Complication  des  Bedingnngs- 
und  Vemrsachangssystems  und  mit  der  davon  abhängenden  immer 
individaelleren  Gestaltung  der  Einzelerscheinung  stets  mehr  und  mehr 
geboten. 

Nicht  zu  fenrechseb  mit  dieser  Forderong  ist  die  Wiederholaog  der  Einzel- 
beobachtong  aoch  bei  den  streng  typischen  Natnrerscheiniingen  aus  einem  ganz  an- 
deren Grunde,  nemlich  um  so  Beobachtungsfehler  zu  constatiren  und  zu  elimi- 
niren,  nicht  wie  in  den  anderen  F&llen,  spociell  auch  in  denen  auf  wirthschafUichem 
Gebiete,  um  das  Wesen  der  Erscheinungen,  das  Typische,  GenereUe,  wie  das  Indi- 
TidueUe,  Spedelle  derselben  zu  ermitteln.  Eine  Wiederholung  der  Beobachtungen 
kann  aber  auch  hier  zur  Verhütung  fon  Beobachtungsfehlem  ausserdem  noch  gleich- 
falls erwUnscht  oder  nothwendig  sein.  In  beiden  F&Uen  werden  vielleicht  Durch- 
schnitte aus  den  rerschiedenen  Beobachtungen  gezogen,  welche  aber  wieder  eine 
ganz  verschiedene  Bedeutung  haben,  dort,  um  das  wahrscheinlich  richtigste  Beob- 
achtungsresultat, hier  um  dacgenige  Yerhältniss  zu  finden,  welches  gewissen  sich 
durchsetzenden  Bedingungen  und  Ursachen  und  Combinationen  beider  am  Meisten 
entspricht  und  so  das  l^pische  in  der  Erscheinung  am  Genauesten  hervortreten  lisst 
(S.  meine  Abb.  Sutistik,  S.  471.) 

Diejenige  geschichtliche  und  statistische  Darstellung,  welche 
sich  auf  ein  einzelnes  Phänomen  oder  auch  auf  eine  Reihe  von 
Phänomen  als  Einzelerscheinung  beschränkt,  ohne  weiter  zu 
vergleichen  und  sich  auf  die  Frage  nach  den  Ursachen  und  Be- 
dingungen der  Erscheinungen  einzulassen  —  wenigstens  nicht 
anders,  als  es  implicite  aus  der  Darstellung  selbst  sich  ergeben 
mag  —  kommt  eigentlich  auf  die  blosse  Anstellung  von  wissen- 
schaftlicher Einzelbeobachtung,  wie  die  hier  besprochene,  hinaus. 
Dies  gilt  auf  unserem  Gebiete  daher  von  der  concreten  histo- 
risch-statistischen describirenden  Richtung,  mithin  von 
der  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  (Staatskunde)  eines  ein- 
zelnen Landes,  einer  einzelnen  Zeit. 

Ebendeshalb  sind  derartige  Arbeiten,  so  schirierig  und  ferdienstroll  sie  sein 
und  so  grossen  Werth  sie  fftr  die  Kenntniss  einer  concreten  Entwicklung  und  Ge- 
staltung haben  mögen,  for  alle  nationalokonomischen  Fragen,  welche  sich  auf 
das  Typische,  Generelle  der  Erscheinungen,  der  Causalzusammenhänge 
und  Abh&nflrigkeitsverh&ltnisse,  auf  das  Sein-Sollen  u.  s.  w.  beziehen  oder 
m.  a.  W. ,  welche  die  früher  (§.  57)  erwähnten  Aufgaben  2 — 6  betreffen ,  doch  nur 
bestenfalls  Vorarbeiten,  fieUeicht  wichtige,  werth?olle,  aber  doch  immer  solche, 
welche  erst  durch  Vermehrung  und  Ausdehnung  auf  andere  concrete  F&lle  und 
in  Anknttpfong  daran,  durch  Vergleichung  der  Besoltate  sich  zur  Beantwortung 
der  angedeuteten  weiteren  Fragen  und  Aufgaben  verwerthen  lassen.  Auch  das  hat 
die  historische  Nationalökonomie  zu  wenig  beachtet,  wenn  sie  nicht  etwa  fon  Tom- 
herein,  Nationalökonomie  mit  concreter  Wirthschaftsgeschichte  und  Statistik  identi- 
ficirend  und  rerwcchsebd,  Oberhaupt  nur  die  Gonstatirung  des  Thatsftchlichen  der 
Erscheinungen  und  ihres  Yerlaofs  als  Aufgabe  der  Nationalökonomie  anerkennt,  d.  h. 
eben  nur  die  erste  der  früher  Ton  uns  unterschiedenen  Aufgaben  gelten  lisst 
(§.  57,  59,  84). 

C.  —  §.  80.  Die  wissenschaftliche  Massenbeob- 
achtung: „Statistik''  und  „Historik''.  Die  beiden  anderen, 
oben  (§.  77)  unterschiedenen  Beobachtnngsmethoden,  die  dritte  und 
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i,  die  Statistische  (Statistik)  und  die  historische  (Histo- 
—  wenn  man  diesen  kurzen  Aasdruck  in  diesem  Sinne,  und 
>g  dem  Worte  Statistik,  ftlr  „historische  Methode''  bilden 
— )  suchen  den  beiden  Anforderungen  der  Massenhaftigkelt 
der  Methodik  oder  Systematik  zugleich  gerecht  zu  werden, 
die  Vorzüge  der  beiden  ersten  Methoden  zu  vereinigen,  die 
;el  derselben  zu  vermeiden.    In  dem  Maasse,  wie  ihnen  dies 

ihrer  ganzen  Beschaffenheit  gelingen  kann  und  gelingt,  er- 
1  sie  die  hier  vorliegende  Aufgabe.    Die  Statistik  als  Methode 

aber  hier  mehr  leisten,  sobald  eine  genügende  technische 
ildung  derselben  gelungen  ist  Alsdann  entspricht  sie  der  An- 
Tung    der  Massenbeobachtung  viel    mehr  und  gestattet  auch 

viel  systematischere  Anstellung,  Sammlung,  Sichtung  und 
pirung  der  Beobachtungen.  Dadurch  wird  aber  der  Einblick 
ie  conditionellen  und  cansalen  Verhältnisse  der  Beziehung  und 
ingigkeit  oft  erst  ermöglicht,  immer  erleichtert  und  zugleich 
trengerer  Beweisführung,  auch  zur  Anwendung  von  genauen 
jsbestimmungen  und  des  Calculs  Gelegenheit  gegeben. 

Insbesondere  kann  dnrch  die  Be-  and  Verarbeitung  des  Beobachtnngsmaterials 
arische  Behandlang)  fOrmlich  statt  der  bloss  gedankenmässigen,  im  Wesentlichen 
noch  auf  ein  Baisonnement  in  Tagen  Begriffen  sich  beschränkenden,  hier  eine 
tzperimenteller,  aaf  qoantitatir  bestimmte  Begriffe  sich  stützender  Isolirang 
rsachen  und  Wirkungen  erfolgen,  die  Rechnung  ermöglicht  und  dadurch  der 
sfdhmng  und  den  Ergebnissen  hinsichtlich  der  conditionellen  und  causalen  Ver- 
as« ein  grosserer  Grad  der  Sicherheit,  der  „Exactheit**  gegeben  werden.  Wo 
tatisösche  Verfahren  daher  überhaupt  anwendbar  ist,  was  freilich  nicht  überall 
all  ist  (§.  82),  nimmt  die  Beweisfohrung  etwas  ron  der  Strenge  der  Beweis- 
ng  in  denjenigen  Wissenschaften  an,  welche  sich,  wie  die  experimentellen  Natur- 
oschaften,  dos  Hilfsmittels  des  wiUkührlich  zum  Behuf  der  Forschung  angestellten 
riments  bedienen.  Will  man,  trotz  der  früher  hervorgehobenen  Bedenken  (§.  68, 
>),  von  „ezacter**  Methode,  „exacten"  Ergebnissen  im  Gebiete  der  Geistes-, 
ocialwissenschaften  und  speciell  der  Politischen  Oekonomie  sprechen,  so  wftre 
rie  einerseits  nach  dem  Früheren  (§.  6S)  bei  der  strengen  Methode  der  Deduc- 
besonders  der  mathematisch  gefassten  und  den  so  erh&rteten  Ergebnissen  dieser 
ode,  so  andrerseits  bei  der  in  Bechnung  auslaufenden  statistischen  Methode  und 
iamit  gewonnenen  Ergebnissen  der  Ausdruck  allenfalls  zulässig. 

In  allen  diesen  Beziehungen  steht  die  historische  Methode 
er  der  statistischen  erheblich  zurück,  sobald  es  sich  um  irgend 

andere  Aufgabe,  als  die  besprochene  erste,  die  blosse  Dar- 
ung   des  Thatsäcblichen    der  wirthschaftlichen   Erscheinungen 

ihres  Verlaufs,  daher  um  mehr  als  wissenschaftliche  Einzel- 
sachtung  im  Sinne  der  zweiten  Methode  handelt.  Wird  diese 
orische  Einzelbeobachtung  aber  systematisch  aasgedehnt,  ge- 
ft,  um  die  Ergebnisse  dann  zur  Grundlage  von  Vergleichnngen 
machen,  so  geht  sie  eben  in  die  statistische  über,  was  wiederum 
^n  grössere  Vollkommenheit  und  höhere  Brauchbarkeit  beweist. 
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Für  das  Gesagte  uud  für  alles  Folgende  ist  Dur  immer  im 
Sinne  zu  behalten,  dass  es  sich  hier,  wie  schon  bemerkt,  um 
Statistik  und  Historik  als  Methoden  der  Beobachtung  und  weiter 
der  Beweisitlhrung  im  iuductiven  Verfahren,  nicht  um  sie  als  eigene 
selbständige  Wissenschaften  bandelt. 

£8  ist  eine  alte  Streitfrage,  ob  and  wie  weit  die  ,,StatistilL''  ttberhaapt  eine 
solche  eigene  „Wissenschaft"'  sein  könne  und  tbatsächiich  sei,  und  im  bejahenden 
Falle,  worin  das  Wesen  dieser  Wissenschaft  bestehe,  oder  ob  man  es  bei  der  Statistik 
mit  einer  Methode  nnd  nur  mit  einer  solchen  zu  than  habe.  Diese  Streitfrage  ist 
wohl  folgendermaassen  zu  entscheiden.  Mit  dem  Aasdrack  „Statistik''  wird  nach  dem 
historisch  überkommenen  Sprachgebranch,  wenn  man  eine  Statistik  als  Wissenschaft 
Schaft  anerkennt,  zweierlei  wesentlich  Verschiedenes  bezeichnet,  einmal  eine  Wissen- 
schaft als  beschreibende  Staatskunde,  in  der  durch  Conring ,  Achenwali, 
SchlOzer  angebahnten  Richtung,  und  sodann,  soweit  gegentiber  der  Statistik  als  Me- 
thode hier  eine  besondere  „Wissenschaft"'  der  StatisUk  festgehalten  wird,  eine  in- 
ductire  Beobachtungswissenschaft,  welche  mit  Hilfe  der  Statistik  als 
einer  eigenthtlmlichen  Methode  die  fur  die  Behandlung  mit  dieser  Methode 
geeigneten  Erscheinungen  der  realen  Welt  nach  ihren  Causalferhältnissen  zu  erklären 
und  die  Gesetze,  nach  denen  sie  sich  gestalten,  aufzudecken  sucht  Also  eine  Tren- 
nung der  „Wissenschaft'"  der  Statistik  in  zwei  gesonderte,  wenn  auch  unter  einander 
sich  im  Stoff  berührende  Wissenschaften,  eine  Auffassung,  deren  Begrtlndung  das 
besondere  Verdienst  von  K.  Knies  in  seiner  scharfsinnigen  Schrift,  Jie  Statistik  als 
selbständige  Wissenschaft  (Cassel  1850),  ist.  Vgl.  auch  Rttmelin  (Tab.  Ztschr.  1863, 
S.  668,  Reden,  S.  229.)  — 

Neben  einer  solchen  Statistik  als  einer  eis^enen  Wissenschaft  auch  letzterer  Art 
hat  man  es  aber  sodann  Jedenfalls  und  vor  Allem  bei  der  Statistik  mit  einer  eigen- 
thUmlichen  Methode  zu  thun  und  als  solche  kommt  die  Statistik  hier  allein  in 
Betracht.  Es  kann  dann  sogar  fraglich  werden,  ob  neben  der  Statistik  als  Methode 
eine  Statistik  als  Wissenschaft  in  dem  zweiten  eben  erläuterten  Sinne  des  Worts 
nach  statuirt  werden  könne  oder  mOsse.  Das  möchte  immerbin  zulässig,  aber  nicht 
unbedingt  geboten  sein.  S.  flber  diese  ganze  Controverse  besonders  die  genannte 
Schrift  fon  Knies,  die  Aufsätze  über  Statistik  ?on  Rümelin  und  meine  Abb. 
Statistik  im  Staatswörterbucho,  welche  in  litterarhistorischer  Weise  die  Frage  erörtert 
(B.  X,  S.  400  ff,  452  ff.,  469).  Ich  glaube  die  hier  7on  mir  vor  26  Jahren  vertretene 
Auffassung,  auch  grossentheils  in  der  Formnlirung,  festhalten  zu  dürfen.  S.  aus  der 
oben  genannten  neueren  Litteratur  den  1.  B.  von  John,  Geschichte  der  Statistik, 
M.  Haushofer,  Statistik,  bes.  Buch  1,  Kap.  2  und  3,  Block-?.  Scheel,  Statistik, 
bes.  S.  56,  68.  Q.  Mayr,  Gesetzmässigkeit  im  GeseUschaftsleben ,  Manchen  1877« 
S.  11  ff.    Westergaard,  Theorie  der  Statistik,  S.  271. 

Röscher  verkennt  (S)stem  I,  §.  18)  die  Bedeutung  der  Statistik  als  Methode 
durchaus,  er  mUsste  folgerichtig  grade  von  seinem  Standpuncte  aus  zur  Forderung  der 
„statistischen  Methode"  und  zur  thunlichsten  Ergänzung,  je  nachdem  auch  zur  Er- 
setzung der  „historischen"*  durch  diese  gelangen  (s.  schon  meine  Abh.  Statistik, 
S.  467).  Sein  Satz:  „Statistik  nennen  wir  die  Schilderung  des  zuständlichen,  beson- 
ders gegenwäm'gen  Volkslebens  nach  Maassgabe  der  Entwicklungsgesetze, 
welche  von  den  oben  (ins.  §.  16  ff.)  erwähnten  theoretischen  Wissenschaften 
beobachtet  (siciy  worden  sind'"  (Anfang  des  §.  18),  dreht  den  wirklichen  Sach- 
verhalt geradezu  um.  Denn  umgekehrt  ist  es  richtig:  mit  Hilfe  der  Statistik  als 
Methode  sind  eventuell  jene  „Entwicklungsgesetze"  erst  zu  beobachten  (bezw.  richtiger 
gesagt,  aus  Beobachtungen  abzuleiten)  und  auf  diese  Weise  ist  den  betreffenden  „theo- 
retischen"" Wissenschaften  vorzuarbeiten,  von  diesen  dann  fUr  die  Ergebnisse  des  sta- 
tistischen Beobachtungs-  und  Ableitungsrerfahrcns  eventuell  die  Eiklärung  und  Be- 
gründung zu  liefern.  Richtiger  inmerhin,  wenngleich  die  Statistik  noch  nicht  deutlich 
als  Inductionsmethode  erkennend,  schon  Rau,  I,  §.25  vgl.  mit  §.  12. 

Ucber  die  Beziehung  von  Geschichte  und  Statistik  s.  besonders  Bernheim's 
historische  Methode,  S.  69,  74  ff.  Er  rechtfertigt  die  Geschichte  als  darstellende, 
schildernde,   sich   nur  mit  dem  Sein  und  Werden  der  von  ihr  betrachteten  Erschci- 
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schäftigende  Wissenschaft  ganz  richtig  gegen  falsche  Angriffe  ron  socio- 
nd  von  derjenigen  statistischen  Seite,  welche  nach  Gesetzen  der  Erschei- 
rscht  Das  ist  auch  folgerichtig,  soweit  er  diejenigen  Aufgaben,  welche 
fon  uns  oben  unterschiedene  erste  Aufgabe  der  Feststellung  des  thatsich- 
ns    und   Werdens   der  Erscheinungen   hinausgehen,   eben  mit  den  meisten 

fOr  die  Geschichte  als  eigene  Wissenschaft  abweist,  insbesondere,  wie  in 
S.  146,  Note  2  citirten  Satze  eine  Ableitung  ron  „Gesetzen"'  u.  dgL  nicht 
M  der  Geschichtswissenschaft  betrachtet  Eine  Ansicht,  welche  sich  ja  auch 
-Uten  Gründen  unterstützen,  wenngleich  mit  einigen  anderen  anfechten  lässt. 

aber  wo,  wie  es  doch  auch  die  Historiker  für  ihre  Wissenschaft  thun, 
unserer  Aufgaben,  die  Erklärung  des  Causalzusammenhangs  der  concreten 
chen  Erscheinungen  und  Vorgänge,  mit  ins  Auge  gefasst  wird,  ist  die  Sta- 
ihrem  Zahlenmaterial,  d.  h.  mit  ihren  quantitativ  genau  bestimmten  Beob- 
,  vielfach  unentbehrlich,  sicherlich  ein  werthvolles  Hilfsmittel  der  Beweis- 
Bemheim*s  Ausfahrungen  unterscheiden  bei  Statistik  und  bei  Geschichte 
lud  Wissenschaft  nicht  klar. 

ends  in  Wissenschaften,  wie  der  Politischen  Oekonomie,  wo  ausser  der  ersten 
sn,  insbesondere  auch  die  zweite  der  besprochenen  Aufgaben  (Auffindung 
chen.  Generellen)  in  Betracht  kommen,  wäre  eine  Beweisführung,  wie  die 
leim  a.  a.  0.,  gegen  die  Statistik  unzutreffend.  Der  eigenthümliche  Vorzug, 
genau  bestimmte  an  Stelle  der  dieses  Moments  entbehrenden,  daher  nur 
r  weniger  vagen  geschichtlichen  Beobachtungen  zu  setzen,  bleibt  hier  der 
en  vor  der  historischen  Methode.  Das  bat  die  neuere  Richtung  der  Wirth- 
ind  Galturgeschichte  auch  erkannt,  indem  sie  eben  für  frühere  Zeiten  eben- 
lichst zahlenmässig  bestimmte  genaue  Angaben  zu  gewinnen  sucht  (Lam- 
.  Inama-Stemegg,  Bücher  u.  A.  m.)*  Auf  dem  Gebiete  der  „historiäcben 
ngsstatistik**  (Schönberg,  Bücher,  Höuiger,  Jastrow  u.  A.  m.)  strebt  man  mit 
ahin,  die  statistische  Methode  auf  dem  historischen  Gebiete  einzubürgern, 
für  die  politische  Geschichte  za  werthfollen  Ergebnissen  zu  führen  beginnt. 

xdc  man  klarer  und  schärfer,  wie  es  nunmehr  in  der  Statistik  geschieht, 
\    der   Geschichte  „Wissenschaft"'  und  „Methode"'  unterscheiden, 

aus  ähnlichen  Grtlnden  zu  fordern  ist,  so  würde  auch  mancher  Streit  über 
orischc  Methode""  in  unserer  Disciplin  leichter  und  einfacher  zu  schlichten 
v4).  Auch  die  Verwechslung  ?on  concreter  Wirthschaftsgeschichte,  als  einer 
ren  Disciplin,  —  wie  concreter  politischer  Geschichte  —  und  Politischer 
ie  (theoretisclker  wie  practischer)  —  wie  theoretischer  Politik  oder  Staats- 

würde  dann  leichter  vermieden  und  sich  sofort  noch  deutlicher  als  falsch 

Die  concreto  Wirthschaftsgeschichte  stellt  sich  eben  nur  die  erste  und  da- 

lenfalls  die  dritte  der  oben  getrennten  Aufgaben,  bedient  sich  zu  deren  Lösung 

hichUichen    und  statistischen  Beobachtungen,   daneben  aber  auch   immerhin 

der  ersten  zur  Ergänzung  der  Beobachtungslücken,  auch  zur  Aufdeckung  von 
tungsfehlem,  bei  der  dritten  sogar  in  stärkerem  Maasse  zur  Begründung  und 
g,  des  psychologisch -deductiven  Verfahrens.  Die  Politische  Oekonomie  stellt 
^n  diesen  vor  Allem  die  zweite,  und  eventuell  die  weiteren  drei  practischen 
n,  wo  sie  mit  der  historischen  Methode  der  Beobachtung  nicht  ausreicht  und 
statistischen  und  deductiven  erheblich  besser  fahrt,  besonders  wegen  der  schon 
rforgehobenen  Möglichkeit,  die  Ursachen  und  Wirkungen  gedankenmässig  und 
statistischen  Methode  selbst  in  einer  Art  experimenteller  Weise  zu  isoliren. 

IS  unzulänglichen  Gründen,  —  zu  denen  neuerdings  auch  solche  getreten  sind, 
aus  einer  an  sich  nicht  unberechtigten,  aber  wieder  zu  weitgehenden  Beaction 
lie  ,4iaturwi88enschaftllche"" ,  „mechanistische""  Auffassung  des  Wirthschafts- 
ialen  Lebens  als  eines  Gebiets  des  Geisteslebens,  der  Wirthschafts-  und  Social- 
haften  als  Theilen  der  Geisteswissenschaften  ihren  Ursprung  haben  —  hat 
der  Politischen  Oekonomie,  besonders  in  der  historisch -nationalökonomischen 
die  zweite  Aufgabe,  die  Erforschung  des  Typischen,  und  die  weiteren  prac- 
Aufgaben,  die  Aufstellung  von  Idealpostulaten ,  die  Beschäftigung  mit  dem 
n  nach  dem  Sein -Solleu  u.  s.  w.  mitunter  abgewiesen.  Wer  das  thut,  mag 
ie  Statistik,  als  Methode,  ebenso  wie  die  speculative  Deduction  hinter  die 
sehe  Methode"*  auf  dem  Gebiete  unserer  Wissenschaft  reihen.    Aber  bei  der 
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LOsnDg  der  dritten  Aufgabe,  der  Miterforschnng  der  caosalen  nnd  conditionellen  Zo- 
sammenh&nge,  eine  Aufgabe,  welche  doch  auch  der  historische  NationalOkonom  nicht 
abweist,  wird  er  mit  der  historisehen  Methode  allein  nicht  anskommen,  nm  zwingendere 
Beweise  za  ftthren.  Und  bei  der  Lösung  der  ersten  Aufgabe  wird  auch  er  sich  noth- 
wendig  so  fiel  als  mOglich  der  statistischen  Methode  bedienen  müssen,  um  eben  eine 
genauere  Feststellung  der  Hiatsachen  nach  der  quantitatlTen  Seite  zu   erreichen. 

§.  81.  —  1.  Die  Statistik  als  Methode. 

a)  Wesen  and  methodologischer  Werth  dieser  Me- 
thode. Als  Methode  ist  die  Statistik  die  genaue,  womöglich  in 
Zahlen  ausgedrückte  und  dadurch  messbare  Quantitätsbestimmungen 
bezweckende  systematische  Massenbeobachtung  aller  der- 
jenigen Erscheinungen  der  realen  Welt,  daher  auch  der  wirthschaft- 
lichen  Erscheinungen,  welche  als  Functionen  von  constanten  und 
variablen  (accidentellen)  Ursachen  und  als  abhängig  von  eben 
solchen  Bedingungen,  keinen  absolut  gleichmässigen,  typischen,  son- 
dern einen  bloss  im  Ganzen,  in  der  Masse  der  Fälle  regelmässigen 
Character  (Gestaltung,  Entwicklung)  haben,  in  den  einzelnen  Fällen 
aber  unter  dem  vorherrschenden  Einfluss  der  variablen  Ursachen 
und  Bedingungen  mehr  oder  weniger  von  dieser  regelmässigen 
Gestaltung  abweichen  und  ein  individuelles  Gepräge  zeigen. 

Diese  Begriffsbestimmung  ist  hier  in  der  Fassung  etwas  Fer&ndort  gegen  die 
kürzere  in  meiner  Abh.  Statistik  im  StaatswOrterbuch  (X,  469),  aber  nach  Sinn  und 
Inhalt  doch  damit  identisch.  Zur  weiteren  Erläuterung  und  BegrUndung  beziehe  ich 
mich  auf  die  ganze  dort  aufgestellte  „Theorie  der  Statistik''  (S.  456—480),  auch  für 
das  Folgende,  worin  ich  mich  mehrfach  an  das  dort  Gesagte  anschliesse.  An  dieser 
SteUe  handelt  es  sich  aber  nicht  darum,  alles  Dortige  zu  wiederholen. 

Unter  den  dem  inductiven  Verfahren  dienenden  vier  Beob- 
achtungsmethoden ist  nur  die  statistische  geeignet,  die  wich- 
tigeren und  schwierigeren  Aufgaben  der  Politischen  Oeko* 
nomie  (§.  57)  neben  oder  an  Stelle  des  deductiven  Verfahrens 
überhaupt  zu  lösen.  Sie  hat  aber  auch  da,  wo  die  drei  anderen 
Beobacbtungsmethoden  zur  Lösung  der  Aufgaben,  auch  der  ersten, 
mit  benutzt  werden  können,  Vorzüge  vor  diesen  anderen.  Nament- 
lich kann  mit  Hilfe  der  statistischen  Methode  der  Complicirtbeit 
des  Verursachungs-  und  Bedingungssystems,  dem  Zusammentreffen, 
dem  sich  in  den  Wirkungen  Aufheben  und  Modificiren  der  con- 
stanten und  variablen  Ursachen  Rechnung  getragen,  können  auch 
verwickelte  Erscheinungen,  Vorgänge  auf  ihre  bedingenden,  und 
verursachenden  Factoren  mit  grösserer  Sicherheit  zurückgeftlhrt 
werden.  Die  quasi -experimentelle  Isolirung  der  Wirkungen  und 
Ursachen  und  Bedingungen,  die  Anwendung  der  Messung  und  Rech- 
nung auf  die  causalen  und  conditionellen  Beziehungen,  die  mathe- 
matische Bestimmung    des  Grads    der  Zuverlässigkeit    der  Beob- 


Statistik  als  Methode.    Wesen  und  Werth  derselben.  207 

Dgen  uod  der  Sicherheit  der  Schlnssziehnngen  ans  ihnen  wird 
iieser  Methode  nnd  bei  ihr  unter  den  vier  Beobachtungs- 
)den  wieder  allein  möglich.  Auf  diese  Weise  kann  man  anter 
änden  dahin  gelangen,  qualitative  Verschiedenheiten  auf  qnan- 
e  zurückzuführen.  Die  zweite  und  dritte  Aufgabe  wird  so  mit 
dieser  Methode  besonders  erfolgreich  behandelt  und,  soweit 
überhaupt  die  statistisch  erfassbaren  Momente 
leiden y  auch  gelöst:  das  wirklich  Generelle ,  Typische ,  vom 
iduellen,  Speciellen  genau  geschieden ,  der  wirkliche  Causal- 
imenhang  sicher  festgestellt  und  dadurch  erst  der  Boden  ge- 
3D,  wo  nun  die  Erklärung,  eventuell  deductiv,  zu  erfolgen 
jedenfalls  zu  versuchen  ist  Auch  bei  den  drei  practischen 
iben  leistet  die  statistische  grössere  Dienste  als  eine  jede  der 
loderen  Beobachtungsn^ethoden. 

)er  Mangel  und  der  Uebelstand  bleibt  auch  bei  der  statistischen 
»de ,  dass  dieselbe  nicht ,  überall  und  immer  anwendbar  ist, 
im  gegebenen  Fall  nicht,  weil  die  Dinge  zur  Zeit,  in  der  sie 
intrugen,  nicht  oder  nicht  genügend  statistisch  aufgenommen 
tn,  theils  weil  sie  sich  damals  überhaupt  nicht  statistisch  auf- 
3n  Hessen  oder  auch  jetzt  nicht  oder  noch  nicht  so  aufnehmen 
I,  theils  endlich,  was  natürlich  viel  wichtiger  ist,  weil  sie  sich 
aupt  der  quantitativen,  vollends  der  zahlenmMssigen  Fest- 
ig ihrer  Natur  nach  entziehen. 

n  ersterer  Hinsicht  ist  z.  B.  klar,  dass  das  statistische  Ver- 
1,  was  man  oft  richtig  hervorgehoben,  aber  unrichtig  zu  einem 
tigen  Scbluss  gegen  den  Werth  der  Statistik  benutzt  hat, 
las  zeitliche  Nacheinander  der  Erscheinungen  häufig  nicht 
viel  weniger  als  auf  das  räumliche  und  zeitliche  Nebenein- 
anwendbar  ist  Allein  damit  ist  noch  nicht  viel  gegen  das 
ische  Verfahren  bewiesen. 

atürlich,  irenn  in  rergangenen  Zeiten  keine  entsprechenden  statistischen  Anf- 
k  anf  einem  Gebiete  von  Eischeinnngen  erfolgt  sind,  so  kann  man  das  statistische 
'en  in  Bezog  anf  dieses  Qebiet  auch  nicht  anwenden.  Das  gilt  aber  selbst- 
Uich  grade  so  hinsichtlich  der  anderen  drei  Beobachtnngsmethoden ,  auch  die 
che  versagt,  wenn  keinerlei  betreffende  geschichtliche  Thatsachen  seinerzeit 
rt,  aufgezeichnet  worden  sind.  Mit  diesem  practisch  oft  richtigen  Einwand 
iie  Statistik  beweist  man  also  nichts,  weil  man  zu  viel  beweist  oder  eigentlich 
bstverstftndliches  sagt  Wie  die  neuerliche,  auf  diesen  Ponct  gerichtete  archi- 
3  Forschung,  DurchstOberoog  alter  Register,  Rechnungen  u.  s.  w.  erwiesen  hat, 
sssen  weit  mehr  selbst  zahlenstatistischer  Stoff,  freilich,  abgesehen  von  gewissen 
ngen,  von  meistens  unsicherer  und  geringerer  Gute  als  aus  der  Neuzeit  und 
'  Gegenwart,  schon  aus  viel  weiter,  bis  ins  Mittelalter  hinein  zurückliegenden 
noch  vorhanden,  als  man  früher  annahm.  Auch  weisen  sonstige  Spuren  auf 
5   untergegangene,   aber  einst  doch  aufgenommene  statistische  Material  hin. 
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Je  l&nger  die  Jahresreiben  zurerlässig  ermittelter  statistischer  Thatsachen  werden, 
desto  mehr  wird  t^nz  Fon  selbst  die  statistische  Methode  auch  anf  das  zeitliche 
Nacheinander  der  Erscheinungen  anwendbar. 

Ferner,  je  mehr  die  statistische  Technik  sich  vervolikommnet, 
schon  bei  der  ersten  Aufnahme  der  Thatsachen,  je  mehr  Arten  nnd 
Reihen  von  Thatsachen  für  diese  Aufnahme  sich  geeignet  erweisen 
und  je  mehr  Schwierigkeiten,  z.  B.  im  Widerstand,  in  der  Ab- 
neigung, im  Bildungsstand,  in  Vorurtheilen  der  BcFÖlkerung,  ver- 
schwinden oder  sich  tiberwinden  lassen,  gerade  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  wirthschafltlichen  Thatsachen  (wie  etwa  der  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erwerbsverhältnisse),  desto  umfangreicher  und  sicherer 
wird  die  statistische  Methode  zur  Lösung  von  Fragen  und  Auf- 
gaben, wie  der  früher  besprochenen,  anwendbar. 

Vielfach  wird  man  sich  bis  dahin  denn  auch  statt  mit  genauen,  aaf  Grund  ?on 
Z&hlungen  ermittelten  Zahlen  mit  Schätzungen  ?on  Zahlen  nothgedrnngen  be- 
gnügen müssen.  Auch  solche  Schätzungen,  für  welche  man,  z.  B.  in  der  Be?Olke- 
rungsstatistik,  wissenschastliche  Gesichtspuncte  aufstellen  kann,  sind  nicht  werthlos, 
können  daher  unter  gewissen  Cautelen  auch  die  Grundlage  weiterer  Operationen  des 
statistischen  Verfahrens  bilden.  Eine  „ungefähre''  Zahlenangabe  muss  eben  Öfters, 
kann  aber  auch  nicht  selten  für  manche  Zwecke  genügen.  Selbst  noch  allgemeinere 
Quantitätsbestimmungen  („viel**,  „wenig**,  „mehr",  „weniger**,  „grösser**,  „geringer**  etc.) 
sind  in  Ermangelung  genauerer  Daten  nicht  aus  dem  Gebiete  der  statistischen  Me- 
thode schlechtweg  auszuschliessen ,  so  dass  auch  die  häufig  erfolgende  begriffliche 
Beschränkung  der  Statistik,  als  Methode,  auf  zahlenmässige  Angaben  zu  weit  gehen 
möchte,  wenn  die  Erreichung  genauer  zahlenmässiger  Angaben  auch  das  Ziel  sein 
muss  (s.  meine  Abb.  Statistik,  S.  474). 

Wenn  die  angedeuteten  Umstände  den  Werth  der  statistischen 
Methode  vermindern  und  je  nachdem  auch  dazu  fuhren,  dass  die- 
selbe mitunter  den  Dienst  ganz  versagt,  so  liegen  die  Verhältnisse 
noch  ungleich  ungünstiger  in  dem  anderen  erwähnten  Pnncte,  dass 
eben  Vieles  sich  quantitativ,  zahlenmässig,  statistisch 
nicht  erfassen  lässt.    Allerdings  ist  es  ja  an  sich  nicht  un- 
möglich, alles,  was  als  Tbatsache  in  der  realen  Welt  in  die  Er- 
scheinung tritt,  daher  auch  alle  wirtbschaftlichen  Thatsachen,   zu 
zählen,  zu  messen,  quantitativ  zu  bestimmen,  wenn  sich  auch  von 
diesen  Thatsachen  Vieles  wegen  unüberwindlicher  Schwierigkeiten 
der  Aufnahme  practisch  dieser  Behandlungsweise  entziehen  wird. 
Da  wird  dann  wieder  die  „tägliche  Beobachtuog",  die  wissenschaft- 
liche Einzelbeobachtung,  die  historische  Methode  und  eventuell  die 
Deduction  zum  Ersatz  eintreten  müssen.    Misslicher  ist  aber  noch 
ein  ganz  anderer  Umstand,  selbst  bei  denkbar  vollendetster  sta- 
tistischer Technik:    die  Thatsachen,    welche    in   die  Erscheinung 
treten,  sollen  doch  nicht  nur  constatirt,  beschrieben,  sondern  in 
ihrem  Sein,  Werden,  Verlauf,  Vergehen  erklärt,  auf  ihre  Be- 
dingungen und  Ursachen  zurückgeführt,  ihre  Abhängig- 
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von  diesen  soll  ermittelt,  womöglieh  gemessen  werden, 
t  nun  die  Bedingungen  und  Ursachen  wieder  in  anderen, 
gellenden,  früher  in  die  Erscheinung  tretenden  bestimmten, 
lieh  genau  constatirbaren  und  quantitativ  bestimmbaren  Tbat- 
1   bestehen,  müssen  und  können  eventuell  auch  diese  beob- 

und  auch  statistisch  aufgenommen  werden.  Wo  das  mög- 
t,  erweist  sich  gerade  das  statistische  Verfahren,  z.  B.  mittelst 

Tabellarisirang,  worin  schon  äusserlich  Functionenverhält- 
hervortreten,  sehr  ft^rderlich. 
Hein  im  Gebiete  der  Erscheinungen,  welche  direct  und  in- 

auf  menschliehe  Handlungen,  daher  auf  Willens- 
nnd  innere  psychische  Motive  zurückzuführen  sind,  wie 
im  socialen  und  wirthschaftlichen  Gebiete,  liegen  gerade  die 
i  tieferen  Gründe,  Ursachen,  Bedingungen  der  Erscheinungen 
eit  zurück,  wirken  nur  durch  eine  ganze  Reihe  von  Mittel- 
m  ein  und  entziehen  sich  der  äusseren  statistischen  Erfassung, 
[  sie  nicht  in  einzelnen  sichtbaren  Thatsacheu,  welche  mit 
beit  als  von  ihnen  ausgehend  erkannt  werden  können,  deut- 
lervortreten.  Hier  spielen  geistige  Imponderabilien 
reiche  allenfalls  als  mitwirkende,  mitbedingende  Factoren  mit 
oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  ermittelt,  deren  Bedeutung 
1  nicht  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann.  Dies 
ber  gerade  von  sehr  wichtigen  Momenten  im  Wirthschaftsleben. 

(ie  bedeutsam  ist  z.  B.  der  Einfloss  der  gesammten  Staatsthätigkeit  in  der 
ng  des  Bechtsschntzes,  in  der  Hebung  des  BUdongsstands,  in  der  allgemeinsten 
mg  der  wirthschaftlichen  Interessen  durch  eine  Beihe  ?on  Einrichtungen  (Ver- 
den n.  s.  w.)  auf  die  Entwicklung  der  Production!  Und  doch,  wie  rergeblich 
Bemühen,  bei  dem  Mitspielen  von  anderen  EinfltLssen  in  derselben  und  in  eich 
der  Bichtung,  nun  sicher  im  Einzelnen  nachzuweisen,  öfters  schon  ob, 
>  aber  in  welcher  Weise  und  zumal  erst  in  welchem  Maasse  bestimmte 
haftliche  Erscheinuogen,  z.  B.  die  Entwicklang  des  und  des  Industriezweigs  in 
1  der  Zeit  und  Gegend,  grade  auf  diese  S  taatsthätigkcit  und  auf  die  ein- 
t  dazu  gehörigen  Maassregeln,  Einrichtungen,  Acte  zurückzuführen  ist.  Auch 
h  hier  an  äusserlich  beobachtbaren  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Wirkungen 
»achen  feststellen  l&sst,  wird  eben  gleichzeitig  von  so  mancherlei  verschiedenen  Um- 
i  beeinflusst,  dass  der  specielle  Einflass  der  allgemeinen  und  der  der  besonderen 
lätigkcit  doch  wieder  nur  etwa  im  Ganzen  wahrscheinlich  gemacht,  aber 
enau  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann. 

'ieliach  spielen  hier  auch  allgemeinere  psychische  Momente  mit,  in  Be- 
eren wiederum  das  Ebengesagte  gilt ,  z,  B.  die  Hebung  des  Volks-  und  Staats- 
tseins  durch  grosse  politische  Erfolge  reagirt  auf  das  Wirthschaftsleben  durch 
iQDg,  Steigerung  der  wirthschaftlichen  Initiative  der  Unternehmer,  durch  Er- 
;  des  Prestige 's  auch  der  wirthschaftlichen  Leistungen  im  In-  und  Auslande 
rhiand  seit  18701).  Der  üebergang  zu  einem  Schutzzollsystem  hebt  die  wirth- 
iche  Stimmung,  den  Muth  der  Unternehmer  u.  dgl.  m.  Gewiss  oft  sehr  wich- 
infiüflse,  deren  Einwirkung  auch  im  Ganzen,  z.  B.  in  der  Steigerung  der  ge- 
zn  und  der  auf  gewissen  Gebieten  stattfindenden  Productionsthätigkeit,  in  der 
hnung  des  auswärtigen  Handels  mit  Sicherheit  sich  mag  nachweisen,  richtiger 
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gesagt:  sich  mag  sehr  wahrscheinlich  machen  lassen.  Aber  wiedernm:  die  Nach- 
weisnng  dieser  Ein fltlsse  im  Einzelnen  und  die  Messung  der  letzteren  bleibt  eben 
das  Unsichere,  vielfach  Unmögliche.  Da  man  nicht  experimentiren  kann,  da  notorisch 
so  mancherlei  Anderes  in  derselben  oder  in  sich  kreuzender  Riebtang  gleichzeitig 
mitspielt,  kann  man  auch  festgestellte  Thatsachenreihen,  die  sich  einander  folgen  and 
im  Verh&ltniss  von  Ursache  und  Bedingung  zu  Wirkung  und  Folge  stehen  kOnnen, 
z.  B.  Maassregeln  einer  Schutzpolitik  und  Aufschwung  von  Productionszweigen.  doch 
eben  wiederum  nur  mit  vielleicht  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  die  Beziehung  von 
wirklicher  Ursache  und  Wirkung  im  concreten  Fall,  aber  das  wirklich  bestehende  Ab- 
hängigkeitsverhältniss  doch  nicht  sicher  unter  Maass  und  Zahl  bringen.  Das  ist  die 
Schwierigkeit,  welche  im  Wesen  der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Vorgänge  als  Pro- 
ducten  psychischer  Factoren  liegt  und  sich  gcntlgend,  auch  mit  Hilfe  der  feinsten 
und  genauesten  statistischen  Methode,  nicht  überwinden  I&sst  Von  den  streitenden 
Parteien  wird  das  in  Bezug  auf  die  Erfolge  von  wirthschaftspolitischen  Maassregeln 
so  oft  vergessen,  mit  allen  Zahlen  kein  genügender  Beweis,  der  den  Gegner  überzeugen 
müsste,  geführt.  Daher  denn  auch  die  bleibende  Meinungsverschiedenheit  von  Geg- 
nern über  solche  Erfolge ,  z.  B.  der  mercantilistischen ,  schutzzOllnerischen  Hande&- 
politik  im  Ganzen  und  im  Einzelnen  in  einem  concreten  Falle:  „Ist  die  britische 
Handelsmarine  durch  oder  trotz  der  Kavigationsacte  zu  ihrer  Blütho  gekommen?'' 

Die  UnznläDglicbkeit  der  statistischen  Methode,  hier  wo  solche 
Imponderabilien  bei  complicirten  Erscheinungen  im  Wirthschafts- 
leben  mitspielen,  ist  demnach  nnbedingt  zuzugeben.  Aber  zu  Gunsten 
der  anderen  Beobachtangemethoden,  auch  der  historischen,  folgt 
daraus  nichts.  Denn  diese  Methoden  bewähren  sich  hier  nicht  in 
höherem,  sondern  in  der  Regel  selbst  in  noch  geringerem  Orade. 
Man  kann  mit  denselben,  insbesondere  mit  der  historischen,  auch 
bestenfalles  nur  gewisse  derartige  Einflüsse  als  vorhanden  con- 
statiren,  ihre  Bedeutung  aber  ebenso  wenig  oder  noch  weniger 
messen.  Oft  wird  man  die  Einwirkung  solcher  Einflüsse  nur  wahr- 
scheinlich machen  können.  Erst  wenn  und  soweit  es  gelingt,  sta- 
tistische Beobachtungen  mit  in  die  Beweisführung  zu  ziehen,  wird 
man  vielleicht  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zu  steigern  vermögen. 

Das  wird  ron  den  Vertretern  der  historischen  Methode  wieder  nicht  gebührend 
berücksichtigf.  Gewiss  kann  grade  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  der  Tbatsache 
des  Vorhandenseins  und  der  Mitwirkung  solcher  Imponderabilien  Rechnung  betragen 
werden.  Aber  die  Gewissheit  dieser  Mitwirkung,  geschweige  das  Maass  der  Ictztcreo 
lässt  sich  damit  allein  nicht  feststellen,  z.  B.  wiederum  bei  der  Würdigung  des  Ein- 
flusses wirthschaft^politischer  Maassregeln.  Nur  die  Benutzung  statistischen  Materials 
vermag  bi«T  etwas  weiter  zu  helfen,  aber  nach  dem  Gesagten  auch  nicht  weit  genug. 
Es  ist  daher  gewiss  richtig,  wenn  winhschaftsgeschichtliche  Untersuchungen  sich  mög- 
lichst dieses  Materialä  mit  bedienen.  Aber  selbst  dann  bleiben  die  angedeuteten 
Mängel  der  Beweisführung,  auch  bei  der  sich  so  nennenden  ,,exactosten'*  wirthschaf^- 
gcschicbtlichen  Forschung,  soweit  es  sich  um  die  sichere  Aufdeckung  bestimmter 
Zusammenhänge  und  Abhängigkeits?erhältnisse  der  Erscheinungen  und  um  die  Ge- 
winnung von  Maassbestimmungen  bierfür  bandelt 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  dass  das  eben  überhaupt  in  aller  Mensch- 
heitsgeschichte, auch  in  der  politischen  Geschichte,  nicht  anders  sei:  auch  hier  könne 
man  immer  nur,  auch  mit  den  Hilfsmitteln  der  genauesten  Thatsachenerforschung, 
Znsammenhänge,  Verkettungen  von  Ursachen  und  Wirkungen,  Einflüsse  von  allgemeinen 
Maassregelu,  von  Persönlichkeiten  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich  machen.  Aller- 
dings verhält  es  sich  so.  Aber  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  sind  die  Schwierig- 
keiten   doch  noch  grö&sere,   die  Ergebnisse  der  historischen  und  statibtischen  Beob- 
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r  Dod  Uotersuchung  in  Bezog  auf  die  Zasammenh&nge  der  Erscheinangen  und 
D  Einfloss  jener  angedeuteten  Imponderabilien  noch  unsicherer,  weil  es  sich, 
tens  in  jeder  mehr  oder  weniger  freien,  indindnalistischen  Gestaltung  des  Wirth- 
ebens, doch  um  spontane  oder  von  anderen  Motiven  bestimmte  indiriduelle 
idten  und  höchstens  um  mehr  oder  weniger  entfernte  Einwirkungen  jener  Fac« 
of  die  wirthschaftliche  Motifation  und  auf  die  daraus  hervorgehende  Hand- 
>ise  der  Individuen  handelt.  Hier  eben  zu  trennen,  was,  vollends  in  welchem 
es  der  Wirklichkeit  entsprechend  auf  solche  Einwirkungen  zurttckzuftthren  ist, 
I  in  welchem  Maasse  nicht,  das  bleibt  das  mit  allen  Hilfsmitteln  der  äusseren 
itnng,  auch  der  feinsten  historischen  und  statistischen  Methode,  eben  nicht  ge- 
zu  losende  Problem. 

ü8  dem  Allen  folgt,  da88  in  solchen  Fällen  immer  wieder  auf 

sychologische  Dednetion  zurückgegriffen  werden  mu88. 

diese  vermag  dann  freilich  nichts  Andres  als  Wahrscheinlich- 

der    Znsammenhänge    und  Abhängigkeitsverhältnisse    fes^ 

tu.  Aber  diese  Wahrscheinlichkeiten  werden  einen  grösseren 

als  die  mit  den  Beobachtungsmethoden,  auch  der  historischen 

'Statistischen,  ermittelten  beanspruchen  können,  weil  die  Methode, 

Icher  sie  gewonnen  wurden,  gleichzeitig,  voraussetzungsweise, 

lingenden  und  verursachenden  Factoren  als  die  psychologisch 

3r   Wirksamkeit    begreiflichen    wird    nachgewiesen    haben. 

QC  M  a  a  8  s  bestimmungen  ttlr  die  Beziehungen  zwischen  Ur- 

und  Bedingungen,  Wirkungen  und  Folgen  werden  zwar  auf 

r'eise  gleichfalls  nicht  erreicht,  wohl  aber  Bestimmuogen  der 

Qug,  in  welcher,  und  einigermaassen  auch  der  Intensität, 

Icher  gewisse  Ursachen  und  Bedingungen  sich  wirksam  er- 

y  und  wiederum  hier  mittelst  der  Deduction  sicherer  und 

logisch    begreiflicher,    als  mit  den  Beobachtungsmethoden. 

dient  hier  die  deductive  Methode  doch  zur  besseren  Erklä- 

Qd  Verständlichmachung  der  Znsammenhänge  und  Abhängig- 

bältnisse. 

82.  —   b)  Anwendung  der  statistischen  Methode. 

i  Nähere  hierüber  gehört  in  die  Schriften  über  Theorie  der  Statistik.  Ich 
ie  mich  auf  einige  Bemerkungen,  bei  welchen  ich  meiner  Abh.  Statistik 
6S  ff.)  folge,  ond  füge  einige  Stellen  daraus  wOrtlich  ein.  Vgl.  über  die 
?en  der  Begelmässigkeit  und  über  die  Hauptsätze  der  Wahrscheinlichkeits- 
Q.  A.  die  Ausführungen  Westergaard's  (Statistik,  S.  10  ff.,  56  ff).  Als  Bei- 
die  Behandlung  eines  Complezes  7on  bestimmten  Erscheinungen  nach  der 
en  Methode  behufs  Feststellung  des  Generellen  und  der  condition eilen  und 
Verhältnisse  gemäss  den  7on  mir  hier  in  der  Methodologie  vertretenen  Go- 
ten beziehe  ich  mich  auf  die  Selbstmordstatistik  im  2.  Theil  meiner  „Gesetz- 
t  scheinbar  willkührlicher  menschlicher  Handlungen''. 

äugende  Massenhaftigkeit  und  richtige  Systematik 
9t  zuverlässiger  Beobachtungen ,  welche  Qualitätsbestiro- 
,  bezw.  Zahlenansdrticke  dafUr  von  den  betreffenden  Er- 
igen ergeben,  sind  die  Momente,  um  welche  es  sich  bei  der 
2ben  Methode  handelt  und  von  denen  der  Werth  der  Ergcb- 

14* 
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nisse  dieser  Methode  abhängt.  In  Betreff  der  Massenhaftigkeit  mnss 
der  leitende  Gesiehtspnnct  sein,  möglichst  so  viele  sichere  Beob- 
achtungen einer  Erscheinung  (oder  eines  Complexes,  einer  Reihe 
von  Erscheinungen  derselben  Art)  anzustellen,   dass  die  Ursachen 
und  Bedingungen,  welche  bei  dieser  Erscheinung  überhaupt  mit- 
wirken; nach  Wahrscheinlichkeitsgrttnden  in  den  betreffenden  Beob- 
achtungen bereits  sämmtlich  und  in  der  Weise,  in  dem  Verhähniss 
zur  Wirksamkeit  gelangt  sind,  wie  es  den  constanten  und  gelegent- 
lich mitspielenden  variablen  Ursachen  und  Bedingungen,  der  Dureh- 
schnittscombination    und    Durchschnittsbedeutung    und    Häufigkeit 
aller,  auch  der  variablen  Factoren,  entspricht.    Für  das  hiernach 
zu  fordernde  Maass  der  Masse  der  Beobachtungen  und  für  den 
Werth    der  Ergebnisse    nach  der  Grösse  der  Masse  lassen  sich 
mathematische  Regeln  aufstellen.     Die  Systematik   der  Beobach- 
tungen verlangt  eine  möglichst  genaue  Verfolgung  der  Verände- 
rungen der  Erscheinung  in  Zeit  und  Raum,  daher  zu  diesem  Zweck 
die    erforderliche  zeitliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Beob- 
achtungen, die  Zerlegung  von  Zeit  und  Raum  in  kleine  Theile, 
und  die  Beobachtung  der  Erscheinung  in  jedem  dieser  Theile.  Die 
so   gewonnenen    statistischen  Elementardaten    der  systematischen 
Beobachtung  werden  dann  aufgezeichnet,  registrirt,  geprüft,  ge- 
sammelt, classificirt,  gruppirt,  tabellarisirt,  letzteres  insbesondre  so, 
um  Functionenverhältnisse  hervortreten  zu  lassen  und  festzustellen. 
Darauf  werden  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr,  der  Gestaltung, 
des   Verlaufs   der  Erscheinungen    und  Abweichungen   von  diesen 
Gleichförmigkeiten  gesucht  und  so  das  Generelle,  Typische  der 
Erscheinungen  vom  Individuellen  unterschieden.    Alsdann  werden 
die  sichtbar  oder  muthmaasslich  den  gleichförmigen  und  ungleich- 
förmigen   Gestaltungen   und    Bewegungen    der  Erscheinungen    zu 
Grunde    liegenden    constanten    und   variablen  Ursachen   und   Be- 
dingungen und  bezüglichen  Combinationen  und  auf  diese  Weise 
schliesslich  Regelmässigkeiten  und  Regeln,  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  der  Erscheinungen  zu  ermitteln,  sowie  die  Erklärung  dafür 
und   für   die  Abweichungen  zu  gewinnen  gesucht.    Dieses  letzte 
Stadium  der  Erkenntniss  lässt  sich  aber  wieder  nicht  mittelst  der 
statistischen  Methode  allein  genügend  erreichen,  vielmehr  muss  hier 
wieder  die  Deduction  aus  psychischen  Motiven  hinzukommen,    una 
wirkliche  Erklärungen  zu  geben. 

Unter  den  technischen  Hilfsmitteln  des  statistischen  Verfahrens 
nimmt  die  Tabelle  eine  besonders  wichtige  Stellung  ein. 
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lie  erleichtert  nicht  nur  die  Ueberdchtlichkeit,  besonders  der  Zahlendaten, 
dentlich,  sondern  lisst  aoch  schon  dem  physischen  Aage  die  Gleidiförmig- 
nnd  die  Dogleichförmigkeiten)  entgegentreten.     Auch  die  formelle  kritische 

wird  dorch  die  tabellarische  Zosammenstellung  erleichtert,  anffftUige  (nel- 
af  Beobachtnngs-,  Bechen-,  Schreibfehler  znrQckzufÜhrende)  Abweichungen  von 
chfftnnigkeit  werden  in  der  Tabelle  am  DentUchsten  hervortreten  ....  Die 
ideutong  der  Tabelle  liegt  darin,  dass  sie  richtig  constmirt,  zugleich  das 
[)nelle  Yerb&ltniss  zwischen  dem  statistischen  Object  und  den  chumuf  ein- 
;n  Einflössen  zum  Ausdruck  bringt.  „„Die  Tabelle  ist'*'*,  wie  Engel  (Ztschr. 
ä.  &tat  Bur.,  1S64,  S.  114)  sagt,  „,gBiit  einer  Sammlung  von  Functionen  ver- 
er  Art  zu  vergleichen,  indem  die  Werthe,  die  in  die  vorderste  Spalte  gesetzt 

den  Unabhängigen  oder  Dnvariablen  entsprechen,  w&hrend,  wenn  man  bezug- 
ser  eine  Feststellung  getroffen  hat,  die  Werthe  in  allen  folgenden  Spalten  sich 
b  Maassgabe  jener  verindem,  mithin  die  abh&ngigen  Vaiii^len  sind.  Letztere 
;t  die  Functionen  der  ersteren.'*'*  Die  statistischen  Daten  über  ein  Object 
en  in  einer  solchen  Tabelle,  als  einer  Sammlung  von  Functionen,  dann  als  ab- 

Vahablen  der  nach  einander  zur  Prüfung  ihres  Einflusses  vorzuftlhrenden 
n.  Man  wird  so  sofort  übersehen  kOnnen,  welche  Ver&nderungen  der  auf  ein 
)ezüglichen  Daten  unter  dem  Einfluss  r&umlicher  und  zeitlicher  Ver&nderungen 
fccheo  und  Bedingungen  erfolgen ....  Die  Tabelle  mit  Zahlendaten  (bedingt 
ine  solche  mit  ungefthren  Qoantit&tsbestimmungen)  ist  eine  arithmetische 
mg  des  fnnctionellen  Verhältnisses  der  Erscheinung.  Auf  Grund  dieser  Daten 
ch  eine  geometrische  Darstellung  dieses  Verh&ltnisses ,  z.B.  eine  Curven- 
lg  in  einem  Goordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darstellung  oder  eine 
3.  mit  Farbenverschiedenheiten,  Schattenabstufungen  gegeben  werden.*'  (Aus 
Abb.  Statistik,  S.  474  ff.) 

ei  den  wichtigsten  Aufgaben,  zu  deren  Lösnng  die  statistische 
le  in  besonderem  Maasse  beitragen  kann,  der  zweiten  and 
der  frttber  von  nns  unterschiedenen,  also  zur  Auffindung 
enerellen.  Typischen,  des  Gesetzmässigen ,  des  oder  der  Ge- 
ier Erscheinungen,  der  conditionellen  und  causalen  Zusammen- 
und    Abhängigkeitsverhältnisse,    lässt  sich  die  statistische 
le   wohl  förmlich   nach  Art  der  experimentellen  For- 
;8methoden  oder  wenigstens    in    der  Weise   ausbilden    und 
iben,   dass  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
en  werden  kann.    So  können  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
ichend  bearbeiteten  (gruppirten,  tabellarisirten)  statistischen 
Eils  die  Methode  der  Uebereinstimmang,  die  Differenzmethode, 
ge  der  Bückstände  (Reste)  und  diejenige  der  sich  begleiten- 
ODcnrrirenden)  Umstände  zu  einer  der  experimentellen  For- 
ähnlichen Anwendung  gelangen. 

ober  diese  Methoden  Mi  11«  Logik,  3.  B.  Kap.  8  (Schiers  Cebersetzuog,  I, 
md  dazu  Sigwart.  Logik,  II.  416 ff.  —  Engel,  Bewegung  der  Befölkerung 
freich  Sachsen  (1852).  Vorwort,  S.  V,  meine  „Gesetzmässigkeit"',  II,  Motto 
lern  Titel)  aus  Engel,  meine  Abb.  Statistik,  S.  476.  Engel  sagt  hier  u.  A.; 
»alzusammenhang  der  beobachteten  und  arithmetisch  aufgefassten  Erschei- 
■11S8  analytisch  dargelegt  werden,  die  zeitlich  und  r&umlich  wahrnehmbaren 
denheiten  sind  zu  deuten  und  ihre  wahrscheinlichen  Ursachen  zu  ergründen .... 
Eichste  (zu  Grunde  zu  legende)  Methode  ist  die  der  Naturwissenschaften: 
it  einzelne  Erscheinung  an  sich  nach  allen  Seiten  kennen  zu  lernen,  sodann 
dn.  in  welchem  Zusammenhange  sie  mit  andern  steht,  und  darauf  erst  diesen 
»bang   oder   das  Abh&ngigkeits?erhältniss   zu   messen.     Namentlich   müssen 
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Ursachen  und  Wirkungen  nnterschiedon ,  als  letztere  die  betreffenden  Erscheinungen, 
aJs  erstere  möglicher  Weise  Alles  betrachtet  werden,  was  uns  umgiebt,  wahrschein- 
licher Weise  sehr  Vieles,  dessen  Einfluss  wir  uns  nicht  träumen  lassen.  Bei  der  gei- 
stigen Analyse  des  bunten  Gewirrs  der  Erscheinungen  kann  man  einen  ähnlichen 
Weg  wie  in  der  Chemie  einschlagen:  die  Reihe  der  Erscheinungen  im  Öffentlichen 
Lel^  zu  gewissen  Gruppen  und  Abtheilungen  vereinigen,  diese  gleichsam  als  Bea- 
gentien  zur  Untersuchung  einer  bestimmten  Bcihe  anderer  Erscheinungen  betrachten, 
darauf  zunächst  das  Vorhandensein  einer  Beaction,  sodann  die  Quantität  und  Qualität 
derselben  beobachten.'*  Ich  füge  dem  aus  meiner  Abh.  Statistik  (S.  475)  noch  hinzu: 
„Nach  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  Beaction  sucht  man  die  Grosse  und  Be- 
schaffenheit des  Einflusses  mittelst  solcher  Beobachtungen,  welche  eine  bestimmte 
Hodification  der  Ursache  (und  Bedingung)  und  der  Art  ihrer  Einwirkung  enthalten, 
zu  b^timmen ....  Schliesslich  geht  man  dann  daran ,  die  aufgefundenen  und  ge- 
nauer bestimmten  (gemessenen)  Abhängigkeitsverhältnisse  einer  Erscheinung  unter  sich 
und  mit  denjenigen  anderer  Erscheinungen  in  Zusammenhang  zu  bringen,  um  die 
generellere  Bedeutung  einer  Ursache  fdr  eine  Beihe  ?on  Erscheinungen  festzustellen 
und  dadurch  yielleicht  zu  einer  höheren  Ursache  empor  zu  steigen.  Ueberall  handelt 
es  sich  hier  um  Schlüsse,  deren  logische  Bichtigkeit  an  den  Denkgesetzen,  deren  wirk- 
liche, der  Bealität  entsprechende  Bichtigkeit  an  den  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit 
geprdft  werden  muss.''  Die  Methoden  der  experimentellen  Forschungen  sind  hier 
wenigstens  nach  Analogie  anwendbar,  „trotz  der  fast  immer  mangelnden  Möglichkeit 
des  künstlichen  Ezperimentirens ,  weil  man  die  Beobachtungen  grade  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  ein  statistisches  Object  beeinflussenden  Ursachen  (und  Bedingungen) 
so  einrichten  kann,  dass  sie,  den  Wechselverhältnissen  der  realen  Welt  nachgehend, 
von  den  dadurch  gelieferten  natürlichen  Experimenten  Act  nehmen.''  (Eb.  habe  ich 
an  Beispielen  die  Anwendung  der  vier  genannten  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung in  der  Statistik  gezeigt) 

Eine  wichtige  Aufgabe  ist  bei  dem  Schluss  von  den  beob- 
achteten Wirkungen  auf  die  sie  herbeiführenden  Ursachen  die  Fest- 
stellung, ob  man  es  hier  mit  Constanten  oder  variablen  Ursachen 
und  weiter,  ob  man  es  mit  einem  wirklich,  wie  angenommen,  be- 
stehenden Zusammenhang  und  Abhängigkeitsverhältniss  oder  mit 
einem  Spiel  des  Zufalls  zu  thun  habe.  Das  Erstere  ist  nach  dem 
„Gesetz  der  grossen  Zahl'^  Beides  alsdann  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitslehre  bez.  -Rechnung  zu  untersuchen. 

Auch  darüber  das  Nähere  in  der  Theorie  der  Statistik  und,  soweit  es  für  die 
Logik  und  Methodologie  in  Betracht  kommt,  in  den  Schriften  über  diese.  Vgl.  daher 
besonders  Mill,  Logik,  Buch  3,  Kap.  17  und  18  (II,  53  «,),  Sigwart,  Logik,  11, 
§.85,  101,  102  (Hilüsmethoden  der  Induction,  statistische  Methoden,  Wahrscheinlich- 
keit auf  statistischem  Boden,  II,  502  ff.).  Lezis,  Theorie  der  Massenerscheinungen, 
Westergaard  a.a.O.  BUmelin,  Reden,  S.  15  £  M  e  i  n  e  Abh.  Staüstik,  S.  47Gff., 
460  ff.  und  die  daselbst  genannten  Schriften  (Qu6telet,  Littrow).  v.  Eries, 
Principien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  Freib.  1886,  bes.  Kap.  9. 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  —  ein,  wie  Hümelin  mit  Recht  bemerkt, 
nicht  glücklicher  Ausdruck,  ich  habe  es  das  „Gesetz  der  constanten,  die  Wirksamkeit 
der  acddentellen  Ursachen  tiberwindenden  Ursachen'*  zu  nennen  vorgeschlagen  — 
besagt,  „dass  bei  der  Beobachtung  einer  grossen  Zahl  Fon  Erscheinungen  derselben 
Art  schliesslich  ein  gewisses  constantes  Zahlenverhältniss  hervortritt,  welches  desto 
früher  und  deutlicher  bemerkt  wird  ,  je  besser  und  unter  sich  gleichförmiger  die  Be- 
obachtungen, je  grösser  die  Anzahl  derselben  und  je  geringer  die  Abweichungen  der 
einzelnen  Beobachtungen  von  jenem  constanten  Zahlen verhältniss  sind*'  (nach  Littrow). 
„Wir  beobachten  demnach  hier  eine  Regelmässigkeit  in  den  grossen,  eine  Unregel- 
mässigkeit in  den  kleinen  Zahlen.''  Dies  deshalb,  „weil  die  Erscheinungen  in  ihrer 
Entwicklung  von  constanten  und  veränderlichen  Ursachen  (und  Bedingungen)  beherrscht 
werden.    In  den  grossen  Zahlen,  d.  h.  in  der  Masse  der  Einzelfälle,  winen  sie  ebenso. 
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ird  ihre  Wirkimg  hier  gestört  (bezw.  aufgehoben)  und  deshalb  rerdcckt  durch 
tlcgentlichen  Ursachen.  Diese  StOmngen,  daher  das  Ob  und  Wie  der  Wirksam- 
er gelegentlichen  Ursachen,  erfolgen  aber  wiedemm  nach  einer  Ordnong:  Qn^- 
s  Gesetz   der  accldentellen  Ursachen.     Dies  Gesetz  zeigt,   „„wie  sich  auf  die 

eine  Beihe  ron  Erscheinangen  Tertheilt,  welche  ron  constanten  Ursachen,  deren 
Igen  aber  gelegentliche  Ursachen  stören,    beherrscht  worden.     Letztere  para- 

sich  schliesslich  und  es  bleibt  am  Ende  das  Resultat  tlbrig,  welches  sich  un- 
trlich  wiederholt  h&tte,  wenn  die  constanten  Ursachen  allein  wirksam  gewesen 
'*'.  Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schliesst  das  Gesetz  der  accldentellen  Ursachen 
te  mit  ein.  Die  Annahme,  dass  die  constante  Ursache  in  jedem  Einzelfalle 
kt,  aber  m  ihrer  Wirksamkeit  nach  einer  regelmässigen  Weise  ron  einer  ge- 
ichen  Ursache  mitunter  überwunden  wird,  ist  eine  logische  Nothwendigkeit, 
e  Gleichförmigkeit  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  za  erklären''  (meine  Statistik, 

461). 

>ies  Alles  gestattet  eine  Anwendung  im  wirthschaftlichen  Gebiete  auf  die  Ver- 
se der  Motiration.  Bei  denjenigen  zahlreichen  Erscheinungen  (z.B.  Preis- 
,^cn  im  freien  Verkehr),  wo  das  erste  Leitmotiv,  das  Streben  nach  dem  wirth- 
chen  Vortheil,  unter  den  Voraussetzungen  der  strengen  Deductioo  (§.  68)  in 
asse  der  Fälle  wirkt,  ergiebt  sich  eine  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  der 
ioungen,  indem  jenes  Leitmotiv  die  constante  Ursache  darstellt;  in  einzelnen 
treten  aber  andere  Leitmotive  modificireud,  paralysirend  hinzu:  die  gelegent- 
Ursachen,  welche  die  Abweichungen  ron  der  Regel  bestimmen. 

Die  Bestimmung,  ob  eine  Verbindung  ron  Erscheinungen  zufällig  oder  das 
t  eines  Gesetzes  sei,  erfolgt  in  der  Weise,  dass  man  prtlft,  ob  sie  relatir 
r  vorkommt,  als  sich  ohne  Annahme  einer  darauf  hinwirkenden  Ursache  nach 
heiulichkeitsgrUnden  rermuthen  lässf'  (a.  a.  0.  S.  477),  woftlr  dann  die  For- 
ier  Wahrscheinlichkeitsrechnung  zur  Anwendung  gelangen  können.  Weiteres 
r  in  den  oben  genannten  Schriften,  besonders  ron  Lexis,  r.  Kries, 
rgaard. 

regen  eine  derartige  AnwendnDg  der  statistischen  Methode  auf 
irthschaftlichen  Erscheinnngeo  nach  Analogie  der  Methoden 
menteller  Forschung  auf  Naturerscheinungen  könnte  sich  der 
nd  erheben  y  dass  man  dabei  wieder  in  den  Fehler  verfalle, 
beiderlei  Erscheinungen  zu  sehr  als  homogene  zu  betrachten, 
od  sie  wegen  der  Abhängigkeit  der  ersteren  von  menschlichen 
ungen,  Willensacten ,  psychischen  Motiven  eben  heterogene 
Indessen  würde  ein  solcher  Einwand  nur  zutrefifend  werden, 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  die  ihnen  zu  Grunde 
len  Handlungen  entweder  indeterminirt  oder  nur  von 
variablen,  bei  jedem  handelnden  menschlichen  Individuum 
verschiedenen  Motiven  und  Motivecombinationen ,  von  „ganz 
cbenbaren''  Factoren  abhingen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist, 
ie  innere  und  äussere  Beobachtung  und  wird  mit  durch  die 
mässigkeiten  der  Erscheinungen,  welche  auf  wirthschaftlichen 
uf  anderen  Gebieten  von  menschlichen  Willensacten  und 
ingen  abhängen  und  in  der  „grossen  Zahl^'  der  Fälle  dent- 
rvortreten,  genügend  widerlegt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
bier  gewisse  bevölkerungs-,  namentlich  sogenannte 
Istatistische  Untersuchungen  solcher  ErscheinuDgen, 
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welche  vom   ,,freien  Willen''  der  HaDdelnden  abhängen  oder  mit 
abhängen. 

An  dieser  Stelle  muss  es  an  diesem  Hinweise  genügen.  S.  oben  in  §.  54,  (S.  140) 
die  litterarischen  Angaben  und  die  Bemerkungen  daza^). 

§.83.  —  2.  DieHistorikyd.h.  die  Geschichte  alsMethode. 

a)  Im  Allgemeinen  und  bezüglich  der  ersten 
und  dritten  Aufgabe.  Nach  den  wiederholten  Erörterungen 
im  Vorausgehenden  über  die  historische  Methode,  ihre  Berechtigung, 
ihre  Mängel  und  Unzulänglichkeit ,  wird  es  möglieh  sein  und  ge- 
nügen, hier  jetzt  diesen  Gegenstand  in  kürzeren  abschliessenden 
Ausführungen  zu  erledigen. 

Vor  Allem  ist  auch  bei  der  Geschichte  zwischen  ihr  als 
Wissenschaft  und  als  Methode  der  Beweisführung,  ähn- 

')  Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  mir  gegen  die  zu  mechanistische  Auffassung 
der  moralstatistischen  Tbatsachen  in  meiner  ersten  beztlglichen ,  ans  1863 — 64  her- 
rtlhrenden  Schrift  über  „die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willkuhrlichen  mensch- 
lichen Handlangen''   eine  Polemik   zn  Theil  geworden,  deren   theilweise  sachliche 
Berechtigung  ich  selbst  l&ngst  anerkannt  habe.     Ich  hätte  dabei  aber  rielleicht  er- 
warten können,   dass  man  sich  nicht  immer  nur  an  den  ].  Theil  genannter  Schrift, 
z.  B.  an  mein  oft  citirtes  Bild  —  wie  ich  es  aach  damals  hingestellt  habe  —  rom 
Märchenlande    mit     der    Annahme     gesetzlich    vorgeschriebener     „moral- 
statistischer'' Handlungen  (noch  jttngst  wieder  bei  Westergaard,  S.  280)  gehalten, 
sondern  meine  anderen  späteren  Arbeiten  mit  berQcksichtigt  hätte.    Schon  der  2.  Theil 
meiner  genannten  Schrift,  die  Selbstmordstatistik,  —  die  ich  wohl  anch  heute  noch, 
trotz   der  seitdem   oft   und   mit  natürlich  riel  reicherem  und  besserem  statistischen 
Material  erfolgten  Bearbeitung  des  Gegenstands,  die  eingehendste  rergleichend-stati- 
stische  Untersuchung  eines  solchen  Thatsachenkreises  nennen  darf,  welche  rorhanden 
ist,  —  beweist  doch  meine  Vorsicht  in  der  Schlnssziehung.    Meine  Abb.  Statistik  (aus 
1865 — 66)  ist,  glaube  ich,  den  Bedenken  wegen  zu  mechanistischer  Auffassung  bereits 
viel  weniger  als  die  etwas  ältere  Schrift  ausgesetzt  und  meine  „volkswirthschaftliche 
Grundlegong"  unterliegt  wohl  solchen  Bedenken  überhaupt  nicht  mehr.    Keiner  meiner 
zahlreichen  Kritiker,  A.  v.  Oettingen  ausgenommen,  hat  das  aber  berücksichtigt,  auch 
Knapp,  Westergaard,  Schmoller  (noch  1888!)  nicht.    Mit  einigen  ablehnenden.  Öfters 
hochfahrenden  und  spöttelnden  Bemerkungen  sind  übrigens  die  ron  mir  immer,  auch  in 
meiner  ersten  Schrift,  anerkannten  Schwierigkeiten,  die  Beziehung,  bezw.  den  Wider- 
spruch zwischen  der  grossen  statistischen  Regelmässigkeit  „willkührlicher"  Handlungen 
und  der  menschlichen  „Willensfreiheit"  befriedigend  zu  erklären,  noch  durchaus  nicht 
beseitigt    Mir  und  m.  £.  Jedem,  der  hier  klar  zu  sehen  wünscht,  bleibt  grade  auf 
dem  moralstatistischen  Gebiete  noch  ausserordentlich  viel  Problem.    Einzelne  Regel- 
mässigkeiten, z.  B.  die  Yertheilung  der  Selbstmorde  auf  die  Jahreszeiten,  zeigen  eine 
Macht  äusserer  Einflüsse,   die  dadurch  nicht  weniger  erstaunlich  wird,   dass  einige 
Leute,  die  immer  das  Gras  wachsen  hOren,  sie  gar  nicht  auffällig,  sondern  ganz  er- 
^  klärlich  finden.     Auch  G.  Schmoller 's  Ausführungen  (über  die  Resultate  der  Be- 
vOlkeruDgs-  und  Moralstatistik,  1869,   wiederholt  in  seiner  Schrift   „zur  Litteratur* 
geschichte  der  Staatswissenschaften",  S.  272)  gehen  über  die  angedeuteten  Schwierig- 
keiten fiel  zu  leicht  hinweg,  und  zwar  grade  für  den,  der  wirklich  „das  tieferblickende 
Auge"  (S.  183)  besitzt.    Ich  verkannte  nie,  auch  in  meiner  ersten  Schrift  nicht,  die 
Unzulänglichkeit  der  mechanistischen  Auffassung,  aber  was  die  Gegner  rorgebracht 
haben,  scheint   mir  vielfach  keine  klarere  und  bessere  Auffassong  an  die  Stelle  zu 
setzen*     Damit,   dass  man  ron   „fulgärem",   „trivialem"  Quöteletismus  spricht,    wie 
Knapp  u.  A. ,   beweist   man  doch  noch  nichts.  —  Es  bedarf  übrigens  wohl  keiner 
besonderen  Hervorhebung,  dass  die  moralstatistischen  Controversen  grade  für  die  uns 
hier  beschäftigenden  methodologischen  Fragen  von  besonderer  Wichtigkeit  sind. 
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ie  bei  der  Statistik  (§.  80,  S.  204)  and  ferner  in  Bezug  auf 
nwendang  der  Geschichte  als  Methode  zwischen  den  ver- 
idenen  Aufgaben  der  Politischen  Oekonoroie  zu  unter- 
en. 

eschichte  als  Wissenschaft,  Wirthschafts -  (Finanz-,  weiter 
-,  Social-)  Geschichte  als  Theil  dieser  Wissenschaft  ist  eine 
>ehrliche,  höchst  werthvolle  Hilfswissenschaft  für  unsere  ganze 
•lin  und  Geschichte  als  Methode  wenigstens  ftlr  gewisse  Auf- 
der  Politischen  Oekonomie  nicht  minder  wichtig,  in  be- 
ten Fällen  auch  unentbehrlich. 

Qch  wenn  sich,  nich  der  darchaas  heute  vorherrschenden  Ansicht  unserer 
toriker,  die  Geschichtswissenschan,  also  auch  die  Wirthschafts-  Geschichtswissen- 
üs  solche  aus  der  Stnfe  der  bloss  referirenden  und  der  Stnfe  der  pragmatischen 
Stnfe  der  genetischen  erhebt,  will  sie  auch  anf  dieser  Stnfe  doch  nar  darstellen, 
n,  wie  die  ron  ihr  behandelten  Dinge  sind,  geworden  sind,  sich  entwickelt  haben 
welchem  Zosammenhang  sie  nnter  einander  stehen.  Sie  will  nicht  „allgemeine 
jesetze,  Ideen  ans  den  Ereignissen  abstrahiren'' ,  nicht  .,die  Ereignisse  als 
l^en  aUgemeiner  Omndgesetze  mechanisch  ableiten  und  qaantitatir  bestimmen*^ 
leim,  s.  0.  S.  146,  Note  2  and  S.  205). 

[it  dergestalt  gefassten  Aufgaben  der  Geschichte  hat  es  nun 
olitische  Oekonomie  in  ihrer  ersten  und  theil  weise  in  ihrer 
en  der  oben  (§.  57)  unterschiedenen  Aufgaben  zu  thun. 
er  Lösung  dieser  Aufgaben  dient  ihr  daher  die  Geschichts- 
ischaft,  speciell  die  Wirthschaftsgeschichts-Wissenschaft  als 
rissenschaft  und  dient  zugleich  das  geschichtswissenschaftlich 
stellte  und  geordnete  Thatsachenroaterial  als  Mittel  der  Be- 
Ihrung  dafUr,  dass  die  Dinge  so  sind  und  in  dem  Zu- 
enhang  stehen,  wie  die  Geschichte  es  ergiebt 
^on  besonderer  Bedeutung  ist  diese  Hilfe  bei  der  ersten 
er  Aufgaben,  und  hier  vor  Allem  für  die  hinter  der  Gegen- 
zurückliegende Zeit,  daher  fUr  die  Ermittlung  des 
s-  und  Wie-  früher  Gewesenseins''  und  des  „Was- 
\rie-Gewordenseins''  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen. 

)enn  hier  rersagen  die  erste  nnd  die  zweite  Beobachtungsmethode  oder  das, 
ät  ihrer  Hilfe  seinerzeit  ermittelt  wnrde,  wird  eben  erst  nach  geschichts- 
Hihaftlicher  Feststellung,  PrUfong  und  Ordnung  verwendbar  und  verwerthbar, 
as  betreffende  Thatsachenmaterial  wird  „historisches''  Material.  Und  hier  ver- 
rner  nicht  minder,  aus  den  angeführten  nicht  principiellen,  aber  thatsächlicben 
m  (S.  207)  häufig  ganz,  fast  immer  mehr  oder  weniger,  die  statistische  Methode. 
>  kann  aber  hier  auch  mit  der  deductiTen  Methode  rielfach  gar  nicht\  immer 
isicherer  und  mehr  nur  aushilfsweise,  zur  Ergänzung  von  Lücken  in  der  Be- 
hruDg  mit  der  historischen  Methode,  als  selbständig,  „schöpferisch*'  gearbeitet 
).  Soweit  Letzteres  überhaupt  möglich  ist,  können  deductir  auch  nur  gewisse 
oA  nur  ganz  grobe  GrundzOge,  nicht  ein  genaues,  der  Wirklichkeit  entsprechendes, 
reiches,  das  Detail  mitgebendes  Bild  der  Erscheinungen  entworfen  werden.  Ob 
wieweit  die  historische  Methode  allein,  rollends  ohne  Hilfe  der  Statistik.  fUr 
3.   zamal   f&r   weiter  zurückliegende,   unter  wesentlich  rerschiedenen  Cultur- 
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zuständen  hcrror^etretene  wirthschaftliche  Erscheinnngen  ein  solches  Bild  wirklich 
geben  kann,  lässt  sich  freilich  nicht  allgemein  sagen.  Lackenhaft,  durch  Dednction 
und  —  combinirende,  gestaltende  Phantasie  zn  ergänzen  wird  Vieles  daran  bleiben, 
xun  so  mehr,  je  nabänderlich  nnzareichend  oder  mit  Fehlem  behaftet  das  historische 
Material  ist  und  je  weniger  statistische  Daten  vorliegen.  Zu  einer  sicheren,  über- 
zeugenden Beweisführung  auch  nur  im  Gebiete  der  ersten  Aufgabe,  also  dafür, 
dass  „die  Dinge  wirklich  so  waren'',  wie  sie  die  Geschichtswissenschaft  darstellt, 
reicht  daher  die  Geschichte,  auch  als  Methode  betrachtet,  nicht  aus.  Aber  sie  leistet 
doch  mehr  als,  abgesehen  Ton  der  eben  erentuell  nicht  anwendbaren  statistischen 
Methode ,  jede  andere.  Wir  erfahren  mit  ihrer  Hilfe  mehr  oder  weniger  genau,  wie 
die  wirthschaftenden  Menschen,  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  handelten,  die 
Motive,  nach  denen  sie  es  thaten,  und  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  welche 
aus  diesem  Handeln  henrorgingen ,  waren.  Psychologisch -deductive  Schlosse  sind 
dagegen  nach  dem  Früheren  grade  um  so  unsicherer,  je  mehr  die  Menschen  der  be- 
treffenden Periode  von  dem  abweichen,  was  in  der  strengen  Dednction  (§.  68)  als  ihr 
wirthschaftspsychologisches  Wesen  gilt  und  auch  von  den  uns  aus  eigenen  inneren 
und  unmittelbaren  äusseren  Beobachtungen  bekannten  Menschen  verschiäen  waren. 

Je  umfassender  nnd  zuverlässiger  das  historische  Beobachtungs- 
material  wird,  je  mehr  es  sich  mit  statistischem  verbinden  lässt, 
desto  besser  kann  die  ganze  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  des 
Thatsächlichen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  mit  der  histo- 
rischen Methode  gelöst,  durch  dieselbe  der  Beweis  geliefert  werden, 
„dass  die  Dinge  wirklich  so  sind'',  wie  sie  dargestellt  werden. 

Im  Ganzen  wird  daher  der  wissenschaftliche  Werth  der  Methode  absolut 
wachsen,  je  mehr  man  sich  der  Gegenwart  nähert^  wenn  er  auch  relativ  gegenüber 
demjenigen  der  anderen  Methoden,  der  deductiven  und  der  drei  übrigen  Beobachtungs- 
methoden dann  abnimmt  Denn  diese  alle  werden  voraussetzungsweise  dann  auch 
anwendbarer.  Dass  sich  so  immer  mehr  Methoden  zu  demselben  Zweck,  der  Beweis- 
führung für  die  Richtigkeit  der  Schilderung  der  Thatsachen,  verbinden  lassen,  ist 
natürlich  ein  Yortheil  mehr. 

In  einer  anderen  Beziehung  leistet  die  Geschichte  noch  einen 
besonderen  weiteren  Dienst,  welchen  wiederum  für  vergangene 
Zeiten  keine,  für  die  Gegenwart  keine  der  anderen  Methoden 
ebenso  gut  leisten  kann.  Sie  schildert  die  politischen,  sittlichen^ 
socialen,  culturlichen ,  religiösen  Verhältnisse,  das  „milieu'S  in 
welchem  die  wirthschaftenden  Menschen  standen  und  stehen,  strebten, 
wollten  und  streben,  wollen,  handelten  und  handeln  und  in  welchem 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  als  T  h  e  i  1  e  der  Erscheinungen 
der  Menschenwelt  und  als  solche  beeinflusst  durch  alle  die 
anderen  genannten  Seiten,  welche  fUr  diese  Menschenwelt  in  Be- 
tracht kommen,  hervortraten  und  hervortreten.  Gerade  dadurch 
weist  die  Geschichte  nach,  ob  und  welche  Einflüsse,  einigermaassen 
auch  in  welcher  Richtung  dieselben  neben  wirthschaftlichen  auf 
Motive,  Willensacte,  Handlungen  der  Menschen,  aaf  die  wirth- 
schaftlichen Erscheinungen  einwirken. 

Damit  werden  mit  Hilfe  dieser  Methode,  wie  ausserdem  freilich,  aber  weniger 
genügend  mit  Hilfo  der  ersten  und  zweiten  Beobachtungsmethode  und  in  Concurrenz 
mit  der  Hilfe  der  Methode  der  Deduction  jono  „Imponderabilien''  (S.  209)  gewürdigt. 
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r  deren  die  statistische  Methode  meistens  rereagt.  Die  methodologische  iso- 
kbstraction  wird  hierbei  dann  freilich  rerlassen,  damit  ein  HaupthiÜsmittel 
alen  and  conditionellen  Erklärung  aufgegeben,  aber  dafür  werden  auch  die 
ingen  in  descriptirer  Weise  in  denjenigen  Znsammenhang  gebracht,  in  wel- 
in  der  Wirklichkeit  stehen,  was  dann  doch  wieder  gewisse,  wenn  auch  nur 
in^ichere  Schlosse  anf  die  Abh&ngigkeitsrerhältnisse  zolässt. 

allen  diesen  Beziehungen  ist  der  Werth  der  historischen 
e  für  die  Lösnng  der  ersten  Aufgabe  auch  der  Politischen 
mie  unverkennbar.  Nur  hinter  demjenigen  der  statistischen 
e    steht    er,    von    dem  letzterwähnten    Vorzug    abgesehen, 

weil  die  historische  Methode  nicht  zu  quantitativen  Be- 
Dgen  genauerer  Art  führt.  Um  so  mehr  ist  sie  hier  mit 
tistischen  zu  verbinden,  eventuell  durch  dieselbe  zu  ersetzen, 
geht 

Bezug  auf  die  dritte  Aufgabe,  welche  auch  in  der  6e- 
(Wissenschaft  bei  einer  wirklich  genetischen  Behandlung 
3n  nicht  ausgeschlossen  ist,  fällt  dagegen  das  Urtheil  über 
»torische  Methode  schon  viel  weniger  günstig  aus.  Denn 
Sachen  und  Bedingungen  des  Was-  und  Wie -Seins,  -6e- 
seins  und  -Werdens  selbst  nur  der  concreten,  individuellen 
baftlichen  Erscheinungen  sicher  festzustellen,  ist  sie  eben 
llem  früher  Gesagten,  und  auch  trotz  des  soeben  ihr  ein- 
ten Vorzugs,  nicht  genügend  iUhig. 

kann  wohl  das  Vorhandensein  cansaler  and  conditioneÜor  Zosammcnhänge 
Ln^gkeitsrerhiltnisse  aufdecken,  aber  schon  nicht  immer  hinläuglich  sicher 

ToUends  aber  dieselben  nicht  messen.  Eben  deswegen  kommt  sie  hier  über 
inement  in  ragen,  statt  in  qnantitatir  bestimmten  Bogrifien  so  wenig  wie  die 

,  und  wie  die  erste  nnd  zweite  Beobachtungämetbodo  hinaus  und  steht  sie 
en  die  statistische  weit  zurück.  Auch  die  psychologische  Deduction  leistet 
r,  weil  sie  auf  Ursachen  und  Bedingungen  als  wenigstens  m'lgliche  Er- 
rOnde    der  Erscheinungen   zurückgeht   und   nicht   nur   äusserlich   dieselben 

lessen  mittelst  der  im  Folgenden  erörterten  Fortbildung  der 
istorischen  zur  vergleichend-historischen  Methode 
war  diesem  Mangel  quantitativer  Bestimmtheit  nicht  abge- 
aber  dennoch  ein  brauchbares  Hilfsmittel  gewonnen  werden, 
ch  Analogieschlüssen  auch  in  concreten  wirthschaft- 
'ragen  den  causalen  und  conditionellen  Zusammenhang  und 
züglichen  Abhängigkeitsverhältnisse  aufzudecken.  Solche 
eschlüsse  sind  aber  zulässig,  weil  wir  es  auch  bei  aller 
>hen,  Ortlichen  Dififerenzirung  der  maassgebenden  Ursachen 
lingungen  doch  immer  mit  den  beiden  grossen  Constanten  — 
nigstens:  wesentlich  Constanten  — ,  der  menschlichen  Natur, 
wie   dieselbe    auf  wirthschaftlichem    Gebiete    zur  Geltung 
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e  erleichtert  nicht  nur  die  Debenichüichkeit,  besonders  der  Zshiendaten, 
lentücb,  Bondero  Ilsat  >ncb  »cbon  dem  physischen  Auge  die  GleidifSrmig- 
md  die  DDirleicbfOnaigk eilen)  entgegentreleo.  Auch  die  fenneile  liritiscba 
vird  durch  die  Ubellaiische  Zostjnmensteltting  etleicbtert.  inffillige  (rlel- 
f  BeobicbtnngS',  Recben-,  Schreibfehler  zaruckzofubreude)  AbveichODgen  ron 
;hfOnntgkeit  werden  in  der  T&befio  am  Dendicbstea  herrortteten  ....  Die 
icuiang  der  Tftbelle  liegt  duin,  dus  sie  richtig'  conslmirt.  zugleich  du 
aelle  Veihiltotss  zwischen  dem  slfttistitchea  Objeci  and  den  duknf  ein- 
D  EinflUBseD  mm  Ansdrock  briDft    „„Die  Tabelle  isi"".  wie  Engel  (Ztscbr. 

.  SM.  Bnr..  1S64,  S.  114)  ugt mit  einer  Sunmlnng  tod  FnnctioDeD  Ter- 

;r  Art  m  Tergieichan,  indem  die  Weithe.  die  in  die  Torderste  Spalte  geutzt 
den  Unftbhlngigen  oder  Unrariablen  entaprechen,  wUrend,  wenn  man  bezug- 
er eine  FestHleUnng  g«tro9'en  hat,  die  Werthe  in  allen  folgeDden  Spalten  sich 
I  Maassgabe  jener  rerindero,  mithin  die  abh&n^gen  Variablen  dind.  Letztere 
c  die  Fnactianen  der  enteren.""  Die  sladsliachen  Daten  über  ein  Object 
•,a  in  einer  solchen  Tabetle.  als  einer  Sammlaug  ron  Fanctianen,  dann  als  ab- 
Variablen  der  nach  einander  znr  PniAiDg  ihres  Einflnsses  rorznfUhrenden 
Uan  wird  so  sofort  nhersehen  können,  welche  Verbidemiigen  der  anf  ein 
eiuglicben  Daten  nnter  dem  Einflnss  rtnmlicber  and  leiilichec  Verftndemngea 
.eben  and  Bedingungen  erfolgen  ....  Die  Tabelle  mit  Zabiend&ten  (bedingt 
ae  solche  mit  ungcfihien  QaaatilltsbesÜmmangeD)  ist  eine  aritbmetischB 
ng  dee  functioaelien  Verhiltnjssee  der  Erschcinang.  Änf  Gnrnd  dieser  Daten 
'.b  eine  geometrische  Darstelinng  dieeoa  Verbiltnisees ,  z.  B,  eine  Carren- 
g  in  einem  Coordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darsiellnng  oder  eine 
.  mit  FarbenTeTBchiedenbeiten,  Schatteoabslu  fangen  gegeben  werden."  (Aas 
^bb.  Statistik,  S.  (74  C) 

.i  deD  wicbtigBteu  Aufgaben,  zd  deren  Lösung  die  Btatistiache 
le  in  besonderem  Haasse  beitragen  kann,  der  zweiten  nnd 

der  früher  von  uns  anterschiedenen ,  also  zur  Autfisdnng 
^nerellen,  Typischen,  des  Gesetzmässigen ,  des  oder  der  Ge- 
er  ErseheinaDgen,  der  conditionellen  nnd  cansalen  Zusammen- 

and  AbbängigkeitsTerhältnisse ,  läset  sieb  die  statistische 
e  wohl  förmlich  nach  Art  der  experimentellen  For- 
emetboden  oder  wenigstens  in  der  Weise  ausbilden  and 
iben,  dasB  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
«D  werden  kann.  So  kfionen  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
icbeod  bearbeiteten  (gnippirten,  tabellarisirten)  statistiscbeo 
als  die  Methode  der  Uebereinstimmung,  die  Differenzmethode, 
ge  der  Räcketäode  (Reste)  nnd  diejenige  der  sich  begleilen- 
ODcarrireoden)  Umstände  zn  einer  der  experimentellen  For- 
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nisse  dieser  Methode  abhängt.  lo  Betreff  der  Massenhaftigkeit  muss 
der  leitende  Gesiehtspunet  sein,  mögliehst  so  viele  sichere  Beob- 
achtungen einer  Erscheinung  (oder  eines  Complexes,  einer  Reihe 
von  Erscheinungen  derselben  Art)  anzustellen,   dass   die  Ursachen 
und  Bedingungen,  welche  bei  dieser  Erscheinung  überhaupt  mit- 
wirken, nach  Wahrscheinlichkeitsgründen  in  den  betrefifenden  Beob- 
achtungen bereits  sämmtlich  und  in  der  Weise,  in  dem  Verhältniss 
zur  Wirksamkeit  gelangt  sind,  wie  es  den  constanten  und  gelegent- 
lich mitspielenden  variablen  Ursachen  und  Bedingungen,  der  Dureh- 
Bchnittscombination    und    Durchschnittsbedeutung    und    Häufigkeit 
aller,  auch  der  variablen  Factoren,  entspricht.    Für  das  hiemach 
zu  fordernde  Maass  der  Masse  der  Beobachtungen  und  für  den 
Werth    der  Ergebnisse    nach  der  Grösse  der  Masse  lassen  sich 
mathematische  Regeln  aufstellen.     Die   Systematik   der  Beobach- 
tungen verlangt  eine  möglichst  genaue  Verfolgung  der  Verände- 
rungen der  Erscheinung  in  Zeit  und  Raum,  daher  zu  diesem  Zweck 
die    erforderliche  zeitliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Beob- 
achtungen, die  Zerlegung  von  Zeit  und  Raum  in  kleine  Theile, 
und  die  Beobachtung  der  Erscheinung  in  jedem  dieser  Theile.  Die 
so    gewonnenen    statistischen  Elementardaten    der  systematischen 
Beobachtung  werden  dann  aufgezeichnet,  registrirt,  geprüft,  ge- 
sammelt, classificirt,  gruppirt,  tabellarisirt,  letzteres  insbesondre  so, 
um  Functionenverhältnisse  hervortreten  zu  lassen  und  festzustellen. 
Darauf  werden  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr,  der  Gestaltung, 
des   Verlaufs   der  Erscheinungen    und  Abweichungen   von  diesen 
Gleichförmigkeiten  gesucht  und  so  das  Generelle,  Typische  der 
Erscheinungen  vom  Individuellen  unterschieden.    Alsdann  werden 
die  sichtbar  oder  muthmaasslich  den  gleichförmigen  und  ungleich- 
förmigen   Gestaltungen   und    Bewegungen    der  Erscheinungen  zu 
Grunde    liegenden    constanten    und   variablen   Ursachen   und  Be- 
dingungen und  bezüglichen  Combinationen  und  auf  diese  Weise 
schliesslich  Regeknässigkeiten  und  Regeln,  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  der  Erscheinungen  zu  ermitteln,  sowie  die  Erklärung  dafür 
und    für    die  Abweichungen  zu  gewinnen  gesucht.    Dieses  letzte 
Stadium  der  Erkenntniss  lässt  sich  aber  wieder  nicht  mittelst  der 
statistischen  Methode  allein  genügend  erreichen,  vielmehr  muss  hier 
wieder  die  Dednction  aus  psychischen  Motiven  hinzukommen,  um 
wirkliche  Erklärungen  zu  geben. 

Unter  den  technischen  Hilfsmitteln  des  statistischen  Verfahrens 
nimmt  die  Tabelle  eine  besonders  wichtige  Stellung  ein. 
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ie  erleichtert  nicht  nur  die  Uebersichtiichkeit,  besonders  der  Zahlendaten, 
lentiich,  sondern  lisst  anch  schon  dem  physischen  Auge  die  Gleidifftrmig* 
ind  die  CogldchfÖnnigkeiten)  entgegentreten.  Anch  die  formelle  kritische 
wird  dorch  die  tabellarische  Zosammenstellung  erleichtert,  an f fällige  (yiel- 
if  Beobachmngs-,  Becheo-,  Schreibfehler  zurockznfbhrende)  Abweichungen  Ton 
chförmigkeit  werden  in  der  Tabelle  am  Deutlichsten  hervortreten ....  Die 
deutnng  der  Tabelle  liegt  darin,  dass  sie  richtig  construirt,  zugleich  das 
»nelle  Yerhältniss  zwischen  dem  statistischen  Object  und  den  £untuf  ein- 
n  Einflüssen  zum  Ausdruck  bringt  „,4)ie  Tabelle  ist'*'\  wie  Engel  (Ztschr. 
}.  &tat  Bnr.,  1864,  S.  114)  sagt,  „«,mit  einer  Sammlung  ron  Functionen  ?er* 
er  Art  zu  vergleichen,  indem  die  Werthe,  die  in  die  vordente  Spalte  gesetzt 
den  unabhängigen  oder  Unvariablen  entsprechen,  während,  wenn  man  bezttg- 
ter  eine  Feststellung  getroffen  hat,  die  Werthe  in  allen  folgenden  Spalten  sich 
b  Maassgabe  jener  verändern,  mithin  die  abhängigen  Variablen  dnd.  Letztere 
^r  die  Functionen  der  ersteren.'^''  Die  statistischen  Daten  aber  ein  Object 
en  in  einer  solchen  Tabelle,  als  einer  Sammlung  von  Functionen,  dann  ab  ab- 
Yariablen  der  nach  einander  zur  Prüfung  ihres  Einflusses  vorzuführenden 
3.  Man  wird  so  sofort  Übersehen  können,  welche  Veränderungen  der  auf  ein 
>ezüglichen  Daten  unter  dem  Einfluss  räumlicher  und  zeitlicher  Veränderungen 
achen  und  Bedingungen  erfolgen ....  Die  Tabelle  mit  Zahlendaten  (beding^ 
ine  solche  mit  ungefähren  Qnantitätsbestimmungen)  ist  eine  arithmetische 
mg  des  functionellen  Verhältnisses  der  Erscheinung.  Auf  Grund  dieser  Daten 
ch  eine  geometrische  Darstellung  dieses  Verhältnisses,  z.  B.  eine  Gurven- 
ag  in  einem  Goordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darstellung  oder  eine 
e,  mit  Farbenverschiedenheiten,  Schattenabstufungen  gegeben  werden.''  (Aus 
Abh.  Statistik,  S.  474  ff.) 

ei  den  wicbtigsteD  Aufgaben,  zu  deren  Lösung  die  statistische 
de  in  besonderem  Maasse  beitragen  kann,  der  zweiten  und 
1  der  früher  von  uns  unterschiedenen ,  also  zur  Auffindung 
enerelleu,  Typischen,  des  Gesetzmässigen ,  des  oder  der  Ge- 
ler Erscheinungen,  der  conditionellen  und  causalen  Zusammen- 
uud  Abhängigkeitsverhältnisse,  lässt  sich  die  statistische 
de  wohl  förmlich  nach  Art  der  experimentellen  For- 
^methoden  oder  wenigstens  in  der  Weise  ausbilden  und 
aben,  dass  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
ren  werden  kann.  So  können  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
echend  bearbeiteten  (gruppirten,  tabellarisirten)  statistischen 
ials  die  Methode  der  Uebereinstimmung,  die  Differenzmethode, 
ige  der  Rückstände  (Reste)  und  diejenige  der  sich  begleiten- 
coucurrirenden)  Umstände  zu  einer  der  experimentellen  For- 
g  ähnlichen  Anwendung  gelangen. 

i.  ober  diese  Methoden  Hill,  Logik,  3.  B.  Kap.  8  (Schiers  UebersetzuDg,  I, 
und  dazu  Sigwart.  Logik,  it  416  ff.  —  Engel,  Bewegung  der  Be?Olkerung 
aigreich  Sachsen  (1852),  Vorwort,  S.  V,  meine  „Gesetzmässigkeit'',  II,  Motto 
dem  Titel)  aus  Engel,  meine  Abh.  Statistik,  S.  476.  Engel  sagt  hier  u.  A.: 
>ausalzn8ammenhang  der  beobachteten  und  arithmetisch  aufgefassten  Erschei- 
1  mnss  analytisch  dargelegt  werden,  die  zeitlich  und  räumlich  wahrnehmbaren 
liedenhdten  sind  zu  deuten  und  ihre  wahrscheinlichen  Ursachen  zu  ergrtlitden  .... 
infachste  (zu  Grunde  zu  legende)  Methode  ist  die  der  Naturwissenschaften: 
jede  einzelne  Erscheinung  an  sich  nach  allen  Seiten  kennen  zu  lernen,  sodann 
itteln,  in  welchem  Zusammenhange  sie  mit  andern  steht,  und  darauf  erst  diesen 
menbang  oder   das  AbhängigkeitSFerhältniss   zu   messen.     Namentlich    müssen 


/ 
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Ursachen  nnd  Wirknn^n  unterschieden,  als  letztere  die  betreffenden  Erscheinungen, 
als  erstere  möglicher  Weise  Alles  betrachtet  werden,  was  uns  umgiebt,  wahrschein- 
licher Weise  sehr  Vieles,  dessen  Einfluss  wir  uns  nicht  tränmen  lassen.  Bei  der  gei- 
stigen Analyse  des  bunten  Gewirrs  der  Erscheinungen  kann  man  einen  ähnlichen 
Weg  wie  in  der  Chemie  einschlagen:  die  Reihe  der  Erscheinungen  im  öffentlichen 
Leben  zu  gewissen  Gruppen  und  Abtheilungen  rereinigen,  diese  gleichsam  als  Bea- 
gentien  zur  Untersuchung  einer  bestimmten  Beihe  anderer  Erscheinungen  betrachten, 
darauf  zun&chst  das  Vorhandensein  einer  Beaction,  sodann  die  Quantit&t  und  Qualit&t 
derselben  beobachten.''  Ich  ftlge  dem  aus  meiner  Abh.  Statistik  (S.  475)  noch  hinzu : 
„Nach  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  Beaction  sucht  man  die  Grösse  und  Be- 
schaffenheit des  Einflusses  mittelst  solcher  Beobachtungen,  welche  eine  bestimmte 
Modification  der  Ursache  (und  Bedingung)  und  der  Art  ihrer  Einwirkung  enthalten, 
zu  bestimmen ....  Schliesslich  geht  man  dann  daran ,  die  aufgefundenen  und  ge- 
nauer bestimmten  (gemessenen)  Abhängigkeitsverhältnisse  einer  Erscheinung  unter  sich 
und  mit  denjenigen  anderer  Erscheinungen  in  Zusammenhang  zu  bringen,  um  die 
generellere  Bedeutung  einer  Ursache  für  eine  Beihe  von  Erscheinungen  festzustellen 
und  dadurch  vielleicht  zu  einer  höheren  Ursache  empor  zu  steigen.  Ueberall  handelt 
es  sich  hier  um  Schlüsse,  deren  logische  Bichtigkeit  an  den  Denkgesetzen,  deren  wirk- 
liche, der  Bealität  entsprechende  Bichtigkeit  an  den  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit 
geprdft  werden  muss.''  Die  Methoden  der  experimentellen  Forschungen  sind  hier 
wenigstens  nach  Analogie  anwendbar,  „trotz  der  fast  immer  mangelnden  Möglichkeit 
des  künstlichen  Ezperimentirens ,  weil  man  die  Beobachtungen  grade  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  ein  statistisches  Object  beeinflussenden  Ursachen  (und  Bedingungen) 
80  einrichten  kann,  dass  sie,  den  Wechselverhältnissen  der  realen  Welt  nachgehend, 
von  den  dadurch  gelieferten  natürlichen  Experimenten  Act  nehmen.''  (Eb.  habe  ich 
an  Beispielen  die  Anwendung  der  vier  genannten  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung in  der  Statistik  gezeigt) 

Eine  wichtige  Aufgabe  ist  bei  dem  Schluss  von  den  beob- 
achteten Wirkungen  auf  die  sie  herbeiftthrenden  Ursachen  die  Fest- 
stellung, ob  man  es  hier  mit  constanten  oder  variablen  Ursachen 
und  weiter,  ob  man  es  mit  einem  wirklich,  wie  angenommen,  be- 
stehenden Zusammenhang  und  Abhängigkeitsverhältniss  oder  mit 
einem  Spiel  des  Zufalls  zu  thun  habe.  Das  Erstere  ist  nach  dem 
„Gesetz  der  grossen  Zahl'',  Beides  alsdann  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitslehre  bez.  -Rechnung  zu  untersuchen. 

Auch  dart^ber  das  l^ähere  in  der  Theorie  der  Statistik  und,  soweit  es  fQr  die 
Logik  und  Methodologie  in  Betracht  kommt,  in  den  Schriften  über  diese.  Vgl.  daher 
besonders  Mill,  Logik,  Buch  3,  Kap.  17  und  18  (U,  53  £),  Sigwart,  Logik,  II, 
§.  85,  101,  102  (HiJfsmethodon  der  Induction,  statistische  Methoden,  Wahrscheinlich- 
keit auf  statistischem  Boden,  II,  502  ff.)«  Lexis,  Theorie  der  Massenerscheinungen, 
Westergaard  a.a.O.  Rümelin,  Reden,  S.  15ff.  Meine  Abh.  Statistik,  S.  476  £, 
460  ff.  und  die  daselbst  genannten  Schriften  (Qu^telet,  Littrow).  y.  Kries, 
Principien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung ,  Freib.  1 886 ,  bes.  Kap.  9. 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  —  ein,  wie  Htlmelin  mit  Recht  bemerkt, 
nicht  glacklicher  Ausdruck,  ich  habe  es  das  „Gesetz  der  constanten,  die  Wirksamkeit 
der  acciden teilen  Ursachen  überwindenden  Ursachen'*  zu  nennen  rorgeschlagen  — 
besagt,  „dass  bei  der  Beobachtung  einer  grossen  Zahl  von  Erscheinungen  derselben 
Art  schliesslich  ein  gewisses  constantes  Zahlenverhältniss  hervortritt,  welches  desto 
froher  und  deutlicher  bemerkt  wird  ,  je  besser  und  unter  sich  gleichf5rmiger  die  Be* 
obachtungen,  ie  grösser  die  Anzahl  derselben  und  je  geringer  die  Abweichungen  der 
einzelnen  Beobachtungen  von  jenem  constanten  Zahlenverhältniss  sind*'  (nach  Littrow). 
„Wir  beobachten  demnach  hier  eine  Regelmässigkeit  in  den  grossen,  eine  Unregel- 
mässigkeit in  den  kleinen  Zahlen.''  Dies  deshalb,  «.weil  die  Erscheinungen  in  ihrer 
Entwicklung  7on  constanten  und  ?eränderlichen  Ursachen  (und  Bedingungen)  beherrscht 
werden.    In  den  grossen  Zahlen,  d.  h.  in  der  Masse  der  Einzelfälle,  winen  sie  ebenso. 
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t  ihre  Wirkung  hier  gestört  (bezw.  aufgehoben)  nnd  deshalb  rerdockt  dorch 
^entliehen  Ursachen.  Diese  StAnmgeo,  daher  das  Ob  and  Wie  der  Wirksam- 
gelegentlichen  Ursachen,  erfolgen  aber  wiedemm  nach  einer  Ordnong :  Qa6- 
aesetz  der  accidentellen  Ursachen.  Dies  Gesetz  zeigt,  ,,„wie  sich  auf  die 
ine  Beihe  ron  Erscheinungen  rertheilt,  welche  ron  constanten  Ursachen,  deren 
sn  aber  gelegentliche  Ursachen  stören,  beherrscht  werden.  Letztere  para> 
ich  schliesslich  und  es  bleibt  am  Ende  das  Resultat  tlbrig,  welches  sich  un- 
ich  wiederholt  hätte,  wenn  die  constanten  Ursachen  allein  wirksam  gewesen 
Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schliesst  das  Gesetz  der  accidentellen  Ursachen 
mit  ein.  Die  Annahme,  dass  die  constante  Ursache  in  jedem  Einzelfalle 
.  aber  In  ihrer  Wirksamkeit  nach  einer  regelmässigen  Weise  ron  einer  ge- 
ben Ursache  mitunter  überwunden  wird,  ist  eine  logische  Noth wendigkeit, 
Gleichförmigkeit  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  zu  erklären'^  (meine  Statistik, 
161). 

es  Alles  gestattet  eine  Anwendung  im  wirthschaftlichen  Gebiete  auf  die  Ver- 
dcr  Motiration.  Bei  denjenigen  zahlreichen  Erscheinungen  (z.B.  Preis- 
n  im  freien  Verkehr),  wo  das  erste  Leitmotiv,  das  Streben  nach  dem  wirth- 
ben  y ortheil,  unter  den  Voraussetzungen  der  strengen  Deduction  (§.  68)  in 
ise  der  Fälle  wirkt,  ergiebt  sich  eine  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  der 
ungen ,  indem  jenes  Leitmoti?  die  constante  Ursache  darstellt;  in  einzelnen 
'eten  aber  andere  Leitmotiro  modificirend,  paralysirend  hinzu:  die  gelegent- 
rsachen,  welche  die  Abweichungen  ron  der  Kegel  bestimmen. 

>iQ  Bestimmung,  ob  eine  Verbindung  ron  Erscheinungen  zufällig  oder  das 
eines  Gesetzes  sei,  erfolgt  in  der  Weise,  dass  man  prüft,  ob  sie  relatir 
vorkommt,  als  sich  ohne  Annahme  einer  darauf  hinwirkenden  Ursache  nach 

eiulichkeitsgründen   vermuthen   lässf'   (a.  a.  0.  S.  477),  wofUr  dann  die  For- 

^r  Wahrscheinlichkeitsrechnung  zur  Anwendung  gelangen  können.  Weiteres 
in   den    oben    genannten   Schriften,    besonders    ron    Lexis,    v.   Kries, 

gaard. 

egen  eine  derartige  AnwenduDg  der  statistischen  Methode  auf 
irthschaftlichen  ErscheinnDgeo  nach  Analogie  der  Methoden 
nenteller  Forschung  auf  Naturerscheinungen  könnte  sich  der 
od  erheben^  dass  man  dabei  wieder  in  den  Fehler  verfalle, 
beiderlei  Erscheinungen  zu  sehr  als  homogene  zu  betrachten, 
)d  sie  wegen  der  Abhängigkeit  der  ersteren  von  menschlichen 
mgen,  Willensacten ,   psychischen  Motiven  eben  heterogene  | 

Indessen  würde  ein  solcher  Einwand  nur  zutreffend  werden, 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  die  ihnen  zu  Grunde 
len  Handlungen  entweder  indeterminirt  oder  nur  von 
variablen,  bei  jedem  handelnden  menschlichen  Individuum 
verschiedenen  Motiven  und  Motivecombinationen ,  von  „ganz 
icbenbaren''  Factoren  abhingen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist, 
lie  innere  and  äussere  Beobachtung  and  wird  mit  durch  die 
mässigkeiten  der  Erscheinungen,  welche  auf  wirthschaftlichen 
taf  anderen  Gebieten  von  menschlichen  Willensacten  und 
nngen  abhängen  und  in  der  „grossen  ZahP'  der  Fälle  dent- 
ervortreten,  genügend  widerlegt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
hier    gewisse    bevölkerungs-,     namentlich    sogenannte  ^ 

eilstatistische  Untersuchungen  solcher  Erscheinungen,  ^ 
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Lteuog  der  dritten  Aufgabe,  der  Miterforschnng  der  cansalen  und  conditionellen  Za- 
sammenliänge,  eine  Aufgabe,  welche  doch  auch  der  historische  NationalOkonom  nicht 
abweist,  wird  er  mit  der  historisehen  Methode  allein  nicht  auskommen,  um  zwingendere 
Beweise  zu  führen.  Und  bei  der  LOsung  der  ersten  Aufgabe  wird  auch  er  sich  noth- 
wendig  so  viel  als  möglich  der  statistischen  Methode  bedienen  müssen,  um  eben  eine 
genauere  Feststellung  der  Thatsachen  nach  der  quantitativen  Seite  zu   erreichen. 

§.  81.  —  1.  Die  Statistik  als  Methode. 

a)  Wesen  und  methodologischer  Werth  dieser  Me- 
thode. Als  Methode  ist  die  Statistik  die  genaue,  womöglich  in 
Zahlen  ausgedrückte  und  dadurch  messbare  Quantitätsbestimmungen 
bezweckende  systematische  Massenbeobachtung  aller  der- 
jenigen Erscheinungen  der  realen  Welt,  daher  auch  der  wirthschaft- 
lichen  Erscheinungen,  welche  als  Functionen  von  constanten  und 
variablen  (accidentellen)  Ursachen  und  als  abhängig  von  eben 
solchen  Bedingungen,  keinen  absolut  gleichmässigen,  typischen,  son- 
dern einen  bloss  im  Ganzen,  in  der  Masse  der  Fälle  regehnässigen 
Character  (Gestaltung,  Entwicklung)  haben,  in  den  einzelnen  Fällen 
aber  unter  dem  vorherrschenden  Einfluss  der  variablen  Ursachen 
und  Bedingungen  mehr  oder  weniger  von  dieser  regelmässigen 
Gestaltung  abweichen  und  ein  individuelles  Gepräge  zeigen. 

Diese  Begri&bestimmung  ist  hier  in  der  Fassung  etwas  ver&ndert  gegen  die 
kürzere  in  meiner  Abh.  Statistik  im  StaatswOrterbuch  (X,  469),  aber  nach  Sinn  und 
Inhalt  doch  damit  identisch.  Zur  weiteren  Erläutening  und  BegrOndnog  beziehe  ich 
mich  auf  die  ganze  dort  aufgestellte  ,,Theorie  der  Statistik''  (S.  456—480),  auch  für 
das  Folgende,  worin  ich  mich  mehrfach  an  das  dort  Gesagte  anschliesse.  An  dieser 
SteUe  handelt  es  sich  aber  nicht  darom,  alles  Dortige  zu  wiederholen. 

Unter  den  dem  inductiven  Verfahren  dienenden  vier  Beob- 
achtungsmethoden ist  nur  die  statistische  geeignet,  die  wich- 
tigeren und  schwierigeren  Aufgaben  der  Politischen  Oeko- 
nomie  (§.  57)  neben  oder  an  Stelle  des  deductiven  Verfahrens 
überhaupt  zu  lösen.  Sie  hat  aber  auch  da,  wo  die  drei  anderen 
Beobachtungsmethoden  zur  Lösung  der  Aufgaben,  auch  der  ersten, 
mit  benutzt  werden  können,  Vorztige  vor  diesen  anderen.  Nament- 
lich kann  mit  Hilfe  der  statistischen  Methode  der  Complicirtbeit 
des  Verursachungs-  und  Bedingnngssystems,  dem  Zusammentrefifen, 
dem  sich  in  den  Wirkungen  Aufheben  und  Modificiren  der  con- 
stanten und  variablen  Ursachen  Bechnung  getragen,  können  auch 
verwickelte  Erscheinungen,  Vorgänge  auf  ihre  bedingenden  und 
verursachenden  Factoren  mit  grösserer  Sicherheit  zurückgeführt 
werden.  Die  quasi -experimentelle  Isolirung  der  Wirkungen  und 
Ursachen  und  Bedingungen,  die  Anwendung  der  Messung  und  Rech- 
nung auf  die  causalen  und  conditionellen  Beziehungen,  die  mathe- 
matische Bestimmung    des  Grads    der  Zuverlässigkeit    der  Beob- 
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^en  üDd  der  Sicherheit  der  Scblassziehnngen  aus  ihnen  wird 
eser  Methode  und  bei  ihr  unter  den  vier  Beobachtungs- 
en  wieder  allein  mOgliob.  Auf  diese  Weise  kann  man  unter 
iden  dahin  gelangen,  qualitative  Verschiedenheiten  auf  quan- 
zurückzuführen.  Die  zweite  und  dritte  Aufgabe  wird  so  mit 
ieser  Methode  besonders  erfolgreich  behandelt  und,  soweit 
berhaupt  die  statistisch  erfassbaren  Momente 
iden,  auch  gelöst:  das  wirklich  Generelle,  Typische,  vom 
nellen,  Speciellen  genau  geschieden,  der  wirkliche  Causal- 
lenhang  sicher  festgestellt  und  dadurch  erst  der  Boden  ge- 
,  wo  nun  die  Erklärung,  eventuell ^deductiv,  zu  erfolgen 
denfalis  zu  versuchen  ist.  Auch  bei  den  drei  practischen 
en  leistet  die  statistische  grössere  Dienste  als  eine  jede  der 
deren  Beobacbtungsn^ethoden. 

r  Mangel  und  der  Uebelstand  bleibt  auch  bei  der  statistischen 
e,  dass  dieselbe  nicht ,  überall  und  immer  anwendbar  ist, 
m  gegebenen  Fall  nicht,  weil  die  Dinge  zur  Zeit,  in  der  sie 
trugen,  nicht  oder  nicht  genügend  statistisch  aufgenommen 
,  theils  weil  sie  sich  damals  überhaupt  nicht  statistisch  auf- 
Hessen  oder  auch  jetzt  nicht  oder  noch  nicht  so  aufnehmen 
theils  endlich,  was  natürlich  viel  wichtiger  ist,  weil  sie  sich 
ipt  der  quantitativen,  vollends  der  zahlenmässigen  Fest- 
;  ihrer  Natur  nach  entziehen. 

ersterer  Hinsicht  ist  z.  B.  klar,  dass  das  statistische  Ver- 
was  man  oft  richtig  hervorgehoben,  aber  unrichtig  zu  einem 
;en  Schluss  gegen  den  Werth  der  Statistik  benutzt  hat, 
s  zeitliche  Nacheinander  der  Erscheinungen  häufig  nicht 
iel  weniger  als  auf  das  räumliche  und  zeitliche  Nebenein- 
anwendbar  ist.  Allein  damit  ist  noch  nicht  viel  gegen  das 
che  Verfahren  bewiesen. 

Qrlich,  wenn  in  yergangenen  Zeiten  keine  entsprechenden  statistischen  Anf- 
lof  einem  Gebiete  ron  Eischeinangen  erfolgt  sind,  so  kann  man  das  statistische 
I  in  Bezog  auf  dieses  Gebiet  anch  nicht  anwenden.  Das  gilt  aber  selbst- 
ch  grade  so  hinsichtlich  der  anderen  drei  Beobachtongsmethoden ,  auch  die 
e  Tersagt.  wenn  keinerlei  betreffende  geschichtliche  Thatsachen  seinerzeit 
,  aufgezeichnet  worden  sind.  Mit  diesem  practisch  oft  richtigen  Einwand 
3  Statistik  beweist  man  also  nichts,  weil  man  za  yiel  beweist  oder  eigentlich 
itveistftndliches  sagt  Wie  die  neuerliche,  auf  diesen  Punct  gerichtete  archi- 
Forschung,  DurchstOberung  alter  Register,  Bechnungen  u.  s.  w.  erwiesen  hat, 
len  weit  mehr  selbst  zahlenstatistischer  Stoff,  freilich,  abgesehen  ?on  gewissen 
:en,  ron  meistens  unsicherer  und  geringerer  Güte  als  aus  der  Neuzeit  und 
jegenwart,  schon  aus  viel  weiter,  bis  ins  Mittelalter  hinein  zurückliegenden 
ch  forhanden,  als  man  früher  annahm.  Auch  weisen  sonstige  Sparen  auf 
untergegangene,  aber  einst  doch  aufgenommene  statistische  Material  hin. 
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Je  länger  die  Jahresreihen  znrerlässig  ermittelter  statistischer  Thatsachen  werden, 
desto  mehr  wird  (c^nz  von  selbst  die  statistische  Methode  auch  auf  das  zeitliche 
Nacheinander  der  Erscheinungen  anwendbar. 

Ferner,  je  mehr  die  statistische  Technik  sich  vervollkommnet, 
schon  bei  der  ersten  Aufnahme  der  Thatsachen,  je  mehr  Arten  nnd 
Reihen  von  Thatsachen  für  diese  Aufnahme  sich  geeignet  erweisen 
und  je  mehr  Schwierigkeiten,  z.  B.  im  Widerstand,  in  der  Ab- 
neigung, im  Bildungsstand,  in  Vorurtheilen  der  Bevölkerung,  ver- 
schwinden oder  sich  tiberwinden  lassen,  gerade  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  wirthschaftlichen  Thatsachen  (wie  etwa  der  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erwerbs  Verhältnisse),  desto  umfangreicher  und  sicherer 
wird  die  statistische  Methode  zur  Lösung  von  Fragen  und  Auf- 
gaben, wie  der  früher  besprochenen,  anwendbar. 

Vielfach  wird  man  sich  bis  dahin  denn  auch  statt  mit  genancn,  anf  Grund  ron 
Zähinngen  ermittelten  Zahlen  mit  Schätzungen  von  Zahlen  nothgedrnngen  be- 
gnügen müssen.  Auch  solche  Schätzungen,  für  welche  man,  z.  B.  in  der  Bevölke- 
rungsstatistik, wissenschastliche  Gesichtspuncte  aufstellen  kann,  sind  nicht  werthlos, 
können  daher  unter  gewissen  Cautelen  auch  die  Grundlage  weiterer  Operationen  des 
statistischen  Verfahrens  bilden.  Eine  „ungefähre''  Zahlenangabe  muss  eben  öfters, 
kann  aber  auch  nicht  selten  für  manche  Zwecke  genügen.  Selbst  noch  ^Igemeinere 
Quantitätsbestimmungen  („Tiel",  „wenig",  „mehr**,  „weniger**,  „grösser**,  „geringer**  etc.) 
sind  in  Ermangelung  genauerer  Daten  nicht  aus  dem  Gebiete  der  statistischen  Me- 
thode schlechtweg  anszuschliessen ,  so  dass  auch  die  häufig  erfolgende  begriffliche 
Beschränkung  der  Statistik,  als  Methode,  auf  zahlenmässige  Angaben  zu  weit  gehen 
möchte ,  wenn  die  Erreichung  genaaer  zahlenmässiger  Angaben  auch  das  Ziel  sein 
muss  (s.  meine  Abb.  Statistik,  S.  474). 

Wenn  die  angedeuteten  Umstände  den  Werth  der  statistischen 
Methode  vermindern  und  je  nachdem  auch  dazu  fuhren,  dass  die- 
selbe mitunter  den  Dienst  ganz  versagt,  so  liegen  die  Verhältnisse 
noch  ungleich  ungünstiger  in  dem  anderen  erwähnten  Pancte,  dass 
eben  Vieles  sich  quantitativ,  zahlenmässig,  statistisch 
nicht  erfassen  lässt.  Allerdings  ist  es  ja  an  sich  nicht  un- 
möglich, alles,  was  als  Tbatsache  in  der  realen  Welt  in  die  Er- 
scheinung tritt,  daher  auch  alle  wirthschaftlichen  Thatsachen,  zu 
zählen,  zu  messen,  quantitativ  zu  bestimmen,  wenn  sich  auch  von 
diesen  Thatsachen  Vieles  wegen  unüberwindlicher  Schwierigkeiten 
der  Aufnahme  practisch  dieser  Behandlangsweise  entziehen  wird. 
Da  wird  dann  wieder  die  „tägliche  Beobachtung'',  die  wissenschaft- 
liche Einzelbeobachtung,  die  historische  Methode  und  eventuell  die 
Deduction  zam  Ersatz  eintreten  müssen.  Misslicher  ist  aber  noch 
ein  ganz  anderer  Umstand,  selbst  bei  denkbar  vollendetster  sta- 
tistischer Technik:  die  Thatsachen,  welche  in  die  Erscheinung 
treten,  sollen  doch  nicht  nur  constatirt,  beschrieben,  sondern  in 
ihrem  Sein,  Werden,  Verlauf,  Vergehen  erklärt,  auf  ihre  Be- 
dingungen und  Ursachen  zurückgeführt,  ihre  Abhängig- 
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ion  diesen  soll  ermittelt,  womöglich  gemessen  werden, 
nun  die  Bedingungen  und  Ursachen  wieder  in  anderen, 
gehenden,  früher  in  die  Erscheinung  tretenden  bestimmten, 
lieh  genau  constatirbaren  und  quantitativ  bestimmbaren  That- 
1   bestehen,  müssen  und  können  eventuell  auch  diese  beob- 

und  auch  statistisch  aufgenommen  werden.  Wo  das  mög- 
:,  erweist  sich  gerade  das  statistische  Verfahren,  z.  B.  mittelst 

Tabellarisirung,  worin  schon  äusserlich  Functionenverhält- 
bervortreten,  sehr  förderlich. 
Hein  im  Gebiete  der  Erscheinungen,  welche  direct  und  in- 

auf  menschliche  Handlungen,  daher  auf  Willens- 
und innere  psychische  Motive  zurückzuführen  sind,  wie 
im  socialen  und  wirthschaftlichen  Gebiete,  liegen  gerade  die 
i  tieferen  Gründe,  Ursachen,  Bedingungen  der  Erscheinungen 
eit  zurück,  wirken  nur  durch  eine  ganze  Reihe  von  Mittel- 
rn  ein  und  entziehen  sich  der  äusseren  statistiscben  Erfassung, 
i  sie  nicht  in  einzelnen  sichtbaren  Thatsachen,  welche  mit 
rheit  als  von  ihnen  ausgehend  erkannt  werden  können,  deut- 
hervortreten. Hier  spielen  geistige  Imponderabilien 
velche  allenfalls  als  mitwirkende,  mitbedingende  Factoren  mit 

oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  ermittelt,  deren  Bedeutung 
h  nicht  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann.  Dies 
ber  gerade  von  sehr  wichtige^  Momenten  im  Wirthsehaftsleben. 

^ie  bedeutsam  ist  z.  B.  der  Einfloss  der  gesammten  Staatsthätigkeit  in  der 
iBg  des  Rechtsschutzes,  in  der  Hebung  des  Bildungsstands,  in  der  allgemeinsten 
ung  der  wirthschaftlichen  Interessen  durch  eine  Reihe  ?on  Einrichtungen  (Yer- 
esen  u.  s.  w.)  auf  die  Entwicklung  der  ProductionI  Und  doch,  wie  vergeblich 
i  Bemühen,  bei  dem  Mitspielen  Ton  anderen  Einflüssen  in  derselben  und  in  sich 
Qdcr  Richtung,  nun  sicher  im  Einzelnen  nachzuweisen,  öfters  schon  ob, 
iä  aber  in  welcher  Weise  und  zumal  erst  in  welchem  Maasse  bestimmte 
chaftlicbe  Erscheinungen,  z.  B.  die  Entwicklung  des  ond  des  Industriezweigs  in 
id  der  Zeit  und  Gegend,  grade  aof  diese  Staatsthätigkcit  und  auf  die  ein- 
n  dazu  gehörigen  Maassregeln,  Einrichtungen,  Acte  zurückzuführen  ist.  Auch 
ich  hier  an  äusserlich  beobachtbaren  Thatsachen,  Erscheinungen  als  Wirkungen 
rsachen  feststellen  iSsst,  wird  eben  gleichzeitig  von  so  mancherlei  Ferschiedenen  Um- 
m  beeinflosst,  dass  der  specielle  Einfloss  der  aUgemeinen  und  der  der  besonderen 
thätigkeit  doch  wieder  nur  etwa  im  Ganzen  wahrscheinlich  gemacht,  aber 
genau  unter  Zahl  und  Maass  gebracht  werden  kann. 

Vielfach  spielen  hier  auch  allgemeinere  psychische  Momente  mit,  in  Be- 
[ieren  wiederum  das  Ebengesagte  gilt ,  z.  B.  die  Hebung  des  Volks-  und  Staats- 
istseins  darch  grosse  politische  Eifolge  reagirt  auf  das  Winhschaftsleben  durch 
ckung,  Steigerung  der  wirthschaftlichen  Initiative  der  Unternehmer,  durch  Er- 
iig  des  Prestige 's  auch  der  wirthschaftlichen  Leistungen  im  In-  und  Auslande 
schland  seit  18701).  Der  Uebergang  zu  einem  Schutzzollsystem  hebt  die  wirth- 
tlicbe  Stimmung,  den  Muth  der  Unternehmer  u.  dgl.  m.  Gewiss  oft  sehr  wich- 
Einflilsse,  deren  Einwirkung  auch  im  Ganzen,  z.  B.  in  der  Steigerung  der  ge- 
lten und  der  auf  gewissen  Gebieten  stattfindenden  Productionstbätigkeit,  in  der 
lehnung  des  auswärtigen  Handels  mit  Sicherheit  sich  mag  nachweisen,  richtiger 

u  Wagner,  Orandlegnng.   3.  Auflage.   1.  TheiL    Grundlagen.  14 
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gesagt:  sich  mag  sehr  wahrscheinlich  machen  lassen.  Aber  wiederum:  die  Nach- 
weisnng  dieser  Einflösse  im  Einzelnen  und  die  Messung  der  letzteren  bleibt  eben 
das  Unsichere,  vielfach  Unmögliche.  Da  man  nicht  experimentiren  kann,  da  notorisch 
so  mancherlei  Anderes  in  derselben  oder  in  sich  kreuzender  Bichtang  gleichzeitig 
mitspielt,  kann  man  auch  festgestellte  Thatsachenreihen,  die  sich  einander  folgen  und 
im  Yerh&ltniss  Ton  Ursache  und  Bedingung  zu  Wirkung  und  Folge  stehen  kOnnen, 
z.  B.  Maassregeln  einer  Schuupolitik  und  Aufschwung  von  Productionszweigen,  doch 
eben  wiederum  nur  mit  vielleicht  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  die  Beziehung  von 
wirklicher  Ursache  und  Wirkung  im  concreten  Fall,  aber  das  wirklich  bestehende  Ab- 
h&ngigkeitsverh&ltniss  doch  nicht  sicher  unter  Maass  und  Zahl  bringen.  Das  ist  die 
Schwierigkeit,  welche  im  Wesen  der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Vorgänge  als  Pro- 
ducten  psychischer  Factoren  liegt  und  sich  genügend,  auch  mit  Hilfe  der  feinsten 
und  genauesten  statistischen  Methode,  nicht  überwinden  l&sst.  Von  den  streitenden 
Parteien  wird  das  in  Bezug  auf  die  Erfolge  von  wirthschaftspolitischen  Maassregeln 
so  oft  vergessen,  mit  allen  Zahlen  kein  genügender  Beweis,  der  den  Gegner  überzeugen 
müsste,  geführt.  Daher  denn  auch  die  bleibende  Meinungsverschiedenheit  von  Geg- 
nern über  solche  Erfolge,  z.  B.  der  mercantilistischen ,  schutzzöllnerischen  Handels- 
politik im  Ganzen  und  im  Einzelnen  in  einem  concreten  Falle:  „Ist  die  britische 
Handelsmarine  durch  oder  trotz  der  Navigationsacte  zu  ihrer  Blüthe  gekommen?'' 

Die  UnzaläDglicbkeit  der  statistischen  Methode,  hier  wo  solche 
Imponderabilien  bei  complicirten  Erscheinungen  im  Wirthschafts- 
leben  mitspielen,  ist  demnach  nnbedingt  zuzugeben.  Aber  zu  Gunsten 
der  anderen  Beobachtangsmetlioden ,  auch  der  historischen,  folgt 
daraus  nichts.  Denn  diese  Methoden  bewähren  sich  hier  nicht  in 
höherem,  sondern  in  der  Regel  selbst  in  noch  geringerem  Grade. 
Man  kann  mit  denselben,  insbesondere  mit  der  historischen,  auch 
bestenfalles  nur  gewisse  derartige  Einflüsse  als  vorhanden  con- 
statiren,  ihre  Bedeutung  aber  ebenso  wenig  oder  noch  weniger 
messen.  Oft  wird  man  die  Einwirkung  solcher  Einflüsse  nur  wahr- 
scheinlich machen  können.  Erst  wenn  und  soweit  es  gelingt,  sta- 
tistische Beobachtungen  mit  in  die  Beweisführung  zu  ziehen,  wird 
man  vielleicht  den  Grad  der  Wahrscheinlichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zu  steigern  vermögen. 

Das  wird  von  den  Vertretern  der  historischen  Methode  wieder  nicht  gebührend 
berücksichtigt.  Gewiss  kann  grade  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  der  Thatsache 
des  Vorhandenseins  und  der  Mitwirkung  solcher  Imponderabilien  Rechnung  getragen 
werden.  Aber  die  Gewissheit  dieser  Mitwirkung,  geschweige  das  Maass  der  letzteren 
lässt  sich  damit  allein  nicht  feststellen ,  z.  B.  wiederum  bei  der  Würdigung  des  Ein- 
flusses wirthschafthpolitischer  Maassregeln.  Kur  die  Benutzung  statistischen  Materials 
vermag  hier  etwas  weiter  zu  helfen,  aber  nach  dem  Gesagten  auch  nicht  weit  genug. 
Es  ist  daher  gewiss  richtig,  wenn  winhschaftsgeschichtliche  Untersuchungen  sich  mög- 
lichst dieses  Materials  mit  bedienen.  Aber  selbst  dann  bleiben  die  angedeuteten 
Mängel  der  Beweisführung,  auch  bei  der  sich  so  nennenden  „exactcsten"  wirthschafts- 
geschichtlichen  Forschung,  soweit  es  sich  um  die  sichere  Aufdeckung  bestimmter 
Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Erscheinungen  und  um  die  Ge- 
winnung von  Maassbestimmungen  hierfür  handelt 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  dass  das  eben  überhaupt  in  aller  Mensch- 
heitsgeschichte, auch  in  der  politischen  Geschichte,  nicht  anders  sei:  auch  hier  könne 
man  immer  nur,  auch  mit  den  Hilfsmitteln  der  genauesten  Thatsachenerforschnng, 
Zusammenhänge,  Verkettungen  von  Ursachen  und  Wirkungen,  Einflübse  von  allgemeinen 
Maassregclu,  von  Persönlichkeiten  mehr  oder  weniger  wahrFcheinlich  machen.  Aller- 
dings verhält  es  sich  so.  Aber  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  sind  die  Schwierig- 
keiten   doch  noch  grössere,   die  Ergebnisse  der  historischen  und  statistischen  Beob- 
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ind  UDtersuchuDg  in  Bezog  auf  die  ZusammeDb&nge  der  ErscheiniiDgeii  und 
Einflass  jener  angedeuteten  Imponderabilien  noch  unsicherer,  weil  es  sich, 
is  in  jeder  mehr  oder  weniger  freien,  indiridnalistischen  Gestaltung  des  Wirth- 
ens,  doch  um  spontane  oder  ?on  anderen  Motiyen  bestimmte  indiridnelle 
ten  und  höchstens  nm  mehr  oder  weniger  entfernte  Einwirkungen  jener  Fac- 
die  wirthscbaftliche  Motifation  und  anf  die  daraus  hervorgehende  Hand- 
e  der  Indifiduen  handelt.  Hier  eben  zu  trennen,  was,  vollends  in  welchem 
3  der  Wirklichkeit  entsprechend  auf  solche  Einwirkungen  zorückzuftthren  ist, 
in  welchem  Maasse  nicht,  das  bleibt  das  mit  allen  Hilfsmitteb  der  Äusseren 
ing,  auch  der  feinsten  historischen  und  statistischen  Methode,  eben  nicht  ge- 

0  losende  Problem. 

s  dem  Allen  folgt,  dass  in  solchen  Fällen  immer  wieder  auf 

ychologische  Deduction  zurückgegriffen  werden  mu8S. 

iese  yennag  dann  freilich  nichts  Andres  als  Wahrscheinlich- 

der    Zusammenhänge    und  Abhängigkeitsverhältnisse    fest- 

n.   Aber  diese  Wahrscheinlichkeiten  werden  einen  grösseren 

als  die  mit  den  Beobachtungsmethoden,  auch  der  historischen 

statistischen,  ermittelten  beanspruchen  können,  weil  die  Methode, 

eher  sie  gewonnen  wurden,  gleichzeitig,  voraussetzungsweise, 

lingenden  und  verursachenden  Factoren  als  die  psychologisch 

ir    Wirksamkeit    begreiflichen    wird    nachgewiesen    haben. 

le  Maassbestimmungen  für  die  Beziehungen  zwischen  Ur- 

und  Bedingungen,  Wirkungen  und  Folgen  werden  zwar  auf 

/'eise  gleichfalls  nicht  erreicht,  wohl  aber  Bestimmuogen  der 

nng,  in  welcher,  und  einigermaassen  aach  der  Intensität, 

Icber  gewisse  Ursachen  und  Bedingungen  sich  wirksam  er- 

,   und  wiederum  hier  mittelst  der  Deduction  sicherer  und 

logisch    begreiflicher,    als  mit  den  Beobachtungsmethoden. 

dient  hier  die  deductive  Methode  doch  zur  besseren  Erklä- 

nd  Verständlichmachung  der  Zusammenhänge  und  Abhängig- 

rhältnisse. 
82.  —  b)  Anwendung  der  statistischen  Methode. 

IS  Nähere  hierüber  gehOrt  in  die  Schriften  über  Theorie  der  Statistiic.  Ich 
ike  mich  auf  einige  Bemerkungen,  bei  welchen  ich  meiner  Abb.  Statistiic 
46$ ff.)  folge,  und  füge  einige  Stellen  daraus  wOrtlich  ein.  Vgl.  über  die 
Qgen  der  Begelmässigkeit  und  über  die  Hauptsätze  der  Wahrscheinlichkeits- 
;  u.  A.  die  Ausführungen  Westergaard's  (Statistik,  S.  10  ff.,  56  ff).  Als  Bei- 
ir  die  Behandlung  eines  Complezes  von  bestimmten  Erscheinungen  nach  der 
ben  Methode  behufs  Feststellung  des  Generellen  und  der  conditionellen  und 

1  Verhältnisse  gemäss  den  von  mir  hier  in  der  Methodologie  vertretenen  Ge- 
ncten  beziehe  ich  mich  auf  die  Selbstmordstatistik  im  2.  Theil  meiner  „Gesetz- 
eit  scheinbar  willkührlicher  menschlicher  Handlungen^. 

eoagende  Massenhaftigkeit  und  richtige  Systematik 
hat  zuverlässiger  Beobachtungen,  welche  Qualitätsbestiro- 
tn,  bezw.  Zahlenausdiilcke  dafUr  von  den  betreffenden  Er- 
uDgeo  ergeben,  sind  die  Momente,  um  welche  es  sich  bei  der 
ischen  Methode  handelt  und  von  denen  der  Wertb  der  Ergcb- 

14* 
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nisse  dieser  Methode  abhängt.  In  Betreff  der  Massenhaftigkeit  muss 
der  leitende  Gesiehtspunct  sein,  möglichst  so  viele  sichere  Beob- 
achtungen einer  Erscheinung  (oder  eines  Complexes,  einer  Reihe 
von  Erscheinungen  derselben  Art)  anzustellen,   dass  die  Ursachen 
und  Bedingungen,  welche  bei  dieser  Erscheinung  überhaupt  mit- 
wirken, nach  Wahrscheinlichkeitsgründen  in  den  betreffenden  Beob- 
achtungen bereits  sämmtlich  und  in  der  Weise,  in  dem  Verhältniss 
zur  Wirksamkeit  gelangt  sind,  wie  es  den  constanten  und  gelegent- 
lich mitspielenden  variablen  Ursachen  und  Bedingungen,  der  Durch- 
schnittscombination    und    Durchschnittsbedeutung    und    Häufigkeit 
aller,  auch  der  variablen  Factoren,  entspricbt.    Für  das  hiemach 
zu  fordernde  Maass  der  Masse  der  Beobachtungen  und  für  den 
Werth    der  Ergebnisse    nach   der  Grösse  der  Masse  lassen  sich 
mathematische  Regeln  aufstellen.     Die   Systematik   der  Beobach- 
tungen verlangt  eine  möglichst  genaue  Verfolgung  der  Verände- 
rungen der  Erscheinung  in  Zeit  und  Raum,  daber  zu  diesem  Zweck 
die    erforderliche  zeitliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Beob- 
achtungen, die  Zerlegung  von  Zeit  und  Raum  in  kleine  Tbeile, 
und  die  Beobachtung  der  Erscheinung  in  jedem  dieser  Theile.  Die 
so    gewonnenen    statistischen  Elementardaten    der  systematischen 
Beobachtang  werden  dann  aufgezeichnet,  registrirt,  geprüft,  ge- 
sammelt, classificirt,  gruppirt,  tabellarisirt,  letzteres  insbesondre  so, 
um  Functionen  Verhältnisse  hervortreten  zu  lassen  und  festzustellen. 
Darauf  werden  Gleichförmigkeiten  der  Wiederkehr,  der  Gestaltung, 
des    Verlaufs   der  Erscheinungen    und  Abweichungen   von  diesen 
Gleichförmigkeiten  gesucht  und  so  das  Generelle,  Typische  der 
Erscheinungen  vom  Individuellen  unterschieden.    Alsdann  werden 
die  sichtbar  oder  muthmaasslich  den  gleichförmigen  und  ungleich- 
förmigen   Gestaltungen    und    Bewegungen    der  Erscheinungen   zu 
Grunde    liegenden    constanten    und   variablen   Ursachen   und  Be- 
dingungen und  bezüglichen  Combinationen  und  auf  diese  Weise 
schliesslich  Regelmässigkeiten  und  Regeln,  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  der  Erscheinungen  zu  ermitteln,  sowie  die  Erklärung  dafür 
und    für    die  Abweichungen  zu  gewinnen  gesucht.    Dieses  letzte 
Stadium  der  Erkenntniss  lässt  sich  aber  wieder  nicht  mittelst  der 
statistischen  Methode  allein  genügend  erreichen,  vielmehr  muss  hier 
wieder  die  Dednction  aus  psychischen  Motiven  hinzukommen,  um 
wirkliche  Erklärungen  zu  geben. 

Unter  den  technischen  Hilfsmitteln  des  statistischen  Verfahrens 
nimmt  die  Tabelle  eine  besonders  wichtige  Stellung  ein. 
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erleichtert   nicht  nur  die  Uebereichtlichkeit,  besonders  der  Zahlendaten, 
itlich,    sondern  llsst  anch  schon  dem  physischen  Aoge  die  Gleichfl^rmig- 
l   die  Ungleichf^nnigkeiten)  entgegentreten.     Anch  die  formelle  kritische 
ird  durch  die  tabellarische  Znsammenstellnng  erleichtert,  anff&llige  (riel- 
Beobachtungs-,  BecheD-,  Schreibfehler  zurückzuführende)  Abweichungen  fon 
förmigkeit  werden  in  der  Tabelle  am  Deutlichsten  herrortreten ....    Die 
utang    der  Tabelle  liegt  darin,   dass  sie  richtig  construirt,   zugleich  das 
eile  Yerhältniss  zwischen  dem  statistischen  Object  und  den  <knuf  ein- 
Einflüssen zum  Ausdruck  bringt    „„Die  Tabelle  isr'*\  wie  Engel  (Ztschr. 
»tat.  Bur.,  1S64,  S.  114)  sagt,  „,4nit  einer  Sammlung  fon  Functionen  Ter- 
Art  zu  fergleichen,  indem  die  Werthe,  die  in  die  Fordente  Spalte  gesetzt 
m  Unabhängigen  oder  UnTariablen  entsprechen,  während,  wenn  man  bezüg- 
eine  Feststellung  getroffen  hat,  die  Werthe  in  allen  folgenden  Spalten  sich 
^laassgabe  jener  ferftndem,  mithin  die  abhängigen  Variablen  sind.    Letztere 
die  Functionen  der  ersteren.^*''     Die  statistischen  Daten   über  ein  Object 
in  einer  solchen  Tabelle,  als  einer  Sammlung  Fon  Functionen,  dann  als  ab- 
ariablen   der  nach  einander  zur  Prüfung  ihres  Einflusses  forzuftlhrenden 
Man  wird  so  sofort  übersehen  können,  welche  Veränderungen  der  auf  ein 
itlglichen  Daten  unter  dem  Einfluss  räumlicher  und  zeitlicher  Veränderungen 
hen  und  Bedingungen  erfolgen  ....    Die  Tabelle  mit  Zahlendaten  (bedingt 
i  solche  mit  ungefähren  Qoantitätsbestimmungen)  ist  eine  arithmetische 
^  des  functionellen  Verhältnisses  der  Erscheinung.    Auf  Grund  dieser  Daten 
eine  geometrische  Darstellung  dieses  Verhältnisses,  z.B.  eine  Curren- 
in  einem  Coordinatensystem,  eine  sogen,  graphische  Darstellung  oder  eine 
mit  Farben?erschiedenheiten,  Schattenabstufungen  gegeben  werden.''    (Aus 
bb.  Statistik,  S.  474  ff.) 

den  wichtigsten  Aufgaben,  zu  deren  Lösung  die  statistische 
i  in  besonderem  Maasse  beitragen  kann,  der  zweiten  und 
der  früher  von  uns  nnterschiedenen ,  also  zur  Auffindung 
lerellen,  Typischen,  des  Gesetzmässigen ,  des  oder  der  6e- 
T  Erscheinungen,  der  conditionellen  und  causalen  Zusammen- 
und  Abhängigkeitsverhältnisse,  lässt  sich  die  statistische 
3  wohl  förmlich  nach  Art  der  experimentellen  For- 
)methoden  oder  wenigstens  in  der  Weise  ausbilden  und 
ben,  dass  mit  ihr  nach  Analogie  dieser  letzteren  Methoden 
en  werden  kann.  So  können  mit  Hilfe  des  geeigneten  und 
chend  bearbeiteten  (gruppirten,  tabellarisirten)  statistischen 
ils  die  Methode  der  Uebereinstimmung,  die  Differenzmetbode, 
ge  der  Btlckstände  (Reste)  und  diejenige  der  sich  begleiten- 
ancnrrirenden)  Umstände  zu  einer  der  experimentellen  For- 

äbnlichen  Anwendung  gelangen. 

aber  diese  Methoden  Mill,  Logik,  3.  B.  Kap.  8  (Schiel's  Uebersetzung,  I, 
und  dazu  Sigwart,  Logik,  U,  416 ff.  —  Engel,  Bewegung  der  Be?OlkemDg 
^eich  Sachsen  (1852),  Vorwort,  S.  V,  meine  „Gesetzmässigkeit"',  II,  Motto 
dem  Titel)  aus  Engel,  meine  Abh.  Statistik,  S.  476.  Engel  sagt  hier  u.  A.; 
iusalzusammenhang  der  beobachteten  und  arithmetisch  aufgefassten  Erschein 
moss  analytisch  dargelegt  werden,  die  zeitlich  und  r&umlich  wahrnehmbaren 
edenheiten  sind  zu  deuten  und  ihre  wahrscheinlichen  Ursachen  zu  ergründen .... 
ifachste  (zu  Grunde  zu  legende)  Methode  ist  die  der  Naturwissenschaften: 
ide  einzelne  Erscheinung  an  sich  nach  allen  Seiten  kennen  zu  lernen,  sodann 
:teln,  in  welchem  Zusammenhange  sie  mit  andern  steht,  und  darauf  erst  diesen 
lenbang  oder   das  Abhängigkeitsyerh&ltniss   zu   messen.     Namentlich    müssen 


214  1*  B.  2.  K.  2.  H.-A.  Methoden.    3.  A.  IndactioD.    §.  82. 

Ursachen  und  Wirkungen  unterschieden,  ab  letztere  die  betreffenden  Erscheinungen, 
als  erstere  möglicher  Weise  Alles  betrachtet  werden,  was  uns  umgiebt,  wahrschein- 
licher Weise  sehr  Vieles,  dessen  Einfluss  wir  uns  nicht  träumen  lassen.  Bei  der  gei- 
stigen Analyse  des  bunten  Gewirrs  der  Erscheinungen  kann  man  einen  ähnlichen 
Weg  wie  in  der  Chemie  einschlagen:  die  Reihe  der  Erscheinungen  im  Öffentlichen 
Le^  zu  gewiesen  Gruppen  und  Abtheilungen  vereinigen,  diese  gleichsam  als  Bea- 
gentien  zur  Untersuchung  einer  bestimmten  Boihe  anderer  Erscheinungen  betrachten, 
darauf  zunächst  das  Vorhandensein  einer  Beaction,  sodann  die  Quantität  und  Qualität 
derselben  beobachten.'*  Ich  füge  dem  aus  meiner  Abh.  Statistik  (S.  475)  noch  hinzu : 
„Nach  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer  Beaction  sucht  man  die  Grösse  und  Be- 
schaffenheit des  Einflusses  mittelst  solcher  Beobachtungen,  welche  eine  bestimmte 
Modification  der  Ursache  (und  Bedingung)  und  der  Art  ihrer  Einwirkung  enthalten, 
SU  bestimmen  ....  Schliesslich  geht  man  dann  daran ,  die  aufgefundenen  und  ge- 
nauer bestimmten  (gemessenen)  Abhängigkeits?orhältnisse  einer  Erscheinung  unter  sich 
und  mit  denjenigen  anderer  Erscheinungen  in  Zusammenhang  zu  bringen,  um  die 
generellere  Bedeutung  einer  Uisache  far  eine  Beihe  ?on  Erscheinungen  festzustellen 
und  dadurch  vielleicht  zu  einer  höheren  Ursache  empor  zu  steigen.  Ueberall  handelt 
es  sich  hier  um  Schlosse,  deren  logische  Bichtigkeit  an  den  Denkgesetzen,  deren  wiric- 
liche,  der  Bealität  entsprechende  Richtigkeit  an  den  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit 
geprdft  werden  muss.''  Die  Methoden  der  experimentellen  Forschungen  sind  hier 
wenigstens  nach  Analogie  anwendbar,  „trotz  der  fast  immer  mangelnden  Möglichkeit 
des  ktlnstlichen  Experimentirens,  weil  man  die  Beobachtungen  grade  wegen  der 
Mannigfaltigkeit  der  ein  statistisches  Object  beeinflussenden  Ursachen  (und  Bedingungen) 
so  einrichten  kann,  dass  sie,  den  WechseWerhältnissen  der  realen  Welt  nachgehend, 
7on  den  dadurch  gelieferten  natOrlichen  Experimenten  Act  nehmen.''  (Eb.  habe  ich 
an  Beispielen  die  Anwendung  der  vier  genannten  Methoden  der  experimentellen  For- 
schung in  der  Statistik  gezeigt) 

Eine  wichtige  Aufgabe  ist  bei  dem  Schluss  von  den  beob- 
achteten Wirkungen  auf  die  sie  herbeiführenden  Ursachen  die  Fest- 
stellung,  ob  man  es  hier  mit  constanten  oder  variablen  Ursachen 
und  weiter,  ob  man  es  mit  einem  wirklich,  wie  angenommen,  be- 
stehenden Zusammenhang  und  Abhängigkeitsverhältniss  oder  mit 
einem  Spiel  des  Zufalls  zu  thun  habe.  Das  Erstere  ist  nach  dem 
„Gesetz  der  grossen  Zahl'',  Beides  alsdann  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitslehre  bez.  -Rechnung  zu  untersuchen. 

Auch  darüber  das  Nähere  in  der  Theorie  der  Statistik  und,  soweit  es  far  die 
Logik  und  Methodologie  in  Betracht  kommt,  in  den  Schriften  über  diese.  Vgl.  daher 
besonders  Mill,  Logik,  Buch  3,  Kap.  17  und  18  (U,  53  ff.),  Sigwart,  Logik,  II, 
§.85,  101,  102  (Hilfsmethoden  der  Induction,  statistische  Methoden,  Wahrscheinlich- 
keit auf  statistischem  Boden,  II,  502  ff.).  Lexis,  Theorie  der  Massenerscheinungen, 
Westergaard  a.a.O.  BUmelin,  Reden,  S.  15ff.  Meine  Abh.  Statistik,  S.  47G  ff., 
460  ff.  und  die  daselbst  genannten  Schriften  (Qu^telet,  Littrow).  v.  Kries, 
Principien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  Freib.  1886,  bos.  Kap.  9. 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  —  ein,  wie  Kümelin  mit  Recht  bemerict, 
nicht  glucklicher  Ausdruck,  ich  habe  es  das  „Gesetz  der  constanten,  die  Wirksamkeit 
der  accidenteUen  Ursachen  überwindenden  Ursachen'*  zu  nennen  vorgeschlagen  — 
besagt,  „dass  bei  der  Beobachtung  einer  grossen  Zahl  Fon  Erscheinungen  derselben 
Art  schliesslich  ein  gewisses  constantes  Ziahlenverhältniss  herfortritt,  welches  desto 
froher  und  deutlicher  bemerkt  wird  ,  je  besser  und  unter  sich  gleichförmiger  die  Be- 
obachtungen, ie  grosser  die  Anzahl  derselben  und  je  geringer  die  Abweichungen  der 
einzelnen  Beobachtungen  von  jenem  constanten  Zahlenverhältniss  sind'*  (nach  Littrow). 
„Wir  beobachten  demnach  hier  eine  Regelm&ssigkeit  in  den  grossen,  eine  Unregel- 
mftssigkeit  in  den  kleinen  Zahlen.**  Dies  deshalb,  „weil  die  Erscheinungen  in  ihrer 
Entwicklung  von  constanten  und  veränderlichen  Ursachen  (und  Bedingungen)  beherrscht 
werden.    In  den  grossen  Zahlen,  d.  h.  in  der  Masse  der  Einzelfälle,  winen  sie  ebenso. 
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ihre  Wirkung  hier  gestOrt  (bezv.  aufgehoben)  ond  deshalb  rerdockt  durch 
pentlichen  Ursachen.  Diese  StöningeD,  daher  das  Ob  und  Wie  der  Wirksam- 
gelegentlichen  Ursachen,  erfolgen  aber  wiederum  nach  einer  Ordnung:  Quö- 
iesetz  der  accidentellen  Ursachen.  Dies  Gesetz  zeigt,  „„wie  sich  auf  die 
ne  Reihe  von  Erscheinungen  ?ertheilt,  welche  von  constanten  Ursachen,  deren 
tn  aber  gelegentliche  Ursachen  stören,  beherrscht  werden.  Letztere  para- 
ch  schliesslich  und  es  bleibt  am  Ende  das  Resultat  übrig,  welches  sich  un- 
ch  wiederholt  h&tte,  wenn  die  constanten  Ursachen  allein  wirksam  gewesen 

Das  Gesetz  der  grossen  Zahl  schliesst  das  Gesetz  der  accidentellen  Ursachen 
mit  ein.     Die  Annahme,   dass  die  constante  Ursache  in  jedem  Einzelfalle 

aber  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  einer  regelmässigen  Weise  von  einer  ge- 
en  Ursache  mitunter  überwunden  wird,  ist  eine  logische  Kothwendigkeit, 
jleichfSrmigkeit  in  der  grossen  Zahl  der  Fälle  zu  erklären''  (meine  Statistik, 
51). 

s  Alles  gestattet  eine  Anwendung  im  wirthschaftlichen  Gebiete  auf  die  Ver- 
der  Motivation.  Bei  denjenigen  zahlreichen  Erscheinungen  (z.B.  Preis- 
I  im  freien  Verkehr),  wo  das  erste  Leitmotiv,  das  Streben  nach  dem  wirth- 
en  Yortheil,  unter  den  Voraussetzungen  der  strengen  Deduction  (§.  69)  in 
e  der  Fälle  wirkt,  ergiebt  sich  eine  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  der 
ingen,  indem  jenes  Leitmotiv  die  constante  Ursache  darstellt;  in  einzelnen 
!ten  aber  andere  Leitmotive  modificirend,  paralysirend  hinzu:  die  gelegent- 
Sachen,  welche  die  Abweichungen  von  der  Regel  bestimmen. 

6  Bestimmung,  ob  eine  Verbindung  von  Erscheinungen  zufällig  oder  das 
iines  Gesetzes  sei,  erfolgt  in  der  Weise,  dass  man  prüft,  ob  sie  relativ 
orkommt,  als  sich  ohne  Annahme  einer  darauf  hinwirkenden  Ursache  nach 
iulichkeitsgründen  vermuthen  lässf'  (a.  a.  0.  S.  4T7),  wofür  dann  die  For- 
Wahrscheinlicbkeitsrechnung  zur  Anwendung  gelangen  können.  Weiteres 
in  den  oben  genannten  Schriften,  besonders  von  Lexis,  v.  Kries, 
aard. 

gen  eine  derartige  Anwendnog  der  statistischen  Methode  auf 
thschaftlicheD  ErscheiDungeo  nach  Analogie  der  Methoden 
enteller  Forschung  auf  Naturerscheinungen  könnte  sich  der 
i  erheben  y  dass  man  dabei  wieder  in  den  Fehler  verfalle, 
^iderlei  Erscheinungen  zu  sehr  als  homogene  zu  betrachten, 
I  sie  wegen  der  Abhängigkeit  der  ersteren  von  menschlichen 
Igen,  Willensacten ,  psychischen  Motiven  eben  heterogene 
ndessen  würde  ein  solcher  Einwand  nur  zutreffend  werden, 
ie  wirthschaftlichen  Erscheinungen  und  die  ihnen  zu  Grunde 
n  Handlungen  entweder  indeterminirt  oder  nur  von 
ariablen,  bei  jedem  handelnden  menschlichen  Individuum 
^rschiedenen  Motiven  und  Motivecombinationen,  von  ,,ganz 
henbaren''  Factoren  abhingen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist, 
i  innere  und  äussere  Beobachtung  und  wird  mit  durch  die 
ässigkeiten  der  Erscheinungen,  welche  auf  wirthschaftlichen 
f  anderen  Gebieten  von  menschlichen  Willensacten  und 
Igen  abhängen  und  in  der  „grossen  ZahP'  der  Fälle  deut- 
vortreten, genügend  widerlegt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
ier  gewisse  bevölkerungs-,  namentlich  sogenannte 
statistische  Untersuchungen  solcher  Erscheinungen, 
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welche  vom   „freien  Willen''  der  Handelnden  abhängen  oder  mit 
abhängen. 

An  dieser  Stelle  maas  es  an  diesem  Hinweise  genO^en.  S.  oben  in  §.  54,  (S.  140) 
die  litterarischen  Angaben  und  die  Bemerkungen  daza^). 

§.83.  — 2.  Di eHistorik,  d.h.  die  Geschieht ealsMethode. 

a)  Im  Allgemeinen  und  bezüglich  der  ersten 
und  dritten  Aufgabe.  Nach  den  wiederholten  Erörterungen 
im  Vorausgehenden  über  die  historische  Methode,  ihre  Berechtigung, 
ihre  Mängel  und  Unzulänglichkeit,  wird  es  möglieh  sein  und  ge- 
nügen, hier  jetzt  diesen  Gegenstand  in  kürzeren  abschliessenden 
AusfUhruDgen  zu  erledigen. 

Vor  Allem  ist  auch  bei  der  Geschichte  zwischen  ihr  als 
Wissenschaft  und  als  Methode  der  Beweisführung,  äbn- 


^)  Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  mir  gegen  die  zu  mechanistische  Auffassung 
der  morabtatistischen  Tbatsachen  in  meiner  ersten  bezüglichen,  ans  1863 — 64  her- 
rührenden Schrift  über  „die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  wiUkührlichen  mensch- 
lichen Handlungen*'   eine  Polemik   zu  Theil  geworden,   deren   theilweise  sachliche 
Berechtigung  ich  selbst  I&ngst  anerkannt  habe.     Ich  h&tte  dabei  aber  rielleicht  er- 
warten können,   dass  man  sich  nicht  immer  nur  an  den  ].  Theil  genannter  Schrift, 
z.  B.  an  mein  oft  citirtes  Bild  —  wie  ich  es  auch  damals  hingestellt  habe  —  fom 
Märchenlande    mit     der    Annahme     gesetzlich    vorgeschriebener     „moral- 
stattstischer"'  Handlungen  (noch  jüngst  wieder  bei  Westergaard,  S.  280)  gehalten, 
sondern  meine  anderen  späteren  Arbeiten  mit  berücksichtigt  hätte.    Schon  der  2.  Theil 
meiner  genannten  Schrift,  die  Selbstmordstatistik,  —  die  ich  wohl  auch  heute  noch, 
trotz   der  seitdem   oft   und   mit  natürlich  viel  reicherem  und  besserem  statistischen 
Material  erfolgten  Bearbeitung  des  Gegenstands,  die  eingehendste  verffleichend-stati- 
stische  Untersuchung  eines  solchen  Thatsachenkreises  nennen  darf,  welche  vorhanden 
ist,  —  beweist  doch  meine  Vorsicht  in  der  Schlussziehung.    Meine  Abb.  Statistik  (aus 
1865—66)  ist,  glaube  ich,  den  Bedenken  wegen  zu  mechanistischer  Auffassung  bereits 
viel  weniger  als  die  etwas  ältere  Schrift  ausgesetzt  und  meine  „volkswirthschaftliche 
Grundlegung"'  unterliegt  wohl  solchen  Bedenken  überhaupt  nicht  mehr.    Keiner  meiner 
zahlreichen  Kritiker,  A.  v.  Oettingen  ausgenommen,  hat  das  aber  berücksichtigt,  auch 
Knapp,  Westergaard,  Schmoller  (noch  18881)  nicht.    Mit  einigen  ablehnenden,  öfters 
hochfahrenden  und  spöttelnden  Bemerkungen  sind  übrigens  die  von  mir  immer,  auch  in 
meiner  ersten  Schrift,  anerkannten  Schwierigkeiten,  die  Beziehung,  bezw.  den  Wider- 
spruch zwischen  der  grossen  statistischen  Regelmässigkeit  „willkührlicher''  Handlungen 
und  der  menschlichen  „Willensfreiheit''  befriedigend  zu  erklären,  noch  durchaus  nicht 
beseitigt    Mir  und  m.  £.  Jedem,  der  hier  klar  zu  sehen  wünscht,  bleibt  grade  auf 
dem  morabtatistischen  Gebiete  noch  ausserordentlich  viel  Problem.    Einzelne  Begel- 
mässigkeiten,  z.  B.  die  Yertheilung  der  Selbstmorde  auf  die  Jahreszeiten,  zeigen  eine 
Macht  äusserer  Einflüsse,   die  dadurch  nicht  weniger  erstaunlich  wird,   dass  einige 
Leute,  die  immer  das  Gras  wachsen  hören,  sie  gar  nicht  auffällig,  sondern  ganz  cr- 
.  klärlich  finden.     Auch  G.  Schmoller 's  Ausfübraogen  (über  die  Resultate  der  Be- 
völkeruDgs-  und  Moralstatistik,  1869,   wiederholt  in  seiner  Schrift   .,zur  Litteratur- 
geschichte  der  Staatswissenschaften",  S.  272)  gehen  über  die  angedeuteten  Schwierig- 
keiten viel  zu  leicht  hinweg,  und  zwar  grade  fUr  den,  der  wirklich  „das  tief  erblickende 
Auge"  (S.  183)  besitzt.    Ich  verkannte  nie,  auch  in  meiner  ersten  Schrift  nicht,  die 
Unzulänglichkeit  der  mechanistischen  Auffassung,  aber  was  die  Gegner  vorgebracht 
haben,   scheint   mir  vielfach  keine  klarere  und  bessere  Auffassung  an  die  Stelle  zu 
setzen.     Damit,   dass  man  von   „vulgärem",   „trivialem"  Qu6teletismus  spricht,   wie 
Knapp  u.  A. ,   beweist   man  doch  noch  nichts.  —  Es  bedarf  übrigens  wohl  keiner 
besonderen  Hervorhebung,  dass  die  moralstatistischen  Controversen  grade  für  die  uns 
hier  beschäftigeoden  methodologischen  Fragen  von  besonderer  Wichtigkeit  sind. 
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bei  der  Statistik  (§.  80 ,  S.  204)  und  ferner  in  Bezug  anf 

^endnng  der  Geschichte  als  Methode  zwischen  den  ver- 

enen  Aufgaben    der  Politischen  Oekonomie  zu  unter- 

« 

1. 

schichte  als  Wissenschaft,  Wirthscbafts -  (Finanz-,  weiter 
,  Social-)  Geschichte  als  Theil  dieser  Wissenschaft  ist  eine 
hrliche,  höchst  werthvolle  Hilfswissenschaft  fttr  unsere  ganze 
n  und  Geschichte  als  Methode  wenigstens  für  gewisse  Auf- 
der  Politischen  Oekonomie  nicht  minder  wichtig,  in  be- 
n  Fällen  auch  unentbehrlich. 

:h  wenn  sich,  nach  der  dorchans  heute  forherrschenden  Ansicht  unserer 
riker,  die  Geschichtswissenschaft,  also  auch  die  Wirthschafts-  Geschichtswissen- 
i  solche  aus  der  Stufe  der  bloss  referirenden  und  der  Stufe  det  pragmatischen 
tufe  der  genetischen  erhebt,  will  sie  auch  auf  dieser  Stufe  doch  nur  darstellen, 
wie  die  fon  ihr  behandelten  Dinge  sind,  geworden  sind,  sich  entwickelt  haben 
elchem  Zusammenhang  sie  unter  einander  stehen.  Sie  will  nicht  „allgemeine 
tsetze,  Ideen  aus  den  Ereignissen  abstrahiren"' ,  nicht  „die  Ereignisse  als 
!n  allgemeiner  Grundgesetze  mechanisch  ableiten  und  quantitatir  bestimmen*^ 
im,  s.  0.  S.  146,  Note  2  und  S.  205). 

t  dergestalt  gefassten  Aufgaben  der  Geschichte  hat  es  nun 
iitische  Oekonomie  in  ihrer  ersten  und  theil  weise  in  ihrer 
n    der    oben  (§.  57)   unterschiedenen  Aufgaben    zu  thun. 
r  Lösung  dieser  Aufgaben  dient  ihr  daher  die  Geschichts- 
schaft, speciell  die  Wirthschaftsgeschichts-Wissenschaft    als 
issenschaft  und  dient  zugleich  das  gescbichtswissenschaftlich 
teilte  und  geordnete  Thatsachenroaterial  als  Mittel  der  Be- 
irnng  dafür,  dass  die  Dinge  so  sind  und  in  dem  Zu- 
nhang  stehen,  wie  die  Geschichte  es  ergiebt 
}n    besonderer  Bedeutung   ist  diese  Hilfe  bei  der  ersten 
r  Aufgaben,  und  hier  vor  Allem  für  die  hinter  der  Gegen- 
zurückliegende Zeit,    daher   für    die  Ermittlung  des 
j-  und  Wie-  früher  Gewesenseins"  und  des  „Was- 
ie-Gewordenseins"  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen. 

enn  hier  rersagen  die  erste  und  die  zweite  Beobachtungsmethode  oder  das, 
t  ihrer  Hilfe  seinerzeit  ermittelt  wurde,  wird  eben  erst  nach  geschieh ts- 
:haftlicher  Feststellung,  Prtlfung  und  Ordnung  verwendbar  und  rerwerthbar, 
;3  betreffende  Thatsachenmaterial  wird  „historisches''  Material.  Und  hier  yer- 
ner  nicht  minder,  aus  den  angeführten  nicht  principiellen,  aber  thats&chlichen 
\  (S.  207)  hftufig  ganz,  fast  immer  mehr  oder  weniger,  die  statistische  Methode. 

kaon  aber  hier  auch  mit  der  deductiven  Methode  vielfach  gar  nicht\  immer 
sicherer  und  mehr  nur  aushilfisweise,  zur  Ergänzung  von  Lücken  in  der  Be- 
mng  mit  der  historischen  Methode,  als  selbst&ndig,  „schöpferisch"'  gearbeitet 
.  Soweit  Letzteres  überhaupt  möglich  ist,  können  deductiv  auch  nur  gewisse 
oft  nur  ganz  grobe  Grundzttge,  nicht  ein  genaues,  der  Wirklichkeit  entsprechendes, 
eiches,  das  Detail  mitgebendes  Bild  der  Erscheinungen  entworfen  werden.  Ob 
rieweit  die  historische  Methode  allein,  vollends  ohne  Hilfe  der  Statistik,  für 

.  zDmal   für   weiter  zurückliegende,   unter  wesentlich  verschiedenen  Gultur- 
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zastäodea  hcirorgetretene  virthschaftlicbe  Erscbeionngen  ein  solches  Bild  wirklich 
geben  kann,  lässt  sich  freilich  nicht  allgemein  sagen.  Lückenhaft,  dnrch  Dcdnction 
und  —  combinirende,  gestaltende  Phantasie  zu  erg&nzen  wird  Vieles  daran  bleiben, 
nm  so  mehr,  je  nabänderlich  anzareichend  oder  mit  Fehlern  behaftet  das  historische 
Material  ist  und  je  weniger  statistische  Daten  vorliegen.  Za  einer  sicheren,  über- 
zeugenden Bcweisfuhrang  auch  nur  im  Gebiete  der  ersten  Aufgabe,  also  dafür, 
dass  „die  Dinge  wirklich  so  waren**,  wie  sie  die  Geschichtswissenschaft  darstellt, 
reicht  daher  die  Geschichte,  auch  als  Methode  betrachtet,  nicht  aus.  Aber  sie  leistet 
doch  mehr  als,  abgesehen  fon  der  eben  eventnell  nicht  anwendbaren  statistischen 
Methode,  jede  andere.  Wir  erfahren  mit  ihrer  Hilfe  mehr  oder  weniger  genau,  wie 
die  wirthschaftenden  Menschen,  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  handelten,  die 
Moti?e,  nach  denen  sie  es  thaten,  und  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  welche 
aus  diesem  Handeln  her?orgingen ,  waren.  Psychologisch -deducti?e  Schlüsse  sind 
dagegen  nach  dem  Früheren  grade  um  so  unsicherer,  je  mehr  die  Menschen  der  be- 
treffenden Periode  Fon  dem  abweichen,  was  in  der  strengen  Deduction  (§.  68)  als  ihr 
wirthschaftspsychologisches  Wesen  gilt  und  auch  fon  den  uns  aus  eigenen  inneren 
und  unmittelbaren  äusseren  Beobachtungen  bekannten  Menschen  Ferschieden  waren. 

Je  umfassender  und  zuverlässiger  das  historische  Beobachtungs- 
material  wird,  je  mehr  es  sich  mit  statistischem  verbinden  lässt, 
desto  besser  kann  die  ganze  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  des 
Thatsächlichen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  mit  der  histo- 
rischen Methode  gelöst,  durch  dieselbe  der  Beweis  geliefert  werden, 
„dass  die  Dinge  wirklich  so  sind'',  wie  sie  dargestellt  werden. 

Im  Ganzen  wird  daher  der  wissenschaftliche  Werth  der  Methode  absolut 
wachsen,  je  mehr  man  sich  der  Gegenwart  nähert,  wenn  er  auch  relati?  gegenüber 
demjenigen  der  anderen  Methoden,  der  deductif  en  und  der  drei  übrigen  Beobachtungs- 
methoden dann  abnimmt.  Denn  diese  alle  werden  ?oraussetzungsweise  dann  aach 
anwendbarer.  Dass  sich  so  immer  mehr  Methoden  zu  demselben  Zweck,  der  Beweis- 
führung für  die  Richtigkeit  der  Schilderung  der  Thatsachen,  ?erbinden  lassen,  ist 
natürlich  ein  Vortheil  mehr. 

In  einer  anderen  Beziehung  leistet  die  Geschichte  noch  einen 
besonderen  weiteren  Dienst,  welchen  wiederum  für  vergangene 
Zeiten  keine,  für  die  Gegenwart  keine  der  anderen  Methoden 
ebenso  gut  leisten  kann.  Sie  schildert  die  politischen,  sittlichen^ 
socialen,  culturlichen ,  religiösen  Verhältnisse,  das  „milieu'S  in 
welchem  die  wirthschaftenden  Menschen  standen  und  stehen,  strebten, 
wollten  und  streben,  wollen,  handelten  und  handeln  und  in  welchem 
die  wirthschaftlichen  Erscheinungen  als  Theile  der  Erscheinungen 
der  Menschenwelt  und  als  solche  beeinflusst  durch  alle  die 
anderen  genannten  Seiten,  welche  für  diese  Menschenwelt  in  Be- 
tracht kommen,  hervortraten  und  hervortreten.  Gerade  dadurch 
weist  die  Geschichte  nach,  ob  und  welche  Einflüsse,  einigermaassen 
auch  in  welcher  Richtung  dieselben  neben  wirthschaftlichen  auf 
Motive,  Willensacte,  Handlungen  der  Menschen,  auf  die  wirth- 
schaftlichen Erscheinungen  einwirken. 

Damit  werden  mit  Hilfe  dieser  Methode,  wie  ausserdem  freilich,  aber  weniger 
genügend  mit  Hilfo  der  ersten  und  zweiten  Bcobachtungsmethode  and  in  Concorrenz 
mit  der  Hilfe  der  Methode  der  Dedaction  jene  „Imponderabilien''  (S.  209)  gewürdigt. 
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deren  die  statistische  Methode  meistens  Fersagt  Die  methodolo^che  iso- 
bstractioD  wird  hierbei  dann  freilich  verlassen,  damit  ein  Hanpthilfsmittel 
len  and  conditionellen  Erld&rang  aufgegeben,  aber  dafar  werden  auch  die 
ngen  in  descriptiver  Weise  in  denjenigen  Znsammenhang  gebracht,  in  wel- 
in  der  Wirklichkeit  stehen,  was  dann  doch  wieder  gewisse,  wenn  anch  nur 
i:>ichere  Schlosse  auf  die  Abhängigkeitsverhältnisse  zulässt. 

allen  diesen  Beziehangen  ist  der  Werth  der  historischen 
;  ftlr  die  Lösung  der  ersten  Aufgabe  auch  der  Politischen 
mie  unverkennbar.  Nur  hinter  demjenigen  der  statistischen 
)    steht    er,    von    dem   letzterwähnten   Vorzug    abgesehen, 

weil  die  historische  Methode  nicht  zu  quantitativen  Be- 
igen genauerer  Art  ftibrt.  Um  so  mehr  ist  sie  hier  mit 
istischen  zu  verbinden,  eventuell  durch  dieselbe  zu  ersetzen, 
jeht. 

Bezug  auf  die  dritte  Aufgabe,  welche  auch  in  der  Ge- 
wissenschaft bei  einer  wirklich  genetischen  Behandlung 
n  nicht  ausgeschlossen  ist,  fällt  dagegen  das  Urtheil  über 
torische  Methode  schon  viel  weniger  günstig  aus.  Denn 
achen  und  Bedingungen  des  Was-  und  Wie -Seins,  -6e- 
eins  und  -Werdens  selbst  nur  der  concreten,  individuellen 
laftlichen  Erscheinungen  sicher  festzustellen,  ist  sie  eben 
lern  früher  Gesagten,  und  auch  trotz  des  soeben  ihr  ein- 
en Vorzugs,  nicht  genttgend  föhig. 

kann  wohl  das  Vorhandensein  causaler  und  conditioncllor  Zusammenhänge 
ngigkeitsyerhältnisse  aufdecken,  aber  schon  nicht  immer  hinläuglich  sicher 
▼oUends  aher  dieselben  nicht  messen.  Eben  deswegen  kommt  sie  hier  Über 
Dement  in  vagen,  statt  in  quantitativ  bestimmten  Begriffen  so  wenig  wie  die 
,  und  wie  die  erste  und  zweite  Beobachtungämethode  hinaus  und  steht  sie 
m  die  statistische  weit  zurUck.  Auch  die  psychologische  Deduction  leistet 
r,  weil  sie  auf  Ursachen  und  Bedingungen  als  wenigstens  mögliche  Er- 
linde   der  Erscheinungen   zurückgeht   und   nicht   nur   äusserlich   dieselben 

essen  mittelst  der  im  Folgenden  erörterten  Fortbildung  der 
storischen  zur  vergleichend-historischen  Methode 
var  diesem  Mangel  quantitativer  Bestimmtheit  nicht  abge- 
äber  dennoch  ein  brauchbares  Hilfsmittel  gewonnen  werden, 
;h  Analogieschlüssen  auch  in  concreten  wirthschaft- 
ragen  den  causalen  und  conditionellen  Zusammenbang  und 
:üglichen  Abhängigkeitsverhältnisse  aufzudecken.  Solche 
^Schlüsse  sind  aber  zulässig,  weil  wir  es  auch  bei  aller 
hen,  örtlichen  Differenzirung  der  maassgebenden  Ursachen 
ingungen  doch  immer  mit  den  beiden  grossen  Constanten  — 
oigstens:  wesentlich  Constanten  — ,  der  menschlichen  Natur, 
(vie    dieselbe    auf  wirthschaftlichem    Gebiete    zur  Geltung 
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kommt,  in  ihrem  Triebleben,  ihrer  Motivation,  und  der  äusseren 
Natur  zu  thun  haben.  Im  Uebrigen  gilt  das  im  folgenden  §.  84 
Gesagte  auch  für  die  Anwendung  der  yergleichend- historischen 
Methode  auf  dem  Gebiete  der  dritten  Aufgabe. 

§.  84.  —  b)  Die  historische  Methode  in  ihrer  Fort- 
bildung zur  vergleichend-historischen,  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  der  zweiten  Aufgabe.  Die  zweite  Auf- 
gabe der  Politischen  Oekonomie  war  nach  dem  Früheren  (§.  57) 
die  Herausschälung  des  Generellen,  Typischen  aus  den  concreten, 
individuellen  Erscheinungen,  die  Ableitung  von  Regelmässigkeiten 
und  Gesetzmässigkeiten  der  Gestaltung,  Wiederkehr,  des  Verlaufs, 
der  Entwicklung  des  Typischen  und  Individuellen  in  den  Er- 
scheinungen. 

Eine  solche  Aufgabe  lehnt  wenigstens  die  neuere  Geschichtswissenschaft  für 
das  ganze  Gebiet  ihrer  Erscheinungen,  da^ber  insbesondere  für  die  politische  Geschichte 
i.  e.  S. ,  wie  bemerkt ,  meistens  ganz  ab.  Würde  man  ihr  aber  auch  diese  Aufgabe 
steUen:  mit  der  rein  historischen  Methode  wäre  sie  nicht  zu  lösen.  Denn  dieser 
fehlte  hierfür  nicht  nur  das  Moment  der  quantitativen  Bestimmtheit,  sondern  auch 
dasjenige  der  Massenbeobachtung  von  Erscheinungen,  welche  sie  als  qualitativ  fer- 
schiedene,  rein  individuelle  ansieht  Nun  kann  gewiss  auch  für  die  „rein  politische'^ 
Geschichte,  z.  B.  die  Entwicklung  der  Staatsformen ,  die  Gestaltungen  innerhalb  einer 
jeden,  den  Verlauf  von  politischen  Bewegungen  (Revolutionen)  die  Frage  auftauchen, 
ob  denn  nicht  auch  hier  in  aller  Yersclüedenheit  des  Individuellen  „typische 
Züge'*  sich  zeigen,  welche  auf  das  Vorhandensein  auch  unserer  zweiten  Aufgabe 
selbst  bei  diesem  Kreise  von  Erscheinungen  hinweisen.  Ist  das,  wie  kaum  zu  be- 
streiten sein  mochte,  zu  bejahen,  so  würde  sich  ergeben,  dass  die  heutige  Geschichts- 
wissenschaft selbst  der  politischen  Geschichte  gegenüber  ihre  Aufgaben  zu  eng  fasst. 

Auf  dem  Gebiete  der  Wirthschafts-,  der  Culturgeschichte 
treten  einem  Jeden  die  „typischen  Züge''  so  deutlich  entgegen, 
dass  man  mindestens  bei  ihr  unsere  zweite  Aufgabe  nicht  wird 
abweisen  können  und  wollen.  Die  individuellen  Erscheinungen 
sind  eben  hier  doch  vollends  nicht  so  qualitativ  verschieden,  wie 
eine  die  Differenzirung  des  Minderwichtigen  übertreibende,  das  Ge- 
meinsame in  den  entscheidenden  Factoren  übersehende  Auffassung 
annimmt.  Das  tritt  aber  freilich  erst  deutlich  hervor,  wenn  in  um- 
fassender und  systematischer  Weise  Vergleich un gen  stattfinden. 
Wie  die  statistische  Methode  erst  durch  solche  Vergleichungen 
wahrhaft  fruchtbar  wird,  so  auch  die  historische,  die  sich  dadurch 
aber  freilich  in  ihrem  Wesen  selbst  modificirt,  indem  sie  planmässig 
zur  vergleichend-historischen  wird. 

Mit  dieser  Fortbildung  der  rein  historischen  Methode  haben 
wir  es  auf  dem  Gebiete  der  Politischen  Oekonomie  behufs 
Lösung  der  hier  wenigstens  unbedingt  zu  stellenden  zweiten  Auf- 
gabe und  auch  behufs  der  Beihilfe  an  der  Lösung  der  practischen 
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m  (§.  57 ,  ^2  ff.)  zn  thnn.  In  dieser  Form  kann  der  Me- 
ier ein  öfters  erheblieher  Werth  nicht  abgesprochen  werden. 
e  bleibt  nur  deswegen  ein  mehr  oder  weniger  bedingter, 
r  Methode  auch  in  dieser  Gestalt  Mängel  ankleben,  deren^ 
sie  wieder  den  Erfordernissen  einer  strengeren  Beweisftihrang 
entlgend  und  weniger  als  die  statistische  und  als  die  de* 
Methode  —  diese  wenigstens  innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Ibarkeit  —  entspricht. 

yerbleibenden  Mängel  sind  wesentlich  drei:  einmal  setzt  man  sich  bei  der 
ng  der  rergleichend  -  historischen  Methode  über  die  qnalitatiFe  Ver- 
nheit  der  indindnellen  F&Ile,  welche  man  Terglelcht,  hinweg.  Das  ist  kein 
Her  Fehler,  weil  eben  aus  den  mehrfach  angeführten  Gründen,  wegen  der 
)  Constanz  der  menschlichen  und  der  äusseren  Natur,  doch  eine  generische 
ssigkeit  der  allen  Fällen  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  und  Bedingungen 
lus  auch  wieder  eine  generische  Gleichmässigkeit  und  eine  Yergleichbarkeit 
heinangen,  als  der  Wirkungen  dieser  Ursachen  und  Bedingungen,  folgt    Aber 

doch  ein  thatsächlicher  Fehler,  der  deswegen  störend  ist,  weil  sich  fur  seine 
ieinen  Grad  keine  Möglichkeit  der  Messung  bietet 

dann  lässt  sich  auch  die  Fergleichend -historische  Methode  doch  nur  in  be- 
em  Maasse,  nur  relatiF,  dem  Erfordemiss  der  Massenhaftigkeit  der  Be- 
igen anpassen.     Mit  den  Fortschritten   der  Geschichtsforschung,   der  immer 

Ausdehnung  auf  andre  Zeiten,  Länder,  Völker  bietet  sich  zwar  immer  mehr 

zur  Yergleichung.  Aber  ,4nassenhaft''  im  eigentlichen  Sinne  wird  es  immer 
)d  ohnedem  steigen  die  Schwierigkeiten  der  Yergleichbarkeit  mit  der  Masse 
>toffs,   weil  man   sich  dann  über  immer  mehr  und  yerschiedenartigere  indi- 

Differenzen  des  zu  Yergleichenden  hinwegsetzen  muss,  also  das  erste  Be- 
stärker wird. 

ndlich  bleibt  immer  der  Mangel  der  quantitatiren  Bestimmtheit  der  Be- 
Dgen.  Er  lässt  sich  nur  dadurch  beheben,  dass  möglichst  die  statistische, 
ergleichend -statistische  mit  der  yergleichend- historischen  Methode  yerbunden 
Aber  das  ist  eben  oft  nur  in  geringem  Grade  zu  erreichen.  Soweit  es  ge- 
,  wird  dann  überhaupt  nicht  mehr  mit  der  historischen,  sondern  mit  der  sta- 
sn  Methode  operirt. 

)a8  Ergebniss  ist  sonach :  die  vergleichend-historische  Methode 
t  sich  der  statistischen  Methode,  ja  man  könnte  sie  selbst  als 
Abart  der  letzteren  auffassen.    Aber  sie  bleibt  unvollkommen. 

sie  gestattet  ihre  Anwendung  immer  nur  mit  mehr  oder 
;er  grossen  Fictionen,  mittelst  deren  man  sich  über  die  quali- 
)  Verschiedenheit  der  verglichenen  Objecte  hinwegsetzt,  so  dass 
[er  verbleibenden  Begrenztheit  der  Vergleichbarkeit  der  Objecte 
•chlüsse  ans  der  Vergleichung  weniger  sicher  und  beweiskräftig 

Sie  ist  auch  nicht  massenhaft  und  systematisch  auszugestalten 
entbehrt  der  quantitativen  Bestimmtheit  der  Beobachtungen, 
he  sie  benutzt.  Eben  deshalb  erlaubt  sie  nicht  so  sicher,  öfters 
nicht  genauer  eine  Isolirung  der  Wirkungen  und  Ursachen,  der 
;eD  und  Bedingungen,  als  die  statistische  Methode,  ebenso  keine 
sichere  ZurtickfÜhrung  der  beobachteten  und  verglichenen  Er- 
iinongen  auf  Hauptursachen  und  Bedingungen  und  Nebennrsachen 
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und  BedingUDgeoi  auf  coDStante  und  variable  Factoren.  Deswegen 
sind  ihre  Resultate  in  Bezug  auf  die  Lösung  der  zweiten  Aufgabe, 
aber  auch  der  dritten  und  ebenso  der  practischen  immer  nur  mit 
Vorsiebt  zu  benutzen.  Klar  ist  aber  freilich,  dass  die  historische 
Methode  nur  in  dieser  Fortbildung  zur  vergleichend -historischen 
überhaupt  wesentlichere  Dienste  zur  Lösung  aller  derjenigen  Auf- 
gaben zu  leisten  vermag,  welche  über  die  Darstellung  concreter 
wirthschaftlicher  Erscheinungen  hinausgehen. 

Der  DationalOkoDomische  Historismus,  besonders  in  der  jUogeren  Richtung 
(§.  15,  Ib)  ist  sich  wohl  tlber  verschiedene  hierher  gehörige  Poncte  nicht  immer  klar 
geworden.  Seine  Neigung,  nur  die  historische  Methode  gelten  zu  lassen,  übersieht, 
dass  mit  letzterer  in  ilirer  reiuen  Gestalt  —  also  ohne  Vergleichungen  —  doch  nur 
die  erste  Aufgabe  allenfalls  gelöst  werden  kann,  aber  auch  nur  für  concreto  wirth- 
schaftliche  Erscheinungen.  Aber  alsdann,  woran  es  an  Hinneigung  auch  nicht  gefehlt 
hat,  den  Schlnss  ziehen ,  dass  eben  de:iwegen ,  weil  nur  hier  diese  eine  Methode  an- 
wendbar, die  erste  Aufgabe  überhaupt  allein  der  Politischen  Oekonomie  zu  stellen 
sei,  l&uft  doch  auf  eine  augenfällige  petitio  principii  hinaus,  welche  noch  dazu  nur 
auf  der  doctrinären  Ueberschfttzung  der  historischen  Methode  beruht.  Dabei  wird 
denn  auch  wieder  Wirthschaftsgeschichte  und  Politische  Oekonomie  verwechselt  oder 
identificirt  Aber  selbst  in  ersterer  als  einem  Theile  der  Geschichtswissenschaft  und 
grade  als  einem  dem  Stoffe  nach  aparten  Theile  wird  man  mindestens  die  dritte  Auf- 
gabe, die  Erforschung  der  CausaUubammenhänge ,  nicht  abweisen  dürfen  und  diese 
ist  mit  der  „rein  hi&torischen''  Methode  wiederum  nicht  zu  lösen,  sondern  eine  Fort- 
bildung derselben  zur  vergleichenden  mindestens  dafür  geboten.  Stellt  man  der  Wirth- 
schaftsgeschichte  auch  noch  die  zweite  Aufgabe,  die  Ermittlung  des  Typischen,  wie 
das  doch  von  Wirthschaftshistorikem  selbst  immer  mehr  als  berechtigt  an- 
erkannt wird,  so  kommt  man  vollends  mit  der  „rein  historischen*'  Methode  nicht  mehr 
weiter  und  muss  dieselbe  in  die  vergleichende  hinüberbilden. 

Indem  man  das  gethan  hat,  hat  man  auch  erfreuliche  Resultate  für  die  Erkennt- 
niss  des  Typischen  der  Gestaltungen,  der  Entwicklungen  und  für  das  Yerst&ndniss 
des  causalen  und  conditionellen  Zusammenhangs  erzielt  Grosse,  weitere,  aUgemeinere 
und  speciellere  Aufgaben  liegen  hier  noch  vor.  Aber  schon  die  bisherigen  Ergeb- 
nisse der  vergleichenden  Agrar-  und  Grundeigenthums- ,  Gewerbe-,  Handels-  und  bei- 
der Terfassungsgeschichte,  der  Arbeitstbeilung,  der  Unternehmungsformen,  des  Geld-, 
Münz-,  Credit-,  Bank-,  Versicherungswesens  und  ihrer  Verfassungsgeschichte ,  des 
Finanz-,  Einnahmearten-,  Steuer-,  öffentlichen  Creditwesens,  der  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Organisation  und  Organisationsprincipien  und  Systeme  u.  s.  w.  sind 
nur  wichtige  Hauptbeispiele,  innerhalb  welches  jeden  Special beispiele  sich  finden,  wie 
etwa  in  der  vergleichenden  Zunftgeschichte,  der  Feldsystem -Geschichte.  Diese  Er- 
gebnisse sind  auch  für  die  Politische  Oekonomie  höchst  werthvoll.  Aliein  man  muss 
sich  in  der  Frage  der  historischen  Methode  hier  doch  über  verschiedene  Puncto  klar  sein. 

Einmal:  die  concreto  wirthschafts-(finanz-)historische  Forschung  fördert  nur 
Stoff  zur  Lösung  der  ersten  Aufgabe.  Erst  durch  vergleichende  Sammlung, 
Sichtung,  Prüfung,  Verarbeitung,  Zusammenstellung  desselben  wird  unmittelbarer  ftlr 
die  anderen  Aufgaben  gearbeitet.  Sodann,  wenn  so  vorgegangen,  verglichen  wird, 
so  bildet  man  eben  die  „historische*'  Methode  schon  wesentlich  um  zur  vergleichend- 
historischen, verlässt  dann  aber  auch  die  Auffassung,  Wirthschaftsgeschichte  und  Po- 
litische Oekonomie  zu  identificiren  und  stellt  sich  andre  Aufgaben  als  in  jener  allein. 
Dnd  endlich  wird  man  sich  doch  immer  der  inh&renten  M&ngel  auch  der  ver- 
gleichend-historischen Methode  zur  Schlussziehung  und  Beweisführung  für  jede 
Frage  auf  dem  Gebiete  der  zweiten  und  dritten  theoretischen  und  der  weiteren  prac- 
tischen Aufgaben  bewusst  bleiben  müssen.  Wiederum  ist  daher  der  Gebrauch  des 
Ausdrucks  „ezact'\  „ezact  gewonnen''  für  die  Ergebnisse  auch  der  vergleichend- 
historischen Methode  nicht  nur  viel  zu  anspruchsvoll,  sondern  auch  vöUig  unan- 
gemessen, weil  er  auf  einer  Verkennung  der  angedeuteten  Mängel  dieser  Methode 
beruht.     Die^e  Einsicht  führt  dann  auch  zu  der  Forderung,  soweit  es  irgend  geht. 
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»che  Methode  mit  heranzuziehen,  aber  auch  zn  der  Anerkennung  des  Werths, 
bendl,  auch  bei  wirthschaftshistorischen  Problemen,  die  deducti?e  Methode 
len  kann. 

85.  —  c)  Anwendung  der  historischen  Methode. 
3  Anwendung  der  vergleichend  -  historischen  Methode 
analoge  Gesichtspnnctc  und  Grundsätze  wie  für  die 
;he  in  Betracht  (§.  82),  freilich  mutatis  mutandis  nach  der 
1  Verschiedenheit  des  Materials.  Gerade  weil  demnach 
»  zü  verändern  ist,  zeigt  sich  hier  wieder  die  höhere  tech- 
V'^ollkommenheit,  bessere  Brauchbarkeit  und  grössere  Ge- 
it  der  statistischen  Methode  als  Mittel  strengeren  Beweises, 
alogieschluss  spielt  bei  der  vergleichend -statistischen  Me- 
leibend  eine  grössere  Rolle.  Jene  Anwendung  der  Methoden 
enteller  Forschung  (§.  82  S.  213)  ist  zwar  auch  bei  dieser 
iisgeschlossen ,  aber  viel  enger  begrenzt  und  sie  bedingt 
3hr  Vorbehalte  und  weniger  sichere  Schlüsse,  einen  viel 
gewissen  Werth  der  Ergebnisse.  Die  Bestätigung  durch 
on  ist  daher  hier  in  höherem  Maasse  als  bei  der  statistischen 
i  geboten,  einigermaassen  ähnlich  wie  bei  der  ersten  Beob- 
smethode  des  Inductionsverfahrens ,  der  täglichen  un- 
tiscben  Massenbeobacbtung  (§.  78),  wenn  auch  der  wissen- 
'be  Character  der  vergleichend -historischen  Methode  mehr 
a  bietet,  —  wenn  und  soweit  als  er  im  concreten  Falle 
ilten  werden  kann. 

I  Allermeisten  ist  Vorsicht  geboten,  in  Fragen  der  prac- 
Wirthschaftspolitik  sich  kurzweg  auf  die  „historische 
rung'^  zu  berufen,  wie  das  in  allen  Parteilagern  so  gern  ge- 

aber  auch  unter  Vertretern  der  Wissenschaft  nicht  selten 
mn  das  „x''  ist  hier  eben  immer:  was  besagt  die  „histo- 
i^rfahrung'^  in  Bezug  auf  complexe  Erscheinungen,  welches 
Inhalt  dieser  Erfahrung?  Und  zur  genauen  Bewerthung 
,,x''  reicht  die  rein  -  historische  und  auch  die  vergleichend- 
?be  Methode  auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  meistens  nicht 
eil  sie  eben  die  gedankenmässige ,  geschweige  die  experi- 
3  Isolirung  der  Ursachen  nicht  genügend  gestatten.  Die 
che  und  die  deductive  Methode  thun  das  in  höherem  Grade, 
3icb   auch    nicht  genügend.    Deswegen  geben   sie  für  ein 

),x''  immer  doch  mehr  und  sicherere  Näberungswerthe  als 
len  historischen  Methoden. 

h  das  wird  so  leicht  von  den  Yertrotem  der  historischen  Nationalökonomie 
tfethodenstrcit   tibersehen.     Es  werden  z.  B.  gegen  die  deductive  Methode 
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Vorwürfe  erhoben,  dass  mit  derselben  keine  genUg^end  sicheren  Ergebnisse  zu  erzielen 
seien.  Ganz  richtig!  Aber  ?erh&lt  es  sich  denn  mit  der  historischen  Methode  wenig- 
stens bei  allen  Aufgaben  Kr.  2 — 6  nicht  ebenso  oder  selbst  noch  ungünstiger?! 
Schwierigkeiten,  welche  in  den  Problemen  selbst  liegen,  werden  hier  der  Methode 
zur  Last  gelegt,  weil  dieselbe  ihnen  nicht  genügend  gewachsen  ist  Was  aber  dann 
für  alle  Methoden  immer  mehr  oder  weniger  gilt.  Gewiss  sind  da  ?on  den  Vertretern 
der  Deduction  und  der  Statistik  Öfters  ganz  ähnliche  Fehler  begangen  worden,  aber 
gegenwärtig  sind  dieselben  wenigstens  seltener  und  geringer  als  in  gewissen  Rich- 
tungen der  historischen  Nationalökonomie,  aof  deren  Mühle  immer  das  Wort,  „exacte 
historische  For^chang"*  klappert  und  die  doch  nicht  einmal  den  erheblichen  Unter- 
schied zwischen  einer  historischen  und  ?ergleicbend-historischen  Methode  und  zwischen 
den  mit  beiden  zu  lösenden  ferschiedenen  Aufgaben  sich  klar  macht. 

Fehler  dieser  Art  sind  in  der  Methodologie  der  ganzen  historischen  National- 
ökonomie,  mehr  bei  der  jüngeren  als  bei  der  älteren  (§.  15),  aber  auch  bei  dieser 
nachzuweisen.    Selbst  Knies  möchte  da?on  (s.  lU,  Abschn.  10  u.  11,  S.  453  £  seiner 
Pol  Oek .,  2.  A.)  nicht  ganz  frei  zu  sprechen  sein.    Bei  Röscher,  Schmoller,  Hasbach, 
Ingram   u.  A.    treten    sie   in  der   ungenügenden  Unterscheidung  zwischen    den  ge- 
nannten  beiden  historischen  Methoden   und   in   den   einseitigen  Urtheilen  aber  die 
dednctire  Methode,  bei  Röscher  auch  in  dem  Urtheil  über  die  ,4dealistische''  Methode 
und   in   der  Verkennung   des   Wesens   und  Werths   der  statistischen   Methode   nur 
schärfer  hervor.    Mit  Recht  hat  W.  Wundt  (Logik  11,  598  ff.)  auf  die  Noth wendig- 
keit  grade  der  Statistik  zur   Ergänzung   der  geschichtlichen   Untersuchung  hin- 
gewiesen.   Aber  seine  weiteren   bezüglichen,  freilich  sehr  kurzen  Ausführungen  leiden 
doch  auch  an  dem  Fehler^  die  Statistik  zu  eng  zu  fassen,  bei  der  historischen  Methode 
die    beiden    verschiedenen    Arten    nicht    zu    trennen    und    die    Leistungsfähigkeit 
der   historischen    Forschung   zu   überschätzen.     So    z.  B.   wenn    er  sagt  (S.  598): 
„insbesondere  fällt  überall  da,  wo   man  ein  causales  Vcrhältniss  gegebener  wirth- 
schaftlicher  Zutsände  zu  gewinnen  sucht,  der  geschichtlichen  Entwicklung  die  Haupt- 
aufgabe zu  (?),   während  die  Statistik  nur  dazu  dient,  jene  Zustände  selbst  in  ihrem 
Detail   festzustellen''  (?).     Mit  Recht  wird    gleichwohl  alsbald  darauf  von    den  „im 
Allgemeinen  bloss  qualitativen  Ergebnissen''  der  historischen  Forschung  gesprochen,  — 
was  eben  doch  schon  eine  ungenügende  Leistung  ist.    Auch  die  weiteren  Bemerkungen 
Wundt's  über  die  Beziehungen  zwischen  abstracter  Wirthschaftstheorie  und  historischer 
Nationalökonomie  verkennen  hier,  wie  auf  den  vorausgehenden  Seiten  (S.  5SS  ff.)«  nicht 
den  Werth    und  die  Berechtigung  der  Deduction  und  der  abstracten  Theorie,   aber 
machen    doch  der   historischen  Richtung  zu   weite  und  vor  Allem  nicht  ganz  klare 
Zugeständnisse.     Was   hier    über  die   Psychologie   als    grundlegende    Disciplin    der 
Geisteswissenschaften   richtig  gesagt  ist  (S.  595),   scheint  mir  auch  nicht  zu  Gunsten 
des  indnctiven,  sondern  gerade  des  dednctiven  Verfahrens  zu  gelten.   Es  ist  eben  eine 
Behauptung,  welche  auf  falscher  Auffassung  des  methodologischen  Verfahrens  in  der 
abstracten  Wirthschaftstheorie   beruht,   wenn   dieser  vorgeworfen  wird,    es  habe   in 
ihrem  logischen  Schematismus  die  Psychologie  ihre  grundlegende  Stellung  verloren, 
wie  Wundt    unter  Berufung   auf  Schmoller   bemerkt.   —  Die   älteren  Ausführungen 
Pickford's  (Einleitung),  die  neueren  Meng  er 's,  der  mir  nur  den  relativ  grossen 
Werth    der  vergleichend  -  historischen  Methode  doch  auch  für  die  Theorie  (die  Auf- 
gaben 2  und  8)  nicht  ganz  genügend  zu  würdigen  scheint  (vgl.  bes.  Untersuchungen, 
B.  2,  Kap.  2,  S.  118  ff.,  bes.  S.  124  ff.,  über  die  Parallelismen    der  historischen  Ent- 
wicklung), die  Erörterungen  H.  Die  tzel's  a.a.O.  und  nunmehr  besonders  diejenigen 
von  Heynes  (scope  a  method,  Kap.  9,  nebst  Anhang  S.  296  ff.),  auch  im  Ganzen  die 
von  M.  Block    (progr<^  de  la  science  ccon.  I,  18  ff.)   scheinen  mir  Idas  Richtigere 
mehr  zu  treffen,  wenn  auch  dabei  mitunter,  nicht  bloss  von  Menger,  der  historischen 
Methode  in  der  Form  der  vergleichend-historischen  weniger  Beachtung  geschenkt  und 
Werth  beigelegt  wird,  als  sie  mir  beanspruchen  zu  können  scheint 

Für  das  Technische  in  Betreff  der  Gewinnung  des  histo- 
rischen Stoffs  gelten  aneh  für  den  Wirthschaftshistoriker  die  Grund- 
sätze der  allgemeinen  Geschichtswissenschaft. 

Dafür  sei  hier  auf  das  Bach  von  Bernheim  hingewiesen.  Es  ergiebt  sich  hier 
dann,  wie  bei  der  Statistik,  der  von  E.  Engel  wohl  sogenannte  Unterschied  zwischen 
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CO  und  historischen  «J'roducenten'*  und  „Gonsumenten''.  Schon  das  Princip 
itstheilüng  wird  in  der  Regel  eine  Trennong  zwischen  der  Thädgkeit  beider 

so  weit  es  sich  nm  etwas  Anderes  als  nm  Forschung  auf  einem  concreten 
ftsgeschichtlichen  Gebiete  und  Darstellong  der  Thatsachen,  also  um  etwas 
tls  am  unsere  erste  Anfgabe  handelt  Jedenfalls  mnss  aber  derjenige  National- 
der  gleichzeitig  wirthschaftsgoschichtlicher  Specialforscher  sein  will,  allen 
logen  der  QacUenkonde,  Kritik  u.  s.  w.  der  Geschichtswissenschaft  entsprechen, 

dem  Umfang  der  Gebiete,  den  verschiedenen  Bedurfnissen  in  Bezog  aaf 
idien  und  Kenntnisse  n.  s.  w.  schwer  za  erfttlleode  Anforderang.  Und  nm- 
der  wirthschaftsgeschichtliche  Forscher,  welcher  auch  NationdOkonom  sein 
'f  die  far  diesen  indispensablen  weiteren  Aufgaben  nicht  über  der  ersten 
ssigen  oder  gar  vergessen.  Er  darf  aber  auch  nicht  das  ganze  SchottgerOU 
er  Forschung  und  coltur-  und  wirthschaftshistorischer  Lesefrttchte,  nach 
icsichtspuncten  der  abstracton  Nationalökonomie  und  der  Dednction  geordnet, 
>QalOkonomisches  Ergebniss'*  der  „indoctiren  historischen  Forschung"'  hin- 
Denn  einmal  ist  es  eben  noch  nicht  ein  nationalökonomisches  Ergeb- 
zweitens  giebt  es  sich«  soweit  es  selbst  so  genannt  werden  dürfte,  als  Gewinn 
;tiven  Methode  aas,  wahrend  es  doch  wesentlich  —  historische  Umkleidung 
ebnisse  der  deductiren  Methode  ist  Daran  erinnert  manche  „historiscV- 
konnmische  Arbeit. 

4.  Abschnitt. 
WlrthsehaftUehe  Gesetze. 

S6.  Einleitung  und  Litte ra tu r.  Eine  bezugliche  Erörterung  wurde 
§.  73,  wo  Ton  deductiv  abgeleiteten  Gesetzen  die  Rede  war,  vorbehalten  bis 
olgter  Behandlung  des  deductiven  Verfahrens.  Es  ist  hier  jetzt  die  geeignete 
für  gekonunen.  Die  ganze  Frage  steht  mit  den  übrigen  Gegenständen  (Seses 
,  besonders  mit  der  Methodologie,  und  dieses  ganzen  1.  Buchs  in  naher  Be- 
war  daher  auch  wiederholt  schon  zu  berühren.  Sie  gehört  aber  wieder  zu 
in,  welche  mit  grossen,  allgemeinsten,  schwierigsten  und  strittigsten  philo- 
30  Fragen  in  Zusammenhang  stehen  und  bildet  insbesondere  selbst  wieder  eine 
agA  der  allgemeinen  Frage  von  Begriff  und  Wesen  von  „Gesetzen'',  „Gesetz- 
it*\  Gausalzusammenhang  in  der  realen  Welt  und  in  den  Wissenschaften  von 

Auch  diese  Frage  hier  nach  allen  Seiten  erschöpfend  zu  behandeln,  ist 
^glich.    Das  w&re  die  Aufgabe  der  Monographie. 

genüber  einer  zu  grossen  Geneigtheit  der  älteren  abstracten  theoretischen 
Ökonomie  und  ebenso  der  Statistik  der  Qo<>teIet'schen  Richtung,  immer  gleich 
e  genügende  Reserve,  auch  ohne  zuvorige  Feststellung  des  Begriff},  auf  volks- 
afdichem,  statistischem  Gebiete,  namentlich  auch  in  der  Statistik  „scheinbar 
lieber  menschlicher  Handlungen'%  der  Moralstatistik  u.  a.  w.  den  Ausdruck 
haftliches*',  „statistisches",  „moralstatistisches"  Gesetz  anzuwenden,  sogar  von 
gesetzen"   zu   sprechen,   ist   neuerdings   auch   hier   ein  Rückschlag   ein- 

Man  i:it  der  Annahme  von  „Gesetzmässigkeiten",  gar  von  „Gesetzen"  auf 
iebieten  mitunter  ganz  entgegengetreten,  jedenfalls  ihr  gegenüber  skeptischer 
irvirter  geworden,  mit  der  Begründung,  dass  es  sich  hier  immer  nur  höchstens 
isse  Regelmässigkeiten  handle,  die  ohnehin  kleioer ,  als  meistens  angenommen, 
od  dass  man  es  mit  Erscheinungen  zu  thuo  habe,  welche  mit  oder  wesentlich 
inter  dem  Einfluss  psychischer  Factoren  ständen  und  deshalb  nur  gewaltsam 
ner  rein  mechanistisch-materialistischen,  schliesslich  doch  auf  petitioues  prin- 
ruhenden  Anschauung  als  ,«gesetzmässig"  verlaufend  aufgefasst  werden  könnten, 
ere  aotiqu^teletsche  Richtung  in  der  Statistik  (s.  o.  S.  141)  und  die  historische 
g  in  der  Nationalökonomie  haben  hier  einen  ähnlichen  ablehnenden  Stand- 
^egen  „Gesetze"  auf  den  hier  besprochenen  Gebieten  eingenommen  und  auch 
D  richtigen  Einwand  erhoben.  Aber  auch  in  diesen  Richtungen  ist  nicht 
auf  die  Frage  von  Begriff  und  Wesen  von  „Gesetzen"  überhaupt  genügend  ein- 
>n  und  hat  die  Polemik  das  Ziel  namentlich  öfters  deswegen  überschössen, 
i  „Gesetz",  „statistisches"  Gesetz,  „wirthschaftliches"  Gesetz  ohne  Weiteres  für 

fagaer,  Gnmdlegong.  S.  Auflage.   1.  Theil.   Gnmdlagen.  15 
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,, Naturgesetz'*  nahm,  woza  freilich  ein  unpassender  Sprachgebrauch  und  jene  za 
mechanistische  Anftassnng  ?on  ««Gesetzen'"  auf  diesen  Gebieten  mit  den  Anlass  ge- 
geben haben.  Mit  der  zutreffenden  Wideriegung  der  Ansicht  von  wirthschaft- 
liehen  u.  s.  w.  „Naturgesetzen*'  ist  nicht  schon  die  Annahme  7on  .«Gesetzen'*  überhaupt 
widerlegt  Die  Annahme  ?on  Gesetzen  und  damit  etwas  den  Naturgesetzen  im  Gebiete 
der  Naturwissenschaften  wenigstens  Analoges  auch  auf  dem  geisteswissenschaftlichen 
Gebiete  ist  dabei  auch  gewöhnlich  in  Folge  einer  unklaren  und  zwar  zu  strengen 
Auffassung  dessen,  was  yermeintlich  allein  ein  wirkliches  ««Naturgesetz"  sei,  kurzweg 
abgelehnt  worden.  Man  hat  hier  nicht  untersucht,  inwiefern  denn  das,  was  man 
Gesetz  im  Sinne  yon  Naturgesetz  in  den  Naturwissenschaften  nennt,  nicht  auch  &hn- 
liehen  Einw&nden,  wie  das  „Gesetz"  in  unseren  Wissenschaften  ausgesetzt  sei,  man 
daher  mit  solchen  Argumenten  zu  ?iel  beweise. 

Trotz  der  yon  mir  zugestandenen,  mir  so  oft  Torgeworfenen ,  viel  zu  mecha- 
nistisch-naturwissenschaftlichen Auffassung  in  meiner  Schrift  „die  Gesetzmässigkeit  in 
den  scheinbar  willktthrlichen  menschlichen  Handlungen"  (s.  o.  S.  141),  war  ich  doch 
bereits  damals  (1864)  zu  der  Einsicht  gelangt«  dass  man  sich  zum  Thcil  nur  in  einem 
Wortstreit  bewege,  weil  der  Sprachgebrauch  in  Betreff  der  Ausdrücke  ,«Gesetz- 
m&ssigkeit",  .«Gesetz"  eben  nicht  feststehe  und  7on  den  einzelnen  Autoren  diese 
Worte  in  yerschiedenem  Sinne  genommen  würden ;  femer,  dass  auch  der  naturwissen- 
schaftliche nnd  der  Sprachgebrauch  der  sogen,  ezacten  Wissenschaften  in  Betreff 
dieser  Ausdrücke  nicht  feststehe  und  endlich,  dass  Untersuchungen  zum  Zwecke  einer 
principiellen  Begründung  eines  richtigen  Sprachfrebrauchs  es  grade  nach  den  auch  bei 
den  Gesetzen  der  Natur-  und  exacten  Wissenschaften  obwaltenden  Verhältnissen  des 
Erkenntnissstadinms  zulässig  nnd  logisch  und  erkeuntnisstheoretisch  richtig  erscheinen 
Hessen,  doch  auch  auf  statistischem«  auf  volkswirthschaf|tlichem«  überhaupt 
allgemein  auf  geisteswissenschaftlichem,  d.  h.  auf  solchem  Gebiete,  wo  psy- 
chische Factoren  einwirken«  von  „Gesetzmässigkeit"  und  „Gesetzen"  zu  reden.  Die 
bezüglichen  Untersuchungen  bilden  den  Anhang  zum  1.  Theil  meiner  Schrift  über 
««Gesetzmässigkeit"  (S.  63 — SO).  Ich  habe  schon  oben  mehrfach  darauf  Bezug  ge- 
nommen. Einiges  weitere  DahingehOrige  enthält  meine  Besprechung  des  monü- 
sUtistischen  Atlas  von  Guerry  in  der  Tüb.  Ztschr.«  B.  21,  1804«  S.  273  ff.«  besonders 
8.276—278«  281—285.  In  meiner  Abh.  Statistik«  Staatswörterbuch.  X«  456  ff.«  bes. 
456 — 463,  474 — 477,  habe  ich  dann  versucht,  meine  Ansichten  über  diese  Puncto  in 
knapper  Weise  systematisch  zusammenzufassen.  Ich  glaube  nun,  wie  in  den  obigen 
Erörterungen  über  die  statistische  Methode  (§.  80 — 82),  so  auch  hier  in  Betreff  der 
..Gesetzmässigkeit"  u.  s.  w.  an  meinen  damaligen  Auffassungen  im  Wesentlichen  und 
zum  Theil  auch  noch  an  meinen  damaligen  Fassungen  festhalten  zu  dürfen.  Dies, 
obwohl  sie  sich  nicht  besonderer  Beachtung  erfreut  und  von  den  i>päter  über  denselben 
Gegenstand  schreibenden  Autoren«  mit  Ausnahme  wieder  AI.  v.  Oettingen's,  kaum 
einmal  erwähnt  worden  sind  (auch  von  Rümelin  nicht,  dessen  Arbeiten  über  Ge- 
setze« nebenbei  bemerkt«  späteren  Datums  als  meine  genannten  sind,  auch  in  der 
neuesten  Arbeit  von  Neu  mann  nicht).  Besondere  Citate  aus  meinen  Aufsätzen  sind 
im  Folgenden  unterblieben.  Für  die  nähere  Begründung  und  auch  für  die  Ab- 
weichungen von  Anderen  mOchto  ich  mich  aber  ausdrücklich  darauf  beliehen. 

Ueber  die  ältere  Litteratur  (bis  1865)  enthalten  meine  früheren  Schriften  a.a.O. 
mancherlei  Angaben  (s.  bes.  „Gesetzmässigkeit"«  S.  67  ff.  und  den  Aufsatz  über  Guerry). 
Für  weitere  und  neuere  Litteratur  ist  auf  die  Angaben  oben  in  §.  54«  S.  140  ff.  zu 
verweisen,  namentlich  auf  die  betreffenden  statistischen,  philosophischen  Schriften, 
unter  denen  die  von  Rümelin  besonders  hervorzuheben  sind.  Er  steht  wie  in  seiner 
2.  Abh.  über  Statistik  etwas  anders  als  in  seiner  ersten  Abhandlung,  so  auch  in 
seiner  späteren  Arbeit  über  Gesetze  in  der  Geschichte  etwas  anderes  als  in  der 
früheren  über  den  Begriff  eines  socialen  Gesetzes.  In  allen  diesen  Aufsätzen  aber 
übertreibt  er  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Znlässigkeit  des  Ausdrucks  „Gesetz" 
unter  Hinweis  auf  den  naturwissenschaftlichen  Sprachgebrauch,  der  deswegen  nichta 
beweist«  weil  er  einmal  auch  nicht  feststeht  und  zweitens  sich  auch  hier  zeigen  lässt, 
dass  in  gar  nicht  so  durchaus  von  dem  unseren  auf  wirthschaftlichcm  Gebiete  ver- 
schiedenen Sinne  hier  von  Gesetzen  (als  ««Tendenzen")  gesprochen  wird.  (S.  auch 
dafür  meine  älteren  Arbeiten  und  bes.  Nenmann's  Aufsatz)  S.  sonst  auch  Lexis' 
gen.  Arbeiten«  auch  seinen  Art.  Gesetz  (im  gesellschaftlichen  und  statistischen  Sinne) 
im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.«  III«  844—849.    Vielerlei  litterarische  Angaben  neben 
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Ausfilhningen  in  Kaotz,  a.  a.  0. 1,  bes.  §.  64  ff.,  68  ff.,  IIS  ff.    S.  sonst  bes. 

P<n.  Oek.,  2.  A.,  Abschn.  11,  S.  474  ff.  ond  passim,  sowie  K.  Menger, 
hoogen.  bes.  B.  1,  Kap.  4  und  Anhang  2  u.  5,  und  ebenfalls  passim.    Elein- 

r ,  aber  Wesen  n.  s.  w.  der  Nationalökonomie,  Conrad's  Jahrbacher,  Band  52 
),  1889,  bes.  S.  607  ff.,  639  ff.  (gegen  den  Ansdrock  „Gesetz",  nnr  fUr  „Regel- 
if')-    G.  Gohn,  System,  §.  45  ff.    Marshall,  principles  of  economics,  B.  1, 

Heynes,  scope,  bes.  K.  2.  Block,  progrte,  I,  B.  1,  K.  9.  ran  Honten, 
ialitätsgesetz  and  die  Social  Wissenschaften,  Haarlem  1888. 
e  neoeste,  mir  leider  erst  w&hrend  des  Dracks  zugegangene  rorzagliche  Stadie 
imann,  Naturgesetz  und  Wirthschaftsgesetz,  Tob.  Ztschr.,  1892,  S.  405  ff., 
eh  die  wichtigste  Arbeit  Kürzer  hatte  Neumann  den  Gegenstand  schon  in  dem 
rg'schen  Handbuche  (2.,  nicht  mehr  3.  Aufl.,  I,  148  ff.)  behandelt  (wirth- 
be  Gesetze:  „auf  regelmässig  fortwirkende  Ursachen  zurückzufahrende  Begel- 
iteo  in  der  Aufeinanderfolge  wirthschaftlicher  Erscheinungen'',  S.  149).  In 
en  Au&atze  leitet  Neumann  weit  umfassender,  aber  doch  ähnlich  wie  ich  in 
Uteren  Arbeiten,  mit  einer  begrifflichen  Untersuchung  über  Gesetz  und  Natur- 
ie  Erörterung  des  Wesens  wirthschaftlicher  Gesetze  ein,  wird  zwischen  diesen 
sonstigen  socialen  Gesetzen  aber  ?on  ihm  ein  m.  E.  zu  grosser  Unterschied  an 
;n,  die  Unmöglichkeit  ezacter  wirthschaftlicher  Gesetze  (gegen  K.  Menger) 
veisen  gesucht,  jedoch  an  „Gesetzen"  im  Gebiete  der  Wirthschaft  festgehalten 

Sprachgebrauch  auch  durch  Yergleichung  mit  den  „Gesetzen"  auf  anderen 

gerechtfertigt  Die  ganze  Arbeit  ist  auch  für  die  neuere  (auch  uatur- 
baftlichc)  Littcratur  der  Frage  her?orziiheben.  Sie  hat  mich  veranlasst, 
Abschnitt  während  des  Drucks  noch  einmal  zu  revidiren. 

einigen  wesentlichen  Poncten  deckt  sich  Neumann's  Auffassung  mit  meiner 
älteren,  u.  A.  auch  darin,  dass  auch  Neumann  unter  wirthschaftlichen  Ge- 
omemlich  Tendenzen  versteht  (S.  462).  In  anderen  Puncten  weiche  ich 
in  der  Ansicht  über  statistische  und  sociale  Gesetze,  zu  welchen  letzteren 
Dh  die  wirthschaftlichen  als  Nebenart  gehören,  ferner  auch  etwas  in  den  zur 
ang  von  Neumann  beigefügten  methodologischen  Erörterungen.  In  der  Wür- 
der Deduction  steht  übrigens  Neumann  vielfach  ähnlich  wie  ich,  in  den  Be- 
eo  gegen  Menger  über  die  Berechtigung  der  historischen  Methode  geht  er 
IS  zu  weit  obgleich  wir  wohl  in  der  methodologischen  Gefammtauffassung  uns 
rn  stehen  möchten.  Grade  für  die  Frage  der  wirthschaftlichen  Gesetze  wäre 
■llcioht  noch  eine  nähere  Erörterung  über  inductiv  abzuleitende  Gesetze  er- 

gewesen.    Die  Begriffsbestimmung  Neumann*s  (wirthschaftliche  Gesetze  „der 
k  für  eine  in  Folge  der  Macht  wirthschaftlicher  Zusammenhänge  aus  gewissen 

sich  ergebende  regelmässige  Wiederkehr  wirthschaftlicher  Erscheinungen 
'.en  oder  Vorgänge]**  S.  462)  scheint  mir  gleich  zu  sehr  auf  die  deductive  Me- 
bleiten  aus  dem  „Eigennutz")  hinzuweisen.  Die  Worte  „in  Folge  der  Macht 
aftlicher  Zusammenhänge**  sind  auch  wohl  hier  entbehrlich.  Diese  Zusammen- 
irken  doch,  wie  anderes  Aenssere,  als  Empfindungen,  Vorstellungen,  Reize 
Motive  selbst  ein  und  erst  dadurch  auf  die  Handlungen  und  Erscheinungen, 
gelmä&bige**  Wiederkehr   der  letzteren    ist  die  Folge   der  regelmässigen  Ge- 

dcr  Motivation,  aber  für  diese  Motivation  bildet  grade  die  Macht  wirth- 
her  Zusammenhänge  einen  uu regelmässig  wirkenden  (««störenden**)  Einflnss.  — 
gajizo  Frage  ist  Neumann's  Abhandlung  von  grossem  Werth.  Eine  genauere 
adersetzang  mit  ihm  ist  hier  nicht  möglich  und  würde  mir  auch,  wenn  ich 
i's  Aufsatz  erhalten  hätte,  bevor  ich  diese  Ausführungen  beendigt  hatte, 
r  Stelle  nicht  möglich  gewesen  sein.  Meine  Uebereinstimmung  mit  ihm  ist 
als  meine  Differenzen  von  ihm  sind.  —  Vornemlich  sind  mit  meinen  folgenden 
fuhrungen  Bümelin's  und  Neumann's  zu  vergleichen,  die  zum  Theü  Seite 
5  hier  zu  citiren  wären'). 

Im  Moment,  wo  diese  Blätter  in  den  Druck  gehen,  kommen  mir  zwei  neue 
gehörige  Arbeiten  zu,  die  ich  nicht  mehr  benutzen  konnte,  beide  im  2.  Heft 
rr.)  Ztschrift  für  Volkswirthschaft  u.  s.  w.  (1S92,  B.  I)  von  Bonar,  Gebrauch 
drucks  „Gesetz**  in  der  Nationalökonomie,  und  von  John,  zur  Methode  der 
Social  Wissenschaft 

15* 
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I.  —  §.  87.  Die  allgemeine  Frage  von  der  Zulässig- 
keit  des  Ausdrucks  ,y6esetz''  und  die  Begriffsbe- 
stimmung von  yyGesetz'^  im  allgemeinsten  Sinne. 

Angenommen,  dass  man  überhaupt  von  wirthschaftlichen  (volks- 
wirthschaftlichen)  ^^Gesetzen'^  sprechen  darf ,  so  würden  dieselben 
zu  denjenigen  Gesetzen  der  realen  Welt  gehören,  welche  als  all- 
gemeinstes Merkmal  dasjenige  der  Gleichförmigkeit  der  Ge- 
staltung der  Erscheinung  bei  der  jedesmaligen  Wiederkehr  der 
letzteren  an  sich  tragen  (sogen.  Gesetze  der  Snccession).  Eine 
bloss  solche  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung  (gleichmässige  Wieder- 
kehr von  Vorgängen)  kann  aber  auch  nach  dem  weitesten  und 
losestem  Sprachgebrauch  hinsichtlich  des  Ausdrucks  Gesetz  noch 
nicht  ohne  Weiteres  ,,Gesetz''  genannt  werden.  Es  lässt  sich  von 
ihr  zunächst  nicht  mehr  sagen,  als  dass  sie  auf  ein  ihr  zu  Grunde 
liegendes  Gesetz  hindeuten,  ein  solches  enthalten  kann.  Ob  das 
wirklich  der  Fall  und  ob  jene  Gleichförmigkeit  bereits  „Gesetz'^ 
heissen  darf,  hängt  einmal  von  einem  zweiten  sachlichen 
Merkmal,  von  dem  Gharacter  der  Gleichförmigkeit  in  dem  so- 
gleich näher  darzulegenden  Sinne  des  Worts,  sodann  aber  auch 
von  Erwägungen  hinsichtlich  de^  zweckmässigen  wissenschaft- 
lichen Sprachgebrauchs  ab.  Die  Gleichförmigkeit  deutet 
nemlich  nur  dann  wirklich  auf  ein  Gesetz  hin  und  kann  nur  dann, 
vorbehaltlich  der  Entscheidung  über  den  passenden  Sprachgebranch, 
bereits  den  Namen  „Gesetz'^  führen,  wenn  sie  nicht  auf  dem  Zu- 
fall, einer  Combination  zufällig  mehrfach  so  zusammenwirkender 
Bedingungen  und  Ursachen  beruht,  sondern  wenn  die  Annahme 
nicht  abzuweisen  ist,  dass  sie  die  nothwendige  Folge  und  Wirkung 
eines  festen  Abhängigkeitsverhältnisses  von  gewissen  (wenn  auch 
noch  nicht  weiter  bekannten)  Bedingungen  und  Ursachen  sein  muss, 
wodurch  die  Regelmässigkeit  oder  Gleichförmigkeit  bedingt  und 
bewirkt  wird.  Ob  dies  aber  der  Fall,  das  ist  wieder  nach  Gründen 
der  Wahrscheinlichkeit  zu  bestimmen  (S.  214).  Wird  es 
danach  bejaht,  so  taucht  alsdann  die  weitere  Frage  hinsicht- 
lich des  Sprachgebrauchs  bezüglich  der  Anwendung  des  Worts 
„Gesetz"  auf. 

Bei  dieser  Frage  lässt  sich  eine  losere  (laxere)  und  eine 
strengere  Observanz  im  Sprachgebrauch,  danach  eine  aus- 
gedehntere und  eine  engere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz" 
unterscheiden  und  zwar  wieder  nach  zwei  verschiedenen  Momenten, 
nemlich   einmal  nach  dem  Maasse  der  Erkenntniss  der  Ur- 
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I,  BediDgUDgeDy  der  conditionellen  und  cansalen  Zusammen- 
und  Abhängigkeitsyerhältnisse  in  Bezug  auf  die  Gleich- 
keit der  Gestaltung  der  Erscheinung,  und  zweitens,  womit 
Bte  Moment  freilich  zusammenhängt,  nach  der  Strenge  der 
gigkeitsverhältnisse,  daher  auch  wieder  nach  dem  Cbaracter 
mzen  Gebiets  von  Erscheinungen,  um  welche  es  sich  handelt. 
Kann  nun  gute  Gründe  fUr  Beides,  für  eine  ausgedehntere 
Dgere  Anwendung  des  Ausdrucks  Gesetz  geltend  machen  und 
schlechtweg  die  andere  Ansicht  falsch  nennen.  Wir  ent- 
en  uns,  mit  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch,  für  die  aus- 
iintere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz''  und  sprechen  daher 
ron  „wirthschaftlichen  Gesetzen''. 

ir  die  Entscheidong  sind  Zweckmissigkeitserwäguogen  mtossgebend ,  ob  man 
ehr  Gewicht  zunächst  auf  das  allen  („gesetzmftssigen*')  Gleichförmigkeiten 
nsame  oder  gleich  aof  das  die  einzelnen  Kategorien  derselben  Unter- 
[ende  legen  soU.  Auch  hier  ist  nicht  einfach  zu  sagen,  was  das  Eichtigere 
:h  nicht  einmal  unbedingt,  was  durchaus  das  Zweckm&ssigero  ist   Denn  richtig 

noch  Torsichtiger  ausgedrückt:  nicht  unrichtig  —  ist  Beides,  und  in  Betreff 
eckmässigkeit  lassen  sich  Gründe  für  und  wider  geltend  machen,  welche  wohl 
T  den  Einzelnen  Terschicden  gewichtig  erscheinen,  es  aber  objecti?  doch  kaum 
Eben  deswegen  wird  man  auch  im  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch  dem 
en  folgen  dürfen,  freilich  ihn  aber  dann  genauer  bestimmen  müssen.    Er  ist 

die  weitere  Anwendung  des  Worts  „Gesetz"*.  Gewiss  kOnnon  daraus,  wie 
:h  grade  auf  geistes-,  social,  wirthschaftswissenschaftlichem  Gebiete,  in  der  Sta- 

s.  w.  gezeigt  hat.  Gefahren  herrorgehen,  dais  nun  zwischen  den  „Gesetzen"' 
»chicdenen  Erscheinungsgebieto  nicht  genügend  unterschieden  wird  (s.  folgenden 
iphcn).  Die  missbrftuchliche  Auffassung  der  „Gesetze"'  auf  diesen  Gebieten  im 
ron  wirklichen  (sogar  „czactcn"")  Naturgesetzen  hingt  mit  diesem  loseren 
^^ebrauch  zusammen.  Allein  sie  ist  doch  keine  nothw endige  Folge  da?on,  sie 
nd  wird  jetzt  auch  immer  allgemeiner  Tormieden.  Auch  gehen  die  neueren 
düngen  und  Bedenken  ?on  superrigorosen  Vertretern  der  Geisteswissenschaften, 
I  da  auch  wieder  Ton  historischen  NationalOkonomen  und  Statistikern  zu  weit, 
ommt  ein  doch  auch  Torhandener  weiterer  Yortheil.  nemlich  der,  nach  einem 
nsamen  Merkmal  (der  in  der  angedeuteten  Weise  fest  bedingt  erkannten 
irmigkeit  der  Gestaltung  der  Erscheinungen)  auf  sonst  nach  den  obwaltenden 
Q  und  conditionellen  Verhältnissen  sehr  verschiedenen  Erscheinungsgebieten  mit 
Iben  Worte  „Gesetz""  dieses  selbe  characteristische  Merkmal  —  und  in  dem 
rw&hnten  Puncto  ist  es  in  der  That  dasselbe  Moment  —  zu  bezeichnen, 
ach  die  Gleichförmigkeiten  auf  dem  wirthschaftlichen ,  socialen  und  geistes- 
cbaftlichen  Gebiete  wegen  des  Einflusses  psychischer  Factorcn  anderen  cau- 
ind  conditionellen  Gharacters  als  auf  dem  naturwissenschaftlichen  Gebiete,  so 

eben  doch  auch  Gleichförmigkeiten,  die  grade  als  solche  auf  unserem 

die  wissenschaftliche  Aufmerksamkeit  in  besonderem  Maasse  yerdienen,  weil 
r  schwieriger  zu  erklären  sind. 

Gesetze^'  im  allgemeinsten  Sinne  wtlrden  danach  als  solche 
iförmigkeiten  der  Gestaltung  der  Erscheinungen ,  demnach 
;leichmäS8igen  Wiederkehr  der  letzteren  (von  „Vorgängen") 
efiniren  sein,  welche  nach  WahrscheinlichkeitsgrQnden  als 
rendige  Folgen  und  Wirkungen  eines  festen  Abhängigkeits- 
Itnisses  von  gewissen  Bedingungen  und  Ursachen  angesehen 
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werden  mUssen.  Die  Definition  von  Gesetzen  der  verschiedenen 
Hanpt-  und  Specialgebiete  der  Erscheinungen  ergiebt  sich  daraus, 
so  betreffs  der  (reinen ,  äusseren)  Naturerscheinungen ,  wie  der- 
jenigen, wo  psychische  menschliche  Factoren  mitspielen,  daher 
der  socialen,  der  wirthscbaftlichen  Erscheinungen.  Damit  ist  die 
Frage  noch  nicht  entschieden,  ob  es  auf  letzteren  Gebieten  „Ge- 
setze^^  tlberhaupt  giebt,  noch  weniger,  welcher  besonderen  Art  sie 
Bind,  sondern  nur  das  steht  fest:  dass,  wenn  sich  hier  Gleich- 
ft^rmigkeiten  der  Erscheinangen  von  der  bezeichneten  Art  finden, 
sie  auch  Gesetze,  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  daher  Gesetze 
der  wirthscbaftlichen  Erscheinungen  oder,  kurz  gefasst,  wirthschaft- 
liehe  Gesetze  genannt  werden  dürfen. 

II.  —  §.  88.  Verschiedene  Arten  von  Gesetzen. 
Zwischen  Gesetzen  in  diesem  allgemeinsten  Sinne  ist  dann  wieder 
nach  den  zwei  bereits  angeführten,  in  Zusammenhang  stehenden 
Puncten  zu  unterscheiden,  einmal  nach  dem  M aasse  der  erreichten 
und  erreichbaren  Erkenntniss  der  Abhängigkeitsverhältnisse  und 
femer  nach  der  Strenge  dieser  letzteren.  Mit  beiden  Puncten 
steht  auch  die  Art  der  Erkenntnissgewinuung  in  Verbindung  und 
diese  Art  sowie  das  erreichbare  Maass  der  Erkenntniss  werden 
wieder  von  dem  Character  des  Untersuchungsobjects ,  daher  des 
ganzen  Gebiets  von  Elrscheinungen ,  um  welches  es  sich  handelt, 
bestimmt. 

Die  erste,  niedrigste  Stufe  nehmen  dann  sogen,  empirische 
Gesetze  ein.  Dieselben  stellen  noch  nichts  Weiteres,  als  solche 
auf  dem  Wege  äusserer  Beobachtung  der  Erscheinungen 
selbst  ermittelten  thatsächlichen  Gleichförmigkeiten  der  Wieder- 
kehr dar,  welche  in  der  angedenteten  Weise  als  „Gesetze''  ange- 
sehen werden  dürfen.  Ueber  die  Art  der  die  Gleichförmigkeit 
bestimmenden  Ursachen  und  über  die  Art  des  Zusammenhangs 
zwischen  den  Ursachen  und  Wirkungen  ist  hier  noch  nichts  weiter 
bekannt.  Nur  die  Thatsache  eines  solchen  Zusammenhangs  steht  fest. 

Hierhin  gehören  die  wohl  im  engeren  technischen  Sinne  des  Worts  sogenannten 
..empirischen'' Gesetze  der  Naturwissenschaften,  daher  erentoeU  auch  <üe  eigent- 
lichen (cansalen)  Gesetze  der  letzteren  in  einem  fraheren  Stadium  der  Erkenntniss. 
Ebenfalls  hierhin  möchten  wir  die  statistischen  ,,RegeImissigkeiton'*  rechnen, 
far  welche  eine  causale  Erklärung  fehlt  Sprachgebräuchlich  könnte  sich  für  empirische 
^.Gesetze*',  wie  auch  für  statistische  Begelmässigkeiten  der  Ausdruck  „Gesetz- 
mässigkeiten"' empfehlen,  welcher  den  entscheidenden  Punct  richtig  bezeichnet*). 


^)  Vgl.  Neu  mann,  S  40S,  419,  aber  auch  schon  meine  Abh.  Statistik,  S.  45S, 
459,  mit  dem  Beispiel  der  fortschreitenden  Erkenntniss,  die  sich  an  die  Namen  Ton 
Copemicus,  Keppler,  Newton  knüpft. 
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lebe  empirische  Gesetze  oder  Gesetzmässigkeiten  mUsseD 
t  nun  auf  ihre  Bedingungen  und  Ursachen  zurtlckznfUhren 
werden.  Hierzn  dienen  einmal  als  Methoden  des  induc- 
Verfahrens  die  eigentlichen  Methoden  der  experi- 
'Ilen  Forschung  und  diejenigen  analogen,  welche 
lern  Früheren  mit  Hilfe  der  Statistik  (und  im  unvoUkom- 
n  Grade  der  vergleichenden  Historik)  auch  auf  Gebieten 
mdt  werden  können ,  wo  dem  Menschen  eine  willktthrliche 
nng  von  Experimenten  nicht  möglich  ist  Und  sodann  dient 
ich  als  Hilfsmittel  die  hypothetische  Deduction  aus 
mmenen  Voraussetzungen  hinsichtlich  der  etwa  einwirkenden 
ungen  und  Ursachen,  uro  festzustellen,  ob  und  welche  dieser 
Setzungen  den  Tbatsachen  der  empirischen  Gesetze  ent- 
Ist  es  auf  diese  Weise  gelungen,  das  empirische  Gesetz, 
ätistische  Gesetzmässigkeit  auf  bestimmte  nächste  Ur- 
,  von  denen  sie  abhängen,  mit  Gewissheit  zurtickzuftibren, 
f  von  einem  eigentlichen  Gesetz  (nach  anderem  Sprach- 
eh:  von  einem  causalen  Gesetz)  gesprochen  werden. 
3r  grosse  methodologischeGewinn,  wenn  es  gelungen  ist, 
Gesetze  festzustellen,  besteht  darin,  dass  dann  immer  —  sei  es 
upt  zuerst,  wie  auf  naturwissenschaftlichen,  sei  es  gesicherter, 
if  wirthschaftswissenschattlichem  Gebiete  —  das  deductive 
ren,  ans  wirklich  vorhandenen  (nicht  nur  aus  wiU- 
;h  angenommenen)  Ursachen  und  Bedingungen  abzuleiten, 
dbarer  und  mit  ihm  auch  die  Voraussage  in  Betreff  der 
tung  nener  Erscheinungen  der  betreffenden  Art  möglich  wird. 
,u  erstrebende  wissenschaftliche  Fortschritt  ist  dann,  die 
en  Ursachen  und  Bedingungen,  welche  als  Grund  des  Ge- 
erkannt worden  sind,  selbst  wieder  auf  ihre  Ursachen  und 
;angen  zurttckzuftihren  und  so  successiv  zu  einer  immer 
ren  Art  von  immer  allgemeineren  Gesetzen  fortzu- 
ten,  entsprechend  den  Stadien  immer  tiefer  dringender  Er- 
liss  der  causalen  und  conditionellen  Zusammenhänge  und 
igigkeitsverhältnisse. 

ie  weit  der  Mensch  hier,  anch  aaf  natarwisscnschaftlichem  Gebiete,  kommen 
ÄSt  sich  Dicht  von  vornherein  angeben,  eine  bestimmte  Grenze  des  Erkennt- 
ichritts  nicht  ziehen.  Nor  das  lässt  sich  sagen,  dass  es  sich  in  aller 
liehen  Wissenschaft  bei  Gesetzen  und  Ursachen  immer  nur  nm  das  dem  mensch- 
jeistc  Oberhaupt  allein  fassbare  Verhältnis^,  daher  niemals  um  letzte  £nd- 
n  (ontologische ,  urwirkende,  wahre  causae  efficientos),  sondern  immer  nur  um 
;n  handeln  kann,  welche  dem  menschlichen  Geist  als  selbst  wieder  bewirkte, 
Jiesem  Sinne  physikalische  gelten,  seien  sie  ihm  nun  bereits  bekannt  oder  noch 
int  and  vielleicht  selbst  ftlr  immer  unbekannt. 
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Zwischen  den  eigentlichen  (cansalen)  Gesetzen  derselben 
und  der  verschiedenen  Wissenschaften,  aach  der  beiden  grossen 
Hauptgruppen^  der  Natur-  und  der  Geisteswissenschaften ,  besteht 
nun  der  Unterschied  einmal  in  dem  hinsichtlich  der  cansalen 
nnd  conditionellen  Verhältnisse  erreichten  Erkenntnissstadinm, 
ferner,  wieder  damit  zusammenhängend,  in  der  thatsächlichen 
Art  dieser  Verhältnisse,  oder  des  ganzen  Gansalsystems,  nnd 
der  dadurch  bedingten  Strenge  der  Abhängigkeit  der  Erschei- 
nungen als  Wirkungen  und  Folgen  von  den  Ursachen  und  Be- 
dingungen. 

Je  mannigfaltigere  Ursachen  und  Bedingungen  mitspielen,  je  mehr  constante 
Ursachen  in  ihrer  Wirknng  darch  variable  gekreuzt  werden,  je  verwickelter  dadurch 
die  Oausalzusammenh&nge  werden,  desto  schwieriger  ist  das  Alles  von  der  Erkenntniss 
zu  durchdringen,  desto  compHcirter  sind  die  Gesetze  der  wirklichen  Erscheinungen 
selbst  wieder,  desto  mehr  wird  die  einfache  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung,  der 
Wiederkehr  Ausnahmen,  Unregelmässigkeiten  zeigen.  Dies  selbst  in  dem  Maasse, 
dass  in  mehr  oder  weniger  zahlreichen  concreten  Einzelfällen  die  Regelm&ssigkeit 
fast  verschwindet  und  so  eine  Gesetzmässigkeit,  ein  Gesetz,  selbst  im  bloss  allgemeinen 
und  im  Sinne  des  empirischen  Gesetzes,  Überhaupt  gar  nicht  mehr  da  zu  sein  scheint. 
Diese  Annahme  beruht  aber  gleichwohl  auf  einem  Irrthom,  weil  dabei  eben  wieder 
zwischen  Gesetzen  verschiedener  Art  nach  Maassgabo  der  Art  der  mit- 
spielenden causalen  und  conditionellen  Verhältnisse  nicht  unter- 
schieden wird. 

Nur  da  wo  in  den  Ursachen  und  den  Bedingungen  einer  Er- 
scheinung keine  Veränderung  erfolgt,  daher  nur  dieselben  constanten 
Ursachen  genau  gleichmässig  nnd  unter  stets  denselben  Voraus- 
setzungen wirken,  wird  die  Erscheinung  immer  mit  strengster 
Regelmässigkeit  verlanfen  und  für  diesen  Verlauf  ein  streng 
exactes  Gesetz  abzuleiten  sein.  Hier  giebt  es  keine  „Aus- 
nahmen'S  hier  lässt  sich  das  AbhängigkeitsverhältDiss  von  Ursachen 
nnd  Wirkungen  nnmerisch  feststellen  oder  ist  dies  wenigstens 
das  principiell  erreichbare  Ziel.  Hier  findet  daher  die  Rechnung, 
die  mathematische  Behandlungsweise  ein  Gebiet  ihrer  Anwendung. 

Sobald  dagegen  in  den  Bedingungen  und  Ursachen  Aende- 
rnngen  eintreten,  zu  constanten  variable  Ursachen  hinzukommen, 
letztere  verschiedener  wechselnder  Art  sind  und  in  ihren  Combi- 
nationen  unter  einander  und  mit  den  constanten  wechseln,  können 
die  Erscheinungen,  welche  von  diesen  Ursachen  und  Bedingungen 
abhängen,  nicht  die  Gleichförmigkeit  der  Gestaltung,  die  Vorgänge 
nicht  die  Regelmässigkeit  zeigen,  wie  unter  den  Voraussetzungen 
des  vorigen  Falles.  Dann  kann  auch  nicht  mehr  von  exacten 
Gesetzen  der  Erscheinungen  die  Rede  sein,  wenn  auch  immer 
noch,  bei  entsprechender  Entwicklang  der  Erkenntniss  in  Bezug 
auf  die  bestimmenden  conditionellen  und  cansalen  Zusammenhänge 
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»bängigkeitsyerhältnisse,  von  eigentlichen  (causaien) 
Q,  nicht  bloss  von  empirischen  Gesetzen  oder  blossen 
lässigkeiten.  Die  numerische  Bestimmung  des  Abhängig- 
hältnisses,  die  Anwendung  der  Rechnung  mag  nicht  ganz 
ch  sein,  aber  wird  viel  schwieriger  und  wird  nicht  hin- 
aller in  Betracht  kommenden  Momente  gelingen.  Damit 
iederum  der  „exacte^^  Character  solcher  Gesetze  ausge- 
n. 

wirklichen  Erscheinungen  der  realen  Welt,  und  zwar 
iiejenigen  der  äusseren  Natur,  nicht  bloss  die  in  das  Ge- 
rchischer  Einflüsse  gehörigen,  sind  nun  aber  regelmässig 
hreren,  öfters  von  vielen,  constanten  oder  auch  von  con- 
nnd  vielerlei  variablen  Ursachen  und  Bedingungen  abhängig, 
etze  der  thatsächlichen  Gestaltung  dieser  Erscheinungen 
daher  auch  überhaupt  nicht  wahrhaft  exacte  sein^).  Viel- 
ellen alle  Gesetze,  welche  sich  ftlr  die  thatsächliche  Ge- 
von  Erscheinungen  der  erwähnten  Abhängigkeitsverhält- 
ifstellen  lassen,  immer  nur  Tendenzen  der  Gestaltung 
3lche  anzeigen,  wie  unter  gewissen  hinsichtlich  des  Ein- 
der  Ursachen  und  Bedingungen  auf  die  betreffende  Er- 
ig  ermittelten  und  als  allein  einwirkend  angenommenen 
etzungen  die  Gestaltung  erfolgt. 

ie  für  das  Yerständniss  des  Wesens  und  Characters  auch  der  wirthschaft- 
etze,  welche  fOr  den  idrklichen  Yerlaof  der  wirtbschaftliclien  Erscheinungen 
werden,  ist  es  wichtig,  das  richtig  zn  erkennen  und  es  festzuhalten.  Ein 
welcher  nicht  selten  unter  Hinweis  auf  die  „ezacten**  Gesetze  der  strengen 
inschaften  gegen  den  Gebrauch  des  Ausdrucks  Gesetz  auf  dem  Gebiete  un- 
senschaft  und  speciell  gegen  die  Bezeichnung  der  dedocti?  aus  dem  Walten 
1  Motirs,  des  Strebens  nach  dem  wirthschaftlichen  Yortheil  (§.  84),  ab- 
Kegelmfissigkeiten  als  „Gesetze''  gemacht  wird,  erscheint  gerade  hiemach 


renn  dieser  letztere  Ausdruck  im  alleritrengsten  Sinne  genommen  wird,  so 
ben  Gesagte  auch  von  den  scheinbar  „allerezactesten''  Gesetzen,  welche  f&r 
liehe  Gestaltung  Ton  Naturerscheinungen  aufgestellt  werden,  z.B.  Ton  den 
Gravitationsgesetz  abgeleiteten  Gesetzen. 

'gl.  auch  hier  besonders  die  Ausführongen  Keumann's,  so  a.a.O.,  S.  413. 
hier  u.  A.  in  Betreff  der  sogen,  causaien  elementaren  Gesetze  der  Katur- 
aiften:  „Der  Wirklichkeit,  wie  sie  sich  direct  der  Beobachtung  zeigt,  können 
tze  nicht  entsprechen.  Denn  alles  Tbats&chüche  ergiebt  sich  regelmässig 
i  Zusammenwirken  mehrerer  Ursachen,  jene  Gesetze  aber  bringen  nur  Ten- 
d.  h.  eben  nur  die  Wirksamkeit  einzelner  Ursachen  als  solcher  zam  Aus- 
l  zeigen  sonach  als  „hypothetische''  oder  ,4deale"  Gesetze  nur  was  geschehen 
wenn  einzelne  Ursachen  allein  in  Wirksamkeit  wären.'*  Schon  früher,  aber 
t,  ähnlich  E.  Meng  er,  Untersuchungen,  Anhang  5,  S.  260  Er  bekämpfe 
3ng,  dass  die  Naturerscheinungen  in  ihrer  vollen  empirischen  Wirk- 
streng typisch  sind:  „Vom  Standpuncte  des  empirischen  Realismus  sind 
turgesetze  ebenso  unerreichbar,  als  exacte  Gesetze  der  Socialerscheinungen". 
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111.  — §.89.  Wirthschaftlicbe  Gesetze.  Von  „exacten", 
cansalen  Gesetzen  könnte  nach  dem  Gesagten  in  der  Social- 
^koDomie,  in  dem  ancb  auf  natarwissenschaftlichem  Gebiete  immer 
bloss  relativen  Sinne ,  nur  allenfalls  hinsichtlich  der  unter  den 
drei  Voraussetzungen  der  strengen  Dednction  abgeleiteten  Gesetze 
(§.  68,  73)  gesprochen  werden,  nicht  hinsichtlich  der  unter  Modi- 
ficationen  dieser  Voraussetzungen  (§.  70)  deductiy  noch  der  empi- 
risch auf  Grund  von  Beobachtungen  an  den  wirklichen  Erschei- 
nungen, daher  inductiv  gewonnenen.  Denn  wenn  jene  Voraussetzungen, 
um  sie  denen  der  Wirklichkeit  zu  nähern,  an  sich  ganz  mit  Recht 
modificirt  werden,  kann  man  nicht  mehr  so  sicher  deduciren.  Die 
wirklichen  Erscheinungen  selbst  sind  aber  stets  das  Ergebniss  von 
Bedingungen  und  Ursachen,  welche  den  erwähnten  drei  Voraus- 
setzungen nicht  genau  entsprechen. 

Will  man  für  jene  deductiv  abgeleiteten  Gesetze  den  Namen 
„exacter^'  (mit  K.  Menger)  anwenden,  so  wtlrde  man  das  mit 
dem  naturwissenschaftlichen  Sprachgebrauch  nicht  unbedingt  ab- 
weisen können.  Dennoch  unterbleibt  es  besser,  wie  überhaupt  die 
Benutzung  des  Ausdrucks  „exact*'  auf  unserem  Gebiete  (§.68,  S.  175), 
weil  eben  doch  das  den  wirthschaftlichen  Erscheinungen  zu  Grunde 
liegende  Verursachiingssystem  aus  psychischen  Motiven  be- 
steht, welche  stets  nur  so  und  so  mitspielen  und  dann  so  und  so 
wirken  können,  nicht  wie  bei  den  reinen  Naturerscheinungen, 
aus  Ursachen,  die  immer  so  und  so  mitspielen  und  stets  so  und 
so  wirken  mtlssen,  wenn  auch  ihre  Wirkungen  durch  diejenigen 
anderer  Ursachen  thatsächlich  modificirt  oder  aufgehoben  werden 
können. 

Darin  nun  auch,  in  dieser  inneren  Verschiedenheit 
des  Verursachungssystems,  besteht  der  wahre  Unterschied 
von  reinen  Naturgesetzen  und  von  wirthschaftlichen  Gesetzen, 
nicht  in  der  Verschiedenheit  der  Wirkungen,  wenn  die  Ursachen 
gegeben  (bzw.  angenommen)  sind. 

Ein  reines  Natorgesetz  gilt  immer,  die  Ursache  oder  Ursachen,  deren  Beziehung 
zu  den  Wirkungen  es  anzeigt,  stehen  niemals  und  können  niemals  ausser  Wirksamkeit 
stehen  und  wirken  nothwendig  immer  so  und  so,  daher  mit  der  Folge  stets  gleicher 
Wirkung.  Aber  sie  kOnncn  in  der  thatsächlichen  Gestaltung  der  wirklichen  Erschei- 
nungen sich  nicht  oder  nicht  genau  zeigen,  wenn  auf  diese  Gestaltung  auch  noch 
andere  Ursachen,  als  die  im  Gesetz  angenommenen,  eingewirkt  haben,  und  das  bleibt 
möglich  und  war  eventuell  der  Fall.  Ein  wirthschaftliches  Gesetz  gilt  aber  nicht 
immer,  sondern  immer  nur  dann,  wenn  die  Ursachen,  deren  Beziehung  zu  den 
Wirkungen  es  formulirt.  Überhaupt  Torhandcu  waren  und  grade  so,  wie  im 
Gesetz  angenommen  wird,  wirken.  Das  aber  eben  ist  hier  nicht  nothwendig, 
sondern  die  Ursachen  selbst  waren  vielleicht  thatsächlich  im  concreten  Falle  über- 
haupt gar  nicht  vorhanden  oder  wirkten  nicht  so  und  so  mit. 
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rcichonjren  in  GesUltong  und  im  Vorlauf  der  wirklichen  Erscheinangen 
durch  das  Gesetz  angedeateten  Gestaltungen  und  Yerl&Qfen  sind  daher  aof 
irgehiete  auch  keine  Widerlegung  des  Gesetzes  selbst  und  des  in  ihm  for- 
Causalzusammenhangs,  wenn  sie  sich  aus  der  thats&chlichen  Mitwirksamkeit 
Ursachen  erküren  lassen,  welche  im  concreten  Falle  die  Wirkung  —  nicht 
3n  Oberhaupt  —  der  im  Gesetz  Torgesehonen  aufgehoben  oder  beschränkt 
bweichungcn  gleicher  Art  auf  unserem  und  auf  jedem  Gebiete,  wo  psychische 
mitwiri^en,  können  sich  zwar  auch  so  erklären  und  beweisen  dann  ebenso 
ren  das  Gesetz  selbst.  Sie  können  aber  auch  die  Folge  datron  sein,  dass  in 
ichkeit  nicht  nur  die  im  Gesetz  angenommenen  Ursachen  eine  Aufhebung 
hränkung  ihrer  Wirkungen  durch  andere  Ursachen  erfahren  haben,  sondern 
ersteren  Ursachen  überhaupt  gar  nicht  vorhanden  waren  oder,  wenn  dies, 
[gewirkt  haben. 

rthschaftlicbe  Gesetze  briDgen  daher  noch  in  einem  anderen, 
nderem  Sinne  blosse  Tendenzen  der  thatsächlichen  6e- 
der  wirklichen  Erscheinungen  zum  Ansdrack,  als  dies 
m  Gesagten  Yon  elementaren  causalen  Gesetzen  nnf  natnr- 
3baftlichem  Gebiete  gilt.  Hier  werden  die  thatsächlichen 
ngen  der  Erscheinungen  dem  Gesetz  genau  entsprechen, 
icht  andere  Ursachen,  als  die  in  diesem  angenommenen 
^rttcksichtigten ,  die  gesetzmässige  Wirkung  der  letzteren 
eben  oder  verändert  haben.  Auf  unserem  Gebiete  wird  das 
*  Fall  sein,  wenn  die  thatsäcblich  mitspielenden  auch  die 
3tz  angenommenen  Ursachen  sind  und  ibr  tbatsäcbliches 
dem  angenommenen  entspricbt,  was  eben  Beides  nicht 
endig  ist. 

3in,  dennoch  behaupten  auch  diese  wirthschaftlicben  Ge- 
ls Ausdruck  von  blossen  Gestaltungstendenzen  der  wirk- 
Erscheinungen  ihren  hohen  Werth,  wenn  sie  in  richtiger 
^hafUicher  Weise  gewonnen  worden  sind. 

setzt  bei  deductif,  aus  Motiven  als  Ursachen,  bezw.  Bedingungen  (und  aus 
lenen  äusseren  Bedingungen,  wie  Naturthatsachen,  Natargesctzcn)  abgeleiteten 
tlichen  Gesetzen  voraus,  dass  diese  Ursachen  und  Bedingungen  nach  innerer 
:r  Prüfung  und  äusserer  Beobachtung  den  thatsäcblich  mitspielenden 
lOglichst  entsprechen.  Hier  muss  also,  unseren  froheren  Erörterungen  gemäss 
eine  Ermittlung  der  tliatsächlichen  Voraussetzungen  des  deductiven  Ver- 
Icr  eine  thatsächllche  Controle  und  Verification  der  angenommenen  Voraus- 
stattfiuden,  demgemäss  das  indnctire  Vorfahren  fUr  diesen  Zweck  mit 
erden.  Bei  zunächst  durch  äussere  Beobachtung  der  Etscheinungen  selbst 
:n  empirischen  Gesetzen,  welche  mittelst  experimentellen  oder  (im  statistischen 
iichend-historischen  Verfahren)  quasi-experimentellen  Verfahrens  zu  cigent- 
ictzen  durch  Aufdeckung  ihrer  Ursachen  und  Bedingungen  erhoben  worden 
>s  sich  die  weitere  Untersuchung  zur  Feststellung  des  wissenschaftlichen 
Ichcr  Gesetze  auf  die  Ermittlung  erstrecken,  ob  und  wie  weit  diese  Ursachen 
igungen  die  Gesetze  genügend  erklären  und  als  die  auch  in  anderen  ana- 
en  mitwirkenden  und  in  der  erkannten  Weise  so  und  so  einwirkenden  an- 
sind. Im  ersteren  Falle  daher  wieder  vomcmlich  deductives,  im  letzteren 
dieses  und  neben  ihm  in  umfassendem  Maasse  beobachtungsmässiges  in- 
''erfahren. 
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Der  Werth  der  dednctiy  gewonnenen  wirtbschaftlichen  Gesetze, 
insbesondere  der  aus  dem  ersten  Leitmotiv  (dem  Streben  nach  dem 
wirtbschaftlichen  Vortheil)  abgeleiteten  zur  Erschliessung  con- 
creter  Causalzusammenhänge,  der  aus  diesen  sich  ergebenden  Ge- 
staltung concreter  Erscheinungen  und  der  (^^complexen'^  oder  ,, wirk- 
lichen") Gesetze  dafür  ist  ein  ähnlicher  wie  der  Werth  exacter 
causaler  Elementargesetze  der  Naturwissenschaften  fUr  die  Lösung 
der  Probleme  der  concreten  Naturerscheinungen  und  ihrer  Gesetze, 
Aufgaben,  mit  welchen  man  es  in  den  angewandten  Naturwissen- 
schaften zu  thun  bat.  In  beiden  Fällen  zeigt  das  Gesetz  die 
Tendenzen  der  Gestaltung  unter  dem  Einfluss  der  constanten  oder, 
wie  nach  dem  Gesagten,  der  für  constant  geltenden  Ursachen. 
Stimmt  hiermit  die  concrete  Gestaltung  der  Erscheinung  nicht 
tiberein,  so  ist  das  Mitspielen  anderer  Ursachen  anzunehmen,  die 
alsdann  wieder  methodisch  durch  Beobachtung  und  Induction  und 
durch  Deduction  aus  hypothetisch  zur  Probe  angenommenen  Ur- 
sachen ermittelt  werden  mtlssen. 

Vgl.  auch  hier  bes.  Neu  mann,  a.  a.  0.,  S.  410  ff.,  414  ff.  —  Ein  immerhin  zur 
ErUnternng  des  Aehnlichen  and  des  Verschiedenen  Ton  Natar^  und  wirthschaftlichen 
Gesetzen  brauchbares  Beispiel  ist  dasjenige  ?om  Unterschied  zwischen  dem  mathe- 
matischen, Ton  der  Lage  eines  Poncts  aof  der  Erde  zom  Aequator  abhängigen,  und  dem 
physicalischon  oder  wahren  Klima,  welches  ausserdem  von  der  Hohe  des  Orts  aber  Meer, 
Ton  contioentaler  und  Kustenlage,  Beschaffenheit  der  Gegend  u.  s.  w.  abhängt  Das 
Klima,  welches  ein  Ort  nach  dem  Gesetz  des  mathematischen  Klimas  haben  wOrde, 
modificirt  sich  nach  dem  Gesetze  des  wahren  Klimas  eines  Orts  wegen  der  Mitwirkung 
der  übrigen  Factoren,  welche  dieses  wahre  Klima  mit  bestimmen.  Die  Gestaltung, 
welche  eine  wirthschaftliche  Erscheinung  nach  dem  ,4dealen*'  wirthschafUichen  Gesetz 
unter  den  drei  strengen  Voraussetzungen  der  Deduction  haben  würde  (§.  68) ,  modi- 
ficirt sich  ähnlich,  wenn  und  soweit  sich  diese  Voraussetzungen  modificiren  (§.  69,  70), 
d.  h.  eventuell  eben  andere  Factoren  mit  einwirken.  Kur  tritt  auch  hier  wieder  jener 
besprochene  Unterschied  hervor,  dass  die  im  mathematischen  Klima  wirksame  Ursache 
immer  im  wahren  Klima  mitwirkt,  letzteres  stets  eine  Function  dieser  und  der 
übrigen  einwirkenden  Ursache  ist,  während  bei  der  wirthschaftlichen  Erscheinung  ein 
analoger  Sachverhalt  obwalten  kann,  aber  nicht  nothwendig  obwalten  muss.  Denn 
die  concrete  Gestaltung?  der  Erscheinung  kann  auch  so  und  so  ausgefallen  sein,  weil 
dabei  nicht  nur  die  Wirkung  des  ersten  Leitmotivs  nentralisirt  worden,  sondern  weil 
dieses  Motiv  auch  einmal  gar  nicht  mitgewirkt  hat 

Nach  der  Analogie  zwischen  Elementargesetz  nnd  abgeleiteten 
Gesetzen  in  den  Naturwissenschaften  kann  man  wohl  unter  den 
wirthschaftlichen  Gesetzen  diejenigen  unterscheiden,  welche  als 
psychologisch -ökonomische  „Haupt-''  oder  ,,  Grundgesetze'^ 
(,,primäre"y  Gesetze  ersten  Rangs)  nnd  „Folge-"  oder  (in  diesem 
speciellen  Sinne)  „abgeleitete"  Gesetze  („secundäre" ,  Gesetze 
zweiten  Rangs)  erscheinen.  Die  ersteren  sind  diejenigen,  welche 
unmittelbar  aus  der  psychischen  Motivation,  daher  wieder  nament- 
lich aus  dem  ersten  Leitmotiv,    abgeleitet  werden,    Folgegesetze 
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m,  welche  sieh  als  Anwendungen  des  Grundgesetzes  auf 
ebiete  specieller  Erscheinungen  zeigen.  Die  Grundgesetze 
gleich  die  einfachen ,  elementaren,  unter  den  „idealen'^ 
itzuDgen  der  Deduction  abgeleiteten,  die  Folgegesetze  die 
m,  bei  welchen  den  thatsächlichen  Bedingungen  und  Ur- 
der  speciellen  Erscheinungen  Rechnung  getragen  wird. 
le  Folgegesetze  ist  daher  wieder  das  inductive  Verfahren 
äsendem  Maasse  anzuwenden,  um  diesen  thatsächlichen 
;n  gerecht  zu  werden. 

ein  elementares  Grundgesetz  im  System  der  Arbeitstheiinng  und  des  Yer- 
ler  anf  dem  Gebiete  der  idrthschaftlichen  Erscheinungen  des  Umlaufs 
ertheilung  kann  daqenige  der  Preise  unter  den  drei  Voraussetzungen 
ion  gelten.  Das  diesem  Jdealen''  Preisgesetz  am  Meisten  sich  nähernde  Folge- 
das  Gesetz  der  Gross-Preise  (,,en  gros'')  unter  Händlern  im  freien  Verkehr. 
>lgegesetze  mit  mehr  oder  weniger  Abweichungen,  nach  der  thatsicblichen 
•n  der  Voraussetzungen  gegenüber  denjenigen  des  Hauptgesetzes,  sind 
I  der  Monopol-Preise,  der  Rlein-Preise  („en  detail''),  die  Gesetze  der  Steuer- 
tg,  das  Gesetz  der  Verdrängung  des  guten  Geldes  durch  das  schlechtere  im 
r  (nationalen)  Doppelwährung,  das  Lohngesetz  (im  freien  Verkehr,  auch  bei 
»insorganisationen  u.  s.  w.),  das  Zinsgesetz,  das  Rentengesetz,  schliesslich  das 
Gesetz  der  Einkommenyertheilung  u.  A.  m.  Auf  dem  Productions- 
ist  das  Grundgesetz  die  Gestaltungstendenz  der  Production  in  ihrer  Oko- 
ächnischen  Einrichtung  nach  dem  ökonomischen  Princip  (§.  28).  Folge- 
id dann  die  Gesetze  der  Entwicklung  des  Ackerbaus,  der  Entwicklung  der 
iung,  des  Kapitalfactors  im  Productionsprocess,  der  Vertheilung  des  Kapitab 
fendes  und  stehendes,  der  Ersetzung  der  menschlichen  Arbeitskraft  durch 
ine,  der  Entwicklung  des  Grossbetriebs  u.  A.  m. 

—  §.90.  Wirthschaftliche  Entwicklungsgesetze. 
a  wirthschaftlichen  Gesetzen  hat  man  neuerdings,  im 
)s  an  die  naturwissenschaftliche  Entwicklungstheorie  und 

Gesichtspuncte  der  letzteren  auf  das  socialökonomische 
ibertragend,  wohl  zwischen  Bewegungsgesetzen  und 
iklungsgesetzen  der  Erscheinungen  unterschieden,  so 
enschaftlichen  Socialismus.  Der  hier  zu  Grunde  liegende 
t  ist  nicht  unrichtig,  aber  schon  nicht  ganz  leicht  klar  zu 
ind  scharf  durchzuführen.  Das  Streben  aber,  nicht  nur, 
snfalls  noch,  freilich  auch  nur  unter  besonderen  Cantelen, 
ist,  auf  den  Gebieten  einzelner  Gruppen  von  Er- 
igen, solche  „Entwicklungsgesetze^'  abzuleiten,  sondern  für 

sammte   Wirthschaftsleben    als   ein    Ganzes    ge- 

und  hier  sogar  ein  einheitliches,  gar  ein  einfaches  all- 

8  Entwicklungsgesetz   finden    zu   wollen,    geschweige  die 

es  bereits  gefanden  zu  haben,  muss  doch  der  höchsten 

begegnen,  ja  abgelehnt  werden. 

wegungsgesetze  sind  insbesondere  diejenigen,  welche 
)g ebenen  Voraussetzungen,  der  psychischen  Durchschnitts- 
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motiyatioD  y  des  Standes  der  Produetionstechnik ,  der  Bechts- 
Ordnung,  zum  Ausdruck  bringen,  wie  sich  die  zu  einer  Gruppe 
von  Erscheinungen  gehörigen  Einzelerscheinungen  die  Tendenz 
haben,  zu  gestalten.  Namentlich  das  Preisgesetz  und  die  Folge- 
gesetze desselben  stellen  solche  Bewegungsgesetze  dar.  Entwick- 
lungsgesetze der  Erscheinungen  sind  dagegen  solche,  welche 
die  gesetzmässigen  Veränderungen  der  Voraussetzungen 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen,  daher  namentlich  in  den  drei 
maassgebenden  Puncten,  der  psychischen  Motivation,  des  öko- 
nomisch-technischen Könnens  und  der  Bechtsordnung,  sowie  die 
gesetzmässigen  Rückwirkungen  der  einen  Reihe  yon  Vor- 
aussetzungen auf  die  andere,  z.  B.,  gerade  nach  der  socialistischen 
Lehre,  der  ökonomisch- technischen  auf  die  rechtlichen  und  beider 
auf  die  psychologischen,  angeben.  Aus  solchen  Entwicklungs- 
gesetzen der  Voraussetzungen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
wtirden  darauf  wieder  als  Folgegesetze  Veränderungen  der  Be- 
wegungsgesetze (selbst  „Entwicklungsgesetze  der  Bewegungsge- 
setze'*)  abgeleitet.  Auf  diese  Weise  gelangte  man  dann  auch  von 
einem  Stadium  typischer  Gestaltungen  zu  einem  anderen,  höheren 
(s.  S.  189)  und  zu  einem  Gesetz  für  die  Entwicklung  dieser 
Stadien,  was  in  der  That  eine  sehr  bedeutsame  wissenschaftliche 
Errungenschaft  wäre. 

Die  Gesetze  auf  dem  Prodactionsgebicte ,  wie  in  den  vorliln  genannten  Bei- 
spielen, sind  zum  Tlieile  nicht  oder  nicht  nur  Bewegungs-,  sondern  in  der  That  oder 
zugleich  Entwicklungsgesetze,  so  das  Gesetz  der  Entwicklung  des  Grossbotriebs  und  die 
damit  in  Verbindung  stehenden,  diese  Entwicklung  bedingenden  Gesetze  (vermehrte 
Arbeitsthcilung ,  Maschinenwesen).  Hier  werden  allmSlig  durch  die  Neugestaltung 
der  Productionsweise  die  Voraussetzungen  für  letztere  selbst  verändert,  der  hier  be- 
sprochenen Annahme  nach  „gesetzm&ssig'* ,  und  so  wieder  die  Bewegungsgesetze  der 
Erscheinungen,  z.  B.  der  Lohn-  und  Gewinn-(Untemehmergewinn-)Bildung,  der  Bil- 
dung der  Productenpreise  verändert 

Allein  solche  sogenannte  Entwicklungsgesetze  auf  dem  Gebiete 
einzelner  Erscheinungsgruppen  sind  jedenfalls  öfters 
bereits  sehr  complexe  Gesetze,  in  welchen  das  Causalsystem  so 
mancherlei  verschiedene,  auch  nichtökonomische  Factoren  enthält 
und  selbst  so  höchst  complicirt  ist,  dass  es  schon  fraglich  werden 
kann,  ob  man  hier  auch  nur  im  früher  aufgestellten  allgemeinsten 
Sinne  des  Worts  immer  den  Ausdruck  „Gesetz''  brauchen  darf. 
Das  gilt  von  den  angeführten  Beispielen  wohl  vom  „Gesetz^'  der 
Grossbetriebsentwicklung ,  wo  Theilwahrheiten  nicht  hinlänglich 
sicher  festgestellter  Tragweite  so  gern  generalisirt  werden.  Selbst 
wenn  man  sich  aber  hier  bei  der  Entwicklung  solcher  einzelner 
Erscheinungsgruppen  diesen  Bedenken  noch  verschliesst,  so  treten 
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br  Zweifel  auf,  ob  man  fllr  das  Ganze  des  Wirthschafts- 
für  den  gesammten  y^socialökonomiscben  Körper^'  über- 
1  Entwicklnngs- Gesetzen  und  hier,  wie  bemerkt,  sogar 
n  einheitlichen,  allgemeinen,  einfachen  solchen  „Gesetz*^ 
d  annehmen  darf,  dass  sich  ein  solches  Gesetz,  selbst 
vorhanden  wäre,  mit  den  nns  auf  socialökonomischem 
rerftigbaren  Metboden  ableiten  Hesse,  überhaupt  jemals, 
schon  heute. 

.materialistiscbo  Gcscbicbtsanffassnng''   und    die   ,.E7olationstheorie'\   mit 
der  neuere  Socialismus  geglaubt  bat,  solcbo  Entwicklungsgesetze  oder  ein 
innen  zu  kOnnen,  sind  docb  eben  selbst  nur  Dogmen,  aprioriscbo  Annahmen, 
idung   hier  auf  unserem  Gebiete   und   zur  ,,BeweiäfQbrung''  berubt  auf 
scbeinlicben  petitio  principii.    Es  wird  damit  kein  Bätbsel  gelöst,  sondern 
Dicbt  begrcifiicbercs  an  die  Stelle  anderer  gesetzt.    Aucb  methodologisch 
fahren    durchaus   zu  beanstanden,   mit  welchem  hier  operirt  wird.    Die 
:h-deductife  Methode  versagt  bei  so  complexen  Erscheinungen  wie  den- 
che  man  als  „Entwicklung  des  Wirthschaftslebens'\  der  „Yolkswirthschaft", 
:baft"  zusammenfasst,  den  Dienst.    Von  den  Inductionsmethodcn  kann  schon 
tilichen    Gründen,   weil   es   an    genügendem,   geschichtlich   weit  zurück- 
und  aus  rerschiedenen  Ländern  und  Volkswirthschaften  herrührendem  Be- 
Material  fehlt,   die  beste,   die  statistische  Methode,    nur  in  bescheidenem 
gewandt    werden.      Die    noch    am    Ersten    anzuwendende    ist    die    ?or- 
-historische  Metbodc.     Allein  auch  bei  ihr  liegen  die  thatsächlicheu 
nicbt  viel  anders  als  bei  der  statistischen  und  principiell  zeigt  sie  grade 
Problemen  die  ihr  als  historischer  Methode  anhaftenden  Mängel,  sie  ge- 
genauen Quantitätsbestimmungen   und  ist  schon  deswegen  nicht  entfernt 
^  genug.     Die  zahlreichen  nicht-Okonomischen  Factoren,  von  welchen  die 
jeder   concreten  Yolkswirthscbaft  und  damit  aller  Volkswirtbschaft  über- 
gt,  die  „Imponderabilien''  (S.  209),  welche  hier  mitspielen,  können  nach 
erfOgbaren  Methoden  genügend  in  Ansatz  gebracht  werden,  theils   über- 
theila  nicht  nach  Art  und  Maass  ihres  Einflusses. 

partiellen  Entwicklungsgesetze  von  Gruppen  von  Erschei- 
issen  sich  vielleicht  auf  höhere,  allgemeinere  zurückführen, 
and  durch  eine  Verbindung  von  ersteren  mag  man  dahin 
können,  auch  für  die  Entwicklung  von  immer  grösseren 
von  Erscheinungen  gewisse  Tendenzen,  insofern  „Gesetze" 
nen.  Aber  von  einem  allgemeinen  Entwicklungsgesetze 
umtheit  der  Voraussetzungen  der  wirthschaftlichen  Hand- 
dd  damit  des  Ganzen  des  Wirtbschaftslebens  bleibt  man 
lit  noch  weit  entfernt.  Die  ungeheure  Menge  verschieden- 
Factoren,  welche  hier  einwirken,  die  Verschiedenheiten 
fiusses,  ihrer  Combinationen,  die  Mannigfaltigkeiten  der 
en  Differenziruug  (§.  30  ff.)  lassen  es  zweifelhaft  erscheinen, 
er  noch  von  einem  oder  einigen  Entwicklungs  -„Gesetzen" 
reden  darf,  aucb  nach  apriorischer  Annahme.  Wahrscheinlich 
die  Aufgabe,  solche  Gesetze  oder  ein  solches  Gesetz  zu 
Ibst  wenn  sie  bestehen,  die  Leistungsfähigkeit  der  mensch- 
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liehen  Geisteskräfte  und  auch  derjenigen,  welche  darch  die  besten 
noch  anwendbaren  wissenschaftlichen  Methoden  unterstützt  werden. 
Jedenfalls  aber  mttsste  erst  noch  unendliche  methodische  Arbeit 
geleistet  sein,  bevor  man  auch  nur  ernstlich  an  derartige  Versuche 
denken  kann.  Was  in  dieser  Richtung  geschehen  kann,  wird 
aber  immer  in  Zerlegung  der  complexen  Erscheinungen 
in  ihre  Componenten,  daher  in  Isolirung  der  Ursachen 
und  Wirkungen,  der  Bedingungen  und  Folgen,  mithin  in  der  An- 
wendung der  Methoden  der  Deduction  und  der  statistischen,  in 
zweiter  Linie  der  vergleichend -historischen  Induction  auf  einzelne 
Erscheinungen  und  auf  Gruppen  von  solchen  bestehen  müssen. 
Wie  weit  die  so  gewonnenen  Ergebnisse  sich  zu  allgemeineren 
und  immer  allgemeineren  wirthschaftlichen  Entwicklungsgesetzen 
generalisiren  lassen,  ist  natürlich  nicht  im  Voraus  zu  sagen.  Aber 
grösste  Vorsicht  wird  geboten  und  allzuviel  nicht  zu  erwarten  sein. 

Die  ganze  Frage  läoft  in  die  Probleme  der  Socioiogie  aas  leb  beziobe 
micb  dafor  auf  die  Bemerkungen  in  der  Einleitung  (§.  20);  fttr  die  mctbodologiscbe 
Seite  der  Probleme  auf  das  Bacb  ?on  Diltbey«  Einleitung  in  die  Geisteswissenscbaft. 

K.  Marx  rttbmen  seine  Anbänger  wobl  nach,  er  babe  den  grossen  Fortscbritt 
gegenüber  den  ,,bUrgerlicben  Ockonomen''  gemacbt,  einmal  die  wirtbscbaftlicben 
„Bewegnngsgesetze",  welcbc  die  letzteren  entdeckt,  verfeinert,  sodann  aber  For  Mlem 
neben  diesen  die  wirtbscbaftlicben  ,,£ntwicklnngsgcsetze*'  der  modernen  Oesellscbaft 
ermittelt  zu  baben  (s.  Neue  Zeit,  IX,  B.  2,  S.  749).  Diese  „Leistung"'  kommt  indessen 
docb  auf  wenig  Anderes  binaus  als  darauf,  in  ganz  übertreibender  Weise  die  tecbnisch 
begründete  Orossbetriebstendenz  zum  AUes  bestimmenden  „Entwicklungsgesetz*"  generali- 
sirt  und  daraus  mittelst  einseitigster  Anwendung  der  Metbode  der  speculativen  Deduction 
und  mittelst  tendenziöser  Verwertbung  historiscbcr  und  statistischer  Daten  tbeils  zur 
Unterstützung  der  deductiFen  Schlüsse,  tbeils  zur  inductiren  Gewinnung  gleicher  Be- 
sultate  eine  Diagnose  und  „nothwendige''  Prognose  und  Therapie  deducirt  zu  baben. 
Die  ungeheure  Mannigfaltigkeit  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  seiner  concreten  Ent- 
wicklungen nach  Ländern,  Völkern,  Zeitaltem,  gar  aber  erst  des  gesammten  geseU- 
scbaftlichen  Lebens,  auf  ein  einfaches  Entwicklungsgesetz,  auf  die  Entwicklung  der 
Productionstechnik  und  der  Bechtsordnung  fQr  die  sachlichen  Prodnctionsmittol,  zurück- 
führen und  dieses  „Gesetz"'  in  eine  knappe  Formel  fassen  zu  wollen,  muss  als  ein 
Tergeblicbes  Bemühen,  aber  auch  als  ein  solches  angesehen  werden,  welches  auf  einer 
Tölligen  Verkcnnung  der  Probleme,  namentlich  auch  der  psychischen  Seite  der- 
selben, und  auf  methodologischen  Grundirrtbümem  beruht 

Die  historische  Nationalökonomie  ist  sich  der  Yergeblicbkeit  solchen  Yersucbs 
und  dieser  methodologischen  Irrthflmcr  bewusst  und  hat  zum  Theil  selbst  dazu  bei- 
getragen, das  Unzulängliche  und  Missliche  solcher  Bestrebungen  und  yollends  der 
socialistiscben  Versuche  erkennen  und  begründen  zu  lehren.  Indessen  neigt  sie  mit- 
unter auch  ihrerseits  dazu,  mit  Hilfe  der  vergleichend- historischen,  ja  selbst  wohl  der 
rein  historischen  Metbode  (§.  84),  (wobei  indessen  leicht  nachweisbar  Di?ination  und 
—  verkappte  speculatife  Deduction  ein  gut  Stück  der  Arbeit  leisten  und  die  Lücken 
der  „inductiven'"  BewcisfOhrung  ergänzen),  einzelnes  Cbaractcristiscbe  in  Entwicklungs- 
?orgängen  ebenfalls  zu  Entwicklungstendenzen  und  einer  Art  allgemeinerer  Entwick- 
lungsgesetze zusammenzufassen  und  zu  generalisiren.  Auch  bei  einem  so  vorsich- 
tigen Gelehrten  wie  Röscher  fehlt  es  in  der  Agrarpolitik,  der  Gewerbepolitik  nicht 
an  Hinneigning  hierzu.  Gewiss  kann  aber,  wie  grade  Röscher  im  2.  und  8.,  auch  im 
4.  Bande  seines  Systems,  wie  femer  besonders  G.  Schmoller,  K.  Bücher  zeigen, 
mittelst  der  historischen,  besonders  der  vergleichend -historischen  Methode  mancher 
werthvolle    Beitrag  zur  Aufdeckung   allgemeinerer   Entwicklungstendenzen   auch   auf 
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Gebieten  ?on  ErscheiniiDgsgTiippeii  gewonoen  werden.  Ich  nenne  als  ein 
e  ?orzOg|ichen  AasfOhrungen  G.  SchmoUer  s  aber  die  Entwicklung  der  stadt- 
dichen  zur  territoiial-  und  staatswirthsch&fdichen  Phase  der  Yolkswirthschaft 
das  methodische  Mitwirken  der  mercantilistischen  Handels-  and  ZoUpolitflc 
Nor  bleibt  das  eben  Alles  weit  hinter  dem  Ziel  des  wissenschaftlichen 
3  hinsichtlich  der  wiithschaftlichen  Entwicklungsgesetze  zurück. 

—  §.  91.  Ergebnis  8.  Nach  Allem  ist  demnach  auf 
aftlicbem  Gebiete  allerdings  von  ,; Gesetzen'',  von  Hanpt- 
i;egesetzen,  von  Bewegongs-  and  auch,  freilich  noch  be- 
bedingty  von  Entwicklungsgesetzen  zu  sprechen.  Aber  mit 
setzen  haben  dieselben  doch  nur  in  dem  dargelegten  be- 
en  Maasse  Aehnlichkeit ,  ihre  principielle  Verschiedenheit 
der  Art  des  Verorsachnngssystems  viel  grösser,  die  Strenge 
nger,  die  wirklichen  Erscheinungen  weichen  von  den  nach 
etzen  zu  erwartenden  viel  ^^unberechenbarer''  ab,  als  auf 
turgebiete,  vor  Allem,  weil  die  individuelle  psychische 
)n,  welche  die  menschlichen  Handlungen  und  damit  auch 
ischaftlichen  Erscheinungen  bestimmt,  zu  mannigfaltig  sich 
irt,  als  dass  man  einfache  Formeln  dafür  aufstellen  könnte. 
3  feinste  Ausbildung  der  Methoden  hilft  über  die  hier  vor- 
1  Schwierigkeiten  nicht  hinweg. 

noch  aber  besteht  ein  grosser  Vorzug  wie  auf  allen  geistes- 
baftlichen,  so  insbesondere  auf  unserem  wirthschaftswissen- 
len  Gebiete  gegenüber  dem  naturwissenschaftlichen.  Er  liegt 
ISS  wir  eben  psychologische  Methoden,  wie  die  Deduction 


sehr  ich  Schmoller 's  Vordienste  in  dieser  Sache  anerkenne,  so  erlaabe 
lier  doch  eine  Bemerkung  pereOnlicher  Art,  welche  aber  auch  mit  der 
rage  zusammenhingt  SchmoUer  rindicirt  sich  gern  das  Verdienst,  diese 
»geschichtliche  Entwicklang  zaerst  gezeigt  nnd  die  bezügliche  Wtlrdigang 
tilismns  zaerst  gegeben  za  haben,  anch  wohl  mit  dem  Gedanken,  damit  die 
ihigkeit  seiner  Methode  za  zeigen  (?gl.  z.  B.  noch  jungst,  21.  Apr.  1S92  den 

der  Berliner  Akademie).  Und  Andere  haben  dies  Verdienst  anerkannt,  wie 
h  thae.  Nar  möchte  ich  zam  Beweise  dafUr,  dass  man,  aach  ohne  Wirth- 
riker  ?on  Fach  za  sein,  and  anabhängig  ?on  solchen  za  einer  ganz  ihnlichen 

selbständig  darch  Heraoshebang  des  Typischen  in  den  Entwicklangen  and 
mg  desselben  gelangen  kann,  adT  eine  wenig  beachtete  ältere  eigene  Arbeit 

In  dieser  habe  ich  an  20  Jahre  vor  den  beztlglichen  Arbeiten  SchmoUer's 
Den  mindestens  sehr  nahestehende  Aaffassang  des  Mercantilismas,  seiner  ZoU-, 
nd  Wirthschaftspolitik  and  der  entscheidenden  allgemein-wirthschaftlichen  and 
Bedeotang  derselben  fdr  dieHeraasbildang  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
ten  nationalen  Volkswirthschaft  entwickelt  and  in  Karzem  begrOndet  S.  meinen 
Olle,  im  Staatswörterbach  XI,  343—346  (1868).  SchmoUer  wird  diesen 
cht  gekannt  haben,  and  nattirlich  ist  er  aof  seine  AafEasäung  darch  seine 
ad  —  durch  seine  Generalisationen  selbständig  gekommen,  wie  ich  aach. 
ne  Aa^assong  mit  dem  ganzen  Apparate  seines  grossen  historischen  Wissens 
Aber  meine  eigene  ältere  Arbeit  zeigt  doch  in  der  That,  daSs 
edene  Wege   nach  Rom   fahren,    was  ich  für  aD>eren  Methodeustreit  nur 

woUte. 

ler  OnmdUgang.    3.  Aallage.    1.  TheiL    Grundlagen.  IG 
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aus  Motiven,  anwenden  können,  daher  von  yornherein  auf  einem 
Stadium  stehen,  das  die  Naturwissenschaften  erst  erreichen  müssen: 
wir  kennen  bereits  Ursachen,  von  denen  wir  ausgehen  können.  Aller- 
dings bedfirfen  nach  allem  Gesagten  und  nach  den  methodologischen 
Schlusserörternngenim  nächsten  Abschnittimconcreten  Falle  die  Grund- 
lage dieser  Dednction,  die  Voraussetzungen,  von  denen  sie  ausgeht,  und 
die  Scblussfolgerungen ,  welche  man  gezogen  hat,  einer  Controle 
durch  die  Beobachtung.    Aber  ein  Vorzug  bleibt  doch  bestehen. 

Und  dieser  Vorzug  zeigt  sich  nun  auch  in  Bezug  auf  die 
Gesetze  beider  Gebiete.  Wirthschaftliche  Gesetze,  welche  aus 
Motiven  abgeleitet  oder  darauf  zurückgeführt  sind,  sind  uns  hin- 
sichtlich der  causalen  Verhältnisse  wenigstens  insoweit  verständ- 
lich und  erklärlich,  als  uns  die  betreffenden  Motive  bekannt  und 
diese  verständlich  sind.  Bei  elementaren  Naturgesetzen  bleibt 
uns  aber  die  Ursache  selbst  unbekannt  und  an  sich  unverständ- 
lich. Allerdings,  die  weiteren  Gründe  unserer  Motive  und  die 
Gründe,  warum  die  und  die  Reize,  Empfindungen,  Vorstellungen 
so  und  so  auf  uns  wirken,  entziehen  sich  unserer  Eenntniss  und 
unserem  Verständniss  ebenfalls.  Aber  damit  beginnt  das  völlig 
Unbekannte  und  Unverständliche  doch  auf  dem  Gebiete  wirth- 
scbaftlicber ,  von  unseren  Handlungen  und  Motiven  abhängiger 
Erscheinungen  erst  in  einem  späteren  Stadium  als  bei  den  Er- 
scheinungen der  äusseren  Natur.  Was  wirthschaftliche  Gesetze 
an  „Exactbeit''  gegenüber  Naturgesetzen  zu  wünschen  übrig  lassen, 
wegen  des  hier  das  Verursacbungssystem  darstellenden  Motivations- 
systems, das  gewinnen  sie  so  an  leichterer  Ermittelbarkeit  und 
Verständlichkeit  eben  dieses  Umstands  wegen. 

5.  Abschnitt. 

Die  Yerbindnng  der  Methoden. 

L  —  §.  92.  Der  Auf-  und  Ausbau  der  Politischen 
Oekonomie.  Aus  allem  Vorausgehenden  folgt,  dass  das  inductiye 
Verfahren,  auch  selbst  in  seinen  besten  Methoden,  der  statistischen 
und  vergleichend -historischen,  nicht  ftlr  sich  allein  ausreicht,  die 
Politische  Oekonomie  als  Wissenschaft  mittelst  seiner  aufzubauen. 
Der  Grundriss  wird  immer  entworfen,  das  Fundament  wird 
immer  gelegt  werden  müssen  mit  Hilfe  des  Verfahrens  psycho- 
logischer Deduction.  Dieses  Verfahren  hat  freilich  seinen  Aus- 
gangspunct  auch  in  Beobachtungen,   insbesondere  in  eigenen 
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vom  menscblicben  Triebleben  und  der  psycbiscben  Moti- 

neb  des  wirtbscbaftlicben  Handelns,  aber  eben  doeb  in 

tungen  der  wirksamenKräfte,  niebt,  wie  das  indoctive 

D,  der  bewirkten  Gestaltung  wirtbsebaftlicber  Erscheinungen. 

nicht   nur    Grundriss    und    Fundament   werden   so   ge* 

sondern   auch    der  Aufbau   der  grossen  Grundpfeiler, 

Sanptwände  des  wissenschaftlichen  Gebäudes  wird  zunächst 

des  deductiven  Verfahrens  erfolgen  müssen  und  nur  auf 

ise  erfolgreich  geschehen  können. 

inductive  Verfahren  hat  dann  einmal  als  Mittel  zur 
le  des  deductiy  hergestellten  Grundrisses,  Fundaments 
aus  und  sodann  selbständig  als  Mittel  zum  weiteren  Aus- 
wissenschaftlichen Gebäudes  zu  dienen.  In  beiderlei 
ist  es  unentbehrlich  und  höchst  werthvoll.  Erst  durch 
erbindung  des  inductiv^en  mit  dem  deducti^en  Ver- 
ird  ein  baltbarer  und  ein  allen  Aufgaben  der  Wissenschaft 
ender  Bau  entstehen. 

ein  Wahn,  za  glauben,  nur  mit  dem  einen  oder  dem  anderen  Yerfahren 
en  solchen  Bau  herstellen  zu  kOnnen.  Gross  war  daher  der  Fehler  der 
tracten'*  Theorie,  welche   das  dedacti?e  Verfahren  mehr  und  mehr  allein 

Aber  mindestens  ebenso  gross  ist  der  entgegengesetzte  Fehler  des  Histo- 

inductircn  Verfahren  allein  das  Mittel  zum  Anfban  der  Wissenschaft  za 
man    wird  diesen   Fehler  eigentlich  noch  grösser  nennen  dürfen,    well 

Yerkennnng  des  psychologischen  Fundaments  der  Wissenschaft  der 
Oekonomie  beruht  (S.  15). 

im  Uebrigen  das  deductive  und  inductive  Verfahren 
r  zu  greifen,  sich  gegenseitig  zu  ergänzen  und  unter 
n  zu  ersetzen  haben ,  das  hängt  wesentlich  von  den 
en  Aufgaben  ab,  welche  gelöst  werden  sollen. 

sind  wieder  jene  zwei  Beihen  je  dreigliedriger  theoretischer  und  prac- 
;aben,  im  Ganzen  also  jene  sechs  Aufgaben  zu  unterscheiden ,  welche  im 
»tabschnitte  dieses  Kapitels  (§.  57  S.)  aufgestellt  und  erörtert  und  im 
den  wiederholt  schon  in  Verbindung  mit  den  methodologischen  Fragen 
rdcn.  Für  ?ieles  Einzelne  ist  daher  auf  bereits  Gesagtes  hier  hinzuweisen. 
>ich  jetzt  nur  noch  um  eine  Zusammenfassung  alles  Bezüglichen. 

§.  93.  Das  inductive  Verfahren  als  Control" 
[^im  „Ergänzungsdienst^^  anderer  Methoden), 
es,  daher  auch  als  Probe-  und  Correctivverfahren, 
(  einmal  im  Ganzen  und  wieder  je  mittelst  seiner  vier 
iDgsmethoden ,  insbesondere  der  statistischen  und  bisto- 
oeben  der  speculativen  Deduction  in  Betracht;  sodann 
;h  die  einzelnen  Beobachtungsmethoden  aber  auch  wieder 
itig  als  Controlmittel. 

IG* 
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1.  Neben  der  Deduction  hat  das  indnetive  Verfahren  wieder 
eine  doppelte  Fnnction,  einen  doppelten  Ergänzungsdienst: 

a)  Einmal  hat  es  zu  helfen,  die  angenommenen  Voraas- 
Setzungen  der  Deduction  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen,  sie 
danach  eventuell  zu  berichtigen,  unter  Umständen  auch  die  an- 
zunehmenden Voraussetzungen  selbständig  festzustellen,  um  so 
vrichtige  und  leicht  sich  öffnende  Fehlerquellen  des  deductiven 
Verfahrens  vermeiden  oder  verstopfen  zu  lehren,  oder  sie  wenigstens 
minder  ergiebig  laufen  zu  machen  und  Anhaltspuncte  zur  Be- 
messung der  daraus  hervorgehenden  Fehler  gewinnen  zu  lassen. 

Welche  BedOrfhisse  hier  vorliegen,  ist  früher  näher  dargelegt  worden  (besonders 
§.  74,  75,  aber  überhaupt  §.  67—75).  Ebenso,  wie  das  indactiFe  Verfahren  hier 
helfen  kann.  Dass  man  auch  bei  dieser  Function  der  Dedaction,  die  Voraossetzungen 
der  Deduction  selbständig  festzustellen,  doch  noch  auf  dem  Boden  der  letzteren  ?er- 
bleibt,  wurde  gleidifalls  oben  schon  ausgeführt. 

b)  Sodann  hat  das  indactive  Verfahren  zur  Controle,  Probe 
und,  soweit  erforderlich,  zur  Correctur  der  Schlüsse  zu  dienen, 
welche  deductiv  aus  angenommenen  oder  erwiesenen  Voraus- 
setzungen abgeleitet  worden  sind.  Hier  müssen  diese  Schlüsse, 
welche  in  Bezug  auf  die  Erscheinungen  abgeleitet  wurden,  an  den 
beobachteten  vrirklichen  Erscheinungen  geprüft  werden. 

Bei  allen  drei  theoretischen  Aufgaben,  daher  insbesondere  auch  bei  den  de- 
ducti?  abgeleiteten  Zusammenhängen  und  Abhängigkeitsverhältnissen  und  den  deducti?en 
Ermittelungen  des  Generellen,  Typischen,  der  Regelmässigkeiten,  Gesetzmässigkeiten 
und  Gesetze  (§.  73,  87 — 90)  ist  dieser  Probedienst  des  inductiiren  Verfahrens  ge- 
boten. Warum  und  wie  er  einzurichten  ist,  das  ist  ebenfalls  im  Vorausgehenden 
bereits  erörtert  worden  (?gL  bes.  §.  73,  75,  80  ff.).  Blit  diesem  Dienste  tritt  man  schon 
endgiltig  auf  den  Boden  der  Induction. 

Völlig  auszuschliessen  von  dieser  Doppelfunction  des  inductiven 
Verfahrens  neben  dem  deductiven  ist  keine  der  besprochenen 
vier  Beobachtungsmethoden,  schon  weil  mitunter  nur  eine  und 
vielleicht  nur  die  unvollkommenere,  so  die  erste  (§.  78),  überhaupt 
in  Frage  kommen  kann.  Aber  mit  dem  Werth  der  benutzten 
Beobachtungsmethode  steigt  natürlich  auch  der  Werth  der  Leistungen 
gegenüber  der  Deduction. 

Die  Methoden  rangiren  daher  in  derjenigen  Ordnung  ihres  Werths,  welche  sich 
aus  unseren  früheren  Ausftlhrungen  ergiebt:  die  statistische,  die  vergleichend -histo- 
rische, die  rein  historische  stehen  im  Allgemeinen  in  dieser  Beihenfolge  voran.  Ob 
die  unwissenschaftUche  tlgliche  (Ma88en-)Beobachtung  oder  die  wissenschaftliche 
Einzelbeobachtung  den  Vorzug  verdient,  wird  mehr  nur  nach  dem  concreten  FaU  zu 
entscheiden  sein. 

2.  Gegenseitig  unter  einander  haben  sich  die  ver- 
schiedenen Beobachtungsmetboden  des  inductiven  Verfahrens  femer 
ebenfalls  als  Controlmittel  zu  dienen,  und  zwar  auch  hier  in 
doppelter  Weise. 
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Einmal  so,  dass  die  nach  den  verschiedenen  Methoden 
teten  Thatsachen  verglichen  nnd  Beobachtungsfebler 
^deckt  nnd  berichtigt  werden. 

:  dienen  ? ornemlich  die  ToUkommneren  Beobachtangsmetboden  zur  Gontrole 
•nisse  der  un?olikommneren,  daher  die  statistische  gegenüber  allen  anderen, 
i  auch  der  Tergleichend-historischen  nnd  der  rein  historischen,  diese  wieder 

der  wissenschaftlichen  Einzel*  nnd  der  nnwisaenschafUichen  täglichen 
leobachtnng.  Vor  Allem  die  zahlreichen  Fehler  der  letzteren  bedtlrfen,  er- 
er  auch  so  eine  Prüfung  nnd  Berichtigung  (ygl.  §.  78).  Je  nach  den  Auf- 
d  dann  die  eine  oder  die  andere  Methode  wieder  specifische  Vorzüge  oder 
»ieten  und  der  Controldienst  der  anderen  gegenüber  mehr  oder  weniger 
nd  erfolgreich  werden.  Bei  der  zweiten  theoretischen  und  bei  den  prac- 
ufgaben   wird   die  statistische  und  die  ?ergleichend- historische  besonders 

versagen  die  anderen  in  höherem  Grade.  Dass  indessen  doch  mitunter 
Ibrigen  an  sich  auf  dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  uufoU- 
n   Methoden   zwar   nicht   sowohl  Ergebnisse    der  anderen   follkommneren 

wirklich  berichtigen,  aber  doch  Zweüel  daran  henrorrufen  können,  welche 
imeuter  sorgfältigerer  Anwendung  der  statistischen  und  historischen  Methode 
)ben,  ist  auch  anzuerkennen  und  folgt  aus  den  früheren  Erörterungen 
0).  —  In  der  Methodologie  hat  man,  nebenbei  bemerkt,  diese  und  die 
Function  eines  gegenseitigen  Control-  und  Correcti?diensts  der  Be- 
smethoden  nicht  immer  genügend  herrorgehoben  und  einen  solchen  Dienst 
lUber  der  Dedaction  angenommen. 

Sodann  wird  bei  dem  Zurückgehen  von  den  beob- 
i  Erscheinungen  auf  die  Ursachen  und  Bedingungen 
lebe  gegenseitige  Controle  der  Ergebnisse ,  welche  nach 
'schiedenen  Beobachtungsroetboden  gewonnen,  wurden,  und 
laction  dieser  Ergebnisse  auf  Ursachen  und  Bedingungen 
aderem  Maasse  wichtig  und  nothwendig. 

ie  hier  gilt  es,  übereilte  und  schiefe  InductioDSSchlüsse,  so  den  üblichen  des 
ergo  propter  hoc  (S.  198)  zu  berichtigen.  Die  rollkommneren  Methoden,  die 
e,  dann  die  Tergleichend- historische  zeigen  hier  ihre  besonderen  Vorzüge 
Iren  auch  als  werth?olle  Controlmittel,  sowohl  gegenüber  den  willkührlichen 
sschlüssen  der  unwissenschaftlichen  tftglichen  Beobachtung  in  Bezug  auf 
md  conditionelle  Erklärungen,  als  gegenüber  den  falschen  Generalisationen 
ction  und  der  wisseoschaftlichen  Einzelbeobachtung.  Unsere  dritte  Auf- 
gehe f ornemlich  hier  vorliegt ,  ist  daher  nur  mit  Hilfe  der  yollkommncren 
ingsmethoden  zu  lösen.  Aber  grade  sie  wird  im  Leben  so  gern  durch  die 
chaftliche  tägliche  Beobachtung  zu  lösen  gesucht.  Und  Aehnliches  gilt  ?on 
ischen  Aufgaben,  besonders  der  sechsten  (§.  64),  der  Wahl  der  Mittel  und 
einem  bestimmten  Ziele. 

—  §.  94.  Das  inductive  Verfahren  als  selb- 
iges  Mittel   zum   Ausbau    der  Politischen  Oeko- 

(im  „Ersatzdienst"  statt  anderer  Methoden). 
d  Fehlerquellen  des  deductiven  Verfahrens  zu  gross  werden 
sine  ausreichende  Abhilfe  gestatten  (§.  74),  wo  das  den 
baftlichen  Erscheinungen  zu  Grunde  liegende  System  von 
m  and  Bedingungen  zu  complicirt  wird,  um  durch  noch  so 
ische  Aenderung   der  Voraussetzungen  das  deductive  Ver- 

zur   Erzielung    richtiger ,    mit    der    Wirklichkeit    tiberein- 
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stimmender  Ergebnisse  genügend  leistungsfäbig  zu  erbalten  (§.  70), 
—  da  versagt  eben  dieses  Verfabren  den  Dienst  mehr  oder  weniger, 
eventaell  völlig.  Hier  kann  sich  nun  im  induetiven  Verfabren 
ein  Ersatz  bieten,  wenn  es  gelingt ,  dieses  Verfabren  selbst 
richtig  technisch  auszubilden,  um  es  mit  Vertrauen  anwenden 
zu  können  (§.  75,  76flF.). 

Daher  liegt  hier  die  Aufgabe  vor,  zwischen  den  Ferschiedenen  Beobachtungs- 
methoden  des  induetiven  Yerfahrens  wieder  richtig  zu  wählen  und  jede  derselben  so 
ToUkommen  wie  möglich  auszubilden.  Principiell  und  thatsächlich  kann  das  freilich 
nur  mit  der  statistischen  und  historischen,  namentlich  wieder  der  vergleichend- histo- 
rischen Methode,  gelingen,  welche  daher  hier  auch  wesentlich  aliein  als  wissen- 
schaftliche Methoden  im  „Ersatzdienst"'  statt  der  Deduction  in  Betracht  kommen.  Je 
umfassender,  systematischer,  sorfrf&ltiger  die  das  Beobachtungsmaterial  liefernden 
statistischen  Aufnahmen,  historischen  Forschungen  werden,  je  reichlicher  und  besser 
dieses  Material  so  selbst  wird,  desto  erfolgreicher  wird  auch  das  inductife  Ver- 
fahren mit  Hilfe  dieses  Materials  den  Ersatzdienst  statt  der  Deduction  übernehmen 
können. 

Wie  dann  hierbei  vorzugeben  ist,  das  richtet  sich  wieder  nach 
den  verschiedenen  Aufgaben.  Besonders  die  Lösung  der  zweiten 
und  dritten,  welche  die  Lösung  der  practischen  mit  vorbereiten, 
wird  mit  Hilfe  des  statistischen  und  vergleichend -historischen  Ver- 
fahrens, in  der  in  §.  82 £f.,  Si  geschilderten  Weise,  erheblich 
gefördert,  mitunter,  da  gerade  hier  die  unvollkommneren  Beob- 
achtungsmethoden und  die  Deduction  am  Leichtesten  irreführen 
oder  versagen,  überhaupt  erst  ermöglicht,  wenigstens  soweit  von 
einer  „Lösung^'  geredet  werden  kann.  Die  statistische  Methode 
behauptet  aber  wegen  ihrer  quantitativen  Bestimmtheit  und  wegen 
des  bei  ihr  zumeist,  oft  allein  erreichbaren  genügenden  Grads 
systematischer  Massenhaftigkeit  der  Beobachtungen  den  Vorzug 
auch  hier,  auch  vor  der  in  diesen  beiden  entscheidenden  Puncten 
zurückstehenden  historischen  und  selbst  vergleichend  -  historischen 
Methode. 

Nur  sie  gestattet  die  genauere  Verfolgung  der  Erscheinungen  in  allen  Phasen 
durch  die  Kategorieen  Kaum  und  Zeit  hindurch,  in  möglichst  kleinen  Raum-  und 
Zeittheilen  (S.  212).  daher  unter  dem  Einfluss  hier  eintretender,  mitspielender  variabler 
Beding^ingen  und  Ursachen,  was  Öfters  die  Voraussetzung  zur  sichereren  Ermittlung 
der  Abh&ngigkeitSFerhältnisse  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  ist. 

IL  Ergebnisse.  §.  95.  —  A.  Ergebniss  im  Ganzen. 
Die  Weiterbildung  der  Politischen  Oekonomie  als  einer  Wissen- 
schaft, welcher  die  beiden  oft  erwähnten  Reihen  theoretischer 
und  practischer  Aufgaben  (§.  57)  zu  stellen  sind,  hängt  daher 
sicherlich,  wenn  auch  in  ungleichem  Grade  in  Betreff  der  einzelnen 
Aufgaben,  von  den  Fortschritten  der  Statistik  und  Historik  und 
von    der   immer   besseren    Verwerthung    des   von    diesen   oeiden 
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itangsmethoden  gelieferten  BeobaebtUDgsstoffs ,  daher  ttber- 
rom  indactiven  Veriahren  mit  ab.  Die  dedoetiyen  Er- 
i  werden  so  gesicberter  und,  wo  sie  nicht  ausreichen  oder 
werden  neue  inductive  Ergebnisse  hinzu  oder  an  Stelle 
-eten.  Aber  freilich  wird  man  nach  der  bisherigen  Er- 
nnd  muthmaasslicb  aach  in  Zukunft  nach  der  eigen- 
len  Natur  der  Objecte  unserer  Wissenschaft  mehr  vom 
enden,  als  vom  selbständig  fungirenden  inductiven  Ver- 
irwarten  dürfen.  Auch  nicht  sowohl  ganz  neue  Ergebnisse, 
ptsächlich  nur  Berichtigungen,  Verfeinerungen,  Einzebtus- 
m  der  deductiv  gewonnenen  Sätze  sind  schon  bisher  und 
wohl  aach  weiter  dem  inductiven  Verfahren  zu  verdanken 
ucb  das  ist  sehr  wichtig  und  werthvoll  und  steigert  den 
h  der  Politischen  Oekonomie,  als  eine  wahre,  mit  guten 
D  arbeitende  Wissenschaft  gelten  zu  dürfen. 

3  Ansicht  Über  die  Schranken  der  Leistongsf&higkett  des  indacti?en  Ver- 
ebt freilich  wieder  im  Widersprach  mit  den  hohen  Prätensionen,  welche 
i  der  jüngere  Historiämus  zu  (jansten  seiner  Methode  erhebt,  und  ebenso 
rossen  Worten  desselben,  wonach  die  dedacti?e  Methode  abgewirthschaftet 
ibstracte  Nationalökonomie  mit  ihrer  Schuldogmatik  ein  überwundener  Stand- 
lu  nicht  schon  sei.  so  sieber  immer  mehr  werde,  und  die  Parole  nur  sein 
1  voller  l^eabau  auf  inducti?  gewonnener  Grundlage.  Aach 
jetzt  schon  behauptet,  dass  zumal  die  „historische  Forschung'  bereits  er- 
;anz  neue  Kesultate  für  die  Fortbildung  der  Wissenschaft  geliefert  habe. 
Verdienste  dieser  Forschung  bestreite  ich  nicht  durchaus,  meine  aber 
>  diese  Resultate  im  Ganzen  eben  nicht  sowohl  neue,  als  da  und  dort  be- 
omemlich  nur  verfeinerte  alte  deductiv  gewonnene  und  auch  recht  gut  so 
3  seien.  Ich  weiss,  dass  das  wohl  gel&ugnet  wird,  mttsste  aber  um  genauen 
ten,  dass  ich  im  Irrthum  bin.  FUr  die  Abweisung  der  zu  weit  gehenden 
en  und  —  der  Wechsel,  welche  so  gern  auf  die  zukunftigen  Leistungen  des 
s.  nicht  fUr  concrete  Wirthschaftsgeschichte  naturlich,  wohl  aber  fUr  die 
ift  der  Politischen  Oekonomie  gezogen  werden,  kann  ich  mich  nunmehr 
lieses  ganze  erste  Buch  beziehen,  worin  ich  meine  Bemerkungen  in  der  Ein- 
her den  Historismus  zu  begründen  gesucht  habe:  negativ  im  Nachweis 
rcnten  Mängel  der  Beobachtuni^mothoden  und  des  inducti^en  Verfahrens, 
m  Nachweis  der  Leistungsfähigkeit  der  Deduction,  wenn  sie  in  der  dar- 
/eise  gehandhabt  wird. 

—  §.  96.  Ergebniss  im  Einzelnen  für  das  Ver- 
3S  der  Methoden  zu  den  Aufgaben.  Dass  sich  und 
1  die  Anwendung  der  einzelnen  Methoden  nach  den  ver- 
en  Aufgaben  richtet,  wo  eine  jede  und  welche  Vorzüge 
ngel  sie  zeigt  und  in  welcher  Weise  sie  sich  dann  zu 
1  und  eventuell  zu  ersetzen  haben,  das  ist  im  Voraus- 
n  im  Zusammenhang  der  Erörterungen  über  die  Aufgaben 
ien  methodologischen  Ausführungen  näher  dargelegt  worden, 
imaliger  kurzer  ttbersichtlicher  Zusammenfassung  ergiebt 
gendes. 
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1.  Bei  der  ersten  Aufgabe ,  der  Ermittlung  des  Thatsäch- 
lichen  der  Erscheinungen  und  ihres  Verlaufs  (§.  57)^  steht  die 
Beobachtung  der  Erscheinungen  selbst  und  zu  diesem  Zwecke  die 
statistische  und  die  historische  Methode  ganz  voran.  Aber  die 
unvollkommneren  Beobachtungsmethoden  werden  daneben  immer 
eine  gewisse  Rolle  mitspielen  und,  bei  angemessener  Vorsieht 
sowie  unter  Controle  durch  die  vollkommneren  Methoden  und 
durch  das  deductive  Verfahren  auch  mitspielen  können.  Letzteres 
Verfahren  oder  der  Schluss  aus  nach  Wahrscheinlichkeitsgrttnden 
angenommenen  oder  bereits  als  vorhanden  nachgewiesenen  Voraus- 
setzungen der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  wird  ausserdem 
allgemein  zur  Controle  und  Ergänzung  der  Ergebnisse  der  in- 
ductiven  Beobachtungsmethoden  hinzu  kommen  (§.  59). 

2.  Bei  der  zweiten  Aufgabe,  der  Ermittlung  des  Typischen 
in  den  Erscheinungen ,  der  Regel-  und  Gesetzmässigkeiten  und 
Gesetze  (§.  57,  73,  86  —  90),  ist  die  Deduction  aus  nachgewiesenen 
Lei^  und  Specialmotiven,  zumal  aus  dem  Motiv  des  Strebens  nach 
dem  wirthschaftlichen  Vortheil,  und  die  Anwendung  des  inductiven 
Verfahrens,  insbesondere  der  systematischen  Massenbeobachtung 
der  Statistik,  aber  auch,  wenn  auch  mit  geringerem  Erfolge,  der 
vergleichend -historischen  und,  mit  abermals  geringerem  Erfolge, 
unter  gewissen  Cautelen  auch  der  täglichen  unwissenschaftlichen 
(Massen - )Beobachtung  zulässig,  ja  geboten  und  sind  so  Deduction 
und  Induction  passend  zu  verbinden.  Beide  dienen  sich  gegen- 
seitig zur  Controle  und  Berichtigung  ihrer  Ergebnisse,  die  erstere 
den  Ergebnissen  der  letzteren  auch  mit  zur  Erklärung  und  die 
voUkommnere  indactive  Beobachtungsmethode  dient  wieder  zur 
Controle  und  Berichtigung  der  Ergebnisse  je  der  unvollkommneren 
Methode  (§.  60). 

3.  Bei  der  dritten  Aufgabe,  der  Erklärung  der  con- 
ditionellen  und  causalen  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsver- 
hältnisse der  Erscheinungen,  wird  zunächst  und  zumeist  das 
deductive  Verfahren  unter  Zugrundelegung  nach  der  Wahrschein- 
lichkeit entsprechend  angenommenen  Voraussetzungen  zum  Aus- 
gangspunct  genommen,  zur  gedankenmässigen  Isolirung  der  Ur- 
sachen und  Wirkungen,  der  Bedingungen  und  Folgen  benutzt. 
Darauf  tritt  aber  gerade  hier  in  sehr  bedeutsamer  Weise  das 
inductive,  vomemlich  wieder  das  statistische,  eventuell  auch  das 
vergleichend -historische  Verfahren  zur  quasi  *  experimentellen  Con- 
trole, Prüfung,  Berichtigung  der  Ergebnisse  des  deductiven  Ver- 
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hinzn.  Dieses  indactive  yergleicbend-statistische  und  -histo- 
rerfahren  gestattet  aber  auch  weiterhin  eine  selbständige 
ung  zur  Lösung  der  dritten  Aufgabe,  wobei  dann  die  Er- 
i  wieder  umgekehrt  mittelst  der  Deduction  zu  controliren 
61). 

Bei  der  vierten  Aufgabe ,  der  ersten  practischen,  wo  es 
3  Wertburtheile  über  die  wirthsehaftlichen  Erscheinungen 
,  und  bei  der  eng  mit  der  vierten  zusammenhängenden 
n  Aufgabe,  der  zweiten  practischen,  wo  ein  Ziel  fttr 
Wicklung  der  wirthsehaftlichen  Erscheinungen  aufzustellen 
2,  63)y  ist  zunächst  überall  an  die  Ergebnisse  anzuknüpfen^ 
bei  der  Erledigung  der  drei  theoretischen  Aufgaben  ge- 
worden sind.  Beobachtungsmässig  constatirte  Thatsachen 
rklichkeit  hinsichtlich  der  bestehenden  Production  und 
ung  und  auch  hinsichtlich  der  nach  dem  Stande  der  Technik 
en  idealen  Production  bilden  den  Ausgangspunct  fUr  die 
ung  beider  Aufgaben.  Bei  der  Aufstellung  von  Maassstäben 
Qtwicklungszielen  idealer  Production  und  Vertheilung  ist 
»er  wieder  psychologische  Analyse  derjenigen  Motive  geboten^ 
als  vorhanden  und  wirksam  vorausgesetzt  werden  mflssten, 
lie  Erreichung  des  Ziels  psychologisch  möglich  erscheinen 
Her  erfolgt  dann  umfassende  Anwendung  der  speculativen 
ion  unter  verschiedenen  hypothetischen  Annahmen  bezüglich 
»tivation  des  wirthsehaftlichen  Handelns.  Bei  der  fttnften 
i  der  folgenden  sechsten  Aufgabe  liegen  vor  Allem  psycho- 
&  Probleme  vor,  wobei  psychologische  Induction  und  De- 
in enge  Verbindung  te'Cten  (s.  Weiteres  in  §.  63). 
Bei  der  sechsten,  der  dritten  practischen  Aufgabe,  der- 
i  der  Wegweisung  zu  dem  aufgestellten  Entwicklungsziel^ 
Qssere  Beobachtungen  über  die  bisher  benutzten  Mittel  und 
wieder  mit  psychologischen  Analysen  der  Motive  und  mit 
ionen  aus  ids  vorhanden  und  wirksam  beobachteten  und 
pothetisch  angenommenen  Motiven  zu  verbinden.  Der  psycho- 
e  Cbaracter  der  Probleme  im  Gebiete  dieser  sechsten  Auf- 
irgiebt  sich  daraus,  dass  es  immer  mit  auf  Beeinflussung 
Villens  ankommt,  um  die  und  die  Gestaltung  der  Pro- 
1  und  Vertheilung  herbeizuführen  (§.  64). 
3  also  überall:  eine  Verbindung  von  Deduction  und  In- 
D.  Fehlerquellen  haben  beide.  Die  Ergebnisse  der  De- 
Q  sind  immer  nur  richtig,  wenn  die  Voraussetzungen  richtig 
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und  vollständig  statuirt  sind^  die  Motive  wie  angenommen  gewirkt 
haben y  die  Schlüsse  richtig  gezogen  sind;  die  Ergebnisse  der  In- 
duction  sind  gleicher  Weise  immer  nur  richtig,  wenn  richtig  und 
allseitig  beobachtet  worden ,  richtige  Zurückftthrung  auf  die  Ur- 
sachen und  Bedingungen  erfolgt  ist  und  dabei  alle  maassgebenden 
Factoren  richtig  gewürdigt  siud.  Die  Methoden  und  ihre  Ergeb- 
nisse haben  sich  dann  gegenseitig  zur  Controle  zu  dienen. 

C.  —  §.  97.  Ergebniss  für  das  Verhältniss  der 
Methoden  bei  einzelnen  Fragen  und  in  den  einzelnen 
Theilen  des  Systems.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  einzelnen 
Fragen  der  grundlegenden,  der  theoretischen  und  practischen  National- 
()konoroie  (§.  103)  erfolgt  dieselbe  Verbindung  der  Methoden.  Und  nicht 
anders  verhält  es  sich  in  den  verschiedenen  Theilen  des 
Systems  der  Disciplin.  Auch  von  einem  allgemeinen  Vorrang  und 
einem  steten  Vorangehen  der  einen  oder  anderen  der  beiden  Haupt- 
roethoden  auf  Gebieten  von  Fragen  und  in  Theilen  des  Systems  lässt 
sich  kaum  sprechen.  Je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  der  ge- 
nannten Aufgaben  vorliegt,  wird  in  diesen  Gebieten  und  Theilen 
die  eine  Methode  zuerst  benutzt  werden  und  eventuell  auch  methodo- 
logisch einen  gewissen  Vorrang  behaupten.  Aber  zur  Ergänzung 
wird  dann  erst  immer  die  andere  hinzutreten  müssen. 

1.  Man  hat  wohl  gemeint,  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Prodactiou  and 
Consumtion  in  der  theoretischen  Nationalökonomie  beruhe  mehr  auf  der  äusseren 
Beobachtung  der  Thatsachen  und  Vorgänge,  auf  dem  inductivcn,  diejenige  der  Lehre 
von  der  Vertheilung  und  \rom  Umlauf  (Preis)  auf  dem  deductiven  Verfahren. 
Wo,  wie  in  beiden  letzteren  Lehren,  Gesetze  causaler  Bewegung,  (,3ewegung8gesetze'' 
§.  90),  schärfer  herrortreten,  die  man  mittelst  Doduction  aus  wirksamen  Motiven  ab- 
leitet, mag  das  ja  einigermaassen  zutreffen.  Aber  theils  muss  und  kann  man  doch 
auch  hier  mit  der  Peststellung  der  Thatsachen  beginnen  und  von  ihnen  aus  suchen, 
auf  die  Ursachen  (und  Bedingungen)  zurückzuscblicssen ,  also  indnctiv  vorzugehen; 
theils  miiss  wieder  zur  Controle  und  Bestätigung  der  inductiven  Ergebnisse  hinsicht- 
lich der  Bewegung  der  Erscheinungen  doch  die  Beobachtung  der  Thatsachen  selbst 
hinzukommen.  Es  ist  daher  doch  auch  hier  die  inductive  Methode  kaum  die  wirk- 
lich zurückstehende.  Und  umgekehrt,  auf  dem  Gebiete  der  Production  wird  auch  zur 
ersten  Ableitung  von  Sätzen  und  zur  Begrtlndung  und  Erklärung  inductiv  gewonnener 
die  Deduction  mit  benutzt  werden  können  und  öfters  müssen.  Eher  könnte  man  sagen, 
dass  nach  dem  bisherigen  Entwicklungsgang  der  Wissenschaft  thatsächlich  die 
Deduction  allerdings  auf  dem  (iobiete  der  Lehren  von  Vertheüunfc  und  Umlauf,  die 
Induction  auf  demjenigen  der  Lehren  von  der  Production  in  grösserem  Umfang  augewendet 
worden  sei.  Auch  entspricht  das  wohl  dem  Charactcr  der  betreffenden  Probleme  und  wird 
daher  sich  nicht  völlig  ändern,  weil  das  andere  Verfahren  hier  grössere  Schwierig- 
keiten bietet  und  so  practisch  weniger  anwendbar  wird.  Allein  auch  diese  nicht  un- 
richtige Auffassung  begrtlndet  sich  dann  doch  mehr  auf  einen  thatsächlichen ,  grade 
Mängel  der  Forschung  und  der  technischen  Ausbildung  der  Methoden  erweisenden 
Zustand,  als  auf  einen  principiollen  Vorzug  der  einen  vor  der  anderen  Methode. 

2.  Nicht  ganz  grade  so,  aber  doch  ahnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  des  Systems  der  Politischen  Oekouomie.  In  der  „theo- 
retischen'' Nationalökonomie  überwiegt  bisher  wohl  im  Ganzen  die  Deduction,  in  der 
,4)ractisch6D''  die  Induction,   wieder  in  verschiedenem  Grade  und  mit  manchen  Aus- 
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in  den  Einzelgebieten  beider.  Auch  möchte  das  aus  principiellen  Gründen, 
es  Grondcharacters  der  ganzen  Probleme,  radir  so  Ferbleiben,  als  die  gleiche 
in  den  genannten  Lehren  Ton  Vertheilnng  nnd  Umlanf  einer-,  von  Produc- 
ererseits.  Aber  zu  einem  sehr  erheblichen  Theilc  sind  es  doch  anch  hier 
che  principielle.  sondern  thatsichliche  GrOnde,  die  in  den  Schwierigkeiten 
endang  und  den  Mängeln  der  Ausbildang  der  anderen  Methode  in  dem  an- 
leile  des  Systems  liegen  und  nach  and  nach  übenmnden,  wenigstens  ver- 
werden  können.  Anch  die  theoretische  Nationalökonomie  wird  dann  mehr 
auch  die  practische  mehr  dedacti?  behandelt  werden  kOnnen. 

m  übersieht  auch  nicht  selten,  dass  dieselben  Probleme 
wesentlich  deductiv  als  inductiv  untersucht  werden  können^ 
aan  mit  beiden  Methoden  etwa  gleich  weit,  leider  noch 
ichtiger  gesagt:  gleich  wenig  weit  kommen  kann,  dass  die 
Dgig  von  einander  gewonnenen  Ergebnisse  aber  doch  den 
1  Werth  beanspruchen  dürfen  und  sich  gegenseitig  zur  Be- 
g  dienen. 

mac  mir  erlaubt  sein,  mich  zum  Belege  dafdr  auf  einige  meiner  eigenen 
auf  Specialgebieten  zu  beziehen ,  besonders  auf  meine  grade  auch  metho- 
verschiedenen  Schriften  Über  Banken  und  über  gewisse  Finanzfragen.  In 
"sten  Schrift  über  Banken  habe  ich  die  betreffenden  Fragen ,  so  die  Streit- 
r  „Gurren cy-Theorie".  der  Controverse  über  Centralbanken  und  Decentrali- 
Kotenausgabe  wesentlich  historisch -statistisch  .inductiv  behandelt  (Beitrage 
von  den  Banken,  Leipzicr  1S57)  In  meiner  ..Geld-  und  Credittheorie  der 
t  Acte'^  (Wien  1662)  sind  grossentheils  dieselben  Probleme  wesentlich  de- 
^rtert.  Und  wenn  mir  da  etwa  der  Einwand  begegnet:  ,Ja,  nachträglich, 
Tooke's  u.  A.  m.  und  Deine  eigenen  inductiven  statistischen  Forschungen 
angen'\  so  mOchte  ich  erwidern,  allerdings,  aber  überall  glaube  ich  nach- 
kOnnen,  und  habe  ich  damals  auch  die  Empfindung  gehabt,  dass  bei  sehr 
lichem,  hinl&nglisch  scharfem  Eindringen  in  die  Probleme  das  deductire 
auch  Ton  Fomherein  ebenso  zulässig  und  ergiebig  gewesen  sein  wUrde.  In 
meiner  Untersuchungen  über  Papiergeldwesen  (Agiotbcorie,  Preisbewegungs- 
3  schon  in  meinem  Aufsatze  ..znr  Geschichte  und  Kritik  der  österreichischen 
Iperiodc**,  n  (am  Schlass.  Tüb.  Ztschr.  1S63)  und  später  namentiich  in 
hrift  über  die  russische  Papierwährung  (Riga  1S6S)  ist  ebenso  streng  de- 
fahren und  sind  so  Ergebnisse  gewonnen  worden,  welche  die  historisch- 
Erforschong  bestätigen  konnte  und  ja  allerdings,  um  sie  zu  sichern ,  be- 
uss.  Ich  verweise  ferner  auf  die  schon  erwähnte  Behandlang  der  Steuer- 
isrslehre  in  meiner  Finanzwissenschaft,  bes.  II,  2.  A.,  S.  332—372),  wo  Er- 
eductiv  erzielt  wurden,   über  die  doch  auch  die  rein  indacti?e  Forschung, 

Arbeit  von  G.  Schanz  über  die  baierische  Biersteuer  (ebd.  S.  866)  eigent- 
hinausgekommen  ist.  Problematisch  bleibt  nach  beiden  Methoden  Vieles, 
kann  nicht  allgemein  sagen :  in  höherem  Grade  beim  dedactiven  Verfahren, 
re  diese  Beispiele  nur  an.  nicht  zur  besonderen  Empfehlung  der  dedactiven 
inductiven  Methode,  sondern  nur  zur  billigen  Beuriheilung  der  ersteren. 
endigkeit  der  steten  Benutzung  der  anderen  Methode  zur  Ergänzung  habe 
e  verhehlt  und  bestreite  ich  nicht  im  Mindesten,  habe  demgemäss,  z.  B.  in 
nkschriften.  auch  gehandelt.  Man  vergegenwärtigt  sich  nur  nicht  immer 
blich  oft  sehr  grossen,  mitunter  kaum  ubcrwindlicben  Schwierigkeiten,  z.  B. 
neben  oder  nach  der  Dednction  die  inductive  Methode  anzuwenden.  Ich 
ein  Beispiel  etwa  die  Ermittlung  der  Preisbewegung  unter  dem  Einfluss 
verändernden  Geldwerths,  wie  in  dem  besonderen  Falle  der  Papiergeld- 
Wie  hierbei  methodisch-statistisch  vorzugehen  wäre,  legt  meine  Abb. 
IC  Aufgabe  der  Statistik  der  Preise''  im  Ballctin  de  statistique  international. 

So  mQsste  verfahren  werden,  wenn  man  einigermaassen  ,.exact''  sein 
JT  wie  schwer,  wenn  nicht  unmöglich,  so  wirklich  zu  verfahren!  Die 
?  Forschung'*  auch  selbst  in  der  Fortbildung  zur  vergleichend -historischen 
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Methode  mit  ihren  paar  isolirten  Daten  stellt  sich  freilich  die  Aufgaben  nicht  so,  aber 
eben  deswegen  sind  ihre  Ergebnisse  auch  nicht  gesicherte. 

Zorn  Schlnss  der  methodologischen  Erörterungen  sei  auch  noch  einmal  aof  einen 
in  der  Einleitung  (§.  11)  berührten,  grade  für  die  Wahl  der  Methode  Seitens  der 
einzelnen  Autoren  wichtigen  Punct  hingewiesen.  Diese  Wahl  wird  immer  mit  beein- 
flusst  werden  durch  die  indi?iduelle  geistige  Anlage  eines  Jeden.  Es  giebt  eben 
zweierlei,  einigermaassen  typische  Yerschiedenheiten  der  Veranlagung  hier,  eine  mehr 
zum  deductiFen,  eine  mehr  zum  indoctiren  Verfahren  hinführende.  Beide  sind  berechtigt« 
haben  ihre  specifischen  Vorzüge  und  ihre  specifischen  Nachtheile  und  M&ngel.  Die  Einen, 
die  inducti?  veranUgten  Köpfe,  neigen  zu  der  Gefahr,  um  ein  bekanntes  Sprichwort  zu 
brauchen:  „den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  zu  sehen";  die  Anderen,  die  dedncti?  ?er- 
anlagten  Köpfe,  umgekehrt,  wenn  man  im  Gedanken  dieses  Sprichworts  bleiben  darf, 
„die  Bäume  Tor  lauter  Wald  nicht  zu  sehen**.  Jene  sind  weniger  befähigt  und  geneigt 
zum  Generalisircn,  zum  abstracten  Denken,  sie  Termeiden  aber  auch  die  hiermit  ?er- 
bundenen  Gefahren,  um  freilich  in  die  entgegengesetzte  Gefahr  zu  verfallen,  zu  sehr  am 
Einzelnen  hängen  zu  bleiben,  sich  in  Mikrologie  zu  verlieren,  das  Kleine,  das  Difie- 
rente  in  seiner  Bedeutung  zu  überschätzen:  so  enge  naturwissenschaftliche  und  — 
historische  Specialisten.  Die  Anderen,  die  deductiv  Veranlagten,  sind  zum  abstracten 
Denken  und  Generalisiren  befähigter  und  geneigter,  sie  haben  mehr  Sinn  und  Ver- 
ständniss  für  die  grossen  Züge  der  Dinge,  für  das  T3rpische,  aber  sie  generalisiren 
und  abstrahiren  auch  zu  leicht  und  zu  früh,  sie  unterschätzen  die  Bedeutung  des 
Kleinen,  des  Diiferenten,  sie  construiren  zu  gern  und  werden  von  makrologischen, 
constructiven  Gesichtspuncten  oft  zu  sehr  beherrscht',  so  Philosophen,  Systematiker. 
Fehlerhaft,  zumal  in  den  Extremen,  ist  natürlich  Beides.  Wo  die  grösseren  Fehler 
liegen,  ist  nicht  allgemein  zu  sagen.  Auch  was  man  überhaupt  für  das  Fehlerhaftere 
hält,  hängt  wohl  bei  einem  Jeden  von  seiner  individuellen  geistigen  Veranlagung  und 
der  mit  dadurch  bedingten  Arbeitsweise,  Richtung  und  Neigung  wieder  mit  ab. 
Ueber  subjective  Urtheile  ist  daher  auch  hierbei  schwer  hinauszukommen.  Alles  be- 
weist wohl  von  Neuem  nur,  dass  eine  Verbindung  der  methodischen  Wege  zur 
Au&uchung  der  wissenschaftlichen  Wahrheiten  das  Gebotene  ist,  wenn  auch  ein  Jeder 
nach  seiner  eigenen  Anlage  und  Neigung  den  einen  oder  den  anderen  Weg  bevor- 
zugen und  auch  auf  dem  nir  ihn  geeigneten  gewöhnlich  am  meisten  Erfolg  erzielen 
wird.    Ich  kann  mich  im  Uebrigen  nur  auf  die  Ausfuhrungen  in  §.11  beziehen. 

Dritter  Hauptabschnitt. 
System  und  Verwandtes. 

1.  Abschnitt. 
Die  Politische  Oekonomle  als  Wlssensehaft. 

§.  98.  Einleitung  und  Litteratur.  In  der  Begel  wird  in  den  syste- 
matischen Werken  der  Politischen  Oekonomio,  namentlich  in  den  deutschen  Lehr-  und 
Handbüchern,  über  Begriff,  Wesen,  Aufgaben,  Methoden,  System,  d.  h.  Eintheilung 
der  Politischen  Oekonomie,  Stellung  derselben  im  Kreise  der  Wissenschaften,  Zu- 
gehörigkeit zu  den  grossen  Wissenschaftsgruppen  (Gesellschafts-,  Staatswissenschaften  etc.) 
im  Zusammenhang  gehandelt  Daran  schliessen  sich  dann  auch  wohl  noch  Aus- 
führungen über  die  „Bedeutung"*  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  und  den 
Werth  ihres  Studiums.  Der  oder  die  betreffenden  Abschoitte  führen  verschiedene,  aber 
ähnliche  Sammelnamen. 

Hier  einige  Beispiele  dafür,  wie  wichtigere  neuere  Systematiker  in  diesen 
Dingen  formell  vorgehen.  Rau,  I,  handelt  in  der  „Einleitung*'  über  „Wesen  und 
Theile  der  Politischen  Oekonomie**,  (§.  1 — 20,  darin  über  die  Volkswirthschaftalehre 
als  Wissenschaft  in  §.  9  ff.,  über  Geseue,  Methoden  §.  10—12,  über  Eintheilung  §.11, 
16,  17),  alsdann  über  die  „äusseren  Verhältnisse  der  Politischen  Oekonomio  (§.  21 — 27, 
darin  über  die  Beziehung  zur  Staatswissenschaft,  §21,  22,  zur  bürgerlichen  Wirth- 
schafblehre,  Staatengesclüchte  und  Statistik,  §.  28 — 25,  über  den  Nutzen  der  Disciplin, 
§.  26  ff.%  woran  sich  zam  Schlnss  der  Einleitung  ein  litterargeschichtlicher  Abriss  der 
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haft  der  Politischen  Oekonomie  reiht  (§.  2S — 45).  —  Boscher  beginnt  den 
seines  Systems  mit  einer  Einleitung ,  in  welcher  er  ein  erstes  Kapitel  aber 
dbegrife  (Gat,  Werth,  Vermögen.  Reichthom,   Wirthschaft)  an  die  Spitze 
inn   im    2.  Kapitel  die  Stellnng   der  NationalöI[onomie   im  Kreise  der  ?er- 
Wissenschaften  behandelt.    Hier  bespricht  er  die  Wissenschaften  vom  Volks- 
a   denen  er  die  NationalOkonomik  stellt,  und  erörtert  ihre  Beziehungen  zur 
nd  zur  Bechtswissenschaft,  zor  Staatswirthschaftslehre  und  Finanzwissenschaft, 
seiwissenschaft,   zur  Statistik  (§.  16 — IS),   alsdann   zor  Gameralwissenschaft 
fatOkonomik  (§.  19,  20)  and  handelt   darauf  ebenfalls  aber  die  „Wichtigkeit 
dnalOkonomik"'  (§.21).     Das  3.  oder  Schlosskapitel  der   Einleitung   widmet 
den  Methoden.    Eine  zusammenh&ngende  Darstetlung  der  Litteraturgeschichte 
enschaft  enth&lt  sein  W'erk  nicht.  —  Knies  fängt  seine  Politische  Oekonomie 
iner  allgemeinen  Kennzeichnung  derselben  und  ihrer  Stellung  im  Kreise  der 
und   Gesellschaftswissenschaften,  sowie   der  letzteren   im   Gesamdtkrcis   der 
haften,  kommt  aber  auf  diese  und  rerwandte  Fragen,  ttber  Aufgabe  und  Me* 
s.  w.  mehrfach  im  Laufe  seines  Werks  zurück,  bes.  in  Abschn.  III,  10  u.  11, 
.  —  T.  Hermann  spricht  nur  am  Schluss  seines  1.  Abschnitts  der  „Grand- 
in seinen  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen,  kurz  ?on  der  Wirthsch^- 
s   solcher  (2.  A.,   §.  32,  S.  67  ff.).    —  ?.  Mangold t  behandelt  in  seinem 
s  die  Volkswirthschaftslehre  im  §.  7  im  Anschluss  an  den  Begriff  der  Volks- 
aft  am  Ende  des  1.  Kapitels  seiner  Einleitung,  in  deren  zweitem  Kapitel  er 
lältniss  der  Volkswirthschaftslehre  zu  anderen  Wissenschaften  und  die  Methode 
)handlnng  bespricht     Hier  wird  gleich  zuerst  (§.  8)  eine  dreifache  wissen- 
he  Behandlung  der  wirthschaftlichen  Seite  des  Volkerlebens,  eine  historische, 
sehe  und  practische  unterschieden,  und  danach  die  Wirthschaftswissenschaft 
dsirt     In   der  grosseren,   aber  bei  des  Verfassers  Tode  noch  nn?ollendeten 
irthschaftslehre^  ?on  Mangoldes  fehlt  ein  solcher  Abschnitt.    S.  sonst  ?.  Man- 
Aufs.  Volkswirthschaft  und  Volkswirthschaftslehre  im  Bluntschli-Brater'schen 
^rterbuch,  B.  XL  —  Schaf fle  bringt  in  der  2.  Aufl.  seines  gesellschaftlichen 
im  letzten  §.  5  der  Einleitang  einige   mehr  nur  aphoristische  Bemerkungen 
LS  Verhftltniss  der  Nationalökonomie  zu  den  Übrigen  Wissenschaften.     In  der 
dieses  Werks  wird   in  der  3.  Abth.  des  I.Bachs  etwas  eingehender,   aber 
ch  kurz  und  aphoristisch,  ttber  Begriff,  Aufgabe,  Methode  (§.  26 — 28)  ge- 
(L  S.  46 — 50).  woran  sich  einige  Ausfuhrungen  zar  Geschichte  der  National- 
e  und  ihrer  Litteratur  anschliessen  (§.  29).  —  Im  Schon  borg 'sehen  Hand- 
ehOrt   der   1.  Abschnitt  des  r.  ScheeTschen  Aufsatzes  ttber  die  Politische 
nie  als  Wissenschaft   hierher,  worin  ttber  Aufgabe  (auch  Begriff,  Name)  und 
der  Disciplin  (hier  auch  ttber  Beziehungen  zu  anderen  Wissenschaften,  ttber 
en)  gehandelt  wird  (3.  Aufl.,  I,  69 — 76).   In  den  früheren  Auflagen  beschäftigte 
ch  Neumann  in  seiner  Abh.  ttber  die  Grundbegriffe  mit  den  hierher  gehörigen 
1,  wie  Aufgabe  der  Volkswirthschaftslehre  (2.  Aufl.,  1, 133  ff.)  —  G.  Gohn  hat 
Einleitung  seines  Systems  I  ein  erstes  Kapitel  der  Methodologie,  ein  zweites 
ationalökonomie   im  Kreise  der  Wissenschaften'*  gewidmet,    wo  u.  A.  die  Be- 
:  zu  den  Natur-,  den  Geistes-,  den  Gesellschafts-,  den  Staatswissenschaften,  zu 
shnologischen  F&chem,  zur  Bechtswissenschaft  besprochen  und  einige  Bemer- 
ttber  System  (Eintheilung) ,   u.  A.   zur  Begründung  eines  allgemeinen  Theils 
Erörterungen  der  Grundlagen  alles  wirthschafüichen  Lebens  gemacht  werden 
—  Von  Fremden  hat  z.  B.  L.  Gossa  in  seinen  primi  elementi  di  econ.  polit 
ol.  I  in  9.  Aufl.  als  „economia  sociale''  bezeichnet,   Mllano  1891)   in   einem 
üe  („Vorbemerkungen'*)  Begriff,  Grenzen,  Eintheilung,  Schwierigkeit  und  Wich- 
Character,  Beziehungen  und  Methode  der  Politischen  Oekonomie  knirz  erOrtert, 
'  ein  litteraigeschichtUcher  Abriss  folgt    Bei  der  Oorrectur  dieses  Bogens  geht 
)  sehr  erweiterte  3.  Aufl.  von  L.  Cossa's  introduzione  etc.  zu  (Mil.  1892),  worin 
mannten  Gegenstände  im  1.  Theil  (p.  11 — 128)  eingehend  behandelt  werden, 
leitet  seine  prindpes  d'6con.  politique  mit  Ausftthrangen  ttber  den  Gegenstand, 
ethode,  die  Frage  wirthschaftlicher  Naturgesetze  ein. 

Ln  grosser  AusfOhriichkeit,  mit  zahlreichen  Citaten  aus  der  Litteratur,  worauf 
Or  Weiteres  Ferwiescn  werden  mag,  hat  Kautz  schon  in  seinem  1.  Bande 
lalOkonomie  als  Wissenschaft,  1S5$)  im  ganzen  2.  Bache  (S.  279—442)  die 
enschaft  der  Volkswirthschaft"   nach  Begriff,  Gegenstand ,  Untcrsuchungsgebiet, 
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Aufgabe,  Cbaracter«  ibre  Stellung  im  System  der  Wissenscbaften  Fom  Volksleben,  ibre 
Metbode,  Wcrtb,  und  Bedeutung  bebandelt.  Ansfabrungen ,  die  nocb  jetzt  maucbes 
Beacbtenswertbe,  ?ornemlicb  nacb  den  litterarbistoriscben  Seiten  der  erörterten  Fragen, 
bieten.  Aus  neuester  Zeit  sind  dann  wieder  irornemlicb  K.  Menge r*s  bezQglicbe 
Arbeiten  berrorzubeben.  Seine  „Untersucbangcu''  geboren  eigentlicb  ibrem  ganzen 
Inbalte  nacb  bierbcr,  da  sie  Systcmatologie  und  Metbodologie  und  Verwandtes  im 
Zusammenbang  in  eingebenden  systcmatiscben  und  principieilen  ErOrterongen  be* 
bandeln.  Bes.  s.  B.  1,  Kap.  1  und  die  Aubänge  1—6  (S.  232—266),  die  alle  BezOg- 
liebes  erOrtem  und  aucb  fUr  die  einscblägige  Litteratur  beacbtenswurtb  sind.  Menger 
bat  dann  in  dem  inbaltrcicheu  Aufsatze  in  Conrad 's  JabrbUcbcm,  B.  53  (N.  F.  19), 
1 889,  S.  465 — 496 ,  „Grundzüice  einer  Classification  der  Wirtbscbafts wissenscbaften'', 
seine  bezUglicben  früheren  Untersuchungen  wieder  aufgenommen,  sieb  mit  anderen 
Ansiebten  (Neumann,  Kieinwäcbter,  Brentano  u.  A.  m.)  gut  auseinandergesetzt  und  so 
die  Erörternng  der  betreffenden  sy&tematoiogiscben  Fragen  fortgeführt.  Im  Ganzen 
wubl  das  Beste  in  der  Fachliteratur  hierüber,  wobei  insbesondere  auch  deotücb  der 
von  mancher  Seite  unterschätzte  wissenschaftliche  Werth  solcher  Erörterungen  und 
Untersuchungen  hervortritt.  Ich  möchte  diese  Verdienste  um  so  mehr  anerkennen, 
weil  ich  grade  hier  mehr  von  Menger  abweiche,  als  in  der  Methodologie.  Andere 
hierher  gehörige  Arbeiten  sind  die  von  Fr.  Kleinw&chter,  die  Nationalökonomie 
als  Wissenschaft  und  ibre  Stellung  zu  den  Obrigen  Disciplinen,  Berlin  1SS3  (aus  der 
Virchow-v.  Holtzendorff'schen  Vortragssammlung)  und  bes.  der  Aufsatz  in  Conrad 's 
Jabrbtlchem  über  Wesen,  Aufgabe  und  System  der  Nationalökonomie,  B.  52  (N.  F.  18), 
1889,  S.  601 — 651,  worin  auch  Erörterungen  über  Methode.  Ich  kann  dem  Verfasser 
in  seinen  Ausführungen  zu  Gunsten  der  historischen  Schule,  gegen  Menger  und  in 
seiner  Systematologie  nicht  überall  beistimmen,  wofür  ich  mich  auf  die  Antworten 
Mengers  an  Kieinwäcbter  in  dem  oben  genannten  Aufsatze  beziehe. 

Im  Uebrigen  werden  die  Fragen  von  Begriff,  Name,  System  u.  s.  w.  öfters  mit 
in  den  methodologischen  und  den  Erörterungen  über  wirthscbaftlicbe  Natur  der  Men- 
schen, Aufgabe,  Gesetze  mit  behandelt  oder  wenigstens  gestreift,  weshalb  auf  die 
Litteratu rangaben  oben  in  §.  21  and  54,  sowie  im  Allgemeinen  auf  die  Einleitung 
und  die  darin  angegebene  Litteratur  mit  zu  verweisen  ist. 

Ich  glaube  mich  nun  in  diesem  ganzen  Hauptabschnitt  auf  die  eingehenden 
Ausführungen  in  der  Einleitung  und  im  1.  Kapitel  dieses  ersten  Buchs  und  in  den 
vorausgehenden  Abschnitten  des  zweiten  Kapitels  über  die  wirthscbaftlicbe  Natur  des 
Menschen,  die  Aufgaben  und  Methoden  beziehen  und  so  über  Manches,  was  sonst 
hier  nocb  genauer  erörtert  werden  müsste,  kürzer  hinweg  gehen  zu  können. 

Der  Character,  welchen  nacb  meiner  Auffassung  die  Politische  Oekonomic 
(besser:  die  SocialöLonomie,  §.  IUI)  als  eigene  Wissenschaft  hat,  ihre  Stellung 
zu  anderen,  auch  den  verwandtun  Wissenschaften,  folgt  ans  dem  Früheren 
implicite  schon.  Unmittelbar  ist  darüber  bereits  in  §.  57  gebandelt  worden.  Die 
Aufgaben  haben  uns  näher  in  §.  57 — 64  beschäftigt.  Nicht  uine,  sondern  eine  ganze 
Anzahl  und  nicht  generisch  dieselben,  sondern  zwei  generisch  verschiedene,  theo- 
retische und  practische  Aufgaben  wurden  oben  unterschieden  (§.  57).  Die  Gesammt- 
anfgabe  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  als  Socialökonomie,  umfasst  alle 
jebe  verschiedenen  Aufgaben.  Es  kann  daher  jetzt  unter  Verweisung  auf  das  Ge- 
sagte an  einigen  weiteren  Bemerkungen  zum  Abscblnss  unten  im  2.  Abschnitt  bei  den 
Erörterungen  über  das  System  (§.  1 02  ff.)  genügen.  Besondere  Ausführungen  über 
Bedeutung,  Wcrth,  „Nutzen''  der  Disciplin  mögen  in  Vorlesungen  in  specieller  Be- 
zugnahme auf  ein  bestimmtes  Zubörerpublikum  nocb  am  Platze  sein,  in  Werken,  wie 
diesem,  scheinen  sie  uns  wenigstens  heutzutage  entbehrlich. 

Begriffsbestimmungen  unserer  Disciplin  als  solcher  knüpfen  noth wendig 
an  den  schwierigen  und  complicirten  Begriff  der  ,.Volkswirthschaft"  selbst  an. 
Sie  setzen  also  eigentlich  die  vorausgehende  Bestimmung  dieses  Begriffs,  die  ein- 
gehende Analyse  dessen,  was  man  ,.Volkswirtbschaft'*  nennt,  auch  Erörterungen  über 
das  Wesen  der  Einzelwirthschaft  und  über  deren  Beziehung  zur  Volkswirthscbaft 
voraus,  um  so  mehr,  je  weniger  die  Ansichten  über  Begriff  und  Wesen  von  „Volks- 
wirtbschaft" feststehen  und  in  diesen  Ansichten  Uebereinstimmung  vorbanden  ist.  Nur 
aus  formalen  Gründen  wird  daher  hier  bereits  eine  Begriffsbestimmung  der  Politischen 
Oekonomie  als  Wissenschaft  gegeben  (§.  100)  und  eine  terminologische  Erörterung 
über  den  Namen  der  Disciplin  (§.  101)  hinzugefügt.     Für  die  weitere  Begründung 
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ifläbestimmaDg  mnss  auf  die  ErOrterong  des  Begriff  „Yolkswirtbscbaft''  im 
uche  Terwiesen  werden. 

!  Frage  des  Systems  ist  demnach  in  diesem  Hauptabschnitt  die  wichtigste, 
er  aoch  danach  bezeichnet  nnd  dieser  Frage  nnten  ein  eigener  Special- 
U  der  zweite  (§.  102  ff.)«  gewidmet  wordc.  Sie  steht  mit  der  Frage  der  Au f- 
Icr  Disciplin  in  näherem  Zusammenhange,  aber,  wie  schon  in  §.  Slii  bemerkt 
ach  meiner  hierin  Ton  der  Menger'scben  principiell  abweichenden  AotfassoBg 
nicht  so,  dass  das  System  ans  den  ferschiedenen  Aufgaben  gleich  folgt  and 
f^be  etwa  ein  eigener  Theil  des  Systems  entspricht  (S.  143).  Eine  der- 
isicht  liegt  wohl  K.  Menger's  Systematologie  mit  zn  Grande.  Ich  weiche 
ihm  ab,  doch  nicht  so  sehr  in  dem  Sinne,  dass  ich  seine  AafTassang  and 
ng  ganz  verwerfe,  als  dass  ich  sie  nar  fUr  za  einseitig  halte  and  demgemäss 
i  and  ergänze.  Ich  bin  darch  seine  Aasfahrongen  aberzeagt  worden,  dass 
*scheidang  eines  „allgemeinen**  and  „speciellen**  TheiJs  Miss?erbt&odnisse  er- 
;ann  and  es  insofern  besser  (nicht,  wie  er  meint,  darchaas  anrichtig)  sein 
icht  einen  „allgemeinen**  and  einen  „speci eilen**  Theil,  sondern  einen 
tischen**  and  einen  „practischcn'*  Theil  im  System  der  Politischen 
ie  za  anterscheiden.  (S.  seine  Untersachangen,  bes.  Anhang  III  and  IV  and 
j's  JahrbOchem  in  den  AasfUhrangen  gegen  Noamann,  B.  53,  S.  474.)  Aber 
in  sich  Ober  den  Sinn  der  bemängelten  Bezeichnung  verständigt,  kann  man 
grade  zur  Characterisirang  neben  den  beiden  anderen  (mit  diesen  durch 
'*,  nicht  darch  ein  „oder**  verbanden)  anwenden,  wie  ich  es  denn  aach  thae. 
'  „Grandiegang**  glaube  ich  aber  nunmehr  auch  eine  besondere  Stellung 
bezw.  aach  tlber  der  theoretischen  and  practischen  Nationalökonomie  ein- 
so  also  eine  Dreitheilung,  allerdings  aus  sich  nicht  coordinirten  Gliedern 
romehmen  za  sollen.  Das  lässt  sich  indessen  hier  auch  noch  nicht  nach  allen 
isreichend  begründen.  Vielmehr  folgt  diese  Begründung  implicite  aus  dem 
» ftfke.  Denn  für  die  Bildung  und  Darchführung  des  formalen  Systems  sind 
ider  materielle  folkswirthschaflliche  Fragen,  so  besonders  diejenigen,  welche 
Disation  der  Yolkswirthschaft  and  die  betreffenden  Principien  und  Formen 
irthschaftliche,  privatwirthächaftliche  Organisation),  die  Rechtsordnung,  den 
seiner  Stellung  zar  Volkswirthschafl  betreffen,  von  Bedeutung.  Es  ist  daher, 
Begriff  der  Politischen  Oekonomie,  so  bei  dem  System  derselben  ,  Manches 
7on  der  theoretischen  Stellonic  za  solchen  materiellen  Fragen,  weshalb  zur 
ng  auch  hier  wieder  auf  Späteres,  besonders  auf  Buch  5  und  6  za  ver- 
t. 

Menger 's  Untersuchungen,  S.  7,  255,  wonach  practische  Nationalökonomie 
nzwissenschaft  „Kunstlehren**  seien,  halte  ich  nicht  für  falsch,  aber  ebenfalls 
itig:  sie  sind  auch  Kunstlehren ,  aber  nicht  nur  das.  Auch  in  ihnen 
i  sich  am  die  drei  theoretische  Aufgaben,  und  amgekchrt  in  der  Grandlegung 
er  theoretischen  Nationalökonomie  auch  mit  um  diese  practischen  (§.  103). 

—   §.   99.    Privatökonomik    and    ihr    VerhältDiss 
r  Politischen  Oekonomie  (Oekonomik).    Die  Wirth- 
ehre (Oekonomie,  besser  eigentlich  Oekonomik)  wurde  oben 
mit  Hau  als  der  geordnete  Inbegriff  der  die  Wirthschaft 
t   dargelegten   Sinne    betreffenden  Lehren    bezeichnet  und 
:ehoben,  dass  ihr  gegenüber  auch  die  Politische  (Natio- 
cial)  und  die  Privatökonomik  engere  Begriffe  bildeten, 
und  Politische  Oekonomik  haben  das  gemeinsam,  dass  sie 
Ie  der  Arbeitstheilung  und  des  Verkehrs  voraussetzen,  durch 
die  einzelnen  Wirthschaften  unter  einander  verbunden  sind, 
ie  Privatökonomik  betrachtet  daher  nicht  die  einzelne  Wirth- 
ih  eine  völlig  isolirt  für  sich  bestehende,  wenn  auch  mehr 
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oder  weniger  innerhalb  ihres  Bereichs  für  sich  allein  thätige, 
«ondem  zugleich  als  ein  Glied  eines  Verkehrssystems.  Aber  sie 
beschäftigt  sich  mit  der  einzelnen  Wirthschaft  als  einer  ihre  eigenen 
wirthschaftlichen  Zwecke  nnr  am  ihrer  selbst  ^  bezw.  um  der  ihr 
angehörigen  Personen  Willen  verfolgenden  und  demgemäss  nur 
vom  Standpunct  dieser  Wirthschaft  aus.  Sie  hat  es  daher  mit 
dieser  Wirthschaft  als  einem  Gliede  des  Verkehrssystems  nur  in- 
soweit zu  thun,  als  die  Thätigkeit  der  Wirthschaft  und  die  Erfolge 
dieser  Thätigkeit  durch  die  Stellung  eines  solchen  Glieds  beein- 
flusst  werden.  Der  Verkehr^  das  grössere  Ganze  (die  Volkswirth- 
achaft),  zu  dem  die  einzelne  Wirthschaft  gehört^  interessirt  die 
Privatökonomik  nur  soweit,  als  diese  Beeinflussung  geht.  Die 
Politische  Oekonomie  dagegen  hat  es  mit  der  einzelnen  Wirth- 
schaft nur  als  mit  einem  solchen  Gliede  eines  Verkehrssystems, 
als  eines  grösseren  complicirten  Ganzen,  zu  thun,  mit  einem  Gliede, 
das  sie  nur  insoweit  interessirt,  als  es  zu  diesem  Ganzen  gehört 
und  auf  dasselbe  einwirkt. 

Die  Privatökonomik  ist  demgemäss  begrifflich  zu  bestimmen 
als  der  Inbegriff  der  Lehren,  welche  sich  auf  die  einzelnen,  ihre 
wirthschaftlichen  Interessen  innerhalb  ihres  eigenen  Berufs  wie  im 
Verkehr  verfolgenden  Wirthschaften  und  auf  die  sich  hierbei  als 
Privatangelegenheiten  ergebenden  wirthschaftlichen  Erschei- 
nungen beziehen.  Sie  bildet  eine  wesentlich  dem  practischen 
Bedttrfniss  dienende  Sammlung  von  Regeln  vorwiegend  natur- 
wissenschaftlicher, technologischer  Art,  verbunden  mit  Lehnsätzen 
anderer  Disciplinen,  der  Rechtswisseoschaft ,  auch  der  Politischen 
Oekonomie  u.  a.  m.,  zu  dem  Zweck,  den  jeweilig  technisch  besten 
und  ökonomisch  erfolgreichsten,  daher  (einzelwirthschaftlich)  rein- 
ertragsreichsten (rentabelsten)  Betrieb  der  Wirthschaft  zu  zeigen. 

Sie  gliedert  sich  nach  den  grossen  Hauptgruppen  des  Arbeit- 
theilungssystems  und  nach  weiteren  Specialgruppen  innerhalb  dieser 
Hauptgruppen  mit  immer  grösserer  Specialisirung  entsprechend 
dem  Fortschritt  der  Technik  und  der  Arbeitstheilnng. 

Landwirthschafls-,  Fontwirthschaftslebre ,  Bergbankonde,  Gewerkslehre  (gewerk- 
liche,  mechanische,  chemische  Technologie),  Handelslehre,  Bank-,  Yersicherongs-, 
Transportlehre  sind  Hauptgrappen ,  mit  zjüilreichen  weiteren  Specialisirnngen,  bis  zu 
den  Lehren  ?on  ebzelnen  Gewerbebetrieben  (z.  B.  Branntweinbrennerei,  Bübenzncker- 
fabrikation,  einzelne  Zweige  der  Textilindostrie)  hin.  Auch  eine  etwaige  Hauswirth- 
Schaftslehre  gehOrt  zur  PrifatOkonomik.  Im  Ganzen  ein  unermossliches  und  grade  in 
der  Neuzeit  wegen  der  ungeheuren  Entwicklung  der  Technik  extensir  und  intensir 
immer  grösser  werdendes  Gebiet  menschlichen  Wissens.  Aber  —  doch  im  Ganzen 
und  Einüben  nicht  eigentliche  Wissenschaften,  auch  nicht  sogenannte  „practisdie^ 
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baften:  nicht  bloss,  weil  es  sich  darin  grossentheils  nur  am  eine  Zosammen- 
roo  Sätzen  rerschiedener  anderer  Wissenschaften,  auch  nicht,  weil  es  sich 
en  für  den  Zweck  des  practischen  Könnens  handdt,  sondern  weil  diese 
ODftchät  wenigstens,  flberhanpt  nardiesem  Zweck,  d.  h.  dem  Wissen  ?om  Kennen 
dieses  letzteren  behufs  Verfolgung  prifater  wirthschafUicher  Interessen 
eilich  aach  folkswirthschaftliche  werden  kOnnen — ,  nicht  dem  Wissen  ?om 
im  des  Wissens  Willen  dienen. 

r  die  Politische  Oekonomie  hat  die  PrivatökoDomik  grosse 

iDg,  weil  jene  aus  ihr  viele  Sätze  zu  entlehnen  hat,  welche 

LösuDg  ihrer  Aufgaben  braucht,  welcher  sie  sich  mit  zu 

leweisfUhrungen    bedient   und  an  welche  sie  oftmals  ihre 

Untersochongen  anknüpft.  Aber  die  Privatökonomik  ist 
3  Helferin,  wenn  man  sie  eine  ,, Wissenschaft^'  nennt,  eine 
senscbaft  für  die  Politische  Oekonomie,  sie  bildet  keinen 
der  letzteren,  ihre  Forschungen  und  deren  Ergebnisse  sind 
lationalök onomischen  Forschungen  und  Ergebnisse. 
3e  Trennung,  welche  in  der  älteren,  besonders  der 
m  Politischen  Oekonomie,  namentlich  in  deren  Vorläufer, 
;en.  Camer al Wissenschaft,  nicht  genügend  erfolgt, 
leil  gar  nicht  als  Aufgabe  angesehen  worden  ist,  mnss 
edrungen  werden.  Das  ist  in  der  neueren,  auch  deutschen 
chaft    auch  jetzt   anerkannt,    worauf   die    wichtige    und 

Unterscheidung  v.  Hermann 's  zwischen  Oekonomik 
(hnik  von  günstigem  Einfluss  gewesen  ist. 

ermann,  staatswirthsch.  Untersuch.,  2.  A.,  bes.  S.  67  C  S.  Ober  die  Utere 
nrissens chaft  und  Pri?atökonomik  Ban,  aber  Cameralwissenschaft,  Heidel- 
;  Ders.,  I,  §.3,  Finanzwiss.  L  §.5,  21;  Baumstark,  cameralist.  Ency- 
S'öo;  Röscher,  L  §.  19,  20;  Ders.,  Geschichte  der  deutschen  Nat.-Oek., 
er  einzelne  Autoren;  (Alorhoff,  S.  SSSffl;  Zincke,  S.  433ff.;  y.  Pfeifer, 
\.  m.);  Kantz,  I,  §.  92,  93;  meine  Finanzwiss.  I.  3.  A.,  §.  23  ff.;  Gohn, 
lach  K.  Menger,  Untersuchungen,  S.  256.    Die  Cameralwissenschaft 

einerseits  als  YorlAuferin,  anderseits  als  die  eine  Wurzel  der  neueren 
Politischen  Oekonomie  (einschliesslich  Finanzwissenscbaft),  aber  auch  als 
tiassung  der  älteren  privatökonomischen  Lehren  ansehen.  Sie  stellt  sich  in 
iren  systematischen  Entwicklung  und  in  ihrer  Verbindung  mit  der  Polizei- 
shaft,  welche  theils  von  ihr  unterschieden,  tbeils  auch  als  Theil  von  ihr 

und  behandelt  wurde,  im  Wesentlichen  dar  als  „Inbegriff  der  fOr  einen 
1  der  sogen,  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"'  (Rau,  Finanzwiss. 
iher  als  eine  diesem  practischen  Bedürfniss  entsprechende  Vereinigung 
>cbeu  (privat-  und  öffentlich-rechtlichen),  staatswissenschaftlicheu  (privat-  und 
Ökonomischen),  finanzwissenschaftlichen,  naturwissenschaftlichen,  techno- 
Lehrsätzen,  Regeln,  Maximen.  Dabei  hatte  das  BedUrfniss  der  Finanz-  und 
;chaftlichen  Landesverwaltung  (Domänenwesen,  Forstwesen,  Staatsgewerks- 
besondere  Berücksichtigung  gefunden.  Diese  ältere  systematische  Gameral- 
ft  war  daher  eine  Art  Encyclopädie  des  Wissens  des  Verwaltungsbeamten, 
dieser  Weise  nicht  zu  halten  gewesen  und  hat  sich  im  19.  Jahrhundert  in 
nen  Bestandtheile  aufgelöst  Letztere  haben  sich  dann  zum  Theil  wieder 
)ren  Wissenschaften,  wie  die  Politische  Oekonomie,  die  Finanzwissenschaft, 
beren  Pblizeiwissenschaft  entsprechende  moderne  Verwaltongslehre  (L.  Stein) 
seits  za  jenen  genannten  Speciallehren  fUr  die  Uebertragung  des  practischen 

j^ner,  Orundlegung.    3.  Auflage.    1.  Theil.    Grundlagen.  17 
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KOonens  um  dieses  KOnnens  selbst  Willeo  ausgebildet  Man  kann  diese  Lehren  mit 
Röscher  (I,  §.  20)  passend  mit  dem  Namen  Priyatökonomik  zosammenfa^en, 
was  in  Deutschland  anch  dblich  geworden  ist. 

Schon  die  SpecialisirQng  auf  diesem  Gebiete  bildet  ein  heute  unttbersteigliches 
Hinderniss,  dass  ein  Einzelner  dieses  ganze  Gebiet  der  Pri?atökonomik  umfasse,  aach 
wenn  er  das  zum  Lebensberuf  machte  (gewerkliche  Technologie  I).  Vollends  nebenbei 
dies  Wissensgebiet  mit  dem  des  NationalOkonomen  7on  Fach,  wie  Seitens  der  älteren 
Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  unserem  noch  bis  in  die  Zeiten  Bau 's 
hinein,  oder  mit  dem  des  Juristen,  des  öffentlichen  Yerwaltangsbeamten  za  vereinigen, 
ist  schlechterdings  nicht  mehr  möglich.  Aber  es  sind  nicht  diese  doch  nur  äasser- 
liehen  Grtlnde,  welche  eine  Trennung  der  Privatökonomik  von  der  Politischen 
Oekonomie  noth wendig  machen,  sondern  diese  wird  principicU  bedingt  durch 
die  Verschiedenheit  der  Aufgaben  und  Standpnncte  in  der  oben  gekennzeichneten 
Weise.  Ich  kann  daher  hier  auch  K.  Menger  nicht  heistimmen.  welcher  in  seiner 
dritten  Abtheilung  der  Wirthschaftswissenschaften ,  derjenigen  der  practischen  (nach 
den  historischen  und  theoretischen),  diese  gliedert  in  Volkswirtbschaftspolitik  und 
„practische  Singnlarwirthscliaftslehre''.  letztere  wieder  in  Finanzwisäenschaft  and  in 
„practische  Privatwirthschaftslehro'\  Diese  ist  für  Menger  „die  Wissenschaft  von  den 
Grunds&tzen,  nach  welchen  (unter  onseren  heutigen  socialen  Verhälutissen  lebende) 
Privatpersonen  (je  nach  Maassgabe  der  Verhältnisse)  ihre  Wirthschaft  am  Zweck- 
m&ssigsten  einzurichten  vermögen'*  (Untersuch.,  S.  256).  Menger  meint  sodann,  zwischen 
der  practischen  Privatwirthschaftslehre  (nemlich  in  diesem.  Menger  sehen  Sinne, 
d.h.  eben  im  Sinne  von  Privatökonomik,  nicht  in  dem  Sinne,  wie  wir  später  den 
Ausdruck  brauchen  werden)  und  der  practischen  Volkswirthscbaftslehre  einen  prin- 
cipiellen  Gegensatz  zu  erkennen,  sei  durchaus  irrig:  auch  jene  beziehe  sich  auf  die 
Wirthschaft  social  organisirter  Menschen  und  finde  ihre  theoretische  Grundlage 
nicht  in  einer  besonderen  theoretischen  Privatwirthschaftslehre ,  sondern  in  der  theo- 
retischen Nationalökonomie.  Allein  dass  es  sich  auch  in  der  Privatökonomik  um 
AVirthschaften  „social  organibirter  Menschen''  oder,  wie  ich  es  oben  bezeichne,  „im 
Verkehrssystem"  handelt,  wie  in  der  Politischen  Oekonomie,  bebt  den  principiellen 
Unterschied  zwischen  beiden  in  der  oben  von  mir  angegebenen  Weise  m.  £.  nicht 
auf.  Auch  hat  doch  die  Privatwirthscbaftslehrc  mehr  in  anderen  Lehren  als  in 
denen  der  theoretischen  Nationalökonomie  ihre  Grundlage,  vor  allem  in  technologischen. 

In  der  heutigen  Privatökonomik  und  fast  in  allen  ihren  Tbcilen  überwiegt 
das  technologische  Moment  stark  und  vermnthlich  immer  mehr.  Auch  das  hat 
CS  mit  sich  geführt,  dass  der  Nationalökonom  der  Gegenwart  weit  weniger  als  noch 
«Icrjenige  zu  Zeiten  Hermann's  und  Kau 's  und  vollends  als  der  alte  Gameralist  der 
Privatökonomik  ferner  steht.  Ich  habe  meiner  Zeit  (1S56)  selbst  noch  bei  Rau  in 
Heidelberg  ein  Collcg  über  Laudwirtbschaftslehre  (nicht  Agrarpolitik)  gehört.  Der 
Umstand,  dass  heute  auch  bei  uns  wie  im  Auslande  die  fachmännischen,  theoretischen 
Nationalökonomen  meistens  aus  den  Geisteswissenschaften,  Jurisprudenz,  Geschichte, 
Philosophie,  Philologie  hervorgehen,  hat  freilich  weiter  eine  gewisse  Entfremdung  der 
Politischen  Oekonomie  mit  der  Privatökonomik  bewirkt.  Das  hat  auch  seine  üblen 
Folgen,  besonders  für  die  Behandlung  gewisser  Fragen  der  practischen  Nationalökonomie, 
der  Finanzwissenschaft  (indirecte  innere  Steuern),  aber  auch  für  die  Entwicklung  des 
ganzen  Fachs.  Dass  auch  vom  privatökonomibchen  Standpuncte  aus  mit  Erfolg  an 
der  Ausbildung  der  Politischen  Oekonomie  mitgearbeitet  werden  kann,  zeigen  nicht 
nur  die  v.  TliUnen,  v.  Hermann,  sondern  aus  neuerer  Zeit  auch  die  vortrefflichen, 
geistvollen  Arbeiten  Emanuel  Herrmann's  (Wien).  Auf  einzelnen  Gebieten,  z.B. 
in  der  Lehre  von  Geld,  Banken,  Börse,  Versicherung,  Communication  und  Transport, 
auch  von  Handel,  ist  ausserdem  auch  die  scharfe  Trennung  des  Privatökonomischcn 
und  Nationali^konomischen  nicht  immer  möglich.  Beides  geht  herüber  und  hinüber  in 
einander  über.  Aber  damit  wird  das,  was  vorhin  über  die  principiellc  Nothwendig- 
keit  der  Trennunjr  nach  Standpunct  der  Betrachtung  und  Aufgabe  gesagt  wurde, 
tloch  nicht  widerlegt. 

II.  Politische  Oekonomie.  A.  —  §.  100  [53j.  Be- 
griff. Unter  Hinweisung  auf  die  späteren  Erörterungen  über 
Begriff  und  Wesen  von  Einzel-  und  von  Volkswirthschaft  und  der 
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og  Yoo  beiden  za  einander  (Bach  3),  ErOrternngeo ,  durch 
wie  schon  bemerkt  (§.  98),  anch  erst  die  Begriffsbestimmiing 
[itiscben  Oekonomie  genauer  erklärt  nnd  begründet  wird, 
er  zunächst  nur  einige  Puncte  herrorzuheben ,  welche  ftlr 
riffsbestimmung  der  Politischen  Oekonomie  entscheidend  sind. 

se  Disciplin  verfolgt  die  wirthschafUichen  Erscheinungen, 
iätigkeiten  der  Menschen,  wie  sich  dieselben  im  und  aus 
asammenhang  der  Wirthschaften  zu  einander  er- 
nd  ein  auf  Arbeitstheilung  und  Güterübertragung 
r)  zwischen  den  einzelnen  Wirthschaften  be- 
s  „Ganz es''  oder  ein  bezügliches  System  bilden.  Dieses 
',  dieses  „System'',  als  solches  ist  das,  was  wir  in  einem 
i  Stadium  seiner  Entwicklung  und  unter  gewissen  recht- 
oraussetznngen ,  welche  in  diesem  Stadium  regelmässig 
3n  sind,  „Volkswirthschaft"  nennen.  Dieselbe  stellt  daher, 
D  es  auch  ausdrücken  kann,  ein  als  abgegrenzt  gegen 
gleichartige  „Ganze"  gedachtes  „gesellschaftliches 
menschlicher  Wirthschaft"  (Schäffle)  dar.  Sie  ist  ein 
rtiger  Gomplex  wirthschaftlicher  Erscheinungen,  ein 
3tivphänomen"  (Menger).  Gerade  als  Theile  eines 
1  Complexes  sind  dann  die  wirthschaftlichen  (Einzel-) 
angen  das  Untersnchnngsobject  der  Politischen  Oeko- 
.  56).  Allein  dies  nicht,  wie  in  der  Privatökonomik,  vom 
ict  der  einzelnen  Wirthschaft  und  ihrer  ökonomischen 
le,  sondern  von  demjenigen  eben  jenes  „Ganzen",  der 
thschaft,  zu  dem  sie  als  Theile  gehören,  und  in  ihrer 
g  für  dieses  Ganze  aus.  Indem  die  wirthschaftlichen 
ingen  als  solche  Theile  eines  Collectivphänomens  betrachtet 
soll  dann  auch  das  Wesen  und  die  Function  dieses 
selbst  erforscht  werden. 

Politische  Oekonomie  ist  demnach  die  Wissenschaft  von 
ischaftlichen  Erscheinungen  als  den  Theilerseheinungen 
mponenten  des  eine  Volkswirthschaft  bildenden  Er- 
^scomplexes,  oder,  anders  ausgedrückt,  die  Wissenschaft 

Volkswirthschaft  als  einem  eigenartigen  Complex  wirth- 
er    Erscheinungen.    Ihre    Objecte    sind   daher,    wie    hier 

genaueren  als  der  in  §.  56  erfolgten  Bezeichnung  der- 
nzugefügt  werden  kann,  allerdings  nicht  die  wirthschaft- 
scheinungen  schlechtweg,  sondern  die  als  solcheTheil- 

17* 
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erBcheinangen  der  Volkswirthschaft  heirortretenden  und 
Id  dieser  Eigenscbafl  aufgefassten. 

Es  liegt  in  dieser  HinzofÜgtiDg  kein  Widersprach  mit  der  Bezeichnung  des 
Ol^ects  der  Politiscben  Oekonomie  im  Eingang  zn  §.  56  (S.  143).  Damals  genügte 
diese  Bezeichnang  und  der  jetzige  Zusatz  wäre  noch  nicht  ferst&ndlich  gewesen.  Das 
wird  er  nunmehr  nach  den  Ausführangen  über  die  Aufgaben  und  die  Methode  sein. 
Denn  hier  sind  die  wirthschafUichen  Erscheinungen  immer  schon  als  solche,  wie  sie 
soeben  genauer  bezeichnet  wurden,  aufgefasst  und  behandelt  worden. 

Obige  Definition  ist  eine  allgemeine  fOr  die  ganze  Politische  Oekonomie, 
noch  ohne  weitere  Unterscheidung  der  Aufgaben  und  beschränkt  sich  absichtlich,  ab- 
weichend 7on  den  unten  am  Schluss  dieses  §.  100  erwähnten  Anforderangen  Karl 
Menger's  an  Definitionen  ?on  Wissenschaften  (Untersuchungen,  S.  238  fil),  auf  die  Be- 
zeichnung des  Objects  in  der  Definition  allein. 

Die  Definition  der  Politischen  Oekonomie  wird  immer  mehr  oder  weniger  eng 
an  den  Begriff  der  Volkswirthschaft,  daher  an  die  Definition  der  letzteren  sich  an- 
schliessen.  Eben  deswegen  setzt  sie  aber  in  der  That  anch  beztlgliche  Erörterangen 
über  die  Yolkswirthschan  voraus,  um  nach  allen  Seiten  verständlich  zu  sein  und  be- 
gründet zu  erscheinen.  Die  obige  Definition  weicht  von  meiner  eigenen  früheren, 
wörtlich  nnd  auch  im  Sinne  und  Inhalte  ab,  doch  steht  sie  in  letzterer  Hinsicht  nicht 
mit  ihr  in  Widersprach,  sondera  hebt  nnr  etwas  Anderes  als  das  Wesentliche  hervor, 
was  aber  in  der  früheren  implicite  mit  enthalten  war,  nemlich  das  Moment  „wirth- 
schaftliche  Erscheinung**,  entsprechend  meiner  Betonung  und  Behandlung  grade 
dieses  Moments  in  diesem  ganzen  1.  Buche  in  der  3.  Auflage  und  weiterhin.  In 
der  2.  Auflage  (§.  53  am  Schluss,  S.  70)  definirte  ich  die  Politische  Oekonomie  im 
Anschluss  an  meine  Auffassung  der  Volkswinhschaft  (S.  68)  als:  ,J)ie  Wissenschaft 
von  der  Volkswirthschaft  als  dem  Organismus  der  Einzelwirthschaften  staatlich  orga- 
nisirter  Völker**. 

Eine  Zusammenstellung  verschiedener  Definitionen  giebt  Kautz,  I,  289  ff.  und 
Menger,  Untersuchungen,  S.  241  ff.,  auch  Block,  progr6s,  I,  70 ff.  Menger  ver- 
wirft diese  Definitionen,  wie  es  scheint,  alle,  weil  sie  seinen  Aüforderangen  an  eine 
bezügliche  Definition ,  wofür  er  bestimmte  Grandsätze  aufstellt  (§.  237  ff.),  nicht  ent- 
sprechen. Indessen  kommt  er  selbst  bei  seiner  Unterscheidung  von  drei  Grappen 
Wissenschaften  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaft  (S.  8)  nicht  zu  einer  einheitlichen 
Definition ,  welche  m.  E.  auch  bei  der  scharfen  Unterscheidung  der  Aufgaben ,  worin 
ich  Menger  beistimme,  möglich  und  nothwendig  ist. 

An  Beispielen  von  Definitionen  (oder  Beschreibungen  dessen,  was  der  Ein- 
zelne glaubt  unter  der  Politischen  Oekonomie,  bezw.  der  theoretischen  Nationalökonomie 
verstehen  zn  sollen)  mögen  folgende  hier  Platz  finden.  Bei  dem  engen  Zusammenhang 
dieser  Dinge  mit  der  Nomenclatur  und  mit  terminologischen  Puncten,  sowie  mit  der 
Eintheilung  (Systemisirung)  der  Disciplin  wird  hierüber  bei  einigen  Autoren  gleich 
einiges  Betreffende  hinzugefügt,  worauf  dann  unten  Bezug  genommen  wird. 

Bau,  welcher  ftlr  alle  Fragen  der  Definitionen  und  der  Systematik  mit  seiner 
nüchternen,  aber  klaren,  wenn  auch  nicht  immer  tief  genug  dringenden  Weise  auch 
heute  noch  besonders  beachtenswerth  bleibt,  stellt  der  „bürgerlichen  Wirth- 
schaftslehre**  oder  „Privatökonomie**  die  Politische  Oekonomie,  „öffent- 
liche Wirthschaftslehre**,  „Staatswirthschaftslehre**,  im  „weiteren  Wortverstand**  gegen- 
über und  versteht  unter  ihr  „die  Wissenschaft  von  den  wirthschaftlichen  Angdegen- 
heiten  des  Staats  oder  von  der  Versorgung  desselben  mittelst  sachlicher  Güter** 
(I,  §.  3).  In  dieser  bildet  ihm  den  ersten,  theoretischen  Haupttheil  die 
„Volkswirthschaftslehre**  oder  „Nationalökonomie**,  d.  h.  „die  Wissen- 
schaft, welche  die  Wirthschaft  der  Völker  nach  ihrem  Wesen  vollständig  entwickelt, 
oder  welche  zeigt,  wie  ein  Volk  durch  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  seiner 
Mitglieder  fortwährend  mit  Sachgütera  versorgt  wird**  (§.  9).  Die  stete  besondere 
Bezugnahme  bei  Bau  auf  S  ach  guter  ist  eine  Folge  seiner  (zu  engen)  Begriffsbestimmung 
von  Gut,  bezw.  wirthschaftlicbem  Gut  (s.u.§.  120).  Als  zweiten,  pr  actischen  Haupttheil 
der  Politischen  Oekonomie  unterscheidet  Bau  dann  die  „wirthschaft liehe  oder 
ökonomische  Politik**,  die  er  als  „den  wissenschaftlichen  Inbegriff  der  Grund- 
sätze für  das  Verfahren  der  Regierang  in  wirthschaftlichen  Angelegenheiten**  bezeichnet 


Begriff  der  Politischeo  Oekonomie.  261 

In  der  Okonomischeu  Politik  trennt  er  dann  wieder  zwei  Theile,  die  Yolks- 
h  aftspolitik  (Wirthscbafts-,  Gewerbepolizei),  d.  h.  den  Inbegriff  der  Grand« 
'   den  die  Yolkswirthschaftspflege  bildenden  Zweig  der  Regieningstbitigkeit, 

Finanzwissenschaft,  Finanzpolitik,  die  ihm  also  als  Abtheilang  des 
:n  Theils  zur  Politischen  Oekonomie  gehört  (I,  §.  16,  17). 

scher  (I,  §.16)  „versteht  anter  NationalOkonomik,  Volkswirthschaftslehre 
3  von  den  Eotwicklnngsgesetzen  der  Volkswirthschaft,  des  winhschaftlichen 
Ds  (^Philosophie  der  Volkswirthschaftslehre  nach  v.  Mangoldt)/*  Die  „Staats- 
haftslehre"*,  formell  ein  Zweig  der  Politik,  f&Ut  ihm  materiell  nach  ihrem 
id  fast  gänzlich  mit  dem  der  Nationalökonomik  zusammen.  Die  Finanz- 
chaft  gehört  ihm  ihrem  Zwecke  nach  zur  Politik,  ihren  Mitteln  nach  zur 
Lonomik  (§17).  Kaatz,  I,  288,  möchte  die  Wissenschaft  der  National- 
als  eine  „Lehre  von  den  Grundlagen,  den  Mittehi  ond  den  Entwicklongs- 
der  Yolkswohlfahrt'*  bezeichnen. 

1  ermann  (Untersnchnngen.  2.  A.,  S.  67  ff.)  definirt,  nach  seiner  Trennung 
nik  nnd  Oekonomik,  die  „Wirthschaftslehre  als  die  Grössenlehre  der  Guter** 
hinzu :  „Die  Darlegung  der  Gesetze  and  Regeln,  nach  denen  die  quantitative 
Jtang  der  Güter  zn  möglichst  wirksamer  Befriedigung  der  BedUrfhisse  in 
irch  das  Recht  geordneten  Gemeinwesen   erfolgt,   ist  die  Aufgabe  der  all- 

Wirthschaftslehre,  der  Volkswirthschaftslehre  im  engeren  Sinne  (sie)**  (S.  68). 
scheidet  dann  ein  Eingreifen  des  Staats  auf  dreierlei  Weise  in  die  Volks- 
ft,  wobei  er  bei  N.  1  auf  die  Finanz- ,  bei  N.  3  auf  die  Wirthschaftspolizei 
.  72  ff.).  Die  ,j'eine  Wirthschaftslehro  (die  Volkswirthschaftslehre)''  sammt 
*  von  der  Wirthschaftspolizei  werde  in  der  deutschen  Litteratur  mit  dem 
nen  Namen  Nationalökonomie  bezeichnet,  diese,  nebst  der  Lehre  von 
zcn  zusammen  von  den  englischen  Wirthschaftslehrem  „Politische  Oekonomie'' 

Hermann  hat  an  dem  Namen  „Staats wir thschaft"  dafür  festgehalten, 
h  in  der  2.  Aufl.  iS.  79). 

langoldt  (Grundriss,  2.  A.,  von  Kleinw&chter,  §.  7,  8,  10)  definirt  die  Volks- 
ftslehre  als  „die  wissenschaftliche  Darstellung  der  der  Wirthschaft  der  Völker 
i  liegenden  Kräfte,  der  Richtungen,  in  denen  sie  sich  äussern,  der  Gesetze 
ksamkeit  und  der  Bedingungen  ihres  Erfolgs**  (S.  9);  sie  erhebe  sich  zur 
laft  „von  den  Entwicklungsgesetzen  der  Volkswirthschaft"  (S.  ll)*  Fur  eine 
ukunft  wird  von  einer  „Weltwirthschaftslehre",  d.  h.  „einer  Philosophie  der 
ftlichen  Entwicklung  der  Menschheit  mit  Darlegung  der  den  verschiedenen 

darin  einzuräumenden  Stelle"  gesprochen"  (S.  9).  Vgl.  auch  Kapitel  1  in 
oldt's  Volkswirthschaftslehre.  ' 

ies  kommt  in  seinen  eindringenden  Untersuchungen  nur  zu  einer  allgemeinen 
inung,  nicht  zu  einer  eigentlichen  knappen  Definition  der  Politischen  Oeko- 
.  Wissenschaft,  vielleicht  absichtlich  nicht  (2.  Aufl.,  S.  1  ff.). 
läffle  giebt  in  der  2.  Auflage  seines  gesellschaftlichen  Systems  auch  keine 
e  Definition,  sondern  nur  Erörterungen  über  Wesen  und  Aufgabe  der  „Wissen- 
a  der  menschlichen  Wirthschaft",  die  als  „Volkswirthschaftslehre",  „Na- 
lonomie",  „allgemeine  Wirthschaftstehre"  auftreten  mUsse  (S.  4).  Man 
9er  nach  den  dortigen  Ausfuhrungen  und  auf  Grund  des  von  Schaff le  für 
i  gewählten  characteristischen  Titels  vielleicht  sagen,  dass  ihm  die  Politische 
e  die  ,J^hre  vom  gesellschaftlichen  System  der  menschlichen  Wirth- 
ei.  In  der  3.  Aufi.  definirt  er  dagegen  ganz  kurz:  „Die  Nationalökonomie 
ehre  von  der  Erscheinung  des  wirthschaftlichen  Princips  in  der 
:ben  Gesellschaft*'  (§.  26,  S.  46).  wogegen  ich  schon  in  der  2.  Aufl.  der  Grund- 
i.  70,  Note  5)  bemerkte,  dass  die  Aufgabe  in  der  Darlegung  der  Verwirk- 
lieses  Princips  in  der  Volkswirthschaft  liege  und  Schäffle's  Definition  zu  weit 
sie  ebenso  für  die  Wirthschafts-,  als  ftlr  die  Volkswirthschaftslehre  passe.    Im 

des  „socialen  Körpers",  S.  234  ff.  erörtert  Schaff  le  die  Volkswirthschaft  als 
»toffwechsel"  und  Begriff  und  Aufgabe  der  Nationalökonomie.   Er  will  letztere 

einer  „allgemeinen  Stoffwechsellehre**  erweitem;  ihr  Gegenstand  sei  .4m 
Sinne  die  wirthschaftliche  Regelung  der  Stoffwechselvorgänge  an  der  Be- 
:  und  an  dem  Volksvermögen,  im  weiteren  Sinne  die  Gesammtbcit  der  That- 
?ts  Socialstoffwechscls",  eine  Lehre,  die  „nicht  bloss  die  wirthschaftliche  Re- 
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gulirang  des  Sodalstoffwechsels,  sondern  auch  all^s  Zeit-,  Baum-,  Gesch&fts-,  Kunst-, 
Staats-  und  Geistesleben,  soweit  es  dem  Socialstofiwechsel  angehört,  gründlich  und 
methodisch  behandelt''.  Damit  k&me  man  aber  doch  ins  Grenzenlose.  Die  BegriHs- 
bMtimmung,  wenn  man  das  Gesagte  dafür  gelten  lässt,  ist  nur  im  Znsammenhang  mit  den 
ganzen  Ausführungen  Sch&ffle's und  mit  seiner eigenthümlichen  Terminologie  ?erst&ndlich. 

Auch  f.  Scheel  (SchOnberg's  Handbuch,  S.A.,  I,  69  IT.)  definirt  nicht  eigent- 
lich, sondern  bezeichnet  nur  Aufgaben  und  Gegenstand.  —  Neu  mann  ist  sich  nicht 
gleich  geblieben.  In  dem  älteren  Aufsatze  in  der  Tüb.  Ztschr.,  B.  28  (1872)  wird 
nadi  einer  kritischen  Erörterung  über  die  Aufgabe  der  Yolkswirthschaftslehre  und 
über  die  Definitionen  Anderer  definirt:  „die  Lehre  von  den  Beziehungen  einzelner 
'Wirthschaften  zu  einander  und  ihrem  Yerhältniss  zum  Staate,  dem  sie  angehören'', 
oder  knapper :  „die  Lehre  vom  Verhalten  der  Einzelwirthschaften  zu  einander"  (S.  266). 
In  der  2.  Aufl.  des  Schönberg*8chen  Handbuchs  (I,  133)  lautet  die  Begriffsbestimmung 
(unter  ausdrücklichem  Ausschluss  der  Finanzwissenschaft  aus  der  Yolkswirthschafts- 
lehre): „die  Lehre  von  dem  Wesen  der  wirthschaftlicben  Dinge,  insbesondere  der  in 
diesen  sich  vollziehenden  sog.  Gesetze,  von  den  Beziehungen  jener  Dinge  zum  ge- 
meinen Wohl  und  von  den  bezüglich  eben  derselben  zu  treffenden  öffentlichen  Maass- 
nahmen'*.     S.  daselbst  die  Erläuterung  hierzu  und  Neumann's  Schrift  „Grundlagen". 

Zu  vergleichen  sind  noch  die  allgemeineren,  aber  nicht  zu  einer  eigentlichen 
Definition  gelangenden  hierher  gehörigen  Erörterungen  von  G.  Cohn,  System  I,  Einl. 
Kap.  1,  2,  auch  3  passim.  —  H.  Dietzel,  über  das  Yerhältniss  der  Yolkswirth- 
schaftslehre u.  s.  w.  (Diss.  1882),  S.  9  ff.  und  in  der  Tub.  Ztschr.,  B.  39  (18S3),  S.  1  ff., 
doch  auch  ohne  eigentliche  Definitionen.  —  Kleinwächter  (Conrad's  Jahrb.,  B.  52. 
S.  604  ff.,  607  ff.);  Definition  in  Yerbindung  mit  den  Aufgaben  gebracht,  welche  Klein- 
wäcbter  unterscheidet  und  wobei  er  sich  wesentlich  auf  die  von  mir  sogen,  theo- 
retischen Aufgaben  beschränkt.  —  L.  Cossa  geht  vom  Begriff  ricchezze  aus  (elem.. 
9.  ed.,  p.  7)  und  definirt  die  economia  politica  als  „dottrina  dell*  ordine  sociale  delle 
ricchezze";  ihre  Aufgabe  sei  eine  doppelte,  Natur  und  Ursache  der  ricchezze  sociale 
zu  erforschen  und  Grundsätze  für  die  ökonomische  Tbätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt 
zu  gewinnen.  Eingehender  jetzt  in  der  3.  ed.  der  introduzione  p.  11  ff. 
—  Zahlreiche  sonstige  Definitionen  deutscher  und  fremder  Nationalökonomen 
sind  nicht  sowohl  Definitionen,  als  Angaben  über  die  Aufgaben  der  Dis- 
ciplin.  Manche  sprechen  gleich  und  allein  von  den  „Gesetzen'\  welche  zu  erforschen 
seien.  Auch  die  Theile,  in  welchen  die  theoretische  Nationalökonomie  gewöhnlich 
zerlctrt  wird,  hat  man  öfters  gleich  in  die  Definition  gezogen.  So  bat  noch  jüngst 
M.  Block  (progr6s  I,  70)  kurzweg  die  Politische  Oekonomie  als  eine  Wissenschaft 
und  als  eine  Kunst  bezeichnet,  als  erstere  erforsche  sie  die  Gesetze,  welche  Production, 
Yertheilun)?  und  Verbrauch  der  Güter  regeln,  als  letztere  suche  sie  nach  der  besten 
Art,  diese  Gesetze  zur  Befriedigung  unserer  wirthschaftlicben  Bedürfnisse  anzuwenden. 

Die  Mängel  aller  dieser  Definitionen,  Um-  und  Beschreibungen  möchte  ich  so 
wenig  läugnen,  als  Menger  es  thut  und  auf  dessen  genannte  bezügliche  Ausführungen 
(bes.  Anh.  II  in  den  Untersuchungen)  mich  trotz  mehrfacher  Meinungsverschiedenheit 
vomemlich  hier  beziehen.  Ich  kann  ihm  namentlich  in  dem  Puncto  nicht  beistimmen, 
welchen  er  als  haaptsächlichen  Mangel  der  meisten  Begriffsbestimmungen  der  theo- 
retischen Nationalökonomie  bezeichnet  (S.  239).  dass  sie  nemlich  den  formalen  Ge- 
sichtspunct,  unter  welchem  das  wissenschaftliche  Object  betrachtet  werden  solle,  nicht 
genau  angäben.  Einmal  übersieht  er,  dass  viele  Definitionen  nicht  specieU  für  die 
theoretische,  sondern  für  die  ganze  Politische  Oekonomie  im  Allgemeinen  von  den 
betrefienden  Autoren  aofgestellt  werden,  was  diese  eben  für  zulässig,  ja  nothwendig 
halten;  sodann  möchte  ich  ihm  gegenüber  festhalten,  dass  dies  auch  meine  Meinung 
ist;  und  endlich  kaun  ich  überhaupt  nicht  einräumen,  dass  Menger  hier  mit  der  For- 
derung, jener  formale  Gesichtspunct  müsse  in  der  Definition  selbst  hervor- 
gehoben werden,  durchaus  im  Rechte  ist  Meine  eigene  obige  Definition  hat  diesen 
Gebichtspunct  allerdings  schon  deswegen  weggela>sen .  weil  sie  eben  eine  allgemeine 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie  sein  sollte.  Aber  in  die  Definition  gehört  er 
m.  E.  überhaupt  deswegen  nicht,  weil  er  sich  aof  die  Aufgabe  einer  Wissenschaft 
bezieht.  Mir  scheint  es  richtiger,  nur  nach  dem  genüsrend  genau  bezeichneten 
Object  die  Wissenschaft  selbst  zu  definircn.  nicht  mit  nach  der  Aufgabe.  Ich  be- 
schränke mich  also  auf  das  zweite,  bezw.  das  erste  und  zweite  der  Momente,  welche 
Menger  als  für  die  Definition  einer  Wissenschaft  nothwendig  ansieht. 
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Eher  kann  man  den  erstgenannten  (Volkswirthsehaflslebre)  dann 
in  Verbindung  mit  Adjeetiven  znr  Bezeichnang  einzelner  Theile 
des  Systems  verwenden,  obwohl  anch  hier  ein  wirklieh  geeigneter 
Name  antiken  Ursprungs  vorzuziehen  wäre.  Der  besonders  in 
Deutsehland  eingebürgerte  Name  ,, Nationalökonomie'^  erfüllt 
letztere  Anforderung,  aber  möchte  noch  weniger  passend  als 
yyPolitische  Oekonomie''  sein.  Der  dem  angedeuteten  Bedttrfniss 
entsprechende  und  sachlich  angemessenste  Name  ftlr  die  ganze 
Disciplin  und  mit  adjectivischen  Zusätzen  für  die  ersten  drei 
Haupttheile  des  Systems  ist  der  hier  und  da  von  einzelnen  Autoren 
schon  länger  gebrauchte ,  aber  noch  nicht  allgemein  üblich  ge- 
wordene, wenn  auch  in  sichtbarer  Ausdehnung  begriffene:  Social- 
ökonomie  oder,  allerdings  correcter  (S.  83)  Socialökonomik. 

Vjcl.  über  die  Terminologie  Baa,  I,  8,  9,  16,  17  in  den  Noten,  ßoscbcr,  I, 
§.  16,  Noten,  Kantz.  1,  285,  Nenmann,  Tüb.  stat  Ztschr.,  1872,  B.  28,  S.  257  ff. 
in  den  Noten,  Menger,  Ontenuch.  Anhang  IV.  Cossa,  intridozione,  3.  ed.  p.  60  ff. 

Ueber  das  Wort  „Oekonomie^  (Oekonomik)  in  den  genannten  antiken  Aus- 
drücken besteht  keine  Meinangsrerschiedenheit  Es  Ist  sprachgebräochlich  dnrcbaas 
geeignet  und  auch  für  sich  unserer  ^Wirthschaftslehre'*  forznziehen.  Allerdings  ist 
aber  bei  nns  die  popnl&re  Bezeichnang  ?on  gewissen  Landwinhschafitsbetrieben  als 
„Od[onomie*'  ein  misslicher  Ponct,  weil  er  im  grossen  Publikum  wohl  zu  Miss- 
f  erst&ndnissen  nicht  immer  unbedenklicher  Art  (daher  auch  fUr  die  Vertreter  der  Dis- 
ciplin) geführt  hat  und  mitunter  noch  führt 

Der  Ausdruck  „Politische*'  Oekonomie  ist  deswegen  zu  beanstanden,  weil 
er  nach  dem  antiken  wie  modernen  Sprachgebrauch  betreffs  des  Worts  „politisch** 
dem  Namen  von  romherein  einen  gewissen  tendenziösen  Sinn  geben  kann  und  auch 
oft  gegeben  hat,  so  namentlich  auch  auf  die  Beziehung  des  Staats  zur  Oekonomie 
und  Oekonomik  zu  sehr  hinweist  Aber  die  allgemeine  Verbreitung  und  die  Ein- 
bürgerung bei  den  GulturrOlkem  seit  200  Jahren  (öconomie  poUtique,  economia  poli- 
tica,  political  economy)  fUlt  doch  ftlr  den  Namen  schwer  ins  Gewicht,  der  dadurch 
auch  als  angenommener  wissenschaftlicher  Terminus  seine  mögliche  tendenziöse  Neben- 
bedeutung thatsicblich  fast  ganz  ferloren  hat  Historisch  wird  er  in  der  Wissenschaft 
auf  den  französischen  Autor  Montchrötien  de  Wattefille  zurückgeführt,  der  im 
Jahre  1615  ein  Werk  unter  diesem  Namen,  wesentlich  über  practische  Wlrthschafts- 
lehre,  erscheinen  Hess:  trait6  d'economie  politique  (Ronen).  Er  ist  vielleicht  aber, 
wie  K.  Menger  wahrscheinlich  macht  (Onters.,  S.  10),  nicht  einmal  aus  einem  prin- 
cipiellen  Grunde  zur  Wahl  dieses  Namens  gelangt,  so  dass  Röscher 's  Bemerkung, 
der  Titel  allein  wäre  damals  ein  grossem  wissenschaftliches  Verdienst  gewesen  (Gesch. 
der  Nationalökonomie,  S.  185,  Note  2)  unzutreffend  w&re.  —  Statt  „poütischo'*  Oeko- 
nomie wird  mitunter  in  verschiedenen  Sprachen  im  gleichen  Sinne  auch  das  Wort 
„Öffentliche'*,  ital.  pubblica,  engl,  public  gebraucht,  zugleich  mehr  im  Sinne  unseres 
„Staatswirthschaft**  und  wie  dieses  dann  auch  wohl  die  Finanzwirthschaft  bezeichnend. 
Die  Briten,  immer  nach  Kürze  strebend,  brauchen  neuerdings  (Marshall  u.  A.) 
für  political  economy  wohl  auch  das  eine  Wort  „economics'',  was  aber  eben  doch 
den  Fehler  hat,  zu  eindeutig  zu  sein. 

Besonders  in  Deutschland  hat  sich  fast  mehr  als  Politische  Oekonomie  der 
Name  Nationalökonomie  für  unsere  Wissenschaft  eingebürgert,  für  die  ganze  und 
mit  Adjeetiven  (theoretische,  practbcbe,  allgemeine,  specieUe  u.  dgl.)  ftlr  die  Haupttheile. 
Unbekannt  ist  er  auch  im  Auslande  nicht  durchaus  (ital.  ec.  nazionale)  und,  wie  es 
scheint,  von  Einzelnen  (in  England  von  Ferguson  1767,  in  Italien  von  Ortes  1774) 
früher  als  bei  uns  gebraucht  wo  er  seitBeginn  dieses  Jahrhunderts  der  übliche  Ausdruck  in 
der  Fachlitteratur  und  neben  „Cameralwissenschaft"'  wird,  dieses  Wort  allm&lig  ver- 
dringend  (bis  auf   die    nationalokonomischen   Professuren    als    amtlich   solche   der 
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dings  öfters  gebraacbt  wird  (Dttbring  u.  A.  m.\  in  Italien  von  L.  Gossa  nunmehr 
gewählt  wurde  (economia  sociale),  auch  in  anderen  Sprachen,  bezw.  L&ndem  vorkommt 
(social  economy)  und  jedenfalls  allen  Cultorvölkem  leicht  verständlich  nnd  mund- 
gerecht ist  Er  ist  auch  kein  tendenziöser,  wie  vielleicht  hier  und  da  eingewandt 
wird,  und,  wenn  auch  etwa  wegen  der  sprachlichen  Verwandtschaft  mit  „socialistiscb"* 
da  und  dort  etwas  beargwöhnt,  doch  bei  der  Einbtlrgernng  des  specifischen  Sinns 
des  Worts  socialistisch  keinem  derartigen  Einwand  im  Ernst  ausgesetzt  Er  bezeichnet 
vielmehr  das,  was  neben  dem  „Oekonomischen**  das  Wesentliche  in  der  Discipliu  ist, 
das  gesellschaftliche,  „sociale**  Moment  und  entspricht  der  Anforderung,  den 
alten  Sprachen,  noch  dazu  beiden  classischen,  zu  entstammen  sich  so  dem  Sprach- 
schatz der  romanischen  Volker  und  der  Engländer  gut  einzufügen,  aber  auch  bei  uns 
und  den  Slawen  leicht  sich  einbürgern  zu  können.  Nicht  im  Sinne  von  Social- 
Ökonomie  oder  Politischer  Oekonomie  hat  H.  Dietzel  neuerdings  den  Ausdruck 
„Socialwirthschaftslehre''  gebraucht  (Diss.,  1882,  S.  10,  Tttb.  Zeitschr.  1882). 
Er  will  diese  grade  von  der  Volkswirthschaftslehre  unterscheiden  und  zwar  nach  der 
Methode,  indem  er  für  sie  Deduction  und  absolute  Lösungen,  fUr  letztere  Indnction 
und  relative  Lösungen  fordert  Ganz  abgesehen  von  den  principiellen  Bedenken  hier- 
gegen möchte  die  neue  Wortbildung  grade  zur  Bezeichnung  dessen,  was  Dietzel  vor- 
schwebt, nicht  geeignet  sein. 

Nur  vereinzelt  sind  in  Deutschland  und  anderen  Ländern  noch  andere  Kamen 
fUr  die  Disciplin  benutzt  worden,  ohne  eine  Verbreitung  zu  erreichen,  z.  B. 
Nationalwirthschaftslehre ,  Volkshaushaltskunde,  GUterlehre,  VolksgUterlehre ,  economia 
cinle  (u.  A.  Genovesi),  auch  zu  enge,  halb -tendenziöse  Namen,  Plutologie  (Ue- 
arne),  Katallaktik  (Tauschlehre,  Whately^,  u.  A.  m.  (s.  Bau,  I,  §.  4,  Note),  Lehre 
oder  Theorie  vom  Volks-  oder  öflentlichen  Keichthum,  Vermögen,  vom  wealth  of 
nations,  wie  in  A.  Smith 's  berühmtem  Werke,  richesse  sociale.  Und  an  Bezeich- 
nungen, welche  das  Gebiet  der  Disciplin  durch  Heraushebung  einzelner  Momente 
characterisifen  und  danach  etwa  den  Btlchertitel  richten,  hat  ea  auch  sonst  nicht  ge- 
fehlt Alles  das  deutet  darauf  hin,  dass  die  üblichsten  Bezeichnungen  den  Autoren 
nicht  immer  als  die  geeigneten  erscheinen  und  —  dass  eben  in  dieser  ,gongeu  Dis- 
ciplin" noch  Vieles  gährt. 

Es  giebt  wichtigere  und  interessantere  Dinge  als  diese  Fragen  vom  Namen  einer 
Wissenschaft  Aber  so  ganz  glcichgiltig  sind  sie  nicht.  Sie  berühren  sich  doch  mit  tieferen 
Principienfragen.    Eben  deswegen  sind  sie  hier  etwas  eingehender  behandelt  worden. 

2.  Abschnitt. 
System  der  Politischen  Oekonomie. 

I.  —  §.  102.  Bisherige  Entwicklung  des  Systems'). 
Bei  einem  solchen  System  handelt  es  sich  um  zweierlei,  einmal 
um  die  Hanpteintheilung  der  ganzen  Wissenschaft  sei  es  in  Stoff- 
gruppen,  sei  es  —  eventuell  zugleich  mit  für  diese  Stoffgruppen  — 
in  Gruppen  von  Problemen  und  Aufgaben,  nach  verschiedenen 
dafür  aufzustellenden  Gesicbtspuncten ;  sodann  um  die  weitere 
Eintheilung  jedes  dergestalt  gebildeten  Haupttheils. 

Hier  haben  wir  es  namentlich  nur  mit  jener  ersten  Haupteintheilnng  zu  thun, 
die  zweite  wird  nur,  boweit  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt  und  erforderlich 
für  die  Frage  der  Uaupteintheilung  ist,  berührt  (rgl.  f$.  104).  Das  Nähere  und 
Einzelne  darüber  gehört  in  die  betretfenden  Tbeile  dieses  Gebammtwerks. 

Die  bisherige  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  war  in  Bezug 
auf  die  Haupteintheilung  im  Ganzen  in  Deutschland  anders  als 
bei  den   leitenden  fibrigen  Cultnrvölkern ,  welche  uns  in  der  Aus- 

^)  Das  Nähere  hierüber  geh()rt  in  die  nationalökonomische  Litteraturgeschichte. 
Aber  die  Hauptpunctc  der  Entwicklung  mUssen  hier  hervorgehoben  werden. 
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Traditionen  nnd  an  Yorgftnger  ankntlpfend,  sowie  fon  Zeitgenossen  begleitet,  welche 
unabhängig  Fon  ihm  wie  ihm  folgend  ähnliche  Wege  gingen,  den  gröbsten  Einfloss 
anf  jene  Dreitheilong  des  Systems  ansgeObt.  Dass  dieselbe  bei  ihm  etwas  anders  and 
kaum  in  dieser  Weise,  auch  wenn  man  seine  Eintheilangsgronds&tze  sonst  billigt, 
ganz  richtig  Forgenommen  war  —  nämlich  eigentlich  in  zwei  Haapttheile  und  der 
zweite  prakribche  weiter  in  zwei  Theüe  (I  nnd  II,  a  and  b,  s.  S.  260)  —  hat  diese 
Bedentnng  Ran*s  f&r  die  Eintheilnng  nicht  yermindert  (s.  n.  §.  108).  Im  akademischen 
Unterricht,  namentlich  in  Soddentschland ,  wo  das  eigene  cameralistische  Studinm 
oder  die  Einrichtung  anch  des  juristischen  Studiengangs  nnd  der  Prüfungen,  im 
Unterschied  leider  besonders  zn  Preussen,  zu  einem  intensiyeren  Betrieb  der  Poli- 
tischen Oekonomie  fahrte,  neuerdings  aber  allgemeiner,  jetzt  allmälig  auch  in  Preussen  und 
Oesterreich,  hat  sich  diese  Dreitbeilung  fest  eingebürgert.  Alsdann  hat  auch  wieder 
diese  Einrichtung  des  Unterrichts  auf  die  systematische  Behandlung  der  Disciplin 
rttckgewirkt.  Ihr  ent>«prechen  die  drei  nationalOkonomischen  Hanptcollegien,  an  welche 
sich  dann  die  Specialvorlesungen  ergänzend  anschliessen. 

Nicht  ohne  Einfluss  war  auch  die  übliche  Aufnahme  der  „Wi rth Schafts- 
polizei''  in  die  sogen.  Polizeiwissenschaft  Diese  Wirthschaftspolizei  fiel  im 
Stofi*,  wenn  auch  nicht  durchaus  in  der  Auffassung,  Behandlung  und  den  leitenden 
Qesichtspuncten ,  mit  der  ..praktischen  Nationalökonomie'*  oder  „Volkswirthschafts- 
politik''  grosbentheils  zusammen.  Je  mehr  nun  die  ältere  Polizeiwissenschaft,  ähnlich 
wie  ihre  Schwester,  die  Cameralwissenschaft,  ?eraltete  und  sich  zur  Inneren  Yer- 
waltungslehre  entwickelte,  was  dann  freilich  erst  endgiltig  noch  nicht  B.  ?.  Mo  hl, 
sondern  L.  Stein  herbeiirefuhrt  hat,  desto  mehr  erschien  nun  auch  der  Inhalt  der 
praktibchen  Nationalökonomie  und  Wirthschaftspolizei  als  „wirthschaflliche  Yer- 
waltungslehre**  und  damit  als  ein  Theil  dieser  Inneren  Yerwaltungslehre. 
Trat  dann  auch  in  diesem  Theil  mehr  der  Character  einer  Staats-  und  selbst,  wie 
im  eigentlichen  Yerwaltungbrecht  deijenige  einer  Bechtswissenschaft,  nicht  einer 
Wirthschaftswissenschaft  henu>r,  so  dass  diese  „wirthschaftiiche  Yerwaltungslehre** 
nicht  ohne  Weiteres  die  Yolkswirthschaftspolitik  ersetzen  konnte,  so  wirkt  doch  die 
Behandlung  desselben  Stoffs,  derselben  ,,Pragen'*  Tom  Staats-  und  rechtswissenschaft- 
lichen Standponcte  aus  auf  die  Behandlung  in  der  Politischen  Oekonomie  ein.  Die 
schärfere  Trennung  des  theoretischen  und  praktischen  Theils  der  letzteren  war  die 
Folge  davon. 

Allerdings  ist  auch  in  der  deutschen  systematischen  Litteratur  die  Dreitbeilung 
nicht  allgemein  angenommen  und  namentlich  nicht  immer  streng  und  gleichmässig 
durchgeführt  worden.  So  nicht  in  kleineren,  in  populären  Schriften.  Aber  auch 
die  grösseren  Fachwerke  haben  sie  nicht  alle  streng  festgehalten,  insbesondere 
Einzelnes  aus  der  praktischen  Nationalökonomie,  aus  der  Fioanzwissenschaft,  mehr 
in  der  Weise  des  Auslands,  in  die  „allgemeine'',  die  „theoretische*'  hineingezogen, 
oder  anhangsweise  bebandelt.  So  z.  B.  Schaf fle  im  gesellschaftlichen  System. 
Auch  das  Strosse  Werk  ?on  Röscher  und  das  Schönberg'sche  Handbuch  haben 
die  übliche  Dreitbeilung  nicht  genau  aufgenommen,  wenn  sie  auch  immerhin  sich  ihr 
nähern.  Boscher 's  1.  Band,  die  „Grundlagen  der  Nationalökonomie",  entspricht  einiger- 
maassen  dem  ..theoretischen"  Theil.  wenn  auch  mit  mancherlei  Hineinziehung  von  Stoff 
und  Gesichk»puncten  aus  dem  practischen,  die  Bände  2  und  3  enthalten  in  der  Haupt- 
sache diese  letztere,  der  4.  Band  die  FinanzwissenschaflL  Im  Schönberg*schen  Hand- 
buch stellt  der  1.  Band  im  Gro>sen  und''Ganzen  die  „theoretische"  Nationalökonomie 
dar,  der  zweite  die  ..practische",  der  dritte  die  Finanzwissenschaft  (nebst  Innerer 
Verwaltungslehre,  welche  mindestens  einen  besonderen  Band  bilden  sollte).  Aber  im 
ersten  Baude  befinden  sich  zum  Theil  sehr  umfangreiche  Abhandlungen  über  Maas» 
und  Gewicht,  Geld-  und  Münzwesen,  Credit  und  Bankwesen,  Transport- und  Communi- 
cationswesen ,  welche  ihrem  Inhalt  nach ,  soweit  sie  auf  Practisches  eingehen  (daher 
besonders  Münzwesen,  Bankwesen,  Yerkebrsmittcl),  in  die  practische  Nationalökonomie 
gehörten,  demnach  in  B.  2,  ebenso  wie  die  hier  stehende  Abb.  Yersicherungswesen. 
In  den  ersten  theoretischen  Band  gehörte  nur  die  Theorie  des  Geldes,  Credits, 
Yerkehrswesens.  Allerdings  führen  beide  Bände  den  einfachen  gemeinsamen  Namen 
,.Yolkwirth>chaftslehre",  ohne  dass  weiter  zwischen  theoretischer  und  practischer 
NatiunalOkonomie  unterschieden  wird.  Die  Yertheilung  der  Materien  scheint  der 
Tübinger  akademischen  Gewohnheit  zu  entsprechen  und  wird  auch  principiell,  so  Ton 
Neumann  gebilligt,  m.  E.  mit  Unrecht,  wie  ich  unten  zeigen  werde. 
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zweiten  and  besonders  in  den  ersten  Theilen  des  dritten  Abschnitts  (Grandelemente 
aller  Wirthschaft,  gesellschaftlicher  Organismus  menschlicher  Wirthschaft).  In  der 
dritten  Auflage  dieses  Werks  wird  das  erste  Bach  aach  ^Grandlegang"*  genannt,  aber 
Vieles  dann  in  eine  solche  Hineingehörige  findet  sich  noch  in  den  folgenden  Bttchera 
zerstreut  v.  Mangoldt's  grössere  Yolkswirthschaftslehre  enthält  in  den  ersten 
Kapiteln  ,,Grandlefrendes'' ;  das  ganze  ttichtige  Werk  kommt  aber  überhaupt,  zumal 
in  der  ersten  Hälfte  bereits  auf  eine  Art  selbständiger  Grundlegung  hinaus.  In 
besonderem  Maasse  gilt  das  Fon  Knies'  politischer  Oekonomie  and  ?on  Kautz' 
1.  Bande  seiner  Nationalökonomik,  welche  beide  Werke  am  Passendsten  den  Namen 
einer  systematischen  „Grundlegung"'  fuhren  würden.  Auch  G.  Schmollers  „Grund- 
fragen'* stellen  zwar  keine  systematische,  aber  doch  eine  Art  „Grundlegung*"  dar. 
Aus  neuester  Zelt  ist  das  grosse  Werk  von  £.  Sax  zu  nennen,  das  doch  mehr 
als  eine  Grundlegung  bloss  der  ?on  ihm  sog.  „Staatswirthschaff*  giebt.  Besonders 
Knies  hat  am  Meisten,  wenn  auch  nicht  sofort,  so  doch  später  auf  die  allmälige 
Erweiterung  und  Ausbildung  der  üblichen  «.Einleitungen**  zu  einer  „Grundlegung** 
hingewirkt,  wenn  die  letztere  auch  von  den  meisten  Systematiken!,  zum  Theil  wohl 
schon  aus  äusseren  Gründen,  RaumrUcksichtcn  u.  dgl.,  in  knappem  Umfang  gehalten 
wird  und  nicht  alle  zu  ihr  gehörigen  Erörterungen  aus  anderen  Abschnitten  der 
Werke  in  sie  hinein  gezogen  werden,  wie  es  m.  E.  geschehen  sollte.  Vgl.  z.  B.  die 
Behandlungsweise  von  G.  Cohn,  der  nach  einem  „Ueberblick  (S.  1 — 22)  die  oben 
(S.  253)  erwähnte  ,j:inleitung**  (S  23—212)  bringt,  dann  aber  im  zweiten  Haupt- 
abschnitt seines  „Systems  der  W^irthschaft**  unter  dem  Titel  „Gestaltung  des  Wirth- 
schaftslebens**  (S.  356—452)  Ausführungen  giebt,  welche  nach  meiner  Terminologie 
als  „grundlegende**  zu  bezeichnen  und  in  den  mit  diesem  Namen  zu  belegenden  Theil 
des  Systems,  in  Yerbindung  mit  der  Einleitung,  aufzunehmen  wären.  Cohn 
nennt  übrigens  den  ganzen  1.  Band  seines  Systems  „Grundlegung**  der  National- 
ökonomie. Der  Inhalt  umfasst  auch  die  üblich  so  genannte  „theoretische**  Nationalökono- 
mie mit.  Im  1.  Bande  des  Schönberg'schen  Handbuchs  wird  das  ganze  Werk  mit 
Schönberg's  eigner  Abh.  „Volkswirthschaff*  (Wesen,  Wirthschafbstufen  in  der 
Geschichte  der  Volkswirthschaft ,  moderne  Volkswirthschaft)  oiogeleitet,  woran  sich 
dann  die  Abhandlungen  „Die  Politische  Oekonomie  als  Wissenschafr*  und  „Socialismns 
und  Communismus**,  beide  von  v.  Scheel,  und  über  „wirthschaftliche  Grundbegriffe**  von 
Neu  mann  anschliessen.  Die  Bevölkerungslehre  von  Rümelin  steht  aber  ganz  am 
Schluss  des  Bandes  und  eine  Abh.  über  Rechtsordnung  und  Organisation  fehlt  überhaupt. 

Die  ausländische  Lilteratur  hat  sich  früher  auch  meistens  auf  kurze  „Ein- 
leitungen** beschränkt,  welche  auch  nicht  alle  die  Gegenstände  der  üblichen  deutschen 
Einleitungen  behandelt  haben.  Soweit  sie  sonst  auf  grundlegende  Principienfragcn 
überhaupt  eingegangen  ist,  wie  freie  Concurrenz,  Eigenthumsordnung,  finden  sich 
bezttgliche  Erörterungen  aber  meistens  in  späteren  Abschnitten,  in  Verbindung  mit 
den  Fragen  der  Production.  der  Vertheilung,  wie  ähnlich  in  Deutschland  auch  bei 
Röscher  (Unfreiheit  und  Freiheit,  Gütergemeinschaft  und  Privateigcnthum  im  ersten 
Boche  von  der  Prodoction).  Der  hervorragendste,  nicht  nur  britische,  sondern  aus- 
ländische Systematiker  in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts,  J.  St.  Mi  11,  der  in  seinem 
mit  Recht  berühmten  Werke  doch  bereit^  „Grundsätze  der  Politibchen  Oekonomie**  mit 
einigen  Anwendungen  auf  die  „Gesellschaftswisäenschaft**  geben  will,  schickt  nur 
eine  dürftige  allgemein  gehaltene  Einleitung  voraus,  eröffnet  dann,  das  zweite  Buch 
(Vcrtheilong)  mit  Kapiteln  vom  Eigenthum  und  kommt  hier  in  weiteren  Kapiteln  auf 
Concurrenz  und  Herkoromen,  Sclaverei  und  in  Verbindung  hiermit  auf  ländliche 
Eigenthums-  und  Betriebsverhältnisse  zu  sprechen.  Im  5.  Buche  behandelt  er  die 
Beziehungen  des  Staats  (der  Regierung)  zur  Volkswirthschaft,  mitten  dazwischen  aber 
die  Lehre  von  den  Steuern  nnd  den  Staatsschulden.  Sonst  ist  aus  früherer  Zeil  für 
richtige  „grundlegende*  Erörtemnge,  wenn  auch  nicht  in  einem  eigenen  Theil  des 
Werks,  der  immer  noch  besonders  beachtenswerthen  Schriften  Sismondi's  zu  ge- 
denken. —  Neuerdings  wächst  sich  aber  auch  in  der  fremden  systematischen  Litterator 
die  „Einleitung**  zu  einer  Art  Grundlegung'*  aus,  so  z.  B.  in  MarsbalTs  Werk 
(B.  1),  wenn  darin  auch  noch  Manches  fehlt  und  an  einer  anderen,  nicht  immer 
passenden  Stelle  (die  Bevölkerungslebre  noch  in  der  Lehre  von  der  ProtJuction  bei 
der  Erörterung  über  supply  of  laboor)  behandelt  wird;  in  Nordamerika  in  Ely's 
introduction  (part  1.) 
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weil  erst  hier  auf  die  specielleren  Einzelfragen  niher  eingegangen  und  dorch 
bezagliche  ErOrtemngen  sieb  den  concreten  AnfgabeD  der  Praxis  mehr  genähert 
wird.  Auch  in  diesem  Sinne  dürfen  daher  die  ersten  beiden  Theile  auch  wohl  als 
allgemeine,  die  beiden  letzten  als  specielle  Politische  Oekonomie  bezeichnet 
weisen,  wenngleich  in  jedem  Theil  stets  allgemeinere  and  speciellere  Erörterungen 
und  Abschnitte  vorkommen,  wie  E.  Menger  mit  Becht  henrorgehoben,  aber  mit  Un- 
recht zu  einem  Grande  der  Ablehnung  von  solchen  Bezeichnungen  ftlr  die  Haupt- 
theile  des  Systems  gemacht  hat  (Untersuch.,  S.  246  ff.,  Conrad's  Jahrb.,  B.  53,  S.  474). 
Die  Bezeichnung:  theoretischer  oder  specieller  Theil  bedeutet  nicht,  dass  diese  beiden 
Worte  dasselbe  ausdrucken  sollen,  sondern  dass  es  sich  um  zwei  Gesichtspuncte 
(theoretisch  und  practisch)  und  zwei  Inhalte  und  Behandlungsweisen  (all- 
gemein und  spedell)  handelt.  Die  letzteren  und  jene  Gesichtspuncte  stehen  in  ge- 
wisser Beziehung  zu  einander,  aber  bedeuten  nicht  dasselbe.  Um  Missvorst&ndnisse 
der  Art  zu  vermeiden,  wird  man  besser  sagen:  theoretischer  und  allgemeiner  und 
practischer  und  specieller  Theil  statt  „oder'*.  Die  „Grandlegung"'  ist  dann  allerdings 
wieder  noch  in  einem  etwas  anderen  Sinne  ein  ,. allgemein  er'*  Theil,  insofern  sie 
fUr  das  ganze  System  das  gemeinsame  Fundament  legen  soll. 

Die  vier  Tbeile  des  Systems  sind  sich  ferner  nicht  genan 
coordinirt.  Die  drei  ausführenden  sind  vielmehr  dem  grund- 
legenden nur  als  Ganzes  coordinirt,  die  einzelnen  Theile  dann 
wieder  Glieder  dieses  Ganzen.  Auch  diese  Glieder  sind  sich  aber 
nicht  alle  coordinirt,  sondern  das  sind  nur  der  erste  und  zweite 
(in  der  ganzen  Reihe  der  zweite  und  dritte)  Theil,  während  der 
dritte  (bzw.  der  vierte),  die  Finanzwissenschaft,  eher  beiden  als 
subordinirt  erscheint,  im  Sinne  eines  Theils,  worin  eine  speciellere 
Ausführung  bezüglich  einer  besonders  eigenthümlichen  Einzelwirth- 
schaft,  deren  Functionen  von  grosser  Bedeutung  für  die  ganze 
Yolkswirthschaft  sind,  erfolgt  Es  ist  für  das  Verständniss  des 
Systems  und  für  Manches,  was  aus  der  Systematik  folgt,  nicht 
unwichtig,  sich  hierüber  klar  zu  sein. 

Indem  man  daher  fOr  die  n&here  Bezeichnung  der  einzelnen  Theile  des  Systems 
A4JectiFa  wie  „theoretisch"',  „practisch'',  „allgemein",  „speciell"  gebraucht,  muss 
man  sich  aber  den  Sinn  dieser  Worte  rerständigen.  Hier  werden  sie  in  dem  an- 
gedeuteten Sinne  genommen.  Ob  man  der  Eintheilung  des  Systems  eine  sch&rfere 
principielle  Unterscheidung,  so  die  von  K.  Menger  Ferlangte,  zu  Grunde  legen  soU, 
ist  eine  Frage,  auf  welche  wir  alsbald  zurückkommen.  Ich  mOchte  sie  doch  ver- 
neinen, wenn  ich  auch  den  Gesichtspuncten  Meneer's  eine  gewisse  Berechtigung  nicht 
abspreche.  Sie  haben  m.  £.  nur  nicht  die  Tragweite  fOr  die  Bildung  des  ganzen 
Systems,  der  oben  (S.  266)  sogenannten  „Haupteiuthüilung" ,  welche  ihr  Menger  bei- 
legt, sondern  nur  eine  Bedeutung  fUr  die  Scheidung  der  Aufgaben  in  jedem  TheU 
des  Systems. 

„Kunstlehren"  (im  Sinne  K.  Menger's)  sind  die  einzelnen  Theile  des  Systems 
der  Politischen  Oekonomie,  soweit  sie  sich  mit  den  drei  practischen  Aufgaben,  vor 
Allem  mit  der  sechsten  (§.  57,  62,  64)  befassen.  Da  dies  nun  u.  £.  in  allen  TheÜen 
mehr  oder  weniger  geschieht,  auch  im  grundlegenden  und  im  theoretischen  aus- 
fllhreuden  immerhin  etwas,  so  kann  man  auch  nicht  unbedingt  diesen  Cbaracter  der 
Kunstlcbre  zum  durchgreifenden  Kriterien  machen.  Dies  um  so  weniger,  da  in 
allen  Theilen,  auch  in  dem  zweiten  und  dritten  ausführenden  (practische  National- 
ökonomie und  Finanzwissenschaft)  die  theoretischen  Aufgaben  (§.  57,  58  If.)  ebenfalls 
vorliegen.  Man  kann  nur  wieder  sagen,  der  Cbaracter  ab  Kun^tlehre  tritt  in  der 
practischen  Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft,  besonders  weil  es  sich  hier 
wieder  um  speciellere  Erörterungen  Ober  Einzelfragen  handelt,  erheblich  schärfer 
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Theile  weicht  dieses  System  dagegen  von  der  üblichen  deutschen 
und  mehr  noch  von  der  Menger'schen  ab.  Im  Uebrigen  sind  für 
uns  auch  nicht  nur  principielle  Gründe,  sondern  besonders  auch 
Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  für  diese  Systematik  mit  maass- 
gebend. 

In  die  ,, Grundlegung^'  sind  alle  diejenigen  Lehren  und 
Fragen  gezogen  worden,  welche  das  Ganze  der  Wissenschaft  der 
Politischen  Oekonomie  als  solches  betreffen  und  als  eigentliche 
allgemeine  Principienfragen  einer  principiellen  Be- 
handlung bedürfen,  aber  auch  zugänglich  sind.  Wir  sehen  als 
derartige  Lehren  und  Fragen  einmal  diejenigen  oben  (S.  69)  schon 
genannten  an,  welche  sich  auf  die  Gegenstände  dieses  ersten 
Buchs,  auf  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen,  auf  die  Motive 
des  wirthschaftlichen  Handelns,  auf  die  Aufgaben,  die  Methoden, 
das  System  a.  s.  w.  der  Politischen  Oekonomie  beziehen,  sodann 
diejenigen,  welche  die  elementaren  Grundbegriffe  der  Disciplin,  die 
allgemeinen  Grundverbältnisse  von  Wirthschaft  und  Yolkswirth- 
schaft,  die  principiellen  Beziehungen  zwischen  Bevölkerung  und 
Volkswirthschaft,  die  Principien  der  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft  die  principielle  Bedeutung  des  Staats  für,  sowie  seine 
Stellung  in  der  Volkswirthschaft,  endlich  die  grossen  Principien- 
fragen der  Rechtsordnung,  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit, 
Vermögens-,  insbesondere  Eigenthumsrecht  und  damit  weiter  Zu- 
sammenhängendes betreffen. 

Nach  der  Natur  der  einzelnen  Gegenstände  und  nach  Zweckm&ssigkeitsgrUnden 
wird  das  Eine  knapper,  das  Andere  eingehender  behandelt  werden  können,  wobei 
snbjectif  e  Ansichten  und  Umstände  (Neigungen,  Stadien)  allerdings  mitspielen  werden. 
Wie  früher  bemerkt  (S.  2),  soll  in  dieser  3.  Auflage  die  „Grundlegung''  in  zwei  Theile 
(Bände)  zerfallen,  Ton  denen  der  zweite  ganz  den  Fragen  der  Rechtsordnung  („Volks- 
wirthschaft und  Recht,  besondeis  Vermögensrecht  oder  Freiheit  und  Eigenthum  in 
Tolkswirthschaftlicher  Betrachtung*')  gewidmet  sein  und  nach  der  dort  darzulegenden 
Systematik  diesen  Gegenstand  behandeln  wird,  während  im  ersten  Theile  alle  die 
anderen  eben  genannten  Lehren  und  Fragen  unter  dem  Gesammtnamen  „Grundlagen 
der  Volkswirthschaft"  zusammcngefasst  werden. 

In  der  „Ausführung'*,  den  „ausführenden"  Theilen 
des  Systems  sind  dann  alle  übrigen  Lehren  und  Fragen  der  Poli- 
tischen Oekonomie  zu  behandeln.  Dieselben  stellen  doch  sammt 
und  sonders  gegenüber  den  grossen  allgemeinen  Principienfragen 
der  „Grundlegung"  theils  nur  Principienfragen  zweiter  Ordnung, 
theils  überhaupt  nicht  immer  mehr  Principienfragen  dar  und  er- 
scheinen auch,  wie  schon  bemerkt,  in  ihrer  Gesammtheit,  diejenigen 
der    sogen,    theoretischen   Nationalökonomie    inbegriffen,    als    die 
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des  Staats  doch  voraossetzt  und  voraassetzen  muss  und  nur  von  einer  speciell  sonst 
noch  in  den  ««freien  Verkehr^*  eingreifenden,  regnlirenden  WirthschaftspoUtik«  d.  h.  von 
dem  jenen  anderen  Functionen  gegenüber  doch  nur  Seeundären  absieht  Man 
kann  aber  sogar  in  Specialmaterien,  welche  doch  regelmässig,  wenigstens  in  den  Grund- 
zügen und  Hauptpuncten ,  in  dem  „theoretischen**  Theil  behandelt  werden,  z.  B.  in 
den  Lehren  von  Geld,  Münze,  Credit,  Banken,  von  dem  Vorhandensein  einer 
wirthschaftepolitischen  Specialgesetzgobong  und  eventuell  eigenen  wirthschaftlichen 
Thätigkeit  des  Staats  (Mttnzwesen!)  nicht  abgehen  In  dieser  principiellen  Weise: 
Volkswirthschaft  ohne  Bucksicht  aof  den  Staat  im  theoretischen,  mit  dieser  Backsicht 
im  practischen  Theil  kann  daher  die  Trennung  zwischen  beiden  Theilen  nicht  vor- 
genommen werden.  (Vgl.  auch  Neumann  in  SchOnberg's  Handbuch,  I,  2.  Auflage, 
S.  134.) 

In  jener  älteren  Systematik,  wie  sie  in  Bau  ihren  bedeutendsten  und  einfluss- 
reichsten Vertreter  hat,  wird  die  Trennung  aber  auch  noch  mit  einem  anderen  Argu- 
ment unterstutzt,  welches  dort  von  dem  eben  besprochenen  nicht  immer  klar  unter- 
schieden wird,  obwohl  es  offenbar  anderer  Art  ist  Danach  sollen  nemlich  auch 
die  Aufgaben,  die  Ziele  beider  Theile  verschieden  sein,  was,  wenn  es  richtig 
wäre  und  die  angenommene  Tragweite  hätte,  dann  auch  zu  einer  anderen,  aber  vollends 
principiellen  Trennung  beider  Theile  fuhren  wttrde.  „Das  Ziel  (der  wirthschaftlichen 
Politik  als  Theils  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonpmie)'^  meint  Bau  im  An- 
schluss  an  die  vorhin  mitgetheilte  Stelle  (I,  §.  13  a),  „sei  nicht  die  Wahrheit  (wie  implicite 
also  für  den  theoretischen  Theil),  sondern  die  Erkenntniss  der  besten  Mittel  für  den 
beabsichtigten  Erfolg**;  „für  jede  Besonderheit  von  Umständen**  habe  jene  practische 
Nationalökonomie  „das  zweckmässigste  Verfahren  zur  Erreichung  gewisser  Zwecke  an- 
zugeben**. Das  hiesse  nach  unseren  früheren  Ausführungen  und  nach  unserer  Ter- 
minologie, diese  practische  Nationalökonomie  hätte  sich  nur  mit  jenen  oben  unter- 
schiedenen practischen  Aufgaben  (§.  57,  62  ff.),  besonders  mit  der  dritten  (der  sechsten 
der  gesammten  Aufgaben,  §.  64)  abzugeben,  wäre  in  Menger*s  Terminologie  „Kunst- 
lehre** und  nur  allein  dies.  Grade  das  erscheint  uns  aber  ebenfalls  als  Inthum, 
bezw.  als  zu  einseitige  Anpassung.  Wie  mehrfach  schon  bemerkt:  die  practische 
Nationalökonomie  ist  auch,  aber  nicht  nur  Kunstlehre,  sondern  hat  es  ebenfalls  mit 
den  theoretische)!  Aufgaben,  denen  des  Erkennens  zu  thun,  auch  ihr  Ziel  ist 
„Wahrheit**,  nicht  bloss  Erkenntniss  zweckmässiger  Mittel  für  einen  beabsich- 
tigten Erfolg.  Und  anderseits:  auch  im  theoretischen  Theil  fehlen  die  practischen 
Aufgaben  und  damit  der  Gharacter  der  „Kunstlehre**  nicht,  wenn  er  auch  mehr  zurück- 
tritt M.  a.  W.,  das  Unterscheidungsmerkmal  ist  nicht  das  angegebene,  nicht  ein 
„Entweder  —  Oder**,  sondern  nur  ein  „Mehr  oder  Weniger**  in  Betreff  des  Characters 
als  „Kunstlehre**  liegt  hier  vor.  Damit  aber  gelangen  wir  zu  der  principiellen  Diffe- 
renz mit  K.  Menger. 

Dieser  scharfsinnige  Gelehrte  hat  auch  in  dieser  Frage  der  Systematologie  die 
wichtigste  neuere  Arbeit  geliefert  Er  entscheidet  sich  in  seinen  Untersuchungen  und 
in  seinem  Aufsatz  im  B.  53  der  Conrad'schen  Jahrbücher  in  voller  Consequenz  seines 
methodologischen  Standpuncts  und  aller  seiner  Ausführungen  in  jenen  Arbeiten. 
Aber  trotz  meiner  Annäherung  an  Menger*s  methodologischen  Standpunct  kann  ich 
mich  ihm  hier  nicht  anschliessen,  in  Folge  der  doch  auch  in  der  Frage  der  Methode 
und  namentlich  in  Betreff  der  Aufgaben  der  Disciplin  zwischen  uns  verbleibenden 
Differenzpuncte. 

Menger  unterscheidet,  wie  schon  bemerkt  (s.  S.  258,  263)  historische,  theoretische 
und  practische  „Wissenschafton**  auch  innerhalb  der  Wirthschaftswissenschaft, 
nach  den  betreffenden  drei  Hauptaufgaben  des  menschlichen  Geistes  bei  der  Er- 
forschung der  Wirtbschaftsphänomene  (Untersuchungen,  1.  B.,  Kap.  1,  auch  Anhänge, 
bes.  IV,  S.  252).  Diese  Unterscheidung  ist  für  mich  indessen  nicht  eine  der  Wissen- 
schaften selbst,  sondern  der  Betrachtungsweisen,  Standpuncte  und  Auf- 
gaben innerhalb  Einer  Wissenschaft  wie  der  Politischen  Oekonomie.  Bei  unserer 
ersten  Aufgabe  (§.  59)  hat  man  es  vomemlich  mit  der  historischen  Betrachtungsweise, 
bei  der  zweiten  und  dritten  mit  derjenigen  zu  thun,  welche  Menger  die  „theoretische** 
nennt;  für  uns  sind  aber  alle  diese  drei  Aufgaben  „theoretische**  in  dem  früher  er- 
läuterten Sinne  (§.  57).  Bei  unseren  practischen  Aufgaben  (§.  62  ff.)  kommen  die 
Gesichtspuncte  in  Betracht,  welche  Menger  diejenigen  seiner  practischen  Wissenschaften 
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Die  ÜDterscbeidoDg ,  welche  mir  vorschwebt  und  welche  ich  insbesondere  in 
diesem  Werke  zor  DorchfOhning  gebracht  sehen  möchte,  ist  an  einigen  Beispielen, 
wie  den  folgenden,  am  Besten  zu  erlftutem.  In  die  „Grondlegong*'  gehört  danach  die 
allgemeine  Prindpienfrage  der  Eigenthomsordniing  auch  bezüglich  des  Grand  und 
Bodens,  auch  des  Undlichen,  in  die  „Ausfahrung"  und  zwar  in  den  theoretischen 
Theil  die  Lehre  von  dem  Boden,  auch  dem  ländlichen,  als  Naturfactor  im  Productions- 
process  (daher  z.  B.  die  Lehre  Fon  der  Mitwirkung  des  Bodens  bei  der  Pflanzen- 
bildung und  Ernährung,  die Liebig'sche  BodenerschOpfungstheorie  nach  ihrer  national- 
ökonomischen Seite);  femer  die  Grundientenlehre;  in  den  practischen  Theil  (Agrar- 
Wesen  u.  s.  w.)  die  Lehre  von  den  landwirthschaftlichen  Feld-  und  Betriebssystemen, 
die  nähere  Ausfohrung  der  ländlichen  Grandeigen thumsfrage  nach  der  principiellen, 
aber  besonders  nach  der  historischen,  statistischen,  practischen,  ökonomisch-technischen 
Seite,  die  Erörterung  tlber  Selbstbewinhschaftung  und  Pachtwesen,  die  mehr  prac- 
tische  und  concreto  Betrachtung  der  Grund rentenverhältnisse ,  der  Bildung  der  Kauf- 
preise der  Grundstücke  u.  s.  w.  Für  das  Alles  sei  jetzt  auf  Buchenberge rs  Agrar- 
politik Ferwiesen.  In  die  Finanzwissenschaft  endlich  gehört  die  Lehre  ?om  staatlichen 
ländlichen  Grundeigenthum ,  daher  vom  Domänenwesen ,  den  Domänenpachten  u.  s.  w., 
wiederum  nach  der  principiellen,  hier  auch  nach  der  finanziellen,  aber  auch  nach  der 
historischen,  statistischen,  ökonomisch-technischen  Seite.  ^Ich  beziehe  mich  hier  auf 
die  Domänenlehre  im  1.  Bande  meiner  Finanzwissenschaft 

Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Lehre  von  Geld  und  Münze.  Die  allgemeine  prin- 
cipielle  Geldlehre  gehört  in  den  theoretischen  Theil  (Wesen,  Begriff,  Functionen  von 
Geld  und  Geldarten,  Erörterungen  über  Edelmetallgeld,  Geldwerth,  femer  allgemeinste 
Pancte  der  Währangs-  und  Müuzlehre).  In  die  practische  Nationalökonomie  gehört 
die  „speciellere**  historische,  statistische,  legislative,  technische  Seite  der  Gdd-,  Wäh- 
mngs-.  Münzfrage,  daher  namentlich  Edelmetallgeschichte,  Productionsbedingungen, 
Wähmngs-  und  Münzgeschichte  und  Politik,  das  eigentliche  Währangsproblem  als 
Frage  de  lege  ferenda.  Die  Finanzwissenschaft  hat  wieder  die  finanzielle  Seite  des 
Münzwesens,  die  Verhältnisse  der  fiscalischen  Ausnutzung  des  Münzregals,  die  Schlag- 
schatzfrage als  finanzielle  Frage  zu  behandeln. 

Aehnlich  würde  m.  E.  die  allgemeine  Greditlehre  in  die  theoretische  National- 
ökonomie, etwa  in  der  Weise  und  in  dem  Umfang  des  1.  Abschnitts  meiner  Abh. 
Credit  und  Bankwesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  (S.A.,  I,  379^16)  gehören: 
vom  Bankwesen  nur  weniges  Allgemeinste,  was  z.  B.  die  Stellung  desselben  im  Credit- 
system  betrifit,  vom  Greditrecht  nur  die  Erörtemng  der  wichtigsten  Principien.  Die 
practische  Nationalökonomie  hätte  dann  die  Specialfragen  vom  Greditrecht,  soweit  sie 
überhaupt  in  die  Politische  Oekonomie  gehören,  fast  die  ganze  Lehre  vom  Bankwesen 
nach  allen  in  Betracht  kommenden  Seiten  Tmeine  gen.  Abb.,  S.  416—496)  zu  bringen. 
In  der  Finanzwissenschaft  wäre  der  öffentliche  Gredit,  die  Beziehung  der  Banken  zu 
den  Finanzen  zu  behandeln. 

Nach  Analogie  dieser  Beispiele  halte  ich  es  für  nicht  so  schwierig,  zwischen 
der  theoretischen  und  practischen  Nationalökonomie  die  Scheidung  durchzuführen. 
Man  wird  einwenden,  dass  es  dann  an  Wiederholangen  nicht  ganz  fehlen  wird. 
Aber  theils  kommen  doch  bei  demselben  Gegenstand  verschiedene  Fragen,  Gesichts- 
puncte  und  Behandlungsweisen  in  Betracht,  theils  kommt  man  eben  vom  Allgemeinen 
mehr  ins  Besondere  oder  umgekehrt,  so  dass  sich  Alles  zu  ergänzen  und  auch  —  zu 
berichtigen  hat 

Denn,  um  hiermit  auch  einem  anderen  Einwand  von  historisch-methodologischer 
Seite  zu  begegnen,  die  vier  Theile  des  Systems  sind  nicht  in  dem  Sinne  als  erster, 
zweiter  u.  s.  w.  in  der  angegebenen  Beihenfolge  za  bezeichnen,  dass  der  folgende 
immer  die  Gonsequenz  des  vorangehenden,  nur  Ableitung  aus  diesem  sei,  daher  z.  B.. 
die  ausführenden  drei  Theile  aus  der  Gmndlegung,  die  practische  aus  der  theoretischen 
zu  „deduciren'*  wäre.  Mit  der  methodologischen  (kontroverse  haben  wir  es  hier  in 
der  Bildung  des  Systems  gar  nicht  zu  thun.  Die  richtige  Entwicklung  und  Aus- 
bildung der  Grundlegung  und  des  theoretischen  Theils  bemht  wesentlich  mit  auf  der 
voraufgehenden  Arbeit  der  practischen  Nationalökonomie  und  der  Finanzwissen- 
schaft. Alle  Theile  haben  sich  vielmehr  gegenseitig  als  Hil&wissenschaften  zu  dienen 
und  in  allen  kommen  die  verschiedenen  Methoden  nach  Maassgabe  der  früheren  Aus- 
fühmngen  zur  Anwendung. 
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Yolkswirthscbaft  doch  eine  enger  zusammengehörige  Haoptgrappe  von  Verhütnissen, 
Angelegenheiten  und  Einrichtungen,  haben  eine  grössere  allgemeine  Bodentong, 
anch  Über  das  Tolkswirthschaftliche  Gebiet  hinaus,  for  Gesellschaft,  Politik  nnd  Caltnr 
(Communicationswesenl),  nehmen  geschichtlich  daher  anch  regelmässig  eine  andere 
Stellung  ein,  als  die  Angelegenheiten  der  einzelnen  Prodactiouszweige,  werden  ?on 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  anders  behandelt  und  haben,  wie  wir  sp&ter 
sehen  werden,  eine  immanente  Tendenz,  vom  Staate  näher  an  sich  heran  gezogen« 
genauer  geregelt,  dem  freien  Verkehr  mehr  oder  weniger,  eventuell  vollständig  ent- 
zogen, auf  die  „öffentlichen  Gemeinwirthschaften''  zur  Ausfahrung  tlbernommen  („ver- 
staatlicht"', monopolisirt)  zu  werden.  Gewiss  sind  manche  bezügliche  Einrichtungen, 
wie  Münz-,  gewisses  Bank-,  Communicationswesen  öfters  in  besonderem  Maasse  auch 
„Forderungsmittel  des  Handels'%  als  welche  sie  in  der  früheren  Systematik  betrachtet 
und  demgemäss  etwa  in  die  Erörterungen  über  Handel  eingereiht  wurden.  Aber  sie 
sind  doch  ungleich  mehr,  nicht  nur,  wie  die  eben  genannten  Gebiete,  von  ebenso 
maassgebender  Bedeutung  für  die  übrigen  grossen  Productionszweige  (Communications- 
wesen im  Einfluss  auf  Agrarproductlon  und  gesammte  Agrarverhältnisse ,  Währungs- 
wesen desgleichen!),  sondern  sie  haben,  wie  gesagt,  eine  universelle  wirthschaft- 
liche  und  Gulturbedeutung.  Deswegen  glauben  wir  sie  in  der  angedeuteten  Weise 
herausheben  und  zusammenfassend  behandeln  zu  sollen  (TheU  ni,  1  des  Werks).  Es 
ist  das  principiell  richtig  und  practisch  besser,  weil  so  allein  einseitige  Betrach- 
tungsweisen, z.  B.  bei  der  Behandlung  von  Währungs- ,  Bank- ,  Gommunicationsfragen 
aus  dem  Gesichtspuncte  bloss  des  Handels  und  seiner  Interessen  verhütet  werden. 

Das  ,y Verkehrswesen''  in  diesem  weiteren  Sinne  gehört  aber 
anch  in  die  practische  nnd  specielle  Nationalökonomie 
wenigstens  seinem  Hauptinhalte  nach,  indem  nur  gewisse  allge- 
gemeinere  Prineipienpanete,  in  der  oben  (S.  274)  erwähnten  Weise, 
der  grandlegenden  sowie  theoretischen  nnd  allgemeinen 
Nationalökonomie  vorbehalten  bleiben.  Denn  überall  handelt  es 
sich  hier  um  Specielleres  in  der  ebenfalls  vorhin  characterisirten 
Art  und  nm  Anknüpfung  der  wirthschaftspolitischen  Fragen, 
daher  namentlich  derjenigen  über  die  bezüglichen  Einrichtungen, 
an  die  Darstellung  und  Erörterung  der  Verhältnisse  und  Angelegen- 
heiten. Oder  m.  a.  W.  das  Verkehrswesen  wird  in  Verbindung 
mit  der  Verkehrspolitik,  im  Ganzen  und  auf  den  einzelnen  ge- 
nannten Gebieten  (Währungs-,  Münz-,  Bank-,  Eisenbahnpolitik  u.  s.  w.) 
behandelt,  ebenso  wie  Agrar-,  Gewerbewesen  u.  s.  w.  mit  Agrar-, 
Gewerbepolitik.  Die  practische  Nationalökonomie  wird  demnach 
eigentlich  in  zwei  Unterabtheilungen  einzutheilen  sein,  „Verkehrs- 
wesen und  Verkehrspolitik'',  deren  weitere  Theile  dann  den 
genannten  Gebieten  entsprechen,  und  „(Wirthschafts-)Wesen 
undPolitik  der  einzelnen  Productionszweige",  mit  der 
weiteren  Eiutheilnng  in  Agrar-,  Forst-,  Gewerbeweseu  und  Politik  u.  s.  w. 

Demnach  eigentlich  nicht,  wie  in  unserer  Uebersicht  der  Eintheilung  dieses 
Gesammtwerks,  S.  3 ;  III,  1,  2,  3  £,  sondern  III A  (Yericehrswesen  u.  s.  w.),  1  (Maass 
und  Gewicht),  2  (Geld  und  Münze)  u.  s.  w.  und  B  (einzelne  Productionsgebiete),  1  (Agrar- 
wesen),  2  (Forstwesen),  3  (Gewerbewesen)  u.  s.  w. 

Das  Gesagte  mache  ich  im  Besonderem  gegenüber  Neumann  geltend  (so  im 
Schon berg'schen  Handbuch,  2.  A.  I.  185;  s.  auch  oben  S.  268),  welcher  aus  einem 
ähnlichen  Erwägungsgrunde,  wegen  des  „allgemeinen**  Characters  (Beziehungen  all- 
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von  einem  yerschiedenen  Standpunete  aas:  von  demjenigen 
der  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  Individuen,  welche  in 
Berührung  stehen,  überhaupt,  von  dem  der  Zusammenfassung  im 
und  Ueberwachung,  Ordnung,  Besehützung  durch  den  Staat,  von 
dem  der  Regelung  durch  das  Recht,  endlich  von  demjenigen  der 
Bedeutung  für  die  Wirthschaft  der  Menschen  aus.  Die  genannten 
Wissenschaften  gehören  auch  deswegen  selbst  eng  zusammen, 
ergänzen  sich  gegenseitig,  sind  einander  gegenseitig  Hilfswissen- 
schaften. Soweit  das  Object,  welches  jede  dieser  Wissenschaften 
von  ihrem  Standpunete  aus  behandelt,  nach  anderen  Seiten  auch 
den  anderen  Wissenschaften  angehört  und,  um  es  nach  der  zu  ihr 
gehörigen  Seite  richtig  zu  behandeln,  auch  auf  diese  Behandlungs- 
weise  der  anderen  Seiten  durch  diese  anderen  Wissenschaften  in 
jeder  einzelnen  derselben  Rücksicht  genommen  werden  muss,  er- 
weist sich  die  genannte  Gruppe  von  Wissenschaften  als  ein  aus 
verschiedenen  Gliedern  bestehendes,  aber  ein  einheitliches  Ganzes 
bildendes  Wissenschaftssystem. 

Das  Glied  der  Wirthschaftswissenschaften  in  diesem  System 
wird  dann  wesentlich  dargestellt  durch  die  Politische  Oekonomie. 
Dieselbe  ist  nach  dieser  Auffassung  nicht  eigentlich  selbst  und  un- 
mittelbar, wie  sie  öfters  angesehen  und  bezeichnet  wird,  eine  Ge- 
sellscfaafts-  oder  eine  Staatswissenschaft.  Sie  könnte  mit  kaum 
minderem  Rechte  sonst  auch  eine  Rechtswissenschaft  genannt 
werden.  Sie  ist  vielmehr  eine  Wirth Schaftswissenschaft,  deren 
Object  die  im  menschlichen  Zusammenleben  hervortretende  wirth- 
schaftliche  Erscheinung  ist  (§.  56,  100).  Aber  sie  berührt  sich  auf 
Schritt  und  Tritt  mit  den  Gesellschafts-,  Staats-,  und  Rechtswissen- 
schaften, weil  dies  ihr  Object  eben  stets  auch  eine  gesellschaftliche, 
eine  im  Staatsverband  vor  sich  gehende  Erscheinung  ist  und 
rechtliche  Seiten,  rechtliche  Voraussetzungen  und  Folgen  bat. 

Diese  Auffassung  mOchte  dem  wirklichen  Sach?erhalt  hinsichtlicli  der  Beziehungen 
der  genannten  Wissenschaften  zu  einander  mehr  entsprechen,  als  wenn  man,  wie 
gewohnlich,  die  Politische  Oekonomie  kurzweg  eine  Gesellschafts-  oder  Staatswissen- 
scbaft  nennt,  ohne  dass  dies  deswegen  durchaus  als  falsch  hezeichnet  werden  solL 
Man  kann  nicht  einwenden,  dass  die  „Gesellschaft**  das  Allgemeinere,  Höhere,  Frtthere 
als  die  Wirtschaft,  als  das  wirtschaftliche  Zusammenlehen,  die  Yolkswirthschaft  sei 
Beides  cnt-  und  besteht  und  entwickelt  sich  in  enger  Beziehung  zu  und  Wechsel- 
wirkung mit  einander.  Man  kann  ebensowenig  einwenden,  die  Politische  Oekonomie 
roUsse  desshalb  ron  yomherein  eine  Staatswissenschaft  genannt  werden,  um  damit 
gleich  darauf  hinzudeuten,  dass  man  es  in  der  Yolkswirthschaft  immer  mit  der  Yolks- 
wirthschaft im  Staate,  nicht,  nach  einer  früher  vorgekommenen  Auffassung, 
wenigstens  in  dem  theoretischen  Theile  der  Disciplin,  mit  ihr  ohne  Bezug  zum 
Staate  (§.  104,  S.  275)  zu  thun  habe.  Gewiss  ist  letztere  Auffassung  unrichtig.  Aber 
das  nOthigt  nicht,    die   Politische  Oekonomie   als  Ganzes    ohne  Weiteres  unter  die 
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IV.  —  §.  107.  Hilfswissenschaften  der  Politischen 
Oekonomie.  Welches  dieselben  sind  and  wie  sie  in  Betracht 
kommen  und  welche  Dienste  sie  leisten,  folgt  aus  den  AnsfUhrnngen 
dieses  ganzen  ersten  Buchs,  so  dass  es  hier  an  einer  kurzen 
Uebersicht  und  wenigen  Bemerkungen  genügt. 

Vgl.  im  Allgemeinen  in  der  neuesten  (8.)  Auflage  ?on  L.  Cossa's  introdnzione, 
parte  1,  Cap.  8.  Sonst  die  oben  in  §.  98  angegebene  Litterator.  Ueber  die  Hilfis- 
wissenschaften  der  Finanzwissenschaft  s.  Fin.  3.  A.,  I,  §.  17 — 19. 

A.  Psychologie,  Logik,  Erkenntnisstheorie  und 
allgemeine  Methodologie. 

S.  dazu  oben  Cap.  1,  bes.  Abschn.  2  (§.  30  ff.),  Cap.  1,  H.  A.  2  (§.  65 ff.)- 
Litterarische  Angaben  in  §.  21,  54,  S6. 

B.  Die  gesammten  Gesellschafts-,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften (vgl.  vorigen  §.  106),  deren  einzelne  Theile 
wieder  in  verschiedenem  Maasse  und  für  die  verschiedenen  Theile 
des  Systems  der  Politischen  Oekonomie  Hilfswissenschaften  sind. 
Besonders  hervorzuheben  ist  die  (Staats-  und  Privat-)  Rechts- 
geschichte. 

C.  Privatökonomik,  in  allen  ihren  einzelnen  Theilen  und 
die  sogen,  angewandten  Naturwissenschaften  (vgl.  §.  99). 

D.  Geschichte  und  Statistik,  beide  hier  als  eigene 
Wissenschaften,  — daher  die  Statistik  auch  als  Staatskunde  — 
nicht  als  Metboden  genommen  (vgl.  §.  74,  80  —  85).  Und  zwar 
kommt  hier  sowohl  die  allgemeine  (politische)  Geschichte, 
Statistik  uud  Staatskunde,  als  insbesondere  die  concrete  und 
die  vergleichende  Gultur-,  Wirthschafts-,  Finanzge- 
schichte (und  die  unter  B  schon  hervorgehobene  bezügliche  Rechts- 
geschichte) und  Statistik  in  Betracht. 

Es  wird  genügen,  hier  auf  die  früheren  Aosfohrungen  an  Ferschiedenen  Stellen 
dieses  Bachs,  besonders  in  den  ebengenannten  §§.  (im  Abschnitt  ?om  indocüyen  Ver- 
fahren) und  in  der  Einleitung  (so  §.4,  15,  16)  za  Ferweisen.  Ueber  Geschichte  und 
Statistik  als  Hil&wissenschaften  und  Methoden  s.  auch  §.18  der  Finanznissenschaft 
I,  8.  Aufl. 

Die  vorausgehenden  Gruppen  und  Gebiete  der  Wissenschaften 
kann  man  als  die  unmittelbaren  Hilfswissenschaften  bezeichnen, 
deren  Sätzen  und  Ergebnissen  man  sich  in  der  Politischen  Oeko- 
nomie, in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenem  Maasse  je 
nach  den  zu  lösenden  Aufgaben  (§.  58  —  64),  häufig  zu  be- 
dienen hat.  Aber  damit  ist  der  Kreis  der  Wissenschaften,  welche 
im  weiteren  Sinne  als  Hilfswissenschaften  der  Disciplin  dienen, 
noch  bei  Weitem  nicht  erschöpft.  Es  giebt  wenige  Wissenschaften, 
auf  welche  nicht  da  und  dort,  dann  und  wann  zurückzugreifen  ist : 
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eine  Philosophie,  Rechtsphilosophie  insbesondere ,  beider  6e- 
e,  Mathematik,  Naturwissenschaften ,  Theologie,  Kirchenge- 
;e  n.  s.  w.  Die  schwierige,  vollends  bei  der  heutigen  Entwicklung 
ssenschaften  und  der  Arbeitstheilung  unerfüllbare  Forderung, 

wir  oben  schon  andeuteten  (§.  7),  wenn  nicht  Alles  zu  be- 
len^  80  mit  Allem  Fühlung  zu  haben,  von  Allem  etwas  zu  wissen 
il  bnmani  a  se  alienum  esse  putare  —  liegt  in  der  Politischen 
omie,  gerade  wenn  dieselbe,  wie  es  geboten  ist,  als  Social- 
nie   aufgefasst  und  behandelt  werden  soll,  vor,   in  höherem 

als  mit  Ausnahme  der  Philosophie,  wohl  in  jeder  Wissenschaft. 

deshalb  die  schwierigen,  die  langsamen  und  die  kleinen 
britte,  die  vielen  Irrwege,  die  zahlreichen  Irrthtimer  und  — 
.dilettantische''  Character  so  mancher  allgemeineren 
alökonomischen  Arbeiten  oder  wenigstens  von  Abschnitten  darin, 
ilettantismus ,  welcher  freilich  auf  dem  Gebiete  einer  engen 
tlwissenschaft  leichter  vermieden  wird,  aber  fast  mit  Noth- 
gkeit  aus  dem  Character  des  Objects  der  Wissenschaft 
DÜtischen  Oekonomie,  aus  der  Verbindung,  in  welcher  dies 
t  mit  allen  Seiten  menschlichen  Lebens  und  mit  so  mancherlei 
Itnissen  der  äusseren  Natur  steht,  hervorgeht.  Einen  Vorwurf 

unsere  Wissenschaft  und  gegen  besonnene,  auch  mit  den 
leinen  Problemen  der  Disciplin  sich  beschäftigende  Vertreter 
'achs  können  nur  Unverständige  aus  diesem  leicht  hervor- 
den  Moment  des  „Dilettantischen''  erheben,  wie  das  freilich 
ter  geschehen  ist. 

ende  bei  der  heutigen  Unmöglichkeit,  aUe  Hilfswissenschaften  der  Disciplin 
ad  nnd  gleicbmfissig  zn  beherrschen,  erhebt  sich  wohl  die  Frage,  ?on  welchem 
»enscbaftlichen  Gebiete  ans  man  am  Besten  zum  Fachstudium  der  Politischen 
mie  übergehe  oder  m.  a.  W.<auf  welche  Weise  man  sich  dazu  am  Besten  vorbe- 
iine besonders  für  die  ganze  Einrichtung  des  Studiums,  den  Studiengang,  daher 
lieh  fUr  Jüngere,  nicht  unwichtige  Frage.  Eine  allgemeine  unbedingte  Antwort 
ch  offenbar  nicht  geben.  Auch  hier  wird  Geistesanlage  (§.  11),  sonstiger  bis- 
Studiengang,  Neigung,  Specialgegenstaud  der  Beschäftigung,  daher  die  näher 
te  Aufgabe  (g.  57 ff.),  mit  bestimmend  sein  und  auch  in  gewissen  Grenzen  es 
Irfen,  ja  es  sein  müssen.  Vorzüge  und  Mängel  hat  jede  bestimmte  einseitige 
lung.  Im  Ganzen  mochte  eine  mehr  geistes-  als  naturwissenschaftliche  Vor- 
;  den  Vorzug  verdienen,  nach  dem  psychologischen  Character  der  Dis- 
Die  juristische  mochte  ich  subjectiv  der  rein  historischen  vorziehen 
.  190),  beide  wären  aber  zu  verbinden.  Eine  allgemeine  philosophische 
iung  ist  dabei  ausserdem  wohl  in  hohem  Maasse  erwünscht  und  eine  £r- 
ing  durch  mathematische,  naturwissenschaftliche,  technologische  Studien  kann 
^enug  empfohlen  werden.  Indessen,  —  auch  hierbei  wird  Geistesanlage  und 
Dg  mitsprechen,  bei  der  Empfehlung,  wie  bei  der  Befolgung  der  Empfehlung, 
e  Unmöglichkeit,  ja  die  Gefährlichkeit,  „Alles'*  zu  betreiben,  nOthigt  ohnehin 
icbränkungen,  auch  in  den  hilfswissenschaftlirhen  Studien,  um  zu  grosse  Zer- 
ung  zu  vermeiden  und  sich  in  der  gebotenen  Weise  concentriren  zu 
I.    Polihystorie  ist  auch  bei  uns  nicht  mehr  an  der  Zeit  und  unfruchtbar. 


Zweites  Buch. 


Elementare  Grundbegriffe. 

§.  lOS.  Litteratarnachweis  und  Vorbemerkangen  über  die  Grund- 
begriffe. Vergl.  besonders  die  auch  litterargeschichtlich  reichhaltigen  Ferschiedenen 
Arbeiten  Fr.  J.  Neu  mann 's,  so  die  Beiträge  zur  Re?ision  der  Grundbegriffe  der 
Yolkswirthschaftslehre,  Tab.  Ztschr.  für  Staatswiss.  B.  25  (1S69X  S.  49S  ff.,  B.  28  (1872) 
S.  256  ffl  Der  Verf.  erOrtert  in  dem  ersten  Aufsatze  die  allgemeinen  Grundsätze  für 
die  Definition  rolksirirtschaftlicher  Begriffe  und  kommt  zu  dem  Ergebniss,  dass  der 
allgemeine  Sprachgebrauch  zu  bertlcksichtigen  sei,  aber  nicht  die  allein  und  endgiltig 
entscheidende  Norm  bilden  darfe,  vielmehr  mUssten  ausserdem  Gründe  der  Zweck- 
mässigkeit und  Opportunität  ins  Gewicht  fallen  (B.  25,  517).  Die  Anwendung,  welche 
der  Verf.  hier  und  in  seinen  anderen  einschlägigen  Arbeiten  7on  seinen  Definitionsgrund- 
sätzen für  die  Begriffe  Werth,  Preis  und  andre  mehr  macht,  ist  methodologisch 
und  litterarhistorisch  lehrreich,  auch  wenn  man  mit  den  Besultaten  nicht  immer  über- 
einstimmt. S.  ferner  ?on  Neu  mann  den  Aufs,  über  die  Gestaltung  des  Preises,  Tüb. 
Ztschr.  B.  36  (1880)  S.  175  ff*.,  und  die  Abh.  über  die  wirthschaftlichen  Grundbegriffe 
in  den  drei  Auflagen  des  1.  B.  von  Schönberg's  Handbuch  (3.  A.,  I,  133,  über  Gut, 
Werth,  Preis,  Vermögen,  Wirthschaft,  Ertrag,  Einnahme,  Einkommen)  und  Neumann*s 
Grundlagen  der  Volkswirthschaftslehre ,  1.  B.  1889.  Femer  A.  Held  in  dem  Auf- 
satz über  neuere  Yersuche  zur  Revision  der  Grundbegriffe,  Jahrb.  f.  Nat-Oek.  B.  27, 
S.  144  u.  ders.  in  s.  Grundriss.  Auch  Lindwurm,  Eigenthumsrecht,  bes.  Kap.  4, 
S.  265  £  und  503  ffl,  mit  theilweiser  Polemik  gegen  meine  Behandlung.  Er  nimmt 
einen  zu  einseitigen  Standpunkt  ein,  indem  er  die  Production  durch  die  „freie  Indivi- 
dualität der  Urheberschaft**  bedingt  sein  lässt,  was  der  Wirklickkeit  widerspricht  und 
keine  richtige  volkswirthschaftsorganisatorische  Forderung  wäre.  Schäffle,  Soc. 
Körp.  HI,  245  ff*.,  307  ff".,  namentlich  wichüg  für  die  Werthlehre.  -— 

Die  Grundbegriffe  der  Volkswirthschaftslehre  haben  die  eingehendste  und  scharf- 
sinnigste Erörterung  in  der  deutschen  Litteratur  des  Fachs  gefunden,  wenn  dabei 
auch  öfters  Spitzfindigkeiten  nicht  genügend  vermieden  worden  sind.  Die  fremde 
Litteratur  steht  hier  zurück.  Die  ältere  deutsche  Litteratur,  besonders  aus  der 
1.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  s.  bei  Neumann  a.  a.  0.,  bes.  in  denn  Aufs,  in  der 
Tüb.  Ztschr.  1869  u.  1872.  Hervorzuheben  und  noch  heute  beachtenswerth :  G.  Hufe- 
land, neue  Grundlegung  der  Staatswirthschaftskunst,  durch  Prüfung  und  Berichtigung 
ihrer  Hauptbegriffc  von  Gut,  Werth,  Preis,  Geld  und  Volksvermögen,  2  Thle.,  Giess. 
u.  Wetzl.  1807,  1813;  J.  F.  E.  Lotz,  Eerision  der  Grundbegriffe  der  Nationalwirth- 
schaftslehre.  1811 — 14,  derselbe  Handbuch  der  Staatswirthichaftslehre,  1821,  2.  A. 
Erlangen  137—38,  3  Bände. 

In  der  neueren  deutschen  Litteratur  ist  für  die  Grundbegriffe  und  für  verwandte 
Puncto  der  Theorie  von  bleibender  Bedeutung  geworden:  B.  F.  W.  Hermann,  staats- 
wirthschaftliche  Untersuchungen,  1.  Auff.  München  1832,  2.  Aufl.  München  1870 
(nach  des  Verf.  Tode  erschienen).  Die  1.  Aufl.  enthält  dogmeugeschichtliche  Er- 
örterungen, die  in  der  2.  fehlen,  letztere  hat  der  Verf.  nur  noch  zum  Theil  vermehrt 
und  verbessert.  Ich  citire  meistens  nach  der  2.  Aufl.  Ausserdem  vergl.  für  die 
Grundbegriffe  noch  besonders  H.  v.  Mangel  dt,  Grundriss  der  Volkswirthschaftslehre, 
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1863,  2.  Auf.,  besorgt  7.  Kleinw&chter,  Stuttgart  1871  (der  beste  Grund* 
mtscher  Sprache,  scharfsinnig,  doch  hier  und  da  etwas  spintisirend) ;  femer 
M enger,  Grundsätze  der  Yolksvirthschaftslehre,  1.  Tbl.  Wien  1871.  —  Von 
eren  Lehrbüchern  s.:  Bau,  Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre ,  8.  Aufl., 
.  Heidelberg  1868,  §.  1  £.  §.  46  ff.  Die  Erörterungen  über  die  Grundbegriffe 
1  theils  in  der  Einleitung  §.  1—20,  theils  im  1.  Buch  Tom  „Wesen  des  Volks- 
s*'  §.  46 — 81.  W.  Röscher,  I.  (Grundlagen  der  Nationalökonomie),  §  ]  bis 
I.  auch  das  1.  Buch  ?on  der  Production  der  Güter  §.  30  ff.;  für  einzelne 
mgen  Ton  principieUer  Bedeutung  sind  die  früheren  Auflagen  Roscher's  mit 
zu  yergleichen.  Sch&ffle.  Ges.  Syst.  3.  A.,  bes.  Buch  1,  Abschn.  2  (Wirth- 
r.  Cohn,  Einl.  Kap.  4.  Aus  der  neuesten  deutschen  Dtteratur  (aus  der  Zeit 
.  Aufl.  dieses  Werks)  sind  für  die  Grundbegriffe  die  genannten  Neumann'schen 
,  und  die  an  K.  Menger  sich  anschliessenden  bezüglichen  Arbeiten  der 
dschen  theoretischen  Schule,  besonders  diejenigen  fon  E.  Saz.  ?.  Böhm- 
,  W^ieser  u.  a.  m.  henrorzuheben  (s.  dieselben  o.  S.  64,  ?.  Böhm-Bawerk 
echte  und  Verhältnisse  Fom  Standponcte  der  Folkswirthsch.  Güterlehre.  1881). 
btigsten  sind  dieselben  für  die  Wert  hl  ehre,  wo  wir  darauf  zurückkommen 

S.  ausserdem  auch  die  o.  S.  64  gen.  Arbeiten  H.  Dietzers. 
s  der  fremden  Litteratur  s.  R.  Malthus,  definitions  of  polit.  economy, 
1817,  Gairnes,  char.  a.  logical  method  of  polit  econ.,  London  1874pas8im. 
,  scope  a.  method,  eh.  5.   Mars  hall,  princ.  L,  book  2.  —  Gide,  princ. 

Block,  progr^  I,   eh.  3 — 5.  —  Cossa,   introduzione,  3.  ed.,  S.  73  ff. 
.  definizione  dell'  ecom.  pol.  Mil.  1883. 

lige  mehr  oder  weniger  eingehende  Erörterungen  über  Grundbegriffe  haben 
deutschen  und  fremden  Werke  der  systematischen  und  theoretischen  Natlonal- 
i.  Auch  die  socialistischen  Theoretiker,  besonders  Marx,  Rodbertus 
oben  S.  40,  39,  genannten  Schriften)  sind  für  die  Grundbegriffe,  namentlich 
ths,  der  Kosten,  des  Kapitals,  wichtig. 

i  Grundbegriffe  sbd  Fon  den  meisten  Forausgehend  genannten  Schriftstellern, 
L  V.  Hermann,  mehrfach  noch  zu  sehr  aus  dem  privatwinhschaftlichen 
LCte  erörtert  und  festgestellt  worden,  und  die  dergestalt  gewonnenen  Begriffe 
ters  ohne  Weiteres  zu  volkswirthschaftlichen  Begriffen  gemacht  oder  es  ist 
n  zwischen  der  Bedeutung  eines  wissenschaftlichen  terminus  technicus  im 
bez.  im  einzelwirthschaftlichen  und  im  ?olkswirthschaftlichem  Sinne  nicht 
ichtig  unterschieden  worden.  Auch  muss  das  Streben,  immer  nur  eine  Be- 
eines  Begriffs  zuzulassen,  wie  auch  Neu  mann  (Tab.  Zeitschr.  B.  25,  512) 
tnnter  als  falsch  bezeichnet  werden. 

»enso  ist  es  öfters  falsch,  gewisse  Rechtsbegriffe  und  Wirthschaftsbegriffe 
tificireo,  wie  ich  schon  in  der  1 .  A.  meiner  Finanzwissenschaft  an  dem  practischen 
)  der  Staatseinnahmearten  (R  au -Wagner,  Fin.  6.  Aufl.,  I,  §.  85  ff.)  begründete, 
chärferen  Scheidung  der  rein  ökonomischen  und  der  Rechts  begriffe  und 
eil  in  Folge  hiervon  zu  der  genaueren  Ausbildung  der  volkswirthschaftlichen 
rschied  von  einzel-  und  priv atwirthschaftlichen  Begriffen  haben  Rodbertus 
deutschen  s o  ci ali stis  chen  Therotiker  am  Meisten  beigetragen.  Im  Folgenden 
e  principiell  auch  von  Sch&ffle,  A.  Held  möglichst  consequent  zwischen  rein- 
sehen  und  historisch-rechtlichen,  allgemein  volkswirthschaftüchen  und  einer  be- 
1  Phase  der  Privatwirthschaft  angehörigen  Kategorieen  und  Begriffen  unter- 
i  und  hierin  in  dieser  3.  Auflage  noch  consequeoter  verfahren,  auch  die 
[leidung  noch  auf  weitere  Begriffe  ausgedehnt,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
S'amentlich  zum  Yerstäudniss  der  grossen  Streitfragen  zwischen  dem  ökonomischen 
lalismus  und  Socialismus  über  die  Rechtsgrundlagen  der  Yolkswirthschaft,  be- 
Uber  die  Eigenthumsordnung  (Gemein-  und  Privateigenthum)  ist  diese  Unter- 
[)g  von  entscheidender  Bedentang. 

ndlich  ist   mitunter  auch  für    die  Grundbegriffe  schon    der  Standpunct   der 
ction  und  der  Verth eilung  (S.  21)  zu  unterscheiden. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Güter. 

I.  —  §.  109  [7].  Die  Unterscheidung  rein-ökono- 
mischer and  socialer  oder  historisch-rechtlicher 
Standpnncte  der  Betrachtung  in  der  Politischen  Oeko- 
nomie.  Anf  dem  ersten  Standpnncte  stellt  man  den  Menschen 
überhaupt  (die  Menschheit  als  ein  Ganzes)  der  äusseren  Natur 
gegenüber  und  verfolgt  die  sich  so  ergebenden  wirthschaftlichen 
Beziehungen.  Anf  dem  zweiten  Standpnncte  berücksichtigt  man 
zugleich  die  Lage  der  einzelnen  Menschen,  der  Volks-,  Standes-, 
Besitz classen  in  einem  Volke  zu  einander  und  weiter  auch  die 
gegenseitigen  politischen  und  Machtverhältnisse  der  verschiedenen 
Völker ,  welche  irgendwie  unter  einander  verbunden  sind,  und  ver- 
folgt dann  die  sich  mit  aus  diesen  Umständen  ergebenden  wirth- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Einzelnen,  der  Classen,  der  Völker 
zu  einander  und  zur  äusseren  Natur.  Diese  Standpnncte  der  Be- 
trachtung kann  man  mit  den  Worten  des  „rein-ökonomischen^*  und 
des  „socialen*'  oder  „historisch-rechtlichen'*  wohl  passend  bezeichnen. 
Die  Unterscheidung  dieser  Standpnncte  führt  dann  auch  zur  Unter- 
scheidung von  rein-ökonomischen  und  socialen  oder  historisch-recht- 
lichen Kategorieen  im  Wirthschaftsleben  und  insbesondere  auch 
bereits  bei  wichtigen  Grundbegriffen. 

Die  Unterscheidung  ist  ?or  Allem  auf  Rodbertus  zorflckzuf Uhren ,  welcher  sie 
namentlich  fUr  den  Kapitalbegriff  gemacht  hat  (s.  darüber  anten  §.  127,  129).  Sie 
ist  aber  Fiel  allgemeiner  durchzufahren,  in  der  Weise,  wie  es  jetzt  hier  geschieht. 
Die  7on  mir  gebrauchten  Ausdrucke  sind  wohl  nicht  ganz  unzweideutig.  Aber  man 
kann  sie  kaum  durch  andere  passendere  und  weniger  zweideutige  ersetzen.  Die  Be- 
zeichnung des  ersten  Standpuncts  als  des  „natürlichen"  wäre  zulässig,  aber  zu 
undeutlich;  die  von  mir  früher  gebrauchte  ««kosmopolitisch''  (2.  Aufl.  S.  13)  ist 
auch  nicht  deutlich  und  nicht  unzweideutig  genug.  Der  Ausdruck  „social**  ftir 
den  zweiten  Standpunct  unterliegt  auch  nach  dem  Sprachgebrauch  in  Betreff  dieses 
Wortes  einigen  Bedenken,  ist  indessen,  namentlich  in  Verbindung  mit  dem  Znsatz 
„oder  historisch* rechtlich'*  doch  wohl  nicht  bloss  zulässig,  sondern  der  passendste, 
welcher  sich  finden  lässt. 

IL  —  §.  110  [5].  Die  Güter  im  Allgemeinen.  A.  Be- 
griff. Unter  „Gut"  wird  in  der  Politischen  Oekonomie  jedes 
Mittel  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  des  Menschen  verstanden 
(§.  23):  es  ist  ein  rein-ökonomischer  Begriff,  der  aus  dem 
Wesen  des  Menschen  und  der  äusseren  Natur  folgt. 

Vgl.  Bau,  I,  §.  1,  2,  46,  47.  Die  DefiniÜonen  von  „Gut**  weichen  bei  den 
Autoren  mehrfach  ab,  s.  die  Zosamme-nstellung  7on  £.  Meng  er,  Volkswsch.  1.,  I,  3. 
—  Kau  behandelt  nur  die  Sachgüter  (körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere): 
„Bestandtheile  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen,  und  da- 
her wUnschens-  und  begehrenswerth  sind**  (§.  1).  Vgl.  auch  Neu  mann,  Tab.  Ztschr. 
B.  28,  S.  25b  ff.  —  Röscher  nennt   Gut   „alles   dasjenige,    was   zur    Befriedigung 
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ren  menschlichen  Bedürfnisses  anerkannt  brauchbar  ist'*  (§.  1).  Der  Za- 
kannt'*   ist   überflüssig,   weil  selbstverständlich,   da   nur   in  Beziehung   aof 

überhaupt  ?on  Gütern  gesprochen  wird.  Der  Zosatz  „wahr"*  bei  dem  Be- 
t  falsch  and  wird  mit  Roscher's  Motivining  nicht  begrtlndet  Denn  auch  das, 
Temünftigos  und  unsittliches  BedUrfniss  befriedigt,  ist  ein  „Oat'\  sobald  eben, 

übel,  das  Bcdürfaiss  besteht.  „Um  den  Grundbegriff  der  Volks wirthschafts- 
1  gleich  als  einen  Geirenstand  ethischer  wie  psychologischer  Untersuchung 
ren^%  bedarf  es  des  Zusatzes  ebensowenig.  Dies  folgt  schon  aus  dem  Um- 
ass  Guter  wie  Bedurfnisse  dem  menschlichen  Triebleben  unterstehen.  — 
1  (im  Schon berg'schon  Handb.  I,  3.  A.,  S.  136,  §.  3)  bringt  gleich  die 
en  mit  in  die  Definition,  versteht  auch  unter  „Gütern  schlechtweg**  gleich 
bschaftliche'*  oder  „wirthschaftliche*'  Güter  und  sagt:  „Güter  sind  Sachen 
:e.  i.  c.  S.,  soweit  sie  geeignet  resp.  ihrer  Natur  nach  dazu  bestimmt  scheinen, 
ätinteresse  Jemandes  dienstbar  gemacht  zu  werden.'*  Ich  glaube  doch  dem 
r  an  meiner  früheren  Auffassung  und  Behandlung  festhalten  zu  dürfen.  — 
elmässig  und  mit  Recht  wird  der  Begriff  „Gut'*  (bez.  wirthschaftliches  Gut) 
>itze  der  Grandbegriffe  gestellt  und  von  ihm  aus  zum  Begriff  Vermögen  und 
h  Werth  fortgeschritten.  Umgekehrt  ist  G.  Cohn  rorgegangen,  der  erste 
)däre  Begriffe  (I,  1S9  ff.)  unterscheidet,  unter  jenen  den  Begriff  Wirthschaft 
t,  dann  zum  Begriff  des  Werths  kommt,  und  von  diesem  Begriff  aus  erst 
los  Guts  gelangt,  den  er  unter  die  secundären  (?)  Begriffe  weist  und  als  «Jeden 
id,  der  Werth  hat'*  definirt  (S.  204).  M.  £.  ist  die  übliche  Behandlangs- 
1  Reihenfolge  die  logisch  richtigere  und  naturlichere. 

—  §.  111  [5].  Entwicklung  der  Güter.  Die  Göter 
ren,  vervielfältigen,  verändern,  verfeinem  sich  mit  den  ent- 
tnden  Vorgängen  bei  den  Bedürfnissen  (§.  23);  zum  Theil 
imgekebrt:  so  dass  ein  Wecbselwirknngsverhältniss  bestebt, 
B.  ein  grosser  Tbeil  des  Absatzes  von  Luxusartikeln  und 
I  Dingen  überhaupt  darauf  beruht,  erst  das  Bedürfniss  her- 
)cken.  Femer  ist  die  wachsende  Einsicht  des  Menschen  in 
esen  und  in  die  Brauchbarkeit  der  Dinge  für  die  Entwick- 
er Güter  von  Einflnss. 

kturwissenschaftliche  Fortschritte',  Entwicklung  der  Technik.  Auffindung  neuer 
tducte  fremder  L&nder.  K.  Meng  er,  Volkswirthschaftslehre  S.  3,  stellt 
iingimgen  dafür  auf,  dass  ein  Ding  ein  Gut  werde. 

.  —  §.  112  [6],  Eintheilung  der  Güter.  Innere  und 
^re  Güter.  Die  Eintheilung  knüpft  sich  zunächst  an  die- 
der  Bedürfnisse  an  (§.  23),  wonach  vor  Allem,  in  der  früher 
dargelegten  Weise  (§.  23),  innere  und  äussere  Güter  zu 
sheiden  sind,  die  erste  und  wichtigste  Eintheilung. 
.  Ein  äusseres  Gut  ist  das,  was  Jemand  in  sich  findet  oder 
ktig  in  seinem  eigenen  Inneren  erzeugt  (v.  Hermann), 
elkraft,  Gesundheit,  inneres  Seelenleben,  Gedankenwelt,  Gaben, 
Schäften,  Kenntnisse).  Solche  Güter  können  in  persön- 
n  Diensten  des  Besitzers  zu  äusseren  Gutem  eines  Anderen 

n. 

.  Ein  äusseres  Gut  ist  ein  solches,  welches  Jemandem  aus 

ussenwelt  Bedürfnissbefriedigung  ermöglicht. 

Wagner,  Onmdlegnng.  3.  Auflage.   I.  TheiL   OmndlageD.  19 
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S.  Bau  I,  §  46  ff.  Er  neont  §  1  die  inneren  Güter  persönliche.  7.  Hermann, 
UntersQchangen ,  2.  A.,  S.  103  ff.,  sehr  speciell  ?on  Mangold t,  Gmndriss  §  4, 
Tgl.  auch  desselben  Art  Gut  im  Staatswörterbacb  (Blnntschli-Brater)  B.  IT.,  Scb&ffle, 
System.  3.  Aufl.,  L  §.  31,  32.,  S.  66.  Neu  mann  (in  d.  gen.  Arbeiten  im  Schon  berg*- 
sehen  Handb.  L  3.  A.,  &  136)  identificirt  gleich  den  Gatsbegriff  mit  dem  der  Folks- 
wirthschafUichen  Güter  aas  mich  nicht  überzeugenden  Zweckmässigkeitsgründen.  Ebenso 
wie  Neumann  Cohn  (I,  204),  und  auch  Sax,  Staatswirthschaft  S.  114.  —  Die 
l^rreich  ausgeführte  Unterscheidung  Meng  er' s,  Volkswirthschaftl.  §.  2  („über  den 
Causalzusanunenhang  der  Güter*')  ?on  Gütern  1.,  2.,  3.  Ordnung  u.  s.  w.  ist  doch 
eigentlich  nur  eine  Umschreibung  des  anerkannten  Satzes,  dass  zur  Herstellung  von 
Gütern  Kapital  und  zwar  nicht  abstractes,  sondern  concret es  Kapital  der  und  der 
Art  nothwendig  vorhanden  sein  muss. 

D.  —  §.  113  [7  and  8].  Eintheilang  der  äusseren 
Güter.  Diese  sind,  je  nachdem  die  Erlangnog  dem  Begehrer 
Arbeit  (Opfer)  (§.  27)  kostet  oder  nicht,  freie  oder  wirthschaft- 
1  i che  Güter ^).  Diese  Unterscheidung  gestaltet  sich  aber  wesentlich 
verschieden  nach  den  beiden  vorher  (§.  109)  unterschiedenen 
Standpuncten  der  Betrachtung,  wobei  sich  gleich  an  einem  ersten 
wichtigen  Beispiel  die  Bedeutung  dieser  Auseinanderhaltnng  der 
beiden  Standpuncte  zeigt 

1.  Rein-ökonomischer  Standpunct.  Freie  (,,natnr- 
freie'^)  Güter  sind  hier  solche,  welche  der  Menschheit  von  der 
Natur  ohne  menschliche  Arbeit,  bezw.  wenigstens  nur  gegen  die 
bloss  occupatorische  Arbeit  des  Aneignens  in  jedem  einzelnen 
Falle  des  Bedürfnisses  (wobei  Thätigkeiten  des  Sammeins,  Suchens, 
Verfolgens  u.  s.  w.  vorkommen  können)  geliefert  werden.  Wirth- 
schaft liehe  Güter  dagegen  sind  hier  diejenigen,  zu  deren 
Erlangung  behufs  der  Bedürfnissbefriedigung  irgend  eines  Men- 
schen irgendwelche  menschliche  Arbeit  die  Vorbe- 
dingung ist. 

Auch  die  freien  Güter  worden  im  einzelnen  Falle  daher  insoweit  wirthschaft- 
liehe,  als  sie  jene  Aueignungsarbeit  irgendwie  erfordern,  z.  B.  wild  wachsende  Früchte, 
Thiere,  Wasser  u.  dgl.  —  v.  Mangold t  nennt  dem  ersten  Standpunct  gemäss  ganz 
richtig  wirthschafUiche  Güter  die,  welche  durch  menschliche  Arbeit  hergestellt  oder 
erworben  wurden  —  nicht  werden,  d.  h.  nicht  nothwendig  im  einzelnen  Fall 
werden. 

Jene  freien  Güter  bilden  wieder  zwei  Classe'n: 
a)  Die  allgemeinenGüter,  d.h.  solche,  deren  ausschliess- 
liche Aneignung  durch  einzelne  Menschen,  durch  Vereinigungen 
von  solchen  und  selbst  durch  Völker  unmöglich  ist,  wie  die 
Luft,  das  Tageslicht,  die  Sonnenwärme,  das  Weltmeer  als  Ganzes 
und  seine  grösseren  Abtheilungen  (Oceane). 

*)  Hermann,  S.  104 IT.  —  Rau,  §.  40 ff.  —  Sch&ffle,  Syst.  §.  33.  —  Besonders 
eio^ehchü  und  bcharf  über  die  ökonomischen  und  nichtökonomischeu  Güter  und  ihr 
Verh&hniss  zu  einander  Menger,  L,  51  ff.  — 
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enigstens  liegt  kein  Beispiel  vor,  dass   grosse  Meere    wirklich   so   ?oa 
Tolke  allein  beherrscht  sind,  wenn  auch  theoretische  Ansprüche  dieser  Art  be- 
Anders  bei  kleinen  Meeren  oder  Theilen  der  See.    (Theorien  ?om  mare 
,  d.  h.  ?on  fta  den  Verkehr  eines  Volkes  ?orbehaltenen  Meeren.) 

)  Freie  Besitzgttter(,ybediDgt  freie",  Held),  d.  h.  solche, 
i  ihrer  Wesenheit  nach  eine  ausschliessliche  Aneignung  zwar 
sn  würden,  aber,  wenigstens  was  ihren  Gesammtvorrath 
t,  noch  herrenlos  geblieben  sind,  weil  die  vorhandene  Menge 
edarf  übersteigt,  inden«  die  Natur  sie  an  dem  Orte,  wo  sie 
icht  werden  können,  in  solcher  Fülle  zur  Verfügung  stellt, 
iein  Beweggrund  vorhanden  ist,  von  einem  überschüssigen 
he  Besitz  zu  nehmen. 

am  Theil  nach  Bau  I.  §.  47.)  Za  diesen  Qatern  gehören  in  primitiven  Ver- 
n  des  Volkslebens,  vor  der  festen  Ansiedlang  an  bestimmten  Orten  und  auch 
der  ersten  Zeit  nach  derselben,  vielfach  Grand  Stacke  überhaupt  und  auch 
1  noch  bestimmte  Arten  von  Grandsttlcken,  wie  Waldbodcn,  Weide- 
eide, Wasserstacke;  ferner  vom  Boden  abtrennbare  Naturprodacte,  wie 
Steine,  Holz,  wildwachsende  Pflanzen,  Früchte,  Thiere.  Mit  steigender  Volks- 
Mt  pflegt  indessen  eine  mehr  oder  weniger  vollständige  ausschliessliche  Besitz- 
ig durch  Einzelne,  geschichtlich  anfängUch  meistens  durch  Vereinigungen  von 
n  (als  Stamm,  Geschlecht,  Siedelungsgemeinde)  mit  diesen  freien  Besitzgütem 
amen  zu  werden.  Die  Rechtsordnung  in  ihrer  späteren  Entwickelung 
rt  dies  in  der  Gewährung  von  privaten  Eigenthums-  und  Nutzungsrechten  an 
en  Besitzgütem.  Alsdann  nehmen  diese  Güter  immer  einige,  mitunter  alle 
^hen  Eigenschaften  der  wirthschaftlichen  Güter  an,  d.  h.  sie  werden  ins- 
e  besitzbare  (Rau),  d.  h.  eine  dauernde,  auch  private  Aneignung  und  beliebige 
lg  durch  den  Einzelnen  gestattende  und  werden  daher  auch  verkehrsmässig 
I  und  fortgegeben  (§.  115). 

114  [9].  2.  Socialer  oder  historisch-rechtlicher 
Ipnnct  (der  Einzelnen,  der  Volksclassen,  eines 
derenVolkes).  Die  eben  erörterte  Unterscheidung  zwischen 
und  wirthschaftlicben  Oütern  verschiebt  sich  hier  nach  der 
len  Stellung  der  Einzelnen  und  der  Classen  und  nach 
*  die  Freiheit,  Unfreiheit,  Arbeit  des  Menschen  und  für  die 
bums-  und  Nutzungsrechte  der  Güter  (der  freien  Besitzgüter 
er  eigentlich  wirthschaftlicben  Güter)  geltenden  Rechts- 
ing, —  hier  wird  daher  der  BegriflF  des  wirthschaftlicben 
zugleich  ein  Rechtsbegriff  — ;  ferner  zwischen  ver- 
men  Völkern  nach  der  politischen  Machtstellung  — 
auch  die  durch  die  geographische  Lage  des  Landes 
nen  natürlichen  Vorzüge  und  Nachtheile  gehören  können, 
er  ist  zu  erwähnen: 

Der  vorerwähnte  Fall,  das  freie  Besitzgüter  durch 
'gang  in  das  Eigenthum  oder  Nutzungsrecht  Ein- 
oder  gewisser  Classen  den  Character  wirthschaftlicher 

19* 
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Guter  annehmen y   tbeils  allgemein ,  auch  fdr  die  Besitzer,  theils 
insbesondere  fttr  Dritte  (Nichtbesitzer,  Bedürfende^  Begehrer). 

So  besonders  bei  Entstehung  des  PriT&teigenthums  am  Grund  und  Boden 
und  an  den  daranf  frei  7on  der  Natur  geschaffenen  Prodncten.  Diese  Auffassung  wird 
nicht  alterirt  dorch  die  verschiedene  Entscheidung  der  Streitfrage,  ob  im  Taoschverth 
des  Grand  und  Bodens  nur  die  Zathaten  an  menschlichen  Leistungen  (Arbeit,  Kapital) 
fergolten  werden,  wie  Bastiat  meint,  oder  dieser  Werth  hoher  ist  oder  wenigstens 
sein  kann.  Das  Eigenthomsverh&ltniss  als  solches  bewirkt,  dass  der  Boden  in  die  Beihe 
der  wirthschaftlichen  Gtlter  tritt 

Namentlich  bewirken  Natarmonopole  der  Lage,  so  besonders  in  städ- 
tischen Verhältnissen,  dann  anter  dem  Einflass  des  Klimas  für  die  Agrarprodaction 
ganzer  Länder,  ferner  Naturmonopole  der  specifischen  Bodenergiebigkeit 
z.  B.  bei  besonders  guten  Weinbergen  und  zwar  auch  zwischen  yerschiedenen  Völkern, 
z.  B.  beim  Absatz  tropischer  Producte  nach  Ländern  der  gemässigten  Zone^)  —  dass 
wenigstens  partiell  naturfreie  Guter  zu  rein  wirthschaftlichen,  beim  Erwerbe  höchst- 
möglich vergoltenen  werden. 

Die  Ricardo-Thünen'sche  Grundrentenlehre,  die  auch  was  Ricardo  betrifft 
in  ihrem  Kern  m.  E.  uoumstösslich  ist,  femer  die  richtige  Erweiterung  dieser  Lehre 
durch  Hermann  und  besonders  durch  von  Mangoldt  und  Schaf fle  stimmt  hier- 
mit tiberein. 

b)  Umgekehrt  werden  Güter ,  welche  vom  rein-ökonomischen 
Standpnncte  der  Menschheit  aus  wirthschaftliche, 
weil  nur  unter  Vermittlnng  menschlicher  Arbeit  gewonnene  sind, 
fttr  Einzelne,  Stände,  Classen,  Völker  ganz  oder  theilweise  zu 
freien,  d.  h.  zu  nnentgeltlich  erworbenen. 

Die  wichtigsten  Fälle  dieser  Art  kommen  bei  den  Rechtsinstitaten  der  persön- 
lichen Unfreiheit,  bei  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und  bei  Frohnarbeit  vor. 
Diese  Fälle  haben  fdr  das  gesammte  Volksleben  eine  grosse  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
ftlgung  tlber  die  Producte  der  gezwungenen  Arbeit  der  unfreien  der  herrschenden 
Glasse  und  durch  sie  dem  Staate  die  Mittel  zu  besonderer  —  namentlich  aach  früh- 
zeitigerer, als  sonst  möglich  —  Gultur-  und  Kunstbluthe  bieten  kann.  Aehnlich 
wiriien  im  Völkerleben  Tributverhältnisse,  in  Weltreichen  und  grösseren  Staaten 
Ausbeutung  der  Provinzen  vom  Centrum  aus  (Alt-Roml);  vielfach  Überhaupt 
schon  die  stärkere  Centralisation  der  Staatsthätigkeiten  in  der  Hauptstadt  Die 
CulturgOter  des  Unterrichts,  der  Bildung,  der  feineren  Sitte  u.  s.  w.  kommen  z.  B. 
dem  Hauptstädter  bei  uns  wohlfeiler  als  dem  Provincialen,  weil  sie  eben  partiell  for 
jenen  freie  Güter  im  angegebenen  Sinne  sind.  Ausserdem  hat  aber  auch  bei  per- 
sönlicher Freiheit  die  social  gedrückte  Lage  der  unteren  Classen  öfters 
allgemein  die  Tendenz,  jedenfalls  schafft  sie  leicht  die  Möglichkeit,  die  Güter,  welche 
für  diese  Classen  rein  wirthschaftliche  sind,  für  die  übrigen  (höheren)  Classen  mehr 
oder  wen  iger  zu  freien,  d.  h.  zu  nicht  genügend  vergoltenen  zu  machen. 

Ein  Punct  von  grosser  Bedeutung  für  die  richtige  und  unbefangene  Beur- 
theilung  der  heutigen  Arbeiterfrage  und  der  Bestrebungen,  den  Lohn  auf  Kosten 
des  Gewinns  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  und  auf  Kosten  der  höhere  Preise 
zahlenden  wohlhabenderen  Consumenten  zu  steigern.  A.  Wagner,  Rede  über  die 
sociale  Frage,  S.  23  ff*.,  L,  Brentano,  zur  Lehre  v.  d.  Lohnsteigerungen,  Hildebr. 
Jahrb.  XVI,  251  ff*..  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  190.  Solche  Verbesserung 
der  Lage  der  Arbeiter  vollzieht  sich  auf  dieselbe  Weise,  wie  diejenige,  welche  aus 
Luzuseinschränkong  der  Wohlhabenden  hervorgeht.  Mi  11  hat  dafür  die  Schablone 
gut  aufgestellt,  Polit.  Oekon.,  Deutsch  v.  Sotbeer,  2.  Aufl.,  Hamb.  1S64,  1.  Buch. 
Kap.  6,  §.  8. 

')  Einen  interessanten  Belegfall  bilden  die  Ausfuhrzölle  auf  Producte  einer 
Art  Naturmonopols,  welche  in  manchen  Ländern  (Südeuropa,  tropische  Länder)  in  der 
sicheren  Voraussetzung,  sie  auf  die  fremden  Consumenten  zu  wälzen,  aufgelegt  werden. 
Vergl.  hierüber  meinen  Art.  Zölle,  Staats wörterb.  XL,  350,  353  fl. 
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ese  „sociale"  oder  „historisch-rechtliche"  Auf- 
;    des  Begriffs    der  freien  und  wirthschaftlichen  Güter  ist 

der  erstbesprochenen  rein-ökonomischen  bisher  zu 
beachtet  worden ,  obgleich  sie  grössere  Wichtigkeit  hat,  als 
ztere.  Es  ergiebt  sich  darnach  aas  dem  Dargelegten  das 
;e  Resultat,  dass  die  Unterscheidung  zwischen  diesen  Gtlter- 
keine  absolute ,  sondern  eine  relative,  von  der  Rechts- 
ing  und  der  socialen  Stellung  der  Betheiligten  mit  ab- 
e  ist.  Der  Zusammenhang  der  Unterscheidung  mit  dem 
ßilungsproblem"  ist  damit  zugleich  erwiesen. 
[.  Arten  der  Erwerbung  wirthschaftlicher  Güter. 

[10].    A.  Uebersicht. 

;1.  hierzu  besonders  nnten  in  Bach  3  die  Erörterongen  tlber  den  Wirth- 
ttrieb  und  das  gmnze  Bach  5  (Organisation  der  Yolkswirthscbaft).  Der  hier 
5  ff.  behandelte  Gegenstand  wird  gewöhnlich  in  den  Systemen  an  andere 
^bracht.  Aber  es  erscheint  passend,  ihn  schon  hier  in  Kurze  za  behandeln, 
icbst  nar  die  rein  natürlichen  Möglichkeiten  bez.  die  historisch 
i  n  Arten  eines  Güterwerbs  Seitens  des  einzelnen  Bedürftigen  za  kategorisiren. 
rmann,  S.  129—132. 

Q  ältere,  besonders  die  britische  Theorie  hat  hier  zwei  Fehler  begangen, 
erkannt  und  ?ennieden  werden  müssen.  Sie  hat  einmal  die  ganze  Entwick- 
i  derirativen  Erwerbes  za  mechanisch  and  za  abstract  aas  einer  Art  natür- 
.Taaschtriebes'*  abgeleitet  and  dabei  regelmässig  nar  die  verkehrs- 
e  Erwerbung  der  Güter  beachtet  oder  wenigstens  fast  allein  betrachtet;  and 
zweitens   die  historische  Bedingtheit   und  Beeinflassang  der  Ent- 

der  Erwerbsarten  and  der  dafür  mit  maassgebenden  Verhältnisse  der  Ar- 
iel lang  and  des  Verkehrs,  daher  insbesondere  auch  der  ?erkebrsmässigen 
og  der  Güter,  durch  die  Besitzyerhältnisse  and  die  hierdurch  wieder 
n  Herrschafts-  oder  Aatoritäts-Yerhältnisse  (Her m.  ROsler  s.  a.)  and 
ic  Einrichtongen  and  Normen  des  Marktwesens  and  der  weiteren  mit  diesen 
ndong  stehenden  Einrichtongen  nicht  genügend,  häufig  gar  nicht  berück- 

In  diesem  Pancte  ist  der  historischen  Nationalökonomie  die  Berichtigung 
ren  ganz  abstracten  Behandlungsweise  dieser  Dinge  zu  ?erdaukeu. 

ie  Erwerbung  der  wirthschaftlichen  Güter  zum  Behufe 
edttrfnissbefriedigung  kann  für  den  einzelnen  Bedttrf- 

oder  für  das  Haupt  einer  Wirthschaft  (das  einzel- 
chaftliche  Subject  §.  147)  auf  zweierlei  Weise  erfolgen, 
enen  sich  die  zweite  dann  weiter  in  eine  Reihe  besonderer 

deren  hier  vier  unterschieden  werden,  specialisirt.  Die  erste 
art  nennen  wir  die  ursprüngliche,  die  zweite  umfasst 
sr  Arten  des  abgeleiteten  (derivativen)  Erwerbs. 
.  Die  ursprüngliche  Erwerbung  (Eigengewinnung, 
stgewinnung,  Eigenproduction,  naturale  Ge- 
nug) stellt  wieder  die  rein-ökonomische  Kategorie  der 
erwerbung  dar.  Sie  erfolgt  unmittelbar  durch  Arbeits- 
ang des  oder  der  Bedürftigen  selbst,  indem  die  Arbeit 
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stets  unter  Mitwirkung  der  Natar ,  auf  die  erstmalige  Natural  -  Ge- 
winnung der  bedurften  concreten  oder  naturalen  Güter  gerichtet 
wird.  Die  menschliche  Arbeit  hat  dabei  die  Aufgabe,  die  Güter 
der  Natur  abzugewinnen  und  die  Natur  demgemäss  zu  deren  Her- 
stellung entsprechend  anzuleiten.  Diese  Erwerbsart  ist  natürlich 
für  die  Menschheit  die  eigentliche  und  einzige. 

2.  Die  verschiedenen  Arten  des  abgeleiteten  Erwerbs  stellen 
historisch-rechtliche  Kategorien  dar,  für  welche  die  Normen 
der  Rechtsordnung  in  Bezug  auf  Unfreiheit,  Freiheit,  Besitz 
(Eigei\thum) ,  Verträge,  und  die  öffentlichen  Einrichtungen 
und  Normen  des  Marktwesens  und  weiter  des  ganzen  Ver- 
kehrswesens mit  bestimmend,  auch  wohl  entscheidend  sind.  Daher 
auch  ein  verschiedenes  historisches  und  örtliches  Vorkommen 
der  einzelnen  hierhergehörigen  Erwerbsarten,  und  eine  verschiedene 
historische  Reihenfolge  und  Verbindung  derselben  miteinander  und 
eine  verschiedene  Ausbildung  einer  jeden  derselben.  Von  solchen 
abgeleiteten  Erwerbsarten  lassen  sich  vier  typische  unterscheiden, 
welche  hier  mit  den  Namen  Zutheilung  von  Gütern  durch 
Autoritäten,  caritativer  Erwerb,  Zwangserwerb,  ver- 
kehrsmässiger,  bzw.  vertragsmässiger  Erwerb  bezeichnet 
werden  sollen. 

Diese  Unterscheidan^en  sind  namentlich  wieder  für  die  grossen  Fragen  der  Or- 
ganisation und  der  Rcchtsordnang  der  Yolkswirthschaft  und  for  die  historischen  Phasen 
beider  wichtig,  daher  einmal  fUr  die  Zustände  persönlicher  Unfreiheit  und  Freiheit, 
primiti?er,  patriarchaler  und  entwickelter,  freier  Verhältnisse  der  Yolkswirthschaft: 
lemer  fUr  die  Verhältnisse  einer  auf  Pri?ateigenthum  an  sachlichen  Productions- 
mittein  (Boden  und  Kapital)  und  einer  auf  gesellschaftlichem  Gemeineigenthum  an 
diesen  Objecten  beruhenden  Yolkswirthschaft,  daher  fUr  die  „Yertheilungsfragen", 
welche  zwischen  dem  ökonomischen  Individualismus  und  Socialismus  spielen. 

a)  Zutheilung  der  Güter  durch  Autoritäten. 

Hierhin  gehören  die  Yerhältnisse  im  Familien?erbande  und  in  ähnlichen  Ver- 
bänden äherer  Wirthschafts-  und  Cnlturstufen  bis  zu  den  noch  in  die  Gegenwart  hinein- 
ragenden (südslarische  Hauscommunionsverhältnisse  u.  s.  w.);  femer  die  Yerhält- 
nisse in  der  mit  Unfreien  oder  sonst  Abhängigen  arbeitenden  Wirthschaft  (antike  Oeken- 
wirthschaft,  mittelalterliche  Frohnhof-  und  Klosterhofwirthschaft,  neuere  Scla?ereiwirth- 
Schaft,  Kiosterwesen  und  verwandte  Einrichtungen,  Strafanstalten  u.  dgL)  —  Ob  man 
im  „Socialstaate*'  eine  andere  Form  der  Zufuhrung  der  Gtlter  an  die  Beddrftigen  würde 
tlberhaupt  durchfuhren  können,  ist  bei  der  Grundlage  einer  socialistische  Organisation 
der  Yolkswirthschaft  und  bei  den  aus  dieser  Organisation  sich  nothwendig  ergebenden 
Folgen  ftlr  die  Gestaltung  des  „Yertheilungsproblems''  mindestens  fraglich. 

b)  Caritativer  Erwerb  (bzw.  caritative  Zutheilung 
der  Güter). 

Hierher  gehört  die  freiwillige,  unentgeltliche  (bez.  die  nicht  voll  nach 
den  Grundsätzen  des  verkehrsmässigen  Erwerbs  erfolgende  Ueberlassung  von  Gütern 
seitens  der  Besitzer  oder  Verfüger  an  die  Bedürftigen:  Fall  des  Geschenks,  des  Almosens, 
überhaupt  der  werkthätigen  Menschenliebe.    Eventuell  würde  man  einige  Fälle  der 
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erwähnten  Zatbeilang  auch  bier  mit  einreiben  kOonen.  (Unterhalt  der  Familien- 
^en,  der  Verwandten). 

le  solche  EinfUbrnng  eines  neuen  Aosdnicks  wie  «.caritatiTer**  Erwerb 
Misslicbes,  aber  sie  ist  ein  BedUrfniss,  nm  mit  einem  Gesammtnamen 
iet  der  nach  den  Grundsätzen  des  Gemeinsinns,  der  Liebe,  des  religiösen 
1er  Uumanit&t  erfolgenden  Erwerbsarten  zusammen  zu  fassen.  Einen  besseren 
i  als  den  gewählten  und  einen  ebenso  unzweideutigen  kenne  ich  nicht. 

Zwangserwerb:  zwangsweise  unentgeltliche  bez. 
enerell  und  nach  Feststellung  bloss  der  einen  betheiligten 
entgoltene  Ueberlassung. 

;rhin  gehören: 

Die  unrechtmässigen,  d.  h.  streng  wörtlich:    dem  Rechte  nicht  ge- 

und  gewaltthätigen  Erwerbungen  wirthschaftlicher  Güter, 
gesichts  flagranter  Thatsachen  in  jedem  Zeitalter  und  des  vorherrschenden 
-s  der  Erwerbsart  ganzer  Völkerschaften  in  gewissen  Zeitaltem  (Seeraub,  wo- 
:h  erst  ein  wahres  jus  gentium  als  bestehend  angenommen  werden  muss,  dem 
werb  nicht  gemäss  ist)  kann  dieser  Fall  nicht  ausgelassen  werden. 
Die  rechtmässigen,  d  h.  wieder  wörtlich :  dem  (einerlei  wie  beschaffenen) 
gemässen  Erwerbungen,  bei  welchen  das  Recht  die  Unentgeltlichkeit  oder 

generell  und  einseitig  entgoltene  Ueberlassung  regelt,  nämlich 

die  Fälle  der  verschiedenen  Arten  der  persönlichen  Unfreiheit  eines 
iT  BevOlkerang,  wo  immer  nur  höchstens  generelle  (im  Lebensunter- 
i  in  der  Schutzgewähr  der  Sclaven)  und  einseitig  vom  Herrn  be- 
specielle  Entgeltlichkeit  (Gegenleistung  des  Herrn  an  den  Leibeigenen, 
larbeitcr)  oder  vom  Rechte  zum  Nachtheil  des  Unfreien  festgestellte  Ent- 
it  (im  Oolonat,  Hörigkeit  u.  s.  w.)  stattfindet: 

die  Fälle  der  „öffent  liehen  Körper"'  oder  der  ökonomisch  so  zu  nennen- 
ingsgemeinwirthschaften,    insbesondere    des  'Staats,    wo  gleichfalls 

Besteuerung  und  Leistungen  dieser  Wirthschaften  für  die  ihnen  Angehörigen 
i^rincip  genereller,  einseitig  vom  Subjecte  der  Gemein wirthschaft  fest- 

Entgeltlichkeit  obwaltet. 

drei  genannten  Hauptfälle  der  Zwangserwerbsarten  lassen  sich  mit  einem 
en  Ausdrucke  als  unrechtmässige  und  rechtmässige  Ausbeutung 
Vrbeit  und  fremden  Besitzes  und  als  Besteuerung  bezeichnen. 

Verkehrsmässiger,  bzw.  (weil  dies  hier  die  in  Betracht 
ide  Rechtsform  ist)  vertragsmässiger  Erwerb.  Hier 
Voraussetzung  persönliche  Freiheit  und  Privateigenthum 
ih  der  Objecte,  um  deren  Weggebung  oder  Erwerbung  es 
ndelt.  Freiwillig  und  im  einzelnen  Fall  nach  einem, 
den  Parteien  vereinbarten  speci eilen  Entgelt  erfolgt  hier 
lergang  von  Gütern  von  dem  Einen  auf  den  Anderen. 

rher  gehören  namentlich:  Tausch.  Kauf  und  Verkauf 'von  Sachgütem,  Güter^ 
i  in  Folge  von  Kreditverträgen  (Darlehen,  Ueberlassung  von  Gütern  zur  Nutzung 
Pacht);  Uebertragungen  von  Schuldurkunden  und  Antheilscheinen  (Actien); 
ing  der  Arbeitskraft  gegen  Entgelt  (Dienstmiethe,  Arbeitslohnvertrag  u.  dgl.  m.). 

—  §.  116  [11].  Vorkommen  und  Berechtigung 
Erwerbsarten.    Die  Wirthschaftslehre  hat  meistens  zu 

iesslich  die  ursprüngliche  und  die  verkebrsmässige  Erwerbs- 
wirthscfaaftlichen  Güter  betrachtet,  weil  man  gewöhnlich 

iche  Freiheit  und  Eigenthum  und  genügenden  Rechtsschutz 
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dafUr  durch  den  Staat  als  selbstverständliche  Voraussetzungen 
der  Wirthschaft  und  des  Erwerbs  ansah.^)  Die  drei  anderen  Arten 
abgeleiteten  Erwerbs  haben  in  den  verschiedensten  Phasen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit  und  ihrer  Theile,  der 
Völker,  aber  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  besessen 
und  besitzen  sie  noch,  dürfen  daher  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Die  autoritativen  Zutheilungen  wenigstens  in  gewissen  Fällen 
(Familie!)  und  allgemeiner  in  gewissen  Zeitaltern  und  geschicht- 
lichen Phasen  der  BesitzverhältnissCy  die  caritativen  und  die  recht- 
mässigen Zwangserwerbsarten  haben  auch  ihre  principielle 
Berechtigung,  theils  dauernd  und  aUgemein  und,  soweit  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  in  Betracht  kommen,  heute  mehr  als  je,  theils 
selbst  was  die  persönliche  Unfreiheit  anlangt,  in  gewissen  Zeit- 
altem. 

Die  Form  der  Zatbeilang  von  Gütern  darch  Aatoritäten  war  in  ganzen  Zeit- 
altem ond  auf  ganzen  Wirthschaftsstnfen  für  die  Masse  der  Bovölkernng  die  vor- 
herrschende, ja  selbst  die  einzige  für  die  Bedürfnissbefriedicning  in  Betracht 
kommende.  Und  im  Familienverbande  hat  sie  eine  bleibende  Stelle,  solange 
68  ,,Familien*'  gab  und  geben  wird. 

Nicht  nar  die  religiösen  Motiven  entspringende  Wohlthätigkeit  and 
Freigebigkeit  (mittelalterliche  Kirche!),  sondern  aach  die  politischen  Zwecken 
dienenden  Bezahlungen,  ja  förmlichen  Besoldungen  der  Bürger  für  die 
Theilnahme  an  den  Staatsgeschäften,  selbst  an  den  Volksversammlongen  in  Athen, 
die  Fälle  des  athenischen  Theorikon,  der  Speisungen,  der  Getreidespenden  in  Athen, 
Rhodos  (Büchsenschütz,  Besitz  u.  Erwerb  im  griech.  Altcrth.,  Halle  1869,  S.  280  ff., 
BOckh,  Staatshaush.  Athens,  2.  Aufl.,  I,  318  ff.),  das  umfassende  System  der  römi- 
schen Getreidespen  den  (Ihering,  Geist  d.  rOm.  Rechts,  S.  Aufl.,  Leipz.  ]874, 
II,  1.  Abth.  S.  254,  Mommscn,  rOm.  Staatsrecht,  II,  1.  Abtb.,  Leipz.  1874,  S.  472, 
Marquardt,  rOm.  Staatsverwalt.,  Leipz.  187S,  II,  106  ff.),  der  Spiele  u.  s.  w.  nicht 
zu  gedenken  (Mommsen,  eb.  S.  486  ff.,  über  die  Bowirthungen  dabei  s.  Fried- 
länder, Sittengesch.  Roms,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874,  II,  285)  —  dies  Alles  sind  doch 
so  wichtige  geschichtliche  Beispiele  von  Bedürfnissbefriedigungen  der  Einzelnen  ohne 
oder  gegen  geringen  Entgelt,  dass  sie  nicht  einfach  ignorirt  werden  kOnneo,  nur  weil 
sie  bei  uns  nicht  mehr  vorkommen  oder  wie  gewisse  kirchliche  Wohlthätigkeit  ungern 
gesehen  werden.  Dazu  denke  man  an  denEinfluss  der  antiken  Sclaverei  (s.  Büchsen- 
schütz, S.  104—208,  Ihering.  a.  a.  0.  234  ff.,  245  ff.),  an  die  zur  Ehrensache  der 
bevorzugten  Classen  wordende  Freigebigkeit  der  Reichen  (Ihering.  eb.  S.  250),  an 
die  Anweisungen  von  Ländereien  im  ager  publicus  oder  dureh  Anlegung  von  Colonien 
(eb.  S.  253),  —  lauter  Momente,  welche  die  caritative  und  zum  Theil  die  Zwangs- 
erwerbsart für  die  Einzelnen  eine  heute  unbekannte  Bedeutung  gewinnen  Hessen,  und 
als  geschichtliche  Tbatsachen  Grunds  genug,  um  nicht  immer  nur  Eigenproduction 
und  verkebrsmässigen  Erwerb  der  Güter  zu  berücksichtigen. 

Rein  und  ausschliesslich  kommt  kaum  je  für  die  gesammte  Bedürfnissbefriedigung 
auch  nur  eines  Individuums  oder  einer  Familie  bloss  eine  einzige  dieser  Erwerbs- 
arten vor.  Ein  solcher  Ausnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Güter 
ist  die  Robinsonnade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse  vereinzelt  anfre- 
siedelter  Ackerbauer,  herumschweifender  Jäger  u.  a.  m.  Davon  kann  die  Wirthschafts- 
lehre  abstrahiren  oder  sio  macht  von  der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebrauch  zu 
Zwecken   der  Erläuterung  und  Analyse  wirthschaftlicher  Vorgänge.    Die  abgeleiteten 


^)  S.  auch  Hermann,   S.  18  ff.    Hier  liegt  der  Gedankensprung  der  ab:»oluten 
Freihändler. 
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)sarten  sind  die  Folge  des  gesellschaftlichen  Zosammenlebens  der 
ieo.  Die  wissenschaftliche  Aufgabe  ist,  jeder  derselben  ihre  richtige 
mg  für  die  menschliche  Bed  arfnissbefriedigang  anzuweisen,  eine 
der  Orf^anisaäon  der  Yolkswirthschaft.  Von  fomhereiu  iat  dabei  nur  der  un- 
ässige  Zwangserwerb  unbedingt  auszuschliessen, 

U.  —  §.  117  [12,  13].  Entwicklung  der  verkehrs- 
sigen  Erwerbsarty  Tausch,  Arbeitsgliederung 
Verkehr.  Die  Eigengewinnung  der  Güter  pflegt  schon 
eitig  in  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  des  Volkslebens 
meiner  mit  der  ersten  und  dritten,  auch  wohl  mit  der  zweiten 
ativen  Erwerbsart  der  Gflter  verbunden  zu  werden,  während 
verkehrsmässige  Gewinnung  noch  fehlt  oder  nur  sporadisch 
Bchhandel)  vorkommt. 

Die  historische  Erklärung  hierfür  liegt  in  den  älteren  Zuständen  des  Volkslebens 
lechterordnung),  den  damit  verbundenen  Verhältnissen  des  Bodenoigenthums  und 
Bodennutzung,  der  mangelnden  persönlichen  Freiheit  oder  wenigstens  socialen 
irthschaiUlchen  Unabhängigkeit  von  den  natürlichen  Verbänden  und  Antoritäts- 
tnissen,  welchen  der  Einzelne  untersteht.  Erst  mit  der  Auflösung  und  Cm- 
g  dieser  älteren  Zustände  und  Verhältnisse,  mit  der  Ausbildung  voller  persön- 
Freiheit  und  individualistischer  Unabhängigkeit,  mit  der  Entwicklung  des  Privat- 
bums an  Boden,  treten  rein  gesellschaftliche  und  (privat-1  wirthschaftliche  an 
der  natürlichen  oder  auf  fester  Sitte  beruhenden  Gomeinschaftsbeziohungen  der 
hen.  Damit  werden  die  Voraussetzungen  für  die  „verkehrswirthschaftliche'' 
bung  der  Güter  erfüllt. 

S.  Bau  I,  §.  7,  114  ff.,  der,  dem  Gesichtspuncte  der  englischen,  besonders  Smith'- 
Schule  gemäss,  zu  sehr  bloss  die  technische,  nicht  auch  die  allgemein-volks- 
chaftlichc  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  beachtet.  — 
lann,  S.  193  ff.  A.  Smith,  wealth  of  naiions,  1.  B.,  1.  Kap.  —  Die  Noth- 
gkeit  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der  ersten  theoretischen 
^ung  ökonomischer  Dinge  nicht  verkannt  werden.  Schon  Plato  hat  im  Buch 
>taate  das  Princip  der  Arbeitstheilung  in  seiner  Bedeutung  fUr  die  Thätigkeiten, 
welche  menschliche  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  dargelegt,  richtig  begründet 
rklärt  Vgl.  Büchsenschütz,  a.  a.  0.  S.  250.  —  H.  Rösler,  Vorlesungen 
14,  26  ff.,  hebt  richtig,  nur  etwas  zu  einseitig  hervor,  wie  der  Besitz  die  Arbeit 
auch  in  den  primitiven  Verhältnissen  leite  und  wie  am  Wenigsten  von  Anfang 
e  Individuen  nur  im  Verhältniss  des  Tauschs  gegen^feitigcr  Dienstleistungen 
in:  das  ursprüngliche  Verhältniss  sei  nicht  das  der  Gcgeriseitigkeit,  sondern 
Jnterweifung.  Die  Weiterentwicklung  beruht  aber  gleichwohl  auf  der  Aus- 
ig des  Tauschs  und  der  damit  sich  verbindenden  Arbeitsgliederung.  Nur 
iht  sich  dieser  Process  völlig  erst  bei  „freier  Concorrenz",  wie  z.  B.  im  rö- 
en  Alterthum  erst  mit  der  der  Concurrenz  zuzuschreibenden  Auflösung  der  natural- 
»chaftlichen  Einheit  des  Oikos.  S.  Rodbertos  in  Uildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  — 
auch  Tön  nies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft,  bes.  §.  10  ff.,  17  ff.,  19  ff. 
!r  G.  Schmoller's  stoffreiche  Aufsätze:  Thatsachen  der  Arbeitstheilung,  Jahrb. 
0S89),  Heft  3,  S.  57,  Wesen  der  Arbeitstheilung  und  der  socialen  Classen- 
Dg,  eb.  XIV,  Heft  1,  S.  45,  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung, 
[  u.  II,  die  älteren  Arbeitsgenossenschaften  und  die  ältere  agrarische  Familien- 
schaft, eb.  XIV,  Heft  8,  S.  1  und  die  Fortsetzung  dieser  Arbeiten  (Handel, 
Iwcrk,  Hausindustrie),  eb.  Heft  4.  Arbeiten  mit  einer  Fülle  richtiger  und  werth- 
'  Gesichtspuncte  und  Aufschlüsse,  aber  mit  mehrfach  unzulänglichen  Begriffs- 
nmungen  und  m.  E.  nicht  befriedigender,  zum  Theil  unterlassener  Verwerthung 
reichen  Stoffs  für  die  Herausschälung  des  Typischen  der  Entwicklungen  und 
lic  theoretisch-systematische  Aufgabe,  die  hier  doch  auch  vorlag. 

Die  verkehrsmässige  Erwerbuog  der  Güter  wird  häufiger  und 
ilroässiger,  wenn   die  Möglichkeit  des  Tauschs  zur  Arbeits- 
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gliedernng  (ArbeitstheiluDg  nnd  ArbeitsvereinignDg)  innerhalb 
der  Ortsbewohner  oder  Nahewohnender,  schliesslich  des  Volks 
fuhrt,  bei  etwas  grösserer  Rechtssicherheit  und  nicht  zu  starken 
natürlichen  Hindernissen  für  die  Commnnication  der  Menschen  und 
Güter  auch  zwischen  entfernter  Wohnenden  oder  unter  umher- 
schweifender und  sesshafter  Bevölkerung  und  von  Volk  zu  Volk. 
Leicht  transportable,  daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  („Luxus- 
artikel", Artikel  eines  hohen  specifischen  Werths),  bilden  dabei 
früher  einen  Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable, 
gemeinere  Producte.  In  der  Arbeitsgliederung  widmen  sich  die 
verschiedenen  Wirthschaften  den  Thätigkeiten  zur  Eigengewinnung 
bestimmter  einzelner  Güter  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
schon  in  der  Ab-  und  Voraussicht,  die  den  Bedarf  übersteigenden 
eigengewonnenen  Erzeugnisse  mit  denjenigen  anderer  Wirthschaften 
auszutauschen.  Eine  solche  Gestaltung  setzt  bereits  ein  ent- 
wickelteres Vertrauen  in  das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser 
Absicht  und  demgemässe  Zustände  des  Volkslebens  voraus.  Die 
Eigengewinnung  der  Güter  hört  dann  auch  selbst  mehr  und  mehr 
auf,  reine  Eigengewinnung  zu  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer 
eigenen  Vornahme  zum  Theil  selbst  wieder  verkehrsmässig  bez. 
durch  Verträge  beschaflft  (Miethen  von  Sciaven,  Dingen  von  fremden 
Arbeitskräften,  Anleihen  von  Kapital,  Pachten  von  Grundstücken, 
Miethen  von  Häusern).  Tauschen  und  Arbeitstheilung  bilden  so 
allmälig  eine  enger  und  enger  werdende  wirthschaftliche  Ver- 
bindung unter  der  Bevölkerung. 

Eine  solche  regelmässig  und  wenigstens  in  gewisser  Weise 
planmässig  gewordene,  weil  auf  fester  Arbeitsgliederung 
beruhende  Verbindung  unter  der  Bevölkerung  heisst  Verkehr 
oder  genauer:  wirthschaftlicher  Verkehr.  Das  Gebiet 
regelmässigen  Austauschs  (Absatzes)  einer  Guterart  ist  ihr 
Markt.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  welche  austauschbar  sind, 
heissen  als  solche  Tauschgüter  und  als  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs Verkehrsgüter  (§.  122). 

Die  Zunahme  und  die  Innigkeit  des  Verkehrs,  die  Aosdehnang  des  Markts,  die 
Arbeitsgliederung  stehen,  wie  man  leicht  einsieht,  in  enger  und  reger  Wechselwir- 
kung.   Die  Ausbildung  des  Verkehrs  wird  besonders  durch  drei  Momente  begünstigt: 

1)  durch  ein  natürliches  und  eigentlich  wirthschaftliches  Moment,  die  Vermehrung, 
Vervielfältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse,  weil  dadurch  eine 
immer  grössere  Menge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gütern  verlangt  wird,  zu  deren  Ge- 
winnung die  verschiedenen  natürlichen  Fähigkeiten  und  erlernten  Uebungen  der 
Menschen  und  die  verschiedene  Naturausstattung  der  Länder  benutzt  werden  müssen; 

2)  durch  ein  rechtliches  Moment:  die  verbesserte  Rechtssicherheit,  wofür 
der  Staat   vornehmlich    wichtig  ist,  und  die   specielle  Gestaltung    der   den  Verkehr 
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iden  Becbtsordnnng ;  3)  durch  ein  technisches  Moment:  die  Entwicklang 
Damanicationen  nnd  Transportmittel,  von  deren  BeschafFenheit  die  räum- 
wegong  der  Menschen  und  Gater  bedingt  und  der  Kostenbetrag  daf  Or  abhängig  ist 

K  —  §.  118  [14J.  Ursprang  des  Tansches  und  Be- 
angen  der  Entwicklung  von  Tausch  und  Verkehr, 
mpuls  zu  Tausch  und  Verkehr  liegt  in  erster  Linie  im 
stinteresse,  welches  eben  in  den  Folgen  des  Tausches 
efriedigt  fühlt;  womit  schon  die  Naturgemässheit  beider 
er  Folge  der  wirthschaftlichen  Natur  der  Menschen  aner- 
ist.  Die  Naturgemässheit  folgt  aber  weiter  aus  dem  socialen 
gesellschaftlichen  Wesen  der  Menschen,  welches  diese 
1  allem  sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaftlichen  Ver- 
ührt  Indessen  damit  ist  weder  gesagt,  dass  der  ,,Tausch^' 
sozusagen  eigenen  menschlichen  Triebe  („Tauschtrieb'^)  ent- 
e,  ein  „Trieb'%  von  welchem  keine  Rede  sein  kann,  noch 
Tausch  und  Verkehr,  wie  die  beiden  zu  Grande  liegende 
sgliederung,  „rein  natürlichem^  Entwicklungen  in  dem 
solcher  sein,  welche  einfach  und  gleichmässig  ohne  Weiteres 
er  „wirthschaftlichen  Natur''  des  Menschen  hervorgingen, 
hr  sind  auf  diese  Entwicklungen  regelmässig  von  bestimmen- 
linfluss  die  gegebenen  Ordnungen  des  Volkslebens, 
rganisationen  des  Wirthschaftslebens  und  die 
tsnormen  für  den  Besitz;  ferner,  sobald  einmal  eine 
e  Arbeitsgliedernng  und  daran  anknüpfend  ein  gewisser  Ver- 
sieb zu  entwickeln  begonnen  haben,  die  Rechtsnormen 
e  (öffentlichen  und  sonstigen)  Einrichtungen  des  Markt- 
ns  nnd  des  Verkehrs,  besonders  des  städtischen.  Dadurch 
lem  Verkehr  und  rückwirkend  der  Arbeitsgliederung  ihr  spe- 
historisches  und  örtliches  concretes  Gepräge  gegeben.  Beide 
)mit  geschichtlich  nicbt  „freie''  Gestaltungen  des  Trieblebens, 
n  durch  die  genannten  Momente  maassgebend  beeinflusst. 

«n  das  hat  die  ältere  abstracto  Theorie  in  ihrer  Constmction  fon  Verkehr 
•eitsgliederong  fast  gar  nicht  beachtet«  Alles  viel  za  einfach  nnd  unhisto- 
s  dem  wirthschaftlichen  Wesen  des  Menschen  deduclrt  Das  Nähere  gehört 
bt  hierher,  sondern  in  andere  Theile  dieses  Werkes. 

^  —  §.  119  [15].  umfang  des  Begriffs  „wirth- 
tliches  Gut"  und  Eintheilung  (Arten)  der  wirth- 
tlichen  Güter. 

lü  I,  §.  1,  46,  46a.  Röscher,  §.  8;  Hermann,  S.  114  ff.;  Schiffle, 
3.  Aufl.,  S.  8,  bes,  S.  144 ff ;  anders  Soc.  Körper  III,  258.  Ders.,  Theorie  d. 
jss.  Absatzverh&ltnisse,  Tüb.  1867.  A.  Held,  Grundriss,  S.  S,  9,  12,  14,  42 
ildebr.  Jahrb.  1876,  B.  27,  S.  162,  186,  mehrfach  abweichend  von  mir.  Er 
E.  das  formal  Juristische  wieder  zn  sehr  vor  dem  Reia-Oekonomisclicn  voran. 
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Guter  annehmen,   tbeils  allgemein,  anch  für  die  Besitzer,  theils 
insbesondere  für  Dritte  (Nichtbesitzer,  Bedürfende,  Begehrer). 

So  besoDders  bei  Eotstehnog  desPriTateigenthnms  am  Grund  nndBodon 
und  an  den  darauf  frei  Ton  der  Natur  geschaffenen  Producten.  Diese  Auffassung  wird 
nicht  alterirt  durch  die  rerschiedene  Entscheidung  der  Streitfrage,  ob  im  Tauschwerth 
des  Grund  und  Bodens  nur  die  Zuthaten  an  menschlichen  Leistungen  (Arbeit,  Kapital) 
vergolten  werden,  wie  Bastiat  meint,  oder  dieser  Werth  höher  ist  oder  wenigstens 
sein  lumn.  Das  Eigenthumsverhältniss  als  solches  bewirkt,  dass  der  Boden  in  die  Beihe 
der  wirthschaftlichen  Güter  tritt 

Namentlich  bewirken  Natur monopole  der  Lage,  so  besonders  in  städ- 
tischen Verhältnissen,  dann  unter  dem  Einfluss  des  Klimas  für  die  Agrarproduction 
ganzer  Länder,  ferner  Natnrmonopole  der  specifischen  Bodenergiebigkeit 
z.  B.  bei  besonders  guten  Weinbergen  und  zwar  auch  zwischen  rerschiedenen  Völkern, 
z.  B.  beim  Absatz  tropischer  Producte  nach  Ländern  der  gemässigten  Zone^)  —  dass 
wenigstens  partiell  naturfreie  Güter  zu  rein  wirthschaftlichen,  beim  Erwerbe  höchst- 
möglich vergoltenen  werden. 

Die  Ricardo-Thünen'sche  Grundrentenlehre,  die  auch  was  Ricardo  botrifi\ 
in  ihrem  Kern  m.  E.  unumstOsslich  ist,  femer  die  richtige  Erweiterung  dieser  Lehre 
durch  Hermann  und  besonders  durch  ron  Mangoldt  und  Schaf fle  stimmt  hier- 
mit überein. 

b)  Umgekehrt  werden  Güter,  welche  vom  rein-ökonomischen 
Standpunete  der  Menschheit  ans  wirthschaftliche, 
weil  nnr  unter  Vermittlang  menschlicher  Arbeit  gewonnene  sind, 
für  Einzelne,  Stände,  Glassen,  Völker  ganz  oder  theilweise  zn 
freien,  d.  h.  zu  unentgeltlich  erworbenen. 

Die  wichtigsten  Fälle  dieser  Art  kommen  bei  den  Rechtsinstituten  der  persOn- 
lichen  Unfreiheit,  bei  der  Sclarerei,  Leibeigenschaft  und  bei  Frohnarbeit  vor. 
Diese  Fälle  haben  für  das  gesammte  Volksleben  eine  grosse  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
fügung über  die  Producte  der  gezwungenen  Arbeit  der  unfreien  der  herrschenden 
Glasse  und  durch  sie  dem  Staate  die  Mittel  zu  besonderer  —  namentlich  anch  früh- 
zeitigerer, als  sonst  mOglich  —  Goltur-  und  Kunstblüthe  bieten  kann.  Aehnlich 
wirken  im  Volkerleben  Tributverhältnisse,  in  Weltreichen  und  grosseren  Staaten 
Ausbeutung  der  Provinzen  vom  Centrum  aus  (Alt-Rom!);  fielfach  überhaupt 
schon  die  stärkere  Centralisation  der  Staatsthätigkeiten  in  der  Hauptstadt.  Die 
Culturgüter  des  Unterrichts,  der  Bildung,  der  feineren  Sitte  u.  s.  w.  kommen  z.  B. 
dem  Hauptstädter  bei  uns  wohlfeiler  als  dem  Provincialen,  weil  sie  eben  partiell  für 
jenen  freie  Güter  im  angegebenen  Sinne  sind.  Ausserdem  hat  aber  auch  bei  per- 
sonlicher Freiheit  die  social  gedrückte  Lage  der  unteren  Classen  Öfters 
allgemein  die  Tendenz,  jedenfalls  schafil  sie  leicht  die  Möglichkeit,  die  Güter,  welche 
für  diese  Classen  rein  wirthschaftliche  sind,  für  die  übrigen  (höheren)  Classen  mehr 
oder  weniger  zu  freien,  d.  h.  zu  nicht  genügend  vergoltenen  zn  machen. 

Ein  Punct  von  grosser  Bedeutung  für  die  richtige  und  unbefangene  Beur- 
theilung  der  heutigen  Arbeiterfrage  und  der  Bestrebungen,  den  Lohn  auf  Kosten 
des  Gewinns  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  und  auf  Kosten  der  höhere  Preise 
zahlenden  wohlhabenderen  Gonsumenten  zu  steigern.  A.  Wagner,  Rede  über  die 
sociale  Frage,  S.  23  ff.,  L,  Brentano,  zur  Lehre  v.  d.  Lohnsteigerungen,  Hildebr. 
Jahrb.  XVI,  251  ff.,  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  190.  Solche  Verbesserung 
der  Lage  der  Arbeiter  vollzieht  sich  auf  dieselbe  Weise,  wie  diejenige,  welche  aus 
Luzuseinschränkung  der  Wohlhabenden  hervorgeht.  Mi  11  hat  dafür  die  Schablone 
gut  aufgestellt,  Polit.  Oekon.,  Deutsch  v.  Sotbeer,  2.  Aufl.,  Hamb.  1864,  1.  Buch. 
Kap.  5,  §.  3. 

')  Einen  interessanten  Belegfall  bilden  die  Ausfuhrzolle  auf  Producte  einer 
Art  Naturmonopols,  welche  in  manchen  Ländern  (Südeuropa,  tropische  Länder)  in  der 
sicheren  Voraussetzung,  sie  auf  die  fremden  Consumenten  zu  wälzen,  aufgelegt  werden. 
Vergl.  hierüber  meinen  Art.  Zolle,  Staats wOrterb.  XL,  350,  353  fl. 
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lese    „sociale'^    oder   ^^historisch-rechtliche"    Auf- 

g    des  Begriffs    der  freien  nnd  wirthschafUichen  Güter  ist 

der    erstbesprochenen    rein-ökonomischen    bisher    zu 

beachtet  worden,  obgleich  sie  grössere  Wichtigkeit  hat,  als 
tztere.  Es  ergiebt  sich  darnach  ans  dem  Dargelegten  das 
ge  Resnltat,  dass  die  Unterscheidung  zwischen  diesen  Güter- 

keine  absolute,  sondern  eine  relative,  von  der  Rechts- 
nng  nnd  der  socialen  Stellung  der  Betheiligten  mit  ab- 
;e  ist  Der  Zusammenhang  der  Unterscheidung  mit  dem 
leilungsproblem"  ist  damit  zugleich  erwiesen. 
[I.  Arten  der  Erwerbung  wirthschaftlicher  Güter. 
>  [10].    A.  Uebersicht. 

gl.  hierzu  besonders  unten  in  Buch  3  die  ErOrtemngen  aber  den  Wirth- 
»etrieb  and  das  ganze  Boch  5  (Organisation  der  Yoücswirthschaft).  Der  hier 
15  ff.  behandelte  Gegenstand  wird  gewuhnlich  in  den  Systemen  an  andere 
gebracht  Aber  es  erscheint  passend,  ihn  schon  hier  in  Kurze  za  behandeln, 
ächst  nur  die  rein  natürlichen  Möglichkeiten  bez.  die  historisch 
en  Arten  eines  Goterwerbs  Seitens  des  einzelnen  Bedürftigen  zn  kategorisiren. 
ermann,  S.  129—132. 

ie  ältere,  besonders  die  britische  Theorie  hat  hier  zwei  Fehler  begangen, 
erkannt  nnd  fermieden  werden  müssen.  Sie  hat  einmal  die  ganze  Entwick- 
is  deri7ati?en  Erwerbes  za  mechanisch  and  za  abstract  aas  einer  Art  nattlr- 
„Taaschtriebes"  abgeleitet  and  dabei  regelmässig  nur  die  verkehrs- 
^e  Erwerbung  der  Gttter  beachtet  oder  wenigstens  fast  allein  betrachtet;  und 
zweitens  die  historische  Bedingtheit  and  Beeinflussung  der  Ent- 
g  der  Erwerbsarten  und  der  dafür  mit  maassgebenden  Verhältnisse  der  Ar- 
heilung  und  des  Verkehrs,  daher  insbesondere  auch  der  verkebrsmässigen 
oog  der  Güter,  durch  die  Besitzverhältnisse  und  die  hierdurch  wieder 
en  Herrschafts-  oder  Auto ritäts-Verhältnisse  (Herrn.  Rösler  s.  u.)  und 
Ho  Einrichtungen  und  Normen  des  Marktwesens  und  der  weiteren  mit  diesen 
)indang  stehenden  Einrichtungen  nicht  genügend,  häufig  gar  nicht  berück- 
.  In  diesem  Puncto  ist  der  historischen  Nationalökonomie  die  Berichtigung 
^ren  ganz  abstracten  Behandlungsweise  dieser  Dinge  zu  verdanken. 

)ie  Erwerbung  der  wirthschaftlicben  Güter  zum  Behüte 
iedttrfnissbefriedignng  kann  für  den  einzelnen  Bedttrf- 
1  oder  für  das  Haupt  einer  Wirthschaft  (das  einzel- 
schalUiche  Subject  §.  147)  auf  zweierlei  Weise  erfolgen, 
lenen  sich  die  zweite  dann  weiter  in  eine  Seihe  besonderer 
j  deren  hier  vier  unterschieden  werden,  speeialisirt.  Die  erste 
tart  nennen  wir  die  ursprüngliche,  die  zweite  umfasst 
ier  Arten  des  abgeleiteten  (derivativen)  Erwerbs. 
.  Die  ursprüngliche  Erwerbung  (Eigengewinnung, 
stgewinnung,  Eigenproduction,  naturale  6e- 
lung)  stellt  wieder  die  rein-ökonomische  Kategorie  der 
erwerbung  dar.  Sie  erfolgt  unmittelbar  durch  Arbeits- 
ungdes  oder  der  Bedürftigen  selbst,  indem  die  Arbeit 
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stets  nnter  Mitwirkung  der  Natur,  auf  die  erstmalige  Natural -Ge- 
winnung der  bedurften  concreten  oder  naturalen  Güter  gerichtet 
wird.  Die  menscbliclie  Arbeit  hat  dabei  die  Aufgabe,  die  Güter 
der  Natur  abzugewinnen  und  die  Natur  demgemäss  zu  deren  Her- 
stellung entsprechend  anzuleiten.  Diese  Erwerbsart  ist  natürlich 
für  die  Menschheit  die  eigentliche  und  einzige. 

2.  Die  verschiedenen  Arten  des  abgeleiteten  Erwerbs  stellen 
historisch-rechtliche  Kategorien  dar,  für  welche  die  Normen 
der  Rechtsordnung  in  Bezug  auf  Unfreiheit,  Freiheit,  Besitz 
(Eigeqthum),  Verträge,  und  die  öffentlichen  Einrichtungen 
und  Normen  des  Marktwesens  und  weiter  des  ganzen  Ver- 
kehrswesens mit  bestimmend,  auch  wohl  entscheidend  sind.  Daher 
auch  ein  verschiedenes  historisches  und  örtliches  Vorkommen 
der  einzelnen  hierhergehörigen  Erwerbsarten,  und  eine  verschiedene 
historische  Reihenfolge  und  Verbindung  derselben  miteinander  und 
eine  verschiedene  Ausbildung  einer  jeden  derselben.  Von  solchen 
abgeleiteten  Erwerbsarten  lassen  sich  vier  typische  unterscheiden, 
welche  hier  mit  den  Namen  Zutheilung  von  Gütern  durch 
Autoritäten,  caritativer  Erwerb,  Zwangserwerb,  ver- 
kehrsmässiger,  bzw.  vertragsmässiger  Erwerb  bezeichnet 
werden  sollen. 

Diese  Uoterscheidongen  sind  Damentlich  wieder  fUr  die  grossen  Fragen  der  Or- 
ganisation und  der  RechtsordnuDg  der  Yolkswirthsühaft  und  für  die  historischen  Phasen 
beider  wichtig,  daher  einmal  für  die  Zustände  persönlicher  Unfreiheit  und  Freiheit, 
primitifer,  patriarchaler  und  entwickelter,  freier  YerhUtnisse  der  Volkswirthschaft ; 
lemer  für  die  Verhältnisse  einer  auf  Privateigenthum  an  sachlichen  Productions- 
xnitteln  (Boden  und  Kapital)  und  einer  auf  gesellschaftlichem  Gemeineigenthum  an 
diesen  Objecten  beruhenden  Volkswirthschaft,  daher  für  die  „Vertheilungsfragen", 
welche  zwischen  dem  ökonomischen  IndindualJsmus  und  Socialismus  spielen. 

a)  Zutheilung  der  Güter  durch  Autoritäten. 

Hierhin  gehören  die  Verhältnisse  im  Familienverbande  und  in  ähnlichen  Ver- 
bänden äherer  Wirthschafts-  und  Cnlturstufen  bis  zu  den  noch  in  die  Gegenwart  hinein- 
ragenden (sttdslavische  Hauscommunionsverhältnisse  u.  s.  w.);  femer  die  Verhält- 
nisse in  der  mit  Unfreien  oder  sonst  Abhängigen  arbeitenden  Wirthschaft  (antike  Oeken- 
wirthschaft,  mittelalterliche  Frobnhof-  und  Klosterhofwirthschaft,  neuere  Sclarereiwirth- 
schaft,  Klosterwesen  und  verwandte  Einrichtungen,  Strafanstalten  u.  dgL)  —  Ob  man 
im  „Socialstaate''  eine  andere  Form  der  Zufuhrung  der  Güter  an  die  Bedürftigen  würde 
überhaupt  durchführen  können,  ist  bei  der  Grundlage  einer  socialistische  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  bei  den  aus  dieser  Organisation  sich  nothwendig  ergebenden 
Folgen  für  die  Gestaltung  des  „Vertheilungsproblems"  mindestens  fraglich. 

b)  Caritativer  Erwerb  (bzw.  caritative  Zutheilung 
der  Güter). 

Hierher  gehört  die  freiwillige,  unentgeltliche  (bez.  die  nicht  roll  nach 
den  Grundsätzen  des  verkehrsmässigen  Erwerbs  erfolgende  Ueberlassung  von  Gütern 
seitens  der  Besitzer  oder  VerfUgor  an  die  Bedürftigen:  Fall  des  Geschenks,  des  Almosens, 
überhaupt  der  werkthätigen  Menschenliebe.    Eventuell  wüi^e  man  einige  Fälle  der 
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erwähnten  Zütheilong  auch  hier  mit  einreihen  können.  (Unterhalt  der  Familien- 
^en,  der  Verwandten). 

le  solche  Einführung  eines  neuen  Ausdrucks  wie  ,«caritatiFer*^  Erwerb 
Missliches,  aber  sie  ist  ein  Bedürfniss,  um  mit  einem  Gesammtnamen 
iet  der  nach  den  Grundsätzen  des  Gemeinsinns,  der  Liebe,  des  religiösen 
Jer  Humanität  erfolgenden  Erwerbsarten  zusammen  zu  fassen.  Einen  besseren 
Ic  als  den  gewählten  und  einen  ebenso  unzweideutigen  kenne  ich  nicht. 

Zwaogserwerb:  zwangsweise  unentgeltliche  bez. 
en ereil  und  nach  Feststellung  bloss  der  einen  betheiligten 
entgoltene  Ueberlassang. 

srhin  gehören: 

Die   unrechtmässigen,  d.  h.  streng  wörtlich:    dem  Rechte  nicht  ge- 
und  gewaltthätigen  Erwerbungen  wirthschaftlicher  Güter, 
gesichts  flagranter  Thatsachen  in  jedem   Zeitalter  und  des  vorherrschenden 
rs  der  Erwerbsart  ganzer  Völkerschaften  in  gewissen  Zeitaltern  (Seeraab,  wo- 
ch  erst  ein  wahres  jus  gentium  als  bestehend  angenommen  werden  muss,  dem 
rwerb  nicht  gemäss  ist)  kann  dieser  Fall  nicht  ausgelassen  werden. 
Die  rechtmässigen,  d    h.  wieder  wörtlich:  d em  (einerlei  wie  beschaffenen) 
gemässen  Erwerbungen,  bei  welchen  das  Recht  die  Unentgeltlichkeit  oder 
generell  und  einseitig  entgoltene  Ueberlassung  regelt,  nämlich 
die  Fälle  der  verschiedenen  Arten  der  persönlichen  Unfreiheit  eines 
er  Bevölkerung,   wo  immer  nur  höchstens  generelle  (im  Lebensunter- 
d   in  der  Schutzgewähr  der  Sclaven)  und   einseitig  vom  Herrn  be> 
specielle   Entgeltlichkeit    (Gegenleistung  des  Herrn  an   den  Leibeigenen, 
narbeitcr)  oder  vom  Rechte  zum  Kachtheil  des  Unfreien  festgestellte  Ent- 
nt  (im  Colonat,  Hörigkeit  u.  s.  w.)  stattfindet; 

)  die  Fälle   der  „öffentlichen  Körper**  oder  der  ökonomisch  so  zu  nennen- 

angsgemcinwirthschaften.    insbesondere    des  -Staats,    wo  gleichfalls 

Besteuerung  und  Leistungen  dieser  Wirthschaften  für  die  ihnen  Angehörigen 

Pnncip  genereller,  einseitig  vom  Subjecte  der  Gemein wirthschaft  fest- 

Entgeltlichkeit  obwaltet. 
i  drei   genannten  Hauptfälle  der  Zwangserwerbsarten  lassen  sich   mit  einem 
len   Ausdrucke   als  unrechtmässige  und  rechtmässige  Ausbeutung 
Arbeit  und  fremden  Besitzes  und  als  Besteuerung  bezeichnen. 

Verkehrsmässiger,  bzw.  (weil  dies  hier  die  in  Betracht 
nde  Rechtsform    ist)  rertragsmässiger  Erwerb.     Hier 

Voraussetzung  persönliche  Freiheit  und  Privateigenthnm 
ich  der  Objecte,  um  deren  Weggebung  oder  Erwerbung  es 
andelt.  Freiwillig  und  im  einzelnen  Fall  nach  einem, 
iden  Parteien  vereinbarten  speci eilen  Entgelt  erfolgt  hier 
tbergang  von  Gütern  von  dem  Einen  auf  den  Anderen. 

erher  gehören  namentlich:  Tausch,  Kauf  und  Verkauf  Von  Sachgtttem,  GUter^ 

^e  in  Folge  von  Kreditverträgen  (Darlehen,  Ueberlassung  von  Gütern  zur  Nutzung 

Pacht);  Uebertragungen   von  Schuldurkunden   und  Antheilscheinen   (Actien); 

lung  der  Arbeitskraft  gegen  Entgelt  (Dienstmiethe,  Arbeitslohnvertrag  u.  dgl.  m.). 

—  §.  116  [11],  Vorkommen  und  Berechtigung 
r  Erwerbsarten.  Die  Wirthschaftslehre  hat  meistens  zu 
liesslich  die  ursprüngliche  und  die  verkebrsmässige  Erwerbs- 
r  wirthschaftlichen  Güter  betrachtet^  weil  man  gewöhnlich 
liehe  Freiheit  und  Eigenthum  und  genügenden  Rechtsschutz 
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dafUr  durch  den  Staat  als  selbstverständliche  Voraussetzungen 
der  Wirthschaft  und  des  Erwerbs  ansah.^)  Die  drei  anderen  Arten 
abgeleiteten  Erwerbs  haben  in  den  verschiedensten  Phasen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit  und  ihrer  Theile,  der 
Völker,  aber  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  besessen 
und  besitzen  sie  noch,  dürfen  daher  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Die  autoritativen  Zutheilungen  wenigstens  in  gewissen  Fällen 
(Familie!)  und  allgemeiner  in  gewissen  Zeitaltern  und  geschicht- 
lichen Phasen  der  Besitzverhältnisse,  die  caritativen  und  die  recht- 
mässigen Zwangserwerbsarten  haben  auch  ihre  principielle 
Berechtigung,  theils  dauernd  und  allgemein  und,  soweit  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  in  Betracht  kommen,  heute  mehr  als  je,  theils 
selbst  was  die  persönliche  Unfreiheit  anlangt,  in  gewissen  Zeit- 
altern. 

Die  Form  der  Zatheilang  von  Gütern  darch  Antoritäten  war  in  ganzen  Zeit- 
altem ond  auf  ganzen  Wirthscbaftsstnfen  für  die  Masse  der  Bovölkernng  die  vor- 
herrschende, ja  selbst  die  einzige  für  die  Bedtlrfnissbefriedif^ong  in  Betracht 
kommende.  Und  im  Familien  verbände  hat  sie  eine  bleibende  Stelle,  solange 
es  „Familien'^  gab  und  geben  wird. 

Nicht  nur  die  religiösen  Motiven  entspringende  Wohlthätigkeit  ond 
Freigebigkeit  (mittelalterliche  Kirche!),  sondern  anch  die  politischen  Zwecken 
dienenden  Bezahlungen,  ja  förmlichen  Besoldungen  der  Barger  für  die 
Theilnahme  an  den  Staatsgeschäften,  selbst  an  den  Volksversammlnngen  in  Athen, 
die  Fälle  des  athenischen  Theorikon,  der  Speisungen,  der  Getreidespenden  in  Athen, 
Rhodos  (BQchsenschOtz,  Besitz  u.  Erwerb  im  griech.  Altorth.,  Halle  1869,  S.  2S0  ff., 
BOckh,  Staatshaush.  Athens,  2.  Aufl.,  I,  318  ff.),  das  umfassende  System  der  römi- 
schen Getreidespendeu  (Ihering,  Geist  d.  röm.  Rechts,  S.  Aufl.,  Leipz.  1874, 
II,  1.  Abth.  S.  254,  Mommson,  röm.  Staatsrecht,  II,  1.  Abtb.,  Leipz.  1874,  S.  472, 
Marquardt,  röm.  Staatsverwalt.,  Leipz.  1878,  II,  106  ff.),  der  Spiele  u.  s.  w.  nicht 
zu  gedenken  (Mommsen,  eb.  S.  486  ff.,  über  die  Bowirthungen  dabei  s.  Fried- 
länder, Sittengesch.  Roms,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874,  IL  285)  —  dies  Alles  sind  doch 
so  wichtige  geschichtliche  Beispiele  von  Bedürfnissbefriediguugen  der  Einzelnen  ohne 
oder  gegen  geringen  Entgelt,  dass  sie  nicht  einfach  ignorirt  werden  können,  nur  weil 
sie  bei  uns  nicht  mehr  vorkommen  oder  wie  gewisse  kirchliche  Wohlthätigkeit  ungern 
gesehen  werden.  Dazu  denke  man  an  denEinfluss  der  antiken  Sclaverei  (s.  ßüchsen- 
schütz,  8.  104—208,  Ihering,  a.  a.  0.  234  ff.,  245  ff.),  an  die  zur  Ehrensache  der 
bevorzugten  Classen  wordende  Freigebigkeit  der  Reichen  (Ihering,  eb.  S.  250),  an 
die  Anweisungen  von  Ländereien  im  ager  publicus  oder  dureh  Anlegung  von  Colonien 
(eb.  S.  253),  —  lauter  Momente,  welche  die  caritative  und  zom  Theil  die  Zwangs- 
erwerbsart für  die  Einzelnen  eine  heute  unbekannte  Bedeutung  gewinnen  Hessen,  und 
als  geschichtliche  Thatsachen  Grunds  genug,  um  nicht  immer  nur  Eigenproduction 
und  verkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter  zu  berücksichtigen. 

Rein  und  ausschliesslich  kommt  kaum  je  für  die  gesammte  Bedürfnissbefriedignng 
auch  nur  eines  Individuums  oder  einer  Familie  bloss  eine  einzige  dieser  Erwerbs- 
arten vor.  Ein  solcher  Ausnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Güter 
ist  die  Robinsonnade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse  vereinzelt  ansre- 
siedelter  Ackerbauer,  herumschweifender  Jäger  u.  a.  m.  Davon  kann  die  Wirthschafts- 
lehre  abstrahiren  oder  sie  macht  von  der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebranch  zu 
Zwecken   der  Erläuterung  und  Analyse  wirthschaftlicher  Vorgänge.    Die  abgeleiteten 


')  S.  auch  Hermann,   S.  18  ff.    Hier  liegt  der  Gedankensprung  der  absoluten 
Freihändler. 
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arten  sind  die  Folge  des  gesellschaftlichen  Zasammenlebens  der 
>D.  Die  wissenschaftliche  Aufgabe  ist,  joder  derselben  ihre  richtige 
]g  für  die  menschliche  BedOrfnissbefriedigong  anzuweisen,  eine 
er  Organisation  der  Yolkswirthschaft.  Von  romhereiu  ist  dabei  nar  der  on- 
)Sige  ZwaDgserwerb  unbedingt  auszuschliessen, 

.  —  §.  117  [12,  13].  Entwicklung  der  verkehre- 
igen  Erwerbsart,  Tausch,  Arbeitsgliedernng 
Verkehr.  Die  Eigengewinnung  der  Güter  pflegt  schon 
itig  in  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  des  Volkslebens 
einer  mit  der  ersten  und  dritten,  auch  wohl  mit  der  zweiten 
ti?en  Erwerbsart  der  Gflter  verbunden  zu  werden,  während 
irkehrsmässige  Gewinnung  noch  fehlt  oder  nur  sporadisch 
hhandel)  vorkommt 

e  historische  Erklärung  hierfür  liegt  in  den  älteren  Zuständen  des  Volkslebens 
i^hterordnung),  den  damit  verbundenen  Verhältnissen  des  Bodeneigenthnms  und 
Icnnutzung,  der  mangelnden  personlichen  Freiheit  oder  wenigstens  socialen 
thschaitlichen  Unabhängigkeit  von  den  natürlichen  Verbänden  und  Autoritäts- 
ssen,  welchen  der  Einzelne  untersteht.  Erst  mit  der  Auflösung  und  Cm- 
dieser  älteren  Zustände  und  Verhältnisse,  mit  der  Ausbildung  voller  persOn- 
eiheit  und  indiridualistischer  Unabhängigkeit,  mit  der  Entwicklung  des  Privat- 
ms  an  Boden,  treten  rein  gesellschaftliche  und  (privat-)  wirthschaftliche  an 
r  natürlichen  oder  auf  fester  Sitte  beruhenden  Gemeinschaftsbeziohungen  der 
n.  Damit  werden  die  Voraussetzungen  für  die  „verkehrswirthschaftliche'' 
ng  der  Güter  erfüllt. 

Kau  I,  §.  7,  114  ff.,  der,  dem  Gesichtspuncte  der  englischen,  besonders  Smith'- 
:hole  gemäss,  zu  sehr  bloss  die  technische,  nicht  auch  die  allgemein-volks- 
aftlichc  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  beachtet.  — 
nn,  S.  198  C  A.  Smith,  wealth  of  nations,  1.  B.,  1.  Kap.  —  Die  Noth- 
nt  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der  ersten  theoretischen 
g  Ökonomischer  Dinge  nicht  verkannt  werden.  Schon  Plato  hat  im  Buch 
ite  das  Princip  der  Arbeitstheilung  in  seiner  Bedeutung  für  die  Thätigkeiten, 
eiche  menschliche  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  dargelegt,  richtig  begründet 
ärt.     Vgl.  Büchsenschütz,  a.   a.  0.  S.  250.  —  H.  ROsler,    Vorlesungen 

26  ff.,  hebt  richtig,  nur  etwas  zu  einseitig  hervor,  wie  der  Besitz  die  Arbeit 
ich  in  den  primitiven  Verhältnissen  leite  und  wie  am  Wenigsten  von  Anfang 
Individuen   nur   im    Verhältniss    des   Tauschs   gegenseitiger    Dienstleistungen 

das  ursprüngliche  Verhältniss  sei  nicht  das  der  Gegenseitigkeit,  sondern 
erweifung.      Die    Weiterentwicklung   beruht  aber   gleichwohl   auf  der   Aus- 

des   Tauschs    und    der   damit    sich    verbindenden   Arbeitsgliedernng.     Nur 

sich  dieser  Process  völlig  erst  bei  ..freier  Concorrenz",  wie  z.  B.  im  rO- 
Alterthum  erst  mit  der  der  Concurrenz  zuzuschreibenden  Auflösung  der  natural- 
aftlichen  Einheit  des  Oikos.  S.  Rodbertos  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  — 
2h  Tön  nies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft,  bes.  §.  10  ff.,  17  ff.,  19  ff. 
i.  Schmoller's  stoffreiche  Aufsätze:  Thatsachen  der  Arbeitstheilung,  Jahrb. 
S9),   Heft  3,  S.    57,  Wesen   der  Arbeitstheilung  und  der   socialen    Classen- 

eb.  XIV,  Heft  1,  S.  45,  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung, 
.  II,  die  älteren  Arbeitsgenossenschaften  und  die  ältere  agrarische  Familicn- 
aft,  eb.  XIV,  Heft  8,  S.  1  und  die  Fortsetzung  dieser  Arbeiten  (Handel, 
rk,  Hausindustrie),  eb.  Heft  4.  Arbeiten  mit  einer  Fülle  richtiger  und  werth- 
fsichtspuncte  und  Aufschlüsse,  aber  mit  mehrfach  unzulänglichen  Begriffs- 
ungen  und  m.  E.  nicht  befriedigender,  zum  Theil  unterlassener  Verwerthnng 
ihen  Stoffs  für  die  Herausschälung  des  Typischen  der  Entwicklungen  und 
theoretisch-systematische  Aufgabe,  die  hier  doch  auch  vorlag. 

ie  verkehrsmässige  ErwerbuDg  der  Güter  wird  häufiger  und 
ässiger,  wenn   die  Möglichkeil  des  Tauschs  zur  Arbeits- 
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gliedernng  (ArbeitstbeiluDg  und  Arbeitsvereinignng)  innerhalb 
der  Ortsbewohner  oder  Nahewohnender,  schliesslich  des  Volks 
fuhrt,  bei  etwas  grösserer  Rechtssicherheit  nnd  nicht  zu  starken 
natürlichen  Hindernissen  für  die  Communication  der  Menschen  nnd 
Güter  auch  zwischen  entfernter  Wohnenden  oder  unter  umher- 
schweifender und  sesshafter  Bevölkerung  und  von  Volk  zu  Volk. 
Leicht  transportable,  daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  („Luxus- 
artikel", Artikel  eines  hohen  specifischen  Werths),  bilden  dabei 
früher  einen  Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable, 
gemeinere  Producte.  In  der  Arbeitsgliederung  widmen  sich  die 
verschiedenen  Wirthschaften  den  Thätigkeiten  zur  Eigengewinnung 
bestimmter  einzelner  Güter  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
schon  in  der  Ab-  und  Voraussicht,  die  den  Bedarf  übersteigenden 
eigengewonnenen  Erzeugnisse  mit  denjenigen  anderer  Wirthschaften 
auszutauschen.  Eine  solche  Gestaltung  setzt  bereits  ein  ent- 
wickelteres Vertrauen  in  das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser 
Absicht  und  demgemässe  Zustände  des  Volkslebens  voraus.  Die 
Eigengewinnung  der  Güter  hört  dann  auch  selbst  mehr  und  mehr 
auf,  reine  Eigengewinnung  zu  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer 
eigenen  Vornahme  zum  Theil  selbst  wieder  verkehrsmässig  bez. 
durch  Verträge  beschaflft  (Miethen  von  Sciaven,  Dingen  von  fremden 
Arbeitskräften,  Anleihen  von  Kapital,  Pachten  von  Grundstücken, 
Miethen  von  Häusern).  Tauschen  und  Arbeitstheilung  bilden  so 
allmälig  eine  enger  und  enger  werdende  wirthschaftliche  Ver- 
bindung unter  der  Bevölkerung. 

Eine  solche  regelmässig  und  wenigstens  in  gewisser  Weise 
planmässig  gewordene,  weil  auf  fester  Arbeitsgliederung 
beruhende  Verbindung  unter  der  Bevölkerung  heisst  Verkehr 
oder  genauer:  wirthschaftlicher  Verkehr.  Das  Gebiet 
regelmässigen  Austauschs  (Absatzes)  einer  Guterart  ist  ihr 
Markt.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  welche  austauschbar  sind, 
heissen  als  solche  Tausehgüter  und  als  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs Verkehrsgüter  (§.  122). 

Die  Zanahme  und  die  Innigkeit  des  Verkehrs,  die  Aosdebnun^  des  Markts,  die 
Arbeitsgliederang  stehen,  wie  man  leicht  einsieht,  in  enger  nnd  reger  Wechselwir- 
knng.    Die  Aosbildang  des  Verkehrs  wird  besonders  dorch  drei  Momente  begünstigt: 

1)  durch  ein  natürliches  und  eigentlich  wirthschaftliches  Moment,  die  Vermehrung, 
Vervielfältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse,  weil  dadurch  eine 
immer  grössere  Menge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gütern  verlangt  wird,  zu  deren  Ge- 
winnung die  verschiedenen  natürlichen  Fähigkeiten  und  erlernten  Uebungen  der 
Menschen  und  die  verschiedene  Natnrausstattung  der  Länder  benutzt  werden  müssen; 

2)  durch  ein  rechtliches  Moment:  die  verbesserte  Rechtssicherheit,  wofür 
der  Staat   vornehmlich    wichtig  ist,  und  die   specielle  Gestaltung    der   den  Verkehr 
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mden  Rechtsordnang ;  3)  darch  ein  technisches  Moment:  die  Entwicklang 
)mmanicationen  ond  Transportmittel,  von  deren  Beschatfenheit  die  r&am- 
lewegnng  der  Menschen  und  Gater  bedingt  and  der  Kostenbetrag  dafür  abhängig  ist 

D.  —  §.  118  [14J.  Ursprung  des  Tausches  und  Be- 
dungen der  Entwicklung  von  Tausch  und  Verkehr. 
Impuls  zu  Tausch  und  Verkehr  liegt  in  erster  Linie  im 
»stinteressCy  welches  eben  in  den  Folgen  des  Tausches 
befriedigt  itlhlt;  womit  schon  die  Naturgemässheit  beider 
ner Folge  der  wirthschaft liehen  Natur  der  Menschen  aner- 
t  ist.  Die  Naturgemässheit  folgt  aber  weiter  aus  dem  socialen 
gesellschaftlichen  Wesen  der  Menschen ,  welches  diese 
:u  allem  sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaftlichen  Ver- 
führt. Indessen  damit  ist  weder  gesagt,  dass  der  pTausch'^ 
i  sozusagen  eigenen  menschlichen  Triebe  (;,Tauschtrieb'^)  ent- 
je,  ein  „Trieb",  von  welchem  keine  Rede  sein  kann,  noch 
Tausch  und  Verkehr,  wie  die  beiden  zu  Grande  liegende 
tsgliederung,  „rein  natürliche"  Entwicklungen  in  dem 
solcher  sein,  welche  einfach  und  gleichmässig  ohne  Weiteres 
1er  „wirthschaftlichen  Natur"  des  Menschen  hervorgingen, 
ehr  sind  auf  diese  Entwicklungen  regelmässig  von  bestimmen- 
Einflnss  die  gegebenen  Ordnungen  des  Volkslebens, 
)rganisationen  des  Wirthschaftslebens  und  die 
itsnormen  für  den  Besitz;  ferner,  sobald  einmal  eine 
se  Arbeitsgliedernng  und  daran  anknüpfend  ein  gewisser  Ver- 
sich zu  entwickeln  begonnen  haben,  die  Rechtsnormen 
lie  (öffentlichen  und  sonstigen)  Einrichtungen  des  Markt- 
en s  und  des  Verkehrs,  besonders  des  städtischen.  Dadurch 
dem  Verkehr  und  rückwirkend  der  Arbeitsgliederung  ihr  spe- 
I  historisches  und  örtliches  concretes  Gepräge  gegeben.  Beide 
somit  geschichtlich  nicbt  „freie"  Gestaltungen  des  Trieblebens, 
m  durch  die  genannten  Momente  maassgebend  beeinflusst. 

ben  das  hat  die  ältere  abstracto  Theorie  in  ihrer  Constrnction  von  Verkehr 
beitsgiiederong  fast  gar  nicht  beachtet.  Alles  viel  za  einfach  und  unhisto- 
us  dem  wirthschaftlichen  Wesen  des  Menschen  dedocirt.  Das  Nähere  gehört 
cht  hierher,  sondern  in  andere  Theile  dieses  Werkes. 

V.  —  §.  119  [15].  Umfang  des  Begriffs  „wirth- 
ftliches  Gut"  und  Eintheilung  (Arten)  der  wirth- 
ftlichen  Güter. 

au  I,  §.  1,  46,  46a.  Röscher,  §.  3;  Hermann,  S.  JHff.;  Schäffle, 
,  3.  Aufl.,  S.  8,  bes.  S.  144  ff ;  anders  Soc.  Körper  III,  258.  Ders.,  Theorie  d. 
iess.  Absatzverhältnisee,  Tüb.  1867.  A.  Held,  Grundriss,  S.  8,  9,  12,  14,  42 
lildebr.  Jahrb.  1876,  B.  27,  S.  162,  186,  mehrfach  abweichend  ven  mir.  Er 
i.  E.  das  formal  Juristische  wieder  zu  sehr  vor  dem  ßein-Oekonomischen  voran. 
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Bei  Tausch  o.  s.  w.  bandelt  es  sieb  allerding:s  joristiscb  um  Uebertragung  von  Yer- 
mOgensrecbten.  Das  ist  aber  in  der  Nationalökonomie  nicht  das  Wesentliche,  sondern 
hier  kommt  die  Cebertragung  von  ökonomiscbem  Gebrauchswerth  in  Betracht,  die  eben 
nur  in  der  und  der  Rechtsform  erfolgt  (gegen  Held  S.  42).  Ich  kann  mich  daher  auch 
Held 's  Begriffsbestimmungen  Von  Gut,  Waare,  seiner  Classification  u.  s.  w.  nicht  an- 
schliessen.  Ebenso  nicht  seiner  Bem.  S.  9  des  Grundrisses  in  Betr.  der  immateriellen 
Guter.  Aus  der  neueren  Litteratar  besonders  Neumann 's  oben  S.  286  gen.  Arbeiten, 
namentlich  im  Seh  ö übergesehen  Handbuch  und  in  seinen  Grundlagen.  Er  beschränkt 
neuerding;«  in  Acnderung  seiner  früheren  Ansicht  den  Begriff  des  Guts  (d.  h.  bei 
ihm:  des  wirthschafüichen  Guts,  (o.  S.  290)  auch  nicht  mehr  auf  Sachen.  — 
r.  Böhm-Bawerk  in  der  o.  S.  287  gen.  eigenen,  scharfsinnigen  und  beachtens- 
Schrift,  will  Rechte,  Verhältnisse,  nicht  als  besondere  Arten  Guter  anerkennen.  Ich 
halte  indessen  doch  seine  Gründe  nicht  für  durchschlagend,  in  Uebereinstimmung  mit 
N  e  u  m  a  n  n  betreffs  der  „Rechte''.  Die  Controverse  über  den  U  m  f  a  n  g  des  Begrife  wirth- 
schaftliche  Güter  ist  in  den  theoretischen  und  systematischen  Werken  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  meistens  lebhaft  behandelt  worden. 

A.  Uebersicht  der  Arten.  Die  Erörterung  über  die  Unter- 
scheidung zwischen  freien  und  wirthschaftlichen  Gütern  bat  bereits 
ergeben,  dass  der  Begriff  „wirthschaftliches  Gut"  kein  rein- 
ökonomischer^  sondern  zugleich  ein  Rechtsbegriff  ist^ 
sobald  man  von  dem  zweiten,  dem  socialen  Standpnnete  der 
Betrachtung  aus  die  socialen  Verschiedenheiten  in  der  Lage 
der  Individuen  und  der  Menschengruppen  berttcksicbtigt.  Dieser 
Character  des  genannten  Begriffs  tritt  auch  bei  der  Festsetzung 
seines  Umfangs  und  Inhalts  hervor,  d.  b.  bei  der  Frage,  welche 
Guter  überhaupt  zu  den  wirthschaftlichen  zu  zählen  sind  und 
welche  Stellung  die  hergehörigen  Güter  dann  unter  den  wirthschaft- 
lichen Gütern  einnehmen :  die  in  ihrer  Beantwortung  ebenfalls  vom 
jedesmaligen  Recht  mit  abhängige  Frage  der  Eintheilung 
(Classification)  dieser  Güter. 

Zu  diesen  gehören  nun  drei  besondere  Arten  von  Gütern: 

1.  Personen  und  persönliche  Dienste. 

Ob  und  wie  weit  die  ersteren,  darüber  entscheidet  das  geltende  Recht.  Wo 
Sclarerei  und  Leibeigenschaft  bestehen ,  gehören  Sclaven  und  Leibeigene,  wo  mildere 
Formen  unfreier  Arbeit,  z.  B.  Frohnden,  rechtlich  anerkannt  sind,  gehören  die  Pflich- 
tigen Leistungen  der  Fröhner  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern.  Bei  Anerkennung 
voller  per&Onlicher  Freiheit  sind  nur  Leistungen  bestimmter  Dienste  auf  bestimmte 
Zeit  zu  diesen  Gütern  zu  rechnen  und  stellen  die  betreffenden  Ansprüche  „Rechte'* 
dar,  die  zur  dritten  Art  (Unterart  d)  der  wirthschaftlichen  Güter  gehören. 

2.  Sachen  oder  Sachgüter:  Stoffe  der  Natur  oder  vom 
Menschen  verarbeitete  Stoffe. 

3.  Verhältnisse  zu  Personen  und  Sachen  (res  incor- 
porales),  deren  gegenständliche  Abgeschlossenheit  auf  einer  Ab- 
straction  beruht  (v.  Mangoldt)  und  daraus  eventuell  folgende 
Rechte. 
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lierhiA  gehören: 

i)  ans  dem  ganz  freien  Verkehr:  die  Fälle  der  Kundschaft,  Firma  n.  dgl.  m. 

rtbeilbafte  Beziehungen  zu  anderen  Menschen,  welche  durch  menschliche  Thätig- 

isgebildet  sind,  entgeltlich  aberlassen  und  erworben  werden  kOnnen; 

>)  auf  Grund   gewisser  rechtlicher  Beschränkungen   des   Verkehrs: 

liessliche    Gewerberechte,    Bealgerechtigkeiten,   Pririlegien,    Monopole,    auch 

B  u.  dergl.  m.; 

;)  Einrichtungen   und  Anstalten   für  die  regelm&sse  Vornahme  gewisser 

lieber  Dienste:    insbesondere   „öffentliche   Einrichtungen*',    wie    der   Staat 

t,  seine  einzelnen  Anstalten,  die  Gemeinde  und  andere  ähnlichen  Veranstal- 

der  menschlichen  Gesellschaft 
1)  Bechte,  ausser  dem  (Sach-)  Eigenthumsrecht,  welche  Anspruch  auf  Leistungen 
te,  Sachgüter,  Geld,  Nutzungsüberlassungen)  Dritter  gewähren;  daher  auch  be- 
tie  Tertragsmässige  Rechte. 

Die  Sachen  können  als  materielle  Güter  den  Diensten  und 
Verbältnissen  als  immaterielle  Güter  gegenüber  gesetzt 
en. 

B.  —  §.  120  [16  —  18].  Die  Streitfrage  über  den  Be- 
f  yyWirthschaftliches  Gut".  In  der  Wissenschaft  be- 
ein  noch  heute  nicht  ganz  erledigter  Streit  darüber,  ob  der 
\tf  der  wirthschaftlichen  Güter  auf  die  Sachgüter  zu  he- 
nken oder,  wie  im  Obigen  geschieht,  auf  die  Dienste  und 
ältnisse  (einschliesslich  der  „Rechte")  mit  auszudehnen  sei. 

Die  erstere  Ansicht  rertreten  ▼omebmlich  die  älteren  Lehrer  und  Überhaupt 
Ute  am  Meisten  die  Engländer,  von  den  Deutschen  insbesondere  Ran.  Die 
ren  Lehrer,  besonders  in  Frankreich  und  Deutschland,  haben  dagegen 
ns  die  zweite  Ansicht  angenommen.  Es  tritt  hierin  also  auch  ein  characteri- 
r  nationaler  und  zeitlicher  Unterschied  henror. 

S.  Rau  I,  §.  46a;  die  SteUen  der  oben  in  §.  119  gen.  Autoren.  S.  auch 
:er,  Volks wirthsch.1.  8.53  0*.  Für  die  Einreihung  der  Dienste  unter  die  wirth- 
ichen  Güter  mit  zuerst  Storch,  der  sich  mit  dadurch  bestimmen  läs^t,  dass  die 
e  dem  Einzelnen  ein  Einkommen  gewähren,  welches  von  freiwillig  gesuchter 
3zahlter  Arbeit  herrührt.  Handb.  B.  IL  und  „Zur  Kritik  des  Begriffs  v.  National- 
i.'\  Petersb.  1827.  Dann  besonders  J.  B.  Say,  Handb.  L,  133  (traite,  ed. 
Li?re  L,  eh.  XIIL).  Hermann,  Untersuch.  1.  Aufl.  S.  5,  6,  2.  Aufl.,  114  ff., 
stark,  Cam.  Encycl.  S.  547,  Röscher,  L  §•  3,  Schäffle,  System  I,  14:».  — 
iteren  Gegnern  dieser  Ansicht:  Malthus,  principlesch.  L,  Senior,  Bernhardi 

d.  Gründe  f.  u.  s.  w.  Grundeigenth.,  Petersb.  1849,  K.  11),  Kaufmann,  aber 
von  Neueren  noch  (oder  wieder)  J.  St.  Mill,  Grundsätze,  1.  B.,  Kap.  3,  §.  3, 
off,  Baudrillart,  von  deutschen  früher  Neu  mann  (Tübingen)  in  d.  Aufs. 
Tüb.  Zeitschr.  XXVIU.,  258  ff.,  der  aber  mit  Recht  ebenso  wie  Rau  §.  46 
c  sagt,  es  sei  bemerkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  die  Dienste  in  die 
;chaftalehre  ziehen,  doch  fast  nur  die  Sachgüter  behandeln.  Das  ist  allerdings 
equent.  Die  Auffassung  der  Dienste  und  Verhältnisse  als  wirthschaftliche  Güter 
rt  vielmehr  folgerichtig  m.  £.  diejenige  Ausdehnung  der  Disciplin,  welche  ich 

diesem  Werke,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  Gemeinwirthschaften 
in  Staat  zu  geben  suchte.  Neu  mann  unterscheidet  weiter,  als  von  mir  geschehen, 
en  Verhältnissen  und  Rechten;  letztere  reibt  er  jetzt  im  Gutsbegritf  ein;  in 
■  der  Verhältnisse  entscheidet  er  sich  nicht  unbedingt  und  lässt  beide  Auf- 
gen (Einbeziehung  in  den  Gutsbegriff  und  Ausschliessung)  zu.  Schäffle 
tzt  (Soc.  Körper  HI,  258)  die  sog.  immateriellen  Güter  aus  dem  Begriff  wirth- 
iches  Gut  ausgeschlossen,  entgegen  seiner  früheren  Auffassung,  aber  mit  anderer 
mng  als  die  Aelteren.  Er  zieht  dagegen  die  „persönlichen  Güter"'  in  ihrem 
liehen  oder  leiblichen  Bestand  (Nerven,  Muskeln,  vegetative  Gewebe)  in  den 
r  ein.    Die  Neuerung  hängt  mit  Schäffle's  Auffassung  der  Volkswirthscbaft 
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als  socialer  Stoffwechsel  zosammen.    Ich  habe  mich  nicht  von  ihrer  Richtigkeit  über- 
zeugen können. 

Med  hat  die  ganze  Streitfrage  gelegentlich  als  mflssig  be- 
zeichnet.   Das  ist  sie  entschieden  nicht. 

Denn  von  ihrer  Beantwortung  häogt  einmal  die  Begrenzung  des  Gebiets  der 
Politischen  Oekonomie  ab,  was  ich  gegen  Neu  mann  festhalte,  und  sodann  ist  die 
Beantwortung  präjudiciell  für  die  wirthschaftliche  Beurthoilong  aller  derjenigen  Glassen, 
welche  berufsmässig  persönliche  Dienste  ausüben,  demnach  des  Gesindes, 
der  Angehörigen  der  liberalen  Berufe  und  folglich  auch  des  Staats.  Kur  wenn 
die  Dienste  auch  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gerechnet  werden,  sind  die  genannten 
Glassen  u.  s.  w.  im  wirthschaftlichen  Sinne  „productiv"'.  Die  Beschränkung  des 
Begriffs  „wirthschaftliches  Gut*'  auf  die  Sachgüter  hindert  die  richtige  wirthschaft- 
liche Würdigung  dieser  Glassen  wie  des  Staats.  Die  einseitige  Wertldegung  auf  die 
Handarbeit  in  der  materiellen  Production  in  einigen  socialistischen  Lehren  hängt  mit 
jener  Beschränkung  ebenfalls  zusammen. 

Bei  der  Erörterung  der  Streitfrage  ist  von  beiden  Seiten  öfters 
der  Fehler  begangen  worden,  zwischen  wirthschaftlichen  und 
Tausch-  und  Verkehrsgtttern  (§.  122)  nicht  gehörig  zu  unter- 
scheiden und  den  Vermögensbegriff  unnöthiger  Weise  in  diese 
Discussion  zu  ziehen. 

Der  Ausschluss  der  immateriellen  Güter,  insbesondere  der  persönlichen  Dienste, 
von  den  wirthschaftlichen  Gütern  ist  nemlich  u.  A.  auch  deswegen  erfolgt,  weil  jene 
Dienste  nicht  oder  nicht  unbedingt  und  jedenfalls  nur  in  anderer  Weise  als  die  Sach- 
güter zu  den  Verkehrsgütem  und  dem  Vermögen  gerechnet  werden  konnten.  Allein 
diese  Folgerung  ist  unrichtig,  denn  sie  beruht  auf  der  irrigen  Annahme,  dass  sich 
die  Begriffe  wirthschaftliches  Gut  und  Yerkehrsgut  decken  müssten,  und  auf  einer 
einseitigen  Auffassung  des  VermOgensbegrifls.  Dies  ist  auch  gegen  Bau  und  Andere 
einzuwenden. 

An  Rau's  Lehre  lässt  sich  die  Streitfrage  gut  erörtern. 
Rau  begründet  in  der  lets^en  (8.)  Auflage  seines  Werkes  seinen 
Standpunct  in  der  Frage  (I  §.  1,  2,  46,  46  a)  wörtlich  in  folgender 
Weise : 

„Alle  Bestandtheile  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen, 
werden  körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere  oder  sachliche  Güter 
genannt.  Unter  ihnen  bilden  diejenigen,  welche  eine  dauernde  Aneignung  und  be- 
liebige Benutzung  durch  den  Menschen  gestatten  und  daher  diesen  zu  vielfacher 
Thätigkeit  anregen,  eine  grosse,  durch  fiele  Eigenthümlichkeiten  ausgezeichnete  und 
für  die  wissenschaftliche  Betrachtung  rorzUglich  wichtige  Classe  von  Gütern,  die  man 
die  besitzbaren  nennen  kann.  Den  Sach-  oder  Stoffgütem  werden  zunächst  die 
personlichen  Güter  entgegen  gesetzt,  welche  in  Zuständen  und  Eigenschaften  des 
5Ienschcn  besteben  (z.  B.  Gesundheit,  Stärke,  geistige  Fähigkeiten,  Kenntnisse)  und 
theils  ihrer  selbst  willen  (als  Zwecke),  theils  als  Mittel  zur  Erlangung  anderer  Güter 
geschätzt  werden."  —  „um  Sachgüter  beliebig  als  Mittel  zu  gebrauchen,  muss  man  über 
dieselben  ungehindert  verfügen  kOnnen.  Die  Menge  von  Gütern,  auf  welche  sich  in 
einem  gewissen  Zeitponcte  die  Verfügungsgewalt  einer  Person  erstreckt,  bildet  das 
Vermögen  derselben  (s.  dagegen  u.  §.  J24fr.).  —  „Wie  alles  Vermögen  der  Menschen 
so  besteht  auch  das  gesammte  VolksvermOgen  (s.  dagegen  u.  §.  125)  aus  einer 
Gewalt  über  Sachguter  und  die  wirthschaftlichen  Thätigkeiten  sind  zunächst  nur 
auf  den  Besitz  und  Gebrauch  solcher  Guter  gerichtet.  Als  sinnlich  wahrnehmbare 
körperliche  meinen  Kaum  einnehmende)  Dinge,  in  denen  der  Mensch  Mittel  zu  seinen 
Zwecken  erkennt,  unterscheiden  sich  dieselben  wesentlich  von  den  persönlichen 
Gutern,  die  mit  dem  Menschen  selbst  innig  verbanden  sind  und  sich  in  ihrer  Ent- 
stehung,   Aufbewahrung,    Uebertragung   und  Zerstörung  ganz  anders  verhalten.    Sie 
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)n  der  Person  des  Besitzers  nicht  zn  trennen,  die  Yerfügongsgewalt  über  sie 
sehr  be&chränkte«  sie  treten  nicbt  in  den  Verkehr  and  gestatten  in  der  Regel 
estimmang  nach  Zahl  and  Maass.  (,,Aasnahmen  hier?on  sind  z.  B.  die  Messung 
iskelst&rke  mit  dem  Dynamometer,  der  Schärfe  des  Gesichts  und  GehOrs,  —  die 
er  Sprachen,  die  Jemand  versteht  u.  dgl.""  Anm.  Rau's.)  Persönliche  and 
de  Güter  iOanen  einander  nicht  vertreten.  Wollte  man,  dem  Sprachgebrauche 
r,  den  Begriff  des  Yermögens  and  der  Wirtbschaft  auch  aaf  die  persönlichen 
ausdehnen  ^),  so  würde  die  Politische  Oekonomie  sich  zur  Wissenschaft  aller 
für  den  Staat,  d.  h.  zur  Staatswissenschaft  ausdehnen***),  —  was  aller- 
u  einer  Hinsicht  die  Folge  der  hier  von  Rau  bekämpften  Ansicht  ist,  aber  m. 
1  durchschlagender  Gegengrnnd.  (S.  jedoch  o.  §.  Iu6.)  —  „Man  würde  aber 
1  nicht  umhin  kOnuen,  das  Verhalten  der  Menschen  in  Bezug  auf  die  Sachgüter, 
af  die  wirthschafüichen  Thätigkeiten ,  wieder  einer  abgesonderten  Betrachtung 
rwerfen,  weil  sie  von  eigenthümlicher  Art  sind  und  unter  Gesetzen  stehen,  die 
persönlichen  Güter  nicht  bezogen  werden  können.  Indess  hat  jene  Wissenschaft 
nnoch  auch  mit  den  persönlichen  Gütern  zu  beschäftigen,  weil  sie  auf  mehr- 
Veise  in  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  eingreifen: 


„Storch  hat  auf  die  persönlichen  Güter  die  bei  den  sachlichen  gangbaren 
uogen,   Begriffe   und  Eintheilungen  mit  gutem  Erfolge  angewendet,   s.  dessen 

d.  National wirthsch.  II.  —  Wie  bei  den  Sachgütern,  so  kann  man  auch  bei 
rbOnlichen  den  Besitz  des  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  der  in  einem  ganzen 
vorhandenen  Güter,  z.  B.  die  Masse  von  Wissen,  Geschicklichkeit,  Urtheilskraft 
.  unterscheiden.  —  Es  giebt  noch  eine  dritte  Art  von  Gütern,  die  nicht  in  der 
m  Person,  sondern  im  Verhältniss  derselben  zu  anderen  Menschen  oder  zum 
liegen,  z.  B.  Ehre,  Zuneigung,  Schutz,  Freiheit;  gesellschaftliche  Güter. 
r  gehören  die  von  Hermann  sogenannten  Lebensverhältnisse.  Versuche,  beide 
lannte  Arten    von  Gütern    in    der  wissenschaftlichen  Behandlung  zusammen  zu 

von  Arnd  und  Gioja;  auch  Bülau,  Handbuch  der  Staats wirthschaftslehre; 
ahin  neigen  sich  Hufeland,  neue  Grundlegung,  I,  S.  84.  Pölitz,  Staats- 
chaft II,  §.  18  ff.  Hasse,  Cuinam  nostri  aevi  populo  etc.  S.  12  und  manche 
Am  auffallendsten  erscheint  das  Zusammenwerfen  ungleichartiger  Güter  bei 
isnil-Marigny,  Cat^ch.  S.  12.  —  Die  ausländischen  Schriftsteller,  welche 
^riff  von  Vermögen  und  Wirthschaft  nicht  haben ,  konnten  leicht  Veranlassung 

das  Merkmal  der  Körperlichkeit  bei  den  Sachgütern  zu  übersehen  und  bloss 
^Nützlichkeit  oder  die  Tauglichkeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  zu  denken.  — 
bemerkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  den  Begriff  des  Vermögens  über 
bgüter  hinaus  erweitern  wollen,  doch  in  dem  Verlaufe  der  Winsenschaft  sich 
jene  Güter  halten.**    (Anm.  Rau*s,  8.  Aufl.  §.  46.) 

I  „Es  lässt  sich  desshalb  keineswegs  behaupten,  dass  die  Staatswirthschaftslehre 
Ausschliessung  der  persönlichen  Güter  in  eine  fehlerhafte  Einseitigkeit  gerathe, 
iirch  diese  Beschränkung  gewinnt  sie  ein  abgerundetes  eigcntbümliches  Gebiet 
angt  erst  die  volle  Gründlichkeit  und  Fruchtbarkeit.  Die  persönlichen  Güter 
rn  zwar  eine  Pflege  durch  den  Staat,  aber  diese  Thätigkeit,  die  mau  Staats- 
ug.  Calturpolitik .  Volksbildungssorge  nennen  kann,  ist  von  der  Sorge  für  den 
3hlstand  verschieden  und  verdient  in  dem  Systeme  der  Staatsverwaltung  eine 
Stelle.  „Man  hat  es  oft  den  Staatsökonomen  schwer  vorgeworfen,  dass  sie  ihre 
ksamkeit  bloss  auf  die  sachlichen  Güter  (wealth)  richten  und  alle  Beachtung 
Ickseligkeit  und  Tugend  verabsäumen.  —  Niemand  tadelt  einen  Schriftsteller 
e  Taktik,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  bloss  auf  kriegerische  Angelegenheiten 

ebensowenig  schliefst  man  aus  dieser  Handlungsweise,  dass  er  einen  immcr- 
den  Krieg  empfiehlt.  Allerdings  würde  ein  Schriftsteller,  der,  nachdem  er  ge- 
&t,  dass  ein  gewisses  Verfahren  Sachguter  erzeugt,  dasselbe  bloss  darum  zur 
mung  empfiehlt,  den  grossen  Fehler  begehen,  Wohlfahrt  (bappiucaä)  und  den 
ion  sachlichem  Vermögen  (wealth)  für  einerlei  zu  halten.  Aber  sein  Irrtbum 
cht  darin,  dass  er  s«;ine  Aufmerksamkeit  auf  das  sachliche  Vermögen  beschrankt, 

in   der  Verwechslung  von  Wohlfahrt  und  Vermögensbesitz.**     Senior,  Outl. 
(Anm.  Rau's,  §.  46.) 
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daftlr  durch  den  Staat  als  selbstverständliche  Voraussetzungen 
der  Wirthschaft  und  des  Erwerbs  ansah.^)  Die  drei  anderen  Arten 
abgeleiteten  Erwerbs  haben  in  den  verschiedensten  Phasen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Menschheit  und  ihrer  Theile,  der 
Völker  y  aber  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  besessen 
und  besitzen  sie  noch,  dürfen  daher  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Die  autoritativen  Zutheilungen  wenigstens  in  gewissen  Fällen 
(Familie!)  und  allgemeiner  in  gewissen  Zeitaltern  und  geschicht- 
lichen Phasen  der  Besitzverhältnisse,  die  caritativen  und  die  recht- 
mässigen Zwangserwerbsarten  haben  auch  ihre  principielle 
Berechtigung,  theils  dauernd  und  allgemein  und,  soweit  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  in  Betracht  kommen,  heute  mehr  als  je,  theils 
selbst  was  die  persönliche  Unfreiheit  anlangt,  in  gewissen  Zeit- 
altem. 

Die  Form  der  Zutheilang  von  Gütern  durch  Aatoritäten  war  in  ganzen  Zeit- 
altem  und  aaf  ganzen  Wirthschaftsstofen  für  die  Masse  der  Be?ölkerang  die  vor- 
herrschende, ja  selbst  die  einzige  für  die  BedUrfnissbefriedifi^ung  in  Betracht 
kommende.  Und  im  Familienverbande  hat  sie  eine  bleibende  Stelle,  solange 
es  „Familien"  gab  ond  geben  wird. 

Nicht  nur  die  religiösen  Motiven  entspringende  Wohlth&tigkeit  ond 
Freigebigkeit  (mittelalterliche  Kirche!),  sondern  auch  die  politischen  Zwecken 
dienenden  Bezahlungen,  ja  förmlichen  Besoldungen  der  Bürger  für  die 
Theilnahme  an  den  Staatsgeschäften,  selbst  an  den  Volksversammlungen  in  Athen, 
die  Fälle  des  athenischen  Theorikon,  der  Speisungen,  der  Getreidespenden  in  Athen, 
Rhodos  (Büchsenschütz,  Besitz  u.  Erwerb  im  griech.  Altcrth.,  Hallo  1869,  S.  280  ff., 
BOckh,  Staatshaush.  Athens,  2.  Aufl.,  I,  31S  ff.),  das  umfassende  System  der  romi- 
schen Getreidespenden  (Ihering,  Geist  d.  rOm.  Rechts,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874, 
II,  1.  Abth.  S.  254,  Mommsen,  rOm.  Staatsrecht,  II,  1.  Abtb.,  Leipz.  1874,  S.  472, 
Marquardt,  rOm.  Staatsverwal t.,  Leipz.  187S,  II,  106  ff.),  der  Spiele  u.  s.  w.  nicht 
zu  gedenken  (Mommsen,  eb.  S.  486  ff.,  über  die  Bowirthungen  dabei  s.  Fried- 
l&nder,  Sittengesch.  Roms,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874,  II,  285)  —  dies  Alles  sind  doch 
so  wichtige  geschichtliche  Beispiele  von  Bedürfnissbefriedigungen  der  Einzelnen  ohne 
oder  gegen  geringen  Entgelt,  dass  sie  nicht  einfach  ignorirt  werden  kOnneu,  nur  weil 
sie  bei  uns  nicht  mehr  vorkommen  oder  wie  gewisse  kirchliche  Woblthätigkeit  ungern 
gesehen  werden.  Dazu  denke  man  an  denEinfluss  der  antiken  Sclaverei  (s.  Büchse n- 
schütz,  8.  104— 20S,  Ihering.  a.  a.  0.  234  ff.,  245  ff.),  an  die  zur  Ehrensache  der 
bevorzugten  Classen  wordende  Freigebigkeit  der  Reichen  (Ihering,  eb.  S.  250),  an 
die  Anweisungen  von  Ländereien  im  ager  publicus  oder  dureh  Anlegung  von  Golonien 
(eb.  S.  253),  —  lauter  Momente,  welche  die  caritative  und  zum  Theil  die  Zwangs- 
erwerbsart für  die  Einzelnen  eine  heute  unbekannte  Bedeutung  gewinnen  Hessen,  und 
als  geschichtliche  Thatsachen  Grunds  genug,  um  nicht  immer  nur  Eigenproduction 
und  verkebrsmässigen  Erwerb  der  Güter  zu  berücksichtigen. 

Rein  und  ausschliesslich  kommt  kaum  je  ffir  die  gesammte  Bedürfnissbefriedigung 
auch  nur  eines  Individuums  oder  einer  Familie  bloss  eine  einzige  dieser  Erwerbs- 
arten vor.  Ein  solcher  Ausnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Güter 
ist  die  Robinsonnade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse  vereinzelt  ange- 
siedelter Ackerbauer,  herumschweifender  Jäger  u.  a.  m.  Davon  kann  die  Wirthschafts- 
lehre  abstrahiren  oder  sie  macht  von  der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebrauch  zu 
Zwecken   der  £rläuterung  und  Analyse  wirthschaftlicher  Yorgänge.    Die  abgeleiteten 


^)  S.  auch  Hermann,   S.  18  ff.    Hier  liegt  der  Gedankensprung  der  absoluten 
Freihändler. 
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bsartcn  sind  die  Folre  dos  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der 
ben.  Die  wissenschaftlicbe  Aufgabe  ist,  jeder  derselben  ihre  richtige 
ung  für  die  menschliche  Bedarfnissbefriedigung  anzuweisen,  eine 
der  Orf^nisation  der  Volkswirthschaft.  Ton  ?omhereiu  i^t  dabei  nar  der  nn- 
lässige  Zwangserwerb  unbedingt  anszaschliessen, 

C.  —  §.  117  [12,  13].  Entwicklung  der  verkehrs- 
sigen  Erwerbsart,  Tansch,  Arbeitsgliederung 
Verkehr.  Die  Eigengewinnung  der  Güter  pflegt  schon 
eitig  in  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  des  Volkslebens 
meiner  mit  der  ersten  und  dritten,  auch  wohl  mit  der  zweiten 
atiTcn  Erwerbsart  der  Guter  verbunden  zu  werden,  während 
verkehrsmässige  Gewinnung  noch  fehlt  oder  nur  sporadisch 
Sehhandel)  vorkommt. 

Die  historische  Erid&rung  hierfür  liegt  in  den  älteren  Zuständen  des  Volkslebens 
ilechterordnnng),  den  damit  Ferbandenen  Verhältnissen  des  Bodencigenthams  ond 
Bodennutzung,  der  mangelnden  persönlichen  Freiheit  oder  wenigstens  socialen 
rirthschaitlicben  Unabhängigkeit  von  den  natürlichen  Verbünden  und  Autoritäts- 
tnissen,  welchen  der  Einzelne  untersteht  Erst  mit  der  Auflösung  und  Um- 
g  dieser  älteren  Zustände  und  Verhältnisse,  mit  der  Ausbildung  voller  persOn- 
Freiheit  und  individualistischer  Unabhängigkeit,  mit  der  Entwicklung  des  Privat- 
bums  an  Boden,  treten  rein  gesellschaftliche  und  (privat-)  wirtbschaftliche  an 
der  natürlichen  oder  auf  fester  Sitte  beruhenden  Gomeinschaftsbeziohungcn  der 
'ben.  Damit  werden  die  Voraussetzungen  für  die  „verkchrswirthschaftliche'' 
bung  der  Güter  erfüllt 
S.  Bau  I,  §.  7,  114  ff.,  der,  dem  Gesichtspuncte  der  englischen,  besonders  Smith'- 

Schule  gemäss,  zu  sehr  bloss  die  technische,  nicht  auch  die  allgemein-volks- 
ichaftlichc  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  beachtet  — 
lann,  S.  193  fif.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  1.  B.,  1.  Kap.  —  Die  Noth- 
gkeit  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der  ersten  theoretischen 
,^ung  Ökonomischer  Dinge  nicht  verkannt  werden.  Schon  Plato  hat  im  Buch 
)Uate  das  Prindp  der  Arbeitstheilung  in  seiner  Bedeutung  für  die  Thätigkeiten, 

welche  menschliche  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  dargelegt,  richtig  begründet 
rklärt.  Vgl.  Büchsenschütz,  a.  a.  0.  S.  250.  —  H.  ROsler,  Vorlesungen 
14,  26  ff.,  hebt  richtig,  nur  etwas  zu  einseitig  hervor,  wie  der  Besitz  die  Arbeit 

auch  in  den  primitiven  Verhältnissen  leite  und  wie  am  Wenigsten  von  Anfang 
ie  Individuen  nur  im  Verhältniss  des  Tauscbs  gegenseitiger  Dienstleistungen 
in:  das  ursprüngliche  Verhältniss  sei  nicht  das  der  Gegenseitigkeit,  sondern 
Jnterweifung.  Die  Weiterentwicklung  beruht  aber  gleichwohl  auf  der  Aus- 
ig des  Tauscbs  und  der  damit  sich  verbindenden  Arbeitsgliederung.  Nur 
iht  sich  dieser  Process  völlig  erst  bei  „freier  Concorrenz",  wie  z.  B.  im  rö- 
cn  Alterthum  erst  mit  der  der  Concurrenz  zuzuschreibenden  Auflösung  der  natural- 
»chaftlichen  Einheit  des  Oikos.  S.  Rodbertus  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  — 
auch  Ton  nies,  GemeinscbaA  und  Gesellschaft,  bes.  §.  10  ff.,  17  ff.,  19  ff. 
:r  G.  Schmoller's  stoffreiche  Aufsätze:  Thatsacben  der  Arbeitstheilung,  Jahrb. 
(1SS9),  Heft  3,  S.  57,  Wesen  der  Arbeitstheilung  und  der  socialen  Classen- 
Qg,  eb.  XIV,  Heft  1,  S.  45,  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung, 
[  u.  II,  die  älteren  Arbeitsgenossenschaften  und  die  ältere  agrarische  Familicn- 
bchaft,  eb.  XIV,  Heft  8,  S.  1  und  die  Fortsetzung  dieser  Arbeiten  (Handel, 
Iwerk,  Hausindustrie),  eb.  Heft  4.  Arbeiten  mit  einer  Fülle  richtiger  und  wertb- 
'  Gesichtspuncte  und  Aufschlüsse,  aber  mit  mehrfach  unzulänglichen  Begriffs- 
nmungcn  und  m.  E.  nicht  befriedigender,  zum  Tbeil  unterlassener  Verwerthung 
reichen  Stoffs  für  die  Herausschälung  des  Typischen  der  Entwicklungen  und 
lio  theoretisch-systematische  Aufgabe,  die  hier  doch  auch  vorlag. 

Die  verkehrsmässige  Erwerbuog  der  Güter  wird  häufiger  und 
Iroässiger,  wenn   die  Möglichkeit  des  Tanschs  zar  Arbeits- 
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gliedernng  (ArbeitstheiluDg  nnd  ArbeitsvereinigUDg)  innerhalb 
der  Ortsbewohner  oder  Nahewohnender,  schliesslich  des  Volks 
illhrt,  bei  etwas  grösserer  Rechtssicherheit  nnd  nicht  zu  starken 
natürlichen  Hindernissen  für  die  Communication  der  Menschen  nnd 
Güter  auch  zwischen  entfernter  Wohnenden  oder  unter  umher- 
schweifender und  sesshafter  Bevölkerung  und  von  Volk  zu  Volk. 
Leicht  transportable,  daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  („Luxus- 
artikel", Artikel  eines  hohen  specifischen  Werths),  bilden  dabei 
früher  einen  Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable, 
gemeinere  Producte.  In  der  Arbeitsgliederung  widmen  sich  die 
verschiedenen  Wirthschaften  den  Thätigkeiten  zur  Eigengewinnung 
bestimmter  einzelner  Güter  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
schon  in  der  Ab-  und  Voraussicht,  die  den  Bedarf  übersteigenden 
eigengewonnenen  Erzeugnisse  mit  denjenigen  anderer  Wirthschaften 
auszutauschen.  Eine  solche  Gestaltung  setzt  bereits  ein  ent- 
wickelteres Vertrauen  in  das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser 
Absicht  und  demgemässe  Zustände  des  Volkslebens  voraus.  Die 
Eigengewinnung  der  Güter  hört  dann  auch  selbst  mehr  und  mehr 
auf,  reine  Eigengewinnung  zu  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer 
eigenen  Vornahme  zum  Theil  selbst  wieder  verkehrsmässig  bez. 
durch  Verträge  beschafft  (Miethen  von  Sclaven,  Dingen  von  fremden 
Arbeitskräften,  Anleihen  von  Kapital,  Pachten  von  Grundstücken, 
Miethen  von  Hänsern).  Tauschen  und  Arbeitstheilung  bilden  so 
allmälig  eine  enger  und  enger  werdende  wirthscbaftliche  Ver- 
bindung unter  der  Bevölkerung. 

Eine  solche  regelmässig  und  wenigstens  in  gewisser  Weise 
planmässig  gewordene,  weil  auf  fester  Arbeitsgliederung 
beruhende  Verbindung  unter  der  Bevölkerung  heisst  Verkehr 
oder  genauer:  wirthschaftlicher  Verkehr.  Das  Gebiet 
regelmässigen  Austauschs  (Absatzes)  einer  Guterart  ist  ihr 
Markt.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  welche  austauschbar  sind, 
heissen  als  solche  Tauschgüter  und  als  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs Verkehrsgüter  (§.  122). 

Dio  Zanahme  and  die  Innigkeit  des  Verkehrs,  die  Aasdehnang  des  Markts,  die 
Arbeitsgliederong  stehen,  wie  man  leicht  einsieht,  in  enger  und  reger  Wechselwir- 
kung.   Die  Aosbildang  des  Verkehrs  wird  besonders  durch  drei  Momente  begünstigt: 

1)  dnrch  ein  natürliches  und  eigentlich  wirthschaftliches  Moment,  die  Vermehrung, 
Vervielfältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse,  weil  dadurch  eine 
immer  grössere  Menge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gütern  verlangt  wird,  zu  deren  Ge- 
winnung die  verschiedenen  natürlichen  Fähigkeiten  und  erlernten  Uebungen  der 
Menschen  und  die  verschiedene  Naturausstattnng  der  Länder  benutzt  werden  müssen; 

2)  durch  ein  rechtliches  Moment:  die  verbesserte  Rechtssicherheit,  wofür 
der  Staat  vornehmlich   wichtig  ist,  und  die   specielle  Gestaltung    der   den  Verkehr 


Entwicklung  ?on  Verkehr.  299 

enden  Bechtsordnong ;  3)  durch  ein  technisches  Moment:  die  Entwicklung 
ommnnicationen  und  Transportmittel,  von  deren  Beschaffenheit  die  r&um- 
Bewegung  der  Menschen  und  Güter  bedingt  und  der  Kostenbetrag  dafar  abhängig  ist 

D.   —  §.  118  [14j.    Ursprung  des  Tausches  und  Be- 
dungen der  Entwicklung  von  Tausch  und  Verkehr. 
Impuls   zu  Tausch    und  Verkehr   liegt  in  erster  Linie  im 
bstinteresse,  welches  eben  in  den  Folgen  des  Tausches 
befriedigt  flEIhlt,  womit  schon  die  Natnrgemässheit  beider 
iner  Folge  der  wirthschaft liehen  Natur  der  Menschen  aner- 
it  ist.  Die  Naturgem'ässheit  folgt  aber  weiter  aus  dem  socialen 
gesellschaftlichen  Wesen  der  Menschen,  welches  diese 
zu  allem  sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaftlichen  Ver- 
führt.   Indessen  damit  ist  weder  gesagt,  dass  der  ,, Tausch'' 
n  sozusagen  eigenen  menschlichen  Triebe  („Tauschtrieb'')  ent- 
ige,  ein  „Trieb",  von  welchem  keine  Rede  sein  kann,  noch 
Tausch  und  Verkehr,   wie  die  beiden  zu  Grande  liegende 
itsgliederung,   „rein    natürliche"  Entwicklungen    in    dem 
e  solcher  sein,  welche  einfach  und  gleichmässig  ohne  Weiteres 
der   „wirthschaftlichen    Natur"    des    Menschen    hervorgingen, 
aehr  sind  auf  diese  Entwicklungen  regelmässig  von  bestimmen- 
Einfluss  die  gegebenen  Ordnungen  des  Volkslebens, 
Organisationen    des    Wirthschaftslebens    und    die 
htsnormen  für  den  Besitz;   ferner,   sobald  einmal  eine 
sse  Arbeitsgliederung  und  daran  anknüpfend  ein  gewisser  Ver- 
sich  zu  entwickeln  begonnen  haben,  die  Rechtsnormen 
die  (öffentlichen  und  sonstigen)  Einrichtungen  des  Markt- 
en s  und  des  Verkehrs,   besonders  des  städtischen.    Dadurch 
dem  Verkehr  und  rückwirkend  der  Arbeitsgliederung  ihr  spe- 
is historisches  und  örtliches  concretes  Gepräge  gegeben.    Beide 
somit  geschichtlich  nicht  „freie"  Gestaltungen  des  Trieblebens, 
em  durch  die  genannten  Momente  maassgebend  beeinflusst. 

Eben  das   hat  die    &Itere   abstracte  Theorie  in  ihrer  Gonstruction  7on  Verkehr 
Ubeitsgliedemng   fast   gar   nicht  beachtet,    Alles  viel  zn  einfach  nnd  nnhisto- 
ans  dem  wirthschaftlichen  Wesen  des  Menschen  deducirt     Das  Nähere  gehört 
nicht  hierher,  sondern  in  andere  Theile  dieses  Werkes. 

IV.  —  §.  119  [15].  Umfang  des  Begriffs  „wirth- 
aftliches  Gut"  und  Eintheilung  (Arten)  der  wirth- 
aftlichen  Güter. 

Ran  I,  §.  1,  46.  46a.  Röscher,  §.  3;  Hermann,  S.  114  ff.;  Schäffle. 
D,  3.  Anl.,  S.  8,  bes.  S.  ]44ff ;  anders  Soc.  Körper  III,  258.  Ders.,  Theorie  d. 
iiliess.  Absatzrerh&Itnisse,  Tub.  1867.  A.  Held,  Grondriss,  S.  8.  9,  12,  14,  42 
Hildebr.  Jahrb.  1876,  B.  27,  S.  162,  186,  mehrfach  abweichend  von  mir.  Er 
m.  £.  das  formal  Juristische  wieder  zu  sehr  vor  dem  Rein-Oekonomischen  voran. 
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Bei  Tausch  u.  s.  w.  handelt  es  sich  allerdings  juristisch  um  Uebertragung  ?on  Ver- 
mögensrechten. Das  ist  aber  in  der  Nationalökonomie  nicht  das  Wesentliche,  sondern 
hier  kommt  die  Uebertragung  ?on  ökonomischem  Gebrauchswerth  in  Betracht,  die  eben 
nur  in  der  and  der  Rechtsform  erfolgt  (gegen  Held  S.  42).  Ich  kann  mich  daher  auch 
Held 's  Begriffsbestimmungen  von  Gut,  Waare,  seiner  Classification  u.  s.  w,  nicht  an- 
schliessen.  Ebenso  nicht  seiner  Bem.  S.  9  des  Grundrisses  in  Betr.  der  immateriellen 
Guter.  Ans  der  neueren  Litteratnr  besonders  Neumann 's  oben  S.  286  gen.  Arbeiten, 
namentlich  im  Seh  ö übergesehen  Handbuch  und  in  seinen  Grundlagen.  Er  beschränkt 
neuerding;»  in  Aenderung  seiner  früheren  Ansicht  den  Begriff  des  Guts  (d.  h.  bei 
ihm:  des  wirthschaftlichon  Guts,  (o.  S.  290)  auch  nicht  mehr  auf  Sachen.  — 
7.  Böhm-Bawerk  in  der  o.  S.  287  gen.  eigenen,  scharfsinnigen  und  beachtens- 
Schrift,  will  Bechto.  Verhältnisse,  nicht  als  besondere  Arten  Güter  anerkennen.  Ich 
halte  indessen  doch  seine  Gründe  nicht  für  durchschlagend,  in  Uebereinstimmung  mit 
Neumann  betreffs  der  „Rechte''.  Die  Ck>ntro?erse  über  den  Um  f  a  n  g  des  Begriffs  wirth- 
schaftiiche  Güter  ist  in  den  theoretischen  und  systematischen  Werken  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  meistens  lebhaft  behandelt  worden. 

A.  Uebersicht  der  Arten.  Die  Erörternng  über  die  ünter- 
scheidiiDg  zwiBchen  freien  und  wirtbschaftlicben  Gtttern  bat  bereits 
ergeben,  dass  der  Begiiflf  „wirthschaftliches  Gut"  kein  rein- 
ökonomiseber,  sondern  zugleicb  ein  Recbtsbegriff  ist^ 
sobald  man  von  dem  zweiten,  dem  socialen  Standpunete  der 
Betrachtung  aus  die  socialen  Verschiedenheiten  in  der  Lage 
der  Individuen  und  der  Menschengruppen  berücksichtigt.  Dieser 
Gharacter  des  genannten  Begriffs  tritt  auch  bei  der  Festsetzung 
seines  Umfangs  und  Inhalts  hervor,  d.h.  bei  der  Frage,  welche 
Güter  überhaupt  zu  den  wirtbschaftlicben  zu  zählen  sind  und 
welche  Stellung  die  hergehörigen  Güter  dann  unter  den  wirthschaft- 
licben  Gütern  einnehmen :  die  in  ihrer  Beantwortung  ebenfalls  vom 
jedesmaligen  Recht  mit  abhängige  Frage  der  Einth eilung 
(Classification)  dieser  Güter. 

Zu  diesen  gehören  nun  drei  besondere  Arten  von  Gütern: 

1.  Personen  und  persönliche  Dienste. 

Ob  und  wie  weit  die  ersteren,  darüber  entscheidet  das  geltende  Recht  Wo 
Scla?erei  und  Leibeigenschaft  bestehen ,  gehören  Sclaren  und  Leibeigene,  wo  müdere 
Formen  unfreier  Arbeit,  z.  B.  Frohnden,  rechtlich  anerkannt  sind,  gehören  die  Pflich- 
tigen Leistungen  der  Fröhner  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern.  Bei  Anerkennung 
voller  perbönlicher  Freiheit  sind  nur  Leistungen  bestimmter  Dienste  auf  bestimmte 
Zeit  zu  diesen  Gütern  zu  rechnen  und  stellen  die  betreffenden  Ansprüche  „Rechte"' 
dar,  die  zur  dritten  Art  (Cnterart  d)  der  wirthschaftlichen  Güter  gehören. 

2.  Sachen  oder  Sachgüter:  Stoffe  der  Natur  oder  vom 
Menschen  verarbeitete  Stoffe. 

3.  Verhältnisse  zu  Personen  und  Sachen  (res  incor- 
porales),  deren  gegenständliche  Abgeschlossenheit  auf  einer  Ab- 
straction  beruht  (v.  Mangoldt)  und  daraus  eventuell  folgende 
Rechte. 
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lierhin  gehören: 

i)  ans  dem  ganz  freien  Verkehr:  die  F&Ue  der  Kundschaft,  Firma  u.  dgl.  m. 
rtheilhafte  Beziehuigen  zu  anderen  Menschen,  welche  durch  menschliche  Th&tig- 
isgebildet  sind,  entgeltlich  tkberlassen  und  erworben  werden  können; 
))  auf  Grund  gewisser  rechtlicher  Beschränkungen  des  Verkehrs: 
liessliche  Gewerberechte,  Bealgerechtigkeiten ,  Privilegien,  Monopole,  auch 
e  u.  dergl.  m.; 

:)  Einrichtungen  und  Anstalten  für  die  regelmasse  Vornahme  gewisser 
lieber  Dienste:  insbesondere  „Öffentliche  Einrichtungen'*,  wie  der  Staat 
t,  seine  einzelnen  Anstalten,  die  Gemeinde  und  andere  ähnlichen  Veranstal- 
i  der  menschlichen  Gesellschaft 

d)  Bechte,  ausser  dem  (Sach-)  Eigenthumsrecht,  welche  Anspruch  auf  Leistungen 
te,  Sachgüter,  Geld,  NutzungsUberlassungen)  Dritter  gewähren;  daher  auch  be- 
be vertragsmässige  Bechte. 

Die  Sachen  können  als  materielle  Güter  den  Diensten  und 
Verbältnissen  als  immaterielle  Gttter  gegenüber  gesetzt 
en. 

B.  —  §.  120  [16  —  18].  Die  Streitfrage  über  den  Be- 
f  y,wirthscbaftliches  Gut".  In  der  Wissenschaft  be- 
ein  noch  hente  nicht  ganz  erledigter  Streit  darüber,  ob  der 
iif  der  wirtbschaftlicben  Güter  auf  die  Sachgüter  zu  be- 
Inken  oder,  wie  im  Obigen  geschieht,  auf  die  Dienste  und 
ältnisse  (einschliesslich  der  „Rechte'')  mit  auszudehnen  sei. 

Die  erstere  Ansicht  ?ertreten  Tomehmlicb  die  älteren  Lehrer  und  Überhaupt 
iute  am  Meisten  die  Engländer,  von  den  Deutschen  insbesondere  Rau.  Die 
ren  Lehrer,  besonders  in  Frankreich  und  Deutschland,  haben  dagegen 
;ns  die  zweite  Ansicht  angenommen.  Es  tritt  hierin  also  auch  ein  characteri- 
sr  nationaler  und  zeitlicher  Unterschied  hervor. 

S.  Bau  I,  §.  46a;  die  SteUen  der  oben  in  §.  119  gen.  Autoren.  S.  auch 
^er,  Yolkswirthsch-l.  S.  53ff.  Für  die  Einreihung  der  Dienste  unter  die  wirth- 
lichen  GQter  mit  zuerst  Storch,  der  sich  mit  dadurch  bestimmen  läs^t,  dass  die 
te  dem  Einzelnen  ein  Einkommen  gewähren,  welches  von  freiwillig  gesuchter 
tezahlter  Arbeit  herrührt.  Handb.  B.  IL  und  „Zur  Kritik  des  Begriffs  v.  National- 
h.'',   Petersb.    1B27.    Dann   besondeis  J.  B.  Say,   Handb.  L,    133  (traite,    ed. 

Livre  L,  eh.  XIII.).  Hermann,  Untersuch.  1.  Aufl.  S.  5.  6,  2.  Aufl.,  114  £, 
Qstark,  Cam.  Encycl.  S.  547,  Röscher,  I,  §.  3,  Schäffle,  System  I,  Iük  — 
ilteren  Gegnern  dieser  Ansicht:  Malthus,  principlesch.  L,  Senior,  Bernhardi 
Ic  d.  Gründe  f.  u.  s.  w.  Grundeigenth.,  Petersb.  1S49,  K.  11),  Kaufmann,  aber 

von  Neueren  noch  (oder  wieder)  J.  St.  Mill,  Grundsätze,  1.  B.,  Kap.  3,  §.  3, 
;off,  Baudrillart,  von  deutschen  früher  Neumann  (Tübingen)  in  d.  Aufs. 

Tüb.  Zeitschr.   XXVIII.,   258  ff.,   der  aber  mit  Kecht  ebenso  wie  Rau  §.  46 

c  sagt,  es  sei  bemerkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  die  Dienste  in  die 
schafblehre  ziehen,  doch  fast  nur  die  Sachgüter  behandeln.  Das  ist  allerdings 
sequent  Die  Auffassung  der  Dienste  und  Verhältnisse  als  wirthschaftliche  Güter 
irt  rielmehr  folgerichtig  m.  E.  diejenige  Ausdehnung  der  Disciplin,  welche  ich 
Q  diesem  Werke,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  Gemeinwirthschaften 
en  Staat  zu  geben  suchte.  Neumann  unterscheidet  weiter,  als  von  mir  geschehen, 
hen  Verhältnissen  und  Rechten;  letztere  reiht  er  jetzt  im  Gutsbegriff  ein;  in 
ff  der  Verhältnisse  entscheidet  er  sich  nicht  unbedingt  und  lässt  beide  Auf- 
sgen (Einbeziehung  in  den  Gutsbegriff  und  Ausschliessung)  zu.  Schäffle 
etzt  (Soc.  Körper  fu,  258)  die  sog.  immateriellen  Güter  aus  dem  Begriff  wirth- 
tliches  Gut  ausgeschlossen,  entgegen  seiner  früheren  Auffassung,  aber  mit  anderer 
irung  als  die  Aelteren.  Er  zieht  dagegen  die  «.persönlichen  Güter"'  in  ihrem 
fliehen  oder  leiblichen  Bestand  (Nerven,  Muskeln,  vegetative  Gewebe)  in  den 
ff  ein.    Die  Neuerung  hängt  mit  Schäffle's  Auffassung  der  Volkswirthschaft 


302  2.  B.  Grandbegriffe.    1.  K.  Gater.   §.  120. 

als  sociiüer  Stoffweclisel  zasammen.    Ich  habe  mich  nicht  von  ihrer  Richtigkeit  tlber- 
zeugen  kOnnen. 

Man  bat  die  ganze  Streitfrage  gelegentlich  als  mttssig  be- 
zeichnet.   Das  ist  sie  entschieden  nicht. 

Denn  7on  ihrer  Beantw^ortung  hängt  einmal  die  Begrenzung  des  Gebiets  der 
Politischen  Oekonomie  ab,  was  ich  gegen  Ken  mann  festhalte,  and  sodann  ist  die 
Beantwortung  präjodiciell  für  die  wirthschaftliche  Beartheilang  aller  derjenigen  Glassen, 
welche  berufsmässigpersOnliche  Dienste  ausüben,  demnach  des  Gesindes, 
der  Angehörigen  der  liberalen  Berufe  und  folglich  auch  des  Staats.  Nur  wenn 
die  Dienste  auch  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gerechnet  werden,  sind  die  genannten 
Classen  u.  s.  w.  im  wirthschaftlichen  Sinne  „prodactiv'',  Die  Beschränkung  des 
Begnfls  „wirthschaftliches  Gut''  auf  die  Sachgüter  hindert  die  richtige  wirthschaft- 
liche Würdigung  dieser  Classen  wie  des  Staats.  Die  einseitige  Werthlegung  auf  die 
Handarbeit  in  der  materiellen  Production  in  einigen  socialistischen  Lehren  hängt  mit 
jener  Beschränkung  ebenfalls  zasammen. 

Bei  der  Erörterung  der  Streitfrage  ist  von  beiden  Seiten  öfters 
der  Fehler  begangen  worden,  zwischen  wirthschaftlichen  nnd 
Tausch-  und  Verkehrsgütern  (§.  122)  nicht  gehörig  zu  unter- 
scheiden und  den  Vermögensbegriff  unnöthiger  Weise  in  diese 
Discussion  zu  ziehen. 

Der  Aasschluss  der  immateriellen  Güter,  insbesondere  der  persönlichen  Dienste, 
von  den  wirthschaftlichen  Gütern  ist  nemlich  u.  A.  auch  deswegen  erfolgt,  weil  jene 
Dienste  nicht  oder  nicht  unbedingt  und  jedenfalls  nur  in  anderer  Weise  als  die  Sach- 
güter zu  den  Yerkehrsgütem  und  dem  Vermögen  gerechnet  werden  könnten.  Allein 
diese  Folgerung  ist  unrichtig,  denn  sie  beruht  auf  der  irrigen  Annahme,  dass  sich 
die  Begriffe  wirthschaftliches  Gut  und  Yerkehrsgut  decken  müssten,  und  auf  einer 
einseitigen  Auffassung  des  VermOgensbegrifis.  Dies  ist  auch  gegen  Rau  und  Andere 
einzuwenden. 

An  Rau's  Lehre  lässt  sich  die  Streitfrage  gut  erörtern. 
Rau  begründet  in  der  letzen  (8.)  Auflage  seines  Werkes  seinen 
Standpunct  in  der  Frage  (I  §.  1,  2,  46,  46  a)  wörtlich  in  folgender 
Weise : 

„Alle  Bestandtheile  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen, 
werden  körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere  oder  sachliche  Güter 
genannt.  Unter  ihnen  bilden  diejenigen,  welche  eine  dauernde  Aneignung  und  be- 
liebige Benutzung  durch  den  Menschen  gestatten  und  daher  diesen  zu  ?ielfacher 
Thätigkeit  anregen,  eine  grosso,  durch  Fiele  Eigenthtlmlichkeiten  ausgezeichnete  and 
für  die  wissenschaftliche  Betrachtung  ?orzüglich  wichtige  Classe  von  Gütern,  die  man 
die  besitzbaren  nennen  kann.  Den  Sach-  oder  Stoffgütem  werden  zunächst  die 
persönlichen  Güter  entgegen  gesetzt,  welche  in  Zuständen  und  Eigenschaften  des 
Menschen  bestehen  (z.  B.  Gesundheit,  Stärke,  geistige  Fähigkeiten,  Kenntnisse)  und 
theils  ihrer  selbst  willen  (als  Zwecke),  theils  als  Mittel  zur  Erlangung  anderer  Güter 
geschätzt  werden/'  —  „Um  Sachgüter  beliebig  als  Mittel  zu  gebrauchen,  muss  man  über 
dieselben  ungehindert  verfügen  können.  Die  Menge  von  Gütern,  auf  welche  sich  in 
einem  gewissen  Zeitpuncte  die  YerfUgungsfrewalt  einer  Person  erstreckt,  bildet  das 
Vermögen  derselben  (s.  dagegen  u.  §.  J24fr.).  —  „Wie  alles  Vermögen  der  Menschen 
so  besteht  auch  das  gesammte  VolksFormögen  (s.  dagegen  u.  §.  125)  aus  einer 
Gewalt  über  Sachgüter  und  die  wirthschaftlichen  Thätigkeiten  sind  zunächst  nur 
auf  den  Besitz  und  Gebrauch  solcher  Güter  gerichtet.  Als  sinnlich  wahrnehmbare 
körperliche  (einen  Raum  einnehmende)  Dinge,  in  denen  der  Mensch  Mittel  zu  seinen 
Zwecken  erkennt,  unterscheiden  sich  dieselben  wesentlich  von  den  persönlichen 
Gütern,  die  mit  dem  Menschen  selbst  innig  verbunden  sind  and  sich  in  ihrer  Ent- 
stehung,   Aufbewahrung,    Uebertragnng   und  Zerstörung  ganz  anders  verhalten.    Sic 
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1  der  Person  des  Besitzers  Dicht  zu  trennen,  die  Yerfügongsgewalt  über  bie 
sehr  bebchränkte«  sie  treten  nicht  in  den  Verkehr  and  gestatten  in  der  Regel 
stimmang  nach  Zahl  and  Maass.  (^Aosnahmen  hiervon  sind  z.  B.  die  Messung 
ikelstärke  mit  dem  Dynamometer,  der  Scb&rfe  des  Gesichts  and  GehOrs,  —  die 
r  Sprachen,  die  Jemand  versteht  a.  dgl/'  Anm.  Raa's.)  Persönliche  and 
e  Guter  können  einander  nicht  vertreten.  Wollte  man,  dem  Sprachgebraacbe 
,  den  Begriff  des  Vermögens  and  der  Wirthschaft  aach  auf  die  persönlichen 
usdebnen^),  so  würde  die  Politische  Oekonomie  sich  zur  Wissenschaft  aller 
ir  den  Staat,  d.  h.  zur  Staatswissenschaft  aosdehnen** *),  —  was  aller- 
i  einer  Hinsicht  die  Folge  der  hier  von  Raa  bekämpften  Ansicht  ist,  aber  m. 
durchschlagender  Gegeogrond.  (S.  jedoch  o.  §.  Iu6.)  —  „Man  würde  aber 
nicht  amhiu  können,  das  Verhalten  der  Menschen  in  Bezug  auf  die  Sachgüter, 
f  die  wirthschafüichen  Thfttigkeiten ,  wieder  einer  abgesonderten  Betrachtung 
-werfen,  weil  sie  von  eigenthümlicher  Art  sind  und  unter  Gesetzen  stehen,  die 
perbönUchen  Güter  nicht  bezogen  werden  können.  Indess  hat  jene  Wissenschaft 
moch  auch  mit  den  persönlichen  Gütern  zu  beschäftigen,  weil  sie  auf  mehr- 
^eise  in  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  eingreifen: 


„Storch  hat  auf  die  persönlichen  Güter  die  bei  den  sachlichen  gangbaren 
iDgen,   Begriffe   und  Eintheilungen  mit  gutem  Erfolge  angewendet,   s.  dessen 

d.  National wirthsch.  II.  —  Wie  bei  den  Sachgütern,  so  kann  man  auch  bei 
bönlichen  den  Besitz  des  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  der  in  einem  ganzen 
orhandenen  Güter,   z.  B.  die  Masse  von  Wissen,  Geschicklichkeit,  Urtheilskraft 

unterscheiden.  —  Es  giebt  noch  eine  dritte  Art  von  Gütern,  die  nicht  in  der 
o  Person,  sondern  im  Verbältniss  derselben  zu  anderen  Menschen  oder  zum 
iegen,  z.  B.  Ehre,  Zuneigung,  Schutz,  Freiheit;  gesellschaftliche  Güter. 

gehören  die  von  Hermann  sogenannten  Lebensverhältnisse.  Versuche,  beide 
annte  Arten    von  Gütern    in    der  wissenschaftlichen  Behandlung  zusammen  zu 

von  Arnd  und  Gioja;  auch  Bülau,  Handbuch  der  Staatswirtbschaf tslehre ; 
ihin  neigen  sich  Hufeland,  neue  Grundlegung,  I,  S.  34.  Pölitz,  Staats- 
;haft  II,  §.  18  ff.  Hasse,  Cuinam  nostri  aevi  populo  etc.  S.  12  und  manche 
Am  auffallendsten  erscheint  das  Zusammenwerfen  ungleichartiger  Güter  bei 
snil-Marigny,  Cat6ch.  S.  12.  —  Die  ausländischen  Schriftsteller,  welche 
^riff  von  Vermögen  und  Wirthschaft  nicht  haben ,  konnten  leicht  Veranlassung 

das  Merkmal  der  Körperlichkeit  bei  den  Sachgütern  zu  Obersehen  und  bloss 
•lützlicbkeit  oder  die  Tauglichkeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  zu  denken.  — 
tn^merkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  den  Begriff  des  Vermögens  über 
bgüter  hinaus  erweitern  wollen,  doch  in  dem  Verlaufe  der  Winsenschaft  sich 
jene  Güter  halten.''    (Anm.  Rau's,  8.  Aufl.  §.  46.) 

„Es  lässt  sich  desshalb  keineswegs  behaupten,  dass  die  Staatswirthscbaftslebre 
Ausschliessung  der  persönlichen  Güter  in  eine  fehlerhafte  Einseitigkeit  gerathe, 
urch  diese  Beschränkung  gewinnt  sie  ein  abgerundetes  eigentbümliches  Gebiet 
angt  erst  die  volle  Gründlichkeit  und  Fruchtbarkeit.  Die  persönlichen  Guter 
rn  zwar  eine  Pflege  durch  den  Staat,  aber  diese  Thätigkeit,  die  man  Staat»- 
ug,  Colturpolitik .  Volksbildnngssorge  nennen  kann,  ist  von  der  Sorge  für  den 
jhlbtand  verschieden  und  verdient  in  dem  Systeme  der  Staatsverwaltung  eine 
Stelle.  „Man  hat  es  oft  den  Staatsökonomen  schwer  vorgeworfen,  dass  sie  ihre 
ksamkcit  bloss  auf  die  sachlichen  Güter  (wealth)  richten  und  alle  Beachtung 
ickseligkeit  und  Tugend  verabsäumen.  —  Niemand  tadelt  einen  Schriftsteller 
ie  Taktik,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  bloss  auf  kriegerische  Angelegenheiten 
,  ebensowenig  schliefst  man  aus  dieser  Handlungsweise,  dass  er  einen  immer- 
den  Krieg  empfiehlt.  Allerdings  würde  ein  Schriftsteller,  der,  nachdem  er  ge- 
at,  dass  ein  gewisses  Verfahren  Sachguter  erzeugt,  dasselbe  blobs  darum  zur 
mang  empfiehlt,  den  grossen  Fehler  begehen,  Wohlfahrt  (happineds)  und  den 
von  bacblichem  Vermögen  (wealth)  fUr  eineriei  zu  halten.  Aber  sein  Irrthum 
icbt  darin,  dass  er  stiine  Aufmerksamkeit  auf  das  sachliche  Vormögen  beschränkt, 
i  in  der  Verwechslung  von  Wohlfahrt  und  Vermögensbesitz.**  Senior,  Outl. 
(Anm.  Kau 's,  §.  4t).) 
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,4.  sie  unterstützen  die  Her?orbringung  und  Erwerbung  yon  Sacligütem  so  sehr, 
dass  der  Wohlstand  der  Völker  wie  der  Einzelnen  grossentheüs  7on  dem  Beistande 
sittlicher  und  geistiger  Kräfte  bedingt  wird; 

«,2.  die  Sachgüter  sind  dazu  bestimmt,  den  Zustand  der  Menschen  zu  verbessern, 
daher  ist  das  Vermögen  nicht  für  sich  allein,  sondern  nach  seiner  Beziehung  auf  die 
menschliche  Gesellschaft,  d.  h.  in  seiner  Anwendung  zur  Erzeugung  persönlicher 
Guter,  zu  würdigen".    (Kau,  §.  46.) 

„Auch  die  persönlichen  Dienste,  d.  h.  Arbeiten,  wodurch  der  Mensch  un- 
mittelbar dem  Menschen  einen  Vortheil  (ein  persönliches  Gut)  zu  Wege  bringt,  z.  B. 
Unterricht,  Pflege,  Beschützung,  sind  keine  Tbeile  des  Vermögens,  obgleich  viele  der- 
selben gegen  eine  Vergütung  in  Sachgütern  geleistet  werden  und  daher  gleich  diesen 
einen  Preis  (Tauschwerth)  haben,  z.  B.  die  bezahlten  Tbätit^keiten  des  Arztes,  Lehrern, 
Künstlers  u.  s.  w.  Wenn  jedes  Verkehrsgut.  d.  h.  jeder  Gegenstand,  der  einen  Preis 
hat  und  in  den  wirthschaftlichen  Verkehr  kommt,  als  ein  Theil  des  Vermögens  an- 
gesehen werden  sollte,  so  mtbste  dies  von  sämmtlichen  Lohnarbeiten,  nicht  bloss  von 
den  persönlichen  Diensten  gelten.  (Ein  auch  von  Neumann,  Schönberg*s  Handb  I, 
3.  A.  S.  137,  Kote  13  gemachter  Einwand).  Selbst  eine  Unterlassung  wird  bis- 
weilen bezahlt,  z.  B.  das  Kichtbieten  bei  einer  Versteigerung,  das  Nichtbewerben  um 
eine  Gunst,  das  Nichtanzeigen  eines  Vorfalls,  das  Nicbttheilnehmen  an  einer  Wahl.'' 
(Anm.  Rau*s.)  „Diese  persönlichen  Dienste  sind  zwar  wie  die  sachlichen  Güter 
Mittel  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  und  dienen  zum  Theil  als  Erwerbs- 
mittel, unterscheiden  sich  aber  wieder  von  jenen  Gütern  zu  sehr,  um  mit  Nutzen  für 
die  Wissenschaft  mit  ihnen  im  Begriff  von  Vermögen  zusammengefasst  werden  zu 
können,  denn  sie  sind  nicht  bositzbar,  kommen  nur  in  einer  Folge  von  Zeitmomenten 
zur  Erscheinung,  sind  also  nicht  in  einem  Vorrathe  vorhanden;  auch  erfordert  ihr 
Erfolg  meistens  eine  entsprechende  Mitwirkung  dessen,  für  welchen  der  Dienst  ge- 
leistet wird,  z.  B.  Aufmerksamkeit  des  Hörers,  Fleiss  des  Schülers,  Folgsamkeit  des 
Kranken''  (was  doch  ebenso  bei  der  Benutzung  eines  Sachguts  gilt).  „Die  Fähigkeit 
eines  Menschen,  gewisse  Dienste  zu  leisten,  bildet  dagegen  ein  persönliches  Gut, 
welches  seiner  Natur  nach  yon  ungewisser  Daner  ist.  Weder  ein  Einzeber  noch  ein 
Volk  ist  durch  eine  gewisse  Menge  möglicher  oder  bereits  begonnener  Arbeiten  selbst 
schon  reich,  sondern  nur  wenn  vermittelst  derselben  Sachgüter  erworben  worden  sind. 
Die  öfters  als  Beispiel  erwähnte  Sängerin,  die  im  Schiffbruch  ihre  Habe  verliert,  ist 
nicht  mehr  reich,  aber  sie  kann  es  wieder  werden  und  mag  in  dieser  Wahrschein- 
lichkeit einstweilen  Credit  haben.  Indess  haben  die  Dienste  für  die  Volkswirtbschaft 
aus  zwei  Ursachen  Wichtigkeit,  sowohl  wegen  ihrer  Wirkungen,  als  weil  sie  denen, 
die  sie  leisten,  einen  Antheil  an  dem  jährlichen  Erzeugniss  von  Sachgütem  ver- 
schaffen" (nach  Rau  §.  46a). 

§.  121  [19,  20J.  Einbeziehung  der  Dienste  in  den 
Begriff  des  wirthschaftlichen  Gates.  Diese  Erörterung 
Rau 's,  in  welcher  dieser  Standpunct  in  der  Streitfrage  gut  be- 
gründet wird,  beweist  indessen  doch  wohl  nur,  dass  die  Dienste 
manche  Eigenthümlichkeiten,  verglichen  mit  den  Sachgtttem, 
haben  und  eben  desshalb  eine  besondereArt  der  wirthschaft- 
lichen Güter  bilden;  femer,  dass  die  Dienste  entweder  gar  nicht 
oder  jedenfalls  nicht  in  derselben  Art  zum  Vermögen,  wie 
zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gehören.  Aber  sie  beweist  nicht; 
dass  die  Dienste  gar  keine  wirthschaftlichen  Güter  sind. 

Selbst  solche  Eigenschaften,  welche  besonders  gern  gegen  die  Einbeziehung  der 
Dienste  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  geltend  gemacht  werden,  wie  die  rasche  Ver- 
gänglichkeit,  die  Unfähigkeit,  zu  Yorräthen  angesammelt  zu  werden,  theilen  die  per- 
sönlichen Dienste  mit  manchen  Sachgütem.  Eine  aparte  Stellung  nehmen  die  Dienste 
auch  dadurch  ein,  dass  bei  ihnen  leichter  als  bei  den  meisten  SachgUtem  ein  Ueb er- 
maass    droht,    theils   wegen   der  Annehmlichkeit,    welche  mit  der  Leistung  solcher 
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öfters  ?erbiuideii  ist  (liberale,  besonders  wisseDSchaftiiche,  kUostlerische,  mit 

Ehrenstellung  ?erbondene  Berafe),    wobei  dann  die  Arbeit  das  ihr  characte- 

i  Merkmal   des  Opfers  mehr   oder  weniger  ?erliert,    theils  wegen  des  maass- 

in  Einflosses  des  Staats  auf  die  Nachfrage  nach  besonderen  Arten  der  Dienste 

tnthum,  Militärwesen). 

Tir  halten  die  Einreihung  der  Dienste  anter  die 
tischaftlicben  Güter  für  das  Richtige.  Ran  sagte  in 
früheren  (nicht  mehr  in  der  letzten)  Auflage  (6.  A.  §.  46a 
d.)  ganz  richtig:  ,yEs  hängt  von  der  Definition  des  Ver- 
ls —  and  ebenso  der  wirthschaftlichen  Güter ,  so  darf  man 
rügen  —  aby  ob  die  Dienste  daza  gehören  oder  nicht''.  Das 
ahr,  aber  es  folgt  daraas  nar,  dass  eine  solche  Definition 
nommen  werden  mass,  welche  die  Dienste  in  die  wirthschaft- 
i  Güter  einscbliesst  Werden  nnn  unter  letzteren  diejenigen 
rfnissbefriedigungsmittel  verstanden ,  welche  nur  gegen  Arbeit 
r)  für  die  Menschheit  zu  erlangen  sind,  so  passt  dies  auf  die 
)te  ebenso  wie  auf  die  Sachgüter  (selbst  bei  unfreier  Arbeit, 
n  der  Gewährung  des  Lebensunterhalts  und  Rechtsschutzes), 
entscheidende  Grund  für  die  Einbeziehung  der  Dienste  in  die 
schaftlichen  Güter  liegt  alsdann  darin,  dass  die  Befriedig  ungs- 
el  eben  unmöglich  nur  in  Sachgtttern  bestehen 
nen,  weil  die  Bedürfnisse  sich  nicht  bloss  auf 
he,  sondern  auf  persönliche  Dienste  Dritter 
entlich  auch  des  Staats,  wie  Rechtsschutz  und  Förderung 
Art)  bezieben,  ja  solche  pflegende,  schützende,  fördernde 
ste  Anderer  gerade  für  den  Menschen  unentbehrlich, 
estens  in  gewissen  Lebenslagen,  sind  (§.  23). 

Mitunter  kOnnen  zur  Bedürfnissbefriedigung  überhaupt  nur  solche  Dienste  und 
Itnisse  wie  die  genannten  (z.  B.  gewisse  Pflegedienste),  mitunter  kOnnen 
ben  wenigstens  alternati?  mit  Sachgütern  dienen.  Oft  hingt  es  von  reinen 
igkeiten,  z.  B.  von  gewissen  persönlichen  Eigenschaften  des  Bedürftigen,  wie 
Qgsstand  n.  dergl.  m.«  ab,  ob  die  eine  oder  die  andre  Form  der  BedUifniss- 
dignng  gewählt  wird  (z.  B.  ärztlicher  Rath  —  Arznei ;  Vortrag  —  Bach ;  Staats- 
:  —  eigener  Schutz).  Der  Unterschied  zwischen  dem  Dienste  und  dem  Sach- 
iegt  datier  nur  in  dem  relati?  untergeordnetem  Momente,  dass  Jemand  beim 
te  unmittelbar  (durch  die  Arbeit)  einem  Anderen  Bedürfnissbefriedigung  ?er- 
t,  beim  Sachgute  mittelbar,  durch  das  Mittel  eines  ?on  der  Natur  erhaltenen 
,  an  welchem  sich  erst  seine  Arbeit  äussert 

V.  —  §.  122  [21,  22].  Tansch-  oder  Verkehrsgüter, 
tedingnngen  für  das  Verkehrsgnt-Sein  wirthschaft- 
ler  Güter.  Die  wirthschaftlichen  Güter  müssen,  am  T  aas  eh- 
er oder  Verkehrsgttter  za  werden,  aasschliesslich  an- 
iignet  and  übertragen  werden  können.  Darüber  entscheidet 
it  sowohl  and  nicht  nar  die  (ökonomisch-technische)  Natar  der 
effenden  Güter,  als  vielmehr  das  Recht    Von  diesem  hängt 

.  Wigtttr,  Onadkgang.  8.  AulUge.  1.  Thefl.  OnandUigen.  20 
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es  daher  ab,  ob  und  wie  die  wirthscbaftlichen  Güter  zn  Verkebrs- 
gütem  werden.  Ob  and  wieweit  jene  zn  letzteren  werden  sollen, 
kann  zwar  nach  rein  ökonomischen  Rücksichten  erörtert ,  aber 
selten  allein  nach  ihnen  entschieden  werden.  Der  Begriff  i,Ver- 
kebrsgnt''  ist  demnach  wiederum  kein  rein  ökonomischer, 
sondern  immer  zuvörderst  ein  Rechts  begriff. 

Da  die  Rechtss&tze  über  die  wirthschaftlicheD  wie  aber  die  Yerkehrsgater 
wandelbar  sind  und  anch  sein  müssen,  so  folgt  daraus,  dass  die  Begriffe  „wirth- 
schaitliches  Gut**  und  „Yerkehrsgut"  auch  keine  absoluten,  logischen  oder 
rein  natürlichen,  sondern  geschichtlich-rechtliche  sind,  was  auch  die 
Wissenschaft  bisher  fiel  zu  wenig  zu  beachten  pflegt.  Dieses  wesentliche  Rechts- 
moment in  Begriffen  wie  Verkehrsgut,  Vermögen  u.  A.  m.  konnte  zwar  nicht  wohl 
ganz  übersehen  werden,  trat  indessen  bisher  un?erhältni8smässig  stark  in  den  Hinter- 
gmnd,  so  auch  bei  Rau,  z.  B.  in  der  characteristisch  kurzen  Anm.  a  des  §  2,  und 
doch  auch  noch  bei  Hermann  (s.  2.  Aafl.  S.  19  ff.),  Röscher  und  den  Neueren. 
Anders  und  im  Princip  m.  £.  richtig  H.  ROsler,  r.  Scheel,  bes.  A.  Held  an  d. 
auf  299  S.  genannten  Stellen. 

2.  Engerer  Begriffvon  Verkebrsgnt  als  von  wirth- 
Schaft  liebem  Gut.  Das  Recht  hat  regelmässig  den  Begriff 
Verkebrsgnt  enger  gefasst,  als  den  Begriff  wirthscbaftliches  Gut. 

Selbst  manche  Sachgüter  sind  ?om  Rechte  ausserhalb  des  Verkehrs  gestellt  und 
in  diesem  Falle  also  nicht  Yerkehrsgüter.  So  die  res  quarum  non  est  commercium 
des  romischen  Rechts,  s.  Puchta,  Pandecten  §.  35,  Institut.  II,  §.  223  (S.  552  ff.). 
Die  KationalOkonomen  kennen  natürlich  solche  Ausnahmen,  aber  iguoriren  sie  als 
zuf&Uige  Gestaltangen  des  Rechts,  was  sie  freilich  im  Einzelnen  sind.  Aber 
es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Gemeinwohl  and  insofern  die  Volkswinhschaft 
immer  solche  Ausnahmen  verlangen  wird,  man  also  unmOgb'ch  sich  in  der  Politischen 
Oekonomie  nur  mit  Verkebrsgütem  besch&i^gen  kann.  Der  Verkehr  in  anderen  Sach- 
gutem  unterliegt  wesentlichen  Beschränkungen,  so  z.  B.  vielfach  derjenige  in  Grund- 
stücken. Auch  wo  das  Recht  persönliche  Unfreiheit  anerkennt,  ist  die  Verkehrsgut- 
Qualit&t  der  Unfreien,  welche  hier  zu  den  wirthschaftUchen  Gütern  z&hlen,  selten  eine 
ganz  unumschränkte.  Hit  der  Milderung  der  Unfreiheit  pflegt  sie  regelmässig  immer 
beschränkter  zu  werden,  wie  z.  B.  der  Uebergang  ?on  Sc]a?erei  zu  Schollenpflichtiger 
Leibeigenschaft  zeigt.  Koch  maassgebender  ist  das  Recht  f&r  das  Vorhandensein 
und  den  Grad  der  Verkehrsgut-Qaalität  der  „Verhältnisse"  und  „Rechte*'  i.  e.  S.  (§.  1 19), 
z.  B.  fehlende  oder  nur  bedingte  Uebertragbarkeit  ?on  Privilegien  u.  dergl.  m.  Den 
oben  genannten  öffentlichen  Einrichtan^en  and  Anstalten  (§.  119)  und  natürlich 
vor  Allem  dem  Staat  selbst  fehlt  diese  Qualität  gänzlich.  Aber  der  Umstand,  dass 
ein  Gut  nicht  Verkehisgut  ist,  hindert  nicht,  es  zu  den  wirthscbaftlichen  Gütern  zu 
rechnen. 


Zweites  Kapitel. 

Das  Vermögen  (und  Kapital). 

§.  123.    Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Die  folgende  Behandlang  des  Vermögens,  besonders  die  Unterscheidung  der 
beiden  VermOgensbegriffe  nach  den  beiden  in  §.109  unterschiedenen  Standpuncten 
der  Betracbtong  sehe  ich  als  eine  consequente  FortbUdnng  der  Bahn  breGhenden  Er- 
örterungen ?on  Rodbertus  an  (vielfach  passim,  in  Uildebrand^s  Jahrb.  a.  a.  0.  in 
d.  Soc  Briefen,  bes.  in  d.  Schrift  Zur  Erklär,  und  Abhilfe  der  heut.  Creditnoth  des 
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eaitzes,  Jena  1869,  I,  90  ff.,  II,  286  ff.,  auch  Tab.  Ztschr.  1878,  S.  224,  Ka- 
S.  304)    über  die  nothwendige  Untencheidong  fon  Kapital  in  rein  6 ko- 
ch em  Sinne  als  Yorrath  naturaler  Kapitalgegenst&nde  and  Mittel  zur  Pro- 
ttberhaupt  ond   fon   Kapital   im   historisch -rechtlichen  Sinne   als 
vermögen    oder  anzweidentiger  ab  Kapitalbesitz.    Diese   Bodbertos'sche 
heidang  Iftsst  sich  aber  noch  eine  Stofe  hoher  hinauf  ftlhren,  zum  Vermögen 
ind  tlberhaopt,  wie  oben  gezeigt,  ?eraUgemeinem  ond  auf  andere  Grundbegriffe 
rthschafUiche  Yerhältmase  mit  anwenden.   Aehnliche,  gewiss  richtige  Tendenz 
t,   ohne   Übrigens   an  Bodbertus  anzuknapfen ,   Knies  in  seiner  Aoalyse  des 
begriffs  (Geld  u.  Credit,  L  d.  Geld,  1.  A.  BerL  1878,  Kap.  I,  s.  bes.  S.  81): 
tionalOkonomik  brauche  Kapital  in  einem  doppelten  Sinne,  nämlich  als  „reales 
tivmittel'*  (analog  dem  „YermOgen  an  sich'*  im  Text)  und  ab  „ein  fUr  den 
r  erworbener  Gaterrorrath'*  (analog  dem  „YermOgensbesitz*')-    Bei  Boscher 
:h  ?on  einer  solchen  Doterscheidoog  früher  keine  Spur  (I,  §.  7).    Er  sagt:  „Yer^ 
ist  die  Sammo  aller  wirthschaftlichen  Guter,  welche  sich  im  Eigenthnm  einer 
hen  oder  juristischen  Person  befinden.    Es  giebt  demnach  (?)  Pri?at-,  Cor- 
is-,  Gemeinde-,  Staats-,  Yolks-  und  Welt?ermOgen.'*    Offenbar  passt  auch  auf 
beide  Vermögen  diese  Definition  des  Vermögens  nicht,   denn  „Volk**  und 
sind  keine  „Person*'.     Auch  bei  Bau  (Vermögen:  Die  Menge  tou  Sach- 
auf welche  sich  in  einem  gewissen  Zeitpuncte  die  Verfügungsgewalt  einer 
erstreckt)  kommt  der  Unterschied  nicht  zur  Geltung,  obgleich  er  Kapital 
Ikswirthschaftlichen    und   im   Sinne   der    einzelnen    btlrgerlichen 
Schaft  unterscheidet,  §.  52,  58,  S.  u.  §.  127. 

>as  Besitzmoment,  die  priFatrechtiiche  Seite  wird  mebtens  allein  im 
^ensbegriff  betont,  so  von  Bosch  er  (der  in  seiner  Kapital-Definition  §.  42  da- 
das  andre  Moment:  zur  Production  aufbewahrtes  Product  sein,  herrorhebt), 
ach  Hermann,  S.  21,  r.  Mangoldt,  Grundriss  §.  4;  bei  Sch&ffle  Syst  I,  72, 
rd  die  aosschliessliche  Beziehung  des  Vermögens  auf  eine  es  besitzende  Person 
»esonders  scharf  herrorgehoben,  also  die  erste  Bedeutung  oben  abgewiesen, 
noch  im  Soc.  KOrper  III,  268:  ,JDas  Vermögen  I&sst  sich  ohne  ^ziehang 
ibjecte  des  wirthschaftlichen  Thuns  und  Lassens  nicht  definiren.  Es  bt 
isch  gedacht  der  Inbegriff  der  effecti?en  (Belastungen  aus-,  materi^e  Anrechte 
lassenden)  äusseren  materiellen  Macht  eines  Sabjects.**  Aber  jene  erste 
an^  scheint  mir  durchaus  in  der  Sache  begründet  Nattlrlich  muss  jedes  Ver- 
schliesslich  menschlichen  Zwecken  dienen,  bt  insofern  abo  ohne  Beziehung 
sonen  nicht  zu  denken,  schwebt  allerdings  nicht,  wie  Sch&ffle  sagt,  in  selbst- 
er Bewegung  durch  das  volkswirthschafUicho  Uni?ersam.  Aber  die  geschieht- 
n  Bechtsinhaber  des  Vermögens  lassen  sich  ohne  letzteres  und  dieses 
ohne  sie  betrachten.  (S.  auch  Sch&ffle,  Soc.  KOrper  S.  264.)  Ein  Prirat- 
thumsferh&ltniss,  wie  man  stilbchweigend  immer  ohne  Weiteres  annimmt,  für 
Vermögen  oder  fOr  besondere  VermOgensarten ,  wie  das  Kapital,  bt  ferner 
das  allein  denkbare,  noch  das  allein  bestehende.  Die  VermOgensbesitzer  sind 
i  auch  nicht  immer  diejenigen,  welche  das  Vermögen  bildeten  (vom  Erbrecht 
bgesehen),  und  noch  weniger  diejenigen,  welche  es  darch  ihre  alleinige 
gkeit  bilden  kOnnen:  der  Staat,  als  „Vermögen  erzeugende  Societ&t**  (Stahl) 
ielmehr  grade  hierbei  neben  den  VermOgensbesitzem  stets  direct  und  indirect 
d  die  Bechtsordnung  enbcheidet  ebcnfalb  mit  aber  die  Vertheilung  des 
^ensbesitzes  bezw.  der  F&higkeit  Vermögen  zu  bilden  (Ertragstheilung  zwischen 
im  und  kapitalistbchen  Unternehmern,  zwbchen  Kapitalisten  und  Grundeigen - 
n,  zwischen  Producenten  und  Consumenten  u.  s.  w.)  Ftlr  das  Problem  der 
eilang  des  Volkseinkommens  und  VolksvermOgens,  d.  h.  für  das  zweite  Haupt- 
a  der  Nationalökonomie  bt  die  Unterscheidung  im  Texte  daher  von  grosser 
^keit.  Vermögen  im  reinOkonomischen  Sinne  und  VermOgensbesitz  schlechtweg  zu 
ziren,  heisst  nichts  Andres,  als  die  einmal  bestehende  Bechtsordnung  des  Ver- 
ibesitzes  ftlr  die  allein  mögliche  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  anzusehen, 
•en  petitio  principii  ist  Auf  diesem  höchst  einseitigen  Standpancte  stehen  ein- 
iTertreter  des  radicalen  Smithianbmus,  z.  B.  Prlnce-Smith,  wie  immer  so 
ier  der  einseitigste,  aber  auch  der  rücksichtslos  consequenteste  und  ehriichste 
«r  dieser  Bichtong,  so  in  dem  Aufsatz  „Die  Socialdemocratie  auf  dem  Beicbs- 
in  Fauchers  Vierteljahrsscbrift  1869  B.  1  (wo  die  «besitzenden'*  alles  gelebtet 
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haben,  was  uns  in  Yolkswirthschaft  und  Goltar  über  den  Naturzustand  der  Annuth 
hinansbrachte,  s.  bes.  S.  152!),  ders.  im  Artikel  Handelsfreiheit  in  Bentzsch' 
Handwörterbuch  der  Yolkswirthscbaftslehre  (in  nuce  das  ganze  Lehrgebäude  der  sog. 
Manchestertheorie).  Weiteres  in  der  sehr  geschickten  Zusammenstellong  radical  frei- 
hindlerischen  Aeusserangen  tlber  die  Grundlagen  des  Wirthschaftslebens  ?on  G.  S  chOn  - 
berg,  Tüb.  Zeitschr.  28.  (1872)  S.  404  ff. 

Vgl.  auch  Held,  GrundrissS.il,  33  u.  in  Hildebrands  Jahrbttchem  B.  27,  161, 
meiner  Auffassung  beistimmend  im  Wesen,  abweichend  in  der  formellen  Behandlung 
der  juristischen  Seite.  ,vSo  einfach*'  wie  Held  meint  (S.  183)  ist  die  Sache  aber 
mit  Nichten.  Die  Unterscheidung  von  „Gtlterarten**  und  „rechtlichen  Beziehungen 
von  Personen  zu  Gatem'*  macht  die  „schwerfällige**  Unterscheidung  obiger  heider 
Standpnncte  noch  nicht  entbehrlich.  Held  tibersieht,  dass  in  der  Smith'schen  National- 
Oekonomie  eben  die  historisch-rechtliche  Auffassung  allein  besteht  und  filr  die 
selbstFerst&ndliche  gilt.  Grade  meine  Unterscheidung  von  Gnterrorr&then  und 
Rechten  daran,  in  Rodbertus'  Weise,  die  er  mir  seltsam  genug  als  „beständige 
Verwechslung**  heider  ?orwirft,  beseitigt  diesen  Irrthum  der  Schule. 

Aus  der  neuesten  Litteratnr  (seit  der  2.  Aufl.  dieses  Werks)  hebe  ich  Neu- 
mann 's  Erörterungen  und  Bezugliches  aus  der  Osterreichischen  theoretischen 
Schule  als  besonders  beachtenswerth  her?or.  Neumann  in  seinen  oben  (S.  286) 
gen.  Arbeiten  (bes.  im  SchOnberg'scben  Handbuch,  Abh.  Grundbegriffe,  2.  A.  I,  175, 
3.  A.  1, 160)  zergliedert  mit  seinem  bekannten  Scharfsinn  auch  den  VermOgensbegriff, 
zieht  die  juristische  Auffassung  (auch  aus  der  Litteratnr)  mit  hinein,  hat  übrigens 
auch  noch  neuerdings  in  seiner  Begriffsbestimmung  etwas  gewechselt.  Er  erOrtert 
den  Begriff  in  der  gen.  Abh.  erst  nach  dem  ?on  Werth  und  Preis,  über  welche  beide 
er  nach  dem  Gutsbegriff  handelt  In  der  2.  Auft.  unterscheidet  er  zwei  Begriffe 
(„nach  einer  mehr  äusserlichen ,  an  den  einzelnen  Objecten  haftenden  Erfassung**): 
1.  Der  Inbegriff  der  Jemand  um  seiner  selbst  Willen  zu  gewisser  Zeit  thatsäch- 
lich  zu  Verfügung  stehenden  Güter,  oder  2.  der  gleiche  Inbegriff  der  rechtlich 
zur  Verfügung  stehenden  Güter;  in  der  3.  A.  fasst  er  beides  zusammen:  .JDas  Ver- 
mögen Jemandes**  ist  „der  Inbegriff  der  Guter,  über  die  derselbe  in  seinem  Interesse 
rerfügen  kann  und  zwar  entweder  thatsächlich  oder  rechtlich**  (doch  wohl  auch: 
thatsächlich  und  rechtlieh  ausserdem).  Jene  mir  so  wichtig  scheinende  Unterschei- 
dung des  Doppelbegrifis  findet  sich  hier  nicht 

Eine  sehr  dankenswerUie  ErOrterong  hat  ?.  BOhm-Bawerk  in  seinem  Werk 
„Kapital  und  Kapitalzins*'  B.  U,  S.  64  ff.  der  Unterscheidung  zwischen  Social-  und 
Priratkapital  gewidmet  Er  erkennt  ihre  Bedeutung  ?Ollig  an,  wendet  aber  ein,  sie 
falle  nicht  mit  der  Unterscheidung  von  Kapital  als  rein-Okonomische  und  als  historisch- 
rechtliche Kategorie,  von  naturalen  Kapitalgütem  und  Kapitalbesitz  zusammen;  es 
lägen  hier  zwei  selbständige  Unterscheidungen,  jede  mit  einem  anderen  Unterschei- 
dungsgrund vor.  Social-  und  Privatkapital  stellten  auch  zwei  verschiedene  naturale 
Gütermengen  dar  (S.  66).  Ich  kann  mich  dem  doch  nicht  anschliessen  und  halte  im 
Wesentlichen  an  meiner  f^heren  Behandlung  des  Problems  fest  Zum  Theil  dreht 
sich  der  Streit  um  die  Frage,  ob  die  „Unterhätsmittel  der  productiven  Arbeiter*  auch 
zum  Social-(National-) Kapital  gehörten,  was  v.  BOhm-Bawerk  mit  Rodbertus  (Ka- 
pital S.  299  ff.)  u.  a.  m.  bestreiten,  ich  aber  von  einem  bestimmten  Stand- 
pnncte der  Betrachtung  aus  auch  für  die  Volkswirthschaft  (diese  nem- 
lich  ab  Productionseinrichtung  betrachtet,  was  doch  auch  zulässig  und  unter 
Umständen  gehoten  ist)  festhalte.  S.  u.  §.  129.  Eingehend  und  beachtenswerth  er- 
Ortert auch  E.  Saz,  Staatswirthschaft,  die  betreffenden  Fragen  (S.  308  ff.  324),  aber 
mit  gleichfalls  fabchem  Einwand  gegen  mich  wegen  der  Einbeziehung  der  Lohne 
(Subsistenzmittel)  der  Arbeiter  in  das  Kapital.  Vergl.  femer  K.  Menger,  Volks- 
wirthschaflslehre.  und  ders.  in  dem  Aufis.  zur  Theorie  des  Kapitab  in  Conrad*s  Jahrb., 
B.  51  (N.  F.  17),  1888,  S.  1—49,  und  manchfach  passim  bezügliche  Erörterungen  in 
Mengers  „Untersuchungen**  und  in  den  unten  in  §.  135  genannten  Arbeiten  der 
Osterreichischen  Schule  über  Werth.  Eine  eingehende  Auseinandersetzung  mit  den 
abweichenden  Ansichten  dieser  Autoren  über  ES^zelnes  ist  indessen  hier  nicht  mög- 
lich. JedenfaUs  ergiebt  sich  aber,  welche  entscheidende  Bedeutung  der  Kapitalbegriff 
hat  und  wie  verkehrt  die  bei  historischen  NationalOkonomen  hervorgetretene  Anrieht 
ist,  dass  Erörterungen  über  Begriff  und  Wesen  des  Kapitab  (z.  B.  in  Vorlesungen  für 
Studenten)  unnOthig  seien.    S.  sonst  noch  Mars  ha  11,  prindples,  book  2,  eh.  5. 
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LQ8  der  juristischen  Litteratar  ist  besonders  die    romanistiscbe   in  be- 
len  Erörterungen  über  Vermögen  henrorznheben  (Pandectenwerke  n.  dgl.).  Eine 
raphie    ist    Birkmeyer«   tlber  das   Vermögen  im  joristischen   Siime.     £i- 
J879. 

.  —  §.  124  [23,  24].  Vermögen  im  Allgemeinen, 
doppelter  Vermögensbegriff.  Entsprechend  jenem 
elstandpnnct  der  Betrachtung  (§.  109)  ist  auch  ein  doppelter 
ögensbegriff  zn  unterscheiden:  ,, Vermögen  an  sich'*, 
onal-,  Volks-,  S o c i a  1  vermögen,  bzw.  Theile  davon  einer-, 
QÖgensbesitz,  persönliches  Vermögen  andrerseits. 
L)  Ersteres,  Vermögen  als  rein  ökonomischer  Begriff,  ist  ein 
inem  Zeitpnncte  vorhandener  Vorrath  wirth- 
.ftlicher  Gttter  als  realer  Fonds  für  die  Bedttrf- 
befriedignng. 

Füer  wird  nnr  gedacht  an  die  Brauchbarkeit  der  dieses  Vermögen  bildenden 
als  Vorrath  fii  menschliche  BedOrfhissbefriedigang  überhaupt,  nicht  an  die 

er  Bechte,  welche  bestimmte  einzelne  Personen  in  Bezug  auf  dieses 
»gen  haben.  Dieses  „Vermögen  an  sich'*  erscheint  demnach  als  eine  wesentliche 
iingnng  gesicherter  wirthschaftlicher  Lage,  sowohl  zar  anmittelbaren  BedOrfniss- 
iigong  (Gebranchs?ermögen)  ab  zur  mittelbaren,  nemlich  als  Mittel  zu  neuer 
rbringung  ?on  Gtltem  (Productiy?ermögen  oder  Kapital,  §.  128).  In  diesem 

wird  der  Ausdruck  in  den  Worten  Volks?ermOgen,  Weltvermögen  ge- 
lt.  Alle  oben  (§.  119)  genannten  Arten  wirthschaftlicher  Guter  gehören 
tsem  Vermögen,  einerlei  ob  sie  Verkehrsgüter  (§.  122)  sind  oder  sein  können 
licht  und  einerlei,  ob  sie  eine  Schätzung  nach  dem  Tauschwerth  zulassen 
licht  Insbesondere  sind  zum  Volk8?ermögen  zwar  nur  in  Ausuahmefällen  ^)  die 
tcbtlicher  Beschränkung  des  Verkehrs  beruhenden  „Verhältnisse''  (§.  119  n.  3,  b), 
inbedingt  die  übrigen  Verhältnisse  (eb.  a  und  c),  namentlich  auch  der  Staat 
( t  zu  rechnen.  Ein  tüchtiger  Staat  (Preussen !)  kann  einen  wesentlichen  Bestand- 
des  Volksfermögens  bilden. 

2)  Vermögen  als  Vermögenbesitz  oder  als  geschicht- 
i-rechtlicher  Begriff  bezeichnet  dagegen  den  im  Besitz^ 
Eigentham  einer  Person  stehenden  Vorrath  wirth- 
aftlicher  Gttter:  Jedes  solches  Vermögen  ist  Einzelver- 
;en,  d.  h.  Vermögen  einer  (physischen  oder  juristischen) 
on,  weshalb  es  auch  ^^persönliches''  Vermögen  genannt 
len  kann. 

Hier  wird  in  erster  Linie  an  das  Rechtsrerhältniss  gedacht,  welches 
chen  dem  Besitzer,  bez.  Eigenthümer  und  dem  Vermögen  besteht, 
n  zweiter  Linie  an  das  „Guterforrathsein"  des  Vermögens. 


^)  Wenn  in  bestimmten  Verhältnissen  die  Gewährung  eines  ausschliesslichen 
hts  an  einen  Unternehmer  die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  die 
mehmung,  welche  eine  Gesammtheit  bedarf,  überhaupt  ins  Leben  trete,  so  wird 
lolches  auf  rechtlicher  Beschränkung  des  Verkehrs  beruhendes  Verhältniss  in  der 

zum  Volks  vermögen  gehören.  So  liegt  der  Fall  aber  in  mittelalterlichen 
tischaft8?erhältnissen  öfters,  z.  B.  bei  Realgerechtigkeiten,  Bannrechten,  etwa  für 
len.    S.  u.  §.  131. 


310  2.  B.  Grundbegriffe.    2.  K.  Vermögen.    §.  124—126. 

Für  das  Vermögen  in  diesem  Sinne  nnd  für  seine  wirtbsebaft- 
liehe  Fonetion  ist  das  Recht  dann  in  dreierlei  Hinsicht  ent- 
scheidend, nerolich  hinsichtlich  der  Person,  welche  ,,be8itzt" 
oder  Eigenthum  hat,  der  Dinge,  welche  im  Besitz,  bez.  Eigen- 
thnm  stehen,  nnd  der  Rechte,  welche  das  Besitz-,  bez.  Eigen- 
thnmsrecbt  in  Bezug  auf  diese  Dinge  gewährt. 

Für  alles  Weitere  muss  ich  auf  die  AbscLnitte  ttber  das  Vermögensrecht,  bez. 
die  Eigenthumsordnung  im  2.  Theil  der  Grandlegung  verweisen,  besonders  über  den 
Eigenthnmsbegriff.  Der  von  mir  schon  in  der  1.  Auflage  im  Ausdruck  „Vermögens- 
b^tz**  mitgebrauchte  Ausdruck  «.Besitz**,  den  ich  in  der  zweiten  anwandte,  den  auch 
Held  und  H.  EOsIer  als  „Innehaben  von  Vermögensrechten**  brauchen,  l&sst  sich 
juristisch  beanstanden,  entspricht  aber  dem  Sprachbrauch  besser,  als  bloss  der  Aus- 
druck ,JIigenthum**.  Deber  eine  Polemik  A.  Held 's  gegen  meine  formelle  und  syste- 
matische Behandlungsweise  dieser  Gegenstände  s.  in  2.  Aufl.  S.  33,  Note  2. 

a)  Vom  £echte  hängt  der  Begriff  der  Person  nnd  deren 
Fähigkeit,  rechtlich  zn  „besitzen'^  ab. 

Wo  keine  solche,  bez.  keine  Eigenthumsfähigkeit,  da  auch  kein  Vermögen  in 
diesem  zweiten  Sinne  des  Worts,  in  welchem  man  daher  nicht  von  Volks-  und  Welt- 
vermOgen  sprechen  kann.  Im  Uebrigen  wird  dieser  Pnnct  besonders  wichtig  in  Bo- 
treff der  Bildungen  des  Vereinsweseus  wegen  der  Bedingungen  für  die  Erlangung  des 
Bechts  der  juristischen  Person,  bezw.  der  selbständigen  VermOgensfähigkeit. 

b)  Das  £echt  bestimmt  die  Dinge,  welche  überhaupt,  bzw. 
von  Privatpersonen  (physischen,  wie  nicht  physischen)  ,,bese8sen" 
werden  oder  in  Eigenthum  stehen  können  (Extensität,  Umfang 
des  Eigenthums).  Nur  solche  Dinge  können  also  Vermögen  im 
historischrechtlichen  Sinne  sein. 

Personen,  persönliche  Dienste,  ^.Verhältnisse*"  sind  nur  nach  den  Bedingungen 
der  Rechtsordnung  zum  Vermögen  zu  zählen.  Auch  bei  SachgUtem,  insbesondere  bei 
ursprünglich  freien  Besitzgütern  (§.  1 1 3)  kann  die  Fähigkeit,  im  Eigenthum  zu  stehen, 
wenigstens  ftlr  ganze  Kategorien  von  Personen  („Private**)  rom  Rechte  ausgeschlossen 
sein.  Die  Verwirklichung  der  Postulate  des  Sodalismus  würde  Grundstücke  und  Kapi- 
talien ?om  VermOgensbesitz  physischer  Personen  und  sonstiger  Personen  des  Privat- 
rechts ausschliossen :  die  Periode  des  „Kapitaleigenthums**  damit  aufhören,  wie  die 
des  „Menscheneigenthums**  nach  grundsätzlicher  Beseitigung  des  Instituts  der  persön- 
lichen Unfreiheit  aufgebort  hat  (Rodbertns). 

c)  Das  Recht  bestimmt  endlich  auch  die  einzelnen  Rechte, 
oder  Befugnisse,  welche  es  in  Bezug  auf  die  im  Besitz  bez. 
Eigenthum  einer  Person  stehenden  Güter  gewährt  (Intensität, 
Inhalt  des  Eigenthumsrechtes). 

Dieser  Inhalt  des  Eigenthums  ist  rechtsgeschichtlich  wandelbar,  er 
ändert  sich  nach  Zeit  und  Ort  und  nach  den  Gegenständen,  die  im  Eigenthum 
sich  befinden  (Personen  —  Sachgütcr  —  Verhältnisse;  bewegliche  Sachen  —  Grund- 
stücke  und  Häuser;   ländliche  —  städtische  Grundstücke;    Hausplätze  —  landwirth- 

schafUicher  —  Forstboden  —  Bergwerks Wegeboden ;  bewegliche  Genussmittel  — 

bewegliche  Mittel  zur  Erzeugung  neuer  Güter  [Productionsmittol  oder  Kapital]  n.  s.  w.). 
Der  Eigenthumsbcgriff  ist  demnach  selbst  wieder  kein  absoluter,  sondern  ein 
historisch-rechtlicher  relativer.  Das  Eigenthum  giobt  nur  gewisse  Ver- 
fügungsbefugnisse und  gewisse  Ausschlnssbefugnisse  Anderen  gegen- 
über.    Das   Maass   dieser  Befugnisse   wechselt.     Der  schroffe  rOmisch  -  rechtliche 
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lomsbegrifT,  wolcher  allerdings  auch  im  modernen  wirthschaftlichen  Verkehr 
nd  mehr  zar  Goltaog  gekommen  idt,  ist  niclit  schlechtweg  „der  Eigcnthams- 
Oder  wenn  eine  Beschränkung  der  Verfilgongs-  und  Ansschlossbefagnisse 
^enthflmers  als  Widersprach  gegen  den  Eigeuthumsbegrifi  gilt,  so  muss  statt 
igentham''  eben  yon  einem  «JnbegriiT  gewisser  VerfUgungs-  und  Ausschloss- 

gesprochen  werden,  wenn  dafür  auch  dn  anderer  Gesammtname  fehlt  Auch 
>e  Aaffaasung  iat  die  Begründung  erst  im  2.  Theile  der  Grundlegung  zu  gebe^. 
V.  I  he  ring,  Geist  des  römischen  Bechts,  3.  A.  lS7d,  I,  7  und  Zweck  im 
I.  510,  wo  der  erste  lebende  Romanist,  in  specieller  Billigung  meiner  Ansicht, 
es  ist  nicht  wahr,  dass  das  Eigen tham  seiner  „Idee**  nach  die  absolute  Vor- 
ige walt  in  sich  schlösse'*.  S.  auch  Knies,  politische  Oekonomie,  2.  Auflage, 
—223  (Nachweis,  dass  wir  es  bei  dem  Eigenthum  mit  einem  historischen, 
ferencirung  und  der  Wandelung  zag&nglichen  Begriff  und  Verh&ltniss  zu  thnn 
und    ein   völlig  unbeschränktes  Pri?ateigenthum  nie  und  nirgends  rorhanden 

Ders.,  Geld,  1.  A.  S.  84  ff. 

)ie  Politische  Oekonomie  operirt  mit  beiden  Begriffen  des 
Dgens.  Wo  sie  den  zweiten  Begriff  gebraucht ,  ist  auch  ftir 
ie  rechtliche  Seite  desselben  von  grösster,  aber  selten  ge- 
id  gewtirdigter  Bedeutung. 

}.  —  §.  125  [25].  Eintheilung  des  persönlichen 
nögens  in  öffentliches  und  Privatvermögen  Das 
Ivermögen  zerfällt  nach  der  rechtlichen  Stellang  der  inne- 
iden  Personen  in  zwei  wesentlich  zu  unterscheidende  Arten: 
ntliches  und  Privat  vermögen. 

^um  öffentlichen  Vermögen  gehört  insbesondere  das  Vermögen  der  „ offen t- 
n  Körper**,  der  später  yon  mir  sogen.  Zwangsgemein wirthschaften, 
imentlich  das  Staats-,  Kreis-,  Gemein  de  vermögen.  Dieses  Vermögen  ist 
er  zur  allgemeinen  Benutzung  bestimmt  und  dem  Staate  u.  s.  w.  wird 
igenthum  daran  als  dem  rechtlichen  Vertreter  der  Gesammtheit  (Volk,  Orts- 
inerschaft  u.  s.  w.)  zugeschrieben  (Wege,  FlQsse  u.  dergl.)  (öffentliches 
gCD  im  engeren  Sinne)  oder  es  ist  e^entliches  Staats-,  Gemeindever- 
,  nemlich  entweder  V er waltungs vermögen,  das  zur  Herstellung  der  Staats- 
gen u.  8.  w.  mit  dient  oder  Finanzvermögen,  das  vom  Staate  zur  Erwerbung 
inkUnften,  als  den  Mitteln  fUr  die  Herstellung  seiner  Leistungen,  benutzt  wird, 
^hvatvermögen  gehört  dasjenige  der  einzelnen  physischen  Personen,  der  juristi- 
Personcn  des  Privatrechts,  der  Erwerbsgesellschaften,  der  freien  Vereine  u.  s.  w. 

C.  —  §.  126  [26].    Der  Begriff  des  Reichthums. 

Vergl.  Bau,  §.  73  ff.  Bosch  er,  §.  9.  Leser,  Begriff  des  Beichthums  bei 
Smith,  Heidelb.  1874.  Neu  mann,  im  Schönberg'schen  Handb.,  3.  A.  I,  163. 
remden  Sprachen  brauchen  diesen  Ausdruck  oder  verwandte  (richesse,  richezza, 
i)  vielfach,  wo  wir  das  Wort  „Vormögen**  anwenden,  weil  sie  kein  ftlr  unsere 
»lin  passendes  Wort  für  letzteren  Begriff  haben.  Auch  unsere  Sprache  braucht 
z.  B.  im  Wort  „Volksreichthum**,  den  Ausdruck  ,^ichthum**  wohl  mehr  im 
Jen,  bloss  „Vermögen**,  „wirthschaftliche  Mittel**  bedeutenden  Sinne,  ohne  die 
tbedeutung  von  „grossen**  Mitteln.  (In  Abänderung  einer  Bemerkung  in  der 
ifl.  S.  35)  S.  auch  Neumann  an  der  eben  gen.  Stelle  über  Wohlstand  und 
iFohlstand. 

Aach  dieser  mit  dem  Begriff  des  Vermögens  zusammenhängende 
riff  hat  wie  jener  eine  doppelte  Bedeutung.  Relchthum  im 
1  ökonomischen  Sinne  bezeichnet  ein  grosses  Vermögen, 
.  einen  grossen  Fonds  von  wirthschaftlichen  Gütern:  gross 
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im  Verhältniss  zu  der  damit  zu  erzielenden  Bedtlriiiissbefriedignng. 
Reichthnm  im  geschichtlich-rechtlichen  Sinne  bezeichnet 
wieder  einen  grossen  Vermögensbesitz  und  zwar  gross  nicht 
nur  im  Verhältniss  znm  Bedarfe  des  Besitzers  und  zam  Besitze 
anderer  Personen,  sondern  anch  gross,  um  als  Kapital  Ton  ds 
oder  Grundrenten fonds  (Grundbesitz)  ohne  Verminderung 
seines  Bestands  (Werths)  ein  ohne  oder  mit  verhältnissmässig 
sehr  weniger  eigener  Arbeit  (bloss  Verwaltungsarbeit)  erzieltes 
Einkommen  zu  reichlicher  Bedürfnissbefriedignng  seinem  Besitzer 
zu  gewähren. 

Keichthum  in  diesem  Sinne  setzt  also  eine  Bechtsordnnng  voraas,  welche 
Privateigenthnm  an  Productionsmitteln  und  neben  dem  Einkommen  aas 
Arbeit  (Arbeitslohn)  Einkommen  aas  Besitz  (von  unfreien  Arbeitern,  Grandstttcken, 
Kapital),  daher  Bente  and  Zins  zul&sst  In  diesem  zweiten  Sinne  des  Worts  spricht 
man  von  Privatreichtham.  Es  ist  klar,  dass  auch  ein  bedeotender  Yolksreichtham, 
begrifflich  wenigstens,  nicht  noth wendig  bedingt  ist  durch  solchen  Privatreichtham 
und  praktisch  nur  insofern  von  letzterem  abhängt,  als  Privateigenthum  an  Produc- 
tionsmitteln  und  Rente-  und  Zinsbezug  als  Einkommenarten  wirklich  indispen- 
sable Rechtsinstitute  sind,  um  die  Bildung  eines  grossen  Yolksvermögens  herbei- 
zuführen.   (S.  2.  Theil  der  Grundlegung.) 

IL  Eintheilung  oder  Arten  des  Vermögens,  insbe- 
sondere Kapital. 

§.  127.  Vorbemerkung.  Vcrgl.  die  Vorbemerkung  im  §.  128  tlber  den 
Doppelbegriff  von  Vermögen  und  Kapital,  bes.  Rodbertus  a.  a.  0.  und  Knies, 
der  tlbrigens  nicht  dieselben  Consequenzen  aus  dem  Dualismus  des  Kapitalbegriffs  zieht. 

Die  Unterscheidung  des  volks-  und  des  einzel-  bez.  privatwirthschafUichen 
Standpunctes  bei  der  Feststellung  ökonomischer  Begriffe  ist  grade  bei  dem  Kapital - 
begriff  schon  filter,  doch  fällt  die  Unterscheidung  im  Text  nicht  mit  der  bei  Raa 
u.  A.  m.  vorkommenden  genau  zo^pamen.  Für  den  einzelnen  Autor  ist  auch  beim 
Kapitalbegriff  maassgebend  seine  Auffassung  der  wirtlischaftlichen  Güter  (besonders  ob 
Dienste  oder  Verhältnisse  dazu  gerechnet  werden  oder  nicht),  der  Grundstücke  (ob 
diese  nur  als  Katurfactor  oder  ob  sie  als,  eventuell  ob  sie  allein  als  wirthschafUiche 
Güter  betrachtet  werden),  dann  seine  Stellung  zu  der  oben  behandelten  Frage  (ob 
Vermögens  besitz  schlechtweg  als  Vermögen  gilt  und  ob  die  Bildung  des  Volksver- 
mögens nur  in  der  Form  des  privaten  VermOgensbesitzes  für  möglich  oder  wenigstens 
allein  so  für  genügend  wirksam  angesehen  wird  oder  nicht).  Die  verschiedenen  For- 
mulirungen des  Kapitalbegriffs  und  der  verschiedene  Inhalt,  welcher  ihm  gegeben  wird 
(z.  B.  ob  Grundstücke  oder  nur  bewegliche  Güter,  oder  ob  bloss  Erwerbs-  oder  auch 
gewisse  Genussmittel,  die  auch  nur  als  solche  dienen,  darunter  gereiht  werden),  können 
daher  auch  gar  nicht  auffallen,  sondern  sind  eine  uothwendige  Conseqaenz  des  ver- 
schiedenen Stand-  und  Ausgangspuncts.  Das  wird  in  der  Kritik  der  Begriffe  andrer 
Autoren  so  oft  übersehen,  selbst  von  Röscher  in  seinen  dogmengeschicbtlicben  Be- 
merkungen (§.  42  Anm.  1),  wie  Knies,  d.  Geld.  1.  Aufl.,  S.  12,  richtig  einwendet. 
Man  kann  nur  den  Ausgangspunct  kritisiren  und  etwaige  folgewidrige  Schlüsse  ans 
demselben  abweisen.  Für  die  Unterscheidung  und  für  die  Erörterungen  über  die 
älteren  Autoren  (Turgot,  A.  Smith,  die  deutschen)  ist  Knies  a.  a.  0.  besonders 
zu  vergleichen.    Schade,  dass  er  Rodbertus  übersehen  hat. 

Beachtenswerth  hinsichtlich  der  Unterscheidung  der  einzel-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Begrifie  ist  von  den  Früheren  namentlich  Storch,  besonders  in  der  Betrachtung 
über  die  Natur  des  Nationaleinkommens  (aus  dem  Französ.),  Halle  1825,  S.  1  ff..  42  ff., 
(hier  Scheidung  von  Einzel-  und  Volkskapital,  welches  Beides  unter  den  allgemeinen 
Begriff  vom  Kapital  falle:  Einkommen,  das  zur  Hervorbringung  eines  neuen 
Einkommens  angewandt  wird).    Vergl.  ferner  Kumpf,  wirthschaftlicho  Natur  des 
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ti8,  Tub.  Zeitschrift  B.  11.  Said.  OppcDbeim,  Natur  des  Kapitals  und  Credits« 
186S,  I,  Kap.  1,  der  drei  Arten  dos  Kapitals  scheidet:  National-  oder 
aturalkapital  Uein  sich  selbst  aofrecht  haltender,  erzeugter  Outerstamm, 
ine  sich  selbst  dabei  zu  yemichten,  der  Nation  stets  ein  Gutereinkommen  ab- 
od  auf  diese  Weise  ihr  als  NahruDgsquelle  dient'\  S.  9),  dann  das  Dnter- 
r-  oder  Werthkapital,  endlich  das  Rentner-  oder  Leihkapital,  S.  10.  — 
heidet  I,  §.  50  ff.:  „Die  inländischen  Bestandtheile  des  Volksyermögen'^  1) 
irer  Entstehung  und  ihrem  Yerh&ltniss  zur  Erde  in  Grundstücke  und 
liehe  Stoffgüter,  2)  nach  ihrer  Bestimmung  für  gewisse  Zwecke  in 
smittel,  die   unmittelbar   dazu   dienen,   irgend  einen  Yortheil  hervorzu- 

und  in  Erwerbsmittel,  die  als  Mittel,  neue  Sachgüter  in  das  Vermögen 
gen,  sei  es  durch  Erzeugung,  sei  es  durch  Verkehr,  benutzt  werden.  In  Ver- 
ng  der  beiden  Eintheilungen  scheidet  er  dann:  1)  Grundstücke  (meist  Er- 
ittel),  und  2)  von  der  Erde  getrennte  Stoffgüter,  nemlich  a)  boweg- 
(oder  beweglich  gewesene)  Genuss mittel  (Menge  davon:  Gobrauchsvorrath), 
regliche  Erwerbsmittel  (Vorrath  davon:  Kapital).  Das  Kapital  sei:  „die 
irte  und  werbend  angelegte  Frucht  einer  früheren  Gütererzeugung*',  der  viel 
:hte  Satz,  Kapital  sei  „angesammelte  Arbeit"',  sei  nur  eine  Metonymie  (§.  51). 

Erklärung  von  Kapital  entspreche  „dem  Standpuncl  einer  einzelnen 
rlichen  Wirthschaft,  die  neben   anderen  und  im  Verkehr  mit  denselben 

....  Man  Torstand  unter  Kapital  anfänglich  nur  eine  zum  Ausleihen  be- 
s,   eine  Einnahme  von  Zinsen  versprechende  Geldsumme.  —  Kapital,  capitale, 

Uebersetzung  des  griechischen  xsfpdXsiov,  womit  man  die  Forderung  einer 
nme  im  Gegensatz  des  Zinses,  x6xoq,  bezeichnete,  s.  die  Stellen  bei  Du  Gange, 
.  8.  V.  Capitale  undMacleod,  Dict.  I,  328.  Capitale,  caput  pecuniae  —  caput 
uptsache.  Wesentliches,  Ursprüngliches  —  wurde  erst  im  Mittelalter  üblich.  Im 
hen  brauchte  man  das  Wort  Hauptgeld.  (Vergl.  Knies,  Geld,  S.  6  ff.)  Später 
te  man,  dass  ein  beweglicher  Gutervorrath  auch  auf  andre  Weise,  in  Ver- 
g    mit  Arbeit   oder   ohne   dieselbe,    fortdauernd   zum  Erwerb   von  Sachgütem 

könne  und  daher  zum  Kapital  im  privatwirth schaftlichen  Sinne  zu 
n  sei''  (Rau  §.  53).  Anders  aber  gestaltet  sich  nun  der  Kapitalbegriff  im 
wirthschafUichen  Sinne:  Kapital  bildeten  hier  .,die  beweglichen  Mittel  zu  einem 
1  Erwerbe,  durch  welche  Sachgüter  neu  in  das  Vermögen  von  Staatsbürgern 
ten,  indem  sie  überhaupt  erst  zum  Vorschein  kommen  oder  vom  Ausland  ein- 
t  werden"  (eb.  §.  53).  In  der  Privatwirthschaftslehre  rechne  man  des- 
nim  Kapitale  nicht  nur  das  wahre  volkswirthschaftlicho  Kapital,  sondern  auch 
Genussmittel,  die  der  EigenthlUner.  statt  sie  selbst  zu  brauchen,  zu  einem  Mittel 
.  sich  eine  Einnahme  zu  verschaffen  (§.  54).  —  Meine  Auffassung  im  Texte 
derjenigen  von  Hau  also  doch  nahe,  wenn  sie  sich  auch  nicht  mit  ihr  deckt 
zwar  abgesehen  von  der  verschiedenen  Behandlung  der  wirtbscbaftlichen  Güter 
1er  Grundstücke).  Aehnlich  Neumann  (Tüb.).  Tüb.  Zeitschr.  B.  2S,  Sil.  — 
Der  die  in  §.  123  angegebene  Litteratur,  besonders  die  österreichische,  auch 
chon  älteren  Aufsatz  von  Kleinwächter,  Beitrag  zur  Lehre  vom  Kapital, 
brand's  Jahrb.,  B.  9  (1869)  S.  310,   369,  und  dcrs.  im  Schönberg'schen  Hand- 

Abh.  Production,  3.  Aufl.,  I,  189  ff.  speciell  über  die  beiden  Vermögensarten. 
[,    §.48  ff.,    bes.    50—54.      Hermann,    S.  109  ff.,   221  —  309.    Koscher 

42  ff.  V.  Mangoldt  §.  4.  S ch äff le,  System,  I.  10,  127,  135  ff.;  Soc. 
irlll,  265.  Menger,  Volkswirthschaftsl.  S.  70  ff.,  ders.,  Conrad*s  Jahrb.  B.  51, 

—  Knies,  d.  Geld,  Kap.  1.  —  Held,  Grundr.  S.  33.  —  G.  Cohn  I, 
5—147. 

A.  —  §.  128  [27].  Die  zwei  Vermögenszwecke  und 
ICD.  Das  Vermögen  in  den  beiden  Bedentangen  des  vorigen 
chnitts  zerfällt  nach  seinem  Zwecke  und  der  mit  ihm  wirk- 
erfolgenden Verwendung  in  zwei  Bestandtheile:  in  Ge- 
uchg-  oder  Genassvermögen  nnd  in  Productivver- 
gen  oder  Kapital.    Die  Unterscheidung  beider  Bestandtheile 


314  2  B..  Grundbegriffe.    2.  K.  Vermögen  und  Kapital.   §.  128,  129. 

gestaltet  sieh  aber  für  das  Vermögen  in  seinen  beiden  Bedentangen 
wieder  nicht  ganz  gleich. 

1)  Das  Gebrauchsvermögen  („Vermögen  im  engeren 
Sinne'')  ist  ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher  Güter,  welche  zur 
unmittelbaren  Bedürfnissbefriedigung  dienen  und  zu  diesem 
Zwecke  besessen,  bzw.  erstrebt  werden.  Es  ist,  nach  der  Art 
und  der  Dauer  des  Gebrauchs  unterschieden, 

a)  Verbrauchsvermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche 
bei  der  Bedürfnissbefriedigung  sofort  gänzlich  oder  wenigstens  in 
ihrer  individuellen  Gutsform  als  Güter  untergehen,  z.  B.  Nahrangs- 
mittel ; 

b)  Nutz  vermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche  erst 
durch  eine  etwas  andauernde  Benutzung  flir  die  Bedürfnissbe- 
friedigung ihre  Gutseigenschaft  verlieren.  Ein  wesentlicher  Theil 
des  Volksvermögens  und  des  Vermögensbesitzes  der  Personen  be- 
steht aus  solchem  Nutzvermögen. 

So  Wohngebftude,  Mobiliar,  Betten,  Kleidung,  Ger&the,  —  aucli  Vorr&the  ohne 
sofortige  Bestimmung  der  Vervonduog,  besonders  Lebensmittel-  und  GeldForr&the 
(s.  Hermann  S.  226  fT.,  mit  der  guten  Nutzanwendung  auf  den  Staatsschatz).  Ein 
Versuch  einer  Wertbstatistik  des  KntzvermOgens  for  Baiern  bei  Hermann,  S.  229. 

Nntzyermögeu  wird  von  Anderen  Nutzkapital  (Hermann,  221)  oder  Ge- 
brauchskapital genannt  (Koscher  §.  43),  entsprechend  den  Kapitaldefioitionen 
dieser  Schriftsteller  (Hermann:  Guter,  welche  dauernde  Grundlage  einer  Nutzung 
sind,  die  Taoschwerth  hat).  Aehnlich  Say,  Handb.  I,  220  (Gebraucbsvorrath:  capi- 
tauz  productifs  d'agr^ments  ou  d'utilitö),  M'Culloch  S.  72,  Steinlein  (Nähr-  und 
Zehrkapital)  Unters.  S.  60.  Auch  G.  Gohn  I,  §.  147  will  allen  Gütenrorrath  als 
Kapital  bezeichnen  und  dann  in  Gebrauchskapital  und  Prodncti?kapital  scheiden  VergL 
auch  Gerstner  (Beitr.  z.  Lehre  v.  Kap.,  Erlangen  1S57).  Mir  scheint  es  mit  Bau 
(§.  51,  Gebrauchsvorrath:  eine  in  irgend  einer  Beziehung  ^sammengefasste  Menge 
beweglicher  Genussmittel;  Kapital,  Erwerbstamm,  werbender  Gater?orrath: 
ein  Vorrath  beweglicher  Erwerbsmittel)  zweckmä^isiger,  um  der  terminologbcheu  Klar- 
heit und  Unzweideutigkeit  willen,  das  Wort  Kapital  nicht  für  Nntz^ermögen  mit  zu 
gebrauchen.  A.  Smith  nennt  das  Gebranchsvermögen :  stock  which  supplies  immediate 
consumption.  II,  5  (Bas.)  und  versteht  darunter  den  Vorrath  der  mit  Hilfe  der  Arbeit 
erlangten  beweglichen  Guter. 

2)  Das  Kapital  im  Allgemeinen  (^^eigentliches''  Kapital, 
Productivkapital)  ist  ein  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter,  welche 
als  Mittel  zur  Herstellung  bez.  Gewinnung  neuer  wirthschaftlicher 
Güter  dienen. 

Vergl.  über  die  Dogmengeschichte  des  Kapitalbegriffs  die  reichhaltige  lite- 
rarische Zusammenstellung  Ton  Röscher,  §.  42  Anm.  1,  damit  aber  wieder  die  Er- 
örterungen Ton  Knies,  d.  Geld,  Kap.  1,  worin  mit  Becht  das  rergebliche  Bemühen, 
einen  einzigen,  allein  wissenschaftlichen  Begriff  you  Kapital  aufzustellen,  nachgewiesen 
wird.  S.  ferner  jetzt  das  Werk  ron  Böhm-Baweik,  Kapital  und  Kapitalzins  passim 
vielfach,  bes.  II,   Buch  1,  auch  den  Aufsatz  ?on  Menger  in  Conrads  Jahrb.  B.  51. 

Auch  beim  Kapital  findet  eine  der  Unterscheidung  in  Ver- 
brauchs- und  Nutzvermögen  analoge  Unterscheidung  nach  Art  und 
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er    der   Verwendnng  in    umlaufeDdes   and  stehendes 
lital  statt. 

a)  Umlaufendes  Kapital  ist  das,  welches  ganz  auf  ein- 
1  (also  seinem  vollen  Werthe  nach,  vom  Werth  etwaiger  Ab- 
3  abgesehen)  bei  der  Herstellung  eines  Prodacts  verbraucht 
i,  indem  es,  bzw.  seine  einzelnen  Bestandtheile  (Güter)  dabei 
rt  die  Gutseigenschail  verlieren.  Es  geht  daher  mit  seinem 
3n   Werth  in  die  Productionskosten  des  neuen  Prodacts  über 

wird  nach  erfolgtem  Absatz  des  letzteren,  die  Deckung  der 
ten  durch  den  Preis  vorausgesetzt,  wieder  völlig  disponibel. 

b)  Das  stehende  Kapital  dient  bei  einer  Reihe  von  Güter- 
luctionen.  Nur  der  Betrag  der  Abnutzung  (Amortisation) 
t  in  die  Kosten  des  neuen  Products  über.  Es  wird  daher  auch 
t  allmälig  aus  dem  Erlöse  aller  der  Producte  ersetzt,  zu 
;n  Herstellung  es  diente  und  erst  dann  wieder  ganz  disponibel. 
-  und  Hilfsstoife  sind  die  wichtigsten  Beispiele  umlaufenden, 
-kzeuge,  Maschinen,  Gebäude  diejenigen  stehenden  Kapitals. 

B.  —  §.  129  [28],  Der  Doppelbegriff  Kapital.  Für 
genauere  Analyse  des  Kapitalbegriffs  und  für  das  Verständniss 

wirthschaftlichen  Function  des  Kapitals  ist  wieder,  wie  beim 
mögen,  der  rein  ökonomische  und  der  geschichtlich- 
htliche  Standpunct  der  Betrachtung  zu  unterscheiden. 

1)  Kapital  als  rein  ökonomische  Kategorie,  also  wieder 
bhängig  betrachtet  von  den  geltenden  Becbtsverhältnissen  für 
Kapitalbesitz,  ist  ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher,  zunächst 
eglicher  Güter  —  „naturalen  Güter"  — ,  welche  aus  einer 
heren  Production    herrühren    und  als  technische  Mittel 

die  Herstellung  neuer  Güter  in  einer  Wirthschaft  dienen 
nen  und  dafür  erforderlich  sind:  es  ist  Productionsmittel- 
rrath  oder  „Volks-,  National-Kapital",  —  „Social- 
ital'',  wenn  man  mit  einigen  Neueren  diesen  Ausdruck  vor- 
len  will  —  bez.  Theil  (Partikel)  davon. 

Diese  Güter  können  »ach  zur  unmittelbaren  BedQrfnissbefriedifniDg  —  also  in- 
•n  als  Gebranchsvcrmögen  —  dienen,  aber  ,,Kapitar*  sind  sie  nur,  wenn  sie  fOr  solche 
sehen  dienen,  welche  während  dieser  Bedttrfnissbofriedigang  arbeiten ,  bez.  durch 
)re  in  denStand  daza  gesetzt.  So  die  Unterhaltsmittel  im  nothwendigen  Umfang  fUr 
w&hrend  der  Daner  der  Production  and  bis  zur  Erzielung  des  Gegenworths  der  Pro- 
d  —  Absatz  —  noth wendig  zu  beschäftigenden  Arbeitskräfte,  ausfuhrende 
rbeiter  i.  e.  S.,  —  beaufsichtigende,  leitende  ^einschliesslich  Unternehmer).  Gerade 
i  Auffassung  ist  angegriffen  und  mir  speciell  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  So 
RodbertUB  zum  Kationalkapital  nur  die  Arbeitsstoffe  und  Arbeitswerkzeuge, 
bt  den  Unterhalt  der  Producenten  rechnen.  (,,Z.  Erkenntn/'  1.  Theorem.  S.  Tüb, 
(Chr.  1878,  S.  226,   Kapital  S.  299  ff.)    Und  diese  Ansicht  ist  in  der   sociali- 
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BtischeD  Litteratar,  aber  auch  ausserhalb  derselben  yielfacb  ?erbreltet,  so  beiv.  Böbm- 
Bawerk  (Kapital  II,  71  ff.),  Saz,  (Staatswirthscbaft  S.  324),  auch  bei  den  theo- 
retischen Gegnern  der  Lohnfondstbeorie  (Thomton,  George,  Brentano),  und  ihnen 
sich  anschliessend  bei  Vertretern  des  jüngeren  Historismus,  welche  dann  freilich  die 
ganze  Streitfrage  (auch  bozOglich  der  Lohnfondstheorie)  ?erwirrt  haben.  Das  Richtige 
Ut  doch  wohl  dieses:  Gewiss  ist  die  Kobbertus'sche  Auffassung  richtig  nach  einer  Seite 
betrachtet«  weil  der  Unterhalt  Zweck,  jene  Stoffe  u.  s.  w.  Mittel  aller  Production  sind. 
Aber  nach  einer  andern  Seite  lässt  sich  doch  auch  die  Volks wirthschaft  als  selb- 
ständiges Ganzes  ansehen  ,  yon  dessen  Standpunct  aus  der  Unterhalt  so  gut  als 
diese  Stoffe  Mittel  fOr  die  Production  sind.  So  wäre  die  Sache  doch  auch  in 
einem  „Socialstaaf'  ohne  Privatkapital  für  mancherlei  Zwecke,  z.  B.  zur  Beurtheilung 
der  technischen  Productlvit&t,  aufzufassen.  Insofern  fällt  der  Arbeitcrunterhalt  dann 
auch  hier  nicht  aus  dem  National-Kapital-Begriff  heraus.  Der  Einwand,  dass  die 
Löhne  u.  s.  w.  nicht  nur  für  den  Arbeiter  „Einkommen"',  sondern  auch  fUr  die  Yolks- 
wirthschaft  Theil  des  Nationaleinkommens  seien,  beweist  daher  in  dieser  Frage  auch 
nichts.  Denn  wiederum  dio  ganze  Volkswirthschaft  als  Productionseinrichtung  be- 
trachtet, erscheint  alles  das  als  Nationalkapital,  was  an  nothwendig  zu  Fcrwendenden 
Sachgütern  Bedingung  der  Production  neuer  Güter  ist,  daher  hier  jene  Lohne,  d.  h. 
die  durch  sie  ?ertrelenen  Unterhaltsmittel,  ebensowohl  als  die  Roh-  und  Hilfsstoffe  u.  s.  w. 
Die  Auffassung  der  Löhne  als  Theil  des  Nationaleinkommens  und  als  Theil  des 
Nationalkapitals  stehen  auch  nicht  in  Widerspruch  mit  einander,  sondern  sind  beide 
richtig  von  einem  verschiedenen  Standpunct  der  Betrachtung  aus.  Für  ver- 
schiedene Probleme  sind  aber  diese  beiden  Standpuncte  zu  unterscheiden. 

Das  Nationalkapital  ist  für  die  Herstellung  von  Gütern,  wenn  auch  nicht  von  Ursprung 
an,  so  doch  sehr  bald,  einerlei  welches  sonst  die  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Verkehrs 
sei,  eine  indispensable  Bedingung  (einer  der  gewöhnlich  sogenannten  „Productiv- 
factoren*'  neben  Natur  und  Arbeit,  aber  nur  diese  beiden  verdienen  diesen  Namen, 
sind  Ursache,  das  Kapital  ist  nur  Bedingung  der  Production).  Die  Grundstücke 
gehören  zu  dem  Kapital  in  diesem  Sinne,  soweit  sie  durch  die  menschliche 
Arbeit  wirthschaft liehe  Güter  geworden  („meliorirt".  ergiebig  gemacht)  sind, 
w&brend  sie  als  freie  Güter  (§.  113)  vom  Standpunct  der  Menschheit  aus 
nicht  zum  Vermögen  und  demnach  auch  nicht  znm  Kapital  zählen. 

2)  Kapital  im  historisch-rechtlichen  Sinne  oder  Kapi- 
talbesitz, „Privatkapital'' y  ist  derjenige  Theil  des  zunächst  be- 
weglichen Vermögensbesitzes  einer  Person,  welcher  derselben 
als  Erwerbsmittel  znr  Erlangung  eines  Einkommens  ans 
ihm  (Rente,  Zins)  dienen  kann,  also  zu  diesem  Zwecke  von 
ihr  besessen  und  erstrebt  wird:  bestimmnngmässig  ein  „Renten- 
fonds". 

Dazu  gehören  sowohl  Vorrätho  beweglicher  Erwerbsmittel  als  auch  Grund- 
stücke und  Geb&udo,  welche  durch  Verwendung  beweglicher  Erwerbsmittel  die 
Eigenschaft  als  Rentenfonds  erlangt  haben.  Doch  wird  der  Ausdruck  Kapital  mit- 
unter auf  jene  Vorr&the  beschränkt  und  letztere  als  Privatkapital  dem  privaten 
Grundeigenthum  gegenüber  gestellt  Gob&ude  nehmen  dann  eine  Zwischen- 
stellung ein,  haben  characteristische  Merkmale  dos  Privatkapitals  und  des  Privat- 
eigenthums,  aber  in  der  Kegel,  besonders  wenn  es  sich  um  grössere  stabilere  Bauten 
handelt,  mehr  Merkmale  des  letzteren. 

Die  Voraussetzung  solchen  Kapitalbesitzes  ist  mithin  in  recht- 
licher Hinsicht  dieselbe  wie  beim  Privatreichthum :  eine  Rechts- 
ordnung, welche  Privateigenthum  an  Productionsmitteln 
und  Renten-  und  Zinsbezug  daraus  anerkennt. 

In  einem  Verkehrssystem  auf  dieser  Grundlage  nimmt  das 
Kapital  als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Productions- 
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slvorrath  dann  ttberwiegend  die  Gestalt  des 
talbesitzes,  und  zwar  des  Besitzes  der  Privatper- 
n  an.  Dies  bedingt  neben  der  Fanetion  als  Rentenfonds 
eitere  Fanetion  dieses  Kapitals,  als  das  Mittel  zn  dienen,  die 
ag  der  Prodnction,  die  Beschäftigung  der  Arbeitskräfte  in  die 
e  der  Kapitalbesitzer  oder  derjenigen  Personen  zu  legen, 
en  diese  Besitzer  ihr  Kapital  überlassen.  Die  Kapitalbesitzer 
3n  so  za  Fnnctionären  der  Gesammtheit  (des  Volks) 
lie  Bildung  und  Beschäftigung  des  nationalen  Productions- 
Ifonds:  eine  ungemein  wichtige  Folge  der  Institution  des 
tkapitals  gerade  für  die  volkswirthschaftliche  Würdigung 
etzteren. 

dö^cber,  ja  nach  geschichtlicher  Erfahrung  wahrscheinlicher  Weise  ist  das 
tste  Einrichtung  zur  technisch  vorzüglichsten,  reichhaltigsten  nnd  am  Meisten 
dem  Ökonomischen  Princip  (§.  28)  erfolgenden  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
eines  ganzen  Volks.  Aber  jedenfalls  ist  es  nicht  die  allein  denkbare, 
hlechterdings  natürliche  («Jogische'')  Einrichtung  hierfür,  sondern  ein 
et  einer  bestimmten  geschichtlichen  Entwicklang,  welche  sich  damit  selbst 
als  eine  ver&ndernngsf&hige  Gestaltung,  und  als  eine  Einrichtung, 
wirthschaftliche  Wirksamkeit  auch  von  der  Beschaffenheit  der  Kechtsordnung 
ipitalbesitzes  abhingt,  erweist. 

Der  Umstand,   dass   geschichtlich  das  Kapital  als  ökonomische  Kategorie 
lässig  in   der  Gestalt  oder  Rechtsform  des  privaten  Kapital  besitz  es  erscheint, 
bewirkt,  dass  so  selten  richtig  zwischen  beiden  Bedeutungen  unterschieden  wird, 
t  z.  B.  gegen  w&rtig  oft  noch  der  Angriff  auf  den  Kapital  besitz  als  ein  solcher 
is  Kapitiü  an  sich,  was  die  mögliche,  aber  nicht  absolut  noth wendige  Folge 
ersten  Angriffs  ist  und  jedenfalls  als  wirkliche  Folge  erst  erwiesen  werden 
Wenn  man  daher  die  socialistische  Polemik   „gegen  das  Kapital'*  einfach  als 
lig  bezeichnet,  weil  so  eine  nothwendige  Wirthschaftsbedingung  zerstört  werde, 
cht  man  sich  doch  nur  durch  ein  grobes  Missverst&ndniss  die  Widerlegung  leicht 
cht  mit  Windmühlen.    Die  socialistische  Forderung  heisst  nicht:  Weg  mit  dem 
il  (d.  h.  mit  dem  ökonomischen  Kapital,  dem  Productionsmittelvorrath),  son- 
Her  mit  dem  Kapital  (d.  h.  mit  dem  Kapital  besitz),  verlangt  also  nicht  eine 
chtung  des  Kapitals  an  sich,  sondern  eine  andre  Yertheilung  des  Kapitalbesitzes, 
war  auch  nicht  in  dem  Sinne,  dass  an  Stelle  der  bisherigen  Privat-Kapitalbesitzer 
e,   z.  B.   die  Arbeiter  treten,  sondern  in  dem  Sinne,   dass  das  Kationalkapital, 
es  im  Besitze  der  Privatkapitalisten  ist,  aus  der  Bechtsform  des  Privateigenthums 
ejenige    des   gesellschaftlichen   Gemeineigenthums   hinübergeführt   werden   soll, 
dies  ausdrücklich   nicht  bloss,   um  die  Function  des  Privatkapitals  als  Renten- 
für Private  zu  beseitigen,  sondern  um  auch  die  Leitung  der  nationalen  Pro- 
>n  den  H&nden  der  Prii atkapitalisten  zu  entziehen.  Ob  dies  möglich  oder  zweck- 
te, ist  eine  andere  Frage,  jedenfalls  ist  aber  so  der  Angriff  des  Socialismus  auf 
Kapital'*,  d.  h.  eben  das  Privatkapital  zu  verstehen.    Für  das  Genauere  über  die 
ext  behandelte  Frage  s.  im  2.  Theil  der  Grundlegung  die  Erörterungen  über  das 
tkapitaL 

C.  —  §.  130  [29].  Bedingungen  für  die  Zugehörig- 
t  der  Güter  zum  Kapital.  Ob  und  wie  weit  die  einzelnen 
treten  («^naturalen'')  Gflter,  welche  das  Vermögen  bilden,  6e- 
ichsvermögen  oder  Kapital  sind,  hängt 
1)  allgemein,  d.  h.  einerlei,  ob  man  es  mit  der  rein  öko- 
liscben  oder  der  geschichtlich-rechtlichen  Bedeutung  der  Begriffe 
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za  tbun  hat;  von  der  specifischen  BeschaffeDheit  (objec- 
tiven  Braocbbarkeit)  des  einzelnen  Gats  ab. 

Insoferoe  ist,  was  mitanter  unrichtiger  Weise  beetritten  wurde,  anch  die  „Kapital- 
eigenscbaff  eine  Eigenschaft  der  Goter  an  sich  (z.  B.  bei  Werkzeugen,  Maschinen). 
Mill  l.B.  4.  Kap.  §.  1  (Soetbeer's  Ausg.  2.  Aufl.  S.  45):  ,J)er  Unterschied  zwischen 
Kapital  und  Nicht-Kapital  liegt  nicht  in  der  Art  der  Sachgttter,  sondern  in  der 
Absicht  des  Kapitalisten,  in  seinem  Willen,  dieselben  lieber  fQr  den  einen  als  for  den 
anderen  Zweck  zu  verwenden.'*  Dieser  Satz  und  der  von  Rau  I,  §.52  ist  nicht 
falsch,  aber  zu  absolut  ausgedrückt.  Sind  diese  Güter  nicht  Kapital,  z.  B.  weil 
sie  die  objective  Brauchbarkeit  vei leren  haben,  so  verlieren  sie  mit  ihrem  Existenzzweck 
anch  die  Gutseigenschaft  Oberhaupt 

2)  Bei  vielen  anderen  Gütern  ist  die  Kapitaleigenschaft  dagegen 
keine  den  Dingen  inhärente.  Ob  ein  concretes  Gat  Kapital  oder 
Gebranchsvermögen  ist,  hängt  hier 

a)  beim  Vermögen  im  rein  ökonomischen  Sinne  davon 
ab,  ob  die  betreffenden  Güter  nothwendige  Vorbedingung 
neuer  Gütererzengnng  sind  und  als  Mittel  zu  diesem 
Zwecke  wirklich  Anwendung  finden. 

In  einem  Zustande  der  Volkswirthschaft,  wo  nur  Arbeitseinkommen  zugelassen 
wurde,  wäre  der  weitaus  grösste  Theil  des  Volksvermögens  Kapital,  weil  er  immer 
zur  Horvorbriogung  neuer  Güter  in  der  Beschäftigung  von  Arbeit  verwendet  würde. 
Nur  der  über  die  Befriedigung  der  nothweudigen  Lebensbedürfnisse  hinausgehende 
Vermögensbetrag  würde  auch  hier  als  Gebrauchsvermögen  zu  charakterisiren  sein. 
Aehnlich  wirkt  eine  Gestaltung,  wo  der  Zinsfuss  und  der  Gewinnsatz,  otwa  in  Folge 
einer  tüchtigen  Organisation  der  Arbeiter  fur  den  Concurrenzkampf,  sehr  herab- 
gedrückt und  daher  ein  grösserer  Theil  des  Productionsertrags  den  Arbeitern  über- 
lassen wird.  Erhöht  sich  dann  das  Lohnniveau  allgemein  und  gewöhnt  sich  die 
Bevölkerung,  es  für  unentbehrlich  zu  halten,  so  nimmt  ein  immer  grösserer  Theil  des 
Vermögens  Kapitaleigenschaft  an,  weil  er  Vorbedingung  der  Güterzeugnng  wird. 

b)  Beim  Vermögen  als  Besitz  hängt  dagegen  die  Zutheilung 
der  Güter  zum  Gebrauchsvermögen  oder  zum  Kapital  grössten- 
theils  vom  Willen  des  Besitzers  ab. 

Hier  —  aber  anch  nur  hier  —  gilt  die  oft  aufgesteUte  Regel,  dass  die  Kapital- 
eigenschaft eines  Guts  vom  Willen  des  Eigenthümers  bedingt  sei.  Vollständig  allein 
entscheidend  ist  dieser  Wille  aber  auch  hier  nicht,  weil  der  Umfang  der  noth- 
weudigen Auslagen  zum  Zwecke  der  Herstellung  neuer  Güter  (z.  B.  für  Arbeitslöhne) 
für  die  Zutheilung  der  Güter  zum  Gebrauchsvermögen  oder  zum  Kapital  des  Besitzers 
mit  von  Einfluss  ist. 

D.  —  §.  131  [30].  Nicht-Identität  von  National- 
und  Privatkapital.  Aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt  sich, 
da8S  sich  Kapital  im  rein  ökonomischen  Sinne  und  Kapitalbesitz, 
National-  (Social-)  und  Privatkapital,  angewendet  auf  be- 
stimmte G^tervorräthe,  zwar  in  der  Hauptsache,  aber 
keineswegs  vollständig  decken.  Letzterer  Begriff  ist  der 
weitere,  indem  einzelne  Bestandtheile  des  Kapitalbesitzes  nicht 
Partikel  des  Nationalkapitals  sind.  Dies  zeigt  sich  besonders 
in  folgenden  drei  Fällen: 
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1)  Verleih-  und  yermiethbares  N  n  t  z  v  e  r  m  ö  g  e  n  kann  für  den 
tzer  als  Kapital  fangiren,  während  es  vielleicht  llir  das 
:  nur  Nutzvermögen ,  d.  b.  nicht  Bedingung  einer  neuen 
irgewinnuug  ist  (z.  B.  Wohngebäude,  über  das  noth wendige 
inbedtlrfniss  der  in  der  Gtttergewinnung  thätigen  BevölkeruDg 
us). 

2)  „Verhältnisse'^  welche  auf  Grund  rechtlicher  Be- 

ränkungen  des  Verkehrs  besteben  (§.  119,  Nr. 3b.),  fallen  unter 

Kapitalbegriff  der  zweiten  Bedeutung.    Allgemein  dagegen 

sie  meistens  nicht  Kapital,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn 

eine  für  das  Volk  (die  Volkswirthschaft)  nothwendige  Be- 
ung  der  neuen  OtttergewinnuDg  bilden. 

Diese  Auraahme  kann  allerdings  aUgemeiner  vorkommen  nnd  ist  geschichtlich 
ach  vorhanden  gewesen,  z.  B.  insofern  Vorrechte  des  Gewerbebetriebs  die  Yoraas- 
ig  eines  solchen  zu  einer  gewissen  2^it  and  an  einem  gewissen  Orte  Überhaupt  sind 
S.  309  Kote).  Ein  noch  hente  hierher  gehöriger  Fall  eines  ,, Verhältnisses'',  welches 
U  in  beiderlei  Bedeutung  sein  kann,  ist  der  des  Patents.  Debrigens  kann  sich 
hmsweise  auch  der  Begriff  des  Kapitals  vom  Standpuncte  des  Volks  und  der 
schheit  in  Bezug  auf  solche  ..Verhältnisse*'  wieder  verschieden  gestalten  (vergl. 
3.  114).    Eine  Einrichtung  wie  z.  B.  der  SundzoU  war  ein  Kapital  Dänemarks, 

wie  ein  Gewerbsprivileg  ein  Kapital  des  Gewerbetreibenden  sein  kann.  Das  Ver- 
»   eines   klimatischen    Monopols  für  gewisse   Producte  eines   Landes,  welches 

in  Ausfuhrzollen  ausgenutzt  wird,   ist  ebenfalls   ein  Kapital  far  das  betreSonde 

wenn  auch  nur  ein  Mitel  der  Eiukommenabertragung  zwischen  verschiedenen 
m. 

3)  Güter,  welche  ein  Einzelner  nach  den  bestehenden 
htsverhältnissen  oder  nach  den  Gestaltungen  des 
kehrs  zum  Zweck  der  Gewinnung  (Herstellung)  neuer  Güter 
enden  muss,  sind  Kapital  für  ihn,  aber  Nationalkapital 
dann,  wenn  diese  Güter  indispensabel  fUr  die  Gewinnung 
r  Güter  überhaupt  sind. 

So  muss  z.  B.  der  Unternehmer,  welcher  Arbeiter  beschäftigt,  den  ganzen  wäh- 
der  Production  auszuzahlenden  Lohnbetrag  als  Kapital  betrachten  und  besitzen, 
nd  nur  derjenige  GUterbetrag,  welcher  zur  Subsistenz  der  Arbeiter  ausreicht, 
ü  im  allgemeinen  ökonomischen  Sinne  und  fttr  die  Arbeiter  wieder  Gebrauchs- 
gen bildendes  Einkommen  ist  (§.  129). 

Vergl.  die  z.  Th.  etwas  abweichende  Uebersicht  der  einzelnen  Kategorien  von 
ten,  welche  das  Social-  und  Privatkapital  bilden,  bei  v.  BOhm-Bawerk, 
i  II,  69  ff. 

E.  —  §.  132  [31].  Ergebniss.  Abhängigkeit  des 
litalbegriffs  von  der  Rechtsordnung.  Es  ist  demnach 
Eapitalbegriff  an  sich,  sein  Umfang  und  Inhalt  ganz  wesent- 
abhängig  von  der  Rechtsordnung  über  Kapital  und  über 
otbum  an  Personen  und  Gtltern. 

Für  die  KlarsteUung  des  Einflusses  der  Rechtsordnung  nicht  nur  auf  die  Ge- 
igen des  Verkehrs,  sondern  sogar  auf  die  wirthschaftlicben  Begriffe,  wird  es 
hin  zniässig  sein,  hypothetisch  von  der  Annahme  einer  ganz  anderen  als  der 
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heute  bestehenden  Rechtsordnung  auszugehen.  Wesentliche  Modificationen  in  dem 
Eigenthumsrecht  an  Personen  (Sclayen  u.  s  w.),  an  an  sich  freien  natürlichen  Besitz- 
gutem  (Grundstücken),  an  realen  beweglichen  Productionsmitteln  (Privatkapital,  Ar- 
beitswerkzeugen, Lohnfonds)  ?erschieben  die  Jetzt  geltende  Unterscheidung  zwischen 
Gebrauchsvermögens  -  Besitz  und  Kapitalbesitz  sofort  wesentlich.  Ebenso  können  sie 
bewirken,  dass  ein  Tbeil  der  heutigen  privaten  Gebrauchsvennögensvorr&the ,  freUich 
nach  vorausgehender,  aber  sehr  wohl  durchführbarer  Veränderung  der  individuellen 
Gutsform  der  einzelnen  dazu  gehörigen  Guter,  die  Function  des  Kapitals  im  ökonomi- 
schen Sinne  annimmt.  Lohnerhöhung,  Luxuseinschränkungen  wirken  derartig,  so  dass 
die  Production  von  Luxusartikeln  fQr  die  Wohlhabenden  abnimmt,  ?on  Arbeiter- 
consumptibilien  zunimmt.  Auch  hier  hat  wieder  vor  Allen  Bodbertus  mit  grosser 
Schärfe  nachgewiesen,  wie  sich  der  Kapitalbegrlff,  sein  Umfang  und  Inhalt  mit  der 
Veränderung  der  Rechtsordnung  verändert,  z.  B.  die  freien  Arbeiter  aus  diesem  Be- 
griff ausscheiden,  zu  dem  sie  als  Sclaven  selbst  gehörten,  während  jetzt  nur  die  Unter- 
haltsmittel der  Arbeiter  (Löhne)  zum  Kapital  des  Unternehmers  zählen.  In  prägnanter 
Kürze  Tüb.  Zeitschr.  1878,  S.  225;  eingehend  analysirt  in  der  Sehr.  „Zur  Erkennt- 
niss  u.  s.  w.''  1842,  bes.  1.  Theorem:  angewendet  auf  die  altrömischen  Verhältnisse 
in  Hildebrand's  Jahrb.  VIII,  390.  Kapital  (4.  soc.  BrieQ  in  der  ganzen  Schrift,  bes. 
in  den  Abschnitten  S.  255  ff.,  289  ff.  (Nationalkapital  in  einem  Zustande  ohne  und 
anderseits  mit  Grund-  und  Kapitaleigenthum). 

F.  —  §.  133  [32J.  Todtes  Kapital.  Kapital  in  den  beiden 
besprochenen  Bedentangen  kann  endlich  als  todtes  (^^schlafendes^O 
oder  müssiges  vorkommen,  nemlich  wenn  es  seinem  Zweck 
tbatsächlich  nicht  dient,  wie  z.  B.  bei  Stockungen  des  Absatzes, 
Krisen.  Auch  fllr  den  Umfang  des  todten  Kapitals  ist  die  Rechts- 
ordnung über  Kapital  insoferne  von  Einfluss,  als  von  ihr  wieder 
die  Bedingungen  von  Stockungen  und  Krisen  mit  abhängen  können, 
z.  B.  in  unserem  heutigen  Verkehrssystem  der  freien  Concnrrenz 
(Buch  5). 


Drittes  Kapitel. 

Der  Werth. 

§.  134.    Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Die  Litteratur  der  Werthlehre  ist  eine  der  weitschichtigsten,  die  Behandlung 
nicht  immer  besonders  fruchtbar,  oft  Einfaches  unnOtz  durch  abstruse  Untersuchungen 
complicirend,  ein  Vorwurf,  welcher  namentlich  manchen  deutschen  Arbeiten  nicht  zu 
ersparen  sein  möchte.  Im  Folgenden  wird  die  Werthlehre  und  Preislehre,  far  welche 
auf  die  theoretische  Volkswirthschaftslehre  (2.  Hauptabtheilung  dos  Gesammtweriu) 
verwiesen  wird,  thunlichst  getrennt.  Doch  kann  dies  nicht  durchaus  geschehen,  wie 
denn  auch  in  der  Litteratur  beide  Materien,  Werth  und  Preis,  vielfach  im  unmittel- 
baren Zusammenhang  behandelt  sind.  Auch  in  der  Preislehre  muss  auf  die  Werth- 
lehre zurückgegriffen  werden.  Grade  in  diesem  Abschnitt  soU  daher  auch  den  Auf- 
fassungen und  Erörterungen  des  Bearbeiters  der  theoretischen  VoUawirthschaftslehre, 
H.  DietzePs  ,  welcher  in  dieser  Lehre  von  Werth  und  Preis  eine  eigene  sdbstin- 
dige  Stellung  einnimmt  und  wohl  zum  Theil  von  mir  abweicht  (s.  §.  135),  nicht  pri- 
judicirt  werden.  Zur  Ergänzung  des  Folgenden  und  betreflä  der  näheren  Beziehungen 
zwischen  Werth  und  Preis  ist  überhaupt  auf  die  theoretische  Wirthschaftslehre  zu 
verweisen.  Hier  in  der  „Grundlegung"*  und  in  diesem  Buche  von  den  Grundbegriffen 
handelt  es  sich  um  terminologische  Erörterungen  und  um  Dariegung  der  Werthlehre 
nur  in  den  GrondzQgen. 
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Schwierigkeiten  fQr  die  Lehren  von  Werth  nnd  Preis  macht  schon  die  üq- 
ere  Terminologie,  sowohl  des  allgemeinen  Sprachgebrauchs  als  die  wissen- 
'tljphe,  dann  der  Umstand,  dass  die  Ausdrucke  der  einen  modemeu  Sprache  in 
mmten  terminis  technicis  der  anderen  (deutsch,  englisch,  französisch,  italienisch) 
er  gegeben  werden  sollen,  wobei  dann  Tollends  Undeutlichkeiten  nicht  Termieden 
en.  Hierober  äusserte  sich  schon  Rau  (I,  §.  57  Note  d)  folgendermaassen : 
ear,  ralue  entsprechen  nicht  genau  dem  deutschen  Worte  Werth,  denn  jene  Aus- 
<e,  von  valor,  ?alere  abstammend,  gehen  mehr  auf  die  äussere  Anerkennung, 
Selten,  also  auf  den  Preis  im  Verkehre,  während  Werth  mehr  auf  die  einem 

anhaftenden  nützlichen  Eigenschaften  bezogen  wird.  (Dictionnaire  de  Tacadömie: 
ar,  ce  que  vaut  une  chose,  suivant  la  juste  östimation  qu'on  en  peut  faire.)  Werth 

auch  nicht-körperlichen  Dingen  und  Personen  beigelegt,  valeur  niemals;  merk- 
iger Weise  spricht  man  in  Frankreich  bei  diesen  eher  ron  prix,  z.  B.  der  Freund- 
ft,  der  Zeit  —  Bei  den  Griechen  wurde  i^la  mehr  ron  dem  Gebrauchswerthe, 
,  xLfiri^a  mehr  von  dem  Anschlag  des  Preises,  dem  Tauschwerthe  gebraucht 
kömer  bezogen  valere,  wenn  von  Sachgutem  die  Rede  war,  auf  den  Preis,  das 
n.  (Res  ubi  plurimum  proficere  et  valere  possunt,  collocari  debent  Cicero  pro 
)  Im  Deutschen  kommen  schon  frtlher  die  zwei  Bedeutungen  von  Werth  vor: 
ich  sowohl  Grad  von  Gate,  VorzQgUcbkeit  bei  Personen  und  Sachen,  als  Schätzung 

dem  Preise:  kleinot  tusend  marke  wert (Parcival),  —  eines  pfnndes,  pfenuigs, 
werth.  Mittelhochdeutsch.  (Müller  u.  Zarncke,  Mittelhochd.  Wörterb.  III.  B. 
r  wert.)  —  Die  Eigenschaftswörter  wertlich  und  wertsam  verdienen  wieder  in  Go- 
ch zu  kommen.  —  Um  Missverständnisse  zu  vermeiden,  ist  es  nöthig,  festzusetzen, 
unter  Werth  schlechthin  gemeint  sei,  und  es  ist  dem  deutschen  Sprachgebraach 
messen,  hierzu  den  Gebrauchs  werth  zu  wählen.  Den  Tauschwerth  im  Deut- 
1  ausschliesslich  Werth  zu  nennen,  ist  daher  eine  nicht  zu  empfehlende  ungenaue 
rtragung  der  erwähnten  fremden  Ausdrücke,  zu  der  vielleicht  beigetragen  hat, 
man  beide  Arten  des  Werthes  für  näher  verwandt  hielt,  als  es  wirklich  der  Fall 
In  den  meisten  Fällen  ist  valeur  durch  Preis  zu  übersetzen.    Das  Wort  Tausch- 

Vcrkehrswerth  kommt  im  gemeinen  Leben  nicht  vor.''  Mehrere  französische 
englische  Schriftsteller  nennen  den  Gebraachswerth  Nützlichkeit  und  behalten 
Wort  valeur,  valuo  lediglich  zur  Bezeichnung  des  Tauschwerth  es  oder  Preises, 
\.  Torrens,  On  the  prodnction  of  wealth  p.  S,  Mac-Gulloch,  auch  Storch, 
r  des  Nationaleinkommens  S.  XXXVI).  Ricardo  versteht  unter  valuc  meistens 
Productionskosten . 

Für  Litterargeschichte  vgl  mit  die  Revision  der  Begriffe  Werth  und  Preis  von 

L  Neumann,  Tüb.  Zeitschr.,  B.  28,  S.   257  ff.    Aus  der  älteren,    nament- 

der  classischen  britischen  Litteratur  kommen  heute  noch  besonders  A.  Smith 

D.  Ricardo  in  Betracht    Smith,  wealth  of  nations,  bes.  book  I,  Schluss  von 

4  (Unterscheidung  von  value   in    use   und   value   in   ezchange)  und  noch  mehr 

5—7.  Ricardo,  bes.  für  die  Begründung  der  Productionskosten theorie,  principles, 

1  u.  20.    S.  weitere  ältere  Litteratur  bei  Rau  I,  §.  57    und  danach  in  der 

.afl,  der  Grundlegung  S.  44,  woraus  noch  hervorgehoben  werden  mögen:  Hufe- 

i,    N.  Grundlegung,   I,   118.  —  Lotz,  Revision,  I,   §.  3   und  Handb.  I,   20.  — 

rch,  I,  27,  und:  Ueber  die  Natur  des  Nationaleinkommens,  S.  XXXIV.  —  Baum- 

•k,  Volksw.  Erläut  S.  297.  —  Thomas,  Die  Theorie  des  Verkehrs.  I.  Abtheil., 

in  1841,  S.  11.   —  Friedländer,  Theorie   des  Werths,  Dorpat  1852,  4.  (zu- 

:h  Geschichte  dieser  Lehre  und  besondere  Gebrauchswerththeorie). 

Vgl.  sonst  Rau,  I,  §.  55—67.  Hermann,  S.  1  ff.,  103  ff.  Röscher,  §.  4—6. 

angoldt,  Grundr.  §.  1,6,  Menger,  I,  76  ffl  J.  St  Mill,  B.  3,  Kap.  1.  Held, 
idr.  S.  41.  Knies,  Tüb.  Zeitschr.  1855;  ders.,  d.  Geld,  Berlin  1873,  S.  105  ff.; 
klichaelis,  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  1863,  B.  1  (jetzt  in  seinen  ge- 
adelten  Schriften   B.  2);    Lindwurm    in   Hildebrand's  Jahrb.    IV   (1865);    H. 

ler,  eb.  XI  (1868),  ders.  in  s.  Vorl.  §.  7,  Schäffle  in  der  Qnintess.  d.  So- 
.  4.  Aufl.  S.  32,  46  ff.,  u.  eingehend  im  Soc.  Körper  III,  272  ff.,  307  ff.;  ders., 
„  3.  Aufl.  I,  22,  bes.  162  ff.;  ders,,  Kapitalism.  Vortr.  3.  v.  Scheel  in  Hild. 
rb.  28,  S.  135.  Moll,  der  Werth,  eine  neue  Theorie  dess.,  Leipz.  1877,  nebst 
btrag:  allgemeinste  Formulirung  des  Werths,  nicht  bloss  des  wirthschaftlichen 
ths.    Neumann  in  der  gen.  Abb.,  dann  im  Schönberg'schen  Handbuch,  Abh. 

A.  Wagner,  6nuidl«giiiig.   S.  Auflage.   L  Theil.    Ornndlagen.  21 
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Grundbegriffe  (3.  A.  I,  §.  4  —  19,  S.  138  ff.)  und  GnmdUgen;  sowie  die  Abb. 
Gestaltung  des  Preises  im  ScbOnb.  Handbncb  (3.  A.  I,  241)  and  der  betreff.  Anis,  in 
d.  TUb.  Ztschr.  1880.  —  G.  Gobn,  I,  §.  139  ff.,  §.  866  ff.  « 

Unter  den  neueren  Wertbtbeorieen  bezw.  Wertb-,  Preis-  und  Kostentheorieen 
baben  drei  eine  grossere  Bedeutung  erlangt  und,  besonders  die  zweite  und  dritte, 
eine  lebhafte  Utterariscbe  Bewegung  herrorgerufen,  in  welcher  wir  gegenwärtig  (1892) 
in  Betreff  dieser  beiden  noch  mitten  inne  stoben.  Es  sind  dies  einmal  die  Tomemlicb 
an  die  Namen  ?on  Bastiat  und  Carey  sich  anknüpfende  Wertblehre,  dann  die 
social  istische  Werththeorie ,  endlich  die  von  verschiedenen  Seiten,  insbesondere, 
aber  unabhängig  ?on  anderen,  fon  der  österreichischen  theoretischen  Schule  ent- 
wickelte sogen.  „Grenznutzontheorie**. 

An  Bastiat  hat  sich  in  Deutschland  besonders  Max  Wirth,  an  Carey  £. 
DUhring  angeschlossen,  sonst  wenige  Autoren. 

S.  Bastiat,  harmonies  economiques  eh.  Y:  le  valeur  (Tausch werth)  c^est  le 
rapport  de  deuz  senrices  6changöes  (ed.  von  1855,  p.  129),  M.  Wirth:  Werth  «=> 
Maass  der  Dienstleistung,  später  (4.  Aufl.  der  Nationalökonomie  I,  237):  Werth  ist 
die  Schätzung  des  Verhältnisses  des  Bedürfnisses  zu  den  Hindernissen,  welche  der 
Erlangung  des  Gegenstandes  zu  dessen  Befriedigung  entgegenstehen,  —  in  welcher 
Definition  (richtiger  Umschreibung)  alle  Momente  und  Arten  des  Werths  enthalten 
sein  sollen  (?).  Bastiat  geht  hier  stets  von  der  petitio  principii  aus,  Ntltzlichkeit 
(utilit^)  und  Werth  (valeur)  seien  in  der  Art  zu  unterscheiden,  dass  letzterer  nur  auf 
menschliche  Leistungen  zurückzuführen  sei,  im  Tauschwerth  nur  die  mensch- 
liche Arbeit  vergolten  werde,  während  die  Leistungen  der  Natur,  die  darauf  beruhende 
Nützlichkeit,  immer  gratuits  seien  (praktische  Tendenz,  so  das  Grundeigen thum  zu 
rechtfertigen,  bei  weldiem  die  Bicardo'sche  Bodenrente  geleugnet  wird).  Carey, 
princ  of  soc.  science.  3  vol.  Philad.  1858 — 59,  ders.,  Lehrbuch  der  Volks wirthschaft 
und  Socialwissenschaft,  deutsch  von  Adler,  München  1866,  Kap.  6  sagt:  Werth  (value) 
sei  die  Schätzung  des  Widerstands,  der  zu  überwinden  ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  des 
begehrten  Gegenstands  gelangen  (S.  80),  was  Bau  mit  Recht  nur  eine  „Umschreibung 
der  Kosten**  nennt  (oder  des  seit  lange  betonten  Moments :  der  Schwierigkeit  der  Er- 
langung, das  die  Werth  höhe  mit  bestimmt).  Die  weitere  Hinzufügnng  (Lehrbuch 
S.  80,  100):  Werth  sei  das  Maass  der  Uobermacht  der  Natur  über  den  Menschen, 
Nützlichkeit  umgekehrt  das  Maass  der  Macht  des  Menschen  über  die  Natur,  dient 
nicht  zur  Klärung.  D  üb  ring,  krit  Grundleg.  d.  Volkswirthscbaftslehre,  Berlin  1866, 
S.  95  ff.,  120  ff.,  ders.,  Cursus  d.  Nat.-  u.  Soc-Oekon.,  Berlin  1873  (S.  26,  Werth: 
die  Geltung,  welche  die  wirthschaftlichen  Dinge  und  Leistungen  im  Verkehr  haben. 
Und  was  ist  diese  Geltung?).  Man  kann  es  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  Dühring's 
Versuch,  Bastiat  des  Plagiats  an  Carey  in  der  Wertblehre  (und  gleichzeitig  der  Ver- 
ballhornung  der  letzteren)  zu  beschuldigen,  gelungen  sei  (s.  das  Vorwort  zur  Ueber- 
setzung  des  Carey 'sehen  Lehrbuchs  von  Adler,  auch  Grund  leg.  S.  115).  Beider  Werth- 
theorieen  haben  keine  nachhaltige  Bedeutung  erlangt  und  können  jetzt  als  überwunden 
gelten,  soweit  sie  nicht  mit  der  socialistischen  sich  berühren,  was  trotz  alles  Gegen- 
satzes der  Fall  ist.    Sonst  haben  sie  nur  noch  litterargescbichtliches  Interesse. 

Ungleich  bedeutender  und  von  nachhaltigem  Einfluss  ist  die  so  Cialis  tische 
Wertblehre,  welche  sich  bei  allen  socialistischen  Theoretikern  im  Kern  doch  überein- 
stimmend findet,  wenn  auch  nicht  immer  in  derselben  Formulirung  und  mit  etwas 
abweichender  Motivirung.  Sie  erscheint  im  Ganzen  als  eine  einseitige,  aber,  wenn 
man  die  zu  enge  Fassung  des  Ausgangspuncts  zugiebt,  folgerichtige  Fortbildung  der 
Ricardo* schon  Werth-  oder  eben  richtiger  gesagt  Kostenlehre.  In  der  Formulirung 
und  Ausführung  von  K.  Marx  hat  sie  aber  erst  ihre  grosse  wissonschafüicbe  und 
practische  Bedeutung  erlangt  Jenes  als  Eckstein  des  wissenschaftlichen  Systems  des 
Socialismus  als  einer  ökonomischen  Theorie,  dieses  als  Begründung  der  positiven 
Forderungen  der  Socialdemokratie  in  Bezug  auf  die  Rechtsordnung  für  die  sachlichen 
Productionsmittel  (Boden  und  Kapital).  Unter  den  älteren  socialistischen  Theore- 
tikern (über  die  Anton  Meng  er.  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  sich  weiter  ver- 
breitet, 2.  A.,  Stuttgart  1892,  S.  41  ff.)  ist  für  die  Wertblehre  bes.  W.  Thompson 
hervorzuheben:  an  inquiry  into  the  distribudon  of  wealth  etc.,  London  1824,  worin 
sich  die  Grundzüge  der  sogen.  Mehrwerththeorie  schon  finden  (s.  Meng  er,  a.  a.  0., 
S.  53 ff.).  Ferner  bes.  Rodbertus,  namentlich  in  der  Lehre  ,.Zur  Erkenntniss  u. s.  w.*'  von 
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l  bereits  (Absclin.  ])  und  mehrfach  sp&ter.  Vgl.  auch  La 88 alle,  Kapital  and 
iiU  Kap.  3.  Ders.,  Briefe  an  Bodbertas,  S.  62.  Vomemlich  aber  doch  K.  Marx, 
B.  1  des  Kapitals.  (Wider  A.  Menger*8  Vonrürfe  des  Plagiats  gegen  Bodbertas 
Marx  an  Thompson  and  anderen  älteren  Autoren  habe  ich  schon  oben  S.  37 
1  beide  in  Schatz  genommen).  Die  ganze  neuere  socialistische  theoretische 
trator  dreht  sich  um  diese  ,,Mehrwerththeorie*'  ?on  Marx. 

Marx  findet  die  gemeinsame  gesellschaftliche  Substanz  des  von  ihm 
Q  hier  gemeinten  Tauschwerths  in  der  Arbeit,  das  GrOssenmaass  des 
chwerths  in  der  gesellschaftlich  nothwendigen  Arbeitszeit,  welche 
len  Torhandenen  gesellschaftlich -normalen  Productionsbedingungen  und  dem  ge- 
:hafüichen  Durchschnittsgrad  7on  Geschick  und  Intensirit&t  der  Arbeit  zur  Her- 
ing eines  Guts  (Gebrauchswerths)  erforderiich  ist  (S.  4  ff.  d.  1.  Aufl.\  Diese 
>rie  ist  aber  nicht  sowohl  eine  allgemeine  Werth-  als  eine  Kostentheorie,  ange- 
ft  an  Ricardo.  Sie  berücksichtigt  zu  einseitig  nar  dieses  eine  Werth  bestim- 
le  Moment,  die  Kosten,  nicht  das  andere,  die  Brauchbarkeit,  den  Nutzen,  das 
arfsmoment  Sie  entspricht  nicht  nur  nicht  der  Tauschwerthbildung  im  heutigen 
D  Yerkehr,  sondern  auch,  wie  Sch&ffle  in  der  Quintessenz  und  besonders  im 
den  Körper  a.  a.  0.  rortrefflich  und  wohl  abschliessend  nachweist,  nicht  den 
ältnissen,  wie  sie  sich  im  Marx'schen  hypothetischen  Socialstaat  nothwendig  ge- 
n  mtbsten.  Schlagend  lässt  sich  das  namentlich  am  Beispiel  des  Getreides  u.  dgl. 
weisen,  dessen  Tauschwerth  wegen  des  Einflusses  der  wechselnden  Ernten  bei 
[ich  gleichem  Bedarf  nothwendig  auch  in  einem  System  yon  „Socialtaxen**  an- 
(  als  bloss  nach  den  Kosten  regulirt  werden  mOsste.  Auch  Rodbertns'  Tausch- 
itbeorie  leidet  an  dem  Fehler  der  einseitigen  Betonung  des  Kostenmoments.  Er 
vi  arx  rerfahren  aber  ausserdem  willkohriich,  wenn  sie  diese  Kosten  nur  auf  die 
»ngsten  Sinn  sogen.  Arbeitsleistung,  gar  die  blosse  Hand-  oder  Muskei- 
tsleistung, zurückfahren.  Das  setzt  immer  erst  eine  Beweisführung  ?oraus, 
le  bisher  fehlt,  nemlich  dass  der  Productionsprocess  ganz  ohne  Vermittlung  der 
tal  bildenden  und  verwendenden  Thätigkeit  ron  Pri?atkapitali8ten  möglich  und 
big  sei  So  lange  ein  solcher  Beweis  nicht  geftlhrt  ist,  ist  in  der  That  auch 
^apitalgewinn  ein  nConstitutires^  Element  des  Werths,  nicht  nach  socia- 
:her  Auffassung  nur  ein  Abzug  oder  „BauV'  am  Arbeiter,  ist  der  Kapital-  und 
nehmergewinn ,  die  Beute  in  diesem  Sinne,  der  „Mehrwerth** ,  den  nach  Marx 
Irbeiter  allein  producire,  über  das  Maass  seiner  Unterhaltskosten  hinaus,  wenig- 
s  im  Princip,  wenn  auch  nicht  ohne  Weitres  stets  dem  Maasse  nach  „ver- 
it'%  grade  auch  im  ökonomischen  Sinne.  Fttr  Weiteres  genügt  es,  hier  auf  den 
tieil  der  Grundlegung,  Abschnitt  rom  Privatkapital,  zu  verweisen. 

§.  135u  Fortsetzung.  Die  Grenznutzen  -  Theorie  und  die  sich 
in  schliessende  neueste  Behandlung  des  Werths  in  der  Litteratur. 
hängig  von  einander  haben  neuerdings  in  verschiedenen  Ländern  verschiedene 
retiker  die  psychologische  Seite  des  Werthproblems  genauer  ins  Auge  gefasst 
ind  dabei  zu  einer  eigenthtUnlichen  Theorie  gekommen,  welche  nach  ihrem  charac- 
schen  Begriff  und  Ausdruck  „Grenznutzentheorie**  genannt  wird.  Aller- 
sind es  nicht  erst  diese  Theoretiker,  wie  mitunter  angenommen  und  von  be- 
ster Seite  aach  gelegentlich  wohl  behauptet  worden  ist,  welche  im  Werthproblem 
laapt  ein  psychologisches  Problem  gesehen  haben.  Als  ein  solches  ist  das- 

kaum  je  ganz  verkannt  worden  und  diejenigen  Autoren,  welche  sich  mit  dem 
'auchswerth,  mit  der  Seite  der  Nachfrage  im  sogen.  „Gesetz  von  Angebot 
Nachfrage**  näher  beschäftigt  haben,  konnten  auch  unmöglich  das  psychologische 
3nt  im  Werth  übersehen  and  haben  das  auch  nicht  nur  nicht  gethan,  sondern 
ch  wohl  besonders  hervorgehoben.  Aber  die  neueren  „Grenznutzentheoretiker'* 
i  das  Verdienst,  diese  Seite  des  Problems  schärfer  betrachtet  und  in  einigen 
hungen  die  Erkenntniss  der  hierbei  mitspielenden  Gefahle  und  deren  Zusammen- 
3  und  Abstufungen  gefördert  zu  haben.    Das   fUhrte  sie   zu  dem  Versuch,  für 

GefQhle  und  ihre  Abstufung,  daher  fOr  die  Befriedigung  der  Bedarfnisse  mit 
nmten  Gütern,  unter  Berücksichtigung  der  Vertheilung  der  Bedürfnisse  über  die 
und  in  Bezug  auf  die  Gütervorräthe  und  die  wechselnde  persönliche  Lage  ur- 
nder  Subjecte  eine  „Theorie",  eben  die  vom  „Grenznutzen",  aufeustellen.  Ob 
:h  diese  Theorie   auch   sachlich    so   neu,   als   ihrer  Wortfassung  nach,   ob  sie 
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wirklieb  ricbtig  und  vor  Allem,  ob  sie  eine  so  grosse  Tragweite  hat,  wie 
ihre  Anhänger  annehmen,  wird  von  anderer  Seite  bestritten  und  anch  ich  hege  nament- 
lich in  Betreff  der  ersten  nnd  letzten  der  eben  erw&hnten  Puncto  Zweifel.  Insbeson- 
dere scheint  mir  (in  theUweiser,  doch  nicht  yOlliger  Debereinstimmang  mit  H.  Diet- 
zel, s.  u.)  die  Grenznatzentheorie  doch  nur  auf  eine  feinere  Analyse  der  auf  der 
Nach  frage -Seito  entscheidenden  psychischen  Momente  hinanszukommen.    Hier  er- 

fiebt  diese  Theorie  genauere  und  tiefere  Einblicke  in  diese  Momente  und  damit  in 
ie  Factoren,  welche  Ton  dieser  Seite  der  Nachfrage  aus  auf  die  Bildung  der  Höhe 
des  Werths,  andi  des  Tauschwerths  und  Preises  bestimmend  sind.  Aber  die  Trag- 
weite dieses  wissenschaftlichen  Fortschritts  ist  doch  nicht  so  gross  und  so  bedeutsam, 
wie  die  Anhänger  der  Theorie  meinen.  Die  bisherige  Werth-,  Tauschwerth-  und 
Preistheorie,  insbesondere  die  Theorie  der  Productionskosten  als  Preis  bestimmenden 
Factor 's,  sind  dadurch  nicht  umgeworfen,  sondern  nur  nach  einer  Seite  ergänzt.  Man 
könnte  das  etwa  so  ausdrücken:  in  der  Lehre  von  den  Productionskosten  (Ricardo, 
socialistische  Theoretiker)  hat  man  es  namentlich  mit  der  An  gebot- Seite  zu  thun 
und  hat  darüber,  wie  übrigens  auch  Andere,  so  namentlich  Schäffle  längst  ein- 
gesehen und  gelehrt  haben,  die  Nach  frage- Seite  zu  wenig  beachtet.  Die  Grenz- 
nutzentheorie hat  das  Verdienst,  die  letztere  Seite  in  zum  Theil  neuer  und  eigen- 
thümlicher  Weise  zu  betrachten  und  eben  dadurch  eine  Ergänzung  für  die  ganze 
Werth-  und  Preistheorie  zu  liefern. 

Die  wichtigsten  Grundgedanken  der  Grenznutzentheorie  oder,  wie  sie  ihre  An- 
hänger, z.  B.  y,  Böhm-Bawerk  mitunter  kurzweg  nennen,  der  „modernen''  Werth- 
theorie  (auch  wohl  der  „psychologischen'*  Werth-Theorie) ,  sind  zuerst  von  Gossen 
in  seinem  Buche  „Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Yerkehrd  und  der  daraus 
fliessenden  Regeln  für  menschliches  Handeln'*  (Braunschweig,  1854)  entwickelt  worden. 
Dies  gestehen  die  neueren  Anhänger  der  Theorie  selbst  zu.  Aber  diese  Schrift  ist 
ohne  jede  Einwirkung  geblieben  und  vergessen  worden,  bis  sie  neuere  Theoretiker 
der  lUchtung  (Walras,  Jevons)  erst  wieder  entdeckten.  Unabhängig  von  Gossen  und 
unabhängig  von  einander  sind  dann  drei  Gelehrte  verschiedener  Nationalitäten  wesent- 
lich auf  dieselbe  Werththeorie  gekommen.  Der  Deutsche  (Oesterreicher)  Karl  Menger, 
der  Engländer  Jevons  und  der  Franzose  (Schweizer)  Wal  ras.  Ein  Zusammentreffen 
von  Ansichten,  das  wiederum  gerne  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Theorie  an- 
geführt worden  ist  (z.  B.  von  v.  Böhm-Bawerk,  Kapital  II,  J39,  Note),  aber  doch 
nur  beweist,  dass  aus  gewissen  Vordersätzen,  zu  welchen  analog  (hier  streng  dedactiv 
und  mathematisch)  veranlagte  Köpfe  nicht  so  unbegreiflich  kommen,  dann  gleiche 
Schlüsse  gezogen  werden  (wie  man  es  z.  B.  so  deutlich  bei  völlig  unabhängig  von 
einander  stehenden  socialistischen  Theoretikern  sieht,  was  Anton  Menger  verkannt  hat). 
Vergl.  zur  Litteraturgeschichte  der  neuen  Theorie  v.  Wies  er,  natürl.  Werth,  1889, 
Vorwort,  S.  VIII  ff.  S.  bes.  K.  Meng  er  in  s.  scharfsinnigen  Volkswirthschaftslehre 
S.  87  ff.  S.  98  daselbst  eine  freilich  etwas  schwerfällige  Formulirung  des  Gesetzes 
vom  Grenznutzen.  Jevons,  theory  of  polit.  economy,  zuerst  1871,  2.  A.,  p.  40  ff. 
(darüber  W.  Böhmert,  Jevons,  S.  24  ff.,  45).  Walras  in  verschiedenen  der  oben 
S.  176  gen.  Schriften,  so  in  den  Elements  d'6con.  pol.  pure,  1874  ff.,  in  der  th^rie 
de  la  monnaie  (1886),  wo  Anhänger  genannt  werden  (p.  VIII),  in  s.  Elements  d'Econ. 
pol.  (1889)  2.  6d.,  S.  65  ff. 

An  die  hier  gegebenen  Anregungen  hat  sich  nun  in  Oesterreich  (nur  spärlich 
in  Deutschland)  und  thcilweise  auch  im  Ausland  eine  ganze  Schule  der  .,Grenznutzen- 
Theoretikcr"  angeknüpft.  Unter  diesen  ist  besonders  von  Böhm-Bawerk  und 
V.  Wies  er  hervorzuheben.  Ersterer  namentlich  in  seinen  schönen  Aufsätzen  „Grund- 
züge der  Theorie  des  wirthschaftlichen  Güterwerths'^  in  Conrad 's  Jahrbüchern 
(N.  F.  B.  13,  1886,  S.  1  ff.,  S.  477  ff.),  in  seinem  grossen  und  bedeutenden  Werke 
„Kapital"  II,  S.  134  ff.  und  in  gelegentlichen  weiteren  Ausführungen,  so  in  Repliken 
gegen  H.  Dietzel  (s.  u.).  Auf  v.  Böhm  sei  besonders  wegen  der  Klarheit  der  Dar- 
stellung einer  nichts  weniger  als  leicht  verständlichen  Lehre  und  wegen  der  ge- 
lungenen Formuliruogen  verwiesen.  Er  hat  den  Namen  „Grenznutzen"  von  v.  Wieser 
übernommen  und  sagt  kurz:  „Der  Werth  eines  Gutes  bestimmt  sich  nach  der  Grösse 
seines  Grenznutzens"  (Kapital  H,  158)  oder  genauer:  „nach  der  Wichtigkeit  des- 
jenigen concreten  Bedürfnisses  oder  Tbeilbedürfnisses ,  welches  unter  den  durch  den 
verfügbaren   Gesammtvorrath    von   Gütern    solcher   Art   bedeckten    Bedürfnissen   das 
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idest  wichtige  ist*';  oder  m.  a.  W.  für  den  Werth  eines  Guts  sei  maassgebend 
r  kleinste  Nutzen,  zo  dessen  Herbeiftlhning  es  oder  seines^eichen  in  der 
Teten  wiithschafüichen  Sachlage  rationeller  Weise  noch  renrendet  werden  dOrfte'' 
S.  157).  Freilich,  wie  kaum  zu  beetreiten  sein  möchte,  immer  Formulirangen, 
',be  ohne  sehr  eingehende  Darlegung  der  ganzen  Theorie,  wie  sie  tlbrigens  diese 
oren  geben,  schwer  überhaupt  nur  zu  rerstehen  sind.  Ueber  die  nach  Ansicht 
er  Gelehrten  bestehenden  Beziehungen  des  Grenznutzengesetzes  zum  Kostengesetze 
.  A.  r.  Böhm,  a.  a.  0.,  II,  200  („Das  Kostengesetz  ist  kein  selbständiges  Werth- 
>tz,  sondern  bildet  nur  einen  Incidenz&ll  innerhalb  des  wahren,  allgemeinen  Qe- 
es  Tom  Grenznutzen^  [?]).  Ausser  ?.  BOhm-Bawerk  ist  namentlich  r.  Wies  er  zu 
Den  mit  seiner  Schrift  „Uber  den  Ursprung  und  die  Hauptgesetze  des  wirthschaft- 
en  Werths'\  Wien  1884,  bes.  s.  126  ff.,  146  ff.,  ders.,  der  natürliche  Werth, 
n,  1889,  ders.,  in  dem  kleinen  Art  Grenznutzen  im  HandwOrterb.  d.  Staats- 
.,  IV,  107  (s.  auch  dess.  YerC  Art  Gut,  eb.  S.  225).  Hier  wird  unter  „Grenz- 
en" rerstanden:  ,J)er  geringste  Nutzen,  zu  dem  ein  Gut,  bei  gegebener  SacUage, 
Backsicht  auf  Bedarf  und  Vorrath  wirthschaftlicher  Weise  noch  verwendet  werden 
i'\  Femer  £.  Sax,  Grundlegung  der  theoret  Staatswirthschaft ,  bes.  S.  250  ff., 
'  eigentlich  das  ganze  Werk,  worin  die  „neue  Theorie'*  auf  die  Lehre  ron  den 
itlichen  Abgaben,  freilich  m.  £.  mit  zweifelhaftem  Erfolge,  angewandt  wird  (an* 
tr  Meinung  darüber.  Wieser,  natürL  Werth,  p.  XI,  w&brend  7.  Böhm  sich  auch 
&nüber  Sax  etwas  yerwahrt,  Kapital  II,  140.  Note).  Von  Sax  auch  ein  die  Bedeu- 
;  der  Theorie  m.  £.  sehr  übertreibender  Vortrag  darüber:  „die  neuesten  Fort- 
itte der  nat-ök.  Theorie^  (Leipzig,  1889).  S.  femer  die  auf  den  Preis  bezüglichen 
chlagenden  Arbeiten:  Auspitz  und  Lieben,  Untersuchungen  über  die  Theorie 
Preises,  Leipzig,  1889  (fgl.  darüber  L.  Lehr,  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  52,  N.  F.  18, 
138  ff.),  Zuckerkandl,  zur  Theorie  des  Preises  mit  besonderer  Berücksich- 
Dg  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre,  Leipzig,  1889. 

In  den  letzten  Jahren  ist  dann  über  die  Grenznutzentheorie  eine  lebhafte  Dis- 
ion  besonders  in  Conrad's  Jahrbüchem  zwischen  Anh&ngem  und  Gegnern  der 
re  geführt  worden.  Hervorzuheben  ist  der  treffliche  Aufsatz  von  J.  Lehr,  Werth, 
izwerth  und  Preis,  eine  kritische  Revision  der  neueren  bezOglicben  Litteratur, 
Theil  in  mathematischer  Behandhing  des  Problems,  und  mit  billiger  Anerkennung 
Bedeutung  der  Theorie,  wenn  auch  nicht  mit  Ucbersch&tzung  dieser  Bedeutung, 
n  mit  nur  bedingter  Zustimmung  Scharling,  Werththeorieen  und  Werthgesctz, 
rad's  Jahrb.,  B.  50,  N.  F.  16,  1888,  S.  417  ff.,  513  ff.  (über  die  gen.  Theorie, 
130.  Note),  worauf  v.  Böhm  replicirt  hat  (Kapital  H,  169,  Note).  Büt  scharfer 
9mik,  besonders  in  Betreff  der  Beschränkung  der  Bedeutung  der  Theorie,  hat  sich 
soobt  der  österr.  Schule  methodologisch  verwandte  H.  Dietzel,  die  classische 
ththeorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen,  eb.  B.  54.  N.  F.  20,  1890,  S.  5H1  ff., 
9D  diese  Theorie  gewandt  In  der  Form  unnöthig  scharf,  in  der  Sache  wohl  auch 
Bedeutung  der  Grenznutzentheorie  für  die  Analyse  der  auf  der  Nachfrageseite 
lenden  Motive  und  Rücksichten  doch  unterschätzend,  aber  in  seinem  Hauptergeb- 
m.  E.  gleichwohl  im  Ganzen  im  Rechte  (S.  605):  die  Theorie  sei  zutreffend  für  die 
;gorie  der  nicht-reproducirbaren  oder  Seltenheitsgüter,  gebe  hier  eine  ergänzende, 
laere  Bestimmung  des  Vorganges  der  Werthschätzang ,  doch  widerbpreche  sie 
sriell  weder  der  Formel  Ricardos,  dass  der  Werth  der  Güter  dieser  Kategorie 
;h  „Neigung"*  und  „Wohlstand''  der  Begehrenden  sich  bestimme,  nach  dem  „Ge- 
von  Angebot  und  Nachfrage*'.  Der  Gmndfehler  der  Theorie  sei,  dass  sie  die 
eidung  der  Kategorie  der  nicht  -  rcproducirbaren  von  der  der  reproducirbaren 
3r,  die  Basis  der  classischen  Werththeorie,  möglichst  zu  verwischen  strebe.  Für 
reproducirbaren  Güter  sei  die  Theorie  vom  Grenznutzen  der  bisherigen  Theorie 
enüber  inferior;  die  Gabelung  des  Werthgesctzes  nach  den  zwei  Güterarten  sei 
Dtastbar.  Repliken  hierauf  von  Lehr,  C^nrad*s  Jahrb.  55  (N.  F.  21)  1890,  S.  1S2, 
spitz  eb,  S.  288,  Zuckerkandl  S.  509,  v.  Böhm-Bawerk  S.  519.  Duplik 
H.  Dietzel  eb.  B.  56  (S.Folge  B.  1)  1891.  S.  685— 707,  mit  Fcsthaltung  seiner 
icht  In  einer  inhaltrcichcn ,  sehr  beachtenswertben  Abhandlung  betheiligte  sich 
n  der  Americaner  Patten  an  dem  Streit;  eb.  B.  57  (N.  F.  B.  2)  S.  481—534.  Er 
it,  unter  Festhaltung  der  dedactiven  Methode,  den  Beweis  zu  führen,  dass  in 
Sequenz  der  gesellscbaftlichen  Auffassong  des  Wirthscbaftslebcus  die  Ricardo'schen 
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YoraussetzoDgeD  der  Dedoctioii  zn  berichtigen,  die  wirtbschafUichen  Erscbeinongen 
mehr  als  subjective  aufzufassen  nnd  demgemäss  der  Theorie  vom  Grenznntzen  bei- 
ZDstiininen  und  ihr  dieselbe  Bedentang  wie  dem  Bentengesetz  fUr  das  Smith-Ricardo'- 
sehe  System  znzaerkennen  sei  (?).  Doch  müsse  man  über  die  Theorie  vom  Grenz- 
nutzen  hinaus  zu  weiteren  Untersnchongen  SQbjecti?er  Thatsachen  geben  (S.  533,  534). 
S.  Ton  de  ms.  Verf.  die  methodologisch  und  zum  Tbeil  sachlich  einschlagenden 
Schriften:  premises  of  polit  econ.,  1885,  consumption  of  wealth  18S9  u.  bes.  theory 
of  dynamic  economics,  1892.  ?.  Böhm-Bawerk  hat  die  ganze  neuere  Werthlitterator 
des  In-  und  Auslands  einer  eingehenden  kritiscben  Besprechung  unterzogen  (Conrad^s 
Jahrb.  B.  56,  3.  F.  B.  1,  S.  875—899)  und  dabei  scharf  andere  Theorieen  und  bes.  die 
Kritiker  der  Grenznntzentheorie  angegriffen,  so  Neumann,  sachlich  im  Ganzen  aber 
doch  nur  Einiges  zu  seiner  eigenen  Theorie  ergänzt  und  gegen  Missrerständnisse 
besser  gewahrt.  Gegen  Dietzel  erwiderte  er  in  Gonrad's  Jahrb.  6.  5S  (3.  F.  B.  3) 
1892,  S.  320—367.  Indessen  kann  ich  auch  hier  ?.  Böhm  nicht  weiter  beistimmen, 
als  oben  geschehen,  und  vermag  ich  Dietzel  in  den  Hauptpuncten  nicht  für  widerlegt 
zu  halten.    Der  ganze  Streit  droht  auch  etwas  in  Wortstreit  auszulaufen. 

Von  sonstiger  neuerer  deutscher  Litteratur  über  Werth,  worin  regelmässig  auf 
die  Grenznutzentheorie  mehr  oder  weniger  beistimmend,  ablehnend  oder  in  der  Ten- 
denz der  Vermittlung  mit  anderen,  namentlich  der  Kostentheorie  eingegangen  wird  — 
in  den  rorausgehend  genannten  Arbeiten  werden  diese  Schriften  meistens  erwähnt 
und  kritisirt  —  seien  hier  noch  genannt:  J.  Wolf,  zur  Lehre  von  Werth,  Tüb.  Ztschr. 
f.  Staatswiss.  B.  42,  1886,  S.415,  Flatow,  Studie  über  den  Werth  begriff,  eb.  B.  45, 
1889,  S.  261,  V.  Komorzynski,  Werth  in  d.  isolirten  Wirthschaft,  1889,  0.  Ger- 
lach, Bedingungen  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Jena  1890  (über  Marx,  Knies, 
Schäffle,  Wieser,  vgl  bes.  S.  29  ff.,  57  ff.;  über  Geriach  ?.  Böhm  in  Conrad's  Jahrb., 
3.  F.  B.  1,  S.  389  ff.)  —  Uebei  das  ganze  Werthproblem  s.  sonst  bes.  Schäffle  in 
den  im  vor.  §.  134  gen.  Stellen  und  Neumann  im  SchOnberg'schen  Handbuch  (die 
3  Auflagen  sind  hier  zu  vergleichen)  imd  „Grundlagen'*,  auch  betreffs  Abweichungen 
von  der  Grenznutzentheorie.  Dass  sich  Neumann  hier  immer  nur  auf  die  Ausarbei- 
tung von  Definitionen  beschränke  und  in  seiner  neuesten  Werthdefinition  (SchOnberg's 
Handb.  I,  3.  A.,  S.  147:  Werth  im  subjectiven  Sinne  „die  Bedeutung  für  das  Inter- 
esse bestimmter  Personen,  welche  der  Verfügungsgewalt  über  ein  Ding  beigelegt 
wird'')  im  Grunde  die  Auffassung  der  Grenz werth-Theoretiker  angenommen  habe,  wie 
V.  Böhm  meint  (Connid's  Jahrb.,  3.  F.  B.  1,  S.  891  ff.),  kann  ich  doch  nicht  zugeben. 
Die  wie  immer  fein  zergliedernden  scharfen  Ausführungen  Neumann's  über  die  Be- 
griffsbestimmung von  Werth  geben  doch  erheblich  mehr  als  bloss  formalistische 
Definitionen.  Aber  allerdings  kommen  sie  öfters  aus  Verclausulirungen  nicht  heraus 
und  legen  auf  Wortfassungen,  deren  nur  relative  Bichtigkeit  Neumann  sdbst  immer 
zugiebt,  zn  viel  Werth.  Ich  kann  ihm  in  der  Zerlegung  des  Werthbegriffs  auch  nicht 
überall  folgen  und  halte  Manches  für  Streit  um  Worte,  auch  z.  B.  was  er  über  die 
Unterscheidung  von  subjectivem  und  objectivcm  Werth,  gegen  den  Ausdruck  Ge- 
brauchswerth  und  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  gegen  Bau 's 
Unterscheidung  von  abstractem  und  concretem  Werth,  an  der  ich  festhalte,  sagt 
Dogmen-  und  litteraturgeschichtlich  sind  auch  diese  Arbeiten  sehr  reichhaltig  und 
zur  Denkübung  und  Schulung  gut  geeignet 

Auch  in  der  fremden  Litteratur  spielt,  besonders  neuerdings,  mehr  noch  in 
Folge  des  Eindringens  der  „österreichischen"  Theorie,  als  in  Folge  von  Jevons  und 
Walras,  die  aber  hier  auch  schon  Wirkung  ausgeübt  haben,  die  Controverse  ebenfalls, 
und  werden  Anhänger  und  Gegner  förmlich  abgezählt  und  jede  neue  Beistimmung 
zur  „modernen  Werththeorie"  gern  gebucht  (vgl.  die  genannten  Schriften  von  Walras, 
V.  Wieser,  v.  Böhm).  Ueber  die  Italiener,  unter  denen  z.  B.  Loria  ein  scharfer 
Gegner  ist  (Nuova  Antologia,  April  1  $90)  s.  v.  Böhm  in  Conrad's  Jahrb.  3.  F.  B.  ] , 
S.  881  ff.  In  America  hallt  der  Streit  auch  wieder,  so  in  den  Spalten  des  Quarterly 
Journal  of  economics  (Harvard  Universität)  und  sonst  S.  femer  die  gen.  Schriften 
von  Patten.  In  England  hat  Marshall  in  seinen  principics  eine  Auffassung 
vertreten,  die  sich  der  meinen  darin  nähert,  dass  auch  er  die  Bedeutung  der  Theorie 
des  Grenznutzens  (marginal  oder  final  Utility  im  Englischen)  für  die  Nachfrageseite 
anerkennt,  ohne  das  Productionskostengesetz  aufzugeben  (s.  Princ.  book  3,  eh.  2). 
(Ueber  Marshall  mein  Aufsatz  im  Quart.  Journal  of  economics,  April  1891,  worin  ich 
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Werthproblem  berOhrte).  In  Frankreich  ist  z.  B.  Gide  Anhänger  der  Grenz- 
entheorie (principcs,  1.  livre,  2.  eh.,  ralenr),  in  Holland  Pierson  (leerbook 
Staats-hoiskundc ,  Harlem  1SS4).  Hier  hat  man  aach,  mit  mir  Tollends  zweifei- 
im  Erfolge,  wie  £.  Sax,  begonnen,  die  „neue  Werththeorie'*  fOr  das  Problem 
Vcrtheüung  der  Steuerlast,  besonders  in  der  Frage  des  progressiven  Stonerfasses, 
erwerthen  (Cohen  Stuart,  Beitr.  z.  Theorie  der  progr.  Einkommensteuer,  1889, 

ees  desgl.,  s.  F.Böhm  in  Conr.  Jahrb.  3.  F.,  B.  1,  S.  875).  Aehnlich  neuestens 
)ax  im  1.  Heft  der  österr.  Ztschr.  f.  Volkswirthschaft,  1892. 

Wie  man  nun  auch  zu  dieser  ganzen  Streitfrage  stehe:  eine  unverkennbare  be- 
ende geistige  Denkarbeit  stell  die  umfassende  Litteratur  über  den  Grenznutzen 
t  Zweifel  dar.  Sie  zu  ignoriren  oder  gar  sie  missachtend  zu  behandeln,  ist  sicher 

Grund  da.  Für  uns  Deutsche  ist  es  auch  besonders  erfreulich,  unter  unseren 
]slenten  in  Oesterreich  hier  eine    so  lebhafte  und  erfolgreiche  geistige  Th&tig- 

Platz  greifen  und  damit  wie  mit  der  Hochhaltung  der  deductiven  Methode  dort 
QQg  gegen  Einseitigkeiten  der  wissenschaftlichen  Entwicklung  in  Deutschland 
nen  zu  sehen.  Ich  kann  daher  auch  spöttelnde  Bemerkungen ,  wie  die  gelegent- 
m  G.  Cohn's,  nicht  billigen.  Die  deutsche  jüngere  historische  Schule  hat  sich 
dem  Gebiete  solcher  Fragen  völlig  passiv,  im  Grunde  impotent  erwiesen.  Wie 
imüthig  aburtheilend  sie  sich  aber  auch  hier  verh&lt,  wie  immer,  wo  es  sich  um 
^e  und  Probleme  aussserhalb  ihrer  Richtung  und  Neigung  handelt,  zeigen  Becen- 
sn  im  Schmoller  sehen  Jahrbuch,  wie  die  von  W.  Sombart  über  einen  so  ge- 
enen,  scharfen  und  gedankenvollen  Autor  wie  v.  Wiesor  (XIU,  1889,  B.  4, 
SSj.  —  Immerhin  anders  beurthcilt  ein  hervorragender  jüngerer  socialistischer 
)retiker,  wenn  auch  durch  seinen  Standpunkt  etwas  befangen,  Conrad  Schmidt, 
Theorie  (in  dem  Aufs,  die  psychologische  Bichtung  der  neueren  Nationalökonomie 
Neue  Zeit'*  X,  2.  B.,  1892,  S.  421  ff.),  wie  denn  für  den  Socialismus  diese  Seite 
Problems  beachtenswerth  genug  ist. 
Im  Folgenden  habe  ich  nach  reiflicher  Deberlegung,  wozu  mir  seit  lange  jähr- 

insbesondere  auch  die  Behandlung  der  Werth-  und  Preislehre  in  meinen  Vor- 
ngen  Aulass  gegeben  hat,  doch  an  meiner  früheren  sachlichen  und  formellen 
indlung  des  Gegenstands  in  diesem  Werke  nicht  viel  gegen  die  zweite  Auflage 
idert  Mancherlei  sehe  ich  auch  wirklich  nur  mehr  als  Wortstreit  an,  so  auch 
ges  von  Neumann's  Einwänden  in  den  Erörterungen  über  subjecdven,  objec- 
t,  concreten,  abstracten  Werth.  Im  Wesentlichen  habe  ich  mich  hier,  der  Auf- 
!  in  diesem  2.  Buche  von  den  Grundbegriffen  gemäss,  auf  Feststellung  der 
minologie,  Definitionen  und  die  allgemeinsten  Principienpuncte 
Lehre  von  der  Werth-  und  Preisgestaltung  beschränkt,  gehe  daher  an  dieser 
e  auf  die  sachliche  Controverse  über  Werth,  Preis,  Kosten,  Grenznutzen  nicht 
ii  ein,  als  es  im  Vorausgehenden  geschehen  ist,  das  absichtlich  meinem  Mit- 
Lter  H.  Dietzel   für   die   theoretische  Nationalökonomie   überlassend.    Für  mich 

auch  hier,  nachdem  ich  über  die  Werthlitteratur  und  die  neueren  Streitfragen 
itirt  habe,  das  Wichtigere,  diejenigen  socialen  Gesichtspuncte  und  Unteischei- 
;en  von  Kategorieen  auch  in  dieser  Lehre  zur  Geltung  zu  bringen,  welche  ich 
n  in  der  2.  Aufl.  (zum  Theil  abweichend  von  der  ersten)  im  Anschluss  an  Bod- 
tus  hervorgehoben  habe. 

I.  Werth  im  Allgemeinen.  Gebrauchswerth.  §.  136 
,34].  A.  Ableitung  des  Werthbegriffs.  Es  ist  ein  natttr- 
68  Bestreben  des  Menschen,  insbesondere  des  wirthscbaftenden, 
1  das  Verhältnisse  in  welchem  die  inneren  nnd  äusseren  Güter 
seinen  Bedürfnissen  stehen,  zum  deutlichen  Bewusstsein  und 
ständniss  zu  bringen.  Dies  geschieht  durch  die  Schätzung 
erthschätznng),  wodurch  den  Gütern,  beziehungsweise  den  Dingen 
Aussen  weit  Werth  beigelegt  und  derselbe  gemessen  wird. 

Der  vielfach  streitige  und  durch  manche  oft  nur  scheinbar 
sinnige  Untersuchungen  noch  yerdankelte  Werthbegriff  entwickelt 
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sich  eiDfacb,  wenn  man,  wie  bisher  geschehen,  vom  Bedürfniss 
nnd  von  der  wirtbschaftlichen  Katur  des  Menschen  ausgeht,  dann 
znm  Gutsbegriff  gelangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknüpft. 
Die  Eigenschaft  eines  Guts,  zur  menschlichen  Bedürfnissbefriedigung 
tauglich  zu  sein  (seine  „Gutseigenschaft''),  kann  als  Nützlich- 
keit (Brauchbarkeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeutung, 
welche  vom  Menschen  dem  Gate  wegen  dieser  seiner  Nütz- 
lichkeit beigelegt  wird,  ist  im  allgemeinsten  Sinne  der  Werth 
des  Gutes.  Derselbe  ist  also  keine  Eigenschaft  der  Dinge  an 
sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nützlichkeit  eines  Dinges  zur 
Voraassetzung  hat,  sondern  er  ist  eine  Eigenschaft  des  Guts, 
welche  dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der  Mensch  es  in  bewusste 
Beziehung  zu  seiner  bedürftigen  Natur  setzt.  Dieser  Werth  ist  immer 
Werth  im  sn  bje et iven  Sinne,  von  einer  und  für  eine  urtbeilende 
Person  empfunden  nnd  erkannt.  Im  objectiven  Sinne  bedeutet 
„Werth",  „Werthe'*  dann  auch  die  werthhabenden  Güter  selbst, 
wo  Gut  und  Werth,  Güter  und  Werthe  im  Wesentlichen  identische 
Begriffe  werden. 

Hermann  (2.  A.  S.  5,  6,  in  einer  Hinsicht  Bau,  I,  §.  57)  gehen  in  der  Ab- 
leitung des  Werthbegrifis  ebenso  yor.  Ersterer  und  Andere  unterscheiden  nur  nicht 
weiter  zwischen  Nützlichkeit  und  Werth,  wogegen  Bau  einwendet,  dass  dann  einer 
Ton  beiden  Ausdrücken  überflüssig  w&re.  Das  würde  kein  durchschlagender  Gegen- 
grund sein,  aber  die  Unterscheidung  im  Texte  bringt  mit  Becht  ein  subjectiyos  Moment 
mit  in  die  Definition.  Aehnlich  auch  Sch&ffle  nationalökon.  Lehre  y.  Werth,  1862 
und  Ges.  Syst.  3.  Aufl.  S.  102,  Werth  subjectiy  betrachtet:  Die  einem  Gute  beigelegte 
Bedeutung  oder  Geltung.  Bosch  er  (Werth  die  Bedeutung,  welche  ein  Gut  für  das 
Zweckbewusstsein  des  wirthschaftenden  Menschen  hat),  Mangoldt  Grundr.  §.  1.  — 
Bau  hat  eine  andere  Werthdefioition  gegeben  §.  57.  £r  geht  auch  yon  der  „Nütz- 
lichkeit'' aus,  glaubt  aber  dann  gleich  mehrere  Güter  in  Bezug  auf  ihre  Nützlichkeit 
vergleichen  zu  müssen  und  gelangt  darauf  zun&chst  zum  Gebrauchswerth 
oder  zum  Werth  im  engeren  Sinne:  „der  im  menschlichen  Urtheil  anerkannte  Grad 
yon  Nützlichkeit  eines  Sachguts''.  Indem  er  dann  den  Gebrauchs-  und  den 
Tausch-  oder  Yerkehrswerth  unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammenfasst, 
ist  ihm  dieser  „der  Grad  der  Fähigkeit  eines  Sachguts  zur  Forderung  mensch- 
licher Zwecke  zu  dienen".  Hier  wird  aber  mit  Unrecht  der  zweite  Schritt  bei  der 
Sch&tzung  zum  ersten  gemacht  Die  Einwendung  Bau 's,  dass  sich  vom  Werthe  einer 
Sache  allein,  ohne  Yergleichung  anderer  Güter  oder  mehrerer  individueller  Schätzungen 
nicht  sprechen  lasse,  und  wenn  man  einer  Sache  schlechthin  Werth  zuschreibe,  ohne 
sie  mit  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hoher  Werth  zu 
verstehen  sei,  scheint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 

Marx,  Kapital  a.  a.  0.  S.  2  braucht  Gebrauchswerth  und  Gut  gleichbedeutend.  — 
In  anderem  Sinne  als  im  Texte  spricht  Hermann  von  snbjectivem  und  objcctivcm 
Werth,  und  Andere  nehmen  die  Unterscheidung  wieder  anders,  v.  BOhm-Bawerk 
(Conrad's  Jahrbuch  B.  52,  N.  F.  13,  1886,  S.  4,  auch  Kapital  II,  187)  versteht  unter 
Werth  im  subjectiven  Sinne:  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  oder  ein  Gütercomplex  für 
die  Wohlfahrtszwocke  eines  Subjects  hat,  im  objectiven  Sinne:  „die  Kraft  oder  Tüch- 
tigkeit eines  Guts  zur  Herbeiführung  irgend  eines  objectiven  Erfolgs."  Genauer  aber 
bestimmt  v.  BOhm  (Jahrb.  a.  a.  0.  S.  18)  den  subjectiven  Werth  als:  „diejenige  Be- 
deutung, die  ein  Gut  oder  Gütercomplex  als  erkannte  Bedingung  eines  sonst  zu  ent- 
behrenden   Nutzens   für   die   Wohlfahrtszwecke   eines  Menschen   erlangt"    (wie,   was 
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(Ohm  auch  bemerkt,  sieht  ganz  nn&bnlich  schon  ron  Maogoldt  in  der  Volks- 
hschafhlehre  S.  132).  Kenmann  (Handbuch  I,  3.  A.,  S.  139,  151),  welcher  der 
aition  der  einzelnen  Wertharten  eine  allgemeine  Definition  7on  Werth  rorans- 
bicken  „ganz  yerkehrt'  nennt  (S.  138  Kote  21),  unterscheidet  durchweg  zwei 
igorien  yon  Werthbegrifien,  die  snbjectiyen  und  die  objectiren,  jene,  „£e  sich 

gewisse  Personen  und  ihre  Vermögensinteressen,  resp.  ihre  Interessen,  Wünsche, 
'  Neigungen  überhaupt  beziehen'^  oder  karz :  nach  der  Schätzung  eines  Dings  nach 
er  Bedeutung  oder  Tauglichkeit  ftlr  gewisse  Personen;  die  objectiFen  nach  der 
Itzung  Ton  Dingen  ohne  solche  Bttcksicht,  wo  ron  gewissen  Personen  abgesehen 

rorzugsweise  die  Tauglichkeit,  gewissen  Bedürfnissen,  Interessen,  Wünschen, 
cken  n.  8.  w.  als  solchen  zu  genügen,  beachtet  wird.  Ich  kann,  trotzdem  das 
mann  fast  nnerkliiüch  nennt  (a.  a.  0.,  S.  152,  Kote  62)  auch  jetzt  noch  nicht 
dn,  in  dieser  seiner  Unterscheidung  wesentUcb  dasselbe  wie  in  der  Bau*schen 
concretem  und  abstraciem  Werth  zu  sehen,  und  auch  ?•  Böbm's  Unterscheidung 
t  auf  wenig  Anderes  hinaus. 

Die  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der  snbjectiven 
irthschätznng  ergiebt,  dass  zuerst  die  Beilegung  von  Werth 
o]gty  darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemessen  wird.  Ersteres 
ichieht  in  der  Weise,  dass  die  Güter  zu  den  Bedürfhissen  in 
Ziehung  gesetzt  werden;  letzteres  dann  in  doppelter  Weise: 
werden  die  Gttter  verglichen  mit  Rficksicht  auf  ihre  Brauch- 
'keit  zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse  und  auf 
e    Brauchbarkeit    zur   Befriedigung   desselben    Bedürfnisses. 

ersten  Falle  hängt  ftir  das  schätzende  Subject  die  Höhe  des 
3rthes  der  Gttter  allgemein  von  der  Rangordnung  seiner  Bedttrf- 
se,  speciell  von  der  Stärke  und  Dringlichkeit  der  von  ihm  im 
icreten  Falle  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  ab:  es  entscheidet 

0  zugleich  die  Natur  der  Güter  und  die  jeweilige  persönliche 
ge  des  schätzenden  Menschen  über  die  Höhe  des  Werthes:  der 

sich  einfache  und  richtige,  der  Grenznutzentheorie  zu  Grunde 
;ende  Sachverhalt.  Im  zweiten  Falle  hängt  die  Werthhöhe 
sentlich  von  dem  Grade  der  Brauchbarkeit  eines  Gutes,  demnach 

1  dessen  objectiven  Eigenschaften,  bei  derselben  Gntsart  von 
r  Qualität,  Sorte  ab.  Die  Rangordnung  der  Brauchbarkeiten  be- 
nmt  also  die  Höhe  des  Werthes  der  verschiedenen,  für  dasselbe 
dürfniss  dienenden  Güter. 

Die  Fon  Bau  und  anderen  Autoren  gegebene  Definition  des  Werths,  wonach 
»er  den  Grad  der  F&higkeit  eines  Guts  (Sachguts  Bau),  zur  Förderung  mensch- 
ter  Zwecke  zu  dienen,  bezeichne,  wird  nur  dem  zweiten  Vorgänge  bei  der  Sch&t- 
g  gerecht  und  ist  zu  eng.  Die  Yergleichung  der  Güter  unter  sich  ist  zur 
rthmessung,  nicht  zur  Werthbeileguug  erforderlich.  Meine  Bezugnahme  auf 
Grenznutzentheorie  in  obiger  Weise  wird  neileicht  Widerspruch  finden,  aber  mit 
echt. 

B.  —  §.  137  [35,  36].    Der  Werth  als  Gebrauchswerte 

r  also  abgeleitete  Werth  ist  Gebrauchswert h.     ,,Es  giebt 

ir  Eine  Art  Werth  und  das  ist  der  Gebrauchswerth.    Dieser 

entweder  individueller  Gebrauchswerth  oder  socialer  Ge- 
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brancbswerth.  Der  erstere  besteht  dem  Individuum  und  seinen 
Bedürfnissen  gegenüber  ohne  alle  Berücksichtigung  einer  socialen 
Organisation.  Der  zweite  ist  der  Gebranchswerth,  den  ein  ans 
yielen  individuellen  Organismen  (bez.  Individuen)  bestehender 
socialer  Organismus  hat''  (Rodbertus).  Der  sociale  Ge- 
brauchs werth  setzt  also  Arbeitstheilnng  und  eine  bestimmte 
Rechtsordnung  bezüglich  der  sachlichen  Prodnctionsmittel,  damit 
die  Notbwendigkeit  einer  Organisation  der  Vertheilung  der 
arbeitstheilig  gewonnenen  Güter  voraus. 

Das  Mittel  hierzu  ist  im  freien  Verkehr  auf  der  Grundlage  der  Prirateigen- 
thnmsordnung  und  in  der  privatwirthschafUichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft 
die  Einrichtung  des  Tausches,  bez.  unter  Vermittlung  des  Gelds,  des  Kaufs  und  Ver- 
kaufs« wo  dann  der  Werth  als  Tanschwerth  und  Vertrags-Preis  henrortritt. 
Der  Tauschwerth  ist  daher  nicht  eine  dem  Gebrauchswerth  coordinirte  Art  des  Werths, 
kein  logischer  Gegensatz  zum  Gebrauchswerth,  sondern  er  ist  ein  historischer  Be- 
griff, der  bestimmten  geschichtlichen  Perioden  des  Verkehrs  entspricht  Er  hat 
im  Tazwerth  und  Taxpreis  einen  anderen  historischen  Werthbegriflf  neben  sich: 
ein  durch  Autoritäten  festgesetzter  Werth  und  Preis  für  die  Güterübertragung 
zwischen  zwei  Personen.  In  einem  obrigkeitlich  oder  durch  Organe,  denen  die 
betreffende  Macht  hierzu  gewährt  ist,  geregelten  Verkehr  kommt  dieser  Taxwerth 
und  Taxpreis  auch  in  einer  Volkswirthschafc  mit  pri?atwirthschaftlicher  Organisation 
und  PriFateigenthumsordnung  Tor.  In  einer  auf  der  Rechtsgrundlage  gesellschaft- 
liehen  Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beruhenden  Volks- 
wirthschaft  mit  ,  social  istischer*'  Organisation  der  Prodnction  und  Vertheilung  müsste 
folgerichtig  der  Tauschwerth  und  Preis  des  freien  Verkehrs.  —  mindestens  der  Regel 
nach,  streng  genommen  unbedingt—  verschwinden  und  allgemein  durch  „Social- 
Taxen'*  ersetzt  werden.  Die  nothwendige,  aber  missliche,  weil  nicht  oder  unendlich 
schwer  auszuführende  Conseqnenz  des  Systems!  (S.  §§.  141,  142.) 

Vgl.  Rodbertus  in  dem  Briefe  an  mich  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1878,  S  223.  Ich 
habe  mich  dieser  Auffassung  angeschlossen,  deren  Bedeutung  ich  schon  in  der  1.  Aufl. 
einmal  henrorhob.  Rodbertus  schliesst  seine  dortige  Erörterung:  ,JDer  Tauschwerth 
ist  nur  der  historische  Um-  und  Anhang  des  socialen  Gebrauchswerths  aus  einer  be- 
stimmten Geschichtsperiode.  Indem  man  dem  Gebrauchswerth  einen  Tauschwerth  als 
logischen  Gegensatz  gegenüberstellt,  stellt  man  zu  einem  logischen  Begriff  einen  histo- 
rischen Begriff  in  logischen  Gegensatz,  was  logisch  nicht  angeht**  Das  ist  yolll(ommen 
richtig  und  nOthigt  zu  einer  Aenderung  der  üblichen  unlogischen  „Eintheilung**  des 
Werths  in  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  wie  ich  sie  in  §.  35  d.  1.  Aufl.  auch  noch 
vorgenommen  hatte.  —  Die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  schon 
im  Keime  (wie  Neumann,  Tüb.  Zeitschr.  B.  28,  275,  mit  Recht  berichtigt)  bei 
Aristoteles,  Polit.  I,  9.  Die  eigene  Benutzung,  der  Gebrauch,  die  häusliche  Ver- 
wendung (obcela  X9^<^^i)  ^^^  ^^^  Vertauschen  gegenüber  gesetzt  Vergl.  auch 
eb.  I,  3,  4  und  die  ganze  Theorie  des  Erwerbs  des  Aristoteles,  wovon  Büchsen- 
schütz a.  a.  0.  S  252  ff.  eine  Uebersicht  giebt  —  Auch  A.  Smith  I,  eh.  4  unter- 
scheidet value  in  use  und  in  exchange,  bebandelt  aber  nur  den  letzteren.  Ebenso 
seine  meisten  Nachfolger,  Ricardo  und  überhaupt  besonders  die  Freihändler.  Von 
zwei  entgegengesetzten  Seiten  ist  denn  auch  die  Ansicht,  besonders  in  neuerer  Zeit, 
vertreten,  dass  nur  der  Tauschwerth  der  in  der  Nationalökonomie  zu  betrachtende 
Werth  sei,  nemlich  von  radical  freihändlerischer  und  von  socialistischer  oder  den 
Socialisten  verwandter  Seite.  Von  ersterem  Standpuncte  aus  soUte  die  Wissenschaft 
eine  reine  Tausch-Lehre  werden,  eine  aussoronlentlich  enge  und  einseitige  Auf- 
fassung. Von  der  anderen  Seite  s  Marx,  1.  Kap,  H.  Rösler  in  Hirth's  Ann.  1875 
8. 10,  Dühring,  Cursus  8.  38  (Gebrauchswerth  nur  „in  der  veralteten  Tradition  der 
gemeinen  Lehrbücher**,  .,wi8sen8chafUich  überwundener  Irrthum**).  —  Ich  stelle  im 
Einklang  mit  der  Rodbertus'schcn  und  auch  der  Schäffle'schen  Auffassung 
(Soc.  Körper  III,  272,  276)  den  Gebranchswerth-Character  alles  Werths  vormn 
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hebe  die  Qebrauchswerth- Schätzung  am  so  mehr  herror,  weil  die  Tausch werth- 
itznng  auf  ?iele  der  wichtigsten  wiithschafUichen  Guter  schlechterdings  gar  nicht 
indbar  ist,  so  nicht  auf  den  Staat  und  seine  Leistungen,  noch  auf  andre  gemein- 
ischaftUche  Verhältnisse.  (S.  unten  §.  139.)  Aber  auch  im  pri?atwirthschafUichen 
ehr  reicht  die  Tauschwerth-Schätzung  nicht  aus  und  muss  namentlich  zur  Erklärung 
einfachsten  Tauschacte  im  Verkehr  auf  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werth 
ckgegrifien  worden  (u.  §.  1S8).  Bau  hat,  trotzdem  er  nur  Sachgttter  betrachtet, 
ler  Tausch  und  der  F^ehismässige  Erwerb  so  ?oran  stehen,  mit  Recht  doch  auch 
Gebrauchswerth  eine  eingehende  Betrachtung  gewidmet  (§.  58  ff).  Die  Erweito- 
des  Begrifis  der  wirthschaftlichen  Guter  auf  persönliche  Dienste  und  Verhältnisse 
it  dies  noch  nothwendiger.  Neumann  (z.  B.  Handb.  I,  3.  A.,  S.  139,  Note  23, 
12)  wendet  sich  auch  gegen  die  Eintheilong  des  Werths  in  Gebrauchs-  und  Tausch- 
h,  wie  sie  bei  Bau,  Boscher,  Hermann  sich  findet,  sowie  gegen  die  Behandlung 
är  als  coordinirte  Begriffe.  Aber  seiner  Tölligen  Verwerfung  jeder  bezüglichen 
rscheidung  rermag  ich  nicht  zu  folgen  und  finde  das,  was  Neumann  darüber  aus- 
t,  auch  nicht  recht  verständlich. 

Der  Gebrauchswerth  (Werth  im  engeren  Sinne  bei 
u)  lässt  sich    definiren    als  der  Werth  eines  Guts,    betrachtet 

den  Zweck  der  BedUrfnissbefriedigung  mit  ihm,  dem  Gute, 
;en  der  specifischen  Nützlichkeit  des  Gutes  und  wegen  des 
arfs,  welcher  auf  Gtttcr  dieser  Art,  daher  ans  Gründen  der  all- 
lein  menschlichen  wie  eventuell  der  individuell  persönlichen 
Oriltigkeit  und  Lage  und  der  daraus  hervorgehenden  Bedürf- 
-  Empfindung  gerichtet  ist.  Er  ist  so  die  Grundlage  jeder 
ätzung. 

Modification  meiner  Definition  in  §.  35  d.  1.  Aufl.,  wozu  ich  mit  durch  Held, 
idr.  S.  41  bewogen  wurde.  „Wenn  man  den  Gebrauchswerth  einmal  erkannt  hat,  so 
>t  er  sich  so  lange  gleich,  als  nicht  in  den  Absichten  (und,  füge  ich  hinzu,  in  den  auf 
>  Absichten  bestimmend  einwirkenden  Verbältnissen)  des  Menschen  oder  in  der  aner- 
ten  Brauchbarkeit  eines  Mittels  für  dieselben  ein  Wechsel  eintritt'*  (Bau,  §.  5S.) 

Der  individuelle  wie  der  sociale  Gebrauchswerth  ist  zu 
;erscheiden: 

1)  nach  dem  snbjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
1  nach  der  objectiven  Brauchbarkeit  des  Gutes:  als  Ge- 
is werth  für  die  directe  BedUrfnissbefriedigung  mit  dem  Gute 
st  und  Productionswerth  (mitunter  Erwerbswerth  ge- 
nt,  so  bei  Rau,  was  aber  sprachlich  den  Tauschwerth  mit 
assen  würde)  für  die  Herstellung,  bez.  Gewinnung  neuer  Güter 

dem  Gute.  Die  Güter  lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in 
Dussmittel  und  Productionsmittel  (Erwerbsmittel) 
^rscheiden. 

Ob  ein  Gut  zur  einen  oder  anderen  Glasse  gehört,  hängt  allerdings  bei  manchen 
rn,  welche  ihrer  Beschaffenheit  nach  beide  Verwendungen  gestatten,  vom  Willen 
Menschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vorherrschend  maassgebend  ist  doch  die  Be- 
fenheit  der  Guter  selbst,  wonach  viele  Guter,  wenigstens  rein  Ökonomisch  be- 
ttet ,  nur  Genussmittel  (z.  B.  Nahrungsmittel,  Luxusartikel),  —  was  natürlich  nicht 
ert,  dass  sie  ein  Theü  des  Kapitals  als  Productionsmittelfonds  sind,  indem  sie  von 
Producenten  während  der  Production  und  um  zu  dieser  fähig  zu  werden,   ver- 
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wirklich  richtig  und  ror  Allem,  ob  sie  eine  so  grosse  Tragweite  hat,  wie 
ihre  Anhftnger  annehmen,  wird  von  anderer  Seite  bestritten  and  aach  ich  hege  nament- 
lich in  Betreff  der  eisten  nnd  letzten  der  eben  erw&hnten  Pnncte  Zweifel.  Insbeson- 
dere scheint  mir  (in  theilweiser,  doch  nicht  rölliger  Debereinstimmung  mit  H.  Diet- 
zel, s.  u.)  die  Qrenznutzentheorie  doch  nur  anf  eine  feinere  Analyse  der  auf  der 
Kachfrage -Seite  entscheidenden  psychischen  Momente  hinauszukommen.  Hier  cr- 
giebt  diese  Theorie  genauere  and  tiefere  Einblicke  in  diese  Momente  and  damit  in 
die  Factoren,  welche  von  dieser  Seite  der  Nachfrage  aas  auf  die  Bildung  der  Höhe 
des  Werths,  audi  des  Taoschwerths  und  Preises  bestimmend  sind.  Aber  die  Trag- 
weite dieses  wissenschaftlichen  Fortschritts  ist  doch  nicht  so  gross  und  so  bedeutsam, 
wie  die  Anhänger  der  Theorie  meinen.  Die  bisherige  Werth-,  Tausch  werth-  und 
Freistbeorie,  insbesondere  die  Theorie  der  Productionskosten  als  Preis  bestimmenden 
Factor's,  sind  dadurch  nicht  umgeworfen,  sondern  nur  nach  einer  Seite  erg&nzt.  Man 
könnte  das  etwa  so  ausdrücken:  in  der  Lehre  von  den  Productionskosten  (Ricardo, 
socialistischo  Theoretiker)  hat  man  es  namentlich  mit  der  An  gebot- Seite  zu  thun 
und  hat  darüber,  wie  übrigens  auch  Andere,  so  namentlich  Schaffte  längst  ein- 
gesehen und  gelehrt  haben,  die  Nachfrage- Seite  zu  wenig  beachtet.  Die  Grenz- 
nutzentheorie hat  das  Verdienst,  die  letztere  Seite  in  zum  Theil  neuer  und  eigen- 
thümlicher  Weise  zu  betrachten  und  eben  dadurch  eine  Ergänzung  für  die  ganze 
Werth-  und  Preistheorie  zu  liefern. 

Die  wichtigsten  Grundgedanken  der  Grenznutzentheorie  oder,  wie  sie  ihre  An- 
hänger, z.  B.  ?.  BOhm-Bawerk  mitunter  kurzweg  nennen,  der  „modernen''  Werth- 
theorie  (auch  wohl  der  „psychologischen''  Werth-Theorie) ,  sind  zuerst  von  Gossen 
in  seinem  Buche  „Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Yerkehrä  und  der  daraus 
fliossenden  Regeln  für  menschliches  Handeln"  (Braunschweig,  1854)  entwickelt  worden. 
Dies  gestehen  die  neueren  Anhänger  der  Theorie  selbst  zu.  Aber  diese  Schrift  ist 
ohne  jede  Einwirkung  geblieben  und  vergessen  worden,  bis  sie  neuere  Theoretiker 
der  Richtung  (Walras,  Jevons)  erst  wieder  entdeckten,  unabhängig  von  Gossen  und 
unabhängig  von  einander  sind  dann  drei  Gelehrte  verschiedener  Nationalitäten  wesent- 
lich auf  dieselbe  Werththeorie  gekommen.  Der  Deutsche  (Oesterreicher)  Karl  Menger, 
der  Engländer  Jevons  und  der  Franzose  (Schweizer)  Wal  ras.  Ein  Zusammentreffen 
von  Ansichten,  das  wiederum  gerne  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Theorie  an- 
geftlhrt  worden  ist  (z.  B.  von  v.  BOhm-Bawerk,  Kapital  H,  139,  Note),  aber  doch 
nur  beweist,  dass  aus  gewissen  Vordersätzen,  zu  welchen  analog  (hier  streng  dedactiv 
und  mathematisch)  veranlagte  Köpfe  nicht  so  unbegreiflich  kommen,  dann  gleiche 
Schlüsse  gezogen  werden  (wie  man  es  z.  6.  so  deutlich  bei  völlig  nnabhängig  von 
einander  stehenden  socialistischen  Theoretikern  sieht,  was  Anton  Menger  verkannt  hat). 
VergL  zur  Litteraturgeschichte  der  neuen  Theorie  v.  Wies  er,  natürl.  Werth,  1889, 
Vorwort,  S.  VIII  ff.  S.  bes.  K.  Menger  in  s.  scharfsinnigen  Volkswirthschaftslehre 
S.  87  ff.  S.  98  daselbst  eine  freilich  etwas  schwerfällige  Formulirung  des  Gesetzes 
7om  Grenznutzen.  Jevons,  theory  of  polit  economy,  zuerst  1871,  2.  A.,  p.  40  ff. 
(darüber  W.  Böhmert,  Jevons,  S.  24  ff.,  45).  Walras  in  yerscbiedenen  der  oben 
S.  176  gen.  Schriften,  so  in  den  Elements  d'öcon.  pol.  pure,  1874  ff.,  in  der  th6orie 
de  la  monnaie  (1886),  wo  Anbänger  genannt  werden  (p.  VIII),  in  s.  Elements  d'Econ. 
pol.  (1889)  2.  6d.,  S.  65  ff. 

An  die  hier  gegebenen  Anregungen  hat  sich  nun  in  Oesterreich  (nur  spärlich 
in  Deutschland)  und  tbeilweise  auch  im  Ausland  eine  ganze  Schule  der  „Grenznutzen- 
Theoretiker"  aogelinOpft.  Unter  diesen  ist  besonders  von  BOhm-Bawerk  und 
V.  Wies  er  hervorzuheben.  Ersterer  namentlich  in  seinen  schönen  Aufsätzen  „Grund- 
züge der  Theorie  des  wirthschaftlichen  Güterwerths'*  in  Conrad 's  Jahrbüchern 
(N.  F.  B.  18,  1886,  S.  1  ff.,  S.  477  ff.),  in  seinem  grossen  und  bedeutenden  Werke 
„Kapital"  II,  S.  134  ff.  und  in  gelegentlichen  weiteren  Ausführungen,  so  in  Repliken 
gegen  H.  Dietzel  (s.  u.).  Auf  y.  Böhm  sei  besonders  wegen  der  Klarheit  der  Dar- 
stellung einer  nichts  weniger  als  leicht  verständlichen  Lehre  und  wegen  der  ge- 
lungenen Formuliruogen  verwiesen.  Er  hat  den  Namen  „Grenznutzen"  von  v.  Wieser 
übernommen  und  sagt  kurz:  „Der  Werth  eines  Gutes  bestimmt  sich  nach  der  Grösse 
seines  Grenznutzens'*  (Kapital  II,  158)  oder  genauer:  „nach  der  Wichtigkeit  des- 
jenigen concreten  Bedtlrfnisses  oder  Theilbedürfnisses .  welches  unter  den  durch  den 
verfügbaren   Gesammtrorrath    ron   Gütern    solcher  Art   bedeckten    Bedürfnissen   das 
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idest  wichtige  ist**;  oder  m.  a.  W.  für  den  Werth  eines  Gots  sei  maassf^ebend 
r  kleinste  Kotzen,  zu  dessen  Herbeiführang  es  oder  seines^eichen  in  der 
areten  wiithschafUichen  Sachlage  rationeller  Weise  noch  renrendet  werden  dOrfte** 

S.  157).  Freilich,  wie  kaum  za  bestreiten  sein  möchte,  immer  Formulirangen, 
:he  ohne  sehr  eingehende  Darlegung  der  ganzen  Theorie,  wie  sie  übrigens  diese 
oren  geben,  schwer  überhaupt  nur  zu  rerstehen  sind.  Ueber  die  nach  Ansicht 
ler  Gelehrten  bestehenden  Beziehungen  des  Grenznutzengesetzes  zum  Kostengesetze 
.  A.  ?.  Böhm,  a.  a.  0.,  II,  200  („Das  Kostengesetz  ist  kein  selbstindiges  Werth- 
3tz,  sondern  bildet  nur  einen  Inddenz&ll  innerhalb  des  wahren,  allgemeinen  Ge- 
es  Tom  Grenznutzen**  [?]).  Ausser  r.  BOhm-Bawerk  ist  namentlich  r.  Wies  er  zu 
nen  mit  seiner  Schrift  „über  den  Ursprung  und  die  Hauptgesetze  des  wirthschaft- 
en  Werths**,  Wien  1884,  bes.  s.  126  ff.,  146  ff.,  ders.,  der  natürliche  Werth, 
in,  1889,  ders.,  in  dem  kleinen  Art  Grenznutzen  im  HandwOrterb.  d.  Staats- 
».,  IV,  107  (s.  auch  dess.  Verf.  Art  Gut,  eb.  S.  225).  Hier  wird  unter  „Grenz- 
:en*'  rerstanden:  ,J)er  geringste  Nutzen,  zu  dem  ein  Gut,  bei  gegebener  Sachlage, 
Bücksicht  auf  Bedarf  und  Yorrath  wirthschaftlicher  Weise  noch  verwendet  werden 
1*'.  Femer  £.  Sax,  Grundlegung  der  theoret  Staatswirthschaft ,  bes.  S.  250  ff., 
r  eigentlich  das  ganze  Werk,  worin  die  „neue  Theorie**  auf  die  Lehre  ron  den 
Qtlichen  Abgaben,  freilich  m.  £.  mit  zweifelhaftem  Erfolge,  angewandt  wird  (an* 
sr  Meinung  darüber.  Wies  er,  natürL  Werth,  p.  XI,  w&hrendy.  Böhm  sich  auch 
enüber  Sax  etwas  rerwahrt,  Kapital  II,  140.  Kote).  Von  Sax  auch  ein  die  Bedeu- 
^  Jer  Theorie  m.  £.  sehr  übertreibender  Vortrag  darüber:  „die  neuesten  Fort- 
ritte der  nat.-Ok.  Theorie**  (Leipzig,  1889).  S.  femer  die  auf  den  Preis  bezüglichen 
ichlagenden  Arbeiten:  Auspitz  und  Lieben,  Untersuchungen  über  die  Theorie 

Preises,  Leipzig,  1889  (fgl.  darüber  L.  Lehr,  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  52,  N.  F.  18, 
138  ff.),  Zuckerkandl,  zur  Theorie  des  Preises  mit  besonderer  BerUcksich- 
ng  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre,  Leipzig,  1889. 

In  den  letzten  Jahren  ist  dann  über  die  Grenznutzentheorie  eine  lebhafte  Dis- 
}ion  besonders  in  Conrad's  Jahrbüchern  zwischen  Anh&ngem  und  Gegnern  der 
re  geführt  worden.  Hervorzuheben  ist  der  treffliche  Aufiatz  von  J.  Lehr,  Werth, 
Qzwerth  und  Preis,  eine  kritische  Revision  der  neueren  bezüglichen  Litteratur, 
i  Theil  in  mathematischer  Behandlung  des  Problems,  und  mit  billiger  Anerkennung 

Bedeutung  der  Theorie,  wenn  auch  nicht  mit  Ucberscb&tzung  dieser  Bedeutung, 
in  mit  nur  bedingter  Zustimmung  Scharling,  Werthtbeorieen  und  Werthgesotz, 
rad's  Jahrb.,  B.  50,  N.  F.  16,  1888,  S.  417  ff.,  513  ff.  (über  die  gen.  Theorie, 
130,  Note),  worauf  v.  Böhm  replicirt  hat  (Kapital  U,  169,  Note).  Mit  scharfer 
emik,  besonders  in  Betreff  der  Beschränkung  der  Bedeutung  der  Theorie,  hat  sich 

sonbt  der  Osterr.  Schule   methodologisch   verwandte  H.  Dietzel,   die  classische 

rththeorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen,  eb.  B.  54.  N.  F.  20,  1890,  8.  5H1  ff., 

en  diese  Theorie  gewandt  In  der  Form  unnOthig  scharf,  in  der  Sache  wohl  auch 

Bedeutung  der  Grenznutzentheorie   für   die  Analyse   der  auf  der  Nachfrageseite 

lenden  Motive  und  Rücksichten  doch  unterschätzend,  aber  in  seinem  Haoptergeb- 

m.  E.  gleichwohl  im  Ganzen  im  Rechte  (S.  605):  die  Theorie  sei  zutreffend  für  die 
^gorie  der  nicht-reproducirbaren  oder  Seltenheitsgüter,  gebe  hier  eine  ergänzende, 
aaere  Bestimmung  des  Vorganges  der  Werthschätzong ,  doch  wideibpreche  sie 
eriell  weder  der  Formel  RicaHo's,  dass  der  Werth  der  Güter  dieser  Kategorie 
ch  „Neigung**  und  „Wohlstand**  der  Begehrenden  sich  beätimmo,  nach  dem  „Ge- 

von  Angebot  und  Nachfrage**.  Der  Grandfehler  der  Theorie  sei,  dass  sie  die 
eidong  der  Kategorie  der  nicht  -  rcproducirbaren  von  der  der  reproducirbaren 
er,  die  Basis  der  classischen  Werththeorie,  möglichst  zu  verwischen  strebe.  Für 
reproducirbaren  Güter  sei  die  Theorie  vom  Grenznutzen  der  bisherigen  Theorie 
enüber  inferior;  die  Gabelung  des  Werthgesctzee  nach  den  zwei  Güterarten  sei 
ütastbar.  Repliken  hierauf  von  Lehr,  Conrad's  Jahrb.  55  (N.  F.  21)  1890,  S.  1S2, 
spitz  eb,  S.  288,  Zuckerkandl  S.  509,  v.  Böhm-Bawerk  S.  519.  Duplik 
H.  Dietzel  eb.  B.  56  (3.Foige  B.  1)  1891,  S.  685— 707,  mit  Festhaltnng  seiner 
sieht  In  einer  iuhaltrcichcn ,  sehr  beachtenswerthen  Abhandlung  betheiligte  sich 
n  der  Americaner  Patten  an  dem  Streit;  eb.  ß.  57  (N.  F.  B.  2)  S.  481—534.  Er 
ht,  unter  Festhaltung  der  dedactiven  Methode,  den  Beweis  zu  führen,  dass  in 
iseqoenz  der  gesellschaftlichen  Auffassung  des  Wirthschaftslebcus  die  Ricardo'schen 
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YoraassetzoDgeo  der  Deductioii  zu  berichtigea,  die  wirthschaftlichen  Erscheinungeo 
mehr  als  sabjective  aufzufassen  und  demgem&ss  der  Theorie  Tom  Grenznutzen  bei- 
zustimmen und  ihr  dieselbe  Bedeutung  wie  dem  Rentengesetz  für  das  Smith-Ricardo'- 
sehe  System  zuzuerkennen  sei  (?).  Doch  mOsse  man  über  die  Theorie  vom  Grenz- 
nutzen hinaus  zu  weiteren  Untersuchungen  subjecti?er  Thatsachen  gehen  (S.  533,  534). 
S.  von  de  ms.  Verf.  die  methodologisch  und  zum  Theil  sachlich  einschlagenden 
Schriften:  premises  of  polit  econ.,  1S85,  consumption  of  wealth  18S9  u.  bes.  theory 
of  dynamic  economics,  1892.  ?.  BOhm-Bawerk  hat  die  ganze  neuere  Werthlitteratur 
des  In-  und  Auslands  einer  eingehenden  kritischen  Besprechung  unterzogen  (Conrad's 
Jahrb.  B.  5C,  3.  F.  B.  1,  S.  875—899)  und  dabei  scharf  andere  Tbeorieen  und  bes.  die 
Kritiker  der  Grenznutzentheorie  angegriffen,  so  Neumann,  sachlich  im  Ganzen  aber 
doch  nur  Einiges  zu  seiner  eigenen  Theorie  ergänzt  und  gegen  Missrerständnisse 
besser  gewahrt.  Gegen  Dietzel  erwiderte  er  in  Conrad's  Jahrb.  B.  5S  (3.  F.  B.  3) 
1892,  S.  320 — 367.  Indessen  kann  ich  auch  hier  y.  Böhm  nicht  weiter  beistimmen, 
als  oben  geschehen,  und  vermag  ich  Dietzel  in  den  Hauptpuncten  nicht  fUr  widerlegt 
zu  halten.    Der  ganze  Streit  droht  auch  etwas  in  Wortstreit  auszulaufen. 

Yen  sonstiger  neuerer  deutscher  Litteratur  über  Werth,  worin  regelmässig  auf 
die  Grenznutzentheorie  mehr  oder  weniger  beistimmend,  ablehnend  oder  in  der  Ten- 
denz der  Vermittlung  mit  anderen,  namentlich  der  Eostentheorie  eingegangen  wird  — 
in  den  vorausgehend  genannten  Arbeiten  werden  diese  Schriften  meistens  erwähnt 
und  kritisirt  —  seien  hier  noch  genannt:  J.  Wolf,  zur  Lehre  von  Werth,  Tüb.  Ztschr. 
f.  Staatswiss.  B.  42,  1886,  S.415,  Flatow,  Studie  über  den  Werthbegriff,  eb.  B.  45, 
1889,  S.  261,  V.  Eomorzynski,  Werth  in  d.  isolirten  Wirthschaft,  1889,  0.  Ger- 
lach, Bedingungen  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Jena  1890  (über  Marx,  Knies, 
Schäffle,  Wieser,  vgl.  bes.  S.  29  ff.,  57  ff.;  über  Gerlach  v.  Böhm  in  Conrad*s  Jahrb., 
3.  F.  B.  1,  S.  389  ff.)  —  Uebet  das  ganze  Werthproblem  s.  sonst  bes.  Schäffle  in 
den  im  vor.  §.  134  gen.  Stellen  und  Neumann  im  Schön berg'schen  Handbuch  (die 
3  Auflagen  sind  hier  zu  vergleichen)  and  „Grundlagen'',  auch  betreffs  Abweichungen 
von  der  Grenznutzentheorie.  Dass  sich  Neumann  hier  immer  nur  auf  die  Ausarbei- 
tung von  Definitionen  beschränke  und  in  seiner  neuesten  Werthdefinition  (Schönberg's 
Handb.  I,  3.  A.,  S.  147:  Werth  im  subjectiven  Sinne  „die  Bedeutung  für  das  Inter- 
esse bestimmter  Personen,  welche  der  Verfügungsgewalt  über  ein  Ding  beigelegt 
wird*')  im  Grunde  die  Auffassung  der  Grenzwerth-Theoretiker  angenommen  habe,  wie 
V.  Böhm  meint  (Conrad's  Jahrb.,  3.  F.  B.  1,  S.  891  ff.),  kann  ich  doch  nicht  zugeben. 
Die  wie  immer  fein  zergliedernden  scharfen  Ausführungen  Neumann's  über  die  Be* 
griffsbestimmung  von  Werth  geben  doch  erheblich  mehr  als  bloss  formalistische 
Definitionen.  Aber  allerdings  kommen  sie  öfters  aus  Verclausulirungen  nicht  heraus 
und  legen  auf  Wortfassungen ,  deren  nur  relative  Richtigkeit  Neumann  sdbst  immer 
zugiebt,  zu  viel  Werth.  Ich  kann  ihm  in  der  Zerlegung  des  Werthbegriffs  auch  nicht 
überall  folgen  und  halte  Manches  für  Streit  um  Worte,  auch  z.  B.  was  er  über  die 
Unterscheidung  von  subjecdvem  und  objectivcm  Werth,  gegen  den  Ausdruck  Ge- 
brauchswerth  und  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  gegen  Bau 's 
Unterscheidung  von  abstractem  und  concretem  Werth,  an  der  ich  festhiüte,  sagt 
Dogmen-  und  litteraturgeschichtlich  sind  auch  diese  Arbeiten  sehr  reichhaltig  und 
zur  Denkübung  und  Schulung  gut  geeignet 

Auch  in  der  fremden  Litteratur  spielt,  besonders  neuerdings,  mehr  noch  in 
Folge  des  Eindringens  der  „österreichischen'*  Theorie,  als  in  Folge  von  Jevons  und 
Walras,  die  aber  hier  auch  schon  Wirkung  ausgeübt  haben,  die  Controverse  ebenfalls, 
und  werden  Anhänger  und  Gegner  förmlich  abgezählt  und  jede  neue  Beistimmung 
zur  „modernen  Werththeorie"  gern  gebucht  (vgl.  die  genannten  Schriften  von  Walras, 
V.  Wieser,  v.  Böhm).  Ueber  die  Italiener,  unter  denen  z.  B.  Loria  ein  scharfer 
Gegner  ist  (Nuova  Antologia,  April  1890)  s.  v.  Böhm  in  Conrad's  Jahrb.  3.  F.  B.  1, 
S.  881  ff.  In  America  hallt  der  Streit  auch  wieder,  so  in  den  Spalten  des  Quarterly 
Journal  of  economics  (Harvard  Universität)  und  sonst.  S.  fem  er  die  gen.  Schriften 
von  Patten.  In  England  hat  Marshall  in  seinen  principles  eine  Auffassung 
vertreten,  die  sich  der  meinen  darin  nähert,  dass  auch  er  die  Bedeutung  der  Theorie 
des  Grenznutzens  (marginal  oder  final  Utility  im  Englischen)  für  die  Nachfrageseite 
anerkennt,  ohne  das  Productionskostengesetz  aufzugeben  (s.  Princ.  book  3,  eh.  2). 
(Ueber  Marshall  mein  Au&atz  im  Quart.  Journal  of  economics,  April  1891,  worin  ich 
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Wenhproblem  berührte).  In  Prankreich  ist  z.  B.  Gide  Anhänger  der  Grenz- 
entheorie (principes,  1.  li?re.  2.  eh.,  ^ralenr),  in  Holland  Pierson  (leerbook 
Staats-hoiskundc ,  Harlem  1884).  Hier  hat  man  auch,  mit  mir  \rolIonds  zw^eifel- 
im  Erfolge,  wie  £.  Sax,  begonnen,  die  „neue  Werththeorie'*  fOr  das  Problem 
Ycrtheilong  der  Steuerlast,  besonders  in  der  Frage  des  progressiven  Stenerfasses, 
erwerthen  (Cohen  Stuart,  Beitr.  z.  Theorie  der  progr.  Einkommensteuer,  1889, 
'ees  desgl.,  s.  F.Böhm  in  Conr.  Jahrb.  3.  F.,  B.  1,  S.  875).  Aehnlich  neuestens 
;ax  im  1.  Heft  der  Osterr.  Ztschr.  f  Yolkswirthschaft,  1892. 

Wie  man  nun  auch  zu  dieser  ganzen  Streitfrage  stehe:  eine  unverkennbare  be- 
ende gütige  Denkarbeit  stell  die  umfassende  Litteratur  über  den  Grenznutzen 
'.  Zweifel  dar.  Sie  zu  ignoriren  oder  gar  sie  missachtend  zu  behandeln,  ist  sicher 

Grund  da.  Für  uns  Deutsche  ist  es  auch  besonders  er&enlicb,  unter  unseren 
Isleuten  in  Oesterreich  hier  eine  so  lebhafte  und  erfolgreiche  geistige  Th&tig- 
Platz  g^ifen  und  damit  wie  mit  der  Hochhaltong  der  dedoctifon  Methode  dort 
nng  gegen  Einseitigkeiten  der  wissenschaftlichen  Entwicklung  in  Deutschland 
nen  zu  sehen.  Ich  kann  daher  auch  spöttelnde  Bemerkungen,  wie  die  gelegent- 
in  G.  Cohn's,  nicht  billigen.  Die  deutsche  jüngere  historische  Schule  hat  sich 
dem  Gebiete  solcher  Fragen  völlig  passiv,  im  Grunde  impotent  erwiesen.  Wie 
imttthig  abnrtheilend  sie  sich  aber  auch  hier  vorh&It,  wie  immer,  wo  es  sich  um 
;e  und  Probleme  aussserhalb  ihrer  Richtung  und  Neigung  handelt,  zeigen  Becen- 
än  im  SchmoUer'schen  Jahrbuch,  wie  die  von  W.  Sombart  über  einen  so  ge- 
enen,  scharfen  und  gedankenvollen  Autor  wie  v.  Wie  so  r  (XIU,  18S9,  B.  4, 
SS).  —  Immerhin  anders  benrthcilt  ein  hervorragender  jüngerer  socialistischer 
)retil(er,  wenn  auch  durch  seinen  Standpunkt  etwas  befangen,  Conrad  Schmidt, 
rheorie  (in  dem  Aufs,  die  psychologische  Bichtung  der  neueren  Nationalökonomie 
Nene  Zeit'*  X,  2.  B.,  1892,  S.  421  ff.),  wie  denn  für  den  Socialismus  diese  Seite 
Problems  beachtenswerth  genug  ist. 

Im  Folgenden  habe  ich  nach  reiflicher  Deberlegong,  wozu  mir  seit  lange  jähr- 
insbesondere  auch  die  Behandlung  der  Werth-  und  Preislehre  in  meinen  Vor- 
igen Aolass  gegeben  hat,  doch  an  meiner  früheren  sachlichen  und  formellen 
indlung  des  Gegenstands  in  diesem  Werke  nicht  viel  gegen  die  zweite  Auflage 
idert  Mancherlei  sehe  ich  auch  wirklich  nur  mehr  als  Wortstreit  an,  so  auch 
ges  von  Neumann's  Einwänden  in  den  Erörterungen  über  subjectiven,  objec- 
i,  concreten,  abstracten  Werth.  Im  Wesentlichen  habe  ich  mich  hier,  der  Auf- 
i  in  diesem  2.  Buche  von  den  Grundbegriffen  gemäss,  auf  Feststellung  der 
minologie,  Definitionen  und  die  allgemeinsten  Principienpuncte 
Lehre  von  der  Werth-  und  Preisgestaltung  beschränkt,  gehe  daher  an  dieser 
e  auf  die  sachliche  Controverse  über  Werth,  Preis,  Kosten,  Grenznutzen  nicht 
3r  ein,  als  es  im  Vorausgehenden  geschehen  ist,  das  absichtlich  meinem  Mit- 
iter  H.  Dietzel  für  die  theoretische  Nationalökonomie  überlassend.  Für  mich 
auch  hier,  nachdem  ich  über  die  Werthlitteratur  und  die  neueren  Streitfragen 
itirt  habe,  das  Wichtigere,  diejenigen  socialen  Gesichtspuncte  und  Unterschei- 
;en  von  Kategorieen  auch  in  dieser  Lehre  zur  Geltung  zu  bringen,  welche  ich 
n  in  der  2.  Aufl.  (zum  Theil  abweichend  von  der  ersten)  im  Anschlnss  an  Kod- 
tus  hervorgehoben  habe. 

I.  Werth  im  AUgemeiDen.  Gebrauchswerth.  §.  136 
,34].  A.  Ableitung  des  Werthbegriffs.  Es  ist  ein  natttr- 
es  Bestreben  des  Menschen,  insbesondere  des  wirthscbaftenden, 
i  das  Verbältniss,  in  welchem  die  inneren  und  äusseren  Güter 
seinen  Bedürfnissen  stehen,  zum  deutlichen  Bewusstsein  und 
ständniss  zu  bringen.  Dies  geschieht  durch  die  Schätzung 
erthschätznng),  wodurch  den  Gütern,  beziehungsweise  den  Dingen 
Aussen  weit  Werth  beigelegt  und  derselbe  gemessen  wird. 

Der  vielfach  streitige  und  durch  manche  oft  nur  scheinbar 
sinnige  Untersuchungen  noch  yerdankelte  Werthbegriff  entwickelt 
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sich  einfach,  wcdii  man,  wie  bisher  geschehen,  vom  Bedürfniss 
und  von  der  wirtbschafÜichen  Natur  des  Menschen  ausgeht,  dann 
zum  Gutsbegriff  gelangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknttpft 
Die  Eigenschaft  eines  Guts,  zur  menschlichen  Bedürfnissbefriedigung 
tauglich  zu  sein  (seine  „Gutseigenschaft''),  kann  als  Nützlich- 
keit (Brauchbarkeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeutung, 
welche  vom  Menschen  dem  Gute  wegen  dieser  seiner  Nütz- 
lichkeit beigelegt  wird,  ist  im  allgemeinsten  Sinne  der  Werth 
des  Gutes.  Derselbe  ist  also  keine  Eigenschaft  der  Dinge  an 
sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nützlichkeit  eines  Dinges  zur 
Voraussetzung  hat,  sondern  er  ist  eine  Eigenschaft  des  Guts, 
welche  dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der  Mensch  es  in  bewusste 
Beziehung  zu  seiner  bedürftigen  Natur  setzt.  Dieser  Werth  ist  immer 
Werth  im  subjectiven  Sinne,  von  einer  und  für  eine  urtheilende 
Person  empfunden  und  erkannt.  Im  objectiyen  Sinne  bedeutet 
„Werth",  „Werthe'*  dann  auch  die  werthhabenden  Güter  selbst, 
wo  Gut  und  Werth,  Güter  und  Werthe  im  Wesentlichen  identische 
Begriffe  werden. 

Herrn  an  0  (2.  A.  S.  5,  6,  in  einer  Hinsicht  Ran,  I,  §.  57)  gehen  in  der  Ab- 
leitung des  Werthbegrifis  ebenso  for.  Ersterer  und  Andere  unterscheiden  nnr  nicht 
weiter  zwischen  KUtelichkeit  nnd  Werth,  wogegen  Bau  einwendet,  dass  dann  einer 
von  beiden  Ausdrucken  überflüssig  wäre.  Das  würde  kein  durchschlagender  Gegen- 
grund sein,  aber  die  Unterscheidung  im  Texte  bringt  mit  Recht  ein  subjectives  Moment 
mit  in  die  Definition.  AehnUch  auch  Schaf fle  nationalOkon.  Lehre  r.  Werth,  1862 
und  Ges.  Syst.  3.  Aufl.  S.  102,  Werth  subjectir  betrachtet:  Die  einem  Gute  beigelegte 
Bedeutung  oder  Geltung.  Röscher  (Werth  die  Bedeutung,  welche  ein  Gut  for  das 
Zwcckbewusstseiu  des  wirthschaftendon  Menschen  hat),  Mangoldt  Grundr.  §.1.  — 
Rau  hat  eine  andere  Werthdefinition  gegeben  §.  57.  Er  geht  auch  von  der  „Nütz- 
lichkeit'' aus,  glaubt  aber  dann  gleich  mehrere  Guter  in  Bezug  auf  ihre  Nützlichkeit 
vergleichen  zu  müssen  und  gelangt  darauf  zunächst  zum  Gebrauchswerth 
oder  zum  Werth  im  engeren  Sinne:  „der  im  menschlichen  Urtheil  anerkannte  Grad 
von  Nützlichkeit  eines  Sachguts''.  Indem  er  dann  den  Gebrauchs-  und  den 
Tausch-  oder  Yerkebrswerth  unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammenfasst, 
ist  ihm  dieser  „der  Grad  der  Fähigkeit  eines  Sachguts  zur  Förderung  mensch- 
licher Zwecke  zu  dienen".  Hier  wird  aber  mit  Unrecht  der  zweite  Schritt  bei  der 
Schätzung  zum  ersten  gemacht  Die  Einwendung  Rau 's,  dass  sich  vom  Werthe  einer 
Sache  allein,  ohne  Yergleichung  anderer  Güter  oder  mehrerer  individueller  Schätzungen 
nicht  sprechen  lasse,  und  wenn  man  einer  Sache  schlechthin  Werth  zuschreibe,  ohne 
sie  mit  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hoher  Werth  zu 
verstehen  sei,  scheint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 

Marx,  Kapital  a.  a.  0.  S.  2  braucht  Gebrauchswerth  und  Gut  gleichbedeutend.  — 
In  anderem  Sinne  als  im  Texte  spricht  Hermann  von  subjectivem  und  objectivcm 
Werth,  und  Andere  nehmen  die  Unterscheidung  wieder  anders,  v.  BOhm-Bawerk 
(Ck)nrad's  Jahrbuch  B.  52,  N.  F.  13,  1S86,  S.  4,  auch  Kapital  II,  IST)  versteht  unter 
Werth  im  subjectiven  Sinne:  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  oder  ein  Gütercomplex  für 
die  Wohlfahrtszwecke  eines  Subjects  hat,  im  objectiven  Sinne:  „die  Kraft  oder  Tüch- 
tigkeit eines  Guts  zur  Herbeiführung  irgend  eines  objectiven  &folgs."  Genauer  aber 
bestimmt  v.  Böhm  (Jahrb.  a.  a.  0.  S.  18)  den  subjectiven  Werth  als:  „diejenige  Be- 
deutung, die  ein  Gut  oder  Gütercomplex  als  erkannte  Bedingung  eines  sonst  zu  ent- 
behrenden   Nutzens   fUr   die   Woblfahrtszwecke   eines  Menschen   erlangt"    (wie,   was 
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töhm  auch  bemerkt,  nicht  ganz  im&hDlich  schon  fon  Mangoldt  in  der  Volks- 
hschaftslehre  S.  132).  Kenmann  (Handbach  I,  3.  A.,  S.  139,  15U  welcher  der 
Dition  der  einzelnen  Wertharten  eine  allgemeine  Definition  7on  Werth  forans- 
bicken  ,,ganz  verkehrt*  nennt  (S.  138  Note  21),  unterscheidet  durchweg  zwei 
^oricn  ron  Werthbegriffen,  die  snbjectiren  and  die  objectiFon,  jene,  „die  sich 
gewisse  Personen  und  ihre  Vermögensinteressen,  resp.  ihre  Interessen,  Wünsche, 
*  Neigungen  ttberhaopt  beziehen^  oder  karz :  nach  der  Schätzung  eines  Dings  nach 
er  Bedeutung  oder  Tauglichkeit  ftlr  gewisse  Personen;  die  objecti?en  nach  der 
itzung  fon  Dingen  ohne  solche  Bücluicht,  wo  Ton  gewissen  Personen  abgesehen 
vorzugsweise  die  Tauglichkeit,  gewissen  Bedürfnissen,  Interessen,  Wünschen, 
cken  u.  s.  w.  als  solchen  zu  genügen,  beachtet  wird.  Ich  kann,  trotzdem  das 
mann  fast  unerkliiüch  nennt  (a.  a.  0.,  S.  152,  Note  62)  auch  jetzt  noch  nicht 
lin,  in  dieser  seiner  Unterscheidung  wesentlich  dasselbe  wie  in  der  Bau*bchen 
concretem  und  abstractem  Werth  zu  sehen,  und  auch  r.  BObm's  Unterscheidung 
t  auf  wenig  Anderes  hinaus. 

Die  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der  subjectiven 
trthschätznng  ergiebt,  dass  zuerst  die  Beilegung  von  Werth 
3lgt,  darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemessen  wird.  Ersteres 
chieht  in  der  Weise,  dass  die  Ottter  zu  den  Bedürfiiissen  in 
dehung  gesetzt  werden;  letzteres  dann  in  doppelter  Weise: 
werden  die  Gttter  verglichen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Brauch- 
keit  zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse  und  auf 
3    Brauchbarkeit    zur    Befriedigung   desselben    Bedürfnisses. 

ersten  Falle  hängt  ftir  das  schätzende  Subject  die  Höhe  des 
^rthes  der  Gttter  allgemein  von  der  Rangordnung  seiner  Bedttrf- 
se,  speciell  von  der  IStärke  und  Dringlichkeit  der  von  ihm  im 
lereten  Falle  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  ab:  es  entscheidet 

0  zugleich  die  Natur  der  Güter  und  die  jeweilige  persönliche 
;e  des  schätzenden  Menschen  über  die  Höhe  des  Werthes:  der 

sich  einfache  und  richtige,  der  Grenznutzentheorie  zu  Grunde 
jende  Sachverhalt.  Im  zweiten  Falle  hängt  die  Werthhöhe 
sentlich  von  dem  Grade  der  Brauchbarkeit  eines  Gutes,  demnach 

1  dessen  objectiven  Eigenschaften,  bei  derselben  Gutsart  von 
'  Qualität,  Sorte  ab.  Die  Rangordnung  der  Brauchbarkeiten  be- 
omt  also  die  Höhe  des  Werthes  der  verschiedenen,  für  dasselbe 
lürfniss  dienenden  Güter. 

Die  von  Bau  und  anderen  Autoren  gegebene  Definition  des  Werths,  wonach 
;er  den  Grad  der  Fähigkeit  eines  Guts  (Sachgats  Bau),  zur  Förderung  mensch- 
er  Zwecke  zu  dienen,  bezeichne,  wird  nur  dem  zweiten  Vorgänge  bei  der  Scb&t- 
^  gerecht  und  ist  zu  eng.  Die  Yergleichung  der  Güter  unter  sich  ist  zur 
rthmessung,  nicht  zur  Werthbeileguug  erforderlich.  Meine  Bezugnahme  auf 
Grenznutzentheorie  in  obiger  Weise  wird  rieUeicht  Widerspruch  linden,  aber  mit 
echt. 

B.  —  §.  137  [35,  36].    Der  Werth  als  Gebrauchswerth. 

r  also  abgeleitete  Werth  ist  Gebrauchswerth.     ,,£s  giebt 

r  Eine  Art  Werth  und  das  ist  der  Gebrauchswerth.    Dieser 

entweder  individueller  Gebrauchswerth  oder  socialer  Ge- 
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brancbswertb.  Der  erstere  besteht  dem  Individuum  und  seinen 
Bedürfnissen  gegenüber  ohne  alle  Berücksichtigung  einer  socialen 
Organisation.  Der  zweite  ist  der  Gebrauchswerth,  den  ein  ans 
vielen  individuellen  Organismen  (bez.  Individuen)  bestehender 
socialer  Organismus  hat''  (Rodbertus).  Der  sociale  Oe* 
brauchswerth  setzt  also  Arbeitstheilung  und  eine  bestimmte 
Rechtsordnung  bezüglich  der  sachlichen  Productionsmittei,  damit 
die  Nothwendigkeit  einer  Organisation  der  Vertheilung  der 
arbeitstheilig  gewonnenen  Güter  voraus. 

Das  Mittel  hierzu  ist  im  freien  Verkehr  auf  der  Grandlage  der  Pri^ateigen- 
thumsordnong  and  in  der  privatwirthschafUichen  Organisation  der  Tolkswirthschaft 
die  Einrichtang  des  Tausches,  bez.  unter  Vennittlang  des  Gelds,  des  Kaufs  und  Ter- 
kaufs,  wo  dann  der  Werth  als  Tauschwerth  und  Vertrags-Preis  henrortritt. 
Der  Tauschwerth  ist  daher  nicht  eine  dem  Gebrauchswerth  coordinirte  Art  des  Werths, 
kein  logischer  Gegensatz  zum  Gebrauchswerth,  sondern  er  ist  ein  historischer  Be- 
griff, der  bestimmten  geschichtlichen  Perioden  des  Verkehrs  entspricht  Er  hat 
im  Taxwerth  und  Taxpreis  einen  anderen  historischen  Werthbegrifif  neben  sich: 
ein  durch  Autoritäten  festgesetzter  Werth  und  Preis  für  die  Guterübertragung 
zwischen  zwei  Personen.  In  einem  obrigkeitlich  oder  durch  Organe,  denen  die 
betreffende  Macht  hierzu  gewährt  ist,  geregelten  Verkehr  kommt  dieser  Taxwerth 
und  Taxpreis  auch  in  einer  Volkswirthschafc  mit  privatwirthschaftlicher  Organisation 
und  PriFateigenthumsordnung  vor.  In  einer  auf  der  Rechtsgrondlage  gesellschaft- 
liehen  Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beruhenden  Volks- 
wirthschaft  mit  „social isdscher*'  Organisation  der  Production  und  Vertheilung  mtlsste 
folgerichtig  der  Tauschwerth  und  Preis  des  freien  Verkehrs,  —  mindestens  der  Regel 
nach,  streng  genommen  unbedingt—  verschwinden  und  allgemein  durch  „Social- 
Taxen''  ersetzt  werden.  Die  nothwendige,  aber  missliche,  weil  nicht  oder  unendlich 
schwer  auszufahrende  Gonsequenz  des  Systems!  (S.  §§.  141,  142.) 

Vgl.  Rodbertus  in  dem  Briefe  an  mich  in  d.  Tub.  Ztschr.  1878,  S  223.  Ich 
habe  mich  dieser  Auffassung  angeschlossen,  deren  Bedeutung  ich  schon  in  der  1.  Aufl. 
einmal  henrorhob.  Rodbertus  schliesst  seine  dortige  Erörterung:  ,J)er  Tauschwerth 
ist  nur  der  historische  Um-  und  Anhang  des  socialen  Gebrauchswerths  aus  einer  be- 
stimmten Geschichtsperiode.  Indem  man  dem  Gebraachswerth  einen  Tauschwerth  als 
logischen  Gegensatz  geilen  oberstellt,  stellt  man  zu  einem  logischen  Begriff  einen  histo- 
rischen Begriff  in  logischen  Gegensatz,  was  logisch  nicht  angeht.''  Das  ist  rollkommen 
richtig  und  nOthigt  zu  einer  Aenderung  der  üblichen  unlogischen  „Eintheilung*'  des 
Werths  in  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  wie  ich  sie  in  §.  35  d.  1.  Aufl.  auch  noch 
rorgenommen  hatte.  —  Die  Dnterschoidang  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  schon 
im  Keime  (wie  Neumann,  Tub.  Zeitschr.  B.  28,  275,  mit  Recht  berichtigt)  bei 
Aristoteles,  Polit.  I,  9.  Die  eigene  Benutzung,  der  Gebrauch,  die  häusliche  Ver- 
wendung {obcela  XQ^^^i)  ^^^  ^^^  Vertauschen  gegenüber  gesetzt  Vergl.  auch 
eb.  I,  3,  4  und  die  ganze  Theorie  des  Erwerbs  dos  Aristoteles,  woron  B  Ochsen - 
schütz  a.  a.  0.  S  252  ff.  eine  Uebersicht  giebt.  —  Auch  A.  Smith  I,  eh.  4  unter- 
scheidet Talae  in  use  und  in  excbange,  behandelt  aber  nur  den  letzteren.  Ebenso 
seine  meisten  Nachfolger,  Ricardo  und  überhaupt  besonders  die  Freihändler.  Von 
zwei  entgegengesetzten  Seiten  ist  denn  auch  die  Ansicht,  besonders  in  neuerer  Zeit, 
▼ertreten,  dass  nur  der  Tauschwerth  der  in  der  Nationalökonomie  zu  betrachtende 
Werth  sei,  nemlich  Ton  radical  freihändlerischer  und  von  socialistischer  oder  den 
Socialisten  verwandter  Seite.  Von  ersterem  Standpuncte  aus  soUte  die  Wissenschaft 
eine  reine  Tausch -Lehre  werden,  eine  ausseronlentlich  enge  und  einseitige  Auf- 
fassung. Von  der  anderen  Seite  s  Marx,  1.  Kap,  H.  Rösler  in  Hirth's  Ann.  1875 
S.  10,  Dühring,  Gursus  8.  38  (Gebrauchswerth  nar  „in  der  veralteten  Tradition  der 
gemeinen  Lehrbücher**,  „wissenschafUich  überwundener  Irrthum**).  —  Ich  stcUo  im 
Einklang  mit  der  Rodbertus'schcn  und  auch  der  Schäffle' schon  Auffassung 
(Soc.  Körper  III,  272,  276)  den  Gebrau chsw er th-Character  alles  Werths  voran 
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bebe  die  Gebrau chswertb-Scb&tznng  am  so  mehr  benror,  weil  die  Tauscbwertb- 
it/UDg  auf  riele  der  wicbtigsten  winbscbafUicbeo  Güter  schlecbterdiogs  gar  nicht 
indbar  ist,  so  nicht  auf  den  Staat  und  seine  Leistungen,  noch  anf  andre  gemein- 
ischaftlicbe  Verhältnisse.  (S.  unten  §.  139.)  Aber  auch  im  priratwirthschafUichen 
ehr  reicht  die  Tauschwerth-Schätzung  nicht  aus  und  muss  namentlich  zur  Erklärung 
einfachsten  Tauscbacte  im  Verkehr  auf  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werth 
:kgegnffen  werden  (u.  §.  138).  Rau  hat,  trotzdem  er  nur  Sacbgttter  betrachtet, 
er  Tausch  und  der  r^ehrsmässige  Erwerb  so  roran  stehen,  mit  Becht  doch  auch 
Gebrauchswerth  eine  eingebende  Betrachtung  gewidmet  (§.  58  ff).  Die  Erweite- 
des  Begrifis  der  wirthschaftlichen  Goter  auf  persönliche  Dienste  und  Verhältnisse 
it  dies  noch  nothwendiger.  Neumann  (z.  B.  Handb.  I,  3.  A.,  S.  139,  Note  23, 
2)  wendet  sich  auch  gegen  die  Eintheilung  des  Werths  in  Gebrauchs-  und  Tausch- 
),  wie  sie  bei  Bau,  Boscher,  Hermann  sich  findet,  sowie  gegen  die  Behandlung 
ii  als  coordinirte  Begriffe.  Aber  seiner  rOlligen  Verwerfung  jeder  bezüglichen 
rscheidung  rermag  ich  nicht  zu  folgen  und  finde  das,  was  Neu  mann  darüber  aus- 
,  auch  nicht  recht  verständlich. 

Der  Oebraachswerth  (Werth  im  engeren  Sinne  bei 
3)  lässt  sich  definiren  als  der  Werth  eines  Guts,  betrachtet 
den  Zweck  der  BedUrfnissbefriedignng  mit  ihm,  dem  Gute, 
en  der  specifischen  Nützlichkeit  des  Gutes  nnd  wegen  des 
arfs,  welcher  aaf  Güter  dieser  Art,  daher  aus  Gründen  der  all- 
ein menschlichen  wie  eventuell  der  individuell  persönlichen 
UrflHgkeit  und  Lage  und  der  daraus  hervorgehenden  Bedürf- 
-  Empfindung  gerichtet  ist.  Er  ist  so  die  Grundlage  jeder 
Itzung. 

Modification  meiner  Definition  in  §.  35  d.  1.  Aufl.,  wozu  ich  mit  durch  Held, 
dr.  S.  41  bewogen  wurde.  „Wenn  man  den  Gebrauchswerth  einmal  erkannt  hat,  so 
t  er  sich  so  lange  gleich,  als  nicht  in  den  Absichten  (und,  füge  ich  hinzu,  in  den  auf 

Absichten  bestimmend  einwirkenden  Verhältnissen)  des  Menschen  oder  in  der  aner- 
en  Brauchbarkeit  eines  Mittels  für  dieselben  ein  Wechsel  eintritt''  (Rau,  §.  58.) 

Der  individuelle  wie  der  sociale  Gebrauchswerth  ist  zu 
erscheiden: 

1)  nach  dem  subjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
nach  der  objectiven  Brauchbarkeit  des  Gutes:  als  Ge- 
s werth  für  die  directe  Bedttrfnissbefriedigung  mit  dem  Gute 
)t  und  Productionswerth  (mitunter  Erwerbswerth  ge- 
it^  so  bei  RaU)  was  aber  sprachlich  den  Tauschwerth  mit 
issen  würde)  für  die  Herstellung,  bez.  Gewinnung  neuer  Güter 
dem  Gute.  Die  Güter  lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in 
lussmittel  und  Productionsmittel  (Erwerbsmittel) 
rscheiden. 

Ob  ein  Gut  zur  einen  oder  anderen  Glasse  gehört,  hängt  allerdings  bei  manchen 
n,  welche  ihrer  Beschaffenheit  Dach  beide  Verwendungen  gestatten,  ?om  Willen 
lenschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vorherrschend  maassgebend  ist  doch  die  Be- 
enheit  der  Güter  selbst,  wonach  ?ielo  Guter,  wenigstens  rein  Ökonomisch  be- 
et ,  nur  Genussmittel  (z.  B.  Nahrungsmittel,  Luxusartikel),  —  was  natürlich  nicht 
rt,  dass  sie  ein  Theü  des  Kapitals  als  Productionsmittelfonds  sind,  indem  sie  ?on 
^roducenten  während  der  Production  und  um  zu  dieser  fähig  zu  werden,   yer- 
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zehrt  werden  (s.  o.  §.  129)  —  viele  nur  Prodactionsmittel  (z.  B.  Werkzeuge,  Ma- 
schinen, viele  Rohstoffe,  Hilfsstoffe)  sind.  Insofern  verh&lt  es  sich  ähnlich  mit  dieser 
Unterscheidung  wie  mit  derjenigen  zwischen  GebranchsvermOgen  und  Kapital  (§.  180). 
Von  Wichtigkeit  ist  dieselbe  aach  bei  der  Beurtheilong  der  natürlichen  Aus- 
stattung der  Länder  mit  sogen,  freiwilligen  Natnrgaben. 

a)  Die  Höhe  des  Genusswerthes  ist  zwar  vom  snbjectiven 
Urtheil  des  einzelnen  Menschen,  bisweilen  selbst  von  der  Lanne 
und  dem  Spiele  der  Einbildungskraft  mit  abhängig,  aber  in  der 
Hauptsache  beruht  sie  doch  auf  festen  Zwecken  der  Menschen 
und  gewissen  Eigenschaften  der  Güter  und  ist  deshalb  auch  der 
wissenschaftlichen  Betrachtung  zugänglich. 

Nach  Rau,  §.  58,  der  hier  ein  Wort  von  Shakespeare,  Troil.  u.  Gress.  II,  1, 
citirto:  Value  dwells  not  in  particular  will  —  It  holds  its  estimate  and  dignity  — 
As  well  wherin  'tis  precioos  of  itself,  —  As  in  the  pricer.  Rau  ^gt  hier,  §.  58, 
Abs.  2,  hinzu :  „Die  Grosse  des  Gebrauchswerths  einer  Sache  kann  aus  der  durch  den 
Mangel  derselben  verursachten  Beschwerde  (der  Entbehrung)  erkannt  werden*',  was 
an  V.  Mangoldt*s  Begriffsbestimmung  vom  Werth  in  der  Volkswirthschaftslehre,  die 
auch  V.  BOhm-Bawerk  anerkennt,  und  —  insofern  an  den  leitenden  Gesichtspunct 
der  Grenznutzeutheorie  anklingt,  der  demnach  wieder  nicht  so  „neu''  wäre.  Die  Rang- 
ordnung der  menschlichen  Bedürfnisse,  denen  ein  Genussmittel  dienen  kann,  und  der 
Grad  der  Brauchbarkeit  eines  solchen  für  die  Befriedigung  eines  bestimmten  Bedürf- 
nisses entscheidet  speciell  auch  über  die  Höhe  des  Genusswerths. 

b)  Die  Höhe  des  Prodnctionswerthes  richtet  sich  ,,nach 
der  Stärke  des  Beistandes,  welchen  die  Productionsmittel  zur  Her* 
Stellung  neuer  Güter  leisten,  daher  nach  der  mit  ihrer  Hilfe  ent- 
stehenden Werthmenge,  nach  Abzug  des  etwa  nöthigen  Kosten- 
aufwandes.^^ 

Da  hierbei  die  objective  Brauchbarkeit  der  Güter  und  der  Stand  der  Technik 
entscheiden,  so  lassen  sich  durch  «fortgesetzte  Beobachtungen  in  der  Gütererzeugung 
viele  Erfahrungss&tze  zur  Bemessung  der  Höhe  des  Productionswerths  gewinnen,  be- 
sonders in  der  Sachgüterproduction ,  im  Gebiete  der  Landwirthschaft  und  der  Stoff- 
veredlung (Industrie)".  Nach  Raq,  §.58.  —  Z.  B.  Nährkraft  eines  Centners  Heu  für 
Melkthiere  oder  Mastvieh  —  Düngkraft  eines  Gentners  Mist  —  Ertragsfähigkeit  eines 
Morgen  Acker  oder  Wald  bei  einer  gewissen  Bodenart  und  andren  gegebenen  Um- 
ständen — t  Leistungen  einer  Dreschmaschine  — ,  Heizkraft  der  verscMedenen  Brenn- 
stoffe u.  s.  w.  (Rau.)  Der  Werth  in  diesem  Sinne  wäre  der  objective  v.  Böhm- 
Bawerk's  und  auch  eine  der  von  ihm  als  annehmbar  erkannten  Arten  des  Werths 
im  objectivcn  Sinn  bei  Neumann,  als  welche  er  noch  besonders,  in  nicht  recht  an- 
muthendcr  Behandlungsweise,  den  gemeinen  Werth  (gemeinen  Yermögenswerth),  den 
Tausch-  oder  Kaufwerth  im  objectiven  Sinne  und  den  Werth  als  Ertragswerth  desgl. 
unterscheiden  will  (Handb.  S.  152,  158,  3.  Aufl.). 

2)  Nach  der  Art  und  der  Zeitdauer  des  Gebrauchs  eines 
Gutes  ist  dessen  Gebrauchswerth  Verzehrungs-  (Verbrauchnngs-) 
werth  bei  Verbrauchsvermögen,  Benutzungswerth  bei  Nutz- 
vermögen (§.  128). 

3)  Nach  dem  inneren  Grunde  des  Gebrauchswerths  kann 
bei  Sachgfltem  Stoff-,  Form-  und  Ortswerth  unterschieden 
werden. 

Nach  Knies,  Tüb.  Zoitschr.  1855.  Letztere  beiden  Arten  sind  namentUch 
wichtig  zur  Beurtheilung  der  Leistungen  der  Industrie  und  des  Handels. 
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C.  —  §.  138  [37].  Der  Gebrauchswerth  als  Mengen- 
3r  Gattungswerth  oder  als  concreter  und  abstracter 
rth:  eine  Unterscheidung ,  welche  nicht  die  Bedentang  einer 
intheilnng'S  sondern  zweier  von  einem  verschiedenen  Stand- 
cte  der  Betrachtang  aas  sich  ergebenden  Anffassangen  hat 

Naoh  Raa's  Tennioologie,  s.  bei  ilim  I,  §.  62,  62  a.  Sich  anschliesseod,  aber 
t  ganz  ebenso  Röscher  §.  6.  Aach  dieser  DnterscheidaDg  ist  neuerdings  die 
iutnng  und  selbst  die  Richtigkeit  und  Zaiftssigkeit  abgesprochen  worden,  so  von 
t mann  in  s.  kritisch  so  werthyollon  tJntersuchnngen  in  der  Tab.  Zeitschr.  B.  28, 2S8  ff., 
wiederholt  Er  will  den  Werth  nur  unterscheiden  in  su  bjectiven  und  objectiven 

hält  an  der  Abweisung  des  concreten  und  abstracten  Werths  auch  in  seinen 
sten  Arbeiten  fest  Wie  schon  bemerkt,  scheint  mir  jedoch,  dass  sein  subjectiver 
th  im  Wesentlichen  Rau's  concreter  Werth  und  sein  objectiver  Werth  ebenso  in 
Hauptsache  Raa*s  abstracter  Werth  und  der  gewöhnlich  sogen.  Tauschwerth  ist, 
)  dass  ans  der  neuen  Nomenclatur  und  Werthointheilung  ein  besondrer  Gewinn 
Uirt  Ich  halte  im  Ganzen  an  Rau's  Lehre  auch  in  dieser  3.  Auflage  hier  fest  Auch  sonst 
1  in  der  neueren  Werththeorie,  auch  in  der  Grenznutzentheorie,  die  hier  besprochene 
srscheidung  dem  Wortlaut  nach  meist  fallen  gelassen,  um  aber  m.  £.  im  Grunde 
ir  anderen  Namen  und  in  den  AusflUirungen  sachlich,  wenn  nicht  genau  ebenso, 
loch  ähnlich  henrorzutreteo.  Ich  sehe  nach  wiederholter  Prüfung  und  auch  nach 
Studium   der   reichen   und   im    Einzelnen   manches    Gute   fördernden   neueren 

neuesten  Werthlitteratur  keinen  Grund,  die  alte,  m.  E.  auch  ganz  passende, 
nfalls  durch  keine  passendere  bisher  ersetzte  Terminologie  aufzugeben.  Ebenso 
s  ich  in  der  sachlichen  und  formellen  Behandlung  bis  auf  einen  Punct  (bei  dem 
ckungsverhAltniss"*)  gegen  früher  nichts  Wesentliches  zu  ändern  für  nothwendig 
mden.    In  den  früheren  Sätzen  (2.  Aufl.,  S.  51)  über  die  Abhängigkeit  der  Höhe 

concreten  Werths  und  über  dessen  Grenzen  war  auch  das,  was  ich  jetzt  etwas 
iTs  fasse,  und  insofern  auch  ein  Gedanke  der  Grenznutzentheorie,  implicite  ent- 
en. 

1.  Die  arsprttngliche  nnd  natürlichste  Werthschätzung  ist  die 
lividuelle,  d.  h.  die  besitzende,  bez.  behalten  wollende 
er  die  bedürfende,  bez.  begehrende,  erlangen  wollende 
rson  beartheilt  die  Bedeatang  eines  bestimmten  Gates  in 
stimmter  Menge  in  einem  einzelnen  Zeitpnncte  für 
re  bestimmten  Bedürfnisse.  Der  hiemach  sich  ergebende 
branchswerth  dieses  Gates  ist  sein  concreter  oder  sein  Mengen- 
irtb.  Er  regt  den  Willen  an  beim  Besitzer,  das  Gut  zu  be- 
ten, beim  Begehrer,  es  zu  erwerben,  und  bestimmt  die  Be- 
ugungen, daher  auch  die  Höhe  des  Entgelts  mit,  gegen 
Icbes  ein  Gut  fortgegeben,  bez.  erworben  werden  kann  und 
;ntnell  wird.  Er  ist  daher  von  unmittelbar  practischer  Bedeutung 

den  Verkehr,  demnach  für  den  Taaschwerth  und  Preis. 

Seine  Höhe  ist  abhängig  einmal  vom  Bedarf,  daher  von 
*  jeweiligen  persönlichen  Lage  des  Schätzenden,  der 
7on  bedingten  Art,  Umfang,  Stärke,  Dringlichkeit  des 

befriedigenden  Bedürfnisses  sowie  von  der  Brauchbarkeit 
8  Gutes  zu  der  betreffenden  Bedürfnissbefriedigung,  sodann 
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YoraassetzuBgen  der  Deduction  zu  bericlitigea,  die  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
mehr  ab  sobjective  aufzufassen  und  demgem&ss  der  Theorie  Tom  Grenznutzen  bei- 
zustimmen und  ihr  dieselbe  Bedeutung  wie  dem  Bentengesetz  für  das  Smith-Bicardo'- 
sche  System  zuzuerkennen  sei  (?).  Doch  müsse  man  über  die  Theorie  ?om  Grenz- 
nutzen  hinaus  zu  weiteren  Untersuchungen  subjectiver  Thatsachen  gehen  (S.  533,  534). 
8.  Ton  de  ms.  Verf.  die  methodologisch  und  zum  Theil  sachlich  einschlagenden 
Schriften:  premises  of  polit  econ.,  1885,  consumption  of  wealth  18S9  u.  bes.  theory 
of  dynamic  economics,  1892.  ?.  BOhm-Bawerk  hat  die  ganze  neuere  Werthlitteratur 
des  In-  und  Auslands  einer  eingehenden  kritischen  Besprechung  unterzogen  (Conrad's 
Jahrb.  B.  56,  3.  F.  B.  1,  S.  875—899)  und  dabei  scharf  andere  Theorieen  und  bes.  die 
Kritiker  der  Grenznutzentheorie  angegriffen,  so  Neumann,  sachlich  im  Ganzen  aber 
doch  nur  Einiges  zu  seiner  eigenen  Theorie  ergänzt  und  gegen  Missverständnisse 
besser  gewahrt.  Gegen  Dietzel  erwiderte  er  in  Conrad's  Jahrb.  B.  59  (3.  F.  B.  3) 
1892,  S.  320 — 367.  Indessen  kann  ich  auch  hier  v.  BOhm  nicht  weiter  beistimmen, 
als  oben  geschehen,  und  vermag  ich  Dietzel  in  den  Hauptpuncten  nicht  fUr  widerlegt 
zu  halten.    Der  ganze  Streit  droht  auch  etwas  in  Wortstreit  auszulaufen. 

Von  sonstiger  neuerer  deutscher  Litteratur  über  Werth,  worin  regelmässig  auf 
die  Grenznufzentheorie  mehr  oder  weniger  beistimmend,  ablehnend  oder  in  der  Ten- 
denz der  Vermittlung  mit  anderen,  namentlich  der  Kostentheorie  eingegangen  wird  — 
in  den  vorausgehend  genannten  Arbeiten  werden  diese  Schriften  meistens  erwähnt 
und  kritisirt  —  seien  hier  noch  genannt:  J.  Wolf,  zur  Lehre  von  Werth,  Tab.  Ztschr. 
f.  Staatswiss.  B.  42,  1886,  S.415,  Flatow,  Studie  über  den  Werthbegriff.  eb.  B.  45, 
1889,  S.  261,  V.  Komorzynski,  Werth  in  d.  isolirten  Wirthschaft,  1889,  0.  Ger- 
lach, Bedingungen  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Jena  1890  (Ober  Marx,  Knies, 
Schäffle,  Wieser,  vgl.  bes.  S.  29  ff.,  57  ff.;  über  Gerlach  v.  Böhm  in  Conrad*s  Jahrb., 
3.  F.  B.  1,  S.  389  ff.)  —  Uebei  das  ganze  Werthproblem  s.  sonst  bes.  Seh  äff le  in 
den  im  vor.  §.  134  gen.  Stellen  und  Neumann  im  SchOnberg'schun  Handbuch  (die 
3  Auflagen  sind  hier  zu  vergleichen)  und  „Grundlagen'*,  auch  betreffs  Abweichungen 
von  der  Grenznutzentheorie.  Dass  sich  Neumann  hier  immer  nur  auf  die  Ausarbei- 
tung von  Definitionen  beschränke  und  in  seiner  neuesten  Werthdefinition  (SchOnberg's 
Handb.  I,  3.  A.,  S.  147:  Werth  im  subjectiven  Sinne  „die  Bedeutung  für  das  Inter- 
esse bestimmter  Personen,  welche  der  Vorfügungsgewalt  über  ein  Ding  beigelegt 
wird'')  im  Grande  die  Auffassung  der  Grenzwerth-Theoretiker  angenommen  habe,  wie 
V.  Böhm  meint  (Conrad's  Jahrb.,  3.  F.  B.  1,  S.  891  ff.),  kann  ich  doch  nicht  zugeben. 
Die  wie  immer  fein  zergliedernden  scharfen  Ausführungen  Neumann's  über  die  Be« 
grifisbestimmung  von  Werth  geben  doch  erheblich  mehr  als  bloss  formalistische 
Definitionen.  Aber  allerdings  kommen  sie  Öfters  aus  Verclausulirungen  nicht  heraus 
und  legen  auf  Wortfassungen,  deren  nur  reUtive  Richtigkeit  Neumann  selbst  immer 
zugiebt,  zu  viel  Werth.  Idi  kann  ihm  in  der  Zerlegung  des  Werthbegrifis  auch  nicht 
überall  folgen  und  halte  Manches  für  Streit  um  Worte,  auch  z.  B.  was  er  über  die 
Dnterscheidung  von  subjectivem  und  objectivem  Werth,  gegen  den  Ausdruck  Ge- 
brauchswerth  und  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  gegen  Bau 's 
Unterscheidung  von  abstractem  und  concretem  Werth,  an  der  ich  fesüiiüte,  sagt 
Dogmen-  und  litteraturgeschichtlich  sind  auch  diese  Arbeiten  sehr  reichhaltig  und 
zur  Denkübung  und  Schulung  gut  geeignet 

Auch  in  der  fremden  Litteratur  spielt,  besonders  neuerdings,  mehr  noch  in 
Folge  des  Eindringens  der  „Osterreichischen"  Theorie,  als  in  Folge  von  Jevons  und 
Walras,  die  aber  hier  auch  schon  Wirkung  ausgeübt  haben,  die  Ck>ntroverse  ebenfalls, 
und  werden  Anhänger  und  Gegner  förmlich  abgezählt  und  jede  neue  Beistimmung 
zur  ,4nodemen  Werththeorie"  gern  gebucht  (vgl.  die  genannten  Schriften  von  Walras, 
V.  Wieser,  v.  Böhm).  Ueber  die  Italiener,  unter  denen  z.  B.  Loria  ein  scharfer 
Gegner  ist  (Nuova  Antologia,  April  1890)  s.  v.  BOhm  in  Conrad's  Jahrb.  3.  F.  B.  1, 
S.  881  ff.  InAmerica  hallt  der  Streit  auch  wieder,  so  in  den  Spalten  des  Qoarterly 
Journal  of  economics  (Harvard  Universität)  und  sonst  S.  femer  die  gen.  Schriften 
von  Patten.  In  England  hat  Marshall  in  seinen  principics  eine  Auffassung 
vertreten,  die  sich  der  meinen  darin  nähert,  dass  auch  er  die  Bedeutunjc  der  Theorie 
des  Grenznutzens  (marginal  oder  final  Utility  im  Englischen)  für  die  Nachfrageseite 
anerkennt,  ohne  das  Productionskostengesetz  aufzogeben  (s.  Princ.  book  3,  eh.  2). 
(Ueber  Marshall  mein  Aufsatz  im  Quart.  Journal  of  economics,  April  1891,  worin  ich 
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Werthproblem  berührte).  In  Frankreich  ist  z.  B.  Gide  Anhänger  der  Grenz- 
sentbeorie  (principes,   1.  livre,  2.  eh.,  falenr),   in   Holland    Pierson   (leerbook 

Staats-hnisknndc ,  Harlem  18S4).  Hier  hat  man  auch,  mit  mir  vollends  zweifel- 
tem  Erfolge,   wie  £.  Sax,   begonnen,   die  „nene  Werththeorie'*  fOr  das  Problem 

YertheUung  der  Steuerlast,  besonders  in  der  Frage  des  progressiven  Steuerfasses, 
verwerthen  (Cohen  Stuart,  Beitr.  z.  Theorie  der  progr.  Einkommensteuer,  1889, 
iees  desgl.,  s.  v.  Böhm  in  Conr.  Jahrb.  S.  F.,  B.  1,  S.  875).  Aehnlich  neuestens 
Sax  im  1.  Heft  der  Osterr.  Ztschr.  f  Yolkswirthschaft,  1892. 

Wie  man  nun  auch  zu  dieser  ganzen  Streitfrage  stehe:  eine  un?erkennbafe  be- 
tende geistige  Denkarbeit  stell  die  umfassende  Litteratur  über  den  Grenznutzen 
e  Zweifel  dar.  Sie  zu  ignoriren  oder  gar  sie  missachtend  zu  behandeln,  ist  sicher 
i  Grund  da.  Für  uns  Dontsche  ist  es  auch  besonders  erfreulich,  unter  unseren 
dsleuten  in  Oesterreich  hier  eine    so  lebhafte  und  erfolgreiche  geistige  Th&tig- 

Platz  greifen  und  damit  wie  mit  der  Hochhaltong  der  dedoctiven  Methode  dort 
lung  gegen  Einseitigkeiten  der  wissenschaftlichen  Entwicklung  in  Deutschland 
men  zu  sehen.  Ich  kann  daher  auch  spöttelnde  Bemerkungen,  wie  die  gelegent- 
en  G.  Cohn's,   nicht  billigen.    Die   deutsche  jüngere   historische  Schule  hat  sich 

dem  Gebiete  solcher  Fragen  yüllig  passir,  im  Grunde  impotent  erwiesen.  Wie 
[imüthig  aburtheilend  sie  sich  aber  auch  hier  verh&lt,  wie  immer,  wo  es  sich  um 
^e  und  Probleme  aussserhalb  ihrer  Bichtung  und  Neigung  handelt,  zeigen  Becen- 
en  im  Schmoller'schen  Jahrbuch,  wie  die  ron  W.  Sombart  über  einen  so  ge- 
reuen, scharfen  und  gedankenvollen  Autor  wie  v.  Wies  er  (XIII,  18S9,  B.  4, 
!SS).  —  Immerhin  anders  beurthoilt  ein  hervorragender  jüngerer  socialistischer 
oretiker,  wenn  auch  durch  seinen  Standpunkt  etwas  befangen,  Conrad  Schmidt, 
Theorie  (in  dem  Aufs,  die  psychologische  Bichtung  der  neueren  Nationalökonomie 
,Keoe  Zelt'*  X,  2.  B.,  1892,  S.  421  £),  wie  denn  für  den  Socialismus  diese  Seite 

Problems  beachtenswerth  genug  ist 
Im  Folgenden  habe  ich  nach  reiflicher  Deberlegnng,  wozu  mir  seit  lange  jähr- 

insbesondere  auch  die  Behandlung  der  Werth-  und  Preislehre  in  meinen  Vor- 
ngen Aülass  gegeben  hat,  doch  an  meiner  früheren  sachlichen  und  formellen 
andlung  des  Gegenstands  in  diesem  Werke  nicht  viel  gegen  die  zweite  Auflage 
idert  Mancherlei  sehe  ich  auch  wirklich  nur  mehr  als  Wortstreit  an,  so  auch 
iges  von  Neumann^s  Einwänden  in  den  Erörterungen  über  subjcctiven,  objec- 
1,  concreten,  abstracten  Werth.  Im  Wesentlichen  habe  ich  mich  hier,  der  Auf- 
i  in  diesem  2.  Buche  von  den  GrundbegriSen  gemäss,    auf  Feststellung  der 

minologie,  Definitionen  und  die  allgemeinsten  Principienpuncte 
Lehre  von  der  Werth-  und  Preisgestaltung  beschränkt,  gehe  daher  an  dieser 
e  auf  die  sachliche  Controverse  über  Werth,  Preis,  Kosten,  Grenznutzen  nicht 
er  ein,  als  es  im  Vorausgehenden  geschehen  ist,  das  absichtlich  meinem  Mit- 
iter  H.  Dietzel   für  die   theoretische  Nationalökonomie   überlassend.    Für  mich 

auch  hier,  nachdem  ich  über  die  Werthlitteratur  und  die  neueren  Streitfragen 
itirt  habe,  das  Wichtigere,  diejenigen  socialen  Gesichtspnncte  und  Unterschei- 
den von  Kategorieen  auch  in  dieser  Lehre  zur  Geltung  zu  bringen,  welche  ich 
n  in  der  2.  Aufl.  (zum  Theil  abweichend  von  der  ersten)  im  Anschluss  an  Bod- 
tus  hervorgehoben  habe. 

I.  Werth  im  Allgemeinen.  Gebraucbswerth.  §.  136 
,34].  A.  Ableitung  des  Werthbegriffs.  Es  ist  ein  nattlr- 
es  Bestreben  des  Menschen,  insbesondere  des  wirtbschaftenden, 
1  das  Verhältniss,  in  welchem  die  inneren  und  äusseren  Güter 
seinen  Bedürfnissen  stehen ,  zum  deutlichen  Bewusstsein  und 
ständniss  zn  bringen.  Dies  geschieht  durch  die  Schätzung 
erthschätzung),  wodurch  den  Gütern,  beziehungsweise  den  Dingen 
Aussen  weit  Werth  beigelegt  und  derselbe  gemessen  wird. 

Der  vielfach  streitige  und  durch  manche  oft  nur  scheinbar 
sinnige  Untersuchungen  noch  verdunkelte  Werthbegriff  entwickelt 
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sich  einfach y  wenn  man,  wie  bisher  geschehen ,  vom  Bedttrfniss 
und  von  der  wirtbschaftlichen  Natur  des  Menschen  ausgeht,  dann 
zum  Gntsbegriff  gelangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknfipft. 
Die  Eigenschaft  eines  Guts,  zur  menschlichen  Bedttrfnissbefriedignng 
tauglich  zu  sein  (seine  „Gutseigenschaft'^) ,  kann  als  Nfltzlich- 
keit  (Brauchbarkeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeutung, 
welche  vom  Menschen  dem  Gute  wegen  dieser  seiner  Ntttz* 
lichkeit  beigelegt  wird,  ist  im  allgemeinsten  Sinne  der  Werth 
des  Gutes.  Derselbe  ist  also  keine  Eigenschaft  der  Dinge  an 
sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nützlichkeit  eines  Dinges  zur 
Voraussetzung  hat,  sondern  er  ist  eine  Eigenschaft  des  Guts, 
welche  dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der  Mensch  es  in  bewusste 
Beziehung  zu  seiner  bedürftigen  Natur  setzt.  Dieser  Werth  ist  immer 
Werth  im  s ubje et iven  Sinne,  von  einer  und  für  eine  urtheilende 
Person  empfunden  und  erkannt.  Im  objectiven  Sinne  bedeutet 
„Werth",  „Werthe'*  dann  auch  die  werthhabenden  Güter  selbst, 
wo  Gut  und  Werth,  Güter  und  Werthe  im  Wesentlichen  identische 
Begriffe  werden. 

Herrn  an  D  (2.  A.  S.  5,  6,  in  einer  Hinsicht  Bati,  I,  §.  57)  gehen  in  der  Ab- 
leitung des  Werthbegrifis  ebenso  Tor.  Ersterer  und  Andere  unterscheiden  nur  nicht 
weiter  zwischen  Nützlichkeit  und  Werth,  wogegen  Bau  einwendet,  dass  dann  einer 
Ton  beiden  Ausdrucken  überflüssig  wäre.  Das  würde  kein  durchschlagender  Gegen- 
grund sein,  aber  die  Unterscheidung  im  Texte  bringt  mit  Becht  ein  subjecti^es  Moment 
mit  in  die  Definition.  Aehnlich  auch  Schaf fle  nationalOkon.  Lehre  ?.  Werth,  1S62 
und  Ges.  Syst.  3.  Aufl.  S.  102,  Werth  subjectiv  betrachtet:  Die  einem  Gute  beigelegte 
Bedeutung  oder  Geltung.  Bosch  er  (Werth  die  Bedeutung,  welche  ein  Gut  für  das 
Zweckbewussfseiu  des  wirthschaftenden  Menschen  hat),  Mangold t  Grundr.  §.  1.  — 
Bau  hat  eine  andere  Werthdefinition  gegeben  §.  57.  Er  geht  auch  von  der  „Nütz- 
lichkeit** aus,  glaubt  aber  dann  gleich  mehrere  Güter  in  Bezug  auf  ihre  Nützlichkeit 
vergleichen  zu  müssen  und  gelangt  darauf  zunächst  zum  Gcbrauchswerth 
oder  zum  Werth  im  engeren  Sinne:  „der  im  menschlichen  Urtheil  anerkannte  Grad 
von  Nützlichkeit  eines  Sachguts**.  Indem  er  dann  den  Gebrauchs-  und  den 
Tausch-  oder  Yerkehrswerth  unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammenfasst, 
ist  ihm  dieser  „der  Grad  der  Fähigkeit  eines  Sachguts  zur  Forderung  mensch- 
licher Zwecke  zu  dienen**.  Hier  wird  aber  mit  Unrecht  der  zweite  Schritt  bei  der 
Schätzung  zum  ersten  gemacht  Die  Einwendung  Bau 's,  dass  sich  vom  Werthe  einer 
Sache  allein,  ohne  Yergleichung  anderer  Güter  oder  mehrerer  individueller  Schätzungen 
nicht  sprechen  lasse,  und  wenn  man  einer  Sache  schlechthin  Werth  zuschreibe,  ohne 
sie  mit  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hoher  Werth  zu 
verstehen  sei,  scheint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 

Marx,  Kapital  a.  a.  0.  S.  2  braucht  Gebrauchswerth  und  Gut  gleichbedeutend.  — 
In  anderem  Sinne  als  im  Texte  spricht  Hermann  von  subjectivem  und  objcctivem 
Werth,  und  Andere  nehmen  die  Unterscheidung  wieder  anders,  v.  Höh m-Ba werk 
(Conrad's  Jahrbuch  B.  52,  N.  F.  13,  1886,  S.  4,  auch  Kapital  II,  187)  versteht  unter 
Werth  im  subjectiven  Sinne:  die  Bedeutung,  die  ein  Gut  oder  ein  Gütercomplex  für 
die  Wohlfahrtszwccke  eines  Subjects  hat,  im  objectiven  Sinne:  „die  Kraft  oder  Tüch- 
tigkeit eines  Guts  zur  Herbeiführung  irgend  eines  objectiven  Erfolgs.**  Genauer  aber 
bestimmt  v.  BOhm  (Jahrb.  a.  a.  0.  S.  IS)  den  subjectiven  Werth  als:  „diejenige  Be- 
deutung, die  ein  Gut  oder  Gütercomplex  als  erkannte  Bedingung  eines  sonst  zu  ent- 
behrenden   Nutzens   für   die   Wohlfahrtszvecke   eines  Menschen   erlangt'*    (wie,   was 


Werth  im  Allgemeinen.  Gebraachswerth.  329 

lOhm  aach  bemerkt,  nicht  ganz  on&bnlich  schon  yon  Mangoldt  in  der  Volks- 
bschaftslehre  S.  1S2).  Nenmann  (Uandbnch  I,  S.  A.,  S.  139,  151),  wdcher  der 
Dition  der  einzelnen  Wertharten  eine  allgemeine  Definition  von  Werth  ?orau8- 
hicken  „ganz  yerkehrf*  nennt  (S.  138  Note  21),  unterscheidet  durch ireg  zwei 
!gorien  ?on  Werthbegriffen,  die  subjectiven  und  die  objectlyen,  jene,  „die  sich 
gewisse  Personen  und  ihre  Vermögensinteressen,  resp.  ihre  Interessen,  Wunsche, 
'  Neigungen  tlberhanpt  beziehen**  oder  kurz :  nach  der  Schätzung  eines  Dings  nach 
er  Bedeutung  oder  Tauglichkeit  fOr  gewisse  Personen;  die  objectiven  nach  der 
itzung  Ton  Dingen  ohne  solche  Btlcksicht,  wo  ron  gewissen  Personen  abgesehen 
vorzugsweise  die  Tauglichkeit,  gewissen  Bedürfnissen,  Interessen,  Wtlnschen, 
cken  u.  s.  w.  als  solchen  zu  genUgen,  beachtet  wird.  Ich  kann,  trotzdem  das 
mann  last  unerkliriich  nennt  (a.  a.  0.,  S.  152,  Note  62)  auch  jetzt  noch  nicht 
in,  in  dieser  seiner  Dnterscheidung  wesentlich  dasselbe  wie  in  der  Bau*schen 
concretem  und  abstraciem  Werth  zu  sehen,  und  auch  v.  BOhm's  Unterscheidung 
t  auf  wenig  Anderes  hinaus. 

Die  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der  snbjectiven 
irthscbätzang  ergiebt,  dass  xnerst  die  Beilegang  von  Werth 
>lgt,  darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemessen  wird.  Ersteres 
chieht  in  der  Weise,  dass  die  Güter  zu  den  Bedürfnissen  in 
nehong  gesetzt  werden;  letzteres  dann  in  doppelter  Weise: 
werden  die  Guter  verglichen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Brauch- 
keit  zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse  und  auf 
s    Brauchbarkeit    zur   Befriedigung   desselben    Bedürfnisses. 

ersten  Falle  hängt  für  das  schätzende  Subject  die  Höhe  des 
irthes  der  Güter  allgemein  von  der  Rangordnung  seiner  Bedürf- 
se,  speciell  von  der  Stärke  und  Dringlichkeit  der  von  ihm  im 
icreten  Falle  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  ab:  es  entscheidet 

0  zugleich  die  Natur  der  Güter  und  die  jeweilige  persönliche 
ge  des  schätzenden  Menschen  über  die  Höhe  des  Werthes:  der 

sich  einfache  und  richtige,  der  Grenznutzentheorie  zu  Grunde 
;ende  Sachverhalt.  Im  zweiten  Falle  hängt  die  Werthhöhe 
sentlich  von  dem  Grade  der  Brauchbarkeit  eines  Gutes,  demnach 

1  dessen  objectiven  Eigenschaften,  bei  derselben  Gutsart  von 
*  Qualität,  Sorte  ab.  Die  Rangordnung  der  Brauchbarkeiten  be- 
nmt  also  die  Höhe  des  Werthes  der  verschiedenen,  für  dasselbe 
dürfniss  dienenden  Güter. 

Die  von  Bau  und  anderen  Autoren  fcegebene  Definition  des  Werths,  wonach 
>er  den  Grad  der  Fähigkeit  eines  Guts  (Sachguts  Bau),  zur  Förderung  mensch- 
ler  Zwecke  zu  dienen,  bezeichne,  wird  nur  dem  zweiten  Vorgänge  bei  der  Schät- 
g  gerecht  und  ist  zu  buk-  Die  Vergleichuug  der  Guter  unter  sich  ist  zur 
rthmessung,  nicht  zur  Werthbeileguug  erforderlich.  Meine  Bezugnahme  auf 
Grenznutzentheorie  in  obiger  Weise  wird  neileicht  Widerspruch  finden,  aber  mit 
echt. 

B.  —  §,  137  [35,  36].    Der  Werth  als  Gebrauchswerth. 

r  also  abgeleitete  Werth  ist  Gebrauchswerth.     ,,£s  giebt 

ir  Eine  Art  Werth  und  das  ist  der  Gebrauchswerth.    Dieser 

entweder  individueller  Gebrauchswerth  oder  socialer  Ge- 
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brancbswerth.  Der  erstere  besteht  dem  Individnnm  und  seinen 
Bedürfnissen  gegenüber  ohne  alle  Berücksichtigung  einer  socialen 
Organisation.  Der  zweite  ist  der  Gebrauchswerth ,  den  ein  aas 
vielen  individuellen  Organismen  (bez.  Individuen)  bestehender 
socialer  Organismus  hat''  (Rodbertus).  Der  sociale  6e- 
brauchswerth  setzt  also  Arbeitstheilung  und  eine  bestimmte 
Rechtsordnung  bezüglich  der  sachlichen  Productionsmittel,  damit 
die  Nothwendigkeit  einer  Organisation  der  Vertheilung  der 
arbeitstheilig  gewonnenen  Güter  voraus. 

Das  Mittel  hierzu  ist  im  freien  Verkehr  auf  der  Grandlage  der  Prl?ateigen- 
thumsordnang  and  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaff 
die  Einrichtung  des  Tausches,  bez.  unter  Vermittlung  des  Gelds,  des  Kaufs  und  Ver- 
kaufs, wo  dann  der  Werth  als  Tauschwerth  und  Vertrags-Preis  hervortritt. 
Der  Tauschwerth  ist  daher  nicht  eine  dem  Gebrauchswerth  coordinirte  Art  des  Werths, 
kein  logischer  Gegensatz  zum  Gebrauchswerth,  sondern  er  ist  ein  historischer  Be- 
griff, der  bestimmten  geschichtlichen  Perioden  des  Verkehrs  entspricht  Er  hat 
im  Tazwerth  und  Taxpreis  einen  anderen  historischen  WerthbegriflT  neben  sich: 
ein  durch  Autoritäten  festgesetzter  Werth  und  Preis  für  die  Guterttbertragung 
zwischen  zwei  Personen.  In  einem  obrigkeitlich  oder  durch  Organe,  denen  die 
betreffende  Macht  hierzu  gewährt  ist,  geregelten  Verkehr  kommt  dieser  Tazwerth 
und  Taxpreis  auch  in  einer  Volkswirthschaft  mit  privatwirthschaftlicher  Organisation 
und  Privateigenthumsordnung  vor.  In  einer  auf  der  Rechtsgrundlage  gesellschaft- 
lichen Gemeineigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  beruhenden  Volks- 
wirthschaft mit  „social istischer*'  Organisation  der  Production  und  Vertheilung  mtlsste 
folgerichtig  der  Tauschwerth  und  Preis  des  freien  Verkehrs.  —  mindestens  der  Begel 
nach,  streng  genommen  unbedingt—  verschwinden  und  allgemein  durch  „Social- 
Taxen''  ersetzt  werden.  Die  nothwendige,  aber  missliche,  weil  nicht  oder  unendlich 
schwer  auszufahrende  Consequenz  des  Systems!  (S.  §g.  141,  142.) 

Vgl.  Bodbortns  in  dem  Briefe  an  mich  in  d.  Tub.  Ztschr.  1878,  S  223.  Ich 
habe  mich  dieser  Auffassung  angeschlossen,  deren  Bedeutung  ich  schon  in  der  1 .  Aufl. 
einmal  hervorhob.  Bodbertus  schliesst  seine  dortige  Erörterung:  ,J)er  Tauschwerth 
ist  nur  der  historische  Um-  und  Anhang  des  socialen  Gebrauchs werths  aus  einer  be- 
stimmten Geschichtsperiode.  Indem  man  dem  Gebrauchswerth  einen  Tauschwerth  als 
logischen  Gegensatz  gegenüberstellt,  stellt  man  zu  einem  logischen  Begaff"  einen  histo- 
rischen Begriff  in  logischen  Gegensatz,  was  logisch  nicht  angeht.''  Das  ist  vollkommen 
richtig  und  nOthigt  zu  einer  Aenderung  der  üblichen  unlogischen  „Eintheilung*'  des 
Werths  in  Gebrauchs-  und  Tauschwerth,  wie  ich  sie  in  §.  35  d.  1.  Aufl.  auch  noch 
vorgenommen  hatte.  —  Die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  schon 
im  Keime  (wie  Neumaun,  Tub.  Zeitschr.  B.  28,  275,  mit  Becht  berichtigt)  bei 
Aristoteles,  Polit.  I,  9.  Die  eigene  Benutzung,  der  Gebrauch,  die  häusliche  Ver- 
wendung {plxila  XQ^^^^)  ^^^  ^^^  Vertauschen  gegenüber  gesetzt  Vergl.  auch 
eb.  I,  3,  4  und  die  ganze  Theorie  des  Erwerbs  des  Aristoteles,  wovon  Büchsen- 
schütz a.  a.  0.  S  252  ffl  eine  Uebersicht  giebt.  —  Auch  A.  Smith  I,  eh.  4  unter- 
scheidet value  in  use  und  in  exchange,  behandelt  aber  nur  den  letzteren.  Ebenso 
seine  meisten  Nachfolger,  Bicardo  und  überhaupt  besonders  die  Freihändler.  Von 
zwei  entgegengesetzten  Seiten  ist  denn  auch  die  Ansicht,  besonders  in  neuerer  Zeit, 
vertreten,  dass  nur  der  Tauschwerth  der  in  der  Nationalökonomie  zu  betrachtende 
Werth  sei,  nemlich  von  radical  freihändlerischer  und  von  socialistischer  oder  den 
Socialisten  verwandter  Seite.  Von  ersterem  Standpuncte  aus  soUte  die  Wissenschaft 
eine  reine  Tausch-Lehre  werden,  eine  ausseronjentlich  enge  und  einseitige  Auf- 
fassung. Von  der  anderen  Seite  s  Marx,  1.  Kap,  H.  BOsler  in  Hirth's  Ann.  1875 
S.  10,  Dühring,  Cursus  S.  33  (Gebrauchswerth  nur  „in  der  veralteten  Tradition  der 
gemeinen  Lehrbücher",  „wissenschaftlich  überwundener  Irrthum").  —  Ich  stelle  im 
Einklang  mit  der  Bodbertns'schen  und  auch  der  Schäffle'schen  Auffassung 
(Soc.  Körper  III,  272,  276)  den  Gebrauchswerth- Character  alles  Werths  voran 
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hebe  die  Gebrauchswerth -Schätzung  um  so  mehr  her?or,  weil  die  Tauschwerth- 
itznng  aaf  Tiele  der  wichtigsten  winhschafUichen  Guter  schlechterdings  gar  nicht 
sndbar  ist,  so  nicht  auf  den  Staat  and  seine  Leistungen,  noch  auf  andre  gemein- 
ischaftliche  Verhältnisse.  (S.  unten  §.  139.)  Aber  auch  im  pri?atwirthschaftlichen 
ehr  reicht  die  Tausch werth-Schätzung  nicht  aus  und  muss  namentlich  zur  Erklärung 
einfachsten  Tauschacte  im  Verkehr  auf  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werth 
ckgegriffen  werden  (u.  §.  138).  Bau  hat,  trotzdem  er  nur  SachgUter  betrachtet, 
ler  Tausch  und  der  verkehrsmässige  Erwerb  so  ?oran  stehen,  mit  Recht  doch  auch 
Gebrauchswerth  eine  eingehende  Betrachtung  gewidmet  (§.  58  ff).  Die  Erweite- 
des  Begriffs  der  wirthschaftlichen  Gtlter  auf  persönliche  Dienste  und  Verhältnisse 
it  dies  noch  nothwendiger.  Neumann  (z.  B.  Handb.  I,  S.A.,  S.  139,  Note  23, 
[2)  wendet  sich  auch  gegen  die  Eintheilung  des  Werths  in  Gebrauchs-  und  Tausch- 
b,  wie  sie  bei  Bau,  Boscher,  Hermann  sich  findet,  sowie  gegen  die  Behandlang 
iv  als  coordinirte  Begriffe.  Aber  seiner  rOlligen  Verwerfung  jeder  bezüglichen 
rscheidung  rermag  ich  nicht  zu  folgen  und  finde  das,  was  Neumann  darüber  aus- 
;  auch  nicht  recht  verständlich. 

Der  Gebrauchswerth  (Werth  im  engeren  Sinne  bei 
u)  lässt  sich    definiren    als  der  Werth  eines  Gnts,    betrachtet 

den  Zweck  der  BedOrfnissbefriedignng  mit  ihm,  dem  Gate, 
en  der  specifischen  Nützlichkeit  des  Gutes  und  wegen  des 
arfs,  welcher  anf  Güter  dieser  Art,  daher  aus  Gründen  der  all- 
ein menschlichen  wie  eventuell  der  individuell  persönlichen 
ürftigkeit  und  Lage  und  der  daraus  hervorgehenden  Bedttrf- 
-  Empfindung  gerichtet  ist.  Er  ist  so  die  Grundlage  jeder 
ätzung. 

Modification  meiner  Definition  in  §.  35  d.  1.  Aufi.,  wozu  ich  mit  durch  Held, 
dr.  S.  41  bewogen  wurde.  „Wenn  man  den  Gebrauchswerth  einmal  erkannt  hat,  so 
t  er  sich  so  lange  gleich,  als  nicht  in  den  Absichten  (und,  füge  ich  hinzu,  in  den  auf 

Absichten  bestimmend  einwirkenden  Verhältnissen)  des  Menschen  oder  in  der  aner- 
ten  Brauchbarkeit  eines  Mittels  für  dieselben  ein  Wechsel  eintritt''  (Rau,  §.  58.) 

Der  individuelle  wie  der  sociale  Gebrauchswerth  ist  zu 
erscheiden: 

1)  nach  dem  subjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
1  nach  der  objectiven  Brauchbarkeit  des  Gutes:  als  Ge- 
s werth  für  die  directe  Bedürfnissbefriedigung  mit  dem  Gute 
8t  und  Productionswerth  (mitunter  Erwerbswerth  ge- 
it,  so  bei  Rau,  was  aber  sprachlich  den  Tauschwerth  mit 
assen  würde)  für  die  Herstellung,  bez.  Gewinnung  neuer  Güter 

dem  Gute.  Die  Güter  lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in 
lussmittel  und  Productionsmittel  (Erwerbsmittel) 
rscheiden. 

Ob  ein  Gut  zur  einen  oder  anderen  Glasse  gehört,  hängt  allerdings  bei  manchen 
D,  welche  ihrer  Beschaffenheit  nach  beide  Verwendungen  gestatten,  vom  Willen 
ilenschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vorherrschend  maassgebend  ist  doch  die  Be- 
fenheit  der  Gtlter  selbst,  wonach  viele  Guter,  wenigstens  rein  Ökonomisch  be- 
tet, nur  Genussmittel  (z.  B.  Nahrungsmittel,  Luxusartikel),  —  was  natürlich  nicht 
srt,  dass  sie  ein  Theil  des  Kapitals  als  Productionsmittelfonds  sind,  indem  sie  von 
E^oducenten  während  der  Production  und  um  zu  dieser  fähig  zu  werden,   ver- 
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zehrt  werden  (s.  o.  §.  129)  —  Tielo  nur  Prodactionsmittel  (z.  6.  Werkzeuge,  Ma- 
schinen, viele  Bohstoffe,  Hilfsstoffe)  sind.  Insofern  verb&lt  es  sieb  ähnlich  mit  dieser 
Unterscheidung  wie  mit  derjenigen  zwischen  GebrauchsvermOgen  und  Kapital  (§.  180). 
Ton  Wichtigkeit  ist  dieselbe  aach  bei  der  Beurtheilang  der  natürlichen  Aus- 
stattung der  Länder  mit  sogen.  frei?rilligen  Natnrgaben. 

a)  Die  Höhe  des  Genusswerthes  ist  zwar  vom  subjectiven 
Unheil  des  einzelnen  Menschen ,  bisweilen  selbst  von  der  Laune 
und  dem  Spiele  der  Einbildungskraft  mit  abhängig ,  aber  in  der 
Hauptsache  beruht  sie  doch  auf  festen  Zwecken  der  Menschen 
und  gewissen  Eigenschaften  der  Güter  und  ist  deshalb  auch  der 
wissenschaftlichen  Betrachtung  zugänglich. 

Nach  Rau,  §.  58,  der  hier  ein  Wort  von  Shakespeare,  Troil.  n.  Gross.  II,  1, 
citirte:  Value  dwells  not  in  particular  will  —  It  holds  its  estimate  and  dignity  — 
As  weU  wherin  'tis  precioos  of  itself,  —  As  in  the  pricer.  Rau  fügt  hier,  §.  58, 
Abs.  2,  hinzu :  „Die  GrOsse  des  Gebrauchswerths  einer  Sache  kann  aus  der  durch  den 
Mangel  derselben  verursachten  Beschwerde  (der  Entbehrung)  erkannt  werden^,  was 
an  V.  Mangoldt*s  Begriffsbestimmung  vom  Werth  in  der  Volkswirthschaftslehre,  die 
auch  V.  BOhm-Bawerk  anerkennt,  und  —  insofern  an  den  leitenden  Gesichtspunct 
der  Grenznutzeutheorie  anklingt,  der  demnach  wieder  nicht  so  „neu''  wäre.  Die  Rang- 
ordnung der  menschlichen  Bedürfnisse,  denen  ein  Genussmittel  dienen  kann,  und  der 
Grad  der  Brauchbarkeit  eines  solchen  für  die  Befriedigung  eines  bestimmten  Bedtlrf- 
nisscs  entscheidet  speciell  auch  über  die  Höhe  des  Genusswerths. 

b)  Die  Höhe  des  Productionswerthes  richtet  sich  ,,nach 
der  Stärke  des  Beistandes,  welchen  die  Productionsmittel  zur  Her* 
Stellung  neuer  Güter  leisten,  daher  nach  der  mit  ihrer  Hilfe  ent- 
stehenden Werthmenge,  nach  Abzug  des  etwa  nöthigen  Kosten- 
aufwandes.^^ 

Da  hierbei  die  objectire  Brauchbarkeit  der  Guter  und  der  Stand  der  Technik 
entscheiden,  so  lassen  sich  durch  ,4brtgesetzte  Beobachtungen  in  der  Gutererzeugung 
viele  Erfahrungss&tze  zur  Bemessung  der  Höhe  des  Productionswerths  gewinnen,  be- 
sonders in  der  Sachgüterproduction ,  im  Gebiete  der  Landwirthschaft  und  der  Stoff- 
veredlung (Industrie^.  Nach  Rau,  §.58.  —  Z.  B.  Nährkraft  eines  Centners  Heu  fUr 
Melkthiere  oder  Mastvieh  —  Dungkraft  eines  Gentners  Mist  —  Ertragsf&higkeit  eines 
Morgen  Acker  oder  Wald  bei  einer  gewissen  Bodenart  und  andren  gegebenen  Um- 
ständen — f  Leistungen  einer  Dreschmaschine  — ,  Heizkraft  der  vcrscMedenen  Brenn- 
stoffe u.  8.  w.  (Rau.)  Der  Werth  in  diesem  Sinne  wäre  der  objective  v.  B5hm- 
Ba werk 's  und  auch  eine  der  von  ihm  als  annehmbar  erkannten  Arten  des  Werths 
im  objectiven  Sinn  bei  Neu  mann,  als  welche  er  noch  besonders,  in  nicht  recht  an- 
muthender  Behandlungsweise,  den  gemeinen  Werth  (gemeinen  YermOgenswerth),  den 
Tausch-  oder  Kaufwerth  im  objectiven  Sinne  und  den  Werth  als  Ertragswerth  desgl. 
unterscheiden  will  (Handb.  S.  152,  158,  3.  Aufl.). 

2)  Nach  der  Art  und  der  Zeitdauer  des  Gebrauchs  eines 
Gutes  ist  dessen  Gebrauchswerth  Verzehrungs-  (Verbrauchungs-) 
werth  bei  Verbrauchsvermögen,  Benutzungswerth  bei  Nutz- 
vermögen (§.  128). 

3)  Nach  dem  inneren  Grunde  des  Gebrauchswerths  kann 
bei  Sachgfltem  Stoff-,  Form-  und  Ortswerth  unterschieden 
werden. 

Kach  Knies,  Tüb.  Zoitschr.  1855.  Letztere  beiden  Arten  sind  namentUch 
wichtig  zur  Beurtheilung  der  Leistungen  der  Industrie  und  des  Handels. 
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C.  —  §.  138  [37].  Der  Gebranchswerth  als  Mengen- 
er  Gattnngswerth  oder  als  concreter  und  abstracter 
^rth:  eine  Unterscheidung ,  welche  nicht  die  Bedeutung  einer 
intheilung'%  sondern  zweier  von  einem  verschiedenen  Stand- 
icte  der  Betrachtung  aus  sich  ergebenden  Auffassungen  hat. 

Nach  Ran 's  Terminologie,  s.  bei  ihm  I,  §.  62,  62  a.  Sich  anschliessend,  aber 
it  ganz  ebenso  Röscher  §.  6.  Auch  dieser  Dnterscheidang  ist  neuerdings  die 
eutnng  und  selbst  die  Richtigkeit  und  Znlftssigkeit  abgesprochen  worden,  so  von 
iman  n  in  s.  kritisch  so  werthyoUen  Ontersochongen  in  der  Tttb.  Zeitschr.  B.  28,  288  ff., 
wiederholt  £r  will  den  Werth  nar  anterscheiden  in  sab  jectiyen  und  objectiyen 

hält  an  der  Abweisung  des  concreten  and  abstracten  Werths  auch  in  seinen 
esten  Arbeiten  fest  Wie  schon  bemerkt,  scheint  mir  jedoch,  dass  sein  snbjectiver 
th  im  Wesentlichen  Rao's  concreter  Werth  und  sein  objectiver  Werth  ebenso  in 
Hauptsache  Ran^s  abstracter  Werth  und  der  gewöhnlich  sogen.  Tausch  werth  ist, 
e  dass  aus  der  neuen  Nomenclatur  und  Werthointheilung  ein  besondrer  Gewinn 
lUirt  Ich  halte  im  Ganzen  an  Rau's  Lehre  auch  in  dieser  3.  Auflage  hier  fest  Auch  sonst 
i  In  der  neueren  Werththeorie,  auch  in  der  Grenznutzentheorie,  die  hier  besprochene 
srscheidung  dem  Wortlaut  nach  meist  fallen  gelassen,  um  aber  m.  £.  im  Grunde 
IT  anderen  Namen  und  in  den  Ausführungen  sachlich,  wenn  nicht  genau  ebenso, 
loch  ähnlich  henrorzutreten.  Ich  sehe  nach  wiederholter  Prüfung  und  auch  nach 
I   Studium   der  reichen   und   im    Einzelnen   manches    Gute    fördernden   neueren 

neuesten  Werthlitteratur  keinen  Grund,  die  alte,  m.  £.  auch  ganz  passende, 
tofalls  durch  keine  passendere  bisher  ersetzte  Terminologie  aufzugeben.  Ebenso 
e  ich  in  der  sachlichen  und  formellen  Behandlung  bis  auf  einen  Punct  (bei  dem 
tckungsrerhältniss'*)  gegen  früher  nichts  Wesentliches  zu  ändern  fUr  nothwendig 
mdeu.    In  den  früheren  Sätzen  (2.  Aufl.,  S.  51)  über  die  Abhängigkeit  der  Hohe 

concreten  Werths  und  tkber  dessen  Grenzen  war  auch  das,  was  ich  jetzt  etwas 
ßrs  fasse,  und  insofern  auch  ein  Gedanke  der  Grenznutzentheorie,  implicite  ent- 
en. 

1.  Die  ursprüngliche  und  natürlichste  Werthschätzung  ist  die 
iividuelle,  d.  h.  die  besitzende,  bez.  behalten  wollende 
er  die  bedürfende,  bez.  begehrende,  erlangen  wollende 
rson  beurtheilt  die  Bedeutung  eines  bestimmten  Gutes  in 
stimmter  Menge  in  einem  einzelnen  Zeitpuncte  für 
re  bestimmten  Bedürfnisse.  Der  hiemach  sich  ergebende 
brauchswerth  dieses  Gutes  ist  sein  concreter  oder  sein  Mengen- 
5rth.  Er  regt  den  Willen  an  beim  Besitzer,  das  Gut  zu  be- 
ten, beim  Begehrer,  es  zu  erwerben,  und  bestimmt  die  Be- 
ugungen, daher  auch  die  Höhe  des  Entgelts  mit,  gegen 
Iches  ein  Gut  fortgegeben,  bez.  erworben  werden  kann  und 
^ntuell  wird.   Er  ist  daher  von  unmittelbar  practischer  Bedeutung 

den  Verkehr,  demnach  für  den  Tausch  werth  und  Preis. 

Seine  Höhe  ist  abhängig  einmal  vom  Bedarf,  daher  von 
r  jeweiligen  persönlichen  Lage  des  Schlitzenden,  der 
vron  bedingten  Art,  Umfang,  Stärke,  Dringlichkeit  des 

befriedigenden  Bedürfnisses  sowie  von  der  Brauchbarkeit 
8  Gutes  zu  der  betreffenden  Bedürfnissbefriedigang,  sodann 
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von  dem  ,,DeckuiigsYerhältnis8''  zwischen  dem  Bedarf  und 
dem  Vorratb,  daher  in  Bezog  auf  besessenen  Vorrath  des  Schätzenden 
von  der  Grösse  and  den  Bedingungen  der  Ergänzung,  Wiederbe- 
schaffung  des  erforderlichen  Vorraths,  in  Bezug  auf  überhnupt  erst 
zu  erlangenden  Vorrath  von  solchen  Bedingungen  für  die  noth- 
wendige  Vorrathsbeschaffung  nach  Quantum  und  Quäle  allein.  Diese 
Bedingungen  laufen  auf  die  Opfer  und  M  tt  h  e  n  für  diese 
Beschaffung  hinaus,  die  ganz  passend  sogenannten  „Schwierig- 
keiten derErlangung^'  (wie  festzuhalten  ist).  Diese  Schwierig- 
keiten der  Erlangung  hängen  bei  den  nicht  regelmässig  wieder- 
herstellbaren (irreproduciblen)  Gütern  von  dem  Maasse  der  Selten- 
heit dieser  Guter  —  an  sich  oder  nach  den  für  sie  einmal 
vorhandenen  Besitz-  und  Angebotsverhältnissen  —  endgiltig  ab. 
Bei  den  viel  wichtigeren  regelmässig  herstellbaren  (reproduciblen), 
der  Masse  aller  Güter,  sind  die  Schwierigkeiten  der  Erlangung  auf 
die  Kosten  der  Herstellung  und  Herbeiführung  (Productions- 
kosten)  zurückzuführen  und  diese  auch  hier  (wie  beim  Tausch- 
werth)  auf  der  Seite  des  Vorraths  für  den  concreten  Fall  ent- 
scheidend. Die  Grenzen  der  Höhe  des  concreten  Werthes  sind, 
soweit  der  Bedarf  entscheidet,  für  eine  schätzende  Person  nahezu 
„Null"  und  „Unendlich". 

Durchaus  abhängig  von  individuellen  Umständen  ist  der  concrete 
Werth  nothwendig  bei  demselben  Gute  für  verschiedene 
Personen  verschieden,  weil  eben  verschiedene  Personen  schätzen 
und  die  individuellen  Umstände  für  diese  ohnehin  in  irgend  Etwas 
immer  abweichen  werden.  Hierauf  beruht,  psychologisch  betrachtet, 
die  Möglichkeit  und  im  Verkehr  der  Antrieb  zum  Tausche 
(immer  eigener  Gebrauch  des  Gutes  als  Zweck  voraus- 
gesetzt). Güter  verschiedenen  concreten  Gebrauchswerthes  für 
die  Tauschenden  erlangen  dabei  denselben  Tausch  werth.  Man 
strebt  regelmässig  nach  Erwerb  und  Besitz  von  Gütern  solchen 
concreten  Werthes  und  giebt  demnach  im  Verkehr  Güter  fehlenden 
oder  geringeren  gegen  solche  höheren  concreten  Werthes  hin. 

Das  Ziel  ist  also  immer,  mit  Ran  zu  sprecheo,  ,4d  den  znm  eigenen  Gebrauche 
bestimmten  GQtern  die  grOsste  Menge  ron  concretem  Werthe  zn  besitzen.  Yer- 
änsserongen  der  überflüssigen  Yorritlie  nnd  Erverbungen  der  noch  fehlenden  Güter 
(Sachgüter  Bau)  dienen ,  den  Besitz  so  umzuändern ,  dass  er  jenem  Ziele  am  Besten 
entspricht,  d.  L  sAmmtliche  Bedürfnisse  am  Vollständigsten  befriedigt''  (Ran  I,  §.  62a). 
„Der  Einfluss  des  Bedarfs  und  Besitzes  auf  die  Schätzung  des  Gebrauchswerths  ist 
vorzüglich  bei  den  Gennssmitteln  ganz  entscheidend.  L&sst  sich  auch  Ton  man- 
chen Gütern,  die  zum  Vergnügen  dienen  (Lozusgegenst&nde) ,  nicht  genau  angeben, 
wie  viel  man  braucht,  so  giebt  es  doch  ein  Maass  derselben,  dessen  Ueberschreitung 
als  Ueberflufls  empfunden  wird,  und  auch  innerhalb  dieses  Maasses  pflegt  der  con- 


CoDcreter  und  abstracter  Wenb«  335 

Q  Werth  eines  einzelnen  Stücks  oder  Qnantams  desto  kleiner  zu  werden,  je  höher 
g:anze  Vorrath  eines  Ei^nthOmers  steigt''  Ist  das  nicht  im  Grunde  —  der 
t  der  ganzen  Grenznntzenüieorie,  nnr  in  einfacheren  Worten?  ,,Der  Grenznutzen 
t  mit  dem  Bedarf  nnd  sinkt  mit  dem  Vorrathe'*  (Wieser  «HandwOrterb,  d.  Staats- 
.  Art.  Grenznntzen,  IV.  107).  „Der  concreto  Werth  (und  danach  Tanschwerth 
Preis),  Gleichbleiben  der  Bedingungen  der  Schwierigkeiten  der  Erlangung,  der 
baffung  oder  Wiederergänzuog  der  Yorr&the  vorausgesetzt,  steigt  mit  dem  Bedarf 
sinkt  mit  dem  Vorrath*',  kann  man  ebensogut  sagen.  Ueber  den  concreten  Werth 
Productionsmittel  s.  Rau  §.  62a  u.  2.  Aufl.  dieses  Werkes  S.  52. 
Ich  beschr&nke  mich  auch  hier  auf  die  kurze  Hinstellung  der  Sätze  im  Text 
die  Werthgestaltnng.  S&tze,  welche  dann  freilich  hier  mehr  nur  erst  als  Thesen 
leinen,  welche  durch  weitere  Ausführungen  noch  des  Beweises  bedürfen.  Nach 
hier  festgehaltenen  Auffassung  ist  auch  das  Kostengesetz  für  die  Gestaltung 
x)ncfeten  Werths,  nicht  bloss  des  Tauschwerths  mit  entscheidend.  Von  den 
in  der  Wiedererg&nznng  yon  Vorrath  oder  der  ersten  Beschaffung  yon  solchem 
t  es  mit  ab,  wie  sich  die  Motive  zur  Fortgabe  von  Vorrath  und  zur  Beschaffung 
1  gestalten  werden.  Diese  psychologischen  Momente  wirken  eben  zuerst 
iie  Sch&tzung  und  daher  auf  die  Hohe  des  concreten  Werths,  erst  von  da  aus  als- 
auf  diejenigen  des  Tauschwerths  (§.  142). 

§.  139  [38—40].  2.  Zum  Gattangs-  oder  abstracten 
the  gelangt  man  darcb  ein  blosses,  den  Willen ,  ein  6nt  zu 
Uten  oder  zu  erwerben  nieht  nothwendig  anregendes  Urtheil 

Verstandes  des  Schätzenden ,  hinsichtlich  der  Bedeutung  der 
3r  für  die  Bedttrfnissbefriedigung  des  Menschen  überhaupt 
es  Volkes,  grösserer  Kreise,  nach  Durchschnittspersönlichkeiten 
ihätzt).  Der  Gattungswerth  ist  daher  der  Gebrauchswerth  der 
terarten  für  menschliche  Bedttrfnissbefriedigung  im  Allge- 
len  nach  der  Erfahrung  und  nach  Maassgabe  der  im  Ganzen 
nem  Bevölkerungskreise  bestehenden  Bedürfnisse,  Befriedigungs- 
3  und  Befriedigungssitten  geschätzt 

Seine  Höhe  h&ngt  ab  ?on  der  natOrlichen  und  historisch-socialen  Rangordnung 
tedurfhisse  (z.  B.  wichtige  Nahrungsmittel  stehen  vor  Luxusartikeln)  nnd  Ton 
Grade  der  Brauchbarkeit  einer  Gutsart  zur  Befriedigung  eines  BedCLrfnisses  (z.  B. 
nrerth  verschiedener  Nahrungsmittel).  Auch  hier  kommen  die  oben  bei  der  psy- 
gischen  Analyse  der  bei  der  WerthschStzung  mitspielenden  Momente  (§.  136,  S.  329) 
*  in  Betracht  Wegen  des  ersten  Umstandes  ist  auch  der  Gattungswerth  der 
nicht  in  der  ganzen  Menschheit  der  gleiche,  sondern  er  wird  durch  alle 
3nte  verschieden,  welche  die  Rangordnung  der  Bedürfnisse  eines  Volks  oder 
;rer  Kreise  verschieden  gestalten,  wie  namentlich  Klima  und  Landesart,  Sitten, 
rzustand.  Selbst  bei  Nahrungsmitteln  ersten  Rangs,  wie  z.  B.  bei  Weizen  und 
30,  kann  sich  das  zeigen.  Letzterer  hat  z.  B.  in  Deutschland  verglichen  mit  dem 
3n  einen  nicht  in  demselben  Maasse  höheren  Gattungswerth  als  in  England. 
Zwischen  dem  Gattungswerthe  einer  GQterart  und  dem  concreten  Werthe  einer 
ität  dieser  Gaterart  besteht  kein  solches  Verhältniss,  das  eine  genaue  Ver- 
lung  ihrer  Höhe  fQr  dieselbe  Person  gestattete.  Man  kann  daher  nicht  wohl 
lau  sagen:  „bis  zur  Grenze  des  Bedarfs  ist  der  concreto  dem  Gattungswerthe 
i,  tlber  jenen  hinaus  ist  er  schwächer  oder  verschwindet  vOUig''  (§.  62,  8.  Aufl.). 
^en  kann  man  wohl  für  ein  ganzes  Volk  den  concreten  Werth  des  nationalen 
ögens  „nach  dem  Gattungswerthe  der  zu  letzterem  gehörigen  Güter  anschlagen, 
1  man  annimmt,  dass  ihr  concreter  Werth  schon  bei  den  jetzigen  Besitzern  oder 
beendigter  Verthcilung  dem  ersteren  gleichkommt.  Solche  Güter  aber,  die  für 
auze  Volk  zur  Zeit  überflüssig  sind,  haben  für  dasselbe  keinen  concreten  Werth, 
mmt  ihnen  für  jetzt  nur  ein  Verkehrswerth  zu,  wenn  sie  zur  Ausfuhr  als  Mittel 
ezahlung  anderer  ins  Land  einzuführenden  Güter  gelangen  können"  (Rau  §.  62n). 
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In  einem  ganzen  durcli  Arbeitstheilnng  vcrbandenen  Volke  ist,  yom  aosw&rtigen 
Yerkebr  abgesehen,  das  Streben  auf  möglichst  viel  Guter  ron  hohem  Gattungsw^erthe 
zu  richten.  Wie  weit  dies  rerwirklicht  wird,  h&ngt  wesentlich  mit  Ton  der  Verthei- 
lung  des  Volkseinkommens  ab,  welche  dann  wieder  die  Bichtnng  der  nationalen  Pro- 
doction  bestimmt:  gleichmässigere  Vertheilung  bedingt  mehr,  ungleichmässige  bedingt 
weniger  Guter  allgemeinen  hohen  Gattangswerths. 

Je  mehr  dieEigengewinnung  der  Güter  vorherrscht,  daher 
regelmässig  in  primitiveren  Verhältnissen  des  Volkslebens,  bei  sog. 
Naturalwirthschaft,  desto  mehr  tiberwiegt  die  Gebrauchsweith- 
schätzung  die  Verkehrswertbschätzung,  die  individuelle  die  sociale 
Gebranchswerthscbätznng  und  die  Schätzung  nach  dem  concreten 
Gebrauchswerth  diejenige  nach  dem  abstracten.  Für  sehr  wichtige 
wirthschaftliche  Güter,  wie  namentlich  für  den  Staat  und  die  öffent- 
lichen Einrichtungen,  ist  natürlich  nur  eine  Gebrauchswerthschätzung, 
keine  Tauschwerthschätznng  anwendbar. 

Anch  dies  beweist,  neben  vielem  Anderen,  dass  die  einseitige  Berücksichtigung 
des  Tausch-  oder  Verkehrswerths  in  der  Wirthschaftslehre  (und  auch  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre)  oder  gar  die  beinahe  TOUige  Verbannung  der  Botrachtangen  Über 
den  Gebrauchswerth  aus  ihr  falsch  ist. 

IL  —  §.  140  [41  —  43].  Der  Tauschwerth  oder  Ver- 
kehrswert h.  Je  mehr  die  Eigengewinnnng  der  Güter  fär  den 
persönlichen  Bedarf  der  verkehrsmässigen  Gewinnung  weicht,  desto 
mehr  tritt  der  sociale  Gebrauchswerth  der  Güter  hervor: 
es  wird  vom  Einzelnen  absichtlich  und  planmässig  für  den  Bedarf 
anderer  Mitglieder  der  Gesellschaft  gearbeitet  und  es  werden  daher 
solche  Güter  hergestellt,  die  diesem  gesellschaftlichen  Bedarf  ent- 
sprechen, d.  h.  eben  „socialen  Gebrauchswerth"  erlangen.  Die 
Entwicklung  dieses  Hervortretens  des  socialen  Gebranchswerths 
ist  die  Begleiterscheinung  der  oben  (§.  117,  118)  skizzirten  Ent- 
wicklung von  Tausch,  Arbeitsgliederung  und  Verkehr,  geschicht- 
lich daher  von  denselben  Bedingungen  abhängig.  Je  freier  von 
Individuum  zu  Individuum  sich  der  Verkehr  gestaltet,  desto  mehr 
wird  die  regelmässige  geschichtliche  Rechtsform,  in  welcher  der 
sociale  Gebrauchswerth  der  Güter  erscheint  und  die  arbeitstheilig 
gewonnenen  Güter  den  einzelnen  Bedürftigen  und  ihrerseits  andere 
Güter  herstellenden  Personen  zugeführt  werden,  der  freie  Ver- 
tragsschluss  über  die  gegenseitige  Ueberlassung  der  Güter. 
Namentlich  geschieht  letztere  mittelst  des  Tauschvertrags  oder, 
nach  der  Einbürgerung  des  Geldes,  des  Kaufvertrags,  eventuell 
auch  eines  Credit  Vertrags  {§.  143).  Die  Voraussetzung  ist  hier 
also  eine  solche  wirthschaftliche  Rechtsordnung,  welche 
die  Einzelnen  getrennt  für  sich  Güter  herstellen  lässt,  indem  sie 
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len  das  (Privat-)  Eigentham  an  den  dazn  erforderlichen  sach- 
ben  Productionsmitteln  (Boden,  Kapital)  einräumt;  welche  ihnen 
nn  das  Eigenthnm  an  den  gewonnenen  Gütern  gewährt  nnd  sie 
ihtsgiltig  jene  Verträge  über  die  Ueberlassung  der  Güter  unter 
Q  ihnen  genehmen  Bedingungen  des  Entgelts  schliessen  lässt. 
ßse  wirthschaftliche  Rechtsordnung  wird  später  unter  dem  Namen 
3  privatwirthschaftlichen  Systems  der  freien  Concurrenz  näher 
tersucbt  werden  (Buch  5). 

Der  Werth,  welcher  einem  Gute  von  socialem  Gebrauchswerth 
gen  dieser  allgemeinen  Möglichkeit,  Gegenstand   eines  solchen 
rtrags,  insbesondere  des  Tauschvertrags,  zu  sein,  beigelegt  wird, 
sein  Tauschwerth. 

Kau  I,  §.  56,  57,  60.  —  Hermann  S.  106:  Tauschwerth:  die  Möglichkeit, 
en  Ueberlassung  eines  Gutes  von  anderen  Personen  Vergeltung  zu  erlangen.  — 
Tauschwerth  kann  auch  als  Yerkehrswerth  bezeichnet  werden,  wenn  jene  Mög- 
keit  des  Austauschs  der  Güter  im  Verkehr  als  Begel  betont  werden  soll.  Der 
druck  „Verkehrswerth"'  erscheint  daher  besonders  passend  bei  denjenigen  Gutem, 
zhe  forherrschend  zum  Absatz  im  Verkehr,  statt  bloss  zur  eigenen  unmittelbaren 
Orfnissbefricdigung  erzeugt  werden.  Im  Uebrigen  ist  die  Unterbcheidung  zwischen 
len  Ausdrücken  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung  und  wird  von  Bau,  welcher 
etwas  anders  fasst,  wohl  überschätzt.  Bau  §.  60:  Verkehrs werth,  der  Grad  von 
iglichkeit  einer  Sache,  ihrem  Besitzer  zum  Erwerbe  andrer  Guter  im  Verkehr  be- 
lieb zu  sein.  Er  soll  ausschliesslich  dann  Tauschwerth  heissen,  „wenn  das  zu 
itzende  Gut  selbst  als  Verkehrsgegenstand  dient,  wo  sich  sein  Verkehrswerth  aus 
i  dafür  zu  erwartenden  Preise  nach  Abzug  der  etwa  nöthigen  Fracht-  und  Ver- 
fakosten  ergiebt".  Von  diesem  Tauschwerth  unterscheidet  Kau  eine  zweite  Art 
Verkehrswerths ,  wenn  ein  Gut  dazu  benutzt  wird,  um  andre  verkäufliche  Sach- 
>r  oder  persönliche  Leistungen  zu  Stande  zo  bringen.  —  Andere  Terminologie 
Begriffsbestimmongen  bei  seiner  Verwerfung  der  Unterscheidung  von  Gebrauchs- 
Tauschwcrth  bei  Neu  mann  a.  a.  0.  (z.  B.  Schönberg's  Handb.  I,  3.  A.,  S.  139  ff., 
ff.,  158  fil),  aber  m.  E.  keine  Verbesserung  der  üblichen  Behandlungsweise  dieser 
cte,  namentlich  auch  keine  vermehrte  Klärung  der  hier  vorliegenden  Probleme, 
'  das  Gegentheil. 

Der  Tauschwerth  lässt  sich  auch  als  mittelbarer  G^auf- 
schobener'')  Gebrauchswerth  auffassen.  Ein  Gut  hat  nach 
lem  Tauschwerth  für  alle  diejenigen  Verwendungen  Gebrauchs- 
•th,  für  welche  die  Güter  sich  eignen',  gegen  welche  es  sich 
tauschen  lässt. 

Der  Tauschwerth  eines  Gutes  hat  ausser  den  schon  genannten 
3i  Voraussetzungen,  dass  das  Gut  nemlich  anerkannten  socialen 
}rauchswerth  habe,  d.  h.  Mehreren,  Vielen  in  einer  Verkehrs- 
ellschaft wegen  seiner  Nützlichkeit  begehrenswerth  erscheine 
1  dass  es  rechtlich  zulässig  sei,  das  Gut  ausschliesslich  zu  be- 
:en  und  es  an  Andere  entgeltlich  zu  übertragen,  oder  m.  a.  W. 

Verkehrsgut  (§.   122)  zu  sein,  die  weitere  Voraussetzung 

Erlangbarkeit  des  Gutes  im  concreten  Falle  nur  durch  Auf- 

L.  Wagner,  Grondl^ong.    3.  Anflftge.    1.  Theil.  QnmJlagen.  22 


338  2.  B.  Grundbegriffe.  8.  K.  Werth.  §.  140,  141 

opferuDg  (Arbeit).  Hieraas  folgt,  dass  in  der  Regel  nur  die  wirth- 
schaftlichen  and  von  diesen  wiedernm  nar  die  VerkehrsgUter  Taasch- 
werth  oder  Verkehrswerth  haben. 

Freie  Besitzgüter  (§.  US)  erlangen  also  gleichfalls  nur  unter  diesen  Yoraus- 
Setzungen  Tauschwerth,  daher  z.  B.  namentlich,  insofern  sie  auch  im  einzelnen  Falle 
der  Bedllrfnissbefriedigung  occupatorische  Arbeit  kosten  (Wasser  holen,  Früchte 
sammeln,  Thiere  jagen,  Fische  fangen  u.  s.w.)  und  allgemein,  wenn  der  Bedarf 
den  Yorrath  übersteigt,  aber  auch  wenn  durch  Anerkennung  des  Eigenthums  (an  Grund- 
stücken u.  dergl.)  die  freie  Yersorgung,  wenigstens  an  Ort  und  Stelle,  für  Dritte 
ausgeschlossen  ist  Wenn  der  Bedarf  den  Yorrath  übersteigt,  d.  h.  m.  a.  W.,  wenn 
das  Gut  relati?  selten  ist,  relati?er  Mangel  daran  besteht,  und  es  deswegen 
„schwierig  zu  erlangen"  ist.  Diese  alte  Formulirung  der  Bedingungen  des 
Werth*  auch  Tausch  werth- Habens  eines  Guts  ist  von  den  neueren  Grenznutzeutheore- 
tikern  bemängelt  und  durch  eine  andere  zu  ersetzen  gesucht.  Aber  die  betreffenden 
Ausführungen  laufen  doch  in  anderen  Worten  auf  dasselbe  hinaus  und  diese  anderen 
Worte  sind  nicht  eben  besser,  noch  weniger  klarer  als  die  alten  (vgl.  z.  B.  v.  Böhm- 
Bawerk,  Kapital  U,  140  ff,  143). 

Bei  Sachgütern  kann  man  von  specifischem  Tansch- 
werth  sprechen,  indem  man  den  Tauschwerth  mit  dem  Volumen 
and  Gewicht  eines  Gutes  in  Beziehung  bringt. 

Güter  von  kleinem  Yolumen  oder  Gewicht  und  hohem  Tauschwerth  besitzen 
hohen  specifirchen  Tauschwerth,  im  umgekehrten  Falle  niedrigen.  Yon  der  Höhe  des 
specifischen  Tauschwerths  eines  Sachguts  hängt  unter  übrigens  gleichen  Umständen 
seine  Transportirbarkeit,  also  seine  Fähigkeit  der  Bewegung  im  Baume,  theil- 
weise  auch  seine  Aufbewahrbarkeit  (und  Yerbergbarkeit)  ab.  Mit  entscheid 
dend  ist  die  Hohe  des  specifischen  Tauschwerths  auch  für  die  Auswahl  des  Geld- 
stoffs unter  den  an  und  für  sich  zum  Geldstoff  geeigneten  Gütern.  Die  edlen  Metalle 
haben  in  dieser  Hinsicht  vor  den  unedlen,  Gold  vor  Silber  Yorzüge. 

Eine  andere  historische  Rechtsform  des  socialen  Gebrauchs- 
werthes  als  der  besprochene  (Vertrags-)Tauschwerth  ibt  der  schon 
oben  in  §.  137  erwUhnte  Tax  werth:  der  nach  einem  als  maass- 
gebend  anerkannten  Urtheil,  von  Autoritäten,  fest- 
gestellte Tauschwerth. 

m.  —  §.  141   [44,  45].    Der  Preis.    A.  Begriff. 

Zum  Theil  wOrtlich  nach  Bau  I,  §.  56,  Hermann  S.  106:  Preis  eines  Guts 
ist  die  Menge  der  gegen  Oeberlassung  dieses  Guts  von  anderen  Personen  zur  Yer- 
geltung  empfangenen  Güter.  YergL  auch  Röscher  I,  §.  100.  Noumann, 
a.  a.  0.  in  den  verschiedenen  Arbeiten.  Im  Sihönberg'schen  Handbuche  (I,  3.  A., 
S.  159)  will  er  dreierlei,  was  mit  „Preis''  bezeichnet  werde,  unterscheiden:  I)  den 
Umstand,  dass  für  einen  Gegenstand  nach  ein-  oder  zweiseitiger  Normirung  andere 
Dinge  eingetauscht  oder  einzutauschen  sind;  2)  den  Grad,  in  dem  dies  geschieht, 
daher  den  Grad  der  in  solcher  Normirung  hervortretenden  Tausch-  oder  Kauf- 
kraft eines  Dings;  3)  dasjenige  selber,  was  nach  solcher  Normirung  für  ein  Ding 
eingetauscht  oder  einzutauschen  ist  Ich  halte  auch  verschiedenen  Gegenbemerkungen 
Neumann's  gegenüber  meine,  bezw.  grade  hier  mehrfach  die  ältere,  besonders  von 
Bau  vertretene  Auffabsung  und  Fassung  fest.  Auch  die  Grenznutzentheoretiker  unter- 
scheiden ähnlich  zwischen  Tauschwerth  und  Preis,  wie  die  früheren,  v.  BOhm- 
Bawerk  z.  B.  sagt:  beide  Begriffe  seien  keineswegs  identisch,  der  Tauschwerth  sei 
die  Fähigkeit  eines  Guts,  im  Austausch  ein  Quantum  anderer  Guter  zu  erlangen, 
der  Preis  sei  dies  Güterquantum  selbst.  Beider  Gesetze  fielen  aber  zusammen  (Ka- 
pital II,  189). 
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Der  Tansehwerth  verhält  sich  zum  Preise,  wie  die  blosse  Mög- 
ikeit  für  ein  Ont,  ausgetauscht  zu  werdeu,  zur  Wirklichkeit  des 
sgetauschtwerdens.  Der  Preis  eines  Ootes  ist  ,ydie  Menge  anderer 
ter,  für  welche  es  wirklich  vertauscht  wird."  Im  freien  Ver- 
]r  ist  wieder  die  Rechtsform,  in  welcher  Oüter  socialen  Ge- 
uchswerthes  Preis  erlangen,  die  des  Vertragsschlusses, 
*  in  einem  solchen  Vertrage  wirklich  realisirte  Tansehwerth  der 
rtraggpreis  (Concurrenzpreis  „freie"  Preis)  oder  der  ge- 
bnlich  in  diesem  Sinne  gemeinte  Preis  schlechthin. 

Es  werden  hier  also  zwei  Gaterqaaotitäten  —  ein  Ausdrack,  welcher  nicht  aaf 
igüter  beschränkt  ist  —  im  Tausche  einander  insofern  gleichgesetzt,  als  die  eine 

Gegenwerth  (das  Aeqniralent)  der  andren  biidet'%  w&hrend  ihr  concreter 
th  für  die  Tauschenden  grade  verschieden  ist  (S.  834).  Die  Grösse  des  Preises 
l  in  dem  betreffenden  Vertrage  nach  Zahl  und  Haass  derjenigen  andren  Guter 
lu  bezeichnet  oder  in  der  Menge  dieser  andren  GQter  aosgedrOckt  oder  gemessen, 
he  für  das  Gut  im  Tausch  hingegeben  werden.  Die  oben  (?or.  §.)  genannten 
lassetzungen  für  den  Tansehwerth  gelten  ebenso  für  den  Preis  und  erweisen  sich 

natürlich  noch  unmittelbarer  ?on  entscheidender  Bedeutung. 

Das  regelmässig  zum  Tausche,  daher  namentlich  zum  Ueber- 
g  in  den  Verkehr  bestimmte,  dafUr  producirte  Gut  pflegt  Waare, 

Gut,  gegen  welches  es  regelmässig  ausgetauscht  wird,  pflegt 
hlmittel  (Tauschmittel)  genannt  zu  werden. 

An  und  für  sich  kann  ein  Gut  soviel  Preise  haben,  als  es 
er  giebt,  gegen  welche  es  ausgetauscht  wird.  Mit  anderen 
rten:  jedes  Verkehrsgut  kann  als  Zahlmiltel  fUr  jedes  andere 
kehrsgut  dienen.  Der  Geldpreis  ist  nur  eine  Preisform, 
(Iblichste  (§.  143). 

Wenn  daher  ,, Viele,  z.  B.  A.  Smith  und  zahlreiche  seiner  Nachfolger,  unter 
(  nur  denjenigen  Tauschwerth  verstehen,   welcher  in  Geld  gegeben  wird,   so  ist 

eine  zu  enge  Begriffsbestimmung  des  Preises.  Denn  der  Kauf  gegen  Geld  ist 
ils  eine  Art  des  Tausches,  freilich  als  die  regelmässige  in  jedem  etwas  ent- 
dteren  Verkehr  anzusehen.  Warum  sollte  man  bei  Völkern,  die  den  Gebrauch 
jeldes  noch  nicht  kennen,  die  aber  tauschen,  nicht  ebenso  gut  Ton  Preisen  der 
ischten  Dinge  sprechen?''  (Rau  I,  §.  60). 

Der  Begriff  des  Preises  ist  also  so  allgemein  zu  fassen,  dass 
8  Tanschäquivalent,  es  sei  Geld  oder  etwas  Anderes,  unter  ihn 
acht  werden  kann. 

Die  „aligemeine  Möglichkeit*'  der  Austauschbarkeit  giebt  beim  Tausch-  oder 
ihrswerth  eines  Guts  noch  nichts  Näheres  über  die  Bedingungen  der  Aus- 
hbarkeit  und  daher  namentlich  über  die  ungcf&hre  Höhe  des  Werths  in  dem 

kund,  dass  der  Tausch  verwirklicht  werden  soll.  Darüber  ist  etwas  Bestimmteres 
:u  entnehmen  aus  den  wirklich  vorgekommenen  oder  vorkommenden  Preisen, 

welchen  die  Höhe  des  Verkehrswerths  sich  bemisst.  Hierbei  berechnet 
dann  Mittelpreise  für  einen  vergangenen  Zeitraum  oder  bildet  Vermuthungspreise 
ie  weitere  naheliegende  Zukunft.  In  der  Praxis  dient  zur  Ermittelung  des  Ver- 
«verths  die  zu  einer  ausgebildeten  Kunst  gewordene  Taxation  oder  Werth- 
hätzung,   für  welche    sich   auch  eine  theoretische  Grundlage  gewinnen  lässt. 

22* 
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Kach  den  Objecten,  um  welche  es  sich  bier  handelt,  ergeben  sich  dann 
yerschiedene  Grundsätze  dieser  Taxation  (Schätzung  von  Ertragswerth,  YermOgens- 
werth,  landwirthschaftlicbe  Taxationslehre  n.  s.  w.).  S.  Ban  I,  §.  60  und  mancherlei 
bezügliche  Erörterungen  über  bier  noch  weiter  zu  unterscheidende  Begriffe  in  Nen- 
mann's  genannten  Arbeiten. 

Auch  der  Vertragspreis  ist  ein  historisch-rechtlicher 
Begriff.  Sein  Gorrelat  ist  ein  anderer  historisch- rechtlicher  Begriff, 
der  schon  oben  (§.  137)  ebenfalls  erwähnte  Taxpreis:  der  durch 
eine  Autorität  (Obrigkeit)  festgestellte  Preis. 

Er  hat  geschichtlich  im  polizeilichen,  gewerblichen  Taxwesen  eine  wichtige 
Bolle  gespielt,  meistens  aber  doch'  eine  Ausnahme  neben  dem  Torherrschenden  reinen 
Vertragspreis  gebildet.  In  Besten  ragt  er  auch  noch  in  Perioden  sonst  wesentlich 
freien  Verkehrs,  wie  die  unsere,  hinein.  Immerhin  zeigt  sein  Vorkommen,  dass  der 
Vertragspreis  nicht  der  kurzweg  selbstverständliche  oder  natürliche  ist. 

B.  —  §.  142  [46,  47].  Bestimmgrtinde  der  Höhe  von 
Tauschwerth  und  Preis  im  freien  Verkehr. 

Der  enge  Znsammenhang  zwischen  Tauschwerth  und  Preis  macht  es  räthlich, 
bei  der  in  unserem  Verkehrssystem  weit  yorherrschenden  practischen  Bedeutung  des 
Preises,  die  Lehren  ?on  den  Bestimmgründen  der  Höhe  des  Tauschwerthes  und  der 
Hohe  des  Preises  zu  verbinden  und  sie  genauer  erst  in  der  theoretischen  Volkswlrth- 
schaftslebre  zu  behandeln,  wie  wir  schon  oben  vorbehalten  haben.  Daher  hier  jetzt 
nur  folgende  Andeutungen. 

Für  den  Tauschwerth  eines  Gutes  sind  immer  zwei  Bestimm- 
gründe maassgebend,  welche  den  zwei  inhärenten  Eigenschaften 
des  wirthschaftlichen  Gutes  entsprechen.  Das  Gut  repräsentirt 
Gebrauchswerth,  bez.  als  Gegenstand  des  Verkehrs  socialen 
Gebrauchswerth,  und  es  bietet  Schwierigkeiten  des  Erlangens, 
d.  h.  seine  Beschaffung  macht  Kosten.  Mit  letzterem  Grund- 
begriff werden  wir  uns  im  nächsten  Buche  näher  beschäftigen. 
Der  Tauschwerth  eines  Gutes  ist  dann  im  einzelnen  Falle  um  so 
höher,  je  mehr  sein  concreter  Gebrauchswerth  und  die  Schwierig- 
keiten des  Erlangens,  bez.  die  Kosten  steigen  und  umgekehrt. 
Im  freien  Verkehr  stellt  sich  demgemäss  der  Vertragspreis. 

Im  entwickelten  Verkehr  mit  regelmässiger  Production  für  den 
Absatz  sind  für  die  bier  als  Waaren  erscheinenden  Güter  bei 
allen  regelmässig  erzeugten  (reproduciblen)  Gütern  einerseits 
die  Herstellungskosten  einschliesslich  der  zur  Stellung  der 
Waaren  auf  den  Markt,  bzw.  zur  Verfügung  des  Käufers  erforder- 
lichen Kosten  auf  die  Dauer  maassgebend.  Diese  Kosten  werden 
durch  den  Aufwand  an  Arbeit  aller  Art  —  einschliess- 
lich aller  indispensablen  ,yThätigkeiten''  der  direct  und  in- 
direct  betbeiligten  Personen,  daher  auch  derjenigen,  welche  in 
ihrem   Privatkapital    das   Nationalkapital    bilden    und    verwenden 
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129)  —  gebildet,  der  zur  HerstelluDg  and  HerbeischaffuDg  des 
ites  nothwendig  ist.  Dieser  Arbeitsaufwand  richtet  sich  nach 
m  Stande  der  Prodnctionstechnik  und  lässt  sieh,  unter  Redaction 
r  qualitativ  verschiedenen  Arbeit  auf  eine  bestimmte  Arbeitsart, 
bliesslich  als  ein  Quantum  gesellschaftlich  nothwendiger 
*beit,  bez.  Arbeitszeit  (Marx)  fassen. 

S.  Marx,  das  Kapital,  S.  5,  nur  dass  hier  die  „Eapitalbilduogs- Arbeit"  elimioirt 
d.  S.  unten  im  2.  Tbeil  der  Grundlegung  die  Lehre  yom  Privatiuipital.  An  der 
:annten  Marz'schen  Formel  kann  bei  den  hier  besprochenen  Waaren  festgehalten 
rden,  sobald  man  den  Ausdruck  „gesellschaftlich  nothwendige  Menge  Arbeit,  bezw. 
6eitszeit''  nicht  tendenziös  eng,  unter  Beschränkung  auf  (Hand-) Arbeit  im  engren 
n,  sondern  in  zulässiger  und  nothwendiger  Weise  weit  auslegt,  so  dass  eben  alle 
klich  in  einer  gegebenen  Epoche  erforderlichen  „Thätigkeiten''  mit  darunter  fallen. 
Im  freien  Verkehr  ist  es  die  Concurrenz,  welche  auf  eine  diesem  Moment  der 
iten  auf  die  Dauer  entsprechende  Stellung  der  Vertragspreise  hinzuwirken  strebt 
ergiebt  sich  dies  auch  aus  der  Geschichte  und  Statistik  der  Preise,  namentlich 
Fabrikate  einerseits,  welche  wegen  der  den  Fortschritten  der  Technik  zu  ?er- 
ikenden  Verminderung  der  für  die  HersteUung  nothwendigen  Arbeitsmenge  eine 
^ende  Richtung,  und  der  Preise  der  Bodeuproducte  anderseits,  welche  eher  eine 
gende  Richtung  haben,  weil  sich  die  erforderliche  Arbeitsmenge  nicht  entsprechend 
mindert,  sondern  eher  steigt  (VergL  Laspeyres'  Aufis.  in  der  Tub.  Zeitschr. 
2 :  Welche  Waaren  werden  theurer?) 

In  einem  durch  Gesellschaftsorgane  geregelten  Verkehr  wird   die  Bestimmung 
Taxwerthe,  bez.  der  Taxpreise  unter  angemessener  Berücksichtigung  dieses 
tenmoments  erfolgen,  wie  es  in  den   frUheren  obrigkeitlichen   und   gewerblichen 
cen  im  Princip  auch   geschah,  und  bei  einem  etwaigen  neuen  Taxsystem  wieder 
chehen  mtksste.    So  auch  in  einer  „socialistischen''  Organisation  der  Volkswirth- 
aft   Doch  bliebe  es  bei  einem  solchen  ,3ocial-Taxwesen''  immer  möglich  und  ist 
h  schon  in  der  bisherigen  Praxis  bei  Taxen  vorgekommen  (Arzneien  der  Apotheken), 
ere  Momente,  als  bloss  die  Kosten  der  einzelnen  Waaren,  mit  zu  berücksichtigen, 
t.  nach  Gesichtspuncten  der  Gerechtigkeit  (oder  dessen,  was  daftlr  gilt),  der  Zweck- 
tsigkeit,  der  absichtlichen  Regelung  des  Consums  die   Abstufung  der  Taxpreise 
Waaren  abweichend  ?on  der  Proportion   der  Kosten  zu  gestalten,  wio  etwa  in 
3ren   VerhlUtnisscn   die  WohlstandsFcrschiedenheiten   und  die  Kaufkraft   der  Con- 
enten  sich  bertlcksichtigen ,  bei  Arzneien  die  Taxen  sich  so  abstufen  lassen,  dass 
mit   theuren  Stoffen   hergestellten   absichtlich  etwas  billiger,   zum  Ausgleich  die 
wohlfeilen  Stoffen  bereiteten  absichtlich  etwas  theurer  gehalten  werden. 

Die  genannten  Kosten  sind  aber  im  freien  Verkehr  nicht 
*  ausschliessliche  Bestimmgrand  der  Tauchwerthe  und  der 
nse  nnd  können  dies  in  keinem  denkbaren  gesellschaftlichen 
Stande  sein.  Denn  unabhängig  von  den  Kosten  müssen  stets 
ibranchswerth-  nnd  Bedarfsschwanknngen  stattfinden, 
en  Einflnss  auf  den  Tauschwerth  nnd  die  Preise  (Vertrags-  wie 
xpreise)  dann  den  Einflnss  der  Kosten  modificirt  nnd  modificiren 
SS.  Die  Tanschwerthe  und  Preise  der  Oüter  können  daher 
i^ht  beständig  den  ,,gesellscbaftlich  nothwendigen*'  Kosten  der- 
ben proportional  sein.  Sie  werden  zeitweilig  mehr  oder  weniger 
ron  abweichen,  bei  denjenigen  Gütern  steigen,  deren  Gebranchs- 
rth  grösser,  bei  denen  fallen,  deren  Gebranchswerth  kleiner  ge- 
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worden  ist.  Nor  auf  die  Dauer  werden  sich  die  Kosten  immer 
wieder  als  entscheidender  Regulator  geltend  machen  können  und 
auch  geltend  machen. 

Dio  scharfjsinnigo  Bericbtigung  der  socialistischen  )\'crthlclire,  bei  aller  berech- 
tigten Anerkeonuog  ihres  richtigen  Kerns  —  der  ein  partiell  richtiges  Postulat  für 
die  Taoschwertb  -  Regelung  bildet  —  ist  Sch&ffle  a.a.O.  zu  verdanken.  Er  sagt 
mit  Uecht,  See.  Körper  III,  278:  „Bei  keiner  Art  geseUschaftlichen  Beeinflussung  der  Be- 
darfe  und  der  Prodactionen  lässt  es  sich  vermeiden,  dass  (nicht  immer)  alle  Bedarfe 
qualitativ  und  quantitativ  je  mit  den  Productionen  im  Gleichgewicht  bleiben.  Ist  dem 
aber  so,  so  kOnnon  die  socialen  Kostenwerths-Quotienten  nicht  zu- 
gleich proportional  als  sociale  Gebrauchswerths-Quotienton  gelten.'*  — 
Dann  eb.  S.  307  ff.,  bes.  321  ff.  Sehr  unklare  Polemik  gegen  die  Productionskosten- 
Lebre  bei  Held,  Grundr.,  bes   S.  42,  43,  50. 

IV.  —  §.  143  [48].  Andere  Grundbegriffe.  Geld. 
Credit. 

Die  in  diesem  Buche  erörterten  Grundbegriffe  Gut,  Vermögen,  Werth  und  die 
damit  in  Verbindung  stehenden,  bezw.  daraus  abgeleiteten  bilden  die  wichtigsten 
elementaren,  wobei  freilich  schon  der  Vermögensbegriff  und  einige  der  im  Voraus- 
gehenden mit  erörterten  Specialbegriffe  und  abgeleiteten,  besonder»  der  Kapitalbegriff^ 
nicht  mehr  als  rein  elementare  aufgefasst  werden  können,  sondern  bereits  verwickel- 
tcrc  sind.  So  verhält  es  sich  auch  mit  anderen  der  üblich  sogenannten  Grundbegriffe, 
wie  Wirthschaft,  Ertrag,  Kosten,  Einkommen,  deren  Erörterung  und  Fest- 
stellung uns  besser  im  Zusammenhang  mit  anderen  Punctcn  im  nächsten  Buche  be- 
schäftigen wird. 

An  dieser  Stelle,  im  unmittelbaren  Anschluss  an  die  Erörterungen  über  Werth 
imd  Preis,  wird  hier  jetzt  nur  eine  vorläufige  Begriffsbestimmung  zweier  anderer 
volkswirthschaftüch  höchst  wichtiger  Puncte,  des  Geldes  und  des  Gredits  gegeben, 
um  mit  diesen  Ausdrücken  als  wissenschaftlichen  Begriffen  im  weiteren  Verlauf 
operiren  zu  können« 

1.  Das  Geld.  Die  Begriffsbestimmung  des  Geldes  wird  mit 
Hecht  an  die  Functionen  des  Geldes  im  Verkehr  angeknüpft. 
Solcher  Functionen  sind  im  Wesentlichen  drei,  zwei  volkswirth- 
schaftliche,  eine  rechtliche  zu  unterscheiden,  indem  die  sonst  wohl 
noch  (so  von  Knies  u.  A.)  unterschiedenen  weiteren  sich  doch 
auf  diese  drei  möchten  zurückfuhren  lassen.  Die  beiden  volks- 
wirthschaftlichen  Functionen  sind  die  des  thatsächlichenZahl- 
mittels  (Tauschmittels,  Tauschäqivalents ,  Umlaufsmittels) 
und  desPreismaasses  (Preismessers,  Werthmessers,  Werthmaass- 
Stabs).  Die  rechtliche  Function  ist  die  des  gesetzlichen  (recht- 
lichen) Zahlmittels  oder  der  Währung.  Zum  Geldbegriff 
als  rein-ökonomischem  Begriff  oder  zum  ursprtlnglichen 
Oeldbegriff  gelangt  man,  indem  man  die  Begriffsbestimmung  an 
die  beiden  volkswirthschaftlichen,  zum  Geldbegriff  als  historisch- 
rechtlichem Begriff,  indem  man  sie  zagleich  an  die  rechtliche 
Funtion  anknüpft. 
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Als  thatsäcbliches  Tauscbmittel  fungirt  Geld^  indem  es  frei- 
illig  im  Verkehr  auf  Grand  allgemeiner  Sitte  gegen  andere 
Qcrete  Güter  als  Preis  angenommen  und  hingegeben  wird,  nm 
itens  des  Empfängers  dann  erst  wieder  gegen  das  begehrte  con- 
^te  Gnt  ansgetanscht  zu  werden.  Als  Preismaass  fungirt  Geld, 
lem  in  Geld  die  Preise  aller  anderen  Güter,  ebenfalls  nach  all- 
meiner  Sitte,  ausgedrückt  und  so  darin  (bez.  daran)  gemessen 
;rden.  Als  Währung  fungirt  Geld,  indem  es  kraft  der  von  der 
ich ts Ordnung  (dem  Gesetz)  dem  Gelde  beigelegten  Eigen- 
laft,  als  (Geld-) Schuldlösemittel  (Solutionsmittel),  Mittel  der 
bertragnng  von  abstracter  VermOgensmacht  (z.  B.  bei  Ent- 
lädigungen,  Bussen),  Object  der  auf  Geld  schlechtweg  lautenden 
ntracte  (der  „Geld vertrage",  gewisser  Creditverträge  wie  im 
riehen)  auch  unabhängig  vom  Willen  des  Empfängers,  bez. 
3  zu  Anspruch  auf  Zahlungsempfang  Berechtigten  dient. 

Das  Geld  im  rein-ökonomischen  Sinne  ist  daher  ein  Ver- 
brsgut,  welches  durch  die  Sitte  thatsächlich  zum  allgemeinen 
hl  mittel  und  zugleich  zum  allgemeinen  Preismaass  ge- 
rden  ist.  Geld  im  rechtlichen  Sinne  und  damit  in  Verhält- 
sen  des  entwickelten  Verkehrs  erst  im  vollen  Sinne  ist  ein 
rkehrsgut,  welches  Währung  ist  Damit  ist  es  regelmässig  auch 
;htlich  zugleich  Preismaass  und  gewöhnlich  auch  that- 
ch liebes  Zablmittel,  obwohl  es  gerade  in  letzterer  Function 
rch  als  Tanschmittel  dienendes  Geld,  welches  nicht  Währang 
durch  Greditumlaufsmittel  (Wechsel,  Anweisungen,  Banknoten, 
piergeld  u.  s.  w.)  und  Einrichtungen  des  Creditverkehrs  zur 
blungsvermittlung  mehr  oder  weniger  ersetzt  werden  kann  und 
tsäcblich  in  entwickelten  Verhältnissen  des  Creditwesens  er- 
st wird. 

Das  geschichtlich  wichtigste  Geld  ist  bekanntlich  das  Metallgeld,  namentlich  das 
Imetallgeld  ans  Gold  nnd  Silber.  Dasselbe  ist  aber  wiederum,  weder  historisch, 
li  principiell  nnd  rechtlich,  das  „Geld  schlechthin*'.  Anch  bei  Edelmetallgeld 
den  Quantitäten  und  Qaalit&ten  eines  Sachgnts  bei  der  Preisbestimmung  in  Geld 

den  Quantitäten  und  Qualitäten  eines  anderen  Guts  verglichen  bezw.  gleichgesetzt. 

üeber  alles  Weitere  s.  die  theoretische  Volkswirthschaftslehre  (2.  Uauptabthei- 

r)  und  den  Band   ?om  Verkehrswesen  (3.  Hauptabth.,  Theil  1).     Vergl.  aus  der 

Bau  I,  §.  128  u.  II.  §.  257  ff.  (Geld:  das  allgemeine  Umlaufsmittel,  welches  im 
enrerkehr  alle  anderen  Güter  rertritt  oder  repräsentirt).  Röscher  §.  116,  bes. 
D.  5  über  die  Dogmengeschichte  des  Geldbegriffs;  er  bereichnet  Geld:  als  die 
emein  beliebte  Waare,  die  eben  deshalb  zur  Yermittelnng  der  verschiedenartigsten 
r^choperationen  und  zur  Messung  der  Tauschwerthe  überhaupt  angewendet  wird; 
:h  hinzukommende  Anerkennung  des  Staats,  dass  dieselbe  Waare  als  stillschweigend 
tindenes  Zahlmittel  fOr  alle  Verbindlichkeiten  gebraucht  werden  soll,  vollende  sich 

Begriff  des  Geldes.  Menger,  I,  S.  231  ff.  Marx,  Kapital,  1.  Aufl.  S.  91  ff. 
ie  Waaro,  welche  als  Wcrthmaass  und  dalier  auch  persönlich  oder  durch  Stell- 
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Vertreter,  als  Girculationsmittel  functionirt,  ist  Geld.")  Fr.  X.  Neu  mann  (Wien), 
Yolkswirthschaftsl.,  Wien  1873,  §.  58  ff.  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  y.  d.  Banken, 
Leipz.  1857,  Kap.  II,  Absch.  3,  v.  Gelde  (S.  34 — 46).  Ders.,  Art.  Mttnzwesen  im 
StaatswOrterb.  VII.  65  ff.  v.  Scbeel,  Begr.  d.  Geldes  in  s.  bist  Okon.  Entwicklung, 
in  Hildebr.  Jabrb.  VI  (1866).  v.  Mangoldt,  Art.  Geld  im  StaatswOrterb.  IV,  93  ff. 
£.  Nasse,  Abb.  Geld-  and  Mtlnzwesen  im  1.  B.  von  SchOnberg's  Handbach,  woselbst 
weitere  Litteratar.  Er  defiuirt  Geld  „im  weiteren  rein  wirthscbaftlicheu  Sinne*'  als 
„ein  allgemein  beliebtes  Taaschgut,  welches  die  Fanctionen  sowohl  eines  Werth- 
maassstabes,  wie  die  eines  Taasch-,  Zahlangs-  and  Werthaafbewahrangsmittels  ver- 
siehf'  (3.  Aafl.  I,  S.  315);  Geld  im  rechtlichen  Sinne  oder  das  Wfthrangsgeld  des 
Staats  als  „das  ?on  der  Rechtsordnang  des  Staats  als  Zahlangs-  and  Solatiousmittel 
and  als  Werthmaassstab  gesetzlich  anerkannte  Geld.'*  R.  Hildebrand  (Jan.),  Theorie 
des  Gelds,  1883  (mit  anrichtiger  Polemik  gegen  die  Bezeichnang  der  W&hrangseigen- 
schaft  mit  „Fanction*').  Das  deatsche  Haaptwerk  über  Geld  nach  der  theoretischen 
Seite  ist  E.  Enies,  Geld,  1.  Aafl.  1883,  2.  Aafl.  1885.  Aas  der  englischen 
Litteratar  s.  J.  St  Mill,  principles,  b.  3,  Kap.  7—9,  19,  21,  22.  —  üeber  die  juris- 
tische Seite:  Savigny,  Obligationenrecht  I.  Goldschmidt,  Handelsrecht, 
G.  Hartmann,  über  den  rechtl.  Begr.  des  Geldes,  Braanschw.  1868. 

Die  Einbürgerang  des  Oeldes  im  Verkehre  bewirkt  dann, 
dass  die  Preise  gemeinlich  als  Geldpreise  erscbeineD,  so  sehr, 
dass  späterhin  beim  Worte  Preis  meistens  nur  an  den  Geldpreis 
gedacht  wird.  Aber  letzterer  ist  nicht  schlechtweg  „der  Preis", 
sondern  wie  schon  bemerkt,  nur  die  üblichste  Preisform. 

2.  Der  Credit.  Im  wirthschaftlichen  Verkehr  können  Ueber- 
tragnngen  von  wirthschaftlichen  Gütern  zwischen  verschiedenen 
Personen  entweder  so  erfolgen,  dass  sie,  daher  Leistung  der  einen 
und  Gegenleistung  der  anderen  Person,  genau  gleichzeitig  statt- 
finden oder  so,  dass  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  (ab- 
sichtlich oder  unabsichtlich)  irgend  welche  Zeitdifferenz  liegt. 

Ersteres  beim  gewöhnlichen  Taascb,  Kaof-  and  Yerkaaf  (Knies*  Baar- Ge- 
schäfte), letzteres  wenn  eine  oder  beide  Leistangen  an  Zeitverlaaf  gebanden  (Ueber- 
lassangcn  zar  Natznng,  Miethe,  Pacht,  Arbeits-,  Dienstmiethe),  oder  absichtlich  zwi- 
schen beiden  ein  solcher  eingerichtet  wird  (Darlehen,  Standnng  a.  a.  m.). 

Verkehr  der  zweiten  Art  heisst  Creditverkehr,  der  der  ersten 
Art  Tausch-,  Kauf-,  und  Verkauf-  (Baar-)  Verkehr.  Der  wesent- 
liche Unterschied  zwischen  beiden  Hegt  in  der  angedeuteten  ver- 
schiedenen Beziehung  zur  Kategorie  „Zeit'^  Daraus  ergiebt  sich 
aber  auch  weiter  das  Mitspielen  eines  Moments  des  „Vertrauen- 
Gewahren  s"  in  verschiedener  Weise:  beim  Tauschverkehr  u.  s.  w. 
eventuell  auf  beiden  Seiten,  ob  richtig  geleistet,  bzw.  gegen- 
geleistet worden  ist,  beim  Creditverkehr  ausserdem  und  zunächst 
ob  überhaupt  gegen-,  bez.  rüekgeleistet  werden  wird:  immer  eine 
Frage  an  die  Zukunft. 

Mit  Rücksicht  auf  dieses  Moment  der  Zeitdifferenz  und  des 
davon  bedingten  Vertrauengewährens,  ob  gegen-  oder  rückgeleistet 
werden  wird,  ist  der  Credit  im  wissenschaftliehen  national -öko- 
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miscben  Sinne  begrifilich  zu  bestimmen  als:  ,,derjenige  (privat-) 
rtbscbaftliche  Verkebr  oder  dasjenige  freiwillige  Geben  nnd 
ipfangen  wirthschafUicher  Güter  zwischen  verschiedenen  Fer- 
ien, wo  die  Leistung  des  Einen  im  Vertrauen  auf  die  gegebene 
Sicherung  späterer  (künftiger)  Gegenleistung  des  Anderen  erfolgt/^ 

Wörtlich  nach  meiner  Abb.  Credit  und  Bankwesen  im  Scbönberg'schen  Hand- 
h  B.  I  (3.  Aufl.,  S.  779);  daselbst  weitere  Litteratar  nnd  Begründang  der 
mition,  sowie  Auseinandersetzung  mit  anderen  Autoren.  Die  wichtigsten  deutschen 
oretischen  Arbeiten  ttber  Credit  sind  diejenigen  ?on  K.  Knies  (Tab.  Zeitscbr.  f. 
atswiss.  B.  15  u.  16  u.  bes.  das  eigene  Werk  „der  Credit^,  2.  Band  von  ,,GeId'\ 
6,  1S79).  Knies  hat  namentlich  das  Moment  der  Zeitdiffcrenz  far  die  Begriffs- 
timmung  in  den  Vordergrund  geschoben,  er  definirt :  „Credit  ist  derjenige  Verkehr, 
welchem  die  Leistung  des  Einen  in  die  Gegenwart,  die  Gegenleistung  des  Anderen 
die  Zukunft  fällt'*  (I,  6S).  Er  bestreitet,  dass  das  Vertraucnsmoment,  als  überflüssig, 
ein  gehöre  und  dass  das  Moment  „freiwillig**  richtig  sei.  S.  darüber  und  dagegen 
on  meinen  Art.  Credit  im  Bentz*schen  Handwörterbuch  d.  Volkswschlehre  und 
it  meine  gen.  Abh.  im  Scbönberg'schen  Handbuch.  Aus  der  Litteratur  s.  u.  A. 
u  I,  §.  278  fF.,  Röscher  I,  §.  89  ff,  Schäffle,  ges.  System,  3.  A.  H,  304  ff. 
.  Körper  UI,  448  ff.,  v.  Mangoldf,  Grundriss,  §.  53  ff.,  G.  Cohn  I,  S.  549  ff. 
es  Weitere  auch  hier  im  Bande  der  theoretischen  Volkswirthschaftslehre  und  im 
ide  ?om  Verkehrswesen.  Vorläufig  beziehe  ich  mich  auf  meine  gen.  umfängliche 
b.  im  Scbönberg'schen  Handbuch.  —  Die  Begriffsbestimmung  des  Credits  fehlte 
den  früheren  Auflagen  an  dieser  Stelle,  eine  bezügliche  Ausfahrung  kam  erst 
§.  65,  66  in  anderem  Zusammenhang  (s.  u.  §.  158).  Die  Begriffsbestimmung 
!bien  aber  wie  die  des  Gelds  doch  schon  hier  erwünscht,  um  den  Begriff  im 
genden  unbedenklich  anwenden  zu  können. 


Drittes  Buch. 


Wirthschaft  und  Volkswirthschaft. 

§.  144.     Vorbemerkung  und  Litteratur. 

Der  Begriff  der  Wirthscbaft  ist  Mittel-  und  Kempunct  der  Wirth- 
schaftslebre  (§.29),  der  Begriff  der  Volkswlrthscbaft  (§.  149  ff.)  und 
die  Organisation  der  Volkswirtbscbaft  (Bucb  5)  Mittel-  und  Kempunct  der 
Volkswirtbscbaftslebre  oder  Politiscben  Oekonomie  (§.  100).  Die  sach- 
liebe  Rechtfertigung  dieser  Auffassung  liegt  in  den  Erörterungen  im  Texte.  Der 
hier  eingenommene  Standpunct  filbrt  aber  aucb  zu  einer  wesentlich  anderen  for- 
mellen Behandlung  des  Stoffs  im  System  und  daher  besonders  zu  grossen  Abwei- 
chungen in  Inhalt,  Umfang  und  Form  der  Darstellung  im  vorliegenden  Werke  ver- 
glichen mit  früheren  Behandlungsweisen,  auch  derjenigen  Rau's. 

Ein  grosser  Th eil  meiner  Erörterungen  in  der  Grundlegung,  tbeils  schon  im 
ersten  und  in  diesem  dritten  Buche,  namentlich  aber  im  5.,  6.  Buche  und  im  zweiten 
Theil  (Kecht  und  Volkswirthschaft)  fehlt  bei  Bau  und.  den  Früheren  gänzlich  oder 
es  finden  sich  bei  ihnen  nur  spärliche,  mehr  aphoristische  Bemerkungen,  so  über  die 
verschiedenen  Arten  der  Wirthschaft  und  die  sich  an  sie  schliessenden  Wirthschafts- 
wissenschaften,  über  das  Vorhältniss  des  Staats  7nr  Volkswirthschaft  in  §.  3 — 10, 
13—20  von  Bau's  B.  Aufl.  des  theoretischen  Theils  (vcrgl.  auch  die  Einleitung  zu 
meiner  Volkswirthschaftspolitik).  Dabei  kommt  der  Begriff  und  das  Wesen  der  Volks- 
wirthschaft, sowie  die  Organisation  der  letzteren  zu  kurz  und  die  Fragen  der  ge- 
sammten  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  Stellung  des  Staats  zur  Volkswirthschaft  über- 
haupt, (persönliche  Freiheit  und  Unfreiheit,  Eigenthum  u.  s.  w.)  werden  fast  gar  nicht 
berührt,  jedenfalls  nirgends  principicil  behandelt.  Bei  Ran  liegt,  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  ausländischen  und  der  älteren  deutschen  volkswirthschaftlichen  Litteratur, 
der  Schwcrpunct  in  den  Erörterungen  Ober  das  Wesen  des  Volks  Vermögens, 
wovon  bei  ihm  das  erste  Buch  des  theoretischen  Theils  (der  „Volkswirthschaftslehre") 
handelt  (8.  Aufl.  S.  69 — 119).  Rau  untersucht  hier  in  einem  1.  Abschnitte  die  Be- 
st and  theil  e  des  Volksvermögens  (§.  46 — 54),  behandelt  die  Schätzung  desselben 
und  hiermit  die  Werthlehre  in  einem  2.  Abschnitte  (§.  55—67),  bespricht  dann  die 
Veränderungen  im  Volksvermögen  im  3.  Abschnitte  (§.  68 — 72)  und  die  Zu- 
stände der  Volkswirthschaft  im  4.  Abschnitte  (§.  73 — 81).  Diese  im  Einzelnen 
mustergiltigen  Erörterungen,  besonders  des  1 .,  2.  und  4.  Abschnittes,  leiden  aber  alle 
an  dem  Mangel,  dass  keine  genauere  Untersuchung  des  Begriffs  Wirthschaft  und 
Volkswirthschaft  und  der  Organisationsprincipien  der  Volkswirthschaft,  femer  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  erfolgt.  Im  nachstehenden  3.  Buche  finden  sich  dem 
Inhalte  nach  Rau*s  Erörterungen  im  3.  und  4.  Abschnitte  seines  1.  Buchs,  während 
ich  die  Gegenstände  des  1.  und  2.  Abschnitts  schon  im  voraus irchenden  zweiten  Buche 
abgehandelt  habe. 

Den  erwähnten  Mangel  der  Behandlungsweise  theilt  Rau  so  ziemlich  mit  allen 
Fachgenossen  seiner  Zeit.  Dieser  Mangel  liegt  in  letzter  Linie  wieder  in  der  zu 
einseitig  privat  wirthschaftlichen  statt  der  eigentlich  volkswirthschaftlichen  und 
socialen  Auffassung  und  in  der  unvermerkten  Einschiebung  privatwirthschafdicher 
statt  Volks wirthschaftlicher  Begriffe  und  Erörterungen  in  die  Politische  Oekonomie. 
Vcrgl.  darüber  die  Bemerkungen  am  Schluss  des  §.  108  (S.  287). 
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Die  ausländische  Wissenscbaft  ist  Über  diesen  Standpnnct  überhaupt  noch 
itc  selten  hinausgekommen.  Doch  wird  von  J.  St.  Mill  in  seinen  ,,Grundsätzen  der 
itischen  Oekonomie  nebst  einigen  Anwendungen  derselben  auf  die 
sellschaft8wissonschaft'\  besonders  im  3.  Buche  von  der  Yertheilung 
mentlich  Kap.  1  und  2)  und  in  B.  5  (Kap.  ],  S— 11)  ein  wichtiger  Fortschritt  ge- 
:ht,  aus  dem  Mill  nur  nicht  alle  Conseqaenzen  für  die  Begriffe  und  Erörterungen 

Politischen  Oekonomie  zieht.  Eigentlich  grundlegende  Erörterungen  über  den 
[riff  und  das  Wesen  der  Volkswirthschaft  fehlen  auch  bei  ihm.  Die  franzö- 
che  socialistische  Litteratur  (St.  Simon,  Fourier,  L.  Blanc,  auch 
Dudhon)  hat  nur  Anregungen  gegeben  für  eine  neue  Grundlegung  der  Poli- 
hcn  Oekonomie.  Die  französischen  NationalOkonomen  der  Smith^schen  (freihftnd- 
schen)  Richtung  haben  es  nicht  verstanden,  aus  diesen  Anregungen  das  Richtige 

WerthvoUe  für  eine  neue  Grundlegung  herauszuziehen  und  sind,  wie  die  Eng- 
ier  lange  nur  wenig  Ober  A.  Smith,  so  sie  wenig  über  J.  B.  Say  hinausgekommen. 

Bedeutendsten  ist  immer  noch,  auch  für  Fragen  der  Grundlegung,  Sismondi 
lieben  (s.  Simonde  de  Sismondi,  Nout.  princ.  d'6conom.  polit.,  2  vol.  2.  6d., 
.  1827  und  audes  snr  l'^con.  polit.  2  vol.  Brux,  1837— -38  und  über  ihn  den 
fsatz  von  L.  Elster  in  Conrad's  Jahrbüchern  B.  48  (N.  F.  14),  1887,  S.  321). 

In  der  deutschen  systematischen  Litteratur  bezeichnet  auch  hier  W, 
scher   einen   wichtigen   Fortschritt.     Er   hat   dem   Begriffe   der   Wirthschaft 

besonders  der  Volkswirthschaft  eingehende,  wenn  auch  jetzt  kaum  mehr 
•eichende  Erörterungen  (§.  11—15)   und   der   Unfreiheit   und    Freiheit   und 

Gütergemeinschaft  und  dem  Privateigenthum  2  umfassende  Kapitel 
nd  5)  des  1.  Buchs  von  der  Production  gewidmet,  die  reich  an  cultnrbistorischen 
celheiten  sind,  aber  principiell  die  wirthschaftliche  Seite  dieser  grossen  Rechts- 
ten nicht  scharf  genug  behandeln.  Die  Stellung  dieser  Kapitel  im  System,  nemlich 
Roseber  in  dem  Buche  von  der  Production,   ist  auch  keine  ganz  richtige.    Denn 

persönliche  Stand  und  die  Eigenthumsordnung  sind  Fundamentalpuncte  für  die 
it  Volks wirth«3hafl  und  für  die  Yertheilung  der  Güter  ebenso  wichtig  als  für 
Production,  gehören  daher  systematisch  in  den  von  Röscher  als  Einleitung 
mdelten  ersten  Theil.  Die  tiefste  geschichtsphilosophische  Auffassung  der 
kswirthschaft  findet  sich  in  Knies*  Politischer  Oekonomie  (o.  S.  62),  ein  Buch, 
grade  für  die  von  mir  in  der  Grundlegung  erörterten  Principienfragen,  besonders 
den  Gegensatz  der  eigentlich  volkswirtbschaftlichen  und  privatwirthschaftlichen 
fassung,  eine  grosse  bleibende  Bedeutung  beansprucht,  wenn  es  auch  die  formelle 
bildung  der  systematischen  Volkswirthschaftstheorie  sich  nicht  direct  ange- 
n  sein  lässt  Aehnliches  gilt,  in  freilich  erheblich  geringerem  Grade,  von  Br.  H  i  1  d  e  - 
nd's  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft  (oben  S.  52),  dagegen  mehr 
1er  von  Fr.  List's  genialem  „Nationalen  System  der  Politischen  Oekonomie", 
n  S.  47).  Seiner  ganzen  Geistesanlage  und  wissenschaftlichen  Richtung  gemäss 
für  die  Systematik  L.  Stein  gearbeitet  (besonders  in  seinem  System  der  Staats- 
ensch.,  1.  B.  System  der  Statistik,  Populationistik  und  Volkswirthschaftslehre, 
tg.  u.  Tüb.  1852,  2.  B.  GeselJschaftslehre,  1856,  dann  im  Lehrbuch  der  Volks- 
hschaft,  Wien  1858,  2.  Aufl.  1878,  3.  Aufl.  1887),  ohne  gleichwohl  hier  einen 
)lg  zu  erzielen,  welcher  ihm  so  vollständig  in  seinem  grossen  System  der  Ver- 
tu ngelehre  (Stuttg.  1865  ff'.,  im  Grundriss:  Handbuch  der  Verwaltungslehre, 
0,  2.  Aufl.  1876,  3.  Aufl.  1887— 88,  bereits  selbst  wieder  3  Bände)  und  im  Ganzen 
ti  in  seinem  System  der  Finanzwisseoschaft  zu  Theil  geworden  ist  (vergl.  darüber 
ine  Finanzwiss.  B.  2,  2  A.,  S.  9).  Auch  die  neuen  Auflagen  der  Volkswirth- 
iftslehre  werden  kaum  das  Urtheil  ändern,    dass  Stein 's  Kraft  nicht  in  seinen 

volkswirthschaftlichen  Schriften  liegt.  Um  so  mehr  darf  aber  den  übrigen  Stein '- 
m  Schriften,  besonders  auch  seinen  unübertroffenen  Werken  über  den  französischen 
aiismus  und  Gommunismus  (Socialismus  und  Communismus  des  heutigen  Frank- 
b.  Leipz.  1842,  dass.  Werk  2.  Aufl.  1848;  Geäcbichte  der  socialen  Bewegung  in 
ikreich  von  1789  bis  auf  unsre  Tage,  3  B.,  Leipz.  1850)  das  Verdienst  zuerkannt 
len,  dass  sie  für  die  organische  Auffassung  von  Volkswirthschaft,  Staat  und 
jllschaft  epochemachend  waren  und  damit  auch  für  die  principielle  Anf- 
ang der  hier  in  der  Grundlegung  behandelten  Puncto  der  Theorie  der  Volks- 
hschaft     Vergl.    hinsichtlich    einer   der   Stein'schen    ähnlichen  Auffassung  auch 

Dietzel,   die  Volkswirthschaft  und  ihr  Verhältniss  zu  Staat  und  Gesellschaft, 
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Frankf.  1864;    far  Einzelnes  von  A eiteren  auch  Schütz,    Grundsätze  der  National- 
Ökonomie,  Tüb.  lS4d. 

Für- die  Lehre  von  der  Wirthschaft  und  den  einzelnen  Wirthschaftsarten  speciell 
ist  wiederum  Hermann  in  seinen  staatswirthscbafÜichen  Untersuchungen  grade  in 
der  theoretischen  Nationalökonomie  von  grossem  Einflüsse  geworden,  s.  in  der  2.  Aufl. 
überhaupt  die  Grundlegung  S.  1—78,  bes.  10,  15  ff.,  34  ff.,  dann  124—142.  Der 
organische  Character  der  Yolkswirthschaft  wird  von  Hermann  aber  noch  nicht  so 
stark  betont,  wie  früher  schon  von  Adam  Müller  in  seinen  „Elementen  der  Staats- 
kunst'* (Berlin  1809,  3  B.)  und  wie  von  den  Neueren,  namentlich  auch  von  Roschor. 
Die  Yolkswirthschaft  ein  Aggregat  von  Einzelwirthscbaften ,  sagt  Hermann,  wenn 
auch  er  darchans  nicht  mehr  auf  dem  atomlstischen  Standpuncte  der  eng- 
lischen Schule  oder  vollends  der  neueren  deutschen  Freibandeisschule  steht  (Pr ine e- 
Smith  u.  a.  m.). 

In  Anknüpfung  an  Hermann  bat  dann  Sch&ffle  neuerdings  die  Lehre  von 
der  Wirthschaft,  Yolkswirthschaft  und  besonders  von  der  Organisation  der 
Yolkswirthschaft  (privatwirthschaftliches  und  g e mein  wirthschaftliches  System  u.  s.  w.) 
behandelt.  Ohne  ihm,  wie  sich  unten  im  Text  ergiebt,  in  allen  Einzelheiten  bei- 
zustimmen, halte  ich  doch  seine  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete,  besonders  hinsichtlich 
der  Gemeinwirthschaftcn ,  für  Epoche  machend  und  in  der  Hauptsache  seine  Aus- 
führungen für  richtig.  Kein  Andrer  hat  Gleiches  geleistet  und  die  richtigen  Puncte 
in  den  socialistischcn  Systemen  für  die  Yolkswirthschaftslehre  so  erfolgreich  ver- 
wenhet,  wie  hier  Sch&ffle.  Erst  durch  die  neue  Lehre  von  den  Gemein wirthschaften 
ist  m.  E.  eine  wahre  Yolkswirthschaftslehre  begründet  und  der  einseitig  privat- 
wirthscbaftlicbo  Character  der  &lteren,  besonders  englischen  Nationalökonomie  von  der 
bisher  sogenannten  Yolkswirthschaftslehre  abgestreift  worden.  Die  ausländische  Wissen- 
schaft bewegt  sich,  soweit  sie  nicht  auf  ganz  socialistischer  Basis  ruht,  fast  durchaus 
noch  in  diesen  alten  Gleisen  einer  bloss  privatwirthschafUichen  „Politischen'* 
Oekonomie  und  einer  reinen  Tauschlehre,  wennschon  in  einzelnen,  dann  aber 
immer  noch  mehr  gelegentlichen  und  an  verschiedenen  Stelleu  des  Systems  (in  der 
Productionslehre  namentlich)  verstreuten  Erörterungen  auch  hier  sich  eine  Wendung 
vorzubereiten  beginnt  (vergl.  z.  B.  Sidgwick,  principlos  book  3,  art  of  politicid 
economy).  In  Deutschland  bezeichnet  Scb&ffle  gegen  Rau  und  in  diesen  Puncten 
auch  gegen  Röscher  (der  die  Gemeinwirthschaftcn  früher  nur  eben  erwähnte, 
§.  12)  in  dieser  Lehre  von  der  Yolkswirthschaft  und  den  Gemeinwirthschaftcn  einen 
entscheidenden  Fortschritt  der  Wissenschaft,  Yergl.  Schäffle's  Abhandlung  über 
Gebrauchswcnh  und  Wirthschaft,  Tüb.  Zeitschr.  XXYI  (1870).  ders.,  gesellschaft- 
liches System,  2.  Aufl.,  §.  19  ff.  (S.  62  fl.)  und  bes.  §.  176  ff  (S.  331  ff),  3.  Aufl. 
§.  11  ff.,  17  ff  (I,  S.  24  ff.),  §.  186  ff  (II,  S.  1  ff.),  §.  199  ff.,  §.  227  ff,  Socialismus 
und  Kapitalismus,  S.  465  ff.,  619  ff.,  sowie  die  in  seinen  selbständigen  Schriften 
citirten  und  vielfach  hineinverarbeiteteu  Abhandlungen  Schäffle's  in  der  Tüb.  Zeit- 
schr. Auch  die  Quintessenz  dos  Socialit^mus  u.  bes.  das  3.  B.  vom  Socialen  Körper, 
nam.  S.  365  ff.,  gehört  hierher.  —  Beachtenswerth  für  einzelne  Puncte  der  Lehre 
von  der  Wirthschaft,  obgleich  durchaus  nicht  so  neu,  wie  er  denkt,  ist  Lindwurm, 
Grundz.  d.  Staats-  u.  Privatwirthschaftslehre,  Brannschw.  1866.  sowie  das  Werk  desa. 
Yerf.  Das  Eigenthumsrecht,  nam.  Kap.  4,  ferner  der  vortreffliche  Aufsatz  von  v.  Man- 
gold t  (seine  letzte  Arbeit),  Yolkswirthschaft  und  -Lehre  im  Staatswörterb.  XI,  97  ff. 
Ygl.  auch  im  Allgemeinen  Samt  er 's  Sociallebre. 

An  Schäffle's  und  zum  Theil  auch  an  meine  Grundlegung  knüpfen  dann  in 
neuester  Zeit  einzelne  deutsche  Autoren  theils  mehr  kritisch,  theils  mehr  beistimmend  und 
fortbildend  an,  so  namentlich  in  der  österreichischen  theoretischen  Schule.  S.  G. 
Gross,  Wirthschaftsformen  und  Wirthschaft^principien ,  Leipz.  Ib88.  Ders.,  Art. 
Gemeinwinhschaft  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  III,  803.  G.  Cohn,  Aufsatz  Ge- 
meinbedürfniss  und  Gemein  wirthschaft,  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  18S1.  B.  37,  S.  464, 
ders.,  System  I,  S.  187  und  überhaupt  1.  Hauptabschn.  Kap.  3  und  2.  Hauptabschn. 
Das  wichtigste  neue  Werk  ist  E.  Saz'  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirth- 
schaft,  das  seinem  ganzen  Inhalte  nach  wegen  des  Yersnchs,  den  der  Titel  andeutet, 
als  eine  Theorie  der  Gemeinwirthscbaft  hierher  und  besonders  zum  5.  Buche  unten 
gehört.  —  Neu  mann  hat  nicht  sowohl  in  seinen  grundbejrrifflichen  Arbeiten  (s.  den 
Aufs,  im  Schönberg'schen  Handb.  2.  A.  I.  179,  3.  A.  I.  162),  als  in  seinen  mehr  ins 
flnanzielle  Gebiet  gehörigen  Schriften   sich   mit  den  hier  behandelten  Problemen  be- 
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äftjgt.  S.  bes.  die  Schrift  ,,die  Steuer  Qod  das  Öffentliche  Interesse''  1 .  B.,  Leipz. 
(7  und  weitere  (dartlber  meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.,  S.  20).  —  G.  Schönberg 's 
leitender  Aufsatz  in  seinem  Handbuch  behandelt  speciell  auch  die  Wirtbschaft  und 
3  Arten  (3.  A.  I,  8  ff.)  und  widmet  im  Anschluss  daran  dem  Wesen  der  Yolks- 
tbschaft  auch  eine  gute  Erörterung.  Eine  scharfe  kritische  Betrachtung  des  Be- 
3s  Wirthschaft  bei  verschiedenen  Autoren  hat  H.  Dietzel  gegeben  (Tab.  Ztschrift 
39,  1SS3,  S.  20  ff.,  65)  mehrfach  mit  speciellor  Bezugnahme  auf  mich.  Ich  habe 
essen  doch  geglaubt,  meine  frühere  Auffassung  beibehalten  zu  dttrfen. 

Weiteres  Über  die  bisherige  Behandlung  der  Yolkswirthscbaftslchre  und  noth- 
idig  erscheinende  Aendcrungen  in  den  späteren  litterarischen  Vorbemerkungen, 
anders  in  Buch  5. 


Erstes  Kapitel. 

Wesen  und  Arten  der  Wirthschaft. 

Einzel-,  Volks-  und  Weltwirthsehaft. 

I.  —  Die  Wirthschaft  im  Allgemeinen.  §.  145  [49]. 
Begriff  der  Wirthschaft.  Die  Wirthschaft  im  allgemeinen 
me  des  Wortes  wurde  oben  (§.  29)  bereits  bezeichnet  als  der 
)egriff  der  auf  fortgesetzte  Beschaffung  und  Verwendung  von 
tem  zur  Bedürfnissbefriedigung  gerichteten,  planvoll  nach  dem 
Dnomischen  Princip  erfolgenden  Arbeitsthätigkeiten  in  einem  ge- 
ilossenen  oder  als  geschlossen  gedachten  menschlichen  Bedürf- 
s-  und  Befriedigungskreise.  Diese  Begriffsbestimmung  nehmen 
r  auch  für  das  Folgende  zum  Ausgangspuncte. 

• 

Sie  weicht  etwas  Ton  unserer  eigenen  früheren  (2.  Aufl.,  S.  60,  63)  ab,  indem 
t  absichtlich  der  Ansdnick  Arbeitsthätigkeiten  ,,einer  Person''  bei  diesem  ganz 
cmeinen  Begrilf'  Wirthschaft  fortgelassen  und  das  Moment  des  geschlossenen  Bo- 
foiss-  und  Befriedigungskreises  einbezogen  ist,  wodurch  die  sonst  nicht  zu  Icug- 
de  Schwierigkeit,  die  Volkswirthschaft  unter  den  Wirthschaftsbegriff  zu  bringen, 
^It.  S.  bes.  Dietzel,  a.  a  0.,  S.  29,  mit  dem  Einwand  gegen  die  Einbeziehung  dos 
ments  des  ökonomischen  Princips  und  dagegen  schon  oben  S.  80  meine  Bemerkung. 
Die  BegriflTsbestimmungen  der  Wirthschaft  unterscheiden  sich  nothwcndig  nach 

Terschiedenen  Auffassung  der  wirthscbaftlichen  Güter  und  des  Vermögens, 
u  beschränkt  folgerichtig  die  Wirthschaft  auf  den  Inbegriff  von  Verrichtungen, 
che  zur  Versorgung  einer  Person  mit  SachpUtern  bestimmt  sind,  und  bezeichnet 
die  älteste  Wirthschaft  die,  welche  in  der  Familie  oder  dem  Hause  und  für  die- 
50  gefuhrt  wird,  die  Haushaltung,  Hauswirthschaft  (Kau  I,  §.  2).  Grade  hierbei 
jTt  sich  iedoch,  dass  die  ausschliessliche  Betonung  der  Sachgüter  unhaltbar  ist 
120,  121;.     Warum  soll  speciell  nur  die  Verrichtung  zur  Versorgung  einer  Person 

Sachgütem,  nicht  auch  diejenige  zu  ihrer  Versorgung  mit  persönlichen  Diensten 
Hauswirthschaft  gehören?  S.  schon  o.  S.  81  die  Definitionen  von  Rau,  Hermann, 
umann,  Dietzel.  Röscher  deünirt  die  Wirthschaft  ^.  2:  planvolle  Thätigkeit 
^3  Menschen,  um  seinen  Bedarf  an  äusseren  Gütern  zu  befriedigen  ?.  Mangel  dt, 
indriss  §.  5:  Wirthschaft  ist  die  gesammte  Bethätigung  eines  Menschen  in  der 
btung,  die  äusseren  Gegenstände  und  bestehenden  Verhältnisse  seinen  Bedürfnissen 
[  Zwecken  entsprechend  zu  gestalten.  Schäffle,  System,  3.  Aufl.  I,  4:  Wirth- 
aft eine  bewnsste  planvolle  Regelung  einer  Vielheit  nützlicher  Bewegungen  und 
iftäusserungen  in  der  Richtung  höchsten  reinen  Nutzens,  S.  16  ff.;  Soc.  Körper  III, 
l:   Wirthschaft  ist  der  Inbegriff  der  Stoffwechselthätigkeitcn   eines  Subjects,  in 


350    3.  B.  Wirthschaft  und  Volkswirthschaft.    1.  K.  Winhschaft.   §.  145.  146. 

der  RichtDBg  mindester  Kosten  und  grOsster  Natzefiecte  geregelt.  SchOnberg 
(Handb.  3.  A.  I,  S.  8)  nnterscheidet  rerschiedene  Bedeutungen  des  Begiifils:  in  der 
Hauptbedeutung  sei  Wirtbschaft  ,,nach  dem  üblichsten  Sprachgebrauch''  der  Inbegriff 
der  wirthschafüichen  Thätigkeit  einer  Persönlichkeit  (Person  resp.  Personengemein- 
schaft), d.  h.  die  Gesammtheit  der  Handlungen  einer  Persönlichkeit,  welche  sich  auf 
die  Beschafl'uug  und  Verwendung  materieller  GQter  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
beziehen,  also  auch  das  Resultat  (,?)  derselben,  der  dadurch  bedingte  Zustand  ihrer 
wirthschaftlichen  Bedürfnissbefriedigung  und  Lage''.  Gegen  meine  Henrorhebung  des 
Moments  des  ökonomischen  Princips  wendet  auch  er  sich,  da  es  doch  wirthschaftendo 
Personen  g&be,  die  nicht  nach  diesem  Princip  handelten  (bewnsst  nicht  immer,  un- 
bcwubst  doch  wohl,  s.  o.  S.  SO).  £b.  eine  Zusammenstellung  anderer  Definitionen, 
mit  kritischen  Bemerkungen.  —  £.  Sax  spricht  von  „Haushalt*' (Staatswirthsch.  S.  116, 
156):  „verdenkende  Thätigkeit,  gerichtet  auf  wechselseitige  zeitliche  Anpassung  von' 
Einkommen  und  (ökonomisch  durcbgefQhrtem)  Verbrauch".  S.  seine  gesammten  Aus- 
fuhiungen,  bes.  im  Abschnitt  HL     Weiteres  tlber  den  Begriff  bei  Dietzel,  a.  a.  0. 

IL  —  §.  146  150].  Technik  und  Oekonomik.  In  jeder 
Wirthschaft  sind  nach  der  richtigen,  hierin  Bahn  brechenden  und 
Grund  legenden  Lehre  Hermann's  (S.  257)  zwei  in  enger  Be- 
ziehung stehende,  aber  sehr  verschiedene  Seiten  zu  unterscheiden: 
die  technische  und  die  (im  engeren  Sinne)  ökonomische, 
oder  Technik  und  Oekonomik  und  dementsprechend  zweierlei 
Thätigkeiten  der  wirthschaftenden  Peison.  Die  technische  Thätig- 
keit in  der  Wiithschaft  geht  darauf  aus,  die  erforderlichen  wirth- 
schaftlichen Guter  überhaupt,  in  richtiger  Qualität  nnd  Menge 
(Hermann  erwähnt  dies  Moment  nicht,  es  gehört  aber  hierher), 
am  rechten  Orte,  zu  rechter  Zeit  für  die  Bedürfnissbefriedigung  zu 
beschaffen.  Die  ökonomische  Thätigkeit  erstrebt  Beschaffung  und 
Verbrauch  der  wirthschaftlichen  Güter  möglichst  nach  dem 
Principe  der  Wirthschaftlichkeit  (§.  28).  Technik  und 
Oekonomik  beeinflussen  sich  gegenseitig.  Die  letztere  muss  aber 
jener  erst  Maass  und  Ziel  geben  und  ihr  Leitstern  sein.  Ohne 
Technik  freilieh  keine  Wirthschaft,  aber  ohne  Oekonomik  keine 
erfolgreiche  und  heilsame  Wirthschaft.  Nur  mit  ihr  hat  sich  die 
Wirthschaftslehre  zu  befassen,  nicht  mit  der  Technik  als  solcher. 

BJoss  Zur  Darlegung  und  Erläntemng  und  daher  mitunter  auch  zur  BegrUndong 
ökonomischer  Verhältnisse  und  Aufgaben  der  Wirthschaft  muss  auf  die  Technik  oft 
Bezog  genommen  werden.  Es  ist  ron  grOsster  Wichtigkeit  für  die  wissenschaftliche 
Behandlung  der  Wirthschaftslehre  wie  der  Politischen  Oekonomie  (§.  100)  diesen  Ge- 
sichtspunct  festzuhalten,  was  fiUher  selten  geschehen  ist  (§.  99). 

Ueber  die  Scheidung  von  Technik  und  Oekonomik  s.  v,  Hermann,  Untersuch. 
2.  A.,  S.  7  ff,  10  ff.,  SO  ff..  Auch  E.  Sax,  Wesen  und  Aufgaben  (18^4)  S.  9,  Staats- 
wirthschaft  S.  38,  117.  —  Der  Einwand  gegen  die  in  diesem  Werke  vertretene  Behand- 
lang der  Staatsleistungen,  dass  man  alsdann  die  ganze  Darstellung  der  Civil-  und 
Militärverwaltung  in  die  Politische  Oekonomie  ziehen  mtlsse,  überscbiesst  eben  des- 
halb das  Ziel,  weil  er  auf  einer  Verwechslung  von  Technik  und  Oekonomik  beruht. 
Die  Technik  der  Staatsverwaltung  gehört  so  wenig  hierher,  als  die  Technik  der 
materiellen  Production,  z.B.  des  Landbaus.  Der  ältere  deutsche  cameralistischo 
Standpunct,  der  auch  bei  Bau  noch  stark  nachklingt,  bat  freilich  auch  in  der  ma- 
teriellen Production  noch  zu  sehr  Technik  und  Oekonomik  verwechselt.   S.  Über  Ver- 
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rsrecbt  und  Technik  aach  bezügliche  Aosfahnuigen  im  1.  Buche  nnd  später  im 
rbeil  der  Gnindlegang;  über  die  Technik  yom  socialwissenscbaftlichen  Standponct 
SchÄffle,  Soc.  Körper  III,  549  ff. 

III.  —  §.147  [51].  Die  Einzelwirthschaft.  A.  Begriff. 
le  Wirthsehaft,  welche  von  einem  einheitliehen  Willen  gc- 
et  wird,  ist  eine  Einzel-  oder  Personalwirtbschaft.  Sie  stellt  als 
L'he  ein  selbständiges,  fttr  sich  abgeschlossenes  Ganzes  Ton 
thschaftlichen  Thätigkeiten  in  rechtlicher  und  wirthscbafltlicber 
Ziehung  dar,  welches  seine  Einheit  in  einer  (physischen  oder 
istischen)  Person  als  dem  Organ  der  technischen  und  öko- 
nischen  Thätigkeiten  nnd  der  Vertretung  der  Wirthschaft  in 
btlicher  Hinsicht  findet. 

Sie  ist  wieder  keine  rein  wirthschaftliche  Eiscbeinong,   sondern  zugleich  von 

Gestaltung  des  Bechts  abhängig.  Denn  dieses  bestimmt  darüber,  wer  als  Person 

und  damit  dann  wer  an  der  Spitze  einer  Wirthschaft  als  jenes  Organ  btchen  kann, 

rhes    dessen   allgemeine   Rechte  and  Pflichten   hier  sind   und   welcherlei  Wirth- 

iften  es  demnach  nach  der  Art  der  rechtlich  zulässigen  Personen  giebt 

B.  —  §.  148  [52].    Arten  der  Einzelwirthschaft. 

Rau  §.  3  unterscheidet  1)  btlrgcrliche  oder  Privatwirthschaften,  wo  die 
hschaftliche  Gemeinschaft  unter  einem  einheitlichen  Willen  steht:  dahin  a)bä08- 
ie  Wirthbchaftcn ,  nemlich  natürliche,  die  Familie,  und  künstliche,  wie 
ikcn-,  Armenhäuser  u.  s.  w.,  also  etwa  „EztrahaushaltunB^en''  im  Sinne  der  neuesten 
)lkcrungs:»tatistik;  femer  b)  Verbindungen  ohne  häusliche  Gemeinschaft  für 
eine  Zwecke  mit  Hilfe  von  Sachgütem;  dann  2)  die  Yerbindong  der  in  einem 
de  beisammen  wohnenden  Menschen  zu  einem  nach  Aussen  selbständigen  Ganzen, 
m  Staate.  Cober  die  Volkswinhschaft  bei  Rau  s.  §.  5  u.  unten  §.  149.  Der 
druck  Privalwirthschaft  wird  ron  Rau  u.  A.  m.  oft  im  Sinne  7on  Einzelwirthschaft 

auch  von  Privatwirthschaft  in  dem  späteren  von  uns  diesem  Worte  gegebenen 
le  gebraucht.  Ich  unterscheide  beide  Ausdrücke  durchweg  genau.  S.  auch  Schön- 
g's  Handb.  I.  3.  A.,  S.  10,  wo  aber  in  der  ersten  Unterscheidung  („nach  dem 
and  der  Persönlichkeit**)  Wirthschaftcn  wie  Familien-,  Stammes-,  Volkswirth- 
ft  als  Kr.  3  m.  E.  unzuläbsig  als  Correlat  mit  der  Kr.  1  (Wirthschaften  physischer 
juristischer  Personen)  und  mit  der  Kr.  2  (private  und  öffentliche  Winhscliaften) 
mmengestellt  werden;  bei  seiner  zweiten  Unterscheidung  (nach  dem  Zustande  der 
hschaft)  stellt  Schönberg  zusammen:  eine  Wirthscbaft  (.Einzelwirthschaft)  und 
me  von  Wirthschaftcn  in  organischer  Verbindung  (Gesammtwiithsclaft;  Stammes-, 
b wirthschaft,  Wirthschaften  communibtischer  Gemeinden,  —  was  aber  wieder  nicht 
elate  sind;  die  letztgenannten  sind  Einzclwirthschaften). 

Man  kann  die  Einzelwirtbschaften  unterscheiden  nach  der 
t  der  leitenden  Wirthschaftssnbjecte  und  nach  den  all- 
neinen  Zwecken  der  Wirthschaft. 

1.  In  erst  er  er  Hinsicht: 

a)  Der  typische  Normalfall  der  Einzelwirthschaft  ist  in  der 
eren  geschichtlichen  Entwicklung  die  Wirthschaft  des  e in- 
nen Individuums,  welche  in  der  Familien  wirthschaft 
(  besondere  Erweiterung  erfährt:  Individual-  und  Familien* 
hschaft. 
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Eine  Erweiterung,  weil  in  der  Familie  das  Princip  der  Liebe  waltet  und  in 
wirthsohafUicbcr  Hinsiebt  keine  specielle  Entgeltlicbkeit  ?on  Leistung  und  Gegen- 
leistung bestebt,  s.  u.  Bucb  5.  Scbäffle  reebnet  daber  aucb  die  Familie  scbon  zu 
den  Gemeinwirtbscbaften,  Syst  2.  Aufl.  §.  190  £;  in  der  3.  Aufl.  II,  91  bezeicbnet  er 
sie  als  Grandform  freigebiger  Mittbeilung  zur  Consumtion  unter  den  Formen  der 
Liberalität  leb  betraebte  die  Familie,  wenigstens  in  unserer  Soeialepoebe,  niebt  das 
Indindunm  als  die  eigentliebe  niedrigste  Einbeit  im  Volks-  und  Wirtbsebaftslebcn  und 
weise  sie  daber  unter  die  Einzelwirtbsebaften.  Gegen  diese  meine  Auffassung  S  cb  &f  fle , 
Soc.  Körper,  III,  286 ;  ttber  d.  Familien wirtbseb.  eb.  S.  376.  Für  ganz  andere  Cultur- 
perioden  kann  icb  Sebäffle  beistimmen;  fdr  die  in  der  Politiseben  Oekonomie  meist 
zu    betracbtenden   neueren  niebt 

Aueb  für  diese  Einzel wirtbsebaft  ist  das  Reebt  wesentlieb  maassgebend  bin- 
sicbtlicb  der  Anforderungen,  welcbe  es  stellt  für  die  porsönlicben  Eigonsebaften 
des  Wirtbsebaftssubjeets  (z.  B.  prif atrectliebe r  in  Betreff  des  Geseblecbts, 
Alters  [Mündigkeit],  der  geistigen  Besebaflenbeit,  verwaltangsrecbtlicber  binsiebtlicb 
der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  und  des  Naebweiscs  dafür,  wie  F&bigkeitsbeweise 
u.  s.  w.),  und  für  gewisse  Reebtsrerbältnisse  zwiseben  den  Familien- 
gliedern und  dem  Wirtbsebaftssubjeet  (z.  B.  für  den  Ansprueb  aof  Unterbalt, 
Bildung),  wie  Pfliebt  der  Eltern,  die  Kinder  in  die  Sebulo  zu  sebieken,  und 
zwar  aucb  in  dem  Fall,  dass  Sebulgeld  für  sie  zu  zablen  ist  oder  sie  sonst  unter- 
riebten  zu  lassen,  Armenunterstützungspfliebt  selbst  für  etwas  entferntere  Verwandte 
u.  dgl.  m.),  daber  ftlr  den  Verbraueb  der  Güter  in  der  Wirtbsebaft 

b)  Andere  Einzelwirtbschaften  sind  diejenigen  nicht-phy- 
sischer Personen,  wie  der  eigentlichen  juristischen,  des 
öflFeotlichen  Rechts,  der  „öflFentlichen  Körper'*  (Gemeinden  u.  s.  w. 
unsere  später  so  zu  nennenden  Zwangs-Gemeinwirthschaften),  eigent- 
licher Corporationen ;  ferner  der  (sogenannten)  juristischen  Per- 
sonen des  Privatrechts  (Vereine,  Erwerbsgesellschaften,  Genossen- 
schaften n.  s.  w.) 

Der  bier  als  teebniscber  gebraucbte  ncgati?e  Ausdruek  „nicbt-pbysiscbe"  Per- 
sonen kommt  in  diesem  gleicbon  Sinne  ?ielfaeb  in  der  neueren  Steuergesetzgebung 
vor  und  empfieblt  sieb  mebr  als  der  strittige  Begriff  „iuristisebe"'  Person.  Aucb 
die  juristlscbc  Auffassung  der  Erwcrbsgesellscbaftcn ,  selbst  der  Actiengesellsebaft 
scbwankt  in  dem  Puncto,  ob  und  wie  weit  sie  überbaupt  als  ,.juristisebe''  Personen 
(„privatrecbtlicbe*')  gelten  sollen.  Die  Bedingungen  für  die  BUdnng  solcber  niebt- 
pbysiscbor  Personen  und  für  die  Befugnisse  derselben  werden  dorcb  das  Beebt  fest- 
gestellt. S.  über  Zwisebengebilde  zwiseben  pbysisebon  und  eigentlicben  juristiseben 
Personen,  Genossensebafteu  des  deutseben  Eeebts  (niebt  zu  yerwcebseln  mit  unseren 
neuesten  Erwerbs-  und  Wirtbsebaftsgenossenscbaften)  Beseler's  System  des  dent- 
seben  Privatrecbts,  2.  Aufl.  §.  71  und  dessen  frübere  Lebre  von  den  Genossen- 
sebaften.  Hermann's  Zweckwirtbscbaftcn,  S.  31,  geboren  in  die  unter  b 
untcrsebiedenen  Formen  von  Einzelwirtbsebaften. 

2.  Nach  den  Zwecken,  denen  die  Einzelwirthschaften  dienen, 
sind  zu  unterscheiden: 

a)  Privatwirthschaftcn:  Einzelwirtbsebaften,  welche  —  bzw. 
soweit  als  sie  —  die  wirtbschaftlicben  Zwecke  der  an  ihnen  be- 
tbeiligten  Personen  nach  den  aus  dem  Walten  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteressessich  ergebenden  ökonomischen  Grundsätzen  verfolgen. 

b)  G e m e i n wirtbschaften :  Einzelwirtbsebaften,  welche,  und 
soweit  als  sie,  bei  der  Beschaffung  und  Verwendung  der  zur  Be- 
friedigung   der  Bedürfnisse,    insbesondere   der  Gemeinbedttrfnisse 
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a  Personengemeinschaften ,  für  die  sie  bestehen,  und  von  deren 
tgliedem  dienenden  Güter  (Collecti?güter)  absichtlich  nicht  nach 
sen  eben  genannten  ökonomischen  Grandsätzen,  noch  nach 
»ssen  Grundsätzen  freier  Liebesthätigkeit  (,,caritatiye8''  Princip) 
fahren,  sondern  nach  einem  eigenthümlichen ,  dem  sogenannten 
3meinwirthschaftlichen^^  Princip  dabei  vorgehen. 

An  dieser  ?orl&ufigen  Begrifikbestinimong  moss  es  hier  noch  genügen.    Sie  kann 
verst&ndlicli   werden  und   wird  erst    ihre    BegrOndung  finden  dorch    die  Ans- 
rangen  im  5.  Bache  über  die  FolkswirthschafUiche  Organisation,  deren  Principien 
Systeme. 

IV.  Die  Volkswirthschaft  —  §.  149  [53J.  A.  Begriff 
d  Wesen.  Ein  einheitlicher  Wille  fehlt  bei  der  Volkswirth- 
haft,  wenigstens  wenn  dieselbe  in  ihrer  bisherigen,  sognt  wie 
^nahmslosen  geschichtlichen  Erscheinung  betrachtet  wird,  im 
gensatz  zn  gewissen  socialistisch-communistischen  Ideen  von 
er  „Zakanfts- Volkswirthschaft**  mit  einheitlich  geregelter  „socia- 
iischer"  Prodactions-  und  Vertheilungsweise.  Die  Volkswirthschaft 
ihrer  geschichtlich  überkommenen  und  tbatsächlich  bestehenden 
rm  entbehrt  überall  eines  leitenden  Wirthschafts  -  und  Rechts- 
)jects  an  ihrer  Spitze.  Sie  ist  der  als  abgeschlossenes  Ganzes 
lachte  Inbegriff  der  unter  einander  durch  Arbeitsgliederung  ver- 
tipften  und  nach  Maassgabe  einer  bestimmten  wirthschaftlichen 
chtsordnnng  (Privat-  und  Verwaltungsrechtsordnung)  verkehrenden 
bständigen  Einzelwirthschaften  in  einem  zum  Staat  (auch  Bundes- 
at) organisirten  oder  durch  staatliche  Wirthschaftsmaassregeln 
einem  Wirthschaftsgebiete  („Zollverein")  verbundenen  Volke: 
i  organisches  Ineinander,  nicht  ein  mechanisches  Nebeneinander 
1  Einzelwirthschaften. 

Aach  Ran,  §.  5,  hebt  scharf  das  Fehlen  eines  einheitlichen  Willens  in  der 
kswirthschaft  her?or,  die  Volkswirthschaft  ist  ihm  der  Inbegriff  der  wirthschaft- 
en  Thätigkeiten  aller  einem  Staate  angehörenden  Personen.  ,J)iese  ist  keine  ein- 
le,  ?on  einem  einzelnen  Willen  gelenkte  Wirthschaft,  sondern  eine  Vielheit  selb- 
tdig  neben  einander  stehender  und  z.  Th.  in  einander  greifender  Wirthschafton, 
im  Begriff  als  ein  höheres  Ganzes  zasammengefasst  und  als  solches  zum  Gegen- 
id  einer  wissenschaftlichen  Betrachtnng  gemacht  werden.'*  Er  vergleicht  die  ans- 
ildetere  Volkswirthschaft  anch  mit  einem  Organismus.  S.  auch  Ran,  Tub. 
5chr.  1870,  114.  Deber  die  Entwicklung  des  Wesens  der  Volkswirthschaft  und 
iT  yerschiedenen  Gestaltungen  s.  Bau,  Ansichten  der  Volkswirthschaft,  Leipzig 
1.  SchOnberg,  Handb.  I,  3.  A.,  S.  11  ff.  Knies,  pol.  Oek.,  2.  A.,  Absch.  II, 
14  ff.  G.  Schmoller  in  seinen  o.  S.  297  gen.  Aufsätzen  über  Arbeitstheilung 
.  w.  Gothein  in  seiner  Schrift  der  christlich-sociale  Staat  der  Jesuiten  in  Para- 
y,  Leipzig  1SS3  (Ober  dessen  communistische  Wirthschaftsordnung,  S.  33  ff.):  eine 
iswirthschaftliche  Organisation,  welche  es  allenfalls  erlauben  wtlrde,  diese  „Volks- 
thschaft'',  ähnlich  wie  es  die  streng  socialistische  sein  mUsste,  eine  „Einzelwirth- 
aft*' in  der  oben  festgestellten  Bedeutung  des  Worts  zu  nennen.  S.  sonst  die  oben 
§.  144  dtirten  Autoren,  besonders  Hermann,  Röscher  und  Schaffte.    Dieser 

A.  Wagner,  Onmdlegimg.   8.  Anflage.   1.  Theil.   Gnindlagen.  23 
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bezeichnet  die  Volkswirthschaft  jetzt  im  Soc.  KOrper  III,  2S6  als  ,,dcn  mit  Rück- 
sicht auf  geringste  Kosten  und  grOssten  Nutzen  geregelten  GesammtstofTwechbel  aller 
socialen  Einheiten,  den  Inbegriff  der  so  geregelten  Gesammtbefriedigung  des  Gesell- 
BchaftskOrpers''.  S.  auch  eb.  S.  381  ff.  Lindwurm  a.  a.  0.  bes.  Kap.  1  u.  2  sagt  grade 
hier  im  Gewände  heftiger  Polemik  wenig  Neues.  In  s.  „Eigenthumsrecht'*  S.  499  ff. 
kommt  er  von  Neuem  auf  diese  Puncto,  gegen  meine  Behandlung  polemisirend.  Er 
hat,  wie  ich  schon  früher  nicht  bestritt,  Becht  darin,  dass  die  „Volkswirthschaft*^ 
nicht  im  Sinne  der  „Einzelwirthschaft**  eine  „Wirthschaft"  sei.  weil  sie  subjectlos 
ist.  Sein  Bestreben,  den  Begriff  „Volkswirthschaft"  und  „Volkswirthschaftslehre" 
als  unlogisch  zu  erweisen  und  nur  eine  „Staatswirthschaft"  (und  Lehre  davon, 
nebst  Gewerksiehren)  anzuerkennen,  ist  aber  nur  die  Folge  seiner  unhaltbaren  Prä- 
misse von  der  „freien  Individualität  der  Urheberschaft",  die  die  Production  bedingt 
Auch  als  Staatswirthschaft  hat  die  Volkswirthschaft  kein  leitendes  Subject  im  Sinne 
der  Einzelwirthschaft  an  der  Spitze.  —  Der  Ausdruck  Volkswirthschaft  soll  zuerst  bei 
Hufeland,  Grundl.  L  14  vorkommen.  Mitunter,  doch  selten  und  unpassend,  wird 
das  Wort  auch  für  Volkswirthschaftslehre  (nenestens  wieder  von  Saz)  gebraucht. 

Hit  Rücksicht  auf  geschichtliche  Vorgänge  wird  auch  das  Moment  „Zollverein" 
im  Sinne  des  Tezts  zu  betonen  sein.  In  Deutschland  konnte  von  einer  Volkswirth- 
schaft des  Zollvereins  gesprochen  werden. 

So  anfgefaBst  beruht  die  Volkswirthschaft  zunächst  allerdings 
nur  auf  einer  Abstraction,  aber  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  y,das  Volk''  auf  einer  solchen  beruht.  Sie  ist  daher  auch  trotz 
ihrer  Subjectlosigkeit,  wodurch  sie  sich  von  der  Einzelwirthschaft 
unterscheidet,  ebenso  gut  wie  das  Volk  ein  reales  GanzeS;  welches 
sich  in  entscheidenden  Functen  als  ein  Organismus  darstellt, 
dessen  nicht  bloss  Theile,  sondern  Glieder  die  Einzelwirthschaften^ 
und  zwar  einschliesslich  der  vom  Staate  repräsentirteu  Ge- 
meinwirthschaft,  sind.  Denn  wie  später  dargelegt  werden  wird 
(Buch  5  u.  6),  ist  der  Staat  selbst  auch  als  eine  Wirthschaft  auf- 
zufassen. Eine  Seite  dieser  Wirthschaft  ist  wieder  die  Finanz- 
wirthschaft. 

Als  solche  Glieder  haben  die  Einzelwirthschaften,  neben  ihrem  Eigenzweck, 
doch  immer  gleichzeitig  Functionen  für  den  Zweck  des  Ganzen,  der  Volks- 
wirthschaft, und  sind  insofeme  Mittel  für  die  Zwecke  der  letzteren.  Die  Bezeichnung 
der  Volkswirthschaft  als  Ganzes  weist  auf  den  Character  derselben  als  Organismus 
und  auf  die  gliedliche  Zusammengehörigkeit  und  dadurch  bewirkte  gegenseitigo 
Abhängigkeit  und  Bedingtheit  der  Einzelwirthschaften  hin,  wobei  dann  von  der 
Selbständigkeit  der  letzteren  abgesehen  wird.  Arbeitstheilung  und  Verkehr,  in 
Wechselwirkung  mit  einander  stehend,  d.  h.  wiederum  Arbeitsverein iguug,  sind 
es,  welche  aus  den  Einzelwirthschaften  des  Volks  ein  Ganzes,  eine  Volkswirth- 
schaft machen.  Deber  die  organische  Auffassung  der  Volkswirthschaft  gegenüber 
der  atomistischen  s.  auch  Koscher,  §.  12  nebst  der  litterarischen  Anmerkung.  8 Is- 
mo ndi  und  besonders  List,  früher  schon  A.  Müller,  Elemente  der  Staatskunst 
1809  haben  diese  organische  Auffassung,  die  jetzt  die  wissenschaftlich  heirscheude 
ist,  lange  vertreten.  Die  Schutzzöllner  wie  die  älteren  mercantilistischen  Theoretiker 
konnten  bei  ihrer  Werthlegung  auf  staatliche  Wirthschaftspolitik  auch  nicht  wohl  zu 
der  Einseitigkeit  der  atomistischen  Auffassung  der  Physioluraten  und  der  Freihändler 
(Smith'sche  Schule)  kommen.  S.  über  diese  atomistische  im  Gegensatz  zu  der  hier 
vertretenen  organischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  besonders  unten  Buch  5. 
Lindwurm  fällt  in  der  vorerwähnten  Polemik  in  diese  atomistische  Richtung  zurück, 
die  er  doch  mit  Recht  in  der  Grundtendenz  seiner  Schrift  und  in  seiner  Annäherung 
an  socialistische  Auffassungen  ablehnt. 
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Indem  jenes  ,,Ganze''  gleichzeitig  ein  abgeschlossenes 
Dze  genannt  wird,  wird  wiederum  von  dem  Verkehre  der  eine 
ikswirthschaft  bildenden  Einzelwirthschaften  mit  den  zu  einer 
leren  Volkswirthschaft  gehörenden  Einzelwirthschaften  abgesehen, 
ch  dies  aber,  und  damit  die  Trennung  der  Weltwirth* 
haft  in  verschiedene  ^^selbständige''  Volkswirth- 
haften  und  die  Unterscheidung  zwischen  Volks-  und  Welt- 
-thschaft;  ist  mit  Rücksicht  auf  durchaus  reale  Verhältnisse 
tthaft,  ja  notbwendig. 

Denn  die  Einzelwirthschaften  in  einer  Volkswirthschaft  sind  zunächst  regelmässig 
)T  sich  durch  Arbeitstheilung  und  Verkehr  näher  verbunden  und  tibernehmen  als 
der  ihrer  Volkswirthschaft  bestimmte  Functionen  (in  der  Gewinnung  gewisser 
hschaftlicher  Guter)  gerade  für  die  Zwecke,  d.  h.  für  die  gcsammte  verlangte  Be- 
nissbefriedigung in  ihrer  Volkswirthschaft.  Man  erkennt  dies  besonders  deutlich 
ler  entwickelteren  Volkswirthschaft  eines  grösseren  Landes  an  der  räumlichen 
tppirung  der  wichtigeren  Productionszweige,  namentlich  der  industriellen.  Eine 
ibtriegruppe  einer  Provinz  z.  B.  arbeitet  für  die  Versorgung  des  ganzen  Landes 
ihren  Producten  und  dafür  ist  die  Provinz  wieder  darauf  angewiesen,  aus  dem 
de  das  zu  beziehen,  was  sie  braucht  und  was  eben  wegen  des  Vorwaltens  des 
effenden  Industriezweigs  nicht  in  ihr  selbst  erzeugt  wird  (Elsass  in  seinem  früheren 
hältniss  zu  Frankreich).  Die  Gewerbe-  und  Hand  eis  Statistik  und  die  Statistik 
Rohpro duction  zeigen  die  räumliche  Verbreitung  der  verschiedenen  wirth- 
idichen  Productionszweige.    Nach  den  von   ihnen  gelieferten  Thatsachen  lassen 

Productionskarten  entwerfen,  welche  diese  räumliche  Verbreitung  am  Besten 
nschaulichen.    Die  nothwendige  gegenseitige  Bedingtheit  der  Einzelwinhschaften 

der  Character  derselben  als  Glieder  der  Volkswirthschaft  und  darüber  hinaus  der 
twirtbschaft  tritt  dabei  deutlich  hervor.  Besonders  interessant  sind  die  neuer- 
en Karten  der  Girculation  der  fossilen  Brennstofie  (nach  Eisenbahn-  und  Wasser- 
en), mit  denen  das  organische  Wesen  der  Volkswirthschaft  sehr  hübsch  an 
in  wichtigen  Beispiel  illustrirt  werden  kann  (vergl.  einen  ähnlichen  Versuch  in 
tschilderung  für  Deutschland  schon  in  meinem  Aufsatze  „Die  Kohlen*'  u.  s.  w. 
er  Tüb.  Zeitschr.  1856).  Lehrreiche  und  interessante  statistische  Arbeiten  über 
Standort  der  Gewerbe  lieferte  E.  Laspeyres  für  Nordamerica  in  der  Berl. 
teljahrsschrift  für  Volkswirthschaft,  1870,  II,  63;  eb.  III,  1;  1871,  II.  1.  S. 
1  Koscher,  Studien  über  die  Naturgesetze,  die  den  zweckmässigen  Staudort 
Industriezweige  bestimmen,  jetzt  in  der  3.  Aufl.  s.  Ansichten  d.  Volkswirthsch., 
z.  1878,  n,  1. 

Die  Natur  der  Volkswirthschaft  als  eines  Organismus  bringt 
dann  auch  mit  sich,  dass  zwischen  den  Einzelwirthschaften  als 
sdem  der  Volkswirthschaft  und  zwischen  ihren  Functionen  sowie 
sehen  den  Berufsgruppen  von  Einzelwirthschaften  (z.  B.  Ur- 
duction,  Landwirthschaft,  Industrie)  ein  nothwendiges  Gleich- 
«vicht  und  Ebenmaass  stattfinden  muss.  Abweichungen 
rvon  können  nur  durch  die  Erweiterung  des  volkswirthschaft- 
en  Verkehrs  zum  internationalen  und  weltwirthschaftlichen  er- 
;en  und  ihre  Rechtfertigung  findeu,  wie  die  moderne  Entwicklung 
ser  Verbältnisse  das  zeigt. 

Mit  der  Volkswirthschaft  in  dieser  Auffassung  hat  es  denn 
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aacb,  nach  dem  Früheren  (§.  100),  die  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  zu  thun. 

B.  —  §.  150  [54].  Entwicklung  der  Volkswirthschaft. 
DafQr  sind  viererlei  Momente  maassgebend:  ein  persönliches 
nnd  nationales,  das  im  Volk  und  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, ein  natürliches,  geographisches,  das  im  Lande 
und  seiner  Naturbescha£fenheit,  ein  technisches,  das  in  der  Ge- 
staltung des  Productionsbetriebs  und,  in  engem  Zusammen- 
hange mit  dem  zweiten  Moment,  in  der  Oestaltong  der  Com- 
munications- und  Trans p er tverhältnisse,  endlich  ein  recht- 
liches und  politisches,  das  im  Staat  und  in  der  Gestaltung 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  liegt. 

Die  Volkswirthschaft,  als  CoUectivphänomen ,  wie  sie  oben 
(S.  259)  genannt  wurde,  ist  ein  geschichtliches  Product  aller  dieser 
Momente,  die  einzelne  concrete  Volkswirthschaft  ein  geschichtliches 
Product  der  concreten  Gestaltung  (Differenzirung)  und  concreten 
Combination  dieser  Momente. 

Die  „Volkswirthschaft"  geht  daher  von  älteren  einfacheren  Ge- 
staltungen, in  welchen  sie  noch  unentwickelt  und  selbst  nur  erst 
im  Keime  vorhanden  ist,  durch  die  verschiedenen  Phasen  hindurch, 
welche  insbesondere  die  menschlichen  Gemeinschaften  selbst  von 
Geschlecht,  Gens,  Stamm  hindurch  bis  zum  „Volke"  durchlaufen. 
Jeweilig  erhält  sie,  die  Volkswirthschaft^  oder  das,  was  in  früheren 
Phasen  als  ihr  Vorläufer  und  ihr  Analogen  bezeichnet  werden 
muss,  dann  ihr  Gepräge  durch  diejenigen  Gestaltungen  der  wirth- 
schaftlichen Productionsweise  und  Vertheilung  und  durch  die  für 
diese  Gestaltungen  wieder  maassgebenden  Besitz-  und  Arbeitsver- 
hältnisse und  deren  Ordnung  nach  Sitte  und  Recht,  welche  sich  an 
die  Gestaltungen  der  jeweilig  hervortretenden  Organisationsformen 
jener  menschlichen  Gemeinschaften  anschliessen.  Alle  diese  Ver- 
hältnisse stehen  dann  aber  in  Wechselwirkung. 

Erst  indem  und  nachdem  die  auf  engerer  Blutsverbindung  be- 
ruhenden menschlichen  Gemeinschaften  sich  lockern,  d.  h.  durch 
die  persönlichen  Gefühle  und  Ansichten  der  Angehörigen,  durch 
die  auf  diesen  Gefühlen  und  Ansichten  beruhenden  Autoritätsver- 
hältnisse und  durch  die  das  Alles  stützende  Sitte  und  Rechtsordnung 
—  soweit  hier  von  letzterer  schon  zu  reden  ist  —  nicht  mehr  zusam- 
men gehalten  werden,  erst  wenn  daher  an  Stelle  solcher  Gemeinschafts- 
beziebungen  mehr  und  mehr  nur  „gesellschaftliche"  und  ins- 
besondere wirthschaft  liehe  Beziehungen  treten,  wie  sie  durch 
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beitstheilnng,  Verträge,  Tausch  ü.  b.  w.  bedingt  werden,  —  erst 
lern  und  nachdem  diese  Entwicklangen  vorangegangen  sind  oder 
h  gleichzeitig  yoUziehen,  entsteht  und  entwickelt  sich  das,  was 
r  ,,yolkswirtbschaft''  im  eigentlichen  Sinne  nennen  (vgl. 
§.  117,  118). 

Wie  sich  diese  Volkswirthschaft  alsdann  gestaltet,  hängt  wieder 
Q  der  Entwicklung,  Gestaltung,  Combination  aller  jener  vier 
»mente  ab.    Danach  erhält  dann  jede  concrete  Volkswirtbschaft 

individuelles  nationales,  geographisches,  ökonomisch- 
chnisches  und  politisch-rechtliches  Gepräge,  erhalten 
er  auch  die  verschiedenen  Volkswirthschaften  wieder  einen  ge- 
nnsamen  Typus,  tibereinstimmende  Grnndzttge,  nach 
Od,  was  eben  in  diesen  vier  Seiten  bei  ihnen  fibereinstimmt 
d  nach  diesem  gemeinsamen  Typus,  wie  ihn  in  etwa  gleicher 
Schichtsperiode  die  Volkswirthschaften  von  Völkern  im  Ganzen 
icher  Culturentwicklung  zu  zeigen  pflegen,  kann  man  dann 
storische  Typen  (typische  Phasen)  der  „Volkswirth- 
laft  tiberbaopt'%  als  eines  allgemeinen  CoUectivphänomens 
Dscblicber  Geschichte,  unterscheiden.  Die  Herausschälung  gerade 
es  es  Typischen  fällt  in  die  frtther  unterschiedene  zweite 
eoretische)  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie  (§.  60). 

Solche  typische  Phasen  sind  in  der  antiken  Welt  die  „einheitliche  Oekenwirth- 
aft''  und  ihre  spätere  Aaf  lOsnng  mit  dem  Siege  des  «freien  Verkehrs^'  (Rodbertas). 
der  Entwicklang  der  Volkswirthschaft  der  neueren  Volker,  nach  den  Phasen  älteren 
rarcommunismos'  nnd  ihm  folgender  agrarischer  Wirthschaft  freier  Banerschaften 
höriger  Hofwirthschaften,  die  frühmittelalterliche  nnd  spätere  gmndherrschaftliche, 
igs-,  frohn-  und  klosterhofwinhschaftliche,  die  neben  die  agrarischen  Wirthschaften 
ende,  aber  diese  selbst  zum  Theil  in  sich  AaCoehmende,  sonst  ?omemlich  Gewerbe- 
l  Handelsbetrieb  in  corporativen  Formen  (Zonftrerfassnng)  darstellende  ,«stadtwirth- 
aftliche**  (G.  SchmoUer) ;  darauf  die  Stadt  nnd  Land  mehr  zusammenfassende,  die 
itische  Autonomie  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  beschränkende  territorial-  und 
itswirthschaftUche  Phase  im  Zeitalter  des  Mercantilismus  und  der  emporsteigenden 
itsgewalt:  lauter  Entwicklungsstadien,  welche,  im  Einzelnen  mit  kleinen  Verschieden- 
ten, in  den  Hauptztlgen  doch  gleichmässig,  die  west-  und  mitteleuropäischen  Volks- 
thschaften  auf  dem  Wege  zur  „modernen'*  Volkswirthschaft  „freien  individualisti- 
in^"  Verkehrs  auf  der  Grundlage  des  Priv^ateigenthums  am  Boden  und  Kapital 
chlaufen  haben. 

§.  151  [55,  56].  Die  vier  einzelnen  Momente,  welche 
e  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  beherrschen. 

1.  Es  ist  ancb  erst  ein  langer  und  langsamer  geschichtlicher 
)ce88,  welcher  das  Volk  als  Ganzes  im  Sione  der  im  Staats- 
;w.  staatlichen  nnd  vertragsmässigen  Wirthschafts-)  Verbände 
einigten  Personen  znm  eigentlichen  Träger  der  Volkswirthschaft 
nacht  hat,  —  ein  Process,  welcher  wieder  von  all  jenen  anderen 
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geographischen,  technischen ,  rechtlichen,  politischen  Factoren  be- 
dingt gewesen  und  dadurch  beeinflusst  worden  ist. 

Die  historische  Thatsache  gemeinsamer  Abstammung,  die  gemeinsamen  geschicht- 
lichen Erlebnisse,  der  Besitz  eines  gemeinsamen  Wohngebiets,  die  Gemeinsamkeit  und 
Eigenausbildung  (die  ^^nationale"  Ausbildung)  wichtiger  («^nationaler*')  BesitzthOmer, 
der  Sprache,  der  Sitte — eigenthtlmlicher  Weise  wird  grade  dies  so  characteristische 
Moment  ?on  Boscher  §.16  weggelassen — ,  des  Rechts,  des  Staats,  der  Wirth- 
Schaft,  selbst  der  Kunst,  Wissenschaft  und  Bcligion.  diese  Momente  alle  sind  es, 
auf  denen  das  Volk  im  Sinne  Ton  Nation  beruht  Die  Yolkswirthschaft  ist  eines 
der  genannten  nationalen  Bcsitzthümer,  ist  KationalOkonomie  und  insoweit  ein  Natur- 
pro du  et  Aber  wie  die  Nation  selbst  und  die  andere  verwandte  Seite  des  Volks- 
lebens, das  Volksr echt,  erhält  auch  die  Yolkswirthschaft  erst  durch  den  Staat 
ihre  Gestaltung:  die  Nation  wird  „Staatsvolk**,  die  Yolkswirthschaft  wird  Kunst- 
product,  der  natürliche  Organismus  wird  zum  Theil  künstliche  Organi- 
sation. Die  Yolkswirthschaft  wird  hierdurch  aus  der  Nationalökonomie  die  Wirth- 
schaft  des  Yolks  im  staatswissenschaftlichen  oder  politischen  Sinne  des  Worts  Yolk, 
also  die  Wirthschaft  der  im  Staatsverband  rereinigten  Personen:  wird  politische 
Ookonomie  (in  diesem  Sinne).  Ihr  specifisch  nationales  Gepräge  verliert  oder  mo- 
dificirt  die  Yolkswirthschaft  alsdann  in  derselben  Weise,  wie  in  den  Wechselfällen  der 
Geschichte  die  in  einem  concreten  Staate  vereinigte  Bevölkerung  aufhOrt,  mit  der 
Nation  im  ursprünglichen  Sinne  des  Ausdrucks  identisch  zu  sein.  Ond  wie  etwa  durch 
den  geschichtUcheu  Process,  in  Folge  des  Zusammenlebens  in  einem  Wohngebiete, 
des  wirthschaftlichen  Yerkehrs,  der  gemeinsamen  Bechtsordnung  und  der  staatlichen 
Zusammenfassung  die  Angehörigen  eines  Staatsverbands  wieder  zu  einer  eigenartigen, 
neuen  ,J?ation''  werden,  so  nimmt  die  Yolkswirthschaft  in  diesem  Yerbande  auch 
wieder  ein  neues  specifisch  «^lationales"  Gepräge  an.  (Yorgl.  Neumann,  Yolk  und 
Nation,  Leipz.  1888). 

2.  Das  innige  Verwachsen  der  Einzelwirthschaften  unter  ein- 
ander, der  agrarischen  und  städtischen  Wirthschaften  und  aller 
zur  Yolkswirthschaft  wird  in  den  verschiedenen  Entwicklungs- 
phasen  und  auch  noch  heute  wesentiich  beeinflusst  durch  das 
Land  und  dessen  Natur,  insbesondere  die  geographische  Lage, 
Bescha£fenheit  und  selbst  durch  die  geometrische  Form  des  Volks- 
wirthschaftsgebiets.  Gleiches  gilt  dann  auch  wieder  von  der  Ab- 
trennung der  einzelnen  Volkswirthschaften  von  einander. 

Die  verticale  und  horizontale  Configuration  des  Gebiets,  die  Hohe,  Richtung, 
Zugänglichkeit  der  Gebirge,  die  gesammten  orographischen ,  hydrographischen,  local- 
klimatiscben  Yerhältnisse ,  die  Seeverbindung  und  die  naturlichen  Binnen -Wasser- 
strassen, die  von  allen  diesen  Momenten  abhängige  Entwicklang  der  Ck>mmunications- 
mittel,  die  Lage  eines  Yolkswirthschaftsgebiets  zu  anderen  Gebieten,  die  Lage  der 
einzelnen  Landestheile  zu  einander  und  zum  Auslande  entscheiden  zum  Theil  maass- 
gebend  über  die  Art  und  Innigkeit  des  Yerkehrs  innerhalb  der  Yolkswirthschaft  und 
zwischen  verschiedenen  Yolkswirthschaften  oder  Theilen  derselben,  z.  B.  Grenzpro- 
rinzen.  Die  Bedeutung  der  geometrischen  Form  des  Gebiets  zeigt  sich  in  Yerhält- 
nissen  wie  Dalmatiens  Lage  zu  Oesterreich,  Tirols  jetzt,  nach  Abtretung  Lombardo- 
Yenetiens,  desgl. ;  Ostpreussens  Lage  zu  Deutschland  u.  dergl.  m.  Die  Gestaltung  der 
Yolkswirthschaft  unter  dem  Einflüsse  dieser  räumlichen  Yerhältnisse  wirkt  dann  auch 
wieder  auf  das  politische  Leben  des  Yolks,  auf  das  losere  oder  engere  politische  Band 
verschiedener  nationaler  Theile  der  Bevölkerung  bedeutungsvoll  ein. 

3.  Besondere  Beachtung  für  die  Entwicklung  der  typischen 
Phasen   der  Yolkswirthschaft  Ycrdienen  dann  die  technischen 
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d  rechtlichen  Momente,  welche  in  näherer  Beziehung  unter 
ander  stehen  nnd  sich  gegenseitig  beeinflussen. 

Der  Zastand  der  Commnnicationsmittel,   welcber  ausser   von  der  Natnr- 

chatfenbeit  des  Landes   nnd    der  Natnr-Wege  (besonders  Wasserwege)  ?or  Allem 

I  Stande  der  Technik  —  wozu  ancb  der  Stand  der  Z&hmang  der  Tbiere  nnd  der 

üglicben  Verwendung  derselben  gehört  —  nnd  yon  den  fUr  Bau  und  Betrieb  ron 

omuDications-  ond  Transportmitteln  ?erfUgbarep  wirtbscbaftlichen  Mitteln  abhängt; 

Stand  der  Productionstochnik,   namentlich  ob,   wie  weit  nnd  wie  an  Stelle 

menschlichen  Muskelkraft  tbierische  nnd  (sog.  todte)  Natarkr&fte  benutzt  werden 

ischine);  die  rom  Stand  der  Technik  mit  bedingten  Verhältnisse  der  nothwendigen 

r  zweckmässigsten  Arbeitstheilung   und  Betriebsgestaltung  (Concentration ,  Gross- 

rieb);   die  Art,  die  räumliche  Ausdehnung  des  Absatzes   und  Markts;   anderseits 

Gestaltung    der    persönlichen   Rechts?erhältni9se   (Unfreiheit,    Freiheit, 

idewesen),  die  Gestaltung  der  Besitz-  und  Besitzrechts?erhältnisse,  nament- 

des  Grundbesitzes,   daFon  abhängig  der  Arbeits-  und  Erwerbsgelegenheiten 

Bedingungen  im  Gebiete  des  lange  Zeit  fast  alleinigen,   fast  immer  wichtigsten 

onalen  Productionszweigs,  der  Landwlrthschaft  (und  Viehzucht);  der  Zostand  der 

l?emeinen  ßechtssicherheit  yon  Person  und  Eigenthum,  der  Einrichtung  der 

htsordnung  für  Absatz-  und  Marktwesen,   Gewerbe-  und  Handelsbetrieb,   Unter- 

mungsformen:   weiter  die   von  Technik  und  Recht    mit  bedingte  Verthcilung 

'  Bevölkerung  über  das  Land,  als  das  Volkswirthschaftsgebiet,  die  Art  der 

iedlung,   der  Wohn-  und  LebensFerhältnisse  (HOfe,  Dörfer,  Städte)  —  das  und 

iches  Aehnliche  weiter  sind  die  hier  für  die  Gestaltung  der  Volks  wir  thschaft  und 

die  Entwicklung  ihrer  Phasen  wirksam  werdenden  Momente. 

In  markanter  und  mehr  oder  weniger  klar  bewusster  Weise 
durch  den  Staat  die  Ausbildung  besonderer  „Volkswirth- 
laften'*  innerhalb  der  europäisch -amerikanischen  Welt  seit  dem 

und  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart 
ein  begünstigt  und  so  die  stadtwirthschaftliche,  grnndherrschaft- 
le  in  die staatswirthschaftliche Phase  hinübergeleitet  worden. 

Die  besonderen  „StaatsindiTidualitäten**  treten  seitdem  schärfer  herror, 
straffere  Centralgewalt  ?emichtete  oder  verminderte  die  profincielle,   communale 

ständische  Autonomie  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete,  suchte  aus  dem  Staats- 
iete  einen  grossen  einheitlichen  Markt  zu  schatFen  und  sperrte  oder  er- 
werie  den  Verkehr  mit  dem  Auslände.  Von  grösster  Bedeutung  ward  insbesondere 

Ausbildung  der  Landesgrenzzollsysteme,  innerhalb  deren  zunächst  das 
Igebiet  die  territoriale  Basis  der  nationalen  Volkswirthschaft 
>lbert)  wurde.  Die  Volkswirthschaft  wuchs  dann  gewissermaassen  in  das  Zoll- 
iet  hinein  und  indem  letzteres  möglichst  auf  das  Staatsgebiet  (Frankreich,  Gross- 
annien  und  Irland,  Bussland,  Oesterreich,  Italien)  oder  auf  das  Nationalgebiet 
atschland,  Zollverein)  ausgedehnt  wurde,  verwuchsen  auch  die  national  und  poli- 
li  disparaten,  die  neuerdings  etwa  erst  mit  dem  Staate  verbundenen,  die  geogra- 
>cb  abgelegeneren  Landes-  und  Volksthcile  zuerst  mit  der  Volkswirthschaft, 
in  mit  dem  Staate  selbst  (Elsass-Loth ringen  und  andere  ostfranzösische  Grenz- 
inzen  in  ihrer  volkswirthschaftlichen  Verbindung  mit  Frankreich  seit  der  Bevo- 
)n,  die  russischen  westlichen  Annezionsgebiete,  Oesterreichs  Kronländer,  die  ehe- 
s  polnischen  Gebictstheile  Preussens,  die  Staaten  des  Zollvereins,  Elsass- Lothringen 
seiner  Verbindung  mit  dem  Deutschen  Reiche  u.  a.  m.).  Das  Landes grenz- 
Isystem  und  die  damit  in  enger  Verbindung  stehende  gesammte  mercanti- 

ische  Volkswirthschafts-  (nicht  nur:  Handels-)  Politik,  beide  gewöhnlich 

zu  enge  nur  aus  dem  handelspolitischen  Gesichtspuncte  beurtheilt  und  oft 
ug  von  doctrinären  Freihändlern  verurtheilt,  erweisen  sich  hiernach  von  grösster 
gemein  wirthschaftlicher  und  politischer  Bedeutung  und  in  Folge  davon 
tit  wieder  von  maassgebendem  Einflüsse  auf  die  Cultur  eines  Volks.    Diese  Wir- 
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knng  ist  bfiofig  darch  begleitende  politiscbe  oder  pollzeilicbe  AbsperrongsmaassregelQ 
(wie  z.  B.  das  Passwesen)  noch  gesteigert  worden.  Die  Wecbselwirknng  zwiscbeo 
ToÜswirtbscbaftlicben  and  politiscben  Yerh&Itnissen  tritt  in  den  genannten  Tbatsacben 
und  Maassregeln  sebr  frappant  benror.  Erst  die  pbysiokratiscb-Smitb'scbe  National- 
ökonomie mit  ibrer  einseitig  kosmopolitiscben  Tendenz  bat  dies  wabrbaft  Staats* 
winbscbafUicbe  Moment  in  der  Yolkswinhscbaft  in  seiner  Bedentung  verkannt  nnd 
mit  nnter  dem  Einflnss  dieser  nnd  verwandter  Lebren  (Kant'scbe  Recbts-  nnd  Staats- 
pbilosopbie)  ist  es  ancb  in  der  Praxis  der  Wirtbscbafts^litik  zurückgedrängt  worden. 
Ganz  anders  fasst  dagegen  die  Aufgabe  unserer  Zeit  ein  Rodbertns  anf:  ,,Die 
Yolkswirtbscbaft  muss  wieder  mehr  Staatswirthschaft  werden**,  womit  man  eben 
ntir  anf  das  Richtige  im  Mercantilismns  zurückkommt.  DemgemSss  wird  denn  auch 
wieder  eine  dem  Ge s am mtbedttrfniss  des Yolks  entsprechende  Gestaltung  der  wirth- 
schaftlicben  Rechtsordnung,  der  Besitz-  und  Erwerbsordnung  durch 
den  Staat  verlangt. 

Die  radicalen  Freihändler,  z.  B.  Basti at,  haben  diese  hohe  rolkswirtbscbaft- 
licbe  und  politische  Bedeutung  der  Landesgrenzzollsysteme  und  der  leitenden  Gesichts- 
puncte  und  Maassregeln  des  Mercantilismus  gewöhnlich  verkannt,  in  richtiger  Conse- 
quenz  ihres  atomistischen  Standpuncts,  von  welchem  aus  die  Yolkswinhschaft  nur 
ein  Nebeneinander,  keine  organische  Yerbindung  von  Einzelwirtbscbaften.  S.  die 
characteristiscbe  Aeusserung  Basti  at 's  über  den  deutschen  Zollverein,  bei  Berg  ins, 
Finanzwiss.,  1S65,  S.  889,  Yergl.  dagegen  Fr.  List,  nation.  Syst.,  Kap.  26  o.  27 
und  A.  Wagner,  Art.  Zolle  im  StaatswOrterb.  XI,  344  ff,  Anwendung  des  Ge- 
sagten auf  die  practische  politiscbe  Frage  der  Wiedervereinigung  Elsass-Lotbringens 
mit  Deutschland  in  A.  Wagner,  Eis.  u.  Lotbr.,  6.  Aufl.,  1871,  S.  53  ff.,  ~  jetzt  schon 
mannigfach  durch  die  That  bewahrheitet.  —  8.  Rodbertus,  in  der  Tob.  Ztschr.  1S78, 
S.  232.  Die  Consequenz  dieser  Auffassung  ist  von  mir  in  den  folgenden  Büchern  und  in 
dem  2.  Tbeil  der  Grundlegung  (vom  Recht  in  der  Yolkswirtbscbaft)  gezogen  worden, 
was  dann  freilich  eine  ganz  andere  Behandlung  der  nat- Ökonomischen  Grundlegung, 
als  die  übliche,  mit  sich  bringt  Auch  im  wissenschaftlichen  Socialismus  ist  diese 
Auffassung  der  richtige  Kempunct  Die  Schutzzollner,  Fr.  List  inbegriffen,  ver- 
fehlen es  freilich  darin,  dass  sie  nur  ein  handelspolitisches  „nationales**  System 
der  Politischen  Oekonomie  wollen:  ein  das  ganze  Wirtbscbafbleben  umfassendes  ist 
zu  verlangen.  Der  Schutzzoll  ist  kein  „System**,  sondern  nur  ein  Glied  eines  wirth- 
schaftspolitiscben  Systems,  und  nicht  für  sich,  sondern  nur  als  solches  Glied, 
daher  nur  bei  principieller  Bemängelung  des  „Systems  der  freien  Concurreuz** 
baltbar.  Die  gewöhnlichen  ScbutzzOllner  sind  hier  ebenso  unzulänglich  in  ibrer  Ar- 
gumentation wie  ihre  Gegner. 

Es  muss  hier  an  diesen  wenigen  Andeutungen  über  die  erwähnten  Momente, 
welche  die  Entwicklung  der  Yolkswirtbscbaft  beherrschen,  genügen.  Für  alles  Weitere 
ist  auf  die  Ausführungen  in  der  Practischen  Nationalökonomie  (besonders  Agrarwesen, 
wo  jetzt  bereits  der  1.  Band  von  Bucbenberger's  Werk  vieles  HierhergehOrigo 
enthält,  und  Gewerbe-  und  Handelswesen,  aber  auch  Yerkehrswesen)  zu  verweisen. 

Die  ältere,  „abstracte**,  „unhistorische**  Nationalökonomie  hat  jene  Momente 
tbeils  gar  nicht,  theils  nicht  genügend  gewürdigt  oder,  wo  sie  darauf  einging,  bat  sie 
sich  die  geschichtliche  Entwicklung  zu  einfach  construirt,  namentlich  Arbeitstheilung, 
Yerkebr,  Tausch  sich  zu  einfach  mechanisch  nach  den  Anschauungen  des  modernen 
ökonomischen  Individualismus  aus  dem  Wirken  des  Selbstinteresscs  entwickeln  lassen, 
ohne  die  Factoren  zu  erforschen,  welche  das  Wirken  dieses  Motivs  und  Arbeits- 
theilung,  Yorkehr  und  Tausch  selbst  wieder  beeinflusst  haben.  Hier  liegen  die  auch 
methodologisch  bedeutsamen  Yerdienste  der  „historischen  Richtung**  (§.  15),  ins- 
besondere der  Arbeiten  Roscher's,  Lamprecbt's,  v.  Inama-Sternegg's, 
Buch  er 's,  und  namentlich  G.  Scbmoller's  (speciell  über  die  preussischen  Yer- 
hältnisse  in  den  schOnen  An&führungen  über  städtische,  territoriale,  staatliche  Winh- 
scbaftspolitik ,  Jahrb.  B.  8,  S.  15,  1884,  s.  auch  oben  S.  241,  Note)  u.  A.  m.,  wie 
anderseits  aber  auch  von  Rodbertus,  Marx. 

Der  Uoterscbeidang  von  Einzel-  nnd  Volkswirthschaft  ent- 
spricht in  Theorie  nnd  Praxis  die  wichtige  Unterscheidung  der 
Betrachtung  wirthscbaftlicher  Verhältnisse,    Fragen,    Streitfragen, 
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eressen  u.  s.  w.  vom  Standpuncte  beider  uod  wieder  je  vom  Stand- 
acte  der  verschiedenen  Einzel  wirtbschaften  nnd  Gruppen  Ton  solchen 
9.  Der  Betrachtungsstandpnnct  der  Volkswirthschaft  mnss  eben 
rjenige  der  wirthschaftlichen  nnd  der  weiter  dayon  bedingten  Inter- 
len  des  Volksganzen  sein:  eine  ebenso  leicht  hinzustellende, 
:entlich  selbstverständliche,  als  schwer  im  Einzelnen,  nicht  nar  in 
r  Praxis,  sondern  auch  in  der  Theorie  richtig  durchznftthrende  For- 
rnng.  Namentlich  liegt  immer  die  Gefahr  vor,  einzelwirthschaft- 
lie  Classeninteressen  zu  volkswirthschaftlichen  Volks-  (nnd  Staats-) 
eressen  zu  machen. 

V.  Die  Weltwirthschaft.  —  §.  152  [57].  A.  Begriff  und 
esen.  Die  Weltwirthschaft  ist  der  Inbegriff  der  miteinander 
-kehrenden  Einzelwirthschaften  vieler,  schliesslich  aller  Völker 
er  Volkswirthschaften  der  Erde.  Innerhalb  dieser  gesammten 
eltwirthschaft  lassen  sich  in  bestimmten  Zeiten  wieder  Volks- 
rthschaftsgruppen  unterscheiden,  welche  sich  in  einigen  He- 
bungen gegen  einander  ähnlich  abscheiden  wie  die  Volkswirth- 
laften.   Sie  werden  mitunter  ebenfalls  „Weltwirthschaften^^  genannt. 

Man  kann  so  für  die  antike  Zeit  die  Weltwirthschaft  der  Volker  des  Mittelmeer- 
;ken8  (mit  den  Enreiternngen  im  römischen  Weltreich)  nnd  diejenige  der  mittel- 
1  ostasiatischen  Volker,  für  die  nenere  Zeit  nnd  die  Gegenwart  die  Weltwirthschaft 
*  enropäisch-americanischen  CnltarrOlker  (incl.  Australiens)  als  occiden tausche 
r  Weltwirthschaft  der  asiatischen  GnltnrvOlker  als  der  orientalischen  gegenüber 
llen.  Für  manche  Wirthschaftsrerhftltnisse,  z.  B.  ftlr  den  Character  und  für  das 
der  sog.  Handelsbilanz  znm  Vorschein  kommende  Endergebniss  des  answär- 
:en  Handels  (dauernde  Passivität  des  europäischen  Handels  gegen  Asien, 
Wesentlichen  seit  den  BOmerzeiten),  femer,  zum  Theil  in  Verbindung  damit,  fllr 
Edelmetallgeldrerhältnisse  bilden  diese  beiden  „Weltwirthschaften'*  it^rm- 
i  wieder  jede  ein  Ganzes,  ähnlich  wie  die  einzelnen  Volkswirthschaften  und  treten 
einen  gewissen  Gegensatz  zu  einander. 

B.  —  §.  153  [58].  Die  Entwicklung  der  Weltwirth- 
haft.  Sie  ist  von  denselben  Factoren,  wie  diejenige  des  Ver- 
hrs  tiberhanpt  (§.  117)  und  theilweise  von  den  gleichen  Factoren, 
e  diejenige  der  Volkswirthschaft  (§.  150)  abhängig.  Man  kann  dabei 
3hl  die  mehr  die  Entwicklung  bedingenden  Momente, 
b.  die,  welche  die  Weltwirthschaft  möglich  machen,  und  die 
^hr  eigentlich  verursachenden  Momente,  welche  auf  die  Ent- 
cklnng  der  Weltwirthschaft  unmittelbar  hinwirken,  unterscheiden, 
e  ersteren  sind  einmal  die  Rechtsverhältnisse,  insbesondere 
3  rechtliche  Sicherheit  (Völkerrechtszustand,  tbatsächlicher 
;chtBSchntz  in  der  Fremde,  Kriegsmarine  als  Schutzanstalt)  und 
B  rechtliche  Zulässigkeit  (wirthscbaftliche  „Freiheit*' )  des 
^rkehrs  sowie  die  rechtlichen  Bedingungen  für  diesen,  in  der  Volks- 
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wirthschaft  und  über  dieselbe  hinaus  (wirtbscbaftliebe  Recbtsordnang 
besonders  des  Handels  im  und  mit  dem  Auslande,  ,,Freibandel''); 
sodann  der  Zustand  der  Communicationsmittel.  Die  zweiten, 
die  causalen  Momente  sind  erstens  die  verschiedene  natttr- 
liebe  Ausstattung  der  Länder  und  (zum  Tbeil  davon  abhängig) 
der  Völker,  zweitens  die  Verschiedenheit  der  Entwick- 
lungsstufen der  einzelnen  Volkswirthschaften.  Die 
nationale  Arbeitstbeilung  erweitert  sich  in  der  Weltwirtb- 
schaft zur  internationalen.  Die  beiden  ersten,  wesentlich  be- 
dingenden, Momente  sind  also  wieder  ein  rechtliches  und  ein 
technisches,  die  beiden  letzten,  wesentlich  bewirkenden,  Momente 
ein  natürliches  (geographisches)  und  ein  historisch-nationales. 
Die  Weltwirtbschaft  kann  dann,  wie  die  Volkswirthscbaft, 
wieder  die  Natur  eines  grossen  Organismus  annehmen,  in 
welchem  die  einzelnen  Volkswirthschaften  (oder  genauer  gesagt 
die  Einzelwirtbschaften  in  ihnen)  die  Function  von  Gliedern 
erhalten. 

Thatsächlich  neigt  sich  der  heutige  Verkehr,  unter  den  ihn  begünstigenden  Ein- 
lassen in  der  Gegenwart,  mehr  als  in  irgend  einer  früheren  Periode  der  Weltgeschichte 
dahin,  die  Volkswirthschaften  zu  einem  die  ganze  £rdc  umspannenden  welt- 
wirthschaftlichen  Organismus  zu  ?ereinigen.  Die  Welthandelsstatistik 
ist  ein  Spiegelbild  dieser  Gestaltung.  (Vergl.  die  rortretflichen  Berichte  ron  Fr.  X. 
Neu  mann  [Wien]  in  Behm's  geogr.  Jahrbüchern,  später  selbständig  u.  d.  T.  lieber- 
sichten  über  Production,  Verkehr  u.  s.  w.  in  d.  Weltwirthschaft.  nach  Neumann's  Tode 
fortgeführt  von  J  u  rasch ek.)  Ob  freilich  diese  Gestaltung  in  der  jetzij^en  Ausdehnung 
schon  allgemein  richtig  ist  und  ob  nicht,  nach  der  Theorie  ron  Fr.  List,  die  Volks- 
wirthschaften der  CultunrOlker  erst  eine  gleichmässigere  Entwicklung  erreichen  sollten, 
be?or  das  kosmopolitische  Princip  in  der  Wirtbschaftspolitik ,  daher  die  Aufgabe  des 
Ausbaues  der  Weltwirthschaft,  für  diese  Volker  und  ihre  Staaten  so  sehr  in  den 
Vordergrund  treten  darf,  —  das  kann  hier  nur  als  eine  mindestens  zu  erwägende 
Frage  hingestellt  werden.  Ihre  Entscheidung  liängt  Fon  der  gesammten  Auffassung 
des  Wirthschaftslebens  und  der  Wirthschaftspolitik  mit  ab.  Die  im  §.  151  hervor- 
gehobene Aufgabe,  dass  die  Volkswirthscbaft  wieder  mehr  Staatswirtbschaft  werde, 
lässt  sich  wohl  nicht  lOsen,  ohne  dass  die  weltwirthschaftliche  hinter  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung  zurückgestellt  wird  (s.  unten,  und  List,  nat.  System 
S.  13  ff'.).  Die  Wiederhinneigung  zu  stärkerem  und  fUr  die  Agrarproduction  zu  er- 
neutem Zollschutz,  besonders  seit  Ende  der  1870er  Jahre,  deutet  darauf  hin,  dass  auch 
in  der  Praxis  derartige  Erwägungen  durchgedrungen  sind. 

§.  154  [62,  59  —  61].    Die  vier  einzelnen  Momente, 

Die  Bedeutung  der  einzelnen  vier  Momente,  der  Bedingungen  und  Ursachen  der 
Verkehrsentwicklnng  über  die  heimische  Volkswirthscbaft  hinaus  zur  weltwirthschaft- 
liehen  ist  hier  wieder  nur  anzudeuten  und  erst  in  der  practischen  Nationalökonomie 
genauer  darzulegen. 

1.  Für  die  ältere  Entwicklung  und  fUr  die  Gestaltung  dieses 
Verkehrs  unter  wilden,  barbarischen  und  Halbculturvölkem  noch 
heute,  kommen  vor  Allem  die  Zustände  der  allgemeinen  Rechts- 
sicberbeit  und  die  Rechtsnormen  bezüglich  des  Fremdenrechts 
in  Betracht. 
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Daher  In  letzterer  Hinsiebt  die  Beding^ungen «  nnter  welchen  in  einem  anderen 
tde  und  Staate,  ausserhalb  der  Heimath,  dem  fremden,  insbesondere  dem  Kaufmann 
adel  zn  treiben,  Niederlassungen  zu  errichten  und  der  einheimischen  Bevölkerung 
tattet  wird,  an  diesem  Handel  sich  zu  betheiligen,  sowie  die  weiteren  Bedingungen 
wiithschafUichen  Bechtsordnung,  die  Bechtsformen,  die  etwaigen  corporativen 
ossenschaftlichen  Gestaltungen,  unter  welchen  die  ins  Ausland  handelnden  Stadt- 
l  Staatsborger  diesen  Handel  nur  betreiben  kOnnen  und  dürfen. 

Auch  für  die  m  oder  De  Zeit  der  Calturvölker,  wo  nach  völker- 
^htlichen  Grundsätzen  der  Fremde  vollen  Rechtsschutz  für  sich, 
n  Eigenthum,  seine  Vertragsschlüsse  geniesst,  sind  doch  noch 
i  speciellen  Nonnen  des  Gewerberechts  für  die  Zulassung  des 
emden  zum  Gewerbetrieb  im  Inland,  daher  eventuell  völker- 
ihtliche  Verträge  (Handelsverträge,  Schiff ahrts vertrage  u.  s.  w.) 
;r  auf  die  Verkehrsentwicklung  von  Einfluss.  Weiter  ist  die  den 
äwärtigen  Handel  betreffende  Zoll-  und  Handelspolitik  maass- 
bend.  Endlich  kommt  die  gesammte  Gestaltang  des  Verkehrs- 
chts  i.  e.  S.,  auch  desjenigen  für  den  inländischen  Gewerbe- 
d  Handelsbetrieb,  auch  für  die  Betheiligung  einer  Volkswirth- 
laft  am  Aussenhandel  und  Weltverkehr  mit  in  Betracht. 

Ton  der  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  hängt  das  Maass  der  rechtlichen 
lässigkeit  der  internationalen  wie  der  nationalen  Arbeitsthoilang  und  des  be- 
fenden  Verkehrs  mit  ab,  in  welcher  Hinsicht  dort  das  Freihandelssystem, 
*  das  System  der  Markt-  und  Gewerbefreiheit,   beides  Folgen  des  Princips 

Verkehrsfreiheit,  der  Betheiligung  am  Welthandel  gUnstig  sind. 
Die  grosse  Entwicklung  des  Weltverkehrs  und  z.  B.  auch   des  britischen  Aus- 

Einfuhrbandels  in  neuester  Zeit  ist  ?od  der  Darchfahrong  des  Freihandelssystems 

abhängig  gewesen.  Die  wichtigere,  diesem  Moment  gegenüber  nicht  immer 
ahrend  gewürdigte  Voraussetzung  dafür  lag  aber  in  der  ungeheueren  Ver- 
iserung  der  Communications-  und  Transportmittel.    Diese  hat  Länder 

immer  grosserer  Verschiedenheit  der  natürUchen  Ausstattung  und  der  ?olkswirth- 
iftlichen  Entwicklung  bis  tief  ins  Binnenland  hinein  und  selbst  für  den  Aus- 
ich  von  Artikeln  niedrigen  specifischen  Tauschwerths  sich  gegenseitig  zugänglich 
lacht. 

Vgl.  für  frühere  Zeiten  G.  Schanz,  englische  Handelspolitik  gegen  Ende  des 
telalters,  2.  B.,  Leipzig,  1881.  Lexis,  Abb.  Handel  im  SchOnberg'schen  Handb. 
>,  3.  A.,  u.  Abschnitt  VI  und  VII  daselbst. 

Der  Identificirong  von  Ursache  und  Voraussetzung  der  Entwicklung  des  Welt- 
dels  und  der  einseitigen  Betonung  des  handelspolitischen  Moments  haben  sich  die 
ihändler  sehr  oft  schuldig  gemacht,  so  auch  in  den  emphatischen  Verherrlichungen 

Zunahme  des  auswärtigen  Handels  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Diese 
ahme,   welche  die  Handelsstatistik  überall  unzweifelhaft  ergiebt,   ist   relativ  in 

Ländern  verschiedener  Handelspolitik  nicht  immer  sehr  ungleich,  was  schon  be- 
st, dass  das  Freihandelssystem  nicht,  wie  man  angenommen  hat,  der  allein  oder 
h  nur  der  vorzugsweise  maassgebende  Factor  sei,  wenn  auch  dadurch  einzelne 
;h  tun  gen  des  Handels  mitunter  besonders  begünstigt  sind  (z.  B.  der  englisch- 
nzOsische  Handel).  Die  Statistik  der  inländischen  Güterbewegung,  wie  sie  be- 
ders  die  Eisen bahnstatistik  liefert  zeigt  dann  aber  noch  genauer,  dass  der  Ein- 
s  der  verbesserten  Communicationsmittel  auf  den  auswärtigen  Handel  mächtiger  als 
jenige  der  Handelspolitik  war.  Der  auf  trockenen  Strassen  (Eisenbahnen)  erfolgende 
reide-,  Vieh-  und  Kohlenverkehr,  der  sich  über  Mitteleuropa  zwischen  Ungarn, 
cn,  Bussland,  Frankreich  und  Italien  bewegt,  ist  ein  significantes  Beispiel.  Vgl. 
-über  auch  Baxter  im  Joum.  of  the  Statist,  society  in  London  vol.  XXIX  (1866), 
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p.  549,  bes.  585—588.    Fawcott,  Freihandel  n.  Zollschütz,  Ubersetzt  Ton  Passow, 
Berl.  1878,  S.  14  hebt  dies  aach,  aber  noch  nicht  genügend,  herror. 

2.  Das  Communications-  nnd  Transportwesen  be- 
günstigt nach  dem  ihm  innewohnenden,  auf  rein  physicaliscben 
Momenten  beruhenden  Entwicklungsgesetze  den  Verkehr  zuvör- 
derst nnd  am  Meisten  auf  der  See,  besonders  an  den  Küsten 
und  in  kleinen  Meeren,  ferner  auf  den  natürlichen  Binnenwasser- 
Strassen.  Der  Land  verkehr  entwickelt  sich  nothwendig  später, 
am  Leichtesten  noch  in  ebenem  Terrain  fruchtbarer  Länder  massiger 
räumlicher  Ausdehnung. 

Vergl.  den  genialen  Aufsatz  £.  Engel's  über  die  Grenzen  des  Erfindungs- 
geibtes  im  Transportwesen,  Zeitschr.  d.  K.  prenss.  Stat.-Bar.  18C4,  S.  118  ff.,  auch 
A.  Wagner.  Art.  Schififabrt  in  Bentzsch*s  HandwOrterb.  d.  Volkswiishschaftslehre 
(1866)  S.  726  ff.    Götz,  die  Verkehrswege  im  Dienst  des  Welthandels,  1888. 

Ans  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich,  dass  ?ielfach  der  internationale  Verkehr 
und  damit  die  Weltwirthschaft  sich  frtlher  entwickelt  als  der  Verkehr  zwischen  ver- 
schiedenen Landestbeilen  einer  Volkswirthschaft,  der  „FernTerkehr'  früher  als  der 
„Nahverkehr",  der  Verkehr  in  Artikeln  höheren  specifischen  Taoschwerths  (§.  140), 
in  Fabrikaten,  Kunst-  und  Luxusartikeln  und  Consumptibilien  der  Reichen  zwischen 
Terschiedenen  Lilndern  früher  und  bedeutender  als  der  Verkehr  in  schweren  volumi- 
nösen Massenartikeln  des  Inlands,  welcher  vielfach  im  Binnenlando  ferne  von  StrOmen 
erst  eine  Schöpfung  des  Eisenbahnzeitalters  ist,  so  namentlich  von  grOsster  Bedeutung 
der  Getreide-  und  Kohlen  verkehr. 

3.  Die  verschiedene  nattlrliche  Ausstattung  der  Länder 
nnd  daher  der  Volkswirthschaften  weist  auf  eine  gewisse  Natur- 
gemässheit  der  internationalen  Arbeitstheilung  und 
daher  der  Weltwirthschait  hin,  woraus  sieh  wesentliche  Gründe 
zu  Gunsten  des  sog.  Freihandelssystems  ableiten  lassen. 

Eines  der  populärsten  und  relativ  richtigsten  Argumente  der  Freihandelstheorie, 
dem  auch  SchntzzOllner  beistimmen.  So  betont  Fr.  List  in  seinem  nationalen  System 
stets  die  Zweckmässigkeit  der  internationalen  Arbeitstheilung  und  des  Freihandels 
zwischen  den  Landein  der  gemässigten  Zone  und  der  Tropen.  Die  Möglichkeit  der 
internationalen  Aibeitstheilung  bei  Freihandel  wird  daher  auch  regelmässig  unter 
den  Vorth eilen  der  Arbeitstheilung  aufgeführt.  Doch  geht  die  Behauptung  oft  zu 
weit.  Denn  einmal  zeigt  die  allmälige  Verbreitung  von  Nutzpflanzen  und  Haus- 
thioren  nach  fremden  Ländern  durch  die  menschliche  Cultur,  dass  auch  hier 
nicht  reine  Naturverhältnisse,  Klima  u.  s.  w.  entscheiden  (Verbreitung  des 
Weinbaus,  der  Seidenzucht  u.  s.  w.),  (vgl.  das  schOne  Buch  von  Hehn,  (Kultur- 
pflanzen und  Hausthiere  in  ihrem  Uebergang  aus  Asien  nach  Griechenland  und  Italien, 
sowie  in  das  übrige  Europa,  2.  Aufl.  Berl.  1874  und  seitdem  neue  Aufl.).  Sodann 
liegen  die  Veihähnisse  auch  nicht  immer  so.  wie  in  dem  beliebt  gewordenen  Beispiel 
Senior's  von  den  Kosten,  welche  es  Grossbritannien  machen  wtlrdo,  seinen  Thee- 
bedarf  im  Innlande  selbst  zu  produciren,  statt  ihn  aus  China  zu  decken  (Polit.  ccon., 
4.  ed.  1858,  p.  76).  Hier  ist  auch  der  volkswirthschaftliche  Nachtheil  freilich  evident, 
in  vielen  anderen  Fällen  ist  er  aber  jedenfalls  gering,  oft  gar  nicht  oder  nur  kurz 
vorübergehend  voihandcn  (Tabak,  Zucker  u.  A.  m.)  und  andre,  auch  culturliche  Vor- 
theile  (Einfluss  der  Industrie  auf  Städtewesen,  bürgerliche  Freiheit ,  höheres  Geistes- 
leben u.  9.  w.)  fallen  ausserdem  ins  Gewicht.  Endlich  zeigen  neuere  Erfahrungen, 
besonders  in  Indien,  dass  auch  das  im  Texte  ei wähnte  industrielle  Arbeitsmonopol 
der  nördlicheren  Ländern  kein  so  absolutes  ist,  wie  früher  Öfters,  besonders  in  England, 
von  Theoretikern  und  Praktikern  angenommen  wurde.    England  fängt  bereits  an,  dio 
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Dcnrrenz  der  billigen  asiatiscben  mit  enrop&iscber  Technik  ausgerüsteten  Arbeit  zu 
chten  nnd  bat  einigen  Grand  dazn.  Yergl.  z.  B.  Ja  gor,  osündiscbes  Handwerk 
d  Gewerbe  mit  Racksicbt  auf  den  europäischen  Arbeitsmarkt  Berl.  1S7S  (Vortrag), 
itdem  sind,  wie  aucb  die  Prodactions-  nnd  Handelsstatistik  zeigt,  schon  erhebliche 
rtschritte  in  Asien,  znmal  Indien,  Japan,  in  der  Benutzung  enropäischer  Technik, 
ischinerie  in  der  Industrie  gemacht  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  hat 
I  Concurrenzfihigkeit  dieser  L&nder  nicht  nur  ftlr  den  Import,  sondern  auch  fUr 
1  Export,  freilich  immer  noch  roraemlich  für  Agrarproducte,  gesteigert.  —  Hübsche 
riegung,  wie  das  menschliche  Streben  nach  gewissen  Thieren,  Pflanzen  und  Mine- 
ien  den  Weltverkehr  begünstigt  hat,  giebt  Kohl  in  „die  natürlichen  Lockmittel  des 
Ikerrerkehrs'',  Bremen,  1878. 

a)  Von  besooderer  Wichtigkeit  ist  das  Klima  in  Beinern  Ein- 
sse auf  organische  Prodncte,  auf  die  Ergiebigkeit  des  Boden- 
bans in  Land-,  Forstwirthschaft  nnd  auf  den  wirtbschaftlichen 
laracter,  besonders  anf  die  Leistungsfähigkeit  nnd  Arbeitsamkeit 
r  Bevölkerung.  Weiter  kommt  in  Betracht  die  natttrliche  Frucht- 
rkeit  des  Bodens,  die  Verbreitung  unterirdischer,  durch  Bergbau 

gewinnender  Producte,  besonders  der  Metalle,  unter  denen  Gold 
d  Silber  von  jeher  den  grössten  Einfluss  auf  die  Entwicklung 
s  internationalen  Verkehrs  und  der  Colonisation  ausübten,  neuer- 
igs  die  Verbreitung  der  Mineralkohlen,  das  Vorhandensein  von 
asserströmen,  welche  sich  als  mechanische  Triebkraft  ausnutzen 
tsen  (z.  B.  in  Qebirgsgegenden)  n.  A.  m. 

Steigende  Bedeutung  dieses  letzteren  Moments  im  neuesten  Zeitalter  der  Ent- 
klang  der  Electrotechnik.  —  Sonst  war  und  ist  doch  von  durchgreifender  Be- 
ttung für  die  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  vor  Allem  der  Producteuaustausch 
ischen  den  Ländern  wärmeren  und  kälteren  Klimans,  daher  zwischen  den 
openländern  einer  und  den  Gebieten  der  gemässigten  Zone  andererseits, 
)  zwischen  den  betrefienden  Theilen  Amoricas,  Asiens  und  Europa,  ferner  zwischen 
tel-,  Nord-  und  Südeuropa.  Hier  kommen  die  Producte  des  klimatischen 
nopols  mit  den  Producten  des  industriellen  Arbeitsmonopols  zum  Aus- 
sch,  denn  wie  die  Natur  im  Süden  die  Bodenproduction,  so  begünstigt  sie  im 
den  mehr  die  industrielle  Arbeit  der  Be?5lkerung.  Der  Handel  mit  „Golonial- 
aren'\  „Südfrüchten*'  o.  dgl.  m.,  welche  zum  Austausch  mit  Industrie- und 
•  n  tan  producten  kommen,  bildet  gewissermaassen  die  Aze  des  Weltverkehrs,  be- 
ders  des  transatlantischen.  Dieser  Verkehr  muss  am  Meisten  als  naturgemäss 
eichnet  werden.  Handelspolitische  Hemmungen  können  hier  allerdings  leicht  zu 
im  bedenklichen  Bückschritt  der  internationalen  Arbeitsthcilung  fuhren,  was 
h  immerhin  auch  von  Producten  wie  Tabak,  Wein.  Zucker  etwas  gilt. 

b)  Ein  zweiter  berechtigter  Haupttheil  des  Weltwirthschafts- 
'kehrs  wird  durch  den  Austausch  von  Montanproducten  der 
len  mit  Agrar-  und  Industrieproducten  der  anderen  Länder 
bildet. 

Doch  ist  die  „Naturgemässheit*'  dieses  Verkehrs  insofern  nicht  so  unbedingt  als 
enige  des  vorerwähnten  vorhanden,  weil  die  Entwicklung  von  Bergbau  und  Montan- 
istrie  nicht  nur  von  der  natürlichen  Verthcilung  der  Kohlen,  Mineralien,  Erze, 
talle  im  Boden,  sondern  auch  von  der  Ausbildung  der  Technik  der  Gewin- 
g  und  Verarbeitung  und  von  der  Rechtsordnung  und  deren  Handhabung 
ängt     Wie  sehr  dieses  Moment    grade  auf  den  Bergbau  von  Einfloss  ist,   lehrt 
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z.  B.  die  neuere  Geschichte  Mexicos.  Für  Californion  legte  t.  Richthofen  in 
seiner  Schrift  über  d.  Metallproduction  Californiens  (Petermanns  geogr.  Mittb.,  £r- 
gänzh.  14,  Gotha  1864)  in  den  50er  und  60er  Jahren  das  Hauptgewicht  mit  aof  die 
Beform  des  Bergrechts  und  geordnete  Rechtsznst&nde ,  damit  der  grosse  Metallreicb- 
tham  des  Landes  allseitig  ansgebeotct  und  das  Land  zu  diesem  Zwecke  gehörig  colo- 
nisirt  werden  könne.  Die  Qnecksilhergewinnnng  sank  in  Folge  ?on  Processen, 
welche  die  Einstellung  der  Arbeit  in  den  Hauptgruben  bewirkten,  ron  24,152  Flaschen 
(Ausfuhr)  in  1858  auf  3399  Flaschen  in  1859,  9348  in  1860,  um  1861  wieder  auf 
35,895  Flaschen  zu  steigen  (a.  a.  0.  S.  42).  Manche  Belege  ftlr  die  obige  Auffassung 
enthält  Pechar,  Kohle  u.  Eiaen,  Berl.  1878. 

Oft  veranlasst  für  ein  Land  nur  das  Zurückstehen  in  Technik  und  Bechtsord- 
nung,  nicht  der  Mangel  dieser  Producte  in  seinem  Boden  den  Bezug  der  betreffenden 
Artikel  aus  dem  Auslande. 

Dieser  zweite  Haupttbeil  des  weltwirthschaftlicben  Verkehrs 
unterliegt  daher  viel  mehr  als  der  erste  dem  geschichtlichen 
Wandel  und  Wechsel,  im  Zusammenhange  mit  dem  vierten 
Puncte. 

c)  Ein  dritter  ebenfalls  berechtigter  Theil  des  Weltwirth- 
schaftsverkehrs  betrifTt  die  Ansgleichnng  der  Deficite  in 
der  Ernte  wichtiger  Nahrungsmittel,  namentlich  des  Ge- 
treides, zwischen  verschiedenen  Ländern,  in  Folge  von  Miss- 
wachs u.  dgl.  Die  Länder  bilden  hier  durch  ihren  Handelsver- 
kehr einen  grossartigen  Assecuranzverein  und  tragen  die 
Folgen  eines  solchen  Elementarereiguisses  gemeinsam,  so  dass  das 
gerade  von  der  Missernte  betro£fene  Land  wesentlich  erleichtert 
wird. 

Neumann  (Wien),  Uebersichten ,  Jahrg.  1878,  S.  8.  Es  ist  diese  Seite  des 
internationalen  Getreidehandels  von  der  allgemeinen  Function  desselben  noch  zu  unter- 
scheiden, nemlich  den  normalen  Bedarf  eines  Landes  an  Getreide  mit  decken  zu 
helfen,  dessen  einheimische  Production  dazu  nicht  ausreicht. 

4.  Die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlicben  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Volkswirthschaften,  auch  nach 
den  oben  (§.  150)  sogenannten  typischen  Phasen,  uud  überhaupt 
die  Verschiedenheit  derCulturundBildung  der  Völker  ist  ein  Factor, 
welcher  stets  den  internationalen  Verkehr  und  somit  die  Welt- 
wirthschaft  sehr  erheblich  mit  beeinflusst  hat  und  beeinflussen  wird. 
Jedoch  nur  soweit  diese  Verschiedenheit  der  Entwicklung  auf  mehr 
oder  weniger  festen  natürlichen  Grundlagen,  auf  Klima^ 
Landesart,  ganz  oder  fast  ganz  unabänderlicher  Beschaffen- 
heit derBevölkerung  (fester  Rasseneigenthümlichkeit),  beruht, 
bewirkt  der  aus  ihr  hervorgehende  Weltverkehr  selbst  wieder  eine 
einigermaassen  bleibende,  „natürliche^'  Gestaltung  der 
Weltwirthschaft.  Dartiber  hinaus  unterliegt  gerade  dieser  Verkehr 
und  mit  ihm  die  jeweilige  Gestaltung  der  Weltwirthschaft  einem 
grossen  geschichtlichen  Wechsel. 
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Man  kann  freilich  auch  hier  ?on  „Natar^emässheif*  der  Weltinrthschaft 
en  im  Hinblick  auf  den  natttrlicben,  wirthschanlich  richtigen  Aastausch  zwischen 
idern  reiner  nnd  Torherrschender  Agrarprodaction  und  Industrieländern,  zwischen 
idem  verschiedenartiger  indastrieller  Entwicklung,  sowohl  was  Gattung  als  was 
ikommenheit  der  Erzeugnisse  anlangt.  Ein  solcher  Verkehr  wird  immer  bestehen 
1  in  einer  bestimmten  Periode  in  beiderseitigem  Interesse  durch  Freihandels- 
iitik,  d.  h.  durch  zollfreien  oder  nur  mit  massigen  FinanzzOllen  belegten  Aus- 
;ch  der  sonst  bloss  die  Handels-  und  Frachtspesen  tragenden  Güter  gefördert 
den.  Aber  wenigstens  innerhalb  einer  Gruppe  von  L&nderu  und  Völkern  von 
iht  gar  zu  grosser  Verschiedenheit  der  nattlrlichen  Productionsbedingungen 
der  Gulturentwicklung,  also  z.  B.  innerhalb  der  europäischen  und  nordamerica- 
;hen  Welt,  kann  die  Stellung  als  Agrarstaat  nnd  Industriestaat  und  vollends  die- 
ge  als  Industriestaat  der  und  der  Art  und  Entwicklung  gar  sehr  einem  geschieht- 
hen  Wechsel  unterliegen  und  hat  sie  thatsächJich  demselben,  sogar  mitunter 
srhalb  nicht  sehr  langer  Zeiträume,  unterlegen.  Daher  kann  die  jeweilige  Ge- 
tung  des  Weltverkehrs  meist  nur  als  eine  Phase  der  Entwicklung  angesehen 
den. 

Die  Weiterbildung  kann  hier  sogar  wieder  mehr  zur  Be- 
hränkung  auf  den  inner- volkswirthschaftlichen  Verkehr  führen, 
0  insofern  einen  Rückschritt  in  der  Weltwirtbschaft  bedingen 
>rdamerika  seit  dem  Bürgerkriege,  theilweise  der  europäische 
3tinent  seit  der  Bückkehr  zu  verstärkter  Schutzzollpolitik,  zu 
rarschntzzöllen  im  letzten  halben  Menschenalter),  ein  Bückschritt, 

sich  vielleicht  nur  änsserlich  mehr  verbirgt,  weil  die  Ver- 
serung  der  Commnnicationsmittel  die  absolute  Grösse  des  ge- 
[imten  auswärtigen  Handels  steigert. 

Jedenfalls  beachtet  die  radicale  Freihandelstheorie  in  ihrer  Predigt  ?on  der 
)luten  Richtigkeit  der  Freihandelspolitik  für  jedes  Land  in  jeder  Zeit  die 
s  relative  Berechtigung  der  Weltwirthschaft,  welche  in  der  yerschiedenen 
twicklungsstufe  der  Yolkswirthschaften  liegt,  nicht  genügend,  auch  abi^esehen 
)n.  dass  sie  die  Abhängigkeit  höherer  Cultur  ?on  weiter  gediehener  und  feinerer 
eitstheilung,  wie  sie  sich  in  der  Industrie  gegenüber  dem  rohen  Ackerbau  zeigt, 
zu  wenig  berücksichtigt 

Fr.  List*s  grosses  Verdienst  ist  es.  echt  historisch  diese  bloss  relative  Be- 
itigong  des  Freihandels  und  der  Weltwirthschaft  in  seinem  nationalen  System 
Politischen  Oekonomie  dem  kosmopolitischen  System  der  britischen  Schule 
enüber  nachgewiesen  zu  haben.  Garey  übertreibt  den  richtigen  List'schen  Ge- 
len gleich  wieder  und  geht  in  seiner  Polemik  gegen  das  „britische  System*'  eben- 
lalb  zu  weit.  Auch  übersieht  er  in  seiner  These  von  der  Nothwendigkeit,  dass 
erbauer  und  Indnstrieeller  nebeneinander  sitzen  sollen,  um  „unproductive"' 
^bt-  und  Handelsspesen  zu  ersparen  und  in  den  Schlüssen,  welche  er  gegen  den 
handel  und  das  britische  nationalOkonomische  System  und  damit  gegen  die  Welt- 
hschaft  zieht,  dass  im  Inlande  ein  solches  Nebeneinanderwohnen  von  Acker- 
;m  und  Industriellen  auch  nur  partiell  erfolgt  und  dass  andre  wichtige  wirth- 
ftliche  Gründe  ftlr  die  räumliche  (provinciale.  locale)  Concentration  der 
istrie  sprechen,  was  dann  Fracht-  und  Uandelsspesen ,  wenn  auch  innerhalb  der 
aischen  Yolkswirthschaft,  doch  unvermeidlich  macht.  Ist  vollends  das  Inland 
bo  grosses  Gebiet,  wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  mit  grosser  Ver- 
edenheit  der  klimatischen,  Boden-,  BevOlkerungs-  und  Culturverhältnisse  der  ein- 
en Landestheile .  so  tritt  auch  hier  eine  breite  räumliche  Trennung  der  vorherr- 
;ndeD  Agrarproduction  und  Industrie  ein  (die  Staaten  an  den  grossen  Seen  —  die 
uischeu  Eüstenstaaten,  Keu-England,  Newyork).  Eine  internationale  Arbeits- 
luDg  und  ein  weltwirthschaftlicher  Verkehr  zwischen  England  und  Theilen  der 
einigten  Staaten  ist,  zumal  bei  Wasserverbindung,  auch  volkswirthschaftlich  ebenso 
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zweckmässig,  als  eine  territoriale  Arbeitstheilung  zwischen  Massachosetts  und 
Jowa.  Die  von  der  britischen  Nationalökonomie  mitunter  überschätzten  cultur- 
lichen  und  politischen  Folgen  der  Weltwirthschaft  werden  endlich  von  Garey 
ebenso  einseitig  unterschätzt  Das  Napoleonische  System  der  gemäsbigt  liberalen 
Handelsverträge  hat  z.  B.  gewiss  ftlr  Frankreich  England  gegenüber  auch  politisch- 
günstige Folgen  gehabt. 

Nicht  geleugnet  werden  kann  in  Betreff  der  ?on  ireihändleri^icher  Seite  öfters 
zu  panegyrisch  behandelten  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  freilich  auch,  dass  die 
locale  Trennung  von  Producent  und  Consument,  die  Abhängigkeit  von  fremden  poli- 
tischen Ereignissen  (britische  „cotton  famine*'  durch  den  nordamericanischen  Bürger- 
krieg) und  von  fremder  egoistischer  „nationaler'*  Handelspolitik  (Nordamerica,  Mac- 
Kinleybill,  1891,  Russland  gegenüber  West-  und  Mitteleuropa),  dass  die  grössere 
Gefahr  von  Ueberproductionen  und  Handelskrisen,  die  auch  politische  Gefahr,  in 
Betreff  der  Hauptnahrungsmittel  vom  Ausland  und  vom  nicht  immer  politisch  hin- 
länglich gesicherten  Bezug  über  See,  über  fremde  Länder  abhängig  zu  sein,  dass  die 
einseitige  Begünstigung  des  Händlerthums ,  die  Nothwendigkeit ,  Fabrikatenezport  zu 
erzwingen  mittelst  niedriger  Arbeitslöhne  und  damit  Niederhaltung  der  Consumtions- 
kraft  der  Massen  im  Inland,  Ruin  althistorischer  nationaler  Industrieen  und  damit 
von  Cultur  im  Auslande  (Asien)  und  mittelst  mühseliger  Eröffnung  fremder  Märkte  zum 
Absatz  (Colonieen  der  Gegenwart)  —  nicht  geleugnet  kann  doch  werden,  dass  dies  Alles 
missliche,  zum  Theil  recht  bedenkliche  Folgen  der  ^^weltwirthschaftlichen"  Entwick- 
lung sind,  worüber  man  nicht  so  leicht  hinweg  sehen  sollte. 

Wie  zwischen  dem  Standpunete  der  Einzel-  und  Volkswirth- 
scbaft  (§.  151  am  Schlnss)  ist  auch  wieder  zwischen  demjenigen 
der  Volks-  (bzw.  einer  einzelnen  bestimmten  Volks-)  und 
der  Weltwirthschaft,  oder  zwischen  dem  nationalen  und  kosmo- 
politischen Standpunete  bei  den  einzelnen  Fragen,  Interessen 
u.  8.  w.  zo  unterscheiden.  Der  erstere  Standpunct  ist  —  wenig- 
stens in  der  bisherigen  geschichtlichen  Entwicklung  und  wohl  noch 
fUr  lange,  wenn  nicht  für  immer  —  voranzastellen.  Gerade 
sehr  wichtige  Fragen  (Schutzzoll  —  Freihandel,  Miiitärwesen, 
Arbeiterfrage,  agrarische,  gewerbliche  Frage!)  erlangen  von  diesen 
beiden  Standpnncten  aus  eine  öfters  wesentlich  verschiedene  Ent- 
scheidung. 

Die  physiokratisch-smithische  Oekonomik  neigt  zu  sehr  zur  kosmopolitischen 
Auffassung,  die  mercantilistisch-proctectionistische  übertreibt  mitunter  die  nationale. 
Aber  principiell  und  practisch  ist  sie  doch  im  Ganzen  die  richtigere.  Auch  hier  hat 
sich  besonders  List  Verdienste  erworben,  während  Carey  schon  wieder  zu  ein- 
seitig ist. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Leben  der  Einzelwirthschaft  in  der 

Volkswirthschaft 

§.  15'».    Vorbemerkung  und  Litteratar. 

Es  ist  eine  unhaltbare  Fiction  der  Yolkswirthschaftslehre,  besonders  in  der 
tb 'sehen  Schule,  dass  die  Veränderungen  im  Werthe  und  zum  TheU  in  den  Ob- 
en selbst  im  Gttterbestand  einer  Wirthschaft  und  eines  Vermögensbesitzes  immer 

bestimmte  Th&tigkeiten  des  Wirthschaftssubjects ,  yollends  auf  solche  mit 
;m  bestimmt  gewollten  wirthschaftlichen  Ergebniss,  zurüdLgefUbrt 
den.  Auch  die  strengere  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  yon  dieser  Fiction  nicht 
Ugend  frei  gehalten.  Sie  h&ogt  auch  mit  der  atomistisch-indiyidualistischen  Auf- 
ung  der  Volkswirthschaft  auf  das  Engste  zusammen.  Einzelne  theoretische  Lehren 
1  durch  diese  Fiction  ?oIlständig  ?erkehrt  geworden,  so  namentlich  die  Lehre  ?on 

privaten  Kapitalbildong  durch  individaelle  Ersparung  der  Prodocte  des  eigenen 
•eitsertrags  des  sparenden  Wirthschaftssubjects  (?erg).  Theil  II  der  Grundlegung). 

These,  welche  die  Smith'sche  National  Ökonomie,  besonders  die  sogen.  Manchester- 
itung,  aufgestellt  hat,  dass  nemlich  Jodermann  vollständig  allein  „seines  eigenen 
thschaftlichen  Glücks  Schmied'',  allein  fQr  sich  verantwortlich  sei  und  der  Staat 
i  nicht  weiter  om  das  wirthschaftliche  Ergehen  der  Individaen  zu  kümmern  habe, 
nur  eine  richtige  Conscquenz  jener  Fiction.  Die  letztere  muss  nun  theils  ganz- 
h  aufgegeben,  theils  erheblich  eingeschränkt  werden.  Es  ist  zu  unterscheiden 
sehen  denjenigen  Veränderungen  des  Wirthschafts-  und  VermOgensbestands  einer 
öon,  welche  durch  die  spontane  Thätigkeit  der  letzteren  erfolgen,  und  den- 
gen  Wer  th Veränderungen,  insbesondere  Tau  seh  werthverändemngen,  welche  un- 
tiängig  von  solcher  Thätigkeit  durch  ganz  allgemeine  Ursachen,  über 
che  der  Einzelne  wenig  oder  gar  keine  Macht  hat,  vor  sich  gehen.  Diese  Unter- 
cidung  wird  im  Folgenden  streng  durchgeführt. 

Für  die  in  diesem  Werke  vertretene  organische  oder  sociale  Auffassung  der 
kswirthschaft  sind  die  Veränderungen  der  zweiten  Art  besonders  wichtig:  grade 
1  die  Einzelwirthschaften  Glieder  der  Volkswirthschaft  sind,  werden  sie  von 
gemeinen  Vorgängen  in  der  letzteren,  ohne  ihr  eigenes  Zuthun,  oft  so  maass- 
end  berührt  Ganz  übersehen  worden  ist  dies  natürlich  auch  früher  nicht.  So  hat 
u  diese  Fälle  der  zweiten  Art  wenigstens  zum  Theil  mit  erwähnt,  wo  er  von  den 
änderungen  der  Preise  (I,  §.  66),  des  Geldwerths  (§.  1 74)  und  den  Verändeiungen 
Volksvermögen  handelt  (§.  68,  69).  Aber  er  zieht  daraus  fast  gar  keine  weiteren 
isequenzen.  Im  §.  69  heisst  es  z.  B.:  ,,ohne  eine  im  Stoff  der  Vermögenstheile 
gehende  Veränderung  kann  der  Werth  derselben  vergrössert  werden,  a)  .  .  .  und 
durch  äussere  Umstände,  welche  die  Folge  haben,  dass  ein  höherer  Werth  in  den 
hgütern  erscheint*'.  Als  Beispiele  nennt  er  Werthvermehrung  von  Häusern  und 
kdereien  an  einer  Eisenbahn,  einer  Strasse  in  der  Stadt  u.  s.  w.  und  fügt  nur  hinzu, 
5c  Gattung  von  Fällen  der  Werthvermehrung  sei  von  der  Production  „in  vielen 
sichten  verschieden".  Viel  eingehender  und  mehrfach  einer  echt  socialen  Auf- 
ung  entsprungen  sind  die  Erörterungen  Hermann's  über  „den  Zu-  und  Abgang 

Gütern  durch  Wertherhöhung  und  Werth  Verminderung  derselben"  (Untersuchungen, 
V.,  S.  132  ff.),  wo  Veränderungen  im  Gebrauchswerthe ,  im  Tauschwerthe  und  in 
ien  zugleich  unterschieden  und  an  dem  besonders  wichtigen  Falle  der  Getreide- 
uerung  nach  Missemten  die  Folgen  solcher  Veränderungen  für  die  Einzelnen,  die 
ksclassen  und  die  ganze  Volkswirthschaft  trefflich  dargelegt  werden.  S.  auch 
Mangold t,  Grundr.  §.13,134,135.  Aber  eine  vollständig  principielle  Behand- 
g  der  Einflüsse  der  „Gonjuuctur*'  ist  vomemlich  doch  erst  den  socialisti- 
len  Theoretikern  zu  verdanken  tind  Keiner  hat  darin  jene  oben  erwähnte  Fiction 
scharf  und  glänzend  abgefertigt,  als  Lassalle  in  seiner  Schrift  über  Kapital  u. 
^eit,  besonders  Kap.  1,  u.  a.  namentlich  S.  27  ff.    Der  Kern  dieser  Argumentation 

richtig  und  ein  bleibender  wissenschaftlicher  Gewinn  von  grosser  Bedeutung, 
häffle  im  Kapitalismus  S.  405  ff.  suchte  dies  in  Bezug  auf  den  „fatalistischen" 

fluss  der  Conjunctur  auf  den  Arbeiter  noch  zu  widerlegen.  S.  indessen  später 
häffle.  Syst  I,  182  ff.  u.  See.  Körper  III,  450,  II,  297,  Lange,  Arbeiterfrage  3.  A. 

A.  Wagner,  Onrndlegnng.  8.  Anfinge.  1.  Theil.  Orundlftgen.  24 
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Kap.  2  und  3.  Nicbt  klar  ist  Lindworm's  Stellang,  s.  Eigentbümsrecbi^  S.  300  ff. 
£r  polemisirt  balb  und  balb  gegen  meine  Auffassung,  könnte  aber  grade  an  der 
„Gonjunctor**  seben,  daas  seine  Tbese  yon  dem  Bedingtsein  der  Prodaction  dorcb  die 
freie  Individnalit&t  der  Urbeberscbaft  partiell  eine  petitio  principii  ist  gegenüber  dem 
tbats&cblicben  Zustande  der  Yolksvirtliscbaft,  wo  grade  diese  „Zusammenb&nge'*  die 
Prodnction  bedingen.  —  Die  Lebre  yon  der  Conjunctur  b&ngt  eng  mit  der  Lebro 
Ton  der  Entstebnng  der  AVirthscbaftskrisen  in  unserem  beutigen  System  der  freien 
Concurrenz  zusammen.  S.  darüber  Rodbert us,  Soc.  Briefe  N.  2  u.  Fr.  Engel's, 
Dübring's  Umwälzung,  Absch.  3,  Kap.  2  u.  3.  Es  gilt  jetzt,  der  Conjunctur  im 
System  der  Yolkswirthscbaftslebre  ibre  ricbtige  Stellung  einzuräumen  und  ibre  Func- 
tion klar  zu  legen. 

Eine  allgemeinere  Annabme  bat  die  hier  vertretene  Auffassung  auch  seit  dem 
Erscheinen  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  (18T9),  soviel  ich  sehe,  bisher  in  der  theore- 
tischen Nationalökonomie  noch  nicht  gefunden.  Bei  der  Erörterung  Ober  Speculation, 
Börse  und  Börsen  treiben,  Cartelle  u.  dgl.  m.  ist  man  wohl  auf  einige  Puncto,  wie  die 
hier  von  mir  behandelten,  gekommen  (G.  Cohn),  aber  ohne  zu  einer  allgemeineren 
principiellen  Behandlung  zu  gelangen,  auch  wohl  mehr  mit  Ablehnung  meiner  leitenden 
Geflichtspuncte  in  der  Frage.  Ich  habe  mich  trotzdem  nur  immer  mehr  davon  über- 
zeugt, dass  die  Lehre  von  der  Conjunctur  eine  wichtige  Stelle  schon  in  der  „Grund- 
legung'' einzunehmen  berechtigt  ist.  Mit  dem  Cohn'scben  Einwand,  dass  die  Börsen- 
speculanten  die  zukünftigen  Preise  und  Curse  allmälig  immer  richtiger  im  Zeitgeschäft, 
im  Terminhandel  zu  treffen  lernten,  wie  man  auch  statistisch  feststellen  könne  (§.  168), 
halte  ich  meinen  Standpunct  durchaus  nicht  erschüttert,  ganz  abgesehen  von  der 
unsicheren  ,4ndoctiven*'  Beweisführung  mit  dem  bisherigen  Material.  Vgl.  übrigens 
passim  Manches  in  G.  Cobn's  Nationalökonomie,  bes.  im  3.  Hauptabschnitt  Kap.  2 
(Verkehr)  und  dess.  Anfe.  über  Differenzgeschäfte  in  den  volkswirthsch.  Aufsätzen 
(1882,  S.  669),  sowie  die  in  §.  168  genannten  weiteren  Arbeiten. 

1.  Abschnitt. 

Der  Wlrthsehaftsbetrieb  und  die  selbständige  Function  oder 
die  aetlre  Seite  der  Elnzelwlrthsehaft. 

I.  —  §.  156  [63].  Einleitung.  Das  doppelseitige 
Leben  der  Wirthschaft.  Jede  Einzelwirthschaft  „lebt'S  d.  h. 
sie  wirkt  zweckbewnsst  mit  ihrem  Willen ,  ihren  Handlungen  und 
Unterlassungen  auf  die  Aussen  weit  ein  und  sie  unterliegt  unab- 
hängig von  ihrem  Willen  und  ihrem  Thun  und  Lassen  dem  Ein- 
flüsse der  Aussenwelt.  Ibre  Entwicklung,  ihr  Gedeihen  wie  ihr 
Verfall  ist  stets  das  gemeinsame  Product  dieser  ihrer  Function 
einerseits  und  dieses  Abhängigkeitsverhältnisses  andrerseits.  Die 
Wirthschaft  ist  dort  activ,  hier  oft  ausschliesslich,  sonst  über- 
wiegend, immer  mehr  oder  weniger,  passiv.  Es  ist  nothwendig, 
sie  nach  dieser  activen  und  passiven  Seite  zugleich  zu  betrachten. 
Gewöhnlich  hat  man  nur  die  erstere  berticksichtigt. 

A.  Das  zweckbewusste  Einwirken  der  Wirthschaft  auf  die 
Aussenwelt  hat  zum  Ziel  die  Erwerbung  und  Verwendung  von 
wirthschaftlichen  Gütern  fdr  die  Aufgaben,  welche  das  Wirthschafts- 
subject  sich  stellt  oder  stellen  muss.  Dieses  Wirken  der  Wirthschaft 
führt   nothwendig   zu  einem  beständigen,   dem  natürlichen  Stoff- 
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cbsel  real  analogen  Wechsel  in  den  (naturalen)  Bestand- 
eilen  der  GUtermasse,  über  welche  die  Wirthschaft  jeweilig 

ihre  Thätigkeit  verfUgt  Dieser  auf  den  bewussten  Willens, 
ten  des  Wirthschaftssubjects,  daher  auf  seinen  bezüglichen 
odlungen  und  Unterlassungen  beruhende  Wechsel  im  GUterbe- 
od  der  Wirthschaft  kann  Wirthschaftsbetrieb  oder  Wirth- 
liaftsprocess  genannt  werden.  Er  ist  meistens  ein  „äusserer'^^ 
ch  Zu-  und  Abgänge  von  Gütern,  also  mit  den  Gütern 
ibst  sich  vollziehender  Wechsel :  bestimmte  einzelne  wirthschaft- 
le  Güter  gehen  zu  und  ab,  wie  es  die  Zwecke  des  Wirthschaftens 
de  mit  sich  bringen,  —  „Gut er- Wechsel". 

B.  Der  Einfluss  der  Aussenwelt,  welcher  sich  unabhängig  vom 
Den  und  der  Thätigkeit  der  Wirthschaftssubjecte  auf  die  Wirth- 
aft und  ihren  Güterbestand  geltend  macht,  führt  dagegen  im 
teren  zu  einem  „inneren'^  Wechsel:  die  Güter  selbst  bleiben, 
r  sie  yerändern  ihren  Werth,  ihren  concreten  Ge- 
suchs werth  für  das  Wirthschaftssubject  oder  für  Angehörige 
selben,  und  in  der  Volkswirthschaft  ihren  Tausphwerth, 
em  mit  ihnen  oder  mit  den  Beziehungen  der  Menschen 
ihnen  Veränderungen  vor  sich  gehen,  —  „Werthwechsel". 
s  ist  ein  Umstand  von  entscheidender  Bedeutung  lUr  die  eigent- 

volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  „Lebens  der  Wirthschaft". 

Von  diesem  inneren  oder  Werthwechsel  handelt  der  folgende  2.  Abschnitt 
f>3  ff. 

II.  —  §.  157  [64].  Wirthschaftsbetrieb  und  äusserer 
ichsel  im  Güterbestand  der  Wirthschaft. 

A.  Wesen  dieses  Wechsels. 

1.  Auch  ausserhalb  jedes  Verkehrs  führt  die  Einzel- 
thschaft,  die  Individual-  und  Familienwirthschaft,  in  der  Eigen- 
innung und  in  der  Verwendung  der  Güter  für  die  unmittelbare 
ürfnissbefriedigung  ihrer  Angehörigen  oder  zum  Eigen cons um 

Familie  u.  s.  w.  einen  „Betrieb'^,  welcher  nothwendig  mit  Ab- 

Zugängen  von  Gütern  den  Zwecken  und  Zielen  der  Wirth- 
ift  gemäss  verbunden  ist 

Die  Eigengewinniing  neuer  Güter,  speciell  der  Sachgüter  macht  regelmässig  eine 
opfernng  vorhandener  Güter  oder  sogen.  Prodnctionskosten  (§.  142) 
derlich,  an  Rohstoffen,  die  verarbeitet,  an  Hilfsstoffen,  die  dabei  verbraucht,  an 
czengen  n.  dgl.  m.,  die  abgenatzt  werden.  An  Stelle  dieser  abgehenden  Güter 
1  die  neuen  Güter  hinzu.  Die  Bedürfnissbefriediguiig  mit  den  Gütern,  die  Ver- 
lang derselben  ihrem  concreten  Zweck  gemäss,  zur  Em&hrung,  Erwärmung,  6e- 
ODg  u.  8.  w.  führt  andere  Güterabgänge  mit  sich,  ist  aber  gleichzeitig  die 
assetznng  für  die  Erhaltung  und  Erneuerung  der  Arbeitskraft,  also  auch  wieder 
/'oraossetzung  für  die  Eigengewinnung,  mithin  für  den  Zugang  neuer  Güter. 

24* 
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2.  Id  der  Volkswirthschaft  oder  m.  a.  W.  bei  den  in 
Verkehr  stehenden  Einzelwirthschaften  ändert  sich  dieser  äussere 
GUterwechsel,  welcher  in  der  Eigenproduction  und  im  Eigenconsum 
stattfindet,  an  sich  nicht  Nnr  tritt  neben  die  Eigenproduction  die 
^yverkehrsmässige*'  Erlangung  der  Güter ,  nebst  etwaigen 
sonstigen  Erwerbsarten,  wie  sie  in  §.  115  aufgefUhrt  worden  sind. 

Dadarch  entsteht  dann  eine  Beibe  yenchiedener  Formen  des  Zugangs  von 
Gutern,  denen  auf  der  anderen  Seite  eine  gleiche  Beihe  Ton  Abgängen  bei  der 
anderen  betheiligten  Wirthschaft  neben  dem  Abgang  durch  Consam  und  durch  Ver- 
wendung bei  der  Production  entspricht  Für  alle  diese  Zu-  und  Abgänge,  oder 
Ein-  und  Ausgänge,  durch  welche  Qoter  in  die  Verfügungsgewalt  des  leitenden 
Wirthschaftssubjects  treten  oder  aus  derselben  ausscheiden,  lässt  sich  ein  Schema  auf- 
stellen, wie  es  in  §.  160  geschieht. 

Der  Eigenproduction  gegenüber  sind  alle  anderen  Erwerbsarten 
einer  Wirthschaft  oder  Zugänge  der  Güter  zu  ihr  abgeleitete 
oder  derivative,  welche  nothwendig  aus  der  Eigenproduction 
irgend  einer  anderen  Wirthschaft  herrühren  müssen  (§.   115  ff.). 

B.  —  §.  158  [65,  66J.  Die  Verträge  für  die  verkehrs- 
mässige  Erwerbung  der  Güter,  insbesondere  die  Credit- 
verträge.  Diese  abgeleitete  Erwerbung  setzt  nothwendig  eine 
bestimmte  Rechtsordnung  voraus,  auf  Grund  deren  sich  der 
Verkehr  vollzieht.  Es  muss  hier  zunächst  ein  Eigenthums- 
recht  der  Wirthschaft  an  den  von  ihr  erzeugten  Gütern  und,  in  Ver- 
bindung damit  oder  als  Consequenz  desselben,  ein  Recht  der  Wirth- 
schaft anerkannt  sein,  die  Güter  an  Andere  entgeltlich  nach  eigenem 
Ermessen  und  meistens  —  so  im  „freien"  Verkehr,  bei  „freier 
Concurrenz",  die  freie  Ueberlassung  von  Gütern  nach  irgend  welchen 
von  einer  Autorität  festgestellten  Taxpreisen  gehört  jedoch  auch 
hierher  —  nach  Bedingungen,  welche  die  Betheiligten  allein  und 
frei  unter  sich  feststellten,  zu  überlassen:  das  Vertragsrecht. 

Die  nähere  Betrachtung  dieser  allgemeinen  Rechtsbasis  des  Verkehrs  erfolgt  im 
5.  Buche,  diejenige  des  Eigenthums  und  Vertragsrechts  im  zweiten  Theile  der  Grund- 
legung (Volkswirthschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht). 

Hier  ist  nur  daran  zu  erinnern,  dass  die  im  Verkehr  in  Be- 
tracht kommenden  Verträge  sich  nach  §.  143  ökonomisch  auf 
zwei  Hauptformen  zurückführen  lassen: 

1.  Verträge,  durch  welche  die  Vertragschliessenden  gleich- 
zeitig Leistung  und  Gegenleistung  durch  Hingabe  und  Empfang 
der  Güter  vollständig  zur  Ausgleichung  bringen,  so  dass  die 
betreffenden  Gebrauchswerthe  der  Güter  vom  Empfänger  sofort 
realisirt  werden  können.  So  ist  es  bei  dem  wichtigsten  Fall  der 
bezüglichen  Verträge  im  Verkehr:  beim  Tauschvertrag  und,  in 
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r  Geldwirthschafty  beim  Kaufvertrag,  dem  eigentlich  typischen 
er  Normalvertrag  der  verkehrsmässigen  Erlangung  der  Güter. 

2.  Verträge,  durch  welche  die  gegenseitige  Ueberlassung  von 
Item  ohne  volle  Gleichzeitigkeit  von  Leistung  und  Gegen- 
stung  festgestellt  wird,  wo  daher  wegen  des  hier  zwischen  den 
iistungen  liegenden  —  einerlei  ob  ganz  kleinen  oder  sehr  grossen 
zeitlichen  Zwischenraums  (Intervalls)  von  der  noch  nicht 
er  noch  nicht  voll  befriedigten  Partei  Vertrauen  auf  die  Zu- 
;herung  der  künftigen  (6egen-)Lfeistung  gewährt  werden  muss: 
3  nach  der  früheren  Begriffsbestimmung  von  Credit  als  Credit- 
rträge  zu  bezeichnenden.  Die  betreffenden  Verkehrsgeschäfte, 
rch  welche  Güter  in  dieser  Weise  zwischen  zwei  Einzelwirth- 
tiaften  übergehen,  sind  Creditgeschäfte. 

S.  far  alles  Weitere  yorlftnfig  die  oben  S.  345  genannte  Litteratar,  insbesondere 
sine  Abb.  Credit  im  ScbOnberg'scben  Handbncb  B.  I  im  Abscbn.  I  (8.  A.  S.  374 
415),    Hier  werden  jetzt  nur  einige  Poncte  noch  benrorgeboben,  an  welche  nn- 
ttelbar  im  Folgenden  anzuknüpfen  ist 

Die  Gegenleistung  im  Creditgeschäft  kann  bestehen  in  der 
Ickgabe  des  übergebenen  wirthschaftlichen  Gutes  selbst  oder  in 
rjenigen  seines  Werthes.  Ausserdem  kann  sie  verbunden  sein, 
d  ist  dies  in  der  heutigen  wie  in  aller  bisherigen  Volkswirth- 
haft  in  der  Regel  auch,  mit  einer  Vergütung  fUr  die  lieber- 
ssung  der  creditirten  Güter,  d.  h.  mit  einem  Zinse  (Leihzins e). 

Im  Creditgeschäft  ist  dann  zu  unterscheiden: 

a)  Die  einer  Wirthschaft  zur  Verfügung  durch  den  Credit 
erlassenen  Güter  können  juristisch  in  das  Eigenthum  dieser 
irthschaft  übergehen,  scheiden  also  aus  demjenigen  der  creditiren- 
n  Wirthschaft  juristisch  aus. 

Dies  findet  statt  mit  den  sogen,  fungiblen  oder  yer tretbaren  Gütern,  ins- 

sondere  daher  auch  mit  dem  Gel  de.  Das  wichtigste  hierbergehOrige  Creditgeschäft 

das  Darlehn.    Hier  wird  nur  die  Rückgabe  desselben  Werths  yersprochen 

i   bleibt  der   creditiienden  Wirthschaft  ein  Fordernngsrecht  für  den  Betrag 

ses  Werths. 

b)  Die  im  Wege  des  Credits  überlassenen  Güter  können  aber 
ich  im  Eigenthum  des  Creditors  bleiben  und  nur  aus  seinem 
esitz  ausscheiden,  indem  der  letztere  und  damit  die  daraus 
essende  Nutzniessung  einer  anderen  Wirthschaft  überlassen 
rd. 

So  in  Mieth-  nnd  Pachtgesch&ften,  welche  Sclaren,  Gnindstücke,  Gebäude, 
wegliche  Güter  zum  Gegenstande  haben.  Hier  wird  die  Rückgabe  desselben  Ob- 
ts  (Spedes)  yersprochen. 

Die  im  Wege  des  Credits  ans  der  unmittelbaren  Verfügung  einer  Wirthschaft 
so  deijenigen  des  GUnbigers)  ansscheidenden  Güter  bleiben  auch  im  ersten 
lle  (Darlehn  u.  s.  w.)  als  Bechte  auf  eine  Handlung  des  Schuldners ,  nemlich  den 
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Werth  der  Goter  zarüc^ogeben,  —  oder  als  (passi?  ausgedrückt)  Obligationen, 
(acti?  aasgedrückt)  Forde rungs rechte  —  doch  ihrem  Werthe  nach  Bestandtheile 
^es  Vermögens  dieser  ^^rthschaft,  bilden  daher  als  Schulden  keinen,  wenigstens 
keinen  positiren  Bestandtheü  des  Vermögens  deijenigen  Wirthschaft  (des  Schuldners), 
an  welche  die  Verfügung  über  sie  übertragen  worden  ist. 

Die  Juristiche  Auffassung  des  Vermögens  anerkennt  positive  und  nega- 
tive Bestandtheile  desselben,  Activa  und  Passiva,  vergl.  z.  B.  Puchta,  Pandecten 
§.  M:  die  Sache  Grundlage  des  Vermögens;  Vermögen:  „Gesammtheit  der  Rechte 
einer  Person,  die  entweder  in  der  Macht  über  eine  Sache  bestehen,  oder  in  dieser  ihr 
Aequivalent  finden'*:  ..ein  Gegenstand,  den  ich  einem  Anderen  zu  leisten  verpflichtet 
bin,  hat  dadurch  specifisch  nicht  aufgehört  zu  meinem  Vermögen  zu  gehören,  aber 
er  geht  dem  Werthe  meines  Vermögens  ab''.  Deshalb  sind  die  Schulden  als 
passiver  Bestandtheil  des  Vermögens  unter  diesem  zq  begreifen.  Hiernach  existirt 
Vermögen  einer  Person,  einerlei  in  welchem  Verhältniss  die  activen  uud  passiven 
Bestandtheile  desselben  stehen  mögen.  Bemfang  auf  L.  49  D.  de  V.  S.  (50,  16), 
L.  39  §.  1  eod.,  L.  3  pr.  D.  de  bonor.  possess.  (37,  1).  Vergl.  auch  ebendas.  §.  219 
über  den  Begriff  der  Obligatio:  „die  Obligatio  enthält  für  den  Gläubiger,  der  ein 
Becht  (Forderung)  an  einer  Handlung  des  Schuldners  hat,  eine  Vermehrung  seines 
Vermögens,  nur  dass  der  specüische  Bestandtheil,  der  diese  Vermehrung  bildet,  sich 
noch  in  dem  Vermögen  eines  Anderen  befindet,  der  ihn  schaldet'\  umgekehrt  dann 
für  den  Schuldner.  Hiemach  kann  also  juristisch  ein  Sachwerth  gleichzeitig 
im  Vermögen  zweier  Personen,  des  Gläubigers  und  des  Schuldiiers,  stehen.  Für 
^ie  wirthsohaft liehe  fietrachtong  ist  es  richtiger,  in  Abweichung  von  dieser 
juristischen,  unter  Vermögen  nur  den  Activrest,  der  nach  Abzug  der  Schulden 
bleibt,  zu  verstehen. 

Die  mittelst  eines  Creditgeschäftes  überlassenen  Güter  können 
von  der  empfangenden  Wirtbschaft  zur  blossen  unmittelbaren  Be- 
dürfnissbefriedignng  (Gonsumtiveredit)  oder  zur  Herstellnng 
B e n e  r  wirthschaftlicher  Güter  mit  ihrer  Hilfe  (Productiveredit) 
bestimmt  und  verwendet  werden.  Der  Consnmcredit  waltet  auf 
niedrigeren  Wirthschaftsstofen  und  später  unter  gewissen  Glassen 
(untere  bedrängte,  dann  höhere  verschwenderische),  der  Productiv- 
eredit immer  mehr  auf  höheren  Wirthschaftsstnfen  bei  scharfer 
Ausbildung  des  Privateigenthums  (auch  am  Boden)  und  der  Ver- 
tragsfreiheit, sowie  bei  weitgehender  Arbeitstheilung 
vor,  besonders  bei  derjenigen,  wo  sich  die  Berufe  und  Unter- 
nehmungen immer  mehr  auf  die  Herstellung  bestimmter  einzelner 
Güter  beschränken,  daher  immer  weiter  theilen.  Namentlich  erweist 
sich  sonach  der  Productiveredit  als  ökonomischer  Factor  der 
auf  Privateigentbum  an  Grundstücken  und  beweg- 
lichen Kapitalien  basirten,  freie  Goncurrenz  zulassenden 
Volkswirthschaft.  Er  knüpft  sich  an  den  Vermögensbesitz 
(§.  124),  nicht  an  das  Vermögen  als  rein  ökonomische  Kategorie 
an  und  erscheint  wie  ersterer  daher  doch  selbst  nur  als  histo- 
risch-rechtliche Kategorie. 

In  der  modernen  Volkswirthschaft  überträgt  der  Credit  die  Benutzung  von 
Grundstücken,  Geb&uden  und  beweglichen  Kapitalien,  besonders  von  Geld  von  einer 
Wirthschaft  in  die  andere.  In  der  antiken  Volkswirthschaft  spielte  die  Vermicthung 
von  Sclaven  daneben  eine  Rolle. 
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S.  moinen  Artikel  Credit  im  Haadwörterbuch  yon  Rentzsoh,  S.  193,  im  ScbOn- 
^'schen  Handbuch  3.  A.  I,  382  iL  —  Deber  die  VeracbQldQngsarsacben  im  alten 
m  s.  Ihering,  Geist  d.  röm.  Rechts,  II,  2.  (3.  Anfl.)  S.  234  ff.  (Quellen  des 
iperismos,  Erntesch wanknngen,  Kriegsdienst,  Sclavenconcnrrenz).  Ueber  Griechen- 
id:  BttchsenschOtz,  Besitz  und  Erwerb  in  Griechenl.  S.  194.  —  Auf  den  innigen 
ammenhang  ?on  Pri?ateigenthum  und  Credit  und  darauf,  dass  der  Creditrerkehr 

allen  seinen  Folgen  wieder  eine  nothwendige  Folge  grade  nur  der  auf 
irat-,  Grund-  und  Kapitaleigenthnm  basirten  Volkswirthschaften  ist,  hat 

genialen  Gedankenblitzen  Bodbertus-Jajetzow  hingewiesen.  Vgl.  seine  Credit- 
ii  des  Grandbesitzes  II,  269  ff.  und  schon  die  ältere  Schrift:  Die  heutige  preussi- 
Q  Geldkrisis,  Anclam  1845. 

Seine  volkswirthschaftlich  nützliche  Wirkung  hat 
r  Credit  immer  dann,  aber  anch  nur  dann,  wenn  die  durch  ihn 
ertragenen  Güter  von  der  empfangenden  Wirthschaft  besser  als 
1  der  hingebenden  verwendet  werden:  der  Productivcredit  daher, 
nn  der  Schuldner  mehr  und  bessere  Güter  mit  Hilfe  des  Credits 
rstellt,  als  es  der  Gläubiger  im  Besitze  der  überlassenen  Güter 
han  hätte. 

Es  ergicbt  sich  übrigens  hierbei  auch,  wenn  man  den  letzten  Zweck  aller  Volks- 
thschaft  ins  Auge  fasst,  nemlich  die  möglichst  reichliche  und  zweckmässige  Be- 
fnissbefriedigung  der  gesammten  Bevölkerung,  dass  der  Consumtivcredit  wohl 
'.el-  (prirat-)  wirtbscbafüich,  keineswegs  aber  immer  ?oIkswirthschaftlich  zu  vor- 
fen  ist,  namentlich  nicht  bei  einer  sehr  grossen  Ungleichheit  des  Pri?at7er- 
^ens.  Consomtircreditbenutzungen  zur  Hebung  wirklicher  Noth  des  Schuldners 
r  zur  Erlangung  von  Mitteln  zu  geistig<*.r  Ausbildung  (in  welchem  Falle  der  Con- 
itiTcredit  wenigstens  bei  Anerkennung  der  wirlhschaftlichen  Guterqualit&t  der  per- 
liehen  Dienste,  §.  141,  auch  Productircredit  wOrde)  oder  zur  Herstellung  der  Ge- 
dheit  sind  Beispiele, 

§.  159  [67—69].    Die  Hauptarten  des  äusseren  Güter- 
chsels. 

Der  populäre,  der  Sprachgebrauch  der  Praxis  und  der  wissenschaftliche  sind 
sichtlich  der  Ausdrücke  Einnahmen  und  Ausgaben  schwankend.  Die  £in- 
ge  aus  Creditoperationen  werden  z.  B.  im  Privat-  wie  im  Staatshaushalte  gewöhn- 
zu  den  Einnahmen  gerechnet,  aber  als  „ausserordentliche"*  von  den 
gentlichen '%  „ordentlichen'*  unterschieden.  Aehnlich  werden  Schuldrack- 
lungen,  Darlehensgow ahm ngen  wohl  zu  don  (ausserordentlichen)  Ausgaben 
ecbnet.  In  der  theoretischen  Volkswirthschaftslehre  ist  die  hier  gemachte  Unter- 
eidong,  deren  praktische  Bedeutung  doch  klar  ist,  meistens  gar  nicht  beachtet 
den.  Hermann,  Untersuch.  S.  129  stellt  z.  B.  die  Formen  der  „Mehrung  und 
iderung  der  wirthschaftlichen  Guter  in  einer  Einzclwirthschaft**  als  Guterzugang 

Guterminderung  zusammen,  ohne  die  Credit -Ein-  und  -Ausgänge  auch  nur  zu 
ahnen.  Er  hat  also  eigentlich  nur  die  YermögensTer&nderangen  in  der  Wirth- 
aft im  Sinne,  worin  aber  die  Guterzugänge  und  Minderungen  in  der  Einzelwirth- 
aft  durchaus  nicht  aufgehen.  Auch  Rau  I,  §.  70  will  hier  wie  in  dem  ganzen 
Abschnitt  §.  68  ff.  nur  yon  den  Veränderungen  des  Vermögens  sprechen,  und 
ucht  in  Bezug  hierauf  die  Worte  Einnahme  und  Ausgabe,  tlborsieht  also  auch  die 
leutung   der  fremden  Güter  im  eigenen  Wirthschaftsbctrieb  (seine  Definition 

Einnahmen  i.  w.  S.  als  „die  sämmtlichen  neu  in  den  Besitz  einer  Person  ge- 
benden Werthmengen''  könnte  sich  allerdings  auf  Wirthschaft-,  nicht  nur  auf 
rmögens Zugänge  beziehen,  doch  denkt  Rau  hier  nur  an  letztere).  Röscher  I, 
144  beschiluikt  den  Begriff  Einnahme  auf  Zugänge  ins  Vermögen  („alle  Guter, 

innerhalb  einer  gewissen  Periode  neu  ins  Vermögen  treten''  iucl.  Geschenk, 
teriegewinn,  Erbschaft  u.  s.  w.)  —  Es  ist  m.  E.  ein  entschiedenes  wissenschaftliches 
iQrfniss,  um  den  realen  Verhältnissen  der  einzelwirthschaftlichen  Processe  in  der 
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yolkswinhschaft  EecbDDng  zu  tragen,  die  Ein- und  Aasgänge  in  der  Wirthschaft 
und  im  Vermögen  zn  nntencheiden  und  dafür  empfiehlt  sich  die  im  Texte  Tor- 
genommene  Beschränkung  der  Begriffe  Einnahme  and  Aasgabe  anf  YermOgens- 
yeränderangen.  Ich  halte  diese  Terminologie  im  weiteren  Verlaafe  fest  nnd  bringe 
sie  aoch  in  der  Finanzinssenschaft  zar  Anwendung.  Yergl.  diese,  2.  A.  I,  §.  50  ff., 
S.  A.  I,  S.  1dl  u.  die  Ausfohrungen  im  Schön  berg'schen  Handbuch  B.  III,  b^.  8.  A., 
in  meiner  Abb.  Ordnung  der  Finanzwirthschaft;  hier  ond  in  der  Finanzwissenschaft 
sind  auch  die  Abschnitte  Über  Etats-,  Kassen-,  Rechnnngs-,  Controlwesen  zu  beachten, 
wo  die  Unterscheidungen  unmittelbar  ibre  grosse  practische  Bedeutung  zeigen.  Hier 
und  fUr  die  practischen  Aufgaben  der  Buchführung  in  allen  Arton  ?on  Haushalten 
sowie  fOr  statistische  Untersuchungen  ist  eine  solche  bestimmte  Unterscheidung  und 
feste  Terminologie  Überall  nothwendig,  was  A.  Held  in  seiner  Bemerkung  in  Hilde- 
brand's  Jahrb.  B.  26  S.  153  verkennt 

Eingänge  (Zugänge)  sind  diejenigen  Gttter,  welche  in  die 
rechtliehe  nnd  thatsächliche  Verfügung  des  Wirthschaftssubjects 
ftlr  die  Zwecke  des  Wirtbschaftsbetriebs  neu  ein-  oder  zurück- 
treten; Ausgänge  (Abgänge)  umgekehrt  diejenigen ,  welche 
aus  dieser  Verfügung  aus-  oder  wieder  austreten.  Man  kann  von 
beiden  vier  Hauptarten  unterscheiden:  1)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben^ 2)  Ein-  und  Ausgänge  in  Folge  von  Creditgeschäften, 
3)  scheinbare  (nominelle)  Ein-  und  Ausgänge,  4)  Uebergänge 
zwischen  den  zwei  Abtheilungen  der  Wirthschaft. 

1.  Einnahmen  sind  Eingänge,  welche  nicht  nur  die  zur 
Verfügung  des  Bechts-  und  Wirthschaftssubjects  stehende  Güter- 
menge, sondern  zugleich  das  Vermögen  dieser  Person  vermehren 
und  anderseits  Ausgaben  sind  Ausgänge,  welche  nicht  nur  jene 
Gütermenge,  sondern  zugleich  das  Vermögen  des  Wirthschahers 
vermindern. 

Die  Begriffe  „Einnahme"  und  „Ausgabe"  sind  also  enger  als  diejenigen  ?on 
„Ein-  und  Ausgang",  indem  die  Einnahme  sich  nicht  mit  auf  die  durch  den  Credit 
zur  Verfügung  des  Wirthschafters  erlangten  fremden  Gtlter  und  die  „Ausgabe"  sich 
nicht  mit  auf  die  an  fremde  Wirthschaften  durch  den  Credit  übertragenen  eigenen 
Güter  bezieht. 

2.  Ein-  und  Ausgänge,  welche  durch  Greditgeschäfte 
des  Wirthschaftssubjects  bewerkstelligt  werden:  Eingänge  durch 
Eingehung  activer  und  Abwicklung  passiver  Greditgeschäfte  (Gredit- 
aufnabme,  Grediteinziehuug) ;  Ausgänge  durch  Eingehung  activer 
und  Abwicklung  passiver  Greditgeschäfte  (GreditgewähruDg,  Gredit- 
ablösung,  Abzahlung). 

3.  Scheinbare  (nominelle)  Ein-  und  Ausgänge  sind 
solche,  welche  bloss  einen  Substanzwechsel,  einen  Wechsel 
in  den  naturalen  Bestandtheilen  des  Vermögens  des  Wirth- 
schaftssubjects, bei  gleichbleibendem  Vermögenswerth,  bilden,  des- 
wegen keine  wahre  (wenn  auch  meistens  sogenannte)  Ein- 
nahme und  Ausgabe  sind. 
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Es  findet  dies  seine  Erld&rong  in  den  Verhältnissen  der  arbeitstheiligen  Yolks- 
rtbschaft,  wo  Güter  für  den  Absatz  erzeugt  und  nach  erfolgtem  Abätze,  ins- 
»ondere  gegen  Geld,  dieses  Geld  als  Einnahme  und  andrerseits,  wo  Güter  für 
n  eigenen  Bedarf  eingetauscht  und  nach  erfolgtem  Eintausche  (Kaufe),  also 
mentlich  gegen  Geld,  dieses  Geld  als  Ausgabe  bezeichnet  und  auch  weiter  so 
bandelt  wird.  Allein  genauer  betrachtet  ist  dies  offenbar  unrichtig  und  kann  nur 
t  äusserlichen  Gründen,  z.  B.  den  Bedürfnissen  der  Buch-  und  Bechnungs- 
irung  in  der  Geldwirthschaft  oder  dem  practischen  Bedürfnis«,  die  einzelnen  Ab- 
eilungen  der  Wirthschaft  (namentlich  die  Haus-  und  die  Prodnctionswirth- 
laft,  8.  Nr.  4)  rechnnngsmissig  hinsichtlich  ihres  Güterwechsels  zu  trennen,  gerecht- 
tigt  werden. 

a)  Die  Geldausgänge,  welche  ans  dem  Absatz  der  Pro- 
icte  an  andere  Wirthscbaften  hervorgehen,  sind  keine  eigentlichen 
enen)  Einnahmen,  sondern  letztere  bestehen  eben  in  den 
rodncten  selbst,  soweit  dadurch  das  Vermögen  der  Wirth- 
baft  vermehrt  worden  ist 

Nur  derjenige  Theil  des  Geldeinrangs  beim  Productonabsatze,  welcher  den 
hliesslich  realisirten  Gewinn  darstellt.  Könnte  daher  etwa  Einnahme  genannt  werden, 
ber  auch  dieser  Theil  steckt  doch  streng  genommen,  wenn  auch  gewissermaassen 
tent,  in  den  Produoten  selbst,  bez.  in  deren  Werth. 

b)  Die  Geldeingänge,  welche  aus  dem  Ankauf  der  Pro- 
icte  anderer  Wirthscbaften  hervorgehen,  führen  einen  entsprechen- 
;n  Werth  solcher  Producte  in  die  Wirthschaft  zum  Ersatz  ein. 
aber  liegt  anch  hier  zunächst  keine  Ausgabe,  keine  Ver- 
ögensvermindernng ,  sondern  nur  ein  Snbstanzwechsel  im 
ermftgen  vor.  Erst  die  Verwendung  der  Producte  zur 
edürfnissbefriedigung  (Consumtion),  und  streng  ge- 
)mmen  sogar  erst  der  vollständige  Verbranch  der  Güter 
erbei,   ist   die   eine  Vermögensminderung   bildende   Ausgabe. 

Soll  noch  genauer  unterschieden  werden,  so  konnte  man  sagen:  deijenige  Theil 
s  im  Ankauf  erfolgenden  Geldausgangen  einer  Wirthschaft  ist  sofort  eine  Aus- 
übe im  festgestellten  Sinne  des  Worts,  welcher  die  meistens  den  Uebergang  eines 
oducts  in  die  sogen,  zweite  Hand,  auch  in  die  der  Hauswirthschaft  begleitende 
kuschwenh?erminderung  des  Guts  darstellt.  Ein  Beispiel:  eben  neu  gekaufte  Klei- 
ingsstücke  des  Consumenten.  Für  die  richtige  Behandlung  der  „Ausgaben''  bei  der 
ischaffung  ron  NutzrermOgen  z.  B.  im  IndiTidual-  und  Familienhaushalt  — 
a  Punct,  der  auch  für  die  richtige  Fassung  des  Einkommenbegrifis  wichtig  ist, 
173  —  ist  diese  Unterscheidung  yon  „Geldausgang''  und  reeller  Verbrauchsausgabe 
ndamental. 

Daher  haben  diese  Unterscheidungen  auch  practische  Bedeutung  für  eine 
ch  streng  rationellen  Grundsätzen  erfolgende  Buch-  und  Rechnungsführung  der 
irthschaften,  namentlich  auch  der  Finanzwirthschaft  des  Staats. 

4.  Ein-  und  Ausgänge^  welche  eigentlich  nur  Güter- Ueb er- 
äuge zwischen  den  zwei  Abtheilungen  einer  Wirthschaft  zu 
3n  Verwendungszwecken  der  anderen,  nicht  wirkliche  Einnahmen 
id  Ausgaben,  VermOgensvermehrungen  und  Verminderungen  der 
inen  Wirthschaft  sind.  Mit  der  allgemeineren  Ausbildung  der 
rbeitstheilung    und   der  Geldwirthschaft   trennen    sich   in   den 
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Einzelwirthschaften,  besonders  anch  in  den  Privatwirthschaften  der 
Familien,  immer  mehr  und  vollständiger  zwei  Wirt b Schaft s- 
abth  ei  langen,  welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Natnr  selb- 
ständiger Wirthscbaften  annehmen:  die  Hanswirtbschaft  (Wirth- 
schaft,  anch  Haushalt  schlechthin  mitunter  genannt)  und  die 
Productionswirthschaft.  Die  erstere  bezweckt  die  Verwendung 
der  der  Wirthschaft  für  die  laufende  Bedtirfnissbefriedigung  der 
Wirthschaftsangehörigen  zur  Verfügung  stehenden  Gütermenge  oder 
m.  a.  W.  die  Verzehrung  und  somit  schliesslich  die  reelle 
Verausgabung  der  Güter  im  ^^Haushalt^'.  Man  könnte  sie 
danach  auch  Verbrauchs-  oder  Ausgabewirthschaft  nennen. 
Die  zweite  hat  die  Erwerbung  der  Güter  oder  des  Ein- 
kommens und  damit  eben  der  Mittel  für  die  Hauswirthschaft 
zum  Zwecke:  Einnahme-  oder  Erwerbs  wirthschaft. 

Die  blossen  Güterttbergänge  zwischen  diesen  beiden  Wirthschaftsabtbeilangen, 
welche  doch  wieder  die  Eine  Wirthschaft  unter  Einem  Recbtssnbject  und  mit  Einem 
Vermögen  bilden,  werden  nnn  anch  wohl  als  Einnahmen  und  Ausgaben  be- 
zeichnet, und  im  Interesse  richtiger  Bach-  und  Rechnungsführung,  wobei  die  Wirth- 
schaftsabthcilungen  personificirt  werden,  besonders  im  System  der  doppelten  Buch- 
haltung, mit  Recht.  Aber  an  und  fQr  sich,  wenn  die  Wirthschaft  als  Einheit 
betrachtet  wird.  Hegt  offenbar  auch  hier  zunächst  keine  Veränderung  des  Ver- 
mögens yor;  welche  die  Bezeichnung  als  Einnahme  und  Ausgabe  rechtfertigte. 

In  der  Gegenwart  kommen  Fälle  dieser  Art  besonders  bei  dem  Naturalrerbrauch 
der  Landwirfhe  vor.  Die  Abgabe  von  Naturalien  aus  der  Productionswirthschaft  des 
Gutsbesitzers  an  seine  Haushaltung  ist  mit  Recht  namentlich  auch  bei  der  Bemessung 
des  Einkommens  für  Steuerzwecke  nicht  als  „Ausgabe''  zu  betrachten,  sondern 
bildet  einen  Bestandthell  des  steuerpflichtigen  Einkommens,  —  ein  an- 
erkannter, wenn  auch  practisch  schwer  genau  durchführbarer  Ecchtsgrundsatz  in  den 
modernen  Einkommensteuergesetzen,  z.  B.  dem  preussischen  schon  bisher  (auch  vor 
dem  neuen  Gesetz  von  1891). 

D.  —  §.  160  [70,  71].  Schemader  Ein-  und  Ausgänge. 
Unter  Zugrundelegung  der  so  eben  vergefdhrten  Hauptarten  erhält 
man  folgendes  Schema. 

Vergl.  Hermann,  Untersuch.,  2.  A.,  S.  129  flP.  (unvollständig). 

(I.)  Eingänge. 

(A.)  Eingänge,  welche  zugleich  Einnahmen  sind: 
(1)  Unmittelbareigens  erworbene  Einnahmen  der  Wirth- 
schaft, welche  auf  die  eigene  Verwendung  der  dem  Wirth- 
schaftssubject  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte,  Grundstücke 
und  Kapitalien  zurttckzufQhren  sind. 

Und  zwar  thcils  auf  die  Verbindung  dieser  drei  Kategorieen  in  der  Unter- 
nehmung, theils  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Arbeitskraft  allein,  in  der 
eigenen  Unternehmung')  oder  im  Dienste  der  Unternehmung  eines  Anderen, 


')  So  bei  gewissen   persönlichen  Dienstleistungen,    welche  wesentlich   nur   mit 
der  persönlichen  Arbeitskraft  selbständig  ausgeübt  werden,   z.  B.  Botendienst; 
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ti.  im  Yerhältniss  der  Lohnarbeit.  Diese  Einnahmen  bestehen,  nnd  zwar  anch 
letzterwähnten  Falle*),  in  concreten  wirthschaftlichen  Gütern  oder  Pro- 
cten,  sind  Katnralcinuahmen.  Die  Winhschaftsth&tigkeit,  durch  welche  sie  ge- 
inen  werden,  ist  die  Naturalproduction  (Natnral-Erzeagnng). 

(2)  EiDDahmen  einer  Wirtbschaft  aus  Fordernngsrechten 
Folge  von  Greditgeschäften. 

Letztere  haben  ihren  Ursprung  in  Eigen thnms-  and  yerwandten  Rechten 
Cnfreien,  Grundstücken  nnd  Kapitalien,  wdche  das  Wirthschaftssnbject  nicht  selbst 
Herstellung  von  Gütern  rerwendet,  sondern  andren  Wirthschaften  zur  Benutzung 
erlassen  hat.  Die  Einnahmen  sind  hier  Vergütungen  für  die  Ueberlassung  der 
tzunc  (beim  Unfreien  eyentuell  für  die  Einr&umung  der  Verfügung  über  seine 
t>eit&baft  an  ihn  selbst),  bestehen  in  Entrichtung  einer  Bente  (Abgabe  des 
freien,  z.  B.  russischer  Obrok*),  Pacht-  und  Miethzins  bei  Grundstücken  und 
)&uden,  Zins  bei  anderen  Kapitalien,  und  kOnnen  insgesamrat  Benteneinnahmen 
lannt  werden.    Sie  bestehen  in  Sachgütem,  Dienstleistungen  oder  Geld. 

(3)  EioDahmen  ans  Erbschaften  und  Legaten  kraft  des 
brechts. 

Bei  der  eigenthttmlichen  rechtlichen  Stellung  des  Erbrechts  wohl  richtig  als  be- 
ider e  Einnahmekategorie  herrorzuheben  (bei  Hermann  mit  N.  4  zusammen). 

(4)  Einnahmen  aus  unentgeltlich  und  freiwillig  einer 
irtbschaft  von  anderen  ttberlassenen  Otitem :  Geschenk,  Almosen. 

(5)  Einnahmen  in  Folge  von  spontan-natürlichen  (ohne 
inschliches  Zuthun  erfolgenden)  Zuwächsen  zu  vorhandenen 
item  (Frtichte  von  Pflanzen ,  Tbieren;  Bodenanschwemmungen). 

(6)  Einnahmen  ans  Funden  und  aus  der  Aneignung  herren- 
er,  verlorener  u.  dgl.  m.  Sachen. 


kleines  Kapital  pflegt  allerdings  auch  hier  nicht  leicht  ganz  zu  fehlen  (Tasche, 
ck  des  Boten,  Basirzeug  des  Barbiers  u.  dergL  m.);  dayon  kann  aber  hier  ab- 
eben  werden. 

')  Die  Geldlohnauszahlung  scheint  mit  dieser  Auffassung  in  Widerspruch  zu 
len.  Indessen  ist  grade  zur  richtigen  Würdigung  derselben  und  der  Lohnarbeit  im 
nste  fremder  Unternehmung  überhaupt  schon  hier  zu  betonen,  dass  die  Einnahme 

Arbeiters  im  Grunde  doch  immer  nur  eine  Quote  des  Productionsertrages 
r  Unternehmung  ist.  in  der  er  beschäftigt,  und,  wie  dieser  Ertrag  selbst,  in 
oducten  besteht.  Dass  er  dafür  im  Lohn?ertrage,  und  zwar  gewöhnlich  in 
Id  abgefunden  wird,  in  der  Regel  mittelst  eines  Vorschusses  aus  dem  Kapital 

Unternehmers  gewissermaassen  auf  Rechnung  des  endgiltigen  Productionsergeb- 
leä,  ändert  dieses  Grundyerhältniss  nicht  Ebenso  folgt  aus  der  hier  vertretenen  Auf- 
iung,  dass  die  Einnahme  (Einkommen  §.  173),  der  Lohn  des  Arbeiters  seine  eigen- 
rorbene,  nicht  Tom  Unternehmer  gegebene  sei  („Brot  dos  Unternehmers  essen**), 
•gl.  Koscher  I,  §.  144. 

*)  Geld  abgaben,  wie  eine  Art  Kopfsteuer  an  die  Herren,  mit  denen  sich  die 
beigenen  ihren  Herren  gegenüber  abfuiden.  Besondere  Entwicklung,  seitdem  in 
ssland  Fabrikwesen  aufgekommen.  S.  Tschitscherin,  Art.  Leibeigen- 
aft  im  StaatswOrtorbuch  VI,  408:  ?.  Hazthausen,  ländl.  Verfassung  Russlands, 
pz.  18C6,  S.  34.  —  Aehnbche  Gestaltungen  schon  im  Alterthum;  über  Griechen- 
i  s.  Büchsenschütz,  a.  a.  0.  S.  195  (dvaipo^d).    Näheres  unten  im  2.  Theil 

Abschnitt  ?on  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem.  —  Rodbertus  hat  mit  Recht 
irs  darauf  hingewiesen,  dass  die  ?olkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Privat-Grnnd- 
enthums  nnd  des  Prirat-Kapitaleigenthums  durch  den  Vergleich  mit  Sclaveneigen- 
m  erst  in  das  richtige  licht  gestellt  werde. 
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Hierzu  würden  dann  (7)  Einnahmen  aus  Zutheilungen  (s.  o. 
§.  115),  soweit  bei  derartigen  Verhältnissen  von  einer  „eigenen" 
Wirthsehaft  und  ,,eigenen^'  Einnahme  dessen  ^  welcher  die  Zu- 
theilung  empfängt^  geredet  werden  darf,  und  (8)  widerrecht- 
licher Zwangserwerb  (§.  115)  treten. 

Alle  diese  Einnahmen  sind  bei  allen  Arten  Einzelwirthschaften 
möglich,  namentlich  auch  bei  den  Gemein-  und  speciell  bei  den 
Zwangsgemeinwirthschaften.  Bei  diesen  tritt  als  neunte  Ein- 
nahmeart  die  Besteuerung  hinzu. 

(B.)  Eingänge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

(1)  Guter,  welche  der  Wirtbschaft  aus  anderen  Wirthschaften 
creditirt  werden  und  demnach  für  die  empfangende  Wirthsehaft 
bezügliche  Schuldverbindlichkeiten  involviren. 

Unter  die  hieher  gehörigen  passiyen  Greditgeschäfte  sind,  ökonomisch  be- 
trachtet, aoch  die  Pacht-  und  Mi  et  hg  esc  hafte  des  Pächters  and  Miethers  zu  reihen, 
bei  Postnnmerando-Zahlnng  noch  in  eigenthümlicher  Weise. —  Die  Vermebrung 
der  Passiva  bewirkt  an  sich  keine  Verminderung  des  Vermögens  (ActiTvermögens), 
da  sich  dadurch  die  Acti?a  zun&chst  ebenso  vermehren.  Erst  die  Verzehrung  der 
creditirten  Güter  hat  diese  Wirkung. 

(2)  Rückzahlungen  anderer  debitirender  Wirthschaften  an 
die  creditirende y  bez.  Rückgaben  der  vermietheten  oder  ver- 
pachteten Güter  an  sie. 

Da  diese  Goter  wohl  aus  der  unmittelbaren  Verfügung  der  creditirenden  Wirth- 
sehaft, aber  nicht  aus  deren  Vermögen  ausgeschieden  noch  in  dasjenige  der  debi- 
tirenden  Wirthsehaft  eingegangen  waren,  involvirt  die  Rückzahlung  oder  Bückgabe 
auch  keine  Vermögensveränderung. 

(III.)  Eingänge^  welche  nur  ein  Substanzwechsel  des  Ver- 
mögens und  insofern  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  sind« 

(1)  Durch  Tausch  (oder  Kauf  in  der  Geldwirthschaft)  von 
einer  anderen  Wirthsehaft  gegen  Hingabe  wirthsch aftlicher  Güter 
(incl.  Dienstleistungen)  erlangte  Oüter,  oder  Eingänge  aus  dem 
verkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter. 

Auch  diese  können  in  Sachgütern,  Dienstleistungen  oder  Geld  bestehen  und  zum 
Zweck  der  reinen  oder  der  reproductiren  Gonsumtion  erfolgen  (s.  unter  II, 
A,  1  und  II,  C,  2). 

(2)  An  die  Stelle  verwendeter  alter  Güter  bei  der  eigenen  Er- 
zeugung tretende  neue  Güter  (s.  unter  11,  G,  2). 

Z.  B.  die  fertigen  Fabrikate,  welche  an  die  Stelle  der  yerbrauchten  Bob-  und 
Hilfsstofie,  Unterhaltsmittel  der  Producenten  u.  s.  w.  treten. 

(II.)  Ausgänge. 

A.  Ausgänge,  welche  zugleich  Ausgaben  sind: 

(1)  Unmittelbar  eigens  behufs  der  Bedürfnissbefriedigung 
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n  den  Wirthscbaftsangehörigen  verzehrte  Güter  (Consumtion, 
ne  oder  eigentliche  Gonsamtion). 

Hier  erfolgt  eine  Worthverniclitniig,  bez.  ein  Verbrancb  der  naturalen 
ler  selbst:  Naturalaosgabe. 

(2)  Bentenansgaben,  bestehend  in  Zahlungen  von  Benten 
8  passiven  Creditgeschäften  Seitens  der  debitirenden  Wirthschaft. 

(3)  AnBgaben,  bestehend  in  unentgeltlicher  und  frei- 
illiger  Ueberlassung  von  Gütern  an  andere  Wirthschaften. 

Geschenk,  Almosen. 

(4)  Ausgaben  in  Folge  natürlicher  Zerstörung  vor- 
Ddener  Güter  (nicht  zusammenfallend  mit  dem  in  §.  163  er- 
ihnten  natürlichen  Qnalitätsverschlechternngen  der  Güter):  natür- 
she  Consumtion. 

(5)  Ausgaben  in  Folge  von  Verlieren,  Derelinquiren  von 
Item. 

(6)  Ausgaben,  bestehend  in  zwangsweiser,  aber  vom 
3chte  gebilligter  Ueberlassung  von  Gütern  an  andere  Wirth- 
laften,  ohne  Erlangung  speci eilen  Gregenwerthes. 

Im  Gegensatz  zn  dem  generellen,  fOr  die  einzelne  Wirthschaft  nicht  mess- 
en Gegenwerth,  der  allerdings  auch  für  die  Steuern  in  der  allgemeinen  Staats- 
demng  (Rechtsschutz  n.  s.  w.)  erlangt  wird. 

Hierher:  Steuern  und  zwar  eigentliche,  allgemeine 
enem,  während  Gebühren  (meine  Finanzwiss.  II,  2.  Aufl.,  S.  15, 
,  83),  weil  dabei  ein  specieller  Gegen werth  erlangt  wird, 
eng  genommen  nicht  ganz  hierher  gehören. 

(7)  Ausgaben  in  Folge  der  in  §.  115  erwähnten  Zutheilungen 
d  (8)  in  Folge  rechtswidrigen  Zwangs  gegen  den  Hergebenden, 
w.  Beraubten,  Bestohlenen  u.  s.  w. 

Der  Ausgang  der  Güter  aus  einer  Wirthschaft  durch  Erbrecht  ist  hier  nicht 
zu  erwähnen,  denn  er  ist  eben  Auflösung  der  Wirthschaft  selbst 

(B.)  Ausgänge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

(1)  Gewährung  von  Crediten  an  andere  Wirthschaften. 

Actiye  Creditgesch&fte,  incl.  Vermiethungen  und  Verpachtungen  bei  Post- 
merandozahlung  noch  in  eigen th timlicher  Weise  (s.  I,  B,  1). 

(2)  Bückzahlungen,  bez.  Bückgaben  von  Gütern  an  die 
editirende  Wirthschaft,  oder  Abwicklung  passiver  Creditgeschäfte 

I.  B.,  2). 

C.  Ausgänge,  welche  nur  einen  Substanz  Wechsel  des  Ver- 
)gens  bilden: 
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(1)  im  Tausch  oder  Verkanf  gegen  Empfang  anderer  Güter 
fortgegebene  Güter,  —  verkehrsmässiger  Ausgang. 

(2)  Verwendung  wirtbsebaftlicber  Güter  als  Mittel  zur  eigenen 
Herstellung  neuer  wirtbsebaftlicber  Güter :  reproductive  Con- 
sumtion. 

Hier  tritt  an  Stelle  des  ?erbranobten  Guts  ein  neues,  erhält  sich  also  der 
Werth  im  Form  Wechsel  der  Guter.  Die  dergestalt  verwendeten  Güter  heissen 
Erzeugongs- (Prodnctions-, Herstellnngs-, Gewinnungs-) kosten  oder  Kosten  schlecht- 
weg (§.  142). 

E.  —  §.  161  [72].  Natural-  und  Geldrecbnung  bei 
dem  äusseren  Güter- Wechsel.  Jeder  Güter-Wecbsel  in 
der  Wirtbscbafty  d.  b.  jeder  Ein-  und  Ausgang  der  Güter,  femer 
jede  Veränderung  des  Vermögens,  d.  lu  jede  Einnahme 
und  Ausgabe  und  danach  dann  der  Güterbestand  in  einer 
Wirtbscbaft  und  im  Vermögen  lässt  sich  auf  zweierlei  Weise 
verfolgen  : 

1.  an  den  Gütern  selbst,  insbesondere  in  der  Art,  dass 
die  einzelnen  Güter  durch  Maassbestimmungen  genau 
qualitativ  und  quantitativ  bestimmt  werden,  was  alsdann  auch  eine 
Summirung  der  qualitativ  gleichen  Gütermengen  gestattet:  sog. 
Natural  rechnung. 

Sie  wird  gleichzeitig  zor  „Gcbrauchswerth-Rechnang"*  und  kommt  im  practischen 
Leben,  z.  B.  bei  der  Aufnahme  der  Lager-Inrentare  der  Kaof  lente,  in  vielen  Zweige  a 
des  Staatshanshalts  n.  s.  w.  ?or.  Bei  den  Sachgtltern  mnss  hier  die  Waaren- 
knnde  und  das  Maass-  und  Gewichtswesen  die  Hilfsmittel  zar  genauen  Na- 
taralrechnnng  liefern. 

2.  Am  Werthe  der  Güter,  und  zwar  am  Tauschwerthe 
und  insbesondere  am  Geldwerthe:  Geldrecbnung.  Hier 
werden  die  Güter  durch  den  Wertbanschlag  oder  den  Preis- 
ansatz in  Geld  auf  einen  gleichen  Nenner  zurückgeführt,  wobei 
dann  eine  vollständige  Summirung  nach  Wertbeinheiten  möglich  ist. 

Ausser  der  Waarenkonde  und  dem  Maass-  und  Gewichtswesen  bedarf  es  zum 
Werthanschlag  der  Sachgüter  und  auch  der  etwa  in  Betracht  kommenden  Dienst- 
leistungen und  „Verhältnisse''  des  Geld-  und  MUnzwesens,  der  Preislisten 
(Preiscourante)  und  eyentuell  der  Taxation  (§.  141). 

Die  am  Ende  einer  Recbnungsperiode  sich  ergebende  Diffe- 
renz zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  beisst  Bilanz.  Sie 
ergiebt  einen  „Ueberschuss'%  wenn  die  Einnahmen,  und  einen 
„Abgang''  (in  diesem  Sinne,  Deficit),  wenn  die  Ausgaben 
grösser  waren. 

Auch   diese   in   diesem  §.  besprochenen  Verhältnisse  sind  fttr  die  Finanzwirth- 
schaft  Ton  besonderer  Bedeutung,  yergl.  Finanzwissensch.  I,  3.  A.  §.  138,  144 — 147. 
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F.  —§.162  [73].  Das  Ziel  des  Wirthschaftsbetriebs. 
D  solches  lässt  sich  nicht  für  alle  Arten  der  Einzelwirthschaften 
iichmässig  hinstellen.  Bei  dem  typischen  Hauptfall^  der  In- 
vidnal-  and  Familienwirthschaft,  hängt  es  mit  der  Lehre 
m  Anskommen  und  dem  Bedürfnissstand  (4.  Buch)  zusammen. 
Allgemeinen  ist  hier  das  Streben  nach  Vergrössernng  der  Ein- 
hmen,  um  richtige  nnd  heilsame,  die  Gesammtentwicklnng 
les  menschlichen  Individuums  und  dadurch  wieder  der  ganzen 
rgerlichen  Gesellschaft  förderliche  Bedürfnisse  der  Wirthsehafts- 
)jecte  und  ihrer  Angehörigen  genügend  befriedigen  zu  können^ 
i  berechtigteres  Princip,  als  das  Streben  nach  Verminderung  der 
sgaben,  wenn  damit  eine  jene  Entwicklung  hemmende  Be- 
iränkung  der  Consumtion  verbunden  ist:  so  für  die  einzelne 
milie,  so  für  das  ganze  Volk.  Zugleich  sollte  aber  in  jeder 
rtbsehaft  nach  einem  Wirthschaftstiberschuss  gestrebt 
rden.  Derselbe  ist  nicht  nur  die  Vorbedingung  einer  weiteren 
igerung  der  Entwicklung,  sondern  auch  ein  Reserve-  oder 
cherheitsfonds  für  die  Rückschläge,  welche  der  Wirth- 
aftsbetrieb und  der  erreichte  Vermögensbestand  durch  ungllnstige 
iflüsse  der  Aussenwelt,  besonders  durch  die  „Üonjunctur'',  un- 
längig  vom  Willen,  Tbun  und  Lassen  des  Wirthschaftssubjects, 
siden  kann. 

Ein  solcher  Reservefonds  ist  daher  eine  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  Forderung 
jede  Einzel wirthschaft. 

Vgl.  Hermann  in  d.  staatsw.  Untersacb.  S.  226.  Im  Staatsbausbalt  die  Frage 
Staatsscbatzes.    S.  darüber  meine  Fin.  I,  d.  A.  §.  75. 

£s  mag  anffaUen,  dass  hier  nicht  als  Ziel  des  einzelwirthschaftlichen  Betriebs, 
al —  wie  man  oft  sagt —  der  Individaal-  nnd  Familienwirthschaft  die  Kapital- 
lang,  insbesondere  um  dadurch  einen  Rentenfonds  nnd  Renteneinkommen  für 
e  Wirthschaft  zu  erlangen,  hingestellt  wird:  ein  Ziel,  welches  thats&cblich  in 
;rem  Wirthschaftsleben  so  allgemein  rerfolgt  und  dessen  Verfolgung  Allen,  auch 
Angehörigen  der  unteren  Klassen  („Sparen*',  Einlegen  in  Sparkassen  n.  s.  w.)  als 
hschaftliche,  selbst  wohl  als  sittliche  Pflicht  vorgehalten  zu  werden  pflegt,  auch 
nothwendig  für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft ,  die  „?or  Allem  Kapital 
iirfe*\  gilt.  Indessen  sind  das  eben  doch  durchaus  privatwirthschaftliche  An- 
kuungen,  nur  giHig  ftlr  die  privatwirthschaftliche  Organisation  der  Volkswirthschaft 
fOr  Epochen  des  indiFidualistischen  freien  Verkehrs,  wo  der  Einzelne  auf  sich 
st  gestellt  wird  und  die  Bildung  des  Nationalkapitals  fast  nur  in  der  Rechtsform 
Priyatkapitals  geschieht  und  hier  meist  auch  nur  so  geschehen  kann. 

Hier  ist  allerdings  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  des  Wirtbschaftslebens 
b  dieses  Ziel  richtig,  ja  nothwendig.  Aber  als  allgemeines,  aus  der  Stellung 
Einzelwirthschaft  in  der  Volkswirthschaft  nothwendig  folgendes  Ziel  kann  man 
licht  hinstellen.  Wir  kommen  auf  diesen  Punct  im  4.  Buche  in  den  Erörterungen 
*  Bedürfnissstand  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  im  2.  Theil  der 
adlegung  bei  der  Erörterung  tlber  Privat-  und  Kationalkapital  zurück. 

Weiteres  zum  Gegenstand  dieses  ganzen  Abschnitts  im  3.  Kapitel  unten. 
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2.  Abschnitt. 

Einzelwirthseliaft;  und  YermOgen  unter  den 

Einwirkungen  der  Aussenwelt,  besonders  unter  dem  Einfluss 

der  Conjunetur  in  der  Yolkswlrtlisehaft  oder  die  passire 

Seite  der  EInzelwirtliseliaft. 

I.  —  §  163  [74].  Hierher  gehörige  Fälle.  Der  jetzt 
zu  betrachtende  „innere*'  oder  Werth- Wechsel  der  Güter, 
welcher  unabhängig  vom  Willen  und  der  Thätigkeit  der  Wirth- 
schaftssubjectc  vor  sieb  gebt  (§.  156),  umfasst  drei  Arten  solcher 
Fälle:  1)  die  natürliche  Veränderung  der  Qualität  der 
Güter,  2)  die  veränderte  menschliche  Kenntniss  der 
Eigenschaften  der  Güter,  3)  die  veränderte  Conjunetur 
hinsichtlich  der  Herstellung  und  des  Begehrs  derjenigen 
Güterart,  zu  welcher  die  betreffenden  concreten  Güter  gehören. 

Hier  gehen  mit  den  Gütern  selbst  oder  in  den  Beziehungen 
der  Menseben  zu  ibnen  Veränderungen  vor  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  die  individuellen  wirthscbaftlicben  Kosten,  welche  für  ein 
concretes  Quäle  und  Quantum  aufzuwenden  waren,  und  ändern  in 
Folge  dessen  die  Güter  ihren  Werth  (Gebrauchswerth,  Tausch- 
werth).  Soweit  diese  Werthänderung  die  ökonomische  Lage  einer 
Wirthscbaft,  bzw.  eines  Wirtbscbaftssubjects ,  nach  aussen  zu, 
in  Bezug  auf  das  gliedlicbe  Verhältniss  der  Wirthschaft  zur  Volks- 
wirthschaft,  wegen  des  Einflusses  auf  Vermögen,  Kaufkraft  be- 
einflusst,  wird  sie  zu  einer  auch  volkswirtbscbaftlich  und  social 
wicbtigen  Tbatsache,  deren  Tragweite,  einer  organischen  und 
socialen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  gemäss,  hier  gewürdigt 
werden  muss. 

Die  beiden  ersten  Keiben  ?on  Fällen  sind  einfacb  und  bedürfen  bier  keiner 
eingebenderen  Bebandlung,  die  dritte,  die  Conjunctnr,  ist  um  so  verwickelter  und 
wichtiger  und  hier  näbcr  za  verfolgen. 

A.  —  §.  164  [74].  Die  Güter,  insbesondere  die  Sachgüter,  er- 
fahren durch  Naturein flüsse  Veränderungen  ihrer  Qualität, 
daher  ihrer  Brauchbarkeit  für  menschliche  Zwecke  und  des 
davon  abhängigen  Gebrauchswerthes,  und  zwar  zum  Guten 
und  zum  Schlechten. 

Sie  verbessern  sieb  in  einigen  F&llen,  z.  B.  mancbe  OQter  einfacb  durch 
Zeit  verlauf,  als  Bedingung  gewisser  Naturprocesse,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
(Wein,  Gigarren  u.  A.  m.  —  Geigen);  sie  verscblecbtern  sieb  in  der  grossen 
Mebrzabl  der  Fälle,  aller  dagegen  getroffenen  Vorkebrungen  ungeacbtet:  die  Sach- 
guter  lösen  sieb  wieder  in  ihre  stoff'llcben  Bestandtheile  auf,  Zuf&Ue  aller  Art 
scbädigen  sie. 
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Der  eiDgetretenen  Verändernog  des  Gebraaebswertbes  pflegt 
e  AenderuDg  des  Tanscbwertbes  in  derselben  Richtung  zu 
spreeben.  Die  Verbesserung  der  Güter  fübrt  also  zu  einer 
srtberböbung,  die  Verscbleebterung  zu  einer  Wertbver- 
ndernng.  Daraus  ergeben  sieb  dann  entsprecbende  Ver- 
lerungen  im  Wertbe  des  Güterbestandes  der  Wirtbschaft  ^  des 
rmögens  einer  Person,  beider  Stellung  in  der  Volkswirtbscbaft. 

Wem  diese  Veränderungen  zu  Gute  kommen  oder  zur  Last 
en,  bat  wesentlich  wieder  das  R  e  c  b  t ,  freilich  y,nacb  der  Natur 

Sache^',  zu  bestimmen. 

Die  allgemeine  Begel  ist,  dass  sie  den  Eigenthttmer  treffen,  bei  gemietheten 
gepachteten  Sachen  also  nicht  das  Wirthschaftssnbject,  das  im  AngenblidL 
iber  TcrfUgt  Jedoch  sind  Aasnahmen  Ton  dieser  Regel  weder  nndenkbar  noch 
Leben  und  im  Rechte  ganz  unbekannt.  In  dem  «^System  der  freien  Contracte** 
t  bei  Greditgeschäften,  namentlich  bei  Mieth-  und  Pachtgeschäften  die  Last  der 
rlichen  Werthrerminderung  ?om  juristischen  EigenthOmer  auf  den  Benutzer  über- 
'.t  werden  und  die  social  gedrückte  Stellung  des  einen  Gootrahenten  Usst  der- 
3hen  wohl  zu :  Verschiebung  des  Risicos  aus  Zufällen  z.  B.  auf  den  Miether  einer 
inang. 

Casus  a  nullo  praestantur  ist  bei  Obligationen  die  Rechtsregel,  Puchta,  Pao- 
en  §.  272,  302:  Spedes  perit  ei  cui  debetur.  In  den  modernen  grossstädtischen 
3thverträgen,  einem  characteristischen  Beispiele  der  Tolkswirthschaftlichen  und 
(tischen  Fiction  der  Gleichheit  der  Parteien  bei  der  Gontractschliessung,  heisst 
i.  B.  in  Berlin,  oft:  „Der  Miether  tiägt  den  durch  Hagelschlag,  Sturm  und  andre 
)wendbare  Naturereignisse  der  Wohnung  und  insbesondere  den  Fenstern  zugefügten 
iden/*  Ueber  die  Entwicklung  des  sogen.  Remissionswesens  bei  den  land- 
hschaftlicben  Pachtverträgen  s.  Finanzwiss.  I,  3.  A.  §.  229  und  die  dort  citirten 
iften  von  Ubbelohde,  Drechsler,  Blomeyer. 

Wo  eine  Werthverminderuog  der  Güter  durch  Qualitätsver- 
erung  ohne  Schuld  des  Betroffenen  eintritt^  liegen  ähnliche 
bältnisse  und  Bedürfnisse ,  wie  bei  einer  Zerstörung  oder 
antitäts Verminderung  von  Sachgütem  durch  Unfälle,  Natur- 
gnisse  u.  s.  w.,  vor.  Einmal  wären  solche  Veränderungen 
rhaupt  möglichst  zu  verhüten  (Prävention),  sodann  den- 
b  eintretende  in  ihrer  nachtbeiligen  Einwirkung  möglichst  zu 
ichränken  (Repression)  und  endlich  soweit  sie  ohne 
nid  des  Betroffenen  diesen  benachtheiligen ,  er  mittelst  des 
icips  der  Versicherung  schadlos  zu  halten.  In  Betreff  der 
len  ersten  Puncte  handelte  es  sich  dann  auch  hier,  wie  in  dem 
eren  Falle,  um  technische,  polizeiliche  Einrichtungen, 
Schriften  und  zu  befolgende  Grundsätze  und  Regeln;  in  Betreff 

letzten  Panctes  um  Ausdehnung  des  Versicherungsprin- 
8.    Indessen  sind  die  bezüglichen  Schwierigkeiten  sehr  gross 

bisher  finden  sich  höchstens  vereinzelte  Ansätze  dazu,  in  der 
sdeuteten  Weise  einzuschreiten  und  Hilfe  zu  gewähren.    Aber 

•  Wagner,  Onmdlegong.  3.  Anflage.   1.  TheU.  Gmndlagen.  25 
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ein  CDtsprechendes  BedttrfDiss  besteht  eigentlich  ebenso  wie  in  dem 
anderen  Falle.  Auch  die  Frage  der  Staatshilfe  kann  bei  all- 
gemeinerer Ausdehnung  unverschuldeter  Verluste  in  Folge  von 
Qualitätsverschlechterungen  der  besessenen  Sachgftter  wohl  analog 
wie  in  dem  anderen  Falle  auftauchen. 

Die  nationalOkonoiDifichc  Lehre  ?on  der  Versicherung  und  die  damit  zn- 
sammenhÄngende  von  der  Vermeidung  (Verhütung)  und  Bekämpfung  bestimmter 
nachtheiHger  Umst&nde  lässt  sich  auch  aof  die  hier  berührte  Frage  anwenden. 
S.  mein e  Abb.  Versicherungswesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  11,  3.  A.  S.  939  ff. 
(bes.  §.  1,  8  ff.)  und  die  daselbst  gen.  Litteratur,  namentlich  Em.  Hermann,  Theorie 
der  Versicherung  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte,  2.  A.  1869. 

B.  —  §.  165  [75].  Die  veränderte  menschliche  Kennt- 
niss  der  Eigenschaften  der  Güter ^  besonders  der  Sachgfiter, 
wird  ,,durch  die  Thätigkeit  des  Verstandes  erlangt,  der  neue 
Eigenschaften  der  Stoffe  ans  Licht  bringt  oder  eine  neue  Be- 
ziehung derselben  zu  meoschlichen  Zwecken  entdeckt.  Die  fort- 
schreitende Naturkenntniss  und  die  Geschicklichkeit  in  der  Be- 
nutzung der  Naturgebilde  ist  bei  den  geistig  entwickelten  Völkern 
eine  reichliche  Quelle  der  Vermögensver mehr ung"  (Rau),  Denn 
letztere  ist  wieder  die  Folge  einer  höheren  Brauchbarkeit  der 
Güter:  Gebrauchs-  und  oft  auch  Tauschwerth  steigen.  Aber 
die  entgegengesetzte  Erscheinung,  eine  Verminderung  der  Brauch- 
barkeit, daher  des  Werthes  und  des  Vermögens,  fehlt  keineswegs, 
z.  B.  bei  der  Entdeckung  nachtheiliger  Eigenschaften  der 
Güter  (z.  B.  Trichinen  im  Schweinefleisch,  Gifttstoffe  in  Farben, 
Pflanzen  u.  dgl.  m.). 

Die  für  Wirthschaft  und  Vermögen  günstigen  and  ungünstigen 
Folgen  treffen  wie  im  vorigen  Falle  der  Begel  nach  den  Eigen- 
tbümer,  was  wieder  zu  besonders  wichtigen  weiteren  Folgen  für  den 
Grundeigenthttmer  führt,  wenn  an  den  Grundstücken  oder  den 
Stoffen  darin  neue  Eigenschaften  erkannt  werden  (Bergbau). 

S.  Bau  I,  §.  68,  69,  F.Hermann,  Untersuch.  S.  132,  y.  Mangoldt,  Gmndr. 
§.  14.  Näheres  gehOrt  in  die  Technologie  nnd  PrivatOkonomik.  Einige  Beispiele  bei 
Bau,  I,  S.  68  Note  d  und  darnach  in  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  S.  97  Note  4. 

II.  DieConjunctur.  — §.166[76].  A.  Wesen  und  Wirkung. 
Am  Wichtigsten  ist  der  Einfluss  der  Conjunctur  auf  den  Werth 
der  Güter  in  der  Wirtbschaft  und  des  Vermögens,  der  hier  allein 
etwas  näher  zu  betrachten  ist. 

Anch  Menger  a.  a.  0. 1,  §.  2  Ober  den  Caosalznsammenhang  der  Güter  enthält 
manches  Hierhergehörige.  Vgl.  bes.  Lassalle,  Kap.  n.  Arb.  a.a.O.  n.  Sch&ffle, 
Soc  Körper  a.  a.  0.  (s.  o.  §.  155). 
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Unter  der  GoDJanctar  wird  hier  die  Gesammtbeit  der  tech- 
chen, ökonomischen^  socialen  und  rechtlichen  Bedingungen  ver- 
nden,  welche  in  der  anf  Arbeitstheilong  und  Privateigenthmn  — 
besondere  Privateigentham  an  sachlichen  Prodactionsmitteln 
ivatem  Gnmdeigenthnm  und  Privatkapital)  —  beruhenden  Volks- 
rthschaft  die  Herstellung  der  Güter  ttir  den  Verkehr,  ihren  Be- 
ir  und  Absatz  in  demselben,  daher  den  Werth,  insbesondere 
1  Tauschwerth  und  Preis  der  Güter  überhaupt  und  auch  des 
zelnen,  schon  fertigen  Gutes  allgemein  wesentlich  mit,  im  con- 
ten  Falle  selbst  allein  bestimmen,  in  der  Regel  ganz  oder 
nigstens  fiberwiegend  unabhängig  vom  Willen  und  von  den 
istungen  (Handlungen  und  Unterlassungen)  des  Wirthscbafts- 
»jects,  bez.  des  Eigenthfimers,  daher  auch  von  dem  individuellen 
•sten-  (Arbeits-)  Aufwand  ffir  ein  bestimmtes  Quäle  und  Quantum 
i  betreffenden  Gutes  im  concreten  Falle. 

Die  Gonjunctur  gewinnt  mit  der  feineren  Ausbildung  der  Arbeits- 
ilnng  und  des  Verkehrs  immer  allgemeinere  und  grössere  Be- 
itung  und  tritt  vielfach  als  dritter  Hauptfactor,  von  welchem 

Tauschwerthsamme  des  Gttterbestandes  in  der  Wirthscbaft 
1  des  Vermögensbestandes  einer  Person  abhängt,  neben  die 
den  anderen  hierfür  maassgebenden  Factoren,  die  indivi* 
ille  Productionsleistang    und  Gonsumtion.     Namentlich  gelangt 

Gonjunctur  in  dem  System  der  freien  Goncurrenz  zur 
tang.  Darin  liegt  die  Signatur  der  modernen  Volkswirth- 
aft. 

Lindwarm,  Eigentbomsrecht  S.  801  nennt  dies  eine  petitio  principlL  Im  alten 
[^henland  habe  es  ebenso  gnt  wie  heute  Conjunctoren  geg^eben.    Gewiss,   soweit 

dort  (and  in  Born)  die  Yolkswirthschaft  aof  demselben  Bechtsboden  wie  hente 
I,  aber  niemals  ist  mit  solcher  Consequenz  Yolkswirthschaft  und  wirthschaftliche 
itsordnong  „ii^difidnalistisch**  gestaltet,  wie  heute.  Daher  auch  gegenwärtig 
besonders  grosse  Einflass  der  Conjnoctnr. 

Dem  Einzelnen  wächst  so  durch  die  Gonjunctur  kraft  des  Privat- 
^nthumsprincips  ein  Vermögenswerth  hinzu,  den  er  nicht  oder  doch 
it  ganz  durch  eine  der  oben  (§.  160)  erwähnten  Einnahmearten, 
lentlich  nicht  durch  eine  eigene  Production  oder  Arbeitsleistung 
orben,  insofern  ökonomisch  nicht  oder  nur  zum  Theil  „verdient*' 

Und  ebenso  erleidet  der  Einzelne  Einbussen  am  Werthe  seines 
mögens  oder  der  Güter  in  seiner  Wirthscbaft,  ohne  dass  einer 

genannten  Fälle  der  Ausgaben  oder  Ausgänge,  ohne  dass  ins- 
mdere  eine  eigentliche  Gonsumtion  stattgefunden  hat;  insofern 
idet  er  also  ökonomisch  unverschuldet  Verluste.  Wichtige  That- 

25* 
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Sachen  für  die  Theorie  vom  Wesen  und  der  Function  der  auf  diesem 
Rechtsboden  beruhenden  und  demgemäss  organisirten  Volkswirth- 
schafty  wie  nicht  minder  für  die  Benrtheilnng  der  Praxis  ^  des  in- 
dividualistischen Systems  der  freien  Concnrrenz  (§.  167). 

So  stellt  sich  die  Sache  wenigstens  heraos,  wenn,  der  heutigen  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  und  speciell  dem  geltenden  Pmatrecht  gemftss,  das  Eigenthumsrecht 
sich  nicht  bloss  auf  die  Substanz,  oder  auf  eine  bestimmte  Werthh5he  der  Güter,  son- 
dern schlechtweg  anf  ihren  Werth  bezieht,  keinerlei  Correctur  der  gQnstigen  Folgen 
der  Gonjunctur  durch  ein  diesen  Verhältnissen  angepasstes  Steuerrecht  erfolgt  und 
keine  Entschädigungen  den  von  ungtlnstigen  Gonjuncturen  Betroffenen  durch  die  Ge- 
sammtheit,  bez.  durch  den  Staat  zu  Theil  werden.  Die  'Werthrermehrang  und  Ver- 
minderung, welche  die  Folge  bloss  des  Conjuncturenwechsels  ist,  trifil  dann  allein  und 
vollständig  den  Eigenthttmer  oder  das  Wirthschaftssubject. 

In  den  sogen.  Verke hrs steuern  wird  allerdings  der  Gewinn,  welcher  aus  dem 
Eigonthumswechsel  hervorgeht  und  damit  unter  Umständen  auch  der  Gewinn, 
welcher  einer  werthsteigemdon  Gonjunctur  zu  verdanken  ist  und  mittelst  Verkauüs  des 
Objects  realisirt  wird,  besonders  beim  Grundeigenthum  (Grundstücke  und  Gebäude),  mit 
getroffen,  so  durch  die  in  unseren  modernen  Staaten  verbreitete  Besitzwechselsteuer 
von  Grundeigenthum  (franz.  Enregistrement  u.  A.  m.).  L.  Stein  gründete  auf  den  Ge- 
danken, die  bei  solchem  Besitzwechsel  gemachten  Gewinne,  welche  durch  die  gewöhn- 
lichen Ertrags-  und  Einkommensteuern  nicht  getroffen  werden,  zu  besteuern,  seine  ältere 
Theorie  der  Verkohrssteuern,  (Finanzwiss.  2.  Ausg.  S.  217,  466  ff).  Er  stellte  indessen 
dabei  die  neue  Fiction  auf,  als  ob  bei  jedem  solchen  Besitzwechsel  immer  ein  Ge- 
winn vorkomme,  der  ein  steuerbares  Object  bilde,  und  verfolgte  nicht  das  Ziel,  grade 
die  Conjuncturengewinne  durch  solche  Verkehrssteuem  zu  treffen.  Insofern  war 
Steins  Theorie  doch  nur  eine  Rechtfertigung  der  fehlerhaften  Praxis,  so  richtig  es 
auch  ist,  die  betreffenden  Abgaben  nicht  mit  den  älteren  Theoretikern  unter  den  hier 
nicht  zutreffenden  Begriff  der  Gebühr  zu  zwängen«  Die  Praxis  besteuert  ununter- 
schiedlich, ob  ein  Gewinn  beim  Besitzwechsel  von  Eigenthum  realisirt  wurde  oder 
nicht,  diesen  Besitzwechsel  und  darin  liegt  das  Bedenkliche  ihrer  Verkehrssteuem, 
mögen  sie  Grundeigenthum  oder  bewegliches  Eigenthum  (BOrsensteuer)  treffen.  So- 
weit sie  aber  wirklich  den  realisirten  Gonjuncturengewinn  treffen,  was  sie 
wenigstens  in  Zeiten  der  Preissteigerung  des  Grundoigenthnms,  der  Waaren  und  der 
Werthpapiere  thun,  sind  sie  nicht  nur  zu  rechtfertigen,  sondern  auch  ein  Postulat 
der  vertheilenden  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirthschaft.  Namentlich  sind  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  auch  BOrsensteuern,  als  Gorrectur  der  dem  Einzelnen  kraft 
des  Privateigenthamsprincips  zufallenden  zufälligen  Gewinne,  ausdrücklich  zu  ver- 
langen. Die  bestehenden  Verkehrssteuem  müssen  nur  demgemäss  ergänzt,  möglichst 
dazu  eingerichtet  werden,  die  Gonjuncturengewinne ,  besonders  am  Grandeigen thum, 
zu  treffen,  und  verlangen  für  diese  Gewinne  eine  starke  Erhöhung.  Steuertechnisch 
bieten  sich  für  eine  solche  Reform  der  Verkehrssteuem  freilich  erhebliche,  m.  £. 
aber  nicht  unüberwindliche  Schwierigkeiten ,  wie  ich  seit  der  2.  Aufl.  dieser  Grand- 
legung  mittlerweile  näher  im  2.  Bande  meiner  Finanzwissenschaft  dargelegt  habe. 
Daselbst  eine  principielle  Behandlung  der  Frage  von  der  „Besteuorang  der  Gonjunc- 
turengewinne", bes.  in  der  2.  Aufl.  §.  236  ff.  fS.  566  ff.,  570  ff.,  mit  weiterer  Litteratur). 
Wie  man  ohne  Voreingenommenheit  zu  demselben  Gcsichtspunct  wie  ich  gelangt,  zeigt 
Ihering,  Zweck  im  Recht  I,  519  ff.  —  Die  ganze  Frage  ist  keineswegs  allein  eine 
finanz wissenschaftliche,  sondern  eine  allgemein-volkswirthschaftliche.  Ge- 
länge eine  Steuerreform,  wie  die  angedeutete,  so  fiele  ein  Theil  der  richtigen  Be- 
denien  gegen  den  Einfluss  der  Gonjunctur  auf  die  wirthschaftliche  Lage  der  Einzelnen 
und  besonders  gegen  das  private  Grnndeigentham  fort. 

Gegen  die  Gonsequenzen ,  welche  ich  aus  dem  Einfluss  der  Gonjunctur  ziehe, 
A.  Held,  Grundr.  mehrfach,  u.  A.  S.  70:  immer  mit  dem  das  Ziel  überschiessenden,^ 
deshalb  unhaltbaren  Einwand ,  das  doch  eine  „volle  Gerechtigkeit  unerreichbar"^  sei, 
als  ob  man  deshalb  nicht  das  Mögliche  erstreben  müsse.  Mit  solchen  Gründen 
kann  man  jeden  Versuch  nach  Reformen   auf  irgend    einem   Gebiet  widerlegen.    S. 
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;h   Held   in    Conrad's  Jahrb.   1878,  B.  2,  S.  257  ff.,    Lindwnrm,   Eigrentham»- 
ht  S.  302. 

B.  —  §.  167  [81].  Die  einzelnen  Hanpt-Momente, 
eiche  die  Gonjanctnr  bilden.  Sie  lassen  sich  kaum  auch 
r  fttr  eine  Zeit,  einen  Ort^  eine  Oüterart,  geschweige  ganz 
gemein  aufzählen.  Von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich,  mit 
3ilweiser  Ausnahme  des  ersten  FaUes,  in  den  Volkswirthschaften 
9erer  heutigen  Gnlturwelt,  pflegen  aber  folgende  Umstände  zu  sein : 

1)  Schwankungen  in  den  Ernte-Erträgen  der  Haupt- 
.hrungsmittel  unter  dem  Einfluss  der  Witterung,  mitunter 
eh  politischer  Verhältnisse  (Störungen  des  Anbaus  durch  Krieg)  ^). 

Dadurch  wird  die  wirthschaftliche  Lage  der  Prodacenten  ^,  andererseits  der 
5se  der  den  unteren  Klassen  angehOrigen  Gonsnmenten  in  einer  oft  geradezu  ent- 
eidenden  Weise  beeinflnsst*).  Allerdings  haben  es  aber  in  der  Neuzeit  die  Ver- 
serangen der  Communicationsinittel,   zugleich  die  wichtigste  Voraussetzung  eines 

Preise  ausgleichenden  speculatiren  Koro  handeis,  auch  die  veränderten  Bodenanbau- 
tboden  (Fruchtwechselwirthschaft  in  stark  bevölkerten  L&ndem,  sie  bildet  z.  B.  mit- 
t  des  Anbaus  verschiedener  Producte,  welche  durch  die  verschiedenen  Witte- 
gen verschieden  begtknstigt  oder  benachtheiligt  werden,  eine  Art  Selbstassecuranz), 
glich  gemacht,  hier  den  Einfluss  der  Conjunctur  zu  beschränken.  Dies  zeigt  sich 
den  kleinereu  Schwankungen  der  Getreidepreise  innerhalb  kurzer  Zeiträume  in  der 
^enwart.  verglichen  mit  dem  Hittelalter  und  Alterthum.  Eine  feststehende  That- 
be  der  Geschichte  und  Statistik  der  Getreidepreise.  Immerhin  sind  auch  gegen- 
rtig  und  selbst  in  den  reichsten  Ländern  und  bei  hochentwickeltem  Commnni- 
ionswesen  und  Getreidehandel  die  Schwankungen  von  1  :  2  innerhalb  eines  Jahres 
gekommen.    So  stand  z.B.  sogar  der  wöchentliche  Durchschnittspreis  von  Weizen 

den  englischen  Märkten  p.  Qu.  im  September  1846  49  sh.,  im  darauffolgenden 
i  1847  (Mitte)  102  sh.  6  d.,  und  Anfang  September  1847  wieder  49s  h.  6  d.  Welche 
ränderungen  für  die  Lage  der  Masse  der  Consumenten,  der  Producenten,  der  Händler, 
oke,  Hist.  of  pric.  VI.,  462.  S.  auchNeumann  (Tab.)  in  Hildebr.  Jahrb.  XVIII, 


»)  Vergl  Ihering,  Geist  des  röm.  Rechts,  11,  2.  S.  287  ff, 

*)  Vergl.  was  die  Getreidehändler  anlangt  unten  §.  168  und  überhaupt  hinsicht- 

\  dieser  wie  der  Anbauer  selbst  To  ok  e  's  Geschichte  der  Preise  (deutsch  von  Ash er. 

i.  1858 — 59)  in  den  Abschnitten  über  Getreide.    Die  niedrigen  Getreidepreise  der 

er  Jahre  haben  auch  auf  dem  Continente  viele  Gutsbesitzer  ruinirt.    Der  Preisfall 

Ende  der  1870  er  Jahre  drohte  es  wieder  zu  thun.   Daher  bekanntlich  die  Rttck- 

r  zu   agrarischen  Schutzzöllen   auf  dem   west-  und  mitteleuropäischen  Gontinent 

de  eine  solche  wirthschaftspolitische  Frage,  wie  diese,  erhält  auch  principiell  eine 

ere  Behandlung  vom  Standpunct  unserer  Lehre  von  der  Conjnnctur  aus  betrachtet, 

vom   üblichen  Standpunct  der  individualistischen   Nationalökonomie   aus,   welche 

ner  nur  auf  die  bewusste  Thätigkeit  des  Individuums  Alles  zurückfuhrt. 

*)  Eine  bekannte  Thatsache  im  Alterthum,  vgl.  für  Griechenland  BOckh, 
atshaushalt  der  Athener  I.,  1  §  15,  für  Born  Ihering,  a.  a.  0.,  S.  238.  Für  die 
deme  Zeit  lässt  sich  selbst  heute  noch  der  Zusammenhang  zwischen  der  allge- 
inen  Sterblichkeit  der  Bevölkerung,  d.  h.  eben  überwiegend  der  unteren  Classen, 
1  dem  Preise  des  Hauptnahrungsmittels  nachweisen  und  zwar  noch  Mitte  des 
Jahrhunderts  ein  so  starker  Einfluss,  dass  jede  kleine  weitere  Erhöhung  des 
ises  im  Grossen  und  Ganzen  von  einer  vermehrten  Sterblichkeit  begleitet  war,  — 
iss  ein  Beweis,  wie  wenig  der  Durchschnittslohn  in  der  Masse  der  arbeitenden 
380  den  zum  Leben  absolut  nOthigen  Betrag  übersteigt  Vergl.  Wappäus,  Be- 
erungastatistik,  2  B.,  Leipzig  1859,  L,  197  ff..  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl., 
162,  199  ff 
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291,  S18.  Ueber  die  Fanction  des  internationalen  Getreidehandels  in  der  heutigen  Zeit 
X.  7.  Nenmann  (Wien),  Uebersichten  (1871)  S.  9  ff.  Dass  selbst  bei  heutigen  Gom- 
mnnicationsverh&ltnissen  die  Getreidepreise  in  kurzer  Zeit  stark  steigen  und  wieder 
rasch  erheblich  fallen  können,  hat  die  Preisbewegung  1890 — 92  gezeigt,  —  worauf 
freilich  grade  hier  der  Einflnss  der  speculatiyen  Ausbeutung  der  Conjunctur  als  stirker 
mitspielender  Factor  mit  gewirkt  haben  könnte. 

2)  Veränderangen  in  der  Technik  und  in  Folge  davon  in 
der  Oekonomik  der  Herstellung  der  Güter  (neue  Productions- 
methoden). 

Dadurch  treten  vielfach  neue  bessere  Gilter  für  dasselbe  BedUrfniss  an  die 
Stelle  alter  Gtlter  oder  es  werden  letztere  mit  geringeren  Kosten  erzeugt:  Beides 
drückt  den  Werth  der  alten  Güter  und  der  Kapitalien«  mit  denen  sie  hergesteUt  werden, 
lierab,  und  bringt,  wenigstens  zeitweise,  die  bisherigen  Producenten  (Onternehmer  wie 
Arbeiter)  leicht  in  eine  missliche  ökonomische  Lage.  Ein  Hauptbeispiel  ans  der  Neu- 
zeit ist  die  Einführung  von  Maschinen  an  Stelle  der  Handarbeit  mit  unrollkommnen 
"Werkzeugen.  Yergl.  hierzu  G.  SchmoUer's  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe, 
Halle  1869.  Ein  anderes  ganz  specielles  nenes  Beispiel :  Die  Folgen  des  Bessemer- 
Stahlerzeugungsprocesses  (und  des  Siemens- Martin 'sehen  Verfahrens)  für  die 
Eisenindostrie.  Immer  weitergehende  Verdrängung  des  Eisens  durch  den  wohlfeilen 
and  Tlel  dauerhafteren  Stahl.    (S.  Pechar  S.  2  ff.) 

3)  Veränderungen  in  den  Communications-  und  Trans- 
portmitteln,  welche  die  räumlicbe  Bewegung  der  Menschen 
und  Oftter  beeinflussen,  —  der  Regel  nach  bei  fortschreitenden 
Völkern  erleichtern. 

Dadurch  wird  namentlich  der  Werth  des  Grund  und  Bodens  und  der  Ar- 
tikel 7on  niedrigem  specifischen  Werth  berührt,  ganze  Prodoctionszweige  zu 
einem  schwierigen  Uebergang  zu  anderen  Betriebsmethoden  genöthigt  Steigerung 
des  Bodenwerths  in  der  Nähe  der  guten  Communicationen  wegen  besseren  Absatzes 
der  hier  gewonnenen  Erzeugnisse;  Erleichterung  starker  BeyOlkerungsanhäufungen  in 
den  St&dten,  in  Verbindong  mit  N.  H  und  7,  daher  enormes  Steigen  des  Werths  des 
städtischen,  besonders  grossstädtischen  Bodens  und  des  Bodens  in  der  Nähe  solcher 
Orte.  —  Erleichterte  Abfa  hr  aus  Gegenden  mit  bisher  billigen  Preisen  des  Getreides 
und  anderer  land-,  forstwirthschaftlicher  Rohstoffe,  Bergbauprodacte  in  Gegenden  mit 
höheren  Preisen ;  dadurch  erschwerte  wirthschaftliche  Lage  aller  BeFölkerungselemente 
mit  stabilerem  Einkommen  in  erstcren  Gegenden  and  besondere  Begünstigang  der 
Producenten  und  namentlich  der  Grandbesitzer  daselbst.  Ein  sehr  characteristischea 
Beispiel  ist  die  seit  Mitte  unseres  Jahrhunderts  immer  mehr  erfolgte  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  des  continentalen  Mitteleuropas  mit  den  französischen  und  englischen 
Preisen;  sehr  instractiy  dargestellt  in  den  schönen  statistischen  Arbeiten  von  £.  Las- 
peyres,  z.B.  Deutsches  Uandelsbl.  1874,  S.  S94  über  die  ungarischen,  böhmischen, 
preossischen ,  französischen,  englischen  Preise.  —  Umgekehrt  wirkt  die  erleichterte 
Anfuhr  von  Getreide  und  anderen  Stoffen  niedrigen  specifischen  Werths:  Begünstigung 
der  Ck>nsamenten,  Benachtheiligung  der  Producenten  in  dem  Bezagslande.  Hier  dann 
ebenso  Nöthigung,  zu  anderen  Prodoctionen  überzagehen,  vom  Korn  bau  mehr  zur 
Viehzucht,  wie  in  England  seit  den  40  er  Jahren,  wie  neuerdings  in  Folge  der  Con- 
carrenz  des  billigen  osteuropäischen  and  überseeischen  Getreides  in  Deatschland  und 
Westeuropa.  Schwierige  Lage  für  unsere  Landwirthe  wegen  unseres  Klimas,  dann 
wegen  der  neuerlichen  starken  Lohnsteigerungen,  die  sie  nicht  so  leicht  wie  die 
Industriellen  auf  die  Producte  schlagen  können;  lauter  treffende  Beispiele,  wie  sehr 
die  Gesammtheit  der  Lebensbedingungen,  m.  a.  W.  wie  sehr  die  Conjunctur, 
nicht  die  individuelle  Thätigkeit  oftmals  das  wirthschaftliche  Ergehen  des  Ein- 
zelnen bestimmt 
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4)  VeränderuDgen  in  den  Anscbanangen  der  Menschen  von 
)r  Branchbarkeit  der  Güter,  daher  Wechsel  in  der  conereten 
erthschätzong,  in  Folge  dessen  im  Begehr  nach  den  Olitem. 

OeschmacksreräDdeningen,  Modewechsel  u.  dgL  m.  mitunter  sich  so  rasch  foII- 
hend,  dsss  die  Prodacenten  wenigstens  TorUbergehend  in  prec&re  Lage  gerathen. 

ö)  Veränderungen  in  denjenigen  allgemeinen  Bedingungen  der 
rodnction  und  des  Absatzes  der  Gflter,  sodann  des  Gredits, 
3lche  in  den  öffentlichen  Znständen  des  nationalen  und 
emationalen  Verkebrsgebiets^in  dem  Vertrauen  auf  dieselben 
er  dem  Misstrauen  gegen  sie  liegen:  ein  politisches  Moment. 

Dasselbe  wird  bei  der  steigenden  Bedeatnng  der  Arbeitstheilimg  im  Inlande,  bei 
Ausbildaog  weltwirthscbafUidien  Verkehrs  (§.  152  ff.)  nnd  bei  dem  stärkeren  Mit- 
ken des  Creditfactors  (§.  158),  andererseits  bei  den  ungeheuren  Dimensionen  mo- 
ner  Kriegsfohrung  immer  wichtiger.  Sehr  lehrreiche  Mittheüungen  aber  die  Ein- 
»se  grosser  politischer  Störungen  auf  die  Production  in  den  Handelskammer- 
richten der  neueren  Zeit,  in  Deutschland  besonders  in  denjenigen  ff^  1866, 1870.  — 
hwendigkeit  auch  wegen  der  complidrten  Wirthschafts? erh&ltnisse  und  der  Sensibilit&t 
Gredits,  die  Kriege  in  kurzen,  wuchtigen  Schiigen  zu  Ende  zu  fahren,  was  wieder 
sprechende  PrArentirth&tigkeiten  des  Staats  und  stehende  Heereseinrichtungen  he- 
gt. S.  darüber  unten  Buch  6.  Auch  A.  Wagner,  Beichsfinanzen  in  ?.  Holtzendorff^s 
rb.  d.  D.  Reichs  HI,  120  ff.    Dann  Finanzwiss.  2.  Aufl.  I,  §.  108,  3.  Aufl.  §.  183. 

6)  Veränderangen  in  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
dnung  für  den  nationalen  und  internationalen  Verkehr. 

Dadurch  wird  die  Herstellung,  der  Absatz,  der  Bezug  der  Gater,  die  Wahl  der 

ductionsstelle  wesentlich  beeinflasst,  was  alsdann  auf  den  Werth  der  fertigen  Güter, 

Kapitalien,  mit  denen  sie  hergestellt  werden  und  des  Grund  und  Bodens,  wie  auf 

jenigen  der  neu  herzustellenden  Gater  mehr  oder  weniger  maassgebend   einwirkt: 

Änderungen  der  Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik.  Ein  Beispiel  bietet 

Beform  der  britischen  Korngesetze,   die  in  derselben  lUchtung  wirkte,  wie 

Erleichterung  der  Getreideeinfuhr  nach  Grossbritannien   in   Folge   der   besseren 

imnnicationsmitteL 

7)  Veränderungen  in  der  räumlichen  Vertheilung  und 
der  ökonomischen  Gesammtlage  der  ganzen  Bevölkerung 
es  Volkswirthschaftsgebietes. 

Dadurch  werden  der  Werth  des  Bodens,  Überhaupt  und  local,  die  Productions- 
Absatzbedingungen  fieler  Guter  erheblich   beeinflusst:    z.  B.  Steigen  des  Boden- 
;hs  bei  grosserer,  reicherer,  räumlich  stärker  concentrirtcr  Be?Olkeruug,  unter  dem 
loss  der  Freizügigkeit,  der  Auswanderung,  Fom  platten  Lande  in  die  Städte.    Die 
sehe,  besonders  die  nordostdeotsche  Landwirthschaft  ist  auch  dadurch  in  neuester 
in  eine  precäre  Lage  gerathen.    S.  im  2.  Theil  der  Grundlegung  aber  FreizQgig- 
Am  Schärfsten  tritt  der  Einfluss  dieses  siebenten  Moments  wieder  in  den  gr oss- 
itischen Bodenverhältnissen  hervor,   wo   die   ungeheuersten   „privaten  Kapital- 
angen'*  in  grossem  Umfang  durch  GrundstUckspeculation  und  Steigen  des  Boden- 
hs  erfolgen,  —  auf  Kosten  endloser  Miethergenerationen.    Darüber  auch  in  der 
idlegung  Theil  II  im  Abschnitt  ?om  städtischen  Wohnungsboden. 

8)  Veränderungen  in  der  socialen  und  ökonomischen 
!;e   der  einzelnen  Bevölkerungs  c  1  a  s  s  e  n ,    welche  durch  ihren 
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Einflass  auf  Lohnhöhe  und  Zinshöhe ,  anf  die  Nachfrage  nach 
Massenconsnmptibilien  und  Luxusartikeln  wiederum  den  Werth  des 
Bodens,  des  Kapitals  als  Privatbesitz  und  die  Productionsbedingnngen 
vieler  Güter  sehr  wesentlich  mit  bestimmen. 

Z.  B.  Gew&hniDg  voller  Coalitionsfreiheit  an  die  lohnarbeiteDdcn  Glassen  und 
staatlichen  Schatzes  derselben  gegen  Aosbentnng  mittelst  der  sogen.  Fabrik-  oder  der 
nenerdings  besser  sogen.  Arbeiterschntzgosetzgebnng  n.  dgl.  m.,  wodnrch  der  Lohn 
steigen,  der  Zins  der  Kapitalnntznng  fallen,  der  Werth  gewisser  Kapitalanlagen  (aach 
des  Bodens)  herabgedrückt ,  das  Einkommen  der  unteren  Glassen  erhöht,  der  oberen 
Termindert,  dadurch  die  Nachfhige  nach  Producten  ?on  gewissen  Artikeln  ftlr  die 
Wohlhabenderen  weg  nach  Artikeln  für  die  Arbeiter  hintlber  geleitet  und  durch  dies 
Alles  die  Production  der  Yolkswirthschaft  umgestaltet  werden  kann;  lauter  Yerin- 
derungen,  welche  den  Werth  vieler  PrivatvermOgen  stark  beeinflussen  müssen.  So 
giebt  es  z.  6.,  wie  in  der  Lehre  vom  Kapitalgewinn  und  Zinse  zu  zeigen  ist,  Ober- 
haupt kein  festes  Gewinn-  und  Zinsminimum,  dies  kann  vielmehr  auf  nahezu  NnU 
herabgedrückt  werden,  und  zwar  durchaus  nach  den  Grundsfitzen  des  Systems  der 
freien  Concurrenz.  Je  mehr  es  den  Arbeitern  gelingt,  einen  steigenden  Antheil  am 
Prodnctionsertrage  für  sich  zu  erlangen,  desto  n&her  kommt  man  dem  eben  erwähnten 
Falle.  Ein  Herabgehon  des  Zinses  auf  2— 2V27o  ^^^^  ic^  ^^^  Schmolle r  Grund- 
fragen des  Rechts  und  der  Yolkswirthschaft  in  absehbarer  Zeit  bei  unseren  mittel- 
europäischen YoUcem  für  sehr  wohl  mOglich,  und  gewiss  im  Ganzen  für  wohlth&tig, 
s.  unten  §.  94  ff.  Aber  welche  ungemein  grosso  Yer&nderungen  in  der  Ökonomischen 
Lage  vieler  Tausende,  welche  direct  bei  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und 
Kapitalisten  gar  nicht  betheiligt  sind,  werden  durch  ein  solches  volkswirthschaftliches 
Ereigniss  bewirkt  1 

Ein  grossartiges  practisches  Beispiel  von  Yorg&ngen,  wie  den  hier  berührten, 
unter  dem  Einflüsse  eines  zufälligen  geschichtlichen  Ereignisses  liefern  die  Er- 
scheinungen, welche  in  Deutschland  1871  ff.  die  Mitfolge  der  französischen  Milliarden 
waren.  S.  darüber  A.  Wagner,  Reichsfinanzen  a.  a.  0.  IIL  228  ff.,  besonders  das 
Resum6  S.  250—252  und  ders.  in  Hildebr.  Jahrb.  1874,  XXII,  S89  ff.  über  die  Con- 
tributionslitteratur.  Der  damalige  Krieg  und  die  Milliarden  ein  neues  gutes  Beispiel 
der  bestimmenden  Macht  der  Conjunctur  in  der  Yolkswirthschaft. 

C.  —  §.  168  [77  —  79].  Bedenken.  Der  dargelegte  Ein- 
fluss  der  Conjnnctnr  hat  volkswirthscbaftlich  und  socialpolitisch  seine 
Bedenken.  Denn  die  Ergebnisse  des  Wirtbschaftsbetriebs  werden, 
aacb  wenn  letzterer  noch  so  ökonomisch  richtig  geleitet  worden  isti 
durch  die  Conjnnctnr  bei  jeder  Gelegenheit  gekreuzt.  Nicht  bloss, 
und  oft  nicht  einmal  Yorwiegend  eigenes  Verdienst  und  eigene 
Schuld,  nicht  Arbeit,  Vorsicht,  Sparsamkeit,  nicht  Trägheit,  Leicht- 
sinn, Verschwendung,  sondern  die  Conjunctur  bestimmt  daher 
oft  entscheidend  das  Loos  der  Wirthschaft  und  ihres  Subjects. 

Nur  unter  zwei,  leider  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen 
würde  dies  weniger  bedenklich  sein:  einmal,  wenn  die  Chancen 
der  Conjunctur,  also  die  Aussicht  auf  eine  wertherhöhende  und 
das  Sisico  einer  werth  vermindernden  Conjunctur,  im  Grossen  und 
Ganzen  bei  allen  Güterarten,  in  allen  Zeiten  und  Orten  der  Volks- 
wirthschaft  gleich  wären;  dann  würde  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  Compensation  der  Vortheile  und  Nachtbeile  der  Conjunctur 
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]r  alle  Vermögen  und  anch  für  das  Vermögen  des  Einzelnen,  aus 
'elcben  Ofltem  es  immer  bestehen,  wo  immer  es  sich  befinden  mag, 
Dgefllhr  gleich  liegen ;  sodann,  wäre  die  Conjunetar  vom  Einzelnen 
renigstens  nur  (nnd  andrerseits:  aber  anch  wirklich)  durch  sorg- 
Utige  Beobachtungen  und  angestrengte  Bemühung,  Fleiss,  Sorg- 
ilt,  mit  anderen  Worten  durch  Arbeit,  einigermaassen  sicher  zu 
erechnen,  so  läge  in  der  Benutzung  der  Conjunctur  für  die  wirth- 
shafUichen  Zwecke  des  Einzelnen  etwas  Berechtigteres  und  in 
en  dabei  durch  die  Speculation  auf  die  günstige  Conjunctur  er- 
elten  Gewinnen  doch  eiuigermaassen  eine  ökonomisch  verdiente 
elohnung  iUr  reelle  Arbeit  und  in  dem  bezfiglicben  Ansporn  für 
en  Einzelnen  etwas  auch  dem  Gesammtinteresse  Dienliches. 

Allein  erfahrungsgemäss  entspricht  die  Conjunctur,  so  sehr 
ies  und  damit  dann  die  unbedingte  Berechtigung  und  die  nicht 
ur  einzel-,  sondern  die  Yolkswirthschaftliche  Nützlichkeit  der 
peculation  auch  gelegentlich  behauptet  worden  ist,  diesen 
wei  Voraussetzungen  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  nicht 
1er  nur  wenig. 

Yergl.  besonders  0.  Michaelis,  die  wirthschaftlicbe  Rolle  des  Speculations- 
indcls  in  der  Berl.  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  18Ö4,  IV,  180;  1865,  I,  196; 
»65.  n..  77  and  ders.  die  dauernde  Frocbt  der  Conjonctor.  eb.  1S66,  IL,  121, 
tzt  im  2.  B.  seiner  volkswirtbschaftlicben  Scbriftcn.  Anderseits  bat  J.  Nenwirtb, 
)ecalationsknse  ron  1873,  Leipzig  1874,  S.  Sil  ff.  sebr  gerecbtfenigto  Zweifel  an 
;r  .JE^rodnctirität'*  des  Specnlationsbandels  ge&nssert.    S.  ferner  die  Arbeiten   von 

Cobn,  Zeifgescbäfie  nnd  Differenzgescbäfto,  in  Hildebrand's  Jabrb.  VII  (1866), 
n  ff.,  IX,  73  ff.,  and  dessen  statistische  Untersachnngen  tiber  die  Wirksamkeit  der 
jecalation  im  Berliner  Roggenbandel  in  d.  2^itscbr.  d.  K.  Prcass.  Stat.  Btlr.  1868, 

21  ff.,  nnd  in  Hlldebr.  Jabrb.  XVI  (1871),  282  ff.,  sowie  den  oben  S.  370  gen.  Auf- 
»tz  in  seiner  Sammlung.  Cobn  fUlt  anbefangencro  Urtheile  über  den  Specalations- 
mdel,  abweichend  von  Michaelis'  optimistischen,  obgleich  er  einen  nicht  nninter- 
santen  Nachweis  zn  Gunsten  der  speculativen  Berechnungen  im  Komhandel  liefern 
•nnte  (s.  unten).  Die  im  Gegensatz  zum  Effecten-  und  vollends  zum  Grundstück- 
)eculationsbandel  (vergl.  über  diesen  meine  Bemerkungen  auf  der  Eisenacber  Ver- 
mmlung  1872.  Verbaudi.  S.  235  ff.  und  ebendas.  Engol's  Bcf.  tiber  Wohnungsnoth, 
!S.  179  ff.  u.  u.  im  2.  Tbeil  die  Ausfuhrungen  über  den  städtischen  Wohnungsboden) 
ich  aUgemein  relativ  nützlichste  Art  des  Specnlationsbandels  Ui  der  Handel  in  Ge- 
;ide  in  Zeiten  der  Missemtcn,  wie  dies  unter  den  Neueren  besonders  Röscher  in 
iner  Schrift  über  den  Komhandel  (1847)  nachgewiesen,  vgl.  auch   sein  System  II, 

Kap,  12.  Uebersehen  wird  dabei  freilich  auch,  dass  das  Abhilfsmittel ,  nemlicb 
3  rechtzeitige  genügende  Preissteigerung,  um  den  Consum  auf  (oder  unter)  das 
inimalmaass  bei  der  Masse  der  Bevölkerung  zu  drücken  und  um  Zufuhren  möglich 
d  rentabel  zu  machen,  doch  den  Nacht  heil  der  ungünstigen  Conjanctur,  der  Miss- 
ote,  g^sstentheils  allein  auf  die  unteren  Classen  abwälzt.  Lindwurm  Eig.  S.  .'502 
ederbolt  nur  die  alte  Vertheidigung  der  Speculation,  die  ich  ja  nicht  fur  ganz  un- 
:btig,  aber  für  richtig  nui  mehr  in  Ausnahmefällen  halte. 

Den  ersten  Punct  anlangend,  so  sind  die  gtlnstigen  und  un- 
instigen  Chancen  der  Conjunctur  nach  Zeiten,  Orten  undOb- 
icten  (Güterarten)  bleibend  ausserordentlich  verschieden. 
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In  einer  an  Be^Olkerang  und  Wohlstand  fortschreitenden  Yolkswirthschaft  über- 
wiegen durchschnittlich  namentlich  die  günstigen  Chancen«  wenn  anch  mit  gelegent- 
lichen zeitlichen  und  localcn  Bückschlägen  und  Schwankungen,  beim  Ornndeigen- 
thnm,  besonders  beim  städtischen  (grossstädtischen),  wlüirend  bei  bewegüchen 
Gütern,  Theilen  des  Qebrauch8?erm0gens ,  wie  des  Kapitals,  der  Wechsel  der  Gon- 
jnnctnr  viel  häufiger  und  eingreifender  ist,  eine  Bichtung  der  Conjunctur  überhaupt 
nicht  80  andauernd  vorwaltet,  weil  die  jeweilig  wechselnden  Productionsverhältnisse 
(Ernten)  einen  unmittelbareren  Einfluss  üben. 

Der  übliche  Einwand,  dass  dem  Conjuncturengewinn  eine  ebenso  grosse  Chance 
des  Conjuncturenvcrlusts  gegenüber  stehe  und  höchstens  der  wirthschaftlich  Tüchtigste 
eben  den  „verdienten*'  Yortbeil  ziehe,  ist  insbesondere  beim  grossstädtischon  Grund- 
dgenthum  unrichtig,  obgleich  er  hier  besonders  gern  gemacht  wird.  Dies  ergiebt 
sich  aus  den  statistischen  Daten  über  den  mittleren  Miethwerth  einer  Wohnung  in 
Berlin  mit  genügender  Sicherheit.  Vergl.  die  Tabelle  bei  Bruch,  Wohnungsnoth, 
im  Berl.  Stadt  Jahrb.  VI  (1S72).  S.  23,  und  die  Daten  bei  Engel,  Eisen.  Verhandl. 
1872  S.  172,  182.  Der  Durchschnittspreis  einer  Wohnung  stieg  von  1815  bis  1831 
von  39.06  auf  83.06,  von  da  bis  1872  auf  171.19  Thlr.  Von  1831—72  stieg  er  mit 
nur  3  Ausnahmen  in  den  J.  1849—51,  wo  er  von  104.65  in  1848  auf  101.1  in  1S49, 
98.6  in  1850  und  9S.4  Thlr.  in  1851  sank,  ununterbrochen.  Jene  kleine  Vermin- 
derung war  schon  1854  wieder  eingeholt  (106.34).  Ob  selbst  die  ausserordentliche 
Ueberspeculation  der  J.  1871  ff.  in  neuester  Zeit  zu  einer  längeren  Periode  des  Back- 
schlags fuhren  würde,  war  zur  Zeit  der  Bearbeitung  der  2.  Aufl.  dieses  Werks  (1878) 
noch  nicht  zu  bestimmen,  aber  schon  damals  nicht  sicher.  Dnrchschnittswerth  einer 
vermietheten  Wohnung  (oder  eines  sonstigen  Gelasses)  Ende  1872—77:  609,  717,  752, 
744,  748,  722  M.  (Berl.  Stat.  Jahrb.  1877  S.  88,  1878  S.  95.)  Seitdem  ist  er  in  Folge 
der  stärkeren  Vermehrung  der  kleineren  Wohnungen  wegen  vermehrten  Bedarfs  der 
betreffenden  Volksciassen  herabgegangen.  So  war  er  1888  642,  1889  652  M.  (Jahrb. 
a  15,  1888,  Berlin,  1890,  S.  140). 

Ein  Hauptbeispiel  ans  der  neuesten  Zeit  liefert  die  Coniunctur  und  die  dadurch 
geschaffene  Lage  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  (in  allen  Cultnrländem, 
nicht  nur  in  denen  einer  bestimmten,  freihändlerischen  oder  schutzzOUnerischcn 
Handelspolitik,  in  England  wie  in  Nord -America  und  Deutschland).  Veränderungen 
der  Technik  (Bessemer-Stahlerzeugnng)  steigerten  freilich  den  BücLschlag.  Vergl. 
Pechar,  Kohle  u.  Eisen  u.  die  Berichte  der  Hüttenwerke,  z.  B.  der  Dortm.  Union  f. 
1877/78.  Durchschnittspreis  für  schottisches  Boheisen  in  Glasgow  p.  Ton.  1870—77 
Maik:  55.45,  60.13,  123.97,  139.35,  89.38,  67.12.  59.67,  55.45  (Pechar  S.  39). 
Maximalpreis  fur  deutsches  Qual.  -  Pudeleisen  1873  p.  1000  Kil.  180—192,  Mitte 
1878  54,  far  Bessemer- Bobeisen  210  n.  65,  für  Bleche  480—510  u.  150—160  Mk. 
(Bericht  der  Union).  Seitdem  haben  auf  diesem  Gebiete  die  „Cartelle*'  immer  mehr 
zu  wirken  begonnen,  wohl  mehr  Begclmässigkeit  in  die  Preise  gebracht,  aber  auch 
selbst  auf  die  Schaffung  von  Preisgestaltungen  und  Conjnncturen  dafdr  zur  besseren 
Ausbeutung  der  Consumenten  mit  hingewirkt. 

Auch  die  zahlreichen  Veränderungen  der  Technik  machen  die  0>njunctar 
wechselnder,  schaffen  aber  in  einem  fortschreitenden  Gemeinwesen  mehr  Momente, 
welche  die  bisherigen  Werthe  eines  Theils  der  Guter  (der  Industrieproducte  und  der 
Kapitalien,  z.  B.  der  Werkzeuge  und  Maschinen,  mit  denen  sie  bisher  hergestellt 
wurden)  herab  als  herauftreiben  (Sinken  der  Preise  der  Fabrikate).  So  spielt  die 
Conjunctur  doch  insbesondere  dem  Grundeigenthümer  Gewinne  zu,  die  wenigstens  er 
nicht  ökonomisch  verdient,  sondern  nur  der  Institution  des  Privateigenthums  und  der 
Mitbeziehung  desselben  auf  den  Werth  der  Güter  zu  verdanken  hat,  —  Gewinne, 
für  welche  Andere  und  die  ganze  Volkswirthschaft  durch  ihre  Arbeit  erst  die 
Bedingungen  geschaffen  haben. 

Schlagende  Beispiele  von  realisirten  Conjuncturengewinnen  aus  der  Baustelleo- 
speculation  in  Berlin  bei  Engel  a.  a.  0.  S.  180.  Aus  der  neuesten  Aera  1888  ff. 
sind  ähnliche  zu  constatiren.  Der  Einwand  von  A.  Held  a.  a.  0.  und  von  Andren, 
dass  die  Conjnncturengewione  ausserhalb  des  Grundeigenthums  nicht  zu  verfolgen 
wären,  ist  nicht  so  allgemein  richtig.  Die  ganz  aparte  ökonomische  Stellung 
des  Grundeigenthums,  besonders  des  städtischen,  wird  aber  ganz  übersehen, 
wenn  die  Conjuncturcngewinne  hier  und  bei  den  beweglichen  Gütern  ohne  Weiteres 
gleichgestellt  werden. 
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DeD  zweiten  Panct  betreffend,  so  sind  diese  wie  die  meisten 
anderen  Gewinne  am  Wertb  aus  der  Conjnnctar  aber  ausserdem 
n  der  Hanptsaebe  doeb  nur  Spielgewinne  —  denen  insofern 
wenigstens  mit  fiecbt  wieder  Spielverlnste  entspreeben  — , 
veil  die  etwa  zu  Orande  liegende  Specalation  weit  überwiegend 
lur  den  Gbaracter  des  Spiels  und  niebt  der  Berecbnnng  und 
iamit  der  Arbeit  hat  und  baben  kann.  Dies  lebrt  die  Erfahrung, 
1.  A.  aueb  die  Beobachtung  llber  die  speculirenden  Personen  selbst, 
ind  sie  bestätigt  damit  nur  das  Ergebniss  der  Analyse. 

,J)i6  Summe  der  nicht  wissbaren  Umst&nde  überwiegt  jederzeit  unendlich 
ie  Summe  der  wiss baren  Umstände.*'  ,Je  richtiger  and  genauer  die  Schätzung 
er  wissbaren  Umstände  ist,  auf  welche  der  Terständige  CalcOl  des  Specalanten  ge- 
aut  ist,  desto  grösser  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  unendlich  überwiegende  Summe 
er  nicht  wissbaren  Umstände  das  Besultat  ?erändem  wird''.  (Lassalle,  Kapital  und 
irbeit  S.  2ä.)  Manche  Umstände  (z.  B.  Verhältnisse  des  politischen  Lebens,  Vor- 
ommen  neuer  Erfindungen)  sind  selbst  hinsichtlich  ihres  Auftretens  oder  Nichtauf- 
*etens  vollständig  unberechenbar  und  doch  leicht  die  entscheidenden.  Die 
cärke  des  Einflasses  der  einzelnen,  selbst  gekannten  Umstände  ist  ebenso  wenig 
Q  Voraus  genau  zu  messen.  Es  heisst  den  Dbgen  Zwang  anthan,  will  man  dies 
erkennen. 

S.  die  vorgenannten  Aufisätze  von  G.  Gohn  mit  dem  Ergebniss,  dass  der  Lrr- 
lum  der  Erwartung  der  Specalation  in  Roggen  in  Berlin  im  Laufe  der  Jahre  in  der 
hat  kleiner  wurde,  was  indessen  die  im  Texte  aufgestellten  Sätze  nicht  aufhebt, 
n  Getreidehandel  kämpft  man  allerdings  mit  dem  besonders  variablen  Causalfactor, 
iT  Witterung,  hat  aber  andrerseits  bei  dieser  wichtigsten  Waare  die  längsten  und 
iutzutage  die  räumlich  umfänglichsten  Beobachtungen  gesammelt  und  vermochte  die- 
tlben  neuerdings  in  ein  ordentliches  System  zu  bringen.  Vergl.  besonders  über  die 
eobachtungen,  welche  die  grossen  englischen  Komhändler  über  die  Emteaussichten, 
Th.  durch  besondere  Sendlinge,  anstellen  lassen,  und  über  die  Methoden,  practische 
Ute  -  statistische  Daten  durch  Privatthätigkeit  zu  erlangen,  Tooke  a.  Newmarch, 
ist  of  prices.  V,  Th.  1  (As her 's  Uebersetz.  11,  1).  Wie  sehr  aber  auch  hier  oft 
le  Berechnungen  täuschen,  das  zeigt  sich  in  den  besonders  schweren  Krisen  des 
streidehandels,  den  plötzlichen  Preisrückschlägen  u.  s.  w.  (z.  B.  im  J.  1847,  s.  meine 
eiträge  zur  Lehre  von  den  Banken,  S.  205  n.  und  o.  §.  167  unter  Nr.  1),  den  dann 
isbrechenden  zahlreichen  Bankerotten.  —  Jüngst  sind  Cohn's  ältere  statistische  Unter- 
chungen  für  den  Berliner  Getreidehandel  fortgesetzt  (Kantorowicz,  Wirksamkeit 
r  Speculation  im  Beri.  Komhandel  1850—90,  in  Schmoller's  Jahrbuch.  XV,  1891, 
1183  ff.).  Danach  würde  sich  Cohn*s  Ergebniss  einigermaassen  bestätigen  (S.  1195). 
dessen  ist  hier  doch  selbst  in  der  neuesten  Zeit  (1885 — 90)  eine  Zunahme  des  Irr- 
ams  in  der  Galculation  herausgerechnet,  was  ausdrücklich  mit  auf  Beunruhigungen 
r  Speculation  durch  politische  Maassregeln  zurückgeführt  wird  (S.  1193).  Gross 
nug  sind  die  Irrthümer  in  Betreff  der  wirklichen  Zukunftspreise  ohnedem  immer 
ch,  um  zu  zeigen,  wie  sehr  es  sich  hier  um  unberechenbare  Momente  handelt  und 
s  Geschäft  Spielcharacter  behauptet.  Zweifel  bleiben  ausserdem  in  Betreff  der  Be- 
±nung  der  Durchschnitte  und  der  Schlüsse.  Lassalle's  Sätze  scheinen  mir  durch 
rartige  „inductive"  Beweisführungen  nicht  im  Mindesten  erschüttert  zu  werden. 

Ja,  die  Bedenken  steigen  noch,  wenn  man  noch  andere  Pnncte 
rflcksichtigt,  welche  mit  der  Frage  der  Speculation  und  mit 
n  Schwankungen  der  Conjunetaren  zusammenhängen.  Soweit 
sr  wirklich  in  der  Speculation  und  in  der  speculativen  Ausbeutung 
r  Conjuncturen  etwas  unterläuft  ^  was  als  ein  wirthschaftliches 


396  3.  B.  Wirthsch.  u.  Volkswirthsch.  2.  K.  2.  A.  Conjunctur.  §.  168,  169. 

Arbeitsmoment  angeseheD  werden  darf^  soweit  daher  bei  einer 
solchen  Ausbeatung  der  wirthschaftliche  Erfolg  als  Ergebniss  be- 
wnsster  Willensacte,  Handlangen,  Unterlassungen,  nicht  mehr  bloss 
als  Ergebniss  des  Zufalls  und  der  Consequenzen  des  Eigenthoms- 
prineips,  wenigstens  in  gewissem  Umfang,  gelten  darf,  erhebt  sich 
das  Bedenken,  dass  entweder  immer  nur  eine  kleine  Minorität  an 
dieser  Ausbeutung  Theil  nimmt,  die  Uebrigen  es  nicht  können  oder 
(glücklicher  Weise)  auch  nicht  wollen,  oder  aber  sich  die  Specula- 
tionssucht  immer  weiter  verbreitet  und  dann  vollends  das  wirthschaft- 
liche Leben  den  Character  des  Spiels  und  der  Ueberlistung  annimmt 

Wo  die  CoDJnnctiiren  sich  dann  nicht  ?on  selbst  zur  Ausbeutung  bieten,  sucht 
man  sie  künstlich  zu  schaffen  oder  zu  steigern,  was  wiederum  nur  mittelst  sittlich  be- 
denklicher, wirthschaftlich  weite  Kreise  sch&digender  Practiken  und  mit  der  Folge 
abermals  gesteigerten  Spieicharacters  der  Volkswirthschaft  geschehen  kann.  Da  er- 
geben sich  denn  auch  jene  Ubien  Rückwirkungen  auf  den  ganzen  sittlichen  Zustand 
der  Gesellschaft,  von  welchen  schon  im  ersten  Buche  mehr&ch  gehandelt  worden  ist 
(§.  41,  44).  Grosse  Umwälzungen  in  den  Einkommen-  und  YermOgcnsTerhSltnissen 
erfolgen,  zu  Gunsten  der  glücklichen  Spieler,  der  erfolgreichen  Speculanten,  auch  der 
Geriebensten,  Gewissenlosesten,  zu  Ungunsten  der  unglücklichen  Spieler  und  Specu- 
lanten und  zum  Nachtbeil  der  übrigen.  Massenhaft  wird  arbeitsloses  Einkommen,  in 
Spiel  und  Conjuncturen -Ausbeutung  errafftes  Vermögen  auf  Kosten  Andrer,  schliess- 
lich auch ,  z.  B.  mittelst  speculativer  Preissteigerung  der  Waaren ,  auf  Kosten  der 
Tolksmassen  erworben.  Eine  ungünstigere  Yertheilnng  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens,  Verbitterung  und  Neid,  Geldstolz  und  maassloser  Luxus  sind  die  Folgen. 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  kann  man  doch  kaum  mit 
Optimisten  sagen ,  die  Wirkungen  der  Conjunctur  und  ihrer  Aus- 
beutung seien  unbedenklich,  sogar  fUr  das  Ganze  segensreich,  weil 
auf  richtiges  wirtbschaftliches  Handeln  hinwirkend,  dieses  belohnend, 
Trägheit,  unrichtiges  Hnndeln  strafend.  Und  ebenso  wenig  kann 
man  sich  mit  kühleren  Köpfen  einfach  dabei  beruhigen,  alles  das 
sei  notbwendig  und  unabänderh'ch,  weil  eine  Consequenz  der  Privat- 
eigenthumsordnung  und  des  freien  Verkehrs  und  damit  eben  hin- 
zunehmen. Damit  geht  man  über  die  Frage,  ob  denn  dem  wirk- 
lich so  sei  und  ob  sich  gar  nichts  daran  ändern  lasse,  doch  gar 
zu  leicht  und  bequem  hinweg. 

D.  —  §.  169  [80].  Wissenschaftliche  Stellungnahme 
gegenüber  der  Conjunctur.  Statt  solcher  Ansichten  wie  der 
eben  erwähnten,  ist  das  offene  Anerkenntniss ,  dass  in  der  Volks- 
wirthschaft, zumal  der  modernen,  zahlreiche  persönlich  öko- 
nomisch unverdiente,  bez.  unverschuldete  Gewinne  und 
Verluste  oder  Vermehrungen  und  Verminderungen  des  Vermögens 
einer  Person  unter  dem  Einflüsse  der  Conjunctur  vorkommen,  und 
dass  dies  wesentliche  Bedenken   hat,  geboten.    Aber  dies  Aner- 
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enntniss  scbliesst  nicht  sofort  nothwendig  die  ForderuDg  in  sich, 
ass  auf  die  völlige  principielle  Beseitigung  dieses  Verhältnisses 
obedingt  hinznstreben  sei.  Diese  Forderong  setzte  die  klar  con- 
:atirte  Möglichkeit  einer  solchen  Beseitigung  voraus.  Eine 
araaf  bezügliche  Frage  ist  bisher  selten  genug  auch  nur  auf- 
eworfen  worden,  jedenfalls  hat  eine  genügende  Untersuchung  nicht 
attgefundeo.  Die  socialistische  Untersuchung  ist  nicht  ge- 
ügend,  weil  sie  die  Schwierigkeiten  der  principiellen  Aenderung 
erkennt  Die  Nationalökonomie  aber  hat  freilich  bisher  gewöhn- 
ch  umgekehrt  ohne  Weiteres  das  dargelegte  Verhältniss  als  eine 
othwendige  Folge  des  Eigenthumsprincips  anerkannt 
Qd  ruhig  hingenommen:  ein  ebenso  wenig  haltbarer  Standpunct. 
Was  dagegen  der  Conjunctur  gegenüber  von  der  Wissenschaft 
I  verlangen  ist,  besteht  in  Folgendem: 

1.  Die  Misslichkeit  solcher  ökonomisch  vom  Einzelnen  nicht 
srdienten  und  nicht  verschuldeten  Vermögensveränderungen  und 
sr  weiteren Consequenzen  hiervon  darf  nicht  bestritten  werden. 

Die  Gonjonctor  mit  ihren  Einflüssen  erscheint  nun  als  ein  besonders  unserer 
tätigen  „freien*'  Yolkswirthschaft  characteristisches  Moment.  Kann  man  letzteres 
cht  beseitigen  oder  seine  Wirkung  ausgleichen,  so  mnss  die  Conseqnenz  dieser  Sach- 
te offen  anerkannt  werden:  diese  Consequenz  ist,  dass  die  wirthschaftliche  Lage  des 
iDzelnen  oder  der  Familie  7on  deren  eigenen  wirthschaftlichen  Thätigkoit  (Arbeit, 
)arsamkeit,  Kapitalrerwendung,  Bodenbenutzung)  oder  ?om  „Wirthschaftsbetrieb"' 
.  157)  nicht  immer  Torwiegend,  geschweige  allein  abhängt,  sondern  wesentlich  mit 
n  Product  der  Conjunctar  ist  Das  ist  aber  ein  Umstand,  welcher  nothwendig  die 
ideutung  der  personlichen  wirthschaftlichen  Verantwortlichkeit  abschwächt.  Es  ist 
iher  auch  nicht  richtig,  ?on  unserer  Yolkswirthschaft  auszusagen,  sie  beruhe  ganz 
ier  auch  nur  überwiegend  auf  diesem  Princip  der  eigenen  Verantwortlichkeit  des 
irthsthaftssubjets.  Es  ist  nicht  minder  falsch,  den  Grundsatz  der  sog.  Selbsthilfe 
}  das  leitende  Princip  der  Wirthschaftspolitik  hinzustellen:  lauter  Fehler,  welche 
e  neuere  Nationalökonomie  der  britischen  Schule  begangen  hat  Dieser  Grundsatz 
tzte  vielmehr  eine  Yolkswirthschaft  voraus,  in  der  die  Conjunctar  nicht  so  mächtig 
nwiri[te  und  der  eigene  Wirthschaftsbetrieb  über  die  wirthschaftliche  Lage  des 
ibjects  wesentlich  allein  entschiede. 

2.  Gilt  die  heutige  Organisation  der  Yolkswirthschaft 
id  die  Rechtsbasis  dafür,  daher  das  Privateigenthum  an  den 
ichlichen  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  die  Vertrags- 
eiheit,  der  specalative  Privat- Untemehmungstrieb,  überhaupt 
18  sogen,  privatwirthschaftliche  System  der  freien  Concurrenz 
Inch  5)  für  die  in  der  Hauptsache  unabänderliche  Einrichtung 
;r  Yolkswirthschaft  und  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  dann 
nss  wenigstens  die  Aufgabe  tHr  berechtigt  erkannt  werden,  den 
isslicben  Folgen  der  Conjunctar  entgegen  zu  arbeiten. 

Dies  kann  in  Betreff  der  ökonomisch  nicht  oder  nicht  genügend  „verdienten"' 
Djuncturen gewinne   wohl   mit   durch    ein  rationelles  Steuersystem    der   oben 
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angedeoteten  Art,  welches  diese  Gewinne  zu  treffen  sncbt;  in  Betreff  der  ökonomisch 
unverschuldeten  Verluste,  welche  Folge  der  Conlunctur  sind,  und  der  weiteren 
daraus  hervorgehenden  Uebelständo,  wie  Stockung  des  Absatzes,  Krisen,  Arbeiterent- 
lassuDg,  Lohnreductionen  u.  s.  w.,  durch  ein  rationelles,  den  Yerhftltnissen  angepasstes 
System  der  Versicherung  (u.  A.  auch  der  Arbeiterversicherung)  und  durch  An- 
erkennung der  grundsätzlichen  Berechtigung  auch  von  Staatshilfe  in  geeigneten 
Fällen  einigermaassen  geschehen:  freilich  Alles  nur  Mittel  zur  Bekämpfung  der 
Symptome,  der  Folgen  des  Uebels,  nicht  der  Ursachen  desselben,  daher  nicht 
dieses  Uebels  »elbst.  Aber  deshalb  doch  weder  etwas  ganz  Unwirksames,  noch  Fal- 
sches. Namentlich  ist  das  Princip  der  Staatshilfe  als  ein  in  den  geschilderten  Verhält- 
nissen unserer  Volkswirthschaft  begründetes  anzusehen,  während  es  die  liberal- 
individualistische Doctrin  vOllig  falsch  als  mit  diesen  Verhältnissen  in  Widerspruch 
stehend  hinzustellen  und  deshalb  zu  bekämpfen  pflegt. 

3.  Die  tiefergehende  UDtersaehung  wird  sich  aber  freilich  des- 
halb doch  immer  der  Aufgabe  gegenüber  gestellt  sehen,  zu  forschen, 
ob  und  wie  weit  nicht  das  Uebel  selbst,  der  maassgebende  Einflnss 
der  Conjunctur  beseitigt  oder  wenigstens  gemindert  werden  kann. 
Das  führt  zu  der  Frage  von  der  dem  entsprechenden  Veränderung 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  der  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung,  um  regelmässigere  Production  und  richtigere  und  ge- 
rechtere Vertheilung  herbeizuführen. 

Die  principale  Frage  der  heutigen  Nationalökonomie,  die  der  wissenschaft- 
liche Socialismus  das  Verdienst  hat,  aufgestellt  zu  haben,  nur  dass  er  sie  viel  zu 
leicht  nabm  und  sie  einseitig  apodictisch  beantwortete.  Im  3.  bis  5.  Buche 
und  im  2.  Theil  der  Grundlegung  (von  Volkswirthschaft  und  Recht)  wird  sie  eingehend 
erörtert  werden:  durchaus  mit  in  Gonsequenz  der  hier  dargelegten  Anschauungen. 

In  Vorwegnahme  des  Ergebnisses  der  späteren  Erörterungen 
sei  hier  nur  bemerkt,  dass  zweierlei  in  Betracht  kommt:  soweit 
es  ökonomisch  und  technisch  zulässig  und  socialpolitisch  nicht  be- 
denklich ist,  gilt  es  die  Privatwirthschaft  durch  die  Gemeinwirth- 
schaft,  besonders  des  Staats,  der  Gemeinde  zu  ersetzen;  soweit 
das  —  in  der  Masse  der  Fälle,  wenigstens  für  die  zu  übersehende 
Periode  —  nicht  statthaft  ist,  muss  die  Privatwirthschaft  selbst 
mehr  geregelt  werden.  Durch  Beides  lässt  sich  der  Einfluss  der 
Conjunctur  und  ihrer  Schwankungen  beschränken,  das  zufällige 
Zugutekommen  der  Vortheile  der  Conjunctur  an  oder  die  spe- 
culative  Ausbeutung  der  Conjunctur  durch  Private  hemmen,  die 
Uebertragung  der  guten  und  üblen  Wirkungen  verbleibender  Con- 
juncturenschwankungen  auf  die  Gemeinschaft,  als  immer  noch  das 
Beste,  herbeiführen. 
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Ertrag  und  Einkommen, 
oder  die  Einkommenlehre  aus  dem  Productions- 

standpunct  betrachtet. 

§.  170.  Yorbemerkung  und  Litteratnr. 

Die  Lehre  ?om  Ertrag  und  Eiokommen  bildet  eine  weitere  AusfOhniog  der  im 
Abschnitt  des  vorigen  Kapitels,  §.  156  ff.,  eingeleiteten  Lehre  vom  Wirthschafts- 
trieb.  Sie  ist  hier  ftlr  die  Einzel-  und  f^  die  Volkswirthschaft  zn  unterscheiden, 
her  die  Eintheilong  in  die  folgenden  zwei  Abschnitte.  Dabei  ist  dann  mehrfach 
einzelnen  Puncten,  auch  in  der  Lehre  vom  Einzeleinkommen,  der  Doppelstand- 
nct  der  BetrachtQog,  der  einzel- nnd  der  volkswirthschaftliche,  za  trennen, 
nentlich  beztlglich  der  Kosten,  eine  besonders  wichtige  Trennung,  deren 
'htbeachtong  oder  falsche  Beachtung  nothwendig  zu  IrrthOmem  führt,  wie  die  Altere 
handlung  zeigt  Auch  die  ganze  Einkommenlehre  muss  aber  wieder  von  dem  schon 
3rs  von  uns  unterschiedenen  weiteren  doppelten  Standpuncte  aus  behandelt  wer- 
i:  von  demjenigen  der  Production  der  Güter  in  der  Yolkswirthschaft  und  von 
n jenigen  der  GOtervertheilung  in  derselben  aus.  Erst  durch  diese  Behandlang 
I  den  zwei  Seiten  aus,  welche  f^r  alle  diese  Fragen  in  Betracht  kommen,  erhält 
e  Lehre  ihren  richtigen  theoretischen  Abschluss.  In  diesem  Kapitel  wird  die  Ein- 
nmenlehre,  soweit  sie  nach  meiner  Auffassung  in  den  allgemeinen  grundlegenden 
eil  gehöst,  vom  Productionsstandpunct  aus  erörtert.  Im  folgenden  vierten  Bach 
et  die  ergänzende  Behandlung  vom  Yertheilungsstandpancte.  Die  National- 
nomie  der  Smith'schen  Schule  hat  hier  wie  in  allen  ihren  Erörterungen  zu  einseitig 
I  ersten  Standpunct  vertreten  und  dabei  ausserdem  noch  den  Producentenstand- 
ict  des  einzelwirthschaftlichen  Subjects  (des  Unternehmers)  öfters  mit  demjenigen 
ganzen  Yolks  (der  Yolkswirthschaft)  in  der  Productionsfrago  verwechselt. 
)er  die  zu  losende  Aufgabe  s.  unten  Weiteres  in  Buch  4  (litterarische  Yorbemer- 
gen). 

FOr  Litteratur  vgl.  die  reichen  Angaben  in  dem  Aah,  Einkommen  von  Bob. 
iyer,  Handwörterb.  der  Staatswiss.  III,  67  u.  ders.  in  der  Monographie  „das  Wesen 
Einkommens'%  Berlin  1887.  S.  Ricardo,  principles  eh.  26  u.  32.  —  Bern- 
rdi,  Yersuch  einer  Kritik  der  Grtlnde,  die  für  kleines  und  grosses  Grundeigen- 
m  sprechen,  Petersb.  1848  §.  14  ff.  —  Rau  I,  §.  70,  71,  auch  §.  165,  245  ff.  — 
scher  I,  §.  144  f.,  auch  §.  106.  —  Mangoldt,  Grundr.  §.  85  ff.,  ders.  Art  Ein- 
imen  im  Staatswönerb.  lU,  ders.  Yolkswirthschaftslehre,  Kap.  12.  —  Besonders 
Hermann,  Untersuch.  Kap.  IX,  S.  582  ff.  und  G.  Schmoll  er.  Lehre  vom  Ein- 
imen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Grundprincipien  der  Steuerlehro,  Tüb.  Ztschr. 
>taatswiss.  XIX.  (1863)  S.  1  ff.,  auf  welche  Arbeit  auch  für  die  Dogmengeschichto 
Begriffs  Einkommen  mit  zu  verweisen  ist.  —  Schäffle,  Syst.  3.  Aufl.  I,  §.  168  ff.  — 
tb,  Lehre  v.  Eink.  2.  Aufl.,  Lpz.  1878.  —  B.  Weisz,  Lehre  v.  Eink.  Tüb.  Ztschr. 

7  u.  1878.    Yergl.  auch  U.  Rösler,  zur  Lehre  vom  Einkommen,  Hildebr.  Jahrb. 

8  I,  und  aas  der  socialistischen  Dtteratur  besonders  die  Arbeiten  von  Rodbertus, 
I.  und  Marx,  Kapital  II,  Kap.  19,  20.  Weitere  litterarische  Kachweise  in  der 
bemerkung  Abschnitt  2  unten. 

Neumann  in  seinen  „Grundlagen**  und  im  Schönberg*schen  Handbuch  I,  Abh.  4, 
i.  S.  169,  Th.  Mithoff  eb.  Abh.  11,  S.  575.  G.  Cohn,  System  I,  S.  563  ff.  — 
Wichtigste  ist  jetzt  das  Buch  von  Rob.  Meyer,  mit  dem  eine  Auseinander- 
ung  über  unsre  Differenzpuncte  aber  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen  würde.  Ich 
e  doch  an  meiner  bisherigen  Behandlung  im  Wesentlichen  festgehalten,  die  Fas- 
^  aber  im  Einzelnen  zu  verbessern,  besonders  zu  verschärfen  gesucht. 

Yen  practischer  Bedeutung  wird  die  Einkommen-,  Ertrags-  und  Kostenlehre  für 
Steuerlehre,  beBonders  auch  für  die  Fragen  in  Betreff  des  (wenn  auch  in  den 
etzen  mit  Recht  öfters  nicht  speciell  formulirten,  aber  doch  nothwendig  vorschwe- 
den)  Einkommenbegriflb  und  des  Kostenbegriffs  (Abzüge  u.  s.  w.)  bei  der  (nomi- 
en)  Einkommensteuer.  DafHr  ist  auf  die  flnanzwiss.  Litteratur  zu  verweisen.  Ygl. 
ne  Flnanzwiss.  II,  2.  A.  S.  314  ff.    S.  u.  A.  meine  Abh.   über  die   Reform   der 
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directen  Steuern   in  Preossen,  speciell  aber  die  Einkommensteuer,  im  Schanz'schen 
Finanzarchi?  1S91  B.  2. 

1.  Abschnitt. 
£rtrag  der  £iiizelwirthsehaft  und  Einzeleinkomnien. 

I.  Ertrag.  —  §.  171  [82],  A.  Begriffsbestimmungen. 
Der  Begriff  des  Ertrags  ergiebt  sich,  wenn  die  Einnahmen  auf 
das  Object,  aas  dem  sie  hervorgehen,  znrttckbezogen  oder  als 
Ausflüsse  einer  Erwerbsquelle,  d.  h.  einer  Tbätigkeit,  eines  Rechts 
oder  einer  bestimmten  Erwerbseinrichtung,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person,  der  sie  zufallen,  betrachtet  werden.  Ertrag  ist  dann  der 
aus  einem  solchen  Object  herrührende  Zuwachs  von  Gütern,  daher 
vom  Werth  derselben,  in  seiner  Rückbeziehung  zu  dem  Object, 
als  seiner  Ursache  und  Bedingung,  betrachtet:  eine  naturale  Güter- 
menge, welche  ein  bestimmtes  Werthquantum  (von  Gebrauchs-  und, 
eventuell,  regelmässig  auch  vom  Tausch  werth)  darstellt,  wobei 
gewöhnlich  nach  bestimmten  Zeiträumen  gerechnet  wird.  8o  viel 
Einnahmearten  (§.  159,  160),  so  viel  Ertragsarten  können  vor- 
kommen. 

Dieser  Ertrag  ist  zunächst  Roh-  oder  Bruttoertrag,  indem 
er  die  zu  seiner  Gewinnung,  als  Mittel  zum  Zweck,  erforderlichen 
Aufwendungen  von  wirthschaftlichen  Gütern,  d.  h.  die  Auslagen 
oder  Kosten  ihrem  Werthe  nach  noch  in  sich  enthält.  Diese 
Kosten  werden  schliesslich  reell  aus  dem  Werthe  des  Rohertrags 
bestritten.  Nach  Abzug  derselben  ergiebt  sich  erst  der  Rein- 
oder  Nettoertrag:  das  Ziel  jeder  Einzelwirthschaft  und  allein  die 
wirkliche  Vermehrung  des  Vermögens. 

Die  Kosten  bei  den  unmittelbar  eigens  gewonnenen  Einnahmen  oder  bei 
der  Naturalprodnction  können  noch  speciell  Productionskosten  genannt 
werden.  Doch  wird  letzterer  Aasdruck  auch  far  die  Kosten  der  Gewinnung  aUer 
Einnahmen  und  Erträge  gebraucht 

Neumann  (Handbuch  I,  3.  A.  S.  169)  glaubt  beim  Ertrag,  „äusserlich  auf- 
gcfasst'\  den  Inbegriff  der  Guter  selbst,  der  aus  einem  Object  hervorgeht,  dann  erst 
den  Werth  dieses  Inbegriffs  unterscheiden  zu  sollen.  Erst  bei  letztrer  Bedeutung  von 
Ertrag  spricht  er  dann  Fon  Roh-  und  Reinertrag.  Mit  ho  ff  (ob.  S.  574)  hebt  hervor, 
dass  bei  der  isolirten  Einzelwirthschaft  die  nationale  Gütermenge,  bei  der  im  Verkehr 
stehenden  (Verkehrswirthscbaft)  der  Erlös  aus  dem  Verkauf  der  erzeugten  Gdter  den 
Rohertrag  bildet. 

B.  —  §.  172  [82,  83].  Nähere  Betrachtung  der  Kosten. 
Einzel-  und  volkswirthschaftliche  Kosten. 

Ueber  die  Kosten  ist  schon  oben  in  der  Werthlehre  §.141  in  Kürze  gehandelt 
worden.  Weiteres  gehört  in  die  Lehre  7om  Preise  in  der  theoretischen  Volkswirth- 
schaftslehre.    Aber  auf  die  folgenden  Hauptpuncte  ist  auch  hier  einzugehen. 
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Begriff  nnd  Wesen  der  Kosten,  welche  znr  Gewinnung  von 
toh-)  Erträgen  aufgewendet  werden  mOssen,  sind  yerschieden 
)m  Standpanete  der  Einzel-  nnd  der  Volks wirthschaft  Anch 
)m  letzteren  Standpnncte  aas  ist  aber  wieder  zwischen  yolks- 
irthschaftlichen  Kosten  in  zweierlei  verschiedener  Bedentang 
SS  Wortes  za  unterscheiden :  einmal,  indem  man,  wie  schon  früher 
i.  308,  316)  als  möglich  anerkannt  wurde  und  mitunter  zweckmässig, 
k  nothwendig  ist,  auch  die  Volkswirthschaft  als  Productions- 
inrichtung  mit  eigenem  Zweck,  daher  als  Person  gedacht 
Qd  als  ein  Object  der  Ertragsgewinnung  betrachtet  und 
ann  folgerichtig  hier  dasjenige  „Kosten^'  nennt,  was  an  mensch- 
chen Leistungen  unmittelbar  und  mittelbar  (in  der  Form 
ereits  vorhandener  Arbeitsproducte)  zu  dieser  Ertragsgewinnung 
erwendet,  seinem  Werthbetrage  nach  daher  dabei  zu- 
e setzt  werden  muss,  bzw.  wird;  und  zweitens,  indem  man  die 
olkswirthschaft  nur  als  Mittel  zum  Zweck,  nemlich  als  Pro- 
actionseinrichtung  zur  Erzielung  von  Gütern  fttr  menschliche  Be- 
ürfnissbefriedigung  (im  Wesentlichen:  zur  Bildung  von  Ein- 
ommen  als  ),Gonsnmtionsfonds'S  Rob.  Meyer)  ins  Auge  fasst, 
0  sich  dann  der  Begriff  „Kosten'^  und  zwar  volkswirthschaftliche 
Osten,  gegen  den  ersten  Begriff  verengt,  in  der  unten  dar- 
elegten  Weise. 

In  dieser  Art  habe  ich  zwar  schon  in  der  2.  Auflage  (S.  111  £)  zu  unter- 
beiden  begonnen,  aber  doch  die  Scheidung  noch  nicht  klar  und  scharf  genug  herror- 
hoben  und  durchgeführt  Die  Polemik  gegen  meine  Einbeziehung  der  Unterhalts- 
ittel  der  Producenten  (Arbeiter)  in  den  Kapitalbegriff  und  unter  die  auch  ?olks- 
rthschaftlichen  Kosten  (s.  o.  §.  129)  hat  mich  zu  dieser  nunmehrigen  Behandlung 
eser  Dinge  und  Fassung  meiner  Sätze  geführt,  wodurch  mir  der  Streit  einfach  ge- 
hlichtet zu  werden  scheint  Denn  man  rerstand  sich  nicht,  weil  man  die  Ferschie- 
nen  Standpnncte  auch  in  Betreff  der  Folkswirthschaftlichen  Kosten  nicht  trennte, 
ich  so  scharfe  Denker  wie  Bodbertus,  und  auch  die  besten  neueren  Autoren  auf 
esem  Gebiete,  Bob.  Meyer,  Neumanu,  Mithoff  haben  diesen  nothwendigen 
hritt  unterlassen. 

1.  Kosten  vom  Standpnncte  der  Einzelwirthschaft 
US.  Mit  diesen  wird  hier  am  Besten  zu  beginnen  sein,  weil  es  sich 
ibei  nm  die  einfacheren  Fragen  handelt. 

Es  sind  hier  dann  dreierlei  Kosten  zu  unterscheiden,  von 
5nen  die  beiden  ersten  Kategorien  als  „  e  i  n  z  e  Iwirthschaftliche'^ 
tr  dritten,  den  volkswirthschaftlichen  Kosten  in  unserem  zweiten 
nne,  gegenüberstehen. 

a)  Kosten,  welche  die  Einzelwirthschaft  fUr  die  Mitwirkung 
res  leitenden  Wirthschaftssubjects  mit  seiner  Arbeit  nnd  mit 
3n  ihm  gehörigen  sachlichen  Productionsmitteln  (Grund- 

A.  Wagner,  Grandlegmiff.  8.  Auflag».  1.  ThelL  Onmdlagen.  26 


402      8.  B.  Wirthsch.  u.  Volkswirthsch.  8.  K.  Ertrag  ü.  Einkommen.  I.A.  §.  172. 

stücke,  Gebäade,  bewegliche  Kapitalien)  anzusetzen  hat.  Diese 
Kosten  sind  volkswirthschaftlich  nicht  ^^Kosten^',  sondern  Rein- 
ertrag des  Wirthschaftsbetriebs  oder  Einkommen  des  Wirth- 
schaftssnbjects. 

Die  Begrttndaog  dieser  Auffassung  ist  in  den  Auseinandenetzangen  unter  den 
folgenden  zwei  Pnncten  mit  enthalten. 

b)  Kosten,  welche  eine  E i n z e  1  wirthschaft  aufwenden  muss, 
um  die  Mitwirkung  anderer  Wirthschaften  und  Personen  oder 
der  Arbeit  Dritter  und  diesen  Dritten  gehöriger,  bzw.  zu  deren 
rechtlicher  Verfügung  stehender  sachlicher  Productionsmittel  zur  Er- 
tragsgewinnung zu  erlangen:  demnach  wieder  in  letzter  Linie  Ver- 
gütungen aus  dem  Roh-,  aber  Antheile  an  dem  Reinertrag, 
welche  eine  Einnahme  anderer  Wirthschaften  und  Personen 
bilden:  Arbeitslöhne,  Gehalte  und  dergleichen,  Gewinnantheile, 
Kapital-,  Mieth-,  Pachtzinsen  u.  s.  w. 

Diese  „Kosten**  sind  eine  Folge  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  Wirth- 
schaften, der  Arbeitst heilnng,  der  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit 
der  Arbeitenden  und  des  Privateigenthnms  an  den  sachlichen  Prodactionsmitteln, 
der  Creditffeschäfte  (§.  143,  15S).  Daher  z.  B.  in  der  antiken  Prodnctionswirthschaft 
(§.  1 59),  welche  mit  Scla?en  und  auf  eigenen  Grundstücken  (z.  Th.  als  Latifundien-  und 
Plantagenwirthscha^  mit  Scla?enschaaren)  betrieben  wurde  und  wo  Fabrikation,  Hand- 
werk und  Land  wirthschaft  noch  vielfach  verbunden  war,  eine  ganz  andere  Be- 
rechnung der  einzelwirthschaftlichen  Productionskosten  und  demnach  auch  des  Ein- 
kommens des  einzelwirthschaftlichen  Subjects  (des  Einen  Oikeneinkommens)  als  in  der 
modernen  Prodnctionswirthschaft  mit  freien  Arbeitern  und  etwa  wie  vorherrschend  in 
England  auf  gepachteten  Grundstücken.  Auf  diese  Unterschiede  und  ihre  weittragende 
volkswirthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  hat  besonders  Rodbertus  in  seinen  Ar- 
beiten über  Wirthschafts-  und  Steuerverh&ltnisse  des  Alterthums  in  Hildebrand*8 
Jahrbuch.,  in  den  Anmerkungen  zu  seiner  Creditnoth  des  Grundbesitzes  oftmals  hin- 
gewiesen, 8.  z.  B.  daselbst  I,  81  ff.,  auch  II,  107  ff.,  272  ff.,  295  ff.,  302  ff.,  und  in 
anderen  Schriften  ähnlich,  so  im  Kapital  S.  73  ff.,  160  ff,  289  ff.  Jene  Kosten 
sind  eben  deshalb  wieder  nur  einzelwirthschaftlich  aufgefasst,  nicht  volks- 
wirthschaf tlich  „Kosten*%  volkswirthschaftlich  vielmehr  Antheile  am  Bein- 
ertrag. Ihre  Veränderung  involvirt  nur  eine  veränderte  Verth eilung  dieses 
Reinertrags  (des  Volkseinkommens,  §.  176  ff.)  unter  den  Einzelwirthschaften  und  der 
Bevölkerung,  in  der  Praxis  unseres  heutigen  Verkehrs  vermittelst  veränderter  Lohne, 
Zinsen,  Renten,  Dntemehmergewinnste,  Preise  der  Güter.  Eine  Ersparung  an  diesen 
bloss  einzelwirthschaftlichen  Kosten  einer  Wirthschaft  oder  eine  Vermehrung  dieser 
Kosten  steigert  oder  mindert  daher  nur  denjenigen  Theil  des  Rohertrags,  welcher  dem 
Subject  der  Wirthschaft  als  Reinertrag  verbleibt,  zu  Ungunsten  oder  zu  Gunsten 
fremder,  irgendwie  mit  Arbeit  oder  Rechten  (aus  Greditgeschäften ,  wie  Darlehen, 
Vermiethungen,  Verpachtungen  u.  s.  w.)  an  jener  Wirthschaft  Betheiligten.  0  b  und 
wie  weit  jene  Ersparung  oder  Vermehrung  dieser  Kosten  volkswirthschaftlich 
günstig  oder  ungünstig  zu  beurtheilen  ist,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  son- 
dern hängt  von  dem  Urtheil  über  die  eben  genannten  Folgen  dieser  Erscheinung  ftlr 
die  Vertheilung  des  Einkommens  im  Volke  ab  (Buch  4). 

c)  Kosten  y  welche  eine  Einzel  wirthschaft  aufwenden  muss, 
ohne  dass  dieselben  irgend  einer  Wirthschaft  oder  Person 
direct  als  Einnahme,  bez.  als  Reinertrag  und  Einkommen, 


Kosten  ?om  Standpunct  der  Einzelwirthschaft  40^ 

1  Gate  kommen  y  welche  vielmehr  direct  ohne  eine  menschliche 
edflrfoissbefriedigang  zn  bewirken,  ,,gennssIos''  in  diesem  Sinne, 
irzehrt,  zugesetzt,  auch  im  yolkswirthschafUichen  Sinne,  werden, 
ies  sind  die  natürlichen  oder  eigentlich  nnd  allein  volks- 
irthschaftlichen  Prodactionskosten ,  in  einem  speciellen 
nne  des  Worts,  in  nnserer  zweiten  Bedentang  volkswirthschaft- 
;her  Kosten. 

Daher  in  der  SachgUtergewinnnng  der  Werth  der  yerbranchten  Stoffe  (Roh-  und 
l&stoSe  a.  s.  w.)  und  der  Werthbetrag  der  Abnutzung  der  „Prodactions-  nnd  Arbeits- 
tnunente*'  oder  „Werkzeuge  (i.  w.  S.) :  das  unbedingt  nothwendige  Mittel  zur  £r- 
gsgewinnung,  unabhängig  von  der  Gestaltung  der  Arbeitstheilung  nnd  der  Bechts- 
hätniase  in  Bezug  auf  Personen  und  Eigenthum.  Mit  diesen  Kosten  wird  die 
twirkuDg  der  Katur  und  ihrer  Er&fte  an  der  Production  erkauft.  Eine  Ersparung 
ihnen  beisst  allgemein:  auch  eine  Ersparung  an  menschlicher  Arbeit,  welche  die 
brauchten  Stoffe  und  Werkzeuge  herzustellen  gekostet  haben;  heisst  daher  ein 
istigeres  Verhältniss  zwischen  Bob-  und  Beinertrag  bei  der  Production,  mithin  eine 
isseie  Summe  aller  einzelwirthschaftlichen  Reinerträge,  des  volkswirtbschaftlichen 
inertrags  (§.  176)  und  des  Volkseinkommens;  heisst  Möglichkeit  einer  reichlicheren 
jürfoissbefhedigung  Aller.  Die  Gesammtheit  gewinnt  also  bei  solcher  Ersparung 
ner,  wenn  der  Yortheil  davon  auch  nicht  Allen  gleichm&ssig  zu  Gute  zu  kommen 
ucht,  indem  weniger  nationale  Arbeit  zur  Herstellung  jener  Stoffe,  Werkzeuge  u.  s.  w. 
braucht,  daher  entbunden  wird,  sei  es  zur  Gewinnung  arbeitsfreier  oder  arbeits- 
iichterter  Zeit,  sei  es  zur  Verwendung  in  anderer  Weise,  auch  fOr  im  Ganzen  vor- 
[irte  Gewinnung  von  Gütern  als  Genussmitteln. 

Die  Einzelwirthschaft,  welche  diese  Kosten  zu  ?ermindem  weiss,  macht  sich 
er  auch  um  das  Ganze  verdient  Die  auf  der  Arbeitstheilung  beruhende  einzel- 
thschafüiche,  namentlich  prifatwirthschaftliche  Productionsweise  findet  ihre  allge- 
ne,  dem  Gesammtinteresse  entsprechende  Bechtfertigung  unter  Anderem  besonders 
in,  dass  sie  auch,  wenn  auch  zunächst  nur  im  Interesse  des  einzelwirthschaftlichen 
jects,  die  Eisparung  an  solchen  nattlrlichen  Productionskosten  zu  Wege  zu  bringen 
bt,  in  vielen  Fällen  jedenfalls,  wenn  auch  nicht,  wie  behauptet  wurde,  stets, 
er  als  irgend  eine  anders  organisirte,  besonders  als  die  gemeinwirthschaftliche 
ductionsweise. 

Der  Streit  zwischen  Socialisten  und  unbedingten  Vertheidigem  des  prlvatwinh- 
ifUichen  Systems  lässt  sich  hier  wissenschaftlich  auf  den  einen  Hauptpunct  zurUck- 
en,  dass  die  letzteren  das  volkswirthschaftliche  Interesse  bei  der  privatwinhschaft- 
m  Productionsweise  am  Besten  gewahrt  zu  sehen  glauben,    weil  hier  auch  mit 

geringsten  volkswirthschaftlichen  Productionskosten  (also  am 
isten  nach  dem  ökonomischen  Princip)  producirt  werde,  während  ohne 
le  maassgebende  Mitwirkung  des  privatwirthschaftlichen  Interesses  viele  Guter 
haupt  gar  nicht,  jedenfalls  aber  alle  schlechter  und  kostspieliger  hergestellt  wtlrden. 
Socialisten  läugnen  dies  einmal  wenigstens  ftir  viele  Fälle  und  betonen  die  Be- 
tiguug  und  Noth wendigkeit  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems,  andrerseits 
apten  sie,  dass  im  privatwlrthschaftlichen  System,  namentlich  dem  heute  herr- 
nden,  wo  der  „Arbeiter"*  für  seine  Mitwirkung  an  der  Production  im  Lohnvertrag 
efunden'*  werde,  der  Unternehmer  zu  sehr  an  jenen  einzelwirthschaftlichen 
lactionskosten  sparen  könne  und  spare  bloss  auf  Kosten  der  übrigen  an  der  Pro- 
Ion  betheiligten  Glassen,  besonders  der  Arbeiter.  Letztere  erhielten  bei  diesem 
^m  also  zu  wenig,  würden  regelmässig  nur  mit  dem  unentbehrlichen  Unterhalts- 
rf  abgefunden  (Lassalle's  „ehernes  Lohngesetz'')«  während  der  darüber  hinaus 
ihnen,  den  Arbeitern  (nach  Marx:  von  den  Arbeitern  sogar  allein)  producirte 
rwerth  den  kapitalistischen,  d.  h.  kapitalbesitzenden  (s.  o.  §.  129)  Unternehmern 
bührlicher  Weise  verbliebe  und  auch  die  Hauptquelle  des  privaten  Kapitalbesitzes 
vergl.  Marx,  Kapital  I,  Kap.  3 — 5,  besonders  I,  Abschn.  1,  ähnlich  schon  früher 
»crtDS,  Zur  Erkenntniss  u.  s.  w.  1.  Theorem  und  Sociale  Briefe).  Die  Socialisten 
*!»chätzen  dabei  aber  die  ökonomisch-technisdien  Schwierigkeiten,  welche  der  Her- 
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steDoDg  aller  Güter  Dach  nicht-priFatwirtlischafUicher  Prodactionsweise  entgegeDstehen, 
sowie  die  wirklicli  Folkswirthschaftlicbeii  Leistungen  der  privaten  Eapitalbildong  ond 
Kapitalverwendong  (in  der  Prifatonternehmung).  Ihre  unbedingten  Gegner  Oberschätzen 
jene  Schwierigkeiten  wenigstens  ftlr  manche  Fälle,  legen  der  priraten  Eapitalbildong 
und  Yerwendong  oft  einen  zu  grossen  Werth  bei  ond  Obersehen  die  allerdings  zahl- 
reichen Fälle  von  Aosbeutongsverhältnissen,  in  welchen  die  Reinerträge  nicht  richtig 
Tertheilt,  die  einzelwirthschaftlichen  Productionskosten  der  Untemehmongen  zo  sel^ 
zo  Ungonsten  der  Arbeiter  (mitonter  auch  der  Leih-Kapitalisten)  ond  zo  Gonsten  der 
Arbeitgeber  yermindert  werden.  Die  richtige  Aosgleichong  der  Gegensätze  wird  am 
Ersten  dorch  eine  rationelle  Aosbildong  des  gemeinwirüischaftlichen  neben  deni 
privatwirthschaftlichen  System  ond  richtige  Combination  beider,  sowie  dorch  zweck- 
mässige Controle  des  letzteren  Seitens  des  Staats  erfolgen.  S.  darüber  das  ganze 
5.  Boch.  An  dem  angegebenen  Beispiel  lässt  sich  got  zeigen,  wie  enge  die  einfachen 
Grondbegri^rörterongen  im  Texte  mit  den  wichtigsten  practischen  Problemen  der 
Tolkswirthschaft  zosammenhängen,  daher  aoch,  wie  wichtig  sie  selbst  sind. 

2.  Kosten  vom  Standpunct  der  Volkswirthschaft 
aas.  Hier  sind,  wie  schon  angedeutet,  zweierlei  Kosten  zu 
unterscheiden,  je  nachdem  die  Volkswirthschaft  als  Mittel  zur  Er- 
zielung von  Gtttem  fUr  Menschen,  als  Productionseinrichtang  hier- 
für, oder  als  Person  mit  Selbstzweck  gedacht  (ähnlich  wie  die 
private  Unternehmung  im  Unterschied  von  Unternehmer)  zum 
Ausgang  der  Betrachtung  genommen  wird. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  fallen  die  Kosten  im  volkswirthschaft- 
lichen  Sinne  hier  mit  den  unter  No.  1,  c  besprochenen  zusammen. 
Die  gleichen  Probleme  der  Organisation  der  Arbeit,  der  Volks- 
wirthschaft tauchen  hier  bezüglich  der  Frage  der  Kostenersparung  auf. 

b)  In  zweiter  Hinsicht  sind  Kosten  im  eigentlichen  und 
höchsten  volkswirthschaftlichen ,  gesellschaftlichen  Sinne,  d.  b. 
eben  vom  menschlichen  Standpuncte  gesprochen,  die  Leistungen 
menschlicher  Arbeit,  directer  wie  indirecter,  materieller  wie 
geistiger,  die  Herstellung  neuer  Güter,  Erträge  (§.  171),  verur- 
sachender wie  bedingender  Arbeitsleistungen  (§.  61,  S.  152),  mit 
welchen  die  Güter,  die  Erträge  gewonnen  werden:  die  alleinigen, 
aber  die  wahren  „Kosten^'  im  rein-ökonomischen  Sinne. 

Insofern  ist  der  Satz  wahr,  dass  Erträge  (Prodoctensommen)  wie  (einzelne)  Pro- 
docte  „Arbeit  ond  nor  Arbeit  kosten"*  (Rodbertos).  Aber  zo  dieser  ,^beit*'  ge- 
hört  eben  Alles,  was  nach  den  gegebenen  Verhältnissen,  daher  insbesondere 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation  ond  Bechtsordnong,  „gesellschaftlich  noth- 
wendige*'  menschÜche  Thätigkeit  ist,  welche  stattfinden  moss,  om  Erträge,  Prodocta 
zo  gewinnen :  die  Arbeit  des  Handarbeiters,  die  geistige  Thätigkeit  des  Leiters,  Unter- 
nehmers, wie  die  Thätigkeit,  dorch  welche  das  Nationalkapital,  6?entoell  in  der  Bechts- 
form  des  Privatkapitals  (§.  129),  gebUdet,  erhalten,  vermehrt,  verwendet  wird. 

Das  Ziel  moss  sein,  diese  „gesellschaftliche  nothwendige'*  Arbeit  so  zweck- 
mässig als  möglich  einzorichten ,  sie  daher  aof  ein  Minimom  zo  vermindern,  damit 
die  so  entbondene  Arbeit  wiederom  zo  arbeitsfreier  Zeit  fOhrt  oder  fOr  andere  passende 
Zwecke  verwendet  wird.  Aoch  hier  taocheo  dann  wieder  die  organisatorischen  ond 
die  die  Rechtsordnoog  betreffenden  Probleme  aof,  welche  vorhin  berührt  worden. 
Der  Socialismos  greift  das  geschichtlich  überkommene  rechtliche  ond  wirthschaftliche 
Prodoctionssystem  aoch  an,   weU  es  Ökonomisch-technisch  nicht  Genügendes  leiste. 
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eioe  binl&nglicbe  Arbeits-,  ArbeitszeSt-YeriDiadenuig,  KoetenermSssi^ng  nnd  Ertrags- 
«igeroDg  bewirke.  Es  greift  speciell  Mch  die  Bildang  and  Venrendang  des  National 
ipitals  als  Privatkapitals  and  dessen  Function  als  Bentenfonds  an  (§.  129  ff.).  Aber 
r  ftubrt  eben  den  Beweis  for  die  Richtigkeit  seines  Ziels  nicht  nur  nicht  erfahmngs- 
läsdg,  was  nicht  möglich  wäre,  sondern  anch  nicht  wirthschafis-psychologisch  de- 
lictis, was  zu  verlangen  w&re  (§.  S8  ff.,  49).  Nor  darin  hat  er  Recht,  dass  es  anf  Ver- 
inderong  der  jeweilig  gesellschaftlich  nothwendigen  Menge  and  Zeit  der  Arbeit 
ikommt,  welche  Ertrige  and  Prodacte  ,J[oeten'*  and  dass  von  dem  Fortschritt  hierin  in 
tzter  Linie  das  Maass  des  eigentlichen  volkswirthschaftlichen  and  auch  des  gesell- 
haftlichen  and  Caltorfortschritts  mit  abh&ngt,  —  ft^ilich  nar.  soweit  die  ,^rei 
erdende"*  Zeit  wQ  rdig  verwendet  and  aach  die  so  entbandene  Arbeit  nicht  anderswo 
or  zor  Herstellang  der  Mittel  ftlr  bedenkliche  Genosse  benatzt  werden  worde. 

Für  die  begrifflichen  ErOrterangen  ist  aber  hervorzaheben,  dass  grade  aach  ftlr 
e  Fragen  der  Organisation  and  Rechtsordnang,  ftlr  den  Vergleich  des  individaalisti- 
•hen  and  socialistischen  Prodactionssystems  a.  s.  w.  diese  zweite  Art  der  Be- 
achtong  „volkswirthschaftlicher^  „Kosten''  von  grosser  Bedeatang  ist  Aach 
er  „Socialstaaf'  hat  z.  B.  das  h(k:hste  Interesse  daran,  —  and  ebenso  haben  es  seine 
egner  — ,  dass  festgestellt  wird,  mit  welchem  Betrage  and  mit  welcher  Art  (aach 
ich  den  mitspielenden  Motiven  bemessen  (§  3S  ff.)  von  nationaler  Arbeit,  daher  mit 
elchem  Kostenbetrage  die  personificirt  gedachte  „socialistische  Yolkswirthschaft*'  eben 
-hliesslich  Erträge  prodacirt  Aach  da  würden  die  den  Arbeitskräften  za  gewährenden 
onsamtionsbeträge  als  Kosten  erscheinen  and  soweit  sie  während  des  and  fiar  den  Pro* 
actioDsprocess  zar  Aastlbang  von  Arbeit  an  die  Individuen  aberwiesen  werden  müssen, 
im  (National-)  Kapital  gehören,  sogat  wie  jetzt  die  Arbeitslohne  zam  (Privat-) 
»pital  (S.  S16). 

II.  —  §.  173  [84].  Einkommen.  A.  Der  Begriff  des- 
ilben  ergiebt  sich,  indem  die  Einnahmen  oder  Erträge  in  Be- 
ehnng  za  der  Person,  welche  sie  empfängt ,  bezw.  zn  dem 
^irthschaftssnbject  gebracht  werden.  Er  wird  dann  genaner  dnrch 
ngabe  desUmfangs  bestimmt,  den  das  Einkommen  einer  Person 
it,  was  eine  besondere  Formnlimng  des  Begriffs  entbehrlich,  aber 
adrerseits  sie  leichter  macht.  Indessen  bestehen  gerade  über  den 
mfang  des  Begriffs  Meinungsverschiedenheiten.  Einigermaassen 
nig  ist  man  ttber  Folgendes: 

Das  Einkommen  umfasst  zweierlei: 

1)  diejenige  Summe  wirthschaftlicher  Güter,  welche  einer 
erson  in  gewissen  Perioden  (üblicher  Weise  nach  Jahren  be- 
ehnet)  regelmässig  nnd  daher  mit  der  Fähigkeit  der  regel- 
ässigen Wiederholung  als  Reinerträge  einer  festen 
rwerbsquelle  nen  als  Vermögen  (bezw.  zum  Vermögen) 
nzuwachsen. 

Dieser  Theil  des  Einkommens  einer  Person  rührt  daher  aas  der  Wirthschafts- 
hrung  Oberhaapt  (Dntemehmang)  oder  aas  einzelnen  wirthschaftlichen 
i&tigkeiten  (Arbeit)  oder  aas  Eigenthams-  oder  Forderangsrechten 
ibesondere  (Sclaveneigentbam,  Grandeigentham,  Kapitaleigentham,  Forderungen  aas 
editgesch&ften)  oder  aas  regelmässigen  anentgeltlichen  Einnahmen  (Za- 
silangen,  Almosen,  Geschenk)  her. 

Eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  besteht  hier  a.  A.  hinsichtlich  des  Moments 

r  Regel m&ssigkeit,   der  Periodicitit.    Manche  nehmen   es  nicht  mit  auf. 

Mit  hoff  (Handb.  SchOnberg's,  I,  576),   der  dann   als  ,,Arten''  des  Einkommens 

ientliches  and  aasserordentliches  nach  diesem  Moment  anterscheidet    Eingehende 
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Erörterungen  ttber  dies  Moment  hat  Bob.  Meyer  angestellt,  er  lehnt  es  mehr  ab 
(Einkommen  §.  2,  3,  9).  Neu  mann  hält  daran  fest  (Einkommen:  „Inbegriff  der- 
jenigen Güter,  geldwerthen  Leistungen  i.  e.  S.  und  Nutzungen  fremder  [siclj  Sachen, 
welche  als  regelmässiges  Ergebniss  dauernder  Bezugsquellen  in  gewisser  Zeit  Jemand 
der  Art  zu  Theil  weiden,  dass  er  darüber  im  eigenen  Interesse  verfügen  kann^, 
Handbuch  1, 170),  Und  in  der  That  mOchteich  es  doch  auch,  wenn  nicht  tili  unbedingt 
nothwendig,  so  doch  für  zweckmässiger  halten,  auf  das  Moment  der  Begelmissig- 
keit  wenigstens  für  die  Tolkswirthsohafüiche  Betrachtung  des  Einkommens,  bei  der 
eben  dauernde  oder  Durchschnittsverh&ltnisse  das  Entscheidende  sind.  Gewicht 
zu  legen.  Zufällige,  einzeln  vorkommende  Einnahmen,  wie  gelegentliche 
Geschenke,  Erbschaften,  Legate  sind  auch  danach  nicht  zum  Einkommen  zurechnen, 
so  auch  Bau,  §.  70.  Kehren  solche  Einnahmen,  z.  B.  im  Falle  des  regelmässigen 
Almosenempfangs,  der  eine  regelmässige  Unterstützung  bildenden  Geschenke,  auch, 
wie  in  Zeiten  des  altrömischen  Kaiserthums  im  Falle  der  förmlich  zur  regelmässigen 
Einnahmequelle  der  Senatoren  werdenden  Legate  (Friedländer,  röm.  Sitten- 
gesch.  I,  253)  periodisch  wieder,  so  gehören  sie  dagegen  zum  Einkommen.  Hier- 
nach sind  auch  die  gelegentlichen  Yermögensvermehrungen  aus  der  Bealisirung 
zufälliger  Oonjuncturengewinne,  z.  B.  beim  GrundbesitzwechseL  nicht  „Einkommen^ 
in  diesem  strengeren  Sinn.  Wohl  aber  können  jene  Gewinne  im  (speculativen)  Han- 
delsgeschäft zum  Einkommen  zählen,  weil  hier  nach  der  Einrichtung  des  Gesch&fts 
eine  gewisse  Wiederholbarkeit  anzunehmen  ist  Practisch  wichtig  wird  das  Alles 
besonders  wieder  für  die  Einkommensteuer.  Hier  wird  man  allerdings  auch  ge- 
wisse Kategorieen  von  Fällen  nicht  regelmässiger  Einnahmen  doch  zum  „Einkommen^^ 
im  Sinn  der  Steuer  rechnen  müssen.  Yergl.  die  Arbeit  von  Burckhardt  in  Hirth^s 
Annalen  1876,  S.  24  über  Einkommensteuer  und  meine  gen.  Abh.  im  Finanzarcbiv 
1891  n,  über  die  preussische  Einkommensteuer,  wo  die  Fragen  im  Einzelnen  erörtert 
werden.  Hie  und  da  fallen  einmalige  Conjuncturen- Gewinne,  Erbschaften  unter 
den  Begriff  Einkommen  (s.  jetzt  Bremer  Einkommensteuergesetz).  Yergl.  übrigens  unten 
unter  Nr.  3. 

Deijenige  Beinertrag,  von  welchem  hier  die  Bede  ist,  versteht  sich  nach  Ab- 
zug aller,  auch  derjenigen  Kosten,  welche  für  andere  an  der  Gewinnung  des  Er- 
trags betheiligte  Personen  selbst  wieder  Einkommen  sind  (§.  172.  unter  b).  —  Der 
enge  Zusammenhang  des  Einkommens  der  Person  mit  dem  Beinertrag  des  Geschäfts, 
der  Thätigkeit,  eines  Bechts  ist  bei  diesem  Haupttheil  des  Einkommens  gar  nicht  zu 
läugnen.  In  SchmoUer's  Ausführungen  a.  a.  0.,  denen  ich  sonst  beistimme,  findet 
flieh  ein  Satz  S.  52,  der,  wörtlich  genommen,  als  Bestreitung  des  vorausgehenden  Satzes 
gelten  könnte,  mir  daher  auch  nicht  correct  erscheint  Er  sagt:  „Unter  Einkommen 
verstehen  wir  die  Summe  von  Mitteln,  welche  der  Einzelne,  ohne  in  seinem  Yermögen 
zurückzukommen,  für  sich  und  seine  Familie,  für  seine  geistigen  und  körperlichen 
Bedürfuisse,  für  seine  Genüsse  und  Zwecke,  kurz  für  Steigerung  (richtiger  wohl,  grade 
nach  Uennann*s  und  Schmoller's  Standpunct:  zunächst  für  die  Erhaltung,  sodann  erst 
für  die  Steigerung)  seiner  Persönlichkeit  in  einer  Wirthschaftsperiode  verwenden  kann**. 
Einverstanden,  aber  wenn  der  Yerfasser  dann  unmittelbar  fortfährt:  „Das  Einkommen, 
wie  wir  es  nach  Hermann  auffassen,  ist  also  (?)  keine  Ertragskategorie,  kein 
Product  eines  beliebigen  (?)  wirthschaftlichen  Bechnungsezempels,  sondern  ein  leben- 
diges Ganze,  wie  es  aus  dem  Begriffe  der  Persönlichkeit  und  der  Bedürfnissbefriedi- 
gung hervorgeht**,  —  so  ist  hier  der  Umstand,  dass  der  Haupttheil  des  Einkommens 
eben  doch  als  Beinertrag  der  Wirthschaftsführung  oder  bestimmter  einzelner  Thätig^ 
keiten  und  Bechte  resultirt,  zu  stark  bei  Seite  gesetzt. 

2)  Die  Genüsse  (Natzungen)  oder  selbst  nur  die  Gennss- 
mögliehkeiten,  welche  das  NatzYermögen  (§.  128)  einer 
Person  y  nach  Abrechnung  der  dabei  stattfindenden  Abnutzung  und 
Verkehrswerth-Verminderung  periodisch  fortdauernd  gestattet 

Mit  Becht  hat  Schmoll  er  diese  Consequenz  gezogen,  a.  a.  0.  S.  53.  Dies  ist 
u.  A.  auch  für  die  Steuertheorieen  und  für  die  Gesetze  über  Einkommensteuern  wichtig, 
wo  man  freilich  bisher  meistens  nur  den  „Miethwerth  der  Wohnung  im  eigenen 
Hause'*  demgemäss  zum  Einkommen  im  steuerlichen  Sinne  rechnet,  folgerichtig  den 
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^utzwerth  andren  NatzvermOgens  aber  anch  dazu  ziehen  mttsste.  Neu  mann  meint, 
in  der  Wissenschaft'*  darfte  an  diesem  Pnncte  bei  eigenen  Sachen  nicht  festza* 
alten  8ein(?),  w&hrend  er  Natznngen  fremder  Sachen  zum  Einkommen  schl&gt  (?). 
iblehnend  anch  Rob.  Meyer,  Einkommen  §.  7.  Ich  habe  mich  aas  diesen  Er- 
rteningen  nicht  ttberzengen  können,  dass  der  zweite  BestandtheU  des  Einkommens, 
1e  ich  ihn  nenne,  fortzoiassen  sei. 

Je  nach  der  Ansicht  ttber  das  Moment  der  ^.regelmässigen 
\^iederkehr^'  und  der  ,,HerkQnft  aas  festen  Erwerbs-  oder  Bezngs- 
nellen^'  als  zum  Wesen  des  Einkommens  gehörig  oder  nicht, 
ird  man 

3)  einen  dritten  Bestandtheil  überhaupt  nicht  zum  „Ein- 
ommen'^  im  wissenschaftlichen  Sinne,  wenn  auch  zu  den  ,,Ein- 
abmen''  einer  Person,  als  Vermögenszuwächsen  fttr  sie,  rechnen 
1er  dies  thnn.  Letzteren  Falls  möchte  es  sich  dann  empfehlen, 
imerhin  nach  dem  Moment  der  Regelmässigkeit  u.  s.  w.  zwischen 
nem  ersten  (Haupt-)  Bestandtheile,  in  der  vorhin  formulirten 
^eise,  und  diesem  „unregelmässigen*',  „unständigen^^  „wechseln- 
)d''  Posten,  als  einem  dritten  Bestandtheile,  zu.  unterscheiden. 

Was  dann  im  Einzelnen  za  diesem  dritten  Bestandtheil  zu  setzen  ist,  lässt  sich 
:ilich  allgemein  theoretisch  and  speciell  practisch  für  die  Steuergesetzgebung  nicht 
mer  leicht  nnd  sicher  beantworten.  Specnlations-,  Gönjanctniengewinne,  letzteren- 
Is  znf&Uig  erlangte  (z.  B.  beim  Besitz  ?on  Gmndeigenthom,  Qeb&nden,  Effecten) 
iT  bestimmt  erstrebte,  Spiel-,  Lotterie-,  Wettgewinne,  Legate,  Erbschaften  bieten 
i  dieser  Ansdehnnng  des  Einkommen-Umfangs  and  danach  des  Einkommenbegriffis 
ilich  manche  Schwierigkeiten.  Die  engere  und  die  weitere  Begrenzung  des  Dmfängs 
mir  doch  aber  anch  in  dieser  Hinsicht  mehr  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit  als 
(  Princips.  Aach  bei  der,  AUes  in  Allem  wie  gesagt  mir  doch  passender  er- 
leinenden  engeren  Begrenzung  hindert  nichts,  für  die  Praxis  z.  B.  des  Steuerrechts, 
le  einzelne  Posten,  welche  zu  der  Abtheilung  8  gehören  würden,  bei  einer  Ein- 
amensteuer mit  zu  erfassen,  was  auch  häufig  sogar  geboten  ist.  Die  betreffende 
aer  ist  eben  dann  mehr  eine  ,JSinnahmesteuer**  als  eine  „Einkommensteuer^.  Vgl. 
B.  die  Streitfrage  über  die  Trennung  zwischen  steuerpflichtigem  Einkommen  und 
bt  einkommenstenerpflichtigem  Zuwachs  zum  StammyermOgen  bei  der  jüngsten 
assischen  Steuerreform  (meine  Abh.  im  Finanzarchir  1891  II,  S.  210  ff.). 

Der  Einkommen  begriff  selbst  muss  sich  folgerichtig  nach  diesen 
schiedenen  Bestimmungen  des  Umfangs  des  Einkommens  yer- 
lieden  gestalten.  Nach  unserer  im  Vorausgehenden  begründeten 
ffassnng  ist  Einkommen:  der  periodische ,  sich  regelmässig 
^derholende  Reinertrag  einer  festen  Erwerbsquelle,  dessen  Bezug 
er  Person  rechtlich  und  thatsächlich  zusteht,  einschliesslich  des 
rthes  der  Genüsse  und  Genussmöglichkeiten  aus  dem  Nutx- 
mögen  dieser  Person.  Nach  der  anderen  Auffassung  bezüglich 
es   dritten  Bestandtbeiles  wäre  dann  noch  hinzuzufügen:  sowie 

weitere,  unregelmässig  der  Person  zufliessende  Güterbetrag 
I  zngutekommende  Werthbetrag,  welcher  eine  Vermögensver- 
irnng  dieser  Person  darstellt. 
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Ein  besondrer  Hinweis  aof  Absetzung  ?on  Gewinnungskosten  des  Einkommens 
oder  anf  das  Moment,  dass  ein  Oüterzofluss  oder  eine  WertberhOhnng  nicht  Kapital- 
ersatz sein  dürfe,  wenn  sie  als  Einkommen  gelten  sollen  (Mithoff  a.  a.  0.  S.  576) 
ist  überflttssig,  weil  das  in  den  Ausdrücken  „Reinertrag^  und  „yermögensFermehrung^ 
schon  enthalten  ist. 

Das  EiDkommen  einer  Person  bildet  zunächst  nnd  vor  Allem 
den  Güterfonds  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse.  Seine  Er- 
werbung ist  das  Mittel  zu  letzterem  Zweck.  Es  kann  in  derselben 
Periode,  wo  es  erlangt  wurde,  vollständig  verzehrt  werden, 
ohne  dass  dadurch  das  frühere  Vermögen  geschmälert  wird. 
Eben  desshalb  ist  bei  dem  zweiten  Bestandtheil  des  Einkommens 
die  Abnützung  abzurechnen.  Die  Tausch werthhöhe  des  Ein- 
kommens einer  Person  entscheidet  dann  über  das  Maass  der 
letzterer  möglichen  dauernden  Bedürfnissbefriedigungen  im  Ver- 
kehr, ist  doch  volkswirthschaftlich  von  grösster  Bedeutung. 

Gelegentlich  wird  wohl  noch,  wie  früher  allgemein,  zwischen  Boh-  und  Rein- 
einkommen einer  Person  ebenso  wie  zwischen  Roh-  und  Reinertrag  eines  Objects 
(z.  B.  eines  Geschäfts)  unterschieden  (so  noch  Rau,  §.  71,  aber  auch  noch  Röscher, 
§.  145).  Nach  der  obigen  Begriffsbestimmung  des  Einkommens  fUit  diese  Unter- 
scheidung mit  Recht  besser  fort:  das  Einkommen  ist  danach  nur  ,3ein-Einkommen*% 
nur  dies  bildet  das  Strebeziel  des  Wirthschaftssubjects.  So  in  Hermann's  Ein- 
kommenlehre, 2.  Aufl.  S.  595  ff.,  auch  Seh  moller  a.  a.  0.  S.  21,  53.  Doch  hat 
neuerdings  Rob.  Meyer  (Einkommen  S.  201)  die  Unterscheidung  beschränkt  aufrecht- 
gehalten  und  auch  Neumann  (Handbuch  S.  171)  kommt  auf  sie  zurück. 

Die  Früheren,  auch  Rau,  unterschieden  auch  noch  zwischen  ursprünglichem 
und  abgeleitetem  Einkommen,  indem  sie  von  jenem  nur  bei  denjenigen  Classen 
sprachen,  welche  nach  ihrer  Auffassung  allein  wirthschaftliche  Güter  her?orbringen, 
d.  h.  bei  den  direct  an  der  Sachgüterproduction  betheiligten  Classen  oder  Per- 
sonen, während  sie  das  Einkommen  aller  anderen  Penonen,  also  namentlich  das 
für  persönliche  Dienste  bezogene,  abgeleitetes,  d.  h.  eben  aus  jenem  ur- 
sprünglichen Einkommen  fliessendes,  nannten.  Diese  Unterscheidung  steht  und  AUt 
mit  der  Beschränkung  des  Begriffs  „winhschaftliches  Gut**  auf  die  Sachgüter  oder, 
was  dasselbe  sagen  wQl,  mit  der  Beschränkung  der  sog.  productiron  Leistung  auf 
Her?orbringen  ?on  Sachgütem.  Rau's  Unterscheidung  war  also  ?on  seinem  Stand- 
puncte  aus  (§.  120)  ganz  folgerichtig,  muss  aber  ?on  demjenigen  der  jetzigen 
Wissenschaft  aus  angegeben  werden  (§.  121).  Jedes,  auch  das  Einkommen  Des- 
jenigen, der  nur  persönliche  Dienste  leistet  (Gesinde,  liberale  Berufe,  Beamte,  Soldaten 
u.  s.  w.),  ist  also  ursprüngliches,  ist  sein  Einkommen. 

S.  Rau,  §.  I,  251.  Er  fügt  in  einer  Anm.  aber  selbst  schon  hinzu:  „Insofenie 
die  Dienste  inittelbar  die  Erzeugung  ?on  Sachgütem  bef))rdem  (was  Rau  in  §.  107 
der  8.  Aufl.  unter  Hinweis  auf  eine  Aeusserung  Moltke's  im  norddeutschen  Reichs- 
tage auch  hinsichtlich  des  Militärdiensts  anerkennt)  ist  ihr  Lohn  ebenfalls  zum  Theil 
als  ursprtuigliches  Einkommen  anzusehen,   aber  dies  lässt  sich  nicht  in  Zahlen  be- 
stimmen**.   Und  in  §.  107:    „Das  Vorhandensein  einer  gewissen  Anzahl  ?on  Dienst- 
leistenden  ist  deshalb  auch  Ton  ?olkswirthschaftlicher  Seite   yortheilhaft**.    Man 
kann  ferbessem:   nicht  nur  dies,   sondern  unentbehrlich  und  eben  deshalb  ent» 
spricht  einer  organischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  auch  nur  die  Behand- 
lung der  Dienste  mit  als  wirthschaftliche  Güter,  die  ,Prodnctifität**  der  Dienste  und 
düe  Statuirung  bloss  ursprünglichen  Einkommens.    (S.  Hermann,  S.  593.)    Ueber 
die  mögliche  Benutzung  des  terminus  „abgeleitetes  Einkommen**  in  einem  anderen 
Sinne,  s.  folg.  Abschnitt  —  VergL  auch  Mithoff  a.  a.  0.  S.  577.  —  Die  richtige 
Consequenz  der  einseitigen  socialistischen  Lehre  (Rodbertus,  Marx)  ist  wieder  die 
Auffassung  alles  Renteoeinkommens  als  abgeleitetes  Einkommen  aus  dem  nur  durch 
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e  Sacbg^terproduction  der  materieUen  Arbeit  gewonnenen  ,^ationalprodacf  \  welcbes 
er  das  „nr^rOnglicbe"'  Nationaleinkommen  ist 

B.  —  §.  174  [85].  Freies  and  gebundenes  Einkommen. 

S.  Röscher  I,  §.  145.  Wenn  Nenmann  (Handb.  I,  S.  172)  meint,  ein  er- 
eblicher  Gewinn  könne  aus  solcber  Begrifisbestimmnng  nicht  erwartet  werden,  weU 
ie  Cnterscheidnng  ganz  ?on  indiridneller  Auffassung  abhänge,  so  kann  ich  weder 
iese  Behauptung  noch  ihre  Begründung  als  richtig  gelten  lassen.  Die  Trennung 
is6t  sich  nach  hinl&nglich  genau  bestimmbaren  allgemeinen  Merkmalen  durchführen 
nd  ist  dann  in  der  That  wichtig  genug,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt 

In  einem  anderen  Sinne  kann  im  Einkommen  (Gesammtein- 
ommen)  zwischen  gebundenem  und  reinem  oder  besser  freiem 
inkommen  bei  der  typischen  Hanptform  der  Privatwirthscbaft, 
emlich  bei  der  Wirthscbaft  des  einzelnen  Menschen  und  bei 
sr  Familienwirthschaft;  unterschieden  werden.  Das  freie 
inkommen  umfasst  hier  denjenigen  Theil  des  Einkommens, 
elcher  nach  der  Befriedigung  der  nothwendigen  Bedttrfnisse  oder 
ach  der  Bestreitung  des  Unterhaltes  des  Menschen  oder  der 
amilie  frei  zu  beliebiger  anderer  Verfügung  übrig  bleibt 
er  andere  Theil  des  Einkommens  ist  durch  natürliche  Verhält- 
^e,  durch  Sitten  und  sociale  Momente  kein  frei  verfügbarer, 
mdern  ein  gebundener,  welcher  im  Wesentlichen  einer  be- 
immten  Verwendung  zugeführt  werden  mnss.  Man  kann  dies 
nkommen  daher  passend  y^gebundenes''  nennen. 

Das   freie  Einkommen   der  Indifiduen   und  FamiUen   l&sst  sich  in  doppelter 
eise  berechnen: 

1)  so,  dass  man  die  Höhe  des  Unterhaltsbedarfs  rein  nach  natürlichen 
erh&ltnissen  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Consumtionsgewohnheiten 
ir  Masse  des  Volks  für  alle  Individuen  und  Familien  gleich  setzt,  also  Ton 
r  Verschiedenheit  der  ökonomischen  und  socialen  Verhiltnisse  innerhalb  der  Be- 
Ikerung  absieht;  das  freie  Einkommen  giebt  alsdann  das  deuUichste  Bild  ?on  der 
irmOgens-  und  Einkommens -Vertheilung,  bez.  von  der  Ökonomischen  und  socialen 
igleichheit  in  der  Bevölkerung. 

2)  Oder  man  berücksichtigt  auf  Grund  von  Beobachtungen  im  Leben  und  nach 
itistischen  Feststellungen  die  classen  weise  Yerschledenheit  dessen,  was  nach  den 
»Dsomtionsgewohnheiten  der  ökonomischen  und  socialen  Bevölkerungsclassen  als 
othwendiger  Unterhalt''  gilt,  wonach  dann  das  freie  Einkommen  der  besser  Situirten 
:ht  ebenso  stark  wie  im  vorigen  Falle  dasjenige  der  schlechter  situirten  Classen 
erragt  Hier  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  der  für  die  Wohlhabenderen 
t machte  Abzug  an  („standesgem&ssem'')  Dnterhaltsbedarf  vom  Einkommen 
reits  eine  bedeutend  reichlichere  Bedürfhissbefriedigung  enthilt,  welche 
^fem  eine  freiere  Verfügung  über  die  Güter  darstellt 

Beide  Berechnungen  des  Unterhaltsbedarfs  und  des  freien  Einkommens,  welche 
r  viele  sociale  und  wlrthscbaftliche  Probleme  von  grosser  Wichtigkeit  sind,  setzen 
16  gute  Statistik  der  Privathaushalte  voraus.  An  dieser  fehlt  es  noch  sehr, 
)  bietet  auch  grössere  Schwierigkeiten,  als  man  im  ersten  Augenblick  zu  meinen 
egt.  Besonders  wichtig  sind  für  die  Beurtheilung  der  Lage  der  unteren  arbeitenden 
issen  Haushaltbudgets  von  Arbeiterfamilien.  Aeltere  Daten  darüber  in  Ducp6- 
lux  budg.  6conom.  des  dasses  ouvriöres  en  Belgique,  1855,  LePlay,  les  ouvriers 
ropt-ens,  1855;  die  Auszüge  daraus  und  die  Bearbeitung  des  Materials  in  E.  E  ng  eis 
tiöner  Arbeit  über  Consumtionsverhfiltnisse  in  d.  Zeitschr.  d.  Sachs.  Statist  Bureaus 
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1857,  S.  153  fi.  Neueres  Material  zeistrent  in  den  Schriften  tlber  die  Arbeiterfrage, 
in  der  „Concordia'\  Zeitschr.  f.  d.  Arbeiterfrage,  für  landwirthschaftliche  Arbeiter 
in  der  Enqa^tearbeit  des  deutschen  landwirthschafüichen  Oongresses  „Die  Lage  der 
jändichen  Arbeiter  im  Deutschen  Beiche'\  herausgegeben  von  ?.  d.  Goltz,  Berlin 
1875,  freilich  nicht  detaillirt  genug.  (S.  darüber  Laspeyres  in  d.  Tab.  Zeitschr. 
1876.)  In  neuester  Zeit  ist  das  bozOgliche  Material  fermehrt  und  yerbessert  worden. 
Yergl.  y.  BOhmert,  im  Art  Arbeitslohn  im  Handwörterbuch  der  Staatswiss.  B.  I, 
S.  712;  daselbst  Litteratur  S.  722  Die  neueren  Schriften  Ober  Arbeiterverhältnisse, 
auf  Grund  realistischer  Studien,  enthalten  öfters  auch  derartige  Berechnungen.  S.  Tüb. 
Zeitschr.  1879.  B.  37  S.  147,  B.  38  S.  138  (von  Schnapper).  Bes.  Schnapper- 
Arndt,  fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen  Taunus,  Leipz.  1883.  Weiteres  darüber 
in  der  practischen  Nationalökonomie  (gewerbliche  und  landwirthschaftliche  Arbeiter- 
rerhiltnisse).  S.  auch  meine  Finanzwiss.  I.  3.  Aufl.  S.  365.  —  Für  allgemeine 
volkswirthschafUiche  Fragen  und  Steuerfragen  bedarf  es  aber  ebenso  sehr  Haushalt- 
budgets der  übrigen  Gesellschaftsclassen,  worüber  noch  weniger  Material  vorhanden, 
was  bei  der  nicht  genügenden  Buchführung  auch  dieser  Classen  und  bei  der  Scheu, 
über  ein  solches  Gebiet  persönlicher  Verhältnisse  Mittheilungen  zu  machen,  nicht  zu 
verwundem  ist.  Einige  Beispiele  in  dem  Buche  von  0.  v.  Leizner,  sociale  Briefe 
aus  Berlin.  BerL  1890.  —  Wichtig  ist  diese  Statistik  auch  für  die  Beamten -Besol- 
dungsfrage, wie  ich,  mit  Anführung  einiger  statistischer  Daten,  in  der  Finanzwiss.  I. 
3.  A.  §.  161  nachgewiesen  habe.  Vergl.  auch  E.  Laspeyres,  Kathedersocialisten 
u.  d.  Statist.  Gongresse,  Beri.  1875,  S.  22  ff. 

Ein  höheres  freies  Einkommen  ist  die  Quelle  besserer  Lebenslage, 
gewährt  daher  wesentlich  die  Möglichkeit,  die  nothwendigen  Bedürf- 
nisse (die  Existenzbedflrfnisse)  reichlicher  nnd  besser,  die  Cultnr- 
und  Bildnngsbedttrfnisse  überhaupt  in  etwas  beträchtlicherem  Um- 
fange befriedigen,  unentgeltliche  Hingabe  von  Gtttem  in  wirksamem 
Umfange  vornehmen,  Privatkapital  mit  geringeren  persönlichen 
Opfern  und  in  bedeutenderer  Höhe  bilden,  endlich  Steuern  an  den 
Staat  und  die  Zwangsgemeinwirthschaften  leichter  entrichten  zu 
können.  Die  individuelle  und  familienweise  Stenerfähigkeit  be- 
misst  sich  wesentlich  nach  dem  freien  Einkommen.  Vom  Stand- 
puncte  der  Volkswirthschaft  aus  wird  daher  auch  bei  den  un- 
günstigst Situirten  das  Vorhandensein  und  wenigstens  eine  gewisse 
Höhe  des  freien  Einkommens  zu  wünschen  sein,  die  Gleichheit 
des  freien  Einkommens  Aller  deshalb  noch  keineswegs. 

Vk\.  unten  Buch  4  und  Financwissenschaft  II,  2.  A.  §.  183  ff. 

Die  Anwendung  des  Begriffs  des  freien  Einkommens  auf  andere  Einzelwirth- 
Schäften,  als  die  Indifidual-  und  Familien wirthschaften.  hat  keinen  Sinn,  weil  hier 
(auch  beim  Staate)  der  Begriff  des  nothwendigen  Bedarfs  nicht  anwendbar  ist. 
Wohl  aber  l&sst  sich  vom  freien  Einkommen  des  Volks  und  schliesslich  der  Bevöl- 
kerung der  Erde  sprechen  (s.  §.  179). 
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2.  Abschnitt. 
Ertrag  der  Yolkswirthsehaft  und  Yolkseinkommen. 

§.  175.    Vorbemerkung^en  und  Litteratur. 

S.  auch  die  Litteraturnachweise  in  den  YorbemerkuDgen  §.  170.    Besonders  Ran, 

71a,  245 — 250.  Röscher,  §.  146,  147  (hier  besonders  Dogmengeschichtliches), 
ermann,  S.  589  ff.,  597,  ?.  Mangoldt,  Gmndr.  §.  91,  Yolkswirthschaftslehre 
is.  S.  816  ff.  Von  der  älteren  Litteratnr:  A.  Smith,  wealth  of  nations  b.  II., 
I.  2,  Ricardo,  principles  of  political  economy  eh.  26,  Oanilh,  syst  d'econ.  pol. 
:>ar.  1809)  I,  218,    J.  B.  Say,   trait6  d'econ.  polif.  I,  II,  cb.  5,  10  (6d.  1841,  bes. 

854).  Fulda,  tlber  Nationaleinkommen,  Stnttg.  1805.  Fortschritt  bei  Sismondi, 
oa?.  princ.  I,  1.  2,  eh.  4  pass.,  eh.  5,  eh.  6  pass..  II,  1.  6  eh.  2  pass.,  Storch, 
3trachtnngen  tlber  die  Natur  des  Nationaleiokommens,  deutsch,  Halle  1825,  Bern- 
&rdi,  Kritik  d.  Gründe  t  gr.  u.  kl.  Grundeigenth.,  §.  14—16.  Schmollera.a.  0. 
bschn.  1.  —  Neumann  im  Schönberg'scben  Handb.  8.  A.  I,  S.  172  (Dnterschei- 
ing  noch  weiter  zwischen  BevOlkerungs-  und  Volkseinkommen):  Mithoff  im  Hand- 
ich eb.  S.  579.  Besonders  jetzt  Rob.  Meyer,  Einkommen,  namentlich  §.  11 — 18, 
er 8.  im  HandwOrterb.  d.  Staatswissenschaften,  Art.  Einkommen,  B.  III,  S.  58  ff. 
lit  Kritik  der  Berechnungsmethoden  und  Auszogen  aus  neueren  statistischen  Berech- 
ingen);  eb.  S.  67.  Cebersicht  der  betreffenden  statistischen  Litteratur. 

Aeltere  statistische  Berechnungen  des  gesammten  Volkseinkommens  und  seiner 
auptbestandtheile  und  Quellen  nach  Moreau  de  Jennys,  Rerue  encyclop.  XXV., 
19,  549,  878;  ders.  Statist  de  Tagricult  de  la  France  1848;  ders.  Statist  de  la 
:.-Brit  1888,  I,  312:  de  La?ergne  essai  sur  l'^con.  rur.  de  TAn^let  p.  77  ff.; 
uart  Re?iew,  1850  N.  170,  S.  437;  Pebrer  Hist  financ  etc.  de  1  emp.  Britann. 
;34  n.,  90;  Lowe,  England  nach  s.  gegen  wärt  Zustande;  Chaptal,  de  Tindustr. 
anc,  de  Lareleye,  essai  sur  T^con.  rur.  de  la  Belg.  p.  818,  Schnitzler  cr6at 
t  la  rieh.  I,  19,  892,  auszugsweise  bei  Rau,  8.  Aufl.  S.  247—250. 

Alle  solche  Schätzungen  des  Volks-  oder  Nationaleinkommens  und  kaum 
^niger  die  noch  häufigeren  des  Volks?ermOgens  sind  durchaus  unsicher  und 
ade  in  der  Neuzeit  trotz  oder  richtiger  wegen  der  Fortschritte  der  exacten  Statistik 
imer  mehr  ab  unbrauchbar  erkannt  worden.  Ans  diesem  Grunde  sind  sogar  Ver- 
che  solcher  Schätzungen  eine  Zeit  lang  seltener  geworden.  Doch  scheint  die  Nei- 
mg  dazu  jetzt  wieder  stärker  zu  werden.  So  finden  sich  z.  B.  Daten  über  den  Werth 
s  Realbesitzes,  Viehstands  und  Ackergeräths  für  Oesterreich  ron  ?.  CzOrnig 
d  in   den  amtL  Statist  Jahrb.,  im  Auszug  bei  Kolb,  Handb.  d.  vergleich.  Statist 

Aufl.,  Leipz.  1875,  S.  810:  ebendas.  S.  871  amtliche  Schätzungen  des  Bodenwerths 
d  Reinertrags  des  Grundbesitzes  in  Frankreich;  eb.  S.  451  Werth  des  ganzen 
tionalvermögens  in  Grossbritannien  und  Irland;  eb.  S.  588  sogar  fQr  Russ- 
nd  (nach  v.  Buschen);  eb.  S.  780  für  Nordamerica  (nach  Berichten  des 
batzsecretärs).  Meistens  nur  grosse  blendende  Zahlen,  rielfach  mit  der  Dnrichtig- 
it  oder  grdssten  Zweifelhaftigkeit  beim  ersten  Anblick  und  zumal  bei  ein  wenig 
itik.  Vollends  die  Schätzungen  des  VolksrermOgens  von  Staaten  früherer  Zeit, 
e  sie  Böckh  (Staatshaush.  der  Athener,  2.  Aufl.  I,  642)  für  Athen  angestellt 
)— 40000  Talente  ohne  das  steuerfreie  Staatsgut),  haben  natarlich  gar  keinen  Werth 
i  würden  von  einem  Statistiker  und  NationalOkonomen,  der  die  Schwierigkeit  in  der 
genwart  kennt  schwerlich  nur  versucht  werden.  Büchsenschütz,  S.  589,  stimmt 
n  mit  Recht  bei. 

Trotz  aller  Mängel,  —  die  hier  zum  Tbeil  wegen  der  Umgehungstendenz  bei 
uem,  bezw.  der  ungenügenden  Einschätzung,  wie  z.  B.  in  Preussen  bis  1891, 
ch  nach  der  ganzen  Veranlagungsmethode  und  Einrichtung  der  Einkommensteuer, 
i  in  Gross-Britannien,  Italien  selbstverständlich  sind  —  mochten  die  Schätzungen 
}  Volkseinkommens  nach  den  Daten  der  Einkommensteuer-Schätzungen  oder 
clarationen  immer  noch  die  relativ  weniger  unbrauchbaren,  verglichen  mit  den  Er- 
missen andrer  Schätzungsmethoden  sein,  namentlich  auch  was  die  wichtigere  Frage 
'  Vertheilung  des  Volkseinkommens  anlangt,  so  die  britischen,  selbst  die 
herigen  Daten  der  preussischen  Olassen- und  classificirten  Einkommensteuer,  die 
'h  nach  Engel's  Ansicht  in  seinem  Aufsatze  über  die  Classensteuer  u.  s.  w.  und 

Einkommenvertheilung  in  Preussen,   im  Jahrg.   1875  der  Zeitschr.   des   Preass. 
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Staust.  Bureaus,  nicht  so  unbranchbar  sind,  als  Nasse,  Scbmollera.A.  m.  an- 
nehmen, wenn  anch  die  neuste  Yeranlagong  der  Einkommensteuer  nach  dem  neuen 
Gesetz  in  1892  bereits  die  Annahme  besonders  der  Dntersch&tzung  der  wohlhabeu- 
deren  Leute  in  Preossen  bestätigt,  und  ein  yon  mir  seit  lange  angegriffenes  Vorgehen 
SOtbeers,  bei  den  grossen  Einkommen  zur  Richtigstellung  kleinere  (10  Vo)*  ^®i  ^^^ 
kleineren  grössere  (25  %)  Zuschläge  zur  Einschätzungsziffer  zu  machen,  als  unhaltbar 
erwiesen  hat  Eher  umgekehrt  wäre  es  richtig  gewesen.  Femer  die  Daten  Ton  Ham- 
burg, Bremen,  besonders  yom  Königreich  Sachsen,  Hessen,  Baden,  von 
schweizer  Gantonen  (Basel)  u.  s.  w.  S.  D.  Baxter,  nat  income  of  the  United 
Eingdom,  Lond.  1868.  Oiffen,  recent  accumulation  of  the  capital  of  the  United 
Kingdom  in  dem  Journ.  of  the  Statist,  society,  1878,  ders.  ebendas.  1883,  1886,  jetzt 
in  seinen  essays  in  finance.  2.  vol.  Lond.  1880  und  1886.  Wesentlich  auf  Grund  der 
Einkommenstenerdaten,  mit  gewissen  Berichtigungen  und  Ergänzungen,  wird  hier  das 
britische  Volksyermögen  ?eranschlagt:  1865  auf  6118,  1875  auf  8548  MüL 
Pf.  St.,  p.  Kopf  204  u.  260  Pf.  Auszug  in  d.  Statist.  Gorrespond.  y.  Engel,  187S 
N.  38.  —  In  Frankreich  hat  man  neuerdings  wieder  aus  dem  Kapitalweith  der 
Erbschaften,  nach  den  Daten  der  im  Enregistrement  mit  enthaltenen  Erbsdiaftsstener 
(s.  meine  Finanzwiss.  B.  3  §.  241  ff.)  einige  Schltlsse  auf  die  stark  aufeteigende  Be- 
wegung des  YolksFermOgens  zu  ziehen  gesucht.  (L.  Say,  Bull,  de  Stat  et  de  l^gl^ 
comp.  ?ol.  1  u.  8,  im  Auszuge  in  d.  Stat  Corresp.  1877  N.  5.)  Auch  nur  unsichere 
Schlüsse,  wie  schon  aus  der  rapiden  Vermehrung  in  damaliger  Zeit  folgen  mOchte. 
Kapitalwerth  der  Erbsch.  1826  1837,  1850  2025,  1870  3872.  1874  8981,  1877  (yor- 
läuf  Berechn.)  4702  Mill.  Fr.  Einige  weitere  Daten  bei  Fr.  X.  ?.  Neu  mann,  Ueber- 
sichten  u.  s.  w.  Jahrg.  1878,  S.  2  ff.  und  in  den  folgenden  Bänden,  so  Jahrg.  1883 — 84 
(Stuttg.  1887)  S.  10  ff.  S.  auch  Bob.  Meyer  im  Handwörterbuch.  Geber  Prenssen 
besonders  SOtbeer,  Arb.freund  1875.  Auch  ?erschiedene  Artikel  yon  ihm  über 
Preussen  und  England  im  D.  Handelsblatt  Femer  seine  Schrift  Umfang  und  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  im  preuss.  Staate,  1879,  sowie  Au&ätze  in  Conrad's 
Jahrb.  B.  52  (1889),  in  der  Volkswirthsch.  Vierteljahrschr.  (auch  über  Sachsen,  Gr.- 
BriUnnien)  1884  B.  81,  1887—88,  B.  96—98,  1891  B.  109.  Ueber  Sachsen  Zeit- 
schr.  des  sächs.  stat  Bur.  mehrfach,  bes.  Jahrg.  1890.  —  Heil,  Resultate  der  Ein- 
schätzung zur  Einkommensteuer  in  Hessen,  Sachsen,  Hamburg,  Jena  1 888.  Material  auch 
in  d.  Preuss.  stat  Ztschr.  (1875,  1879),  Hamburger  amtl.  Statistik  u.  s.  w.  Eine  ganz 
vorzügliche  Bearbeitung  des  steuerstatistischen  Materials  für  Basel  hat  K.  Bücher, 
Basels  Staatseinnahmen  und  Steuervertheilung,  Basel  1888,  geliefert.  Vergl.  die  Ter- 
schiedenen  Angaben  von  Rob.  Meyer  im  Handwörterbuch.  —  Zur  Kritik  s.  Osterr. 
stat  Monatsschr.  B.  XIII,  und  speciell  zur  Kritik  Sotbeers  v.  Heyking  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  B.  86,  1880,  S.  164  ff.  Vorschläge  zur  Statist  Ermitüung  im  Compte  renda 
des  Statist  Congresses  im  Haag  1869. 

Eine  eigenthümliche  Stellung  nimmt  das  beachtenswerthe  Buch  von  H.  Losch« 
VolksvermOgen,  Volkseinkommen  und  ihre  Vertheilung,  Leipz.  1888  (Schmoller,  For- 
schungen, VII,  I)  ein:  ein  Versuch  einer  Revision  auch  der  in  Betracht  kommenden 
theoretischen  Grundlagen  für  statistische  Berechnungen,  mit  dem  Bestreben,  die  ver- 
schiedenen Factoren  aufzusuchen,  welche  für  den  organischen  Character  der  Volk»- 
wirthschaft,  des  VolksvermOgens  und  Volkseinkommens  maassgebend  sind.  Bei  man- 
chem Guten  fehlt  aber  Klarheit  und  Schärfe  der  principiellen  Erörterungen,  weshalb 
auch  die  Ergebnisse  nur  mit  Vorsicht  anzunehmen  sind. 

Umfassendere  Mittheilungen  statistischer  Daten,  auch  der  hier  berührten,  liegen 
nach  dem  theoretischen  Character  dieses  Werks  ausserhalb  unserer  Zwecke. 

Ueber  die  Methoden  der  Schätzung  des  Volkseinkommens  s.  §  177  und  Bob. 
Meyer  a.  a.  0.  Bis  jetzt  ist  es  wohl  richtiger,  das  offene  Zugeständniss  zu  machen, 
dass  die  Statistik  mit  ihren  gegenwärtigen  Hil&mitteln  und  Daten  keine  hin- 
länglich brauchbare  Uebersicht  des  Volkseinkommens  und  VolksvermOgenä,  im  Ganzen 
und  nach  den  einzelnen  Bestandtheilen  und  vollends  nach  deren  Tauschwerth,  geben 
kann.  —  Vgl.  auch  über  eine  statistische  Aufgabe,  welche  mit  der  Zusammenstellan(^ 
und  Schätzung  des  Volkseinkommens  enge  zusammenhängt  und  dabei  besondre 
Schwierigkeiten  macht,  nemlich  über  die  Berechnung  der  internationalen  Zablnngs* 
und  speciell  Handelsbilanz,  den  Aufsatz  von  SO t beer  in  Hirth's  Annalen,  1875« 
S.  781  ff.  (in  Anknüpfung  an  die  neue  deutsche  Werthstatistik  des  auswärtigen  Han- 
dels).   S.  besonders  den  Entwurf  zur  Aufstellung  der  internationalen  Zahlungsbilanz 
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.  773.  Ferner  ?.  Scheel,  Berechnung  der  Handelsbilanz  in  SchmoUer's  Jahrb.  XIII, 
SS9,  S.  983. 

Ein  Haaptfebler  besonders  der  älteren  Theorie  war  in  der  Frage  ?om  Volks- 
inkommen  die  Gonfnsion  in  Betreff  der  Kosten  im  einzel-  und  im  Folkswirthschaft- 
cben  Sinne.  Alle  statistische  Ermittlung  moss  sich  auch  anf  Arten,  Sorten, 
aalititen  und  Tausch werthe  und  zwar  romemlich  ?on  Sa ch  gutem  beschränken, 
äbrend  eben  aoch  persönliche  Dienste,  „Verhältnisse*'  und  Oebranchswerthschätzang 
Betracht  konunen. 

I.  —  §.  176  [86].  Anwenduog  der  erörterten  Be- 
riffe  ans  dem  Wirthschaftsbetrieb  anf  die  Volks, 
irth Schaft.    Die  Begriffe  der  Ein-  nnd  Ausgänge,  Einnahmen 

ad  Aasgaben,  Ertrag,  Roh-  nnd  Reinertrag  lassen  sich  anch  anf 
ie  als  ein  Ganzes  gedachte  Volkswirthschaft,  die  Begriffe 
inkommen  und  freies  Einkommen  zwar  nach  dem  oben  fest- 
3stellten  Sprachgebranch  besser  nicht  anf  die  Volkswirtbschaft, 
as  Ertrag  gebende  Object,  wohl  aber  anf  das  Volk,  das  den 
einertrag  beziehende  Snbject,  anwenden. 

Welche  einzelne  Posten  Ton  wirthschaftlichen  Qatem  anter  die  einzelnen  gö- 
nnten Begriffe  in  der  Volkswirthschaft  sich  reihen,  bedarf  für  mehrere  der  hierher 
hörigen  Fälle  keiner  besonderen  Darlegung.  Selbstrerst&ndlich  nmfassen  die  Ein- 
d  Ansg&nge  der  Volkswirthschaft  aoch  die  dnrch  den  Credit  mit  anderen  Volks- 
rthschiiten  oder  richtiger  mit  den  Einzelwirthschaften  (incL  deijenigen  des  Staats) 
ihnen  ansgewechselten  Güter.  Die  zwischen  inländischen  Einzelwirthschaften 
»enfalls  ind.  des  heimischen  Stattts)  dnrch  den  Credit  bewegten  Guter  compensiren 
h  für  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes.  Andrer  Meinnng  ist  Fr.  J.  Nenmann, 
b.  Zeitschrift  B.  2S,  303:  es  sei  nnrichtig  anzunehmen,  die  Rechtsansprüche  nnd 
rd orangen  der  Volksangehörigen  anter  einander  seien  für  die  GrOsse  des  Volks- 
mOgens  gleichgültig.  Das  allerdings  nicht,  wie  z.  B.  beim  Prodactircredit  deutlich 
d.     Aber  wie  veranschlagen? 

II.  _  §.  177  [87].  Ermittlung  nnd  statistische  Er- 
ssnng  von  Roh-,  Reinertrag  der  Volkswirthschaft 
id  Volkseinkommen.  Durch  eine  hierauf  bezügliche  Er- 
ernng  wird  besser  als  durch  eine  vorausgeschickte  formale  De- 
ition  Wesen  und  Begriff  dieser  Thatsachencomplexe  klar  ge- 
icht.     Daher  wird  das  hier  zuerst  ins  Auge  gefasst 

Man  kann  dabei  ohne  und  mit  Rücksicht  auf  die  Einzelwirth- 
laften,  welche  die  Erträge  erwerben  und  ttber  das  Einkommen  ver- 
en,  vorgehen  nnd  danach,  wie  man  es  genannt  hat,  eine  reale 
>bjective")  und  eine  personale  („subjective")  Methode  der 
nittlung  und  Erfassung  unterscheiden.  Zwischen  beiden  sind 
nbinationen  verschiedener  Art  möglich,  in  der  Praxis  mit  Rück- 
it  auf  die  nach  dem  Stand  der  amtlichen  Aufnahmen,  auch 
;b  der  Art  der  Steuergesetzgebung,  deren  Daten  zu  benutzen 
i,  vorhandenen  Daten  öfters  allein  durchführbar,  was  daun 
mischte^'  Methoden  giebt. 

Bei  der  realen  Methode  knüpft  die  Darstellung  an  die  Werth- 
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objecte  selbst  oder  an  die  Gütermengen  an,  welche  den  Roh- 
und  Reinertrag  der  Volkswirthschatit  als  Ganzes  bilden;  bei  der 
personalen  Methode  werden  die  einzelwirthschaftlichen 
Reinerträge,  bez.  die  Einkommen  der  Subjecte  der  £inzel- 
wirthsehaften  summirt,  wo  dann  nur  die  Zosammenstellang  des 
Reinertrags  der  Volks wirthschaft  oder  des  Volkseinkommens 
stattfindet. 

Beide  BerechnuDgsarten  bei  Bescher  I,  §.  146,  die  erste  bei  Ban  I,  §.  247 
die  zweite  (annähernd)  eb.  §.  248,  die  zweite  aoch  bei  Hermann,  S.  590.  Nähere 
Benrth^nng  beider  Methoden  bei  t.  Mangoldt,  Yolkswirthschaftslehre,  S.  316  ff. 
Bob.  Meyer,  HandwOrterb.  a.a.O.  S.  auch  Henschling,  Joom.  deEcon. XXVT 
(1872),  p.  575. 

A.  Erste  Art  der  Darstellung. 

1)  Der  Rohertrag  der  Volkswirthschaft  wird  in  einer  Periode 
(einem  Jahre)  gebildet: 

a)  von  der  Gesammtheit  der  in  dieser  Zeit  nen  im  Inlande 
erzeugten  wirthscbaftlichen  Gttter  aller  Art. 

Arten,  Sorten,  Qualitäten,  Quantitäten  dieser  Güter  müssen  daher  nnterschieden 
werden  and  gekannt  sein.  Aber  auch  „Dienste"',  Verhältnisse'',  „Einrichtangen^ 
(öffentliche,  Staat  u.  s.  w.)  in  Bezng  aof  ihre  Dienste  (§.  119)  gehören  hieher.  Da 
hier  vielfach  eine  Tausch-  oder  Geldwerthschätzong  gar  nicht  erfolgen  kann,  eine 
Gebranchswerthschätzong  nicht  zu  vergleich-  nnd  messbaren  Grossen  ftlhrt,  ist  nicht 
nur  eine  Summirong  solcher  heterogenen  WerthgrOssen  unmöglich,  sondern  es  ergiebt 
sich  auch,  dass  das  ganze  Problem  der  Schätzung  des  Yolkswirthschaftsertrags  und 
Volkseinkommens  eigentlich  practisch  unlösbar  ist  Man  kann  nur  angeben,  welche 
Elemente  dazu  gehören.    (Vgl.  von  Heyking  a.  a.  0.,  auch  Losch *s  gen.  Buch). 

Allein  auch  bei  den  Sachgütern  ergeben  sich  überaus  grosse  Schwierigkeiten, 
die  wiederum  halbwegs  genügend  nicht  zu  lösen  sind,  weil  die  allein  anwendbare 
Methode,  die  statistische,  vielfach  practisch  den  Dienst  versagt.  Die  inländischen 
Bohstoffe  sind  vollständig  ihrem  Werthe  nach  einzusetzen.  Die  aus  solchen  and  aus- 
ländischen Stoffen  hergestellten  Gegenstände  (Industrieproducte,  Fabrikate),  um  einen 
volkswirthschaftlichen  Doppelansatz  der  Bohstoffe  zu  vermeiden,  nur  für  den  Betrmg^ 
der  durch  die  Ge Werksarbeit  erzielten  Wertherhöhung  (oftmaliger  Fehler  auch  der 
amtlichen  Statistik  der  Bergwerks-  und  Hüttenproduction).  Die  im  Handel  umge- 
setzten und  transportirten  Bohstoffe  und  Fabrikate  für  den  Betrag  der  dadurch  be- 
wirkten Wertherhöhung.    Aber  eben  diese  lässt  sich  zu  schwer  richtig  ermitteln. 

b)  Von  der  Einfuhr  von  Gütern  (Saehgtttem,  Geld)  aas  dem 
Auslände  ans  dem  Titel  der  Renten  von  Forderungsrechten 
des  Inlandes  aus  Greditgeschäften  oder  der  Renten  von 
früheren  Kapitalanlagen  inländischer  Staatsangehöriger  im 
Aaslande; 

c)  von  dem  mittelst  Einfuhr  ausländischer  Gttter  reell  bezahlten 
Frachterwerb  der  inländischen  Rhederei  im  auswärtigen 
Handel  and  Zwischenverkehr ; 

d)  von  den  in  Baar  und  in  Waaren  bestehenden  Ein- 
fahren des  Auslandes  ins  Inland,  welche  als  Rimessen  fttr  die 
im  Inland  sich   aufhaltenden  Fremden  dienen  oder  voa 
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chen  mitgebracht  werden,  —  unter  heatigen  Verhältnissen^^eine 
bende  Rubrik  in  unseren  Volkswirthschaften ; 
e)  von  der  gleichen  Einfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
her  Gaben,  z.  B.  Gontributionen  des  Auslandes  an  das 
ind,  Einwanderungsvermögen,  sobald  diese  Einfuhr 
igermaassen  regelmässig  stattfindet 

So  bei  danernden  Tribntferhlltnissen  des  Auslands  an  das  Inland,  bei  dan- 
der  Einwanderung.  Das  mitgebrachte  Vermögen  der  Einwanderer  kann  hier, 
.  im  Falle  der  nordamericanischen  Vereinigten  Staaten,  in  der  That  zn  den  regel- 
ngen  Einnahmequellen  des  Einwanderongslands  gerechnet  werden,  eine  Quelle, 
he  dem  Lande  deshalb  ftiesst,  weil  es  durch  seine  (wirklich  oder  vermeintlich) 
itigeren  gesammten  Ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  den  Einwanderungs- 
D  an  sich  zieht  Hier  werden  also  bleibende  Ursachen  der  Massenein-  und 
Wanderung  Torausgesetzt  (?gl.  L.  Stein,  Verwaltungsrecht,  2.  Thl.,  Inn.  Verw., 
>2  ff.  u.  im  1.  Thl.  meiner  Grundlegung  den  Abschn.  ?om  Einwanderungsrecht).  — 
Hheren  Zeiten,  z.  B.  im  griechischen  Alterthum,  sp&ter  in  einzeben  islamitischen, 
tiatischen  Staaten  bildete  Seeraub,  anderswo  wieder  Kriegsbeute  eine  förm- 
regelm&ssige  Erwerbsquelle  der  heimischen  Bevölkerung.  —  Einmalige 
ribntionszahlungen  des  Auslands,  z.  B.  als  Kriegsentschädigung,  das  Vermögen 
tiuzelter  Einwanderer,  bilden  nur  zufällige  Einnahmen  und  VermOgensver- 
ungen  und  sind  zum  Ertrag  der  Volkswirthschaft  nicht  zu  rechnen.  Gleiches 
ron  Erbschaften  u.  dergl.  m.,  die  aus  dem  Auslande  in  concreten  Gutem  oder 
eingehen. 

f)  Vom  etwaigen  Werthtlbe  rse  hu  SS  der  im  internationalen 
idel  erfolgenden  Waaren-  und  Geld  ein  fuhr  aus  dem  Ans- 
e  tlber  die  bezflgliche  Ausfahr. 

Wird  der  ganze  Betrag  der  Einfuhr  hier  eingesetzt,  so  muss  bei  dem  ersten 
Q  (a)  fon  dem  inländischen  Gutererzeagniss  die  daraus  stattfindende  Ausfuhr 
ogen  werden. 

Wenn  rou  Bau,  Boscher  u.  A.  zum  B  oh  ertrage  der  Volkswirthschaft,  bez. 
e  es  nennen  zum  rohen  Volkseinkommen  die  ganze  inländische  Gutererzougung 
zugleich  die  Einfuhr  von  Gutem  aus  dem  Auslande  gerechnet  wird,  so  findet 
oppelansatz  statt,  welcher  auch  schon  bei  der  Berechnung  des  Bohertrags  un- 
:  ist  Es  genttgt  daher  nicht,  mit  den  genannten  Autoren  den  Abzug  der  im 
e  1  erfolgenden  Güterausfuhr  erst  zur  Berechnung  des  reinen  Ertrags  oder  Ein- 
tns  Torzunehmen.  —  üeber  die  Differenzen  zwischen  dem  Werth  der  Waaren- 
ad  Ausfuhr  der  Länder  und  die  besonderen  Ursachen  der  grosseren  WerthhOhe 
nfuhr  s.  SOtbeer  in  dem  gen.  Auls,  über  Handelsbilanz;  eb.  auch  über  die 
»rdentliche  Lückenhaftigkeit  unserer  früheren  deutschen  (Zollverein)  Aasfahr- 
i.  VgL  über  diesen  Gegenstand  auch  die  zahlreichen  fleissigen  und  instrac- 
ixtikel  F.  E.  Laspeyres  im  Deutschen  Handelsbl.,  so  über  die  Handelsbilanz 
77  im  Nov.  1878,  u,  v.  Scheel  a.  a.  0. 

)  Vom  Werthbetrage  der  Nutzungen  des  Nutzver- 
)ns^  einzusetzen  in  Gemässheit  des  zweiten  Bestandtheils 
inkommens  (§.  173). 

)  Der  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  ergfebt  sich  alsdann 
)b,  dass  folgende  Posten  vom  Rohertrag  abgezogen  werden: 
I  Die  im  §.  172  unter  1,  c  (S.  402)  genannten  eigentlichen  oder 
liehen  volkswirthschaftlichen  Productionskosten 
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(im  ersten  dort  unterschiedeneD  Sinne  des  Wortes):  die  Verwen- 
dungen für  die  Mitwirkung  der  Natur  bei  der  Production,  nicht 
aber  die  ebenfalls  in  §.  172  (unter  1,  a  und  b)  besprochenen  bloss 
einzelwirtbschaftlichen  Productionskosten,  welche  fttr  irgend  Jemand 
ein  Einkommen  bilden. 

Daher  Damentlich  nicht,  wie  Bau  annahm,  „der  Lebensbedarf  der  hervor- 
bringenden Arbeiter  und  Unternehmer  mit  ihren  Familien'',  Posten,  welche  vielmehr 
darchans  einen  Theil  (und  bei  Weitem  den  Hanpttheil)  des  Beinertrags  der 
Yolkswirthschaft  oder  des  Volkseinkommens  bilden. 

Ban's  nnd  der  Aelteren,  d.  h.  insbesondere  Bicardo's  and  seiner  Schale 
damit  vielfach  Obereinstimmende  Annahme  berahte  aaf  der  Vermengnng  des  einzel- 
(privat-)  and  volkswirthschaftlichen  Gesichtspnncts  and  fahrte  zu  der  falschen  Con- 
straction  eines  nationalen  Beineinkommens,  das  wesentlich  nar  Uobersch ass- 
einkommen  der  besitzenden  Glassen  war.  Daraas  sind  aach  f(lr  wichtige  practische 
Fragen  falsche  Schlosse  hervorgegangen,  besonders  im  Steoerwesen  (Finanzwiss.  IL 
2.  A.  S.  314  ff.).  —  S.  Bicardo's  Obrigens  Öfters  missverstandene  Lehre  in  seinen 
principles  eh.  26.  Daza  Bernhardi  a.  a.  O.  §.  14  ff..  Mithoff,  a.  a.  0.  S.  579.  — 
Berichtigong  dieser  Irrthomer  erst  besonders  darch  Hermann 's  Einkommentheorie, 
a.  a.  0.  Vergl.  namentlich  den  Aa£iatz  von  Schmoller.  —  Jener  Abzog,  den 
Baa  macht,  hat  nor  bei  der  Berechnang  des  freien  Volkseinkommens  stattzofinden, 
8.  a.  N.  4. 

Dagegen  sind  abzosetzen:  vom  Werth  weniger  noch  braachbarer  Abf&Ile  ab- 
gesehen, der  Werth  der  Boh-  ond  Hilfsstofie  der  Prodaction,  z.  B.  Saatkorn,  Vieh- 
fatter,  Streo  in  der  Laudwirthschaft,  der  Verarbeitongsstoffe,  Brennstoffe,  Schmieistoffe 
in  der  Indostrie,  den  Transportgewerben  (Eisenbahnen):  femer  der  Werthbetrag  der 
Abnotzong  der  za  mehreren  soccessiven  Prodactionen  dienenden  Kapitalien,  d.  h. 
der  sog.  stehenden  Kapitalien,  wie  Wirthschaftsgeb&ode ,  Maschinen,   Werkzeage. 

b)  Die  Ausfuhr  von  Gtltern  (Sacbgfltem,  Geld)  nach  dem 
Auslande,  aus  dem  Titel  der  Renten  von  Kapitalanlagen 
und  von  Forderungsrechten  des  Auslandes  aus  Credit- 
geschäften  im  lolande. 

c)  Die  Güterausfuhr  als  Bezahlung  für  Frachterwerb  frem- 
der Khederei. 

d)  Baar-  und  Waarensendungen  ins  Ausland  als  Rimessen 
fttr  dort  sich  aufhaltende  Inländer;  dgl.  von  solchen  mit  hinausge- 
nommene Gtlter  und  Gelder  (Reiseverkehr). 

e)  Die  Gtlter-  und  Geldausfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
licher, periodischer  Gaben  ans  Ausland  (Tribute;  nicht 
Auswanderungvermögen). 

Dies  könnte  im  Widersprach  zo  stehen  scheinen  mit  der  obigen  Einsetzong 
des  Einwanderangsvermögens  als  Posten  des  Rohertrags  der  Volkswirthschaft  des  Ein- 
wand er  erlands.  Aber  fOr  das  Aoswanderongsland  liegt  die  Sache  aach  anders. 
Das  mitgenommene  AaswanderervermOgen  ist,  zom  weitoberwiegenden  Theile  wenig- 
stens, kein  Bestandtheil  des  in  der  betreffenden  Wirthschaf&periode  gewonnenen 
Ertrags  der  Volkswlrthschaft,  sondern  des  Vermögens  derselben,  moss  also  nur 
bei  einer  Volksvermögensbilanz,  nicht  bei  einer  Ertrags-  oder  Einkommensbilanz 
abgezogen  werden.  —  Neben  daoemden  Triboten  sind  regelmftssige  Zahlungen  an 
fremde  Unterthanen  im  Aaslande  (Bestechongsgehalte ,  wie  Seitens  Persiens 
an  Griechen,  Besoldungen  fremder  Gelehrter  anter  Ludwig  XIV.,  Peterspfennige) 
zo  nennen. 
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f)  Der  etwaige  WerthflberBchnss  der  HandeU-Ans- 
uhr  ttber  die  Einfuhr  im  auswärtigen  Verkehr. 

g)  Der  Werthbetrag  der  Abnutzung  des  Nutzvermögens. 

3)  Das  Volkseinkommen  besteht  in  diesem  Reinertrag 
ler  Volkswirthschaft  Es  iSsst  sich,  nach  allem  Vorausgehenden, 
[ann  begrifflieb  bestimmen  als:  die  Summe  des  Werths  (Gebrauchs- 
zw.  Taaschwertbs)  aller  Art  wirthschaftlicher  Oüter  (nicht  bloss: 
»acbgOter),  über  welche  ein  als  einheitliches  Ganzes  oder  als 
'ersoD  und  insofern  als  Subject  seiner  Volkswirtbschaft  ge- 
achtes  ,,Volk''  periodisch  regelmässig  zu  Genüssen  und  Nutzungen 
sofortigen  oder,  wie  bei  der  Eapitalbildung  aus  dem  Einkommen, 
erschobenen)  in  einem  bestimmten  Zeitraum  (Jabr)  yerfUgt,  ohne 
ermindernng  des  im  Anfang  dieses  Zeitraums  vorhanden  ge- 
esenen  Werths  des  VolksvermOgens,  daher  nach  Abzug  bloss  der 
>lkswirthschaftlichen,  d.  h.  kein  Einkommen  einer  physischen 
erson  bildenden  Kosten  vom  Rohertrag  der  Volkswirthschaft. 

Ich  halte  diese  ADffassuog  und  BegrifisbestimmuDg  auch  den  kritischen  Er- 
terangen  Nenmann's  und  Bobcrt  Meyer*8  gegenüber  aufrecht  Die  Nenmann'- 
he  Unterscheidung  von  Be?0lkerung8-  und  Volkseinkommen  ist  nicht  geboten. 

4)  Das  freie  Volkseinkommen  nmfasst  denjenigen  Theil  des 
olkseinkommens  einer  Wirthschaftsperiode,  welcher  nach  Abzug 
38  notbwendigen  Unterhaltsbedarfs  —  hier  berechnet 
if  Grand  der  ersten  in  §.  174  angegebenen  Methode  —  der 
mzen  Bevölkerung,  auch  die  mit  zu  erhaltenden  nicht-erwerbenden 
srsonen  inbegriffen,  —  weshalb  z.  B.  Armensteuern  u.  dgl. 
[er  vom  Volkseinkommen  abzusetzen  sind  —  flbrig  bleibt. 

Die  Berechnung  des  Boh-  und  Beinertrags  der  Volkswirthschaft  und  des  Volks- 
rmdgens  kjüin  wieder  Naturalrechnung  und  Geldrechnung  sein' (§.  161).  Die 
itere  hat  aber  gerade  hier  grosseren  practischen  und  wissenschaftlichen  Werth. 

Die  ältere  Streitfrage,  ob  der  Bohertrag  oder  der  Beinertrag  der  Volkswirth- 
laft  der  wichtigere  sei,  kann  auf  Grund  der  neueren  berichtigten  Theorie  des  Ein- 
mmens  Überhaupt  und  des  Volkseinkommens  specieli  als  mttssig  betrachtet  werden. 
DD  wenn  ?om  Beinertrag  der  Volkswirthschaft  nicht,  wie  früher  vielfach,  bereits 
end welche  Gütorconsumtionen  ?on  Menschen  abgezogen  sind,  so  ?ersteht  sich  ?on 
b8t,  daas  der  Beinertrag  das  allein  richtige  Moment  ist  Yergl.  auch  Hermann, 
595  ff..  Boscher  I,  §.147,  Schmoller,  a.a.O.  Die  Gontroverse  konnte  nur 
stehen  bei  der  Yermengung  des  einzel-  oder  privat-  mit  dem  volkswirthschaftlichen 
licht^QDCte. 

B.  —  §.  178  [88].  Zweite  Art  der  Darstellung  und 
irecbnung  des  Volkseinkommens  oder,  wieder  damit 
sammenfallend,  des  wahren  Reinertrags  der  Volkswirthsehaft. 

Sie  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  sämmtlichen  Einkommen 
ländischer  Einzelwirthschaften,  aus  in-  wie  aus  aus- 

A.  W  a^ner,  Gnmdlegang.  3.  Auflage.   L  Theil.   Grundlagen.  27 
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ländischem  Erwerbe,  summirt  und  von  dieser  Summe,  um  Doppel- 
rechnung zu  vermeiden,  die  von  anderen  inländischen  Wirthschaflen 
an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Gemeinwirthschaften 
entrichteten  Beiträge  und  Steuern  in  Abzug  gebracht  werden, 
sowie  dass  das  Einkommen,  welches  physische  Personen  aus  Er- 
werbs- und  ähnlichen  Gesellschaften  (Genossenschaften)  be- 
ziehen, nur  einmal,  entweder  nur  bei  letzteren,  als  selbständigen 
Einzelwirthschaften ,  oder  gleich  bei  den  physischen  Personen,  als 
deren  oder  als  Theil  ihres  Einkommens,  gerechnet  wird. 

Ueber  die  Behandlung  der  Steuern  ebenso  Hermann,  S.  590,  wogegen 
Röscher,  §.  146,  zwar  neben  dem  „reinen  Einkommen  der  selbständigen  Privat- 
wirthschaften'*  anch  nnr  das  „reine  Einkommen  des  Staats,  der  Gemeinden,  Corpora - 
tionen,  Stiftungen,  welches  dem  eigenthttmlichen  Vermögen  entspringt'',  anfführt, 
dann  aber  doch  gleich  darauf  hinzufügt:  von  Steuern  gelte  nicht  der  Satz  wie  von 
Schuldzinsen,  dass  sie  bloss  auf  Seiten  des  Gl&ubigers  aufgeführt,  auf  Seiten  des 
Schuldners  aber,  um  error  dupli  zu  vermeiden,  abgezogen  würden,  „weil  die  Unter- 
thanen  des  guten  Staats,  die  Gläubigen  der  guten  Kirche  wirklich  neue  und  minde- 
stens gleichwerthe  Güter  dadurch  erkauften*'.  Letzteres  ist  gewiss  ganz  richtig  und 
Boscher's  Schluss,  wonach  die  Staats-  und  Kircbenleistnngcn  als  Einkommentheilo 
der  Privaten,  im  Werthe  der  Steuerzahlung  der  letzteren,  angesetzt  werden,  erscheint 
in  einer  Hinsicht  auch  als  Consequenz  der  Einreihung  der  Leistungen  in  die  wirth- 
schafUichen  Güter.  Indessen  iSsst  sich  anderseits  doch  mit  Pag  einwenden,  dass 
schliesslich  alle  solche  Berechnungen  des  Volkseinkommens  nur  erfolgen,  um  die  Lage 
der  physischen  Personen  beurtbeilen  zu  kOnnen  und  für  diese  physischen  Personen, 
d.  h.  in  der  Hauptsache  für  die  Subjecte  der  Privatwirthschaften ,  die  Beitr&ge  und 
Steuern  an  die  juristischen  Personen,  an  Staat  und  Gemeinwirthschaften,  nicht  Ein- 
kommen, sondern  Ausgaben  sind,  was  bei  der  Berechnung  des  Volkseinkommens, 
d.  h.  eben  doch  schliesslich  des  Einkommens  einer  bestimmten  Anzahl  Menschen 
(nicht  schlechtweg  „Einzelwirthschaften'')  den  im  Texte  vorgenommenen  Abzug  der 
Steuern  u.  s.  w.  bei  den  Gemeinwirthschaften  u.  s.  w.  rechtfertigt.  Man  könnte  das 
Einkommen  der  Gemeinwinhschaften ,  einschliesslich  des  Staats,  aus  Beiträgen  und 
Steuern  andrer  Einzelwirthschaften ,  etwa  abgeleitetes  Einkommen  nennen,  in 
einem  richtigeren  Sinne,  als  dieser  Ausdruck  früher  gebraucht  wurde  (s.  §.  173  am 
Schluss).  VgL  übrigens  auch  Bob.  Meyer,  Einkommen,  bes.  §.  12,  S.  243  ff.  und 
im  Handwörterbuch  Hl,  55  (tbeilweise  abweichend);  femer  Neu  mann  und  Mit- 
hoff a.  a.  0. 

Die  Bemerkung  betrefis  der  Gesellschaften  (Zusatz  gegen  die  2.  A.  S.  125) 
ist  auch  mit  durch  die  neueren  theoretischen  und  practischen  Streitigkeiten  über  die 
Behandlung  dieser  oder  bestimmter  Kategorieen  dieser  Gesellschaften  (besonders  der 
Actiengesellschaften)  in  der  Einkommensteuer  veranlasst:  ob  sie  als  „selbständige" 
Personen  mit  „eigenem^'  Einkommen  und  das,  was  von  ihnen  an  die  Berechtigten 
(z.  B.  die  Actionäre  als  Dividende)  noch  einmal  als  eigenes  Einkommen  dieser  letz- 
teren aufzufassen  seien  oder  nur  Ein  Einkommen  angenommen  werden  kOnne  (verg). 
meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.  S.  417  ff.  und  meine  Abh.  im  Schanz'schen  Finanzarchir 
1891,  n,  S.  179  ff).  Die  zweite  Auffassung  ist  die  richtige  und  ihr  gemäss  bei  der 
Ermittlung  des  Volkseinkommens  wie  angegeben  zu  verfahren. 

Die  Schuldzinsen  und  ähnliche  Zahlungen  erscheinen  hier  bei  dem  Ein- 
kommen des  Empfängers  (auch  die  aus  dem  Ausland  kommenden  beim  inländischen) 
eingesetzt,  wie  sie  ja  auch  nicht  zum  Einkommen  dos  zahlenden  Schuldners  ge- 
hören. Die  an  Ausländer  gelangenden  Schuldzinsen,  daher  auch  diejenigen,  welche 
der  inländische  Staat  ins  Ausland  zu  zahlen  hat,  müssen  dabei  ebenfalls  schon  nach 
dem  Einkommenbegriff  abgezogen  worden  sein.  D.  h.  also,  folgerichtiger  Weise, 
das  Einkommen  des  Staats,  der  Gemeinden,  vieler  Erwerbsgesellschaften  (Eisen- 
bahnen, Banken;  Actienbetheiligung  muss  hier  der  Betheilignng  als  kapital- 
leibender   Gläubiger    gleichgestellt    werden)   ist    für    diesen    Zweck    der    Be* 
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echnung  des  Yolkseinkommens  nur  mit  dem  durch  Scholdzinsen  und 
)i7ideDden«  welche  ins  Ausland  gehen,  verringerten  Betrag  einzusetzen. 
Cin  nicht  unwichtiger  Pnnct,  um  die  Lage  stark  ans  Ausland  verschuldeter 
Uaaten,  wie  Oesterreich,  Italien,  Russland,  früher  Vereinigte  Staaten  u.  a.  m., 
ichtig  zu  beurtheiien.  Bei  Privaten  ist  dies  nicht  erst  noch  besonders  hervorzu- 
leben,  denn  die  von  ihnen  gezahlten  Schuldzinsen  gehören  als  einzelwirthschafUiche 
^roductionskosten  nicht  zu  ihrem  Einkommen  und  gelangen  bei  der  obigen  zweiten 
(erechnung  des  Yolkseiokommens  ohnehin  nicht  zum  Ansatz,  wenn  sie  an  Ausländer 
m  Auslande  gezahlt  werden. 

Unserem  Einkommenbegriffe  gemäss  sind  die  Nutzongen  des  NntzvermOgens 
uch  im  Einkommen  der  Einzeben  schon  enthalten,  brauchen  also  bei  dieser  Berech- 
lung  des  Yolksvermögens  nicht  mehr  besonders  aufgeführt  zu  werden. 

Die  Summe  der  WirthschaftsüberschUsse  aller  in- 
ändischen  Einzelwirthschaften  am  Ende  einer  Periode  ist  dann 
neder  identisch  mit  der  dauernden  Vermehrung  des 
^olksvermögens. 

Statistisch  lassen  sich  beiderlei  Ermittlungen  der  Erträge 
[er  Volkswirthschaft  und  des  Volkseinkommens,  die  reale  und  die 
•ersonale  Methode,  durchführen,  wenn  es  möglich  ist,  die  erforder- 
chen  Daten  zu  gewinnen.  Aber  in  dieser  Hinsicht  muss  man  für 
3tzt  noch  in  erheblichem  Maasse,  wohl  für  immer  in  gewissem 
rrade  sich  resigniren  und  daher  auch  den  von  verschiedenen 
tatistikern  angestellten  Ermittlungen  mit  Skepsis  und  grosser  Ke- 
erve  gegenüber  treten. 

Beide  Methoden  bieten  sonst  verschiedene  Schwierigkeiten  und  ergänzen  sich 
egenseitig.  Die  erste  Methode  gewährt  gleichzeitig  Einblicke  in  die  Technik  der 
roduction  (Yerhältniss  des  Roh-  zum  Reinertrag,  Betrag  der  volkswirthschafUichen 
roductionskosten),  im  Ganzen  und  in  den  Hauptzweigen  der  nationalen  Arbeit  und 
efert  üebersichten  über  die  Gebrauchswerthmengen  der  verschiedenen  wirth- 
^hafüichen  Gater,  Daten  aus  denen  ein  wenig  auch  auf  die  Yertheilung  des  Yolks- 
ükommens  rttckgeschlossen  werden  kann.  (S.  v.  Mangold t,  Yolkswirthschaftslehre 
.  318.)  Die  zweite  Methode  lässt  die  Gebrauchswerthe  zurücktreten,  giebt  aber  einen 
snaueren  Einblick  in  die  Yertheilung  des  Yolkseinkommens  und  implicite  auch 
diejenige  des  Yolksvermögens  und  Yolkskapitals  unter  der  Bevölkerung  sowie 
rischen  physischen  und  juristischen  Personen  (auch  betreffs  des  Einkommens  der 
odten  Hand*'). 

Vollends  Vergleiche  zwischen  Ycrschiedenen  Ländern  und 
Q  Ganzen  doch  auch  zwischen  Ycrschiedenen  Perioden  für  das- 
3lbe  Land  sind  bei  der  Ungleichartigkeit  der  Grundlagen  ftlr  die 
atistischen  Ermittlungen  nur  mit  grosser  Vorsicht  anzustellen  und 
aber  auch  Schlussziehnngen  aus  solchen  Vergleichen,  zu  welchen 
an  leicht  Ycranlasst  wird,  skeptisch  zu  behandeln. 

Indem  man  dann  Daten  der  realen  und  personalen  Methode 
)mbinirt,  mag  man  bisweilen  mittelst  einer  solchen  „gemischten*' 
[ethode  auf  etwas  sichereren  Boden  kommen.  Aber  Irrthttmer 
nd  auch  da  nicht  ausgeschlossen,  ja  sie  werden  sich  in  mancher 
insiebt  noch  leichter  einstellen. 

Rob.  Meyer  a.  a.  0.  hebt  das  nicht  ausreichend  hervor. 

27* 
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C.  —  §.  179  [87].  Bedeutung  des  freien  Volkseinkommens. 
Die   Höhe    des    freien    Einkommens    entscheidet    wesentlich 

1)  über  den  Umfang  derBedtirfnissbefriedigungen,  welche  sieh 
das  Volk,  als  Ganzes  betrachtet,  erlauben  darf,  damit  auch  über  Höhe 
und  Art  der  Gulturentwicklung  eines  Volks,  soweit  letztere  durch 
die  Verfügung  über  wirthschaftliche,  insbesondere  auch  Aber  Sach- 
gflter,  bedingt  ist; 

2)  über  die  nachhaltige  Vermehrungsfähigkeit  der 
Bevölkerung,  soweit  dafUr  die  blosse  Grösse,  nicht  auch 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  maassgebend  ist,  welche 
letztere  wieder  die  Art  der  Gflter  wesentlich  mit  bestimmt,  aus 
denen  dies  Volkseinkommen  besteht; 

3)  über  die  Höhe  der  Steuerfähigkeit  des  Volks,  nament- 
lich der  Steuern,  welche  es  dauernd  zahlen  kann  (falls  hierfbr 
nicht  schon  ein  Betrag  im  nothwendigen  Unterhaltungsbedarf  ein- 
gesetzt ist,  was  zulässig  erscheint),  sowie  über  den  Steuerdruck; 

S.  XL.  in  Bnch  5  über  die  Zwangsgemeinwirthschaften  und  Bach  6.  Ein  gewisses 
Minimum  ?on  Bechtsschntz  nnd  GoltarfOrderang  dnrcli  den  Staat  gehört  zum  «^loth- 
vendigen  ünterhaltsbedarf''  ebenso  gnt  als  ein  gewisses  Minimum  ?on  Sachgütern  for 
die  materieUen  Ezistenzbedttifnisse. 

4)  flber  die  Grösse,  um  welche  sich  periodisch  das  Volks- 
yermögen  und  das  National-Kapital  —  unabhängig  von 
Vermögens-  und  Kapital  besitz  betrachtet  —  dauernd  vermehren 
kann  vermittelst  des  Wirthschaftsüberschusses  (der  Wirth- 
schaftsbilanz),  d.  h.  desjenigen  Betrags  des  Volkseinkommens, 
welcher  am  Ende  der  Wirthschaftsperiode  vom  Einkommen  übrig  ist. 

Bau  I,  §.  72,  250. 

Ein  möglichst  hohes  freies  Volkseinkommen  muss 
daher  als  Strebeziel  der  volkswirthschaftlichen  Entwickelung  be- 
zeichnet werden.  Diejenige  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
welche  die  Erreichung  dieses  Ziels  am  Meisten  begünstigt,  so  dass 
maximaler  Nutzen  mit  minimalen  Opfern  an  Kosten  erlangt  wird, 
ist  unter  übrigens  gleichen  Umständen,  d.  h.  vor  Allem 
unter  Voraussetzung  einer  günstigen  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens, gemäss  der  im  vierten  Buche  entwickelten  Grundsätze, 
die  vorzüglichste.  Nach  einer  solchen  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft ist  daher  in  der  Theorie  zu  forschen,  in  der  Praxis  zu 
streben:  das  Problem  des  fünften  und  sechsten  Buches  in  diesem 
ersten  Theile  der  Grundlegung. 

Vgl.  Scb&ffle,  See.  Körper  III,  272  ff.  n.  Abth.  6  u.  7  des  1 2  Hauptabschnitts 
daselbst  „Die  Nationalökonomie  hat  auf  das  gesellschaftlich  mögliche  Minimum 
der  Dnrchschnittskosten   und   auf  das   gesellschaftlich  mögliche  Maximum  der  Ver- 
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natzuDg  den  Haoptnachdrnck  zu  legen.  Die  privatirirthschafUichen  Bemühnngen  am 
geringste  Eigenkosten  und  höchste  Nntzeffecte  haben  nationalökcnomische  und  ethi- 
bche  Hanptberechtigong  als  YermittlangsForg&nge  zur  Regulirang  des  gesellschaftlichen 
Kostenini nimums  und  Nutzmazimams''.    £b.  S.  274. 


Viertes  Kapitel. 

Einzel-  und  volkswirthschaftliche  Werthschätzung. 

Bau,  L  §.  63 — 6S,  Röscher,  I.  §.  10.  Hermann,  Abth.  I,  bes.  III  pass.,  z.  B 
S.  111,  und  Manches  in  der  allgemeinen  Litteratur  Über  Werth  (^.  134,  135),  Wirth- 
Schaft  (§.  144).  D.  A.  die  Arbeiten  Neumann's  und  der  österreichischen 
Schule  (Meyer,  v.  Böhm-Bawerk,  Wieser  u.  s.  w.). 

§.  180  [89].  Die  Werthschätzung  des  Vennögens  gestaltet 
sich  wesentlich  verschieden  vom  Standpancte  der  im  Verkehr 
stehenden  Einzelwirtbsebafb  und  von  demjenigen  der  ganzen 
V^  0 1  k  s  wirthschaft  ans. 

Fttr  die  noch  fast  ganz  ausserhalb  des  Verkehrs  stehende  Einzelwirthschaft,  na- 
mentlich far  die  Familie,  welche  ihren  Gttterbedarf  fast  ganz  eigens  producirt,  erfolgt 
die  Schätzung  der  Gflter  sogut  wie  nur  nach  dem  Gebranchswerth,  des  einzelnen 
Stucks  nach  seinem  concreten  Werth  fUr  den  Besitzer.  Diese  ursprüngliche  Schätzung 
[lennt  Beccaria  absoluten  Werth  im  Gegensatz  des  später  hinzugetretenen  rela« 
tiven  oder  Tauschwerths,  Elementi  di  economia  publica,  in  den  Scrittori  classic!  XIX, 
:^39  (nach  Bau  §.  68). 

I.  Einzelwirthschaftliche  Schätzung.  Die  Einzelwirth- 
schaft legt  nur  denjenigen  Gütern  in  ihrem  Vermögen  oder  in  ihrem 
Wirthschaftsbetrieb  concreten  Gebranchswerth  bei,  deren  sie 
t'Hr  die  unmittelbare  Consumtion  (einschliesslich  der  reproductiven 
I!onsumt]on  §.  160)  bedarf. 

Dass  auch  far  diese  einzelwirthschaftliche  (gewöhnlich  sogenannte  privat- 
virthschaftlichc)  Schätzung  der  Tanschwerth  nicht  ausreicht,  hat  Bau  in  I,  §.  64  noch 
besonders  nachgewiesen.  S.  auch  Torrens,  production  of  wealth,  1821,  pag.  10, 
11.  Rossi,  cours  d'^con.  polit.  1838,  I,  65,  während  Cournot,  rech,  sur  les  princ. 
mathem.  de  la  th^orie  des  richesses,  1838,  sogar  so  weit  geht,  die  Zerstörung  eines 
Iheils  eines  Waaren?orraths ,  um  den  Rest  vortheilhafter,  d.  h.  zu  einem  höheren 
Preise  Terkaufen  zu  können,  p.  7  une  v^ritable  er  Nation  de  richesse  dans  le  sens 
commercial  du  mot  zu  nennen.    Yergl.  oben  §.  137  flf. 

Für  alle  übrigen  Güter  ist  der  Einzelwirthschaft  nur  der 
Tausch  werth  (eTcntuell  der  Taxwerth),  oder  in  der  Geldwirth- 
^chaft  der  Geldwerth  und  Preis  wesentlich. 

Denn  dieser  entscheidet  darüber,  ob  und  welche  Macht  diesen  Gutern  inne- 
Hrohnt,  andere  Güter  concreten  Gebrauchswerths  eyentuell  in  das  Vermögen  oder  in 
die  Wirthschaft  einzufuhren.  Da  nun  in  der  Yolkswirthschaft,  welche  sich  regel- 
mässig des  Geldes  als  Yerkehrsinstrument  bedient,  oder  in  der  sogenannten  Geld- 
«rirth Schaft  (§.  189)  das  Geld  das  regelmässig  am  Leichtesten  in  Güter  concreten 
[iebrauchswerths  umsetzbare  Gut  ist,  so  ist  der  Einzelwirthschaft,  über  ihren  un- 
DQittelbaren    oder   beständigen  Bedarf  an  naturalen  Gütern  concreten  Werths 


422         3.  B.  Wirtlisch,  u.  Volkswirthsch.  4.  K.  WerthschÄtzung.  §.  180,  181. 

hinaus,  auch  das  Geldvermögen  bez.  ein  solches,  welches  sich  sofort  nach  Bedarf 
leicht,  sicher,  verlustlos  in  Geld  umsetzen  lässt  (Geldforderungen,  Werthpapiero  u.  dgl.  m.) 
das  erwünschteste:  freilich  immer  unter  Voraussetzung  normaler  Verkehrsver- 
hältnisse in  einer  Yolkswirthschaft,  in  welcher  die  Arbeitstheilung  weit  gediehen 
ist.  Denn  sobald  diese  Voraussetzung  fehlt,  sind  die  Güter  und  ist  auch  das  Geld 
nicht  beliebig  oder  nur  zu  sehr  ungünstigen  Bedingungen,  d.  h.  zu  einem  niedrigen 
Tausch werth  und  Preis,  in  die  wichtigeren  naturalen  Güter  (also  in  diejenigen  von 
bedeutenderem  Gattungswerth),  deren  die  Einzelwirthschaft  im  concreten  Fall  bedarf, 
umzusetzen  und  nur  in  diesem  Falle  gilt  dasselbe  vom  Umsatz  von  Geldforderungen 
in  Geld  und  weiter  in  naturale  Güter.  Alsdann  zeigt  sich  erst,  wie  Besitz  und  Er- 
werb von  GeldvermOgen  und  von  Vermögen,  welches  die  Einzelwirthschaft  nur  seines 
Tauschwerths  wegen  besitzt,  schliesslich  stets  nur  die  Bedeutung  eines  Mittels, 
nicht  diejenige  eines  Zwecks  der  Wirthschaft  hat. 

Lehrreich  für  diese  Verhältoisse  sind  die  Beobachtungen  im  Verkehr  abgesperrter 
Orte  und  Gegenden,  wie  namentlich  in  belagerten  Festungen.  Interessante  Fälle 
der  abnormen  Preisbildungen  besonders  im  belagerten  Paris  1870—71,  worüber  Le- 
goit  eine  Arbeit  veröffentlichte. 

§.  181  [90,  91].  Betrachtung  einiger  besonderer  Ver- 
hältnisse. Yertheilang  von  Gebrauchsvermögen  und 
Kapital,  von  Natural-  und  Geldkapital  der  Wirthschaften. 
Eine  bemerkenswerthe  Erscheinung,  welche  mit  der  fortschreitenden 
Arbeitstheilung,  der  Verbesserung  der  Commanicationen,  der  grösseren 
Rechtssicherheit,  der  gesicherten  Regelmässigkeit  des  Verkehrs  zu- 
sammenhängt, zeigt  sich  darin,  dass  die  Individaal-  und  Familien- 
wirthschaften  und  zum  Theil  selbst  die  anderen  Einzelwirthschaften 
in  unserer  Cultarperiode  eine  kleinere  Quote  ihres  Vermögens  in 
Gütern  concreten  Gebrauchswerths,  eine  grössere  in 
Gfltem,  welche  für  sie  bloss  ihres  Tausch-  und  Geldwerths  halber 
in  Betracht  kommen,  anlegen. 

1)  Bei  der  Individual-  und  Familienwirthschaft  zeigt 
sich  dies  darin,  dass  der  Vermögeosbestand,  welcher  zur  Verfügung 
der  h  a  u  s  wirthschaftlichen  Abtheilnng  der  Wirthschaft  (§.  159) 
steht,  relativ  kleiner,  derjenige  zur  Verfügung  der  erwerbs- 
wirthschaftlichen  Abtheilung  grösser,  als  in  Zeiten  weniger  ent- 
wickelten Verkehrs,  wird.  Dies  kommt  aber  einfach  darauf  hinaus, 
dass  das  Nntzvermögen  zu  Gunsten  des  Eapitalbesitzes 
solcher  Wirthschaft  abnimmt,  also  auch  ein  grösserer  Theil  des 
Gesammtvermögens  eines  Wirthschaftssnbjects  Rente  giebt 

Beispiele:  die  früheren  Vermögensanlagen  der  wohlhabenden  Mittelstände  in 
Schmock,  Silbergeräth,  gediegenem  Mobiliar,  Betten,  Tafelgeschirr,  Kleidern,  der  wohl- 
habenden Bauern  in  Leinenzeug,  Betten,  Kleidern,  in  müssigen  Summen  gemünzten 
Geldes  („Schatz*');  neuerdings  immer  allgemeiner  knappe,  nnr  dem  nothwendigsten 
Bedarf  entsprechende  Vorräthe  solchen  Nutz  Vermögens  und  „rentable*'  Kapitalanlagen 
in  Werthpapieren ,  Hypotheken  u.  s.  w.,  besonders  im  Zusammenhange  mit  der  Ent- 
wicklung der  Industrie,  des  Staatsschulden wesens  (welches  speciell  für  die  Rentabel- 
machung  solcher  müssiger  Vermögen  gelegentlich  selbst  empfohlen  wurde),  des  Gredit- 
wesens  überhaupt.  Wohlhabende  Agrarländer,  wie  Hannover,  Mecklenburg,  Schleswig- 
Holstein   haben   solche  Entwicklung  zum  Theil  erst  in  neuester  Zelt  durchgemacht 
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Anschloss  an  den  Zollverein).  Die  asiatischen  ColturvOlkor  sammeln  noch  immer  über- 
viegend  ,3ch&tze''  oder  legen  das  Vermögen  in  Schmuck  n.  dgl.  au. 

In  den  grossen  Yerkehrscentren  der  modernen  Coltar  (Grossst&dten)  und  in  neuen 
rändern  und  Orten  mit  einer  Be?Oikerung  ohne  ?iel  altvaterische  Tradition  in  der 
iaaswirtbschaft  tritt  dies  ganz  besonders  hervor.  Berlin  und  die  Vereinigten 
>raaten  ?on  Nordamerica,  besonders  die  atlantischen  Kdstenstaaten  bieten  da, 
rie  in  manchen  socialen  und  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  viel  Aehnliches.  In  den 
irossstädten  wirken  die  Knappheit  der  Wohnräume,  die  hohen  Miethen,  die  bestän- 
iigen  Umzüge  auch  zu  dieser  ethisch  und  socialpolitisch  keineswegs  immer  gflnstigen 
Beschränkung  des  NutzvermOgens  ein. 

Durch  Ausbildung  der  Technik  und  billigen  Production  Ton  Gegenständen  des 
*(utzFermögens  wird  diese  Entwicklung  noch  begtlnstigt:  Blathe  der  „Imitations- 
ndustrieen"  in  unserer  Zeit,  ,.uuechte*\  „falsche**  Dinge  in  allen  möglichen  Zweigen, 
luch  keine  sittlich,  socialpolitisch  und  künstlerisch  oder  kunstindustriell  immer  gün- 
tige  Gestaltung  der  Production  und  Ck>nsumtion!  Die  Entstehung  besonderer  Leih- 
lud  Miethge Schäfte  für  die  Verborgung  ?on  solchen  Gegenständen  (BUcher,  MObel, 
Tafelgeschirr  u.dgl.  m.,  Kleider)  führt  sogar  dazn,  dass  ?iele  an  und  für  sich  der 
ianswirthschaft  unentbehrliche  Güter  gar  nicht  mehr  eigenthümlich  von  ihr  be- 
essen,  sondern  immer  nur  leihweise  benutzt  werden. 

Am  Weitesten  ist  das  wieder  in  den  Grossstädten  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
liehen, aber  auch  in  Berlin  und  anderen  europäischen  Grossstädten  bemerkbar  genug. 
—  Blathe  der  Leihbibliotheken,  von  weittragenden  Folgen  in  mehr  als  einer  Hin- 
ich t.  —  Wichtiger  freilich  ist  noch  das  städtische  und  besonders  grosstädtische  Mi  eth- 
rohnungswesen  statt  des  „eigenen  Hauses*'  und  vollends  das  Chambregami-  und  gar 
las  Mchlafstellenwesen.  Das  Wob nbedürfniss  wieder  wie  im  alten  Rom  in  der  „Blüthe- 
eit**  (Fri  Ödländer,  Sittengeschichte  I,  26  £)  das  einzige  der  materiellen  Hanpt- 
edür£iisse,  das  in  unserer  arbeitstheiligen  Volkswirthschaft  gewöhnlich  nicht  mittelst 
es  Kaufcontracts,  sondern  des  Miethcontracts  befriedigt  wird,  —  mit  weiteren  be- 
enklichen  Folgen.  (S.  im  2.  Theil,  über  städtisches  Grundeigenthum.)  VergL  auch 
ie  schone  moralstatistische  Arbeit  von  E.  Laspeyres,  der  Einfluss  der  Wohnung 
uf  die  Sittlichkeit  (uach  Pariser  Materialien),  Berl.  1869. 

Die  Wirthscbaftlichkeit  gewinnt  bier  freilich  auf  der  einen 
leite.  Aber  diese  Entwicklung  ist  auf  der  anderen  Seite  sittlicb, 
ulturgescbichtlicb,  socialpolitisch  and  selbst  in  artistiscber  Hin- 
icht  nicht  ohne  grosse  Bedenken.  Ein  gesunder  Gonservatismus 
ler  banswirtbschaftlichen  Consumtion,  besonders  auf  dem  Gebiete 
es  Nutzvennögens,  weicht  der  hastigen  Ruhelosigkeit  des  Markts, 
em  ewigen  rast-  und  rücksichtslosen  Jagen  nach  Erwerb. 

Die  kunstgewerbliche  Seite  z.  B.  leidet  gewiss  unter  einer  Entwicklung, 
0  die  Mobilien  und  das  Geschirr  nicht  mehr  Gegenstände  des  dauernden  Besitzes, 
)ndem  nur  der  Leihe  sind.  Denn  wenn  auch  im  letzteren  Fall  vielleicht  mehr  Pracht- 
ücke  hergestellt  werden,  so  ist  doch  die  ganze  Production  kleiner. 

Aüch  in  dieser  Hinsicht  sind  so  manche  Gesichtspuncte  und  Bemerkungen  eines 
Moser,  eines  Riehl  nur  zu  berechtigt.  Indem  z.  B.  das  moderne  Creditwesen, 
as  Staatssch ulden Wesen ,  die  Börsenpapiere,  das  Inhaberpapicr,  die  Mobilisirung  der 
[ypothek  im  Pfandbriefe  die  Anlage  von  Kapitalien,  auch  von  kleinen  Beträgen,  er- 
tichtert,  nutzen  diese  Einrichtungen  einzel-  und  volkswirthschaftlich  in  einer  Hinsicht 
dwiss  auch  dadurch,  dass  sie  der  „NutzvermOgenswirthschaft*'  entgegenwirken.  Die 
(tztere  war  auch  volkswirthschaftlich  unOkonomischer  als  diese  „Kapital wirthschaft''. 
ber  fast  unvermeidlich  wird  bei  dieser  Art  der  Kapitalanlagen  jeder  „Effectcn- 
L^sitzer"'  über  kurz  oder  lang  in  den  BOrsenstrudel  gezogen  oder,  wenn  er  sich  wirk- 
ch  fern  hält  und  nur  fosto  Anlagen  sucht,  leidet  er  eben  unter  Dmsitänden  leicht 
ie  empfindlichsten  Verluste  („Dividendenpapiere'' 1).  Diese  sociale  Wirkung  des 
reditwesens,  speciell  z.  B.  des  Inhaberpapiers,  der  Actio,  ist  neben  der  reiiiOkonomi- 
ihen  und  technischen  Seite  ohne  Zweifel  bisher  viel  zu  wenig  beachtet  worden  (auch 
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in  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten  über  Credit-  und  Bankwesen,  die,  besonders  die 
ersten,  noch  viel  zn  einseitig  privatvirtbschaftlich  und  tecbnitich  gebalten  waren 
nnd  diese  Bebandlang  des  Steffis,  der  herrschenden  Richtung  der  Wissenschaft  gem&ss, 
ohne  Weiteres  für  ?olkswlrthscbaftlich  ansahen).  Der  Zusammenhang  dieser  Verhilt- 
nisse  mit  den  im  Text  berttbrten  Vorgängen  ist  nur  zu  klar. 

2)  In  der  Erwerbs-  oder  ProdnctioDSwirthschaft  kommt 
eine  der  eben  geschilderten  analoge  Entwicklung  in  zweierlei 
Weise  zum  Vorschein.  Einmal  darin,  dass  im  Geschäftskapital 
die  Qaote,  welche  ans  den  zur  neuen  Gtitererzengung  erforderlichen 
naturalen  Gütern  selbst  besteht,  zu  Gunsten  der  in  Geld  (oder 
geldwerthen  Papieren,  leicht  realisirbaren  Forderungsrechten)  be- 
stehenden sich  verringert,  —  auch  dies  ist  keine  durchweg  gUnstige 
Gestaltung;  sodann  vielfach  so,  dass  anch  die  Geldquote  durch 
Benutzung  von  Credit  ersetzt  oder  ergänzt  wird,  was  oft  nur  zu 
ungesunden  Verhältnissen  der  Prodnctionswirthscbaft  fahrt. 

Oder  in  der  Sprache  der  Praxis*-  es  wird  in  der  Hoffnung  auf  stete  Verfügung 
aber  Credit  mit  zu  wenig  eigenem  Betriebskapital  gcwirthschaftet,  indem 
das  Anlagekapital  im  Verhältniss  zu  dem  GesammtrermOgen  der  Wirthschaft  zu  hoch 
angesetzt  ist. 

3)  Bei  anderen  Wirthschaft en,  von  Corporationen,  juri- 
stischen Personen,  auch  in  der  Wirthschaft  des  Staats 
finden  sich  endlich  ebenfalls  analoge  Erscheinungen:  zu  knappes 
Gebrauchs-  und  NutzvermOgen,  zu  wenig  Betriebskapital, 
und  zu  viel  Verlass  darauf,  die  erforderlichen  Güter  concreten 
Werths  jederzeit  durch  den  Credit  beschaffen  zu  können,  immer 
in  der  von  der  Theorie  zu  einseitig  begtlnstigten  Tendenz,  Zins- 
verluste zu  vermeiden.  Gleichfalls  eine  Gestaltung,  welche  oft  nur 
scheinbar  dem  Princip  der  Wirthschaftlichkeit  gerecht  wird  und 
auf  der  Verkennung  der  wirthschaftlichen  Function  des  Nutzver- 
mögens (und  der  Keservefonds)  beruht. 

Vergl.  die  richtigen  Bemerkungen  von  Hermann,  S.  226  E  Über  die  Vorräthe 
ohne  sofortige  Bestimmung  der  Verwendung,  ttber  Geld  als  Cassenrerlag.  Mit  Recht 
tadelt  auch  er  S.  223,  dass  die  Wirthschaftblehre  zu  wenig  Rücksicht  auf  das  Nutz- 
kapital  (NutzvermOgen)  genommen  und  das  eigentliche  oder  Producti?kapital  fast  aus- 
schliesslich ins  Auge  gefasst  habe.  Nutzanwendung  auf  die  wichtige  finanzielle  Frage 
vom  Staatsschatz  siehe  in  meiner  Finanzwissenschaft  I,  3.  A.  §.  75. 

IL  —  §.  182  [92].  Volkswirthschaftliche  Werth- 
Bchätzung.  Vom  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  oder 
des  ganzen  Volks  aus  ist  die  Werthschätzung  des  Vermögens 
folgende : 

Wesentlich  hiermit  Übereinstimmend  Ran  I,  §.  65. 

1)  Die  grosse  Masse  der  Güter,  welche  den  Ertrag  der  Volks- 
wirthschaft, das  Einkommen  des  Volks  und  demnach  in  einem 
bestimmten  Zeitpuncte  betrachtet  das  Volksvermögen  bilden,  wurde 
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über  darcbdus  und  wird  auch  selbst  bei  heutiger  Entwicklung  des 
aswärtigen  nnd  Weltverkehrs  (§.  152 ff.)  grossentheils  im  Inland 
rzeagt  und  auch  hier  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  oder  zu 
euer  Gtttererzeugung  verwendet.  Fflr  das  Volk  ist  ebendeshalb 
ei  diesen  Gütern  der  Gebrauchswerth  entscheidend.  Der 
auschwerth  dieser  Gflter  kommt  nur  ftlr  die  Einzelwirthschaften 
es  Volks  und  daher  für  die  Vertheilnng  des  volkswirthschaft- 
cben  Ertrags  und  Vermögens  unter  jenen  in  Betracht. 

Auch  bei  hochentwickeltem  internatioDalen  oder  wcltwirthschaftlicheu 
erkehr  ist  die  Quote  der  mit  dem  Auslände  ausgetauschten  Güter  verglichen  mit  den 
Q  Inlande  erzeugten  und  hier  Terzehrten  Gütern,  wenigstens  in  allen  grösseren 
olkswirthschaften ,  selbst  noch  der  britischen,  nur  eine  relati?  kleine,  wenn  sie 
ich  bei  einzelnen  wichtigen  Prodncten  erheblich  gestiegen  ist  und  weiter  steigt. 

Das  Yerh&ltniss  der  Waarenein-  und  -Ausfuhr  zur  heimischen  Erzeugung  und 
erwendung  (eigentliche  wie  reproductire  Onsnmtion)  wechselt  natürlich  im  Laufe 
ar  Geschichte  und  yoü  Land  zu  Land  vielfach.  Die  früher  erörterte  Entwicklung  der 
'eltwirthschaft  führt  jedenfalls  zu  einer  absolut  grösseren,  mitunter  wohl  auch 
1  einer  relativ  grösseren  Bedeutung  des  auswärtigen  Handels,  d.  b.  das  Inland 
irwendet  zo  einer  wachsend  grösseren  Quote  seiner  Consumtionen  fremde,  einjce- 
ihrte  Güter  und  umgekehrt  arbeitet  eine  wachsend  grössere  Quote  seiner  Production 
ir  den  Consum  des  Auslands. 

Die  hierfür  im  Allgemeinen  maassgebenden  Factoren  sind  oben  in  §.  152  ff. 
irgelegt  worden.  Specielle  Einflüsse  auf  die  Gestaltung  des  genannten  Verhält- 
isses  in  den  einzelnen  Ländern  sind  namentlich: 

(1)  Die  geographische  Lage  und  die  Verbindungen  mit  anderen  Ländern, 
eiche  den  Austausch  erleichtern  (Grossbritannien  in   der  heutigen  Richtung  des 

elthandels,  Italien  im  Mittelalter;  See  Verbindung;  Eisenbahnen,  welche  z.  B.  in 
enester  Zeit  bewirkten,  dass  der  russische  Handel  in  immer  stärkerem  Betrage  über 
entschland  geht  Königsberg  russischer  Theehafen  wurde  u.  s.  w.). 

(2)  Die  Volksdichtigkeit,  die  Beschaffenheit  des  heimischen  landwinh- 
^haftlichen  Bodens  und  des  Klimas,  die  Entwicklung  des  heimischen  Bergbaus 
3d  der  Industrie,  Momente,  welche  ein  Land  nöthigen  und  anderseits  bo- 
ihigen,  seinen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  und  Gewcrkstoffon,  der  im 
iland  nicht  mehr  ganz  oder  nur  sehr  kostspielig  aus  der  heimischen  Naturalproduc- 
on  gedeckt  werden  kann,  in  immer  stärkerem  Maas^e  aus  dem  Auslande  und  zwar 
is  weniger  dicht  bevölkerten  Ländern  extensiverer  Landwirthschaft,  günstigeren  Bo- 
3ns  nnd  Klimas  und  weniger  entwickelten  Ber^^baus  und  Fabrikwesens  mit  zu  decken, 
auptbeispiel  der  Gegenwart,  wo  so  ziemlich  alle  cbenerwähnten  Momente  zusammen- 
effen,  ist  Grossbritannien,  das  nach  Fr.  X.  Neumann  (Wien)  den  auf  6"^  bis 
)  Mill.  Hectoliter  gestiegenen  Bedarf  an  seiner  wichtigsten  Brotfrucht,  dem  Weizen, 
hon  in  den  ISTOer  Jahren  zu  mehr  als  der  Hälfte,  35—3%  Mill.,  im  J.  1877 
»gar  zn  43  Mill.  Hectoliter,  übrigens  bei  z.  Th.  ungünstigen  Ernten,  aus  dem  Aus- 
in de,  besonders  aus  den  Vereinigten  Staaten  und  Russland  decken  mnssto  („Oeberd.'' 
ihrg.  1S7S,  S.  43),  eine  Entwicklung,  welche  in  dieser  Richtung  einstweilen  immer 
eiter  geht.  Frankreich  und  neuerdings  auch  Deutschland  kommen  nach  und 
ich  in  eine  ähnliche  Lage;  kleinere  Gebiete,  wie  Belgien,  Holland,  die 
chweiz,  Königr.  Sachsen,  Rheinland  gleichen  England  darin  noch  mehr,  in 
ebirgsl ändern  wirkt  besonders  der  absolute  Mangel  an  culturfähipem  Boden  mit 
n.  Die  Vermehrung  und  der  steigende  Wohlstand  der  Bevölkerung  in  den 
ändern  des  Getreideimports  lassen  diese  Entwicklung  immer  schärfer  hervortreten 
nd  hängen  von  derselben  selbst  wieder  mit  ab.  Dagegen  können  in  den  Getreide- 
xport-Ländern dieselben  Momente,  welche  grade  durch  lucrativen  Verkauf  der 
odenfrUchte  ans  Ausland  begünstigt  werden,  neben  dem  Aufblühen  der  heimischen 
idostrie  wieder  zn  einer  rückläufigen  Bewegung  (wenigstens  relativ,  wenn  auch 
[cht  immer  absolut)  führen,   so  z.  B.  was  in  neuerer  Zeit  Deutschland  anlangt. 
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welches  aus  der  Beilie  der  regelmässig  mehr  Getreide  exportirenden  Id  die  Beibe  der 
solches  mehr  importirenden  Länder  übergegangen  ist.  Interessante  Daten  in  Neu - 
mann 's  Uebersicbten ,  die  in  den  verschiedenen  Jahrgängen  grade  diese  Seite  (Ge- 
trcidehandel)  immer  genauer  verfolgt  haben. 

(3)  Endlich  ist  die  Productiou  von  Artikeln  eines  Quasi- Natnrmonopols 
oder  eines  zur  Zeit  bestehenden  Industrie-  und  Montau-Monopols  des  expor- 
tirenden und  der  Bedarf  an  Artikeln  dieser  Art  in  dem  importirenden  Lande,  wel- 
ches in  diesen  Productionen  aus  natOrlichen  oder  geschichtlicb-volkswirthschafÜicheD 
Gründen  zurücksteht,  noch  von  besonderem  Eiuflnss  auf  die  Relation  des  auswärtigen 
Handels  zur  heimischen  Production  und  Consumtion:  Golonialwaaren,  Baumwolle 
als  Gewerkstoff  bei  uns,  Fabrikate  überhaupt  für  den  Bedarf  der  europäischen 
Colonialstaaten ,  haben  in  der  Neuzeit  das  Verhältniss  zu  Gunsten  des  auswärtigen 
Handels  in  vielen  Ländern  sehr  verschoben. 

Es   ist   eine  interessante  Aufgabe  der  Productions-,  Consumtions-  und 
Handelsstatistik,  die  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  zeitlich  und  räumlich 
genau   zu   erforschen  und  in  Zahlen  auszudrücken:    eine  öfters   versuchte  Aufgabe, 
welche  aber  mit  den  heutigen  Hilfsmitteln  der  Statistik  doch  nur  für  wenige  einzelne 
Producte,  am  Besten  wohl  noch  für  die  Gruppe  der  Montanproducte  (freilich  nur 
thcilwcise  für  die  Edelmetalle)  einigermaassen  sicher  zu  lösen  ist    Die  Sutistik  des 
auswältigen  Handels  würde  trotz  ihrer  notorischen  Lücken  und  Fehler  (bes.  bei 
der  Ausfuhr)  noch  leidlich  genügen  (s.  darüber  Sotbeer  a.  a.  0.  in  Hirth's  Ann.  1875). 
Aber  die  Statistik   der  einheimischen  Production,   fast   nur  mit  Ausnahme  der 
Berg  bau  Statistik,   die  hier  weniger  Schwierigkeiten  bietet,  liegt  selbst  in  unseren 
West-  und  mitteleuropäischen  Cultorstaateu  noch  so  im  Argen,  dass  zuverlässige  Daten 
selbst  für  die  Agrar-,  vollends  für  die  Industrieproduction  noch  wenig  vorhanden 
sind,  wenn  sich   auch   neuerdings   die   agrarische  Productionsstatistik  erbeblich  ver- 
bessert hat    Berechnungen  wie  die  älteren  von  Moreau  de  Jonnös  (le  commerce 
au  XIX.  siede,   Par.  1825,   1,   ll4ff.),   von  Rau  I,   §.  65  Anm.  a  citirt,   über  das 
Verhältniss  der  jährlichen  Verzehrung  fremder  Prodncte  zur  ganzen  Consumtion  und 
über  das  Verhältniss  der  Guterausfuhr  zur  gesammtcn  inländischen  Erzeugung  in  Nord- 
america,   Frankreich,  Grossbritannien  haben   eben  deshalb  kaum  irgend  einen  Werth. 
Denn  die  Haupt  Ziffern,  diejenige  für  die  einheimische  Production  und  Gesammt- 
Consumtion  (aller  Artikel),  sind  durchaus  unsicher.    Man  muss  sich  daher  vor- 
läufig darauf  beschränken,  für  einige  Artikel,  über  welche  zuverlässigere  Daten  vor- 
liegen, statistische  Berechnungen  der  Relation  des  auswärtigen  Handelsumsatzes  zur 
heimischen  Production  und  Consumtion  anzustellen.    Die  besten  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiete  sind  die  schon    genannten  des  Oesterreichers  Fr.  X.  Neu  mann  über  Pro- 
duction, Welthandel  und  Volkswirthschaft,  zuerst  in  Behm's  Googr.  Jahrbüchern,  dann 
selbständig  in  den  „Uebersichten'',  jetzt  von  v.  Juras chek  fortgesetzt,   wenngleich 
auch  hier  freilich  unvermeidlich  noch  mit  vielen  Conjecturalzahlen  gerechnet  werden 
muss.    Vergl.  auch  kolb's  Sutistik,  besonders  7.  Aufl.  S.  785  ff.   Das  seinem  Plane 
nach  nicht  üble  Werk  von  0.  Hausner,  Vergleichende  Statistik  von  Europa,  Lemb. 
1865,  2.  B.,  operirt  leider  mit  ganz  unsicheren  Zahlen,   vor  Allem  auf  dem  Ge- 
biete der  Volks wirthschaftlichen  Statistik  und  macht  auch  nicht  eine  Quellenangabe; 
vor  den  spocicU  hierher  gehörigen  Daten  IL  132,  IST  und  vollends  262  ist  nur  zu 
warnen.  —  Die  Vorgleichungen  hinsichtlich  der  Gosammterzeugung  und  des  Han- 
dels sind  endlich  auch  noch  unsicherer,  weil  hier  eine  Umsetzung  der  mitunter  noch 
leidlicheren   statistischen  Daten   über   die   Menge   der  Producte   in    geldwerth- 
statistische  Daten    erfolgen   muss,   worin    eine   neue    grosse  Fehlerquelle  (auch  beim 
Handel)   liegt    Vergl.  Sötbeer  a.a.O.,   die  Vorbemerkungen   zur   Wertbstatistik 
unseres   auswärtigen    Handels   in   der  .«Statistik  des  Deutschen  Reichs''  und  Hirth, 
,.die  Methoden  der  Handelsstatistik  in  England,  Frankreich,  Holland,  Hamburg,  Bremen, 
Zollverein*'  in  s.  Annal.  1870  S.  407  ff.    Auch  in    dieser  Wertbstatistik  dos  Handels 
hat  sich,  auch  im  Deutschen  Reiche,  neuerdings  Manches  gebessert  Aber  die  Schwierig- 
keiten liegen  in  der  Natur  des  Problems  (z.  B.  betreffs  der  Unterscheidung  der  Waaren- 
fiorten  und  Qualitäten  und  der  richtigen  Preisausätze  dafür),    und  worden  sich  kaum 
genügend  beseitigen  lassen.    Vgl.  über  die   verschiedenen  Methoden  der  Bearbeitung 
der  Statistik   des  auswärtigen  Waarcn Verkehrs  in   ausserdeutschen   Staaten  B.  43  der 
Sutistik  des  Deutschen  Reichs. 


Volkswirthschaftliche  Werthschätzou^.  427 

2)  Derjenige  Theil  inläDdischer  Güter,  welcher  als  Ausfuhr 
3  Handel  (ebenso  auch  in  Rentenzahlungen)  ins  Ausland  gebt 
id  zur  Bezahlung  der  Gfltereinfubr  (ebenso:  zur  Tilgung  der 
erbindlichkeiten  aus  Renten  u.  s.  w.)  dient,  kommt  dagegen  aach 
r  die  Volks wirthschaft  nach  seinem  Tausch-  oder  Geldwerth, 
ich  seinen  Verkaufspreisen  in  Betracht. 

Denn  letztere  entscheiden  Uber  die  Kaoff&higkeit  der  Aosfuhr  im  Auslände. 
ie  eingeführten  Güter,  die  im  Handel  oder  für  Rentenzahlungen  o.  s.  w.  ein- 
hen,  werden  dagegen  in  der  heimischen  Volkswirthschaft  schliesblich  wieder  nar 
ch  ihrem  Gebraachswerthe  angeschlagen. 

3)  Das  Geld  hat  die  Volkswirthschaft  zu  schätzen: 

a)  nach  dem  Tauschwerthe,  soweit  es  im  Import  und 
xport  gegen  G titer  concreten  Gebrauchswerths  umgesetzt  wird; 

So  mithin  besonders  in  den  Ländern  der  grösseren  Edelmetallprodaction  (America, 
sonders  Califomien,  Australien,  Knssland-Sibirien). 

b)  das  im  Inlande  umlaufende  Geld  ebenfalls  nach  dem 
auschwerthe,  d.  h.  nach  dem  Durchschnittswerthverhältnisse 
3lche8  zwischen  dem  Gelde  und  den  Übrigen  Gtltern  besteht  und 
;h  daher  in  den  Durchschnittspreisen  der  letzteren  ausdrückt. 

Denn  hiervon  hängt  die  Höhe  des  Geldbedarfs,  bei  einem  bestimmten 
mde  der  Preise,  mithin  das  dieser  Geldsumme  entsprechende  Quantum  concreter 
brauchswerthe  ab,  welches  die  Volkswirthschaft  dauernd  in  ihren  nationalen  Geld- 
kds,  iJs  in  das  Mittel  zur  Bewerkstelligung  der  Umsätze  im  Geldverkehr,  stecken, 
nnach  einer  anderen  Verwendung,  zur  Consumtion  oder  Production,  entziehen  muss. 
1  Panct,  welchen  die  einseitigen  Gegner  des  Banknotenwesens  und  unsere  im  Reichs- 
ikgesetz  von  1875  zur  Geltung  gelangende  stark  restringirende  Zettelbaukpolitik  zu 
Dig  beachtet  haben.  S.  dagegen  A.  Wagner,  Zettelbankreform  im  Deutschen 
iche,  BerL  1S75,  bes.  III,  2.  S.  26  ff.,  42  ff.  Vergl.  auch  Arendt,  internationale 
tilungsbiluiz  Deutschlands  u.  s.  w.  Berl.  1878. 

c)  Im  Uebrigen  ist  dieser  nationale  Geldfonds  von  der  Volks- 
rthschaft  nach  seinen  Leistungen,  daher  nach  seinem  Ge- 
auchswerth  als  allgemeines  Verkehrsinstrument 
er  als  Maschinerie  für  Umlauf  und  Vertheilung  der 
Iter  im  System  der  Arbeitstheilung  zu  schätzen. 

Nicht  ein  beliebig  grosser  Geldbetrag,  —  der  hauptsächliche  Irrthum  vieler 
rcantilisten  —  sondern  derjenige  Betrag,  welcher  bei  einem  bestimmten  Werthver- 
tniss  für  den  Austausch  von  Geld  und  anderen  Gtttem  ausreicht,  ist  far  die  Volks- 
thschaft  zu  wünschen. 

III.  —  §.  183  [93].  Statistik  des  Volkseinkommens 
d  Volksvermögens.  Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass 
c^h  wegen  dieser  verschiedenen,  für  die  Werthschätzung  wichtigen 
•mente  statistische  Zusammenstellungen  und  Berechnungen  des 
Iksvermögens,  Volkseinkommens  oder  des  Ertrags  der  Volks- 
rthschaft  nach  Geldwerth,  ganz  abgesehen  von  der  schon  her- 
rgehobenen unvermeidlichen  Unzuverlässigkeit  aller  solchen  Be- 
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rechnaügen,  in  volkswirthschaftlicher  HiDsicht  wenig  Be- 
deutung besitzen  und  oft  nur  mit  grossen  Zahlen  blenden.  Statt 
dessen  ist  eine  Statistik  zu  verlangen,  welche  möglichst  genau  die 
Quantitäten  der  einzelnen,  möglichst  nach  Qualitäten  (Sorten 
u.  s.  w.)  unterschiedenen  Gtlterarten  im  Volksvermögen  und 
Volkseinkommen  für  eine  ganze  Volkswirthschaft  darstellt.  Daraus 
lassen  sich  dann  auch  einige,  freilich  noch  bedingte  Schlüsse  auf 
das  Wohlbefinden  und  die  ganze  ökonomische  Lage  der  Be- 
völkerung, wenn  nur  die  Zahl  der  letzteren  bekannt  ist,  ziehen, 
und  auf  den  wichtigeren  Punct,  die  Vertheilung  des  Vermögens 
und  Einkommens  unter  der  Bevölkerung,  werden  wenigstens  Streif- 
lichter geworfen. 

S.  die  VorbcmerkaD^cn  in  §.  175  and  das  folgende  Kapitel. 


Fünftes  Kapitel. 

Kennzeichen  des  Volkswohlstands. 

§.  184.    Vorbemerkungen  und  Litteratnr. 

Siehe  Rao  I,  §.  80,  81,  auch  §.25.  Koscher  I,  §.  10.  —  Yergl.  Neumaun 
(Tübingen)  „Unsere  Kenntuiss  von  den  socialen  Zoständen  um  uns*\  besonders  auch 
die  statistischen  Anmerkungen  dazu,  mit  guten  kritischen  Bemerkungen  tlber  die  Mängel 
des  statistischen  Materiab  auf  diesem  wichtigen  Gebiete,  in  Hildebr.  Jahrb.  18  (1872), 
278  ff.,  299  ff.  S.  von  Neu  mann  auch  den  §.  25  seiner  Abh.  über  Grundbegriffe  im 
SchOnberg'schen  Handbuch  I,  8.  A.  Der  um  die  volkswirthscbaftliche  Priyatstatistik 
(Preise,  Industrie,  Handel  u.  s.  w.)  sehr  verdiente  £.  Laspeyres  hat  in  der  kleinen 
Schrift  „Die  Kathedersocialisten  und  die  statistischen  Congresse,  Gedanken  zur  Be- 
irründung  einer  nationalOkonomischen  Statistik  und  einer  statistischen  NationaIOkonomie'\ 
Berl.  1875  (H.  52  d.  deutschen  Zeit-  u.  Streitfragen),  beachtenswerthe  Vorschläge  fiür 
die  weitere  Ausbildung  der  volkswirthschaftlichen  Statistik  gemacht  und  zwar  direct 
ftlr  die  Zwecke  der  Nationalökonomie.  Auch  er  nennt  die  Kenntniss  der  socialen  Zu- 
stände um  uns  „bisher  jämmerlich  bestellt'',  S.  41. 

Sonst  ibt  für  einigermaasseu  verarbeitetes  geschichtliches,  cultur-  und 
wirthschaftsgeschichtlichcs  und  besonders  statistisches  Material  auf  die  allgemeinen 
Handbucher  der  Statistik  und  Staatskunde  zu  verweisen,  die  freilich  nicht 
immer  mit  genügender  Kritik  an  den  Stoff  herantreten;  ferner  auf  die  grosseren 
Werke  der  politischen  Geographie,  welche  letztere  im  Stoff  mit  der  Staats- 
künde  grossentheils  zusammenfällt;  und  auf  die  speciellen  Staatskunden  ein- 
zelner Länder,  welche  Werke  sammt  und  sonders  den  wirthschaftlichen  Verhält- 
nissen grössere  oder  geringere  Aufmerksamkeit  schenken,  einzeln  tlbrigens  natürlich 
von  sehr  verschiedenem  Wcrthe  sind. 

Einzelne  wichtige  Seiten  der  Volkswirthschaft  finden  ihre  eingehendste  Be- 
handlung in  den  zahlreichen  Pnblicationen  der  statistischen  Bureaux  unserer 
modernen  Staaten,  besondeiB  der  Ackerbau,  der  Handel,  die  CommunicationsmitteU  die 
Creditanstalten,  die  Finanzen,  weniger  die  gesammte  Industrie,  doch  haben  neuere  ge- 
werbestatistische Aufnahmen  hier  jetzt  die  LUcken  zu  vervollständigen  begonnen  (vgL 
bes.  Preuss.  Statistik  N.  XXXX,  Ergebniss  der  Gewerbezählung,  Berl.  1878;  Engel, 
d.  indubtr.  Enquete  u.  d.  Gewerbezähl.  u.  s.  w.  Berl.  1878).  Reich  an  schönen  mono- 
graphischen Arbeiten  im   Gebiete   der  volkswirthschaftlichen  und  Socialstaüstik  sind 
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londen  die  von  Engel  begrOndeten  Zeitschriften  des  K.  Sächsischen  und  K. 
eossischen  Statist.  Bureau,  mit  ihren  neneren  Fortsetzungen  unter  BOhmert 
1  Blenck,  die  ron  ?.  Hermann,  sp&ter  eine  Zeit  lang  von  G.  Mayr,  jetzt  Ton 
isp  herausgegebenen  Hefte  und  Zeitschriften  des  K.  Bayerischen  Statist  Bureau, 
Ton  CzOrnig-Fickcr 'sehen,  jetzt  ?on  Inama-Sternegg'schen  amtlichen  sta- 
ischen  Publicationen  in  Oesterreich,  die  italienischen  ?on  Bodio,  die 
Igischen  Veröffentlichungen,  die  englischen  Blaubacher,  die  YerOffent- 
lungen  der  st&d tischen  Statist.  Bureauz  (Berlin,  Wien  u.  a.  m.\  u.  s.  w. 

Besonders  hervorzuheben  sind,  auch  zu  Zwecken  der  Yergloichung  der  periodi- 
en  Daten,  die  neuerdings  immer  allgemeiner  tlblich  gewordenen  statistischen 
hrbücher,  unter  denen  dasjenige  des  Deutschen  Reichs  nach  Anlage,  Knapp- 
t  und  Vollst&ndigkeit  eine  erste  Stelle  einnimmt  (begründet  ?on  Becker,  fort- 
Ohrt  ?on  ?.  Scheel,  13.  Jahrgang ?on  1892).  Femer  die  Jahrbücher  ?on  Preussen, 
lien,  Frankreich  u.  a.  L.  Aehnlich  derartige  Jahrbücher  ?on  St&dten,  unter 
eben  das  Berliner  (begründet  ?on  Schwabe,  fortgeführt  ?on  BOckh)  herror- 
t  Diese  Werice  sind  zum  Theil  als  amtliche  Schriften  an  Stelle  der  früheren 
raten  „Staatskvnden'*  getreten,  die  jetzt  seltener  werden. 

Für  wirthschaftliche  Torgl  eich  ende  Statistik  auch  mancher  wichtiger  Ge- 
te  sind  y.  Neu  mann -Sp all art's  Uebersichten  der  Weltwirthschaft  herrorzuheben. 
tzter  Jahrg.  18S3— 84,  erschienen  1887,  Fortsetz,  für  1885—89  langsam  in  Heften 
:heinend  ?on  ?.  Juraschek.)  Hier  wird  auch  dem  theoretischen  Problem  der 
ssung  des  Yolkswohlstands  Aufmerksamkeit  gewidmet  (Jahrg.  1883 — 84  S.  10)  und 
3  symptomatische  Messung  der  wirthschaftlichen  Lage  versucht,  nach  prim&ren 
optomen  (Ver&nderungen  der  Prodnction,  der  Consumtion,  Lebhaftigkeit  dos  Yer- 
rs.  Umfang  des  Handels),  nach  secund&ren  (Güterpreise  und  Arbeitslöhne,  Disconto- 
e,  Gründungen  und  Emissionen,  Rentabilität,  Curswerthe,  Fallimente),  und  nach 
sctorischen  Symptomen  (Arbeiterentlassungen,  Strikes,  Ein-  und  Auswanderung, 
raths-  und  Geburtenfrequenz,  andere  socialethische  Symptome). 

Wichtige  Materialien  bieten  neuere  Enqueten,  besonders  über  Agrarver- 
Itnisse  (Italien,  Frankreich,  Baden),  über  Arbeiterverh&ltnisse;  statistische 
tnahmen  über  Armenwesen  (England,  jetzt  auch  Deutschland).  Besondres  Yer- 
ist  hat  sich  der  Yerein  für  Socialpol itik  durch  seine  inbaltreichen  Sammel- 
eiten über  verschiedene  wichtige  wirthschaftliche  Yerhältnisse  (bäuerliche  Zustände, 
eher,  Wohnungsverhältnisse,  Handel,  Arbeiterverhältnisso  u.  s.  w.)  erworben.  Näheres 
iber  und  daraus  (wie  auch  in  betreff  der  Enqudten)  in  der  practischen  National- 
lomie;  vgl.  Buchenberger*s  Agrarpolitik  B.  1. 

Hier  können  sonst  nur  einige  wenige  Hauptwerke  besonderd  hervorgehoben 
den.  Weiteres  gehört  in  die  Bibliographie  der  Statistik,  worüber  der  Ka- 
g  der  Hamburger  Commerzbibliothek  und  der  der  Bibliothek  des  K.  Prenssischen 
istischen  Bureau,  femer  fortlaufend  Conrad 's  Jahrbücher  ziemlich  vollständige 
^ben,  wenigstens  für  die  neuere  Litteratur  enthalten.  Auch  Neu  mann  (Wien) 
t  manche  litterarische  Nachweise  in  seinen  Uebersichten. 

Für  das  Alterthum,  und  zwar  Griechenland  s.  Böckh,  Staatshaushalt  d. 
20 er,  2.  Aufl..  Berl.  1851,  besonders  B.  1,  dann  das  schöne  Buch  von  Buchs en- 
ütz,  Besitz  und  Erwerb  im  griechischen  Alterthum;  für  Rom  Fried  län  der 's 
tellungen  aus  der  Sittengesch.  Roms,  in  d.  Zeit  v.  Augustus  bis  zum  Ausgang  der 
mine,  verschiedene  Aufl.,  3.  B.  Auch  die  Werke  über  Staats-  und  Privat- 
rthümer  der  alten  Welt  enthalten  manches  einzelne  Hierhergehörige  (Mar- 
rdt.  Lange  u.  A.  m.). 

Unter  den  etwas  älteren  Werken  der  beschreibenden  Statistik  oder  Staats- 
de  sind  F.  W.  Schubert*s  Handbuch  der  allgemeinen  Staatskunde  von  Europa, 
inde.  Königsb.  1835  ff.,  dann  v.  Malchus,  Statistik  und  Staatenkunde,  Stuttg.  u. 

1826  mit  die  besten  und  für  älteres  Material  noch  am  Ersten  zu  gebrauchen; 
ipäteren  zahlreichen  Schriften  von  v.  Reden  sind  sehr  ungleich  gearbeitet  und 
riehen  Wertbs.  In  der  neuesten  Litteratur  nimmt  Kolb's  Handbuch  der  ver- 
henden  Statistik,  der  Yolkerzostands-  und  Staatenkunde,  7.  Aufl.,  Leipz.  1875, 
ufl.  (verkürzt)  1878,  nach  dem  Reichthum  des  Materials  die  erste  Stelle  ein,  die 
sehe  Tendenz  des  Verfassers  trübt  aber  mitunter  die  Darstellung.  Yor  0.  Haus - 
8  Statistik  von  Europa  (Lemb.  1865)  ist  leider  mehr  zu  warnen   (s.  o.  S.  426). 
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In  nace  findet  man  die  wichtigsten  Daten  über  BeTÖlkernng,  Finanzen,  Handel,  Schiff- 
fahrt, Communicationen  n.  s.  w.  für  alle  Colturländer  am  VoUst&ndigsten,  Zuverlässigsten 
und  Neuesten  stets  in  dem  Gotbaer  genealog.  Taschenbuch,  besonders  seit 
der  Redaction  von  Herrn.  Wagner  (bis  incl.  1876),  und  seinen  Nachfolgern:  femer 
in  M.  Block 's  Annnaire  de  l'^conomie  polit  et  de  la  Statist,  Par.,  und  Martinas 
Statesman's  Yoarbook. 

Onter  den  Werken  der  politischen  Geographie  nimmt  das  jetzt  freilich  in 
seinen  Daten  mannichfach  veraltete  grosso  Work  von  Wappäns,  Handbuch  der 
Geographie  und  Statistik,  Leipzig  1849 — 70,  in  Verbindung  mit  anderen  Gelehrten 
( B  räch  eil  i  u.  A.  m.)  herausgegeben,  später  mit  einzelnen  Fortsetzungen  (von  Bra- 
ch eil  i  über  Oesterreich,  Deutsches  Reich  u.  s.  w,  u.  A.)  versehen,  die  erste  Stelle  ein. 

Für  einzelne  moderne  Staaten  sind  ausser  den  genannten  statistischen  Pnbli- 
cationen  aus  etwas  früherer  Zeit  etwa  zu  nennen:  Grossbritannien,  Porter, 
progr.  of  the  nation,  8.  ed.  Lond.  1851,  M'GuUoch,  Statist,  account  of  the  Brit 
empire,  2  vol.  1887  u.  1839,  auch  Tooke  a.  Newmarch,  Hist.  of  prices,  6.  vol, 
1837  ff.  —  1857,  deutsch  von  Asher,  2  B.,  Dresd.  1858—59.  —  Frankreicb, 
ältere  Schriften  von  Chaptal,  de  l'industr.  franc.  P.  1819  H,  Dupin,  forces  pro- 
dnct.  etc.  de  la  Fr.  1S27,  II,  Schnitzler,  de  la  cr6at.  de  la  rieh,  et  des  intÄr. 
mater.  en  France  P.  1842,  II,  ders.  Statist.  g6n6r.  de  la  Fr.  P.  1846,  II,  M.  Block, 
Statist  de  la  France,  2.  6d.  Par.  1875,  1.  B.  —  Deutschland  v.  Viebahn.  Sta- 
tistik des  zollver.  u.  nördl.  Deutschlands,  3.  B.,  Berl.  1858 — 68  (Hauptwerk).  G.  Nen- 
mann,  d.  Deutsche  Reich,  1.  B.  1874.  Preussen:  Krug,  Betracht  über  d.  National- 
reichth.  d.  preuss.  Staats,  Berl  1805,  IL,  Dieterici,  d.  Volkswohlst  im  preuss.  Staate, 
Berl.  1846,  ders.,  Handb.  d.  Statist  d.  preuss.  Staats,  1861.  MeiUen,  d.  Boden  u.  d. 
landwirthsch.  Verhältn.  d.  preuss.  Staats,  4.  B.,  Berl.  1868  ff.  (Hauptwerk).  Keller, 
Preuss.  Staat,  2.  Aufl.,  Berl.  1873  (2.  B.  des  „Deutschen  Reichs").  Sachsen:  ältere 
Arbeiten  von  Engel,  bes.  Jahrb.  1851.  —  Oesterreich:  v.  Czörnig,  Oesterreicbs 
Neugestalt,  Stuttg.  1858,  Spicker,  Statistik  von  Oesterreich-Üngam,  Wien  1878.  — 
Russland:  v.  Haxthausen's  Studien  über  Russl.,  3  B.,  Hannover  1847,  (aucb 
französ.).  v.  Reden.  Russlands  Kraftelemente,  Frankf.  1854,  v.  T6goborski,  forces 
prod.  de  la  Russie,  1854,  II,  de  Buschen,  forc.  prod.  de  la  Russie,  Par.  1867. 
Schnitzler,  l'empire  des  tsars,  Par.  et  Strassb,,  8  vol.,  1862  ff.  —  66,  v.  Saurow, 
das  russische  Reich  in  s.  finanz.  Okon.  Entwickl.  seit  d.  Krimkriege,  Leipzig  1873. 
Leroy-Beaulieu,  l'empire  de  tsars  et  les  Rnsses.  Par.  1882.  —  Schweiz: 
Emminghaus,  die  Schweiz.  Yolkswirthschaft,  Leipzig  1863.  M.  Wirth,  allgem. 
Beschreib,  u.  Statist  d.  Schweiz,  Zur.  1871  (Land,  Volk,  Verkehr,  Versicherungswesen, 
Justizstatistik).  —  Belgien:  Hörn,  Statist  Gemälde  v.  Belgien,  1853  u.  v.  a.  m.  — 
Bigelow,  6tats  Unis  d'Am^r.  en  1863,  Paris  1863.  Straus,  les  Et  Unis,  Paris 
1867.  —  M.  Block,  ein  Wendepunct  in  America.  Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthscb. 
1873,  IV,  157  ff.:  von  älteren  Werken:  K.  Andree,  Nordamerica,  Braunschw.  1851. 
—  Vgl.  auch  die  oben  S.  411  gen.  Litteratur  über  Volkseinkommen  u.  s.  w.  und  die 
Arbeiten  über  Vertheilung  des  Volkseinkommens  v.  Sötbeer  (Arbeiterfreund,  18^5 
S.  273  ff.,  ders.  im  D.  Hand.bl.  1877,  1S78  über  Preussen,  Gr.-Brit).  Laspeyres 
eb.  1875  N.  41.  Michaelis,  Gliederung  der  Gesellschaft  Weitere  Nachweise  hin- 
sichtlich der  einzelnen  wichtigeren  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  s.  unten  in  den 
einzelnen  Paragraphen. 

In  neuerer  und  neuester  Zeit  tritt,  wie  bemerkt,  diese  Art  „Staatskunde'*,  be- 
sonders in  Deutschland,  vor  den  amtlichen  statistischen  Werken  immer  mehr  zurück. 
Unter  letzteren  befinden  sich  aber  auch  mitunter  schildernde,  darstellende,  die  eine 
Art  Staatskunde  geben ,  Kreisbeschreibungen  u.  dgl.  Hierhin  geboren  auch  Arbeiten 
in  den  Württemberger  Jahrbücher,  in  der  Bavaria,  Schilderungen  von  Land  und 
Leuten,  von  allgemeinen  Culturverhältnissen.  Ganz  wird  durch  daü  Alles,  auch  durch 
den  reichhaltigen  Zahlenapparat  der  statistischen  Jahrbücher  indessen  die  ältere  ,3taat8- 
kunde''  nicht  ersetzt. 

I.  —  §.  185  [110,  111].  Geschichtliche  und  statistische 
Thatsachen  als  Kennzeichen  des  Volkswohlstands^). 


')  Ueber  den  letzteren  Ausdruck  als  technischen  in  der  Politischen  Oekonomie 
s.  folgendos  Buch  4. 
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er  Wohlstand  eines  Volks,  an  nnd  fUr  sich  nnd  in  Vergleichnng 
it  demjenigen  einer  früheren  Zeit  and  anderer  Völker  betrachtet, 
«st  sich  darch  mancherlei  Kennzeichen  ermitteln,  die  in  be- 
immten  Thatsachen  des  Volkslebens  und  der  Volks wirthschaft 
?gen.  Diese  Thatsachen  müssen  zu  diesem  Zwecke  beobachtet, 
^sammelt,  gesichtet  und  systematisch  verarbeitet  werden.  Es  ge- 
hieht  dies  theils  durch  die  Geschichte,  insbesondere  die 
irthschafts-  und  Cnlturgeschichte  der  Völker,  theils  nnd 
i  Ganzen  genauer  und  vollständiger  in  einer  sicherere  Schlüsse 
istattenden  Weise,  durch  die  systematische  Massenbeob- 
3htung  der  Statistik  über  Bevölkerungs-,  ökonomische  und 
ciale  Verbältnisse.  Die  betreffenden  Thatsachen  überliefert  die 
atistik  alsdann  der  beschreibenden  Disciplin  der  sogenannten 
taatskunde. 

Vgl.  1.  Bocli,  Kapitel  2  Ton  der  Methode,  bes.  §.  76,  80  ff. 

Um  solche  Thatsachen  für  den  hier  besprochenen  Zweck  ver- 
3nden  zu  können,  müssen  sie  bestimmte  Anforderungen  erfüllen. 
e  müssen  nemlich  so  gewählt  werden,  dass  aus  ihnen  nicht  nur 
f  die  H  ö  h  e  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  sondern 
ch  auf  die  Vertheilung  derselben,  daher  auf  die  Güter- 
ten  oder  Gebrauchswerthmengen,  aus  denen  sie  be- 
;hen,  und  besonders  auf  die  Theilnahme  der  Massen  des 
)lk8,  der  unteren  Classen  am  Consum  der  Güter,  und  auf 
3  Verwendung,  welche  die  reicheren  Classen  von  ihrem 
nkommen  und  Vermögen  machen,  geschlossen  werden  kann. 

Es  kommen  hier  die  im  folgenden  Boche  in  der  Lehre  vom  Bedarf  und  Ans- 
omen  zn  erörternden  Momente  in  Betracht. 

Nach  diesen  Gesichtspuncten  lässt  sich  folgendes  Schema 
r  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  aufstellen. 

Dasselbe  enth&lt  nur  Hauptrnbrilcen.  Die  Ans ftt Hang  dieser  Bnbriken  mit 
i  bezflglichen  Thatsachen  der  Geschichte  ond  Statistik  ist  nicht  die  Aufgabe  der 
kswirthschaftslehre,  sondern  der  beiden  Disciplinen,  welche  die  Thatsachen  sammeln 
l  sichten,  der  Geschichte  and  der  Staatskunde. 

IL  —  §.  186  [112].  Einzelne  Kennzeichen  des  Volks- 
»hlstands. 

A.  Die  materielle  Lage  des  Volks  im  Ganzen,  daher 
mentlich  seiner  unteren  Classen,  welche  die  grosse  Mehrzahl 
Volke  bilden. 

1)  Die  Bevölkerungsverhältnisse,  welche  unter  einem 
tistisch  nachweisbaren  deutlichen  Einflüsse  der  materiellen  Lage 
\  Volks  stehen. 
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Hauptwerk  gerade  aoch  für  die  Interessen  des  NationalOkonomen :  Wapp&ns, 
Bevölkerungsstatistik,  Leipz.  1859 — 61,  2.  B.,  an  Keichtham  des  Inhalts,  Sorgfalt  der 
Bearbeitung,  feinen  Bemerkungen  unerreicht;  jetzt  natürlich  in  den  Daten  etwas  ver- 
altet, was  aber  die  Brauchbarkeit  des  Werks  fUr  die  Zwecke  des  KationalOkonomen 
wenig  beeinträchtigt.  Eine  neue  Auflage  des  verghifenen  vortrefflichen  Werks  leider 
seit  des  Verfassers  Tode  nicht  in  Aussicht.  Kein  neueres  Werk  bietet  vollen  Ersatz. 
Weitere  Litteratur  ebendaselbst.  Von  Wichtigkeit  sonst  besonders  die  anthropolo- 
gische, statistische  und  moralstatistische  (incL  criminalstatistische) 
Litteratur  in  Anknüpfung  an  die  Bevölkerungsstatistik,  siehe  namentlich  A.  Quetelet, 
Thomme  et  de  dövelopp.  de  ses  facultas,  Par.  1835,  deutsch  von  Riecke,  Stuttg. 
1838,  2.  Aufl.  unter  d.  T.  Physique  sociale,  2  vol.  Bruz.,  Par.  1869  (naturalistiscb- 
mcchanist.  Auffassung),  femer  A.  v.  Oettingen,  Moralstatistik  1.  Aufl.,  Erlangen  1867, 
2.  Aufl.  1874,  3.  Aufl.  1882  (social  -  ethische  Auffassung  von  epochemachender  Be- 
deutung). G.  Mayr,  die  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschi^tsleben ,  statistische  Studien. 
(B  23  d.  „Katurkräfte'O«  München  1877.  W.  Lezis,  Aufs.  Anthropologie  und  Anthro- 
pometrie  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  B.  I,  S.  318,  Litteratur  hierüber 
daselbst  S.  335.    S.  ferner  unten  Buch  4,  Kap.  1. 

Besonders  wichtig  ist: 

a)  die  natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  welche 
sich  in  den  Thatsachen  der  Statistik  der  Geburten,  Heirathen 
Todesfälle,  in  der  schliesslichen  Bilanz  zwischen  Ge- 
burten und  Todesfällen,  daher  in  der  Vermehrang  oder  Verminderung 
der  Volkszahl  ausdrückt. 

Im  Einzelnen  ist  hier  noch  besonders  zu  beachten  die  allgemeine  Sterb- 
lichkeit, namentlich  die  Kindersterblichkeit,  das  Durchschnittsalter  der 
Gestorbenen  unter  Ausschluss  der  Kinder  (z.  B.  der  über  10-  oder  wenigstens  der 
über  5jährigen  Personen),  die  wahrscheinliche  und  die  mittlere  Lebensdauer, 
die  Yertheilung  der  Altersclassen  in  der  Bevölkerung,  die  Sterblichkeit  in 
den  rerschiedenen  socialen  und  Ökonomischen  Classen,  dieTodesursachen, 
das  Heirathsalter  der  Getrauten,  die  Combination  en  zwischen  dem  Heirathsalter 
der  Männer  und  Frauen  u.  a.  m. 

Ueber  die  Methoden  der  Berechnung  der  Sterblichkeit  und  das  in  der  prac- 
tischen  Statistik  noch  ungelöste  Problem  der  Bezifferung  der  wahren  mittleren  Le- 
bensdauer s.  Wappäus  a.  a.  0.  ,  Hopf  in  Kolb*s  Statistik  S.  814  ff.,  7.  Aufl.,  L. 
Moser,  Gesetze  der  Lebensdauer,  Berl.  1839,  G.  Meyer,  mittlere  Lebensdauer,  in 
Hildebr.  Jahrb.  YIII  (1867),  S.  1,  und  besonders  die  neuere  mathematisch-statistische 
Litteratur:  G.  F.  Knapp,  Ermittlung  der  Sterblichkeit  aus  den  Aufzeichnungen  der 
Bevölkerungsstatistik,  Leipz.  1867,  ders.,  Sterblichkeit  in  Sachsen,  Leipz.  1869,  ders. , 
Theorie  des  Bevölkerung swechsel,  Braunschw.  1874,  Zeuner,  Abhandlungen  aus  der 
mathematischen  Statistik,  Leipz.  1869,  Becker,  Zur  Berechnung  von  Sterbetafeln  an 
die  Bevölkerungsstatistik  zu  stellende  Anforderungen,  Berlin  1874,  Lezis,  Einleitung 
in  die  Theorie  der  Bevölkerungsstatistik,  Strassb.  1875.  BOckh,  preussische  Sterb- 
lichkeitstafel, Hildebr.  Jahrb.  1875,  B.  25,  S.  201,  Lewin,  Bericht  über  die  zur  Be- 
rechnung von  Sterbetafeln  an  d.  Statist,  z.  stellend.  Anforderungen,  Budapest  1876. 
Oldendorff,  Einfluss  der  Beschäftigung  auf  die  Lebensdauer  der  Menschen,  BerL 
1878.  Westerga  ard ,  Statistik  a.  a.  0.  Rümelin  im  SchOnberg'schen  Handbuch,  3. 
A.  I,  749. 

b)  Die  (räumliche)  Bewegung  („Wanderung")  der  Be- 
völkerung, welche  durch  Ein-  und  Auswanderung,  besonders 
durch  die  gewöhnlich  tieferen  ökonomischen  und  socialen  Gründen 
zuzuschreibende  Massen-Ein-  und  Auswanderung,  ferner  durch 
Ab-  und  Zuzug  der  Bevölkerung  im  Inlande  vom  platten 
Lande  in  die  Städte  (selten  umgekehrt)  stattfindet. 
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S.  im  2.  Theil  der  Grundlegung  die  Aosfahrangen  über  diese  Pancte. 

c)  Der  GesQDdheitsznstand  der  Bevölkerung  im  Ganzen 
¥ie  bei  den  verschiedenen  Glassen,  auch  bei  den  Altersclassen. 

Wichtig  sind  bes.  amtliche  Öffentliche  Berichte  Ober  den  Gesnndheits- 
Dstand,  romemlich  in  kritischen  wirth schaftlichen  Zeiten,  so  in  England 
rährend  der  Baumwollnoth.  Beport  on  pablic  Health,  f.  1863,  Lond.  1864,  n.  a.  m. 
etzt  allgeffleine  periodische  Berichte  des  deutschen  Reichsgesundheitsamtes  über  Ge- 
undheitszostand  grosser  St&dte.  —  Hirt,  Krankheiten  der  Arbeiter,  Breslau  1877.  — 
itatist.  Jahrbuch  der  Deutschen  Reichs  1892,  S.  155. 

d)  Die  Zahl  und  Lage  der  Armen,  welche  auf  öffentliche 
der  private  Mildthätigkeit  angewiesen  sind. 

Besonders  entwickelte  Statistik,  in  Zusammenhang  mit  der  Gesetzgebung  über 
.rmcnpflege,  in  England.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Neue  Folge  B.  29  über 
ffcntlicbe  Armenpflege,  Auszug,  Statist.  Jahrb.  f.  1891,  S.  193. 

e)  Zahl  und  Arten  der  im  Lande  begangenen  Verbrechen 
nd  Vergehen  (Griminalstatistik);  zeitliche  und  räum- 
iche  Veränderungen  darin. 

Yergl.  darüber  besonders  Quetelot,  phys.  soc.  H,  249  ff.,  ?.  Oettingen, 
Aufl.,  8.  338  ff.,  A.  Wagner,  Gesetzmässigkeit  I,  26  ff.;  tlber  das  verwandte  Ge- 
et  der  Selbstmordstatistik  eb.  I,  21  ff.  u.  II,  102-295,  Oettingen,  S.  689  ff. 
ottstädt  in  d.  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1874,  S.  248  i;  Guerry,  stat  morale  de 
\nglet.  et  de  la  France,  Par.  1864  (darüber  die  Besprechung  von  mir  in  der  Tüb. 
iitschr.  XXI,  (1865),  S.  278—291);  G.  Mayr,  Statist  d.  Bettler  und  Vaganten  in 
ayem,  München  1865,  ?ergl.  darüber  auch  ?.  Scheel  in  Hildebr  Jahrb.  1866,  VI, 
)5  ff.;  Mayr,  Statistik  der  gerichtl.  Polizei  in  Bayern,  Heft  16  d.  Beitr.  d.  Statist, 
iireaus,  1867,  u.  and.  Aufs.  dess.  Verfass. ;  auch  ders.  in  s.  Gesetzmässigk.  im 
^sellschaftslcbcn,  S.  327  ff.  —  Griminalstatistik  des  Deutschen  Reichs,  Statistik,  Neue 
>Ige  B.  8,  13,  18,  23,  30,  37,  45,  52;  Auszüge  im  amtlichen  Jahrbuch. 

2)  Der  Arbeitslohn  für  gemeine  Handarbeit  und  für  die 
3r8chiedenen  Arten  der  qnalificirten  (höheren)  Arbeit. 

Er  kommt  nicht  nach  seinem  Geldbetrage,  sondern  nach  seinem  Betrage  in  ge- 
^neten  Arbeiterconsumptibilien  oder  als  effectirer  oder  Reallohn  in  Betracht.  Bei 
ildlöhnen  müssen  also  die  Preise  der  bezüglichen  Artikel  mit  beachtet  werden, 
'sonders  wichtig  ist  die  zeitliche  und  locale  Bewegung  des  Lohns.  Sodann  sein 
erhältniss  zur  Bewegung  des  ganzen  Volkseinkommens,  daher  nament- 
^h  auch  die  Bewegung  des  Gesammtbetrags  der  Löhne  zu  deijenigen  des  Betrags  des 
enteneinkommens  (Rodbertus*  Standpunct  zur  Frage). 

Vergl.  V.  d.  Goltz,  Ber.  über  d.  Lage  d.  l&ndl.  Arbeiter  im  Deutsch.  Reiche, 
sri.  1875,  ders.,  die  ländl.  Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874.  Laspeyres  in  d.  Tüb. 
itschr.  1876  B.  32,  Hamburger  amtl.  SUtist.  Heft  IX,  1876,  Beitr.  z.  Statist  d. 
>hne  ü.  Preise  S.  1 14  ff.  (Daten  aus  d.  grossen  H.  C.  Meyer'schen  Stockfabr.).  — 

Böhmer t,  Methoden  d.  soc-statist  Untersuchungen  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
3  Statistik  der  Preise  und  Löhne,  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statist.  H  3,  1874 
dcher  Inhalt).  Englische  Enqueten  über  die  Lage  der  Industrie- Arbeiter ;  in 
:ntschl.  f.  d.  J.  1S75  vom  Reichskanzleramt  angeordnet  u.  Ergebnisse  veröffentlicht 

V.  Stodnitz,  nordam.  Arbeitcr?erhältnissc,  Leipzig  1879.  Vergl.  auch  Lange, 
beiterfrage,  Koumann  a.  a.  0.,  bes.  283  ff.,  K.  Strassburgcr,  Statist  Beitr.  z. 
hre  V.  Arbeitslohn,  Hildebr.  Jahrb.  XVIII,  125  ff.  (Jenaer  Setzerlolm,  geschichtlicher 
ickblick).  Für  die  neueste  Zeit  (seit  1879)  genügt  es,  hier  auf  den  reichhaltigen 
ifsatz  y.  Böhmert's  über  Statistik  des  Arbeitslohns  im  Handwörterb.  d.  Staats- 
5s  I,  692 — 723  für  Thatsachen,  Erhebungsmethoden  zu  verweisen,  sowie  auf  die 
ttcratarangaben  daselbst  S.  723. 

A.  Wagner,  Orandlegung.  3.  Auflage.  1.  Theil.  Gnmdlagen.  28 
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3)  Die  Hauptnahrungsstoffe  der  Masse  des  Volks. 

Baogstufe  der  Brotetoire.  Menge  des  Gonsams.  Unterschied  von  Stadt  und  Land. 
Preis  des  Artikels.  Mängel  der  Statistik  in  Betrefl*  der  inländischen  Prodoction.  S. 
0.  S.  412  und  die  gen.  Arbeiten  des  Wiener  Neumann;  auch  Neumanu  (Tab.) 
a.  a.  0.  S.  280.  L.  Le?i,  history  of  british  commerce,  Lond.  1S72,  p.  497  (Consom 
p.  Kopf  von  verschiedenen  Prodocten  1840 — 70). 

4)  Consum  animaliseher  Producte. 

Gattung,  Menge,  Preis,  Unterschied  von  Stadt  und  Ijuid.  Zunahme.  Gleich- 
falls Mängel  der  Statistik.  Schmoller,  bist  Entwickl.  d.  Fleischconsums,  sowie  d. 
Vieh-  und  Fleischpi^ise  in  Deutschi.,  Tüb.  Ztschr.  XXVII  (1871)  S.  284  IT.,  ders., 
Grösse  d.  preuss.  Viehstands  v.  1802 — 67  in  d.  Neuen  landw.  Ztg.,  1871,  eine  Arbeit, 
deren  ungünstige  Schlüsse  indessen  eingehend  widerlegt  werden  durch  die  trefflichen 
„agrarstatisüschen  Studien''  Conrad 's,  Hildebr.  Jahrb.  XVIII  (1872),  21  ff.  (ähn- 
lich von  G.  Haussen,  Funke).  Vergl.  auch  Neu  mann  (Tüb.)  a.  a.  0.  S.  2S1, 
300,  Neu  mann  (Wien)  Uebersichten  I,  S.  67  ff.,  Lambl,  Depecoration  (Vieh- 
abnahme) in  Europa,  Leipzig  1878.  Ueber  die  Consumtion  von  Getreide  und  Fleisch 
in  den  prenssischen  ehemaligen  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten,  für 
die  bei  uns  allein  eine  sichere  Berechnung  mOglich  war,  s.  d.  Zeitschr.  d.  Preuss. 
Statist.  Bureaus. 

5)  Consum  sogen.  Luxusnahrungsstoffe  und  Reiz- 
mittel der  Masse  des  Volks. 

Gattung  (Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Thcc,  Gewürze),  Menge,  Preis.  Consumtions- 
verhältnisse  der  Einkommenclassen.  Zuverlässigere  Daten  über  die  consumirto  Menge 
als  bei  dem  Haoptnahrungsstoff  und  bei  Fleisch  liegen  über  diese  Artikel  vor,  weil 
diese  meistens  in  unseren  Ländern  aus  dem  Auslande  bezollt  eingehen  und  dabei  leicht 
die  Menge  ermittelt  werden  kann  und  weil  auch  die  inländischen  hierher  gehörigen 
Producte  einer  Steuer  zu  unterliegen  pflegen  (Tabak,  Zucker). 

Besonders  beliebte  Daten,  um  den  „Fortschritt*"  des  Wohlstands  und  zwar  auch 
unter  der  Masse  des  Volks  nachzuweisen,  so  in  England  seit  den  Uberalen  Tarif- 
und  Accisereformen  der  40er  Jahre,  deren  Einfluss  übrigens  auch  wegen  des  Bruchs 
des  britischen  Oolonialmonopols  u.  der  dadurch  bewirkten  abnormen  Preisreduction 
besonders  stark  war  (Zuckerl).  Für  Deutschland  mancherlei  Berechnungen  in 
Hirth's  Annalen.  Vergleichougcn  verschiedener  Länder  bei  Kolb,  S.  808,  bei 
Neu  mann  (Wien)  in  den  Uebersichten.  Für  das  Deutsche  Reich  im  statistischen 
Jahrbuch. 

Abgesehen  von  den  schon  erwähnten  Schwierigkeiten  der  zeitlichen  und  räum- 
lichen Vergloichung  des  Consoms  dieser  Waaren  wissen  wir  eben  auch  sonst  meistens 
nur  die  Höhe  des  Durchschnittsconsums  der  Bevölkerung,  aber  nicht  diejenige 
in  den  verschiedenen  Volksclassen.  Denn  dafür  fehlen  fast  alle  Daten,  indem 
gewohnlich  nicht  einmal  eine  Statistik  der  betreffenden  Waaren  nach  Sorten  und 
Qualitäten  vorliegt,  woraus  für  die  classenweise  Consum vertheilung  etwas  geschlossen 
werden  könnte,  da  bekanntlich  die  Verzollung  und  Besteuerung  dieser  Artikel  meistens 
nach  dem  Princip  des  reinen  Gewichtszolls  erfolgt  Die  Versuche  von  Privatstatistikem 
(in  England  L.  Levi),  den  Gonsum  in  den  verschiedenen  Wohlstands-  und  Berölke- 
rungsclassen  zu  ermitteln,  können  daher  nur  sehr  unsichere  Ergebnisse  haben.  Der 
Schluss  aber  aus  der  grossen  Zunahme  des  Gesammtconsums,  in  Verbindung  mit  der 
täglichen  Wahrnehmung,  dass  nemlich  „offenbar*'  diese  Zunahme  überwiegend  auf 
Bctbeiligung  der  Masse  des  Volks  müsse  zurückzoführen  sein  (in  Deutschland  bez. 
im  ersten  Jahre  in  Preussen  z.  B.  Kaffee  1822  1.2  Pfand,  1836—40  1 .01,  1861—66 
1.87,  1S81— 85  2.44,  1886—90  2.38  Kil.,  Zucker  1828  3.32  Pfund,  1871—76  im 
Durchschnitt  6.7,  1881—86  7.8,  1886-90  8.2  Kil.  (Rohzucker)  pr.  KopQ,  ist  zwar 
wohl  nicht  unrichtig,  jedoch  nicht  so  unbedingt  beweisend,  wie  gewöhnlich  ange- 
nommen wird.  Wenigstens  lässt  sich  daraus  m.  E.  nicht  eine  der  Gesammtsteigerung 
proportionale  Zunahme  des  Consums  der  unteren  Classen  ableiten.  Jene  (^nuss- 
mittol   werden   vielmehr   gerade   von   denen,   welche  sie  schon  länger  g^niessen,  in 
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'Echseod  gr(^erem  Betrage  genoBscD,  was  sich  z.  Th.  selbst  physiologibch  oder 
enn  man  will  psychopbysisch  (im  Fechner'schen  Sinn)  erklären  lassen  mOchtc: 
er  Reiz  muss  immer  stärker  werden,  um  denselben  Efiect  herForzumfen.  Die  wohl- 
abenderen  Classen,  welche  die  Mittel  dazu  haben«  handeln  hiemach  und  consnmiren 
ben  auch  deshalb  wohl  pr.  Kopf  mehr  (Tabak,  Zocker.  Kaffee,  Thee,  —  ähnlich 
.Qxnsgetränke). 

6)  Consnm  von  Laxasgetränken:  Spiritaosen,  Bier,  Wein. 

Genauere  Statistik  ans  denselben  Gründen  wie  im  vorigen  Falle.  Vergl.  die 
twas  älteren  Daten  von  v.  CzOrnig,  d.  Osterreichische  Bodg.  v.  1862  vergl.  mit 
ideren,  Wien  1862,  II,  468  ff.  Viel  Statist  Material  in:  A.  Baer,  der  Alkoholismus, 
erl.  1878    Daten  (wegen  der  Besteuerung)  in  allen  amtlichen  Statistiken. 

Die  Vergleichnog  zwischen  yerschiedenen  Zeiten  und 
^ölkern  wird  bei  den  Laxnsnähr-  and  Reizmitteln  und  bei  den 
retränken  indessen  dadurch  sehr  erschwert,  dass  diese  Artikel 
iöllen  und  Verbrauchssteuern  in  sehr  ungleicher  Höhe  zu 
nterliegen  pflegen. 

Sie  stellen  sich  daher  in  den  einzelnen  Zeiten  und  Ländern,  auch  abgesehen 
m  den  Ortlich  und  zeitlich  so  verschiedenen  Productions-  und  Transportkosten,  auf 
ihr  verschiedene  Preise,  so  dass  eine  gleich  starke  Consumtion,  z.  B.  auf  den 
opf  der  Bevölkerung,  eine  sehr  ungleiche  Belastung  des  Einkommens  oder  eine  sehr 
Qgieiche  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  beweisen  kann.  Bei  Vergleichen  wird 
aber  zu  beachten  sein,  dass  ein  hoher  Consum  bei  hohen  Steuern  und  Preisen  im 
anzen  einen  grosseren  Wohlstand  des  Einzelnen  und  des  Volks  documentirt. 

Ausserdem  ist  aber  der  eigenthUmliche  Einfluss  des  Vorhandenseins  einer 
illigen  nationalen  Prodoction,  z.  B.  bei  Wein  in  Weingegenden,  und  der  Eiofluss 
er  Sitte,  vielleicht  auch  der  Unsitte,  wie  z.  B.  bei  Branntwein,  zu  beachten,  wovon 
ie  ungewöhnliche  Hohe  des  Consums  solcher  Artikel  mit  abhängt  Auch  die  Fähig- 
st der  Artikel,  sich  gegenseitig  zu  ersetzen,  was  z.  B.  selbst  von  Bier  und  Kaffee 
i  gewisser  Weise  gilt,  stOrt  die  Vergleichungen.  Neu  mann  (Tüb.)  in  Hildebrand's 
ihrb.  a.  a,  0.  S.  282. 

Aus  den  angedeuteten  Gründen  ist  die  Vergleichung  des  Steuerertrags,  z.  B. 
)n  Tabak,  Wein,  Bier,  Branntwein,  oft  lehrreicher,  als  diejenige  des  Consums 
I  Quantitäten  pr.  Kopf,  so  CzOrnig  a.  a.  0.  Ueber  die  grosse  Ungleichheit  der 
inanzzOlle  verschiedener  Länder  besonders  bei  Tabak.  Branntwein,  s.  A.  Wagner, 
rt.  Zölle,  SUatswOrterb.  X,  360  ff.,  873  ff.,  z.  Th.  nach  Sötbeer,  z.  B.  Tabak  da- 
als  in  England  mit  116 — 129,  im  französischen  Monopol  mit  70 — 80,  im  Oster- 
ichischen Monopol  mit  33,  in  Bussland  mit  fast  20  Thaler  besteuert,  im  Zollverein 
ohtabak  mit  4,  Cigarren  mit  20  Thlr.  pr.  Centner.  Neuere  Daten  über  die  Steuer- 
ilastnng  solcher  Artikel  in  verschiedenen  Ländern  bei  Gerstfeldt,  Beiträge  zur 
eichsstcuerfoige,  Leipz.  1879.  Freilich  wirkt  auch  die  verschiedene  Finanzlage  der 
aaten  oder  m.  a.  W.  die  verschiedene  Nothlage  auf  die  Wahl  eines  höheren  oder 
edrigeren  Steuersatzes  mit  ein,  was  wieder  Schlüsse  aus  solchen  Daten  auf  die  Con- 
mtionskraft  erschwert. 

Bei  Luxusnährmitteln  und  Getränken  ist  femer  ein  Fehler 
1  vermeiden,  welcher  freilich  bei  allen  statistischen  Vergleichungen 
ir  zu  häufig  vorkommt,  jedoch  hier  noch  mehr  wie  in  den  meisten 
ideren  Fällen  stört.  Es  dürfen  nemlich  nnr  ungefähr  gleich 
rosse  und  gleich  bevölkerte  Länder,  welche  einigermaassen 
ilbständige  Volkswirthschaften  oder  Abtheilungen  von 
dchen  bilden,  nicht  schlechtweg,  wie  besonders  in  der  Staats- 

mde,  „Staaten '^  mit  einander  verglichen  werden. 

2b* 
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Denn  kleinere  Staaten  sind  in  volkswirtbschaftlicher  Hinsicht  etwa  nur  Profinzen, 
vielleicht  sehr  indostrielle  Pro?inzeii,  eines  grösseren  Gebiets.  Im  grossen  Staate 
kommen  ebenso  entwickelte  Landestbeile  vor,  aber  bei  den  Darchschnittsberechnnngen 
der  Statistik  stellen  sich  die  „Eopfqnoten*'  niedriger  als  in  jenem  kleinen  Staate,  weil 
Landestheile  verschiedener  Entwicklung  und  Consams  für  die  Berechnung  zusammen- 
gezogen werden.  So  mag  man  z.  B.  Grossbritannien«  Frankreich,  Deutschland,  Oester- 
reich,  Italien,  Bussland  mit  einander  hinsichtlich  jener  Consumtionen  vergleichen, 
oder  Holland,  Belgien,  die  Schweiz,  nicht  aber  schlechtweg  letztere  Länder  mit  jenen 
Grossstaaten,  sondern  nur  mit  einzelnen  Provinzen  derselben,  z.  B.  mit  deutschen 
Mittelstaaten.  Wird  diese  Regel  unbeachtet  gelassen,  so  ftlhrt  die  Statistik  nur  zu 
Trugschlüssen. 

Vgl.  auch  Finanzwissenschaft  I,  3.  A.  S.  25. 

Der  Fehler  hängt  enge  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Statistik  und 
mit  der  m.  E.  unrichtigen,  noch  heute  vielfach  festgehaltenen  Verwechslung  von 
Statistik  und  Staatskunde  zusammen,  (s.  o.  S.  204  und  meine  Abb.  Statistik  a.  a.  0). 
Er  wird  z.  B.  oft  gemacht  bei  Vergleichen  der  Volksdichtigkeit,  dann  von 
Steuern,  von  Umlaufsmitteln  (Geld,  Banknoten,  s.  mein  System  der  Zettel- 
bankpolitik, Freib.  1875,  S.  189)  in  verschiedenen  Ländern  und  ist  sogar  gesetz- 
lich anerkannt  in  unserm  deutschen  System  der  Matricularbeiträge  nach  gleichen 
„Kopfquoten'*.  Reuss  ä.  L.  und  Preussen,  Russland  und  Lichtenstein  werden  dann 
verglichen ! 

7)  Die  WohnaDgaverhältnisBey  besonders  die  städtischen 
nnd  speciell  die  gross  städtischen. 

Darüber  hat  die  neuere  Statistik  in  Verbindung  mit  den  Volkszählungen  sehr 
genaue  und  interessante  Au&chlüsse  für  einige  Orte  gewährt  Zahl,  Beschaffenheit, 
Einrichtung  der  Wohnräume  u.  s.  w. 

Vcrgl.  namentlich  die  schOne  Bearbeitung  des  Berliner  statistischen  Materials 
in  H.  Schwabe's  Berl.  Volkszähl.  v.  1867,  Berl.  1869  u.  v.  1871,  Berl.  1874;  seit- 
dem von  Bock h  in  d.  amtl.  Sehr.  BevOlker.,  Gebäude-  u.  Wohn.aufn.  in  Berlin  1875, 
Berlin  18' 8  Heft  2  und  in  den  gleichen  Veröffentlichungen  über  die  neueren  Volks- 
zählungen; desgl.  f.  Hamburg  in  d.  dort.  amtl.  Statist  Heft  9,  Hamb.  1878  und 
später;  desgl.  für  andere  Städte,  z.  B.  f.  Leipzig  (Knapp,  Hasse),  für  Pest  die 
Arbeiten  von  KörOsi.  Alles  für  die  Frage  der  Wohlstandsgliederung  der  Gesellschaft 
verwerthet  in  Michaelis'  gen.  Schrift:  ftlr  diesen  Zweck  ist  dies  Material  allein 
nicht  brauchbar  genug,  aber  es  wirft  einige  characteristische  Streiflichter  auf  Öko- 
nomische und  sociale  Zustände.  S.  auch  Neumann  (Tüb.)  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0. 
S.  314  ff.  Neueste  Litteratur  über  die  Wohnungsfrage  in  6.  SchOuberg*s  Abb.  ge- 
werbliche Arbeiterfrage  in  seinem  Handbuch  (II,  3.  A.  S.  671)  zusammengestält 
Daselbst  IJehandlung  der  ganzen  Frage  S.  670  ff.,  733  ff.,  771. 

B.  Aufwand  für  verbreitete  feinere  Bedürfnisse. 

1)  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads:  qualitativ  bessere  Befriedigung  besonders  des  Nahrungs-, 
Wobnungs-,  Eleidungsbedürfnisses. 

Die  ScblUsse  aus  Consumverschiedenheiten  der  Zeiten  und  Völker  auf  entspre- 
chende Unterschiede  des  Wohlstands  verlangen  freilich  wieder  Vorsicht,  weil  klima- 
tische Einflüsse,  zufällige  Volkssitten  u.  dergl.  m.  auf  jene  Verschieden- 
heiten besonders  mit  einwirken. 

Z.  B.  beim  Gebrauch  von  Toppichen  (England,  feuchtes  Klima).  —  Bessere 
Wohnungseinrichtung  in  Nord-  als  in  Stlddeutschland  im  Mittelstande,  aber  geringere 
Nahrungsqualität  —  In  Berlin  in  der  letzten  Kellerwohnung  Vorhänge  (Gardinen)  an 
den  Fenstern,  in  den  russischen  Ostseeprovinzen  selbst  bei  Bemittelten  mitunter  fehlend. 

2)  Befriedigung  der  Culturbedürfnisse,  besonders  der  Ge- 
rn e  i  n  bedürfnisse ;  der  geistigen  (wissenscbaftlichen ,  künstleri- 
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eben)  Bedürfnisse.    —   VerbreitoDg   der  freien  Gemein vrirtb- 
chaflen,  der  Einrichtungen  des  caritativen  Systems. 

a)  Umfang,  Inhalt  nnd  Kosten  der  Staatsleistnngen  und  der- 
3nigen  der  anderen  öffentlichen  Körper  (,,Zwang8gemeinwirth- 
chaften'*),  besonders  der  Gemeinden ,  ohne  Steaerdrack,  Deficit, 
erarmnng. 

Der  Ertrag  der  ?erschiedenen  Arten  der  Stenern  (GebOhren,  Ein- 
sminen-, Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchs-,  Lüzassteoem)  in  verschiedenen  Zeiten 
nd  Ländern  darf  allerdings  bei  der  Verschiedenheit  des  Staatsbedarfs  (besonders  auch 
«^^^en  des  SchnldorfordemissesI),  des  privatwirthschaftlichen  Staatseinkommens,  der 
öhe  der  Steuersätze  und  besonders  der  Veranlagangs-  und  Erhebangsmethoden  der 
tenem  auch  nur  mit  Vorsicht  zur  Schlussziehnng  aof  den  relativen  Volkswohlstand 
enntzt  werden. 

Mit  das  Beste  in  rergleichender  Finanzstatistik  immer  noch  ?on  GzOrnig  österr. 

odget  ron  1862.    S.  anch  die  rergloichenden  Finanztabellen  im  Goth.  Almanach 

>n    Herm.    Wagner   (1870er  Jahre),   ?.   Biecke,    internationale    Finanzstatistik, 

ire  Ziele  and  Grenzen,  Stuttg.  1876.    Gerstfeldt's'  bezügliche  Arbeiten,  bes.  die 

gen.  Schrift  Keichsstenerfirage  und   in   Conrad 's  Jahrbüchern  (1883,  B.  41),  sowie 

Kaufmann's  finanzstatistische  Vergleichungen  eb.  (1889,  B.  52). 

b)  Zahl,  Stellang,  Verbreitang  der  den  liberalen  Berufen 
nsser-nnd  innerhalb  des  Staats- and  Gemeindediensts 
ngehörigen. 

Statibtik  der  Presse  nnd  Litteratur,  des  Bücherverkaufs  und  der  Leih- 
bliotheken,  der  Kunstproduction  u.  dergl.  m.  —  Preise  der  Güter  für  geistige  und 
idere  C  u  1 1  u  r  bedürfnisse,  der  Leistungen  der  Personen,  welche  solche  Güter  prodnciren. 

Namentlich  die  Verbreitung  Ton  Aerzten  lehrreich,  s.  Preuss.  Statist.  Ztschr. 
873,  S.  351  ff*.  (Vergleich  mit  der  Verbreitung  der  Apotheken,  auch  ron  Interesse 
ir  die  Frage  der  Gewerbefreiheit  im  Apothekergowerbe.)  Preuss.  amtl.  Statist, 
eft  43  u.  46  (Beitr.  z.  Medic.statist).  Für  das  Deutsche  Beich  in  1876,  Statistik 
.  XXV,  Sept.heft. 

Eine  Statistik  über  den  „Bücherconsum"'  insbesondere  nach  Classen  der  Be?Ol- 
irung  (Berufe)  und  nach  Kategorieen  der  Litteratur,  wäre  von  grossem  Interesse  und 
usste  sich  besonders  in  Deutschland  bei  der  hier  üblichen  Art  des  Sortimentsgeschäfts 
idlich  vollständig  und  nicht  allzuschwer  aufstellen  lassen.  Vgl.  auch  v.  Oettingen, 
[oralstatist,  2.  Aufl.,  S.  530  ff. 

Der  Einflass  der  Volkssitte  bei  allen  Culturbedürfnissen 
rschwert  aber  wiederum  Rückschlüsse  aus  Consnmverschieden- 
eiten  auf  den  Volkswohlstand  sehr. 

C.  Aufwand  für  grosse  Unternehmungen  bedeuten- 
en  Kapitalbedarfs. 

1)  Monamentale  Gebäude,  öffentliche  des  Staats  und 
er  Gemeinde,  kirchliche,  private.  Beschaffenheit  der  Privatge- 
äude,  woraus  manche  Schlüsse  auf  die  Vertheilung  des  Volksein- 
ommens  zu  ziehen  sind,  so  z.  B.  auch  in  Athen  und  Rom. 

2)  Bleibende  Bodenverbesserungen,  wie  Austrocknungen,  Fluss- 
igulirungen,  Wasserableitungen,  Dränirnngen. 

3)  Kunststrassen  aller  Art,  besonders  Chausseen  und 
bnliehe,  Kanäle,  Eisenbahnen. 
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Letztere  das  grossartigste  Beispiel  eines  in  kurze  Zeit  zusaininengedrftngten  rie- 
sigen Kapitalaufwrands  für  wirthscbaftliche  Zwecke,  welches  die  Geschichte  kennt. 
Bei  Vergleichen  ist  zu  beachten,  wer  das  Baukapital  stellte,  ob  das  In-  oder 
auch  das  Ausland. 

Erste  englische  Dampf  bahn  1830,  erste  deutsche  1835  eröffnet!  Eisenbahnnetz 
der  Welt  nach  Stürmer,  Geschichte  der  Eisenbahnen,  Bromb.  1872,  und  im  Goth. 
Alm.  E.  1830  332,  1840  8591,  1850  38,022,  1860  106,886,  1870  221,980,  1873  270,071, 
1876  309,600  Kilometer.  Das  Kilometer  (steigende  Kosten  im  Lauf  der  Jahre!)  kann 
in  der  ganzen  Welt  ungefähr  mit  demselben  Kostenbetrag  wie  in  Deutschland  im 
Durchschnitt  (England,  Frankreich  bedeutend  hoher)  veranschlagt  werden,  d.  h.  um 
1876  mit  ca.  210.000  Mark,  GesammUufwand  in  47  Jahren,  1829—76,  also  ca.  65  Mil- 
liarden Mark.  S.  Näheres  in  meiner  Fln.wisa  2.  Aufl.  I,  S.  592  ff.,  3.  A.  S.  642  ff. 
Ende  1889  war  die  Länge  der  in  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen  auf  der  Erde 
595.767  Kil.,  mit  einem  Anlagekapital  von  128.5  Milliarden  Mark  (215,630  M.  p.  Kil.) 
(Archiv  ftlr  Eisenbahnwesen  1891,  S.  428,  431).  Vor  Ueberschätzung  unseres  heu- 
tigen Communicationswesens,  wenn  man  nur  von  den  Eisenbahnen  absieht,  hutet 
übrigens  der  Vergleich  mit  dem  Strassennetz  des  altrömischen  Kaiserreichs, 
s.  darüber  H.  Stephan  (der  deutsche  Generalpostdirector) ,  das  Verkehrswesen  im 
Alterthum  in  Baumerts  histor.  Taschenb.  1868,  und  Friedländer,  Sittenge- 
schichte I,  1  ff. 

D.  Internationale  Creditverhältnisse.  Die  einzelnen 
Volkswirthschaften  lassen  sieh  als  ins  Ausland  Credit  gebende, 
vom  Ausland  Credit  nehmende  ond  neutrale  unterscheiden. 

So  schon  Storch  I,  145.  Sehr  wichtiger  Punct  für  Fragen  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanz  und  des  Geld-,  Papiergeld-  und  Bank-,  namentlich  Zettelbank- 
wesens, worauf  mit  Recht  besonders  Seyd  in  seinen  Schriften  über  Geld-  und  Bank- 
wesen hingewiesen. 

Der  Credit  kommt  beim  Handel  (Creditfristen  für  die  Ausfuhr,  Vor- 
schüsse für  die  Einfuhr),  bei  den  verschiedensten  Thätigkeiten  der  Production, 
welche  z.  B.  im  Inlande  mit  ausländischem  Kapital  betrieben  werden,  vor.  Neuer- 
dings spielt  die  wichtigste  Rolle  der  Besitz  internationaler  Werthpapiere 
(Staatsschuldverschreibungen,  Actien,  Prioritätsobligationen,  Pfandbriefe  u.  s.  w).  Die 
Creditoren-Volkswirthschaften  sind  nicht  nothwendig,  wenn  auch  gewöhnlich  die  rei- 
cheren, die  Debitoren- Volkswirthschaften  die  ärmeren.  Jene  haben  den  niedrigeren, 
diese  den  höheren  Zinsfuss.  Es  kann  aber  auch  in  ersteren  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und  Vermögens  eine  so  ungleiche  sein,  dass  bei  grossem  Privat- 
reichthum,  neben  vielleicht  nur  massigem  Durchsclinittswohlstand,  viel  Kapital  in  der 
Fremde  angelegt  wird. 

E.  Oesammtbetrag,  Art  und  Grösse  der  Zablmittel: 
des  Metallgelds,  Kupfer,  Silber,  Gold;  des  Papiergelds;  der  Bank- 
noten; Checks;  Wechsel  u.  s.  w.;  wobei  die  Grösse  der  Stücke 
(Mtinzstticke ,  Appoints  des  Papiergelds  und  der  genannten  Geld- 
surrogate)  besonders  beachtenswerth  ist  und  Rückschlüsse  auf  die 
Höhe  der  Durchschnittsumsätze  und  dann  wieder  in  Etwas  auf  den 
Volksreichthnm  gestattet. 

Nur   kann   auch   hier   das  Vorhandensein   grossen  Privatreichthums   die   blo6s 
scheinbar  günstige  Gestaltung  der  Zahlmittel,  d.  h.  das  Vorwalten  grosser  Stücke  er- 
klären.   Ebenso  überwiegen  die  grossen  Stücke  in  Speculationszeiten. 
S.  meine  Zettel bankpolitik  S.  701. 

Tooke  and  Newmarch,  history  of  prices  VI,  560  ff.;  meine  Beiträge  zur 
Lehre  von  den  Banken,  S.  132  0.  (über  britische  Bauken);  mein  Syst.  d.  Zettolbatik- 
polit,  S.  208,  701  (Prenss.  B.),  738  (Franz.  B.),  733  (nordamer.  Banken),    üebrigens 
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Dch  ZasammeDhang  der  Bewegung  der  Noten  und  PapiergeldstUckelung  mit  dem  Gang 
er  Geschäfte  in  der  Volkswirthschaft,  s.  eb.  anch  S.  550  ff.,  ond  meino  Rossische 
'apierw&hmng,  Riga  1868,  Kap.  4.  —  Ucber  Statistik  der  Metailgeldcirculation  s.  be- 
mdersdie  reichhaltigen  und  sorgfältigen  Arbeiten  Sötbeer's,dio  hosten  vorhandenen, 
asammenfassung  in  „Materialen  etc.  betr.  £delmetall?erhältnissc*\  2.  Aofl.  1886 
«Fortsetzungen  in  Conrad's  Jahrb.,  zuletzt  1891,  und  in  der  Schrift  ron  SOtbeer 
itteratomachweis  Ober  Münz-  und  Geldwesen  u.  s.  w.,  Berlin  1892);  Qber  Noten- 
nd  Papiergeldcircul.  Paasche,  in  Conrad's  Jahrb.  1878,  B.  30,  S.  331  ff.  —  Auch 
eumann  8  Uebcrsichten. 

Bei  allen  diesen  Kennzeichen  des  Volkswoblstands  sind  dann 

ie    Veränderungen    im    Zeitverlanf   besonders    zu    verfolgen. 

[amentlicb  ist  zu  prüfen,   ob  sich  daraus  eine  durchschnittliche 

erbesserung  in  der  Lage  der  Masse  des  Volks  und  in  der 

efriedigung  von  Galtarbedürfnissen  ergiebt. 


Sechstes  Kapitel. 

Verkehrszustände  in  der  Volkswirthschaft. 

§.  187.   Vorbemerkung  und  Litteratur. 

Es  handelt  sich  hier«  ähnlich  wie  in  den  früheren  Bemerkungen  über  Geld, 
redit  (§.  143)  nur  um  vorläufig  orientirende  Charactcristik  über  Natural- 
id  Geldwirthschaft  u  s.  w,  und  um  Feststellung  der  schwankenden  Ter- 
inologie.  Die  genauere  Darstellung  und  Entwicklang  gehört  in  die  theoretische 
olkswirthschaftslcbre,  in  die  Lehre  ?om  Verkehräwesen,  z.  Th.  auch  in  die  Agrar- 
id  Gewerbepolitik.  Ich  glaube  daher  hier  den  Wünschen  ?.  Scheel's  in  der  Be- 
•rechung  meiner  Grundlegung  in  Hildebrand's  Jahrb.  28,  S.  134  nicht  nachkommen 
i  sollen. 

Rau   hat    nur   wenig  Principiellos  über  diese  Puncto  geäussert,  I,  ß.  257  ff., 

»2  ff.  —  Röscher  I,   §.  90.  —  Br.  Hildebrand,   Nationalökonomie  der  Gegen- 

ärt  und  Zukunft,  I,  276  ff.,  und  ders. ,  Art  Natural-,  Geld-  und  Creditwirthschaft 

8.  Jahrb.  IF,  (IS64),  1—24.    Er  unterscheidet   die   beiden   Begriffe    der   Natural- 

irthschaft  nicht  genügend  und  beachtet  nicht,   dass  auch  in  der  Creditwirthschaft 

IS  Geld  als  Währung  und  Preismaass  bestehen  bleibt,  nur  als  Dmlaufsmittel  ersetzt 

ird.   S.  darüber  auch  Knies  in  der  Tüb.  Zeitschr    1860,  S.  154  ff.,  und  Röscher, 

90  Anm.  6  (die  Einwände  des  letzteren  widerlegt  Hildebrand  in  seiner  Zeitschr. 

23  m.  E.  nicht)  und  v.  Scheel,   der  Begriff  des  Gelds  in  s.  historisch -ökonomi- 

hen  Entwicklung,    Hildebr.  Jahrb.  1806,    VI,    12  ff.    Jetzt  besonders  Knies,  das 

cid  und  der  Credit,  ders.,  polit  Oekonomie,  2.  A.  III.  Absch.  Nr.  6  bes.  382  ff. 

Credit  IL  S.  205  ff.    Schönberg,  in  seinem  Handbuch  I,  3.  A.  S.  43  ff. 

Vollständige  Theorie  der  Creditwirthschaft,  unter  Darlegung  ihres  Ver- 
iltnisses  zur  Geldwirthschaft,  in  Anknüpfung  an  und  Fortführung  der  Lehren  von 
ooke  and  Fu Harten  (regulation  of  currencies  Lond.  1844)  über  Geld-  und  Bank- 
3sen  (sog.  engl.  Banking-school,  gegenüber  der  Overstone-M^Culloch-Poel*- 
hen  Corrency-school)  in  meinen  Beiträgen  zur  Lehre  von  den  Banken,  Leipzig 
»57,  bes.  S.  35  ff.,  und  namentlich  in  meiner  Geld-  und  Credittheorie  der  Peefschen 
:te,  Wien  1862;  s.  auch  meine  Russische  Papierwährung,  bes.  Kap.  4;  Termino- 
gisches  in  meinem  Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII,  646  ff.,  und  im  Art. 
'cdit  in  Rentzsch'  Handwörterb. ,  woselbst  S.  202  auch  bereits  auf  die  beiden  ver- 
hiedenen  Begriffe  der  Naturalwirthschaft  hingedeutet  wird,  ferner  in  meiner  Abb. 
cdit  im  SchOnberg'schen  Handbuch,  I,  3.  A.  S.  379  ff.,  443  ff.  S  auch  v.  Man- 
)ldt,  Grondr.,  bes.  §.  58,  39  u.  ders.,  Art.  Credit  im  Staatswörterb.  VI,  Neu- 
aun  (Wien),  Volkswirthschaftslehre ,  §.  60  ff..  Nasse 's  einschlägige  Credit-  und 
inkaufeätze   in   der  Tüb.  Zeitschr.  B.  15,  21,  30,   ders.,   in   dem  Bankartikel   im 


440       S.  B.  Wirthsch.  u.  Volkswirthsch.  6.  K.  Yerkebrszust&nde.  §.  187—189. 

HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  B.  II,  Hildebrand  (juo.)  Theorie  des  Gelds  1883.  Ans 
der  engUschen  Litteratar  bes.  Mi  11,  polit.  Oekon.  3.  B.  Kap.  i],  12,  13,  24,  und 
Macleod,  tbeory  and  practice  of  banking,  2  vol.,  Lond.  1855  (vgl.  darüber,  nam. 
ttber  die  Einseitigkeit  der  M.^schen  Credittheorio  meine  Anzeige  in  d.  GOtt  Gel. 
Anz.  1858,  S.  281  —  307),  und  Dictionary  of  political  cconomy  I,  unter  den 
terminis  tocbnicis  des  Credit-  nnd  Bankwesens.  Die  Darlegung  in  meiner  Geld- 
und  Credittheorie  der  PeeFschen  Acte  ist,  glaube  ich,  frei  von  den  Maclood'schen 
(Jebertreibnngen.  Ich  halte  erhebliche  Aendemngcn  daran  auch  den  Macle od* sehen 
und  Eni  es 'sehen  Schriften  und  derjenigen  von  R.  Hildebrand  (jun.)  gegenüber 
nicht  für  geboten.  S.  femer  Jevons,  Geld-  und  Geldverkehr,  deutsch  1870.  Auch 
die  Schriften  von  Bagohot  (Lombard-Street),  deutsch  von  Beta,  Berl.  1874,  und  von 
Seyd,  the  Bank  of  England's  note  issue  and  its  error.  Lond.  1874,  ders,  die  wahren 
Grundsätze  des  Banknoten wcsens  u.  s.  w.,  Leipz.  1875  (und  andere  Broschüren  des- 
selben Verf.),  haben  die  in  meiner  erwähnten  Schrift  dargelegte  Theorie  der  Gredit- 
wirthschaft  nicht  wesentlich  anders  auseinandergesetzt  und  die  mit  dieser  Theorie  eng 
zusammenhängende  Polemik  gegen  die  Peel'sche  Acte  nicht  wesentlich  anders  geführt 
als  dies  in  meinen  Schriften  von  1857  und  1861  bereits  geschehen  ist.  Weitere 
Litteratur  in  meiner  Abb.  Credit  im  Handbuch  und  in  den  verschiedenen  einschlä- 
gigen Arbeiten  (von  !Nasse,  Lotz,  Lczis)  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften. 

§.  188  [113].  In  der  Volkswirthscbaft  lassen  sich  folgende 
Zustände  des  Verkehrs  unterscheiden:  einmal  Natural-  und 
Tauschwirthschaft  als  Gegensätze,  sodann  Natural-, 
Geld-  und  Greditwirthscbaft  als  Formen  der  Tauschwirthschaft 

I.  Naturalwirthschaftlicher  und  tausch-  oder  ver- 
kehrswirthschaftlicher  Zustand,  in  einem  gegensätzlichen 
Sinne  des  Worts.  Ersterer  bezeichnet  (in  einer  ersten  Bedeutung 
des  Ausdrucks)  hier  einen  solchen  Zustand  der  Volkswirthschafl, 
wo  die  Einzelwirthscbaften  noch  mehr  isolirt  fUr  sich  stehen  und 
die  Eigengewinnung  (Eigenproduction)  der  Güter  fttr  die 
eigene  Bedürfnissbefriedigung  gegenüber  der  verkehrsmässigen 
Gewinnung  und  daher  auch  dem  Absatz  im  Verkehr  vorwaltet 
Im  Gegensatze  dazu  ist  der  tauschwirthschaftliche  ein  solcher 
Zustand,  wo  sich  bereits  eine  gewisse  Arbeitsgliederung,  be- 
sonders auch  der  selbständigen  einzelwirthschaftlichen  Productions- 
betriebe  („Unternehmungen'O  ^^^  iQ  Folge  dessen  eben  der  Cba- 
racter  der  Einzelwirthscbaften  als  Verkehrswirthschaften 
entwickelt  hat. 

In  primiti?en  Verhältnissen  des  Volkslebens  überhaupt,  zumal  unter  älteren 
menschlichen  Gemeinschaftszustäuden  (§.  IKUf.),  unter  der  ländlichen  Bevölkerung  ins- 
besondere aber  bis  in  die  Zeit  der  entwickeltsten  Volkswirthschaft  hinein  überwiegt 
der  naturalwirthschaftliche  Zustand.  Erst  in  einem  langen  geschichtlichen  Process 
entwickelt  sich  die  Verkehrswirthschaft  aus  der  Katuralwirthschaft.  Das  Aiterthom 
ist  erst  durch  die  ,,Sprengung  der  agrarisch -industriellen  Wirthschaftseinheit  des 
Oikos''  (Kodbertus)  und  niemals  entfernt  gleich  der  modernen  Welt;  das  euro- 
päische Mittelalter  doch  bereits  in  höherem  Grade  aus  der  Katuralwirthschaft  heraus- 
gekommen, wegen  der  grösseren  Trennung  der  agrarischen  und  der  industriellen  Ar- 
beit in  Land  und  Stadt  —  wenn  auch  in  letztrer  «»ländliche''  Bescbäfdgong  noch 
stark  rcrbliob  —  und  wegen  der  selbständigen  Organisation  der  städtischen  Ctowerbe 
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0  deo  Sttdten  (Zunftwesen)  ond    in  Folge  des  Ansschlosses  der  meisten  dieser  Ge- 
werbe rom  platten  Lande  (besonders  den  Dörfern). 

II.  —  §.189  [114].  Nach  den  Formen,  in  welchen  sich  der 
V^erkehr  im  tauschwirthschaftlichen  Znstande  der  Volks- 
•i^irthschnft  vollzieht,  nnd  nach  den  Ansgleichnngsmitteln, 
leren  er  sich  znr  Bewerkstelligang  der  Umsätze  bedient,  lassen 
(ich  drei  Entwicklnngsphasen  jenes  taaschwirthschaftlichen  Zu- 
tands  antersQheiden ,  nemlich  die  nataralwirthschaftliche 
in  diesem  zweiten  Sinne  des  Worts),  die  geldwirthschaft- 
iche  und  die  creditwirthschaftliche. 

A.  In  der  ersten  Phase,  welche  sich  keineswegs  notbwendig 
öllig,  wenn  auch  regelmässig  als  concreto  historische  Erscheinung 
1  einigen  Pnncten,  mit  dem  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der 
rstgenannten  Art  deckt,  werden  die  Güter  noch  ohne  Vermitt- 
nng  des  Geldes  in  natura  gegen  einander  vertauscht: 
igentlicher  Tauschhandel. 

So  im  Verkehr  ganz  ancalti?irter  Volker  (., Wilden'')  nnd  zwischen  ihnen  ond 
irilisirten.  Dass  hierbei  ein  irgend  lebhafteres  Tauschen  überhaupt  noch  nicht  be- 
ehen  kann,  ist  natürlich.  Damit  fehlt  aber  auch  weitere  Arbeitstheilang.  Der  Mangel 
)s  Geldes,  deshalb  neben  dem  Mangel  des  Taoschmittels  auch  der  des  gemeinsamen 
erthmaasses,  nOthigt  daher  Ton  selbst  zur  Torherrschenden  Eigenprodnction 
T  wenii^en  Güter,  welche  hier  für  die  BedUrfnissbefriedignng  ?orkommen  kOnnen: 
sofern  besteht  hier  Natoralwirthschaft  in  beiden  Bedeutungen  dos  Worts. 

B.  Die  höheren  Formen  der  Tanschwirthschaft  sind  die 
eld-  und  die  C r e d i t wirthschaft :  in  jener  dient  Geld  als  Preis- 
lass  und  Tauschmittel  und  wird  durch  Geld  erst  eine  bedeutendere 
itwicklung  der  Tanschwirthschaft,  eine  stärkere  Herausbildung 
8  der  naturalwirthschaftlichen  Eigengewinnung  der  Güter,  eine 
[^ssere  nnd  festere  Arbeitsgliederung  möglich. 

Der  naturalwlrthschaflliche  Zustand  im  ersten  Sinne  schliesst  die  Geldwirthschaft 
bt  Doth wendig  ans,  d.  h.  die  Einzelwirthschaften   beschaffen  sich  zum  Theil  die 
er  schon  nnter  Vermittlung  des  Gelds  im  Verkehr  und  prodnciren  etwas  mit 
den  Absatz  gegen  Geld. 

C.  In  der  Credit  wirthschaft  endlich  bleibt  zwar  Geld  als 
Ibmng  und  Preismaass  bestehen,  aber  es  hört  mehr  und  mehr 
)  unmittelbar  als  Tauschmittel  zu  dienen.  In  dieser  seiner  Eigen- 
aft  wird  es  durch  Urkunden  (Dokumente,  Papiere)  aus 
editgeschäften,  d.  h.  aus  solchen  Geschäften,  wo  zwischen 
stnng  und  reeller  Gegenleistung  ein  zeitlicher  Zwischenraum 
:t  (§.  148),  sowohl  durch  solche  Urkunden,  welche  absichtlich 
)  Zweck  der  Geldfunction  geschaffen  worden  (Papiergeld,  Bank- 
en,  Checks),  als  durch  solche,  welche  aus  Creditgeschäften  zu 
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anderen  Zwecken  hervorgegangen  sind,  aber  sich  zur  Geldfnnction 
benutzen  lassen  (girirte  Anweisungen,  Wechsel,  Depositenscheine, 
Postwertbzeichen,  Coupons  u.  s.  w.),  femer  durch  gewisse  Mecha- 
nismen des  Zahlungs-  und  Abrechnungswesens  (Giro- 
einrichtungen von  Banken,  Clearing-Häuser)  im  Anschluss  an  jene 
Urkunden,  ersetzt. 

In  der  Creditwirthscbaft  erfolgen  daher  die  Tauschacte,  bez.  die  Käufe  nnd 
Verk&afe  nur  so,  dass  die  Leistung  unmittelbar  bloss  mit  Versprechen  auf 
Gegenleistung  in  Geld  vergolten  wird. 

Theorie  der  Geldrerdrängung  durch  die  Creditwirthscbaft  n&ber  in  meinem 
Art.  Papiergeld,  Staatswörterb.  VII,  650  ff.,  besonders  in  der  Geld-  und  Credittheorie 
der  Peel'schen  Acte  S.  111  ff.,  Abh.  Credit  im  Schön berg*scben  Handbuch  I,  3.  A., 
S.  143.  Art.  Check  und  Clearinji^-Uouse  in  Rentzsch'  Handwörterbuch  S.  147 — 151. 
Syst  d.  Zettelbankpolit.  S.  53.  450,  667,  730,  734  (Sutistik). 

Die  Creditwirthscbaft  setzt  zu  ihrer  umfassenderen  Entwicklung  selbst  wieder 
eine  grössere  Benutzung  des  Credits  voraus,  namentlich  ein  starkes  Mitspielen  des 
Credits  im  Productionsprocess ,  wie  es  erst  bei  hoher  Rechtssicherheit,  weitgehender 
Berufs- Arbeitstheiiung  und  grosser  Freiheit  im  Verkehr  vorkommt.  Die  Creditwirth- 
scbaft ist  daher  eine  Verkehrsgestaltung  hoher  Wirthschafts-  und  Culturstufen,  deren 
Glanz-  und  Schattenseiten  sie  besonders  scharf  zeigt  Sie  ftthrt  zu  einer  grossartigeii 
Ersparung  an  Geld,  bez.  bei  uns  an  Edelmetall. 

Das  Verhältniss  der  drei  tauschwirthschaftlichen  Phasen  zu 
einander  ist  aber  nicht  dasselbe.  Die  Creditwirthscbaft  ist  nicht 
in  derselben  Art  eine  Fortbildung  der  Geldwirthschaft,  wie  diese 
eine  solche  der  Naturalwirthschaft,  denn  sie  hat  selbst  den  Geld- 
verkehr und  die  Function  des  Gelds  als  Währung  und  Preis- 
maass  zur  bleibenden  Voraussetzung.  Geschichtlich 
bilden  die  drei  Formen  der  Tauschwirthschaft  überhaupt  nicht 
völlig  getrennte  Zustände  der  Volkswirthschaft,  lösen  sich  nicht 
förmlich  ab,  sondern  bestehen  neben  einander  fort,  nur  dass 
die  ältere  Form  immer  mehr  zurücktritt.  Das  relative  Ueberwiegen 
in  der  geschichtlichen  Reihenfolge  von  Natural-,  Geld-  und  Credit- 
wirthscbaft giebt  dann  dem  Verkehr  sein  Gepräge  und  fuhrt  zu 
der  Benennung. 

Auch  dabei  aber  ist  zu  beachten,  dass  in  den  verschiedenen  Gebietstheilen 
einer  Volkswirthschaft  und  besonders  in  den  verschiedenen  Gruppen  der  wirthschaft- 
Uchen  Arbeit  (Stadt  —  Land,  industrielle  —  agrarische  Th&tigkeit)  gewöhnlich  nicht 
dieselbe  Verkehrsform  vorwaltet.  Die  Creditwirthscbaft  ist  mehr  die  Verkehrsform 
der  Städte,  der  Industrie,  während  das  platte  Land  vielleicht  noch  fast  ganz  in  der 
Geldwirthschaft  und  theilweibe  etwa  auch  noch  in  der  Naturalwirthschaft  im  ersten 
Sinne  der  vorwaltenden  Eigengewinnung  der  Güter  steckt. 

III.  —  §.  190  [115J.  Mit  der  Creditwirthscbaft  ist  die  Papier- 
geldwirthschaft  nicht  zu  verwechseln,  welche  ihr  nur  äusser- 
lich  in  der  Verdrängung  des  Metallgelds  als  Umlaufsmittel  gleicht. 
Die  Creditwirthscbaft  beruht,  dem  Wesen  des  Credits  entsprechend, 
auf  freier   Entwicklung,   die  Papiergeldwirthschaft   auf  Staat- 
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liebem  Zwange.  In  ihr  dient  Papiergeld  anstatt  des  Metall- 
gelds nicht  nur  als  Tauschmittel,  sondern  auch  als  Währung  und 
i^eismaass:  d.  h.  das  Papiergeld  hat  den  sogen.  Zwangscars 
ind  ist  zugleich  un  ein  lös  bar  gegen  Metaligeld,  oder  es  ist 
Q.  a.  W.  Papierwährung,  nicht  nur,  wie  die  oben  genannten 
reditwirthschaftlichen  Umlaufsmittel,  Papiercirculationsmittel. 
)ie  wirthschaftliche  Function  und  Wirkung  von  Creditwirthschaft 
nd  Papiergeldwirthschaft  und  die  volkswirthschaftliche  ßeurtheilung 
eider  sind  daher  auch  grundverschieden. 

S.  meinen  Art.  Papiergeld  im  StaatswOrterbnch  S.  647,  652,  662  ff.,  meine 

eiträge  S.  35,  88,  Credittheorie  d.  Peerschen  Acte  S.  63  ff.,  Ross.  Papierwfthr.  Kap.  4. 

ibh.   öffentlicher   Credit   im    Schönberg'schen  Handbuch  III,  8.  Anfl,  S.  600  ff.  — 

Mangoldt,   §.  59.     Mohl,    Polizeiwiss. .    8.  Aufl.,    11,   §.  184.    Anders   noch: 

lau  I,  §.  298  ff,  bes.  §.  295. 

Eines  der  beiden  Momente  (Zwangscars,  UneinlOsbarkeit)  allein  für  sich 
zhziSi  noch  kein  Papiergeld  im  obigen  Sinne.  So  sind  einlOsbare  Banknoten  mit 
wangscurs  (sogen.  Legaleurs,  Englische  Bank,  legal  tender)  nicht  Papiergeld, 
}ndem  Geldsurrogat  der  Creditwirthschaft;  nneinlOsbares  Staat^papiergeld ,  ohne 
wangscurs,  aber  mit  Annahme  an  den  Staatscassen,  ist  auch  noch  nicht  Papier- 
ährung. 
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Vorwort 

zum  zweiten  Halbband  des  ersten  Theils  der 
dritten  Auflage  der  Grundlegung. 


Wie  ich  im  Vorwort  zu  dem  im  October  v.  J.  erschienenen 
Töten  Halbband  in  Aussicht  gestellt  habe ,  folgt  nunmehr  der  zweite 
laibband.  Damit  ist  der  erste  Theil  der  Grundlegung  in  der  neuen 
Bearbeitung  dieser  dritten  Auflage  beendigt. 

Durch  die  wesentlich  erst  hier  erfolgte  Aufnahme  der  Be- 
ölkerungslehre  ist  auch  Inhalt  und  Umfang  dessen,  was  dieser 
weite  Halbband  im  Vergleich  mit  der  früheren  Auflage  bringt,  sehr 
rweitert  worden.  Die  Einleitung  zu  dem  4.  Buche ,  Bevölkerung 
ind  ,Volkswirthschaft,  und  das  erste  Kapitel,  volkswirthschaftliche 
Je  Völkerungslehre,  umfassen  221  Seiten  (S.  445  —  666)  com- 
resseren  Drucks,  an  Stelle  der  kurzen  Bemerkungen  S.  145  — 146 
1  der  2.  Auflage.  Auch  das  zweite  Kapitel  dieses  4.  Buchs  (Be- 
arf  und  Vertheilungsproblem),  S.  666 — 760,  welches  an  Stelle  des 
.  Hauptabschnittes  S.  134  — 180  der  2.  Auflage  getreten  ist,  hat 
ine  gründliche  Umarbeitung  und  Erweiterung  erfahren,  namentlich 
1  den  eingehenden  principiellen  Erörterungen  über  die  Kegelung 
er  Vertheilung  (2.  Abschnitt  S.  684  —  749). 

Die  beiden  Bücher  5  und  6,  Organisation  der  Volkswirthschaft 
5.  761  —  869,  in  2.  Aufl.  Kap.  3  S.  196  —  288)  und  „der  Staat 
)lkswirthschaftUch"  betrachtet  (S.  870—924,  in  2.  Aufl.  Kap.  4, 
.  196  —  342),  sind  zwar  ebenfalls  überall  revidirt,  stellenweise  um- 
earbeitet  worden.  Aber  im  Wesentlichen  ist  ihr  Inhalt  doch  der- 
'lüge  der  zweiten  Auflage  geblieben,  so  dass  hier  dasselbe  gilt  wie 
)n  Buch  2,  elementare  Grundbegriffe,  und  Buch  3,  Wirthschaft 
iid  Volkswirthschaft,  im    ersten  Halbbande.     Ohne   kleinere  for- 
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melle,  hie  und  da  sachliche  Aenderungen,  Zusätze  u.  s.  w.  ist  aber 
auch  in  diesen  4  Büchern  2,3,5,6  kaum  ein  Paragraph  geblieben. 

Die  äussere  Veränderung  des  ganzen  VTerkes  in  dieser  dritten 
Auflage  ergiebt  sich,  abgesehen  von  der  stärkeren  Anwendung  der 
compresseren  Petitschrift,  schon  aus  der  grossen  Ausdehnung  dieses 
ganzen  Theils  auf  924  gegen  342  Seiten  in  der  zweiten  und  290 
Seiten  in  der  ersten  Auflage.  Die  so  gut  wie  völlig  neu  in  diese 
dritte  Auflage  hineingezogenen  einleitenden  Erörterungen,  dann 
namentlich  die  Ausführungen  über  die  wirthschaftliche  Natiu*  des 
Menschen,  die  Motivation,  die  Methoden  u.  s.  w.  (Buch  1)  und 
über  die  Bevölkerung  (Kap.  1,  Buch  4)  umfassen  indessen  allein 
506  Seiten,  gegen  bloss  c.  16  Seiten  der  2.  Auflage,  Was  dagegen  aus 
dieser  Auflage  in  die  neue,  wenn  auch  mehr  oder  weniger  um-  imd 
übergearbeitet,  übergegangen  ist,  beträgt  daher  nur  418  Seiten 
gegen  c.  326  S.  in  der  vorigen  Auflage.  Das  Buch  ist  somit  freilich 
ein  inhaltlich  zum  grösseren  Theil  ganz  neues  geworden. 

Für  die  bevölkerungsstatistischen  Ausführungen  und 
die  darin  enthaltenen  zahlreichen  kleinen  Tabellen  bin  ich  be- 
sonderen Dank  der  vortrefflichen  Veröffentlichung  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amts  des  Deutschen  Eeichs,  „Stand  und  Bewegung  der 
Bevölkerung  des  Deutschen  Eeichs  und  fremder  Staaten  in  den 
Jahren  1841 — 1886"  (Neue  Folge),  schuldig.  Dieses  noch  grössten- 
theils  der  Initiative  des  früheren  Directors  Dr.  Becker  und  seiner 
wie  Dr.  Schumann's  Bearbeitung  zu  verdankende  Werk  bildet  die 
Qrundlage  des  bezüglichen  statistischen  Abschnitts  dieses  Buchs. 
Aber  natürlich  konnte  und  wollte  ich  nur  dasjenige  Material  jener 
statistischen  Arbeit  benutzen,  welches  fQr  die  von  mir  behandelte 
Frage  in  Betracht  kam.  Ich  möchte  dem  reichsstatistischen  Amt 
und  den  Herren,  welche  an  diesem  Werke  besonders  betheiligt 
waren,  aber  wenigstens  zeigen,  dass  ich  als  „statistischer  Consument" 
für  meine  volkswirthschaftliche  Bevölkerungslehre  den  grössten 
Nutzen  aus  ihrer  eminenten  Leistung  gezogen  habe.  Auch  der 
die  Tabellen  begleitende  vorzügliche  Text,  grossentheils  aus  der 
Feder  Dr.  Schumann's,  hat  mir  wesentliche  Dienste  geleistet. 

Das  Ergebniss  meiner  Lehre  von  Bevölkerung  und  Volks- 
wirthschaft  ist:  „Kobert  Malthus  behält  in  allem  Wesent- 
lichen Kecht"  (S.  665).  Ein  Ergebniss,  auf  welches  ich  dem 
falschen  Optimismus  des  Socialismus  gegenüber  ähnlichen  Werth 
lege,  wie  auf  das  Ergebniss  im  ersten  Buche  hinsichtlich  der  Psy- 
chologie und  Motivationstheorie. 


Vorwort  zum  zweiten  Halbband  der  dritten  Auflage.  VII 

Die  Litteratur  habe  ich,  soweit  ich  vermochte  und  soweit  es 
mir  angemessen  schien,  bis  zum  Jahre  1892  benutzt.  Doch  Schriften, 
welche  mir  erst  während  der  Bearbeitung  und  zum  Theil  während 
des  Druckes  zukamen,  meist  nicht  mehr,  von  gelegentlicher  Er- 
wähnung abgesehen.  Namentlich  grössere  und  wichtigere ,  aber  erst 
in  diesem  Stadium  an  mich  gelangte  Werke,  welche  sich  auf  dem- 
selben Gebiete,  wie  das  meine,  bewegen  und  mit  welchen  daher 
mehrfach  eine  genauere  principielle  Auseinandersetzung  nothwendig 
gewesen  wäre,  habe  ich  absichtlich  nicht  mehr  mit  hereingezogen. 
Dies  gilt  insbesondere  von  J.  Wolfs  System  der  Socialpolitik, 
Band  1  und  von  E.  v.  Philippovich's  Grundriss  der  Politischen 
Oekonomie,  Band  1. 

Berlin,  Februar  1893. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Viertes  Buch, 


Bevölkerung  und  Volkswirthschaft. 

§.  191.    yorbemerklingen. 

Die  folgenden  ErOrterongen  aber  die  BeyOlkeningsfrage,  genauer  gesagt,  weil  das 
allein  hieher  gehört,  ttber  die  rolkswirthschaft liehe  Seite  dieser  Frage  einleitangs- 
weise  in  diesen  Yorbemeri^ongen  und  in  der  Litteraturübersicht  (§.  191 — 197)  und  so- 
dann statistisch  und  systematisch-dogmatisch  im  ersten  Kapitel  dieses  vierten  Bachs  sind 
im  Wesentlichen  in  dieser  S.  Auflage  der  „Grundlegung"'  neu  hinzugekommen.  Als  ich 
die  1.  Auflage  der  letzteren  zunächst  noch  im  Anschluss  an  Bau  bearbeitete,  fasste 
ich  in  Uebereinstimmung  mit  diesem  die  BevOlkerungslehre  als  solche  nicht  als 
Theil  der  Politischen  Oekonomie  aufl  Bau  hatte  ihr,  im  Unterschied  ?on  Boscher, 
keine  umfassende  prindpielle  Erörterung  gewidmet  und  ihr  auch  keine  selbst&ndigo 
Stellung  in  seinem  System  gegeben.  Er  behandelte  sie  nur  im  Zusammenhang  mit 
anderen  wirthschaftstheoretischen  und  wirthschaftspolitischen  Fragen  (s.  u.).  Ich  wollte 
damals  ähnlich  wie  Bau  verfahren  und  der  BevOlkerungslehre  auch  in  der  Neubear« 
beitung  des  Bau'schen  Werks,  welche  ich  ursprünglich  plante,  ebenfalls  keine  selb« 
ständige  Stellung  geben.  Wohl  aber  hielt  ich  die  Bau  sehe  Behandlnngsweise  doch 
schon  fOr  nicht  mehr  ausreichend  und  gedachte  die  Lehre  in  ihrer  Bedeutung  fOr 
die  Entwicklung  des  Prodoctivfactors  Arbeit  und  für  VertheÜnng  des  Volkseinkommens, 
besonders  für  den  Arbeitslohn,  principieller,  als  Bau  es  gethan,  zu  wflrdigen  (vgl.  die 
Vorrede  zur  1.  Aufl.  meiner  Grundlegung,  1876,  S.  XII).  Das  hatte  nach  meiner 
damaligen  Auffassung  aber  nur  theilweise  in  der  Grundlegung  selbst,  im  Debrigen 
mehr  erst  in  dem  damals  beabsichtigten  2.  Theile  der  „allgemeinen  oder  theoretischen 
Yolkswirthschaftslehre*'  (der  „allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  des  privatwirthschaft- 
lichen  Systems'',  s.  obige  Vorrede  S.  XIII)  zu  geschehen.  In  der  Grundlegung  selbst, 
auch  noch  in  der  2.  Aufl.,  bin  ich  daher  auch  nur  nebenbei  auf  die  BevOlkerungs- 
frage,  die  Malthus'sche  Lehre  u.  s.  w.  eingegangen,  allerdings  bereits  in  scharf  prin- 
cipieller Weise,  durchaus  den  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  vertretend  (s.  1.  Aufl. 
§.  97,  bes.  S.  123  und  Note  13  daselbst,  mehr  noch  in  der  2.  Aufl.  §.  97a,  bes. 
S.  145  und  Note  14).  In  den  Erörterungen  über  die  „socialen  Freiheitsrechte",  Ehe- 
schliessungsrecht,  Ein-  und  Auswanderung,  Zogrecht  wurden  dann  Consequenzen  aus 
jener  principiellen  Auffassung  gezogen  und  verschiedene  Seiten  der  BevOlkemngsfrage 
eingehend  Uieoretisch  und  verwaltungspolitisch  behandelt  (1.  und  2.  Aufl.,  in  letzterer 
noch  genauer  und  schärfer,  bes.  §.  225  ff.,  230  ff.,  236  ff.,  247  ff.,  s.  auch  2.  Aufl. 
S.  477  ff.).  Meine  Stellung  zu  Malthus  und  seiner  Lehre  tritt  hier  wohl  überall  bereits 
deutlich  hervor,  wie  das  auch  von  anderer  Seite  anerkannt  worden  ist  (s.  El  st  er 's 
u.  gen.  Aufls.  im  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  II,  517). 

Allein  ich  habe  mich  allmälig  davon  überzeugt,  dass  diese  doch  nur  mehr  neben- 
sächliche Behandlung  des  BevOlkerungsproblems  nicht  genügt;  dass  es  auch  nicht  aus- 
reicht, in  der  vielfach  bei  den  Theoretikern  und  Systematikem  des  Fachs  (so  in  Eng- 
land bis  heute)  üblichen  Weise  über  diese  Frage  nur  bei  dem  Factor  Arbeit,  in  der 
Lehre  von  der  Production  (supply  of  labonr)  und  etwa  in  der  Lehre  vom  Arbeitslohn 
im  Abschnitt  von  der  VerUieilung  zu  handeln;  dass  dieser  BevOlkerungslehre  auch 
nicht,  wie  G.  SchmoUer  einmal  richtig  bemerkt,  eine  „Verlegenheitsstelle",  z.  B.  am 
Schluas  des  theoretischen  Theils,  wie  in  Boscher 's  Band  I  (Buch  6),  gegeben  werden 
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darf,  sondern  sie  durchaus  in  den  Vordergrund  zu  schieben  ist  und  sie  zu  einem 
Grondpfeiler  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  gemacht  werden  mass,  daher 
auch  schon  in  den  «.grundlegenden'*  Theil  gehört  Aach  Röscher  sagt  Übrigens  in 
einer  Vorrede  zn  seinen  neueren  Auflagen  seines  1.  Theils,  dass  er  nur  ans  äusseren 
Gründen  an  seiner  früheren  Keihenfolge  der  Gegenstände  festhalte  und  wenn  er  jetzt 
noch  die  1.  Auflage  (statt  der  20sten,  welche  stolze  Zahl  sein  1.  Band  erreicht  bat) 
zu  yeranstidten  hätte,  den  grössten  Theil  der  BeyOlkerungslehre  yor  der  Productions- 
lehre  abhandeln  wtlrde,  ,,um  die  Subjecte  jeder  wirthschaftlichen  Thätigkeit  Tor  dio 
Objecte  zu  stellen"  (s.  ^aus  den  Vorreden  zur  2. — 19.  Auflage",  in  der  20.  Aufl., 
1892,  S.  XI). 

Es  sind  nun  freilich  nicht  solche,  doch  nnr  mehr  formelle  Gründe,  als  vielmehr 
principielle  Auffassungen,  welche  mich  bestimmen,  die  BeyOlkerungslehre  hier  in  die 
„Grundlegung"  hinein  zu  ziehen  nnd  sie  grade  an  dieser  Stelle,  zwischen  dem  Toraus- 
gehenden  3.  Buche  und  dem  2.  Kapitel  dieses  4.  Buchs,  welches  den  Bedarf  und  die 
Einkommenlehre  ?om  Vertheilungsstandpunct  ans  behandelt,  zu  setzen. 

Allerdings  halte  ich  auch  jetzt  noch  Bau's  nnd  meine  frühere  Ansicht  aufrecht, 
dass  die  BevOlierungslehre  nicht  kurzweg  eine  politisch -ökonomische  Lehre  ist  und 
daher  schon  an  sich  einen  Theil  im  System  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie 
bilde.  Sie  ist  mehr  als  das  und  auch  in  gewissem  Sinne  eine  eigene  selbständige 
Gesellschaftswissenschaft  neben  der  Politischen  Oekonomie.  Diese  Auffassung  vertritt 
auch  Bümelin  (Schönberg's  Handbuch  I,  8.  A.,  S.  724),  dem  ich  darin  beistimme, 
wenn  er  sagt,  „die  BerOlkerungslehre  ist  kein  Zweig  oder  Bestandtheil  der  Volks- 
wirthschaftslehre,  sondern  ein  ihr  coordinirtes  Glied  der  Gesellschaftswissenschaften, 
das  nur  im  Verhältniss  einer  innigen  wechselseitigen  Einwirkung,  eines  unentbehr- 
lidien  Hilfswissens  zu  ihr  steht.  Aber  sie  greift  zugleich  auch  über  die  wirthschaft- 
lichen Fragen  nach  allen  Richtungen  hinaus;  sie  berührt  ebenso  auch  physiologische, 

anthropologische,  politische,  historische  Probleme "    Rümelin  möchte  an  eine 

grundlegende  und  einleitende  allgemeine  Gesellschaftslehre  als  erste  der  Zweiglehren 
cUe  BevOlkerungslehro ,  als  zweite  die  Volkswirthschaftslehre  anschliessen.  ]&  zieht 
daher  auch  den  mir  richtig  scheinenden  Schluss,  dass  diese  Lehre  im  System  der 
Politischen  Oekonomie  nicht  ein  den  übrigen  Abschnitten  gleichartiger  und  coordinirter 
Bestandtheil  sei.  Nur  solche  Thatsachen  und  RegelmSssigkeiten  aus  dieser  Lehre 
geholten  in  die  Politische  Oekonomie,  welche  von  den  Gesichtspuncten  der  letzteren 
aus  bedeutsam  und  eingreifend  erschienen  (eb.  S.  724). 

Dieser  von  mir  in  der  Hauptsache  getheilten  Auffassung  gemäss  ziehe  auch  ich  bei 
Weitem  nicht  die  ganze  Bevölkerungslehre  jetzt  hierher,  sondern  nur  die  eigentlich 
volkswirthschaftlichen  Seiten  dersdben.  Deren  sind  zwei,  die  eine,  welche 
mit  dem  volkswirthschaftlichen  Productionsproblem,  daher  mit  dem  menschlichen 
Arbeitsfactor,  vor  Allem  nach  dessen  quantitativer,  aber  auch  nach  dessen 
qualitativer  Seite,  zusammenhängt,  weil  in  einer  Hauptbeziehung  die  Menge  und 
theilweise  auch  die  Art  der  Arbeit  und  weiter  die  Höhe  der  Production,  demnach 
die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  mithin  auch  des  ,J)ividendus** 
für  die  Vertheilung  von  den  Bevölkerungsverhältnissen,  Zahl,  Zusammensetzung,  Eigen- 
schaften (Geschle(£t,  Alter  u.  s.  w.)  der  Bevölkerung  bedingt  ist;  die  zweite  Seite 
sodann,  welche  in  ähnlicher  Weise  mit  dem  Vertheilungsproblem  zusammen- 
hängt, weil  wiederum  in  einer  Hauptbeziehung,  und  in  dieser  Hinsicht  unabhängig 
von  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft,  von  den  Besitzverh&t- 
nissen  u.  s.  w.,  die  Bevölkemngsgrösse  für  die  individuelle  Einkommen-  und  Ver- 
mögensvertheilung  eine  entscheidende  Bedeutung  hat,  der  „Divisor**  ist,  von  dessen 
Grösse  bei  gegebener  Productivität  der  nationalen  Arbeit  und  gegebener  Grösse  von 
Volkseinkommen  und  Volksvermögen  unvermeidlich  schliesslich  die  „Quotienten"  als 
relative  wie  als  absolute  Grössen  abhängen,  welche  den  Einzelnen,  den  Familien  als 
Einzeleinkommen  und  Vermögen  überhaupt  zufallen  können.  Für  diese  beiden  Grund- 
probleme  der  Social -Oekonomie  (§.  5,  S.  21)  ist  daher  die  Bevölkerungslehre  von 
entscheidender  Bedeutung,  indem  sie  zeigt,  wie  die  2Sahl,  die  Veränderung  der  Zahl, 
die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  aus  verschiedenartigen  Individuen,  besonders, 
aber  nicht  allein,  nach  Geschlecht  und  Alter,  die  Veränderung  in  dieser  Zusammen- 
setzung auf  wirthschaftliche  Veihältnisse,  auf  Production  und  Vertheilung  einwirken 
und  umgekehrt  durch  solche  Verhältnisse  selbst  beeinflnsst  werden,  ja  wie  Production 
und  Vertheilung  In  ihrer  Gestaltung  und  Entwicklung  mehr  oder  weniger  auf  der 
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altODg  und  Entwicklong  der  BeFölkenmgSTerh&ltBisse  und  omgekelirt  diese,  nach 

hier  obwaltenden  Wechselwirkongs-  und  Wechselbedingiingsyerh&ltnifie,  wieder 
der  Gestaltung  und  £ntwicklang  der  Prodaction  und  Vertheilang  berohen. 

Besonders  wichtig  ist  hier  dann  die  Untersnchong  der  Fragen,  welche  wirth« 
aftlichen  Voraassetznngen  und  welche  wirthschaftlichen  Folgen  Ia 
lg  auf  Prodaction  und  Vertheilang  Yerind orangen  in  Zahl  and  Zosammea- 
iog  der  Bevölkerung  (besonders  nach  Altersclassen)   haben.    Grade  diese  Fragea 

es,  welche  aus  der  BevOlkerungslehre  und  aus  den  Problemen,  mit  welchen  sich 
dbe  beschäftigt,  in  die  Politische  Oekonomie  und,  wenigstens  in  principieller  und 
reller  Behandlungsweise,  schon  in  die  „Grundlegung*'  gehören.  Nach  dieser  Auf* 
Dg  ist  denn  auch  die  sich  an  den  Namen  ?on  R.  Malthus  knüpfende  Lehr« 
die  ganze  daraus  her?orgegangene  berühmte  Gontroyerse  zwar  nicht  nur,  aber 

auch  und  in  bevorzugtem  Maasse  grade  eine  social  ökonomische  Lehre,  zu 
ber  der  Nationalökonom  als  solcher,  nicht  bloss,  ja  nach  dieser  wirth- 
kft liehen  Seite  der  Fragen  überhaupt  nicht  unmittelbar  der  Statistiker,  Historiker, 
iker  Stellung  zu  nehmen  hat 

Alle  concreto  historische  Gestaltung  Ton  Production  und  Vertheilang  in  der 
iwirthschaft  wird  nun  allerdings  wesentlich  mit  bedingt  von  der  concreten  Go- 
ng der  Organisation  und  der  Bechtsordnung,  namentlich  der  Bechts- 
mg  für  „Freiheit  und  Eigenthum",  der  Privateigenthumsordnung,  auch  in  Bezug 
lie  sachlichen  Productionsmittel,  Boden  und  Kapital,  der  Vertragsrechtsordnung; 

mit  bedingt  von  der  unter  dem  Einfluss  dieser  Organisation  und  Rechtsordnuni? 
vollziehenden  historischen  Gestaltung  und  Entwicklung  der  Besitz-  und  Erwerbs- 
Jtnisse  (Grundeigenthnmsrertheilung!).  Aber  eben  doch  nur  mit  bedingt,  nicht: 
hllesslich  bedingt  Vielmehr  bildet  die  Bevölkerungsbewegung,  die  Ver- 
ging in  Zahl  und  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  eben  <^ine  andere  wesent- 
Q  Bedingung  für  die  Gestaltung  ron  Production  und  Vertheiiung  und  einen 
r,  welcher  insbesondere  selbst  wieder  auf  die  Besitz-  und  Erwerbsverh&ltnisse 

schliesslich  beherrschenden  Einfluss  ausübt  einen  Einfluss,  welchem  gegenüber 
iinfluss  der  concreten  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung  auf 
Verhältnisse  zurücktritt  „Schon  eine  mittlere  eheliche  Fruchtbarkeit  von  3  bis 
dem  sprengt  bei  gleicher  Gütertheilung  (im  Erbgang  bäuerlichen  Besitzes)  in 
Culturländera  in  100  Jahren  jede  Agrarverfassung  und  kommt  bei  unhaltbaren 
)den  an''  (Rümelin,  Reden  und  Aufsätze,  1881,  S.  591).  Nur  unter  Berück- 
pmg  dieses  mit  Naturgewalt,  förmlich  mechanisch  sich  vollziehenden  Einflusses 
gegebenen  (bezw.  angenonunenen)  Bevölkerungsbewegung,  welche  selbst  wieder 
rodnct  wirthschaftlicher  Verhältnisse,  des  Trieblebens  und  psychischer  Factoren 
sst  sich  daher  das  TolkswirthschafUiche  Productions-  und  Vertheilnngsproblem 
issen  sich  auch  die  Fragen  von  Bedarf,  Auskommen  und  diejenigen  der  aus  dem 
iilungsstandpuncte  erörterten  Einkommenlehre  (Kapitel  2  dieses  Bachs),  sowie 
eiteren  Fragen  der  volksivirthschaftlichen  Organisation  (Bach  5  und  6)  und 
»Ordnung  (2.  Theil  der  Grundlegung)  richtig  behandeln.  Daher  gehört  die  an- 
ete  volkswirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungslehre  in  der  That  in  die  Poli- 

Oekonomle  und  auch  schon  in  die  Grundlegang  und  findet  grade  an  dieser 

wo  wir  sie  hier  behandeln,  ihren  richtigen  Platz. 

^.  192.    Fortsetzung.    Die  BevOlkerungslehre  und  der  Socialismus. 
II  in  dieses  Buch,  welches  nach  principieller  Behandlung  der  wirthschaft- 

Fragen  strebt  und  eine  seiner  Aufgaben  in  principieller  Auseinandersetzung 
\m  Socialismus  sieht,  gehören  jene  beiden  Seiten  der  Bevölkerungslehre, 
tlich  die  zweite,  hinsichtlich  der  Beziehung  zwischen  Bevölkerungsbewegung 
ertheilung,  auch  noch  aus  einem  besonderen  Grunde.  Der  wissenschaftliche 
smos  glaubt  in  seinen  Hauptvertretem ,  mit  seltenen  Ausnahmen  (§.  193,  196), 
in  der  Bevölkerungslehre  einen  Standpunct  einnehmen  zu  sollen,  7on  welchem 
3  Malthus'sche,  im  Kern  von  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie,  —  in 
rechweise  der  Socialisten:  von  der  „vulgären  Bourgeois-Oekonomie"  —  gebilligte 
sung  (§.  195)  sdiarf  abgelehnt  wird.  Die  Thatsachen,  auf  welche  sich  die 
lusianer"  stützen,  können  zwar  nicht  ganz  geleugnet  werden,  aber  sie  werden 

ausgelegt.  Sie  sollen  das  Product  nicht  von  physischen  und  psychischen  Fac- 
ein,  welche,  wenn  auch  individuell  und  nach  Völkern,  Zeitaltem,  Klassen  ver- 
n,    doch  im  Ganzen  dem  Menschen  als  solchem  eigenthumlich  sind,  zu  seiner 
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'Katnraoastftttaiig  gehören,  sondern  das  Prodnct  ?on  Factoren,  welche  nnr  unter  unserer 
gegebenen  geschichtlichen  Gestaltung  der  Besitz-  und  Erwerbs? erhiltnisse ,  nnr  bei 
unserer  Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productionsmittel  und  unserer  rolkswirth- 
schaftlichen  Organisation  so  wirken,  wie  es  die  Erscheinungen  in  der  BerOlkerung  bei 
uns  zeigen.  In  der  Malthus'schen  Lehre  hätte  man  es  danach  nur  mit  einer  histo- 
rischen Kategorie  ?on  Erscheinungen  im  Menschenleben  zu  thun  (Marx*  Standpunct, 
«.  sdn  Kapiul  1.  A.  I,  618,  Tgl.  u.  §.  196).  Nicht  das  BerOlkerungsproblem  biete 
Schwierigkeiten  fOr  die  wirthschaftliche  und  weiterhin  physische,  geistige,  sittliche 
Hebung  des  Volks,  auch  der  Massen,  sondern  dies  Problem  sei  Überhaupt  gar  keines 
oder  lOse  sich  wenigstens  einfach,  sobald  die  sodalistische  wirthscbafüiche  Rechts- 
ordnung ftlr  die  sachlichen  Productionsmittel  —  Beseitigung  des  Prirateigenthums 
daran ,  des  „Monopols''  der  Grund-  und  Kapitalbesitzer,  der  ausschliesslichen  Inhaber 
der  Arbeitsinstrumente  und  Arbeitsmittel  —  und  die  socialistische  wirthschaftliche 
Organisation  für  Production  und  Yertheilung  angenommen  und  durchgeführt  werde. 
Nur  auf  dem  Boden  unserer  heutigen  Rechtsordnung  und  Organisationsform  biete  eine 
„zu  rasche*'  oder  überhaupt  eine  grosse  Yolkszunahme  Bedenken  und  sei  dieselbe 
auch  nur  zu  fürchten.  In  der  socialistischen  Ordnung  und  Organisation  werde  sie 
gar  nicht  eintreten  oder  nur  wohlth&tig  wirken.  „Proletariat"  sei  eine  Folge  unserer 
Rechts-  und  Wirthschaftsyerhftltnisse,  nicht  eine  Gefahr,  welche  das  in  der  BeyOlkerungs- 
bewegung  mitspielende  Triebleben  schon  an  sich  überall  und  immer  mit  sich  führe. 

Diese  durchaus  optimistische  Auffassung  halte  ich  für  die  zweite  grosse 
Irrlehre  des  Socialismus,  neben  der  früher  besprochenen  psychologischen  hin- 
sichtlich der  Motive  des  wirÜischaMichen  Handelns  (Buch  1,  besonders  §.  80  ff.), 
Ton  welcher  sie  freilich  in  einer  Hinsicht  nur  eine  Consequenz  ist.  Der  Kern  ?ob 
Malthus*  Theorie  —  und  nur  um  diesen  Kern  handelt  es  sich,  nicht  um  die 
mehrfach  angreifbare  Begründung  in  allen  Einzelheiten,  noch  vollends  um  die  Fassung 
(geometrische,  arithmetische  Reibe,  s.  u.  §.  194)  —  steht  und  fUlt  mit  der  heutigen 
^pitalistischen  Productionsweise"  durchaus  nicht  (gegen  K.  Marx,  Kapital  I, 
bes.  Kap.  6).  Im  Gegentheil,  wie  die  psychologische  Seite  in  Bezug  auf  die  Motiration 
im  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen  der  Individuen,  wie  in  Yerbindung  vor  Allem 
hiermit,  schon  die  Ökonomisch  -  technischen  Schwierigkeiten  der  „Organisation  der 
Arbeit",  so  würde  grade  in  einer  so  Cialis  tisch  organisirten  Yolkswlrthschaft  mit 
höchster  psychologischer  Wahrscheinlichkeit  und  nach  dem  Schluss  aus  allem,  was 
wir  von  den  die  Bevölkerungsbewegung  bestimmenden  Factoren  wissen,  eine  andre, 
kaum  geringere  Schwierigkeit  in  der  Nothwendigkeit  der  gesetzlichen  BevOl- 
kerungsregelung  bestehen,  mehr  wie  in  jedem  anderen  Yolkswirthschafhisystem,  — 
es  müsste  denn  eben  selbst  die  physisch-sinnliche  und  die  geistig-sittliche  Natur  dss 
Menschen  in  der  «^leuen  Gesellschaft"  eine  nicht  nur  gradweise  verschiedene,  sondera 
specifisch- wesensandere  werden:  die  socialistischen  Utopieen,  von  denen  im  1.  Buche 
genügend  gehandelt  worden  ist 

§.  193.  Fortsetzung.  Nothwendige  Behandlungsweise  der  Lehre 
in  der  Politischen  Oekonomie.  Die  Behandlung  der  „volkswirthschafdichen*' 
BevOlkerungslehre  muss  gegenüber  der  bisher  in  den  nationalOkonomischen  Werken 
üblichen  und  in  einem  ersten  wichtigen  Puncto  auch  gegenüber  Malthus  allerdings 
einige  nicht  unwichtige  Yer&nderungen  erfahren,  womit  gleichzeitig  beliebten  Ein- 
wänden von  gewissen  Gegnern,  so  den  freihändlerischen  Optimisten,  entgegen  ge- 
treten wird. 

Einmal  muss  die  Erweiterung  eines  einzelnen,  mehr  oder  weniger  abgeschlossenen 
Yolkswirthschaftsgebiets  zu  einem  Theile  des  Weltwirthschaftsgebiets  mehr 
berücksichtigt  werden,  neueren  thatsächlichen  fortschreitenden  Entwicklungen  gemäss. 
Der  internationale  Waarenaustausch,  der  Bezug  von  Landesproducten,  auch  Nahrungs- 
mitteln, voran  Brotkom,  aus  der  Fremde,  die  Bezahlung  derselben  mit  Producten 
feinerer  heimischer  Arbeit  (Fabrikaten),  die  nicht  nur  interlocalen,  sondern  auch  die 
internationalen  Wanderungen,  insbesondere  die  Massenauswanderung  aus  alten  Coltor- 
ländem  in  neue,  noch  schwach  bevölkerte,  zum  Theil  erst  noch  neu  zu  besiedelnde 
und  zu  urbarende  mit  jungfräulichem  guten  Boden,  —  das  sind  nicht  nur  wichtige 
Thatsachen  im  practischen  Leben,  sondern  auch  solche,  deren  Yoraussetzungen  und 
Folgen  die  volkswirthschaftliche  Bevölkerungstheorie  mehr  Beachtung  schenken  muss, 
als  dies  namentlich  im  älteren  Malthusianismus  und  auch  von  Malthus  selbst  geschieht 
obwohl  auch   dieser  schon  diese  Seiten  mehr  gewürdigt  hat,  als  ihm  Gegner  wohl 
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isagen.  Bei  der  nnbefangeneii  UntersochoDg  dieser  Seiten  des  Problems  wird 
aber  nicht  zu  einer  „Widerlegang"'  ron  Malthns,  sondern  zu  einer  bloss  vor- 
tigeren  und  bedingteren  Fassung  seiner  S&tze  gelani^n.  Im  Uebrigen  wird  grade 
Kern  seiner  Lehre  nnr  bestätigt  werden.  Insbesondere  wird  sich  ergeben,  dass 
wirthschafUichen  Yoranssetzungen  einer  immer  stärkeren  BeTölkerangsrermehning 
Yolksdichtigkeit,  bei  starkem  &zag  ron  Agrarprodacten,  Nahrungsmitteln  aas  dem 
lande  nnd  Fabrikatenansfohr  zor  Bezahlong,  schwierig  so  erfüllen  und  ?on  einer 
le  Factoren  abhängig  sind,  ron  denen  jeder  selbst  wieder  eigenthOmliche  Voraos- 
ingen  und  Folgen  hat;  dass  ebendeshalb  auch  die  Folgen  einer  an  solche  Yorans- 
ingen  gebondenen,  rermeintlich  „nnbedenklichen'%  oder  selbst  dnrchaas  er- 
sehten  Yolkszunahme  ernste  Bedenken  genug  bieten.  Nnr  die  Unhaltbarkoit  der 
Lhps'schen  wie  jeder  sonstigen  „mathematischen*'  Fassong  (z.  B.  auch  der  Q ne- 
tt'sehen,  8.  0.  §.  197)  des  sogen.  BerOlkernngsgesetzes,  der  Wachsthnmstendenzen, 
r.  gar  der  Wachsthnmsfthigkdten  der  Be?ölkerang  einer-,  der  Unterhalts-,  nament- 
anch  der  Nahrungsmittel  andrerseits  wird  sich  bei  der  Erhebung  des  yolkswirth- 
füichen  Be? Olkerungsproblems  zn  einem  weltwirthschaftlichen  noch  schärfer  heraus- 
9n.  Indessen  ist  diese  Dnhaltbarkeit  auch  ?on  Malthus'  meisten  Anhängern  schon 
st  eingeräumt  worden,  ohne  dass  man  den  Schluss  ron  Gegnern,  wie  Garoy 
.  m.  (s.  u.  §.  196),  hätte  zuzugeben  brauchen,  dass  das  Fallenlassen  oder  die  — 
^ens  auch  nicht  strict  mO^che  —  thatsächliche  „Widerlegung"'  der  bekannten  Mal- 
s' sehen  Formel  yon  der  Zuwachstendenz  der  BeyOlkerung  in  geometrischer,  der 
lungamittel,  bezw.  der  ZnwachsmOglichkeit  der  letzteren  nur  in  arithmetrischer 
jeaaion  ein  Preisgeben  der  Malthus'schen  Lehre  in  ihrem  Kerne  selbst  sei 

Sodann  muss  m.  £.  die  Beweisführung  in  der  Frage  mehr  und  tiefer  nnd  ror 
n  Tieladtiger  als  es  ron  Malthus  und  auch  seinen  b^ten  und  wissenschaftlichsten 
&ngem  in  der  Regel  geschehen  ist,  die  in  Betracht  kommenden  Psychologi- 
en Momente,  welche  anch  hier  llberall  mitspielen,  berücksichtigen  und  auf  sie 
g  nehmen.  Die  das  menschliche  Triebleben  bestimmenden  Factoren  sind  auch 
ebenso  wie  auf  dem  ganzen  Wirthschaftsgebiete.  verwickelter,  mannigfaltiger, 
renziren  sich  indiriduell  nach  Glassen,  Berufen,  YOlkem,  Zeitaltem  mehr,  als 
g  in  der  Beweisführung  angenommen  worden  ist  Aus  dem  Geschlechtstrieb  kann 
so  wenig  allgemein  und  sicher  immer  deducirt  werden,  wie  aus  dem  Trieb  des 
(tinteressM  in  wirthschafUichen  Dingen.  Manche  Einwände  und  Gesichtspuncte 
Segner  enthalten  hier  Beachtenswenhes.  Die  Ausführungen  im  1.  Buche  über 
wirthschafUiche  Natur  des  Menschen  sind  hier  wieder  mehrfach  in  Bezug  zu 
len.  Freilich  aber  trifft  auch  wieder  ein  Ergebniss  jener  obigen  Analyse  der 
re  zu :  wie  trotz  aller  indiriduellen  Differenzirung  der  Modration  im  Wirthschafts- 
1  der  Grundtrieb  des  wirthschafUichen  Selbstinteresses,  wenn  auch  selbst  in 
hiedener  Stärke,  Differenzirung,  Combination  mit  und  Abschwäohong,  hie  und  da 
t  Aufhebung  durch  andere  Motire  ein  im  Ganzen  beherrschender  bleibt, 
[cht  minder  auf  diesem  Gebiete  des  Be?OlkeruDgswesens,  trotz  ähnlicher  Gom- 
ionen  und  Kreuzungen  mit  anderen  Moti?en,  der  Geschlechtstrieb.  Das 
A  wiederum  radioale  Gesellschafts-  nnd  Wirthschaftsreformatoren  wie  die  Socia- 
I  am  Wenigsten  rergessen.  Denn  es  folgt  aus  diesen  Yerhältnissen  mit  Noth- 
ligkeit,  dass  alle  socialen  und  wirthschaftlichen  Einrichtungen,  welche  direct  und 
ect  durch  psychische  Medien  hindurch  auf  Yerminderung  des  Yerantwortlich- 
^efühls  für  Kindererzeugung  hinwirken  und  alles  zu  thun  suchen,  um  die  Oko- 
schen  repressiren  Hemmnisse  der  Yolks?ermehmng  zu  beseitigen,  grade  das 
Olkerungsproblem  zu  einem  immer  schwierigeren  für  die  Gesell- 
ft  machen:  so  doch  sicherlich  wiederum  nach  höchster  psychologischer  Wahr- 
nlichkeit  in  einer  social  ist  ischen  Wirthschaftsorganisation. 
Endlieh  muss  das  BeyOlkerungsproblem  in  der  Beweisführung  und  ganzen  Be- 
[ong  in  der  Politiscben  Oekonomie  mehr  als  wie  gewöhnlich  geschieht  hier  alt 
reeentlich  national  ökonomisches  aufgefusst  werden,  nicht  als  ein  statisti- 
,  psychologisches,  anUiropologtsches,  ethisdies,  colturhistorisches,  allgemein 
isches  Q.  s.  w.  Wohl  sind  einzelne  Argumente  nur  und  andre  am  Besten  aus 
ey(Hkeningsstaüstik  zu  entnehmen,  aber  Bevölkerungsstatistik  nnd  rolkswirthschaft- 
Berölkerungslehre  decken  sich  nicht  (s.  u.  §.  197).  Jene  umfasst  ein  viel  wei- 
Gebiet,  hat  mit  manchen  specicllon  Erscheinungen  und  Problemen  (z.  B.  in  der 
unatischen  Behandlung  des  Berölkerungswechsels,  in  der  Ableitung  der  mittleren 
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Lebensdauer,  der  Absterbeordnnng  nnd  der  Feststellang  der  Methoden  dafür)  za  thnn, 
welche  nicht  in  die  Politische  Oekonomie  hineinzuziehen  oder  in  Betreff  deren  hier 
höchstens  Act  ron  den  Ergebnissen  der  Statistik  zn  nehmen  ist.  Auch  aaf  ein* 
telnes  Physiologische,  Anthropologische,  Ethische,  Cnltnrhistorische,  allgemein  (anch 
politisch)  Historische  ist  da  and  dort  in  der  ^olkswirthschaftlichen  BefOlkerongslehre 
Bezug  zu  nehmen,  zur  Beweisführung  nnd  Erläuterung.  Aber  die  Summe  der  popu- 
lationistischen  Thatsachen  dieser  Art  gehört  wieder  nicht  in  die  Politische  Oeko* 
nonüe,  daher  z.  B.  die  concreto  BerOlkerungsgeschichte  einzelner  Länder,  Zeitalter, 
wie  etwa  in  den  schönen  Aufsätzen  ?on  ?.  Inama -Sternegg  und  Ed.  Meyer 
nber  mittelalterliche  und  antike  BeyOlkerung  im  Handwörterbuch  der  Staatswiasen- 
fichaften  ificht  und  ebensowenig  die  Falle  culturhistorischer  Anecdotik  über  Be?0]- 
kerungsrerhältnisse  und  Erscheinungen  inBoscher's  darin  so  reichhaltigem  6.  Buche 
in  seinem  B.  L  Auch  hier  ist  —  zugleich  gemäss  unserem  oben  dargelegten  und  be- 
gründeten methodologischen  Standpuncte  (§.  65  ff.)  —  eben  Statistik,  Geschichte, 
Culturgeschichte  7on  Erscheinungen  und  Verhältnissen,  welche  anch  eine  ?olkftwirth<- 
schafUlche  Seite  haben,  nicht  das,  was  als  solches  in  die  nationalökonomi- 
6che  Betrachtung  dieser  Erscheinungen  und  Vorhältnisse  gehört. 

Ja,  diese  Betrachtung  leidet  sichtbar  in  einer  Darstellung,  welche  die  Samm* 
hing  und  Vorführung  des  statistischen,  des  geschichtlichen  Materials  Ober  Bevölkerungs- 
Terhältnisse  und  etwa  die  Aufsuchung  ?on  Begelmässigkeiten  in  den  bezüglichen  Er- 
6cheinnngen  mit  zur  Aufgabe  ?on  nationalOkonomischen  Werken  machte.  Die 
dgentliche  Aufgabe,  grade  nur  die  wir thschaft liehen  Voraussetzungen  und  Folgen 
?on  bestimmten  Erscheinungen  in  der  Beyölkerung  (Znnahme.  Abnahme,  Stillstand, 
rasche,  langsame  Zunahme  durch  Geburtsflborschuss,  Altersclassenvertheilung,  Ein- 
tnd  Auswanderung  n.  s.  w.)  genauer  zu  erforschen,  zu  anaJysiren,  daraus  Schlüsse 
für  das  Bedenkliche,  Eifreuliche,  Wünschenswerthe,  zu  Vermeidende  einer  bestimmten 
Gestaltung  nnd  Entwicklung  (nach  der  Aufgabe  Nr.  4  u.  5  in  §.  62,  63)  zuziehen,  nnd 
soeben  die  Erkenntniss  deryolkswirthschaftlichen  Seite  der  Beyölkerungslhkge, 
einer  Schrift  über  Politische  Oekonomie  gemäss,  soweit  als  mtfglich  zu  fördern,  — 
grade  diese  eigentliche  Aufgabe  kommt  dabei  zu  kurz,  wie  selbst  das  sonst  so 
reichhaltige  und  vortreffliche  sechste  Buch  Bo8oher*s  bestätigen  möchte.  Die  Füüe 
Ütterarhistorischer  und  culturhistorischer  Notizen,  die  treffliche  Characteristik  der  Be- 
Tölkerungsorscheinungen  in  verschiedenen  wirthschaftlichen  Zeitaltem  und  die  hlsto- 
Hsche  Uebersicht  der  verschiedenartigen  vorgekommenen  Maassregeln  der  BevOlkemngs- 
Politik  bieten  eben  doch  noch  nicht  eine  eingehende  principielle  Untersudiung  der 
Wirthschaftlichen  Voraussetzungen  und  Folgen  einer  grossen  Volksdichtigkeit, 
einer  relativen  Uebervölkerung,  des  Angewiesenseins  auf  immer  stärkeren  Import  von 
Agrarproducten  und  Export  von  Fabrikaten,  insbesondere,  worum  es  sich  doch  ror- 
liemlich  handelt,  unter  den  gegebenen  Verhältiilssen  der  modernen  Culturwelt  Unter 
den  neueren  Theoretikern  ist  es  vomemlich  Bümelin,  welcher  in  seinen  zwar  nur 
skizzenhaften,  aber  doch  hinlänglich  die  entscheidenden  Puncto  würdigenden,  scharfen 
und  geistvollen  hiorhergehOrigen  Aufisätzen  grade  dieser  wirthschaftlichen  Seite 
der  ÖefOlkerungsfrage  gerecht  wird  (s.  u.  §.  195).  Auch  die  Nationalökonomen  be- 
handeln meistens  zu  ausschliesslich  die  statistische  Seite  der  Fragen,  liefern  nichts 
beweisende  statistische  Untersuchungen  über  thatsächliche  Zuwachsraten  der  Bevölke- 
rung und  der  Production  und  erörtern  die  Fragen  der  positiven  Bevölkemngspditik  ak 
solche  der  Verwaltungspolitik,  lauter  mit  der  wirthschaftlichen  Seite  des  Problems  zu- 
sammenhängende,  aber  doch  nicht  diese  Seite  erschöpfende,  geschweige  sie  allein 
bildende  Puncto.  Im  folgenden  ersten  Kapitel  lieg^  ein  Versuch  vor,  gerade  jene 
Seite  der  Frage,  die  wirthschaftlichen  Voraussetzungen  und  Folgen  verschieden- 
artiger Bevölkerungs-,  Volksdichtigkeits-  und  Wachsthumsverhältnisse  der  Bevölkerung 
zum  eigentlichen  Untersuchungsgegenstand  nach  den  Gesichtspuncten  der  Politisch^i 
Oekonomie  zu  machen;  ein  Versuch,  für  welchen  die  ang^euteten  Gesichtspuncte 
wenigstens  die  leitenden  waren.  Für  diesen  Versuch  sind  aber  allerdings  eingebende 
statistische  Untersuchungen  im  1.  Abech.  des  1.  Kap.  vorausgeschickt  worden,  dieselben 
»her  möglichst  so  geführt,  wie  es  die  „wirthschafUiche  Bevölkerungslehre**  verlangt 

Erst  eine  derartige  bezügliche  Arbeit  liefert  dann  anch  das  Fundament  lilr 
sUe  weiteren  Erörterungen  in  der  Grundlegung.  So  zunächst  schon  für  die  Fragen 
des  zweiten  Kapitels  dieses  4.  Buchs,  welche  nach  meiner  Jetzigen  Auffassung  ohne 
ein  solches  vorausgelegtes  Fundament  für  die  wirthschaftliche  Seite  dor  Bevölkerung»- 
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doch  nicht  genügend  erledigt  werden  können.  Ich  erkenne  in  dieser  Hinsicht 
Mangel  in  den  früheren  Auflagen  (2.  Anfl.,  S.  134 — ISO)  an.  Sodann  aber 
iQch  die  gesammten  Orgaoisations-  nnd  Rechtsfragen  erst  ?on  dem  anf  jenem 
ment  sich  erhebenden  Standpancte  aas  sicherer  za  behandeln:  eine  Einsicht 
eberzengnng,  welche  ich  namentlich  wieder  darch  die  Beschäftigung  mit  den 
^tischen  Gedankenkreisen  und  Plänen  gewonnen  habe. 

^.  194.  Lltteratar,  insbesondere  Malthus  and  seine  Lehre.  Gate 
historische  and  bibliographische  Hilfsmittel  Air  die  ganze  Be?Olkerangslehre 
ich  fUr  die  wirthschaftUche  Seite  der  Frage,  insbesondere  für  die  Malthas'sche 
rerse,  bieten  zonächst  folgende  Arbeiten.  Robert  y.  Mohl,  Geschichte  and 
tar  der  Staatswiss.,  B.  HI,  Erlangen  1838,  Abb.  14,  Geschichte  and  Litteratar 
ifOlkerangslehre,  S.  411 — 517,  eine  yorzttgliche,  reichhaltige  and  besonneno 
;  femer  L.  Elster,  der  fleissige  and  sehr  gelungene  Haapttheil  der  Abb.  über 
erungslehre  und  Be?ölkernngspolitik  im  HandwOrterb.  d.  Staatswissenschaften 
5),  wesentlich  eine  knapp  gehaltene,  aber  recht  yollständige  Litteraturgeschichte 
ihre  (bes.  S.  469  —  528),  woneben  die  eigene  Behandlang  der  Gontroyerse  in 
ir  nach  dem  Obigen  erforderlich  erscheinenden  Weise  allerdings  zu  sehr  zurück- 
besonders  beachtenswerth  ist  in  diesen  beiden  Abb.  die  im  Ganzen  wohl  richtige 
icaiion  der  Ansichten  der  Aatoren  älterer  wie  neuester  Zeit  Aof  die  Biblio- 
e  dieser  Mohlschen  und  El&ter'schen  Arbeiten  sei  hier  besonders  hingewiesen. 
ISS  mich  hier  auf  die  Characterisirung  der  Hauptrichtungen  und  die  Herror- 
^  einzelner  wichtiger  Autoren  und  Schriften  beschränken.  Kür  Weiteres  wäre 
i\\  auf  die  Y.  Hauptabtheilung  dieses  Werks  (die  Litteraturgeschichte  der  Polit. 
•mie)  zu  verweisen.  S.  femer  J  oll  es,  Ansichten  d.  deutschen  nat-Okon.  Schrift- 
des  16.  u.  IT.  Jahrb.  über  Be?0lkerang8wesen  in  Conrad's  Jahrb.  N.  F.^B.  13, 
H.  SOtbeer,  die  Stellung  der  Socialisten  zur  Malthus'schen  BeyOlkerungslehre, 
S86.  Bibliographische,  litterar-  und  dogmengeschichtliche  Notizen  finden  sich 
)der  weniger  in  aJlen  im  Folgenden  genannten  Schriften,  vornemlicb  in  den 
I  Noten  zu  Wappäus*  Be?0lkerang8Statistik  und  in  den  Noten  bei  ßoscher, 

254  (20.  Aufl.  S.  7:51  ff.  Note  2). 
J)ie  Ansichten  der  Theoretiker  über  diesen  Gegenstand  (Be?Olkerang  und  Be- 
ngspolitik)  lassen  regelmässig  einen  Wechsel  7on  Ebbe  und  Fluth  bemerken: 
(d  der  letzten  schwärmt  man  für  die  Vermehrang  des  Volks,  die  man  unbedingt 
e  Wohlthat  betrachtet;  hemach  wieder  ängstigt  man  sich  ?or  Ueberrölkernng*' 
her  I,  S.  732).  Man  wird  dabei  aber  doch  in  der  Begel  den  Einfluss  der 
en  Verhältnisse  des  Bevdlkerangswesens ,  der  geringen  oder  grossen  Volks- 
le,  Volksdichtigkeit,  der  Zeit-  und  Landesyerhältnisse,  aach  der  wirthschaftlichen, 
hen  (Wehrkraft!),  welche  das  Eine  oder  Andre  wünschenswerth  oder  bedenklich 
nen  lassen,  ferner  auch  den  Einfluss  der  jeweiligen  Verwaltungspolitik  in  Bezug 
i  BeyOlkerang  (Ein-,  Answanderungsrecht,  Zugrecht,  Eheschliessnngsrecht,  be- 
:ende  oder  hemmende  legislative  und  administrative  Maassregeln)  auch  auf  die 
ten  der  Theoretiker  nicht  verkennen  können.  Bis  zum  19.  Jahrhundert  leidet 
lem  auch  alle  theoretische  Erürterang  der  BevOlkerangsfragen  an  dem  Mangel 
er  Unzuf  erlässigkeit  der  BevOlkemngsstatistik,  besonders  in  Betreff  der  Zahl  der 
smng  auch  sogar  in  der  unmittelbaren  Gegenwart  und  des  eigenen  Landes 
;h  im  18.  Jahrhundert),  von  der  und  von  dem  man  handelt,  vollends  für  weiter 
legende  Zeiten  (Alterthum,  Mittelalter)  und  für  fremde  Länder.  ^ 
Cine  halbwegs  wissenschaftliche  Behandlung  der  BevOlkemngsfragen  beginnt  kaum 
n  17.  Jahrhundert  und  gelangt  erst  mit  der  Herrschaft  des  Mercantilismos  in 
3  nnd  Praxis  zu  einer  gewissen  Bedeutung  und  methodischen  Ausbildung.  Die 
"sehende,  wenn  aach  nicht  ausnahmslose  Ansicht  ist  schon  im  17.  Jahrhundert, 
Brs  in  dessen  2.  Hälfte,  namentlich  in  Deutschland,  und  wird  im  18.  Jahrhundert 


)  Controversen  über  die  GrOsse  der  Bevölkerang  in  den  Culturstaaten  des  Altern 
über  das  Verhältniss  der  gegenwärtigen  und  ehemaligen  Bevölkerung  (z.  B.  in 
eich  im  18.  Jahrhundert  und  zur  römischen  Zeit),  über  die  wirkliche  Ab-  oder 
ne  und  wahre  Höhe  der  Bevölkemng  noch  im  17.,  18.  Jahrhundert  (Frankreich, 
id),  Controversen,  z.  B.  über  die  antike  Bevölkerung,  über  Alt- Italiens,  der  Stadt 
tevölkening,  sind  zwar  auch  heute  noch  nicht  erledigt  und  können  mit  dem 
tien  und  ansicheren  überkommenen  Material  nicht  sicher  entschieden  werden, 
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immer  mehr  eine  der  Yolksfermehrnng,  grossen  Yolkszahl  und  Dichtigkeit  günstige: 
im  Ganzen,  znmil  in  Deatschland,  in  Uebereinstimmnng  mit  dem  Bedürfhiss,  den  An- 
schanangen  und  der  Yenraltnngspolitik  der  Praxis,  namentlich  im  Zeitalter  des  auf- 
gd[l&rten  Absolntismus.  Die  eng  zusammenhängende  BeyOlkerungs-  und  Wirthschafts- 
und  Cnlturpolitik  in  der  2.  Hälfte  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert  war  ein  notb- 
wendiges  Ergebniss  der  gegebenen  Verhältnisse  nach  den  furchtbaren  Zerrtlttungen« 
des  SOjährigen  und  anderer  fCriege.  In  dem  wirthschaftlichen  Musterlande  der  Zeit^ 
in  den  Niederlanden,  sah  man  auch  die  wirthschaftlichen  Yortheile  grosser  und  dichter 
Be?&lkerung,  wobei  freilich,  wie  in  Betreff  der  geeammten  wirthschaftlichen  Ent- 
wicklung, der  richtige  Einblick  in  den  Causalzusammenhang  zwischen  Be?Olkerung 
und  Yolkswirthschaft  nicht  immer  bestand.  Die  Gefahren  zu  grosser  Yolkszahl,  zu 
rascher  Zunahme  wurden  indessen  zeitweise  und  von  einzelnen  Theoretikern  wie 
Praktikern  doch  schon  in  dieser  Periode  nicht  immer  yerkannt,  selbst  überschätzt, 
Auswanderung,  Colonisation  als  Abhilfmittel  empfohlen  und  yersucht.  Und  der  fär 
jeden  ein  wenig  Nachdenkenden  doch  auf  der  Hand  liegende  Zusammenhang  zwischen 
Yolkszahl,  Zunahme  derselben  und  yolkswirdischaftlichen  Hilfsmitteln,  Entwicklung 
der  Production,  des  Ycrkehn  wurde  doch  auch  nur  ausnahmsweise  ganz  Übersehen. 
Es  fehlt  daher  auch  nicht  an  Stimmen  und  gelegentlichen  Aeusserungen  einzelner 
Autoren,  die  sonst  anders  stehen,  welche  an  Malthus'sche  Anschauungen  anklingen 
und  mit  mehr  oder  weniger  Becht  als  „Yorläufer  ron  Malthus**  bezeichnet  werden, 
80  in  Italien  im  16.  Jahrhundert  G.  Botero,  im  18.  Geno?esi,  Ortes,  in  England 
Raleigh,  im  16.  und  17.,  Child  im  17.,  J.  Stowart,  Young  im  18.,  in  Deutsch- 
land namentlich  J.  Moser).  Doch  sie  bildeten  die  Minderheit  (s.  Mohl,  a.  a.  0., 
S.  468  ff".,  Elster  a.  a.  0.  S.  486  ff.).  Fast  am  Einseitigsten,  aber  eben  wohl  be- 
sonders unter  dem  Einfluss  Ton  Anschauungen,  welche  die  betreffenden  Autoren  in 
Folge  der  notorischen  Bedflrfhisse  ihrer  Zeit  und  ihrer  Länder  nach  einer  grosseren 
Yoäszahl  und  unter  der  herrschenden  Yerwaltongspolitik  gewonnen  hatten,  stand  die 
deutsche  Cameralistik  und  Polizeiwissenschaft  der  Mitte  und  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts,  so  auch  in  ihren  herrorragendsten  Yertretem,  ?on  Justi,  7on 
Sonnenfels  u.  A.  m.  (vgl.  die  Gitate  aus  mehreren  Schriften  bei  Elster  a.  a.  O. 
S.  482  ff*.).  Die  „populationistische**,  der  Yolksvermehrung  fast  um  jeden  Preis ,  mit 
jedem  Mittel  gtlnstige  Theorie  dieser  Männer  ist  das  Seitenstück  7on  ihrer  und  ihrer 
Zeitgenossen  sonstiger  cameralistischor  und  polizei wissenschaftlicher,  ja  rechtsphilo- 
sophischer Theorie  (Chr.  Wolffl)  und  beide  sind  der  Beffex  der  practischen  Bedfirf- 
niflse  und  der  Yerwaltungprazis.  Ich  möchte  den  Satz  ?on  Elster,  „die  gdtenn- 
zeichnete  BerOlkerungspolitik  (des  17.  und  18.  Jahrhunderts)  stützte  sich  auf  die 
herrschende  BevOlkerungslehre  jener  Zeit"*  (a.  a.  O.S.  476)  eher  umkehren,  mindestens 
ihn  auch  in  dieser  umgekehren  Fassung  für  richtig  halten.  Denn  wie  gewOhnUcli 
auf  solchen  Gebieten  haben  Theorie  und  Praxis  sich  freilich  wohl  auch  hier  gegen- 
seitig beeinflusst 

Auch  die  Physiok raten  entzogen  sich  dem  Einfluss  dieser  Zeitanschauungen 
meistens  nicht  und  führten  nur,  ihrer  principiellen  Anschaaung  gemäss,  zurüdL- 
bleibendes  Wachsthum  der  Yolkszahl  und  zu  geringe  Yolksdichtigkeit  gern  auf  Miss- 
stände in  der  land wirthschaftlichen  Coltur  zurück.  Die  Hebung  der  letzteren  war 
ihnen  daher  auch  ein  Mittel  zur  Yermehrung  der  Bevölkerung. 

Theologen  und  bibelfläabige  Laien  rertraten  auch  unter  der  Berufung  auf  das 
bekannte  Bibelwort  „Seid  nuchtbar  und  mehret  Euch  und  erfüllet  die  Erde'*  die  der 
Yolksvermehrung  günstige  Auffassung,  wofür  der  erste  Statistiker  seiner  Zeit,  der  Probst 
J.  P.Süssmilch,ein  besonders  wichtiges  Beispiel  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ist 

A.  Smith  hat  die  BeyOlkemngsfrage  nur  gelegentlich  gestreift,  aber  noch  keine 
l^dpielle  Stellung  zu  ihr  eingenommen.  Beichthum  und  äusserste  Armuth  hält  er 
ftlr  gleich  ungünstig  für  die  Yolksvermehrung,  erkennt  aber  die  Begrenzung  der  Be« 

aber  sie  werden  doch,  freilich  z.  Tb.  schon  seit  Home 's  Zeiten,  in  ganz  andrer 
wissenschaftlicher  Weise,  mit  viel  mehr  Kritik,  namentlich  gegen  phantastisch  über- 
triebene Zahlen,  jetzt  erörtert.  YgL  über  das  Altertham  den  gut  zusammenfassenden 
Aufsatz  Ton  Ed.  Meyer  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  II,  443  ff.  und  bes.  Bei  och, 
Bevölkerung  der  griech.-rOm.  Welt,  1886  I;  über  die  noch  unsichereren  und  spär- 
licheren Daten  für  das  Mittelalter  7.  In  ama- Stern  egg,  eb.  II,  433  ff.,  mit  weiteres 
Littoraturangaben  S.  442. 
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FDDg  darch  die  Sabsistenzmittel  deotlicli  an  (s.  wealth  of  nations,  B.  I,  eh.  YIII, 
md.  Aog.  1786,  auch  eh.  IX,  p.  255:  ^coontries  are  populons  not  in  proportion 
e  namber  of  people  whom  their  prodnce  can  clooth  and  lodge,  bnt  in  proportion 
at  of  those  whom  it  can  feed'O« 

Diese  BerOlkeningslehre  des  18.  Jahrhunderts  war  also  ttberwiegend  opti- 
isch,  aber  entsprach  im  Ganzen  doch  den  Zeitrerh&ltnissen  und  practischen 
rfniasen  der  Linder  und,  wie  bemerkt,  wurde  sie  auch  nicht  von  allen  Anhftngem 
los  und  ohne  jede  Bücksicht  auf  die  Frage  der  yorbandenen  Uuterhaltsmittel 
deren  Vermehrbarkeit  vertreten.    Dieser  optimistischen  Anffassong  huldigte  u.  A. 

der  socialistisch  angehauchte  englische  SchriftsteUer  Godwin,  dessen  Schriften 
Aufisilze  dadurch  eine  gewisse  bleibende  litterarische  Bedeutung  beanspruchen^ 
er  es  war,  welcher  das  Auftreten  ?on  Th.  Bobert  Malthus,  nach  dessen  eigenem 
antniss,  zuerst  veranlasst  hatte.  (Godwin  in  seinem  Enquiror  über  Geiz  und  Ter- 
endung,  1797,  dem  eine  Schrift  enquiry  concemig  political  justice  and  ita 
!Oce  on  general  yirtue  and   happiness  1798  rorangegangen  war,   welche  sp&ter 

3  Auflagen  erlebte.  Erheblich  sp&ter  erschien  mit  specieller  Polemik  gegen 
ius  Godwin's  Schrift  on  population,  London  1820.  S.  über  Godwin  Mohl a.a.O. 
16,  Elster  a.a.O.  S.  502.  den  bibUograph.  Artikel  „Godwin'*  von  Lippert  im 
iwörterb.  d.  Staatswiss.  III,  S.  80;  Malthus'  Vorrede  zur  2.  Aufl.  seines  essay,  1803.) 

Die  grosse  bleibende  Bedeutung  von  Malthus  liegt  darin,  dass  er  jenen  opti- 
schen Ansichten  über  den  unbedingten  Segen  der  Yolksvermehrung  entgegentrat, 
Lehrseite  aufdeckte,  den  nothwendigen  Zusammenhang  zwischen  Yolkszahl,  Dichtig- 
Yemehrung  und  Unterhalts-,  speciell  Nahrungsmittel  und  deren  Beschaffbarkeit 
Yermehrung  nachwies,  die  Gefahren  zeigte,  welche  nothwendig  aus  einer  Ueber* 
lg  der  Nahrungsmittelvermehrung  durch  die  Bevölkerungsvermehrung  hervorgehen 
ten  und  nach  geschichtlicher  Erfahrung  hervorgegangen  w&ren,  die  namentlich 
len  Geschlechtstrieb  zurückzuführende  starke  YoUcsvermehmngstendenz  einerseits, 
khwierigkeiten  einer  stets  damit  Schritt  haltenden  Yermehrung  der  Unterhalts* 
1  andrerseits  hervorhob  und  eine  Lehre  von  den  Hemmungsmitteln  (checks)  der 
ivermehrnng  entwickelte,  nach  welcher  dieselben  zweierlei  Art  seien,  repressive, 
ive,  insbesondere  Laster  und  Elend,  woraus  sich  mehr  TodesfUle  und  pr&ventive, 
tive,  moralische  Selbst beschrinkung  (moral  restraint)  in  Bezog  auf  Yerheirathung 
iindererzeugung,  woraus  sich  weniger  Geburten  ergäben,  während  gewisse  Laster, 
chweifnngen  nach  beiden  Seiten  hemmend  wirkten.  Er  empfiehlt  allein  moralische 
tbeschränkung  und  sucht  zu  beweisen,  dass  ohne  diese  unter  den  starken  Antrieben 
/^olksvermehrung  die  letztere  stets  die  Tendenz  habe,  die  Yermehrung  der  Untere 
mittel  zu  überholen,  wo  dann  nichts  Andres  eintreten  könne  und  werde,  als  eine 
erverminderung  der  Bevölkerung  durch  Elend  und  in  directer  und  indirecter  Folge 
I  durch  vermehrte  Todesfälle.  Diese  Sätze  sind  in  ihrem  Kerne,  der  das  sogen, 
los'sche  Bevölkerungsgesetz  bildet,  und  in  dem  wahren  Sinne,  welchen  sie  bei 
lus  selbst  haben,  unumstössUch  und  von  einleuchtendster,  in  der  Tbat  auch 
rungsmässig  bestätigter  Wahrheit.  Leider  hat  sie  Malthus  selbst,  allerdings  doch 
runde  mehr  zur  Erläuterung  und  zur  knappen,  leicht  verständlichen  Fassung  seiner 
),  zu  sehr  zugespitzt,  sie  zu  absolut  formolirt  und  sich  sogar  verleiten  lassen,  für 
ine  Art  mathematischer  Formel  aufzustellen:  die  Bevölkerung,  wenn  sie  durch 
rlei  Hindemiss  aufgehalten  werde,  verdopple  sich  alle  25  Jahre  und  wachse  von 
•de  zu  Periode  in  geometrischer  Progression.  Die  Subsistenzmittel  könnten  sich 
^en  niemals  rascher  als  nach  einer  arithmetischen  Progression  vermehren  (Kap.  1 
issay).  Diese  Formel  trifll  einmal  überhaupt  nicht  zu,  gilt  vollends  nicht  für  die 
stenzmittel  und  beruht  auch  bei  der  Bevölkerung  auf  einem  statistischen  Fehler, 
ir  lassen  sich  aber  überhaupt  die  viel  zu  mannigfaltigen,  veränderlichen  Yerhält- 

und  Einflüsse,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  gar  nicht  unter  eine  solche  ein* 

und  knappe  mathematische  Formel  bringen.  Und  endlich  liegt  hier,  wie  auf 
en  Gebielen  der  Politischen  Oekonomie,  bei  einem  derartigen  Yersuch  wieder  die 
echslong  zwischen  einem  wahren  Naturgesetz  und  einem  socialen  Gesetz  vor* 
um  .ein  sociales  Gesetz  kann  es  tnch  bei  dem  Bevölkerungsgesetz  handeln.  Die 
kssuDg  desselben  als  ein  Naturgesetz  kommt  nur  der  gegnerischen  Ansicht  zu 
Der  Haupttheil  der  Malthus  so  reichlich  gewordenen  Polemik  trifll  die  natur* 
eliche  Auffassung  seines  Bevölkerungsgesetzes.  Wenn  man  diese  aber  fallen  lässt, 
pebt  sich  auch,  dass  diese  Polemik  und  die  sogen.  „Widerlegung'*  von  Malthus 
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nur  die  Form,  nicht  den  Kern  der  Sache  treffen  und  in  keiner  Weise  darchscbli^eii 
(vgL  bes.  B.  I,  eh.  1  des  nnten  gen.  Hauptwerks  Fon  Malthos).  Immer  auch  noch 
zu  schroff  formolirt,  aber  doch  weniger  den  aogedenteten  Einwänden  aasgesetzt,  als 
die  Formel,  welche  Malthos  aufstellte,  sind  die  Sätze,  in  welche  er  (am  Schloss  seines 
2.  Kap.  im  1.  Buche)  seine  Lehre  zusammenfasst  und  ?on  denen  er  alsdann  nament- 
lich den  zweiten  und  dritten  mit  Hilfe  des  7on  ihm  gesammelten,  reichen,  wenn  auch 
gegenwärtig  durch  inreit  mehr  und  besseres  zu  ersetzenden  und  zu  ergänzenden  histo- 
risch-statistischen Materials  in  seinem  ganzen  umfassenden  Werke  zu  beweisen  sucht: 
^,1)  die  Bevölkerung  ist  nothwendig  durch  die  Subsistenzmittel  begrenzt;  2)  die  Be- 
völkerung vermehrt  sich  unveränderlich  Überall,  wo  die  Subsistenzmittel  sich  Fer- 
mehren,  falls  sie  nicht  durch  sehr  mächtige  und  deutliche  Hemmnisse  (checks)  daran 
l^ehindert  wird ;  3)  diese  Hemmnisse  and  diejenigen,  welche  die  Überwältigende  Macht 
der  Bevölkerung  zurückdrängen  und  die  Wirkungen  dieser  Macht  im  Gleichgewicht 
mit  den  Subsistenzmitteln  erhalten,  sind  alle  auf  moralische  Selbstbeschräokung,  Laster 
und  Elend  zurückzufahren.*' 

Auch  noch  in  einem  anderen  Puncto  bedarf  die  Lehre  ?on  Malthus  einer  Be- 
richtigung, es  ist  der  Punct,  wo  auch  die  socialistische  und  verwandte  Polemik  nicht 
ganz  ohne  Erfolg  gegen  ihn  einsetzt,  nur  dass  dieselbe  nach  der  anderen  Seite  noch 
viel  mehr  der  Einschränkung  und  Berichtigung  bedarf.  Malthus  hat  natarlich,  ähn- 
lich wie  Ricardo,  nach  dem  Stande  der  Naturwissenschaften  und  der  Prodac4ion8- 
technik  seiner  Zeit  noch  zu  wenig  die  durch  naturwissenschaftlich-technische  Fort- 
schritte bedingte  und  in  gewissem  Umfang  der  Verwirklichung  fähige  Entwicklungs- 
möglichkeit  der  Productirität  der  Arbeit  (auch  auf  Boden,  im  Ackerbau)  beracksicht^ 
Das  war  ein  begreiflicher  Fehler.  Malthus  war  aber  anch  darin  ein  Kind  seiner  Zdt, 
dass  er  die  geschichtlich  überkommene  und  gegebene  volkswirthschaftiiche  Oigani- 
sation  imd  Rechtsordnung  zu  sehr  als  etwas  Festes  ansah  und  die  günstige  Bück* 
Wirkung  einer  Veränderung  derselben  auf  gesteigerte  Producüvität  der  Arbeit  in  allen 
Gebieten  der  Production  zu  wenig  mit  in  Erwägung  zog,  nach  der  technischen  wie 
auch  nach  der  psychologischen  Seite.  Der  Sodalismus,  einigermaassen  auch  andre 
Optimisten,  wie  Carey,  übertreiben  nur  wieder  die  Tragweite  dieser  Gesichtspuncte 
und  behandeln  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft ,  aller  Psycho- 
logie und  Erfahrung  zum  Trotz,  zu  sehr  wie  Wachs  in  den  Händen  geschickter 
Socialreformatoren. 

Trotz  dieser  und  ähnlicher  Einwände  nimmt  Malthus  durch  diese  seine  Lehre 
auf  dem  Gebiete  der  Bevölkerungslehre  eine  ähnliche  Stellung  ein,  wie  A.  Smith  auf 
demjenigen  der  ganzen  Politischen  Oekonomie.  Man  kann  das  Frühere  (S.  2)  schon 
citirte  Wort  Roscher's  über  Smith  auf  Malthus  ebenfalls  anwenden :  er  steht  im  Mittel- 
punct  der  litterarischen  Bewegung,  seine  beistimmenden  wie  anders  stehenden  Vor- 
läufer weisen  auf  ihn  hin,  alle  Späteren  nehmen  in  erster  Linie  Stellung  zu  ihm,  als 
Anhänger,  als  Gegner  in  mancherlei  Abstufungen,  aber  Niemand  kann  ihn  und  hat 
ihn  ignorirt  Die  richtige  Bedeutung  seiner  Lehre  hat  wohl  Rümelin  besooders 
treffend  characterisirt:  „Die  bekannten  Sätie  von  Malthus  sind  ebenso  anfechtbar  in 
Ihrer  statistischen  und  psychologischen  Begründung  im  Einzelnen  als  unumstOs^ch 
und  von  einleuchtendster  Wahrheit  im  Ganzen*'  (Reden,  1875,  S.  .S05).  Malthus  nimmt 
durch  diese  seine  Leistung  eine  bleibende  Stelle  unter  den  ersten  Meistern  des  Fachs 
ein,  wird  mit  Recht  zu  den  „classischen*'  englischen  Nationalökonomen  gerechnet,  in 
einer  Reihe  mit  A.  Smith  und  Ricardo  und  verdient  es  daher  auch,  dass  die  von  ihm, 
zwar  nicht  zueist  angedeutete,  aber  zuerst  bewusst  vertretene  und  fundamentirte  Lehre 
seinen  Namen  trägt,  dass,  wenn  man  den  Ausdruck  „Gesetz**  brauchen  will,  was  nach 
unserem  oben  (§.  89)  festgestellten  Begriff  hier  zulässig  erscheint,  dies  Bevölkerungs- 
gesetz das  „Malthus'sche**  dauernd  und  offen  genannt  wird,  auch  wenn  man 
darunter  nicht  die  unhaltbare  Malthus'sche  Formel,  sondern  den  dargelegten  Kern 
der  Lehre  vom  Zusammenhang  zwischen  Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  verst^t 
Röscher  hätte  eben  deshalb,  da  er  wesentlich  dieselbe  Ansicht  über  Malthus  nnd 
dessen  Lehre  hegt,  wie  sie  hier  vertreten  wird,  die  Nachgiebigkeit  gegen  Vonirtheile 
ond  Gegner  von  Malthus  nicht  haben  sollen,  den  Ausdruck  „Malthus'sches"  Be- 
völkerungsgesetz aufzugeben,  „um  flüchtige  Loser  vor  dem  Wahn  zu  schützen,  als  ob 
von  ihm  etwa  das  gelehrt  würde,  was  der  grosse  Haufen  mit  dem  Wort  ,3(sl- 
thusianismus**  bezeichnet,  worauf  sie  vielleicht  den  ganzen  Abschnitt  überschlagen 
möchten**  (?I).    Meint  er  doch  selbst,  die  fernere  Zukunft  werde  Malthus,  wie  Ri- 
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,«in  ihre  ?olle  Ehre  als  nationalOkoDomische  Forscher  und  Entdecker  ?om  aller- 
Rang  wieder  einsetzen'*  (Vorwort  za  B.  I).  Wer  hatte  sie  denn  entsetzt,  ausser 
Fachmänner  zweifelhaften  Banges,  die  einen  Malthus,  Ricardo  eben  nicht  yer- 
1  und  eine  Berichtigung  ?on  Nebenponcten  fttr  eine  Widerlegnog  der  Haupt- 
gehalten haben,  und  einige  Schreier  aus  dem  grossen  Haufen?  Leute  7om 
e  des  Herrn  E.  Dtlhring,  die  den  „Pfaffen  Malthus''  verhöhnen,  Confusionarien 
hantasten  wie  Carey,  gillige  Polemiker,  wie  K.  Marx,  der  Malthus  ob  einiger 
inen  Ähnlicher  Gedanken  bei  Früheren  einen  ,  J^lagiator''  nennt,  sind  hier  doch 
licht  diö  competenten  Stimmen,  mit  Rücksicht  auf  welche  man  jene  Namens- 
inung  ändern  mUsste. 

>as  Malthus'sche  Werk  ist  zuerst  als  Skizze  u.  d.  T.  essay  on  the  principle  of 
tion,  179S,  anonym  erschienen,  dann  erweitert  in  2.  Aufl.  1803.    Bis  zu  Mal- 
Tode   ^1834,  geb.  1766)   erschienen  6  Aufl.,   eine  7.  1872.    Mehrfach  Ueber- 
^en  in  s Deutsche,  ?on  Hegewisch,  Altena  1807  (nicht  rollständig),  neuerdings 
St  Opel,  Berlin  1879,  in's  Französische  von  P.  u.  G.  Proyost,  mit  Einleitung 
ossi,   kurzer  Biographie  von  Gh.  Gomte,  Noten  der  Uebersetzer  u.  J.  Gar- 
),   mehrfache  Auflagen  (ich  benutzte  die  von  1845),   auch  als  Theil  der  ColL 
ncipaux  ^conomistes.  S.  über  Malthus  fast  alle  Schriften  tlber  die  Bevölkerung»- 
über  nat-ökon.  Litteraturgeschichte  (Kautz,  Gesch.  II,  §.  73  ff.,   Ingram,, 
tie  Uebersetz.  S.  151  ff..   Eisenhart,   Gesch.  2.  A.  S.  78  ff.,   Cossa,   intro- 
e,  3.  ed.  p.  328  ff.,  mehr  zur  Characteristik  Herrn  Dühring's  selbst  und  seiner 
r  als    zur  Beurtheilung  von  Malthus  Du  bring,   krit.  Gesch.  d.  Kat-Oekon. 
Berl.  1875,  S.  174  ff.;  dann  insbesondre  R.  v.  Mohl  a.  a.  0.  S.  479  ff.,  Elster 
.  S.  484  ff.,   mit  der  bei  beiden  reichlich  angegebenen  weiteren  Litteratur  der 
iedenen  Richtungen  der  Anhänger  und  Gegner  von  Malthus. 
\.  195.    Fortsetzung.    Die  Malthus'sche  Lehre  in  der  Litteratur. 
oben  angegebenen  Beschriüikung  auf  den  Kern  und  in  Gemässheit  der  weiter 
;hsten  Kapitel  folgenden  Ausführungen  hat  die  Lehre  von  Malthus  in  der  neueren 
ilökonomie  weit  überwiegend  Zustimmung  gefunden,  in  England  wie  auf  dem 
snte,  auch  in  Deutschland.    Berichtigt  hat  man  nur  Einzelnes,  die  Formel,  die 
führung.    Für  zahlreiche  einzelne  Schriftsteller  sei  auf  Mohl  und  Elster  ver- 
leb beschränke  mich  auch  hier  auf  die  Hervorhebung  einiger  Namen, 
ji  England  bat  Ricardo  nicht  die  Lehre  selbst  behandelt,  aber  sie  gebilligt 
ttark's  Uebersetz.  2.  A.  S.  368).    J.  St  Mill  hält  in  seinen  principles  of  pol. 
ülen  Einwänden  gegenüber  an   dem  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  durchaus 
nit  der  richtigen  Bemerkung,    dass  es  immer  nur  ephemere,   bald  vergessene 
een  seien,  welche  dagegen  in's  Feld  geführt  würden.    Er  behandelt  die  Lehre 
l.  Buche,  von  der  Production,  im  Kap.  10,  vom  Gesetze  der  Arbeitsvermehrung, 
'.    Von  Senior  s.  seine  two  lectnres  on  population,  London  1831,  mit  einem 
echsel  mit  Malthus.  Er  steht  der  Frage  optimistischer  gegenüber.  Aeltere  noch 
enswerthe  englische  Werke  sind:  Sadler,  law  of  population  etc.,  Lond.  1830, 
gner,  und  Thornton,  overpopulation  and  its  remedy,  Lond.  1846,  im  Wesent- 
Anhänger.    Von  Neueren  sei  Mars  hall  genannt,    der  eine  gute  Behandlung 
vOlkerungslehre  in  seinen  principles  of  economics  gegeben  hat,  ebenfalls  in  der 
von  der  production  oder  supply,  book  4,  eh.  4  ff.    Er  berücksichtigt  dabei  die 
)n  Wirthschaftsverhältnisse  mehr,   meint,  die  erste  These  von  Malthus  bleibe 
3n,  die  beiden  anderen  seien  etwas  zu  berichtigen,  macht  mir  aber  den  neueren 
issenschafUichen  Hypothesen  —  oder  Dogmen  —  über  die  Beziehung  von  Ge- 
ktigkeit  und  Zeugungskraft,  bezw.  Lust  schon  etwas  zu  viel  Zugeständnisse  (1 .  ed. 
).    Er  (wie  auch  Sidgwick)  halten  auch  das  Gesetz  der  abaehmenden  Boden- 
i,  welches  ftlr  die  Bevölkerungslehre  seine   besondere  Bedeutung   hat,   fest 
vick,  principles  of  pol  ec  2  ed.  Lond.  1887,  steht  ähnlich:  (B.  1,  eh.  4,  S.  140  ff.) 
is'  law  of  population  (and  the  law  of  diminishing  retums  from  Land)  are  valid, 
duly  qualified,  as  absähet  Statements  of  tendencies,  also  the  concreto  Statement 
i  old  countries  population  is  limeted  by  the  difficulty  of  procuriogsubsistence; 
e  limit  is  not  rigid ,  and  the .  Standard  of  comfort  Uiat  partly  determines  it  is 
!e  (s.  Resumö  im  Inhalt). 

In  America  stehen  die  Anbänger  Carey's  (n.  §.  196).   auch  H.  George 

zur  Lehre  und  unter  den  eigenthümlicben  Verhältnissen  eines  solchen  neuen 

)  neigen  auch  wohl  andere  Oekonomisten  eher  zu  einem  gewissen  Optimismus. 
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In  Frankreich  bat  die  liberal-indiTidnalistische  Nationalökonomie  Smith'scher 
Richtung  doch  seit  J.  B.  Say's  Zeiten  überwiegend  Malthns'  Standponct  eingenommen, 
80  insbMondere  Say  selbst  (conrs  complet  d'^n.  pol.  p.  VI  und  trait6  d'6Gon.  poL 
livre  II,  eh.  II).  Etwas  abweichend,  namentlich,  wie  die  Socialisten  nnd  die  Neueren 
tberhanpt  daranf  hinweisend,  dass  die  gegebene  Rechtsordnung  und  Organisation  der 
Wirthschafit,  die  Besitzverh&ltnisse  (Gmndcigenthum)  —  daranf  l&nft  seine  Argumen- 
tation, principiell  anfgefasst,  hinaus  —  practisch  gewöhnlich  mehr  ab  der  direct» 
Mangel  an  Subsistenzmitteln  die  BeFOlkerungsrermehrung  hemme  und  zu  Zust&ndea 
der  Uebenrölkerung  fahre,  steht  Sismondi  zu  der  Frage  (nou?.  princ  d'6con.  poU 
lin-e  7,  ?ergl.  Mohl,  a.  a.  0.  S.  510,  Elster  a.  a.  0.  S.  495  und  ders.  in  Gonrad'a 
Jahrb.  N.  F.  B.  14,  S.  321  ff.,  345  ff.  über  Sismondi).  Femer  haben  die  freih&ndleriscben 
Enthusiasten  und  Vertreter  des  Dogmas  der  yolkswirthschaftlichen  „Harmonie'\  wie 
Fr.  Bastiat,  eine  mehr  principiell  gegnerische  Stellung  zu  Malthus  eingenommen« 
aber  eben  hier,  wie  sonst,  sich  aber  'Diatsachen  mit  Phrasen  und  mit  der  tlblichen 
petitio  principii  hinweggesetzt,  dass  Malthus  im  Ganzen  Unrecht  haben  mHase,  weil 
sonst  die  yolkswlrthscbaftliche  Harmonie  gestört  oder  selbst  zerstört  werde  (s.  harmo- 
nies  dconomiques,  mehrfach,  s.  Stellen  bei  Elster  im  Handwörterb.  S.  510).  Auf 
richtigerem  Standpuncte  steht  die  Monographie  ?on  J.  Garnier,  du  principe  d* 
Population,  2.  6d.  Paris  1885  (1.  1857).    Wesentlich  Malthuslaner  ist  M.  Block. 

Frankreich  zeigt  im  Be?ölkerung8wesen  die  in  der  modernen  Gulturwelt  (neben 
Irland,  wo  eben  noch  besondere  Umst&nde  obwalten)  alleinstehende  Erscheinung  einer 
im  Yergleich  zu  anderen  Ländern  ungemein  langsamen  einheimischen  YolksTermehrung, 
welche  in  neuerer  Zeit  noch  immer  langsamer  geworden  ist  und  in  den  letzten  Jahren 
gelegentlich  selbst  schon  einer  Abnahme  und  zwar  in  Folge  Ueberwiegens  der  Todes* 
nlle  über  die  Geburten  Platz  gemacht  hat,  trotzdem  bekanntlich  die  Auswanderung 
in  Frankreich  gering,  der  Zuzug  Fr^nder  bedeutend  ist.  Diese  Erscheinung  wird  Tor- 
nemlich  mit  aus  politischen  GrOnden  im  Vergleich  mit  der  raschen  Volk^unahme  in 
germanischen  und  anderen  Ländern  in  Frankreich  seit  lange  und  neuerdings  noch 
mehr  mit  einer  gewissen  Aengstlichkeit  betrachtet  Sie  ist  auch  auf  die  theoretischen 
Anschauungen  über  Bevölkerung  nicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Gharacteristisch  für 
fhmzösische  Anschauungen  hat  man  sie  sich  wohl  mit  auf  eine  Weise  zu  eridiren 
gesucht,  welche  dem  französischen  Selbstgefühl  oder  richtiger  der  nationalen  Eitelkeit 
nicht  zu  sehr  Abbruch  thut.  Die  These,  dass  mit  fortschreitender  Volksdichtigkeit, 
grösserem  Wohlstand  und  höherer  Cultur  die  Beyölkerungszunahme,  besonden  durch 
Verminderung  der  Geburten,  der  Durdischnittskinderzahl  in  der  Ehe  immer  langsamer 
werde,  also  in  gewissem  Sinne  ein  Symptom  höherer  Entwicklung  sei,  ist  grade  io 
Frankreich  seit  länger  nicht  selten  besonders  gern  vertreten  worden.  Dabei  hat  man 
freilich  ihre  relatire  Richtigkeit  sehr  übertrieben,  indem  man  sich  über  die  viel  weniger 
mit  der  These  stimmenden  Thatsachen  andrer  Länder  (England,  Deutschland,  Italien)  hin- 
wegsetzte (s.  u.  §.  207—214).  Scharf  trat  mir  selbst  schon  diese  Auffassung  auf  einem 
kloinen  statistischen  Congress  entgegen,  welcher  im  Jahre  1867  bei  Gelegenheit  der  Welt- 
ausstellung in  Paris  stattfand  und  das  Thema  behandelte  (Legoit  u.  A.  m.).  Darüber 
ein  Aufratz  Ton  mir  im  Bremer  Handelsbl.  1867  ?om  21.  und  28.  Sept«  In  neoerea 
Aeusserungen  P.  Leroy-Beaulieu*s  klingen  rerwandte  Anschauungen  durch  (rgl. 
die  Citate  ron  Elster,  Handwörterb.  S.  519,  527):  immer  eine  gewisse  Neigung, 
sich  über  unangenehme  oder  für  unangenehm  geltende  Thatsachen  hinwegzutäuschen. 
S.  im  Uebrigen  den  Art  population  im  noureau  dictionn.  d'6con.  polit  fonLerasseur« 
woselbst  n,  517  eine  Zusammenfassung  der  „experimentellen  Boyölkerungsgesetze'^ 
in  17  Sätzen,  sowie  ders.  la  population  fnn^aise,  3  fol.  Par.  1889/91. 

Auch  die  italienische  Nationalökonomie  Smith'scher  Richtung  steht  wohl  im 
Ganzen  auf  Malthus'schem  Boden  in  den  angegebenen  Grenzen.  Sie  hat  aber  in  ein- 
zelnen ihrer  Vertreter  Eigenthümlichkeiten.  Herrorzuheben  ist  etwa  Messedaglia« 
delU  teoria  delia  populi^one  etc.  toL  I,  Verona  1858  und  besonders  aus  neuester 
Zeit  A.  Loria,  la  legge  di  popolazione  ed  Ü  sistema  sociale,  Siena  1882  und  der«, 
in  dem  Werke  anallsi  della  proprietä  capitalista,  Torino  1889  in  den  hierhergehörigen 
Ausführungen,  bes.  vol.  I,  1.  1,  cap.  5,  p.  615  ff. 

In  Deutschland  ist  in  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie,  etwa  ausser- 
halb der  extrem  freihändlerischen,  dem  Bastiat'schen  rolkswirthschaftlichen  Harmo- 
nismus huldigenden  und  der  socialistischen  Kreise,  der  modificirte  Malthusianismiis 
wohl  als  die  yorherrschende  Richtung  zu  bezeichnen,  auch  unter  den  Vertretern  der 
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m  socialen  Anffassangen  („Kathedenodalisten**,  «^taatssocialisten**,  „ethiache*', 
Ipolitische*',  ««historische^  Schale),  wenn  auch  mit  mancherlei  kleineren  Yer- 
enheiten  unter  den  einzelnen  Autoren.  S.  die  Uebersicht  bei  Elster  a.  a.  0. 
>  ff.  Her?orznheben  ist  ans  der  schon  etwas  zurttclcliegenden  Litteratür  R. 
•  hl 's  verstindige  (nur  den  phantastischen  Garey  viel  zu  sanft  behandelnde)  Er- 
üg  der  Frage,  theils  in  seiner  genannten  Utterarhistorischen  Arbeit,  theils  nnd 
tlich  in  seiner  Polizeiwissenschaft,  s.  8.  Anil.  Tub.  1S66  I,  §.  12—20.    Femer 

welcher  die  BerOUieningsfrage ,  wie  schon  bemerkt,   nicht  in  systematischer 

erörtert,  aber  doch  zo  ihr  deutlich  Stellung  nimmt  und  sie  fdi  einzelne  national- 
nische  Lehren  rerwerthet  S.  seine  Grunds&tze  d.  Yolkswirthschaftslehro,  8.  A., 
§.  196,  201,  bes.  die  Noten,  in  der  Lehre  vom  Arbeitslohn,  und  seine  Volks- 
cbaftspolitik,  5.A.,  B.  1,  §.11  E,  bei  den  „Maassregeln  in  Bezug  auf  die  Zahl 
rbeiter*\  ein  Abschnitt  den  Rau  im  Inhaltsverzeichniss  selbst  als  „Be?ölkerung8- 
**  bezeichnet.  Die  eingehendste  neuere  deutsche  Behandlung  der  Bevölkerungs- 
in  nationalOkonomischen  Schriften  ist  das  stoftreiche,  wenn  auch  fast  mehr  die 
üstorische,  als  die  rolkswirthschaftliche  Seite  behandelnde  6.  Buch  im  1.  Band 
.Roscher's  System,  20.  Aufl.,  S.  662 — 771),  wo  ich  nur,  wie  schon  bemerkt, 
Uenlassen  des  Namens  „Malthus'sche  Lehre*'  bedauere  und  wo  nach  meiner  Auf- 
^,  wie  es  freilich  einmal  Roscher's  Standpunct  entspricht,  die  principielle  Be- 
log des  Problems  zu  sehr  zurücktritt.  Eine  verständige  Behandlung  der  Frage 
erstner,  Grundlehren  der  Staatsverwaltung  II,  1.  Abth.  BerOlkorungsIehre, 
.  1864,  gegeben  (s.  bes.  S.  99 — 114).  Sch&ffle  steht  im  Ganzen  doch  auch 
althns'schem  Boden,  frtkher  nur  Tielleicht  weniger  scharf  als  neuerdings.  Vgl. 
iine  „BevOlkerungslehre'*  in  der  2.  Aufl.  des  G^eUschaftl.  Systems  S.  419—431, 

3.  Aufl.  11,  S.  566  ff..  Socialer  Körper  11,  234  ff.  („BerOlkerungsgesetz,  vom 
unct  der  Entwicklungslehre''),  auch  III,  1  ff.  (Familie  als  Organ  der  Bevölkerung), 
[Stand  und  Bewegung  der  GesammtbevOlkerung)  und  mehrfach  passim.  Auch 
Mangoldt  (s.  bes.  seinen  trefflichen  Aufs.  Bevölkerung  im  2.  B.  des  Blnntschli- 
sehen  StaatswOrterbuchs),  A.  Lange  (Arbeiterfrage,  Kap.  1,  2,  auch  3,  4  nnd 
t  Ansichten'*  Kap.  ])  urtheüen  im  Ganzen  zu  Gunsten  von  Malthus.  Lange  hält, 
larz  gegen tlber,  den  „richtigen  theoretischen  Kern  der  Malthus'schen  Lehre'* 
rb.fr.  S.  14).  Ich  stimme  mit  seinen  Ausführungen  darüber  vollstlndig  überein, 
tlich  auch  mit  seiner  in  der  zweitgenannten  Schrift  erfolgenden  troffUchen  Ab- 
ng  Garey 's.    Nicht  minder  vertreten  G.  Sc  hm  oll  er  (in  s.  Grundfragen  und 

G.  Gohn  (bes.  in  seinem  System  I,  1.  H.-A.  2.  Kap.)  den  gekennzeichneten 
anct  Yomemlich  sind  in  dieser  Hinsicht  aber  verschiedene  Arbeiten  Rümelin*s, 
hon  bemerkt,  rühmend  hervorzuheben:  in  seinen  „Reden  und  Aufs&tzen",  1875, 
ie  Malthns'schen  Lehren,  S.  305,  über  Stadt  und  Land,  S.  333,  auch  über  den 

und  die  Dauer  einer  (leneration  S.  285,  über  die  menschliche  Lebensdauer  S.  356 ; 
mehrfach  von  bes.  Bedeutung  für  die  volkswirthscbaftlicbe  Seite  des  Problems, 
abehaglichen  Zeitbetrachtungen"  in  der  Allgemeinen  Zeitung  (24. — 31.  Januar 
und  letztre  Aufsätze  weiter  ausführend  und  überarbeitend  der  wichtigste  und 
iodste  hierhergehOrige  Aufsatz  RQmelin's  über  die  UebervOlkerangsfrage  in  den 

und  Aufsätzen",  1881,  N.  F.  S.  568  ff.,  worin  zwar  einzelne  Ausführungen  und 
ie  und  da  die  statistischen  Beweisführungen  als  irrig,  auch  in  der  Aufdeckung 
isalzusammenhängen  etwas  übereilte  Schlüsse  beanstandet  werden  können,  aber 
^mentation  in  ihren  Hauptpuncten  durchaus  richtig  ist,  so  dass  das  Ganze  zum 

gehört,  was  wir  über  die  volkswirtbschaftliche  Seite  der  Bevölkern ngsf rage 
1.  Dazu  kommt  dann  die  gen.  Abb.  Rümelin's  im  Schönberg*schen  Handbuch 
>er  die  Bevölkemngslehre ,  welche  in  B.  III,  S.A.,  durch  Geffcken's  Abb. 
evölkemngspolitik,  Auswanderung  und  (Kolonisation  noch  eine  Ergänzung  findet 
'ach  der  Rümelin 'sehen  Auffassung  verwandte  Ansichten  habe  ich  selbst  in 
Artikelserie  über  Yolksvermehrung  und  Auswanderung  in  der  Allgemeinen  Zei- 
Beilage  Nr.  160 — 170,  Juni  1880,  vertreten,   welche  Arbeit  hier  und  im  Fol- 

von  mir  mehrfach  benutzt  worden  ist    S.  auch  Elster  a.  a.  0.  S.  525,  der 
»entlich  ebenso  wie  ich  hier  zur  Malthus'schen  Lehre  stellt. 
.  196.   Fortsetzung.  Ueberwiegend  polemische  Litteratür.  (Garey. 

isten.)  Ungeachtet  so  seit  länger  in  weiten  wis9enscbaftlichen  Kreisen  der 
er  Malthus  sehen  Lehren  nicht  bestritten  war,  hat  es  doch  von  Anfang  an  und 
lio  Gegenwart  hinein  nicht  an  Gegnern  gefehlt  und  unter  dem  Einfluss  von 
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solchen  und  bei  gewissen  Strömungen  im  öffentlichen  Leben  ist  sogar  Malthus  aoaser- 
halb  jener  wissenschaftlichen  Kreise  gelegentlich  verrehmt  und  verlästert  worden»  De^ 
„Pfaffe  Malthus''  und  seine  „pessimistische''  Lehre,  das  „Phantom  der  Ueberrölkerung*' 
erregten  Anstoss,  ja  Erbitterung,  die  Lehre  galt  mitunter  als  eine  besonders  chaiac^ 
teristische  Erscheinung  in  der  „kapitalistischen  Bourgeoisökonomie'*  oder  wurde  kurzweg 
verspottet.  Optimisten  der  harmonistischen  Richtung  des  Bastiat'schen  Freihlndlei^ 
thums  wie  des  Careys'chen  SchutzzOllnerthums,  die  SociaUsten  mit  wenigen  Ausnahmen 
verwarfen  die  Lehre  entweder  ganz,  ihnen  war  sie  nur  eine  „veraltete  Schuldoctrin^, 
welche  gleich  der  Ricardo'sohen  Grundrentenlehre  höchstens  noch  an  den  Universit&ten, 
diesen  „steten  Depositorien  des  verrottetsten  alten  Plunders",  ein  Scheinleben  führe. 
Oder  man  gab  höchstens  zu,  wie  Seitens  M  arx  u.  A.,  das  Malthus  sehe  Gesetz  gelte 
nur  unter  unserer  heutigen  privatkapitalistischen  Wirthschaftsordnung,  nicht  allgemein. 
Indessen  sind  doch  diese  ablehnenden  Meinungen  nicht  allgemeiner  durchgedrungen. 
Die  einzelnen  Einwendungen,  auch  wo  sie  etwas  Bichtiges  enthielten,  wie  in  dem 
Hinweis  der  Socialisten  auf  die  von  Malthus  und  seinen  ^h&ngern  zu  wenig  berück- 
sichtigte Bedeutung  der  Fragen  der  wirthschaftlicheu  Organisation  und  Rechtsordnung 
ftlr  das  ganze  Problem  oder  wie  in  dem  optimistischen  Hinweis  auf  Auswanderung, 
Colonisation ,  weltwirthschaftlichen  Productenaustausch,  hat  man  Seitens  der  Mal* 
thusianer  unbefangen  geprüft ,  Manches  davon  angenommen,  aber  unschwer  nach- 
weisen können,  dass  damit  der  Kern  der  Lehre  nicht  widerlegt,  mitunter  gar  nicht 
berührt  oder,  bei  richtigem  Verständniss  der  Sache,  sogar  best&tigt  werde.  Seitdem 
nun  aber  in  wissenschaftlichen  und  Laienkreisen  der  Darwinismus  und  sein  „Kampf 
ums  Dasein^'  mit  mehr  oder  weniger  Recht  die  Modedoctrin  des  Tages  für  die  Er- 
klärung der  Entwicklung  in  der  organischen  Welt  geworden  ist  und  Darwin  sogar 
selbst  seine  berühmte  Lehre  als  eine  Erweiterung  des  Malthus'schen  Gedankens  be- 
zeichnet hat,  wagen  auch  wieder  Kreise  und  Männer,  welche  sich  durch  eine  solche 
nicht  immer  mit  den  feinsten  Waffen  geftlhrte  Kampfweise  wie  diejenige  der  Anti- 
Malthusianer  zu  leicht  einschüchtern  lassen,  offener  den  Malthus'schen  Standpunct  za 
vertreten,  nunmehr  auch  so  ziemlich  ohne  die  Gefahr,  darob  eines  „wissenschaftlich 
überwundenen  Irrthums''  geziehen  zu  worden.  Und  sogar  aus  sociaUstischem  Lager 
hat  Malthus  neuerdings  wieder  Anerkennung  erfahren. 

Die  Gegner  gehen  von  verschiedenen  Gesichtspuncten  aus,  welche  jedoch  auch  wohl 
wieder  bei  dem  und  jenem  Autor  verbunden  werden.  Sie  lassen  sich  danach  und  nach  ihrer 
sonstigen  Richtung  classificiren,  wie  es  vonMohl  und  jüngst  von  Eist  er  geschehen  ist  Auf 
deren  Arbeiten  fUr  das  Einzelne  verweisend  hebe  ich  auch  hier  wieder  nur  einige  Autoren 
und  Schriften  hervor,  welche  auch  grade  noch  in  neuerer  Zeit  eine  gewisse  Bedeutung 
beanspruchen  oder  sie  wenigstens  nach  der  Ansicht  von  Anhängern  beanspruchen  dtlrfeo. 

Dies  gilt  namentlich  von  dem  Americaner  H.  Carey,  obwohl  es  schwer  ver- 
ständlich ist,  wenn  man  grade  dieses  Autors  kaum  glaublich  oberflächliche  und  platte 
„Gegenbeweise"  und  „Widerlegung"  von  Malthus  liest,  wo  sich  vielfach  ein  völliges 
Missverständniss  des  Kerns  der  Malthus'schen  Lehre  und  eine  staunenerregende  Ver- 
kennung  der  Erfordernisse  eines  Inductionsschlusses  findet,  z.  B.  in  dem  köstlichen 
Beispiel  von  der  geringen  Durchschnittskinderzahl  der  americanischen  Präsidenten 
zum  Beweis  der  Abnahme  der  Zeugungslust  bei  hervorragenden  (?)  Intelligenzen 
(Lehrbuch  S.  614)  oder  in  dem  ähnlich  zutreffenden  Beispiel  von  den  Indianern,  deren 
Vermehrungstendenz  unter  der  Anspannung  der  geistigen  Kräfte  bei  der  Jagd  leide 
(Soc.  science  III,  B02  ff.)!  Die  Beweisführung  Carey 's  beruht  im  Uebrigen  thcils  auf 
einer  petitio  principü,  wie  in  der  Behauptung,  dass  eine  so  disharmonische  Lehre 
wie  die  Malthus'sche  unmöglich  richtig  sein  könne,  weil  sie  der  Harmonie  in  der 
Welt  widerspreche;  theils  ferner  auf  Halbwahrheiten,  mit  denen  hier  nichts  zu  be- 
weisen ist,  wie  der  Annahme  nothwendig  steigender  Arbeitsproductivität  bei  grösserer 
Yolksdichtigkeit,  engerem  Zusammenwohnen,  stärkerer  Reibung  der  Menschen,  wo  eben 
alle  wesentlichen  Gegenwirkungen  übersehen  werden;  endlich  auf  naturwissenschaft- 
lichen unbewiesenen  und  mit  den  augenfälligsten  Thatsachen  in  der  Menschwelt  in 
Widerspruch  stehenden  Hypothesen  oder  selbst  blossen  Speculationen  in  Betreff  eines 
vermeintlich  allgemein  giltigen  und  feststehenden  Naturgesetzes  in  der  ganzen  organi- 
schen Welt,  einschliesslich  der  Menschheit,  wonach  mit  der  Entwicklung  dos  Nerven- 
systems und  der  Gehimthätigkeit  die  Fruchtbarkeit  regelmässig  abnehme,  daher,  auf 
die  Menschheit  angewandt,  mit  der  Entwicklung  des  geistigen  Lebens  und  der  Gnltur 
von  selbst  ein  Gleichgewichtszustand  zwischen  Bevölkerung  und  Unterhaltsmitteln  und 
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r  YermehraDg  sich  herstelle.  Aehnliche  AnfftsBUDgen  siDd  zwar  mitunter  snch 
S^atorforschern  rertreten  (s.  n.),  aber  ermangeln  eben  bisher  des  Beweises  jeden- 
bei  ihrer  Anwendung  auf  die  Menschenwelt  Bei  Garey  werden  sie  anch  nur 
I  die  dilettantische  naturwissenschaftliche  Analogiespielerei  zu  beweisen  gesucht, 
(astische  Ideen  Ober  die  Entwicklungsfähigkeit  der  Technik  in  der  Production, 

die  Abnahme   des  l^ahrungsbedarfs  bei  stärkerer  Ersetzung  der  Muskelarbeit 

Maschinenthitigkeit  und  tlbertriebene  Anklagen  gegen  die  bestehende  wirth- 
Jiche  Organisation  und  Rechtsordnung,  z.  B.  des  Grundeigenthums,  wie  in  Irland, 
Jeiniger  Ursache  proletarischer  Volksvermehrungs?erh&ltniss6,  laufen  ausserdem, 
;h  wie  bei  den  Socialisten,  auch  bei  Garey  mit  unter.    Sein  Gesetz  der  ,^ich 

regulirenden  Bevölkerungszunahme*'  schwebt  daher  yOUig  in  der  Luft  und  ist 
nor  Weise  geeignet,  die  Malthus'sche  Lehre  zu  ersetzen.  Garey  gehört  Übrigens 
zu  denjenigen,  welche  sich  einbilden,  durch  Widerlegung  der  Malthus 'sehen 
mathischen  Formel  die  Malthus'sche  Lehre  selbst  widerlegt  zu  haben.  S.  seine 
hruDgen  in  seinen  principles  of  pol  econ.  3  ?ol.  Philad.  1837—40,  III,  1  ff., 
1  principles  of  social  science,  3  vol.  Philad,  1S58  ff.,  bes.  III,  Kap.  46  ff.  (auch 
h  ?on  Adler,  Mtlnchen  1863—64),  ktlrzer  in  seinem  ron  Adler  Übersetzten 
uch  der  Yolkswirthschaft  (München  1S66),  Kap.  38  ff.  Ueber  ihn,  speciell  seine 
(erungslehre  u.  A.  Mohl  in  der  Littgescb.  S.  509  und  in  den  Noten  in  seiner 
iwissenschaft,  wo  zwar  Garey  richtig  abgewiesen  und  gelegentlich  verspottet, 
ir  sonst  noch  zu  glimpflich  behandelt  wird;  A.  Hold,  Garey's  Socialwissensch. 
r.  Wflrzburg  1866,  bes.  2.  B.,  2.  A.,  g.  41  ff.,  S.  134  ff.;  Lange  in  «.Mill's  An- 
a";  Elster  a.  a.  0.  S.  510;  Lexis,  Art.  Garey,  im  HandwOrterb.  II,  810,  wo 
enfalls  heisst:  „die  Malthus'sche  Bevölkerungslehre  verfolgte  Garey  mit  einer 
n  Leidenschaft,  ohne  indessen  etwas  Stichhaltiges  gegen  den  eigentlichen  Kern 
t>en  vorzubringen'^  —  In  Deutschland  hat  auch  hier  E.  Dühring  in  seinen 
üökonomischen  Schriften  die  Garey 'sehen  Ansichten  angenommen  (Kritische 
egung,  Gursus  der  Socialökonomie,  Litteraturgeschichte),  ohne  damit  mehr  Er* 
Is  mit  seiner  sonstigen  übertreibenden  Hochsch&tzung  Garey's  zu  finden,  es 
Qur  in  der  Yerhönung  des  „Pfaffen  Malthus''  weiter  als  sein  Meister  bringend. 
.  B.  die  vortreffliche  Anzeige  von  Dühring's  krit  Grundlegung  von  v.  Scheel 
debr.  Jahrb.  VI,  352  ff.  So  ist  im  Ganzen  auch  diese  besonders  scharfe  Oppo- 
gegen  den  Kern  der  Malthus'schen  Lehren  schon  jetzt  wieder  verhallt  Auch 
r  hat  sich  Mill's  Wort  in  seinen  principles  (book  I,  eh.  10  §.  1)  bestätigt 
[n  der  „naturwissenschaftlichen''  Polemik  gegen  Malens  steht  übrigens, 
:merkt,  Garey  nicht  allein.  Nicht  ganz  dieselben,  aber  verwandte  Ansichten 
schon  früher  Doubleday  (true  law  of  popuIation  etc.,  London  1840,  und 
Aufl.,  s.  Mohl  Littgescb.  S.  497),  dann  namentlich  Herbert  Spencer  ver- 
(theory  of  popuIation,  Lond.  1852,  auch  in  seinen  principles  of  biology,  2.  ed. 
1867,  deutsch  von  Vetter,  Stuttg.  1876/77;  darüber  Mohl  a.  a.  0.  S.  447, 
r  a.  a.  0.  S.  513  ff.).  Hier  wird  aus  einem  behaupteten  Fortschritt  der  „Indi- 
tion'*  des  Menschen  mit  der  Gulturentwicklung  ebenfalls,  freilich  erst  für  eine 
L  unbestimmt  ferne  Zukunft  eine  Abnahme  der  Yermehrungstendenz  und  Frucht- 
abgeleitet:  geistvolle,  vielleicht  ein  Korn  Wahrheit  enthaltende,  aber  doch  im 
des  festen  Bodens  der  Thatsachen  entbehrende  luftige  „sociologische"'  Specula- 

mit  denen  doch  in  der  Frage  nichts  bewiesen  wird.  Es  ist  cheracteristisch, 
;h  an  dergleichen  vermeintiich  feste  „wissenschaftiiche  Ergebnisse  auch  Socia- 
nklammem,  wie  z.  B.  Bebel,  um  Malthus  zu  „widerlegen'*.^  Wie  wenig 
i  für  eine  ganze  Bevölkerung  aus  den  Garey 'sehen  und  Spencer'schcn  Sätzen 
rürde,  selbst  wenn  sie  für  gewisse  Individuen  und  Glasson,  die  eigentlichen 
rbeitenden,  zutreffen  sollten,  was  freilich  auch  höchst  zweifelhaft  ist,  hat  schon 
Litt.gcsch.  S.  498)  sehr  richtig  hervorgehoben. 

icht  alle,  aber  grade  die  Koryphäen  des  Soeialismus  sind  erklärte  Gegner 
Ithns*  Lehre.  S.  Einzelnes  in  der  gen.  Schrift  von  Heinr.  Sötbcer,  in  dem 
Ister's  a.  a.  0.  S.  602  ff.,  auch  in  dem  Aufs.  Platter's,  Marx  und  Malthus 
sbr.  Jahrb.  B.  29,  1877,  S.  321—341.  Fourier  wie  Proudhon,  Engels, 
Lassalle,  Rodbertus,  Bebel  u.a.m.  sind  solche  Gegner.  Marx,  auch 
r  wichtigste  bezügliche  Autor  (s.  bes.  Kapital  I,  Kap.  6  u.  A.  S.  603,  617  ff 
ufl.)  erkennt  das  Malthus'sche  Gesetz  nur  für  die  gegenwärtige  kapitalistische 
onsweise,   nicht   allgemein   an.    Jede  besondere  historische  Productionsweise 
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habe  ihre  besondren,  historisch  giltigen  Productionsgesetze,  ein  abstnictes  Popnlatioss- 
gesetz  ezistire  nur  für  Pflanze  nnd  Thier,  nicht  für  den  Menschen.  Nor  unsere  volk»- 
wirtlischaftliche  Organisation  und  kapitalistische  Accumulation  schaffe  die  Uebex^ 
völkerung.  Und  ähnlich  Andere,  mit  daneben  nnterlaufendon  sonstigen  Argmnenten, 
wie  z.  B.  bei  Bebel  (die  Frau.  9.  Anfl ,  Stnttg.  1891,  im  Abschnitt  Ton  BevOlkerang 
und  Deber?Olkcmng,  S.  350  ff.),  wo  mit  der  grOssten  Sicherheit  auch  die  unsichersten 
naturwissenschaftlichen  und  technischen  Behauptungen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Ab- 
hängigkeit der  Yermehrungsfähigkeit  der  Bevölkerung  von  der  Art  der  Emährang 
(S.  371),  hinsichtlich  der  Entwicklungsfähigkeit  der  landwirthbchaftlichen  Bodenerträge 
aufgestellt  und  damit  die  Malthus'scho  Leh^e  „wideriegf'  wird:  die  BeweisfQhrong 
hier,  wie  in  der  ganzen  Schrift  Bebel's  (z.  B.  in  dem  Abschnitt  „die  Frau  in  der 
Vergangenheit'*  mit  den  prähistorischen  und  primiti?historischen  Hypothesen  und 
Specolationen  über  früheren  GeschleditsTerkehr  u.  s.  w. !)  zugleich  ein  Beispiel  des 
anmaassendsten  autodidactischen  Dilettantismus,  der  unsicherste  Hypothesen,  Goojec- 
turen  und  wilde  Speculationen  für  feste  Ergebnisse  der  Wissenschaft  ansieht.  Immer 
noch  günstiger  ist  gegenüber  solchen  Auslassungen  die  SchriftdesSocialisten  Schippel, 
das  moderne  Elend  und  die  UebervOlkerung,  Leipz.  1883,  femer  H.  George,  Fort- 
schritt und  Armuth,  Deutsch,  ISSP),  zu  beurtheilen. 

Trotzdem  ist  aber,  wie  schon  angedeutet  (§.  192),  aus  der  socialistischen  Polemik 
gegen  Malthus  ein  Punot  als  wenigstens  relativ  berechtigt  anzuerkennen,  wenn  er 
auch  schon  von  andrer  Seite  hervorgehoben  worden  ist  und  seine  Tragweite  eben  viel 
geringer  ist,  als  diejenigen,  welche  ihn  betonen,  einräumen  wollen :  es  muss,  wie  oben 
(S.  454)  bemerkt,  zugestanden  werden,  dass  allerdings  die  gegebene  Organisation 
und   Bechtsordnung  der  Yolkswirthschaft,  specieU  für  die   sachlichen 
Productionsmittel  und  davon  abhängig  fUr  die  Gestaltung  der  Production 
und  Yertheilung  ein  wesentlicher  Factor  in  der  BevOlkerungs-,  Yolkszunahme  und 
Uebervölkerungsfrage  ist.    Hemmungen  der  Production,  starke  Ungleichheit  der  Ein- 
kommen- und  Yermögensvertheilung ,   welche  aus  einer  bestimmten  Organisation  und 
Bechtsordnung  hervorgehen  (Grundbesitzvertheilung,  Kapitalconcentration),  können  hier 
erschwerend  wirken,  eine  Yolkszunahme,  Yolkszahl  bedenklich,  eine  gegebene  Bevöl- 
kerung, wenigstens  partiell,  local  und  zeitweilig,  als  relative  UebervOlkerung  erscheinen 
lassen ,   während  das  unter  anderen ,   günstigeren  Yerhältnissen  der  Organisation  und 
Bechtsordnung  nicht  oder  nicht  in  dem  Maasse  der  Fall  sein  würde.     Eben  deshalb 
muss  diese  Seite  der  Sache  mehr  berücksichtigt  werden,  als  es  bei  den  Malthnsianem 
üblich  ist  und  namentlich  früher  üblich  war.    Selbst  Rümelin's  Ausführungen  er- 
heischen hier  hie  und  da  mit  Bezug  auf  diese  Seite  Ergänzungen  und  Borichtigongen. 
Indessen  die  Socialisten   übersehen    hier  doch   auch  ihrerseits  wieder   Wesentlidbes. 
So  zunächst,  dass  eine  gegebene  Organisation  und  Bechtsordnung,  Besitzgestaltung, 
auch  wenn  man  wollte,  nicht  so  beliebig  und  vollends  nicht  rasch  und  mei- 
stens nicht  über  ein  gewisses  Maass  hinaus  umgestaltet  werden  kann:  die 
unhistorische  und  unreale  Illusion,   in  welcher   sich   der  theoretische  und  politische 
Socialismus  bewegt.   Sodann :  ob  eben  überhaupt  eine  nidlcale  Umgestaltung  der  Pro- 
ductions-  und  Yertheilungsordnung,  wie  sie  der  radicale  Socialismus  plant,  möglich 
und,  wenn  selbst  dies,  Dauer  und  guten  Erfolg  versprechend  sdn  würde;  daf&r 
bleibt  der  Socialismus  auch   hier  wieder  den  Beweis  schuldig.    Und  endlich:   selbst 
wenn  mehr  oder  weniger  bedeutende  organisatorische  und  wirthschaftsrechtliche  Be- 
formen und  schliesslich  sogar  die  geplante  HinüberfQhrung  der  heutigen  „kapitalisti- 
schen"' in  die  socialistische  Yolkswirthschaft  gelänge,  spricht  eben,  wie  schon  froher 
hervorgehoben,  alle  psychologische  Wahrscheinlichkeit  und  alle  bisherige  Erfahrung 
in  Betreff  der  physischen  und  psychischen  Factoren,   von  welchen  die  Yolkszunahme 
abhängt,  dafür,  dass  das  Schreckgespenst  der  UebervOlkerung  nicht  verschwindet,  son- 
dern grade  erst  recht  auftaucht,  d.  h.  dass  Malthus  Recht  behält    Nicht,  wie  Marx 
will,  jede  historische  Productionsordnung  hat  ihr  eigenes  Bevölkerungsgesetz,  sondern 
nach  dem  stets  geltenden  Gesetz  nur  ihren  eigenen  Bevölkerungsspielraum, 
welcher  vielleicht  in  einer  Hinsicht  bei  einer  Yolkswirthschaft  ohne  privates  Grund- 
und  Kapitaleigenthum  und  bei  gleichmässigerer  Yertheilung  des  Einkommens  grösser, 

^)  S.  über  diesen  H.  Sötbeer,  a.  a.  0.  S.  101  ff.  und  meine  Recension  in  der 
Tab.  Zeitschr.  1881,  S.  619  ff.  George's  Polemik  gegen  Malthus  erhebt  sich  freilich 
nicht  viel  über  diejenige  Carey's. 
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als  unter  nnseren  heutigen  Verhältnissen  sein  kann,  aber* jedenfalls  anch  seine  enge 
Grenze  hat,  wenn  nicht  Uebervölkerang  und  in  ihrem  Gefolge  die  repressi?en  Hemm- 
mittel der  Yolksycrmehrong  eintreten  soUen.  Da  würde  sich  denn  doch  wieder  zeigen, 
dass,  wie  Mi  11  sagt,  „die  Nothwendigkeit  des  ZarUckhaltens  der  BeyOlkerongszunahme 
sich  nicht  auf  einen  Zustand  der  Ungleichheit  des  Eigenthnms  beschränkt'*  (principles, 
B.  I,  eh.  13,  §.  2).  Ob  aber  eben  unter  den  in  einem  sociaüstischen  Gemeinwesen 
obwaltenden  Verhältnissen  dieses  „Zurückhalten'*  leichter  als  jetzt  und  überhaupt  ohne 
directen  Zwang  möglich  und  wirksam  sein  wird,  das  bleibt  immer  die  grosse  Frage. 
Miirs  Satz,  dass  man  allenfalls  dem  Indifiduum  ein  unbedingtes  Ezistenzrecht,  nicht 
aber  das  Recht,  beliebig  yiel  neue  Indifiduen  in  Existenz  zu  setzen,  gewähren  kOnne, 
dürfte  grade  in  einem  sociaüstischen  Gemeinwesen  die  grOsste  practische  Be- 
deutung gewinnen. 

Das  jedoch  möchte  zuzugestehen  sein,  dass  alle  Fragen  der  ?olkswirth- 
schaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung,  insbesondere  daher 
auch  diejenigen  der  Grundbesitz-  und  der  KapitaWertheilung  sowie 
der  Einkommen-  und  YermOgensvertheilung  überhaupt  zugleich  mit 
aus  dem  Gcsichtspuncte  des  Be?Olkerungswesens  zu  behandeln  sind, 
wie  es  im  weiteren  Verlaufe  in  diesem  Werke  auch  geschieht.  Es  muss  gezeigt 
werden,  wie  die  und  die  Organisation  und  Rechtsordnung  auf  die  BerOlkeruogsyer- 
mehrung  einwirkt,  an  welche  organisatorische  und  rechtliche  Voraussetzungen  letztre 
gebunden  ist  und  welche  Anforderungen  dieserhalb  in  dieser  Hinsicht  zu  stellen  sind. 
Hier  ist  eine  Lücke  in  der  Malthus'schen  BevOikerungslehre  und  zugleich  in  den 
nationalökonomischen  Lehren  ?on  der  Einkommen-  und  Besitzvertheilung  anzuerkennen, 
auf  welche  die  socialistische  Polemik  und  Beweisführung  zwar  einseitig,  aber  nicht 
durchaus  unrichtig  hinzeigt  und  welche  es  auszufüllen  gilt.  Es  wird  sich  dabei  aber 
auch  wieder  ergeben,  dass  der  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  nicht  alterirt  wird. 

Mit  der  Bevölkerungslehre  steht  die  nationalökonomische  Lehre  vom  Arbeits- 
lohn in  näherem  Zusammenhang,  öfters  wird  jene  in  der  Litteratur  grade  bei  Ge- 
legenheit letztrer  erörtert.  Auch  das  von  Lassalle  sogen,  „eherne  Lohnge8etz*% 
welches  er  freilich  mit  Unrecht  ab  Lehre  Ricardo 's  und  der  classischon  britischen 
Nationalökonomie  hinstellt,  steht  in  deutlicher  Verbindung  mit  der  Bevölkerungslehre. 
Jungst  hat  die  deutsche  Sodaldemokratie  dieses  eherne  Lohngesetz  fallen  lassen  und 
bezügliche  Stellen  darüber  aus  dem  Gothaer  Parteiprogramm  in  das  neue  Erfurter 
(1891)  nicht  aufgenommen.  Das  ist  auf  Anregungen  von  K.  Marx  zurückzuführen, 
für  dessen  Standpunct  in  der  Bevölkerungslehre  es  characteristisch  ist,  dass  er  in 
jenem  Lohngesetz  nur  eine  Anerkennung  der  Malthus'schen  Lehre  sieht,  weshalb  er 
das  Vorhandensein  jenes  Gesetzes  leugnet.  Sei  die  Malthus'sche  Theorie  richtig,  so 
könne  man  das  Lohngesetz  nicht  aufheben,  auch  wenn  man  die  Lohnarbeit  aufhebe, 
denn  dann  beherrsche  das  Gesetz  nicht  nur  das  System  der  Lohnarbeit,  sondern  jedes 
gesellschaftliche  System  (s.  Marx,  zur  Kritik  des  socialdemokratischen  Parteipro- 
gramms, in  der  „Neuen  2ieirs  IX,  B.  1,  S.  570).  Ein  ganz  folgerichtiger  Schluss 
von  Marx,  nur  dass  damit  nichts  für  ihn  und  seine  Polemik  gegen  die  Malthus'sche 
Lehre  bewiesen,  sondern  diese  Polemik  als  auf  einer  petitio  principii  beruhend  erwiesen 
wird.  Man  braucht  Lassaile's  ehernes  Lohngesetz  nicht  anzuerkennen,  muss  aber  eben 
zageben,  dass  in  jedem  Zustand  der  Gesellschaft,  der  volkswirthschaftlichen  Organi- 
sation und  der  Rechtsordnung  die  Volkszunahme  Gefahren  für  die  Aufrechthaltung 
hoher  Löhne  oder,  in  einem  sociaüstischen  Gemeinwesen,  absolut  hoher  Individual- 
antheile  am  Volkseinkommen  mit  sich  führt,  worüber  auch  Marx  nur  mit  Behaup- 
tungen, nicht  mit  Gegenbeweisen  hinweg  kommen  kann. 

Uebrigens  fehlt  es  doch  auch  unter  den  Socialisten  nicht  an  Anhängern  der 
Malthus'schen  Lehre  (s.  Elster  a.  a.  0.  S.  507).  So  hat  Winkelblech  (Mario) 
sie  doch  im  Wesentlichen,  trotz  Abweisung  mancher  Folgerungen,  anerkannt,  zwar 
auch  von  Fortschritten  der  Production  viel  erwartet,  aber  auch  dabei  die  Nothwendig- 
keit Ton  legislativen  und  administrativen  Hemmmitteln  gegen  abnorm  starke  Volks- 
zunahme  nicht  verkannt  (Untersuch,  über  die  Organisation  der  Arbeit,  2.  Auf.,  bes.  H, 
220  ff.  IV,  67  ff.  Nebenbei  hat  auch  er,  wie  Andere,  auf  Vorgänger  von  Malthus 
hingewiesen,  ohne  wie  Marx  daraus  den  Vorwurf  des  Plagiats  gegen  ihn  zu  erheben. 
Er  nennt  ihn  mit  Recht:  nicht  den  Entdecker,  sondern  den  Begründer  des  Bevölkerungs- 
gesetzes II,  220).  Femer  hat  sogar  einer  der  jüngeren  Theoretiker  der  deutschen 
Socialdemokratie,  K.  Kautsky,  in  einer  tüchtigen  wissenschaftlich  gehaltenen  Schrift 

A.  Wagner,  Grondlegong.  3.  Auflage.  1.  Theil.  Orundlageo.  30 
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(der  Einfluss  der  YolksvennehniDg  auf  den  Fortschritt  der  Gesellschaft,  Wien,  1S8(^) 
sich  in  gewissem  Sinne  zu  Malthus  bekannt  £r  kritisirt  ebenfalls  die  mathematisclie 
Formel,  berichtigt  die  Behauptung,  dass  die  Lebensmittel  sich  bloss  in  arithmetischer 
Progression  vermehren  könnten.  Das  ^Jüalthus'sche  Recept*',  dass  die  Arbeiter  sich 
zum  Zweck  der  Lohnerhöhung  langsam  vermehren  mOssten,  weist  auch  er  in  der 
heutigen  «^kapitalistischen  Productionsweise*'  ab,  weil  im  Maschinenzeitalter  dann  nur 
um  so  mehr  Maschinen  an  die  Stelle  der  vertheuerten  Handarbeit  treten  wurden. 
Dagegen  erkennt  er  die  Gefahr,  welche  aus  der  starken  Tendenz  zur  Yolksvermehnmg 
fttr  die  Lage  des  Yolks  hervorgehe  und  vollends  im  „Socialstaate**,  bei  einer  Schwä- 
chung der  „pr&ventiven  Checks**  hervorgehen  mtlsse,  offen  an.  Er  will  seine  Partei- 
genossen zu  der  Ueberzeugung  bringen,  dass  „ohne  Berücksichtigung  des  Bevölkerungs- 
gesetzes eine  befriedigende  Losung  der  socialen  Frage  unmöglich  sei'\  £r  gelangt 
dann  zur  Forderung  einer  absichtlichen  „Begelung  der  BevOlkcrung8bewegung*%  mittelst 
pr&ventiven  Geschlechtsverkehrs.  Wenn  Kautsky,  wie  Bebel  (Frau,  S.  857)  sagt, 
jetzt  längst  nicht  mehr  auf  dem  Boden  dieser  Schrift  stehen  sollte,  so  bewiese  das 
nichts  gegen  den  Werth  derselben,  wie  man  auch  vom  Standpuncte  der  Physiologie 
und  der  Moral  über  sein  Abhilfmittel  gegen  zu  grosse  Yolkszunahme  denke. 

In  letzterer  Hinsicht  hat  sich  aber  neuerdings  eine  theoretische  und  agitatorische 
Bewegung,  besonders  in  England,  aber  auch  auf  dem  Continente,  entwickelt,  welche 
die  Malthus'sche  Lehre  anerkennt,  nur  von  „moral  restreinf'  keinen  genügenden  Er- 
folg erwartet  und  sich  offen,  freilich  in  Uebersch&tzung  der  Macht  des  Geschlechts- 
triebs, der  physiologischen  Nothwendigkeit  seiner  Befriedigung,  der  Gefahren  seiner 
Kicht-Be£riedigung  und  in  Unteischätzung  der  physiologischen,  ästhetischen  und  ethi- 
schen und  schliesslich  auch  populationlstischen  Bedenken  gegen  das  befürwortete 
Mittel,  für  den  präventiven  Geschlechtsverkehr,  mit  absichtlicher  Yerhinderung  der 
Zeugung,  bezw.  ktüistlicher  Begelung  der  letzteren  (,4acultative  Sterilität"),  eitlärt: 
der  sogen.  Neu- Malthusianismus.  Es  sind  namentlich  Mediciner,  aber  doch 
sie  nicht  allein,  sogar  Frauen,  welche  diesen  Standpunct  einnehmen,  ihn  offen  ver- 
treten und  besonders  im  Interesse  der  Hebung  der  unteren  Klassen  bei  diesen  dafllr 
Propaganda  machen:  eine  Yerallgemeinerung  des  „Zwei  -  Kindersystems*',  welches 
practisch  in  Frankreich,  hier  wohl  in  Zusammenhang  mit  Erbrecht  und  besonders  auch 
unter  der  Undlichen  Bevölkerung,  verbreitet,  aber  auch  in  anderen  Ländern,  selbst  in 
Deutschland  da  und  dort  unter  bäuerlicher  Bevölkerung,  nicht  unbekannt  ist  S.  darüber 
Elster  a.  a.  0.  S.  519—522  und  daselbst  die  Litteratur.  Hervorzuheben:  Elements  o( 
social  science  or  physical,  sexual  and  natural  religion,  by  a  Dr.  of  medicine,  Lood. 
1854,  in  zahlreichen  Auflagen;  auch  deutsch:  Grundzüge  der  Gesellschaftswissenschaft, 
Berlin  2«  A.  1876  und  seitdem  mehrfach.  Hier  und  in  anderen  ähnlichen  Schriften  zum 
Theil  unerhörte,  ja  ekelhafte  Ausführungen,  wenn  auch  ein  gewisser  wissenschaft- 
licher Ernst  nicht  bestritten  werden  soll;  auch  eben  lediglich  „medicinischer** 
Standpunct  (wie  Öfters  in  der  medicinischen  Prostitutionslitteratur),  mit  Ansichten  über 
die  physiologische  und  schliesslich  auch  psychologische  Nothwendigkeit  und  Heilsam- 
keit  der  Befriedigung  des  Geschlechtstriebs,  die  Gefahren  einer  Nicht-Befriedigung, 
welche  ab  feste  wissenschaftliche  Sätze  hingestellt  werden,  während  sie  mindestens 
gesagt  unbewiesen,  zum  Theil  reine  Behauptungen  sind. 

Immerhin  wird  aber  zuzugestehen  sein,  dass  hier  ein  Gebiet  vorliegt,  auf  welchem 
Manches  strittiger  sein  dürfte,  als  es  nach  den  geschichtlich  überkommenen  ethischen 
und  religiösen  Anschauungen  bei  uns,  rein  negirend,  aufgefasst  zu  werden  pflegt.  Es 
giebt  zu  denken,  wenn  Männer  wie  Rümeiin  sich  in  kaum  misszuverstehender 
Weise  nicht  ohne  Weiteres  ablehnend  über  das  französische  Zweikindersystem  äussern. 
Gegenüber  der  optimistischen  deutschen  Anschauung  über  die  starke  Yolkszunahme, 
welche  er  wegen  der  seiner  Ansicht  nach  unbestreitbaren  Symptome  der  Ueber- 
vOlkerung  verwirft,  meint  er:  „man  mOge  aufhören,  auf  das  französische  Beispiel 
einer  langsamen  Yolksvermehrung  verächtlich  herabzublicken  und  mit  dem  hodi- 
müthigen  Pharisäer  zu  sprechen:  ich  danke  Dir  Gott,  dass  ich  nicht  bin,  wie  dieser 
da,  fast  als  ob  die  französischen  Ehepaare  nicht  so  gut  wie  die  deutschen  im  Stande 
wären,  auch  5 — 6  Kinder  zu  erzeugen,  statt  2 — S,  wenn  sie  dies  wollton,  und  ab  ob 
sie  mit  ihrer  Sitte  schlimmer  wären  und  schlimmer  führen  ab  wir  mit  der  unsiigen ; 
dann  soll  man  uns  diese  Sitte  nicht  ab  den  „dunkeln  Puncf '  warnend  hinstellen,  wie 
wenn  es  bei  uns  nicht  viel  dunklere  Puncto  gäbe,  wie  wenn  es  überhaupt  in  diesen 
Plng^n  ohne  dunkle  Puncto  abgehen  konnte  und  blosse  Sittenpredigten  im  Stande 
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,  die  dämonischen  Gewalten  der  sexuellen  Katurtriebe  zn  bAndigen  und  die 
Miren  Gefahren,  die  der  Gesellschaft  daraus  erwachsen,  fernzuhalten*'  (Redea 
ufeÄtze,  N.  F.  1881,  S.  613  ff.).*) 

)ie  Extreme  berühren  sich  auch  hier  wieder.  Der  socialistische  Optimismus 
sein  Gegenstück  in  dem  freih&ndlerischen,  harmonistischen  Optimismus 

Bevölkeningsfrage,  bei  Bastiat  und  seinen  Anhängern,  und  zugleich  begegnet 
ine  ?erwandte  Anschauung  Über  die  Hilfsmittel  gegen  UeberrOlkerung.  Dort 
ififung  der  kapitalistischen  Producüonsweise,  hier  grade  umgekehrt  TOJlig  freie 
und  wirthschaftliche  Rechtsordnung  und  Bewegung,  aber  mit  der  angenommenen 
dass  dann  Alles  sich  schon  von  selber  genügend  regeln  werde:  durch  liberale 
erfassungen,  Entwicklung  der  Gommunicationsmittel,  Freihandel,  internationalen 
•roducten-  und  Fabrikatenaustausch,  Auswanderung  und  Besledelung  der  neuen 
nd  uncultirirter  oder  wenig  cultifirter  Gegenden.  Auf  diesem  Standpuncte  steht 
izen  die  deutsche  Freihandelnchule.  Vgl.  den  Aufis.  ?on  Keferstein  „Yolk'* 
tzsch'  HandwOrterb.  der  Yolkswirthschaftslehre  (Leipz.  1866).  M.  Wirth,  in 
Nationalökonomie  z.  B.  I,  4.  A.  Köln,  1881  S.  178  ff.,  E.  Wiss  (früher  Heraus- 
der  Beri.  Tolksw.  Yierteljahrscbrift)  das  Gesetz  der  Bevölkerung  und  die  Eisen- 
,  Berlin  1867.  Eine  neueste  Schrift  geht  mir  während  der  Ausarbeitung  dieses 
rof.  L.  Hoffmann,  die  BeTölkerungszunahme  ist  keine  Gefahr;  gegen  die 
sianer,  Stuttg.  1S92. 

f.  197.  Fortsetzung.  Statistische  Litteratur.  Alle  Schriften  über 
^rung  beschäftigen  sich  mehr  oder  weniger  eingehend  mit  der  statistischen 
er  Fragen  und  ?erwerthen  statistisches  Material  Auch  die  Fach-Statistiker, 
ödere  die  Bevölkerungsstatistiker,  haben  begreiflich  die  Malthus'sche  Lehre 
ichtigt,  ihre  statistischen  Grundlagen  geprüft,  namentlich  die  „geometrische 
tssion"*  untersucht  und  berichtigt,  die  thatsächlichen  Verhältnisse  der  Yolkszahl, 
erungen  durch  die  natttrliche  Bewegung  (Geburt,  Tod)  und  durch  die  localen 
temationalen  Wanderungen  auf  Grund  der  amtlichen  Statistik,  der  Geburts-, 
is-,  Sterbestatistik,  der  Wanderungsstatistik,  der  Yolkszählungen  festzustellen, 
ie  Entwicklung  der  Production  der  Güter  und  der  Steigerung  der  Productions^ 
it  zahlenmäsaig  zu  bestimmen  und  so  Beiträge  zur  Frage  von  der  Zuwacbs- 
iT  Production  (Malthus'  arithmetischer  Progression)  zu  liefern  gesucht  Es 
labei  aber  doch  immer  festgehalten  werden,  dass  die  Malthus'sche  Frage 
ks  mit  ihr  zusammenhängt  nicht  eine  statistische,  sondern  eben  eine  yolks- 
schaftliche  ist  und  d^e  Statistik  nur  Thatsachen  liefern,  Causal-  und  conr 
le  Zusammenhänge  aufdecken,  falsche  deducti?e  Schlüsse  berichtigen  helfen 
kurz  eben  auch  hier  nur  als  Methode  (§.  80  ffl)  in  Betracht  kommt,  deren 
r  Nationalökonom  mit,  aber  auch  hier  nicht  allein  zu  bedienen  hat  Das  wird 
übersehen.  Der  Statistiker  als  solcher  hat  daher  hier  auch  nicht  das  letzte, 
as  entscheidende  Wort,  was  z.  B.  Wappäus  (BeTÖlk.statistik,  I,  43)  auch  direct 
nt:  die  tiefere  Untersuchung  über  die  Malthus'sche  Lehre  u.  s.  w.  komme  der 
hen  Oekonomie  zu.    Wenn  der  Statistiker  sich  zur  Malthus'schen  Lehre  äussert, 

eben  Nationalökonom,  der  auch  mit  den  volkswirthschaftlichen  und  allen  den 
,  im  Vorausgehenden  berührten  Beweisgründen  operirt  Die  einzelneu  Statistiker 
(ich  übrigens  zur  Lehre  yerschieden  gestellt  Quetelet  erkennt  sie  an,  sucht 
tz  seiner  Zweifel  über  die  Anwendbarkeit  mathematischer  Formeln  auf  diesem 

eine  andre  Formel  für  die  Bevölkerungszunahme  aufzustellen,   die  er  auch 

Unter  der  neueren  Litteratur,  welche  den  präventiven  Geschlechtsverkehr  be- 
st, befindet  sich  auch  eine  kleine  Schrift  von  „Dr.  A.  Wagner,  zur  Errettung 
tschen  Volks  aus  seiner  Verarmung,  Berlin,  Breslau,  Leipzig''  (1891).  Da  es 
isirt  ist,   dass  ich  in  socialdemokratischen  Volksversammlungen  und  Blättern 

fttr  den  Verfasser  dieser  Schrift  gehalten  und  heftig  angegriffen  worden  bin, 
1  auch  hier  die  für  den  Kundigen  freilich  unnöthige  Bemerkung  gemacht,  dass 
«tverständlich  dieser  Schrift  völlig  fem  stehe,  mir  ihr  Verfasser  (es  soll  ein 
in  Breslau  sein  [?]),  ebenso  wie  bis  zu  jenen  Angriffen  seine  Schrih  gänzlich 
nt  waren  und  hier  nur  eine  zufällige,  allerdings  sogar  auf  den  Anfangsbuch- 
ies  Vornamens  sich  erstreckende  Namensvetterschaft  vorliegt  Mir  jene  Bro^ 
suzuschreiben ,  verrieth  nicht  eben  viel  kritische  Befähigung  bei  den  Herren 
mokraten. 

30* 
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noch  in  der  2.  Aufl.  seines  bekannten  Hauptwerks  aufrecht  erhftlt,  ohne  sie  tlbrigeu 
irgend  als  richtig  zu  beweisen:  „k  population  tend  kcroitre  selon  une  progrenioft 
glom6trique;  la  r^istance  ou  la  scmme  des  obstacles  k  son  dÖTeloppement  est  toattt 
choses  Egales  d'aiUeurs,  comme  ie  carr6  de  la  vltesse  avec  laqueUe  U  population  tead 
k  croitre*',  —  ein  ebenso  vergeblicher,  als  auch  principiell  falsdier  Versuch,  Ver- 
hiltnisse,  welche  ?on  so  fielen  variablen  Factoren  abh&ngen,  in  einer  einfachen  mathe- 
matischen Formel  zusammenzufassen  (Sur  llTomme  et  lo  d^veloppement  de  ses  facultas, 

1.  6d.  Paris,  1835.  deutsche  Uebersetzung  von  Ri ecke,  Stuttg.  1835,  hier  S.  290, 

2.  6d.,  physique  sociale,  Bruz.  et  Paris  1869,  hier  tom.  I,  432).  Wappftus,  Ubenll 
den  Widerspruch  der  Thatsachen  mit  der  Malthus*schen  Formel,  besonders  in  Betreff 
der  Yolkszunahme  in  geometrischer  Progression  und  der  Verdonplung  unter  selbit 
günstigsten  Umständen  in  25  Jahren  zeigend,  bemerkt  doch,  ohne  bedenken  zu  äossen, 
also  doch  wohl  beistimmend,  dass  „gegenwärtig  die  Nationalökonomie  die  Grund- 
ansichten von  Malthus  als  ein  festes  Eigenthum  der  Wissenschaft  ansieht"  nnd 
weist  auf  Boscher  hin  (Bevölk.stat  I,  44).  Kein  geringerer  dagegen  als  Ernst  Engel 
hat  sich,  frilher  wenigstens,  in  sehr  optimistischer  Weise,  mit  Garey 'sehen  Argumenten, 
absprechend  über  die  Maltiius'sche  Lehre  geäussert  (s.  das  Gitat  bei  Elster  a.a.O. 
a  512  aus  der  sächs.  Statist  Zeitschr.  1855  S.  141  ff.). 

Die  grossen  Fortschritte  der  BevOlkeningsstatistik  gewähren  gegenwärtig  riel 
besseres  Material  zur  Erläuterung  und  BeweisfOhrang  in  allen  Einzelheiten  des  BerAl- 
kerongsproblems ,  soweit  dieses  sich  Überhaupt  statistisch  untersuchen  lässt,  vollends 
verglichen  mit  dem  unvollkommenen  Material,  welches  Malthus  zur  Verfügung  stand. 
Die  genaueren  Yolkszählungen,  auch  mit  ihrer  Altersstatistik,  die  sichereren  standes- 
amtlichen Aufzeichnungen  über  Geburten,  Eheschliessungen,  Todesfälle,  die  Yer- 
besserungen  der  Wandemngsstatistik ,  welche  freilich  immer  noch  erhebliche  Mängel 
hat,  machen  es  leicht,  manche  frohere  Annahmen  oder  Beweisftlhrungen  mit  und 
Schlüsse  aus  statistischen  Daten,  bei  Malthus  und  vielen  Anderen,  zu  berichtigen. 
Auch  die  verbesserte  Productionsstatistik  und  wirthschaftiiche  Statistik  Überhaupt  e^ 
mOglicht  Berichtigungen  früherer  Annahmen,  wenn  sie  auch  immer  noch  in  wichtigen 
Puncten  im  Stich  lässt  oder  nur  unsichere  Schlüsse  gestattet  Mit  allen  solohei 
Berichtigungen  wird  aber  wiedemm  in  der  volkswirthschaftlichon  Seite  der  BevOl- 
kerungsfrage  keine  principielle  Aenderung  an  dem  Kern  der  Malthus'schen  Lehie 
nothwendig. 

Früher  waren  es  mehr  privatstatistische  Werke,  welche  das  für  die  Be- 
f ölkerungsfrage  wichtige  statistische  Material  zusammentrugen  und  schlussberechtigend 
verarbdteten.  Neuerdings  sind  auch  die  amtlichen  Tabellenwerke  selbst  herbei- 
zuziehen, namentlich  wo  sie,  wie  z.  B.  diejenigen  der  Deutschen  Beichsstatistik,  Auf- 
sätze in  den  amtlichen  statistischen  Zeitschriften,  Yergleichungen  nicht  nur  au 
längeren  Perioden  für  dasselbe  Gebiet  und  dessen  Theile,  sondern  auch  mit  fremden 
Ländern  anstellen.  Von  besonderem  Interesse  sind  Vergleichungen  aus  Jahren  und 
Gebieten  mit  bestimmt  wechselnden  äusseren  Verhältnissen  (Friedens-,  Kriegszeiten, 
Perioden  wirthschaftlichen  Aufschwungs  und  der  Depression,  der  Krisen,  verschie- 
dener Ernten  und  Preise  der  Lebensmittel  u.  s.  w.)  und  unter  Ländern  mit  specifiBch 
verschiedener  natürlicher  und  durch  Wanderangen  vermittelter  Volksbewegung,  daher 
z.  B.  besonders  zwischen  Grossbritannien  und  seinen  Theilen,  dem  Deutschen  Reich 
und  seinen  Bestandtheilen  einer-,  Frankreich  andererseits,  Europa  einer-,  Kordamerica, 
Australien  andererseits.  Im  Folgenden  werden,  bei  der  hier  nur  möglichen  spärlichen 
Hereinziehung  statistischer  Daten,  besonders  das  Deutsche  Reich  und  Frankreich  ver- 
glichen ond  deren  Daten  zur  Illustration  und  Beweisführung  benutzt  werden.  Nament- 
Bch  stellen  im  Grossen  ond  Ganzen  Preussen  und  Frankrdch  scharfe  Gegensätze  der 
Erscheinungen  in  der  Bevölkerungsbewegung  dar,  wenn  auch  wieder  mit  manchtfiei 
Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Gebietsäeilen. 

Aus  der  Litteratur  der  Bevölkerungsstatistik  werd«i  hier  nur  einige 
Hauptwerke  genannt  Die  wichtigsten  sind  immer  noch:  Quetelet's  SchriAen, 
namentlich  sein  Werk  über  den  Menschen  (S.  432  u.  yorhin),  Wappäus'  BevOlkerongs- 
Statistik  (S.  432),  auch  A.  v.  Oettingen's  Moralstatistik  (S.  432).  S.  ferner  G. 
Mayr's  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben,  München  1877,  und  die  Handbücher 
der  Statistik,  soweit  sie  statistische  Daten  selbst  bringen,  bes.  Kolb,  auch  Walcker. 
Von  älteren  Werken:  Bernouilli,  Handbuch  der  Populationistik ,  Ulm  1841,  nut 
Nachtrag  1843;  Hörn,  Bevölkemngswissenschaftliche  Studien  aus  Belgien,  Leipzig  1S54. 
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IiaptdAten  iller  Linder  jährlich  im  Gothaer  Jahrbuch.  VergldchiiDgen  im  Bulletin 
e  1  institiit  de  stattBtique  intematioBale.  Sorgfältigste  Bearbeitung  des  statistischen  nnd 
chitzugsmaterials  fftr  die  ganze  Erde  in  den  rerschiedenen  Jahrgängen  der  ^Be- 
Mkemog  der  Erde*',  ?on  Behm  nnd  Hermann  Wagner,  nenerdings  Ton  letzterem 
nd  Snpan,  zuletzt  No.  VIII,  Gotha  1891.  Heiraths-,  Geburts-,  Ein-  nnd  Aus- 
andernogsstatistik  etc.  anch  in  t.  Neumann -Spallart's  und  f,  Juraschek's 
ebersichten  der  Weltwirthschaft  Zusammenstellung  einiger  wichtiger  Zahlen  in 
.  Sanchberg's  Aufs.  Be?5lk.statistik  der  neuesten  Zeit  im  Handwörterbuch  d. 
aatswiss.  II,  427—433,  auch  in  Elster's  Au&.  S.  523  ff.  (£b.  die  Abh.  Be?Ol- 
rungswechsel  Ton  Lezis  S.  456  ff.) 

Ad8  der  amtlichen  Statistik  ist  besonders  auf  die  grossen  Tabellen  werke  ftber 
and.  Eigenschaft  (Zusammensetzung)  der  Berölkerung  nach  den  jedesmaligen  Volks* 
biongen  und  auf  die  gleichen  tlber  die  Bewegung  der  BefOlkerung  zu  ?erweisen« 
e  Haaptdaten  daraus  meistens  in  den  amtlichen  Zeitschriften  und  JahibQchem. 
selbst  dann  auch  Jahresreihen  aber  die  Verinderungen  und  etwaige  Vergleiche. 
9  statistischen  Bureauz  und  Aemter  aller  Länder  wetteifern  in  Reichthum  und 
rgfalt  der  bezüglichen  Publikationen  neuerdings  immer  mehr.  Ftlr  die  Zwecke  des 
genden  sei  namentlich  auch  hier  auf  die  Daten  im  Statist.  Jahrbuch  des  Deutschen 
ichs  und  auf  die  Veröffentlichungen  des  reichsstatistischen  Amts  tiber  die  jährliche 
Orliche  Bewegung  der  BeTölkerung  und  tlber  Auswanderung  hingewiesen.  In  Be- 
r  der  nattlrlichen  Bewegung  werden  hier  Vergleichungen  mit  den  Daten  anderer 
iptstaaten  rorgenommen,  welche  ich  hier  yomemlich  benutze.  S.  die  bezugliche 
este  Publikation :  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkening  des  Deutschen  Reichs  und 
oder  Staaten  (alle  europäischen  ausser  Portugal,  doch  fehlen  gewisse  Daten  eben 
ti  f^r  einige  andere  Länder),  mit  graphischen  Darstellungen,  K.  F.  B.  44  der 
istik  des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1892,  mit  Einleitung  ron  Becker  und  Scha- 
in:  ein  eminentes  statistisches  Werk,  dem  übrigens  andere  ähnliche  vergleichende 
om  schwedischen  Bureau,  stat.  Internat,  6tat  de  population,  Stockholm,  1875 — 76, 

italienischen  Bureau,  popnlazione,  moyimento  dello  stato  ciyile,  J.  1865 — 83, 
a  1884)  vorangegangen  sind.  Uebersicht  tlber  Geburten  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reich 
^90,  in  den  Vierteljahrsheften,  1892,  auch  mit  einigen  Vergleichungen  mit  anderen 
Bstaaten.  Es  ist  ein  besonderer  Vorzug  dieser  reichsstatistischen  Arbeiten,  der  grade 
lie  wissenschaftliche  Seite  der  Bevölkerungsstatistik  ins  Gewicht  fällt,  dass  man  nicht 
nach  .Staaten'*  und  administrativen  Abtheilungen  (Provinzen  u.  s.  w.),  also  nach 
9  in  Deutschland  vielfach  rein  zufälligen  Landes-  nnd  Volksabtheilungen  einer  seit- 
n  geschichtlichen  Entwicklung  der  Staaten-  und  Grenzbildung,  sondern  auch  nach 

Art  geographisch-  und  volkswirthschaftlich- natürlichen  gmppen weisen  Gebiets- 
eünng  die  Materialien,  so  für  die  natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  verarbeitet 
dem  Reichsgebiet  hat  man  so  15  „Gebietsgruppen*'  gemacht,  wobei  man  sich 
:h  immer  noch  stark  an  die  Staats-  nnd  Provinzialgrenzen  anlehnt,  aber  doch 
derlei  sich  näher  stehende  Theile,  auch  wenn  sie  zu  verschiedenen  „Staaten'^ 
Provinzen  gehören,  namentlich  die  Kleinstaaten  unter  sich  und  mit  anderen 
menfasst  (z.  B.  K.  Sachsen  und  die  8  thüriug.  Staaten ,  Rheinpfalz  und  Elsass, 
mberg,  Baden  und  HoheozoUcm).  Man  erreicht  so  auch  immerhin  ein  wenig 
ADDähemng  an  die  Stamm  es  eintheilung  der  Nation  (vgl.  das  letztgen.  Heft 
,  was  für  bevölkerungsstatistische  Fragen  von  Interesse  ist.  Die  mechanische 
3iscbe  Departementseintheilung  und  ähnlich  die  verwandte  anderer  Länder  zer- 
willkuhriich  auch  hier  dergleichen,  wie  alle  historischen  Bande,  zum  Nachtheil 
*ür  die  Statistik. 

Jebor  Statistik  der  Ein-  und  Auswanderung,  femer  der  örtlichen  Vor* 
mg  der  Bevölkerung  (nach  Grössen  der  Wohnorte,  Stadt  und  Land,  auch  nach 
»orten)  ist  ebenfalls  in  erster  Linie  jetzt  auf  die  amtlichen  statistischen  Publi- 
n  selbst  zu  verweisen.  In  der  obigen  statistischen  und  nationalökonomischen 
:ur  werden  diese  Verhältnisse  regelmässig  mit  berührt  Die  neuere  deutsche 
ialbewegung  hat  natürlich  auch  auf  die  litterarische  Behandlung  der  be- 
en  Fragen  ebgewirkt  Für  diese  Litteratur  muss  aber  auf  die  anderen  Theile  dieses 
[2.  Thcil  der  Grundlegung,  in  den  Abschnitten  von  den  socialen  Freiheitsrechten, 
*,he  Nationalökonomie)  hingewiesen  werden.  Vergl.  u.  A.  bes.  W.  Röscher 
D  nasch,  Colonieen,  Coionialpolitik  und  Auswanderung,  3.  A..  Leipzig  1885, 
r  e  ff  ck  en  's  Abh.  im  Schönberg'schen  Handbuch  B.  III,  mit  weiterer  Litteratur. 
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Ein  eigenthomliches«  geistvolles,  auch  in  wichtigen  Poncten  wohl  das  Bichtige 
treffendes,  in  anderen  freilich  doch  daneben  schiessendes  Werk  ist  endlich  anch  hier 
noch  rühmend  zn  erwähnen:  Georg  Hansen  (nicht  mit  Georg  Hanssen,  dem  GOttinger 
Altmeister,  zn  Terwechseln,  übrigens  anch  Schleswig-Holsteiner),  die  drei  Berölkerongs- 
stnfen,  „ein  Yersoch,  dio  Ursachen  für  das  Blühen  nnd  Altem  der  Völker  nadi- 
ZQweisen'',  München  1889.  Die  Haupttendenz  desselben  iisst  sich  nur  mit  dem  ge- 
brauchten (nnd  allerdings  allein  bisher  vorhandenen)  statistischen,  geschweige  dem 
historischen  Material  vom  Verfasser  nicht  genügend  erhftrten,  wenn  auch  bis  zn  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlich  machen:  wie  beständig  ein  Austausch  zwischen  Land- 
und  StadtbevölkeruDg  erfolgt  nnd  erfolgen  muss,  um  das  Volk  physisch  und  geistig 
in  Kraft  und  Blüthe  zu  erhalten  und  welche  heillosen  Folgen  daher  der  Untergang 
der  LandbevOlkeruDg  auch  für  die  Gesammtheit  hat:  ein  ernstes  Momente  auch  hin* 
sichtlich  der  Wirkungen  des  weltwirthschaftlichen  Industrialismus  auf  die  Bevölkerung. 
(S.  auch  Buchenberger,  Agrarpolitik  S.  610.) 


Erstes  Kapitel. 

Die  yolkswirthschaftlichen  Seiten  des 
Bevölkerungswesens. 

(Yolkswirtliscliaftliclie  BeTOlkemngslehre.) 

Erster  Hauptabschnitt 

Bevölkerungsstatistische  Thatsachen  und 

Untersuchungen. 

1.  Abschnitt. 
Theoretisches. 

I. — §.198.  Das  Yolkswirthschaftliche  Produetions- 
und  Vertheilungsinteresse  in  Bezug  auf  Grösse  und 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  und  auf  Ver- 
änderungen darin. 

1.  Standpunct  des  Productionsinteresses.  Volks- 
wirthschaftlich  betrachtet  ist  die  Bevölkerung  eines  Volkswirtb- 
Schaftsgebiets  in  ihren  arbeitsfähigen,  arbeitswilligen  und  thatsächlich 
arbeitenden  Gliedern  der  Vertreter  des  Factors  y^wirthschaft- 
liche  Arbeit^'  in  der  Production  der  wirthschaftlichen  Güter. 
Setzt  man  übrigens  gleiche  Umstände  voraus,  d.  h.  nimmt  man 
an,  das8  die  fttr  den  Nutzefifect  der  nationalen  Arbeitsleistung 
mit  entscheidenden  Momente  die  gleichen  bleiben,  —  wie  die  Be- 
herrschung der  Naturkräfte  für  die  Zwecke  der  Production,  der 
Stand  der  Technik,  die  EapitalverfUgung,  die  individuelle  Arbeits- 
fähigkeit  und  Arbeitslust,   die  Einrichtung  der  Arbeitsgliederung 
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( ArbeitstheiluDg) ,  des  unternehmnngsweisen  Betriebs  — ,  so  hängt 
die  Productionsfähigkeit  und  die  wirkliche  Productionsleistang  in 
einer  Volkswirthschaft  in  einem  gegebenen  Zeitpunete  nothwendig 
von  der  Grösse  und  der  Zusammensetzung  (Gliederung) 
der  Bevölkerung  ans  den  genannten  Gliedern^einer-  und  den  übrigen 
andrerseits  ab. 

Die  Zunahme  der  Production  in  Quantität  und  Qualität  ist 
dann  unter  denselben  Voraussetzungen  von  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  oder  von  einer  für  die  Arbeitsleistung  günstigeren 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  oder  von  Beidem  zu- 
gleich abhängig.  Insofern  bedeutet  daher  Vermehrung  und  günstigere 
Znsammensetzung  der  Bevölkerung  Vermehrung  der  nationalen 
Arbeitsfähigkeit  und,  wenn  gewisse  andre  Bedingungen  zugleich  er* 
ftlllt  werden,  auch  regelmässig  thatsächliche  Vermehrung  der  Arbeits- 
leistung und  damit  der  Production. 

So  gelangt  man  zum  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen 
Productionsinteresses  in  der  Bevölkerungsfrage:  es  erheischt| 
wenn  man  die  Angelegenheit  zunächst  für  einen  gegebenen  Zeit- 
puncty  imRuhepunct,  betrachtet:  eine  möglichst  grosseBe- 
völkerung,  mit  möglichst  vielen  und  tüchtigen  arbeitsfähigen,  arbeits- 
willigen und  wirklich  arbeitenden  Gliedern  (Individuen),  um  Viel 
und  Tüchtiges  an  wirthschaftlichen  Gütern  produciren  zu  können; 
und  es  erheischt  femer,  wenn  man  die  Angelegenheit  im  Fluss 
der  Bewegung  unter  Annahme  steigenden  Volksbedarfs 
an  wirthschaftlichen  Gütern  (für  eine  grössere,  aber  auch  für  eine 
besser  lebende  Bevölkerung)  betrachtet,  eine  Zunahme  und  eventuell 
eine  andre,  der  Arbeitsleistung  günstigere  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung. 

In  Betreff  letzterer  kommt  ?on  n&tarlichen  Momenten  namentlich  die  Alters- 
classenTertheilong,  vor  Allem  in  ihrer  Bedeatong  für  die  Arbeitsfähigkeit  (Onter- 
scbeidong  nach  ,.prodQcti?en**  und  ,,üDprodacti7en'' Jahren,  d.  h.  im  Wesent- 
lichen zwischen  ziemlich  Erwachsenen  bis  zn  einer  gewissen  Altersgrenze  —  z.  B. 
über  15  bis  incL  70  oder  aoch  nor  65,  60  Jahre  —  einer-  und  Kindern  nnd  Greisen 
andererseits),  sodann  aach  die  Geschlechteryertheilang  unter  homogener,  der 
gleichen  Ba^,  Nationalität  angehOriger  BeyOlkerang  romemlich  in  Betracht;  weiter 
aber  sind  anch  noch  andere  Omst&nde  wichtig,  wie  die  körperlich-geistige  Verschieden- 
heit der  Individuen,  das  Verh&ltniss  der  in  dieser  Hinsicht  normalen  und  anomalen 
Menschen  (Gebrechliche,  an  organischen  Mängeln  leidende,  geistig  und  sittlich  Schwache), 
der  Gesundheitszustand,  der  Biidungsstand  u.  a.  m. 

Von  besonderer  Wichtif^keit  wird  behufs  Steigerung  der  Arbeitsleistung  und  damit 
der  Production  die  Zunahme  und  günstigere  Zasammensetzung  der  Bevölkerung  einer- 
seits, wenn  die  tlbrigon  für  den  Nutzeffect  der  nationalen  Arbeit  in  der  VoUswirth- 
sch^  maassgebenden  Umstände  gleich  bleiben  oder  sich  nicht  so  entwickeln  lassen 
und  entwickeln,  wie  es  das  Productionsinteresse  fordern  würde,  oder  ihre  Entwick- 
lung Bedenken  bietet,  wie  z.  B.  in  gewissen  Verhältnissen  der  technischen  Arbeits- 
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Ein  eigenthomliches,  geistvolles,  anch  in  wichtigen  Pnncten  wohl  das  Bichtige 
treffendes,  in  anderen  fireilich  doch  daneben  schiessendes  Werk  ist  endlich  anch  hier 
noch  rühmend  zu  erw&hnen:  Georg  Hansen  (nicht  mit  Georg  Hanssen,  dem  GOttinger 
Altmdster,  zn  verwechseln,  übrigens  aach  Schleswig-Holsteiner),  die  drei  BevOlkeroDga- 
stnfen,  „ein  Versuch,  die  Ursachen  für  das  Bläien  und  Altem  der  Völker  nadi- 
zu weisen'',  München  1889.  Die  Haupttendenz  desselben  Iftsst  sich  nur  mit  dem  ge- 
brauchten (und  allerdings  allein  bisher  vorhandenen)  statistischen,  geschweige  dem 
historischen  Material  vom  Verfasser  nicht  genügend  erhftrten,  wenn  auch  bis  zn  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlich  machen;  wie  beständig  ein  Austausch  zwischen  Land- 
und  Stadtbevölkerung  erfolgt  und  erfolgen  muss,  um  das  Volk  physisch  und  geistig 
In  Kraft  und  Blüthe  zu  erhalten  und  welche  heillosen  Folgen  daher  der  Untergang 
der  Landbevölkerung  auch  für  die  Gesammtheit  hat:  ein  ernstes  Momente  auch  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  des  weltwirthschaftlichen  Industrialismus  auf  die  Bevölkerung. 
(S.  auch  Buchenberger,  Agrarpolitik  S.  610.) 


Erstes  Kapitel. 

Die  yolkswirthschaftlichen  Seiten  des 
Bevölkerungswesens. 

(Yolkswirtliscliaftliclie  BeyOlkemngslehre.) 

Erster  Haaptabschoitt 

Bevölkerungsstatistische  Thatsachen  und 

Untersuchungen. 

1.  Abschnitt. 
Theoretisches. 

I.  —  §.198.  Das  Yolkswirthschaftliche  Productions- 
ünd  Vertheilnngsinteresse  in  Bezug  auf  Grösse  und 
Znsammensetzung  der  Bevölkerung  und  auf  Ver- 
änderungen darin. 

1.  Standpunct  des  Produetionsinteresses.  Volks- 
wirthschaftlich  betrachtet  ist  die  Bevölkerung  eines  Volkswirtb- 
Schaftsgebiets  in  ihren  arbeitsfähigen,  arbeitswilligen  und  thatsächlich 
arbeitenden  Gliedern  der  Vertreter  des  Factors  ^^wirthschaft- 
liche  Arbeit^'  in  der  Production  der  wirthschaftlichen  Güter. 
Setzt  man  übrigens  gleiche  Umstände  voraus,  d.  h.  nimmt  man 
an,  dass  die  fttr  den  Nutzeffect  der  nationalen  Arbeitsleistung 
mit  entscheidenden  Momente  die  gleichen  bleiben,  —  wie  die  Be* 
herrschung  der  Naturkräfte  für  die  Zwecke  der  Production,  der 
Stand  der  Technik,  die  EapitalverfUgung,  die  individuelle  Arbeits- 
fähigkeit  und  Arbeitslust,   die  Einrichtung  der  Arbeitsgliederung 
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( ArbeitstheiluDg) ,  des  nnternehmangsweisen  Betriebs  — ,  so  hängt 
die  ProdactioDsfähigkeit  nnd  die  wirkliche  Productionsleistimg  in 
einer  Volkswirthschaft  in  einem  gegebenen  Zeitpuncte  nothwendig 
von  der  Grösse  und  der  Znsammensetzang  (Gliederung) 
der  Bevölkerung  aus  den  genannten  Gliedern^einer-  und  den  übrigen 
andrerseits  ab. 

Die  Zunahme  der  Production  in  Quantität  und  Qualität  ist 
dann  unter  denselben  Voraussetzungen  von  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  oder  von  einer  für  die  Arbeitsleistung  günstigeren 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  oder  von  Beidem  zu- 
gleich abhängig.  Insofern  bedeutet  daher  Vermehrung  und  günstigere 
Znsammensetzung  der  Bevölkerung  Vermehrung  der  nationalen 
Arbeitsfähigkeit  und,  wenn  gewisse  andre  Bedingungen  zugleich  er* 
ftlllt  werden,  auch  regelmässig  thatsächliche  Vermehrung  der  Arbeits- 
leistung und  damit  der  Production. 

So  gelangt  man  zum  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen 
Productionsinteresses  in  der  Bevölkerungsfrage:  es  erheischt| 
wenn  man  die  Angelegenheit  zunächst  fUr  einen  gegebenen  Zeit- 
punct,  imRuhepunct,  betrachtet:  eine  möglichst  grosse  Be- 
völkerung, mit  möglichst  vielen  und  tüchtigen  arbeitsfähigen,  arbeits- 
willigen und  wirklich  arbeitenden  Gliedern  (Individuen),  um  Viel 
und  Tüchtiges  an  wirthschaftlichen  Gütern  produciren  zu  können; 
und  es  erheischt  ferner,  wenn  man  die  Angelegenheit  im  Fluss 
der  Bewegung  unter  Annahme  steigenden  Volksbedarfs 
an  wirthschaftlichen  Gütern  (ftlr  eine  grössere,  aber  auch  für  eine 
besser  lebende  Bevölkerung)  betrachtet,  eine  Zunahme  und  eventuell 
eine  andre,  der  Arbeitsleistang  günstigere  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung. 

In  Betreff  letzterer  kommt  Ton  natttrlichen  Momenten  namentlich  die  Alters- 
cUssenTertheilong,  vor  Allem  in  ihror  Bedeatung  für  die  Arbeitsfähigkeit  (Onter- 
scheidnng  nach  „prodacti?en''  nnd  ,,anprodnctiyen'' Jahren,  d.  h.  im  Wesent- 
lichen zwischen  ziemlich  Erwachsenen  bis  zn  einer  gewissen  Altersgrenze  —  z.  B. 
ttber  15  bis  incL  70  oder  auch  nur  65,  60  Jahre  —  einer-  nnd  Kindern  and  Greisen 
andererseits),  sodann  auch  die  Geschlechteryertheilnng  unter  homogener,  der 
gleichen  Ba^e,  Nationalität  angehOriger  Beyölkemng  vomemlich  in  Betracht;  weiter 
aber  sind  auch  noch  andere  Omst&nde  wichtig,  wie  die  körperlich-geistige  Verschieden- 
heit der  Individuen,  das  Verh&ltniss  der  in  dieser  Hinsicht  normalen  nnd  anomalen 
Menschen  (Gebrechliche,  an  organischen  Mängeln  leidende,  geistig  und  sittlich  Schwache), 
der  Gesnndheitsznstand,  der  Bildungsstand  n.  a.  m. 

Von  besonderer  Wichtif^keit  wird  behufs  Steigerung  der  Arbeitsleistung  und  damit 
der  Production  die  Zunahme  und  günstigere  Znsammensetzung  der  Bevölkerung  einer- 
seits, wenn  die  übrigen  für  den  Nutzeffect  der  nationalen  Arbeit  in  der  VoUcswirth- 
schah  maassgebenden  Umstände  gleich  bleiben  oder  sich  nicht  so  entwickeln  lassen 
nnd  entwickeln,  wie  e^  das  Productionsinteresse  fordern  würde,  oder  ihre  Entwick- 
lung Bedenken  bietet,  wie  z.  B.  in  gewissen  Verhältnissen  der  technischen  Arbeits- 
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tfaeilaDg,  der  MaschinenanweDdnng ;  anderseits,  wenn  die  Entwicklung  dieser  Um- 
8t&nde  selbst  die  Yennehrung  und  andere  Zosammensetzung  der  Be?Olkerong  zor 
Voraassetzang  hat. 

Von  diesem  Standpuncte  des  Produetionsinteresses  ans  fragt 
sich  daher  bezüglich  der  Bevölkerung,  welches  die  thatsäch- 
liehen  erfahrungsmässigen  und  die  etwa  abzuleitenden  mög- 
lichen Verhältnisse  der  Vermehrung  und  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  sind. 

Hier  ist  ?or  AUem  bei  der  Statistik  in  Betreff  der  Thatsachen  und  ihrer 
conditionellen  and  cansalen  Abh&ngigkeit8yerblltnisse  von  physischen  (physiologischen), 
psychologischen ,  ethischen ,  socialen ,  wirthschaftlichcn ,  politischen  n.  s.  w,  Factoreo 
Käthes  zu  erholen.  Soweit  sich  diese  Abh&ngigkeitsTerb&ltnisse  feststellen  lassen,  er- 
geben sich  auch  Anhaltsponcte  zu  Schlössen  hinsichtlich  dessen ,  was  in  Betreff  der 
Grösse,  Zanahme,  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  als  möglich  erscheint,  daher 
auch  hinsichtlich  dessen,  was  eintreten,  bezw.,  wenn  dies  möglich  und  zulissig  ist, 
was  absichtlich,  z.  B.  auch  Seitens  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  gesdieheo 
muss,  wenn  eine  bestimmte  Veränderung  der  Bevölkerung  nach  Grösse  und  Zusammen- 
setzung im  Productionsinteresse  liegt  und  erstrebt  werden  soll. 

§.  199.  —  2.  Standpunct  des  Vertheilungsinteresses. 
Von  der  Orösse  und  von  der  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung, hierbei  zunächst  noch  ganz  von  der  socialen  und 
ökonomischen  Klassenschichtung,  der  Vermögens-,  Einkommensver- 
iheilung  unter  einer  gegebenen  Bevölkerung  eines  Volkswirthschafts- 
gebiets  abgesehen,  hängt  aber  auch  die  Grösse  und  einigermaasseo 
auch  die  Art  des  Bedarfs  an  wirthschaftlichen  Gütern  ab. 

Die  Grösse  der  Bevölkerung  ist  unmittelbar  von  Einfluss  auf  den  Bedarf,  wenn 
man  eine  bestimmte  Lebensweise  und  Art  der  BedUrfoissbefriedigunKt  daher  z.  B. 
auch,  soweit  das  hier  mit  entscheidet,  ein  bestimmtes  Klima,  bestimmte  nationale 
Eigenschaften,  als  gegeben,  die  und  die  Art  der  BedOrfnissbefriedigung  aoch  als 
nothwendig  voraussetzt.  Und  zwar  kommt,  wenigstens  nach  den  sittlichen  und  recht- 
lichen Anschauungen,  Sitten  und  Bechtsnormen  unserer  Cultorperiode,  die  ganze 
Bevölkerung  hier  in  Betracht,  die  nicht  arbeitsfähigen,  selbst  die  nicht  arbeitswilligen 
und  die  thatsächlich  nicht  arbeitenden  Bestandtheilo  eingeschlossen,  da  dieselben  min- 
destens zu  erhalten  sind  oder  nach  den  Bechtsprincipien  unserer  Volkswirt hschaften 
auch  „arbeitsloses*'  Einkommen  zu  ihrer  Bedarfsdeckung  beziehen  können.  Neben  der 
Grösse  ist  aber  die  Zusammensetzung  (Gliederung)  der  Bevölkerung,  nach  I^bens- 
alter,  Geschlecht,  auch  die  Arbeitsart  ebenfalls  von  Bedeutung,  weil  Umfang  und  Art  der 
regelmässigen  und  wiederum  der  nothwendigen  BedUrfnissbefriedigung  einigermaassea 
auch  davon  mit  abhängen. 

Nimmt  man  dann  wieder  die  Productionsfäbigkeit  und  wirk- 
liche Prodnctionsleistung  bezaglich  der  Menge  und  Art  der  wirth- 
schaftlichen Gttter  in  der  ganzen  Volkswirthschaft  als  gegeben  an, 
so  entscheidet  offenbar  die  Grösse  und  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  über  die  absolute  und  relative  mögliche  Höbe  und 
auch  über  die  Art  der  Gttter,  welche  als  Einkommenquote  den 
einzelnen,  den  Familien  aus  dem  volkswirthschaftlichen  ProductionS' 
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ertrag  oder  dem  Volkseinkommen  im  Durchschnitt  zufallen 
können,  daher  bei  einer  gleichen  Vertheilung  auch  zufallen 
würden. 

In  unseren  historischen,  auch  in  allen  heute  vorhandenen  Volks- 
wirthschaften  besteht  nun  aber  principiell  und  praktisch  eine  Organi- 
sation und  Rechtsordnung,  welche  auf  ungleiche  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  unter  Individuen,  Familien,  Classen  hinwirken. 
Insbesondere,  aber  durchaus  nicht  allein,  hat  das  Rechtsprincip  des 
Privateigenthums  an  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden,  Kapital) 
unmittelbar  und  mittelbar  diese  Folge.  Ffir  die  Vertheilungsfrage 
ergiebt  sieh  daraus,  dass  eine  Quote  des  Volkseinkommens  zur 
Gewährung  überdurchschnittlicher  Einkommen  fUr  gewisse 
Individuen,  Familien  und  Classen  abzusetzen  isft  und  nur  die 
Restquote  für  die  Masse  der  Bevölkerung  mit  unterdurch- 
schnittlichem Einkommen  verbleibt.  Diese  Restquote  ist  es 
dann,  in  welche  diese  Masse  der  Bevölkerung,  daher  namentlich 
die  sogenannten  unteren  „arbeitenden  Classen''  und  die  ihnen  wirth- 
schaftlich  und  social  nahestehenden,  sich  theilen  müssen.  Die 
Grösse  und  die  Zusammensetzung  dieser  Volksmasse  entscheiden 
daher  wieder  darüber,  welche  absolute  und  relative  Quote  von 
diesem  Reste  des  Volkseinkommens  auf  die  Einzelnen  und  die 
Familien  im  Durchschnitte  überhaupt  fallen  können. 

Damit  gelangt  man  zum  Standpunct  des  volkswirthschaftlichen 
Vertheilungsinteresses  in  der  Bevölkernngsfrage :  es  er- 
heischt, bei  gegebener  Production,  daher  Höhe  und  Art  des  Volks- 
einkommens, eine  nicht  zu  grosse  Gesammt- Bevölkerung  und 
eine  Zusammensetzung  der  letzteren  aus  Bestandtheilen,  welche 
mit  der  Durchschnittsquote  der  Einzelnen  und  Familien  als  Ein- 
kommen zu  genügender  Bedürfnissbefriedigung  ausreichen,  also 
damit  eventuell  wenigstens  vorlieb  nehmen  können.  Dieses  Desi- 
derat tritt  bei  einer  Organisation  und  Rechtsordnung  in  der  Volks- 
wirthschaft,  welche  die  Ungleichheit  der  individuellen,  der  Fami- 
lien- und  Klasseneinkommen  ermöglichen,  nur  um  so  stärker 
hervor  und  in  gesteigertem  Maasse,  je  mehr  dies  der  Fall  ist  und 
eine  je  kleinere  Quote  vom  Volkseinkommen  daher  für  die  Masse 
der  Bevölkerung  verfügbar  bleibt.  So  kann  vom  Vertheilungs- 
standpuncte  aus  auch  das  Dilemma  auftauchen,  bei  gegebener 
Productionsfähigkeit  und  Ergiebigkeit  eine  Verminderung  (und  bzw. 
andere  Zusammensetzung)  der  Bevölkerung  oder  eine  andere  Ge* 
staltung  der  Organisation  und  Rechtsordnung  wünschen  zu  müssen, 
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welche    fttr   die    Volksmasse   eine   grössere   Quote   des  Volksein- 
kommens zur  Verfügung  bringt. 

Hinsichtlich  der  Zunahme  der  Bevölkerung  aber  erheischt 
das  Vertheilungsinteresse,  dass  dieselbe  nicht  rascher  vor  sich  gehe, 
als  die  Zunahme  des  Volkseinkommens,  und  dass  insbesondere  die 
Masse  der  Bevölkerung,  bei  dem  Rechtsprincip  ungleicher  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  nicht  rascher  wachse,  als  der  ab- 
solute Betrag  (die  Gebraachswerthmeuge)  jener  Bestquote  vom 
Volkseinkommen,  welche  hier  für  diese  Volksmasse  allein  ver- 
fügbar ist. 

So  in  beiden  F&Uen  unter  der  regelmässig  zatreffenden  Voranssetzung  weni«^ 
stens,  dass  die  ganze  Be?Olkening  oder  doch  die  untere  Volksmasse  nicht  nnr  nicht 
eine  Vermioderung  und  Yerscblechteraog  ihrer  Bedttrfhissbefriedigang  ertragen  kann, 
sondern  eine  Vermehrung  und  Verbesserung  derselben  berechtigt  und  auch  im  natio- 
nalen Gesammtinterosse  zu  wünschen  ist 

Diese  Desiderate  treten  wieder  um  so  zwingender  hervor,  je 
mehr  die  Steigerung  der  Production  die  Vermehrung  und  eventuell 
eine  bestimmte,  fttr  Arbeitsleistung  günstigere  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  selbst  zur  Voraussetzung  hat,  also  nicht  die 
übrigen,  die  Productionsfähigkeit  und  Ergiebigkeit  bestimmenden 
Momente  sich  günstiger  gestalten  lassen ;  ferner  aber  auch,  je  mehr 
die  Umstände,  welche  die  Ungleichheit  der  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens bedingen  und  bewirken,  als  feste  gegebene  Thatsachen 
anzusehen  sind,  sich  nicht  oder  nicht  wesentlich  ändern  lassen, 
vielleicht  aus  anderen  Gründen  im  gesammten  volkswirtbschaft- 
liehen  und  Gulturinteresse ,  etwa  weil  sonst  ein  nachtheiliger  Ein- 
fluss  auf  die  Ergiebigkeit  der  Production  droht,  unverändert  er- 
halten werden  müssen ,  sodass  die  „Klassen quo ten^'  —  der 
„Besitzenden,  nicht  „besitzenden^^  Glassen  u.  s.  w.  —  keine  Ve^ 
Schiebung  zu  Gunsten  der  unteren  Volksmasse  erfahren  können 
und  aürfen. 

§.  200.  —  3.  Ergebniss.  Im  Ganzen  muss  man  daher, 
immer  unter  den  beiden  Voraussetzungen,  dass  in  allem  Uebrigen 
die  Productions-  und  Vertheilungsverhältnisse  gleich  bleiben,  sagen: 
dem  Productionsinteresse  entspricht  grössere  Bevölkerung  und 
raschere  und  stärkere  Zunahme  derselben,  soweit  diese  Zu- 
nahme die  wirthschaftlich  arbeitenden  Glieder  betrifft;  umgekehrt 
dem  Vertheilnngsinteresse  entspricht  kleinere  Bevölkerung  und 
unter  Umständen  Abnahme,  jedenfalls  nur  langsamere  und 
geringere  Zunahme  derselben,  insbesondere  der  nur  ver- 
zehrenden, nicht  producirenden  Individuen  und  Classen,  aber  auch 
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eine  Zaoabme  der  wirthschafüich  arbeitenden  Glieder  nur  dann 
nnd  in  dem  Maasse,  als  dieselbe  die  Voraussetzung  gesteigerter 
Prodnction  ist. 

Hier  liegt  daber  unverkennbar  ein  Antagonismus  der 
Interessen  in  Bezug  auf  Grösse  und  Zunabme  der  Bevölkerung 
von  den  beiden  untersebiedenen  Standpuncten  ans  vor.  Dieser 
Antagonismus  bildet  den  Hauptpunct,  um  welchen  sich  die  volks- 
wirtbschaftliche  Betrachtung  des  Bevölkerungsproblems  dreht. 

In  der  M&lthus 'sehen  Lehre  werden  ?or  Allem  die  aogedenteten  Bedenken  be- 
tont, welche  sich  vom  Standpuoct  des  Vertheilnngsinteresäes  aus  erheben,  und  an  sich 
ganz  richtig.  Aber  allerdings  wird  dabei«  wie  oben  bemerkt  (S.  447  u.  S.  460).  nicht 
immer  genügend  berQcksichtigt,  dass  diese  Bedenken  bei  einer  Organisation  nnd  Bcchts- 
ordnong,  welche  in  der  herrorgehobenen  Weise  Ungleichheit  der  Vertheilong,  vollends 
starke  Ungleichheit  znr  Folge  haben,  schärfer  hervortreten,  abo  in  einer  Hinsicht  bei 
einer  entsprechenden  Aendemng  dieser  Organisation  nnd  Rechtsordnung  mehr  zarttck- 
treten  könnten,  —  freilich  nor,  wenn  hierdurch  nicht  eine  noch  raschere  Zunahme 
der  Bevölkerung  herbeigeführt  wird.  Die  socialistischen  Gegner  von  Malthus  und  ein- 
zelne andre  knüpfen  hier  mit  ihrer  Polemik  an.  Aber  sie  übersehen  oder  unter- 
schitzen  zweierlei:  einmal,  dass  bei  einer  solchen  Aendemng  die  Bevölkerung  zu- 
nächst wenigstens  in  der  That  wahrscheinlich  noch  rascher  steigt  und  d^urch 
der  „Druck  der  Bevölkerung  auf  die  Cnterhaltsmittel**  noch  grösser  wird;  sodann,  dass 
eben  die  Frage  ungelöst  bleibt,  ob  bei  einer  solchen  Aeoderung  das  Prodnctions- 
Interesse  nicht  leidet  Jedenfalls  bleibt  so  auch  hier  der  Satz  besteben,  dass  die 
schliesslicbe  wirtbschaftliche  Lage  des  Volks  und  seiner  einzelnen  Glieder  maassgebend 
bestimmt  wird  von  dem  Verhältniss  der  Grösse  und  Zusammensetzung  des  Volks  zur 
Höhe  und  Art  des  Volkseinkommens  und  von  dem  Verh&ltniss,  in  welchem  sich  diese 
beiden  Momente  gegen  einander  ändern,  gleichmässig  oder  ungleichmässig  und  hier 
in  welcher  Bichtung  und  in  welchem  Grade.  Darüber  kommt  keine  wie  immer 
organisirte  und  rechtlich  eingerichtete  Volkswirthschaft  hinaus,  dass  die  Lage  des 
Volks  und  der  Einzelnen  sich  durchschnittlich  verschlechtert,  wenn  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  rascher  und  grösser  als  diejenige  des  Volkseinkommens  ist,  —  wenn  der 
Divisor  mehr  wächst  als  der  Dividendus.  Es  kann  sich  daher  nur  fragen,  bei  welcher 
gewesenen  oder  bestehenden  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft 
erfahrungsmässig  der  Divisor  oder  Dividendus  mehr  gewachsen  ist  und  wächst  und 
weiter,  ob  und  welche  Entwicklung  beider  Grössen  in  Zukunft  und  etwa  auch  unter 
Voraussetzung  anderer,  als  bisheriger,  Organisation  und  Rechtsordnung  auf  Grund 
bisheriger  Erfahrungen  und  auf  Grund  psychologischer  Deductionen  wahrscheinlich 
ist    DNiinim  dreht  sich  das  socialistische  Bevölkerungsproblem. 

Andere  Gegner  von  Malthus,  wie  die  optimistischen  nnd  „harmonistischen''  Frei- 
händler und  Schutzzöllner  (S.  448  a.  S.  45S),  stimmen  mit  den  Socialisten  darin  überoin, 
dass  sie  aus  grösserer  Bevölkerung  auf  gleichem  Raum,  also  bei  höherer  Volksdichtig- 
JLeit  und  namentlich  bei  stärkerer  localer  Concentration  der  Bevölkerung,  im  Ganzen 
eine  mehr  als  der  vergrösserten  Bevölkerungszahl  entsprechende  Steigerung  der  Lei- 
stungsfähigkeit als  nothwendige,  fast  naturgemässe  Folge  ableiten  oder  vielmehr  ohne 
Weitres  und  ganz  allgemein  behaupten  und  auf  diese  Weise  den  Dividendus,  das 
Volkseinkommen,  immer  rascher  und  stärker  als  den  Divisor,  die  Bevölkerung,  steigen 
lassen;  die  eigentliche  Frage,  welche  aber  eben  umgangen  wird.  Wo  etwa  noch 
Missstände  und  Bedenken  bleiben,  werden  dieselben  auch  hier  übrigens  auf  Mängel 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Rechtsordnung  zurückgeführt  und  ent- 
sprechende Aenderungen  in  dieser  gefordert,  wobei  man  sich  eben  gewöhnlidh  nur 
schon  die  genauere  Angabe  solcher  Aenderungen  zu  leicht  macht  und  vollends  ihre 
Durchführbarkeit  für  zu  sicher  hält 

Welche  Schwierigkeiten  hier  nun  erfahrungsmässig  und  da- 
nach sowie  nach  psychologischen  Deductionen  mit  Wahrscheinlich- 
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keit  bei  jedweder  volkswirthsehaftlichen  Organisation  und  Rechts* 
Ordnung  für  die  richtige  Wahrnehmung  des  Vertheilungsinteresse» 
in  den  BevOlkernngsverhältnissen  sich  geltend  machen^  —  nach 
dem  in  diesen  mitspielenden  Triebleben,  nach  den  psychologischen 
Rückwirkungen  äusserer  Verhältnisse  und  Einflüsse  auf  dies  Trieb- 
leben und  wieder  dadurch  nach  dessen  Wirkungen  auf  die  Be- 
völkerungsbewegung — ,  das  ergiebt  sich  auch  mit  aus  be- 
vOlkerungss  tat  istischen  Tb  at  Sachen. 

In  der  ,yVolkswirthsobaftlichen  BevOlkerungslehre'^  muss  nacb 
allem  Gesagten  durchweg  der  Standpunct  des  Productions-  und 
des  Vertheilungsinteresses  auseinander  gehalten  werden. 

Das  nOthigt  aber  nicht  zu  einer  formalen  Trennung  der  ganzen  Untersuchung, 
die  im  Gegentbeil  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Sache  nicht  zweckm&ssig  ist 
und  nur  zu  Wiederholungen  fahren  würde. 

IL  —  §.  201.  Zur  Terminologie,  Technik  und  Kritik 
der  Bevölkerungsstatistik  vom  Standpuncte  volks- 
wirthschaftlicher  Betrachtung  aus. 

Das  K&here  gehört  in  die  Werke  aber  Statistik  (s.  o.  S.  140)  und  BeTöIkenrags- 
statistik  (o.  S.  432,  463),  auch  Über  Verwaltungslehre  (L.  Stein,  M oh  1  u.  A.)-  Aber  auf 
Einiges  muss  auch  hier  eingegangen  weHen,  um  die  Anforderungen  an  die  Bo- 
Fölkerungsstatistik  7om  nationalökonomischen  Standpuncte  aus  klarzustellen  und  zu 
begrauden :  zugleich  auch  ein  methodologischer  Beitrag  hinsichtlich  der  statistischen 
Methode  auf  einem  einzeben  statistischen  Gebiete  (§.  80  ff.).  Vergl.  far  Einzelnes 
fomemlich  Wappäus,  Be?0lk.stati8tik  und  die  Einleitung  in  der  oben  S.  465  gen. 
grossen  Arbeit  aber  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Deutschen  Reich  und 
fremden  Staaten. 

In  der  Bevölkerungsstatistik  wird  der  Stand  und  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  unterschieden,  wonach  sich  dann  auch 
die  technischen  statistischen  Operationen  in  zwei  wesentlich  ver- 
schiedene, aber  sich  ergänzende  trennen. 

Unter  dem  Stand  der  Bevölkerung  versteht  man  die  Zahl 
der  in  einem  bestimmten  Zeitpuncte  in  einem  bestimmten  Gebiete 
vorhandenen  lebenden  Menschen  (sogen,  wirkliche,  factische,  orts- 
anwesende Bevölkerung);  unter  der  Bewegung  der  Bevölkerung 
die  Veränderungen,  welche  im  Zeitverlanf  in  einer  Bevölkerungs- 
zahl durch  Geburt  und  Tod  („natfirliche'^  Bewegung)  und 
durch  Wanderungen  („örtliche",  „räumliche*' Bewegung) 
vor  sich  gehen. 

A.  Der  Stand  der  Bevölkerung.    1.  Volkszahl. 

Sie  wurde  früher  meistens  nur  dorch  Schätzungen  ermittelt,  am  Besten 
durch  Schätzungen  auf  Grund  von  Verh&Jtnisszahlen ,  d.  h.  ?on  Sohlen,  welche  man 
mittelst  partieller  Zählungen  gewonnen  hatte,  deren  Ergebnisse  man  zu  einem  b^ 
stimmten,  ebenfalls  gezählten  Factum  (z.  B.  Familienzahl,  U obnhaoszahl,  Wohnnngs- 
zahl,  namentlich  Geburtszahl,  Sterbezahl)   in  Verhältniss  brachte   und   dann   ?erall* 
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gemeinerte.  Dafttr  lassen  sich  tlbrigens  bereits  gewisse  wissenschaftliche  Gninds&tze 
jkQÜstellen ,  welche  den  Werth  der  Schätzungen  und  der  tlbrigen  Operationen  wenig- 
stens erhohen.  Die  neuere,  freilich  erst  nach  und  nach  im  19.  Jahrhundert  selbst  in 
den  Gnltarstaaten  all  gerne  in  angenommene  allein  richtige  Methode  ist  die  wirkliche 
Yolksz&hlnng,  die  Grandlage  aller  genaueren  BerOlkemugsstatlstik:  eine  grossartige, 
mOhsame,  kostspielige  Verwaltungsoperatlon,  für  deren  Technik  sich  eine  Reihe  wissen- 
schaftlicher und  practischer  Grundsätze  au&tellen  lassen,  wie  das  die  neuere  Theorie 
und  Praxis  aach  gethan  haben.  Durch  Befolgung  solcher  Grundsätze  ist  es  allmälig 
gelungen,  wenigstens  im  grOssten  Theil  Europas  (in  „Cultur-Europa'*),  nemlich  ausser- 
halb Busslands  und  der  Türkei,  auch  in  den  meisten  americanischen  Staaten,  besonders 
in  Nordamerica,  in  Australien,  in  Indien,  Japan  und  den  kleinen  unter  wirklicher 
europäischer  Herrschaft  stehenden  africanischen  Gebieten  den  wahren  Stand  der  Be- 
?Olkerung  periodisch  mit  einiger  Sicherheit  festzustellen.  S.  H.  Wagner-Supan, 
Bevölk.  d.  Erde.  Nr.  VIII,  Vorwort  Für  56— ST^/o  «^er  muthmaasslichen  Bevölkerung 
der  Erde  liegen  jetzt  Zählungen  yor. 

Für  die  uds  hier  beschäftigenden  Fragen  und  für  deren  £r- 
örtemng  mittelst  bevölkernngsstatistischer  Daten  ist  in  Betreff  der 
durch  Schätzungen  und  Zählungen  gewonnenen  Zahlen  des  Stands 
der  Bevölkerung  dann  zunächst  von  zwei  wichtigen  Thatsachen 
Act  zn  nehmen: 

Einmal:  ganz  zuverlässige,  daher  genau  vergleichbare 
Zahlen  für  dasselbe  Land  aus  verschiedenen  Zeitpuncten  und  vollends 
ftlr  verschiedene  Länder  fehlen  aus  der  Zeit  vor  dem  19.  Jahr- 
hundert, selbst  noch  aus  dem  ersten  Drittel  dieses  Jahrhunderts 
grossentheils.  Die  verschiedenen  Zahlen  sind  nach  verschiedenen 
Methoden,  von  verschiedenen  Organen  verschiedener  administrativer 
Tüchtigkeit  aufgenommen  und  auch  deswegen  nicht  immer  sieher 
vergleichbar.  Man  muss  daher  bei  Vergleichungen  älterer  Daten 
untereinander  und  mit  neueren  und  bei  Schlüssen  daraus  sehr  vor- 
sichtig vorgehen,  um  wirklich  Beweise  führen  zu  können. 

Sodann,  der  zweite  Pnnct:  im  Laufe  der  Zeit,  zumal  in 
diesem  Jahrhundert,  besonders  vom  zweiten  Drittel,  zum  Theil 
erst  von  der  Mitte  an  und  mitunter  noch  später  sind  die  Volks- 
zählungen auch  in  demselben  Lande  und  in  immer  mehr  Ländern 
der  Culturwelt  immer  vollkommener,  ihre  Ergebnisse  daher  immer 
zuverlässiger  geworden.  Vergleichungen  verschiedener  Perioden  und 
Länder  und  Schlüsse  daraus  werden  daher  auch  statthafter  und 
sicherer.  Aber  andrerseits  hat  gerade  diese  Verbesserung  des 
Zählungswesens  einen  Umstand  fUr  Vergleichungen  und  Schlüsse 
noch  störender  werden  lassen:  jede  neuere  Zählung  pflegt  gegen 
die  frühere  verbessert  zu  sein,  zählt  daher  leicht  Individuen  jetzt 
mit,  welche  in  der  früheren  Periode  schon  lebten,  aber  übergangen 
waren  und  überhaupt  jetzt  alle  Individuen  oder  fast  alle,  früher 
eine  grössere  Zahl  nicht    Ein  Theil  der  späteren  höheren  Zahl 
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kann  also  eTentuell  nicht  einer  wirklichen  Volksznnahme,  sondern 
nnr  einer  solchen  in  den  Tabellen  der  Statistik  entsprechen. 

£s  möchte  dies  z.  B.  wahrscheinlich  selbst  in  West-  und  Mitteleuropa  in  Betreff 
der  Zahlen  ans  dem  zweiten  verglichen  mit  denen  aas  dem  ersten  Drittel  unseres  Jahr- 
hunderts, namentlich  der  Zahlen  aas  dem  2.  and  3.  Jahrzehnt  gegenüber  späteren 
gelten,  wie  wohl  mit  Recht  von  vielen  Statistikern  angenommen  wird.  Ist  das  richtig, 
80  folgt,  dass  die  besonders  starke  Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  ersten  Zeiten 
nach  der  grossen  französischen  Kriegsperiode  in  manchen  L&ndem  (auch  Deutschland^ 
Frankreich)  doch  in  Wirklichkeit  etwas  kleiner  war,  was  bei  Yergleichungen  mit  der 
späteren  Zeit  und  bei  Schltlssen  dann  zu  berücksichtigen  ist  Da  die  Fehlergrössen 
von  einer  Zählungsperiode  zur  anderen  und  in  verschiedenen  Ländern  wieder  manchfach 
verschieden  gewesen  sein  werden,  ergiebt  sich  fOr  Yergleichungen  und  Schlüsse  aber- 
mals eine  Schwierigkeit.  Durch  ganz  zuverlässige  Daten  der  Statistik  der  Bewegung 
der  Bevölkerung  Hessen  sich  jene  Fehler  wohl  feststellen  und  eliminiren.  Aber  solche 
Daten  fehlen  vielfach,  besonders  für  die  Wanderungen,  aus  früherer  Zeit,  auch  in 
diesem  Jahrhundert,  und  sind  nicht  mehr  genügend  zu  beschaffen. 

Für  genaue  Vergleichnngen  auch  zu  unseren  Zwecken  hier 
ist  femer  zu  beachten,  dass  die  Volkszählungen,  zam  Theil  bis  in 
unsere  Zeit  hinein,  sich  nicht  immer  auf  ganz  denselben  Umfang 
der  Bevölkerung  erstrecken,  was  wieder,  zumal  für  kleinere  Ge- 
biete, Orte  Störungen  bewirkt. 

Die  Bevölkerungsstatistik  unterscheidet  namentlich  die  factische  oder  orts* 
anwesende  Bevölkerung,  zu  welcher  alle  im  Kormalzeitpuncte  der  Zählung  am 
Zählungsorte  lebende  Menschen  gehören,  einerlei  welcher  Staatsangehörigkeit,  Ort9> 
angehörigkeit ,  welchen  dauernden  Wohnsitzes,  ob  dauernden  oder  vorübergehenden 
Aufenthalts  u.  s.  w.  Das  jetzt  meistens  angenommene  richtige  Prindp  ist,  die 8 e  Be- 
völkerung zu  zählen,  dann  etwa  unter  den  in  der  „Yolksbeschreibung''  (s.  u.)  bei  der 
Zählung  zu  ermittelnden  „Eigenschaften"  festzustellen,  welches  die  Staats-,  Gemeinde-, 
Orts-,  Aufenthalts-,  Wohnortsangehörigkeit,  der  Geburtsort,  die  Aufenthaltsart  (dauernd, 
vorübergehend)  u.  s.  w.  jedes  einzelnen  Gezählten  sei.  Danach  kann  man  dann  die 
rechtliche  Bevölkerung  (Beichs-,  Staatsangehörige,  Ausländer,  Orts-,  Gemeinde- 
angehörige, Fremde),  die  für  einzelne  specielle  Yerwaltungszwecke  festzustellende 
(z.  B.  im  Zollverein  ehemals  die  „Zollabrechnungsbevölkerung"',  nach  welcher  die 
Zolleinkünfte  vertheilt  wurden),  die  dauernde,  die  Wohn-,  die  nur  vorübergehend 
anwesende  (flottirende)  Bevölkerung  rechnungsmässig  construiren,  wie  das  für  manche 
Yerwaltungszwecke  geboten  ist  und  geschieht  Ergänzungen  erfolgen  dann  durch  die 
Mitzählung  der  zeitweise  oder  vorübergehend  Abwesenden  (z.B.  der  im  Auslände, 
in  einem  anderen  inländischen  als  dem  Wohnorte  sich  befindenden  Inländer):  eine 
technisch  schwierige,  an  Fehlern,  Auslassungen  leidende  und  in  Verbindung  mit  der 
Zählung  der  Anwesenden  leicht  zu  Doppelzählungen  führende  Operation.  Offenbar 
bedingen  nun  alle  diese  Momente  kleinere  und  grössere  Fehler,  welche  wieder  die 
Yergleichbarkeit  stören,  besonders  abermals  zwischen  den  neueren  vollständiger  und 
sicherer  gewordenen  und  den  älteren  unvollständigeren  und  unsichereren  Zahlen  und 
auch  zwischen  Ländern  verschiedener  Zählungsmethoden  und  verschiedener  technischer 
und  administrativer  Qualität  des  Yolkszählungswesens.  Indem  femer  etwa  für  ein 
Land  oder  einen  Ort  aus  verschiedenen  Zeiten  die  Zahl  einer  verschiedenen  „Be- 
völkerung"' vorliegt,  z.  B.  der  der  Wohn-,  der  rechtlichen,  der  factisohen  (so  aus 
Frankreich,  wo  erst  neuerdings  der  Uebergang  von  der  Wohn-  zur  factischen  Bevöl- 
kerung in  der  Zählung  erfolgt  ist),  oder  die  Zahlen  verschiedener  Länder,  Orte  sich 
auf  solche  verschiedene  „Bevölkerungen'^  beziehen,  ergeben  sich  wieder  weitere,  mehr 
oder  weniger  erhebliche  Störungen  für  Yergleichungen,  die  um  so  weniger  leicht  zu 
beseitigen  sind,  da  mitunter  vielleicht  (namentlich  aus  früherer  Zeit)  nicht  einmal 
sicher  feststeht,  auf  welche  ,3evölkerung''  sich  eine  betreffende  Yolkszahl  bezieht« 
oder  es  keine  Mittel  giebt,  die  verschiedenen  Zahlen  auf  dieselbe  ,3evölkerung*' 
(rechtliche,  factische,  wohnhafte)  umzurechnen.   Lauter  Momente,  welche  zeigen,  di 
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schon  ans  solchen  in  der  Beschaffenheit  des  statistischen  Materials  lie- 
genden Gründen  die  „ezacte  statistische  indactire''  Beweisftthrang  Manches  zu  wtln«- 
sehen  übrig  lassen  mass,  selbst  ganz  abgesehen  von  den  an?ermeidlicben  Fehlem  in 
allem  solchen  Material,  welche  die  Folge  der  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  bei 
aJlen,  auch  den  rationellsten  and  sorgHUtigsten  statistischen  Aufnahmen  sind  (§.  80  ff.). 
Hin  Hanptübelstand  bleibt  meistens,  dass  zwar  die  Fehlerquellen,  auch  die  Richtung, 
wie  sie  sich  geltend  machen,  aber  nur  selten  die  Grösse  der  wirklich  sich  ergebenden 
Fehler  festgestellt  werden  können.  Neuere  sorgfältige  Privat-  wie  amtliche  Statistiker 
müssen  sich  daher  auch  gewöhnlich  damit  begnügen ,  nur  auf  solche  Fehler  hin- 
zuweisen. 

§.  202.  —  2.  VolksbeschreibuDg.  Die  Volkszäblnng  er- 
giebt  znnäcbBt  nur  den  Stand  der  Bevölkerung  in  einer  ZabL 
Mit  ibr  wird  aber  regelmässig  die  sogenannte  Voiksbescbreibnng 
oder  Eigensebaftsstatistik  der  Bevölkerung  verbanden,  d.  b. 
es  werden  gleicbzeitig  mit  der  Zäblnng  eine  Reibe  von  Merk- 
malen der  gezäblten  Individuen  amtlieb  statistiseb  aufgenommen 
und  später  danacb  dann  tabellariseb  zusammengestellt.  Grade 
diese  Volksbescbreibung,  welcbe  sieb  früber  nur  auf  einige  Haupt- 
merkmale,  wie  Geseblecbt,  Kindesalter  und  Erwacbsensein ,  etwa 
aucb  Religionsbekenntniss  zu  erstrecken  pflegte,  ist  in  den  neueren 
Zäblungen  der  Culturstaaten  immer  reicbbaltiger,  detaillirter,  zu- 
verlässiger geworden  und  bat  so  aucb  für  die  volkswirtbscbaftlicbe 
Bevölkerungslebre  sebr  wertbvolles  Material  zur  Verfügung  gestellt 

Keben  der  Aufnahme  des  Geschlechts  bietet  die  genaue  Aufnahme  des 
Lebensalters,  bei  der  Zählung  selbst  etwa  sogar  des  Geburtstags,  in  den  Tabellen- 
werken wenigstens  des  Geburtsjahrs,  bezw.  des  danach  sich  bemessenden  Alters  für 
unsere  Zwecke  besonders  grosses  Interesse,  indem  so  eine  ziemlich  genaue  Classifica- 
tion der  BerOlkemng  nach  Altersclassen  möglich  wird.  Die  bezügliche  Auf- 
nahme galt  noch  bis  Mitte  unseres  Jahrhunderts  für  eine  kaum  lösbare,  weU  zu 
schwierige  administrati?e  Aufgabe,  während  sie  jetzt  immer  allgemeiner  durchgeführt 
worden  ist 

Freilich  liegen  auch  hier  sogar  beim  Geschlecht,  vollends  beim  Alter 
Fehlerquellen  ?or,  die  wiederum  die  Daten  nicht  immer  ganz  sicher  vergleichbar 
machen,  zumal  aus  weiter  auseinander  liegenden  Perioden  desselben  lAudes  und  aus 
verschiedenen  Ländern  auch  noch  in  derselben  Zeit  Wo  z.  B.  Interessen  oder  Vor- 
nrtheile  bestehen.  Seitens  der  zu  zählenden  und  zu  beschreibenden  Bevölkerung  die 
Zilien  in  Betreff  des  einen  oder  anderen  Geschlechts  zu  verkleinem  oder  zu  ver- 
grössem,  wie  etwa  wegen  der  Steuerverhältnisse  (männliche  Kopfsteuer),  der  Militär- 
conscriptionsverhältnisse  die  Zahl  der  männlichen  Personen  kleiner  anzugeben,  selbst 
den  Aufhahmeorganen  gegenüber  direct  Täuschungen  vorzunehmen  (polnische  Juden 
in  Bussland),  wo  der  l^blick  in  die  ehelichen  und  Familienverhältnisse  erschwert, 
weibliche  Personen  verborgen  oder  ignorirt  werden  (Muhamedaner,  Verhältnisse  in 
Britisch-Indien ,  die  wohl  noch  beim  Census  von  1S81  auf  Auslassungen  von  weib- 
lichen Personen  bei  der  Zählung  hinwirkten),  da  ist  nicht  einmal  die  Geschlechts- 
statistik richtig.  In  der  Altersstatistik  ergeben  sich  aus  ähnlichen  Gründen  (Steuer-, 
Militärverhältnisse),  namentlich  aber  aus  der  in  den  unteren  Volksclassen ,  in  der 
Landbevölkerung  selbst  heute  noch  und  sogar  bei  uns,  vollends  früher  und  in  anderen 
Ländern  nicht  so  seltenen  ungenauen  Eenntniss  des  eigenen  Lebensalters,  Geburts- 
jahrs £reilich  noch  viel  grössere  Fehler.  So  z.  B.  hinsichtlich  sehr  alter  Personen 
(über  90,  über  100  Jahre),  wie  nachträgliche  Prüfungen  der  Einzelfälle,  auch  durch 
Controle  der  Kirchenbücher,  Standesregister,  wo  sie  möglich  war,  gezeigt  haben; 
femer  ergiebt  die  öfters  wahrgenommene  stärkere  als  der  Wahrscheinlichkeit  ent- 
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sprechende  Besetzang  fon  gewissen  Altersdassen,  so  in  den  ,,randen''  Jahren  der 
Jahrzehnte  des  Alter»  (30,  40,  50  u.  s.  w.),  dass  offenbar  hier  nurichtige  Angaben 
zn  Gmnde  liegen.  Hat  man  doch  selbst  wohl  nachweisen  können  (Lirland),  dass  bei 
solchen  Angaben  anch  hier  das  weibliche  Geschlecht  die  Neigung  hat,  daa  Alter 
niedriger,  das  männliche,  es  höher  anzugeben,  als  es  wirklich  ist  Lanier  Fehler* 
qoelien,  welche  wiederum  nm  so  misslicber  sind,  da  man  nicht  immer  sicher  ihr 
Vorhandensein,  die  Bichtang  ihrer  Wirkung,  namentlich  aber  nicht  die  Grösse  dieser 
Wirkung  angeben  kann.  Man  wird  nur  im  Ganzen  sagen  dOrfen,  dass  das  neuere 
Haterial  immer  besser  wird.  Daher  kann  es  lUr  zeitliche  und  theilweile  für  örtliche 
und  Landesvergleichungen  und  Schlüsse  daraus  immer  zuverlässiger  benutzt  werden, 
wird  aber  freilich  zum  Vergleich  mit  älterem  Material  nicht  brauchbarer.  Der 
auch  wirthschafüich  so  wichtige  „Altersaufbau*'  einer  Bevölkerung  fUr  unsere 
Zwecke  hier  ist  indessen  doch  wohl  mit  dem  jetzigen  Material  hinlänglich  sicher 
festzustellen. 

Von  anderen  natürlichen  Thatsachen  der  Volksbeschreibung  sind  national- 
ökonomisch die  Zahlen  über  gewisse  körperliche  und  geistige  Gebrechen,  dann  Über 
anthropometrische  Verh^tüisse  in  der  Bevölkerung  ebenfalls  von  Interesse,  Daten, 
welche  freilich  nicht  immer  bei  der  Volkszählung  selbst  ermittelt  werden  und  werden 
können,  eben  deshalb  aber  auch  weniger  vollständig  zu  sein  pflegen.  In  der  Volks- 
zähiung  lassen  sich  nur  solche  Thatsachen  gut  ermitteln,  welche  otfeokundig  und  nicht 
«penibel  von  den  Gezählten  selbst  oder  von  ihren  Angehörigen  anzugeben  sind,  daher 
z.  B.  Blindheit,  Taubstummheit,  Greünismus  u.  dgl.  Umfassende  anthropometrische 
Unteisuchungen  über  das  ganze  Volk,  besonders  die  Glassen,  Berufsstände  wären 
nationalökonomisch,  vollends  bei  Vergleichen  zwischen  verschiedenen  Zeiträumen  und 
Ländern  sehr  werthvoll,  lassen  sich  aber  mit  der  Volkszählung  nicht  wohl  verbinden. 
Man  ist  daher  auf  Material  aus  der  Becrutirungsstatistik  und  aus  Specialaufhahmen 
angewiesen.  Die  zeitliche  und  örtliche  Vergleichbariceit  des  ersteren  leidet  aber  unter 
der  Verschiedenheit  der  Heeresergänzungssysteme,  der  Profungsmethoden  und  der 
militärischen  Anforderungen  betreu  der  Einstellung,  und  das  übrige  Material  ist 
selten  umfassend  genug. 

Aus  dem  Gebiet  der  socialen  und  verwandten  Thatsachen  der  neueren  mit 
der  Zählung  verbundenen  Volksbeschreibung  sind  diejenigen  tlber  den  sogen.  Giril- 
stand  der  Bevölkerung  (ledig,  verheirathet,  geschieden),  besonders  für  die  erwachsene 
Bevölkerung,  jetzt  regelmässig  vorhanden  und  nationalökonomisch  sehr  wichtig.  Femer 
bieten  auch  diejenigen  über  die  Religion  und  Confession,  über  die  Sprache, 
namentlich  die  regelmässig  in  der  Familie  gebrauchte,  ein  natürliches  und  sociales 
Merkmal,  als  das  statistisch  meist  allein  erfassbare,  wenn  auch  dafür  nicht  ausreichende 
Kennzeichen  der  Nationalität  (Juden!),  über  die  Verbreitung  gewisser  Bildungs- 
eiomen te  (Kenntniss  von  Lesen  und  Schreiben  bei  der  Bevölkerung,  welche  ein 
gewisses  Lebensalter  überschritten  hat)  für  die  volkswirthschafüiche  Seite  des  Be- 
völkemngsproblems  Interesse  genug,  z.  B.  um  bei  zeiüichen  und  örtlichen  Vergleichungen 
die  Vertheilung  der  Religionen  (Juden,  Christen)  und  Confessionen  (Evangelische, 
-Katholiken),  auch  der  Nationalitäten  und  die  Veränderungen  der  Vertheilung  darin 
(z.  B.  bei  den  Juden,  ihr  „Zug  nach  Osten'',  vom  Land  in  die  Städte,  von  kleinen  in 
grosse  Städte)  zu  verfolgen.  Die  Aufnahme  der  wirthschaftlichen  Stellung 
endlich  (Erwerbende  oder  Erwerbsthätige,  Angehörige,  Selbständige,  Unternehmer,  in 
Dienst  Stehende,  Beamten,  Gehilfen,  Lohnarbeiter  u.  s.  w.)  und  der  Berufsverhält- 
nisse, wofür  neben  oder  statt  der  Volkszählungen  auch  wohl  besondere  Berufs- 
zählungen (deutsche  von  1882)  vorgekommen  sind,  die  Gombinationen  der  be- 
treffenden Daten  mit  anderen,  Geschlecht,  Alter,  Religion  und  Confession,  Nationalität 
ist  natürlich  für  eine  Menge  Specialfragen  des  Bevölkerungswesens  und  der  Volks- 
wirtbschaft von  grossem  Werth,  Fragen,  auf  welche  wir  aber  in  diesem  Abschnitt 
nicht  weiter  einzugehen  haben. 

Mit  Hilfe  der  zeitlichen  und  räumlichen  (örtlichen)  Ver- 
gleichungen der  Daten  derVolkszählungen  und  Volksbeschreibungen 
aus  verschiedenen  Perioden,  Ländern  und  Orten  wird  dann  auch 
ein  Einblick  in  die  Abhängigkeitsverhältnisse  conditioneller 
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nnd  cansaler  Art  bei  den  BeTÖlkerangserscbeinoDgen  und  den  Ver- 
ficfatedenbeiten  und  VeräDderaogen  darin  erlangt. 

Dabei  bandelt  es  sich  um  die  eigentliche  Anwendang  der  statistischen 
Methode  nach  den  im  ersten  Boche  dargelegten  Gesichtsponcten  und  Gnindsfttzen 
(§.  80  ff.)  Die  Mannigfaltigkeit  der  Einflüsse,  die  Wechselwirkangsverhältnisse  er- 
schweren freilich  die  Lösung  der  hier  ?orliegenden  Aolgaben.  Vorsicht  in  der 
Schlussziehoog  thot  daher  aoch  hier  Noth.  Sie  ist  ron  den  BevOlkerongs-,  den  Morml- 
statistikero ,  beim  Soeben  nach  ond  der  Aufstellung  7on  ««Gesetzmässigkeiten''  ond 
««Gesetzen'*  (§.  86  ff.)  der  Erscheinungen«  auf  diesem  Gebiet  nicht  immer  genügend 
bewiesen  worden. 

§.  203.  —  3.  Vertbeilnng  der  Bevölkerung  über  den 
Raum  (das Gebiet) und  Volksdicbtigkeit und Berecbnungen 
dafür.  Unter  den  Thatsachencomplexen  nnd  Reihen,  welcbe  dnreb 
tecbniBcbe  Verarbeitung  des  Materials  der  Volkszählung  und 
Volksbescbreibnng  zum  Augenschein  gebracht  und  in  Tabellen  zu- 
sammengestellt werden,  sind  auch  für  die  volkswirtbscbaftlicben 
Seiten  der  Bevölkerungsfrage,  namentlich  für  die  hier  in  der  ,,Ornnd- 
legung''  mit  zu  behandelnden,  die  Verhältnisse  der  Vertheilung  der 
Bevölkerung  im  Ganzen  und  in  ihren  wichtigsten  Unterscheidungen 
(so  Geschlecht,  Alter)  ttber  das  Gebiet  von  besonderer  Wichtigkeit 
Einmal  die  Vertheilung  auf  die  Wohnorte,  sodann  die  Vertheilung 
ttber  das  Gebiet  im  Ganzen  und  in  seinen  einzelnen  Abtheilungen, 
woraus  sich  die  gesammte  und  die  iocale  Volksdichtigkeit 
ergiebt 

Die  Vertheilung  der  Bevölkerung  auf  die  Wohnorte  wurde 
frtlher  nnd  wird  doch  auch  heute  noch,  wenn  auch  in  geringerem 
Grade,  vornemlich  mit  durch  wirthschaft liehe  Umstände  und 
zwar  durch  solche  bedingt,  welche  doch  in  letzter  Linie  durch  die 
Natur  und  die  Technik  der  Productionszweige  selbst  wieder  be- 
dingt werden:  die  iandwirthschaftliche,  auch  forstwirtshchaftilche 
und  verwandte  Arbeit  einer-,  die  stoflfverarbeitende ,  industrielle, 
mercantile  nnd  fast  alle  übrigen,  auch  die  liberale,  die  politische 
Berufsarbeit  (Schutz,  Sicherheit,  Leitung,  Verwaltung,  öffentlicher 
Dienst)  andrerseits.  Jene  überwiegend,  selbst  fast  bis  zur  Aus- 
schliesslichkeit „auf  dem  (platten)  Lande",  in  den  Dörfern,  auf 
den  Höfen,  in  kleinen  (Acker-)  Städten,  diese  „in  der  Stadt'',  in 
mittleren,  grösseren,  in  Gross-  und  Weltstädten.  Daher  grade  auch 
das  Yolkswirthschaftliche  Interesse,  welches  sich  an  diese 
Statistik  der  Wohnortsbevölkerung,  an  die  statistische  Unter- 
scheidung von  „Stadt  und  Land"  und  an  die  Statistik  der 
Grössenclassen  der  Ortschaften,  sowie  an  die  Statistik 
der  nach  sich  folgenden   Volkszählungen  in  diesen  Verhältnissen 
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sich  ergebenden  Verändeningen  ankntIpfL  Aneb  bier  sind  es  dann 
wieder  zeitlicbe  und  ränmlicbe  Vergleichnngen,  welche 
für  die  Tolkswirtbscbaftlicbe  Betracbtung,  flir  die  Ableitung  von 
AbbängigkeitsTerbältnissen  ^  anzustellen  sind.  Fttr  die  Anstellang 
solcher  Vergleicbangen  nnd  fttr  die  SchlnssziehuDg  daraus  bietet 
aber  das  statistische  Material  wieder  gewisse  Schwierigkeiten!  die 
beachtet  sein  wollen  und  zur  Vorsicht  mahnen* 

Der  historische  und  Terwaltangsrechtliche  Begriff  ,,  Stadt**  hat  gewechselt  und 
ist  auch  heote  nicht  der  gleiche  in  yerschiedenen  Ländern  nach  Stadt-  nnd  Land- 
gemeindeTerfassnng.  Er  ist  mitunter  als  fenraltnngsrechtlicher,  wie  in  Frankreich 
und  einigen  anderen  ihm  folgenden  L&ndem,  verschwanden .  Hier  kann  man  sich  also 
nicht  an  dies  Kriterion  in  der  Statistik  halten.  Die  eigentliche  Besiedlnngs-,  Coloni- 
sationsgeschichte  einzelner  Linder,  z.  B.  solcher,  wo  historisch  noch  hente  das  „Hof- 
system*' statt  des  „Dorfsystems**  (Westfalen)  oder  wo  grosse  (Bitter-)  Güter  und  Höfe 
(„Gutsbezirke**)  statt  oder  neben  Dörfern  bestehen  oder  yorberrschen  (norddeutsches 
Colonisationsgebiet  auf  früher  slawischem  Boden  Ostlich  der  Elbe),  bestimmt  natürlich 
auch  die  Ortliche  Yertheilung  der  Bevölkerung,  die  Art  und  Grösse  der  Wohnsitze 
mehr  oder  weniger  und  dauernd,  auch  heute  noch  bei  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit, 
Eisenbahnen  u.  s.  w.  Da  diese  Yerh&ltnisse  nach  Zeitaltem  und  Ländern  öfters  durch- 
greifend verschieden  sind,  auch  wenn  etwa  dieselben  Benennungen  (Stadt,  Hof,  Dorf) 
üblich  sind,  sind  auch  unmittelbare  statistische  Vergleichungen  misslich  oder  nur 
bedingt  zulässif^.  Der  mit  verbliebene  Ackerstadt-Character  selbst  bedeutender  Städte 
im  Mittelalter  (Frankfurt  a.  M.,  Bücher),  der  Industriesitz-Character  älterer  und  neuerer 
hausindustrieller  Landgemeinden  und  neuerer  Fabrikorte  auf  dem  Lande  stört  wiederum 
Vergleiche  von  „Stadt**  mit  „Stadt**,  „Land**  (Landgemeinden)  mit  „Land**.  Es  ist 
daher  ein  zwar  begreifliches,  auch  kaum  durch  ein  besseres  zu  ersetzendes,  aber  doch 
ein  unvollkommenes  Aushilfsmittel,  wenn  die  neuere  Bevölkerungsstatistik  nach  dem 
rein  mechanischen  Moment  der  blossen  Bevölkerungsgrösse  unterscheidet  und 
nur  danach  „Ortschafts-  und  Wohnortsclassen**  in  ihren  Tabellen  bildet,  so  z.  B.  jetzt 
gewöhnlich  die  Orte  bis  2000  Einwohner  als  „Land**  den  grösseren  als  „Städten** 
gegenüber  stellt.  Ausserdem  kommt  hier  noch,  wie  freilich  auch  bei  der  Unter- 
scheidung nach  verwaltungsrechtlichen  Begriffen  und  Yerwaltungseinheiten  die  weitere 
Schwierigkeit  hinzu,  richtig  zu  bestimmen,  was  als  Ortseinheit  zu  gelten  habe.  Diese 
Schwierigkeit  lässt  sich  nur  mit  einer  gewissen  Willkühr,  genauer  bloss  nach  sorg- 
fältiger localer  Untersuchung  jedes  einzelnen  Falls  lösen,  indem  festgestellt  wird, 
welche  Vororte,  abgelegene  Häuser  u.  s.  w.  noch  zum  Orte  gerechnet  werden  sollen. 
Je  nach  der  concreten  Entscheidung  sind  aber  die  Ergebnisse  leicht  erheblich  ver- 
schieden, was  dann  wieder  bei  Vergleichungen  stört  (Vorstädte,  Vororte  grosser 
Städte;  selbständige  Gommunen  neben  einander,  wie  Hamburg -Altena,  Ell^rfeld- 
Barmen,  Berlin-Charlottenburg  und  andre  Vororte.)  Als  Ortseinheit  im  statistischen 
Sinne  müsste  gelten,  was  wesentlich  eine  wirthschaftliche  und  culturliche 
locale  Gemeinschaft  darstellt.  Aber  feste  Merkmale  fehlen  dafür  eben,  und  bei 
der  heutigen  Entwicklung  des  Verkehrswesens  noch  mehr  als  früher,  weil  dabei  Vor- 
orte, „Villencolonieen**  und  dergl.  vom  Hauptort  auch  räumlich  weiter  getrennt  sein 
können.  Alles  das  will  auch  bei  der  volkswirthscbaftlichen  Seite  der  Frage  von  Stadt 
und  Land,  Klein-,  Mittel-.  Gross-,  Weltstadt  berücksichtigt  sein. 

Eine  besonders  wichtige  Seite  auch  des  volkswirthscbaftlichen 
Bevölkernngsproblems  betrifft  die  sogenannte  Volk sdicbtigke it. 
Da  hohe  Dichtigkeit  mitunter  fälschlich  mit  Uebervölkerang 
identificrt  wird,  während  nur  ein  Zusammenhang  zwischen  beiden 
bestehen  kann,  aber  nicht  nothwendig  bestehen  muss  (s.  n.  2.  H.-A.), 
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ist  es  auch  fttr  unsere  Betrachtung  geboten,  die  statistische  Frage 
der  Berechnung  der  Volksdichtigkeit  richtig  zu  erledigen. 

Unter  Volksdichtigkeit  (auch  wohl  relative  Bevölkerung  ge- 
oannt)  versteht  man  diejenige  Bewohnerzahl ,  welche  auf  eine  be« 
stimmte  Flächeneinheit  fällt,  indem  man  die  gesammte  Bevölkerung 
sum  Gebiet  in  Beziehung  setzt.  Regelmässig  wird  in  der  Be« 
rölkeruDgsstatistik  diese  Volksdichtigkeit  als  eine  aus  Durch« 
I  c  b  D  i  1 1 8  berechnungen  hervorgehende  Zahlengrösse  behandelt, 
^as  sie  auch  sein  kann  und  ftlr  die  statistischen  Zwecke  in  der 
tegel  aus  äusseren,  auch  technischen  Gründen  sein  muss.  Aber 
um  Begriff  der  Volksdichtigkeit  gehört  nicht  nothwendig  der 
Sbaracter  der  Durchschnittsgrösse.  Im  Gegentheil  ist  dieser  Character 
igentlich  ein  störender  Umstand. 

Meisteos  berechnet  man,  wie  7iel  Menschen  im  Dorchschnitt  auf  eine  Banm- 
nheit  des  ganzen  Staatsgebiets  ond  seiner  Verwaltongsabtheilongen  (Provinzen, 
reise  o.  s.  w.),  allenfüls  aach  der  und  der  geographischen  Gebietsabschnitte  kommen, 
llher  wurde  hier  gewöhnlich  die  (geographische)  Qaadratmeile,  neuerdings  wird  auch 
i  ans  ond  sonst  ?ielfach  das  Qoadratiilometer  als  Banmeinheit  genommen.  Letzteres 
t  den  Yortheil,  dass  man  mit  kleineren,  daher  fur  Qed&chtniss,  Niederschrift  nnd 
irgldchnng  bequemeren  Zahlen  operirt ;  für  alle  älteren  Belatiyzahlen,  nnd  für  alle 
eren  Leute,  welche  noch  an  die  Qnadratmeilengmndlage  gewohnt  sind,  ergiebt  sich 
r  die  l&stige  Nothwendigkeit  der  Umrechnung.  Das  Beductionsverhältniss  ist  ttbri- 
Qs  einfach,  rund  1  :  55  (1  Qu.-M.  =»  55.068  D  ^*),  also  z.  B.  2750  Einwohner 
D  M.  —  50  p.  D  KiL 

Das  Missliche  ist  aber  nun,  dass  bei  solchen  Durchschnittsberechnungen  die 
ncreten  Verhältnisse  leicht  zn  sehr  verwischt  werden  und  zwar  um  so 
hr,  ftlr  je  grössere  Gebiete  man  Durchschnitte  berechnet  und  je  mehr  zufällige 
grenzungsrerhältnisse  einwirken,  z.  B.  ob  eine  grosse  Stadt,  die  ?ielleicht  an  der 
nze  zweier  Pronnzen,  Bezirke,  Kreise  liegt,  zur  einen  oder  anderen  dieser  Yer* 
tungsabtheilungen  gehört  und  dazu  dann  gerechnet  hier  die  Ziffer  der  Yolksdichtig^ 
:  sehr  erhöht,  während  dieselbe  dort  fiel  kleiner  erscheint.  Diesem  störenden 
stand  läast  sich  auch  schwer  und  völlig  genügend  tlberhanpt  nicht  abhelfen, 
lentlich  die  Städtebe?ölkerung,  zumal  der  Grossstädte,  auch  die  hohe  Be- 
ere ng  ganzer  Industrie-  nnd  Montanbezirke  beeinflusst  die  Durchschnittszahlen 
1  for  grössere  Landestheile  leicht  bedeutend.  (Brandenburg  18S5  mit  Berlin  91.8, 
i  Berlin  58.9  £inw.  p.  Qu.-Kil.).  Wenn  etwa  in  demselben  Landestheil  schwach 
Jkerte  rein  agrarische,  Gebirgsdistricte  sich  befinden,  entspricht  die  Dnrchschnitts- 
r  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  weder  im  einen  noch  im  anderen  Falle.  Sie 
:ht  nur.  Auch  zu  Vergleichnngen  mit  anderen  Zeiten,  Gegenden  eignet  sie  sich 
gr  und  ftlhrt  dabei  irre. 

Ein  correcteres  Verfahren  der  FeststeUnng  der  Volksdicbügkeiten  wäre  folgendes, 
st  freilich  auch  ?on  gewissen  störenden  Mängeln  nicht  ganz  zu  befreien  und 
it  statistisch-technisch  grosse  Schwierigkeiten,  aber  es  lieferte  doch  erheblich 
tre  Besnltate  als  die  jetzt  übliche  Durchschnittsberechnung  und  würde  auch  für 
7oi](6wirthschaftliche  Problem  der  Volksdichtigkeit  gute  Dienste  leisten.  Man 
te  nemlich  ftlr  das  ganze  Staatsicebiet  ein  Netz  kleiner  Banmquadrate  entwerfen, 
Oglich  Quadratkilometer,  was  freilich  bei  der  Durchführung  sehr  Fiel  Mühe 
te,  aber  auch  Baumeinheiten  von  der  Grösse  der  Quadratmeile,  des  Quadrat- 
imeters  böten  schon  sehr  fiel  Interesse).  Für  jedes  solche  Quadrat  wäre  dann 
sFölkeruDg  zu  ermitteln,  was  nach  dem  heutigen  Zählnngswesen  keine  zu  grossen 
ierigkeiten  hat  und  darauf  wären  tabellarisch  in  absoluten  und  rela- 

Zahlen  (Procenten)  Zusammenstellungen  der  Quadrate  für  die 
leren    administratiyen    oder    sonstigen    Gebietsabtheilungen    zu 
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machen.  Auf  diese  Weise  wtlrde  man  ein  ?iel  richtigeres  Bild  der  wahren  Yolka- 
dichtigkeits?erhältnisse  erhalten,  nebenbei  bemerkt  auch  fOr  graphische  Darstellongen 
der  Dichtigkeit  besseres  Material.  Vergleichungen  nach  solchen  Daten  würden  gleich- 
falls brauchbarer  als  diejenigen  nach  den  heutigen  rohen  Darchschnittsdaten  sein. 
Der  Mangel  auch  dieser  Methode  liegt  darin,  dass  doch  auch  hier  nicht  nur  die 
Wahl  der  BaomgrOsse,  sondern  auch  die  Entwerfung  jenes  Netzes  kleiner  Quadrate 
wiliktthriich  ist,  und  je  nachdem  die  Grenzen  eines  Quadrats  danach  so  oder  so  fallen, 
sich,  besonders  wieder  wegen  der  Städte,  grosse  Dichtigkeits?erschiedenheitcn  ergeben 
würden,  St&dte  nelleicht  auch  yerschiedenen  Quadraten  zogetheilt  werden  mOssten. 
(Bei  Zugrundelegung  Ton  kleinen  Dreiecken  desselben  Flächeninhalts  statt  Quadraten 
würde  sich  jener  Mangel  etwas,  aber  auch  nur  ein  wenig  yermindem  lassen.)  Aber 
immer  bliebe  dies  Yemhren  dem  heutigen  erheblich  überlegen. 

Eine  Annäherung  an  dieses  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  für  die  ad- 
ministrativen Einheiten,  für  welche  meistens  die  absoluten  Bevölkerungszahlen 
vorliegen,  namentlich  für  die  kleineren  (wie  unsre  Kreise  oder  wenigstens  Bezirke, 
Departements)  die  Dichtigkeitsdurchschnitte  berechnet  und  dann  feststellt,  wie  viele 
solcher  administrativen  Einheiten  von  der  Gesammtzahl  derselben 
die  und  die  Dichtigkeitsziffern  haben.  S.  u.  Tab.  XXVIII.  Die  betreffenden 
absoluten  Zahlen  nnd  Quoten  lassen  sich  dann  wieder  mit  den  analogen  anderer  Länder 
vergleichen,  wobei  freilich  meist  nur  annähernd  gleich  grosse  administrative  Einheiten 
(z.  B.  preussische  Bezirke  und  französische  Departements)  und  bestimmte  administrative 
Theile  von  solchen  aus  practischen  Gründen  werden  verglichen  werden  kOnnen,  was 
ein  störender  Umstand  bleibt  Besser  als  die  blossen  rohen  Durchschnittsdichtigkeits- 
Ziffern  eignen  sich  jene  Zahlen  indessen  immer  zum  Vergleich. 

Nur  für  gewisse  gröbere  Vergleichungen  der  Dichtigkeit  behalten  die  üblichen 
Berechnungen  übrigens  doch  ihren  Werth.  Und  in  Ermangelung  jener  anderen  miias 
man  sich  ihrer  auch  sonst  allgemeiner  bedienen.  Auch  hier  sollten  dann  übrigens 
gewisse  Grundsätze  bei  der  Berechnung  von  Dnrchschnittsdichtigkeiten  gleichmässig 
befolgt  werden.  So  betreffis  der  Art  des  Gebiets,  welches  zu  Grunde  gelegt  wird, 
grössere  Landseeen,  ganz  wüste  Strecken,  Wüsten,  Steppen,  Hochgebirge  u.  dgL  m. 
wären  eventuell  in  gewisser  gleichmässiger  Weise  ailszuscheiden ,  da  sie  eben  gar 
nicht  oder  so  gut  wie  gar  nicht  bewohnt  sind  und  sein  kOnnen.  Auch  in  dieser  Hin- 
sicht lassen  aber  die  Berechnungen  bisher  viel  zu  wünschen  übrig. 

Grade  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Dichtigkeitsfrage,  z.  B.  fir 
die  Ermittlung  der  wirklichen  Dichtigkeit  in  rein  agrarischen  Gegenden  nach  der 
Verschiedenheit  der  Bodengüte,  Höhenlage,  des  Klimas,  des  Ackerbausystems,  wäre 
jenes  correctere  Verfahren  von  grossem  Werth.  Ueber  die  bisherigen  Versuche  in 
dieser  Richtung  s.  u.  §.  229. 

B.  —  §.  204.  Die  Bewegung  der  Bevölkerung,  be- 
sonders die  natürliche.  Sie  bietet  für  die  volkswirthsehafk- 
liehen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems  in  mancher  Hinsicht  noch 
mehr  Interesse  als  Stand  und  Beschreibung  der  Bevölkerung,  vreil  in 
ihr  die  dynamischen  Momente  unmittelbarer  hervortreten  und 
die  conditionellen  und  causalen  Abhängigkeitsverhältnisse  des  Be- 
völkerungswesens sich  an  ihr  schärfer  verfolgen  lassen. 

1.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  für  die  volkswirthschaftliche 
Bevölkerungslehre  zunächst  die  durch  Geburten  und  Todes- 
fälle dargestellte  sogenannte  natürliche  Bewegung  der  Be- 
völkerung und  die  bezügliche  Statistik,  an  welche  sich  diejenige 
der  Eheschliessungen  anschliesst.  Die  letztere  bietet  als  eine 
Reflexerscheinung  grade  auch  wirthschaftlicher  Verhältnisse  eben- 
falls für  uns  besonderes  Interesse  und  steht  ausserdem  wegen  der 
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beberrscbenden  BedentUDg,  welche  nach  nnsereii  Rechtsnormen  und 
Sitten  die  Ehe  für  die  Zeugungen  nnd  Gebarten  bat,  mit  der 
Statistik  der  Geborten  in  nächster  Beziehung. 

Die  Gebarts-,  Heiraüi»-  ood  TodesfkllsUtistik  ist  in  unseren  Ländern,  namentlich 
wegen  des  Zusammenhang^  dieser  drei  Thatsachenreiben  mit  religiösen  und  kirch- 
lichen Acten  (Taufe,  Trauung,  Beerdigung)  schon  länger,  früher  als  die  Volkszählung, 
und  Tollkommener  als  die  Bevölkerungsstatistik,  ausgebildet  worden,  besonders  seit  der 
Kirchenspaltung  im  Beformationszeitaltcr  (System  der  Kirchenbücher,  das  fid 
älter  ist,  aber  seitdem  erst  regelmässiger  wird),  auch  bereits  mit  fttr  staatliche  Yer- 
waltungszwecke  und  unter  staatlichen  Einflüssen  immer  mehr  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, wo  dann  auch  die  statistische  Verwerthung  der  Daten  in  Verwaltung  und 
Theorie  beginnt.  Daher  sind  schon  aus  dieser  Periode  manchfach  leidlich  vollständige 
Statistiken  dieser  „Bewegung**  vorhanden,  deren  Daten  auch  bereits  damals,  vor  der 
gentlgenden  Ausbildung  der  Volkszählungen,  zur  Grundlage  rationeller  Schätzungen 
der  Bevölkerungszahlen  gedient  haben.  Mit  der  Verweltlichung  des  Standesamtswesens 
und  der  Begihtrirung  der  Geburten,  Eheschliessungen  und  TodcsßUle  (System  der 
Civilstandsregister)  seit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  und  mit  der 
genaueren  und  eindringenderen  administrativen  und  technischen  Begclung  des  etwa 
verbliebenen,  durch  Geistliche  der  Religionsgesellschaften  geführten  Kirchenbuch- 
systems sind  dann  im  19.  Jahrhundert  in  den  Colturstaaten,  namentlich  in  Europa, 
die  Au&eichnongen  über  jene  drei  Facta  immer  vollständiger  und  zuverlässiger  ge- 
worden. Gegenwärtig  kann  man  wohl  annehmen,  dass  wenigstens  in  West-  und  Mittel- 
europa hier  eine  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  erreicht  ist,  wie  auf  keinem  anderen 
Gebiete  der  Bevölkerungsstatistik  und  zum  Theil  aller  Statistik  (etwa  die  öffentliche, 
auf  controlirten  Rechnungen  beruhende  Finanzstatibtik  ausgenommen).  Daher  sind 
Vergleicbungen  der  statistischen  Daten  und  Schlüsse  daraus  auf  diesem  (Ge- 
biete für  die  vornemlich  in  Betracht  kommenden  Staaten  auch  in  besonderem  Grade 
zulässig.  Für  frtlhere  Zeiten  werden  die  betreffenden  zur  Verfügung  stehenden  Daten, 
ebenso  wie  für  manche  Länder  mit  mangelhafteren  bezuglichen  Einrichtungen  (Russland, 
Irland)  noch  heute,  nicht  für  ebenso  vollständig  und  richtig,  den  neueren  Daten  daher 
nicht  gleichwerthig  gelten  können.  Namentlich  sind  früher  und  in  Ländern  mit  fehl^ 
ender  bürgerlicher  Gleichberechtigung  der  Religionen  und  Confessionen  noch  jetzt 
wohl  manche  Auslassungen  von  Daten  bezüglich  der  Bewegung  der  Bevölkerung  in 
gewissen  Kreisen,  so  denen  der  nicht  geduldeten  oder  nicht  gleichgestellten  Gülte, 
anzunehmen.  Femer  sind  die  älteren,  aus  Kirchenbüchern  constrairtcn  Geburtslisten 
nicht  immer  lückenlos,  weil  nicht  die  Thatsache  der  Geburt,  sondern  der  Taufe  ver- 
zeichnet wurde.  Bei  Vergleicbungen  zwischen  älteren  nnd  neueren  Daten  und  zwi- 
schen den  Daten  eines  in  verschiedenem  Grade  zuverlässigen  RcgiAtrimngssystcms 
(z.  B.  zwischen  mittel-  und  westeuropäischen  mit  russischen,  irischen,  americanischen) 
ist  abo  immer  Vorsicht  noth wendig.  Schlüsse  aus  sich  zeigenden  Verschiedenheiten  der 
statistischen  Daten  können  möglicher  Weise  der  Wirklichkeit  nicht  ganz  entsprechen. 

Bei  der  Geburtsstatistik  (und  in  Folge  dessen  auch  bei  der  Todesfallstatistik) 
bildet  auch  heute  noch  die  Behandlung  derTodtgeburten  einen  störenden  Umstand. 
Ganz  vollständige  Begistrirong.  auch  wenn  sie  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  wird  hier 
kAum  erreicht  werden.  Und  locale  wie  internationale  Verschiedenheiten  in  der  Re- 
gistrirung  sind  auch  wohl  schwer  ganz  zu  vermeiden,  z.  B.  zwischen  katholischen  und 
protestantischen  Ländern  und  nach  Sitten  und  Rechtsnormen  (s.  Reichsstat.  a.  a.  0. 
B.  44,  S.  18*).  Regel  ist  aber  in  unseren  Staaten  die  Anmeldepflicht  auch  für  die 
Todtgeburten  zur  Registrirung  und  dann  meistens  die  Aufnahme  derselben  sowohl  in 
die  Geburts-  als  gleichzeitig  in  die  SterbefalUtatistik.  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet 
in  dieser  Beziehung  jedoch  u.  A.  England,  wo  die  Geburts-  und  Tode5Statistik  die 
Todtgeburten  nicht  umfasst,  was  bei  Vergleicbungen  zu  beachten  ist.  Die  Zahl  der 
Todtgeburten  ist  in  Deutschland  3.9 — 49/^  der  Geborenen,  in  Frankreich  4.4.  in  anderen 
europ.  Ländern  mit  einigermaassen  zuverlässiger  Statistik  zwischen  3  und  4;  für  Eng- 
land wird  in  der  gen.  Reichsstatistik  8.6  Vo  ^^i  den  Geborten  hinzageschlagen.  — 
Ob  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  immer  und  überall  ganz  vollständig  ist, 
könnte  a  priori  auch  zweifelhaft  erscheinen.  Doch  sind  nach  Allem  bleibende  Unter- 
lassungen der  Anmeldungen  und  demnach  Auslassungen  in  der  Statistik  auch  hier 
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wenigstens  in  unseren  L&ndern  wolil  nur  selten,  so  fQr  länger  lebende  und  nicht 
sehr  bald  nach  der  Gebart  sterbende  Kinder.  Dagegen  ist  allerdings  mit  Yerbeim- 
Hebung  Ton  Gebarten,  Cnentdecktbleiben  derselben  und  der  etwaigen  Belseitescbaftong 
der  Kinder  und  der  Kinderleicben  zu  reebnen,  wofür  aber  docb  kaum  erheblichere 
Zahlen  anzunehmen  sind,  wenigstens  bei  uns  nicht  Mehr  Störung  veranlasst  das 
Findelwesen,  namentlich  das,  wo  Kinder  aucb  ohne  jede  Gontrole  der  Ueberbringer 
aufgenommen  werden  (System  der  ,.Drelilade'*).  Hier  entstehen  Unsicherheiten,  ob 
solche  Kinder  überhaupt  bereits  regisrirt  waren,  ob  sie  ehelich  oder  unehelich  sind. 
Statistische  Zweifel  bes.  in  Italien.  —  Einige,  aber  wohl  noch  kleinere  Lücken 
kommen  auch  in  der  Statistik  der  Todesfälle  ?or  (Yorschwundene,  bisweilen  FlUe 
von  Selbstmord,  Mord,  gewisse  Unglücksfälle). 

Es  ist  nach  dem  Allen  auf  die  Statistik  der  natttrlicben  Be- 
wegung der  Bevölkerung  fttr  die  Fragen  des  Bevöikerungsweseos 
und  auch  fttr  die  Yolkswirthschaftlichen  Seiten  dieser  Fragen  auch 
wegen  der  guten  Beschaffenheit  dieser  Statistik  besonderer 
Werth  zu  legen.  Indem  diese  Statistik  dann  mit  derjenigen  des 
durch  die  Volkszählung  ermittelten  Standes  der  BcTölkerung  und 
mit  der  Volksbeschreibung  in  Verbindung  gebracht  wu'dy  ergänzen 
und  controliren  sie  die  Daten  beider  gegenseitig.  Fttr  die  be- 
sonders wichtige  Frage  der  Veränderung  des  Stands  der  Be- 
völkerung und  der  Verhältoisse  der  Zusammensetzung  werden  auch 
erst  durch  die  Statistik  der  natttrlicben  Bewegung  der  Bevölkerung 
die  hauptsächlichsten  causalen  Momente  aufgedeckt. 

Die  genannte  Statistik  giebt  zunächst  wieder  nur  die  Zahlen 
der  drei  Facta,  auf  welche  sie  sich  bezieht,  und  gestattet  Einblicke 
in  die  Beziehung  der  Thatsachenreihen  zu  den  Kategorien  Zeit 
und  Raum  (Ort)  durch  entsprechende  Tabellarisirung  nach  Zeit- 
nnd  Gebietsabscbnitten.  Indem  aber  nun  aucb  hier,  analog  der 
Volksbeschreibung  bei  den  Volkszählungen,  in  den  amtlichen  Be- 
gistrirungen  eine  Reihe  weiterer  Momente  oder  Merkmale, 
welche  die  registrirten  Facta  betreffen,  aufgezeichnet  und  danach 
dann  statistisch  zusammengestellt  und  tabellarisirt  werden,  gewinnt 
man  erst  ein  reiches  Material  zur  Ermittlung  wichtiger  specieller 
conditioneller  und  causaler  Einflttsse  und  Abhängigkeitsverhältnisse 
fttr  die  verschiedenen  Seiten  und  darunter  auch  fttr  die  wirth- 
schaftliche  des  Bevölkerungsproblems* 

Natürlich  hängt  hier  Alles  ab  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  standesamt- 
lichen Aufzeichnungen  and  der  Vollständigkeit  and  ZuTerlässigkeit  der  An- 
gaben der  zur  Meldung  u.  s.  w.  yerpflichteten  Personen.  In  letzterer  Hinsicht  zeigen 
sich  nur  wieder  in  den  Altersangaben  (bei  den  Heirathen,  Todesfällen)  einige  der 
Missstände  wie  bei  den  Volkszählungen,  soweit  nicht  die  Forderang  der  Vorlegong 
Ton  Geburtsscheinen  hier  Abhilfe  gewährt  und  überall  besteht  und  durchgesetzt  werden 
kann.  Ferner  ist  die  Angabe  der  Todesursachen  sicher  oft  sehr  unzuTerlässig. 
wenn  nicht  ein  gutes  System  der  Todtenscheine,  mit  der  Vorschrift  ?on  Angaben 
Sachrerständiger  (Aerzte)  über  die  Todesursache  besteht,  vorausgesetzt,  dass  die  letztere 
von  solchen  Organen  richtig  angegeben  werden  kann  und  wird.  Aach  bei  uns 
(Deutschland,   Preussen)   genügen   die   betreffenden   Einrichtungen   noch  nicht    In 
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ersterer  Hinsicht,  in  Bezug  auf  die  standesamtlichen  Aufzeichnungen  selbst,  werden 
aber  eben  nicht  alle  Anforderungen  gestellt,  welche  das  statistische  Interesse  gebietet, 
zum  Theil  nicht,  weil  man  gewissen  Vorurtheilen  der  Bevölkerung,  mehr  noch  weil 
man  der  Arbeitslast  und  Bequemlichkeit  der  Standesbeamten  Rechnung  trägt  oder  das 
statistische  Interesse  nicht  Uberall  far  wichtig  genug  hält,  um  es  zu  berücksichtigen, 
(was  in  einigen  Puncten  auch  von  der  deutschen  Civilstandesgesetzgebung  gelten 
möchte).  Natürlich  kann  dann  auch  die  auf  den  standesamtlichen  Aufzeichnungen 
beruhende  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  nicht  das  erforderliche  Material 
zur  Beantwortung  mancher  Fragen  bieten.  In  Betreff  der  Geburten  sind  z.  B.  die 
Lebensalter  der  Eltern,  das  Alter  der  Ehe,  die  Zahl  der  lebenden  und  verstorbenen 
Kinder  aus  derselben  Ehe,  auch  für  die  so  wichtige  Frage  der  durchschnittlichen 
nominellen  —  incl.  die  vor  der  Emancipation  sterbenden  —  und  nachhaltigen  —  excl. 
der  letzteren  —  ehelichen  Fruchtbarkeit,  der  durchschnittlichen  Dauer  der  Periode 
der  Kindererzeugung  für  Mann  und  Frau,  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  durch 
die  eheliche  Progenitur  von  Bedeutung,  auch  grade  wieder  für  die  volkswirthschaft- 
liehe  Seite  der  Fragen.  Aber  die  standesamtlichen  Aufzeichnungen  über  solche 
Puncto  fehlen  vielfach  (so  auch  bei  uns).  Die  Statistik  lässt  uns  daher  im  Stiche. 
Mitunter  werden  auch  wohl  solche  Aufseichnungen  gemacht,  aber  die  Daten  nicht 
oder  nicht  genügend  statistisch  zusammengestellt  und  verarbeitet,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Lebensalter,  der  Givilstandsverhaltnisse  der  Eheschliessenden ,  in  welchen  Ver- 
b&ltnissen  sich  wirthschaftliche  Einflüsse  characteristisch  abspiegeln.  Namentlich  liegt 
nicht  aus  allen  Ländern,  deren  Bewegungsstatistik  sonst  brauchbar  ist,  und  nicht 
immer  lange  zurück  bezügliches  statistisches  Material  ror  oder  es  ist  nicht  genau 
vergleichbar.  Mit  das  beste  Material  über  dergleichen  Momente  besitzen  wir.  Dank 
der  Anregung  Quetelet's  und  anderer  dortiger  Statistiker,  schon  länger  aus  Bel- 
gien. In  Deutschland  hat  es  nicht  bei  den  Statistischen  Bureauz,  aber  wohl 
bei  den  leitenden  Behörden  mitunter  an  dem  erforderlichen  Interesse  für  die  Sta- 
tistik gefehlt. 

§.  205.  RechDQBgsgrössen  ans  dem  Gebiet  der 
Statistik  der  nattlrlicben  Bewegung  der  Bevölkerung. 
Aneli  für  die  volkswirthschaftlicbe  Seite  des  Bevölkerungsproblems 
fiind  dann  wieder  gewisse  Bereebnnngen  wiebtig,  welche  mit 
dem  Material  der  Statistik  der  natOrlicben  Bewegung  der  Bevölkerung 
angestellt  werden,  weil  erst  diese  Bereebnnngen  Einblick  in  wichtige 
und  maassgebende  Grössen-  und  Abbängigkeitsverbältnisse 
.gewähren.  Zum  Tbeil  scbliessen  sieb  diese  Berechnungen  zugleich 
an  Thatsacben  der  Volkszäblungsstatistik  mit  an.  Namentlich  die 
sogenannte  Geburts-,  Heiraths-,  Sterblicbkeitsziffer  oder 
Frequenz,  die  durch  das  Verbältniss  der  Geburten  zu  den  Todes- 
fällen bewirkte  absolute  und  relative  Grösse  der  Veränderung 
im  Stande  der  Bevölkerung  (Geburten-,  Todesfallttberscbnss, 
Yermehrung,  Verminderung  der  Volkszabl  dadurch),  die  mittlere 
und  die  w ah rsch  ein  liebe  Lebensdauer  der  Bevölkerung,  das 
Durchschnittsalter  der  Lebenden  und  Gestorbenen  und 
ähnliche  Berechnungen,  dann  besonders  die  Schwankungen  und 
Yerscbiedenbeiten  nacb  Zeit  und  Baum,  welche  in  diesen 
absoluten  und  relativen  Zahlen  bervortreten  und  auf  betreffende 
.Abhängigkeitsverhältnisse  hindeuten  u.  A.  m.  ziehen  auch  die 
Aufmerksamkeit  des  Nationalökonomen  in  hohem  Maasse  auf  sich. 


484     4.  B.  BevOlker.  n.  Yolkswirthsch.  1.  K.  BerOllLlobre.  1.  H.-A.  Statist  §.  205. 

Er  siebt  sich  vor  die  Aufgabe  gestellt,  mit  Hilfe  dieser  Daten  die 
wirtbscbaftlichen  VoranssetzuDgen  und  Folgen  bestimmter  Erschei- 
nungen im  BeTölkeruDgswesen  nach  der  statistischen  Methode 
(§.  80  ff.)  zu  erforschen  oder  an  jenen  Daten  dednctive  Schlüsse 
auf  diesem  Gebiete  zu  prüfen  (§.  74,  75,  93).  Wenn  dabei  das 
Ergebniss  mitunter  ein  negatives  ist,  z.  B.  dass  ein  etwa 
a  priori  als  wahrscheinlich  oder  sicher  angenommener  oder  auf 
Orund  ungenügenden  Tbatsachen-Materials  gezogener  Schluss  auf 
Zusammenhänge,  z.  B.  etwa  zwischen  dem  wirthschaftlicben  Beruf, 
dem  Aufenthalt  in  Stadt  oder  Land  und  der  Heiraths-,  Geburts-, 
Sterbliohkeitsfrequenz  nicht  oder  nicht  so  wie  vorausgesetzt  be- 
steht, so  ist  das  natürlich  auch  ein  Gewinn  der  Erkenntniss,  auch 
wenn  ein  weiteres  positives  Ergebniss  nicht  erlangt  wird. 

Unter  der  Geburts-,  Heiraths-,  Stcrbliclikeitsziffer  oder  Frequenz 
wird  das  Verbältniss  der  in  einem  bestimmten  Zeitraum  (Jahr,  Jahrestbeil,  Periode 
Ton  Jahren)  und  Land  (Staat,  Yerwaltungsabtheilung,  Ort)  vorgekommenen  Gebarten, 
Ebeschliessungen  und  Todesfälle  znr  Zahl  der  in  demselben  Zeitraum  und  Gebiet 
lebenden  gesammten  BevöIkerLug  oder  —  und  im  AUisemeinen  be&>er  —  zur  Zahl 
bestimmter  Theile  und  Kategorieen  dieser  Bevölkerung  verstanden  (z.  B.  bei 
den  Gebarten  zur  Zahl  der  Erwachsenen,  speciell  der  Frauen  im  gebärfähigen  Alter, 
bei  den  unehelichen  Geburten  zu  derjenigen  der  unveiheiratheten  Frauen  in  diesem 
Alter,  bei  den  Eheschliessenden  zur  Zahl  der  erwachsenen  Dnverheiratheten  von  einem 
gewissen  Lebensalter  an,  bei  den  Todesfällen  nach  Geschlecht,  Altersclassen,  Civil- 
stand,  Beruf  u.  s.  w.  der  Verstorbenen  zur  Zahl  der  gleichzeitig  Lebenden  derselben 
Kategorie,  bezw.  zu  einer  berechneten  Zahl  für  die  als  stationär  gedachte  Bevölkerung. 
Dass  es  richtiger  sei,  solche  Theile  der  Bevölkerung  zur  Berechnung  der  Frequenzen 
zu  benutzen,  wird  mit  Kecht  in  der  Keichsstatistik  B.  7,  S.  VI,  5  ff.  und  jtlngst  wieder 
im  gen.  B.  44,  S.  8*  ff,  hervorgehoben  und  statistisch  nachgewiesen).  Diese  „Fre- 
quenzen*' und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Verschiedenheiten  und  Schwankungen  darin 
sind  ftlr  die  Ermittlung  von  Abhäogigkeitsverhältnissen ,  Voraussetzungen,  Folgen  von 
besonderer  Wichtigkeit  Die  physiologische  und  die  psychologische  Seite  der  Be- 
völkerungsfrage (§.  207  ff.),  die  Frage  von  den  Bcf^rderungs-  und  Hemmungsmitteln  der 
Yolksznnahme  (§.  219),  der  Einfluss  wirthschaftlicher,  soci^er,  politischer  Factoren  wird 
durch  diese  Frequenzen  oft  in  besonders  significanter,  schlussberechtigender  Weise  be- 
leuchtet. Schwierigkeit  macht  nur  die  Feststellung  der  richtigen  Grundzahl  der  Be- 
völkerung, zu  welcher  die  Zahlen  der  Geburten  u.  s.  w.  in  Verhl^ltniss  gesetzt  werden. 
Ganz  streng  correct,  namentlich  ohne  ausserordentlichen  Rechnungsaufwand,  ist  diese 
Grundzahl  kaum  zu  bestimmen.  Man  findet  sie,  fQr  nicht  zu  lange  Perioden  und  bei 
nicht  .zu  grosser  Veränderung  der  Anfangs-  und  Endzahlen,  nur  leidlich  richtig  aus  dem 
Mittel  zwischen  letzteren  beiden  (z.  B.  aus  dem  Mittel  des  ganzen  BevOlkerungs- 
fttands  oder  des  betreffenden  Theils  davon  nach  zwei  Volkszählungen,  wenn  es  sich 
um  die  zwischen  dieser  liegende  Periode  handelt).  Formell  berechnete  man  die 
Frequenzen  früher  meistens  In  der  Form  eines  gewöhnlichen  Bruchs:  1  Geburt  u.  s.  w. 
auf  z  Lebende.  Neuerlich  hat  sich  auch  hier  die  Procent-  oder  PromiUeberechnung, 
auf  100  oder  1000  der  mittleren  Bevölkerung  so  und  so  viel  Procent  oder  Promille 
Geburten  u.  s.  w.,  eingebürgert. 

Aus  der  Vergleichung  der  Zahlen  des  etwaigen  Geburts-  oder  Todesfall- 
Überschusses  in  der  Periode  zwischen  zwei  Volkszählungen  mit  den  Zahlen  der 
Vermehrung  oder  Verminderung  des  Stands  der  Bevölkerong  nach  diesen  Zählungen 
ergiebt  sich,  wenn  beide  Zahlenreihen  als  gleich  zuverlässig  angenommen 
werden,  die  Erklärung  dieser  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Bevölkerung  und, 
wenn  Differenzen  verbleiben,  die  Grösse  der  Veränderung  der  Volkszahl  durch  Wan- 
derungen. Jene  Annahme  der  vollen  Gleichwerthigkeit  der  beiden  genannten  Zahlen- 
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reiben  bedarf  indesseD,  nach  dem  Früheren  (S.  481),  der  Einschr&nkang.  Die  Daten 
der  Statistik  der  natOrlichen  Bewegung  bieten  vollends  früher,  aber  auch  wohl  heute 
noch  UDd  selbst  in  den  ersten  Staaten  der  Culturwelt  etwas  mehr  Garantie  der  Richtig- 
keit. Zur  Ziffer  lässt  sich  jedoch  der  Unterschied  nicht  wohl  bringen,  er  ist  nur  bei 
Schlüsseo  aus  den  Daten  nicht  ganz  zu  vergessen.  Misslich  ist  femer  häufig,  dass  die 
TenniDe  der  Volkszählungen  und  der  Perioden,  für  welche  die  Statistik  der  Bevöl- 
keruogsbewegang  aufgestellt  wird,  nicht  genau  zusammenfallen  und  hier  dann  mehr 
oder  weniger  conjectnrale  Umrechnungen  erfolgen  (z.  B.  im  Deutschen  Reich  Zählungs- 
termin  1.  December,  Periode  der  Bewegungsstatistik  das  Kalenderjahr).  Nimmt  man, 
der  Wirklicbkeit  gemäss,  die  Daten  der  Bewegungsstatistik  als  annähernd  correct  an, 
und  diejenigen  der  Volkszählungen  hypothetisch  als  gleich werthig,  so  ergäbe  die 
Differenz  z.  B.  zwischen  dem  Geburtsüberschoss  und  der  durch  Zählung  constatirten 
VermehruDg  oder  Verminderung  der  Bevölkerung  auch  genau  den  Verlust  durch 
Wandemngeo.  Nimmt  man,  wohl  ebenfalls  der  Wiiklichkeit  gemäss,  an,  dass  die 
Zäblangsstatistik  die  etwas  incorrectere  ist,  so  würde  auch  die  bo  abgeleitete  Ziffer  für 
den  Wanderverlust  etwas  unsicherer.  Unter  der  wahrscheinlichen  Voraussetzung  der 
Verbessernng  der  Zählongsergebnisse  bei  jeder  späteren  Zählung  stellte  die  abgeleitete 
Ziffer  des  Wanderverlosts  nur  ein  Minimum  dar,  dessen  Abweichung  von  der  Wirk- 
icbkeit  nur  auf  andre  Weise  festgestellt  werden  konnte.  Bei  den  mehr  oder  weniger 
mvermeidlichen  Mängeln  aller  interlocalen  wie  internationalen  Wanderungsstatistik 
§.  206)  behauptet  aher  jene  abgeleitete  Ziffer  für  den  Verlnst,  wie  natürlich  um- 
:ekehrt  für  den  Gewinn  durch  Wanderungen,  doch  einen  grossen  Werth  (s.  §.  224—228). 
Die  absolute  Zahl  der  Veränderung.  Vermehrung,  Verminderung 
er  Be?ölkeningsgr0s8e  zwischen  zwei  Zeitpuncten,  z.  B.  zweier  Volkszählungen,  pflegt 
ar  Verdeutlich ong  und  zur  besseren  Vergieichbarkeit  wieder  in  eine  Relativzahl, 
rocent  oder  Promille  von  der  anfänglichen  oder  einer  anderen  Bevölkerungszahl, 
mgerechnet  zu  werden.  Ftlr  die  richtige  Berechnungsmethode  dieser  Relativzahl 
9mmt  foUende  Erwägung  in  Betracht.  Man  hat  es  hier,  z.  B.  im  gewöhnlichen 
aile  der  Volksvermehrung,  mit  einer  zunehmenden  Bevölkerungszahl  zu  thun,'dle 
jrch  Einrücken  neuer,  immer  stärker  besetzter  Jahrgänge  der  Bevölkerung  ins  Zen- 
ingsalter  und  durch  hierdurch  absolut  vermehrte  Geburten  im  Lauf  der  Periode, 
leiche  Geburtsfreqoenz  vorausgesetzt,  auch  fortbch reitend  immer  mehr  wächst,  nament- 
ch  stärker  als  der  Einbusse  an  Grösse  und  Wachsthom  entspricht,  welche  sie  durch 
e  Todesfälle  und  durch  Entgang  an  Geburten  in  Folge  des  Aufhörens  der  Kinder- 
>ugung  in  den  aus  dem  Zeogungsaiter  ausscheidenden,  aber  eben  —  und  zwar  auch 
hon  von  früher  her,  in  den  noch  jtlngeren  Jahren  —  schwächer  besetzten  Jahr- 
ingen  der  Bevölkerung  erleidet.  Daher  ist  es  nicht  richtig,  wenn  man  einfach  das 
srmehrungsprocent  (und  danach  z.  B.  die  Länge  der  Verdopplungsperiode)  direct 
18  der  Vergioichung  der  Zahl  der  eingetretenen  Vermehrung  mit  der  ursprünglichen 
ihl  und  etwa,  zum  Behnfe  der  Ermittlung  der  jahresweisen  Vermehrung,  durch  ein- 
übe Division  dieses  Vermehrongsprocents  der  ganzen  Periode  durch  die  Anzahl  der 
hre  berechnet.  Diese  Ziffer  würde  um  so  fehlerhafter  und  zwar  um  so  mehr  zu 
ch,  jo  länger  die  Periode  ist,  welche  man  zum  Ausgangspuuct  nimmt  und  je  stärker 
ihr  die  Vermehrung  war.  Die  richtige  Methode  ist  die  Anwendung  der  Zinses- 
asrechnung.  Das  seiner  grösseren  Einfachheit  wegen  empfohlene  Verfahren 
m  auch  Kümelin,  Schöuberg's  Handbuch  3.  A.  L  760.  Note  bedingt  das  Wort 
let),  die  Procentvermehruog  nach  dem  Mittel  zwischen  der  Anfangs  und  Endzahl 
'  Bevölkerung  zu  berechnen,   ist   allerdings  im  Ergebniss  weniger   fehlerhaft,   als 

gleiche  Berechnung  nach  der  Anfangszahl,  aber  doch  immer  nur  eiuigennaassen 
rtliaft,  wenn  die  Periode  nicht  sehr  lang  und  die  absolute  Vermehrung  der  Be- 
ieruDg  so  keine,  auch  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  keine  zu  ungleiche,  zu 
3ae  war. 

Dam  Zuwachs- (oder  Abnahme-)Procent  der  Bevölkerung  ist  auch  für  die 
cswirthschaftliche  Seite   der  Bevölkerungsfrage  wieder   von   besonderem   Interesse 

spielt  daher  hier  eine  wichtige  Rolle  (s.  §.  214  ff,  223,  228).  Freilich  i^t  mit 
igen  bevOlkerungsstatistischen  Zahlen  so  viel  Missbrauch  getrieben  worden  wie  mit 
en,  z.  B.  bei  der  Anwendung  eines  bestimmten  bibherigen  (auch  grösseren)  aus 
r  kurzen  Periode  abgeleiteten  Vermehrungsprocents  auf  die  Zukunft,  während  man 
it  nachweisen  kann,  zu  welchen  Unmögliehkeiten  man  gelangt,  wenn  man  mit 
selben  Procentsatz  zurückrechnet    Mit  Recht  hat  Rümelin  damit  öfters  die  Uu- 
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thunlichkeit  gezeigt,  einen  grade  in  einer  Periode  constatirten  Procentsats  der  Yer- 
mohrung  als  einen  für  lange  Zeiträume  geltenden  anzunehmen.  Nichts  hat  auf 
diesem  Gebiete,  ?om  Einflass  der  Wanderungen  selbst  abgesehen,  mehr  gewechselt 
(§.  214,  223).  Aus  solchen  Procentsatzen ,  des  Geburtstlberschasses,  der  durch  die 
Yolhsz&hlung  ermittelten  Vermehrung,  wahrscheinliche  zukünftige  Yerdopplungsperioden 
und  ungeheure  Volkszahlen  abzuleiten,  wie  es  auch  Malthusianer  wohl  gethan  haben, 
ist  daher  irrefahrend  und  werthlos.  Jedenfalls  l&sst  sich  damit  auch  in  der  wirth- 
schaftlichen  Seite  der  Beyölkerungsfrago  nichts  beweisen. 

Die  Altersclassonstatistik  der  lebenden  Be?Olkerung  nach  der  VoOd* 
z&hlung  und  die  Statistik  der  St  erb  ef  alle  in  Verbindung  mit  deijonigen  der  er- 
reichten Lebensalter  der  Gestorbenen  lassen  sich,  jede  Ton  beiden  allein, 
theils  in  Verbindung  mit  einander,  zu  mancherlei  ?erschiedenen  Berechnungen  jtp- 
wenden,  welche  in  der  Bevölkerungsstatistik  und  fQr  practische  Zwecke  (Lebensrer- 
Sicherungswesen)  Bedeutung  haben  und  auch  das  allgemeine  nationalökonomische 
Interesse  wegen  der  Beziehung  zu  den  ?olkswirthschaftlichen  Seiten  des  Be?Olkerang^- 
probiems  berühren.  Indessen  ist  grade  in  letzterer  Hinsicht  grosse  Vorsicht  bei  der 
Auswahl  und  der  Benutzung  der  ausgewählten  Berechnungen,  bei  Vergleichungen 
derselben  und  bei  Schlnsszichungen  aus  ihnen  auf  wirthschaftliche  Voraussetzungen 
und  Folgen  nothwcndig.  Auch  können  öfters  einfachere  Berechnungen  anderer  Art 
dieselben,  ja  bessere  Dienste  leisten,  nicht  nur,  weil  sie  einfacher  und  nach  un- 
l>e»triiteneren  Methoden  angestellt  werden,  sondern  auch,  weil  sie  das  far  die  ?olks- 
wirthschaftliche  Betrachtung  Wesentliche  schärfer  honrortreten  lassen  und  geringere 
Gefahr  irriger  Schlüsse  mit  sich  bringen. 

Vom  Standponct  der  Volkswirthschaft  und  zwar  Ton  demjenigen  speciell  des 
Productionsinteresses  aus  wird  man  wünschen  müssen,  dass  das  Verhältnis^  zwiscliea 
den  sogen.  producti?en  und  unproductiven  Lebensjahren,  z.  B.  15/20—65/70 
zu  den  Jahren  bis  15/20  und  über  65/70,  in  der  Bevölkerung  ein  möglichst  günstiges 
sei.  Wie  sich  dies  Verhältniss  wirklich  im  concreten  Falle  gestaltet,  ersieht  sich 
unmittelbar  aus  der  Altersclassenstatistik  der  Bevölkerung  nach  der  Volkszählnug  doch 
am  Sichersten  und  Einfachsten.  Man  kann  nun  freilich  auch  argumentiren :  weim 
viele  Individuen  in  einer  Bevölkerung  ein  höheres  Alter,  weit  in  die  productive 
Lebensperiode  und  über  die:(elbe  hinaus  erreichen,  so  muss  sich  das  in  einem  hohen 
Durchschnittsalter  der  Lebenden  und  auch  der  Sterbenden  ausdrücken,  z.  B.  in 
Vergleich  mit  einem  anderen  Volke,  wo  die  Verhältnisse  anders  liegen.  Das  nach 
den  Volkszählungsdaten  berechnete  Durchschnittsalter  (mittlere  Lebensalter)  der  Le- 
benden und  das  nach  den  Sterbelisten  berechnete  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 
hat  man  daher  auch  wohl  benutzt,  um  für  die  ganze  Bevölkerung  die  prodactiveD 
und  unproductiven  Jahre  zu  unterscheiden  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen 
Völkern  anzustellen.  Allein  in  diesen  Durchschnittszahlen  wird  Alles  viel  mehr  7cr- 
wischt,  als  in  der  einfachen  Altersclassonstatistik.  Die  unproductiven  Jahre  der  Kinder 
und  der  Greise,  wozwiächen  doch  zu  unterscheiden  ist,  fallen  zusammen  und  compen- 
siren  sich  mehr  oder  weniger.  Jene  Durchschnittsgrössen  sind  das  Product  zu  vieder 
und  mannigfaltiger  Verschiedenheit  der  Altersverhältnisse  der  Lebenden  und  Gestor- 
benen und  können  trotzdem  sehr  ähnlich  sein. 

Aehnliche,  selbst  noch  grössere  Bedenken  bietet  die  Benutzung  der  für  die 
mittlere  und  für  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  von  ganzen  Bevölkerungen 
berechneten  Zahlengrössen  zu  Vergleichen  und  Schlüssen  daraus  auf  volkswirthschaft- 
liehe  Vorausserzungen  und  Folgen  von  Verschiedenheiten  dieser  Zahlengrössen.  Bei  dem 
grossen  Einfluss  der  immer  in  dieser  Altersclasse  relativ  hohen,  wenn  auch  wieder  sehr 
verschiedenen  Kindersterblichkeit  (§.  211)  auf  die  allgemeine  Sterblichkeit  und  bei 
der  Abhängigkeit  der  absoluten  Zahl  der  Todesfälle  im  Kindesalter  von  der  so  ausser- 
ordentlich verschiedenen  Geburtsziffer  ist  auch  die  mittlere  und  die  wahrscheinlicbe 
Lebensdauer  der  Bevölkerung,  für  den  Zeitpunct  der  Geburt  berechnet,  wenig  brauchbar 
zu  Vergleichen  und  Schlüssen  auf  die  Beziehungen  zwischen  Bevölkerung  und  Volks* 
wirthschaft.  Jedenfalls  muss  man  dann  zuvor  erst  künstlich  eine  «.stationäre**  Be- 
völkerung (mit  Gleichheit  der  Zahl  der  Geborenen  und  Gestorbenen)  construirt  haben, 
um  eine  richtige  Bcchnungsgrundlage  für  die  Berechnung  der  Sterblichkeit  und  der 
mittleren  Lebensdauer  zu  gewinnen,  was  aber  ohne  manche  unsichere  Conjectnren 
kaum  abgeht.  Die  Wanderungen,  für  das  ganze  Staatsgebiet  die  Ein-  und  Aa»- 
wanderung,  für  inländische  Orte  und  Gegenden  die  interlocalen  Ab-  und  Zuzüge, (§.  224  C) 
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in  welchen  Yolksbewegiuigen  die  AltersclasseDFertheilnng  eine  7on  der  darchschnitüichen 
<3er  Gesammt-  und  der  sessbaften  BevOlkeraog  nicht  unerheblich  abweichende  ist, 
l>edingen  femer  ebenfalls  mancherlei  Yerschiebangen  and  Störungen  für  die  Berech- 
nnng^n  z.  B.  der  mittleren  Sterblichkeit,  Lebensdauer,  des  Durchschnittsalters  der 
Lebenden  und  Gestorbenen,  so  dass  abermals  Vergleiche  solcher  Rechnani^grössen 
und  Schlosse  daraas  aaf  jene  Beziehungen  misslich  werden,  wenn  man  nicht  wiederum 
hypothetisch  und  conjectural  diesen  störenden  Factor  der  Wanderungen  zuyor  eliminirt 
hat  Nationalökonomische,  socialpolitische  „Beweisführungen**  mit  mittleren  Lebens- 
dauern, deren  (öfters  nur  behaupteten,  jedenfalls  unsicheren)  Verschiedenheiten  nach 
Zeiten  und  L&odem,  z.  B.  mit  der  wohl  behaupteten  Zunahme  der  mittleren  Lebens- 
dauer in  der  Neuzeit  ?erglichen  mit  früheren  Perioden  (für  welche  letzteren  ohnehin 
richtige,  yergleichbare  Daten  nicht  Torliegen)  sind  daher  mit  grosser  Skepsis  zu  be- 
trachten.   Besser  unterbleiben  sie. 

Dies  um  so  mehr,  weil  das  wichtigste  hierher  gehörige  Verhältniss,  die  mitt- 
lere Lebensdauer  ganzer  Berölkerungen,  aus  äusseren,  aber  kaum  zu  be- 
seitigenden Gründen,  nemlich  wegen  der  Unmöglichkeit  administrativer  Controle  aller 
Indifiduen  ?on  der  Gebart  an  während  ihrer  ganzen  Lebensdauer,  bis  zum  Tode  des 
letzten  gleichzeitig  Geborenen,  wegen  der  unbewältigbaren  Verwaltungsarbeit  hierfür, 
und  wegen  der  Wanderungen  u.  s.  w.,  volleods  in  der  Gegenwart,  für  ganze  Be- 
völkerungen sich  direct  und  daher  allein  correct  überhaupt  nicht  feststellen  l&sst, 
sondern  nur  Näherungswert  he  mittelst  unvollkommenerer  Methoden,  in  der  vorher 
angedeuteten  Weise,  dafür  berechnet  werden  können.  Diese  Methoden,  selbst  die 
Terminologie  sind  in  der  Bevölkerungsstatistik  nicht  einmal  unbobtritten.  Die  Berech- 
nungen sind  complicirt  und  schwierig  und  die  erlangten  Zahlen  sind  eben  wieder 
Durchschnittsgrössen,  welche  aus  sehr  verschiedenen  Gomponenten  hervorgehen  können. 
Unter  ,jnittlerer  Lebensdauer**  versteht  man  (seit  Deparcieuz)  „die  Anzahl  Jahre, 
welche  der  Mensch  von  einem  gewissen  Alter  an  im  Durchschnitt  noch  zu  leben 
Aussicht  hat**  (Hopf  in  Kolb's  Statistik,  7.  Aufl.  S.  819).  also  auf  Grund  statistischer 
DuTchschnittserfahrung  (Wappäus'  „Vitalität**,  Bevölkerungsstat.  II,  15).  Andere  (so 
Wappäns)  verstehen  unter  „mittlerer  Lebensdauer*  einer  Bevölkerung  „die  Anzahl 
von  Jahren,  welche  durchschnittlich  ein  jeder  der  innerhalb  eines  Jahres  Verstorbenen 
durchlebt  hat**  (eb.  II,  1),  eine  Zahl,  welche  natürlich  stark  von  der  Geburtsziffer  und 
der  Kindersterblichkeit  beeinfiusst  wird,  also  vollends  nicht  unmittelbar  für  unsere 
Zwecke  brauchbar  ist  Unter  „wahrscheinlicher  Lebensdauer**  wird  die  Anzahl 
Jahre  yerstanden,  für  welche  in  einem  bestimmten  Lebensalter  die  Erlebenswahrschein- 
lichkeit Vf  Ist,  d.  h.  ebenso  gross,  als  die  Wahrscheinlichkeit,  alsdann  todt  zu  sein. 
Sie  ist  für  uns  hier  noch  weniger  rerwendbar.  Für  alles  Weitere  über  die  Termino- 
logie, die  Berechnungsmethodeu  und  deren  Werth,  die  Streitfragen  auf  diesem  Gebiete 
ist  auf  die  fachstatistische,  namentlich  auch  die  mathematisch-statistische  Litteratur 
(s.  o.  S.  140  u.  S.  482)  zu  verweisen.  S.  auch  tfii  die  Lirteraturgeschicbte  des  Gegen- 
stands (Sterblichkeitstafeln  u.  s.  w.)  Karup,  Handb.  d.  Lebensversicherung,  Leipzig 
1871,  2.  A.  1885,  Populäre  Behandlungen  des  Themas:  Hopf,  in  Kolb*s  Statistik, 
so  7.  A.  8.  812—826,  Rümelin  im  SchönbergVhen  Handb.,  Abb.  Bevölkerung,  I, 
3.  A.  S.  749 — 755  (über  Sterbetafeln  u.  Lebenswahrscheinlichkeiten,  wo  aber  nicht 
allen  Ausführungen  beizustimmen  sein  möchte).  Bei  beiden  mancherlei  statistische 
Daten.  Eingehende  statistische  Erörterungen  bei  Wappäus,  Bevölkerungsstat.  bes. 
Kap.  5  im  2.  B.,  mit  reichstem  Material  bis  Ende  der  50er  Jahre,  doch  auch  mit 
einzelnen  Ausführungen,  deren  Richtigkeit  nicht  unbestritten  ist  Westorgaard, 
Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilität. 

§.206.  —  2.  Die  ränmliobe  (örtliche)  Bewegung  der 
Beyölkernng  oder  die  WanderungeD.  Diese  zweite  Art 
der  BevölkernngsbewegUDg ,  durch  welche  der  Staud  und  die  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerungen  Aenderungen  erleidet,  ist  für 
die  yolkswirthschaftlicbe  Betrachtung  deshalb  noch  wichtiger,  als 
die  natürliche  Bewegung,  weil  sie  unmittelbarer  mit  volkswirth- 
sehaftlicben  Verhältnissen!  als  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen, 
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yerknüpft  ist.  Manches  in  Betreff  der  Einflüsse,  Abhängigkeits- 
verhältnisse, Zusammenhänge  liegt  hier  auch  sichtbarer  vor  Angeo 
oder  lässt  sich  wenigstens  leichter  aufdecken  und  festeteilen.  Frei- 
lich aber  keineswegs  Alles.  Verwaltungspolitische  Versuche,  in 
die  Bewegung  bewusst  regelnd  einzugreifen,  sind  auf  diesem  Ge- 
biete begreiflich  zahlreicher  gewesen  und  wichtiger  geworden,  als 
auf  dem  Gebiete  der  natürlichen  Bewegung.  Freilich  deswegen 
aber  auch  noch  nicht  immer  erfolgreicher,  da  auch  hier  mächtige 
Strömungen,  wie  in  den  grossen  Massenwanderungen,  sieh  geltend 
machen,  denen  gegenüber  die  regelnde,  vollends  die  kreuzende, 
hemmende  Verwaltungspolitik  nicht  immer  besondere  Erfolge  hat 
erzielen  können.  Im  zweiten  Theile  der  Grundlegung,  bei  der  Er- 
örterung der  socialen  Freiheitsrechte ,  wird  dies  weiter  untersucht 
werden. 

Für  die  statistische  Controle  und  Feststellung  der  inter- 
localen  wie  internationalen  Wanderungen  liegen  nun  eigenthümliche 
Schwierigkeiten  vor,  wie  sie  in  dieser  Weise  nur  in  geringem 
Maasse,  meistens  gar  nicht,  bei  der  natürlichen  Bewegung  vor- 
kommen. Sie  erklären  es,  dass  von  jeher,  aber  auch  heute  noch, 
ja  zum  Theil  gerade  heute  nach  Sitten,  Rechtsanschauungen,  Rechts- 
normen und  nach  den  jetzigen  Coromunicationsverhältnissen ,  die 
Statistik  der  Wanderungen  unvollständig  war  und  ist 

Diese  Schwierigkeiten  entspringen  offenbar  folgenden  Umständen:  die  öfifentlicHe 
Gewalt  und  ihre  Verwaltung  verfolgt  bei  der  Aufnahme  Zwecke,  welche  in  der  Bo- 
fOlkcrnng  unpopulär,  bei  den  Betrofienen  oft  unmittelbar  missliebig  sind  (Steuer-, 
Militär-,  polizeiliche  u.  dgl.  Zwecke),  deren  Erfüllung  mindestens  lästig  und  unbequem 
ist,  wie  die  Erfüllung  der  Meldepflichten,  oder  etwa  bestenfalls  Zwecke,  deren  Nutzen 
nicht  allgemein,  jedenfalls  nicht  immer  von  den  durch  die  Controlen  Betroffenen  ein- 
gesehen, noch  weniger  als  ein  Nutzen  fur  sie  selbst  empfunden  wird,  wie  doch  z.  B. 
im  Ganzen  bei  den  standesamtlichen  Meldunn^en  und  Acten.  Daher  spricht  hier  nicht 
nur  kein  eigenes  Interesse  for  die  regelmässige  Anmeldung  der  Wanderung  mit, 
sondern  dies  oft  oder  doch  das  vermeintliche  Interesse  dagegen.  Strafandrohungen 
für  unterlassene  An-  und  Abmeldungen  werden  zwar  nicht  immer  fehlen,  aber  theils 
müssen  sie  doch  mit  Bücksicht  auf  die  Verhältnisse  und  Anschauungen  sehr  MaasB 
halten,  wirken  daher  psychologisch  nicht  erheblich,  theils  kann  man  ihrer  Verwirk- 
lichung sich  zu  leicht  entziehen,  als  dass  sie  grössere  Bedeutung  erlangen  konnten. 
Zumal  die  Grundsätze  der  persönlichen  Freiheit  und  die  daraus  abgeleiteten  Rechts- 
normen, Anschauungen  und  Sitten  bei  unseren  modernen  Culturvölkern  und  im  „Zeit- 
alter des  Dampfes*'  nöthigen  auch  zum  Verzicht  auf  Controlen  und  amtliche  Auf- 
nahmen der  örtlichen  Bewegung  der  Bevölkerung,  vollends  etwa  um  bloss  statistischer 
Interessen  Willen.  Namentlich  die  Wanderungen  im  In  lande,  bei  denen  das  Gesagte 
meistens  in  besonderem  Maasse  gilt,  entziehen  sich  daher  der  fortlaufenden  Con- 
trole und  Aufualimc  auch  in  den  Ländern  strengeren  polizeilichen  Meldewesens  immer 
mehr  oder  weniger  und  sind  nur  nachträglich  in  ihrem  Ergebniss  durch  die  Volks- 
zählnngen,  die  Geburtsort-Aufnahme,  sicherer  zu  constatiren.  Bei  den  Wanderungen  ttber 
die  Grenzen,  bei  Aus-  und  Einwanderungen  brauchen  nicht  immer  dieselben  Rock- 
sichten  genommen  zu  werden  und  werden  sie  auch  nicht  genommen.  Allein  bei 
strengem  Passsystem  hat  man  dann  hier  mit  heimlicher  Grenzüberschreitung  (Boss- 
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land),  nit  Bestechung  der  CoDtrolorgane ,  bei  freiem  Verkehr,  wie  im  ganzen  West- 
and  Mittel-Europa  nnd  America,  auch  hier  wieder  mit  Unterlassung  Ton  An-  und 
Abmeldangen  zu  rechnen.  Nor  dnr  zufällige  Umstand,  dass  die  tlberseeische  Ma^en- 
108-  und  Einwandernng  eben  anf  Schifiäbeiintznng  angewiesen  ist  nnd  sich  auf  einige 
Ein-  and  Aosschiffb&fen  concentrirt,  ermöglicht  eine  bessere,  wenn  anch  keine  ganz 
lasreichende  Gontrole  nnd  Aufnahme  nnd  daher  eine  leidliche  Vollständigkeit  der 
Daten,  vobei  sich  dann  die  europäischen  Einschiff-  and  die  americanischen  Ansschiff- 
:ablen  gegenseitig  einigermaassen  controliren.  Innerhalb  des  europäischen  und  ameri- 
-4uuschen  Contineots  bei  Landverkehr  bleiben  die  Controlen  immer  mangelhaft,  die 
Wahlen  deshalb  lückenhaft. 

Bei  VergleichaDgen,  Schlüssen  und  BeweisfQhruD^en  mit  dem 
lirect  gewonnenen  statistischen  Material  über  Wanderungen  ist  daher 
regen  nnyoUkommener  Beschaffenheit  dieses  Materials  wiederum 
'orsicbt  geboten.  Gewöhnlich  steht  das  Material  an  Werth  und 
erwerthbarkeit  für  statistische,  volkswirthschaftliche  Fragen  hinter 
em  ans  den  Volkszählungen  indirect  für  Wanderungsstatistik 
bgeleiteten  zurück,  dient  aber  immerhin  zu  dessen  Ergänzung  nach 
inigen  Seiten.  Vomemlich  gilt  das  von  der  relativ  wohl  besten 
ierhergehörigen  Wanderungsstatistik ,  der  überseeischen  Massen- 
ns- und  Eiowanderung. 

Dieselbe  ist  begreiflich  im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  erst  ordentlich  organisirt 
d  erst  nach  und  nach,  mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Ans-  und  Einwanderung 
bst  und  in  Verbindung  mit  Gesichtspuoctcn  und  Maassregeln  der  Aus-  und  Ein- 
nderongspolitik  sowie  wegen  der  verh&ltnissmässigen  Leichtigkeit  der  Gontrole  an 
Q  Hafen  immer  besser  geworden,  so  auch  in  Deutschland.  Neben  der  Ermittlung 
r  Zahlen  erfolgt  hier  jetzt  gewöhnlich  auch  eine  Aufnahme  gewisser  Eigen- 
haften der  Aus-  und  Einwanderer,  Geschlecht,  Alter,  Civilstand,  Nationalität,  ört- 
be  Herkunft.  Familienverband,  Berufe  u.  dgl.,  was  für  die  Gewinnung  auch  des 
iblicks  in  die  wirthschaftlichen  und  socialen  Voraussetzungen,  Ursachen,  Folgen 
I  Phänomens,  namentlich  in  Verbindung  mit  dem  Zeitpunct  der  Wanderung,  wichtig 
Die  von  derjenigen  der  Gesammtbevölkerung  abweichende,  für  das  Auswande- 
gsland  in  Betreff  des  Productionsinteresses  ungünstigere,  für  das  Einwanderangs- 
d  günstigere  Geschlechts-  und  Altcrsvertheilung  unter  den  Auswanderern  ist  z.  B. 

Umstand,  welcher  für  die  volkswirthschaftliche  Beunheilung  der  Erscheinung  mit 

Gewicht  fällt  (s.  §.  225—227). 

Viel  unvollkommener,  weil  unvollständiger  ist  das  Material 
•  directen  inländischen  Wanderungsstatistik  auf  Grund  polizei- 
ler  Meldepflichten  und  laufender  polizeilicher  Controlen.  Viel- 
h  fehlt  es  an  diesen  Pflichten  und  Controlen  überhaupt  ganz, 
im  Allgemeinen  ausserhalb  Deutschlands  in  West-  und  Mittel- 
opa. Um  so  wichtiger  wird  hier  das  Volkszählnngsmaterial 
[  dessen  zweckmässige  Verarbeitung  zur  Verwerthung  für  die 
r  vorliegenden  statistischen,  administrativen,  volkswirthschaft- 
en,  socialpolitischen  Fragen  und  Interessen. 

In  dieser  Beziehung  liegt  vielerlei  Material  und  manche  treffliche  Bearbeitung 
ilben  jetzt  vor,  so  in  der  Geburtsstatistik  der  factischen  Bevölkerung.  Für 
volkswirthschaftliche  und  socialpolitische  Seite  der  Bevölkerungsfrage  ist  besonders 
tig^  zu  verfolgen,  wie  sich  unter  dem  Einfloss  der  Wanderungen,  und  zwar  hier 
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doch  auch,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  etwa  Irland,  Scandinayien,  weit  mehr  noch 
durch  die  inländischen  Wanderangen  als  durch  eigentliche  AnswanderoDg  die  Ge- 
schlechts-, Alters-,  Civil standsfertheilnng  verschoben  hat  und  best&ndig  ver- 
schiebt (Städte,  Grossstädte,  Industrie-  und  Montanbezirke,  die  massenweise  vom  Land 
und  aus  kleinen  Orten  Bevölkerung  an  sich  heranziehen,  anderseits  eben  das  pbUte 
Land,  Dörfer,  Kleinstädte).  Die  blossen  Zahlen  der  Yeränderung  der  Bevölkerung, 
der  verschieden  starken  Vermehrung,  lassen  hier  noch  gar  nicht  die  volle  Bedeutung 
dieser  Momente  erkennen.  Die  Veränderungen  und  Verschiedenheiten  der  Geschlecht»-, 
Alters-  und  Givilstandsvertheilung  müssen  dazu  erst  hinzugenommen  werden.  Sie 
erklären  dann  auch  wieder  erst  manche  andere  bevölkerungsstatistische  Verschieden- 
heiten, z.  B.  die  Verschiedenheiten  der  Geburts-,  Heiraths-,  Sterbeziffern,  welche  man 
sonst  vielleicht  gar  nicht  recht  erklären  kann  oder  falsch  erklärt,  wie  das  z.  6.  Rei- 
me lin  einmal  in  dem  hübschen  Aufsatze  über  Stadt  und  Land  an  einem  guten 
Beispiel  gezeigt  hat.    (S.  u.  §.  224  ff) 

Bei  allen  bevölkerungsstatistischen  Vergleichnngen  nach  Raum- 
grössen  (Ländern)  ist  endlich  auch  hier  wieder  die  schon  früher 
(S.  435)  ausgesprochene  Mahnung  wichtig,  nur  einigermaassen 
homogene,  daher  eben  allein  wirklich  vergleichbare  Gebiete  zu 
vergleichen,  somit  z.  B.  grosse,  mittlere,  kleinere  Staatsgebiete  je 
untereinander,  aber  nicht  oder  nicht  ohne  Weiteres  mit  solchen  der 
anderen  Gruppe,  wohl  aber  wieder  Provinzen  eines  Grossstaats 
mit  einem  Mittelstaate,  Kreise  beider  unter  sich  und  mit  eioem 
Kleinstaate  u.  dgl.  m.  Die  directe  Vergleichung  von  ganz  hete- 
rogenen GebietsgrOssen  führt  fast  noth wendig  irre. 

Trotzdem  kommt  sie  immer  noch  vor  und  dient  selbst  zu  Schlassziehnngen. 
Zum  Theil  freilich,  weil  die  amtliche  Statistik  sich  eben  an  die  politische,  admini- 
strative Eintheilung  für  die  practischen  Zwecke  anschliesst.  Sogar  in  der  vortreff- 
Uchen  genannten  neuesten  Arbeit  des  reichsstatistischen  Amts  werden  noch  mehrftch 
Reuss  ä.  L.,  Birkenfeld,  Lübeck  direct  mit  preussischen  Provinzen  und  Mittelstaaten 
verglichen  und  Schlüsse  aus  Verschiedenheiten  gezogen  1 

Es  ist  nach  dem  Allen  klar,  welche  grosse  Bedeutung  eine 
correcte  Bevölkerungsstatistik  und  die  nach  richtiger  Methode  an- 
gestellten Vergleichnngen  statistischer  Daten  und  Berechnungs- 
grössen,  sowie  die  daraus  gezogenen  Schlüsse  gerade  auch  fQr  die 
volkswirthschaftlichen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems  haben. 

Eine  ungemeine  Fülle  von  Einzelfragen  taucht  dann  hier  auf,  welche  sich  mit 
Hilfe  der  statistischen  Methode  mehr  oder  weniger  sicher  und  erfolgreich  behandeb 
lassen.  Das  ist  aber  natürlich  nur  in  monographischer  Ausftlhrlichkeit  in  Werken 
über  Bevölkerungsstatistik  selbst  möglich.  Hier  müssen  wir  uns  mit  der  Heraushebung 
einiger  wichtigerer  Fragen  und  Puncto  begnügen,  welche  für  eine  grundlegende 
Untersuchung  jener  volkswirthschaftlichen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems  nach  den 
früher  angedeuteten  Gesichtspuncten  (§.  198  —  200)  besonders  in  Betracht  kommen. 
Da  die  statistischen  Daten,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  aber  auch  für  viele  andere 
Fragen,  welche  in  dieser  Grundlegung  und  in  den  Theilen  der  Praktischen  VoUs- 
wirUischaftslehre  und  der  Finanzwissenschaft  behandelt  oder  doch  berührt  werden, 
wichtig  sind,  ist  Manches  auch  mit  Rücksicht  darauf  in  folgendem  Abschnitt  etv»s 
eingehender  behandelt  worden,  immer  aber  wesentlich  nur  das,  was  mit  der  volks- 
wirthschaftlichen Seite  zusammenhängt. 
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2.  Abschnitt. 

BeyOlkerangsstatistisehe  Ergebnisse. 

I.  —  §.  207.  Die  mögliche  und  die  thatsächliche 
natürliche  Bevölkerangsvermehrnng. 

Die  Materialien  sind  thanlichst  aus  neuerer  und  neuester  Zeit  und  wesentlich 
nur  aus  europSischen  Lindem  genommen,  da  wir  es  hier  doch  vomemlich  mit  dem 
heutigen  europäischen  Betölkerungsproblem  zu  thun  haben.  Die  meisten  stammen 
aus  der  genannten  reichhaltigen  vergleichend -statistischen  Arbeit  des  reichsstatist. 
Amts  (B.  44),  mit  Erginzungen  aus  älteren  Arbeiten  (so  im  Jnliheft  1879  der  Monats- 
hefte, aber  die  Yolkszahl  der  deutschen  Staaten  seit  IS  16),  auch  aus  dem  reichsstat. 
Jahrbuch  und  anderen  Jahrbüchern  und  amtlichen  Quellen  bis  in  die  letzte  Zeit 
hinein.  In  jener  reichsstatistischen  Arbeit  sind  nicht  nur  für  die  deutschen  Staaten, 
sondern,  soweit  das  Material  ?orlaff,  auch  für  wichtige  fremde,  allerdings  aus- 
schliesslich europäische,  viele  Daten  bis  1841  zurück  und  bis  1885/86  hin  mitgetheilt: 
besseres,  einen  längeren  Zeitraum  und  mehr  Länder  umfassendes  Material,  als  es 
bisher  für  derartige  vergleichende  statistische  Untersuchungen  benutzt  werden  konnte. 
Für  die  Periode  bis  etwas  über  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  (in  die  50er  Jahre 
hinein)  bildet  auch  hinsichtlich  des  Materials  Wappäus'  sorgfältiges  Werk  noch 
immer  die  beste,  wenn  auch  secundäre  Quelle,  die  hier  auch  benutzt  wurde.  Einzelne 
neueste  Daten  sind  auch  dem  zuverlässigen  Gothaer  Hofkalender  und  Jahrbuch  mit- 
unter entnommen  worden.  Erst  Detaiiuntersuchungen  über  einzelne  Länder  können 
freilich  Manches  genauer  aufklären.  Vgl.  die  von  Neu  mann  (Tüb.)  herausgegebenen 
werth vollen  „Beiträge  zur  Geschichte  der  Bevölkerung  in  Deutschland  seit  Anf.  d. 
19.  Jahrhunderts'*,  bes.  B.  1  von  v.  Bergmann,  B.  2  von  Markow.  Ferner  ftlr 
Oesterreich  Hainisch,  Zukunft  der  Deutsch-Oesterreicher,  Wien,  lSd2. 

Fttr  die  oatttrliche  VermehrnDg  der  BevölkeruDg  sind  physio^ 
logische  und  sociale  Factoren  (darunter  auch  ethische,  Cultur-, 
SittcD-,  politische,  Rechts-,  wirthschaftliche  psychologisch  wirkende  in- 
begrifieo)  maassgebend.  Dieersteren  entscheiden  Aber  die  mOgliche 
maximale  Vermehrnng,  daher  Aber  das  maximale  jährliche  Ver- 
mehmogsprocent  und  davon  abhängig  über  die  minimale  Länge  der 
Verdopplongsperiode  durch  Ueberscbuss  der  Geborenen  über  die  Ge- 
storbenen. Die  letzteren,  die  socialen  Momente,  bestimmen  die  Ab* 
weichungen  der  Vermehrung  von  jenem  physiologisch  möglichen 
Maximum  und  somit  die  thatsächliche  Vermehrung.  Wir  fassen 
zunächst  das  physiologisch  mögliche  Maximum  fttr  die  Menschheit 
überhaupt  ins  Auge.  Dabei  wird  allerdings,  soweit  es  sich  um  sta- 
tistische Daten  handelt,  wesentlich  nur  mit  Erfahrnngen  aus  der  euro- 
päischen Menschheit  und  deren  Abkömmlingen  operirt.  Dass 
auch  unter  dieser  und  vollends  unter  der  gesammten  Menschheit 
eine  natürliche  Differenzirung  auch  in  Bezug  auf  „physio- 
logisch-mögliche^'  Vermehrnngsfäkigkeit,  unter  Natureinflüssen, 
wie  Klima,  Race,  Nationalität,  Stammesart,  vielleicht  auch  der 
Ernährungsweise  und  der  psychisch  geistigen  Gesammtentwicklung 
stattfinden  mag,  braucht  nicht  bestritten  zu  werden,  lässt  sich  aber 
hier  nicht  näher,  und  mit  den  vorhandenen  Erfahrungsthatsachen  über- 
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haupt  noch  nicht  genügend  sicher  verfolgen.  Der  etwaige  Einfloss 
solcher  Factoren,  so  derjenige  mir  wahrscheinliche  und  statistisch  wohl 
hervortretende  der  Nationalität,  des  Stammes  ist  von  demjenigen 
der  mancherlei  socialen  Momente  schwer  zu  trennen,  kommt  aher 
allerdings  möglicher  Weise  in  der  thatsächiichen  Gestaltung 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  mit  zur  Geltung.  Das  Problem 
der  y^pbysiologisch-möglichen'^  Bevölkerungsvermebrung  bat  übrigens 
auch  noch  eine  specielle  mehr  practische  Bedeutung  für  die  Be- 
völkerungsfrage innerhalb  einer  s  ocial  istisch  enVolkswirtbschafts- 
organisation,  in  welcher  die  heutigen  hemmenden  socialen  Factoren 
nicht  oder  doch  weniger  wirken  würden,  während  es  fraglich  bleibt, 
ob  sie  durch  andere  genügend  ersetzt  würden. 

A.  —  §.  208.  Physiologisch  mögliche  Vermehrung. 
Die  natürliche  Vermehrung  der  Bevölkerung  hängt,  rein  physio* 
logisch  betrachtet,  oflFenbar  von  folgenden  fünf  Factoren  ab:  1)  von 
der  Zahl  der  Frauen  im  gebärfähigen  Alter  in  der  Bevölkerung; 
2)  von  der  Zahl  der  fruchtbaren  Frauen  hierunter;  3)  von  der 
Höhe  der  Qeburtsfrequenz,  d.  b.  von  der  Zahl  der  Geburten,  welche 
eine  Frau  durchschnittlich  während  ihres  gebärfähigen  Alters 
leistet,  bzw.  nach  physiologischer  Auffassung  wahrscheinlich  leisten 
kann;  4)  von  der  Zahl  der  Kinder,  insbesondere  der  wenigstens 
etwas  lebensfähigen,  daher  einige  Zeit  lebenden  Kinder,  welche 
auf  einen  Geburtsact  durchschnittlich  fallen;  5)  von  der  Grösse 
der  Sterblichkeit.  Je  grösser  die  Zahlen  für  No.  1,  2,  3,  4  und 
je  kleiner  die  Zahlen  für  No.  5  sind,  desto  grösser  wird  die  natür- 
liche Vermehrung.  Mit  den  vorhandenen  Materialien  lässt  sich  nun 
erfahrungsmässig  für  unsere  europäischen  und  einige  andere  Völker, 
die  von  jenen  abstammen,  statistisch  feststellen,  welche  Zahlen* 
Verhältnisse  für  No.  1,  3,  4,  5  sich  in  der  Wirklichkeit  und  bei 
grösseren  Bevölkerungsmengen,  die  allein  hier  statistisch  in  Be- 
tracht kommen  und  etwas  beweisen,  finden.  In  Anknüpfung  hieran 
und  unter  Benutzung  anderer  Erfahrungsthatsaehen ,  zum  Theil 
auch  statistischer,  kann  man  mit  einiger  Sicherheit,  wiederum 
wenigstens  für  grössere  Bevölkerungen,  ableiten,  welche  Grösse 
als  Maximum  für  No.  1,  3,  4  und  als  Minimum  für  No.  5  an- 
genommen werden  darf.  Am  Wenigsten  sicher,  mangels  genügender 
statistischer  Aufnahmen  und  Daten,  ist  die  Beantwortung  der  No.  8 
betreffenden  Frage.  Einigermaassen  lässt  sich  aber  so  doch  er- 
mitteln, welches  das  physiologisch  mögliche  Maximum  und 
weiter  das  auch  thatsächlich  noch  für  etwas  grössere  Volks- 
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zahlen  unter  besonders  gflnstigen  Umständen  mögliche  Maximum 
der  natürlichen  Volksvermehrung  sein  möchte.  Es  bewegt  sich 
muthmaasslieh  um  3%  der  Bevölkerung  herum,  ich  möchte  es 
auf  Grund  der  im  Folgenden  (§.  204—213)  augestellten  Unter- 
suchungen auf  c.  2.8  ^/o  veranschlagen  (vgl.  bes.  §.  213). 

Die  betreSende  Frage  ist  öfters  in  der  Berölkeriingsstatistik  erörtert  worden,  s. 
schon  J.  G.  Ho ft mann,  in  dem  Anfs.  tlber  die  Besorgnisse,  welche  die  Zunahme 
der  Bevölkerung  erregt,  in  der  Sammlung  kl.  Schriften  staatswirthscb.  Inhalts,  Berl. 
1843,  S.  r^OÜ'.,  bes.  S.  84,  ders.  über  die  Grenzen  des  Wachsthams  der  Bevölkerung 
in  den  christlichen  Staaten  Europas,  im  Nachlass  kl.  Schriften,  Berl.  1847,  bes. 
S.  202.  Zum  Theil  im  Anschluss  an  ihn  namentlich  dann  Wapp&us  I,  90 £  und 
dazu  die  Noten  S.  121  ff.  Er  fonnulirt  die  einzelnen  Puncto  aber  etwas  anders,  über- 
sieht den  Punct  No.  2  und  behandelt  das  ganze  Problem  auch  sonst  abweichend. 
S.  ferner  Ramelin.  Reden,  1.  Folge  S.  dl2ff. 

§.209.  Ausführungen  zu  den  einzelnen  fünfPuncten. 

Zu  No.  1:  Nach  Klima,  Race  u.  dgl.  schwankt  bekanntlich  An- 
fang, Ende  und  Dauer  des  gebährfähigen  Alters  der  Frauen. 
Mit  Ho  ff  mann  und  Wappäus  u.  A.  eine  Dauer  von  29  Jahren 
(bei  uns  vom  17. — 45.8ten  incl.)  durchschnittlich  anzunehmen, 
möchte  auch  für  das  physiologische  Maximum  zu  hoch  gegriffen 
sein.  Die  Frauen  dieses  Alters  schlagen  beide  auf  nahe  20^0  der 
Bevölkerung  in  unseren  Ländern  an,  was  annähernd  mit  neueren 
Daten  stimmt.  RUmelin  u.  A.  nehmen  wohl  richtiger,  mindestens 
für  unsere  Bevölkerungen,  nur  c.  22  Jahre  Dauer  der  Gebähr- 
fähigkeit an  (etwa  19 — 41);  die  Frauen  dieses  Alters  betragen  etwa 
16.5%.  Die  durchschnittliche  Dauer  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
bei  uns  schätzt  Rümelin  auf  nur  12  —  13  Jahre. 

In  der  gen.  reichsstatist.  Arbeit  wird,  um  Süd-  und  Nordenropa  gleicher  Weise 
zu  berücksichtigen,  das  gebährfähige  Alter  mit  über  15  —  50  Jahre  angenommen 
(EinL  3,  54).  Im  Deutschen  Reich  standen  im  Mittel  7on  1872 — 80  in  diesem  Alter 
von  1000  weiblichen  Personen  492.2,  in  dem  von  20—45  350.3,  ?on  15—45 
442.8,  was  ziemlich  jener  Annahme  von  Wappäus  entspricht  In  WestOsterreich  war 
der  Promillesatz  der  Frauen  von  15—45  Jahren  1871 — 80  452.7,  in  Frankreich 
1872  —  80  448.4.  Nach  den  allerdings  nur  wenigen  vorliegenden  Daten  über  das 
Alter  der  Mutter  bei  der  Niederkunft  (s.  B.  44  d.  Keichsst.  S.  178  der  Tabellen)  ist 
die  Zahl  der  Geburten  von  Frauen,  insbesondere  verheiratheter ,  im  Alter  von  über 
45 — 50  Jahren  sehr  klein,  in  einigen  deutlichen  Kleinstaaten  auf  1 00  letzterer  Frauen 
1.3,  in  einigen  nordischen  Lindern  1.3,  2.4,  2.7,  4.3  (Norwegen),  bei  verheiratheten 
Müttern  von  über  50  J.  ganz  verschwindend  (in  jenen  deutschen  Staaten  O.Ol,  Nor- 
wegen 0.06  Vo)i  ^öi  verheiratheten  Müttern  von  40 — 45  aber  allerdings  doch  noch 
10.2  in  deutschen,  12  —  18.7Vo  i^  scandinavischen  Ländern.  In  der  Altersclasse 
15 — 20  sind  die  Frauen  natürlich  viel  fruchtbarer  (in  jenen  deutschen  Staaten  kommen 
auf  100  verheirathete  Frauen  59.3,  in  Dänemark  sogar  72.9  ®/o  Niederkünfte).  Klein 
ist  nur  bei  uns  und  doch  ziemlich  überall  die  Zahl  der  in  diesem  Alter  schon  ver- 
heiratheten Frauen  (im  Deutschen  Reich  1872 — 80,  1.7,  Max.  Prov.  Posen  4,1,  auch 
West-Oesterreich  1.9,  England,  Schottland  2.7,  selbst  in  Italien  nur  4.5,  Frankreich 
6.1,  Griechenland  10.5,  Galicien  u.  Bukowina  9.9,  Reichsstat.  B.  44,  Tab.  S.  116, 
122),  was  natürlich  zu  beachten  ist,  wenn  es  sich  um  die  unter  unseren  socialen 
u.  8,  w.  Verhältnissen  mögliche  Geburtsziffer  und  die  davon  abhängige  Volks- 
vermehrung  handelt 
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Zu  No.  2:  Genaue  statistische  Daten  über  Unfruchtbar- 
keit der  Ehen  sind  wenige  vorhanden  (n.  a.  ans  Frankreich). 
Aber  dass  für  unsere  Frage  mit  diesem  Umstand  der  Unfrucht- 
barkeit vieler  Frauen  zu  reebnen  ist,  folgt  doch  wohl  aus  der 
notorisch  nicht  unerheblichen  Zahl  kinderloser  Eben. 

Yon  diesen  steht  es  ja  freilich  dahin ,  wie  weit  die  Ursache  in  der  Fran  oder 
in  dem  Manne,  bz.  in  dem  concreten  Ehemanne  in  Bezng  anf  die  concreto  Ehefrau 
liegt,  fem  er,  ob  die  bisher  kinderlose  Ehe  es  danemd  bleibt  Aber  wenn  man,  wohl 
gegen  die  Wirklichkeit  nnd  geicen  medicinische  Ansichten,  selbst  nnr  die  Hälfte  der 
Fidle  unfruchtbarer  Ehen  auf  Bechnnng  der  Frau  setzt,  etwa  mit  anter  der  hier  anck 
nicht  zn  übersehenden  Annahme,  dass  man  vielleicht  einen  Theil  der  nnfrochtbaren  Ehei 
anf  zu  sp&tes  Heirathen  ?on  Frauen  in  unseren  socialen  Verhältnissen  schieben  muss,  so 
bleibt  doch  immerhin  für  die  hier  behandelte  Frage  mit  diesem  Umstand  weiblicher 
Unfruchtbarkeit  zu  rechnen.  Nimmt  man  mitRümelin  (a.  a.  0.  S.  314)  an,  dass  '/t 
der  gebährföhigen  Frauen  unfruchtbar  seien,  so  würde  die  Quote  der  nach  Wapp&os  m 
die  Progenitur  in  Betracht  kommenden  Frauen  f  on  20  sinken  auf  c.  1 7  7o«  ^eoD  man 
die  Fälle  alle,  auf  18 — 19,  wenn  man  sie  zur  Hälfte  auf  Rechnung  der  Frau  setzt 
Kach  der  niedrigeren  Annahme  der  Dauer  der  Oebährf&higkeit  von  22  Jahren  ergäbe 
sich  hiemach  aber  nur  eine  Quote  von  c.  14.1,  bzw.  von  c.  15.37o* 

§.  210.  Fortsetzung.  Näheres  über  die  Geburts- 
frequenz. 

Zu  No.  3:  Auch  bei  der  Frage  nach  der  möglichen 
durchschnittlichen  Zahl  der  Geburten  (Niederkünfte)  können  die 
vorliegenden  statistischen  Daten  nicht  unbedingt  entscheiden,  da 
die  statistisch  ermittelte  Fruchtbarkeit  der  jetzigen  gebährendeo 
Frauen,  speciell  in  der  Ehe,  eben  auch  das  Ergebniss  unter  unseren 
socialen  Verhältnissen  ist,  so  dass  man  unvermeidlich  hier  auf 
gewisse  Conjecturen  angewiesen  wird. 

Mit  Physiologen  und  Statistikern  wie  Wappäus  wird  man 
es  für  möglich  halten  können,  dass  eine  gesunde  und  auch  bei 
zahlreichen  Geburten  gesund  bleibende  —  eben  eine  schwer  zu 
erledigende  Frage!  —  und  selbst  stillende  (daher  schwerer  con- 
cipirende)  Frau  allerdings  alle  2  Jahr  während  ihrer  Periode  der 
Gebährfähigkeit  gebähren  kann.  Darauf  hin  hat  man  auch  eine 
Geburtsfrequeez  von  10®/o  der  Bevölkerung  (bei  20  ^/o  Frauen  in 
dem  genannten  Alter)  als  „physiologisch  möglich^'  bezeichnet,  wenn 
das  auch,  wie  Wappäus  (I,  91)  selbst  meint,  „aus  Gründen,  die 
eben  in  den  socialen  Verhältnissen  civilisirter  Länder  liegen''» 
thatsächlich  sicher  bei  Weitem  nicht  erreicht  werden  würde.  Man 
muss  aber  auch  schon  behaupten,  dass  eine  solche  Frequenz  in 
irgend  etwas  grösseren  Bevölkerungen  überhaupt  nicht,  jeden- 
falls nicht  auf  irgend  einige  Dauer  und  auch  schwerlich 
bei  uncivilisirten  Völkern,  vorkommen  kann,  vielmehr  für  Durch- 
schnittsverhältnisse auch  schon  physiologisch  nicht 
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möglich  erscheint;  weil  sie  an  sanitäre,  medicinische  und 
anderweite  rein  natürliche,  physiologische  Voraussetzungen 
gebunden  wäre,  die  sich  nur  sehr  unwahrscheinlich  allgemein  er- 
ftillen  können.  Auch  mit  Kücksicht  auf  die  Unfruchtbarkeit  vieler 
Frauen  mtisste  ohnehin  die  Zahl  10  auf  9%  und  vermuthlich  dar- 
unter, nach  der  obigen  Annahme  einer  tiberhaupt  kleineren  Quote 
der  gebährfähigen  Frauen  noch  erheblich  mehr,  auf  7  —  8  und 
darunter,  und  endlich  wegen  der  angedeuteten,  mutbmaasslich 
auf  die  Dauer  allein  möglichen  weiblichen  Qeburtsleistang  auf 
noch  ansehnlich  weniger  herabgemindert  werden.  Ich  möchte  die 
Wappäus'sche  Annahme  von  5%  Geburtsfrequenz,  die  er  nur  fUr 
die  „Zustände  des  Lebens  in  Gultursstaaten''  als  Maximum  annimmt, 
auch  fast  für  das  richtigere  dauernde  physiologische  Maximum, 
wenigstens  für  Völker  unserer  Racen  und  Klimata,  ansehen,  jeden- 
falls nur  wenig  mit  der  Ziffer  höher  geben,  vielleicht  bis  auf 
6%  oder  ein  Geringes  darüber  allerhöchstens. 

Die  statiätiftcheD  Thatsachen  ans  neuerer  Zeit  ergeben  Folgendes  (nach  B.  44 
der  BeichBstatistik).  Die  Gebnrtsziffer  für  die  ganze  Bevölkerung  —  allerdings  nach 
dem  Froheren  (S.  484)  kein  ganz  correcter  Vergleichongsmaassstab  —  berechnet, 
war  in  zehnjährigen  Durchschnitten  (bei  einzelnen  Ländern  in  Theilen  einer  solchen 
Periode)  (B.  44  der  Reicbsstat,  £inl.  S.  11  und  daza  gehörige  Tabellen)  anf  1000 
der  mittleren  Befölkerong  incl.  Todtgeborene  (bei  Gr.-Britannien  und  Rossland  excl.^): 

Tab.  I.    Geburtsfrequenz  verschiedener  Länder. 
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Die  Maximaliahre  sind  beim  Deutschen  Keich  1876,  West-Oesterreich  1873, 
Galicicn  1864,  Italien  (nur  aus  1863—80)  1876,  Frankreich  (immer  ohne  Elsass- 
Lothringen  gerechnet)  1841,  Gr. -Britannien  (ohne  Irland,  bis  1860  ohne,  dann  mit 
Schottland)  1876,  Bussland  (ohne  Polen  und  Finnland,  aber  nur  aus  1867—80)  1878, 
Belgien  1841  und  1874,  Norwegen  1859.  Die  Minimaljahre  sind  beim  Deutschen 
Reich  das  erste  1855  (niedriger  als  selbst  1847  und  1848  mit  84.61  und  34.71), 
das  zweite,  das  durch  den  Krieg  naturgemäss  einen  starken  Ausfall  gebende  J.  1871 

')  Die  Ziffern  stimmen  dbrigens  in  den  7erschiedenen  Publicationen  des  reichs- 
Statist  Amts  in  den  Decimalen  nicht  immer  ganz  aberein,  fgl.  B.  44  £inl.  S.  11, 
Tab.  S.  3,  Jahrb.  1888  S.  14. 

*)  In  einem  einzelnen  Jahre  der  ganzen  Periode. 
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(1870  40.09,  1872  41.09),  West-Oesterreich  das  erste  1855,  zweite  1848,  Galicien 
das  erste  1855,  das  zweite  1848,  Italien  1880,  Prankreich  1880  (zunächst,  zwischen 
1841—80,  dann  1S55  mit  25.9,  1847  mit  26.2),  das  zweite,  das  Kriefcsjahr  1S71 
(1870  26.7,  1872  27.9,  wie  18t)l,  Masmam  seitdem),  Gr.-Britannien  1847,  RassUnd 
1878  (Ttlrkenkrieg,  sonst  47,9  In  1868  und  1881),  Belgien  1847  (zonichst  dann  1846 
mit  28.9,  1849  mit  29.0,  1855  29.8),  Norwegen  1869. 

In  den  einzelnen  Gebietstheilen  dieser  Länder  zeigen  sich  natürlich  grosse  Ver- 
schiedenheiten der  Durchschnitte,  der  Mazima  und  Minima.  Unter  den  preassischea 
Profinzen  haben  nach  dem  10 jähr.  Durchschnitt  die  östlichen,  z.  Th.  slaTischea 
Provinzen  das  Maximum,  so  Posen  1871—80  46.22  (Min.  1851—60  43.46),  Prenssca 
1861—70  46.08  (wenig  geringer  in  den  drei  anderen  Decennien),  Ostpreussen  1851  bis 
60  44.70;  dagegen  das  Minimum  Schleswig -Holstein  1841  —  50  32.8,  Hannorer 
1841  —  50  82.17  (in  beiden  seitdem  Steigerung  jahrzehntweise).  Die  Mazima  nack 
einzelnen  Jahren  und  pronnzweise  finden  sich  in  Ostpreussen  mit  52.65  in  1849 
(nach  18481  und  nach  vorausgehendem  Minimum  in  der  ganzen  Periode  in  1848, 
nach  der  Theuerung  von  1847,  mit  34,75,  in  1850  wieder  46.37),  in  Westpreussen 
ebenfalls  in  1849  mit  50.51  (in  1848  auch  nahezu  das  Minimum  der  Periode  mit 
89.79,  noch  etwas  kleiner  nur  im  Kriegs  jähre  1871  mit  89.41).  In  Posen  war  das 
Maximum  in  1845  49.19,  1849  47.87  und  wiederum  nach  dem  Kriege  in  den  70  er 
Jahren  zwischen  47 — 48  und  i.  J.  1875  48.03.  Auch  in  Berlin,  dessen  Verhältnisse 
nach  seiner  Bevölkernngsgliederung,  besonders  seiner  Alterszusammensetzung  aber 
nicht  unmittelbar  eine  Vergleichung  gestatten,  ist  in  einzelnen  Jahren  die  Gebarts- 
ziffer  von  40  öfters,  von  45  auch  noch  überschritten  und  ein  Maximum  von  47.0S 
in  1876  vorgekommen  (Mitte  der  80  er  Jahre  dagegen  nur  c.  86).  Auch  in  Schlesien 
wird  43 — 44  erreicht,  in  Westfalen  44  einmal  Oberschritten,  in  Rheinland  43,  aber 
die  Durchschnitte  bleiben  niedriger,  und  die  hohen  Zahlen  bilden  hier  and  in  den 
anderen  Provinzen ,  wo  40  kaum  einmal  erreicht  wird ,  die  Ausnahme.  In  Bayern 
kommen  zeitweise  die  hohen  Zahlen  von  45  und  darüber  in  der  Mitte  der  70  er  Jahre 
in  den  nicht-fränkischen  rechtsrheinischen  Provinzen,  also  im  eigentlichen  AU-  oder 
Südbayern,  vor  und  wird  1871  —  80  hier  ein  Durchschnitt  von  43.41  erreicht,  aoch 
in  der  Pfalz  findet  sich  1876  das  Maximum  von  44.77.  K.  Sachsen  zeigt  hohe  und 
steigende  Decennial- Durchschnitte,  1871^80  mit  44.69,  Maximum  1876  mit  47.27, 
Würtemberg  ähnlich  bz.  44.76  (1871—80)  und  47.16  (1875).  Niedriger,  durchschnitt- 
lich unter  40,  bleiben  Baden,  Hessen  und  die  übrigen  Mittel-  und  Kleinstaaten,  in 
denen  nur  ausnahmsweise  40  erreicht  wird  (einzehmn  thüringischen),  mehrfach  35  ein 
Maximum  bildet.  Doch  sind  die  Zahlen  dieser  Gebiete  wegen  ihrer  Kleinheit  und 
specifischen  Verhältnisse  nicht  direct  vergleichbar.  Jedenfalls  ist  auch  in  Deutsch- 
land dem  starken  Tempo  und  der  grossen  Geburtsfrequeuz  nach  dem  französisches 
Kriege,  besonders  Mitte  der  70er  Jahre,  ziemlich  überall  wieder  eine  erhebliche 
Abnahme,  wenn  auch  mit  Schwankungen,  gefolgt  (s.  u.  §.  218  ff.). 

Die  hohen  Frequenzen  von  45 — 50  und  darüber,  wenigstens  in  den  einzelnen 
Jahren,  und  in  Landestheilen  selbst  von  der  Grösse  preussischer  Provinzen  und 
deutscher  Mittelstaaten  zeigen,  dass  man  osteuropäischen  (galicischen ,  russischen), 
slavischen  hohen  Frequenzzablen  doch  vielleicht  nicht  ganz  mit  dem  Misstrauen  gegen 
ihre  Richtigkeit  begegnen  darf,  welches  sich  zunächst  bei  ihrem  Anblick  wohl  ein- 
stellt und  bei  der  Unzoverlässigkeit  der  Statistik  wenigstens  in  Russland  wohl  nicht 
von  vornherein  unberechtigt  ist.  Für  das  mittlere  und  das  östliche  Russland  wird  in 
Durchschnitt  von  1871  —  80  bei  den  nach  dem  Familienstand  unterschiedenen  Neu- 
geborenen sogar  eine  Frequenz  von  50.4  und  bzw.  53.4  berechnet  (Reichsstat  B.  44, 
Tab.  I.  S.  64  und  Note  S.  70).  Finnland  zeigt  geringere  Frequenzen  (fast  immer  unter 
40),  Ungarn  (i.  w.  S.)  aber  auch  im  neueren  Durchschnitt  über  43,  mit  Jahres- 
Maximum  von  45 — 46,  Serbien  auch  40—41  und  44 — 45  im  längeren  Durchschnitt 
46-— 47  in  einzelnen  Jahren,  Rumänien  und  Griechenland  dagegen  bleiben  (wenn  die 
Daten  correct  sind,  was  in  Griechenland  und  früher  wohl  auch  in  Rumänien  zu  be- 
zweifeln ist),  jenes  mit,  dieses  ohne  Todtgeborene,  unter  30,  doch  weisen  die  letzten 
Jahre  auch  in  Rumänien  meist  35 — 37  auf.  —  Dass  die  französische  niedrig« 
Geburtsfrequenz  doch  ziemlich  allein  steht,  auch  nicht  etwa  romanischen  Völkern 
heute  zu  Tage  eigonthümlich  ist  zeigt  schon  der  Vergleich  mit  Italien,  auch  mit  dem, 
allerdings  zu  mehr  als  der  Hälfte  germanischen  Belgien.    Aber  auch  Spanien  hst 
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eine  Darchschnittsfrequenz  (1861 — 70)  von  3S.1,  mit  Jahresschwanknngen  nur  zwischen 
39.7  und  35.7,  Bomänien,  wenn  man  es  mit  als  romanisch  gelten  lassen  will,  zeigt 

i'etzt,  wo  ?ennutblich  die  Daten  erst  vollat&ndiger  sind,  die  höhere,  Italien  gleich 
[ommende  Frequenz.  Bloss  Irland  nnd  Griechenland  haben  ähnlich  niedrige  Geborts- 
freqneoz  wie  Frankreich,  Irland  (ohne  Todtgeborene)  im  Durchschnitt  26.3 — 26.5,  in 
den  SO  er  Jahren  nnr  noch  23  —  24.  Neben  bekannten  anderen  hier  mitspielenden 
Momenten  anch  wohl  der  Alterszusammensetzung  der  Bevölkerung,  und  unter  der 
Annahme,  dass  die  irischen  Daten,  welche  fOr  unvollständig  gelten,  doch  nicht  gar  zu 
sehr  hinter  der  Wirklichkeit  zurackbleiben  —  keltische  Verwandtschaft  mit  Frankreich? 

Nach  allen  diesen  Daten  wird  man  eine  Geburtsfreqnenz  von 
45 — 50  Promille  der  Gesammtbevölkerung  allerdings  auch  für  etwas 
längere  Perioden  im  slavischen  Osten  als  erreichbar  und  tbatsäch- 
lieh  erreicht  ansehen  dürfen,  in  der  continentalen  und  grossbritannischen 
germanischen  und  in  der  romanischen  Bevölkernng  Europas,  ausser- 
halb Frankreichs,  von  35 — 40,  in  der  nordgermanischen  von 
30  —  35,  wobei  die  höhere  Grenzziffer  etwa  mit,  die  niedrigere 
ohne  Todtgeborene  anzunehmen  wäre.  Ich  bezweifle  auch  nach 
diesen  Thatsachen,  ob  eine  höhere  Geburtsfrequenz  als  50 — 60, 
höchstens  noch  ein  wenig  darüber  als  „ physiologisch-mög- 
lich e'*  angenommen  werden  darf. 

Die  erwähnten  Thatsachen,  die  hohe  slavische,  die  bei  uns  in 
günstigen  Jahren  stark  und  rasch  steigende  Frequenz,  ein  wichtiger 
Punct  in  der  Schwankungsstatistik,  auf  welchen  wir  noch  zurück- 
kommen (§.  217  ff ),  zeigen  aber  auch,  wie  selbst  unter  socialen 
Verhältnissen  der  Gegenwart  —  oder  gerade  hier  werden  die 
Socialisten  auf  dem  Boden  ihrer  petitio  principii  sagen  —  das 
physiologische  Maximum  der  Frequenz  trotz  eines  so  bedeutenden 
Theils  lediger  und  nicht  gebährender  Frauen  gar  nicht  so  sehr 
stark  unterschritten  und  bei  gewissen  Anreizungen,  wie  in  günstigen 
Jahren,  ihm  sofort  erheblich  näher  gekommen  wird,  was  genug 
zu  denken  giebt. 

Hält  man  sich  anch  hier  an  die  an  sich  correctere  Berechnung 
der  Geburtsfrequenz  nach  der  Anzahl  der  Geburten  (Geborenen), 
welche  nicht  auf  die  ganze  Bevölkerung,  sondern  auf  die  An- 
zahl der  Frauen  im  gebährfähigen  Alter  fallen,  so  er- 
geben sich  nicht  ganz  dieselben,  aber  doch  ähnliche  Unterschiede 
nnd  Reihenfolgen  der  Geburtsfrequenzen  der  Länder  oder  Völker, 
wie  bei  der  vorausgehenden  üblichen  Berechnungsweise.  Man  ge- 
langt auch  hier  zu  einer  auf  die  ganze  Bevölkerung  berechneten 
physiologisch  möglichen  Maximal-Geburtsfrequenz,  welche  von  dem 
obigen  Anschlag,  freilich  unter  gewissen  hypothetischen  Annahmen, 
nicht  allzuviel  abweicht. 

S.  Beichsstat.  B.  44.  EinL,  S.  9,  10,  Tab.  S.  76,  77. 
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Die  weibliche  BevOlkerang  zwischen  15  nnd  50  Jahren  kann  aof  c.  25*/«  der 
Gesammtbevölkernng  feranschlagt  werden.  Die  Gebarti>£reqaenz  (incl.  Todtgeboreoe) 
war  im  Deutschen  Reich  1872 — SO  164  Promille,  auf  alle  diese  Frauen,  293  auf  die 
yerheiratheten ,  SO  auf  die  unverheiratheten  (uneheliche  Kinder),  mit  SchwankuDgea 
dieser  drei  Daten  in  den  einzelnen  Jahren  zwischen  bzw.  170  und  158,  30  und  29, 
308  und  276,  und  mit  Schwankungen  nach  Promzen.  Pronnztheil- Gruppen,  Mittel- 
staaten zwischen  bzw.  204  (Rg.-Bz.  Arnsberg)  und  145  (Hannover  und  Elsass-Lothriogeii, 
1 35  Mecklenb.-Schwerin),  von  kleineren,  nicht  genau  fergieich baren  Gebietstheilen  ab- 
gesehen, in  der  Gesammtfrequenz,  38  (unehel.  Frequenz),  (Rg.-Bz.  Breslau  nnd  Liegnitz) 
und  9  (Etg.-Bz.  Mtlnster  und  Minden),  351  (eheliche  Frequenz)  (Rg.-Bz.  DOsseldorf) 
und  256  (Hannofer,  224  Mcckl.- Schwerin)  Die  gleichen  Quoten  einiger  anderer 
L&nder  (meist  auch  aus  1871  —  SO)  waren  im  Vergleich  mit  Deutschland  (vgl.  auch 
u.  Tab.  lU  S.  505): 

Tab.  IL    Gebährfreqnenz  der  Frauen. 


Auf  1000  15 — 50  Jahre  alte  Frauen  und  zwar 

verhoirathete, 

nicht  verheir., 
kommen  j&hrlich 

überhaupt 

ehelich 
Geborene 

unehelich 
Geborene 

im  Ganzen 

Deutsche«  Reich 

293 

30 

164 

Westöstorruich 

258 

40 

145 

Galicien,  Bukowina 

260 

47 

175 

Italien 

254 

24 

149 

Frankreich 

174 

18 

106 

Belgien 

289 

19 

142 

Norwegen 

268 

20 

129 

Schweden,  D&nemark  zeigen  fthnliche  Zahlen  wie  Norwegen,  Niederlande  wie 
Belgien  (etwas  höher  in  Col.  1  und  3),  Schweiz  wie  Italien  (in  der  eheL  Freqoeoz, 
niedriger  in  der  unehelichen  und  gesammten,  hier  125). 

Nimmt  man  die  hohe  eheliche  Geburtsfrequenz  im  Deatschen 
Reiche  mit  rund  290  oder  im  Reg. -Bez.  Düsseldorf  mit  350  Pro- 
mille als  eine  aligemein  und  dauernd  von  der  ganzen  weiblichen 
gebährfähigen  Bevölkerung  pbysiologich  erreichbare  und  diese 
weibliche  Bevölkerung  wieder  auf  rund  25%  der  gesammten  aUi 
obgleich  der  Uebertragung  der  Geburtsfrequenz  bei  den  verheiratheten 
auf  alle  anderen  Frauen  manche  Bedenken  entgegenstehen,  so  er- 
hielte man  eine  Maximal-Qeburtsfrequenzy  auf  die  ganze  Bevölkerung 
berechnet,  von  allerdings  c.  7.25%  im  ersten,  8.75%  ^^  zweiten 
Falle,  was,  nach  dem  Früheren,  wesentlich  zu  hoch  erscheint 
Legt  man,  wohl  richtiger ,  eine  Geburtsfrequenz  aller  gebähr- 
fähigen Frauen  von  etwa  250  Promille  zu  Grunde,  so  würde  eine 
Maximalfrequenz  von  6.25  %  auf  die  Gesammtbevölkerung  gerechnet 
herauskommen,  was  annähernd  unserer  obigen  Annahme  entspräche. 

Verglichen  mit  der  wirklichen  von  c.  3.5 — 4%  im  europäischen 
Durchschnitt  zeigte  sich  dann  freilich  auch,  welches  starke  Hemm- 
mittel  (check)  für  die  thatsächliche  Geburtsfrequenz  unsere  Ehe- 
ordnung dadurch  ist,  dass  durch  sie,  namentlich  auch  wegen  der 
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Verbeirathnng  erst  geraume  Zeit  nach  Eintritt  der  Gebäbrßlhigkeit, 
doch  ein  erheblicher  Tbeil  der  gebäbrfähigen  weiblichen  Bevölkerung 
vom  Gebähren  grösstentheils  mit  Erfolg  ausgeschlossen  wird,  wie 
die  tiberall  so  viel  geringere,  bei  uns  nur  c.  10%  der  ehelichen 
betragende  uneheliche  Geburtsfrequenz  der  unyerheiratheten  gebäbr- 
fähigen Frauen  zeigt.  In  einer  anderen  ,,Gesellsohaftsordnung'^, 
mit  anderem  Ehe-  oder  Geschlechtsverkehrs  -  Rechte  würde  das 
doch  anders  liegen  und  daher  leicht  eine  allgemein  höhere 
Oeburtsfrequenz,  auf  die  ganze  Bevölkerung  berechnet,  als  die  sich 
jetzt  bei  dieser  zeigende,  eintreten  können,  wenn  —  nicht  der 
„präventive  Geschlechtsverkehr'',  nach  dem  neueren  Vorschlage 
(S.  462)  Abhilfe  gewähren  soll.  Gerade  diese  Seite  der  Frage  ist 
für  die  Kritik  gewisser  socialistischer  Illusionen  über  das  volks- 
wirthschaftliche  Bevölkerungsproblem  wiederum  nicht  unwichtig. 

Zu  No.  4:  Hier  handelt  es  sich  um  die  Fragen  der  sogen. 
Mehrlingsgeburten  und  deren  statistische  Bedeutung  für  die 
Bevölkerungsvermehrung  durch  die  Geburten.  Genügendes  stati- 
stisches Material  liegt  hierüber  seit  länger  vor.  Es  ergiebt  sich 
daraus ,  dass  die  statistische  Bedeutung  dieses  Phänomens  Tür  die 
hier  erörterte  Frage  ganz  untergeordnet  ist. 

Schon  die  Zahl  derZwillin^sgeburteo  ist  klein,  c.  1  Vo  <^Gf  Geborten,  c.  2V9V0 
der  Geborenen,  auch  da^on  kommen  schon  2 — 3  mal  soTiel  todt  zor  Welt,  als  bei  den 
einfachen  Gebarten.  Die  Lebensfähigkeit  und  Lebensdauer  der  Zirillinge  ist  wohl 
aach  geringer,  wenn  auch  keine  genaue  Statistik  dafür  vorliegt.  Die  Zahl  der  Drillings- 
und  sonstigen  Mehrgeborten  ist  so  minimal  und  die  Kinder  sind  gewöhnlich  so  wenig 
lebensfähig,  wenn  sie  selbst  lebendig  geboren  werden,  dass  man  von  diesen  Fällen 
ganz  abseben  kann.  Sie  haben  mehr  nur  ein  rein  physiologisches  oder  pathologisches 
Interesse.  Im  Deotschen  Reich  (excl.  einige  Kleinstaaten  and  Elsass- Lothringen) 
kamen  1876  — bO  jährlich  19,139  Zwillimrsgebnrten ,  ]2.37oo  v^on  allen  Geborten 
(darunter  987.56 7oo  einfache),  209  DrilUngsgeburten ,  and  2  Vier-,  bzw.  Fünfiings- 
geburten  (im  Ganzen  8  in  5  Jahren,  davon  eine  FUnflingsgebart),  oder  zus.  0.137m 
vor.  Unter  1000  Geborenen  überhaupt  waren  24.69  Mehrlingskinder.  In  anderen 
Ländern  sind  die  Zahlen  nicht  sehr  verschieden,  hier  und  da  ein  Geringes  bei  Zwillingen 
hoher,  nur  Frankreich,  neben  Spanien,  Rumänien,  steht  auch  hier  mit  bloss  9.81 
Zwillingsgeburten  etwas  zurück  (s.  B.  44  d.  Reichsstat.  Einl  S.  60,  Tab.  S.  140, 178). 
Schlägt  man  zur  Zahl  der  Geburtsacte  also  etwa  1 7o  hinzu ,  was  bei  den  durchaos 
nur  approximativen  Ziffern,  mit  welchen  wir  es  in  der  hier  erörterten  Frage  zu  thun 
haben,  aber  nicht  ins  Gewicht  fäUt,  so  hat  man  der  statistischen  Bedeutung  der 
Hehrlingsgeburten  genügend  Rechnung  getragen. 

§.  211.  Fortsetzung.  Näheres  Aber  die  Sterbefall- 
frequenzy  besonders  Kleinkindersterbliehkeit. 

Zu  No.  5:  Ffir  die  Entscheidung  der  Frage  der  physiologiseh 
möglieben  natOrlichen  BevOlkerungsvermehmng  kommt  endlich  gegen- 
über der  maximalen  Geburtsfrequenz  die  minimale  Sterblich- 
keit in  Betracht  Die  directe  Feststellung  ist  selbstverständlich 
nicht  möglich  y  die  vorliegenden  statistischen  Thatsacben  ergeben 
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immer  onr  Grössen,  welche  FnDctionen  unserer  socialen  Verhält- 
nisse mit  sind.  Immerhin  wird  man  auch  diese  Daten  wiederom 
mit  znr  Beweisführung  herbeiziehen  müssen  und  dürfen.  Aber  un- 
vermeidlich bleibt  hier  für  Conjecturen  ein  noch  weiterer  Spielraunok 
als  bei  der  Geburtsfrequenz.  Für  solche  Conjecturen  lassen  sich 
jedoch  richtige  Anhaltspuncte  hinsichtlich  der  Verhältnisse  und 
Einflüsse,  welche  für  die  Sterblichkeit  in  Betracht  kommen,  fest- 
stellen, wozu  man  dann  auch  wieder  statistische  und  andere  £r- 
fahrungsthatsachen  benutzen  kann. 

Die  Sterblichkeit  ist  nach  allen  Erfahrungen  naturgemäss 
nach  den  Lebensaltern  sehr  verschieden.  Art  und  Maass  dieser 
Verschiedenheit  sind  nun  zwar  gewiss  wieder  von  den  socialen 
Verhältnissen  beeinflusst,  durch  Aenderungen  darin  also  selbst 
einer  Verändernng  fähig,  die  Erfahrungs-,  auch  die  statistischen 
Thatsachen  der  Sterbefrequenz  in  den  Lebensaltem  also  insofern 
variable  Grössen  in  Abhängigkeit  von  den  socialen  Verhältnissen^ 
so  dass  man  aus  den  einer  bestimmten  Bevölkerung  in  der  und 
der  Zeit  entnommenen  Daten  nur  wieder  mit  Vorsicht  Schlüsse 
auf  ein  nothwendiges  Maass  der  Sterblichkeit  ziehen  kann. 
Auf  dieser  Erkenntniss  der  Abhängigkeit  der  Sterblichkeit  von 
socialen  Factoren  beruht  ja  auch  alle  rationelle  Theorie  und  Ver- 
waltungspolitik zur  Verbesserung,  zur  Verminderung  der  Sterblich- 
keit. Aber  die  Grösse  der  Verschiedenheit  und  der  im  Ganzen 
regelmässige  Gang  der  Sterblichkeit,  wie  er  sich  bei  allen  kleineren 
zeitlichen  und  örtlichen  Abweichungen  unverkennbar  ergiebt,  zeigt 
doch  auch  deutlich,  dass  eine  gewisse  Eigenart  der  Sterbefrequenz 
eine  natürliche  Mitgabe  des  Lebensalters  ist,  dass  es  daher 
für  deren  hier  in  Frage  stehende  Verminderung  gewisse  natür- 
liche Grenzen  giebt,  welche  zwar  nicht  unverrückbar  sind,  in- 
dessen sich  doch  nicht  über  ein  nicht  zur  Zahl  zu  bringendes,  aber 
deshalb  doch  vorhandenes  Maass  verschieben  lassen  möchten. 

Dies  gilt  von  den  drei  grossen  Abschnitten,  in  welche  man 
das  menschliche  Lebensalter  für  diese  Fragen  nach  aller  bisherigen^ 
hier  aber  auch  wohl  allgemein  giltigen  Erfahrung  zerlegen  kann, 
nicht  in  gleichem  Grade,  aber  es  gilt  doch  für  alle  drei:  das  frühe, 
namentlich  das  allererste  Kindesalter  (stufenweise:  Leben 
vor  der  Geburt,  unmittelbar  nach  derselben,  erste  Wochen,  Monate, 
1.,  2.  Jahr,  etwa  noch  3. — 5.  Jahr),  das  spätere  Kindes-  und 
das  erwachsene  Alter  bis  zur  Schwelle  des  Greisenalters 
(5—10  bis  60,  65,  70  Jahre)  und  das  Greisenalter  über  letztere 
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Jahre  hinaus  bis  zum  Tode.  Für  den  letzten  Abschnitt  scheint  die 
Grenze  der  Sterblichkeit  nnd  Lebensdauer  am  Wenigsten  verrUckbar 
zu  sein.  Für  das  Kleinkindesalter  iässt  sich  durch  Verbesserung 
der  socialen  Verbältnisse  eine  erhebliche  Verminderung  der  Durch- 
schnittssterblicbkeit  erreichen,  aber  gross  wird  diese  äterblichkeit 
hier  nach  Allem  in  Vergleich  zu  den  mittleren  Altersclassen  immer 
bleiben.  Nur  für  den  mittleren  Lebensabschnitt  möchten  die  Chancen 
günstiger  liegen,  wenn  alles  geschieht,  was  ,,menschenmöglich*^ 
zur  Verbesserung  der  Lebensverhältnisse  ist.  Dass  hier  überhaupt 
mit  Natur factoren  zu  rechnen  ist,  ergiebt  wohl  auch  die  überall 
wahrnehmbare  Verschiedenheit  der  Sterblichkeit  zwischen  dem 
männlichen  und  weiblichen  Geschlecht  und  in  den  ver- 
schiedenen Lebensaltem  beider,  die  sicher  zwar  auch  mit,  zum 
Theil  nachweisbaren,  socialen  Factoren  zusammenhängt,  aber  sich 
daraus  nicht  allein  erklären  Iässt. 

Dem  Kinde  droht  schon  vor  und  bei  der  Geburt  der  Tod, 
dem  Knaben  mehr  als  dem  Mädchen,  wie  die  Statistik  der  Todt- 
geburten  zeigt. 

Im  Deutschen  Reich  (1S72 — SO)  kommen  4Vo  Todt^eborcne  unter  den  Geborenen 
for  mit  Jahresschwankungen  von  3.9  —  4.1  und  Schwankungen  in  den  grösseren 
Gebietsgruppeu  nach  mehrjährigem  Durchschnitte  ?oü  S'/o  (Rj?-Bz.  Breslau  und 
Llegnitz)  und  5. 1  (Oppeln,  2.9  in  Alt- Bayern,  doch  sind  die  Zahlen  gewisser  katholischer 
Gegenden  wohl  nicht  ganz  richtig,  wahrscheinlich  etwas  zu  niedrig).  Die  todtgeborenen 
Knaben  fiberwiegen  stark,  weit  mehr  als  sie  es  bei  den  lebendgeborenen  thun  (im 
Deutschen  Reich  kommen  bei  den  Geburten  auf  100  lebende  Mädchen  105.4  Knaben, 
auf  100  todtgeborene  Mädchen  128.9)  (Reichsstat.  B.  44,  Eiul.  S.  58,  Tab.  S.  176, 
Daten  f.  fremde  Länder  eb.  S.  177).  Die  localen  Unterschiede,  ebenso  der  höhere 
Procentsatz  Todtgeborener  bei  unehelichen  Geburten  (in  Deutschland  hier  5 ,  bei  den 
ehelichen  3.9  Vq«  eine,  wie  Schumann  a.  a.  0.  in  der  Reicbsstatistik  mit  Recht  sagt, 
um  so  erheblichere  Differenz,  weil  die  unehelichen  Mutter  häufiger  in  einem  Lebens- 
alter mit  an  sich  geringerer  Frequenz  der  Todtgeburten  stehen)  und  andere  medicinische 
Erfahrungen  beweisen,  dass  bei  den  Todtgeburten  sociale  Factoren  mitspielen;  wie 
weit  das  eine  Geburtsstatistik  nach  WohlstandskateKorien  u.  dgl.  noch  mehr  zeigen 
wurde,  mag  dahingestellt  bleiben.  Ein  gewisser  Procentsatz  der  Todtgeburten  wird 
aber  doch  als  nothwendig  aus  Naturverhältnissen  hervorgehend,  mindestens 
bei  Cnltunölkern ,  anzusehen  sein.  Die  Verschiedenheit  der  Todtgeburten  nach  den 
Geschlechtern  beweist  das  wohl  mit,  wenn  auch,  wie  ich  zugebe,  doch  nicht  unbedingt« 

Die  grosse  Sterblichkeit  im  ersten  nnd  überhaupt  im  früheren 
Kindesalter,  nach  den  vorhin  angegebenen  Zeitstufen,  wird 
dnreh  alle  Erfahrung  nnd  die  Statistik  aller  Länder  bestätigt,  frei- 
lich auch  die  sehr  verschiedene  Höhe  dieser  Kleinkindersterblichkeit. 
Der  Einfluss  mannigfacher  socialer  Factoren,  Wohlstand,  Bildnng, 
Gewissenhaftigkeit,  Sittlichkeit  der  Eltern,  Zustände  der  hygienischen 
Verhältnisse,  des  Sanitäts-  und  Medicinalwesens,  Auftreten  von 
Epidemien  u.  a.  dgl.  m.  Iässt  sich  theilweise  auch  aus  zeitlichen 
nnd  örtlichen  statistischen  Vergleichungen,  theils,  wenn  auch  weniger 
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genau,  aus  bekannten  anderen  Erfahrungsthatsachen  nachweisen. 
Danach  hat  man  es  in  erheblichem  Maasse  gerade  in  der  Kinder- 
sterblichkeit mit  einer  variablen,  den  socialen  Verhältnissen 
stark  unterliegenden,  bei  einer  Verbesserung  derselben  verminderongs- 
fähigen  Qrösse  zu  tbun.  AUein  alle  weiteren  Erwägungen  in  Be- 
treff des  Phänomens,  alte  in  Betracht  kommenden  physiologischen, 
medicinischen  Erfahrungsthatsachen  und  doch  auch  wieder  zn- 
lässige  Schlüsse  aus  günstigen  statistischen  Daten  über  Klein- 
kindersterblichkeit führen  doch  wieder  zum  Ergebniss,  dass  diese 
grosse  Sterblichkeit  wohl  sich  vermindern  lässt,  aber  eine  relativ 
starke,  besonders  im  ersten  Lebensjahre,  gegenüber  allen  übrigen 
Altersclassen,  selbst  die  hohen  (wenn  auch  nicht  die  höchsten)  ein- 
geschlossen, anoh  unter  den  günstigsten  Verhältnissen 
bleiben  wird,  insofern  eben  doch  etwas  Natürliches  ist. 

Das  ist  ja  auch  Ton  yomherein  bei  der  physischen  Natar  des  kleioen  Kiodes 
und  bei  den  unfenneidlichen  Gefahren,  denen  es  durch  nnd  w&hrend  seiner  Entwicklung 
nnterliegt,  aach  wegen  des  Characters  der  Krankheiten,  denen  es  besonders  leicht  aas- 
gesetzt ist,  begreiflich.  Gesundheitliche  und  sittliche  Besserung  der  Eltern,  vor  and 
nach  der  Geburt  des  Kindes,  Hebung  der  ökonomischen  Lage  und  Bildung  derselben« 
naturwissenschaftlich  -  medicinische  Fortschritte,  lauter  Factoren,  mit  denen  ja  nicht 
mit  Unrecht,  aber  wie  gewöhnlich  abertreibend  der  socialistische  und  sonstige  Optimis- 
mus rechnet,  werden  das  nicht  principiell,  wenn  auch  dann  und  wann  graduell  ändern 
können.  Selbst  ein  platonisches  Aussetz-  oder  Tödtungssystem  „schwächlicher"'  Kinder 
böte  bei  der  Unbestimmtheit  der  Merkmale  und  bei  der  Ungewissheit  späterer  Ge- 
fahren keine  genOgende  Abhilfe,  während  das  drastische  Mittel  ja  selbst  nur  sofort  za 
erhöhter  Kindersterblichkeit  fahrte. 

Für  die  Frage  des  Einflusses  einer  somit  als  mehr  oder 
weniger  feste  Minimalgrösse  gegebenen  Eleinkindersterb- 
licbkeit  auf  die  Volksyermehrung  kommt  nun  gerade  für  unsere 
Frage  von  der  natürlichen  Volksyermehrung  der  Zusammenhang 
dieser  Sterblichkeit  mit  der  Geburtsfrequenz  in  Be- 
tracht. Besonders  grosse,  namentlich  dauernd  besonders 
grosse  Gesammtsterblichkeit  einer  Bevölkerung  findet  sich 
meistens  bei  besonders  grosser  Geburtsziffer  und  ist  nach- 
weisbar vomemlich  darauf  zurückzuführen,  dass  eben  von  der 
grossen  Kleinkinderzabi  ein  erheblicher  Theil  sehr  bald  wieder 
stirbt.  Selbst  vorübergehende  Ursachen  höherer  Gesammtsterb- 
lichkeit, wie  wirthschaftliche  Nothstände,  Seuchen,  Epidemien  de- 
cimiren  vor  Allem  eben  auch  die  kleinen  Kinder  und  steigern  die 
allgemeine  Sterbeziffer  durch  die  grosse  Kindersterblichkeit  unter 
grosser  Kinderzahl  bei  einer  starken  Geburtsfrequenz.  Die  viel 
ungünstigere  Sterblichkeit  in  Deutschland  gegenüber  Frankreich, 
in  manchen  (nicht  allen)  unseren  geburtsreichen  Provinzen  gegen- 
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Aber  den  gebartsannen  ist  in  erheblichem  Maasse  auf  die  grössere 
Oebnrtszahl  zurOckznftthren ,  indem  der  Tod  unter  den  Kindern 
wieder  eine  reiche  Ernte  hält.  Freilich  gehen  aber  Gebnrts-  und 
allgemeine  Sterbeziffern  nicht  parallel  und  ebenso  wenig  wächst 
die  Kleinkindersterblichkeit  immer  proportional  der  Gebartsziffer 
oder  gar  progressiv  zu  ihr.  Aach  Länder,  z.  B.  England,  Landes- 
tbeile, z,  B.  Rheinland  nnd  Westfalen^  mit  ziemlich  hoher  Geburts- 
ziffer haben  eine  massige  Gesammtsterblichkeit  (s.  Tab.  III),  zeigen 
also,  dass  sich  das  vereinigen  lässt.  Aber  eine  Gefahr  ist  doch 
nicht  zu  verkennen,  dass  mit  der  Zahl  der  Geburten  die  Kinder- 
sterblichkeit eher  wächst,  als  abnimmt,  weil  die  Kinder  weniger 
gepflegt  werden,  sich  zu  rasch  folgen,  vielleicht  auch  deswegen 
schwächer  sind,  ihr  Leben  selbst  den  Eltern  weniger  Werth  hat, 
die  ökonomischen  Mittel  knapper  werden  u.  s.  w.  Die  regelmässig 
wahrnehmbare  grössere  Sterblichkeit  unter  den  unehelichen  Klein- 
kindern, auch  psychologisch  begreiflich,  zeigt  derartige  Einflüsse 
besonders  und  reflectirt  sich  dann  auch  in  der  höheren  Gesammt- 
sterblichkeit von  Ländern  mit  starker  Zahl  unehelicher  Geburten. 
Ungünstige  Verhältnisse  dieser  Art  zeigen  bei  uns  besonders  Alt- 
Bayern,  aber  auch  Wtirtemberg  und  die  östlichen  preussischen  Pro- 
vinzen, Ungarn,  Galicien.  Bei  uns,  wie  in  manchen  anderen  Ländern 
hoher  Geburtsfrequenz,  sind  so  Hunderttausende  von  Kindern  nur 
ein  rasch  durchlaufender  Posten,  der  alsbald  wieder  in  den  Todes- 
listen erscheint  Mit  Recht  von  Rümelin  etwas  Trauriges,  ja 
eine  Schmach  genannt,  ethisch  wie  wirthschaftlich  jedenfalls  ein 
schwerer  Uebelstand,  Aber  wenn  auch  bei  geringerer  Geburts- 
frequenz und  unter  günstigeren  Verhältnissen  selbst  bei  grosser 
sich  ein  solches  Verhältniss  mildern  kann:  ein  erhebliches 
Contingent  zum  Todtenbudget,  namentlich  im  ersten  Lebens- 
jahr, werden  die  Kleinkinder  immer  stellen  und  stellen  sie  auch 
beute  in  den  Ländern  mit  geringerer  allgemeiner  wie  Kindersterb- 
lichkeit 

Das  ergiebt  ach  aus  jeder  bezüglichen  Statistik,  auch  aus  den  Daten  und  Be- 
rechnungen in  der  neuesten  vergleichend -statistischen  Arbeit  des  reichsstat  Amts 
(s.  bes.  EinL  S.  67 ff.,  Tab  S.  182;  es  müssen  aber  für  die  Fra^e  des  Zusammen- 
hangs zinschen  Gebnrtsfreqnenz  nnd  allgemeiner  wie  Kindersterblichkeit  verschiedene 
TalMÜen  nnd  Daten  vereiniget  werden).  Das  Material  ist  zu  nmftissend,  um  hier  Auf- 
nahme finden  zu  können.  Folgende  Tabellen  III  nnd  lY  geben  wenigstens  einige 
Anhaltspnncte  (meist  ftlr  1872 — 80).  Beihenfolge  der  L&nder  nach  der  Kindersterb- 
lichkeit im  1.  Lebensjahre  (s.  gen.  Werk  Einl.  S.  67,  Tab.  S.  182,  176). 
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Tab.  III.    Sterblichkeits-  und  Gebährfrequenz  in 

deutschen  Ländern. 


Colonne 


S&dbayern 

Berlin 

Würtemberg 

KOnigreicli  Sachsen 

B.-B.  Breslan-Liegnitz 

Baden 

Franken  (Baiern) 

Weatprenssen 

Brandenbg.  (ohn.  BerL) 

Pr.  Posen 

Ostprenssen 

R.-B.  Oppeln 

Elsass* Lot  bringen 

6  Thur.  Staaten 

Hamburg 

Proyinz  Sachsen 

Braanschweig 

Hessen 

Pommern 

Anhalt 

Pfalz 

Rheinid.  (ohn.  DUsseld.) 

K.-B.  Düsseldorf 

Hessen-Nassau 

Mecklenburg-Schwerin 

R.-B.  Arnsberg 

R.-B.  Monster- Minden 

Hannover 

Schi  es  wig-  HoUtein 


Auf  1000  Lebende  des 
betreifenden  Alters 

Gestorb.  ohne  Todtgeb. 


1. 


I 


2. 


I 

3. 


O  2 

«0 


4. 


Auf  1000  15  bis 
50  jähr.  Frauen 

Geborene 


9 

II 

9 
> 

5. 


*S  'S 

t  3 


6. 


560 
425 
410 
379 
376 
360 
313 
309 
306 
292 
286 
282 
281 
279 
279 
272 
255 
246 
243 
240 
233 
230 
209 
201 
194 
190 
186 
180 
179 


65 
108 
63 
75 
76 
55 
62 
79 
64 
78 
87 
96 
65 
62 
87 
70 
73 
56 
54 
61 
61 
71 
77 
58 
46 
84 
63 
58 


19 

34 

21 

24 

21 

19 

21 

35 

25 

32 

39 

83 

22 

22 

24 

26 

26 

19 

24 

23 

21 

27 

27 

22 

16 

32 

22 

22 


45  I  16 


34.1 

29.9 

29.9 

28.9 

29.0 

26.9 

27  3 

29.1 

25.8 

28.4 

28.4 

28.2 

26.0 

25.0 

25.9 

26.0 

255 

24.1 

234 

23.2 

24.7 

25.1 

25.5 

24.4 

20  9 

26.9 

25.1 

23.2 

21.0 


316 

263 

325 

284 

275 

302 

275 

334 

271 

328 

299 

319 

280 

253 

265 

277 

250 

272 

291 

257 

307 

333 

351 

277 

224 

344 

312 

256 

257 


50 
37 
32 
48 
38 
24 
41 
30 
35 
25 
32 
22 
20 
37 
26 
34 
34 
24 
34 
34 
21 
11 
10 
17 
M8 
11 
9 
20 
28 
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I 


7. 


Reihenfolge  nach 


8? 


•** 

iS 

ög 

N 

J§? 

mA 

•-^ 

&% 

1^ 

(D 

*.ä 

9. 

10. 

176 
144 
180 
177 
157 
159 
157 
188 
162 
187 
163 
176 
145 
158 
142 
169 
151 
156 
166 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 


160      20 
175   '  21 

163  |.  22 
182  ,   23 


148  II  24 
135  !  25 
204  I  26 
153  '  27 
145  i  28 
147  ,  29 


I 

8 

2 

23 

2 

6 

6 

14 

5 

18 

11 

11 

10 

18 

4 

3 

16 

21 

7 

5 

7 

12 

9 

7 

13 

15 

21 

27 

15 

22 

13 

16 

17 

28 

24 

20 

25 

13 

26 

24 

22 

10 

19 

4 

17 

1 

23 

16 

29 

29 

11 

2 

19 

9 

26 

26 

28 

24 

T 
27 

5 

6 
18 
16 
18 

2 
14 

3 
12 

7 
25 
17 
28 
10 
22 
20 

n 

15 

9 

12 

4 

23 

29 

1 

21 

25 

24 


Die  erste  Tabelle  (III)  tlber  die  deutschen  Gcbietsgruppen  zeigt  im  Ganzen  einea 
Zusammenhang  zwischen  der  Kindersterblichkeit  und  der  allgemeinen  Sterblichkeit, 
wie  die  ziemliche  Uebereinstimmung  der  Rangordnung  in  Col.  8  und  9  ergiebt 
Aber  einige  Verschiebungen  treten  doch  ein«  worauf  die  Altersclassenvertheilung 
mitunter  von  Einfluss  wegen  der  verschiedenen  Sterblichkeit  in  den  Lebensaltern  sein 
kann.  Zwischen  der  Geburt&frequenz  (in  der  hier  berechneten  Weise)  (Col.  10.  o.  11) 
und  der  Kindersterblichkeit  (Col.  9)  maclit  sich  ahcr  ein  Zusammenhang  viel  weniger 
geltend,  weder  hei  der  ehelichen  noch  der  ganzen  Geburtsfrequenz,  in  einigen  Fällen 
(Berlin,  Dtlsseldorf,  übrige  Rheinprovinz,  Arudberg)  verschiebt  sich  die  Rangordnung 
sogar  ausserordentlich,  was  den  Eiofluss  socialer  Factorcn  auf  die  Kinder-  und  all* 
gemeine  Sterblichkeit  ergiebt,  günstigere  Umstände  wie  in  Rheinland,  ungünstigere  wie 
in  Berlin.  Die  Verhältnisse  der  hohen  Kindersterblichkeit  in  Südbaicm,  Würtemberg 
erscheinen  nach  der  Verschiebung  der  Reihenzahlen  in  Col.  10,  11  verglichen  mit  8,  9 
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Tab.  IV.    Sterblichkeits-  und  Gebnrtsfr eqnenz 

europäischer  Länder. 


Aaf  1000  Lebende 

des  betreffenden 

Alters 


Auf  1000 

15— 50jäbr. 

Frauen 


Gest.  ohn.  Todtgeb.  >      Geborene 


1. 


9 

•3 

•-» 

I 

.-I 

2. 


ja. 

I 

C4 


a 
o 


52.2 


Ä    Jr  1   .S  -      2  2 


OB 


'S 


9 


3.  1    4.   I    5. 


6. 


s 

ja 
u 
« 

'0 


Od 

o  © 
'S  ^ 

'S 


Reihenfolge  ^ 
nach 


7.  i    8. 


« 


9. 


•9 


^1 

10. 


Westösterreich 
6aUz.,Bakowina 
Deutschland  ^) 
Italien 

Spanien 
Schweiz 
Niederlande 

Frankreich 

Finnland 

Gr. -Britannien 

Dänemark 

Schweden 

Irland 

Norwegen 

Griechenland 


40 
47 
30 
24 

? 
11 
10 


145 
175 
164 
149 

? 
125 
157 


36.7 
44.6 
39.1 
36.9 

37.6 
30.8 
36.4 


1 
2 
3 
4 


1 

(2) 

3 

4 


19.0      ? 


IS 

106 

25.4 

? 

149  .37.0 

? 

? 

35.4 

27 

132 

31.4 ; 

24 

125 

30.5 

y 

?  ; 

26.5 

20 

129 

31.0 

? 

? 

27.6 

1 

2 
5 

3 

11 

7 

15 

4 

8 

9 

12 

14 

10 

13 


auch  noch  bedenklicher.  Mehrfach  besonders  in  den  Gebieten  mit  niedriger  Gebarts- 
Ziffer  (CoL  10,  combinirt  mit  11)  ist  aber  doch  auch  gleichzeitig  die  Kindersterb- 
lichkeit niedrig,  was  auf  einen  Zusammenhang  der  Erscheinungen  hier  doch  hin- 
weisen mochte. 

In  der  2.  Tabelle  (IV),  wo  wegen  des  Fehlens  der  Daten  für  Geburtsfrequenz 
der  gebhärfähigen  Fraaen  in  einigen  Ländern  noch  eine  besondere  Colonne  (8)  für  die 
Gebartsfrequenz  in  der  üblichen  Weise  (\ron  der  GesammtbevOlkerung)  berechnet  ist, 
ist  die  Gesammtsterblichkeit  und  die  Kindersterblichkeit  nach  der  Reihenfolge  der 
L&nder  in  CoL  9  und  10  in  grosser  Uebereinstimmung,  nur  WestOsterreich  und  Deutsch- 
land stehen  in  der  Kindersterblichkeit  noch  ungünstiger  als  in  der  gesammten,  was 
wieder  auf  besondere  Uebelstände  in  jener  bei  uns  hinweist.  Die  eheliche  und  die 
Gesammtgeburtsfrequenz,  und  zwar  letztere  in  beiden  Berechnungsweisen,  zeigt  auch 
hier  viel  erheblichere  Abweichungen  in  der  Reibenfolge  der  Länder  von  derjenigen 
in  der  Sterblichkeit  (Col.  11  bis  13  verglichen  mit  CoL  9  und  10).  aber  grade  in  den 
Ländern  mit  Mazimis  und  Minimis  aurh  einige  sehr  deutliche  Uebereinstimmungen, 
welche  auf  den  nahen  Zusammenhang  der  Sterblichkeits-,  besonders  der  Kleinkinder- 
sterblichkeitsfrequenz mit  der  Geburtsfrequenz  hinweisen.  Die  Länder  mit  besonders 
hoher  Geburtsfrequenz  (Galizien,  Deutschland,  Spanien,  Italien,  WestOsterreich)  haben, 
wenn  auch  nicht  genau  in  derselben  Reihenfolge,  eine  höhere  Kinder-  und  allgemeine 
Sterblichkeit,  die  Länder  mit  geringerer  Geburtsziffer,  besonders  Frankreich,  auch  eine 
niedrigere  Sterblichkeit.    In  dieser  Tabelle  lY  möchten   einige   der   grösseren  Ab- 


')  Die  Zahlen  in  Col.  1 — 4  ohne  Würtemberg  und  Hamburg. 
*)  Die   eingeklammerten  Zahlen   in  Col.  9  und    10   zeigen   die   Reihenfolge  an, 
wenn  die  5  Länder,  wo  in  Col.  5  und  7  die  Daten  fehlen,  weggelassen  werden. 


506     4.  B.  Befölk.  0.  Volk8w.sch.  1.  K.  BeyölUehre.  1.  H.-A.  Statist  §.  212. 

weichnngen  in  der  Reihenfolge  der  Gebnrts-  und  Sterbefallfreqnenzen  besonders  bei 
den  Mittelstaaten  sieb  übrigens,  wie  z.  Tb.  ancb  in  Tab.  III,  daraus  erklären,  dass 
in  diesen  Ländern  und  Landestheilen  mit  kleinerer  absoluter  Gesammtbevölkening 
zufällige  Momente  mehr  einwirken  und  die  Zahlen  daher  mit  denjenigen  der  grossen 
Länder  sich,  wie  oben  schon  bemerkt,  nicht  so  gnt  vergleichen  lassen.  In  der  Ta- 
belle IV  fehlt  (wie  in  dem  gen.  B.  44  der  Beichsstatistik ,  S.  67,  182)  Belgien. 
Mit  einer  Geburtsfieqnenz  der  verheiratheten  gebärfähigen  Frauen  yon  289,  aller 
Frauen  von  142  nähert  es  sich  in  ersterer  Ziffer  Deutschland,  in  der  zweiten  West- 
österreich, seine  Geburtsfreqnenz  von  der  GesammtbevOlkerung  (lebende)  ist  32.6, 
etwas  hoher  als  in  Dänemark,  seine  Sterblichkeitsfrequenz  (ohne  Todtgeborene)  22.9, 
etwa  wie  die  französische. 

Eine  etwas  andere  Berechnung  der  Kleinldndersterblichkeit  ergiebt  ähnliche 
Resultate,  nemlich  das  Yerhältniss  zwischen  den  Lebendgeborenen  und 
den  im  ersten  Lebensjahre  Gestorbenen  (s.  B.  44,  EinL  S.  70,  71,  Tab.  S.  ISS). 
Hiemach  war  in  dem  grössten  Theil  des  Deutschen  Reichs  die  Sterblichkeit  im 
1.  Lebensjahre  auf  1000  223  (eheliche  212,  uneheliche  351),  mit  Abweichungen  tob 
372  in  Sadbaiem  bis  155  in  Hannover  (bei  der  nothwendigen  Beschr&nknng 
der  Yergleichung  auf  vergleichbare  annähernd  gleiche  Gebiete,  in  kleineren  Gebieten 
gehen  die  Zahlen  bis  auf  125  herab,  übrigens  je  nach  den  zu  Grunde  gelegten  Durch- 
Schnittsjahren  mit  kleinen  Abweichungen).  In  Russland  ist  die  Ziffer  296,  im  Osten 
sogar  345,  in  WestOsterreich  256,  Galizien,  Bukowina  257,  Italien  214,  Gross- Bri- 
tannien 145,  Frankreich  166,  in  Schweden  aber  nur  130,  in  Norwegen  sogar  nur  101, 
in  Irland  97.  Deberall  sind  die  Zahlen  für  die  unehelichen  Kinder  ungünstiger,  selbst 
fast  bis  zum  Doppelten  (Frankreich  300  gegen  155).  Nicht  allein,  aber  doch  vor- 
nemlich  bei  geringerer  Geburtsfrequenz  wird  die  Sterblichkeit  im  1.  Jahre  erheblich 
niedriger.  Sie  aber  wesentlich  noch  unter  10  ^o  bringen  zu  können,  das  irisch- 
norwegische Minimum  (bei  ehelichen  Kindern  in  Norwegen  ist  sie  99,  bei  unehelichen 
auch  hier  126  7oo)«  erscheint  doch  nicht  sehr  wahrscheinlich.  Auch  von  deutschen 
kleineren  Gebieten  ist  es  nur  das  Grossh.  Oldenburg,  welches  solchen  Ziffern  näher 
kommt  (bei  ehelichen  119,  bei  unehelichen  auch  gleich  wieder  243,  i.  G.  125  7m)' 
Dass  im  Debrigen  Natur factoren  hier  einwirken,  ergiebt  sich  wohl  auch  wieder 
aus  der  überall  in  allen  Ländern  und  Gebietsgruppen,  allen  Jahren,  bei  ehelichen  und 
unehelichen  Kindern  grösseren    relativen  Sterblichkeit  der  Knaben  im  1.  Lebens- 

1'ahre  verglichen   mit  den  Mädchen.    Eine  nicht  unwesentliche  Abnahme  der  Sterb- 
ichkeit  im  1.  Jahre  ist  für  Deutschland  von  1872 — 80  übrigens  nachgewiesen,  von 
über  340  bis  auf  unter  270. 

§.  212.  Fortsetzung.  Sterblichkeit  im  späteren 
Kindes-  nnd  im  erwachsenen  Lebensalter.  Nach  Ablauf 
des  ersten  Lebensjahres  (und  schon  vorher)  nimmt  die  Sterb- 
lichkeit erheblich  ab,  wenn  sie  auch  bis  zum  sechsten  Jahre 
nicht  unbeträchtlich  bleibt.  In  die  Einzelheiten  hinein  können  wir 
das  hier  nicht  näher  yerfolgen.  Eine  allgemeine  Gharacteristik  der 
Erscheinung  gentigt  für  unsere  Zwecke. 

Yergl.  die  Tabellen  im  B.  44  der  Beichsstatistik  S.  62  der  Einl.  o.  S.  182  der 
Tabellen,  daselbst  auch  für  grossere  Altersclassen  graphische  Daistellungen  für  das 
Deutsche  Reich. 

Der  allgemeine  Gang  der  Sterblichkeit  ist  überall  im  Ganzen 
so  gleichmässig ,  wenn  auch  in  den  verschiedenen  Lebensaltem, 
Zeiten  und  Ländern  wieder  mit  von  veränderlichen  socialen  Ver- 
bältnissen (Kriegsdienst,  Berufsart)  abhängig,  dass  auch  hier  der 
Einfluss  von  Naturverhältnissen  nicht  zu  verkennen  ist.  Wo 
die  Sterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre  besonders  hoch  ist,  bleibt 
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sie,  wie  von  yornberein  wahrscheinlich  isty'^'aach  in  den  nächsten 
Perioden  des  Eindesalters  gewöhnlich  noch  höher,  als  da,  wo  sie 
auch  zuerst  kleiner  war:  der  y^Darcbsiebangsprocess''  zieht  sich 
tiber  eine  Reihe  von  Lebensjahren  hin.  Später  tritt  dann  aber 
begreiflich  eine  gewisse  Ansgleichnng  ein,  indem  die  Sterblichkeit 
in  den  mittleren  und  höheren  Altersclassen  in  Ländern  mit  solcher 
schon  frtther  „dDrchsiebter'^  Bevölkerung  auf  das  Maass  der  all- 
gemeinen Sterblichkeit  anderer,  in  den  jtlngeren  Classen  günstigerer 
Länder  und  selbst  darunter  fällt.  Ein  characteristisches  Beispiel 
bietet  Südbayern  (s.  die  auf  S.  508  folgende  Tab.  V).  Vom  ersten 
Lebensjahre  an  etwa  bis  zur  Zeit  der  Pubertät  vermindert  sich 
die  Sterblichkeit  überall  fast  regelmässig.  Das  Minimum  erreicht 
sie,  nach  Quinquennien  berechnet,  in  Europa  fast  ausnahmslos  in 
der  Periode  des  10. — 15.  Jahres.  Beinabe  ebenso  niedrig,  meist 
nur  ein  Geringes  höher,  in  wenigen  Fällen  selbst  noch  etwas 
niedriger,  ist  sie  in  der  Periode  des  15. — 20.  Jahres.  Die  grossen 
Differenzen  zwischen  verschiedenen  Ländern  im  frühen  Kindes- 
alter fehlen  meistens,  die  Länder  nehmen  aber  mehrfach  eine 
wesentlich  andere  Rangordnung  ein. 

In  Deutschland  ist  die  Sterblichkeit  Tom  10.— 15.  Jahre  anf  1000  Lebende  der 
Altersdasse  4.1  (Min.  Thüringen  2,9,  Wartemberg,  K.  Sachsen  3.0,  aber  anch  Sad- 
bayem  mit  nnr  3.1,  Max.  jetzt  R.-B.  Münster,  Minden,  Westprensscn  mit  5.5,  Grossh. 
Oldenburg  mit  5.6),  Nonregen  hier  nnr  ebenfalls  4.1,  Frankreich  4.3,  Gross -Bri- 
tannien 9.9. 

Nach  der  Pubertätszeit  steigt  die  Sterblichkeit  wieder  langsam, 
aber  stetig  und  regelmässig  von  Jahr  zu  Jahr,  von  Quinquennium 
zu  Quinquennium,  stärker  wird  sie  nach  dem  50.  Jahre  und  von 
da  an  mit  steigend  grösser  werdenden  Zunahmedifferenzen  gegen  die 
vorausgehende  Periode  bis  ins  höchste  Alter  hinein,  obgleich  die 
Zahlenwerthe  hier  bei  der  viel  kleineren  absoluten  Zahl  der  Fälle 
weniger  sicher  werden.  In  den  mittleren  Jahren  werden  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse  der  einzehien  Länder  sich  im  Ganzen  noch 
ähnlicher,  um  nur  im  höheren  und  höchsten  Alter  wieder  mehr 
Verschiedenheiten  zu  zeigen. 

Nor  an  folgenden  Beispielen  ans  L&ndem  sonst  sehr  verschiedener,  znm  Theil 
hier  extreme  Gegensätze  zeigender  BefOlkerangsbewegnng  mag  der  Gang  der  Sterb- 
lichkeit, nach  Lebensaltem  hier  noch  illnstrirt  werden.  Deutschland:  (ohne  Würtem- 
bergs  und  Hamburgs  Zahlen)  und  Frankreich,  Südbayem  und  Nonregen  (Reichsstat. 
B.  44,  Tab.  S.  182).    S.  Tab.  V.  S.  508. 

Bei  einer  Zusammenfassung  der  Lebensalter  in  grossere  Classen  ?on 
Lebensjahren,  wie  sie  die  gen.  reichsstat.  Arbeit  gemacht  hat  (siehe  S.  63)^  erhält 
man  folgende  Ergebnisse,  mit  Heraoshebung  nur  einiger  Hauptländer  und  der  Mazima 
und  Minima  in  jeder  Glasse  (Deutschland  ohne  Würtemberg,  bei  „überhaupt''  auch 
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ohne  Hamburg),   bei   den   Gebietsgrappen   ganz  kleine  absichtlich   unberücksichtigt 
gelasssen.    S.  Tab.  VI. 

Tab.  V.    Sterblichkeit  nach  Lebensaltern. 


Lebende 

des  betreffenden  Alters  kommen  Gestorbene  (ohne  Todtgeborene): 

Lebensalter 

Deutschland 

Frankreich 

Sud  baiern 

Norwegen 

Uberkaapt 

26.8 

22.4 

34.1 

17.0 

0—  1 

Jahr 

294.0 

210.0 

560.0 

111.0 

1—  2 

- 

700 

} 

29.0 

/       65.0 
\       19.0 

39.0 

2—  6 

- 

250 

160 

5—10 

- 

8.7 

6.7 

7.1 

6.6 

10—15 

- 

4.1 

4.3 

3.1 

4.1 

15—20 

- 

5.1 

6.0 

4.2 

5.5 

20—25 

- 

7.5 

8.4 

6.9 

7.4 

25—30 

- 

8.8 

9.8 

8.2 

8.0 

30—85 

. 

10.0 

9.8 

9.5 

8.0 

85—40 

- 

11.8 

10.1 

10.9 

9.3 

40—45 

- 

13.4 

11.4 

11.9 

9.6 

45—50 

- 

15.9 

13.0 

14.5 

10.8 

50—55 

- 

21.0 

17.0 

19.0 

13.0 

55—60 

- 

29.0 

22.0 

2H.0 

17.0 

60—65 

- 

41.0 

330 

38.0 

26.0 

65—70 

- 

63.0 

50.0 

62.0 

40.0 

70—75 

- 

94.0 

80.0 

97.0 

58.0 

75—80 

. 

145.0 

122.0 

137.0 

8S.0 

über 80 

. 

234.0 

201.0 

279.0 

162.0 

Tab.  VI.    Sterblichkeit  nach  grösseren  Altersclassen. 


Auf  1000  Lebende  kommen  Gestorbene  im  Alter  von  Jahren 


1 

unter  15 

15—40 

40—60 

über  60 

überhaupt 

Deutschland               41 

8.3 

19.0 

76.0 

26.8 

1.  Maximam  J          69 

11.0 

23.0 

84.0 

84.1 

1 
2. 

(Berlin) 
64 

(Arnsberg) 
10.0 

(Arnsberg) 
21.0 

(Hess.-Nass.) 
82.0 

(Sudbaiem) 
29.9 

1 

(Sudbaiem) 

(Herz.01denb.) 

(verschied.) 

(Münst  Mind. 

Franken) 

67.0 

(Berlin) 

1.  Minimum 

25 

7.0 

16.0 

20.9 

2. 

(Herz.01denb.) 
26 

(Anhalt) 
7.3 

(Schlesw-Hol-  (Bert  Schles- 

stein.  Schwer.)  wig-Holstein) 

17.0                 69.0 

(M.-Schwer.) 
21.0 

|(Schlw.- Holst 
M.-Schwerin.) 
West-Oesterr.  <          47 

(Pommern) 
9.7 

(Pomm.  Sud- 
baiem u.a.m.) 
19  0 

(Westpreuss. 

Pommern) 

76.0 

(Schleswig- 
Holstein) 
29.8 

Italien              i           50 

9.6 

18.0 

77.0 

30.0 

Frankreich        ;          27 

8.7 

16.0 

69.0 

22.4 

Gr.-Britannien            27 

8.2 

18.0                 71.0 

20.9 

1.  Maximam   ;I          60 

12.0 

31.0                 98.0 

37.1 

'     (Galizien) 
2.        -                       51 

(Galizien) 
10.0 

(Galinen) 
21.0 

(Galizien) 
85.0 

(Galizien) 
80.4 

(Spanien) 
1.  Minimum     >          16 

(Spanien) 
7.3 

(Spanien) 
12.0 

(Spanien) 
60.0 

(Spanien) 
17.0 

arland) 
2.        -                       19 

(Dänemark) 
7.4 

(Norwegen) 
14.0 

(Norw.  FinnL) 
64.0 

(Norwegen) 
18.2 

,  (Norwegen) 

(Norwegen) 

(Schweden) 

(Dänemark) 

(Irland, 
18.3  Schwed. 
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Diese  letzte  Debersicht  (VI)  zeigt  in  den  Maximis  und  Minimis  der  Sterblich- 
Iteit  bemerkenswerthe  Constanz  derselben  oder  ähnlicher  (so  der  skandinanschen) 
grosserer  Länder  in  allen  Altersclassen,  wenii^er,  aber  immerhin  auch  einigermaassen, 
bes.  bei  den  Minimis  in  den  deotächen  Gebietsgmppen  (gewisse  norddeatsche  Länder, 
was  sieb  durch  Herbeiziehen  der  den  angegebenen  nächsten  Zahlen  noch  mehr  ergiebt). 

Eine  Sterblichkeit  der  Kinder  (bis  15  Jahre)  von  1.5—2,  der 
zweiten  Classe  (15—40  J.)  von  0.75—1,  der  dritten  (40-60  J.) 
von  1.25—1.5,  der  vierten  (über  60)  von  6  —  7^1^  und  eine  Ge- 
samratsterblichkeit  (ohne  Todtgeburten)  von  1.75  —  2%  veird  man 
nach  diesen  Thatsachen  neuerer  europäischer  Statistik  hier  als 
Minimum  ableiten  dürfen.  Dasselbe  kann  nur  unter  besonders 
günstigen  Umständen,  namentlich  auch  wieder  nur  bei  einer,  wenn 
Dicht  unbedingt  sehr  niedrigen,  so  doch  höchstens  bei  einer  mittleren 
Seburtsfrequenz,  erreicht  werden.  Ob  es  danach  gerechtfertigt 
st,  hypothetisch  ein  noch  niedrigeres  Minimum  als  „physiologisch 
DÖglich  anzunehmen,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Es  möchte 
Lanm  zu  wagen  sein,  die  Frage  zu  bejahen,  jedenfalls  dürfte  wohl 
ur  um  Wenigeis,  vielleicht  noch  ViVo  ^ör  die  Gesammtsterblichkeit, 
erabgegangen  werden,  aber  nur  bei  gleichzeitiger  Annahme  nicht 
ßhr  hober  Geburtsfrequenz.  Ist  letztere  stärker,  so  wird  auch  das 
[inimnm  um  VsVo  ^^^  ™c^r  ^^  erhöhen  sein. 

§.  213.  Das  Ergebniss  wäre  daher  auf  Grund  der  voraus- 
ehenden  Ausführungen  in  Betrefif  des  physiologisch  mög- 
eben  Maximums  der  Bevölkerungsvermebrung  durch  Geburts- 
)erscbuss:  hei  grösster  denkbarer  Geburtsfrequenz  von  5,  viel- 
icht  von  6 — 6.25%  ^öd  geringster  hierbei  noch  anzunehmender 
inimalsterblichkeit  von  2.5—2.75%  ein  Zuwachs  von  2.25 — 2.5 
einen,  von  3.25 — 3.5  im  zweiten,  von  3.5 — 3.75  im  höchsten 
tlle,  letztere  Proportion  nach  Allem,  wenn  nicht  unmöglich,  so 
r  einige  Dauer  und  für  grössere  Bevölkerungen  mit 
gelmässiger  Altersgliederung  schon  nicht  mehr  wahr- 
leinlicb.  Das  wahrscheinlichste  erreichbare  Maximum  möchte 
[sehen  der  ersten  und  zweiten  Proportion  liegen,  daher  2.75 — 3%, 
Mittel  c.  2.8  betragen.  Ein  Ergebniss,  zu  welchem  auch  Andere, 
Wappäns,  der  3%  annimmt,  gelangt  sind.  Die  Verdoppelungs- 
iode  ist  bei  c.  2.8%  c.  25.2  Jahre ^).     Eine  immer  nur  unter 

*)  Nach  Wappius  I,  112  ergeben  sich  bei  folgenden  Zonahmequoten  die  bei- 
inden   Verdopplungsperioden: 

inahme     Verdopp.per.  Zunahme  Verdopp.per.        Zunahme    Verdoppper. 

0.27o        846.9  Jahre  0.667  104.3  Jahre              2.5            28.1  Jahre 

0.25            277.6     -  1.0             69.7     -                    8.833         21.1     - 

U,333         208.3     -  1.25           55.8     -                   4.0             17.7     - 

3.4               173.6     -  1.333         52.3     - 

).5               139.0     -  2.0             .35.0     - 

Was: n er,  (Jnmdlegimg.  8.  Auflage.   1.  Theil.   Grundlagen.  83 
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besonders  günstigen  Umständen  in  einem  grösseren 
Gemeinwesen  einige  Daner  hindarch  als  möglich  erscheinende  Za- 
nähme. 

Malthus'  ADDahme  einer  regelm&ssigeQ  Yerdopplangsperiode  von  25  Jahren  ist 
daher  mit  Recht  schon  lange  als  yiel  zn  optimistisch,  oder  von  seinem  Standpuncte 
aus  gesprochen,  als  viel  zn  pessimistisch  angesehen  worden. 

B.  —  §.  214.  Wirkliche  Volksvermehrnng. 

Die  wirklichen  Zanahmeraten  der  Bevölkerung,  soweit  man 
sie  ans  zuverlässiger  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  und 
aus  Volkszählungen  constatiren  kann,  sind  wenigstens  in  alten, 
ganz  besiedelten  Culturländem,  wie  den  europäischen,  viel  geringer 
und  zwar  selbst  im  19.  Jahrhundert,  wo  nach  Allem  in  vielen 
Ländern  eine  raschere  Zunahme  stattgefunden  hat,  als  vielleicht 
jemals  früher,  und  viel  geringer  sogar  in  den  in  dieser  Hinsicht 
die  stärkste  Zunahme  zeigenden  Ländern,  wie  einigen  germanischen 
und  muthmaasslich  auch  slavischen.  In  einzelnen  Jahren  wird 
wohl  ein  Geburtstlberscbuss  von  1  4— 1.6  ^/q  in  grösseren  Ländern, 
selbst  bis  1.8,  ja  bis  2  und  2.3  %  und  etwas  darüber  in  grösseren 
Landestheilen  erreicht,  in  längeren  Perioden  ist  er  auch  hier 
um  einige  Decimalen  selbst  in  den  günstigsten  Fällen  kleiner. 
Nur  junge  überseeische  Colonialländer  mit  allseitig  günstigen 
Lebensbedingungen  haben  vielleicht  periodenweise  einen 
natürlichen  Zuwachs,  ako  auch  hier  von  Einwanderung  (und  deren 
weiterem  Geburtsüberschuss)  abgesehen,  welcher  jenem  vorhin  ab- 
geleiteten Maximum  gleich  oder  nahe  kommt,  also  nicht  viel  unter 
3%  beträgt,  aber  wie  es  scheint,  auch  nur  vorübergehend,  so  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach 
ihrer  Selbständigkeit,  wenn  die  Berechnungen  wenigstens  einiger- 
maassen  zuverlässig  sind.  Eine  Verlangsamung  des  natür- 
lichen Zuwachses  ist  aber  auch  hier  eingetreten  und  in  Europa 
ebenfalls  mehrfach,  wenn  auch  nicht  allgemein  und  gleichmässig, 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  für  das  man  fast  allein  genügend 
zuverlässiges  Material  hat,  zu  constatiren,  in  Ländern  mit  rascherer 
wie  langsamerer  Vermehrung.  Grosse  periodische  Schwan- 
kungen des  Geburtsüberschusses,  durch  solche  in  der  Geburts- 
wie  auch  in  der  Sterblichkeitszififer  verursacht,  zeigen  sich  ohnedem 
hier.  Sie  sind  namentlich  für  die  volkswirtbschaftliche  Seite  der 
Frage  von  Interesse,  weil  sie  mehrfach  deutlich  unter  wirthschaft- 
liehen  Einflüssen  (Erwerbsverhältnisse  im  Allgemeinen,  Preisver- 
hältnisse der  Hauptlebensmittel)  stehen  (s.  u.  §.  217). 
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Wo  die  Statistik  der  Bewegung  der  BevOlkerong  nicht  ausreicht,  sind  die  Daten 
der  Yolkszählnogen  mit  za  benatzen.  Aber  diese  sind  eben  das  Ergebniss  auch  der 
WinderoDgen  nnd  zugleich  der  jeweiligen  Technik  und  Qoalit&t  des  Z&hlangswesens, 
80  dass  sie  keine  sicheren  Schlosse  auf  die  wirkliche  YerSndening  der  Voikszabl  über- 
hupt  und  speciell  anf  das  Yerh&ltniBS  zwischen  Geborenen  und  Gestorbenen  gestatten. 

§.  215.  Einzelne  Ansführnngen.  Erste  Hälfte  und 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts. 

Fflr  die  frohere  Zeit  des  19.  Jahrhunderts  sei  auch  hier  fomemlich  auf 
Wipp  aus'  Weric,  hinsichtlich  des  Deutschen  Reichs  auf  das  Jaliheft  1879  der 
Statistik  des  Beichs  Terwiesen.  Yoroemlich  soll  hier  wieder  nur  das  letzte  halbe  Jahr- 
hoDdert,  seit  1841,  betrachtet  werden,  fOr  welches  das  relati?  znrerl&ssigste  Material 
forliegt  und  in  dem  gen.  B.  44  der  Beichsstatistik  gat  bearbeitet  wird.  Ueber  die 
frühere  Zeit  nor  einige  Bemerkungen. 

Fttr  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  liegt  ein 
Ireih'ch  nnvermeidlich  znm  Tbeil  mit  Conjectoralzahlen  rechnender 
i^ersnch  vor,  die  natürliche  Znnahme  der  weissen  Bevölkerung, 
tbgeseben  von  der  Einwanderung,  zu  berechnen.  Das  Maximum 
rare  danach  anfangs  fast  3%  (2.89%)  gewesen. 

S.  Tncker,  Progress  of  the  United  states  etc.  Newyork  1843,  an  den  sich  nament- 
sh  gote  Ansfuhmngen  von  Wapp&us  angeschlossen  haben  (I,  92  ff.,  122 — 127, 
ich  ders.  in  Stein-Wappäus  Handb.  d.  (ieogr.  I,  192,  496  ff.).  Die  betreffenden 
urchschnittsraten  dieser  Zunahme  in  den  6  Jahrzehnten  von  1790^1850  w&ren 
nach  gewesen:  j&hriich  2.S9,  2.83,  2.74,  2.64,  2.52,  2,27  7o«  <^  niemals  3^0 
reicht  und  auch  hier  eine  fortschreitende  Abnahme  des  Zuwachses.  In  Australien 
kr  1887 — 90  der  mittlere  jährliche  Geburtsaberschnss  c.  1.67  7o  ^^^  Bevölkerung. 

In  Europa  constatirt  man  fUr  das  19.  Jahrhundert  vielfachy 

Ländern  rascherer  (germanische)  und  langsamerer  (Frankreich) 

tffrlicher  Zunahme,    eine  besonders  starke  Vermehrung  in  den 

)ten  Zeiten  nach  Abschluss  der  französischen  Kriegsperiode,  also 

t  1815—20. 

Freilich  vomemlich  auf  Grund  der  Daten  der  Yolksz&hlungen,  bei  welchen  man 
dem  schon  mehrfach  hervorgehobenen  Umstände  der  allmäligen  Verbesserung 
Zählungen  zu  rechnen  hat,  ohne  durch  Controle  der  theils  fehlenden,  theils  auch 
i  iinvol£t&ndigeren  Statistik  der  nattlrlichen  Bewegung  der  Bevölkerung  den  muth- 
isüchen  Fehler  der  Yolksz&hlungsstatistik  zur  Ziffer  bringen  zu  können.  Aber  eine 
e  Vermehrnng  nach  jener  Kriegszeit,  die  dann  später  wieder  langsamer  wurde,  — 
freüjch  hinterher,  besonders  in  neuester  Zeit,  in  vielen  Ländern,  den  meisten 
sr  Frankreich,  von  Neuem,  wenn  auch  meist  nicht  mehr  so  hoch,  wie  1815 — 20  ff., 
eigen  —  möchte  doch  richtig  bleiben,  ist  von  vornherein  wahrscheinlich  nnd  mit 
'en  ahDlichen  Erfahrungen  in  Debereinstimmung. 

Einige  Beispiele  zum  Beleg:  im  Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Beichs 
vom  reicbsstat  Amt  auf  Grund  sorgfältiger,  aber  eben  nicht  überall  mit  voll- 
i^m  und  correctem  Material  operirender  Berechnung  die  Zunahme  folgender 
len  Angegeben  (s.  Juliheft  1879  S.  63,  Hauptdaten  regelmässig  im  stat  Jahrb., 
1S92   S.   2).    S.  Tab.  VU.  S.  512. 

Hier  kommen  aber  auch  die  Wanderungen,  neuerdings  daher  die  Mehr- 
mderaD^en,  tlbrigens  mit  erheblichen  Schwankungen  in  den  einzelnen  Perioden 
Gasdruck.  Im  Kgr.  Preussen  (heutigen  Umfangs)  allein  wäre  die  Zunahme 
tft  1879  S.  43)  zuerst  1.67  (1816—19)  und  1.69  (1819—22)  gewesen,  um 
-37  anf  0.77  herab,  1837—40  wieder  auf  1.67  hinauf  zu  gehen,  seitdem  aber 
diesem  Satze  zu  bleiben  (Minim.  1846—49  0.42,  1852—55  0.43,  Maxim. 
-61    1.26,  1872—75  1.04  7oi  i^^^^h  einer  mit  1875  abschliessenden  Berechnung^ 

33* 
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Tab.  VII.    BevölkernngsvermehrHDg  im  Deutschen  Reich 

1816—90. 

Jahr    lOOOEinwohn.    JäbrlZonahmeVo        J&l>r    1000  Einwohn.  JährlZonahmeX 


1816 

24,833 

1S20 

26,294 

1825 

28413 

1830 

29,520 

1835 

30,938 

1840 

32,787 

1845 

34,398 

1850 

35,397 

1.43 
IM 
0.98 
0.94 
1.16 
0.96 
0.57 


1855 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1890 


36.114 
37,747 
39,656 
40,H18 
42,729 
45.236 
46,858 
49,428 


0.40 
0.88 
0,99 
0.58 
0.91 
1.14 
0.70 
1.07 


In  Baiern  sank  die  Zunahme  ?on  0.96  in  1818 — 27  mit  Schwankungen,  aber  ziemlich 
stetig  auf  0.09  in  1846 — 49  (eb.  S.  44).  In  Sachsen,  dessea  &Itere  Daten  wohl 
noch  weniger  sicher,  ist  eine  Zunahme  von  1  %  fast  immer  überschritten,  abgesehen 
?on  einer  offenbar  falschen  höheren  Zahl  1.64  1861 — 64  erreicht  worden  (eb.  S.  44).  ~~ 
Fttr  die  ganze  Periode  1816 — 75  (eb.  S.  63)  berechnet  sich  die  Zunahme  in  längeren 
Zeiträumen  für  das  Deutsche  Reich:  1816— 34  auf  1.15,  1834— 52  auf  0.88,  1852—67 
auf  0.75,  1867—75  auf  O.bO  ^/«.  Nach  den  statistischen  Gebietsabsohnitten  der  Reichs- 
statisük  war  die  Zunahme  (abg^^^^i^  ^^^  Berlin  und  den  Stadtstaaten)  1814 — 34  am 
Grössten,  2.22  ®/o»  i™  R--B-  Gumbinnen,  1.84  in  der  Provinz  Preussen  {grösste 
Zäblungsverbesserungen  ?) ,  1834 — 52  1.73  im  R.-B.  Marienwerder,  1.58  in  der  Pro- 
finz  Brandenburg  (ohne  Berlin)  und  Pommern,  1852 — 67  1.85  im  R-B.  Arnsberg, 
1.75  im  R-B.  Düsseldorf,  1867—75  2.72  ebenfalls  in  Arnsberg  (eb.  S.  64),  Auch 
hier:  Einfluss  der  Wanderungen,  welche  in  neuerer  Zeit  mehr  nach  den  industriellen 
westlichen,  früher  mit  nach  den  agrarischen  Ostlichen  Gegenden  gingen. 

In  Frankreich  (Ann.  stat.  1888,  p.  18)  w&re  nach  der  Statistik  der  Be- 
wegung der  Bevölkerung  der  Geburtenüberschuss  im  J.  1816  auf  0.84  %  gestiegen, 
vorher  (seit  1806)  war  er  schon  in  einem  Jahre  auf  0,38  gesunken.  Dieser  Satz  ist 
seitdem  nicht  wieder  erreicht  worden.  Mit  Schwankungen,  aber  im  Ganzen  mit  deut- 
licher Tendenz  zum  Sinken,  ist  er  schon  vor  1848  mehrfach  unter  0.5  gewichen, 
1854 — 55  (Krimkrieg,  Theuerung)  ist  bereits  zweimal  ein  Deberschuss  der  TodesflUe 
eingetreten,  auch  danach  die  Zunahme  nicht  wieder  auf  0.5  gestiegen  (Max.  0.49  in 
1862);  im  Kriege  von  1870—71  überwogen  wieder  die  Todesfälle  (um  0.28  und 
1.22  7o)«  *Qcb  danach  war  in  1872  das  Maximum  des  Geburtsüberschusses  nur  0.49. 
1 874  0.48,  seitdem  fast  stetig  weniger,  in  neuester  Zeit  auch  im  Frieden  sogar  wieder 
mehr  Todesfälle  als  Geburten  (1890/91,  Epidemien.  Influenza). 

Die  Verlan gsamung  der  Zuwachsrate  zeigt  sich  hier  und  wie  schon  bemerkt, 
mehrfach,  aber  keineswegs  überall  und  stetig  und  hat  auch  grade  in  germanischen 
Ländern  wieder  neuerdings  öfters  einer  unter  Jahresschwankungen  doch  ziemlich  an- 
haltenden Steigerung  der  Rate  Platz  gemacht.  Sie  aber  ohne  Weiteres  zu  einem 
„statistischen  Gesetz''  zu  stempeln  und  auf  die  steigende  Volksdichtigkeit  zurück  n 
fuhren,  durch  die  sie  noth wendig  werden  soll,  ist  unzulässig,  wenn  auch  ein  nicht 
seltener  Trost  in  Frankreich  (s.  o.  S.  45G  u.  folg.  §.  216). 

Nach  einer  Berechnung  von  Hermann  Wagner,  damals  Redacteur  des  sta- 
tistischen Theils  des  Gothaer  Hof kalenders ,  stellt  sich  für  die  Zeit  nach  den  fran- 
zösischen Kriegen  bis  in  die  60er  Jahre  in  wichtigeren  europäischen  Staaten  folgende 
Veränderung  der  Bevölkerung  nach  den  Volkszählungen  heraus  (Goth.  Jahrb.  1869 
S.  994,  die  correcte  Berechnnngsformel  im  Vorwort  daselbst  S.  VD.  Reihenfolge 
nach  der  Grösse  des  Zuwachses.     S.  Tab.  VIII,  S.  513. 

Für  Vergloichungen  und  Schlüsse  aus  dieser  Tabelle  ist  freilich  Manches  zu 
bedenken.  Kleine  und  grosse  Staaten  gestatten  auch  hier  wieder  keinen  unmittelbaren 
Vergleich.  Die  Zahlen  sind  wegen  der  Verschiedenheit  der  Zählungsqualität  nicht 
gleichwerthig.  Weil  bei  einigen  Staaten  die  früheren  Perioden,  wo  die  Zunahme 
rascher  war,  fehlen,  ist  auch  für  diese  die  Durchschnittszunahme  in  der  Hauptperiode 
im  Vergleich  mit  den  anderen  Staaten  zu  klein  (Sachsen,  Dänemark,  Niederlande, 
Belgien,  bes.  Süddeutschland).  Endlich  zeigt  sich  neuerdings  in  einigen  Staaten 
(Gr.-Britannien.  Irland,  Scandinavien,  Sttddeutschland,  auch  Preussen)  auch  die  Aus- 
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wanderang  von  Einfloss,  wenigstens  perioden weise,  wenn  sie  anch  yielleicbt  anf  die 
Dauer  die  thats&chliche  Zanabme  der  Gesaxnmtbeyölkerang  ganzer  Länder  mitunter 
nicht  wesentlicli  aufhält     (§.  225  ff.) 

§.  216.  Fortsetzung.  Mitte  und  zweite  Hälfte  des 
19.  Jahrhundert s.  Für  das  letzte  halbe  Jahrhundert  ist  eine 
bemerkenswerthe  Erscheinung  die  mehrfache,  wenn  auch  unter 
zeitlichen  Schwankungen  sich  vollziehende,  schon  erwähnte  Wieder- 
zunähme  der  Zuwachsrate,  besonders  durch  Geburtstlber- 
schuss,  in  Europa,  unter  dem  deutlichen  Einfluss  der  Wallungen 
im  wirtbschaftlichen  und  politischen  Leben  (§.  217);  ferner  trotz 
stark  steigender,  wenngleich  auch  erheblichen  Schwankungen  unter- 
liegender überseeischerMassenauswanderung,  die  in  der 
Regel  in  grösseren  Ländern  und  Gebieten  dennoch  verbleibende 
bedeutende  Volkszun  ahme,  sodass  also  die  Aus  Wanderung 
vom  Geburtstlberschuss  nur  einen  Theil  aufzehrt.  Davon 
bilden  nur  Irland  und  kleinere  Landestheile,  freilich,  unter  dem 
gleichzeitigen  Einfluss  der  inneren  Wanderungen,  in  Preussen  und 
Deutschland  doch  schon  solche  von  der  Grösse  von  Regierungs- 
bezirken und  Provinzen,  Ausnahmen.  Auch  in  diesen  Verhältnissen 
treten  wirthschaft liehe  Einflüsse  besonders,  mehr  als  ehedem, 
hervor,  in  Deutschland  namentlich  die  immer  raschere  Entwicklung 
der  Industrie,  des  Bergbaus,  Städtewesens:  schon  nicht  mehr  bloss 
der  Uebergang  aus  der  „Agricultur-''  in  die  „Industrie-  und 
Mercantilperiode'*,  sondern  wie  in  Grossbritannien  die  selbständigere 
und  intensivere  Entwicklung  der  letzteren.  Das  allein  abweichende 
Bild  in  den  Erscheinungen  der  earopäischen  Bevölkerungsbewegung 
zeigt  ausser  Irland  Frankreich. 

Die  folgenden  Daten,  welche  auch  für  die  Folgerangen  im  nächsten  Kapitel 
besonders  wichtig  sind,  worden  wieder  nach  den  Materialien  des  B.  44  der  Beichs- 
Statistik  in  der  fur  ansere  Zwecke  passenden  Weise  zusammengestellt  Diese  ?orzOg- 
liehe  Arbeit  des  reichsstatist  Amts  liefert  überall  auch  die  erfoiderlichen  Belatifzahlen, 
mit  denen  wir  hier  zu  operiren  haben.  Für  eine  Menge  einzelner  Puncto  nnd  Fragen 
findet  sich  daselbst  weiteres  Material,  namentlich  für  Deutschland  in  Bezug  auf  die 
einzelnen  Staaten,  Gebietstheile  und  Gruppen.  Dafür  ist  im  Wesentlichen  auf  das 
Werk  selbst  zu  verweisen.  S.  zur  Erftänzung  bis  incl.  1890  die  Yiertelj. -Hefte  der 
Reichsstatistik  1892  H.  1,  S.  18,  auch  S.  5.  Hier  wird  jetzt  Einzelnes  nur  mehr  zum 
Beh»piel  und  zur  Illustration  und  besseren  Gharactcristik  einiger  wichtiger  Thatsachen 
herrorgehoben. 

Zunächst  als  Beispiele  zweier  in  der  Bevölkerungsbewegung  sehr  Ter- 
Bchiedener  Länder,  das  Deutsche  Reich  und  Frankreich.  S.  Tab.  EL, 
S.  515. 

Man  ersieht  aus  Tab.  IX  sofort,  dass  es  in  Deutschland  die  hohe  Oeborts- 
freqnenz  ist,  welche  Frankreich  gegenüber  den  grossen  Gebnrtsüberschuss  und  die 
starke  Volkszunahme  trotz  der  bedeutenden  Mehrauswandemng  bewirkt  Die  Gebnrts- 
frequenz  war  faitt  immer  mehr  als  10,  neuerdings  mehr  als  12,  ja  über  lS7oo  grosser 
als  die  französische,  die  Sterblichkeit,  welche  im  letzten  Jahrzehnt  etwas  zurück- 
gegangen ist,  überragt  die  französische  nur  um  4,  jetzt  um  d7oo*    ^^®  höchste  in  der 
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Tab.  IX.    Bevölkerungsbewegung  im  Deutschen  Reich 
und  Frankreich  von  1841 — 90. 


f 

Aof  1000  der  mittleren  Jahreshe?ölkerang  jährlich 

Lind 

'  Geborene    Gestorbene 
(incl.  Todtgeborene) 

Gebarts- 
aberschnss 

Wander- 

Terlast 

(+  Gewinn) 

Volka- 
znnahme 

1 

2 

3 

4 

5 

Deotsches  Reich 

1 

1841-50 

37.6       1       28.2 

9.4 

1.7 

7.7 

1851—60 

1       36.8 

27.8 

9.0 

2.5 

6.5 

1861—70 

388 

28.4 

10.3 

2.2 

8.1 

1871-80 

40.7 

28.8 

11.9 

1.8 

10.1 

1881 -90  >) 

38.2 

26.5 

/  11.3 
\12.1 

4.3 
1.4 

7.0 
10.7 

Maximum  ') 

42.6 

32.2 

14.5 

c  5.0 

11.4 

im  Jahre 

1876 

1866 

1876 

1881 

187«— 80 

Mioimam') 

1       33.5 

24.8 

4.25 

c.  0.5 

1.77 

im  Jahre 

1855 

1860 

1848 

1877 

1853—55 

Frankreich») 

1841—60 

28.2 

24.2 

4.0 

+  0.4 

4.4 

1851-60 

27.3 

25.0 

2.3 

+  0.1 

2.4 

1861—70 

27.3 

24  8 

2.6 

+  0.2 

2.8 

1871—80 

26.6 

24.8 

1.7 

+  0.3 

20 

1881—90 

•2Ö.1 

23.3 

1.8 

00 

1.76 

Maximom 

29.2 

35.9       i 

6.7 

.~. 

im  Jahre 

1841 

1871 

1845 

— 

— 

Minimam 

23.0 

21.9 

—  12.2 

— 

im  Jahre 

i      1890 

1889 

1871 

— 

— 

äbr.  Periode  vorgekommene  fhinzOslsche  Geburtsfreqnenz  ist  immer  noch  9^/^ 
ner  &U  die  kleinste  deotsche.  Das  Mazimam  der  franzOsidchen  Sterblichkeit  in 
m  Jahre  ist  sogar  hoher  als  das  in  Deutschland  Forgekommene,  freilich  in  dem 
gsjahre  1871  (wo  sie  in  Deatschland  31.03  war,  wobei  die  Todesfälle  im  Kriege 
französischem  Boden  nicht  alle  aufgenommen  zo  sein  scheinen).  Das  zweite 
sös.  Mazimam  der  Todesfälle  war  mit  immerhin  nor  29.5  im  Krieg^jahr  1870, 
dritte  im  Kriegs-  und  Theuerongsjahr  1854  mit  28.4.  In  Deutschland  traf  das 
imam  der  Todesfälle  aaf  das  Kriegs-  und  Cbolerajabr  1866,  das  zweite  and 
i  Mazimam  auf  die  Kriegsjahre  1^71  und  1872  mit  31.03  and  30.62,  das  vierte 
mum  auf  das  Bevolationajahr  1848,  das  anter  den  Nacbwirkangen  der  Theaerong 
846/47  litt,  mit  30.46.  Aber  der  Ueberdchoss  der  Gebarten  ttber  die  Todes- 
ist selbst  in  diesem  hierfUr  das  Mazimam  zeigenden  Jahre  1848  in  Deatschland 
.25  Doch  hoher  als  er  in  einem  der  5  Deccnnialdarchschnitte  in  Prankreich  war. 
oll  einzelnen  von  den  50  Jahren  von  1841—90  war  er  hier  hoher,  meist  nor 
^eni^es,  davon  noch  in  6  im  1.  Decenniam  1841—50,  in  3  im  2.  1851 — 60,  in 
3.   1861 — 70,  in  2  im  4.  1871—80,  selbst  hier  aber  nach  dem  Kriege  nar  4.8 

')  In   Col.  3—5  die  erste  Reihe  fOr  1881—85,  die  zweite  fttr  1886—90. 
*)   Der  Wanderverlast,  bezw.  Gewinn  lässt  sich  nur  durch  die  Volkszählungen 
;t  ermitteln,  daher  nur  fdr  die  Perioden,  welche  zwischen  zwei  Zählungen  liegen, 
für    ein    einzelnes  Jahr.    Die  Zahlen  in  CoL  5  sind  daher  nur  geschätzt  auf 

der  überseeischen  Auswanderung  in  den  betrefienden  Jahren. 
*}   S.   über  das  Ergebniss  der  Zählung  von  1891  den  Bericht  des  Ministers  des 

an   den  Präsidenten  der  Bepublik,  im  Bulletin  de  Statist.  1892,  I,  40  ff. 
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in  1872  und  4.0  in  1874,  io  keinem  Jahre  mehr  im  5.  Decenninm  1881-^90,  während 
der  Gcbortsüberschass  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutschland  noch  gewachsen 
ist,  nnd  zwar  neuester  Zeit  erfreulicher  Weise  bei  ferrinirerter  GeburtaziSer  darch 
Abnahme  der  Sterblichkeit  In  Frankreich  ist  so^ar  in  5  Jahren  unter  den  50  ein 
Ueberschuss  der  Todesfälle  gewesen,  davon  allerdings  in  den  2  Kriegsjabien  1870/71 
(2.8  und  1.227oo)  ^^^  ^  ^^^  ^^^^  Erimkriegs-  und  Theucrungsjahren  1^54  und  1855 
(2  und  0.9).  aber  auch  bereits  in  dem  ruhigen  Friedenigahre,  freilich  höherer  Preise 
des  Getreides,  1890  (und  ebenso  1891).  In  Deutschland,  dies  als  Ganzes  genommen, 
ist  ein  solcher  Fall  in  diesem  halben  Jahrhundert  nicht  vorgekommen  nnd  auch  nur 
selten  in  einzelnen  grosseren  Gebietstheilen  gewesen  (s.  u.).  Auch  trotz  unserer 
gprossen  nberseeischen  Auswanderung  hat  in  keinem  Jahre  die  Bevölkerung  im  ganzen 
Reiche  positiv  abgenommen.  Sogar  in  dem  Jahre  der  grössten  deutschen  Auswande- 
rung 1881,  wo  die  constatirte  tiberseeische  211.000  Eopf  betrug,  thatsächlich  noch 
etwas  höher  war,  ca.  57oo*  absorbirte  sie  vom  damaligen  Geburtsaberschuss  von  1 1.57 
7oo  noch  nicht  die  Hälfte  und  übertraf  nur  etwas  den  kleinsten  Geburtsubcntchnss  eines 
einzelnen  Jahres  in  der  ganzen  Periode  (4.25).  Auch  nach  Abzug  jenes  grössten 
Wanderverlubts  in  einem  Jahre  verblieb  in  Deutschland  1881  noch  ein  Ueberschuss 
von  ca.  6.6*/oo<  <^*  ^*  soviel  wie  in  einem  einzigen,  hierin  aber  ganz  alleinstehenden 
Jahre,  1845,  einmal  der  französische  Geburtsüberschuss  im  Maximum  betrug  (6.7Voo) 
Die  kleinste,  nach  Abzug  der  Mehrauswanderung  vorgekommene  jährliche  Volkszu- 
nahme (1.777oo  ^^  1^^^ — ^o)  war  immer  noch  so  gross  wie  der  neuere  französische 
Geburtstlberschuss  (1871 — 90)  und  wie  die  ganze  Yolkszunahme  in  Frankreich  im 
letzten  Jahrzehnt  1881—90. 

Die  Zahlen  Frankreichs  liefern  das  wichtige  statistische  Ergebniss,  dass  bei 
einer  Geburtsfrequenz  von  nur  23 — 24  (incl.  Todtgeborene,  ohne  diese  von  ca.  22 — 2d\ 
sogar  bei  massiger  Sterblichkeit  die  Bevölkerung  eben  nur  in  der  Stabilität 
der  Zahl  erhalten  wird.  Jede  auch  nur  kleinere  Vermehrung  der  Todesfälle  führt 
zu  einem  positiven  Rückgang  der  Bevölkerungszahl  (so  in  1890  in  Frankreich)  und 
auch  bei  gleichbleibender  Sterblichkeit  hat  jede  kleine  weitere  Verminderung  der 
Geburtszifier  denselben  Erfolg.  Da  sich  die  Sterblichkeit  schwer,  namentlich  nicht 
in  kurzer  Zeit  erheblich  vermindern  lässt,  zumal  nicht  allgemein  in  einem  grossem 
Lande,  so  kann  nur  durch  Steigerung  der  Geburt8zitler  noch  eine  natürliche  Volks- 
Vermehrung  durch  Geburtsüberschuss  herbeigeführt  werden.  In  dieser  Lage  ist 
Frankreich,  dessen  neuere  Goburtszifier  von  23 — 24  (incl.  Todtgeborene,  die  hier  ca. 
1 — l,2"/oo  betragen)  demnach  bei  dort  gegebener,  schon  nicht  hober  Sterblichkeit 
eben  deshalb  als  das  Minimum  bezeichnet  werden  kann,  das  zur  Erhaltung  auch  nor 
des  Gleichbleibens  der  Bevölkerungszahl  wenigstens  im  Durchschnitt  nothwendig  ist 
(Frankreich  hatte  eine  Gcbnrtszitfcr  1890  ohne  Todtgeborene  von  21.97oo«  ^^*^ 
Ziffer,  welche  die  Sterblichkeit  dort  nur  in  wenigen  Jahren  nach  unten  zu  erreicht, 
ganz  ausnahmsweise  unterschritten  hat). 

Die  mitgetheilten  Zahlen  Deutschlands  und  Frankreichs  sind  natürlich  das  End- 
ergebniss  aller  der  zahlreichen  Verschiedenheiten  der  betreffenden  Daten  in  den 
einzelnen  Landestheilen.  Wir  können  die  Untersuchung  hierauf  in  diesem  Werke 
nicht  ausdehnen,  obwohl  dadurch  erst  der  richtige  Einblick  in  dieses  Thatsachengebiet 
nnd  für  vielerlei  Schlüsse  das  vorhandene  statistische  Material  gewonnen  wird.  Nor 
einige  Zahlen  von  Mazimis  und  Minimis  seien  noch  aus  einzelnen  Gebietstheilen 
im  Deutschen  Reich  hervorgehoben  und  zwar  in  Betreff  der  in  irgend  einem  etwas 
grösseren  Gebietötheil  (preuss.  Provinzen,  Gebietsgruppen  der  Reichsstatibtik)  vorge- 
kommenen Durchschnittsmazima  und  Minima  in  einem  der  5  Decennien  nnd  in 
einem  einzelnen  Jahre  in  dem  halben  Jahrhundert  1841 — 90  auf  1000  der  mittleren 
Jahresbevölkemng.    S.  Tab.  X.  S.  517. 

Die  Schwankungen  selbst  zwischen  den  10jährigen  Mazimis  und  Minimis,  mehr 
noch  den  einjährigen  sind,  wie  man  sieht,  doch  recht  gross.  Die  östlichen  z.  Th. 
slavischen  Gebiete  haben  grösste  Geburts-,  aber  auch  Sterblichkeitsuiazima  und  im 
Ganzen  auch  die  grössten  Schwankungen  in  der  Bilanz  zwischen  Geborenen  und  Ge- 
storbenen. Uebrigens  finden  sich  auch  noch  einzelne  grössere  Gebiete,  welche  in 
einzelnen  Jahren  einmal  einen  Ueberschuss  der  Todesfälle  oder  wenigstens  nur  einen 
ganz  kleinen  Geburtsüberschuss  hatten,  so  z,  B.  in  Ostpreussen  1852  auch  ein  Aus- 
fall von  0.21,  in  Westpreusscn  in  demselben  Jahre  von  0.08,  in  Berlin  1849  von  0.85 
(1871  unter  den  besonderen  Verhältnissen,   Kriegslazarethe ,  Kriegsgefangene,   S,39), 
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Tab.  X.    Deutsche  Maxima  und  Minima  der  natürlichen 
Bevölkerungsbewegung  nach  Gebietstheilen. 


Auf  1000  der  mittleren  Jahresbevölkerung 

Geburtsfrequenz 

Sterblichkeitsfrequ. 

GebnrtsQberschuss 

(incl.  Todtgeborene) 

(incl.  Todtgeborene) 

(—  Deficit) 

10 jähr.  Mazimam 

46.22 

30.14 

16.3 

Gebiet 

Pr.  Posen 

Westpreussen 

Pr.  Posen 

Jahre 

1&71— 1880 

1851—1860 

1881—1890 

Einjähr.  Maximum 

52.65 

52.89 

2377 

Gebiet 

Pr.  Ostpreossen 

Pr.  Posen 

Ostpreussen 

Jahr 

1849 

1852 

1849 

10 jähr.  Mioimom 

80.89 

21.71 

4.23 

Gebiet 

Elsass-Lothriogen 

Schleswig- Holstein 

Südbaiem 

Jahre 

1851—1860 

1851—1880 

1851—1860 

Einjähr.  Minimum 

2745 

19.05 

—  7.08 

Gebiet 

Elsass- Lothringen 

Schleswig-Holstein 

Pr.  Posen 

Jahr 

1855 

1856 

1852 

1855  in  Schlesien  von  2.41,  1854  und  1855  (Krimkrieg,  Theuerung)  in  Elsass-Loth- 
ringen  von  0.90  und  3.35  (1871  von  2.34)  7oo-  ^^^  genauere  Analyse  zeigt  überhaupt 
deutlich  provinzielle,  wohl  mit  Stammesart  und  Sitte  zusammenhängende  Verhältnisse 
der  natürlichen  Bewegung,  bei  Geburten,  Todesfällen,  Deberschuss,  wie  sich  u.  A.  aus 
den  ähnlichen  Zahlen  in  benachbarten  Gebieten  (so  u.  A.  besonders  deutlich  im 
ganzen  Hauptgobiet  des  niedersächsischen  Stammes,  auch  viedenim  mit  Aehnlichkeit 
mit  den  nordgermanischen  Verhältnissen)  ergiebt.  Die  Ueberlegenbeit  der  deutschen 
Gebnrt^freqoenz  auch  in  jedem  grö:>scren  Gebietstheil  über  die  allgemeine  französische 
zeigt  Tab.  X  ebenfalls.  Selbst  das  elsass-lothr.  zehnjähr.  Minimum,  das  niedrigste 
in  Deutschland,  steht  noch  über  dem  französischen  Durchschnitt  der  Geburtsfrequenz, 
wenigstens  letztere  seit  1851  genommen,  das  einjährige  ebenfalls  in  Elsass- Lotbringen 
vorkommende  nur  wenig  unter  dem  ganz  im  Beginn  der  Periode,  1841,  zu  findenden 
einjährigen  französischen  Maximum. 

Eine  Yergleichung  bloss  des  Geburtsüberschusses  und  des  Gewinns  und  Yer- 
lusts  durch  Wanderungen  liefert  noch  die  Tab.  XI  auf  S.  518  für  eine  grossere 
Beihe  grosser  und  mitüerer  Länder  in  Europa.  In  der  germanischen,  freilich  wenn 
die  Zahlen  zuverlässig  sind,  auch  in  der  slavisch- russischen  Welt  sind  die  Geburts- 
ilberschüsse  meistens  über  l^o  jährlich,  neuerdini^s  auch  fast  überall  gewachsen,  auf 
1.1  bis  fast  1.4Vo*  ^^  Ocsterreich  mit  seiner  national  -  gemischten  Bevölkerung  sind 
sie  kleiner,  auch  schwankender,  ebenso  in  Italien,  wo  aber  in  neuester  Zeit  ein  ger- 
manischen Ziffern  nahekommender  Geburtsüber^chuss  erreicht  wird.  Belgien,  Irland, 
die  Schweiz,  stehen  etwas  zurück,  kommen  so  Frankreich  etwas  näher,  aber  immerhin 
doch  selbst  Irland,  dessen  Statistik  ohnehin  für  unvoll&tändig  gilt,  und  sogar  noch  in 
der  neuesten  Zeit  weit  über  Frankreich,  das  auch  vom  romanischen  Spanien,  wenn 
die  wenigen  Slahlcn  für  dieses  zuverlässig  sind  und  einen  Vergleich  gestatten,  bedeu- 
tend übertroflen  wird.  Frankreich  ist  dann  freilich  das  einzige  Land,  welches 
dauernd,  wenigstens  bis  1880,  einen  kleinen  Wanderungsgewinn  durch  Mehrein- 
wanderung zeigt.  Aber  derselbe  kommt  gegenüber  der  grossen  Yulkszunahme,  welche 
selbst  die  Länder  der  Massenauswandernng,  Gr.-Britannien,  Deutschland,  Scandinavien 
dank  ihrem  starken  Gebunsuberschuss  behalten,  gar  nicht  in  Betracht  Es  ergiebt 
sich,  wie  namentlich  die  germanischen  Länder  durch  ihre  ungemein  starke 
Geburtsziffern  in  die  Lage  gesetzt  werden,  ungeheure  Menscbenmassen  an  die  neue 
Welt  abzugeben  und  diese  somit  der  germanischen  Völkerfamilie  definitiv  zu  gewinnen, 
ebne  selbst  eine  grosse  Einbusse  an  ihrem  Bevölkerungszuwachs  zu  erleiden.  Von 
der  romauidchen  Welt  gilt  das  neuerdings  nur  einigermaassen  ähnlich  von  Italien, 
während  Russlands  Geburtsüberschuss ,  wenn  er  in  der  Wirklichkeit  den  statiatiscben 
Zahlen  entspricht,    eine  Verbreitung   der  Bevölkerung   in   den   weiten  Räumen   des 
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Tab.  XL    Gebartsüberschuss  und  Wanderungsverlust  in 

europäischen  Ländern. 


Auf  1000  der  mittlerca  BeFölkenmg  jährlich 


GebüTtsttberschoss 


1841 

bis 

1850 

1. 


1851 

bis 

1860 

2. 


1861 

bis 

1870 

3. 


1871 

bis 

1880 

4. 


1881 
bis 


1890»);  1850 


5. 


Verlust  (t  Gewinn)  durch 
Wanderungen 

1841    1851    1861    1871    1881 
bis       bis       bis       bis       bis 
18ti0    1870    18S0    1890 


6. 


7. 


Deutsches  Beich 

Westösterreich 

Galizien,  Bukowina 

Dngarn 

Frankreich*) 

Grossbritannien  *) 

Irland 

Italien 

Spanien 

Russland 

Schweiz 

Belgien 

Niederlande 

Dänemark 

Schweden 

Nurwegen 

Finnland 


9.4 

9.0 

10.3 

11.9 

11.4 

1.7 

6.1 

6.9 

6.6 

7.5 

7.2 

0.6 

1.9 

4.2 

11.0 

7.5 

10.1 

0.1 

— 

— 

2.3 

7.3 

4.0 

2.3 

2.6 

1.7 

2.3 

tO.4 

10.2 

11.9 

12.7 

14.1 

13.9 

t2.0 

9.7 

8.2 

6.0 

1 

7.3 

7.0 

10.2 

1 

— 

92 

— 

— 

12.0 

13.7 

13.6 

— 

7.3 

7.8 

— 

6.1 

7.8 

8.5 

9.8 

10.0 

tl.2 

6.9 

7.7 

10.4 

12.1 

13.2 

0.2 

10.1 

11.9 

10.9 

12.0 

13.8 

0.4 

10.5 

11.1 

11.1 

12.3 

12.1 

0.1 

12.5 

15.9 

12.9 

13.9 

13.9 

0.9 

12.0 

7.2 

7.4 

8.0 

7.1 

tO.4 

2.5 
0 
t3.0 

to.i 

0.7 


1.5 
0.6 
0.8 
0.7 
1.9 
0.7 


8. 


9. 


10. 


2.2 
1.0 
0.1 

tO.2 
0.8 

16.7 
0.5 
3.7 
0.6 

1.1 
2.0 
0.8 
3.7 
5.1 
0.9 


1.8 

0.5 
tO.3 

1.5 
tO.3 

0.9 
12.6 

1.3 

tO.5 
0.8 
0.6 
0.4 
2.2 
8.2 
4.0 

tO.6 


2.9 


0.0 


russischen  Reichs  in  Europa  und  Asien  ermöglicht  und  auch  einigermaassen  zur 
Folge  zu  haben  scheint  Darin,  dass  trotz  eines  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Geburt»- 
über&chusses  Irland  eben  auch  jetzt  noch  immer  durch  die  Auswanderung  (übrigens  nicht 
nur  nach  America,  sondern  auch  nach  Grossbritannion) ,  wie  seit  den  1840  er  Jahreo, 
an  Bevölkerung  verliert,  liegt  der  wesentliche  Unterschied  der  BevOlkemngsverhilt- 
nisse  dieses  keltisch -germanischen  Massenauswanderungslandes  gegenüber  den  ger- 
manischen und  Italien. 

Schliesslich  kommen  nun  natürlich  und  gerade  auch  fUr  die 
Yolkswirthschaft liehen  Seiten  der  Bevölkerungsfrage  die 
absoluten  Zahlen  der  Geborenen  und  Gestorbenen,  des  Ueber- 
Schosses  ersterer  oder  letzterer,  des  Wanderungsverlustes  und  Ge- 
winns und  der  wirklichen  Verändernng  der  Volkszahl  und  daher, 
auf  gegebenem  Gebiete,  der  Dichtigkeit  in  Betracht. 

Letzteres  Verhältniss  noch  für  die  spätere  Betrachtung  in  §.  229  ff.  zurfickstellend 
und  für  die  übrigen  Zahlen  auf  die  erwähnten  statistischen  Weike  verweisend,  staue 
ich  hier  nur  in  Tab.  XII  einige  absolute  Zahlen  des  Geburtstiberschusses  (bzv. 
Deficits)  fUr  5  Hauptländer  und  in  Tab.  XIII  die  schliesslich  nach  den  Zählangen 
(bzw.  Berechnungen)  eingetretene  Veränderung  der  Bevölkerung  fUr  dieselben  and 
einige  weitere  europäische  Länder,  sowie  fUr  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica 
und  für  Australien  zusammen. 


1)  Immer  ohne  Elsass-Lothringen,  bis  1860  ohne,  seit  1861  mit  Savoyen  und  Kina. 
*)  Bis  1860  nur  England  und  Wales,  seit  1861  auch  mit  Schottland. 
')  Beim    Deutschen    Beich,    Frankreich,    Grossbritannien,    Irland,    Italien    tOr 
1881  —  1890,  bei  den  anderen  meist  fUr  1881  —  1885  oder  1886. 
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Tab.  XII.    Absoluter   Gebnrtsüberschuss  in  fünf 

eoropäischen  Ländern. 


GebortsaberschQSS  ( —  Deficit)  in  1000  Kopf  (absolate  Zahlen) 

Jahr 

im  jährlichen  Darchschnitt 

Deutsches 

Gross- 

West- 

Italien*) 

Beich 

Frankreich 

britannien  ^) 

österreich 

1841—1850 

320 

134 

172 

77 

1851—1860 

326 

79 

226 

91 

1861—1870 

408 

94 

312 

93 

183 

1871—1880 

511 

64 

386 

113 

192 

1881—1890 

551 

67 

405 

115») 

317 

Maximom 

627 

223 

441») 

150 

381 

Jahr 

1876 

1845 

1877 

1876 

1889 

MiniiDQm 

147 

—  445 

283«) 

—  75 

61 

Jahr 

1855 

1881 

1864 

1855 

1867 

Tab.  XIII.     Absolate   Volkszahl  einiger 

19.  Jahrhundert.     1000  Kopf. 


Länder  im 


Deotsches  Beich») 


Frankreich») 


Grossbritannien*) 


1816 
1840 
1870 
1890 
Zunahme 
1816—90 


24833 
32.787 
40,818 
49,428 

24,595 


1000 
1323 
1644 
1^90 


Oesterreich  ohne  Ungarn») 


1816 

1841 

1870 

1891 

Zunahme 

1816—91 
ohne  SaToy. 
und  Nixza 


27.769 
82J21 
36,765 
88,348 

10,574 
9,684 


1000 
1178 
1324 
1381 


1349 


/1801 

\1821 

1841 

1871 

1880 

Zunahme 

1821—91 


10.501 
14,092 
17,5:h4 
26.072 
33,090 

18,998 


1000 
1244 
1850 
2348 


Italien 


Europäisches  Bassland») 


1818 

13,380 

1840 

16,575 

1869 

20.218 

1890 

23,710 

Zunahme 

1818—90 

10,330 

lOüo;     — 

1239  — 

1510!      1871 
1772  i      1890 
{  Zunahme 
:  1871—90 


26,801 
30,158 

1000 
1125 

3,357 

1870 

1S86 

Zunahme 

1870—86 


65.705 
85,200 

19,495 


1000 
1297 


Bis  1860  nur  England  und  Wales,  später  auch  Schottland. 

Seit  1861. 

Nur  in  1881—1886. 

*)  Seit  1863,  fttr  1863—1871  und  1872-1880,  1881—1890. 

')  Gebiet  des  heutigen  Deutschen  Beichs  von  Anfang  an  gerechnet  Zahlen 
nach  der  Beichsstatistik. 

»)  Ohne  El&as8.Lothringen  (1816  1,281.000,  1871  1,550,000)  auch  vor  1870  und 
bis  1861  ohne,  seitdem  mit  Savoyen  und  Nizza  gerechnet,  wodurch  ein  Zuwachs  von 
Anfangs  787,000  Kopf,  die  mit  ihrer  weiteren  Vermehrung  seitdem  eigentlich  fOr 
1870  and  1891  zum  Vergleich  abzusetzen  wären.  Für  1816  und  1S70  (Anfanfr  1871) 
berochnete,  für  1841  and  1891  gezählte  Bevölkerung.  Im  Mai  1872  gab  die  Zählung 
seihet  nur  36,103.000. 

^  England.  Wales,  Schottland,  ohne  die  Ganalinseln.    Daten  der  Volkszählungen. 

*)  Mit  Galizien  und  Bukowina.  Nur  GivilbevOlkerung.   S.  österr.  Jahrb.  1 890,  S.  1. 

»)  Unsichere  Bevölkerungszahlen.    Hier  ohne  Polen  nnd  Finnland. 
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Schweiz 


l^iederlaude 


Belgien 


1860 
1870 
1888 
Zanahmo 
1860—88 


2.507 
2,669 
2,933 

426 


1829 

1000 

,      1839 

1064 

1869 

1170 

'      18S9 

Zanahme 

1 829—89 

2,613 
2,860 
3,580 
4,511 


1000   ,        — 
1094   '      1846 
1370   I      1871 
1726   1      1890 
Zunahme 
1846—90 


D&nemark 


4,337 
5,020 
6,147 

1,810 


1000 
1157 
1417 


Norwegen 


1840 

1870 

1890 
Zunahme 
1840—90 


1,283 
1,785 
2,172 

889 


1 

1815 

1000  ' 

1840 

1391 

1870 

1849 

1890 

Zunahme 

1815—90 

2,465  =  1000 

3.139  =  1273 

4.169  =  1691 

4,785  =  1941 

2.320 


1815 

1840 

1870 

1890 
Zunahme 
1815—90     1,104 


885  •=  1000 

1264  «=  1407 

1J40  =  1866 

1,989  ==  2259 


Irland  *) 


Vereinigte  Staaten') 
Nordamerica 


Britisch  -  Australien 


1801 
1821 
1841 
1851 
1861 
1871 
1891 
Abnahme 
1821—91 


5,216 
6.802 
8,195 
6,572 
5,799 
5,412 
4,706 

2,096 


1000 
12(«5 
966 
852 
797 
692 


1790 

3,930 

1820 

9.638 

1840 

17,069 

1870 

38,926 

1890 

62,981 

Zunahme 

1820  bis 

1890 

51,343 

_^_ 

1000 

— 

1771 

— 

4039 

1863 

6533 

1871 

1891 

Zunahme 

t 

1863—91 

1,331 
1.922 
4,523 

3,192 


1000 
1307 
3998 


Die  älteren  Zahlen  in  Tab.  XIII  sind  nicht  so  sicher  wie  die  späteren  und 
unter  sich  nicht  so  gleichwerthig,  aber  mit  diesem  Vorbehalt  doch  zu  Vergleichungen 
brauchbar.  Leider  liegen  nicht  einmal  so  sichere  Zahlen  für  alle  Länder  aus  der 
Zeit  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  vor. 

§.  217.  Ergebnisse  bezüglich  der  VolksvermehriiQg. 
Die  mitgetheilten  Zahlen  der  beiden  letzten  Tabellen  XII  und  XIH 
und  mehrerer  der  Mberen  zeigen  für  die  volkswirthscbaftlichen 
Seiten  der  Bevölkernngsfrage  zweierlei  deutlich.  Einmal  fUr  das 
Vertbeilungsproblem,  welche  Bedeutung  eine  auf  grossem  Ge- 
burtsüberschnss  beruhende  starke  Volksvermehrung  wegen  der 
Kosten  der  Auferziehung  der  Eindergenerationen,  als  volkswirth- 
schaftlicher  Belastungscoefficienty  hat,  so  in  Deutschland 
verglichen  mit  Frankreich.    Sodann,   wie  nun  freilich  die  so  er* 


^)  Die  erste  for  sicherer  geltende  Zählung  ist  die  ?on  1821.  Kleine  Ab- 
weichungen, je  nachdem  die  Militärbevölkerung  (20  —  30,000)  mit  gezählt  oder  nicht 
Hier  inbe^rriffen. 

*)  Wiriiliche  Zählbevölkerung  auf  dem  jeweiligen  Unionsgobiet,  das  sich  freilich 
im  19.  Jahrhundert  sehr  vergrösserte ,  aber  doch  meist  um  zunächst  sehr  schwach 
bevölkerte  Gebiete. 
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reichte  VoIksvermehniDg ,  namentlich  wenn  die  Altersclassenver- 
theilong,  die  Vertheilung  zwischen  „productiven"  und„unprodactiven" 
Jahren  wenigstens  nicht  ungünstiger  wird,  auch  für  das  Pro- 
ductionsproblem  absolut  die  Vermehrung  des  Factors  ,, Ar- 
beit'%  Arbeitsfähigkeit  (wenn  auch  wegen  der  verschiedenen 
Geschlechtsvertheilung  nicht  immer  in  gleichem  Grade)  bedeutet; 
sowie  nicht  minder  für  das  ebenfalls  mit  der  BevölkeruDgsfrage 
zusammenhäDgende  politische  und  militärische  Problem^ 
die  Vermehrung  des  Factors  „Macht",  Wehrkraft. 

Aach  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Yergleichongen  zwischen  Deutschland  and 
Frankreich,  Nord-  and  Saddeatschland ,  auch  Preossen  und  Oesterreich  ebenfalls 
belehrend.  Der  Ausgang  der  politischen  Ereignisse  7on  1866  und  1870/71  hängt 
wenigstens  auch  mit  dieser  Bevölkerungsbewegung  zusammen,  wenn  auch  andere 
Factoren,  and  darunter  so  manche  Imponderabilien,  dabei  noch  mehr  eingewirkt 
haben  mögen.  Und  der  Niedergang  der  französischen  Bedeutung  in  der  grossen 
Weltpolitik,  der  Politik  der  Machtfragen,  was  dann  so  manches  Andere  im  Gefolge 
hat,  ist  doch  auch  mit  eine  Folge  davon,  dass  die  Bevölkerong  Frankreichs  von  gut 
ca.  '/,  der  europäischen  um  1815  auf  weniger  als  Vg  in  der  Gegenwart  herab- 
gegangen ist,  während  ausserhalb  Europas  die  wichtigsten  Weltgebiete  den  Germanen 
gewonnen  und  von  ihnen  besiedelt  und  bevölkert  wurden,  Franzosen  aber  auch  hier 
eher  ab-  als  zugenommen  haben.  An  diesen  Thatsacheu  würde  selbst  der  Rückgang 
Elsass- Lothringens  an  Frankreich,  dessen  Verlust,  wie  gesagt,  ja  wenigstens  eine 
Mitfolge  dieser  Bevölkorungsbewegongen  war,  nichts  irgend  Wesentliches  ändern. 

Das  ist  freilich  die  Glanzseite  der  germanischen,  die  trübe  Seite  der  französischen 
Bevölkerungsbewegung.  Die  ungünstige  und  günstige  Kehrseite  liegt  in  beiden  Fällen 
in  der  Einwirkung  der  Yolksvermehrung  durch  GeburtsUberschuss  auf  die  Belastung 
der  Erwachsenen,  auf  die  steigende  Concurrenz  im  Leben,  welche  sich  die  Menschen 
machen,  and  auf  die  Verhältnisse  der  Vermögensvermehrung  und  Vertheilung. 

Wie  begreiflich,  wenigstens  unter  heutigen  Rechts-  und  Verkehrs- 
verhältnissen, ja  wie  nothwendig  in  gewisser  Hinsicht  bei  solchem 
natürlichen  Bevölkerungszuwachs,  wie  ihn  die  germanischen  Völker 
zeigen,  auch  die  Auswanderung,  andrerseits  die  Erweiterung 
des  auswärtigen  Markts  für  Bezug  und  Absatz  von  Producten, 
zumal  bei  ungünstigen  Naturverhältnissen  (Scandinavien) ,  auch 
die  directe  Ausdehnung  des  einheimischen  Markts  durch  Zollver- 
einigungen, Golonienerwerb ,  Eroberung  von  passendem  Gebiet 
wird,  —  das  geht  aus  den  mitgetheilten  Zahlen  wohl  aach  deutlich 
hervor.  Die  grossen  Hauptculturgebiete  der  neuen  Welt  zeigen  in 
ihrer  eigenen  raschen  Volkszunahme  mit  durch  die  Einwanderung 
aus  Europa  schliesslich  doch  anch  die  Wirkungen  der  europäischen, 
namentlich  germanischen  Volksvermehrung.  Aber  man  sieht  auch, 
wie  rasch  sich  diese  neuen  bisher  volksarmen  Gebiete,  zugleich 
bei  der  grossen  weiteren  natürlichen  Zunahme  ihrer  älteren  wie 
neueren  Einwanderungsbevölkerung,  anfüllen  und  so  sich  nach 
und  nach,  wenn  auch  zunächst  nur  in  einzelnen  ihrer  Theile,  den 
Bevölkerungsverhältnissen  der  alten  Welt  zu  nähern  beginnen,  wie 
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es  im  nordamerikanischen  östlichen  und  mittleren  Gebiete  immer  deut- 
licher wird  (§.234).  So  erweitert  sich  freilich  das  nationale  zn  einem 
internationalen  Bevölkernngsproblem,  das  europäische,  insbesondere 
west-  und  mitteleuropäische  zu  einem  den  Haupttbeil  der  neuen 
Welt  mit  umfassenden.  Aber  es  zeigt  sich  auch  schon  hier,  dass 
Auswanderung  und  Theilnahme  am  Weltverkehr  nur  zeitweilige 
Abhilfsmittel  gegen  die  Folgen  einer  raschen  natürlichen  Volks- 
vermehrung sein  können. 

II.  —  §.  218.  Die  Schwankungen  in  der  natürlichen 
Volksbewegung,     ihre    Bedingungen    und    Ursachen. 

A.  Allgemeines  und  Theoretisches. 

Im  Yoraasgehenden  ist  schon  yielfach  der  zeitlichen  nnd  Ortlichen  Verschieden- 
heiten in  der  durch  Gebnrten  und  TodesHÜle  ?enirachten  nattlrlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  und  davon  abhängig  weiter  des  Standes  der  BevOUerung  gedacht  worden. 
Zeitliche  Verschiedenheiten  zeigten  sich  in  kleineren  Zeitabschnitten,  den  Jahren,  und 
in  grösseren,  in  Perioden  von  Jahren^).  Oertliche  Verschiedenheiten  traten  in  der 
Statistik  der  einzelnen  Länder  und  Völker,  sowie  in  denjenigen  der  Gebietstheile, 
ebenfalls  deutlich  mit  hervor.  Diese  Verschiedenheiten  deuten  auf  Einflüsse,  a^ 
causale  und  conditionelle  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  hin,  welche 
sich  zum  Theil  schon  oline  Weiteres  ergeben,  zum  Tbeil  durch  eine  Untersuchung 
der  zeitlichen  und  örtlichen  Umstände  und  der  Verschiedenheiten  der  lezteren  ab- 
leiten lassen.  Auch  hier  wird  wieder  die  Vergleichung  und  mittelst  ihrer  die 
Anwendung  der  Methoden  der  experimentellen  Forschung  (§.  80  ff.)  Platz  zu  greifen 
haben. 

Nicht  schon  an  sich  Zeit  und  Baum  (Ort),  sondern  Ursachen  und  Bedingungen 
der  natarlichen  Bevölkerungsbewegung,  welche  nach  Zeit  und  Ort  wechseln,  können 
die  Verschiedenheiten  dieser  Bewegung  allein  erklären.  Es  ist  die  interessante  Airf- 
gäbe  der  vergleichenden  Bevölkerungsstatistik,  diesen  zeitlichen  und  örtlichen  Ursachen 
und  Bedingungen  nachzugehen,  ihren  directen  und  indirecten  Einfluss  festzusteUen, 
womöglich  zu  messen  und  so  Einblick  in  die  und  Verständniss  der  Abhängigkeits- 
verhäitnisse  der  Bevölkerungserscheinungen  zu  gewinnen.  Die  Verbesserungen  der 
statistischen  Technik  haben  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  erheblich  gefördert  Hier 
handelt  es  sich  fOr  uns  nur  darum,  aus  den  Ergebnissen  der  statististischen  Ver- 
gleichungen  einige  Thatsachen  hervorzuheben  und  daraus  einige  Schlosse  ftlr  unseren 
Zweck ,  fttr  das  Verständniss  der  volkwirthschaftlichen  Seiten  des  Bevölkerungsproblems, 
zu  ziehen  und  zugleich  zu  begründen. 

Die  einzelnen^  auch  für  uns  hier  in  der  Socialökonomie  be- 
achtens werthen  Thatsachen  der  nattlrlichen  Bevölkerungsfrequenz, 
welche  die  Statistik  ergiebt,  lassen  sich  in  zwei  Gruppen,  je 
nach  ihrer  Einwirkungstendenz  oder  ihrer  wirklichen  Einwirkung 
auf  die  Veränderung  des  Stands  und  der  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  bringen.  Die  eine  Gruppe  umfasst  der  Volksvermehrung 


')  Auch  innerhalb  des  Jahres,  nach  den  Jahreszeiten,  Monaten  ergeben  sich 
characteristische  Verschiedenheiten,  in  den  Conceptionen  und  Geburten,  in  den  Todes- 
fällen, was  hier  indessen  nicht  näher  verfolgt  werden  soU,  obwohl  es  z.  B.  bei  den 
Conceptionen  mit  physiologischen  und  psychologischen  Seiten  des  Bevölkeningsproblems 
zusammenhängt  und  insofern  doch  auch  fUr  die  volkswirthschaftlichen  Seiten  dieses 
Problems  von  Interesse  ist  S.  u.  A.  in  dem  gen.  B.  44  der  Reichsstatistik  die  Unter- 
suchungen tlberdie  „Bevölkerungsbewegung  nach  Monaten''.  Einl.  S.  75  ff  u. Tab.  S.  187C 
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gttDBtige,  die  andere  dieser  ungünstige  Thatsachen.  Zn  jener  ge- 
hört die  Vermehrnng  der  Heiratben  ^  als  der  für  die  Fortpflanzung 
in  unseren  socialen  Verbältnissen  wichtigsten  Einrichtung  des  frucht- 
baren Geschlechtsverkehrs,  die  Verringerung  des  Lebensalters ,  in 
welchem  die  Heirathcnden  in  die  Ehe  treten,  die  Vergrössernng 
der  Zahl  der  stehenden  Ehen,  namentlich  derjenigen  von  Ehegatten 
im  Lebensalter  des  der  Kindererzeugung  günstigen  und  ausdrück- 
lich darauf  abzielenden  ehelichen  Gescblechtsverkebrs,  die  Ver- 
mehrung der  Geburten,  an  sich  (rein  vom  populationistiscben,  nicht 
vom  socialen  und  ethischen  Standpuncte  betrachtet)  auch  der  un- 
ehelichen, endlich  die  Verminderung  der  Todesfälle,  und  hier,  was 
gleichzeitig  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  berübrt,  nament- 
lich die  Verminderung  der  Todesfälle  im  wirthschaftlich  productiven 
Lebensalter.  Zur  zweiten  Gruppe  gehören  die  gerade  entgegen- 
gesetzten Thatsachen,  also  insbesondere  die  Verminderung  der 
Heirathen,  der  stehenden  Eben,  der  Geburten,  die  Erhöhung  der 
Lebensalter  der  Ehescbliessenden,  die  Vergrössernng  der  Sterb- 
lichkeit. Alle  Umstände,  welche  auf  die  Thatsachen  der  ersten 
Gruppe  in  der  angegebenen  Richtung  steigernd  einwirken,  kann 
man  als  der  Volksvermehrung  förderliche,  alle  Umstände,  welche 
umgekehrt,  also  ebenfalls  steigernd  auf  die  Thatsachen  der  zweiten 
Gruppe,  einwirken,  kann  man  als  der  Volksvermehrung  hinder- 
liche, sie  hemmende  bezeichnen. 

Die  Verfolgung  der  zeitlichen  und  örtlichen  Veränderungen 
in  der  Statistik  der  Heirathen,  Geburten,  Todesfälle,  stehenden 
Ehen,  der  Lebensalter  der  Ehescbliessenden,  der  Gestorbenen 
führt  nun  gerade  zur  Auffindung  solcher  förderlichen  und  hinder- 
lichen Umstände.  Die  letzteren  erscheinen  hier  als  Bedingungen, 
welche  auf  die  in  der  Bevölkerungsbewegung  mitspielenden  phy- 
sischen und  psychischen  Factoren  als  Förderungs-  und  als 
Hemmungsmittel  einwirken  und  erst  durch  das  Medium  dieser 
Factoren,  daher  indirect,  den  Gang  der  Bevölkerungsbewegung, 
die  Veränderungen  in  der  Zahl  und  Zusammensetzung  der  Bevölkerung 
bestimmen.  Jene  Umstände  erleichtern  oder  erschweren  die 
Eheschliessung,  die  Erhaltung  der  Familie,  der  Kinder  und  be- 
wirken so,  dass  die  psychischen  und  physischen  Beize  zur  Ehe- 
scbliessung,  zum  Familienleben,  zum  Geschlechtsverkehr  und  zur 
Kindererzeugung  in  wie  ausser  der  Ehe  stärker  oder  schwächer 
wirksam  werden,  weil  die  etwaigen  psychischen  Bedenken  gegen- 
über jenen  Reizen   mehr  zurück-  oder  mehr  hervortreten.     Jene 
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Umstönde  erleichtern  hdcI  erschweren  aber  auch  die  Erhaltung  und 
Schonung  des  Lebens  und  bewirken  so,  dass  die  das  Leben  be- 
drohenden Gefahren  leichter  oder  schwerer,  mit  grösserem  oder 
geringerem  Erfolg  überwunden  werden.  Man  hat  es  daher  hier 
wieder  mit  einem  verwickelten  Geftige  physich-psychischer  Factoren 
in  der  Bevölkerungsbewegung  zu  thun,  dessen  jedesmalige  Ge- 
staltung und  Wirksamkeit  die  thatsächliche  natürliche  Bewegung 
der  Bevölkerung,  wie  sie  in  den  Geburten  und  Sterbefällen  sich 
zeigt,  bestimmt.  Die  Veränderungen  und  Verschiedenheiten  der 
statistischen  Zahlen  weisen  zunächst  immer  nur  auf  die  äusseren 
als  Bedingungen  fungirenden  Umstände  hin.  Erst  die  Analyse 
der  letzteren  und  die  Zurückführung  ihres  Einflusses  auf  die  direct 
einwirkenden  physischen  und  psychischen  Factoren  deckt  die  hier 
obwaltenden  Abhängigkeitsverhältnisse  in  befriedigender  Weise  auf 
und  macht  sie  verständlich. 

Die  Malthas'scbe  Theorie  von  den  präventiven,  d.  h.  zugleich,  wie  man  es  auch 
ausdrucken  kann,  den  wesentlich  psycbolof^isch  wirkenden,  und  den  repressiven,  d.  1l 
den  wesentlich  psysiologisch  wirkenden  Hemmmitteln  (checks)  der  Yolksvennehning 
(S.  453)  stimmt  mit  dem  Obigen  uberein.  Nor  mass  sie  eben  zu  einer  Theorie  der 
Hemm-  und  FOrdernngsmittel  erweitert  werden.  Eine  Theorie  der  letzteren  entb&lt  sie 
allerdings  implicite  nnd  in  manchen  Ansfilhrnngen  von  Malthns  and  seinen  Anhängern 
schon  mit,  aber  dieselbe  mnss  doch  anch  dentlich  als  die  andere  Seite  der  Theorie 
der  Checks  heraustreten.  Femer  sind  namentlich  in  der  ganzen  Theorie  der  Förderangs- 
nnd  Hemmmittel  die  psychologischen  Momente,  welche  gerade  hier  mitspielen« 
schärfer  hervorzuheben  nnd  zu  analysiren.  Was  oben  fOr  die  BevOlkemngslehre  überhaupt 
verlangt  wurde  (S.  449),  gilt  von  dieser  Theorie  in  besoDderem  Maasse:  das  betreffende 
Problem  oder  die  beiden  Probleme,  welche  in  den  Einflüssen  der  Fördemngs-  und 
Hemmmittel  enthalten  sind,  stellen  eben  nicht  nur  physiologische,  sondern  immer  zu- 
gleich auch  psychologische  Probleme  dar.  Das  ist  gerade  für  die  Fragen  vom  Einflüsse 
der  socialen,  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  der  bezüglichen  Organisationen,  der 
Wohlstands-  und  Bildungsdifierenzen ,  daher  der  socialOkonomischen  Classenschichtung 
auf  die  natürliche  Bevölkerungsbewegung  so  wichtig  zu  beachten;  nicht  zum 
Wenigsten  auch  für  das  BevOlkemngsproblem  in  einer  socialistischen  Organisadon 
der  Production  und  Vertheilung  der  wirthschaftlichen  Güter. 

B.  —  §.219.  Die  FOrderungs-  und  Hemmungsmittel 
der  natürlichen  Volksvermehrnng.  Die  Statistik  zeigt 
namentlich  in  den  zeitlichen  nnd  örtlichen ,  dauernden  nnd  ver- 
änderlichen Verschiedenheiten  und  Schwankungen  der  Thatsachen, 
welche  die  natürliche  Volksbewegnng  betreffen,  dass  hier  über- 
haupt Einflüsse  einwirken,  welche  mächtig  genug  sind,  sich  in  der 
Masse  der  Fälle,  in  der  „grossen"  und  ,,grö8seren"  Zahl  (S.  214) 
geltend  zu  machen  und  dadurch  den  betreffenden  Zahlen  ihr  Gepräge 
aufzudrücken.  Man  kann  aus  der  Statistik  dann  auch  regelmässig 
jene  förderlichen  und  hemmenden  Einflüsse  ableiten,  welche  für  die  je- 
weilige Volksvermehrung  bestimmend  sind.  Die  Wahrnehmungen, 
welche  manhier  macht,  rechtfertigen  es,  auch  beiCulturvölkem  von  einer 
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Tendenz  zur  VolksvermehruDg,  niindestens  von  einer  Tendenz 
ZQ  sprechen,  durch  die  Geburten  immer  wieder  Ersatz  für  die 
Todesfälle  zu  srbaffen  und  so  den  Bevölkerungsstand  wenigstens 
einigermaassen  zu  erhalten.  Diese  Tendenz  tritt  bei  ver- 
schiedenen Völkern  zeitweilig  und  bleibend  und  auch  hei  demselben 
Volke  zeitlich  und  örtlich  in  verschiedenem  und  wechselndem  Grade 
hervor.  Dabei  sind  gewisse  nationale  Eigen thtimlichkeiten  kaum 
zu  verkennen.  Dieselben,  ein  Product  der  ganzen  Volksanlage  und 
Volksgeschichte,  bedingen  und  bestimmen  die  bei  allen  Schwan- 
kangen  dauernden,  daher  einigermaassen  constanten  Verschieden- 
heiten in  der  natürlichen  Volksbewegung  und  machen  eine  be- 
stimmte durchschnittliche  Heiraths-,  Geburts-,  Sterbeziffer  und 
davon  abhängig  eine  bestimmte  Gestaltung  des  Stands  der  Bevölke- 
rung und  Richtung  dieser  Gestaltung  zu  einer  einigermaassen 
fest  gegebenen  Grösse.  Aber  daneben  äussren  sich  auch 
die  jeweilig  fördernden  und  hemmenden  Einflüsse  deutlich  überall, 
wenngleich  wiederum  in  verschiedenem  und  wechselndem  Maasse. 
Deutschland,  speciell  Norddeutschland  (Preussen)  und  Frankreich 
z.  B.  mit  ihren  grossen  und  wenigstens  für  längere  Perioden  con- 
statirten  bleibenden  Verschiedenheiten  der  natürlichen  Volksbe- 
wegung, zeigen  das.  Sie  beweisen,  in  Verbindung  mit  zahlreichen 
anderen  Beispielen  aus  verschiedenen  Ländern  und  Zeitaltern,  dass 
in  der  That  jene  genannten  Einflüsse  auch  für  Culturvölker  ihre 
Bedeutung  haben  und  in  gewisser  Weise  universeller  Natur  in 
der  Menschenwelt  sind,  dass  man  daher  mit  ihnen  mindestens 
mehr  oder  weniger  allgemein  und  überall  als  mit  Förderungs-  und 
Hemmungsmittel  der  erwähnten  Wirksamkeit  im  concreten  Falle 
rechnen  mnss. 

Pessimistische  Auffassung  des  Lebens,  Negation  seiner  Nothwendigkeit ,  Wille, 
wenigstens  keine  neuen  (ieschlechter  ins  „elende  Dasein  dieser  Welt"  zu  rufen,  wie  der- 
o^leichcn  wohl  in  einzelnen  modernen  Köpfen  hier  und  da  spukt,  religiöse  und  sittliche 
Verwerfung  des  Geschlechtsverkehrs,  auch  des  ehelichen,  überhaupt,  wie  etwa  in  früh- 
christlicher Zeit.  mUssten  eine  gewaltige  Ausdehnung  gewinnen,  bevor  sich  etwa  ein 
Einfluss  solcher  Gesinnungen  in  der  Bewegung  der  Bevölkerung  sollte  deutlicher 
zeigen  können.  Oder  anderseits  der  heutzutage  schon  hie  und  da  gepflegte  und 
empfohlene  präventive  Geschlechtsverkehr  müsste  erst  allgemein  und  dauernd  Maxime 
und  Praxis  geworden  sein,  wenn  er  einen  deutlichen  Einfluss  auf  die  Volksbewegung 
zeigen  sollte.  Die  kleinen  Geburtszitfern,  wie  in  Frankreich  (S.  515),  weisen  auf  die 
hier  vorliegende  Gefahr  hin.  Aber  gerade  die  französische  Heiraths-  und  Geburts- 
statistik ergiebt  doch,  dass  auch  hier  die  Bevölkerung  jeweilig  denselben  wechselnden 
ft)rdenden  und  hemmenden  Einflüssen,  wenn  auch  im  Ganzen  in  geringerem  Grade, 
nuterliegt,  wie  in  anderen  Ländern. 

Die  statistische  Beobachtung  zeigt  nun,  dass  günstige  wirth- 
schaftliche  und  sociale  Verhältnisse  und  namentlich  solche  günstiger 
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werdende,  welche  anf  uogtiDStige  folgen ,  regelmässig  einen 
förderliehen  Einflnss  auf  die  Bevölkemngsbewegnng  and  das» 
umgekehrt  ungünstige  wirthschaftliehe  und  sociale  Verhältnisse 
und  wiederum  analog  ungünstiger  werdende  den  entgegen- 
gesetzten, hemmenden  Einfluss  ausüben.  Im  ersten  Falle  ver- 
mehren  sich  die  Eheschliessungen ,  namentlich  auch  diejenigen 
zwischen  bisher  ledigen  und  zwischen  jüngeren  Personen,  vermindert 
sich  das  Heirathsalter,  vermehrt  sich  die  Geburtszahl,  die  eheliche, 
wie  auch  wohl  selbst  die  uneheliche,  verringert  sich  die  Zahl  der 
Todesfälle,  auch  besonders  in  den  Altersclassen  mit  regelmässig 
grösserer  Sterblichkeit,  steigt  in  der  Bevölkerung  etwas  die  Zahl 
der  verheiratheten  Personen,  insbesondere  unter  den  Erwachsenen 
auch  relativ,  und  selbst  allgemein  in  der  ganzen  Bevölkerung  re- 
lativ, wenigstens  so  lange,  als  nicht  etwa  die  rasche  Vermehrung 
der  Geburten  hier  wieder  Verschiebungen  der  Quoten  bewirkt  Im 
zweiten  Falle  treten  bei  allen  diesen  Thatsachen  die  entgegen- 
gesetzten Bewegungen  ein.  Dort  ist  daher  das  Ergebniss  eine 
raschere  und  stärkere,  hier  eine  langsamere  und  schwächere  natür- 
liche Volksvermehrung,  vielleicht  selbst  ein  Stillstand  oder  sogar 
eine  Abnahme  der  Bevölkerung. 

Alle  diese  Erscheinungen  sind  das  Ergebniss  von  psychischen 
und  physischen  Massenwirkungen  anf  Menschenmassen.  Die  grosse 
Masse  der  Bevölkerung  ist  es,  welche  hier  beeinflusst  wird.  Für 
sie  macht  sich  die  Gunst  oder  Ungunst  der  allgemeinen  wirth- 
schaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  unmittelbar  und  mittelbar 
geltend,  physisch,  wie  in  der  Lebensweise,  im  Gesundheitszustand, 
psychisch,  wie  in  der  frohen  oder  trüben  Auffassung  der  Lebens- 
aussichten. Diejenigen  Glieder  der  Gesellschaft,  welche  in  ihrer 
persönlichen  wirthschaftlichen  und  socialen  Lage  vom  Stande  der 
allgemeinen  Verhältnisse  nicht  oder  nur  wenig  berührt  werden, 
unterliegen  natürlich  auch  den  betreffenden  Einflüssen  wenig  oder 
gar  nicht,  obgleich  selbst  gewisse  psychische  Wirkungen,  z.  B.  von 
schwereren  allgemeinen  Nothständen  (Seuchen,  Krieg)  auch  bei 
ihnen  sich  kundgeben  werden  und  in  Verminderung  der  Heirathen, 
der  Geburten  auch  in  diesen  Kreisen  sich  zeigen.  Wenn  die  Statistik 
der  Bewegung  der  Bevölkerung  deutlich  den  Einfluss  der  Gunst  und 
Ungunst  der  allgemeinen  Lage  abspiegelt,  so  ergiebt  sich  nur  wieder, 
dass  eben  für  den  grössten  Theil  der  Bevölkerung  auch  die  per- 
sönliche Lage  der  Einzelnen  wirklich  oder  der  Annahme  nach 
von  jener  allgemeinen  Lage  bestimmt  wird.    Die  Veränderungen 
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in  der  Zahl  derjenigen  Tbatsachen,  welche  wie  Heirathen,  Kinder- 
erzengungen  direct  anter  dem  Einflass  des  menschlichen  Willens 
und  der  Handlangen  and  Unterlassnngen  stehen^  zeigen  aber 
aach  dass  die  Bevölkerung  in  ihrer  Masse  von  bestimmten  Er- 
wägangen  der  Folgen  and  der  eigenen  Verantwortlichkeit  für 
die  Folgen  in  Bezag  aaf  diese  Thatsachen  geleitet  wird^  y^Vemanft'^ 
das  blosse  Triebleben  mit  beeiaflasst,  wenn  aach  nicht  ansschliess- 
lich  beherrscht:  ein  wichtiger  Panct  fUr  die  Würdigung  der  Be- 
deatang  der  socialen  and  ökonomischen  Organisation  in  der  Be- 
YÖlkerangsfrage.  Wie  mächtig  aber  eben  doch  das  geschlechtliche 
Triebleben  hier  bleibt,  zeigt  wohl  am  Deutlichsten  die  Thatsache, 
dass  jeder  durch  solche  Erwägungen  bestimmten  Verminderung, 
also  häufig  auch  Verschiebung  von  Heirathen,  jeder  Verminderong 
der  Gebarten  immer  alsbald  wieder  mit  dem  Wegfall  oder  dem 
Nachlassen  der  ungünstigen  Umstände,  welche  psychisch  als  Hemm- 
mittel gewirkt  haben,  eine  rasche  Steigerung  der  Heirathen  and 
Gebarten  folgt,  gewissermaassen ,  als  hätte  die  Bevölkerung  Ver- 
säumtes nachzaholen.  Nicht  selten  folgt  daher  einem  Minimum 
von  Heiratben  und  Geburten  ein  Maximum  beider,  wie  auch,  was 
ans  anderen,  auch  physiologischen  Gründen  begreiflich  ist  —  nament- 
lich weil  die  schwächeren  Elemente  in  der  nngünstigen  Zeit  be- 
sonders stark  ausgeschieden  wurden  —  wohl  ein  Minimum  von 
Todesfällen  auf  ein  Maximum  folgt. 

Die  Grösse  der  Schwankungen,  der  Extreme  ist  ein  Gradmesser 
in  mehrfacher  Hinsicht:  fUr  die  Grösse  der  wirklichen  oder  der 
psychisch  angenommenen  Differenz  zwischen  Gunst  und  Unganst 
der  allgemeinen  Lage,  fUr  das  Maass  der  Abhängigkeit  der  per- 
sönlichen Lage  der  Einzelnen  hiervon,  aber  auch  für  das  Maass 
des  Leichtsinns,  der  Unbedachtsamkeit,  wie  eine  Bevölkerung  eine 
günstige  allgemeine  und  eine  momentan  dadurch  verbesserte  per- 
sönliche Lage  auf  sich  wirken  lässt,  und  umgekehrt  für  das  Maass 
der  Vorbedachtsamkeit,  wie  sie  sich  diesem  Einflass  entzieht  oder 
wenigstens  nicht  gedankenlos  sanguinisch  Preis  giebt.  Dass  in 
günstiger  Lage  die  Heiraths-  und  Geburtsziffer  nicht  zu  rasch  und 
stark,  nnverhältnissmässig ,  über  den  Durchschnitt  steigt,  in  un- 
günstiger Lage  nicht  zu  sehr  herabgeht,  während  etwa  gleich- 
zeitig die  Todesfälle  enorm  steigen,  das  muss  als  das  Wünschens- 
werthere  bezeichnet  werden.  Dass  Heirathen  und  Geburten  aber 
in  angünstigen  Zeiten  überhaupt  berabgehen,  wird  als  Zeichen  ver- 
nünftiger Vorbedachtsamkeit   angesehen   werden   dürfen.     Es   ist 
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kaum  zu  leugnen,  dass  Frankreich  in  allen  diesen  Pnncten  ein 
besseres  Bild  zeigt ,  als  Deutschland  und  der  slavische  Osten, 
zumal  als  einige  deutsche  Gebiete  mit  durchschnittlich  grosser 
GeburtsziflFer. 

Die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  machen  sich  in  doppelter 
Weise  hier  als  Förderungs-  und  Hemmungsmittel  geltend,  Einflüsse, 
welche  sich  dann  wieder  nach  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirthschaft,  den  vorwaltenden  Hauptberufen  der  Bevölkerung 
di£Ferenziren.  Einmal  kommen  die  Erwerbs  Verhältnisse ,  sodann 
die  Consumtions-  und  demnach  die  Ausgabe  Verhältnisse  in 
Betracht. 

Bei  den  ersterea  entscheiden  daher  für  die  ländliche  selbstwirtschaftende 
BevOlkeraog  (Bauern,  Pachter,  grössere  Gutsbesitzer)  die  Ernten  nnd  Absatzpreise,  fdr 
die  industrielle  Onternehmerbevölkerung  die  Conjcncturen  und  die  AbsatzprclMS. 
für  beide  auch  die  auszulegenden  Productionskosten,  die  Löhne,  Preise  der  bezogeooii 
und  verarbeiteten  Producte  u.  s.  w.;  filr  die  Arbeiterbevölkerung  die  Kegel- 
m&ssigkeit  der  Beschäftigung  und  die  Lohnhöhe.  Bei  den  ConsumtionsverhiÜtnisseD 
kommt  es  vor  Allem  auf  die  Preise  der  nothwendigen  Unterhalts-,  besonders  der 
Nahrungsmittel,  zumal  des  hauptsächlichen,  wie  des  Brotkoms  und  Brotes,  bei  der- 
jenigen Bevölkerung  an,  welche  diese  Artikel  einkaufen  muss,  daher  namenthch 
bei  der  städtischen,  der  industriellen,  der  auf  Geldlohn  gesetzten  Arbeiterbevölkemofr- 
Es  ist  klar,  dass  hier  das  Vorwalten  der  Natural-  und  der  Geldwirthschaft,  der  agrari:>ch- 
ländlichen  und  der  städtisch* industriellen  ThStigkeit,  daher  auch  die  Vertheilung  der 
Bevölkerung  auf  Landwirthschaft  und  Industrie,  Land  und  Stadt,  der  Character  der 
Industrie,  die  grössere  oder  kleinere  Abhängigkeit  von  den  Conjuncturen  des 
Wirthschaftslebens  erhebliche  unterschiede  auch  für  die  Bedeutung  jener  in  den 
Wirthschaftsverhältnissen  liegenden  Förderungs-  und  Hemmungsmittel  in  Bezug  auf 
die  Bevölkerungsbewegung  bedingen  muss.  Der  lange  und  schon  früh  beobachtete 
Einfloss  des  Standes  des  Preises  des  Brotkomes  macht  sich  in  der  industriellen  Phase 
der  Volkswirthschaft  nicht  mehr  ebenso  stark  als  früher,  aber  immer  doch  auch 
heute  noch  deutlich  geltend,  wie  noch  die  neueste  vergleichend  -  statistische  Arbeit 
fOr  Deutschland  zeigen  konnte.  Aber  nattlrlich  ist  der  Einfluss  der  Schwankungen 
der  grossen  volks-  und  weltwirthschaftlichen  Conjuncturen  (1871  ff.  und  der  Backschlag 
seit  Mitte  der  70  er  Jahre)  jetzt  mehr  als  ehedem  und  auch  bei  uns  zu  spQreo. 
Auch  hier  sind  die  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsverhältnisse  übrigens  öfters 
verwickelte  und  kann  dassellbe  Ereigniss  auf  mancherlei  verschiedene  Weise  in  der- 
selben Bichtung  einwirken,  mehr  direct,  mehr  indirect.  Z.  B.  die  Missemte  kann  den 
Korn-  und  Brotpreis  steigern  und  so  direct  die  Consumenten,  welche  Brot  kaufen  müssen, 
in  ungünstige  Lage  bringen,  aber  auch  die  Kauf  mittel  der  Landwirthe,  weiter  der  an 
diese  und  die  Arbeiter  absetzenden  Städter  und  Industriellen  vermindern.  Dadurch 
können  Erwerbsstockungen,  Lohn-  und  Gewinnverminderungen  bewirkt  und  auf  diese 
Weise  indirect,  durch  verschiedene  Zwischenglieder  hindurch,  auf  weite  Kreise  der 
Bevölkerung  ein  ungünstiger  Einfluss  ausgeübt  werden,  welcher  sich  in  der  Bevölkerungs- 
bewegung abspiegelt. 

§.  220.  Schlüsse  bezüglich  der  Förderungs-  nnd 
Hemmmittel  für  die  Frage  der  Volksvermehrnng.  Man 
kann  dann  nach  Allem  in  Betreff  der  angedeuteten  förderlichen  nnd 
hemmenden  Einflüsse,  in  Erweiterung  der  Malthns'schen  Lehre  von 
den  Hemmmitteln  (Ghecks)  der  Volksvermehrnng,  auf  Grnnd  der 
statistischen  Beobachtungen  und  der  Analyse  der  hier  mitspielenden 
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Umstände  die  folgenden  Sätze  für  die  natürliche  Bevölkerungs- 
bewegung und  den  von  ihr  abhängigen  Stand  der  Bevölkerung 
aufstellen : 

Die  Bevölkerung  bat  unter  dem  Einfluss  des  geschlechtlichen 
Trieblebens  9  auch  des  Sinnes  für  Familienleben  unter  normalen 
Verhältnissen  regelmässig  eine  dentliche  starke  Tendenz  zur  Er- 
haltung ihres  Stands  mittelst  Wiedererzeugung  des  natürlichen 
Abgangs,  welchen  sie  dareh  die  Todesfälle  erleidet,  durch  Ge- 
burten und  gewöhnlich  auch  eine  ebenfalls  deutliche  starke  Tendenz, 
dnrch  Geburtstiberscbuss  ihren  Stand  zu  vermehren.  Diese  Tendenz 
ist  in  jedem  Volke  zu  gegebener  Zeit,  auch  während  längerer 
Perioden,  eine  einigermaassen  feststehende  gegebene  Grösse,  welche 
als  Product  der  physisch -psychischen,  ethischen  Constitution  und 
Eigenschaften  des  Volks  erscheint.  Jene  Tendenz  wird  aber  je- 
weilig theils  direct  und  mittelst  Zurtickdrängung  ihrer  Gegen- 
tendenzen auch  indirect  gefördert,  theils  in  ihrer  Wirksamkeit 
gesteigert  durch  wirkliche  Lebenserleichterung  und  günstigere  Lebens- 
auffassung in  der  Gegenwart  und  für  die  Zukunft  in  Zeiten,  in 
welchen  die  Bevölkerung  in  wirthschaftlicher  und  socialer  Beziehung 
günstiger  lebt  und  zu  leben  hofft,  als  für  gewöhnlich :  hier  wirken 
die  psychologisch  präventiven  Tendenzen  schwächer  oder  ver- 
wandeln sich  in  ihr  Gegentheii  und  wirken  die  physiologisch  re- 
pressiven Tendenzen  ebenfalls  schwächer;  es  vermehren  sich  die 
Eben,  die  Geburten,  während  unter  solchen  Verhältnissen  gleich- 
zeitig die  Zahl  der  Sterbefälle  abzunehmen  pflegt.  Jene  Ver- 
mehrungs- Tendenz  wird  aber  auch  umgekehrt  theils  direct  und 
durch  Stärkung  ihrer  Gegentendenzen  indirect  geschwächt,  theils 
in  ihrer  Wirksamkeit  gehemmt  durch  wirklich  erschwerte  Lebens- 
lage und  Furcht  davor  in  Gegenwart  und  Zukunft  in  Zeiten,  wo 
die  Bevölkerung  in  wirthschaftlicher  und  socialer  Beziehung  un- 
günstiger lebt  und  zu  leben  fürchtet,  als  für  gewöhnlich:  hier  zeigen 
sich  die  psychologisch  präventiven  und  die  physiologisch  repressiven 
Tendenzen  stärker;  es  vermindern  sieh  die  Ehen,  die  Geburten, 
während  unter  solchen  Verhältnissen  gleichzeitig  die  Zahl  der 
Sterbefälle  zuzunehmen  pflegt. 

Die  wirkliche  natürliche  Volksbewegung,  die  für  sie  mnass- 
gebenden  Verhältnisse  der  Elieschiiessungen,  Zeugungen  und  Ge- 
burten und  Todesfälle,  demnach  weiter  der  Stand  der  Bevölkerung, 
insbesondere  Richtung  und  Maass  seiner  Veränderung  hängen  daher 
einmal  von  einer  mehr  oder  weniger,  wenigstens  für  gewisse  Zeit- 
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ränmey  gegebenen  ziemlich  constanten  Grösse,  der  in 
einer  Bevölkerung  einmal  bestehenden  Vermebrungstendenz  nnd 
daraas  folgenden  thatsächlicben  Vermehrung;  sodann  aber  von 
einer  wechselnden  Grösse  ab,  derjenigen  der  Wirksamkeit, 
welche  die  gegebene  Vermebrungstendenz  unter  dem  Einfluss  ver* 
änderlicher  concreter  psychischer  und  physischer  Förderungs-  und 
Hemmungsmittel  in  bestimmter  Zeit  und  an  bestimmtem  Ort  that- 
sächlich  erlangt.  In  letzterer  Hinsicht  zeigt  sich  dann  die  Leichtig- 
keit oder  Schwierigkeit,  eine  Familie  zu  begründen  und  für  mehr 
Menschen  Unterhalt  zu  beschaffen,  sowie  die  hierüber  herrschende 
Ansicht,  oder,  kurz  gesagt,  der  wirkliche  und  der  angenommene 
Unterhaltsspielraum  von  entscheidender  Bedeutung.  Indem  aber 
eine  bestimmte  Ansicht  über  das,  was  in  Bezug  auf  den  Unter- 
halt einerseits  ausreichend,  andrerseits  nothwendig  sei,  in  einer 
Classe,  einem  Volke,  einem  Zeitalter  zur  herrschenden  wird,  kann 
diese  Ansicht  dann  auch  zu  einem  Factor  werden,  welcher  hier 
dauernd  auf  die  Heiraths-  und  Geburtsfreqnenz  einwirkt,  damit 
deren  Durchscbnittsgrösse  und  so  auch  jene  als  gegebene 
Grösse  anzunehmende  nationale  Vermebrungstendenz  mit  bestimmt, 
bzw.  ändert,  sie  beschleunigt,  sie  verlangsamt  So  erklären  sich  die 
dauernden  Vermehrungsverhältnisse  und  die  Veränderungen,  welche 
darin  erfolgen,  bei  der  Bevölkerung  überhaupt  und  bei  verschiedenen 
Völkern  und  in  verschiedenen  Zeitaltern  bei  demselben  Volke. 

Ich  sehe  in  den  yoraosgohendeD  Sätzen  nor  eine  Erweiterung  der  Malthos*- 
schen  Lehren  von  der  starken  Vermehrnngstendenz  der  Be?Olkerang  und  von  den  Ghecks 
dagegen,  nicht  eine  eigentliche  Omänderang;  daher  auch  mehr  nur  eine  Modification 
ihrer  Fassong,  als  ihres  Inhalts.  Malthos  hat  nur  zu  sehr  verallgemeinert  und  die 
Yermehrungstendenz ,  wie  die  Qegentendenzen  fOr  zu  gleichmSssig  unter  den  Völkern 
angesehen,  während  hier  doch  dauernde  Verschiedenheiten  bestehen,  sei  es  als  Folge 
Ton  Verschiedenheiten  des  geschlechtlichen  Trieblebens  selbst,  sei  es  als  Folge  Ton 
Verschiedenheiten  in  den  Wirkungen  dieses  Trieblebens  auf  die  VoIks?ermehrung 
(Verbreitung  des  „moral  restraint'',  des  präventiven  Geschlechtsverkehrs  in  Völkern« 
Ständen,  Glassen)  oder  sei  es  von  mehr  oder  weniger  bleibenden,  einem  Volke  eigen- 
thQmlichen  Verschiedenheiten  in  der  Art  und  Stärke  der  Gegentendenzen  (Furcht  vor 
Mangel,  Noth,  vor  erschwerter  Lebenslage  für  sich,  vor  Gefährdung  der  gesellschaft- 
lichen Stellung  für  sich  und  die  Kachkommen,  bestimmte  Sitten  in  Bezug  auf  Heirathon 
u.  s.  w.).  Daher  wird  man  eine  im  Ganzen  als  constante  Grösse  jregebene  Veir- 
mehrungstendenz  und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Schwankungen  darin,  bzw.  in 
der  Verwirklichung  dieser  Tendenz,  unterscheiden  mtlssen.  Femer  sind  eben 
den  Malthus'schen  Hemmmitteln  die  Förderungsmittel  der  Vermehrungstendenx 
und  ihrer  Wirksamkeit  gegenüber  zu  stellen  und  bei  beiden  statt  directer  und  in- 
directer,  pobitiver,  repressiver  und  negativer,  präventiver  besser  physisch  und  psychisch 
wirkende  zu  unterscheiden,  d.  h.  solche,  wo  direct  in  Folge  besserer  oder  schlechterer 
Lebenshaltung  weniger  oder  mehr  Todesfälle,  aber  auch  indirect  weniger  oder  mehr 
menschenverheerende  Uebel  eintreten  oder  sich  verbreiten  (Seuchen,  Krieg)  nnd 
anderseits  solche,  wo  aus  Furcht  vor  Verschlechterung  der  eigenen  oder  der  Angehörigen 
Lebeublage  Heirathen,  Zeugungen,  Geburten  unterbleiben,  sich  vermindern  äei 
erfolgen  und  zahlreicher  werden.    Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  dauernde  Ver- 


Statistische  Belege  fQr  die  Frage  der  Förderungsmittel  etc.  531 

^cn  der  Heiraths-,  Geborts-  und  Sterbefrequenz  und  bestimmte  Richtangen, 
diese  Frequenzeu,  tod  den  kleineren  zeiüicben  Schwankungen  abgesehen,  in 
nfZonahme,  Abnahme,  Gleichbleiben  auch  im  Durchschnitt  zeigen.  Denn 
en  darauf  hin,  dass  die  physischen  und  psychischen  Förderungs-  und  Hemm- 
elbst  eine  gewisse  constante  Gestaltung  und  Wirksamkeit  erlangt  haben  und 
isleben  sich  ihnen  dauernd  angepasst  bat,  so  eventuell  in  den  Ansprüchen  in 
luf  die  Lebenshaltung,  in  den  Sitten  in  Bezug  auf  Heirathen,  Kinderzeugen, 
physisch-psychischen  Bedingungen  der  Lebensdauer  und  der  Sterblichkeit 

.  221.  Statistische  Belege  zoin  VoraasgehendeD, 
ntlich  für  constante  Verhältnisse  nnd  daaernde 
3hiedenheiten    der    natürlichen   Volksbewegung. 

e  meisten  der  früheren  Tabellen  und  manche  einzelne  statistische  Daten  in 
äfahrungen  der  §§.  210  —  216  enthalten  auch  schon  die  Belege  fUr  die 
ungen  im  §.  219  und  fUr  die  Schlüsse  daraus  in  §.  220.  Namentlich  die 
den  Constanten   Verhältnisse  der  uatUrlicheu  Bewegung  der  Bövölkening 

gleichen  Verschiedenheiten  in  der  Geburtsfroquenz,  Sterblichkeit,  im  Geburts- 
ISS  nach  Ländern,  Gebietstheilen ,  Völkern,  Stämmen  (Deutschland)  ergeben 
on  zur  Genüge  aus  jenen  Tabellen  und  Daten.  Was  dabei  die  entscheidenden 
Q  und  Bedingungen  seien,  physischer,  psychischer  Volkscharacter,  ?or- 
nde  Beschäftigung  (agrarisch  -  ländliche ,  industriell -städtische),  gesammte 
'eise  (Landleben,  Stadtleben),  Sitten,  äussere  Verhältnisse,  wie  Klima  u.  s.  w., 
labei  allerdings  meistens  dahin  gestellt  Die  bestimmte  constante  Gestaltung 
Brüchen  Bewegung  ist  regelmässig  das  Ergebniss  aller  dieser  Momente,  welche 
ichen  und  Bedingungen,  als  bleibende  und  beherrschende  FOrderungs-  und 
itgsmittel  hier  mitspielen.  Die  vergleichend  -  statistische  Methode  kann  aber 
aittelung  des  thatsächlichen  Einflusses  einzelner  solcher  Momente  und  der 
nden  Feststellung  der  Grösse  dieses  Einflusses  mit  einer  gewissen  Wahrschein- 
fahren.    Freilich  ist  bei  der  Anwendung  dieser  Methode  und  bei  Schiassen 

verschiedenen  statistischen  Daten,  als  den  bedingten  und  bewirkten  Erschei- 

auf  die  Bedingungen  und  Ursachen,  z.  B.  auf  das  und  das  einzelne  Moment 
t  und  die  Abhängigkeit  einer  Erscheinung  von  demselben,  grosse  Vorsicht 
tdig.  Dies  gilt  u.  A.  von  der  Zurückfahrung  von  Verschiedenheiten  der 
3-,Geburts-,  Sterblichkeitsfrequenz  auf  den  vorwaltenden  Beruf  und  die  gesammte 
reise  einer  Bevölkerung,  Verschiedenheiten,  wie  sie  sich  etwa  zwischen  „Stadt 
id'\  Gross-  und  Kleinstadt  zeigen.    Denn  hier  muss  immer  erst  nachgewiesen 

ob  jene  Verschiedenheiten  nicht  etwa  nur  oder  tiberwiegend  Folge  einer  Ver- 
ibeit  der  Geschlechts-,  Altersvertheilung  in  der  Bevölkerung,  davon  abhängig 
3rschiedenbeit  der  Zahlen  der  erwachsenen  Ledigen,  Verheiratheten,  der  Lebens- 
r  letzteren  sind  (vgl.  den  gen.  Aufsatz  Rü  m  el i  n's  über  Stadt  und  Land).  Das  genau 
illen,  ist  aber  öfters  mit  dem  vorhandenen  statistischen  Material  nicht  möglich 
tzt  eine  zumal  fUr  den  Privaten  nicht  zu  bewältigende  Becbenarbeit  voraus, 
'ur  die  volkswirthschafUiche  Seite  des  Bevölkerungsproblems  ist  der  Zusammen- 
wischen der  Bevölkerungsbewegung,  ihren  drei  Hauptpuncten ,  dem  Geburts- 
uss  einer-  und  dem  vorherrschenden  wirthschaftlichen  Beruf  und  der  dadurch, 
urch  den  Wohnort  (Stadt,  Land,  Art  und  Grösse  des  Orts)  bedingten  Lebensweise 
3its  von  besonderem  Interesse.  Doch  muss  ein  Eingehen  darauf  der  monographi- 
^ehandlung  dieser  Fragen  vorbehalten  werden.  Die  Arbeiten  auch  der  besten 
ler  haben  hier  die  vorerwähnte  nothwendige  Vorsicht  bei  Vergleichen  und 
3n  nicht  immer  bewährt  und  sind  dadurch  in  Betreff  der  Abhängigkeit  der 
rungsbewegung  von  Beruf,  Tbätigkeit,  Wohnort  und  Lebensweise  mitunter  zu 
I,  jedenfalls  zu  unsicheren  Ergebnissen  gelangt.  Vgl.  über  bezagliche  Ein- 
.  B.  Wappäus,  II,  Kap.  9,  S.  476  ff..  Engel,  Bewegung  und  Bevölkerung 
isen,  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit. 

US  den  in  den  früheren  Tabellen  für  Länder  und  Gebietstheile  enthaltenen 
assen  sich  auch  einige  Rackscbltlsse  auf  den  Einfluss  von  Voiksart,  Hauptberuf, 
Rreise  auf  die  Volksbewegung  machen,  z.  B.  in  Deutschland  beim  Vergleich 
ich  agrarischer  östlicher  und  mittlerer  Provinzen,  wie  Ost-  und  Westpreussen, 

Pommern,  Mecklenburg,  Schleswig- Holstein ,  Hannover  mit  dem  industriellen 
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Westen,  Theilen  von  Rheinland  und  Westfalen,  K.  Sachsen.  Aber  in  diesen  Zahlen 
kommen  doch  auch  andre  Factoren,  Stammesart,  ?on  Beruf  anabhängig^e  Sitten  u.  s.  w. 
mit  zur  Geltung.  Ferner  sind  die  Zahlen  eben  das  Ergebuiss  Ton  Durchschnitts- 
berecbnungen ,  worin  sich  die  Verschieden beiten  der  einzelnen  Bestandtheile  des  Ge- 
biets, der  Stadt-  und  Land?erhältnisse,  des  Berufs  bereits  ausgleichen  und  in  Fer^ 
schiedener  Weise.  Bei  der  ländlichen  Bevölkerung  sind  die  agrarischen  Besitz-  nnd 
Wirthschaftsverhältnisäe  (Klein-,  Mittel-,  Grossbesitz  und  Betrieb),  femer  etvaige  länd- 
liche Hausindnstrieverhältnisse  auch  wieder  von  einem  gewissen  Einfluss  auf  die 
Bovölkerung:sverhältnisse,  die  natürliche  Volksbewegung;  ähnlich  bei  der  städtisch- 
industriellen die  Betriebsformen,  Handwerk,  Fabrik.  In  den  Landes-Durchscbnitts- 
zahlen  kommt  das  wieder  zur  Ausgleichung.  Auch  hier  kann  aber  immer  erst  wieder 
richtiger  verglichen  und  aus  Vergleichen  ein  zuverlässigerer  Schlass  auf  constante 
EinfiUsse  von  Beruf,  Lebensweise  u.  s.  w.  auf  die  Bevölkerungsbewegung  gemacht 
werden,  wenn  man  die  Geschlechts-,  die  Altersclassification.  die  Grösse  und  die  Lebens- 
alter der  in  der  Ehe  lebenden  Bevölkerung  mit  berücksichtigt. 

Zur  Ergänzung  der  früheren  Tabellen  und  Daten  wird  hier  nur  noch  in  der 
folgenden  Tab.  XIV  ein  Beitrag  zur  Statistik  der  Ehoschlicssnniren  gegeben, 
ebenfalls  vornemlich  um  die  constanten  Verhältnisse  und  Verschiedenheiten  ein- 
zelner Länder  und  Landestheile,  bezw.  Völker  und  Volksthoile,  daneben  aber  aoch 
die  Schwankungen  dieser  Zahlen  unter  dem  Einfluss  variabler  zeitlicher  Einflüsse 
zu  zeigen.  Die  Eheschliessnngen  sind  auch  für  die  volk»wirthschaftliche  Seite  des 
Bevölkernngsproblems  eine  besonders  wichtige  Erscheinung,  in  deren  bleibender  Durch- 
schnittszahl constanto  EigenthUmlichkeitcn  von  Land  und  Lenten.  von  Erwerbs-,  Be^itz-, 
Sitten  Verhältnissen  sich  geltend  machen.  Anderseits  auch  eine  Erscheinung,  in  deren 
absoluter  und  relativer  Zahlengrösse,  Zusammensetzung  nach  Lebeu»altern  und  Civilstattd 
der  Heirathenden  sich  der  Einfluss  veränderlicher  Zeit-  und  Ortsverhältnisse,  des 
Erwerbslebens,  politischer  Umstände.  Hoff'nung  und  Furcht,  besonder:*  characteristk*ch 
abspiegelt.  Erst  die  ganz  ins  Einzelne  gehende  Ver^leichung  und  Analy>e  der 
Daten  und  bedingenden  nnd  verursachenden  Umstände,  wiederum  unter  Berücksichti- 
gung namentlich  der  Altersgliederung  der  Bevölkerung,  gestattet  freilich  auch  hier 
sicherere  Schlüsse  auf  Art  und  Maass  der  Zusammenhänge  und  Abhängigkeitsrerhäit- 
nisse.  Auf  die  interessante  Seite  grade  der  Eheschliessungsstaiistik  als  eines  Gebiets 
der  Moralstatiiitik  sei  hier  nur  im  Vorbeigehen  hingewie'»en  (s.  Quetelet's, 
A.  V.  Oettingen's  Schriften,  meine  Gesetzmässigkeit  der  scheinbar  willkührlichen 
menschlichen  Handlungen  u.  A.  m.).  Ueber  Heirathsfreqnenz  im  Allgemeinen  s. 
Oettingen,  Moralstatistik,  3.  A.  1.  Abth.  2.  Kap.  und  die  Tabellen  1 — 6  im  An- 
fang.    Keichsstatistik  B.  44,  Einl.  S.  8  ffl,  44  fi*. 

S.  Tab.  XIV  auf  S.  533. 

Die  Tab.  XIV  zeigt,  dass  die  Traunngsziffem  der  grossen  Staaten,  abgesehen 
von  Russland,  und  zum  Theil  auch  diejenigen  der  Mittelstaaten,  nicht  allzusehr  in 
den  Durchschnitten  von  einander  aliweichen.  Irland  (mit  muthmaas^lich  auch  unvoll- 
ständigen Zahlen)  steht  apart  da.  Der  slavische  Osten  hat  dii^  höch>ten  Zahlen.  Eine 
'wenn  auch  nicht  regelmässige,  aber  doch  in  neuester  Zeit  deutliche,  ziemlich  all- 
gemeine kleine  Abnahme  der  Heirathen,  auch  in  den  Decennialdurchschnitten,  ist 
unverkennbar.  Sehr  bemerkenswerth,  zum  Beleg  des  Einflusses  äusserer  günstiger  und 
ungünstiger  Umstände  auf  die  Erwäj^ungen  (den  ..Hang**  zur  Verheirathung  zu  schreiren), 
sind  die  Schwankungen,  die  Minima  in  wirtlischaftlichen  und  pohtischen  Nothzeiten 
(Kriege),  die  Maxima  mehrfach  danach,  nach  wiedercrlaDKter  Ruhe  und  bei  Kesserung 
der  Verhältnisse,  worüber  noch  im  nächsten  §.  222  mehr.  —  Für  die  Zahlen  der 
Heirathsfreqnenz  und  die  Veränderungen  in  letzterer  in  einzelnen  Gebietstheilen 
Deutschlands  liefert  die  gen.  reiclisstatist.  Arbeit  reiches  Material. 

Eine  bessere  Berechnung  der  Heirathsfrequenz  als  die  übliche,  in  Tab.  XIV 
gegebene  ist  auch  hier  diejenige,  welche  die  Frequenz  unter  dem  heirathsfähieen 
Theil  der  Bevölkerung,  daher  unter  den  unvcrho.iraiheten  Erwachsenen  von  einem 
bestimmten  Lebensalter  zeigt.  Da  dieser  Theil  nach  dem  verschiedenen  Altersaufbau 
der  Bevölkerung  verschiedener  Länder  eine  ungleiche  Quote  au>macht,  ergeben  sich 
auch  andere  Reihenfolgen  und  mehr  Abweichungen  in  der  so  berechneten  Heiraths- 
freqnenz. Auch  darüber  Daten  und  Berechnungen  der  Relativzahlen  in  B  44  der 
Rcichsstatistik  (s.  bes.  Einl.  S.  S  ff.,  44  (f.,  Tab    S.  166  ff.).    Danach  heiratheten  z.  B. 
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CIV.      Heirathsfrequenz  im  Verhältniss  zur  ganzen 

Bevölkerung. 


—  50 

—60 

I — 70 

l— SO 

1  —90  *) 

cimam 

ahr 

limiim 

ahr 


41—50 
51—60 
it>l— 70 
i71-80 
!^81— 90 
laximnm 

3  ahr 
AiDimom 

Jalir 


Auf  1000  der  mittleren  JahresbevOliterong  kommen  jährlich 

Eheschlieiisungen 


Deutsch. 
Reich 


8.05 
7.81 
8.52 
861 
7.81 
10.30 
1872 
6.99 
1855 

Irland*) 


5.25 
4.7 
4.3 
5.5 
1865 
3.9 
18S0 


West- 
Oesterr. 

7.70 
7.25 
8.1 
8.1 
«7.65 
9.75 
186'» 
5.95 
1S55 


Frank- 
reich 

8.0 

».0 

7.8 

8.0 

7.5 

9.98 

1872 

6.05 

1870 


Nieder-  '  t»  i  • 
lande     i  B^'K"«" 


Oross- 
Britann  *) 

8.45 

8.15 

8.0 

7.38 

8.95 

1853 

6.95 

1886 

i  Schweiz«) 


Italien») 


Dane- 
mark 


Europ.    I    Galiz. 
Russlud/),  Bukowina 


9.55 
8  55 
9.85 
9.15 
8.50 

1 1 .65 
1867 
9.25 

1866 


,  Schwed.  ,  Norweg 


i 

7.55 

9.9 

7.70 

9.8 

8.00 

9.1 

9.1 

10.25 

1865 

1872 

5.65 

7.25 

1866 

1877 

7.4 

6.8 

— 

7.9 

7.4 

8.2 

7.5 

8.1 

7.35 

7.7 

7.1 

6.95 

6.8«> 

8.9 

8.35 

9.0 

1850 

1^58 

1874 

6.3 

5.55 

6.8 

1*>47 

1847 

18SI 

7.9 

8.85 

7.45 

7.S5 

7.72 

9.9 

1851 

5.6 

1^64 


745 

7.60 

6.55 

().80 

642 

8«i0 

1847 

5  2 

1865 


78 

7.7 

6.65 

7.25 

6.62 

8.55 

1854 

6.15 

1869 


i  1000  über  15jährif?en  un^rerhciratheten  Personen  beiderlei  Geschlechts  jährlich  im 
iTchschnitt  (meist  von  1872—80): 

Tab.  XV.   Heirathsfrequenz  Heirathsfähiger: 


Ungarn 

81.4 

Frankreich 

504 

Schweiz           42  6 

Gali^.,  Bok. 

73  1 

Nicderland 

50.3 

Griechenland  41.8 

Deutsch. R«»ich 

55.7 

Dänemark 

49.4 

Bekien            41.5 

Gross- Britaun. 

53.1 

Italien 

48.»i 

Schweden        40.3 

Finnland 

52.7 

West-Oestcrr. 

47.5 

Irland              25.8 

Spanien 

51.8 

Norwegen 

43.2 

In  den  einzelnen  grosseren  Gebietstheilen  des  Deutschen  Reichs  war  das  Ma- 
ximum der  Heirathsfrequenz  während  der  Periode  1872 — 80  im  Kgr.  Sachsen  mit 
65.67  (Anhalt  mit  65  92),   auch  Westpreussen .    Pr.  Posen,    Pr.  Sachsen,   Thüringen 


*)  Bei  Deutschland  1881—90,  bei  den  anderen  Ländern  1881—86,  bei  einzelnen 
1881-84  oder  85. 

*)  Bis  1*^60  ohne,  ?on  1861   an  mit  Schottland. 
»)  Für  1V63-71,  1872— SO.  1881— 80. 
*)  Für  1S67— 70,  1871—^0.  1881  —  85. 
*)  Für  1S64--70,  1871-SO,  1881-86. 
«)Für  IS71— 80,  1881—86. 
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hatten  eine  Frequenz  ?on  63—64  oder  ?on  fast  63  (Berlin);  das  Minimum  traf  auf 
Elsass-Lothhngen  mit  43.37,  Südbaiern  mit  47.02,  Baden  mit  48.11,  Bheinprovinz  und 
Franken  mit  51 — 52.  Der  wohl  ?on  Nationalökonomen  mitunter  behauptete  durch- 
grreifcndo  Einflass  der  Agrarverfassung,  Grundbesitzvertheiluug  auf  Eeiraths-  (auf 
Geburts-)frequenz  ergiebt  sich  hier  nicht  sicher. 

§.  222.  Fortsetzung.  Statistische  Belege  für  Schwan- 
kuDgen  und  Bewegungsrichtungen  der  natürlichen  Be- 
völkerungsbewegung. 

Fttr  die  mehr  wechselnden,  von  veränderlichen  Factoren  abhängigen  Ver- 
hältnisse der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  und  für  die  Lehre  von  den  För- 
derungs-  und  Hemmungsmitteln  dieser  Bewegung  sind  die  Schwankungen  and 
Schwankungsrichtungen  der  Frequenzen  in  kurzen  Zeiträumen,  nach  der  üb- 
lichen Zusammenfassung  und  Verarbeitung  des  statistischen  Materials  insbesondere  in 
einzelnen  Jahren,  und  die  Richtungen  der  Bewegung  der  Frequenzen  wieder 
in  längeren  Zeiträumen,  in  Perioden  von  Jahren,  von  besonderem  Interesse. 
Auch  dafor  geben  die  meisten  früheren  Tabellen  und  Daten  schon  mancherlei  zum 
Beleg  dienendes  Material,  und  wurde  bei  der  Erörterung  bereits  öfters  auf  die  eben 
erwähnten  Puncto  hingewiesen.  Die  genauere  statistische  Beweisführung  ist  uns  ao 
dieser  Stelle  auch  hier  nicht  möglich.  Die  gen.  reichsstatist.  Arbeit  liefert  auch  ftlr 
diese  Verhältnisse,  besonders  für  die  jährlichen  Schwankungen,  viel  gutes  Material 
und  die  erforderlichen  Berechnungen  (vgl.  u.  A.  S.  15  ff.  und  die  graphischen  Dar- 
stellungen bei  S.  20  für  Deutschland  in  1841—85). 

Die  Grösse  der  jährlichen  Schwankungen  gegenüber  dem  Mittel  einer  längeren 
Periode,  das  plötzliche  Hinabgehen  nach  unten  oder  Hinaufschnellen  weit  Über  den 
gewöhnlichen  Stand  oder  gegen  das  Vorjahr  zeigt  das  Vorhandensein  und  die  Grösse 
des  Einflusses  starker  Fördorungs-  und  Hemmungsmittel,  aber  auch  die  Zugänglidi- 
keit  der  betreficnden  Bevölkerung  für  derartige  Einflüsse  an.  Diese  Zugänglichkeit 
kann  wieder  von  der  wirthschaftlichen  und  socialen  Lage,  aber  auch  vom  YoUcs- 
character  abhängen. 

Auch  die  neuere  und  neueste  Statistik  zeigt  noch  deutlich  den  Einfluss  von 
Brottheuerungen ,  Erwerbsstockungen,  politischen  Krisen,  Kriegen  und  anderseits  Ton 
günstigen  Erwerbsvorhältnissen,  politischer  Buhe  und  Buhegefühl  auf  die  Bewegung 
der  Bevölkerung.  In  ersterer  Hinsicht  kann  z.  B.  ziemlich  allgemein  in  Europa  for 
die  Theuerungsjahre  184(5 — 47,  1854 — 55  (wo  ausserdem  da  und  dort  der  Krimkrieg 
und  Seuchen  einwirkten)  eine  deutliche  und  starke  Abnahme  der  Eheschliessnngen 
und  Geburten  (so  in  Deutschland),  meist  auch  eine  Zunahme  der  TodesfäUe  (weniger 
in  Deutschland,  wo  andere  Factoren  mächtiger  sind)  constatirt  werden.  Das  Minimum 
oder  eine  demselben  nahekommende  Quote  der  Trauungen  und  Geburten  und  mehr- 
fach das  Maximum  oder  eine  sich  demselben  nähernde  Quote  der  SterbefäUe  findet 
sich  in  dieser  halbhundertjährigen  Periode  meistens  in  den  genannten  Jahren.  Wo 
einzelne  Länder  in  einem  anderen  Jahre  das  Minimum  bezw.  Maximum  zeigen,  er- 
klärt sich  das  aus  besonderen  Verhältnissen,  wie  namentlich  aus  Kriegs-  u.  dgl.  Zeiten, 
aus  dem  Auftreten  von  Epidemieen,  die  aber  grade  auch  in  Zeiten  wirthschaftlicher 
Nothstände  sich  leicht  am  Stärksten  verbreiten  (1854.  1866).  Schwerere,  zumal  läng^ 
andauernde  Kriegszeiteu  zeigen  sich  begreiflicher  Weise  direct  von  Einfluss,  nicht 
nur  und  nicht  einmal  am  Meisten,  wenn  sich  nicht  schwere  Epidemieen  gleichzeitig 
stark  verbreiten,  bei  der  heutigen  Art  der  Kriegsführung,  die  nicht  mehr  allgemein 
Terheert  und  Unterhaltsmittel  zerstört,  in  der  Steigerung  der  Todesfälle  (die  1S70 — 71 
nur  in  Frankreich  unter  dem  Einfluss  ganz  abnormer  Verhältnisse,  Commune  u.  s.  w. 
sehr  bedeutend  war);  vielmehr  ebenso  sehr,  ja  noch  mehr  selbst  sofort  in  der  geringeren 
Zahl  der  £het>chliessuiigen  und  bald  darauf  der  Geburten,  was  aus  dem  Kriegsbemf 
eines  grossen  Theils  heiraths-  und  geschlechtsverkehrsfähiger  Männer  sich  ja  einfach 
erklärt  (s.  1870—71,  bes.  in  Frankreich.  Deutschland,  1859,  1866  in  Oesterreich, 
Italien,  1877  in  Bussland,  1848,  1850,  1864  in  Dänemark).  Aber  auch  indirect  sind 
schwere  Kriegs-,  Revolutionszeiten  von  Einfluss  auf  Abnahme  der  Trauungen,  Ge- 
burten in  der  nicht  unmittelbar  vom  Kriege  berührten  Bevölkerung:  psychologische« 
nicht  unverständliche  Momente  spielen  hier  mit  und  zeigen  grade  den  Einfluss  solcher 
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iv'*  wirkender  Factoren  (Frankreich,  Theile  von  Deutschland  1871 — 72,  mehr- 
^sserer  Ausfall  an  Trauungen  und  Geburten  als  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
eser  Aosfall  bloss  auf  die  im  Kriege  abwesenden  Männer  zurückzufahren  wäre, 
Mayr  näher  ftlr  Baiem  erwiesen). 

icht  minder  aber  nimmt  man  wahr,  dass  günstige  Zeiten  des  Erwerbslebens, 
iiischen  Verhältnisse  und  Aussichten  der  allgemeinen  „HoShunKSseeligkeit'* 
itimmend  zu  einer  raschen  und  starken  Zunahme  der  Ehesch liessangen.  Ge- 
auch  wohl,  wenngleich  nicht  in  demselben  Maasse,  da  hier  mancherlei  Andres 
wirkt,  zu  einer  Abnahme  der  Todesfälle  führen.  Förmlich  sprungweise  zeigt 
\Q  Zunahme  besonders  unmittelbar  nach  schwereren  Nothzeiten,  wie  Kriegen, 
angen,  Erwerbsstockungen,  so  vielfach  in  Europa  nach  1846 — 47  in  1848—49, 
S54— 55  in  1856  flF,  nach  1870—71  in  1872  ff.,  natürlich  vor  Allem  in  den 
n,  welche  vorher  von  dem  Nothstand  am  Meisten  getroffen  waren,  vorausgoäetzt, 
ie  nicht  förmlich  roinirt  worden,  wo  dann  die  Ausgleichung  länger  dauert, 
irklichen  oder  annähernd  die  Mazima  der  Trauungs-,  Geburtsfrequenz  und  zum 
auch  die  Minima  der  Sterbefreqnenz  fallen  vielfach  in  die  genannten  günstigen 
(.Deutschland ,  Frankreich).  Auf  das  Minimum  des  Geburtsüberschassos  oder 
auf  das  Ueberwiegen  der  Todesfälle  in  der  vorausgehenden  Nothstandszeit  folgt 
nicht  selten  das  Maximum  jenes  Deberschusses  in  der  darauf  folgenden  günstigen 
eben  ein  statistischer  Beleg  für  die  vorhandene,  immer  wieder  wirksam  werdende 
iuz  der  Bevölkerung  sich  zu  vermehren  oder  wenigstens  Verluste  möglichst  ans- 
ichen (§.  219,  220). 

Die  früheren  Tabellen  und  die  Erläuterungen  dazu  enthalten  auch  für  die  eben 
rgebobenen  Thatsachen  schon  viele  Belege.  In  der  folgenden  Tab.  XVI  sind 
einige  weitere  Daten  für  besonders  characteristische  Perioden  (die  Theuerungs- 
tt  1846 — 47  und  1854—55  und  die  Kriegszeit  1870—71)  für  Deutschland  und 
kreich,  unter  den  grossen  Ländern  ziemlich  die  Extreme  der  natürlichen  Volks- 
i((ung  in  Westeuropa,  ferner  für  die  Periode  um  1846 — 50  für  zwei  wesentlich 
rische,  auch  in  den  Grandbesitzverhältnissen  nicht  die  extremsten  Gegensätze 
ende,  freilich  national  nicht  gleichartige  Provinzen,  Ostpreussen  und  Hannover, 
kmmengestellt ,  welche  in  den  Schwankangen  der  Frequenzen  ziemlich  scharfe 
erschi&de  zeigen,  ersteres  grosse,  letzteres  kleine  (beide  übrigens  in  Deutschland 
rin  nicht  die  Eztreme,  s.  Beichsstatistik  B.  44,  Einl.  S.  15).  Erst  umfassendere 
rgleichnngen  auch  mit  normaleren  Zeiten  und  mit  Ländern,  in  denen  diese  Ein- 
;se  sich  ähnlich  zeigen  und  fehlen  oder  nicht  so  stark  waren,  liefern  aber  die 
lügenden  Belege.  Das  betreffende  Material  fordert  jedoch  zu  viel  Raum.  Für  die 
vergleichenden  Länder  können  wegen  der  angleichen  Berührung  durch  Kriegs- 
d  dergl.  Verhältnisse  nicht  immer  dieselben  Perioden  zur  Beweisführung  gewählt 
srden.  Die  Theuerungs-  und  wirthschaftlichen  Nothstand.sjahre  (Krisen  u.  s.  w.)  sind 
gefren  unter  heutigen  Verhältnissen  für  Europa  ziemlich  dieselben,  wenn  sich  auch 
adweise  mancherlei  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Ländern  zeigen. 

Für  Yergleichungen  der  Trauungs-,  Geburts-,  unehelichen  Geburtsfrequenz  sind 
)rigen8  auch  die  betreffenden  Eheschliessungs-.  Niederlassungsgesetze  u.  dergl.  zu 
machten.  Sind  darin  Veränderungen  erfolgt,  z.  B.  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten  in 
rutschen  Mittelstaaten,  besonders  in  Baiem,  so  äussert  das  auch  auf  jene  Fre- 
Qenzen  Einflass  und  stört  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen  mit  denen  anderer  Zeiten 
od  Länder. 

Die  Materitlien  zu  Tab.  XVI  aus  B.  44  der  Reichsstatistik. 

S.  Tab.  XVI  auf  S.  536. 

Die  deutschen  Zahlen  ergeben  meistens  eine  stärkere  Sensibilität  der  Frequenzen 
gegenüber  den  äusseren  hemmenden  und  fördernden  Einflüssen  als  die  französischen, 
IhDÜch  die  ostpreussischen  als  die  hannoverschen.  Aber  alle  ergeben  doch  immerhin 
prii  cipiell  die  gleiche  Sensibilität,  in  derselben  Richtung,  was  eben  für  die  Frage  der 
FOrdeniDgs-  and  üemmungsmittel  das  Bemerkenswerthe  ist.  Frappante  Ausgleich ungs- 
tendeozen  zwischen  Extremen  in  der  Bevölkerungsbewegung  zeigen  die  Verhältnisse 
in  Olstpreiissen  1849  verglichen  mit  1847 — 48.  Immer  kommt  aber  nach  kürzerer  oder 
l&Dgerer  Zeit  wieder  das  ziemlich  constante  Verhältniss  der  Frequenzen  und  der  Vor- 
mehrungstendenz  zur  Geltung, 

Die  ganze  Bewegungsrichtung  der  drei  Frequenzen  und  ihres  Ergebnisses 
ftli  den  Stand  der  Bevölkerung   wird   durch  die  Daten  der  Mehrzahl  der  früheren 
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Tab.  XVI.     Schwankungen  in  der  natürlichen  Bewegung- 

der  Bevölkerung. 


Aaf  1000  Lebende  kamen 


Jahr 

1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 

1853 
1854 
1855 
1856 
1857 

1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 


1844 
1845 
1846 
1847 
184S 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1S54 
1855 
1856 


Deutsches  Reich 


■2»  o 

a  c 

f9  O 

B  2 


16.3 
15.8 
14.4 
15.3 
16.4 
17.0 

15.3 

14.15 

14.0 

15.05 

16.70 

19.0 
15.4 
16.4 
20.6 
20.0 
19.1 


o 

c 

o 


o 

o 


O    o 


O      (V 

a    bc 
3  H 


U3 

(» 

O 

c 

'"7 

(V 

0) 

u> 

pO 

o 

o 

.xa 

e 

o 

O 

O 

I 


Frankreich 


©   g    I 

es     9 


O   'S 

o 


C      bti 

«1 


5  o 


I 


99 

s 


O 

e 


38.9 

26.7 

4.14 

12.0 

16.3 

28.8 

22.1 

2.1 

37.4 

28.6 

4.14 

8.8 

15.3 

28.1 

24.1 

2.1 

34.6 

29.7 

3.72 

4.15 

14.2 

26.2 

24.8 

1.9 

34.7 

30.5 

3.51 

4.25 

16.7 

27.2 

24  4 

2.0 

3M.7 

28.6 

4.45 

11.05 

15.7 

28.5 

28.5 

2.1 

38.7 

27  2 

4.54 

11.5 

16.7 

27.5 

22.3 

2.1 

36.0 

28.6 

3.^4 

7.4 

15.5 

26.6 

22.7 

2.0 

35.4 

28.3 

3.88 

7.0 

15.1 

26.5 

28.4 

2.1 

aa.5 

29.4 

3..>2 

4.1 

15.8 

25.9 

26.8 

1.9 

34.9 

26.6 

3.94 

83 

15.8 

27  3 

24.3 

2.0 

37.5 

28.7 

4.40 

8.85 

16.:i 

26.9 

24.9 

2.1 

39.4 

28.5 

403 

10,8 

16.5 

27.0 

24.7 

21 

40.1 

2^«.0 

4.05 

11.1 

12.1 

26.7 

29.5 

2.1 

;i5.9 

31.0 

3.52 

4.9 

14.4 

23.7 

35.9 

1.8 

41.1 

30.6 

3.66 

10.5 

19.5 

27.9 

232 

2.1 

41.3 

29.9 

3.81 

11.4 

17.7 

27  3 

24  5 

2.1 

41.75 

2S.4 

3.62 

13.4 

16.6 

27.4 

22  6 

2.1 : 

20.0 
17.8 
19  3 
16.1 
19.4 
24.1 
22.2 
21.2 
17.8 
19.2 
17.1 
17.3 
18.7 


6.7 
3.9 
1.4 
2.8 
0.1 
5.2 

3.9 

-2-0 

-0.9 

3.0 

2.0 

2.3 
2.& 
-12.2 
4.S 
2.8 
4.7 


Ostpreussen 


Hannover 


43.9 
38.8 
39.9 
39.5 
M4.7 
56.6 
46.6 
49.1 
43.4 
44.4 
41.6 
41.6 
40.0 


25.8 
35.5 
33.4 
47.6 
47.6 
28.9 
30.2 
28.9 
43.6 
42.8 
38.2 
39.4 
31.0 


4.07 
3.76 
3.31 
3.42 
2.69 
4.74 
5.03 
4.97 
4.07 
366 
3.42 
3.32 
3.61 


18.1 

3.3 

6.4 

-M 

12.9 

23.8 

16.4 

20.2 

02 

1.6 

3.4 

2.15 

9.0 


14.8 
15.0 
14.7 
14.6 
162 
17.2 
17.3 
16.8 
16.2 
16.8 
16  1 
15.8 
16  1 


31 .0 
32.3 
31.6 
28.6 
31.2 
34.3 
34.0 
33  5 
32.4 
32.5 
31.4 
31.7 
32.2 


23.5 

3.10 

8.1 

22.7 

'  3.29 

9.6 

27.0 

354 

4.6 

27.1 

3.04 

1.5 

26.1 

1  3.03 

5.1 

•23.1 

1  3.73 

11.1 

23.0 

;  3.67 

11.0 

22. 1 

3.56 

11.4 

24.4 

;  3.32 

8.0 

24.4 

i  3.31 

8.1 

24.0 

'  3.16 

7.4 

25.0 

1  3.15 

6.6 

22.0 

-  3.26 

9.6 

Tabellen  und  der  Tabelle  XIV  ebenfalls  beleuchtet.  Man  muss  aber  freilich  hier 
mit  Schlüä^en  hin.siclitlich  einer  mehr  oder  weniger  bleibenden  Tendenz  einer 
solchen  Bewepiinpsrichtung:  noch  besonders  vorsichtig:  sein.  Einmal  sind  die  Zeit- 
räume, für  welche  man  mit  einiger  Sicherheit  die  Bewegung  der  Bevölkerung  und 
die  Aenderung  der  VoJKs/ahi  verfolgen  kann,  doch  viel  zu  kurz,  höchstens  einige 
Menschcnalrer,  meistens  noch  viel  weniger  lang.  Es  ist  von  vornherein,  auch  bei  so 
rascher  Veränderung  der  wirthschafilichen  und  socialen  Verhältnisse  wie  in  der  Gegen- 
wart,  nicht  wahrscheinlich,  dass  in   solchen   kleinen  Zeiträumen  auf  diesem  Gebiete 
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grosse,  principielle  Yeräoderuiifreo,  wie  es  solche  in  der  ganzen  definitiven  Bewegungs- 
richtang  wären,  vor  sich  gehen.  Die  unbefangen  geprüften  Daten  ergeben  solche 
auch  nur  ausnahmbweise ,  wie  etwa  in  Betreff  der  Heiratbs-,  der  ehelichen  Geburts- 
freqnenz  eine  gewisse  Tendenz  zur  Abnahme,  so  letzteres  in  Frankreich,  ersteres 
vielleicht  neuerdings  allgemeiner  (S.  533).  Natürlich  muss  man  überhaupt  hier  nur 
mit  Durchschnitten  aus  längeren  Perioden  oporiren,  wie  z.  B.  mit  5-  oder  10jährigen 
aus  einem  grösseren  Zeitraum.  Aber  auch  diese  Durchschnitte  können  durch  zufällige 
ZeiteinflUsse,  durch  Ausgleichung  von  Extremen  übereinstimmen  oder  in  bestimmter 
Richtung  abweichen,  ohne  dass  dadurch  sicher  eine  Aenderung  der  constanten  (ic- 
staltung  und  Richtung  bewiesen  wird.  Je  nachdem  man  die  Durchschnitte  bildet, 
sie  ein  Jahr  mit,  ein  andres  nicht  mit  umfassen,  ergeben  sich  abermals  leicht  Ueber- 
einstimmungen  oder  Verschiedenheiten,  welche  nichts  beweisen.  Auch  wenn  dann 
etwa  periodische  Durchschnitte,  selbst  10jährige,  eine  gewisse  Richtung  zeigen,  z.  B. 
im  Deutschen  Reich  von  1S51 — 60  durch  1861 — 70  hindurch  in  IbTl—SO  eine  auf- 
steigende der  Heiraths-,  Geburtsfrequenz  —  bezw.  7.81,  8.52,  8.61  und  3(5.80,  38.77, 
40.68  7oo — ,  auch  des  Geburtsüberschusses  —  8.96,  10  33,  11.92^/oo  — ,  daneben  die 
Sterblichkeit  eine  ebenfalls  etwas  ansteigende  —  27.84,  28.44,  28.76  7oo  — »  ^^d  man 
aus  solchen  Thatsachen  eine  constante  Tendenz,  bezw.  eine  definitive  Aendcrung 
früherer  constanter  Verhältnisse  ableiten  wollte,  wie  dergleichen  gegenüber  solchen 
Zahlenreihen  wohl  geschieht  —  wie  leicht  kann  eine  solche  Annahme  durch  Er- 
fahrungen aus  weiterer  Zeit  umgestossen  werden!  So  in  diesem  Beispiel:  denn  im 
folgenden  Jahrzehnt  1881 — 90  war  die  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz  wieder  gesunken, 
jene  auf  7.81  7oo,  wie  1851—60,  diese  auf  38.18,  noch  etwas  unter  1861—70,  der 
Geburtsüberschnss  allerdings  fast  auf  seiner  Höhe  geblieben,  aber  doch  nicht  weiter 
gestiegen,  11.70,  auch  dies  nur,  weil  auch  die  Sterblichkeit  eine  absteigende  Rich- 
tung, wie  die  Geburtsziffer,  erhalten  hat,  26.48  Voo-  ^*"  ^^^^^  ^^^^  *"^  diesem  Bei- 
spiel, wie  aus  zahlreichen  anderen  und  wie  jedes  Nachdenken  über  die  Bildung  von 
solchen  Durchschnittszahlen  ergiebt,  dass  eben  eine  solche  Grösse,  welche  wie  der 
Geburtsüberschnss  noch  dazu  das  Ergebniss  zweier  Reihen  verschiedenartiger  That- 
sachen ist,  aus  ganz  verschiedenen  Gründen  gleichgeblieben  sein  oder  sich  ge- 
ändert haben  kann  und  die  Annahme  eines  bestimmten  Grundes  immer  erst  bewiesen 
werden  muss. 

Bei  Durchschnittszahlen  der  Frequenzen,  falls  dieselben  in  der  üblichen  Weise 
für  die  Gesammtbevölkerung  berechnet  werden,  ist  aber,  wenn  man  aus  diesen  Zahlen 
eine  bestimmte  Tendenz  ableiten  will,  auch  wieder  zu  bedenken,  dass  die  Zahlen 
unter  dem  Einfloss  einer  bei  demselben  Volke  verschieden  gewordenen,  bei  ver- 
bchiedenen  Völkern  an  sich  verschiedenen  Geschlechts-  und  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung sich  so  und  so  gestalten  müssen.  Das  muss  auch  bei  Vergleichungen  und 
Schlüssen  daraus  gebührend  berücksichtigt  werden.  Eben  deshalb  sind  für  Trauungs- 
und Geburtsfrequenzen  Berechnungen  nicht  von  der  Gesammtbevölkerung,  sondern  von 
einem  Theil  derselben,  wie  den  Heirathsfähigen,  den  gebärfähigen  Frauen,  das  Rich- 
tigere. Da  die  allgemeine  Sterblichkeit  durch  die  Kindersterblichkeit  mit  beeintlusst 
wird  und  diese  letztere  bei  grosser  Geburtsfrequenz  häufig  wieder  grösser  wird,  so 
muss  eigentlich  auch  für  die  Sterbefrequenz  in  einem  bestimmten  Theil  der  Bevöl- 
kerung (z.  B.  der  über  5jährigen)  eine  Grundlaj^^e  zur  Berechnung  gesucht  werden. 
Allein  die  Annahme  der  Zahlengrenzen  für  solche  Bevölkerungsthoilc  ist  wieder  mehr 
oder  weniger  willkührlich,  die  gleichen  Grenzen  passen  nicht  für  alle  Völker  (Hei- 
rathsalter,  Gebärfahigkeit!)  und  für  nur  etwas  weiter  zurückliegende  Zeiten  fehlt  es 
an  der  Altersstatistik  der  Bevölkerung,  um  die  Frequenzberechnungen  richtig  ausführen 
zu  können.  So  lassen  sich  abermals  „Bewegungarichtungen*'  und  definitive  Aende- 
rungen  der  Frequenzen  nicht  oder  nur  unsicher  ableiten. 

Zeitliche  Veränderungen  auch  der  Durchschnittszahlen  wie  das  Gleichbleiben 
derselben  können  ohnehin  wieder  das  Ergebniss  der  verschiedensten  Veränderungen 
der  wirthschafUichen  und  socialen  Verhältnisse  sein,  so  dass  die  Durchschnittszahlen 
auch  wenn  sie  eine  bestimmte  Tendenz  des  Beharrens  oder  der  Veränderung  in  der 
und  der  Richtung  zeigen,  zunächst  über  die  Ursachen  dieser  Tendenz  noch  gar 
nichts  ergeben. 

Nicht  selten  ist  von  Statistikern,  Nationalökonomen,  Politikern,  so  namentlich  in 
Frankreich  (S.  456),  aber  nicht  nur  hier,  die  Ansicht  vertreten  worden,  die  Statistik 
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zeige  mit  fortschreitender  Bevölkern ngsvermehninfc  and  Yolksdichtigkeit  eine  io» 
Ganzen  regelmässige  und  wenigstens  in  längeren  Perioden  constante  Abnahme  der 
Yermehraiigsqaote,  besonders  eine  Abnahme  der  (allgemeinen,  namentlich  ehelichen) 
Fruchtbarkeit,  der  Gebortsfreqnenz,  anch  wohl  der  Heirathsfrequenz.  A  priori  w&re 
das  ja,  wenigstens  für  altbesiedelte,  schon  ziemlich  Tolksdichte  Länder  mit  allgemdn 
in  Besitz  genommenem  Boden  nicht  unverständlich  und  nicht  ganz  unwahrscheinlich 
und  manche  Tbatsachen  der  Statistik,  auch  in  den  früheren  Tabellen  und  den  Er- 
örterungen dazu  enthaltene,  lassen  sich  zum  Beleg  anfahren.  Aber  von  einer  der- 
artigen „statistischen  RegeT'  oder  „Gesetzmässigkeit"'  kann  gegenüber  so 
zahlreichen  Ausnahmen  bedeutendster  Art,  wie  sie  die  Statistik  hier  zeigt,  und  g^en- 
ttber  der  Analyse  der  Umstände,  welche  bei  der  Trauungs-  und  Geburtsfrequenz  und 
bei  der  Volksdichtigkeit  in  Betracht  kommen,  doch  nicht  die  Rede  sein.  Es  sind  in 
diesem  Jahrhundert  mehrfach  grade  die  Länder  mit  grösster  Yolksdichtigkeit,  weiche, 
wenn  auch  mit  Schwankungen,  dauernd  die  grösste  weitere  Vermehrung,  sei  es  durch 
Gebnrtäüberschuss,  sei  es  durch  Wanderungen,  aufweisen,  Gross-Britannien,  besonders 
England,  Theile  von  Deutschland,  Kgr.  Sachsen,  Rheinland,  auch  das  Deutsche  Reich 
im  Ganzen  und  noch  neuerdings,  wo  unsere  Volksdichtigkeit  bereits  lange  nicht  unbe- 
trächtlich die  französische  überstiegen  hat,  femer  Italien.  Die  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenzen dieser  Länder  sind  meist  nicht  die  höchsten  vorkommenden,  aber  durchweg 
ziemlich  hohe,  jedoch  auch  bei  steigender  Volksdichtigkeit  nicht  dauernd  abnehmende, 
mehrfach,  so  in  den  genannten  deutschen  Ländern  und  einigen  weiteren  von  ähnlichen 
Verhältnissen,  wie  die  GcburtsüberschtLsse  dosgleichen,  eher  steigende.  Gross-Britannien, 
auch  Deutschland  zeigen  allerdings  im  Ganzen,  die  bevölkertsten  Gegenden  aber  nicht 
in  besonderem  Maasse,  im  letzten  Decennium,  seit  1881,  eine  Abnahme  der  Tran- 
ungen,  Geburten,  aber  nach  einer  ungewöhnlichen  Zunahme  in  Deutschland  im  voraus- 
gehenden, in  Gross-Britannien  im  zweitvorausgehenden  Jahrzehnt  Ob  diese  Bewegung^ 
von  Dauer  ist,  steht  nach  früheren  Erfahrungen  dahin.  Auch  die  sich  an  Volkszahl 
vermehrenden,  volksdichtcr  gewordenen  wesentlich  agrarischen  Gegenden  mit  Klein- 
und  Mittelbcsitz  zeigen  keine  entschiedene  Abnahme  der  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenzen, die  Hinüberbildung  unserer  Volkswirthschaft  aus  der  agrarischen  in  die 
industriell -montanistische  Phase,  die  steigende  Entwicklung  des  Städtewesens  hAt 
keinen  durchgreifenden,  vielfach  kaum  einen  sichtbaren  Einfluss  auf  jene  Frequenzen 
und  auf  den  Geburtsüberschuss  ausgeübt,  wenn  aber  einen,  so  eher  einen  etwas  stei- 
gernden, als  den  entgegengesetzten,  ohne  dass  man  von  „proletarischer  Volksvenneh- 
rung'' reden  müsste.  Tiefere  constante  Veränderungen  sind  nach  Allem  bei  Trau- 
ungen und  Geburten  nicht  eingetreten,  trotz  der  so  rasch  gewachsenen  Dichtigkeit. 
Eher  zeigt  sich  eine  Abnahme  der  Sterblichkeit 

Es  würde  zu  weit  führen,  das  AIlos  im  Einzelnen  mit  statistischen  Zahlen  zq 
belegen,  aber  es  Hesse  sich  thun.  Die  gen.  reichsstatistische  Arbeit  giebt  vielerlei 
Material  dafür.  Von  einem  wirklichen  „Gesetz"  der  Abnahme  der  natürlichen  Zu- 
wachsrate der  Bevölkerung  bei  steigender  Volksdichtigkeit,  besonders  einer  Abnahme 
der  Gebnrtsfrequcnz,  zumal  der  ehelichen,  liesse  sich  auch  nur  sprechen,  wenn  ans 
dieser  steigenden  Dichtigkeit  allgemein  als  nothwendige  Folge  eine  auf  solche  Ab- 
nahme des  Zuwachses  hinwirkende  Aenderung  des  physisch-psychischen  Wesens,  des 
Trieblebens,  der  Willensrichtung  der  Menschen  abzuleiten  wäre.  In  einzelnen  Gesell- 
schaftsclasseu,  den  höheren,  reicheren,  auch  wohl  in  gewissen  ländlichen  Mittelclassen 
mag  man  Spuren,  ja  deutlichere  Beweise  solcher  Aenderung  finden.  Aber  eine  ein- 
fache Function  der  wachsenden  Yolksdichtigkeit  wäre  eine  solche  Aenderung  auch 
hier  nicht  und  bezügliche  Wahrnehmungen  ohne  Weiteres  zu  verallgemeinern,  bliebe 
auch  unstatthaft. 

Eher  könnte  man  denken,  dass  die  allgemeine  Zunahme  des  Wohlstands 
durch  psychologische  Medien  hindurch  hemmend  auf  die  von  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenz  abhängige  Volksvermehrong  einwirkt,  zu  späterer  Heirath,  geringererer 
Kinderzahl  in  der  Ehre  führe.  Wahrnehmungen  in  den  wohlhabenderen  Classen  hat 
man  auch  wohl  zum  Beleg  für  diese  Ansicht  herangezogen,  aber  wiederum  leicht  zu 
sehr  verallgemeinert,  von  einem  Volke  auf  das  andre,  von  einer  Glasse  auf  das  ganze 
untere  Volk  zu  leicht  übertragen.  Eine  für  Frankreich  von  Tallqnist  angestellte 
Untersuchung  weist  auf  einen  gewissen  Znsammenhang  zwischen  steigender  Steuer- 
kraft und  höherem  Vermögensbesitz  und  Abnahme  der  durchschnittlichen  Kinderzahl, 
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welche  auf  die  yerheiratheten  Frauen  kommen,  hin.  S.  Tallqnist,  recherches  Statist 
sur  la  tendence  ä  nne  moindre  f6condit6  des  marlages,  Helsingfors  1886,  Tab. 
S.  88  ff.,  im  Auszug  im  Art.  population  Ton  Levassour  im  dictionn.  d'6con. 
pol.  II,  52t).  Aber  auch  hier  liegen  doch  zu  mancherlei  Einflüsse  ?or  und  ?on  einem 
„Gesetz'*  der  Frucbtbarkeits -Abnahme  mit  der  Wohlstands -Zunahme  wird  man  auch 
ftlr  Frankreich  selbst,  geschweige  fUr  andre  Länder  nicht  reden  dürfen. 

Es  ist  wichtig,  das  Alles  zu  beachten,  weil  die  optimistischen  Anti-Malthnsianer 
(§.  196)  mit  Argumenten,  welche  sich  auf  solche  vermeintlich  feststehende  „That- 
sachen''  oder  „Gesetze"',  wie  die  besprochenen,  stützen,  gern  operiren,  um  sich  über 
unliebsame  Malthus'sche  Bedenken  hinwegtäuschen  zu  können.  Die  in  der  Regel 
starke  Yermehrungstendeiiz  der  Bevölkerung  bleibt  eine  Thatsache,  mit  welcher  einmal 
zu  rechnen  ist  und  findet  nicht  ,.von  selbst"  ihre  jeweilige  richtige  Beschränkung, 
es  sei  denn  durch  die  „repressive  Gegentendenz''  vermehrter  Sterblichkeit 

III.  —  §.  223.  Ergebnisse  hiDsichtlich  der  natür- 
lichen Volksbewegung.  Die  voransgebenden  statistischen 
Tbatsachen  nnd  Untersuchnngen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass 
die  unter  dem  Einflnss  des  Gescblechtsverkehrs  und  der  natürlichen 
Sterbeordnung  stehende  Bevölkerungsbewegong  ihr  jeweiliges  und 
innerhalb  gewisser  Grenzen  auch  in  gewissem  Umfang  ihr  bleibeodes 
Maass  durch  eine  Reihe  äusserer  Umstände  erhält ,  welche  theils 
psychologisch  fördernd  oder  hemmend  auf  Ebescbliessung,  Zeugungen 
und  Geburten,  tbeils  physiologisch  fördernd  oder  hemmend  auf  die 
Sterblichkeit  einwirken.  Solcher  Umstände  kann  man  yornemlich 
dreierlei  unterecheiden,  ökonomische,  ethische  und  recht- 
liche, welche  zum  Theil  wieder  unter  einander  in  Verbindung 
und  selbst  wieder  in  einem  Wechselwirkungs-  und  Wechselbe- 
dingungsverhältniss  stehen. 

Die  ökonomischen  Umstände,  ihrerseits  wieder  von  politischen  (Krieg,  Frieden) 
beeinflusst,  kommen  in  den  Erwerbs-  und  in  den  Consumtions-  bezw.  Ausgabeverhält- 
nissen zur  Geltung,  in  verschiedener  Art  und  in  verschiedenem  Maass,  je  nach  der 
Entwicklungsstufe  der  Yolkswirthschaft,  nach  der  Art  des  Berufs,  der  Beschäftigung, 
des  Erwerbs,  in  der  oben  (S.  528)  angedeuteten  Weise.  Die  ethischen  Momente 
äussern  sich  in  den  Sitten  des  Geschlechtslebens,  in  Bezug  auf  Eheschliessung,  Lebens- 
alter dafttr,  auf  ausserehelichen  und  ehelichen,  der  Zeugung  und  den  Geburten  förder- 
lichen oder  sie  hemmenden  Geschlechtsverkehr,  daher  eventuell  präventiv  hinsichtlich  der 
Heirathen  und  Geburten;  anderseits  in  Bezug  auf  die  ganze  physische  und  geistig- 
sittliche Lebensweise,  unter  wiederum  förderlichen  oder  hemmenden  Rückwirkungen 
derselben  auf  Eheschliessungen,  Zeugungen,  Geburten  und  auch  auf  die  Sterblichkeit 
Nach  ganzen  Zeitaltem,  nach  Völkern,  Classen,  Ständen,  Berufen,  nach  Stadt  und 
Land,  nach  dem  vorherrschenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Character  des  Wohn- 
orts treten  auch  in  diesen  Sitten  und  ethischen  Momenten  erhebliche  Verschieden- 
heiten und  Veränderungen  ein.  Aeltero  „patriarchalische",  den  Einzelnen  mehr 
bindende,  sittenstrengere,  einfachere  Zeiten  haben  manche  Hemmungsmittel  in  Sitte 
und  sittlichen  Anschauungen  besessen,  welche  in  modemer  Zeit,  bei  individualisti- 
scherer Gestaltung  der  bezüglichen  Lebensauffassungen,  bei  grösserer  Laxheit  der 
Geschlechtssitten  fortgefallen  oder  geschwächt  worden  sind.  Die  rechtlichen  Momente 
endlich  gelangen  namentlich  direct  im  (materiellen)  Eheschliessun^recht,  indirect  im 
Zug-,  Wandemngs-  und  Niederlassungsrecht,  im  Erwerbs-  und  Besitzrecht  (Agrar- 
verfassung,  Gewerbeordnung)  zur  Geltung,  in  Bezug  auf  die  2>ahl  der  Trauungen,  die 
Lebensalter  und  Civilstandsverhältnisse  der  Eheschliessenden ,  die  eheliche  und  die 
uneheliche  Geburtsfrequenz,  dadurch,  insbesondere  in  Betreff  der  letzteren,  auch  wieder 
hinsichtlich  der  Sterblichkeit    Die  äheren  Rechtsordnungen,  welche  den  Einzelnen 
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mehr  nach  Gesichtspancten  von  Gemeinschaftsinteressen  banden,  wirkten  wie  die 
analogen  älteren  Sitten  und  sittlichen  AnschauunKen  mehr  hemmend  auf  die  Be- 
vOlkerun^Termehrung:,  besonders  in  Beza?  auf  Verheirathung.  Die  neueren  «Jiberalea"* 
,4ndividualiätischen''  Rechtsordnungen  wirken  mehr  fördernd,  wäbrend  allerdings  bei 
den  er^tcren  der  uneheliche,  wenigstens  der  zu  Gebarten  fahrende  zum  Nachtheil  des 
ehelichen  Geschlechtsverkehrs  begünstigt  wurde,  wenn  nicht  Sittenstrenge  eine  besondere 
Kraft  und  damit  Hemmungswirkung  behauptete. 

Die  Verbesserung  der  materiellen  Lebensverhältnisse,  die  ver- 
mehrte   naturwisäensehaftliche  Einsicht    in    die  Bedingungen    von 
Gesundheit   nnd   Krankheit,    die    besseren  Vorkehrungen    für  das 
Gesundheitswesen    und    zur    Verhütung    und    Beschränkung   vod 
Seuchen  und  Epidemien,   die  Entwicklung  der  Verkehrsmittel,  als 
der  wichtigsten  Vorbedingung  zur  Ausgleichung  von  ErDteausfällen 
der  Hauptnahrungsmittel   und   damit  zur  Verhütung  von  Hungers- 
noth   und    von   ganz   exorbitanten  Preissteigerungen,  der  grössere 
innere  und  äussere  Rechtsschutz,   die  selteneren,  kürzeren  Kriege 
und   die  humanere,   nicht  die  Productivkräfte  selbst  systematisch 
oder  wenigstens  unbedacht  zerstörende  Kriegsführnng  nnd  sonstige 
sociale   und  doch  auch  ethische  Forti>cbritte  (so  in  der  Pflege  der 
Kranken,   der  Schwachen,   der  Kinder,   der  Greise)   erklären  es, 
dass  sich  bei  Culturvölkern  die  Sterblichkeit  vermindert,  namentlich 
nicht  in  wirthschaftlichen  und  politischen  Nothzeiten  die  „repressiven 
Tendenzen   der  Volksvermehrung"  völlig  verheerend  auftreten  und 
ganze  Bevölkerungen  decimirt  oder  vernichtet  werden.    Aber,  wie 
die  fast  überall  noch  grosse  Kleinkinder -Sterblichkeit,  zumal  die- 
jenige in   einigen  Ländern,   wozu  leider   auch   deutsche  gehören, 
zeigt,   liegen  hier  doch  auch  bei  Culturvölkern,  wie  den  heutigen 
europäischen,  noch  manche  ernste  Uebelstände  vor,  welche  um  so 
schlimmer  erscheinen,  wenn   die  Kleinkindersterblichkeit  die  Be- 
gleiterin grosser  Geburtsfrequenz,   unehelicher  wie  ehelicher,  ist 
Wo  die  allgemeine  Sterblichkeit,  z.  B.   bei  Epidemien,  in  Folge 
von  Berufskrankheiten,    und   die   Kindersterblichkeit  in  gewissen 
Volksciassen ,  wie  den  unteren,  arbeitenden,  dürftigeren  besonders 
stark  ist  und  bleibt,  weist  das  neben  gewiss  mitspielenden  ethischen 
und  Bildungsmängeln  —  freilich  wenigstens  theilweise  wieder  eine 
Folge  von  ökonomischen  und  dadurch  bedingten  allgemeinen  Lebens- 
verhältnissen —  doch  vornemlich  auf  ökonomische  Missstände  hin. 
Diese  können  aus  unzulänglicher  volkswirthschaftlicher  Production, 
zu   kleinem  Volkseinkommen   hervorgehen,    sind  möglicher  Weise 
aber  doch  auch  wenigstens  die  Mitfolge  einer  zu  ungünstigen,  zu 
ungleichmässigen  Vertheilung  des  an  sich  vielleicht  für  eine  bessere 
Lebenshaltung  der  unteren  Classen  ausreichenden  Volkseinkommens. 
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3ie  Terinehrte  Einsicht  in  die  Zusammenhänge  zwischen  Einzel- 
Pamilien-Einkommen,  Familiengrösse  nnd  Lebensführung,  das 
rfniss  nach  Erhaltnng  der  einmal  erreichten  und  gewöhnt  ge- 
enen  und  nach  weiterer  Verbesserung  dieser  Lebensführung, 
Wunsch,  seine  Angehörigen,  seine  Nachkommen  wenigstens  in 
r  Hinsicht  nicht  wieder  in  eine  schlechtere  Lage  und  damit 
[massig  in  eine  tiefere  sociale  Classenschicht  herabsinken  zu 
d;  anderseits  freilich  auch  egoistische  Bequemlichkeit  und  Ge- 
sucht, mindestens  Ueberschätzung  der  materiellen  Lage  und 
ehmlichkeiten  können  freilich  bei  Gulturvölkern ,  zunächst  bei 
n  höheren  Glassen,  dann  aber  auch  weiter  allgemein  zu  einer 
keren  Macht  der  „präventiven  Tendenzen  der  Volksvermehrung" 
en.  Das  tritt  in  der  Statistik  in  Verminderung  der  Heiraths-  und 
urtszifTer,  besonders  auch  der  ehelichen,  der  Erhöhung  der 
•ensalter  der  Eheschliessenden ,  in  gewissen  Civilstandsverhält- 
;en  der  letzteren  (Vermehrung  der  Trauungen  unter  bereits  ver- 
rathet  gewesenen),  in  Verminderung  der  Zahl  der  in  der  Ehe 
3nden  in  der  Bevölkerung  hervor. 

Neben  OkonomischeD  spielen  auch  hier  Factoren  der  Sitte,  der  sittlichen  An- 
lunng  (in  Bezog  auf  ausserehelichcn  Geschlechtsverkehr,  präventiven  auch  in  der 
u  wie  anderseits  wirkliche  geschlechtliche  Enthaltsamkeit  aus  moralischen  und  aus 
nnnft-  und  YorsichtsgrUnden),  femer  solche  der  Bechtsordnung,  wie  wohl  nament- 
i  Gestaltung  des  Erbrechts,  insbesondere  des  agrarischen  (Frankreich  muthmaass- 
t,  auch  deutsche  bäuerliche  Gegenden)  mit.  Die  geringere  Trauungs-  und  Geburts- 
i^nenz.  die  kleineren  Schwankungen  derselben  in  günstigen  und  ungünstigen  Zeiten, 
che  die  Statistik,  auch  die  früher  mitju^etheilten  Daten,  in  manchen  Ländern  und 
Qdestheilen  zeigen  und  andere  statistische  Daten,  so  über  die  Verhältnisse  der 
bcnsalter,  des  Cinistands,  der  Quote  der  in  Ehe  Lebenden  unter  der  Bevölkerung 
irathsfähigen  Alters,  machen  es.  neben  den  freilich  unvollkommenen  Ergebnissen 
r  „täglichen  Beobachtung''  (§.  78)  besonders  in  den  höheren  und  wohlhabenderen 
bilden,  in  Betreff  deren  Trauungs-  und  ehelichen  Geburtsfreqnenz  die  Statistik  noch 
in  gentlgendes  Material  gesammelt  hat,  nicht  unwahrscheinlich,  dass  sich  gewisse 
assen  und  selbst  grosse  Volkskreise  der  CulturvOlkcr  dem  Einfluss  der  FOrderungs- 
ittel  der  Traonngs-  und  Gebartsfrequenz  weniger  hingeben,  als  andere  Classen,  als 
e  Masse  der  unteren,  namentlich  der  Arbeiterbevölkerung,  und  als  ganze  Völker 
cdrigerer  Colturstufe;  sowie  dass  jene  ersteren  Classen  und  Volkskreise  psychisch 
m  Erwägungen  für  grössere  Vorsicht  in  Bezug  auf  Verheirathung  und  Kindererzeu- 
Qng  stärkeren  Einfluss  auf  sich  gewähren,  dass  daher  die  „Prävention*'  dauernd 
arUr  wirkt;  iu  welcher  Form  und  mit  welchen  Mitteln  in  Bezug  auf  die  Kinder- 
rzeugung  moss  dahin  gestellt  bleiben.  Nor  zeigen  sich  doch  auch  in  dieser  Hinsicht, 
ici  Traunogen  und  Geburten  auch  unter  den  Gulturvölkern,  innerhalb  desselben  Volks 
on  Land  zu  Land,  Landestheil  zu  Landestheil,  Zeit  zu  Zeit  und  selbst  unter  den 
lölieren  Glassen,  bei  welchen  jene  psychischen  Präventivtendenzeu  vielleicht  schon 
illgemein  mehr,  als  unter  der  übrigen  Bevölkerung,  verbreitet  sind,  sehr  erhebliche 
Coterschiede.  Ob  man  dieselben  auf  nationale,  physische,  psychische,  ethische,  auf 
Coltonerschiedeoheiten ,  auf  Einflüsse  bestimmter  ökonomischer,  rechtlicher  Factoren 
im  concreten  Fall  zurückführen  kann ,  moss  immer  erst  spcciell  genau  untersucht 
▼erden,  wird  sich  aber  häufig  nur  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit,  nicht  selten 
überhaupt  auch  nicht  einmal  mit  einer  solchen  nachweisen  lassen.  Dass  eine  stärkere 
EntwickloDg  der  Präventivtendenzen   selbst  in   einer  grossen   Bevölkerung  überhaupt 
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möglich  sei«  dann  aber  freilich  auch  Gefahren  einer  das  nationale,  das  politische,  das 
yolkswirthschaftliche  Interesse  schädigenden  zn  starken  YerringeniDg  des  natürlichen 
Zuwachses  durch  Gebnrtsllberschnss  mit  sich  bringen  kOnne,  möchte  das  Beispiel  der 
französischen  Beyölkemngsbewegnng  im  19.  Jahrhundert  immerhin  beweisen. 

Jedenfalls  ergiebt  die  Statistik  aber  auch  bei  Calturyölkern, 
wie  den  heutigen  europäischen,  unter  den  hier  bestehenden  öko- 
nomischen, socialen,  sittlichen  Verhältnissen,  die  Fähigkeit  und  die 
Neigung  zu  weiterer,  je  nachdem  auch  zu  starker  VermehroDg. 
Dafür  liefern  gerade  die  doch  im  Ganzen,  in  periodischen  Durch- 
schnitten, sich  zeigende  relative  Stabilität  der  Trauungs-  und  Geburts- 
frequenz und  die  Erhöhungen  dieser  Frequenzen  in  günstigen  Zeiten 
und  selbst  darüber  hinaus,  in  mehr  oder  weniger  langen  Zeit- 
räumen, den  Beweis.  Die  Verminderung  beider  in  ungünstiger  Zeit 
zeigt  dann  jedoch,  dass  die  Bevölkerung  Erwägungen,  welche  zur 
Prävention  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  (fruchtbaren)  Ge- 
schlechtsverkehr führen,  zugänglich  ist.  Die  Vermehrung  der 
Todesfälle  in  solcher  Zeit,  die  grosse  Eindersterblichkeit,  die  nicht 
mehr  so  stark  wie  früher,  aber  immer  doch  noch  deutlich  hervor- 
tretende Wirkung  von  Theuerungen,  Epidemien  auf  vermehrte 
Sterblichkeit  liefert  indessen  auch  den  Beweis,  dass  auch  gegen- 
wärtig noch  mit  dem  Repressivprincip  zu  rechnen  ist,  vollends 
dann,  wenn  eben  nicht  Prävention  genügend  wirksam  war,  wie 
z.  B.  im  Falle  sehr  grosser  Eindersterblichkeit  bei  starker  Ge- 
burtsfrequenz. Soll  Sepression  vermieden  werden,  sind  darauf 
hinwirkende  ökonomische  Seformen  in  Bezug  auf  die  Productions- 
und  Vertheilungsordnung  nicht  möglich  oder  nicht  durchzusetzen 
oder  haben  sie  nicht  den  erforderlichen  Einfluss,  so  muss  ver- 
mehrte Prävention  als  das  einzige  Mittel  zur  Abhilfe  bezeichnet 
werden. 

IV.  —  §.  224.  Die  Wanderungen.  Der  zweite  Factor, 
welcher  für  die  Grösse  und  die  Gliederung  der  Volkszahl,  daher  ftir 
die  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  Einfluss  ist,  sind  die  Wande- 
rungen, die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  die  nationalen  oder 
heimischen,  interlocalen  Wanderungen  innerhalb  eines  Staats- 
und Volkswirthschaftsgebiets  und  die  internationalen  von  einem 
solchen  Gebiete  zum  anderen,  die  Ein-  und  Auswanderung. 

A.  Die  heimischen  Wanderungen,  deren  allgemeinere 
Bedeutung,  Ursachen,  Wirkungen  —  ein  sehr  umfassendes  social- 
ökonomisches  Thema  —  hier  nur  kurz  berührt  werden  können, 
gehen  vor  Allem,  wenigstens  soweit  sie  massenhaft  sind  und  daher 
für   die   örtliche  Vertheilung   der  Bevölkerung  eine  grössere  Be- 
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deutnng  gewinDen,  aus  wirtbschaft liehen  Motiven  hervor:  um 
Gelegenheit  zum  Erwerb  oder  zu  besserem  Erwerb  za  erlangen« 
So  von  jeher,  so  vollends  in  unserer  Zeit,  nnter  dem  Einfluss  so 
starker  Förderangsmittel,  wie  das  moderne  Gommunicationswesen, 
die  neuere,  dem  Grossbetrieb  günstige  Produetionsteebnik ,  die 
Freizügigkeit,  die  freiheitliche  Wirthschaftsordnung ,  insbesondere 
auf  gewerblichem  Gebiete  (Gewerbefreiheit).  Sociale  Einflüsse 
wirken  in  derselben  Bichtung:  der  Zug  nach  der  freieren  Be- 
wegung, der  individualistischen  Gestaltung  der  Lebeusverhältnisse, 
der  besseren  socialen  Stellung  (auch  abgesehen  von  derjenigen, 
welche  durch  die  Bechtsstellung  und  die  ökonomische  Lage  be* 
dingt  ist),  dem  genussreicheren  Leben  (Stadt  gegenüber  Land) 
u.  dgl.  mehr. 

PersOoIiche  und  FamilienTerh&ltnisse  machen  sich  dem  gegenüber  doch  nur  bei 
Einzelnen  geltend  nnd  üben  auf  die  Massenbewegungen  keinen  Einflass.  Das  die 
ältere,  die  mittelalterliche  einheimische  Wanderung  mit  bestimmende  Moment,  Suchen 
nach  besserem  Rechtsschutz,  höherer  RechtssteUung ,  welches  die  Landbevölkerung, 
die  Unfreien  mit  in  die  Städte  fährte,  ist  dagegen  unter  der  Rechtsordnung  im  mo- 
dernen Staate  kaum  mehr  ein  wichtiger  Factor  in  den  Wanderungen,  ebenso  wenig, 
beim  Grundsatz  der  Religionsfreiheit,  religiöse  Motiye.  Und  nur  in  L&ndem  sehr 
grosser  Ausdehnung,  mit  wesentlichen  Verschiedenheiten  des  Klimas,  der  Boden- 
beschaffenheit und  der  Besiedlung,  wie  etwa  in  Russland,  Nordamerica  werden 
klimatische  Momente  als  Factoren  der  heimischen  Wanderungen  mit  anzusehen 
sein,  während  die  Motive  auch  hier  doch  wesentlich  wirthschaft liehe  sind.  Für 
agrarische  Gegenden  macht  sich  für  Zu-  und  Abzug  ausser  der  Rechtsordnung 
fl&  den  Grundbesitz  und  dessen  YertheUung  auch  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  mit 
geltend.  Der  Geburtsüberschuss  findet  in  f^chtbareren  Gegenden  begreiflich  leichter 
als  in  unfruchtbaren  dauernde  Unterkunft,  muss  aus  letzteren  dagegen  bei  einer  einmal 
erreichten  Yolksdichte  mehr  durch  Wanderungen  abfliessen  (s.  die  u.  gen.  Arbeit  ?on 
Schumann,  2.  Halbb.,  S.  524,  auch  passim  „Bäuerl.  Zustände'',  Schriften  d.  Yen 
f.  Soc.polit)^  Auf  die  bezüglichen  Rechtsfragen,  Zugrecht  u.  s.  w.  wird  im  2.  Th. 
der  Gnmdlegung,  bei  der  Untersuchung  der  persönlichen  Freiheit,  eingegangen. 

Die  einheimischen  Wanderungen,  namentlich  diejenigen,  welche 
zu  bleibender  oder  wenigstens  länger  dauernder  Veränderung  des 
Wohnsitzes  führen  —  im  Unterschied  zu  den  kürzeren  periodischen 
Wanderungen,  z.  B.  in  der  Arbeiterwelt,  „Sacbsengängerei"  u.  dgl. 
und  zum  Reiseverkehr  — ,  sind  es  auch  noch  in  der  Gegenwart 
regelmässig,  welche  in  unseren  europäischen  Ländern  vomemlich 
die  grossen  örtlichen  Bevölkerungsverschiebungen  bewirken,  nicht 
die  Auswanderung  ins  Ausland  und  die  Einwanderung  von  da, 
welche  in  dieser  Hinsicht  von  geringerem  Einflüsse  ist. 

So  mindestens  von  einzelnen  wenigen,  meistens  nur  kleineren  Gebietstheilen  und 
fast  nur  von  Irland  abgesehen,  für  welches  die  Wanderungen  nach  der  britischen 
Hauptinsel  übrigens  auch  stark  neben  der  überseeischen  Auswanderung  die  Volks- 
abnahme mit  erklären.  Nur  bei  einzelnen  Stftdten,  Weltst&dten,  wie  London,  Paris, 
grossen  Seestädten  kommt  auch  die  Einwanderung  ?on  Ausländem  für  die  Volks- 
zunähme  mehr  mit  in  Betracht ;  dann  etwa  vorübergehend  der  periodische  ausländische 
Arbeiterzufluss  bei  grossen  Bauten  (Bahnen,  Canälen  u.  dgl.). 
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Die  einheimischen  Wanderungen  haben  hier  aach  in  unseren 
Ländern  neuerdings  öfters  den  Geburtsttberschuss  des  platten  Landes, 
der  kleinen  Städte  in  die  Industrie-  und  Montanbezirke,  in  die 
grösseren y  namentlich  die  Gross-,  die  Welt-,  die  bedeutenderen 
Handelsstädte  überführt  und  vielfach  mehr  als  der  Geburtsüber- 
schuss  die  Bevölkerung  in  den  letztgenannten  Gegenden  und  Orten 
so  stark  vermehrt,  den  etwaigen  kleinen  Geburtsüberschnss  daselbst 
ergänzt,  den  vorkommenden  Ueberschuss  der  Todesfälle,  den  Aus- 
wanderungsabfluss  ersetzt.    Für  die  Fortwanderungsgegenden  und 
Oiiie  haben  die  einheimischen  Wanderungen  so  den  Einfluss  der 
neuerlichen,   vielfach,   wenn    auch   unter   starken  Schwankungen 
gerade  auch  aus  diesen  Gegenden  sich  recrutirenden  überseeischen 
Auswanderung  noch  gesteigert,  das  Wachsthum  der  Bevölkerung 
gehemmt,   da  und  dort  und  hie  und  da  auch  wohl  in  einzelnen 
Orten,  in  kleineren  und  mitunter  doch  auch  schon  in  grösseren 
Gebietstheilen,  bis  zur  Grösse  von  Provinzen,  wie  den  preussischen, 
selbst   einen  Rückgang  der  Bevölkerung  verursacht.     Ausserdem 
haben   die  einheimischen  Wanderungen  aber  auch  in  den  Abzugs- 
und  Zuzugsgegenden  und  Orten  die  Gliederung  der  Bevölkerung 
nach  Geschlecht  und  Alter,  auch  nach  Civilstand,   Berufsstellong 
und  Beruf  mehr  oder  weniger  verschoben  und  so  von  den  natür- 
lichen,   durch    die  Geburtsziffer   und    die  Sterblichkeit  bedingten 
Ordnung  abweichen  machen.    Das  wirkt  aber  dann  wieder  weiter 
auf  die  Traunngs-,  Geburts-,  Sterbefrequenz,  die  wirthschaftliche 
Productivität    dieser    nunmehr    verschieden    von    der   natürlichen 
Ordnung  und  verschieden  in  den  einzelnen  Gegenden  und  Orten 
zusammengesetzten  Bevölkerung    ein.    So    entstehen    durch  diese 
Wanderungen  auch  wieder  Einflüsse  auf  die  natürliche  Bewegung 
der  Bevölkerung  von  nachhaltiger  Bedeutung.  Soweit  die  Aenderung 
des  Wohnsitzes,  damit  vielfach  verbunden  der  Lebensweise,  des 
Berufs,  des  „gesellschaftlichen  Mediums^',  in  welchem  die  Menschen 
leben,  auch  wieder  auf  das  physische,  psychische,  ethische  Sein, 
Denken,  Wollen  Einflüsse  äussert,  sind  die  Wanderungen  natür- 
lich auch  in   dieser  Beziehung  von  wichtigem  Einflüsse.     Einige 
der  characteristischsten  Erscheinungen  auch  des  geistigen,  sittlichen, 
politischen  Lebens  der  Bevölkerung  und  Veränderungen  darin  in 
unserer  Zeit  sind  so  mit  auf  die  heimischen  Wanderungen  zurück- 
zuführen,  welche  selbst  wieder  vornemlich  ein  Product  der  Um- 
gestaltung der  technischen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  sind. 
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Die  genauere  statistische  Yerfoigong  der  einheimischen  Wanderungen,  bezw., 
was  meistens  allein  möglich  ist,  ihrer  Ergebnisse,  wie  sie  dann  erst  die  Yolkszfthlangen 
constatiren  nnd  die  ans  diesen  stammenden  Daten  (so  für  die  Gebnrtsortstatistik  der  Orts- 
anwesenden nnd  WohnbevOlltening)  knndthon,  müssen  wir  uns  hier  versagen.  In  jenen 
Ergebnissen  und  D^ten  hat  man  zugleich  das  Ergebniss  der  natOrlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  und  der  Ein-  und  Auswanderung,  ohne  das  gewöhnlich  im  Einzelnen  genau, 
namentlich  was  die  Ergebnisse  der  heimischen  und  der  zwischen  In-  und  Ausland  sich 
yoUgehenden  Wanderungen  anlangt,  zerlegen  zu  können.  Man  moss  sich  daher  mit 
ann&herungsweiser  Abschätzung  des  Einflusses  der  einheimischen  und  der  fremd- 
ländischen Wanderungen  häufig  begütigen. 

Auch  in  Deutschland  zeigt  die  Statistik,  was  yon  vornherein  anzunehmen  war, 
dass  erst  mit  der  Entwicklung  der  Grossindustrie,  dem  Uebergang  aus  der  vorwaltend 
agrarischen  und  handwerklichen  in  die  mehr  industrielle  und  städtische  volkswirth- 
schaftliche  Phase,  mit  dem  neuen  Dampfcommunicationswesen  und  mit  der  durch  das 
Alles  erst  mächtig  gewordenen  Wirksamkeit  des  FreizUgigkeitsprincips,  der  Gewerbe- 
freiheit, die  einheimischen  Wanderungen,  die  Yermengung  der  örtlichen  Bevölkerung, 
das  Strömen  in  die  Städte  und  Industrie-  und  Montangegenden,  auch  die  periodischen 
Wanderungen  der  Feld-  und  anderer  Arbeiter,  die  Richtung  der  Wanderung  immer 
mehr  von  Osten  und  Nordosten  nach  der  Mitte  und  nach  dem  Westen  (auch  in  Betreff 
der  Juden  aus  den  preussisch-polnischen  Ländern,  namentlich  seit  der  rechtlichen 
Gleichstellung  der  Juden),  so  bedeutsam  geworden  sind  und  so  ausserordentliche  locale 
Verschiebungen  der  Bevölkerung,  so  grosse  Yermehrung  derselben  in  den  Zuzug- 
gegenden und  Orten  bewirkt  haben.  Die  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses 
Jahrhunderts,  besonders  nach  der  Kriegszeit,  wahrnehmbare  Yeränderung  der  Yolks- 
zahl  der  einzelnen  Landestheile  —  wobei  man  freilich  hier  besonders  mit  älteren 
Mängeln  und  späterer  allmäliger  Yerbesserung  der  Zählungen  und  mit  daraus  ent- 
springenden Störungen  der  Yergleichungen  zu  rechnen  hat  —  lässt  mehrfach  auf 
einen  Zug  vom  Westen  und  Süden  nach  dem  Korden  und  Osten,  von  den  volks- 
dichteren in  die  weniger  dichten  Gegenden,  auch  in  agrarische,  schliessen.  Seit  der 
industriellen  und  der  Eisenbahnentwicklung,  seit  den  40er  Jahren,  wird  die  Richtung 
der  Wanderungen  immer  mehr  eine  entgegengesetzte,  nach  Mitte  und  Westen  gehende, 
in  die  Städte  und  Industriebezirke.    Aehnlicbes  zeigt  sich  in  anderen  Ländern. 

Materialien  zur  genaueren  Untersuchung  dieser  Einflttöse  und  Yerhältnisse  bieten 
für  Deutschland  jetzt  auch  wieder  bes.  die  gen.  neueren  Publicationen  des  reichsstat 
Amts  (s.  n.  A.  Juliheft  1879  der  Monatshefte  S.  64  ff.)«  auch  die  aus  manchen  Län- 
dern vorhandenen  und  jetzt  verarbeiteten  Daten  der  Geburtsstatistik  der  Ortsbevölke- 
rung, woraus  sich  die  Zusammensetzung  einer  solchen  zu  bestimmter  Zeit  nach  der 
örtlichen  Herkunft  ihrer  Glieder  ersehen  und  Schltlsse  auf  die  Wanderungen  und  ihre 
Richtungen  mit  ziehen  lassen  (eine  Störung  machen  die  Weg-  und  Zugezogenen,  welche 
am  Zählungstermin  bereits  gestorben  waren  und  bei  den  Weggezogenen  die  Aus- 
wanderer, die  im  Inlande  nicht  mehr  anderswo  als  Zugezogene  erscheinen).  S.  eine 
vortreffliche  Bearbeitung  des  reichsstatist.  Materials  für  1885,  mit  Untersuchung  der 
muthmaasslichen  und  nachweisbaren  Einflüsse,  in  dem  Aufs,  von  Schumann,  die 
inneren  Wanderungen  in  Deutschland,  Allgem.  Statist.  Archiv  1890,  2.  Halbbd. 
S.  503  ff. ,  ein  werthvoUer  Beitrag  zur  Erörterung  der  voIkswirthschafUichen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Wanderungen. 

Nach  dem  gen.  Juliheft  1879  der  Reichsstatistik  ersieht  man,  dass  in  der  60 jähr. 
Periode  1816—75,  die  hier  in  die  4  Ueineren  1816  —  34,  1834  —  52,  1852—67 
und  1867 — 75  getheilt  wird ,  die  gesammte  Yolksvermebrung,  als  das  gemeinsame 
Ergebniss  der  drei  Momente,  natürliche  Bewegung,  heimische  Wanderungen  und  Ein- 
und  Auswanderung,  anfangs  mehrfach  am  Stärksten  im  agrarischen  Osten  und  Norden 
(Ost-,  Westpreussen ,  R.-B.  Bromberg,  Pommern)  war  —  freilich  vorbehaltlich  des 
erwähnten  Fehlers  wegen  anfangs  grösserer  Unvollständigkeit  der  Zählungen  grade 
hier  — ,  später  immer  mehr  die  Gegenden  mit  Grossstädten  und  mit  hochindustrieller 
und  montanistischer  Entwicklung  die  stärkste  Yermehrung,  die  rein  agrarischen 
Gegenden  die  kleinste  oder  wenigstens  nur  eine  mittlere  Yermehrung  aufweisen.  (S. 
bes.  a.  a.  0.  S.  65,  67  die  Zusammenstellung  der  Reihenfolge,  welche  die  unter- 
schiedenen 90  Gebietsthdie  des  Reichs  in  den  4  genannten  kleineren  Perioden  in 
Bezug  auf  die  Yolksvermehrung  eingenommen  haben  und  unten  Tab.  XYII  u.  XYIII 
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Bebst  Erl&QterQDgen  daza).  Die  hohen  jährlichen  Zanahmeprocente  einiger  Gegenden 
und  Orte  zeigen  schon,  dtass  man  es  hier  mit  einem  starken  Mehrzofloss  durch  Wtn- 
derongen  zn  than  hat.  In  agrarischen  Gegenden  giebt  sich,  wie  auch  Schamiaa 
nachweist,  in  Betreff  des  Festhaltens  nnd  des  Abflosses  des  GebortsOberschnsses  nebea 
demjenigen  der  einmal  erreichten  Yolksdichtigkeit  and  Fnichtbarkeit  des  Bodens  der 
Jünflüss  der  Agrarverfassung,  #ie  auch  ftM  die  Answanderang ,  kund,  wenn  auch 
nicht  immer  so  stark,  als  a  priori  nnd  nach  politischer  Tendenz  öfters  geschkaMi 
worden  ist 

In  der  ?ergleichend-statistischen  Arbeit  des  reichsstat  Amts  (B.  44)  finden  sick 
ftlr  die  einzelnen  deutschen  Staaten  und  die  grossen  Yerwaltongsabtheilnngen  der 
grosseren  für  1841 — 85  Berechnungen  der  Zunahme  (bzw.  Abnahme)  der  Yolka^ 
Zählungen,  des  Geburtsüberschusses  (bzw.  Deficits)  nach  der  Statistik  der  Bewegung 
41er  BerOlkerung  und  des  aus  dem  Vergleich  dieser  beiden  Daten  sich  ergebendes 
Wanderrerlosts  und  Gewinns.  Letztere  Ziffer  wird  bei  dieser  Feststellungsweiie 
nattlrlich  durch  die  Pehlor  in  den  Z&hlongen  nnd  Geburts-  und  Sterbezahlen  beeinfloflst 
nnd  ist  ausserdem  mit  das  Resultat  der  Ein-  und  Auswanderung.  Aber  sie  ist  dock 
auch  einigermaassen  brauchbar,  um  die  Bedeutung  der  heimischen  Wanderungen  e^ 
messen  und  Rückschlüsse  auf  die  hier  einwirkenden  wirthschaftlichen  Einflüsse  macbei 
zu  lassen.  Für  das  ganze  Reichsgebiet  kommt  in  der  betreffenden  Ziffer  der  Auswande- 
rungSForlust,  dem  hier  nicht,  wie  in  Fielen  Landestheilen  durch  die  heimi8<^en 
Wanderungen,  ein  betreffender  Gewinn  gegenüber  steht,  noch  schärfer  zum  Audrsck 
(s.  0.  Tab.  XI  auf  S.  518).  Die  folgenden  beiden  TabeUen  XVII  und  XVm  auf 
8.  547  und  548  geben  für  das  ganze  Deutsche  Reich  und  für  die  wichtigeren  Staaten, 
sowie  für  die  prenssischen  Provinzen  und  baierischen  ProFinzialgruppen  ftkr  1841—65, 
bzw.  90  die  Rielatirzahlen  für  die  genannten  8  Thatsachen  an  nnd  zeigen  so  deo 
Einflnss  der  heimischen  Wanderungen  und  freilich  davon  ungetrennt  andi  der  Ein- 
und  Auswanderung.  (Nach  den  Tabellen  S.  2  ff  in  B.  44  und  den  Berochnimgen  in 
ersten  Vierteljahrheft  1892  der  Reichsstatistik,  S.  6,  17  ff.). 

Bei  Vergleichungon  der  Zahlen  der  beiden  Tabellen  XVII  nnd  XVm  lud 
Schlüssen  daraus  muss  hier  der  vorherrschende  wirthschaftliche  Gharacter  der  einzelnen 
Länder  und  Provinzen  und  der  einzelnen  Perioden  einigermaassen  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden.  Da  die  Länder  und  Provinzen  in  dieser  Hinsicht  erhebliche  Unte^ 
schiede  in  der  agrarischen  und  industriellen  Entwicklung,  der  Bodenbeschaffenbeit 
und  geographischen  Lage,  der  Agrarverfassung  zeigen  und  da  doch  Tomemlich  ent 
•eit  den  1850  er  Jahren  und  dann  mit  immer  mehr  Macht  die  industrielle  und  grov- 
städtische  Entwicklung  beginnt,  ist  gerade  dies  deutsche  Material  der  beiden  TabeUea 
ftlr  Scblüsse  auf  den  Einflnss  wirthschaftlicher  Factoren  auf  die  BevOlkerongsbewegug 
überhaupt  und  auf  die  in  Wanderungen  sich  Tollziehende  werthvoU.  Man  beobachtet 
leicht,  wie  die  Geburtsüberschüsse  in  den  vorwaltend  agrarischen  Gegenden,  nament- 
lich des  Ostens  und  Nordens  und  der  Gebiete  mit  viel  Grossgmndbesitz  (Ost*  iid 
Westpreussen,  Posen,  Pommern,  Mecklenburg,  z.  Th.  Schlesien,  Hannover,  Schleswig- 
Holstein,  aber  doch  auch  mit  anderen  Agrarverhältnissen  Hessen -Nassau,  Hessen, 
Pfalz,  Franken,  Baden,  Württemberg)  durch  die  Wanderungen  neuerdings  imser 
mehr  abfliessen.  theils  nach  Westen,  in  die  Städte  nnd  Industriesitze,  theUs  über  See, 
während  die  industriellen  Gegenden,  die  Grossstädte  ihren  Gebortsübersdinss  bebaltes 
oder  nur  wenig  vermindert  und  ihre  Volkazahl  durch  die  Zuwanderungen  wohi  noch 

fe^teigert  sehen  (Berlin,  Hamburg,  Bremen,  Königr.  Sachsen,  Rheinland,  West&len, 
*rov.  Sachsen,  Braunschweig,  Anhalt).  ZuiUlige  Umstände,  wie  die  politische  Ab- 
trennung von  Hamburg,  Bremen  aus  den  Provinzen,  in  denen  sie  liegen,  von  Frank- 
furt a.  M.  aus  dem  süddeutschen  Gebiet,  lassen  das  noch  deutlicher  hervortreten.  Der 
Einflnss  von  Städten  wie  Berlin,  MtUichen  (in  den  Ziffern  Südbaiems),  macht  sich 
besonders  geltend.  Erst  bei  einer  weiteren  Zerlegung  der  Länder  in  Abtheilungen 
zeigen  sich  die  Einflüsse  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  noch  deutlicher,  während 
die  Zahlen  Preussens  und  der  Mittelstaaten,  ebenso  diejenigen  grösserer  Provinzen 
von  sehr  verschiedenem  Wirthschaftscharacter  in  den  ein^lnen  Landestheilen,  so 
Schlesiens.  Rheinlands,  Westfahlens,  eben  wieder  bereits  ausgeglichene  sind.  Industrielle» 
montanistische,  Grossstädte  enthaltende  LändertheUe,  —  z.  B.  R.-B.  Oppehi  nnd  Breslaa 
gegenüber  R.-B.  liegnitz  in  Schlesien,  R.-B.  Hannover  gegenübedr  den  anderen 
B^irken  der  Provinz,  R.-B.  Arnsberg  in  Westfalen  gegenüber  Minden  nnd  Münster, 
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XVII.     Gewinn   und  Verlust    der  Bevölkerung   in 

deutschen  Staaten 
auf  1000  der  mittleren  Jahresbevölkerung  jährlich. 
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Staat  Bremen 

0) 

9.72 

5.79 

3.92 

3.38 

12.38 

1 
+   9.02 

8.75 

18.18 

+   4.39 

0 

6.32 

1.71 

8.03 

4.11 

14.94 

+  10.83 

9.23 

16.97 

+    7.74 

Oi 

9.37 

5.56 

3.81     i 

7  46 

23.77 

+ 16.82 

9.39 

20.52 

+  11.13 

0 

12.21 

8.62 

3.58     t 

11.01 

30.73 

+  19.72 

15.76 

20.66 

+  10.90 

5 

10.61 

2.35 

8.26 

11.36 

26  54 

+  15.18 

12.18 

10.95 

1.28 

Ol 

1 

4.10 

~ 

36.40 

— 

— 

17.10 

— 

Preossen  auch  vor  1866  in  jetzigem  Umfang  gerechnet. 

Nor  das  Herzogtham,  daher  ohne  Farst  Lübeck  nnd  Birkenfeld. 
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Tab.  XVIIL     Gewinn  und  Verlast  in  preussiseben 

Provinzen  und  baieriscben  Gruppen 

auf  1000  der  mittleren  Jabresbevölkerung  jäbriicb. 


1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


Berlin 


I 


6.20 

8.87 

7.84 

10,73 

10.01 

10.80 


24.32 
18.48 
40.67 
33.16 
31.62 
36.40 


-9     e 

'S  o 
^    f 


+  18.12 
+  9.60 
4-  32.82 
+  22.44 
+  21.61 
+  25.60 


Hessen -Nassau 


CD 

0 


Ostprenssen 


Brandenbg.  (ohne  Berl.) 


Westfalen 


1841—50 
1851—50 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


0.97 

+  1.58 

1.11 

4.88 
8.10 


'    13.14 

1295 

0.19 

9.19 

6.94 

11.93 

10.00 

1.94 

10.01 

7.92 

11.70 

7.46 

4.23 

10.55 

9.98 

11.99 

10.82 

1.16 

18.71 

14.54 

10.93 

6.49 

4.44 

15.22 

15.21 

t  1146 

16.03 

4.57    1 

-^ 

19.30 

126 
2.09 
0.57 
+  0.8S 
O.Ol 


Westprenssen 


Provinz  Sachsen 


Rheinland 


1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


12.13 
9.80 
1361 
15.06 
14.47 


13.41 

11.03 

11.05 

7.29 

0.34 

360 


+  1.18 

+  1.24 

2  55 

7.77 

14.13 


10.17 
11.66 
11.02 
12.88 
12.67 


9.18 
8.72 
7.62 
9.57 
9.80 
12.10 


0.99 
2.94 
3.39 
3.31 

2.87 


10  34 
10.79 
11.42 
13.24 
12.17 


9.87 
10.90 
11.54 
13.12 
1288 
16.20 


0.4S 

+  0.12 

+  0.12 

0.12 

0.71 


Posen 


Provinz  Hannover 


Pfalz 


1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


11.13 

10.44 

7.44 

6.58 

13.80 

7.89 

16.18 

7.84 

14  73 

1.42 

19.92 

4.20 

0.69 
0.85 
5.91 
834 
13.31 
1572 


7.75 

3.16 

4.59 

14  07 

5.97 

8.8« 

4.49 

4.39    1 

10.03 

—  1.72 

9.39 

4.59 

4.80 

11.85 

2.73 

10.21 

7.94 

2.27    , 

14.93 

8.91 

10.82 

4.93 

5.89    ! 

13.97 

5.54 

— 

9.50 

— 

— 

9  00 

8.11 
11.75 
9.12 
6.02 
8.43 


Schlesien 


Schleswig  -  Hobtein 


Franken 


1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


8.50 

8.46 

1102 

11.04 

9.25 


8.30 
7.87 
9.72 
8.14 
5.13 
5.40 


026 
0.53 
1.30 
2.90 
4.12 


9  52 
11.29 
11.19 
11.72 
12.23 


8.14 
7.86 
5.50 
7.60 
4.09 
11.30 


1.38 
3.43 
5.69 
4.12 
8.14 


6.19 

2.70 

5.77 

1.99 

7.47 

509 

10.23 

7.64 

8.47 

2.40 

— 

— 

3.49 
3.78 
2.38 
2.59 
6.07 


^)  Diese  Zahlen  scheinen  in  den  Decimalen  einen  Fehler  za  enthalten. 
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)b.  XVIII.     Gewinn  und   Verlust  in  preussischen 
Provinzen  und  baierischen  Gruppen 
auf  1000  der  mittleren  Jahresbevölkerung  jährlich. 


1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—85 
1886—90 


Geborts- 
Oberschuss 

443 
4.23 
5.72 
7.70 
808 


Sudbaiern 

Volkszunahme 
( —  Abnahme) 

3.87 
4.82 
5.15 
8.92 
6  63 


Wandervcrlust 
(+  Gewinn) 

0.57 
+  0.59 

0.57 
+  1.22 

1.45 


Düsseldorf  im  Rheinland  gegenaber  den  anderen,  besonders  Coblenz  und  Trier 
3berbaiem  gegenüber  den  anderen  baierischen,  die  k.  s&chsischen  Kreishaupt* 
;haften  Leipzig,  Dresden,  Zwickau  gegenüber  Bautzen,  der  Württemberg.  Neckar- 
egenober  den  anderen,  der  badische  Kr.  Mannheim  desgleichen,  —  halten  ihren 
tttberschass  fest  oder  gewinnen  noch  durch  Mehrein wandening  in  stärkerem 
,  als  das  Land  oder  die  Profinz,  zo  welcher  sie  gehören.  Elsass- Lothringen 
;hon  in  der  französischen  Zeit  den  starken  Abflass  der  BeTöIkening,  vornem- 
eh  Westen.  Uebrigens  werden  alle  solche  Zahlen  auch  noch  in  anderer  Weise 
falligkeiten  beeinflasst.  So  würde  z.  B.  Brandenborg  ohne  Berlin  eine  kleinere 
inahme  zeigen,  wenn  nicht  die  doch  schliesslich  von  Berlins  Entwicklang  ab- 
5n,  an  Volkszahl  stark  steigenden  Vororte  administrati?  von  Berlin  getrennt 
daher  zur  Mark  gehörten;  ähnlich,  wenn  nicht  in  Schleswig- Holstein  sich  der 
)  der  Hamburger  Entwicklang,  namentlich  neuerdings,  mit  geltend  machte. 
>\q  mitgetheilten  Daten  lassen  nur  in  dem  Best  der  Yolkszu-  und  Abnahme, 
r  ?on  Geburtsüberschuss  bleibt,  das  Endergebniss  der  heimischen  und 
indischen  Wanderungen  ersehen.  Die  Geburtsortstatistik  hat  den  Vorzug,  den 
chen  Austausch  der  Bevölkerung  zu  zeigen,  freilich,  wie  bemerkt,  ohne 
tierweile  gestorbenen  ehemals  Fortgezogenen  und  die  Ausgewanderten  in  den  Zu- 
3  berücksichtigen  zu  kOnnen.  Dadurch  wird  noch  ein  genauerer  Einblick  in 
eutung  der  Wanderungen  überhaupt  und  für  diu  Vermischung  der  Bevölkerung 
auch  mehrfach  die  Erkenntniss  der  wirthschaftlichen  Einflüsse  und  die  socialen 
der  Wanderung  gefordert,  so  u.  A.  fttr  das  von  Georg  Hansen  behandelte 
mte  Problem  (s.  o.  S.  466).  Auch  hierftlr  ist  der  gen.  Aufsatz  von  Schumann 
Dswerth. 

n  Bedeutsamsten  und  Schärfsten  tritt  das  Ergebniss  namentlich  auch  der 
hen  Wanderungen  schliesslich  in  der  Volkszahl  der  Städte  und  der  kleineren 
n  Landestheile  (Kreise  und  deren  Theile)  und  in  der  zeitlichen  Veränderung 
'olkszahl  hervor.  Darüber  unten  in  §.  238  und  in  den  §§.  über  Volksdichtig- 
9ff. 

.  —  §.  225.    Ein-  und  Auswanderung. 

;ber  die  statistische  Ermittelung  und  die  Mängel  und  Lücken  derselben  s.  o. 
Auch  hier  haben  wir  es  nur  mit  der  Erscheinung  der  Massen  Wanderung,  nicht 

Wanderung  vereinzelter  Personen  und  wesentlich  nur  mit  der  modernen 
sehen  Massenaus-  nnd  Einwanderung  zu  thun,  ferner  bloss  mit  denjenigen 
iieses  wichtigen  Phänomens,  welche  mit  der  volkswirthschaftlichen 
erungsfrage  der  Gegenwart  näher  zusammenhängen.  Eine  allge- 
Betrachtung  der  mancherlei  sonstigen  Seiten  der  Erscheinung  liegt  ausserhalb  des 
lieser  Erörterungen.  S.  dafür  die  hübsche  reichhaltige  Abb.  von  Philippe  vi  ch 
lilippsberg  im  HandwOrterb.  der  Staatswiss.,  zugleich  auch  mit  für  die 
,    nebst   dem  Anhangsartikel  über  Italien  von    L.  Bodio,    L,  1000  — 1041. 

auch  Litteraturübersicht  S.  1 033.  Femer  die  neuste  Publication  des  Ver.  f. 
litik  über  Auswanderung  in  Deutschland  1892. 
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Die  moderne  Massenwanderung  aus  der  alten  europäischeo 
in  die  neue  überseeische  Welt  wird  ausschliesslicher  als  frühere 
ähnliche  Wanderungen,  namentlich  diejenigen  innerhalb  Europas, 
durch  wirthschaftliche  Beweggründe  bestimmt,  welche  gerade 
mit  den  verschiedenen  Bevölkerungsverhältnissen,  der  verschiedenen 
Volksdicbte  in  Verbindung  stehen,  wenn  auch  dadurch  keineswegs 
allein  und  unmittelbar  hervorgerufen  werden. 

Auch  die  iüteren  grossen  WaodeniBgen  sind  nelfach  mit  und  öftere  Fornemlich 
darch  wirthscbaftiiche  Gründe  yeraolasst  worden,  so  die  grosse  germanische  Völker- 
vanderang.  Aber  politische  Momente,  Eroberongssucht ,  Wansch,  einen  religiösen 
Glauben  za  yerbreiten  oder  sich  religiösen,  politischen  Yerfolgongen  za  entziehen, 
absichtliche  Vertreibung  yon  Fremdnationalen,  Anderegl&ubigen  waren  ausserdem 
nicht  seltene  Guinde  der  Wanderungen.  Heute  spielen  solche  Gründe  selten  lOch 
nur  nebenbei  in  der  Massenaus-  und  Einwanderung  mit.  Ein  Beispiel  wftre  aUen- 
falls  noch  die  mormonische  Bewegung  in  America,  die  freilich  innerhalb  desselben 
Staatsgebiets  sich  vollzog,  die  mohamedanische  Auswanderung  aus  L&ndem,  welche 
unter  christliche  Herrechaft  gekommen  sind,  aUenfalls  die  mennonitische  u.  dgL 
kleinere  Wanderbewegungen.  Man  könnte  auch  an  die  beginnende  jüdische  halb 
Auswanderung,  halb  Vertreibung  aus  dem  slarischen*  Osten  denken,  aber  dieselbe  hit 
keine  religiösen,  sondern  wesentUch  sociale  und  wirthschaftliche  Gründe,  bei  den 
Vertriebenen  und  Auswanderoden,  wie  bei  den  Vertreibenden. 

Der  tiefe  und  letzte  entscheidende  Grund  der  europäischen 
überseeischen  Massenauswanderung  „kleiner  Leute'^  —  welche  doch 
die  grosse  Hauptmenge  bilden  —  in  die  neue  Welt  liegt  in  den 
wirthscbaftlichen  Schwierigkeiten  des  Erwerbslebens  in  der  Heimath, 
in  der  grossentheils  wirklich  vorhandenen,  anderseits  wenigstens 
vermeintlichen  Leichtigkeit,  drüben  Erwerb  zu  finden,  namentlich 
auch  billig  Land  zu  erlangen,  wozu  wohl  auch  hie  und  da  noch 
Wünsche  kommen,  sieb  gewissen  öffentlichen  Lasten  daheim  zo 
entziehen  und  eine  nicht  nur  wirthschaftlioh,  sondern  auch  social 
bessere  Stellung  zu  erreichen.  Eigentlich  politische  Motive  (so 
etwa  in  Bezug  auf  Verfassungs-  und  Regierungsform  und  Wünsche 
eines  Wechsels  darin)  spielen  dagegen  direct  bei  der  Masse naos- 
wanderung  nach  Allem  wenig  mit.  Die  wirkliche  und  ver- 
meintliche Differenz  der  wirthscbaftlichen  und  doch 
vornemlich  dadurch  bedingt  der  socialen  Lage  ist  es, 
belebe  den  meist  entscheidenden  Einflass  bildet  Diese  Differenz 
ist  nun  nicht  allein,  aber  doch  in  besonderem  Grade  direct  die 
Folge  der  verschiedenen  Bevölkerungsverhältnisse  im  Aus-  und 
Einwanderungslande,  indirect  von  solchen  Verhältnissen,  welche 
wieder  mit  denen  der  Bevölkerung  zusammenhängen,  wie  allgemeine 
Occupation  und  erfolgter  Uebergang  des  Bodens  ins  Privateigen- 
thum,  höherer  Preis  des  Bodens,  erschwerter  Erwerb  desselben, 
gesteigerte  wirthschaftliche  Concurrenz  bei  allgemein  grösserer  oder 
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doch  bei  einer  die  beimischen  Erwerbsquellen  und  Ge- 
legenheiten überschreitender  Volksdichtigkeit  (Scandinavien, 
östliches  Deutschland)  in  den  altbesiedelten ,  stärker  bevölkerten 
europäischen  Ländern  in  Vergleich  zur  neuen  Welt;  wenigstens  zu 
grossen  Theilen  derselben,  welche  ftir  die  Auswanderer  mit  in 
Betracht  kommen.  Das  Schwergewicht  einer  alten  geschichtlichen 
Entwicklung  und  Tradition ,  einer  historisch  tlberkommenen,  zu 
Bechte  bestehenden  Grundbesitzgestaltung  fällt  ausserdem,  wie 
auch  ftlr  die  heimischen  Wegwanderungen  in  andere  Theile  des 
Inlands,  mit  in  die  Wagschale. 

Die  Verbesserung  und  Verwohlfeilerung  der  Gommunicationen, 
der  allgemein  grössere  Bechtsschutz,  auch  im  neuen  Heimathlande, 
in  heutiger  Zeit,  die  freiere  persönliche  Bewegung  sind  nur  förder- 
liche Bedingungen,  nicht  selbst  Ursachen  der  immer  gewaltiger 
gewordenen  überseeischen  Hassenauswanderung.  Nachdem  die- 
selbe aber  einmal  längere  Zeit  in  Gang  ist,  die  Einwanderer  im 
neuen  Lande  sich  eingelebt  und  günstig  wirthschaftlich  entwickelt 
haben,  kommen  dann  auch  noch  persönliche  Momente,  verwandt- 
schaftliche, bekanntschaflliche ,  landsmannschaftliche  (nationale) 
Beziehungen  zwischen  drüben  und  haben,  neben  rein  wirthschaft- 
lichen  und  socialen  mit  zur  Geltung.  Sie  führen  in  geeigneten 
günstigen  Zeiten  neue  Schaaren  in  die  neue  Welt,  auch  mit  der 
Untersttitzung  durch  materielle  Mittel  der  bereits  Vorangegangenen. 
-Grade  durch  diese  Massenwanderungen  werden  aber  nun  freilich 
auch  allmählig  die  neuen  Länder  den  alten  in  den  Bevölkerungs- 
yerhältnissen ,  dadurch  in  den  wirtbschaftlichen ,  socialen,  in  den 
Grundbesitzgestaltungen  ähnlicher.  Das  wird  über  kurz  oder  lang 
doch  wahrscheinlich  eine  Verminderung  der  Auswanderung,  nicht 
nur,  wie  heute  schon  oft,  in  gewissen  wirthschaftlich  ungünstigen  Peri- 
oden, sondern  dauernd  bewirken,  wenigstens  soweit  die  Massen- 
bewegung eben  durch  jene  Differenz  der  Lage  und  gerade  auch 
.der  Bevölkerungsverhältnisse  in  der  alten  und  neuen  Welt  hervor- 
gerufen wird. 

Je  mehr  dch  daher  z.  B.  Nordamerica  anfoUt,  desto  melir  mUssen  die  BeTÖlkemogs- 
feriiftltniase  za  ähnlichen  ^Malthos'schen  Fragen*^  wie  in  Earopa  filhren.  Die  Ezcesse 
des  freien  Goncnrrenz-Systems,  die  Entfesselang  wilder  Bodenspecnlationen 
und  Festlegnog  toh  Landmassen  in  Händen  ?on  Specolanten  bewirken  das  nicht  wohl 
unmittelbar  selbst,  wie  H.  George  annimmt,  ato  dass  sie  eben  nur  diejenigen  £nt- 
wicklnngsprocesse  ferfrühen,  beschleunigen  und  auch  schon  bei  noch  geringerer 
Befölkemng  herFortreten  lassen,  welche  ans  der  natttrlichen  nnd  durch  Einwanderang 
bewirkten  VoUEBrennehrong  so  wie  so  nothwendig  über  karz  oder  lang  herForgehen. 
Aach  die  besondeis  rasche  und  grossartige  Entwicklung  der  Technik  wirkt  in 
Nordamerica  in  derselben  Bichtang,  weil  and  soweit  dadurch  der  Bedarf  an  (Hand-) 
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Aibeitskr&ften  besonders  stark  rermiDdert  und  so  in  agrariscbcD  wie  in  Indostrie- 
gebieten  auch  schon  bei  geringerer  Yolkszahl  und  Dichte  die  BevOlkerongs-  und 
die  Wirthschaftsverhältnisse  für  die  Volksmasse  in  diesem  besonderen  Puncto  yielleickt 
sogar  schon  schwieriger  werden,  als  hierin  ceteris  paribns  in  Europa. 

Auf  die  fördernden  nnd  hemmenden  Factoren,  Ursachen  wie 
Bedingungen  der  überseeischen  Massenaus-  nnd  Einwandening  wird 
durch  die  betreffende  Wanderungsstatistik  nun  auch  wieder 
Licht  geworfen.  Sie  liefert  namentlich  einen  Erklärungsschlttssel 
für  die  zeitlichen  und  örtlichen  Schwankungen  der 
Bewegung  und  damit  fOr  Puncte  des  BevölkernngsproblemSi 
welche  auch  die  wirthschaftlichen  Seiten  des  letzteren  betreffen. 
Sie  zeigt  ausserdem  die  dauernden  oder  zeitweiligen  Verschieden- 
heiten in  der  Betheiligung  der  einzelnen  Nationen 
und  Stämme  an  der  europäischen  Auswanderung  und  lässt  so 
das  starke  Hitspielen  eines  nationalen  Moments  in  dieser  Be- 
wegung neben  den  übrigen,  auch  den  wirthschaftlichen  Factoren 
erkennen. 

§.  226.  Statistischer  Ezcars  über  die  tlberseeische  europäische 
Hassenauswandernng  und  dortige  Einwanderung. 

S.  die  amtlichen  Daten  jährlich  in  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Monats-, 
jetzt  Yierteljahrsbefte,  daraas  die  haoptsächlichen  im  Jahrbuch.  Für  Grossbritannien, 
Nordamerica  jährliche  Beports,  für  Italien  eine  eigne  statistische  Pubiication,  ftlr  die 
anderen  Länder  Daten  in  ihren  sonstigen  Statist.  Werken,  Jahrbüchern  u.s.  w.  Vergleichende 
Internat.  Statistik  in  B.  44,  N.  F.,  der  Reichsstatistik.  Eine  italienische  vergleichende 
Statist  Arbeit  tlber  tlberseeische  Auswanderung  auch  im  Bulletin  de  l'institut  intenat 
de  sUtist  tom.  II,  Heft  2,  tom.  III,  H.  3  und  4  (1887,  1888).  Die  Hauptdaten 
immer  für  alle  Länder  im  Gothaer  Jahrbach.  S.  auch  v.  PhilippoTichs  und 
Bodio's  Abhandlungen  und  B.  52  der  Sehr.  d.  Yer.  f.  SocialpoliL  über  Aus- 
wanderung. —  Da  wir  diese  statistischen  Daten  auch  noch  weiter  in  der  „Grund- 
legung", bes.  im  2.  Theil  (bei  den  Erörterungen  über  die  socialen  Freiheitsrechte) 
mehrfach  benutzen,  ist  in  diesem  §.  226  das  statistische  Material  reichlicher  ge- 
geben worden. 

Die  überseeische  europäische  Massenauswandorung  des  19.  Jahrhunderts  ist  in 
der  Hauptsache  eine  gewaltige  germanische,  deutsche,  britische,  scandi- 
navische  Völkerwanderung,  an  der  ausserdem  im  stärksten  Maasse  nur  noch  die 
keltisch -germanische  BeyOlkerang  Irlands,  neuerdings  auch  die  italienische 
betheiligt  ist  und  in  allerjüngster  Zeit  auch  die  slavische  (und  jüdische)  Ost- 
europas etwas  mehr  Theil  zu  nehmen  beginnt  Frankreich  namentlich  in  seinen  rein 
französischen  Theilen  (vor  1871),  auch  im  Ganzen  doch  Spanien  stehen  erheblich 
zurück.    Mehr  als  letzteres  hat  Portugal  eine  Auswanderung  (bes.  nach  Brasilien)« 

Die  germanische  Auswanderung,  besonders  die  deutsche  und  scandinavische, 
wendet  sich  weit  überwiegend,  letztere  beide  zu  907o  und  mehr  nach  den  Vereinigten 
Staaten  ron  Nordamerica,  die  irische  desgleichen,  ausserdem  nach  Britisch-Kordamerica 
und  Australien,,  welche  beide  aber  nur  für  die  britische  Auswanderung  in  stlrkerom 
Grade  das  Ziel  sind.  Britisch-Nordamerica  ist  jedoch  theüweise  nur  Durchgangsland 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  wie  die  starke  Einwanderung  in  letztere  aus  Cknada 
u.  B.  w.  zeigt.  70 — 807o  der  gesammten  britischen  und  irischen  Auswanderung  geht 
nach  Gesammt-Nordamerica.  Auch  nach  Südafrica  wenden  sich  etwas  germanische  £iii» 
Wanderer.  Das  romanische  Süd-  und  Mittelamerica  wird  ?on  ihnen  nur  schwicber, 
meist  ganz  schwach,  aufgesucht  Es  ist  das  Hauptziel  der  italienischen  (bei  dies» 
zu  70 — 807o)  und  sonstigen  romanischen,  auch  mit  der  kleinen  französischen 
Auswanderung  (zu  50— 607o)«    welche    übrigens  auch  nach  einzelnen  Theilen  der 
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YereiDigten  Staaten  and  Ganada  geht.  Das  bisherige  stark  nationale  Geprftge 
der  Überseeischen  Massenanswandornng  ist  so  nnverkennbar  und  beweist,  dass  die 
tbrigen,  aoch  die  wirtbschaftlichen,  die  darcb  die  Massen-  oder  Dichtigkeits-  und  Za- 
nahme?erh&ltnisse  der  BeFÖIkerong  bedingten  Factoren  nicht  gleichmässig,  sondern 
bisher  wenigstens  nar  in  Yerbindong  mit  einem  bestimmten  nationalen  Moment, 
bzw.  auf  dasselbe  einwirken.  Allerdings  sind  die  germanischen  Answanderongsländer 
eben  aach  diejenigen  einer  besonders  starken  natürlichen  Vermehrang  der  Be?Olkening, 
ferner  mehrfach  die  am  Weltferkehr  besonders  stark  bethoiligten  nnd  auch  diejenigen, 
weiche  in  den  überseeischen,  fOr  die  Einwanderung  ?on  Eoropftern  am  Besten  ge- 
eigneten Gebieten  die  sprachliche,  die  sociale,  die  politische  Herrschaft  haben  nnd 
wegen  der  Ansiedelung  und  Verbreitung  yoü  Volks-  und  Stammesgenossen  auf  die 
in  der  Heimath  Zurückgebliebenen  die  meiste  Anziehungskraft  gerade  mit  steigender 
Einwanderung  aus  dem  Mutterlande  immer  mehr  ausüben.  Aus  den  übrigen  Theilen 
der  alten  Welt  kommt,  nach  dem  ziemlichen  Aufhören  des  Negersclavenimports ,  nur 
die  chinesische  Auswanderung  nach  der  neuen  Welt  (America,  Australien),  wie 
auch  nach  anderen  Theilen  Asiens  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Betracht,  ist  aber 
durch  gesetzliche  und  administrative  Maassregeln ,  namentlich  in  Nordamerica,  bereits 
wieder  gehemmt  worden:  ein  auch  wirthschaftspolitisch  interessanter  Fall,  über  den 
mehr  im  2.  Theilo  der  Grundlegung  beim  Einwanderungsrecht,  wo  auch  andere 
Seiten  der  Ein-  und  Auswanderungsfrage  erst  behandelt  werden. 

Die  Massenhaftigkeit  und  die  — ,  mit  starken  Schwankungen  in  den 
kleineren  Perioden  und  in  den  einzelnen  Jahren  (s.  u.  Tab.  XXI)  —  erfolgte  Z  u  - 
nähme  der  europäischen  Auswanderung,  sowie  die  Betheiligung  der  einzelnen  L&nder 
und  Völker  daran,  lässt  sich  am  Besten  und  für  unsere  Zwecke  hier  genügend  an  der 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  ersehen, 
welche  zugleich  in  die  causalen  Verhältnisse  jener  Schwank'ungen  und  der  europäischen 
Wanderung  überhaupt  guten  Einblick  eröffnet.  Die  genauere  Registrirung  der  nord- 
americanischen  Einwanderung  erfolgt  dort  seit  Ende  1819.  Neuerdings  werden  die 
Einwanderer  auch  von  den  bloss  als  Reisende ,  mit  der  Absicht  des  Wiederrück reisens 
Ankommenden  unterschieden.  Auch  der  Reiseverkehr  ist  natürlich  immer  grösser 
geworden.  Doch  verlieren  seine  Zahlen  gegenüber  denen  der  Einwanderung  ihre 
Bedeutung.  Eine  scharfe  Trennung  ist  auch  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  mög- 
lich. Ob  die  Einwanderung  über  Land,  besonders  von  Britisch -Nordamerica  her, 
ToUstlodig  sicher  controlirt  wird,  steht  dahin.  Ebenso,  ob  neuerliche  Erschwerungen 
der  Einwanderung  geheime  Einwanderung,  etwa  über  Land,  begünstigen.  Doch 
kann  jedenfalls  durch  alle  solche  Umst&nde  keine  erhebliche  Fehlerstörung  der  amt- 
lichen Zahlen  erfolgen. 

Die  folgenden  beiden  Tabellen  XIX  und  XX  betreffen  die  nordamericanische 
Einwanderung.  Die  germanische  lässt  sich  nicht  ganz  genau  ausscheiden,  da  die 
britische,  deutsche,  österr.-ungarische,  schweizerische,  britisch-nordamerikanische,  auch 
andere  nationale  Elemente,  wenn  auch  wohl  nur  in  geringer  Zahl  (mit  Ausnahme 
der  österr.-ungarischen)  umfasst,  und  die  „nicht  specificirte''  aus  Grossbritannien  und 
Irland  vollends.  Der  Fehler  wird  aber  nicht  allzagross,  wenn  man  diese  nicht  speci- 
ficirte  und  diejenige  aus  den  genannten  Ländern  ganz  als  germanische  rechnet  und 
dafür  die  grosse  irische,  die  belgische,  französische,  russische,  auch  diejenige  anderer 
aussereuropäischen  Länder,  welche  alle,  zumal  die  irische,  germanische  Elemente 
mit  enthalten,  bei  der  germanischen  unberücksichtigt  lässt.  Die  „deutsche*'  Ein- 
wanderung, namentlich  for  die  frühere  Zeit,  vor  1871,  wird  ausserdem  auch  in  der 
americanischen  Statistik  nicht  genau  richtig  sein,  bzw.  früher  gewesen  sein. 

Die  Promilleberechnang  (7oo  '^er  nordamericanischen  Einwanderung  von  der 
Bevölkerung  des  betreffenden  Herkunftslands  um  1S90)  hat  nur  den  Zweck,  die 
ungefähre  Bedeutung  dieses  überseeischen  Abzugs  in  den  einzelnen  Ländern  zu 
verdeutlichen  und  vergleichbar  zu  machen.  Natürlich  sind  von  den  Einwanderern  von 
1821 — 90  viele  nicht  mehr  am  Leben,  aber  immerhin  noch  die  grosse  Mehrzahl,  da 
die  meisten  doch  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  angelangt  sind.  Mit  ihrem  Zuwachs 
durch  natürliche  Vermehrung  repräsentiren  die  Auswanderer  auch  einen  erheblich 
grösseren  Ausfall  für  das  Heimathland,  —  freilich  nur  unter  der  Annahme,  wenn 
in  letzterem  ohne  die  Auswanderung  die  heimische  natürliche  Bevölkerungsvermehrung 
ebenso  g^oss  gewesen  sein  würde,  was  sich  natürlich  nicht  feststellen  lässt.  In  den 
^rop&ischen  Ländern,  deren  Auswanderung  in  starkem  Maasse,  wie  die  britische, 
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und  überwiegend,  wie  die  romanische,  nach  anderen  überseeischen  L&ndem  geht, 
ist  die  Promillezifier  zam  Vergleich  mit  den  anderen  Lftndem  sehr  za  erhöhen.  (Die 
Zahlen,  nach  den  amtlichen  americanischen,  aas  dem  Gothaer  Jahrbach  1892,  S.  628.) 

Tab.  XIX.    Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  von 

Nordamerica  für  zehnjährige  Perioden. 


Absolute 
i  Zahl  in 
1000  Kpf.    Steigerung  |      Jahr 


Maximum  in  1000  Kopf  [  Minimum  in  1000  Kopf 
Kopf      j'       Jahr      1       Kopf 


1821—30 
1831—40 
1841—50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—90 
Summe 


143 
599 
1,713 
2.598 
2,467 
2,945 
5,189 
15,654 


1,000 
4,189 
11,979 
18,168 
1 7,252 
20,595 
36,287 


I 


1828 
1840 
1850 
1854 
1869 
1880 
1882 


27.4 

1823 

6.3 

84 

1831 

38 

362 

1843 

52 

428 

1859 

121 

385 

1861 

92 

593 

1877 

181 

730 

1885 

351 

"~          1 

— 

^— 

Tab.  XX.     Einwanderung   nach  den  Vereinigten  Staaten 

ans  anderen  Ländern  von  1821 — 90. 


Promille 

Promille 

Absolute 

der  Be- 

Absolute 

der  Be- 

Zahl  in 

völkerung 
des  betr. 

Zahl  in 

fölkerong 
des  betr. 

1000  Kopf 

Landes 
um  1890 

1000  Kopf 

Landes 
am  1890 

Irland 

3,508 

852 

Italien 

402 

12 

England  und  Wales 

1,682 

66 

Frankreich 

369 

10 

Schottland 

334 

106 

Spanien,  Portugal 

44 

2 

Nicht  Specificirte 

798 

Belgien 

45 

7 

Grossbrit.  u.  Irland*) 

6,317 

166 

Romanische  Länder 

860 

— 

Deutschland 

4,554 

96 

Enrop.  Bussland 

339 

4 

Schweden,  Norwegen 

954 

129 

And.  Europa 

13 

Dänemark 

146 

68 

Europa  •) 

13,915 

c  42 

Schweiz 

174 

59 

Westindien 

94 

__ 

Niederland 

103 

22 

Mexico 

27 

^_ 

Oesterreich-Ungam 

454 

11 

Gentralamerica 

2 

Germanische  Länder 

Sudamerica 

11 

(obige  auss.  Irland) 

9,194 

— 

Atlantische  Inseln 

34 

— 

Brit.-Nordamerica 

1,047 

c.  200 

Pacif.  Inseln 

25 

* 

Germanische  Länder 

And.  Länder,  ausser 

(incl.  Br.-Nordam.) 

10,241 

— 

Asien  u.  Africa 
Mittel-,  Sadamerica 

199 

und  Inseln,  Austr. 

892     , 

— 

Africa 

1 

China 

291 

Debriges  Asien 

8 

Ges.- Einwanderung 

15,654     > 

— 

oder  7oo  ^^  ünions- 

bevöikemng 

C.250 

')  Die  nicht  Specificirten  für  die  Promilleberechnung  pro  rata  auf  die  8  Tbeile 
vertheilt. 

*)  Die  Promilleberechnung  incl.  der  Einwanderang  über  Britisch -Nordamerica. 
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)ie  abDorme  Gestaltung  der  irischen  Aaswanderang  zeigt  sich  ans  der  Pro- 
irechnoDg  am  Schlagendsten,  ebenso,  dass  die  britisch-nordamericanische  Ein- 
*ung  in  die  Vereinigien  Staaten  grossentheils  Dnrcbwandernng  700  Earop&ern 
ird.  Die  Bedentang  der  schwedisch-norwegischen  Aaswanderang  tritt  ebenfalls 
i  Promillesatz  scharf  hervor,  —  beachtenswerth  bei  einem  so  dann  bevölkerten 
für  die  wirthschaftliche  Seite  der  BevOlkerangsfrage.  Die  scandinavische  (iucl. 
le)  Aaswanderang  geht  mit  verschwindenden  Aasnahmen  nach  den  Vereinigten 
I,  so  dass  obige  Zahlen  ziemlich  die  ganze  darstellen.  Von  der  dentscben 
n  nach  der  deatschen  Aaswanderaugsstatistik  in  den  1870er  Jahren  92,  neaer- 
neist  noch  mehr,  95 — 98^/0,  aaf  diejenige  nach  den  Vereinigten  Staaten,  der 
eht  meist  nach  Südamerica.  Die  Überseeische  Einwanderangsstatistik ,  soweit 
banden,  bestätigt  das  ziemlich  genau.  Die  schweizerische  Aaswanderaug  wendet 
I  Ober  SOVo  ^^^^  ^^^  Verein.  Staaten,  der  Rest  auch  meist  nach  Südamerica. 
sehe  Aaswanderang  mOchte  auch  za  S5 — 90%  ^^^  ^^^  Vereinigten  Staaten 
inen  sein,  die  tlbrige  geht  meist  nach  brit.  Colonieen  in  America  and  nach 
ien.  Dagegen  geht  von  der  englischen  and  schottischen  zwar  auch  die  er- 
grOssere  H&lfte  direct  oder  über  Britisch-Nordamerica  nach  den  Vereinigten 
,  jedoch  ein  bedeatender  Theil  nach  Ganada  a.  s.  w.  and  nach  Australien,  ein 
r  kleiner  Theil  nach  anderen  L&ndern  und  Colonieen.  Nach  der  erst  seit  1853 
rkunft  der  Auswanderer  über  britische  Häfen  unterscheidenden  Statistik  macht 
iammtauswanderang  (übrigens  incl.  Reisende)  aus  dem  Vereinigten  Königreich 
90   7,129,000   Einheimische   aus,   wovon  4,296,000  Engländer  und  Schotten, 

00  Iren.  Von  jenen  gingen  2.398,000  oder  56 — 57  7o  ^^<^^  ^^^  Vereinigten 
direct,  von  den  Iren  2,342«000  oder  83  7n-  Nach  den  brit-americ.  Besitzungen 
557,000  Engländer  und  Schotten  und  175,000  Iren,  aber  von  da  aus  vielfach 
nach  den  Vereinigten  Staaten.  Dies  berücksichtigend  wird  man  mit  60  bis 
ler  britischen,  90 7o  ^^^  irischen  Auswanderer  nach  den  Vereinigten  Staaten 
u  hoch  greifen.  Nach  Australien  gingen  1853—90  1,038,000  Briten,  293,000 
ach   anderen   Ländero    bezw.    321,000   und    23,000.     Die   Einwanderang  in 

war  von   1881—90  886,000,   Max.  1883  133,000,   Min.  1881    48,000.    Die 
dernng  nach  Australien  ist  grösstentheils  germanischer,  namentlich  britischer, 

1  irischer  Nationalität  Die  deutsche  und  scandinavische  Answanderang  dahin 
bedeutend.  Der  starken  Einwanderang  (1881—90  zus.  2,235,000,  Max.  1886 
>,  Min.  1881  166,000)  steht  eine  starke  Auswanderong  gegenüber,  1881—90 
00,  was  auf  einen  lebendigen  Wanderangs  Wechsel,  auch  wohl  zwischen  den 
in  aastral.  Colonieen,  hinweist 

ur  Würdigung  des  maassgebenden  Einflusses  der  nordamericanischen  Wirth- 
age und  (in  den  1860er  Jahren  besonders,  während  des  Bürgerkriegs)  der 
len  Lage  als  des  die  „zeitliche  Auswanderaugswelle*'  (Kurve)  voroemlich  bestim- 
Factors  (s.  u.)  ist  es  wichtig,  festzustellen,  dass  die  germanische  und  irische 
Kuswanderang  so  ganz  überwiegend  nach  dem  Vereinigten  Staaten  sich  wendet. 

ndcrs  steht  es  mit  der  romanischen  und  hier  auch  namentlich  mit  der 
1  Ischen  Auswanderang,  welche  der  Zahl  nach  die  wichtigste  ist  und  von  der 
te  Statistik  vorliegt  (jähriich  in  der  Statistica  della  emigrazione  italiana,  frei- 
zh  nicht  ausreichenden  Grandlagen,  s.  darüber  Bodio,  Handwörterbuch  der 
issensch.  I,  1035).  In  dieser  überwiegt  im  Ganzen,  übrigens  mit  erheblichen 
kungen  auch  in  den  jährlichen  Quoten,  welche  von  der  überseeischen  Aus- 
ing  auf  diejenige  nach  Nordamerica  kommen,  die  Auswanderung  nach  Süd- 
3a,  besonders  nach  Argentinien  und  Brasilien.  Von  der  überseeischen  Aus- 
ing  Italiens  nach  America,  ausser  Europa,  gingen  in  der  Periode  starkor 
derung  von  1886  —  90  von  653,000  im  Ganzen  176,000  oder  rand  ca.  27% 
:>rdamerica.  Hier  ist  daher  auch  die  politisch- wirthschaftliche  Lage  in  Süd- 
ca  der  wesentlich  die  Höhe  der  Gesammtauswanderang  mit  bestimmende 
1889  — 1890  sank  sie  sehr,  voraemÜch  diejenige  nach  Brasilien  und 
nien,  während  diejenige  nach  Nordamerica  stieg.  Das  starke  üeberwiegen 
nanen  unter  den  Einwanderern  in  Südamerica  wird  auch  durch  die  Statistik 
tigen  Einwanderangsländer  und,  wo  sie  vorliegt,  durch  die  Nationalitätsstatistik 
t  So  kamen  von  65,000  Einwanderren  in  BrasUien  in  18S9  (1S88  132,000, 
i9  261,000)  34,920  aus  Italien,    15,240  aus  Portugal,   8662  aus  Spanien,  584 


556     4.  B.  BevOlk.  u.  Volksw.sch.  1.  K.  BevOlk.lehre.  ].  H.-A.  Sutist.  §.  226. 

aas  Frankreich,  387  ans  Belgien,  nar  1903  aus  Dcntschland,  76  ans  England,  126  ans 
Schweden.  In  Argentinien  wanderten  1890  138,000  ein  (18S9  261,000,  1886—90 
770,000),  davon  waren  1890  direct  nach  Buenos-Ayres  77,815  gekommen,  worunter 
89,122  Italiener,  17,104  Franzosen,  13,560  Spanier,  nur  1271  Deutsche  und  1108 
Engländer,  der  Rest  ans  andern  Ländern.  Die  Aaswanderang  nach  den  africa- 
nischen  Ländern  am  Mittelmeer  and  nach  anderen  Welttheilen  ist  aach  ron  Italien 
aas  schwach. 

Die  nngcheare  Vermehrang  der  europäischen  Massenaaswanderong  in  die  neae 
Welt  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  seit  der  politischen  Rahe  in  Europa  und  Nord- 
america  nach  der  französischen  Kriegszeit  tritt  in  Tab.  XIX  in  der  Progressions- 
borcchnung  am  Deutlichsten  hervor.  Nimmt  man  hinzu,  dass  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten auch  die  Auswanderung  nach  Australien,  im  letzten  die  nach  Sadamerica 
immer  grosser  geworden  ist,  so  wUrde  sich  für  die  europäische  Gesammtauswanderung 
in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  eine  noch  stärkere  Progression  zeigen.  Der  kleine 
Rückgang  in  den  1860er  Jahren  ist  vomemlich  aaf  das  Stocken  der  Auswanderung 
nach  Nordamerica  während  des  Bürgerkriegs  zurück  zu  führen.  Auch  in  den  1870er 
Jahren  ist  der  Durchschnitt  der  50er  noch  nicht  so  sehr  viel  überholt,  erst  in  den 
80er  Jahren  steigt  die  jährliche  Einwanderung  nach  den  Vereinigten  Staaten  fast  auf 
das  Doppelte  der  vorausgehenden  Jahrzehnte.  Die  Stockung  in  den  60cr  Jahren, 
andere  ähnliche  Wahrnehmungen  in  anderen  tlberseeischen  Einwanderungsländem,  so 
jüngst  in  Argentinien,  Brasilien,  zeigen  schon,  wie  sehr  die  jeweilige  wirthschaft- 
liche,  sociale  und  politische  Lage  dieser  Länder  sich  als  KOrderungs-  und 
Hemmungsmittel  der  europäischen  Auswanderung  geltend  macht:  ein  wichtiger  Punct 
in  der  Frage  der  conditionellen  und  causalen  Verhältnisse  dieser  Auswanderung. 

Noch  mehr  ergiebt  sich  das,  wenn  man  die  zeitliche  Schwankung  der  Aus- 
und  Einwanderung  mehr  im  Einzelnen,  jahresweise  und  für  jedes  einzelne  Ein- 
wanderungs-  wie  Answanderungslaod ,  bei  beiden  dann  weiter  für  die  einzelnen  Ge- 
bietstheile  (Provinzen  u.  dgl.)  verfolgt  Letztres  kann  hier  nicht  wohl  geschehen. 
Aber  für  die  ganzen  Staatsgebiete  ist  doch  in  der  folgenden  Tabelle  XXI  einiges 
bezügliche  Material  zusammengestellt  und  in  den  Erläuterungen  dazu  einiges  weitere 
auch  für  Gebietstheile  gegeben  worden,  weil  es  auch  für  die  uns  hier  bescbäfUgenden 
principiellen  popnlationistischen .  wirthschafts-  und  socialpolitischen  Fragen  uneriäss- 
lieh  ist,  einen  Einblick  in  die  Schwankungsursachen  der  Auswanderong  zu  erhalten 
und  dadurch  zugleich  implicite  manche  aufgetauchte  Meinung  über  diese  Ursachen 
und  über  diejenigen  der  Aoswanderung  überhaupt  zu  berichtigen  und  je  nachdem  ganz 
zu  widerlegen. 

Die  Materialien  für  die  einzelnen  Länder  sind  nicht  ganz  gleichwerthig,  noch 
gleichartig.  Die  deutsche  amtliche  Auswanderungsstatistik  bezieht  sich  nur  auf  die 
deutschen  Einschiff  bäfen,  namentlich  Bremen  und  Hamburg,  neuerdings  (regelmässig 
seit  1871/72)  auch  auf  die  über  Antwerpen  und  über  französische  Häfen,  in  neuester 
Zeit  (seit  18S5)  auch  auf  die  über  Rotterdam  und  Amsterdam  Auswandernden.  Die 
sonstige  Auswanderung,  über  britische  Häfen  u.  s.  w.,  fehlt  hier.  Doch  umfasst  die- 
jenige über  die  genannten  continentalen  Häfen  die  grosse  Masse,  besonders  immer 
mehr  in  den  letzten  Jahrzehnten,  so  dass  ans  den  Zahlen  dafür  die  Gesammtbewegung 
ersehen  werden  kann.  Ob  die  nationale  Scheidung  der  Auswanderer  immer  ganz 
genau,  namentlich  früher  und  im  Auslande  (so  zwischen  Reichsdeutschen  und  son- 
Stigmen  Deutschen)  erfolgt  ist  und  erfolgt,  steht  dahin  Aber  sehr  erhebliche  Fehler 
werden  kaum  vorliegen.  S.  B  44  der  Rcicbsstatistik,  Tab.  8.  157  ff".,  Vierteljahrs- 
hcfte  1892,  N.  I,  S.  85  ff.  und  die  am  Eingang  dieses  §  226  gen.  amtlichen  Quellen, 
sowie  zur  Ergänzung  Gothaer  Jahrbuch,  v.  Neumann  -  Spallart's  üebersichten, 
V.  Philippovich's  Aufs,  im  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  u.  Kolb's  Statistik,  wo- 
selbst die  Daten  vor  1S70. 

S.  Tab.  XXI  auf  S.  557. 

In  den  Zahlen  der  Tab.  XXI  und  ebenso  in  denjenigen  früherer  Zeit,  soweit 
sie  sich  £nden,  tritt  deutlich  der  Parallelismus  der  europäischen  über- 
seeischen Massenauswanderung  in  allen  hauptsächlich  betheiligtAn 
Ländern  hervor,  namentlich  den  germanischen,  auch  selbst  in  Frankreich:  der 
grosse  Aufschwung  im  Beginn  der  70er  und  wiederum  noch  stärker  im  Anfang  der 
80er  Jahre,  die  sehr  bedeutende  Verminderung  Mitte  der  70er  und  von  Neuem,  aber 
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^XI.      Europäische    überseeische    Answanderungs 
bewegung  von  1871  —  90  in  1000  Kopf. 
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r,  Mitte  der  80er,  worauf  dann  länger  eine  gewisse  Gleich mässigkeit  der 
,%  jedoch  auf  einem  höheren  Zahlenniveau,  eintritt,  fidaximum  und  Minimum 
t  immer  in  dasselbe  oder  in  die  Nachbarjahrc  in  den  verschiedenen  Ländern, 
et  doch  unverkennbar  daraufhin,  dass  hier  die  Schwankung  der  Be- 

von  ein  und  demselben  Hauptfactor  abhängt«  vom  Ubereinstim- 
lang  der  gesammten  wirthschaftlichen  Bewegung«  namentlich  in  dem  als 
punct  wirkenden  Nordamerica,  dessen  wirthschaftlich  günstige  und  ungünstige 
Iren  in  der  auf-  und  absteigenden  Bewegung,  in  den  Maximis  und  Minimis 
'anderung  in  jeder  Periode  sich  abspiegeln,  wobei  zu  bedenken  ist,  dass  die 
he  wirthschaftliche  Lage,  zumal  in  den  Ländern  grösserer  industrieller  £nt- 
,  mit  der  nordamericanischen  in  Wechselwirkung  steht  und  einigermaassen 
cht    Nur  die  italienische  Gurvo  bewegt  sich  anders,  hängt,  wie  schon 

mehr  vom  Gang  der  wirthschaftlichen  Bewegung  in  Südamerica  ab,  zeigt 
ber  auch  starke  Schwankungen,  so  eine  Abnahme  in  jüngster  Zeit, 
der  Periode  vor  1870  treten  in   der  nordamericanischen  Einwanderung,  der 

,  irischen,  deutschen  Auswanderung  ähnliche  Erscheinungen  und  Einflüsse 
ervor.  Die  periodischen  nordamericanischen  und  britischen  Wirthschafts- 
rken  stets  stark  vermindernd,  die  Aufschwung-  und  Specnlationsperioden 
gemd  ein,  woneben  dann  der  Einfluss  besonderer  Umstände,  wie  der  Theue- 
rtotielkrankheit)  1846 — 47,  der  politischen  Ereignisse  in  Europa  1848  ff.,  der 
ckungen  in  Galifornien  1848  ff.,  in  Australien  1851  ff.,  der  beginnenden 
des  Americanerthums  gegen  die  Einwanderung  Mitte  der  50er  Jahre  (Know- 
Sewegung),  des  americanischen  Bürgerkriegs  1861  ff.,  sich  zeigt,  in  einzelnen 

so  in  Irland  1846  ff.  in  besonderem  Maasse.    Aber  die  durchgängige 

ncl.  der  meist  geringen  nicht- transatlantischen  Auswanderung  (einige  1000 
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Bewegung  wird  doch  ?on  der  jeweiligen  Hanptgestaltang  der  wirthschaftlichen  Lage 
und  deren  Bichtang  bestimmt  Schon  in  den  SOer  Jahren  sinkt  die  Einwauderong 
in  den  Vereinigten  Staaten  yom  Maximom  7on  79,000  in  1637  (Khsis)  auf  39,000 
in  1838,  die  Gesammtauswanderung  (ind.  Fremde)  ans  Gr.-Britannien  und  Irland  fod 
72,000  auf  33,000  (nach  den  Vereinigten  Staaten  ?on  37,000  auf  14,000,  diejenige 
nach  Brit.  Nordamerica  von  30,000  auf  4600),  die  deutsche  Einwanderung  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  24,000  in  1837  (Maximum  der  Periode)  auf  unter  12.000, 
um  dann  in  allen  Fällen  in  den  folgenden  Jahren  wieder  zu  steigen.  Nach  einem 
neuen  starken  Backschlag  1842  auf  43  wächst  dann  die  Bewegung  eine  Reihe  von 
Jahren  fortwährend,  bis  1854,  wo  sie  das  Maximum  erreicht  In  Europa  bes.  in 
Gr.-Britannien  fallen  in  diesen  Zeitraum  die  Speculationsjahre  1844 — 47  („railway- 
mania''),  dann  das  Theuerungsjahr  1846 — 47  und  die  grosse  Handelskrise  von  1847, 
darauf  die  continentalen  politischen  Wirren  1848  If.,  der  Bückschlag  dagegen  1850  ff., 
der  Krimkrieg  und  neue  Theuerung  1854  ff.  Die  Einwanderung  in  die  Vereinigten 
Staaten  wächst  von  52,000  in  1843  in  den  folgenden  Jahren  auf  77,  114,  154,  235, 
227,  297,  362,  379,  372.  369  bis  428  Tausend  Kopf  in  1854.  Die  Auswanderung  über 
Gr.-Britannien  und  Irland  incl.  Fremde  steigt  von  57,000  in  1843  auf  369,000  in 
1852,  diejenige  nach  den  Vereinigten  Staaten  allein  von  28,000  auf  244.000  (1851 
267,000),  diejenige   britischer  Unterthanen  allein   erreicht  im  Ganzen  1853  278,000, 

1854  267,000.  In  diesem  Zeitraum  fand  auch  die  grosse  erstmalige  irische  Massen- 
auswandernng  statt:  1845  noch  78,000,  1846  110,000,  1847  218,000,  seitdem  nur 
einmal  (1848)  etwas  unter,  fast  stets  über  200,000,  1853  293,000.  Auch  die  deutsche 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  zeigt  dieselbe  Bewegung:  sie  stieg  von 
14,000  in  1843  auf  74.000  in  1847,  erfährt  dann  1848  und  1849  einen  kleinen  Buck- 
gang (auf  58,000  und  60,000),  steigt  1850  von  Neuem  auf  79,000.  1851—54  ist  ^ie 
72,  146,  142,  215  Tausend,  womit  sie  in  diesem  Zeitraum  ihr  Maximum  erreicht 
ein  Jahr  nach  der  britischen  und  irischen.  Darauf  erfolgt  allgemein  eine  starke  Ab- 
nahme und  eine  mit  Schwankungen  andauernde  sinkende  Richtung :  Die  Einwanderung 
nach  den  Vereinigten  Staaten  fällt  auf  die  Hälfte,  ja  auf  unter  ein  Viertel;    schon 

1855  ist  sie  nur  208  (gegen  428  in  1854),  1857  zwar  wieder  251,  nach  der  damaligen 
schweren  Wolthandelskrise,  die  in  Nordamerica  entsprang  und   dort  besonders  stark 
auftrat,  1858  und  1859  nur  123   und  121,    nach  einer  kleinen  Steigerung  in    1S60 
auf  154,  in  1861  und  62  im  Beginn  des  Bürgerkriegs  nur  je  92  Tausend  Kopf.    Auch 
die  gesammt-britische  Auswanderung  sinkt  1855  auf  150,  beträgt  von  1858  (nach  der 
Krise  von  18571)  bis  1862  unter  100,  1861  nur  65  Tausend.    Die  deutsche  Einwande- 
rung in  die  Vereinigten  Staaten  sinkt  ebenso  1855  auf  den   dritten  Theil  von  1854, 
auf  72,000,  und  geht  unter  Schwankungen  bis  1862  auf  28,000  heiab.    Von  1S63  an. 
dann  immer  mehr  mit  dem  Siege  der  Nordstaaten  in  der  Union  und  mit  dem  Wieder- 
aufleben  der   Volkswirthschaft   daselbst   nimmt   die   Bewegung    wieder   rasch    einen 
grossen  Aufschwung.    Die  Einwanderung  in  die  Union  ist  schon  lb63  fast  doppelt 
so  hoch  wie  1861  und  62,   176.000,  steigt  weiter  bis  349,000  in  1866  und  h&lt  bich 
nach  einem  Rückgang  um  50,000  in  1867  und  68  in  die  70er  Jahre  hinein  auf  dieser 
Höhe  (1869  385,000),  um  dann  die  aus  Tab.  XXI  zu  ersehenden  Ziffern  zu  erreichen, 
d.  h.  in  den  Jahren  1872 — 73  zu  culminiren,  und  von  da  an,   wo  keine  besonderen 
politischen  Factoren  mehr  stOrend  eingreifen,  sich  noch  genauer  als  früher  dem  Gang 
des  Wirthschaftslebens  in  der  geschilderten  Weise  anzupassen:  nicht  das  Maximum, 
wie  mau  a  priori  deducirt  hat,  in  Zeiten  der  Depression,   sondern  in  denjenigen  des 
wirthschaftlichen  Aufschwungs  in  Europa,   nicht  das  Minimum  iu  solchen  Zeiten, 
sondern   grade  in  denen   der  Depression  zu  erreichen.    Die  Hauptporioden  des  Auf- 
schwungs (bis  1873,    1879—83),  des  Abschwungs  (1873—79,    1S83  ff.),   des  gleich- 
massigeren  Geschäftsgangs  (1885  ff.)  in  der  Union  reflectiren    sich   so   in    der  euro- 
päischen Auswanderungs-,    der  nordamcricauischen  Einwauderungsbewegung  deutlich. 
Auch  die  britisch-irische  nationale  Auswanderung  steigt  sofort  1863  auf  das  Doppelte, 
193,000,   und  hält  sich  mit  kleineren  Schwankungen  als  früher  (Min.  1S67  and  68 
138  und  186  Tausend)   etwa  auf  dieser  Höhe  (Max.  1873).    Die  deutsche  Einwan- 
derung in  der  Union  steigt  von  1863  an   auch   alsbald  wieder,  zunächst  jedoch  lang- 
samer,  stärker   erst  1866  ff.:  1863  33,    1805  83,    1866—70  116,    133,    123,    125, 
92  Tausend.  Mögen  die  politischen  Ereignisse  von  1866  hier  etwas  mitgewirkt  haben, 
wie  mehrfach  behauptet  worden  ist:    die  Bewegung  der  britischen  Auswanderung  ist 
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doch  nicht  so  sehr  ▼erschieden ,  diejenige  der  schweizerischen  und  8candina?ischeii 
ebenfalls  nicht 

In  Bestätigong  einer  Untersnchang  Oiffen's  fOr  Grossbritannien  und  —  eines 
bekannten  Worts  des  Fürsten  Bismarck,  dass  die  periodische  Vermehrung  der  Aas- 
wanderung grade  auf  Verbesserung  der  wirthschaftlichen  Lage  hinweise,  — 
worüber  ihn  seine  politischen  Gegner  stark  mitgenommen  haben  —  kann  man  daher 
T.  Neumann-Spallart  darin  beistimmen,  wenn  er  sagt:  „in  Zeiten  wirthschaft- 
lieber  Prosperität  ist  überhaupt  die  Lebhaftigkeit  der  Wanderungen  und  des  Henschen- 
abflusses  aus  Europa,  in  Zeiten  der  Depression  dagegen  die  Ketardation  dieser  Er- 
scheinung als  characteristisch  anzusehen**  (Uebersichten  der  Weltwirthschaft,  Jahrg. 
1881/82,  S.  58).  Davon  ist  fUr  die  Erklärung  der  caosalen  und  conditioneUen  Ab* 
häugigkeitsverhältnisse  der  Massenauswanderung  (wie  ähnlich  auch  der  heimischen 
Wanderungen)  Act  zu  nehmen.  Mit  Becht  sieht  daher  Neumann  auch  in  der  Aus- 
und  Einwanderung  reflec torische  Symptome  zur  Beurtheilung  der  wirthschaft- 
lichen Lage. 

NebeneinflUsse,  wie  sie  bei  Erörterung  der  deutschen  Auswanderung  öfters  her- 
vorgehoben worden  sind,  besonders  von  Seiten  derjenigen,  welche  in  dieser  Bewegung 
etwas  Uebles  und  ein  Symptom  politischer,  socialer,  wirthschaftsrechtlicher,  ihnen 
bedenklich  erscheinender  Momente  sehen,  z.  B.  Furcht  vor  Krieg,  vor  Militarismus 
(18C6  ff.,  1871  ff.  in  Deutschland),  politische  Auffassungen  (1850  ff.,  1866  ff.  in  einigen 
Gegenden,  z.  B.  Hannover),  Grundbesitzverhältnisse  (preussischer  Osten),  Freihandels- 
und Schutzzollpolitik  (jene  1864  ff.,  1871  ff.,  diese  1879  ff.),  Agenten  Werbungen  u.  s.  w., 
wirken  ja  gewiss  in  hie  und  da  auch  zahlreicheren  Fällen  mit,  aber  grade  die  grosse 
Uebereinstimmung  der  Bewegung  in  Europa  zeigt,  dass  hier  viel 
mächtigere,  universellere  Einflüsse  entscheiden.  Wenn  es  in  Deutsch- 
land z.  B.  1866  ff.,  1871  ff.  Kriegsfurcht,  Müitärlast  gewesen  wären,  die  die  Aus- 
wanderung so  steigerte,  warum  gleichzeitig  dieselbe  Erscheinung  in  Gr.-Britannien, 
Irland,  Schweiz?! 

Für  unsere  BevOlkerungsfrage  ist  aber  nicht  minder  beachtenswerth ,  dass  es 
hiernach  grade  die  Zeiten  einer  rascheren  natürlichen  Volksvermehrung,  durch  Ver- 
mehrung der  Heiraths-,  Geburtsfrequenz,  Verminderung  der  Sterbefrequenz,  sind,  in 
denen  bezw.  nach  denen  die  heutige  Massenauswandemng  als  Ventil  stärker  wirkt,  und 
dass  umgekehrt  in  und  nach  Zeiten  langsamerer  natürlicher  Vermehrung  auch  die  Aus- 
wanderung schwächer  wird.  Es  sind  darin  nicht  direct  causale  Abhängigkeitsverhält- 
nisse, wohl  aber  wichtige  begleitende  und  folgende  Erscheinungen  von  gegenseitig 
sich  compensirender  Wirkung  auf  die  Bevölkerungsbewegung  zu  sehen.  In  Deutsch- 
land folgte  z.  B.  auf  die  Mazima  des  Geburtsüberschusses  1844 — 45  damals  die  starke 
Auswanderung,  1845 — 47,  auf  die  neuen  Mazima  jenes  1849 — 51  die  Steigerang  der 
Auswanderung  1852 — 54,  auf  die  anhaltende  Höhe  des  GeburtsQberschusses  1858 — 65, 
1867 — 70  die  nur  zeitweise  durch  den  nordamericanischeu  Bürgerkrieg  gehemmte  neue 
Auswanderungsvermehrung  1865 — 69.  Der  ungeheuren  Steigerung  des  Gebartsüber- 
schusses  von  1872  ff.  ging  einigermaassen  parallel  die  zweimalige  maximale  Steigerung 
der  Auswanderung  1871 — 73,  1880 — 84,  freilich  mit  einer  starken  Unterbrechung  in 
den  Jahren  der  Depression  1874 — 79.  So  wurde  in  der  Gulminationsperiode  der  Aus- 
wanderung der  70er  Jahre  V4%  der  80er  Jahre  Vs  ^^  ^^^  Vi  *^cs  Geburtsüberschusses 
durch  die  überseeische  Auswanderung  wenigstens  für  die  Gesammtzahl  der  Bevölkerung 
aufgewogen,  während  dann  freilich  seit  Mitte  der  80er  Jahre  der  fortwährend  hoch 
bleibende,  sich  selbst  noch  steigernde  Geburtsüberschuss  bei  der  Wiederabnahme  der 
Auswanderung  nur  noch  zu  ^/q  durch  diese  compensirt  wurde. 

Welche  Bedeutung  für  die  Bevölkerung  Europas  und  der  neuen  Welt,  besonders 
der  Vereinigten  Staaten,  die  Gesammtaus-  und  Einwanderung  hat,  ergiebt  sich  bereits 
aus  den  Daten  der  Tabelle  XX  und  aus  anderen,  im  Vorausgehenden  mitgethcilten. 
Zur  Ergänzung  sei  noch  bemerkt,  dass  die  ganze  deutsche  Auswanderung  seit  An- 
fang der  1820er  Jahre  bis  1890  auf  ca.  5.4  Mill.,  d.  h.  auf  eine  hinter  der  heutigen 
Bevölkerung  des  Kgr.  Baiem  nur  wenig  zurückbleibende  Zahl,  geschätzt  wird  (nach 
Fortführung  älterer  Schätzungen  des  reichsstatist.  Amts  bis  zur  Gegenwart,  s.  Goth. 
Jahrb.  1 892  S.  499).  Das  wäre  von  der  gegenwärtigen  Bevölkerung  ca.  1 1  ^/o,  was 
aber  nicht  verhindert  hat,  dass  die  Bevölkerung  des  Reichs  von  1816 — 90  sich  ver- 
doppelte, von  24.S  auf  49.4  Mill.  gestiegen  ist     Im  Jahre  1891   ist  die  überseeische 
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deutsche  Aaswandemog  wieder  etwas  gestiegen  (auf  ca.  120,000,  Vicrtelj.hefte  1892. 
I,  S.  85).  Die  beiden  Häfen  Bremen  und  Hamburg  kommen  unter  den  deutschen 
&8t  allein  in  Betracht,  ?on  fremden,  ausser  etwaigen  britischen,  bes.  Antwerpen.  Die 
Hamburg-Bremer  Auswanderungsstatistik  (in  den  dort  handelsstat  Publicationen  und 
in  der  Auswanderungsstatistik  des  reichsstat  Amts)  spiegelt  die  zeitlichen  Schwan- 
kungen der  Bewegung  natürlich  ziemlich  ebenso  ab,  wie  andere  Statistiken  (s.  z.  B. 
Gothaer  Jahrb.  1892  S.  499).  Da  aber  auch  Fremde,  Nicht-Deutsche,  besonders  in 
wachsender  Zahl  seit  1880  und  namentlich  seit  1886  Osteuropäer  (aus  Oesterreich, 
Ungarn,  Russland),  sich  in  Hamburg  und  Bremen  einschiffen,  d.  h.  Auswanderer,  wie 
die  aus  slawischen  L&odern,  bei  denen  die  Bewegung  erst  neuerdings  stärker  geworden 
ist  und  ?on  specifischen  heimischen  Factoren  mit  beeinflusst  wird,  zeigen  die  Ham- 
burg-Bremer Gesammtdaten  nicht  durchweg  den  gleichen  Parallelismus,  wie  die  bri- 
tischen, deutschen,  scandina?ischen.  In  den  letzten  Jahren  gingen  mehr  Fremde  ab 
Deutsche  Über  die  deutschen  Häfen  fort  (1886—91)  bez.: 

100,  93,  106,  107,  168,  197  Fremde  gegen 
67,  79,    81,     74,     85,    93  Deutsche. 

Im  Ganzen  sind  von  1832 — 91  4,921.000  Personen  über  deutsche  Häfen  ausgewandert! 
Nur  '/s  Mill.  weniger  als  die  heutige  Bevölkerung  des  Kgr.  Baiem.    Fflr  das  Yer- 
einigte  Königreich  ergiebt  die  amtliche  Berechnung  ebenfalls  incl.  Nicht-Briten  eine 
Gesammtauswanderung  (mit  Reisenden)  über  die  dortigen  Häfen  nach  tlberseeischen 
Ländern  von  1815 — 90  von  12.8  Mill.,  wovon  8.55  direct  nach  den  Vereinigten  Staaten, 
2.02  nach  brit.  Nordamerica,  1.69  nach  Australien  (und  Neuseeland),  0  54  nach  andren 
Ländern.    Früher  gingen  Gontinentale,  auch  Deotsche  mehr  über  britische  Häfen  als 
neuerdings.    Anderseits  gehen  Briten  und  Iren  kaum  über  continentale  Häfen   fort 
Die  Gesammtzahl  aller  einheimischen   Auswanderer  des  Ver.  Königreichs  wird   man 
für  die  Zeit  vor  1853,  wo  sie  statistich  nicht  apart  ermittelt  wurde,  von  1815 — 52 
wohl  auf  2— 2V9  Mill.  (von  3,47  Mill.  aller  Auswanderer  über  brit  Häfen)  schätzen 
dürfen,  daher  (s.  0.  S.  555)  die  Zahl  von  1815—90  auf  ca.  9— 9V«  Mill.  oder  auf 
ca.  25°/o  der  gegenwärtigen  Bevölkerung  des  Ver.  Königreichs,  das  gleichwohl  da- 
neben seine  im  Inland  gebliebene  Bevölkerung  in  jener  Zeit  von  ca  19.5  auf  37.9  MilL 
vermehrt  hat.    Allerdings  haben  die  europäischen  Auswanderungsländer,  bes.  Gross- 
britannien, Italien,  etwas  auch  Deutschland,  auch  einige  überseeische  Rückwanderung 
und  in  Grossbritannien  ist  auch  die  Gesammtein Wanderung  (bezw.  Zahl  der  Ankom- 
menden) nicht  unerheblich,  50 — 100,000  und  mehr  im  Jahre,  neuerdings  mit  steigendat 
Zahlen.    Dieselbe  Quote  von  ca.  25  7o<  w^elche  die  brit.  Inseb,  ohne  Gegenrechnung 
letztrer  Einwanderung,  durch  Auswanderung  verloren  hätten,  beträgt  die  Gesammt- 
einwanderung  in  die  nordamerican.  Union  von  1821 — 90  von  der  gegenwärtigen  dort 
lebenden   Bevölkerung.     Während   Europa,   insbesondere   die   germanischen    Länder, 
neuerdings   auch   Italien,   in  dem  Zeitraum   von  1825  —  90   etwa  42  7oo  s^üot  heu- 
tigen Bevölkerung  an  die  Union  abgegeben,  dabei  aber  selbst  noch  ausserordentlich 
stark,  zumal  in  den  Ländern  der  Massenauswanderung  (ausser  Irland  und  neuerdings 
einigen  östlichen  deutschen  Ländern)  seine  einheimische  Bevölkerung  vermehrt  bat 
hat  die  Union  also  mehr  als  das  Sechsfache  dieser  Quote  von  ihrer  heutigen  Be- 
völkerung, in  Folge  des  Geburtszuwachses  aus  der  Einwanderungsbevölkerung  natür- 
lich noch  weit  mehr,  aus  Europa  erhalten.    Der  Gesammtverlust  Europas  an  über- 
seeische Länder  durch  Auswanderung  seit  1815—20  bis  1890  wird  20  Millionen  kaum 
übersteigen,  d.  h.  ca.  60  Promille  der  heutigen   europäischen  Bevölkerung  erreichen. 
Mit  dieser  „Völkerübertragung''  ist  aber  auch  die  Gewinnung  der  neuen  Welt  und 
von  Theilen  der  übrigen  Erdtheile  für  europäische  Cultur,  die  Germanisirung,  leider 
überwiegend  die  Anglicanisirung  jener  Länder  erreicht  worden.    Und  welche  wirth- 
schaftliche  Bedeutung  hat  diese  Wanderung  nicht  sammt  ihren  Folgen I    Welche  Be- 
deutung für  Rhederei,  SchiffTahrt  und  Handel  hat  allein  das  überseeische  Transport- 
geschäft, die  ,3Ienschen- Ausfuhr''  gehabt  und  hat  sie  heute  noch! 

§.  227.  Fortsetzung.  Andere  statistische  Verhältnisse  der  Uber- 
•eeischen  Auswanderung.  Für  die  ökonomische  und  populationistische  Seite  der 
Auswanderung  kommen  aber  ausser  den  besprochenen  Zahlenverhältnissen  noch  die 
örtliche  Herkunft,  die  Geschlechts-,  Alters-  und  Berufsfertheilung 
unter  den  Auswanderern,  für  andere  ökonomische  Seiten  der  Frage  die  Aufer- 
ziehungskosten   und   das    mitgenommene   Vermögen    der  Auswanderer   in 
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fetracbt.  Anf  die  beiden  letzten  Pnncte  werden  wir  hier  nicht  eingehen.  ^)  Die 
rier  erstgenannten  lassen  sich  wenigstens  theilweise  mit  Hilfe  der  Auswandemngs- 
statistik,  auch  der  deutschen,  ?erfo]gen,  worüber  hier  aber  einige  Bemerkungen  ge- 
nügen mögen. 

Die  Statistik  der  Ortlichen  Herkunft  der  Auswanderer  (so  jetzt  in  Deutsch- 
land für  den  Haupttheil  der  über  deutsche  und  die  wichtigsten  anderen  continentalen 
Häfen  gehenden  nach  Unterscheidung  der  preussischen  Pronnzen  und  der  Einzelstaaten« 
genauer  für  Italien)  liefert  namentlich  das  Mittel,  gewisse  apriorische  Annahmen  und 
Torurtheile,  auch  solche  politisch  und  wirthschafispolitisch  tendenziöser  Art,  über  die 
besonderen  Ursachen  der  localen  Massenauswanderung  zu  berichtigen,  bezw.  sorgfältigere 
apriorische  Schlüsse  der  Deduction  zu  bestätigen.  So  ergiebt  sich,  dass  natürlich  kein 
directer  Zusammenhang  zwischen  Yolksdichtigkeit  sowie  der  mit  dieser 
etwa  verwechselten  absoluten  Ueberyölkerung  und  der  Grosse  der  Auswanderang,  ihrer 
absoluten  Zahl  und  ihrer  Höhe  im  Verhältniss  der  Bevölkerung,  besteht.  Es  kommt 
Tielmehr  auf  die  Erwerbsverhältnisse,  die  Erwerbs-  und  Arbeitsgelegen- 
heiten an.  Daher  leicht,  wie  grade  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  die  stärkste 
Auswanderung,  wie  auch  heimische  Fortwanderung,  im  deutschen,  wesentlich  agraria 
sehen  Osten  mit  geringer  Yolksdichte,  freilich  auch  mit  starkem  Gebnrtsüberschuss, 
die  schwächste  in  hochindustriellen,  sehr  Tolksdichten  Gegenden  (Rheinland,  West- 
falen, beide  Sachsen),  wohin  auch  in  Zeiten  der  wirthschaftlichen  Depression  nur  die 
heimische  Einwanderung  etwas  stockt  und  ?on  wo  alsdann  allenfalls  heimische  Fort- 
wanderungen, nicht  sowohl  grössere  Auswanderungen  erfolgen.  Grundbesitzver- 
theilung,  Agrarverfassung  scheinen  mehr  einen  Einfluss  zu  üben,  wie  auch 
auf  die  heimischen  Fortwanderungen,  so  rielleicht  jetzt  im  deutschen  Nordosten. 
Aber  dass  man  auch  hier  vorsichtig  urtheilen  muss,  ergiebt  sich  u.  A.  daraus,  dass 
auch  in  Deutschland  die  Auswanderung  nach  ganzen  Perioden  in  verschiedenen 
Gegenden  mit  ganz  verschiedenen  Agrar-  und  Grundbesitzverbältnissen  culminirte,  in 
den  50er  Jahren  am  Rhein,  in  Westfalen,  z.  Th.  in  Südwestdeutschland  mit  stark 
verbreitetem,  freilich  z.  Th.  proletarischem  Eleingrundbesitz ,  in  den  60or  Jahren  an 
der  Weser  und  zwischen  Weser  und  Elbe,  in  Hannover,  Hessen-Nassau,  dort  mit  viel 
mittlerem  und  bäuerlichem  Besitz,  in  den  70er  Jahren  an  der  Oder  und  Ostlich  davon, 
in  Pommem,  Posen,  Preussen,  in  den  80er  Jahren  wiederum  hier  und  an  der  Weichsel, 
besonders  in  Westpreussen,  während  doch  auch  grossgrund besitzliche  Länder  wie  die 
Mecklenburg,  jetzt  wenigstens  kleinere  als  jene  östlichen  und  nur  etwa  dieselbe  mittel- 
grosse Auswanderung,  wie  gegenwärtig  die  Bauemländer  Hannover,  hichleswig-Holstein 
und  die  Eleinbesitzländer  Sudwestdeutschlands,  andere  eine  noch  geringere  haben,  so 
Ostpreussen,  Schlesien,  rechtsrheinisches  Baiem  (z.  B.  Westpreossen  1885 — 91  600 
bis  1100  p.  Jahr  auf  100,000  Einw.,  das  Maximum,  Ostpreussen  nur  86 — 137,  Posen 
400  bis  über  1000,  Schlesien  50—70,  Mecklenburg-Schwerin  200—400,  Hannover 
260 — 400  u.  8.  w.  Vgl.  die  betreffenden  Tabellen  der  Reichsstatistik,  die  letzten  Daten 
in  d.  Yienelj.heften  1892.  I,  S.  86,  für  Preussen  speciell  Bödiker  die  preuss.  Ein- 
lud Auswanderung  seit  1844,  Düsseldorf  1^79).  Auch  die  bleibenden  Ver- 
schiedenheiten der  Auswanderungsstärke  und  zeitlichen  Bewegung  in  den  ein- 
zelnen Gegenden,  Provinzen,  Ländern  innerhalb  eines  Sprach-,  Staats-  und  Wirth- 
schaftsgebiets,  wie  des  deutschen,  zeigen  wieder,  dass  hier  wohl  etwas  wie  Stammesart 
und  Sitte,  mitspielen  mag,  was,  mindestens  bisher  noch,  dem  nationalen  Moment  der 
Verschiedenheiten  der  Auswanderung  ganzer  Volksgebiete  ähnlich  ist.  Die  grosse 
Auswanderung  aus  dünn  oder  nur  mittelstark  bevölkerten  agrarischen  Gegenden  bäuer- 
lichen wie  Grossgrundbesitzes  mit  ?orherrscheoder  Komproduction  in  den  80er  Jahren 
weist  auch  wohl  auf  den  Einfluss  der  agrarischen  Krisis  hin.  Bei  unfruchtbarem 
Boden,  fehlender  Industrio  und  stagnirendem  Städtewesen  muss  freilich  bei  jeder 
Agrarverfassung  und  Grundbesitzvertheilung  die  natürliche  Volksvcrmohrnng  zu  Wan- 
derungen  und   eventuell   aueh   zur   Auswanderung    führen.     Dafür  liegen   auch   in 


>)  S.  darüber  v.  Philippovich  a.  a.  0.  S.  1012  ff.,  Becker,  in  Schmollers 
Jahrb.  XI,  B.  2  (1887)  S.  1  ff.,  R.  Jannasch,  im  Export,  1887.  Auch  E.  Engel's 
Berechnungen  über  den  „Werth  des  Menschen''.  Keine  dieser  Berechnungsweisen  und 
Behandlungen  der  volkswirtbschaftlichen  Seiten  des  Problems  ist  einwandfrei  und 
befriedigend. 
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Deutschland  Belege  ?or.    Ein  Preisdrack  auf  die  wichtigsten  Agrarprodncte,  wie  in 
den  80er  Jahren,  wird  das  aber  früher  und  schärfer  zu  Wege  bringen. 

Das  Geschlecht  anlangend,  so  überwiegt  regelmässig  bei  der  Auswanderung 
begreiflicherweise  das  männliche  Geschlecht,  in  Deutschland  jetzt  etwa  mit  55—2)6 
gegen  43 — 44^0  ^^  weiblichen,  anderswo,  so  in  Italien,  noch  mehr;  tlbrigens  etwas 
verschieden  nach  den  Altersclassen,  bei  den  Kindern  sind  beide  Geschlechter  in  der 
deutschen  Auswanderung  ziemlich  gleich,  bei  den  Auswanderern  im  rüstigsten  pro- 
ductiven  Alter  (21 — 40,  50  Jahren)  die  Männer  erheblich  stärker  vertreten.  Bei  der 
familien weisen  Auswanderung,  welche  in  Deutschland  früher  ca.  Vs«  i^  neuester 
Zeit  weniger,  doch  meist  einige  50  %  ^^^  ^^^^  Auswanderern  beträgt,  überwiegt  das 
weibliche  Geschlecht  etwas,  bei  der  Auswanderung  von  Einzelpersonen  das  männliche 
erheblicli,  bei  uns  hier  im  Yerhältniss  von  2:1.  Es  ist  das  insofern  wichtig,  als 
hiernach  in  Auswanderungsläudern ,  wie  auch  die  Statistik  zeigt,  in  der  zurück- 
bleibenden Gesammtbevölkerung  das  weibliche  Geschlecht  überwiegen  wird,  auck 
grade  schon  in  jüngeren  Jahren  der  Erwachsenen,  und  umgekehrt  die  Einwanderungs- 
länder mehr  kräftigsten  männlichen  Zuwachs  erhalten  (§.  239  ff.). 

Aehnliches  gilt  vom  Lebensalter  der  Auswanderer.  Schon  die  Kinder  sind, 
da  die  Einzelauswanderer  natürlich  fast  nur  den  Erwachsenen  angehören  und  Familien 
mit  grosser  Kinderzahl  bei  der  Auswanderung  besondere  Schwierigkeiten  finden,  etwas, 
wenn  auch  nicht  viel,  schwächer,  die  älteren  (schon  über  40  Jahre)  und  vollends  die 
ältesten  Altersclassen,  die  Greise  erheblich  schwächer,  dagegen  die  kräftigsten,  arbeits- 
rtlstigsten,  zeugungsfähigsten  Leute  zwischen  20  und  30,  auch  nach  SO — 40  Jahren 
wesentlich  stärker  unter  den  Auswanderern  als  unter  der  Gesammtbevölkerung  ver- 
treten. Der  Altersclassenaufbau  der  Bevölkerung  im  Heimathlande  wird  also  un- 
günstig, derjenige  in  der  Fremde  günstig  beeinflusst,  dem  Inlande  besonders  arbeits-. 
heiraths-,  zeugungsfähige  Elemente  entführt,  dem  Auslande  zugeführt,  was  für  die 
wirthschaftliche  und  die  populationistische  Seite  der  Frage  beachtenswertb  ist  (Ge- 
nauere statistische  Daten  zum  Beleg  in  der  deutschen  Statistik,  danach  u.  A.  in 
Philippovich's  gen.  Aufsatz).    (S.  u.  §.  241  ff.) 

Weniger  sichere  Au&chlüsse  giebt  die  Auswanderungs-  und  Einwanderungs- 
statistik und  ergänzend  etwa  der  nordamericanischeCensus  über  die  Beruf sste Hang 
und  den  Beruf  der  Aus-  und  Einwanderer.  Die  Angaben  sind  meist  zu  unvoll- 
ständig und  ungenau,  die  Rubrik  „ohne  oder  ohne  bestimmte  Beru£$angabe**  zu  gross, 
(so  in  Deutschland  in  der  Hamburger  Auswanderungsstatistik),  so  manche  Personen 
wechseln  freiwillig  oder  gezwungen  den  heimischen  Beruf  im  neuen  Lande.  Auch 
kann  nur  durch  einen  genauen  Vergleich  der  jedem  Beruf  und  jeder  Bcrafsstellong 
angehörigen  Auswanderer  mit  der  Zahl  der  betreffenden  Genossen  im  Heimathlande 
und  hier  wieder  mit  derjenigen  in  der  Heimathsgegend  ein  sichererer  Schluss  auf 
causale  Verhältnisse  gezogen  werden.  Dass  die  grosse  Masse  der  Auswanderer 
niedrigeren  Lebens-,  Berufsstellungen  und  Berufen  angehört,  der  Schaar  der  „kleinen 
Leute''  ist  freilich  gewiss.  Die  Vertheilung  auf  agrarische  und  städtisch-industrielle 
Berufe,  auf  Lohnarbeiter  und  kleine  Handwerker,  Gewerbtreibende,  Landwirthe  ist 
schon  viel  unsicherer  nach  dem  vorhandenen  statistischen  Material  vorzunehmen. 
Einige  Thatsachen  des  americanischen  Census  und  der  deutschen  Auswanderungs- 
statistik machen  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  deutschen  Auswanderer  sich  be- 
sonders stark  aus  gewissen  besseren  städtischen  Gewerben,  Handwerken  recrutiren  oder 
wenigstens  in  America  darin  Beschäftigung  finden,  die  ländliche  Beschäftigung,  zumal 
als  ländlicher  Arbeiter,  schwächer  darin  vertreten  ist  Aber  doch  sind  selbst  die  be- 
dingten Schlüsse,  zu  denen  z.  B.  Philippnvich  a.  a.  0.  (S.  1008,  1022)  kommt, 
nicht  unanfechtbar.  Allerdings  sind  die  Klagen  der  östlichen  Grundbesitzer  wohl 
noch  mehr  gegen  die  heimischen  Wanderungen,  als  gegen  die  Auswanderung  ihrer 
Arbeiter  gerichtet, 

C.  —  §.  228.  Ergebnisse  hinsichtlich  der  Wanderungen 
und  der  Volksvermehrung  überhaupt  Unmittelbar  be- 
wirken die  Wanderungen,  wie  die  bezügliche  Statistik  näher  zeigt, 
öfters  erhebliche  Veränderungen  der  localen  Bevölkerungszahl,  der 
Geschlechts-,  Alters-,  Berufsgliederung  der  Bevölkerung.    In  den 
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Zuzugs-  und  Einwanderongsorten  and  Gegenden  steigern  sie  anch 
wohl  mittelbar,  genügende  wirthschaftliche  Erwerbsquellen,  Erwerbs- 
and Arbeitsgelegenheiten  voraasgesetzt,  durch  Zuführung  frischen 
Blutes,  heiraths-  and  zeugungsfähiger  und  williger  Elemente  die 
natürliche  Vermehrungsfähig k ei t  and  wirkliche  Vermehrung  der 
Bevölkerung.  In  den  Fortzugs-  und  Aaswandemngsorten  and  Ge- 
genden wird  aber  auch  wieder  mehr  Raum  geschafift  nnd  der 
Menschenabfluss  nicht  immer,  aber  doch  öfters  durch  fortdauernden 
hohen  Geburtsüberschuss  mehr  oder  weniger  ersetzt,  daher  die 
Volkszabl  wenigstens  nicht  nothwendig  dauernd  und  jedenfalls 
nicht  stets  um  den  vollen  Betrag  der  Wegziehenden  vermindert. 
Eine  dauernde  positive  Abnahme  der  Bevölkerung  in  nur  etwas 
grösseren  Gebieten  ist  selbst  bei  der  heimischen  und  der  über 
See  gehenden  Massenwanderung  des  19.  Jahrhunderts  nur  eine 
seltene  Ausnahme,  welche,  wie  in  Irland,  auf  ganz  besondere 
Verhältnisse  zurückzuführen  ist.  Selbst  ein  annähernder  Still- 
stand der  Bevölkerungszahl  ist  in  grossen  Gebieten  eine  seltene 
Erscheinung,  wie  neuerdings  in  Frankreich,  wo  er  sich  nicht 
durch  Mehrauswanderung,  sondern  durch  eine  ungewöhnlich  niedrige 
Geburtsfrequenz  erklärt.  Nur  in  kleineren  Gebietstheilen ,  von 
der  Grösse  etwa  der  preussischen  Kreise,  und  in  noch  kleineren 
Theilen,  sowie  häufiger  unter  dem  Einfluss  specieller  örtlicher  Ver- 
hältnisse, der  Lage,  der  wirthschaftlichen  Zustände,  in  einzelnen 
ländlichen  Ortschaften  und  Städten  nimmt  man  wohl  auch  für 
längere  Perioden  eine  wirkliche  Abnahme  der  Bevölkerung  in  Folge 
heimischer  Fort-  und  überseeischer  Auswanderung  wahr.  Für  die 
grösseren  Volks-  und  Staatsgebiete,  in  welchen  sich  die  heimischen 
Wanderungen  natürlich  ausgleichen  und  nur  locale  Verschiebungen 
der  Bevölkerung  darstellen,  zeigt  sich  selbst  bei  der  grössteo  bis- 
herigen Massenauswanderung  ausser  Landes,  namentlich  über  den 
Ocean  in  die  neue  Welt,  mit  Ausnahme  Irlands  nirgends  in  Europa 
eine  wirkliche  Verminderung  der  Bevölkerung,  sondern  immer 
wieder  eine  baldige  Ausfüllung  der  entstandenen  Abnahme  durch  den 
Geburtsüberschuss.  Wie  die  gerade  in  den  Massenauswanderungs- 
ländem,  ausser  Irland,  hervortretende  weitere,  meist  sogar  besonders 
starke  Erhöhung  der  Volkszahl  zeigt  —  Gr.-Britannien ,  Deutsches 
Reich,  bisher  selbst  Italien  —  macht  sich  an  sich  und  im  Vergleich 
zu  den  Ländern  geringer  Auswanderung  sogar  zeitweilig  nicht 
einmal  immer  eine  erhebliche  Verringerung  der  Zuwachsrate  geltend  : 
die  Tendenzen  der  natürlichen  Volksvermehrung  sind  so  anhaltend 
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und  so  stark,  zamal  wenn  Süssere  Förderungsmittel,  wie  günstigere 
wirtbschaftliche  Lage,  hinzukommen ,  dass  die  durch  die  Aus- 
wanderung gerissenen  Lücken  immer  bald  wieder  mehr  als  ersetzt 
sind.  Auch  deswegen  kann  man  die  Auswanderung  volkswirth- 
schaftlich  und  populationistisch  nicht  immer  einen  Verlust  nennen, 
wenigstens,  was  die  Zahl  der  Bevölkerung  anlangt.  Etwas  anders 
steht  es  hinsichtlich  der  Gliederung  nach  Qeschlecht  und  Alter, 
welche  durch  die  Auswanderung  allerdings  ungünstiger  wird. 

Die  statistischen  Belef^e  ftlr  das  Yoraasgchende  liegen  in  den  früheren  Tabellen, 
Daten  nnd  Erlänternngen  dazn.  Für  eine  umfassende,  allseitig  genügende  Beweis- 
führang  reichen  sie  freilich  noch  nicht  ans,  Hessen  sich  aber  ans  dem  reichen  heate 
vorliegenden  Material  leicht  vervollständigen.  Hier  nur  noch  einiges  Wenige  zur 
Erg&nzang. 

Irland  zeigt  ja  allerdings,  wie  auch  in  einem  grösseren  Gebiete  durch  Aus- 
wanderung über  den  Ocean  und  freilich  auch  durch  diejenige  nach  Grossbritannien, 
welche  für  das  ganze  Vereinigte  Königreich  als  heimische  Wanderung  gelten  mnss, 
die  Gesammtbevölkerung  nachhaltig  fast  ununterbrochen  und  bedeutend  vermindert 
werden  kann,  allerdings  auch  unter  Mitwirkung  —  wenn  die  betrefienden  Zahlen  genügend 
correct  sind,  was  zweifelhaft  ist  —  einer  ungewöhnlich  kleinen  Heirathsfrequenz,  die 
sich  noch  immer  weiter  vermindert  hat  und  neuerdings  nicht  viel  höher  als  halb  so 
gross  wie  sonst  in  Westeuropa,  auch  in  Grossbritannien,  ist,  femer  unter  Mitwirkung 
einer  sehr  kleinen,  sich  ebenfalls  noch  vermindernden,  jetzt  sogar  hinter  der  fran- 
zösischen stehenden  Geburtsfrequenz.  Beide  Erscheinun^ren ,  sehr  niedrige  und  sich 
verringernde  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz,  freilich  wohl  die  Mitfolge  der  Wanderungs- 
hewegung,  welche  heiraths-  und  zeugungsfähige  Elemente  in  besonderem  Maasse 
fortführt.  Jedenfalls  in  Verbindung  mit  der  niedrigen  Gebortsfrequenz  allerdings 
auch  eine  recht  niedrige  Sterblichkeit  und  so  doch  noch  nicht  ganz  unbedeutender 
Geburtsüberschnss ,  zwar  nicht  halb  so  hoch  wie  in  Gr. -Britannien,  aber  doch  noch 
mehr  als  doppelt  so  hoch,  wie  in  Frankreich,  jedoch  bei  Weitem  nicht  ausreichend, 
um  den  riesigen  Wanderungsverlust  zu  decken.  Daher  das  phänomenale  Endergebniss 
für  die  Volkszahl:  die  bis  1841  t-ehr  rasch  bis  8.179  Mill.  gestiegen,  schon  1851 
auf  6.552  gesunken  und  seitdem  in  den  folgenden  Jahrzehnten  (nach  den  Zählungen) 
weiter,  1861  anf  5.799,  1871  auf  5.412,  1881  auf  5,175,  1891  auf  4.706  Mill.  Dem 
Geburtsüberschuss  von  1864—70  von  0.97,  von  1871—80  von  0.827o  stand  ein  Wander- 
Verlust  von  bzw.  1,67  und  1.267o  jährlich  gegenüber  (s.  o.  S.  505,  513,  518,  520). 

Frankreich  zeigt,  wie  trotz  geringer  Auswanderung  und  zeitweiliger  Mehr- 
einwanderung  (S.  515)  bei  neuster  Zeit  etwas  abnehender  Heiraths-,  niedriger  und 
weiter  sinkender  Geburtsfrequenz  die  Bevölkerung  auch  in  einem  grossen  Gebiete  nur 
sehr  wenig  steigt,  ja  bei  einiger  Vermehrung  der  Todesfälle  (1886 — 88)  fast  gar 
nicht  mehr,  bei  etwas  weiterer  Vermehrung  derselben  (1890)  sogar  zurückgeht,  zumal 
wenn  gleichzeitig  die  Geburtsziffer  sinkt  (Geburtsüberschuss  1886 — 89,  52.616,  56.536, 
44.772,  ^5.646,  Ausfall  1890  38.446,  Geburtszahl  1886-90:  912.8.  899.3,  882.6, 
880.6.  838.1,  Sterbefälle  desgl.  860.2,  842.8,  837.9,  794.8,  876.5).  Wie  unter  dem 
Einfluss  der  heimischen  Wanderungen  sich  die  Volkszahl  in  den  einzelnen  Gebiets- 
theilen  verschiebt  und  unter  dem  zusammenwirkenden  Einfluss  derselben  und  der 
Ortlichen  Verschiedenheit  der  Geburts-  und  Sterbefrequenzen,  sowie  bei  dem  umstände, 
dass  es  doch  nur  einige  Gegenden  und  Orte  sind,  nach  denen  eine  Mehreinwanderang 
Fremder  erfolgt,  zahlreiche  und  grosse  Gebictstheile  an  Bevölkerung  mehr  oder  weniger 
dauernd  ab-,  andere  auf  Kosten  jener  und  durch  die  fremde  Einwanderung  auch 
bei  geringem  oder  fehlendem  Ueberschuss  zunehmen  können,  —  dafür  liefert  Frank- 
reich auch  lehrreiche  Belege.  Von  1881  —  85  haben  nach  der  Zählung  von  87 
Departements  29  an  Bevölkerung  ab-,  58  zugenommen ,  von  188C — 91  bereits  bzw.  32 
und  nur  55,  hier  jene  um  399.000  ab ,  diese  om  523.000  zu ,  bei  einer  Gesammt- 
zunahme  von  bloss  124,000,  während  der  Geburtsüberschuss  1886  —  90  nach  den 
Standesrcgiotern  ca.  203.000  gewesen,  also  die  Mebrauswanderung  c.  78.000  in  ftlnf 
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betragen  hätte.  Im  Jabre  1S90  überwogen  nnr  in  27  Departements  die  Gebarten, 
die  Todesfälle.  Von  56  Städten  über  30,000  Einwohner  hatten  9  eine  meist  nur 

(zus.  9.603  Kopf)  Abnahme,  47  eine  Zunahme  (zos.  350,026  KopO  in  dieser 
ligen  der  französischen  fünQährigen  Zählongsperioden  im  Frieden,  1886 — 91,  er- 
,  wo  die  Bevölkerung  im  Ganzen  abgenommen  hat.  Die  kleinstädtische  und  die 
he  Bevölkemng  neben  der  fremden  Einwanderung  hat  also  zu  Gunsten  jener 
ren  Städte  einen  wirklichen  Verlust  erlitten,  die  Gesammtbevölkerung  durch 
W'andemngen  mnthmaasslich  an  innerer  Kraft  zu  weiterer  natürlicher  gesunder 
hrung  wieder  etwas  eingebflsst.  (S.  den  Bericht  über  die  letzte  Yolkszählong 
B91  im  BulL  de  stat.  1892,  sowie  den  Aufs,  über  die  Ergebnisse  dieser 
g  und  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  1890  in  Bio ck's  Annaire  1892). 

Wie  trotz  der  grossen  Auswanderung  sonst  auch  noch  neuerdings  überall  die 
emng  in  den  betreffenden  Staatsgebieten  gestiegen  ist,  ergeben  die  früheren 
und  Tabellen  (s.  bes.  S.  519).  Grossbritanniens  Yolkszahl  stieg  von  1871  bis 
noch  von  26.07  anf  33.00  Mill.,  wobei  die  Bück-  und  Neueinwanderung  aller- 
etwas  mitgewirkt  hat.  Schweden  hat  trotz  der  relativ  enormen  Auswanderung 
en  1880 — 90  seine  Bevölkerung  doch  noch  von  4.566  auf  4,784,  Norwegen 
ichen  bei  zeitweise  noch  grösserer  Auswandeiung  von  1.819  (Wohnbevölkerung) 
J89  (factische)  zwischen  1875  —  90  vermehrt.  Dänemarks  Bevölkerung  ist 
>8(' — 90  von  1.969  anf  2.172,  die  der  Schweiz  (wo  anch  Einwanderungen  in 
bt  kommen)  von  2.846  auf  2.933  Mill.  gestiegen.  Auch  Italien  hat  vom  J. 
[Zählung)  bis  J.  1890  (Berechnung)  bei  sehr  grosser  überseeischer  Aoswande- 
m  letzten  Jahrzehnt  doch  noch  seine  Bevölkerung  von  28.46  auf  30.16  Mill. 
irt 

Debcr  die  Veränderung,  bzw.  Zunahme  der  Bevölkerung  im  heutigen  Deutschen 
i,  in  seinen  wichtigeren  Staaten  und  grösseren  Gebietstheilen  in  diesem  Jahr- 
-t  enthalten  die  grösseren  Tabellen  und  Daten  (S.  512, 513,  515,  518,  519)  ebenfalls 
I  viele  Zahlen.  Es  ist  aber  von  Interesse,  hier  noch  etwas  mehr  ins  Einzelne 
len,  um  das  vereinigte  Ergebniss  der  natürlichen  Volksbewegung,  der  heimischen 
er  Aus-  und  Einwanderungen  etwas  näher  zu  verfolgen,  wofür  die  gen.  Publi- 
;n  des  reichsstat.  Amts  (bes.  Juliheft  1879,  N.  F.  B.  44,  Vierteljahrh.  1892,  I) 
hlen,  auch  dio  wünschenswerthen  Belativzahlen  liefern. 

Eiemach  haben  von  den  unterschiedenen  90  Gebietstheilen  (Kleinstaaten ,  Beg.- 
e  in  Preussen,  Provinzen,  Kreise  und  dergl.  der  Mittelstaaten,  Schleswig, 
•Lothringen  auch  vor  der  Annexion  immer  schon  eingerechnet),  in  der  Periode 
il6 — 34,  bis  zur  Gründung  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets  für  den  grösseren 
des  heutigen  Beichs  im  Zollverein,  in  einer  Periode,  wo  die  Auswanderung 
inbedeutend,  die  heimischen  Wanderungen  noch  klein  waren,  alle  zugenommen 
jährlich  2.227^»  ß.-B.  Gumbinnen,  Min.  R.-B.  Osnabrück  0,057o);  ^on  1834 
,  der  ersten  Aufschwungsperiode  im  Zollverein,  der  Zeit  des  Beginns  des 
ahnbaus,  aber  auch  der  Zeit  der  Theuerung  1846 — 47,  der  politischen  Be- 
^en  1848  if.  haben  von  jenen  90  89  zugenommen  (Max.  jährlich  Berlin  2.73, 
;V'aldcck  0.1 07o),  nor  1  abgenommen  (R.-B.  Osnabrück  0.057«);  i»  der  dritten 
e  von  1852—67,  wo  wiederum  Theuerungs-  und  ungünstige  Zeiten  zu  Anfang, 
eculationsperiode  1856-57,  die  Handelskrise  von  1857,  die  politischen  Ereignisse 
59,  1864,  1866  einwirkten,  das  Eisenbahnnetz,  die  industrielle  Entwicklung, 
theiligung  am  Welthandel  aber  schon  immer  grösser  wurden,  haben  doch  immer 
i3  zugenommen,  freilich  davon  eine  grössere  Anzahl  sehr  wenig  (Max.  Berlin 
12  weniger  als  V67u)  ^^^  '^  haben  abgenommen  (Max.  hess.  Prov.  Oberhessen 
^.-B.  Cassel  0.51);  von  1867  —  75,  in  der  Periode  des  französischen  Kriegs, 
essen  Speculationszeit  nach  demselben,  des  beginnenden  Rückschlags,  haben 
'9  zugenommen,  darunter  13  um  weniger  als  Yö — 1  (Max.  Berlin  3.98,  Brem. 
120,  Hamb.  Staat  2.99,  R.-B.  Arnsberg  2.72,  Kr.  Mannheim  2,22,  R.-B.  Düssel- 
02,  Kr.  Dresden  27o)  und  11  haben  abgenommeji,  darunter  beide  Mecklen- 
R.-B.  Stralsund,  beide  Elsass,  Lothringen,  dies  im  Max.  0.847o*  letztre  3 
politischen  Einflüssen.  Eine  ähnliche  Berechnung  nur  getrennt  für  die  deutschen 
en,  preuss.  ganzen  Provinzen  (und  Hohenzollern),  rechts- und  linksrheinisches 
,  für  die  4  Volkszählongsperioden  von  1871 — 90  ergiebt,  dass  nur  2  preuss. 
zen  wirklich  abgenommen  haben,  Pommern  1880 — 85  (starke  Auswanderung) 
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Dm  0.457o;  jährlich  Zanahme  J871— 75  0.53,  1875—80  1,04,  auch  1885—90 
wieder  0.207o)  and  Ostpreussen  1885—90  Dm  O.OlVo  (Zanahme  1880—85  auch  nnr 
0.267o  jährlich);  Westpreassen  und  Posen  haben  1^80  —  85  sehr  wenig  mehr  za- 
genommen,  bzw.  0.03  nnd  0.147o<  1^^^ — 90  (grösserer  Agraischatz)  auch  sie  wieder 
mehr,  0.36  und  0.427o'  Abgenommen  hat  ausserdem  das  Gebiet  ron  Hohenzollem 
in  den  2  letzten  Zählperioden,  nm  0  27  nnd  0.1 97o*  ^on  ^^^  übrigen  dentschcn  Staaten 
zeigen  nur  die  beiden  Mecklenburg  mehrmals  eine  Abnahme,  Schwerin  1871 — 75 
um  0.18  und  wieder  1880-85  um  0.07  (1885—90  Zunahme  von  0  11)  und  Strelitz 
in  der  ersten,  dritten  und  vierten  Periode  (um  0.34,  0.38,  0.0^ L) ,  femer  in  der 
1.  Periode  Waldeck  (0.67)  in  der  ersten  und  dritten  EImss- Lothringen  0.29  und 
0.037o)'  Klein,  unter  V47o  gesunken,  war  die  Vermehrung  in  der  3.  Periode  in 
Württemberg  (0.247o)*  ebenso  in  Oldenburg  (0  24),  in  der  ersten  in  Schwarzb.-Sonders- 
hausen.  in  der  3.  und  4.  Per.  in  Waldeck  (0.02,  0.25). 

Geht  man  auf  kleinere  Gebietseintheilungen  Preussens  und  der  Mittelstaaten, 
Begierungsbezirke,  Kreise  ein,  so  ergeben  sich  natürlich  unter  dem  Einflass  der 
Wanderungen  und  der  Verschiedenheit  der  natürlichen  Vermehrung  grössere  Ver- 
schiedenheiten und  auch  mehr  Fälle  einer  Abnahme  oder  einer  ganz  geringen  Zunahme. 
So  hat  nach  Begierongsbezirken  1885 — 90  im  ostpreuss.  Gambinnen  die  Bevölkerung 
ein  Weniges  ab-,  im  B.-B.  Königsberg  um  noch  weniger  zu-,  in  Pommern  in  den 
B.-B.  Cöslin  und  Stralsund  ab-,  nur  im  B.-B.  Stettin  zugenommen.  In  Baiem  zeigen 
in  derselben  jüngsten  Periode  3  von  8  Bezirken,  Oberfranken,  Unterfranken,  Oberpfalz 
(dies  nur  ganz  geringfügig)  eine  Abnahme,  Kiederbaiem  eine  nur  sebr  kleine  Zu- 
nahme. In  Würtemberg  hat  der  Jagstkreis  abgenommen.  Die  Bevölkerungsstatistik 
der  Kreise  in  Preu^sen  u.  s.  w.  giebt  noch  mehr  Einblick  in  das  Detail  der  Ver- 
änderungen, ebenso  die  Statistik  der  Ortsbevölkerung,  worauf  wir  hier  nicht  weiter 
eingehen  können,  (S.  u.  A.  über  die  Orte  mit  über  2000  Einwohnern  im  Deutschen 
Beich  etc.  die  Zu-  und  Abnahme  der  Bevölkerung  daselbst  von  1885 — 90  die  Viertel- 
jahrshefto  1892,  N.  II).  Neben  zahlreichen  kleinen  Landstädten  kommen  doch  ver- 
einzelt auch  Fälle  vor,  wo  unter  ungünstigen  Conjuncturen  grössere  Städte  über  10,000, 
selbst  über  20,000  Einwohner  eine  Abnahme  oder  einen  relatiren  Stillstand  zeigen, 
Beispiele  sind  Stralsund,  das  mehrfach  abnahm ,  unter  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
sehr  ungünstig  liegt,  1885  28.984.  1890  27.814  E.,  aus  ähnlichen   Gründen  Emden. 

Die  gewaltigen  nachhaltigen  Verschiebungen  der  Bevölkerungszahl  und  der 
weiteren  Vermehrung  derselben  ergiebt  auch  die  Statistik  der  Ortschaftsbevölkemng 
nach  Grössenclassen.  Darüber  mehr  unten  in  §.  237.  So  sind  im  Deutschen  Reiche 
18(»7— 85  die  jährlichen  Zunahmequoten  gewesen  bei 

Tab.  XXII. 

Berlin  3.36  7o 

allen  Städten  über  100.000  E.  2.66  „ 

„      Orten  von  20—100,000  E.  2.36 

5—20,000  E.  1.83 


r,      2—5,000  E.  0.99  „ 


solchen  Orten  überhaupt  1.85 

kleineren  Orten  (plattes  Land)  0.20 
bei  der  Gesammtbevölkerung  0.86 


(S.  für  Weiteres:  Reichsstat.  n.  F.  B.  32,  auch  B.  30,  Oct.-Heft,  mit  Rücksicht  anf 
den  Einfluss  der  Eisenbahnen  auf  die  örtliche  Bevölkerungsveränderung;  ähnliche 
Arbeiten  für  einzelne  Staaten,  so  für  Preussen,  in  der  Zoitschr.  des  Stat  Bureaus, 
ein  Aufsatz  von  Jan  nasch). 

Natttrlicb,  dass  nun  diese  Wanderungen  auch  durch  ihren 
Einfluss  auf  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach  mancherlei 
auderen  Richtungen  weiter  wirken ,  was  wieder  fttr  die  popnlatio- 
nistische  wie  die  wirthschaftlicbe  Seite  der  Bevölkerungsfrage  wichtig 
ist.    Namentlich   die  Vermischung,   welche  sich  so  in  der  Be- 
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völkeniDg  in  Bezog  auf  Nationalität ,  Stamm,  nattlrliche  und  er- 
worbene körperliche,  geistige,  sittliche  Eigenschaften  n.  s.  w.  voll- 
zieht, wenn  auch  erst  nach  nnd  nach,  da  die  landsmannschaftlichen 
Elemente,  zumal  im  fremden  Sprach-  und  Confessionsgebiet,  länger 
zusammen  zu  halten  pflegen,  wird  auf  die  Dauer  von  grosser  Be- 
deutung auch  populationistisch ,  für  die  nattlrlichen  Vermehrungs- 
yerbältnisse,  wie  für  Vermischung  alter,  die  Ausbildung  neuer 
körperlicher,  geistiger,  sittlicher  Eigenthttmlichkeiten  werden.  Schon 
jetzt  zeigt  sich  das  in  den  Gross-  und  Weltstädten,  in  den  Industrie- 
bezirken, in  den  Masseneinwanderungsländem  etwas.  Welches 
neue  Volksthum  wird  sich  bei  grösserer  Volksdichte  in  den  Ver- 
einigten Staaten  in  einigen  Menschenaltern,  vollends  in  einigen 
Jahrhunderten  herausgebildet  haben,  wenn  die  nicht -britischen 
Nationalitäten  amalgamirt  werden  und  die  Union  ein  einziges  poli- 
tisches Gemeinwesen  verbleiben  sollten! 

Werth^olle  Einblicke   in   diese  aus  den  Wanderangen    hervorgehenden  Ver- 
mischungen der  Ortsbevölkerung  giebt  namentlich  die  Geburts  Statistik  der  letzteren. 
Vgl  fOr  Deutschland   B.  32  der  Reichsstat.,  Auszug  im  Jahrb.   1890,  Qber  Berlin 
speciell  Statist  Jahrb.  r.  Berlin  XIII,  S.  8.     Die  Berechnungen  betreffen  dann  auch 
den  Bevölkerungsaustausch  durch   Wanderungen,  insbes.  durch  die  heimischen.    So 
waren  z  B.  vor  der  Berliner  ortsanwesenden  Bevölkerung  am  1.  Dec.  1885  von  1,315,236 
(nach   Abzug    von    51    Personen    ohne   Angabe)    nur    557.226     in    Berlin    selbst 
geboren,  683,405   in   anderen    Theilen   des   preuss.   Staats,    davon  45.324  in  Ost-, 
41.183  in  Westpreussen ,  251.646  in   M.  Brandenburg  ausserhalb  Berlin,   81,663  in 
Pommern,  58.776  in  Posen.  99.783   in  Schlesien,  69.446  in  Prov.  Sachsen,  3661  in 
Scblesw.-Holst,  9016  in  Hannover,  6595  in  Westfahlen,  5081  in  Hess.-Nass.,  11,105 
in  Bheinland,  126  in  Hohenzollem.  67.140  in  anderen  Staaten   des  Reichs,  davon  in 
Baiem  3479,  in  K.  Sachsen  12.821,  in  Würtemberg  1498,  in  Baden  1571,  in  Grossh. 
Hessen  1610,  in  beiden  Mecklenburg  12,450,  in  den  sächs.  Herzogthümern  6054,  in 
den  Hansast&dten  3105,  in  Braunschweig  2308,  in  Oldenburg  716,  in  Elsass-Lothringen 
1306,  der  Rest   in   den    Übrigen  Kleinstaaten;   im  Reichsausland  und  auf  dem  Meer 
<Dur  2)  geboren  waren  17,465,  davon  in  Oesterr.-Ungam  6417,  in  Russland  4163,  in 
der  Schweiz  903,  in  den  Vereinigten  Staaten  1059  u.  s.  w.     Welches  ,4)oue  Deutsch- 
thiim'\  mit  Verwischung  und  Vermischung  der  Stammesart  bildet  sich  so.    Und  wie 
verwischt  in  nationaler  und  Stammes-Hinsicht  ist  erst  die  Bevölkerung  von  Orten  wie 
Wien.  London,  Paris,  Kewyork  u.  s.  w!  Durch  „Bevölkerungsaustausch''  innerhalb  der 
reichsgebartigen  Bevölkerung   hatte  1885  nach  der  Geburtsortstatistik  Berlin  628,066 
mehr  gewonnen  als  abgegeben  (geborene  „Berliner*'  ausserhalb  Berlins  fanden  sich 
doch  auch  im  Reiche  112.479,  freilich  über  die  Hälfte  davon  in  der  Mark  Branden- 
burg, meist  in  den  Berliner  Vororten),  aber  auch  Rheinland  hatte  104,  Westfalen  45, 
Königreich  Sachsen  140,  Baden  10,  Herzogthum  Braunschweig  18.6,  Anhalt  2.7,  Staat 
Lübeck  11.6,   Staat  Bremen  47,   Staat   Hamburg  188,   Eisass- Lothringen   (aus  allen 
Theilen  des  Reichs)  107  Tausend  gewonnen,  ein  Gewinn,  den  die  übrigen  preussischen 
Provinzen  und  deutschen  Einzelstaaten  aus  ihrer  Geburtsbevölkerung  hergegeben  hatten, 
jabsolut   am   Meisten   die   vorwiegend   agrarischen   L&nder   (Ostpreussen   158,    West- 
preussen 56,  Mark  Brandenburg  116,  Pommern  117,  Posen  119,  Schlesien  228,  Provinz 
Sachsen  168,  Schleswig-Holstein  9,  Hannover  41,  Hessen-Nassau  14,  Hohenzollern  4, 
Baiern  40,  Würtemberg  62,  Grossh.  Hessen  10,  beide  Mecklenburg  69.  Oldenburg  6, 
die  kleinen  thoring,  Staaten  62,000,   den  kleinen  Rest  die  übrigen.    Bei  den  Mittel- 
staaten ond  in  den  preuss.  Provinzen  erscheinen  die  Wanderungen  in  diesen  Zahlen 
zn    klein,  weil  diejenigen  innerhalb  des  Heimathsstaats ,  bezw.   der  Provinz  hier 
nicht  berücksichtigt  sind). 
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Wie  in  der  Fremde  doch  noch  die  nationalen  und  landsmannschaftlichen  Be- 
ziehungen auf  ein  Zusammenhalten  einwirken,  ergiebt  die  französische  Heiraths- 
Statistik  der  nicht-staatsangebOrigen  Bevölkerung  in  der  starken  Ziffer  der  Heirathen 
unter  Landsleuten  gegenüber  den  Mibchheirathen  mit  der  französischen  und  anders- 
nationalen Bevölkerung,  wobei  nattlrlich  in  den  mehrfach  nur  kleinen  Zahlen  zuftllige 
Einflüsse  mitwirken  und  zu  bedenken  ist,  dass  beide  Geschlechter  derselben  fremden 
Kationalität  überhaupt  nicht  gleich  stark  und  in  entsprechendem  Alter  und  so  nament- 
lich nicht  immer  an  demselben  Ort  vertreten  sind  (s.  die  Statistik  für  1890  in  Block's 
Ann.  1892,  S.  30). 

VI.  —  §.  229.    Volksdichtigkeit. 
A.  Behandlung  der  ganzen  Frage. 

Ueber  die  Berechnungsmethode  und  die  Mängel  blosser  Durchschnitte  s.  o. 
§.  203,  bes.  S.  479. 

Von  ähnlichen  Ansichten  über  diese  Mängel  ausgehend  und  ähnlichen  Geaichts- 
pnncten  folgend,  haben  namentlich  Geographen  und  geographische  Statistiker 
schon  seit  länger  beachtenswerthe  Verbuche  gemacht,  die  Yolksdichtigkeit  correcter, 
mehr  der  Wirklichkeit  entsprechend  statistisch  darzustellen  und  rationellere  Methoden 
dafür  und  namentlich  auch  für  die  kartographische  Behandlung  der  Yolksdichte 
zu  finden.  Dieses  letztere  Problem  hat  die  neuere  wissenschaftliche  Kartographie  Öfters 
beschäftigt,  in  Deutschland  ramentlich  seit  H.  Berghaus'  physik.  Atlas  (1849). 
Vgl.  auch  Petermann,  Skizze  zur  Ucbersicht  der  Dichtigkeit  der  verbchiedenen  Theile 
der  Erde,  in  den  Geogr.  Mittheil.  1859,  bes.  aber  Behm  in  Behm  und  H.  Wagner, 
Bevölkerung  der  Erde,  Nr.II,  1874,  S.  91  ff ,  über  die  betreffende  Methode.  G.  Mayr 
in  d.  Beitr.  z.  Statist,  v.  Baiern,  Heft  22,  Deutsch,  kartogr.  Darstellung  der  Be- 
vOlkerungsdichtigkeit  von  Westdeutschland,  auf  Grund  hypsometrischer  und  geognosti- 
scher  Verhältnisse,  Leipzig  1865.  Einer  der  ersten  practischen  Versuche,  die  Mängel 
der  üblichen  Durchschnittsberechnungen  der  Volksdichtigkeit  zu  vermeiden  und  ein 
richtigeres  Princip  auch  ftlr  die  kartographische  Darstellung  der  Volksdichte  nament- 
lich in  kleineren  Gebietstheilen  zu  gewinnen .  rührt  von  dem  Dänen  Ra?en  her  (dfin. 
stat.  Tab. werk  N.  F.  B,  12),  wo  nach  den  Materialien  der  Zählungen  ?on  1845  und 
1855  das  Gebiet  Dänemarks  in  1700.  das  Schleswig-Holsteins  in  150  Theile  zerleg 
und  dafür  die  Berechnungen  ausgeführt  wurden.  Böhm  a.  a.  0.  unterscheidet  nur  3, 
aber  immerhin  doch  3  Dichtestufen  (über  8000,  2 — 8000  [ein  zu  grosser  SpielranmlJ 
und  unter  2000  p.  n'^^üe)  f&r  die  Erdtheile  und  fügt  weitere  Berechnungen  hinzu. 
S.  femer  die  Kane  der  Volksdichtigkeit  in  Deutschland  mit  Text  in  Petermann's 
geogr.  Mittheil.  1874.  Heft  1,  auch  in  Beichsstat.  B.  30,  Märzheft  nach  der  Zählung 
von  1875.  Sydow-H.  Wagner,  method.  Schulatlas  Karte  10,  Volksdichte  auf  dej 
Erde,  und  Karte  14  in  Mitteleuropa,  auch  B.  Andrce,  Handatlas,  Karte  17.  Deutsch- 
land; die  Arbeit  nebst  Karte  über  die  Volksdichtigkeit  in  Vorder- Indien  von  H. 
Wagner  in  Behm  u.  Wagner,  Bevölk.  d.  Erde  N.  IV,  1876. 

Neuerdings  sind  aus  dieser  geographisch -statistischen  Richtung,  welche  dabei 
namentlich  den  Einflüssen  der  Natur  (Höhe,  Klima,  Bodenart,  Boden beschaffenheit) 
auf  die  Besiedlung,  die  Volksdicbte  u.  s.  w.  nachgeht,  interessante  und  höchst  fleissige 
Special- Arbeiten  hervorgegangen,  welche  auch  die  Beachtung  des  NationalOkonomen 
in  hohem  Grade  verdienen.  So  in  der  Göttinger  Diss.  von  Sprecher  von  Bernegg, 
Vertheilnng  der  bodenständ.  Bevölkerung  im  rhein.  Deutschland  i.  J.  1820  (Gott.  lSb7), 
femer  in  den  von  A.  Kirchhoff  herausgegebenen  „Forschunfcen  zur  deutschen 
Landes-  und  Volkskunde*',  u.  A.  B.  V,  N.  3,  Käsemacher,  Volksdichte  in  der 
thflring.  Triasmulde,  und  jüngst  B.  VII,  N.  1  L.  Neu  mann  (Prof.  d.  Geogr.  in  Frei- 
burg i.  Br.)  Volksdichte  in  Baden,  mit  einer  Höhenschichten-  und  Volkbdichtekart&, 
eine  ,.anthropogeogr.  Untersuchung''  (1S92)  (daselbst  umfassende  LitteraturübersichtX 
Erst  durch  derartige,  ganz  ins  Detail  eingehende  Arbeiten  werden,  neben  anderen, 
auch  die  mit  der  rolkswirthschaftlichen  Frage  der  Volksdicbte  zusammenhängendexi 
Seiten  statistisch  richtig  behandelt  und  wird  in  die  condition eilen  und  causalen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse ein  sichererer  Einblick  verschaüt.  als  dies  bei  der  Benutzung^ 
von  DurchschnittsgrOssen  für  die  Dichtigkeitsmessung  grösserer  Gebietstheile,  vollends 
ganz  grosfcr  Länder,  wo  der  Durchschnitt  eben  alles  Verschiedene  und  Concreto  Ter*» 
wischt,  möglich  ist. 
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Diese  und  ihnliche  nenere  Arbeiten,  wohin  ich  anch  die  von  Levassenr 
(popnl.  franc.  n.  Bull,  de  l'inst  internat.  de  stat  1888,  III,  H.  3,  p.  64  fT.)  rechne, 
£encn  der  ueneren  „anthropogeographischen*'  Richtung,  wie  sie  namentlich 
Fr.  Batzel  vertritt.  Dessen  bezügliches  geistvolles,  wenn  auch  zu  sehr  constrnirendes 
nnd  mehr  nnr  Probleme  andeutendes  als  lösendes  Werk  ist  fUr  die  hier  behandelten 
Fragen  ebenfalls  nicht  ohne  Interesse:  „Anthropogeographie*"  (Anwendung  der  Erd- 
kunde anf  die  Geschichte),  1.  B.  Stuttg.  1882,  S.  41  ff.,  Einfluss  der  Naturbedingungen 
anf  die  Menschheit,  S.  143  ff.,  Vertheilung  der  Wohnstätten,  Zas.fassnng  8.  437  ff., 
mit  Zurückfuhmng  der  Erscheinungen  anch  in  der  Menschen  weit  auf  Moritz  Wagner's 
„Migrationstheorie''),  B.  2,  Stuttgart  1891  (geograph.  Verbreitung  der  Menschen,  bes. 
S.  180  ff.,  über  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  S.  255  ff.,  über  Beziehungen  zwischen 
Dichte  und  CulturhOhe,  S.  2^1  ff.,  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung,  und  auch 
sonst  in  diesem  Bande  mancherlei  Ausführungen,  welche  mit  dem  uns  hier  beschäfti- 
genden Problem  zusammenhängen.) 

Auch  diese  Frage  der  Volksdichte  liegt  freilich  für  den  „Anthropogeographen", 
den  Naturforscher,  den  Statistiker  anders  als  für  den  Nationalökonomen :  die  Höhenlage, 
die  Bodenart,  der  Mangel  an  agriculturfähigem  Boden ,  die  Abnahme  der  Erträge  des 
Ackerlandes  bei  ungünstigerem  Klima  werden  jene  als  mitwirkende  Ursachen  der  ge- 
ringeren Volksdichte  und  der  langsamen  oder  selbst  unmöglichen  ferneren  Volkszunahme 
nachweisen.  Allein  in  weiteren  Grenzen  ist  doch  eine  Zunahme  und  eine  stärkere 
Volksdichte  bei  indostrieeller  und  überhaupt  bei  jeder  Entwicklung  möglich,  wo 
die  Ortsbevölkenmg  nicht  allein  oder  gar  nicht  auf  an  Ort  und  Stelle  gewonnene 
Bodenproducte,  namentlich  Nahrungsmittel  angewiesen  ist,  sondern  diese  im  Austausch 
gegen  Industrieproductc  und  politische  u.  s.  w.  Dienstleistungen  beziehen  kann.  Mit 
dieser  Möglichkeit  erweitert  sich  der  Spielraum  der  Volksdichte  und  der  Zunahme 
der  letzteren  ausserordentlich,  nur  dass  eben  dabei  jene  rechtlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Bedingungen  erfüllt  werden  müssen,  welche  ein  solches  Austauschsystem  zur 
Voraussetzung  hat  und  jene  Schwierigkeiten,  daher  auch  jene  Bedenken  eintreten, 
welche  die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  und  die  Folgen  eines  solchen  Austausch- 
systems begleiten.  In  diesen  Pnncten  hat  man  es  wesentlich  nur  mit  der  volkswirth- 
schaftlichen  Seite  der  Volksdichte  zu  thun,  welche  dann  freilich  wieder  physiologische, 
sanitäre,  sociale,  culturliche,  ethische  Puncto  des  Bevölkerungsproblems  berührt.  S. 
auch  unten  Hauptabschnitt  2  dieses  Kapitels. 

Vorbehaltlich  aller  der  soeben  wieder  und  der  in  §.  203  an- 
gedeuteten Bedenken  hinsichtlicb  der  Benutzung  von  Dichtigkeits- 
grossen,  welche  Durchschnittszahlen  sind,  und  mit  Ver- 
wahrung gegen  alle  voreilige  und  schiefe  Schlussziehungen  aus 
statistischen  Grössen  dieses  Cbaracters  dienen  doch  die  so  be- 
rechneten Dichtigkeitszififem  dazu,  gewisse  Hauptverschieden- 
heiten in  den  Beziehungen  zwischen  der  Volkszahl  und  dem 
Raum,  auf  welchem  dieselbe  lebt  und  wirthschaftet,  deutlicher,  auch 
in  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen  verständlicher  zu  machen, 
als  es  der  Vergleich  bloss  der  absoluten  Volkszahlen  thut.  Man 
vergleicht  hier  passend  zunächst  die  Durchschnittsdichte  von  Länder- 
gebieten, welche  von  Natur  oder  nach  der  Culturentwicklung  homo- 
gener sind  und  so  für  die  Beziehungen  zwischen  Bewohnern  und 
Boden  unter  sich  mehr  Aehnlichkeit  haben,  daher  z.  B.  ganz  grosse, 
mittelgrosse,  kleine,  namentlich  geographisch  ähnlich  gelegene,  ähn- 
liches Klima,  ähnliche  Boden beschaflTenheit  besitzende  je  unter  ein- 
ander. Hierbei  kann  man  doch  eioigermaassen  zutreffend  annehmen, 
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dass  solche  Gebiete  dann  hinsichtlieh  der  wirthschaftlichen  Caltiyir- 
barkeit  nicht  völlig  verschieden  sein  werden.  Alsdann  wird  eine 
solche  Vergleichung  immerhin  für  gewisse  Fragen  der  Bevölkernngs- 
lehre,  auch  der  wirthschaillichen,  Werth  haben  und  lehrreich  sein. 
Betrachtet  man  femer  von  vornherein  die  Volksdichte  wenigstens  mit 
als  ein  Product  der  nattlrlichen  Ausstattung  der  Länder  für  die  wirth- 
schaftliche  Cultur,  so  ergiebt  eine  Vergleichung  dieser  Dichte  selbst 
von  Gebieten  natürlicher  Heterogenität  immerhin,  wie  verschieden 
wenigstens  für  den  Zeitpunct  der  Vergleichung  die  Volksdichte  als 
solches  Product  ausgefallen  ist.  Das  lässt  dann  wieder  mancherlei 
Schltlsse  nach  rückwärts  und  nach  vorwärts  zu;  so  für  die  Frage 
des  Einflusses  des  Menschen  selbst  auf  die  Schafifung  wirthschaft- 
licher  Lebensbedingungen  für  sich,  für  die  Fragen  der  Wanderungen, 
des  Abflusses  aus  Ländern  hoher  Volksdichte  in  andere  geringer 
u.  dgl.  m. 

In  solchen  Erwägungen  liegt  die  Berechtigung,  doch  auch 
grosse,  nach  natürlicher  Ausstattung  und  bisheriger  Culturentwicklung 
sowohl  heterogene  als  homogenere  Länder  auf  ihre  durchschnitt- 
lich e  Volksdichte  zu  prüfen  und  zu  vergleichen.  Dabei  mag  man 
passend  mit  ganz  grossen  Ländern  beginnen,  um  zunächst  einmal 
in  der  verschiedenen  Durchschnittszahl  den  Hauptcharacter  in  Bezug 
auf  Volksdichte  scharf  hervortreten  zu  lassen.  Indem  man  dann 
diese  Länder  in  kleinere  und  immer  kleinere  Theile  zerlegt,  werden 
sich  schrittweise  auch  die  Durchschnittszahlen  der  Dichte  daftir 
immer  mehr  der  Wirklichkeit  annähern,  bis  man  mit  Darstellungen 
und  Vergleichungen  der  Dichtigkeit  kleinster  Gebietstheile  in  der 
oben  (§.  203)  dargelegten  Berechnungs-  und  Behandlungsweise 
schliesst. 

B.  —  §.  230.    Statistik  der  Volksdichtigkeit. 

Nach  den  Gesichtspuncten  des  vorigen  §.  229  sind  die  folgenden  Tab.  XXm 
bis  XXVIII  entworfen  worden.  In  denselben  wird  die  Frage  der  Volksdichto  fort- 
schreitend von  den  Erdtheilen  beginnend  bis  zu  Gebietsgrössen  von  der  Art  unserer 
(preussisch- deutschen)  Begierongsbezirke  verfolgt.  Ein  noch  weiteres,  an  und  für  sich 
fUr  die  Erledigung  der  ganzen  Frage  erwünschtes,  ja  noihwendiges  Hinabgehen,  etwa 
bis  zu  Gebietsgrössen  von  der  Art  unserer  Kreise,  muss  der  monographischen  Be- 
handlung der  Frage  vorbehalten  bleiben.  Hier  fehlt  daftir  auch  der  Raum,  da  zahl- 
reiche Tabellen  und  Daten  far  die  Fortfahrung  der  Untersuchung  bis  in  dieses  Detail 
hinein  erforderlich  sind. 

Die  Materialien  für  die  Tabellen,  auch  die  Dichtigkeitsberechnungen  ftlr  1  Qa.- 
Kil.  zum  Theil  nach  Nr.  VIÜ  der  „Bevölkerung  der  Erde'*  von  H.  Wagner  and 
A.  Supan,  S.  XI  ff.,  doch  mit  Abweichungen  in  der  Zusammenfassung  der  L&nder- 
gruppon  und  sonst  in  Manchem,  femer  aus  dem  Gothaischen  Jahrbuch,  Jahr^ang^ 
1S92.  Die  übrigen  Daten  aus  den  neuesten  amtlichen  Statist.  Publicationen,  Jahr- 
büchern u.  s.  w.,  namentlich  den  reichsstatistischen.  Die  Zahlen  meist  aus  der  neuesten 
Zeit,  um  1890. 
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Da  die  absolate  Grösse  des  Landes  und  der  BevOlkerang  auch  fUr  die  WUr- 
digDog  der  Dicbtigkeitszabl  von  Bedentoog  ist  und  an  and  fUr  sich  Interesse  bietet, 
ist  sie  in  Tab.  XXIII  u,  XXIV  beigefügt  worden,  und  zwar  auch  nach  der  gen. 
Arbeit  „Bevölkerung  der  £rde'\  wo  die  Zahlen  für  die  Gebietsgrössen,  welche  nicht 
auf  genauen  Vermessungen  beruhen,  und  fUr  die  geschätzten  Volkszahlen  der  L&nder 
ohne  eigentliche  Volkszählung  ihre  sorgfältige  Begründung  finden.  S.  ebenda  auch  fUr 
die  Erdi heile  und  die  Gebietsgruppen,  was  dazu  und  nicht  dazu  gerechnet  wurde  (in 
Betreff  abgelegener  Inseln,  der  Landseeen  u.  s.  w.).    S.  Tab.  XXIII,  S.  572. 

Die  grossen  Grundnnterschiede  der  bisher  erreichten  Volks- 
dichte lässt  die  Tabelle  XXIII  frappant  hervortreten.  Bei  den  Erd- 
theilen  Asien  and  Afrika  beruhen  dabei  freilich  die  absolaten  Grand- 
zahlen grossentheils  naraaf  mehr  oderweniger  ansicherenSchätzangen 
(China!  Mittelafrika!).  Da  ein  bedentender  Theil  des  nördlichen 
Gebiets  von  Asien ,  America  und  selbst  Earopa  aas  klimatischen 
Gründen  wenig  oder  gar  nicht  besiedelbar  ist  nnd  in  den  tropischen 
Gebieten  ähnliche  Grtlnde  die  Besiedlang  überhaupt  oder  wenigstens 
für  die  europäischen  Völker  hindern,  ist  natürlich  bei  Vergleichungen 
der  Volksdichte  der  Erdtheile  nnd  der  grossen  Gebietsgruppen 
dieses  Umstands  zu  gedenken.  Die  Differenzen  der  Volksdichte 
sind  wesentlich  mit  ein  Ergebniss  dieser  Einflüsse.  Aber  anch  der 
Einfluss  der  bisherigen  gesammten  Besiedlungsgeschichte  und  Wirth- 
schafts-  und  Culturentwicklung  tritt  doch  in  den  Dichtezahlen 
deutlich  mit  hervor,  so  beim  Vergleich  von  Europa  mit  America, 
von  Central-  und  Nordwest-  mit  dem  übrigen  Europa.  Für  die 
Bevölkerungsfrage  ist  das  zu  beachten  wichtig,  im  Hinblick  auf  die 
Aussichten  von  Aus-  und  Einwanderung,  für  das  allmälige  Nach- 
rücken der  zurückgebliebenen  Länder  auf  die  Dichtigkeitsstufe 
vorangeschrittener,  so  in  den  Verhältnissen  Americas,  Australiens 
gegenüber  Europa,  Osteuropas  gegenüber  Mittel-  und  Westeuropa. 
In  historischer  Retrospective  betrachtet,  ist  der  Schwerpunct  der 
europäischen  Volksdichte  vom  Mittelmeergebiete  im  Alterthum  nach 
Nordwest-  und  Centraleuropa  gerückt,  wesentlich  erst  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit,  unter  dem  Einfluss  der  technischen  und  wirth- 
schaftlichen  Entwicklung  und  der  modernen  Richtung  des  Welt- 
verkehrs. Dass  so  grosse  Verschiebungen  in  Zukunft  sich  wieder- 
holen sollten,  in  der  Richtung  nach  Ost-  und  Nordeuropa  und  Nord- 
america,  ist  zwar  ans  mancherlei  Gründen,  klimatischen,  mit  der  geo- 
graphischen Lage  zusammenhängenden,  nicht  wahrscheinlich.  Aber 
eine  gewisse  Verschiebung  findet  doch  durch  die  Auswanderung 
über  See,  die  innere  Colonisation  Nordamericas  und  durch  die  starke 
natürliche  Volksvermehrung  des  slavischen  Ostens ,  die  schwächere 
des  übrigen  Europas,   zumal  Frankreichs,  schon  jetzt  statt  und 
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Tab.  XXIII.    Grösse,  Bevölkernng,  Volksdichte  der  Erd- 
tbeile  und  ihrer  geographisch-politischen  Hanpttheile. 


Erdthoilo 


Gebiets  ji^rösse 

1000 
Quadratkilom. 


Europa  .  . 
Asien  .  .  . 
Africa  .  .  . 
America  .  . 
Australien .  . 
Ocean.  Inseln 
Polargebiete  . 
Erde     .    .    . 


Europa: 

CentraP)  . 
Nordwest*) 
Nordost')  . 
Südwest*)  . 
Südost*)  . 
Ost«)     .    . 


Asien'): 

Sibirien 

Rass.Centr.- Asien  u.Turkestan 

Vorder 

Centr.  u.  Ost 

[davon  China 

[     ,,      Japan 

Vorderindien 

[davon  Brit.  Indien  .     .     . 

Hinterindien 

Ostind.  Inseln 

Africa'): 

Nord 

Sahara 

Nordtrop.  Zone 

Südtrop.      „       

Aussertrop.  Südafr 


«» 


America'): 

Nord     .... 
davon  Brit     . 
Ver.  Staat 
Mexico 

Central .... 

Westindien      .     . 

Süd 

davon  Brasilien 
Paraguay 
Uruguay 
Argentinien 
Chile    .     . 


t* 


9.730 

44.143 

29.207 

38.334 

7.696 

1.899 

4.4S3 

135.491 


1.328 
315 
815 

1.410 
520 

5.336 


12.488 
4.342 
7.522 

11.717 
4.005 
882 
3.942 
3.656 
2.126 
2.004 


3.564 
0.180 
10.303 
7.842 
1.317 


19.810 

8.412 

9212 

1.947 

547 

244 

17.732 

8.361 

258 

179 

2.789 

776 


Bevölkerung 

absolut, 

Millionen  Kopf 


Dichte 

auf 

1  Qu.-Kilom. 


357.4 

37 

826  0 

19 

164.0 

5 

121.7     1 

3 

.^.23 

0.4 

7.42    ' 

4 

O.OS 

— 

1479.73 

1 

11 

1 
105.85 

80 

87.89 

124 

8.96 

11 

90.16 

64 

18.48 

35 

96.04 

18 

4.31 

0.8 

7.11 

1.6 

38.37 

5.0 

412.36 

35.0 

350.0 

90.0 
105 

40.07 

285.68 

73 

278.58 

76  ] 

38.68 

18 

39.40 

20 

21.19 

7 

2.50 

0.4 

104.76 

10 

31.96 

4 

8.55 

3 

79.66 

4 

5.27 

0.6 

62.9S 

1      7  ' 

11.40 

6 

8.25 

6 

5.48 

22 

33.34 

2 

14.60 

1.7] 

0.38 

1.3 

0.71 

4 

8.20 

1.2 

8.17 

4 

Noten  1—7  8.  S.  673. 
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e  bei  einer  dauernden  Verringerting  der  wirthschaftlichen 
mittel  Central-,  West-  und  Südeuropas  noch  schärfer  werden, 
die  Anfrechthaltung  der  Suprematie  in  Technik,  Wirth- 
t  und  Cultur  in  den  letztgenannten  Theilen  Europas  kann 
verhüten.  Die  Nothwendigkeit  eines  Zusammenhaltens  von 
arenropa'^  gegen  den  slaviscben  Osten  wie  gegen  Nordamerica, 
^anz  Europas,  Americas  und  Australiens  gegen  die  ungeheuren 
keruogsmassen  der  asiatischen  continentalen  Cnlturvölker 
it  auch  aus  den  absoluten  und  relativen  Bevölkerungszahlen 
r. 

}.  231.  —  Die  einzelnen  europäischen  Reiche 
Staaten. 

'ie  Tab.  XXIV  (aaf  S.  574)  enthält  die  Daten  für  die  gej^enwartigen  enro- 
lon  Staatsgebiete.     Grade  für  diese  Daten  gilt  die  mehrfach   schon  ge- 

Bemerkang,  dass  nnr  Länder  Fon  ungefährer  Gleichheit  der  GrOsse,  Be^Ol- 
Ferhältniäse,  wirthschaftlichen  Stellung  n.  s.  w.  verglichen  werden  können,   so 

Bezog  auf  die  Voiksdichte.  Daher  z.  B.  die  earopäischen  Grossstaaten 
panien  nater  einander,  wobei  nur  Bussland  wegen  seiner  ungeheuren  Land- 
ind  geringen  Gesammtent Wicklung  sich  nicht  ohne  Weitres  mit  den  anderen 
hen  lässt  Dagegen  können  nicht  wohl  diese  Grossstaaten  unmittelbar  mit 
ttelstaaten  Ter^lichen  werden,  ?on  denen  z.  B.  Belgien  und  Holland  nur  ihre 
rs   hohe  Volkstlichte  ihrer  geographischen  Lage  und  ihrer  mit  dadurch  be- 

Function  für  den  Welt?erkehr  Deutschlands  und  Frankreichs  verdanken.   Yolks- 

was  grade  hier  geboten  ist  —  weltwirthschaftlich  betrachtet  kommt  in  der 
icr  Bevölkerung  und  der  Voiksdichte  dieser  beiden  Staatsgebiete  die  central- 
tstcnropäisch-contincntale  volkswirthschaftliche  Gesammtentwicklung  mit  zum 
ik,  wie  in  derjenigen  Sachsens  und  R.-B.  Düsseldorfs  die  deutsche,  in  der 
•.du  Nord  die  französische,  Lancasters  die  britische.  Die  bei  den  Statistikern 
Behandlung  solcher  Fragen  im  engen  Rahmen  der  politischen  Staatsgrenzen, 
>äig,  wie  in  dem  hier  besprochenen  Falle,  eines  Products  zufälliger  Geschichts- 
ig,  führt  auch  hier  irre  und  bedarf  nach  solchen  volkswirthschaftlichen  Ge- 
icten  der  Berichtigung. 

ie  Vergleichung  der  Darchschnittsdichtigkeit  in  der  Gegen- 
rom Deutschen  fieich  und  Frankreich  mit  91  und  71  giebt 
zu  denken.  Sie  zeigt,  wie  wirthschaftliche  Entwicklung  und 
;be  Ruhe  selbst  bei  grosser  Auswanderung  eine  natürliche 
ermehrung  bei  uns  in  diesem  Jahrhundert  ermöglicht  haben, 
welche  wir  in  Bezug  auf  Volksdichte  nunmehr  weit  über 

Deutsches  Reich,  Oesterrcich-Ungam  (mit  Bosnien  und  Herzegowina,  Lichten- 
chweiz,  Luxemburg,  Niederlande,  Belgien. 

Gr.-Britannien  und  Irland  (N,  2  u.  8  in  der  „Bevölk.  d.  Erde**  als  Nordwest- 
usammengefasst,  besser  doch  zu  trennen). 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen. 

Prankreich,   Spanien,   Portugal,   Italien  mit  den  kL  selbständ.  u.  fremdl&nd. 
(Malta,  Gibraltar). 

Türkei  mit  Bulgarien,  aber  ohne  Bosnien  und  Herzegowina,  ferner  Rumänien , 
Montenegro,  Griechenland. 
Rassland  mit  Polen  und  Finnland. 
S.  „Bev.  d.  Erde**  VIII,  S.  XII  die  Bestandtheile  der  Gehietsgruppen. 

igner,  Orrmdlegimg.  3.  Anflago.  1.  Tbeil.  Onmdlagen.  37 
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Tab.  XXIV.    Grösse,  Bevölkerung  und  Volksdichte  der 
einzelnen  europäischen  Reiche  und  Staaten.^) 


GebletsgrOsse 

BerOlkefang 

Dichte 

1000 

absolut. 

auf 

Qnadratkilom. 

1000  Kopf 

IQaadratkilom. 

Dentscbes  Reicht 

540.4 

49,424 

91 

Oosterreich-UDgam') 

625.5 

41,345 

66 

davon  West-Oesterr. 

300.2 

2.5,896 

79 

,,     Ungarn  etc. 

325.3 

17,450 

53 

Bosnien,  Herzegowina 

51.1 

1,386 

26 

Schweiz*) 

40.8 

2,933 

72 

Loxemborg 

2.59 

211 

82 

Niederlande 

33.0 

4.558 

138 

Belgien 

29.5 

6,147 

208 

D&nemark 

38.3 

2,172 

57 

Schweden 

450.6 

4,785 

11 

Korwegeu 

325.3 

1,989 

6 

Gr.-Britann.  a.  Irland 

314.6 

37.888 

124 

davon  Engl  n.  Wales 

150.7 

29.001 

192 

.,     Schottland 

78.9 

4,033 

51 

„     Irland 

84.3 

4,706 

56 

Frankreich 

5:^6.4 

38.343 

71 

Spanien') 

497.2 

17,247 

35 

Portugal  *) 

89.4 

4.307 

48 

Italien 

286.6 

30,158 

105 

Griechenland 

65.1 

2.217 

34 

Europ.  Türkei*) 

168.5 

5.600 

32 

Balgarien,  Ostmmelien 

96.7 

3,154 

83 

Montenegro 

9.1 

200 

22 

Serbien 

48.1 

2,157 

45 

Knmänien 

131.0 

c.    5,000 

38 

Earop.  Bassland 

4889. 

c.  85,4 

17 

Bass.-Polen 

111.9 

8,257 

65 

Finnland 

873.6 

2,838 

7 

Frankreich  hinaus  gekommen  sind,  während  um  1816  Deutschland 
nur  46,  Frankreich  bereits  53  Volksdichte  auf  1  qkm  besass. 
Italien  steht  nicht  mehr  so  sehr  viel  über  Deutschland.  Oross- 
britannien  und  Irland,  zumal  England  allein,  tiberragt  aber  freilich 
bei  Weitem  uns  und  Italien,  dank  seiner  heutigen  wirthschaftlichen 
Weltstellung.  West-Oesterreich  ttbertrifft  auch  bereits  Frankreich 
und  steht,  trotz  seiuer  dünn  bevölkerten  Alpeuländer,  im  Durch- 
schnitt zwischen  Deutschland  und  Frankreich  etwa  in  der  Mitte* 


*)  In  der  Reihenfolge  der  Tab.  XXIII. 

')  Ohne  Bodensee,  Schweiz  anch  ohne  Genfersee. 

^  Ohne  canar.  Inseb. 

*)  Ohne  Madeira  a.  Azoren. 

ß)  Mit  Kreta. 
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Die  Länder  der  pyrenäischen  und  der  Balkan halbinsel,  uralte  Cnltur- 
gebiete,  stehen  dagegen  heute  ungemein  zurück  hinter  den  grossen 
Gebieten  Mittel-  und  Westeuropas ,  ,,den  transalpinen''  im  antiken 
Sinne^  Gallien,  Germanien,  Britannien :  ein  Beleg  dafür,  wie  |,poli- 
tische''  Factoren  freilich  auch  hier  mit  einwirken  und  wie  es  eben 
im  heutigen  Zeitalter  der  Technik  und  des  Wirthschaftslebens 
andere  Factoren,  als  Klima  und  agrarische  Bodenfruchtbarkeit  sind, 
welche  die  Bevölkernngsgrösse  und  Dichte  maassgebend  mit  be- 
stimmen. Dass  indessen  auch  rein  oder  noch  überwiegend  agrarische 
Länder  eine  gute  mittlere  und  selbst  eine  bedeutendere  Votksdichte 
sogar  im  östlichen  Mitteleuropa  erreichen  können,  zeigen  Russisch- 
Polen,  Ungarn,  Galicien  (s.  Tab.  XXVII). 

Unter  den  Mittelstaaten  Europas  ist  der  Vergleich  von 
Belgiens  und  Hollands  Dichte  mit  derjenigen  der  Schweiz,  dann 
der  Dichte  dieser  drei  Länder  mit  deijenigen  der  scandinaviscben 
Staaten  und  Dänemarks,  auch  mit  derjenigen  Schottlands  und  Irlands 
beachtenswertb ,  zum  Beleg  wie  stark  doch  allerdings  von  Gunst 
und  Ungunst  des  Klimas,  des  Bodens,  der  geographischen  Lage 
die  gesammte  Entwicklung  auch  der  wirthschaftlichen  und  dadurch 
wieder  der  Bevölkerungsverhältnisse  selbst  heute  noch  bedingt  ist 

§.  232.  —  Volksdichte  in  kleineren  Gebiets- 
theilen  Deutschlands. 

In  der  folgenden  Tabelle  XXY  wird  znnScbst  für  grössere,  in  der  Nr.  XXVI 
für  kleinere  Gebietstheile  des  Deutschen  Reichs  die  Yolksdichte  ersichtUcli  ge- 
macht   S.  Tab.  XXV  anf  S.  576,  Tab.  XXVI  auf  S.  577. 

In  den  beiden  Tabellen  XXV  und  XXVI  ist  in  den  drei  Colonnen  Deutschland 
Ton  Nordosten  nach  Stidwesten  in  drei  ost-westliche  Streifen  zerlegt  und  das  geo- 
graphische mit  dem  politischen  und  administratiFen  Eintheilungspriocip  Fer- 
banden  worden.  Bei  jeder  Anknüpfung  an  die  politische  und  administratire  Ein- 
theilung  zerreisst  man  freilich,  zumal  in  einem  einheitlichen  Volkswirthscbaftsgebiet 
wie  hier,  mancherlei  geographisch  und  wirthschaftÜch  Zusammengehöriges,  was  aber 
ohne  ein  Eingehen  auf  speciellste  Einzelheiten,  und  auch  dabei  doch  nur  wieder  mit 
einer  gewissen  Willkühr,  nicht  zu  yermeiden  ist.  Die  Vertbeilong  der  BeFölkerung 
grosser  Städte,  Weltstädte,  wie  Hamburg  und  Berlin,  deren  Oesammtentwicklung  und 
BcFölkerungsgrösse  nicht  das  Product  einer  einzigen  Landschaft,  in  der  sie  liegen  — 
auch  nicht  Fon  der  Grösse  einer  Provinz  —  ist,  macht  dabei  natürlich  wieder  be- 
sondre Schwierigkeiten.  Immerhin  giebt  es  ein  richtigeres  Bild,  wenn  man  z.  B.  die 
BeFölkerung  Hamburgs  und  Lübecks  zur  schleswig-holsteinschen,  Bremens  zur  hanno- 
Terscben  (R.-B.  Stade).  Berlins  zu  Brandenburg  rechnet,  als  wenn  man  die  Volksdichte 
dieser  Prorinzen  und  Bezirke  ohne  diese,  Fon  Schleswig- Holstein  ja  ganz  zufällig 
politisch  getrennten  Städte  feststellt.  Man  muss  nur  immer  bei  der  Beurtheilung  der 
Zahl  daran  denken,  dass  man  in  ihr  den  Einfiuss  der  betreffenden  Städte  mit  zum 
Ausdruck  gebracht  sieht.  Gebiete  wie  die  der  kleinen  deutschen  Staaten,  Anhalt, 
Brauuschweig,  Oldenburg,  Lippe  u.  s.  w.,  gehören  natürlich  für  unsere  Betrachtung, 
wie  geographisch,  so  wirthschafrlich  und  populationiätisch  zu  der  betreffenden  Provinz, 
in  der  sie  liegen.  Da  in  Deutschland  die  Provinzen  und  Mittelstaaten  aber  auch 
nur  annähernd  geographische,  stammesartige,  wirthbchaftliche  Einheiten  innerhalb  des 
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Tab.  XXV.    Volksdichtigkeit  des  Deutschen  Reichs 
nach    geographisch-  administrativen    Gebietst  heil  cd 

von  Provinzialgrösse.^) 


:3  S 

5ö'i 

• 

l^orddeutschland 

Mitteldeutschland 

3  2  ' 

Sttddeutschland 

IQu 
robn 

53 

Ostpreussen 

Schlesien 

105 

Sadbaiem 

63 

Westpreassen 

56 

Posen  Pr. 

61  1 

Bair.  Franken 

82 

Pommern 

51 

Brandenbarg 

103  1 

Wttnemberg 

104] 

Mecklenburg 

45 

[dgl.  ohne  Berlin 

64 

dgl.  mit  Hoh.zoll. 

102 

[Schleswig-Holstein 

65]' 

[Pr.  Sachsen 

102]  |i 

Baden 

110 

dgl.  mit  Encl. 

97 

dgl.  mit  Encl. 

104   , 

Gr.  Hessen 

129 

[Hannover 

59], 

Kgr.  Sachsen 

233   1 

Südhessen  allein 

1G5 

dgl.  mit  Encl. 

66  1 

Thüringen 

104   1 

[Pfalz 

123 

[Westfalen 

120], 

[Hessen-Nassau 

106] 

Südhessen  u.  Pfalz 

141 

dgl.  mit  Encl. 

119 

dgl.  mit  Encl. 

99   1 

Elsass-Lothringen 

111 

Rheinland 

173  1 

Gesammtgebiots  bilden,  sind  freilich  auch  die  so  gebildeten  ,,pro?inzialen''  Ge- 
bietstheile  in  Tab.  XXY  und  vollends  die  „bezirk liehen''  in  Tab.  XXVI  immer 
nur  mit  Vorbehalt  für  unsere  und  verwandte  Fragen  der  Untersuchung  zu  Grunde  za 
legen.  In  den  anderen  Ländern  kehren  ähnliche  Bedenken  wieder.  Desgleichen  bleibt 
die  immerhin  starke  Verschiedenheit  der  Grösse  der  Gebietstheile  in  beiden 
Tabellen  ein  die  Vergleichung  und  Schlüsse  daraus  störender  Factor,  ein  Umstand« 
welcher  sich  bei  dieser  Behandlung  des  Gegenstands  nicht  beseitigen  lässt,  bei  der 
Schlussziehung  nur  wieder  beachtet  werden  muss  und  auch  einigermaassen  es 
werden  kann. 

In  den  grösseren  (provinzialen)  Theilen  der  Tab.  XXV 
gleichen  sich  natürlich  mehr  wie  in  den  kleineren  (bezirklichen) 
der  Tab.  XXVI  die  Darchschnitte  der  Volksdichte  aus,  so  in  Betreff 
der  Bevölkerungszahlen  grosser  Städte  in  sonst  dtlnner  bevölkerten 
Provinzen  (Schleswig-Holstein  mit  Hamburg,  Brandenburg  mit  Berlin, 
Oberbayem  mit  München)  und  zwischen  etwaigen  vorwiegend 
industriellen  und  montanistischen  stark  und  agrarischen  schwächer 
bevölkerten    Landestheilen    (Westfalen,   fiheinland,    E.   Sachsen). 

^)  Mit  möglichster  Zusammenfügung  dessen,  was  geographisch  und  volkswiith- 
schaftlich  einigermaassen  zusammengehört,  aber  mit  Anlehnung  an  die  historisch- 
politische und  administrative  Eintheilung:  daher  die  preuss.  Provinzen,  die  grösseren 
Mittelstaaten,  die  baier.  genannten  Provinzgruppen  m  den  durch  den  Namen  voo 
Staat  oder  Provinz  bezeichneten  Grenzen,  nur  bei  Rheinland  incL  das  oldenb.  Biiken- 
feld.  Sonst  aber:  bei  Mecklenburg  beide  zusammen;  Schleswig-Holstein  mit  Enclaven: 
Staat  Hamburg  und  Lübeck,  oldenb.  Fürst  Lübeck;  bei  Hannover  mit  Enclaveo: 
Herz.  Braunschweig,  Herz,  (nicht  das  ganze  Grosshz.)  Oldenburg,  Staat  Bremen;  bei 
Westfalen  mit  Enclaven:  Lippe  u.  Schaumb.-Lippe ;  bei  Provinz  Sachsen  mit  EncL: 
Anhalt;  bei  Thüringen:  die  4  Sachs.  Lande,  beide  Schwarzburg,  beide  Beuss;  bei 
Hessen -Nassau  mit  Enclaven:  Waldeck  und  hess.  Prov.  Oberhessen;  bei  Südhesses 
und  Pfalz:  hess.  Prov.  Starkenburg  und  Bheinhessen  nebst  baier.  Pfalz.  Die  ein- 
geklammerten Zahlen  sind  für  die  Zusammenstellung  in  Tabelle  XXVin  unten  nicht 
berücksichtigt,  sondern  statt  ihrer  die  betreffenden,  die  Enclaven  umfassenden. 
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ab.   XXVI.  Volksdichtigkeit  des  Deutschen  Reichs 
ih     geographisch-admiDistrativen    Gebietstheilen 

von  Bezirksgrösse.^) 


• 

• 

^ord  den  tschland 

So 

Ost-westl. 
Mitteldeutschland 

wohn 

Süddeutschland 

a   'O' 
5«' 

rambiDnen 

55  1 

Oppcln 

119 

Niederbaiem 

62 

lOnigpiber^ 

50  i 

Breslau 

119 

Oberbaiem 

66 

larieDwerder 

4S 

Liegnitz 

77 

[dgl.  ohne  München 

45] 

)aDzig 

74  ! 

Posen 

64 

Oberpfalz 

56 

Cöslin 

40  ' 

Bromberg 

65 

Schwaben 

68 

Stettin 

62 

Frankfurt  a.  0. 

59 

Oberfranken 

82 

Stralsund 

52 

Potsdam 

142  1 

Mittelfranken 

92 

Meckl.-Strelitz 

33; 

[Potsdam  ohne  Berlin 

6S] 

1    Unterfranken 

74 

Schwerin 

44  ' 

Magdeburg 

93 

Würt.  Donaukreis 

78 

Schleswig-Holstein 

05]  1 

Anhalt 

118  ; 

1       [  -    Schwarzw.kr. 

101] 

dgl.  mit  £ncL 

97  ' 

Merseburg 

105 

dgl.  mit  Hoh.zoU, 

92 

Lüneburg 

37  , 

Erfurt 

123 : 

Würt.  Neckarkreis 

200 

;Stade 

50] 

Bautzen 

150  1 

[dgl.  ohne  Stuttgart 

158] 

Stade  mit  Bremen 

73 

Dresden 

219  . 

-    Jagbtkreis 

78 

Hildesheim 

90  , 

Leipzig 

243  ' 

Bad.  B*  Gonstanz 

68 

Herz.  Braanschweig 

109 

Zwickau 

284 

-    Freiburg 

99 

Hannover 

92 

S.-Altenburg 

129 

-     Karlsruhe 

173 

Herz.  Oldenburg 

52 ; 

S.-Weimar 

91 

-    Mannheim 

128 

Osnabrück 

48  ' 

S.-Coburg-Gotha 

106  1 

Hess.  Pr.  Starkcnb. 

139 

Aurich 

70  ; 

S.-Meiniugen 

91 ; 

Bheinhcssen 

224 

[Minden 

105] 

Beide  Reuss 

160  , 

Pfalz 

123 

Minden  mit  2  Lippe 

106 

Beide  Schwarzburg 

89  ' 

Oberelsass 

134 

Münster 

74 

Thüringen 

104]' 

Dnterelsass 

130 

Arnsberg 

174  , 

Cassel 

8ij: 

Lothringen 

82 

Düsseldorf 

361  '     Cassel  mit  Waldeck 

73 

Köln 

208       Wiesbaden 

150 

Aachen 

136       Oberhessen 

81 

Goblenz 

,102 

1 
1 

Trier  mit  Birkenfeld 

1  99 

t 

i 

Aber  der  Einflnss  von  Lage  im  deutschen  Wirthschaftsgebiet  und 
zum  Ausland y  Klima,  Bodenart,  vorwaltender  wirthscbaftlicher  Be- 
schäftigung,    Agrarverfassnng ,    Industrie-   und  Städteentwicklung 
zeigt  sich  doch  in  den  Daten  der  Tab.  XXV  noch  mehrfach  recht 
deutlich:  rein  oder  doch  tiberwiegend  agrarische  Gegenden,  nicht 
allzu  günstiger  Bodenart  und  Klimas,  mit  einer  den  Grossgrnnd- 
besitz  begünstigenden  Verfassung,    nicht  besonders  vortheilhaiter 
geographischer  Lage  bringen  es  auch  bei  uns,   bisher  wenigstens, 
noch  auf  keine  hohe  Volksdichte  (45 — 63,  das  ganze  Küstengebiet 
an  der  Ost-  und  Nordsee,  im  Innern  Prov.  Posen,  Brandenburg,  im 

')  Die  prenss.  Begiemngsbezirke  und  die  Proyinzial-  und  Kreis-  nnd  Bezirks- 
•iQtheilaDg  der  Mittelstaaten  in  den  administrativen  Grenzen,  Schleswig-Holstein  mit 
den  EnclareD  wie  in  Tab.  XXY  (Hamburg,  Lübeck,  Fttrst  Lübeck). 
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Süden  Sttdbaiern,  namentlich  Hamburg,  Bremen,  Berlin,  München  ab- 
gerechnet). Allgemein  für  den  Durchschnitt  der  Provinz  höhere  Zahlen 
setzen  grosse  Städte  (Brandenbarg  mit  Berlin,  Schleswig-Holstein  mit 
Hamburg),  entwickelte  grössere  Industriebezirke  (Rheinland,  West- 
falen mit  Arnsberg,  E.  Sachsen,  Schlesien,  Thüringen,  Prov.  Sachsen, 
Theile  von  Süddentschland)  oder  besonders  günstige  Agrarver- 
hältnisse, nach  Boden,  Producten,  Agrarverfassung,  Absatz  n.  s.  w. 
(Prov.  Sachsen,  West-  und  Südwestdeutschland)  voraus.  Die  ganz 
hohen  Zahlen  (Sachsen,  Rheinland,  besonders  einige  Theile  davon) 
finden  sich  nur  unter  besonders  mächtigen  Einflüssen  hochindustrieller, 
grossstädtischer,  hochintensiy-agrarischer  Entwicklung. 

In  den  kleineren  (bezirklichen)  Gebietstheilen  der 
Tab.  XXVI  tritt  das  Alles  noch  dentlicher  hervor,  indem  sich  hier 
die  provinzialen  Dichteziffern  der  Tab.  XXV  in  ihre  Componenten 
auflösen. 

Die  administrative  und  die  politische  Eintheilung  ist  hier  mit  den  angedeoteten 
Modificationen  in  Betreff  der  kleinen  encla?irten  Gebietstheile  fttr  Prenssen  nnd  die 
Mittelstaaten  (bis  incl.  Hessen)  zn  Grande  gelegt.  Die  daneben  (in  der  2.  Golonne) 
gestellten  thüringischen  Kleinstaaten  bleiben  freilich,  wie  auch  Mecklenbnrg-Strelitz, 
hinter  der  DnrchschnittsgrOsse  der  BevOlkerong  eines  der  abrigen  bezirklichen  Gebiets- 
theile znm  Theil  nicht  unerheblich  znrQck,  worden  aber,  nm  ««Tharinicen'*  einmal 
anfzniOsen,  hier  apart  anfgefuhrt.  Aach  die  preussischen  Bezirke  weichen  aoter 
ebander  (Düsseldorf  1,973.000,  Stralsund  208.000!)  and  ?on  denen  der  Mittelstaaten 
znm  Theil  erheblich  an  Grösse  ab,  was  wieder  bei  Vergleichen  und  Schlössen  daraus 
za  beachten  bleibt. 

Wie  sehr  die  specifisch  hochintensi?e  Indastrieentwicklang,  namentlich  gewisser 
Fabrikzweige,  nnd  damit  zasammenhänc^end  die  städtische  Entwicklang  die  ganz  hohen 
Zahlen  der  Yolksdichte  bedingt,  ergiebt  besonders  der  Vergleich  der  5  Bezirke  der 
Bheinprofinz  (DOsseldorf.  Cöln,  Aachen,  Ooblenz,  Trier),  der  3  Westfalens  (Arnsberg, 
Minden,  Münster) ,  der  4  des  Kgr.  Sachsen  (Zwickau,  Leipzig,  Dresden,  Bautzen)  ie 
unter  einander.  Den  Einflass  auf  starke  Erhöhung  der  Durchschnittsziffer  des  Bezirb 
durch  grosse  St&dte  zeigt  B.-B.  Potsdam  mit  und  ohne  Berlin,  Oberbaiem  mit  und 
ohne  München:  zwei  Städte,  die  eben  wirthschaftliche  Mittel  und  Bevölkerung  aas 
£reisen  weit  aber  den  Bezirk  hinaus  herbeiziehen.  Rein  agrarische,  wenig  gttostige 
Bezirke  sinken  auf  50,  40  und  darunter  (Ostsee-,  z.  Th.  auch  Nordseegebiet,  Ober- 
baiem), während  die  sUdwestdentschen,  bes.  die  rheinischen  Gegenden  vorwaltend 
•agrarischen  Cbaracters  doch,  freilich  immer  auch  hier  mit  Hilfe  mehr  städtischer  und 
industrieller  BefOlkerung,  auf  erheblich  grössere  Ziffern  der  Dichte  kommen. 

So  wird  manches  Schlaglicht  aaf  die  Bedingungen  der  Yolksdichte  schon  durch 
die  verschiedenen  Daten  der  Tab.  XXVI  geworfen,  wenn  man  sie  mit  den  gegebenen 
und  als  bekannt  voraoszusetzenden  wirthschaftlichen  und  sonstigen  Verhältnissen  der 
einzelnen  Bezirke  in  Zasammenhang  bringt  Genauer  liesse  sich  das  aber  auch  hier  ent 
durch  Auflösung  der  Dichtigkeitszahlen  in  ihre  Componenten,  mittelst  Rockgehens  auf 
die  Ziffern  fOr  Kreise  und  noch  kleinere  Einheiten  verfolgen.  S.  über  die  badischen 
nnd  rheinländischen  Verhältnisse  die  gen.  Arbeiten  von  Nenmann  (Freiburg)  and 
Sprecher  von  Bernegg. 

Von  Interesse  für  die  ganze  Frage  der  Volksdichte  ist  auch  die  Vergleichaog 
mit  den  Verhältnissen  der  Nachbarländer  ausserhalb  des  Beichs.  Die  hohen  Ziffern 
des  B.-B.  Dasseldorfs  begeirnen  nur  in  einigen  niederländischen,  belgischen  nnd  nord* 
französischen  (Depart  du  Nord)  Beziiien  wieder,  mit  ähnlich  günstigen  Industrie-, 
Handels-,  Agrarverhältnissen,  grossen  Städten  u.  s.  w.  An  die  sächaischen  schliessen 
sich  verwandte  nordböhmische  Verhältnisse  an. 
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§.  233.  —  Volksdichte  in  kleineren  Gebietstheilen 
derer  Länder,  besonders  Europas. 

In  der  folgenden  Tab.  XXYII  sind  nun  für  einen  grossen  Theil  des  nbrigea 
opa  sowie  far  Tbeile  ?on  America  ond  Asien  ähnliche  Dichtezahlen  zosammen- 
teilt  worden. 

S.  Tab.  XXVII  auf  S.  580—583. 

In  dieser  Tab.  XXVII  entsprechen  die  grosseren  Gebietsgmppen  nnd  Fro- 
zen n.  dgl.  den  deutschen  Provinzialabtheilnngen  der  Tab.  XXV  einigermaasseft, 
mso  die  icleineren  den  deutschen  ßezirksabtheilungen  der  Tab.  XXYL  Aber 
i  der  Verschiedenheit  der  GesammtgrOsse  der  einzelnen  Länder  und  bei  der  Yer- 
liedenheit  der  administrativen  Eintheilung  eines  jeden  ergeben  sich  nur  Grössen, 
Iche  ann&hernd,  immer  nur  unter  den  mehrfach  fOr  solche  Vergleiche  hervor- 
bobenen  Vorbehalten,  unter  einander  und  mit  den  betreffenden  deutschen  rer- 
chen  werden  kOnnen.  Für  alle  Schlüsse  aus  solchen  Vergleichen  sind  daher 
ch  wieder  Vorbehalte  geboten.  Nimmt  man  diese  und  vergisst  sie  bei  den  Ver- 
iicbnngeD  und  Schlüssen  im  Einzelnen  nicht,  so  lassen  sich  doch  immerhin  werth- 
Ue  Folgerangen  aus  den  zahlreichen  Daten  über  die  Verhältnisse  der  Volksdichtig- 
it  in  Tab.  XXVII  ableiten. 

In  Oesterreich- Ungarn  tritt  der  entscheidende  Einfluss  der  Boden- 
escbaffenheit  und  des  Klimas,  ebenso  wie  in  der  Schweiz  in  der  niedrigen 
ichte  der  Alpenländer  deutlich  hervor,  zumal  derer,  in  welchen  nicht  grosse  State 
^ien)  und  Industriesitze  die  Dichte  erhohen. 

Ohne  Wien  zeigen  die  gesammten  Osterreichischen  und  schweizerischen  Alpen- 
nder,  in  der  in  der  Tab.  innegehaltenen  Eintheilung,  dieselbe  Dichte  (48)  imd  auch 
ieinere,  geographisch  ähnliche  Gebiete  ähnliche  Zahlen.  Mit  diesen  stimmen  die- 
sigen aus  den  französischen  Alpengegenden  überein.  Die  Ziffern  bleiben  aber 
leiät  doch  hoher  als  in  den  nordischen  Gegenden  Busslands,  Scandinaviens  und  selbst 
•cbottlands.  In  der  für  Oesterreich  hier  bloss  verfolgten  Provinzialgruppirnng  sind, 
on  den  reinen  Alpenprovinzen  abgesehen,  die  Dichtedifferenzen  zwischen  den  mehr 
ndustriellen  Provinzen  mit  Grossstädten  und  den  mehr  rein  agrarischen  Provinzen 
licht  so  gross  wie  in  Deutschland  und  vollends  in  Grossbritannien.  Es  zeigt  sich 
üso  dort  noch  eine  gleichmässigere  BevOlkerungsvertheilung.  Die  schweizer 
Verhältnisse  ergeben  grosse  Differenzen  der  Dichte  zwischen  den  einzelnen  Kantonen 
nach  Klima,  Boden,  wirthschaftlicher  Thätigkeit,  Städtewesen.  Aber  die  Kantone  sind 
m  verschieden  in  der  GrOsse,  die  Schweiz  zu  klein  im  Ganzen,  der  Einfluss  der 
Nachbarländer  herüber  und  hinüber  (Deutschland,  Frankreich)  zu  bedeutend  (Basel, 
Genf),  ais  dass  man  aus  den  Schweizer  Verhältnissen  der  Dichte  sonst  vielschliessen  dürfte. 
In  Italien  fällt  bei  der  hier  auch  nur  nach  der  Provinzialeintheilung  ver- 
folgten Volksdichtigkeit  die  relativ  hohe  Dichte  in  allen  diesen  Landestheilen,  ab- 
gesehen von  Sardinien,  auch  heute  noch  auf.  Der  Einfluss  der  Boden beschaffenheit 
(und  nach  der  Höhenlage  auch  des  Klimas)  tritt  in  Mittel-  gegenüber  Ober-  und 
Cnteritalien,  in  Dmbrien,  Latium,  Abrnzzen,  Basilicata  gegenüber  der  lombardischen 
Ebene,  Campanien  noch  immer  deutlich  hervor.  —  Sardinien  und  Corsika  fallen  un- 
gemein ab:  geographische  Lage,  Boden-  und  allgemeine  Caltur-  und  politische  Ein- 
ftüsse  machen  sich  entscheidend  geltend. 

In  den  Niederlanden  und  Belgien  sehen  wir  ungemein  hohe  Dichte  in  den 
mercantil,  bezw.  industriell  und  montanistisch  und  in  Bezog  auf  Städte,   unter  dem 
Einfluss  daTon  auch  im  Ackerbau  hoch  intensiv  entwickelten  Provinzen :  8  von  20  Pro- 
vinzen mit  über  200  Bewohnern  auf  dem  Quadratkilometer!   In  solchen  Verhältnissen 
tritt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  der  Einfluss  der  geographischen  Lage  am  Mün- 
dungsgebiet von  Bhein,  Maass  und  Scheide  und  damit  an  derjenigen  Stelle  hervor, 
worüber  ein  grosser  Theil  des  Weltverkehrs  des  westlichen  und  mittleren  Continents 
Batorgemlss  geht.   Wie  die  abgelegeneren  und  durch  die  Bodenbeschaffenheit  weniger 
begttDStigten  Gegenden  auch  in  diesen  Ländern  nur  eine  viel  niedrigere  Dichte  bisher 
eneichen  konnten,  zeigen  einige  andere  niederländische  und  belgische  Provinzen,  wo 
(Üe  Dichte  anf  die  Zahl  Pommerns  und  Mecklenburgs  sinkt. 

In  Frankreich  macht  sich  im  Vergleich  mit  fast  allen  übrigen  hier  berück- 
sicbtigten  europäischen  Ländern  auch  in  den  Zahlen  der  Volksdichtigkeit  der  Depar- 

(Forts.  des  Textes  S.  583.) 
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Tab.  XXVII.  Volksdicbtigkeit  in  eiDigen  aDdern  Ländern 
nach  geographisch-administrativen  GebietstbeilcD. 




• 



• 

1 

--  — 

35 

I 

de  1 

cyg„ 

0"§ 

71 

78; 

t 

Oesterr.-Ungarn 
Ganz  Ungarn 

6H 
53 

S  c  h  w  e  1  z  ^  grOss.  Kant. 
Kanton  Bern 

Sardinien 

30 

Ung.n.  Siebenbürgen 
Kroatien 

55 
52 

Zürich 
Aargau 

197 
138 

Corsika 

32 

[Bosnien,  Herzegow. 

26] 

St.  Gallen 

114 

Oder») 

Ganz  Westösterr. 

79 

Waadt 

78 

Ober-Italien 

12S 

Bukowina 

61 

Lozern 

90 

Mittel    - 

85 

Galizien 

84 

Graubünden 

13 

unter     - 

116 

Schlesien 

116  1 

Wallis 

19   -Niederlande*) 

138 

Mähren 

102 

Tessin 

45 

Groningen 

120 

Böhmen 

112 

Oder:  Alpen-Schweiz 

48 

Drenthe 

49 

Niederösterr. 

133 

üebrige  Schweiz 

143 

Friesland 

102 

[dgl.  ohne  Wien 

65J 

Italien 

105 

Oberyssel 

89 

Oberösterr. 

65 

Venetien 

120 

Gelderland 

101 

Steiermark 

57 

Lombardei 

160 

Utrecht 

162 

Krain 

49 

Piemont 

112 

Nord-HoUand 

305 

Triest,  Istr.,  Görz 

87 

Bomagna 

114 

Süd 

321 

[dgl.  ohne  Triest 

68] 

Parma,  Modena 

100  ' 

Limburg 

116 

Dalmatien 

41  ' 

Lignrien 

IM 

Nordbrabant 

99 

Kämthen 

35 

Marken 

98 

Seeland 

112 

Salzbarg 

24 

Umbrien 

61  1 

OderNord-Ost-Niederl. 

94 

Tirol 

30 

Toscana 

94 

Mittel- 

284 

Vorarlberg 

45 

Abruzzen  etc. 

81 

Süd-West- 

106 

Latiom  (Rom) 
Apulien 

Sl 

Belgien 
Limburg 

Oder^): 

93 

93 

Alpenländer 

60 

Basilicata 

55 

Luxemburg 

49 

dgl.     ohne  Wien 

48  1 

Campanien 

190  . 

Namur 

93 

Sndetenländer 

110 

[dgl.  ohne  Neapel 

150]' 

Lüttich 

260 

Earpathen  - 

60 

Calabrien 

86 

Antwerpen 

247 

Illyrische    - 

42 

i     Sicilien 

,128 

,    Brabant 

343 

^)  Oesterreich-Cngarn  s.   Herrn.  Wagner:    ,,die  Be?5lkerung  der  Erde"* 

Kr.  VIII,  S.  258.    Oesterr.  Alpenländer:  Ober-,  Niederösterreich,  Salzburg,  Tirol  and 

Vorarlberg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain;  Sudetenländer:  Böhmen.  Mähren,  Schleoien; 

^arpathenländer:  Galizien,  Bukowina,  Ungarn,  Siebenbürgen ;  iilyr.  Länder:  Küstenland, 

Dalmatien,  Kroatien  (mit  Fiume)  und  hier  auch  Bosnien  und  Herzegowina. 

')  Schweiz.  Scheidung  nach  ganzen  Kantonen  zwischen  Alpenschweiz  oDd 
übriger  Schweiz,  daher  nur  nach  dem  ?orwaltenden  Character  und  ungefährer 
Zugehörigkeit  zum  einen  oder  andren  Theil.  Als  Alpenschweiz  wurde  gerecbnet: 
Kantone  Luzem,  beide  Appenzell  (224  u.  73  Dichte),  St  Gallen.  Schwyz,  Uri  (Dichte  16), 
beide  Unterwaiden  (ob  d.  Walde  19  Dichte),  ganz  Bern,  Wallis,  Graubünden,  Tessin, 
daher  doch  neben  Hochalpengebieten  auch  niedrige  Gebiete  und  industrielle;  zur 
„übrigen  Schweiz''  alle  anderen  Kantone,  ?on  denen  natürlich  ganz  städtische  wie 
Baseh»tadt  und  Genf  sehr  hohe  Dichtigkeitsziflem  haben. 

*)  Italien.  Zu  Oberitalien:  Venetien,  Lombardei.  Piemont,  Bomagna,  Panua- 
Modena,  Ligurien;  zu  Mittelitalien:  Marken,  Umbrien.  Toscana,  Abruzzen  u.  Molise, 
Latium  (Rom);  zu  Unteritalien  die  übrigen  in  der  Tabelle  genannten  Luidscbaften 
des  Festlands. 

*)  Niederlande:  zu  Ost-Niederlanden  die  ersten  5,  zu  Mittel-  die  milderen  3, 
zu  Südost-  die  letzten  3  Provinzen  der  Tabelle. 
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Hennegau 

Obtflandern 

Westflandern 

Oder^): 
Oestlicbes  Belgien 
Mittleres 
Westliches 

Frankreich*): 
Depart.gmppen 
Nördliche 
Max.  Seine  (Paris) 

-    Nord 
Min.  Seine-Marne 
Nördliche  ohne  Paris 
Nordwestliche 
Max.  Seine  inf6r. 
Min.  Enre- Loire 
Nordöstliche 
Max.  Menrthe-Mos. 
Min.  Hante-Mame 
Oestliche 
Max.  Rhone 
Min    Haate- Saune 
Alpendepart. 
Max.  Isere 
Min.  Basses  Alpes 
Südöstl.   n.  Mit- 
telmeer 
Max.  Bhunemilnd. 
Min.  Var 
Ob.  Centraldep. 
Max.  Pny-de-Dome 
Min.  Loz6re 
Unt.  Centraldep. 
Max.  AUier 
Min.  Indre 
Westliche 
Max.  Finist6re 
Min.  Mayenne 
Mittlere  westl. 
Max.  Cbar.  inför. 
Min.  Vienne 


286;l    Südwestliche 
SW    Max.  Gironde 


239 

75 

288; 

274i 

71 

ISOll 
6227! 
294 
62 

128,1 
76 
89 
48 
53 
82 
40 
74l 

277' 
54 
46 
70 
18 

70 
119 

53; 

72 
27 

51 

58i 

44| 

84 
05 
66 
59 
6^ 
49!l 


Min.  Landes 


Corsika 
Gr.- Britannien  nd 

Irland») 
England 

Gebietbabth. ,   Graf- 
schaften n.  dg). 

Metropolit.(Lond.) 

Davon  Middlesex 
Surrey 

Sod-östliche 

Max.  Kent   - 

Min.  Berkshire 

Sod-midUnd. 

Max.  Bedfordsh. 

Min.  Hnntingdoush. 

Oestliche 

Max.  Essex 

Min    Norfolk 

Sudwestliche 

Max.  Somersetsh. 

Min.  Wilt  n.  Dorset 

West-mitländ. 

Max.  Staffordsh. 

Min.  Herefordsh. 

Nord-mitländ. 

Max.  NottiDghamsh. 

Min.  Rntlandsh. 

Nordwestliche 

Max.  Lancash. 

Min.  Chesh. 

Yorkshire 

Max.  We^triding 

Min.  Northrid. 

Nördliche 

Max.  Dorham 

Min.  Wesrmoreland 

Monmoothsh. 

Wales(m.Monmoiith 

86) 


OD, 

79' 
32 

32' 

1 

I29I 
209 


1805 

4430; 

882 

189' 

283 

128| 

105' 

135 

C2| 

121 

196 

83, 

91 

114 

204, 
358, 

54) 
12N 
209 

54 
61 9J 
8O3I 
270i 
242  i 
341' 

67 
I34I 
389 

33 
168j' 

80il 


Sud-Wales 
Max.  Glamorgan 
Min.  Brecknock 
Nord-Wales 
Max.  Plintsh. 
Min.  Montgomery 
Inse    Man 
Canalinseln 

Schottland 
Nördliches 
Max.  Orkneyinseln 
Min.  Sotheriand 
Nord-westl. 
Nord-östl. 
Max.  Aberdeen 
Min.  Nairn 
Ost-Midland 
Max.  Clackmannan 
Min.  Perth 
West-Midland 
Max.  Dumbarton 
Min.  Argyl 
Sudwestliches 
Max.  Lanark 
Min.  Ayr 
Sudöstliches 
Max.  Edinburgh 
Min.  Peebles 
Sudliche 
Max   Roxbourgh 
Min.  Kirkcndbr. 

Irland 
Leinster- 
Max.  Dublin 
Min.  Wicklow 
Munster 
Max.  Cork 
Min.  Cläre,  Kerry 
Ulster 
Max.  Antriin 
Min.  Donegal 


:3  S 

5« 


97 

329 
31 
57 

118 
29 
95 

471 

51 

13 

29 

4 

9 

44 

55 

18 

58 

220 

19 

29 

135 

9 

263 

454 

75 

127 

467 

16 

24 

31 

16 

56 
61 

467 
31 
48 
58 
37 
73 

139 
38 


^)  Belgien:  zn  östlichem  die  ersten  8,  zu  mittlerem  die  folgenden  4,  za  nörd- 
lichem die  letzten  2  Provinzen  der  Tabelle. 

*)  Frankreich.  Die  Eintheilung  in  geographische  GebietSRTuppen  und  die 
Yertheilong  immer  der  ganzen  Departements  darauf  nach  Herrn.  Wagner,  in  der 
Bevölkerung  der  Erde  Nr.  YIII,  S.  17,  woselbst  die  einzelnen  Departements  mit  ihrer 
speciellen  Yolksdichte  genannt  sind.  In  der  Tab.  XXVII  sind  nui  d  e  Departements 
mit  Maximal-   und  Minimaldichte  in  jeder  geographischen  Gruppe  angeführt  worden. 

")  Gr. -Britannien  nnd  Irland.  S.  ebenfalls  die  Daten  für  die  einzelnen 
Grafschaften  u.  s.  w. ,  von  denen  hier  nur  in  jeder  Gruppe  diejenigen  mit  Maximal- 
nnd  Minimaldichte  genannt  wurden,  bei  Herrn.  Wagner,  Bevölkerung  der  Erde, 
Nr.  VIII,  S.  19  u.  260. 
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Connanght 
Max.  Sligo 
Min.  Galvay 

Dänemark 
Insel&mter 

dgl  ohne  Kopenhagen 
Jtttland 

Schweden^) 
Läne: 
Gotland 
Max.  MalmOhus 
Min.Kroubg.  Ins.  Gotl. 
Svearike 
Max.  Stockholm  Geb. 
Min.  Eopparberg 
Norriand 
Max.  Westnorrland 
Min.  Norbotten 

Norwegen*) 
Stifter  and  Aemter : 
Christiania 
Max.  Jarlsb.,  Laurv. 
Min.  Baskerod 
Christianssand 
Max.  Stavanger 
Min.  Bratsberg 
Hamar 
Bergen 
Drontheim 
Tromsoe 
Max,  Nordland 
Min.  Finnland 


Finnland*) 
Max.  Nyland 
Min.  Dleaborg 


3m 


41 
53 
34 

57 
94 
70 
87 

11 

28 

77 
16 
16 
52 

7 

1.7 

8 

0.9 


22 
43 

7 

9 
13 

6 

4 

8 

6 

2 

3 

0.9 

6    < 

20    I 

1.4 


«-  -   9 

a  «> 


3  fe 

a  ® 


R  0  s  8 1  a  n  d  (ohnePol.)^) 
Gnippen  und  Gou- 

Ternements. 
Nord-(Gros8-)B. 
Max.  Wjatka 
Min.  Arcbangel 
Centrai-(Gro88-) 
Daron  nOrdl. 
Max.  Jarosl. 
Min.  PskoT 
Bqzw,  südl. 
Max.  Moskau 
dgl.  ohne  Stadt  Mosk. 
Sonst.  Max.  Knrsk 
Min.  Ealoga  n.  and. 
Ostseeprov. 
Max.  Petersburg 
dgl.  ohne  Stadt  Pet. 
Min.  Estland 
W  estr  Q  S8l.(oh.Pod.) 
Max.  Eowno 
Min.  Minsk 
El.rassl.  (m.Podol.) 
Max.  Podolien 
Min.  Tschemigov 
Stldrussland 
Max.  Bessarab. 
Min.  Don'sches  Geb. 
Kasan 
Max.  Kasan 
Min.  Perm 
Astrachan 
Max.  Saratov 
Min.  Astrachan 


Boss.  Polen*) 
Max.  Warschau 
dgl.  ohne  Stadt  W. 
Min.  Siedice 


17 


4.2 

19 

03 
37 
20 
36 
22 
45 
66 
43 
50 
40 
27 
31 
15 
20 
29 
38 
19 
51 
60 
42 
21 
35 
12 
17 
32 

8 

9 
27 

3.5 

65 
99 
68 
47 


Nordamer.  Union^ 
Gnippen  u.  Staaten 
Neu-Engl.  St 
Max.  Rhode-Island 

•     Massachusetts 
Min.  Maine 
Mittl.  atlant 
Max.  New-Jersey 

-     Newyork 
dgl.  ohne  Newyork 

und  Broklyn 
Max.  Pennsyl?anien 
dgl.  ohne  Philad. 
Min.  Delaware 
Nordöstl.  Centr. 
Max.  Ohio 
Min.  Wiscons.,We8t- 
▼irg^nien 
NordweBtl.  Centr. 
Max.  Missouri 
Min.  Nord-Dacota 
Sudatlant. 
Max.  Virginien 
Min.  Florida 
SüdöstL  Centr. 
Max.  Tennessee 
Min.  Alab.,  Mississ. 
SüdwestL  Centr. 
Max.  Louisiana 
Min.  Territorien 
Felsengebirge 
Max.  Colorado 
Min.  Wyoming 
Plateau 
Terr.  Utah 
Nevada 
Pacif.  St. 
Max.  Californ. 
Min.  Oregon 


27 

106 

104 

8 

46 
71 
47 

30 
45 
86 
82 
20 
84 

12 

7 
15 

1 

11 
15 

2 

12 
16 
11 

4 


9 

0.7 

0.7 

1.5 

OJ 

0.4 

0.9 

OJ 

2 

3 

1.8 


^)  Schweden.    S.  ebendas.  S.  24  das  Einzelne. 

«)  Norwegen.    S.  eb.  S.  25,  261. 

»)  Finnland.    S.  eb.  S.  263. 

^)  Russland.  S.  eb.  das  Einzelne  S.  50.  Goth.  Jahrb.  1892  S.  1022  (unricht 
Angabe  fUr  Dichte  ganz  Russlands,  ausser  Polen  und  Finnland,  mit  20,  statt  mit  17; 
auch  incl.  Polen  nur  18). 

'^)  Russisch-Polen  s.  Be?ölk.  d.  Erde  S.  51. 

^)  Nordam.  Union  s.  Supan  in  BefOlk.  d.  Erde  S.  205  ff.,  auch  mit  einigen 
anderen  Berechnungen,  so  fOr  die  Yolksdichte  nach  Oberflächengestaltnng  (Maxim, 
atlant.  Ebene  29,  Gebiet  der  YorhOhen  27,  Min.  0.3,  0.5  Felsengebirge,  Pririea, 
grosse  Ebenen),  mittlerer  Temperatur,  Höhenlage  der  Gegenden  u.  a.  m.  Die  3  Haupt- 
gruppen  der  Union  nach  der  Eintheilung  bei  Supan  S.  206.  Näheres  im  Censusberickt 
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• 

1  -mt      %* 

'i 

• 

iE  a 

§1 

^1 

1 

°1 

1^1 

ii 

-s 

0    O 

1 

^« 

Haoptgruppen 

Centralprov. 

39 

Centralnipon 

164 

der  Union 

Max.  grOss.  Distr. 

61 

l     Max. 

304 

Nordstaaten 

17 

'    Min.       -         -     31—2^;        -    noch  3mal  üb. 

200 

Sadstaaten 

8 

Berar 

,58 

Min. 

86 

Weststaaten 

1 

•    Max. 
1    Min. 

86 
39 

Westnipon 
;l     Max. 

171 
348 

1 

firitisch-lndien  m. 

Haiderabad 

46 

Min. 

104 

Scbotzstaaten^) 

. 

!    Max. 

81 

Shikokn 

157 

Gebiete ,   Di?isions, 

• 

,    Min.  gross.  Distr.  38—27 

Max. 

203 

Diätricte. 

1 

Maisur 

58 

Min. 

82 

Assam 

30 

Max. 

75 

Ein-shiu 

141 

Max.  Sarmathal 

129 

1    Min. 

35 

Max. 

258 

Min.  (Bergdistr.) 

4 

Madras 

89 

-    noch  2 mal  üb. 

200 

Bengalen 

139 

,    Max. 

225 

j     Min. 

54 

Max.  Presid.  Di7. 

263 

-    Ficifach      200—100 

Schätzungen    für 

mehrfach  tlber 

200 

Min.  gross.  Distr.  47—45              China») 

Min.  gross.  Distr.  31 

—16 

-    Bergst  Distr.    1     18 

Eigentl.  China 

88 

Nord  westpro?. 

160 

Bombay                       4H 

Nördl.  n.  nordirest- 

Max.  Benares,  Ebene 

242 

Max.  klein.  Distr.       !  193 

1             liehe  ProTinzen 

47 

-     mehrfach  über 

200 

-    gross.    -              117 

'     Max. 

120 

Min.  gross.  Distr.  7S 

—28 

-  Präs.!     18 

,     Min,                          9—18 

Panjab  mit 

1 

Baroda                     \     9b 

i     Centr.  u.  unt  ProF. 

146 

Kaschmir 

42 

Brit.  Barma          i     17 

Max. 

210 

Max. 

197 

Ceylon                        42 

Min. 

97 

-     mehrfach  über 

100 

Max. 

101 

SudOstl.  Küstprov. 

108 

Min.  gross.  Distr.  63 

—18 

Min.                          14—7 

Max. 

170 

Rajpntanageb.üb 

3a  Japan«) 

105 

Min.                        6( 

-83 

Max. 

126 

Gruppen  n.Theile: 

Südwest].  Binn.pro7. 

53 

Min.  gross.  Distr. 

9—2 

Jeso 

44 

,     Max.  (?) 

112 

Central-India 

48 

Nordnipon 

77 

1     Min.                        25—31 

Max.  grOss.  Distr. 

75 

Max. 

136 

1 

Min.       .         -     51 

— 4i; 

Min. 

49 

1 

i 

tementaigmppen  nnd  einzelnen  Departements  die  schwache  Yolksyermehrang  geltend. 
Von  wenigen  Departements  abgesehen,  wo  sich  der  Einfloss  grosser  St&dte,  hoch- 
indostrieller  oder  mercantiler  Entwicklang  nnd  heimischer  nnd  fremder  Zawanderangen 
besonders  deotlich  zeigt  (Seine  mit  Paris,  Kord  mit  Lille  und  grosser  Industrie,  Rhone 
mit  Lyon,  Rhdnemündnngen  mit  Marseille)  gehen  die  Dichtigkeitszifiem  nirgends  ?iel 
über  den  Durchschnitt  des  ganzen  Staats  und  erreichen  nicht  eine  Hohe  wie  in  Gross- 
britannien, Deutschland,  Italien.  Das  erklärt  sich  mit  daraus,  dass  die  heutigen  fran- 
zösischen Zahlen  bei  der  geringen  absoluten  Yolkszunahme  nicht  den  heutigen  der  anderen 
Länder,  sondern  etwa  denjenigen  entsprechen,  welche  diese  Länder  auch  in  ihren 
einzelnen  Theilen   schon   vor  einem  Menschenalter  und  länger  erreicht  hatten.    In 


*)  Britisch-Indien.  S.  vieles  Detail  darüber  in  Herm.  Wagner,  BevOlk. 
d.  Erde  Nr.  IV  (1876)  und  Nr.  VIII  S.  79  ff.,  260.  Die  Zahlen  der  TabeUe  noch 
die  des  Census  von  1881.  Das  Detail  bietet  auch  hier  besondres  Interesse,  indem 
die  Beziehungen  zwischen  Dichte  und  Lage,  Bodenart,  Bodencultur  näher  verfolgt 
werden  (s.  u.). 

*)  Japan  s.  eb.  S.  117;  vgl.  auch  Rathgen,  Japans  Volkswirthsch.  u.  Staats- 
haushalt, Leipzig  1891,  S.  135  ff. 

«)  China.  S.  Herrn.  Wagner,  Bevölk.  d.  Erde  Nr.  VIII,  S.  104  ff.,  mit 
Kritik  der  Schätzungen  der  Bevölkerung. 
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Frankreicli  erscheint  die  ganze  Bevfllkerang  übrigens  so  aoch  noch  gleichmässigeT 
—  wenigstens  nach  der  Vergleichung  nach  Departementalgrnppen  und  Departements  — 
vertheilt,  als  in  Deutschland  und  vollends  in  Grossbritannien.  In  einigen  Departements 
sinkt  indessen  die  Dichte  unter  dem  Einfluss  der  Bodenart,  des  Klimas,  der  Abgelegen- 
heit,  der  mangelnden  Industrie  aaf  so  niedrige  Zahlen,  wie  kaum  in  ähnlich  grossen 
Bezirken  Deutschlands.  Die  inneren  Wanderungen  in  die  Grossstädte  und  Indostriebczirke 
haben  dazu  mit  beigetragen,  aber  auch  der  durchweg  kleine  Geburtsaberschass» 
welcher  durch  seine  Höhe  in  Deutschland  den  gleichen  Einfluss  der  heimischen  und 
der  hier  noch  hinzutretenden  Auswanderungen  mehr  ausgleicht. 

In  Grossbritannien  und  Irland  zeigen  sich  in  Tabelle  XXVII  grössere 
Differenzen  der  Yolksdichte  als  in  irgend  einem  anderen  Lande.  Die  Maxima  steigen 
viel  höher  als  in  den  dichtbevölkertsten  Provinzen  und  Bezirken  des  Gontinents.  Die 
Minima  sinken  viel  tiefer,  selbst  auf  das  Niveau  russischer,  scandinavischer  und  nord- 
amoricanischer  Minima  (wenigstens  wenn  man  in  letzteren  Ländern  sich  auf  den  Ver- 
gleich mit  überhaupt  noch  oder  bereits  besiedelten  Gebieten  beschränkt).  In  diesen 
eigenthtlmlichen  Gestaltungen  der  Vertheilong  der  Volksdichte  auf  das  ganze  Staats- 
gebiet tritt  allerdings  der  Einfluss  von  Wirthschaftsfactoren,  der  hochiudnstriellen 
und  mercantilen  Entwicklung,  der  Agrarverfassung,  der  dadurch  bedingten  inneren 
Wanderungen  (in  der  neueren  Zeit  und  schon  länger)  besonders  deutlich  hervor.  In- 
dessen wirkt  doch  auch  Andres  mit  darauf  ein,  dass  die  Unterschiede  so  gross  sind: 
klimatische  und  Factoren  der  Bodenbeschaffenheit,  wie  in  Schottland,  besonders  dem 
nördlichen,  und  in  Wales,  die  in  jeder  Hinsicht  abnorme  Lage  der  Dinge  in  Irland, 
und  ausserdem  der  Umstand,  dass  die  in  der  Tabelle  benutzte  Eintheilung  des  Landes 
hier  mehrfach  Bezirke  und  Gruppen  (so  namentlich  in  Schottland  und  Wales)  von  be- 
sonders grosser  absoluter  Verschiedenheit  der  Grösse  der  betreffenden  Gebiete  und 
Bevölkerungen,  auch  namentlich  eine  Anzahl  sehr  kleiner  Bezirke  enthält  Bei  dieser 
treten  dann  Differenzen  auch  in  der  Dichte  schärfer  hervor.  Aber  auch  wenn  man 
das  Alles  berücksichtigt,  bleibt  der  mächtige  Einfluss  der  genannten  Wirth- 
schaftsfactoren doch  unverkennbar:  vor  Allem  die  ungeheure  Entwicklung  der 
Industrie  und  des  Handels,  die  Concentration  beider  in  einigen  Gegenden  und  Puncten, 
in  riesigen  Städten,  auch  selbst  von  London  abgesehen,  die  Verödung  des  platten 
Landes  durch  die  Fortwandorungen,  aber  doch  auch,  wie  besonders  in  Irland,  Schott- 
land mit  unter  dem  Einfluss  der  Agrarverfassung  und  der  neueren  mit  durch  die  Frei- 
handelspolitik bedingten  landwirthschaftlichen  Entwicklung,  von  der  Kömer-  zur  Vieh- 
und  Weide-,  ja  —  zur  Jagdwirthschaft.  Bei  einer  anderen  Volkswirthscbaftspolitik 
und  namentlich  bei  einer  anderen  Agrarverfassung  würde  die  Hypertrophie  der  In- 
dustrie- und  städtischen  Bezirke  geringer,  aber  auch  die  Atrophie  der  agrarischen 
Gegenden  schwerlich  so  gross  sein.  Grossbritannien  ist  auf  seine  heutige  ökonomische 
Politik  mit  durch  seine  geographische  Lage  hingedrängt,  aber  auch  nur  durch  diese 
letztere  ist  jene  Politik  möglich  geworden  und  —  bisher  wenigstens  —  ohne  sonstige, 
namentlich  für  die  Machtstellung  des  Staats  verhängnissvolle  Folgen  geblieben:  es 
nutzte  seine  gtlnstige  Lage  im  heutigen  Weltverkehr  und  seine  insularo,  relativ  poli- 
tisch gesicherte  Lage  aus,  Hess  aber  auch  seine  Wehrkraft  und  diejenigen  Volksdaisseii 
verkümmern,  aus  denen  sich  dieselbe  vomemlich  recrutirt:  die  ländliche  Bcvöliening. 
Irland  hat  jetzt  bloss  56,  im  Jahre  1841  hatte  es  97  Volksdichte  I 

In  Dänemark  und  ganz  Scandinavien  zeigt  sich  der  beherrschende  Einfluss 
der  nördlichen  Lage  und  Bodenbeschaffenheit  auch  heute  noch  deutlich.  Nur  in  den 
Bezirken  der  Hauptstädte,  von  denen  Kopenhagen  für  das  kleine  dänische  Volks-  und 
Staatsgebiet  unverhältnissmässig  angeschwollen  ist  (7?  der  Staats-,  ^/i  ^^^  Insel- 
bevölkerung) und  in  den  südlicheren  Tbeilen  werden  die  niedrigeren^  ^chtigkeits«- 
zahlen  Mitteleuropas  erreicht,  in  allen  anderen  weit  unterschritten.  Der  Einfloss  des 
Golfstroms  macht  ja,  namentlich  in  Norwegen,  noch  nördliche  Gegenden  bewohnbar 
und  wirthschaftiich  brauchbar,  welche  in  America  dauernd  culturunfähig  sind,  aber 
der  Gebirgscharacter  und  die  Höhenlage  kommen  als  weitere  und  definitive  Hinderong^ 
hinzu.  Der  grosse  Geburtsüberschuss  bleibt  daher  nicht  im  Lande,  sondern  wendet 
sich  nach  Nordamerica,  soweit  die  grösseren  Städte,  Industrie  und  Seeberuf  ihn  nicht 
aufnehmen  können. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Daten  für  Russland  in  Tab.  XXVII  ist  daran  zu  er- 
innern, dass  die  russischen  Bevölkerungsaufnahmen  in  den  meisten  Gouvernements  den 
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Anfordenmgen  moderner  rationeller  Volkszählungen  nicht  entsprechen.  Daher  sind 
die  Daten  nicht  immer  ganz  sicher  und  wohl  aoch  unter  einander  nicht  gleichwerthig. 
Indessen  werden  die  Zahlen  doch  zur  Berechnung  der  Volksdichte  leidlich  branchbar 
sein.  Die  Grösse  der  Gouvernements  und  dec  Gruppen  ?on  solchen  stört  aber  freilich 
wieder  die  Vericleichung  mit  den  Zahlen  des  tlbrigen,  in  allen  seinen  Dimensionen 
Bnssland  gegenüber  so  viel  kleineren  Europa.  In  diesen  riesigen  Gouvernements  giebt 
es  auch  nach  der  Verbreitung  und  Grösse  der  Städte,  nach  Bodenbeschafienheit  u.  s.  w. 
wieder  mancherlei  Verschiedenheiten  der  Volksdichte,  welche  in  den  Durchschnitts- 
.  zahlen  verschwinden.  Wo  indessen  nicht  die  gute  und  namentlich  die  schlechte  Boden- 
beschaffenheit, Verbreitung  von  Wald  u.  dgl.  sehr  stark  einwirkt  und  nicht  innerhalb 
eines  Gouvernements  in  dieser  Beschaffenheit  grosse  Verschiedenheiten  bestehen,  sind 
die  Dichtedifferenzen  innerhalb  eines  Gouvernements  bei  der  viel  geringeren  Ent- 
wicklung des  Städtewesens  und  der  Industrie,  der  weithin  gleichmässigen  Be- 
schaffenheit von  Boden  und  Klima,  der  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der  Agrarver- 
fassung  meist  nicht  so  bedeutend  und  eher  kleiner  als  grösser  wie  in  den  analogen 
Provinziaigebieten  Westeuropas.  Die  relativ  grosse  Gleichheit  der  Dichte  benachbarter 
geographisch  einigermaassen  zusammengehöriger  Gouvernements  (so  besonders  im  süd- 
lichen Central-  und  in  Eleinrussland)  ergiebt  das  auch.  Man  sieht,  dass,  abgesehen 
vom  eitcentlichen  Polen,  von  grossen  Gebietsgruppen  nur  in  2,  im  südlichen  Theile 
von  Central-  und  in  Kleinrussland,  die  niedrigeren  mitteleuropäischen  Provinzialdichten 
(45 — 51)  erreicht,  nur  von  wenigen  einzelnen  Gouvernements  etwas  überschritten  werden 
(vgl.  auch  unten  Tab.  XXV  £11).  Dies  trotz  der  notorisch  grossen  natürlichen  Volks- 
vermehrung  in  unserem  Jahrhundert.  Wie  tief  die  Dichte  ohne  Einrechnung  der 
Gro<<sstädte  Moskau  und  Petersburg  (mit  753  und  861  Tausend  Einwohner  um  1SS5) 
in  den  betreffenden  Gouvernements  gleich  wieder  sinkt,  zeigen  die  Zahlen  der  Tabelle. 
Das  Petersburger  „Gouvernement"'  ohne  die  Hauptstadt,  das  alte  Ingermanland,  in  der 
Ecke  des  Finnischen  Meerbusens,  bis  zum  60.  Breitengrad  reichend,  auch  heute  noch 
fast  eine  Einöde,  und  Gouvernement  Moskau  ohne  die  Hauptstadt  mit  einer  nicht 
höheren  Dichte  als  das  ganze  südliche  Central russland.  Die  übrigen  Gouvernements 
aber  haben  Dichten  höchstens  wie  die  Alpenländer,  meist  viel  niedriger  (s.  auch  dafür 
Tabelle  XXVIIt).  Die  inneren  Wanderungen,  in  die  Hauptstädte,  nach  Mittel-  und 
Südrussland,  nach  Asien  tragen  dazu  wohl  bei.  Sie  zeigen  aber  wohl  auch,  dass 
bei  den  gegebenen  geographischen,  klimatischen,  Bodenbeschaffenheitsbedingungen  im 
grössten  Theile  selbst  des  europäischen  Russlands  hier  wohl  dauernde  starke 
Hemmnisse  einer  grösseren  Volksdichte  liegen  möchten,  mindestens,  solange  die 
Bevölkerung  vorwiegend  auf  Ackerbau  und  gewisse  primitivere  Hausindustrie  an- 
gewiesen ist  und  der  Ackerbau  sich  nicht  selbst  hebt,  vielleicht  unter  dem  Einfluss 
grossrussischer  Agrarverfassung  sich  nicht  oder  nicht  genügend  heben  kann.  Ob  und 
wie  weit  die  neuere  Ausdehnung  des  Getreideabsatzes  ins  Ausland  zur  Erweiterung 
und  Verbesserung  der  landwirthschaftlichen  Cultur  und  dadurch  indirect  zur  Ermög- 
lichung einer  grösseren  ländlichen  und  durch  die  Steigerung  der  Kaufkraft  der  letz- 
teren auch  zu  einer  grösseren  städtischen  Bevölkerung  geführt  hat  und  weiter  führen 
kann,  wage  ich  nicht  zu  beantworten. 

Russisch-Polen  zeigt  immerhin  eine  grössere  Volksdichte  als  die  günstigsten 
Theile  des  eigentlichen  Russland.  Es  steht  im  Durchschnitt  der  Provinz  Posen  hierin 
gleich,  selbst  etwas  höher,  einzelne  Gouvernements  sinken  auf  die  Ziffer  vom  R.-B. 
Bromberg.    Gegen  Galizien  steht  es  nicht  unerheblich  zurück. 

§.  234.  —    Volksdichte  in  Nordamerica. 

Gegenüber  allen  diesen  Tbatsachen  in  Bezug  anf  die  Volks- 
dichte Earopas  ist  es  doch  von  Interesse,  einen  Blick  auf  das 
grosse  überseeische  Haupteinwanderungsland,  die  nordamerica- 
nische  Union  zu  werfen.  Steht  dieselbe  bei  der  ungeheuren 
Grösse  ihres  Gebiets  und  der  in  grossen  Tbeilen  desselben  noch 
fast  fehlenden  oder  eben  erst  beginnenden  Besiedlang  auch  im 
Durchschnitt  des  ganzen  Landes  weit  hinter  Europa,  selbst  hinter 
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Rnssland  zurück,  so  haben  die  alten  nördlichen  und  mitteren  Staaten 
der  Ostkflste  doch  bereits  einzeln  die  Dichtigkeit  Mitteleuropas 
erreicht,  selbst  überschritten,  während  freilich  auch  hier  andere 
nnr  die  Dichte  der  europäischen  Alpenländer  und  schwächst  be- 
völkerter Flachländer  zeigen.  Der  „Zug  nach  Westen"  in  der 
europäischen  Einwanderung  und  zum  Theil  bei  der  Beyölkenuig 
der  Ostküstenstaaten  selbst  erklärt  sich  aus  diesen  Verhältnissen 
mit.  Die  grossen  mittleren  Gebiete  sind  durch  ihn  erschlossen  und 
Millionen  haben  hier  bereits  eine  bleibende  Stätte  gefunden.  Die 
Durchschnittszahlen  der  Volksdichte  in  den  freilich  meist  sehr 
grossen  inneren  Staaten,  bis  zu  einem  Umfang  von  Vs  ^^^  mehr  des 
Deutschen  Reichs  oder  Frankreichs,  sind  aber  bisher  noch  durchweg 
sehr  niedrig  geblieben,  zumal  an  mittel-  und  westeuropäischem 
Maassstabe  gemessen.  Sie  stehen  noch  auf  und  unter  den  Ziffern 
der  schwächer  bevölkerten  Theile  Russlands.  Nur  in  einzelnen 
Gegenden  dieser  Binnenstaaten,  und  besonders  wo  grosse  Städte 
sich  gebildet  haben,  geben  die  Zahlen  höher.  In  den  noch  weiter 
nach  Westen,  Süden,  Norden  gelegenen  Staaten  und  Territorien 
finden  sich  nur  ganz  geringe  Dicbtigkeitsziffem.  Am  stillen  Ocean 
hat  es  auch  Califomien,  freilich  für  ein  riesiges  Gebiet  (410,000  qkm) 
erst  auf  eine  Dichte  von  3  (1.21  Mill.  Einw.)  gebracht.  Sicher  finden 
in  der  Mitte  und  im  Westen  der  Vereinigten  Staaten  noch  Millionen 
und  aber  Millionen  Platz.  Indessen  Klima,  Bodenbeschaffenheit 
hemmen  hier  doch  vielfach  wohl  definitiv  eine  starke  Dichte. 

Die  interessanten  Berechnungen  nach  den  Censüsmaterialien  über  die  Verthei- 
long  der  Bevölkerung  nach  der  Seehöhe,  nach  der  mittleren  Jahrestemperatur  und 
anderen  ähnlichen  Momenten  (s.  Sapan,  in  der  Bevölk.  d.  Erde  Nr.  VIII  S.  210) 
zeigen,  dass  hier  gewisse  natürliche  Begünstigungen  und  Hemmungen  Forliegen,  welche 
die  Tendenz  haben,  einen  dauernden  and  entscheidenden  Einflnss  auf  die  Volksdichte 
auszuüben.  Alles  Umstände,  welche  für  die  europäische  Auswanderungsfrage  und  ftlr 
die  Folkswinhschaftliche  Seite  der  BevOlkerungsfrage  zu  beachten  sind. 

§.  235.  —    Volksdichte  asiatischer  Länder. 

In  der  Tab.  XXVII  sind  endlich  aach  noch  einige  Daten  fUr 
die  grossen  asiatischen  Reiche  enthalten.  Besonders  die  britisch- 
indischen Verhältnisse,  welche  jetzt  nach  eigentlichen  Volks- 
zählungen genauer  verfolgt  werden  können,  bieten  grosses  Interesse 
für  die  Vergleichung  mit  den  europäischen  Verbältnissen.  Be- 
merkenswerth  ist  namentlich,  dass  die  Durchschnittsdichte  nicht 
nnr,  wie  in  Europa  in  kleinen  Gebieten,  Bezirken,  Provinzen, 
sondern  in  grossen,  ja  nach  europäischem  Maassstab  gemessen, 
in  riesigen  Gebieten  eine  ausserordentliche  Höhe  erreicht 
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Z.  B.  schon  1881  in  Bengalen  139,  auf  einem  Gebiet  von  508,000  Qn.kil.,  nicht 
fiel  weniger  als  Dentsches  Reich  oder  Frankreich,  mit  64.6  Mill.  £inw.,  in  Nieder- 
bengalen allein  171,  auf  einem  Gebiete  fast  so  gross  wie  Irland.  Aehnliches  zeigt 
sich  in  China,  sogar  noch  stärker:  in  den  Central-  und  unteren  Provinzen  eine  Dichte 
fon  146  sogar  auf  einem  Gebiet  grosser  als  Deutsches  Reich  und  Frankreich  zusammen 
(1,144,000  Qo.kil.  mit  164.7  Hill.  Einw.),  —  freilich,  wenn  die  Schätzungen  einiger- 
maassen  richtig  sind.  Aber  durch  die  Zählungen  Indiens  bekommen  sie  doch 
indirect  eine  gewisse  Bestätigung. 

Innerhalb  der  grossen  Gebiete  dann  allerdings  auch  hier  wieder 
starke  Verschiedenheiten  der  Dichte  auch  in  diesen  asiatischen 
Gebieten,  nach  Höhenlage,  Klima,  Bodenbeschaffenheit,  allgemeinen, 
auch  rechtlichen,  politischen,  Cnltnrbedingungen.  Welche  ungeheure 
Menschenmassen  in  solchen  Ländern,  bei  günstigerem  Klima,  so 
leben  können,  freilich  in  primitiver  Einfachheit  der  Lebenshaltung, 
„proletarisch  kümmerlich'^  nach  europäischem  Maassstabe,  zeigen 
diese  Verhältnisse.  — 

Japan  endlich  nähert  sich  in  seinen  BefOlkerungsrerhültnissen  bei  ?orherr* 
sehender  agrarischer  und  eigener  altindu&trieller  Thätigkeit  schon  jetzt  den  Verhält- 
nissen der  enrwickelsten  Länder  Westeuropas,  welche  diese  erst  in  der  Epoche  der 
maschinellen  Industrie- und  Verkehrsentwicklung  erreicht  haben:  eine  sehr  bemerkens- 
werthe  Thatsache,  freilich  anch  hier  eine  Bevölkerung,  welche  nach  enropäiächem 
BedOrfnissstab  eine  mehr  als  kümmerliche  Lebenshaltung  hat. 

Die  asiatischen  Verhältnisse  sind  für  das  ganze  Bevölkernngs- 
problem  auch  deswegen  besonders  wichtig,  weil  sie  zeigen,  dass 
selbst  bei  einem  niedrigen  Volkseinkommen  und  bei  grossen  Reich- 
thflmern  Einzelner  eine  sehr  starke  Bevölkernng  und  deren  weitere 
starke  Vermehrung  möglich  ist,  wenn  eben  die  Masse  in  kümmer- 
licher Weise  ihr  Leben  fristet. 

Die  britisch-indische  Bevölkerung  stieg  von  1881—91  von  258.2  auf  285.7  Mill., 
um  10.7  ^/^,  fast  so  stark,  wie  die  deutsche.  Wie  HungersnOthe  als  „repressives 
Hemmmittel**  wirken,  zeigen  dann  solche  asiatische  Bevölkerungen  allerdings  auch  noch 
deutlich.  In  Mysore  in  Indien  ist  wesentlich  durch  die  Noth  von  1877  die  Bevöl- 
kerung von  5.055.000  auf  4,186,000  gesunken  (s.  Herm.  Wagner  in  Bev.  d.  Erde 
Nr.  Vm  S.  86). 

§.  236.  —  Vergleichende  Uebersicht  der  Volks- 
dichtigkeitsverhältnisse  verschiedener  Länder. 

In  der  folgenden  Tab.  XXVIII  werden  die  Daten  der  Volks- 
dichtigkeit nach  Gebieten  von  Bezirks-  und  von  Provinzialgrösse 
für  einige  wichtige  Länder  auf  Grund  des  Materials  der  früheren 
Tabellen  noch  einmal  übersichtlich  zusammengefasst.  Freilich  sind 
bei  VergleichuDgen  und  Schlüssen  daraus  die  mehrfach  hervor- 
gehobenen Vorbehalte  hier  wieder  besonders  notbwendig,  da  eben 
die  der  Classification  zu  Grunde  Hegenden  geographisch-administra- 
tiven Gebietstheile  in  den  einzelnen  Ländern  mannigfach  nach 
Grösse  und  Gharacter  verschieden  sind. 
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Die  am  Ende  der  Colonnen  in  der  Tab.  XXYIII  angegebenen  Zahlen  der  Ge- 
sammthcit  der  betreffenden  Bezirke  und  Pronnzen,  der  absolaten  Dnrchschnitts- 
gröäse  des  Gebiets  nnd  der  Bevöikerong  and  der  absolnten  Maxima  ond  Minima  beider 
für  die  betreffenden  Gebictstbeile  jedes  Landes  sind  daher  bei  der  Schlossziehong  mit 
zn  berückäichtigen.  Wo  z.  B.,  wie  in  (irossbritannien  in  der  Bezirksabtbeilang,  die 
Zahl  der  Bezirke  grösser  ist,  zeigt  die  Tabelle  genauere  Abstofangen,  als  in  den 
Ländern  mit  kleinerer  Bezirkszahl.  Doch  stört  hier,  grade  z.  B.  in  Grossbritaonien 
wieder,  die  sehr  grosse  Differenz  zwischen  Maximum  nnd  Minimum. 

Indessen,  cum  grano  salis  betrachtet,  giebt  die  Tab.  XXYIII  doch  auch  tot- 
zttglicho  Einblicke  in  die  Abstufungen  der  Volksdichte  innerhalb  der  einzelnen  Länder 
und  in  die  characteristischen  Verschiedenheiten  der  letzteren  in  Betreff  dieses  Ver- 
hältnisses. 

S.  Tab.  XXVin  auf  S.  589. 

Es  bestätigt  sieb  gleieb  beim  Ueberblick  der  Tabelle  die 
Richtigkeit  der  im  VoransgebendeD  gemaehten  Bemerknogen  ttber 
das  EigeDtbümlicbe  der  Volksdichte  der  verscbiedenen  Länder. 

Die  erste  Abtbeilung  der  Tabelle,  wo  kleinere  und  daher  zahl- 
reichere Gebictstbeile  unterschieden  werden,  ist  besonders  lehrreich. 
Wie  sehr  Deutschland  hier  in  der  Dichte  Frankreich  überschritten 
hat,  wie  bei  uns  in  den  Grenzen  zwischen  60—125  Einw.  p.  qkm 
bereits  die  meisten  Bezirke  liegen,  volle  zwei  Drittel  (49), 
10  schon  oberhalb  dieser  Grenze,  nur  13  unterhalb,  in  Frankreich 
dagegen  nicht  die  Hälfte  (40)  innerhalb,  nur  3  oberhalb,  volle  44 
unterhalb,  das  ist  doch  in  hohem  Maasse  beachtenswerth  und  giebt 
genug  zu  denken.  So  manche  neuerliche  Wahrnehmungen  über 
wirthschaftliche  Schwierigkeiten  in  Deutschland  finden  mit  in  diesen 
Verhältnissen  ihre  Erklärung.  In  Grossbritannien  und  Irland  treten 
die  starken  Verschiedenheiten,  fast  Extreme  der  Volksdichte,  an 
sich  und  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  frappant  hervor: 
10®/o  der  Bezirke  riesig  bevölkert,  über  300  Einwohner  p.  qkm, 
aber  ebensoviel  nur  mit  50—60,  fast  doppelt  soviel,  beinahe  20% 
nur  mit  30 — 40  und  eine  ganze  Anzahl  noch  viel  geringer.  Die 
hypertrophische  Bevölkerungsentwicklung  der  Niederlande  und 
Belgiens  zeigt  sich  ebenfalls  sofort  deutlich. 

In  der  zweiten  Abtheilung  der  Tabelle,  welche  die  Dichten 
der  Provinzialgebiete  übersichtlich  macht,  treten  besonders  die 
grossen  Gegensätze  Mittel-  und  Westeuropas  einer-,  Rnsslands  und 
der  nordamericanischen  Union  andrerseits  scharf  hervor.  Femer 
wiederum  der  Vorsprung,  welchen  Grossbritannien ,  Deutschland, 
auch  Italien  vor  Frankreich  erreicht  und  auch  noch  vor  Oesterreicb 
behalten  haben. 

Neben  der  industriell  -  montanistisch  -  mercantilen  Entwicklung 
mit  ihrem  Einfluss  auf  die  inneren  Wanderungen  hat  hier  in  West- 
und  Mitteleuropa  die  raschere  nnd  langsamere  natürliche  Volks- 
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Tab.  XXVIII.    Classification  der  Volksdichtigkeits- 

verbältnisse^). 


Bezirks- Q. 
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1 

4 
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Zahl 

72 

20 

87 
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21 

15 

17 

6 

12 

23 

50 

48 

Dorchschn.  Grösse 

je  10  Qo.-kil.m. 

751 

312 

616 

262; 

2573 

2001 

1743 

1041 

4466 

1365 

9778 

16152 

Darchschn.  Be?5lk. 

1 

1000 

686 

536 

439 

315  2306 

1593 

1774 

1785 

3185 

1641 

1708 

1305 

Max.  Grosse 

je  10  QQ.IdLm. 

2111 

513 

1072 

1102 

4696 

7853 

2985 

1670 

6011 

2455 

85893 
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Max.  BeTölk.  1000 

2984 

1129 

2961 

3252! 

4710 

5959 

3907 

3660 

7966 

4983 

3026    5998 

Min.  Grösse 

■ 

je  10  Qa.kil.Tn. 

1  114 
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48 

13 

1032 
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2729      324 

Min.  Be?ölk.  1000 

.  171 

132 

80 

6 

677 

116 

539 

782 

2327 

118 

329 

46 

yermehrang  in  diesem  Jahrhundert  den  einzelnen  Ländern  die  ver- 
schiedene Stellung  in  der  Volksdicbte  ihrer  Gebietstheile  wesentlich 
mit  gegeben.  Die  inneren  Wanderungen  haben  sich  auch  in  Frank- 
reich in  derselben  Richtung  der  Verschiebung  der  Volksdichten 
geltend  gemacht,  aber  wurden  in  den  Gebieten  des  Fortzugs  nicht, 
wie  in  den  anderen  Ländern,  durch  starken  Geburtsüberschuss 
einigermaassen  ausgeglichen.  Paris  und  die  französischen  Industrie- 
nud  Handelsbezirke  wachsen  daher  relativ  stärker  auf  Kosten 


*)  Nach  den  Daten  der  Tab.  XXV,  XXVI,  XXVII  und  in  Betreff  der  ausser- 
deutschen  Länder  nach  den  weiteren  erforderlichen  Daten,  welche  in  Tab.  XXVII 
nicht  alle  Anfhahme  fanden.  Russland  hier  ohne  Polen  (und  Finnland)  gerechnet, 
Oesterreich  ohne  Ungarn.  Die  erste,  eingeklammerte  Ziffer  bei  Nordamerica  bezieht 
sich  auf  den  kleinen  District  Columbia  (Washington),  und  ist  in  der  Gesammtzahl  nicht 
■ein berechnet.    S.  auch  die  Kote  zu  Tab.  XXV  S.  576  am  Schluss. 

A.  Waj^ner,  Onrndlegnng.  8.  Auflage.  1.  Thefl.  Gmndligen.  38 
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der  ttbrigeo  Landestbeile ,  als  das  yod  den  betreffenden  Städten 
(Berlin)  nnd  Gebieten  Dentscblands  und  ähnlich  anderer  Länder  gilt. 
C.  —  §.  237.  Städte,  besonders  Grossstädte,  nament- 
lich in  Deutschland. 

Das  starke  Mitspielen  der  städtiscben  localen  BevOlkeraDgsanli&afaogen  bei  grosser 
Yolksdichtigkeit  ist  schon  im  Vorausgehenden  Öfters  hervorgehoben  worden.  Diese 
Seite  der  Frage  statistisch  näher  za  verfolgen,  ist  ?on  besonderem  Interesse  nnd  mit 
dem  jetzt  vorhandenen  statistischen  Material  nnd  bei  dessen  Bearbeitung  meist  schon 
in  den  statistischen  Bnreanz  auch  nicht  schwierig.  Nnr  in  der  richtigen  Feststellung 
des  Begriffs  ,,Stadt''  und  in  der  richtigen  Begrenzung  der  einzelnen  Stadt,  besonders 
der  modernen  Grossstadt,  bieten  sich,  wie  oben  (S.  478)  bemerkt,  gewisse  Schwierig- 
keiten, welche  sich  völlig  befriedigend  nicht  lösen  lassen.  Indessen  ftlhrte  es  in  diesem 
Werk  zu  sehr  ins  Detail  und  verlangte  zu  viel  Raum,  wenn  hier  eine  genauere,  an 
sich  erst  genügende  statistische  Behandlung  dieses  Gegenstands  erfolgen  wtlrde.  Wir 
begnügen  uns  daher  mit  einigen  Andeutungen,  einigen  specielleren  Zahlen  nur  für 
das  Deutsche  Reich  und  nur  wenigen  Daten  für  die  grosseren  Städte  anderer  Länder 
zum  Vergleich.  Das  Material  fOr  die  letzte  Volkszählung  von  1890  im  Deutschen 
Reich  liegt  noch  nicht  vollständig  bearbeitet  vor.  Vergl.  namentlich  Vieteljahrshefte 
1892,  Heft  2,  Gemeinden  und  Wohnplätze  von  2000  Einwohner  und  mehr.  Far  die 
Volkszählung  von  1885,  B.  32,  K.  F.  (S.  26  ff.  d.  Einl.)  der  Keichsstatistik,  wonm 
die  hier  mitgetheilten  Daten. 

Für  die  Gegenden,  die  kleineren  nnd  grösseren  Gebietstheile  sehr 
starker  Volksdichtigkeit,  namentlich  einer  den  Landes-  oder  Stsats- 
gebietsdarchschnitt  erheblieh  übersteigenden,  übt  die  städtische, 
zumal  die  g  r  o  s  s  städtische  locale  CoDcentration  der  BevöIkeruDg 
regelmässig  einen  besonders  bedentenden  Einflnss  ans.  Die  Be- 
völkernng  dieser  Städte  treibt  ausser  etwas  Milchwirthscbafl,  Garten- 
cultur  und  gartenartigem  Feldbau  an  der  Peripherie  grösstentheils 
meist  nur  Gewerbe,  Handel,  liberale  und  andere  persönliche  Dienste, 
in  leitenden  und  dienenden  Stellungen  (als  Unternehmer,  Arbeiter). 
Sie  ist  also  für  ihre  Versorgung  mit  Nahrungsmitteln  nnd  Roh- 
und  Hilfsstoffen  zur  Verarbeitung  fast  ganz  auf  den  Austausch 
ihrer  städtischen  Erzeugnisse  mit  näheren  und  heute  gewöhnlich 
mehr  noch  mit  ferneren,  in-  wie  ausländischen  Gegenden  ange- 
wiesen. Daraus  ergiebt  sich,  dass  gerade  für  die  volkswirth- 
Schaft  liehe  Seite  der  ganzen  Bevölkerungsfrage  und  der  localen 
Volksdichtigkeitsfrage  speciell  die  grossstädtische  Entwicklung  be- 
sonders wichtig  ist.  Je  mehr  sie  vorwärts  geht,  desto  mehr  entfernt 
man  sich  von  den  einfacheren  Verhältnissen  der  naturalen  Eigenpro- 
duction  der  Nahrungsmittel  und  Verarbeitungsstoffe  und  geräth  in 
das  künstliche  System  des  Austauschs,  der  Geld-,  Credit-,  uod 
Weltwirthnchaft.  Die  Statistik  der  absoluten  und  relativen  Grösse 
und  Zunahme  der  grossstädtischen  Bevölkerung  liefert  einen  wichtigen 
Gradmesser  für  diese  Entwicklungen,  ähnlich,  aber  fast  noch 
besser,  als  die  Berufsstatistik  der  Bevölkerung  (§.  243  ff.).     Was  sehr 
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grosse  locale  Volksdicbte  yolkswirthscbaftlich  eigentlich   bedeutet, 
tritt  dabei  in  besonders  scbart'er  Weise  bervor. 

Von  Interesse  ist  daber  die  Grössenclassification  der 
Wohnorte  (Städte,  Gemeinden),  die  absolate  Volkszabl,  welche  in 
jeder  GrOssenclasse  lebt,  die  Quote  dieser  Zahl  von  der  Gesammt- 
beyölkemng,  die  zeitliche  Veränderung  in  diese^  absoluten  und 
relativen  Zahlen.  Besonders  beachtenswerth  ist  die  Entwicklung 
der  eigentlichen  Gross-  und  Weltstädte,  der  stai^tlichen  und  pro- 
yinzialen  Hauptstädte,  wiederum  in  Bezug  auf  absolute  und  relative 
Zahlen.  Denn  diese  Städte  sind  die  Mittel-  und  Brennpnncte  der 
wirthschaftlichen  und  geistigen  Cnltur,  tiben  die  stärkste  Anziehungs- 
kraft aus  auf  die  übrige  Bevölkerung  des  Staats-,  Provincial-  und 
Wirthschaftsgebiets  und  darüber  hinaus,  setzen  sich  am  Meisten 
aus  Elementen  verschiedenster  örtlicher  (Geburts-)  Herkunft  zu- 
sammen und  äussern  durch  ihre  gesammten  Lebensverhältnisse, 
durch  die  von  ihnen  ausgehenden  Ideenströmungen,  Sitten,  sitt- 
lichen Anschauungen,  Moden,  durch  ihre  Presse  wieder  auf  die 
Bevölkerung  im  ganzen  Lande  einen  bedeutenden  Einfluss.  Sie 
und  ihre  Bevölkerungen  zumeist  schaffen  jene  ganze  geistig-sittliche 
Atmosphäre  und  *  bilden  sie  um ,  welche  als  das  „milieu^'  ftlr 
die  „ökonomische  Psychologie^'  und  die  ökonomische  Motivation 
nnd  damit  ftlr  die  Gestaltung  und  Entwicklung  der  wirthschaft- 
lieben  Handlungen  und  des  ganzen  Wirthschaftslebens  so  wichtig 
wird  (§.  33«'.). 

For  da3  Deatsche  Reich  im  heutigen  Gebietsumfang  zeigen  die  Tab.  XXIX 
und  XXX  die  neueren  Entwicklangen  dieser  städtischen  Verhältnisse  fon  1867 — 90, 
wobei  aber  ftlr  1867  nicht  alle  betreffenden  Zahlen  vorlagen  and  fttr  1890  noch  nicht 
aiie.    S.  auch  schon  oben  S.  566«  Tab.  XXIL 


Tab.  XXIX.    Bevölkerungvertheilung  nach  Wohnorten 
(Stadt  und  Land)  im  Deutschen  Beich. 


Stadt- 

Land- 

BeTölkernng 

in  Orten 

Zus. 

Stadt-         Land- 

über 

nnter 

Bevölkerung 

2000  Einw. 

in  Mill. 

£inw. 

Mül. 

Vo                Vo 

1^67 

14.64 

25.46 

40.09 

35.5             64.5 

1871 

14.79 

26.22 

41.01 

36.1             63.9 

1875 

16.61 

26.07 

42.73 

39.0             61.0 

1880 

18.72 

26.51 

45.23 

41.4             58.6 

1885 

20.48 

26.38 

46.86 

43.7             56  3 

1890»)  (?c.  23.12)    (?c.26.3)  49.42     (?c.46.7)    (?c.53.8) 


»)  Die  eingeklammerten  Ziffern  Schätzungen. 


38' 


592    4.  B.  Be?ölk.  n.  yolksir.8ch.  1.  K.  BerölUehre.  1.  H.- A.  SUtist.  §.  237. 

Tab.  XXX.   GrösseDclassificatioD  der  Wohnorte  (Städte) 

im  Deutschen  Reich. 

Zahl  1871  1S75  1880  1885  1890 


Grossst&dte  .    .    . 

8 

12 

14 

21 

26 

Mittelst&dte.    .    . 

75 

88 

102 

116 

124 

Kleinstädte  .    .    . 

529 

591 

642 

683 

? 

Laodst&dte  .    .    . 

1716 

1837 

1950 

1951 

? 

Be?OlkeTQng 

1000  Kopf 

Grossst&dte  .    .    . 

1969 

2666 

8273 

4446 

5988») 

Mittebt&dte      .    . 

8147 

3488 

4027 

4172 

? 

Kleinstädte  .    .    . 

4588 

5124 

5671 

6055 

? 

Landstädte  .    .    . 

5087 

6379 

5749 

5806 

? 

Andere  Orte    .    . 

26219 

26070 

26514 

26379 

? 

Unter  1000  Einw. 

lebten  in 

Grossstädten.    .    . 

48 

62 

72 

95 

121*) 

Mittelstädten    .    . 

77 

82 

80 

89 

? 

Kleinstädten     ,    . 

112 

120 

126 

129 

? 

Landstädten     .    . 

124 

126 

127 

124 

? 

Anderen  Orten.    . 

639 

610 

586 

563 

(?  c  533) 

Als  Grossstädte  sind  hier  die  über  100,000,  als  Mittelstädte  die  Orte  fod  abtf 
20,000—100,000,  als  Kleinstädte  diejenigen  ron  über  5000—20,000,  als  Landstädte 
diejenigen  ?on  2 — 5000  Einwohnern  gerechnet  Der  Begriff  „Stadt'*  und  „Orf'  in 
diesem  statistischen  Sinne  deckt  sich  nicht  immer  (s.  o.  S.  578).  Wie  mitunter  nicht 
unwesentlich  die  Zahlen  der  BerOlkerong  und  danach  selbst  diejenigen  einer  solcbeo 
OrtsgrOssen  -  Classification  dnrch  die  Zufälligkeit  der  Commnnalgrenzen  beeioflosst 
werden,  ergeben  grade  auch  einige  deutsche  grossstädtische  Yerhältniss  der  neaestes 
Zeit  In  der  Tabelle,  wie  in  der  amtlichen  Statistik  sind  hier  die  Orte  (Städte)  mch 
den  Gommunalbezirken  und  Grenzen  geiählt,  also  z.  B.  Hamburg-Altona,  £lbe^ 
feld-Barmen,  Berliu-Charlottenburg  als  je  2  Orte.  Würde  man  sie,  grade  nach  der 
far  uns  hier  maassgebenden  wirthschafUichen  Betrachtung,  vereinigen,  so  yerändertes 
sich  entsprechend  die  Zahlen  der  Orte  und  die  dazugehörigen  Bevölkerungszahlen  in 
den  einzelnen  GrOssenclassen.  Berlin  in  seinem  Weichbild  hat  z.  B.  (1.  Dec  1890) 
1,578,794  Einw. ;  die  unmittelbar  anstossenden  Vororte,  welche  jetzt  auch  meist  direct 
die  Berliner  StrassenzOge  fortsetzen,  erhöhten  diese  Ziffer  um  Hunderttausende;  so 
wenn  man  nur  die  3  grösstcn  (Charlotten bürg,  SchOneberg,  Rixdorf)  mit  dazu  fOgte, 
um  141,282,  auf  1,710,076  und  mit  Inbegriff  von  7  weiteren  grössten  Yoronen  um 
weitere  77,000,  auf  1,787,000.  Die  sonstigen  kleineren  und4ocal  etwas  entfernteren, 
aber  im  Grunde  ganz  zu  Berlin,  dessen  Wirthschaftsleben  und  „wirthschaftsgeistigef 
Atmosphäre  gehörenden  Vororte  mtlssten  aber  eigentlich  auch  noch  hinzugeredbet 
werden,  um  die  wahre  Berliner  Volkszahl  zu  erhalten,  welche  für  die  uns  hier  be- 
schäftigende Frage  in  Betracht  kommt  —  Wie  sehr  die  Weichbildsbegrenzung  hier 
den  wahren  Sach?erhalt  verdeckt  und  Aenderungen  in  jener  die  BevOlkerungsgrOsse 
verschieben,  zeigt  sich  an  den  beiden  anderen  nach  Berlin  jetzt  grössten  Städten 
Deutschlands:  Hamburg  und  Leipzig.  Jenes  nahm  1885  auch  ohne  seine  Vororte 
noch  die  2.  Stelle  ein  (305,690  Einw.),  1890  ist  es  in  dieser  Begrenzung  trotz  seines 
Wachsthums  auf  823,923  Einw.  an  die  5.  Stelle  gerückt,  nach  Leipzig,  München. 
Breslau.  Allein  mit  seinen  10  gemeindeselbständigen  Vororten  (245,887  Einwohner) 
hat  es  569,260  Einwohner  und  steht  damit  weitaus  an  2.  Stelle.  Redinet  man  aber, 
sacbgemäss  als  seinen  „holsteinischen  Vorort  auch  Altena  mit  143,249  Einwohner 
hinzu  (von  anderen  kleinen  benachbarten  Orten  abgesehen),  so  steigt  seine  Bevölkeronf 
auf  712,509,  —  die  eigentlich  bevölkerungs-  und  wirthschafts  statistisch  richtige, 


')  Gross-Berlin,  Gross-Hamburg,  Gross-Leipzig  (dies  nach  Stand  am  1.  Januar  1891^ 
gerechnet  gegen  Vi  Million  oder  10  Vpo  niehr  (131).    S.  Text 
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ZQ  benutzende  und  mit  anderen  zn  vergleichende  Zahl.  Leipzig  ist  ?on  1S85 — 90  nur 
an  die  zweite  (oder  „Gross-Hambnrg''  gerechnet,  an  die  dritte)  Stelle  gerückt,  weÜ 
grosse  £in?erleibungen  von  Vororten  stattgefunden  haben  (ohne  diese  hatte  es  1885 
170,840,  nach  dem  Gebietstand  vom  1.  December  1890  aber  schon  251,224  Ein- 
wohner, am  1.  December  1890  wirklich  293,525  und  mit  neuen  Einverleibungen  am 
1.  Januar  1891  353,272  Einwohner).  Auch  in  München,  in  Magdeburg  (nominell 
stieg  dessen  Bevdlkerong  von  1885—90  von  114,291  auf  202,235  Einwohner,  aber 
auf  dem  in  diesem  Zeiträume  einverleibten  und  dem  alten  Stadtgebiet  wohnten  1885 
auch  schon  159,520  Einwohner)  und  in  anderen  Orten  erklären  sich  neuere  Yolks- 
zunahmen  und  dadurch  erlangte  andere  Stellungen  in  der  GrOssenreihe  aus  solchen 
Einverleibungen  mit  (so  ist  München  von  1885 — 90  dadurch  in  die  Stelle  vor  Breslau 
gerückt).  Streng  genommen  mUsste  man  also  in  der  That  hier  Ort  für  Ort  erst  auf 
Grund  genauer  Localkenntniss  vornehmen  und  seine  „wahre"'  Bevölkerung  feststellen 
(8.  0.  S.  478).  Das  lässt  sich  hier  und  von  Privaten  überhaupt  kaum  durchführen. 
Aber  es  ergiebt  sich,  dass  auch  derartige  GrOssenclassificationen  der  Statistik  ihre 
anklebenden  M&ngel  haben  und  Schlüsse  daraus  immer  gewisse  Vorbehalte  voraussetzen. 
Natürlich,  dass  auch  in  anderen  Ländern  dieselben  Verhältnisse  vorliegen.  Bei 
London  und  überhaupt  bei  britischen  Städten  auch  nach  der  Eigenthümlichkeit  der 
Gommunalverfassung,  bei  italienischen  Städten  dgl.,  bei  Paris,  Wien  u.  a.  m.  ergeben 
sich  dieselben  Nothwendigkeiten  der  Zahlencorrectur.  Wien  z.  B.  ist  durch  die  Er- 
weiterung zu  „Gross- Wien"  von  ca.  806,000  Einwohner  in  1888  aof  ca.  1,365,000  Ein- 
wohner 1890  gestiegen. 

Legt  man  für  statistische  Untersuchungen,  wie  die  uns  hier  beschäftigenden,  die 
kleineren  Bevölkerungszahlen  der  Städte,  besonders  der  Grossstädte,  zu  Grunde,  so 
ergiebt  sich,  dass  die  betreflenden  Daten  die  Entwicklung  in  der  Richtung  zam  Gross- 
stadtthum  schwächer  hervortreten  lassen,  als  der  Wirklichkeit  entspricht.  Das  ist 
zu  beachten,  auch  fur  die  Schlussziehungen. 

Die  Daten  der  Tab.  XXIX  und  XXX  bedürfen  sonst  kaum  einer  weiteren  Er- 
läuterung, sie  sprechen  deutlich  für  sich.  Bemerkenswerth  ist  immerhin,  dass  die 
Bevölkerung  der  Wohnorte  unter  2000  Einwohner,  die  Landbevölkerung,  noch  nicht 
absolut  abgenommen  hat,  trotz  heimischer  Wanderungen  und  der  Auswanderung.  Das 
wäre  dann  dem  starken  Geburtsüberschuss  zu  verdanken  und  ergäbe  eine  günstige 
Abweichung  von  Frankreich.  Allein,  wenn  man  alle  die  kleinen  Vororte  von  Städten, 
besonders  wieder  Grossstädten,  immer  mehr  schon  städtischen  Characters,  deren  Be- 
völkerung je  unter  2000  Einwohner  zählt,  abrechnen  würde,  fragt  sich,  ob  nicht  doch 
bereits  eine  wirkliche  und  nicht  ganz  unbeträchtliche  Abnahme  sich  herausstellte. 
Ausserdem  ist  aber  besonders  nach  dem  Altersaufbau,  den  Givilstandsverhältnissen, 
vielleicht  auch  nach  der  Geschlechtsvertheilung  die  ländliche  Bevölkerung  wohl  un- 
günstiger als  ehemals  in  Folge  der  Wanderungen  zusammengesetzt. 

In  Grossbritannien  ist  die  Entwicklung  ähnlich,  nur  noch  rapider  und  stärker 
zu  Gunsten  der  städtischen  Bevölkerung.  Diese  erreichte  schon  1850  hier  die  volle 
Hälfte,  schon  1871  61.8  Vo*  Frankreich  ist  hier  dafcegen  wieder  zurückgeblieben, 
wenn  es  auch  die  gleiche  Entwicklungstendenz  zeigt  (1871  31.06  Vo  ^^^^  Bevölkerung 
in  Orten  über  2000  Einwohner). 

Die  folgende  Tabelle  XXXI  enthält  noch  eine  üebersicht  der  grösseren  Städte 
einiger  Länder  nach  Grössendabsen  fQr  die  letzten  Zählungsperioden  (um  1890).  Dabei 
ist  &eilich  die  genaue  Vergleichung  des  Einzelnen  nur  unter  denselben  Vorbehalten, 
wie  in  Betreff  der  üebersicht  der  Städte  des  Deutschen  Reichs  statthaft,  was  Vororte 
von  Grossstädten,  selbständige  Zählung  von  grossen  Nachbargemeinden  (z.  B.  Newyork 
und  Broklyn)  anlangt.  Indessen  auch  so  ergiebt  sich  doch  ein  ganz  guter  Einblick 
in  diese  Verhältnisse  des  Städtewesens  und  bezüglich  der  Bedeutung  desselben  für  die 
volkswirthschaftliche  Seite  der  Bevölkerungs-  und  der  Volksdichtigkeitsfrage. 

S.  Tab.  XXXI  aof  S.  594. 

Das  Cebergewicht  der  ,.Grossstädte"  über  100,000  Einwohner  in  Grossbritannien, 
aber  auch  bereits  im  Deutschen  Reich  und  in  Nordamerica  ist  bemerkenswerth,  auch 
wieder  Frankreich  gegenüber.  Wie  sehr  die  politischen  und  wirthschaftlichen  Gentral- 
puocte  regelmässig  alle  andre  Städte  ihres  Landes,  auch  die  grössten,  überragen,  tritt 
auch  deuUich  hervor.  In  Nordamerica  würde  Newyork  (1,515,000  Einwohner)  mit 
Broklyn  (806,000  Einwohner)  vereinigt  auch    bereits   in   die  erste  Glasse  mit  über 
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Tab.  XXXI.  Grössenclassen  der  grösseren  Städte  (Orte) 

in  verschiedenen  Ländern. 


St&dte 

mit 

Einwohnern 

i  A 

^     OB 

Q 

Nieder- 
lande 

Belgien«) 

'S 

'S 

sandin. 
änemark 

1       Italien«) 

1 

Gr.-Brit 
,  a.  Irland 

ordam. 
nion*)      1 

lO 

D 

CO 

cqQ 

£  S 

cn^ 

»D 

üeber  2      MilL      , 

•_ 

__ 

__ 

__ 

1 

1 

»i- 

_ 

1.5  —2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1.25—15     „ 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1      —1.25    „ 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

2 

'    0.75—1 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

2 

1 

0.5  —0.75    „ 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

3 

— 

— 

0.25—0.5      „ 

5 

1 

1 

— 

1 

3 

4 

6 

2 

7 

0.2  —0.25    „ 

1 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

4 

— 

5 

0.15—0.2      „ 

3 

2 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

2 

5 

3 

4 

0.1  —0.15    „ 

15 

2 

— — 

— 

1 

2 

7 

4 

11 

5 

S 

75—100,000 

6 

2 

1 

1 

1 

5 

2 

13 

3 

11 

50—  75.000 

15 

2 

4 

3 

4 

2 

1 

17 

11 

29 

18 

19 

25—  50,000 

61 

11 

22 

11 

13 

4 

4 

[22] 

67 

? 

[36] 

[16] 

üeber  100,000 

26 

5 

1 

3 

4 

4 

12 

12 

30 

12 

28 

Volkzahl  derselben 

t 

Mill.«) 

6.50 

2.95 

0.51 

0.79 

0.39 

— 

0.87 

5.00  3.01 

10  76 

3.48 

9.70 

gleich  Promille  der 

Ge8.be?0lk. 

131 

124 

29 

173 

151 

— 

97 

130 

100 

1 

284 

37 

155 

2  Mill.  Einwohnern  steigen,  Berlin  mit  seinen  Tororten  ist  jetzt  nahe  daran  und  wird, 
wenn  die  bisherige  Entwicklang  so  weiter  geht«  in  nicht  ferner  Zeit  Paris  (1891 
2,448.000  Einwohner,  ganzes  Seinedepartements  3,142,000,  wo?on  ein  grositer  Theil 
freilich  anch  zu  „Gross-Paris''  als  Einer  Stadt  gehOn)  an  Einwohnerzahl  übertrefien. 
Freilich  bleiben  beide  hinter  London  doch  noch  immer  weit  zorUck,  das  jetzt  in  den 
Grenzen  des  statistischen  Districts  4,211,000  Einwohner,  mit  allen  sonstigen  Vororten 
aber  kaam  viel  nnter  5  Mill.  Einwohner  zählt. 

Man  kann  mancherlei  weitere  Rechnungscombinationen  an  diese  GrOssencUssi- 
fication  der  Städte  knüpfen,  z.  B.  wie  gross  absolut  und  als  Quote  von  der  Gesammt- 
bevOlkerang  die  Volkszahl  jeder  GrOsscnclasse  ist,  wie  in  den  2  letzten  Beihen  der 
Tabelle  XXXI  fUr  die  Grossstädte  über  100,000  Einwohner  geschehen  ist  Gross- 
britanniens vorauseilende  Entwicklung  wird  durch  die  Thatsache,  dass  daselbst  über 
28  ^l^deTBQydWiGTVLng  (Irland  eingerechnet)  in  solchen  Städten  wohnen,  scharf  beleuchtet 

Die  Bedeutung  der  Hauptstadt  nnd  die  Steigerung  dieser  Bedeutung  ergiebt  sich 
aus  der  Berechnung,  der  wie  vielste  Landesbewohner  Hauptstädter  ist,  in  bequemer 
Uebersicht  So  war  Londoner  1801  der  17.,  1841  der  14.,  1871  der  9.8te,  1891  der 
ca.  7.6te  Brite,  Pariser  1801  der  49.,  1821  der  42.,  1841  der  37.,  1871  der  18.6te, 
1891  der  15.6te  (bez.  ca.  13.Ste,  Vororte  mitgerechnet)  Franzose;  Berliner  1816  der 
125.  Deutsche  (auf  heutigem  Reichsgebiete)  (der  52.  Preusse),  1840  der  100.  Deutsche 
(der  45.  Preusse),  1864  der  60.  Deutsche  (der  30.  Preusse),  1891  der  31.  Deutsche 
(der  16.  Preusse  des  vor-C6-er  Umfangs  des  Staats)  (incl.  Vororte  schon   circa  der 

^)  Hamburg  mit  Vororten  zweitgrOsste  deutsche  Stadt 

*)  Brüssel  mit  Vororten  grösste  belgische  Stadt 

*)  Letzte  Rubrik:  Städte  von  30—50.000  Einwohner. 

*)  Die  Gemeinden,  die  öfters  erheblich  grösser  ab  die  eigentlichen  Orte. 

^)  Letzte  Rubrik:  Städte  von  40-50,000  Einwohner. 

^  Bei  Deutschem  Reich  mit  den  Zahlen  für  Gross-Berlin,  -Hambarg,  -Leipzig, 
bei  Frankreich  mit  Zuschlag  für  Vororte  von  Paris,  bei  Grossbritannien  fallen  die 
Vororte  Londons  ohnehin  meist  unter  die  Städte  mit  über  100,000  Einwohner. 
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27.  Deutsche).  Man  sieht,  dass  trotz  der  bandesstaatlicheo  Gestaltung  auch  des  heu- 
tigen Deutschen  Reichs  sich  die  Gentripetalkraft  der  jungen  Reichshauptstadt,  des 
ersten  Centralpuncts,  welchen  das  Deutsche  Volk  in  seiner  bisherigen  Geschichte  er- 
reicht hat,  in  derselben  immer  m&chtigeren  Weise  geltend  macht,  wie  in  allen  Ein- 
heitsstaaten, wenn  auch  die  mittelstaatlichen  Hauptstädte  die  Entwicklung  immer  etwas 
hemmen.  Die  junge  italienische  Kapitale  ist  in  dieser  Hinsicht  noch  weit  zurad^, 
noch  ist  erst  der  71.  Italiener  ein  Römer,  aber  die  neuere  Entwicklung  der  alten 
Weltstadt  geht  doch  schon  in  derselben  Richtung  wie  diejenige  andrer  moderner  Haupt- 
städte. 

D.  —  §.  238.  Ergebnisse  bezüglich  der  Volks- 
dichtigkeit. Ans  den  Torausgehend  mitgetheilten  statistischen 
Tbatsachen  kann  man  für  die  causalen  und  conditionellen  Ver- 
hältnisse der  Volksdichtigkeit  nnd  der  Verschiedenheiten  derselben 
wenigstens  für  die  europäisch- nordamericanische  Welt  wohl  einige 
allgemeinere  Sätze  ableiten.  Ob  dieselben  ebenso  für  wärmere 
Länder,  ftlr  die  asiatischen  Culturländer  gelten,  mag  dahin  ge- 
stellt bleiben. 

In  unseren  Ländern  der  gemässigten  Zone  findet  sich  eine 
sehr  starke  Volksdichtigkeit  und  eine  weitere  Steigerung  derselben 
durch  Gebnrtsüberschuss  und  durch  Mehrzu-und  Mehreinwanderungen 
regelmässig  nur  in  einigen,  meistens  nur  in  wenigen,  auch 
nicht  immer  sehr  ausgedehnten  Gebieten.  Es  sind  das  solche,  in 
welchen  hohe  Entwicklung  Ton  Industrie,  Bergbau,  Städtewesen 
auf  dem  Austausch  von  Fabrikaten  und  politischen  und  Gultur- 
leistungen  mit  den  Roh-,  namentlich  Agrarproducten  anderer,  viel 
dünner  bevölkerter  Gegenden  des  Inlands  und  des  Auslands  beruht. 
Mehr  oder  weniger  ist  daher  Fernabsatz  derProducte 
und  Leistungen  und  Fernbezug  der  Rohstoffe  und 
Nahrungsmittel  hier  Voraussetzung  der  grossen  Volks- 
dichtigkeit. 

Die  Abhängigkeit  der  letzteren  TOn  der  Bodenfruchtbaiieit  und  Tom  agrarischen 
Bodenertrage  der  Gegenden  dieser  grossen  Dichte  selbst  tritt  hier  zurück.  Wohl 
aber  besteht  zwischen  der  hohen  Volksdichte,  dem  grossen  Bedarf  an  Agrarproducten 
fUr  diese  Bevölkerung,  den  lohnenden  Absatzpreisen  wenigstens  mancher  Agrarproducte 
auch  ftlr  die  agrarischen  Gebietstheile  solcher  dicht  bevölkerten  Gegenden  ein  Yer- 
hiltniss  der  Wechselwirkung:  es  liegen  die  Bedingungen  für  intensivere,  auch  fOr 
hochintensirste  Landwirthschaft  mit  Specialculturen  vor,  welche  ihren  lohnenden  Ab* 
aatz  in  die  Städte  und  Industriesitze  hat,  ihrerseits  städtischen  DOnger  und  Kunst- 
dünger benutzen  kann  und  nun  auch  selbst  wieder  mehr  Menschen  beschäftigt  und 
ernährt  So  wird  auch  dadurch  wieder  die  Bedingung  (da  höhere  allgemeine  Yolks- 
dichtigkeit in  solchen  Gegenden  erfüllt. 

Aber  alle  Wirthschafts-  und  Lebensbedingungen  werden  bei 
solcher  auf  der  genannten  Voraussetzung  beruhenden  hohen  Volks- 
dicbtigkeit  künstlicher.  Schon  die  Erhaltung  dieser  Dichtigkeit 
ist  an  mancherlei  schwierige  ökonomische ,  technische,  rechtliche, 
politische  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich  nicht  immer  sicher 
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verbürgen  lasseD.  Darans  entsteht  die  Gefahr,  hier  hohe  Volks- 
dichtigkeity  mindestens  zeitweise,  bei  Verkehrs-  und  Absatzstockungen 
n.  dgl,  in  Uebervölkerung  übergehen  zu  sehen.  Vollends  die 
immer  weitereSteigerung  dieser  Volksdichtigkeit  in  gewissen 
Gegenden  steigert  auch  die  Kttnstlichkeit  solcher  Verhältnisse  nnd 
macht  die  Erfüllung  ihrer  Voraussetzungen  immer  schwieriger.  Je 
mehr  Tolksarme  Gegenden  des  In-  und  Auslands  (so  die  Länder 
der  Masseneinwanderung)  allmälig  aber  selbst  bevölkerter  werden, 
hei  sich  Industrie,  Cultur,  Städtewesen  entwickeln,  desto  weniger 
können  sie  mehr  als  Absatzmärkte  der  Producte  und  Leistungen 
der  Yolksdichten  Gegenden  und  Länder  und  als  Bezugsquellen  der 
Rohproducte,  Nahrungsmittel,  sowie  als  Aufnahmeplätze  der  Zn- 
und  Einwanderung  dienen.  Sehr  grosse  Volksdichtigkeit 
der  einen  Landestheile  und  ganzer  Länder  setzt  in- 
sofern geringere,  selbst  sehr  geringe  der  anderen, 
im  In-  und  Auslande,  mit  welchem  Austausch  von 
Producten  und  Leistungen  besteht,  voraus. 

In  diesen  Verhältnissen  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  volks- 
dichter und  volksdttnner  Gegenden  und  Länder  liegt  das  Bedenk- 
liche in  volkswirthschaftlicher  Beziehung  für  die  Gebiete  hoher, 
vollends  durch  Geburtsüberschuss  und  Mehr -Zuwanderung  noch 
immer  stärker  werdender  Volksdichtigkeit.  Diese  Erwägungen 
ergeben  y  dass  hier  doch  eine  freilich  nicht  ziffermässig  zu  be- 
stimmende, nicht  leicht  absolute,  sondern  stets  eine  einigermaassen 
elastische  und  etwas  elastisch  bleibende  Grenze,  aber  eben  doch  eine 
Grenze  fUr  die  Volksdichtigkeit  und  für  die  Volks  Vermehrung 
vorliegt y  deren  Druck  deutlich  genug  empfunden  wird  und  als 
Warnung  gelten  muss.  Den  verschiedenerlei  —  freihändleriscben, 
schutzzöUnerischen ,  socialistischen  (§.  192ff.).  —  Optimisten 
gegenüber  ist  das  durchaus  festzuhalten.  Die  erreichte  hohe  nnd 
selbst  noch  zunehmende  Volksdichtigkeit  gewisser  Gegenden  und 
ganzer  Länder  West-  und  Mitteleuropas  beweist  wahrlich  nichts 
gegen  Malthus. 

Wo  Industrie,  Handel,  Städtewesen  fehlen,  die  Voraussetzungen 
dafür  sich  nicht  schaffen  lassen,  wo  die  locale  Bevölkerung  daher 
wesentlich  auf  die  landwirthschaftliche  Gultur  für  den  eigenen 
Bedarf  angewiesen  ist,  da  sind  die  Grenzen  für  die  Volksdichtig- 
keit und  für  weitere  Volksvermehrung  viel  enger  gezogen.  Sie 
können  hier  leicht  als  so  gut  wie  absolute  sich  geltend  machen» 
Freilich  in   ungleichem  Grade,  später  oder  früher  je  nach  Boden- 
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btbarkeity  Klima,  agrarischer  Technik  and  Intelligenz  der  Land- 
)f  nach  Agrarverfassung,  Lebenshaltung  und  Lebensansprttchen 
Bevölkerung,  aber  immer  verhältnissmässig  bald  nnd  scharf 
len  sie  sich  ftlhlbar  machen.  Bei  dauerndem  Geburtsttberschnss 
len  Fortwanderungen,  sonst  die  präventiven  und,  wenn  sie  nicht 
Lsam  genug  sind,  die  repressiven  Tendenzen  die  Ausgleichung 
eiftihren  mttssen.  Das  lehrt  in  Europa  Irland  auch  heute  noch 
in  Asien  Indien  und  China. 

Die  EntwicklüDg  landwirthschaftlicber  Specialen Itaren ,  bei  welchen  mehr 
chen  Beechäftignng  aod  Erwerb  finden  können,  bietet  in  rein  agrarischen  Gegenden 
genügendes  Hilfsmittel,  weil  es  eben  ohne  heimische  Industrie ,  grossere  Städte 
B'em Ferkehr  an  Absatz  für  die  Prodncte  dieser  Specialcaltnren  anter  den  hier 
ochenen  Yoranssetznugen  fehlen  würde. 

Insbesondere  an  diese  wichtigen  Ergebnisse  hinsichtlich  der 

;e  der  Volksdichtigkeit  ist  im  2.  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels 

3r  anzuknüpfen. 

VI.  —  §.  239.     Geschlechtsvertheilung   in  der  ße- 

kerung. 

In  allen  Toransgchenden  statistischen  Thatsachen,  Untersachnngen  nnd  Er* 
ingen  in  diesem  ganzen  2.  Abschnitte  (von  §.  207  an)  haben  wir  es  wesentlich 
er  Bevölkerung  überhaupt  zu  thun  gehabt,  wenn  auch  dabei  ab  und  zu 
Jnterscheidung  dieser  Bevölkerung  nach  ihrer  Gliederung  (Zusammensetzung) 
irt  wurde.     Im  Folgenden  wenden  wir  uns  noch,  zwar  auch  nur  in  Kürze,  aber 

ötwas  näher,  zur  Betrachtung  der  beiden  Haoptmomente  der  natürlichen 
dernng  der  Bevölkerung,   derjenigen   nach  Geschlecht   und  Alter,  welche 

aoch  für  die  volkbwirtbschaitlichen  Seiten  der  BerOlkerungsfrage  besonders 
ig  sind,  sowohl  für  die  Betrachtung  vom  Productions-  als  fUr  diejenige  vom 
leilungsstandpuncte  aus.  Daran  soll  sich  dann  auch  noch  ein  Blick  in  die  social- 
omische  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  wirthschaftlicher  Berufs- und 
erbs-Stellung  und  Art  anknüpfen  (§.  243  ff.),  eine  Seite  der  BevOlkerungs- 
tik,  welche  indessen  hier  nur  in  ihren  Hauptpuncten  und  Kategorieen  herein- 
:en  wird.    Denn  nur  mit  diesen  gehOrt  sie  in  diese  „Grundlegung'*. 

A.  Allgemeine  Uebersicht.  Die  Geschlechtsvertheilung 
1er  Bevölkerung  beruht  natürlich  zunächst  auf  der  Vertheilung 
beiden  Geschlechter  unter  den  Neugeborenen,  —  die  wesent- 

physiologische  oder  biologische,  anthropologische  Seite 
Frage;  sodann  auf  den  Veränderungen,  welche  diese  Ver- 
Inng  bei  der  Geburt  einmal  durch  die  verschiedene  Sterb- 
ikeit  der  Geschlechter  an  sich  und  wieder  in  den  einzelnen 
ensjahren    und   sodann    durch    die    W andern n)gen    eriährt. 

Verschiedenheit   der  Sterblichkeit  der  Geschlechter  ist  eine, 

man  nach  ihrer  Gonstanz  annehmen  möchte,  ebenso  feste 
Dung  der  Natur,  wie  die  Vertheilung  der  Geschlechter  unter 
Neugeborenen.  Sie  hängt  aber  ausserdem  deutlich  von  socialen 
toren,  wie  Beruf,  Lebensweise  mit  ab.    Nur,  soweit  letztere 
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wieder  darcb  die  NaturordnuDg  selbst  mehr  oder  weniger  fest  be- 
stimmt sein  sollten  — ,  die  Streitfrage,  welche  meistens  von  beiden 
Seiten  nur  in  Form  der  petitio  principii  „gelöst"  wird  —  könnte 
man  auch  hier  von  naturgebundener  Gestaltung  der  verschiedenen 
Sterblichkeit  der  Geschlechter  reden.  In  dem  Einfluss  der  Wan- 
derungen, der  heimischen  wie  der  Aus-  und  Einwanderung,  sui 
welcher  die  Geschlechter  in  verschiedenem  Maasse  betheiligt  sind 
(S.  562),  hat  man  es  wiederum  mit  socialen  Factoren  zu  thun. 
Wegen  der  verschiedenen  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den 
einzelnen  Lebensaltern  und  ebenfalls  wegen  der  verschiedenen 
Betheiligung  der  Geschlechter  an  den  Wanderungen  in  diesen 
Lebensaltern  hat  die  Bevölkerung,  zumal  die  durch  Wanderungen 
stark  beeinflusste,  auch  einen  verschiedenen  Altersaufbau  der 
beiden  Geschlechter  (§.  241  fi.). 

Eine  allgemeinste,  mit  grösster  Gonstanz  in  jeder  nur  etwas 
grösseren  Bevölkerungszahl  sich  zeigende  statistische  Erfahrungs- 
thatsache  ist,  dass  die  Neugeborenen  sich  nicht  gleichmässig  auf 
die  beiden  Geschlechter  vertheilen,  sondern  dass  die  Knaben 
regelmässig  überwiegen  und  zwar  (bei  den  Lebendgeborenen) 
ziemlich  überall  und  constant  um  4 — 6%  (104 — 106  Knaben  auf 
100  Mädchen):  ein  wahres  statistisches  „Gesetz'^ 

Es  ist  dieses  Deberwiegen  der  m&nulichen  Geburten  zugleich  diejenige  be- 
vOlkerungsstatistiscbe  Thatsache,  welche  ,,das  befriedigendste  bisher  bekannte  Bei^iel 
für  die  Anwendbarkeit  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf  beTölkerungsstatistische 
Beobachtungen  darbietet''  (Lezis).  Eine  Erscheinung,  in  Hinsicht  deren  in  der  That 
auch  nach  den  Anforderungen  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  es  berechtigt  ist«  tob 
einem  ,,Gesetz''  zu  sprechen,  weil  die  Abweichungen  ?on  der  Hegel  sich  innerhalb 
der  Grenzen«  welche  die  Wabrschcinlichiieitsrechnung  hier  nur  zulassen  kann,  halten 
und  mit  der  Annahme  eines  festen  causalen  AbhängigkeitSFerh&ltnisses  noch  vereinbar 
sind.  S.  über  diese  Seite  der  Frage  bes.  W.  Lexis,  Geschlechtsverhältniss  der 
Geborenen  u.  Wahrscheinlichkeitsrechnung.  Hildebr.  Jahrb.  1876,  B.  27,  Ders.  Zur 
Theorie  der  Massenerscheinungen,  S.  64  iL  n.  Ders.  im  Art.  Geschlechts?erh&ltniss  im 
Handw.b.  d.  Staatswiss.  Ul,  816,  woselbst  weitere  Litteratur.  Die  ganze  Frage  seit 
Graunt  und  Stissmilch  ein  Lieblingsobject  der  Untersuchung  der  BerOlkerungsstatistiker, 
das  aber  in  diesem  Werk  nicht  näher  zu  verfolgen  ist. 

Es  genüge  die  Bemerkung,  dass  die  zeitlichen  und  Ortlichen  Verschiedenheiten 
und  Schwankungen  des  männlichen  Geburtsüberschnsses  sehr  gering,  wenn  aach 
sichtbar  sind.  Bei  den  Todtgeborenen  finden  sich  mehr  Knaben  als  bei  den  Lebend- 
geborenen  im  Vcrhältniss  zu  den  Mädchen  (S.  501).  Heber  die  Ursachen  und  Be- 
dingungen der  Thatsache  überhaupt  und  ihrer  kleineren  zeitlichen,  Ortlichen,  nationalen 
und  sonstigen  Verschiedenheiten  sind  bisher  von  Physiologen  und  Statistikern  nur 
Hypothesen  aufgestellt.  Dieselben,  zumal  diejenigen  der  Statistiker,  aber  doch  auch 
die  bisherigen  der  Physiologen,  liefern  indessen  keine  eigentliche  Erklärung  aod 
sind  auch  bisher  nicht  genügend  gesichert.  Länger  vertretene,  mit  manchem  Material 
stimmende  sind  durch  spätere  und  genauere  Untersuchungen  an  grosserem  and 
besserem  Material  und  noch  besseren  Methoden  widerlegt  oder  wenigsten  nicht  sicher 
bestätigt  worden.  So  die  (lange  verbreitete,  mit  der  allgemeinen  Thatsache  d«r 
männlichen  Mehrgeburten  stimmende,  aber  sonst,  namentlich  physiologisch  nichts 
erklärende)  sogen.  Hofacker -Sadler^sche  Hypothese,   dass  „die  Altersverschiedenbeit 
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£ltcra  von  weseDtlicbem  Eioflass  auf  das  Geschlecht  der  Geborenen  sei,  indem 
Uberwiegendem  Alter  des  Vaters  mehr  Knaben,  anderenfalls  mehr  Mädchen  ge- 
ea  würden"  (Lexis  H.  W.  B.  S.  817),  was  neoere  üntersnchungen  nicht  bekräftigten 
eb.)*  Aach  die  nenesten  physiologischen  Erkläningsversuche ,  z.  Th.  nach  Ana- 
len mit  höheren  Säagethieren  and  selbst  mit  Pflanzen,  sind  bisher  nicht  über  den 
airacter  Fon  Hypothesen  hinausgekommen  und  liefern  auch  wieder  nicht  eine  eigent- 
le  „Erklärung**  (Thury,  Richarz,  Dusing  u.  A.)*  ^*  t^ber  die  statistische  Unter- 
:hiiDg  der  Frage  bes.  Wappäus,  Bevölks.st.  II,  S.  150  ff.  u.  Oettingen,  Moral- 
itist. ,  meine  Gesetzmässigkeit  u.  aus  der  Spcciallitteratur  neuere  Arbeiten  von 
.  Stieda  (Geschlechts^erh.  d.  Gebor.  1S75),  Francke.  Schumann,  Kollmann, 
ehr  a.  A.  (näher  angegeben  bei  Lezis,  H.  W.  B.  S.  82U),  sowie  Lexis'  Besumö 
.  S.  817. 

Fttr    unsere  Zwecke  ist  es  genügend,  constatiren  zn  können, 
asB  das  kleine  Uebergewicht  der  Knaben  bei  den  Geborenen  eine 
anz  allgemeine  Tbatsacbe  der  Bevölkerungsstatistik  ist.    Die- 
elbe  trifft,  soweit  man  bisher  Beobachtungen  bat,  auch  für  andere 
lassen  als  die  kaukasische,  für  andere  Völker  als  die  europäischen, 
tlr  andere  Gulturstufen  als  die  unsrigen  im  Wesentlichen  ebenso 
iu  (u.  A.  auch  für  polygame  Völker;  die  wohl  vorgekommene  Er- 
därung  oder  Rechtfertigung  der  Polygamie  mit  einem  Ueberschuss 
weiblicher  Geburten  ist  völlig  aus  der  Luft  gegriffen).    Die  zwar 
kleinen,   aber  sehr  constanten,  insofern  zu  den  nationalen  Eigen- 
thümlichkeiten  gehörigen  nationalen,  ferner  die  Verschiedenheiten 
bei  ehelichen  und  unehelichen  Geburten  (etwas  mehr  Knabenüber- 
schuss   bei  jenen),   diejenigen  in  der  Bevölkerung  verschiedener 
Berufe  und  Lebensweise  —  wo  ein  etwas  stärkeres  Plus  der  Knaben- 
mehrgebarten  auf  dem  Lande  gegenüber  den  Städten  sich  zu  be- 
stätigen scheint  —  in  Bezug  auf  den  Knabenüberschuss  unter  den 
Geborenen  sind  im  Uebrigen  doch  zu  geringfügig,  um  auf  die 
geschlechtliche  Gliederung  der  Bevölkerung  einen  etwas  stärkeren 
Einfluss  auszuüben.    Daher  sind  diese  kleinen  Differenzen  bei  den 
GeboreDen  auch  für  die  volkswirthschaftliche,  die  politische  (mili- 
tärische) Seite  der  Frage  der  Geschlechtsvertheilung  nicht  weiter 
besonders  wichtig. 

Nach  der  neuesten  vergleichenden  Arbeit  dos  reichsstat.  Amts  (N.  F.  B.  44,  S.  176) 
Urnen  im  Deutschen  Beich  1S72  —  80  im  Mittel  auf  1000  Mädchen  unter  den  Ge- 
borenen 1062  Knaben  (einjähr.  Max.  1067,  Min.  1059,  Max.  nach  den  grösseren 
Gcbietsgruppen  im  Deutschen  Reich  Ton  1872—80  1069  [Pommern,  Brandenburg  ohne 
Berlin,  B.-B.  Münster  und  Minden],  Min.  1051  [WUrtemberg,  1054  Baden],  kleine 
Gebiete  zeigen  grössere  Differenzen.  1077 — 1017);  unter  den  ehelichen  1063,  den  un- 
ehelichen 1051,  den  Lebendgeborenen  1054,  den  Todtgeborenen  1289.  Unter  den 
ferglichenen  übrigen  europ.  Gross-  und  Mittelstaaten,  ebenfalls  nach  mehrjährigem 
Mittel,  war  das  Max.  bei  allen  Ländern  1076,  in  Galizien  und  Bukowina,  1071  in 
Italien,  1109  (?  Rumänien),  das  Min.  1058  Belgien  und  Dänemark  (Frankreich  hatte 
1068,  bei  Lebendgeborenen  allein  1047,  Grossbritannien  nur  bei  letzteren  1042,  Russ- 
Und  aach  nur  bei  diesen  1050). 
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Der  Ueberscbass  der  Knaben  bei  den  Geburten  bewirkt,  das» 
in  den  jüngeren  Lebensjabren  in  der  Bevölkerung  das  männliche 
Geschleebt  etwas  überwiegt  Allein  das  gleicbt  sich  bald  aus, 
weil  die  Sterblichkeit  der  Knaben  von  der  Geburt  an  (ja  schon 
vor  und  bei  der  Geburt,  wie  die  viel  grössere  Anzahl  todtgeborener 
Knaben  als  Mädchen  beweist),  zumal  in  den  ersten  Lebensjahren^ 
aber  im  Allgemeinen  etwa  bis  ins  höhere  Kindesalter,  doch  meist 
nicht  mehr  ganz  bis  zur  Zeit  der  Geschlechtsreife,  eine  ungünstigere 
als  diejenige  der  Mädchen  ist. 

Um  diese  Zeit  und  von  da  an  ungefähr  in  der  ganzen  Periode 
des  geschlechtlichen  Zusammenlebens,  bis  gegen  Ende  der  40er 
Lebensjahre  besteht  am  Meisten  eine  annähernde  Gleicbzahl  der 
beiden  Geschlechter  in  der  Bevölkerung,  wenigstens  unter  normalen 
Verhältnissen,  d.  h.  unter  solchen,  welche  nicht  durch  Wanderungen 
und  durch  anomal  stark  das  Leben  der  Männer  mehr  gefährdende 
Berufe  der  letzteren  zu  abweichender  Vertheilung  der  Geschlechter 
führen.  In  diesen  Jahren,  zum  Theil  schon  vom  10— 15ten,  mehr 
noch  von  15 — 20  bis  40 — 45,  auch  noch  bis  45 — 50  ist  die  Sterblich- 
keit beider  Geschlechter  nicht  mehr  so  wesentlich  verschieden,  wenn 
auch  im  Ganzen  noch  etwas  günstiger  bei  den  weiblichen;  jedoch 
mit  Schwankungen  in  den  kleineren  Perioden,  hie  und  da  auch 
einmal  etwas  ungünstiger  für  die  Frauen,  namentlich  in  der  Lebens- 
periode, wo  die  Geschlechtsfunction  des  Weibes  (in  der  Zeit  der 
Entwicklung  der  Geschlechtsreife  und  in  der  Hauptzeit  der  Gebähr- 
thätigkeit)  am  Stärksten  wirksam  wird. 

Nach  dieser  Periode  bis  ins  höhere  und  höchste  Lebensalter 
überwiegt  im  Ganzen  normal  wieder  das  weibliche  Geschlecht,  wegen 
durchweg  grösserer  Sterblichkeit  der  Männer,  welche  letztere  erst 
im  Greisenalter  für  beide  Geschlechter  wieder  gleichmässiger  wird. 

Doch  scheioen  sich  hier  die  Verhältnisse  bei  ferschiedenen  YOlbem  auch  ab- 
gesehen von  dem  Einfloss  von  Bemfsverhältnissen  etwas  verschiedener  als  im  Kinde»> 
.alter  za  (gestalten.  Auch  bei  einzelnen  europäischen  Bevölkerungen  (in  Italien,  Spanien, 
Griechenland,  Galizien  und  Bukowina,  selbst  in  einzelnen  deutschen  Gebieten  wie 
Westfalen)  zeigt  sich  ausnahmsweise  im  höheren  Alter  eine  ungünstigere  Sterblichkeit 
der  Frauen  (s.  n.). 

Im  Ganzen  kann  die  verschiedene  Sterblichkeit  der  Geschlechter 
in  den  einzelnen  Lebensaltern  und  besonders  den  grösseren  hier 
nnterschiedenen  Perioden  derselben,  in  der  dargelegten  Weise  als 
eine  statistisch  feststehende  Thatsache  gelten. 

Eine  allgemeine  physiologische  Erklärung  fehlt,  denn  die  Annahme  einer 
grösseren  passiven  Widerstandsfähigkeit  des  weiblichen  Organismus  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  far  die  Thatsache  selbst    Eher  kann  man  an  eine  stärkere  Lebensabsoiption 
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468  mftnnlicheD  Oiganismos  darch  ziemlich  alle  Lebensphasen  hindurch  denken,  wie 
sie  darch  Geschlechtscharacter,  Thätigkeit,  Lebensweise«  Beruf  eben  auch  durch- 
schnittlich bedingt  ist.  Das  Leben  des  Knaben  und  des  Mannes  ist  im  Ganzen  direct 
und  indirect  mehr  gef&hrdet  als  das  des  Mädchens  und  der  Frau.  Es  bleibt  dabei 
bemerkenswerth,  dass  die  specifische  Geschlechtsfunction  des  Weibes  sich  nicht  als 
durchgreifend  die  Sterblichkeit  steigernder  Factor  zeigt,  wenn  auch,  wie  bemerkt, 
in  den  Jahren  der  hauptsächlichen  Gebährth&tigkeit  die  weibliche  Sterblichkeit  sich 
der  m&nnlichen  mehr  nähert  und  sie  hier  und  da  erreicht  und  etwas  überschreitet 

Die  regelmässige  Sterblichkeit  des  mäDDliehen  Geschlechts  wird 
aber  Dan  unter  besonderen  Verhältnissen  durch  die  specifischen 
Gefahren  bestimmter  Berufe  gesteigert.  Das  kann  sich  bei  grosser 
Verbreitung  solcher  Berufe  und  bei  besonders  starker  Lebensge- 
fährdung auch  in  der  Erhöhung  der  allgemeinen  männlichen  Sterb- 
lichkeit zeigen. 

Namentlich  der  Kriegsberuf  in  Kriegszeiten,  einzelne  gefährliche  Erwerbsberufe 
(Seewesen,  gewisse  bergmännische,  industrielle  Tbätigkeit)  sind  hier  7on  Einfluss  und 
Terschieben  durch  die  grössere  Sterblichkeit  der  Männer  in  ihnen  die  nattlrliche  Yer- 
theilung  der  Geschlechter,  besonders  in  den  betreffenden  Lebensaltem. 

Endlich  aber  führen  die  einheimischen  und  die  internationalen 
Wanderungen  die  beiden  Geschlechter  in  ungleichem  Maasse 
überhaupt  und  besonders  in  gewissen  Lebensaltern  fort  und  herbei. 
Sie  üben  so  auf  die  wirkliche  Geschlechtsvertheilung  der  Bevölkerung 
im  Ganzen  und  wieder  in  bestimmten  Altersclassen  einen  ziemlich 
erheblichen  Einfluss  aus.  Jedenfalls  ändern  sie  die  von  der  Ge- 
schlechtsvertheiiung  bei  den  Geburten  und  von  der  verschiedenen 
Sterblichkeit  bedingte  ,, natürliche''  Geschlechtsvertheilung  mehr 
oder  weniger. 

Da  in  der  zurackgebliebenen  Bevölkerung  im  einen  und  in  der  durch  Zu-  und  Ein- 
wanderung ?ergrOsserten  im  anderen  Falle  so  die  Geschlechtsvertheilung  eine  andere  wird, 
übt  auch  weiter  die  verschiedene  Sterblichkeit  der  Geschlechter  Überhaupt  und  in  den  ver- 
schiedenen Alterschiassen  noch  ihren  Einfluss  aus.  Im  Ganzen  sehen  namentlich  die 
Länder  der  Mas&enauswanderung  trotz  des  Knabenaberschusses  bei  den  Geburten  und 
auch  dann,  wenn  nicht  jene  besonderen  umstände,  wie  Krieg  und  andere  Berufs- 
gefahren mehr  Männer  dahinraffen,  in  ihrer  GesammtbevOlkerung  die  weibliche,  die 
Länder  der  Masseneinwanderung  die  männliche  Bevölkerung  und  zum  Theil  gerade 
in  den  TolkswirthschafUich  und  populationistisch  wichtigsten  mittleren  Lebensjahren 
noch  besonders  überwiegen  (s.  u.).  Die  heimischen  Wanderungen  äussern  in  den 
Wegzug-  und  Zuzuggegenden  vielfach  einen  ähnlichen  Einfluss,  aber  doch  nicht  immer 
und  nicht  in  demselben  Grade.  Denn  der  specifisch  weibliche  Massenberuf  der 
Dienstboten  führt  auch  Weiber  in  starker  Zahl  von  der  Geburtsheimath  fort,  oft  auf 
die  Dauer.  Und  die  Beschäftigung  der  Frau  in  der  Fabrik  hat  ähnliche,  wenn  auch 
dem  Grade  nach  an  sich  nnd  vollends  im  Vergleich  mit  den  betreffenden  Männern 
geringere  Wirkungen.  In  der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  Geschlechts-  und  der 
geschlechtlichen  Altersdassenvertheilung  der  Bevölkerung  nach  Stadt,  besonders  Gross- 
stadt und  Land,  industrieller  und  agrarischer  Gegend  gelangt  daher  der  Einfluss  der 
heimischen  Wanderungen  und  in  ihm  derjenige  der  wirthschaftlichen  Berufsverhältnisse 
mit  zum  Ausdruck. 

Da  doch  im  Ganzen  das  männliche  Geschlecht,  namentlich 
in  den  productiveren  Lebensjahren,  der  Hauptträger  der  wirth- 
schaftlichen, der  politischen,  der  Culturarbeit  ist,   so  sind  Kttck- 
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Wirkungen  der  GescblechteTertheilnng  überhaupt  und  derjenigen  in 
bestimmten  Altersclassen  auf  das  volkswirthscbaftliebe  Productions- 
interesse  nicbt  wohl  zu  bestreiten.    Dieses  wird  in  EinwanderuDgs- 
ländern  begünstigt,  in  Auswanderungsländem  benachtheiligt.  Aehnlich 
Terbält  es  sich  in  einheimischen  Zuzugs-   und  Fortzugsgegenden 
öfters.    Nimmt  man,  wohl  nicht  mit  Unrecht,  an,  dass  die  durch- 
schnittliche  weibliche  wirthschaftliche  Bedürftigkeit  geringer  als  die 
männliche  ist,   so  liegen   die  Dinge  vom  Standpuncte  der  volks- 
wirthschafUichen  Vertheilung  betrachtet  indessen  nicbt  in  demselben 
Maasse  günstiger  und  ungünstiger,  wie  vom  Standpuncte  des  Pro- 
ductionsinteresses  aus.    Aber  die  Erwerbsfähigkeit,  mindestens  die 
Erwerbsthätigkeit  der  Frauen  fehlt  vielfach  oder  ist  beschränkter 
und  sie  müssen  vom  Einkommen  der  Männer  mit  unterhalten  werden. 
Daher  wirkt  eine  grössere  Anzahl  weiblicher  Personen  in  der  Be- 
völkerung  ähnlieh  wie  eine  grössere  Quote  Kinder,   nemlich  doch 
wieder  als  höherer  Belastungscoetficient  für  die  männliche  erwachsene 
Bevölkerung:    d.  h.    das   Vertheiiungsinteresse    wird  dadurch  un- 
günstig berührt 

B.  — §.  240  Statistische  Belege.  S.  die  Werke  Aber  BevOlkerangssUtistik, 
wo  die  Geächlechtsvertbeilong  mit  Vorliebe  genaDer  verfolgt  wird,  so  bei  Wapp&os, 
7.  Oettingen,  G.  Mayr  u.  a.  mJ).  Auch  in  dem  gen.  B.  44  N.  F.  der  Beichs- 
statistik  sind  viele  vergleichende  Daten  gegeben  worden.  S.  bes.  Einl.  S.  21  £,  24iL, 
in  Combination  mit  Altersgliederung,  Tab.,  Verhältnisszahlen,  bes.  S.  114  ff.,  17i)ff. 
Ans  diesem  neuesten  reichen  Material,  meistens  aus  1871  oder  1872  —  80,  sind  die 
folgenden  Daten  im  Text  und  in  den  Tab.  XXXU — XXXIV  entnommen,  mit  Er- 
gänzungen für  die  neue  Welt  aus  anderen  Quellen. 

S.  Tab.  XXXU  auf  S.  603. 

Der  Ein  flu  SS  der  Wanderungen  zeigt  sich  im  Deutschen  Reich,  Gross- 
britannien, Schweden,  Norwegen  u.  a.  als  Auswanderungsländem,  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Australien  als  Einwanderungsländem  deutlich,  auch  gegenüber  Frankreidu 
Seit  der  neuerlichen  starken  Auswanderung  wird  auch  Italien  vermuthlich  bald  eine 
andere  Geschlechtsverthciluog  aufweisen.  In  Nordamerica,  Südaustralien  war  früher 
das  Uebergewicht  der  Zahl  der  Männer  noch  grosser.  Je  stärker  die  Bevölkerung 
wächst,  auch  durch  Geburtsüberschuss ,  und  eine  je  kleinere  Quote  selbst  die  neue 
Masseneinwandcrung  in  kurzen  Zeiträumen  von  der  bereits  grO>seren  ansässigen  Be- 
völkerung betrügt,  desto  mehr  wird  auch  in  den  grossen  Einwanderungsländem  die 
Geschlechtsvertheilung  in  der  Bevölkerung  eine  der  normalen  gleichkommende.  In 
den  älter  colonisirtcn,  den  atlantischen  Kü.stenstaaten  überwiegt  schon  jetzt  (bz.  schon 
18S1)  das  weibliche  Geschlecht  (z.  B.  Massachusetts  fast  1080,  New-York  fast  1030): 
in  den  neueren,  den  westlichen  Staaten  ist  das  männliche  um  so  stärker  vertreten. 
Aehnlich  in  Australien,  wo  in  Neu-Sudwales  1888  nur  812  weibliche  auf  1000  männ- 
liche Bewohner  kamen.  Bei  Indien  wirkt  vielleicht  frühere  Beseitigung  weiblicher 
Kinder  nach.  Die  Zahlen  der  Weiber  sind  daselbst  aber  auch  vermuthlich  unvollständiger, 
als  die  der  Männer  bei  der  Zählung  aufgenommen. 

Die  einheimischen  Wandemngen  spiegeln  sich  am  Deutlichsten  in  den  Zahlen 
der  Geschlechtsvertheilung  in  der  Bevölkerung  in  den  Maximis   and  Minimis  inner- 

')  Eine  jüngste  Arbeit  von  K.  Bücher  über  die  Geschlechtervertheilung  auf 
der  Erde,  in  G.  v.  Mayr*s  stat.  Arch.  1891  —  92,  2.  Halbb.,  geht  mir  leider  erst 
beim  Dmck  zu. 
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).  XXXII.  GeschlechtsyertheiluDg  anter  den  Geborenen 
1  unter  der  ganzen  Bevölkerung  nebst  Verhältniss  der 
Sterblichkeit  beider  Gescblechter  zu  einander. 
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Auf  1000 

Auf  1000 

xnännl.  komm,  weibl. 

männl.  komm,  weibl. 

unter  den 

unter  den 

Geb. 

Bcfölk. 

Gest. 

Geb. 

BevOlk. 

Gest. 

1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

2. 

scbes  Beich 

949 

1037 

880 

Schweden 

950 

1064 

910 

xtreme  nach 

Grossbritannien 

961 

1058 

890 

er.  in   Be?Olk. 

Westösterreich 

946 

1052 

870 

(CoJ.  2) 

Irland 

947 

1051 

940 

.  Breslaa,  Liegn. 

952 

1101 

840 

Finnland 

953 

1049 

930 

Oppelü 

945 

1085 

830 

Norwegen 

9ö0 

1047 

930 

Ostpreasseo 

954 

1084 

840 

Schweiz 

950 

1044 

880 

Arnsberg 

947 

925 

920 

Deutsches  Reich 

949 

1037 

880 

Düsseldorf 

953 

972 

900 

Dänemark 

952 

1033 

940 

übr.  Rheinland 

950 

999 

920 

Spanien 

938 

1026 

910 

[1 

955 

1012 

860 

Galizien.  Bukowina 

934 

1026 

910 

Preussen 

948 

io:n 

890 

Niederlande 

951 

1025 

940 

Balern 

948 

1051 

SSO 

Ungarn 

951 

1015 

0 

• 

2:r.  Sachsen 

948 

1047 

8ti0 

Frankreich 

955 

1008 

930 

emberg 

959 

1073 

870 

Belgien 

955 

995 

? 

n 

955 

1051 

900 

Italien 

940 

992 

960 

s-Lothringen 

947 

1046 

880 

Griechenland 

895 

919 
965 

980 

Ver.  Staat,  in  1 880 

^_ 

^— 

Austr.  Col.  in  1 888 

843 

Indien  in  1881 

— 

954 

des  Reichs  (preuss.  Bezirksgruppen)  ab.    Wenn  Orte  wie  Berlin  (auch  Hamburg) 
einen  weiblichen  Ueberscbuss  haben,   kommt  die  weibliche  Dienstbotenzahl,    in 
en  wohl  auch  diese  (Grossstädte)  und  die  weibliche  industrielle  Be?ölkerung  mit 
jtracht. 

Die  Col.  1  und  3 ,  welche  in  beiden  Abtheilungen  der  Tab.  XXXII  die  Ge- 
chtsproportion  der  Bevölkerung  flankiren,  zeigen  das  Ueberwiegen  der  Knaben  bei 
Geburten  und  die  günstigere  weibliche  Sterblichkeit  Die  Differenz  zwischen 
2  und  1  ergiebt,  unter  Berücksichtigung  der  SterbÜchkeitsproportion  der  Col.  3, 
Vlaass  des  Einflusses,  welchen  die  Wanderungen  auf  die  Umwandlung  der  ur- 
glichen  Geschlechtsproportion  bei  den  Geburten  in  dasjenige  unter  der  Gesammt- 
kcrung  ausüben,  natürlich  rerschieden,  auch  in  der  Richtung,  je  nachdem  es 
am  Ab-  oder  Zuzug  handelt. 

Die  folgende  Tab.  XXXIII  giebt  einen  Einblick  in  die  ?erschiedene  Sterblichkeit 
reschlechter  in  den  rerschiedcnen  Lebensaltern. 
S.  Tab.  XXXm  auf  S.  604. 

Es  wird  dadurch  auch  die  frühere  Uebersicht  der  allgemeinen  Sterblichkeit 
2,  bes.  Tab.  V  u.  YI,  S.  500)  noch  ergänzt.  Die  Daten  nach  gen.  B.  44  der 
ifstat.  S.  179ft.  Diejenigen  für  das  Deutsche  Reich  schliessen  die  Daten  für 
smberg  und  Hamburg  z.  Th.  nicht  mit  ein.  Ebenda  sind  auch  für  die  meisten 
en  Staaten  Beobachtungen  gleicher  Art  angestellt.  Erheblichere  Verschieden- 
I  der  relati?en  Sterblichkeit  der  Geschlechter  finden  sich  wenig.  Für  die 
ten  Altersclassen  sind  die  absoluten  Zahlen  so  klein,  dass  die  Werthe  der  Relati?- 
1  unsicher  werden.  So  zeigt  z.  B.  eine  doppelte  Berechnung  für  das  Deutsche 
,  einmal  für  1872  —  80  (excl.  Würtemberg,  Hamburg  und  einige  Kleinstaaten) 
iweitens  für  1876 — 80  (incl.  Würtemberg)  nur  geringe  Unterschiede  bis  zum  80., 
.  Jahre,  grossere  alsdann  (a.  a.  0.  S.  179).  Nur  im  höheren  Kindesalter  (5 — 10  J.), 
noch  in  der  Periode  der  Entwicklung  der  Geschlechtsreife  (10 — 15,  auch  15 — 20  J., 
leinen  Unterschieden  zwischen  südlichen  und  nördlichen  Ländern,  die  verständlich 
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Tab.  XXXIII.   Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den 

verschiedenen  Lebensaltern. 


Auf  1000  Lebende  Gestorbene  (ohne  Todtgeborene) 

Alter,  Jahre 

Deutsch  Reich 

WestOsterr.    |       Italien 

Frankreich  i! 

Qrossbritann. 

männl. 

weibl.1 

männi. 

weibl.  männl.  weibl.  mÄnnL  weibl.ljmÄnnl.  weibl. 

i                       1                       '           . 

Ueberbaupt 

28.5 

25.2  !    31,4      27.2      30.6 

29.3 

23.2 

21.6 

22.7 

20.2 

unter  1 

321 

267 

359 

287     ' 300 

267 

229 

191     1 

193 

154 

1—    2 

71 

69 

86 

83       170 

169 

1 

f 

69 

64 

2—    3 

34 

33 

44 

42         58 

59 

[68 

66  |i 

28 

28 

3—    4 

'    23 

23 

30 

28    '    36 

37 

19 

18 

4—     5 

1    18 

18 

24 

23    ,    28 

29 

J 

i 

14 

13 

5—  10 

8.8 

8.6 

10.7 

10.7  '    12.2 

12.8 

6.5 

6.9 

7.0 

6.5 

10—  15 

3.9 

4.2 

4.5 

40        5.8 

6.6 

1     3.9 

4.7 

3.9 

3.9 

15—  20 

5.8 

49 

6.7 

6.5       6.6 

7.3 

5.5 

6.5 

5.5 

5.7 

20—  25 

8.1 

6.9 

10.9 

8.3  <    10.5 

9.1 

9.5 

7.4 

7.6 

7.0 

25—  30 

8.8 

8.9 

10.8 

9.6 

9  4 

10.5 

97 

9.8! 

86 

8.0 

30—  35 

!     9.8 

10.2 

11.1 

10.4  1      9.7 

11.1  1      9.8 

9.9! 

10.4 

9.6 

35—  40 

12 

11.6 

12.8 

11.5      11.4 

12.3 

;    10.4 

9.9' 

12.8 

ll.l 

40—  45 

14.7 

12.2 

,    15.0 

12.1      13  6 

12.7 

12.2 

10.5 

14.8 

12.3 

45—  50 

19.5 

13.5 

1    18.1 

14.0 

.    16.8 

14.2'    14.2 

11.9 

18.4 

14.3 

50—  55 

1    24 

18 

24 

19 

22 

19     ,    19 

15 

22 

17 

55—  60 

1    32 

26 

31 

25 

1    28 

26 

'    24 

20 

31 

25 

60—  65 

44 

38 

43 

39         41 

40 

35 

31 

39 

32 

65—  70 

66 

60 

59 

57         61 

64     '    53 

47 

61 

52 

70—  75 

1    97 

91 

101 

99 

95 

101 

84 

76     ' 

82 

72 

76—  80 

149 

142 

147 

143     ! 181 

138 

130 

116 

126 

113 

80—  85 

216 

205 

227 

225 

,186 

199 

187 

182 

200 

176 

85—  90 

303 

279 

340 

319 

'255 

262 

237 

230 

294 

255 

90—100 

,356 

331 

412 

377 

236 

225 

303 

270 

464 

428 

üeberlOO 

;369 

322 

300 

300 

240 

232 

433 

257 

467 

469 

sind)  und  in  der  folgenden  Periode  der  hauptsächlichen  Gebährihätigkeit  der  Frauen 
(20  er,  auch  wohl  mitunter  noch  30  er  Jahre  des  Alters)  nähert  sich  die  weibliche 
Sterblichkeit  der  männlichen,  kommt  ihr  gleich  und  ttbertrifil  sie  öfters  etwas.  Der 
genauere  Vergleich  einzelner  Länder  ?erschiedenen  Klimas  und  Nationalität,  z.  B. 
Italiens,  Scandinanens ,  bietet  besonderes  Interesse.  In  wiefern  die  italienischen 
Daten,  welche  einiges  Auffallende  und  Abweichende  zeigen,  ?Ollig  correct  sind,  mosa 
dahin  gestellt  bleiben. 

Auf  die  Yerschiedenheit  der  Altersdassification  beider  Geschlechter  (männlicher, 
weiblicher  Altersaufbau)  kommen  wir  im  folgenden  §.  241  noch  zurtlck.  Wie  sich 
nach  der  Geschlechtsvertheilung  bei  den  Geburten  und  bei  den  Altersclassen  der 
Sterbefälle  und  Wanderungen  schliesslich  das  Yerhältniss  der  männlichen  zur  weib- 
lichen Bevölkerung  in  den  Terschiedenen  Lebensaltern  stellt,  ist  für  die  volkswirth- 
schafUiche  Seite  der  Bevölkerungsfrage  ebenfalls  von  besonderem  Interesse.  In  der 
amtlichen  und  Privatstatistik  ist  das  öfters  genauer  ermittelt  oder  berechnet  worden. 
Die  gen.  treffliche  Arbeit  Schumanns  in  B.  44  der  Reichsstatistik  liefert  auch 
hierüber  lehrreiche  Berechnungen  und  Untersuchungen  fdr  4  grössere  Altersclassen 
der  Bevölkerung,  0—15,  15  —  40,  40  —  60  und  über  60  Jahre  (Einl.  S.  31),  zugleich 
mit  Berücksichtigung  der  relativen  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  diesen  Classen. 
Für  unsere  Zwecke  wäre  es  erwtlnscht,  wenn  die  3.  Glasse  bis  zum  70.  oder  wenigstens 
bis  zum  65.  Jahre  ginge.  Für  das  Deutsche  Beich  liegen  die  Berechnungen  fftr  die 
Gebietsgruppen  vor.  Einige  dieser  Daten  sind  in  Tab.  XXXIV  zusammeng^tellt 
worden.  Bei  den  Differenzzahlen  der  deutschen  Gebiete  blieben  die  einzelnen  Klein- 
staaten, welche  die  gen.  reichsstat.  Arbeit  besonders  giebt,  wieder  unberücksichtigt, 
weil  sie  aus  zu  kleinem  und  der  zufälligen  Gebietsbegrenzung  entstammendem  Material 
herrühren. 
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Tab.  XXXIV.  Verhältniss  der  Geschlechter  zu  einander 

in  grösseren  Altersclassen. 

Aof  1000  männliche  kommen  weibliche  Personen: 


unter  15  Jahren 

15—40  Jahre 

40 

—60  Jahre 

Uber  60  Jahre 

1. 

2. 

3. 

4. 

Dentsches  Reich        997 

1044 

1069 

1126 

DifTerenzen: 

1.  Maximnm 

1038 

1144 

1167 

1602 

Gebiet 

Südbaiem 

B.  Oppeln 

Breslau,  Liegnitz 

Berlin 

2.  Maximum 

1036 

1135 

1126 

1292 

Gebiet 

Würtemberg 

Pr.  Posen 

Elsass-Lothringen 

Ostpreussen 

1.  Minimum 

970 

875 

918 

941 

Gebiet          Münster,  Minden 

B.  Arnsberg 

B. 

Arnsberg 

Monster,  Minden 

2.  Minimum 

971 

960 

958 

1000 

Gebiet 

B.  Arnsberg 

Berlin 

B. 

Dübseld.    BhoinLohneDQsseld 

WestOaterreich 

1006 

1055 

1111 

1079 

Galizien,Bakoir. 

1012 

1063 

1009 

894 

Ungarn 

1006 

1034 

996 

1000 

Griechenland 

901 

957 

861 

940 

Italien 

965 

1020 

992 

965 

Spanien 

976 

1065 

1030 

1029 

Frankreich 

976 

1011 

1010 

1068 

Grossbritannien 

996 

1074 

1101 

1200 

Irland 

972 

1104 

1196 

1057 

Schweiz 

1002 

1057 

1072 

1077 

Belgien 

984 

984 

992 

1087 

Niederlande 

989 

1021 

1035 

1175 

Dänemark 

980 

1042 

1039 

1189 

Schweden 

982 

1055 

1123 

1315 

Norwegen 

971 

1073 

1070 

1204 

Finnland 

994 

1029 

1108 

1330 

Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Tabelle,  dass  im  Kindesalter  unter  dem  Einfluss  des 
m&nnlichen  GeburtsUberschnsses  und  weil  hier  sich  die  Wanderungen  noch  nicht  be- 
sonders geltend  machen,  regelmltesig  auch  in  der  Bevölkerung  die  Knaben  überwiegen, 
aber  doch  nur  mit  nicht  seltenen  Ausnahmen.  Diese  sind  dann  wohl  auf  die  un- 
gewöhnlich ungünstige  Sterblichkeit  der  m&nnlichen  Kleinkinder  mit  zurückzaftthren, 
wie  in  Südbaiem,  Würtemberg  (auch  in  Hohenzollem,  Baden  und  anderen  deutschen 
Ländern  mit  Mädchenüberschuss  im  Kindesalter),  in  Oesterreich,  Schweiz,  wo  statistisch 
eine  relativ  hohe  Sterblichkeit  der  Knaben  verglichen  mit  den  Mädchen  hervortritt 
(s.  Beichsstat.  a.  a.  0.  S.  32). 

In  der  2.  Altersclasse,  derjenigen  der  kräftigsten  Lebensjahre,  macht  sich  inner- 
halb Deutschlands  wie  ausserhalb  der  Einfluss  der  Wanderungen  und  der  wlrthschaft- 
lichen  Hauptberufe  der  Bevölkerung  stark  geltend,  derjenige  der  hier  auch  für  das 
männliche  Geschlecht  nicht  so  viel  ungünstigeren  Sterblichkeit  (100  :  96  in  Deutsch- 
land, gegen  100  :  88  im  Kindcsalter)  kaum.  Die  preassischen  östlichen  Provinzen 
(ausser  Brandenburg),  Mecklenburg,  Hessen-Nassau,  Franken,  Thüringen,  Würtemberg 
Pfalz  haben  hier  alle  ein  ziemlich  starkes  üeberwiegen  der  Frauen  (6 — 14  7o)»  6*^ 
schwächeres  (0!  bis  5  ^/q  und  mehr),  haben  Westfalen  ohne  Arnsberg,  Pr.  Sachsen, 
Hannover,  Rheinland  ohne  Düsseldorf,  K.  Sachsen,  Südbaiem,  Baden,  Elsass-Lothringen, 
Hessen,  Oldenburg  und  verschiedene  Kleinstaaten.  Nur  Berlin  und  Brandenburg,  Arns- 
berg nnd  B.  Düsseldorf,  Braunschweig  und  (ein  Weniges)  Schleswig>Holstein  haben  hier 
einen  männlichen  Ueberschnss  in  der  Bevölkerung,  Hamburg  fast  ein  Gleichgewicht  (1 004). 
Die  Massenauswanderungsländer,  Deutschland,  die  übrigen  germanischen,  auch  Spanien, 
Italien,  die  österr.-ungar.  Lande  (wo  Andres  mehr  mitspielen  muss)  zeigen  weniger 
Männer,  so  besonders  im  Vergleich  mit  Frankreich,  Belgien. 

In  der  3.  Classe,  von  40 — 60  Jahren  ergeben  sich  innerhalb  Deutschlands  wie 
in  den  anderen  Ländern,   wohl    anter  Nachwirkung  der  Wanderungen  in  jüngeren 
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Jahren,  vielfach  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  der  vorausgehenden  Glasse,  doch  so, 
dass  der  weibliche  Ueberschnss  meistens  noch  grösser  geworden  ist,  oder  da  eintrat* 
wo  er  früher  fehlte.  Indessen  finden  sich  mehrfach  Ausnahmen,  welche,  wie  in 
Galizien,  Italien,  mit  nicht  so  günstiger  Sterblichkeit  der  Fraaen  zusammenhingen 
können. 

In  der  höchsten  Altersclasse,  von  über  60  Jahren,  überwiegt  mit  ganz  wenigen 
Ausnahmen  überall  das  weibliche  Geschlecht  nnd  meistens,  z.  Th.  erheblich  stärker, 
als  in  den  jüngeren  Jahren.  In  Deutschland  macht  nur  R.-B.  Minden  und  Münster 
(von  kleineren  Gebieten  HohenzoUem,  Birkenfeld),  von  fremden  Ländern  nur  Gali- 
zien u.  8.  w.,  Italien,  Griechenland  hiervon  eine  Ausnahme :  hier  überwiegt  in  dieser 
Glasse  das  männliche  Geschlecht,  auch  zeigt  sich  (ausser  in  Hoheozollern)  hier  eine 
grössere  weibliche  Sterblichkeit.  Im  Ganzen  tritt  der  Einfloss  der  Sterblichkeit  auf 
die  Geschlechtsvertheilung  unter  der  Bevölkerunir  in  diesen  höheren  Jahren  wieder 
stärker  hervor.  Die  auffallend  hohe  Zahl  alter  Frauen  gegenüber  alten  Männern  in 
Berlin  findet  durch  ähnlich  hohe  Zahlen  in  den  3  Hansestädten  ihre  Wiederholung.  — 
Im  Einzeben  kann  man  für  Massenauswaoderun^rsländer,  namentlich  für  solche,  welche 
es  schon  lange  sind,  und  für  Länder  mit  gefährlicheren  Lebensberufen  der  Männer 
mehrfach  (nicht  allgemein,  wie  Irland  zeigt)  ein  besonders  grosses  Ueberwiegen  der 
Frauen  im  höheren  Lebensalter  und  eine  weitere  Steigerung  im  höchsten  Alter  nach- 
weisen, (über  80  und  90  Jahre,  s.  Wappäus  II,  180,  212,  der  für  den  Durchschnitt 
einer  Reihe  von  11  europ.  Ländern  berechnet: 

Tab.  XXXV. 

Auf  1000  Männer  Weiber: 

0—  5  Jahre  980  30—40  Jahre  1025 

5—10  „  977 
10—15  „  970 
15—20  „  984 
20—25  „  1068 
25—30      „    1042 


Für  manche  Specialfragen  der  Bevölkerungsstatistik  und  auch  für  manche  be- 
sondere Puncte  der  volkswirthschaftlichen  Seite  der  Bevölkerungsfrago  und  for  andere 
wirtbschaftlicbe  Specialfragen,  anch  solche  der  practischen  Nationalökonomie,  z.  B.  der 
Lebensversicherung,  des  Wittweokassenwesens,  ist  grade  diese  Verschiedenheit  der  Ver- 
theilung  der  Geschlechter  in  den  Altersclassen  besonders  wichtig.  Sie  verdient  daher  auf- 
merksam beachtet  zu  werden.  In  der  gen.  reicbsstatistischen  Arbeit  liegt  noch  viel 
weiteres  Material  gut  verarbeitet  vor,  um  den  interessanten  Gegenstand  ins  Einzelne 
hinein  zu  verfolgen. 

VII.  —  §.  241.  Altersvertheilung  in  der  Bevölke- 
rang  (Altersclassification).  A.  Allgemeine  Uebersicht. 
Wichtiger  noch  als  die  Geschlechtsvertheilung  ist  für  die  volkswirth« 
sehaftliche  Seite  der  Bevölkerungsfrage  die  Vertheilung  der  Lebens- 
alter und  die  danach  sich  ergebende  Classification  der  Bevölkemng. 
Denn  hiervon  hängt  v^^ieder  die  Vertheilung  der  Lebensjahre  ab, 
welche  aus  natürlichen  und  aus  socialen  Gründen  productivnnd 
unproductiv  oder  nur  theilweise  productiv  sind  und,  soweit  bloss 
natürliche  Gründe  obwalten,  auch  nur  so  sein  können :  der  wichtige 
Punct  in  dieser  Frage  für  das  volkswirlhschaftliche  Productions- 
problem,  aber  zugleich  der  fast  noch  wichtigere  für  das  Vertheilungs- 
problero,  weil  sich  danach  entscheidet,  welcher  Theil  der  Bevölkerung 


40—50 

«♦ 

1017 

50—60 

»» 

1068 

60—70 

»* 

1173 

70—80 

♦» 

1171 

80—90 

»» 

1M5 

über  90 

«t 

1552 
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orDothwendig  oder  nach  den  einmal  in  Bezog  auf  die  Lebens- 
)r  bestehenden  socialökonomischen  ErwerbByerhältnissen  Ton  dem 
leren  unterhalten  werden  mass,  also  für  diesen  den  ökonomischen 
ilastungscoefficienten'^  darstellt. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  daher  vor  Allem  die  absolute 
[  relative  Grösse  der  Bevölkerung  im  Kindesalter,  d.  h.  etwa 
zum  vollendeten  15ten  Lebensjahre. 

Wie  man  dieses  Alter  hier  za  begrenzen  habe,  ist  allerdings  nicht  so  ohne 
'eres  zu  bestimmen.  Meistens  wird  es  aoch  in  der  Alteisstatistik  der  BevOlkernng 
nach  einem  wirthschaftlichen  Gesichtspunct,  bis  zn  demjenigen  Lebensjahre 
chnet,  wo  regelmässig  in  der  Masse  der  äevOlkerang  die  Erwerbsarbeit  beginnt 
der  jonge  Mensch  (beiderlei  Geschlechts)  die  Last  seiner  Erhaltung  seinen  Eitern 

Angehörigen  oder  sonstigen  rechtlich  Yerpflichteteu  oder  thats&chlich  bisher 
enden  wenigstens  theilweise  abnimmt.  Dieses  Lebensjahr  hängt  mit  der  natür- 
:n  Entwicklung  des  menschlichen  Organismus  zusammen,  bildet  daher  einiger- 
isen  auch  die  natUrliche  Grenze  des  Kindesalters:  annähernd  die  Zeit  des  Ein- 

der  Geschlechtsreife,  ein  Zeitpunct,  welcher  freilich  nach  Klima,  Bace,  Nationalität, 
it  unter  den  europäischen  Cultunrölkem,  etwas  verschieden  ist    Es  ist  zugleich 

der  Zeitpunct,  wo  die  Schulpflicht  zu  enden  und  auch  thatsächlich  filr  die  grosse 
iQ  des  Volks  der  Schulbesuch  anfzuhOren,  die  kirchliche  Confirmation  stattzufinden 
t.  Für  den  grossen  europäischen  Durchschnitt  kann  man  so  das  15te,  am  Besten 
vollendete  15te  Jahr  annehmen,  wie  es,  zum  Theil  in  Verbindung  mit  der  neuer- 
beliebten Qoinqoennialperiode,  auch  in  der  Statistik  jetzt  meistens  geschieht  (früher 
r  das  voUendete  14te  Jahr).  Physiologisch  ist  dieses  Jahr  allerdings  fOr  stld- 
I  Völker  etwas  zu  hoch,  filr  nördliche  noch  etwas  zu  niedrig.  Und  volkswirth- 
iftlich  bleiben  bei  einem  solchen  Ansatz  die  thatsächlichen  Verbältnisse, 
he  bei  dem  Einzelnen  von  allgemeinen  socialen  und  wirthschaftlichen  umständen 
von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  socialen  Classe  abhängen,  unberack- 
igt.  Denn  in  den  unteren  Classen,  wenigstens  bei  Hausindustrie  und  Fabrikwesen, 
ge  ein  allgemeines  Verbot  der  Kinderarbeit  fehlt,  auch  im  Handwerk  wenigstens 

vollendeten  14.  Jahre  an,  etwas  auch  in  der  Landwirthschaft  und  im  Gesinde- 
;t  u.  dgL  beginnt  die  Erwerbsarbeit  und  damit  die  mindestens  theilweise  öko- 
sehe  Emancipation  von  der  Familie  früher;  bei  den  höheren  Classen  andrerseits 
[intermaassen  viel  später,  wenn  überhaupt  (Haustöchter!).  Man  kann  daher  die 
Ikerung  im  Kindesalter  bis  incl.  15  Jahre  nur  im  Grossen  und  Ganzen  und  unter 
angedeuteten  Vorbehalten  als  die  durch  Altersverhältnisse  unproductive 
len. 

Beginnt  man  dann  das  „erwachsene''  ,,productive'' 
!r  vom  16ten  Lebensjahre  an,  so  kann  anch  das  in  der  volks- 
hschaftiichen  Betrachtung  der  Altersclassification  und  bei 
Idssen  daraus  wiederum  nur  mit  Vorbehalten  geschehen. 

Denn  die  regelmässige  Erwerbsthätigkeit  und  auch,  nach  den  hier  obwaltenden 
fen,   die  ErwerbsfähiKkeit  der  höheren  Classen   fängt  erst  viel  später  an.     Aber 

in  der  Masse  des  Volks  sind  die  Erhaltungskosten  meist  noch  einige  Jahre  lang 
den  Eltern  etc.  wenigstens  zu  ergänzen  und  auch  hier  tritt  manchmal  Erwerbs- 
keit   und  Thätigkeit   erst   etwas   später   ein.    FUr   die    ökonomische  Betrachtung 

daher  namentlich  die  Altersclasse  16 — 20  noch  nicht  allgemein,  für  die  höheren 
hten  kaum  die  Classe  26 — 30  Jahre  schon  als  productiv  gelten.  Bei  den  statistischen 
tn  und  bei  Schlüssen  daraus  will  das  wiederum  bedacht  sein. 

Nicht  minder  macht  die  Frage  Schwierigkeit,  mit  welchem 
ensjahre  man  die  ,,productive'' Altersclasse  abschliessen  soll. 
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Man  pflegt  dafttr  das  vollendete  60.^  65.,  auch  70.  Jahr  anzaseheD, 
kann  für  jedes  derselben  und  fUr  dazwischen  liegende  manche 
Gründe  geltend  machen.  Aber  allgemein  und  durchaus  passt  wieder 
nach  den  natürlichen,  den  socialen,  den  individuellen  Verhältnissen 
kein  einzelnes  bestimmtes  Jahr  immer  als  Norm  und  als  statistische 
Grenzziffer. 

Physiologisch  wird  man  sich  mehr  fQr  das  70.  als  für  ein  jüngeres  Jahr  ent- 
scheiden. Volkswirthschaftlich  ist  für  die  Masse  der  unteren  und  tbeil weise  auch  der 
Mittelclassen  (in  st&dtisch-indastrieller  nnd  in  ländlicher  Besch&ftigang)  das  65.  wohl 
richtiger,  weil  die  Arbeits-  and  Erwerbsf&higkcit  hier  früher  und  st&rker  abzunehmen 
pflegt  Man  könnte  mit  Rücksicht  darauf  wohl  anf  ein  noch  jüngeres  Jahr  zurückgehen. 
Aber  für  Dorchschnittsyerhältnisse  ist  doch  das  60ste  wohl  eine  etwas  niedrige  Grenze. 
In  den  höheren  Classen  kann  man  hier  eher  das  TOste  annehmen.  Auch  kommt  doch 
in  Betracht,  dass  die  ältere  Bevölkerung  ?on  dem  Doppelstandpunct  der  Production 
und  der  Vertheilung  aus  nicht  der  Bevölkerung  im  Kindesalter  gleich  gesteUt  werden 
kann:  sie  ist  im  Ganzen  weder  wirthschaftlicb  so  unprodactiv  noch  so  ausschliesslich 
und  namentlich  nicht  so  direct  wie  diese  Belastungscoefficient  für  Dritte,  für  die 
Haaptclasse  der  Bevölkerung  im  LTäftigen  productiven  Alter. 

Innerhalb  der  drei  Hauptclassen  des  Kindes-,  des  mittleren  und  des  älteren 
Lebensalters  lassen  sich  kleinere  Altersclassen,  welche  nur  einige  Jahre  (z.  B.  5,  10) 
oder  selbst  nur  1  Jahr  umfassen ,  auch  für  die  volkswirthschaftliche  Auffassung  mit 
Rücksicht  auf  die  Aenderungen  in  der  Productivität  and  in  dem  Gewicht  als  Be- 
lastungscoefficient  für  Andere  weiter  unterscheiden,  so  z.  B.  das  jüngere  (bis  5,  bis  10), 
das  höhere  (10  — 15  Jahre)  Kindes-,  das  jüngere  und  höhere  Greisenalter  (65  —  70, 
70 — 75 ,  über  75,  über  80  Jahre).  In  der  mittleren  Lebonsalterclasse  kann  man  anch 
wieder  passend  grössere  Zwischenclassen  bilden,  z.  B.  15 — 20 — 40,  die  Zeit  der  auf- 
steigenden und  für  die  Arbeitermassen  meist  productivsten  und  erwerbsgünstigsten 
Jahre,  40 — 60 — 65  die  Zeit  der  wieder  abnehmenden  Productivität  und  des  sinkenden 
Erwerbs  in  diesen  Kreisen,  freilich  umgekehrt  wohl  meistens  des  Höbepuncts  der  höheren 
Classen  darin.  Die  4  Jahresgruppen  der  Reichsstatistik  (B.  44)  bis  15,  15 — 40, 
40 — 60,  über  60  (besser  bis  65)  können  so  hier  auch  für  unsere  Zwecke,  immer  mit  den 
geäusserten  Vorbehalten,  gut  benutzt  werden. 

Die  Vertheilung  der  Lebensalter  in  der  Bevölkerung  wird 
normal^  d.  h.  wenn  nicht  die  zu  erwähnenden  besonderen 
Umstände  einwirken,  wesentlich  bedingt  von  der  Geburtsfrequenx 
und  von  der  Sterblichkeit  in  den  verschiedenen  Lebensjahren. 
Auch  wenn  bei  hoher  Geburtsfrequenz  (gewisse  germanische,  slavische 
Länder)  eine  grössere  Quote  der  Kleinkinder  wieder  stirbt,  als  in 
Ländern  mit  geringerer  Qeburtsfrequenz  (Frankreich  u.  a.  m.,  s.  o. 
§.  211),  so  bleibt  doch  regelmässig  ein  grösserer  Ueberschuss  von 
Kindern  vorhanden,  welcher  die  Quote  der  Bevölkerung  im  Kindes- 
alter bei  entsprechender  Höhe  der  Geburtsfrequenz  dauernd  erhöht, 
—  den  durch  die  Kinder  für  die  erwachsene  productive,  erwerbende 
Bevölkerung  gebildeten  Belastungscoefficienten  steigert  (Deutschland, 
Grossbritannien  gegenüber  Frankreich).  Oberhalb  des  Alters  der 
Kleinkinder  macht  sich  dann  die  relative  Sterblichkeit  der  einzelnen 
Lebensjahre  und  Jahresclassen  geltend,  wofür  auf  die  frühere  Dar- 
legung des  Sterblicbkeitsverhältnisses  zu  verweisen  ist  (§.  211,  212). 
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Da  die  Sterblichkeit  der  beiden  Geschlechter  im  Kindes-  und  späteren  Alter 
yerschieden  ist  (§.  240),  zeigt  sich  auch  die  GeschlechtsrertheilQDg,  als  Resultat  der 
darauf  einwirkenden  Umstände,  auf  die  durchschnittliche  Yertheilang  der  Lebens- 
alter in  der  GesammtbeFÖlkerong  etwas  mit  von  Einflnss.  Länder  mit  einem  Ueber- 
schnss  der  weiblichen  Personen  müssen  daher  auch  in  der  AltersFortheilong  ein  etwas 
anderes  Bild  geben,  als  Länder  mit  einem  Gleichfrewicht  beider  Geschlechter  oder 
einem  Ueberschnss  des  männlichen:  die  älteren  Jahrgänge  werden  im  Ganzen  in 
ersterem  etwas  stärker  besetzt  sein. 

Diese  normale  VertheiloDg  der  Altersclassen  in  der  Bevölkerung 
wird  nun  auch  hier  wieder,  wie  diejenige  des  Geschlechts ,  mehr 
oder  weniger  verschoben  durch  besondere  Umstände,  welche 
einzelne  Altersclassen  in  ungleichem  Maasse  berühren.  Dahin 
gehören  Galami  täten,  wie  Krieg,  Epidemien  (z.  B.  unter  Kindern), 
wirthschaftliche  Nothzeiten  (mit  höherer  Sterblichkeit  der  schwächeren 
Elemente,  Kinder,  Greise)  und  namentlich  auch  wieder  Ein-  und 
Auswanderung,  an  welcher,  nach  dem  Früheren  (§.  225 ff.),  die 
verschiedenen  Altersclassen  ungleich  betheiligt  sind. 

Die  Länder  der  Masseneinwandemng  sind  daher  hier  wieder  etwas  begünstigt, 
diejenige  der  Answandening  benachth eiligt ,  weU  die  Altersclassen  der  beginnenden 
und  der  stärksten  Prodactintät  mehr  als  die  übrigen  die  wandernden  sind  (S.  562). 
In  der  Altersclassenstatistik  der  Einwandemngsländer  tritt  das  nnr  nicht  so  deutlich 
herror,  weil  hier  oft  die  grosse  Gebartsfreqoenz  der  einheimischen  Bevölkerung  die 
Quote  der  Kinder  stark  erhöht.  Die  BeyOlkerung  in  höherem,  im  Greisenalter  muss 
femer  in  jungen  Einwanderungsländern,  wo  die  Einwanderung  gross  ist  und  so 
gegenüber  der  einheimischen  Bevölkerung  stark  ins  Gewicht  fällt,  wieder  ein  kleinerer  Theil 
werden,  selbst  bei  günstiger  Sterblichkeit  in  allen  Altersclassen,  denn  die  Einwanderer 
füUen  namentlich  die  jtlngeren  und  mittleren  Jahrgänge  an.  —  Grosse,  andauernde 
Kriege  mit  starken  Verlusten  durch  Schlachten,  Krankheiten  und  Elend  unter  dem 
Heere  (russischer  Feldzag  von  1812!)  schwächen  natürlich  die  Jahrgänge  der  be- 
treffenden männlichen  Altersclassen,  was  sich  1 — 2  Menschenalter  lang  in  der  Gliederung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Lebensalter  bemerkbar  machen  kann;  so  in  Frankreich 
nach  der  grossen  napoleonischen  Kriegszeit  lange  hin  später  in  der  schwächeren  Be- 
setzung derjenigen  Jahrgänge  der  männlichen  Bevölkerung,  welche  durch  die  Kriege 
früher  besonders  mitgenommen  worden  waren.  —  In  Irland  wurde  durch  die  Noth- 
zeit  des  5.  Jahrzehnts  dieses  Jahrhunderts  grade  die  Kindergeneration  besonders  ver- 
mindert. —  Manche  Einflüsse,  so  diejenigen  der  Epidemien,  zumal  unter  den  Kindern, 
werden  freilich  vomemlich  nur  in  der  Altersclassification  der  localen,  einigermaassen 
stabilen  (namentlich  nicht  durch  Wanderungen  stark  beeinflussten)  Bevölkerung  hervor- 
treten; nicht  leicht  in  der  Bevölkerung  ganzer  Länder  oder  grösserer  Laodestheile. 
Dafür  sind  sie  selten  mächtig  genug  oder  beschränken  sich  wenigstens  nicht  scharf 
auf  bestimmte  Altersclassen  oder  werden  in  ihrer  Wirkung  durch  andere  Momente 
gekreuzt  und  aufgehoben. 

Unter  allen  Einflüssen  auf  die  Gliederung  der  Bevölkerung 
nach  dem  Alter  ist  derjenige  der  Geburtsfrequenz  der  deutlichste 
und  für  die  volkswirthschaftliche  Seite  der  Frage  auch  der  wichtigste. 
Die  auf  die  grössere  Geburtsfrequenz  zurückzufahrende  stärkere 
Quote  der  Bevölkerung  im  Eindesalter  macht  sich  am 
Meisten  als  höherer  Belastungscoefficient  und  verminderter  Pro- 
ductivitätscoefficient  für  die  Gesammtbevölkerung  in  der  Volks- 
wirthscbaft  geltend.    Hierin  liegt  der  unverkennbare  Nachtheil  der 


610     4.  B.  Betrölk.  u.  yolksw.sch..  1.  K.  BerOlk.lehre.   1.  H.-A.  Statist  §.  242. 

Länder  mit  starker  Gebnrtsfrequenz  und  hoher  Quote  der  Kinder 
gegenüber  einem  Lande  mit  ganz  entgegengesetzten  Erscheinungen 
wie  Frankreich.  Nur  die  schliessliche  Folge  der  höheren  Geburts- 
frequenz, das  raschere  und  stärkere  Wachstbum  der  Gesammtbe- 
YÖlkerung,  kann  hier  wieder  Ausgleichungen  herbeiftihren,  nemlich 
wenn  und  soweit  als  diese  grössere  Bevölkerung  über  absolnt 
stärkere  Jahrgänge  im  productiven  Alter  verfügt  und  die  wirth- 
schaftlicbe  Productivität  dieser  Bevölkerungstheile  stärker  als  deren 
Bedarf  an  wirtbscbaftlichen  Gütern  wächst.  Aber  ächwierigkeiten 
und  Bedenken  aller  Art  bleiben  immer. 

Wir  kommen  darauf  im  nächsten  Hauptabschnitte  dieses  Kapitels,  bei  den  toUeb- 
wirthschaftlichen  Folgerungen,  zurück.  Der  ganze  Punct  hängt  eng  mit  den  ,Jdml- 
tbas'schen  Fragen'^  zusammen  und  ist  einer  der  wichtigsten  grade  fdr  die  rolkswirth* 
schaftliche  Betrachtung  des  BevOlkerungsproblems. 

B.  —  §.  242.    Statistische  Belege. 

S.  für  Material  aus  etwas  weiter  zurückliegender  Zeit  wieder  Toinemlich 
Wappäus.  (II,  40  £,  126  ff.);  auch  für  die  ganze  hier  behandelte  Frage  sind  seine 
Ausführungen  besonders  beachtenswerth.  Nach  den  von  ihm  berechneten  Zahlen  ans 
den  damals  noch  unvollständigeren  Daten  der  Altersstatistik  einer  Beihe  von  Ländern 
ist  die  Tabelle  XXXVI  zusammengestellt  worden.  Die  europäischen  Länder  umfassen 
hier  Frankreich,  Grossbritannien  mit  Irland,  Niederlande,  Belgien,  Schweden.  Norwegen, 
Dänemark  mit  seineu  damaligen  deutschen  Provinzen  (Schleswig-Holstein,  Lauenburg), 
Sardinien  und  Kirchenstaat  Deutschland  fehlt  hier  also  fast  ganz.  Die  americani- 
sehen  Länder  sind  die  Vereinigten  Staaten  und  Canada.  Die  Zahlen  aus  Mitte  der 
40er  und  Anfang  der  50er  Jahre  (Irland  bei  den  europ.  Ländern  noch  nach  der  Zählung 
von  1841,  also  vor  der  grossen  Yolksabuahme). 


Tab.  XXXVI.     Altersclassification  der  Bevölkerung  in 
verschiedenen  Gebieten  umMitte  des  19.  Jahrhunderts. 

Auf  10,000  Lebende: 


Jahre 

Europ. 
Länder 

Amer. 
Länder 

Frank- 
reich 

Grossbrit. 
(ohnelrl.) 

Belgien 

l^orwegc 

0—  5 

1120 

1512 

929 

1306 

1164 

1853 

5—10 

1066 

1389 

922 

1168 

1091 

1140 

10—15 

993 

1229 

880 

1072 

978 

lOOO 

15—20 

941 

1095 

881 

988 

899 

855 

20—25 

887 

|l842| 

882 

935 

908 

891 

25—30 

806 

802 

817 

763 

851 

30—40 

1373 

1222 

1475 

1308 

1352 

1856 

40—50 

1107 

807 

1247 

982 

1180 

876 

50—60 

846 

488 

1017 

690 

780 

781 

60—70 

548 

265 

646 

451 

549 

569 

70—80 

250 

113 

301 

222 

269 

246 

80—90 

58 

33 

63 

56 

71 

73 

über 90 

5 

5 

5 

5 

6 

9 

Oder 

0—15 

3179 

4130 

2731 

8546 

3288 

8493 

15-40 

4007 

4159 

391)0 

4048 

8912 

3953 

40—60 

1758 

1295 

2264 

1672 

1960 

1657 

ttberOO 

861 

416 

1015 

734 

895 

897 

Altersrertheilang.    Statistische  Belege.  QU 

Die  Verschiedenheiten  zwischen  enrop&ischen  and  americanischcn  Ländern, 
Orosshiitannien  ond  Frankreich  bestätigen  die  Bemerkungen  im  vorigen  §.  Der  Ein- 
floas  der  Massenanswanderong  kommt  damals  und  in  den  Daten  der  anfgefuhrten 
«aropäischen  L&oder  (ausser  bereits  etwas  in  Grossbritaonien)  aber  noch  nicht  stark 
zur  Gcltang,  mehr,  aber  immerhin  aach  noch  nicht  so  stark  wie  später,  der  Einfloss 
der  Einwanderung  in  America.  Die  Daten  fOr  die  nordamericanische  Union  allein 
weichen  nur  wenig  von  den  in  der  Tab.  XXXVI  angegebenen  Darchschnittsdaten  POn 
America  (nemlich  Ind.  Canada)  ab. 

Nach  den  Daten  in  Band  44  der  BeichssUtistik  sind  die  folgenden  Tab.  XXXVII 
nnd  XXXVIII  zusammengestellt  worden.  S.  daselbst  bes.  Einl.  S.  24  u.  Tab.  S.  114  ff., 
wo  die  Berechnungen  auch  fOr  die  Übrigen  europäischen  Länder.  In  der  Tabelle  sind 
die  Geschlechter  getrennt  worden,  um  die  Verschiedenheiten  im  Altersaufbau  derselben 
zu  zeigen.  Die  Daten  fUr  die  nordamericanische  Union  sind  ?on  mir  nach  dem 
Compendium  of  the  tenth  census  (1880),  part.  I,  Washington,  1883,  p.  607  be- 
rechnet worden. 

S.  Tab.  XXXVn  auf  S.  612. 

S.  Tab.  XXXVIII  auf  S.  612. 

Der  Vergleich  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Grossbritannien  einer-,  Frank- 
reich andrerseits  ergiebt  namentlich,  wie  die  grosse  Geburtsfrequenz  dort  im  1.  Lebens- 
jahre auf  eine  hohe  Quote,  ca.  3  7o  ^^^  Bevölkerung,  1  7o  mehr  als  in  Frankreich, 
einwirkt.  Schon  in  den  folgenden  Jahren  sind  wegen  der  grösseren  Sterblichkeit 
unter  den  Kleinkindern  die  Jahrgänge  nicht  mehr  in  demselben  Grade  stärker  be- 
setzt wie  in  Frankreich.  Aber  in  der  ganzen  ersten  fünfjährigen  Periode  hat  Deutsch- 
land und  Grossbritannien  doch  beinahe  4  Vo  Kinder  mehr  in  der  Bevölkerung  als 
Frankreich.  Das  wirkt  bis  zu  Ende  der  20er  Jahre  nach.  In  der  Hauptaltersperiode 
der  Militärdienstleistung  (20 — 30,  bez.  — 35  Jahre)  hat  Deutschland  immerhin  noch 
eine  etwas  grössere  Quote  seiner  männlichen  Bevölkerung  stehen,  als  Frankreich, 
bzw.  1586  und  2281  auf  10,000  gegen  1560  und  2271  (in  der  Periode  20-25  allein 
ist  allerdings  Frankreich  etwas  überlegen).  Erst  in  den  30er  Jahren  steigen  dann  die 
<2uoten  der  Bevölkerung  der  betreffenden  Altersclassen  und  im  Ganzen  immer  mehr 
mit  höherem  Alter  in  Frankreich  über  diejenigen  in  Deutschland  und  Grossbritannien 
weit  hinaus.  Einen  „retardirenden'',  „conservativen'*  Einfluss  dieser  reicheren  Be- 
setzung der  mittleren  und  höheren  Lebensalter  auf  die  französische  „Volksseele'*,  wie 
man  nach  der  Annahme  einzelner  Statistiker  vermuthen  müsste,  sucht  man  freilich 
wohl  in  Frankreich  yergebens.  Im  Gegentheil:  rerum  novarom  semper  Studiosi,  wie 
ihre  alten  gallischen  Vorfahren,  sind  die  Franzosen  heute  noch  mehr  als  jedes  andre 
europäische  Volk.  Nordamerica  (Union)  zeigt  in  der  ersten  Kindesperiode  (bis  5  J.) 
ziemliche  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien,  im  späteren  Kindesalter  höhere 
<2uoten;  hinterher  aber  nur  in  der  Periode  20 — 25  Jahre  stärkere  Besetzung  der 
Jahrgänge  und  mehrfach  abermals  grosse  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien,  erst 
vom  40.~45.  Jahre  an  werden  die  Quoten,  und  zwar  im  Ganzen  wachsend,  immer  kleiner. 

In  Tab.  XXXVIII  (nach  Beichsstat.  B.  44  EinL  S.  25)  sind  die  Länder  nach 
der  Reihenfolge  der  Kinderquote  in  der  Bevölkerung  geordnet.  Man  sieht,  wie  doch 
in  Mittel-  und  Westeuropa  (ohne  Galizien  u.  s.  w.)  die  Unterschiede  dieser  Qaote  nicht 
sehr  gross  sind,  nur  Frankreich  steht  weit  zurück.  Auch  Spanien,  Belgien,  Italien 
weit  Ober  ihm.  Das  Gleiche  —  die  Kleinheit  der  Unterschiede  —  gilt  von  der  Klasse 
der  Ucber- 60-jährigen  (hier  ohne  Spanien  mit  vielleicht  nicht  ganz  richtigen  Zahlen 
und  ohne  Ungarn  und  Finnland),  während  hier  Frankreich  viel  stärker  vertreten  ist 
In  den  mittleren  Jahren  zeigt  Frankreich  mehr  Uebereinstimmung  mit  dem  übrigen 
Europa,  namentlich  in  der  ersten  Hälfte  (15 — 40  Jahre)  dieser  Periode.  Irland  weist 
hier  doch  grössere  Verschiedenheiten  von  Frankreich  aJs  in  der  Geburts&eqaenz  und 
mehr  Uebereinstimmung  mit  Grossbritannien  (d.  h.  England  und  Schottland)  auf. 
Kordamerica  (Union)  steht  in  der  Reihenfolge  der  Kinderquoten  hoch,  aber  nicht  an  der 
Spitze,  in  der  Glasse  der  15  —  40  jährigen  am  Günstigsten  (von  Spanien  mit  einer 
höheren,  aber  kaum  ganz  correcten  Quote  abgesehen),  eine  Mitfolge  der  Einwan- 
derung, während  es  in  den  letzten  Classen  erheblich  hinter  Mitteleuropa  zurückweicht 
Zerlegt  man  die  Kindesperiode  wieder  in  kleinere  Zeiträume  und  für  die  ersten 
5  Jahre  in  Einzeljahre  (nach  den  Berechnungen  in  B.  44  S.  118,  122  d.  Tab.),  so' 
ergeben  sich  einige  weitere  Verschiedenheiten.  Irland  hat  die  ersten  Kindeijahrgänge 
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Tab.  XXXVII.  AlteisclassificatioD  der  Bevölkerung  in  ver 
schiedenen  Ländern  um  1870—80.     Auf  10,000  Lebende: 


Jahre 


0—1 

1—2 

2—3 

8—4 

4—5 

Zus.  0—5 

5—10 

10—15 

15—20 

20—25 

26—30 

30—35 

35—40 

40—45 

45—50 

60—55 

56—60 

60—65 

65—70 

70—75 

75—80 

über  SO 


Deutsches  Keich 


Frankreich 


männl.  I  weibl.  I    zus.   i  mäunl.  f  weibl.  I    zas. 


j 


Grossbritannien 
(ohne  Irland) 

männl.  1  weibl.  I    zus. 


r 

316 

300 

277 

267 

274 

264 

262 

252 

241 

232 

1370 

1315 

1151 

1109 

1054 

1010 

947 

926 

837 

850 

749 

766 

695 

702 

624 

630 

548 

555 

482 

493 

440 

460 

867 

385 

295 

317 

205 

221 

134 

146 

6S 

75 

34 

40 

1 

308 

272 

269 

257 

236 

1342 

1130 

1032 

936 

844 

757 

699 

627 

551 

487 

450 

377 

306 

213 

140 

72 

37 


Nord- 
amcr. 

zus. 


206 

199 

203 

806 

287 

296   1 

288 

187 

181 

184 

270 

255 

262   ' 

256 

195 

190 

193 

279 

263 

271    ^ 

284 

192 

186 

189 

272 

258 

265   ' 

255 

187 

183 

185   ' 

{     262 

253 

260 

279 

967 

939 

954 

1383 

1316 

1354 

1361 

899 

872 

886 

,  1257 

1170 

1203 

1292 

881 

848 

864 

1114 

1040 

1076  1 

1139 

864 

849 

856   < 

1000 

952 

975  ' 

998 

850 

912 

881 

874 

906 

891 

lOU 

710 

706 

708 

767 

800 

784 

813 

711 

698 

705 

664 

685 

675 

673 

691 

676 

683 

1     579 

598 

589  1 

599 

649 

635 

642 

,     529 

547 

538 

492 

603 

604 

603 

441 

460 

451 

416 

544 

549 

547 

394 

411 

403 

366 

'   481 

493 

487 

305 

320 

312  i 

255^ 

1   414 

419 

417 

267 

289 

279 

239 

'   311 

324 

317 

1     183 

205 

194 

144 

221 

284 

227 

'     131 

150 

140 

99 

130 

145 

137 

73 

87 

80 

56 

74 

97 

,      86 

1 

47 

64 

56 

1       ^* 

Tab.  XXXVIII.    Altersclassification  nach  grösseren 
Altersperioden  in  verschiedenen  Ländern  um  1870— 80. 

Auf  1000  Lebende  der  beiden  Geschlechter: 


Länder 

Bis  15  Jahre 

15—40  Jahre 

40—60  Jahre 

Ober  60  Jahre 

Griechenland 

387 

402 

154 

57 

Galizien,  Bakow. 

381 

401 

176 

41 

Nordamer.  Union 

379 

410 

153 

58 

Grossbritannien 

363 

391 

171 

75 

Ungarn 

355 

402 

183 

60 

Irland 

352 

375 

177 

96 

Deutsches  Beich 

350 

386 

187 

77 

Finnland 

346 

398 

188 

68 

Niederlande 

345 

375 

195 

85 

Norwegen 

344 

375 

191 

90 

Dänemark 

837 

376 

194 

93 

Schweden, 

333 

376 

203 

88 

Spanien ') 

330 

412 

193 

65 

Belgien 

329 

376 

197 

98 

Italien 

323 

392 

202 

83 

Westösterreich 

322 

391 

203 

84 

Schweiz 

319 

384 

208 

89 

Frankreich 

270 

383 

228 

119 

')  Für  1861—70. 
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auch  schwach  besetzt,  aber  doch  immer  noch  weseDtlich  stärker  als  Frankreich.  Bei 
der  Vergleichong  der  Länder  in  Tab.  XXXVIII  ist  übrigens  wieder  daran  zu  er- 
innern, dass  grosse  and  mittlere  Länder  aoch  hier  nur  mit  Vorbehalt  unter  einander 
?erglichen  und  Schlüsse  ans  solchen  Vergieichungcn  gezogen  werden  dürfen. 

Zwischen  den  Wappäus'schen  Daten  in  Tab.  XXXVI  and  denen  der  Reichs- 
Statistik  in  Tab.  XXXVIII  liegt  etwa  ein  Menschenaltor.  Grosse  Veränderungen  sind, 
z.  B.  in  Grossbritannien  nnd  Frankreich,  nicht  eingetreten,  aber  immerhin  bemerkbare 
and  auch  wegen  der  Richtung  beachtenswerthe.  Die  Kinderquoto  hat  sich  dort  noch 
etwas  erhöht,  hier  noch  etwas  ermässigt,  die  Quote  der  Aeltesten  ist  in  Frankreich 
nicht  anbedeutend,  in  Grossbritannien  ein  Geringes  gestiegen.  Die  Quote  der  15-  bis 
40  jährigen  hat  in  beiden  trotz  der  Verschiedenheit  der  Geburtsfrequenz  und  der  Aus- 
wanderung ziemlich  glcichmässig  ein  weitig  abgenommen.  Die  Quote  der  40 — 60jährigen 
ist  in  beiden  Staaten  fast  dieselbe  geblieben.  In  Belgien  sind  kleine  Verschiebungen 
zn  Gunsten  der  ältesten  Classe,  zu  Ungunsten  der  Kinder  und  der  jüngeren  Mittel- 
kategorie eingetreten.  In  Norwegen  hat  die  ältere  Mittelclasse,  etwas  die  Kinder- 
quote zu-,  die  jüngere  Mittelclasse  abgenommen,  was  wohl  auf  die  Auswanderung  zu- 
rückzuführen ist.  In  Kordamerica  hat  besonders  die  Kinder<iuote ,  etwas  auch  die 
Quote  der  15  —  40 jährigen  bereits  gegen  die  Zeit  vor  30  Jahren  abgenommen.  Die 
beiden  anderen  sind  gewachsen,  d.  h.  die  Altersclassification  ist  derjenigen  der  alt- 
europäischen Culturländcr  bereits  ähnlicher  geworden. 

Auch  die  weiteren  Vergleichungen  der  altern  Wappäus'schen  mit  den  neueren 
Teichsstatistischen  Berechnungen  der  Quoten  der  Altersclassen  für  andere  Länder  sind 
lehrreich.  Doch  muss  ich  dafür  auf  die  Werke  selbst  verweisen.  Es  sei  nur  noch 
angeführt,  dass  in  Irland  die  Kinderquote  1841  3S25  war,  neuerdings  nur  3525  auf 
10,000  ist  (fon  0  —  5  J.  12H0  und  bzw.  J162). 

Die  Verfolgung  der  Vcrtheilung  der  Altersclassen  in  die  kleineren  Gebiete  der 
grösseren  Länder  hinein  i&t  deswegen  von  Interesse,  weil  sich  dabei  mehr  der  Einfluss 
der  localen  Geburtsfrequenzen,  Sterblichkeiten  der  Lebensalter  und  der  heimischen 
neben  den  internationalen  Wanderungen  zeigt.  Die  gen.  reichstatistische  Arbeit  ge- 
stattet das  wiederum  für  das  Deutsche  Reich  genauer  und  zwar  auch  für  beide  Ge- 
schlechter getrennt  nach  den  einzelnen  Staaten,  Provinzen  und  anderen  Gebiets- 
abschnitten zu  verfolgen  (Einl.  S.  25,  Tab.  S.  114  IT.).  Es  würde  zu  weit  fuhren, 
diese  Materialien  hier  hineinzuziehen  und  specieller  zu  analysiren.  Es  sei  nur  er- 
wähnt, dass  die  nahe  liegende  Vermuthung  in  den  hauptsächlichsten  Zuwanderungs- 
gegenden eine  Verstärkung,  in  den  Fortzugsgegenden  eine  Schwächung  besonders  der 
Quote  der  Jüngeren  in  der  Mittelclasse  (15 — 40  J.)  zu  finden,  ihre  Be»täti)(ung  erhält. 
In  Berlin  z.  B.  steigt  diese  Quote  (für  beide  Geschlechter  zusammen)  auf  über  die 
Hälfte  der  Bevölkerung  (51B^/oo)  (männliche  aUein  532),  auch  in  Hamburg  auf  461« 
Bremen  449,  R.-B.  Arnsberg  401,  R.-B.  Düsseldorf  403,  Königreich  Sachsen  400, 
während  sie  in  den  östlichen  nnd  nördlichen  und  den  sonstigen  überwiegend  agrarischen 
Gebieten  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  unter  den  Reichsdurchschnitt  von  3Sß,  auf 
360 — 380  fällt.  Die  Verschiedenheit  der  Geburtsfrequenz,  welche  sich  in  der  Kinder- 
qaote  (bis  15  J.)  geltend  macht,  lässt  das  übrigens  in  einigen  östlichen  Gegenden 
etwas  zu  stark  hervortreten.  Aber  leicht  bewirken  die  heimischen  und  sonstigen  Fort- 
wanderungen doch,  dass  die  Bevölkerung  in  solchen  Gegenden  in  Bezug  auf  die  productivste 
Altersclasse  nngünstiger  gegliedert  und  der  Belastungscocfficicnt,  welcher  die  Kinder- 
und  Greisegeneration  darstellt^  grösser  wird.  In  Posen  z.  B.  ist  die  Quote  der  Kinder 
und  der  Greise  über  70  J.  414,  in  Pommern  396,  in  Berlin  nur  289,  im  Königreich 
Sachsen  374,  im  R.-B.  Düsseldorf  390.  Das  will  doch  Alles  in  den  Bevölkorungs-, 
FreizOgigkeits-  und  anderen  socialökonomischen  Fragen  beachtet  sein. 

VUL  —  §.  243.  Die  Berufsvertheilung  in  der  Be- 
YÖlkeruDg. 

A.  Behandlang  der  ganzen  Frage. 

Die  Berufsvertheilung  ist  für  eine  Menge  volkswirthschaftlicher  Fragen,  nament- 
lich solcher,  welche  in  die  Practische  Volkswirthschaftslehre  gehören,  von  grosser  Be- 
deutung. Die  neueren  Volkszählungen  oder  besondere  agrar-,  gewerbe-  und  namentlich 
eigentliche  herufsstatistische  Aufnahmen   haben  auch  viel  wichtiges  und  werthvolle» 
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MiiterUI  über  die  Berafsfertheilaog  herrorgefördert  Allein  dce  firuchtbtre  Beniitiiuig 
dieses  Materials  bedingt  ein  solches  Eingehen  in  das  Einzelne  nnd  namentlich  aQ<£ 
eine  foransgehende  oder  begleitende  genauere  ErOrterang  nnd  Verständignng  nber  die 
methodische  Seite  der  Benifsstatistik ,  wie  es  hier  schon  ans  Rücksichten  anf  dea 
Baom  aosgeschlossen  ist  Hier  in  die  „Gmndlegnng**  nnd  speciell  in  dieses  Kapitel 
fon  der  Berölkerang  gehört  auch  immerhin  nor  Weniges  ans  diesem  Gebiete.  Ein 
karzer  Blick  in  dasselbe  mnss  nnd  kann  aach  hier  onserm  Zwecke  genitgen.  Aacli 
dabei  handelt  es  sich  nur  nm  Beispiele. 

Die  Bemfsstatistik  bietet  bei  der  heutigen  weitgehenden  Arbeitstheilang,  der  Ter- 
bindang  von  Kebcnbemfen  mit  dem  Hanptberof,  der  Beweglichkeit  der  Berafs- 
Verhältnisse,  den  Wanderungen  n.  s.  w.  n.  s.w.  ungemeine  Schwierigkeiten.  Schon 
die  Beantwortung  der  Frage,  was  ermittelt  werden  soll,  ist  hier  riel  schwieriger,  als 
bei  den  meisten  sonstigen  Thatsachen  der  BcFölkemogstatistik.  Die  weiteren  Fragen, 
wie  ermittelt  werden  soll  (Aufoahmefer&hreo),  wie,  nach  welchen  Gesichtsponcten 
das  aufgenommene  statistische  Drmaterial  zusammengestellt  and  verarbeitet  werden  soll, 
stellen  neue  Probleme.  Die  wichtigste  Feststellung  und  Unterscheidung  ?on  Haupt- 
und  Nebenberuf,  von  Erwerbsthätigen  und  Anderen,  von  Selbständigen  (Unter- 
nehmern u.  s.  w.)  und  im  Dieostvcrhältniss  in  den  Producdonsbetrieben  Stehenden,  von 
Hausgesinde  und  wirthschaftlichem  Arbeitspersonal,  von  Angehörigen  im  Familien- 
vetband,  welche  nur  unterhalten  werden  oder  mit  verdienen,  die  richtige  Beni£$- 
bczeichnung  und  Einschaltung  des  betreffenden  Berufs  in  die  richtige  Berufsclasse  und 
yieles  Andere  mehr  führen  bei  der  Uraufnahme  selbst  und  bei  der  Verarbeitung  des 
ürmaterials  auf  Schritt  und  Tritt  zu  Zweifeln  und  Unsicherheiten,  welche  mit  dem  besten 
Willen  nicht  immer  genügend  gelöst  werden  können.  Auch  bei  der  Beru£saufnahme 
eines  einzelnen  Landes,  einer  besonderen,  wie  im  Deutschen  Reiche  18S2  (5.  Juni) 
oder  einer  mit  agrar-  und  gewerbsstatistischcn  Aufnahmen,  wie  bisher  gewöhnlich, 
verbundenen,  lässt  sich  eine  völlige  Gleichm&ssigkeit  des  Verfahrens  nicht  ver- 
bürgen. Anordnungen,  Instructionen,  nachträgliche  Revisionen  führen  auch  nicht  zn 
einer  solchen.  Die  localen  Verhältnisse,  Auffassungen,  Benennungen  sind  eben  zn 
verschieden,  zu  mannigfaltig.  Man  denke,  dass  im  Deutschen  Reiche  18S2  ein  Ver- 
zeichniss  von  6179  Bernfsbenennungen,  in  England  1881  sogar  von  11  — 12,000 
aufgestellt  wurde  (v.  Scheel).  Seihst  die  vermutblich  beste  bisherige  Beru&anfnahme, 
eben  die  deutsche,  welche  getrennt  von  den  periodischen  Volkszählungen  eigens  fttr 
den  Zweck  stattfand,  lässt  daher  doch  in  ihren  Ergebnissen  zu  wünschen  übrig.  In 
die  Unmasse  der  Schwierigkeiten  und  Zweifel  einer  derartigen  Operation  gewährt  die 
treffliche  Verarbeitung  der  Materialien  dieser  Aufnahme  im  reichsstatistischen  Amt  selbst 
den  besten  Einblick  (s.  namentlich  die  „Einleitung'*  zu  den  betreffenden  reichhaltigen 
umfangreichen  Publicatiouen  über  die  Berufsstatistik,  in  B.  2  N.  F.  der  Reichsstatistik, 
1884.  Weiteres  in  B.  3  und  4;  Hauptdaten  in  B.  VI— XII  des  sUti^tischen 
Jahrbuchs). 

In  den  verschiedenen  Ländern  sind,  trotz  der  im  Ganzen  in  den  heutigen  Goltuf- 
Staaten  übereinstimmenden  technischen,  wirthschaftlichen ,  rechtlichen  Grundlagen  der 
Bcru fs Verhältnisse ,  die  Verschiedenheiten  der  letzteren  doch  meist  noch  grösser  als 
innerhalb  eines  einheitlichen  Wirthschafts-  und  Staatsgebiets.  Noch  mehr  Unterschiede 
zeigen  die  Methoden  und  die  Durchführung  des  Aufnahmeverfahrens  sowie  die  Zu- 
sammensetzung und  Verarbeitung  des  statistischen  Ürmaterials.  Deswegen  fehlt  den 
betreffenden  Daten  noch  mehr  das,  was  für  unsere  Zwecke  Tor  Allem  in  Betracht 
kommt  und  doch  bei  der  übrigen  Bevölkerungsstatistik  im  Ganzen  genügend  vorhanden 
ist:  die  Vergleichbarkeit  in  viel  höherem  Grade.  Jede  Vergleichnng  der 
statistischen  Daten  setzte  eigentlich  immer  er»t  eine  genaue  Vergleichung  und  Kritik 
der  einzelnen  Aufnahmemethoden  und  Verarbeitungsweiseu  voraus,  wenn  man  sich 
vor  unrichtigen  Vergleichen  der  Daten  und  vor  falschen  Schlüssen  daraus  hüten  will. 
Auch  dafür  sei  auf  das  Werk  des  reichsstatistischen  Amts  über  die  Deutsche  Bemfis- 
Statistik  verwiesen.  Daselbst  werden  auch  die  Aufnahmen  einiger  anderer  europäischer 
Länder  und  Nordamericas  (Union)  zum  Vergleich  mit  herangezogen  (s.  bes.  B.  2,  Einl. 
S.  28  ff.).  Mit  Vorsicht  und  Umsicht  und  doch  vielleicht  schon  in  grösserem  Umfang^, 
als  es  die  Verschiedenheit  des  Materials  eigentlich  gestattet  Jedenfalls  bleibHQn 
Zweifel  genug,  ob  und  was  aus  den  Daten  verschiedener  Länder  und  wie  weit  es 
?ergleichbar  ist,  wie  übrigens  in  jener  Arbeit  auch  immer  hervorgehoben  wird.     In 
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ünDADgelaiig  anderer  besserer  ?erftleScbbarer  Daten  können  wir  ans  hier  aber  nur 
4U1  die  Zosammensteliangen  des  reichsstatisüschen  Amts,  unter  den  angedeuteten 
Beser?en,  halten. 

Qtlnstiger  ist,  dass  in  einem  grossen  Yolkswirthschaftsgebiete  wie  dem  dentschen, 
ProTinzen,  Staaten,  GebietstheÜe  sehr  Ferschiedener  Bernfäverhäitnisso  enthalten  sind. 
Freilich  bietet  gerade  dieser  Umstand  wieder  for  eine  einheitliche,  nothwendig  mit 
bestimmten  Merianalen,  Kategorieen ,  Schablonen  operirende  Aufnahme  besondere 
Schwierigkeiten.  Wie  dieselben  gelöst  sind,  das  ist  aas  dem  deutschen  amtlichen  Werke 
selbst  zu  entnehmen.  Für  uns  liegt  keine  Veranlassung  vor,  an  der  erfolgten  Lösung 
hier  Kritik  zu  ttben,  was  die  Aufgabe  monographischer  Behandlung  des  ganzen 
statistischen  Problems  der  Berufeaufnahme  wäre.  Es  mag  nur  bemerkt  werden,  dass 
manche  der  hier  auftauchenden  scheinbar  lediglich  technisch -statistischen  Fragen  mit 
Folkswirthschaftlichen,  mit  socialen  Principienfragen  zusammen- 
hingen und  zwar  auch  mit  solchen,  welche  uns  hier  in  der  .^Grundlegung*'  nahe 
liegen,  z.  B.  was  den  Begriff  „Erwerbsthätige**,  „Dienende''  anlangt.  Die  Erörterung 
darüber  hängt  mit  der  Lehre  von  der  „Productifität",  die  Behandlung  z.  B.  der 
reinen  Bentiers,  der  Pensionäre  mit  der  principiellen  Auffassung  des  Priyateigenthums 
an  Boden  und  Kapital,  der  Pension  zusammen.  Die  Entscheidung  des  Statistikers 
wird  folgerichtig  eigentlich  nach  seiner  principiellen  Stellung  in  diesen  volkswirth- 
schaftlichen  Fragen  stattfinden  müssen  und  danach  dann  ?on  anderer  Sette  Beistimmung 
oder  Widerspruch  erfahren  (vgl.  die  Bemerkungen  in  gen.  B.  2  der  Reichsstatistik, 
EinL  S.  13,  über  das  Hausgesinde,  wo  dieser  Punct  berührt  wird).  Es  liegt  sogar 
grade  für  den  Nationalökonomen  ein  Reiz  vor,  die  Auffassungen,  die  Unter- 
scheidungsmerkmale zwischen  den  Berufen,  wie  sie  in  der  amtlichen  Berufsstatistik 
Torkommen,  nach  seinen  Gesichtspuncten  zu  prüfen:  eine  bisher  noch  wenig  ver- 
folgte Aufgabe.  Hier  ist  das  indessen  unmöglich.  Wir  müssen  nicht  nur  die  Daten, 
sondern  auch  die  zusammenfassende  Bearbeitung  derselben  zu  Gruppen  u.  s.  w.,  wie 
sie  einmal  die  amtliche  Statistik  geliefert  hat,  von  dieser  übernehmen,  ohne  sie  des- 
halb überall  für  ganz  richtig  anzuerkennen. 

S.  über  die  Methodik  der  Beiufsaufnahme  und  Materialverarbeitnng  ausser  dem 

fen.  grossen  Teichsstatistischen  Werke  (in  der  „Einleitung"  namentlich  in  den  „Vor- 
emeriningen*'  zu  den  einzelnen  Abschnitten)  den  sehr  knappen,  aber  gut  übersicht- 
lichen Artikel  des  jetzigen  Directors  des  reichsstatistischen  Amts,  H.  v.  Scheel,  über 
„Beruf  und  Beru&statiötik"  im  Handwörterbuch  d.  Staats wiss.,  B.  II,  S.  395—403, 
auch  mit  Angaben  über  die  bezüglichen  Aufnahmen  andrer  Länder  und  einigen  ver- 
gleichend-statistischen Daten,  ferner  Rümelin  über  Berufsstatistik  im  Anhang  zu 
seiner  Abb.  Bevölkerungslehre  im  Schönberg'schen  Handbuch,  3.  A.  II,  774 — 783  (mit 
Daten  aus  der  Reichssutistik). 

B.  —  §.  244.  BedeutUDg  der  BernfsvertheiluDg  für 
das  volkswirthschaftliche  Bevölkerungsproblem. 

Die  Bern fsyert heiin ng  (Berufsgliederung)  in  der  Be- 
völkerung steht  zunächst  in  Verbindung  mit  der  natürlichen  6e- 
schiechts-  und  Altersgliederung,  ohne  derselben  genau 
parallel  zu  gehen  und  ihr  überall  und  alle  Zeit  in  derselben  Weise 
zu  entsprechen.  Klimatische,  nationale  Factoren  in  ihrem  Einflnss 
auf  die  Entwicklung  der  Kinder,  technische,  socialökonomische, 
rechtliche  und  Sittenverhältnisse  in  ihrem  Einflnss  aaf  Frauen-  und 
Kinderarbeit  machen  sich  auch  hier  geltend  und  bewirken  Ver- 
schiedenheiten nach  Völkern,  Zeiten,  Berufsarten. 

Im  Uebrigen  ist  die  Berufsvertheilung  vornemlich  die  Folge 
des  technischen  und  wirthschaftlichen  Princips  der  Arbeits- 
t  h  e  i  1  u  n  g.    Gleichzeitig  steht  sie  unter  dem  Einflnss  der  früheren, 
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noch  nachi/frirkeDden  und  der  bestehenden  Rechtsordnung  io 
der  Volkswirthschaft.  In  letzterer  Beziehung  ist  namentlich  das 
Rechtsprincip  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privat- 
eigenthums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  an 
Grundstücken,  Gebäuden,  Kapitalien,,  die  historisch  überkommene 
GrundbesitzvertheiluDg  und  Agrarverfassung,  die  Gewerbeverfassung 
auch  hier  von  Bedeutung.  Auch  die  geltende  Reohtsordunug  fUr 
den  Familienverband  und  für  die  daraus  hervorgehenden  Rechte 
und  Pflichten  zwischen  Familienhaupt  und  Familiengliedem  änesert 
ihren  Einfluss. 

Hier  in  der  ^^volkswirthschaftlichen  Bevölkerungslehre''  sind 
namentlich  diejenigen  Verhältnisse  der  Berufsgliederung  wichtig, 
welche  mit  dem  volkswirthschaftlichen  Productions-  und  Vertheilongs- 
Problem  in  Beziehung,  eigentlich  in  Wechselwirkung  stehen.  Von 
diesen  Verhältnissen  erscheinen  folgende  drei  hier  besonders  be- 
achtenswerth. 

1.  Das  Verhältniss  der  erwerbsthätigen  und  der  ge- 
sammten  übrigen  Bevölkerung. 

Letztere  wird  direct  oder  indirect  durch  die  Thätigkeit  der  eisteren  mit  erhilteDt 
d.  h.  mit  wirthschaftlichen  Gtttem,  wie  die  FamilieDangehOrigco ,  Anstaltsinsasseo 
(Arme,  Gefangene),  je  nach  der  Bechtsordnong  auch  mit  eigenem  Einkommen,  vie 
Rentiers,  Pensionäre,  Haasarme  versehen.  Die  Geschlechts-  and  AltersFertheilang 
in  der  Bevölkerung  konunt  namenUich  hier  in  diesem  Puncte  mit  zur  Geltung,  wiederum 
aber  ohne  dass  die  Verschiedenheiten  in  den  Quoten  der  Geschlechter  und  der  Lebens- 
alter genau  in  den  Proportionen  von  Erwerbsthätigen  und  unterhaltenen  Angehörigen 
herrortreten. 

Ceteris  paribus  bedeutet  eine*  grössere  Quote  Erwerbsthätiger 
in  der  Bevölkerung  eine  grössere  Productionsfähigkeit  und  Pro- 
ductionsergiebigkeit,  ein  höheres  Nationaleinkommen,  eine  geringere 
Belastung  dieses ,  in  diesem  Sinne  ,,produotiven''  Volkstheils  mit 
der  Unterhaltung  der  Uebrigen :  eine  Erhöhung  des  Productivitäts^ 
eine  Ermässigung  des  Belastungscoefficienten  in  der  Gesammtbe- 
völkerung. 

2.  Die  (,,sociale'')  Berufsstellung. 

D.  h.  ob  der  Einzelne  selbständig  als  Unternehmer,  Leiter,  Arbeit- 
geber, ab  Besitzer  eigener  sachUcher  Prodnctionsmittel ,  als  ein  solcher,  welcheo 
Andre  die  ihnen  gehörigen  derartigen  Mittel  zur  selbständigen  Benutzung  zur  Ver* 
fUgung  gestellt  haben,  als  Rechts-  und  Wirthschaftsobject  fungirt,  daher aach 
mit  der  Rechtsfolge,  dass  er  zunächst  das  Priyateigenthum  an  den  neu  gewonoenea 
Producten  besitzt  und  die  sonst  an  der  Production  Betheiligten  nach  Vertrag  (and 
Sitte,  Rechtsnorm)  fUr  ihren  Antheil  abfindet;  oder  ob  es  sich  um  Abhängige  in 
verschiedener  Dienststellung  (als  höheres,  als  niederes  Arbeitspersonal  in 
Geschäft,  im  Productionsbetrieb,  als  Hausgesinde)  handelt. 

Von  dieser  socialen  BerufsstelluDg  hängt  die  Art  und  die  Höbe 
der    Leistungen    des  Einzelnen    im  Productionsprocess  und  seine 
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Stellung  im  VertheiluDgsprocess  der  arbeitstbeilig  gewonnenen 
Prodacte  oder  Erträge,  deshalb  auch  mehr  oder  weniger  die  Art 
und  Höhe  seines  Antheils  (Einkommens)  vom  Gesammtertrage  ab. 
Hier  treten  daher  die  Personen  der  betreffenden  Berufsstellang  als 
sociale  Classen  der  grossen  Erwerbsgesellschaft,  welche  die 
Volkswirthschaft  bildet,  mit  ihren  Interessengegensätzen  in 
Bezog  auf  Zuschiebung  der  Arbeitslast  in  der  Production  und  auf 
Erzielung  von  Antheilen  am  Productionsertrage,  hervor.  Hier  zeigen 
sieh  zumeist  die  Folgen  des  Rechtsprincips  des  privaten  Grund- 
und  Kapitaleigenthums  und  der  sich  daran  knüpfenden  (privatwirth- 
schaftlichen)  Organisation  der  Volkswirthschaft  (siehe  Buch  5  unten 
und  Abth.  2  der  Grundlegung). 

3.  Endlich  ist  die  Berufsart  des  Einzelnen  von  Wichtigkeit. 
Davon  hängt  sowohl  einmal  wieder  die  Art  und  Höhe  seiner  Mitwirkung 
am  gesammten  nationalen  Productionsertrage,  als  andrerseits  nament- 
lich auch  seine  Stellung  im  Volks-  undweltwirthschaftlichenAustausch- 
nnd  Verkehrssystem  und  in  den  hierdurch  bedingten  Abhängigkeits- 
verhältnissen ab. 

Je  ausschliesslicher  eine  Berofsart  wirthschaftliche  Güter  (Sachgflter.  Dienst- 
leistQDgen)  für  den  Bedarf  Dritter,  nahe,  fern  Wohnender,  In-,  Ausländer  producirt, 
daher  auf  einen  Absatz  an  sich  und  auf  einen  lohnenden  Absatz  dieser  Guter  an- 
gewiesen ist,  um  selbst  zu  gesicherter  und  genügender  Verfügung  über  die  wieder 
?on  Anderen  producirten  Güter  zum  eigenen  Bedarf  zu  gelangen:  desto  mehr  er- 
scheint einzel-  und  yolksvirthschaftlich  eine  solche  Berufsart  zu  ihrer  und  ihrer  An- 
gehörigen sicherer  und  gedeihlicher  wirthschaftlicher  Existenz  an  alle  jene  ?erwickelten 
Voraussetzungen  gebunden,  ?on  welchen  die  Sicherheit,  Regelmässigkeit  und  hinlängliche 
„Lohnendheit'*  (die  richtige  Preisbildung)  des  Absatzes  und  Austauschs  der  eigenen, 
des  Bezugs  und  Eintauschs  der  fremden  Güter  abhängt. 

Fttr  die  Bevölkerungsfrage  ergiebt  sich  daraus ,  dass  eine 
grosse  und  steigende  Quote  der  Bevölkerung,  der  erwerbstbätigen 
Personen,  wie  der  Angehörigen  der  letzteren,  in  derartigen  Berufs- 
arten, daher  besonders  in  der  Industrie,  zumal  in  der  auf  Massen- 
und  Femabsatz  berechneten  Gross-  und  Hausindustrie,  im  Bergbau, 
im  Handel,  in  den  öffentlichen  und  privaten  liberalen  Berufen,  im 
Gesindedienst,  aber  freilich  auch  in  der  nach  Art  und  Menge  ihrer 
Erzeugnisse  auf  Absatz  an  Dritte  (Städte,  Industriegegenden,  Aus- 
land) angewiesenen  Landwirthschaft  eben  ihre  Bedenken  hat. 
Sobald  in  dem  complicirten  und  feingliedrigen  Absatz-  und  Bezugs- 
system, in  welchem  die  eigenen  und  fremden  Leistungen  und  Pro- 
ducte  zum  Austausch  kommen,  nicht  Alles  ordentlich  in  Gang  bleibt, 
treten  unvermeidlich  Störungen  und  Gefahren  ein.  Die  repressiven 
Tendenzen  der  Volksvermehrung  greifen  vielleicht  sofort  Platz, 
jedenfalls    ergeben  sich  Nothwendigkeiten ,   dass   die  präventiven 
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Tendenzen  hinlänglich  znr  Wirksamkeit  gelangen.  Thnn  sie  da» 
nicht,  so  müssen  die  repressiven  Tendenzen  um  so  stärker  wirken 
oder  wenigstens  die  Lebenslage  der  Bevülkernng,  znmal 
der  unteren  Classen,  auf  ein  niedrigeres  Maass  zurück- 
sinken oder  darauf  verbleiben.  Ueber  einer  Volkswirth- 
schaft  mit  sehr  weiter  Zurttckdrängung  der  für  den  eigenen  (Natural-) 
Bedarf  arbeitenden  agrarischen  Bevölkerungsquote  zu  Gunsten  der 
übrigen  schwebt  daher  doch  immer  mehr  oder  weniger  nahe  ein  — 
Damoklesschwert,  was  für  die  Bevölkerungsfrage  bei  ,,hoch  in- 
dustriellen^' Nationen  genug  zu  denken  giebt  (s.  u.  §.  251). 
C.  —  §.  245.     Berufsstatistisches. 

Wir  beschr&nken  uns  hier  anf  diese  drei  UoterscheidangeB  in  der  Berufs- 
gliedemng,  uehmen  dieselben  anch  in  der  Weise  der  deutschen  BemfsstaÜstik«  be- 
trachten dabei  namentlich  nnr  den  Hanptberof  jeder  Person  und  fassen  nar  die 
grösseren  Groppen  7on  Bemfsarten  bei  dem  dritten  Pancte  ins  Ange.  Vielerlei  kleinere 
weitere  UnterscbeiduDgen  sind  freilich  möglich  und  7on  Interesse,  so  die  Verfolgung 
der  Verhältnisse  der  Nobenbemfo  nnd  der  Gombinationen  mit  dem  Hauptbernfe,  die 
Gombinationen  der  drei  Unterscheidungen  mit  Geschlecht,  Alter,  Familienstand,  die 
UntersQcbaog  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Berufe  in  jeder  Berufsgroppe  und  Berufs- 
art,  nach  den  beiden  ersten  Unterscheidnngspuncten,  die  Verhältnisse  des  Betriebs- 
umfangs  (Gross-,  Mittel-,  Kleinbetrieb)  in  den  Hauptzweigen  nnd  den  wichti^ren 
Einzelzweigen  der  nationalen  Arbeit,  in  Verbindung  mit  den  Besitzgrössen  u.  r.  A.  m. 
Aus  dem  Gebiete  dieser  Thatsachen  kann  hier  in  Folgendem  indessen  nur  Einzelnes 
mit  berührt  werden.  Die  deutsche  Berufsstatistik ,  schon  in  der  vortrefflichen  Be- 
arbeitung des  Materials  in  der  „Einleitung'*  zu  B.  2  der  Beichsstatistik  N.  F.,  FoUends 
in  den  Tabellen  und  weiteren  Ausführungen,  in  den  folgenden  Bänden,  enthält  hier 
eine  Fülle  von  Material  für  zahlreiche  volkswirthschaftliche  Specialfragen,  welche  mit 
den  Bcrufäverhältnissen  in  Verbindung  stehen. 

1.  Statistik  der  erwerbsthätigen  und  der  übrigen 
Bevölkerung. 

Nach  der  deutschen  Berufszählung  von  1882  (Reichsstatistik  N.  F.  B.  2,  Einl. 
S.  16)  vertheilt  sich  die  hier  ermittelte  Gesammtbevölkerung  folgendermaassen  in 
absoluten  Zahlen: 

Tab.  XXXIX.    In  1000  Kopf  im  Deutschen  Reich: 


Erwerbs- 

Häusliche 

Angehörige 

Berufs- 

Gesammt- 

thätige 

Dienstboten 

lose  U.  8.  w. 

zahl 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

üeberhaopt 

17,682 

1,325 

24,911 

1,354 

45,222 

Davon  unter  15  Jahren 

460 

68,7 

15,380 

42,4 

15,94b 

Männliche 

18,373 

42,5 

8,083 

652 

22,151 

Davon  unter  15  Jahren 

818 

2,4 

7,625 

26,4 

7,971 

Weibliche 

4,259 

1,282 

16,828 

702 

23,071 

Davon  unter  15  Jahren 

143 

01,2 

7,755 

16 

7,975 

Die  Erwerbsthätigen  nur  im  Hauptberuf.  Nebensächlich  erwerbend  waren 
in  Col.  2  236,500  (davon  männliche  8,400,  weibliche  228,000),  in  CoL  3  636,000 
(m.  54.500,  w.  581,000),  in  Col.  4  180.000  (m.  110,100,  w.  79,500),  im  Ganzen 
1,052,000  (m.  163.000,  w.  889,000).  Die  Dienstboten  in  Col.  2  sind  nur  die  im 
häuslichen  Dienste  wirkenden,  bei  der  Herrschaft  lebenden ;  die  landwirthschafrlichen 
und  gewerblichen  Dienstboten  sind  in  Col.  1  bei  den  Erwerbäthätigen  mit  enthalten. 
Die   Col.  4  umfasst   die   berufslosen  Selbständigen  (auch  Rentner,    Pensionäre,    von 
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UnteistOtzüng  Lobende),  Anstaltsinsassen  aller  Art,  in  Berafsrorbereitnog  Begriffene 
und  far  sich  (aosscrbalb  ihrer  Familie)  Lebende  (Studenten,  Schaler  über  14  Jahre 
u.  dgl.).  Za  den  „Angehörigen''  in  CoL  3  gehören  ausser  den  in  der  Familie  lebenden 
Kindern  namentlich  die  Hausfrauen,  welche  nicht  für  sich  einen  eigenen  Haupt- 
beruf ausüben. 

MaD  sieht  scbon  ans  diesen  absolaten  Zahlen^  wie  die  Scheidung 
zwischen  den  Erwerbstbätigen  nnd  der  übrigen  Bevölkerung  von 
den  Geschlechts-  und  den  Lebensaltersverbältnissen  (Erwachsene  — 
Kinder)  vorherrschend  bestimmt  wird. 

Die  folgende  Tabelle  XL  giebt  nach  der  Reichsstatissik  B.  2,  Einl.  S.  IC  die 
Yerhältnisszahlen  der  hier  besprochenen  Hauptgliedernng  der  BefOlkerung  für 
das  Deutsche  Reich  nach  der  Bcrufszählung  von  1882,  für  die  ttbrigen  Länder  meist 
nach  Aufnahmen  um  1880  (Italien  1871,  Schweiz,  Schweden  1870,  Norwegen  1876). 
Wie  bemerkt,  sind  nach  der  Verschiedenheit  der  Aufnahmemethoden  und  der  Ver- 
arbeitung des  Urmaterials  freilich  die  Daten  und  die  danach  berechneten  Verhältniss- 
zahlen der  verschiedenen  Länder  nicht  gleichwerthig  und  nicht  ganz  gleichartig. 
Daher  entsprechen  die  sich  zeigenden  Differenzen  in  der  Vertheilnng  der  Bevölkerung 
anf  die  einzelnen  Gruppen  nicht  sicher  genau  der  Wirklichkeit,  was  bei  Schlüssen  zu 
beachten  ist  Nur  eine  annäherungsweise  Yergleichung  ist  also  statthaft.  Die 
Quellen  der  Daten  der  anderen  Länder  s.  in  der  Beichsstatiutik  a.  a.  0.  In  diesem 
Werke  sind  diese  Daten  den  deutschen  soweit  als  möglich  vergleichbar  gemacht. 
Mehr  lässt  sich  eben  vorläufig  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Aufnahmen  und  der 
Verarbeitung  nicht  erreichen.     S.  Tabelle  XL  auf  S.  620. 

Auch  hier  tritt  deutlich  hervor,  dass  Geschlecht  und  Lebens- 
alter (Kindesalter)  einen  beherrschenden  Einfluss  auf  die  Scheidung 
zwischen  Erwerbstbätigen  und  Angehörigen  obne  Erwerb  ausüben^ 
aber  nicht  in  dem  Sinne ,  wie  man  a  priori  vermuthen  möchte^ 
dass,  wo  mehr  weibliche  Personen  und  Kinder  in  der  Bevölkerung, 
die  Quote  der  Erwerbstbätigen  allgemein  und  entsprechend  niedriger 
wäre  und  umgekehrt. 

Das  müsste  sich  sonst  in  den  Zahlen  Frankreichs  gegenüber  denen  Deutschlands, 
Grossbritanniens  deutlich  zeigen  (vgl.  auch  Beichsstat.  B.  2,  S.  15).  Die  ungleiche 
Quote  der  Personen  in  höherem  Lebensalter  (8.610,612)ibt  allerdings  hier  auch  möglicher 
'Weise  tron  Einfluss.  Sonst  aber  macht  sich  eben  der  Umstand  mit  geltend,  dass  mehr 
Frauen  und  Kinder  mit  erwerbsthätig  sind.  Die  höchsten  Quoten  der  Erwerbsthätigen 
weist  Italien,  im  Ganzen  und  bei  jedem  der  beiden  Geschlechter,  auf,  7ornemlich, 
wenn  auch  nicht  allein,  weil  hier  ungewöhnlich  viel  Kinder  (bis  15  J.  gerechnet)  unter 
die  Erwerbstbätigen  (von  1000  noch  nicht  15jährigen  127,  bei  den  männlichen  116, 
bei  den  weiblichen  150)  gerechnet  sind,  3 — 4 mal  so  viel  als  bei  einigen  anderen, 
in  diesem  Puncto  vergleichbaren  Ländern.  Auch  bei  den  Dienenden  finden  sich  in 
Italien  weit  mehr  Kinder,  als  sonst  Auch  unter  den  Erwachsenen  ist  in  Italien 
die  Quote  der  Erwerbstbätigen  und  Dienenden  zusammen  (bei  beiden  Geschlechtem 
zusammen  und  beim  weiblichen,  nicht  beim  männlichen  Geschlecht)  die  grösste,  aber 
die  Differenzen  sind  kleiner  (Italien  708,  Deutsches  Reich  630,  England  644  beide  Kate- 
gorien zusammen  gerechnet,  bez.  667.  587,  563  für  die  Erwerbstbätigen  allein).  Soweit 
diese  Verschiedenheiten  der  Wirklichkeit  entsprechen,  also  wieder  nicht  nur  Folge  ver- 
schiedenen Aufnahme-  und  Bearbeitungsverfahrens  des  Statist.  Materials  sind,  zeigen 
sich  vielleicht  gerade  in  diesen  italienischen  Daten  klimatische,  nationale  Ver- 
hältnisse neben  den  Erwerbsverhältnissen  von  Einfluss,  daher  ungünstig  für  Frauen 
und  Kinder  in  Italien  (vgl.  die  Daten  S.  18  der  Einl.  zu  B.  2  d.  Reichsstat.). 

Ob  man  sonst  ans  den  Daten  der  Tab.  XL  für  die  Hereinziehung  yon  Weib 
und  Kind  in  die  Erwerbsarbeit,  für  die  Gunst  und  Ungunst  der  allgemeinen  Erwerbs- 
und Woblstandsverhältnisse  (Bentiers  u.  dgl.  in  grösserer  Anzahl  unter  den  Berufs- 
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Tab.  XL.     Gliederung  der  Bevölkerung  nach  Beruf  und 
Erwerb  in  verschiedenen  Ländern.     Von  je  1000  waren: 


GesammtbeFÖlkeroDg   I  Männl.  Bevölkerung    ;  Weibliche  Bevölkerung 


Länder 


*2  'S     I      "* 


Deutsch.  Reich 
do.  (mit  Neben- 
erwerb *) 
Oesterreich 
Ungarn 

Italien 

4o.  (ohne  gew. 
Neben  erw.)') 

Schweiz 
Frankreich 

Engl.  u.  Wales 

Schottland 

Irland 

Dänemark 
Norwegen 
Norweg.  (gew. 
Nebenerw.)*) 
Schweden 

Ver.  Staaten 


390 

413 
465 
427 

516 

516 

448 
373 


29 

24 
35 
28 

31 

16 

36 
68 


374  i  55 
>  380  I  42 
'  393  I  51 

^70^ 
361 

454 
347 

32ri  22 


C 

lO 
bo 

a 


I 
m 


<u     .      bo 
.2    ;     bo 


s 

'S 

M 


I  ) 


S    « 


551 


537      26 
480  '  20 

5M1   i  14 

453^ 


468 


452 
508 


64 
51 


504 
570 


I 


30  '  604 


571 
578 
556 

516^iT4 
597      42 


611 

592 

58 

677 

677 

619 
540 

597 
593 
589 


2 

19 
6 

10 

10 

9 
56 

16 
13 

12 


42 

82 


554 
520 

599 
514 


365 

362 
369 


25 

20 

823  I  13 

313 


653 


573 


313 


314 
314 


58 
50 


387 
394 
394 


408 
442 


363 
412 


38 
38 

38 
74 


29   !  185  !  55 


223 
344 


46 
51 


200      49 
353  I  52 


353  .  23 


284      63 
206      80 


163 
181 
205 


92 
69 

88 


422 


191 
210 

317 
193 

69^^ 


,  o 


a 


729      31 

704  27 
5S6  19 
725      16 

595 


624 


584 

6H2 


C9 
52 


745 
750 

70T 


760 
744 


637 
718 


49 
46 

46 

89 


893 


losen  in  Frankreich,  der  Schweiz,  günstige  Verhältnisse  in  Nordamerica),  für  den  Ein- 
fluss  der  forwiegend  agrarischen  ond  industriellen  Entwicklung  auf  die  Quoten  der 
crwerbsthätigen  und  der  übrigen  Bevölkerung,  für  die  Fähigkeit  oder  Unfähigkeit 
(Frankreich,  England  gegenüber  Deutschland),  Neigung  oder  Abneigung  (Europa  gegen- 
über Nordamerica) ,  häusliche  Dienstboten  zu  halten,  u.  f.  a.  m.  ans  den  Daten  der 
Tabelle  Weiteres  und  Bestimmtes  mit  einiger  Sicherheit  ableiten  kann,  moss  dAhin 
gestellt  bleiben.  Ich  möchte  es  nicht  ganz  verneinen,  aber  noch  weniger  es  sicher 
behaupten.  Manche  Zahlen  weichen  zu  sehr  ab,  als  dass  man  sie  als  der  Wirklichkeit 
entsprechend  ansehen  möchte  (so  die  hohe  Zahl  für  die  Dienenden,  bes.  die  männ- 
lichen, in  Frankreich,  verglichen  selbst  mit  den  britischen). 

Innerhalb  der  einzelnen  Länder  zeigen  sich  in  den  Provinzen,  Gebietsabtheilangen, 
Orten  manche  Verschiedenheiten  der  Quoten  der  hier  unterschiedenen  Bevölkerungs- 
theile.  Mit  der  Grösse  der  Städte  steigt  in  Deutschland  (und  ausserhalb)  im  Ganzen 
die  Quote  der  Dienstboten,  der  Bentiers,  Pensionäre  u.  dgl.    Ein  deutlicher  Einfluss 


^)  Berechnung,  wenn  die  oben  (S.  618)  angegebenen,  lediglich  nebensächlich 
beschäftigten  Personen  bei  den  Erwerbsthätigen  eingerechnet,  bei  den  andrer  Kate- 
gorien abgesetzt  werden. 

*)  Berechnung,  wenn  397,000  „mit  Hausarbeit  beschäftigte  Personen**  nicht  wie 
in  der  ersten  Reihe,  bei  den  Dienenden,  sondern  bei  den  Angehörigen  einge- 
rechnet werden. 

')  Berechnung,  wenn  168,000  dem  Familienhanpt  beim  Erwerb  helfende  Personen 
nicht,  wie  in  der  ersten  Reihe,  bei  den  Angehörigen,  sondern  bei  den  Erwerbs- 
thätigen eingerechnet  werden. 
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des  vorwaltenden  wirthscbaftlichen  Cbaracters  eines Landestbeils  (agrariscben,  indastrioUen) 
auf  die  Gestaltung  der  Quoten,  nameotlich  auf  das  Verbältniss  der  Erwerbsth&tigen 
(mit  nnd  ebne  b&Qslicb  Dicoeode  gerecbnet)  znr  ttbrigen  BevOlkerang  macht  sieb,  in 
Deotscbland  wenigstens ,  kaum  bemerkbar.  Vorwaltend  agrariscbe  Länder  haben  die 
meisten  und  die  wenigsten  Erwerbsthätigen  (Max.  Sttdbaiom  488,  Franken  441,  P£edz 
439,  Min.  Mecklenburg,  Schleswig-Holstein,  Ostpreussen,  Hessen-Nassau,  WestJFablen, 
Po^en,  Pommern,  Westpreussen  870 — 344).  Stark  oder  rorwaltend  industriolle  Gegenden 
stehen  dem  Maximum  nahe  (ElsabS- Lothringen  442,  Königreich  Sachsen  412,  Berlin 
411)  und  wieder  in  der  Mitte  oder  nfther  zum  Minimum  (Khoinland  373,  ebenso  die 
3  Hansestädte).  (Vgl  Weiteros  a.  a.  0.  S.  19  0*.)  Ob  man  mit  der  Beichsstatistik 
(S.  21)  hier  und  in  Betreff  der  Stellung  Deutschlands  im  Vergleich  zu  anderen 
europäischen  Ländern  einen  Einflnss  klimatisch-nationaler  oder  mit  Stammes- 
f  erhältnissen  in  Verbindung  stehender  Factoren  annehmen  darf,  —  „es  zeige  sich 
mit  grosser  Boätimmtheit  die  Tendenz  einer  Zunahme  der  Erwerbsthätigen  7on  Norden 
nach  Süden",  (S.  20)  —  ist  mir,  mindestens  gesagt,  zweifelhaft.  —  Ergänzungen  za 
den  Thatsachen  in  diesem  §.  245  nnd  zu  den  Ausführungen  darin  linden  sich  im 
Folgenden  noch  mehrfach  in  den  §§.  246  ff. 

Als  ErgebnisB  wird  man  auf  Grand  der  neaeren  Berafs- 
statistik,  nach  der  Tabelle  XL  und  weiteren  statistischen  Materialien, 
immerhin  etwa  Folgendes  aufstellen  können:  Die  Tabelle  XL  be- 
stätigt, was  im  Voraus  aas  der  ,,  täglichen  Beobachtang ''  (§.  78) 
nnd  aus  Schlüssen  daraus  sich  ergab,  dass  die  firwerbsarbeit  der 
Nation  tiberall  weit  überwiegend  auf  der  erwachsenen  und, 
wenn  auch  in  geringerem  Grade,  überwiegend  auf  der  männlichen 
Bevölkerung  ruht.  Sie  gestattet  in  Verbindung  mit  anderem  vor- 
handenen Material,  das  auch  einigermaassen  zu  beziffern  und 
zugleich  das  Verhältniss  zwischen  der  erwerbsthätigen  und  der 
übrigen  Bevölkerung  annähernd  durch  eine  Darchschnittszahl  aus- 
zudrücken. Meist  sind  über  zwei  Fünftel  der  Bevölkerung 
erwerbstbätig  (einschliesslich  der  im  häuslichen  Dienste  thätigen), 
aber  mit  Schwankungen  zwischen  einem  Drittel  (Nordamerica, 
auch  (?)  Scandinavieu)  und  mehr  als  der  Hälfte  (Italien). 
Von  der  erwachsenen  (über  15 -jährigen)  Bevölkerung  sind 
nahezu  drei  Fünftel  erwerbstbätig,  mit  den  häuslich  Dienenden 
zwei  Drittel;  von  der  männlichen  Bevölkerung  ebenfalls 
etwa  drei  Fünftel,  mit  den  Dienenden  nur  ein  Geringes  mehr, 
von  der  weiblichen  in  Europa  bloss  ein  Fünftel  bis  ein 
Drittel,  mit  den  Dienenden  ein  bis  zwei  Fünftel.  Von  der 
männlichen  erwachsenen  Bevölkerung  gehören  dagegen 
neun  Zehntel  (Deutsches  Reich  921,  England  914 7oo)  zu  den 
Erwerbsthätigen,  einschliesslich  der  häuslich  Dienenden,  je  nach 
der  Verbreitung  männlicher  Dienstboten,  noch  etwas  mehr  (Deutsch- 
land nur  3,  England  25%oX  während  die  erwachsene  weib- 
liche Bevölkerung,  freilich  unter  Nichteinrechnung  der  Haus- 
frauen u.  dgL  zu  der  Kategorie,  nur  ein  Viertel  und  darüber 
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(Deutsches  Reich  273,  EoglaDd  240,  Italien  allerdings  440)  Erwerbs- 
thätige  und  selbst  mit  Einschlnss  der  Frauen  in^hänslichen  Diensten 
nnr  ein  Drittel  bis  zwei  Ffinftel  (Oeatsches  Reich  erwachsene 
weibliche  Dienstboten  81,  England  132,  Italien  hier  nur  69)  zählt  *). 

Natürlich  ist  das  das  Ergebniss  von  socialen  Verhältnissen, 
wie  den  heute  in  der  Culturwelt  bestehenden.  Eine  y  Oll  ige  sociale 
und  wirthschaftliche  Emaocipation  des  weiblichen  Geschlechts  und 
Gleichstellung  desselben  im  Erwerbsleben  mit  dem  mäDulichen  würde 
auch  eine  Verschiebung  der  Quoten  zuwege  bringen,  den  Belastungs- 
coefficienten ,  welchen  überwiegend  die  Kinder  und  Frauen  in  der 
Bevölkerung  darstellen,  mehr  zu  Ungunsten  des  Weibes  yerschieben 
müssen.  Umgekehrt  würde  natürlich  der  weitere  Ausschluss  des 
weiblichen  Geschlechts  und  der  Kinder  aus  der  regelmässigen 
Erwerbsarbeit  die  Quote  der  Erwerbsthätigen  und  Dienenden  yer- 
mindem,  diejenige  der  zu  unterhaltenden  Angehörigen  und  damit 
den  BelastnngscoefGcienten  für  die  männlichen  Erwachsenen  erhöhen. 
Die  umrassendere  Ausbildung  und  strengere  Durchführung  des 
Arbeiterschntzrechts  auf  allen  Arbeitsgebieten,  nicht  bloss  in  der 
Fabrik,  sondern  auch  im  Kleingewerbe,  Hausindustrie,  Handel, 
Landwirthschaft,  Gesindedienst  hätte  diese  Folge  ^). 

Auf  die  Bedeutung,  welche  die  überwiegende  Belastung  der 
Erwachsenen  und  Männer  mit  der  nationalen  Erwerbstbätigkeit 
in  populationistischer  Beziehung  hat,  namentlich  bei  grosser  Volks- 
dichtigkeit, starker  Gebartsfrequenz  und  hohem  Geburtsüberschnss 
und  auf  Volkswirt hscbaftliche  Folgen,  welche  mit  dieser  Belastung 
in  Verbindung  stehen ,  wird  im  folgenden  Hauptabschnitt  zurück- 
zukommen sein. 

§.  246.  —  2.    Statistik  der  Berufsstellung. 

Die  Berufsstellnng  wird  hier  wieder  an  der  Hand  der  Benifsstatistik  des  Reichs 
(s.  Einl.  za  Bd.  2,  S.  63)  und  in  den  dortigen  Combinationen  mit  den  grossen  Gruppen 
der  materiellen  Berafsarten  betrachtet.    Für  die  Unterscheidungsmerkmale  ist  auf  die 

^)  Erwähnt  sei  noch,  dass  von  allen  Erwerbsthätigen  die  Kinder  in  Deutschland 
27.6,  dio  Greise  (über  60 -jahrigen)  83.5,  die  anderen  daher  888.9^0«  ausmachen;  in 
Italien  die  Kinder  mehr,  70.8,  in  England  47.6  und  Nordamerica  64.3,  auch  die  Greise 
in  England  (die  über  65 -jährigen)  4d.6  und  Nordamerica  57.8,  etwas  woniger.  Die 
mittlere  Katotcorie  ist  nicht  viel  von  der  deutschen  verschieden  (England  906.8,  Nord- 
america 877.9 7oo)»  (s   V.  Scheel,  Staatswissenschaftl    Handwörterbuch  IL  402). 

*)  Dass  moderne  hochindustrielle  (fabrik-,  mannfactnr-,  hausindustrielle)  Länder 
in  dieser  Beziehung  keine  sehr  starke  (England,  Schottland  yergÜchen  mit  ganz 
Deutfcliland),  öfters  nicht  einmal  eine  deutlich  wahrnehmbare  (deutsche  Länder  unter 
einander  verglichen)  Erhöhung  der  Quote  der  Erwerbsthätigen  unter  den  Kindern  haben, 
zeijct  doch,  zumal  im  Vergleich  mit  Italien,  dass  jene  Industrie  nicht  oder,  dank  dem 
Arbeiterschutz,  nicht  mehr  so  nachtheilig,  wie  vielfach  angenommen  wird,  auf  die 
Uoberlastung  der  Kinder  mit  Erwerbsarbeit  einwirkt. 
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Ansf^roDgen  in  dieser  amtlichen  Statistik  zu  rerweiseo.  Die  „Selbständigen^*  um- 
&88en  ansser  dem  Hauptcontingeot  der  Eigenthttmer,  Ontemehmer,  Arbeitgeber  n.  s.  w. 
anch  die  leitenden  Beamten  ond  sonstigen  Gesch&ftsleiter  (Directoren  n.  s.  w.). 
Sie  zerfallen  insbetiondere  beim  Gewerbe  in  solche  Selbst&odige,  welche  fOr  eigene 
nnd  welche  für  fremde  Rechnung  („za  Hanse,  in  eigener  Wohnung,  far  ein  fremdes 
Geschäft^)  arbeiten.  Zum  „höheren*'  Arbeitspersonal  gehOrt  das  Verwaltungs-  and 
Anfsichts-,  das  Bechnnngs-,  Bnreaupersonal ,  Geschäfts-  und  Handlungsreisende, 
Schreiber,  überhaupt  wissenschaftlich,  technisch,  kaufmännisch  (?or-  und  aus-)ge- 
bildetes  Personal.  Zu  den  „Arbeitern**  alles  niedere  Gehilfen-,  Arbeiter-,  Tage- 
lOhnerpersonal  u.  s.  w. 

Die  folgende  Tab.  XLI  giebt  nach  der  Bemfszählung  ?on  1882  die  wichtigsten 
Daten  far  diese  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich,  ergänzt  zugleich  die  Daten  im 
Yorausgehenden  über  Erwerbsthätige  und  Sonstige  nnd  enthält  die  Hauptgruppirung 
der  wirthschaftlichen  Berufe,  worauf  im  nächsten  §.  247  eingegangen  wird,  mit. 

S.  a.  a.  0.  S.  69  der  Einleitung,  woselbs>t  und  in  den  zugehörigen  Tabellen 
weiteres  Detail,  bes.  in  Betreff  verschiedener  Behandlung  der  in  der  Landwirthschaft 
mitthätigen  Familienglieder  und  in  Betreff  weiterer  Unterscheidung  vcrbcbiedener 
Arten  landwirthschaftlicher  Arbeiter,  wie  Knechte,  Mägde,  Tagelöhner  mit  und  ohne 
selbständigen  Landwirthschaftsbetrieb.  Je  nach  der  ?erschiedenen  Zusammensetzung 
der  einzelnen  Kategorieen  verschieben  sich  dann  auch  die  Proportionen.  In  der 
Tabelle  sind  die  Daten  nach  der  Hauptberechnung  der  amtlichen  Statistik  gegeben, 
doch  bei  der  Landwirthschaft  n.  s.  w.  ist  in  den  eingeklammerten  Zahlen  auch  mit- 
getheilt,  wie  sich  diese  Zahlen  verändern,  wenn  die  mitarbeitenden  Familienglicder, 
statt  zum  niederen  Arbeitspersonal  und  damit  zn  den  Erwerbsthärigen ,  zu  den  An- 
gehörigen der  selbständigen  land wirthschaftlichen  u.  s.  w.  Erwerbsthätigen 
gerechnet  werden.  Die  Rubrik  Landwirthschaft  umfasst  auch  Viehzucht  u.  s.  w.,  sowie 
die  (viel  geringeren)  Zahlen  von  Furstwirthschaft.  Fischerei,  die  Rubrik  Industrie  auch 
den  Bergbau  und  das  Bauwesen,  die  Rubrik  Handel  und  Verkehr  auch  Gast-  und 
Schankwirthschaft  mit.  FUr  die  Qnotenberechnung  in  Spalte  5  und  6  sind  die 
,J)ienenden**  (,J&r  häusliche  Dienste,  im  Haushalt  der  Herrbchaft  lebend^^)  in  Spalte  2 
als  Erwerbsthätige  in  die  Beru£iabtheilung  D  eingerechnet  worden.  S.  Tab.  XLI 
auf  S.  624. 

Hebt  man  die  materiellen  Berufe  A  bis  C  allein  heraus,  so  erhält  man  für 
diesen  Tbeil  der  erwerbsthätigen  Bevölkerung  im  Ganzen  und  nach  den  drei  Haupt- 
gruppen der  Berufe  die  Daten  der  Tab.  XLII.    S.  dieselbe  auf  S.  625. 

Das  Ergebniss  ftlr  das  ganze  Deutsche  Reich  ist,  dass  von 
den  Erwerbsthätigen  der  materiellen  Berufe  beinahe  ein  Drittel 
den  Selbständigen;  über  zwei  Drittel  den  Abhängigen  angehören. 
Im  Handel  (Gast-  nnd  Schankwirthschaft  n.  8.  w.)  ist  diese  Quote 
der  Selbständigen  am  Grössten,  in  der  Landwirthschaft  am  Kleinsten^ 
umgekehrt  verhält  es  sich  mit  dem  Arbeits-,  besonders  dem  niederen 
Arbeitspersonal.  Das  höhere  fällt  der  Zahl  nach  nur  beim  Handel 
u.  s.  w.  etwas  stärker  ins  Gewicht 

Diese  Verhältnisse  verschieben  sich  nun  aber  mehr  oder  weniger 
local  und  innerhalb  der  grossen  Berufsgrnppen  vomemlich  nach 
der  Vertheilnng  und  Bewirthschaftungsart  des  ländlichen  Grand- 
besitzes und  der  Agrarverfassung,  sowie  nach  dem  Betriebsumfang 
der  Geschäfte,  besonders  in  der  Industrie,  auch,  theils  dnmit  zu- 
sammenhängend, theils  unabhängig  davon,  nach  Land  und  Stadt, 
Klein-,  Mittel-,  Grossstadt,  namentlich  auch  im  Handel  u.  s.  w. 
Bei  vorwaltendem  ländlichen  Mittel-  und  Kleinbetrieb,  von  Eigen- 

40* 
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Tab.  XLI.    Berafsstellung  der  Bevölkerung  im  Deutschen 
Reiche  nach  der  Berufszählnng  von  1882. 


> 

Absolute  Zahlen 

i  in  1000  Kopf 

Auf  je  1 

10.000 

1 

a 

s 

Angehörige 

Summe 

Erwerbs- 

th&tige  etc. 

(in  Sp.  1) 

a 
o 

c 

1 

1 

l."' 

2. 

3.       1 

1 

4. 

5-    ; 

6. 

L  Selbständige: 

^     1 

* 

1 

A.  lAnd-,  Forstwirlhsch.  , 

2,288 

395 

6,310 

8,993 

1,145    , 

1,901 

[Einrecbn.  arbeitender 

1 

1 

Familiengl.  als  Angh. 

2,288 

395 

8,276 

10.459] 

— 

[2,386] 

B.  Industrie anfeig.Bechn. 

l,8(i2 

263 

4,141 

6,266 

932 

1,327 

—  auf  fremde  Bechn. 

340 

3 

432 

775 

170 

171 

—  zusammen 

2,202 

266 

4,573 

7.041 

1,102 

1,498 

G.  Handel  und  Verkehr 

702 

267 

1,618 

2,586 

351    ! 

513 

Summe  I 

6,191 

928 

12,502 

18,620 

2,598 

3,912 

[Einrechn.  arbeitender 

Familiengl.  als  An- 

gehörige bei  A 

5,191 

928 

14,468 

20,586] 

— 

[4,847] 

IL  Höheres  Arbeitspers. 

A.Land-,  Forstwirthsch. 

67 

13 

128 

208 

33 

43 

B.  Industrie  etc. 

99 

14 

158 

272 

50 

57 

G.  Handel  und  Verkehr 

142 

21 

188 

351 

71 

73 

Summe  II 

307 

48 

475 

830 

154 

173 

HL  Niederes  Arbeitsp. 

A.  Land-,  Forstwirthsch. 

5,882 

17 

4,126 

10,025 

2,944 

2,218 

[Ansetz,  arbeitender 

Familiengl  als  An- 

gehörige bei  I,  A 

3,947 

17 

4,095 

8,059] 

— 

[1,778] 

B.  Industrie  etc. 

4,096 

22 

4,627 

8,746 

2,050 

1,929 

G.  Handel  und  Verkehr 

727 

8 

859 

1,594 

364 

351 

Summe  HI 

10,705 

47 

9,612 

20,365 

5,858 

4,493 

[Ansetz,  arbeitender 

Familiengl.  als  An- 

gehörige bei  I,  A 

8,771 

47 

9,580 

18,398 

[4,058] 

D.  Lohnarb.  wechs.  Art 

u.  hftusl.  Dienst 

398 

2 

539 

938 

862 

500 

£.  1.  Milit  Dienst  etc. 

452 

15 

75 

542 

226 

116 

2.  Cinl.D.  Über.  Berufe 

579 

149 

952 

1,681 

290 

!        339 

Summe  I-HI  u.  D  u.  £ 

17,632 

1,190 

24,154 

42,976 

9,48» 

9,538 

F.  Berufslose 

1.  V.  Vermög.  Leb. 

810 

134 

648 

1,593 

406 

323 

2.  V.  unterstütz.  Leb. 

!         178 

0.5 

81 

259 

89 

'          57 

3.  Ohne  Berufsangabe 

34 

0.2 

22 

56 

17 

12 

Summe  alier  Obigen 

18,654 

1,325 

24,905 

44,884 

10,000 

9,925 

In  BemfsTorber.  etc., 

1 

1 

1 

Anstaltsinsassen 

332 

0.3 

5 

!        338 

— 

1          75 

Summe  Aller 

18,986 

1,325 

24,910 

!  45,222 

10,000 

1   10.000 
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Tab.  XLII.    Quoten  der  erwerbsthätigen  Bevölkerung  im 

Dentseben  Reicbe  nach  der  Berufsstellung  in  den 

materiellen  Berufen  in  1000-Tbeilen. 


Im  Ganzen 

Landwirtb- 

Industrie 

Handel 

Schaft  Q.  s.  w. 

n.  8.  w. 

n.  8.  w. 

320 

278 

344 

447 

19 

8 

16 

90 

661 

714 

640 

468 

Selbst&ndige 

Höheres  Arbeitspeisonal 

niederes  Arbeltspersonal       661 

tbümem,  Päcbtem  steigt  die  Quote  der  Selbständigen  in  der  Land- 
wirtbsehaft; sinkt  diejenige  des  Arbeitspersonals;  umgekehrt  bei 
tiberwiegendem  ländlichen  Orossgrundbesitz  und  Betrieb.  Aehnlich 
verhält  es  sich  bei  Industrie  und  Handel  u.  s.  w.,  bei  Kleingewerbe, 
Handwerk,  Hausindustrie  einer-,  Grossindustrie,  Fabrikwesen  andrer- 
Seite,  bei  Klein-  und  Grossgast-  und  Schankwirtbschaft,  in  Klein- 
und  Grossstädten  beim  Detailhandel. 

Das  statistisch  näher  zu  belegen  nnd  zn  rerf eigen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  6. 
itlr  Deutschland  6.  2  der  Bemfszählnng  S.  79 ff.  der  Einleitong.  Die  Zahlen,  bezw. 
Quoten  der  Gebietstheile  sind  nattlrlich  regelmässig  ein  Ergebniss  der  combinirten 
WirkuDg  der  Verhältnisse  zwischen  Selbständigen  und  Arbeitern  in  den  verschiedenen 
hier  vertretenen  Berufen  und  zugleich  der  verschiedenen  Besitz-  und  Betriebsumfangs- 
grOssen  in  den  drei  grossen  materiellen  Beruf^<g^uppen.  Die  g^rosse  absolute  Zahl  der 
«.selbständigen'*  Landwirthe  bei  stark  verbreitetem  Klelngrund besitz  und  Kleinbetrieb 
und  die  grosse  absolute  Zahl  der  Fabrik-  und  Bergarbeiter  bei  stark  entwickelter 
Grossindustrie  und  Montanwesen  üben  dabei  auf  die  Proportionen  einen  starken  Ein- 
fluss  aus. 

§.  247  —  3.    Statistik  der  Berufsarten. 

Auch  hier  mit  Beschränkung  auf  die  grossen  Hauptgruppen,  wie  sie  schon  in 
Tab.  XLI  unterschieden  wurden.  Die  weitere  Unterscheidung  in  die  einzelnen  Be- 
rufe und  in  die  Speclalgmppen  innerhalb  der  Hauptgruppen  kann  hier,  braucht 
aber  auch  ftlr  unsere  Zwecke  hier  nicht  verfolgt  zu  werden.  S.  bes.  B.  2  der  Beichs- 
stat  a.  a.  0.  Einl.  S.  27  ff.,  mit  den  Vergleichnngen  anderer  Länder  S.  30,  auch 
fdr  die  Unterscheidungsmerkmale  und  die  Bubricirung  der  einzelnen  Berufe  in  die 
grossen  Gruppen,  sowie  fUr  die  Behandlung  der  Daten  fremder  Länder,  um  zu  einiger- 
maassen  vergleichbaren  Zahlen  zu  gelan^ren.  Die  folgenden  Tabellen  sind  diesen 
Materialien  entnommen.    S.  die  Tabelle  XLllI  auf  S.  626. 

Die  Tab.  XLIU  enthält  wieder  dieselben  Hauptgruppen  und  diese  in  derselben 
Begrenzung  wie  die  Tab.  XL.  Sie  dient  zugleich  zu  deren  Ergänzung  nach  einigen 
anderen  Zahlencombinationen  und  Gesichtspunctcn.  Bei  der  Berechnung  der  Quoten 
(Spalte  5  und  6)  ist  auch  hier  wieder  die  häuslich  dienende  Bevölkerung  zu  Gruppe  D 
(wechselnde  Lohnarbeit  etc.)  gestellt. 

Hiemach  kommen  —  oder  kamen  wenigstens  noch  vor 
10  Jahren,  in  1882  —  im  Deutseben  Reich  immer  noch  etwas  über 
zweiFtInftel  der  Bevölkerung  überhaupt,  wie  der  erwerbsthätigen 
(Arbeitgeber  und  Arbeiter  aller  Art  zusammengerechnet  nebst  den 
selbständigen  Berufslosen,  s.  Tab.  XL)  auf  die  von  der  Landwirth- 
Schaft  lebende  und  von  oder  in  dieser  erwerbsthätig  beschäftigte. 
Das  ist  zugleich  immer  noch  die  grösste  Quote,  welche  auf  eine 
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Tab.  XLIII.     Vertretung   der   Berufsabtheilungen   in    der 
ReichsbevölkernDg  im  Deutschen  Reiche  in  1882. 

Absolute  Zahlen  in  1000  Kopf. 


Erwerbsth&tige 

und  berufslose 

Selbständige 

H&uslich 
Dienende 

Angehörige 

(incl.  nebens&chl. 

erwerbende) 

Zusammen  in 
der  Beruftsabth. 

Auf  1000 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

A.  Landwirtbschaft  etc. 

8.236 

425 

10,564 

19,225 

412 

416 

da?.  Forstwirthsch.  etc. 

116 

14 

255 

385 

6 

8 

B.  Industrie  etc. 

6,396 

303 

9,359 

16,058 

320 

348 

G.  Handel  etc. 

1,570 

295 

2,665 

4,531 

79 

94 

D.  Wechs.  Lohnarb.  etc. 

398 

2 

539 

938 

86 

50 

£.  Milit,  C\y,  nnd  freie 

Berufe 

1,031 

165 

1,027 

2,223 

52 

46 

F.  Bemfslose  Selbst&nd. 

1,U22 

135 

751 

751 

51 

39 

tn  BerufsForber.,  in  An- 

stalten etc. 

822 

0.3 

2 

5 

— 

7 

Summe 

18,986 

1,325 

24,911 

45,222 

1000 

1000 

der  grossen  Hauptgruppen  der  Berufe  fällt.  Die  Industrie  (nebst 
Bergbau,  Bauwesen)  beschäftigt  nicht  ganz  ein  Drittel  der 
Erwerbsthätigen,  umfasst,  bzw.  ernährt  etwas  über  ein  Drittel 
der  Bevölkerung.  Beide  grosse  Gruppen  zusammen  beschäftigen 
nicht  ganz  dreiviertel  der  Erwerbsthätigeu,  umfassen  etwas 
Über  drei  Viertel  der  Bevölkerung.  Nur  der  etwa  ein  Drittel 
so  grosse  Rest  der  Erwerbsthätigen  und  der  Bevölkerung  kommt 
auf  alle  übrigen  Berufe.  Jede  Gruppe  derselben  steht  weit  hinter 
den  beiden  ersten  Hauptgruppen  zurück,  wenn  auch,  wie  in  der 
Quotenberechnnng,  die  sämmtlichen  im  Haushalt  Dienenden  (Dienst- 
boten) zur  Rubrik  D  und  mit  dieser  als  besondere  Gruppe  gerechnet 
werden,  nicht  zu  den  einzelnen  anderen  Berufsgruppen,  in  welchen 
sie  dienen. 

Geschieht  letzteres,  so  ver&ndert  sich  die  Gruppe  D  in  den  Quoten  natürlich 
entsprechend  (auf  21®/oo  i^^  beiden  Reihen)  und  erhöben  sich  die  Quoten  der  anderen 
Gruppen  hingegen  demgem&ss  um  Etwas,  so  bei  Landwirthschaft  etc.  auf  442  und 
445,  bei  Industrie  auf  343  und  355,  Handel  etc.  auf  84  und  100,  bei  Abth.  E  auf 
55  und  49,  bei  F  auf  55  und  42. 

Stellt  man  alle  anderen  Gruppen  derjenigen  der  Landwirth- 
schaft  u.  s.  w.  (A)  gegenüber,  so  kommen  diese  demnach  auf 
fast  drei  Fünftel  der  Gesammtzahl  der  Erwerbsthätigen  u.  s.  w, 
und  der  Bevölkerung,  bilden  also  immerhin  schon  im  Verhältniss 
von  c.  3:2  die  Mehrheit.    Das  ist  für  den  Character  der  heutigen 
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deotschen  Volkswirthscbaft  beachtenswertb  und  giebt  einen  gewissen 
Maassstab  für  den  Orad,  in  welchem  diese  Volkswirthscbaft  aus 
der  agrarischen  in  die  industriell  -  mercantile  Phase  sich  bereits 
hinüber  gebildet  hat  Auch  die  Industrie  und  Handel  nnd  Ver- 
kehr n.  8.  w.  allein  beschäftigen  schon  fast  ebenso  viele  Menschen^ 
nur  eine  noch  wenig  kleinere  Quote  als  die  Landwirtbschaft  u.  s.  w. 
und  ernähren  und  versorgen  (ohne  und  vollends  mit  dem  Contingent 
häuslicher  Dienstboten  gerechnet)  schon  nicht  unerheblich  mehr 
Personen  als  die  Landwirthschaft  u.  s.  w.  Für  die  Oravitirung 
des  Schwerpuncts  der  volkswirthschaftlichen  Interessen  ist  das 
wieder  wichtig. 

Innerhalb  eines  grossen  Volkswirtbschaftsgebiets ,  wie  des 
deutschen,  treten  die  einzelnen  Hauptberufe  dann  freilich  in  sehr 
verschiedener  Ausdehnung  hervor.  In  Industriebezirken,  in  Städten, 
besonders  Grossstädten,  überwiegen  die  industriellen,  mercantilen, 
die  Beamten-  und  liberalen  Berufe,  in  agrarischen  Oegenden  die 
landwirthschaftlichen ,  in  mancherlei  verschiedenen  Abstufungen, 
je  nach  der  Entwicklung  der  Verhältnisse.  Hier  treten  daher 
Ertlich  und  provinciell  dieselben  Verschiedenheiten  auf,  wie  sie 
zeitlich  die  Entwicklung  der  gesammten  Volkswirthscbaft  aufweist. 

Die  deatsche  Berofsstatistik  gestattet  'diese  Verhältnisse  ziffermässig  genauer  zu 
▼erfolgen  (s.  bes.  Einleitung  zu  B.  2  S.  34  ff.).  Auch  hier  üben  aber  die  Verschieden- 
heiten der  Vertheilung  und  Bewirthschaftsveise  des  ländlichen  Grundbesitzes,  der 
Agnmrerfassung,  ferner  die  Verschiedenheiten  der  £rwerbs?erhältnisse  (Fabrik-,  Haus- 
industrie, Handwerk)  einen  Einfluss  mit  aus.  Auch  in  hochindustriellen  Gegenden 
mit  Torherrschendem  Kleingrundbesitz  (Rheinland)  sinkt  z.  B.  unter  den  Erwerbs- 
thätigen  die  Qoote  der  in  der  Landirirthschafc  Beschäftigten  und  steigt  unter  jenen 
die  Quote  der  industrieU  Beschäftigten  nicht  so  hoch,  als  in  Gebieten,  wo  die  Grond- 
'besitzrertheilung  und  Verfassung  eine  andere  ist  (K.  Sachsen).  S.  fOr  Deotscbland 
die  Quotenberechnungen  in  B.  2,  S.  40  der  Einleitung.  Die  folgende  Tabelle  XLIV 
hebt  daraus  die  Mazima  und  Minima  in  den  grossen  Berufsgroppen  nach  den  Pro- 
Tincial-  und  den  ähnlichen  Gebietsgruppen  der  Beichsstatistik  fUr  die  erwerbsthätige 
und  für  die  Gesammtbe?Olkerong  hervor;  die  Zusammensetzung  der  Berufe  in  den 
Gruppen  wie  in  den  früheren  Tabellen. 

S.  Tab.  XLIV  aof  S.  628. 

Die  Verschiedenheiten  in  den  Rubriken  D  und  F  lassen  bezweifeln,  ob  tiberall 
bei  der  Aufnahme  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  verfahren  worden  ist  Im 
Uebrigen  entsprechen  die  Zahlen  aber  durchaus  dem,  was  auch  sonst  hinsichtlich  des 
vorwaltenden  Wirthschaftscharacters  der  einzelnen  Landestheile  bekannt  ist.  Natttrlich, 
dass  aber  auch  hier  wieder  in  verschiedener  Weise  in  den  Zahlen  Ausgleichungen 
der  Verhältnisse  zum  Ausdruck  gelangen,  so  z.  B.  in  Rheinland  zwischen  den  hoch- 
industriellen  und  den  übrigen  Regierungsbezirken,  ebenso  in  Westfaten.  Die  rheinischen 
hochindustriellen  Bearke  würden  sonst  dem  K.  Sachsen  noch  näher  stehen,  nur  dass 
die  Verschiedenheit  der  Agrarverfassung  doch  auch  hier  solche  der  Quoten  bedintrt  — 
Im  Ganzen  besteht  zwischen  den  beiden  Abtheilungen  I  und  II  der  Tab.  XLIV  ein 
Parallelismus  der  Daten,  aber  keine  völlige  Uebcreinstimmung,  woher  auch  in  beiden 
nicht  immer  ganz  dieselben  Landestheile  erscheinen. 

Im  Ganzen  nimmt  femer  regelmässig  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  die 
Quote  der  landwirthschaftlich  Erwerbsthätigen  ab  und  nehmen,  wenn  auch  nicht  völlig 
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Tab.  XLIV.  Maximal-  and  Miniroalqüoten  der  Bevölkerung 

nach  den  grossen  Berufsgruppen  in  den  Provinzial-  und 

ähnlichen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs^). 

I.  Anf  10,000  Erwerbsth&tige  und  bernfelose  Selbständige  kommen: 


1 
Land-         -  , 

Lohnarbeit 

Oeff.  Dienst 

Ohne  Berof 

1 

wirtnscnaft  i 

etc.        '        «**^- 

Handel 
etc. 

wechselnd. 
Art  etc. 

und  freie 
Berufe 

and  ohne 
Berufs- 
angabe 

1 

A. 

B. 

C. 

D. 

E. 

F. 

1.  Max 

6495 

5546 

1076 

369 

913 

895 

in 

Pr.  Posen 

E.  Sachsen 

Schl.-Holst.    Ostpreass. 

Els.-Lothr, 

Sadbaiem 

2.   Max. 

6334 

4708 

1022               356 

764        1 

877 

in 

Ostpreass. 

Westfalen«) 

H.-Nassau*)   Mecklenbg. 

Hessen 

Pranken 

1.  Min. 

2242 

1711 

552 

72 

399 

360 

in 

;  K.  Sachsen 

Pr.  Posen 

Pr.  Posen 

Franken 

Westfalen 

Westfalen 

2.  Min. 

3403 

1718 

554 

74 

406 

397 

in 

Rheinland 

Ostpreass. 

Ostpreass. 

Wttrtemb. 

Franken 

Rheinland 

II.  Auf  10,000  Einwohner  kommen  BernfszBgehörige : 

1 
1.  Max. 

6467 

5625              1223 

363 

677 

SlO 

in 

Pr.  Posen 

K.  Sachsen    Schi. -Holst. 

Mecklenbg. 

Els.-Lothr. 

Sadbaiem 

2.  Max. 

6439 

4731              1196 

359 

612 

691 

in 

Ostprenss. 

Rheinland     K.  Sachsen 

Ostprenss. 

Schl.-Holst. 

Franken 

1.  Min. 

1998 

1682 

«14 

57 

357 

872 

in 

'  K.  Sachsen 

Ostpreass. 

Ostpreass. 

Würtemb. 

Westfalen 

Westfalen 

2.  Min. 

3178 

1721 

694 

63 

397 

380 

in 

1  Rheinland 

Pr.  Posen 

Pr.  Posen 

Franken 

Ostpreass. 

Gr.  Hessen 

regelmässig,  die  Quoten  der  fünf  anderen  Berufsgruppen  zu.  So  kamen  nach  den 
Berechnungen  der  Reichsstatistik  a.  a.  0.  nach  den  5  Grössen classen  der  Ortabevölkemng 
(unter  20üO,  2—5000,  5—20,000,  20—100,000,  über  100.000  E.)  auf  die  landwirth- 
schaftliche  Bevölkerung  bezw.  (von  unten  nach  oben)  6447—2628—987-342—138  E. 
auf  10.000,  für  die  Rubriken  B  bis  F  sind  die  Quoten  für  das  platte  Land  (d.  h.  Orte 
bis  2000  E.)  bezw.  2444—489—67  —  220  —  324.  Das  Max.  ?on  B  hatten  die  Orte 
von  5—20,000  E.,  5358  (die  beiden  höchsten,  Classcn  bezw.  5283  und  4734);  das 
Max.  fon  0  die  grössten  Städte,  2661.  Auch  besteht  hier  wie  auch  bei  D  und  F 
eine  der  Steigerung  der  Ortsbevölkerung  genau  parallel  gehende  Steigerung  der  Quoten. 
Das  Max.  von  D  hatten  ebenfalls  die  grössten  Städte,  504,  das  ?on  E  die  zweitgrössten, 
1117  (grössten  1073),  das  von  F  wieder  die  grössten,  890. 

Zwischen  der  Verbreitung  der  Hauptbernfe  in  der  Be- 
völkerung und  der  Volksdichtigkeit  der  Gebietstheile  (§.  230ff.y 
237,238)  erscheint  von  vornherein  einWechselwirkungsver- 


^)  Abgesehen  ?on  Berlin  und  den  3  Hansestädten,  deren  Yerh&ltnisse 
hier  doch  nicht  direct  vergleichbar  sind.  Die  Quoten  sind  hier  in  der  Reibenfolge 
der  Berufe  der  Tabelle:  Berlin,  Erwerbsthftlige:  75—5690—2182—438—989—626, 
Einwohner:  77 — 5429 — 2456  —  385  —  96«  —  684 ;  Hansast&dto ,  Erwerbsthäiige : 
700— 4414— 3012— 531— 660— C83,    Einwohner   643—4265—3262—458—647—725. 

*)  Drittes  Max.  mit  4605  Rheinl.  (mit  Hohenzollcm). 

^  Drittes  Max.  mit  1002  K.  Sachsen. 


Statistik  der  Berafsarteo.  629 

hällDiss  wabrscheiolich ,  ja  notb wendig ^  ebenso  zwischen  dem 
enteren  Moment  nnd  der  Verbreitung  und  der  Grösse  der 
Städte.  Das  bestätigt  auch  die  Bernfsstatistik,  speciell  die  dentsebe, 
im  Allgemeinen  hinsicbtlich  des  ersteren,  genauer  nocb,  wie  die 
Yoraosgehenden  Daten  schon  ergeben,  hinsichtlich  des  zweiten 
Verhältnisses.  Ein  völliger  Parallelismns  zwischen  Volksdichtigkeit 
und  vorwaltend  agrarischen  einer-,  industriell -mercantilen  und 
sonstigen  höheren  Berufsarten  andrerseits  kann  aber  nicht  wohl 
bestehen,  weil  die  absolute  und  relative  Grösse  der  landwirthschaft- 
liehen  Bevölkerung  von  Grundbesitzvertheilung ,  Agrarverfassung, 
Klima,  Bodengtite  und  Art,  Betriebssystemen  u.  s.  w.  immer  mehr 
oder  weniger  mit  abhängt.  Ebenso,  weil  auf  die  Verbreitung  von 
Bergbau,  Industrie,  Handel  u.  s.  w.  gleichfalls  Naturfactoren,  wie 
Vorhandensein  von  Bergbausubstanzen,  geographische  Lage,  Wasser- 
strassen, sonstige  Communicationsmittel,  Wasserkräfte,  technische 
Bedingungen  der  Industrie  u.  s.  w.  mit  von  Einflnsss  sind.  Solche 
Umstände  verdecken  aber  den  Zusammenhang  von  Volksdichtigkeit 
und  vorherrschenden  Erwerbsbernfsarten  mehr,  als  dass  sie  ihn 
widerlegten.  Im  Grossen  und  Ganzen  ist  doch  eine  durch- 
schlagende Bedeutung  des  Wechselwirkungsverhältnisses  zwischen 
beiden  Momenten  kaum  zu  verkennen. 

In  den  Erörteningcn  in  B.  2  der  deotschen  Berufsstatistik  (S.  45  der  Einleitung) 
möchte  Letzteros  nicht  soweit,  wie  es  richtig  ist,  anerkannt  werden,  wenn  auch  im 
Ganzen  die  Auffassung  mit  der  im  Yoraosgehenden  dargelegten  Qbereinstimmt  Hier 
wird  z.  B.  in  Bestfttiyang  der  Annahme,  dass  die  dichtbevölkerten  Landestheile  vor- 
wiegend starke  industrielle  und  schwache  landwirthschaftliche  Bevölkerung,  die  dann- 
befölkcrten  das  umgelehrte  Vcrhältniss  haben,  hinzugefügt,  „aber  es  fehlt  viel  daran, 
dass  die  Gebietstheile  nach  der  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung  in  derselben  Reihe  nach 
einander  folgen,  wie  nach  der  Stärke  ihrer  industriellen  oder  in  umgekehrter  Reihe, 
wie  nach  der  Stärke  ihrer  landwirthschaftlichen  Bevölkerung**.  Ganz  richtig,  aber  aus 
den  angedeuteten  Umständen  auch  ganz  erklärlich.  Ebenso,  dass  noch  weniger  genau 
die  Handels-  und  Verkehrsbevölkerung  im  Zusammenhang  mit  der  Volksdichtigkeit 
steht.  Desgleichen,  dass  „nur  ganz  im  Allgemeinen  sich  sagen  lässt,  dass  industrielle 
oder  dem  Handel  und  Verkehr  zugehörige  und  städtische  Bevölkerung  zugleich  stark 
und  schwach  vertreten  seien;  im  Einzelnen  kämen  hiervon  bedeutende  Abweichungen 
vor.**  Einen  bestimmteren  Zusammenhang  zwischen  Art  der  Erwerbsthätigkeit  und 
OrtsgrOsse,  gemäss  den  vorhin  angegebenen  Daten,  erkennt  dagegen  auch  die  amtliche 
Erläuterung  der  Berufsstatistik  an. 

Den  besprochenen  Verschiedenheiten  der  Vertretung  der  Haupt- 
berufe in  den  einzelnen  Gebietstheilen  eines  grossen ^  einheitlichen 
Volkswirtbschaftsgebiets ,  wie  des  deutschen,  begegnet  man  dann 
ähnlich  bei  der  Vergleichnng  der  ganzen  Staats-  und 
Volkswirthschaftsgebiete,  welche  die  Glieder  derWelt- 
wirthschaft  sind,  wieder.  Die  Stellung,  welche  z.  B.  hochin- 
dustrielle Gebiete,  wie  K.  Sachsen  und  Theile  von  Rheinland  und 
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WestfahleD,  rein  agrarische,  wie  Mecklenburg  und  die  prenssiscben 
Kordostprovinzen  einnehmen,  haben  hier  England,  Schottland, 
Belgien  einer-,  Ungarn,  z.  Th.  Oesterreich,  Italien,  ScandiDayien 
andrerseits.  Die  übrigen  europäischen  Länder  stehen  zwischen 
diesen  Extremen. 

Die  genauere  statistische  Yergleichiuig  wird  hier  wieder  durch  die  mehrfach 
herforgehoheneo  ferschiedenen  Methoden  der  Aufnahme  and  Yerarbeitnng  des  beni£i- 
statistischen  Materials  eruchwert.  Nor  unter  Vorbehalt  nnd  anter  der  aosdrQckiichea 
Herrorhebong,  dass  die  Yergleichang  der  Daten  rorschiodener  Länder  aach  in  diesen 
Pancten  beztlglich  der  Hauptberufe  bloss  eine  ganz  ann&herungs weise  sein  kann 
und  die  Schlüsse  daraus  daher  nicht  minder  nur  einen  begrenzten  Werth  haben,  ist 
es  stattliaft,  einige  Yergleichungen  anzustellen.  Das  ist  in  der  amtlichen  £rläatenin| 
der  deutschen  Berufsstadstik  auch  geschehen.  Aus  den  daselbst  gegebenen  Daten  und 
Berechnungen  (s.  B.  2,  £inl.  29  ff.)  ist  die  folgende  Tabelle  zusammengestellt  worden. 
Fttr  die  Verhältnisse  der  fremden  Länder  sind  die  dort  gegebenen  Ausführungen  in 
Fergleichcn.     Reihenfolge    nach    der    forst-  und   landwinhschafUichen    Berölkerung. 

S.  Tab.  XLV  auf  S.  631. 

Die  Berufsgruppen  sind  hier  wieder  wie  in  den  vorigen  Tabellen  gebildet  worden, 
bei  den  fremden  Staaten,  soweit  es  ging.  Die  starken  Abweichungen  in  Gruppe  D 
und  F  (berufslose  Selbständige  u.  s.  w.  und  Anstaltsinsassen  mit  ihren  Dienenden  und 
Angehörigen)  deuten  wohl  mehr  Differenzen  in  der  Aufnahme  und  Verarbeitung  des 
Materials,  als  in  der  Wirklichkeit  bestehende,  an.  In  geringerem  Maasse,  aber  ?er- 
muthlich  immer  auch  etwas  gilt  das  von  den  anderen  Gruppen,  bes.  wohl  von  C 
Die  Unterschiede  der  Zahlen  der  einzelnen  Länder  in  G  erklären  sich  aber  jedenftJls 
doch  vornehmlich  aus  der  wirklichen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse.  Die  Gruppe 
umfasst  ausser  Handel  auch  Land-  und  Wassertransport,  Gast-  und  Schankwirthschail 
In  den  Daten  für  letztere  allein  (so  Frankreich  bei  den  Erwerbsthäti^en  31.8Voo* 
Eugland  19.2,  Deutsches  Reich  15.9)  mOgen  auch  Aufoahmeverschiedenheiten  mehr 
mit  einwirken.  Den  hohen  Zahlen  der  ganzen  Abtheilang  G  entspricht  aber  die 
starke  Verbreitung  des  Handels  allein  (incl.  Versicherung)  in  Schottland ,  England  mit 
über  lOO^/oo  der  Erwerbstbätigen ,  in  Frankreich  mit  83.4  (?),  in  Nordamerica,  des 
Land-  und  Wassertrtransports  in  England,  Schottland,  Noidamerica,  des  Wassertrans- 
ports in  Norwegen  (56.6 7oo  ^^^  Einwohner  gegen  29.4  in  Dänemark,  5.2  in 
Deutschen  Reich). 

Die  Sonderstellung  Englands  nnd  Schottlands  in  der  bentigen  Welt- 
wirthschaft,  die  nngehenre  ZnrUekdrängnng  der  landwirthschaftlichen 
Berufe  und  Bevölkerung  auf  unter  ein  Fünftel,  ja  auf 
ein  Siebentel)  die  ausserordentlicbe  Steigerung  der  industriell- 
mercantilen  auf  über  die  Hälfte  der  Erwerbstbätigen  tritt  in 
Tab.  XLV  schlagend  hervor.  Die  mehrfach  angedeuteten  Gefahren 
einer  solchen  überspannten  Entwicklung  aber  nicht  minder.  Die 
Verbältnisse  der  grösseren  und  kleineren  Gontinentalstaaten  in  der 
Tabelle  und  Nordamericas  erscheinen  demgegenüber  doch  die 
günstigeren.  Wenn  auch  hier  in  einzelnen,  selbst  grösseren  Cto- 
bietstheilen  sich  ähnliche  Berufsvertheilungsverhältnissei  wie  in 
Orossbritannien,  finden,  so  bei  uns  in  K.  Sachsen  (mit  555  7oo  '^' 
dustrieller,  100  mercantiler  etc.  und  auch  nur  noch  224  ^/oo  Iaq^' 
wirthschaftlicber  Erwerbstbätiger) ,  so  sind  es  eben  doch  onr 
T heile  des  einheimischen  Gesammt-Volkswirthschaftsgebiets, 
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Tab.    XLV.     Vergleichang    der    Vertheilung    der    Haupt 
grnppen  der  Berufe  in  verschiedenen  Ländern. 

L  Auf  1000  Erwerbsf&bige  kommen: 


Landwinb- 
Schaft  etc. 

Industrie 
etc. 

Handel 
etc. 

Wechselnde 

Lohnarbeit 

etc. 

Oefieutlicb. 

Dienst  u. 

Fr.  Berufe 

etc. 

Berufslose 

Selbst&nd. 

etc. 

1 

A. 

B, 

C. 

D. 

E. 

F. 

Ungarn 

672 

121 

28 

141 

38 

^_ 

Italien 

626 

228 

60 

48 

48 

—- ' 

WestOsterreich 

598 

222 

42 

97 

41 

— 

Irland 

1      488 

230 

82 

146 

54 

^-m 

Nordamericsnische  Union 

1     478 

244 

124 

115 

44 

^^ 

Deutsches  Beich 

467 

868 

89 

23 

58 

— 

Frankreich 

463 

319 

187 

^^ 

81 

_- 

Schweiz 

459 

419 

76 

14 

32 

Schottland 

,      188 

548 

158 

62 

44 

^— 

England  und  Wales 

i  »*» 

545 

172 

81 

62 



n.  Auf  1000  Einwohner  kommen: 


Norwegen 

:     552 

170 

122 

44 

44 

68 

WestOsterreich                   | 

i     551 

228 

56 

84 

41 

40 

Schweden 

548 

104 

34 

75 

61 

178 

Frankreich 

488 

249 

124 

— 

57 

82 

Dänemark 

•    452 

229 

96 

92 

67 

64 

Deutsches  Reich 

425 

335 

108 

21 

49 

50 

Schweiz 

425 

368 

88 

11 

38 

70 

nicht  der  Durchschnitt  des  Ganzen,  welche  Derartiges,  an  und 
für  sich  auch  kaum  Gesuodes  zeigen.  Der  Menschenaustausch 
und  die  Verbindung  mit  den  übrigen  Tbeilgebieten  des  Gesammt- 
gebietes  lassen  die  Sachlage  hier  immerhin  noch  anders  erscheinen. 

Auch  hier  sei  wieder  daran  erinnert,  dass  die  directe  Yergleichung  so  unf^leich 
grosser  L&nder  von  so  rerschiedener  Stellung  in  der  Weltwirtbschaft,  wie  zwischen 
den  Ländern  der  Tab.  XLV,  nur  bedingt  zulässig  ist.  Das  wird  auch  in  den  amtlichen 
Erläuterungen  der  Beichsstatistik  nicht  genügend  beachtet  Die  Lage  in  Sachsen  ist 
z.  B.  günstiger  als  diejenige  Englands  und  Schottlands,  well  Sachsen  zunächst  Glied 
der  deutschen  Yolkswirthschaft,  erst  dann  der  Weltwinhschaft,  Grossbritannien  dagegen 
dies  unmittelbar  ist.  Von  der  Lage  Rheinlands  gilt  dasselbe  wie  ?on  derjenigen 
Sachsens.  Diejenige  der  Schweiz,  deren  industrielle  Bevölkerung  derjenigen  Gross- 
britanniens, Sachsens,  Rheinlands  unter  den  ?erglichenen  Ländern  am  Nächsten  kommt, 
ist  dagegen  wieder  ungl^nstiger  als  die  Lage  der  genannten  beiden  deutschen  Landes- 
theile,  ähnlich,  aber  noch  ungünstiger,  als  diejenige  Grossbritanniens  (nicht  nur  wegen 
der  geographischen  Lage,  Gebirgsformation ,  Mangel  an  Culonialbesitz  seitens  der 
Schweiz),  weil  die  Schweiz  ein  kleineres  Gebiet  und  als  solches  auch  unmittelbar  auf 
Productenaustausch  mit  dem  Auslande  angewiesen  ist,  ?on  dessen  handelspolitischen 
Maassregeln  u.  s.  w.  directer  getroffen  wird.  Aebnliches  gilt  ?on  Belgien,  Niederianden; 
die  Folge  der  politischen  und  wirthschaftlichen  Abtrennung  von  dem 
grossen  Staats-  und  Wirthschafbgebiet ,  zu  dem  alle  drei  naturgemäss  nach  Lage, 
Volksthum,  Geschichte  geboren. 
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Hiermit  beenden  wir  die  Vorf&hmng  bevölkernngsstatistischen 
Materials  nnd  die  daran  geknüpften  Untersaehungen  and  Erörterungen» 
Es  gilt  jetzt,  ans  den  statistischen  Thatsachen  Schlüsse  für  die 
Yolkswirthschaftliche  Auffassung  der  Bevölkerungsfrage  zu  ziehen» 
Das  ist  die  Aufgabe  des  folgenden  zweiten  Hauptabschnitts  diesea 
Kapitels. 

Zweiter  Hauptabschnitt 
Yolkswirthscliaftliche  Folgerungen. 

L  —  §.  248.  Volksvermehrung  und  Productions- 
interesse. 

Wieder  anknüpfend  an  die  einleitenden  Erörterungen  zur 
volkswirthschaftlichen  Bevölkerungslehre  (§.  198  ff.)  lassen  sich 
nunmehr  folgende  Ergebnisse  feststellen. 

Die  vorausgehenden  bevölkerangsstatistischen  Thatsachen  und 
Untersuchungen  rechtfertigen  den  Schluss,  dass  die  Bevölkerung 
eines  Landes ,  und  zwar  auch  eines  altbesiedelten,  bereits  dichter 
bevölkerten,  regelmässig  die  Tendenz  hat  und  auch  die  Fähigkeit 
besitzt,  sich  zu  vermehren.  Sie  vermag  sicli  insoweit  im  volks- 
wirthschaftlichen Productionsinteresse  in  Bezug  auf  ihre  Zahl 
dem  etwa  wechselnden  Bedarf  an  Arbeitskräften  durch  ihre  natür- 
liche Vermehrung  innerhalb  derjenigen  Grenzen  anzupassen,  welche 
dem  Geburtsüberschuss  natargemäss  und  durch  die  Einwirkungen 
der  socialen  Verhältnisse  gezogen  sind,  sowie  innerhalb  derjenigen 
weiteren  Grenzen,  welche  von  den  Geschlechts-  und  den  Alters- 
verhältnissen abhängen.  Daher  kommt  hier  namentlich  die  Frist 
in  Betracht,  welche  zwischen  der  Geburt  und  der  Erlangung  der 
Arbeitsfähigkeit  nothwendig  verlaufen  muss,  um  eine  Bevölkerungs- 
vermehrung durch  Geburtsüberschuss  zu  einer  dem  volkswirth- 
schaftlichen Productionsinteresse  entsprechenden  Vermehrung  der 
nationalen  Arbeitskraft  zu  machen. 

Verlangt  dieses  Interesse  die  letztere  Vermehrung,  so  wird  es 
für  die  Volkswirthschaft  wichtig,  dass  die  Förderungsmittel  der 
natürlichen  Volksvermehrnng  stärker,  die  Hemmangsmittel,  die 
präventiven  und  die  repressiven  Tendenzen  C§.  219)  schwächer 
wirksam  werden.  Namentlich  mnss  ein  grösserer  Theil  der  Neu- 
geborenen das  Lebensalter  der  Arbeitsfähigkeit  erreichen  und  in 
demselben  länger  verbleiben,  also  die  Sterblichkeit  entsprechend 
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vermindert  werden.  Eine  demgemässe  Gestaltnog  der  wirtbschaft- 
liehen  and  socialen  Lebensverhältnisse  auch  der  Masse  der  Be- 
völkernng  ist  hierffir  die  Voranssetzong.  Sie  liegt  daher  auch  in 
diesem  Falle  nicht  nur  im  persönlichen  Interesse  der  unteren  Classen 
nnd  im  voikswirthscbaftlichen  Vertheilnngsinteresse ,  sondern  auch 
im  volkswirthchaftlichen  Prodnctionsinteresse. 

Reicht  die  so  herbeigeführte  natürliche  Vermebrang  der  Be- 
völkerung und  insbesondere  der  Altersclassen  der  letzteren  im 
wirtbschaftlich  productiveu  Alter  und  des  Hauptträgers  der  nationalen 
Arbeit,  des  männlichen  erwachsenen  Tbeils  der  Bevölkerung ^  für 
die  Bedürfnisse  der  voikswirthscbaftlichen  Production  noch  nicht 
aus,  so  tritt  die  Frage  der  Wanderungen  in  den  Oesichtspunct 
des  Interesses  der  Production.  Die  Fort-  und  Auswanderung,  zumal 
der  Erwachsenen  und  der  Männer  im  productivsten  Lebensalter 
ist  dann  gegen  dieses  Interesse,  die  Zu-  und  Einwanderung  liegt 
dagegen  in  demselben,  sei  es  vorübergehend,  sei  es  selbst  dauernd, 
wenn  der  Geburtsliberschuss  zu  schwach,  die  Vermehrung  der  Er- 
wachsenen zu  gering  und  zu  langsam  ist  oder  auch  beide,  Geburts- 
überscbuss  nnd  Quote  der  Erwachsenen,  ihre  natürliche  und  durch 
die  gegebenen  socialen  Verhältnisse  bedingte  Grenze  erreicht  haben. 
Sei  es  ferner  local,  provincial,  allgemein  im  ganzen  Volkswirth- 
schaftsgebiete,  wo  dann  je  nachdem  die  Gestaltung  der  heimischen 
wie  der  internationalen  Wanderungen  das  Prodnctionsinteresse  in 
verschiedenem  Maasse  berührt. 

Zahlreiche,  im  vorigen  Abschnitt  mitgetheilte  und  besprochene 
statistische  Thatsachen  zeigen  auch,  dass  sich  in  Wirklichkeit 
vielfach,  ja  regelmässig  die  Bevölkerung  in  ihrer  natürlichen  und 
in  ihrer  Wanderungsbewegung,  innerhalb  eines  grossen  Volkswirth- 
Bchaftsgebiets  und  von  Land  zu  Land,  in  altbesiedelten,  bereits 
dicht  bevölkerten,  wie  in  neubesiedelten,  noch  dünn  bevölkerten 
Gebieten,  dem  voikswirthscbaftlichen  Bedarf  an  Arbeitskräften, 
damit  dem  Prodnctionsinteresse,  anzupassen  sucht  und  anpasst. 

Dio  fernere  und  keineswegs  allgemein  langsamer  nnd  schwächer  werdende  natOr- 
liche  Volksvermehrung  durch  Geburtsliberschuss  selbst  noch  in  dicht  bevölkerten  und 
immer  dichter  bevölkert  werdenden  Ländern  und  Landestheilen ,  wie  so  vielen 
europäischen ;  die  Steigerung  und  das  Hochbleiben  der  natOrlichen  Zuwachsraten  auch 
sogar  hier;  die  Zu-  und  Einwanderungen  in  dicht,  wie  die  industriellen,  montanistischen, 
städtischen  Bezirke  im  In-  und  Auslande,  in  dtlnn,  wie  die  überseeischen  Einwanderungs- 
länder bevölkerte  Gebiete  ist  ein  Beleg  hierfar. 

Die  Gefahr  ist  aber  dabei  auch  schon  hier  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  allgemeine  und  die  locale  Volksvermehrung  durch 
Geburtsüberschuss  und   durch  Wanderungen   den  volkswirthschaft- 
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liehen  Bedarf  an  Arbeitskräften  —  natürlich  hier  gemeint:  an  solchen 
jeder  Art,  von  der  höchsten  geistigen,  bis  znr  niedrigsten  ge- 
meinen —  übersteigt 

Und  zwar  wieder  TorQbergehend ,  zeitweise  oder  bleibend,  allgemein,  fbr  lUe 
oder  fast  alle  Erwerbszweige,  speciell  für  einzelne  davon,  allgemein  im  ganzen 
Lande  oder  theilweise  an  einzelnen  Onen,  in  einzelnen  Gegenden.  Femer  aach 
wieder  anbedingt,  absolut  nach  den  an  sich  ttberiianpt  noch  mOglich  ersdieioenden 
Yerhältnissen  der  volkswirthscbaftlicben  Organisation,  der  Technik  der  ProdoctioD, 
der  irgend  yemünftiger  U^eise  noch  denkbaren  und  ausführbaren  Gestaltung  der 
Prodoction  und  des  Absatzes;  wie  yollonds  bedingt,  relati?,  nach  den  einmal 
gegebenen  nnd  nicht  oder  nicht  sofort  oder  nicht  genügend  zn  ?er&ndemden  sodtlen, 
rechtlichen  dem  Sittenzustand  entsprechenden,  den  technischen  Verhältnissen  der 
Tolkswirthschaftlichen  Organisation,  des  Besitzes,  der  Prodoctionseinricbtting.  S.  darüber 
nnten  §  257  ff. 

Namentlich  bedingt  die  höhere  Volksdichtigkeit ,  welche  von 
natürlicher  Yermehrang  nnd  von  Wanderungen  herrührt,  sowie  die 
stärkere  locale  Concentration  der  Bevölkerung  (Städte)  ver- 
wickeitere  Erwerbsverhältnisse,  nnsichereren  Absatz 
der  eigenen  nnd  damit  nnsichereren  Bezug  der  fremden 
Producte,  was  neue  Bedenken  hervorruft 

Hat  sich  jene  Gefahr  bereits  verwirklicht,  dann  liegt  auch 
vom  Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsinteresses  aus  betrachtet  — UebervölkeruDg 
vor,  absolute  oder  relative,  allgemeine  oder  partielle,  allgemeine 
oder  locale,  dauernde  oder  zeitweilige:  d.  h.  es  sind  mehr  Menschen 
da,  als  überhaupt  als  Arbeitskräfte  gebraucht  und  genügend  be- 
schäftigt werden  können,  es  ist  die  Volksvermehrung,  die  natür- 
liche und  die  durch  Wanderungen  bewirkte,  zu  rasch  und  zu  gross, 
es  müssen  daher  hier  Hemmungen,  vielleicht  schon  repressiver 
Art,  eintreten  (§  250  —  260). 

Solange  eine  derartige  Gefahr  aber  nicht  vorliegt,  sondern 
wirklich  ein  steigender  Bedarf  an  regelmässig  und  lohnend  zu  be- 
schäftigenden Arbeitskräften  aus  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung hervorgeht,  welcher  nur  durch  natürliche  Volksvermehrnng 
und  Zu-  und  Einwanderung  gedeckt  werden  kann,  erheischt  auch 
das  Volks wirthschaftliche  Productionsinteresse  eine  solche  Ver- 
mehrung und  Wanderung,  daher  auch  die  Erfüllung  der  technischen, 
ökonomischen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  hierftir:  das  ge- 
nügende Vorhandensein,  die  nachhaltige  Sicherung  von  Unter- 
haltsmitteln, in  erforderlicher  Art,  Menge,  Güte,  sowie 
die  weitere  Vermehrung  und  qualitative  Aenderung  und  Verbesserung 
dieser  Unterhaltsmittel  für  eine  wechselnde,  vielleicht  auch  Umfang 
und  Art  ihrer  Bedürfnisse  steigernde  Bevölkerung. 
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Die  ErfttlloDg  dieser  VoranssetzuDgen  kann  anf  zweierlei  Weise 
geschehen:  einmal  anf  dem  Gebiete  der  volkswirthschaftlichen 
Prodnction  dnrch  eine  entsprechende  volkswirthscbaftliche  Organi- 
sation^  welche  die  Prodnctivität  der  Arbeit^  die  Entwicklang  dieser 
Prodactivität,  der  Prodactionstechnik ,  die  genügende  nnd  richtige 
Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  (§.  129)  and  die 
zweckmässige  Benatznng  des  nationalen  Bodens  verbürgt,  nnd 
zwar  in  einem  mindestens  mit  der  Vermehrung  der  Bevölkemog 
Schritt  haltenden,  womöglich  in  einem  stärkeren  Maasse;  sodann 
auf  dem  Gebiete  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  durch  eine  solche  Art  der  Vertheilung,  welche 
auch  fttr  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  eine  genügende  Be- 
dfirfnissbefriedigung  nach  Umfang  und  Art  ermöglicht  und  gewährt. 
,,6enügend''  heisst  aber  hier  diejenige  Bedürfnissbefriedigung,  bei 
welcher  die  physischen  und  psychischen  hier  mitspielenden  Factoren 
mächtig  genug  wirken,  um  die  vom  Interesse  der  Production  ver- 
langte nachhaltige  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Auferziehung 
einer  hinlänglich  starken  Quote  arbeitsfähiger  erwachsener,  ins- 
besondere männlicher  Personen  herbeizuführen. 

Dabei  ist  dann  eines  wichtigen  Umstands  zu  gedenken.  Die 
jeweilige  Art  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volks- 
vermögens, die  jeder  solcher  Vertheilungart  zu  Grande  liegenden 
volkswirthschaftlichen  Organisations-  und  Rechtsordnungs-Priucipien 
üben  hier  wieder  einen  Einfluss  aus,  sowohl  auf  die  psychischen 
und  physischen  Bedingungen  der  (natürlichen)  Volksvermehrung, 
als  auf  die  psychischen  Motive  wirthschaftlichen  Handelns,  in  Bezug 
auf  Wirksamkeit  der  Arbeit,  Arbeitseifer,  Gestaltung  und  Fortschritt 
von  Technik  und  Oekonomik  der  Production,  Bildung  und  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  Benutzung,  Anbau  u.  s.  w.  des 
nationalen  Bodens.  Aenderungen  principieller  Art  in  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft  und  dadurch 
schliesslich  der  Vertheilung  von  Volkseinkommen  und  Volksver- 
mögen müssen  daher  immer  möglichst  nach  ihrer  erfahrnngsmässigen 
oder  doch  psychologisch  wahrscheinlichen  Rückwirkung  auf  die 
Tendenzen  der.  Volksvermehrung  und  auf  die  psychologische  Moti- 
vation des  wirthschaftlichen  Handelns  betrachtet  werden. 

Eine  Verbessemog  z.  B.  der  unteren  Klassen  auf  Kosten  der  oberen,  die 
Prodactionsmittel  besitzenden,  die  Prodocdon  leitenden  konnte  vielleicht  die  Productivität 
der  nationalen  Gesammtarbeit  schädigen,  weil  diese  oberen  Klassen  dann  weniger 
leisteten,  ohne  die  Leistungsfähigkeit  und  tbatsäcb liehe  Leistung  der  unteren  ent- 
sprechend zu  steigern.    Was  dann  auf  der  einen  Seite  fOr  die  Ermöglichung  reich- 
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haltiger,  die  Summe  der  Arbeitskräfte  steigernder  natürlicher  YolksTermebroog  ge- 
wonnen würde,  drohte  aof  der  anderen  Seite  wieder  ?erloren  zu  geben  (§  27U). 

Hier  hängt  daher  die  Bevölkerangsfrage  auch  bei  der  Be- 
trachtung vom  Standpuncte  des  Productionsinteresses  ans  mit  den 
Problemen  der  volkswirthscbaftlichen  Organisation  und  Recbtsordnung 
und  Vertheilung  zusammen.  Nur  bei  einer  befriedigenden  Lösung 
dieser  Probleme  kann  auch  das  volkswirthschaftliche  Productions- 
Interesse  an  Vermehrung  der  Bevölkerung,  um  vermehrter  Arbeits- 
kräfte Willen,  sicher,  nachhaltig  und  ohne  anderweite  neue  Ge- 
fahren befriedigt  werden. 

In  den  Beziehungen  zwischen  Volksvermehrung,  Productivitäts- 
steigerung  und  Vertheilungsfragen  liegt  daher  auch  der  Schwer- 
punct  des  „volkswirthscbaftlichen  Bevölkerungsproblems'^  Bloss  vom 
Standpuncte  des  Productionsinteresses  aus  betrachtet  gelangt  man 
bei  gegebener  Vertbeilangsordnung  nur  zu  dem  Postulat:  allein 
eine  solche  Volksvermehrung  ist  volkswirthschaftlich  heilsam  und 
erwtinscht,  welche  selbst  wieder  die  Bedingungen  einer  mindestens 
ebenmässig,  wo  möglich  einer  mehr  als  verhältnissmässig 
gesteigerten  Productivität  und  wirklichen  Production  liefert.  An 
diesen  Satz  ist  im  weiteren  Verlauf  anzuknüpfen  (§  260). 

II.  —  §.  249.  Volksvermehrung  und  Vertheilungfl- 
interesse  (vgl.  o.  §.  199,  200).  Die  im  vorigen  Abschnitt  mit- 
getheilten  bevölkerungsstatistischen  Thatsachen  und  die  dort  bereits 
daran  geknüpften  Erörterungen  rechtfertigen  nun  nicht  minder  den 
Schluss,  dass  die  regelmässig  in  der  Bevölkerung  obwaltende 
Tendenz  und  Fähigkeit  zur  natürlichen  Vermehrung  und  die  Neigung 
der  Bevölkerung,  in  heimischer  Wanderung  und  Auswanderung 
dahin  zu  strömen,  wo  es  wirklich  oder  vermeintlich  wirthschaftlich, 
social  besser  geht,  auch  für  das  volkswirthschaftliche  Vertheilangs- 
Interesse  ernste  Gefahren  in  sich  birgt  (§  260). 

Diese  Gefahren  treten  nach  der  Verschiedenheit  der  mit  ein- 
wirkenden concreten  Verhältnisse  in  verschiedenem  Grade  hervor. 

Ganz  fehlen  werden  sie  nicht  leicht  Sie  werden  aber  grösser  mit  der  Steigerong 
der  allgemeinen  und  der  localen  Yolksdichtigkeit ;  mit  der  Nothwcndigkeit,  in  einem  Te^ 
wickelten,  feingliedrigen  Arbeitsstbeilangs-  und  Verkehrssystem,  Fielleicht  in  veiter 
Ferne,  Absatz  fUr  die  eigenen  wirthschafüichen  Guter,  BczogsqneUen  fdr  die  bedorftea 
Prodocte  suchen,  Fabrikate  aus-,  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  in  die  heimische  Voüw- 
wirthschaft  und  nach  den  Wohn-  und  Productionsonen  einführen  zu  müssen;  mit 
einer  für  die  productive  Arbeit  der  Nation  ungünstigen  Vertheilung  der  Geschlechter 
und  Altersklassen  und  einer  dadurch  bedingten  starken  Belastung  der  prodactiren, 
daher  besonders  der  männlichen  erwachsenen  Bevölkerung  (§.  289,  240);  mit  der  Ver- 
minderung der  Quote  der  Erwerbsthätigcn  (§.  245) ,  der  Personen  in  selbsündiger 
Berufsstellung  (§.  246),  der  mit  landwirthschafdicher  u.  s.  w.  Th&tigkeit  beschäftigten 
Personen  (§.  247)  iu  der  Bevölkerung  im  Verhältniss  zu  den  übrigen. 
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Jene  Gefahren  werden  ferner  auch  im  concreten  Falle  grösser 
werden  können  dareh  eine  sehr  nngleichmässige  Vertheilnng 
des  Volkseinkommens  nnd  Vermögens,  daher  durch  die  rechtlichen 
und  organisatorischen  Voraussetzungen  dafUr,  wie  das  Privateigen- 
thum  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  die  privatwirthschaftliche 
Organisation,  die  historisch  überkommene  Grundbesitzvertheilung 
und  die  bestehende  Agrarverfassung,  die  Gewerbeentwicklung,  den 
Grossbetrieb,  die  Gewerbeverfassung. 

Aber  bloss  dadurch  geschaffen  werden  diese  Gefahren 
nicht,  wie  der  Socialismus  in  seinem  populationistiscben  Optimis- 
mus (§.  192, 196)  annimmt.  Auch  durch  eine  kleinere  oder  grössere, 
selbst  durch  eine  principielle,  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital, 
privatwirthschaftliche  Organisation  der  Production  und  Vertheilung 
ausschliessende,  Gemeineigenthnm  und  gemeinwirthschaftliche  Organi- 
sation (Buch  5)  einführende  Aenderung  dieser  Verhältnisse  werden 
diese  Gefahren  nicht  beseitigt.  Wahrscheinlich  würden  sie 
dabei  vielmehr  erhöbt,  weil  die  präventiven  Tendenzen  der  natür- 
lichen Volksvermehrung  vermuthlich  geschwächt  würden,  vollends, 
wenn  die  Bedingungen  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit 
und  die  Productivität  selbst  bei  einer  solchen  Veränderung  der 
Organisation  und  Rechtsordnung,  wegen  der  nachtheiligen  Rück- 
wirkung auf  die  Motivation  des  wirthschaftlichen  Handelns,  un- 
günstigere würden,  was  wenigstens  leicht  der  Fall  sein  könnte 
(mangelhaftere  Leitung,  Gontrole  der  Productionszweige,  geringerer 
technischer  Fortschritt  u.  A.  m). 

Alle  im  vorigen  Abschnitt  mitgetheilten  Thatsachen  rechtfertigen 
daher  auch  den  Schluss,  dass  auch  unter  unseren  heutigen  Ver- 
hältnissen der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  mit  der  Gefahr 
einer  Ueberholung  der  Unterhaltsmittel,  der  Höhe  und  Zunahme 
des  Volkseinkommens  durch  die  Volksvermehrung  gerechnet  werden 
muss:  m.  a.  W.,  es  droht,  vom  Vertheilungsstandpuncte  aus  be- 
trachtet, auch  für  unsere  Culturperiode  und  gerade  bei 
der  hohen  Volksdichtigkeit  und  starken  localcn  Be- 
völkerungsconcentration  derselben  —  Uebervölkernng,  sobald 
es  nicht  gelingt,  die  Schwierigkeiten,  welche  ein  complicirtes  Arbeits- 
theilungs-  und  Verkehrssystem  im  Nah-  und  Femabsatz  und  Be- 
zug der  Producte  unvermeidlich  in  sich  birgt,  sicher  zu  überwinden. 
Die  hier  drohende  „Uebervölkernng''  ist  anderer  Art,  als  diejenige 
auf  niedrigeren  Stufen  der  wirthschaftlichen  Entwicklung,  aber  sie 
ist  deswegen  doch  vorhanden  und  bietet  aus  manchen  Gründen 
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nur  noch  mehr  Bedenken  und  ist  schwieriger  zu  yermeiden  nnd 
zu  heilen  y  als  eine  Ueberrölkerang  früherer  Wirthsehaftsperioden. 

Mit  dieser  Frage  der  Uebervölkerung  haben  wir  uns  jetzt 
zunächst  zu  beschäftigen« 

111.  —  §.  250.  Die  Uebervölkerungsfrage.  In  dieser 
wichtigsten  und  auch  fflr  das  theoretische  Verständnies  wie  für 
die  Bevölkerungspolitik  schwierigsten  Frage  der  Bevölkerungslebre 
ist  viel  Verwirrung  durch  irrige  Auffassungen  und  unklare  Ver- 
mengung  verschiedener,  scharf  zu  unterscheidender  Seiten  des  Pro 
blems  entstanden. 

Eine  vielfach  verbreitete;  auch  heute  noch  nicht  völlig  über- 
wundene Ansicht  hat  hohe  Volksdichtigkeit  und  Ueber- 
völkerung tbeils  förmlich  identificirt  und  verwechselt^ 
theils  nicht  richtig  unterschieden.  Auch  wo  man  in  dieser 
Hinsicht  zu  besserer  Einsicht  durchgedrungen  ist,  hat  man  die 
Beziehungen  zwischen  Volksdichtigkeit,  niedriger,  wie 
hoher,  und  Uebervölkerung  noch  nicht  immer  richtig  er- 
fasst.  Namentlich  zog  man  aus  der  erlangten  Einsicht  in  die 
technischen  und  ökonomischen  Bedingungen  höherer  und  steigender 
Volksdichtigkeit  als  einer  Folge-  und  Begleiterscheinung  der  Ent- 
wicklung von  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  übereilt  und  ein- 
seitig optimistisch  Schlüsse. 

So  namentlich  den,  dass  non  aocb  jede  weitere  Steigerung  der  Yollsdichtigkeit 
und  der  damit  regelmässig  verbundenen  stärkeren  localen  BevOlkernngsanbäofaDg, 
höheren  Quote  der  in  Industrie  u.  s.  w.,  Handel,  liberalen  Berufen  beschäftigten  Erwerb- 
thätigen  ^.unbedenklich'',  ja  erfreulich  und  nützlich  sei,  ohne  der  neuen  und  grossen 
Schwierigkeiten  des  BerOlkerungsproblems  grade  unter  solchen  Verhältnissen 
zu  gedenken.  Damit  gelangte  man  in  Betreff  der  Beziehungen  zwischen  Yolksdicbtigkeit 
und  uebervölkerung  nur  in  das  andere  Extrem:  man  verkannte,  man  leugnete  wohl 
ausdrücklich  jede  solche  Beziehung  und  sah  die  Debervölkerungsgefahr  nunmehr  ein- 
seitig als  eine  Begleit-  und  Folgeerscheinung  früherer,  niedrigerer  wirtbschaftlicher 
Entwicklungsstufen  an,  eine  Gefahr,  die  auf  ^«unserer  hohen  Stufe''  verschwunden  seL 
Statt  dessen  hätte  man  erkennen  müssen,  dass  diese  Gefahr  nach  den  in  der  Be- 
völkerung wirksamen  Yermehrungstendenzen  immer,  auf  allen  Stufen  volkswirthicbaft- 
lieber  Entwicklung  vorbanden  ist,  nur  nach  der  Verschiedenheit  der  technischen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  in  verschiedener  Weise  sich  kundgiebt,  in  verschiedenen 
Formen  hervortritt.  M.  a.  W.  die  Uebervölkerungsfrage  gehört  zur  Kategorie  der  rein- 
ökonumischen  Fragen,  nur  ihre  concreto  Gestaltung  zur  Kategorie  der 
historischen  Erscheinungen  und  Fragen  (s.  folg.  §.  251). 

Hier  liegt  auch  wieder  der  principielle  Hauptirrthum  in  der 
optimistischen  ßevölkerungslehre  des  Socialisrous  (Marx)  und  in 
der  schiefen  Polemik  gegen  Malthus'  Lehre  (§.  196).  Mit  diesem 
Irrthum  hängt  dann  der  weitere  schon  angedeutete  zusammen  — 
ohne  übrigens  einfach  damit  zusammenzufallen,  weshalb  er  deon 
auch  von  Gegnern  des  Socialismus  vertreten  wird  (§.  195  flf.)  — ^ 
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als  ob  die  Gefahr  der  Uebervölkerong  nur  eine  Begleit-  und  Folge- 
erseheinang  eines  bestimmten  wirtbschaftsrechtlichen  und  wirth- 
schaftsorganisatorischen  Prodnetionssystems,  namentlich  auch  des 
nnsrigen,  des  auf  Privateigenthum  an  den  sachlichen  Productions- 
mittein  beruhenden,  ungleiche  Art  und  Höhe  des  Einkommens  der 
Einzelnen  bedingenden  sei,  also  mit  principieller  Aenderung  dieser 
Eigenthnms-  und  Productionsordnung  entfallen  würde. 

Wie  schon  bemerkt  (S.  637),  auch  diese  unsere  Eigenthams-  und  Prodnctions- 
ordnnng  hat  ihre  specifische  Ueberyölkerongsgefahr,  ob  auch  nur  eine  grössere,  als 
die  ihr  entgegengesetzte  socialistische,  ist  mindestens  sehr  fraglich,  psychologisch 
betrachtet  nnirahrscheinlich.  Die  socialistische  wttrde  eine  andere,  aber  jedenfalls 
auch  eine  ihr  eigene  specifische  UeberFölkemngsgefahr  haben,  wie  eine  jede 
historische  Phase  der  Yolkswirthschaft. 

Endlich  ist  noch  ein  sehr  verbreiteter  Irrthum  auf  diesem  Ge- 
biete, dass  zwischen  absoluter  und  relativer  UebervOlkerung 
nicht  oder  nicht  genügend  und  nicht  richtig  unterschieden  wird: 
weil  jene  erstere  selten  da  ist,  auch  die  letztere  geläugnet  oder  die 
Symptome  jener  auch  als  diejenigen  der  anderen  betrachtet  werden, 
und  wenn  dieselben  nicht  vorliegen,  die  Uebervölkerung  nicht  als 
vorhanden  gilt  (§.  257  flf.) 

Mit  diesen  verschiedenen  Irrthümem,  welche  unter  sich  mehr- 
fach, wie  man  sieht,  näher  zusammenhängen,  ist  eine  Auseinander- 
setzung hier  geboten,  um  zur  Klarheit  in  der  Uebervölkerungsfrage, 
und  damit  zu  einem  positiven  Ergebniss  in  der  volkswirthschaft- 
liehen  BevOlkerungsIehre  zu  gelangen.  Erst  nach  einer  solchen 
Auseinandersetzung  wird  man  zu  einer  richtigen  Auffassung  des 
Wesens  dieser  Erscheinung  und  zu  einer  Begriffsbestimmung  auf 
Grund  der  Analyse  kommen  können. 

In  Betreff  der  Litteratur  sei  anf  die  AnsfQhrongen  und  Citate  oben  in  §.  ]91 
bis  197  verwiesen.  Mit  das  Beste,  wenn  auch  mehr  nur  sporadisch  und  skizzenhaft, 
enthalten  die  gesammten  Arbeiten  RUmelin's  auch  über  diese  Seite  der  Be- 
Tölkemngsfrage  (S.  457).  Die  meisten  Autoren,  anch  die  neueren,  und  auch  diejenigen, 
welche  anf  Malthus'schem  Boden  stehen,  behandeln  die  Fragen  m.  £.  nicht  principiell 
nnd  scharf,  sowie  namentlich  nicht  casnistisch  genüg,  begnügen  sich  mit 
historischen  und  statistischen  Daten,  die  allein  noch  nichts  beweisen,  nnd  überzeugen 
so  diejenigen,  welche  einen  principiell  anderen  Standponct  einnehmen,  doch  nicht. 
Anch  von  Röscher  gilt  das.  In  dem  Aufsatz  von  L.  Elster  liegt  hier  m.  £.  eine 
wesentliche  Lücke  in  der  Behandlung  der  ganzen  BevOlkemngsfrage.  Die  älteren  und 
neueren  britischen  Oekonomisten  (auch  Marsh  all),  aber  auch  neuere  deutsche 
Malthusianer,  wie  G.  Cohn,  mit  welchen  ich  im  Ganzen  wesentlich  übereinstimme, 
müssten  m.  £.  n.  auch  mehr  die  verschiedene  historische  Gestaltung  der  Be- 
völkerungs-  und  speciell  der  Uebervölkerungsfrage  in  verschiedenen  historischen 
Phasen  der  technischen  und  ökonomischen  Entwicklung  hervorheben.  Gewiss  liest 
hier  eigentlich  nur  Ein  Problem,  aber  dies  eben  je  nach  der  Verschiedenheit  dieser 
Verhältnisse  in  immer  neuen  Formen,  weil  unter  immer  neuen  Bedingungen,  vor. 
Das  wird  zu  wenig  betont,  dadurch  aber  den  principiellen  optimistischen  Gegnern, 
den  Anti-Malthusianern  aller  Richtungen,  das  Spiel  erleichtert;  diese  halten  „Maltbus 
für  widerlegt",  weil  diejenigen  Argumente,  mit  welchen  für  eine  Geschichtsperiode 
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richtig  operirt  wird ,  für  eine  andere  "'nicht  oder  nicht  ohne  Weiteres  und  etwa  bu 
mit  den  und  den  Modificationen  gelten.  Die  Doplik  mnss  nachweisen,  dass  mit  solchen 
OegengrOnden  Malthns  nicht  widerlegt  wird,  weil  sich  für  andere  Perioden  die  ilteren 
Argumente  sehr  wohl  mit  Erfolg  modifidren  ond^mit  neuen  rerbinden  and  dorch  diese 
ersetzen  lassen. 

A,  —  §.  251.  Die  Uebervölkerungsfrage  und  die 
volkswirth schaftlichen  £ntwicklangsphasen.  Höbe 
Volks dichtigkeit  und  Uebervölkerung  sind  in  der  That  dorchaos 
nicht  identisch,  weder  principiell,  noch  praktisch.  Im  Gegentheil: 
bei  jedem  Maasse  der  Volksdichtigkeit  kann  Uebervölkemng  vor- 
liegen, drohen  und  praktisch  findet  sich  letztere  gar  nicht  selten 
bei  sehr  kleiner  Volksdichtigkeit  Wie  sich  aus  den  früheren  Aus- 
führungen (§.  229  ff.)  ergiebt,  steht  die  Volksdichtigkeit  mit  der 
gesammten  Technik,  Oekonomik,  Rechtsordnung  und  Cultnr  einer 
Periode,  eines  Volkswirthschaftsgebiets  in  Wechselwirkung.  Von 
maassgebender  Bedeutung  ist  dafür  vor  Allem  das  Verhältniss  der 
Bewohner  und  Wirthschafter  zur  Beherrschung  der  Naturkräfte, 
davon  abhängig  zur  Technik  des  Werkzeug-  und  Maschinenwesens, 
zum  Boden  und  zur  Technik  seiner  Ausbeutung  und  Bearbeitang. 
Davon  hängt  die  ganze  technisch-ökonomische  Art  der 
menschlichen  Arbeit  gegenüber  der  Aufgabe  ab,  wirthschafUiche, 
insbesondere  Sachgüter,  für  die  Bedürfhissbefriedigung  zu  beschaffen. 

Nach  dieser  Arbeitsart  unterscheiden  sich  zumeist  die  grossen 
technisch-ökonomischen,  rechtlichen  und  cnlturhistorischen  Phasen 
oder  Stufen  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklnng. 

Jagd,  Fischerei,  Sammeln  wildwachsender  Nähr-  und  Nutzpflanzen.  Nomadeo- 
wirthschaft;  etwas  Ackerban  daneben  auch  schon  auf  solchen  frQheren  Stufen,  aber 
noch  ohne  bleibende  Wohnsitze;  dann  Ackerbau  mit  fester  Sessbaftigkeit,  mit  Vieh- 
zucht, als  einem  regelmässigen  Glied  der  landwirthschaftlichen  Thätigkeit  Terbanden; 
eztensi?er,  allmählig  intensiver  werdender  Ackerbau  mit  mannigfaltigen  Feld-  ood 
Betriebssystemen,  sich  in  der  Weise  entwickelnd,  dass  immer  mel^  Theile  des 
agrarischen  Bodens  regelmässig  zur  Gewinnung  von  menschlichen  und  thierischeo 
Nahrungsmitteln  und  Qewerkstoffen  benutzt  und,  wenn  auch  vielfach  mit  mehr  als 
verhält^ssmässig  steigenden  Kosten,  immer  grossere  Boherträge  gewonnen  werdeo 
(„Gesetz  der  Prodnction  auf  Land'*,  §.  255);  Verbindung  von  Gewerhhätigkeit  mit  der 
Bodenarbeit,  naturalwirthschaftliche  Herstellung  der  Gegenstände  der  Kleidung, 
Wohnung,  des  Werkzeugs  ftlr  den  eigenen  Bedarf,  in  der  Einen  einheitlichen  agiariscii- 
gewerklichen  Wirthschaät  —  antike  Oekenwirthschaft,  bäuerliche  Wirthschaft  — ,  Aus- 
dehnung dieser  Productionsthätigkeit  auf  Versorgung  des  Bedarf  von  Arbeitsherreo« 
von  Dritten  ausserhalb  der  Wirthschaft,  „für  den  Ma^t''  —  wieder  antike  Oekeowirtk- 
schaft,  mittelalterliche  Frohnhof-  und  Grundherrschaft,  bäuerliche  und  grössere,  adlige 
Gutswirtschaft  — ;  Hinzutritt  von  Handelsthätigkeiten;  Abtrennung  von  Gewerk  und 
Handel  und  Entwicklung  zu  eigenen  wirthschaftlichen  BeruÜBthätigKeiten ,  auch  locale 
Abtrennung  von  Ackerbau  und  Concentration  in  Städten,  welche  nun  selbst  sich  zn 
Mittelpuncten  von  Gewerbe,  Handel,  öffentlicher  Verwaltungs-  und  liberaler  Berof^ 
thätigkeit  entwickeln;  so  schärfere  Trennung  von  Stadt  und  Land,  aber  inteoävere 
Wechselwirkung  zwischen  beiden  und  Ausbildung  eines  regelmässigen  festen  Aas- 
tauschsystems zwischen  ihren  beiderseitigen  Producten  und  Leistungen;  Entwickluog 
von  Manufactur,  Fabrik,  Grossindustrie  aus,  neben,  statt  handweddichem  ffleingewerbe 
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und  HausiDdiutrie;  Fernabsatz  ?on  feineren,  mit  Yerbesserong  der  Gommnnications- 
mittel  auch  Ton  gröberen  und  ftlr  den  Massenconsnm  bestimmten  Gewerkserzengnissen, 
Femher-Bezng  ?on  Rohstofien,  Hilfestoffen,  Nahmogsmittehi,  so  dass  die  Abh&ngigkeit 
Ton  der  Menge,  Art,  Bewirthschaftnngsmethode  des  nahe  gelegenen,  des  heinüschen 
agrarischen  Bodens  zurücktritt;  Welthandel  und  weltwirthsch^Uidier  Verkehr  und  regel- 
mässiges Austanschsystem  darin  nach  den  Mher  (§.  150)  dargelegten  Gesichtspancten« 

Diese  Phasen  oder  Stufen  der  volkswirthsehaftlichen  Ent- 
wicklung sind  freilieb  nicht  scharf  von  einander  getrennt,  folgen 
sich  auch  nicht  überall  und  allezeit  in  dieser  hier  dargelegten  oder 
irgend  einer  anderen  fest  bestimmten  Beihe.  Sie  gehen  vielmehr 
in  einander  über,  wie  alle  Verhältnisse  historischer  Entwicklung, 
und  zeigen  in  ihrer  Beibenfolge,  in  den  Berufsarbeitstheilnngsver- 
hältnissen  und  Berufscombinationen  und  in  vielen  Einzelheiten 
manche  Verschiedenheit.  Aber  gleichwohl  stellen  sie  Typen  dar 
nach  der  Art  der  menschlichen  Arbeit,  nach  dem  Verhältniss  der 
letzteren  zur  äusseren  Natur,  nach  den  Austausch-  und  Verkehrs- 
gestaltungen und  den  Bedingungen  dafür,  nach  der  Art,  Menge, 
den  (natürlichen,  rein  volkswirthschaftlichen,  §.  172)  Productions- 
kosten  der  gewonnenen  und  zum  Austausch,  zur  Vertheilung  behufs 
des  Consums  gelangenden  Sachgüter  und  Dienstleistungen. 

Es  ist  hier  nicht  die  Aufgabe,  jene  Entwicklangsphasen  genauer  za  betrachten 
nnd  im  Einzelnen  zu  schildern.  Das  gehOrt,  soweit  überhaupt  in  dieses  Werk,  mehr  in 
die  practische  Yolkswirthschaftslehre,  so  insbesondere,  was  die  Entwicklung  des  Boden- 
anbans  nnd  der  gesammten  Agrarverhältnisse  anlangt  (s.  darüber  Bnchenberger, 
Agrarpolitik  I,  Einl.  Abschn.  I).  Hier  sei  nur  daran  erinnert,  dass  in  den  genannten 
primitiren  Stufen  rein  occnpatorische  Arbeit,  Gewinnung  freier  Naturgaben  statt- 
findet, dann  die  Natur  angeleitet  wird,  solche  gebrauchswerUiige  Güter  herzustellen, 
welche  bedurft  werden,  hierin  durch  fortschreitende  Naturkenntnisse  und  Verwerthung 
in  der  Technik  immer  mehr  Erfolg  erzielt  wird  und  die  menschliche  Arbeit  aus  der 
Muskelleistung  sich  mehr  zur  Gehirnleistung,  damit  aus  dem  selbst  Kraft  gebenden 
zum  nur  noch  leitenden  Factor  erhebt  Ebenso  sei  daran  erinnert,  dass  auf  jeder  Ent- 
wicklungsstufe neue  Bechtsbedürfnisse  entstehen,  daher  neue  Rechtsnormen, 
besonders  für  die  sachlichen  Productionsmittel,  zumal  den  Boden,  und  für  die  Arbeits- 
verhältnisse sich  ausbilden  müssen. 

In  Verbindung  mit  dem  Allen  stehen  dann  nun  auch  die  Be- 
vOlkerungsverhältnisse:  die  Voraussetzungen  bestimmter 
Höhe  der  Volksdichtigkeit,  bestimmter  Vertheilung  der  Altersclassen, 
(z.  Th.  auch  der  Geschlechter),  der  Erwerbsthätigen  und  der  übrigen 
Bevölkerung,  der  socialen  Berufsstellungen,  der  Hauptberufsarten 
und  der  weiteren  Gliederungen  in  denselben ;  stehen  die  grösseren 
und  kleineren  Schwierigkeiten,  diese  Voraussetzungen  einer 
bestimmten  Volksdichtigkeit,  einer  bestimmten  Gliederung  der  Be- 
völkerung nach  den  angedeuteten  Unterscheidungen  und  einer 
weiteren  Steigerung  dieser  Volksdichtigkeit,  einer  Veränderung 
dieser  Gliederung  zu  erfüllen;  ergiebt  sich  fürjede  Phase  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  ein  gewisses  Normalmaass 
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der  r  i  c  h  t  i  g  e  D ,  den  Gesammtverbältnissen  der  Technik,  Oekonomik, 
Arbeitstheilnng,  des  Absatzes  und  Bezugs  der  Produete,  der  be- 
stehenden Bechtsordnung  für  Besitz,  Productionseinrichtnng  und  Er- 
tragsvertbeilung  entsprechenden  Volksdichtigkeit  und  —  eine 
freilich  wieder  nicht  durchaus  feste,  immer  etwas  elastische,  aber 
doch  eine  Grenze  (S.  596),  wo  bei  ungenügender  Erfüllung  der 
wirthschaftlicben  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  die  vor- 
handene Volkszahl,  bei  weiterer  natürlicher  oder  Wanderungs- 
vermehrung  der  Bevölkerung,  zumal  der  unproductiven  (Kinder), 
ohne  gleichzeitige  und  mindestens  ebenmässige  Fortschritte  in  Be- 
zug auf  die  Erfüllung  jener  Lebensbedingungen  die  steigende 
Volkszahl  in  —  Uebervölkerung  überzugehen  droht  (§.  238). 

Jede  der  angedeuteten  Entwicklungsphasen,  jede  „Productions- 
Ordnung^',  mit  den  socialistischen  Theoretikern  zu  sprechen,  hat 
nicht  ihr  eigenes  „Bevölkerungsgesetz^^  wohl  aber  nach 
den  wirthschaftlicben  Lebensbedingungen,  welche  in  ihr  bestehen, 
ihren  eigenen  „Bevölkerungsspielraum'%  ihre  eigene  „Be- 
völkerungs-Fassungs-  oder  Aufnahmekraft''  (Capacität).  Wird  diese 
erreicht  oder  droht  sie  überschritten  zu  werden ,  so  droht  in  jeder 
Phase  bei  an  und  für  sich  sehr  ungleicher  Volksdichtigkeit  Ueber- 
völkerung,  von  der  primitivsten  Jägerphase  bis  zur  modernen 
hochindustriell-mercantilen  weit  wirthschaftlicben. 

„Ungefährlich '^  in  dem  Sinne,  dass  Vermehrung  der  Be- 
völkerung, Steigerung  der  Volksdichtigkeit  ja  nicht  nothwendig 
„Uebervölkerung''  bedeute,  ist  daher  unter  den  einmal  ge- 
gebenen wirthschaftlicben  Lebensbedingungen  auf 
einer  volkswirthschaftlichen  Entwicklungsstufe  eine 
solche  Vermehrung  und  Steigerung  keineswegs.  Vielmehr  führt 
sie  in  der  That  die  Gefahr  der  Uebervölkerung  jedesmal  näher. 
Nur  wenn  und  soweit  es  gelingt,  alsdann  die  Voraussetzungen  der 
Entwicklung  der  Wirthschaftsverhältnisse  zu  einer  höheren  Stufe 
mit  einem  grösseren  Spielraum  der  Volksdichtigkeit  zu  erfHllen, 
wird  diese  Gefahr  überwunden. 

Gewiss  ist  nun  auch  geschlechter-  und  stammesweise,  wie 
familien-  und  einzelweise  und  schliesslich  in  ganzen  Völkern  gerade 
der  durch  die  Volksvermehrung  bedingte  „Drang 
nach  Unterhaltsmitteln",  neben  dem  Drang  nach  besserer 
Lebensweise,  ein  Hauptfactor  fttr  die  Entwicklung  des  Wirthschafts- 
lebens  von  Phase  zu  Phase,  von  Stufe  zu  Stufe,  in  der  vorhin  an- 
gedeuteten Weise.     Gelingt   es,    die  gesammten  Voraussetzungen 


Die  üeber?5lk.£rage  n.  die  FolkswirthscliaftL  Phasen.  643 

fttr  eine  solche  Entwicklaog  zu  erfüllen  und  bleibend  zn  verbürgen 
und  ebenso  diejenigen  für  eine  immer  weitere  Entwicklung  der 
Wirthschaftsverhältnisse,  so  verschwindet  die  vielleicht  eben  noch 
vorhandene  Gefahr  der  Uebervölkemng  oder  tritt  doch  zeitweise 
zurück.  Dann  kann  die  Bevölkerung  kürzer  oder  länger  hindurch, 
in  kleinerem  oder  grösserem  Maasse  weiter  steigen,  die  Dichte  zu- 
nehmen, wie  das  ja  auch  die  Bevölkerungsgeschicbte  und  Statistik 
zeigt.  Aber  ist  das  länger  hindurch  und  in  bedeutenderem  Maasse 
geschehen  (19.  Jahrhundert,  Deutschland!),  so  wird  immer  wieder 
ein  Zeitpunct  eintreten,  wo  unter  den  nunmehr  erreichten 
und  gegebenen  Wirthschaftsverhältnissen  abermals  — 
die  Uebervölkerung  hervortritt  und  nun  erst  durch  neue 
wirthschaftliche,  technische,  rechtliche,  sociale  Fortschritte  be- 
schworen werden  kann. 

Die  Frage  ist  daher  immer  wieder  von  Neuem,  ob  für  eine 
fortdauernd  wachsende ,  dabei  noch  ihre  Lebensansprüche  und  Be- 
dürfnisse steigernde  Bevölkerung  sich  die  nun  wieder  erforderlich 
werdenden  wirthschaftlichen  u.  s.  w.  Voraussetzungen  erfüllen  und 
sicher  verbürgen  lassen?  Das  wird  allerdings  durch  den  erreichten 
Gesammtfortschritt  einerseits  erleichtert,  aber  andrerseits  durch  die 
grösser  und  anspruchsvoller  gewordene  Volkszahl  und  durch  die 
Complication  der  zu  erfüllenden  Bedingungen  schwieriger.  Gerade 
für  die  Phase  der  volkswirthschaftlicben  Entwicklung  in  unserer 
Zeit  möchte  sich  das  herausstellen,  für  die  Verbältnisse  des  welt- 
wirthscbaftlichen  Verkehrs  hochindustrieller  Nationen,  trotz  aller 
„Wunder  der  Technik''  und  aller  Fortschritte  in  letzterer.  In  dieser 
Hinsicht  ist  vor  dem  leichtsinnigen  Optimismus  der  Anti-Malthusianer 
jeder  Bichtung  zu  warnen  (§.  191 — 197). 

Gewiss,  wo  auf  dem  Jagdrevier  von  Jägerstämmen  lange  noch 
nicht  ein  Mensch  auf  dem  Quadratkilometer  Unterbaltsmittel  ge- 
winnen kann,  da  steigt  die  Volksdichtigkeit  von  Stufe  zu  Stufe 
mit  der  Entwicklung  der  Wirthschaftsverbältnisse  auf  10,  50,  100 
und  mehr,  bis  auf  einige  100  Kopf  in  hocbindustriellen  für  den 
Femabsatz  arbeitenden  Gegenden  und  selbst  auf  Tausende  in  gross- 
städtiscben  Verhältnissen.  Und  sogar  die  untersten  Kreise  der  Be- 
völkerung leben  vielleicht,  vermuthlich  selbst,  besser  als  früher  oft 
ihre  Vorfahren  auf  einer  niedrigeren  wirthschaftlichen  Entwicklungs- 
stufe. Aber  die  Bedingungen  für  die  Erwerbs-  und  damit  für 
die  Lebenssicherung  sind  unendlich  verwickelter,  und  darin  liegt 
es,  dass  man  wohl  von  einem  —  Damoklesschwert,  ohne  schwarz  zu 
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malen,  sprechen  darf,  welches  über  unserer  modernen  Erwerbs- 
gesellschaft; insbesondere  z.  B.  über  der  in  unseren  Fabrikgegenden 
und  grossstädtischen  Verhältnissen  lebenden  Bevölkerung,  welches 
über  Gebieten  wie  dem  E.  Sachsen,  dem  R.-B.  Düsseldorf,  über 
grossen  Theilen  Belgiens,  über  ganz  England  schwebt,  das  schon 
oben  (S.  618)  von  uns  gebrauchte  Bild.  Darüber  kommt  man  mit 
aller  Schwärmerei  über  den  technischen  Fortschritt  in  Industrie 
und  Ackerbau,  im  Maschinen-,  Dampf-  und  Electricitäts -Zeitalter, 
nicht  hinweg;  ebensowenig  mit  dem  Trost,  dass  eben  eine  immer 
stärkere  Betheiligung  am  Welthandel  stattfinden  müsse  und  Hilfe 
gewähre. 

§.  252.  Fortsetzung,  insbesondere  die  Ueber- 
völkerungsfrage  für  hochentwickelte  Industrieländer 
der  Gegenwart. 

Eine  unbefangenere  Betrachtung  der  Verhältnisse  und  namentlich 
der  Bedingungen,  unter  welchen  allein  eine  grosse  Volksdichtig' 
keit  und  eine  immer  weitere  Steigerung  derselben,  des  Städte- 
wesens, der  Quoten  der  industriell-mercantilen  und  sonstigen  nicht- 
Undwirthschaftlichen  Berufe  unter  der  erwerbsthätigen  Beyölkerung, 
ungefährlich,  d.  h.  ohne  „Uebervölkerung^^  darzustellen,  erscheinen 
könnte,  nöthigt  zu  einer  viel  grösseren  Reserve  in  der  weit  yer- 
breiteten  freudigen  Genugthnung  über  eine  solche  Entwicklung. 
Ja  mit  Becht,  wenigstens  von  einem  gewissen  Stadium  einer  der- 
artigen Entwicklung  an  und  unter  etwa  sonst  noch  ungünstigen 
Umständen,  wie  sie  u.  A.  fQr  Deutschland  nicht  zu  leugnen  sein 
möchten,  wird  eine  pe  s  s  i  m  i  s  t  i  s  c  h  e  Ansicht,  wie  diejenige  B  ü  m  el  i  n's 
eher  am  Platze  sein. 

Das  mag  hier  für  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Volks- 
wirthschaften  in  der  „Fabrik-  und  Handelsperiode^',  mit  starker 
Betheiligung  am  Welthandel  und  mit  grossem  Import  von  Nahrungs- 
mitteln und  Bohstoffen,  Export  von  Fabrikaten  noch  etwas  näher 
betrachtet  werden. 

Es  gilt  in  dieser  Hinsicht,  zunächst  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  wichtigeren  Volks wirthschaftsgebiete  sich 
zu  vergegenwärtigen,  um  die  Chancen  im  weltwirthschaftlichen 
Concurrenzkampf  für  eine  weitere  Entwicklung  der  Bevölkerung 
danach  mit  zu  veranschlagen. 

Vgl.  aach  oben  §.  153,  154,  AasfQhrungen,  welche  durch  das  Folgende  noch 
ihre  Ergänzung  nach  concreten  Verhältnissen  einzelner  Länder  finden. 
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England  (Grossbritannieu)  mit  seiner  in  dieser  Bichtong  bereits  am  Weitesten 
gediehenen  Entwicklung,  aber  auch  mit  seiner  politisch  gesicherteren,  eine  grosse 
agrarische  BevOlkemng,  den  Brannqnell  der  Wehrkraft,  daher  eher  entbehrlich 
machenden  nnd  ftlr  den  heutigen  Welthandel  so  besonders  günstigen  geographischen 
Lage,  seinem  grossen  Colonialbesitz,  seiner  stamm-,  sprach-,  sittenferwandten  Be- 
fOlkernng  in  einem  Theil  dieses  Besitzes  nnd  anch  in  seinen  ehemaligen  Golonial- 
gebieten,  welche  sich  bereits  politisch  emancipirt  haben,  wie  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerica  nnd  in  den  noch  besessenen,  welche  es  vielleicht  einmal  thnn  werden, 
wie  Canada,  Australien,  Sttdafrica,  endlich  mit  seiner  enger  begabten,  aber  arbeitsamen, 
energischen  Bevölkerung,  seinen  Bodenschätzen  an  Kohle  und  Eisen,  seiner  lange 
und  mächtig  entwickelten,  dadurch  concurrenzf&higen  Industrie,  seinem  dank  langer 
Suprematie  in  Technik,  Industrie,  Handel,  Geldgeschäft  und  langer  ungestörter  politischer 
Ruhe  entwickelten  riesigen  Kapitalreichthum  kann  hier  als  das  eine  extremste,  aber 
wegen  der  angedeuteten  Umstände  nicht  ungünstigste  Beispiel  der  angedeuteten  Ent- 
wi^ung  dienen. 

Deutschland,  d.  h.  das  heutige  Deutsche  Reich,  mit  seiner  erst  jung 
errungenen,  noch  nicht  als  selbstverständlich  feste  Thatsache  geltenden  politischen 
Einheit,  mit  seiner  politisch  und  volkswirthschaftlich  viel  ungünstigeren  geographischen 
Lage,  seinem  viel  dringenderen  politischen  Wehr-(bezw.  Abwehr -)Bedürfiiiss,  daher 
auch  dem  starken  Bedürfniss,  seine  ländliche  Bevölkerung  ids  Hauptgrundlage  det 
Wehrkraft  zu  erhalten,  mit  der  späteren  und  schwierigeren  i^twicklong  seiner  Industrie 
und  seiner  Betheiligung  am  Welthandel,  mit  seinem  Mangel  an  genügendem  Colonialbesitz 
und  an  fremden  Märkten  mit  stamm-,  sprach-  und  Sitten  verwandter  Bevölkerung  bietet 
immer  noch  ein  viel  weniger  extremes,  aber  doch  wegen  der  angedeuteten  Umstände 
ungünstigeres  Beispiel.  Sein  im  Durchschnitt  für  Ackerbau  nur  massig  günstiges 
Klima  und  nur  massig  fruchtbarer  Boden,  einzelne  nationale  Eigenthümlichkeiten  seiner 
Bevölkerung  (weniger  wirthschaftliche  Arbeitsenergie  als  die  angelsächsischen  Vettern 
jenseits  des  Canals  und  Oceans,  Hang  zum  Lebensgenuss  und  zur  „Gemüthlichkeit^ 
[Wirthshausleben,  Trink-  und  Raucbgenüsse!]  u.  A.  m.),  ungünstigere  politische  und 
wirthschaftliche,  dadurch  z.  Th.  anch  cultnrliche  Entwicklung,  ausser  im  19.  Jahr- 
hundert, seit  langer  Zeit,  geringerer  Kapitalreichthum  in  Folge  von  dem  Allen,  fallen 
als  weitere  ungünstige  Momente  mit  ins  Gewicht  Die  vorbreitete  Schulbildung,  der 
hohe  Stand  des  Unterrichtswesens,  die  militärische  Bildung  und  Kräftigung  der  Nation, 
der  Kohlen-  und  Eisenreichthum  bieten  indessen  einige  Compensation. 

In  beiden  Ländern,  Grossbritannien  und  Deutschland,  hat  man  aber  mit  der 
ziemlich  gleich  starken  natürlichen  Bevölkerungsvermehrung  (S.  513,  518,  519)  und 
mit  dem  hohen  Belastungscoefficienten  der  grossen  Kinderquote,  von  über  einem  Drittel 
der  Gesammtbevölkerung  (S.  612),  zu  rechnen.  Dadurch  wird,  auch  bei  nebenhergehender 
grosser  überseeischer  Massenauswanderung  (S.  554,  557),  die  Lage  noch  erschwert 
und  die  Frage  der  Uebervölkerung  in  Folge  solcher  starken  Voll^ermehrung  noch 
ernster,  zumal  für  Deutschland. 

In  dieser  Hinsicht  bietet  Frankreich  wegen  seiner  in  beiden  genannten 
Puncten  abweichenden  Bevölkerungsverhältnisse  ein  günstigeres  Bild.  Sein  unruhiger 
Nationalcharacter,  seine  unsteten  inneren  politischen  Verhältnisse,  sein  Chauvinismus 
in  der  auswärtigen  Politik  und  seine  „Revanche -Gesinnung'*  führen  aber,  trotz  der 
politisch  und  volkswirthschaftlich  günstigen,  namentlich  in  beiden  Beziehungen,  vollends 
in  der  ersten,  gtlnstiireren  geographischen  Lage  als  Deutschland  und  trotz  seiner 
älteren  industriefien  Entwicklung,  wohl  dazu,  dass  jene  in  diesem  Puncto  in  den 
Bevölkerungsverhältnissen  liegenden  Vortheile  wieder  einigermaassen  aufgewogen 
werden. 

Italien  hat  die  alten  grossen  Vortheile  seines  Klimas,  aber  freilich  heute  nicht 
mehr  der  geographischen  Lage  für  einen  Haupttheil  des  Weltverkehrs.  Und  politisch 
günstig  ist  diese  geographische  Lage,  zumal  im  Znsammenhang  mit  der  jungen 
politischen  Einheitsentwicklung,  auch  nicht  gerade.  Hier  bieten  sich  Analogien  mit 
Deutschland,  die  auch  in  den  Bevölkerungsverhältnissen  (Dichte,  Vermehrung,  hohe 
Kinderquote)  hervortreten,  worin  Italien  Deutschland  weit  näher  als  Frankreich  steht. 
Seine  noch  jüngere  Gross-  und  noch  weniger  auf  Massenartikel  gerichtete  Industrie, 
der  Mangel  an  Kohle.  Eisen,  sind  aber  trotz  der  hohen  natürlichen  Begabung  und 
Intelligenz  —  worin  die  Italiener  vielleicht  immer  noch  in  der  europäischen  Völker- 
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familie  am  Höchsten  stcbon  — ,  trotz  der  Arbeitsamkeit  und  Genügsamkeit  seiner  Be- 
völkerung wieder  Momente  ?on  Bedeutung  fUr  die  uns  hier  beschäftigenden  Fragen, 
worin  Italien  ungunstiger  als  Deutschland  steht.  Daher  erscheinen  seine  Chancen  im 
weltwirthscbaftlichen  Kampf  precärer  und  seine  BoFölkerungsyerh&ltnisse  der  Gefahr, 
zur  DeberFölkerung  zu  fuhren,  noch  n&her  gerUckt 

Diese  vier  leitenden  europäischen  Gultur?ölker  der  Gegenwart  haben  aber  säDmt- 
Hch  ein  rclati?  kleines  heimisches  Gebiet:  klein  im  Verhältniss  zu  ihrer  Be- 
völkerung und  (von  Frankreich  abgesehen)  zu  deren  weiterer  Vermehrung  durch  den 
grossen  GeburtsUberschuss  in  unserer  Zeit,  so  dass  eben  auch  ihre  Durchschnitts- 
dichte,  wenn  auch  in  den  einzelnen  Theilen  des  Gebiets  sehr  ungleich,  rasch  wächst 
(S.  574,  5S9);  klein  ferner  auch  insofern,  als  schon  nach  den  klimatischen  Ycrhälmisen 
manche  wichtige  Bodonprodncte,  Nahrungs-,  Genussmittel,  Roh-  und  HilfsstoQe  der 
Industrie  nicht  oder  nicht  in  genügender  Menge  und  Güte  oder  zu  kostspielig  (nach 
natürlichen  oder  volkswirthschaftlichen  Kosten  berechnet,  §.  172)  gewonnen  werden 
können  und  Bezug  solcher  Artikel  aus  der  Fremde  daher  uothwendig  wird. 

In  dieser  Hinsicht  steht  nur  Grossbritannien  mit  seinem  Colonialbesitz 
zusammen  („Greater  Britain''),  die  nordamericanische  Union  und  einigermaassen  auch 
das  russische  europäisch -asiatische  Weltreich  anders  da.    Diese  umfassen  so  weite 
Gebiete,  so  verschiedenen  Klimas  und  verschiedener  Boden beschaflenheit,  Bodeninhalts, 
(Mineralsubstanzen),    dass    ein   jedes    davon    sich    so    ziemlich    innerhalb    seiner 
politisch-volkswirthschaftlichen  Grenzen  selbst  genügen  kann  oder  doch  könnte:  ein  wie 
für  alle  anderen  volkswirthschaftlichen,  besonders  —  aber  durchaus  nicht  allein  — 
für    die  handelspolitischen,   so   auch  fUr  die  hier  in  Erörterung  stehenden  Be-  und 
Uebervölkerungsfragen    wichtiger  Punct     Was  schon  oben  (am  Schluss  des  §.  230, 
S.  573)   bei  der  Besprechung  der  Volksdichtigkeitsverhältnisse  hervorgehoben  wurde, 
ergiebt  sich  auch  aus  dieser  Erwägung  wieder:  nur  die  Aufrechthaltung  der  Suprematie 
in  Technik,  Wirthschaft  und  Cultur  und  das  Zusammenhalten  West-  und  Mitteleuropas 
—  denn  was  von  den  genannten  vier  Haoptländern  gesagt  wurde,  gilt  auch  von  den 
übrigen  —  ermöglicht  hier  wie  die  dauernde  Führerschaft  in  der  Cultur  der  ganzen 
Welt,  60  auch  eine  weitere  Volksvermehrung  und  immer  grösser  werdende  Yolksdichtig- 
keit.    Aber  bei  letzterer  wird  es  freilich  wieder  vielfach  schwer  und  schwerer,  diese 
Stellung  zu  behaupten   und  rückt  eben  deshalb  dabei  die  Gefahr  der  Uebervölkerun; 
wieder  näher. 

Es  spielt  aber  hier  in  Bezug  auf  die  Goncurrenzverbältnisse 
und    die   davon   mit   bedingte   weitere  Eutwicklnngsfähigkeit  der 
Volksdichte  „Caltureuropas"  gegenüber  dessen  Päanzstaaten ,  be- 
sonders germanischer  Nationalität  in  der  neuen  Welt,    in   Nord- 
america  und  Australien,  noch  ein  anderer  Umstand  mit,   welcher 
in  der  Frage  nicht  tibersehen  werden  darf:  das  Gewicht  einer 
alten   geschichtlichen  Entwicklung  aller   für    die   Frage 
wichtigen  Verhältnisse  dergesammten  wirthschaftlichen  Recbts- 
ordnung  und  der  mit  dadurch  bedingten  Besitzgestal  tu  ng, 
namentlich  —  tibrigens  keineswegs  allein  —  der  Grundbesitz- 
verth eilung   und    der  ganzen  Agrarverfassung.     Dies    Gewicht 
macht  sich  allerdings  mitunter  als  Bleigewicht  für  den  OkonomiBcb- 
technischen  Fortschritt  der  Production  und  als  nachtheiliger  Factor 
geltend  für  die  Verhältnisse  der  Vertheilung  des  Productionsertrags. 
Es    ist  insofern  auch  unter  Umständen  für  die  Zunahme   der 
Volksdichte  und  für  die  Gefahr,  eine  Vermehrung  der  Bevölkerung 
zur  Uebervölkerung  werden  zu  sehen,  ein  erschwerendes  Moment. 
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Allerdings  besteht  ja  in  den  europäischen  Pflanzstaaten  der  neuen  Welt  im 
ntlichen  dieselbe  Privateigenthnrnsordonng,  insbesondere  auch  fttr  den  Grand  und 
Uy  wie  in  West-  und  Mittelcaropa.  Die  americanischo  Landspeculation,  die  Fest- 
ig- von  grossen  Landmassen,  agrarischen,  montanistischen,  st&dtischen  Bodens  in 
len    Fon   einzelnen   privaten  Specalanten  und   ?on   Erwerbsgesellschaften,  gerade 

vielfach  von  Boden,  welcher  erst  der  Besiedlang  nud  Caltivirong  entgegengefahrt 
en  soll,  ist  sogar  eine  eigenthamliche  Fracht  des  Privatcigentbomsprincips  and 
ipeculationsfreiheit  in  jenen  neuen  Gebieten ,  wie  sie  in  dieser  Weise  in  Europa 

kaum  findet.  Aber  das  alles  greift  doch  nicht  so  tief  ein,  lääst  sich  auch 
»rbin  im  Wege  der  Gesetzgebung  und  der  diese  unterstützenden  Reaction  der 
tlichen  Meinung  gegen  derartige  Missbr&uche,  wie  die  angedeuteten  Landspecu- 
len,  leichter  beseitigen  oder  beschränken  und  reformiren,  als  die  im  Volksbewusst- 
iD  Sitte  und  Bechtsanschauungon  fest  gewurzelte  alte  Priyateigenthumsordnung, 
£-,  namentlich  Grundbesitzrertheilnng  und  Agrarverfassung  in  Europa,  auch  speciell 
.  in  Grossbritannien,  Deutschland,  Sudeuropa.  Der  Socialismus,  welcher  alle 
le  Becbtsbildung  wie  Wachs  in  den  Händen  eines  energischen  und  geschickten 
tzgebers  ansieht  (?gl.  o.  B.  1),  weiss  freilich  leicht  mit  solchen  Schwierigkeiten 
g  zu  werden,  z.  B.  mit  denen,  welche  eine  historisch  überkommene,  zu  Recht 
shende  Besitzordnung,  namentlich  eine  Grundbesitzvertheilung  mit  Agrarverfassung, 
in  grossen  Theilen  der  oben  genannten  Länder  (in  Deutschland  besonders  in  den 
leten  ländlichen,  „ritterschaftlichen'*  Grossgrundbesitzes,  bäuerlichen  Anerbenrechts 
i.  m.)  mit  sich  bringt,  wenn  man  wirklich  mit  Recht  eine  bestimmte  Grund- 
tzvertheilung  und  Agrarrerfassung  als  ein  Hcmmmittel  auch  der  sonst  möglichen 
mehrung  der  Bevölkerang  und  Steigerung  der  Volksdichte  sollte  ansehen  können: 
b  keineswegs  immer  eine  so  leicht  und  einfach  zu  beantwortende,  wenn  auch  mit- 
i\  wohl  zu  bejahende  Frage,  da  mancherlei  Weiteres,  Klima,  BodenbeschaOenheit, 
e,  Yerkelirsmittel,  Kapitalbesitz,  AbsatZFerhältniss  etc.,  ausserdem  hier  mitspricht. 

Der  Socialismus  decretirt  hier  eben  einfach:  Aufhebung,  principielie  Acnderung 

Rechtsordnung,  der  Besitzyerhältnisse,  nach  der  Schablone  seines  Recepts,  un- 

Ommert  um  dessen  ökonomisch-technische  Darchfuhrbarkeit  und  Bewährung.    Be- 

leiiere  Urtheiler,    selbst  wenn  sie  die  Möglichkeit  zugeben,   dass  eine  bestimmte 

ndbesitzTertheilung  und  Agrarrerfassung  (so  die  grossgrand besitzliche)  populatio- 

tisch  in  Bezug  auf  Vermehrung  der  Berölkerang  und  Unterhaltung  einer  grösseren 

ksdichtigkeit   nachtheilig  und  eine  andre  (so  die  klcin^rand besitzliche)  günstiger 

ke  und   selbst  wenn  sie  eine  tiefgreifende  bezügliche  Reform  der  Rechtsordnung 

'  der  Besitzrerhältnisse  deshalb  und  vom  Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen 

l  nationalen   Gesammtinteresses  aus  betrachtet  für  discutabel   halten,    z.   B. 

enüber  mecklenburgischen,  pommerschen,  theilweise  schlcsischen,  böhmischen  Ver- 

tnissen,  —  besonnenere  Urtheiler  werden  mit  Recht  gegen  die  sociaiistischen  (und 

und  da  auch  gegen  die  von  liberal -individualistischer  Seite,  z.  B.  in  Fragen  der 

rarrerfassung  fertretenen)  Forderongen  einwenden:  dass  eben  solchen  Verhältnissen 

;enuber  mit  eingewurzelten  Interessen,  Anschauungen,   Rechtsgrundsätzen  als  mit 

ten  Factoren  gerechnet  werden   muss.     Es  bedarf  immer  erst  nn?ermeidlich  lange 

lerader  Einwirkungen  auf  die  öfiTentliche   Meinung,  sorgsamster  Erwägungen  jedes 

r  und  Wider,  auch  der  billigen  Rücksicht  auf  einmal  bestehende  Privatrechte  und 

iTatiotercssen,  auf  die  guten  Seiten,  welche  eventuell  mit  den  angrifienen  bestehenden 

rbältnissen  auch  für  das  Gemeinwesen,  für  die  Gcsammtheit  verbunden  sind  (z.  B. 

der  Frage    des   ländlichen  Grossgrundbesitzes   der  Rücksicht  auf  die  historische 

nction  desselben  für  das  politische,  sociale  Leben,  für  öffentliche  Dienstverhältnisse 

^nssischcs  „Junkererthum '*!]).    bevor   sich    solche  schwer  wiegende  Rechts-  und 

lereäeenfragen  im  Wege  der  Reform  —  die  allein  hier  in  Rede  steht  —  in  der 

d  der  Richtung  und  so  und  so  entscheiden  lassen.    Bis  dahin  sind  einmal  bestehende 

chts-  und  Besitzverhältnisse  ähnlich  wie  natürliche  Umstände,  wie  technische  Factoren, 

e  ftkoDomisch- technischer  und  allgemeiner  Bildungsstand,  wie  Sitten  und  sittliche 

Kcbaonngen  der  Bevölkerung  in  der  Bevöikerungs-  wie  in  anderen  socialökonomischen 

H^ü  als  etwas  Gegebenes  zu  betrachten  und  zu  behandeln,  das,  wenn  überhaupt, 

'D^r  allmählig  einer  Aenderung  entgegengeführt  werden  kann. 

^t  grundstUrzenden  Doctrinen  und  Principien  kommt  man  eben  der  Macht  — 
aü  nuiQ   so  will:   dem  Bleigewicht  —  der  geschichtlichen  Erbschaft  von  Rechts- 
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Donnen,  wohlerworbenen  Prifatrechten,  Privatinteressen,  Sitten,  Yoniitheilen,  Skonomiscb- 
technischen  Gewohnheiten  gegenflber  nicht  ans.  Die  sittlich-geistige  Natur  der  JiistoriBch 
gewordenen'*  BevOlkemng  eines  YoUswirthschaftsgebiets  ist  so  wenig,  ab  die  äussere 
Natur,  beliebig  nnd  rollends  sofort  anf  ein  Wachtwort  der  Theorie  hin  wie  Wachs 
einer  Umgestaltung  fähig.  Das  müsste  sie  sein,  wenn  auch  Ökonomisch -technische 
Procednren  und  Verhältnisse  der  Rechtsordnung  sich  jeder  idealen  Fordenmg  der 
Social-  nnd  Wirthschafts-  wie  hier  der  BcTölkerangstheorie  nnd  Politik  gemäss  sofort 
nmändem  sollten. 

§.  253.  Fortsetzung.  Die  Gründe,  welche  zar  An- 
nahme einer  UebervOlkernngsgefahr  auch  für  unsere 
Gnlturvölker  nöthigen.  Erwägt  man  das  Alles,  so  wird  man 
sich  auch  vor  der  Illusion  hüten,  als  wäre  für  unsere  hocbent- 
wickelten  Industrieländer  der  Gegenwart  eine  Gefahr  der  lieber- 
völkening  ein  Hirngespinst,  mit  welchem  nicht  ernstlich  zu  rechnen 
wäre. 

„Ungefähr lieh''  ist  eine  hohe  Volksdichtigkeit  und  deren 
weitere  Steigerung  und  sind  die  ökonomischen  Bedingungen  beider 
deswegen  nicht,  weil 

1)  Oekonomik  und  Technik  auch  in  unseren  Zeitaltem  hoher 
BlOthe  der  Technik  und  grossen  Fortschritts  der  letzteren  nicht 
beliebig  ins  Unbegrenzte,  zumal  nicht  in  kürzerer  Zeit  sich 
entwickeln,  am  Wenigsten  auf  dem  hier  vor  Allem  in  Betracht 
kommenden  Gebiete,  des  agrarischen  Bodenanbaus.  Eine  feste 
Grenze  der  Entwicklung  besteht  auch  hier  freilich  nicht,  aber  deshalb 
doch  auch  eine  jeweilig  sehr  reelle  Grenze,  welche  sich  wirksam 
genug  erweist. 

Neben  der  Beschränktheit  der  Prodnctivität  des  agrarischen  Bodens,  namentlich 
desjenigen  bestimmter  Bodenbeschaflenheit  und  gewisser  Ortlicher  Lage  und  neben  deo 
durch  menschliche  Maassregeln  nur  wenig  beschränkbaren  Einfluss  des  Klimas  anf 
das  Ackerland,  besonders  bezOgUch  der  HanptfrOchte,  kommt  auch  Anderes  immer 
in  Betracht,  So  besonders  die  historisch  tlberkommene  und  eben  unvermeidlich  mehr 
oder  weniger  als  etwas  Gegebenes  hinzunehmende  Grundbesitzrertheilung,  Bewirth- 
schaftungsweise,  geistig-sittliche,  aber  einen  bestimmten  Ökonomisch-technischen  Bildungs- 
grad ve^ügende  Beschaffenheit  der  producti?en  Classen,  der  Leiter,  Gehilfen,  Arbeiter 
der  Betriebe,  speciell  der  landwirthschaftlichen.  Gewiss  kann  durch  intellectueUe, 
moralische  Hebaog  dieser  Classen,  ihres  technischen  KOnnens,  ihres  Ökonomisches 
WoUens  eine  Steigerung  der  Productivität  der  Arbelt  erreicht,  damit  eine  Quelle  er- 
schlossen werden,  aus  welcher  mehr  Menschen  und  oTentueU  selbst  besser  und  mit 
geringeren  folkswirthschafUichen  Kosten  erhalten  werden  können,  so  namentlich  is 
Landwirthschaftsbetriebe.  Die  Aufgabe,  in  dieser  Richtung  zu  wirken,  wird  anzoe^ 
kennen  sein.  Aber  der  Erfolg  hat  seine  Grenzen  und  verlangt  geraume  Zeit  Wenn 
der  Socialismus  hier  einfach  wieder  durch  sein  Becept  „rationeller  Grossbetrieb*" 
glaubt  alle  Schwierigkeiten  leicht,  „spielend''  lOsen  zu  können ,  so  Obersieht  er  eben, 
wie  gewöhnlich  die  Factoren  der  Ökonomisch -psychologischen  Motivation  (§.  30  S.^. 
mit  welcher  auch  hier  in  dieser  Frage  gerechnet  werden  muss,  und  nicht  minder  die 
vorhin  angedeuteten  Schwiorigitciten ,  welche  eine  bestimmte  productive  Glasse,  wie 
vollends  die  ländliche,  als  Product  einer  ganzen  langen  geschichtlichen  Entwlcklungt 
in  dieser  Hinsicht  darbietet.  Speciell  in  der  Frage  der  agrarischen  Production 
wird  ausserdem  hier  wichtiges  Natu r- Gegebene  vergessen,  wie  die  locale  Deoen- 
tralisation  des  Ackerbaus,  der  nur  begrenzte  Vorzug,  welchen  hier  überhaupt  Ökonomisch- 
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technisch  der  Groesbetrieb  hat  (?ergl.  anch  meinen  Au&.  .^I^id  Prinoipienfrage  der 
wirthschafüichen  Rechtsordnnng  beim  Grundbesitz*',  als  Abschnitt  I  des  Art.  Grand- 
besitz im  HandwOrterb.  d.  Staatswissenschaften,  lY,  bes.  Über  ländliches  Grondeigentham). 
Soweit  ausserdem  bei  der  Entwicklang  der  Landwirthschaft  etwa  aaf  einzelne 
Specialcaltnren,  Handelsgewächse  a.  dgl.,  als  auf  lüttel  za  lohnender  Besch&f- 
tigang  aoch  grösserer  Mengen  ländlicher  BerOlkerong  gerechnet  wird,  übersieht  man, 
dass  solche  Caltaren  nach  Bodenart,  Klima,  weiter  aber  nach  natürlichen  Prodactions- 
kosten  und  Absatzverhältnissen  nar  einer  beschränkten  Aasdehnang  fähig  sind.  Ob 
and  wie  weit  sich  ferner  Absatz  erzielen  lässt,  hängt  wieder  von  der  Kanffähigkeit 
der  nicht-ländlichen,  der  städtischen,  indostriellen  BerOlkerung  etc.  ab,  daher  von  den 
weiteren  gesammten  Yoraassetznngen  dieser  Kanffähigkeit  Damit  geht  die  Frage  in 
die  unten  unter  No.  3  erörterte  über. 

2)  Der  zweite  Grund,  dessentwegen  eine  Uebervölkernngsgefahr 
gerade  bei  hober  ond  steigender  Volksdichtigkeit  aoch  in  unserer 
Zeit  und  bei  den  höchstentwickelten  Nationen  als  vorhanden  anzu- 
nehmen ist,  liegt  in  der  wenigstens  relativ  starken  Festigkeit 
und  geringen,  zumal  nicht  raschen  Umänderungsfähig- 
keit der  historisch  überkommenen  Rechtsordnung  für  Production 
und  Yertbeilung,  der  gegebenen  Besitz-,  namentlich  Grundbesitzver- 
theilung  und  Agrarverfassung;  sowie  in  den  socialen,  ökonomischen, 
technischen  Bedenken,  welche  eine  Umänderung  dieser  Ver- 
hältnisse auch  vom  Standpunct  des  Gesammtinteresses,  nament- 
lich des  volkswirth  sc  haftlichen  Productionsinteresses 
aus  betrachtet,  leicht  immer  und  schwerlich  jemals  ganz  ohne 
Berechtigung  bietet. 

Dafür  genügt  es  im  Wesentlichen,  auf  das  vorhin  Gesagte  za  verweisen.  £s  sei 
nur  etwa  noch  hinzugefügt,  übrigens  ebenfalls  schon  früheren  BemerkuDgen  (so  S.  637) 
gemäss,  dass  grade  die  UebervOlkerungsgefahr  hier  selbst  noch  steigen  würde,  wenn 
die  Prodactintät  der  nationalen  Gesammtarbeit  nnd  namentlich  der  anch  hier  ans 
ökonomisch-technischen  Gründen  die  meisten  Schwierigkeiten  bietenden  agra- 
rischen Bodenarbeit  nicht  sicher  und  alsbald  bei  einer  Umgestaltong  jener  Rechts- 
ordnung wachsen,  yoUends  wenn  sie  abnehmen  sollte,  während  etwa,  nach  psycho- 
logisch z.  B.  in  einem  socialistischen  System  sehr  plausibler  Yermathang ,  die  Tendenz 
der  natürlichen  Yolksyermehrang  sich  noch  verstärken,  thatsächlich  namentlich  die 
Gebortsfreqaenz  zunehmen  sollte:  der  schon  früher  erwähnte  FaU,  die  Yer- 
minderung  des  Diridendus,  des  Volkseinkommens,  die  Erhöhung  des  Divisors,  ein 
arithmetisches  Yerhältniss,  dessen  noth wendige  Gonsequeuz  jede  denkbare  „gesell- 
schaftliche Ordnung''  über  sich  ergehen  lassen  muss. 

3)  Der  dritte  Grund  endlich,  welcher  zur  Annahme  einer  sehr 
reellen  UebervOlkerungsgefahr,  zumal  bei  immer  weiterer  Be- 
völkerungsvermehrung  auch  bei  unseren  ersten  Culturvölkern  nOthigt, 
liegt  in  den  precären  Verhältnissen  des  Fernabsatzes 
der  Industrieproducte  und  des  Fernbezugs  der  Agrar- 
nnd  sonstigen  Rohproducte,  in  der  fraglichen  be- 
ständigen Steigerungsfähigkeit  dieses  Verkehrs  und  der 
nicht  minder  fraglichen  hinlänglichen  Lohnendheit  des- 
selben, unter  den  Bedingungen,  von  welchen  er  abhängt.    Diese 
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BediogangeDy  ohnehin  schon  meist  verwickelt Jgenng;  werden  aber 
eben  immer  schwerer  zn  erfüllen. 

Von  allen  rein  politisclien  Momenten  und  von  handelspolitischen  Einflüssen  selbst 
abgesehen,  welche  beide  hier  thatsächlich  sehr  in  Betracht  kommen,  macht  die  ver- 
mehrte Concnrrenz  der  Indostrie-  and  Handelsvölker  aof  ihren  eigenen  and  aaf  dritten 
Märkten,  die  eigene  industrielle  Entwicklang  der  fremden  Volker,  deren  Markt  bisher 
versorgt  werden  konnte  (Colonieen,  Nordamerica,  asiatische  Kaltnrl&nder),  den  Fem- 
absatz nicht  nar  immer  precärer,  sondern  auch  nothwendig  immer  weniger  lohnend. 
Das  ist  es,  worunter  neuerdings  mehr  and  mehr  Grossbritannien  leidet,  seitdem  die 
continentale  Concnrrenz  schärfer  geworden  ist. 

Damit  vertheuert  sich,  wenigstens  mittelbar,  —  grade  nach  der  Seite  des  rein 
volkswirthschaftlichen  Kostenaufwands  betrachtet  —  auch  der  Nahrungsmittel-  und 
Bohstoffbezug  aus  der  Fremde,  sogar  wenn  letztere  Artikel  nicht  selbst  direct  theurer 
werden,  denn  ihre  Bezugbkosten  werden  fttr  das  Inland  —  Europa  —  durch  die  Menge 
der  Arbeit,  welche  auf  die  zur  Bezahlung  dienenden  Exportartikel  verwendet  wird, 
repräsentirt.  Von  letzteren  Artikeln  muss  eine  immer  grössere  Menge  als  Gegenwerth 
zum  Eintausch  der  fremden  Productc  überlassen  werden.  Sobald  daher  nicht  durch 
beständiiren  technischen  und  Ökonomischen  Productionsfortschritt  die  „nattirlichen** 
Kosten  (§.  172)  der  exportirten  Industrieproducte  immer  weiter  ermässigt  werden 
können,  muss  nothwendig  an  den  einzelwirtbschaftlichen  Kosten,  „welche  Einkommen 
bilden",  gespart  werden,  d.  h.  es  wird  die  auf  diese  Artikel  verwendete  Arbeit  noth- 
wendig immer  schlechter  reell  bezahlt:  Löhne  und  Gewinne  müssen  fallen. 
Damit  aber  hört  die  Exportindustrie  auch  auf,  die  bei  ihr  betheiligte  Bevölkerung 
ordentlich  erhalten  zu  können:  d.  h.  die  gegebene  Bevölkerung  wird  zur  Oeber- 
völkerung,  die  sich  weiter  vermehrende  vollends.  Bald  müssen  die  repressiven 
Tendenzen  Platz  greifen  oder  die  Lebensführung  der  Bevölkerung,  zumal  der  unteren 
Klassen  —  aber  schliesslich  auch  des  grössten  Theils  oder  der  ganzen  übrigen  — 
muss  sinken,  kann  wenigstens  nicht  weiter  steigen,  schwerlich  auch  nur  so  hoch  wie 
bisher  bleiben,  materieller  und  Kulturfortschritt  muss  stocken,  ein  allgemeiner  Rück- 
gang ist  nicht  zu  vermeiden.  Er  wird  um  so  stärker  werden,  je  weniger  die  präventiven 
Tendenzen  der  Vollisvermehrung  auch  dann  wirken,  je  schwächer  und  später  die 
repressiven  genügend  in  Function  treten. 

§.254.  Folgen  des  Eintritts  einer  Uebervölkerungs- 
gefahr  auf  hohen  Entwicklungsstufen.  Natürlich  ist 
unter  solchen  Umständen  die  Losung:  möglichster  Fortschritt  der 
Technik  undOekonomik  der  Production,  Erfüllung  aller  Bedingungen 
dafür;  Verbesserung,  Verwohlfeilerung  der  Communications-  und 
Transportmittel,  um  den  Productenaustausch  möglieh  und  lohnend 
zu  machen;  Bechtssicherheit  und  politische  Buhe,  „Frieden^'  nm 
jeden  Preis,  um  den  Verkehr  lebhaft  und  lohnend  zu  erhalten  oder 
zu  machen;  liberale,  „freihändlerische^^  auswärtige  Handelspolitik 
zu  demselben  Zweck;  Gestaltung  der  gesammten  wirthschaftlichen 
Bechtsordnung  für  Production  und  Vertheilung  so,  dass  die  erstere 
möglichst  fortschreitet,  die  letztere  die  genügende  Erhaltung  der 
Volksmassen  und  deren  weitere  Vermehrung  ermöglicht,  soweit 
das  überhaupt  von  der  Lösung  des  Vertheilungsproblems,  nicht  des 
Productionsproblems  abhängt  —  daher  agrarische,  gewerberechtliche 
Beformen  in  dieser  Bichtung  — ;  schliesslich,  aber  nicht  zuletzt 
und    nicht  am   Wenigsten:   Erweiterung  der  auswärtigen   Märkte, 
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ErschliessuDg  neuer,  y^CoIonieen'',  „HaDdelsverträge"  zu  diesem 
Zweck,  um  lohnenden  Maseenabsatz  von  beimischen  Fabrikaten, 
billigen  Bezug  von  Nahrungsmitteln,  Eohstoffen  zu  erzielen. 

Alles  principiell  ganz  richtig,  eine  Lebensfrage  im  wört- 
lichsten Sinne  für  die  dichte,  städtisch  concentrirte,  überwiegend 
in  nicht'landwirtbschaftlichen  Berufen  beschäftigte  erwerbsthätige 
Bevölkerung;  eine  um  so  dringendere  Lebensfrage,  je  grösser  die 
unproductive,  die  Kinderquote,  die  nicht  erwerbsthätige  Quote,  der 
zweifache  Belastungscoefficient,  je  höher  die  Quote  der  nicht-land- 
wirthschaftlich  arbeitenden  Personen,  je  rascher  die  weitere  natür- 
liche und  Wanderungsvermehrung,  je  schwächer  die  Auswanderung 
in  der  Bevölkerung.  Der  „Kampf  um  den  Markt''  unter  den  Cultur- 
Völkern  in  der  Gegenwart  erklärt  sich  so  sehr  einfach  —  wesent- 
lich mit  aus  den  Bevölkerungsverhältnissen  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  irirthschafUiche ,  die  Lebenslage,  aach  der  Massen,  ist  und  bleibt  anch 
leidlich,  solange  es  gelingt,  darch  technische  Fortschritte  die  Concnrrenzschwierigkeiten 
zu  überwinden,  solange  die  Absatzmärkte  einigermaassen  aufnahmefähig  bleiben.  Aber 
in  den  Zeiten  der  Krisen,  der  rUckgehendcu  Conjoncturen ,  der  sinkenden  Nachfrage, 
der  weichenden  Preise,  der  kürzer  und  länger  —  aber  eben  vielfach  und  neuerdings 
mehr  und  mehr:  immer  länger  dauernden  —  Absatzstockungen  und  „flauen  Geschäfts- 
lage'' zeigen  sich  die  Debelbtände  immer  mehr,  tritt  die  Uebervölkerung,  zumal  in  den 
Grossstädten,  den  Industriegegenden  unverkennbar  hervor.  Und  das  wirkt  dann  weiter 
auf  alle  einheimischen  Verhältnisse,  auf  alle  Bevölkerungs-  und  Berufskreise,  nicht 
am  Wenigsten  auch  auf  die  überfüllten  liberalen  und  öffentlichen  Berufe,  ein:  überall 
unverkennbare  Symptome  der  Uebervölkerung. 

In  den,  wie  gesagt,  immer  kürzer  werdenden  Zeiten  günstiger  Conjuncturen, 
regen  und  lohnenden  Absatzes  im  Auslande  und  für  die  mehr  verdienende  städtisch- 
industrielle Bevölkerung  dann  auch  im  Inlande  tritt  zwar  eine  gewisse  Erholung, 
Beruhigung,  ein  gewisser  Aufschwung  ein.  Aber  einmal  wirkt  er,  wie  sich  zeigte 
(§.  219  ff.),  als  starkes  neues  Förderung>mittel  der  Volksvermehrung,  steigert  die  Heiraths-, 
Geburtsfrequenz,  schwächt  die  präventiven  und  wohl  auch  zugleich  die  repressiven  Ten- 
denzen der  Volksvermehrung,  erhöht  die  Kinderqnote,  den  Belabtungcoefficienten,  alsbald. 
Sodann  ruft  er,  bei  seiner  notorisch  kurzen  Dauer,  nun  vollends  eine  wahre  steaple  chase, 
ein  wildes  speculatives  Rennen  hervor,  um  möglichst  mit  von  der  günstigen  Conjunctur 
zu  profitireo,  unterstützt  durch  die  Rechtsordnung  des  Systems  der  freien  Concurrenz, 
durch  die  sittliche  Atmosphäre,  die  sich  hier  entwickelt  (§.  36,  48),  durch  das  rück- 
^icht8lo6e  Walten  des  „ersten  Leitmotivs",  das  Streben  nach  dem  wirthschaftlichen 
Eigenvortheil  (§.  34).  Die  Folge  ist  aber  nur  ein  um  so  schnellerer  und  stärkerer 
Rückschlag  der  Conjunctur,  wo  sich  dann  in  Erwerblosigkeit  oder  ungenügendem  Erwerb 
wiederum  die  Symptome  der  Uebervölkerung  deutlich  offenbaren. 

Natürlich  sind  es  nach  unserer  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
immer  noch  weniger^  wenn  auch  oft  genug  und  zumal  in  zahl- 
reichen Einzelfällen^  die  ^^besitzenden'^  Classen,  die  Inhaber  der 
sachlichen  Productionsmittel ,  welche  hier  leiden,  als  hauptsHchlich 
die  unteren,  ^^arbeitenden'',  namentlich  die  industriellen, 
die  städtischen  Arbeiterclassen,  auf  welche  der  Druck  der  Lage 
am  Schwersten  lastet.    Bei  ihnen  zeigt  sich  dann,  mindestens  local 
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und  zeitweise  y  die  ,;Ueber?ölkerang''  noch  nnverkennbarer.  Aber 
gleichwohl  ist  sie  doch  bereits  ein  allgemeines  Uebel. 

Kommen  dann  noch  besondere  Uebelstände,  Missemten,  grosse 
Tbeuerung  der  Brotfrüchte  nnd  Hanptnahmngsmittel,  schädigende; 
namentlich  fremde  handelspolitischeMaassregeln,  politische  Störungen, 
Krieg  und  Kriegsbefürchtnngen  n.  dgl.  m.  hinzn,  so  steigert  sich 
natürlich  Gefahr  nnd  Noth.  Aber  geschaffen  werden  sie  nicht 
erst  dadurch. 

Das  Heilmittel  liegt  auch  nicht  in  irgend  welchen  Reformen, 
selbst  nicht  den  radicalsten,  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung, 
auch  wenn  dieselben  nicht;  wie  bemerkt  (S.  637  u.  S.  640),  die 
Lage  leicht  noch  schwieriger  machten. 

Solche  Beformen  mOgen  anter  Umständen  immerhin  wdnschenswerth  sein,  tob 
Tolkswirthtichaftlichen ,  vom  popnlationistischen  Standpnncte,  im  Yertheilangsinteress«: 
ohne  wirksame  Steigenmg  der  präventiven  Tendenzen  der  Yolksvermehrong  ▼Qrdeo 
sie  doch  bestenfalls  nur  vorübergehend  wirken  kOnnen. 

Dasselbe  gilt  von  allen  Maassregeln  und  Cautelen,  am  die  Be- 
dingungen  lohnenden  Nah-  und  Fernabsatzes  der  Erzengnisse 
besser  zn  sichern  nnd  günstiger  zu  gestalten ,  alte  Absatzmärkte 
zu  erhalten,  neue  zn  erschliessen. 

Aach  das  wird,  wie  sich  aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt,  zumeist  schwieriger. 
Selbst  soweit  nnd  solange  es  gelingt,  kann  anch  dies  Hilfsmittel  bestenfalls  nnr  zeit- 
weise (oft  aoch  Überhaupt  nor  local)  helfen.  Aach  hier  nm  so  weniger,  je  mehr 
dabei,  wie  gewöhnlich,  die  Bevölkcningsvermehrang  nur  noch  gefordert  wird.  Aoch 
hier  vielmehr  nur,  wenn  dauernd  die  präventiven  Tendenzen  der  Yolksvermehnrng 
mächtiger  wirksam  werden. 

Auswanderung,  auch  Massenanswanderung  ist  zwar  unter 
solchen  Bevölkerungsverhältnissen  sehr  erklärlich  und  im  Ganzen 
ein  nicht  unerwünschtes  Ventil.  Aber  wenn  sie  nicht  einen  Um- 
fang erreicht,  wie  bisher,  ausser  der  aus  besonderen  Umständen 
mit  zu  erklärenden  irischen ,  noch  keine  selbst  der  riesigen  Aos- 
wanderungsbewegungen  der  neuesten  Zeit,  und  wenn  sie  nicht 
Berufs-  und  Volkskreise  (auch  nach  Geschlecht  und  Alter)  umfasst, 
welche  vornemlich  „überzählig''  sind,  wirkt  auch  sie  nicht  stark  genug. 

Sie  bildet  so  wiederum  nnr  ein  partielles,  wie  die  Schwankung  der  Aiu- 
wandemngsbewegnng  zeigt  (S.  557),  anch  ein  nnr  zeitweilig  etwas  stäri^er  wirkende» 
Hil&mittel.  Dasselbe  kommt  kanm  anch  nur  als  ein  solches  in  Betracht,  wenn  die 
zurückbleibende  heimische  Bevölkerung  nur  um  so  mehr  und  um  so  rascher  der  Ver- 
mehrungstendenz  huldigt  und  die  Lacke  der  Fortgezogenen  ausfallt 

Aehnliches  gilt  von  den  heimischen  Wanderungen,  welche  ohnehin  leicht 
gleich  im  Zuzugsgebiete  die  Gefahr  der  DebervOlkerung  (in  St&dten,  Industriegegendoi) 
näher  rücken. 

§.255.  Fortsetzung.  Verbleiben  der  Uebervölkerungs- 
gefahr  bei  grösserer  Beschränkung  yon  Production 
nnd  Austausch    auf   den   heimischen  Markt     Grund- 
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and  Bodengesetz.  Die  UDsicherheit,'auf  eine  forcirte  Export- 
indnstrie,  welche  durch  niedrige  Löhne  —  oft  beinahe  Hangerlöhne 
oder  solche,  welche  z.  B.  beim  weiblichen  Geschlecht  durch  Pro- 
stitntionserwerb  ergänzt  werden  und  ergänzt  werden  müssen,  wofür 
es  leider  an  Beispielen  nicht  fehlt  —  oder  durch  übermässige  Aus- 
dehnung des  Arbeitstages  und  Ueberspannung  der  Arbeitskraft  den 
Wettkampf  aushält,  die  Erhaltung  einer  grossen,  dichten,  sich  noch 
stark  vermehrenden  Bevölkerung  (K.  Sachsen !)  zu  begründen,  wird 
iDdessen  auch  öfters  eingestanden. 

U.  A.  geschieht  dies  auch  ?on  socialistischer  Seite,  ferner  von  Seite  der 
theoretischen  und  practischen  Vertreter  einer  nicht  nur  im  Arheiterinteresse,  sondern 
im  socialen  nüd  volks^nrthschaftlichen  Gesammtinteresse  liegenden  Erhöhung  der 
Arheitalöhne ,  um  die  Arbeiter  consnmtionsfähiger  und  damit  auch  gegenüber  den 
Prodocten  der  nationalen  Arbeit  kaufkräftiger  zu  machen.  Die  Socialisten  denken 
dabei  mehr  an  die  Reduction  der  Gewinne  (Profite)  der  kapitalistischen  Unternehmer 
und  Arbeitgeber,  die  Anderen  mindestens  ebenso  sehr  an  Ueberwälzung  der  Last 
höherer  Löhne  auf  die  Preise  der  Arboitsproducte  und  damit  auf  die  Käufer  und 
GoDsumenten,  besonders  aus  den  wohlhabenderen  Classen. 

Das  Hilfs-  und  Heilmittel  soll  hier  die  Steigerung  der  Kauf- 
kraft der  inländischen,  namentlich  der  Arbeiter bevölkerung  selbst 
sein.  Dadurch  soll  der  einheimische  Markt  aufnahmefähiger 
werden,  er  mehr  an  die  Stelle  des  precären  fremden  treten,  sollen 
die  Arbeiter  mehr  für  sich  selbst  produciren  und  ihre  Producte 
unter  sich  zum  Austausch  bringen. 

Auch  das  ist  gewiss  vielfach  erwünscht  und  in  einigem  Um- 
fang auch  wohl  ausführbar. 

Wie  weit,  insbesondere  in  Bezug  auf  ein  „Steigen  der  Löhne  auf  Kosten  der 
Profite'*,  steht  freilich  nicht  nur  practisch  dahin,  es  ist  auch  ein  Punct  ?on  principieller 
Bedeutung,  welcher  mit  der  Pri?ateigenthums -Grundlage  und  der  pri^atwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  zusammenhängt.  Darauf  ist  hier  jetzt  nicht  ein- 
zugehen (s.  Buch  5  unten  und  Abtheilung  2  der  Grundlegung). 

Hier  ist  nur  einzuwenden,  dass  allein  auf  diese  Weise  —  und 
ebenso,  wenn  etwa  die  ganze  socialistische  Vertheilungsordnung 
durchgeführt  und  der  nationale  gesammte  Productionsertrag,  nach 
Reservirungen  für  die  Bildung  des  Nationalkapitals,  für  die  öflFent- 
lichen  Bedürfnisse  u.  s.  w.,  als  Arbeitseinkommen  und  Consnmtions- 
fonds  zur  Vertheilong  gelangte  —  der  Gefahr  der  Uebervölkerung 
doch  auch  noch  nicht,  namentlich  nicht  dauernd  vorgebeugt  wäre, 
ja  eher  diese  Gefahr  noch  näher  rücken  könnte. 

Denn  einmal  würde  nur  die  Richtung  der,  an  sich  eventuell 
gleichbleibenden,  Gesammtproduction  eine,  vielleicht  erfreuliche  Ver- 
änderung erleiden ;  mehr  „Arbeiterconsumptibilien",  weniger  Genuss- 
mittel für  die  besitzenden  und  wohlhabenden  Classen  producirt 
werden.    Sodann  aber  wäre  der  Bedarf  an  Nahrungsmitteln,  gewerk- 
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liehen  Bob-  nnd  Hilfsstoffen  anter  den  Voraussetzangen  dieses  Falles 
—  d.  h.  bei  Bescbränkaog  von  Fabrikatenexport,  daber  auch 
von  Nabrnogsmittel-  nnd  Robstoffimport  —  mebr  anf  beimiscbem 
Boden  zn  decken,  fttr  eine  materiell  besser  lebende,  reicblicber  ge- 
näbrte,  sieb  weiter  vermebrende  beimiscbe  Bevölkerung  in  steigendem 
Maasse.  Da  würde  sieb  aber  bald  wieder  zeigen,  dass  das  nach 
Klima,  Bodenbesebaffenbeit,  abnehmender  Productivität  des  Bodens 
nur  mit  böberen  Kosten  möglieb  wäre,  —  wenigstens  sobald 
der  bestgeeignete  Boden  bereits  ganz  in  Anspmeb  genommen  ist 
nnd  nicht  immer  im  mindestens  gleichen  Verhältniss  znm  steigenden 
Bedarf  an  Bodenprodncten  die  agrarische  Technik  fortschreitet  und 
die  Tendenz  der  Steigemng  der  Kosten  der  Bodenbearbeitung  auf 
demselben  Grundstück  fiberwindet  Das  ist  aber  nach  aller 
Erfahrung  mit  der  Bodenbearbeitung  unwahrscheinlich. 

Das  „Grund-  und  Bodengesetz'%  das  „Gesetz  der  Pro- 
duction  auf  Land'%  wie  die  britische  Oekonomik  (Senior)  es  auf- 
gestellt hat  und  nennt,  d.  h.,  dass  der  Boden,  insbesondere  der 
agrarische  die  Tendenz  hat,  von  einer  freilich  nicht  festen,  sondern 
etwas  elastischen  Grenze  an  eine  grössere  Menge  (nnd  bessere  Art 
und  Güte)  der  Bodenproducte  nur  unter  im  Allgemeinen  progressiv 
ungünstigeren  Bedingungen  herzugeben,  —  dieses  Gesetz  ist  eben 
keine  Chimäre,  kein  blosses  Gedankenproduct  der  „abstracten 
deductiyen  Nationalökonomie'^  sondern  beruht  auf  wichtigen  festen 
Erfabrnngstbatsacben.  Es  lässt  sich  nicht  mit  dem  Hinweis 
auf  immerwährenden  technischen  Fortschritt,  der  eben  gerade 
hier  seine,  wenn  auch  nicht  durchaus  unverrückbare,  doch  praktisch 
sehr  wirksame  Grenze  hat,  widerlegen.  Bestenfalls  wird,  mit 
J.  St.  Mi  11  zu  reden,  durch  den  technischen  Fortschritt  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  im  concreten  Falle  etwas  hinausgeschoben, 
das  Gesetz  aber  nicht  aufgehoben. 

Näheres  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die  „Theoretische  Volkswirthschafts- 
lehre**  und  in  die  Lehre  vom  Agrarwesen  und  der  Agrarpolitik,  wo  namentlich  die  Lehre 
von  den  Feldbau-  und  Betriebssystemen  mit  in  dem  Bodeogesetz  ihre  tiefere  Be- 
grtlndnng  ündet.  Ich  halte  hier  die  ältere  Senior -Mill'sche,  tlbrifirens  schon  Ton 
früheren  Autoren,  auch  von  Turgot  vertretene  Lehre  fUr  durchaus  richtig  nnd  die 
Fasbung  des  Gesetzes  bei  diesen  Autoren  für  die  immer  noch  beste.  S.  Senior, 
polit.  economy,  sein  „vierter  Elementarsatz**  der  Wissenschaft:  „that,  agricultural 
skiil  remaining  thc  same,  additional  labonr  employed  on  the  land  within  a 
given  district  produces  in  general  a  less  proportional  return,  or  in  other 
words,  that  though,  with  every  increase  of  the  labour  bestowed,  the  aggregatc 
returu  is  increased.  the  increase  of  the  return  is  not  in  proportion  of  the  increase 
of  the  labour";  mit  der  weiteren  Consequcnz:  dass  darin  ein  Hanptunterschied  zwischen 
Ackerbau  (bzw.  überhaupt  Bodenbearbeitung)  und  Industrie  liegt:  additional  hibour, 
when   employed   in    manufactures  is  more,   when  employed  in  agriculture  is  less 
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effident  in  Proportion  (z.  B.  4.  ed.,  1868,  p.  26,  81  ff.).  Paza  die  vortrefflichen  Ans* 
ftlhniogen  ?on  J.  St  Mlll  in  seinen  principles.  Buch  1,  Kap.  12,  wo  anch  dem  Ein- 
wand mit  dem  technischen  Productionsfortschritt  bereits  richtig  nnd  fOllig  genügend 
Beehnnng  getragen,  aber  anch  nachgewiesen  wird,  dass  damit  das  Gesetz  nicht  wider- 
legt wird  (s.  bes.  Kap.  12  am  Schloss).  Von  neneren  britischen  Occonomisten: 
Marshall,  B.  4,  Kap.  2  nnd  3,  mit  gnten  Erörterungen  aber  das  ganze  Problem 
nnd  richtiger  Verwerthong  des  Gesetzes  for  die  Prodnctionstheorie  im  Allgemeineo. 
S.  auch  Sidgwick,  princ.  B.  1,  Kap.  6.  Von  den  deutschen  Autoren  bes.  Röscher  I, 
§.  34,  in  der  neuesten  20.  Aufl.  mit  richtiger  Abweisung  der  gegnerischen  optimistischen, 
aber  thatsächlich  widerlegten  Anschauungen  der  Socialisten,  wie  Bodbertus,  G.  George 
und  der  Schwärmereien  und  Schimpfereien  eines  Bebel  („die  Frau*',  wo  u.  A.  eben 
die  Kosten  frage,  der  entscheidende  Punct.  in  den  Ideen  ?on  landwirtbschafUich- 
technischen  Fortschritten  und  Beformen  in  keiner  Weise  genügend  beachtet  wird). 
Aus  der  Agrarpolitik  vgl.  Roscher's  und  Buchenberger  s  Ausführangen  über  die 
Entwicklung  der  Feldbau-  und  Betriebssysteme.  Aus  der  landwirthschaftlich-technischen 
Litteratur  gehören  Mittheilungen  über  die  Ergebnisse  der  Düngung  Terschiedener 
Art,  der  Pflügung  (Tiefpflügen  u.  dgl.)  u.  A.  m.  zur  Begründung  der  Thatsachen, 
welche  das  „Bodengesetz''  beth&tigen,  mit  hierher  (s.  einige  Daten  bei  Röscher  I, 
§.  34 ,  Note  8). 

Auch  auf  die  Gefahr  hin,  von  jüngeren  Fachgenossen,  die  schnell  fertig  mit  dem 
Urtheil  und  Wort  sind,  ebenfalls  der  Beweisführung  mit  einem  „alten  Ladenhüter' 
geziehen  zu  werden,  halte  ich  an  dieser  gut  begründeten,  freilich  auch  richtig  zu 
verstehenden  und  auszulegenden  Lehre  der  britischen  Oekonomik  vom  Bodenxesetz 
durchaus  fest  Blosse  Behauptungen,  missverständliche  Auslegungen,  z.  B.  als  ob  die 
Bedeutung  der  landwirthschaftlich- technischen  Fortschritte  von  den  Vertretern  des 
Bodengesetzes  verkannt  würde,  schwärmerische  Tiraden  über  die  unbegrenzte  Fort- 
bchrittsfähigkeit  der  Technik  sind  keine  Widerlegung.  Solange  wir  nicht  das  chemische 
Problem,  die  Nahrungsmittel  unmittelbar,  ohne  stofiumformende  Mitwirkung  des  landwirth- 
schaftlichen  Bodens,  aus  den  Grundstoffen  der  Natur  herzustellen,  gelöst  haben  — 
wozu  es  doch  noch  eine  gute  Weile  hati  —  wird  auch  mit  dem  Bodengesetze  in  der 
Frage  zu  rechnen  sein.  Ob  selbst  dann  die  „Kosten  frage"  aufhörte,  eine  maass- 
gebende  Bolle  zu  spielen  und  desshalb  immerhin  noch  ferner  wenigstens  mit  in  Be- 
tracht zu  kommen,  steht  auch  noch  dahin. 

§.256.  Die  Allgemeinheit  der  Thatsache  der  Ueber- 
YÖlkerangsgefahr.  Nach  allen  diesen  Erwägungen  und  Er- 
örterungen wird  man  die  Gefahr  einer  Uebervölkerung  als  eine 
unter  jedem  Wirthschaftssystem  und  in  jeder  Phase  der  volks- 
wirthschaftiiehen  Entwicklnng  zu  berücksichtigende  anerkennen 
müssen.  Sie  geht  aus  dem  menschlichen  Triebleben  hervor  und 
kann  nur  durch  dessen  Beherrschung  wirksam  überwunden  werden, 
d.  h.  durch  die  präventiven  Hemmmittel  der  Volksvermehrung. 
Sonst  wird  man  über  die  üblen  Folgen  der  Uebervölkerung  und 
die  Nothwendigkeit,  dass  die  Repression  die  Ausgleichung  herbei- 
führe, nicht  hinwegkommen.  Die  letzte  Aufgabe  liegt  daher  auch 
in  dieser  Beherrschung  eines  Naturtriebs  in  der  Bevölkerung  und 
für  die  Gesellschaft  in  der  Herbeiführung  solcher  Verhältnisse, 
welche  diese  Beherrschung  begünstigen,  daher  die  präventiven 
Tendenzen  wirksamer  machen. 

Eben  deshalb  ist  noch  eines  weiteren  Bedenkens  hier  zu  er- 
wähnen :  der  leicht  auf  die  Bevölkerungsvermehrung  zuförderlichen 
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BttckwirkuDg  von  Verbesserungen  in  der  Lage  der  Volks- 
masse. Es  ist  wohl  möglich,  ja  es  ist,  wie  man  nach  vielfältiger 
Beobachtung,  insbesondere  nach  den  Thatsachen  der  Bevölkemngs- 
statistik  bezüglich  der  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz  In  ,,ganstigen'' 
Perioden  (§«  219  ff.),  sagen  mnss,  erfahmngsmässig  fast  wahr- 
scheinlich, auch  wegen  der  mitspielenden  psychologischen  Momente 
verständlich,  dass  znmal  eine  plötzliche  Verbessemng  der  materiellen 
Lebenslage  der  Volksmassen  die  präventiven  Tendenzen  der  Volksver- 
mehmng  abschwäche.  Hierin  liegt  auch  eine  unverkennbare 
Gefahr  der  Wirkung  aller  Verbesserungen  der  Lebenslage,  welche 
sich  von  selbst,  durch  Verkehrsvorgänge,  technische  Entwicklungen 
wie  durch  gesetzgeberische,  administrative,  caritative  Maassregeln 
vollziehen,  namentlich  der  Wirkung  plötzlicher,  „ruckweiser'', 
graduell  starker  Verbesserungen  auf  die  Bevölkerungsbewegung. 
Tritt  diese  Wirkung  ein,  dann  werden  auch  diese  Verbesserungen 
schwerlich  dauernd  sein  können.  Das  bleibt  auch  wieder  das 
schon  mehrfach  angedeutete  entscheidende  Bedenken  bei  einer 
socialistischen  Productions-  und  Vertheilungsordnung  unter 
völliger  Heirathsfreiheit  und  Freiheit  des  Geschlechtsverkehrs,  ver- 
bunden  mit  Abnahme  der  Versorgungspflicht  bezüglich  der  Kinder 
von  den  Eltern  und  Uebertragung  dieser  Pflicht  auf  die  „Gesell- 
schaft". 

Was  aber  ist  nun  nach  dem  Allen  das  Wesen,  welches  sind 
die  charakteristischen  Merkmale  der  socialökonomischen  Er- 
scheinung oder  des  betreffenden  Zustands,  welche  wir  hier  unter 
dem  Ausdruck  „Uebervölkerung"  behandelt  haben?  Das 
wird  sich,  wie  oben  (S.  639)  vorbehalten  wurde,  nunmehr  be- 
stimmen lassen:  eine  Aufgabe,  welche  mit  der  folgenden  Unter- 
scheidung in  Verbindung  steht  und  im  Zusammenhang  mit  ihr 
hier  gelöst  werden  soll. 

B.  —  §.  257.  Absolute  und  relative  Uebervölkerung. 
Hierzwischen  wird  in  der  ganzen  Frage  oft  nicht  genügend  unter- 
schieden. Namentlich  die  Optimisten  der  verschiedenen  Richtongen 
denken  an  Zustände  absoluter  Uebervölkerung.  Sie  glauben  dann 
leicht,  wenn  sie  diese  im  streitigen  Falle  nicht  finden,  damit  aucb 
das  Vorhandensein  von  Uebervölkerung  überhaupt,  von  relativer 
Uebervölkerung  widerlegt  zu  haben:  die  wesentlich  allein  hier  in 
Rede  stehende,  wichtigere  und  schwieriger  zu  beurtheilende  und  za 
behandelnde  Erscheinung,  ein  verhängnissvoller  theoretischer  Irr- 
thum  (§.  250). 
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1.  Unter  ,, absoluter '^  Uebervölkeniiig  könnte  wohl  nur  ein 
Zustand  verstanden  werden,  welcher  etwa  folgende  Merkmale  auf- 
weist: ein  Zustand  nemlich,  in  welchem  wirklich  für  einen  be- 
stimmten Sieitraum  und  für  eine  gegebene,  nothwendig  zu  versorgende 
Volkszahl  das  überhaupt  vorhandene,  in  den  erforderlichen  con- 
ereten  Unterhalts-,  namentlich  Nahrungsmitteln  schon  bestehende 
oder  darin  im  gebotenen  Zeitpuncte  und  an  gebotener  Stelle  um- 
setzbare Volkseinkommen,  bzw.  auch  Volksvermögen,  schlechter- 
dings nicht  ausreicht,  diese  Volkszahl  zu  erhalten,  bzw.  zu  ernähren. 
Ein  solcher  Zustand  erscheint  möglich  und  kommt  auch  in  grösserer 
und  geringerer  localer  Ausdehnung  in  abnormen  Zeitlagen  und 
unter  besonderen  ungttnstigen  Umständen  vor.  So  in  Kriegs-, 
Revolutionszeiten,  dann  allgemeiner  auf  primitiveren  Stufen 
des  Wirthschaftslebens,  wo  die  Bevölkerung  auf  freie  Naturgaben 
angewiesen  ist,  einfachen  Ackerbau  treibt,  grosse  Missemten  ein- 
getreten sind  und  es  an  technischen  Mitteln,  namentlich  Communi- 
cations- und  Transportmitteln,  auch  etwa  an  Handelseinrichtungen 
zur  Herbeischaffung  des  Erforderlichen  aus  der  Ferne^  sowie  an 
ökonomischen  Mitteln  zum  Einkauf,  zur  Bezahlung  dieses  Erforder- 
lichen fehlt. 

Derartig  sind  die  Verhältnisse  in  den  aus  Missemten,  politischen  Ereignissen 
herrorgegangenen  HongersnOthen  froherer  Zeiten  und  heute  noch  von  Ländern,  welche 
in  dieser  Hinsicht  zurückgeblieben  sind  (Indien,  China ;  auch  der  russische  Nothstand 
im  Jahre  1891 — 92  bot  noch  etwas  Analogieen  und  vor  nicht  langer  Zeit  überhaupt 
die  HungersnOthe  in  europäischen,  namentlich  communicationsarmen  Ländern). 

Auf  höheren  Wirthschaftsstufen  wird  gerade  ein  derartiger 
allgemeiner  Zustand,  welcher  nicht  aus  yorttbergehenden  poli- 
tischen, sondern  aus  technischen  und  ökonomischen  Ver- 
hältnissen entspringt,  sehr  selten  sein,  wenn  überhaupt  vorkommen, 
Nur  in  einzelnen,  meist  auch  nur  in  kleineren  Volkskreisen  und 
mehr  sporadisch  und  vorübergehend  mag  er  hie  und  da  zu  finden  sein. 

Da  handelt  es  sich  dann  auch  um  acute  Nothstände,  denen  nicht  mit  regel- 
mässig längere  Zeit  zu  ihrer  Wirksammachung  erheischenden  Maassregeln  auf  dem 
Productionsgebiete,  als  ?ielmehr  mit  solchen  auf  dem  Yertheilungsgebiete ,  mittelst 
öffentlicher  und  privater  Nothstandshilfe,  entgegen  zu  wirken  ist,  —  mit  Mitteln,  welche 
freilich  im  schliesslichen  Effect  von  denen,  welche  sie  noch  besitzen  und  entbehren 
können,  zu  Gunsten  der  in  Noth  befindlichen  Bevölkerung  freiwillig  oder  gezwungen 
(Steuern)  hergegeben  werden  mtlssen.  Die  vorher  wirksamen  repressiven  Tendenzen 
der  Yolksvermehrung  lassen  es  eben  nicht  zu  allgemeinerer  absoluter  Oeber- 
völkerung  kommen. 

Allein,  wenn  absolute  Uebervölkerung  nicht  vorhanden  ist, 
beweist  das,  wie  gesagt,  nichts  ftlr  die  Frage  der  relativen  Ueber- 
völkerung. 
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§.  258.  —  2.  Diese  letztere ,  wie  der  Ansdmck  andeutet,  ist 
eben  eine  nicht  fttr  sich  nnd  bloss  nach  den  Grössenbeziehnngen 
zwischen  Bevölkernng  und  Volkseinkommen  (Volksyermögen)  zn 
bemessende^  sondern  eine  Erscheinung,  bei  welcher  die  ganze  in 
Betracht  kommende  Mannigfaltigkeit  der  socialen,  techmscheo, 
wirthschaftlichen,  rechtlichen,  der  Cultnrmomente  einer  Periode  in 
ein  Verhältniss  zur  Bevölkerung  gebracht  wird.  An  diesem  Verhält- 
niss  gemessen  ergiebt  sich  dann  fUr  jede  der  Stufen  der  Wirtb- 
schaftsentwicklung  (§.  251)  und  fttr  das  ganze  Volk  wie  fttr  Theile 
und  Classen  desselben,  allgemein  oder  local,  einige  Dauer  hindurch 
oder  kurz  vorübergehend,  eventuell  ein  Zustand,  welcher  als  relative 
Uebervölkerung  bezeichnet  werden  kann  nnd  muss.  Daher  treten  hier 
in  Bezug  auf  das  Maass  der  Volksdichtigkeit,  bei  welchem  lieber- 
völkerung  besteht  oder  nicht,  und  in  Bezug  auf  das  Maass  der 
Bedttrfnissbefriedigung,  bei  welchem  Uebervölkerung  anzuerkennen 
ist  oder  nicht,  namentlich  Verschiedenheiten  nach  jenen  Stufen 
der  Wirthschaftsentwicklung  ein.  Und  zwar  in  Betreff  dieser  beiden 
Puncte  in  umgekehrter  Richtung:  eine  Volksdichtigkeit,  welche  anf 
einer  niedrigeren  Stufe  als  Uebervölkerung  wirkt,  kann  auf  einer 
höheren  Stufe  ganz  normal  und  unbedenklich  sein.  Und  wo  wegen 
des  niedrigen  Ranges  der  Bedürfhissbefriedigung  auf  einer  höheren 
Stufe  Uebervölkerung  vorliegt^  braucht  das  auf  einer  niedrigereD 
Stufe,  z.  B.  bei  einem  viel  geringeren  Bedttrfnissstande  nnd  lästigerem 
Arbeitsmaass  der  Bevölkerung,  nicht  der  Fall  zu  sein. 

Das  Wesen  und  die  specifischen  Merkmale  solcher  relativer 
Uebervölkerung  lassen  sich  daher  folgendermaassen  in  einer  Formel 
bestimmen. 

Dieselbe  passt  auf  diese  Erscheinung  in  allen  F&Uen,  auf  allen  Stnfen,  wenig- 
stens mit  geringen,  sich  leicht  ergebenden  Modificationen,  ist  hier  aber  den  Yerhllt- 
nissen  des  hochentwickelten  Wirthschafts-  und  Coltnrlebens  in  unserer  Zeit  angepaist 
worden.    Sie  lautet  demnach: 

Relative  Uebervölkerung  liegt  vor,  wenn  die  Bevölkerung,  ins- 
besondere ihre  sogen,  arbeitenden  Classen,  bei  aller  Fähigkeit  und 
allem  guten  Willen  zur  Erwerbsthätigkeit  nicht  sichere  und  ge- 
nügende Beschäftigung  und  Erwerb  findet,  und  zwar  nach  Maass- 
gabe folgender  drei  Reihen  von  Umständen:  einmal  nach  den 
gegebenen  ökonomisch-technischen  Verhältnissen  der  Pro- 
duction,  insbesondere  nach  den  Bedingungen  für  den  Ab- 
satz der  Arbeitserzeugnisse  und  fttr  die  dafür  erlösten  Preise 
sowie  nach  denjenigen  für  den  Bezug  und  die  Preise  der  be- 
durften Producte;  ferner  nach  der  gegebenen  Rechtsordnung 
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für  Prodnction  and  Vertheilang;  endlich  aber  auch  nach  den  auf 
Grand  der  einmal  erreichten  Lebenshaltung  gestellten  Ansprüchen 
sowohl  in  Betreff  der  Art,  des  Maasses,  des  Lastgefühls  der  Arbeits- 
leistung, als  auch  bezQglich  der  Art,  des  Maasses,  des  Lustgefühls 
der  Entlohnung,  bzw.  der  Bedürfnissbefriedigung. 

Die  beiden  eisten  Beiben  ?on  umständen  werden  gewObnUcb  in  der  Frage 
berUcksicbtigt,  die  letzte  Reibe,  die  Anspracbe  dagegen  nicbt  Und  docb  ist 
grade  dieses  Moment  etwas  sebr  Wesentlicbes  in  der  Frage  der  relativen  Oeber- 
fölkeniDg.  Wenn  man  davon  nacb  den  in  der  Formel  angedeuteten  Einzelbeiten  ab- 
siebt, wird  man  öfters  DebervOlkemng  nicbt  annebmen,  wo  sie  unverkennbar  vorliegt. 
Denn  freilieb,  ein  (Arbeits-)£inkommen  weit  unter  dem  Betrage  dessen,  welcbes  zur 
Befriedigung  selbst  nur  der  notbwendigen  Existenzbeddrfhisse  zweiten  Grads  im  volks- 
üblicben  Umfange  (§.  24)  aosreicbt,  und  für  eine  ttberlästige  Arbeitsart  und  über- 
mässige Arbeitsmenge  —  z.  B.  eine  Arbeitslast  in  einem  uum&ssig  verlängerten  Ar- 
beitstage, —  ein  solcbes  Einkommen  mag  vielleicbt  nocb  abfallen.  Aber  das  recbt- 
fertigt  eben  nicbt,  bier  das  Vorbandeusein  von  relativer  UebervOlkerung  zu  läugnen. 

Jedes  Volk,  jede  Glasse,  jedes  Zeitalter,  jede  Gegend  will  nacb  ibrem  Maass- 
stabe in  diesen  ibren  Ansprücbon  an  Arbeitslast  und  Befriedigungsart  und  Umfang 
gemessen,  beurtbeüt  werden.  Wird  ibnen  nacb  diesen  zu  viel  an  Last  zuicemutbet 
und  zu  wenig  an  Lust  gewftbrt,  so  werden  sie  sieb  bedruckt  ftiblen.  Gebt  dieses 
Uebermaass  an  Last  und  Uotermaass  an  Lust  aber  aus  den  angedeuteten  ersten 
zwei  Böiben  von  Umständen  notb wendig  bervor,  so  bestebt  eben  —  relative  Ueber- 
vOlkerung. 

Namentlidi  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob,  wann  und  in  wie  weit  auf 
verscbiedenen  Wirtbscbafts-  und  Gulturstufen  relative  Ueberrölkernog 
vorbanden  sei.  ist  das  Moment  der  „Ansprttcbe"'  von  eotscheidender  Bedeutung.  For 
Asiaten,  für  Gbineseo  mag  ein  Arbeitsmaass  nocb  erträglicb  sein  und  ein  Befriedi- 
gungsmaass  nocb  vOUlg  genügen,  welcbes  für  Europäer  und  deren  Abkömmlioge  in 
der  Neuen  Welt  unerträglicb  und  ungenügend  ist:  unter  jeoen  wird  es  nicbt,  unter 
diesen  sebr  wobl  auf  DebervOUcerung  bindeuten  kOnoen.  Aebnlicbes  gilt  tbeilweise 
von  Continental-Europäem  gegenüber  Briten,  von  Slaveu,  Italienern  gegenüber  Deut- 
scben,  ebenso  von  früheren  Yerbältnissen  der  Bevölkerung,  z.  B.  in  West-  und  Mittel- 
europa, gegenüber  beutigen. 

Ein  Symptom  oder  eine  Wirkung  der  relativen  UebervOlkerung 
wird  daher  auch  nicht  nothwendig  und  in  der  That  auch  in  Wirk- 
lichkeit nur  ausnahmsweise  die  Auslösung  der  repressiven  Tendenzen 
der  Yolksvermehrung,  eine  allgemein  grössere  Sterblichkeit,  nicht 
einmal  nothwendig  immer  eine  grössere  Kindersterblichkeit  sein. 
Vielmehr  wird  sich  die  Wirkung  in  einem  Druck  auf  das  Ein- 
kommen, auf  die  Löhne,  in  einer  Ausdehnung  des  Arbeits- 
tages, einer  Steigerung  des  zu  Übernehmenden  Arbeits- 
maas ses  zeigen.  Selbst  darin  aber  nicht  immer  direct,  sondern 
indirect:  ein  sonst  mögliches  Steigen  des  Einkommens, 
Verminderung  des  Arbeitsmaasses  wird  unterbleiben. 
M.  a.  W.  die  ganze  Lebenshaltung,  nacü  Arbeitslast  und  Umfang 
und  Art  der  Bedflrfnissbefriedigung  gemessen,  wird  wieder  weiter 
herabgedrflckt  oder  niedrig  gehalten:  die  eigentlich  cultur- 
feindliche  Wirkung  der  UebervOlkerung,  auch  vom  Standpuncte 
des  Gesammtinteresses,  auch  selbst  von  demjenigen  des  volkswirth- 
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schaftlichen  Prodactionsinteresses  ans,  wenn  die  Arbeitsfähigkeit 
nnd  die  Arbeitslust  nnter  solchen  Verhältnissen,  wie  leicht  möglich, 
leiden. 

Wirkt  die  Repression  aber  hier  nicht,  so  bleibt  auch  die  Ur- 
sache in  Kraft,  welche  ungünstige  wirthschaftliche  Verhältnisse 
herbeiführt:  eben  das  Missverhältniss  zwischen  Bevölkerung 
und  Unterhaltsmitteln,  bzw.  sachlichen  Productions- 
mittein,  um  Unterhaltsmittel  direct  oder  durch  Austausch  zu  ge- 
winnen. 

Besonders  schwer  wird  sich  hier  immer  eine  ungünstige  A Itersc lasse n- 
yertheilang,  namentlich  eine  hohe  Kinderqnote  in  der  BefOlkcmng  erweisen 
(§.  24t).  Die  Anferziehnng  der  nenen  Generation,  hier  noch  dazu  der  Annahme  nach 
einer  fortschreitend  grösseren,  nehen  der  Erhaltung  der  sonst  nicht  Erwerbsth&tigen, 
besonders  der  alten  Leute,  der  Berufslosen,  nOthigt  bei  einem  Zustande  der  Ueber- 
fOlkerung  foUends  zur  Einschränkung  der  BedUrfuisse,  sowohl  der  erwerbsth&tigen, 
erwachsenen,  productiven  Bevölkerung,  als  freilich  auch  der  übrigen,  wdche,  wie 
namentiich  die  Kinder,  unmittelbar  von  jener  unterhalten  werden. 

Würde  es  sich  bei  dieser  Einschränkung  nur  um  VerminderuDg  oder  Aufgeben 
eines  sonst  möglichen,  unnOthigen,  vielleicht  sogar  sch&dUchen  Luxus  handelt,  so 
w&re  das  kein  durchschlageudes  Bedenken.  So  mag  hier  und  da  bei  einzelnen 
Familien  und  St&nden  die  Wirkung  der  grossen  Kinderzahl  sein  (Yerh&ltnisse  in  ein- 
zeloen  Kreisen  des  Mittelstandes).  Aber  meistens  und  namentlich  für  die  Masse  der 
Bevölkerung  liegt  die  Sache  ungünstiger.  Hier  erfolgt  eine  dem  Einzelnen  wie  auch 
der  Gesammtheit  schädliche  Einschränkung  der  Lebenshaltung,  eine  un- 
genügende materielle,  sittliche,  geistige  Pflege  und  Ausbildung  der  Kinder,  eine 
verktlmmerung  der  Eltern,  der  alten  Leute,  der  Frauen  insbesondere,  ein  unvermeid- 
licher Verzicht  auf  Antheilnahme  an  Gulturgütem,  welcher  auch  wieder  fOr  die  sociale 
Gesammtentwicklung  von  üblen  Folgen  ist  Ein  allgemeines  Aufisteigen  der  Nation 
auf  ein  berechtigtes  höheres  Bedürfoiss-  und  damit  Cultumivean  wird  unter  diesen 
Verhältnissen  eben  gehindert,  bestenfalls  sehr  verlangsamt 

Nicht  minder  wird  natürlich  auch  die  Bildung  des  Nation alkapitals  gehemmt 
Diese  vollzieht  sich  in  unseren  Volkswirthschaften  einmal  grOsstentheils  durch  das 
Medium  der  Bildung  von  Privatkapital  (§.  127  ff.),  daher  durch  Erübiigungen  ans 
dem  Einkommen  der  Privatpersonen  nach  Abzug  des  Bedarfs.  Verzehrt  letzterer  mehr 
oder  weniger  nothwendig  das  Einkommen,  bleibt  für  die  Volksmasse  überhaupt  wenig 
freies  Einkommen  (§.  174)  übrig,  so  kann  eben  die  private  und  damit  hier  die 
nationale  Kapitalbildung  nur  langsamer  und  schwächer  vor  sich  gehen.  Oder  aber  — 
sie  erfolgt  abermals  um  den  hoben  Preis  einer  weiteren  Einschränkung  der  Lebens- 
lialtung,  der  Bedürfnissbefriedigung,  oft  genug  derjenigen,  welche  wie  bei  geistigen, 
culturlichen,  Bildungsbedürfnissen  im  Einzel-  wie  im  Gesammtinteresse  stattfinden 
sollte.    Auch  daher  also  wieder  nachtheilige  Folgen. 

Vergleichungen  zwischen  den  kinderreichen  und  kinderarmen  Familien  desselben 
socialOkonomischen  Standes,  nicht  nur  bei  den  Arbeitern,  auch  beim  Mittelstande  bis 
weit  in  die  Kreise  der  Bevölkerung  mit  höherem  Einkommen,  freilich  vomemlich 
personlichem  oder  Arbeitseinkommen,  hinauf,  Vergleichungen  zwischen  Gegenden  und 
Ländern  mit  grosserer  und  geringerer  Durchschnittskinderzahl  in  der  Familie,  grösserer 
und  geringerer  Kinderquote  in  der  Bevölkerung,  Vergleichungen  ganzer  grosser  Volk»- 
gebiete,  so  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  liefern  deutliche  Belege  ftlr  die 
TOTstehenden  Sätze. 

Auch  in  den  einzelnen  Berufskroisen,  bei  uns  vielleicht  mehr  noch  im 
Mittelstande,  z.  B.  im  Beamtenstande,  bei  den  sonstigen  liberalen  Berufen,  in  den 
höheren  abhängigen  Stellungen  des  Gewerbe-  und  Kaufmannsstandes  (Commis  u.  s.  w,\ 
als  im  eigentlichen  Arbeiterstande  zeigen  sich  die  Symptome  und  die  Folgen  einer 
solchen  relativen  UebervOlkerong.  Auch  bei  Freiheit  der  Berufswahl  recrutirt  &ich 
doch  die  künftige  Generation  der  BerufsangehOrigen  vomemlich  aus  den  AbkOmm- 
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lingen  der  bisherigen  Generation,  was  ja  ans  leicht  ersichtlichen  Gründen  begreiflich 
genug  ist.  Wenn  aber  jede  solche  Generation  grösser  und  im  Laufe  von  ein  bis  zwei 
Menschenaltern  doppelt  so  gross  wird,  wenn  nach  Sitte,  nach  Yorurtheilen,  nach 
Bildungsgang  u.  s.  w»  nur  wenige  Glieder  in  andere  Berufe  hinübergehen,  umgekehrt 
aber  die  Nachkommen  aus  anderen  Berufen,  wiederum  nach  Bildungsgang,  wegen 
gewisser  sonstiger  Vorzüge  des  betreffenden  Berufes,  wegen  Yorurtheilen  in  diesen 
einrücken,  z.  B.  aus  den  unteren  Classen  und  unteren  Mittelclassen  in  den  Beruf  der 
höheren  Beamten,  der  Aerzte,  Anwälte,  der  Techniker,  Kauflente,  so  muss  natürlich 
eine  OeberftUlung  entstehen.  Dieselbe  wird,  wenn  die  Verhältnisse  bleiben,  immer 
drückender  werden.  Denn  nur  ausnahmsweise  wird  ?on  Menschenalter  zu  Menschen- 
alter der  nationale  Bedarf  an  Arbeitskräften  in  einzelnen  solchen  Berufen  in  dem- 
selben Verhältniss  wachsen.  Deuten  nicht  unTerkennbare  Zeichen  in  West-  und 
Mitteleuropa,  zumal  in  Deutschland,  auf  derartige  Verhältnisse  und  Zusammenhänge 
der  Erscheinungen  hin? 

Die  „Verbreitung  der  Bildung'%  auch  höherer,  die  Ausdehnung  und  Ver- 
wohlfeilerung  der  Benutzung  des  öffentlichen  Onterrichtswesens,  von  der  Volksschule 
bis  zu  Polytechnikum  und  UniForsität,  ist  unter  solchen  BeTölkerungsyerhältnissen  nicht 
unbedingt  ein  Hebel  zur  Emporhebang  der  Be?ölkerung,  eher  oft  umgekehrt  ein  Mittel 
zur  Herabdrückong  der  höheren  Stände  und  der  oberen  Mittelstände  auf  ein  niedrigeres 
Niveau  der  Bedürfnissbefriedigang  und  der  Cnltur.  Die  Concurrenz  wird  in  allen 
Kreisen  gesteigert,  mit  einigen  guten,  mit  noch  mehr  üblen  ethischen  Folgen  für  die 
Nächstbetheiligten  und  für  die  Gesammtheit  (s.  Buch  1  Kap.  1  u.  Buch  5).  Die  Ansprüche 
an  das  Leben,  an  Lebcnsgenuss,  an  äussere  Stellung,  an  Bildungsmittel  wachsen,  die 
materiellen  Mittel  nicht  in  demselben  Maasse,  wenn  sie  nicht  gar  ganz  fehlen  oder 
geringfügig  sind  (Lage  der  Berufe  mit  DniTersitätsbildung  bei  uns).  Das  Miss- 
?erhältniss  zwischen  erlangter  formaler  Bildung,  darauf  begründeten  Lebensansprüchen 
in  materieller  und  ideeller  Richtung  einer-,  Lebensstellung,  Aussichten,  Einkommen, 
Vermögen  andrerseits  wird  grösser.  Unzufriedenes  Bildungsproletariat  ist  die  noth- 
wendige  Folge. 

C.  —  §.  259.  Die  Uebervölkerungsfrage  und  das 
Vertheilungsproblem.  Gewiss  kommt  in  dem  Allen  nun  auch 
die  Frage  der  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens  und  National- 
vermögens mit  in  Betracht,  aber  nicht  in  erster  Linie,  wie  nach 
der  Meinung  so  vieler,  namentlich  der  Socialisten,  sondern  nur  als 
Nebenmoment  neben  der  Bevölkerungsbewegung  und  der  daraui^ 
hervorgehenden  Uebervölkerung.  Ja,  man  kann  weiter  gehen  und 
mit  Recht  behaupten:  diejenige  „Vertheilung",  welche  sich 
auf  der  Rechtsbasis  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  und  im  Wesentlichen  mittelst  Verträgen  im  privat- 
wirthschaftlichen  Organisationssystem  vollzieht,  fällt  eben  zwischen 
Besitzenden  und  Nicht-Besitzenden,  zwischen  „Kapital  und  Arbeit'^, 
zwischen  „Grundbesitz  und  Arbeit'^,  so  ungtlnstig  für  die  Arbeiter  aus, 
weil  sie  unter  dem  Druck  der  grossen  Bevölkerungsdichtigkeit,  der 
Vermehrung  derselben,  der  Ueberholung  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften 
jeder  Art  durch  das  Angebot  von  solchen  steht.  Der  „Lohndruck'% 
die  Erhöhung  des  Arbeitsmaasses,  die  Verlängerung  des  Arbeits- 
tages geht  wesentlich  aus  diesen  Verhältnissen  der  Be- 
völkerungsbewegung hervor.  Die  letztere  ist  das  mechanische 
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Moment,  das  sich  immer  wieder  mit  elementarer  Gewalt  im  Ver- 
theilangsprocess  Geltung  verschafift. 

Das  „Kapital*'  findet  eben  bior  immer  wieder  Arbeitskrifte,  welche  ibm  zu  den 
QogODStigsten  Bedingungen  zn  Dienste  sein  mQssen.  um  leben,  nm  Kinder  erhalten 
zu  können.  Durch  Bechtsnormen,  durch  Sitten  und  sittliche  Anschauungen,  durch 
Ciassenorganisationen  der  Arbeitskräfte  (Oewerkrereinswesen)  mag  das  etwas  gemildeit 
werden.  Aber  das  durch  die  Be?ölkerungsbewegung  fomemlich  mit  bestimmte  Ver- 
häJtniss  zwischen  Arbeitsangebot  und  Arbeitsnachfrago  gewinnt  immer  wieder  den 
wesentlich  entscheidenden  Einfluse.  Die  Ersetzung  der  menschlichen  Arbeit  durch 
die  Maschine  wirkt  ja  in  derselben  Bicbtung,  aber  sie  ist  nicht,  wie  der  Socialismns 
wähnt,  der  hier  allein  entscheidende  Umstand. 

Das  würde  sich  vielleicht  in  der  Form  nnd  etwas  im 
Maasse,  aber  nicht  nach  Princip  und  Art  ändern,  wenn  das 
socialistische  Programm  ausgeführt  wttrde,  das  gesellschaftliche 
Gemein eigenthnm  an  den  sachlichen  Productionsmittein.  die  gesell- 
scbaftliche  Ordnung  der  Production  und  der  Vertheiinng  einträte. 
Denn  das  Tempo  und  die  Stärke  der  Volksvermehrung,  des  Ge- 
burtsüberschusses —  von  der  gerade  in  einem  „socialistischen'^ 
Gemeinwesen  sehr  heiklen  Frage  der  Wanderungen,  der  Freizfi^- 
keit,  der  Ein-  und  Auswanderungsfreiheit  selbst  abgesehen  —  wfirde 
auch  hier  jedenfalls  der  eine  bestimmende  Factor  fUr  den  mög- 
lichen „Antheil  des  Einzelnen  am  Gesammtproduct  der  arbeits- 
theiligen  Volkswirthschaft^'  bleiben.  Darüber  kommt  keine  denk- 
bare „Organisation  der  Arbeit*'  hinaus. 

Alsdann  steht  man  aber  wieder  vor  der  schon  mehrfach 
erwähnten  Hauptfrage :  ist  es  auf  Grund  aller  psychologischen  Er- 
fahrung wahrscheinlich,  dass  in  der  „socialistischen  Volkswirth- 
schaff'  die  Bevölkerung  langsamer  als  in  der  heutigen,  das  Natio- 
naleinkommen dagegen  rascher  wächst?  Wer  das  nicht  zu 
bejahen  wagt  und  eher  nach  AUem  das  Oegentheil  ftir  wahrschein- 
licher hält,  der  wird  wiederum  einräumen  müssen,  dass  die  Ge- 
fahr einer  durchschnittlichen  Verschlechterung  der  Lebens- 
lage eintritt,  selbst  wenn  kein  Pfennig  „Besitzeinkommen^^  an 
„volkswirthschaftliche  Drohoen''  abgeht;  dass,  wie  wir  es  schon 
oben  ausdrückten,  wenn  der  Divisor,  die  Bevölkerung,  noch  rascher, 
der  Dividendus,  das  Volkseinkommen,  noch  langsamer,  als  heut- 
zutage, wächst,  der  Quotient  unvermeidlich  für  den  Einzelnen 
kleiner  werden  muss. 

Alles  das  beweist  daher  auch,  dass  die  „Bevölkerungsfrage^ 
und  die  „Uebervölkerungsgefahr^'  in  der  That  vom  Socialismns 
ebenso  ernst,  wenn  nicht  noch  ernster  beachtet  werden  muss,  als 
das  im  gegenwärtigen  und  in  jedem  früheren  System  der  wirthschafl- 
liehen  Rechtsordnung  und  Organisation  nnd  als  es  auf  der  heutigen 
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and   auf  jeder   frttheren  yolkswirthschaftlichen  EntmcklaDgastufe 
geboten  ist  (§.  192,  196). 

D.  —  §.260.  Schiasssätze  and  Postalate.  Wir  haben 
oben  (S.  636  >  Sehlass  von  §.  248)  ein  Postalat  formalirt,  welches 
vom  Standpancte  des  Prodnctionsinteresses  aas  für  das  Maass  der 
BcFölkeraagsvermehrang  aafzastellen  war.  Dasselbe  Postalat  be- 
hält nach  den  voraasgehenden  Erörtemngen  aach  bei  der  Be- 
trachtang der  Beyö]kerangsfrage  vom  Vertheilangsstandpancte  ans 
seine  Geltang,  mass  aber  hierfür  dann  noch  nach  einigen  Seiten 
ergänzt  werden.    Es  kann  dann  etwa  folgendermaassen  laaten: 

Bei  gegebener  Prodactionstechnik^  gegebenen  Commanications-, 
Absatz-,  Bezngsverhältnissen,  gegebener  Rechtsordnang  für  Pro- 
dnction  and  Vertheilang,  gegebener  Lebenshaitang  der  Massen, 
daher  aach  bei  gegebenen  Ansprüchen  der  letzteren  in  Bezog  aaf 
Arbeitslast,  Art,  Maass  and  aaf  Bedtlrfnissbefriedigangslast,  Art, 
Umfang  ist  nnr  eine  solche  Volksvermehrnng  zn  wünschen,  welche 
selbst  wieder  darch  ihre  Bereitstellang  von  arbeitsfähigen  and 
arbeitswilligen  Gliedern  (Erwerbsthätigen)  die  Bedingungen  einer 
mindest  ebenmässig,  womöglich  einer  verbältnissmässig  noch  stärkeren 
Steigerang  der  Güterprodnction,  des  Volkseinkommens,  erfüllt. 

Nnr  in  diesem  Maasse  ist  eine  Volksvermehrang  vom  Stand- 
pancte der  Vertheilang  betrachtet  aaf  allen  Stafen  der  yolkswirth- 
schaftlichen Entwicklung  and  anter  allen  Systemen  der  yolkswirth- 
schaftlichen Rechtsordnung  and  Organisation  möglicher  Weise 
unbedenklich«  Bei  einer  stärkeren  Vermehrnng  tritt  immer  wieder 
die  Gefahr  der  relatiyen  Ueberyölkerang  mit  ihrer  nothwendigen 
Folge  der  Verkleinerang  des  aaf  den  Einzelnen  fallenden  Ver- 
theilangsquotienten  oder  Antheils  am  NatioDaleinkommen  ein.  Damit 
aber  werden  leicht  aach  die  Bedingungen  der  Cnlturentwicklung 
der  Gesammtheit  untergraben.  Nothwendig  tritt  das  ein,  wenn 
die  Herabsetzung  der  Lebenshaltung  zu  einer  Beschränkung  in 
der  Befriedigung  nothwendiger  und  berechtigter  materieller  und 
ideeller  Bedürfnisse  führt. 

In  einer  yolkswirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  Organisation, 
wie  derjenigen  der  bisherigen  geschichtlichen  Entwicklung,  der 
heute  auch  bei  den  Cnltnryölkern  bestehenden,  der  Priyateigenthums- 
Ordnung  und  der  priyatwirthschaftlichen  Organisation,  ist  das  Maass 
der  nach  dem  Vorausgehenden  zulässigen  Volksyermehrung  noch 
enger  begrenzt  Denn  yon  dem  Volkseinkommen  geht  hier  eine 
mehr  oder  weniger  hohe  Quote  an  die  die  sachlichen  Productions- 
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mittel  besitzenden  nnd  damit  prodncirenden^  die  Leitnng  der  natio- 
nalen Production  führenden  Classen  und  fiberhaupt  an  die  Bemfs- 
8tände,  Volkskreise,  Familien  nnd  Einzelnen ,  welche  ein  ttber- 
darchschnittliches  Einkommen  beziehen ,  vom  gesammten 
Nationaleinkommen  ab  (§.  199).  Nnr  der  hiemach  verbleibende 
Rest  dieses  letzteren  and  dessen  Bewegung  nnd  Entwicklung 
(nach  dem  absoluten  Gebrauchswerthbetrage  bemessen)  ist  daher 
hier  die  fttr  die  Vertheilnng  unter  die  ttbrige,  die  nicht-besitzende, 
die  untere,  die  Arbeiterdasse  zur  Verfügung  stehende  Werthgrösse. 
Entscheidend  sind  mithin  die  Proportionen  des  Wachsthums  dieser 
Grösse  einer-,  des  genannten  Bevölkernngstheils  andrerseits  fllr  die 
Höhe  des  Vertheilungsquotienten.  Dieser  Bevölkerungstheil  darf 
nicht  rascher,  womöglich  nicht  einmal  so  rasch  wachsen,  als  jener 
verfügbare  Theil  des  Nationaleinkommens.  Sonst  muss,  wenn 
auch  selbst  das  ganze  Nationaleinkommen  stärker  wüchse,  als  die 
Gesammtbevölkernng,  nothwendig  wieder  hier,  fttr  diese  Volks- 
t heile,   Uebervölkerung  eintreten  mit  ihren  angedeuteten  Folgen. 

Im  Interesse  dieses  Haupttheils  des  Volks  und,  soweit  dies 
Interesse  auch  ein  solches  der  ganzen  Volksgemeinschaft  ist,  in 
demjenigen  der  letzteren,  erscheint  es  erwünscht,  dass  die  Zunahme 
des  Nationaleinkommens  mehr  jenem  Volkstheil  zur  besseren  Be- 
friedigung seiner  materiellen  und  zur  Befriedigung  wahrer  be- 
rechtigter Culturbedttrfnisse  zu  Gute  komme^  daher  eventuell  —  hier 
einerlei  auf  welchem  Wege,  durch  welche  Mittel  —  auf  Kosten 
der  besitzenden  Classen  und  der  Kreise  und  Personen  ttberdurch- 
schnittlichen  Einkommens,  mindestens  in  der  Art,  dass  der  weitere 
Zuwachs  des  Nationaleinkommens  nicht  diesen  letzteren,  sondern 
jener  Masse  des  Volks  ganz  oder  doch  grösstentheils  zufalle.  Die 
Privateigenthumsordnung  und  die  privatwirthschaftliche  Organisation 
erschwert  das,  ohne  es  durchaus  zu  hindern.  Es  ist  eine  principidle 
socialökonomische  Frage  der  volkswirthschaftlichen  Organisation 
(Buch  5)  und  Rechtsordnung  (Abtheilung  II  der  Grundlegung),  die 
Gestaltung  der  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens  und  National- 
vermögens und  zumal  des  weiteren  Zuwachses  beider  mehr  in  die 
angedeutete  Richtung  hinüber  zu  leiten.  S.  auch  folgendes  2.  Kapitel 
dieses  4.  Buchs  hierüber. 

Aber  der  Erfolg  selbst  der  gelungensten  bezüglichen  Ein- 
richtungen und  Maaseregeln,  selbst  einer  rein  socialistischen  Pro- 
ductions-  und  Vertheilungsordnung  ohne  jedes  Besitzeinkommen, 
vorausgesetzt,  was  freilich  zu  bezweifeln  ist,  dass  dabei  das  volks- 


Schiasssätze  nnd  Postalate.  665 

wirthschaftliche  Productionsproblem  genügend ,  mindestens  nieht 
schlechter^  vielleicht  sogar  besser  gelöst  würde,  als  auf  dem  Boden 
der  bestehenden  Rechtsordnung  nnd  Organisation,  —  der  Erfolg 
von  dem  Allen  ist  wiederum  durchaus  abhängig  Ton  dem 
Maasse  der  Bevölkerungsvermehrung.  Geht  diese  rascher 
als  diejenige  des  ganzen  Nationaleinkommens  oder  des  für  die 
Masse  verfügbaren,  wenn  auch  grösser  werdenden  Theils  desselben 
vor  sich,  wozu  eben  Tendenzen  bestehen,  so  muss  sich  der  Ver- 
theilungsquotient  abermals  nothwendig  verkleinern. 

Soll  das  vermieden,  soll  die  Gefahr  der  relativen  Uebervölkerung, 
welche  hier  immer,  unter  allen  wirthschaftlichen  Rechtsordnungen 
und  Organisationen,  eintritt,  beseitigt,  andrerseits  die  traurige  Even- 
tualität einer  Niedrighaltung  der  Lebensführung,  der  Culturent- 
wicklung  oder  eines  Hervorkommens  der  repressiven  Tendenzen 
der  Volksvermehrung  verhütet  werden;  ist  auch  die  unter  solchen 
Verhältnissen  erwünschte  Auswanderung  nicht  im  erforderlichen 
Maasse  in  Gang  zu  bringen  und  darin  zu  erhalten  und  versagt 
die  Hilfe  des  technischen  Fortschritts  in  der  Production,  zumal  im 
Landbau,  und  die  Hilfe  der  Absatzerweiterung  wie  des  hiDlänglich 
lohnenden  Absatzes  heimischer  Producte  und  Leistungen  auf  fremden 
Märkten,  der  Bezugserweiterung  und  des  lohnenden  Bezugs  fremder 
Producte  und  Leistungen  aus  diesen  Märkten  —  wie  das  nach  den 
früheren  Ausführungen  anzunehmen  ist  — :  so  giebt  es  überhaupt 
nur  ein  durchschlagendes  Hilfsmittel  auf  die  Dauer: 
die  genügende  Wirksamkeit  der  präventiven  Tendenzen 
der  Volksvermehrung,  auch,  ja  gerade  auch  in  der  hochent- 
wickelten Volkswirthschaft  der  „Agricultur-,  Manufactur-  und 
Welthandelsphase' ^  mit  grosser  Volksdichtigkeit;  aber  nicht  minder 
auch,  ja  vollends  auch,  in  einer  socialistisch  eingerichteten 
Volkswirthschaft  und  in  jeder  sich  einer  solchen  Einrichtung,  z.  B. 
durch  legislative  und  administrative  Maassregeln  zu  Gunsten  der 
arbeitenden  Glassen  und  der  „kleinen  Leute''  überhaupt  nähernden 
(Arbeiterschutz,  Arbeiterversicherung,  Unentgeltlichkeit  oder  hinter 
der  Kostendeckung  zurückbleibende  Bezahlung  öffentlicher  Ein- 
richtungen und  Leistungen  [Volksschule],  „sociale"  Finanz-  und 
Steuerpolitik)  ^). 

Robert  Malthus  behält  somit  in  allem  Wesentlichen 
Recht!  

^  Vgl.  besonders  meine  Finanzwissenscbaft  I,  3.  Aufl.,  §.  27,  und  II,  2.  Aufl., 
§.  82,  159,  160  und  die  AnsftthraogeD  im  folgenden  Kapitel. 
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Hiermit  haben  wir  die  BehandlnDg  der  y^voIkswirthschaftlicbeD 
BevölkerüDgfllehre'S  soweit  das  ftlr  unsere  Zwecke  geboten  war 
(§.  191  ff.);  beendigt  Eine  Onmdlage  ist  so  anch  ffir  aUes  Folgende, 
zunächst  insbesondere  für  die  Erörtemngen  im  zweiten  Kapitel 
dieses  vierten  Buchs  und  im  fünften  Bache  (Organisation  der  Volks- 
wirthschaft)  gewonnen,  anf  der  wir  weiter  zn  banen  haben. 


Zweites  Kapitel. 

Der  Bedarf  und  das  Vertheilungsproblem 
oder  die  Einkommenlehre  vom  Vertheilungs- 

standpunct  betrachtet 

§.  261.  [2.  A.  S.  134—136.]  Yorbemerkungren.  Dieses  Kapitel  bringt  die 
oben  io  §.  170  angekttodigte  Ergänzung  der  dort  nur  fom  Prodnctionsstand- 
pancte  behandelten  Eiokommenlehre  nanmehr  fom  Vertheilangsstandpancte 
und  damit  auch  vom  Standponcte  der  ErOrterong  des  Sein-sollens,  der  Auf- 
Stellung  eines  Rieh  tun  gs  Ziels  aus,  zugleich  in  Gem&ssheit  unseres  methodologischen 
Standpuncts  (s.  §.  57,  62  ff.)- 

Wesentlich  den  Anregungen  der  socialistischen  Theoretiker  ist  durch  ihren 
scharfen  Hinweis  auf  die  vorwiegende  Bedeutung  des  Vertheilnngsproblems  die 
Berichtigung  der  Einseitigkeiten  der  früheren  ^Nationalökonomie  zu  verdanken.  Diese 
vertrat  hier  in  ihren  Untersuchungen  meist  nur  den  Productions-  und  selbst  nar  den 
Producentenstandpunct  Indessen  sind  die  Consequenzen  dieser  neueren  Auffassung 
bisher  meibtens  nur  in  der  im  engeren  Sinne  sogenannten  socialen  Frage,  in  der 
«^Arbeiterfrage'*,  zur  Geltung  gekommen,  in  der  Volkswirthschaftslehre, 
als  Ganzes  genommen,  namentlich  in  der  Formulirung  der  Probleme  der 
Theorie,  noch  wenig.  Diese  Aufgabe  gilt  es  jetzt  zu  lOsen.  Die  folgenden  Er- 
örterungen in  diesem  Kapitel  enthsüten  einen  Versuch  dazn,  für  welchen  nur  wenige 
unmittelbare  Vorarbeiten,  abgesehen  von  einem  Theil  der  Litteratur  Ober 
die  Arbeiterfrage  und  über  sociale  Organisation  im  Allgemeinen,  vorhanden  sind. 
A.  Smith,  Bicardo,  und  ihre  englischen  INachfolger  (mit  theilweiser  Ausnahme 
von  J.  St.  Mill),  J.  B.  Say  und  die  meisten  späteren  Franzosen  (mit  theilweiser 
Ausnahme  von  Sismondi),  die  Deutschen  nicht  nur  bis  auf  Rau  und  Hermann, 
sondern  selbst  (im  Wesentlichen  wenigstens)  ein.«chliesslich  Hos  eher 's  haben  die  in 
diesem  Kapitel  erörterten  Puucte  theils  gar  nicht,  theils  nur  nebenbei  und  nicht 
pri  n  c i pi e  1 1  bebandelt.  Wichtige  Gesicht.^puncte.  aber  nicht  systematisch-dogmatische 
Erörterungen  und  Formulirungen  der  einschlagenden  Probleme  enthalten  Sismondi's. 
Hildebrand's  und  Knies'  öfters  genannte  Schriften. 

Einige  Beispiele  für  die  ältere  Bebandlungsweise.  Rau  erörtert  im  4.  Abscboitt 
des  1.  Theils  (Zustände  der  Volkswirthschaft)  §.  78 — 81  eigentlich  nur  die  formale 
Seite  dieser  Zustände  (Classification  der  Einkommenverhältnisse,  §.  76  ff.,  s.  unten  in 
diesem  Kapitel  im  zweiten  Abschnitt,  bes.  §.  2b5).  Im  1.  Abschnitt  der  Lehre 
von  der  Vertheilung  (§.  140  ff.)  betrachtet  Rau  „die  Vertheilung  im  Allgemeinen" 
nur  ganz  kurz  und  auch  bloss  von  der  formalen  Seite.  Dasselbe  gilt  von 
seinen  Erörterungen  über  „das  Volkseinkommen  im  Ganzen'*  §.  245 — 251,  in  welchen 
ausserdem  ausschliesslich  der  Prodnctionsstandpunct  eingenommen  wird.  Diese  Er* 
örterungen  sind  daher  schon  oben  im  3.  Kapitel  des  3.  Buchs  (S.  399  ff.)  berfthrt 
worden.  Nur  im  4.  Buch,  in  der  Lehre  von  der  Verzehrung,  besonders  im  1.  Ab- 
schnitt §.319  ff.,  finden  sich  bei  Rau  sporadische  Bemerkungen  (besonders  §.  322, 
325,  326)  über  die  eigentlich  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Vertheilung 
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des  Yolkseinkommens.  Ich  führe  diee  an,  nicht  nur  um  zu  zeigen,  dass  diese  Behand- 
langsweise  nicht  mehr  genügen  kann,  sondern  weil  diese  ganze  dürftige  Behand- 
lang des  eigentlich  hedentsamsten  Punctes  der  Einkommenlehre  hei  Bau,  nemlich 
der  Frage  nach  den  ? olkswirthschaftlichen  nnd  coltnrlichen  Wirkungen  einer  be- 
stimmten Art  der  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens  und  -Vermögens  (trotz  der 
Bemerkungen  Rau*8  in  §.  140)  und,  damit  zusammenhängend,  der  Frage  nach  der 
wünschenswerthen  Vertheilung,  überhaupt  charakteristisch  für  die  ältere  und  fast 
noch  die  ganze  bisherige  Nationalökonomie  ist,  daher  auch  keineswegs  einen  Vorwurf 
»peciell  gegen  Bau  bildet  Hermann  in  seinen  Untersuchungen  behandelt  zwar  die 
Bedürfnisse  eingehend  genug  (2.  Aufl.  Abth.  II,  S.  78 — 103),  aber  „das  Einkommen 
in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse*^  handelt  er  in  wenigen  Sätzen,  mehr  formalen  Inhalts, 
ab  (S.  594).  Dies  entspricht  auch  dem  doch  noch  überwiegend  pri?atwirthschaft- 
lichen  Standpuncte  des  Hermann'schen  Werkes.  Auffallender  ist,  dass  auch  Röscher 
eine  principielle  Erörterung  der  folkswirtbschafUichen  Wirkungen  der  Vertheilnng 
des  Volkseinkommens  ebenfalls  vermissen  lässt,  denn  seine  wie  immer  reichen,  fleissig 
zusammengestellten  und  geistvoll  ausgelegten  geschichtlichen  Notizen  über  die  Ver- 
theilung  können  hier  noch  weniger  ab  in  anderen  Fällen  einen  Ersatz  für  eine  solche 
Erörterung  bilden  oder  eine  solche  selbst  darstellen.  Freilich  hängt  dieser  vielleicht 
absichtliche  Mangel  mit  Roscher's  Methode  und  mit  unrichtigen  Sehlassfolgerungen 
hinsichtlich  der  Aufgabe  der  Volkswiitlischaftslehre  zusammen  (s.  o.  §.  4  u.  1.  Buch 
Kap.  2,  bes.  §.  54—64).  Aber  das  Beispiel  der  Einkommen-  und  Vertheilungslehre 
ist  aach  gerade  ein  Hauptbeweisstück,  dass  Röscher s  Lehrmeinung  hier  einer  ein- 
greifenden Modiflcation  bedarf.  Vergl.  Röscher  I,  §.  147,  148,  §.  203  ff.  (7.  Kap. 
des  3.  Bachs,  Vertheilnng  des  Nationaleinkommens,  besonders  §.  205,  wo  er  sagt: 
,.Zar  wirthschaftlicben  Blüthe  eines  Volks  kann  eine  Harmonie  der  grossen,  mittleren 
und  kleineren  Vermögen  die  unentbehrliche  Voranssetzang  heissen'*,  wo  aber  die  im 
Anschlass  an  diesen  Satz  nothwendige  principielle  Erörterung  der  Vertheilongsfrage 
ausbleibt).  Dann  4.  Bach  von  der  Consumtion,  §.  206  ff.,  mit  nur  sporadischen,  das 
Vertheiiungsproblem  betreffenden  Bemerkungen,  z.  B.  §.  214,  221,  224,  330.  Auch 
in  den  neuesten  Auflagen  bringt  Reicher  zwar  einzelne  kritische  Bemerkungen  gegen 
socialifitische  oder  diesen  sich  nähernde  Auffassungen,  einiges  neuere  statistische 
Material  zur  Vertheilungsfrage  aber,  treu  seinem  methodischen  Standpuncte  und 
seiner  ja  aus  anderen  Gründen  begreiflichen  Absicht,  auch  am  Texte  der  Para- 
graphen seines  berühmten  Lehrbuchs  nicht  viel  zu  ändern,  auch  jetzt  noch  keine 
eigentlich  principielle  Ausfuhrungen.  Seine  gelegentlichen  polemischen  Wendungen, 
auch  gegen  mich,  sind  aber  eben  deswegen  m.  £.  nicht  durchschlagend,  denn  sie 
treffen  immer  höchstens  nur  Consequenzen  der  gegnerischen  Principien,  nicht  letztere 
selbst  Vergl.  dagegen  von  Früheren  schon  besonders  Bern hardi  a.  a.  0.  §.  14 — 17, 
sonst  noch  v.  Mangoldt,  Volkswirthschaftslchre  Kap.  12  ff.  und  jetzt  G.  Cohn*s 
Grundlegung,  bes.  1.  H.  A.  Kap.  3,  2.  H.  A.  Kap.  3,  3.  H.  A.  Kap.  3. 

Die  ältere  Nationalökonomie,  auch  in  ihren  eben  genannten  strengwissenschaft- 
liehen  Vertretern,  vollends  aber  in  den  Schriften  und  Artikeln  der  freihändlerischen 
Publicistik,  der  Männer  des  Laisser-faire ,  hat  die  Einkommenlehre  aus  dem  Grunde 
zu  einseitig  aus  dem  Standpuncte  der  Production  behandelt,  weil  sie  die  Production 
als  das  schlechtweg,  und,  logisch  sowohl  als  wirklich,  nothwendig  vorangehende 
Moment  —  das  prius  —  für  die  nachfolgende  Vertheilnng  betrachtete.  Daher 
der  stete,  freilich  selbstverstftndliche  practische  Rath  in  der  Arbeiterfrage:  „zuerst 
mehr  produciren,  dann  könnt  Ihr  auch  mehr  vertheilen''  (s.  u.  passim  im  1.  und 
2.  Abschnitt).  Natürlich  ist  eine  vorherige  grössere  Production  immer  die  conditio  sine 
qua  non  für  ein  zu  vertheilendes  grösseres  Gesammtproduct.  Aber  daraus 
folgt  nicht,  dass  die  Production  allein  die  Voraussetzung  der  Vertheilnng  überhaupt 
und  einer  gewissen  Art  der  Vertheilnng  ist.  Vielmehr  ist  auch  ebenso  wohl 
umgekehrt  eine  bestimmte  Art  der  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  eine 
maassgebende  Bedingung  für  eine  bestimmte  Art  der  Production  und 
innerhalb  gewisser  Grenzen  —  z.  B.  weil  die  Arbeitslust  der  arbeitenden  Classe 
einwirkt,  ein  mindestens  ebenso  wichtiges  Moment,  als  die  möglichst  im  Productions- 
interesse  zu  begünstigende  Spar-  und  Kapitalbildungstendenz  der  besitzenden  Classen 
—  selbst  für  die  Höhe  der  gesäumten  Production.  Production  und  Verthei- 
lnng des  Volkseinkommens  stehen  also  immer  in  Wechselwirkung  und 
das  eben  muss  auch  die  Einkommenlehre  berücksichtigen.  Es  ist  in  Folge  dessen 
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anrermcidlicli.  mit  der  Lehre  ?om  Emkommen  oder  von  der  YertbeilaDg  so^eich  die- 
jenige vom  Bedarf  oder  vom  Aaskommen  und  vom  Bedarf nissstand  za  ver- 
binden nnd  principiell  die  Fragen  zu  erOrcem,  ob  nnd  wie  weit  dne  Dagleich- 
heit  der  individoellen  Einkommen  notbwendig  oder  zollssig  ist;  ob  nnd  wk  veit 
deijenigen  Gestaltung  der  Einkommenverhältnisse,  welche  sich  anf  einer  gegebeoeo 
Ba:!äs  des  Rechts,  b^nders  im  System  der  freien  Goncorrenz,  ergiebt,  entgegen  zu 
arbeiten  ist,  insbesondere  dorch  den  Staat  ond  durch  Reformen  des  Rechts, 
namentlich  des  Privatrechts  (Eigenthnm,  Yertragsrecbt);  nnd  demgemiss 
auch,  welches  das  Ziel  ist,  das  für  die  Yertheilung  des  Volkseinkommens  erstrebt 
werden  soll.  Principielle  Erörterungen  hierflber  fahren  dann  nothwendig  zu  höheiea 
und  allgemeineren  Fragen  der  Rechtsphilosophie  und  der  Politik  und  mOsseo 
den  innigen  Zusammenhang  der  Yertheilung  des  Volkseinkommens  mit 
der  gesammten  gesellschaftlichen  Rechtsordnung  über  Personenstand 
(Freiheit  und  Unfreiheit)  und  Eigenthnm,  sowie  den  maassgebenden  Einfloss  der 
Yertheilung  auf  die  Entwicklung  der  Gnltur  und  Bildung  des  Volks  Qberhaupt  und 
seiner  verschiedenen  Wohlstandsdassen  insbesondere  darlegen.  Die  folgende  £^ 
Orterung  über  die  Einkommen -Yertheilung  in  diesem  Kapitel  leitet  daher  zngldd 
zu  den  Untersuchungen  des  Buchs  5  von  der  Organisation  der  Votkswirthschaft  t>  vom 
Staate,  nnd  der  2.  Abtheilung  der  Grundlegung,  von  Volkswirthschaft  und  Recht  hinüber 
und  findet  dort  erst  ihren  Abschluss.  Sie  hat  in  dieser  3.  Aufl.  erhebliche  Er- 
weiterungen erfahren. 

Vi/ie  man  siebt,  hängt  die  hier  eingeschlagene  Behandlungsweise  auch  wieder 
mit  der  Streitfrage  über  die  Aufgaben  und  die  Methoden  der  SocialökoDomie 
zusammen.  Dafür  ist  jetzt  in  dieser  3.  Auflage  dieser  Grundlegung  auf  die  ein- 
gehenden Erörterungen  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs,  welche  in  den  beiden  ersten 
Auflagen  fehlten,  zu  verweisen.  Die  richtige  principielle  Erörterung  des  Yerthei- 
lungsproblems  und  der  Einkommenlehre  vom  Vertheilnngsstandpuncte  aus  liefert  so- 
gleich wieder  m.  E.  einen  Beleg  für  die  Nothwendigkeit  und  die  Richtigkeit  der  oben 
in  der  Frage  der  Aufgabe  nnd  Methode  erfolgten  Stellungnahme. 

Die  Warnung  vor  „Ideologie'%  und  wenn  sie  selbst  aas  dem  Munde  eines 
Mannes  wie  W.  Röscher  kommt  (s.  Syst.  I,  §.  23  ff.),  darf  vor  solchen  Unter- 
suchungen nicht  zurückschrecken  (vgl.  auch  §.  292). 

Bei  principiellen  Erörterungen  über  die  richtige  Yertheilung  des  Volks- 
einkommens und  bei  Anerkennung  des  Erfordernisses,  wenigstens  für  jedes  Zeit- 
alter und  Volk  ein  ideales  Ziel  der  Entwicklung  der  Yertheilung  aufzustellen, 
muss  nur  stets  den  möglichen  und  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrung  wie  der 
psychologischen  Analyse  der  Triebe  und  Motive  wahrscheinlichen  Rück  wir  kunges 
auf  das  gesammte  Volksleben  und  insbesondere  auch  auf  die  Bevölkerungs- 
bewegung, die  natürliche  wie  die  in  den  Wanderungen  sich  vollziehende,  thunlichst 
Rechnung  getragen  werden.  Beides  geschah  schon  in  den  früheren  Auflagen,  jetzt 
in  dieser  dritten  geschieht  es  in  letzterer  Hinsicht  in  besonderer  Bezugnahme  auf  ds> 
vorige  Kapitel. 

Die  gegebenen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  und  der  Bevölkerungs- 
bewegung, des  Sitten-  und  Culturstandes  und  ausserdem  diejenigen  des  Ge- 
sammtstandes  der  technischen  Production,  des  Absatzes  nnd  Bezogt 
der  Productc  und  der  Entwicklungen  darin  bilden  aber  auch  zugleich  die  Be- 
dingungen für  die  Gestaltung  des  Vertheilungsprocesses.  Sie  sind  daher  auch  nach 
dieser  Seite  bei  allen  principiellen  Erörterungen  über  Yertheilung  des  Volksein- 
kommens, Aufstellung  eines  Entwicklungsziels  dafür,  entsprechend  zu  berücksichtigen. 
In  allen  diesen  Beziehungen  ist  Manches  vom  Socialismus  zu  lernen,  aber  auch  ror 
dessen  Optimismus  nnd  Hyperidcologie  zu  warnen.  Es  wird  nicht  nothwendig  sein» 
darauf  jedesmal  des  Ausführlichen  zurück  zu  kommen.  Im  1.  Buche  und  im  vorigen 
Kapitel  dieses  4.  Buchs  ist  oftmals  auf  diese  Znsammenhänge  hingewiesen  worden. 

Aus  der  weiteren  Litteratur  verweise  ich  vornemlich  auf  die  vorzüglichen, 
mehrfach  schon  genannten  Schriften  A.  Lange's  (s.o.  S.  44),  bes.  die  Arbeiterfrage, 
„Mill's  Ansichten  u.  s.  w."  nnd  die  einschlagenden  Abschnitte  der  Geschichte  dö 
Materialismus.  S.  ferner  J.  St.  Mi  11,  politische  Oekonomie,  Buch  II  und  IV,  und 
wieder  besonders  Rod  bertus'  (S.  37)  genannte  Arbeiten,  die  nur  leider  diese  wichtigen 
Principienfragen  immer  bloss  aphoristisch  behandeln  und  nur  geistvolle  Streifblicke 
darauf  werfen,  sodann  S  chäf  fl  e,  Syst.  3.  Aufl.,  besonders  §.  282  ff.  (II,  378  ff.),  §•  312  ff. 
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§.  346  ff.  (eb.  S.  562  ff.)  u.  Soc.  Körper,  bes.  III,  284,  450,  491.  Seh  äff  le  stellt 
ebenfalls  eine  ideale  Forderung  fUr  die  wirkliche  Einkommenvertheilung  anf  and 
nennt  sehr  schön  „die  Folkswirthschaftlich  beste  Gestaltung  der  Einkommenprocesse 
in  der  menschlichen  Gesellschaft*'  diejenige  „Vertheilang  des  gesellschaftlichen  Pro- 
doctionscrtrags,  bei  welcher  die  sittliche  Gemeinschaft  im  Ganzen  and  in  der  Ab- 
stufung aller  ihrer  Gliederungen  (freilich  wieder  wesentlich  eine  Folge  der  Ver- 
theilung !  möchte  ich  hinzufügen)  zum  höchsten  Maasso  der  Gesittung  und  hiernach  zum 
höchbten  Maasse  aller  wahrhaft  menschlichen  Befriedigungen  zu  gelangen  ?ermag.  Kürzer: 
deren  YerfoUkommnung  der  Gesellschaft  fruchtbarste  Einkommenprocess 
ist  das  Ideal  yolkswirthschaftlicher  Vertheiiung  der  Güter  durch  die  Gesammthoit  aller 
Einkommen''.  S.  auch  G.  Schmoller,  Grundfragen,  passim,  H.  Bischof,  Nat. 
ökön.  B.  5,  S.  440  ff.  und  jetzt  manchfach  passim  G.  Cohn  a.  a.  0.,  sowie  Mit- 
hoff, Schönbcrg's  Handbuch  B.  1,  auch  Anton  Menger,  Bccht  auf  den  ?ollcn 
Arbeitsertrag  (s.  o.  S.  37  Note,  S.  46)  und  überhaupt  die  in  §.  13  u.  14  genannten 
Schriften.  Wie  übrigens  doch  schon  ?or  langen  Jahren  einzelne  Männer  die  Ein- 
seitigkeit der  herrschenden  nat.-ökon.  Lehre  erkannten,  zeigen  die  Ausführungen 
H.  7.  Mohl's,  bes.  über  die  polit.  Oekonomie  in  d.  Deutschen  yiert.j.schr.  1840,  H.  3. 
S.  darüber  E.  Meier,  Tüb.  Ztschr.  1878,  S.  4:>4  ff.,  501  ff. 

Ueber  Statistik  der  Vertheiiung  des  Volkseinkommens  u.  dgl.  m.  siehe  oben 
§.  175,  184  auch  185.  186  mit  Litteratur. 

1.  Abschnitt. 
Yertheilung  und  Bedarf  im  Allgemeinen. 

I.  —  §.262  [94].  Bedeutung  der  Einkommen-Vertheilung 
und  Ziel  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung.  Erst 
die  Vertheiiung,  nicht  schon  die  Grösse  des  VolkseinkommenB 
und  Volksvermögens  unter  der  Bevölkerung  entscheidet  darüber, 
in  welcher  ökonomischen  Lage  sich  die  Mitglieder  des  Volks,  die 
Classen,  Berufsstände,  Familien  und  Individuen^  namentlich  die 
grosse  Masse  des  Volks  (die  sog.  unteren  Classen)  befinden.  Be- 
deutende Höhe  des  Volksvermögens  und  Einkommens  und  zu- 
gleich eine  solche  Vertheiiung  desselben,  dass  auch  die  in 
ungünstigerer  ökonomischer  Lage  befindliche  Masse  der  Bevölkerung 
ihr  genügendes  Auskommen  aus  eigenem  Einkommen  zur 
vollständigen  Befriedigung  aller  nothwendigen  Bedürfnisse  und  zur 
Theilnahme  an  wichtigeren  Gulturgütern  eines  Zeitalters  fortdauernd 
gesichert  weiss,  ist  daher  das  zu  erstrebende  Ziel  der  volks- 
wirthschaftlichen Entwicklung,  —  wenigstens  in  jenen 
Perioden  der  Weltgeschichte,  wo  mit  der  Erklärung  der  persön- 
lichen Freiheit  aller  Bewohner  auch  das  letzte  Individuum  aufge- 
hört hat,  nur  als  Mittel  für  die  Zwecke  Anderer  in  Betracht  zu 
kommen. 

Das  bedarf  zunächst  einer  näheren  Begründung. 

II.  —  §.  263.    Begriff  der  Vertheiiung. 

(Zusatz  zur  2.  Aufl.  S.  137.)  Es  ist  selbst  gegenwärtig  noch,  nach  meiner 
persönlichen  Erfahrung  mit  der  Presspelemik,  nicht  aberfldsßig,  gegenüber  den  laien- 

▲.  Wagner,  Onrndleguug.  8.  Anflige.  1.  TheiL  Qnmdlagen.  43 
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haften  Missferständoisseu  and  der  spiessbürgerlichen  Angst  in  gewissen  Kreisen  des 
Pnblicams,  daran  zn  erinnern,  dass  MYertheilnng'*  ein  allgemeines  Problem  in 
jeder  auf  Arbeitstheilung  beruhenden  Volkswirthschaft  ist.  In  diesem  Sinne 
haben  natfirlich  auch  alle  wissenschaftlichen  Nationalökonomen  seit  den  AnUtogen 
einer  Theorie  der  Yolkswirthschaft  den  Ansdmck  (distribnzione,  distribotion  im 
Französischen  und  Eoglischcn)  als  technischen  Knnstaasdrock  gebraucht  Dnd 
fon  einem  „Yertheilnngsproblem''  gesprochen,  dasselbe  in  ihren  Systemen  nnd 
Theorien  behandelt,  die  rein  indiridnalistischen,  piivatwirthschaftlichen  (Ricardol) 
wie  alle  anderen.  Dennoch  begegnet  selbst  in  Kreisen  der  „Gebildeten'^  wohl 
hie  nnd  da  ein  gewisser  Argwohn,  als  handle  es  sich  hier  um  ein  „theilen  wollen^', 
wie  man  es  thöricht  genug  den  extremen  Socialisten  und  Communisten  nachsagt.  Denn 
dabei  missrersteht  man  ja  selbst  die  eigentlichen  bezOglichen  Ideen  und  Pl&ne  dieser 
Richtungen  ganz.  Im  wissenschaftlichen  Socialismus  handelt  es  sich  z.  B.  rielmebr 
umgekehrt  in  der  Hauptforderung  der  „Vergesellschaftung  der  Productionsmittel*'  om 
eine  Beseitigung  der  privatrechtlichen  und  privatwinhschafüichen  „Theilung**  dieser 
Prodoctionsmittel  unter  zahlreiche  einzelne  PrifateigenthOmer  und  um  eine  Zu- 
sammenfttgung  derselben  in  der  Einen  Hand  der  Gesammtheit,  durchaus  nicht 
um  eine  ,3eraubung  der  Reicheren'*  zum  Zweck  der  Uebertragung  dieses  „Raubes** 
an  die  Aermeren,  die  Nicht-Besitzenden.  Aber  Missferst&ndnisse  und  Aengstlichkeiten 
dieser  Art  zeigen,  dass  auch  hier  begriffliche  und  principielle  Erörterungen 
geboten  sind,  was  die  „historische  Nationalökonomie"  wieder  zn  sehr  verkannt  hat. 

Dieselben  dienen  auch  dazu,  die  eigentlichen  Streitpuncte  zwischen  den 
verschiedenen,  namentlich  den  prlncipiell  in  Betreff  der  Rechtsordnung  gegnerischen 
Richtungen  deutlich  heraus  zu  heben  und  eine  Verhandlungsbasis  zu  schaffen,  auf 
der  es  wenigstens  mOgÜch  ist,  sich  gegenseitig  zu  verstehen,  wenn  man  sich  auch  nicht 
vereinbart. 

Für  den  Begriflf  der  „VertheiluDg"  ist  wieder  der  rein- öko- 
nomische und  der  geschichtlich-rechtliche  Standponct 
zu  unterscheiden  (§.  109).  Jener  ftihrt  zu  einem  allgemeinen 
Begriff,  von  dem  zweiten  Standpunct  aus  gestaltet  sich  dieser  Be- 
griff dann  wieder  nach  Maassgabe  der  bestehenden  geschichtlichen 
und  rechtlichen  Verhältnisse,  welche  auf  die  Gestaltung  der  Ver- 
theilung  einwirken,  verschieden. 

A.  Allgemeiner,  rein  ökonomischer  Begriff.  „Ver- 
theilung''  ist  hier  derjenige  wirthschaftliche  Vorgang  (Process), 
durch  welchen  ein  in  und  von  einer  aus  verschiedenen  Personen 
und  Personenkreisen  (Glassen)  gebildeten  Arbeits-  und  Ooterbeaito- 
Gemeinschaft  arbeitstheilig  gewonnener  Gesammt-Rein- 
ertrag  an  die  mit  Arbeit  oder  Gtlterbesitz  dabei  betheiligten 
Glassen  und  Personen  als  deren  Einkommen  gelangt. 

Dieser  „Reinertrag''  versteht  sich  hier  im  volkswirthschaftlichcn  Sinne, 
also  nach  Abzug  der  bloss  natürlichen  oder  volkswirthschaftlichen  Kosten, 
welche  „genusslos  verzchn'*  werden,  also  kein  Einkommen  bilden  (§.  172). 

FOr  die  ganze  Yolkswirthschaft,  wenn  das  „Voik'\  die  gesammte  Bevölkerung  als 
die  Arbeits-  und  Guterbesitzgemeinschaft  gedacht  wird,  ist  er  das  Volks-  oder  National- 
einkommen (§.  176),  das  nationale  ,.Ge6ammtproduct''  des  Socialismus.  Er  wird  ge- 
wonnen durch  die  vereinigte  Arbeit  und  mit  Hilfe  der  vereinigten  sachlichen  Pro- 
ductioDsmittel  —  Grundstücke,  Gebäude,  Kapitalien  —  in  jener  Gemeinschaft.  Der 
Zweck  der  Vertheilung  ist,  die  neuen  Guter  an  die  einzelnen  Persononkreise  und  Per- 
sonen zur  ErmOglichung  der  BedUrfnissbefriedigung  der  letzteren  gelangen  zu  lassen : 
alt  „Consumtionsfonds''.  Wie  weit  zu  anderen  Zwecken,  das  hängt  mit  von  der 
Rechtsordnung  ab,   z.  B.  beim  Zweck   der  Kapitalbildung.    Bei   einer  die  private 
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Kapitalbildang  auch  als  Form  der  Bildaog  des  National-  oder  Socialkapitals  aas- 
scfaliessenden  BechtsordnuDg  und  volkswirthschaftlichen  Organisation,  wie  der  socia* 
listischen,  würde  der  Zweck  der  Vertheilung  sich  streng  auf  Verwendung  der  er- 
haltenen Portion  (die  auch  hier  JBinkommen*'  genannt  werden  könnte)  zu  Gebrauchs- 
und  NotzvennOgen  (§.  124  ff.)  beschränken.  Was  zur  Emenerong  und  znr  Vermehrang 
des  Nationalkapitals  aus  den  nea  gewonnenen  Gütern  bestimmt  wäre,  käme  hier  gar 
nicht  erst  „znr  Vertheilnng"',  sondern  würde  davon  ?on  vornherein  zurückbehalten. 

B.  —  §.  264.  Historisch-rechtlicher  Begriff  der 
Vertheilnng. 

Hier  kommen,  wie  schon  die  eben  vorangehende  Bemerkung  ergiebt,  ähnliche 
Momente  wie  bei  den  Fragen  vom  National-  und  Privatkapital  (§.  127  £)  und  bei 
den  Arten  des  Erwerbs  wirthschaftlicher  Güter  (^.  115  ff.)  in  Betracht.  Auf  die 
dortigen  Ausführungen  kann  daher  hier,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  ver- 
wiesen werden. 

Die  Vertheilnng  gestaltet  sich  hier  vor  Allem  nach  der  Rechts- 
Ordnung  verschieden,  wonach  sich  dann  für  verschiedene  Rechts- 
ordnungen und  damit  zusammenhängend  und  in  Wechselbeziehung 
stehend  —  bedingend  und  bedingt  —  fQr  verschiedene  Verhältnisse 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  auch  der  allgemeine  öko- 
nomische Begriff  der  Vertheilnng  historisch  differenzirt. 

Maassgebend  ist  hier  namentlich  Folgendes: 

1)  Ob  und  in  welcher  Weise  persönliche  Unfreiheit 
eines  Theils  der  Arbeitskräfte  oder  volle  persönliche  Freiheit  der 
letzteren  besteht 

Bei  jener  nimmt  der  den  Unfreien  zur  Eräfteerhaltung  und  Erneuerang,  den 
unfreien  Kindern  zum  Aufwachsen  bis  zur  Arbeitsfähigkeit  gegebene  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  denselben  Gbaracter  wie  das  Futter  u.  s.  w.  beim  Vieh  an.  Damit 
scheidet  er  aus  dem  Einkommenbegriff  und  aus  der  Yertheiluug  im  hier  besprochenen 
Sinne  aus,  daher  auch  aus  der  Zugehörigkeit  zu  den  „Einkommen  bildenden'*  einzel- 
wirthschaftlichen  Kosten.  Er  geht  in  die  Kategorie  der  nattlrlichen,  der  eigentlich 
volkswirthschaftlichen  Kosten  über  (§.  172),  —  wenn  man  am  Bechtsbegriff  der  Un- 
freien streng  festhält. 

2)  Welches  Recbtsprincip  für  die  Ordnung  des  Eigen- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  —  insbesondere  Grund- 
stücken, Gebäuden,  jeder  Art  Kapital  —  besteht,  namentlich  ob 
reines  und  volles  Privateigenthura,  ob  irgend  eine  Art  CoUectiv- 
eigenthum,  speciell  (socialistiscbes)  „gesellschaftliches  Gemein- 
eigenthum'^ 

Hiemach  richtet  es  sich,  ob  und  welches  Besitz-  oder  Renteneinkommen  und 
ihm  verwandtes  neben  reinem  Arbeitseinkommen  zulässig  ist,  also  aus  dem  Vertheilnngs- 
process  hervorgeht.  Femer  hängt  die  Form  der  Bildung  des  Nationalkapitab  hiermit 
zusammen.  Ausserhalb  der  Privateigentbumsordnung  kommt  eben  in  der,  vorbin  am 
Schloss  des  letzten  §.  erwähnten  Weise,  vom  „Gesammtproducf'  deijenige  Theil, 
welcher  ab  Kapital  fangiren  soll,  gar  nicht  erst  zur  Yertheilung.  Innerhalb  jener 
Ordnung  erfolgt  dagegen  die  Kapitalbildnng  erst  neu  aus  den  zur  Vertheilnng  als 
Einkommen  an  die  Einzelnen  (Privaten)  gelangten  Quoten  des  Gesammtprodncts. 

3)  Endlich  ist  maassgebend  das  im  Productions-  wie  im  Ver- 
theilnngsprocess  obwaltende  Regulirungsprincip  und,   damit 
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verbunden,  aber  nicht  ganz  damit  zusammenfallend ,  die  Regu- 
lirnngsform.  Beim  Prodnctionsprocess  handelt  es  sich  um  die 
Art  der  Leitung  und  der  ganzen  Einrichtung  der  Production,  sowie 
um  die  Folgen  des  Regulirnngsprincips  und  der  Regulirungsfonn 
im  Vertheilungsprocess  für  die  Verhältnisse  der  Production  (z.  B. 
bei  den  Entlohnungsformen  der  Arbeit).  Beim  Vertheilungsprocess 
kommt  von  den  oben  in  §.  115  ff.  besprochenen  typischen  Formen 
des  abgeleiteten  Erwerbs  insbesondere  die  Zutheilung  Ton 
Gütern  durch  Autoritäten  oder  die  autoritative  und  die  rer- 
kehrsmässige  oder  die  durch  Verträge  sich  vollziehende  Ge> 
staltung  der  Vertheilnng  in  Betracht. 

Vgl.  bes.  die  Ansftlhnmgen  in  §.  115,  116. 

a)  Bei  der  erstgenannten  Form  wird  der  Antheil  der  mit 
Arbeit  oder  Güterbesitz  an  der  Production  und  —  sei  es  folge- 
weise hiervon,  sei  es  ihrer  Bedürftigkeit  halber  —  am  Productions- 
ertrage  betheiligten  Personenkreise  und  einzelnen  Personen  durch 
eine  anerkannte  Autorität,  welche  zugleich  voraussetzungs- 
weise  die  Macht  (Zwangsgewalt)  hat,  ihren  Willen  und  ihre  Ent- 
scheidung durchzusetzen,  nach  Art,  Maass,  Zeitpunct,  Ort 
bestimmt. 

Diese  Autorität  kann  dabei  möglicher  Weise  ganz  nach  ihrer 
Willktlhr  verfahren.  Sie  wird  aber  regelmässig,  schon  ans 
practischen  Grttnden,  aus  psychologischen  Motiven,  um  sich  selbst  nicht 
zu  schaden,  mehr  noch  aus  principiellen  Gründen,  wie  Erwägungen 
der  Gerechtigkeit,  Billigkeit,  des  Wohlwollens,  der  Belohnungs-  oder 
der  Strafabsicht,  nach  bestimmten  Grundsätzen  vorgeben. 
Diese  Grundsätze  können  dann  aber  auch  hier  in  die  Sitte  über- 
gehen und  umgekehrt  aus  dieser  hervorgehen,  Bestandtheile  der 
sittlichen  Anschauungen  und  schliesslich  der  Rechtsnormen 
werden. 

Dabei  lassen  sich  als  leitende  Grundsätze  für  die  Vertheilung 
wohl  vomemlich  drei  unterscheiden.  Zunächst  derjenige  der  Be- 
dürftigkeit und  derjenige  der  Leistung  des  Empfängers  in 
der  Production,  eventuell  mit  absichtlichen  Bevorzugungen  oder 
Benachtheiligen,  um  zu  einem  gewissen  höheren  Maass  der  Leistung 
anzuspornen,  von  einem  gewissen  geringeren  Maass  abzuschrecken 
oder  um  auf  die  Regelung  der  Bedürfnissbefriedigungen  einzuwirken. 
Manche  Modificationen  nach  verschiedenen  Gesichtspnncten  und 
nach  Combinationen  mehrerer  sind  dabei  möglich  und  in  der 
Praxis  üblich,   auch  psychologisch,  namentlich  mit  Rücksicht  anf 
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die  Verhältnisse  der  Motivation  im  wirthscbaftlichen  Handeln  und 
Unterlassen  (,,Sparen'',  Consum-Einschränken,  -Segeln)  riehtig.  Aber 
auch  noch  ein  dritter  Grundsatz  kann  neben  oder  statt  desjenigen 
der  Bedürftigkeit  und  der  Leistung  und  in  Gombination  mit  den- 
selben befolgt  werden:  die  Gewährung  von  Antheilen  in  Art  und 
Höbe,  um  eine  gewisse  ökonomische  und  dadurch  sociale 
Stellung  des  Empfängers,  etwa  zur  Auszeichnung,  zu  er- 
möglichen, eventuell,  und  vorausetznngsweise,  nicht  bloss  in  dessen 
eigenem,  sondern  in  einem  allgemeinen  Interesse,  z.  B.  auch  in 
einem  öffentlichen  (Verhältnisse  des  Besoldungswesens  im  öffent- 
lichen Dienst). 

Die  Verhältnisse  der  „Yertheilimg'*  in  priiniti?eren  Zuständen,  bei  Geschlechts- 
verbänden  n.  dgl.  bieten  manche  Belege.  Ein  typisches  Beispiel,  dorch  die  Ter- 
schiedensten  Zeitalter  hindurch  mit  den  gleichen  QrandzOgen,  liefert  der  Familien- 
verband (S.  296),  wo  im  Ganzen  der  Grundsatz  des  Bedürfnisses,  aber  combinirt 
mit  und  modifioirt  durch  diejenigen  der  Leistung,  der  erforderlichen  oder  für  wtln- 
schenswerth  und  berechtigt  geltenden  socialen  und  ökonomischen  SteUung  des  Glieds, 
die  „Vertheilung''  beherrscht  £in  anderes  Beispiel  ist  die  Regelung  der  Be- 
soldung im  öffentlichen  Dienst  (System  einer  Art  ,,Socialtazen'\  daher  in  1.  Linie 
nach  Leistung,  aber  mit  Rücksicht  auf  BedUrfniss,  Ausbildungskosten,  im  allgemeinen 
Interesse  liegende  sociale  und  ökonomische  Stellung  sowie  mit  sonstigen  Gesichts- 
puncten  der  den  psychischen  Motiven  Rechnung  tragenden  Lohnpolitik,  vergl.  meine 
Fin.wiss.  I,  3.  A.,  §.  152  ff.)- 

In  einem  streng  socialistischen  Yertheilungssystem  würde  es  sich  ebenfalls 
um  die  Wahl  zwischen  diesen  verschiedenen  Regulirun gsgrundsätzen ,  muthmaasslich 
aus  practischen,  psychologischen  Motiven,  um  die  Gombination  derselben  handeln. 
Deber  diesen  heiklen  und  in  der  That  auch  besonders  schwierigen  Punct  äussert  sich 
indessen  der  Socialismus  nicht  gern  deutlich.  Immerhin  kommt  auch  in  den  social- 
demokratischen  Programmen  und  in  der  Begründung  und  Auslegung  derselben  die 
,,yertheilungsfrage''  schon  vor,  wobei  es  sich  dann  namentlich  um  die  Wahl  zwischen 
den  beiden  genannten  Grundsätzen,  Bedürfniss  und  Leistung,  als  Yertheilungsmaass- 
Stab  handelt  S.  Goth.  Programm  (1875):  (Punct  I)  „der  (Gesellschaft,  d.  h.  allen 
ihren  Gliedern  gehört  das  gesammte  Arbeitsproduct  bei  allgemeiner  Arbeitspflicht, 
nach  gleichem  Recht,  Jedem  nach  seinen  vernunftgemässen  Bedürfnissen", 
während  in  dem  frttberen  Eisenacher  Programm  (1869)  (II,  3)  „unter  Abschaffung 
der  jetzigen  Productionsweise  (Lohnsystem)'*  genossenschaftliche  Arbeit  und  in  ihr 
„der  volle  Arbeitsertrag  für  jeden  Arbeiter**  erstrebt  wurde.  Also:  Princip 
der  Leistung,  aber  ohne  genügende  Andeutung,  wie  diese  bemessen  und  ob  nach 
ihrer  Verschiedenheit  der  Antheil  des  Einzelnen  abgestuft  werden  solle.  Das  neueste 
Erfurter  Programm  (1891)  schweigt  sich  über  die  Yertheilungsfrage  aus,  was  an  sich, 
zumal  in  Verbindung  mit  der  Kritik,  welche  Marx  auch  an  diesem  Puncte  des 
Gothaer  Programms  geübt  hat,  charactcristisch  ist  (vgl.  den  schon  früher  genannten 
Brief  von  Marx  in  der  „Neuen  Zeit**,  1891  B.  IX,  1,  S.  567).  Man  speculirt  aber  über 
die  Frage:  ob  Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen  oder  Jedem  nach  seiner  Leistung  ein 
Antheil  am  Ertrage  zu  gewähren  und  etwa  Jedem  nach  seinen  Fähigkeiten  auch  ein 
Antheil  an  der  Arbeit  zu  übertragen  sei  (vgl.  meine  Rede  über  das  Erfurter  soc-dem. 
Programm  auf  dem  evang.  soc.  Oongress  1 892,  S.  40).  —  Jedenfalls  ergiebt  sich,  dass 
bei  einem  Vertheilungssybtem  nach  dem  Princip  autoritativer  Zutheilung  immer  noth-^ 
wendig  dieselben  grundsätzlichen  Streitfragen  auftauchen,  welche  dann  auch  wie  ein 
rother  Faden  die  ganze  socialistische  Litteratur,  soweit  sie  sich  mit  dem  Vertheilungs- 
problem  beschäftigt,  durchziehen. 

Auch  wo  irgend  wie  autoritativ,  durch  Gesetzgebung,  Verwaltung  in  die  im 
Ganzen  veitragsmässige  ReguUrang  der  Vertheilung  eingegriü'en  wird,  tauchen  übrigens 
-dieselben  Fragen  auf,  nach  welchen  Grundsätzen  dieses  Eingreifen  erfolgen,  welchen 
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der  genannten  man  als  Ziel  ins  Auge  fassen,  wie  man  zwischen  ihnen  combiniren 
solL  —  Und  wenn  man  bei  dieser  vertragsmässigen  Begnlirung  den  Arbeibsherrn, 
Arbeitgeber,  Unternehmer,  als  eine  Antorit&t  betrachtet,  welche  nach  dem  Gesichts- 
pnnct  der  Zweckmässigkeit,  der  Billigkeit  auch  die  Lohnyerh&ltnisse  ihrer  Arbeiter  im 
Interesse  der  Unternehmung,  wie  in  demjenigen  der  Arbeiter  selbst  regeln  möchte, 
so  werden  auch  in  einem  solchen  Falle  jene  genannten  Grundsätze  wieder  als  Ziel- 
puncto  der  pri?aten  Lohnpolitik,  welche  eben  hier  zugleich  Politik  der  Ertragsrerthel- 
lung  wird,  hervortreten. 

b)  Die  ycrtragsmässig  sich  yollziehende  Vertheilung  des 
arbeitstheilig  (und  ,,be8itztbeilig'')  gewonneoeD  Gesammtertrags  ist 
die  CoDseqnenz  der  auf  persönlicher  Freiheit  der  Arbeitskräfte  and 
auf  der  Rechtsordnung  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen 
Productionsmitteln  beruhenden  Productions-  und  Vertheilungsordnung. 
Die  vomemlich  in  Betracht  kommenden  Verträge  sind  der  Arbeits- 
dienstmiethe-  oder  Lohnvertrag,  der  Pacht-,  Mieth-,  Darlehns-  (Zins-) 
Vertrag,  und  fUr  den  Bezug  der  in  der  Production  bedurften ,  fiir 
den  Absatz  der  von  ihr  gelieferten  Producte,  sowie  für  den  Umsatz 
der  empfangenen  Güter,  bzw.  Geldbeträge  in  die  bedurften  Guter 
concreten  Gebrauchswerths  der  Tausch-,  in  der  Geldwirtbschafl 
der  Kaufvertrag.  Bei  diesem  wird  der  Geldpreis  der  Güter 
(Waaren),  welche  fUr  die  aus  dem  Productionsertrag  erhaltenen 
Antheile  erworben  werden,  schliesslich  im  Effect  ein  wichtiges 
Mittelglied  der  Vertheilung. 

Nach  der  geschichtlichen  Bechtsordnnng  wechselt  nun  freilich  das  Maass  der 
Freiheit  der  Yertragsschliessung,  insbesondere  auch,  was  den  Inhalt  der  genannten 
fOr  die  Vertheilong  maassgebendsten  Verträge  anlangt.  Jede  ron  Erfolg  begleitete 
Einwirkung  der  Rechtsordnung  auf  diesen  Inhalt,  z.  B.  bei  Preis-,  Zins-,  Lohntaxen. 
äussert  daher  auch  ihren  Einfluss  auf  die  endgiltige  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags.  Hierbei  treten  dann  für  das  „ob  Überhaupt'',  wenn  dies  bejaht  wird,  für  das 
Bichtungsziel  und  das  Maass  dieser  Einwirkung  die  vorerwähnten  grundsätzliches 
Fragen  hervor,  wie  namentlich  die  Geschichte  des  genannten  Taxwesens  es  deut- 
lich zeigt. 

Femerüben  auch  bei  sonstiger  Vertragsfreiheit  Sitte, sittliche  Anschauung. 
Billigkeitsgefühl  und  dgl.  m.  doch  vielfach,  allerdings  wieder  wechselnd  nadi 
Zeitaltem  und  Culturverhältnissen ,  einen  grösseren  oder  kleineren  Einfloss  auf  das 
Ergebniss  des  Vertragsschlusses,  auf  die  wirkliche  Bildung  von  Preis,  Pacht-,  Mieth-, 
Darlehnszins,  Lohn  aus,  d.  h.  sie  bewirken,  dass  diese  Beträge  sich  anders  steUen,  ak 
wenn  sie  rein  vertragsmässig,  nach  der  Machtstellang  der  Parteien  und  nach  deren 
WiUen,  normirt  würden.  Auch  das  ist  dann  wieder  für  die  endgiltige  Gestaltung  der 
Vertheilung  des  Productionsertrags  von  Bedeutung.  Die  betreffenden  Einflüsse  dürfea 
daher  namentlich  im  concreten  Falle  bei  der  Behandlung  der  Vertheilungsfrago  nicht 
übersehen  werden.  Die  Art  ihrer  Gestaltung,  die  Richtung,  das  Maass  ihres  Sich- 
geltend-machens  lässt  wieder  das  Mitspielen  von  mancherlei  verschiedenen  Gesichts- 
puncten  erkennen,  damnter  auch  der  vorhin  besprochenen  gmndsätzlichen  (Rücksicbt 
auf  BedUrfniss,  auf  sociale  und  ökonomische  Stellung  der  Betheiligten,  BeeinflossoDg 
der  Leistung  und  Aehnliches). 

Auch  die  vertragsmässige  Segulirung  der  Vertheilung  er- 
fährt daher  in  der  Wirklichkeit  mancherlei  Beeinflussungen.  Voll 
und  rein  kommt  sie  nicht  allgemein,  auch  in  der  Sechtsordnimg 
der  ,,freien  Concurrenz''  nur  auf  einzelnen  Gebieten ,  zur  Oeltung. 
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Nor  unter  den  entsprechenden  Vorbehalten  kann  man  daher  für 
unsere  modernen,  auf  dem  Prineip  der  Vertragsfreiheit  im  Wesent- 
lichen beruhenden  Volkswirthschaften  den  hier  zutreffenden 
„historisch-rechtlichen**  Begriff  der  Vertheilung  formuliren. 
Er  würde  hiernach  folgendermaassen  lauten: 

„  Vertheilung '^  in  unseren  Verhältnissen  der  Rechtsordnung 
und  Organisation  ist  derjenige  wirthschaftliche  Vorgang  (Process), 
durch  welchen  der  in  einer  wesentlich  nur  vertragsmässig  ver- 
bundenen Arbeits-  und  Güterbesitz -Gemeinschaft  arbeitstheilig  ge- 
wonnene Gesammtreinertrag  an  die  mit  Arbeit  oder  Güterbesitz 
dabei  betbeiligten  Glassen  und  Personen  im  Wesentlichen  ver- 
tragsmässig als  deren  Einkommen  gelangt. 

Aach  hier  handelt  es  sich,  wie  bei  dem  rein  -  ökonomischen  Begriff  der  Ver- 
theilung (S.  670)  um  den  Reinertrag  im  volkswirth schaftlichen  Sinne,  sowohl 
im  einzelnen  Prodnctionsbetriebe  (Unternehmung)  als  in  der  ganzen  Yolkswirthschaft 
(«^Volkseinkommen'').  Die  ?ertragsmässig  verbundene  Gemeinschaft  wird  durch  die 
Lohnarbeiter,  Gehilfen,  Beamten  aller  Art,  als  persönlich  Freie,  durch  die  Leiter  der 
Production  und  die  Bechtsinhaber  (Pri?ateigenthUmer)  der  sachlichen  Productionsmittel 
gebildet  Durch  den  Zusammentritt  dieser  Personenkreise  und  Personen  nebst  ihren 
Productionsmitteln  entsteht  eben  ausser  der  Arbeits-  auch  eine  Besitzgemeinschaft  zu 
Zwecken  der  Production.  Der  so  gewonnene  Gesammtertrag  ist  dann  wieder  vertrags- 
mässig zu  vertheilen.  In  den  bezüglichen  Verträgen  liegt  also  eigentlich  zweierlei 
als  „Wille  der  Parteien*'  anerkannt:  einmal  das  vertragsmässige  Zusammenwirken 
mit  Arbeit  und  Productionsmitteln,   sodann  das  vertragsmässige  Theilen  des  Ertrags. 

III.  —  §.  265.  Die  methodischen  Voraussetzungen 
einer  principiellen  Erörterung  des  Vertheilungspro- 
blems.  Nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  lässt  sich  über- 
haupt an  eine  derartige  Erörterung  gehen.  Für  das  vorliegende 
Problem  kann  man  vier  solcher  Voraussetzungen  oder  richtiger 
Reihen  von  Voraossetzungen  aufstellen,  in  Bezug  auf  die  Bevölkerung, 
die  Technik,  die  Rechtsordnung,  auf  gewisse  gesellschaftliche 
Glaubenssätze  (Axiome). 

1.  In  Betreff  der  Bevölkerung  muss  eine  gegebene 
Grösse,  Gliederung  (natürliche,  Geschlechts-,  Alters-,  sociale  nach 
den  oben  in  §.  245  —  247  besprochenen  drei  Unterscheidungs- 
momenten)  und  eine  gegebene  natürliche  und  Wanderungsbe- 
wegung, daraus  hervorgebend  eine  gegebene  Aenderung  der 
Zahl  und  der  Gliederung  der  Bevölkerung  zuvörderst  angenommen 
werden.  Hiervon  hängt  die  Gestaltung  und  Bewegung  des  „Divisors'^ 
in  dem  Vertheilungsproblem  ab. 

FQr  aUes  auf  die  Bevölkerurg  Bezügliche  ist  hier  jetzt  nur  auf  das  rorausgehende 
Kapitel  dieses  4.  Buchs  zu  verweisen. 

2.  Auch  der  Stand  derProductionstechnik  (einschliesslich 
der  Technik  des  Communications-  und  Transportwesens),  die  Be- 
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dingODgen  nnd  das  Maass  des  Fortschritts  darin,  sind  als  ge- 
gebene Verhältnisse  anzunehmen.  Davon  hängt  wesentlich  mit  die 
Gestaltung  und  Bewegung  des  „Dividendus''  in  dem  Vertheilnngs- 
problem  ab. 

Auch  dafür  ist  mit  auf  das  vorige  Kapitel  za  verweisen,  ausserdem  aof  die 
Lehre  von  der  Prodaction  in  der  „Theoretischen*'  Yolkswirthschaftslehre  and  aof  die 
,,Practische'*  Yolkswirthschaftslehre. 

3.  Ebenso  ist  die  Sechtsordnung  der  Volks wirthschaft  und 
deren  Weiterentwicklung  in  bestimmter  Richtung  als 
etwas  Gegebenes  anzunehmen.  Daher  namentlich  die  Rechts- 
ordnung fttr  persönliche  Unfreiheit,  Freiheit,  die  Eigenthumsordnung 
für  die  sachlichen  Productionsmittel.  In  unseren  Volkswirthschaften 
ist  mithin  die  Voraussetzung:  volle  persönliche  Freiheit,  auch  der 
unteren  Glassen,  Ausschluss  jeder  Art  rechtlicher  persönlicher  Un- 
freiheit, Institution  des  Privateigenthums  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln ,  im  Wesentlichen  Vertragsfreibeit,  namentlich  was 
den  Inhalt  der  Verträge  anlangt,  daher  auch  vorwiegende  privatwirth- 
schaftliche  Organisation  der  Volkswirtbschaft.  Die  ganze  Ein- 
richtung mit  der  auch  ökonomisch  so  wichtigen  Rechtsfolge  der 
Uebertragung  der  Leitung  der  Prodnction  an  die  Privateigenthümer 
der  Productionsmittel,  der  Erlangung  des  Privateigenthums  an  den 
neuen  Producten  seitens  desselben  und  des  Bezugs  von  Renten- 
oder Besitzeinkommen  durch  sie. 

Dafür  ist  aaf  die  folgenden  BQcher  5  and  6  und  auf  die  2.  Abtheilnng  der 
Grundlegung  von  Yolkswirthschaft  und  Becht,  namentlich  Vermögensrecht  zu  verweisen. 

4.  Endlich  ist  aber  eine  vierte  Reihe  von  Voraussetzungen 
hier  zu  machen,  deren  Mitspielen  in  allen  practischen  Verhältnissen 
der  Vertheilung  und  in  jeder  theoretischen  Erörterung  des  Ver- 
theilungsproblems  nicht  immer  genügend  erkannt  wird  und  doch 
durchaus  beachtet  werden  muss. 

In  jeder  Entwicklungsstufe  der  Volkswirthschaft,  der  Gesell- 
schaft und  Gultui'  sind  gewisse  „Annahmen''  verbreitet  über  das, 
was  in  Bezug  auf  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung,  die  Organa» 
sation,  die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  damit  zusammen- 
hängend die  socialökonomische  Classenschichtung  der  Gesellschaft 
noth wendig,  richtig,  zweckmässig,  gerecht  und  billig  sei,  daher 
bestehen  müsse  und  solle,  zu  erhalten,  in  der  und  der  Weise  zu 
entwickeln  gesucht  werden  müsse  und  solle. 

Auf  Grund  regelmässig  der  Gewöhnung  an  das  geschichtlich  Ueberkommene  und 
Bestehende  bilden  sich  solche  Annahmen ,  werden  durch  Yemunftgründe,  welche  der 
Wille  sich  zurechtlegt,  unterstützt,  gelten  dadurch  wohl  auch  fUr  dauernd  und  unbedingt 
richtig,  so  sehr  jede  geschichtliche  Auffassung  das  widerlegt,  worden  auch  psycho- 
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logisch,  mit  Rücksicht  anf  die  menschliche  Motivation,  zu  begründen  gesacht  und  gern 
als  durch  das  Oosammtinteresso  gefordert  angesehen.  Aber  bei  genauerer  und 
unbefangenerer  Prüfung,  bei  Berücksichtigung  des  notorischen  geschichtlichen  Wan- 
dels der  Anschauungen  in  Bezug  auf  diese  Annahmen,  muss  man  doch  zugestehen: 
roin  rational  sind  dieselben  nicht  zu  begründen.  Sie  haben  weit  mehr  die 
Katur  von  nicht  rein  vernunftgemäss  und  erfahranirsmässig  zu  begründenden  Glau- 
benssätzen, welche  ein  Prodoct  der  gesellschaftlichen  Gesammtentwicklung  sind. 
Sie  gelten  alsdann  aber  bei  ihrer  Benutzung  in  Theorie  und  Praxis  als  selbst?er- 
ständliche  Axiome,  die  man  gar  nicht  erst  zu  beweisen  hat  und  doch  zum  Aus- 
gangspunct  namentlich  für  alle  Erörterungen  hinsichtlich  des  „Sein-soUens*'  der 
Dinge  macht.  Diese  Dinge  sollen  eben  so  sein,  wie  es  diesen  Annahmen  entspricht. 
Die  letzteren  erlangen  auf  diese  Weise  eine  ungeheuere  Bedeutung  und  dennoch  sind 
sie,  wissenschaftlich  gesprochen,  Vorurtheile,  Ergebnisse  uuFollkommener  Inductionb- 
schlüssc,  feraUgemeinerter  Deductionen  und  pctitiones  principii,  Annahmen  des 
erfolgten  Beweises  für  das  erst  zu  Beweisende,  freilich  mit  Yemunftgründen  meist 
nicht  ausreichend  Beweisbare. 

Das  gilt  von  den  grossen  rechtlichen  Grundfragen, 
welche  sich  auf  das  Ob  und  Wie  der  persönlichen  Unfreiheit  und 
Freiheit,  der  Eigen thumsordnung,  ob  und  wie  Privat,  ob  und  wie 
Gemeineigenthum ,  auch  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  auf 
das  Ob  und  Wie  und  Wie  weit  der  Vertragsfreiheit,  auf  dasjenige 
der  ClassenschichtuDg,  der  Berufsfreiheit,  der  Differenz  der  indivi- 
duellen, familien weisen,  standesweisen  ökonomischen  und  socialen 
Stellung  beziehen.  Das  gilt  auch  weiter  von  den  Annahmen  be- 
züglich dessen,  was  —  auch  im  Gesammtinteresse  —  nothwendig, 
richtig,  zweckmässig,  gerecht  und  billig  sei  hinsichtlich  der  mate- 
riellen Lage,  namentlich  des  davon  abhängigen  Minimal- 
maass es  der  Bedürfnissbefriedigung,  hinsichtlich  desBildungs- 
antheils,  der  politischen  Rechte  der  unteren  Classen. 

Es  gilt,  nebenbei  bemerkt,  ähnlich  auf  dem  rein-politischen  Gebiete,  in 
Betreff  der  Staats  formen  (Warzeln  der  Monarchie,  der  Republik  im  „Glauben''), 
der  ständischen  Gliederung  (Aristokratie,  Adel)  u.  s.  w. 

Alle  die  bezüglichen  Annahmen  sind  etwas  erfahrungsgemäss 
mehr  oder  weniger  zeitlich  und  örtlich-historisch  Veränderliches. 
Sie  gelten  aber  für  eine  gegebene  Zeit  und  einen  gegebenen 
Ort  (Land  u.  s.  w.)  dennoch  für  solche  selbstverständliche  feste 
Axiome,  welche  Richtschnur  und  Maass  des  Seiusollens  liefern 
—  bis  sie  in  der  geschichtlichen  Fortentwicklung  der  Kritik  er- 
liegen, um  anderen  „Glaubenssätzen''  ähnlichen  Charakters  Platz 
zu  machen.  Bis  dahin  aber  beherrschen  sie  die  öffentliche  Meinung 
und  üben  dadurch  ihren  Einfluss  aus.  So  auch  auf  dem  hier  er- 
örterten Gebiete  des  Vertheilungsproblems.  Nur,  indem 
allmählig  dann  der  „Glaube''  an  die  Noth wendigkeit  und  Richtig- 
keit der  alten  Axiome  wankt,  ein  vielleicht  sogar  entgegengesetzter 
sich  verbreitet,   die  Gemüther,   die  Gewissen   zu   beherrschen   be- 
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ginnt,  das  ^^gesellschaftliche  Gewissen^'  die  Dinge  anders  «uffasst, 
kommen  dann  auch  andere  „Glaubenssätze''  zur  Geltung,  schliess- 
lich zum  Siege,  die  nunmehr  dem  Sein -sollen  in  Gesellschaft, 
Volkswirthschaft,  Politik,  Cultur  Richtung  und  Maass  ertheilen  und 
sich  dann  auch  für  die  veränderte  Auffassung  unseres  Vertbeilungs- 
Problems  von  Bedeutung  erweisen. 

Uus,  d.  h.  den  heutigen  CuItorvOlkern  der  ouropäischeQ  Gesittung  gilt  die  per- 
sönlicbe  Freiheit  der  ganzen  Be?ölkerung  als  Axiom.  Zugleich  glauben  wir  aus  dem 
Princip  derselben  möglichst  weitgehende  (,,indinduali8tische'')  Folgerungen  ziehen  zo 
sollen,  so  in  Betreff  der  Vertragsfreiheit.  Noch  gilt  uns  aber  überwiegend  die  sociale 
Klassenschichtung  als  etwas  unter  menschlichen  Verhältnissen  und  auch  unter  unseren 
heute  bestehenden  technischen  und  ökonomischen  Lebensbedingungen  NatQrllcbes, 
(lebotenos  und  vom  Gesammtinteresse  Gefordertes,  daher  auch  die  ökonomischen  und 
wirthschaftsrechtlichen  Voraussetzungen  dafür,  das  Privateigonthum  an  den  sachlichen 
Prodnctiousmitteln,  die  Ungleichheit  von  Einkommen  und  Vermögen,  das  Erbrecht 
Aber  die  socialistische  Lehre  beginnt  an  diesem  Axiom  von  der  Katürlicbkeit,  Noth- 
wendigkeit  und  dem  Nutzen  dieser  Classenschichtuug  zu  rütteln.  Ob  mit  durch- 
schlagendem allgemeinen  Erfolg,  das  steht  freilich  noch  dahin. 

Die  Hebung  der  unteren  Classen  in  jeder  Hinsicht  ist  aber  bereits  ein 
Glaubenssatz  der  modernen  Cultunröliier  geworden,  und  das  „gesellschaftliche  Gewissen'' 
sucht  die  in  ihm  enthaltenen  Forderunjcen  durchzuführen,  indem  es  den  Verstand  anregt, 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  die  Mittel  zur  Erreichung  des  Ziels  zu  erforschen:  Ver- 
minderung der  Arbeitsla«>t,  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  Schutz  gegen  Arbeitsgefahren 
(Arbciterschutzwescn) :  bessere  Sicherung  des  Erwerbs,  Sicherung  von  Einkommen  in 
abnormen  Zeiten  (Krankheit,  Invalidität.  Alter.  Arbeiterversicherungswesen);  Begünstigung 
von  Lohnerhöhungen  (Gewährung  des  Goalitionsrechts,  der  Bildung  von  Gewerkvereinen); 
Verbesserung  der  Gesundheitsverhältnisse  (Wohnungswesen,  Krankheitsbekämpfuog, 
präventiv  und  repressiv);  Verbreitung  von  Elementarbildung  und  unentgeltliche  oder 
wohlfeile  Gewährung  der  Mittel  dafür  (freie  Volksschule);  Sicherung  dieser  Bil- 
dungsverbreitung  im  Interesse  der  Betheiligten  wie  im  Gesammtinteresse  (Princip  der 
Schulpflicht);  Gewährung  politischer  Wahlrechte  auch  an  die  unteren  Klassen,  am 
ihnen  die  Ausübung  eines  Einflusses,  die  Geltendmachung  ihrer  Interessen  in  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  zu  ermöglichen;  Gestaltung  des  Finanz-  und  Stcucrwescns. 
der  Zwecke  und  Arten  der  Ausgaben,  der  Arten  der  Einnahmen,  der  Einrichtang  der 
Steuern,  z.  B.  durch  stärkere  Belastung  der  Besitzenden,  der  höheres  Einkommen  Be- 
ziehenden, nach  Interessen  der  unteren  Stände;  mehr  und  mehr  auch  schon  Aenderong 
der  gesellschaftlichen,  wirthschaftlichen  und  politischen  Stellung  der  Frau:  Das  und 
Aehnliches  sind  Postulate,  welche  in  unserer  Zeit  zu  jenen  geseUschaftlicheB 
Glaubenssätzen  und  Axiomen  gehören,  die  immer  mehr  als  „selbstverständlich**  gelten. 

Die  Verwirklichung  dieser  Forderungen  reagirt  aber  unmittelbar  und  mittelbar 
auf  die  Vertheilung  des  Ertrags  selbst.  Ja,  ökonomisch  gesprochen,  jene  Maassregeln 
sind  eben  nur  Mittel,  um  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  für  die  unteren 
Classen  günstiger  zu  gestalten.  Ob  das  ein  durchaus  richtiges  Ziel,  ob  diese  üfittel 
die  richtigen,  ob  sie  vom  erwarteten  Erfolg  begleitet  seien,  das  steht  hier  jetxt  nicht 
zur  Frage.    Genug,  die  zu  Grunde  liegenden  „Annahmen"  bestehen  eben. 

In  einer  mittelalterlich  ständischen  Gesellschaft,  mit  ihren  privilegirten  Ständen, 
den  geschlossenen  Rechtssphären  derselben  war  das  völlig  anders.  Absichtlich  s  o  U  te 
der  Adel  durch  seinen  grösseren  Grundbesitz,  seine  Besitzvorrechte  eine  höhere  Stel* 
lung  einnehmen  als  der  Bauer,  der  Städter.  Allgemein  erschien  der  Unterschied  der 
Stände,  der  Berufe,  der  Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse,  von  „^eich  und 
Arm'',  als  eine  natürliche  oder,  was  nach  den  Anschauungen  der  Zeit  dasselbe  be- 
deutet, als  eine  göttliche  Ordnung,  die  im  Volksbewusstsein  wurzelte.  Die  auf  solcJieB 
Anschauungen  beruhende  Vertheilungsordnung  war  eine  aristokratische,  wie  die 
heutige  in  unserem  demokratischen  und  socialistischen  Zeitalter  nach  dessen  An- 
schauungen eiile  demokratische  zu  werden  strebt.  Mit  dieser  stehen  die  aas  den 
früheren  geschichtlichen  Rechtsordnungen  herrührenden  Reste  der  aiistokratischen  — 
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wie  z.  Tb.  nocb  im  ländlicben  Grundbesitz  —  und  die  aus  dem  System  der  freien 
Concurrenz  entspruDgene  neue  plutokratitsche  YertbeilungsordnuDg  dem  inneren  Wesen 
nach  in  Widerspruch. 

Oewiss  ist  es  ntin  für  die  Wissenschaft  und  für  eine  wirk- 
lich rationeile  Praxis  geboten,  bei  Erörterungen  über  das  Ver- 
tbeilnngsproblem  und  bei  Maassregeln  zu  einer  Lösung  desselben 
solche  ,,gesellscbaftliche  Glaubenssätze*'  nicht  unbesehen  als  un- 
bedingt richtig  und  maassgebend  anzuerkennen.  Aber  jedenfalls 
müssen  beide  stets  mit  solchen  Sätzen  rechnen  und  sie  ebenso, 
wie  die  drei  anderen  Reihen  von  Voraussetzungen,  bei  der  theo- 
retischen und  practischen  Behandlung  des  Vertheilnngsproblems 
berücksichtigen. 

IV.  —  §.  266.  Ziele  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung  für  unsere  Gulturperiode.  Auf  Grund 
des  Vorausgehenden  lässt  sich  nun  auch  in  Anknüpfung  an  die 
vorläufigen  Bemerkungen  in  §.  262  näher  bestimmen,  welche 
Ziele  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  bei  uns  heute  auf- 
zustellen sind. 

A.  Für  das  Productionsproblem.  Entsprechend  der  bereits 
erreichten  hohen  Entwicklung  und  dem  starken  weiteren  Fortschritt 
der  modernen  Productionstechnik  auf  naturwissenschaftlicher  Grund- 
lage, der  erreichten  und  weiter  fortschreitenden  Entwicklung  der 
Arbeitsfähigkeit  der  Bevölkerung,  dem  vorhandenen  und  weiteren 
Wachsthums  fähigen  Kapitalreichthum  ist  eine  Einrichtung  der  Pro- 
duction  zu  erstreben,  welche  ein  immer  grösseres  und  aus  immer 
passenderen  und  mit  geringeren  Kosten  gewonnenen  Gütern  be- 
stehendes Volkseinkommen  beschafft. 

Passendere  GOter,  d.  h.  solche,  welche  unmittelbar  fUr  den  nothwendigen  und 
berechtigten  Yolksbedarf  geeigneter  oder,  welche  sicher  und  ?ortheilhaft  in  die  er- 
forderlichen Guter  umzusetzen  sind.  Mit  geringeren  Kosten  gewonnene  Guter,  d.  h. 
mit  immer  kleineren  natürlichen  Productionskosten  erlangte  oder  m.  a.  W.  eine 
mit  minimalen  naturlichen  Kosten  maximale  Nutzeffecte  schaffende  Production  ist  das 
Ziel.    (Schaffle.) 

Das  setzt  immer  zugleich  eine  entsprechende  Organisation  und  Rechtsordnung 
der  Volkswirthschaft  voraus:  wie  schon  oben  bemerkt,  die  Probleme  des  5.  u.  6.  Buchs 
und  der  2.  Abtheilung  der  Grundlegung,  der  Productionslehre  in  der  „Theoretischen'' 
und  bezüglicher  Abschnitte  in  der  „Practischen''  Nationalökonomie,  besonders  der 
Agrar-,  Gewerbe-,  Handelslehre. 

B.  Für  das  Vertheilnngsproblem.  Auf  Grund  der 
wesentlich  der  modernen  Technik  und  der  gesammten  Cultnrent- 
wickiung  der  Bevölkernng  zu  verdankenden  heutigen  und  danach 
auch  eines  weiteren  Fortschritts  fähigen  Productivität  der  nationalen 
Arbeit  und  unter  der  erforderlichen  Rücksichtnahme  auf  die  für 
unsere  Zeit  mehr  und  mehr  maassgebend  gewordenen  ^^gesellschaft- 
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liehen  Axiome'*  hinsiehtlieh  des  Sein-sollens  der  VertbeiluDg  lassen 
sich  folgende  Forderungen  aufstellen. 

Ob  und  wie  weit  dieselben  sich  verwirklichen  lassen,  hängt  aber 
stets  mit  von  der  Bevölkerungsgrösse  und  Gliederung  und 
von  Art,  Sichtung  und  Maass  der  Veränderungen  darin  ab. 
Femer,  soweit  die  geschichtlich  überkommene  und  zu  Recht  be- 
stehende Rechtsordnung  der  Volks wirthschaft,  namentlich  für 
die  sachlichen  Productionsmittel,  und  die  Grund-  und  Kapital- 
besitzvertheilung  hier  etwa  hemmend  einwirken,  kommtauch 
in  Betracht,  ob  und  wie  weit  hierin  überhaupt  Aenderungen  mög- 
lich und  nicht  etwa  auch  dem  allgemeinen  Productionsinteresse  der 
Volkswirthschaft  und  dem  wahren  Gnlturinteresse  der  Volksgesammt- 
heit  schädlich  sind.  Nur  vorbehaltlich  der  Beschränkungen,  welche 
sich  aus  diesen  Sätzen  ergeben,  sind  daher  die  folgenden  Forderungen 
berechtigt  und  als  Zielpuncte  für  die  Vertheilung  aufzustellen: 

Erreichung  auch  für  die  Masse  der  Bevölkerung,  die  sogen, 
unteren  Glassen,  eines  genügenden  Auskommens  aus  eigenem  Ein- 
kommen zur  Befriedigung  der  nothwendigen  Existenzbedürfnisse 
nach  Art  und  Umfang  der  erreichten  Lebenshaltung  des  Volks 
(s.  §.  268)  und  zur  wachsenden  Theilnahme  an  wichtigeren  Coltur- 
gtttern  des  Zeitalters.  M.  a.  W.  zur  Erreichung  einer  „menschen- 
würdigen Existenz'%  wie  sie  den  Anschauungen  des  Zeitalten 
auch  in  Betreff  des  der  Masse  der  Bevölkerung  angemesseneo 
Maasses  der  Bedürfnissbefriedigung  entspricht. 

Die  Billigung  des  Ziels  scbliesst  aber  auch  die  Billigung 
derjenigen  Mittel  und  Wege  zur  Erreichung  dieses  Ziels  ein, 
welche  sich  als  unumgänglich  erweisen.  Wenn  daher  auch  an  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  unserer  Volkswirthschaft  und  an 
der  vertragsmässigen  Regulirung  der  Vertheilung  als  Regel  festge- 
halten wird,  daher  auch  an  derjenigen  Einkommenbildnng  der 
Glassen  und  Einzelnen,  nach  Art  und  Höhe  des  Einkommens,  welche 
aus  diesen  Verbältnissen  hervorgeht,  so  mnss  doch  principiell 
die  Berechtigung  zugestanden  werden,  in  diese  Vertheilung  und 
Einkommenbildung  regulirend  einzugreifen,  soweit  dies  notb- 
wendig  und  nach  obigen  beiden  Vorbehalten  zulässig  ist,  um  das 
aufgestellte  Ziel  zu  erreichen.  D.  h.  wie  sich  zeigen  wird,  es  sind 
im  Princip  directe  und  indirecte  Zuwendungen  ans  dem  Volks- 
einkommen zu  billigen,  ja  zu  fordern,  im  Effect  daher  freilieb  aaf 
Kosten  derjenigen  Theile  dieses  Einkommens,  welche  durch  die 
vertragsmässige  Vertheilung  des  Productionsertrags  den  besitxendefi 
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Glassen  und  den  Beziehern  über- durchschnittlichen  Einkommens 
zugefallen  sind.  Welche  Folgeningen  das  für  die  Gestaltung  der 
Bechtsordnung  mit  sich  bringt,  wird  später  zu  erörtern  sein  (§.  271  ff.). 

V.  —  §.  267  [95].  Das  Auskommen.  Ein  relativer  Begriff: 
Es  bezeichnet,  auf  die  Einzelwirtbschaft  oder  besser  nur  auf  die- 
jenige physischer  Personen,  auf  die  Indiyidual-  und  Familien- 
wirtbschaft  des  Menschen  angewendet,  —  übrigens  auch  auf  die 
ganze  Volkswirtbscbaft,  als  Inbegriff  vornemlich  dieser  letzteren 
Wirthschaften,  anwendbar,  —  das  Gleichgewicht  zwischen 
dem  ans  den  Bedürfnissen  hervorgehenden  Bedarf  an  wirth- 
schaftlichen  Gütern  und  dem  Einkommen,  sowohl  dem 
ans  der  vertragsmässigen  Begulirung  der  Vertheilung  hervorge- 
gangenen, danach  selbst  ,,erworbenen'',  als  dem  etwa  in  der  an- 
gedeuteten Weise  durch  Zuwendungen  ergänzten,  ohne  dass  ein 
Rückgriff  auf  das  aus  früheren  Wirthschaftsperioden  herrührende 
Vermögen  stattfinden  muss. 

Nach  dem  ?erschiedenen  Umfang  der  Bedürfnisse  wird  daher  auch  bei  gleicher 
Grösse  des  Einkommens  bald  Auskommen  vorhanden  sein,  bald  nicht«  und  ebenso 
bei  gleichem  Umfang  der  Bedürfnisse  die  Höhe  des  Einkommens  darüber  entscheiden, 
ob  Auskommen  besteht.  Jedenfalls  muss  aber  in  jeder  Wirthschaft  das  Auskommen 
erstrebt  irerden.  Demnach  kann  weder  in  der  Einzel-  noch  in  der  Yolkswirthschaft 
regelmässig  das  fehlende  Gleichgewicht  zwischen  den  Bedürfnissen  und  dem  Ein- 
kommen mit  durch  Verbrauch  des  Vermögens  oder  Kapitals  zur  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse hergestellt  werden.  Denn  bei  der  steten  Erneuerung  der  Bedürfnisse  würde 
immer  ?on  Neuem  auf  das  Vermögen  oder  Kapital  zurückgegriffen,  dies  also  allmählig 
aufgezehrt  werden  müssen.  Es  fehlte  dann  die  nothwendige  Nachhaltigkeit  der 
Quelle,  aus  welcher  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erfolgt.  Diese  Nachhaltigkeit 
besitzt  nur  das  Einkommen.  Deshalb  ist  auch  in  der  Volkswirthschaft  zu- 
nächst auf  ein  zum  Auskommen  genügendes  Einkommen  aller  Einzelwirthschaften 
physischer  Personen  und  auf  ein  dazu  ausreicbecdes  Volkseinkommen  hin  zu  streben, 
erst  in  zweiter  Linie  auf  dauernde  Vermehrung  des  Vermögens  jener  Wirthschaften 
und  auf  ein  grosses  Volks  vermögen. 

Nach  den  früheren  Begrifisbestimmungen  (§.  124)  gehört  jede  momentan  vor- 
handene, ans  dem  Einkommen  fliessende  Gütermenge  zum  Vermögen.  Davon  kann 
aber  der  dauernd  bleibende,  daher  zur  nachhaltigen  Vermehrung  aus  dem  Ein- 
kommen dienende  Betrag  unterschieden  werden,  der  hier  gemeint  ist:  im  Wesent- 
lichen das  Nutz  vermögen  und  das  Kapital. 

VI.  —  §.  268  [96|.  Bedürfnissstand  und  Classification 
der  Bedürfnisse.  Die  Höbe  des  Einkommens,  welche  zum 
Auskommen  eines  Menschen  oder  einer  Familie  und  dann  wieder 
des  ganzen  Volks  erforderlich  ist,  ist  eine  relative  Grösse,  abhängig 
vom  jedesmaligen  Bedürfnissstande  oder  Bedarf.  Letzterer 
ist  im  Einzelnen  selbstverständlich  mannigfach  verschieden.  Für 
die  volkswirtbscbaftliche  Würdigung  des  Bedürfnissstands  kommt 
folgende  Classification  der  Bedürfnisse  in  Betracht. 

S.  schon  ohen  §.  24  in  KOrze.  Bau,  §.  75,  unterscheidet  allgemein  mensch- 
liche. volksthUmliche,  gesellschaftliche,  individuelle  Bedürfnisse,  Röscher,  §.  1,  Natur-, 
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Anstaiids-,  Lnxasbedürfnisse.  Sehr  eingehende  Untersachnog  bei  Hermann,  Abb.  II, 
S.  SO  ff.  Vgl.  auch  Sch&ffle,  Syst  I,  99  ff..  Menger,  I,  85  ff..  Samter,  Sociehre 
Buch  1.  —  Ueber  die  wichtige,  apart  zn  behandelnde  Gattung  der  Gemeinbedarf- 
nisse s.  u.  B.  5.  Ueber  die  für  die  volkswirthschaftliche  Frage  yom  Auskommen  und 
Bedarf  wichtige  Haushaltstatistik  s.  o.  §.  174  S.  409. 

1)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  zum  Bestehen  des 
Mensehen  nothwendig  ist:  Existenzbedtlrfnisse. 

Insbesondere  materielle,  nemlich  Nahrung,  Wohnung,  Kleidung,  künstliche 
äussere  Erw&rmung  und  Beleuchtung,  Gesundheitsfürsorge,  femer  immaterielle, 
namentlich  das  für  das  Zusammenleben  der  Menschen  und  fOr  jeden  Verkehr  noth- 
wendige  erste  GemeiubedUrfniss  einer  gewissen  socialen  Ordnung  und  eines 
gewissen  Bechtsschutzes. 

Hinsichtlich  der  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ist  zu  unter- 
scheiden: 

a)  der  absolut  unumgängliche  Unafang,  in  welchem  die 
Befriedigung  erfolgen  muss:  Existenzbedürfnisse  ersten  Grads. 

Dieser  Umfang  hängt  bei  den  materiellen  Ezistenzbedarfnissen  von  der  Natur 
des  Menschen  selbst  (Minimalbedtlrfhiss  an  Nahrung,  an  Mitteln  der  W&rme- 
bildung  und  W&rmeerhaltung  im  Körper,  zur  Krafterhaltung,  Kraftemeuerong, 
Körperausbildung  bei  Kindern  u.  s.  w.)  und  von  der  äusseren  Natur  des  Landes, 
in  welchem  der  Mensch  lebt  (Klima  u.  s.  w.)  ab. 

FUr  die  Gesellschaft  kommt  auch  der  absolut  nothwendige  Aufwand  zur 
Auferziehung,  bzw.  schon  zur  physischen  Gewinnung  einer  neuen  Generation  hiermit 
in  Betracht  (entsprechende  Ernährung  und  Pflege  der  Schwangeren,  Säugenden,  der 
Kinder  bis  zur  vollen  Arbeitsiähigkeit) ,  femer  der  absolut  nothwendige  Aufwand  zur 
Erhaltung  der  Kranken,  Alten,  Schwachen  n.  s.  w.,  nach  den  sittlichen  Anschauungen 
und  der  Rechtsordnung  des  Zeitalters. 

Nach  den  Untersuchungen  des  englischen  Arztes  Dr.  Smith  muss  die  tägliche 
Nahrung  eines  Durchschnitts- Weibes  in  England  3900  Gran  Kohlenstoff  und  180  Gran 
Stickstofi,  diejenige  eines  Durchschnitts -Mannes  daselbst  bez.  4300  und  200  Gran 
mindestens  enthalten,  um  Hungerkrankheiten  zu  vermeiden,  d.  b.  fQr  das  Weib  so 
viel  Nahrungstoff  als  in  2  Pfund  gutem  Weizenbrot  enthalten  sind,  ftlr  den  Mann  Vt 
mehr.  Nach  Marx,  Kapital  I,  642,  wo  weitere,  z.  Th.  erschreckende  Thatsaclien 
aber  mangelhafte  Ernährung  englischer  Arbeiter  in  der  Zeit  der  BaumwoUnoth  1S62 
bis  1863.  Ausführliche  Auszüge  aus  Marx  bei  Schäffle,  Syst  II,  422  ff.  Siehe 
auch  Lange,  Arbeiterfr.  Kap.  4.  —  Nach  E.  Wolff,  landwirthsch.  Fütterungslehre 
und  Theorie  der  menschlichen  Ernähr..  Stuttg.  1861.  S.  297,  citirt  in  Graf  z.  Lippe- 
Weissenfeld.  ration.  Ernähr,  d.  Volks,  Leipz.  1866,  braucht  ein  erwachsener  Mann 
mit  einem  Körpergewicht  von  140  Pfd.  bei  mittlerem  körperlichen  und  geistigen  Kraft- 
aufwand zur  für  fortdauernde  Gesundheit  erforderlichen  Ernährung  täglich  in 
Grammen  Kohlenstoff  331,  Stickstoff  18.75,  Prote'iustoff  120,  Stärkemehl-Aequivalent 
excL  Fett  540,  Fettstoffe  35.  Mineralstoffe  16,  Phosphorsäure  3.5.  Weiteres  Detail  in 
der  Schrift  von  Lippe.  S.  auch  G.  Jäger,  die  menschliche  Arbeitskraft  (B.  26 
u.  27  d.  „Naturkräfte*%  naturwiss.  Yolksbibliotb.).  Manchen  1878.  Ueber  Speise  und 
Trank  daselbst  S.  130.  Nach  den  hier  mitgotheilten  Untersuchungen  von  Veit 
braucht  ein  erwachsener  arbeitender  Mensch  täglich  118  Gramm  trockenen  Ei  weisses 
und  daneben  265  Gramm  Kohlenstoff  in  Form  von  Fetten  oder  Kohlenhydraten  zur 
Nahrung.  In  welchen  Arten  und  Mengen  einzelner  gebräuchlicher  Nahrungsmittel 
dieser  Bedarf  an  Nährstoffen  enthalten  ist,  ebenda  S.  131.  —  Einfluss  des  Klimas 
Obrigens  bekanntlich  nicht  nur  auf  das  Kleidungs-,  Wohnungs-,  sondern  auch  auf  Grösse 
und  Art  des  NahrungsbedUrfnisses  —  Vergl.  auch  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berlin 
1 866,  besonders  über  die  natürlichen  Selbstkosten  der  Arbeit  und  derselbe,  der  Prei;» 
der  Arbeit  bei  den  deutschen  Eisenbahnen,  Zeitschr.  d.  K.  Preuss.  Statist  Bureaus  1S74 
(XIV.),  93  ff. 
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b)  Der  von  Sitte  und  Gewohnheit,  von  der  ^^Lebens- 
haltung^',  vom  „Lebensmaassstab''  des  Volks  und  der  ver- 
schiedenen Bevölkerungskreise  (Classen)  abhängige  Umfang  der 
BedHrfnissbefriedignng:  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads. 

Standard  of  lifo  der  Engländer,  von  Lanice  u.  A.  m.  ..Lebenshaitang''  ?er- 
dentscht:  Lebensmaassstab  scheint  mir  ebenso  treffend  nnd  im  Deutschen  recht  wohl 
zulässig.  Eine  r&nmlich  nnd  zeitlich  oder  geschichtlich  ebenfalls  sehr  wechselnde 
Grosse.  Ktlr  jede  Zeit  und  jedes  Land  ist  jedoch  nach  einem  gewissen  billigen  Er- 
messen and  Tactgefühl  ein  Umfang  der  Befriedigang  der  materiellen  Bedurfnisse  wohl 
festzustellen,  welcher  auch  fttr  die  ungtknstig  situirten  Familien  und  far  die  Masse  des 
Volks  als  relati?  unentbehrlich  bezeichnet  werden  muss  und  welcher  daher  vom 
Einkommen  auskömmlich  gedeckt  werden  sollte. 

Die  materiellen  Bedürfnisse  sind  streng  genommen  quantitativ  für  den  ein- 
zelnen Menschen  beschränkt,  dagegen  qualitativ  einer  um  so  grösseren  Stei- 
gerung und  Verfeinerung  fähig.  Hier  berührt  sich  die  Frage  mit  der  des  Luxus 
S.  Bau,  über  Luxus,  1817,  bes.  Röscher,  Über  Luxus,  Arch.  d.  polit.  Oekon.  1842{ 
(Ans.  d.  Volkswirthscb.,  3.  A.  1878,  I,  108),  Syst.  I,  §.  225  fl.,  v.  Mangoldt,  über 
Luxus  im  Staatswörtetbuch,  Lexis,  Abh.  volkswirthscb.  Gonsumtion  in  Schön  bcrg*s 
Handbuch  Bd.  1.  Die  Entwicklung  des  Luxus  wird  bei  den  begüterten  Classen 
durch  eine  grosse  Ungleichheit  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  leicht  übermässig  entwickelt.  Es  ist  dem  gegenüber,  wie 
überhaupt  der  obwaltenden  Tendenz  der  Vermehrung,  Vervielfältigung  und  Ver- 
feinerung aller  Bedürfnisse  gegenüber,  zu  betonen,  dass  der  ßedürfnissstand  und  seine 
Entwicklung  nicht  das  Product  reiner  Naturtriebe  sind,  sondern  stets  unter  einem 
sittlichen  Urtheil  stehen  und  stehen  sollen  (§.  23).  Eine  richtige  sittliche 
Beschränkung  der  Bedürfnisse  kann  und  muss  daher  häufig  grade  bei  den  Ver- 
mögenden in  Frage  kommen. 

2)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigang  einmal  znr  Erhöhung 
des  feineren  Lebensgenusses  materieller  wie  immaterieller 
Art  (z.  B.  privater  Eanstluxus),  sodann  zur  weiteren  Ent- 
wicklung des  Menschen,  insbesondere  der  geistigen  Seite 
seines  Wesens,  dient:  Cnltnrbedttrfnisse,  zu  welchen  aach  die 
meisten  aus  dem  menschlichen  Znsammenleben  hervorgehenden 
Gemeinbedürfnisse  (Buch  5)  gehören. 

Eine  ganz  feste  Grenze  zwischen  den  Bedürfnissen  bloss  feinerer  Lebensgenusses 
und  wahren  Cultnrbedürfnissen  ist  nicht  zu  ziehen.  Die  letzteren  folgen  zwar  auch 
ans  dem  Wesen  des  Menschen,  aber  ein  bestimmtes  natürliches  Minimal- 
maass  und  ein  richtiges,  vom  sittlichen  Urtheil  angegebenes  Maximalmaass, 
wie  im  Ganzen  bei  den  materiellen  Bedürfnissen,  lässt  sich  weder  für  den  Ein- 
zelnen noch  für  ein  Volk  feststellen.  Der  Bedürfnissstand  ist  hier  durchaus  ein 
Product  der  Geschichte,  zeitlich  und  räumlich  daher  völlig  verschieden.  Die  höhere 
und  feinere  Ausbildung,  zugleich  aber  eine  vor  der  Kritik  des  Gewissens  und  der 
Vernunft  standhaltende  Gestaltung  dieses  Bedürfnissstands  darf  als  Ziel  der  mensch- 
lichen Entwicklung  betrachtet  werden.  Das  ist  freilich  auch  nur  wieder  einer  jener 
„Glaubenssätze*'  in  unserer  Geschichtsepoche  (§.  265).  Auffassungen,  in  welchen  der 
Werth  des  äusseren  und  des  rein  intellectuellen  Lebens  tiefer  gestellt  werden,  führen 
zu  anderen  Schlüssen,  beruhen  aber  allerdings  auch  ihrerseits  nur  wieder  auf  „Glau- 
benssätzen''. So  Diogenes*sche  Bedürfnisslosigkeit,  christliche  Armuth,  puritanische 
Lebensweise  als  Ziel.  Nach  der  allgemeinen  geschichtlichen  Erfahrung  erscheint 
gleichwohl  ein  endgiltiger  Ruhepunct  im  Bedürfnissstande  wenigstens  bei  „Ent- 
wicklungs-*',  d.  h.  eben  bei  Colturvölkern  nicht  vorhanden. 
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2.  Abschnitt. 

Begelung  der  Yertlieilung. 

I.  —  §.  269.  Volkswirthschaftliche  Würdigung 
des  Bedttrfnissstands  und  demgemässe  Forderungen 
für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  im  Allge- 
meinen. 

Vgl.  in  der  2.  Aafl.  §.  97  fr.  Formell  und  zum  Theil  aoch  sachlich  sind  diese 
Ansftlhrangen  hier  in  der  3.  Aafl.  wesentlich  verändert  worden,  wenn  sie  aach  aof 
demselben  principiellen  Boden  stehen. 

Unter  Berücksichtigung  dessen,  was  nach  der  Grösse  nnd 
Gliederang  der  Bevölkerung  und  der  Vermehrungsrate  der  letzteren 
sowie  nach  der  Grösse  und  Vermehrung  des  Volkseinkommens  und 
dem  Stande  der  Productionstechnik  überhaupt  in  Betreff  der  Be- 
friedigung der  wirthschaftliehen  Bedürfnisse  in  einem  Volke  zu 
gegebener  Zeit  als  erreichbar  erscheint,  gilt  es  nun,  einen  gegebenen 
Bedürfnissstand  eines  Volks  und  seiner  Classen  hinsichtlich  seiner 
Ausreichendheit  und  seiner  sittlichen  Berechtigung  zu  prüfen. 

Findet  sich  hierbei,  dass  dieser  Bedürfnissstand  und  das  ftir 
die  Deckung  der  ihm  entspringenden  Bedürfnisse  verfügbare  Ein- 
kommen bei  gewissen  Classen,  Personen  kreisen  und  einzelnen 
Personen  zu  niedrig  ist,  niedriger  als  Volkszahl  und  Höhe  des 
Volkseinkommens  es  bedingen,  so  taucht  die  Frage  auf,  ob  nun- 
mehr auf  eine  Aenderung  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens zur  Abstellung  dieser  Lage  hingestrebt  werden  soll  und  darf. 

Das  setzt  das  Anerkenntniss  voraus,  dass  jene  Classen  nnd 
Personen  berechtigte  und  anderen  Rücksichten  vor- 
gehende Ansprüche  haben,  ihr  Einkommen  direct  und  in- 
direct  aus  anderen  Theilen  des  Volkseinkommens,  wenn  auch  auf 
Kosten  der  Bezieher  dieser  andern  Theile,  ergänzt  zu  erhalten^ 
um  ihren  BedUrfnissstand  erhöhen  zu  können  und  doch  ihr  Aus- 
kommen nicht  zu  verlieren.  Um  diesen  Ansprüchen  aber  Richtung, 
M  a  a  8  s  und  G  r  e  n  z  e  zu  geben,  muss  zunächst  nothwendig  wieder  ein 
idealer  classenweiser  Bedürfnissstand  aufgesucht  und  dieser  zum 
Maassstab  genommen  werden.  Dadurch  wird  dann  auch  Richtung, 
Maass  und  Grenze  für  die  zu  erzielende  Aenderung  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  wenigstens  nach  der  einen  Seite  bestimmt. 

Was  in  dieser  Hinsicht  nun  der  berechtigte  und  richtige  ideale 
Bedürfnissstand  einzelner  Classen  sei,  wird  im  Einzelnen  sehr 
verschieden  beantwortet  werden  und  überhaupt  niemals  ganz  ohne 
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subjective  Willkühr.  Aber  in  gegebener  Zeit  und  durch  den  Ver- 
gleich des  Bedtirfnissstaudes  der  verschiedenen  Classen,  namentlich 
der  reicheren  und  ärmeren,  bildet  sich  doch,  bei  Culturvölkern 
wenigstens,  eine  gewisse  gemeinsame  Ansicht  über  das  Wesent- 
liche. 

Freilich,  soweit  es  sich  nameutlich  um  Tbcilnahme  an  Gnltargtltern  handelt, 
auf  Grund  jener  „Glaubenssätze*'  hinsichtlich  des  Eichtigen  und  Noth wendigen.  Aber 
das  genügt  hier  auch.  Die  Berechtigung  gewisser  Forderungen  wird  danach  allm&lig 
in  der  Öffentlichen  Meinung  anerkannt,  und  so  setzen  sich  dann  diese  Forderungen 
durch  diese  nach  und  nach  durch,  in  der  Sitte  und,  soweit  diese  betheiligt,  ist  in 
der  Rechtsordnung.  In  der  Praxis  des  Staats  liegt  dasselbe  Problem  in  der 
Regelung  der  Besoldungen  vor  und  wird  hier  ähnlich  gelöst;  man  normirt  die 
Besoldungen  auch  ausserhalb  des  Concurrenzsystems,  mit  nach  idealen  Bedüi^iss- 
ständen,  welche  man  für  die  verschiedenen  Beamtenclassen  stufenweise  aufstellt. 

Für  unsere  Zeit  handelt  es  sich  darum,  die  Folgerungen  aus 
dem  anerkannten  Hauptgrundsatz  der  Rechtsordnung,  der  persön- 
lichen Freiheit  und  der  Gleichberechtigung,  gerade  auch 
fUr  diese  Frage  des  berechtigten  Bedtlrfnissstandes  zu  ziehen. 
Zugleich  ist  dabei  von  der  erreichten  hohen  Productivität 
der  nationalen  Arbeit,  dem  Ergebniss  der  modernen  Productions- 
technik,  Act  zu  nehmen.  Der  Grundsatz  der  Freiheit  und  Gleich- 
berechtigung führt  nothwendig  auch  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
zu  Ansprüchen  in  Bezug  auf  Bedürfnissstand  und  Einkommen, 
welche  in  früheren  Rechtsverhältnissen  und  auf  älteren  diesen  ent- 
sprechenden Gulturstufen  nicht  auftauchen  konnten.  Die  Pro- 
ductivität der  Arbeit  aber  bietet  in  ganz  andrer  Weise  als  früher, 
wenngleich  auch  nicht  so  schrankenlos ,  wie  Optimisten  meinen 
(§.  278),  die  Möglichkeit,  diese  Ansprüche,  wenigstens  in  gewissem 
Umfange,  auch  für  die  unteren  Classen  der  Bevölkerung  zu  be- 
friedigen. Daraus  eben  ergeben  sich,  wenn  die  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  die  Erfüllung  jener  Ansprüche  für  diese 
Classen  verhindert,  Forderungen,  diese  Vertheilung  mehr  mit  diesen 
Ansprüchen  in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  daher  eventuell  auch 
die  Rechtsordnung  (die  Eigenthums-,  die  Vertragsordnung)  zu  ver- 
ändern, wenn  und  soweit  das  für  eine  Veränderung  der  Vertheilung 
erforderlich  ist. 

Mit  Becht  wird  besonders  auch  in  der  neueren  deutschen  socialistischen 
Litteratur,  ?on  Rodbortus,  Marx,  Engels  immer  darauf  hingewiesen,  wie  sehr 
die  Entwicklung  der  modernen  Productionstechnik  und  die  darauf  beruhende  Steigerung 
der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  die  Sachlage  in  Bezug  auf  die  Berechtigung 
und  die  Erfüllbarkeit  der  Ansprüche  der  unteren  Classen  günstig  verändert  hat.  Die 
Uebertreibungen ,  deren  sich  dabei  manche  Socialisten  zu  Schulden  kommen  lassen 
(so  Bebel),  auch  die  Thatsache,  dass  die  Fortschritte  der  Technik  weit  mehr  in  der 
Industrie  als  im  Ackerbau  zur  Geltung  kommen  (§.  255.  278),  nOthigen  nicht,  dieses 
Zugeständniss  zurückzunehmen.    Bedenklicher  ist,  dass  die  socialistischen  Theoretiker 
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die  gleich  zu  erwähnenden  Gründe  gegen  einen  Eingriff  in  die  Vertheilung  nicht  oder 
nicht  genügend  berücksichtigen.  —  Auf  den  Zasammenhang  des  Princips  der  Freiheit 
nnd  Gleich bercchtigang  mit  den  wirthschaftlichen  Ansprüchen  der  unteren  CUssen, 
mit  dem  Anftanchen  der  sogen,  socialen  Frage  hier  hat  Tortrefflich  H.  ?.  Scheel, 
Theorie  der  socialen  Frage  (Jena  1871)  hingewiesen. 

§.  270.  Nothwendige  Rücksichten  bei  AufstelluDg 
und  Durchführung  der  Forderungen  bezüglich  einer 
AenderuDgderVertheilung.  In  diesen  beiderlei  Beziehungen 
ist  nnn  aber  immer  der  möglichen  und  wahrscheinlichen  Rttck- 
Wirkungen  auf  die  Bevölkerungsbewegung  und  auf  die 
Bedingungen,  von  welchen  der  Fortschritt  der  Pro- 
ductionstechnik  nnd  Oekonomik,  daher  die  Productivität 
der  nationalenArbeit  abhängt,  zu  gedenken.  Daraus  ergiebt 
sich  auch  hier  wieder  die  Eventualität,  die  Forderungen  selbst 
oder  ibre  Durchführung  einschränken  zu  müssen,  wenn  sich 
nachtheilige  Rückwirkungen  zeigen,  welche  nicht  mit  in  den  Kauf 
genommen  werden  können  oder  dürfen. 

Aber  auch  noch  hierüber  hinaus  ist  bei  der  Entscheidung  zu 
bedenken,  dass  die  Frage  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
daher  auch  des  Ob,  Wie  und  Wie  weit  einer  ungleichmässigen 
Vertheilung  nach  den  verschiedensten  Seiten  eine  solche  des  volks- 
wirthschaftlichen  und  socialen  Gesammt  Interesses  ist.  Sie  muss 
daher  stets  mit,  ja  richtig  aufgefasst,  eigentlich  immer  nur 
nach  diesem  Gesammtioteresse  entschieden  werden.  Nur  wenn 
daher  eine  andere  Vertheilung  als  die  vertragsmässig  auf  Grund 
der  bestehenden  Rechtsordnung  erfolgende  nicht  bloss  im  Interesse 
einzelner  Classen,  auch  der  gesammten  unteren  liegt,  sondern 
wenn  dies  Interesse  zugleich  ein  solches  der  ganzen  Volksge- 
meinschaft ist;  ferner  nur,  wenn  die  bei  einer  Aenderang  der 
Rechtsordnung  eintretende  Aenderung  der  Vertheilung  nicht  andere 
Classeninteressen  in  höherem  Grade  schädigt,  als  das  Interesse 
der  Volksgemeinschaft  dies  gestatten  darf:  nur  dann  und  nur 
insoweit  dürfen  jene  Forderungen  bezüglich  der  Veränderung 
der  Rechtsordnung,  um  die  Vertheilung  zu  ändern,  aufgestellt  und 
durchgeführt  werden. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  nach  einer  zweiten  Seite  ein 
Maass  und  eine  Grenze  für  die  zu  erzielende  Veränderung  der 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  (s.  o.  S.  684). 

Ans  dem  Allen  aber  ergiebt  sich,  dass  es  sich  hier  und  zwar 
auch  heutzutage  bei  unseren  Gulturvölkern,  bei  dem  heute  erreichten 
Stand  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  und  bei  den  heute 
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verbreiteten  oder  sich  immer  mehr  verbreitenden  ,,Axiomen'^  hinsicht- 
lich der  Möglichkeit,  sittlichen  und  wirthschaftlichen  Nothwendig- 
keit  und  Zweckmässigkeit  der  Hebung  der  unteren  Classen  — , 
dass  es  sich  hier  doch  niemals  bloss  und  überhaupt  nicht  in 
erster  Linie  um  Glasseninteressen,  selbst  nicht  der  grossen  Be- 
völkerungsmasse, der  Gesammtheit  der  sogen,  arbeitenden  und 
unteren  Classen,  um  Ansprüche  dieser  handelt,  sondern  stets 
um  Interessen  der  ganzen  Volksgemeinschaft  und  um  daraus 
abzuleitende,  damit  zu  begründende  Ansprüche  bezüglich  einer 
Veränderung  der  Vertheilung  und  der  dieser  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsordnung. 

Aus  dieser  An-  und  Einsicht  folgt  aber  auch  des  Weiteren  be- 
züglich der  Rechtsordnung,  dass  hier  niemals  bloss  von 
Rechten  einer  Glasse  gegenüber  den  anderen  Classen  und  der 
Gesammtheit,  sondern  immer  zugleich  auch  nur  mit  von  Pflichten 
die  Rede  sein  kann ;  dass  auch  die  Volksgemeinschaft  niemals  bloss 
gegen  eine  Classe  Pflichten  hat,  sie  zu  unterstützen,  zu  heben, 
z.  B.  mittelst  gewisser  Maassregeln  die  unteren  Classen,  sondern 
immer  auch  Rechte,  eine  gewisse  Bescheidung  der  Classe 
zu  verlangen,  wenn  das  wegen  der  Zusammenhänge  alier  Seiten 
des  socialen,  wirthschaftlichen  Lebens,  der  Culturentwicklung  und 
wegen  der  Rückwirkungen  des  Einzelnen  auf  Anderes  vom  Ge- 
sammtinteresse  verlangt  wird.  Stets  kann  daher  nur  ein  System 
von  correlativen  Rechten  und  Pflichten  der  Volksgemeinschaft 
gegenüber  Classen  und  Einzelnen  jeder  Classe  und  jedes  zu  ihr 
gehörigen  Einzelnen  gegenüber  der  und  den  anderen  Classen  und 
der  Gemeinschaft,  von  correlativen  Ansprüchen  und  Beschei- 
dungen oder  Verzichtleistungen  anerkannt  werden.  Ein  blosses 
Classeninteresse  und  sei  es  dasjenige  des  grössten  Theils  der  Be- 
völkerung, z.  B.  desjenigen  der  unteren  Arbeitermasse,  hat  niemals 
berechtigten  Anspruch  auf  alleinige  Berücksichtigung,  vielmehr 
steht  ihm  immer  auch  eine  correlative  Classenpflicht  der  Bescheidung 
gegenüber.  Und  nur,  soweit  es  vom  Gesammtinteresse  der  Volks- 
gemeinschaft gefordert  oder  doch  gebilligt  wird,  ist  es  selbst  wieder 
berechtigt  und  dürfen  Forderungen  in  Bezug  auf  Vertheilung  und 
Rechtsordnung  nach  ihm  aufgestellt  und  durchgeftlhrt  werden. 

Kach  solchen  Gesichtspaocten  ist  denn  auch  zwischen  den  Teischiedenen  Classen- 
interessen  in  der  Yertheilangsfrage  abznwigeo.  Das  Interesse  hier  begMstigter 
Classen  hat  grade  so  sehr  Ansprach  auf  Berücksichtigung,  wenn  es  zugleich  im 
Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  Uegt,  als  das  Interesse  der  hier  nicht  be- 
gonstigten  Classen  im  anderen  Falle.    Die  theoretische  und  practisohe  Schwierigkeit 
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liegt  auch  weniger  in  der  Feststellang  der  einzelnen  CUssenintereesen ,  ils  in  dieser 
Abw&gnng  ond  in  der  Entscheidung  darüber,  ob,  wie,  wo,  wie  weit  ein  CUssen- 
Interesse  ein  Gemeinschaftsinteresse  ist,  daher  z.  B.  ein  nach  der  bisherigen  Recht»- 
nnd  Yertheilnngsordnang  yorhandenes  erhalten  oder  eingeschränkt,  ein  bisher  nicht 
so  wahrgenommenes  femer  znr  Bescheidung  gezwungen  oder  einer  besseren  Befriedi- 
gung zugeführt  werden  soU.  Hat  man  aber  nach  richtiger  Abwägung  einmal  ent- 
schieden, daun  kann  allerdings  sowohl  ein  Eingriff  in  die  freie  Bewegung  als  in  die 
Eigenthums-  und  Bositzordnung,  in  die  Gonsequenzen  des  Frciheits-  und  des  Pri?at- 
eigenthumsprincips,  fUr  und  gegen  die  unteren,  nicht  besitzenden,  aber  auch  tüT  und 
gegen  die  oberen,  besitzenden  Glassen  70m  Gesammtinteresse  gefordert  und  dnrdi 
dasselbe  genügend  gerechtfertigt  werden. 

Das  darf  man  sieb  freilich  nicht  verhehlen,  dass  man  bei 
Aendernngen  der  Vertheilang,  welche  durch  solche  der  Rechte- 
Ordnung  herbeigeführt  werden  sollen ,  auf  Schritt  und  Tritt  zu 
Auseinandersetzungen  mit  dem  Freiheits-  und  (Privat-)  Eigen- 
thunisprincip  und  beider  Gonsequenzen  genötbigt  wird. 

So  mit  jenem  in  den  Verhältnissen,  welche  mit  der  Be?Olkerungsbewegang 
zusammenhängen  (z.  B.  Ebeschliessungsrecht,  Pflichten  aus  dem  Familien?erbandV, 
oder  in  den  VerhiUtnissen,  welche  die  Verwendung  des  Einkommens  betreffen 
(Fragen  der  Consumregelung ,  der  Benutzung  7on  Besteuerungsmaassregeln  dazn,  rgL 
meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  250  ff.,  der  Zwangsersparungen,  z.  B.  mittelst  Zwangsbeitrtgei 
der  Versicherten  für  ihre  oder  ihres  Eigenthums  Versicherung  [Arbeiterfersichemng. 
Feuerversicherung]).  So  hat  man  es  ähnlich  mit  Fragen  des  Prirateigonthams- 
princips  zu  thun,  z.  B.  bei  der  Beschränkung  der  AusnutzungsmOglichkeit  des 
Eigenthums,  bei  Beseitigung  oder  Einschränkung  wohlerworbener  Privatrechte,  bei 
Uebertragung  von  Lasten  auf  das  Eigenthum,  welche  es  bisher  nicht  oder  nicht  in 
dem  nunmehrigen  Maasse  zu  tragen  hatte,  bei  Regelung  der  Armenlasten  und  ganz 
allgemein  bei  einer  Finanz-  und  Steuerpolitik,  welche,  nach  dem  richtigen  Sinne 
des  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,  dem  höheren  Besitz  und 
dem  grosseren  Einkommen  auch  mehr  als  vorhältnissmässige  öffentliche  Lasten  auflegt 
(Princip  der  Progresaivsteuer ;  vgl.  meine  Fin.  II,  2.  A.  §.  156  ff.). 

Ftlr  Theorie  und  Praxis  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgebenden, 
dass  hier  zwischen  veröchiedenen  Interessen,  Prineipien  und  deren 
Gonsequenzen  Gompromisse  unvermeidlich  sind.  Und  zwar  um 
so  mehr,  je  schwieriger  und  unsicherer  zu  bestimmen  ist,  ob,  wie, 
wo  und  wie  weit  ein  Glasseninteresse  mit  dem  Gesammtinteresse 
sich  deckt  oder  nicht. 

Die  Erörterung  und  die  Entscheidung  wird  dabei  jene  rier  Reihen  Ton  Yoranä- 
Setzungen,  in  Betreff  der  Bevölkerung,  der  Technik,  der  Rechtsordnung,  der  gesell- 
schaftlichen Axiome  oder  Glaubenssätze  hinsichtlich  des  Seln-sollens,  stets  beachten 
müssen  (§.  205).  Ebenso  die  möglichen  und  wahrscheinlichen  Rückwirkungen  einer 
bestimmten  Entscheidung  hinsichtlich  des  Eingreifens  in  die  Rechtsordnung  und  in 
die  daraus  hervorgehende  —  bei  uns  die  vertragsmässige  —  Vertheilung  auf  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  und  auf  die  Entwicklung  von  Technik  und  Oekonomik  des  Pro- 
ductionsbetriebs.  Endlich  ist  nicht  minder  ins  Auge  zu  fassen,  ob  die  Veränderungen 
der  Rechtsordnung,  welche  durch  eine  bestimmte  Veränderung  der  Richtung,  der  Art 
und  des  Maasses  der  Vertheilung  geboten  sind,  eben  nicht  um  anderer  RQcksichteA 
Willen  zu  bedenklich  erscheinen  und  daher  doch  unterbleiben  oder  nur  bescbrinkter 
ausgeführt  werden  müssen.  So,  weil  die  bestehende  Rechtsordnung  anderweit 
günstige,  im  Gesammtinteresse  liegende,  auf  andre  Weise  gar  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend zu  sichernde  Wirkungen  hat  oder  weil  jene  Aendernngen  sonstige,  dem 
Gesammtinteresse  zu  sehr  widersprechende  Wirkungen  mit  sich  führen  würden.  Aber- 
mals bedingt  das  Alles  —  die  Nothwendigkeit  von  Gompromissen. 
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Beispiele  liegen  in  agrarischen  Regnlirnngen,  wo  etwa  mit  Rücksicht 
auf  die  Gefährdung  des  Foltswirthschaftlichen  Prodnctionsioteresses,  des  passenden 
Bodenanbaas,  auf  die  Kothwendigkeit  und  auf  die  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft 
liegende  sociale  Function  des  Grossgrundbesitzerstands  nicht  so  weit  gegangen  wird, 
als  bloss  das  Interesse  der  gleichmässigereu  Yertheiluog  tod  Besitz  und  Bodenerträgen 
verlangen  würde  und  als  sonst  nelleicht  zulässig  wäre.  Oder  gewerbe-,  handeis-,  bank-, 
böisenpolitische  Beformen,  wo  man  im  Interesse  der  Prodnction,  des  Absatzes,  der 
Kapitalbildung  und  Concentration,  des  Städtewesens,  der  7on  ihm  ausgehenden  oder 
Tomemlich  getragenen  Culturentwicklung  freiere  Bewegung,  ungleichmässigere  Ein- 
kommen- und  YermOgensyertheilung  zulässt,  als  andere  Bttckächten  es  bedingen 
würden.  Oder  finanz-  und  steuerpolitische  Maassregeln,  bei  denen  man  aus  ähnlichen 
Gesichtspuncten  in  der  Besteuerung  der  Beicheren,  der  höheren  Stände  nicht  so 
consequent  Torgeht,  als  es  der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
fordern  und  wiederum  auch  andere  Rücksichten  gutheissen  oder  wenigstens  zulassen 
würden. 

IL  —  §.  271  [97a].  Fordernngen  in  Betreff  der  Ver- 
tbeiluDg  in  de[r  Beziehnng  zu  Bedtirfnissstand  und 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  im  Besondern.  A.  Auf- 
stellung des  Rechts  auf  Existenz.  Wir  unterscheiden  hier 
die  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse,  besonders  des  ersten 
Grads,  und  diejenige  der  feineren  Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads,  sowie  der  Culturbedürfnisse  (§.  268). 

Auch  vom  Standpunct  des  Einzelnen  aus  bat  die  Frage, 
in  welchem  Verbältniss  die  Befriedigung  dieser  verschiedenen  Be- 
dürfnisse richtiger  Weise  stehen  soll,  ihr  Interesse,  u.  A.  hier  für 
die  Beurtheilung  des  Luxus  als  einer  individuellen  oder 
Privatangelegenheit  bezüglich  der  Verwendung  des  Einkommens. 

Man  wird  auch  für  den  Einzelnen  den  Ezistenzbedürfhissen  ersten  Grads  den 
Vorrang  ?or  allen  anderen,  auch  ?or  den  Gulturbedürfhissen  einräumen  müssen,  weil 
ihre  genügende  Befriedigung  Bedingung  der  Existenz  und  der  Entwicklung  des 
Indinduums  Überhaupt  ist.  Dagegen  ist  ein  solcher  Vorrang  nicht  ebenso  unbedingt 
den  Existenzbedürfnissen  zweiten  Grads  vor  den  Gnlturbedürfnissen  zuzugestehen, 
mindestens  nicht  für  den  Einzelnen,  welcher  für  sich  allein  zu  sorgen  hat  Anders 
kann  die  Sache  im  Familien?erbande  bezüglich  der  Existeuzbedürfnisse  zweiten  Grades 
bei  den  zu  unterhaltenden  Angehörigen  liegen.  Für  den  Einzelnen  allein  kann 
dagegen  wenigstens  ein  gewisser  Vorrang  für  gewisse  richtige  und  wichtige  Cultur- 
bedtirfnisse  anerkannt  werden,  nemlich  principiell  ans  dem  Gesichtspuncto  des  ethi- 
schen Sein-sollens  mit  Bücksicht  auf  die  geistige  und  sittliche  Seite  und  Bestimmung 
des  Menschen. 

Indessen  hier  in  der  Socialökonomie  handelt  es  sich  um 
die  Betrachtung  der  Frage  vom  Standpunct  der  Volksgemein- 
schaft aus.  Die  Frage  liegt  nach  Zeitaltern,  nach  ökonomisch- 
technischen  Entwicklungsverhältnissen,  nach  den  geltenden  gesell- 
schaftlichen Axiomen  bezüglich  des  Sein  -  sollens  verschieden, 
gestattet  daher  wieder  nur  eine  historisch-rechtliche  Be- 
antwortung. Sie  beschäftigt  uns  hier  nur  für  die  Culturvölker 
europäischer  Givilisation  in  der  Gegenwart. 
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1.  Erörterung  für  die  Befriedigung  der  Existenzbedfirf- 
nisse  ersten  Grads,  soweit  diese  Befriedigung  von  der  Ver- 
t beilang  des  Volkseinkommens  abhängt.    Recht  auf  Existent. 

Hier  ist  als  ein  erster  leitender  Grundsatz  aufzustellen:  kein 
einzelner  Mensch  soll,  soweit  die  Gemeinschaft  es 
hindern  kann,  bloss  aus  Mangel  an  wirthschaftlichen 
Mitteln  zur  Befriedigung  jener  Bedürfnisse  untergehen. 
Ja,  diese  Befriedigung  soll  sogar  in  einem  nach  Art  und  Maass 
bestimmten  Minimalumfang  stattfinden,  wie  er  annähernd  der 
erreichten  Lebenshaltung  der  unteren  Schichten  der  Handarbeits- 
classen  entspricht. 

Insoweit  besteht  eine  sittliche  Pflicht  der  Gemeinschaft, 
zu  helfen,  eine  Pflicht,  welche  auch  als  Rechtsnorm  zn  fasseo 
ist;  alsdann  mit  der  Rechtsfolge,  dass  in  die  vertragsmässige  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  auf  der  Grundlage  der  persönlichen 
Freiheit  und  des  Privateigenthums  eingegriffen,  dass  daher  insofern 
und  insoweit  als  nöthig  ein  Recht  der  Gemeinschaft  gegenüber 
den  besitzenden  Classen  und  den  Classen  und  Personen  höheren 
Einkommens,  dieselben  zur  Hilfsleistung,  bzw.  zur  Hergabe  von 
Mitteln  in  Anspruch  zn  nehmen,  anerkannt  wird. 

Für  das  Individuum,  die  Familie  in  der  eine  solche 
Hilfe  nothwendig  machenden  Lage,  ergiebt  sich  ein  Anspruch 
auf  Hilfe,  welcher  als  Rechtsnorm  formulirt  das  Recht  auf 
Existenz,  daher  auf  Gewährung  der  hierzu  erforderlichen  wirth- 
schaftlichen  Mittel  im  angedeuteten  Umfang,  genannt  werden  kann. 
Diesem  Individual-  und  Classenrecht  auf  Existenz  entspricht  aber 
als  Gorrelat  die  Pflicht  —  und  demgemäss  das  Recht  der 
Gemeinschaft  —  sich  den  nothwendigen,  wenn  auch  human 
und  nach  dem  Stand  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  in 
verschiedener  Weise  aufzustellenden  und  durchzutUhrenden  Be- 
dingungen zu  fügen,  welche  die  Verwirklichung  des  Rechts  anf 
Existenz  allein  möglich  machen  und  die  mit  demselben  verbundenen 
Gefahren  beseitigen.  Solche  Bedingungen  sind  eventuell:  die  An- 
erkennung von  Arbeitspflichten  bei  vorhandener  Arbeitsflihig- 
keit  und  nach  Maassgabe  derselben,  eventuell  die  Ausübung  eines 
Arbeitszwangs,  die  Anerkennung  eines  Rechts  der  Gemein- 
Schaft,  in  die  Verwendung  des  Individual-  und  Familienein- 
kommens, daher  mittelst  Consumregelung  und  Zwang  zu  Ersparungen, 
und  endlich  nicht  minder  eines  Rechts,  regelnd,  eventuell  hemmend, 
in  die  Bevölkerungsbewegung,  insbesondere  in  die  Eheschliessnngen 
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und  in  die  WanderungeD,  einzugreifen ;  namentlich  soweit  das  wegen 
des  Verhältnisses  zwischen  dem  Volkseinkommen  und  dessen  Be- 
wegung (Dividendus)  und  der  Volkszahl  und  Gliederung  und  deren 
Bewegungen  (Divisor)  geboten  ist  und  soweit  auch  wiederum 
im  Gemeinschaftsinteresse  berechtigte  Interessen  der  be- 
sitzenden und  der  Classen  und  Personen  höheren  Einkommens  zu 
schonen  und  zu  schützen  sind. 

In  dieser  Weise  gefasst  und  begründet,  auch  mit  den  hier  an- 
gedeuteten Beschränkungen,  stellt  das  ,, Recht  auf  Existenz '^ 
einen  ungeheuren  sittlichen  und  rechtlichen  Fortschritt  in  unserer 
Cttiturperiode  verglichen  mit  früheren  Zeiten  und  anderen  Ländern 
und  Völkern  dar:  einen  wahren  Fortschritt  der  Gesittung, 
welcher  sich  unter  dem  Einfluss  christlicher  Anschauung  mit 
vollzogen  hat. 

Dass  dabei  ein  solches  Recht  noch  nicht  formal  und  etwa  unter  diesem  Namen 
anerkannt  ist,  was  bisher  in  der  Praxis  allgemein  zagegeben  werden  muss,  und  dass 
auch  die  Theorie  noch  ?ielfach,  selbst  vielleicht  noch  überwiegend,  sich  zOgernd  und 
ablehnend  dagegen  verhält,  ist  keine  Widerlegung  der  vorausgehenden  Sätze  und  kein 
Beweis  dafür,  dass  ein  solches  Recht  nicht  bestehe  und  nicht  anzunehmen  sei. 
Ebensowenig  beweist  die  Art  der  Verwirklichung  des  Rechts  in  dieser  Frage  etwas, 
z.  B.  ob  man  es,  wie  bisher  regelmässig  bei  unserem  Öffentlichen  Armenrecht,  mit 
einem  Seitens  des  Einzelnen  nur  im  Beschwerdeweg  innerhalb  der  Verwaltung  geltend 
zu  machenden,  in  diesem  Sinne  nicht  mit  einem  eigentlichen  persönlichen  (Individual-) 
,JtcchC'  oder  wirklich  mit  einem  solchen  zu  thun  habe.  Maassgebcnd  für  die  hier 
vertretene  Auffassung  ist,  dass  ein  solches  „Recht''  der  sittlichen  Auffassung  der 
Gesellschaft  einem  der  erwähnten  „Glaubenssätze''  hinsichtlich  des  Sein-sollens  ent- 
spricht, und  dass  in  der  That  in  der  Rechtsordnung,  wenn  auch  eventuell  nur 
erst  im  Verwaltungsrecht  und  nach  dessen  Normen  und  Formen,  Einrichtungen 
bestehen,  welche  implicite,  bei  richtiger  begrififlichcr  Abstraction  und  Zurück- 
führung  des  Goncreten  auf  die  ihm  zu  Grunde  liegenden  Principien ,  auf  ein  solches 
„Recht  auf  Existenz"  hinauskommen. 

Das  gilt  aber  schon  heute  von  dem  bei  den  meisten  CulturvOlkem  bestehenden 
(öffentlichen  Armenrecht  oder  wenigstens  von  der  Art,  wie  hier  vom  Gemein- 
wesen für  Arme  gesorgt  wird.  Vgl.  preuss.  Landrecht,  Tb.  II,  Tit.  19  §.  1  (s.  u.  S.  698). 
Einerlei,  wie  gesagt,  in  welcher  rechtsformalen  Weise  hier  der  Anspruch  auf  Armen- 
unterstützung  geltend  gemacht  wird,  er  wird  doch  anerkannt.  Namentlich  verpflichtet 
der  Staat  die  Gemeinden  und  Verbände  auch  rechtlich,  für  ihre  Armen  zu  sorgen, 
und  wacht  über  die  Erfüllung  dieser  Pflicht.  Das  bat  aber  als  Correlat  eine 
Steuerpflicht  innerhalb  der  Gemeinschaft  zur  Deckung  der  Kosten  dieser  Armen- 
unterstfltzung  im  Gefolge  (eigentliche  Armensteuern,  wie  die  poor  rate  in  England, 
8.  meine  Fin.wiss.  III,  §.  157  ff,  oder,  selbst  bei  einem  formellen  Verbot  solcher 
„Armensteuem",  wie  es  in  Deutschland  vorkommt,  allgemein  höhere  Gemeinde- 
abgaben hierfür,  bzw.  die  Rechtspflicht  der  Gemeinden,  den  Bedarf  der  Armen- 
ferwaltung  in  den  Haushaltsotat  einzusetzen  und  für  dessen  Deckung  mit  zu  sorgen. 
Vergl.  Stein,  Verwaltlehre  2.  Aufl.  S.  796  ff.,  im  Allgemeinen  Emminghaus, 
Armen wesen,  Berlin,  1870,  Aschroth,  Art.  Armen wesen  im  H.-W.-B.  d.  Staats- 
wiss.  I).  Selbst  wo,  wie  in  romanischen  Ländern,  besonders  in  Frankreich,  eine 
eigentliche  commnnale  Armen unterstützungs  -  Rechtspflicht  nicht  besteh^,  läuft  die 
Sache  doch  practisch  auf  nicht  so  sehr  riel  Anderes  hinaus. 

Auch  in  dem  jetzt  sich  ausbildenden  Arbeiterversicherungsrecht  kann 
man  doch  eine  Consequenz  des  Gedankens  des  „Rechts  auf  Existenz"  sehen :  nur  eben 
auch  mit  Ziehung  der  angedeuteten  Consequenzen   zu  Gunsten  der  Gemeinschaft, 
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Demiich  den  Versicherten  za  Beitr&gen.  d.  h.  zn  einer  bestimmten  Venrendong 
seines  Einkommens,  zn  Zwangsersparnngen  zn  nOthigen,  wie  anderseits  Dritte,  die 
Arbeitgeber,  oder  nnmittelbar  die  Volksgemeinschaft  (und  in  ihr  dann  fr^ch 
mittelbar  die  Versicherten  als  Steuerträger,  bei  indirecten  Steuern  efentnell  mittebt 
Consumregelnng,  —  Eeichsznschnss  bei  der  deutschen  Altersversicherung)  mit 
hierfür  zn  belasten,  d.  h.  eben  doch  in  die  „Tertragsmftssige  Einkorn men^ertheilong^ 
einzugreifen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  agrarischen  Ablösungs-  und  Pachtweaens 
(deutsche  Grundentlastung,  neuere  irische  Pachtnormen)  liegen  ähnliche  Fälle  for. 
Hier  werden  z.  6.  die  zu  einer  selbständigen  wirthschaftUchen  Existenz  in  minimalem 
Umfange  erforderlichen  Bedingungen  des  Wirthschaftsbetriebes  gewährt,  die  Pacht- 
zinsen so  angesetzt,  dass  sie  einen  zur  Erhaltung  der  Pächterfamilie  ausreichenden 
Beinertrags-Antheil  fttr  diese  übrig  lassen,  unter  Hintansetzung  der  Rechte  und  Inter- 
essen Dritter  (vgl.  z.  B.  prenss.  Gesetz  v.  2.  Mai  1850  Über  Ablösung  und  Regolirong 
der  gutsherrl.  und  bäuerl.  Verhältnisse  §.  68 :  der  Besitzer  der  Hofstelle  darf  ?eriangen. 
dass  ihm  nach  Abzug  der  Abfindung  des  Gutsherrn  ein  Drittel  des  Reinertrags  der 
Stelle  bleibe;  umso  viel  ist  die  Abfindung  zu  vermindern).  —  Ein  Ausnahmefall  ver- 
wandter Art,  aber  immerhin  auch  ein  solcher,  welcher  auf  dem  in  Recht  auf  Existenz 
enthaltenen  Princip  beruht,  ist  die  Öffentliche  Beschlagnahme  Ton  Nahrungsmitteln  lu  s.  w. 
in  Nothzeiten  (belagerte  Orte,  Missemten). 

Welcher  Unterschied  gegen  frühere,  rohere  Zeiten!  Mit  ans 
Mangel  an  materiellen  Mitteln,  aber  doch  eben  anch,  weil  die  ent- 
sprechenden sittlichen  Anschauungen  und  Rechtsnormen  fehlten, 
da  wohl  Kinderaussetzungy  Verlassen,  Tödten  der  Greise. 

Wie  auch  der  Umfang  der  Bedürfnissbefriedigung  von  den 
dem  Recht  auf  Existenz  zu  Grunde  liegenden  Anschauungen  be- 
einflusst  wird  und  sich  demgemäss  einigermaassen  nach  der  er- 
reichten Lebenshaltung  der  unteren  Volksclassen  richtet,  ergiebt 
sich  aus  der  Art  der  Verpflegung  der  öffentlichen  Armen  (englische 
Armenhäuser),  der  Strafgefangenen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  ist  in  dem  Streben,  das  sog.  Existenz- 
minimum frei  zu  lassen,  unmittelbar  bei  directen,  namentlich  Personalsteaera, 
mittelbar  durch  Ausschluss  der  nothwendigen  Nahrungsmittel  aus  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung, auch  eine  Tendenz  sichtbar,  welche  auf  demselben  Gedanken,  wie 
die  Gewährung  des  Rechts  auf  Existenz,  beruht).  (Vgl.  meine  Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  167, 
auch  G.  Schanz,  im  H.w.b.  d.  Staatswiss.  III,  825  ff.). 

Das  „Recht  auf  Existenz'',  obwohl  auch  hier  nicht  immer  so 
genannt  und  gefasst,  liegt  mehr  oder  weniger  klar  gewissen  socia- 
listischen  Auffassungen  zu  Grunde.  Es  hängt,  wie  sich  gleich 
zeigen  wird,  mit  dem  socialistiscben  ,, Recht  auf  Arbeit'' zusammen, 
welches  seine  noth wendige  Consequenz  ist,  von  dem  jedoch  auch 
ein  anderes,  als  subsidiäres  auch  in  unserer  Rechtsordnung  unter- 
schieden werden  kann  (§.  273).  Aber  das  Recht  auf  Existenz 
steht  mit  einem  anderen,  in  der  socialistischen  Vertheilungstheorie 
vorkommenden  Rechte,  dem  „Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag", 
in  einem  Widerspruch,  welcher  nur  durch  Gompromiss  gelöst  werden 
kann  und  nothwendig  in  der  Praxis  so  gelöst  werden  mass. 
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Die  schärfsten  und  besten  AusfCÜiningcn  hierüber  in  Anton  Meogcr 's  Schrift 
das  Becht  aaf  den  vollen  Arbeitsertrag.  Es  ist  für  unsere  Zwecke  nicht  nothwendig, 
auf  die  sonstige  litterarische  Behandlang  des  Bechts  auf  Existenz  hier  einzugehen. 
Sie  ist  wenig  umfangreich  und  wissenschaftlich  unbedeutend. 

Znr  socialökoDomischen  Würdigung  des  Rechts  auf  Existenz 
sind  die  Gonsequenzen  desselben  iür  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  and  damit  ftlr  die  Eigentbumsverhält- 
nisse  einer-  und  für  die  nothwendige  Stellung  der  Gemeinschaft, 
and  zwar  anter  jeder  denkbaren  Gestaltung  der  volkswirtbschaft- 
lichen  Organisation,  zur  Bevölkerungs frage  andrerseits  be- 
sonders wichtig. 

In  ersterer  Hinsicht  liegt  in  der  Anerkennung  des  genannten 
Rechts  zugleich  das  Zugeständniss,  dass  die  Gemeinschaft  Interesse, 
Pflicht  und  Recht  hat,  in  das  Privateigenthum  einzugreifen  und 
der  Ungleichheit  der  Einkommen  eine  Schranke  zu  setzen,  wenn 
und  soweit  als  die  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Existenz  dies 
nothwendig  macht. 

Ein  Schluss  von  zwingender  Folgerichtigkeit,  wenn  man  die  principielle  Be- 
gründung jenes  Bechts  richtig  erfasst  und  als  richtig  zngiobt.  Es  folgt  daher  auch 
für  die  Frage  des  Pri?ateigenthnms ,  dass  diesem  nur  ein  relativer,  kein  absoluter 
Anspruch  auf  Schutz  und  Schonung  zugestanden  werden  kann.  In  derThat:  zuerst 
kommt  das  Becht  des  Individuums  auf  Existenz,  soweit  die  Gemeinschaft  dies  Becht 
Ökonomisch  anerkennen  kann  und  ethisch  anerkennen  muss,  dann  erst  und  soweit  es 
mit  jenem  Bechte  nach  dieser  Pflicht  der  Gemeinschaft  vereinbar  ist,  kommt  das 
Becht  des  Individuums,  sein  Eigenthum,  sein  in  der  vertragsmässigen  Vertheilung 
erlangtes  Einkommen  (practisch:  sein  übcr-durcbschnittliches  Einkommen)  unverktlrzt 
zu  behalten.  Unsere  einseitig  den  Anschauungen  und  Interessen  der  besitzenden 
Classen  dienende  Privatrechtsentwicklung  bat  diese  richtigro  Beihenfolge  schier  um- 
gedreht. Vgl.  hierzu  Schäffle,  System  II,  §.282,  S.  378— 394  (trelflich,  s.  auch 
die  kurze  Formulirong  der  in  diesem  §.  282  entwickelten  Gedanken  in  der  Inhalts- 
tibersicht I,  S.  XXXV).  —  Die  Consequenz  des  Bechts  auf  Existenz  ist  daher  auch, 
dass  in  einem  Gemeinwesen,  welches  die  persönliche  Freiheit  und  die  Gleichberech- 
tigung (den  principiell  gleichen  „Menschenwerth'')  aller  seiner  Angehörigen  anerkennt, 
auch  keinem  noch  so  kleinen  Theile  des  Volks  ein  unbedingtes  Becht  auf  ein 
grösseres  Einkommen,  folgeweise  auch  auf  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse 
zweiten  Grads  und  der  Culturbedtlrfnissc  zugestanden  werden  kann,  wenn  jenes  Ein- 
kommen und  diese  Befriedigung  wenigstens  indirect  einem  anderen  Volkstheil  selbst 
jene  minimale  Bedilrfnissbefriedigung  entzöge  (vgl.  die  Daten  von  Marx  I,  I.A.,  C42  fT., 
aus  dem  6.  report  on  public  health  1863). 

Der  besonders  in  der  Discussion  der  Arbeiterfrage  gemachte  Einwand,  dass 
auch  in  solchem  Falle  eine  Abhilfe  der  Noth  der  unteren  Classen  nicht  möglich  sei, 
weil  es  an  den  ihnen  allein  nöthigen  naturalen  Gtltern  (Volksnahrungsmittel, 
Brot  u.  8.  w.)  fehle  und  die  etwa  für  die  Wohlhabenderen  producirten  Guter  den  Un- 
bemittelten nichts  nutzen,  Ubcrschiesst  das  Ziel.  Denn  sobald  eben  Güter  letzterer  Art 
vorhanden  sind,  beweist  dies  schon,  dass  an  dem  in  unserem  Falle  angenommenen 
Nothstaude  der  unteren  Classen  nicht  oder  doch  nicht  allein  die  Kleinheit  des  Volks- 
vermögens und  Volkseinkommens  schuld  ist.  Vielmehr  müssen  hier  Productionsmittel 
im  weiteren  Sinne  (^Arbeitskräfte,  Kapitalien,  Boden)  da  sein,  die  in  diesem  Falle 
eben  nur  in  die  Herstellung  von  Gütern  des  Bedarfs  der  unteren  Classen  hinüber- 
geleitet werden  müssen.  Oder  m.  a.  W.:  nicht  die  Production  ist  an  sich  zu  klein, 
sondern  ihre  Bichtung  ist  volkswirthschaftlich  nachtheilig  und  dies  kann  und  muss 
in  dem  im  Texte  angenommenen  Falle  geändert  werden.    Es  wird,  besonders  in  der 
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Lohnfrage,  so  oft  überseheo,  dass  eine  bestimmte  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens  immer  auch  bestimmte  Richtungren  und  Arten  der  Pro- 
duction  zar  Folge  hat.  Bei  grosser  Ungleichheit  des  Einkommens  geht  diese  Rich- 
tung mehr  auf  Luxusartikel  für  die  Wohlhabenden,  bei  grosserer  Gleichheit  mehr 
auf  Artikel  des  Massenconsums,  auch  bei  gleicher  Höhe  des  gesammten  Kapitals  und 
Volkseinkommens.    S.  o.  Vorbemerkungen  in  §.  261. 

Die  Verpflichtung  der  Gemeinschaft,  das  Recht  auf  Existenz 
durchzoftthren,  kann  aber  nicht  weiter  gehen,  als  die  ökonomische 
Möglichkeit  dazu.  Diese  aber  hängt  einmal  vom  Stande  der  Pro- 
ductionstechnik  und  Oekonomik  und  von  den  socialen  und  rech^ 
liehen  Bedingungen  dieses  Standes  und  seines  Fortschritts,  sodann 
von  der  Bevölkerungszahl  und  deren  Entwicklung  ab.  Daher  mnss 
die  Gemeinschaft  auch  das  Recht  beanspruchen,  den  Classen  und 
Individuen  diejenigen  Beschränkungen  aufzulegen,  welche  sich 
hiemach  als  nothwendig  erweisen.  Droht  die  natürliche  und  Wan- 
derungsbewegUDg  die  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Existenz  un- 
möglich oder  in  einer  dem  Gemeinschaftsinteresse  widersprechenden 
Weise  zu  schwierig  zu  machen,  so  sind  Beschränkungen  der 
Eheschliessung  und  damit  indirect  der  natürlichen  Volks- 
vermehrung und  ebenso  Beschränkungen  der  Wanderungen, 
namentlich  der  heimischen  Zu-  und  der  Einwanderungen 
aus  dem  Auslande,  nothwendig  und  berechtigt.  Hier  liegt  zugleich 
die  Gonsequenz  der  Malthns'schen  Bevölkerungslehre  vor,  welcher 
der  extreme  Individualismus  und  der  Socialismns  sich  in  gleicher 
Weise  mit  Unrecht  entzogen  haben. 

Fftr  das  Weitere  ist  hier  jetzt  in  dieser  3.  Anfl.  auf  das  ?orige  Kapitel  dieses 
Buchs  zu  verweisen,  welches  an  die  Stelle  der  wenigen,  aber  principiell  Überein- 
stimmenden Bemerkongen  Über  die  Bevölkern ngsf rage  in  der  2.  Anfl.  S.  145,  146 
getreten  ist.  Namentlich  bei  der  Erörterung  der  socialökonomischen  Seite  des  Ehe- 
schliessnngsrechts  und  des  Zugrechts  (Freizügigkeit),  worauf  in  der  2.  Abth.  der 
Grundlegung  bei  den  socialen  Freiheitsrechten  näher  eingegangen  wird,  ist  der  an- 
gedeutete Punct  von  besonderer  Wichtigkeit. 

B.  —  §.  272.     Durchführung  des  Rechts  auf  Existenz. 

Nor  um  Andeutungen,  um  Fingerzeige  handelt  es  sich  hier.  Alles 
Weitere,  namentlich  zur  Begründung  des  Einzelnen,  zur  Auseinandersetzung  mit  nahe 
liegenden  und  auch  da  und  dort  hervorgetretenen  Einw&nden,  mOsste  einem  besonderen 
„System  der  Socialpolitik''  vorbehalten  bleiben.  Daher  das  Folgende  auch  mehr  in 
Form  von  Thesen  ohne  umfassende  Beweisführung.  Aber  es  erschien  doch  erwtlnscht, 
diese  Andeatungen  hier  zu  machen.  In  der  vorigen  Auflage  fehlten  sie,  was  ich  doch 
als  einen  Mangel  erkannt  habe. 

Für  die  Durchführung  eines  Rechts  auf  Existenz  —  die  Frage 
immer  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  Völker  europäischer 
Civilisation  betrachtet  —  sind  zunächst  die  Arten  oder  Reihen 
von  Fällen,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  nach  ihren  cha- 
rakteristischen Merkmalen,   danach  die   Bedingungen,  welche 
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vorliegen,  und  die  speciellen  Forderungen  bei  jeder  Art  von 
Fällen  zu  unterseheiden.  In  VerbinduDg  hiermit  sind  die  Fol- 
gerungen aus  der  Aufstellung  dieser  Forderungen  zu  ziehen  und 
die  practischen  Mittel  und  Wege  anzugeben,  welche  zur 
Verwirklichung  dieser  Forderungen  in  Erwägung  kommen  und 
eventuell  zu  wählen  sind.  Man  hat  es  daher  hier  mit  jenen  drei 
practischen  Aufgaben  zu  thun,  welche  früher  auch  für  die 
Wissenschaft  der  Socialökonomie  aufgestellt  wurden  (Buch  1, 
§.  62—64). 

Die  Arten  von  Fällen  lassen  sich  in  folgende  vier  unter- 
scheiden: schuldlose  Erwerbsunfähigkeit  und  Mittellosigkeit,  schuld- 
loser Mangel  an  Erwerbsgelegenheit,  selbstverschuldeter  Mangel 
an  Unterhaltsmitteln,  selbstverschuldeter  Erwerbsmangel. 

1.  Zur  ersteren  Art  gehören  die  besonderen  Fälle  der  mittellosen 
Waisen,  Kranken,  auch  Geisteskranken,  Invaliden,  Altersschwachen 
und  ähnliche.  Das  gerade  hier  unmittelbar  hervortretende  Recht 
auf  Existenz  und  die  ihm  correlative  Pflicht  der  Gemeinschaft,  zu 
helfen,  führt  zu  der  speciellen  Forderung,  diesen  Kategorien  von 
Personen  mit  Mitteln  der  Gemeinschaft  und  zwar  auch  mit  solchen, 
welche  direct  und  indirect  den  erwerbenden  und  bemittelten  Per- 
sonen entzogen  werden,  Hilfe  zu  leisten.  Dies  geschieht  im  öffent- 
lichen Armenwesen  und  Recht,  im  Arbeiterversicherungs- 
wesen, auch  wohl  noch  auf  andere  Weise  (unentgeltliche  öffentliche 
Leistungen). 

a)  Die  wichtigste  hierher  gehörige  Einrichtang  ist  das  öffentliche  Armen- 
wesen  und  das  wichtigste  Becht,  das  (acti?e  and  passi?e)  öffentliche  Armen- 
recht. 

Dieser  Einrichtung  und  diesem  Rechte  kann  zur  Seite  treten,  eventuell  in  der 
Praxis  so,  dass  beide  nur  subsidl&r  in  Betracht  kommen,  die  auf  dem  caritati^en 
Princip  beruhende  pri?ate,  kirchliche,  Vereinsarmenpflege.  Aber  mindestens  eine 
solohe  sabsidiäre  Pflicht  öifentlicher  Körper  („Zwangsgemein wirthschaften**)  mnss 
im  Rechte  anerkannt  sein,  was  ?ielfach  in  unseren  Culturstaaten,  namentlich  den  ger- 
manischen, auch  der  Fall  ist,  wenn  in  Einrichtung  und  Recht  des  Armenwesens 
implicito  das  Recht  auf  Existenz  gewährt  sein  soll. 

b)  In  einer  dem  wirthschaftlichen  Princip  ?on  Leistung  und  Gegenleistung  mehr 
oder  weniger,  mitunter  völlig  entsprechenden  Weise  wird  in  der  Einrichtung  der  frei- 
willigen (facultativen)  wie  der  obligatorischen,  auf  dem  Zwangsprincip  beruhenden 
„Arbeiterversicherung'*  das  caritative  und  das  öffentliche  Armenwesen  in  seiner 
ttblichen  Gestalt  und  Durchfuhrung  ersetzt,  in  der  Kranken-,  UnfaU-,  Invaliden-  und 
Alters-,  Wittwen-  und  Waisen  Versicherung  (beztlgliche  Einrichtungen  im  öffentlichen 
Dienst  für  die  Beamten,  s.  Fin.  I,  3.  A.  §.  164  ff.,  deutsche  und  andere  neuere  Ar- 
beiterversicherung). Völlig,  wenn  die  betreffenden  Versicherungsbeitr&ge  an  die  Ver- 
sicherten ausreichend  bemessen  und  ausschliesslich  aus  Beiträgen  der  Versicherten 
selbst,  bezw.  aus  Fonds,  welche  die  letzteren  allein  aufgebracht  haben,  bestritten 
werden;  theilweise,  wenn  andere  Privatpersonen,  wie  namentlich  die  Arbeitgeber, 
die  Kosten  einer  ausreichende  Unterstützung  gewährenden  Arbeiterversicheruug  allein 
oder   zusammen   mit  den  Versicherten   und    etwaigen  Dritten  tragen  und  wenn   ein 
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&fieiitlicher  KOiper  Beitrige  leistet  (Beicbsznscbiiss  bei  der  dentscbeo  Alters-  und 
iDvalideDTersicberuDg).  In  beiden  letzteren  Fällen  liegt  bicr  aber  nur  eine  andere 
Begulimng  der  Öffentlichen  Annenlast  for,  wie  schon  oben  bemerkt.  Beitrige 
der  Arbeitgeber  erscheinen  zugleich  als  eine  Aenderung  der  Teitragsmlssigen  Ter- 
theilong  des  Gesammtertrags  der  Prodnction  zwischen  Arbeiter  and  Arbeitgeber, 
Zwangsbeiträge  als  eine  dieser  Aenderung  der  Yertheilong  zu  Grunde  liegende 
Aenderung  der  Rechtsordnung  zwischen  „Kapital  und  Arbeit*\  freilich,  streng  ge- 
nommen, nur  wenn  jene  Beiträge  nicht  etwa  zu  entsprechenden  Lohn?erkimungen 
fuhren.  Beiträge  der  Arbeiter  selbst  und  auch  öffentlicher  KOrper  (ans  Steuern)  haben 
ökonomisch  und  rechtlich  die  Bedeutung  ?on  bestimmten  Verwendungsarten  des  Ein- 
kommens, Zwangsbeiträge  der  Arbeiter  ?on  zwangsweisen  Consumregelungen  und  Er- 
sparungen. Beiträge  öffentlicher  Körper  aus  solchen  Steuern,  welche  nicht  auf  die 
Versicherten  selbst  fallen,  wirken  im  Effect  wie  Verkürzungen  des  aus  der  Terkehrs- 
mässigen  Regelung  hervorgegangenen  Einkommens  Andrer.  —  Mit  Eingriffen  der 
Rechtsordnung  in  die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  bzw.  in  die  Ver- 
wendung des  Einkommens  hat  man  es  hiemach  bei  der  obligatorischen  Arbeiter- 
Tersichemng  immer  in  der  einen  oder  anderen  Weise  zu  thnn.  Wer  das  nicht  er- 
kennt oder  bestreitet,  verfolgt  die  hier  obwaltenden  Priucipien  in  ihrer  ökonomischen 
Wirkung  nicht  weit  genog  oder  unrichtig.  Es  ist  daher  auch  völlig  consequent,  wenn 
die  ökonomischen  Individualisten  und  „Freihändler'"  diese,  wie  jede  andere  obliga- 
torische Versicherung  (z.  B.  bei  Brandschäden)  verwerfen  (vergl.  meinen  Aufs. 
Staat  und  Versicherungswesen  in  der  Tüb.  Ztschr.  1881,  auch  selbständig  erschienen, 
ond  meine  Abb.  Versicherungswesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  B.  III). 

c)  Auch  die  Steuerfreiheiten  speciell  für  „Arme"'  im  verwaltungsrecht- 
lichen Sinne,  die  unentgeltliche  Gewährung  öfientlichor  Leistungen  tf^r  sie 
(,.ArmenBchule*\  ,,Armenrechr*  im  Process,  bei  Beanspruchung  von  Rechtshilfe,  „Ji^ie 
oder  billigere  Fahrt*'  u.  dergL  bei  öffentlichen  Verkehrsanstalten  u.  a.  Aehnliche) 
gehören  mit  hierher,  soweit  es  sich  um  Bedürfnisse  handelt,  welche  nach  der  herr- 
schenden Auffassung  zu  den  Existenzbedürfnissen  gehören,  deren  Befriedigung  gewähr- 
leistet werden  soll.    So  ein  Minimum  von  Bildnngserlangung.  von  Rechtshilfe. 

§.  273.  —  2.  Bei  der  zweiten  Reihe  von  Fällen,  schnld- 
losemMangel  an  Erwerbsgelegenheit  —  und  ähnlich:  an 
genügender  —  kommen  vor  Allem  diejenigen  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  in  Betracht,  wo,  bei  persönlicher  Fähigkeit  und  gutem 
Willen  za  arbeiten,  es  nach  Lage  der  Dinge  aaf  dem  ,,ArbeitB- 
markte'^  an  ausreichender  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  fehlt. 

Daran  kann  freilich  wieder  mancherlei  Verschiedenes  schuld  sein:  allgemeinere 
und  partielle  Erwerbsstockungen,  welche  aus  Absatzstockungen  hervorgehen  —  der 
ominöse  moderne  Fall  der  ,, Krisen*'  im  technischen  Sinne  des  Worts  — :  zeitliche, 
locale  Uebcrfuliung  des  Arbeitsmarktes  wegen  zu  starken  Zuzugs  von  Arbeitskräften 
(Freizügigkeitsfrage),  Ueberftlllnng  von  einzelnen  Berufszweigen  der  nationalen  Arbeit 
wegen  zu  starken  Andrangs  des  Nachwuchses  dazu  (Uebervölkerungsfrage),  überhaupt 
alle  die  mannigfaltigen  Verhältnisse,  welche  auf  „rückgängige  Conjuncturen**  im 
Wirthscbaftsleben  hinwirken,  Aenderangen  der  Productionstechnik,  der  Verkehrs- 
woge,  Ersetzung  der  Arbeitskräfte  durch  Maschinen  u.  s.  w.  (§.  167). 

Dauernde  Abhilfe  kann  hier  nur  entweder  die  Steigerung, 
bessere  Ordnung,  mehr  an  natürlichen  Productionskosten  sparende 
GestaltuDg  der  Prodnction  (technischer  Fortschritt),  daher  eine  dies 
Alles  möglichst  begünstigende  volkswirthschaftliche  Organisation, 
oder  die  Verminderung  und  günstigere  Gliederung  der  Bevölkerung 
(auch  durch  Wanderungen),  die  langsamere  Volksvermehrung  oder 
endlich  eine  Combination  zwischen  diesen  beiden  Momenten  bringen. 
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Ein  grosser  Theil  der  Fragen  der  Bevölkernngslehre,  der  socialen 
Freibeitsrechte  (Eheschliessungs-^  Zug-,  Ein-  und  Ans  wanderungs- 
recht), der  Eigenthnmsordnung  in  deren  RHckwirkung  auf  die  Pro- 
ductivität  spielt  auch  hier  mit. 

Indessen,  alles  das  kommt  für  chronische  Nothstände  und 
Schwierigkeiten  in  Betracht,  wobei  es  auf  die  tieferen  Ursachen 
einzuwirken  gilt.  Dadurch  kann  auch  bestenfalls  nur  langsam 
und  allmählig  Besserung  der  Verhältnisse  erreicht  werden.  In 
den  hier  in  Rede  stehenden  Fällen  handelt  es  sich  aber  um  acute 
Nothstände,  denen  durch  unmittelbar  wirkende  Maassregeln 
allein  abgeholfen  werden  kann. 

Als  solche  kommen  hier  in  nothwendiger  Consequenz  des  Rechts 
auf  Existenz  in  Betracht:  das  Recht  auf  Arbeit,  als  ein  sub- 
sidiäres Recht  auch  unserer  Erwerbsordnung,  insbesondere 
die  Beschäftigung  arbeitsloser  Erwerbsfähiger,  femer 
subsidiär  die  Ausdehnung  des  öffentlichen  Armen- 
recht  s  auf  diese  Personen,  wenn  dieselben  nicht  oder  nicht 
ausreichend  oder  nur  gegen  unzulängliche  Löhne  auf  diese  Art 
beschäftigt  werden  können. 

a)  Das  hier  gemeinte  Recht  aaf  Arbeit  ist  das  Recht  fUr  diejenigen  Personen, 
welche  nicht  auf  dem  freien  Arbeitsmarkte  Erwerbsarbeit  finden  können,  solche  ?on 
öffentlichen  Antoritäten  direct  oder  dnrch  deren  Yermittlnng  bei  Privaten  zo- 
gewiesen  zn  erhalten  and  zwar  za  einem  mindestens  die  Befriedigung  der  Existenz- 
bedOrfnisse  im  Umfang  der  unteren  Arbeiterschichten  gestattenden  Lohne  (gemeiner 
Arbeitslohn).  Diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der  Gemeinschaft,  hierfür  die  Ein- 
richtungen zu  treffen  und  die  Mittel  (eventuell  durch  Rückgriff  auf  die  Besteuerung) 
zu  beschaffen,  aber  als  Correlat  auch  die  Pflicht  der  betreffenden  Individuen,  die 
übertragene  Arbeit  zu  übernehmen,  das  Recht  der  Gemeinschaft,  dies  zu  verlangen 
und  dafür  die  erforderlichen  Zwangs-  und  Strafmittel  anzuwenden. 

Eine  nicht  nur  practische,  sondern  auch  in  der  Frage  mit  vorliegende  theo- 
retische Schwierigkeit  betrifii  die  Auswahl  der  Arbeit.  Diese  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  Kräfte  der  Betreffenden  zu  bestimmen  und  namentlich  auch  darnach  im 
Umfang  zu  bemessen  sein.  Andernfalls  geht  die  Person  in  die  Kategorie  unter  b  über. 
Aber  eine  freie  Wahl  der  zuzuweisenden  Arbeit  und  eine  Bestimmung  derselben 
genau  nach  dem  bisherigen  Beruf  des  Arbeitslosen  ist  keine  noth wendige  und 
keine  allgemein  durchführbare  Consequenz  dieses  Rechts  auf  Arbeit.  Ebensowenig 
eine  Lohnbestimmung  nach  freiem  Vortrag  zwischen  der  öffentlichen  Autorität, 
als  dem  Arbeitgeber  oder  Arbeitsvermittler,  und  dem  so  beschäftigten  Arbeitslosen. 
Wohl  aber  ist  Sicherung  geboten,  dass  der  Lohn  dem  angedeuteten  Maasso  ent- 
spreche. 

In  unserer,  auf  der  Rechtsgrundlage  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privat- 
eigenthums  beruhenden  (wesentlich  „privatwirtbschaftlich  organisirten'')  Volkswirth- 
schaft  (Buch  5  u.  Abth.  2)  ist  dieses  „Recht  auf  Arbeit''  aber  nur  ein  subsidiäres, 
d.  b.  bloss  eine  unter  gewissen  Umständen  noth  wendig  werdende  Consequenz 
des  Rechts  auf  Existenz,  —  im  Unterschied  zu  einer  socialistisch  organisirten 
y olkswirthschaft ,  wo  dieses  Recht  und  die  correlative  Arbeitspflicht  der  Eckstein 
des  persönlichen  Arbeitsrechts  sein  müsste.  Practisch  kommt  daher  bei  uns  das  Recht 
auf  Arbeit  auch  nur  in  den  angedeuteten  Ausnahmefällen  zur  Geltung,  vornem- 
lich  dann  und  da,  wo  nach  Lage  der  Umstände,  unter  dem  Einfluss  der  Jahreszeit 
(Winter),    plötzlicher  Erwerbsstockungen   (in  Folge   politischer  Ereignisse,    sanitärer 
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Yerbältiiisse  [Senchen,  Cholerazeiten],  anderer  Elementarereignisse,  mit  elementarer 
Gewalt  plötzlich  einbrechender  Handels-,  Creditkrisen  a.  dgl.  m.)  ErwerbefiUiige  nn- 
TorbergeBeben  keine  Arbeit  finden.  Hier  irird  aach  in  unseren  Gultorstaaten 
bereits  regelmässig  aaf  die  angedeutete  Weise  zu  helfen  gesacht 

Allerdings  wird  eine  derartige  Hilfegewäbrong  Seitens  öffentlicher  Autoritäten 
und  ein  correiativer  Anspruch  arbeitsloser  Erwerbsfkbigcr  nicht  allgemein,  bish^, 
wie  einzD räumen  ist,  nur  selten  unter  dem  technischen  Ausdruck  des  „Bechts  auf 
Arbeit**  zusamniengefasst.  Im  Gegen theil  wird  das  wohl  abgewiesen,  weil  man  in  diesem 
„Becht  auf  Arbeit'*  etwas  Gefährliches  sieht,  etwas,  was  zum  BOstzeug  des  reinen 
Socialismus  gehöre  und  wegen  der  Gonsequenzen ,  zu  denen  es  führe,  ausserhalb  der 
socialistisch  organisirten  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft,  daher  bei  uns,  tbooretisch 
unhaltbar  und  praciisch  undurchführbar  sei.  Auch  diese  Streitfrage  ist  hier  nicht 
auszutragen.  Es  mag  an  der  Bemerkung  genügen,  dass  hier  eben  zwischen  dem 
socialistischen  Becht  auf  Arbeit  und  diesem  Bucht  als  einem  in  der  angedeuteten 
Weise  subsidiärem  auch  in  unserer  Erwerbsordnong  zu  unterscheiden  sein  mOcbte. 
Hier  es  zu  bestreiten,  scheint  mir  gegenüber  den  sittlichen  Anschauungen,  welche 
in  dieser  Beziehung  bei  uns  bereits  herrschen,  und  gegenüber  dem  unvermeidlichen 
thatsächlichen  Vorgehen  in  der  Praxis  aaf  einen  Wortstreit  hinaus  zu  laufen.  In  einer 
oft  angeführten  Stelle  des  preussischen  Landrechts  findet  sich  das  Becht  auch  beroits 
formulirt  (Theil  II,  Tit.  19,  §.  2,  nach  dem  in  §.  1  als  Verpflichtung  des  Staats 
formulirten  Becht  auf  Existenz). 

Freilich  kommt  man  bei  der  Durchführung  dieses  Bechts  auf  Arbeit,  ab- 
gesehen von  den  Schwierigkeiten  der  Mittelbeschaflung  —  wofür  eben  doch  schilieas- 
lieh  die  sonstigen  Methoden  der  Einnahmebeschaffung  öffentlicher  Körper  in  Betracht 
kommen  — ,  auch  abgesehen  von  der  Wahl  der  Arbeitsarten,  vor  Allem  in  die  Zwangs- 
lage, sich  mit  dem  Freizügigkeitsgrundsatz  und  mit  der  wenigstens  thatsääi- 
lieh  etwa  gewährten  Einwanderungsfreiheit  auch  für  Ausländer  (Industrie* 
gegenden,  Handels-,  andere  Grossstädte,  überseeische  Länder)  auseinander  setzen  zu 
müssen.  Ein  Ausweisungsrecht  gegenüber  arbeitslosen  Aasländem  in  Bezug  auf  das 
ganze  Inland  wird  unter  unseren  heutigen  Verhältnissen  noch  nicht  abzuweisen  sein. 
Auch  Inländern  gegenüber  wird  dasselbe  in  Bezug  auf  heimische  Orte  so  lange  müssen 
Platz  greifen  dürfen,  als  die  Mittel  zur  Hilfegewährung  (wie  ähnlich  im  Falle  der 
communalen  Armenunterstützungspflicht)  von  den  kleineren  öffentlichen  KOrpera, 
bczw.  namentlich  von  den  Ortsgemeinden,  auf  ihre  alleinige  Bechnung  aufeubrin^n 
sind.  Die  Freizügigkeit  führt  hier  daher  leicht  zu  unhaltbaren  Verhältnissen,  wie 
sich  das  gegenwärtig  in  Deutschland  zeigt  Die  Ausübung  auch  nur  eines  solchen 
subsidiären  Bechts  auf  Arbeit,  ebenso  wie  des  Armenrechts  (namentlich  des  unter  b 
zu  erwähnenden  ausgedehnteren)  Seitens  der  verschiedenen  kleinen  Körper,  der  Ge- 
meinden und  dann  etwa  noch  örtlich  in  verschiedenem  Maasse  drohte  in  Verbindung 
mit  Freizügigkeit  zu  unbilliger,  auch  zu  unerträglicher  Oeberlastung  einzelner  Ge- 
meinden u.  s.  w.  zu  führen.  Daher  ist  die  noth wendige  Consequenz:  entweder  in 
solchen  Fällen  arbeitslosen  Erwerbsfähigen  die  Freizügigkeit  zu  beschränken,  der  Ge- 
meinde ein  —  jedenfalls  länger  als  z.  B.  die  2jährige  Frist  der  Erwerbung  des  Unter- 
stützungswohnsitzes —  dauerndes  Aasweisungsrecht  gegenüber  Zugezogenen  zu  ge- 
währen, oder  das  Becht  auf  Arbeit,  wie  das  Armenrecht,  und  in  Consequenz  der 
modernen  staatswirthschaftlichen  Gestaltung  der  Erwerbsordnung,  zu  einem,  wenn 
auch  etwa  von  der  Gemeinde  administrativ  zu  handhabenden,  doch  mit  den  Mitteln 
des  Staats  und  unter  seiner  Controle  durchzuführenden  staatlichen  Becht  ans- 
zugestalten. 

Man  sieht,  dass  hier  bekannte  wichtige  Fragen  über  die  richtige  Gestaltung  des 
Armenrechts,  des  Bechts  des  Unterstützungswohnsitzes,  des  Zugrechts  analog  auf- 
tauchen. Es  muss  aber  hier  an  diesen  Andeutungen  genügen.  Vgl.  u.  A.  die  Abh« 
Armenwesen  von  Löning  im  Schön berg'schen  Handbuch  B.  III,  den  Aufs.  Armen- 
wesen  von  Aschrott  im  Handwörterb.  d.  Staatswiss.  B.  I  und  daselbst  die  Specinl- 
artikcl  über  die  Armengesetzgebung  verschiedener  Staaten.  Ueber  das  BechtsprincSp 
des  Bechts  auf  Arbeit  (im  Unterschied  zum  Becht  auf  Existenz  und  zum  Becht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag)  wiederum  das  Schärfäte  von  Anton  Meng  er  a.  a.  O. 

b)  In  denjenigen  Fällen,  wo  aber  nicht  in  der  soeben  besprochenen  Weise  kiaft 
eines  subsidiären  Bechts  auf  Arbeit  auch  in  unserer  Erwerbsordnung  für  die  arbeio- 
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losen  Ervrerbsfl^higeD  g^esorgt  werden  kann,  yeimag  man  sieb  der  ebenfalls  subsidiären 
AusdebnuDg  des  öffentlichen  Armenrecbts  auch  auf  diese  Personen  (und  ihre  Familien) 
nicht  zu  entziehen :  daher  tlber  die  Kategorie  der  Erwerbsunfähigen  (unter  1  in  §.  272) 
hinaus.  Allerdings  kann  —  und  wird  in  der  Praxis  —  auch  hier  durch  die  carita- 
tife  Hilfe  in  mancherlei  Formen  vorgesorgt  werden.  Es  ist  auch  wohl  zulässig,  wenn- 
gleich nicht  unbedingt  geboten  und  nicht  ohne  Bedenken,  diese  Art  Hilfe  voran- 
gehen, auch  ihr  gegeoQber  die  Ausdehnung  des  Offontlichen  Armenrecbts  nur 
subsidiär  eintreten  zu  lassen.  Aber  subsidiär  mnss  das  Armenrecht  hier  uoth- 
wendig  eintreten  und  sind  dem  gemäss  Einrichtungen  und  Mittelbescbaffungen  zu 
verlangen. 

Die  Nothwendigkeit  hiervon  wird  mit  durch  die  Entwicklung  der  Volkswirth- 
Schaft  bedingt.  Je  mehr  letztre  in  die  industriell-mercantile  Phase  tritt,  die  untere 
arbeitende  Bevölkerung  aus  ihrem  Geburtsort  in  andere  Orte  zur  Aufsuchung  von 
Erwerbsarbeit  übersiedelt,  je  leichter  dann  hier,  zumal  in  unserem  auf  freier  Con- 
currenz  beruhenden  Wirthschaftssystem ,  Erwerbsstockungen  eintreten,  sowie  in  Folge 
der  Entwicklung  der  Technik(Maschincnwesen)  Arbeiter  OberflOssig  werden, — desto  wich- 
tiger und  häufiger  wird  die  Nothwendigkeit,  auch  erwerbsfähige  Arbeitslose  als  „Arme'^ 
im  verwaltnngsrecbtlichen  Sinne  anerkennen  und  auf  sie  das  Armenrecht  ausdehnen 
zu  mtkssen.  Dieser  berühmte  und  „berüchtigte''  Grundsatz  des  englischen  Armen- 
rechts war  zwar  dort  schon  vor  der  neueren  .wirthschaftlichen  Entwicklung  Rechtens 
und  in  Debnng.  Er  hat  gewiss  sein  Missliches,  wie  sich  dort  auch  gezeigt  hat,  aber 
doch  auch  wieder  seine  Nothwendigkeit  Es  ist  daher  auch  begreiflich,  dass  man  ihn 
nicht  auigegeben  hat,  auch  nicht  in  den  Reformen  der  neueren  Zeit  (bes.  1834),  da 
er  grade  durch  die  neuere  Entwicklung  der  britischen  Yolkswirthschaft  vollends  un- 
vermeidlich geworden  ist.  Man  hat  sich  damit  begnügen  müssen,  durch  Reformen  in 
der  practischen  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege  nur  die  allerdings  nicht  zu 
leugnenden  Gefahren  des  Princips  möglichbt  zu  vermeiden.  Eine  Gonscquenz  der 
sittlichen  Anschauungen  und  der  Rechtsideen,  welche  dem  Recht  auf  Existenz  zu 
Grunde  liegen,  ist  er  jedenfalls.  Freilich  wird  es  als  Aufgabe  anzuerkennen  sein, 
diejenigen  Classen  und  Personenkreise,  welche  den  Hauptvortheil  von  der  Yerwerthung 
der  Arbeitskraft  der  Arbeiter,  auch  der  zugewanderten,  violleicht  absichtlich  heran- 
gezogenen, während  des  guten  Geschäftsgangs  gehabt  haben,  die  Arbeitgeber, 
Fabrikanten  u.  s.  w.,  auch  speciell  mehr  als  die  gesammte  übrige  Bevölkerung,  even- 
tuell allein  oder  doch  in  erster  Linie,  mit  den  Kosten  einer  solchen  Armenpflege  für 
arbeitsfähige  Erwerbslose  zu  belasten:  ein  wichtiger  Gesichtspunct  für  die  Frage  der 
Mlttclbeschaffung  in  dieser  Armenpflege.  —  Vergl.  aus  der  neueren  Litteratur  den 
Aufsatz  von  D.  H.  Meier  über  Armenwesen  in  Grossbritannien  in  Emminghaus' 
Sammelwerk  über  Armenwesen,  bes.  jetzt  A Schrott,  das  englische  Armenwesen, 
Leipzig  1S86  u.  ders.  darüber  im  H.w.b.  d.  Staatswiss.  I,  873  ff. 

Für  die  Beschaffung  der  Mittel  kommen  sonst  die  (Grundsätze  des  allgemeinen 
Armenrechts  auch  hier  zur  Anwendung  (offene  oder  vcrhtlllte  Armenstoocrn ,  Auf- 
nahme der  erforderlichen  Ausgaben  in  den  Etat  der  unterstütznngspflichtigen  Körper- 
schaft, des  Verbands  u.  8.  w.).  Hinsichtlich  der  Schwierigkeiten  der  Durchführung 
des  Princips,  der  Conflicte  mit  der  Freizügigkeit,  der  Cautelen,  der  Consequenz,  den 
Staat,  als  die  grösste  Volksgemeinschaft  im  einheitlichen  Volkswirthschaftsgebiet,  hier 
mit  den  Lasten  der  Armenpflege  zu  belegen,  ist  auf  die  Bemerkungen  unter  1  in 
§.  272  zu  verweisen. 

§.  274.  —  3.  Bei  der  dritten  Reihe  von  Fällen,  bei  selbst- 
verschuldetem Mangel  an  Unterhaltsmitteln,  fUr  die 
eigene  Person  and  für  diejenigen,  welche  dieselbe  zu  unterhalten  ver- 
pflichtet ist  (Familie),  liegt  unrichtige,  zu  grosse,  falsch  auf  die 
Bedürfnisskategorien  vertheilte,  zu  kostspielige  Co ns um tion  oder 
unrichtige  Verwendung  des  voraussetzungsweise  sonst  genligendes 
Auskommen  gewährenden  Einkommens  (und  Vermögens)  vor.  Auch 
das  ist  für  die  Gemeinschaft  nicht  gleichgiltig,   sobald  daraus  die 


700      4.  B.  BcTOlk.  u.  Yolksw.sclu  2.  K.  Yertheil.probl.  2.  A.  Regelang.  §.  274. 

Gefahr  entsteht,  mit  Untersttltzüiigen  ans  öffentUchen  Mitteln  ein- 
treten zu  müssen,  weil  sonst  die  Erhaltung  der  Existenz  des  Be- 
treffenden und  seiner  Angehörigen,  dem  Recht  anf  Existenz  zuwider, 
gefährdet  würde.  Daher  muss  wiederum  als  Consequenz  jenes 
Rechts  ein  Recht  und  eine  Pflicht  der  Gemeinschaft  dem  Betreffenden 
und  den  Seinen  gegenüber  abgeleitet  werden,  eventuell  präventiv 
Vorkehrungen  gegen  solche  Gefahren  zu  treffen.  Dem  entspricht 
correlativ  die  sittliche  Pflicht  des  Betreffenden,  diese  Vorkehrnngen 
zu  berücksichtigen  und,  soweit  es  sich  um  Zwang  dabei  handelt, 
die  Rechtspflicht,  sich  diesem  Allen  zu  fügen. 

Mancherlei  Maassregeln  der  Praxis  und  Rechtssätze  oder 
wenigstens  Keime  zu  solchen,  Ansätze  zu  bezüglichen  Sittenbildangeu 
finden  sich  auch  bereits  in  unserer  Culturperiode  in  dieser  Richtung. 
Aber  sie  sind  noch  nicht  genügend  organisch  und  systematisch 
entwickelt  und  auch  die  Theorie  hut  es  an  bezüglicher  Vorarbeit 
noch  fehlen  lassen. 

Man  kann  wohl  dreierlei  Arten  von  Maassregeln  anter- 
scheiden,  solche,  welche  auf  ein  zweckmässiges  wirthschaftlicbes 
Handeln  anspornend  einwirken,  also  den  Willen  beeinflussen 
sollen,  solche,  welche  jenes  Handeln  lehren,  also  die  Fähig- 
keit beeinflussen  sollen,  wobei  im  Uebrigen  in  beiden  Fällen 
Freiwilligkeit  des  Handelns  vorausgesetzt  wird,  und  drittens 
solche,  welche  direct  oder  indirect  auch  hier  zum  Zwang  greifen. 
Einige  Beispiele  mögen  hier  zur  Erläuterung  genügen. 

a)  Zum  Ansporn  za  richtigem  wirthschaftlicben  Handeln  in  Bezug  auf  die 
Verwendung  des  Einkommens  und  die  Consumtion  dient  die  Institution  eines  gut 
eingerichteten,  soliden,  hinlängliche  Gelegenheit,  Bequemlichkeit  der  Benutzung  bie- 
tenden Sparcassen Wesens,  yornemlich  für  die  unteren  Classen.  Dasselbe  kommt 
hier  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  in  erster  Linie  als  Mittel  in  Betracht,  die  Prirat- 
kapitalbildung  in  diesen  Kreisen  behufs  Rentenbezugs,  auch  nicht  auf  diese  Weise  die 
Kationalkapitalbildnng  zu  befördern,  obgleich  Beides  mit  Recht  mitspielt  Vomemlich 
dient  es  oder  kann  und  soll  es  wenigstens  mit  dazu  dienen,  Reiz  und  Gelegenheit  zu 
geben,  bei  schwankendem  Einkommen  und  schwankendem  Verbrauch  ein  mehr 
danerndes  Gleichgewicht  zwischen  beiden,  eine  dauernde  Garantie  des  Anskommeo5 
herbeizuführen,  indem  in  günstigeren  Zeiten  ErUbrigungen  zur  Deckung  der  Ausf&Ue 
in  ungünstigeren  gemacht  werden  (Reservefondsbildung,  §.  162).  Alles  um  so  noth- 
wendiger,  je  mehr  nach  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  der  Macht  der  Con- 
junctur  (§.  166  ff.)  hier  Schwankungen  in  den  Erwerbs-  und  Verbrauchsyerh&ltnissen 
(Preisen  der  Bedarfsgegenstände)  vorkommen.  Neben  der  Sicherheit  der  Anlage,  der 
Zinshöbe,  der  nach  Bedurfniss  möglichen,  doch  nicht  zu  leichten  Realisirbarkeit  der  Gut- 
haben ist  hier  bequeme  Gelegenheit  zur  An-  oder  Einlage  von  Spargeldera,  besonders 
in  kleinen  Raten,  auch  um  Ausgabeversuchungen  zu  entgehen,  von  besonderer  Wichtige 
kcit  (Einrichtung  eines  regelmässigen  Abholungsdienstes  bei  den  Einlagen  nach  A. 
Scherl's  Plan,  gebilligt  in  den  Gutachten  von  Röscher  sen.  und  jun. ,  Evert,  mir 
n.  A.  1890 — 91).  —  Sonst  kommt  Alles  in  Betracht,  wodurch  zweckmässige  und  spar- 
same Consumtion,  haushälterische  Einkommen  Verwendung  auch  bei  den  unteren  Classen 
direct  und  indirect  durch  Erwecknng  bezüglicher  den  Willen  bestimmender  Motive  und 
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dorch  Beseitigung  oder  Znrackdrängnng 'von  Yennohnngen  zur  Yerschwendong,  za 
unpassenden  nnd  scb&dlioben  Gonsomüonen  begünstigt  wird:  Hebung  der  materiellen 
und  sitUicben  Lebenshaltung  dieser  Glassen,  vor  Allem  Verbesserung  und  Preis- 
erm&Sbigung  der  Wobnungen,  Bescbräukung  des  Wirtbsbausvesens  und  des  Con- 
sums  der  Alcobolica  (daber  insofern  aucb  Einflüsse  der  dritten  Reibe  7on  Maassregeb, 
unter  c),  unnützen  Kleidangsluxus  der  Franen  u.  dgl.  m.,  aucb  Gew&brung  von  Ge- 
legenbeit  zu  besseren,  edleren,  woblfeileren  Gentlssen  und  Freuden,  ab  dem  Wirtbs- 
bauswesen,  der  Kneipe  und  dem,  was  darum  und  daran  bäugt;  freilieb  aber  aucb 
ausreicbende,  gesunde  Nabrung  ermOglicbende,  dadorcb  Reizmittel,  wie  Alcobol, 
Tabak,  entbebrlicber  machende  Löbnung  und  grossere  Stabilit&t  der  Erwerbs- 
verbältnisse,  der  Preise  der  Hanptbedarfsartikel.  Aucb  bier  stebt  daber  immer  das 
Problem  —  besserer  Regelung  von  Prodnction  und  Vertbeilung  zur  Discussion. 

b)  Belehrend,  die  F&bigkeit' richtiger  Gonsnmregelung  und  Einkommenrer- 
wendong  steigernd  wirkt  wieder  mancherlei  ein.  Alle  neueren  Untersuchungen  über 
Arbeiterverbältnisse,  besonders,  der  Fabrikarbeiter,  haben  z.  B.  gezeigt,  dass  die  mangel- 
hafte wirthscbaftUcb-tecliniscbe  Ausbildung  der  Arbeiterfrauen  fUr  ihren  Hausfrau- 
und  Mutterberuf  nicht  unwesentlich  auch  bei  leidlich  auskömmlichen  und  regelmässigen 
Löhnen  zur  Störung  des  Gleicbgewichts  zwischen  Einkommen  und  Consum  beitr&gt, 
z.  B.  die  Unfähigkeit  im  Kochen,  die  Unkenntniss  der  Waaren  zu  schlechten  und 
theuren  Speisen  fahrt,  den  Mann  auch  deswegen  leichter  ins  Wirthsbaus  treibt;  die 
Ungeschicklichkeit  in  weiblicher  Nadelarbeit  zu  Vergeadungen,  zur  Unterlassung  recht- 
zeitiger oder  schlechter  Ausführung  notbwendiger  Flickarbeit,  zu  theurem  Einkauf  von 
mancherlei  Nöthigem  und  Unnöthigem  im  Laden,  auf  Bestellung  der  Anlass  wird,  was 
zu  Hause  besser  und  wohlfeiier  herzustellen  wäre.  Mit  Recht  wird  hier  neuerdings 
manchfach  auf  Verbreitung  der  erforderlichen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  hingewirkt. 
—  Verbreitung  von  Hausbaltkunde,  Haashaltrechnen,  BuchfObrung  Über  Einnahmen 
und  Ausgaben  wirkt  ähnlich,  desgleichen  auch  hier  Verbreitung  der  Kenntniss  edlerer 
Genüsse.  —  Einrichtungen,  welche  das  Auskommen  erleichtem,  wie  ConsumFereine, 
Grosseiukäufe  7on  Gebrauchsartikeln,  Hausbau-  und  Wobnungsvereine,  Einrichtungen 
zur  Ansammlung  der  Posten  für  grössere  Terminausgaben  (Wohnung  I)  in  kleinen  Be- 
trägen und  Aehnliches  mehr  sind  auch  bier  empfeblenswerth,  selbst  wenn  sie  prin- 
cipiell,  wegen  ihrer  möglichen  Rückwirkung  auf  den  Vertbeilungsprocess,  auf  die 
Einkommen bildong,  die  Löhne,  nicht  dauernd  und  durchgreifend  nützen  sollten. 

c)  Endlich  sind  aber  auch  hier  Zwaogsmaassregeln  und  regulatife  Ein- 
griffe principiell  nicht  auszuscbliessen ,  wenn  jene  freiwillig  erfolgenden  Maass- 
nahmen  nicht  ausreichen,  um  die  hier  bespiocbene  selbstverschuldete  Mittellosigkeit 
?enneiden  zu  helfen,  and  die  Gemeinschaft  daher  mit  ihren  Mitteln  eingreifen  müsste. 
Hierin  liegt,  wie  nicht  bestritten  werden  kann  und  soll,  ein  Moment  der  Beror- 
mundung,  welches  den  Vorurtheilen  des  Liberalismus  und  Indiridaalismus  wider- 
spricht, aber  dem  wahren  Interesse  der  betroffenen  Volksclassen  selbst,  ihrer  durch- 
schnitdichen  ethischen  Beschaffenheit,  ihrem  Mangel  an  genügender  und  richtiger 
Selbstbeherrschung  und  Voraussicht,  und  auch  dem  Gesammtinteresse  der  Volksgemein- 
schaft entspricht  Die  Praxis  bat  daher  diesen  Gesichtspanct  aacb  im  Zeitalter  des 
Liberalismus  und  Individaalismus  nie  ganz  aufgegeben,  so  in  den  gleich  zu  erwähnenden 
Fällen.  Sie  ist  neuerdings,  zum  Tbeil  nach  ungünstigen  Erfahrungen  mit  dem  „Gehen- 
lassen**, mehrfach  wieder  zu  strengeren  Grundsätzen  zurückgekehrt,  in  den  freiesten 
Gemeinwesen  der  Welt  selbst  in  besonders  scharfem  Maasse  (Kordamerica).  Sie  hat 
in  anderen  Fällen  ähnliche  Grundsätze,  modificirt  nach  den  Bedürfnissen,  um  die  es 
sich  handelt,  anzunehmen  begonnen.  Und  auch  die  Theorie  hat  ihr  Studiam  den  hier 
?orliegenden  Fragen  des  Princips  und  der  Verwirklichung  eines  Princips  der  Regelung 
und  des  Zwangs  wieder  zugewandt  und  angefangen.  Manches  anzuerkennen,  was  sie 
Tor  nicht  lange  noch  verwarf.  Es  ist  aber  bier  für  theoretische  und  practische  Arbeit 
noch  fiel  zu  thun  übrig. 

Wichtigere  hierher  gehörige  Fälle  sind:  die  regulirende  Wirthsbaus-  und 
namentlich  Schankwirthschafts-Politik,  nach  dem  Gesichtspunct,  die  Ver- 
suchung zum  Consam  alkoholischer  Getränke,  besonders  des  Branntweins,  zu  ver- 
mindern, die  Gelegenheit  dazu  zu  erschweren  (Ausschluss  des  Schankgewerbes  von 
dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit,  System  der  obrigkeitlichen  Scbankconcessionen, 
entsprechende  Besteuerung  dafür  [Licenzsystem],  sonstige  Gontrolen,  „Polizeistunde*^ 

▲.  Waipner,  OroDdlagung.    3.  Anflöge.   1.  Thoil.  OrnndUgen.  45 
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ftlr  Sdilnss  der  Locale,  Ausschluss  notorischer  S&ofer  iL  dg^  7on  der  YerabreichiiDg 
Ton  GeträDkeo,  besonders  Branntwein,  Verantwortlichkeit  der  Wirthe  dafür  n.  dfH-  m.; 
anderweite,  als  gewerbliche  Begehing  des  Schankwesens  [Gothenborger  System],  Verbot 
des  Ausschanks  alkoholischer  Getr&nke  [nordamericanische  Staaten]).  —  Politik  der 
indirecten  Yerbranchsbestenernng,  besonders  fttr  Branntwein,  in  der  ans- 
drQcklichen  Absicht,  den  Gonsnm  zu  vertheuem  und  ihn  dadurch  einzoschränken, 
daher  nach  diesem  Gesichtspnncte,  nicht  oder  nicht  bloss  noch  znerst  im  fiscalischeo 
Interesse,  die  Besteaening,  namentlich  den  Stenersatz  zu  bestimmen  (lange  ausgespro- 
chene Tendenz  in  Grossbritannien,  ?gL  meine  Fin.wiss.  UI,  §.  134,  Do  well 'b  Wort 
daselbst  S.  287,  ähnlich  in  einigen  anderen  Ländern).  —  Verbot,  Beschränkung, 
Begelnng,  Bestenerong  des  Glücksspiels  aus  ähnlichen  GrOnden.  Aehnliche  Ten- 
denzen und  Maassregeln  bei  Öffentlichen  sonstigen  Lustbarkeiten  (Tanz,  Genehmi- 
gunesrecht,  Controle  der  Obrigkeit,  Besteuerung).  —  Desgleichen  beginnend  solches 
Venahren  auf  dem  Gebiete  des  Sittlichkeitswesens,  wo  überwiegend  bisher 
indessen  noch  andere  Gesichtspnncte  (Verhütung  Öffentlichen  Aergemisses,  Sittlichkeats- 
polizei  aus  ethischen,  religiösen  Gründen)  ?orwalten,  aber  Vieles  auch  aus  dem  hier 
besprochenen  ökonomischen  Standpunct  zu  begründen  wäre  (Wirthshaus-,  Lust- 
barkeitspolitik nach  dieser  Seite).  —  Manches  könnte  sich  noch  anschliessen  und 
wird  sich  wohl  allmälig  anschliessen  (Regelung  des  Börsen wesens,  Börsen- 
spiels  mit  aus  diesem  Gesichtspnncte.  des  Wettwesens,  bei  Rennen,  wo  die 
Regelung  und  Besteuerung  begonnen  hat  u.  A.  m.). 

Aber  es  gehören  hierher  auch  noch  ganz  andere  Fälle,  bei  welchen  das  gleiche 
Prindp,  nur  ?erhüllter,  zu  Grunde  liegt.  So  bei  den  schon  erwähnten  Einrichtungen 
der  Zwangsersparung,  wie  im  obligatorischen  Arbeiter?erslcherungs-  (ähnlich 
Feuerversicherungswesen)  mit  Zwangsbeiträgen  der  Versicherten,  wozu  auch  diejenigen 
gehören,  welche  die  Versicherten  etwa  in  der  Form  von  directen,  aber  auch  selbst 
von  indirecten  Steuern  entrichten,  wenn  aus  deren  Ertrag  Zuschüsse  zu  solchen  Ver- 
sicherungseinrichtungen geleistet  werden  (der  schon  mehrfach  daher  oben  zu  erwäh- 
nende Reichszuschuss  zur  Altersrersicherung). 

Diese  Zwangsersparungen  oder  zwangsweisen  Einkommenferwendungen  —  worauf 
jene  hinauskommen  —  mittelst  Besteuerungsmaassregeln  Hessen  sich  zu  einem  System 
ausbilden,  indem  aus  den  Steuererträgen  nicht  die  allgemeinen  öffentlichen  Aus- 
gaben, sondern  speciell  Zwecke  und  Einrichtungen  für  die  unteren  Classen  ausgeführt 
würden.  (Verwendung  von  Salzsteuern,  Tabaksteuern,  Ertrag  eines  Tabak-,  Brannt- 
weinmonopols grade  hierfür,  vergL  meine  Fin.wiss,  2.^  A.  §.  251,  bes.  S.  607,  sowie 
meine  Abhandlung  Versicherungswesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  UI,  3.  Aufl. 
§.  24  S.  987). 

Ob,  wie,  wie  weit,  wann,  wo  ein  solches  Verfahren  richtig  wäre,  haben  wir 
hier  jetzt  nicht  zu  erörtern.  Möglich  ist  es  jedenfalls,  zweckmässig  auch  in  man- 
chen Fällen,  ja,  im  Grunde  ist  es  in  der  Praxis  eigentlich  in  alter  Uebimg,  wenn 
man  sich  auch  dabei  dieser  Zusammenhänge  und  dieser  principiellen  Seite  der 
Sache  nicht  immer  bewusst  ist.  Denn  wenn  die  grosse  Masse  7on  öffentlichen  Lei- 
stungen (Rechtsschutz!  öffentliche  Verwaltungsthäügkeit,  Volksschule,  Verkehrswesen 
u.  s.  w.)  doch  notorisch  auch  in  bedeutendstem  Maasse  den  untern  Classen  zu  Gute 
kommt  und  mit  allgemeinen  Steuern,  zu  denen  diese  Classen  beitragen,  bestritten 
wird,  wie  es  notorisch  ebenfalls  geschieht,  so  läuft  das  Ganze,  principi^  erfasst,  doch 
eben  auf  eine,  die  Einkommenferwendung  zwangsweise  regulirende 
Finanz-  und  Steuerpolitik  mit  hinaus:  d.  h.  auf  das,  was  hier  in  Frage  steht. 
Berücksichtigt  man,  wahrheitsgemäss,  dass  viele  dieser  öffentlichen  Leistungen  den 
unteren  Classen  etwas  gewähren,  was,  in  unserer  Culturepoche  wenigstens,  zu  den 
„Existenzbedürfnissen*',  selbst  1.  Grads,  gehört,  so  ergiebt  sich  aus  dem  Angeführten, 
dass  wir  auch  hier  bereits  weit  tiefer  im  „bevormundenden*',  consumregelnden  (in- 
sofern: „socialistischen**)  „Vertheilnngssystem"  stecken,  als  wir  meistens  glauben. 

§.  275.  —  4.  Bei  der  vierten  Reihe  von  Fällen  endlich^ 
denjenigen  selbstverschuldeten  Erwerbsmangels,  bat 
man  es  mit  den  ökonomischen  Folgen  sittlicher  Schäden  anf  dem 
Arbeitsgebiete  und  in  der  ganzen  Lebensführung  zu  thnn:  Arbeits- 
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sehen 9  Liederliehkeit,  Leichtsinn,  Vagabnndentham  n.  dgl.  m. 
Diesen  Fällen  stehen  sittlich  oder  auch  zugleich  rechtlich  verbotene 
Erwerbsarten  nahe,  Bettelei  ErwerbstUbiger  nnd  nnr  durch  eigene 
Schuld  Arbeitsloser  y  Prostitntionserwerb ,  andere  verbrecherische 
Erwerbsarten  (Diebstahl  n.  s.  w.).  Hier  wird  die  Gemeinschaft 
zwar  auch  solchen  Personen  gegenüber  das  Recht  auf  Existenz 
anerkennen  y  aber  unter  den  von  ihr  zu  stellenden  sittlichen  nnd 
rechtlichen  Bedingungen,  daher  mit  Recht  und  Pflicht  fttr  sich, 
gegen  die  Betreffenden  mit  Repression  der  verwerflichen  Lebens- 
weise und  Erwerbsarty  eventuell  mit  Strafe  und  Zwang  dagegen 
einzuschreiten  und  neben  pädagogischen  Besserungsmitteln  zum 
Arbeitszwang  zu  greifen.  Soweit  die  Grcmeinschaft  dabei  Unter- 
halt gewährt,  wird  sie  denselben  im  eigenen  Interesse  auf  das 
zwar  auch  historisch  veränderliche,  aber  jedenfalls  dasjenige  je- 
weilige Minimalmaass  nach  Menge  und  namentlich  nach  Art  und 
Güte  der  Bedürfnissbefnedigung  beschränken  müssen,  welches  nach 
den  Lehren  der  Physiologie,  aber  doch  auch  nach  den  Anschauungen 
einer  humaneren  Zeit  zur  Erhaltung  der  Existenz  und  der  Arbeit!»- 
kraft  ausreicht  Und  correlativ  diesen  Rechten  und  Pflichten  der 
Gemeinschaft  wird  zwar  diesen  Classen  und  Personen  wieder  das 
Existenzrecht  zu  gewähren,  aber  auch  die  Pflicht  aufzulegen  sein, 
sich  diesen  Bedingungen,  unter  welchen  es  allein  die  Gemeinschaft 
einräumen  und  durchführen  kann,  zu  fügen. 

Es  gehört  daher  hierher  das  grosse  Gebiet  der  Bettel-,  Vagabunden-,  Arbeits- 
sehen-,  Prostitntionspolizei  n.  s.  w.,  die  (Zwangs-)  Erziehung  yerwahrloeter  Einder 
(Bettnngsh&user),  die  Gestaltung  des  Straf rollzugs  nach  der  hier  besprochenen  wirth- 
Bchaltlichen  Seite  (Maassstab  nlr  die  den  Strafgefangenen  rerschiedener  Art  zu  ge- 
währende Bedurfnissbefriedigung,  abgesehen  Ton  der  etwaigen  Abstufung  der  letzteren 
als  einer  Form  der  Strafabstufung). 

Soweit  es  sich  hier  aber  um  Verhütung  der  berührten  Fehler,  Laster  und 
Verbrechen  und  dabei  nicht  um  wirklich  indindnelle  Verhältnisse ,  Bedingungen  und 
Ursachen  davon,  sondern  um  allgemeinere,  in  den  gesammten  socialen,  wirthschaft- 
lichen,  Bildungs-,  Sittlichkeitszuständen  u.  s.  w.  liegende,  handelt,  kommt  freilich  auch 
hier  wieder  sehr  Vieles  7on  dem  in  Betracht,  was  bei  den  Torausgehenden  drei  Kate- 
gorieen  ron  F&llen  mitspielt.  Denn  die  Probleme  bei  dieser  vierten  Kategorie  hängen 
zwar  keineswegs  allein,  wie  der  Socialismns  wieder  übertreibend  geneigt  ist  anzu- 
nehmen, aber  doch  auch  immer  mehr  oder  weniger  mit  den  Fragen  der  volkswirth- 
schafüichen  Organisation  und  Rechtsordnung,  der  Gestaltung  und  Entwicklung  von 
Production  und  VertheÜung  zusammen.  Unverschuldete  Erwerbsstockungen,  ungenü- 
gende Fürsorge  in  Krankheit,  ungenügende  Lohne  u.  dergl  ItUhren  zu  Noth,  Mittel- 
losigkeit, Müssiggang  u.  s.  w.  und  damit  nur  zu  leicht  zu  Arbeitsscheu,  Vagabunden- 
thum,  Verbrechen,  Prostitution.  Die  furchtbare  Verbreitung  der  letzteren  hat  doch 
nicht  allein,  im  Ganzen  wohl  weniger  in  der  Sittenlosigkeit,  der  Sinnlichkeit,  selbst 
nicht  der  Genuss-,  Putzsucht  u.  s.  w.  der  Frauen,  nicht  einmal  in  der  Sinnlichkeit  und 
frivolen  Anschauung  und  Lebensweise  der  Männer,  als  eben  in  der  Erwerbsnoth,  in 
der  Schwierigkeit,  Beschäftigung  zu  finden,  in  den  unzureichenden  Löhnen  in  vielen 
Zweigen  der  weiblichen  Arbeit  ihren  tieferen  Grund.  Die  moderne  wirthschaftliche 
Entwicklung  hat  hier  auch  vielfach  ungünstigere  Verhältnisse  bei  den  verschiedenen 
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Fällen  dieser  4.  Kategorie  geschaffen.  Vieles  hängt  ansserdem  bei  denselben  auch 
hier  iHeder  mit  der  BerOlkernngs frage,  den  Verhältnissen  relatirer  üeberFÖlke- 
rong,  der  Noth  in  grossen  kinderreichen  Familien,  den  Wanderangen,  dem  ZnstrOmen 
in  die  Städte  mit  wenngleich  öfters  höherem,  so  doch  unsichererem  Erwerb  and  weit 
mehr  sittlichen  and  wirthschaftlichen  Versachangen  zusammen. 

C.  —  §.  276.  Principielle  Bedeutung  Bolchen  Vor- 
gehenB. 

Bei  mancherlei  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  in  den  hier 
unterschiedenen  vier  Reihen  von  Fällen  ^  in  welchen  es  sich  um 
die  DurcbfahruDg  des  Bechts  auf  Existenz  handelt,  ergiebt  sich 
doch,  dass  allen  bezüglichen  Forderungen  gewisse  gemeinsame 
^^gesellschaftliche  Axiome^'  oder  y,61aubenssätze^' 
(§.  265)  zu  Grunde  liegen.  Ebenso  laufen  alle  angedeuteten  practiischen 
Mittel  und  Wege  zur  Erfüllung  dieser  Forderungen,  namentlich 
soweit  es  sich  dabei  um  Anwendung  von  Zwang  handelt,  auf  eio 
gemeinsames  Princip  hinaus. 

1.  In  ersterer  Hinsicht  liegt  die  Annahme  zu  Grunde,  dass  die 
vertragsmftssige  Vertheilung  des  Volkseinkommens  (und  Volksver- 
mögens) nicht  schon  von  selbst  dem  Einzelnen  und  ganzen  Classen 
die  Befriedigung  der  Existenzbedttrfnisse  auch  nur  des  ersten  Grades 
verbürge  und  thatsächlich  gewähre,  auch  wenn  an  und  fUr  sich 
die  Grösse  und  Gliederung  und  die  Höhe  des  Volkseinkommens 
das  ermöglichen  würden.  Die  Einen  hätten  dabei  oft  zu  wenig,  die 
Anderen  zu  viel,  in  letzterer  Hinsicht  auch  mehr,  als  im  Interesse 
der  Volksgemeinschaft  liege.  Dazu  tritt  dann  die  weitere  Annahme, 
es  sei  Pflicht  der  Gemeinschaft  und  berechtigter  Anspruch  der  bei 
der  vertragsmässigen  Vertheilung  zu  ungünstig  fahrenden  ClasseD 
und  Personen,  dass  diese  Vertheilung  in  gewisser  Weise,  in  ge- 
wissem Umfang  durch  Eingriff  der  Bechtsordnung  ver- 
ändert werde.  Eine  Pflicht  zu  Gunsten  der  Aermeren,  aber  im 
Gemeinschaftsinteresse  selbst  liegend  und  durch  dieses  Begründung, 
Ziel  und  Maass  findend.  Diese  Annahmen,  diese  gesellschaftlichen 
Anschauungen  sind  es,  welche  zur  Aufstellung  und  Gewährung  des 
Bechts  auf  Existenz  und  zu  allen  den  einzelnen,  daraus  abzu- 
leitenden, im  Vorausgehenden  besprochenen  Forderungen,  im  Ge- 
biete des  Armenwesens,  Arbeiterversicherungswesens,  in  Bezug  auf 
das  subsidiäre  Recht  auf  Arbeit  auch  in  unserer  Erwerbsordnung 
u.  s.  w.  führen:  der  treibende  Factor  in  der  Bewegung 
bezüglich  der  erforderlichen  Um-  und  Weiterbildung  der  Rechts- 
ordnung, der  Schaffung  der  erforderlichen  Einrichtungen. 

Insofern  hat  man  es  doch  auch  hier  durchaus  mit  inneren 
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psychischen  Vorgängen,  Motiven,  WiUensrichtnngen,  oft  zunächst 
bei  Einzelnen,  in  kleineren  Kreisen,  dann  aUmälig  in  immer  weiteren 
2Q  thun,  bis  gewisse  derartige  Annahmen  ein  Gemeingut  des  Zeit- 
alters werden  und  nunmehr  die  daraus  entspringenden  Forderungen 
hinsichtlich  der  Aenderung  der  Rechtsordnung,  auch  der  Hintan- 
setzung von  anderen  Einzel-  und  Classeninteressen,  der  Aufhebung 
und  Beschränkung  wohlerworbener  Rechte  durchgesetzt  werden. 

Derartige  Fälle  zeigt  die  Geschichte  auf  dem  Wirthschafts-  und  fenrandten  Ge- 
bieten vielfach  (Aufhebung  der  Scla?ereiy  Leibeigenschaft,  Schatz  der  Banem  gegen 
das  ,Xegen'^  Seitens  des  Gutsherrn,  Beseitigung  der  bäuerlichen  Lasten,  Aufhebung 
7on  Gewerbevorrechten ,  Beseitigung,  Beschränkung  von  Steuerpririlegien,  u.  dgL  m.). 
Grosse  Staatsmänner,  wirksame  Agitatoren  haben  hier  oft  vorgearbeitet,  erstere  viel- 
leicht gegen  starken  Widerstand  das  durchgesetzt,  was  bald  als  nothwendlg  und  richtig 
erkannt  wurde  (agrar-,  gewerbe-,  handelspolitische  Reformen). 

Was  unserer  Geschichtsepoche  aber  wieder  besonders  eigen- 
thümlich  ist,  besteht  darin,  dass  nunmehr  gerade  solche  Ideen 
und  sittliche  Anschauungen  der  Nothwendigkeit  und  Berechtigung, 
aber  auch  der  ökonomischen  Möglichkeit  sich  verbreitet  haben  zu 
Gunsten  der  unteren  arbeitenden  Classen:  diese  sollen 
mindestens  in  dem  Umfang  gesichert,  gehoben  werden,  wie  es 
unseren  Ausführungen  über  das  Recht  auf  Existenz  und  dessen 
Durchftihrung  entspricht.  In  der  üblichen  Ausdrucksweise:  das 
neunzehnte  Jahrhundert  ist  in  seinem  letzten  Viertel  zur  Erkennt- 
niss  gelangt,  dass  der  Auf-  und  Ausbau  einer  „positiven  Social- 
Politik'^  zu  Gunsten  der  (band-)  arbeitenden  Classen 
die  besondere  Pflicht  und  Aufgabe  für  unsere  Gultnrvölker  sei,  und 
dass  zur  Durchführung  dieser  Aufgabe  auch  die  Rechtsordnung, 
soweit  nöthig,  umgeändert  werden  müsse. 

In  dieser  klaren  Erkenntniss  nnd  in  diesem  offenen  folgerichtigen  Zagestftnduiss 
liegt  insbesondere  die  hohe  principielle  Bedentnng  des  Vorgehens  des  Deutschen 
Reiches  in  dieser  Bichtnng.  Die  bertlhmtcn  Sätze  aus  den  Motiven  zor  Unfalifer- 
sicheroDgs -Vorlage  (Anfang  1881)  nnd  bald  darauf  aus  der  Kaiserlichen  Botschaft 
▼om  17.  Mai  1881  an  den  Deutschen  Reichstag  sind  von  mir  schon  in  der  Finanz- 
wissenschaft (3.  A.  S.  50)  zur  Unterstützung  dortiger  Ausführungen  ttber  die  „sociale*' 
Phase  der  Finanz-  nnd  Steuerpolitik  herangezogen  worden.  Sie  fsissen  das,  worauf 
es  ankommt  und  was  ich  speciell  hier  unter  den  sittlichen  Anschauungen  als  dem 
„treibenden  Factor"*  für  die  Um-  und  Weiterbildung  der  Rechtsordnung  verstehe,  so 
Tortrefflich  im  Lapidarstil  zusammen,  dass  ich  auch  hier  die  wichtigsten  Stellen  wört- 
lich anfuhren  möchte. 

,4)urch  positive,  auf  die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  ab- 
zielende Maassregeln**,  so  heisst  es  in  jenen  Motiven,  müssen  die  bedenklichen  £r^ 
scheinungen  in  der  Arbeiterwelt  bek&mpft  worden.  ,,Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
in  der  Unsicherheit  des  lediglich  auf  der  Verwerthung  der  persönlichen  Arbeits- 
kraft beruhenden  Erwerbs  ....  Missst&nde  begründet  sind,  welche  zwar  durch 
gesetzgeberische  Maassregeln  nicht  völlig  aufzuheben  sind,  deren  allmftlige  Mil- 
derung aber  auf  dem  Wege  besondrer,  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter 
berücksichtigender  Gesetzgebung  ernstlich  in  Angriff  genommen  werden  muss.'*  „Dass 
der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  seiner  hilfsbedürftigen  Mit* 
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glieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  Hmnanit&t  und  des  Christenthuas, 
von  welchem  die  staatlichen  Einrichtungen  darchdrnngen  sein  sollen,  sondern  aoch 
eine  Aufgabe  staatserhaltender  Politik,  welche  das  Ziel  za  ferfblgen  hat,  aoch  in  den 
besitzlosen  Glaasen  der  Befölkening,  welche  zugleich  die  zahlreichsten  und  am  We- 
nigsten anterrichteten  sind,  die  Anschaaong  za  pflegen,  dass  der  Staat  nicht  bloss 
eine  noth wendige,  sondern  eine  wohlthitige  Einrichtung  seL  . .  •  /*  „Das  Bedenkoi, 
dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  ferfolge,  ein  social  istisches  Ele- 
ment eingeftüirt  werde,  darf  ?on  der  Betretung  dieses  Wegs  nicht  abhalten.  Soweit 
dies  wirklich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  nicht  um  etwas  ganz  Neues,  sondern  um 
eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christlichen  Gesittung  erwachsenen  modernen 
Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staate  neben  der  defensiFen,  auf  den  Schutz  bestehender 
Bechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe  obliegt,  durch  zweckmässige  Einrich- 
tungen und  durch  Verwendung  der  zu  seiner  Yerfttgung  stehenden 
Mittel  der  Gesammtheit,  das  Wohlergehen  aller  seiner  Mitg^eder,  nameot- 
lich  der  schwachen  und  hilfsbedttrftigen  positir  zu  fördern  ....**  „Aach 
die  Besorgniss,  dass  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Wege  namhafte  Erfolge  nicht  er- 
reichen werde,  ohne  die  Mittel  des  Beichs  und  der  Einzelstaaten  in 
erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Wegs  nicht  abhalten,  denn  der  Werth  ?on  Maassnahmen,  bei  welchen  es  sich  um  die 
Zulranft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  handelt,  darf  nicht  an  den 
Geldopfem,  welche  sie  rielleicht  erfordern,  gemessen  werden.^ 

In  demselben  Geist  und  Sinn  heisst  es  dann  in  der  Botschaft  von  18S1:  Die 
Ueberzeugung  des  Kaisers  ist,  „dass  die  Heilung  der  socialen  Schftden  nicht  ans- 
schliesslidi  ün  Wege  der  Repression  socialdemokratischer  Ausschreitungen,  sondern 
gleichmftssig  auf  dem  der  positiFen  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter  zu 
suchen  sein  werde/* ....  es  gelte,  „dem  Yaterlande  neue  und  dauernde  Bürgschaften 
seines  inneren  Friedens  und  den  Hilfsbeddrftigen  grössere  Sicherheit  und 
Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch  haben,  zu  hinterlassen^. 
In  diesem  Sinne  wird  auf  die  Yorbereitung  der  Arbeiter?ersicherungs-Gesetzgebiing 
hingewiesen  und  u.  A.  bezttglich  der  durch  Alter  und  Inralidität  ErwerbsunfUiigen 
gesagt:  „sie  haben  der  Gesammtheit  gegenüber  einen  begründeten  An- 
spruch auf  ein  höheres  Maass  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  hat  bisher 
zu  Theil  werden  können.**  „FOr  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und  Wege  zu 
finden,  ist  eine  schwierige,  aber  auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Gemeinwesens, 
welches  auf  den  sittlichen  Fundamenten  des  christlichen  Volkslebens  steht'* 

Fflhrt  man  das  Alles  auf  die  principiellen  Ausgangspuncte  zurUck,  so  ist  eine 
?öllige  Uebereinstimmung  mit  der  hier  ?on  uns  fertretenen  Auffassung  nicht  zu 
l&ugnen. 

2.  In  zweiter  Hinsicht,  bezüglich  des  gemeinsamen  Princips, 
welches  den  Mitteln  nnd  Wegen  zur  Erfüllung  der  gestellten 
Forderungen  zu  Grunde  liegt,  ergiebt  sich,  dass  in  der  That  doch 
schliesslich  Alles  darauf  hinauskommt,  direct  und  indirect  durch 
Umänderungen  des  Rechts,  durch  Einrichtungen  und  Maassregeln 
der  angedeuteten  Arten,  m.  e.  W.  durch  „sociale^'  Volkswirth- 
schafts-  und  Finanzpolitik  regulirend  in  die  vertragsmässige 
Vertheilung  des  Einkommens  (und  Vermögens)  und  in 
die  sonst  freie  Verwendung  des  Einkommens  und  in 
die  Gonsumtion  einzugreifen. 

Das  Einzelne  ist  schon  aus  den  frtLheren  Ausfahrungen  zu  entnehmen.  Auch 
die  angeftthrten  SteUen  aus  den  Moti?en  zur  ünfedlf ersicherungs-Yorlage  nnd  aus  der 
KaiserUchen  Botschaft  fon  1881  sind  in  dieser  Hinsicht  deutlich  genug,  seibat, 
wenn  sie  ganz  wörtlich  genommen  worden  („die  zur  Yerfügung  stehenden  Mittel  der 
Gesammtheit  rerwenden  zur  Förderung  des  Wohlergehens  namentlich  der  HilfsbedQif- 
tigen  und  Schwachen'',  u.  a.  m.),   vollends  wenn  man  sie  auf  ihr  Princip  zurQck- 
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fuhrt  —  bzw.,  was  leider  gegenttber  Öfterem  anderen  Verfahren  aoch  gesagt  werden 
moss,  die  logische  Cousequenz  und  den  Math  hat,  sie  darauf  znrttckzafohren,  und 
ebenso,  wenn  man  an  Spedalbestimmangen  der  rerschiedenen  Arbeiterversicherangs- 
gesetze  (Beitrige  der  Arbeiter,  Arbeitgeber,  Beichsznschnss  [wenigstens  in  einem 
Falle])  denkt 

,jSocialpoliti8che**  Verwendung  Ton  Finanzmitteln  fUr  Zwecke,  welche  allein  oder 
in  besonderem  Maasse  den  unteren  Classen  zu  Gute  kommen,  ohne  dass  ?on  diesen 
in  Steuern  und  Gebühren  die  betreffenden  Kosten  ganz  gezahlt  werden  (unentgeltliche 
Volksschule,  sanit&re  Verhältnisse,  Arbeitenrersicherung,  Armen wesen);  „sociale"*  Finanz- 
politik in  Bezug  auf  die  Einnahmebeschaffung,  die  Besteuerung  (Benteneinkommen, 
Untemehmergewinn  an  den  Staat,  die  Gemeinde  bei  den  „Verstaatlichungen^,  „Ver- 
communalisirungen'*  ?oo  Eisenbahnbetrieben,  Besteuerung  consequent  nach  dem  Princip 
der  Leistungsfähigkeit);  „socialpolitische**  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf 
Handel,  Specolation,  BOrsentreiben ,  Ausbeutung  der  Conjuncturen  beziehen,  um  so 
den  Ökonomisch  unverdienten,  zu  leichten  Gewinn  der  Privaten  zu  hindern  oder  zu 
erschweren  und  zu  ?ermindem  (§.  169):  dies  Alles  und  manches  Aehnliche  bedeutet, 
Ökonomisch  und  principiell  nach  seinem  gewollten  Effect  betrachtet,  nichts 
Andres,  als:  regulirender  Eingriff  in  jenen  Process  der  freien  fertragsmSssigen 
Vertheilnng  des  Productionsertrags,  welcher  sich  auf  dem  Boden  unserer  volkswirth- 
schaftlichen  Rechtsordnung  und  Organisation  vollzieht,  —  ebenso  wie  im  Falle  von 
agrarischen,  gewerblichen  Begulirungen.  —  Ueber  die  „sociale*'  Finanz-  und  beeon- 
derB  Steuerpolitik,  nach  allen  Seiten  betrachtet,  verbreitet  sich  meine  Finanzwissen- 
schaft in  B.  I  und  bes.  in  B.  II  eingehend. 

III.  —  §.  277.  Forderungen  bezüglich  der  besseren 
materiellen  Lebensweise  nnd  der  Tbeilnahme  der 
Bevölkerung  an  Culturgtttern. 

Vgl  in  der  2.  Aufl.  §.  98  ff.  (2.  Abschn.  §.  99  C  S.  150  ff).  Auch  diese  Aus« 
ftihrungen  sind  in  dieser  3.  Aufl.  formell  und  in  Einzelheiten,  nicht  im  Ganzen,  sach- 
lich ver&ndert  worden.  Der  principielle  Standpunct  und  die  dadurch  bedingte  ganze 
BehandluDgsweise  ist  jedoch  auch  hier  dieselbe  geblieben. 

Die  Erfüllung  solcher  Forderungen  wurde  oben  (S.  669)  bereits 
als  das  Strebziel  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  bei  den 
Culturvölkem  in  unserer  Geschichtsepoche  anerkannt.  Man  kann 
dafür  einen  zweiten  Hauptgrundsatz  in  folgender  Weise  auf- 
stellen: in  unserer  Zeit  —  also  ein  wichtiges  historisch-variables 
Moment!  —  kann,  ja  soll  und  muss  auch  im  Gemeinschaftsinteresse 
jeder  Mensch  zu  einer  gewissen  Verbesserung  seiner  materiellen 
Lebensweise,  zu  einer  gewissen  Erhöhung  seiner  Lebenshaltung 
und  zu  einer  gewissen  Tbeilnahme  an  Culturgtttern  möglichst  sicher 
gelangen  können,  um  dadurch  selbst  flir  die  sittliche  und  intellec- 
tuelle  Galturgemeinschaft  ein  werthyoUeres  Mitglied  zu  werden. 
Auch  daran  soll  er  nicht  durch  einen  Mangel  an  materiellen  Mitteln, 
welcher  nur  aus  der  vertragsmässigen  Vertheilnng  des  Volksein- 
kommens (und  Vermögens)  hervorgeht,  gehindert  werden.  Inso- 
weit ist  wiederum  ein  regulativer  Eingriff  in  den  Ver- 
tbeilungsprocesB  im  Princip  zulässig,  berechtigt,  ja  auch  im 
Gemeinschaftsinteresse  geboten.  Ob,  wann,  wie,  wie  weit  in  Wirk- 
lichkeit, das  hängt  aber  von  einer  Reihe  von  Erwägungen  ab,  aus 
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welchen  sich  auch  Bedenken,  namentlich  wegen  der  ancb  dem 
Oemeinschaftsinteresse  etwa  schädlichen  Rflckwirkungen  eines  solchen 
Eingriffs  ergeben.  Diesen  Bedenken  ist,  gerade  auch  im  Ge- 
meinschaftsinteresse, gebührend  Rechnung  zu  tragen.  Es 
kann  sich  daraas  dann  die  Nothwendigkeit  einer  Einschränkung, 
unter  Umständen  eines  Verzichts  auf  diesen  Eingriff  ergeben. 
Doch  ftthrt  die  unbefangene,  möglichst  alle  mitspielenden  Momente 
und  namentlich  als  Leitstern  stets  das  Gemeinschaftsinteresse  richtig 
betrachtende  Untersuchung  dahin,  dass  unter  unseren  heutigen 
Verhältnissen  der  Entwicklung  und  des  Fortschritts  der  Productions- 
technik  sowie  bei  dem  einmal  erreichten  Culturstand  und  bei  den 
nunmehr  für  dessen  weitere  Erhöhung  maassgebenden  Factoren 
die  Gründe  für  einen  regolativen  Eingriff  in  die  Vertheilung  schwerer 
wiegen  als  die  Bedenken.  Das  wichtigste  unter  den  letzteren 
bleibt  die  Gefahr  einer  zu  raschen  Volkszunahme. 

Die  zur  Begrttndong  des  Voraosgehenden  erforderliche  princi- 
pielle  UntersQchung  lässt  sich  auch  als  eine  Beantwortung  der 
Frage  bezeichnen:  welches  ist  die  socialökonomische  Be- 
rechtigung einer  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
wo  liegen  die  nothwendigen  Schranken  in  dieser  Hinsicht? 

In  der  2.  Aufl.  wurde  so  der  2.  Abschnitt  der  hier  erörterten  Lehre  §.  99  fL 
S.  150  ff.  bezeichnet    Auch  hier  ist  jetzt  Manches  geändert  worden. 

Wiederum  ist  es  eine  Thatsache  von  hoher  culturhistoriscber 
Bedeutung  y  dass  in  unserer  Epoche  mehr  und  mehr  die  sittliche 
Nothwendigkeit  und  Berechtigung  einer  entsprechenden  Hebung 
der  unteren  Classen  anerkannt,  dies  zu  einem  jener  ,,gesell8chaft- 
lichen  Glaubenssätze''  wird,  ja  schon  geworden  ist.  Man  sieht 
diese  Entwicklang  als  eine  Conseqoenz  des  Princips  der  persön- 
lichen Freiheit  an,  erkennt  die  Möglichkeit,  sie  zu  erreichen,  in 
der  Steigernng  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit,  und  scheut 
auch  nicht  mehr  die  weitere  Consequenz,  eventuell  dnrch  Aenderung 
der  Rechts«  und  der  Besitzordnung  zur  Verwirklichnng  jener 
Forderungen  zu  gelangen.  Man  erkennt  dabei  aber  auch  mit 
Recht,  dass  es  sich  hier  nm  wichtige  Interessen  der  ganzen 
Volksgemeinschaft  handelt,  daher  in  erster  Linie  um  deren, 
um  wahrster  allgemeinster  Culturinteressen  des  ganzen 
Volks  Willen,  das  angedeutete  Ziel  aufgestellt,  demselben  auf 
die  bezeichnete  Weise  nähergekommen,  aber  auch  danach  genauer 
Richtung,  Maass  und  Grenze  gesetzt  werden  soll. 
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Die  Beschränkung  übermlssiger  Arbeitslast,  zu  langen  Arbeitstages  der  unteren 
Glassen,  die  grössere  Sicherung  des  Erwerbs  und  die  Erhöhung  der  Löhne,  um  eine 
materiell  bessere,  gesundere,  die  Arbeit6kraft  mehr  erhaltende  und  fördernde  Lebens- 
weise, in  einigem  Maasse  auch  ein  an  zulässigen  und  richtigen  Genüssen  reicheres 
Leben  auch  jenen  Glassen  zu  verschaffen,  um  eine  bessere  Auferziehung  der  heran- 
wachsenden Generation  zu  erzielen;  die  Verbesserung  der  Wohnungs-,  der  Gesund- 
heitsrerh&ltnisse,  die  Yeibreitung  der  Schulbildung,  die  Stärkung  der  sittlichen,  der 
religiösen  Bildung,  die  Gewährung  politischer  Rechte  zur  Theilnahme  an  der  Gesetz- 
gebung u.  ▼.  a.  m.  wird  erstrebt,  in  der  deutlichen  Erkenntniss,  dass  das  für  unsere 
Zeit  berechtigt  und  nothwendig  sei  und  grade  auch  im  Interesse  des  ganzen 
Volks  erreicht  werden  müsse  und,  unter  gewissen  Bedingungen  und  Gautelen,  nach 
dem  Stand  der  Productionstechnik  zu  erreichen  und  dann  zu  erhalten  nützlich  sei. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob,  wie.  nnd  in  welchem 
MaasBe  ein  regulativer  Eingriff  in  die  Vertheilung  nach  obigen  6e- 
sichtspuncten  zulässig,  berechtigt  und  selbst  nothwendig  sei,  sind 
zunächst  die  Voraussetzungen  hierfUr  zu  untersuchen,  darauf 
die  speciellen  Zielpuncte  und  die  daraus  entspringenden 
Forderungen  näher  zu  bestimmen,  und  endlich  wieder  die 
Mittel  und  Wege  anzugeben,  welche  zur  ErfUlIung  dieser  For- 
derungen gewählt  werden  können  und  sollen. 

A.  —  §.  278.  Voraussetzungen  für  die  Aufstellung 
und  Durchführung  solcher  Forderungen.  Dieselben  können 
nach  folgenden  drei  Gesichtspuncten  unterschieden  werden:  solche, 
welche  vorhanden  sein  müssen,  einmal  wenn  die  Erfüllung  jener 
Forderungen  möglich,  sodann,  wenn  sie  nothwendig,  endlich, 
wenn  sie  zulässig,  selbst  räthlich  und  berechtigt  sein  soll. 

1.  Hinsichtlich  der  Möglichkeit  der  Erfüllung  kommt  wieder 
dreierlei  in  Betracht,  die  B e v ö  1  k e r u n g s Verhältnisse,  diePro- 
d  u  c  t  i  0  n  s  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Volksein- 
kommens, die  Vertheilungs Verhältnisse  des  Volkseinkommens. 

a)  Nur,  soweit  Zahl  und  Gliederung  der  Bevölkerung,  be- 
sonders das  Verhältniss  der  productiven  (erwachsenen,  namentlich 
männlichen)  zur  unproductiven  (namentlich  den  Kindern)  und  die 
Bewegung  beider,  die  natürliche,  wie  die  durch  Wanderungen  be- 
dingte, sich  entsprechend  gestalten,  daher  nicht  in  Missverhältniss 
zur  Höhe,  Entwicklung  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens  stehen 
oder  in  ein  solches  kommen,  ist  überhaupt,  wenigstens  in  einiger 
Allgemeinheit  und  in  einigem  Betrage,  sowie  auf  einige  Dauer,  die 
Erfüllung  der  Forderungen  möglich.  Gerade  in  dieser  Beziehung 
drohen  immer  Gefahren,  über  welche,  wie  öfters  hervorgehoben, 
insbesondere  der  Socialismus,  aber  auch  andere  „arbeiterfreund- 
liche'' Bestrebungen  viel  zu  leicht  hinweggehen.  Es  genügt,  auf 
das  vorige  Kapitel  von  der  Bevölkerung  zu  verweisen. 
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b)  DieProductionsyerbältnisse  liegen  fttr  die  Möglich- 
keit der  ErfttUung  jener  Forderangen  bei  den  Cultnrvölkem  in 
Folge  der  grossartigen  Fortschritte  in  den  NatarwisseDScbaften  und 
in  der  practischen  Verwerthang  der  letzteren  in  der  chemischen 
nnd  mechanischen  Technik  hente  in  mancher  Hinsicht  sehr  günstig, 
wohl  günstiger  als  jemals  früher. 

YoD  allen  einzelnen  dieser  Fortschritte  ist  bisher  keiner  wichtiger  und  allsettif 
wirthschaftlich  und  gesellschaftlich  folgenreicher  gewesen,  als  die  Anffindnng  der 
Mittel  ond  Wege,  die  Dampf  kraft  fttr  den  Menschen  nutzbar  zn  machen.  Dadurch 
ist  ein  Princip  von  wahrhaft  erstaunlicher  Prodnctifit&t  fttr  die  Technik  nnd 
Oekonomik  des  Pioductionsprocesses,  fttr  die  Ersetzung  thierischer  and  menschlicher 
Muskelkraft,  anderer  todter  Naturkr&fte  (Wind,  Schworkraft),  als  bewegender,  Kraft 
gebender  Factoren,  in  gewissem  Maasse  aach  fttr  die  Ersetzung  der  menschlichen 
Muskelkraft  durch  Geisteskraft  (Oehimarbeit)  gewonnen  und  dadurch  auch  die  Stei- 
gerung des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  die  Ersparung  an  natOrlicheo 
Productionskosten  und  an  Arbeitsaufwand  in  hohem  Maasse  ermöglicht  worden,  mehr  wie 
je.  Durch  die  Maschine  wird  aber  nicht  nur  (Muskel-)  Arbeit  abgenommen,  sondern  durch 
die  nun  erst  mögliche  Goncentration  riesiger  Kräfte  auf  Einen  Punct,  durch  die  Ver- 
bindung der  Bewegung  gebenden  Maschine  (Motor)  mit  Werkzeugmaschinen  werden 
Oberhaupt  vielfach  erst  ganz  neue,  besonders  qualificirte  Leistungen  im  Prodncüons- 
process  technisch  ausftthrbar  und  ökonomisch  nicht  za  kostspielig  (Popper).  In  der 
Verwerthung  nunmehr  aber  auch  der  Electricit&t,  worin  wir  durchaus  erst  im 
Beginn  stehen,  mit  dem  Princip  der  Oebertragnng  von  Katurkr&ften  (Wasser)  thet 
weitere  Räume,  ist  eine  neue,  vielleicht  noch  wirksamere  Quelle  der  steigenden  Pro- 
ductivität  der  Arbeit  erschlossen.  Vollends  in  ihrer  Gesammtheit  sind  diese  natur- 
wissenschaftlich-technischen  Fortschritte  so  gewaltig,  dass  schon  gegenwärtig,  wo  wir 
in  mancher  Beziehung  erst  noch  im  Anfang  der  wirthschaftlichen  Verwertbang  der- 
selben stehen  und  täglich  neue  hinzukommen  (Electricität),  die  ökonomischen  Lebent- 
bedingnngen  der  Gulturvölker  erheblich  nnd  gttnstig  verändert  worden  sind.  (In  der 
2.  A.  §.  104  a  S.  162  ist  das  ähnlich,  aber  etwas  zu  einseitig,  ohne  die  folgenden 
Einschränkungen,  daher  auch  mit  etwas  zu  optimistischem  Schlnss  dargelegt  worden: 
„von  Grnnd  ans  verändert'*,  wie  ich  es  dort  ausdruckte,  sind  die  ökonomischea 
Lebensbedingungen  der  Gulturvölker  selbst  durch  die  ausserordentlichen  Fortschritte 
der  Technik  in  der  Gegenwart  nicht,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt). 

Es  sind  nemlich  doch  auch  wesentliche  EinschränkangeD 
nicht  zu  übersehen. 

Auf  dem  Gebiete  der  unmittelbaren  Urproduction,  namentlich  in  der 
Landwirthschaft,  fttr  die  Gewinnung  der  wichtigsten  menschlichen  nnd  Haosvieh- 
Nahrungsmittel  und  vieler  der  wichtigsten  geweiküchen  Bob-  nnd  Hil£itofl*e,  ähnlick 
in  der  Forstwirthschaft  sind  die  ökonomisch -technischen  Fortschritte,  bisher 
wenigstens,  von  viel  begrenzterer  practischer  Bedeutung,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Menge,  Art,  Gttte  der  Producte  (Rohertrag),  als  namentlich  auch  in  Bezug  auf  die  Ver- 
minderung oder  wenigstens  die  nicht-progressive,  selbst  die  nicht-proportionale  Steä- 
gcrung  der  natürlichen  Productionskosten  bei  quantitativer  und  qualitativer  Steigeniag 
der  Boherträge  (§.  255).  Auf  heimischem  Boden,  zumal  bei  bereits  erfolgter 
Urbarung  und  regelmässiger  Benutzung  des  meisten,  vorhandenen  oder  wenigstens 
«inigermaassen  culturfähigen,  die  Kosten  deckenden  Bodens  und  bei  bereits  «rreicbter. 
dem  Bedarf  entsprechender  starker  Steigerung  der  Boherträge  (intensive,  hochintensive 
Wirthschaft),  sind  daher  die  erforderüchen  Agrar-  und  Forstproducte ,  vollends  ftir 
eine  wachsende  und  besser  —  auch  qualitativ  in  Betreff  der  Nahrongsmtttel!  — 
lebende  Bevölkerung  allgemein  Überhaupt  gar  nicht  immer,  jedenfalls  aber 
vielfach  nur  mit  wachsenden  Kosten  Zugewinnen.  Sollen  sie  in  grösserer  Menge 
immer  mehr  aus  der  Fremde  bezogen  werden,  so  setzt  das  eine  Oeberwindung aller 
der  Schwierigkeiten  und  Bedenken  voraus,  welche  Fernabsatz  und  Fembezug  mit  sich 
bringen  (§.  254).    Diese  Ueberwindung  wird  nun  grade  durch  den  technischen  Foit- 
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schritt  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Communications-  und  Trans- 
portwesens, wo  die  erwähnten  günstigen  Seiten  am  Bedeutendsten  henrortreten, 
wesentlich  und  mit  diesen  Fortschritten  proportional,  hie  und  da  selbst  progressiv  er- 
leichtert. Allein  ob  auch  dabei  unter  Einwirkung  all  der  hier  mitspielenden  Factoren 
immer  bleibend  und  genügend,  so  dass  wirklich  eine  Erhöhung  der  Gebrauchs- 
wertb-Menge  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  das  definitife  Ergebniss  ist, 
bleibt  doch  wieder  fraglich.  Zu  optimistisch  darf  man  daher  auch  in  dieser  Hinsicht 
nicht  sein. 

In  Betreff  des  dritten  Hauptzweigs  der  ürproduction ,  des  Bergbaus,  ist  aber 
doch  stets  auch  daran  zu  denken,  dass  wir  den  Boden  an  den  bezüglichen,  nicht 
wieder  ersetzbaren  Substanzen  (Kohle!)  in  steigendem  Maasse  erschöpfen,  also  im 
wahren  Sinn  des  Worts  „?om  Kapital  zehren*\  Baubbau  treiben.  Das  w&re  noch  un- 
bedenklicher, wenn  wir  auch  hier  practisch  es  als  föllig  gleichgiltig  bezeichnen 
könnten,  ob  die  Bergbauproducte  in  der  Heimath  oder  in  der  Fremde  fUr  uns  ge- 
wonnen werden.  Denn  wenn  bei  den  grossen  bauwürdigen  Yorräthen  der  Erde  an 
diesen  Producten  auch  die  Gefahr  der  Erschöpfung  practisch  weit  ferner  liegt,  ganz 
ausgeschlossen  ist  sie  einmal  auch  hier  nicht  (Gold !),  femer  aber  sind  wir  bei  Bezug 
aus  der  Fremde  wieder  zum  gesteigerten  Fabrikatenexport,  unter  all  den  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  genöthigt  Die  Eostensteigerung  im  Bergbau,  besonders  bei  wachsen- 
dem Tiefbau,  bei  Mitbenutzung  der  schlechteren  Reviere,  ist  ebenfalls  in  Erwägung 
zu  ziehen.  Auch  hier  bleibt  es  fraglich,  ob  und  wie  weit  der  technische  Fortschritt 
dieser  Steigerung  hinlinglich  entgegen  wirken  kann.  Nur,  wenn  es  sicher  w&re,  dass 
der  Bedarf  an  Montanproducten  durch  Fortschritte  der  Technik  sich  absolut  oder 
relativ  verringern,  gar  theilweise  (Kohle!)  völlig  ersetzen  liesse,  z.  B.  durch  Benutzung 
der  natürlichen  Wasserkräfte  für  Electricität,  würden  alle  diese  Bedenken  mehr  zurück- 
treten, zum  Theil  allerdings  verschwinden.  Aber  ob  und  was  hier  zu  erreichen  sein 
wird,  lisst  sich  doch  einstweilen  noch  nicht  irgend  genauer  übersehen.  Man  hat  es 
höchstens  mit  optimistischen  Phantasieen,  auch  allerdings  nicht  bloss  der  Laien  und 
Dilettanten  (Bebel,  Socialisten),  sondern  genialer  Techniker  (Siemens  u.  A.)  zu  thun, 
welche  eben  erst  realisirt  sein  müssten,  wenn  man  in  der  uns  hier  beschäftigenden 
theoretischen  Lösung  des  Problems  auf  dergleichen  bauen  dürfte.  Auch  hier  bliebe 
ausserdem  immer  noch  die  Kosten  frage  ungelöst  (s.  schon  o.  S.  655). 

Kur  auf  dem  Gebiete  der  sogen.  Stoff  Veredlung,  der  Industrie  i  e.  S., 
wird  man  schon  jetzt  dem  technischen  Fortschritt  für  die  Herstellung  von  Gütern  und 
für  die  Verminderung  vieler  Kostenelemente  dabei  eine  grössere  practische  Bedeutung 
einräumen  können;  daher  insoweit  auch  für  die  Bildung,  die  Gewinnungskosten, 
die  Höbe,  die  Zusammensetzung  des  Nationaleinkommens.  Aehnliches  gilt,  mit  ent- 
sprechender Tragweite  für  den  nahen  und  fernen  Austausch  der  Producte,  auch 
hinsichtlich  des  Communications-  und  Transportwesens.  Eine  verbesserte 
Lebenslage  in  Bezug  auf  die  Befriedigung  derjenigen  materiellen,  auch  Luxusbedürf- 
nisse,  welche  unmittelbar  mit  Industrieerzeugnissen  befriedigt  werden  können,  auch 
mancher  geistiger  (Papier,  Bücher,  Presse!)  erscheint  danach  in  der  That  auch  Älr 
<}ie  Yolksmasse  heute  und  weiterhin  in  grösserem  Umfange  möglich.  Im  Wohnungs-, 
Wohneinrichtnngs-,  Eleidongswesen  ist  das  wichtig  genug. 

Aber  auch  hier  bleibt  immer  zweierlei  zu  bedenken,  was  die  Tragweite  des 
technischen  Fortschrittes  und  den  oft  übertriebenen  Optimismus  (so  wieder  namentlich 
^er  Socialisten)  hinsichtlich  dieser  Tragweite  einzuschränken  gebietet:  einmal,  auch 
für  die  Industrie  bedarf  es  doch  stets  des  dem  Boden  zu  entnehmenden  Roh-  und 
Hilfsstoffs,  der  aus  dem  heimischen  Boden  unmittelbar,  aus  dem  fremden  mittelbar, 
<iurch  alle  die  dabei  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  hindurch  gewonnen  werden 
muss;  sodann,  —  die  Nahrungsmittel,  die  Brennstoffe,  die  Baumaterialien 
fi.  dgL  m.,  m.  a.  W.  die  eigentlichen  Bodenproducte  selbst  bleiben  eben 
doch  unter  allen  Umständen  fir  die  Bedürfhisse  der  Menschenwelt  (und  der  ihr  dien- 
lichen Thierwelt)  das  Wichtigste.  Und  in  dieser  Hinsicht  kann  man,  nach  allem 
<iiesagten,  auch  betrefiOi  des  technischen  Fortschritts  und  seiner  schliesslichen  ökono- 
mischen Wirkung  auf  das  Volkseinkommen,  nicht  so  übertrieben  optimistisch  sein. 
Hier  Hegt  zugleich  das  immerhin  recht  wesentliche  Korn  Wahrheit  in  der  —  phy- 
fiiokratischen  Doctrin. 
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Jedoch,  auch  vorbehaltlich  aller  dieser  wichtigen  und  nicht 
immer  von  den  Enthusiasten  des  technischen  Prodnctionsfortschritts 
gentigend  beachteten  Einschränkungen  hinsichtlich  der  Möglichkeit 
weiteren  und  der  Tragweite  des  erreichten  and  erreichbaren  tech- 
nischen Fortschritts,  bleibt  es  doch  wahr,  dass  im  Zeitalter  von 
Dampf  und  Electricität  in  der  That  die  ökonomischen  Lebensbe- 
dingungen der  Cultarvölker  viel  günstiger  liegen,  als  ehedem.  Das 
ermöglicht  eine  Steigernng  des  Nationaleinkommens,  welche  auch 
der  grossen  Masse  der  Bevölkerung,  freilich  nur  bei  nicht  zu 
schnellem  Wachsthum  der  letzteren,  in  der  That  wenigstens  zu 
Gute  kommen  kann. 

§.  279.  —  c)  Bei  gegebener  Höhe  und  Art  des  Volksein- 
kommens hängt  es  endlich  mit  von  der  jeweiligen  Vertheilung  des 
letzteren  —  welche  auch  die  Art  der  im  Volkseinkommen  steckenden 
naturalen  Güter,  weil  die  Richtung  der  Production,  mit  bestimmt  (S.  693) 
—  ab,  ob  und  wie  weit  die  nuteren  Volksclassen  auch  feinere 
Existenz-  und  gewisse  Culturbedürfnisse  mit  befriedigen  können. 
Ist   nun   auch   bei  hohem  Volkseinkommen  die  Vertheilung  eine 
sehr  ungleiche,  die  Quote,  welche  von  jenem  in  irgend  einer  Form 
(Rente  aller  Art,  Unternehmer-,  Speculations-,  Conjuncturgewinn, 
höherer  Lohn,  besonders  Beamtengehalte  u.  dgl.)  an  die  besitzenden 
und  höheren  Glassen  und  an  die  Personen  mit  erheblich  überdurch- 
schnittlichem Einkommen  gelaugt,   eine  bedeutende,  so  wäre  es 
wenigstens  rein  arithmetisch  aufgefasst  möglich ^  durch  eine 
gleichmässigere,  die  Einkommen  der  höheren  Classen  u.  s.  w. 
vermindernde,  den  Einkommen  der  unteren  Classen  etwas  zulegende 
Vertheilung  jene   Forderungen    hinsichtlich    der  Bedürfnissbefrie- 
digungen dieser  letzteren  Classen  zu  erfüllen.    Auch  was  in  dieser 
Beziehung  bei  der  auf  der  Grundlage  des  Privateigenthums  an  den 
sachlichen  Productionsnntteln  und  der  privatwirthschaftlichen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft  beruhenden  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens in  unseren  modernen  Volkswirthschaften  so,  wiederum 
die   Frage    rein   arithmetisch   aufgefasst,    geschehen    könnte, 
wäre  keineswegs,  wie  man  öfters  gegen  derartige  Ideen  eingewandt 
hat,  etwas  so  Unerhebliches. 

Selbst  H.  7.  Treitschke  (der  Socialismus  und  seine  Gönner,  Prenssische 
Jahrbacber  1S75,  I,  S.  265)  spricbt  bier  Sätze  über  die  unFermeidlicbe  Niedri^kdt 
des  Einkommens  der  Massen  wegen  der  Niedrigkeit  des  Gesammteinkommens  selbst 
reicber  Völker  aas,  die  zwar  sebr  allgemein,  n.  A.  in  dem  Witzworte  ?on  der 
„Tbeilang"^  Botbscbild's  mit  den  Arbeitern,  ftlr  wabr  gelten,  es  aber  dnrcliftiis  nicht 
sind ,  wie  grade  jede  statistische  Berechnung  selbst  nur  anf  Grund  der  Einkomiiira- 
stenerdaten,  die  doch  bekanntlich  bei  den  Reicheren  immer  mehr  hinter  der  Wahrheit 
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zurückbleiben«  belegt  So  berechnet  z.  6.  Hirth,  Annal.  1674  S.  932  £  nach  den 
ungemein  niedrigen  Schätzungen  der  preussischen  Classen-  und  Einkommen- 
steuer fUr  1S73  das  Gesammteinkommen  ?on  8,743,284  Personen  auf  1305.18  Mill. 
Thaler,  also  auf  1  Person  im  Durchschnitt  fast  150  Thlr.  Bei  8,395,000  Pers.  mit 
einem  Einkommen  bis  incl.  500  Thlr.  ist  das  Gesammteinkommen  830.8  Mill.  Thlr. 
oder  für  1  Pers.  ca.  99  Thlr.,  bei  225,000  Pers.  von  500  —  1000  Thlr.  ist  es  102 
Mill.  Thlr.  oder  für  1  Pers.  720,  bei  123,284  Pers.  in  der  Einkommensteuer  (aber 
1000  Thlr.  Einkommen)  312.38  Mill.  Thlr.  oder  für  1  Pers.  2533  Thlr.  Wurde  nun 
z.  B.  durch  ein  richtiges  ProgressiFSteuersystem,  durch  Hebung  der  Löhne  auf  Kosten 
der  Gewinne  der  Dntemehmer  und  Kapitalisten  im  freien  Verkehr,  durch  Steigen  der 
Preise  der  Consumptibilien  der  Wohlhabenderen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  u.  s.  w.  und 
durch  die  hier  in  diesem  Abschnitt  besprochenen  regulati?en  Eingriffe  in  die  Ver- 
theilung  auch  nur  bewirkt,  dass  ein  Drittel  des  Gesammteineinkommens  der  Ein- 
kommensteuerpflichtigen reell  auf  die  Personen  mit  unter  500  Thlr.  Einkommen  über- 
tragen würde,  so  gestattete  dies  eine  Steigerung  des  Einkommens  der  letzteren  im 
Durchschnitt  um  ca.  12.4  Thlr.  oder  um  ca.  12.5  ^/o,  eine  Steigerung,  welche  jedoch 
bei  den  Personen  mit  kleinstem  Einkommen  ?iel  bedeutender  werden  konnte.  Und 
dabei  sind  die  Ergebnisse  grade  der  früheren  preussischen  Einkommensteuer- 
Schätzung,  bes.  für  die  höheren  Einkommen,  viel  zu  niedrig.  Ich  halte  es  nicht  fUr 
unmöglich,  durch  Veränderungen  wie  die  erwähnten,  die  kleinsten  Einkommen  in 
Deutschland,  z.  B.  die  bis  300  Thlr.,  trotz  der  Millionen  der  Percipienten ,  um  ein 
Drittel  zu  steigern,  woraus  Ökonomisch  (auch  für  die  Richtung  der  Production, 
daher  für  die  Vermeidung  von  Absatzkrisen  u.  s.  w.)  und  culturlich  nur  günstige  Polgen 
resultirten,  ohne  dass  eine  der  Treitschke 'sehen  Einwendungen  zuträfe.  Vergl. 
auch  schon  die  besseren  Daten  für  Hamburg,  Annal.  1875,  S.  335.  Weiteres  Ma- 
terial zur  Benrtheilung  dieser  Frage  in  Engel's  Aufs,  über  die  Glassen-  und  Ein- 
kommensteuer und  Vertheilang  des  Einkommens  in  Preussen  in  d.  Zeitschr.  d.  Preuss. 
Stat.  Bur.  1875.  R.  Michaelis  in  der  Schrift  „Gliederung  der  Gesellschaft  nach 
dem  Wohlstände"  hat  die  Geringfügigkeit  einer  Verbesserung  der  Ökonomischen  Lage 
der  unteren  Glassen  durch  eine  Ausgleichung  zwischen  höheren  und  niederen  Einzel- 
einkommen mittelst  der  von  ihm  vornemlich  gebrauchten  Daten  der  neuen  deutschen 
grossstädtischen  Wohnungsstatistik  nachzuweisen  gesucht  Er  nimmt  dabei  das  „heiz- 
bare Zimmer"'  als  vergleichbare  Einheit,  obgleich  er  natürlich  selbst  die  mangelhafte 
Vergleichbarkeit  dieser  Zimmer  in  schlechten  Arbeiterwohnungen  und  reichen  Luxus- 
wohuungen  nicht  übersehen  kann  (S.  71).  Trotzdem  wird  die  Berechnung  für  Berlin 
(S.  71)  u.  für  die  anderen  betrachteten  Städte  durchgeführt,  wie  sich  die  Dinge  bei  einer 
„Gütervertheilung  nach  communistischem  Ideale"'  gestalten  würden.  Das  Ergebniss  ist 
z.  B.  für  Berlin  (und  ähnlich  für  die  andren  Städte),  dass  bei  einer  gleichen  Ver- 
theilung  der  „augenblicklich  vorhandenen'"  heizbaren  Zimmer  schon  die  Bewohner  der 
Wohnungen  mit  2  heizbaren  Zimmern  geschmälert  würden.  Daher  der  „Schlass  aus 
der  ezacten  Forschung":  „eine  gleichmässigere  Gütervertheilung  kann  erst  bei  einer 
weit  grosseren  Masse  von  wirthschaftlichen  Gütern  erreicht  werden;  es  ist  also  vor 
allen  Dingen  eine  Steigerung  der  Productionsfähigkeit  der  Gesanuntheit  erforderlich." 
(S.  72.)  Letzteres  ist  in  gewissem  Umfang  richtig.  Es  wird  aber  durch  diese  „exacte 
staatswissenschaftliche  Forschung"  nicht  bewiesen.  Denn  erstens  lässt  sich  „die 
Gesammtheit  der  heizbaren  Zimmer  nicht  als  Repräsentantin  der  Gesammtheit  der 
Güter*"  fassen;  zweitens  sind  zumal  in  unseren  deutschen  Grossstädten  die  „heizbaren 
Zimmer"  in  den  verschiedenen  Kategorieen  von  Wohnungen  nicht  für  diesen  Zweck 
vergleichbare  Einheiten,  sondern  ungeheuer  verschieden,  so  dass  schon  deswegen  jedes 
Zimmer  in  den  besseren  Wohnungen  mit  irgend  einer  Zahl  multicipirt  werden  müsste, 
um  den  Zimmern  in  den  schlechten  Wohnungen  vergleichbar  zu  werden;  drittens 
kommt  es  nicht  auf  die  „augenblicklich  vorhandenen  heizbaren  Zimmer""  für  diese 
Frage  an,  sondern  auf  den  Kapitalaufwand  für  die  betreffenden  Bauten  und  Woh- 
nungen, der  bei  den  feineren  Wohnungen  ungleich  hoher  ist.  Mit  dem  Gesammt- 
kapital,  das  für  die  Wohnungsbeschaffung  verfügbar  ist,  Hesse  sich  daher  eine  für  die 
kleinen  und  mittleren  Leute  immerhin  nicht  unwesentlich  bessere  Befriedigang  des 
Wohnungsbedürfhisses  erzielen.  Die  Beweisführung  des  Verf.s  ist  ein  eclatantes  Bei- 
spiel, dass  eine  planlose  „exacte  Forschung""  ohne  scharfe  Formulirung  der  betreffenden 
theoretischen  Probleme  in  die  Irre  ftlhrt  —  Giffen  berechnet  den  Werth  des 
biitiflchen  VolksvermOgens  1865  auf  6113,   1875  auf  8548  Mill.  Pf.  St    So  wenig 
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sicher  solche  Berechnungen  sind  (s.  o.  S.  175),  so  ergiebt  sich  doch  auch  daraus  die 
arithmetische  Möglichkeit  einer  wesentlichen  Yerbessening  der  Ökonomischen 
Lage  der  unteren  Glassen,  während  Qifien's  SpeciaÜsining  der  VermOgcnsobjecte  eine 
absolut  nur  geringfügige  Theünahme  dieser  Glassen  an  dieser  Steigerong  des  Volks- 
yermOgens  aufweist    S.  auch  Engels,  Dühring*s  Umw&lznng  S.  235  (1.  A.). 

Seitdem  das   Voransfcehende  (wörtlich  aas  der  2.  Anfl.  S.  158—159  Kote  16) 
geschrieben  wnrde,  ist  Dank  der  verbesserten  Einkommenbesteaemng  mehr  und  besseres 
statistisches  Material  zar  Beantwortung  einer  solchen  „rein  arithmetischen*' Ver- 
theilangsfrage  hinzugekommen.    Dasjenige  aos  einzelnen  grossen  St&dten  (Hamburg), 
kleinen  Lftndchen  (Sachsen- Weimar)  ist  wegen  der  Besonderheit  der  Verhältnisse  aller- 
dings nicht  wohl  hieifUr  brauchbar;   viel  mehr  schon  das  ▼orzOgliche  Material  aus 
dem  K.  Sachsen,  in  der  trefflichen  Bearbeitung  von  V. BOhmert  in  der  K,  sichs. 
stat.  Ztschr.,  namentlich  aber  nunmehr  das  Material  aus  Preussen,   also  aus  einem 
grossen  Volkswirthschaftsgebiet  mit  wirklich  genügender  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
ductionsarten  und  der  loosden,   profinziellen  Yerhätnisse.    Obgleich  bisher  erst  die 
Ergebnisse  der  ersten  Einschätzung  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  von  1891  vorliegen, 
für  1.  April  1892—93,  wo  sicher  noch  manche  Mängel  und  Lttcken  trotz  der  Declara- 
tionspflicht  für  die  höheren  Einkommen  (über  3000  M.)  untergelaufen  sind,   hat  sich 
nicbt  nur  allgemein  eine  erhebliche  YergrOsserung  des  Gesammteinkommens  der  steuer- 
pflichtigen Bevölkerung  (d.  h.  deijenigen  mit  über  900  M.  Einkommen  p.  Gensit)  gegen 
die  bisherigen  Einschätzungen  nach  dem  älteren  unvollkommenen  Verfahren  ergeben, 
sondern  auch  gezeigt  (gegen  A.  SOtbeer's  Anschlag,  wie  schon  oben  einnial  be- 
merkt ward),  dass  sich  grade  die  grosseren  Einkommen,  diejenigen  aus  den  Städten, 
aus  Industrie,  Handel,  Kapital  besonders  hoher  gegen  früher  herausgesteUt  haben. 
Das  bestätigt  vollends  die  hier  vertretene  arithmetische  Möglichkeit  einer  Einlcomm^i- 
erhOhung  der  untern   Glassen  durch    eine  diesen  günstigere  Vertheilung  selbst  des 
heutigen  gesammten  Volkseinkommens.    S.  bes.  die  amtliche  Schrift:   Mittheilangen 
aus  der  Verwaltung  der  directen  'Steuern  im  preuss.  Staat,   Statistik  der  Einkommen- 
Steuerveranlagung  Jahr  1892/93,  Berlin  1892. 

Das  gesammte  veranlagte  Einkommen  der  physischen  Gensiten  ist  in  1892/93 
gegen  1891/92  gesüegen  von  4273.7  auf  5724.3  Mili.  M.  oder  um  34.2  7o<  ^^  ^»^ 
der  Gensiten  von  1,997,638  auf  2,435,858,  das  Gesammteinkommen  der  Gensiten  mit 
einem  Einkommen  von  über  3000  M.  stieg  dagegen  von  1887.4  auf  2812.3  Mill.  M. 
oder  um  49.0%,  —  war  also  entschieden  bisher  besonders  unterschätzt  —  die  An- 
zahl dieser  Gensiten  von  254,280  auf  316,889,  (a.  a.  0.  S.  II  ff.).  Auch  diese  ZaUen 
bestätigen,  dass  die  arithmetische  Bedeutung  einer  gleichmässlgeren  Elnkomm^- 
vertheUung  keineswegs  geringfügig  für  die  unteren  Glassen  wäre.  Kach  einer  Specifi- 
cation  der  Gensiten  nach  Einkommenclassen  (mit  kleiner  Abweichung  der  veranJugtei 
Gesammteinkommen  gegen  die  vorausgehenden  Daten  aus  rechnerischen  und  Steuer- 
technischen  Gründen)  ergab  sich  Folgendes  (ebenfalls  nur  physische  Personen) 
(a.  a.  0.  S.  324): 


Gruppe,  M.  Ein- 
kommen 

Gensiten 
absolut 

Gensiten 

auf 
100,000 

Veranlagt 

Einkommen 

Mill.  M. 

Dgl.  in 
Pro- 
mille 

Durchschnitt»- 
eink.  des  Gen- 
siten M. 

900—       3,000 

2,118,969 

86,991 

2912.0 

510.9 

1,374 

3,000—       6.000 

204,714 

8,404 

832.4 

146.0 

4,664 

6,000—       9,500 

55,381 

2,274 

411.7 

72.2 

7,435 

9,500—     30,500 

46.096 

1,892 

714.6 

125.4 

15,405 

30,600—    100,000 

9,039 

371 

451.6 

79.2 

49,965 

100,000—6,750,000 

1,659 

68 

377.6 

66.2 

227,598 

Summa 

2,435,858 

100,000 

5700.0 

1000.0 

2,339 

über  3000  M. 

316,889 

13,009 

2788.0 

489.1 

8,800 

Würden  bei  einer  arithmetischen  Ausgleichung  alle  Einkommen  der  hier  in 
Frage  kommenden  Gensiten  mit  bisher  über  900  M.  auf  den  Durchschnittsbetrag  voa 
2339  M.  gebracht,  so  wäre  das  eine  Erhöhung  des  Einkommens  von  1374  M.  der 
Gensiten  der  1.  Gruppe  (900—3000  M.  Einkommen)  um  60.2  7o* 

Für  die  untersten  Kategorieen  dieser  Gruppe  und  vollends  für  die  hier  nicbt  mdt 
inbegriffene  steuerfreie  BevOUierung  unter  900  M.  p.  Gensit  (bez.  meistens:  Famibtfi* 
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haapt)  Einkommen  (20,945,227  physische  Personen  —  nicht  Censiten  —  ?on  einer 
6esammtbe?0lkerung  von  29,S95^241)  würden  sich  natürlich  manchfach  andere  Procent- 
yer&nderangen  ergehen,  für  die  grosse  Masse  der  steuerfreien  Bevölkerung  eine  andere, 
mitunter  auch  eine  relative  kleinere  Erhöhung  des  Einkommens,  ie  nach  den  Zahlen 
der  Köpfe  (Censiten),  ihres  bisherigen  und  des  so  zu  erhöhenden  Einkommens.  Aber 
unbedeutend  wäre  der  Effect  auch  hier  nicht  Würde  z.  B.  mit  dem  Einkommen  der 
Censiten  der  niedrigsten  Steuerstufe  (900—1050  M.,  658,811  Censiten  mit  642.34 
Hill.  M.  Gesammteinkommen)  in  der  angedeuteten  Weise  verfahren,  so  erhöhte  sich 
dasselbe  vom  jetzigen  Durchschnitt  von  c.  975  M.  um  c.  140  7«- 

Für  die  gesammte  Bevölkerung  kann  man  solche  Berechnungen  nicht  ebenso  genau 
durchführen,  weil  man  keine  Einschätzung  der  steuerfreien  Bevölkerung  hat.    Macht 
man  fur  letztere  einen  approximativen  Anschlag,  wie  es  die  Statistiker,  Sötbeer  u.  A.^ 
gethan,  um  das  gesammte  Volkseinkommen  zu  ermitteln,  so  ist  natürlich  der  Werth 
einer  so  gewonnenen  Zahl  noch  unsicherer.    Ausserdem  wird  man  auch  für  das  nach 
dem  jetzigen  besseren  preussischen  Yeranlagungsverfahren  steuerveranlagte  Einkommen 
noch  eine  Quote  hinzuschlagen  müssen,  für  nicht  oder  zu  niedrig  declarirtes,  auch 
far  die  gesetzlichen  Abzüge  vom  Einkommen  zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen, 
welche  zum  wirklichen  Einkommen  wenigstens  theilweise  gehören.    Namentlich  bei 
den  höheren  Einkommen,  denjenigen  aus  Kapital,  Gewerbebetrieb,  Landwirthschaft 
wird  so  noch  Manches  hinzukommen.    Schlägt  man  diesen  nicht  versteuerten  Betrag 
bei  den  Censiten  von  über  900  M.  Einkommen  auch  nur  auf  10  7o  (>"•  E.  wahr- 
scheinlich zu  niedrig)  an  und  schätzt  man  für  die  nicht  steuerpflichtige  Bevölkerung 
auf  den  Kopf  ein  Durchschnittseinkommen  von  c.  150  M.  —  Sötbeer  berechnet  für 
die  Bevölkerung  mit  unter  525  M.  Einkommen  p.  Censit  199  M.  p.  Kopf,   wonach 
für  diejenige  bis  900  M.  p.  Censit  wohl  mehr  als  150  M.  anzurechnen  wäre  (?)  — ^ 
so  stiege  das  Einkommen  aller  Steuerpflichtigen  in  Preussen  auf  c.  6270  Mill.  M.^ 
dasjenige  der  nicht  steuerpflichtigen  Bevölkerung  (unter  900  M.  Censiten-Einkommen) 
wäre  rund  c.  3150  Mill.  M.,  das  gesammte  preussische  Yolkseinkommen  —  immer  ab- 
gesehen von  den  principiellen  Einwendungen  gegen  jede  derartige  Berechnungs- 
weise des  Volkseinkommens,  wie  sie  oben  §.  175  ff.  gemacht  wurden  —  erhöbe  sich 
auf  9420  Mill.  M.    Das  wäre  p.  Kopf  der  Bevölkerung  316  M.  (Sötbeer  berechnet 
für  1888  nach  der  alten  Einschätzung  und  nach  seinen  Zuschlägen  dazu  329).   Würde 
nun   das  Einkommen   der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  gleichmässig  auf  die  ganze 
Bevölkerung  vertheilt,  so  würde  immerhin  dasjenige  des  Kopfs  der  nicht-steuerpflich- 
tigen von  dem  angenommenen  Betrage  von  150  M.  auf  diese  Ziffer  von  316  M.  oder 
um  c.  105  7o  steigen  können,  natürlich  je  nachdem  mehr  oder  weniger,  wenn  der  hier 
angenommene  Einkommenbetrag  der  nicht  steuerpflichtigen  Bevölkerung  und  der  Zu- 
schlag zum  Einkommen   der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  in  Wirklichkeit  niedriger 
oder  höher  anzusetzen  wäre,  womit  sich  dann  freilich  auch  das  Gesammteinkommen 
des  Volks  und  der  davon  auf  den  Kopf  fallende  Betrag  entsprechend  emiediigte  oder 
erhöhte.    S.  für  Weiteres  die  in  §.  171  angegebene  Litteratur,  besonders  Sötbeer's 
Arbeiten,  die  Daten  bei  Bob.  Meyer  im   Artikel  Einkommen  im  Handwörterbuch 
d.  Staatswiss.,   den  Aufsatz  die   Zunahme   der  grossen   Einkommen   in   Hirth's  An- 
nalen  1893. 

Also  in  der  That:  eine  gleichmässigere  Vertheilnng  des  Volks- 
einkommens würde  den  unteren  Classen  auch  heute  schon  eine 
umfassendere  Bedttrfnissbefriedigung  ermöglichen.  Ob  man  darauf 
binstreben  und  die  dazu  erforderliche  Umänderung  der  Rechts- 
ordnung in  Aussicht  nehmen  darf  und  soll,  ist  dann  freilich  eine 
ganz  andere  als  diese  bloss  arithmethische  Frage.  Sie  ist  wiederum 
vom  maassgebenden  Standpunct  des  Gesammtinteresses  und 
des  auf  die  Dauer  von  dessen  Befriedigung  doch  auch  mit  ab- 
hängigen wahren  Interesses  der  unteren  Classen  zu  betrachten  und 
zu  entscheiden.    Die  Antwort  darauf  ist  mit  im  Folgenden,  nament- 
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lieh  in  den  AnsfUhrnDgeD  über  die  Zulässigkeit  und  Rathlicbkeit 
der  Erfailnng  der  oben  anfgestellten'Fordernngen  enthalten  (§.  282). 

§.  280.  —  2.  Voranssetzungen  hinsiebtlich  der 
Nothwendigkeit  der  Aufstellung  und  Durchführung 
von  Forderungen,  welche  dem  zweiten  Hauptgrand- 
satz entsprechen  (S.  707  u.  S.  709^.  Hier  kommt  es  auf  die 
Vergleichung  der  gesammten  ökonomischen  und  socialen  Lage 
an,  welche  die  unteren,  arbeitenden  und  die  höheren,  besitzenden 
€lassen  und  beider  einzelne  Abtheilungen  (Berufsgruppen)  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  volkswirtbschaftlichen  Organisation  und 
Sechtsordnung  und  unter  den  hier  obwaltenden  auch  ethischen  Faetoren 
(Sittlichkeit,  Sitte)  erreicht  haben.  Entscheidend  ist  hier  vor  Allem 
die  relative  Glassenlage  und  deren  Entwicklung  auch  bei  stei- 
gendem Volkseinkommen,  daher  das  Antheilsverhältniss  ins- 
besondere der  unteren,  arbeitenden  und  der  besitzenden  Classen, 
erst  in  zweiter  Linie  die  absolute  Glassenlage.  Eine  bezügliche 
Untersuchung,  um  zu  einer  Beantwortung  der  Frage  der  Noth- 
wendigkeit  der  Erfüllung  obiger  Forderungen  zu  gelangen,  bedingt 
dann  zweierlei,  einmal  die  Ermittlung  von  Thatsacheo  bezüg- 
lich der  maassgebenden  Verhältnisse,  sodann  die  Ziehung  von 
Schlüssen  aus  diesen  Thatsachen  mittelst  Vergleichung  der  letztere 
und  danach  die  Fällung  von  Urtheilen  (erste  practische  Auf- 
gabe, §.  62,  63). 

a)  Die  Thatsachen  für  die  richtige  Vergleichung  sind  mittelBt 
des  inductiven  Beobachtungsverfahrens,  namentlich'des  statisttschen, 
durch  EnquSten  über  die  Lage  der  einzelnen  Volksclassen,  be- 
sonders —  aber  nicht  allein!  —  der  unteren,  durch  persön- 
liche unmittelbare  Nachforschungen  festzustellen. 

Yergl.  oben  in  Bach  S  Kap.  5  von  den  Kennzeichen  des  Yolkswohlstands,  bee. 
§.  186,  S.  438.  Uinzuznfflgen  znr  Litteratnr  das  Ende  1S92  erschienene  groee 
Sammelwerk  des  Vereins  fQr  Socialpohtik  ttber  die  Verhältnisse  der  Landarbeiter. 

Die  gesammte  sociale  nnd  Ökonomische  Lage,  als  Prodnct  der  Gesammt- 
heit  der  technischen,  Ökonomischen,  rechtlichen,  ethischen  Faetoren  n.  s.  w.  komot 
in  Betracht:  Arbeitsart,  Maa&s,  Erwerbssicherheit,  Einkommenhohe,  Consamtionsr«r 
h&ltnisse  nach  allen  Seiten,  Lebenslage  nnd  Lebensweise  n.  s.  w. 

Allein  solche  Untersuchungen  müssten  sich,  m.  E.  für  alle  be- 
züglichen Fragen  (die  „Arbeiterfrage^'  i.  e.  S.),  namentlich  aber 
auch  für  das  uns  hier  beschäftigende  Problem  ebenso  syste- 
matisch und  eingehend  auf  die  übrigen  Volksclassen 
und  Erwerbsgruppen  erstrecken. 

So  z.  B.  anf  die  Bauern  verschiedener  Kategorie,  die  HausindnstrieUen ,  dk 
Handwerker,  die  kleinen  Kaufleate  (Krämer),  anf  das  mittlere  nnd  höhere  Arbots- 
personal  der  materieUen  Bemfe,  auf  das  untere  und  mittlere  (Subaltern-)  Öffentlich 
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Beamtenthnm.  Aber  nothwendig  sogar,  und  grade  für  die  Entscheidung  der  hier  vor- 
liegenden Frage:  auch  auf  die  höheren  Besitz-  und  Erwerbsschichten  der  Bevöl- 
kerung, das  höhere  Beamtenthnm,  die  höheren  liberalen  Berufe,  namentlich  aber  audi 
auf  die  „Spitzen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft*',  die  grösseren 
Gutsbesitzer  und  Landwirthe  („Bittergutsbesitzer"),  die  grösseren  Fabrikanten,  Kauf- 
leute, Banquiers,  Börsenleute,  Speculanten  aller  Art,  Bentiers  u.  s.  w.  Denn  auch  bei 
diesen  Classen  und  Personen  liegt  immer  die  Gefahr  vor,  einzelne  Beobachtungen 
zu  sehr  zu  verallgemeinern.  Kur  systematische  und  eingehende  Erfor- 
schung der  Thatsachen  kann  auch  hier  zu  sichereren  Ergebnissen  und  DrtheUen 
führen. 

Namentlich  käme  es  auch  hier  darauf  an,  Art  und  Maass 
der  y, Arbeit]*^  oder  dessen,  was  euphemistisch  so  genannt  wird 
(Speculantenthätigkeit,  Ausnutzung  von  Gonjuncturen,  BOrsentreiben 
u.  s.  w.y  §.  167,  168),  an  sich  und  im  Verbältniss  zum  Er- 
werb, zum  Einkommen,  zur  Vermögensbildung,  besonders 
bei  den  grösseren  Privatcapitalisten ,  ferner  auch  die  Lebens- 
weise, die  Verbrauchsarten  und  die  Höhe  des  Verbrauchs 
(Luxus  aller  Art!)  durch  ein  umfassendes  systematisches  Verfahren 
zu  ermitteln.  Nur  so  Hesse  sich  das  Material  für  die  weitere  Auf- 
gabe (unter  b)  gewinnen  und  feststellen,  ob  und  wie  weit  einzelne 
wahrgenommene  Erscheinungen  singulär  oder  Regel,  vielleicht  selbst 
typisch  sind. 

b)  Erst  durch  die  Ziehung  von  Schlüssen  ans  der  Ver- 
gleichung  der  so  ermittelten  Thatsachen  und  durch  die  Be- 
gründung eines  Urtheils  darauf  gelangt  man  zu  einer  sichereren 
Antwort  auf  die  Frage,  ob  die  Erfüllung  der  erwähnten  Forderungen 
nothwendig  sei.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  ist  die  noth- 
wendige,  wichtige  und  oft  schwierige  Vorarbeit,  aber  immer  doch 
nur  die  Vorarbeit  hieriUr.  Diese  Schlussziehung  aus  der  Ver- 
gleichung,  namentlich  der  relativen  Glassenlage,  des  re- 
lativen Wachsthums  der  grossen  nationalen  Einkommen- 
zweige, des  relativen  Classenantheils  am  Volkseinkommen 
ist  das  schliesslich  doch  Wichtigere. 

Beschränkungen  der  Betrachtung  auf  Eine  Classe  und  auf  deren  einzelne,  freilich 
auch  zu  ?ergleichende  Verhältnisse,  z.  B.  zwischen  Arbeitsart  und  Maass  einer-,  Ent- 
lohnungsmaass  andrerseits  bei  den  unteren  arbeitenden  Classen,  zwischen  ihrer  Lebens- 
haltung in  verschiedenen  Gegenden,  Orten  und  Zeiten,  in  verschiedenen  Arbeitszweigen 
und  yerschiedener  Dienststellung  (z.  B.  noch  heute  bei  Landarbeitern),  Ermittlungen  Über 
die  absolute  Gestaltung  von  Arbeitsmaass  und  Art  und  Lebenshaltung  reichen  hier 
doch  noch  nicht  aus.  Eist  durch  Vergleichung  der  analogen  Verhältnisse  bei 
anderen  Classen,  besonders  bei  den  höheren,  besitzenden,  reicheren,  grosseres  Ein- 
kommen, Öfters  leichter,  ftlr  eine  geringere  Arbeit,  vielleicht  so  gut  wie  ohne  wirth- 
schaftliche  „Arbeit''  gewinnenden  Classen,  bei  den  Arbeitgebern,  namentlich  den 
grossen  (Grossland  wirthe,  GrossindustrieUe ,  Gross-Bergwerkbesitzem  u.  s.  w.)  ergeben 
sich  die  erforderlichen  Schlüsse  zur  Begründung  eines  Urtheiles  darüber,  ob  die  und 
(Üe  Behauptungen  hinsichtlich  der  bestehenden  Verhältnisse  des  Erwerbs,  des  Ver- 
brauchs allgemeiner  begründet,  ob  die  und  die  Forderungen  hinsichtlich  Aendemng 
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dieser  Yech&ltnisse  und  eFentuell  der  ihnea  zu  Grunde  liegenden  yolkswirthschaftlicheD 
Organisation  nnd  Beclitsordnnng  berechtigt,  ihre  Erfüllung  selbst  nothwendig  seL 

Es  wird  auch  hier  nie  ganz  ohne  subjeetive  Willkühr  im 
Urtheil  abgehen.  Aber  damit  widerlegt  man  doch  nicht  das  Ge- 
sagte. Gerade  auf  diesem  Wege  und  allein  auf  ihm  gewinnt  man 
ein  Urtheil  über  Missverhältnisse  in  der  Arbeitslast ,  im 
Process  der  Vertheilnng,  der  privaten  Einkommens-  und  Vermögens- 
bildnng  nnd  einigermaassen  auch  über  das  Maass  dieser  Miss- 
Verhältnisse. 

Z.  B.  zwischen  der  Arbeitslast  und  dem  Entlohnungsmaass  der  untereu,  der  wer- 
schiedenen  Kategorieen  der  mittieren  und  schliesslich  der  höchsten  ökonomischen 
Classen,  über  die  Unterconsumtion  der  einen,  die  Ceberconsumtion  der  anderen,  nach 
Quantum,  namenUich  nach  Art  und  Quale  bemessen,  über  das  Unbillige,  das  Un- 
verdiente der  Lage  dort  und  hier.  Daraus  entwickeln  sich  dann  wieder  Keime  zn 
neuen  gesellschaftlichen  Glaubenssätzen  hinsichtlich  des  richtigen  Sein-soUens  in 
Bezug  auf  Arbeitsart,  Maass,  Last,  Genussart,  Maass,  Lust,  m.  e.  W.  in  Bezug  auf 
Richtung  und  Gestaltung  der  Vertheilung,  wodurch  dann  bezüglichen  Aendenmgea 
der  Eechtsordnung  vorgearbeitet,  der  Boden  dafür  vorbereitet  wird. 

Alle  diejenigen,  welche,  sei  es  an  der  Erhaltung,  sei  es  an  der  Aenderung  der 
bestehenden  Vertheilung  zun&chst  und  zumeist  interessirt  sind,  sollten  objectiv  genug 
sein,  um  die  Koth wendigkeit  solcher  alle  Classen  umfassenden  Untersuchungen  ein- 
zusehen. Die  letzteren  würden  sich  dann  allerdings  bei  den  besitzenden  Classen 
mit  auf  die  Vermögensverh&ltnisse  erstrecken  müssen,  daher  namentlich  auf  die 
Art,  die  Höhe,  die  Zeitdauer  für  die  Bildung,  die  Anlage  (Grundbesitz!)  des 
Vermögens.  Besonders  bei  dem  eigentlich  modernen  Privatreichthum,  der 
Fabrikanten,  Kaufleute,  Banqniers,  Speculanten,  Börsenleute  u.  s.  w.  würde  erst  eine 
umfassende  systematische  Untersuchung  dieser  Vermögensbildung  und  der  Lebensweise 
dieser  Classen  ein  begründetes  Urtheil  über  die  Art,  das  Maass  des  Erwerbs,  über 
das  Verhältniss  desselben  zum  Erwerb  der  arbeitenden  Classen  und  andrer  Erwerl^- 
stände  (Landwirthe,  liberale  Berufe,  Beamte),  über  den  directen  oder  in  Form  von 
Forderungsrechten  (Verschuldung)  sich  vollziehenden  Uebergang  von  städtischem  und 
l&ndlichem  Grundeigenthum  an  diese  neue  kapitalistische  Aristokratie,  über  den  Prirat- 
luzus  derselben  gestatten.  Auch  die  viel  umstrittene  Erwerbsweise  desJudenthums  li^se 
sich  erst  so  richtiger,  objectiver  feststellen.  Vorurtheile  und  falsche  Verallgemeinerung^ 
wären  nur  so  zu  berichtigen,  Behauptungen  und  Annahmen  nur  so  zu  bestätigen. 

Die  sorgfältigsten  Enqueten  über  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  oder  einzelner 
Gruppen  derselben  (Land-,  Beigbau-,  industrielle,  Fabrikarbeiter)  allein  reichen  f^ 
die  hier  vorliegende  und  für  alle  sonstigen  Fragen,  welche  sich  auf  die  Verbeaserong 
der  Lage  der  Arbeiter  beziehen,  nicht  aus.  Der  Nachweis  z.  B.,  dass  die  Löhne. 
absolut  betrachtet,  „auskömmlich''  seien,  d.  h.  dass  damit  ein  gewisser  BedUrfhisa- 
stand,  den  man  eben  mit  mehr  oder  weniger  Recht  als  „hinreichend''  ansieht,  gedeckt 
werden  könne,  dass  sie  sich  gegen  früher  dem  Geldbetrage  nach  und  selbst  nach 
ihrem  efiectiven  Betrage  (unter  Vergleichung  der  Preise  der  Arbeiterconsumptibilien) 
gehoben  hätten,  dass  die  arbeitende  Classe  bedeutende  Summen  erspart  habe  (Spar- 
cassenstatistik)  beweist  unmittelbar  für  sich  allein  noch  nicht  viel  tii  das 
Berechtigte  oder  Unberechtigte  weiterer  Forderungen  der  arbeitenden  Classen.  Wenn 
daneben  die  Arbeitgeberclassen  oder  wenigstens  zahlreiche  Gruppen  und  einzelne 
Personen  darin  (Grossfabrikanten)  ihre  Lebenslage,  ihren  Verbrauch,  besonders  quali- 
tativ (Luxus),  ihre  Vermögensbildung  in  ganz  anderer  Weise  verbessert,  gesteigert 
haben,  so  ist  eben  unbestreitbar,  dass  sie  oder  wenigstens  Theile  von  ihnen  relativ 
viel  stärker  als  die  arbeitenden  Classen  wirthschafüich  sich  gehoben  haben,  dass  die 
Differenz  der  Classenlagen  eine  viel  grössere  geworden,  m.  a.  W.,  dass  diese 
Classen  der  Besitzenden,  welche  die  Production  leiten,  die  Conjuncturen  ausbeuten, 
die  Specnlationsgewinne  einheimsen  u.  s.  w.,  vom  Volkseinkommen  nnd  VoUiSTennögen 
eine  steigende  Quote,  vom  steigenden  Ertrag  der  nationalen  Arbeit  bei  wachsender 
Productivität  der  letzteren  einen  immer  grösser  werdenden  Antheil  erlangen. 
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die  „  Vertheilung''  des  Productiousertntgs  daher  für  sie  immer  gOnstiger,  für  die 
unteren  Glassen  wenigstens  relativ  nngtlnstiger  werde.  Und  das  eben  ist  das 
Entscheidende,  was  auch  auf  eine  Aenderung  der  Vertheilung  und  zu  diesem  Behuf 
auf  eine  Aenderung  der  Organisation  und  der  Rechtsordnung  der  Volkswirtbschaft 
hindr&ngt,  wenn  nicht  die  eben  angezweifelte  Nothwendigkeit  und  Yerdientheit 
dieses  Maasses  der  gtlnstigeren  Einkommengestaltung  der  höheren  Classen  bewiesen 
ist  Allein,  solange  umfassende  systematische,  sorgfältige,  ins  Einzelne  gehende 
und  namentlich  alle  Erwerbsclassen  und  Berufsst&nde  einbeziehende  Untersuchungen 
aber  die  genannten  Ökonomischen  Puncto  fehlen,  hat  man  keinen  festen  Boden  unter  sich. 

Eine  Statistik  über  den  Besitzwechsel  des  l&ndlichen  und  st&dtischen  Orund- 
eigenthums  nach  Stand  und  Beruf,  Stellung  (auch  Religion  und  Confession,  Juden- 
thumi),  nach  froherem  und  jetzigem  Besitzer,  eine  ähnliche  Statistik  der  Hypo- 
thekenverschuldung  nach  Schuldner  und  Gläubiger,  desgleichen  aber  die 
gewerblichen  Unternehmungen,  zur  Ergänzung  Enqueten  und  Steuerdeclarationen 
(Vermögenssteuer)  zur  ungefähren  Ermittlung  des  Besitzes  an  Inhaber-  und  sonstigen 
Werthpapieren  unter  den  einzeben  Classen.  Alles  womöglich  zurUck  far  ein  bis  zwei 
Menschenalter  (was  bei  Grundbesitz  am  Ersten  ausfahrbar)  —  das  wären  die  For- 
derungen ,  welche  hier  in  Betreff  der  Ermittlung  der  privaten  Yermögensverhältnisse 
zu  stellen  wären. 

Namentlich  Rodbertus  hat  das  lange  eingesehen  und  daher  auch  bezügliche 
Forderangen  vertreten,  freilich,  ohne  sich  der  technischen  Schwierigkeiten  solcher 
statistischer  u.  s.  w.  Aufnahmen ,  hier  wie  in  anderen  Fällen ,  genügend  bewusst  ge- 
worden zu  sein;  der  politischen,  des  offenen  und  geheimen,  mindestens  des 
instinctiven  Widerstands  der  besitzenden  Classen,  zumal  der  Interessenten  der  modernen 
wirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  zu  gedenken.  Vergi.  Rud.  Meyer,  Emancipa- 
tionskampf  (1.  A.)  II,  779.  Rodbertus  hat  auch  einen  Entwurf  für  die  Anstellung 
der  ihm  vorschwebenden  Enqueten  ausgearbeitet  Vergl.  Band  II,  „Aus  dem  litter. 
Nachlass  von  Rodbertus'',  her.geg.  von  A.  Wagner  u.  Th.  Kozak,  Berl.  1885  S.  22  ff. 
In  diesem  Werke  auch  ein  Versuch,  an  freilich  völlig  unzulänglichem  englischen 
statistischen  Material  die  Entwicklung  der  Einkommenbildung  zu  zeigen,  S.  46, 76, 88, 
dazu  meine  kritischen  Bedenken  eb.  im  Vorwort  S.  VIII  ff.  Das  Problem  ist  aber 
gleichwohl  von  Rodbertus  immer  scharf  und  richtig,  wenn  auch  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig erfasst:  ihn  beschälugte  stets  die  „sociale  Frage''  als  .,Frage  vom  An- 
theilsverhältniss  der  arbeitenden  Classen  am  gesammten  nationalen  Productions- 
ertrage.  Er  wollte  sich  in  allen  seinen  Ideen  und  Vorschlägen  darauf  beschränken, 
dies  Antheilsverhältniss,  das  er  bei  steigender  Productivität  der  nationalen 
Arbeit  im  „freien  Verkehr"  für  relativ  zurückgehend  annahm,  mindestens 
entsprechend  dieser  Steigerung  der  Productivität  selbst  mit  steigen  zu  lassen"  — 
(aus  meinem  Vorwort  eb.  XXIV).  Vgl.  dazu  u.  A.  auch  die  Fragmente  aus  unvollen- 
deten Arbeiten  von  Rodbertus  in  dem  gen.  Buche  S.  243  ff. 

Auch  die  bisher  vorliegenden  statistischen  Daten  aus  der  Einkommen- 
besteuerung (hie  und  da  auch  aus  der  Vermögensbesteuerung,  Schweiz)  einiger 
Länder  geben  noch  keine  genügenden  Anhaltspuncte  zur  Erledigung  der  hier  er- 
örterten Frage  von  den  Classenantheilen  und  von  deren  Entwicklung.  Einmal  sind 
die  Veranlagungen  zu  unsicher  (Preussen  bis  1891),  auch  reichen  sie  meist  nicht 
weit  genug  zurück  und  haben  im  Recht  oder  wenigstens  in  der  Praxis  Veränderungen 
erfahren,  welche  die  Vergleichbarkeit  älterer  und  neuerer  Daten  stören.  Sodann  er- 
strecken sie  sich  nicht  immer  auf  die  ganze  Bevölkerung  (die  niedersten  Einkommen 
sind  öfters  frei,  also  besonders  das  Arbeits-  oder  Lohneinkommen),  oder  sie  treffen 
notorisch  die  einzelnen  Einkommenkategorieen  (grosse,  kleine,  Kapital-,  Grund-,  Ge- 
werbe-, Arbeitseinkommen)  ungleich.  Und  endlich  unterscheiden  sie  nicht  genügend 
nach  den  hier  für  unsere  Frage  wichtigen  Gesichtspuncten. 

§.  281.  Fortsetzung.  In  Ermangelung  solcher  umfassender 
systematischer  Untersuchungen  über  die  relative  Classenlage 
und  über  die  Entwicklung  des  relativen  Classen  an theils  der 
verschiedenen  Classen  am  nationalen  Arbeitsertrage,  am  Volksein- 
kommen, auch  bei  dessen  die  steigende  Productivität  der  Arbeit 
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begleitendem  absoluten  Wachstham,  ist  man  für  die  Beantwortung 
der  Frage  von  der  Notb wendigkeit  der  Erfttllung  der  oben 
aufgestellten  Forderungen  auf  Schlüsse  aus  den  deductiv  abge- 
leiteten,  inductiv  bestätigten  Tendenzen  der  Entwicklung  der 
Einkommen-  (und  Vermögens-)  Vertbeilung  im  „freien  Verkehr'*, 
femer  auf  die  Ergebnisse  der  systematischen  Untersuchungen  der 
Lage  der  Arbeiter  und  auf  alles  das  angewiesen,  was  der  Augen- 
schein „notorisch ''  ergiebt.  Letzteren  Falles  operirt  man  hier 
freilich  mit  der  unvollkommenen  Methode  der  „täglichen  Beob- 
achtung'', deren  Mängel  oben  (§.  78)  dargelegt  wurden. 

Soweit  solche  Hilfsmittel  zu  einem  Urtheil  ausreichen,  was, 
wie  gesagt,  nur  bedingt  und  in  beschränktem  Maasse  der  Fall  ist, 
möchte  doch  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Lage  der  unteren 
arbeitenden  Glassen,  absolut  betrachtet,  nach  Einkommensichernng, 
Einkommenhöhe,  Lebenshaltung  im  Ganzen  genommen,  auch  wo 
absolute  Verbesserungen  erfolgt  sind  —  was  vielfach  der  Fall  — 
auch  heute  noch  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lässt,  d.  h.  mehr,  als  nach 
der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  und  der  absoluten  Höhe 
und  Zunahme  des  Volkseinkommens  nothwendig  erscheint  Nicht 
minder  möchte  einzuräumen  sein,  dass  diese  Lage  trotz  steigenden 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  relativ  nicht  entsprechend 
sich  gehoben  hat,  namentlich  verglichen  mit  derjenigen  der  grösseren 
Unternehmer,  Arbeitgeber,  der  „oberen  Zehntausend''  der  modernen 
bürgerlichen  Gesellschaft  Insbesondere  wenn  bei  diesen  letzteren 
Personenkreisen  die  Art  des  Erwerbs,  die  Grösse  des  Einkommens, 
die  Höhe  und  Schnelligkeit  der  Vermögensbildung,  die  Art 
und  Höhe  des  Verbrauchs  (die  Arten  des  Luxus),  das  „Arbeits- 
maass"  und  das  „ Genussmaass "  oder  doch  das  Maass  der  mate- 
riellen Genussmöglichkeit  unter  einander  und  mit  den  analogen 
Verhältnissen  der  unteren  arbeitenden  und  mehr  und  mehr  auch 
der  unteren  und  selbst  mittleren  Mittelclassen  (Klein-  und  Mittel- 
bauern, Handwerker,  Kleinindustrielle,  Kleinkaufleute  oder  Krämer, 
mittlere  Beamten,  gewisse  Schichten  in  den  liberalen  Berufen) 
verglichen  werden,  —  wenn  man  das  Alles  berücksichtigt,  wird 
man,  zumal  bei  der  Höhe  und  dem  Wachsthum  des  heutigen 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  kaum  zu  einem  anderen  Schluss 
gelangen  können,  als  dem,  dass  die  „Vertheilungsfrage^',  ge- 
rade als  Frage  derC  lassen  an  th  eile  betrachtet,  nicht  befriedigend 
gelöst  ist:  d.  h.  nicht  so,  wie  es  der  erreichten  Productivität 
der   nationalen   Arbeit,    den   verbreiteten    und    sich   verbreitenden 
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,, Glaubenssätzen'^  hinsichtlich  des  richtigen  Sein-sollens  bezüglich 
der  Lebensweise  und  wie  es  dem  wahren  Gesammtinteresse  der  Volks- 
gemeinschaft als  einer  sittlichen  und  Gulturgemeinschaft  entspricht. 

Die  Niedrigkeit  des  EinJcommens  der  Masse  der  Bevölkerung  wird  durch 
anmittelbare  Beobachtung  und  ziffermässig  hinlänglich  genau  auch  durch  die  Steuer- 
statistik beinesen.  In  Preussen  z.  B.  70.1  %  ^^^  Bevölkerung  steuerfrei,  weil  darunter 
kein  Censit  (Familienhaupt,  Einzelsteuemder)  über  900  M.  Einkommen!  (s.  o.  S. 714). 
Auch  wenn  man  hierbei  berücksichtigt,  dass  unter  diesen  Leuten  und  ebenso  unter 
den  Censiten  der  unteren  Steuerstufen,  zumal  aof  dem  Lande,  manche  Dnterschätzung 
des  Einkommens  statttindet.  besonders  bei  der  Veranschlagung  der  Naturaleinnahmen 
und  bei  deren  Umrechnung  in  Geld,  so  ändert  sich  dadurch  an  der  Thatsache  selbst 
nicht  nel.  Die  Statistik  der  Haushaltbudgets  von  Arbeitern  und  anderen  „kleinen 
Leuten^'  zeigt,  wie  ttotz  der  oft  quantitativ  kaum  genügenden,  qualitativ  sehr  niedrigen 
Befriedigung  der  nothwendigen  materiellen  Bedürfnisse  kaum  etwas  als  wirklich 
„freies''  Einkommen  (§.  174)  übrig  bleibt,  d.  h.  als  ein  solches,  welches  für  die 
Befriedigung  der  hier  in  Frage  stehenden  feineren  materiellen  und  Culturbedürfnisse 
verwendbar  wäre.  Einzeluntersuchungen  über  die  Emähmngsweise,  die  Kleidung, 
die  geringfügigen  Quasi-Luxusbedürfhisse  bestätigen  das.  Namentlich  aber  die  Woh- 
nungsverhältnisse sind  notorisch  und  nach  allen  genauen  statistischen  Aufnahmen 
meist  ausserordentlich  ungenügend,  oft,  wie  in  Grosss^ten,  wahrhaft  scandalös,  auch 
in  sittlicher  Hinsicht.  Und  dies  Alles  neben  vielfacher  Unsicherheit  und  Schwankend- 
heit der  Beschäftigung,  des  Erwerbs,  des  Einkommens,  und  neben  einem  hohen  Ar- 
beitsmaass  (langer  Arbeitstag,  Sonntagsarbeit,  wenig  freie  Zeit,  oft  starke  Arbeitslast 
bei  der  Arbeit). 

Freilich  bestehen  unter  den  Arbeitern,  zumal  den  städtischen  und  industrieUen, 
viele  Abstufungen  von  Arbeitsart,  Maass,  Lohn,  danach  von  Lebensweise  (qualifi- 
cirte,  gemeine  Arbeit,  mit  zahlreichen  Stufen  zwischen  höchster  und  niederster).  Wo 
erfolgreiche,  dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  und  der  wirthschaftlichen,  der 
Yertragsfreiheit  entsprechende  Organisation  der  Arbeiter  (Goalitionsrecht, 
Gewerkvereine)  stattgefunden  hat,  findet  sich  wohl  einige  Besserung  in  allen  Ver- 
hältnissen, wenngleich  nicht  in  dem  von  einseitigen  theoretischen  und  practischen 
Parteigängern  des  Gewerkvereinswesens  (in  Deutschland  z.  B.  von  L.  Brentano  und 
seinen  Gesinnungsgenossen  bezüglich  Englands)  behaupteten  Maasse,  nicht  mit  der 
behaupteten  Bürgschaft  der  Dauer  und  der  durchgreifenden  Wirkung  (so  gegenüber 
rückgehenden  Conjuncturen,  Krisen,  technischen  Fortschritten,  im  Maschinenwesen 
u.  s.  w.,  wodurch  vorübergehend  oder  länger  und  selbst  bleibend  menschliche  Arbeits- 
kräfte entbehrlich  werden),  und  bestenfalls  wesentlich  nur  mit  der  Folge,  dass  sich 
ans  der  Masse  der  unteren  arbeitenden  Classen  ein  kleiner  Thoil  als  „vierter  Stand'^ 
etwas  emporhebt,  hinter  welchem  die  übrigen  Schichten  um  so  mehr  zurück  stehen 
(Fr.  Engels).  Aber  soweit  man  selbst  die  günstige  Wirkung  der  Gewerkvereinsorgani- 
sation  zugeben  mag:  die  Erlangung  des  Rechts  zu  dieser  Organisation  bildet  eventuell 
eben  vielfach  erst  eine  Errungenschaft  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  welche  noch  nicht 
überall  erreicht  ist  und  in  einer  Hinsicht  zu  jenen  Veränderungen  der  geschichtlich 
überkommenen  Bechtsordnung  gehört,  die  hier  in  Frage  stehen. 

Diesen  im  Wesentlichen  doch  notorischen,  durch  die  neueren  Untersuchungen 
über  Arbeiterzustände  aber  auch  genauer  ermittelten  und  bestätigten  Verhältnissen 
gegenüber  nun  die  Ökonomische  and  dadurch  bedingt  die  sociale  Lage  wenigstens  der 
höheren  Kreise  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  1  Die  Höhe  von  Einkommen  und 
Vermögen,  die  Art  des  Erwerbs,  die  raffinirte  Genusssucht,  die  Bildung  wahrer 
Riesenvermögen  selbst  in  einer  Generation  (Nordamerica),  oder  doch  in  1 — 2  Men- 
schenaltem! Bei  „Semiten"  und  „Ariern''  (Yankees),  aber  freilich  bei  den  Juden 
in  besonderem  Maasse. 

Gewiss  öfters  bei  persönlich  verdienten  Technikern,  Fabrikanten,  Kauf- 
leuten, aber  doch  auch  Mer  häufig,  bei  aller  Hochschätzang  der  persönlichen  Leistung 
muss  es  betont  werden,  unter  dem  Einfluss  von  glücklicher  Speculation,  Ausbeutung 
der  Conjuncturen,  mit  Hilfe  von  Schatzzöllen  u.  dgl.  m.  und  in  einem  M iss Ver- 
hältnis s  zur  Lage  der  Arbeiter,  welche,  wenn  auch  nur  ab  untergeordnete  Glieder 
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doch  an  dem  hohen  Gewinn,  dem  grossen  Yennögen  des  Arbeitgebers  mitgewirkt 
haben,  selber  aber  bei  der  „vertragsm&ssigen"  Begelung  der  Vertheilong  —  im  Wesent- 
lichen aof  die  zeit-  und  ortsablichen  Lohne  angewiesen  blieben. 

Und  neben  solchen  persönlich  verdien ten  Leitern  der  Betriebe  doch  nun 
auch  die  Schaar  der  blossen  Speculanten ,  Geldgeschäfte  vermittelnder  Banqmers, 
Börsenleute,  bei  welchen  von  solchem  „persönlichen  Verdienst"  wenig  oder  gar  nicht 
gesprochen  werden  kann  und  von  welchen  doch  oft  die  grössten  Vermögen  gebildet 
worden  sind!  (Jadische  nnd  sonstige  Parasiten.)  Dass  diese  Kreise  auch  wieder  nicht 
selten  Verloste  erleiden,  einzelne  „Weltfirmen"  zu  Grande  gehen,  beweist  um  so 
weniger,  weil  diese  Verlaste  häafig  genug  nur  wieder  auf  Vermögensübertragnngen 
an  andere  glücklichere  Specalanten  hinauslaufen  und  so  zur  nodi  grösseren  Ver- 
mögensconcentration  hinführen:  wie  die  Bläschen  und  Blasen  auf  der  Oberfläche  von 
Flüssigkeiten,  welche  sich  auflösen,  indem  sie  sich  mit  den  grösseren  verbinden. 

Diese  Vertreter  des  modernen  beweglichen  Kapitals  und  der  modernen 
Lebensweise  sind  es  dann  aber  auch,  welche,  ohne  grosse  und  gute  historische 
Familientraditionen,  wie  eine  alte  Grandaristokratie  sie  hat,  ohne  ein  sociales  Pflicht- 
gefühl gegenüber  Staat  und  Gesellschaft,  dem  persönlichen  Genuss,  dem  ostentativen, 
dadurch  aufreizenden  Prunk  nur  um  so  mehr  huldigen.  Von  ihnen  geht  vomemlich 
der  üble  Einfluss  auf  andere  Gesellschaftskreise  bezüglich  der  Erwerbsweise,  Erwerhs- 
sucht,  Spielsucht,  Genusssucht,  ganzen  Lebensweise  und  Anschauung  aus,  wodurch 
die  geistig-sittliche  Atmosphäre  gebildet  wird,  welche  für  das  wirthschaftliche  Leben, 
für  die  Motivation  im  wirthschafdichen  Handeln  so  entscheidend  ist  (s.  Buch  1,  Kap.  1 
Abschn.  2  u.  3).  Darin  mehr  noch  als  in  der  durch  den  erfolgreichen  Erwerb 
dieser  Kreise  bewirkten  ungleichmässigen  Einkommens-  und  Vermögensvertheilung. 
liegt  es  begründet,  dass  das  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  durch 
die  Erwerbsverhältnisse  der  oberen  Kreise  unserer  Volkswirthschaften  ernstlich  ge- 
fährdet erscheint 

Selbst  Volkswirthschaften,  wie  die  preussisch-deutsche,  wo  alle  solche 
Entwicklungen  doch  erst  jüngeren  Datums  und  immer  noch  meist  geringerer  Inten- 
sivität  sind  und  in  einer  althistorischen,  aristokratisch-bäuerlichen  Agrarverfassong, 
wenigstens  in  grossen  Landestheilen,  noch  ein  gewisses  Gegengewicht  finden,  zeigen 
bereits  deutlich  Symptome  der  hier  angedeuteten  Art.  Das  ergiebt  sich  unmittelbar 
aus  den  Beobachtungen  des  Lebens  schon  mit  hinlänglicher  Sicherheit,  wenn  auch 
mehr  in  allgemeinen  Eindrücken  als  in  ziffermässigen  Belegen,  z.  B.  wenn  man  die 
Entwicklung  einer  Stadt  wie  Berlin  seit  einem  Menschenalter  verfolgt,  namentlich  in 
den  Kreisen  der  Geldwelt,  in  Bezug  auf  deren  Lebensweise.  Es  iässt  sich  aber  auch 
oinigennaassen  mittelst  der  Daten  der  Einkommensteuerstatistik  zur  Ziffer  bringen. 
So  z.  B.  wenn  man  die  oben  (S.  714)  angeführten  neuesten  Daten  aus  Preussen  nad) 
Stadt  und  Land  unterscheidet.  Wenn  dabei  auch  mancherlei  Weiteres  einwirkt 
althistorische  Vermögensvertheilung ,  durchgreifende,  nicht  erst  moderne  Enrerbs- 
verschiedenheit  auch  nach  Einkommenhöhe  in  städtischen  und  ländlichen  Berufen, 
verschiedene  Vcrtheilung  von  liberalen  Berufen,  Beamtenthum  auf  Stadt  und  Land, 
so  zeigt  sich  doch,  zumal  in  dem  Vorwalten  der  grossen  und  grösseren  Einkommen 
in  den  Städten  (und  wie  erst  in  einzelnen  davon!)  der  Einfluss  der  modernen  wirth- 
schaftlichen  Entwicklung  wohl  unverkennbar.  So  war  nach  dem  gen.  amtlichen  Werk 
(S.  308,  311)  die  Vertheilung  der  Einkommengruppen  folgende  (wieder  nur  filr  die 
physischen  Personen): 
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Man  sieht,  wie  die  Zahl  der  Censiteo  höheren  und  höchsten  Einkommens  in 
den  Städten  viel  mehr  diejenige  anf  dem  Lande  flberwiegt,  als  in  der  ersten  Grappe, 
wo  das  Verh&ltniss  noch  1.24  :  1,  aach  noch  in  der  zweiten  Grappe,  wo  es  freilich 
schon  2.53  :  1  ist.  In  den  höheren  ist  es  aber  durchweg  4 — 5  :  1,  in  der  höchsten 
4.16  :  1,  wo  doch  grade  die  grossen  alten  gmndaristokratischen  Einkommen  auf  dem 
Lande  ins  Gewicht  fallen.  Und  dabei  wird  man  immer  annehmen  darfen«  dass  in 
den  Stftdten  und  neileicht  wieder  besonders  bei  den  grossen  Einkommen  die  Ein- 
künfte ans  Zinsen,  Gewerbe-  und  Handelsbetrleben,  Specolationen  anch  jetzt  noch 
weniger  vollständig  ermittelt,  bezw.  declarirt  sind,  die  Differenzen  also  in  Wirklichkeit 
leicht  noch  grosser  sein  dtlrften. 

Schlägt  man  das  Einkommen  anf  den  Kopf  der  steuerfreien  Bevölkerung  wie 
oben  (S.  715)  auf  150  oder  mit  Anderen  selbst  auf  200  M.  im  Durchschnitt  an,  das 
Gesammteinkommen  dieser  Bevölkerung  von  beinahe  21  Mill.  (20,945.227)  demnach 
auf  rund  3150  oder  selbst  auf  4200  MiU.  M.  vom  ganzen  preussischen  Volkseinkommen 
(mit  dem  10  %  Zuschlag  für  das  versteuerte  Einkommen,  wie  oben  S.  715  an- 
genommen) von  9420,  bezw.  (nach  dem  höheren  Anschlag  ftlr  die  steuerfreie  Be- 
völkerung) von  10,470  Mill.  M.,  so  würde  dieser  letztere  Haupttheil  von  70.1  7«  ^^^ 
Bevölkerung  davon  nur  ein  Drittel  (33,4  7o)*  bezw.  bei  dem  höheren  Anschlag 
nur  zwei  Fünftel  (40.1  Vo)  beziehen.  Die  10,698  Censiten,  entsprechend  etwa 
40 — 45,000  Köpfen  der  Bevölkerung,  der  zwei  obersten  Einkommengruppen  (über 
30,500  M.  p.  Censit)  im  ganzen  Staate  beziehen  dagegen  912  Mill.  M.  (829  Mill.  M. 
versteuertes  Einkommen  mit  10  7»  Zuschlag)  vom  Volkseinkommen,  d.  h.  p.  Censit 
85.200  M.  p.  Kopf  bezw.  c.  20,300—22,800  M.  und  während  sie  nur  c.  0.134  bis 
0.150  7o  ^^^  Bevölkerung  ausmachen,  haben  sie  immerhin  bezw.  8.7 — 9.7  7o«  fast 
ein  Zehntel  bis  ein  Neuntel  des  gesammten  Volkseinkommens. 

Das  sind  zwar  noch  immer  nicht  so  extreme  Gestaltungen  wie  z.  B.  in  Gross- 
britannien, soweit  nach  den  dortigen  Einkommensteuerdaten  überhaupt  eine  ähnliche 
Vergleichung,  namentlich  nach  der  classenweisen  Gruppirung  der  Gesammteinkommen 
der  einzelnen  Censiten,  gemacht  werden  kann.  Denn  die  Einrichtung  der  britischen 
Einkommensteuer  gestattet  das  nicht  genau,  so  dass  Schätzungen  und  Annäherungs- 
berechnongen  hinzutreten  müssen.  Hier  wurde  indessen  schon  vor  einiger  Zeit  ver- 
anschlagt, dass  c.  8500  Censiten  je  über  100,000  M.  Einkommen  oder  c.  30,000  Kopf 
(mit  Familienangehörigen  gerechnet),  d.  h.  c.  0.1  7o  ^^^  Bevölkerung  c.  15.4  7o« 
über  ein  Siebentel  des  Nationaleinkommens  bezogen  (Baxter,  SOtbeer),  was  frei- 
lich eine  viel  extremere  Entwicklung  wäre  (S.  noch  Näheres  unten  in  §.  322).  Aller- 
dings in  dem  Lande  der  reichsten  alten  Grundaristokratie  und  bei  einer  Agrarver- 
fassung,  welche  das  Zusammenhalten  des  Bodens  begünstigt,  aber  anderseits  in  dem 
Lande  der  höchsten  modernen  industriell-mercantilen  Entwicklung  und  einer  relativ 
günstigen  Lage  grosser  Theile  der  ArbeiterbevOlkerung,  hinsichtlich  deren  man  Öfters 
sogar  angenommen  hat,  sie  hätte  sich  in  ihrer  Ökonomischen  Lage  absolut  und  relativ, 
selbst  den  anderen  Classen  gegenüber,  besonders  verbessert  (Giffen).  Man  sieht 
aber  immerhin,  wohin  die  Entwicklung  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  bereits 
gelangt  ist  und  in  welcher  Richtung  sie  geht. 

Dem  Allen  gegenüber  wird  doch  die  Gefahr  der  Pluto- 
kratie  anf  der  einen,  der  knappen  Lebenshaltung,  um  nicht 
zn  sagen  der  Verkümmernng,  der  Verproletarisirnng  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  nicht  als 
Phantom  bezeichnet  werden  können.  Alles  in  Allem  scheint  uns 
das  Angeführte  dazu  auszureichen,  die  Frage  der  Nothwendig- 
keit  einer  Aenderung  der  Vertheilung  in  der  angedeuteten  Richtung 
bejahen  zu  dürfen.  Freilich  nur  —  an  und  für  sich,  nach 
der  Vergleichung  der  absoluten  und  relativen  ökonomischen  Lage 
der  unteren  und  höchsten  Classen,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwaigen 
Gegenbedenken.    Ob  deswegen  auf  eine  solche  Aenderung  wirklich 
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hingearbeitet  werden  soll,  ergiebt  sieh  mit  aas  den  folgenden  Er- 
örterungen. 

§.  282.  —  3.  Die  Voranssetzungen  für  die  Zulässig- 
keit  und  Räthlichkeit  der  Erfttlinng  der  Forderungen, 
welche  dem  zweiten  Hauptgrundsatz  entsprechen  (S. 709). 
Hier  liegt  doch  der  Kern  des  Problems,  namentlich  weil  es  sich 
hier  um  das  eigentlich  Entscheidende  handelt:  einmal  um  die  Ab- 
wägung der  Interessen  der  verschiedenen  ökonomischen  Glassen 
vom  Standpnncte  des  dauernden  Gesammtinteresses  der  Volks- 
gemeinschaft aus,  und  sodann  um  die  Beantwortung  der  Fragen,  ob 
und  in  wie  weit  eine  ungleiche,  selbst  eine  erheblich  ungleiche 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  als  erfahrungsmässige  und  psycho- 
logisch wahrscheinliche  Voraussetzung  einer  genügenden 
ökonomisch -technischen  Gestaltung  der  Production,  eines 
befriedigenden  Fortschritts  darin  und  als  unbedingte  Voraus- 
setzung oder  wenigstens  stärk  mitwirkende  Bedingung  der  ge- 
sammten  Culturentwicklung  der  Volksgemeinschaft  ange- 
sehen werden  muss. 

Ausser  diesen  Rücksichten  sind  auch  hier  wieder  jene  anderen, 
im  Vorausgehenden  bereits  bertthrten  und  erledigten  Puncte  bei 
der  Entscheidung  mit  zu  beachten,  worauf  hier  daher  jetzt  nicht 
von  Neuem  genauer  eingegangen  zu  werden  braucht.  Es  genügt 
sie  zu  erwähnen: 

Einmal  die  thatsächliche  Lage,  welche  die  unteren  Classen 
im  Concurrenzkampf  um  die  vertragsmässige  Regelung  der  Ver- 
theilung bisher  erreichen  konnten,  nach  Arbeitsart,  Maass,  Last, 
Sicherheit  des  Erwerbs,  Einkommenhöhe  und  Genussmaass. 

Die  Beobachtungen  hinsichtlich  dieser  Lage  lassen  ein  regolirendes  Eingreifen 
in  die  Yertheilang,  auch  bezügliche  Aendeningen  der  Rechtsordnung,  mindestens  in 
der  Richtung,  dass  die  unteren  Classen  durch  Organisationen,  Interessenverb&nde 
sich  selbst  fttr  den  erfolgreichen  Concurrenzkampf  geeigneter  machen,  nach  dem 
Obigen  schon  nothirendig,  daher  auch  hier  zulässig  erscheinen,  soweit  sich  nicht  ans 
den  unten  folgenden  Ausführungen  Beschränkungen  ergeben. 

Sodann  die  Ansprüche  in  Betreff  der  ganzen  Lebens- 
haltung, welche  diese  Classen  nach  den  Anschauungen  des  Zeit- 
alters und  nach  dem  Vergleich  mit  der  Lebenshaltung  der  höheren 
Classen,  auch  nach  dem  sich  bei  diesen  selbst  geltend  machenden 
Ansichten,  nach  den  Gewissensregungen  der  besseren  und 
denkenden  Elemente  dieser  höheren  Gesellschaftskreise,  zu  erheben 
berechtigt  erscheinen. 

Auch  hiemach  beurtheilt,  wird  man  die  Zulässigkeit,  die  Räthlichkeit,  die  sitt- 
liche Nothwendigkeit  einer  den  unteren  Classen  eine  bessere  Lebenshaltung  ennOg- 
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liebenden  Vertheilnng  and  regulativer  Eingriffe  in  die  bestehende  und  sieb  auf  der 
gegebenen  Grundlage  ?oIlziebende  zu  diesem  Zweck  zugestehen  dürfen,  —  wiederum 
Torbebaltlicb  der  Bedenken  und  Einscbr&nkungen ,  welche  sich  etwa  aus  dem  Fol- 
genden noch  ergeben. 

Endlich  ist  aach  hier  wieder  der  Beyölkernngs frage  zu 
gedenken. 

Hier  bieten  sich,  nach  den  AusftUirungen  im  1.  Kapitel  dieses  4.  Buchs,  stets 
wichtige  Bedenken,  ob  und  wie  weit  die  Verbesserung  der  Ökonomischen  Lage  der 
unteren  Yolksmasse  nicht  abbald  zu  einer  stärkeren  natürlichen  und  Wandemngs- 
vermehrung  fahrt,  woraus  dann  wenigstens  Gefahren  hinsichtlich  der  Wettmachung 
der  Verbesserung  der  Lage  henrorgehen  können,  unter  gewissen  Umst&nden  her?or* 
gehen  mtlssen.  Maassyolle  BevölkerungSFermehrung,  gOnstigere  Vertheilung  zwi- 
schen productiven  und  unproductiven  Altersclassen,  bieten  allein  die  Bürgschaft,  dass 
diese  Gefahren  vermieden  werden.  Kommt  es  dazu  nicht  schon  von  selbst,  so  wird 
eine  regulirende  BevOlkerungspolitik,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Uei- 
rathen,  des  Eheschliessungsrechts,  und  der  Wanderungen,  des  Zugrechts  im  Inlande, 
des  Einwanderungsrechts  gegenüber  dem  Ausland  immer  eine  offene  Frage  bleiben. 

Freilich  hängt,  nach  den  früher  mitgetheilten  statistischen  Thatsachen  und  daran 
geknüpften  Erörterungen  (§.  219  ff.),  manches  Ungesunde  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
besonders  in  der  Heiraths-  und  Geburtsfrequenz,  grade  mit  den  Verhältnissen  unserer 
heutigen  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volkswirthschaft  zusammen,  so  die  zu 
rasche  natürliche  Vermehrung  bei  momentaner  ruckweiser  Verbesserung  der  Lage,  wie 
sie  sich  in  Zeiten  aufsteigender  Ck)njunctur  und  Speculation  einstellt 

Genauer  muss  dagegen  hier  auf  die  anderen  erwähnten  Za- 
sammenhänge  eingegangen  werden,  namentlich  anf  denjenigen 
zwischen  Gulturentwicklnng  nnd  Einkommen  vertheilung  und  auf 
die  hiermit  gerade  aus  dem  Gesichtspunct  des  Gesammtinteresses 
der  Volksgemeinschaft  in  Verbindung  stehende  Abwägung  der  ver- 
schiedenen Classeninteressen.  Hinsichtlich  des  Zusammenhangs 
zwischen  ökonomisch -technischem  Productionsfortschritt  und  Ver- 
theilung kann  ebenfalls  mehr  auf  Früheres,  besonders  auf  die 
Motivationstheorie  im  ersten  Kapitel  des  ersten  Buchs,  Bezug  ge- 
nommen werden. 

§.  283  [104].  —  a)  Zusammenhang  der  Vertheilungs- 
frage  mit  der  Höhe  des  Volkseinkommens  und  Be- 
dingtheit dieser  Höhe  nnd  des  Wachsthums  der  letzteren 
durch  die  auf  Grund  der  bestehenden  Rechtsordnung 
sich  ergebende  Ungleichheit  der  Vertheilung. 

Der  Grad,  in  welchem  die  ganze  Bevölkerung  auch  bei  relativ 
gleichmässiger  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ihre  Existenz- 
bedttrfnisse  befriedigen  und  an  den  Gnlturgütern  des  Zeitalters  in 
der  gewünschten  Weise  Theil  nehmen  kann,  hängt  in  letzter  Linie 
nothwendig  von  der  Höhe  dieses  Volkseinkommens  ab. 

Ist  diese  Höhe  zu  gering  fttr  die  Erreichung  jenes  Umfangs 
der  Bedürfnissbefriedigung  der  Bevölkerung,  so  muss  nnvermeidlicb 
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eioe  entsprechende  Beschränkung  der  Consnmtion  der  Volksmasse 
eintreten. 

So  ist  allgemein  die  Sachlage  in  niedrigeren  Stufen  der  yolkswirthschafUichen 
Entwicklang  bei  der  hier  noch  schwachen  Aasbildang  der  Technik,  oder 
m.  a.  W,  der  geringen  menschlichen  Beherrschang  der  Natarkräfte  für 
die  Prodactionszwecke.  Aach  die  Einschränkung  des  Mehrconsoms  der  reicheren 
and  höheren  Glassen,  welche  gerade  hier  im  Interesse  der  Gesammtcaltar  and  deren 
Entwicklang,  wie  sich  zeigen  wird  (§.  284),  nicht  einmal  wOnschenswerth  w&re,  bitte 
hier  fUr  die  Verbesserang  der  Lebenslage  des  ganzen  Volks  keine  grössere  Bedeatong. 
Denn  der  absolute  Betrag  des  hierdurch  disponibel  werdenden,  yon  den  besser 
Sitoirten  bezogenen  Theiles  des  Volkseinkommens  ist  hier  zu  unbeträchtlich.  Hier 
gilt  daher  der  oft  aufgestellte  Satz,  dass  eine  „Verstreichung*"  des  Einkommens  der 
Wohlhabenden  and  Beleben  „nach  Unten  zu''  ohne  practische  Bedeutung  ist 

Hat  das  Volkseinkommen  aber  bereits  eine  grössere  Höbe 
erreicht,  was  immer  (von  Ansbentnng  anderer  Völker  durch  Tribute 
u.  s.  w.  abgesehen)  eine  entsprechende  Entwicklang  der  Pro- 
ductionstechnik  zur  Voraussetzung  hat,  dann  ist  die  Art  der 
Vertheilung  dieses  Volkseinkommens  immer  ein  mehr  oder 
weniger  wichtiges  Moment  für  den  Umfang  der  Gonsumtion  im 
Volke,  daher  besonders  in  den  unteren  Classen.  Die  arith- 
metische Möglichkeit,  eine Theilnahme  der  Massen  an  feineren 
materiellen  und  an  Gulturgütem  in  grösserem  Umfang  durch  eine 
gewisse  Ausgleichung  einer  sehr  ungleichen  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens zu  erreichen,  ist  hier  zunächst,  wie  oben  gezeigt 
wurde  (§.  279  IBF.),  nicht  zu  bestreiten. 

In  welchem  Maasse,  das  hängt  ?on  den  arithmetischen  Factoren  ab: 
Hohe  des  Volkseinkommens,  GrOsse  der  Bevölkerung,  bisherige  Cngleichheit  der 
Vertheilang,  Hohe  der  quotativen  Verminderung  dieser  Ungleichheis  u.  s.  w. 
Gerade  in  der  Gegenwart,  mit  ihrer  der  raschen  Entwicklung  der  Technik  zu  ver- 
dankenden ungemein  schnellen  Vermehrung  des  Volkseinkommens  und  VolksFermOgens, 
ist  wenigstens  in  L&ndern  mit  sehr  ungleicher  Vertheilang  durch  eine  solche 
Ausgleichung  eine  Hebung  der  Gonsumtion  der  Massen  arithmetisch  möglich, 
was,  wie  oben  nachgewiesen,  öfters  mit  Unrecht  bezweifelt  worde  (§.  279). 

Ob  man  nun  aber  die  Verwirklichung  einer  solchen  Möglich- 
keit für  zulässig  erklären  darf,  hängt  von  Erwägungen  darüber 
ab,  ob  und  wie  weit  die  bisherige  Höbe  dieses  Volkseinkommens, 
deren  weiteres  Wachsthum  und  die  Erfüllung  der  wichtigsten  Voraus- 
setzung dafür,  die  Erhaltung  der  erreichten  Oekonomik  und  Technik 
im  Productionsbetrieb  und  der  weitere  Fortschritt  darin ,  gerade 
von  der  rechtlichen  Zulässigkeit  und  thatsächlichen  Möglichkeit  nn- 
gl  ei  eher  Vertheilang  und  von  dem  bisherigen  Maasse  dafür  abhängt. 

Hier  ist  nun  mit  der  psychologischen  und  erfahrungsmässigen 
Thatsache  zu  rechnen,  dass^  entsprechend  namentlich  dem  ersten 
Leitmotiv  wirthschaftlichen  Handelns,  dem  Streben  nach  dem  wirtb- 
schaftlichen  Vortheil  (§.  34fif.),  auch  gemäss   dem  Mitwirken  des 
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dritteo  Leitmotivs  iiv" gewissen  Formen  (Ehrgeiz,  Eitelkeit  n.  dgl, 
§.39  ff.),  die  Aassicht,  ein  h  ö  h  e  r  e  s  Einkommen ,  Vermögen  zu  erzielen, 
notorisch  fUr  den  Einzelnen  ein  ansserordentlich  mächtigerAn- 
sporn  zn  grösserer  wirthschaftlicher  Energie,  Tüchtigkeit,  Thätig- 
keit  ist.  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  wirkt  hier  freilich 
zunächst  fUr  das  Einkommen  des  Einzelnen,  damit  aber  auch 
mehr  oder  weniger  für  das  Ganze,  für  das  Volkseinkommen. 
Soweit  letzteres  hierdurch  stärker  steigt,  als  es  bei  einer  grösseren 
Aasgleichnng  der  Einzeleinkommen  geschähe  und  soweit  die  so 
erzielte  Steigerung  des  Volkseinkommens  nicht  wieder  nur  zur 
üppigeren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  derjenigen  Per- 
sonen, welche  das  höhere  Einkommen  erzielen,  dient,  erscheint  die 
Ungleichheit  der  Einzeleinkommen  in  der  That  wieder 
als  nothwendig  im  Gesammtinteresse,  wenigstens  im  Princip, 
wenn  auch  nicht  ohne  Weiteres  in  dem  jeweilig  vorhandenen  oder 
unter  jenem  Ansporn  sich  entwickelnden  Maasse.  Die  Wissenschaft 
darf  daher  damit  nicht  ohne  Weiteres  die  ganze  Frage  als  zu 
Gunsten  der  bestehenden  Becbtsordnung  entschieden  voraussetzen. 
Wohl  aber  darf  sie,  namentlich  dem  Socialismus  gegenüber,  die 
Frage  aufwerfen,  ob  dieser  Sporn  in  irgend  einer  anderen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  speciell  der  Production,  bei  irgend 
einer  anderen  Rechtsordnung  genügend  wirksam  bleiben  oder 
in  seiner  günstigen  Wirkung  für  das  Volkseinkommen  genügend 
durch  andere  Motive  und  Potenzen  ersetzt  werden  könne  und  nach 
psychologischer  Wahrscheinlichkeit  werde.  Hier  liegt  die  Schwierig- 
keit des  „Productionsproblems'',  über  welche  sich  der 
Socialismus  zu  leicht  hinwegsetzt  und  welche  alle  anderen,  anti- 
individualistischen ökonomischen  Richtungen  auch  gern  zu  leicht 
nehmen.  Es  genügt,  auf  die  früheren  Erörterungen  über  die  Motive 
(§.  33  ff.)  zu  verweisen. 

Practisch  spricht  hier  indessen  nun  der  Stand  der  Technik 
der  Production  wesentlich  mit.  Er  kann  einerseits  andere 
Einzelwirthschaften,  namentlich  sog.  „öffentliche''  des  Staats, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  neben  den  vomemlich  vom  wirthschaftlichen 
Selbstinteresse  getriebenen,  d.  h.  neben  den  sog.  Privatwirth- 
schaften,  ökonomisch  und  technisch  auch  in  der  Sphäre  der 
materiellen  Production  leistungs-  oder  concurrenzfähiger; 
anderseits  die  Bedeutung  jenes  Sporns  in  diesen  letzteren  Wirth- 
Schäften  relativ  weniger  wirksam  machen. 
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Denn  aacb  diese  Wirthschaften  müssen  wegen  der  Grösse  der  erforderliclien 
Kapitalien,  des  Risicos,  der  nothwendig  ungestörten  Fortdaoer  (Erbgang  im  Prirat- 
gescbäft!)  Q.  s.  w.  in  wesentlicben  PBncten  äbnlicbe  Formen  wie  öffentlicbe  Wirtb* 
scbaften,  damit  aber  auch  deren  Schw&cben«  annehmen,  so  bei  der  Ersetzung 
des  gewöbnlicben  Privatgescb&fts  durch  die  Erwerbs-,  besonders  die  Actien- 
ge Seilschaft:  ein  Tolkswirthschafüicher  Hanptpnnct  der  Frage  des  ActiengeseD- 
Schaftswesens  I 

Ist  dies  der  Fall,  dann  ist  aber  die  Höhe  und  weitere 
Vermehrang  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  auch 
ökonomisch-technisch  und,  tiefer  gehend,  wirthschaftspsychologisch, 
nicht  mehr  in  dem  früheren  Maasse  an  die  Ungleich- 
heit der  Vertheiiung  gebunden. 

Dass  dies  nun  in  der  That  in  der  Gegenwart  nach  dem  er- 
reichten Stande  der  Technik  einigermaassen  gilt,  wenngleich  mit 
mehr  Einschränkungen,  als  zu  optimistische  Auffassungen  annehmen, 
wurde  oben  schon  zugegeben  (§.  278).  Das  bedeutet  aber  ins- 
besondere auch,  dass  die  Gesellschaft  der  Culturröiker  weniger 
streng  als  jemals  eine  frühere  Gesellschaft  durch  die  gewisser- 
roaassen  natürliche  ökonomische  Nothwendigkeit  an  starke  Un- 
gleichheit der  Einkommen-  und  Vermögens?ertheilung  als  an 
eine  unvermeidliche  Bedingung  einer  allein  wirksamen  Organi- 
sation der  gesellschaftlichen  Arbeit  für  den  Productionsprocess  ge- 
bunden ist. 

Damit  ist  die  ökonomische  Möglichkeit  einer  materiellen 
culturlichen  Hebung  der  Massen  unserer  Bevölkerung  auf  doppelte 
Art  constatirt:  durch  die  in  grossem  Maasse  möglich  gewordene 
absolute  Steigerung  des  Volkseinkommens  und  durch  die  gleich- 
falls möglich  gewordene  Steigerung  des  Antheils  der  unteren 
Classen  an  diesem  grösseren  Einkommen.  Die  sociale  Glassen- 
schichtung,  welche  immer  in  der  Hauptsache  die  Wirkung 
der  ökonomischen  Ungleichheit  ist,  kann  ebendeshalb  jetzt  noch 
keineswegs  fortfallen,  wie  der  Socialismus  wähnt,  weil  das  Pro- 
ductionsinteresse  dabei  doch  noch  immer  bedenklich  leiden  könnte 
und  ausserdem  auch  entscheidende  andere  Bücksichten  (§.  284)  sie 
notbwendig  machen.  Wohl  aber,  was  auch  schon  ein  grosser  Ge- 
winn ist,  kann  sie  weniger  schroffe  Ungleichheiten  der  Classen- 
lage  erhalten  und  leichtere  Uebergänge  von  einer  zur  anderen 
Classe,  dem  schon  errungenen  Recht  gemäss,  zulassen,  als  jemals 
bisher  in  der  Geschichte.  Die  ältere  Classenschichtnng  hat  ihre 
Mission  gehabt,  wie  einst  die  Unfreiheit,  aber  diese  Mission  wird 
immer  mehr  beendigt. 
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Genial  und  dnrchans  objecÜF  entwickelt  das,  wie  schon  oben  bemerkt, 
aus  den  maassgebenden  causalen  Momenten  der  Technik  Fr.  Engels,  Dtthring's 
Umwälzung,  bes.  im  8.  Abschn.;  freilich  mit  Hintansetzung  der  Gesichtspnncte,  die 
auch  jetzt  ans  ökonomischen  nnd  coltnrlichen  Gründen  fUr  die  Glassen- 
Schichtung  der  Gesellschaft  sprechen  und  in  gewissem  Maasse  wohl  immer  gelten, 
schon  wegen  der  Yorschiedraheiten  der  Begabungen.  Aber  an  Tiefe  der  Auffassung 
und  Schärfe  des  Nachweises  der  dem  socialen  Classenwescn  zu  Grunde  liegenden 
Ökonomisch-technischen  causalen  Factoren  Überragt  hier  Fr.  Engels  seine 
Gegner  ausserordentlich.  Man  Tergleiche  etwa  mit  seiner  Darstellung  diejenige  Ton 
H.  T.  Treitschke  in  den  gen.  Aufsätzen  über  den  Sodalismus,  wo  die  Glassen- 
Schichtung  EinL  lY  so  pathetisch  ferherrlicht  wird,  ohne  gentlgende  Rücksicht  auf 
den  Einfiuss  der  sich  vollziehenden  Umgestaltung  der  Technür. 

Wo  80  nicht  mehr  nur  die  Möglichkeit  solcher  ökonomischer 
nnd  in  deren  Gefolge  solcher  socialer  Veränderungen,  sondern  nach 
dem  Gesagten  bedingt  auch  die  Znlässigkeit  derselben  vor- 
liegt, da  werden  sich  diese  mit  natargesetzlicher  Kraft  verwirk- 
lichen, wenn  auch,  wie  alles  geschichtlich  Werdende  auf  diesen 
Gebieten,  erst  allmählig,  freilich  im  rasch  lebenden  Zeitalter  des 
Dampfes  wohl  schneller  als  in  ähnlichen  Fällen  ehedem.  In  solcher 
Sachlage  wird  anch  das  ethische  nnd  politische  Postnlat 
zn  stellen  sein,  dass  die  höheren  Classen  nnd  der  Staat  die  lohnende 
Aufgabe  übernehmen,  durch  ihr  beförderndes  Entgegen- 
kommen und  Eingreifen  dieser  Entwicklung  Vorschub  zu  leisten. 
Dies  Postulat  mag  in  Bezug  auf  das  Vertheilungsproblem  in  Rod- 
bertus'  Worte  gefasst  werden:  „es  muss  den  arbeitenden 
Classen  ein  mit  dem  steigenden  Nationalfeichthum 
mit  steigender  Lohn  gesichert  werden^',  —  es  muss 
wenigstens  verhütet  werden,  dass  die  colossale  Steigerung  der  Pro- 
ductivität  der  nationalen  Arbeit  überwiegend  oder  gar  ausschliess- 
lich den  besitzenden  Classen  zu  Gute  komme. 

Aber  gleichwohl  wird  doch  auch  hier  noch  immer  der  mög- 
lichen ,  wahrscheinlichen  und  thatsächlichen  Bückwirkungen 
einer  zu  weit  gehenden  Verminderung  der  Gelegenheiten,  grösseres 
Einkommen  und  Vermögen  zu  erreichen,  auf  Oekonomik  und 
Technik,  namentlich  auf  deren  weiteren  Fortschritt,  zu  ge- 
denken sein.  Denn  dabei  kann  die  Gefahr  drohen,  das  erste  Leit- 
motiv wirthschaftlicben  Handelns  zu  sehr  zu  unterbinden. 

Das  Uhendeht  namentlich  wiederum  der  Socialismus  in  seinen  Bestrebungen  nach 
Umgestaltung  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Yolkswirthschaft  nel  zu  sehr. 
Selbst  in  den  bisherigen  „Verstaatlichungen'^  von  Wirthschaftsbetrieben  haben  sich  hier 
schon  Bedenken  ergeben. 

Es  nöthigt  das  dazu,  auch  in  der  Frage  der  Znlässigkeit,  die 
unteren  Classen  durch  bessere  Vertheilung  des  Productionsertrags 
zu  heben,  selbst  bei  heutigem  Stande  der  Technik,  gerade  im  Pro- 
ductionsinteresse  nicht  sowohl  kurzweg  das  Princip  aufzu- 
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Stelleo,  die  privatwirthschafUiche  Organisation  mit  ihrem  MotiTations- 
sjstem  sei  völlig  durch  die  socialistische  zu  ersetzen,  sondern 
nur  zuzugestehen,  dass  von  Fall  zu  Fall  oder  von  Kategorie 
von  Fällen  zu  Kategorie  von  Fällen  die  Frage  zu  entscheiden  und 
heute  allerdings  öfters  als  früher  zu  bejahen  sei,  indessen  auch 
heute  noch  keineswegs  allgemein,  vermuthlich  niemals  völlig, 
gerade  im  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft.  Auch  d^ 
„private  Unternehmungsgeist"  ist  eben  doch  ein  Factor, 
von  welchem  mächtige  Fortschritte  auf  dem  Productionsgebiete 
ausgehen.  Man  braucht  ihn  deswegen  nicht  absolut  zu  entfesseln 
und  „Orgien  der  Erwerbsuchf '  feiern  zu  lassen.  Aber  man  kann 
und  darf  ihn  auch  nicht  völlig  lahm  legen. 

Auch  hier  sind  es  daher  Fragen  des  Maasses,  die  nur 
von  Zeit  zu  Zeit,  von  Land  zu  Land,  von  Fällen  zu  Fällen  richtig 
entschieden  werden  können,  um  welche  es  sich  handelt:  bei  der 
Ersetzung  der  privaten  Unternehmung  durch  öffentliche,  wie  bei 
der  Einschränkung  der  ersteren,  wo  sie  im  Gesammtinteresse 
bleiben  muss. 

Auch  das  führt  hier,  wie  immer,  wieder  za  jenem  mittleren  Standpuncte 
innerhalb  der  Extreme  des  reinen  Socialismus  und  des  blossen  indindaalistischea 
Concnrrenzsystems,  den  wir  in  diesem  Werke  einnehmen  zu  sollen  glaoben,  wenn  and 
nnter  Bemfang  auf  alles  hier  Ausgeführte  mehr  als  Andere  in  Ann&herong  an  dea 
Socialismus  (§.  52,  53,  296,  Bach  5  und  Abtheilung  II  der  Grundlegung). 

§.  284  [100—103,  104a].  —  b)  Abwägung  collidirender 
Classeninteressen  und  Zusammenhang  zwischen  Cnltur- 
entwicklung  und  Vertheiiung  des  Volkseinkommens. 
Hier  liegt  schliesslich  der  wichtigste  Punct  fttr  die  Entscheidong  der 
erörterten  Fragen.  Leiden  Culturinteressen  der  Volksgemeinschaft 
unter  einer  Aenderung  der  Einkommenvertheilung?  In  wie  fero 
sind  sie  mit  der  ungleichen  Vertheiiung  verknüpft?  Das  erheischt 
genauere  Prüfung. 

Die  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grades  kommt 
oft  vornemlich  auf  die  bessere  und  angenehmere  Befriedigun; 
der  feineren  materiellen  Bedürfnisse  hinaus.  Wenn  die  un- 
gleiche Vertheiiung  des  Volkseinkommens,  bei  einer  gegebenen 
Grösse  des  letzteren,  hauptsächlich  nur  zur  reichlicheren  und 
üppigeren  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  der  besser  sitairtes 
Individuen,  Familien  und  Ciassen  führt,  so  bildet  diese  Ungleich- 
heit des  Einzeleinkommens  leicht  einen  Schaden,  selbst  einen  tie£es 
Schaden  der  Volkswirthschaft  zum  dauernden  Nachtheil  des  ganzes 
Volks. 
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Denn  das  üppigere  Leben  der  Bemittelten  pflegt  diesen  selbst  physisch  und 
sittlich  ZQ  schaden,  es  mft  den  Neid  der  unteren  Classen  besonders  leicht  hervor, 
wenigstens  sobald  diese  zu  einem  gewissen  Bewusstsein  gekommen  sind,  es  führt  zu 
einer  ungUnstigen  Bichtung  der  ganzen  nationalen  Gdterprodoction  (Luxusartikel  der« 
Reichen  statt  Massengüter  ftlr  Alle),  und  es  fördert  in  der  Hauptsache,  von  etwaigem 
Einfluss  auf  Kunstluzus  abgesehen,  kein  Gulturinteresse  des  Volks.  Nur  soweit  die 
Aussicht,  selbst  an  den  Genossen  eines  derartigen  Lebens  Theil  zu  nehmen,  die 
wirthschaftlichen  Kräfte  der  Einzelnen  anspornt,  Iftsst  sich  dann  die  Ungleichheit 
des  Einkommens  in  Schutz  nehmen ,  aber  nicht  so  unbedingt,  wie  dies  gewöhnlich 
geschieht  (§.  283). 

Auch  für  Kunstluzus  und  insbesondere  für  die  Entwicklung  der  bildenden 
Künste  gilt,  dass  Öffentliche  Mittel  besser  und  grossartiger  als  private  die 
Blüthe  reiner  Kunst  befördern.  Der  nachtheilige  Einfluss  der  „Gründerperiode''  auf 
die  deutsche  Malerei  ist  von  den  verschiedensten  Seiten  schon  zugegeben  worden. 
Yergl.  auch  Springer's  Bericht  über  die  bildenden  KOnste  der  Gegenwart,  im  amt- 
lichen deutschen  Bericht  über  die  Wiener  Weltausstellung,  Braunschw.  1874, 1,  107  £, 
114,  116.  Die  „Familienbildei**  und  Portr&ts  von  Parvenues  der  jüngsten  Geldaristo- 
kratie beiderlei  Geschlechts  (Damenporträts  der  neueren  ZeitI),  selbst  von  „ersten 
Künstlem'%  welche  in  ihrer  Massenhaftigkeit  unsere  Ausstellungen  füllen,  werden 
auch  sp&teren  Zeitaltem  characteristisch  genug  sein.  Welche  andre  Physiognomieen 
bei  den  Dürer,  Holbein,  Tizian,  Yelasquez,  van  Dyck  u.  s.  w.  I 

Unter  solchen  Umständen  kann  nnd  mass  daher  die  Gesetz- 
gebung eine  gewisse  Aasgieichung  in  der  Vertheiiung 
des  Volkseinkommens  ins  Auge  fassen.  Selbst  wenn  dadurch 
nur  eine  beschränkte  Theilnahme  der  Massen  des  Volks  an  der 
besseren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  erzielt  wird,  weil 
die  in  Betracht  kommende  Gütermenge  dem  ganzen  Volksbedarf 
gegenüber  nicht  mehr  erlaubt,  so  ist  dies  ein  Gewinn  für  das  Ganze. 

Freilich  wird  auch  hier  wieder  zu  unterscheiden  sein,  namentlich  nach  der 
Verwendung  des  Beichthums  (s.u.).  Z.B.  ein  Land  und  eine  Zeit,  wie  die  in  den 
deutschen  Grossstädten  erlebte  Periode  von  1871 — 73,  von  lS89ff.,  mit  Prasserei, 
Tafel-  und  Kleidungsluzns  einer  Parvenuschaar  von  Börsenmännern  wird  zur 
HeUung  eines  regulativen  Eingriffs  in  die  Vertheiiung  viel  mehr  bedürfen,  als,  viel- 
leicht bei  gleicher  Höhe  der  hervorragenden  Einzeleinkommen,  ein  Land  und  eine 
Zeit  mit  Kunstmäcenatenthnm  und  grossartiger  Freigebigkeit  des  soliden  Privatreich- 
thums  für  wichtige  Öffentliche  Zwecke  der  Bildung,  Wohltbätigkeit  u.  s.  w.,  wie  etwa 
in  Basel  (§.  336  ff.).  Aus  dem  socialpolitischen  Gesichtspunct  entscheidet  also  die 
blosse  arithmetische  Höhe  der  Privateinkommen  und  -Vermögen  wieder  nicht  allein, 
sondern  auch  die  Verwendung  und  die  Erwerbsart  des  Privateigenthums 
(Gonjuncturengewinne,  §.  166  ff.,  Spielgewinne  des  Gründerthums,  der  Börse)  über  das 
Ob  und  Wie,  das  Maas s  der  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Vertheilungsregulirung. 

Durch  die  Entwicklung  und  Befriedigung  wirklicher  Cultur- 
bedttrfnisse  Seitens  der  bemittelten  Classen  und  Einzelner  wird 
dagegen  regelmässig  auch  die  Gulturhöhe  des  ganzen  Volks  mehr  oder 
weniger  gesteigert.  Auch  diejenigen  Bestandtheile  des  Volks  ^  die 
untersten  Classen,  welche  unmittelbar  ao  der  Befriedigung  dieser 
Culturbedürfnisse  vielleicht  noch  gar  nicht  theilnehmen,  sind  doch 
an  der  Steigerung  der  Gesammtcultur  bereits  interessirt.  Was 
ihnen  davon  nicht  zu  Gute  kommt,  werden  ihre  Nachkommen 
wenigstens  in  gewissem  Umfange  mit  geniessen.  Auch  hier  wird 
das  Volk  in  seiner  zeitlichen  Entwicklung  als  Ganzes  zu  be- 
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traebten  seüi.  Die  Opferung  tod  Lebenden  um  der  daaernden 
Interessen  des  ganzen  Volks  WiUen  erfolgt  ja  z.  B.  aoch 
im  Kriege  mit  Notb wendigkeit  und  ToDständig  mit  Recht  Nach 
einem  analogen  Gesichtspnncte  kann  anch  f&r  Theile  des  Volks 
eine  nngOnstige  ökonomische  und  sociale  Lage  im  danemden 
wahren  Gesammtinteresse  des  Volks  gerechtfertigt  werden. 
Fttr  die  erste  Entwicklung  der  Cultnrbedflrfhisse  erscheint 
aber  nun  nach  allgemeinster  geschichtlicher  Erfahrung  die  on- 
gleiche  Vertbeilnng  des  Volkseinkommens  oder  die  individuelle 
Einkommens-  und  Vermögensungleichheit  als  noth- 
wendige  allgemeine  Voraussetzung,  freilich  mit  den  dabei 
nicht  zu  übersehenden  Beschränkungen. 

Diese  Bescbriokongen  reniachlllssig;te  H.  t.  Treitschkein  seineo lAofeitzen  in 
den  PreiiM.  Jthrb.  Ober  den  SocialiBmos,  besonden  im  enten.  Seine  Dazlegnng  mschte 
Öftere  den  Eindrack,  als  empfinde  er  ein  Behagen  an  der  Ökonomischen  Un^eich- 
heit  der  Menschen,  wihrend  doch  nur  nothgedrnngen  eine  solche  Ungleichheit 
and  roUends  ein  bedeutender  Grad  derselben  znzogeben  sein  wird.  Zq  Aristoteles' 
principieller  Bechtfertignng  der  Sclarerei  ist  ron  Treitschke's  Standpnnct  nur  noch 
ein  Schritt  (S.  besonders  den  1.  An&atz  8.  82  ff.,  89,  wo  die  doch  im  steten 
Floss  befindliche  „Gliedernng  der  Gesellschaff'  als  Schranke  für  die  Theilnahme 
Aller  an  allen  Caltnrgatem  hingestellt  wird,  106.  Treffende  Gegenansftlhrangen  Ton 
Schmoller,  a.  a.  0.,  besondere  im  4.  nnd  6.  Abschnitt,  z.  B.  8.  104  (Treitschke's 
Wiederanfhahme  der  Haller 'sehen  Staatstheorie). 

a)  Gulturbedtirtnisse  entstehen  und  entwickeln  sich  bei  solchen 
Einzelnen  zunächst ,  welchen  die  unmittelbare  Sorge  fttr  die  mate- 
rielle Existenz  wenigstens  zum  Theil  abgenommen  ist  Diese  Per- 
sonen gewinnen  so  Zeit  fttr  andere  Thätigkeit  und  Geistesmasse 
fttr  die  Entwicklung  ihres  geistigen  Lebens :  beides  Voraussetzungen, 
dass  Culturbedttrfnisse  überhaupt  empfunden  werden.  Diese  Voraus- 
setzungen sind  aber  ihrerseits  an  die  andere  Voraussetzung  ge- 
bunden, dass  Personen  und  Classen  existiren,  welche  jenen  Einzelnen 
die  Sorge  fttr  die  materielle  Existenz  im  Wesentlichen  abnehmen. 
Die  sociale  und  ökonomische  Ungleichheit  der  Bevölkerung 
ist  insofern  die  Vorbedingung  fttr  die  erste  Entstehung 
jeder  höheren  Cnltur.  Die  grosse  welthistorische  Mission 
derSclaverei  bei  den  wirklichen  Culturvölkern,  wie  besonders 
bei  den  beiden  grössten  Völkern  des  Alterthums,  liegt  in  diesem 
Zusammenhange  zwischen  der  social  -  ökonomischen  Ungleichheit 
der  Volksclassen  und  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  Cultur. 
Vom  weltgeschichtlichen  Standpuncte  betrachtet,  ergiebt  sich  so 
die  Rechtfertigung  des  Instituts  derSclaverei  als  rechts- 
gescbicbtliehe Erscheinung,  wenigstens  solange  der  Stand  der 
Productionstechnik  noch  niedrig  ist,  bei  solchen  Cnltmr- 
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Völkern,  bei  denen  das  Institut  niclit  nur  ein  Mittel  ist,  die  arbeits- 
lose tippigere  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  einer  kleinen 
Minderzahl  zu  ermöglichen,  sondern  wahrer  Goltarentwicklnng  bei 
der  Herrenschicht  und  im  ganzen  freien  Staatswesen  zu  Gute  kommt. 

Soweit  stimme  ich  auch  t.  Treitschke  bei,  der  aber  nicht  genügend  unter- 
scheidet, in  wie  fern  Scla?erei  und  gedrückte  Lage  der  unteren  Gli^n  wirklich 
eine  Bedingung  der  ersten  Goltarentwicklnng  oder  aber  nur  ein  Mittel 
üppigeren  Behagens  einer  kleinen  Minderzahl  ist  (s.  a.  a.  0.  S.  91,  mit  der  sehr 
bedenklichen  Aeassemng  über  Gentz,  Heine),  —  und  ein  solches  Mittel  wird  immer 
mehr  die  fortdanernde  Sclaverei.  Ycrgl.  anch  Röscher,  System  I,  §.  68.  In 
den  Bemerkungen  ?on  Büchsenschütz  über  den  Einfluss  der  Sclaverei  auf  die 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  Griechenlands,  a.  a.  0.  S.  206  ff.,  wird  m.  £.  die 
günstige  Seite  etwas  zu  wenig  heirorgehoben,  s.  auch  Boscher,  §.45.  Die  wahre 
Kehrseite  der  Sclaverei  zeigt  gut  Bücher,  die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter 
14S  ff.  vor  Christus,  Fiankf.  1874.  Jene  relative  Rechtfertigung  der  Sclaverei  wird 
selbst  von  den  wissenschaftlichen  Stimmführern  des  Socialismus  aneriuuint,  so  von 
Fr.  Engels  (Dühring's  Um  wälz.) —  aber  freilich  mit  den  nOthigen  Beschränkungen, 
namentlich  mittelst  Nachweises,  wie  das  Alles  vom  Stande  der  Technik  der  Pro* 
duction  bedingt  ist 

Auch  soweit  später  nnd  in  gewissem  Umfange  bleibend 
Culturbedürfnisse  immer  erst  bei  Einzelnen  oder  bei  einem 
kleinen  Kreise  zur  Entstehung  und  Ausbildung  kommen,  muss 
und  darf  das  Vorhandensein  einer  grösseren  unteren  Volksschicht, 
welche  yomemlich  die  materiellen  Existenzbedingungen  des  ganzen 
Volks  schafft  und  selbst  nur  geringen  Antheil  an  den  feineren  und 
höheren  Bedürfnissen  hat,  als  noth wendig  bezeichnet  werden. 
Insoweit  ist  z.  B.  der  Satz  richtig:  „ohne  Dienstboten  keine 
Cultur"  (v.  Treitschke). 

A.  a.  0.  S.  82,  83:  „Die  Millionen  müssen  ackern  und  schmieden  und  hobeln, 
damit  einige  Tausende  forschen,  malen  und  regieren  können'',  wo,  wie  in  der  ganzen 
Arbeit  Treitschke's,  der  sociale  Gegensatz  aber  m.  E.  zu  sehr  verschoben 
wird:  als  best&nde  er  giade  besonders  zwischen  unteren  Handarbeitern  und  hohen 
Geistesarbeitern,  welche  letzteren  ohnedem  der  zufälligen  Vermögens-  und  Einkommens- 
vertheilung  zumeist  ihr  geistiges  Ueborgowicht,  weil  ihre  höhere  Bildung,  verdanken, 
während  es  sich  um  den  Gegensatz  zwischen  kapitalistischen  Unternehmern,  Renten- 
beziehem  (Grund-,  Kapitalrenten),  Conjunctnren-,  Speculations-,  Spielgewinnstbeziehem 
einer-  und  nichtbesitzenden  Hand-  und  grosscntheils  auch  Kopfarbeitern  anderseits 
handelt  Ausserdem  fragt  sich  eben  stets  noch,  ob  das  Maass  der  Ökonomischen 
Ungleichheit  auch  nur  annähernd  richtig  ist,  selbst  wenn  diese  Ungleichheit  bestehen 
solL  Von  der  Beantwortung  dieser  Frage  hängt  dfinn  wieder  der  zu  erstrebende 
Umfang  der  Theilnabme  der  Arbeiter,  incl.  Dienstboten,  an  den  Culturgtttem  ab. 
Mit  der  Rechtfertigung  Gentz 'sehen  Sybi^tismus  ist  für  jene  Frage  doch  noch  gar 
nichts  entschieden. 

Man  kann  auch  weiter  zugeben,  dass  überhaupt  die  Ver- 
schiedenheit der  Art  und  Höhe  von  Einkommen  und  Vermögen,  als 
Grundlage  der  Classenschichtung  der  Gesellschaft,  eine  D  i  f  f  e  - 
renzirung  der  socialökonomischen  Lage  bewirkt,  welche 
als  solche  wieder  Mannigfaltigkeit  der  gesammten  Lebens- 
verhältnisse, Bedürfnisse,  Anschauungen,  Sitten,  welche  Reibungen 
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unter  den  Classen  und  damit  in  oft  nicht  geriogem  Maasse  etwas 
dem  Caltnrfortschritt  Förderliches  bedingt  Die  zu  weit  gdiende 
Einkommengieichbeit  fttbrt  leicht  zn  einer  Eintönigkeit  der 
Lebensverhältnisse,  welche  wahrlich  nicht  cnltarförderlich  ist 

Ein  GesichtspQoct  in  der  Fra^  welcher  nicht  selten  ?on  den  Vertretern  der 
grösseren  oder  gar  der  rollst&odigen  Gleichmachnng  ron  Einkommen  nnd  YermSgen 
nnd  des  blossen  Arbeitseinkommens  ttbenehen  oder  zn  wenig  beachtet  wird.  Eine 
Gefahr  aoch  in  nltrademokratischen  Gemeinwesen,  wo  das  etwa  voriiajidene  htbiot 
Einkommen  nnd  Vermögen  zn  wenig  sich  knnd  zn  geben  wagt,  selbst  nicht  in 
edlen  Genüssen. 

ß)  Auch  diese  nnd  ähnliche  Sätze  über  die  Rechtfertigung  der 
Sclavereiy  der  Classenschichtung  nnd  EinkommenuDgleichheit  fahren 
aber  zum  Missbrauch  und  zur  bedenklichen  Rechtfertigung  socialer  nnd 
ökonomischer  Ungleichheit,  wenn  sie  nicht  sofort  die  nöthige  princi- 
pielle  und  danach  ihre  practische  Beschränkung  erfahren. 

Sie  gelten  ttberbanpt  nnd  jedenfalls  namentlich  zon&chst  nur  für  primitiTere 
Zeiten  mit  einem  niedrigeren  Stande  der  Prodnctionstechnik,  ror  Allem 
so  lange  die  menschliche  Muskelkraft  fast  alleiniger  anch  kraftgebender  Factor  (Motor) 
ist;  nicht  mehr  in  gleichem  Maasse,  theilweise  gar  nicht  mehr  (Scla?ereil),  wenn 
die  Natnrkrifte,  besonders  die  todten,  technisch  in  ansreichendem  Maasse  fk^  fiele 
wichtige  Prodnctionszwecke  benutzt  werden  können.  Sie  gelten  daher  femer  nur  in 
der  angegebenen  Weise  in  Zeitaltem  eines  noch  niedrigen  gesammten  VoU»- 
einkommens,  welches  höchstens  ausreicht,  einer  kleinen  Anzahl  Personen  dne  besaere 
materielle  Lebensweise  und  Befriedigung  von  GultorbedUrfnissen  zu  ermöglichen,  i^r 
eine  entsprechende  Theilnahme  der  Massen  aber  viel  zu  gering  ist.  Sie  gelten  weiter 
nur,  soweit  es  sich  um  wahre  Gulturbedarfnisse,  nicht  um  üppigere  Befriedigang 
der  materiellen  Bedürfnisse  handelt  und  soweit  jene  CulturbedUrfnisse  sich  wirk- 
lich nur  unter  den  angenommenen  Voraussetzungen  entwickeln,  was  hiofig,  aber 
nicht  immer,  besonders  nicht  stets  bei  einem  allgemein  höheren  Goltnmiyeau  der 
Nation,  der  FaU  ist. 

In  dieser  Hinsicht  kommt  es  daher,  wie  schon  berührt,  wesentHoh  mit  anf  die 
Verwendung  an,  welche  die  reicheren  Classen  ron  ihrem  höheren  Einkommen  und 
Vermögen  machen.  Verwendungen  zu  rein  persönlichen,  ttppigen  Gcntissen,  an  sich 
und  für  die  Geniessenden  selbst  nicht  einmal  got,  haben  anch  weniger  Anspruch  auf 
Schonung,  wenn  es  sich  um  die  volkswirthschaftliche  Vertheüungsfrage  handdt, 
namentlich  hier  nur  soweit,  als  wieder  die  Aussicht  auf  solche  Genosse  ein  durch  andere 
Motive  nicht  genügend  zn  ersetzender  Ansporn  zu  höherer  Productionsleistong  ist 
(§.  283).  Verwendungen  der  Vermögenderen  zu  wahren  GulturbedUrfnissen  können 
anch  der  Gesammtcultur  des  Volks  nützlich  sein  und  erscheinen  dann  in  deren  Inter- 
esse social  gerechtfertigt,  mit  ihnen  ihre  Voraussetzung,  das  höhere  Privateinkommen 
und  Privatvermögen.  Endlich  ist  anch  die  Art  des  Erwerbes  der  höheren  Einkommen 
hier  wieder  mit  zu  beachten.  Je  geringer  die  persönliche  Arbeitsleistang  des  Be- 
ziehers ist,  je  mehr  das  Einkommen  aus  blossem  Eigenthamsrecht  (daher  bei  Ver- 
pachtung, Vermiethung,  Darlehen),  nicht  aus  selbst  benutzten  nnd  wirth- 
schaftlich  in  der  Production  verwendeten  Objecten,  je  mehr  es  aus  Specolations-, 
Gonjnnctur-,  Spielgewinn  herrührt,  desto  weniger  ist  wieder  aus  volkswirthschafUichen, 
auch  aus  ethischen  Gründen  eine  besondre  Rücksichtnahme  auf  derartiges  höheres 
Einkommen  geboten. 

Unter  den  GultorbedUrfnissen  linden  sich  ausserdem  manche  von  so  indivi- 
dueller Art  und  von  so  geringer  allgemeiner  Bedeutung  für  den  Gultur- 
stand  des  ganzen  Volks,  dass  mit  ihrer,  einer  verschwindenden  Minorität  zu  Gnte 
kommenden  Befriedigung,  also  mit  den  dafür  aufzuwendenden  Mitteln  aus  dem  Volks- 
einkommen, die  Beschränkung  der  Massen  des  Volks  auf  das  unbedingt  zur  Existenz 
Nothwendigo  zu   thener  erkauft  erscheint.     Vielmehr  kann   hier  sehr  wohl  ein  Fall 
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roriiegen,  in  welchem,  zwar  nicht  vom  Standpnncte  des  Einzelnen,  der  mit  Becht 
immer  jedem  ?on  ihm  empfundenen  GoltaibedUrfhiss  den  Vorrang  gehen  mag,  wohl 
aber  Tom  Standpnncte  der  Yelkswirthschaft  oder  des  Volks  ans  Goltnr- 
hedürfhisse  dieser  letztgenannten  Art  hinter  die  wichtigeren  Ezistenzbedtlrfhisse  zweiten 
Grads,  deren  Befriedigung  in  einem  der  berechtigten  Sitte  entsprechenden  ümfaage 
bei  der  Hasse  der  unteren  Classen  forausgesetzt,  zurücktreten  müssen.  In  allen  diesen 
Puncten  hat  t.  Treitschke  a.  a.  0.  (S.  85  ff.,  89,  91,  93)  manche  wieder  nm- 
gekehn  zu  weit  gehende,  zu  sehr  yerallgemeinemde  Ansichten  vertreten,  welche  mekr- 
uch  fon  Schmoller  a.  a.  0.  gut  berichtigt  worden  sind. 

Die  Gonsequenzen  dieser  Einschränkungen  der  Rechtfertigung  der  Ein- 
kommenungleichheit sind  wichtig  genug,  wie  sich  leicht  durch  Beispiele  zeigen 
liest.  So  werden  gewisse  rein  specialistische  Wissenschafts-,  Kunst- und 
KunstluzusbedOrfoisse  (u.  A.  auf  dem  Gebiete  der  Kunstindustrie}  nicht  mit  einer 
knapp  auf  den  nothwendigen  Existenzbedarf  der  unteren  Classen  redncirten  Lebens- 
weise  erkauft  werden  dttrfen,  mindestens  nicht  mehr  in  einem  Zeitalter  wie  dem 
unseren,  wo  persönliche  Freiheit  aller  Individuen  besteht  Noch  weniger  aber  werden 
solche  ganz  specielle  CulturbedOrfhisse  einzelner  Classen  oder  Personen  wich- 
tigeren allgemeineren  Culturbed orfhissen  des  ganzen  Volks,  deren  Befriedigung  gleich- 
zeitig nach  dem  Standpnncte  eines  Zeitalters  in  möglichst  weiten  Kreisen  erwtlnscht 
ist,  vorangehen  dürfen.  Und  am  Wenigsten  dttrfen  sie  etwa  mit  Staatsmitteln, 
d.  h.  mit  zwangsweise  durch  Steuern  entnommenen  Volksmitteln  befriedigt  werden, 
solange  nicht  die  richtigen  allgemeineren  CulturbedOrfnisse  des  Volks  in  einem  Zeit- 
alter diejenige  Befriedigung  finden,  welche  der  jeweilige  Stand  des  Volkseinkommens 
znlisst 

Das  Gesaf^te  wird  in  unserer  Zeit  in  den  an  sich  ja  berechtigten  Klagen  über 
das  ZurUckbleiben  der  modernen  Kunstindnstrie  hinter  der  antiken  und 
z.  Th.  selbst  der  mittelalterlichen  und  über  dasjenige  der  deutschon  hinter  der  fran- 
zösischen und  z.  Th.  englischen  oft  übersehen.  Knnstindustrie  lebt  überwiegend  vom 
Privat  reich thum  (Wohnuugsluzus  u.  s.  w.)  und  wird  eben  deshalb  bei  einer  gleich- 
missigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  sich  schwieriger  entwickeln.  Gegenüber 
den  antiken  Sclavenstaaten ,  mittelalterlichem  Grund-  und  Handelsreiohthum  auf  der 
Basis  von  Leibeigenschaft,  Monopolen  u.  s.  w.  sind  daher  die  wirthschaft liehen 
Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  jetzt  allerdings  ungünstiger,  und 
in  Deutschland  ungünstiger  als  in  England  und  Frankreich,  weil  noch  bei  uns  wohl 
eine  gleichmässigere  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  besteht.  Treitschke 's 
Worte  für  die  grossen  PrivatvermOgeu  (im  2.  Aufs.  S.  269  ff.)  gehen  wieder  zu  weit. 
Entwicklung  der  Ezportindustrieen,  die  vielfach  ftlr  den  Luxus  arbeiten,  mit 
Hilfe  von  Lohnreductionen,  nach  Minister  Camphausen's  einstiger  Empfeh- 
lung, ist  m.  E.  auch  nur  bedenklich. 

Diese  allgemeinen  Grundsätze  sind  freilich  im  practischen  Leben 
nicht  immer  leicht  anzuwenden,  weil  es  auch  nach  selbstverständlich 
erforderlicher  genauer  und  unbefangener  Prüfung  des  concreten 
Falls  zweifelhaft  bleiben  kann,  in  wie  weit  ein  wirkliches  Cultur- 
bed tlrfnissodernnr  ein  fein  er  es  materielles  Bedürftiis8(z.B.  bei  dem 
Kunstluxus  der  Privathäuser  und  der  Einrichtung  der  Wohnungen), 
ein  ganz  specielles  Gulturbedürfniss  kleiner  Kreise  oder  ein 
solches  vorliegt,  das  wenigstens  im  Keim  wichtigere  allgemeine 
Culturbedtirfnisse  in  sich  schliesst  (z.  B.  bei  gewissen  wissenschaft- 
lichen Bedürfnissen).  Diese  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Schwierigkeit  muss  eben  im  einzelnen  Falle  so  gut  wie  möglich 
durch  objective  Prüfung  überwunden  werden.  Die  Bichtung,  in 
welcher  die  Entscheidung  zu  erfolgen  hat,  wird  durch  obige  An- 
deutungen wohl  hinlänglich  verständlich  bezeichnet. 
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0.  A.  wird  man  ^danach  das  Berechtigte  'und  üebertreibende  und  Falsche  in 
unsere  modernen  Arbeiterbewegung  bestimmen  können.  Auch  practische 
Fragen  der  Finanzpolitik,  der  Verwendung  Ton  Staats-  und  Gemeindemitteln  fftr 
feinere  CultnrbedOrfnisse  (Wissenschaft,  Kunst,  höherer  Unterricht)  lassen  sich  danach 
mit  entscheiden,  z.B.  die  Schulgeldfrage,  Yertheilung  öffentlicher  Mittel  zwischen  den  rer- 
schied enen  Kategorieen  7on  Schulen,  ohne  dass  damit  irgendwie  der  innige  organische 
Zusammenhang  des  gesammten  Schulwesens  geleugnet,  die  Bedeutung  der  Gymnasien 
und  Universitäten  fir  das  ganze  Volksleben  verkannt  zu  werden  braucht  Aber 
immer  ist  auch  hier  die  Frage,  in  welchem  Yerhältniss  öffentliche  Mittel  ftlrdie 
Terschiedenen  Arten  von  Schulen  verwenden? 

B.  —  §.  285  [105—107].  Specielle  Zielpuncte  für  die 
Gestaltung  der  Einkommenvertheilang.  Nach  diesen 
Gesichtspancten  ist  das  Ziel  der  yolkswirthschaftiichen 
Entwicklung  genauer  festzustellen  und  der  Weg  zur  Erreichung 
desselben  anzugeben.  Soweit  die  yolkswirthschafUicbe  Entwicklung 
auf  Grund  der  bestehenden  Becbtsordnung  nicht  schon  „von 
selbst''  als  Ergebniss  des  Kampfes  entgegengesetzter  Interessen  und 
der  Wirksamkeit  gesunder  Sittlichkeit  und  Volkssitte,  also  heutzuta^ 
namentlich  im  System  der  freien  Concnrrenz  (Buch  5^  §.  307  ff.), 
auf  dieses  Ziel  in  Betreff  der  Production  und  Yertheilung  der 
Güter  hinstrebt  oder  auch  nur:  nicht  den  nächsten  und  zweck- 
massigsten  Weg  dazu  einschlägt,  muss  im  Princip  die  Be- 
rechtigung und  die  Verpflichtung  des  Staats  zuge- 
standen werden,  durch  seine  Intervention  die  richtige 
Correctur  eintreten  zu  lassen. 

Oh  und  wie  weit  dies  nothwendig  ist,  muss  aus  der  Untersuchung  des  concreten 
Falles  hervorgehen.  Die  Behauptung,  dass  es  niemals  nothwendig  und  immer 
sch&dlich  sei,  wie  die  radical-freih&ndlerische  (Manchester-)  Partei 
£rüher  anzunehmen  die  Keigung  hatte,  und  die  entgegengesetzte  Behauptung,  dass  es 
immer  und  im  umfassendsten  Maasse  bis  ins  kleinste  Detail  hinein  nützlich  und  ge- 
hoten  sei,  wie  die  eztrem-socialistischen  Parteien  meinen,  sind  beide  gleidi 
weit  fon  der  Wahrheit  entfernt  und  falsche  apriorische,  Ton  der  Erfahrung  und  Psy- 
chologie absehende  Sätze.  Vorläufig  kann  aus  den  rorausgehenden  Erörterungen  viä« 
mehr  schon  die  Nothwendiffkeit  ?erschiedoner  Organisationsprincipien  der 
Yolkswirthschaft  abgeleitet  werden,  durch  deren  richtige  Combination  daim 
jenem  Ziele  zuzustreben  ist  (Buch  5,  §.  301  ff.). 

Die  principielle  Bedeutung  der  Aufstellung  solcher  den 
vorausgehenden  Erörterungen  entsprechenden  Zielpuncte  besteht 
wieder  darin,  dass  eben  unser  Zeitalter  solche  Ziele  mit  klarerem 
Bewusstsein,  auch  auf  Grund  der  erlangten  wissenschaftlichen  Ein- 
sicht in  die  Tendenzen  der  Eiukommens-  und  Vermögensyertheilung 
im  freien  Verkehr  (Rententheorie,  Theorie  der  Conjuncturgewinne 
u.  s.  w.)  aufstellt,  nach  den  sich  bildenden  Anschauungen  und 
„ Glaubenssätzen ''  (§.  265)  bezüglich  des  sittlichen  Sein-soUens 
immer  mehr  als  berechtigt  anerkennt  und  die  Erreichung  dieser 
Ziele  im  Gesammtinteresse  der  Volksgemeinschaft  wünscht 
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Pflege  des  religiösen  Sinnes,  der  sittlichen  Galtnr  o.  s.  w.  Yerbreitnng  von 
Elementarhildang  (Volksschalwesen,  Schulpflicht);  Theilnahme  am  geistigen.  Wissen* 
Schafts-,  Knnstleben  der  Nation  (Volksbildnngswesen,  YoUffinnterhaltongswesen,  Zog&ng- 
lichmachong  der  natorhistorischen ,  der  Konstsammlnngen  aoch  für  die  Masse  der 
BerOlkerong).  Gew&hmng  politischer  Hechte,  actirer  and  passiFor  Wahlrechte  za 
YertretangskOrpem  V  was  wiederam  ein  gewisses  Maass  geistiger  BÜdang  Toranssetzt 

Die  Aufstellung  specieller  Zielpuncte  für  die  Vertheilung  in 
unserer  Culturperiode  lässt  sich  dann  an  folgendes  Classifications- 
sehema  der  Einkommenverhältnisse  der  Individuen,  bez. 
Familien  anknüpfen.  Dasselbe  ergiebt  sich  aus  der  Betrachtung 
des  Verhältnisses,  in  welchem  der  Bedürfnissstand  eines  Einzelnen 
und  einer  Familie  zu  deren  Einkommen  und  Auskommen  steht, 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  Quellen  des  Einkommens. 

Die  Terminologie  ziemlich  nach  Baa,  §.  76  ff.  YergL  hlerza  aach  Kap.  5  in 
Bach  3  (Kennzeichen  des  VoUtswohlstands). 

1)  Günstige  Einkommenverhältnisse. 

Wo  das  Einkommen  ans  eigenem  Erwerb  (in  der  Tertragsm&ssigen  Vertheilong) 
einen  Bedttrfnissstand  mindestens  deckt,  welcher  bereits  die  EzistenzbedOrfhisse  zweiten 
Qrads  in  dem  dem  Lande  and  der  Zeit  üblichen  Darchschnittsamfang  and  die  TheU- 
nahme  an  den  wichtigeren  allgemeineren  Caltargütern  des  Zeitalters  in  sich  schliesst, 
wo  also  Aaskommen  yorhanden  ist.  Hierher  gehören  folgende  drei  aaüsteigende  Stafen: 

a)  Wohlstand. 

Wo  der  Einzelne  and  die  Familie,  wenn  aach  nar  darch  Arbeitseinkommen,  ihr 
Aaskommen  bei  dem  eben  bezeichneten  Mindestamfang  des  Beddrfnissstands  haben, 
aach  das  Einkommen  ohne  peinlicho  Beschränkang  dieses  Bedürfnissstands  noch  etwas 
ZOT  BeserFebildang  fUr  abnorme  Lagen  and  zar  daaernden  VermOgensbildang  (Natz- 
vermögen  and  Kapitalbesitz)  übrig  lisst 

b)  Beichthum. 

(In  diesem  Sinne  des  Worts,  Tergl.  §.  126.)  Wo  das  Einkommen  über  den  ge- 
nannten umfang  des  Bedurfnissstands  hinaosgeht,  die  Ezistenzbedürfoisse  zweiten 
Qrads  reichlicher  befriedigt  werden  können ,  eine  amfassende  Theilnahme  an  allen 
wesentlichen  Caltargütern  möglich  ist,  das  Einkommen  aber  aach  Tomemlich  aas 
Benten,  also  aas  Pri?at- Kapitalbesitz  and  Privat -Grandbesitz  —  Benteneinkommen 
dabei  aas  der  eigenen  Verwendang  sowohl,  als  aas  der  Verleihung  ?on  Kapitalien, 
Grandstücken,  Gebäaden  verstanden,  nar  dass  die  ersterc  etwa  vorwaltet  —  herrührt, 
demnach  das  Einkommen  hoch  genng  ist,  um  doch  noch  weitere  and  grössere  Ver- 
mOgensbildang aas  ihm  za  gestatten  and  genügende  freie  Zeit  für  die  Pflege  geistiger 
Caltarinteressen,  für  sociale  and  politische  (anentgeltliche)  Ehrenarbeit,  für  Aasübang 
caritativer  Th&tigkeit  a.  dgl.  m.  übrig  bleibt.  Letztres  zwar  thatsSchlich  bei  den  reichen 
Glassen,  wenigstens  was  die  Männer  anlangt,  bei  der  eigenen  Verwendang  des  Be- 
sitzes nicht  immer  der  Fall,  aber  bei  richtiger  Zeiteintheilang  and  besonders  bei  rich- 
tiger Beschränkung  des  Erwerbstriebs  sehr  wohl  möglich. 

c)  Ueberfluss. 

Eine  höhere  Stufe  des  Beichthums,  auf  welcher  das  Einkommen  so  überwiegend 
Benteneinkommen  ist,  dass  ein  Beweggrund  zu  neuer  Kapitalbildung  kaum  mehr  vor- 
handen ist,  wenn  nicht  reiner  Pleonezic  gehuldigt  wird  (was  freiUch  oft  genug  der 
FaU)  und  auch  die  eigene  Verwendung  des  Kapitals  und  Bodens  in  der  Unter- 
nehmung aus  BUcksicht  auf  die  Verminderung  des  Einkommens  bei  Verleihung  der 
Kapitalien  und  Verpachtung  des  Bodens  u.  s.  w.  nicht  geboten  erscheint. 

2)  Ungünstige  Ein  kommen  Verhältnisse 

Wo  das  eigens  erworbene  Einkommen  besten  Falles  zur  knappen  Befriedigung 
der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads  noch  ausreicht,   aber  zur  Beserven-  und  Ver- 


738     4.  B.  Be?Olk.  n.  yolksiF.8ch.  2.  K.  yert]ieiI.pTobL  2.  A.  Begelang.  §.  2S5. 

mOgeosbildaDg ,  zur  Zahlung  Ton  Yersichennigsprftmien  (Arbeiterrenicheniiig)  nicbt 
m^  genOgt  und  wo  das  Oeflammteinkommen  oft  schon  nicht  ans  eigenem  EnroiM 
(Arbeit,  Beuten)  herrührt    Hierher  gehören  folgende  drei  absteigende  Stufen: 

a)  Dürftigkeit. 

Wo  nur  knappe  Be£riedigang  der  Ezistenzbedflrfiiisse,  aber  wenigstens  noch  ans 
eigens  erworbenen  Mitteln  stattfindet,  die  Theilnahme  an  GuhurgOtem  jedoch  fast 
ganz  fehlt  oder  nur  unentgeltlich  genossen  wird,  und  Reserrenbildung  und  neue  Ver- 
mOgensbildung  unterbleiben  muss. 

b)  Armnth. 

Wo  das  Einkommen  aus  fremden  Mitteln  unentgeltlich  ergftnzt  werden  ranas, 
um  die  Bedarfhissbefriedigung  auch  nur  in  dem  Umfange,  wie  auf  der  Stufe  der 
Dürftigkeit,  zu  erzielen:  Almosen,  ArmenunterstHtzung. 

c)  Elend,  oder  Mangel  und  Noth. 

Wo  in  Ermangelung  genügenden  Einkommens  und  genügender  Armenunter- 
stützung auch  die  unentbehrlichen  Ezistenzbedürfnisse  nicht  mehr  ausreichend  be- 
friedigt werden  können. 

An  dieses  Schema  anknüpfend  darf  dann  gemäss  den  im 
Vorausgehenden  begründeten  Forderungen  und  Zielen  folgende  Ge- 
staltung der  Einkommenverhältnisse  im  Einzelnen  für  unsere  Cultor- 
periode  als  erstrebenswerth  bezeichnet  werden: 

1)  Elend  und  Armuth  im  genannten  technischen  Sinne  sind 
als  sociale  Classenzustände  unter  allen  Umständen,  einerlei 
welches  die  Grösse  des  Volkseinkommens  sei,  möglichst  aus  der 
Volks wirthschaft  zu  verbannen,  soweit  dies  durch  eine  gleich- 
massigere  Vertheilung  dieses  Einkommens  erreichbar  ist  Eventuell 
sind  Ergänzungen  des  frei  erworbenen  Einkommens  durch  Z u - 
Wendungen  directer  und  indirecter  Art  (einschliesslich  unent- 
geltliche öffentliche  Leistungen)  geboten. 

Es  bleiben  daher  nur  die  Fälle  bestehen,  wo  wirkliche  persönliche  Ver- 
schuldung der  Einzelnen  und  der  Familien  die  Ursache  des  ungünstigen  Einkommen- 
Terh&ltnisses  und  der  Mittellosigkeit  ist  Alsdann  kann  nur  Anspruch  auf  dürftige 
Armenunterstützung  der  nicht  erwerbsfähigen  Personen,  immerhin  aber  doch  einiger- 
maassen  nach  dem  Maasse  der  Lebenshaitang  der  untersten  Glasscn,  gewährt  werden. 
So  lanffe  die  Massen  nicht  einmal  die  nothwendigen  Existenzbedürfhisse  enttfi 
Grads  befriedigen,  müssen  daher  auch  die  Culturbedürfhisse  der  höheren  Qassen 
beschränkt  werden.    Vgl.  im  Uebrigen  die  Ausführungen  in  §.  272—275. 

2)  Dürftigkeit  der  Masse  der  Bevölkerang  als  socialer 
Classenzustand  ist  womöglich  nur  soweit  als  dauernde  Lage 
zuzulassen  y  als  sonst  das  Volkiseinkommen  nicht  ausreicht ,  Cultor- 
bedtlrfnisse  entstehen  und  sich  entwickeln  zu  lassen  und  als  die 
Ungleichheit  des  Einkommens,  also  die  Möglichkeit,  ein  höheres 
Einkommen  zu  erzielen,  zugleich  als  Sporn  des  Selbstinteresees 
ein  unentbehrlicher  Factor  ist,  um  das  Volkseinkommen  auf 
eine  Höhe  zu  bringen  und  darauf  zu  erhalten,  auf  welcher  Cultur- 
bedürfnisse  entstehen.    Directe  and  indirecte  Ergänzungen  des 
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Einkommens  durch  Zuwendungen  sind  daher  bei  der  in  Dttrftigkeit 
lebenden  Volksmasse  wiederum  geboten. 

Die  Sclarerei  (aach  in  ihren  abgeschwftchten  Foimen,  als  Leibeigenschaft 
n.  8.  w.)  ist  daher,  wie  bemerkt,  innerhalb  der  hiemach  zn  siehenden  Grenzen  relatir 
berechtigt  als  Mittel,  die  unteren  GUssen  in  Dürftigkeit  zn  erhalten.  Sie  hört  aof^ 
dies  ZD  sein,  und  die  Dürftigkeit  der  Massen  ist  socialökonomisch  rerwerf  lieh,  sobald 
das  Volkseinkommen  genügend  gestiegen  ist  und  die  Ungleichheit  des  Einkommeni 
den  Reichen  nur  oder  Tornemlich  nor  die  Mittel  zu  üppigerem  Leben  bietet 

Insoweit  ist  in  unserer  Gnlturperiode  ein  regniirendes 
Eingreifen  in  den  VertheiiungsproeesS;  durch  legislativei 
administrative  Maassregeln  der  öffentlichen  Gewalt,  berechtigt,  ja 
vielfach  nothwendig,  wenn  die  vertragsmässige  Vertheilung  nicht 
zu  socialen  Classenzuständen  führt,  welche  den  vorausgehenden 
Zielpuncten  entsprechen. 

8)  Wohlstand  auch  der  Masse  der  Bevölkerung,  daher 
eine  derogemässe  Vertheilnng  des  Volkseinkommens, 
ist  das  nothwendige  Ziel,  sobald  die  erwähnten  Voraussetzungen, 
unter  denen  die  Dürftigkeit  der  Masse  durch  die  Culturinteressen 
geboten  erscheint,  fortfallen  können. 

So  in  unserer  Zeit,  wo  die  Umgestaltnng  der  Technik  die  ProdnctiTit&t 
der  nationalen  Arbeit  ungemein  gesteigert  hat.  Dadurch,  sowie  darch  die  relatire 
Entbehrlichmachnng  der  pri?atwirthschaftlichen  Productionsfonn  sind  auch  die  Be* 
dingongen  für  eine  genügende  Hohe  nnd  Steigerang  nnd  gleichmässigeje  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  günstiger  geworden. 

4)  Darüber  hinaus  kann  und  darf  aber  privater  Reichthum 
und  einzeln  selbst  Ueberflnss  recbjtlich  zulässig  sein,  dem 
Einzelnen  als  Strebeziel  für  seine  auch  der  Gesammtheit  nützliche 
stärkere  wirthschaftliche  Thätigkeit,  als  unter  Umständen  passendes 
Mittel,  das  Nationalkapital  in  der  Bechtsform  des  Privatkapitals 
zu  bilden  und  zur  Verwendung  zn  bringen,  auch  als  Mittel  für  die 
Entwicklung  höherer  freier  Bildung  und  für  die  Möglichkeit  der 
Ausübung  von  Ehrenarbeit  aller  Art  nnd  der  Gewährung  der  Unter- 
stützungen des  caritativen  Systems  (§.  336  ff.). 

Spornt  die  Aussicht  anf  Beichthnm  in  dieser  Weise  wirklich  die  wirthschaft- 
lichen  Leistungen  an  und  wird  der  Reichthum  in  der  angedeatoten  Bichtang  rer- 
wendet,  so  erscheint  er,  nnd  damit  die  Ungleichheit  des  Privateinkommens  und  Pri?at- 
▼ermOgens,  auch  rolkswirthschaftUch  gerechtfertigt  und  nothwendig.  Dadurch  wird 
zugleich  von  dieser  Seite  aus,  also  in  Betreff  der  Wirkung  auf  die  Consumtion  be- 
trachtet, das  Bechtsinstitut  des  Privatkapitals  und  des  privaten  Qrundeigenthums  rolks- 
wirthschaftUch gerechtfertigt,  wie  später  aus  dem  Gesichtspunct  der  Prodnction  und 
aus  anderen,  bei  der  Frage  mitspielenden  Backsichten  (2.  Abth.).  Nur  wird  in  immer 
grösserem  Umfang  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Untemehinungeu  „öffentliches'* 
Kapital-  und  Grondeigenthum  neben  dem  und  theilweise  statt  des  privaten  auch  im 
angedeuteten  Interesse  der  Consumtionsregelung  zu  Terlangen  sein.  Im  Uobrigen 
handelt  es  sich  dann  aber  freilich  im  concreten  Falle  immer  wieder  um  die  ethische 
Beurtheilung  der  Consumtion  und  der  far  diese  stattfindenden  Prodaction  (Luxus). 
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Mit  dieser  soeialökonomisehen  Bechtfertignng  tob  Reich- 
tbnm  nsd  Ueberflnss  und  damit  von  grösserer  llDgieichheit  der 
Vertbeilung  auch  noch  in  nnserer  Cultnrperiode  ist  aber  wiederum 
noch  nicht  die  Schrankenlosigkeit  des  Wachsthnms  von  Ein- 
kommen und  Vermögen  in  Einer  Hand,  quantitativ  und  qualitativ 
(letzteres  namentlich ^  was  die  Vermögenslage  in  Grund  und 
Boden,  weiter  auch  in  Zins-Kapital  anlangt),  als  nothwendige 
Consequenz  anerkannt.  Diese  Schrankenlosigkeit  wird  vielmehr 
nicht  durch  das  Gesammtinteresse  verlangt,  ist  auch  keine  un- 
bedingte Folgerung  aus  der  grundsätzlichen  Znlässigkeit  von  Privat- 
reichthum  und  Privateigenthum  an  Productionsmitteln,  sondern  im 
Gegentheil  mit  dem  Interesse  der  Volksgemeinschaft  unvereinbar. 
Ein  Maass  und  eine  Grenze  ist  auch  hier  Erfordemiss. 

Darüber  mehr  beim  «.Anh&afnngsrecbt**  als  einer  Consequenz  des  Prirat- 
eigenthnrnsprincips  in  der  Lehre  Tom  ,,Inhalt''  des  PriFateigentbnms  (Abtheilong  Q 
der  Grondlegung).  Hinsichtlich  der  Frage  beim  Grandbesitz  siehe  die  Agrarpohtik. 
Bezüglich  der  Steuerpolitik,  als  Mittels  der  Gorrector,  siehe  Band  2  meiner  Flnanz- 
wissenscbaft 

Im  Laufe  einer  günstigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung 
mit  steigendem  Volkseinkommen  und  danach  dann  auch  mit 
steigendem  Volksvermögen  und  bei  einer  diese  Steigerung  nicht 
ttberhoienden  Volksvermehrung  wird  sonach  eine  immer  grössere 
Verbreitung  und  zugleich  eine  Erhöhung  des  Wohlstands  in 
der  Bevölkerung  und  hiermit  verbunden  eine  umfassendere 
Theilnahme  der  unteren  Glassen  an  den  Mitteln  zur  besseren 
Befriedigung  der  Existenzbedttrfnisse  und  an  den  Cultnr- 
gtttem  des  Zeitalters  nach  dem  Vorausgehenden  zu  erstreben  und 
bei  Benutzung  der  geeigneten  Mittel  auch  zu  erreichen  sein.  Da- 
neben oder  darüber  hinaus  behält  jedoch  der  private  Reichthum 
seine  Berechtigung  und  auch  seine  volkswirthschaftliche  Function. 
Das  Ziel  für  die  Volkswirthschaft  kann  daher  im  Ganzen  wohl 
kurz  genannt  werden:  Volkswohlstand. 

In  der  Praxis  handelt  es  sich  vor  Allem  um  richtige  and  genügende 
Höhe  des  Arbeitslohns  und  bei  steigendem  Nationaleinkommen  nnd  Volks? ermOgen 
nm  ein  Mitsteigen  des  Boallohns  (in  naturalen  Gütern)  mindestens  im  Ver- 
b&ltnlss  der  Steigerung  des  Qesammteinkommens.  Bodbertus  definirt  demgemlss 
auch  die  ,,sociale  Frage**  einfach  so:  „Wie  ist  den  arbeitenden  Glassen  ein  mit  den 
steigenden  Nationalreichthum  mitsteigender  Lohn  zu  sichern**  (§.  279)  und  glaubt« 
wie  ich,  dass  die  Erfüllung  dieser  Forderung  „wahrscheinlich  nur  durch  Maassregeln 
erreicht  werden  kann,  die  vom  Staate  ausgehend  ihre  Hebel  nicht  an  den 
Einzelbetrieben  oder  auch  nur  an  den  verschiedenen  Arbeiterclassen  je  beson- 
ders, sondern  an  dem  nationalwirthschaftlichen  Zustande  im  Ganzen 
einsetzen**  (aus  den  Motiven  des  Antrags  von  Rodbertus,  B.  Meyer  und  Scbu* 
macher  betreffend  die  Anstellung  einer  Enquete  zur  Prüfung  der  wirthschafUichen 
Lage  der  IftndJichen  Arbeiterclassen  auf  dem  Congress  deutscher  Landwinbo  Februar 
1872«  Bericht  über  d.  Yerbandl.  d.  1.  Congr.,  Berl.  1872,  S.  93,  abgedruckt  auch  im 
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Yorberioht  zu  7.  d.  Goltz'  Bericlit  über  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter,  S.  YII,  wo 
hinter:  „nicht''  —  [an  den  Einzelbetrieben]  aber  ans  Versehen  ein  wenigstens  fQr 
die  Bodbertns'sche  Lehre  sinnstOrendes  „nnr'  eingeschoben).  Anf  diesem  Gebiete 
sind  die  im  Kapitel  5  des  3.  Bachs  erörterten  Aufgaben,  richtige  Kennzeichen  des 
Yolkswohlätands  aufzufinden,  besonders  wichtig. 

C.  —  §.  286.  Durchführung  der  aufgestellten  For- 
derungen und  Mittel  und  Wege  dafUr. 

Auch  diese  Frage  gehört  nach  der  früheren  Erörterung  über  die  Aufgaben  der 
Politischen  Oekonomie,  ebenso  wie  die  analoge  Frage  bezüglich  des  Bechts  auf 
Existenz,  (§.  272)  hierher.  Sie  f&Ut  in  das  Gebiet  der  dritten  practischen  Aufgabe 
(§.  64).  Doch  mnss  es  hier  in  der  Grundlegung  wieder  an  einigen  Andeutungen 
genügen.  Näheres  gehOrt  in  die  Practische  Nationalökonomie,  in  die  Finanzwissen- 
schaft und  eventuell  in  ein  umfassendes  eigenes  System  der  Socialpolitik.  —  In  der 
Torigen  Auflage  fehlten  die  folgenden  Ausführungen,  abgesehen  ?on  wenigen  Be* 
merkungen  (so  in  §.  99). 

l.Principielles.  Die  yertragsmässige  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens (und  danach  weiter  des  Volksvermögens)  vollzieht  sich 
auf  der  Grundlage  der  daflir  geltenden  (privatrechtlichen,  privat- 
wirthschaftlichen)  Bechtsordnnng  unter  dem  Einfluss  der  hier 
spielenden  Motive,  daher  nach  deren  individueller,  classenweiser, 
Zeitalter-  und  volksweiser  Differenzirung  und  Combination  (Buch  1, 
Kap.  1).  Daraus  folgt,  dass  eine  den  obigen  Zielpuncten  gemäss 
erstrebte  Veränderung  der  Vertheilung  schliesslich  vor  Allem  durch 
Veränderung  der  Motivation  auf  wirthschafllichem  Gebiete 
herheizuftthren  ist.  Diese  Motivation  wird  nun  aber  auch  durch 
äussere  Umstände  beeinflusst.  Um  sie  selbst  entsprechend  zu 
verändern,  müssen  daher  diese  Umstände  in  der  erforderlichen 
Weise  zu  gestalten,  bzw.  zu  verändern  gesucht  werden.  Zweierlei 
Reihen  von  Umständen  lassen  sich  dann  hier  unterscheiden,  erstens 
solche,  welche  die  nach  Aussen  zu,  auf  das  wirthschaftliche  Handeln 
einwirkenden  sittlichen  Anschauungen  bezüglich  des  Sein- 
soUens  auch  auf  wirthschaftlichem  Gebiete,  in  Hinsicht  der  Ver- 
theilung tlberhaupt  und  der  vertragsmSssigen  insbesondere,  weiter 
welche,  in  Anknüpfung  hieran,  die  Sitten  und  Gewohnheiten 
der  im  Verkehr  stehenden,  Verträge  schliessenden  Menschen  be- 
treffen, zweitens  solche,  welche  sich  auf  Rechtsordnung  und 
Organisation  beziehen. 

Beides  steht  hier  wieder  in  Wechselwirkung.  Namentlich  aber, 
wie  eine  bestimmte  volkswirtbschaftliche  Rechtsordnung  und  Organi- 
sation wirkt,  fungirt,  hängt  wesentlich  von  der  Art  und  Macht  der 
sittlichen  Anschauungen,  der  Sitten  und  Gewohnheiten  der  wirth- 
schaftenden  Menschen  ab.  Die  erste  und  ht^chste  Aufgabe  zu  dem 
Zwecke  einer  besseren  Richtung  und  Gestaltung  der  Vertheilung 
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nach  den  obigen  Zielpuncten  ist  daher  stets,  die  Veränderung, 
Verbesserang,  Hebung  der  sittlichen  Anschauungen, 
der  Sittlichkeit  in  allen  Kreisen  und  Classen  des  Volks,  die 
Verbreitung  dem  entsprechender  Sitten  und  Gewohnheiten, 
das  A uf kommen  und  mächtige  Einwirken  neuer  „gesellschaft- 
licher Glaubenssätze '^  (§.265)  hinsichtlich  eines  jenen  Ziel- 
puncten entsprechenden  nothwendigen  Sein-soUens. 

Wäre  durch  sparsame  Entwicklung  auf  ethisch  -  psychischem 
Gebiete  allein  hier  alles  Erforderliche  zu  erreichen,  so  wäre  das 
freilich  das  Beste.  Allein  mit  einer  solchen  Annahme  würde  der 
Standpunct  der  Betrachtung  menschlicher,  zumal  wirthsohaftlich^ 
Verhältnisse  doch  zu  hoch,  zu  ideal  genommen.  Alle  Erfahrung, 
alle  innere  Prttfung  des  eigenen  Ich  spricht  dafttr,  dass  indirect 
(mittelst  davon  ausgehender  Süsserer  Einwirkung  auf  Motive,  sitt- 
liche Anschauungen,  Sitten)  und  direct  (und  zwar  um  so  mehr,  je 
weniger  diese  indirecte  Einwirkung  erfolgreich  ist)  durch  ange- 
messene Gestaltung  der  Organisation  und  Rechtsordnung  der  Volks- 
wirthschaft  die  Annäherung  an  jene  Zielpuncte  und  die  EriUllang 
jener  Forderungen  zu  erreichen  gesucht  werden  muss. 

Indirect  müssen  dadurch  Yersochnngen  Tennindert,  die  Entstehung  und  Wiik- 
flamkeit  richtiger  sittlicher  Grundsätze  begünstigt,  das  Hervortreten  der  besseren  Mo- 
tife  und  Motivecombinationen,  das  Zurücktreten  der  bedenklicheren  gefordert  werden. 
Direct  muss  die  Bechtsordnang  und  Organisation  so  gestaltet  werden,  dass  auch  die 
«inor  besseren  Yertheilnng  gegensätzlichen  Motive  wenigstens  mehr  oder  weniger 
überwunden,  die  in  der  gewünschten  Richtung  wirkenden,  aber  zu  schwachen  gest&ilt 
werden  und  so  aus  der  Rechtsordnung  nnd  Organisation  eine  Yertheilnng  hervorgeht, 
welche  der  erstrebten  möglichst  gleicht. 

Für  alle  einzelnen  Fragen  und  Puncto  der  Motivation  und  die  Beeinfussong 
derselben  durch  die  Rechtsordnung  genügt  es,  auf  die  Erörterungen  hierüber  im 
].  Kapitel  des  1.  Buchs  zu  verweisen.  Ueber  die  Bedeutung  des  Moments  der  Sitt- 
lichkeit und  Sitte  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  s.  besonders  Schmoller,  ober 
Grundfragen  des  Rechts  u.  s.  w.  Abschn.  III,  wo  u.  A.  S.  36  gewiss  sehr  richtig  betont 
wird,  dass  selbst  bei  der  Preisbildung  auf  dem  Markte  die  Quantitäten  des  Angebot! 
niemals  direct,  sondern  nur  durch  das  Medium  gewisser  psychologischer  Procease 
and  gewisser  Sitten  auf  die  Käufer  wirken.  Ich  habe,  so  sehr  ich  SchmoUer  in  diesen 
Ausführungen  principiell  beistimme,  eben  nur  das  Bedenken,  ob  der  Standpunct  hier 
nicht  doch  etwas  zu  hoch,  zu  ideal  gewählt  ist  Eben  deshalb  lege  ich  doch 
noch  mehr  Gewicht  auf  die  Durchführung  des  Princips  der  „vertheilenden  Gerechtig- 
keit'' (eb.  Abschn.  lY)  und  dabei  dann  auch  auf  einschneidende  Reformen  des  Rechts. 
des  Eigenthumsrechts,  des  Erbrechts,  des  Steuerrechts  durch  die  Gesetzgebung,  sowie 
überhaupt  auf  die  Ausbildung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  neben  und 
z.  Th.  statt  des  privatwirthschaftlichen,  caritativen  und  frei-gemeinwirthschnfüichen. 
Ycrgl.  unten  Buch  5  u.  6  u.  Abth.  2  der  Grundlegung.  „La^ct  uns  besser  werden« 
gleich  wird  es  besser  sein*',  heisst  es  freilich  sicher  grade  hier  wieder.  Aller  inaserer 
und  innerer  psychologischer  Erfahrung  nach  reicht  hier  für  „Menschen''  freilich  anch 
nicht  eine  kahle  Yemunft- Ethik  aus,  mindestens  nicht  für  die  grosse  Mehrzahl  der 
Menschen.  Nur  eine  vom  religiösen  Bewnsstsein  und  religiösen  Glauben  ge- 
traicene  Ethik  erweist  sich  hier  noch  einigermaassen  erfolgreich  (§.46,  S.  1:10).  Das 
wird  von  der  deutschen  „ethischen"  Nationalökonomie  viel  zu  wonig  beachtet,  auch 
von  der  ,4iistorischen'*  nicht,  der  grade  diese  Seite  der  Frage  sonst  nahe  liegen  sollte. 
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Ifiir  Wilhelm  Boscher  macht  in  dieser  Hinsicht  ans  seinen  anf  christlichem  Boden 
stehenden  Anschauungen  niemals  ein  Hehl. 

§.  287.  —  2.  AendemDgen  der  Recbtsordoung  and 
OrgaDisation  der  Volkswirtiischaft  Dreierlei  versebiedene 
«olcfae  Aendernngen  kommen  hier  nnn  in  Betracht,  bei  jeder  dann 
mancherlei  Einzelnes,  wovon  hier  nur  Einiges  genannt,  nicht  näher 
behandelt  werden  soll.  Die  zweite  und  die  dritte  Art  der  Aendernngen 
«tehen  unter  einander  in  näherer  Beziehung,  theils  im  Wechsel- 
wirkuDgsverhältniss,  theils  die  zweite  Art  als  die  Voraussetzung 
4er  dritten. 

Erstens  handelt  es  sich  um  Aendernngen  innerhalb  der 
sogenannten  (im  folgenden  Buche  näher  behandelten),  imUebrigen 
Tcrbleibenden  privatwirthscbaftlichen  Organisation  and  ihrer 
im  Uebrigen  gleichfalls  verbleibenden  Rechtsordnang 
ftir  Freiheit,  Privateigenthum ,  Verträge  in  der  Richtung,  dass  die 
Aenderung  unmittelbar  zu  einer  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
mehr  nach  den  aufgestellten  Zielpuncten  und  Forderungen  führt 
oder  mittelbar  die  Erfüllung  der  letzteren  begünstigt,  erleichtert. 
Sodann  kommen  Maassregeln  der  Finanz-  und  Steuerpolitik 
und  eine  bestimmte  Wahl  von  Verwendungszwecken  und  von  Arten 
der  Aufbringung  öffentlicher  Mittel  dafür  in  Betracht,  wodurch  in 
der  Richtung  jener  Zielpnncte  gearbeitet  wird.  Und  endlich  können 
principielle  Aendernngen  der  Organisation  und  Rechts- 
ordnung der  Volkswirtbschaft  ebenfalls  zu  diesem  Zweck  erfolgen, 
indem  die  privatwirthscbaftliche  Organisation  und  ihre  Rechts- 
ordnung bezüglich  der  sachlichen  Produclionsmittel,  des  Privateigen- 
tbums  daran,  der  socialistischen  Forderung  gemäss,  durch  die  ge- 
mein-, insbesondere  die  zwangsgemein wirthschaftliche  und  deren 
Rechtsordnung  für  das  Eigentham,  durch  das  „  gesellschaftliche '', 
„öffentliche'^  oder  Gemeineigenthnm  an  Grundstücken  and  Kapital, 
ersetzt  wird;  aber  im  Unterschied  vom  Socialismus,  nicht  all- 
gemein und  völlig,  sondern  nur  theilweise  und  beschränkt, 
nach  dem  System  des  „Staatssocialismus'^  (§.  18).  Daher 
•wird  durch  diese  Ersetzung  doch  immer  nur  eine  Ergänzung 
der  privatwirthscbaftlichen  Organisation  und  deren  Rechtsordnung 
-herbeigeführt,  bleibt  die  althistorische  Gombination  von  Privat- 
4ind  Gemeinwirthschaft,  Privat-  und  Gtemeineigenthum  bestehen, 
nur  erfolgt  sie  eben  mehr  so,  dass  die  erstere  mehr  zurück-,  die 
letztere  mehr  vorgeschoben  wird  (§.  302). 

a)  Die  Aendernngen  der  ersten  Art  lassen  sich  als  social- 
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politische  Regelungen  nnd  Beschränkangen  im  priTat- 
wirtbscbaf tlichen  (^^freien'')  Verkehr  and  seiner  Rechts- 
ordnung bezeichnen.  Sie  gehen  darauf  aus,  die  Ausbeu- 
tung der  social  und  ökonomisch  schwächeren  durch  die  stärkeres 
Elemente  im  Verkehr  zu  erschweren,  eventuell  zu  verhindern;  femer 
die  schwächeren  Elemente  selbst  für  den  Concurrenzkampf  stärker 
zu  machen ;  desgleichen  der  Ausbeutung  der  Gonjuncturen  und  der 
dabei  sowie  in  der  Speculation  überhaupt  vorkommenden  Erlangung 
leichter  und  grosser  Gewinne  ohne  entsprechende  Arbeit ,  daher 
der  Bildnng  der  grossen  Einkommen  und  Vermögen  mehr  Schranken 
zu  ziehen.  Alles  das  setzt  Regelungen,  auch  Beschränkungen 
auf  dem  Gebiete  des  Privateigenthums,  der  Verträge,  auch  der  ge- 
sammten  wirthschaftlichen  Freiheit  voraus,  ohne  dass  damit  aber 
die  leitenden  Grundprincipien  der  Rechtsordnung  und  Organisation 
ganz  aufgegeben  werden. 


Daher  handelt  es  sich  für  die  unteren  arbeitenden  Glassen  hier  mn  das 
und  wichtige  Gebiet  des  sog.  Arbeiterschutzes  (Fabrikgesetzgebung  u.  s.  w,); 
femer  allgemein  um  Begelungen,  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit 
wenigstens  bei  solchen  Verträgen,  wo  Ausbeutungen  der  Schwächeren  besooders  locht 
Torkommen,  wie  beim  Darlehens-  und  Zins-,  Mieth-,  auch  unter  Umständen  bdm 
Pachtfertrag,  wozu  je  nachdem  weitere  Fälle  treten  können,  und  zwar  immer  in  der 
Richtung,  den  Inhalt  der  Verträge  mehr  zu  Gunsten  der  schwächeren  Elemente  zu 
gestalten,  in  der  Einsicht  und  nach  der  Erfahrung,  dass  die  schwächeren  Elemente 
dazu  nicht  mächtig,  nicht  intelligent  und  erfahren,  nicht  willensstark  genug  sind,  das 
sonst  zu  erreichen.  Maassregeln,  Beformen  im  agrarischen,  gewerbUchen  Handels- 
recht u.  s.  w.  können  auch  hier  mit  in  Betracht  kommen. 

Die  Stärkung  der  Schwächeren  für  den  Concurrenzkampf  erfolgt  bezOglich  der 
Arbeiter  durch  die  Organisationen  der  yoreinzelten  zu  Verbänden,  rar  eines 
einzelnen  Zweck  (z.  B.  einen  speciellen  Fall  des  Lohnkampfes),  fUr  dauernde  Zwecke 
zur  Verbesserung  der  Lage,  Tomemlich  zur  Lohnerhöhung  oder  zur  Yerhatnng  ?es 
Lohnherabsetzungen,  zur  Regelung  der  Arbeitszeit^  der  Arl^ts-,  Lohnzahlungsart,  der 
gesammten  Bedingungen  und  Verhältnisse  des  Arbeitsrertrags.  Daher,  wenn  die 
Rechtsordnung  das  bisher  yerbot,  oder  nicht  genügend  gewährte,  die  Sicherung  dei 
Goaliti  onsrechts,  der  Gewerkyereinsbildung  u.  Aehnliches  m.  Yo^aAdt 
sind  Organisationen  yon  vereinzelten,  schwachen  Gliedern  fttr  andere  wirthsc^uklUiche 
Zwecke,  bei  deren  Erreichung  es  auf  Stärkung  der  Interessenten  ankommt,  z.  B. 
Gonsum? ereine  u.  dgl. 

Die  Stärkung  schwacher  Berufsstände,  die  Erhaltung  der  kleinen  und 
mittleren  Unternehmungen  und  Unternehmer,  die  Verhütung  oder  doch  Erschwerung 
ihrer  Aufsaugung  durch  die  stärkeren  Elemente,  durch  Grossbetrieb,  Grceskspttal, 
Grossgrundbesitz,  dient  ähnlichen  Zwecken.  Sie  hat,  ebenso  wie  die  Beschr&nkuig 
der  zu  grossen  und  zu  leichten  Gewinne  u.  s.  w.,  wieder  durch  entsprechende  Ge- 
staltung des  agrarischen,  gewerblichen,  Handels-,  Credit-,  Actien-,  Bank-,  Börsen- 
rechts  u.  s.  w.  zu  geschehen. 

Alles  in  Allem:  es  ist  der  neuerdings  sogenannte  ,,8oeial- 
politiscbe'^  Gesichtspunct,  welcher  bei  der  Ordnung  des  privat- 
wirthschaftlicben  Verkehrssystems  und  seines  Rechts,  des  Privat- 
wie  Verwaltungsrechts  y  hier  überall  zur  Geltung  kommen  soD. 
Dieser  socialpolitische  Gesichtspunot  bedeutet  im  Wesentlichen  nichts 
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ADdereSy  als  unter  ErhaltUDg  der  GrandprineipieD  der  bestehenden 
Rechtsordnung  fUr  Freiheit  und  Eigenthnm  doch  diese  Principien 
nicht  als  absolute  zn  behandeln,  sondern  dnrch  einschränkende 
Rechtsnormen  missliebige  Conseqnenzen  derselben,  wie  sie 
gerade  im  Vertheilnngsprocess  hervortreten  und  von  da  ans  weiter 
wirken  können,  zu  yerhttten. 

Ob  das  genügt,  ist  hier  jetzt  nicht  zu  entscheiden.  Wie  es  im  Einzelnen  aas- 
gefOhrt  werden  soll,  wie  die  eben  erwähnten  Maassregeln  und  weitere,  hier  uner- 
wähnt gebliebene  —  da  es  sich  hier  fUr  nns  nar  um  die  Haaptfälle  als  Beispiele 
handelt  —  zu  dem  Zweck  einzurichten  sind,  gehört  auch  nicht  hierher,  sondern  nach 
der  principiellen  Seite  in  andere  Theile  der  Grundlegung,  so  besonders  in  die  zweite 
Abtheilang  derselben,  vomemlich  aber  and  namentlich  nach  den  Einzelheiten  in  die 
terschiedenen  Theile  der  Practischen  Nationalökonomie. 

§.  288.  —  b)  Die  hierhergehörigen  Maassregeln  der  „socialen'^ 
Finanz-  und  Steuerpolitik  bestehen  einmal  darin,  öffentliche 
Mittel  des  Staats  und  sonstiger  öffentlicher  Körper  („Zwangsgemein- 
wirthschaften'',  s.  Buch  5,  §.340  ff)  für  solche  Zwecke  zu  verwenden, 
welche  in  der  angedeuteten  Richtung  liegen.  Alsdann  kommen  sie 
direct  und  indirect  yornemlich  den  unteren  Classen  zu  Gute, 
und  erlangen  hier,  als  „Vortheile**,  „Genösse",  „ Bedtirfnissbefrie- 
digungen'',  bzw.  Möglichkeiten  dazu  den  Character  von  „  Zu- 
wendungen'',  zur  Ergänzung  des  sonstigen  Einkommens  für  die 
betreffenden  Classen  und  Personen.  Sodann  bestehen  jene  Maass- 
regeln in  der  eigenthümlichen  Methode  der  Beschaffung  der 
hieritir  und  weiter  auch  der  für  die  gesammten  öffentlichen  Ver- 
wendungen dienenden  öffentlichen  Mittel,  nemlich  erstens  in  der 
Uebert ragung  vonEigenthumsobjecten  und  wirth schaft- 
lichen Unternehmungen,  welche  als  Rentenquellen,  als 
Grundlage  von  üntemehmer-,Gewerbs-,  Conjuncturengewinnen  dienen, 
an  den  Staat  u.  s.  w.,  sowie  zweitens  in  der  Einrichtung  der 
Besteuerung  in  der  Art,  dass  die  besitzenden  und  die  Classen 
höheren  Einkommens  einer  Mehrbelastung,  insbesondere  für  die 
allgemeinen  öffentlichen  Zwecke,  eventuell  aber  auch  für  diejenigen, 
welche  in  der  angedeuteten  Weise  den  unteren  Classen  in  höherem 
oder  alleinigem  Maasse  zu  Gute  kommen,  unterliegen,  und  weiter 
in  der  Art,  dass  die  nicht  besitzenden  und  die  Classen  niedrigeren 
Einkommens  in  einer  auf  Consumregelnng  und  Sparzwang  hinaus- 
kommenden Richtang  besteuert  werden. 

Yerwendnngen  von  öffentlichen  Mitteln  zn  den  angedenteten  Zwecken  sind  z.  B. 
diejenigen  ftlr  die  (schnlgeldfreie,  unentgeltliche  oder  wenigstens  durch  die  Schul- 
gelder die  Kosten  nicht  deckende)  Volksschnle,  auch  für  mittlere  und  höhere 
Schulen  unter  diesen  finanziellen  Yoranssetznngen ,  wenn  darin  die  Angehörigen  der 
mnteren  Classen  Aufnahme  finden;    ferner  die  Yerwendnngen   für  Sanit&ts-   und 
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Medicioalangelegenheiteii  unter  den  gleichen  Bedingungen;  deagL  die  YenroD* 
düngen  für  ArbeiterTcisicherungswesen  und  manche  &hnliche  F&lle.  Die  Be- 
schaffung von  Mitteln  in  der  angegebenen  Weise  erfolgt  durch  „VerBtaatlichungen**» 
„Yercommunalisirungen''  von  Yerkehrsanstalten  (Eisenbahnen !),  Banken,  Yersicherongs- 
anstalten,  gewissen  Fabriken  (Beleuchtung-,  Gas-)  (s.  Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  65)  u.  s.  w^ 
weiter  im  altbistorischen  staatlichen  und  communalen  Domänen-,  Forst-,  Bergwesen; 
sodann  durch  Begalisirungen  und  Monopolisirungen  (wo  der  Beinertrag,  z.  B.  einea 
Tabakmonopols  doppelter  Art  zu  sein  pflegt:  Gewerbsgewinn,  den  sonst  Phrate 
gemacht,  und  etwaiges  Plus  durch  Ausschluss  der  Conen rrenz  mittelst  Erspamng  an 
Productionskosten  und  mittelst  höherer  Preise,  worin  die  Besteuerung  in  dieser  Form 
liegt).  Die  Besteuerung  zur  Mehrbelastung  der  höheren  Classen  und  des  Besitzes  er^ 
folgt  durch  directe  Steuern  mit  degressivem  und  namentlich  progressivem  Steaerfoss, 
wie  besonders  bei  Einkommen-,  YermOgenssteuem,  durch  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  oder  Besitzeinkommens  in  irgend  einer  Form  (Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  183  C) 
durch  reelle  Yermögenssteuern  (eb.  §.  131  ff.)«  durch  Erbschaftssteuern.  Die  Be- 
steuerung der  unteren  Classen  zu  Zwecken  der  Consumregelung  und  des  Sparzwangs 
geschieht  vornemlich  durch  gewisse  indirecte  Yerbrauchssteuem ,  deren  Ertriige  in 
der  angedeuteten  Weise  verwendet  werden;  aber  auch  directe  BesteueruBg  (Classen-, 
Einkommen-,  Familien-,  Kopfsteuern)  kann  unter  Dmst&nden  hierfUr  mit  dienen 
(Fin.wiss.  II,  2.  A.  §.  250  ff.). 

Eine  Einricbtuog  des  Finanz-  und  Steuerwesens  in  dieser 
Weise,  mit  diesen  Zwecken  und  Mitteln,  kann  wiederum  passend 
mit  dem  Namen  einer  ,,socialen''  (socialpolitischen)  Finanz- 
und  Steuerpolitik  bezeichnet  werden.  Dieselbe  bildet  dann  ein 
Glied  eines  allgemeinen  Systems  der  Socialpolitik  oder  der  socialen 
Wirthschaftspolitik  und  möchte  als  ein  besonders  geeignetes  Mittel, 
die  Zielpuncte  der  letzteren  auf  dem  Gebiete  der  Vertheilungsfrage 
zu  erreichen,  angesehen  werden  dttrfen. 

Dies  habe  ich  an  anderen  Orten  nach  allen  beztlglichen  Seiten  näher  darzulegen 
und  zu  begründen  gesacht.  S.  bes.  Fin.wiss.  B.  I,  8.  A.  §.  27  und  die  dortigen  Ans- 
ftlhmngen  über  den  Pri?aterwerb  im  ganzen  Bande,  sowie  ebenso  wesenüicb  den 
ganzen  B.  II,  2.  A.,  daraus  bes.  über  die  Steuerprincipien,  namentlich  die  Principien 
der  Gerechtigkeit  (2.  A.  S.  372—461).  Ferner  meine  Aufsätze  über  Finanzwissen- 
schaft und  Staatssocialismus  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staats wiss.  1887  und  ttber  sociale 
Finanz-  und  Steuerpolitik  in  Braun 's  Archi?  f.  soc.  Gesetzgebung,  1891.  In  allen 
diesen  Arbeiten  ist  es  das  besondere  Bestreben,  grade  die  Benutzung  des  Finanz-  und 
Steuerwesens  für  die  Aufgaben  der  Socialpolitik  zu  begründen.  Ueber  die  Benutzong 
der  indirecten  Yerbraucbsbesteuerung  als  Mittels  zur  Consumregelung  und  zum  Spar- 
zwang  s.  auch  oben  S.  702. 

§.  289.  —  c)  Endlich  principielle  Aenderungen  der 
Organisation  und  Rechtsordnung  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft  mehr  in  der  Richtung  der  Hinüberführung  in  die  gemein- 
wirthschaftliche  Organisationsform  und  in  eine  dementsprecbende 
Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productionsmittel,  daher  folge- 
weise für  die  Ordnung  der  Production  und  Vertheilung.  Wie  be* 
merkt,  steht  diese  dritte  Reihe  von  Mitteln  und  Wegen  mit  der 
eben  besprochenen  zweiten  in  näherer  Beziehung.  Uebertragongen 
wirtbschaftlicher  Unternehmungen  j  Productionsbetriebe  an  den 
Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper  durch  Verstaatlichungen, 
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VercommanalisiniDgen,   RegatisiruDgen,   Monopolisirongen   a.   dgl. 
sind  ancb  hier  die  in  Betracht  kommenden  Maassregeln.   Aber  diese 
alsdann  nicht  sowohl  oder  wenigstens  nicht  nur  ans  den  erwähnten 
finanzpolitischen  Gründen,  noch  ans  bloss  solchen  Gründen,  welche 
in  den  sachlichen  Bedttrl'nissen  im  einzelnen  Falle  liegen,  z.  B.  bei 
der  Eisenbahnverstaatlichong  in  dem  Bedttrfniss  des  Verkehrswesens, 
welches,  der  Annahme  nach,  auf  diese  Weise  am  Besten  befriedigt 
wird  •—  der  bisher  wesentlich  fttr  diese  Maassregel  bei  den  Eisen- 
bahnen maassgebende  Gesicbtspnnct  — ;  sondern  in  der  That  aus 
principiellen,  die  Organisation  nnd  Rechtsordnung  der  Volks- 
wirthschaft  betreffenden  Gründen :  nemlich  nm  die  Prodnction  anders 
als  priyatwirthschaftlich  zu  ordnen,  eben  „gemeinwirthschaftlich^^ 
(Bnch  5,  §.300  ff,  340  ff)  nnd  sie  dadurch  regelmässiger,  planmässiger, 
unabhäogig  von  der  im  privatwirthscbaftlichen  Productionssystem  ob- 
waltenden Motivation  zu  gestalten,  sowie  ebensp  die  Vertheilung 
principiell  anders  zu  regeln,  nicht  nach  den  mechanischen  Gesetzen 
des  freien  Marktverkehrs  wie  im  gewöhnlichen  Lohnwesen,  sondern 
nach    jenen    Billigkeits-    und    Zweckmässigkeits  -  Gesichtspuncten 
autoritativer  Regelung    (§.    264),    wo    die    Einkommengestal- 
tnng  für   die  Einzelnen   nach  Bedürfniss,   Leistung   und   anderen 
für    passend    gehaltenen    Momenten,    bzw.    nach    einer    Com- 
bination  derartiger  Rücksichten  erfolgt,  daher  nach  Analogie  der 
Verhältnisse  im  öffentlichen  Dienst  (Besoldungswesen).    Hier  wird 
mithin  in  der  That,   unbeschadet  der  Fragen  der  Ausführung  im 
Einzelnen,  das  gethan,   was  der  Socialismus  will:   Uebertragung 
der  sachlichen  Productionsmittel  an  die  Gemeinschaft,  wie  dieselbe 
durch  Staat,  Gemeinde  und  ähnliche  Körper  für  den  grössten  und 
die  kleineren  ELreise  der  Bevölkerung  im  Volkswirthschaftsgebiete 
vertreten  wird,  Ausführung  der  Production  in  „öffentlichen''  Be- 
trieben, Vertheilung  des  Productionsertrags  nach  den  zur  Richt- 
schnur   genommenen,    von   der   Rechtsordnung  anerkannten,  au- 
toritativ durchgeführten  Gesichtspuncten. 

Hierdurch  nähert  sich  allerdings  die  gesammte  volkswirth- 
schaftlicbe  Organisation  mehr  der  socialistischen,  gemeinwirtbschaft- 
liehen.  Aber  sie  fällt  damit  nicht  zusammen,  weil  nur  auf  einzelnen, 
besonders  hierfür  geeigneten  und  danach  ausgewählten  Gebieten 
so  vorgegangen  werden  soll  und,  im  Unterschied  zur  Annahme 
des  Socialismus,  so  vorgegangen  werden  kann.  Man  beschränkt 
sich  auf  eine  „staatssocialistische'' Regelung  der  Production 
und  Vertheilung. 
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Die  weitere  Begrttndung  fdr  diese  Ann&liening  an  die  socialistische  OrgtnHatiiw 
nnd  zagleich  far  diese  Beschränkung  liegt  in  den  Ansführnngen  dieses  ganzen  Werks, 
besonders  des  1.  Kapitels  des  1.  Bachs  (virthschaftliche  Nator  des  Bfenscben),  dieses 
ganzen  fierten  and  des  folgenden  fanften  nnd  sechsten  Buchs,  sowie  der  AbtheiL  H 
der  Grundlegung.  Auch  im  n&chsten  (3.)  Abschnitt  dieses  Kapitels  findet  sich  einiges 
Weitere  zur  Begründung  dieses  unseres  Standpuncts,  der  auch  in  der  Einleitung 
(§.  18)  angedeutet  wurde.  Aber  auch  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der  Prac- 
tischen  Nationalökonomie  werden  vielfiEtch  diese  Fragen  berührt. 

IV.  —  §.  290.  Scblussbemerkungen  ttber  die  Regelang 
derVertheilüng.  Die  AusftthrnDgen  dieses  Kapitels  und  specieU 
dieses  zweiten  Abschnitts  desselben  (§.  269  ff.)  laufen  alle  anf  die 
Erfüllung  einer  Fordernug  meines  grossen  nnd  verehrten  social- 
ökonomiscben  Lehrers  Eodbertus  hinaus:  der  wirthschaftlicbe 
Verkehr  darf  sich  nicht  selbst  überlassen  werden,  die  Volks- 
wirthschaft  rouss  mehr  Staatswirthschaft  werden.  Letzteres 
hier  auch  gerade  für  eine  befriedigendere  Lösung  des  Vertheilungs- 
problems,  dessen  Lösung  im  freien,  sich  selbst  überlassenen  Ver- 
kehr so  wenig  befriedigend  auslUllt.  Auch  hier  wird  aber  absicht- 
lich wieder  eine  Mittelstellung  zwischen  den  Extremen  des 
reinen  ökonomischen  Individualismus  und  Concurrenzsystems  nnd 
des  reinen  Socialismus  und  autoritären  Systems  in  Bezug  auf  die 
Lösung  des  Vertheilungsproblems  eingeuommen:  ein  eklektisches 
Verfahren  (§.  53,  S.  137),  wie  es  m.  E.  die  Complicirtheit  des 
menschlichen  Motivationssystems  und  der  volkswirthschaftlichen 
Vorgänge  nnvermeidlich  macht  und  wie  es  aller  geschichtlichen 
Erfahrung  eotspricht.  Die  Aufgabe  der  Theorie,  der  social- 
ökonomischen  Grundlegung  ist  es,  die  Nothwendigkeit  und  Richtig- 
keit einer  solchen  Mittelstellung  und  eines  solchen  eklektischen 
Verfahrens  zu  zeigen  und  zu  begründen.  Die  Aufgabe  der  ratio 
nellen  Praxis  ist  es,  anknüpfend  an  die  gegebene  und  nur  so' 
wenig  und  so  langsam  veränderliche  menschliche  Durchschnitts' 
natur  und  an  die  gesammte  wirthschaftsgeschichtliche  Entwicklung, 
den  von  der  Theorie  aufgestellten  Zielpuncten  gemäss,  hier  den- 
jenigen für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  die  Volkswirtfa- 
Schaft  weiter  und  soweit  als  danach  nöthig  und  —  möglich  ist, 
umzubilden,  daher  in  der  Richtung  dieser  Ziele  zu  operiren  und 
sich  so  ihnen  zu  nähern  zu  suchen. 

Die  hier  vertretene  Auffassung  beruht  auf  der  Anerkennung 
der  auch  durch  alle  höhere  geschichtliche  Entwicklung  erwiesenen 
Nothwendigkeit  der  socialen  Glassenschicbtung  im  Glesammt- 
interesse  der  Volksgemeinschaft,  als  einer  Culturgemeinschaft  selbst, 
daher  auch  auf  der  Nothwendigkeit  der  wirthschaftlichen  Haupt- 
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grundlage  dieser  ClasseDsebiebtuDg,  der  angleichen  Vertheilnng 
von  Volkseinkommen  und  Vermögen  (§.  284).  Ob  dafür  dorcbans 
das  Reebtsprincip  des  PriTateigenthnms  an  Grnndstttcken  und 
Kapital  geboten  ist,  soll  bier  noch  nicht  untersucht  und  entschieden 
werden,  wird  aber  später,  allerdings  mit  Beschränkungen,  bejaht 
werden  und  ward  oben  schon  als  zu  bejahen  angenommen. 

Mit  jener  Auffassung  wird  auch  eine  ökonomische  Aristo- 
kratie als  berechtigt,  ja  nothwendig  anerkannt,  selbst  heute  noch, 
bei  hochentwickelter  Technik  der  Production  und  der  davon  be- 
dingten Möglichkeit  eines  hoben  Volkseinkommens.  Aber  freilich 
muss  diese  Aristokratie  den  socialen,  den  Cultur-,  den  politischen 
Interessen  dienen,  nicht  nur  dem  Privatinteresse  ihrer  Mitglieder. 
Es  kommt  daher  bei  ihr  auf  die  Art  des  Einkommens-  und  Ver- 
mögenserwerbs und  auf  die  Art  und  Verwendung  der  ihr 
zu  Gebote  stehenden  materiellen  Mittel  an.  Die  ökonomische 
Aristokratie  wird  nur  zu  einer  dem  Gesammtinteresse  dienenden 
Cultur -Aristokratie,  wenn  sie  in  Bezug  auf  Art  von  Erwerb  und 
Verwendung  Kritik  verträgt  und  der  wahren  Culturentwicklung  des 
Volks  dient  (§.  284).  Die  Unbegrenztheit  des  Erwerbs,  der  Ein- 
kommens- und  Vermögensconcentration  in  einer  Hand  ist  freilich 
wiederum  noch  keine  nothwendige  Consequenz  der  Anerkennung 
des  Princips  der  socialen  Glassenschichtung  und  der  ökonomischen 
wie  Gulturaristokratie. 

Aus  allem  hier  in  diesem  Kapitel  Entwickelten  folgt  das  Be- 
dürfhiss  nach  einer  solchen  Organisation  und  Rechtsordnung  der 
Volkswirthschaft,  welche  die  Annäherung  an  die  hier  aufgestellten 
Zielpuncte  und  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Lösung  des  Ver- 
theilungsproblems  möglichst  sichern. 

Im  folgenden  vierten  und  fUnflen  Bache  dieser  eisten  und  in  der  zweiten  Ab- 
theilong  der  Gnindlegang  werden  mit  nach  diesem  Gesichtsponcte  die  Fragen  der 
Organisation  und  Bechtsordnang  behandelt  werden. 

Zuvor  soll  aber  im  letzten  Abschnitt  dieses  Kapitels  noch  ein  Blick  auf  andere 
Standpuncte  der  Betrachtung  des  Yertheilungsproblems  geworfen  werden. 

3.  Abschnitt. 

Andere  Standpuncte  der  Betrachtung  des  Yertheilungs- 
problems, besonders  Im  Communlsmus  und  Sociallsmus. 

Vgl  1.  Aufl.  dieses  Werks,  §.  109,  2.  Aufl.,  S.  168  ffl  Es  handelt  sich 
hier  jetzt  nicht  um  eine  litterarhistorische  Darstellung  und  Kritik  der  Auffassungen 
des  Ausdrucks  und  Begriffs  Communismus  und  Socialismus  bei  den  einzelnen  Autoren 
und  Schulen  dieser  Richtungen,  was  in  die  Litteraturgeschichte  der  Politischen  Oeko- 
nomie  gohOrt  Vielmehr  soll  hier  nur  eine  kurze  Darlegung  dessen  erfolgen,  was 
▲.  Wagner,  Chnindleinmg.  8.  Auflage.  1.  ThdL  Gnmdlagen.  48 
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rationeller  Weise  unter  Commnnismns  und  Socialismns  zn  verstehen  sei,  venn  man 
mit  diesen  Begriffen  wisseDscliaftlich  operiren  will.  Erst  dadurch  wird  es  möglich, 
za  zeigen,  worin  der  hier  im  Vorausgehenden  nnd  in  diesem  ganzen  Werke  rertretene 
Standpnnct  sich  von  demjenigen  eines  solchen,  auf  sein  Wesen  zarttckgefahrten  Com- 
mnnismas  and  Socialismns  unterscheidet  nnd  worin  er  damit  übereinstimmt  Beides 
ist  Missverständnissen,  Yomrtbeilen  nnd  Entstellungen  gegenüber,  welche  auch  meiner 
Behandlung  des  Yertheilungsproblems  nicht  gefehlt  haben,  geboten. 

I.  —  §.  291  [108,  109].  Abweichende  Standpuncte. 
Das  Yolkswirthschaftliche  Problem  guter,  richtiger  nnd  gerechter 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  ist  früher  über  dem 
Problem  grösstmöglicher  Prodnction  der  Gflter  auch  in 
der  Theorie  nicht  genügend  zur  Geltong  gekommen.  Es  wird  jetzt 
in  der  Wissenschaft  immer  allgemeiner  zugestanden,  dass  das  ein 
Fehler  gewesen  ist,  und  demgemäss  die  entscheidende  Bedeutung 
des  Yertheilungsproblems  anerkannt 

Besonders  hat  der  ökonomische  IndiTidualismus  der  neueren  Wissen- 
schaft seit  Ad.  Smith  das  Yertheilnngsproblem  vernacblSssigt  und  viel  zu  sehr  eine 
««richtige  Vertheilnng*'  ohne  Weiteres  als  nothwendiges  Ergebniss  des  ««sich  selbst 
tiberlassencn  Verkehrs''  betrachtet  oder  auch  einfach  die  petitio  principii  begangen, 
grade  die  sich  hier  vollziehende  Vertheilnng  und  nur  diese  als  die  ,«an  sich  richtige'* 
und  sogar  als  die  „an  sich  gerechte"  anzusehen.  Das  Vertbeilungspioblem  darf  vohl 
gegenwärtig  fast  noch  als  das  wichtigere  dieser  beiden  Hauptprobleme  der  Volk»- 
wirthschaft  bezeichnet  werden.  Der  ökonomische  Socialismus  hat  das  Ver- 
dienst« es  in  den  Vordergrund  geschoben  zu  haben.  Aber  er  hat  dabei  den  innigen 
Zusammenhang  zwischen  beiden  Problemen  zu  sehr  hintangesetzt.  Dieser  ist  im 
Vorausgehenden  demgemäss  überall  hervorgehoben  worden.  Damit  ist  zugleich  die 
Grundlage  für  die  volkswirthschaftliche.  Beurtheilnng  des  Bechtsinstituts  des 
Privateigenthums,  besonders  des  privaten  Kapital-  und  Grundeigen- 
thums,  gewonnen  worden  (Abth.  2). 

Aber  hinsichtlich  der  Behandlung  des  Yertheilungsproblems 
gehen  die  Standpuncte  auch  jetzt  noch  auseinander.  Der  hier 
eingenommene  Standpunct,  welcher  zur  Aufstellung  eines  Ziels 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  überhaupt  und  der  Lösung 
des  Yertheilungsproblems  insbesondere  ftlhrt,  steht  im  Wider- 
fiprnch  mit  anderen  Standpuncten,  namentlich  mit  dem  frttber  er- 
wähnten jener  Richtung  in  einem  Theil  der  deutschen  historischen 
Schule  der  Nationalökonomie,  welche  die  Aufstellung  eines 
Ziels  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  Überhaupt  verwirft; 
femer  mit  dem  Standpuncte  des  sogenannten  Communismus  und 
des  extremen  Socialismus;  endlich  mit  demjenigen  des  ex- 
tremen ökonomischen  Individualismus. 

IL  —  §.  292  [109].  Abweisung  eines  Richtungsziels 
in  der  historisch-nationalökonomischen  Schule.  Die 
Berechtigung,  ein  solches  Ziel  aufzustellen,  ist  principiell  mit 
dem  Einwand,  dass  damit  bedenkliche  Ideologie  betrieben,  nach 
falscher   „idealistischer    Methode"    verfahren    werde,    be- 
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Stritten  worden.  Sie  wurde  schon  oben  im  ersten  Boche  bei  der 
Erörterung  über  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oeko- 
nomie  als  nothwendig  nnd  richtig  nachzuweisen  gesucht. 

Darauf  genügt  es  jetzt,  hier  Being  zn  nehmen  (§.  57,  62  —  64).  Siehe 
namentlich  Bosch  er  I,  $.  22  ff.  Er  steht  der  von  uns  vertretenen  Ansicht 
thatsächlich  nach  Answeis  des  Inhalts  seiner  Werke  auch  nicht  so  fern  nnd  kaum 
gegnerisch  gegenüber,  aber  am  so  mehr  erfolgt  dann  in  den  §.  23,  24,  besonders  26, 
die  Abweisung  des  Au£stellens  von  volkswirthschaftlichen  Idealzuständen  zu  unbedingt. 
In  der  dritten  Aufgabe,  die  Bosch  er  in  §.  26  für  sein  System  stellt,  ist  eigentlich 
Alles  das  zugegeben,  was  ich  fordere.  Ein  Widerspruch  mit  den  Bemerkungen  über 
die  idealistische  Methode  ist  aber  dann  wohl  nur  um  so  unbestreitbarer.  —  Die 
Frage,  was  soll  sein?  hat  auch  Schmoll  er  in  seiner  Schrift  über  Grund- 
fimgen  von  Becht  und  Yolkswirthschaft  vomemlich  bebandelt,  ebenfalls  in  einem 
gewissen  Widerspruch  mit  seinem  methodologischen  und  seinem  Standpuncte  in  der 
Frage  der  Aufgaben  der  Disciplin. 

Grade  die  vorausgehende  Behandlung  des  Vertheilungsproblems  zeigt,  dass  es 
sich  bei  der  „Ziel- Aufstellung'* ,  wie  überhaupt  bei  den  drei  practischen  Aufgaben 
der  Wissenschaft  (§.  62),  keineswegs  um  die  Aufstellung  unpractischer  Ideal- 
zust&nde,  für  welche  keine  Erfahrung  vorliegt,  nicht  um  Ausmalen  von  Utopien 
handelt  Durch  Beobachtung  muss  zunächst  nachgewiesen  werden,  wie  die  Ge- 
staltung der  Volkswirthschaft  den  Bedürfnissen  des  Volks  entspricht.  Daran  ist  dann 
eine  principielle  Untersuchung,  wie  die  vorausgehende,  über  den  Bedürfnissstand  und 
sein  Yerhältniss  zum  Einkommen  anzuknüpfen.  Durch  eine  solche  Untersuchung  soll 
ein  von  snbjectiver  Willkübr  möglichst  freier  Maassstab  gewonnen  werden,  an  dem 
man  die  Zustände  prüft  und  durch  den  die  WirthschaStspolitik  eine  Directive 
erhält.  Auf  Grund  eines  solchen  Vorgehens  wird  ein  ideales  Ziel  der  Gestaltung 
des  Bedürfnissstandes,  des  Volkseinkommens  und  der  Vertheilung  des  letzteren  für 
ein  bestimmtes  Zeitalter  und  ein  bestimmtes  Volk  (auch  in  dieser  Hin- 
sicht sind  Boschers  Bemerkungen  in  §.  26  unrichtig),  bez.  für  die  CnlturvOlker 
unserer  Bace  in  der  Gegenwart  sehr  wohl  aufzustellen  sein.  Vollends  von 
demjenigen  Standpuncte  aus,  welcher  das  System  der  freien  Goncurrenz  (5.  Buch, 
§.  308  ff)  laicht  als  einzige  oder  letzte  Lösung  des  volkswirthschaftlichen  Produc- 
tions-  und  Vertheilungsproblemes  anerkennt,  kann  eine  Aufstellung  eines  solchen  Ziels 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  nur  nicht  verurtheilt,  sondern  muss  sie 
sogar  gefordert  werden. 

III.  —  §.  293  [109a].  Standpunct  des  Communismns 
und  Socialismus.  A.  Begriffliches.  Die  Aasdrücke  „Com- 
munismus^'  und  ,, Socialismus''  werden  so  verschieden  aufge- 
fasst  und  sind  namentlich  im  populären  Sprachgebrauch  so  wenig 
mit  einem  klaren  Begriff  verbunden,  dass  es  nothweudig  ist,  hier 
erst  den  Sinn  und  Begriff  dieser  Ausdrücke  festzustellen,  um  den 
Standpunct  beider  Richtungen  gegenüber  dem  Vertheilungsproblem 
klarstellen  zu  können. 

S.  oben  in  der  Einleitung  §.  13  die  socialistische  Litteratur,  §.  14  die  Schriften 
von  Sch&ffle  (bes.  Quintessenz  des  Socialismus),  von  Mario  (Wiukelblech),  Anton 
Henger;  L.  Stein 's  bezügliche  Schriften  (o.  S.  347).  A.  Held,  Socialismus, 
Socialdemokratie  u.  s.  w.,  Leipzig  1878.  G.  Cohn,  Was  ist  Socialismus?  Berl.  1878 
(Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  lü8).  Ders.  in  8.  System,  S.  133  ff.  H.  Dietzel, 
Bodbertus  (s.  o.  S.  40);  Ders.,  Aufs.  Individualismus  im  H.  W.  B.  d.  Staatswiss., 
H.  V.  Scheel,  Abb.  Socialismus  und  Communismns  im  SchOnberg'schen  Handbuch, 
B.  I.  Hier  mehrfach  andere  Auffassungen.  Ich  habe  indessen  geglaubt,  an  der  Be- 
handlung der  Frage  in  der  2.  Aufl.  (§.  109a  ff.)  formell  und  sachlich  festhalten 
zu  dürfen.     Vgl.  auch  die  verschiedenen  neueren  Programme  der  deutschen  Social- 
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demokntie   (Eisenacber,    Erfarter,    Gotbaer)   und   Marx  «Engels*    cinrnnnnistiscbeB 
Manifest  (1848). 

1.  Gommunismiis. 

a)  Wissenschaftlich  kann  unter  y^Communisrnns^ 
nichts  Anderes  verstanden  werden  als  ,, Gemein wirth seh aft'^ 
(Buch  5,  §.  300, 340ff.).  Jeder  andere  „Sinn"  des  Worts  ist  „Unsinn^*. 
Soweit  Gemeinwirthschaft  und  insbesondere  Zwangsgemeinwirth- 
Schaft  besteht,  ist  daher  „Commnnismns"  vorhanden. 

Demnacb  ist  der  Staat  „GommiinismTis'S  soweit  er  finanziell  auf  eigeat* 
lieben  Steuern  (im  Onterscbied  von  GebObien,  vgl  Fin.  II,  2.  A..§.  15  ff.,  83 if.)  benbt 
und  mit  diesen  Mitteln  Aller  fttr  die  Zwecke  Aller,  d.  b.  fUr  die  all- 
gemeinen Staatszwecko,  ebne  Anwendung  des  Princips  der  speciellen  Ent- 
geltlicbkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  wie  im  prifatwirtbscbaftlicben  Verkehr 
und  im  Gebübrenwesen ,  daher  olme  individuelle  Abrechnung  mit  dem  Einzelnen  aber 
dessen  Empfänge  und  Leistungen,  arbeitet,  d.  b.  Leistungen  producirt;  die  Ge- 
meinde desgleichen.  Die  einzelne  Staats-  oder  Gemeindeanstalt,  welche  ganz  oder 
tbeilweise  durch  allgemeine  eigentliche  Steuern  ihre  Eihaltuogs-  und  Betriebekoatea 
deckt,  ist  „Communismus*';  die  Staatseisenbahn,  die  Post,  die  Telegn^^hie 
des  Staats,  welche  zu  ihren  eigenen  Einnahmen  ZuscbOsse  braucht,  ist  „GommuniamuS^. 

Die  allgemeine  principielle  Opposition  gegen  diesen 
Commnnismus  hat  daher  keinen  Sinn.  Sie  ist  nur  im  speciellen 
Fall  verständlich  and  läuft  dann  auf  die  alten  beiden  Streitfragen 
hinaus:  einmal  über  die  richtigen  Grenzen  zwischen  Staats-, 
Gemeinde-  u.  s.  w.  Thätigkeit  einer-  und  privater  (einschließ- 
lich erwerbsgesellschaftlicher)  Thätigkeit  andererseits ;  sodann  über 
die  finanzielle  Behandlung  einer  „öffentlichen'^  Thätigkeit,  nach 
dem  Princip  der  reinen  Ausgabe,  also  der  Deckung  der  Kosten 
durch  eigentliche  Steuern  oder  nach  dem  Gebtthrenprincip  n.  s.  w. 
Je  mehr  die  öffentlichen  Thätigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  und 
ähnlichen  Körper  sich  erweitern  und  je  mehr  das  Gebührenprincip 
durch  dasjenige  der  reinen  Ausgabe  verdrängt  wird,  desto  mehr 
„Gommunismus'S  welcher  allerdings  insofern  in  steigendem 
Maasse  in  Aussicht  steht,  was  jetzt  schon  sich  verwirklicht. 

Vgl.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  201,  ttber  die  leitenden  Flnanzprincipien  bei  Staata- 
tb&tigkeiten.  Kfiberes  im  folgenden  Buche  5,  in  den  dortigen  Erörterungen  über 
Gemeinbedürfnisse  und  Gemeinwirthschaft  §.  825  ff.,  340 ff. 

Der  Gebrauch  des  Ausdrucks  „Gommunismus''  fOr  „Gemeinwirthschaft'*  ist 
mir  Öfters  als  „provocirend"'  und  „irrefohrend'*  zum  Vorwurf  gemacht  worden ,  z.  E 
von  A.  Held.  Es  scheint  mir  indessen  richtiger,  solche  Ausdrücke  ohne  RUcJcsicht 
auf  die  Vorurtheile  der  Menge  anzuwenden,  um  grade  zu  zeigen,  dass  sie  gar  nicht 
die  bedenkliche  Bedeutung  haben,  welche  ihnen  Ton  denjenigen  beigelegt  wird,  die 
sie  doch  best&ndig ,  aber  leider  ohne  klares  Denken ,  als  Schlagworte  im  Mund« 
führen.  VoUends  in  wissenschaftlichen  Controrersen  ist  nichts  bedenklicher  als  dieser 
Bespect  vor  Scblagworten,  wodurch  die  Gegens&tze  oft  unnütz  yerschl^  werden. 
Das  ist  ebenso  falsch,  als  die  Sacht,  die  Gegens&tze  zu  vertuschen.  VgL  Held 's 
Sehr,  über  Socialismus  u.  s.  Besprecb.  d.  Litter.  d.  Communabteuerfrage  in  Conrad*! 
Jahrb.  1ST8  II,  256.  Es  ist  nothwcndig,  immer  darauf  hinzuweisen,  dass  es  sich 
auch  beim  „Communismus'*  dem  heutigen  Wirthschafssystem  gegenüber  nicht  um 
ein    Entweder-Oder,    sondern   um   ein   Mehr  oder  Weniger  bandelt     Nur 
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so  gewinnt  man  eine  gemeinsame  Yerhandlnngsbasis  selbst  mit  den  extremsten  „Com- 
mnnisten**.  Da  man  diese  aber  wenigstens  hier  „mit  Grttnden,  nicht  mit  Flinten- 
kugeln'*  bekämpfen  mnss,  so  ist  dies  ein  YortheÜ. 

b)  In  einem  anderen  ,,Sinn''y  welcher  meistens  denjenigen,  die 
ihn  ids  Freunde  und  Gegner  anwenden,  selbst  unklar  ist,  wird 
unter  ,,  Communismus ''  oder  wie  er  zum  IJDterschiede  vom  obigen 
besser  genannt  wird,  unter  sogenanntem  (reinem)  Communismus  ein 
Gesellschaftszustand  ohne  jedes  Privateigenthnm  verstanden)  daher 
nicht  nur,  wie  in  den  Forderungen  des  ökonomischen  Socialismus 
der  Gegenwart,  ohne  Privateigenthum  an  sachlichen  Productions- 
mitteln  (Boden  und  Kapital),  sondern  selbst  ohne  Privateigenthum 
am  Gebrauchs-,  mindestens  am  Nntzvermögen  (§.  128).  Der  weitere, 
auch  nur  unklar  vorschwebende  Gedanke  ist  dabei,  dass,  soweit 
man  in  einem  solchen  Zustande  überhaupt  von  individuellem  „Ein* 
kommen^'  sprechen  könnte,  dies  fttr  alle  Individuen  oder  Familien 
völlig  gleich  oder  m.  a.  W.  die  ökonomische  Lebenslage  und  Be- 
dürfnissbefriedigung die  gleiche  sei.  Es  ist  dies  ein  kaum  denk- 
barer, geschweige  practisch  möglicher  Zustand,  über  den  kein 
Wort  zu  verlieren  ist 

.  Er  wird  aber  kaum  auch  nur  ?on  einzelnen  wirren  Phantasten  ausgemalt  und 
muss  hier  überhaupt  nur  aus  einem  äusseren  Grunde  erwähnt  und  einfach  als  thOricht 
abgewiesen  werden.  Denn  unklare  oder  tendenziöse  Gegner  des  vorhin  genannten 
Communismus  (im  allein  fassbaren  wissenschaftlichen  Sinn)  und  des  modernen 
ökonomischen  Sociali&mus  haben  sich  gern  in  ein  liVindmfihlengefecht  gegen  diesen 
sogenannten  Communismus  eingelassen  und,  ihrer  eigenen  Sache,  d.  h.  deijenigen 
der  bestehenden  liVirthscbaftsordnung  dadurch  mehr  schadend  als  nützend,  sich  den 
falschen  Anschein  gegeben,  als  zögen  sie  die  vermeintlichen  Consequenzen  dieses 
Socialismus  u.  s.  w.  und  widerlegten  dieselben  durch  die  Identificirong  des  letzteren 
mit  diesem  rein  phantastischen  Communismus.    Ein  leider  gefährlicher  Irrthum. 

§.  294  [109b,  109c].  —  2.  Socialismus.  Kaum  weniger 
unklar  sind,  besonders  bei  seinen  Gegnern,  die  Ideen,  welche  mit 
dem  Wort  „Socialismus"  verbunden  werden.  Wissenschaft- 
lich kann  es  sich  nur  um  z  w  e  i  Bedeutungen  des  Worts  handeln, 
um  eine  allgemeinere  und  eine  speciellere  und  in  der  letzteren 
um  einen  extremen  oder  vollständigen  und  um  einen  partiellen 
Socialismus,  wie  den  Staatssocialismus  (§.  18).  Die  allge- 
meinere und  die  speciellere  Bedeutung  hängen  aber  zusammen. 

Held  a.  a.  0.  bleibt  an  der  allgemeinen  Bedeutung  vom  Socialismus  hängen, 
wodurch  dann  die  richtige  Stellungnahme  gegenüber  dem  modernen  extremen 
Socialismus  unmöglich  wird.  S.  bes.  §.  37,  38.  Vgl  schon  oben  §.  6  (Individuum 
und  Gemeinschaft). 

a)  Im  allgemeineren  Sinn  ist  „Socialismus^^  der  Gegen- 
satz zum  „Individualismus'',  daher  ein  Princip  der  Ordnung 
der  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft  zunächst  nach  den  Be- 
dürfnissen dieser  als  Gesammtheiten,  Gemeinschafts- 
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heiten,  Totalitäten,  oder  von  Gesellschaftswegen, 
während  y^Individnalisrnns'^  ein  Prineip  ist,  das  in  Gesellschaft  und 
Volkswirthschaft  das  Individuum  voran  stellt,  zum  Ausgangs- 
punct  nimmt  und  dessen  Interessen  und  Wünsche  zur  Norm 
für  die  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft  macht. 

Ganz  richtig  sagt  Held  S.  37:  „Indindualismns  und  Sodalismns  sind  ^wei  ewig 
gleichberechtigte  Principien,  von  denen  nie  das  eine  das  andere  vOUig  anaschlieaaen 
kann,  sondern  die  nur  zn  verschiedenen  Zeiten  in  rerschiedenem  Maasse  neb^ 
einander  bestehen  können.*'  Aber  wenn  er  sagt:  Individualität,  d.  h.  Freiheit,  SoctaUs- 
mns  d.  h.  Ordnung ,  so  ist  diese  Auslegung  einseitig  nnd  nnklar.  Viel  besser  in 
dieser  Hinsicht  die  Ausftlhrongen  von  Gohn  a.  a  0.,  S.  7E,  nnr  dass  hier  die  aD- 
gemeinere  neben  der  neueren  specielleren  Bedeutung  von  Socialismus  za  sehr 
zurücktritt.  Vgl.  femer,  zum  TheU  abweichend,  H.  Dietzel  in  dem  gen.  Aufsatz 
(mir  erst  während  des  Drucks  zugehend). 

Die  (,4iberale'')  Nationalökonomie  der  Physiokraten  und  der  Smith'schen  Sdiok 
ist,  wie  die  gleichzeitige  Rechts-  und  Staatsphilosophie  (Vertragstheorie),  wesentlich 
auf  dies  Prineip  des  Individualismus  gebaut.  Die  historische  und  orgmnische 
Bechts-  und  Staatelehre  hat  dies  und  die  jetzige  wissenschaftliche  Natioualökonooiie 
muss  dies  als  eine  Einseitigkeit  anerkennen.  Das  in  diesem  Sinn  ««socia- 
listische**  oder  —  um  Missdeutungen  und  Entstellungen  zu  vermeiden  —  das 
,, sociale**  Prineip  muss  vorangestellt  werden.  Dies  ist  in  der  Staatslehre  schon 
geschehen,  in  der  Privatrechtslehre  grOsstentheils  noch  zu  thun,  beginnt  aber  auch 
hier  (Ihering,  bes.  in  der  2.  Hälfte  des  1.  Bands  des  Zwecks  im  Recht,  während 
in  der  1.  Hälfte  das  individualistische  Prineip  vornan  steht),  und  ist  aach  in  der 
Kationalökonomie  nothwondig.  Der  extreme  Socialismus  hat  dies  richtig  erkannt 
und  danach  gehandelt  Er  ist  aber  in  die  andere  Einseitigkeit  verfallen  und 
hat  das  individualistische  Prineip,  statt  es  zu  modificiren,  negirt. 

Das  Richtige  ist  nicht:  Socialismus  oder  IndiyidnalismoSy 
sondern  Socialismus  und  Individualismus ,  nur  der  eratere  ab 
leitendes  Prineip  der  genannten  Art  voran  stehend:  auch  hier: 
kein  Entweder-Oder,  sondern  ein  Sowohl -Als  auch  und  ein  Hehr 
oder  Weniger.  Dies  ist  auch  der  Standpunct  dieses  Werks  (§.  6, 
7y  18).  Socialismus  und  Individualismus  in  diesem  allgemeineren 
Sinne  sind  zwei  Lebensprincipien  der  Gesellschaft  und  Volkswirth- 
schaft, ihre  Verwirklichung  in  wechselndem  Maasse  durchzieht  die 
Geschichte  beider  letzteren.  Das  socialistische  Prineip  ist  aber 
aus  entwicklungsgesetzlichen,  namentlich  wieder  mit  der  Prodnctioiis- 
Technik  zusammenhängenden  Grttnden  bei  fortschreitenden Cnltar- 
völkem,  zumal  unserer  Periode,  im  Vordringen  begriffen.  Aas 
dem  Gesagten  folgt  auch,  dass  jede  einzelne  volkswirthschaft- 
liehe  Erscheinung  und  volkswirthschaftspolitische  Maassregel  noth- 
wendig  immer  ein  socialistisches  und  individualistisches  Moment 
enthält,  von  denen  bald  das  eine,  bald  das  andere  zu  begünstigen  ist 

Held  S.  S7ff.,  Gohn  S.  7E  ebenso. 

b)  Auf  dem  Boden  dieses  eben  erläuterten  „Socialismus^  hat 
sich  nun  in  neuerer  Zeit  eine  wesentlich  ökonomische 
Theorie  entwickelt,  welche  mit  dem  Namen  „Socialismus'^ 
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belegt  wordeo  ist:  der  Socialismos  im  specielleren  Sinn.  Diese 
Theorie,  durch  Franzosen  und  Engländer  begrflndet|  ist  darch 
Deutsche  (einerseits  Rodbertns,  anderseits  Marx,  Engels, 
Lassalle  §.  13),  grade  in  ihrem  ökonomischen  Kern,  nach 
der  Seite  der  Kritik  der  bestehenden  Wirthschaftsordnung,  and  der 
Postulate  für  eine  Neagestaltnng  der  letzteren,  wissenschaftlich  ans^ 
gebildet  nnd  zu  begründen  gesucht  worden.  Diese  deutsche  socia- 
listische  Theorie  bildet  den  „extremen  So  Cialis mus'' oder  den 
„modernen  wissenschaftlichen  ökonomischen  Socia- 
lismus'^  Um  zu  ihm  in  den  wichtigsten  und  schwierigsten 
Fragen  des  volkswirtbschaftlichen  Prodactions-  und  Vertheilungs- 
problems  richtig  Stellung  zu  nehmeo,  ist  es  nothwendig,  gegenüber 
der  bei  vielen  Anhängern  und  bei  noch  mehr  Gegnern  desselben 
bestehenden  grossen  Unklarheit,  ihn  richtig  und  scharf  in  seiner 
„Quintessenz''  darzulegen,  so  dass  er  auch  fttr  das  populäre 
Verständniss  fassbar  wird. 

Meisterhait  geschehen  in  Sch&ffle's  Quintessenz,  S.  2  ff.,  womit  die  weitere 
AnsfQhrong  im  Socialen  EOrper  III,  419 ff.,  457  ff.  zu  yergleichen.  Cohn  a.  a.  0. 
legt  anf  die  bestimmte  ökonomische  Theorie  des  wissenschaftlichen  Socialismos  m.  £. 
nicht  genug  Gewicht.  Meine  Anffassnng  von  mir  zuerst  formulirt  in  dem  AnfiMtz  in 
der  Ztschr.  ,J)er  Staatssocialist'\  Nr.  1,  1878. 

Dieser  extreme  Socialismus  ist  ein  dem  heutigen  entgegenge- 
setztes System  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  wo  die  sach- 
lichen Productionsmittely  d.  h.  Grund  und  Boden  und  Kapital, 
nicht,  wie  jetzt  meistens,  im  Privateigenthum  einzelner  privater 
Mitglieder  (physischer  und  juristischer  privatrechtlicher  Personen, 
wie  Erwerbsgesellschaften)  der  Gesellschaft,  sondern  im  öffentlichen 
oder  Gesammteigenthum  der  Gesellschaft  oder  (Volks -)Gemein- 
schaft  selbst,  bez.  ihrer  Vertreter,  sich  befinden ;  wo  daher  nicht  die 
privaten,  auf  Gewinn  (Kapital-  und  Untemehmergewinn)  berechneten 
Unternehmungen  und  nach  den  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags 
bezahlte  Lohnarbeiter  sich  gegenüberstehen  und  je  unter  einander 
selbst  wieder  concurriren;  wo  nicht  die  Production  eine  von  den 
einzelnen  Unternehmern  nach  individuellem  Ermessen  des  Bedarfs 
bestimmte,  daher  im  Ganzen  regellose,  vom  Gang  der  Speculation 
nnd  dem  Einfluss  der  Conjunctur  abhängige  ist,  die  Vertheilung  des 
Productionsertrags  aber  nach  dem  Zufall  des  „Gesetzes  von  An- 
gebot und  Nachfrage''  erfolgt;  sondern  wo  die  Production  plan- 
mässig  nach  dem  vorher  ermittelten  und  veranschlagten  Bedarf 
der  Consumenten  von  Oben  aus  geregelt,  grossentheils  in  genossen- 
schaftlicher Weise,  oder  in  Staats-,  Communalanstalten  u.  dgl.  m. 
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ausgeführt  und  ihr  Ertrag  in,  der  Annahme  nach  gerechterer  und 
zweckmässigerer,  Art,  als  gegenwärtig  mittelst  des  Gesetzes  von 
Angebot  und  Nachfrage  und  mittelst  der  „Lohnabfindongsverträge^', 
unter  die  Prodncenten  (Arbeiter)  vertheilt  wird,  y^antoritatiy^',  nach 
Regnlimngspriocipien  y  ttber  welche  freilich  auch  im  Sooialismus 
noch  keine  Einmütbigkeit  erreicht  ist  (Bedttrfniss,  Leistung,  andere 
Momente,  Gombination  davon,  s.  o.  §.  264). 

Dieser  extreme  Sodalismiis  ist  daher  ein  neues  grosses  national- 
ökonomisches  System,  welches  als  solches  dem  System  des  ökonomischen 
Indiyidaalismns,  d.h.  der  wissenschaftlichen  Lehre  der  Physiokraten,  A  Smith's 
nnd  seiner  Schale  von  der  Tolkswirthschaft,  eine  Lehre,  welche  in  unserer  modemea 
wirthschaftlichen  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  Qeltnng  erlangt  hat,  als  Gegenpol 
gegenüber  steht.  In  diesem  Socialismns  handelt  es  sich,  wie  man  sieht,  am  eine 
grands&tzlich  darchaas  andere  als  die  heute  zu  Recht  bestehende  Lösang  des 
Tolkswirthscha^chen  Prodnctions-  and  Yertheilongsproblems.  Za  diesem  Zweck  wifl 
derselbe  eine  principielle  Omgestaltang  von  Haaptpancten  des  Privat- 
rechts  vornehmen,  namentlich  das  Prirateigentham  an  Boden  and  Kapital,  als 
Prodncüonsmitteln ,  and  den  heatigen  Arbeitsvertrag  beseitigen.  Damit 
würde  alles  Benteneinkommcn  für  Private  fortfallen  and  blosses  Arbeits- 
einkommen übrig  bleiben. 

Mit  diesem  extremen  Socialismns  steht  dieses  Werk  wie 
ttberhanpt,  ans  psychologischen,  aus  technischen  GrUnden  (s.  be- 
sonders Buch  1,  Kap.  1);  so  auch  mit  dem  oben  in  der  Behandlung 
des  Vertheilnngsproblems  eingenommenen  Standpnncte  in  Wider- 
spruch. 

Die  weitere  and  eingehende  Aaseinandersetzang  mit  diesem  Socialismas,  die 
gegenwärtig  eine  der  theoretisch  and  practisch  wichtigsten  Aufgaben  der  wissenschaft- 
Uchen  Nationalökonomie  bildet,  erfolgt  im  Yerlaaf  dieses  ganzen  We^,  so  schon  in 
den  vorausgehenden  Abschnitten  and  so  namentlich  auch  in  Bach  5  and  6  dieser  and 
in  der  ganzen  zweiten  Abtheilang,  anter  best&ndiger,  selbstverständlich  darchaas 
objectiver  Kritik  der  einzelnen  Lehren  and  Postalate  dieses  Socialismas  und  mit 
einem  die  wichtigsten  Postalate  wenigstens  in  ihrer  Absolatheit  ablehnenden 
Ergebniss. 

B.  —  §.  295  [109d].  Partieller  Socialismus  oder  Staats- 
socialismns  und  seine  Berechtigung.  Eine  solche  Behandlang  ist 
durchaus  geboten,  nicht  nur  durch  die  wissenschaftliche  Bedentong  des 
extremen  Socialismus  in  der  Kritik  der  anderen  Theorieen  nnd  im 
systematischen  Aufbau  einer  neuen  ökonomischen  Theorie,  sondern 
mehr  noch,  weil  der  extreme  Socialismus  nur  eine  Uebertreibnng 
eines  partiellen  Socialismus  ist,  welcher  in  der  geschichtlichen 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  yolkswirthschaftlichen  Leb«  ns 
aller,  besonders  der  Culturvölker  längst  bestanden  hat  und  einen 
wesentlichen,  vielfach  in  nothwendiger  und  sichtbarer  Ausdehnung 
begriffenen  Bestandtheil  der  tiberall  bei  uns  vorhandenen  gesell^ 
schaftlichen    und   wirthschaftlichen   Rechtsordnung  bildet.     Damit 
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wird   aber  ein  partiell  richtiger  Kern  auch  im  extremen  Socialis- 
mns  anerkannt. 

Es  bandelt  sich  daber  anch  hier,  ebenso  wie  bei  dem  Socia- 
lismns  in  der  obigen  allgemeineren  Bedeutung  dem  Individnalismas 
gegenttber,  nicht  nm  ein  Entweder-Oder,  sondern  nm  ein 
Sowohl-Als  auch  und  ein  Mehr  oder  Weniger  zwischen 
diesem  extremen  ökonomischen  Socialismns  nnd  dem  ökonomischen 
Individualismus  der  neueren  Nationalökonomie.  Gerade  dieser 
Umstand  erschwert  die  theoretische  und  practische  Aufgabe  sebr^ 
denn  damit  erweist  sich  eine  Abwägung  von  Fall  zu  Fall 
unvermeidlich. 

S.  Cohn,  S.  17  ff. 

1.  Ganz  oder  theilweise  auf  dem  Boden  der  Productions- 
ordnung  des  Socialismns ,  in  Ökonomisoher  und  rechtlicher  Hin- 
sieht,  steht  unsere  Praxis  bereits  mit  dem  ,,öffentlichen''  Eigen- 
thum  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an  Grund  und  Boden  und 
an  Kapitalien  und  mit  dem  Betrieb  von  materiellen  Productions- 
zweigen. 

So  darch  ihr  Staats-Dom&oeD-,  Forst-,  Berg-  und  Hütten-,  Fabrik-,  Bank- 
wesen u.  8.  w.;  dorch  ihre  grossen  Staats-Verkehrswege  und  Anstalten,  ihre  Strassen, 
Eisenbahnen,  ihre  Post,  ihre  Telegraphie;  dnrch  ihre  Staatsmonopole,  wie  Salz  und 
Tabak  n.  a.  m.;  darch  ihre  Öffentlichen  Yersicherangsanstaltcn ;  durch  ihre  etwaigen 
Zuschösse  für  Prodnctivassociationen  aas  öffentlichen  Geldern  (nach  Lassalle  and  Bis- 
marck);  darch  ihre  materiell  -  wirthschaftlichen  Commanalanstalten ,  für  Gas-  and 
£lectricit&tsbeleachtang,  Wasscrrersorgang,  Viehhöfe,  Markthallen,  Lagerh&aser  a.  s.  w., 
sowie  dorch  Tieles  Andre  mehr  (?gl.  Finanzwiss.  II,  2.  A.,  §.  65  nnd  überhaupt  hier 
über  das  Gebührenwesen  der  volkswirthschafdichen  Verwaltung,  §.  49  ff.  und  in  B.  I, 
S.  A.  über  die  Privaterwerbszweige ,  Buch  3,  S.  471  ff.)-  öeber  die  Berechtigung, 
in  solchen  Fällen  ? on  „Socialismus*'  zu  sprechen,  s.  u.  §.  298,  325  ff. 

Der  extreme  Socialismns  fordert  nur,  dass  solches  öffentliche» 
Eigenthum  ganz  verallgemeinert  und  daher  alleinherrschend 
werde,  ungeschichtlich  und  sich  über  die  entgegenstehenden  psycho- 
logischen, technischen  y  ökonomischen  und  politischen  Bedenken 
nnd  Schwierigkeiten  mit  einem  abstract- absoluten  Princip  hinweg- 
setzend. Dadurch  bezeichnet  er  den  äussersten  Rückschlag 
gegen  seinen  Gegenpol,  den  ökonomischen  Individualist 
mns,  welcher  seinerseits  nicht  weniger  ungeschiohtlich, 
seinem  abstract- absoluten  Princip  gemäss,  den  Staat,  die  Ge- 
meinde u.  s.  w.  ganz  aus  dem  Eigenthum  an  und  aus  dem  Wirth- 
Schaftsbetrieb  mit  sachlichen  Productionsmitteln  herausdrängen  will 
oder  wollte:  vom  Standpunct  der  Gegenwart  so  „utopisch'',  wie 
das  sooialistisohe  Postulat. 

2.  Selbst  auf  dem  Boden  der  Vertheilungsordnung  des 
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Socialismus  steht  unsere  Praxis,  namentlich  in  Deutschland,  bereits 
lange  in  Bezug  auf  eine  wichtige  Arbeiter-  oder  „Producenten**- 
kategorie,  die  ,,  ö  ff  entlichen  Beamten'',  namentlich  im 
Staatsdienst. 

Auch  hier  erfolg  nicht  unmittolbar  nach  iadindaelier  Nachfrage  und  Angebot 
die  Lohnregelnng ,  sondern  auf  Grund  bestimmter  Bedar£s8calen  (BedOrfniss  als 
Princip  der  YerÜieilang,  s.  o.  §.  2G4)  und  zugleich  bestimmter  Abmessungen  des 
gesellschaftlichen  Werths  der  betreffenden  Arbeitsart  wird  ein  Gehaltssystem,  damit 
ein  System  von  „Socialtaxen^*  aufgestellt,  welches  die  Besoldungen  der  einzelnen 
,, Arbeiter'*  regelt.  Ein  entwickeltes  Pensionssystem  (Ruhegehalte,  Alterspensionea, 
Wittwen-  und  Waisenpensionen)  ?erbindet  sich  damit  (^gl.  Pinanzwiss.  I,  3.  A.,  2.  Buch, 
].  Kap.,  2.  Am  §.  152  ff.,  wo  die  sociale  Bedeutung  dieser  Einrichtung  genau» 
gewürdigt  wird).  Die  Vorzüge  dieses  „Besoldungswesens*'  gegenüber  dem  „Lohn- 
wesen'' der  gewöhnlichen  Arbeiter  sind  augenscheinlich.  Man  hat  das  erkannt  und 
wegen  der  Uebelstände  im  letzteren  grade  neuerdings  nach  Einrichtungen  gestrebt, 
welche  den  Arbeiter  durch  ein  entwickeltes  Versicherungswesen  in  einiger  Hinsicht 
Ahnlich  wie  den  Beamten  sicher  stellen  (Kranken-,  Alters-,  Invaliden?ersicherang  etc^ 
s.  0.  S.  695).  Das  I&sst  sich  freilich,  wie  oben  gezeigt,  nicht  ohne  grössere  Cin- 
mischung  in  den  „freien  Arbeitsvertrag"  erreichen  und  führt  unvermeidlich  von  der 
Lohnrcgelung  des  ökonomischen  Individualismus  weiter  ab. 

So  befindet  man  sich  auch  hier  bereits  und  gelangt  immer 
mehr  in  einen  ,,partiellen  Socialismus^^  von  welchem  das 
staatliche  Besoldnngswesen  ein  sehr  interessantes  Beispiel  ist 
Aber  ttberall  ist  die  vom  extremen  Socialismus  verkannte  Auf- 
gabe, an  das  geschichtlich  Gewordene  und  rechtlich  Bestehende 
anzuknüpfen,  allenfalls  Entwicklungen  in  bestimmter  Bichtung, 
die  sieb  ohnehin  bereits  anbahnen,  zu  postuliren,  aber  nicht 
diese  weiteren  geschichtlichen  Entwicklungen  durch  ein  abstract* 
absolutes  Princip,  dem  sich  Alles  beugen  müsse,  anticipiren 
zu  wollen,  ohne  dass  für  die  Verwirklichung  das  Wie  und  Wo 
auch  nur  zu  ersehen  ist.  Anderseits  ergiebt  sich  auch  hier  wieder, 
dass  der  extreme  ökonomische  Individualismus  nicht  weniger 
einseitig,  seinem  abstract- absoluten  Princip  von  der  Noth- 
wendigkeit  und  Erspriesslichkeit  der  „natnrgesetzlichen''  Regelang 
durch  freie  Individual  Verträge  gemäss,  bereits  bestehende 
Verhältnisse,  schon  erreichte  und  sich  fortsetzende  Ent- 
wicklungen negirt.  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte  zwischen 
beiden  Extremen. 

Nach  diesen  hier  nur  kurz  anzudeutenden  Gesichtspuncten 
sind  die  grossen  Probleme,  welche  der  wissenschafUiche  Socialis- 
mus nicht  bloss,  sondern  die  moderne,  technische,  wirth- 
schaftliche  und  culturlictie  Entwicklung  in  die  theo- 
retische und  practische  Discussion  geworfen  haben, 
schon  im  Vorausgehenden  vielfach  behandelt  worden  und  im 
weiteren  Verlauf  noch  öfters  zu  erörtern. 
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Die  HanptforderuDg,  die  grn nd sätzliche  Beseitignng  alles 
privaten  Kapitals  and  Bodens,  damit  alles  privaten  Benten- 
bezngs,  und  die  grandsätzliche  Ausschliesslichkeit  blossen 
Arbeitseinkommens  ist  zwar  durch  die  moderne  Entwicklung  der 
Technik  mit  hervorgerufen  und  insofern  weniger  unbedingt  un- 
ausführbar geworden.  Aber  gegen  sie  spricht  nicbt  nur  heute  und 
für  unabsehbare  Zeit  noch  die  ganze  bisherige  geschichtliche  Ent- 
wicklung, sondern  eine  Reihe  der  seh  werstwiegenden  psycho- 
logischen (Buch  1  Kap.  1),  technischen,  ökonomischen,  auch  poli- 
tischen Gründe  und  wahrster  Volks-  Gulturinteressen :  nicht  nur 
Opportunitftts -  sondern  principielle  Rücksichten. 

Dis  ist  schon  im  vorigen  Abschnitt  ?om  Standpnnct  der  Consnmtion  aas  mit 
Bezug  auf  die  Entwicklnngsbedingnogen  der  materiellen  nnd  der  CaltarbedQrfnisse 
der  Einzelnen  und  des  Volks  ausgeführt  worden.  Die  weiteren  Argumente  sind  der 
Function  des  Privatreichthams,  des  caritati?en  Systems,  der  freien  Oemeinwirth- 
dchaften,  der  BQcksicht  auf  die  individuelle  Freiheit  und  auf  die  im  Gesammt- 
interesse  wirkende  Function  des  wirthschafUichen  Selbstinteresses  der  Individuen  zu 
entnehmen,  wie  sich  dies  im  Einzelnen  in  der  Lehre  von  der  Organisation  der  Volks- 
wirthschafl  (Buch  5),  von  der  persönlichen  Freiheit  und  von  der  technischen, 
^ökonomischen  und  socialen  Gesammtfunction  der  beiden  grossen  Rechtsinstitute 
des  Privatkapitals  und  des  privaten  Grundeigenthums  (Abtheil.  2)  zeigen  wird :  Unter- 
suchungen, welche  gegenwärtig  noch  zu  umgehen,  „Yogel-Strauss-Politik**  ist. 

IV.  —  §.  296  [109e].  Standpunct  des  extremen  öko- 
nomischen Individualismus.  Gegen  diesen  kann,  wie  sich 
aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt,  aber  von  unserem  Standpuncte 
aus  auch  nur  Front  gemacht  werden.  Diese  Richtung  erwartet 
von  dem  „sich  selbst  überlassenen  Verkehr"  in  einer  Volks- 
wirthschaft,  welche  möglichst  wenig  Staatswirthschaft  ist,  die 
relativ  beste,  ökonomisch  und  technisch  richtigste  Lösung  des 
Prodnctionsproblems  und  zugleich  die  richtigste  und  gerechteste 
Lösung  des  Vertheilungsproblems.  Damit  setzt  sie  sich,  ebenso 
wie  der  extreme  Socialismus,  über  die  geschichtliche  Entwicklung 
nnd  die  Thatsachen  des  volkswirthschaftlichen  Lebens  blind  hinweg. 

Sie  erkennt  nicht  die  Bedenken  gegen  solche  übermässige  Ein- 
kommen- und  VermOgensungleichheiten,  welche  wesentlich  nur  zur 
tippigeren  Befiriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  der  Reichen  und  zum  Theil  nur 
auf  Kosten  der  in  Dürftigkeit  darbenden  Masse  der  Bevölkerung  fahren.  Sie  nimmt 
ohne  Weiteres  an,  als  wtlrden  dergleichen  Extreme  in  der  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens am  Besten  und  Sichersten  vermieden,  wenn  im  sogen.  System  der 
freien  Goncurrenz  Jedermann  möglichst  ganz  auf  sich  selbst  gestellt  und  die 
rolkswirthschafUiche  Entwicklung  demgem&ss  „frei  gehen  gelassen*'  werde.  Sie 
abersieht,  dass  gerade  daraus  bei  Anerkennung  der  vollen  persönlichen  Freiheit  der 
sich  selbst  aberlassenen  Massen  und  bei  Statuimng  vollsten  Privateigeothums  an  den 
wirthschaftlichen  Gutem,  namentlich  an  den  Productionsmitteb,  bei  vollster  Vertrags- 
freiheit, eine  Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens  und 
Vermögens  hervorgeht  Die  Auseinandersetzung  mit  dieser  ökonomischen  Theorie 
ist  nicht  minder  wichtig,  als  diejenige  mit  dem   extremen  Socialismus.     Auch  sie 
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erfolgte  daher  schon  bisher  und  erfolgt  weiter  in  den  n&chsten  Bttchem  dieser  und 
in  der  ganzen  zweiten  Abtheilnng  der  Gnndlegong. 

Weder  der  Qaietismas  der  historischDationalökonomiscbeD 
Schule —  das  SeiteDSttick  zu  demjenigen  der  historiscbenBe chts- 
schale,  wo  er  jetzt  bereits  überwunden  ist,  —  noch  sogenannter 
Gommunismus,  noch  extremer  Socialismus  mit  seinen 
pessimistischen  Uebertreibungen,  noch  extremer  ökono- 
mischer Individualismus  mit  seinem  bequemen  Optimismus^ 
sondern  ein  mittlerer  Standpunct  wird  daher  hier  vertreten.  Von 
diesem  aus  wird  auch  in  der  Theorie  schon  die  principielle 
Nothwendigkeit  von  Gompromissen  zwischen  den  Forde- 
rungen verschiedener  wirthchaftlicherOrganisationsprincipien  (Buch  5, 
§.  301,  302)  anerkannt.  Dieser  Standpunct  ist  es,  welchen  wir 
schon  in  der  Einleitung  characterisirt  haben  und  als  den  staats- 
socialistischen  am  Besten  glaubten  bezeichnen  zu  dttrfen  (§.  16.) 


Fünftes  Buch. 


Die  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

§.  297  (2.  A.  S.  196—200).  YorbemerkuDgen  über  die  Behandlung  des 
Gegenstands  andLitteratnrnacbweis.  YgL  hierzu  die  Einleitung  S.  5 ff.  und  die 
Litteratamachweise  darin,  die  Yorbemerkongen  in  §.  108  zum  2.  Boche,  in  §.  144  zum 
3.  Buche  (S.  346),  namentlich  das,  was  dort  über  die  ungenügende  Unterscheidung 
des  privat-  und  eigentlich  Tolkswirthschaftlichen  Standpuncts  in  der  bisherigen 
Behandlung  der  Politischen  Oekonomie  und  über  die  maassgebende  Bedeutung  der 
Begriffe  Wirthschaft  und  Yolkswirthschaft  für  diese  Wissenschaft  (S.  348) 
gesagt  wurde.  S.  ferner  die  Yorbemerkungen  zum  6.  Boche  und  in  der  2.  Abtheilung 
zu  den  dortigen  Büchern. 

Als  unmittelbare  Yorarbeiten  systematischer  Art  über  den  Gegenstand  dieses 
5.  Buchs  konnten  mir  für  die  beiden  ersten  Auflagen  dieses  Werks  eigentlich  nur 
Sch&ffle's  Schriften,  bes.  sein  gesellschaftliches  System  der  menschlichen  Wirth- 
schaftslehre  dienen,  namentlich  in  der  Lehre  von  den  Gemeinwirthschaften, 
besonders  in  der  2.  Aufl.,  deren  formelle  Behandlung  dieses  Gegenstands  ich  z.Th. 
deijenigen  in  der  3.  Aufl.  vorziehe.  S.  2.  Aufl.  S.  62—64,  namentlich  S.  331  fil, 
§.  176  £  (Allgemeinere  Characteristik  der  Gemeinwirthschaften,  dann  bes.  Arten  der 
Gemeinwirthschaften  S.  357  ff.,  wo  die  m.  E.  im  Wesentlichen  doch  nicht  zu  diesen 
Gemeinwirthschaften  zu  rechnende  Familienwirthschaft  (s.  o.  S.  148),  dann  die 
Staatswirthschaft  S.  374  ff.  in  vorzüglicher  Weise  analysirt  wird;  über  die 
Wechselwirirangen  des  privat-  und  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  S.  401  ff.); 
femer  3.  Aufl.,  II,  1  ff.  (wirthschaftliche  Triebfedern  in  der  menschlichen  Gesell- 
schaft) und  namentlich  der  2.  Hauptabschnitt  über  die  Organisation  der  Yolkswirth- 
schaft, n,  20  ff.,  83  ff.,  89  ff„  103  ff.,  auch  I,  24.  In  der  3.  Aufl.  werden  die  drei 
Organisationsprincipien ,  besonders  auch  dasjenige  der  freien  Hingebung 
(Liberalit&t)  sch&rfer  auseinandergehalten  und  die  Consequenzen  daraus  gezogen,  aber 
die  Systematik  der  Behandlung  hat  in  der  3.  Aufl.  gegen  die  zweite  nicht  gewonnen. 
Ich  verdanke  diesem  Werke,  wie  einzelnen  Monographieen  Schäffle's  über  ein- 
schUgige  Puncto  der  Theorie  vielfache  Förderung,  bin  indessen  unabhängig  von  ihm 
auf  die  uns  gemeinsamen  Grundanschauuogen  gekommen.  Unsere  Debereinstimmung 
hierin  hindert  übrigens  nicht,  dass  ich  auch  in  einzelnen  principiellen  Puncten,  so 
z.  B.  in  der  Begrenzung  der  gemeinwirthschaftlichen  Sphäre,  in  der  Ausschliessung 
der  Familienwirthschaft  daraus,  z.  Th.  auch  in  der  nationalOkonomischen  Analyse  des 
Staats,  von  Schaf  fle  abweiche.  Letzterer  hat  diese  Probleme  später  im  .,Socialen 
Körper**,  bes.  im  3.  B.,  passim  auch  in  den  andren,  wieder  aufgenommen  und  sie  in 
mehreren  Puncten  noch  weiter  gefördert    Ygl.  bes.  III,  365 — 398. 

In  der  übrigen  deutschen  systematischen  Litteratur,  vollends  in  der 
ausländischen  fehlte  ein  diesem  5.  Buch  entsprechender  Abschnitt  früher  fast 
noch  ganz.  Nur  sporadische  Bemerkungen  über  die  hier  behandelten  Gegenstände 
oder  Ausführungen  über  einzelne  Principienpuncte  (z.  B.  freie  Concurrenz,  Yorhältniss 
der  Oekonomik  zur  Moral)  waren  zerstreut  in  anderen  Theilen  des  Systems  der  maass- 
gebenden  Autoren  zu  finden.  Am  Wenigsten,  seinem  vorwaltend  cameralistisch-privat- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  gemäss,  bei  Bau,  vgl.  überhaupt  den  Abschn.  I  der 
Einleitung  des  1.  Theils  (Yolkswirthschaftslehre) ,  damit  indessen  den  unten  er- 
wähnten Au&atz  von   1870.     Die  nationalökonomischen   Systematiker  der 
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Smith'scIieD  Schule  haben  im  WeseDtlichen  das  ganze  Lehigebinde  der  PolidscheD 
Oekonomie  auf  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Indiridoums 
begrOndet,  d.  h.  aof  diejenige  Potenz,  welche  nach  der  im  Texte  rertreteoen  Auf- 
fassung nur  dem  pri? atwirthschaftlichen  nnd  theilireise  dem  frei-gemein- 
wirthschaftlichen  System  in  der  Yolkswirthschaft  zu  Grande  liegt,  nnd  welche  selbst 
in  jenem  nicht  so  rein  nnd  aosscbliesslich  zur  Geltung  kommt,  wie  yielfach  angenommea 
wird.  —  Das  hat  am  Besten  Knies  in  s.  Polit.  Oekonomie  1.  A.,  bes.  S.  147  ff., 
wenn  aach  fielleicht  mit  etwas  za  scharfer  Beaction  gegen  die  herrschende  Aof- 
fassang,  nachgewiesen,  s.  aach  2.  A.,  S.  223  ff.  and  die  Zasitze  za  S.  243  ff.;  Ümlich 
Hildebrand,  Nationaloknn.,  8.  27  ff.,  s.  aach  dessen  Aafis.  die  gegenwärtige  Aaf- 
gabe  der  Nationalökonomie  in  s.  Jahrbttchem,  1863,  B.  1;  vgl.  ? on  Fiüheren  Schlitz, 
das  sittliche  Element  in  der  Yolkswirthschaft,  Tob.  Ztschr.  1844,  and  ron  Neueren 
besonders  Schmoller's  Grandfragen  des  Rechts  and  der  Yolkswirthschaft 

Ich  nehme  nanmehr  in  dieser  3.  Aafl.  besonders  auf  die  darin  nea  enthaltenen 
Aasfuhrungen  ttbor  ökonomische  Psychologie  and  Motivation  im  1.  Kap.  des  1.  Buchs 
Bezag.  Erst  dadorch  wird  m.  £.  aach  für  die  Entscheidang  der  principiell^i  Fragen 
in  diesem  5.  Bache  die  tiefere  and  allseitigere  Begrandang  gegeben,  welche  in  den 
beiden  früheren  Aaflagen  in  der  Behandlang  dieses  Gegenstands  noch  gefehlt  hat 
oder  wenigstens  nicht  aaäieichend  gegeben  worden  war.  Doch  glaabe  ich  im 
Debrigen  die  ältere  Behandlang  in  der  2.  Aafl.  sachlich  im  Ganzen  aufrecht  halten 
za  dürfen  and  fand  aach  an  der  formellen  Behandlangsweise  nicht  so  viel  zu  ver^ 
ändern  für  geboten.  Für  die  Uebereinstimmang  mit  Autoren,  wie  Knies,  HUdebrand, 
Schaffte,  Schmoller,  Schönberg  und  neueren,  welche  z.  Th.  an  meine  Auffassung  an- 
geknüpft und  daran  Kritik  geübt  haben,  wie  G.  Gohn,  Gross,  E.  Saz  (§.  298)  und  ftlr 
die  Abweichungen  von  denselben  möchte  ich  mich  ebenfalls  jetzt  mit  auf  jenes  Kapitel 
über  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  im  1.  Buche  beziehen.  Meine  Auf- 
fassung und  Behandlang  der  Fragen  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  hier  im 
5.  Buche  sind  wesentlich  zugleich  Gonsequenzen  jener  GrandaufTassungen,  wie  ich  sie 
jetzt  dort  niedergelegt  habe.  Eben  deshalb,  räume  ich  ein.  hätten  die  Ausführungen 
in  jenem  Kapitel  des  1.  Buchs  schon  in  den  früheren  Auflagen  nicht  fehlen  dorun, 
um  diesem  5.  Bache  als  Fundament  zu  dienen,  daher  auch  ihm  vorangehen  müssen. 
Im  Folgenden  habe  ich  deshalb  auch  nur  auf  einzelne  Puncto  der  Kritik  und  Polemik 
gegen  meine  Ansichten  BUcksicht  genommen. 

Dass  neben  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse  („Eigennutz'*)  auch  andre 
Triebfedern  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  bestimmen,  ist  zwar  auch 
früher  nicht  übersehen,  auch  oft  hinsichtlich  sittlich  guter  Potenzen  (Liebe,  Gemein- 
sinn) als  nothwendig  bezeichnet  worden.  Aber  theils  wurde  die  Berücksichtigung 
dieser  Momente  (besonders  der  „Moral*',  Ethik)  wenigstens  als  ungehörig  in  der 
Theorie  der  Politischen  Oekonomie  bezeichnet:  es  bewirke  hier  nur  eine  wissen- 
schaftlich falsche  Yermengung  von  Ethik  und  Oekonomik,  wie  im  Ganzen 
namentlich  die  spätere  Smith 'sehe  Schule,  die  Bastiat'sche  Interessenharmonie- 
Theorie  und  die  sich  an  diese  anschliessende  sogen,  deutsche  FreihandeU- 
schule  argumentirte;  theils  beschränkte  sich  die  Beachtung  von  Factoren,  wie  der 
Gemeiosinn,  auf  kurze  Berührung  in  einzelnen  mehr  practischen  Fragen,  wie  bei  der 
grossen  Mehrzahl  der  Schriftsteller;  theils  sollte  wenigstens,  nach  Hermann 's 
bemerkenswerther  Auffassung  in  der  1.  Aufl.  s.  staatsw.  Untersuchungen  1.  Abh^  in 
der  Theorie,  in  der  im  engeren  Sinne  sogen.  Yolkwirthschaftslehre,  nur  das 
Selbstintoresse ,  der  Eigennutz  der  Individuen,  nicht  der  Gemeinsinn  oder  ein  der- 
artiger Factor  betrachtet  werden  und  erst  in  dem  practischen  Theile,  in  der 
Yolkswirthschaftsp flöge,  die  Ergänzung  der  Theorie  durch  das  Studium  der  Function 
des  Gemeinsinns  erfolgen.  Diese  Ansicht  ist  derjenigen  Bau 's  analog,  die  theo- 
retische Yolkswirthschaftslehre  und  die  ökonomische  Politik  zu  trennen, 
d.h.  schliesslich  doch  die  Yolkswirthschaft  dort  ohne  Bücksicht  auf  den  Staat  zu 
betrachten.  (S.  darüber  jetzt  oben  §.  102  ff.,  bes.  S.  268,  275.)  In  der  2.  Aufl.  ä. 
Unters,  hat  Hermann  in  der  1.  Abb.  S.  47  ff.  dem  Gemeinsinn  seine  Sphäre  in  der 
Collect ivwirthscbaft,  bei  den  öffentlichen  Aufgaben  der  Gemeinden,  Bezirke,  Pro- 
vinzen, des  Staats  im  Ganzen,  bei  den  von  ihm  sogen.  Zweck  wirthschaften  ftlr  gewisse 
CoUectivzwecke  einzelner  Gruppen  der  Bevölkerung  viudicirt  Ich  kann  dieser  Auf- 
fassang Hermann's,  die  mehrfach  Anklang   gefanden  hat,  nicht  beistimmen.    In  der 
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theoretischen  NatioDal^^konoiDie  kann  nicht  nur  der  „Eigennutz"  betrachtet  werden, 
am  Wenigsten  als  ganz  gleich  bleibende  constante  Ursache,  in  der  practischen  National- 
ökonomie oder  in  der  Volkswirtbschaftspflege  nicht  nur  der  Gomeinsinn,  auf  welchen 
die  wichtigsten  Maassregeln,  z.  B.  des  Staats,  nnr  bei  einer  dorchaas  gezwungenen 
Sprachweise  znrückgefohrt  werden  würden.  Röscher  (§.  11,  Anm.)  bat  darin 
Becht,  dass  Eigennutz  und  Gemeinbinn  weder  coordinirte  noch  erschöpfende  Gegen- 
sitze bilden,  wenn  ich  dies  auch  anders  verstehe  als  er.  Auf  den  Gemeinsion  kann 
man  jedenfalls  nur  freiwillige  Thfttigkeiten  zurückführen,  also  etwa  einzelne  der 
unten  sogen,  freien  Gemeinwirthschaften ,  die  meisten  davon  auch  nicht  mit  Recht, 
noch  weniger  die  viel  wichtigeren  Zwangsgemeinwirthschaften.  Der  Gemoinsinn  femer 
steht  dem  Selbstinteresse  nicht  nothweodig  entgegen,  sondern  rerbindet  sich  mit 
diesem  oft  sehr  enge,  wie  besonders  in  manchen  freien  Gemeinwirthschaften. 

Nach  Röscher,  §.  11,  liegen  der  Wirthschaft  regelm&ssig  zwei  geistige  Trieb- 
federn zu  Grunde,  Eigennutz  und  die  Forderungen  der  Stimme  Gottes  in  uns,  des 
Gewissens,  worin  richtig  anerkannt  wird,  dass  jene  erste  Triebfeder  nicht  allein 
wirkt,  noch  wirken  darf  und  soll,  daher  auch  in  der  Nationalökonomie  nicht  allein 
zu  betrachten  ist  Aus  dem  harmonischen  Zusammenwirken  beider  Triebfedern  l&sst 
Röscher  dann  den  Gemeinsinn  entstehen.  Damit  könnte  man  noch  einverstanden 
sein.  Aber  wenn  es  dann  heisst:  auf  dem  Gemeinsinne  beruht  stufenweise  das  Familien-, 
Gemeinde-,  Volks-  und  Menschheitsleben,  so  sind  hier  doch  schon  nicht  homogene 
noch  coordinirte  Elemente  neben  einander  gestellt,  in  denen  der  Gemeinsion  eine  sehr 
ungleichartige  Rolle  spielen  müsste.  In  §.  12  heisst  es  dann  weiter:  durch  den 
Gemeinsion  werde  das  bellum  omnium  contra  omnes,  die  Folge  gewissenlosen  Eigen- 
nutzes zwischen  den  Einzelwirthscbaften,  zu  einem  höheren,  wohl  gegliederten 
Organismus  versöhnt;  auf  dem  Gemeinsinn  beruhten  die  so  verschiedenen  Formen 
und  Abstufungen  der  Gemeinwirthschaft:  die  Haus- ,  Gorporations-  und 
Associations- ,  die  Ck>mmunal-,  die  Volkswirthschaft.  Hiermit  wird  aber  doch  das 
specifisch  Verschiedenste  auf  diesen  Gemeinsinn  zurückgeführt  und  eben  deswegen 
dem  letzteren  eine  m.  E.  unmögliche  Leistungsfähigkeit  zugetraut,  welche  mit  den 
erfahrungsmässigen  Thatsachen  in  Widerspruch  steht.  Die  Volkswirthschaft  kurzweg 
auf  dem  Gemeinsinn  beruhen  zu  lassen,  halte  ich  für  ebenso  einseitig,  als  sie  mit  der 
vorgeschrittenen  Smith*schon  Schule  bloss  auf  das  Solbstinteresse  zu  begründen.  Aehn- 
lich  wie  ich  urtheilt  über  diese  Lehre  Roscher's  Knies,  Pol.  Oek.,  2.  A.,  S.  250. 
Auch  in  den  neuesten  Auflagen  hat  Röscher  seine  Lehre  weder  nach  Inhalt,  noch 
nach  Form  irgend  wesentlich  geändert  und  nur  in  den  Noten  auf  die  abweichenden 
Auffassungen  neuerer  Autoren  hie  und  da  Bezug  genommen  (s.  20.  A.  von  B.  1,  §.  11  ff.). 

A.  Smith  selbst  hat  nicht  nur  in  seiner  theory  of  moral  sentiments  das 
Sympathieprincip  zum  leitenden  gemacht,  sondern  auch,  wie  schon  Knies,  1.  A., 
S.  148  gegen  die  Tradition  gut  berichtigte,  das  selfinterest  der  Einzelnen  nicht  so 
unbedingt  als  mit  dem  Gesammtwohl  übereinstimmend  anerkannt,  fern  von  Bastiat'schen 
Illusionen  über  den  Interessenharmonismus.  Der  Ausdruck  Gemeinwirthschaft  wird 
von  Röscher  ferner  in  kaum  zulässiger  Weise  verallgemeinert,  wenn  er  damit 
einzelwirthschaftli'che  Gemeinwirthschaften,  wie  die  Hauswirthschaft  (einmal 
dazu  gerechnet)  jedenfalls  eine  sein  würde,  die  Gorporations-  und  Communalwirthschaft 
eine  ist,  und  anderseits  die  Volkswirthschaft  bezeichnet,  welche  ausserhalb  eines 
streng  socialististischen  Systems  niemals  eine  Einzelwirthschaft  mit  einem  Subject  an 
der  Spitze  ist  (s.  o.  §.  147.  149). 

Mir  scheint  nun  das  Zugeständniss  noth wendig,  dass  in  der  Volkswirthschaft 
verschiedene  Organisationsprincipien  neben  einander  bestehen,  sich  er- 
gänzend und  modificirend,  und  demgemäss  dann  verschiedene,  immer  vor- 
nemlich  (nicht  ausschliesslich,  §.  335)  auf  je  einem  dieser  Principien  beruhende  Wirth- 
schaftssystemo  oder  Kategorien  von  Einzelwirthscbaften  in  Combination 
treten. 

Das  Selbstinteresse  muss  dabei  aber  auch  in  seinem  speciellen  Gebiete,  im 
pri vatwirthschaftlichen,  nicht  als  eine  immer  gleich  bleibende  noch  als  eine 
immer  gleich  wirksame  Kraft  angesehen  werden,  sondern  es  steht  selbst  wieder 
unter  dem  Einfluss  der  Sitte  und  Sittlichkeit  (des  Gewissens,  in  Roscher's  Ausdrucks- 
weise): es  kann  und  soll  „moralisirt'S  allgemeiner  ausgedrückt:  zu  einem  Gulturfactor 
erzogen  werden.  Diese  Möglichkeit,  bez.  Noth  wendigkeit  muss  bereits  in  der 
Untersuchung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  oder  in  dem  theo- 
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retischen  Theile  der  Polidschen  Oekonomie,  den  die  dentsche  Schule  nach  Ran 's 
Vorgang   von   dem  practischen  zu  trennen  sucht  (§.  103  Ü,),   beachtet  werden  und 
daher  auch  bei  den  Schlüssen,  welche  man  aus  dem  Wirken  des  Selbstinteresses  in 
den  einzelnen  Verkehrsacten  nach  der  Methode  der  Deduction  ableitet.    Die  Annahme 
eines   .,reinen'\    ,,absoluten*\   in   allen  Personen  zu  allen  Zaten   und  AbecmU 
gleichm&ssig    wirkenden    Selbstinteresses    hat    deshalb    in    der    Hypothese    in 
der  Nationalökonomie   doch   ihre   volle   Berechtigung,    aber   nur    in  derjenigen  Be- 
schrftokung,  wie  dies  im  Gegensatz  zu  manchen  Anhängern  der  sogen.  historiscIieD 
Richtung  in  Deutschland,  aber  in  Uebereinsämmung  mit  J.  St  Mi  11  (Logik),  jetzt 
in  dieser  8.  Aufl.  dieses  Werks  im  2.  Kapitel  des  1.  Buchs  (2.  H.-A.  Methodenlehre), 
näher  dargelegt  und  begründet  wurde.     Auch  in  der  Theorie  und  in  der  Lehre 
vom   privat wirthschafdichen  System  müssen  alsdann  jedoch   die  aus  dem   Wirken 
eines  solchen  bloss  hypothetischen  reinen  Selbstinteresses  abgeleiteten  Schlüsse 
sofort   ihre  Berichtigung  finden,   indem   die  das  Selbstinteresse  in   der  Wirklichkdt 
selbst  modificirenden  Factoren  (andere  egoistische  und  uichtegoistische  Motive,  s.  o. 
§.  38  ff.,  69  ff.,  gute  und  schlechte  Potenzen,  s.  o.  §.  315)   mit   in   die    Unter- 
suchung gezogen  werden.    Dieser  Forderung  redet  in  seiner  vortrefflichen  Schrift 
über  M 111 's  Anwehten  in  der  socialen  Frage  auch  Lange  das  Wort,  indem  er  in 
der  Einleitung  mit  Recht  sagt,   dass  die  einstweilige  Berücksichtigung  der  Moral  in 
der  angewandten  Volkswirtbschaftslehre  nicht  auf  die  Dauer  genüge,  sondern  die  Moral, 
wenigstens  später,  in  die  oxacte  Ökonomische  Theorie  mit  aufgenommen  werden 
müsse  (bes.  S.  16  ff.).     Ebenso   in  voller  Zustimmung  zu  Lange,   von  dem  er  mit 
Recht  rühmt,  dass  er  „in  Bezug  auf  die  Methodik  der  Volkswirthschaftslehre  dardiaos 
den  richtigen  Staodpunct  vertrete'*,  v.  Mangoldt,  in  seiner  vorzüglichen  letzten  Abh. 
„Volkswirthschaft  im  StaatswOrterb.  XI,  112,  eine  Auffassung,  aus  der  v.  Mangoldt 
in  seiner  leider  durch  den  Tod  abgebrochenen  „Volkswirthschaftslehre"  (Stuttg.  1S68) 
schon   manche  Gonsequenzen  zog,   mehr  als  in  seinem  Grundriss.     Diese  Ajnnahme 
eines  nicht  unwandelbaren  Selbstinteresses  ist  in  dem  bedeutendsten  theoretischen 
Werke  der  historischen  Schule,  schon  in  der  1.  Aufi.  von  Knies'  „Die  Politische 
Oekonomie   vom  Standponcte   der   geschichtlichen  Methode",   auch  der  rothe  Faden, 
welcher  die  ganze  Darstellung  durchzieht     Die  Zusätze  in  der  2.  Aufl.  hat>en   hia 
noch   manche   weitere  werthvolle  Ausführungen  gebracht     Auf  dies  Werk  nnd  auf 
Schmoller's  „Grundfragen",  bes.  S.  87  ff.    („der  Egoismus  ist  niemals  eine  feste 
Potenz,    eine    gleichmässige    Grösse")    verweise    ich    daher    besonders.    Schmoll« 
gegenüber  freilich  mit  den  Vorbehalten,    welche  sich  aus  meiner  Motivationstheorie 
und  Methodologie   oben    im   1.  Buche  ergeben  (s.  o.  A.  o.  S.  90,  Note).     S.    femer 
Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft,  S.  27ff.;  Ders.,  gegen- 
wärtige Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Nationalökonomie,  gewissermaassen  Programm- 
aufsau,   Jahrb.  I  (1863),  S.  5  ff..  187  ff.;   G.  Cohn,  Bedeutung  der  Nationalökon.  u. 
Stellung    im   Kreise   der  Wissenschaften,    BerL    1869;    Bischof,    Grundzüge   eines 
Systems  d.  Nationalökon. ,  Graz  1874,  S.  19  ff.;   Gontzen,  Einl.  in   d.  staatü-  und 
volksw.  Stud.,  Leipzig  1870.   —  Von  besonderem  Interesse  ist  auch  die  letzte  Abk. 
Rau's  in  der  Tab.  Ztschr.  1870,  XXVI,    106—121    „Bemerkungen  über  die  Volks- 
wirthschaftslehre und  ihr  Verhältniss  zur  Sittenlehre",  wo  der  verehrte  Altmeister  mit 
der  ihm  eigenen  rohigen  Objectivität  und  Klarheit  die  Einwendungen  gegen  die  Be- 
gründung  der   Volkswirthschaftslehre   auf  den   Eigennutz    auf  ihr   richtiges   Maass 
zurückzufahren  sucht,  auch  eine  wirthschaftliche  Sittenlehre  statuirt  (S.  HC) 
und  f^egenüber   dem   mehr  privatwirthschaftlichen  Standpuncte  seines  Systems  doch 
mancherlei  Concessionen  macht,  freilich  mehrfach  in  d^  Weise,  dass  er  meint,  die 
bisherige  Nationalökonomie  habe  die  ihr  zngeschriebene  Einseitigkeit  theils  gar  nicht 
besessen,  theils  mit  Becht  festgehalten.     Bau 's  Standpunct  wird  indessen  am  Besten 
in  Verbindung  mit  seiner  Systematisirung  und  Eintheilung  der  Politischen  Oekonomie 
geprüft;  s.  daher  oben  Buch  1,  S.  266  ff.     Beachtenswerth  ist  in  jener  Abhandlung 
auch  Bau 's  Auffassung  der  Volkswirthschaft.     Er  sagt  darüber  S.  114:   sie  ist  ein 
aus  Einzelwirthschaften  in  einem  Volke  bestehendes,  auf  der  freien  Verbindnng 
derselben  beruhendes  grosses  Ganze,  eine  Vielheit,  zusammengehalten  durch  das 
Land  und  die  Unterwerfung  unter  die  nemliche  Staatsgewalt    Aber  ans 
letzterem  Znsatze  werden  die  CJonsequenzen  hinsichtlich  der  staatlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft  nicht  gezogen.    Bau  hat,  wie  sich  S.  115  ff.  zeigt,  doch  immer 
nur    die    tauschwirthschaftliche  Seite   der  Volkswirthschaft,    also  das  privat- 


YorbemeriniDgeD  und  Litterator.  765 

wirthschafüiche  System  vor  Augen.  Vgl.  Roscher's  ganz  richtige  Bemerkung  aber 
Bau  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomie,  S.  SCO.  —  Die  Beziehungen 
zwischen  Nationalökonomie  und  Moral  sind  mehrfach  in  der  fran- 
zösischen Litteratur  untersucht,  z.  Th.  in  Folge  der  äusseren  Anregang  durch  eine 
Preisaufgabc  der  französischen  Acad6mie  des  sciences  mor.  et  polit  im  J.  1 857  Über 
das  Thema:  „d^termioer  les  rapports  de  la  morale  avec  r6conomie  politiqae''.  S.  be- 
sonders die  preisgekrönte  Schrift  ?on  A.  Bondelet,  du  spiritualisme  en  6conomie 
politique,  Par.  1859,  namentlich  pr^face  und  introduction.  Auch  Baudrillart  u.  A.  m. 
Ueber  A.  Smith  speciell  mit  Bttcksicht  auf  das  Yerh&ltniss  von  Ethik  und  Oekonomik 
6.  auch  A.  Oncken,  Ad.  Smith  und  Kant,  1.  B.,  Lpz.  1877.  und  v.  Skarzynski, 
A.  Smith,  Berl.  1878.  Aus  der  neuesten  Zeit  die  oben  S.  71  gen.  Schriften,  bes. 
Zeyss,  Schubert  und  namentlich  W.  Uasbach  (S.  5). 

Ein  zweites  Organisationsprincip  liegt  denjenigen  Einzel wirthschaften  zu  Grunde, 
welche  im  Text  mit  dem  Namen  „caritatives  System*'  zusammengefasst  werden. 
Der  Ausdruck  „Gemeinsinn''  ist  hier,  wenigstens  ohne  Zwang,  nicht  allgemein 
anwendbar.  Es  handelt  sich  um  eine  Beihe  moralischer  Potenzen  und  geistiger 
Triebfedern,  durch  welche  absichtlich  und  freiwillig  das  Selbstinteresse  über- 
wunden, nicht  nur,  wie  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  eines  gesitteten  und 
sittlichen  Volks,  gezttgclt  oder  modificirt  wird:  daher  das  fOnfte  der  von  mir  oben 
unterschiedenen  Leitmotive,  der  Trieb  des  inneren  Gebotes  zum  sittlichen  Handeln, 
(§.  45,  46),  vomemlich  einwirkt,  eigentlich  allein  einwirken  sollte,  wenn  auch  andere 
Motive,  besonders  Formen  des  dritten  (§.  39  ff.,  Eitelkeit  u.  dg].!)  vielfach  mit  oder 
selbst  allein  wirken.  Zwischen  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  System  ist 
daher  der  Gegensatz  am  Meisten  ein  principioller,  wie  dies  u.  A.  die  vorgeschrit- 
tene Smith'sche  Schule  in  ihrer  Abneigung  gegen  gewisse  Arten  der  Wohltbätigkeit 
und  Unterstützung  zeigt,  —  gelegentlich  selbst  in  der  principiellen  Verwerfung  aller 
Einnahmen,  die  nicht  streng  auf  dem  Prindp  von  Leistung  und  Gegenleistung  be- 
ruhen, was  z.  B.  in  der  Steuerlehre  ganz  folgerichtig  zu  der  unhaltbaren  Vendlge- 
meinerung  des  Gebührenprincips  führt,  (s.  meine  Finanz.  I,  3.  A.  §.  201,  204,  II,  2.  A. 
§.  15  ff.,  83  ff.) 

Dagegen  halte  ich  es  mit  Knies  für  eine  Täuschung  ond  für  unlogisch  und  mit 
den  Thatsachen  in  Widerspruch,  das  gemeinwirthschaft liebe  System  auf  den 
Gemeinsinn  oder  auf  eine  ihm  verwandte  geistige  Triebfeder  zurückzuführen.  In 
den  freien  Gemein  wirthschaften  waltet  doch  in  erster  Linie  ein  richtig  verstandenes, 
wenn  auch  gezügeltes  und  sich  absichtlich  freiwillig  beschränkendes  Selbstinter- 
esse vor  den  etwa  mitspielenden  gemeinnützigen  Motiven  vor  (§.  342).  Die 
viel  wichtigere  Gruppe  der  Zwangs  gemein  wirthschaften  kann  man  aber  überhaupt 
ohne  die  unhaltbare  Fiction  eines  frei  geschlossenen  Staatsvertrags  gar  nicht  auf  einen 
freiwilliges  gemeinsames  Handeln  der  betheiligten  Individuen  voraussetzenden 
Factor,  wie  der  Gemeinsinn,  zurückführen,  ebensowenig  als  auf  das  individuelle 
Selbstinteresse,  das  in  der  That  der  Einfügung  einer  Wirthschaft  in  eine  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  oft  abgeneigt  ist  und  vom  Standpunct  des  einzelwirthschaftlichen  Vor- 
teils aus  mitunter  mit  Becht  (§.  348).  Die  Zwangsgemeinwirthschaften  beruhen  vielmehr 
auf  einer  freilich  im  Gesammtinteresse  der  Gattung  (des  Volks,  der  Ortsbewohner, 
einer  gegen  gewisse  Gefahren  zu  schützenden  Gemeinschaft  von  Personen  u.  s.  w.), 
aber  eben  deshalb  oft  mit  Hinwegsetzung  über  das  Interesse  des  Individuums, 
von  der  organisirten  Gewalt  im  Volke  gegebenen  Ordnung,  in  letzter  Linie 
daher  immer  auf  dem  Principe  der  organisirten  und  selbst  wieder  organisirenden 
Staatsmacht,  wenn  auch  dabei  bei  Dnterthanen  und  Obrigkeit  die  seelischen  Mo- 
tive, wie  sie  im  1.  Buche  dargelegt  wurden,  wieder  mitspielen  (§.  300,  346).  So  jetzt 
auch  in  Modification  seiner  früheren  Lehre,  mir  beistimmend  Schäffle  (Soc 
Körper  lU,  367).  Diese  orgaoisirende  Thätigkeit  der  Staatsmacht  muss  in  der  Volks- 
wirUischaft  im  wahren  Gesammtinteresse  in  der  Bildung  der  Zwangsgemeinwirth- 
schaften und  in  der  Feststellung  des  Bereichs  oder  der  Competenz  einer  jeden,  ein- 
schliesslich des  Staats,  und  damit  auch  in  der  Abgrenzung  des  Boreichs  der  drei 
Wirthschaftssysteme  gegeneinander,  sich  vollziehen:  das  ist  die  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  der  Lehre  vom  zwangsgemeinwirthschafüichen  System  und  vom  Staate 
speciell  (Buch  6)  zu  lösen  ist  Diese  Aufgabe  gehört  aber  in  die  Nationalökonomie, 
wie  dies   allerdings   bisher  am  Schärfsten  und  Consequentesten    die   socialistischen 
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Theoretiker  ?on  St.  Simon,  Fonrier  und  L.  Blanc  bis  auf  Rodbertns  und 
F.  Lassalle  betont  haben,  eine  Forderung,  welche  den  immer  noch  vorhandenen 
richtigen  Kern  selbst  in  den  Foarier 'sehen  Phantastereien  bildet  Was  Lassalle  in 
seinem  Vortrag  „über  Yerfassungswesen**,  Berlin  1862,  über  die  entscheidende  Be- 
deutung der  realen  Machtverhältnisse  für  die  wirkliche  (im  Gegensatz  zur  papienen) 
politische  Verfassung  sagt,  das  gilt  auch  von  der  volkswirthschaftlichen  Verfassaog. 
in  welcher  die  gemeinwirthschafUiche  Organisation  zu  Gunsten  der  privatwirthschaft- 
lichen  und  caritativen  eingeengt,  aber  auch  ebensogut  und  bei  fortschreitenden  Coltnr- 
Völkern  immer  stärker  auf  Kosten  dieser  beiden  anderen,  besonders  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems,  ausgedehnt  werden  kann  und  wird  (s.  schon  oben  §.  295 
und  unten  Buch  6). 

Von  diesem  Standpnncte  aus  erweitert  sich  dann  freih'ch  das  Gebiet  der 
Volkswirthschaftslehre  sehr.  Die  früher  nur  sogenannte  Volkswirthschafb- 
lehre  ist  wenig  mehr  als  eine  Lehre  des  rein  privatwirthschaftlichen  Systems,  der 
man  einen  so  engen  Namen,  wie  Tauschlehre,  Katallaktik,  von  xatakkayii, 
Tausch  (Whately),  Plntologie,  von  nkovtog,  Reichthum  (Hearne)  wohl  allea- 
falls  geben  konnte  (s.  o.  S.  266).  Die  in  diesem  Werke  von  mir  vertretene  Auffassong 
ist  m.  £.  aber  auch  eine  nothwendige  Consequenz  der  Einbeziehung  der  personlichen 
Dienste  und  Verhältnisse  in  die  wirthschaftlichen  Güter  (s.  o.  §.  121). 

§.  298.  Fortsetzung.  Neuere  Litteratur  zur  Kritik  der  Lehre  von 
der  Organisation.  Mehrfach  sind  meine  Auffassungen  und  BegriCkbestimmoDgeD, 
so  über  Gemeinbedürfniss,  gemeinwirthschaftlichcs  Princip  und  System,  beider  letzterer 
Unterscheidung,  Wesen  der  Gemeinwirthschaft  u.  a.  m.,  wie  sie  in  den  früheren  Auf- 
lagen, besonders  in  der  zweiten,  gegeben  waren  (S.  197  ff.),  in  der  neueren  deutschen 
Litteratur  als  Anknüpfungspunct  für  weitere  theoretische  Untersuchungen  über  diese 
Fragen  der  Organisation  benutzt,  dabei  aber  auch  einer  mehr  oder  weniger  scharfen, 
zum  Theil  ablehnenden  Kritik  unterzogen  worden.  Ich  hebe  daraus  folgende  Arbeiten 
besonder»  hervor. 

Gross  hat  in  der  beachtenswerthen  und  klargedachten  wie  klar  geschrie- 
benen Schrift  Wirthschaftsformcn  und  Wirthschaftsprincipien  (Leipzig  1S8S),  später 
in  Kürze  in  dem  Art.  Gemeinwirthschaft  im  H.-W.-B.  d.  Staatswiss.  (II,  803)  nach- 
zuweisen gesucht,  dass  schärfer,  folgerichtiger  und  klarer,  als  ich  es  gethan  hätte, 
zwischen  Wirthschaftsprincipien,  „Grundsätzen,  nach  welchen  bei  der  Verfolgung  des 
Wirthschaftszwecks  vorgegangen,  nach  welchen  demnach  der  Verkehr  gestaltet  werde,*" 
und  Wirthschaftsformcn,  „d.  h.  der  verschiedenartigen  Gestaltung  der  Wirthschafts- 
subjecte''  unterschieden  werden  mttsse.  Die  characteristischen  Merkmale  der  Wirth- 
schaftsprincipien lägen  nicht  in  der  Gestaltung  des  die  einzelnen  Wirthschaftsacte 
vornehmenden  Subjects,  sondern  in  der  Gestaltung  der  Wirthschaftsacte  selbst  (H.- 
W.-B.  II,  804).  Ich  gebe  zu,  dass  ich  vielleicht  in  der  Wortfassung  zu  diesem  Tadel 
mitunter  Anlass  gegeben,  im  Sinne  gleichwohl  kaum.  Auch  bleibt  es  meiner  An- 
sicht nach  eben  doch  wahr,  dass  die  „Gestaltung  des  Wirthschaft^ubjects*',  wie  bei 
den  Gemein wirthschaften,  eine  Folge  und  anderseits  eine  Voraussetzung  der  Verwirk- 
lichung des  —  nicht  ausschliesslich,  aber  vornemlich  (§.  335)  —  die  Gestaltung  der 
Wirthschaftsacte  bestimmenden  Princips  ist.  In  der  Gemeinwirthschaft  wird  auch  das 
Wirthschaftssubject  so  construirt,  dass  eine  andere  Motivation  der  wirthschaftlichen 
Handlungen,  als  die  in  der  Privatwirthschaft  wegen  der  Macht  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  vorherrschende,  erleichtert  bezw.  selbst  erst  ermöglicht  wird.  Doch 
habe  ich  jetzt  in  der  formellen  Behandlung  einigen  der  Gross'schen  Bedenken  Rech- 
nung getragen  (s.  u.  A.  bes.  §.  300,  335). 

Einiges  in  dieser  Kritik  von  Gross  stimmt  dem  Sinne  nach  mit  kritischen  Ein- 
wendungen anderer  Autoren  gegen  mich  überein. 

G.  Cohn  hat  in  dem  Aufsatz  Gemeinbedürfniss  und  Gemeinwirthschaft,  „ein 
Wort  zur  Terminologie  der  Volkswirthschaftslehre"  (Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  m\, 
B.  37,  S.  464 — 495)  namentlich  meine  Aufstellung  und  Fassung  dieses  Begriffs  Ge- 
meinbedürfniss angegriffen,  ebenso  wie  den  Umfang,  welchen  ich  diesem  Begriff  durch 
die  Einreihung  der  zu  diesen  Bedürfnissen  gerechneten  Fälle  gebe.  Er  gelangt  e%wt- 
lich  zur  Verwerfung  des  ganzen  Begriffs.  Zum  Theil  knüpft  er  an  die  Yerwendttnj 
des  Begriffs  bei  anderen  Autoren,  bes.  Hermann,  Schäffle  an,  sowie  in  meiner  in 
demselben  Bande  der  Tüb.  Ztßchr.  enthaltenen  Abb.  „der  Staat  und  das  Versicheru«gs- 
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we3en'\  ^.principielle  ErOrterangen  über  die  Frage  der  gemeinwirthschaftlichen  oder 
priratwirthschafUiclieii  Organisation  dieses  wirthschaftlichen  Gebiets  im  Allgemeinen'* 
(eb.  S.  102 — 172,  anch  selbständig  erschienen),  eine  Arbeit,  aof  die  ich  mich  auch 
fOr  die  Fragen  dieses  5.  Bnchs  mitbeziehe  (wie  ebenfalls  auf  Weiteres  hierüber  in 
meiner  Abhandlung  über  Yersicherungsiresen  im  SchOnberg'schen  Handbncb,  B.  II). 
Was  mir  G.  Cohn  hier  eigentlich  vorwirft,  ergiebt  sich  aus  einer  Stelle  seines  Systems 
B.  I  (S.  187)  noch  deutlicher:  mein  ganzer  Begriff  „Gemeinbedürfhiss**  sei  nur  aus 
der  hastigen  Ungeduld  zu  erklären,  das  in  der  neueren  Nationalökonomie  betonte 
Moment  der  Gemeinschaft  in  die  ersten  Begriffe  der  Wissenschaft  hinein  zu  bringen, 
wo  dann  mit  logischer  Nothwendigkeit  alles  Weitere  aus  dem  so  festgestellten  Begriffe 
Fon  selber  folget  „eines  der  schlagendsten  Beispiele  filr  die  Willkühr,  mit  welcher 
aus  den  Contro?ersen  der  practischen  Gegenwart  die  Entscheidung  für  eines  der  beiden 
Extreme  herausgenommen  und  um  grösserer  Beweiskraft  Willen  in  die  ersten  Begriffe 
der  Wissenschaft  hinein  verlegt  werde/'  M.  a.  W.,  mein  Begriff  des  Gemeinbedürf- 
nisses, dessen  Mängel  Cohn  in  der  gen.  Abh.  weiter  zu  zeigen  sucht,  beruht  also 
hiemach  auf  einer  petitio  principii  und  dient  nur  zur  Vorwegnähme  der  Lösung 
practischer  Probleme  der  Gegenwart.  Ich  kann  mich  diesem  Vorwurf  gegenüber 
indessen  darauf  beziehen,  dass  ich  grade  in  den  weitaus  wichtigsten  Fällen  von 
„Gemeinbedürfnissen''  mit  den  allgemeinsten  menschlichen  Gem einschaf ts- 
ver hält  uissen  zu  thun  habe,  welche  mit  Lösung  modemer  practischer  Fragen  nicht 
mehr  als  mit  derjenigen  von  uralten  Fragen  des  Menschengeschlechts  zu  thun  haben. 
Allerdings  aber  halte  ich  daran  fest,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete,  und  u.  A.  in  der 
That  auch  durch  Entwicklung  der  Productionstechnik,  neue  Fälle  von  Gemeinbedürf- 
nissen hinzutreten  (s.  auch  Saz,  Grundlegung,  S.  198 — 199).  Im  Uebrigen  möchte 
ich  mich  zur  Kritik  von  Cohn's  Polemik  auch  mit  auf  Saz  beziehen,  der  zwar  in 
einzelnen  Puncten  Cohn  beistimmt,  aber  doch  an  dem  Begriff  Gemeinbedürfhiss 
(CoJlectivbedürfniss) ,  mehr  formell  als  sachlich  von  mir  abweichend,  festhält  und 
darauf  selbst  einen  Haupttheil  seiner  theoretischen  Staatswirthschaft  aufbaut 

M.  E.  widerlegen  sich  Cohn's  Einwände  gegen  meine  Auffassung  von  Gemein- 
wirthschaft  schon  durch  mein  Zugeständniss  au  Gross.  Ich  habe  aber  auch  frtlher 
schon  deutlich  hervorgehoben,  dass  z.  B.  die  staatliche  Gemein wirthschaft  nur  ihrer 
Construction  und  ihrer  Hauptaufgabe  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen  Princip  der 
generellen  Kostendeckung  huldigen  könne  und  thatsächlich  huldige  (Herstellung  all- 
gemeiner öffentlicher  Leistungen,  die  dann  „frei  genossen''  werden,  und  Kostendeckung 
derselben  mit  allgemeinen,  nach  besonderen  Maassstäben  aufgelegten  Steuem).  Aber 
ich  habe  stets  zugleich  betont,  dass  anderseits  auch  in  der  Gemein  wirthschaft  privat- 
wirthschaftlich  verfahren  werden  könne  und  verfahren  werde  (2.  Aufl.  S.  216,  wo 
ausdrücklich  auf  Domanial wirthschaft.  Gebührenprincip  hingewiesen  -wird).  Dadurch 
erledigen  sich  daher  Cohn's  schiefe  Fragestellungen  Tüb.  Ztschr.  S.  492. 

Cohn  confundirt  aber  eben  in  der  ganzen  Streitfrage  die  drei  Puncto,  welche 
es  rechtfertigen,  vom  Vorhandensein  von  „Gemeinwirthschaft"  zu  sprechen:  einmal, 
wenn  sachliche  Productionsmittel  an  den  öffentlichen  Körper  übertragen  sind  und 
damit  unter  dessen  Leitung,  in  dessen  Auftrag  producirt  wird  („partieller  Socialismus 
aof  dem  Productionsgebiete"  §.  295  S.  757);  zweitens,  weiyi  im  öffentlichen  Beamten- 
system, nach  dessen  Normen  für  das  Besoldungswesen,  jene  im  vorigen  Buche,  Kap.  2, 
mehrfach  berührte  besondere  Art  der  „Vertheilung  des  Productionsertrags"  zwischen 
Arbeitern  (Beamten)  und  Arbeitgeber  (Staat)  erfolgt  („partieller  Socialismus  auf  dem 
Vertheilungsgebiete"  S.  759);  drittens,  wenn  die  producirten  Güter  (Leistungen)  nach 
dem  Princip  der  generellen  Kostendeckung  mittelst  allgemeiner  Steuem  ganz  oder 
wenigstens  theilweise  bezahlt  werden,  dem  einzelnen  Nutzniesser  aber  dann  unent- 
geltlich oder  nach  anderen  Preisnormen,  auch  wohlfeiler,  als  nach  den  Preisen  im 
Concurrenzsystem,  zur  Verfügung  stehen.  Nur  wenn  alle  diese  drei  Bedingungen 
erfüllt  sind,  und  zwar  auch  die  letzte  so,  dass  die  Leistungen  dem  Einzelnen  als 
„freies  Genossgut"  zustehen,  ist  volle,  wenn  eine  oder  zwei  davon  erfüllt  sind  oder 
bei  der  dritten  theilweise  Kostendeckung  nach  specieller  Entgeltlichkeit  erfolgt  (Ge- 
bührenprincip), ist  partielle  Gemeinwirthschaft  vorhanden,  oder,  nach  meiner  fest- 
gehaltenen Terminologie  (§.  293)  voller  oder  partieller  Communismus.  Wenn  nicht 
ausdrücklich  so  gefasst,  ging  diese  meine  Ansicht  doch  implicite  aus  den  ganzen 
Abschnitten  der  2.  Aufl.  hervor,  wo  über  diese  Fragen  gehandelt  wurde.    Was  Cohn 
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(a.  a.  0.  S.  486)  über  Unterscheidung  eines  formellen  und  materiellen  Princips  b«i 
der  Gemeimrirthschaft  sagt  (im  ersten  Fall  denke  man  an  einheitliche  VeranstaltDiif, 
im  zweiten  an  Ausschluss  egoistischer  Abrechnung  zwischen  Opfer  und  Gennss)  ist 
ganz  richtig,  aber  doch  wahrlich  nicht  von  mir  üb^ehen,  wie  schon  meine  von  CoIib 
oben  in  seiner  Polemik  unbeachtet  gelassenen  Ausflihrangen  in  §.  109  d  (S.  171  iL« 
der  2.  Aufl.  zeigen.  Man  muss  doch  auch  in  solcher  polemischer  Kritik  dem  Gegner 
nicht  etwas  impntiren,  was  er  vernünftiger  Weise  nicht  gemeint  haben  kann.  So  x.  B. 
wenn  man  eben  bei  in  anderer  Hinsicht  verschiedenen  Einrichtungen,  wie  altrOmi- 
scher  Getreidevertheilung  und  Cebemahme  von  Yerkohrsanstalten ,  Gas-  und  Wassa- 
werken  auf  Staat  und  Gemeinde,  das  hier  allein  gemeinte  Aehnliche,  nemlich 
die  Entziehung  dieser  Veranstaltungen  zur  Bedürfnissbefriedigung  aus  den  Htoden 
der  Privatwirthschaft  und  die  dadurch  bedingte  Möglichkeit,  andere  als  die 
rein  privatwirthschafdichen  Entgeltlichkeitsprincipien  anzuwenden,  ignorirt  (vgl.  2.  Äoi 
dieses  Werks  S.  206  Kote  8  und  Cohn,  Tüb.  Ztschr.  S.  489  ff.).  Denselben  Einwand 
habe  ich  gegen  Cohn  s  Bemerkung  (eb.  S.  488)  über  meine  Auffasasung  des  fran- 
zösischen Tabakmonopols  (Tüb.  Ztschr.  1879  S.  89)  als  eines  gelungenen  Stücks  kOnst- 
lieber  Organisation  der  Arbeit  zu  machen.  „Ihr  legt  nicht  aus,  Ihr  leget  untef*,  we 
dann  freilich  die  Kritik  leicht  wird. 

Das  Bedeutendste  und  Schärfste  zur  Kritik  meiner  Lehre  und  zur  Fortbildung 
der  Theorie  der  Gemeinbedürfnisse  und  der  Gemein wirthschaft  hat  £.  Sax  in  seinci 
Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirthschaft  beigetragen.  Von  diesem  Werke 
kommen  hier  grössere  Abschnitte  in  Betracht,  speciell  die  Ausführungen  im  Abschn.  IT 
über  fiedürfniss  u.  s.  w.  S.  172  ff.,  bes.  über  die  CoUectivbedürfnisse  S.  179  ff.,  Bit 
der  Kritik  meiner  Lehre  von  den  Gemeinbedtlrfnissen  S.  183  ff.  Die  übermlssig 
abstracto  Behandlungsweise  und  die  Fassung  machen  es  freilich  auch  hier,  wie  in 
dem  ganzen  Werke,  nicht  leicht,  dem  scharfsinnigen,  aber  oft  auch  spitzfindigen 
Denker  immer  genau  zu  folgen.  Seine  Polemik  gegen  mich  und  seine  ganze  Anf- 
fassung  hängt  aber  auch  mit  anderen  Differenzpuncten  unter  uns,  so  über  den  UmfiBg 
des  Begriffs  Gut  zusammen,  wo  Sax  die  Dienste  und  Verhältnisse  ausschliesst  (S.  1991. 
vergl.  oben  §.  120).  Sax  sucht  nachzuweisen,  dass  Hermanns,  auch  Rodbertos' 
(u.  A.  über  das  „Nationalbedürfniss'',  Kapital,  S.  73  ff. ,  vgl.  die  Angaben  von  Sax 
S.  182,  Kote)  und  ebenso  meine  Auffassung  von  Gemeinbedürfiiiss  unzulänglich  sd 
Er  verwirft  meine  Begrifi«bestimmung,  gesteht  indessen  zu,  dass  meine  ,Xi^o  ^^ 
Gemeinbedürfnisse*'  objective  Gemeinbedürfnisse  im  richtigen  Sinne  umfasse  und 
eine  daran  geübte  Kritik  (also,  ohne  dass  Sax  ihn  nennt,  diejenige  Cohn's)  ihr  Ziel 
vollständig  verfehle  (S.  186),  aber  ich  beginge  Irrthümer  in  Betreff  der  Unterarten, 
confundirte  Bedürfoiss  und  Gut  und,  wie  alle  anderen  bisherigen  Theoretiker,  ignoriite 
auch  ich  über .  dem  Begriff  Ck>llectivbedürfniss  im  objecten  Sinne  den  Begrif  io 
subjectiven  Sinne  (S.  191).  Ich  kann  dem  Allen  gegenüber  doch  nur  zogebea, 
dass  meine  Fassungen  hier  und  da  für  diese  Kritik  Anhaltspuncte  gegeben  haben 
mögen,  nicht  der  m.  E.  doch  nicht  eigentlich  misszuverstehende  Sinn  meiner  Ai»- 
führungen.  In  Betreff  dieses  letzteren  glaube  ich  mich  auch  mit  Sax  mehr  einig,  alä 
er  annimmt,  kann  daher  auch  seine  eigenen  Erörterungen,  so  werthvoll  sie  inhaltlich 
sind,  doch  nicht  ftlr  so  neu  und  eigenartig  halten.  Und  ob  sie  in  der  Fassung  ^nA- 
lieh  so  viel  gelungener  sind?  Ich  finde  die  Fassung  auch  hier  wieder  zu  abstnux 
die  Ausdmcksweise ,  wie  oft  bei  Sax,  zu  geschraubt,  was  weder  immer  auf  f<^ 
Klarheit  des  Gedankens  bei  einem  Autor  hindeutet,  noch  wenigstens  dem  Leser  diese 
Klarheit  über  das,  was  der  Autor  eigentlich  meint,  zu  gewinnen  erleichtert  Zqb 
Beispiel  S.  179  ff.:  Anknüpfend  an  „collectivistische  Bewusstseinserregungen''  oatsteht 
bei  Sax  das  „Collectivbedürfhiss'' :  „die  Bewusstseinszustände  der  Gemeinschaft  beiflf* 
lieh  der  Gebundenheit  der  concreten  Lebenszwecke  gegenüber  den  Dingen  der  AosseD- 
welt.  Die  einzeben  Collectivlebenszwecke  in  dieser  Bedingtheit  sind  die  Gemeia* 
bedürfnisse  im  objectiven  Sinne  des  Worts,  die  entsprechenden  psychischen  Yoi^P 
in  den  coUectivistisch  verbundenen  Individuen  die  CoUectivbedürfnisse  im  subjecti?eB 
Sinne.''  Dann  über  die  Beziehung  der  CoUectivbedürfnisse  im  subjectiven  Stooe  z& 
den  Individualbedürfhissen  (S.  191  ff.):  „die  im  CoUectivbedürfijiss  vorÜegende  öko- 
nomische Bedingtheit  eines  CoUectivlebenszweck  muss  den  von  dem  Verbände  um- 
schlossenen Individuen  als  solche  Bedingtheit  ihres  persönlichen  Zwecklebens  e^ 
scheinen,  insofern  die  coUectivistischo  Lebensführung  für  jeden  Einzelnen  eben  eia^ 
Theil  seines  Lebens  bildet''.    Kichtig,  aber  einfacher  auszudrücken.    Schliesslich .  .,<lie 
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CoUectlV'  und  die  IndiTidualbedQrfnisse  finden  wir  in  der  ökonomischen  Lebens- 
ftihrang  der  Menschen  mit  einander  rerwoben**  (S.  194);  ein  Unterschied  der  Art 
finde  zwischen  beiden  Gnippen  gar  nicht  statt,  vielmehr,  wie  zwischen  den  einzelnen 
Bedarfnissen  jeder  Gruppe,  nnr  ein  Unterschied  der  Intensität,  woraus  dann  weitere 
Consequenzen  gezogen  werden. 

Trotz  aller  Anerkennung  des  Gedankengehalts  dieser  und  anderer  Ausführungen 
von  Sax  habe  ich  mich  nach  reiflicher  Ueberlegung  doch  nicht  zu  einer  wesentlichen 
Aenderung  meiner  Auffassung  und  meiner  Bebandlungsweiso  in  diesem  Boche,  specieU 
in  den  Erörterungen  Ober  GemeinbedOrfniss,  Gemeinwirthschaft  bewogen  gefunden. 
Ich  kann  auch  Sax  nicht  zugeben,  dass  so  sehr  erhebliche  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  uns  bestehen.  Eine  Auseinandersetzung  über  alles  Einzelne  nöthigte  aber 
zu  einer  hier  schon  aus  Rücksichten  auf  den  Raum  ausgeschlossenen  Ausführlichkeit 
in  der  Antikritik,  denn  letztere  müsste  sich  zu  einer  solchen  des  ganzen  grossen 
Saz'schen  Werks  erweitem.  Mehr  als  ich  es  in  einigen  Puncten  der  Fassung 
glaubte  thun  zu  können  und  zu  sollen,  habe  ich  deshalb  Sax'  Wonsch,  das  Störende 
meiner  Darstellung  zu  beseitigen  (S.  191),  nicht  erfüllen  können  (§.  300,  324  ff.). 

Meine  genannten  Kritiker  werden  daher  ihre  sachlichen  und  theilweise  ihre 
formellen  Bedenken  gegen  die  Behandlung  all*  dieser  Fragen  der  Organisation  auch 
in  dieser  3.  Aufl.  vermuthlich  aufrecht  halten,  trotz  meiner  Zogeständnlsse ,  welche 
ich  in  der  Abänderung  einiger  Sätze  gemacht  habe,  —  auch  übrigens  mehr,  um 
Missverständnisse,  wie  sie  vorgekommen,  auch  bei  den  hier  besprochenen  Autoren,  zu 
verhüten,  als  weil  ich  es,  gegenüber  dem  m.  E.  klaren  Sinne  auch  meiner  früheren 
Fassung  für  durchaus  geboten  gehalten  hätte. 

Wesentlich  nur  referirend  in  Betreff  meiner  bezüglichen  Lehren  hat  sich 
6.  Schönberg  zu  denselben  verhalten  (in  s.  Handb.  I,  Abs.  1,  S.  10,  26  der  3.  A.). 

Mit  den  hier  in  diesem  Buche  behandelten  Fragen  hängt  auch  die  practisch 
wichtige  und  theoretisch  bedeutungsvolle  über  die  Princlpien  der  Kostendeckung 
öffentlicher  Leistungen  des  Staats  u.  s.  w.  zusammen.  Diese  Frage  führt 
einmal  in  die  Finanzwissenschaft,  insbesondere  in  die  Gebührenlehre  und  die 
Steuerlehre,  in  letzterer  in  die  Lehre  von  den  Steuervertheilungsprindpien  (Princlpien 
der  Gerechtigkeit)  und  in  die  Lehre  von  der  Wahl  der  Steuerarten  und  vom  Steuer- 
system hinein.  Dafür  beziehe  ich  mich  auf  den  2.  Band  meiner  Finanzwissenschaft, 
2.  Aufl.,  worin  die  bezuglichen  Fragen  eingehend  principiell  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Entscheidung  in  Geschichte  und  gegenwärtiger  Praxis  behandelt  sind  (s.  bes. 
a.  a.  0.  Gebührenlelre  und  eb.  allgemeine  Steoerlehre,  bes.  S.  372  ff.).  Ans  der 
Gebührenlehre  und  aus  der  verwandten  Lehre  der  Tarifregelungen  der  grossen 
Yerkehrsanstalten  (Eisenbahnen),  welche  nicht  oder  noch  nicht,  wie  Post  und  Tele- 
graphie,  als  Gebührenanstalten  anzusehen  sind,  gehören  namentlich  die  Erörterungen 
über  die  Wahl  der  Tarif-,  Taxprincipien  und  über  das  Maass  der  An- 
wendung der  gewählten  Princlpien  hierher.  S.  darüber  bes.  die  Behandlang  dieser 
Puncto  in  meiner  Finanzwiss.  B.  1,  3.  A.,  S.  760  ff.  mit  den  hier  citirten  Arbeiten 
Fr.  J.  Neumann's,  G.  Cohn's,  J.  Lehr's.  Auch  für  alle  die  hierher  gehörigen 
finanz-  und  steuerwissenschaftlicben  Fragen  ist  bes.  auf  Neumann's  bezügliche 
Arbeiten  (das  Werk  „die  Steuer"'  u.  a.  m.,  s.  darüber  meine  Finanzwiss.  II,  2.  A.,  S.  20) 
zu  verweisen:  mit  das  Beste  hierüber.  Sodann  aber  führen  die  angedeuteten  Prin- 
cipienfragen  über  Kostendeckung  in  Gemeinwirthschaften  in  eine  andere  Seite  des 
allgemeinen  Werth-  und  Preisproblems  hinein,  mit  welcher  sich  die  Theorie 
neuerdings  mehrfach  zu  beschäftigen  begonnen  hat:  die  Gestaltung  dieses  Problems 
in  „Verbänden*'  u.  dgl.  Auch  dafür  ist  namentlich  zu  verweisen  auf  Neumann's 
Arbeiten  (Abh.  Preis  in  Schönberg's  Handb.,  8.  Aufl.,  I,  S.  249,  Verbands-,  Vereins- 
und ähnliche  Preise,  bes.  2.  A. ,  S.  269,  Preisgestaltung  in  Fällen  der  Interessen- 
gemeinschaft), G.  Cohn's  System  I,  §.  396  ff.,  E.  Sax'  Grundlegung.  S.  249,  Werth- 
erscheinung  und  ihre  collectivistische  Form).  Berührung  dieser  Seite  des  Werthproblems 
auch  in  der  neueren  sonstigen  Werthlitteratur  (§.  135). 
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Erstes  Kapitel. 

Die  verschiedenen  Organisationsprincipien 
und  Wirthschaftssysteme  in  der  Volkswirthschaft 

I.  —  §.  299  [116].  Die  Volkswirthschaft  als  natür- 
licher OrganiBmns  und  als  künstliche  Organisation. 
In  den  früheren  Erörterungen  über  Begriff,  Wesen  und  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  (§  149  flf.)  wurde  die  letztere  bereits  als 
Organismus  und  als  durch  den  Staat  und  die  Rechtsordnung  be- 
einflusste  Organisation  betrachtet  Auch  im  vorigen  4.  Buche  ist 
diese  Betrachtungsweise  implicite  überall  festgehalten  worden  und 
wurden  daraus  Folgerungen  gezogen.  Doch  lag  dabei  bisher  die 
atomistisch-mechanische  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
und  ihres  Aufbaus  aus  den  einzelwirthschaftlichen  Elementen  doch 
noch  vornemlich  der  Betrachtung  zu  Grunde.  Jetzt  ist  jene  Auf- 
fassung durch  eine  eigentlich  organische  zu  ergänzen, 
wie  sie  allein  dem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Organismus 
vollständig  entspricht. 

Während  bisher  die  Betrachtung  vom  Theil  oder  Glied  zum  Ganzen  ging  und 
verfolgte,  wie  sich  die  Volkswirthschaft  ans  diesen  Gliedern  heraas.  gewissermaassen 
in  der  Richtung  von  unten  nach  oben,  entwickelt,  muss  jetzt  umgekehrt  das  Ganze, 
die  Volkswirthschaft,  zunächst  ins  Auge  gefasst  und  ihre  organische  Structar 
untersucht  werden,  um  so  das  glied liehe  Verhältniss  der  Einzelwirthschaften  gegen- 
über der  Volkswirthschaft  richtig  festzustellen  und  die  Umgestaltung  der  QUed» 
durch  das  Ganze,  dem  sie  angehören,  kennen  zu  lernen:  eine  Untersuchung  gewisser- 
maassen  in  der  Richtung  von  Oben  nach  Unten.  Daraus  ergiebt  sich  dann  erst  die 
wirklich  volkswirthschaftliche  (im  Gegensatz  zur  bloss  einzelwirthschaftüchenj 
Function,  welche  jeder  Gattung  von  Einzelwirthschaften  und  wieder  jeder  einzelnen 
der  letzteren  im  volkswirthschaftlichen  Organismus  in)ertragen  ist. 

Hinsichtlich  dieses  Organismus  ist  zuvörderst  ein  Irrthum  zu 
berichtigen,  welcher  gerade  durch  die  Bezeichnung  der  Volkswirth- 
schaft mit  diesem  Ausdrucke  leicht  erregt  werden  kann  und  auch 
erregt  worden  ist:  die  Volkswirthschaft  ist  auch  als  „Organismus^' 
keineswegs  bloss  ein  reines  Naturgebilde.  Ein  solches,  ein 
y^Natur producta'  ist  sie  allerdings  in  einer  Hinsicht,  so  gut 
als  das  „Volk"  selbst.  Sie  wird  wie  dieses  durch  „Hunger  und 
Liebe''  zusammengehalten,  verdankt  in  einer  Beziehung  wie  das 
Volk  selbst  Naturtrieben  der  Menschen,/dem  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung, dem  Geschlechtstrieb  ihre  Existenz,  ihre  Fortdauer  und 
Weiterentwicklung.  Aber  so  wenig  als  das  „Volk"  ist  auch  die 
Volkswirthschaft  ein  reines  Naturgebilde,  sondern  sie  ist  zugleich, 
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wiederum  ebenso  wie  jedes  staatlich  organisirte,  durch  seine  Lebens- 
geschichte erst  entwickelte,  zur  Cultur  nicht  ohne  Weiteres  im 
Laufe  der  Zeit  „von  selbst  gekommene'',  sondern  absichtlich  dazu 
erzogene  Volk,  —  ein  Gebilde  bewnsster  menschlicher  That,  ein 
Kunstproduct.  Menschliche,  auf  ein  bestimmtes  Ziel  gerichtete, 
planvoll  durchgeführte  Willensacte  geben  der  Volkswirthschaft  ihre 
bestimmt  gewollte  Gestalt,  eine  künstliche  Organisation. 

In  den  schönen  Erörteningcn  über  den  rolksirirthschaftlichen  Organismus 
in  s.  System  §.13  tritt  bei  Bosch  er  die  Auffassung  dieses  Organismus  als  ein 
Naturgebilde  doch  noch  zu  stark  herror;  daher  wohl  auch  Rose  her 's  Festhalten 
an  dem  irreleitenden  Ausdruck  ,,voIkswirthschaftliche  Naturgesetze*',  den  ich  nach 
?.  Oettingen's  u.  a.  m.  Erörterungen  über  statistische  Gesetze  jetzt  auch  glaube 
aufgeben  zu  müssen  (s.  o.  §.  86 — 91  über  wirthschaftliche  Gesetze). 

Preussens  Volk  und  Preussens  Volkswirthschaft  sind  treffende  Belege, 
wie  dies  für  die  letztere  besonders  G.  Schmoller  in  s.  historischen  Aufsätzen  über 
Friedr.  Wilh.  L,  Sybel's  Zeitschr.  1S73,  über  den  preussischen  Staat  und  die  sociale 
Frage,  Preuss.  Jahrb.  1S74,  in  seinen  neueren  bezüglichen  Arbeiten  über  die  Ent- 
wicklung der  preussischen  Volkswirthschaft  in  seinem  Jahrbuch  Band  YIII  ff.  und 
a.  a.  0.  dargelegt  hat.  Yergl.  auch  Röscher,  Gesch.  der  Nationaldkon.,  Kap.  16, 
18,  19.  Aber  auch  an  alle  anderen  Culturstaaten ,  vielfach  auch  rühmend,  ist  zu 
denken.  Bei  allen  Fehlern  im  Einzelnen  wird  z.  B.  die  gesammte  Colbert'sche 
Uirthschaftspolitik  auch  als  Beweis  gelten  können,  wie  sehr  bewusste,  planvoll 
durchgeführte  Willensacte  eine  Volkswirthschaft  künstlich  (im  besten  Wort- 
sinn!), wenn  auch  nicht  schaffen,  wohl  aber  zur  Blüthe  bringen,  „erziehen'', 
indem  sie  aus  dem  tausch wirtbschaftlichen  Naturgebilde  der  Volkswirthschaft  ein 
Kunstproduct  machen.  Dies  hat  Fr.  List  in  seinem  nationalen  System  richtig  erkannt 
und  grossartig  entwickelt  und  begründet.  Vergl.  Cohn's  Aufs,  in  der  Tüb.  Ztschr. 
über  Colbert,  nach  den  neuem  Quellenwerken,  B.  XXV  u.  XXVI.  Lehrreiche  Aas- 
führung obigen  Gedankens  in  der  Schrift  von  A.  Freiherm  v.  Dumreicher,  über  den 
fran7ös.  Nationalwohlstand  als  Werk  der  Erziehung.  1.  Studie.  Wien,  1879,  bes.  in 
Bez.  auf  Kunst  und  Kunstindustrie.  Auch  Farn  ha  m,  innere  französ.  Gewerbepolitik 
von  Colbert  bis  Turgot,  in  Schmoller's  Forschungen  1878.  Weiteres  bes.  in  der  Prac- 
tischen  Nationalökonomie,  namentlich  in  der  Gewerbe-  und  Handelspolitik. 

In  der  früheren  Bezeichnung  der  Volkswirthschaft  als  Inbegriff  der  Einzelwirth- 
schaften  eines  staatlich  organisinen  Volks  (§.  149)  und  in  den  Bemerkungen  über 
die  Ausbildung  der  concreten  Volkswirthschaften  unter  dem  Einfluss  des  concreten 
Staats  (§.  151  S.  359)  ist  diesem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Kunstproduct 
oder,  was  dasselbe  besagen  will,  als  „ Staat swirthschaft"  (in  diesem  Sinne  des 
Worts)  auch  bereits  gebührend  Rechnung  getragen.  Es  geschieht  dies  noch  prin* 
cipieller,  wenn  die  Volkswirthschaft  nicht  nur  als  Organismus,  sondern  zum  Theil 
wenigstens,  als  menschlich  gewollte  und  von  Menschen  künstlich  absichtsvoll  und 
planmässig  gemachte  Organisation  zur  Bedürfnissbefriedigung  des  Volks  aufgefasst 
wird.  Die  Bezeichnung  als  Organismus  lüsst  dann  mehr  die  naturliche  Seite,  im 
strengen  Sinne  des  Worts,  hervortreten,  nemlich  das  Wesen  der  Volkswirthschaft,  ein 
aus  Naturtrieben  hervorgehendes  Naturgebilde  zu  sein:  dasjenige  Moment,  welches 
die  physiokratisch-Smith'scho  Nationalökonomie  fast  allein  beachtet  hat,  wobei  sie 
aber  nicht  einmal  die  Eigenschaft  der  Volkswirthschaft  als  eines  natürlichen  Orga- 
nismus gehörig  zur  Geltung  brachte,  sondern  aus  dem  organischen  Naturgebilde  ein 
blosses  äusserlich  mechanisches  Nebeneinander  von  Einzelbanshalten  machte.  Die 
Bezeichnung  als  Organisation  berücksichtigt  anderseits  das  Moment,  welches  in 
dieses  Naturgebilde  mit  bewusster  menschlicher  Absiebt  planvoll  hinein  getragen 
worden  ist:  das  Moment  selbst  organsirender  menschlicher  Thätigkeif,  durch  welches 
die  VolLbwirtlischaft  aus  einem  Naturproduct  des  blossen  menschlichen  Trieblebens 
ein  menschliches,  vernunftgemässes  Kunstproduct  wird. 
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Gerade  die  Volkswirthschaften  der  eigentlicheo  Calturvölker 
tragen  diesen  Charakter  einer  künstlichen  Organisation  nachweis- 
bar an  sich  und  entwickeln  ihn  im  Laufe  der  Geschichte  immer 
mehr. 

S.  schon  oben  bes.  S.  359  ff.  Die  Bildang  des  Yerkehrsrechts,  die  Ent- 
stehung ?on  Wiithschaften  des  caritati^en  Systems  und  von  Gern  ein  wirtli- 
Schäften  aller  Art,  die  stets  mehr  oder  weniger,  immer  sehr  bedeutsam  eingreifende 
Regelang  der  Yolkswirthschaft  durch  den  Staat  und  die  immer  umfassendere  und 
inhaltreichere  directe  Thätigkeit  des  Staats  in  der  Yolkswirthschaft,  —  alle  diese 
Momente  machen  aus  dem  Naturgebilde  „Yolkswirthschaft"'  mehr  und  mehr  eis 
menschliches  Eunstgebilde.  Man  muss  in  sehr  primitive  Lebensverhiltoisse  der 
Gulturrölker  zurückgehen  oder  bei  sehr  rohen,  wahrscheinlich  auch  wenig  entwick- 
lungsfähigen Yölkern  Umschau  halten,  wenn  man  wirklich  Yolkswirthschaften  fiod^ 
wiü,  welche  wenigstens  einigermaassen  (wörtlich  überhaupt  kaum  je)  reioe 
Katurproducte,  reine  und  blosse  Tauschverbinduugen  der  Indi?idaal-  oder 
Familienwirthschaften  sind,  wo  nur  der  „Markt'^  das  Organ  der  Yerknüpfon;  ist 
(Prince-Smith,  s.  u.  §.  313). 

Ans  dieser  Auffassung  der  Yolkswirthschaft  als  künst- 
liche Organisation^folgt  u.  A.  der  wichtige  Schluss,  dass  ein 
häufiger  Einwand  gegen  alle  sogen,  y^socialistischen'^  Pläne 
einer  künstlichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft  oder, 
wie  es  von  dieser  Seite  gewöhnlich  bezeichnet  wird,  einer  „Organi- 
sation der  Arbeit''  (L.  Blanc)  in  einer  Hinsiebt  wenigstens 
hinfällig  wird:  nemlich  der  Einwand,  dass  ein  derartiges  Streben 
nicht  nur  schädlich,  sondern  auch  schlechterdings  widersinnig 
sei,  weil  es  sich  auf  etwas  Unmögliches  richte.  In  vollster 
Uebereinstimmung  mit  aller  Erfahrung  muss  man  vielmehr  ein- 
räumen, dass  gerade  die  Yolkswirthschaften  der  Culturvölker  stets 
mehr  oder  weniger  künstliche  Organisationen  sind. 

Auf  dem  hier  abgewiesenen  Standpunct  stehen  z.  B.  die  deutschen  Freih&ndler, 
wie  L.  Bamberger  in  der  Polemik  gegen  Socialismus  und  gegen  Alles,  was  sie 
damit  zusammen  werfen,  s.  dessen  Deutschland  und  der  Socialismus,  z.  B.  S.  34 :  .,ät 
gegenwärtige  Betrachtung  geht  ?on  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  commnnistiscbe 
Weltanschauung  auf  Unsinn  beruht.*'  Der  bequemste,  aber  auch  der  flachste  Stind- 
punct.  —  Auch  diejenigen,  welche  bich  in  dem  Überhaupt  Töllig  unhaltbaren  Gegen- 
sätze zwischen  „Staatshilfe*'  und  „Selbsthilfe**  in  der  socialen  oder  Arbeiter- 
frage immer  heftig  auf  die  Seite  der  alleinigen  Selbsthilfe  schlagen,  begehen  des 
Fehler,  anzunehmen,  als  ob  überhaupt  eine  einigermaassen  entwickelte  Yolkswinh- 
Schaft  nicht  immer  ein  mehr  oder  woniger  künstliches  Gebilde  w&re,  d,  h.  eben  eii 
solches,  welches  durch  „Staatshilfe**  und  nicht  „von  Natur**  so  ist,  wie  es  die 
Gegner  der  Staatsbilfe  gerade  im  Moment,  wo  sie  argnmentiren ,  ?or  Augen  habeiu 
(S.  schon  meine  Bede  über  die  sociale  Frage,  aus  1871,  S.  11  ff.) 

IL  —  §.  300  [116a].  Die  drei  Organisationsprincipien 
in  der  Yolkswirthschaft.  —  Die  Organisation  der  Yolks- 
wirthschaft beruht  nun  auf  drei  verschiedenen  Principien. 
Auf  einem  jeden  derselben  beruht  wieder  je  ein  besonderes  Wirtb- 
schaftssystem,  in  welchem  die  dazugehörigen  Einzelwirthschaften 
vomemlich,  doch  nicht  ausschliesslich,  nach  dem  betreffenden  Frincip 
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foDgireD.  Durch  zweckbewnsste  menschliche  That  werden  dann 
diese  drei  Wirthschaftssysteme  zur  Gesammtorganisation  der  ganzen 
Volkswirthschaft  verbunden.  Diese  Principien,  bez.  Systeme,  welche 
oben  (§.  115)  bei  der  Uebersicht  der  dem  Einzelnen  zugänglichen 
Erwerbsarten  wirthschaftiicher  Otiter  schon  kurz  berührt  wurden, 
sind  das  privatwirthschaftliche  oder  ^^individualistische'^ 
(„speculative**,  Schäffle),  welches  von  der  früheren  National- 
ökonomie meistens  allein  betrachtet  und  mitunter  selbst  als  das 
schlechtweg  ,,wirthschaft]iche''  und  demnach  auch  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre  allein  zu  würdigende  aufgefasst  worden  ist, 
femer  das  gemein-,  namentlich  zwangsgemeinwirthschaft- 
liche  oder  „  communistisch  -  socialistische ''  und  das 
caritative. 

Yergl.  Schäffle  an  den  in  den  Yoibcmerkongen  §.  297  genannten  Stellen, 
▼oraof  ein  für  allemal  zum  Vergleich  mit  der  Daratellang  im  Texte  verwiesen  wird. 
Ich  citire  im  Folgenden  nnr  einzelne  mir  wichtiger  erscheinende  Formulirnngen  und 
AusfUhningen  dieses  hervorragendsten  hieher  gehörigen  Autors.  S.  sein  Gesellsch.- 
System,  8.  Aafl.  I,  24:  speculative,  d.i.  ?om  Privatinteresse  des  Kapitals 
getragene  (letztres  wohl  eine  etwas  zq  enge,  zu  einseitig  moderne  Formulirung:  das 
Privatinteresse  des  Kapitals  tritt  doch  z.  B.  im  Interesse  des  kleinen  selbständigen 
bäuerlichen  oder  industriellen  Unternehmers  sehr  wenig  hervor).  Die  anderen  beiden 
Organisationen  «.wirksamster  BedUrfuissbefriedigang'*  nennt  er  hier:  die  Öffentliche 
oder  staatlich-corporative,  auf  obrigkeitlicher  Gewalt  beruhende  (also  enger 
als  die  im  Text  genannte  gemeinwirthschaftliche,  wesentlich  der  dort  hervorgehobenen 
zwangsgemeinwirthschaftlichen  entsprechend,  vergl.  jedoch  auch  3.  Aufl.  II,  103  ff.); 
sodann  die  von  freier  Hingebung,  Liberalität  bewirkte  Organisation.  Die 
diesem  letzteren  Zweck  dienenden  Einzelwirthschaften  reiht  Schäffle  II,  104  zu  den 
freiwillige  Yerbindongen  darstellenden  Gemein wirthschaf ten ,  welche  auf  ein- 
seitiger Liberalität  beruhen,  denen  er  dann  als  zweite  Abtheilang  die  auf  wechsel- 
seitiger (solidarischer)  Hingebung  der  Glieder  aneinander  beruhenden  freiwillii^en 
Verbindungen  hinzufügt  (Wechselseitigkeitsvereine  u.  s.  w.).  Diesen  freiwilligen  Ver- 
bindungen stellt  auch  er  als  zweite  Hauptart  der  Gemein wirthschaften  die  Zwangs- 
verbindungen,  Staat,  Gemeinde.  Corporationcn  aller  Art  gegenüber.  Schäffle 's  und 
meine  Classification  stimmt  also  im  ^Wesentlichen,  aber  nicht  ganz  Uberein.  Ich  lege 
bei  der  meinigen  besondres  Gewicht  auf  das  Vorwalten  des  einen  oder  anderen  Mo- 
tivs und  der  der  Bildung  des  Systems  zu  Grunde  liegenden  Potenz.  Die  Wirth- 
schaften des  caritativen  Systems  haben  oft  gewisse  Aehnlichkeit  mit  gewissen  freien 
Gemeinwirthschaften  und  umgekehrt  (z.  B.  Kirchen) ,  aber  die  hauptsächlich  leitenden 
Principien  sind  doch  verschieden:  dort  nicht  an  sich,  sondern  zunächst  an  Andre 
denken,  hier,  bei  den  freien  Gemeinwirthschaften,  auch  z.  6.  bei  Wechselseitigkeits- 
vereinen,  wie  etwa  Gegenseitigkeits- Versicherungsanstalten,  doch  umgekehrt:  zuerst  an 
sich,  dann  an  Andre  denken.  So  gestaltet  sich  wenigstens  der  Unterschied,  wenn 
man  von  dem  freilich  nicht  fehlenden  egoistischen  Motiv,  z.B.  in  den  caritativen 
Leistungen  nach  der  katholischen  Lehre  von  den  guten  Werken,  absieht,  was  hier 
wenigstens  zulässig  ist,  sondern  an  das  Walten  des  fünften  Leitmotivs,  Pflichtgefühl 
(§.  45)  denkt.  —  Ausserdem  lege  ich  für  die  Unterscheidung  der  drei  Systeme  be- 
sondres Gewicht,  mehr  und  zum  Theil  verschieden  von  Schäffle,  auf  die  ver- 
schiedenen Principien  der  Entgeltlichkeit  der  Leistungen.  Vgl.  jetzt  auch 
Schäffle,  Soc.  Körper  III,  365  ff. 

Die  Bezeichnung  des  privatwirthschaftlichen  Princips  als  des  „individualistischen"', 
des  gemein-  bes.  zwangsgemeinwirthschaftlichen  als  des  „communistisch-socialistischen'" 
entspricht  der  in  §.  293  ff.  festgestellten  Terminologie  und  hebt  den  principiell  ge- 
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sollscbaftswisscuschaftlichen,  nicht  nnr  den  wirthschaftsvissenscbaftliclien,  Gegen- 
satz noch  sch&rfer  hervor. 

Ich  glaube  trotz  aller  mir  grado  wegen  dieser  Terminologie  gewordenen  Polemik 
an  derselben  festhalten  zu  sollen. 

Die  Fassung  im  Text  habe  ich  gegen  die  2.  Aufl.  (S.  204)  etwas  geändert, 
doch  nur  wenig,  womit,  glaube  ich,  den  Einwendungen  Fon  Gross  genügend  Rück- 
sicht getragen  wird.  Derselbe  spricht  statt  von  Organisationsprincipion.  ?on  Wirth- 
schaftsprincipien  (s.  s.  oben  S.  766  gen.  Schrift,  S.  121  ff.),  denen  er  dieselben 
Namen  wie  ich  giebt,  aber  denen  er  als  ein  besonderes  Princip  noch  das  eigen- 
wirthschaftliche  für  die  Wirthschaft  mit  blosser  Eigengewinnung  der  Güter  voranstellt 
(s.  0.  §.  115,  S.  293).  Den  Ausdruck  Wirthschaftssystem  in  dem  Fon  mir  gebrauchten 
Sinne  vermeidet  Gross.  Er  handelt  dafür  Ton  „Wirth  Schafts  formen**.  —  £.  Sax 
(s.  bes.  Abschn.  1  seiner  Grundlegung)  gliedert  die  Erscheinungen  in  der  Yolks- 
wirthschaft  durchweg  in  die  des  IndiFidualismus  und  Gollectivismus,  in 
trefflichen,  tiefgründigen  Erörterungen,  aber  doch  im  Ergebniss  weniger  als  in  der 
Fassung  von  mir  abweichend. 

Der  Unterschied  der  drei Principien  ist  ein  psychologischer, 
welcher  auf  die  Verschiedenheit  der  das  wirthschaftliche  Handeln 
bestimmenden  Motive  zurückgeht  Am  Deutlichsten  ist  das  bei 
dem  ersten  und  bei  dem  dritten  Princip.  Aber  auch  bei  dem 
zweiten,  dem  gemeinwirthschaftlichen,  handelt  es  sich  bei  der  Ver- 
«chiedenheit  von  den  beiden  anderen  mit  um  Unterschiede  der 
Motivation.  Diese  verschiedenen  Motive  führen  in  den  drei  Wirth- 
schaftssystemen ,  welche  sich  an  die  drei  Principien  anknfipfen, 
zu  verschiedenen  Grundsätzen  der  Entgeltlichkeit  der 
hergestellten  und  den  Bedürftigen  zugeführten  Oüter  (Sachgfiter, 
Dienstleistungen).  Damit  hängen  dann  wieder  verschiedene  Me- 
thoden der  Kostendeckung,  zum  Theil  auch  der  Her- 
stellung und  namentlich  der  Zuführung  dieser  Oüter  an  die 
Bedürftigen  zusammen. 

Diese  ?erschiedencn  Methoden  treten  am  Schärfsten  in  denjenigen  Fällen  herror, 
wo  jedes  der  drei  Organisationsprincipien  rein  zur  Geltung  kommt.  In  der  Wirklich- 
keit zeigen  sich  aber  Vermischungen  der  Principien,  in  Yerbindung  mit  Gom- 
binationen  Tcrächiedener  Moti?e,  daher  namentlich  nicht  immer  rein  diejenige  Art  der 
Entgeltlichkeit  der  Leistungen  und  der  Kostendeckung  dafür,  welche  dem  einzelnen 
Princip  entspricht 

Die  Verschiedenheit  der  Production  der  Güter  (Leistungen)  in 
den  drei  Wirthschaitssystemen,  der  Zufahrung  an  die  Bedürftigen, 
der  Metboden  der  Kostendeckung  hängt  aber  theilweise  aach  mit 
der  ganzen  technischen  Natur  der  in  Frage  stehenden  Güter 
zusammen,  so  namentlich  im  gemeinwirthschaftlichen  System; 
ferner  mit  der  ökonomisch-technischen  Gonstruction  der- 
jenigen Einzelwirthscbaften,  welche  die  bezügliche  Production  und 
Zuführung  dieser  Güter  besorgen,  so  abermals  namentlich  im 
gemeinwirthschaftlichen  System. 

Das  psychologische  Differenzmoment  in  der  Motivation  ist  immer  erkannt 
worden,   so   auch  von  Schäffle,  von  Sax,   Gross  und  den  anderen  Schriftstelleim 
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welche  sich  mit  dem  Problem  von  Es^oismas  und  Altraismus  in  der  Nationalökonomie 
und  Sociologie  beschäftigten  (Dargnn,  H.  Dietzel  u.  A.  m.).  Yergl.  bes.  Saz, 
"Wesen  und  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Grundlegung,  namentlich  Abschn.  I. 
Auch  in  meiner  Behandlung  der  Frage  in  den  ersten  Auflagen  habe  ich  diese  psy- 
chologische Seite  Fornemlich  betont.  Aber  das  angeführte  ökonomisch  -  technische 
Differenzmoment  ist  von  den  anderen  Autoren  bisher  nicht  genügend,  z.  Th.  gar  nicht 
weiter  berücksichtigt,  und  auch  von  mir  früher,  obwohl  es  mir  mit  vorschwebte  und 
ich  es  andeutete  (2.  Aufl.  S.  205),  doch  nicht  klar  und  scharf  genug  hervorgehoben 
worden. 

A.  Das  privatwirtbschaftlicbe  Princip  beruht  auf  dem 
ersten  Leitmotiv  wirtbscbaftlichen  Handelns,  dem  Streben  naeb 
dem  eigenen  wirtbsebaftlieben  Vortfaeil,  der  möglichst  strengen 
Verwirklichung  des  ökonomischen  Princips  (§.  34flF.,  28).  In  der 
Wirklichkeit  tritt  freilich  häufig  dieses  Motiv  in  Combination  mit 
anderen  Motiven  (§.30 ff.),  insbesondere  mit  den  übrigen  egoistischen 
(§.  37  ff.).  Soweit  dies  der  Fall,  kommt  auch  das  privatwirtb- 
schaftlicbe Princip  nicht  rein  zur  Geltung.  Wo  und  soweit  als 
es  wirkt,  erfolgt  die  specielle  Entgeltlichkeit  von  Leistung 
und  Gegenleistung  nach  einem  vereinbarten  Interessenausgleich 
zwischen  denen,  welche  Güter  austauschen,  wobei  jede  Partei  ibr 
eigenes  Interesse  soweit  als  möglich  —  d.  b.  als  es  die  sittliche 
Auffassung  und  die  Rechtsordnung  zulässt  —  verfolgt.  Das  Princip 
der  Regulirung  ist  die  Concurrenz,  das  ökonomische  Ge- 
setz der  Regulirung  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nacb- 
frage  im  freien  Verkehr,  die  Recbtsform  der  Regulirung  ist 
der  Vertrag,  das  Ergebniss  der  Regulirung  ist  der  Vertrags- 
oder Concurrenz-I^reis  des  Gutes. 

Einzelwirtbschaften,  welche  so  und  soweit  sie  so  ver- 
kehren, Güter  produciren,  absetzen,  den  Productionsertrag  ver- 
theilen,  dafür  die  Güter,  den  Entgelt,  die  Kostendeckung  erzielen, 
heissen  Privatwirthschaften;  einzelwirtbschaftliche  Acte,  Vor- 
gänge, welche  so  erfolgen,  sind  privatwirthschaftliche,  daher,  im 
gegebenen  Falle,  auch  wenn  sie  von  Gemeinwirthschaften  und  cari- 
tativen  Wirthschaften  (im  „Privaterwerb"  beider)  ausgehen  (§.  335). 

Das  privatwirthschaftliche  System  in  der  Volkswirtb- 
scbaft  ist  dasjenige,  in  welchem  die  Production  (Beschaffung),  die 
Vertheilung  des  Productionsertrags  unter  den  mit  Arbeit  und  Güter- 
besitz an  der  Production  betfaeiligten  Personen  (§.  263)  und  die 
Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen  nach  dem  privatwirth- 
scbaftlichen  Princip  erfolgt. 

B.  Das  gemeinwirtfaschaftlicfae  Princip  ist  die  Consequenz 
von    Zwecksetzungen    in    grösseren    und    kleineren    menschlichen 
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Interessen-Gemeinschaften.  Diesen  Zwecksetzangen  liegen  bewnsst 
und  nnbewusst  die  yerschiedenen,  für  das  menschliche^  auch  wirth- 
schaftliche  Handeln  maassgebenden  Motive  (Bach  1,  Kap.  1)  zn 
Grunde.  Sie  erfolgen  freiwillig,  darch  Vertragsschlass  der 
interessirten  Mitglieder  der  zwecksetzenden  Gemeinschaft^  so  bei 
den  anten  sogenannten  ,, freien''  Gemein wirthschaften ;  zwangs- 
weise, —  wenigstens  eyentaell  and  soweit  als  nöthig  —  dnrch 
eioe  zwecksetzende  Autorität,  welche  durch  die  Majorität 
der  Mitglieder  oder  —  der  geschichtlich  regelmässige  Fall  —  dnrch 
die  überlegene  Einsicht  und  Macht  auch  einer  Minorität, 
selbst  eines  Einzelnen  gebildet  sein  kann,  in  den  unten  so- 
genannten Zwangs  gemeinwirthschaften. 

Bei  der  Bildung,  Einrichtung  nnd  Function  dieser  Gemeinwirthschaften  wirken 
die  verschiedenen,  im  1.  Buche  analysirten  Moti?e  in  mancherlei  verschiedener  Weise 
und  Combination  ein,  was  zum  Verständniss  des  gemeinwirthschaftlichen  Princips 
selbst  zu  beachten  ist.  Das  Motiv  des  wiithschaftlichen  Yortheils,  aber  immerhin 
etwas  modificirt  dnrch  sociale  Blicksichten,  welche  mit  einzelnen  Seiten  und  Formen 
der  anderen  egoistischen  Motive,  und  auch  mit  dem  unegoistischen  fonften  Leitmotiv 
zusammenhängen,  kommt  bei  den  freien  Gemeinwirthschaften  vomemlich  zur  Geltung. 
Jenes  erste  Leitmotiv  fehlt  auch  nicht  bei  den  Zwangsgemein  wirthschaften ,  nnr  dass 
hier  bei  den  erst  durch  Zwang  sich  ftlgenden  Mitgliedern  das  zweite  Leitmotiv  (Furcht 
vor  Strafe),  bei  allen  das  dritte  (Ehrgefühl  u.  s.  w.)  und  das  fünfte  (Pflich^eiW) 
mitspielen  kann  und  meistens  wird.  Bei  den  Vertretern  der  Autorität  in  dieser 
Zwangsgemeinwinhschaft  ist  das  erste  Leitmotiv  regelmässig  mit  vorhanden,  wenn 
auch  nicht  immer  klar  bewusst  und  gefühlt,  aber  das  dritte,  vierte  und  fünfte  stehen 
eventuell  voran  oder  bilden  wenigstens  insgesammt  eine  mächtige  Triebfeder  neben 
dem  ersten  Motiv. 

Das  gemeinwirthschaftliche  Princip  besteht  dann  darin,  dass 
auch  die  Production,  die  Vertheilung  des  Prodactioasertrags,  die 
Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen,  die  Kostendeckung  und 
die  Gestaltung  der  Entgeltlichkeit  nach  denjenigen  Grundsätzen, 
daher  in  derjenigen  Art  erfolgen,  welche  sich  als  Consequenzen  der 
angenommenen,  den  gesellschaftlichen  Glaubenssätzen 
(Axiome)  über  das  richtige  Sein-sollen  (§.  265)  ent- 
sprechenden Zwecke  der  Gemeinschaft  ergeben. 

Nicht  der  einzige,  aber  ein  Hauptzweck  der  Gemeinschafken 
ist  die  Fürsorge  für  die  Befriedigung  von  Gemeindebedürfnissen 
unter  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  (§.  324  ff..  341),  daher  die 
Uebernahme  der  Production  der  ttlr  die  Befriedigung  dieser  Bedürf- 
nisse dienenden  Güter  (der  „Gemeingüter"),  die  Regelung  der 
Vergütungen  für  die  an  dieser  Production  mit  Arbeit  Betheiligten 
und  die  Zuführung  der  Güter  an  die  Einzelnen.  Hier  kann  dann 
Ton  der  Richtschnur  des  privatwirthschaftlichen  Princips,  wie  anch 
der  caritativen,  mehr  oder  weniger,  eventuell  vollständig  in  Bezug 
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auf  die  Kostendeckung  der  Production^  die  Vergütung  der  Produ- 
centen,  die  Oüterzufübrung  an  die  Bedürftigen,  und  die  Entgeltlich- 
keit der  den  Bedttrftigen  zugeführten  Gtiter  abgesehen  werden,  indem 
die  Kostendeckung,  die  Vergütung  der  Producenten,  die  Bezahlung 
der  Güter  nach  anderen,  für  richtig,  zweckmässig,  gerecht,  billig, 
social  günstiger  wirkend  geltenden  Normen  erfolgt  (§.  335).  Ein 
solches  Absehen  und  Vorgehen  nach  solchen  anderen  Normen,  be- 
sonders bezüglich  der  Oüterzufübrung,  Kostendeckung  und  Ent- 
geltsregelung, muss  aber  auch  nach  der  technischen  Natur 
vieler  und  gerade  der  wichtigsten  Gemeingüter  für  Gemeinbedürf- 
nisse (Rechtsschutz  u.  s.  w.)  und  nach  der  noth wendigen  öko- 
nomisch-technischen Gonstruction  der  dabei  fnngirenden 
Gemeinwirthschaften  erfolgen  (§.  348,  349).  Das  gerade  hier  zur 
hohen  Bedeutung  gelangende,  vorerwähnte  Moment.  Wenn  und 
soweit  als  dies  geschieht,  sprechen  wir  von  derEegelüng  dieser 
Verhältnisse  nach  „gemeinwirthschaftlichem"  Princip. 

Vornemlich  erfolgt  hier  die  Kostendeckung  der  Production 
und  die  Bezahlung  der  Güter  durch  die  Empfänger,  bezw.  die  Be- 
dürftigen nach  Normen,  welche,  im  Unterschied  von  der  vertrags- 
mässig  festgestellten  „speciellen  'Entgeltlichkeit"  im  privatwirth- 
schaftlichen  System,  wohl  als  solche  der  generellen  Entgeltlich- 
keit bezeichnet  werden  können.  D.  h.  die  Kosten  werden  nach 
autoritativ  festgestellten  Grundsätzen  auf  die  an  der  Gemein- 
wirthschaft  überhaupt  oder  an  den  betreffenden  Leistungen  als 
Empfänger  betheiligten  Mitglieder  v er t heilt  oder  es  wird  ein- 
seitig durch  die  Autorität  die  Art  und  Höhe  des  Entgeltes  für 
die  Leistung  bestimmt.  Im  ersten  Falle  gelangt  man  in  den 
Zwangsgemeinwirthschaften  zur  (allgemeinen,  eigentlichen)  Be- 
steuerung, in  freien  Gemeinwirthschaften  zur  Regelung  der  all- 
gemeinen Beiträge  (§.  349);  im  zweiten  Falle  bei  beiden  Kate- 
gorieen  zum  Gebührenwesen. 

Einzel wirthschaften,  welche,  bezw.  wenn  und  soweit  als 
sie  nach  diesem  gemeinwirthschaftlichem  Princip  verfahren,  ins- 
besondere in  den  hervorgehobenen  Fällen,  können  Gemeinwirth- 
schaften heissen. 

Das  gemeinwirthschaftliche  System  in  der  Volks- 
wirthschaft  ist  dann  dasjenige,  in  welchem  die  Production,  Ertrags- 
vertheilung  und  GOterzuführung  an  die  Bedttrftigen  nach  diesem 
gemeinwirthschaftlichen  Princip  erfolgt. 

C.  Das  caritative  Princip  endlich  ist  dasjenige,  in  welchem, 
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wenigstens  nach  dem  zu  Grande  liegenden  Ideal ,  die  egoistischen 
Motive  des  wirthschaftlichen  Handelns,  insbesondere  bei  den 
gebenden  Snbjecten  das  erste  Leitmotiv  des  wirthschaftlichen 
VortbeilSy  durch  freie  sittliche  That,  ohne  äusseren  Zwang  über- 
wunden werden  und  an  ihre  Stelle  gewisse  Formen  und  Arten  des 
fünften  Leitmotivs,  des  Triebs  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen 
Handeln  auch  auf  wirthschaltlichem  Gebiete  treten  (§.  45). 

Die  KostendeckuDg  der  Prodnction,  der  Entgelt  für  die  Gater  (LeistnngeD)  bei 
den  Empfängern  erfolgt  hier  nicht  privatwirthscbaftlich,  aber  auch  nicht  gemeiowirth- 
schaftlicb:  die  Kostendeckung  bei  ganz  nnentgehlich  gegebenen  Gotem  freiinllig  aus 
sonst  znr  Verwendung  stehenden  Mitteln  der  Geber,  wobei  etwaige  Regeln  und  Normen 
der  Beitragsleistnng  (wie  in  Armenvereinen)  wiederum  des  Zwangscharacters  der  Steuer 
oder  der  als  Bedingung  des  Beitritts  normirten  Beitragsleistung  bei  der  freien  Gemein- 
wirthschaft  entbehren;  die  Kostendeckung  bei  nicht  ?oll  ron  den  Empf&ngem  Ter- 
goltenen  Gutern  erfolgt  nur  mit  durch  den  als  Gegenleistung  gegebenen  Entgelt  Ob 
und  wie  aber  überhaupt  ein  Entgelt  ?on  den  Empfängern  der  Güter  verlangt  und  er- 
hoben wird,  bestimmt  sich  wesentlich  nach  Rücksichten  auf  die  wirthschaftliche  Lage, 
sittliche  Beschaffenheit  (Würdigkeit)  der  Empfänger,  wobei  das  für  richtig  gehaltene 
Bedürfnissmaass  das  Kriterien  für  die  Entscheidung  mit  abgiebt 

Einzelwirthscbaften,  daher  auch  Privat-  und  Gemeinwirth- 
schaften  in  gewissen  Fällen,  welche  und  wenn  und  soweit  als 
sie  nach  diesem  caritativen  Princip  yorgehen,  können  caritative 
Wirthschaften  genannt  werden«  Dabei  lassen  sich  allenfalls  active 
derartige,  die  gebenden,  und  passive,  die  empfangenden,  unter- 
scheiden*. Die  Wirthschaft  der  einzelnen  physischen  Person 
wird  gewöhnlich  nur  höchstens  theilweise  eine  solche  active  carita- 
tive Wirthschaft  sein.  Dagegen  können  ad  hoc  Vereins-,  Corporations- 
wirthscbaften  gebildet  werden  und  wesentlich  ganz  als  solche 
fungiren:  ein  gerade  hier  practisch  wichtiger  Fall,  Stiftungs- 
wesen  u.  dergl. 

Das  caritative  Wirthschaftssystem  in  der  Volkswirth- 
schaft  ist  dann  dasjenige,  wo  die  Kostendeckung,  Einkommen- 
verwendung und  Regelung,  GtiterzufUhrung  nach  diesem  caritativen 
Princip  erfolgt. 

Im  Vorausgehenden  ist  gegenüber  der  2.  Aufl.  (S.  205,  206)  eine  neue  Fassong 
erfolgt,  womit  die  im  1.  Buche  begründete  Motivationstheorie  auch  hier  zur  Ver- 
werthung  gebracht  werden  sollte.  Zugleich  wünschte  ich  so  einigen  Einwendungen 
meiner  Kritiker,  Gross,  Cohn,  Sax  die  gebührende  Bücksicht  zu  tragen. 

III.  —  §.  301  [116  Schluss,  117—119].  Verbindung  der 
drei  Wirthschaftssysteme  in  der  Volkswirthschaft 
und  Wechsel  in  dieser  Verbindung.  Kaum  auch  nur  denkbar, 
geschweige  geschichtlich  vorgekommen,  ist  eine  Volkswirthschafty 
welche  ausschliesslich  auf  einem  und  selbst  nur  ausschliess- 
lich auf  zweien  dieser  Organisationsprincipien  beruht,  sondern 
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immer  besteht  eine  Com  bin  ation  der  letzteren,  nur  mit  wechseln- 
der Stellung  und  Bedeutung  jedes  Prineips.  Das  Ganze  der 
Volkswirthschaft  beruht  eben  auf  dieser  Combination  und  die  Volks- 
wirthsehaften  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  diejenigen 
verschiedener  Völker  erhalten  durch  diese  wechselnde  Combination 
ihre  Eigenart. 

Die  blossen  TauschTerkehrsrerbiDdongen  ganz  roher  Völker  könnten  allenfalls 
als  Beispiel  fon  Yolkswirtbschaften  rein  privatwirthscbaft liehen  Charactcrs 
gelten.  Aber  hier  wird  man  eben  noch  kaum  Fon  Volkswirthschaft  sprechen 
können,  oder  es  wird  wenigstens  irgend  eine,  wenn  auch  noch  so  rohe  staatliche 
Organisation  rorhanden  sein  mOssen.  Damit  ist  alsdann  aber  schon  der  Uebergang 
aus  dem  rein  pri?atwirthscbaftlichen  Zustande  in  den  gemeinwirthschaftlichen  (aocb 
mit  Zwangsleistnngen ,  Diensten,  Natoralabgaben ,  Steuern  an  ein  Staatsoberhaupt)  ge- 
macht. —  Ein  Beispiel  eines  wesentlich  gemeinwirthschaftlichen  Zostands 
einer  Volkswirthschaft  könnte  in  jenem  Paraguay'schen  Jesuitenstaate  gefunden 
werden.  —  Jede  weitere  Ausdehnung  der  Staats-  und  Gemeindeth&tigkeit,  die  Uebcr- 
nahme  der  grossen  Anstalten  des  Verkehrswesens  auf  den  Staat,  der  Gas-  und  Wasser- 
werke u.  dgl.  m.  auf  die  Gemeinde  mit  den  Folgen  far  die  Gestaltung  der  Production, 
für  die  Regelung  der  Vertheilnng  des  Productionsertrags  (Besoldongswesen  im  öffent- 
lichen Dienst,  statt  Lohnwesen  nach  dem  privatwirthschaftlichon  Marktprincip) ,  für 
die  Begelung  der  Preise  und  damit  der  Entgeltlichkeit  (Tax-,  Tarifwesen),  wie  ander- 
seits aber  auch  (gegen  G.  Cohn  festzuhalten)  jenes  altrömische  System  der  Getreide- 
rertheilung  mittelst  Ausbeutung  der  Provinzen  in  Form  unentgeltlicher  Gaben  an  die 
Bürger  u.  s.  w.  kommt  auf  das  stärkere  Hervortreten  des  gemeinwirth- 
schaftlichen („communistischen'O  Characters  in  der  Volkswirthschaft  hinaus. 
—  Die  umfassende  Organisation  der  kirchlichen  Armenpflege  im  Mittelalter  und 
z.  Th.  in  der  katholischen  Kirche  noch  heute  hat  den  Volkswirthschaften  ihrer 
Heimathl&nder  einen  stärker  caritativen  Character  gegeben. 

A.  Unzulänglichkeit  und  Beschränktheit  der  An- 
wendung und  der  Function  jedes  einzelnen  Systems 
ftlr  sich. 

1.  Das  privatwirthschaftliche,  auf  reine  und  volle 
Wirksamkeit  des  einzelwirthschaftlichen  Selbstinteresses  im  Verkehr 
gegründete  System,  kann  aus  sich  selbst  heraus  für  viele 
Güter  und  Bedtirfnissbefriedigungen  gar  nicht  oder  nicht  genügend 
sorgen  und  fungirt  auf  seinem  Gebiete  vielfach  so^  dass  seine  Er- 
folge einer  Correctur  bedürfen.  ^ 

Für  eine  grosse  und  unermesslich  wichtige  Art  von  Bedürfnissen,  nemlich  für 
die  wichtigsten  GemeinbedUrfnisse,  kann  es  theils  nur  ungenügend,  grossentheils 
jedoch  gar  nicht  die  erforderlichen,  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  dienenden 
Güter,  die  Gemeingüter,  beschaffen  (§.  352  £)•  Namentlich  vermag  es  ans  sich 
selbst  heraus  die  ihm  selbst  unentbehrliche  Rechtsordnung  und  Rechtsbasis 
seines  Verkehrs  weder  ordentlich  herzustellen,  noch  zu  erhalten.  Vielmehr  ist 
die  Herstellung  und  Erhaltung  seiner  Rechtsordnung,  insbesondere  durch  den  Staat, 
erst  die  Voraussetzung  der  Entwicklung  und  des  Gedeihens  des  privatwirtb- 
schaftlichen  Systems  selbst 

Das  wird  sogar  von  den  unbedingtesten  Anhängern  des  möglichst  rein  privat- 
wirthschaftlichen  Characters  der  Volkswirthschaft,  von  der  französischen  und  deutschen 
Bastiat*schen  Schule.  Prince-Smith  u.  A.  m.  offen  anerkannt:  der  Staat  ist  auch 
ihnen  der  nothwendige  Beschützer  „gegen  Vergewaltigung**  (Prince-Smith,  Art. 
Ilandelsfreiheit  in  Rentzsch'  Handwörterbuch),  und  der  Rechtsschutzzweck  der 
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Kant 'sehen  Bechtspliilosophie  nnd  Staatslehre  auch  ?on  ihnen  gebilligt:  der  Staat 
der  „Producent  von  Sicherheit".  Aber  der  Staat  (d.  h.  eben  das  gemein wirthschafi- 
liche  System  in  seinem  wichtigsten  Vertreter,  s.  Bach  6)  erscheint  hier  doch  in  der 
That  ab  deus  ex  machina  und  diese  seine  alleinige  Function  konnte  Lassalle  ml 
Füg  mit  dem  berühmten  geflügelten  Wort  Fom  „Nachtwächterdiensf '  ferspotien  (§.  3S3> 
Ebensowenig  bietet  das  prifatwirthschaftliche  System  eine  Bürgschaft  dafür,  dasE 
der  Verbrauch  derjenigen  Gemeingüter,  welche  es  etwa  selbst  herzustellen  vermag, 
in  befriedigender  Weise  allen  Bedürftigen  ermöglicht  werde.  Ueberall  muss  hier  d^ 
gemein wirthschaftliche  System  daher  zum  Ersatz  und  zur  Ergänzung  dc6  prirat- 
wirthschaftlichen  eintreten.  Auch  die  Beschaffung  und  Vertheilung  derjenigen  Güter, 
welche  im  Allgemeinen  passend  ?om  pri^atwirthschaftlichen  System  hergestellt  werdo, 
nemlich  der  grossen  Masse  der  Sachgüter  und  immerhin  auch  vieler  persOi- 
lieber  Dienste,  erfolgt  in  diesem  System  aber  nicht  leicht  FOllig  genügend  nach 
den  Interessen  der  Gesammtheit.  Das  gemeinwirthschaftliche  System  muss  auch  hier 
corrigirend,  H&rten  und  Unbilligkeiten,  welche  das  Walten  des  wirthschaftlichea 
Selbstinteresses  herForraft,  ausgleichend  hinzutreten:  d.h.  namentlich  an  den  Auf> 
gaben  richtiger  Regelung  der  Vertheilung  thoünehmen.  welche  im  2.  Kapitel 
des  vorigen  Buchs  behandelt  worden  sind  (§.  269  ff.).    (S.  u.  §.  332  ff.,  341.) 

2.  Umgekehrt  kann  aber  das  gemeinwirthschaftliche 
System,  nach  der  wirthschaftlichen  Natur  der  Menschen ,  nach  der 
Motivation  des  wirthschaftlichen  Handelns  (Buch  1,  Kap.  1),  nach 
psychologischer  Analyse  und  nach  aller  bisher  yorliegenden  Er- 
fahrung, nur  in  bestimmten  Fällen,  namentlich  den  soeben 
angedeuteten,  passend  und  erfolgreich  das  privatwirthschafUiche 
System  in  der  Volkswirthschaft  ersetzen  und  sonst  in  geeigneter 
Weise  ergänzen. 

Den  ganzen  Herstellungs-  und  Vertheilungsprocess  der  wirthschaft- 
lichen Guter,  namentlich  auch  der  grossen  Masse  der  Sachgater,  nach  den  Ideen  lad 
Zielen  des  extremen  Socialismus  (§.  294)  gemeinwlrthschaftlich  und  Tomemfiek 
zwangsgemeinwirthschaftlich  von  oben  aus  durch  den  Staat  regeln  und  fohiea 
zu  wollen,  hiesse  unerhörte  und  wahrscheinlich  fUr  immer  unerfüllbare  Zumuthnngea 
an  die  Intelligenz,  Gewissenhaftigkeit  und  ökonomische  und  technische  Leistangs- 
fähigkeit  der  leitenden  Organe  an  der  Spitze  der  Gemeinwirthschaften  steUen.  Av 
Einrichtungen,  wie  die  Staatspost  und  andere  Verkehrsanstalten,  auch  selbst  woki 
wie  das  Milit&rweson  haben  socialistische  Stimmen  öfters  zu  weitgehende  Schiftsse 
hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit  einer  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  da 
Production  gezogen.  Debrigens  kann  man  'auch  in  solchen  Auffassungen  wohl  aae& 
„erdigen  Beigeschmack  der  Theorieen*'  (Knies)  finden:  in  Deutschland  z.  B.  st 
das  Vertrauen  in  die  allgemeine  Leistungsfähigkeit  des  Staats  seit  den  grosset 
Jahren  1864,  1866,  1870  ungemein  gewachsen,  was  sich  in  manchem  Drtheil  tbe 
volkswirthschaftspolitische  Fragen,  z.  B.  Staatsbahnen,  Staatsbanken  (Preussische  Baai!i 
deutlich  zeigt.  —  Es  wOrde  durch  diese  maasslose  Ausdehnung  der  Oemeinwirthschaß 
auch  die  indiFiduelle  Freiheit  in  unerträglicher  Weise  beschränkt  Darin  lieft 
die  Schwäche  aller  bisherigen  socialistischen  Systeme;  man  darf  auch  wohl  sagei 
die  dem  Socialismus  inhärente  Schwäche,  welche  die  socialistischer  Theo- 
retiker (die  practischen  Agitatoren  selbstFerständlich I)  zu  wenig  beachten.  Jede 
gemeinwirthschaftliche  Organisation  hat  ein  communistisch-sociaUstisches  Element  und 
bringt  daher  auch  die  hier  erwähnte  Gefahr  mit  sich.  (Freilich  darf  man  auch  hier 
nicht  übertreiben.  Vortrefflich  weist  Schäffle  (Soc  Körper  EI,  540)  die  über- 
triebenen Befürchtungen  wegen  der  individuellen  Freiheit  bei  mehr  socialistischer  Orpr 
nisation  der  Volkswirthschaft  ab).  Auch  die  berechtigte  Function  des  winh- 
schaftlichen  Selbstinteresses  als  einer  auch  im  Gesammtinteresse  hockst 
wirksamen  Potenz  würde  zum  Nacht  heil  der  Gesammtheit,  also  nicht  nur  der 
Einzelwirthschaften,  sondern  der  Volkswirthschaft  unwirksam  gemacht  (§.  3S3)- 
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Somit  kann  es  sich  nur  um  die  richtige  organische  Yerbindung 
des  privat-  mit  dem  gemeinwirthschaftlichen  System  ftlr  das  wahre 
Gedeihen  der  Volkswirtbschaft  handeln.  Principiell  ist  nur  anzu- 
erkennen, dass  die  Art  dieser  Verbindung,  daher  der  Functionen 
beider  Systeme  in  der  Volks wirthschaft,  keine  ein  für  allemal 
(,,  principielP')  festgegebene,  sondern  eine  geschichtlich-wechselnde 
ist.  Auch  ist  einzuräumen,  dass  hierbei  die  practische  Bewährung 
jedes  Systems  im  concreten  Fall  eine  entscheidende  Bedeutung 
hat  und  dass  die  Technik  der  Prodnction  hier  ein  gewichtiges 
Wort  mitspricht.  Die  moderne  Technik  (Dampf!)  und  die  Noth- 
wendigkeit  des  Grossbetriebs  aus  ökonomisch -technischen  Rück- 
sichten führten  bereits  und  führen  wohl  immer  mehr  zu  einer 
absoluten  und  relativen  Ausdehnung  des  gemein-,  auch  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  auf  Kosten  des  privatwirthschaft- 
licben,  selbst  in  der  Sachgüter-Production. 

3.  Aber  auch  selbst  bei  der  glücklichsten,  d.  h.  bei  einer  den 
Anforderungen  der  Zeit  und  des  Ortes  am  Vollkommensten  ent- 
sprechenden Combination  des  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  ist  eine  weitere  Ergänzung  dieser  beiden  Systeme  durch 
das  caritative  nicht  zu  entbehren.  Die  Begründung  der  Volks- 
wirthschaft  ausschliesslich  auf  dieses  System  kann  freilich  schon 
aus  psychologischen,  aus  der  Motivation  des  wirthschaftlichen 
Handelns  entspringenden  Gründen  nicht  ernstlich  in  Frage  kommen 
und  nicht  einmal  als  ideales  Ziel  hingestellt  werden  (§.  45  ff.). 
Denn  gegen  allgemeine  unentgeltliche  Erlangung  wirthschaftlicher 
Güter  erbeben  sich  auch  gewichtige  sittliche  und  ökonomische  Be- 
denken vom  Standpuncte  des  wahren  dauernden  Interesses  der 
Empfänger  aus.  Um  so  mehr  ist  zuzugeben;  dass  dem  caritativen 
System  eine  immerhin  wichtige  Function  in  der  Volkswirth- 
schaft  neben  dem  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen  System 
bleibt,  wenngleich  es  diesen  beiden  zwar  in  gewissen  Fällen  gleich- 
berechtigt, aber,  ganz  allgemein  betrachtet,  nicht  als  coordi- 
nirtes  drittes  Glied  zur  Seite  tritt. 

Das  caritfttive  System  ermöglicht  einmal  eine  sittliche  Benützung  des  pri?at- 
wirthschaftlich  erworbenen  Reichthnms  der  IndiFidnalwirthschaften,  z.  B.  mittelst  um- 
fassender Privatwohlthätigkeit,  Stiftungen,  und  fahrt  dadurch  zu  einer  Rechtfertigung 
gerade  solcher  Gestaltungen  der  Yolkswirthschaft ,  welche,  rein  privatwirthschaftlich 
ausgenutzt,  am  Leichtesten  eine  Schädigung  der  Gesammtinteressen  eines  Volks  ver- 
ursachen (§.  285).  Das  caritatire  System  fungirt  ferner  ebenso  nothwendig  als 
erspriessUch  zum  Heile  des  Ganzen ,  indem  es  die  Lttcken  in  der  BedoHhiss- 
befriedigung  mancher  Indifidualwirthschaften,  welche  das  pri?atwirthschaftliche  System 
aUein  oder  selbst  in  Verbindung  mit  dem  gemeinwirthschaftlichen  bestehen  oder  ent- 
stehen Hess,  ausfüUt  und  diejenigen  Härten  und  Disharmonieen  im  rein  privatwirth- 

A.  Wajrner,  Gnmdlognnfi^.  3.  Auflage.  1.  Thefl.  Grundlagen.  50 
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Kant 'sehen  Rechtspliilosophie  nnd  Staatslehre  auch  von  ihnen  gebilligt:  der  Staat, 
der  ,J>roducent  yon  Sicherheit".  Aber  der  Staat  (d.  h.  eben  das  gemeinwirthschaft- 
liche  System  in  seinem  wichtij^ten  Vertreter,  s.  Bach  6)  erscheint  hier  doch  in  der 
That  als  deus  ex  machina  nnd  diese  seine  alleinige  Fonction  konnte  Lassalle  mit 
Fug  mit  dem  berühmten  geflügelten  Wort  vom  „Nacht wÄchterdienst"  ferspotten  (§.  3&3). 
Ebensowenig  bietet  das  privatwirthschaftliche  System  eine  Bürgschaft  dafor,  daas 
der  Verbranch  derjenigen  Gemeingüter,  welche  es  etwa  selbst  herznstellcn  rermag, 
in  befriedigender  Weise  «dien  Bedürftigen  ermöglicht  werde.  Ueberall  mass  hier  das 
gemein  Wirt  hscbafUiche  System  daher  zum  Ersatz  nnd  zur  Ergänzung  des  prirat- 
wirthschaftlichen  eintreten.  Anch  die  Beschafinng  und  Vertheilnng  derjenigen  Güter, 
welche  im  Allgemeinen  passend  ?om  privatwirthschaftlichen  System  hergestellt  werden, 
nemlich  der  grossen  Masse  der  Sachgüter  und  immerhin  auch  vieler  person- 
licher Dienste,  erfolgt  in  diesem  System  aber  nicht  leicht  völlig  genügend  nach 
den  Interessen  der  Gesammtheit.  Das  gemein wirthschaftliche  System  muss  auch  hier 
corrigirend,  H&rten  und  Unbilligkeiten,  welche  das  Walten  des  wirthscbafUichen 
Selbstinteresses  hervorraft,  ausgleichend  hinzutreten:  d.h.  namentlich  an  den  Auf- 
gaben richtiger  Regelung  der  Vertheilnng  theilnehmen,  welche  im  2.  Kapitel 
des  vorigen  Buchs  behandelt  worden  sind  (§.  269  ff.).    (S.  u.  §.  332  ff.,  341.) 

2,  Umgekehrt  kann  aber  das  gemeinwirtfaBchaftlicbe 
System,  nach  der  wirthsehaftlichen  Natur  der  Menschen ,  nach  der 
Motivation  des  wirthsehaftlichen  Handelns  (Buch  1,  Kap.  1),  nach 
psychologischer  Analyse  und  nach  aller  bisher  vorliegenden  Er- 
fahrung, nur  in  bestimmten  Fällen^  namentlich  den  soeben 
angedeuteten,  passend  und  erfolgreich  das  privatwirthschaftliche 
System  in  der  Volkswirthschaft  ersetzen  und  sonst  in  geeigneter 
Weise  ergänzen. 

Den  ganzen  Herstellungs-  und  Yertheilungsprocess  der  wirthsdiaft- 
liehen  Güter,  namentlich  auch  der  grossen  Masse  der  S  ach  guter,  nach  den  Ideen  und 
Zielen  des  extremen  Socialismus  (§.  294)  gemeinwirthschaftlich  und  vomemlick 
zwangsgemeinwirthschaftlich  von  oben  aus  durch  den  Staat  regeln  und  führen 
zu  wollen,  hiesse  unerhörte  und  wahrscheinlich  für  immer  unerfüllbare  Zumuthungen 
an  die  Intelligenz,  Gewissenhaftigkeit  und  Ökonomische  und  technische  Leistungs- 
fähigkeit der  leitenden  Organe  an  der  Spitze  der  Gemeinwirthschafton  stellen.  Aus 
Einrichtungen,  wie  die  Staatspost  und  andere  Verkehrsanstalten ,  auch  selbst  wohl 
wie  das  Milit&rweson  haben  socialistische  Stimmen  Otters  zu  weitgehende  Schlosse 
hinsichtlich  der  Leistungsf&higkeit  einer  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  der 
Production  gezogen.  Debrigens  kann  man  auch  in  solchen  Auffassungen  wohl  dnen 
„erdigen  Beigeschmack  der  Theorieen*'  (Knies)  finden:  in  Deutschland  z.B.  ist 
das  Vertrauen  in  die  allgemeine  Leistungsfähigkeit  des  Staats  seit  den  grossen 
Jahren  1864,  1866,  1870  ungemein  gewachsen,  was  sich  in  manchem  Unheil  über 
volkswirthschaftspolitische  Fragen,  z.  B.  Staatsbahnen,  Staatsbanken  (Preussische  Bank!) 
deutlich  zeigt.  —  Es  würde  durch  diese  maasslose  Ausdehnung  der  Gemein wirthscbaft 
auch  die  individuelle  Freiheit  in  unerträglicher  Weise  beschränkt.  Darin  liegt 
die  Schwäche  aller  bisherigen  socialistischen  Systeme;  man  darf  anch  wohl  sage« 
die  dem  Socialismus  inhärente  Schwäche,  welche  die  socialistischer  Theo- 
retiker (die  practischen  Agitatoren  selbstverständlich!)  zu  wenig  beachten.  Jede 
gemein  wirthschaftliche  Organisation  hat  ein  communistisch-socialistisches  Element  ond 
bringt  daher  auch  die  hier  erwähnte  Gefahr  mit  sich.  (Freilich  darf  man  aooh  hier 
nicht  übertreiben.  Vortrefflich  weist  Schäffle  (Soc  KOrper  HI,  540)  die  Ober- 
triebenen  Befürchtungen  wegen  der  Individuellen  Freiheit  bei  mehr  socialistischer  Orga- 
nisation der  Volkswirthschaft  ab).  Anch  die  berechtigte  Function  des  wirth- 
sehaftlichen Selbstinteresses  als  einer  auch  im  Gesammtinteresse  höchst 
wirksamen  Potenz  würde  zum  Nachtheil  der  Gesammtheit,  also  nicht  nnr  der 
Einzelwirthschaften,  sondern  der  Volkswirthschaft  nnwiricsam  gemacht  (§.  283). 
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Somit  kann  es  sich  nur  um  die  richtige  organische  Verbindimg 
des  privat-  mit  dem  gemeinwirthscfaaftlichen  System  ftlr  das  wahre 
Gedeihen  der  Yolkswirthschaft  handeln.  Principiell  ist  nur  anzu- 
erkennen, dass  die  Art  dieser  Verbindung,  daher  der  Functionen 
beider  Systeme  in  der  Yolkswirthschaft,  keine  ein  für  allemal 
(,,principielP')  festgegebene,  sondern  eine  geschichtlich- wechseln  de 
ist.  Auch  ist  einzuräumen,  dass  hierbei  die  practische  Bewährung 
jedes  Systems  im  concreten  Fall  eine  entscheidende  Bedeutung 
hat  und  dass  die  Technik  der  Prodnction  hier  ein  gewichtiges 
Wort  mitspricht.  Die  moderne  Technik  (Dampf!)  und  die  Noth- 
wendigkeit  des  Grossbetriebs  aus  ökonomisch -technischen  Rück- 
sichten führten  bereits  und  führen  wohl  immer  mehr  zu  einer 
absoluten  und  relativen  Ausdehnung  des  gemein-,  auch  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  auf  Kosten  des  privatwirthschaft- 
lichen,  selbst  in  der  Sachgüter-Prodnction. 

3.  Aber  auch  selbst  bei  der  glücklichsten,  d.  h.  bei  einer  den 
Anforderungen  der  Zeit  und  des  Ortes  am  Vollkommensten  ent- 
sprechenden Combination  des  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  ist  eine  weitere  Ergänzung  dieser  beiden  Systeme  durch 
das  caritative  nicht  zu  entbehren.  Die  Begründung  der  Yolks- 
wirthschaft ausschliesslich  auf  dieses  System  kann  freilich  schon 
aus  psychologischen,  aus  der  Motivation  des  wirthschaftlichen 
Handelns  entspringenden  Gründen  nicht  ernstlich  in  Frage  kommen 
und  nicht  einmal  als  ideales  Ziel  hingestellt  werden  (§.  45  ff.). 
Denn  gegen  allgemeine  unentgeltliche  Erlangung  wirthschaftlicher 
Güter  erheben  sich  auch  gewichtige  sittliche  und  ökonomische  Be- 
denken vom  Standpuncte  des  wahren  dauernden  Interesses  der 
Empfänger  aus.  Um  so  mehr  ist  zuzugeben;  dass  dem  caritativen 
System  eine  immerhin  wichtige  Function  in  der  Yolkswirth- 
schaft neben  dem  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen  System 
bleibt,  wenngleich  es  diesen  beiden  zwar  in  gewissen  Fällen  gleich- 
berechtigt, aber,  ganz  allgemein  betrachtet,  nicht  als  coordi- 
nirtes  drittes  Glied  zur  Seite  tritt. 

Das  caritati?e  System  ermöglicht  einmal  eine  sittliche  Benntzang  des  pri^at- 
wirthschafUich  erworbenen  Reichthams  der  Individnalwirthschaften,  z.  B.  mittelst  um- 
fassender Privatwohlth&tigkeit,  Stiftungen,  and  fahrt  dadurch  zu  einer  Rechtfertigung 
gerade  solcher  Gestaltungen  der  Yolkswirthschaft,  welche,  rein  pri?atwirthschaftich 
ausgenutzt,  am  Leichtesten  eine  Schädigung  der  Gesammtinteressen  eines  Volks  ver- 
ursachen (§.  285).  Das  caritati?e  System  fnngirt  femer  ebenso  nothwendig  als 
erspriesslich  zum  Heile  des  Ganzen ,  indem  es  die  Lttcken  in  der  BedOrfniss- 
befiiedigung  mancher  Indindualwirthschaften,  welche  das  prifatwirthschaftliche  System 
allein  oder  selbst  in  Verbindung  mit  dem  gemeinwirthschaftlichen  bestehen  oder  ent- 
stehen liess,  ausfüllt  und  diejenigen  Härten  und  Disharmonieen  im  rein  privatwirth- 

A.  Wajrner,  Onmdl^Tinii^.  8.  Auflage.  1.  Thefl.  Grundlagen.  50 


782  ^-  S*  Organis.  d.  Yolkswjcb.  1.  E.  Princ.  ü.  Syst.  §.  302. 

ecbafÜichen  Verkehr  ausgleicht,  welche  selbst  durch  das  gemeinwirthschafdiche  System 
nicht  leicht  g&nzlich  zu  beseitigen  sind.  Aach  hier  ist  namentlich  an  das  grosse 
Gebiet  des  Hnmanit&ts-  und  Armenvesens  im  nmfossendsten  Sinn  zn  denken.  Es 
bleibt  somit  dem  caritatiyen  System  stets  ein  weiterer  oder  engerer,  geschidhtlich 
freilich  stark  wechselnder  Spielraum  nnd  es  mnss  auch  als  ein  rolkswirthscbafidiches 
Postulat  bezeichnet  werden,  dass  jenes  System  neben  den  beiden  anderen  wichtigeren 
fungire.  Namentlich  wird  in  Uebergangszeiten  des  Tolkswirthschaftlichen  Lebens,  wo 
sich  grössere  Mängel  des  priratwirthschaftlichen  Systems  zu  zeigen  pflegen,  1^ 
welche  es  noch  nicht  gelungen  ist,  den  Ersatzdienst  und  CorrecÜrdienst  des  gemein- 
wirthschafUichen  Systems,  z.  B.  mittelst  des  Versicherungswesens,  öffentlichen  Peosions- 
Wesens  u.  dgl.  m.  richtig  zu  organisiren,  dem  caritatiFen  System  mitunter  eine  be- 
sonders wichtige  Ausgleichsfunction  zufallen.  Ein  Beispiel  ist:  Organisation  ?on 
Hilfsrereinen  aller  Art  bei  Calamit&ten,  welche  mit  dem  Wirthschaftslek^n  zusammen- 
h&ngen,  ans  Gefahren  des  neuen  Maschinenwesens,  aus  Mittellosigkeit  der  Greise,,  der 
Wittwen  herrorgehen,  befor  durch  ein  g^t  eingerichtetes  Versicherungswesen  oder 
durch  Gesetze  aber  Haftpflicht  der  Unternehmer  Vorsorge  getroffen  ist  Ebenso: 
freiwillige  Leistungen  der  Arbeitgeber  im  gemeinnützigen  Interesse  der  Arbeiter,  — 
besonders  solange  das  Recht  noch  nicht  genügende  Vorkehrungen  angeordnet  hat, 
aber  eben  auch  über  das  Maass  und  die  Kategorieen  und  F&lle  im  Rechte  hinaus. 
Die  allerdings  oft  Wirklichkeit  gewordene  Möglichkeit  einer  falschen  („unwirthschaft- 
liehen**)  Wirksamkeit  des  caritati? en  Systems  (z.  B.  Missbr&uche  bei  der  Armenpflege, 
nicht  genügende  Ausscheidung  des  ErwerbsfiUiigen  bei  der  Unterstützung:  schlechte 
Verwaltung  ?on  Stiftungen)  kann  gegen  die  principielle  Berechtigung  des  letzteren  in 
der  Volkswirthschaft  sowenig  geltend  gemacht  werden ,  als  ähnliche  Erfahrungen  mit 
einem  der  beiden  anderen  gegen  die  Berechtigung  dieser  Systeme  (s.  u,  §.  8S6ft). 

B.  —  §.  302  [120].  Wechselnde  Combination  der  drei 
Systeme.  Die  Aufgabe  dieser  Combination  tiberhaapt  und  ins- 
besondere der  Combination  der  beiden  ersten  untereinander  wird 
unvermeidlich  dadurch  sehr  erschwert,  dass  es  keine  absolut 
richtige,  ,, na tttr liehe'',  ein  für  allemal  gleichbleibende  Com- 
bination zwischen  ihnen  giebt  nnd  geben  kann,  was  keines  näheren 
Nachweises  bedarf. 

Aus  dem  Wesen  oder  der  Natur  der  Dinge,  d.  h.  der  maassgebenden  Factoren, 
der  Natur  des  Menschen,  des  Staats,  folgt  eine  solche  feste  (>>mbination  um  so 
weniger,  da  diese  Factoren,  als  ursächliche  Momente  der  Combination  der  Wirth- 
Schaftssysteme  aufgefasst,  selbst  wieder  nicht  gleichbleibende,  sondern  geschichtlich 
reränderliche  Potenzen  sind.  Es  gilt  dies  unzweifelhaft  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
selbst  Fon  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  und  dem  in  ihr  sich  inasemden 
angeborenen  Triebe  dos  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  unter  dem  Einfluss  ron 
Eniehung,  „Zucht*'  und  Cultur,  ?on  Zeit  und  Ort  und  Dmst&nden  und  nach  der  Com- 
bination mit  anderen  Motiven  (Bach  1,  Kap.  1).  Es  gilt  ebenso  Fom  Wesen  der 
einzelnen  Wirthschaftsarten,  wie  namentlich  auch  der  Oemeinwirthschaften  und  des 
Staats  selbst,  welche  ihrerseits  wieder  Producte  ?on  Zeit  und  Ort  und  Umst&nden, 
d.  h.  eben  geschichtlich  wandelbare  Erscheinungen  sind,  bald  mehr,  bald  weniger 
ihrem  Zweck  entsprechend.  So  ist  es  z.B.  eine  häufige  Erfahrung,  dass  zahlreiche 
Vereine  für  materiell-wirthschafdiche  (ConsumFereine!),  für  Bildungs-,  Unterhaltungs- 
zwecke u.  8.  w.  nur  eine  kurze  Blttthezeit  haben,  oft  in  ihrer  Jugend,  wo  das  Interesse 
der  Betheiligten  noch  stark  genug  ist 

Die  Combination  der  Systeme  steht  eben  im  Fluss  der  Cre- 
schichte  und  kann  selbst  nur  durch  beständige  Veränderung 
eine  richtige  bleiben,  d.  h.  eine  solche,  dass  aus  dem  Zusammen- 
wirken der  drei  Systeme  die  Verfügung  über  die  höchstmögliche, 
streng   nach    dem    ökonomischen  Princip  gewonnene  Summe  ge- 
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eignetster  wirthschaftlicfaer  Güter,  eine  quantitativ  nnd  qualitativ 
zu  maximalen  Nutzeffecten  führende ,  mit  minimalen  (natttrliehen) 
Kosten  arbeitende  Produetion,  eine  richtige  Steigerung  des  Volks- 
einkommens, aber  auch  die  befriedigendste  Vertheilang  des  letz- 
teren unter  die  Bevölkerung  in  der  Volkswirthschaft  nach  den  oben 
in  Kapitel  2  des  4.  Buchs  dargelegten  Zielpnncten  (§.  271  ff.,  277  ff.) 
hervorgeht. 

Zar  Erreichang  dieses  Ziels  weiden  beständig  Verschie bangen  in  den 
Wirknngskreisen  des  privat-  and  gemeinwirthscbafUiehen  SyBtems  sowie  aach  inner- 
halb eines  jeden  derselben,  z.  B.  zwischen  den  freien  and  Zwangsgemeinwirthschaften 
and  zwischen  den  einzelnen  letzteren,  Staat,  Gemeinde,  Kreis  a.  s.  w.  untereinander, 
sodann  znr  richtigen  Erg&nznng  auch  Veränderungen  im  Wirkangsloreise  des 
caritaÜFen  Systems  erfolgen  mOssen.  Die  wichtigsten  politischen,  socialpolitischen 
and  wirthschaftlichen  Fragen  der  Organisation  der  gesammten  öffentlichen 
Verwaltung,  der  Decentralisation  der  letzteren,  des  SelfgOFernment,  der 
Prorincial-,  Kreis-,  Gemeindeordnungen,  des  Vereinswesens;  die  Fragen 
der  Vertheilung  der  Leistungen  z.  B.  im  Schul-,  Verkehrswesen  (Strassen),  Armen- 
wesen  u.  s.  w.  zwischen  diesen  verschiedenen  Organen;  die  Fragen  des  Öffentlichen 
(Staats-,  Gemeinde-)  und  privaten  Schal-,  Verkehrswesens  u.  dergl.;  der  Uebernahme 
gewisser  materieller  Productionszweige  auf  den  Staat  (z.  B.  Forsten,  Bergbau)  und  auf 
die  Gemeinde  (z.  B.  Gas-  und  Wasserwerke)  — ,  dies  Alles  sind  Probleme,  welche 
mit  der  richtigen  Combination  der  genannten  Wirthschaftssysteme  auf  das  Engste 
zusammenhängen. 

So  wenig  dies,  abstract  betrachtet,  zweifelhaft  sein  kann,  und  so  leicht  es  ist, 
für  die  Bichtung  dieser  Verschiebungen  und  Veränderungen  im  Allgemeinen  obiges 
Ziel  aufzustellen,  so  schwierig  wird  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  eine 
solche  Verschiebung  eintreten  soUe,  im  concreten  Falle.  Die  verschiedenen  volks- 
wirthschaftlichen  Parteien  gehen  darin  am  Meisten  auseinander,  weU  sie,  auch  ohne 
einseitig  nur  das  eine  oder  andere  der  drei  Organisationsprincipien  gelten  zu  lassen, 
doch  dem  einen  oder  anderen  den  Vorzug  geben.  In  jedem  Parlamente,  auf  jedem 
mit  volkswirthschafUichen  Fragen  beschäftigten  Gongresse  tritt  dies  in  den  Meinungs- 
verschiedenheiten der  Redner  und  Parteien  hervor.  Jede  Verschiebung  der  genannten 
Art  aber  führt  unvermeidlich  zu  einer  Ausdehnung  oder  einer  Beschränkung  der 
Wirksamkeit  des  einen  auf  Kosten  oder  zu  Gunsten  deijenigen  der  beiden  anderen 
Principieo.  Ob,  wann  und  wie  weit  dies  g^t  ist,  d.  h.  dem  obigen  allgemeinen 
Ziele  näher  führt,  kann  nur  und  muss  immer  durch  möglichst  unbefangene  Unter- 
suchung des  concreten  Falls  festgestellt  werden.  Auch  nur  etwas  allgemeinere 
Begeln,  ausser  denjenigen,  welche  aus  der  Umgestaltung  der  Technik  im  Pro- 
ducüonsprocess  wohl  abzuleiten  sind  (§.  301,  283),  lassen  sich  dafor  aber  bloss  durch 
näheres  Eingehen  auf  die  Natur  und  Wirksamkeit  eines  jeden  der  drei  Organisations- 
principien oder  Wirthschaftssysteme  gewinnen,  wie  dies  im  Folgenden  geschieht 
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Zweites  Kapitel. 

Das  privatwirthschaftliche  System. 

§.  303  [2.  A.  S.  212  ff.].  YorbemerkiingeD.  Das  Wesen  des  prUat- 
▼  irthschaftlichen  Systems  legen  am  Besten  die  ErOrterangen  der  National- 
Ökonomen  Ober  die  Bildung  der  Waarenpreise  unter  dem  Einflnss  des  ersten 
▼irtbschaftlichen  Leitmotivs  (des  „Eigennutzes'*)  unter  Voraussetzung  freier  Con- 
currenz  (des  Mitwerbens)  dar,  dann  die  verwandten  Erörterungen  Ober  den  Process 
der  Yertheilung  des  Prodnctionsertrags  als  Einkommen  an  die  bei  der  Prodacüoa 
betbeiligten  Personen,  daher  Ober  Lohn,  Zins,  Rente,  Untemehmergewinn  unter  dem 
gleichen  Einfluss,  vobei  im  Wesentlichen  die  allgemeinen  Preisregeln  auf  die  ver- 
dingte Arbeit,  das  verliehene  Kapital,  das  verpachtete  Grundstock  angewandt  werden. 
Hierbei  wird,  —  im  Ganzen  methodologisch  auch  richtig,  sobald  man  sich  nur  bewusst 
bleibt,  dass  man  unter  Voraussetzung  bestimmter  Hypothesen  operirt, 
deren  Zutreffen  in  der  Wirklichkeit  bei  der  Anwendung  der  gefundenen  Sitze  auf 
diese  Wirklichkeit  immer  erst  geprOft  werden  muss  (§.  67  ff).  —  hier  wird  mittelst 
der  Methode  der  Deduction  aus  dem  Walten  des  sich  so  viel  als  möglich  geltend 
machenden  Selbstinteressos  heraus  geschlossen;  das  Streben  nach  dem  grössten 
Vortheil  und  dem  kleinsten  Opfer  ist  das  leitende  Princip. 

Da   man    es   unter  dieser  Voraussetzung   mit   einem   relativ  einfachen  Gausal- 
verh&ltniss   zu   thun    hat,   so   ist  die  Anwendung  mathematischer  Formeln  und  geo- 
metrischer Figuren   nicht  besonders  schwierig  und  öfters  versucht  worden ,   um  die 
Probleme  der  Preisbildung  damit  zu  lösen,  so  von  R au,  im  Anhange  zu  §.  154,  164 
und  216  des  1.  Theils  (8.  Aufl.  S.  368  fi.),  besonders  umf&nglich  von  v.  Mangoldt, 
Grundriss  1.  Aufl.,  §.  46  ff.,  und  Oberhaupt  von  den  Vertretern  der  sogen,  „mathe- 
mathischen  Methode'*  in  der  Politischen  Oekonomie,  wovon  oben  in  der  Methodenlehre 
in  Buch  1,  §.  68  gehandelt  wurde  (Litteratur  daselbst  S.  176.    S.  auch  die,  übrigens 
viel  zu  weit  greifende,  Bibliographie  der  Werke  der  mathematischen  Behandlung  der 
Politischen  Oekonomie,  zusammengestellt  von  Jevons  in  Conrad's  Jahrb.  1878.  II,  379. 
Eb.  S.  295  ein  Aufsatz  von  B.  Weisz,  die  mathematische  Methode  in  der  National- 
Oekonomie).    Diese  Versuche  sind  innerhalb  ihrer  Sphäre,  d.  h.  eben  inner- 
halb  des   privatwirthschaftlichen   Systems   der  Volkswirthschaft  be- 
rechtigt    Aber  es   ist    fOr    die   frohere  fäschliche  Identificirung   der  Lehre  vom 
privatwirthschaftlichen    System    mit    der   Volkswirthschaftslehre     schlechtweg 
bezeichnend,  dass  man  mit  dieser  etwa  noch  mathematisch  formulirten  Preis-   und 
Einkommentheorie,  welche  in  letzter  Linie  immer  auf  das  mit  mathematischer 
Sicherheit   wirkende,   nach   der   deductiven  Methode  in  seiner  Wirksamkeit  verfolgte 
blosse  Selbstinteresse  zurOckgofOhrt  wird,  glaubte  die  wissenschaftlichen  Aufgaben  der 
Politischen  Oekonomie,  von  der  Productionslehre  abgesehen,  gelöst  zu  haben.     Jene 
„Economic  politique  pure*'  des  rein  deductiven  Verfahrens  (S.  176)  ist  nur  eine 
hypothetische  Formulirung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der 
Volkswirthschaft,  von  selbst  hier  schon  sehr  bedingter  Giltigkeit  in  der  Wirklichkeit 
wie  oben  schon  bemerkt  wurde.    Denn  unvermeidlich  muss  dabei  das  Selbstinteresse, 
das   „Streben   nach    Vermögen",   wie   es  J.  St.  Mi  11   hier  gern  nennt,   unser  erstes 
egoistisches  Leitmotiv  (§.  34)  als  eine  constante,  selbst  ganz  gleich  bleibende 
und  immer  gleich  wirksame,  also  als  eine  absolute  Grösse  oder  Kraft  in  allen 
verkehrenden  Personen   angesehen  werden,  —  eine  Annahme,   welche  zwar  hypo- 
thetisch  zul&ssig   und  ein  wichtiges  methodologisches  Hilfsmittel  ist,   aber  in  der 
Wirklichkeit  niemals  genau  so,  wie  sie  hypothetisch  angenommen  wird,  zutrifft. 

Hier  eben  bilden,  wie  Knies,  später  besonders  Schmoller  so  richtig  aus- 
geführt haben,  Sitte  und  Sittlichkeit,  herrschende  Anschauungen  u.  s.  w..  noch 
ganz  abgesehen  von  der  Gestaltung  des  Verkehrsrechts,  ein  Medium,  durch  welches 
Angebot  und  Nachfrage  erst  hindurch  gehen,  bevor  sie  auf  Preis  und  Einkommen  ein- 
wirken (§.  286).  Selbst  im  Grosshandel,  fOr  welchen  man  mit  Recht  die  theo- 
retischen Preisregeln  am  Ersten  als  unmittelbar  auch  in  der  Wirklichkeit  zutreffende 
bezeichnet,   entzieht  sich  Angebot  und  Nachfrage,   Wirksamkeit  des  Selbstinteresses. 
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f.Qnalit&r*  des  letzteren,  wenn  man  so  sagen  darf,  Art  und  St&rke  des  „Strebens 
nach  YermOicen''  n.  s.  w.  dem  Einfloss  jenes  Mediums  nicht  durchaus,  —  was  z.  B. 
für  so  manche  Practiken  des  Börsenwesens  zn  beachten  ist.  Ich  darf  jetzt  in  dieser 
3.  Aufl.  im  Debrigen  hier  wiederum  auf  das  1.  Buch  oben,  auf  die  psycholog^he 
Motivationstheorie  und  die  Methodologie  ferweisen. 

Hierzu  kommt  nun  aber  weiter,  dass  die  Bildung  der  Preise  und  Einzeleinkommen 
7on  dem  Yerkehrsrecht  des  priratwirthschaftlichen  Systems  und  ?on  der  Mit- 
wirkung des  gemeinwirthschaftlichen  und  auch  des  caritativen  Systems 
überhaupt  sehr  maassgebend  mit  bestimmt  wird,  was  bei  jener  bloss  pri?atwirth- 
schaftlicben  Formulirung  und  Lösung  der  Probleme  ganz  übersehen  wird  und  bei 
manchen  Untersuchungen,  z.  B.  jenen  mathematischen  Formulirungen  der  Probleme, 
zun&chst  auch  übersehen  werden  muss.  Die  Annahme  einer  „absoluten'*  persön- 
lichen Freiheit  und  eines  „absoluten**  Eigenthumsrechts  sind  dann  eben  nur 
weitere,  aber  principiell  eben  solche  Hypothesen,  wie  die  Annahme  einer  für  alle 
Indifiduen  gleichen  Moti?ation  der  wirthschaftlichen  Handlungen  im  Concurrenzkampf ; 
Hypothesen  oder  Fictionen,  durch  welche  man  sich  jene  ?erwickelten  Probleme 
der  Volkswirthschaft  künstlich  vereinfacht 

Dies  Alles  ergiebt,  dass  es  ein  Irrthum  ist,  die  Volkswirthschaft  in 
diesem  priyatwirthschaftlichen  Concurrenzkampf,  den  man  sich  selbst 
noch  dazu  erst  im  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  so  einfach  wie  möglich  construirt, 
aufgehen  zu  lassen.  Man  kann  nur  so  riel  zugeben,  dass  dieser  Concurrenzkampf 
dem  priyatwirthschaftlichen  System  ?ornemlich,  aber  auch  nicht  ausschliess- 
lich sein  Gepräge  giebt.  weil  andere  MotiFe  und  Moti?ecombinationen  mit  in  Betracht 
kommen,  weü  Sitte,  Recht  u.  s.  w.  mitwirken  und  er  überhaupt  nicht  ein  so 
reiner  Naturprocess  ist,  wie  im  Räsonnement  des  deducti^en  Verfahrens  an- 
genommen wird ;  femer,  dass  dieses  privatwirthschaftliche  System  eineHauptseite, 
aber  eben  doch  nur  eine  Seite  der  Volkswirthschaft  darstellt  Nur  wenn  dies  richtig 
im  Sinn  behalten  wird,  werden  die  Erörterungen  im  Texte  des  folgenden  2.  Kapitel 
richtig  aufgeiasst  werden.  Die  darin  enthaltenen  Formulirungen  sind  daher  auch  hier 
nur  der  Vereinfachung  des  R&sonnements  wegen  gleichfalls  etwas  absoluter  hingestellt, 
als  den  Gestaltungen  in  der  Wirklichkeit  entspricht,  was  über  die  fon  mir  durchaus 
festgehaltene  Tendenz  nicht  täuschen  darf. 

Auch  hier  bezeichnet  die  historische  Richtung  der  Nationalökonomie,  be- 
sonders mit  ihrer  wichtigen  Theorie  von  der  bloss  relativen  Giltigkeit  der  sogen. 
Tolkswirthschaftlichen  Gesetze,  welche  nach  rein  deductivem  Verfahren  abgeleitet  sind 
(s.  0.  §.  73,  bes.  Knies,  Polit.  Oekon.  1.  A.  S.  284  £),  bereits  einen  grossen  wissen- 
schaftlichen Fortschritt,  namentlich  in  ihren  Lehren  yom  Preise  und  Einkommen 
gegenüber  der  mehr  naturwissenschaftlich -mechanischen  Auffassung  der  Smith'schen 
Nationalökonomie,  wie  sie  hier  in  Deutschland  auch  Hermann  (z.  B.  in  seiner  be- 
rühmten Untersuchung  über  den  Gewinn,  2.  Aufl.  S.  488 — 581)  und  (zwar  weniger 
mathematisch  scharf  als  Hermann,  aber  doch  schon  etwas  mehr  den  zahlreichen 
sonstigen  Einflüssen  Rechnung  tragend)  im  Ganzen  doch  auch  noch  Rau  vertritt 
Vergl.  dagegen  namentlich  Roscher*s  Lehre  vom  Preise  und  Einkommen,  sowie  die 
neueren  Arbeiten  Neumann's  auf  diesem  Gebiete.  Noch  mehr  aber  hat  Seh  äff  le 
gerade  durch  seine  durchgreifende  Unterscheidung  des  privat-  und  gemeinwirth- 
schaftlichen Systems  in  diesen  Lehren  die  stets  nur  bedingte  practischo  Be- 
deutung und  die  der  bisherigen  Praxis  und  dem  geltenden  Rechte  gegenüber  viel- 
fach noch  bedingtere  Berechtigung  der  privatwirthschaftlichen  Preisbildung 
nachweisen  können.  S.  sein  Ges.-System  u.  s.  Soc.  Körper  HI,  bes.  an  den  in  §.  297 
genannten  Stellen.  Femer  die  neuere  Theorie  der  ,.VeTbandsprei8e**  in  der  oben 
S.  769  genannten  Litteratur. 

Die  „Deutsche  Freihandelsschule"  in  ihren  Hauptvertretem  (Prince- 
Smith,  0.  Michaelis  u.  s.  w.)  ist  dagegen  ganz  auf  dem  alten  Standpuncte  stehen 
geblieben:  sie  untersucht  nicht  nur  diese  privatwirthschaftliche  Preisbildung  und  Ein- 
kommen vertheilung  fast  ausschliesslich,  sondern  erklärt  sogar  in  einer  seltsamen  petitio 
principU  die  daraus,  d.  h.  die  im  Kampfe  der  sich  gegenüber  stehenden  eigen- 
nützigen Interessen  bei  möglichst  freier  Concurrenz  hervorgehenden  Gestaltongen  und 
Preise  für  die  gerechtesten  oder  selbst  für  die  einzig  gerechten!  Worauf  es 
dann  freilich   leicht  ist,  jede  Beschränkung  der  freien  Concurrenz,   weil  sie  diese 
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„gerechte  Yertheilang'*  stOrt,  jede  StaatseiDiniscliang,  jede  neae  Organisation  der 
atomisirten  pri^atwirthschaftlichen  Erirerbsgesellschaft  anserer  modernen  Zeit  als  nacb- 
theilig  zu  bekämpfen  1  Siehe  darüber  unten  in  Abschn.  2  die  Yorbemcikungen  (§.  SOS) 
und  §.  312  ff  die  dortigen  literarischen  Nachweise. 

Auch  hier  sind  der  so  Cialis  tischen  Kritik  der  modernen  ErwerbsgeteU- 
Schaft  und  ihres  Systems  der  freien  Goncurrenz  bedeutende  wissenschaftliche  An- 
regungen und  doch  auch  Tiele  positire  Förderungen  zu?erdanken.  Erst  dadurch 
sind  gewisse  Ansichten  der  historisch -nationalokonomischen  Richtung  zu  grösserer 
Bestimmtheit  gebracht  worden.  Die  wahre  Bedeutung  des  Verkehrs  rechts  (incL 
Eigenthum8recht)fllr  das  pri^atwirthschaftliche  System  und  die  hohe  Berechtigung 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft  erkannt  zu  haben, 
ist  der  grosse  Kern  positivsten  wissenschaftlichen  Verdiensts,  wdcher 
in  den  Schriften  der  grossen  socialistischen  Theoretiker  von  St  Simon  bis  auf 
Las 8 alle  auch  bei  allen  Maasslosigkeiten  der  Speculation  und  bei  allen  gehässigen 
Uebertreibungen  der  Angriffe  gegen  die  bestehende  wirthschaftliche  Ordnung  deutlich 
genug  zu  finden  ist.    (S.  §.13,  293  ff.) 

1.  Abschnitt. 

Bas  priTatwlrthschaftllche  System  und  seine  Yerkehrs- 

rechtsbasis  im  Allgemeinen. 

L  —  §.304  [121,  122].  Die  Privatwirthschaften.  Die- 
selben sind  in  ihrem  Wesen  schon  in  §.  300  genügend  characterisirt 
worden.  Hier  sind  nar  noch  einige  Bemerkungen  hinzazafBgen 
und  einige  Folgerungen  zu  ziehen.  Zu  den  Zwecken  der  Prodoction 
werden  von  der  im  Verkehr  stehenden  Privatwirthschaft  die  ihr 
nicht  selbst  privateigenthümlich  zur  Verfügung  stehenden  sachlichen 
Productionsmittel  (Grundstücke,  Gebäude,  Kapitalien)  und  die  ihr 
nicht  durch  ihr  Rechts^  und  Wirthschaftssubject  selbst  gebotenen 
und  eventuell  aus  dem  Familienverband  verfügbaren  Arbeitskräfte 
zu  der  Arbeits-  und  Besitzgemeinsehaft,  welche  der  Productionsbe- 
trieb  darstellt,  durch  Verträge,  den  Tausch-,  Kauf-,  Arbeits- 
oder Dienstmiethevertrag,  die  Creditverträge,  den  Pacht-,  Mieth-, 
Leihvertrag  in  erforderlicher  Weise  vereinigt  (§.  264).  Durch  diese 
Verträge  werden  zugleich  die  Antheile  am  (volkswirthschafUicben) 
Beinertrag  der  Production  (§.  264)  geregelt  Bei  der  für  den  Alh 
satz  der  Producte  (fertigen  Güter)  im  Verkehr  arbeitenden,  ein 
Glied  im  Arbeitsgliederungs-  und  Verkehrssystem  bildenden  Privat- 
wirthschaft  werden  ebenso  Tausch-,  Verkaufverträge  über  diese 
Producte  geschlossen.  Beim  Abschluss  aller  dieser  Verträge,  speciell 
bezüglich  des  Inhalts  derselben,  folgen  nun  im  privatwirthschaft- 
liehen  System  alle  in  Betracht  kommenden  Personen  wesentlich 
den  Bestrebungen,  welche  sich  aus  dem  ersten  egoistischen  Leit- 
motiv, dem  Streben  nach  dem  wirthschaftlichen  Eigenvortheil 
(§.  34)  und  aus  dem  ökonomischen  Princip  (§.  28)  ergeben.  Nament« 
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lieh  verfährt  so  das  leitende  Wirthschafts-  und  Rechtssubjeet  der 
Privatwirthschaft  selbst,  wodurch  die  von  ihm  abgeschlossenen 
Verträge  ihren  Gharacter  und  die  daraus  folgenden  wirthschaft- 
lichen  Vorgänge  ihr  eigenthttmliches,  eben  „privatwirthschaftliches'^ 
Gepräge  erhalten.  Insbesondere  wird  daher  hier  nach  dem  Grund- 
satze der  speciellen,  vollständigen  und  möglichst  ge- 
nauen, d.  h.  in  jedem  einzelnen  Vertrage  der  höchst  mög- 
lichen Entgeltlichkeit  der  gewährten  Leistungen  und 
der  empfangenen  Gegenleistungen  vorgegangen. 

Dieser  Grandsatz  verwirklicht  sich  in  der  Weise,  dass  jedes  Gut  (Sachgut,  Dienst), 
seinen  bestimmten  Preis,  jedes  Einzeleinkommen  (Lohn,  Zins,  Pacht-  imd  Mieth- 
rente,  Dntemehmergewinn,  Speculationsgewinn)  seine  bestimmte  Höhe  im  Kampfe 
der  sich  gegenüberstehenden,  von  jenem  ersten  egoistischen  Motiv  geleiteten  Inter- 
essenten auf  jenem  Puncto  erh&lt ,  wo  die  Interessen  der  Kämpfer  sich  so  weit  aus- 
gleichen, dass  der  Vertrag  geschlossen  wird.  Dieser  Punct  ist  der  Ökonomische  Aus- 
druck für  das  Maass,  in  welchem  es  jedem  Vertragsschliessenden  mOglich  geworden 
ist,  sein  wirthschaftliches  Interesse  zur  Geltung  zu  bringen.  Es  erfolgt  also,  im 
Unterschied  vom  gemeinwirthschaftlichen  System,  hier  immer  in  jedem  Vertragsscbluss 
eine  gegenseitige  Abrechnung  über  den  Werth  der  Guter  (Leistungen u. s.  w.), 
die  Jeder  in  den  Interessenkampf  hineinbringt  Ein  solcher  Kampf,  wie  nicht  ver- 
kannt werden  darf,  liegt  jedem  Vertragsscbluss  zu  Grunde. 

Für  die  vorausgehende  Formulirong  gilt  die  in  der  Vorbemerkung  (§.  303)  ge- 
machte Bemerkung,  dass  sie  hier  der  Einfachheit  des  Bäsonnements  wegen  absoluter 
erfolgt,  als  der  Wirklichkeit  entspricht  Es  ist  z.  B.  schon  lange  üblich,  neben  der 
Concurrenz  das  Herkommen  als  mitwirkenden  Regulator  bei  der  Preisbildung  und 
VertbeUung  zu  bezeichnen  (s.  J.  St  Mi  11,  Polit  Oekon.  B.  2,  Kap.  4).  Dies  Her- 
kommen ist  eben  nur  ein  gemeinsamer  Ausdruck  für  die  Summe  der  Sitten  u.  s.w., 
welche  im  Grunde  genommen  nicht  Regulator  neben  der  Concurrenz  ist,  sondern 
welche  die  Concurrenz  selbst  neben  dem  Selbstinteresse  mit  regulirt. 
Denn  grade,  wie  in  Wirklichkeit  die  Interessen  nach  dem  ersten  Leitmotiv  in  den 
Vertragsschlüssen  sich  geltend  machen,  hängt  mit  von  der  sonstigen  Motivation,  von 
dem  Medium  der  sittlichen  Anschauungen  und  Sitten  ab,  durch  welches  sie  erst  bei 
ihrer  Verfolgung  hindurch  gehen  müssen. 

Als  Hauptarten  der  Privatwirthschaften  sind  für 
unsere  Volkswirtbschaft  zu  unterscheiden : 

1)  Die  Einzelwirthschaft  einer  physischen  Person, 
die  typische  Hauptform. 

In  der  Familien wirthschaft  findet  sie  ihre  naturgemässe  Erweiterung,  aber  damit 
zugleich  schon  eine  Annäherung  an  die  Gemeinwirthschaft  für  die  Verhältnisse 
des  Familienverbands  (anders  Schäffle). 

2)  Die  Einzelwirthscbaften  nicht-physischer  (sogenannter 
juristischer)  Personen  des  Privatrechts. 

Die  speculativen  Erwerbsgesellschaften,  wie  die  offene  Handelsgesellschaft,  die 
Commandit-,  die  Actiengesellschafc  und  einzelne  Arten  der  Genossenschaften,  wie  die 
ältere  Bergbaugenossenschaft  und  die  Mehrzahl  der  modernen  sogen.  Wirthschafts- 
genossenschaften,  welche  freilich  den  freien  Gemeinwirthschaften  nahestehen  oder 
selbst  überwiegend  den  Cbaracter  der  letzteren  haben  können  (§.  343).  Mancherlei 
Zwischenbildungen  gehören  theils  in  die  Kategorie  der  Privat-,  theils  in  diejenige  der 
Gemeinwirthschaften.  Die  älteren  Corporationen  für  Handelsbetrieb,  Gewerbe- 
betrieb halten  öfters  solchen  gemischten  Gharacter.  In  der  alten  Handwerkerzunft 
liegt  ein  Element,  das  sie  als  Gemeinwirthschaft  characterisirt. 
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3)  Alle  Gemeinwirthschaften  endlich,  aach  die  auf 
Zwang  berahenden,  wie  besonders  S t a a t  und  Gemeinde  selbst, 
können,  wie  schon  bemerkt  (§.  300),  wenigstens  theil weise  aach 
nach  dem  privatwirthschaftlichen  System  fangiren  nnd  thun  dies 
auch  in  der  Regel:  insoweit  sind  aach  sie  Privatwirthschaflen. 

Z.  B.  der  Staat  hinsichtlich  seiner  sogen.  Prifaterirerbsth&tigkeit ,  wie  in  der 
eigentlichen  Domanialwirthschaft  nnd  annähernd  bei  manchen  Staatsth&tigkeiten,  deren 
finanzielle  Behandlung  nach  dem  sog.  Gehührenprincip  erfolgt.  Das  Kähere  darüber 
gehört  in  die  Finanzwissenschaft  (s.  Band  1  n.  2  derselben). 

II.  —  §.  305  [123J,  Die  Rechtsbasis  im  privatwirth- 
schaftlichen System.  A.  Ihre  Bedeatang.  Der  Verkehr 
and  jene  Preis-  and  Einkommenbildangen  darin  haben  zar  noth- 
wendigen  Voraassetzung  eine  Rechtsbasis,  welche  als  Be- 
dingang  and  Schranke  für  die  beiden  Parteien  im  Kampfe 
am  die  ökonomischen  Bedingungen  des  Vertragsabschlasses  wirkt 
Diese  Rechtsbasis  ist  nichts  von  Natar  fest  Gegebenes,  nichts  aas 
dem  Wesen  des  Menschen  ohne  Weiteres  Folgendes,  nichts  Un- 
veränderliches, sondern  etwas  geschichtlich  stark  Wandelbares. 
Sie  kann  nicht  vom  privatwirthschaftlichen  System  aas  sich  selbst 
heraas  geschaffen  werden,  sondern  wird  darch  die  höchste  Form 
der  Gemeinschaften,  darch  den  Staat,  wenn  aach  nicht  ar- 
sprttnglich  allein  gesetzt  and  aach  später  nicht  allein  von  ihm 
weitergebildet,  da,  freilich  vom  Staat  erst  anzaerkennende ,  Ge- 
wohnheitsrechtsbildung voran  geht  and  immer  etwas  zur  Seite 
bleibt.  Aber  sie  wird  doch  voi^  ihm  allein  gesichert  gegen 
Brach  and  vomemlich  von  ihm  weiter  gebildet  Sie  ist  ein 
anbedingtes  Bedürfniss  für  die  Privatwirthschaflen,  ohne  dessen 
genügende  Befriedigung  die  letzteren  in  der  Fürsorge  fttr  andere 
Bedürfnisse  im  verkehrswirthschaftlichen  Zustand  der  Volkswirth- 
Schaft  (§.  188)  grossentheils  lahm  gelegt  wären.  Das  gemein- 
wirthschaftliche  System  erweist  sich  insofern  als  eine  Voraas- 
setzung des  privatwirthschaftlichen,  wie  umgekehrt  auch  letzteres 
als  eine  solche  des  ersteren.  Darin  findet  der  frühere  Satz  (§.  302), 
dass  immer  eine  Combination  beider  Systeme  in  der  Volks- 
wirthschaft  stattfinden  müsse,  eine  Bestätigung. 

Die  einmal  bestehende  Bechtsbasis,  persönliche  Freiheit  Eigenthnm,  Erbrecht, 
Yertragsrecht,  wird  von  der  Nationalökonomie  stillschweigend  oder  ansdrtlcklich  als 
die  Voraassetzung  ihrer  Dntersachongen  über  Prodnction,  Umlauf  und  Yertheilung 
der  Guter  angenommen,  so  auch  fon  Bau.  Dabei  wird  aber  der  Einfluss  der  Ver- 
schiedenheit dieser  Bechtsbasis  auf  die  Volkswirthschaft  nicht  genügend  beachtet  and 
die  Möglichkeit  ihrer  Veränderung,  sowie  die  wUnschenswerthe  Bichtung  der  letzteren 
ebensowenig.  S.  dagegen  Boscher,!.  1.  B.  Kap.  4  u.  5,  Schäffle  pass.,  bes.  Syst.  II, 
349  ff.,  506  ff.    H.  B Osler,  soc.  Verwaltungsrecht,  I,  §.  120  ff.,  177  ff.,   183  C  — 
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Die  spätere  Sniith'sche  Schale,  die  Manchesterpartei ,  geht  in  ihren  Untersach ongen 
stets  ?on  einer  natürlichen  absoloten  persönlichen  Freiheit  and  ?on  einem  natQrlichen 
absoluten,  möglichst  fOr  alle  Sachen  (nicht  unbedingt:  Verhältnisse)  gleichen  Eigen- 
thum»-  und  Erbrecht  aas:  —  die  zweite  FicdoD  neben  dem  Dogma  fon  der  Allmacht 
und  steten  Richtigkeit  des  absoluten  wirthschaftlichen  Selbstinteresses. 

Von  der  GestaltUDg  der  Rechtsbasis,  auf  welcher  sich  der 
privatwirthschaftliche  Verkehr  vollzieht,  hängt  der  Cbaracter  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  wesentlich  mit  ab.  Letzteres  unter- 
liegt daher  dem  geschichtlichen  Wechsel  in  seinen  Erscheinungs- 
formen vorzugsweise  mit  in  Folge  eines  Wechsels  dieser  Rechts- 
basis. Absolute  Sätze  für  die  letztere  giebt  es  nicht  und  kann 
es  nicht  geben,  denn  der  geschichtliche  Process,  in  welchem  sie 
steht,  ist  ununterbrochen  im  Gange  unter  dem  Einflüsse  der 
wechselnden  Bedfirfnisse  und  Anschauungen  der  Menschen,  auch 
speciell  der  Productionstechnik. 

Selbst  die  maassgebeoden  Hauptprincipien  der  Rechtsbasis,  nemlich  diejcDigeo, 
welche  sich  auf  die  verkehrenden  Menschen  and  auf  die  GQter  an  and  für  sich,  d.  i. 
auf  Personenstand  (peraOnliche  Freiheit  u.  s.  w.)  und  Eigenthum  bezieben ,  wechseln 
erfahrangsmSssig  erbeblich.  Zeitliche  and  örtliche  Verhältnisse,  nicht  die  sogen. 
Natur  der  Menschen  und  Dinge  allein,  welche  ohnehin  keine  einfache  üze  Grösse  ist, 
entscheiden  wesentlich  mit.  Dies  verkannt  zu  haben,  ist  der  grosse  principielle  Fehler 
der  neueren  Volkswirthschafts -Wissenschaft  der  Schale  von  A.  Smith.  Namentlich 
wieder  in  ihren  letzten  extremsten  Ausläofem,  der  Basfiat 'sehen  Richtung  in  Frank- 
reich, der  Manchesterpartei  in  England,  der  „deatschen  Freihandelsschale*'  in  Deutsch- 
land; s.  bes.  den  folgenden  Abschnitt.  Man  kann  für  die  Bechtsbasis  des  privat- 
wirthschaftlichen Verkehrs  nur  Bechtssätze  relativen  Wertbs  aafstellen,  welche  immer 
nur  für  ein  gewisses  Zeitalter  und  für  gewisse  Länder  und  Volker  als  die  richtigen 
gelten  können.  Dies  gilt  selbst  von  der  persönlichen  Freiheit,  vollends  vom  Privat- 
eigenthum,  Erbrecht,  Vertragsrecht.  Genaueres  hierüber  erst  in  der  2.  Abth.  der 
Grundlegung  bei  der  kritischen  Erörterung  der  Fragen  von  Freiheit  und  Eigenthum 
aus  dem  socialökonomischen  Gesichtspuncte. 

B.  —  §.  306  [124].  Die  einzelnen  Rechtsnormen, 
welche  für  die  Gestaltung  der  Rechtsbasis  des  privatwirthsebaft- 
licben  Systems  und  damit  der  Volkswirthschaft  entscheidend  sind, 
betreffen  folgende  vier  Puncte. 

1)  Die  Rechtsnormen  tlber  den  Personenstand,  be- 
sonders die  persönliche  Unfreiheit,  Freiheit  und  Gleich- 
berechtigung der  in  einer  Volkswirthschaft  verkehrenden  Menschen. 

Personenstand,  Personalstand  hier  als  Collectivbegriff  in  einem  ähnlichen,  aber 
weiteren  Sinne,  wie  der  römisch -rechtliche  Status  genommen,  der  nur  dem  Freien 
zustand.  Besonders  hervorzuheben  sind  hier  als  maassgebende  Momente:  Das  Rechts- 
institut der  Unfreiheit  in  seinen  verschiedenen  Formen,  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und 
Schollenpflichtigkeit  (glebae  adscriptio,  Colonat)  u.  s.  w.;  Frohnarbeit  —  Die  Unter- 
scheidung von  Stfinden  mit  verschiedenem  Verkehrsrecht  unter  den  Freien.  Dahin 
können  auch  die  im  römischen  Recht  vorkommenden  Mittelzust&nde  zwischen 
Freiheit  und  Unfreiheit  gehören  (Puchta,  Instit.  II,  456).  Femer  die  auch  mit 
privatrechtlichen  Folgen  verbundene  Unterscheidung  von  Patriciem  und  Plebejern, 
wenigstens  in  der  älteren  Zeit  —  Unterschiede  im  Verkehrsrecht  nach  der  Religion 
(Apostaten,  Häretiker.  Juden);  nach  der  Sprache  (z.  B.  im  deutschen  Handwerk, 
vergl.  Stahl,  dtsch.  Handw  ,  Giess.  1874,  I,   102);    nach  der  ehelichen  und  unehe- 
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liehen  Geburt  (eb.  S.  93  ff.).  —  Die  Uoterscheidong  von  Staatsangehörigen  und  Aas- 
ländern, so  cives  und  peregrini,  dann  latiol  im  römischen  Recht,  Bttrgor  und  Metökea 
in  Athen  u.  s.  w.  (Ausschluss  vom  Erwerb  des  Grundeigcnthnms).  Aehnliche  Gestal- 
tungen fielfach  in  den  mittelalterlichen  Hechtitsystemen  und  bis  m  die  neueste  Zeit 
hinein,  besonders  was  Grunderwerb,  Handwerksbetrieb  u.  a.  m.  anlangt  Einzelnes 
noch  heute  bei  den  ColturfOlkern  bestehend,  mohrfach,  auch  z.  B.  in  Nordameric 
Staaten  kommt  Dnfilhigkeit  der  Ausländer  zum  Grunderwerb  noch  ?or.  —  Unter- 
scheidung von  Orts-(Gemeinde-)angehörigen  und  Ortsfremden  u.  dgL  m.  for  Grund* 
oder  Hauserwerb,  für  selbständigen  Geschäftsbetrieb,  in  unseren  modernen  Staaten  bis 
in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Bedeutung.  Dgl.  von  Stadt-  und  Landbewohnern, 
frtlher  für  Gewerbebetrieb  vielfach  entscheidend;  allgemein  aufgehoben  bei  uns  erst 
in  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869,  §.  2. —  Die  Gewährung  voller 
persönlicher  Freiheit  und  rechtlicher  Gleichheit  an  alle  erwachsenen,  im  Besitz  der 
normalen  Geisteskräfte  befindlichen  Sttatsangehörigen  oder  selbst  schlechtweg  an  alle 
menschlichen  Individuen,  mit  der  Bechtsfolge  freier  Erwerbs-  und  Bernfewahl  (,  Jreiea 
Recht  zu  arbeiten''),  wie  in  der  Hauptsache  in  unseren  europäisch -americanlscben 
Staaten  der  Gegenwart,  jetzt  Gleichstellung  der  Inländer  und  Ausländer  im  Allgemeinen 
in  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S69,  §.  1,  vergL  Jacobi,  Gewerbe- 
gesetzgebung  im  Deutschen  Reiche.  Berlin  1874,  S.  20. 

2)  Die  RechtsnormeD  über  das  Eigentham,  insbe- 
sondere das  Privateigenthum  an  wirthscbaftlichen  Gdtem, 
namentlieb  an  Sacbgtttern,  und  in  Verbindung  mit  diesen  Rechts- 
normen diejenigen  über  das  Erbrecht. 

Maassgebend  ist  hier  vomemlich:  ob  und  in  welcher  Art  Privateigenthom  an 
Menschen  zugelassen  wird  (Sciaven recht).  —  Sodann  die  Unterscheidung  des  Eigen- 
thumsrechts  an  beweglichen  Sachen  und  Grundstücken  und  Verhältnissen  (incl.  sogen« 
geistiges  Eigenthum);  bei  ersteren  die  Unterscheidung  nach  dem  Zweck,  zwischen 
Gebrauchsvermögen  und  Kapital  (Privatvermögen,  Kapitalbesitz,  §.  128,  129);  der 
Umfang  und  der  Inhalt  der  Rechte,  welche  das  Privateigenthum  gewährt  —  Beim 
Grund  und  Boden:  ob  derselbe  gänzlich,  theilweise,  gar  nicht  vom  Privateigenthum 
der  eigentlichen  Privatwirtbschaften  ausgeschlossen  und  als  eigentliches  Gemein- 
eigenthum  oder  als  ..öffentliches''  Eigenthum  von  Zwangsgemein  wirtschaften,  nament- 
lich dos  Staats  und  der  Gemeinden,  vorbehalten  ist  (Regalprincip);  bei  der  Zulassung 
privaten  Grnndeigenthums,  ob  dasselbe  „beschränktes*'  Eigenthum  ist,  wie  im  All- 
gemeinen in  den  früheren  Stufen  des  Volkslebens  und  in  der  germanischen  Rechts- 
bildung, oder  ob  dieses  Immobiliareigenthum  möglichst  im  Umfange  und  Inhalt  der 
Rechte,  die  es  gewährt,  dorn  Mobiliareigenthom  gleichgestellt  ist,  wie  unter  dem  £in- 
fluss  des  römisch-rechtlichen  Eigenthumsbeg^ffs  und  im  Interesse  der  Freiheit  des 
Verkehrs  und  der  Geltung  des  Individuums  immer  vollständiger  in  der  modernen 
Volkswirthschaft;  beim  Grundeigenthnm  femer:  ob  und  wie  dasselbe  nach  seinem 
Verwendungszweck  als  städtisches  und  ländliches,  als  Wohnungs-,  Forst-,  Bergwerks-, 
landwirthschaftlicher,  als  Wege-Boden  u.  s.  w.  im  Rechte  unterschieden  wird  und  wie 
in  Beziehung  zu  dem  Grundcigenthumsrecht  das  Wasser-,  Jagd-,  Fischereirecht  ge- 
regelt ist ;  ob  und  wie  das  Grundeigenthum  durch  Reallasten  und  Servituten  beschränkt 
werden  kann;  endlich,  wie  sich  das  Vertrags-,  namentlich  Veräusserungs-,  Ver- 
schuldangs-,  Theilungs-,  Zusammenlegungsrecht  und  das  Erbrecht  in  Bezug  auf 
Grundeigenthum  gestaltet.  —  Bei  privatem  Kapitaleigenthum :  ob  und  in  welchem 
Maasse  Beschränkungen  in  der  freien  Verfügung  über  dasselbe  durch  bestimmte 
Bedingungen  in  der  eigenen  Verwendung  (z.  B.  vorgeschriebener  gewerblicher  Bildungs- 
gang), durch  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  Verträge,  deren  Gegenstand  Kapital 
ist,  mittelst  Lohn-,  Zins-,  Preistaxen  u.  s.  w.,  durch  Öffentlich-rechtliche  Regelung 
der  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter,  z.  B.  in  Betreff  der  Arbeitszeit  u.  A.  dgL  m^  wie 
im  Allgemeinen  im  Mittelalter  und  in  neuester  Zeit  wieder,  vorhanden  oder  das 
Kapitaleigenthum  wesentlich  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchs  vermögen  gleichgestellt 
und  daher  ein  möglichst  unumschränktes  ist,  wie  im  Ganzen  in  der  modernen  VoUo»» 
wirthschaft.  —  Bei  Verhältnissen:  ob  und  wie  weit  überhaupt  ein  Eigenthum 
(„geistiges  Eigenthum")  oder  ein  demselben  verwandtes  selbständiges  Recht  anerkannt 
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wird  (Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Kunstwerken,  Erfindungen,  Autor-,  Patent-, 
Musterschutzrecht  n.  s.  w.).  —  Auch  bei  priratem  KapitaleigenUium  und  bei  der 
Rechtsordnung  der  „VerhältDisse**  kommt  dann  wieder  die  Gestaltung  des  Erbrechts 
in  Betracht,  namentlich  diejenige  des  Intestat-  und  des  testamentarischen  Erbrechts, 
das  Pflichttheilsrecht,  der  Tbeilungszwang.  Auch  das  Steuerrecht  ist  bedeutsam,  das 
sich  an  das  Eigenthum  von  GebrauchsfermOgen  (Luxussteuem ,  indirecte  Verbrauchs- 
steuern auf  wichtige  Consumptibilien),  fon  Kapital  und  Grundstücken  nebst  Hftusem 
(Ertragssteuem  als  Objectstenem ,  Vermögenssteuer)  und  an  das  Einkommen  daraus 
(Benteneinkommen),  sowie  an  das  Erbrecht  anknüpft. 

Zur  ökonomischen  Würdigung  der  Privateigenthumsinstitntion 
ist  immer  zu  beachten,  dass  die  rechtliche  Zulassang  des  Privat- 
eigenthums  an  Menschen,  Kapital  und  Grundstöcken,  d.  h.  an 
Productionsmitteln  die  Voraussetzung  fUr  den  privaten  Renten - 
bezug  ist 

3)  Die  Normen  über  das  Vertragsrecht,  welche 
wesentlich  eine  Consequenz  der  Rechtsnormen  über  den  Personen- 
stand und  über  das  Privateigenthum  sind. 

Sie  wurden  daher  unter  der  forigen  Kummer  schon  mit  erwähnt,  aber  sind  hier 
auch  noch  apart  herauszuheben.  Besonders  wichtig  sind  die  Normen  über  den  Tausch, 
Kauf  und  Verkauf,  Über  die  ferscbiedenen  Creditrerträge ,  das  Darlehen  und  den 
Zins,  die  Miethe,  die  Pacht,  Über  den  Dienstmiethe-  oder  Arbeits  -  Lohnfertrag. 
Namentlich  ist  zu  beachten,  ob  das  Recht  nur  aber  die  Kormen  der  als  rechtsgiltig 
anzusehenden,  insbesondere  der  klagbaren  Verträge  (Mündlichkeit,  Schriftlicbkeit, 
Zeugen,  Öffentliche  Beurkundung,  Vorschrift  bestimmter  Formalien  u.  s.  w.)  oder  auch 
aber  den  Inhalt  der  Verträge  Bestimmungen  enthält,  welche  nicht  durch  den  Willen 
der  Parteien  ausser  Kraft  gesetzt  werden  kOnnen;  ob  und  wie  weit  Verträge  wegen 
ihres  Inhalts  rechtlich  ungiltig,  selbst  strafbar,  nicht  oder  nur  bedingt  klagbar 
sind  u.  s.  w.  (Frage  des  pactum  turpe,  der  conditio  turpis  u.  dgl. ,  der  Wucher- 
verträge, der  lex  cogens.) 

4)  Die  Rechtsnormen  über  die  Giltigkeit  sogen, 
wohl  erworbener(Privat-)  Rechte,  sowohl  derjenigen,  welche 
auf  einer  anderen  Rechtsbasis  (z.  B.  bei  ehemaliger  Unfreiheit), 
als  derjenigen,  welche  auf  der  bestehenden  Rechtsbasis  ent- 
standen sind. 

£s  handelt  sich  hier  vomemlich  um  die  wichtige  Principienfrage,  ob  und  wie 
weit  auch  ohne  oder  selbst  gegen  den  Willen  des  Berechtigten,  also  ausserhalb 
des  Vertrags  rechts,  ein  solches  „wohlerworbenes  Recht"  aufgehoben,  be- 
seitigt, verändert,  beschränkt  werden  kann,  ob  mit  oder  ohne,  mit  toU- 
ständiger  oder  theilweiser  Entschädigung,  ob  mit  fertragsmässigem  Deberein- 
kommen  wenigstens  Über  die  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  oder  mit  Feststellung 
auch  der  letzteren  durch  obrigkeitliche  Autorität,  Gesetz  u.  s.  w.:  die  Frage  der 
Enteignung  (Zwangsenteignung,  Expropriation;  Entwähmngswesen  L.  Stein 's). 

C.  —  §.  307  [125].  Die  Verkehrs-Rechtsbasis  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  in  den  modernen  Volks- 
wirthschaften.  Dieselbe  characterisirt  sich  bei  den  europäischen 
Cnlturvölkem  und  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Erdtheilen  in 
Bezug  auf  die  hier  allein  in  Betracht  zu  ziehende  principielle 
(Gestaltung  der  eben  erörterten  vier  maassgebenden  Puncte  also: 
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1)  Es  besteht  allgemeine  persönliche  Freiheit  and 
Gleichberechtigung  der  physischen  Personen  im  Verkehr,  mit 
gewissen  Beschränkungen  für  Unerwachsene  und  in  geringem 
Maasse  noch  für  das  weibliche  Geschlecht,  aber  als  Correlat  auch 
Selbstverantwortlichkeit,  doch  unter  Gewährung  der  Hilfs- 
leistungen Seitens  der  Gemeinschaft,  welche  oben  dargelegt  wurden 
(§.  271  flF.,  Recht  auf  Existenz  u.  s.  w.). 

Physischer  Zwang  von  Person  zu  Person  ist  daher  aosgeschlossen.  ,,Freie 
contractliche  Verein barong"  ist  das  leitende  ßechtsprincip  im  privstvirth- 
schaftlichen  Verkehr.  Die  Vortheile,  welche  für  die  eine  Partei  ans  der  angünstigereii 
ökonomischen  Lage  der  anderen  her?orgehen,  bei  Vertragsschltlssen  über  Preisbildung, 
Bildung  der  Lohn-,  Zins-,  Mieth-  und  Pachtzinssfitze  u.  s.  w.  soweit  als  möglich  geltend 
zu  machen,  ist  rechtlich,  von  wenigen  Aasnahmen,  welche  freilich  im  neuesten  Becht  wieder 
zahlreicher  and  wichtiger  werden  (Arbeitsrecht,  Zinsrecht),  abgesehen ,  durchaus  statt- 
haft. Als  Gonsequenz  der  persönlichen  Freiheit  ist  regelmässig  eine  Reihe  „socialer 
Freiheitsrechte''  gegeben:  Becht  der  freien  Ebeschliessung,  des  freien  Zugs  ftli 
Inl&nder  (Freizügigkeit),  Auswanderungsrecht  (nicht  ebenso:  Einwanderungsrecht  für 
Ausländer),  freies  Reiserecht.  Im  Princip  ist  regelmässig  auch  die  Wahl  des 
wirthschaftlichen  Berufs  frei;  werden  Bedingungen  für  die  Ausübung  eines 
solchen  gestellt  (vorgeschriebener  Lehr-  und  Bildungsgang,  Fähigkeits-  und  KeoDtmss- 
nachweise,  Prüfungsweseo),  so  sind  diese  für  Alle  gleich  und  der  Nachweis  ihrer 
Erfüllung  ist  Allen  (mit  gewissen  Ausnahmen  für  Frauen,  Kinder  und  junge  Leute) 
gestattet.      * 

2)  Es  können  immer  mehr  alle  Sachgüter  und  ein  Theil 
der  „Verhältnisse''  (§.  119)  in  das  volle,  d.  h.  möglichst 
unumschränkte  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften 
tibergehen. 

M.  a.  W.  das  Privateigenthum  dehnt  sich  immer  weiter  auf  alle  wirth- 
schaftlichen Güter,  wenigstens  auf  alle  Sachgüter  aus,  wird  immer  gleichartiger 
für  alle  Güterarten,  einerlei,  welches  der  Verwendungszweck  derselben,  für  Gebrauchs- 
fermögen,  Kapital,  Grundstücke  (ond  selbst  z.  Th.  für  Verhältnisse),  für  Mobilien  und 
Immobilien,  und  gewährt  nach  seinem  Inhalte  immer  absolutere,  umfassendere 
Rechte.  Regale  (und  Monopole)  bestehen  wenig  mehr  und  werden  meistens  prin- 
cipiell  aus  ?olkswirthschaftlichen  Gründen  (freilich  nicht  immer  zureichenden)  Fei^ 
werfen.  Nach  Analogie  des  Eigenthums  an  Sachen,  nur  mit  den  durch  die  ?erschiedene 
Natur  des  Rechtsobjects  gebot^ien  Modificationen  wird  auch  ein  sogen,  geistiges 
Eigenthum  an  gewissen  Verhaltnissen  (Urheberrecht,  Autorrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.) 
gesetzlich  sanctionirt.  Endlich  ist  gewöhnlich  volles  Intestaterbrecht,  meist  bis 
zu  den  entferntesten  Verwandtschaftsgraden,  und  öfters  ein  nur  durch  dasPflichttheil»- 
recht  mehr  oder  weniger  beschränktes  testamentarisches  Erbrecht  anerkannt, 
ohne  Unterschied  für  Mobil-  und  Immobileigen thum,  für  GebrauchsvermOgen  and  Kapital 

3)  Das  Vertragsrecht  ist  in  Gonsequenz  dieser  Rechtsordnung 
der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  in  materieller 
Hinsiebt,  d.  h.  in  Bezug  auf  den  Inhalt  der  Verträge  immer 
mehr  von  einer  Einmischung  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und 
gewisser  Autoritäten  befreit  worden.  Der  „Wille  der  Parteien'* 
—  so  ist  die  Rechtsfiction  —  bestimmt  diesen  Inhalt  wesentlich, 
meist  ganz  allein.  Diese  Verträge  sind  aber  dann  unbedingt  rechts- 
giltig,  klagbar  und  nicht  strafbar.    Auch  die  Form  der  Verträge, 
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ihres  Abschlnssefi  nnd  ihrer  Aiifhebnng  und  VeränderQDg  ist  viel- 
fach möglichst  vereinfacht  („formlos")  geworden,  ohne  Nachtheil 
fUr  die  Giltigkeit  und  Elagbarkeit 

Daher  fast  keinerlei  Tazsystem  mehr.  Das  Vorhandensein  des  pactum  torpe  nnd 
der  conditio  tnrpis  wird  nur  selten  angenommen.  Bei  gewissen  Greditverträgen  ist 
namentlich  ausser  der  Ausstellung  der  bezüglichen  Schuldarkunden  u.  s.  w.  auch  die 
Weiterbegebung  derselben  an  Dritte  in  hohem  Grade  formell  vereinfacht  worden 
(Giro,  Indossament,  Blanco-Indossament,  Inhaberpapier). 

Auf  alle  diese  Gestaltungen  formeller  und  materieller  Art,  beim 
Vertragsrecht,  Eigenthum,  bei  der  persönlichen  Freiheit,  haben 
ökonomische  Bedürfnisse  und  Rücksichten  und  speciell  Gesichts- 
puncte  des  ökonomischen  Individualismus  mit  eingewirkt. 

4)  Die  „wohlerworbenen  Rechte",  auch  diejenigen, 
welche  aus  der  Periode  einer  ganz  anderen  Rechtsordnung  her- 
rühren, werden  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt,  sind  daher 
regelmässig  nur  vertragsmässig  der  Abänderung,  Einschränkung, 
Aufhebung  fähig,  und  nach  den  formellen  und  materiellen  Be- 
dingungen^  über  welche  mit  den  Berechtigten  Vereinbarung  erfolgt. 
Aber  im  Falle  gewisse  „öffentliche"  Interessen  es  fordern,  wird 
eine  Zwangsenteignung  im  Princip  für  zulässig  erklärt,  je- 
doch nur  mit  grosser  Vorsicht,  mit  vielen  Cautelen  und  gegen 
volle  Entschädigung  (wenigstens  für  damnum  emergens)  in  der  Praxis 
durchgeführt. 

Anch  hierbei  wird  mitunter  freie  contractliche  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
Entschädigung  vorbehalten.  Doch  kommt  auch  eine  Festsetzung  der  Entschädigung 
einseitig  durch  gesetzliche  Verfügung,  durch  Obrigkeit  vor.  Auch  im  letzteren  Falle 
pflegt  sich  die  Entschädigung  aber  einigermaassen  nach  der  Höhe  des  ökonomischen 
Werths  des  beseitigten  (oder  verminderten)  Rechts  zu  richten.  Auch  bei  der  Auf- 
hebung von  Grundlasten  u.  dgl.  m.  im  Wege  der  Beform,  wie  in  Deutschland  (im 
Gegensatz  zu  dem  französischen  revolutionären  Vorgehen),  haben  freilich  die  Zeit- 
verhältnisse ihren  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Entschädigung  ausgeübt,  z.  B.  in  der 
Nonnirung  der  Ablösungscoefficienten  bei  Zehent-  und  ähnlichen  Lasten.  Unentgelt- 
liche Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  (preuss. 
Ges.  V.  31.  Oct.  1848)  u.  s.  w.  S.  Näheres  tlber  die  Principienfrage  im  2.  Thl.  der 
Grundlegung  (in  d.  2.  A.,  Kap.  5,  S.  787  ff.).  Bemerkenswerth  auch  für  die  all- 
gemeine Fnige  ist,  dass  ökonomisch-technische  Bedllrfoiase,  wie  bei  Bergbau, 
bes.  bei  Wege-,  namentlich  Eisenbahnbau,  wo  es  sich  darum  handelt,  gerade  das 
und  das.  da  und  da  gelegene,  so  und  so  beschaffene  Grundstück  zu  erhalten,  die 
neueste  Entwickung  des  Zwangsenteignungsrechts  bewirkt  haben:  gesellschaft- 
liche, voIkswirthschaftHche  Interessen  mussten  dem  Privateigenthumsrecht  vorgehen, 
üeber  die  verwandte  Frage  der  Befreiung  des  ländlichen  Bodens  von  Lasten  siehe 
Buchenberger,  Agrarpolitik  I,  1,  Kap.  1;  tlber  Aufhebung  von  Gewerberechten 
s.  die  Gewerbepolitik. 

Das  privatwirthschaftliche  System  auf  dieser  Verkehrsrechtsbasis 
nennen  wir  das  moderne  privatwirthschaftliche  System  der 
freien  Concurrenz. 

Die  „socialen  Freiheitsrechte''  in  Bezug  auf  Eheschliessung, 
Niederlassung,  Ein-  und  Auswanderung  u.  s.  w.   (Abth.  2)  nach 
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ihrer  ökonomischen  Seite  betrachtet;  die  materielle  Vertragsfreiheit, 
daher  namentlich  die  Freiheit  der  Preise,  der  Löhne ,  der  Zinsen, 
im  Gegensatz  zu  Preis-,  Lohn-  und  Zinstaxen ;  die  Gewerbefreiheit, 
der  Freihandel,  die  Freiheit  des  agrarischen  Grundeigenthums  im 
Gegensatz  zu  Zunftwesen  and  Staatsconcession  im  Gewerbe  nnd 
Handelsbetrieb,  zu  Schutzzoll  und  Prohibition  im  internationalen 
Handel,  zur  älteren  Agrarrerfassung  mit  ihrer  vielfachen  Bindung 
des  Eigenthums,  des  Betriebs  u.  s.  w.  sind  nur  Bezeichnungen  f&r 
die  freie  Concurrenz  auf  einzelnen  besonderen  Gebieten  der  Volks- 
wirthschaft  und  Consequenzen  des  allgemeinen  Princips  der  modernen 
freien  Concurrenz  im  privatwirthschaftlichen  System. 

Mit  diesem  allgemeiDen  Princip  haben  wir  es  hier  in  der  Grandleg^nng  nnd  zum 
Theil  in  der  ««Theoretischen  Volksirirthschaftslehre''  zn  thnn,  mit  jenen  Conseqnenzen 
in  der  ««Practischen  Volksw1rth8chaftslehre*\  Aach  für  die  nationalOkonomische  Lehre 
Fon  der  freien  Goncorrenz  sind  die  Bechtsfragen ,  welche  sich  an  die  Eigenthoms- 
institotion,  das  Prirateigenthum.  das  Yertragsrecht  anschliessen ,  ron  entscheidender 
Bedeutung.  Erst  in  der  2.  Abtheilong  der  Grundlegung  finden  daher  die  folgenden 
Erörterungen  ihren  Abschluss  uod  in  Manchem  ihre  tiefere  BegrQnduug. 

2.  Abschnitt. 

Bas  moderne  priTatwirthsehaftliche  System  der  fireien 

Concurrenz. 

§.  d08[2.A.,S.22dJ.  Vorbemerkungen  und  Litteratur.  Die  hierher  gehörige 
systematische  und  monographische  Litteratur  besteht  eigentlich  in  der  gesammten 
physiokratisch-Smithischen  nationalökonomischen  Litteratur,  woftlr  anf  den 
eigenen,  in  diesem  Gesammtwerk  geplanten  litterargeschichtlichen  Band  zu  renreisen 
ist  Die  neuere  Litteratur,  der  ökonomische  Indiridualismus  nnd  LiberaÜsmns,  in 
Englandaus  der  Periode  nach  Smith-Malthus-Bicardo,  in  Frankreich  ans  der- 
jenigen nach  J.  B.  Say,  in  Deutschland  nach  Storch,  Lotz,  Bau,  Hermann, 
also  im  Allgemeinen  die  Litteratur  der  Epigonenperiode,  ist  jedoch  fUr  die  hier 
erörterten  Principienpuncte  deswegen  auch  in  der  Wissenschaft  zur  Klarstellung  der 
Theorie  besonders  zu  beachten,  weil  erst  in  ihr  die  rollen  Consequenzen  der 
physiokratisch-Smithischen  Pr&missen  gezogen  werden.  In  dieser  Hinsicht  sind  herror- 
zuheben:  die  Schriften  ron  Senior,  political  economy  (outlines),  zuerst  1886,  nnd 
öfters  (Gegrner  der  Fabrikgesetzgebung),  M'Gulloch,  principles  of  political  economy, 
zuerst  Edinburg  1825  und  öfter,  deutsch  ron  Weber,  Stuttgart  1831,  auch  J.  Mi  11 
(Vater),  Elements  of  political  economy,  Lond.  1821,  deutsch  ron  Jacob,  Halle  1825; 
aus  der  französischen  Litteratur  ror  Allen  des  berühmten  Autors  der  Lehre  ron  der 
natürlichen  Interessenharmonie,  Fr.  Bastiat's,  harmonies  6conomiques,  Paris  1850 
(deutsch  ron  Prince-Smith,  1852),  bes.  Kap.  10  und  zahlreiche  kleinere  Schriften 
in  s.  oeurres  complets  (mehrfache  Ausg.);  gegen  Bastiat  erscheint  z.  B.  selbst 
Gh.  Dunoyer  in  seiner  libert6  du  trarail,  9  rol.,  Paris  1845,  bes.  roL  2,  noch  als 
nüchterner  Lobredner  der  freien  Concurrenz. 

Die  deutschen  Systematiker  ron  Bedeutung  haben  sich  alle  der  freien 
Concurrenz  gegenüber,  auch  wenn  sie  sie  principiell,  dem  Standpunct  der  Smith *schen 
Schule  gemftss,  rertraten,  doch  rorsichtiger,  im  Einzelnen  mitunter  skeptisch 
ge&ussert.  Auch  M.  Wirth,  der  rerdiente  Systematiker  der  eigentlichen  „deotsohaa 
Freihandelsschule'%  hat  in  seinen  rerbreiteten  Grundzügen  der  Nitininlntofiwii, 
zuerst  1856,  1858  und  seitdem  in  öfteren  Auflagen,  nicht  immer  die  rollen  i^MfeljMlk 
losen  Consequenzen  des  Systems  der  freien  (k>ncurrenz  gezogen  und  ist  MHfBUUk 
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mehrfach  dem  Standpnnct  der  sog.  sodalpolitischen  deatschen  Schule  näher  getreten 
(auch  in  practischen  Fragen,  wie  Staatseisenbahnpolitik,  Zettel bankpolitik). 

Dagegen   kann   man   das   „moderne  System   der  freien  Goncurrenz"*   in  seiner 
theoretischen  Formnlirung  wohl  am  Besten  in  den  kleineren  monographischen 
Arbeiten  theils  über  theoretische  Principionpnncte,  theils  tlber  practische 
Fragen,   worin   die   verkehrsfreiheitliche   Entscheidung    theoretisch   principiell   be* 
gründet    wird,    besonders    ttber    Gewerbefreiheit,    Freihandel,    Freiheit    des    Grund- 
eigenthums,  Bankfreiheit  u.  dgl.  m.  entwickelt  finden.    Die  Form  der  Darstellung,  die 
Nothwendigkeit  der  Pointirung  l&sst   die   Schriftsteller   hier   die  Consequenzen   oft 
sch&rfer  ziehen.    In  dieser  Hinsicht  ist  namentlich  auf  die  Wörterbücher,  so  das 
&ltere  französische  dictionnaire  de  Töconomie  politique,  Paris  1851,  1S53,   2  B.,  das 
deutsche  Handwörterbuch  der  Yolkswirthschaftslehre  von  Bentzsch  (besonders  die 
Artikel  von  Prince-Smith,  BOhmert,  Emminghaus,  Rentzsch  u.  A.)«  auch 
auf  einzelne  Artikel  in  Botteck-Welcker*s  Staatslezicon  zu  verweisen  (Bio ntsch  1  i- 
B  rater 's  StaatswOrterb. ,  sowie  H.  Wagener 's  Gesellschaftslezicon  stehen  auch  in 
den   Tolkswirthschaftlichen  Artikeln   im  Ganzen  anders).     Prince- Smith 's  Artikel 
Handelsfreiheit  in  Bentzsch'  Handwörterbuch  enthält  in  aller  Kürze  die  ganze 
Theorie  der  freien  Goncurrenz.    Weitere  Ausführungen  über  die  theoretischen  Puncto 
und  practischen  Fragen  aus  dem  Standpuncte  der  Theorie  im  Journal  des  Economistes 
und  besonders  in  Faucher 's  (und  früher  0.  Michaelis',  Berlin)  yierte]j.scb.  für 
Yolkswirthschaft  und  Culturgeschichte,  namentlich  in  den  Art.  von  Prince- Smith, 
0.  Michaelis  u.  A.m.,  aber  bis  in  die  neueren  und  neuesten  Bände  hinein;  ferner  in 
den    Yerhandlungen    des    Gongresses    der   deutschen   Yolkswirthe  seit 
185S  über  die  wichtigsten  practischen  Tolkswirthschaftlichen  Fragen  dieser  Periode, 
Anfangs  besonders  über  Gewerbefreiheit  und  Yerwandtes,  Zolltarif.    In  der  Gesammt- 
richtung  dieses  Gongresses  wie  in  derjenigen  mancher  seiner  Stimmftthrer  ist  freilich 
in  der  neueren  Zeit,  besonders  seit  1866,  1870,  eine  vielfach  bemerkenswerthe  Mässigung, 
hier  und  da  selbst  ein  Umschwung  eingetreten,  woraus  sich  erklärt,  dass  bestimmte 
Postulate   und  Lehrsätze   der  Theorie  der  freien  Goncurrenz  heute  auch  von  dieser 
Seite   aus   nicht  mehr   so  offen  und  schroff  vertreten,   selbst  hier  und  da  abgelehnt 
werden.     Indessen  braucht  man  nur  in  die  früheren  Yerhandlungen  des  volkswirth- 
schaftlichen  (Kongresses  und  in  die  genannte  Yierteljahrsschrift  zu  blicken,   um  sich 
zu  überzeugen,  dass  hier  nur  eine  rückläufige  Bewegung  eingetreten  ist.    Ygl. 
namentlich   die  Blumenlese   extrem  freihändlerischer  Aeusserungen   der  sogenannten 
„deutschen  Freihandelsschule''   in  Schön  borg 's  Au&atz  in  der  Tüb.  Ztschr.  1872, 
S.  404  ff.,  sowie  Röscheres   auch   hier  wie  stets  von  hoher  Objectivität  zeugendes 
Urtheil  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomie,  S.  1014  ff.    Es  wirft  der  genannten 
Schule  in  theoretischer  Hinsicht  mit  Recht  vor:   sie  sei  zu   abstract,   zu  wenig 
historisch,  zu  optimistisch  (letzteres  wohl  vor  Alleml).    Auch  gegenwärtig  hat 
diese  extreme  deutsche  „Manchesterrichtung"' ,   welche  sich  politisch  z.  Th.  mit  der 
Fortschrittspartei  („Deutsch-Freisinnige'')  deckt,  in  der  Wochenschrift  „Nation"  noch 
ein   halb   wissenschaftliches,   halb   populäres  Organ  ihrer  Farbe,   worin  die  Bam- 
berger, Barth,  Brömel,  AI.  Meyer  den    radicalen  freihändlerischen  Standpnnct 
der  früheren  Zeit  nach  Möglichkeit  festhalten,  gegen  Schutzzoll,  Gewerberechtsreform, 
Staatssocialismus  u.  s.  w.  eifern.     Die  Richtung  ist  so  geblieben,  sie  wird  aber  mit 
weniger  Geist  und  logischer  Schärfe  wie  ehedem  vertreten. 

In  den  wissenschaftlichen  systematischen  Werken,  den  Lehr-  und  Handbüchern 
fehlen  zusammenfassende  Erörterungen  über  das  Friucip  und  System  der  freien  Gon- 
currenz meistens  ganz.  Es  wird  davon  gewöhnlich  nur  bei  theoretischen  und  pra(;- 
tischen  Specialfragen  gehandelt,  was  aber  nicht  genügt.  Rau  kommt  nur  in  der 
Kürze  in  der  Preislehre  (bei  den  Bestimmgründen  des  Preises)  I,  g.  152,  und  in 
der  Lohn  lehre  I,  §.  187,  195  auf  das  „Mitwerben"  zu  sprechen,  ohne  principiello 
Würdigung.  Röscher  legt  in  der  Lehre  vom  Güterumlauf,  I,  §.  97,  die  wirth- 
schaftsgeschichtlichen  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  freien  Gon- 
currenz dar  und  erachtet  letztere  doch  für  unsere  Zeit  als  überwiegend  günstig:  die 
Yermuthung  sei  für  sie  als  die  Regel,  für  Ausnahmen  liege  dem  Behauptenden  die 
Beweislast  ob.  Die  b«herr8chende  Bedeutung,  welche  das  Goncurrenzprincip  in  der 
heutigen  Theoxi^Mi|£^s  einnimmt,  verlangt  m.  E.  eine  principieller  ein- 
gehende UntennrilBBlIne  solche  liefert  J.  St.  Mill  im  4.  Kap.  des  2.  B.  seiner 
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Polit  Oekon.  doch  auch  noch  nicht,  trotz  der  schätzbaren  Erörterungen  dieses  K^itak 
(es  findet  sich  hier  z.  B.  noch  der  Ausspruch:  dass  nur  mittelst  des  Princips  der 
Concurrenz  die  Volkswirthschaftslehro  auf  den  Character  einer  Wissenschaft  Anspruch 
habe).  Aehnlich  M.  Wirth,  Grundztlge  I,  4  Aufl.,  S.  416  ff.  Principieller  dagegen 
ist  schon  früher  Schaffte,  ges.  Syst  2.  Aufl.,  S.  68  ff.,  3.  Aufl.,  §.  202  ff.,  II,  28  ff, 
336  ff,  auch  S.  526  ff.  auf  die  ailgemein-wirthschaftliche  Bedeutung  des  Problems  der  freien 
Concurrenz  eingegangen.  S.  auch  Schäffle's  allgemeine  Erörterung  über  „Wettstreit'" 
Soc.  Körper.  II,  412  ff.,  und  besonders  über  den  Character  der  „modernen  Yolks- 
wirthschaft  der  freien  Concurrenz''  als  der  „Epoche  der  entfesselten  Geld-  und  Credit- 
wirthschaft'',  eb.  III,  417  ff.  S.  auch  Bodbertus,  Soc  Briefe,  bes.  1  u.  2.  Knies, 
Politische  Oekonomie,  passim,  bes.  im  3.  und  4.  Abschn.  d.  Abth.  III  d.  1.  A.,  a.a. 
S.  197  ff.,  2.  A.,  S.  223  ff.,  Hildebrand,  Nationalökonomie,  passim,  z.  B.  S.  29d. 
G.  Schmoller,  Grundfragen,  G.  Cohn,  System  I.  2.  Hauptabschn.,  Kap.  2,  S.  394, 
mit  einer  allgemeineren  principiellen  Erörterung  aber  „freie  Concurrenz  und  Yerb&nde*', 
„Pri?ateigenthum  und  Gesammteigenthum''. 

Statt  immer  wieder  zum  Beleg  für  die  Ansichten  über  freie  Concurrenz  auf  die 
oft  citirten  Physiokraten ,  besonders  Turgot,  auf  A.  Smith  und  die  „Classiker"* 
zurtlckgehcn,  habe  ich  es  vorgezogen,  neuere  extreme  Freihändler  anzufahren. 
Ich  erkenne  dabei  den  Werth  der  scharfen  Logik  und  des  grossen  Abstractions- 
Vermögens  bei  den  hervorragenderen  Anhängern  der  „deutschen  Freihandelsschnle"*, 
besonders  hei  Prince-Smith,  Faucher,  Michaelis,  wie  anderseits  z.  B.  bei 
dem  Recbtsphilosophen  Lassen  vollkommen  an.  Diese  Schriftsteller  stellen  die  Pro- 
bleme klar  und  scharf  hin  und  beantworten  sie  ebenso,  während  die  deutschen 
historischen  Nationalökonomen  vor  lauter  „Relativität"  mitunter  zu  gar  keiner  klaren 
Formulirung  und  Antwort  kommen,  auch  nicht  ftlr  gegehene  Zeiten  und  Länder  und 
„den  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  sehen''  (S.  252  oben),  —  der  entgegengesetzte 
Fehler  wie  beim  „abstracten*'  Verfahren,  aber  doch  gewiss  ebenso  ein  Fehler. 

Besonders  characteristisch  ist  Prince-Smith,  das  geistige  Haupt  der  sogen, 
deutschen  Freihandelsschnle.  S.  namentlich  Schön berg's  Aufs.,  Tab.  Ztschr.  1872, 
S.  404  ff.  und  die  Aufsätze  von  Prince-Smith,  „Handelsfreiheit"  in  Bentzsch' 
Handwörterb.,  „Yolkswirthschaftliche  Gerechtigkeit"  in  Eras*  Jahrb.  f.  Yolkswirthsch.  I 
(1868),  der  „Markt"  in  Faucher's  Yierteljahrsschr.  1863,  lY,  143,  die  „sogenannte 
Arbeiterfrage",  cb.  1864,  lY,  192  („sogenannte"  —  völlig  consequent,  denn  wenn 
das  „Naturgesetz  von  Angebot  and  Nachfrage"  allein  Alles  richtig  und  gerecht  ent- 
scheidet, so  ist  auch  der  Arbeitslohn  und  damit  die  ökonomische  Lage  des  Arbeiters 
eine  unabänderliche  Thatsache,  über  die  es  gar  nichts  mehr  zu  „fragen"  giebt): 
ferner  „die  Socialdemokratie  auf  dem  deutschen  Reichstage",  eb.  1869,  I,  „Hern 
Dr.  J.  Jacoby's  Ziel  der  Arbeiterbewegung",  eb.  1870,  I,  66;  s.  auch  „aber  die 
Grenzen  der  Yerpflichtung  zur  Aushilfe  bei  aasserordentlichem  Nothstande",  1868, 
U,  231.  Die  letzte  Arbeit  Prince-Smith's  aber  den  Staat  und  Yolkshaushah 
(Berl.  1874)  zeigt  mannigfach  gemässigtere  und  richtigere  Auffassungen.  Ich  bemerke 
dies  ausdrücklich,  weil  diese  kleine  Schrift  von  seinen  volkswirthschafUichen  Freunden 
als  Beweis  fOr  die  Unrichtigkeit  der  Angriffe  gegen  die  deutsche  Freihandeldschnle 
benutzt  worden  ist  und  auch  Andere,  z.  B.  A.  Held  (in  der  „Gegenwart")  sie  des- 
halb gerühmt  haben.  Auch  auf  Prince-Smith  wie  auf  seine  Schwer  war  1866  und 
1870  eben  nicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Im  Text  des  §.  313  sind  mehrfach  fist 
wörtlich  Sätze  aus  den  genannten  Artikeln  von  Prince-Smith  aufgenommen.  S.  diese 
Aufsätze  jetzt  z.  Th.  in  den  von  0.  Michaelis  herausgegebenen  gesammelten  Schriftea 
von  Prince-Smith,  Berl.  1878.  Neben  den  Arbeiten  des  letzteren  sind  die  Anfkätze 
von  Fauch  er  in  d.  Yiertelj.schr.,  eb.  die  von  Michaelis  (z.  B.  aber  die  wirth- 
schaftliche  Rolle  des  Speculationshandels),  jetzt  in  dess.  volkswirthschaftlichen  Schriften, 
2.  ß.,  Berl.  1873,  das  wissenschaftlich  Bedeutendste  aus  dieser  Richtung.  Allgemeiner 
philosophisch  dea  radicalen  ökonomischen  Individualismus  zu  begründen  hat  Lassos 
versucht,  so  in  d.  Berl.  Yiertelj.schr.  f.  Yolkswirthschaft  1874,  I.  YgL  sonst  anch 
z.  B.  im  Rentz  seh 'sehen  Handwörterb.  den  Art  „Concurrenz"  von  Emminghaas, 
„Gewerbefreiheit"  von  Böhmen. 

Wie  sehr  die  Grundanschauung  aber  freie  Concurrenz  schon  physio- 
kratischen,  bezw.  Turgot 'sehen,  nicht  erst  S  m  i  t  h 'sehen  Ursprungs  ist,  hat  u.  A. 
V.  Scheel  richtig  hervorgehoben:  aber  Turgot  Tüb.  Ztschr.  1868,  womit  zu  wt^ 
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gleichen:  v.  Sivers,  über  Target,  Hildebr.  Jahrb.  1874,  L.  auch  Leser,  Begr.  d. 
ReichÜL  bei  A.  Smith  und  v.  Skarzynski,  A.  Smith.  Aus  der  neuesten  Litteratur 
gehören  die  Arbeiten  von  W.  Hasbach  über  Quesnay  und  Smith  (s.  o.  S.  5)  auch 
hierher.  Ueber  die  Angriffe  auf  die  freie  Concurrenz  in  der  Litteratur  s. 
unten  §.  315. 

I.  —  §.  309  [126].  Das  Wesen  der  modernen  freien 
Concurrenz.  Es  besteht  darin,  dass  sich  die  Privatwirthscbaften 
im  Verkehr  in  den  Rechtsschranken  halten  müssen,  welche  durch 
die  im  vorigen  Abschnitt  formulirten  Principien  der  persönlichen 
Freiheit,  des  Privateigenthums,  des  Vertragsrechts  und  der  Sanction 
geschichtlich  überkommener  und  einmal  zu  Rechtens  bestehender 
^^wohlerworbener  Rechte^'  gezogen  sind.  Innerhalb  dieser  Schranken 
darf  jede  Privatwirthschaft  ihr  wirthschaftliches  Selbstinteresse  im 
Verkehr,  also  namentlich  im  Process  der  Preisbildung  für  Sachgüter 
und  DienstleistUDgen  und  bei  der  vertragsmässigen  Festsetzung  der 
Arbeitslöhne,  Leihzinsen,  Pacht-  und  Miethzinsen  u.  s.  w.,  soweit 
geltend  machen,  als  es  ihr  beliebt  und  als  sie  es  vermag. 

„Die  Concurrenz  oder  Mitbewerbung  ist  das  freie  Spiel  derwirthschaft- 
lichen  Kräfte;  sie  äussert  sich  in  der  Wechselwirkung  ?on  Angebot  und 
Nachfrage,  welche  den  Preis  reguliren."  M.  Wirth,  a.  a.  0.  Diese  Umschreibung 
ist  ungenügend,  wenn  sie  sich  auch  bis  in  die  amtlichen  Documente,  die  Motive  zu 
Gesetzentwürfen  des  deutschen  Reichskanzleramts  in  den  1 870er  Jahren  verstiegen  hat 
Man  konnte  danach  in  der  That  an  vollständige  rechtliche  Schranken- 
losigkcit  der  freien  Concurrenz  denken,  weshalb  die  im  Text  gegebene  Formulirung 
richtiger  ist,  bei  welcher  die  Gefahr,  die  freie  Concurrenz,  wie  so  oft  geschehen,  für 
eine  absolute  zu  halten,  von  vornherein  fortfällt 

Die  günstigen  Seiten  und  Folgen  dieses  Systems  nicht  bloss 
für  die  einzelne  Privatwirthschaft,  sondern  für  die  ganze  Volks- 
wirthschaft  sind  von  der  modernen  Volkswirthschaftslehre  oft 
rühmend  dargelegt  worden  und  in  der  That  auch  nicht  zu  ver- 
kennen. Nur  hat  man  dieselben  zu  allgemein,  ihren  Eintritt  zu 
sicher  angenommen,  ihre  Bedeutung  vielfach  übertrieben  und  die 
ungünstigen  Seiten  und  Folgen  nicht  hinlänglich  betrachtet. 

Man  identificirte  Möglichkeit,  hier  und  da  Wahrscheinlichkeit  mit  Wirklichkeit 
und  Gewissheit,  urtheilte  durchweg  zu  optimistisch,  betrachtete  zu  einseitig  Alles  vom 
Standpnncte  des  Productions-,  nicht  auch  des  Vertheilungsinteresses,  fasste  das  ganze 
Concurrenzsystem  nicht  als  eine  historische,  sondern  als  eine  naturgemässe  rein-öko- 
nomische Einrichtung  auf,  zog  falsche  Schlüsse  aus  dieser  vermeintlichen  Natur- 
gemässheit  und  aus  der  angenommenen  nothwendigen  Allgemeinheit  und  Absolutheit 
dieses  Systems.  Man  hatte  weiter  eine  ganz  falsche  Auffassung  von  Wesen  und  Be- 
deutung des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  und  tlberhaupt  eine  theils  unrichtige, 
theils  durchaus  einseitige  ökonomische  Psychologie  und  Motivationstheorie,  erblickte 
im  Selbstinteresse  förmlich  eine  Naturkraft  (nicht  nur  im  Vergleich,  in  der  Hypothese 
der  Methode),  statt  einen  Trieb,  von  dem  Motive  ausgehen.  Man  verfuhr  auch  in  der 
ganzen  Behandlung  der  hier  einschlagenden  einzelnen  Fragen  viel  zu  apodictisch  absolut, 
nicht  historisch  relativ,  übertrieb  auch  da  die  möglichen,  vollends  die  wirklichen  guten 
Seiten  und  Folgen  und  übersah  oder  würdigte  doch  viel  zu  wenig  die  ebenso  unzweifel- 
haften ungünstigen  Seiten  und  Folgen  und  damit  die  Gefahren  für  Volkswirthschaft, 
Oultnr,  Sitüichkeit 
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Fflr  das  Alles  kann  jetzt  in  dieser  3.  Aufl.  vornemlich  wieder  auf  die  Ans- 
führungen  im  1.  Kap.  des  1.  Bucbs  Bezog  genommen  werden,  wo  die  tiefere  Be- 
gründung der  Kritik  des  Concorrenzsystems  nach  der  psychologischen  Seite  versucht 
wurde.  Far  nnricbtig  halte  ich  es,  wenn  man  den  Vertretern  der  freien  Gocnrrenz, 
der  älteren  und  neueren  Freihandelsschule  kurzweg  ihre  Methode,  die  spoculatife 
Dedoction,  welche  sie  mit  Vorliebe  anwenden,  vorwirft.  Nicht  diese  Methode  var 
fdsch,  sondern  die  Handhabung  derselben  allerdings  Öfter.  Die  Kritik  des  Systems 
lässt  sich  mit  derselben  Methode  der  Deduction  liefern,  z.  Th.  besser  und  zwingender 
als  mit  der  inductiven.  Auch  dafür  sei  auf  die  Methodologie  im  1.  Buch  verwiesen 
und  unten  auf  §.  315. 

IL  —  §.  310  [127].  Die  günstigen  Folgen  der  freien 
Conenrrenz.  Nach  der  Beweisführung  der  liberal -individua- 
listischen Schule  liegen  sie  vornemlich  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duction  der  Güter  und  treten  hier  sowohl  in  der  technischen 
als  in  der  ökonomischen  Seite  der  einzelnen,  Güter  erzeugenden 
Privatwirthschaft  und  dadurch  in  der  ganzen  Volkswirtbschaft 
hervor. 

Von  allen  Anhängern  der  freien  Concurrenz  wird  das  besonders  horrorgehoben, 
auch  von  denen,  welche  Bedenken  wegen  der  Wirkungen  derselben  auf  die  Vertheilung 
äussern.  Sie  nehmen  dann  gewöhnlich  an,  dass  jene  Vortheile  gross  genug  sind,  um 
alle  Bedenken  zu  überwiegen,  sowie,  dass  die  Vortheile  doch  mehr  oder  weniger 
Allen  zu  Gute  kommen.  In  diesem  „Mehr  oder  Weniger''  liegt  schon  der  schwache  Pnnct 

Die  Concurrenz  kann  —  nur  dies  darf  man  sagen,  nicht:  sie  mnss  und 
und  wird,  wie  es  oft  geschehen  ist;  auch  hier,  wie  in  so  rielen  Sätzen  der  volks* 
wirthschaftlichen  Theorie,  kann  nur  von  einer  Tendenz  gesprochen  werden;  —  sie 
kann  die  Erzeuger  zur  bestmöglichen  Technik  neben  der  höchstmöglichen  Oekonomik 
bei  der  HersteUung  und  wiederum  auf  die  Dauer  zur  Preisansetznng  der  GQter  nach 
dem  geringsten  Kostensatze,  zu  welchem  die  Güter  jeweilig  herzustellen  sind  („gesell- 
schafilich  nothwendige  Productionskosten'') ,  beim  Absätze  der  Güter  im  Verkehr 
zwingen.  Vervollkommnung  der  technischen  Prodnctionsmcthoden ,  daher  namentlich 
im  noth wendigen  Interesse  der  Gesammtheit,  Ersparung  an  jenen  Niemandem 
als  Einkommen  zu  Gute  kommenden  eigentlich  folks wirthschaftlichen  oder  natür- 
Uchen  Productionskosten  (§.  172),  weil  die  unentgeltliche  Mitwirkung  der  Natur- 
kräfte zu  erstreben,  dafür  die  Technik  zu  gestalten,  im  hohen  Interesse  des  privat- 
wirthschaftlichen  Subjects  liegt  (Maschinenwesen)'),  Anwendung  der  hOchstmOglichea 
Intelligenz  und  Thatkraft,  Lockung  dazu  durch  Extragewinne  bei  einem  hinter  dem 
Marktpreise  zurückbleibenden  eigenen  Kostensatze  oder  bei  grösserem  Absätze  in  Folge 
niedrigeren  Preises  („Rcntenfunction'\  v.  Mangoldt,  Schäffle*)  sind  oder,  auch 
hier  richtiger  gesagt,  können  die  Folgen  der  freien  Concurrenz  sein. 


^)  Besonders  gern  hervorgehoben,  und  mit  Recht,  von  Bastiat  und  Andren. 
Die  übliche  Gestaltung  des  privatwirthschaftlichcn  Productionsbetriebs ,  mit  ge- 
dungenen Lohnarbeitern  zu  produciren,  deren  Löhne  zu  den  einzelwirthschaft- 
liehen  Productionskosten  gehören,  bietet  hier  einen  besonderen  Sporn  zu  tech- 
nischen Fortschritten,  Einführung  von  Maschinen  u.  s.  w.,  um  zunächst  an  den 
Lohnauslagen  zu  sparen.  Es  ist  eine  nachweiäbare  Thatsache,  dass  die  Ver- 
breitung der  Maschinen  und  die  Verbesserung  derselben  bei  starkem  Steigen  der 
Arbeitslöhne  am  Raschesten  vor  sich  geht,  so  z.  B.  auch  in  neuerer  Zeit  in  Deutsch- 
land in  der  Landwirthschaft  Freilich  liegt  darin  auch  gerade  wieder  die  Gefahr  für 
die  Arbeiter. 

*)  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.  §.  99  S.  193 ff.,  s.  auch  dess.  Theorie  d.  aus- 
schliess.Absatzverh.;  Syst. 3.  Aufl.  11,  75ff.,53Sff.  Früher  schon  v.Mangoldt,  Lehre  vom 
ünternehmergewinn,  Leipz.  1S55,  S.  105,  Art.  Gotervertheilung  im  Staatswörterbuch  IV. 
589  ff.,  ders.,  Volkswirthschaftslehre  S.  486,  Grundr.  §.  120  ff.  Von  Hermann  ist 
die  Verallgemeinerung  des  Reutenprincips  bereits  angebahnt.    Vgl.  darüber  Berens. 
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Das  Volk  oder  die  Volkswirthscbaft  erlangt  dann  dadurch 
den  Gesammtbedarf  an  wirthschaillicben  Gütern,  welcher  6ich  bei 
einem  bestimmten  Bedtirfnissstande  ergiebt,  aaf  das  Beste  nnd 
Billigste  befriedigt.  Das  „Consumenteninteresse"  ist  wahrgenommen, 
der  entscheidende  Gesicbtspunct  der  Schale,  auch  der  einzelne 
Consnment  wird  so  am  Besten  bedient.  Damit  ist  auch  das  Pro- 
ductionsinteresse  gesichert  Aber  nicht  minder  ist  das  Producenten- 
und  das  Arbeiterinteresse  so,  ja  eigentlich  nur  so,  richtig  zu 
befriedigen.  Jeder  wählt  sich  die  ihm  passende  Berufsthätigkeit 
Jeder  erlangt  aber  sogar  auch  so  und  nur  so  den  richtigen,  den 
seinen  Leistungen  entsprechenden  Antheil  am  Productionsertrag, 
im  Lohn,  im  Profit,  im  Gewinn:  die  ungeheuerliche,  gleichwohl 
begangene  petitio  principii  liberaler  Theoretiker,  womit  denn  auch 
das  Vertheilungsproblem  auf  die  allein  richtige,  gerechte,  der  An- 
nahme nach  allein  mögliche  Weise  gelöst  ist. 

m.  —  §.  311  [127].  Kritik  dieser  optimistischen  Be- 
weisführung.  Gegen  diese  liberal-individualistische  Auffassung 
erheben  sich  nun  freilich  wesentliche  Bedenken,  sowohl  solche,  auf 
welche  die  vor-  und  umsichtigere  Anwendung  der  Deduction  und 
die  psychologische  Analyse  der  jm  wirthschaftlichen  Leben  mit- 
spielenden Motive  selbst  schon  führt,  als  solche,  welche  durch 
Beobachtung  der  Thatsachen  dieses  Lebens  sich  feststellen  lassen. 

So  kann  man  nachweisen:  die  Voraussetzungen  stimmen  in 
der  Wirklichkeit  mit  denjenigen  der  Schule  nicht  ttberein;  die 
Folgen  sind  mancherlei  andere,  nicht  diese  gfinstigen,  sondern 
vielfach  ungünstige,  an  sich  und  in  Vergleich  mit  den  Verhält- 
nissen in  früheren  und  anderen  Wirthschaftsordnungen;  die  psy- 
chologische Grundlage  des  Räsonnements  ist  zu  eng  und  ein- 
seitig, zum  Theil  schief  angenommen;  die  Rechtsgrundlagen 
des  Systems  der  freien  Concurrenz,  die  Privateigenthnmsinstitution, 
die  Vertragsfreiheit,  die  Consequenzen  aus  dem  Rechtsprincip  der 
persönlichen  Freiheit  (die  socialen  Freiheitsrechte  in  liberaler  Ge- 
staltung, die  freie  Berufswahl)  wirken  gerade  hier  vielfach  be- 
denklich. 


Versuch  einer  kritischen  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipzig  1868,  S.  186  ff.; 
der  übrigens  die  Bedeutung  einer  Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  auch  auf 
ihr  richtiges  Maass  zurQckfUhrt  In  der  Anerkennung  des  ökonomischen  Ver- 
dientseins  der  Beuten  geht  mir  Schaffte  a.  a.  0.  auch  etwas  zu  weit  Auch  hier 
spielen  Glücksfälle,  Conjuncturengewinno  doch  oft  sehr  wesentlich  mit  Sch&ffle  hat 
demgemäss  auch  s.  frühere  Lehre  in  diesem  Puncto  berichtigt,  s.  Soc.  Körper  B.  III. 
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So  ist  es  eben  eine  nicht  selten  falsche,  oft  gar  nicht  zatreffende  Yoraassetziing, 
dass  die  Yertragschliessenden  sich  einigennaassen  gleichstehen.  Damit  entfallen  sofort 
einige  der  optimistischen  Conseqaenzen  der  Schale  für  die  richtige,  billige  Gestaltong 
der  wirthschafüichen  Ergebnisse  der  Yertr&ge. 

Die  gerühmte  Kostenerspamng  erfolgt  daher  z.  B.  in  der  Prodaction  oft  mehr 
durch  Lohndrnck,  als  dnrch  technische  Verbesseningen.  Femer  ist  nicht  za  übersehen, 
dass  der  Bedürfnissstand  der  Yolkswirthschaft  sich  gerade  in  dem  und  wegen  des 
Systems  der  h-eien  Concurrenz  eigenthümlich  und  keineswegs  unbedingt  dem  Interesse 
der  Gesammtheit  gemäss  entwickelt,  weil  anch  die  Yertheilung  der  Güter  in  der 
Yolkswirthschaft  dnrch  das  genannte  System  maassgebeud  ond  oft  nicht  günstig  tüi 
die  Yolksmasse  mit  bestimmt  wird:  Die  Ungleichheit  der  indiridaellen  Einkommen 
bewirkt  eine  grosse  Steigemng  des  Luxus  der  Reichen  nnd  diesen  kommen  dann  als 
Consnmenten  jene  Productionsvortheile  überwiegend  zn  Gate.  Weiter  ist  za  beachten, 
dass  diese  an  sich  möglichen  günstigen  Folgen  der  freien  Concarrenz  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  immer  oder  doch  nicht  vollständig  eintreten,  well  die  Erzeuger  statt 
der  Concurrenz  unter  sich  die  Vereinbarung  eines  Gompromisses,  die  AbschUeasong 
eines  Garteils,  die  Bildung  eines  Rings  vorziehen  oder  die  schliesslichen  Sieger  in  der 
Concurrenz  eine  Art  facti  seh  es  Monopol  erlangen.  Auf  diese  beiden  Endergeb- 
nisse der  Entwicklung  strebt  aber  gerade  im  System  der  freien  Concurrenz  die  Ge- 
staltung des  Productionsprocesses  nach  dem  ihm  in  diesem  System  innewohnenden 
Entwicklungsgesetze,  wenigstens  auf  wichtigen  Productionsgebieten,  hin.  (S.  die  Lehre 
vom  Preise  und  den  Productionskosten,  besonders  der  Fabrikate,  in  der  theoret  National- 
ökonomie.) Ein  besonders  characteristisches  Beispiel  der  Paralysirung  der  freien 
Concurrenz  durch  Compromisse,  Fusionen  und  factische  Monopole  liefert  die  Ge- 
schichte des  Privatbahn  Wesens  in  Kord -America,  Grossbritannien  und  Frankreich 
u.  a.  L.  (S.  Perrot,  Eisenbahnreform,  S.  81  ff.,  und  G.  Cohn,  Untersuchungen  über 
englische  Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1874—75,  2  Bde.). 

A.  —  §.  312  [128],  Insbesondere  die  behauptete  „Natur- 
gemässheit^'  des  Systems  der  freien  Conenrrenz  nnd  des  freien 
Waltens  des  wirthsehaftlichen  Selbstinteresses,  die  vorkommende 
Annahme,  dass  ein  derartiger  Zustand  der  volkswirthschaftlicheD 
Rechtsordnung  der  allein  und  überall  natnrgemässe  sei,  das 
sind  Trugschlüsse  der  schlimmsten  Art.  Ihre  Begründung 
ist  logisch,  psychologisch  und  erfahrnngsmässig  unhaltbar,  die 
Folgerungen,  zu  welchen  sie  in  der  Theorie  und  Praxis  wied^ 
führten,  sind  nicht  weniger  unrichtig. 

Vgl.  besonders  die  in  der  Vorbemerkung  genannte  deutsche  publicistische  Litteratoi. 
In  engem  Zusammenhang  mit  diesen  falschen  Ansichten  steht  die  Auffassung  der 
unter  dem  Impulse  des  wirthsehaftlichen  Selbstinteresses  bei  freier  Concarrenz 
stehenden  „Gestaltungstendenzen'*  der  volksvrirthschaftlichen  Vorgänge  schlechtweg 
als  „Naturgesetze'',  —  ein  Ausdruck,  der  richtig  Ferstanden,  wie  etwa  von 
Bosch  er  (§.13),  allenfalls  noch  zulässig  wäre,  in  der  Beweisführung  der  volkswirth- 
schaftlichen  Publidsten,  Congressredner  u.  s.  w.  aber  zum  Missbrauch  gefilhit 
hat  und  deswegen  besser  zu  ?ermeiden  ist  (S.  oben  Über  „wirthschafÜiche  Gesetze" 
§.  86—91.) 

Die  radicalen  Freihändler  z.  B.,  welche  jedem  Lande  jedweder  Wirth- 
schaftsentwicklung  unbedingten  Freihandel  anrathen,  stehen  auf  dem  Standponcte 
der  allgemeinen  Naturgemässheit  des  Conen rrenzsystems.  List  in  seinem  natio- 
nalen System  hat  diese  Verallgemeinerung  der  Freihandelstheorie  glänzend  abgewiesen. 
Die  Auffassung  ist  tlbrigens  eine  nothwendige  Gonsequenz  des  ganzen  Standponcta, 
daher  bei  den  folgerichtigen  Physiokraten  schon  zu  finden. 

1)  Die  Begründung  der  ,, Naturgemässheit''  des  Systems  der 
freien  Concurrenz  ist  zunächst  schon  deswegen   verfehlt,   weil  sie 
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auf  einer  Begri  ff  sv  er  wechslang  hinsichtlich  des  Wesens 
des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  beruht. 

Dies  ist  nicht  eine  Natnrkraftim  eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wirkt  keines- 
wegs etwa  in  der  wirthschaftlichen  wie  die  Schwerkraft  in  der  körperlichen  Welt,  wie 
wohl  gesagt  wurde,  sondern  es  ist  ein  menschlicher  Trieb,  der  als  solcher  zwar  den 
Willen  anregt  und  zn  Handlungen  bestimmen  kann  und  darf,  auch  oft,  aber  keines- 
wegs nothwendig  immer,  bestimmen  mass  und  noch  weniger  immer  bestimmen  soll. 
Denn  dieser  Trieb  wirkt  nicht  anmittelbar  als  Ursache  der  wirthschaftlichen  Hand- 
lungen des  Menschen,  sondern  er  führt  zun&chst  nur  zn  Motiven  für  den  Willen  und 
kann  und  wird  auch  thatsächÜch  durch  Vernunft  und  Grtlnde  geleitet,  gezUgelt,  und 
im  einzelnen  Falle  seine  Wirkung  durch  andere  Motive  selbst  aufgehoben.  Die  sitt- 
liche Yerantwortlicbkeit  des  Menschen  fUr  seine  wirthschaftlichen  Handlangen  wird 
durch  das  Vorhandensein  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  daher  auch  nicht  ?er- 
ändert  S.  Buch  1,  Kap.  1,  bes.  aber  das  erste  Leitmotiv,  §.  34  tf.,  aber  aberhaupt 
die  ganze  Moti^ationstheorie  dort. 

Zu  einer  Vergleichung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  mit  der  Schwerkraft 
hat  sich  sogar  £.  Engel  in  seiner  fraheren  Zeit,  wo  er  allerdings,  wie  die  Meisten 
seiner  Zeit-  und  Altersgenossen,  noch  zu  einseitig  an  der  naturwissenschaftlich- 
mechanischen  Auffassung  der  VolksWirthschaft  und  anthropologischen  Statistik  hing, 
einmal  verleiten  lassen.  (S.  Zeitschr.  d.  Egl.  Preuss.  Statist.  Bar.  1860,  S.  41.)  Nur 
hypothetisch  kann  eben,  zum  Zweck  der  Anwendung  der  Methode  der  Deduction, 
das  Selbstinteresse  mit  der  Regelmässigkeit  einer  Naturkraft  wirkend  angesehen  werden : 
ob  und  wie  weit  dies  mit  der  Wirklichkeit  stimmt,  ist  immer  erst  spociell 
zu  untersuchen  (§.  69  ff.),  was  so  oft  vergessen  wird,  besonders  von  der  Schule 
der  freien  Concurrenz.  Die  philosophische  Grundanschauung  rOhrt  von  den  Physio- 
k raten  her  und  ist  diesen  mit  ihren  Zeitgenossen  gemeinsam.  Uebrigens  habe  auch 
ich  fraher,  wie  ich  einräume,  gleich  vielen  anderen  NationalOkonomen  und  Statistikern 
ähnliche  Fehler  begangen:  bestimmte  Triebe  oder  äussere  Impulse  (wirth- 
schaftlicher  Vortbeil,  mancherlei  Natureinflasse)  als  nothwendig  so  und  so  wir- 
kende Naturkräfte  anzusehen,  —  womit  menschliche  Willensfreiheit  unvereinbar, 
aber  auch  jeder  Colturfortschritt  unerklärbar  wäre.  Dieser  Irrthnm  hat  in  der  Theorie 
der  freien  Concurrenz  und  der  auf  diese  gestutzten  Volks wirthschaftspolitik  ver- 
hängnissvollen Schaden  gestiftet,  u.  A.  verursacht,  dass  die  nach  dem  „Naturgesetz 
von  Angebot  und  Nachfrage'"  sich  ergebenden  Gestaltongen  als  das  allezeit  Rieh' 
tige  und  Gerechte  gelten  sollten,  —  aaf  welche  petitio  principii  im  Grande  alle 
Polemik  gegen  eine  Staatsintervention  im  wirthschaftlichen  Verkehr  hinaus  läuft 
Auch  hier  ist  die  Gedankenreihe  ganz  physiokratischen,  speciell  Turgot*- 
schen  Ursprungs. 

2)  Erfahrungsgemäss  ist  das  moderne  System  der  freien  Con- 
currenz ein  Product  jüngster  Geschichte.  Warum  es  in 
der  heutigen  Form  das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung sein  soll,  ist  durchaus  nicht  einzusehen. 

Als  geschichtlich  geworden,  abhängig  von  den  Kategorieen  Ort  und  Zeit,  er- 
scheint es  vielmehr  von  vornherein  nur  für  gewisse  Zustände  bestimmt  und  noth- 
wendig als  etwas  Vergängliches  oder  mit  einem  bekannten  Lassalle 'sehen 
Ausdruck:  das  heutige  S3rstem  der  freien  Concurrenz  ist  eine  historische,  keine 
logische,  keine  natürliche  Kategorie.  Eine  in  der  Weise,  wie  es  Lassalle  (Syst.  d,. 
erworb.  Rechte  u.  Kap.  u.  Arbeit)  von  grossen  rechtsgeschichtlichen  Instituten,  wie 
Eigenthum,  Erbrecht  gemeint  hat,  durchaus  aufrecht  zu  haltende  Bezeichnung.  H, 
V.  Treitschke's  Gegenbemerkungen,  in  s.  1.  Anfs.  über  den  Socialismus  (a.  a.  0. 
S.  77  ff.),  zeigen  doch  nur,  dass  mit  solcher  Auffassung,  wie  mit  Allem,  Missbraach 
getrieben  werden  kann.  —  Schon  Knies  sagt  einmal  ganz  richtig,  man  solle  doch 
den  künftigen  Geschlechtem  nicht  immer  nur  die  Rolle  von  Affen  zumuthen. 

Namentlich  muss  die  Richtigkeit  des  (socialistischen)  Einwands  zugegeben  werden, 
dasa  jene  so  häufige  Behauptung  eine  willkührliche  petitio  principii  sei:  die  heutige 
Rechtsbasis  des  Systems,  d.  h.  die  heutigen  Grundsätze  der  personlichen  Freiheit,  des 
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PriFateigenthiims,  des  Yertragsrechts,  der  EnteigTiang  bildeten  die  schlechtweg  nfttor- 
lichen,  die  logisch  notbwendigen,  aber  auch  die  allein  nothwendigen  und  aosreichenden 
Schranken  der  freien  Ck>ncarrenz.  Treitschke  (a.  a.  0.  S.  81)  sagt  selbst  mit  Recht, 
niemals  habe  ein  Volk  das  Eigenthnm  als  ein  so  unumschränktes  Recht  angesehen, 
wie  es  in  den  Theorieen  des  Pri^atrcchts,  losgetrennt  vom  Staatsrecht,  erscheine. 
Aber  er  nnterlässt  es,  irgend  welche  Gonseqaenzen  aas  dieser  richtigen  Auffassung 
zu  ziehen.  Die  Forderung  neler  remUnfdger  Socialisten,  vollends  aber  der  Ton 
Treitschke  hart  angelassenen  „KathedersociaUsten'*,  geht  auf  nichts  Weiteres  hinaus, 
als  dass  „Eigenthum"',  „freie  Concnrrenz*'  nicht  einer  rein  indi? idoalistischen ,  d.  h. 
rein  priFatrechtlichen  Auffassung  unterliegen,  sondern  stets  dabei,  und  im  geltenden 
Recht  bedeutend  mehr  als  jetzt,  der  gesammtheitliche,  geselbchaftliche,  m.  a.  W. 
der  öffentlich  -  rechdiche  Gesichtspnnct  zur  Anerkennung  kommen  soll.  (Siehe  auch 
Schmoller,  Grundfragen,  S.  53ff.;  ?.  Ihering,  Zweck  im  Recht  B.  1,  bck  2.  Hälfte, 
u.  unten  Abth.  2,  in  der  2.  Aufl.- Kap.  2—5.) 

B.  —  §.  313  [129].  Falsche  Folgerungen.  Die  Folgerungen, 
welche  aus  der  falschen  Prämisse  der  „Naturgemässheit''  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  gezogen  werden,  sind  nothwendig  selbst  wieder 
falsch.  Sie  zeigen  bei  den  conseqnentesten  Vertretern  des  Systems 
durch  die  rtlcksichtslose  Einseitigkeit,  in  welcher  sie  formulirt 
wurden,  ihre  eigene  Unhaltbarkeit  und  damit  von  Neuem  die- 
jenige der  Prämisse,  aus  welcher  sie  richtig  abgeleitet  worden 
sind.  Die  wichtigsten  solcher  falschen  Folgerungen  sind  wohl 
folgende: 

Die  wirthschaftlichen  Vorgänge  auf  der  genannten  Grundlage 
des  Systems  der  freien  Concurrenz  gelten  als  reine  Naturnoth- 
wendigkeit,  erscheinen  dadurch  als  an  sich  befriedigend 
oder  wenigstens  als  nicht  abzuändern,  und  als  an  sieb  ge- 
rechtfertigt. 

Die  freie  Concurrenz  bewirkt  das  wirthschaftliche  Gedeihen  der  tüchtigen,  also 
der  allein  ein  solches  ,.Terdienenden''  Pri^atwirthschaften  und  dadurch  eine  gerechte 
Gestaltung  der  ganzen  Yolkswirthschaft,  insbesondere  auch  eine  gerechte  Vertheilnng 
der  wirthschaftlichen  Guter,  des  Volkseinkommens  und  YolksrermOgens.  Eine  weitere 
Einmischung  des  Staats  in  den  wirthschaftlichen  Verkehr,  Ober  jene  Functionen  hinaus, 
welche  die  Au&echthaltung  jener  Rechtsbasis  dieses  Verkehrs  mit  sich  bringt,  ist 
nicht  nur  naturwidrig  und  für  den  Einzelnen  und  fUr  die  Volkswirthschaft  schädlich, 
sondern  auch  ungerecht,  weil  sie  andere  Preisbildungen  fOr  Güter  und  Leistungen 
mit  sich  bringt,  als  diejenigen,  welche  bei  freier  Concurrenz  sich  gestalten  und  die 
allein  richtigen  und  allein  gerechten  sind.  Freiheit^),  ihr  eigenes  wirthschafüicbes 
Wohl,  dass  jede  Privatwirthschaft  am  Besten  versteht,  —  auch  eine  der  mit  tausend- 
fältiger Erfahrung  in  Widerspruch  stehenden  Fictionen  der  Schule  der  freien  Con- 
currenz! Ein  7on  A.  Smith  herrührender  Satz  —  nach  Kr&ften,  dem  Impulse  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  gemäss  zu  fördern,  ist  daher  ein  allgemeines  Postulat. 

^)  Prince-Smith  a.  a.  0.  1863,  IV,  S.  168:  „Von  jeher  hat  eine  einsichts- 
lose Gewalt  den  Marktverkchr  Beschränkungen  unterworfen,  welche  Missgestaltongen 
erzeugten,  den  Fortschritt  des  Wohlstands  hemmten  und  WiUkühr  an  die  SteUe  der 
Gerechtigkeit  setzten,  denn  im  Wirthschaftslebon  giebt  es  für  volle  Gerechtigkeit  keine 
andere  Bürgschaft  als  die  absolute  Freiheit/'  Einen  fast  gleichlautenden  Satz  Ton 
Prince-Smith:  „Zwang  in  den  volkswirthschaftlichen  Verkehr  einführen  heisst 
WiUkühr  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  setzen*',  citirt  Rentzsch  in  s.  Wörterbuch 
S.  770  zustimmend.  Ganz  ähnlich  noch  später  K.  Braun  (Johannes  Berg)  z.  B.  in 
der  „Gegenwart"  1875  N.  13. 
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Die  allein  richtige  Wirthschaftspolitik  des  Staats  ist  diejenige  des  „Laisser  faire  et 
passer*'.')  Die  Yolksirirthschaft  —  von  den  Vertretern  dieser  Richtung  gern  möglichst 
priratwirthschaftlich  „Yolkshanshalt**  genannt  —  ist  nur  ein  Nebeneinander  ?on  Einzel- 
haushalten, von  denen  jeder  für  sich  selbst  zu  sorgen  hat.  Das  einzige  Organ,  das 
ihnen  als  Verknapfung  dient,  ist  der  Markt,  wo  der  Austausch  der  Leistungen  und 
Guter  zwischen  den  Einzelhaushalten  erfolgt')  Hier  wird  nur  abgerechnet  und  aus- 
einandergesetzt, aber  keine  weitere  Gemeinschaft  gebildet  Nach  dem  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage  erhält  hier  Jeder  seinen  richtigen  Preis  für  seine  Leistungen 
und  damit  seinen  gerechten  Ersatz.")  Die  freie  Bewegung  auf  dem  Markte  darf  J^er 
beanspruchen,  aber  er  ist  auch  für  sein  wirthschaftliches  Wohl  auf  sich  selbst  allein 
angewiesen.  Denn  nur  die  drohende  Noth  spornt  die  Menschen  zu  richtiger  wirth- 
schafdicher  Tbätigkeit  an,  die  gern  stark  betonte  eine  Seite  des  ersten  Leitmoti?8 
des  Strebens  nach  dem  wirthschafUichen  Yortheil  (§.  34).^)  Schutz  gegen  Goncurrenz 
(z.  B.  mittelst  weiteren  Eingreifens  des  Staats)  enthebt  der  Nothwendigkeit ,  ebenso 
fleisslg  und  geschickt  zu  sein  als  Andre  (Mi  11).  Ln  freien  Markt  verkehr  des  priyat- 
wirthschaftlichen  Systems  kann  aber  Keiner  den  eigenen  Nutzen  fördern,  ohne  gleich- 
zeitig denjenigen  Andrer  mit  zu  fördern.^)  Allerdings  zeigt  sich  auf  dem  Markte  eine 
ungleiche  Fähigkeit  der  Privatwirthschaften,  Güter  zu  beschaffen,  wegen  der  Ungleich- 
heit der  Uilfsyorräthe  (Kapitalien),  mit  denen  die  einzelnen  Wirthschaften  arbeiten. 
Aber  die  hierdurch  Bonachtheiligten  sind  daran  selbst  schuld,  weil  weder  sie  noch 
ihre  Vorgänger  (also  Erbrecht!)  etwas  angesammelt  oder  erspart  haben.')  Nicht  die 
Ungerechtigkeit  der  Zeitgenossen,  sondern  die  Pflichtnnterlassung  der  Vorgänger  ist 
also  anzuklagen.  „Es  ist  eine  unbeugsame  Bestimmung  der  Weltordnung,  dass  keine 
Familie  anders  erlöst  werde  aus  der  ursprünglichen  Nahrungsnoth,  als  dadurch,  dass 
sie  wirthschaftlich  etwas  ?or  sich  bringe,  luiushälterisch  etwas  erübrige**  (Prince- 
Smith).'')     Die  Privatwirthschaft  (der  absolute  „Marktmensch**  dieser  Auffassung) 


^)  „Laissez  faire  et  passer,  le  monde  7a  de  lul-m£me!**  Die  Urheberschaft  des 
berühmten  Schlagworts  ist  nicht  ganz  unzweifelhaft  Gewöhnlich  wird  es  auf 
Gournay,  jenen  physiokratischen  Kaufmann,  der  auf  Malesherbes,  Turgot  u.  A. 
bedeutenden  Einflnss  hatte  (?gL  L.  De  Larergne,  les  6con.  fran^.  au  XVUL  siöcle, 
Par.  1S70,  p.  174)  zurückgefüiirt  und  jedenfalls  rührt  seine  agitatorische  Verwerthung 
erst  ?on  den  Physiokraten  und  den  Smithianern  her.  Aber  es  sollen  auch  schon 
französische  Kaufleute  in  Remonstrationen  gegen  Colbert's  Tarifpolitik  das  Wort 
gebraucht  haben.  Auch  kommt  der  Gedanke  schon  fast  ebenso  formnlirt  bei 
Boisgnilbert  vor. 

^  Dies  und  das  Folgende  fast  wörtlich  nach  Prince-Smith,  Handelsfreiheit, 
a.  a.  0.  S.  459.  Hier  heisst  es  auch:  der  Freihandel  kennzeichnet  sich  durch  eine 
radical-indiTidualistische  Auffassung  7oIkswirthschaftiicher  Verhältnisse. 

•)  Eb.  Die  Ton  Prince-Smith  vertbeidigte  Lehre  der  Tolkswirthschaftlichen 
Freiheit  betrachtet  diese  „als  Grundbedingung  sowohl  der  möglich  grössten  Fülle  als 
auch  voller  Gerechtigkeit  im  Volkshaushalte**. 

*)  Näher  ausgeführt,  ganz  auf  der  Basis  der  im  Text  entwickelten  Theorie  ?on 
Lassen,  Berl.  Vierteljahrsschr.  1874,  I,  S.  34  ff.  Schmoller's  scharfes  Urtheil 
über  ihn,  Grundfragen  S.  32,  ist  zu  hart  —  Die  Behauptung,  dass  das  Schulze'- 
sche  Genossenschaftswesen  eigentlich  der  indiridualistischen  Anschauung  der  Lehre 
Ton  der  freien  Goncurrenz  widerspricht,  ist  begründet  und  die  wenigstens  anfangs 
etwas  kühle  Haltung  der  deutschen  radicalen  Smithianer  dazu,  die  später  noch  bei 
einzelnen  „Freihändlern**  etwas  zu  bemerken  war,  ist  nur  eine  Gouseqnenz  des  Prin- 
cips  der  individualistischen  Anschauung. 

^)  S.  Prince-Smith  a.  a  0.  bes.  S.  440:  Satz  für  Satz  ein  Programm.  Der 
im  Text  angeführte  Satz  wird  dann  auch  auf  „den  verrufenen  Speculationsgewinn** 
angewandt 

^  Prince-Smith  eb.:  .,das  Wesentliche  alles  Volkshaushalts  beruht  auf  an- 
gesammelten Hilfsvorräthen,  auf  Kapital Ganz  gerecht  ist  es ,  dass  in  einem 

Indostrievolke  diejenigen  Familien,  welche  das  meiste  Kapital  angesammelt  haben, 
auch  den  grössten  Antheil  an  dem  durch  Kapital  beschatten  Mehrbetrage  an  Be- 
friedigungsmitteln beziehen**. 

^)  Eb.  S.  441,  mit  weiterer  characteristischer  Ausführung. 


804    5.  B.  Organis.  d.  Yolksw.sch.  2.  E.  Priv.w.8cb.  Syst  2.  A.  Modernes.  §.  318. 

mnss  dnrch  den  Staat  nnr  „vor  Gewaltigung"  geschützt  werden,  nnd  dies  geschiebt, 
indem  der  Staat  jene  Yerkehrsrechtsbasis  schtltzt*)  Die  freie  Concnrrenz  wird  dann 
die  segen bringende  Ordnungsstifterin  (Y.  Böhmert).*)  Der  Handel  ist  bei  ihr  das 
Werkzeug  der  Fertheilenden  Gerechtigkeit  (Emmi ngh aas).') 

Das  Endergebniss  des  Wirkens  des  Selbstinteresses  im  System 
der  freien  Concnrrenz  in  der  Volkswirthschaft  ist  eine  vollständige 
,y Interessenharmonie''  der  zunächst  (aber  nnr  scheinbar) 
gegensätzlichen  Interessen  (Bastiat).  Wirthschaflliche  Uebelstände, 
soweit  sie  tlberhaupt  heilbar,  sind  daher  regelmässig  auch  nur  das 
Prodnct  einer  Beschränkung  der  freien  Concnrrenz. 
Das  einzige  Heilmittel  ist  also:  Gewährung  voller  freier 
Concnrrenz. 

a  —  §.  314  [130].  Unhaltbarkeit  dieser  Folgerungen. 
Es  ist  leicht  zu  zeigen,  dass  diese  durchaus  optimistische  Auf* 
fki^sung  des  Systems  der  freien  Goncurrenz  einmal  auf  theils 
falschen  theils  unerwiesenen  Axiomen  beruht  und  auf  reine  peti- 
tiones  principii  hinausläuft;  sodann,  dass  dabei  rein  apriorisch 
construirt  und  die  ungünstigen  Seiten  der  freien  Concnrrenz  fiber- 
sehen oder  mit  falschen  Gründen  beschönigt  oder  gerechtfertigt 
werden ;  endlich,  dass  dem  System  der  freien  Concnrrenz  noch  eine 
ganze  Reihe  weiterer  Einwendungen  entgegen  zu  stellen  sind. 

1)  Falsche  Axiome  sind  folgende  Annahmen: 

Dass  die  wirthschaftlichen  Vorgänge  sich  mit  Natomothwendigkeit  entwickeln, 
dass  Jedermann  sein  wirthschaftliches  Interesse  am  Besten  yerätehe,  dass  Jeder  allein 
selbst  Schuld  and  daher  auch  allein  verantwortlich  ftlr  sein  wirthschaftliches  Gedeihen 
sei,  —  als  ob  es  keine  ,,Gonjanctaren''  in  der  modernen  Volkswirthschaft  gäbe! 
§.  166  ff.  — ;  Jeder  mit  seinem  eigenen  Nutzen  auch  immer  denjenigen  Anderer 
fördere  (ganz  abgesehen  von  der  Frage,  in  welchem  Maasse  dies  geschehe);  dass 
Interessenharmonie  ans  der  freien  Concnrrenz  hervorgehe.  Es  ist  eine  vOllig  apriori- 
sche Annahme  nnd  anerwiesene  Behauptung,  dass  eine  weitere  Einmischung?  des 
Staats  in  den  Verkehr  immer  nachtheilig  und  ungerecht  und  nur  die  Politik  des 
Laisser  faire,  die  Gewährung  immer  grosserer  freier  Concnrrenz  richtig  sei.    Es  läuft 


^)  Eb.  S.  441:  „Dem  Staate  erkennt  der  Freihändler  keine  andere  Anfjgabe 
zu,  als  eben  die  eine:  Production  von  Sicherheit'*.  Der  „Bechtsstaaf'  in  grOsster 
Leerheit!  Vergl.  u.  Buch  6,  auch  Vorbemerkung  dazu. 

*)  Im  Handwörterbuch  S.  388  sagt  BOhmert  wenigstens  fast  wörtlich  so:  „Die 
freie  Goncurrenz  mit  ihren  segenstiftenden  Wirkungen  ist  dei  zuverlässigste 
Regulator  des  Erwerbslebens  und  der  zwar  unsichtbare,  aber  doch  immer  gegenwärtige 
Gesetzgeber,  der  Ordnung  (?)  und  Befiel  in  die  so  ausgedehnten  ....  industriellen 
Beziehungen  zu  bringen  vermag/'  Böhmert  steht  Übrigens  seit  lange  auch  nicht 
mehr  auf  diesem  einseitig  optimistischen  Standpuncte  der  Schule  und  war  immer  einer 
ihrer  besonnensten  und  gemässigtsten  Vertreter. 

')  Eb.  S.  169.  Selbst  dieser  ebenfalls  so  gemässigte  nnd  durchaus  besonnene 
Anhänger  der  Freihandelsschule  sagt  hier  freilich  S.  170:  „ein  weites  Gewissen  hilft 
manche  Siege  erringen:  allzugrosse  Scrupulosität  ist  verdientermaassen  im  Handel 
im  Nachtheil!''  Sapienti  sat!  Wenn  das  schon  die  graue  Theorie  sagt,  was  wird  erst 
die  grune  Praxis  leisten!  Vielleicht  ein  lapsus  calami,  aber  kein  unbedenklicher  und 
—  ein  characteristischer! 
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die  Annahme,  dass  nur  hei  freier  Goncnrrenz  voIkswirthschafUiche  Gerechtigkeit 
bestehe,  aaf  die  handgreifliche  petitio  principii  hinaas,  dass  nur  diejenigen  Preis- 
bildungen für  Guter  und  Leistungen,  daher  auch  nur  diejenigen  Lohnsätze,  Zinssätze 
a.  s.  w.  als  „gerecht"'  gelten,  welche  rein  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
zu  Stande  gekommen  sind. 

Man  wird  in  allen  Beweisfohrungen  der  Schule  der  absoluten  freien  Concurrenz. 
namentlich  auch  in  practischen  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Politik  und  Ge- 
setzgebung, immer  auf  diesen  eine  blosse  petitio  principii  enthaltenden  Cirkelschloss 
stossen:  eine  bestimmte  Maassregel  stört  das  „natOrliche  Yerh&ltniss*'  von  Angebot 
und  Nachfrage,  dieses  Yerhältniss  hat  allein  günstige  und  gerechte  wirthschafüiche 
Folgen,  —  folglich  darf  es  nicht  gestört  werden,  folglich  ist  jene  Maassregel  zu  ver- 
werfen und  die  freie  Concurrenz  von  Angebot  und  Nachfrage  allein  richtig.  —  Es 
wird  dabei  auch  ganz  übersehen,  wenn  nicht  direct  geläugnet,  dass  überhaupt  doch 
noch  andre  Principien  als  dasjenige  der  Regelung  der  Preise  u.  s.  w.  durch  Angebot 
und  Nachfrage  möglich  seien,  um  überhaupt  Absatz  und  Verkehr  in  Gang  zu  bringen, 
Bedürfnissbeuiedigungen  mittelst  Tausches  reaUsiren  zu  lassen.  Ein  solches  andres 
Princip  ist  z.  B.  das  der  Reihenfolge  verbunden  mit  einem  Taxsystem,  so  dass 
wer  zuerst  kommt,  zuerst  befriedigt  wird  nach  Taxen,  keineswegs  immer  der  zuerst, 
der  am  Meisten  zahlen  kann  (Droschken wesen  u.  dgl.  m.).  Dass  Letzteres  in  zahl- 
reichen Fällen  nicht  das  Gerechtere  ist,  kann  doch  nicht  bestritten  werden. 

Die  Beweisführung  für  diese  Gegenbehauptungen  erfolgt  in  den  §§.  315  ff. 

2)  Falsche  Anwendung  der  dednctiven  Methode. 

Durchweg  ist  diese  Anschauung  von  der  freien  Concurrenz  nur  mittelst  der 
Methode  der  Deduction  aus  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse  heraus  gewonnen, 
aber  dabei  übersehen,  dass  diese  Methode  zunächst  nur  hypothetische  Sätze  unter 
wenigen  bestimmten,  hypothetischen  Voraussetzungen  richtig  feststellen  kann.  Ob 
und  wie  weit  diese  Sätze  in  der  Wirklichkeit  gelten,  muss  stets  erst  durch  weitere 
Untersuchungen,  insbesondere  durch  Beobachtungen  im  wirklichen  Verkehr,  welche 
Inductionsschlüsse  gestatten,  nachgewiesen  werden.  Dabei  können  dann  auch  die 
ungünstigen  Seiten  der  freien  Concurrenz  vollends  nicht  mehr  übersehen  werden, 
obgleich  dieselben  auch  schon  durch  richtige  Deduction  aus  dem  Walten  des  Selbst- 
Interesses  im  System  der  freien  Concurrenz  abzuleiten  sind.  S.  jetzt  über  die  richtige 
Anwendung  der  Deduction  oben  §.  67 — 75. 

3)  Dem  System  der  freien  Concurrenz  ist  endlich  noch  ent- 
gegenzuhalten : 

a)  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  bestimmt 
thatsächlich  die  Handlungen  der  Menschen  in  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  nicht  allein.  Vielfach  kann,  öfters  soll  es  dies 
gar  nicht  thnn,  sondern  andere  Motive,  andere  Factoren  wirken 
neben  demselben  (§.  32,  33,  37-57,  315). 

b)  Das  System  der  freien  Concurrenz  schafft  selbst,  je  aus- 
schliesslicher es  herrscht,  desto  mehr  eigenthtlmliche  Ueb eis tände 
im  privatwirthschaftlicben  Verkehr,  Härten  und  Disharmonieen, 
was  sich  auch  rein  deductiv  Ebenso  sicher  ableiten  lässt,  als  die 
früher  erwähnten  günstigen  Folgen,  und  durch  die  Erfahrung  be- 
stätigt wird  (s.  §.  316  ff".) 

c)  Das  privatwirthscbaftliche  System  an  und  für  sich,  und  bei 
freier  Concurrenz  nur  noch  mehr,  kann  für  die  Befriedigung  vieler 
und  wichtiger  Bedürfnisse  nach  den  ihm  eigenen  Verkehrsprincipien 
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gar  nicht  oder  nicht  ausreichend  sorgen,  nemlich  für  die- 
jenige der  Gemeinbedttrfnisse  (§  325ff). 

D.  —  §.  315  [132,  133].  Die  moralischen  Factoren 
neben  dem  Selbstinteresse  im  privatwirthschaftlicbeD 
System. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Analyse  der  das  wirthschaftliche  Handeln  bestim- 
menden Motire  in  dieser  3.  Aufl.  (Bach  1  Kap.  1)  hätte  ich  vielleicht  die  folgenden 
Aosfahrungen  (2.  Aufl.  §.  132,  133,  S.  235—240)  weglassen  oder  sehr  zusammen- 
ziehen and  kürzen  können.  Ich  habe  sie  indessen  doch  grossentheils  stehen  lassen 
and  wörtlich  übernommen,  weil  sie  hier  in  der  Kritik  des  Systems  der  freien  Gon- 
carrenz  noch  ihre  besondere  Bedeatang  haben  and  zngleich  eine  Natzanwendoog 
jener  Motivationslehre  aach  für  die  hier  erörterten  practischen  Fragen  enthalten. 

Nach  dem  Früheren  (Bach  1,  Kapitel  1)  ist  es  überhaupt 
ein  Irrtbum,  nur  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse,  speeiell  das 
Streben  nach  dem  wirthschaftlichen  Eigenvortheil  und  die  Furcht 
vor  Noth,  unter  den  mancherlei  sonstigen  egoistischen  Motiven  des 
wirtbschaftlichen  Handelns  in  Betracht  zu  ziehen  und  das  an- 
egoistische  fünfte  Leitmotiv^  den  Trieb  des  inneren  Gebots  zum 
sittlichen  Handeln,  ganz  zu  vernachlässigen.  Denn  nur  ans  der 
Gesammtheit  dieser  Motivre  erklärt  sich  jenes  Handeln.  Hier  haben 
wir  nur  besonders  diese  verschiedenen  Motive  als  sittlich  gut 
und  schlecht  wirkende  Factoren  oder  Potenzen  ins  Auge  zu 
fassen,  je  nachdem  sie  den  menschlichen  Willen  zu  einer  günstigen 
oder  ungünstigen  Abweichung  von  der  ihm  durch  das  wirth- 
schaftliche Selbstinteresse  des  Wirthschaftssubjects  gegebenen  Rich- 
tung bestimmen:  „sittlich  gut'*  und  „sohle cht*'  —  freilich  wieder 
nicht  völlig  absolute,  sondern  in  Etwas  historische  Begriffe,  aber 
nach  dem  ganzen  Culturzustand  eines  Volks  in  einem  Zeitalter  doch 
solche  von  einer  hinlänglich  sicheren  Bestimmtheit,  um  hier  aof 
dem  ökonomischen  Gebiete  in  gegebener  Zeit  mit  ihnen  operiren 
zu  köonen. 

Als  gute  Potenz  in  diesem  Sinne  des  Worts  wirkt  unser 
fünftes  Leitmotiv,  Liebe  und  Pflichtgefühl  (Gewissens- 
p flicht),  welche  sich  in  mancherlei  Formen,  als  Familiensinn, 
Gemeinsinn,  bestimmte  sittliche  und  religiöse  Anschauung,  Opfer- 
willigkeit u.  s.  w.,  im  Einzelnen  nach  Völkern  und  Zeiten,  nach 
dem  Culturzustand,  nach  den  Einrichtungen  des  Religionswesens 
verschieden,  im  Wesen  gleichmässig  äussern^),  ferner  Ehrgefühl, 

^)  In  Roscher's  Aaffassang  I,  §.  11,  12,  bei  Hermann  S.  44  fP.  sind  zn 
einseitig  nar  diese  Potenzen  dem  Selbstinteresse  gegenüber  gestellt  Die  aotea 
genannten  schlechten  Potenzen  sind  ebenfalls  za  beachten.  Hier  liegt  wieder  die 
Fiction  der  Schale  der  freien  Concurrenz  yor,  bei  Jedermann  ein  richtig  ver- 
standen es  und  richtig  wirksames  Selbstinteresse  anzunehmen. 
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Drang  zum  ThätigseiD,  somit  eben  überhaupt  manche  Formen 
des  dritten  und  vierten  Leitmotivs  (§  39,  42;. 

Diese  Motive  fahren  dazu,  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  nicht  immer  soweit 
geltend  zn  machen,  als  es  möglich  und  rechtlich  erlaubt  ist.  Die  erstgenannten  sind  die 
Triebfedern  der  Geber  im  caritativen  Wirtbschaftssystem.  Allerdings  bringen  solche 
Moti?e  aach  die  Gefahr  der  Unwirthschaftlichkeit  in  der  Yolkswirthschafc  mit  sich, 
namentlich  auf  Seite  derjenigen,  welchen  die  Vortheile  ihrer  Mitwirkung  zunächst  zu 
Gute  kommen  (Almosen,  Armenwesen).  Aber  diese  Gefahr  führt  nicht  zur  principiellen 
Verwerfung  einer  solchen  Mitwirkung,  sondern  nur  zur  Forderung,  den  an  sich  richtigen 
Motiven  nicht  blind,  sondern  mit  ?erständiger,  ebenfalls  sittlich  gebotener  Erwägung 
zu  folgen,  ob  und  wie  und  wie  weit  man  ihnen  im  concreten  Fall  mit  Becht  folge, 
daher  namentlich  mit.  BUcksicht  auf  die  muthmaasslicheu  Wirkungen  der  von  dem 
Motiv  bestimmten  Handlungsweise.  Es  ist  die  Aufgabe  der  Erziehung  bei  dem  Ein- 
zelnen und  der  Gultur  bei  dem  Volke,  diese  Motive  möglichst  zu  entwickeln,  aber 
auch  ihre  richtige  Anwendung  zu  sichern.  Namentlich  in  letzterer  Hinsicht  kann 
auch  die  Bechtsordnung  bezügliche  Cautelen  zu  treffen  haben  (Axmenwesen.  Bettel, 
Wohlthätigkeit).  Wird  die  Aufgabe  richtig  gelöst,  so  wird  sich  insbesondere  das 
Volksvermögen  und  Einkommen  günstiger  vertheilen,  als  es  rein  nach  privatwirth- 
schafdichen  Principien  geschieht 

Schlechte  Potenzen  im  genannten  Sinne  sind  vor  Allem: 
die  eigennützige  (egoistische)  Ansartang  oder  Uebertreibnng  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  (z.  B.  mittelst  ,,Aasbeatnngen'^ 
im  Verkehr  —  ein  schwankender  Begrifif,  der  aber  nicht  anfhört, 
etwas  wirklich  Existirendes  richtig  zu  bezeichnen,  weil  die  Grenzen 
des  BegriflFs  schwer  genau  zu  bestimmen  sind  — ),  ferner  Träg- 
heit, Unwissenheit  in  der  Sphäre  der  Production,  Prahlerei  und 
Genusssucht  in  derjenigen  der  Consumtion  (Luxusfrage)  ^). 

Die  Bekämpfong  dieser  Potenzen  durch  Erziehung  und  Goltnr  bewirkt  eine 
grössere  Prodaction  und  zugleich  eine  günstigere,  mehr  den  Interessen  der  Gesammt- 
heit  dienende  Bichtong  der  Production  und  dadurch  indirect  eine  bessere  Vertheilang 
der  Güter  (HersteUung  von  Massenconsumptibilien  statt  Luxusartikeln  für  eine  kleine 
Minderzahl  des  Volks). 

Das  Vorhandensein  dieser  Potenzen,  überall  und  allzeit 
mehr  oder  weniger,  so  auch  heute  bei  unseren  Culturvölkern,  ist 
eine  so  unbestreitbare  Thatsache,  dass  deren  Bedeutung  und  Be- 
rechtigung auch  die  Anhänger  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
nicht  verkennen  können  und  nur  ausnahmsweise  verkannt  haben. 
Sie  stellen  indessen  zwei  unrichtige  Forderungen.  Sie  vindiciren 
nemlich  in  der  Theorie  die  Würdigung  dieser  Factoreo,  iosbesondere 
auch  der  Liebe  und  des  Pflichtgefühls,  ausschliesslich  für  die 
Moral :  die  Wirthschaftslehre  habe  sich  damit  nicht  zu  beschäftigen. 
Sodann  verlangen  sie  für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens,  dass 
jene  Potenzen,  als  dem  Gebiete  der  Moral  angehörig,  nur  durch 
freie  sittliche  That  entwickelt,  beziehungsweise  unterdrückt  werden, 
nicht  durch  den  Zwang  des  Staats,  der  sich  durchaus  auf  die  mit 


^)  S.  Hill,  Logik,  deutsch  von  Schiel,  II,  519  fL 
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der  modernen  Rechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zu- 
sammenhängenden Puncte  beschränken  müsse. 

Es  wird  dabei  gern  betont,  dass  ,,dic  wachsende  wirthschaftliche  Einsieht''  schon 
von  selbst  die  Ansartongen  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  unterdrücken  und  die 
Correctur  der  aus  dem  Walten  des  letzteren  herrorgehenden  Schäden,  soweit  nöthif, 
bewirken  werde,  während  jeder  Zwang,  als  dem  Lebensprincip  der  Moral  wide^ 
sprechend,  auch  das  sittliche  Verdienst  einer  Handlung  oder  Doterlassung  aufhebe. 
Die  „wachsende  wirthschaftliche  Einsicht''  ist  eine  Lieblingsfphrase  der  deutschen 
Anhänger  der  freien  Concurrenz  und  ein  in  practischen  Fragen  gern  gebrauchtes  Wort 
einst  auch  auf  den  deutschen  rolkswirthschaftlichen  Congressen,  wenn  man  einsieht, 
dass  Nachtheile  der  freien  Concurrenz  in  einem  gegebenen  Falle  unläugbar  sind, 
Abhilfe  unvermeidlich  ist,  aber  man  nicht  zu  gesetzlichen  Beformen  greifen  will, 
welche  den  Principien  der  freien  Concurrenz  widersprechen  oder  welche  man  doch 
auch  ftlr  unwirksam,  wenn  nicht  für  schädlich  halten  zu  müssen  glaubt.  Ein  chanc- 
teristisches  Beispiel  die  Beschlüsse  des  Tolkswirthschafdichen  Congresses  in  Mainz 
(1869)  über  das  Actiengesellschaftswesen ,  Yerhandl.  (Berl.  1870)  S.  13,  ?ergl.  anch 
mein  Referat  über  Actienwesen  in  Eisenach  1873,  Hildebr.  Jahrb.  XXI.,  271  ff.  Der 
Trost  beruht  aber  nicht  nur  in  zahlreichen  einzelnen  Fällen  auf  einem  Inthum.  son- 
dern mitunter  überhaupt  auf  einer  principiell  falschen  Voraussetzung,  so  z.  B.  wenn 
die  Hoffnung  ausgesprochen  wird,  dass  schwindelhafle  Fonds-,  Effecten-,  Waaren- 
speculation  nicht  so  leicht  wiederkehren  werde,  weil  die'„Lehren  der  Krisis"  beachtet 
werden  würden.  Grade  diejenigen,  z.  B.  viele  Private,  die  in  Deutschland  an  dem 
Effectenschwindel  der  Jahre  1871  ff.  schliesslich  viel  verloren  haben,  werden  die 
Ersten  sein,  die  bei  einer  neuen  Speculationsära  wieder  zu  gewinnen  hoffen.  Das 
hat  sich  mittlerweile  (lb89  ff.)  wieder  bewahrheitet.  Und  noch  mehr!  Solche 
Hoffnung  täuscht  factisch  nicht,  wenn  eben  nur  in  der  neuen  Aera  rechtzeitiger  die 
Geschäfte  abgewickelt  werden.  In  diesem  letzten  Punct  thut  sich  die  „wachsende 
wirthschaftliche  Einsicht"  kund,  mittelst  deren  aber  höchstens  einzelne  früher  Ge- 
schädigte diesmal  besser  durchkommen,  während  der  Schaden  im  Ganzen  derselbe 
bleibt  und  Andere  Verluste  erleiden. 

1)  Der  Irrtbnm  der  ersten  Ansicht  beruht  anf  einer  aacb 
theoretisch  nnstatthaften  vollständigen  Trennung  des  Gebiets  der 
Ethik  und  Oekonomik. 

Es  kann  wohl  erlaubt  und  für  die  theoretische  Analyse  zweckmässig,  selbst  noth- 
wendig  sein,  von  der  Hypothese  einer  solchen  Trennung  auszugehen,  um  zu  untere 
suchen,  welches  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  und  danach  die 
wirthschaftlichen  Vorgänge  sein  werden,  wenn  bloss  das  Selbstinteresse  die  Menschen 
leitet.  So  verfährt  man  in  der  strengen  Deduction  (§.  67,  68).  Aber  es  ist  un- 
zulässig, den  rein  hypothetischen  Character  solcher  Untersuchungen  zu  ve^essen 
und,  den  Thatsachen  des  Lebens  entgegen,  anzunehmen,  dass  wiiilich  ein  solches 
Handeln  bloss  nach  dem  Triebe  des  Selbstinteresses  erfolge  oder  vollends,  dass  es  so 
erfolgen  solle.  Dieser  Schluss  läuft  immer  auf  die  schon  besprochene  unrichtige  Auf- 
fassung des  Selbstinteresses  als  Naturkraft  und  auf  diejenige  des  Menschen  nicht 
als  ein  Wesen,  welches  von  einer  Menge  verschiedener  Triebe  und  Motive  bestimmt 
wird,  sondern  welches  blind  einem  einzelnen  Triebe  mit  Nothwendigkeit  folgen  mnss, 
hinaus.  Die  Berücksichtigung  der  das  Selbstinteressc  thatsächlich  modificirenden 
moralischen  Potenzen  in  der  Wirthschaftslehre  führt  daher  nicht  zu  einer  Con- 
fosion  von  Ethik  und  Oekonomik,  sondern  ordnet  die  wirthschaftlichen  Handlungen 
nur  unter  die  ethischen  ein,   für   welche  eine  individuelle  Verantwortlichkeit  besteht 

In  der  Methodologie  im  1.  Buche,  Kap.  2,  bes.  im  Abschnitt  vom  deductiven 
Verfahren  (§.  67 — 75)  ist  näher  dargelegt  worden,  wie  hier  methodisch  vorzugeben 
ist.  An  dieser  Stelle  mag  noch  Folgendes  hinzugefügt  werden.  Die  Auffassung  des 
Selbstinteresses  als  constaute  Ursache,  der  anderen,  dasselbe  modificirenden  oder  neben 
ihm  zur  Geltung  kommenden  Potenzen  als  zufällige,  accidentelle ,  stOrende  (causei 
perturbatrices) ,  in  Uebertragung  einer  Auffassung  und  Terminologie  der  Physik  in 
Qoetelet'scher  Weise  auf  das  Gebiet  der  menschlichen  Handlungen  (Statistik,  National- 
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Ökonomie)  ist  auch  nar  zul&asifi^.  wenn  davon  far  methodologische  Zwecke,  nemlich 
für  die  Anwendung  der  Methode  der  Deduction  auf  diesem  Gebiete  Gebranch  gemacht 
wird,  wobei  dann  die  erforderlichen  hypothetischen  Annahmen  hinsichtlich  der 
Cansalverhältnisse  aufgestellt  werden.  Aber  es  darf  auch  hier  nicht  wieder  der  un- 
richtige Schlnss  abgeleitet  werden,  als  ob  in  der  Wirklichkeit  das  Yerhältniss  dieser 
Potenzen  zn  einander  dasjenige  ?on  constanten  und  von  störenden  Ursachen  wäre  oder 
vollends  sein  müsse.  Ob  es  so  ist  oder  ob  es  so  sein  soll,  mnss  vielmehr  immer  erst 
wieder  im  concreten  Falle  untersncht  werden.  Selbst  in  einem  Falle,  in  welchem  das 
reine  wirthschaftliche  Interesse  wirkt,  ungestört  durch  andere  Potenzen,  und  in  welchem 
auch  keine  wesentlichen  Bedenken  vorliegen,  dass  es  so  wirkt,  gestaltet  sich  das  Causal- 
verhältniss  hier  doch  immer  anders  als  in  reinen  Naturverhältnissen  oder  m.  a.  W. 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  ist  eben  niemals  eine  reine  Naturkraft,  wirkt  niemals 
blind  niit  der  Nothwendigkeit  einer  solchen.  Eine  wirkliche  Naturkraft  muss  unter 
gegebenen  Umständen  stets  da  sein  und  stets  ihrem  ewig  gleichbleibenden  Wesen 
gemäss  wirken.  Das  Selbstinteresse  kann  aber  sogar  in  bestimmten  Fällen  ganz  als 
wirkende  Ursache  ausser  Spiel  gesetzt  sein,  z.  B.  durch  Furcht  oder  durch  Pflicht- 
gefühl, wenn  wirklich  beide  allgemein  wirken  (vgl.  oben  §.  89,  S.  234,  wo  an  diesem 
verschiedenen  Sachverhalt  in  Betreff  des  Caosalverhältnisses  der  wahre  Unterschied  von 
reinen  Naturgesetzen  und  wirthschaitlichen  Gesetzen  nachgewiesen  wurde).  Man  denke 
etwa  an  das  bekannte  „Gesetz''  der  Geldverdrängung  bei  Doppelwährung,  bei  Papier- 
währung. Gelingt  es  hier,  was  doch  als  Möglichkeit  zugegeben  werden  muss  und 
wofür  annähernd  practische  Beispiele  vorliegen  (z.  B.  in  England  1797  ff.  patriotische 
Haltung  des  Kaufmannsstands  gegenüber  den  uneinlösbar  gewordenen  Banknoten), 
auch  nur  einigermaassen  allgemein,  Speculationsmanoeuvres,  Valutageschäfte,  Arbi- 
tragen u.  s.  w.  durch  Furcht  vor  gesetzlicher  Strafe  (deren  volle  Unwirksamkeit  in 
solchen  Fällen  anzunehmen,  auch  eine  Uebertreibung  der  Schule  und  der  freien 
Concurrenz  ist)  oder  durch  mächtigen  Patriotismus  zu  bändigen:  so  wird  sofort  das 
„Naturgesetz''  gar  nicht  existiren,  weil  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Ursache  gar  nicht 
ezistirt;  ein  Fall,  wie  er  in  reinen  Naturphänomen  nicht  denkbar  ist,  denn  hier  kann 
immer  nur  die  Wirkung  einer  Ursache  durch  diejenige  einer  anderen  paralysirt  werden, 
aber  vorhanden  und  wirkend  ist  jene  erste  Ursache  immer,  was  dagesren  in  dem 
erwähnten  volkswirthschaftlichen  Beispiel  nicht  der  Fall  ist  (s.  o.  S.  234).  Dass  im 
Herzen  vieler  Individuen  doch  die  selbstsüchtige  Neigung  nach  jenen  Speculations- 
gewinnen  bleibt,  widerspricht  dem  nicht:  in  der  Praxis  des  Verkehrs  kommt  davon 
in  unserem  Beispiel  nichts  zum  Vorschein.  Die  Nutzanwendung  auf  andere  practische 
jrolkswirthschaftliche  Fragen  liegt  nahe.  S.  überhaupt  im  1.  Buche  den  Abschnitt 
von  den  wirthschaftlichen  Gesetzen,  S.  225 — 242. 

2)  Der  Einwarf  gegen  den  Zwang  des  Staats  überscbiesst 
das  Ziel. 

Er  beruht  einmal  auf  der  schon  abgewiesenen  Annahme,  als  sei  das  Gebiet  der 
staatlichen  Regelung  der  Wirthschaftsverhältnisse  naturgemäss  nothwendig  auf  die 
Aufrechterhaltung  der  modernen  Verkehrsrechtsbasis  beschränkt,  —  immer  die  alte 
petitio  principii.  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  sodann  die  weitere  falsche  An- 
nahme, als  sei  in  Bezug  auf  volkswirthschaftliche  Verhältnisse  Becht  und  Moral  ein 
für  allemal  fest  geschieden,  während  grade  hier  grosse  Grenzgebiete  liegen,  auf 
welchen  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  bald  die  rechtliche  und  eventuell 
zwangsweise,  bald  die  freie,  sittliche  Regelung  vorkommt  und  richtig  ist.  Endlich 
aber  wird  hier  der  Zwang  als  geschichtlich  erprobtes  und  oft  unentbehrliches  Element 
der  Erziehung  zur  Cultur  und  damit  erst  zur  Vornahme  dessen  als  freie  sittliche  That, 
was  bisher  erzwungen  geschah,  nicht  gebührend  gewürdigt 

S.  Weiteres  über  Zwang  u.  §.  345  ff.,  bes.  348.  Die  vollständige  Vermengung 
von  Recht  und  Moral,  wie  bei  den  eudämonistischen  Philosophen  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, besonders  bei  Chr.  Wolff,  war  gewiss  durchaus  fehlerhaft  Aber  eine  so 
völlige  Trennung,  wie  sie  unter  Kant  sehen  Einflüssen  in  der  neueren  Zeit  an- 
genommen wird,  besteht  ebensowenig.  Grade  die  Grenzen  von  Recht  und  Moral  sind 
auch  geschichtlichem  Wechsel  unterworfen.  Nordamericanische  Temperance- 
Gesetze  erscheinen  uns  als  falscher  Eingriff  in  das  Moralgebiet,  aber  ist  unsere 
Auffassung  denn  die  allein  allezeit  entscheidende?    Eine  gewisse  Wiederannäherung 
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an  jene  ältere  AnffassuDg  halte  ich  nicht  ttkr  unrichtig.  Der  richtige  Kern  in  der 
eadfimonistischen  Staatsauffassung  ist  heutzutage  vielfach  bereits  wieder  zur  Geltung 
gekommen  (z.  B.  im  öffentlichen  Gesundheitswesen,  in  Maassregeln  zur  Schonung  der 
Arbeitskraft,  wo  Chr.  Wolff's  Ideen  wieder  zu  Ehren  gelangen).  L.  Stein  ins. 
Yerwaltungslehre  sagt  ganz  mit  Becht:  den  Inhalt  hat  die  innere  Verwaltung  ans 
der  Wohlfahrtsstaatstheorie,  die  Garantieen  ftlr  die  Grenzen  ihrer  Thitigkeit  aus  der 
Bechtstaatstheorie  zu  entnehmen.  Der  Vorwurf  einer  gewissen  eud&moniatischen 
Tendenz,  den  z.  B.  H.  v.  Treitschke  gegen  Seh  moller  ausspricht  (Preass.  Jahrb. 
1675,  Aprilheft),  ist  m.  £.  gar  kein  Vorwurf,  sobald  eben  nur  Maass  gehalten 
wird  in  allem  Eudämonismus.  Auch  hier  dreht  sich  der  berechtigte  Streit  wieder 
nur  um  dies  Maass,  um  das  „Wie  weit**,  nicht  um  das  Ob.  Sehr  gesunde  An- 
sichten über  Staat  und  Staatszwang  auch  bei  dem  Schweizer  H.  Es  eher,  Uandb.  d. 
pract.  Politik,  Lpz.  1S63,  bes.  I,  §,  1—19.  —  Die  Auffassung  des  Zwangs  als  noth- 
wendiges  Erziehungsmittel  in  ?ielen  FSllen  bestimmte  mich  z.  B.  in  der  Frage  der 
Arbeiter- Invaliden-  und  Alterspensionscassen  ftlr  Cassenzwang  zu  sein,  schon  lange, 
ehe  unsere  Gesetzgebung  dazu  schritt,  z.  Th.  in  Widerspruch  mit  „vorsichtigeren"' 
Theoretikern,  die  nunmehr  auch  dafür  sind.  (S.  Eisen,  soc-polit.  Verhandl.  1S74, 
S.  126.)  Treitschke  in  seiner  Polemik  gegen  die  Invalidencasse  „ftlr  Millionen 
Arbeiter"'  a.  a.  0.  übersah  diese  Seite  der  Frage  auch.  Und  jetzt  haben  wir  solche 
Gassen  und  sie  fungiren  ganz  leidlich. 

Die  innere,  principielle  Berechtignng  des  caritativen  und 
des  gemeinwirtbscbaftlichen  Systems  der  BedürfnissbefriedigDog 
in  der  Volkswirtbsebaft  neben  dem  privatwirthschaftlichen  er- 
giebt  sieb  aus  dem  Vorbergebenden  von  Neuem. 

IV.  —  §.  316  [2.  A.  S.  240].  Näberer  Nachweis  der 
Nachtbeile  im  System  der  freien  Concurrenz.  A.  Ana- 
gangspuncte.  Verfolgt  man  die  polemische  Kritik  dieses  Systems 
noch  genauer,  als  es  im  Vorausgehenden  (§.  311)  geschehen  ii»t, 
so  ergiebt  sich,  dass  sie  vornemlicb  folgeude  drei  Ausgangspuncte 
genommen  hat. 

1.  Sie  ist  einmal  die  notb wendige  Folge  einer  tbeils 
mebr  theologischen,  wie  bei  Adam  Müller,  tbeils  mehr 
ethischen  Auffassung  des  Wirthscbaftslebens  tlberhanpt,  weil 
diese  Auffassung  dem  individuellen  Eigennutz  gar  keine,  dem 
dazu  so  leicht  ausartenden  Selbstinteresse  nur  eine  beschränkte 
Wirksamkeit,  jedenfalls  nur  eine  secundäre,  nicht  wie  im  System 
der  freien  Concurrenz  eine  primäre,  den  Verkehr,  die  Production, 
den  Absatz  beherrschende  Rolle  zuschreiben  kann. 

A.  Muller 's  Meinung  (Elemente  der  Staatskunst,  3  B..  Berlin  1809)  z.  B.,  dass 
der  Landwirth  in  erster  Linie  aus  Liebe  zur  Sache,  um  Gottes  Willen,  in  zweiter 
we^en  der  Frucht,  in  dritter  wegen  des  Beinertrags  arbeiten  solle,  widerspricht  dem 
Grundgedanken  des  Systems  der  freien  Concurrenz  schnurstracks.  Diese  uud  ähnliche 
Auffassungen  enthalten  die  tiefste  principielle  Opposition  gegen  dies  System, 
sind  aber  weder  in  der  Litteratur,  noch  in  der  Praxis  (Gesetzgebung)  zu  besondrer 
Geltung  gelangt,  jedenfalls  bedeutend  weniger  als  die  beiden  anderen  polemischen 
Richtungen,  welche  sich  direct  gegen  die  Folgen  der  freien  Concurrenz  wenden.  — 
Sie  sind  aber  doch  bemerkenswerth,  denn  sie  weisen  implicite  auf  die  Mängel  der 
ökonomischen  Psychologie  und  Motivationstheorie  des  ökonomischen  Indindnalismas 
und  auf  das  fünfte  unegoistische  Leitmotiv  hin  (§.  45,  46),  dem  sie  eine  grössere 
Wirksamkeit  geben  möchten.    Es  wird  nur  dabei  wieder  die  Macht  der  anderen,  der 
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egoistischen  Motive  t^bersehen,   durch  richtige  Wirksamkeit  dieser  Motive  das  Wirth- 
schaftsleben  in  die  gebotenen  Bahnen  zu  leiten. 

2.  Die  eine  der  RichtUDgeD,  welche  sich  gegen  die  Folgen  des 
Systems  wendet,  geht  von  der  Opposition  gegen  dieConsequenzen 
der  freien  Goncnrrenz  auf  den  einzelnen  wichtigen  Pro- 
dnctionsgebieten  ans,  wünscht  die  alten  bestehenden 
Ordnungen  möglichst  erhalten ,  nur  etwas  reformirt,  nicht 
beseitigt. 

So  z.  B.  in  Betreff  des  l&ndlichen  Grandeigenthnms  und  der  alten  Agrar- 
Verfassung  die  Geschlossenheit  der  BauergOter  statt  der  von  der  individualistisch- 
atomistischen  Doctrin  der  freien  Goncurrenz  geforderten  freien  Theilbarkeit.  Ebenso 
wünscht  sie  mehr  von  der  alten  Gewerbe  Verfassung  beizubehalten  statt  der  Gewerbe- 
freiheit, ist  mehr  für  ein  rationelles  Schutzzollsystem  statt  für  internationalen  Frei- 
handel. Zu  dieser  Richtung  gehören  die  Schriften  der  älteren  und  neueren  conser- 
vativen  Agrar-  und  Gewerbepolitiker,  der  Schutzzollner,  wie  namentlich  Fr.  L ist's, 
der  neueren  agrarischen  Schutzzollner.  Allerdings  wird  hier  die  Opposition  gegen 
das  ganze  System  der  freien  Goncurrenz  nur  selten  eine  principielle.  Öfters  wird 
selbst,  wie  z.  B.  bei  den  SchutzzOlInem,  grade  im  Interesse  der  Entwicklung  der 
Industrie  die  freie  Goncurrenz  ,4m  Uebrigen*',  nur  eben  nicht  bei  der  Ungleichheit 
der  ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Völker  im  internationalen  Handel,  sogar 
gefordert,  z.  B.  in  der  Gewerbepolitik  (Gewerbefreiheit).  Aber  man  kann  diese  prac- 
tische  Polemik  gegen  die  Postuiate  des  Systems  der  freien  Goncurrenz  auf  den  ein- 
zelnen Gebieten  leicht  auf  ihren  gemeinsamen  Ausgangspunct  zurückfahren  und 
findet  alsdann,  dass  eben  in  jedem  solchen  Falle  die  „natürliche  Ordnung",  die  aus 
dem  Walten  des  individuellen  Scibstinteresscs  hervorgeht,  nicht  für  die  wUnschens- 
werthe,  sondern  eine  künstliche  Rechtsordnung,  wie  z.  B.  die  geschichtlich 
überkommene,  wenn  auch  passend  reformirte  (eben  die  Schwierigkeit!)  Agrar-  und 
Gewerbeverfassung,  für  richtiger  und  zweckmässiger  gehalten  wird :  Das  ist  die  Grund- 
anschanung,  welche  principiell  derjenigen  der  Anhänger  des  Systems  der  freien 
Goncurrenz  gegenübersteht.  Die  letztere  wird  insofern  vom  conservativen  Agiar-  und 
Gewerbepolitiker  und  dem  Schutzzöllner  doch  schliesslich  selbst  angegriffen,  weil  sie 
die  (wirklich  oder  vermeintlich)  gute  überlieferte  Rechtsordnung  der  Hauptgebiete  der 
y olkswirthschaft  zerstört  Im  practischen  Leben  sind  es  die  ökonomischen  Mittel- 
stände, die  Bauern,  Handwerker,  Krämer,  welche  diese  Polemik  aufnehmen,  weil 
sie  vom  „Kapital'',  vom  Grossbesitz  und  Grossbetrieb  immer  mehr  fürchten,  aufgesogen 
und  verdrängt  zu  werden. 

In  ähnlicher  Weise  wird  aber  auch  vom  Standpunete  des 
Consamenteninteresses  gegen  das  moderne  System  der  Gon- 
cnrrenz polemisirt,  weil  dasselbe  hier,  was  Qualität,  Preiswürdig- 
keit der  Waaren  anlaogt,  nicht  so  befriedigend,  wie  bei  den  Ein- 
richtangen  der  älteren  Wirthschaftsordnungen  (Qaalitätscontrolen, 
Preistaxen)  wahrgenommen  werde. 

Daher  Hinweis  auf  die  Verschlechterung  der  Waaren,  auf  die  Fälschungen  im 
Handel  und  Wandel,  in  Qualität  und  Quantität,  auf  die  Unmöglichkeit,  vollends  bei 
heutiger  Technik  Seitens  der  Privaten  eine  ordentliche  QualilätscontroUe  auszuüben, 
auf  die  Preisverabredungen  der  Producenten,  auf  die  widerwärtige  Reclame  mit  ihren 
unvermeidlich  schliesslich  doch  vom  Gonsumenten  zu  zahlenden  hohen  Unkosten  u.  v.  a.  m. 
Dabei  wird  auch  hervorgehoben,  wie  es  grade  am  Meisten  die  „kleinen  Leute"  sind, 
welche  von  solchen  Missständen  getroffen  werden  und  sich  am  Wenigsten  dagegen 
schützen  können. 

3.  Die  letzte  oppositionelle  Richtung  und  zugleich  diejenige, 
welche  die  freie  Goncurrenz   wegen  ihrer  Folgen  für  die  Volks- 
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wirthschaft  am  Meisten  principiell  angreift  und  welche  gegen- 
wärtig aus  mancherlei  Gründen  am  Schärfsten  heryortritt,  wendet 
sich  gegen  dies  System,  weil  die  freie  Concarreoz  zn  eioseitig  die 
kräftigeren,  begabteren,  vielfach  auch  die  gewissen- 
loseren Elemente  aaf  Kosten  der  Schwächeren  be- 
günstigt (§.  317)  und  daher  zu  mehr  oder  weniger  schlimmen 
Ausbentangs-  und  monopolistischen  Herrschaftsver- 
hältnissen,  zu  einem  neuen  kapitalistischen  Feudalis- 
mus, aber  einem  viel  schlimmeren,  weil  nach  Recht,  Sitte,  sitt- 
lichen Anschauungen  aller  Pflichten  haaren,  als  dem  frtiheren, 
mittelalterlichen,  und  damit  zu  bedenklichen  Gegensätzen  der 
ökonomischen  und  socialen  Lage  und  der  ganzen  In- 
teressen zwischen  nichtbesitzenden  und  besitzenden  Classen 
wenigstens  führen  kann  und  der  Annahme  nach  zum  Theil  wirk- 
lich führt. 

Diese  Richtaniy^  wird  rertreten  durch  die  Social i st en  und  durch  diejenigeo 
Nationalökonomen,  welche  diesen  wenigstens  in  dieser  Auffassung  nahestehen.  Dies« 
Schrift2»teller  leiten  aus  der  freien  Goncurrenz  nicht,  wie  die  Freihändler,  Btstiat 
u.  A.  m«,  eine  gesunde  Organisation  und  Interessenharmonie,  sondern  eine  vahre 
Desorganisation  der  Volks  wirthschaft ,  eine  Anarchie,  eine  unertr&güche  Reiz- 
losigkeit, ein  beständiges  Schwanken  der  Production  zwischen  Ueberspecnlatioo  und 
Krise,  eine  immer  ungleichmässigere  Yertheilong  des  Nationaleinkommens  und  Ver- 
mögens zwischen  Arm  und  Reich  als  nothwendige  Folge  ab  und  suchen  dies  durch 
den  thatsächlichen  Nachweis  zu  begranden.  Prägnant  tritt  die  grundsätzliche  Polemil 
gegen  die  freie  Goncurrenz  bei  L.  Blanc,  Organisation  du  trarail,  Par.  1840,  herror. 
der  dann  auch  positive  Gegenforderungen  aufstellt  Aber  auch  Sismondi  in  seioea 
nonveaux  principes  erkennt  die  tiefe  Schattenseite  der  freien  Goncurrenz  dorchaos, 
so  z.  B.  L  407.  Die  principielle  Polemik  vieler  Socialisten,  besonders  Fourier's, 
gegen  den  Handel,  den  „legalen  Betrug*',  fuhrt  in  ihrer  Gonsequenz  ebenfalls  loi 
principiellen  Polemik  gegen  die  freie  Goncurrenz.  Vergl.  Mario  (Winkelblech<, 
Syst,  d.  Weltökon.,  Gassei  1850,  z.  B.  I,  Kap.  3—5,  I,  156  ff.  (Blanc  a.  Sismondi 
ganz  beigestimmt),  246  ff.,  dann  II,  Kap.  8,  S.  59  ff.  Rodbertus'  Schriften  (mcIi 
die  Aufsätze  über  altrömische  Verhältnisse),  Marx,  Kap.,  B.  I,  Engels'  Lage  der 
arbeitenden  Glassen  in  England  und  Duhring's  Umwälzung,  bes.  Abscbn.  3,  tlberhaopt 
die  oben  §.  13  angegebene  Litteratur,  Schäffle,  Soc.  Körper  III,  417  ff,  „zurKritil 
der  kapitalistischen  Periode''. 

Die  richtige  Ansicht  von  der  freien  Goncurrenz  kann  man  wohl  mit  Brentano 
(Arbeitergilden,  II,  314  und  Inhalt  S.  XIV)  so  formullren:  die  Goncurrenz  ist 
nur  das  Princip  der  Starken;  die  Verbindung,  fagt  er  hinzu,  istdasPrindp 
der  Schwachen,  —  gewiss,  soweit  eben  spontane  Verbindung  der  Schwachen  ao*- 
reicht,  darüber  hinaus  muss  zwangsgemeinwirthschaftliche,  besonders  staatliche 
Fürsorge  ein-,  bez.  der  freien  Goncurrenz  entgegentreten.  Mit  „ Gewerkvereinen ^ 
der  Brentano'schen  Panacee  für  alle  Nöthen  in  der  socialen  Frage,  kommt  man  aoeh 
nicht  aus.  Das  zeigt  sich  immer  mehr,  grade  im  classischen  Lande  dieser  ,.Vtf- 
bindungen'',  in  England,  wenn  uns  auch  Enthusiasten,  die  Alles  durch  ihre  Bnlk 
ansehen,  z.  B.  v.  Schulze-Gävernitz,  noch  so  sehr  versichern,  so  komme  man 
„zum  socialen  Frieden''. 

In  diesen  Fragen  in  Bezug  anf  die  Nachtheile  der  freien 
€oncurrenz  ist  die  Methode  der  Dednction,  richtig  gehand- 
habt,    beweiskräftig    genng    und    ist    anderseits    bei    dem   oocb 
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bestehenden  Mangel  einer  ausreichenden  and  zuverlässigen  öko- 
nomischen und  socialen  Statistik  die  freilich  unvollkommene  ,,täg^ 
liehe  Beobachtung^'  ein  mit  zuzulassendes  Mittel  der  Bestätigung 
der  Deduction  (§.  78). 

Die  DedaciruD^  der  nachtbeiligen  Wirkungen  der  freien  Concarrenz  ist  om  so 
mehr  stattLaft,  weil  z.  Th.  mit  den  best  erforscbten  nationalökonomischen  Gesetzen, 
besonders  mit  dem  Gesetze  der  Preise  and  der  Productionskosten,  der  Beweis  ftlr  die 
Richtigkeit  jener  Dednctionen  geführt  werden  kann.  Aach  ist  zu  beachten,  dass  die 
Gestaltangsteudenzen,  welche  diese  Methode  zunächst  nur  sicher  abzuleiten  vermag, 
hier  besonders  in  Betracht  kommen:  man  mass  darauf  ausgehen,  sie  in  der  Wirklich- 
keit nicht  zur  Geltung  kommen  zu  lassen  und  demgem&ss  nach  Gegenmitteln  forschen. 
Dass  sie  öfters  noch  nicht  so  vollständig  zur  Verwirklichung  gelangt  sind,  ist  gewiss 
richtig,  aber  kein  genügender  Einwand,  wie  die  unbedingten  Vertreter  der  freien 
Concurrenz  und  auch  manche  Vertreter  der  historisch  -  statistischen  Richtung  in  der 
Nationalökonomie  mitunter  annehmen.  Wenn  sich  erst  einmal  der  ganze  Process  der 
Zersetzung  des  Wirthschaftslebens  durch  die  freie  Concurrenz  mehr  oder  weniger  voll- 
ständig vollzogen  hat,  wird  sich  das  freilich  auch  inductiv  genau  ermittein  lassen. 
Aber  dann  wird  es  meistens  zu  spät  zur  Abhilfe  sein. 

B.  —  §.  317  [134].  Die  hervortretenden  Uebelstände. 
Im  privatwirtbschaftlicben  System  auf  der  Basis  der  freien  Con- 
currenz entstehen  mancherlei  Uebelstände  für  die  Masse  der  Be- 
völkerung, theils  in  nothwendiger  Folge  der  nicht  zu  läugnenden 
Vortheile  des  Systems  (§.  310),  theils  als  weitere  begleitende  Er- 
scheinungen und  als  mehr  zufällige^  aber  häufige  Folgen  des- 
selben. Selbst  diejenigen  Personen,  welche  durch  das  System  be- 
günstigt werden  und  wirthschaftlich  emporkommen,  werden  leicht 
sittlich  geschädigt.  Namentlich  aber  zeigen  sich  die  ungünstigen 
Folgen  des  Systems  am  Meisten  auf  dem  Gebiete  der  Vertheilung 
der  Güter  in  der  Volkswirthschaft,  ferner  in  den  theils  hierdurch, 
theils  schon  durch  die  technische  Gestaltung  des  Productions- 
processes  wirthschaftlich  bedingten  socialen  Abhängigkeits-  und 
Herrschaftsverhältnissen  in  der  Bevölkerung,  endlich  wieder  in 
Zusammenbang  mit  diesen  Momenten  in  den  Einflüssen  auf  die 
Sittlichkeit  des  ganzen  Volks. 

Es  lässt  sich  dies  Her?ortreten  von  Härten  und  Disharmonieen  im  System  der 
freien  Concurrenz  schon  aus  dem  Wesen  und  den  natürlichen  Entwicklungstendenzen 
dieses  Systems  vermittelst  der  Methode  der  Deduction  ableiten.  Schon  jetzt  aber, 
obgleich  das  System  noch  nicht  nach  allen  Seiten  streng  durchgeführt  und  noch  nicht 
lange  in  unseren  Culturstaaten  in  Wirksamkeit  ist,  gestattet  die  Erfahrung,  d.  h.  die 
Induction  ans  den  Beobachtungen  der  Wirklichkeit  mittelst  Statistik  und  Geschichte, 
manche  Beätätigungen  der  DeductionsschlUsse  und  zeigt  sie  ihrerseits  immer  allge- 
meiner neue  Uebelstände. 

Insbesondere  ist  mit  den  Vortheilen  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz für  die  Technik  und  Oekonomik  der  Production  nothwendig 
eine  Gestaltung  des  Productionsprocesses  verbunden, 
welche  mehrere  der  genannten  Uebelstände  unvermeidlich  mit  sich 
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bringt.  Es  siegen  nemlich  im  Concnrrenzkampf  einmal  die  für 
diesen  und  dessen  gegenwärtige  Fflhrangsart  begab teren,  dann 
aber  anch  häufig  genug  die  gewissenloseren  Elemente  unter 
den  Privatwirthschaften  tlber  die  schwächeren  und  scrupulösereD. 
Endlich  führt  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs,  welcher 
gerade  unter  dem  Einfluss  modemer  Technik  (Dampf!)  zwar  nicht 
so  allgemein,  wie  der  Socialismus  behauptet,  aber  doch  auf  immer 
mehr  Gebieten,  besonders  auf  einigen  der  wichtigsten  der  in- 
dustriellen Production,  ebenfalls  zum  Siege  oder  doch  zn 
starker  Uebermacht  gelangt,  weitere  ökonomische  und  sociale 
Gefahren  mit  sich,  für  welche  die  technischen  Vort heile  keines- 
wegs immer  eine  genügende  Compensation  bilden. 

§.  318  [135].  —  1.  Der  Sieg  der  begabteren  Elemente, 
insbesondere  der  betreffenden  Vorstände  der  Privatwirthscbaften 
führt  ohne  Zweifel  einen  grossen  Theil  der  oben  (§.  310)  schon 
zugestandenen  Vortheile  des  Concurrenzsystems  auch  für  das 
Ganze,  für  die  Volkswirthschaft,  mit  sich.  Aber  einmal  entsteht 
gerade  dadurch  so  leicht  die  dort  bereits  erwähnte  Gefahr  des 
factischen  Monopols  und  sodann  erfolgt  dieser  Sieg  vielfach  um 
den  Preis  grosser  materieller,  socialer  und  moralischer  Schädigung 
der  Masse  der  Bevölkerung.  Weiter  aber  fragt  sich  eben:  sollen 
denn  überhaupt  die  „Begabteren^'  in  der  Volkswirthschaft  siegen? 
Wer  sind  die  für  diesen  Sieg  im  Concurrenzkampf  Begabteren;  sind 
es  wirklich  diejenigen  Classen,  Personenkreise,  Individuen,  Familien, 
deren  Sieg  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als  sittliche  nnd 
Cultnrgemeinschaft  liegt,  auch  wenn  das  Volk  selbst  in  seinem  zeit- 
lichen Verlauf  weit  über  die  Dauer  der  einzelnen  Generation 
hinaus  betrachtet  wird?  Endlich,  mit  welchen  Mitteln  wird  der 
Sieg  dieser  für  den  wirthschaftlichen  Concurrenzkampf  Begabteren 
erfochten?  Eine  unbefangene  Beantwortung  dieser  im  engen  Zn- 
sammenbang  unter  sich  und  mit  dem  zweiten  Puncte,  dem  Siege 
der  gewissenloseren  Elemente  (§.  320),  stehenden  Fragen  ergiebt 
wesentliche  Bedenken  hinsichtlich  eines  solchen  Sieges  der  „Be- 
gabteren". 

Man  hat  mit  Hinweis  auf  das  Darwin'sche  Gesetz  des  „Kampfs 
um's  Dasein^'  diesen  Sieg  der  Begabteren  für  eine  unvermeidliche 
Nothwendigkeit,  aber  zugleich  auch  für  einen  Vortheil  des  Gänsen 
angesehen,  wenigstens  wenn  die  Erscheinung  im  grossen  welt- 
geschichtlichen Zusammenhang  betrachtet  wird,  aber  mit  Unrecht. 
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Denn,  abgesehen  selbst  ron  dem  so  staric  bei  der  Entscheidung  dieses  Kampfot 
mitspielenden  sittlichen  Factor  der  Gewissenhaftigkeit  (§.  820),  leidet  diese  Aoffassong 
wieder  an  dem  schon  mehrfach  geragten  Fehler,  dass  die  wirthschaftlichen  Hand- 
langen and  Erscheinungen  als  reine  Thatsachen  der  Natar  gelten.  Dies  ist  aber 
schon  hinsichtlich  der  körperlichen  Begabung  der  Menschen  (?erschaldete .  ererbte 
Krankheiten!),  rollends  hinsichtlich  der  geistigen,  sittlichen  Eigenschaften,  der  Kennt- 
nisse, des  Gharacters,  des  privaten  VermOgensbesitzes  (Erbrecht!)  falsch. 

In  Anknapfong  an  die  Darwin 'sehe  Lehre,  in  diesem  Pancte  eine  Ter  all- 
gemeinerang der  lialthas'schen,  hat  Lange  (in  s.  Arbeiterfrage)  diese  letztere 
und  implicite  das  Problem  der  Yertheilnng  nnd  der  freien  Oncorrenz  behandelt, 
(besonders  Kap.  1,  2,  4).  Er  vertritt  denselben  Standpnnct  wie  ich  hier.  Sch&ffle 
legt  gewisse  Puncto  dieser  Lehre,  speciell  das  Gesetz  der  „natoriichen  Aaslese"*  dem 
,3aii  n.  Leben  des  Soc  Körpers''  zu  Grande  nnd  gelangt  trotzdem  za  einer  gleichen 
kritischen  Benrtheilang  der  freien  Concarrenz  (s.  bes.  III,  898  ff.).  Die  natnrwissen- 
sohaftlichen  Darwinianer  (H&ckel  gegeottber  Virchow,  Oscar  Schmid)  ver- 
wahren ihre  Lehre  sehr  dagegen,  dass  sie  sich  zar  Statznog  des  von  ihnen  freilich 
wenig  genug  gekannten  Socialismas  branchen  lasse,  und  H.  v.  Treitschke  nimmt 
davon  a.  a.  0.  sofort  gern  Act  Lange  and  Sch&ffle  und  die  Socialisten  werden  aber 
durch  diese  Einwürfe,  was  wenigstens  die  Kritik  der  freien  Concarrenz  be- 
trifft, nicht  widerlegt.  In  der  Menschenwelt  unserer  Galturperiode  wird  der  „Kampf 
om's  Dasein*'  eben  nicht  nach  dem  rohen  und  schonungslosen  Concarrenzpriiicip 
geführt  werden  dürfen. 

Allerdings  sind  die  Menschen  schon  von  Natur  nicht  gleich, 
persönliche  oder  individuelle  Ungleichheit  ist  wie  bei  allen  Orga- 
nismen einer  Gattung  oder  Art,  so  vollends  bei  der  „höchsten 
Form  des  Stoffs^'  (Carey),  beim  Menschen,  das  Naturgesetz.  Daraus 
Hesse  sich  überall  sonst,  aber  gerade  nicht  beim  Menschen,  der 
nothwendige  und  erwünschte  Sieg  der  schon  von  Natur  bevor- 
zugten Individuen  ableiten. 

(S.  Lange  a.  a.  0.  Kap.  2,  S.  54  ff.)  Bei  den  Menschen  ist  eine  Ausgleichung 
dieser  natOrlichen  Dngleichheit  durch  Erziehung  und  Cultur  und  dorch  den  Schutz, 
welchen  die  Gesammtheit  auch  den  schwächeren  Elementen  gewähren  kann  und  jeden- 
falls nach  dem  Volksbewusstsein  unserer  Gnlturperiode ,  mit  einem  Product  christ- 
licher Anschauung,  gewähren  soll,  wenigstens  theilweise  möglich.  Die  natürliche  Un- 
gleichheit der  Indifiduen  führt  Vielmehr  grade  zu  der  Forderung,  dass  nicht  alle 
Elemente  in  der  gleichen  Weise  rücksichtslos  dem  Concorrenzkampfe  ausgesetzt  und 
somit  die  schwächeren  in  demselben  geopfert  werden.  Eine  weitere  Beschränkung 
der  freien  Goncurrenz  ist  gerade  hieraus  abzuleiten  und  in  der  Praxis  neuerdings 
immer  mehr  wieder  durchgeführt  worden  (Arbeitecschutz,  Einrichtungen  der  Kinder-, 
der  Altersfürsorge  o.  dgl.  m.).  Die  natürliche  Ungleichheit  der  Indiridnen ,  selbst  in 
körperlicher  Hinsicht,  wird  aber  durch  das  System  der  freien  Goncurrenz  sogar  auf 
Generationen  hinaus  gesteigert  (englische  Erfahrungen  mit  Fabrikkindern),  erscheint 
also  insofern  selbst  wieder  als  nichts  „rein  Natürliches'',  sondern  mit  als  ein  Product 
der  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse,  insbesondere  auch  der  Rechtsbildung 
und  Gesetzgebung  über  diese  letzteren.  (Lange  eb.;  Marx,  Kapitel  I,  198  ff.  Die 
sogen.  Fabrikgesetzgebung  zum  Schutz  der  Kinderarbeit  knüpfte  z.  Th.  direct  an  die 
ungünstigen  Wahrnehmungen  hinsichtlich  der  körperlichen  Beschaffenheit  der  jungen 
Fabrikarbeiter  an,  so  in  Preussen.  Treitschke  in  s.  Aufi).  über  den  Socialismus 
hat  die  Möglichkeit,  gerade  unter  den  Menschen  den  Darwin'schen  Kampf  ums  Da- 
sein wesentlich  zu  beeinfiussen,  übersehen  a.  a.  0.  S.  87.  Yergl.  Lange,  a.  a.  0. 
bes.  S.  55  ff.). 

Zur  natürlichen  Ungleichheit  tritt  femer  alsdann  die  durchaus 
in  erster  Linie  auf  veränderlichen  menschlichen  Institutionen  be- 
ruhende Ungleichheit  der  Kenntnisse  nnd  Bildung,  des  Gharacters 
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nnd  des  Vermögensbesitzes  hinzn,  wodurch  die  aDgeborene  körper- 
liche, geistige  nnd  sittliche  Ungleichheit  der  Individuen  noch  ge- 
tseigert  oder  vermindert  wird. 

Die  Möglichkeit,  Kenntnisse  nnd  Bildung,  und  damit  wieder  vielfach  grössere 
oder  geringere  Erwerbsfähigkeit,  ferner,  abgesehen  davon,  die  Möglichkeit,  Vermögen 
zu  erlangen,  wird  durch  die  allgemeinen  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
auch  für  den  Einzelnen  maassgebeud  mit  bedingt:  insbesondere  auch  durch  das  Maas 
und  die  Art  des  directen  Eingreifens  des  Staats  (Unterrichtswesen!  Besteuerung!). 

Wenn  H.  v.  Treitschke  die  nothwendige  Glassenordnnng  der  Gesellschaft 
80  besonders  stark  gegen  Schmoller  betont,  so  mag  man  mit  ihm  tlber  die  Notb- 
wendigkeit,  ja  Naturgemässheit  einer  solchen  Classenordnung  an  und  far  sich  gau 
einverstanden  sein  (§.  284).  Aber  daraus  folgt  nicht  im  Mindesten,  dass  eine  be- 
stimmte, gerade  bestehende  Glassenordnung  nicht  durch  menschliches  absicht- 
liches Eingreifen  in  hohem  Maasse  verändert  und  verbessert  werden  kann,  —  gerade 
in  der  von  den  neueren  deutschen  Nationalökonomen  angestrebton  Richtung.  Das  c^ 
weist  sich  in  unserem  Zeitalter  auch  durch  den  Stand  der  Productionstechnik 
in  höherem  Maasse  möglich  als  jemals  frtlher  (§.  283).  (S.  auch  Lange,  Kap.  3 
über  das  Glück.) 

Der  sehr  beliebte  Einwand  in  den  gebildeten  Gesellschaftskreisen,  z.  B.  bei  dea 
„Kopfarbeitern^'  der  liberalen  Professionen,  gegen  die  .,Ungerechtigkeit''  höherer  Lohn- 
forderungen der  gewöhnlichen  Handarbeit  ist  deshalb  so  wenig  zutreffend,  weil  er  die 
höhere  geistige  Bildung  u.  s.  w.  wiederum  viel  zu  sehr  als  individuelles  Ycrdienst 
betrachtet.  Sie  ist  aber  viel  mehr,  wenn  auch  mit  einzelnen  günstigen  Ausnahmen, 
eine  nothwendige  Folge  der  Vertheilong  des  Pritvatvermögens  und  Einkommens. 
Jener  Einwand  läuft  also  auf  einen  Cirkelschluss  hinaus. 

D.  A.  würden  Progressivbesteuerung  des  Einkommens,  Erbschaftssteuern, 
Besteuerung  der  Gonjuncturengewinne,  besonders  am  Grundeigenthnm,  und  überhaupt 
sociales  neben  dem  bloss  fi scalischen  Steuerprincip  Einkommen-  und  Ver- 
mögensverschiebungen gegenüber  der  Gestaltung  der  Einkommen-  und  Verroögeosver- 
theilung  bei  der  bestehenden  Besteuerung  bewirken  können ,  welche  auch  auf  die 
ökonomische  Möglichkeit  der  Bildungserlangung  zurückwirken  würden.  —  Selbst  so 
conservative  und  gemässigte  Bechtsphilosophen ,  wie  z.  B.  A.  Txendelenburg  in 
8.  „Naturrecht  auf  dem  Grunde  der  Ethik'',  2.  Aufl.,  Leipzig  1868,  gestehen  hier 
dem  Staate  und  der  Besteuerung  gewichtige  Aufgaben  zu,  vgl.  z.  B.  §.  158  (S.  359) 
und  §.  160. 

Soweit  aber  der  „Kampf  um's  Dasein"  und  der  „Kampf  um 
die  bevorzugte  Stellung  und  um  deren  Erhaltung"  und  soweit  die 
„natürliche  Anslese"  auch  in  der  Menschenwelt  und  speciell  im 
wirthschaftlichen  Verkehr  zur  Geltung  gelangen,  wird  doch  nach 
der  vernünftig-geistigen  Natur  des  Menschen  ein  ungemeiDer 
Unterschied  unter  allen  Umständen  anzuerkennen  sein,  auch  beim 
Vergleich  selbst  mit  den  höchst  organisirten  Thieren. 

Die  Menschen  empfinden  als  vernünftige,  der  Erinnerung  und  der  Beachtuoi: 
der  Erfahrung  fähige  Wesen  die  Pein  dieser  Kämpfe.  Durch  Ausbüdang  der  Geistes- 
kräfte, auch  der  ökonomisch  und  social  tiefstehenden  Classen  und  Indindaen,  thos 
die  Galturvölker  Alles,  um  das  Bewusstsein  des  Mensch enth ums  in  jedem  iDdifidetue 
zu  wecken.  Dadurch  wird  aber  Jeder  auch  empfindlicher  gegen  die  Pein  jenei 
Kämpfe  und  unvermeidlich  wird  sein  Verlangen  nach  ökonomischer  und  socialer  Heboa^ 
lebhafter.  Es  wäre  die  grösste  Grausamkeit,  dies  Bewusstsein  methodisch  zu  weckes 
(Schulwesen!)  und  dann  den  Massen  dennoch  zuzurufen:  „Lasset  jede  Hofinnur 
fahren,  „„naturgesetzlich'''*  können  nur  Einzelne  von  Euch  wirthschaftlich  empor 
kommen,''  —  eine  Behauptung,  die  ohoedem  im  Zeitalter  hochentwickelter  Productions- 
technik stets  nur  in  viel  beschränkterem  Maasse  aufgesteUt  werden  kann,   als  etn 
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ehedem.  Anch  Dach  dieser  Seite  betrachtet,  ist  mit  dem  „Siege  der  Begabteren'^  die 
Frage  der  freien  Concurrenz  nicht  endgiltig  entschieden. 

Die  hier  berührte  Seite  der  Frage  des  allgemeinen  Yolksunterrichts  ist  bisher 
selten  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der  „socialen  Frage''  behandelt  worden.  Wir 
dQrfen  nicht  vergessen,  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  unsere  Zeit  völlig  verschieden 
von  jeder  früheren  Geschichtsperiode  ist:  Elementarbildung  der  Massen,  bis  znm 
letzten  Proletarier,  die  Bochdmckerknnst  erst  so  für  das  ganze  Volk  wirksam  gemacht. 
Und  dann  wandert  man  sich,  dass  die  Massen  nicht  bei  Fibel  und  Katechismus  stehen 
bleiben,  —  worüber  allein  sich  zu  verwandem  wärel  Die  allgemeine  Schulpflicht  er- 
weist sich  hier  eben  als  ein  gewagtes  Experiment! 

§.  319.  Die  für  erfolgreichen  wirthschaftlichen  Coneurrenz- 
kampf  begabteren  Elemente  der  Bevölkerung  sind  diejenigen, 
welche  Anlage,  Neigung,  Schulung  besitzen ,  ihre  wirthschaftlichen 
Handlungen  den  Bedingungen  dieses  Kampfes  möglichst  anzupassen. 

Namentlich  auf  denjenigen  Gebieten  des  Erwerbslebens,  wo  eine  solche  An- 
passung zum  Erfolg  am  Nothwendigsten  ist,  im  Handel,  zumal  Grosshandel,  Uausir- 
handel,  TrOdelhandel,  gewissen  Zweigen  des  Detailhandels,  im  Speculationsgeschäft 
der  Effecten-  und  Productenbörse ,  in  der  kaufmännischen  Seite  der  industriellen  und 
landwirthschafUichen  Unternehmungen,  siegen  dann  allerdings  diejenigen  Elemente, 
welche  es  in  dieser  Anpassung  am  Weitesten  bringen.  Sie  schaffen  dann  aber  auch 
jene  wirthschaftliche  Atmosphäre,  die  von  diesen  engeren  Kreisen  aus  auf  das  ganze 
Wirtbschafbleben  schädigend  einwirkt,  die  sittlich  und  ästhetisch  hässlicheren  Formen 
und  Arten  der  egoistischen  Motive  über  die  besseren,  die  Erwerbsgier  über  alle 
anderen  Bücksichten  überwuchern  lässt  (§.  36  ff.,  47  tl.)-  Damit  berühren  wir  schon 
den  folgenden  Punct,  den  Sieg  der  gewissenloseren  Elemente.  Die  Anschauungen, 
die  Lebensweise  in  diesen  Classen  werden  dann,  um  nicht  zu  sagen  durch  Vererbung, 
so  doch  dorch  Lehre  und  Beispiel  auf  die  Familienangehörigen,  die  Kinder,  die  neue 
Generation  übertragen. 

Sind  diese  so  an  die  Spitze,  wenigstens  auf  die  Höhen  der 
modernen  Erwerbsgesellschaft  gelangenden  Elemente  wirklich  die 
„Begabteren",  deren  Sieg  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als 
sittliche  und  Culturgemeinschaft  liegt?!  Der  Stoff,  aus  welchem 
eine  gute  neue  Aristokratie  gezimmert  werden  kann  ?  Oder  welcher 
die  geeigneten  politischen,  wissenschaftlichen,  künstlerischen,  volks- 
wirthschaftlichen  Fuhrer  und  Kräfte  der  Nation  liefern  wird? 
Auch  wenn  ein  so  emporkommender  Volkstheil  alsdann  alle  for- 
malen Bildungselemente  der  Zeit  sich  aneignet,  seinen  Kindern 
mit  den  im  erfolgreichen  Concnrrenzkampf  ergatterten  grossen 
Theilen  des  Volkseinkommens  den  besten  intellectuellen  Unter- 
richt verschafft  und  diese  so  neue  Staffeln  in  der  Sphäre  der 
höheren  Berufs-  und  Erwerbsarten  nur  um  so  leichter  ersteigen 
lässt?    Die  Antwort  kann  wohl  nicht  zweifelhaft  sein. 

Nicht  allein,  aber  überwiegend  ist  eine  derartige  Entwicklung  des  Juden thums 
seit  seiner  Emancipation  ein  Beleg  für  die  Folgen  dieses  Siegs  der  in  diesem  Sinne  „begab- 
teren** Elemente,  denn  eben  grade  das  Judentham  ist  nach  seinen  guten  und  glänzenden, 
wie  nach  seinen  ttblen  und  hässlichen  Seiten,  der  Naturanlage,  des  Characters,  Tempera* 
ments,  der  Neigung,  — wenn  man  will:  auch  uralter  Tradition,  welchemit  der  Geschichte  des 
Judenthoms  zusammenhängt,  wenn  nur  eben  nicht  diese  Geschichte  auch  ein  Ergebniss  der 
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nationalen  Eigenschaften  von  Israel  wftre  —  das  Jodentbnm  ist  f^  die  Bediogangen 
des  Erfoles  in  jenem  wirthschaftlicben  Concarrenzkampf  besonders  ausgestattet;  die 
Becbtsordnung  des  modernen  priFatwirthschafUicben  Goncnrrenzsystems  ist  ihm  wie 
anf  den  Leib  (oder  vielmehr:  anf  den  Geist  nnd  Gbaracter)  zugeschnitten.  Und  venn 
dann  anch  die  errongene  Erwerbsstellong,  Einkommen-  nnd  YermOgenshOhe  mit  dazo 
dient,  neben  einem  ttbertriebenen,  geschmacklosen  nnd  aufreizenden  Lnxns,  Mittel  zur 
Erhöhung  der  intellectuellen  Bildung  zu  bieten;  wenn  es  selbst  in  Preussen  (ron 
Oosterreich-Ungarn  gar  nicht  zu  reden)  schon  Mitte  der  80  er  Jahre  dahin  gekommen 
war,  dass  es  9661  jüdische  neben  bloss  63,405  oFangelischen  nnd  sogar  nur  15,971 
katholischen  Gymnasiasten  gab,  w&hrend  die  BoFOlkerung  des  Staats  (in  1890) 
nur  372,000  Juden  auf  19.23  MilL  e?angelische  und  10.25  Mill.  katholische  Christen 
(97,000  sonstige)  z&hlte  —  die  Quoten  der  Gymnasiasten  bezw.  10.8,  71.2  und  18.8, 
der  Bevölkerung  1.33, 64.9  und  33.7  7o  v&ren  (s.  Statistische  Gorrespondenz  des  Prcuss. 
SUtist  Bureaus,  Näheres  Jahrb.  Jahrg.  Y,  S.  609,  auch  Stat  Handb.  I.  S.  439)  — 
wenn  mehr  und  mehr  auch  die  liberalen  Berufe,  zumal  die  dem  wirthschaftlidien  Erwerbs- 
leben nächststehenden  (Ad?ocatur,  ärztlicher  Stand,  Journalistik)  von  Joden  überfüllt  werden 
^  die  getauften  immer  noch  gar  nicht  mitgezählt:  dann  giebt  eine  solche  Entwicklaog  der 
Dinge  (zumal  in  dem  Zeitraum  von  zwei  Menschenaltem  1)  doch  zu  denken.  Aber  sie  dient 
doch  auch  zum  Beleg  dafür,  dass  der  Zweifel,  ob  der  Sieg  der  für  den  wirthschafUichen 
(3oncorrenzkampf  „begabteren**  Elemente  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  als  sittlicher 
und  Culturgemeinschaft  liegt,  seine  Berechtigung  hat  Gerechter  Weise  wird  freilich  hinza- 
zufügen  sein,  dass  die  „echt  germanischen**  Elemente,  welche  das  maasslose  0)ncurrenz- 
System  in  No  r  dam  e  ri  c  a  an  die  Spitze  und  auf  die  Höhen  der  Erwerbsgesellschaft  führt, 
auch  nicht  eben  einen  ?iel  erfreulicheren  Sieg  der  „Begabten**  darstellen  und  dass  die 
Erfahrungen  anderer  modemer  Länder  (England,  Frankreich)  hinsichtlich  der  Elemente, 
welche  aus  der  eigenen  Nation  ?ielfach  so  emporsteigen,  zu  demselben  Urtheü  führen. 

Gewiss  gelangen  nnn  ancb  gerade  im  Goncnrrenzsystem  und 
durch  dasselbe  im  guten  Sinne  des  Worts  ,, begabte'^  Elemente 
empor,  tüchtige,  fleissige,  zur  Förderung  der  Technik  nnd  Oeko- 
nomik  veranlagte,  Talente  nnd  Genies  der  wirthschaftlicben  Praxis, 
wahre  Pioniere  des  technischen  nnd  wirthschaftlicben  Fortschritts, 
grossartigen  und  segensreichen  Unternehmungsgeistes  —  und  ohne 
Zweifel  deren  auch  sogar  besonders  viele  semitischer,  nicht 
bloss  „arischer''  Race,  wie  man  billig  zugestehen  mnss  — ;  solche 
welche  verdienen,  höhere,  auch  führende  Stellungen  im  Volks- 
leben einzunehmen  und  deren  „Sieg''  im  wahren  Interesse  der 
Volksgemeinschaft  liegt.  Gewiss  würden  manche,  selbst  viele  solche 
Elemente  bei  einer  die  freie  wirthschaftliche  Bewegung,  die  Aus- 
nutzung der  Gonjuncturen,  den  Speculationserwerb  mehr  be- 
schränkenden wirthschaftlicben  Rechtsordnung  gehemmt,  in  der 
Ausbildung  und  Verwerthung  ihrer  Kräfte  gehindert  werden,  zu 
ihrem,  aber  auch  zum  Nachtheil  des  Ganzen. 

Sicherlich  bietet  grade  in  dieser  Hinsicht  die  gemeinwirthschaftliche  OrganisaäoD, 
die  „staatssocialistiscbe'',  vollends  die  rein  socialistische  Bedenken  und  Gefahren,  welche 
in  der  ganzen  Organisationsfrage  ins  Gewicht  bei  der  Entscheidung  fallen.  Einige 
davon  sind  eine  alte  Erfahrung  des  „Staatsbetriebs^'  von  Wirthschaftsontemehmungeo, 
einige  haben  sich  auch  bereits  bei  den  neueren  ;, Verstaatlichungen**  (Eisenbahnea) 
etwas  zu  zeigen  begonnen.  Aber  das  Alles  beweist  doch  nur,  dass  jede  Organisatioi 
ihre  Gebrechen  und  Schwächen  hat,  weil  Alle  —  mit  Menschen  arbeiten  müssen.  £i 
beweist  für  uns  auch  überzeugend,  dass  das  andere  Extrem  des  prifatwirthschaftlichea 
Concurrenzsystems,  die  rein  socialistische  Wirthschaftsorganisation,  wie  aus  zahlreichei 
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sonstigen,  wie  wir  sahen  For  Allem  psychologischen,  mit  der  Moti?ation  zusammen- 
h&ngenden  (Buch  1,  Kap.  1),  so  auch  ans  Gründen  der  hier  angedeuteten  Art  ver- 
hftngnissvoll  wäre :  wegen  der  zn  grossen  Hemmaog  von  Elementen,  welche  die  InitiatiFe 
im  Wirthschaftsleben,  in  der  Technik  ?ertreten  und  welchen  deshalb  eine  fahrende 
Stellung  aosserhalb  einer  immer  leicht  FerknOchemden  Boreankratie  gebührt  Und 
ohne  solche  Bnreaokratie  für  die  Leitung,  Einrichtung,  Beaufsichtigung  des  ganzen 
Prodnctionsbetriebs  k&me  der  Sodalismus  nicht  aus. 

Aber  im  privatwirthschaftlichen  Concarrenzsystem  wird  das 
Emporkommen  nnlaaterer  Elemente  zn  sehr  begünstigt,  fast 
dnreb  die  Bedingungen,  unter  welchen  der  wirtbschaftliche  Erfolg 
erzielt  wird,  zur  Notbwendigkeit  gemacht.  Das  ist  kein  „Sieg 
^er  Begabten 'S  auf  welchen  man  sich  zur  Rechtfertigung  jenes 
Systems  berufen  kann.  Durch  die  folgende  Erwägung  wird  dieser 
Schluss  bestätigt. 

§.  320  [136].  —  2.  Sieg  der  gewissenloseren  Ele- 
mente. In  der  freien  Concnrrenz  siegen  so  nicht  allein  die 
tüchtigeren,  sondern  oft  genug  nur  die  gewissenloseren  Ele- 
mente, welche  die  ihnen  günstigen  ökonomischen  Verhältnisse  rück- 
sichtsloser  ausbeuten  (Ausartung  des  Selbstinteresses  zum 
Eigennutz).  Ihnen  kommt  das  System  der  freien  Concurrenz 
dadurch  zu  Gute,  dass  es  das  Gebiet  des  älteren  Wirtbschafts- 
rechts,  welches  Ausbeutungen  von  Noth,  Leichtsinn,  Unerfahren- 
heit  beschränkte,  einengt  und  viele  Entscheidungen  dem  Belieben 
des  Einzelnen,  dem  „Willen  der  Parteien'^  überlässt,  z.  B.  im  Be- 
treff des  Inhalts  der  Verträge. 

Daraus  ergeben  sich  zwei  grosseGe fahren:  einmal  werden 
die  von  vornherein  gewissenloseren  Elemente  noch  gewissen- 
loser, unsittlicher,  denn  der  wirthschaftliche  Erfolg  lockt  sie 
und  nur  zu  leicht  wird  das  Strafgesetzbuch  ihr  alleiniger  Moralcodex. 

Meine  Bede  Ober  die  sociale  Frage,  S.  6.  „Man  eririrbt  heutzutagre  die 
Millionen  nicht,  ohne  mit  dem  Aermel  ans  Znchthans  za  streifen",  wie  jener  Wiener 
BOrsenmann  sagte,  s.  Schmoller,  soc.  Frage,  in  den  Prenss.  Jahrb.  1874.  Diese 
Aenssemng  ist  Schmoller  höchlich  verttbelt,  auch  als  von  ihm  selbst  herrührend 
bezeichnet  worden,  während  er  sie  nur  jenem  Börsianer  entnommen  hat.  Findet  sie 
nicht  eine  ?olle  Best&tignng  in  folgendem  Satze  der  Nationalzeitnng?  Ein  Satz, 
Ton  dem  die  Zeitnng  zwar  „hofi^,  dass  diese  Praxis  nicht  ?iel  Anhänger  hat'%  selbst 
aber  durch  die  Zeilen  lesen  lassen  moss,  wie  tragerisch  diese  Hoffnung  ist:  „Wer 
überhaupt  an  der  Börse  specuiirt,  muss  immer  mit  gegebenen  Verhältnissen  und 
besonders  damit  rechnen,  dass  an  derselben  jedes  Mittel,  dessen  Anwendung 
nicht  offen  mit  dem  Strafgesetzbuch  in  Conflict  bringt,  erlaubt  ist*'.  (Wochen- 
börsenber.  d.  Nationalztg.  f.  5.  Juni  1875;  das  Durchschossene  auch  im  Originaltext 
so.)    Und  wie  Tiel  Belege  kann  man  seitdem  hinzufügen! 

Aber  auch  die  besseren  Elemente  werden  ferner  tbeils  durch 
den  Erfolg  der  Anderen  in  Versuchung  geführt ,  tbeils  unmittelbar 
durch  die  Concurrenz  gezwungen,  ähnlich  gewissenlos  zu  verfahren. 
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Die  Lage  ist  im  allgemeinen  Yerkelir  oft  ähnlich  wie  in  dem  speciellen  Falle 
des  Schmuggels:  auch  der  reelle  Kaufmann  wird  dnrch  die  Schmuggelconcorrenz 
gezwungen,  ebenso  zu  handeln,  oder  er  muss  das  Geschäft  anheben«  wo  dann  die 
Schmuggler  rollends  freies  Spiel  haben.  —  In  England  gingen  Anregongen  zu 
gesetzlichem  Einschreiten  des  Staats  in  Fabriksachen  Öfters  ?on  humanen  Fabri- 
kanten aus,  welche  durch  die  Goncurrenz  an  der  freiwilligen  Einführung  ?on  Re- 
formen gehindert  worden  waren.  Mehrfache  Beispiele  f.  PI  euer,  engl  Fabrikgesetz- 
gebung, Wien  1871. 

So  verschlechtert  sich  fast  nnvermeidlich  der 
ganze  Maassstab  der  geschäftlichen  Moralität. 

Da?on  liegen  z.  B.  in  Verfälschungen  der  Qualität  der  Waaren,  in  unrichtigem 
Maass  und  Gewicht  derselben,  in  Unredlichkeiten  in  den  Credit?erhältnissen ,  in 
schleuderbaftem  „Ausverkauft,  in  widerwärtigstem  Reclamewesen ,  im  BOrsentreiben , 
im  „Grtlndungs-  und  Emissionsgeschäft'',  in  der  Verquickung  der  Öffentlichen  Presse 
mit  der  BOrse,  in  der  Ausdehnung  der  Gorruption  auf  Parlamente,  da  und  dort  selbst 
auf  das  öffentliche  Beamten thum  u.  s.  w.  leider  nur  zu  viele  und  zu  deutliche  Belege 
heutzutage  ?or. 

Nur  ein  paar  characteristische  Einzelheiten,  grade  aus  Gebieten,  welche  weniger, 
als  z.  B.  das  grosse  Börsentreiben  u.  dgl.,  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen.  Geber 
vieles  Derartige  wird  z.  B.  in  den  deutschen  Uandelskammerberichten  seit 
Jahren  geklagt,  das  grosse  Gebel  zugestanden,  die  Follständige  Bathlosigkeit  aber 
ebenso,  da  ^^latflrlich''  nicht  von  einer  Rückkehr  zu  den  „yeralteten  Beschränkungen** 
die  Bede  sein  könne.  Aber  „die  eigene  bessere  wirthschaftiiche  Einsicht'*,  die  „Selbst- 
hilfe"' reicht  eben  nicht  immer  aus.  Vgl.  die  preussischen  Handelskammerberichte 
fttr  1869  (Berl.  1870),  z.  B.  Magdeburg,  S.  138,  wo  Ober  die  Schwindeleien  im 
Geschäft  mit  baumwollenem  Strickgarn  gesprochen  wird  und  es  heisst:  „von  Seite 
der  Regierung  diesem  Uebelstande  entgegenzutreten,  halten  wir  far  unausführbar, 
da  ein  Zwang  in  Handelsang.elegenheiten  wohl  kaum  noch  dem  Zeit- 
geiste entspricht*'  u.  s.  w.  —  £b.  S.  555  Ber.  von  Wesel:  Klage  über  die 
„Unsitte",  dass  man  bei  Waaren,  welche  in  Packet-  oder  anderen  Formen  verkauft 
werden,  die  das  Gewicht  eines  Pfunds  darstellen,  im  Kleinhandel  gewöhnlich  ein 
geringeres  Gewicht  erhält;  Ausführung  am  Beispiel  der  Stearinlichte  mit  „Pfunden** 
von  28,  26,  24  Loth  und  anderen  Betrügereien.  „Es  ist  dies,  sagt  der  Bericht,  ein 
Debelstand,  den  die  Geschäftswuth  der  Goncurrenz  herbeigeführt  hat,  um  dem 
Gegner  durch  billigere  Preise  die  Kundschaft  zu  entziehen  und  dennoch  gut  ver- 
dienen zu  können".  Wunsch  nach  einem  abhelfenden  Gesetze.  —  Eb.  S.  9ti8  Ber. 
von  Hildes  heim,  mit  Anführung  von  Klagen  über  das  Ueberhandnehmen  des  Hansir- 
handels  und  die  Veranstaltung  von  Auctionen  von  Kaufmannswaaren.  Aehnliche  Be- 
richte von  Lüneburg  S.  567:  „mehr  oder  weniger  schwindelhafte  freiwillige 
Auctionen".  In  den  letzten  Jahren,  besonders  seit  der  Weltkrise  von  1873  C  sind 
die  Klagen  immer  allgemeiner  geworden,  nur  oft  tendenziös  übertrieben  oder  einseitig 
gewissen  Ländern  Vorwtlrfe  gemacht  (z.  B.  von  Reuleuz  in  seinem  bekannten  Wort: 
„Schlecht  und  billig"  für  die  deutsche  Industrie),  während  wesentlich  Gleiches 
von  der  übrigen  Welt  gilt  (englischen  Baumwollwaaren ,  die  ordinären  Sorten  wegen 
der  schlechten  Qualität  vom  indischen  Markte  verdrängt,  selbst  französische  Seiden- 
waaren).  Vgl.  die  Citate  aus  englischen  Zeitungen  bei  Jagor  a.  a.  0.,  die  Verhand- 
lungen über  Verfälschung  der  Lebensmittel  im  Anschluss  an  den  bezüglichen  Gesetz- 
entwurf im  Deutschon  Reichstage  1877 — 78.  Kein  Mensch  längnet  die  Uebel  mehr, 
aber  auf  die  Ursachen,  die  liberale  individualistische  Wirthschaftsordnung, 
wagen  die  Wenigsten  hinzuweisen.  Man  begnügt  sich  mit  dem  Kuriren  an  den 
Symptomen  des  Uebels.  Ist  doch  das  „socialistische"  Tabakmonopoi  bei  uns  nicht 
selten  deshalb  mit  empfohlen,  um  gute  unverfälschte  Waare  zu  erhalten:  also 
das  verpönte  Recept  der  „planmässigen  Regelung  der  Production"  ausserhalb  des 
Concurrenzsystems ! 

§.  321  [137J.  —  3.  Der  Sieg  des  Grossbetriebs  über 
den  Kleinbetrieb. 
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Vgl.  hierzu  Schmoller's  deutsche  Kleingewerbe,  Halle  1869,  und  überhaupt 
die  neuere  Litteratur  über  Gewerbevesen,  so  G.  Schönberg's  Abh.  in  seinem 
Handbuch  B.  H,  zugleich  für  Speciallitteratur;  das  Buch  von  Losch,  nationale  Pro- 
dnction,  Fon  y.  Schulze-Gävernitz,  Grossbetrieb  ein  wirthschafUicher  und  socialer 
Fortschritt,  Leipz.  1892.  Aus  der  Statistik  die  Daten  den  Gewerbezählungen 
(deutsche  von  1875),  der  Berufsaufnahmen  (deotsche  von  1882,  s.  o.  §.  243^ 
E.  Engel,  die  industrielle  Enquete,  Berlin  1S78  (zu  optimistisch),  die  agrar- 
statistischen  Aufnahmen,  bes.  über  die  Grössenverhältnisse  der  landwirthöchaft- 
lichen  Besitzungen  und  Betriebe  (auch  in  der  deutschen  Berufsz&hlung  ^von  1882). 
Buchenberger,  Agrarwesen  I,  Kap.  4.  Eine  nähere  statistische  Begründung  ist 
hier  nicht  zu  geben.  Es  ist  dafür  auf  die  Practische  Nationalökonomie  zu  verweisen. 
Einige  Daten  in  der  2.  Aufl.  S.  250.  Auch  die  nähere  theoretische  Begründung  der 
Grossbetriebstendenz  gehört  in  die  Theoretischen  Nationalökonomie  (Productionslehre, 
Lehre  von  Productionskosten  und  Preis). 

Auch  die  Entwicklung  des  Grossbetriebg  steht  im  Causalnexns 
mit  dem  System  der  freien  Coneurrenz,  wenn  sie  auch  stark  durch 
die  Entwicklung  der  Productionstechnik  bedingt  ist. 

Der  SocialismuS)  welcher  mit  Vorliebe  diese  technisch  gebotene 
wttnschenswerthe  Grossbetriebstendenz  in  seinen  Beweisführungen 
braucht,  generalisirt  zu  sehr.  Die  Tendenz  tritt  in  den  verschiedenen 
Productionszweigen  nicht  gleichmässig  hervor,  sie  zeigt  sich  auch 
in  dem  für  die  Fragen  der  freien  Concurrenz  wichtigsten  Zweige, 
in  der  Industrie  (Stoffveredlung),  nicht  überall  in  gleicher  Weise, 
aber  allerdings  mehrfach  besonders  frappant. 

Denn  hier  kommen  die  einwirkenden  Factoren,  die  Ersparung  an  Generalkosten, 
die  Yortheile  der  Arbeitstheilung  und  des  Maschinenwesens,  die  rechtliche  Zulässigkeit 
und  thatsächliche  Möglichkeit,  beliebig  viel  Arbeitskräfte  jeder  Art  herbeizuziehen, 
in  einer  Unternehmung  zu  vereinigen,  im  Lohnsystem  abzufinden,  ebenso  beliebig  viel 
Kapital  (Credit!)  zu  verwenden,  vornemlich  zur  Geltung.  Daher  hier  jetzt  eine  wesent- 
lich andere  Lage  als  im  ehemaligen  zünftigen  Handwerk  mit  seinem  vor-* 
geschriebenen  technischen  Bildungsgang  des  Meisters,  mit  der  Beschränkung  der 
Lehrlings-  und  Gesellenzabl,  der  Beschränkung  auf  die  Gesellen  der  Zunft  u.  dgl.  m. 
(Vgl.  Schönberg,  z.  wirthsch.  Bedeutung  d.  Zunftwesens  im  Mittelalter,  Berl.  1868 
(auch  in  Hildebr.  Jahrb.),  Gierke,  deutsches  Genossenschafisrecht  I,  §.  38,  Stahl, 
deutsches  Handwerk  I  (1874),  bes.  Seh  melier,  Strassb.  Tucher-  und  Weberzunft, 
375  tf.,  453.)  Dazu  die  Zinstaxen,  öfters  Lohn-  und  Preistaxen:  Alles  eine  grund- 
verschiedene Lage  im  Vergleich  zu  heute  bewirkend.  Die  günstigen  technischen  und 
ökonomischen  Folgen  der  freien  Concurrenz  für  die  Production  zeigen  sich  deshalb 
auch  in  Hauptzweigen  der  Industrie  am  Meisten,  freilich  auch  die  erwähnten  Ge- 
fahren des  Compromisses  der  Concurrenten  und  des  factischen  Monopols  Einzelnen 
Besonders  die  mit  grossen  Motoren  (Dampfmaschinen)  arbeitende  Industrie,  daher  die 
metall-,  namentlich  eisenverarbeitenden,  die  Maschinen-,  die  Textilindustrie  (Spinnerei, 
Weberei),  die  chemische  Industrie,  der  Hüttenbetrieb,  neigen  stark  zum  Grossbetrieb. 
Weiter  der  Bergbau,  das  Geld-  und  Bankgeschäft.  Im  Gross-  und  Kleinhandel,  in  Gast- 
und  Schankwirthschaft  zeigt  sich  die  Tendenz  auch,  aber  doch  nicht  so  gleichmässig. 
Grade  die  Gewerbefreiheit,  in  Verbindung  mit  dem  neueren  Communicationswesen, 
mit  billigen  Posttarifen  (für  Circulare,  Kataloge,  Proben,  Packete)  hat  hier  freilich  die 
Grossbetriebe  im  Waarenvertrieb  unter  den  Consumenten  (Bazars,  grosse  Laden- 
geschäfte mit  Filialen,  regelmässigem  Waarenversandt)  begünstigt,  z.  Th.  erst  er- 
möglicht. (Factische  Monopolisirnngsbestrebungen  Seitens  einzelner  Unternehmer  durch 
Erwerbung  der  besten  Ladenstellen  in  Gro.^sstadten.)  Auch  die  indirecte  Besteuerung, 
besonders  diejenige  Form,  welche  sich  an  den  Productionsbetrieb  anknüpft  und  hier 
namentlich  die  Form  der  Hohstoffbestenerung,  der  Besteuerung  nach  Betriebsmerkmalen 
(Zucker,  Bier,  Branntwein,  Fin.  II,  2.  A.,  §.  254)  hat  mannigfach  einseitig  den  Gross- 
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betrieb  gefördert,  weshalb  hier  die  Statistik  (z.  B.  der  darchschnittlichen  Yergrössenmg 
der  betreffenden  Fabriken)  far  die  allgemeine  Frage  nicht  ohne  Weiteres  beweisend 
ist.  Viel  weniger  allgemein  lässt  sich  7on  einer  Grossbetriebstendenz  rein  ans  dko- 
nomisch-technischen  Gründen  in  der  Landwirthschaft,  mehr  dagegen  wieder  in  der 
Forstwirthschaft  sprechen,  weshalb  letztere  anch  deswegen  sicli  für  Öffentliche  Körper, 
wie  den  Staat,  besonders  mit  eignet  (Fin.  I,  S.  A.,  §.  236  ff.). 

Der  Socialismns,  die  Socialdemokratie  (anch  in  ihren  Programmen)  reraUgemeinert 
die  Grossbetriebstendenz  anf  allen  Prodactionsgebieten  übermässig  nnd  tendenziös  («,die 
ökonomische  Entwicklung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  führt  mit  Natnmothwendigkdt 
zum  Untergang  des  Kleinbetriebs'',  erster  Satz  des  neuen  Erfurter  Parteiprogramms 
der  deutschen  socialdemokratiscben  Partei,  1891).  Hier  wird  der  Einfloss  des  rein 
ökonomisch-technischen  Moments  auf  die  Entwicklung  zum  Grossbetrieb  übenchätzt,  anch 
da  angenommen,  wo  er  nicht  oder  weniger  sich  geltend  macht,  werden  die  mancherlei 
anderen  Momente,  welche  mitspielen,  persönliche,  sociale,  auch  einzelne  technische,  locale, 
nnd  dem  Mittel-  und  Kleinbetrieb  zu  Gute  kommen,  übersehen  oder  tendenziös  unbeachtet 
gelassen,  namentlich  bei  der  Frage  in  der  Landwirthschaft,  aberauch  in  wichtigen  in- 
dustriellen, handwerklichen,  mercantilen  Gebieten  (yon  mir  in  meiner  Rede  ,,über  das  oene 
socialdemokratische  Programm''  auf  dem  evang.  soc.  Congress  1892,  S.  32  ff.  gegen  die 
Uebertreibungen  und  zu  weiten  Yerallgemeinerongen  des  Socialismns  geltend  gemacht 
und  mit  statistischen  Daten  aus  der  deutschen  landwirthschaftlichea  Betriebs-  und 
Gewerbestatistik  belegt).  Anch  von  anderer  Seite  ist  wohl  übersehen  worden,  daas 
bei  allen  für  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben,  deren  immer  noch  fiel  sind 
nnd  verbleiben  werden,  auch  bei  heutiger  Entwicklung  ron Technik,  Gommunicationswesen, 
Handel  und  bei  Gewerbefreiheit,  schon  die  Docentralisation  der  Bevölkerung,  die 
Verbreitung  über  das  ganze  Staatsgebiet  in  zahlreiche  kleinere  und  grössere  Wohn- 
orte dem  Grossbetrieb  vielfach  eine  Grenze  zieht,  wo  er  rein  ökonomisch-technisch 
vielleicht  lohnend  wäre.  Das  beachtet  Losch  in  seinem  genannten  Buche  zu  wenig. 
Für  die  Frage  des  landwirthschaftlichen  Grossbetriebs  wird  es  von  socialistischer  Seite 
auch  nicht  genügend  berücksichtigt. 

So  wird  gewiss  die  „Grossbetriebstendenz"  auch  gegenwärtig  und  in  Zukunft 
nicht  so  allgemein  sich  verwirklichen  können,  als  z.  B.  der  Socialismus  annimmt 
(S.  auch  G.  Schmoller,  Preuss.  Jahrb.  1892,  L)  Die  segensreichen  Folgen  bezüglich 
einer  Verminderung  des  nothwendigen  Arbeitsmaasses,  der  Veränderung  der  Art>eits- 
art  u.  s.  w.  grade  im  Grossbetrieb  für  die  Arbeiter  selbst,  womit  der  Socialismus  nnd 
die  auf  dem  Boden  unseres  Wirthschaftsrechts  stehenden  Anhänger  des  (besond^s 
industriollen)  Grossbetriebs  gern  zu  Gunsten  des  letzteren  argumentiren,  werden  eben- 
falls mannigfach  übertrieben,  die  unvermeidlichen,  grade  in  der  Technik  be- 
gründeten üblen  Folgen  zu  wenig  gewürdigt.  Wie  aber  eben  ausser  der  rein 
ökonomisch-technischen  Seite  auch  das  Wirthschaftsrecht,  die  Gewerbefreibeit 
übermässig  den  Grossbetrieb  begünstigt,  dadurch  die  Goncen  tration  der  Geschäftsgewinne,des 
Kapitals ,  die  Aufsaugung  und  Verdrängung  der  kleineren  selbständigen  Unter- 
nehmungen, z.  6.  im  Ladengeschäft  des  Handels,  was  so  manche  social  bedenkliche 
Folge  hat,  das  darf  doch  auch  nicht  verkannt  werden. 

Unterschätzt,  wie  von  Optimisten  des  liberalen  Wirthschaftssystems,  darf  die 
Grossbetriebstendenz  so  anderseits  auch  nicht  werden.  Die  Gewerbe-  und  Berlin- 
Statistik  lässt  sie  doch  auf  wichtigen  Gebieten  deutlich  hervortreten,  aber  nicht  einmal 
immer  so  deutlich,  wie  es  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  entspricht  Die  kleimeo, 
auf  fremde  Rechnung,  wenn  auch  in  eigener  Wohnung  arbeitenden  Hausind ostrielleA, 
zahlreiche  Handwerker,  welche  vornemlich  oder  ausschliesslich  für  das  Magazin,  den 
Laden  des  Geschäftsmannes,  nicht  für  Privatkunden  arbeiten,  daher  fast  g^anz  Toa 
grösseren  kapitalistischen  Unternehmern  abhängig  sind,  vorhüllen  das  Groesbetriebs- 
princip  mehr  nur  noch,  als  dass  sie  die  Ezistonzfähigkeit  des  Kleinbetriebs  bewiesen. 
Die  mit  wenig  Gehilfen  arbeitenden,  an  sich  vielleicht  noch  sehr  zahlreichen  Gewerbe 
solcher  Art  können  daher  statistisch  dem  concentrirten  Grossbetrieb  gegentlber  noch 
stark  ins  Gewicht  fallen,  auch  nach  der  Gesammtzahl  des  Personals  aller  Art,  Untei^ 
nehmer,  Leiter,  Gehilfen,  welches  sie  beschäftigen,  und  dennoch  die  bereits  eingetretene 
Entwicklung  zum  Grossbetrieb  und  die  weitere  Entwicklung  in  dieser  Richtung  nickt 
widerlegen.    Auch  die  Daten  der  deutschen  Gewerbezählung  von  1875  und  derBerafs- 
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z&hinng  Ton  1882  sind  daher  ftlr  derartige  Fragen  mit  Vorsicht  zn  benotzea. 
E.  Engel  hat  z.  B.  in  der  genannten  Schrift  mehrfach  einseitig  und  zn  optimistich 
^enrtheilt  (ygl.  anch  Einleitung  zu  B.  40  der  preuss.  amtl.  Statistik  über  die  gen. 
Oewerbez&hlong). 

Statistisch  findet  die  Grossbetriebstendenz  in  der  Industrie  eine  gute  und  un- 
zweideutige Bestätigung  in  der  durchschnittlichen  VergrOsserang  der  Arbeiterzahl, 
der  Maschinenkr&ue  (bes.  Dampf,  Wasser),  der  Zahl  der  sonstigen  Maschinen  und 
characterischen,  technischen  Betriebsfactoren,  Apparate  u.  s.  ir.,  Spindeln,  Webstuhle, 
Oefen,  Kessel,  der  Menge  der  verarbeiteten  Bohstoffe  und  gewonnenen  Producte, 
welche  aaf  eine  Unternehmung,  Fabrik  u.  s.  w.  kommen.  Dabei  ist  daher  die  Ver- 
gleichung  in  verschiedenen  Zeitpuncten  in  demselben  Lande  und  der  Verhältnisse  von 
Ländern  verschiedener  industrieller  Entwicklang  wichtig.  Die  raschen  und  grossen 
Veränderungen  der  Productionstechnik  stören  jedoch  hierbei  die  Vergleichungen  Öfters. 
Auch  ist  zu  bedenken,  dass  selbst  die  Dorchschnittszahl  der  Arbeiter  in  Einer  Unter- 
nehmung wenig  gestiegen,  vielleicht  sogar  zurückgegangen  sein  kann,  weil  die  Ersetzung 
der  Arbeitskräfie  durch  Maschinen,  die  Steigerung  der  Leistangsfähigkeit  des  einzelnen 
Arbeiters  mit  Hilfe  verbesserter  productionstechnischer  Hilfsmittel  mittlerweile  in  erheb- 
lichem Maasse  vor  sich  gegangen  ist  (Nordamerica,  Gr.-Britannien ,  aber  immer  mehr 
auch  die  anderen  Industrieländer).  Die  langsame  Steigerang  oder  Abnahme  der 
Durchnittszahl  der  Arbeiter  beweist  also  hier  nichts  fur  langsamere  oder  stockende 
Entwicklung  in  weiterer  Richtung  des  Grossbetriebs.  Im  Gegentheii:  der  letztere  ist 
nur  «J^apitalistischer"*,  mehr  auf  Verwendung  von  Naturkräften  und  Maschinen  und 
Einrichtungen  dafür  geworden:  ein  fUr  die  sociale  Seite  der  Frage  wichtiger,  aber 
noch  ungünstigerer  Punct  Denn  die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  wird  so  ge- 
schwächt, die  Arbeiter  gerathen  in  eine  precäre  Lage,  vollends  bei  starker  Volks- 
Termehrung  durch  Geburtsttberschuss  und  Wanderungen. 

Das  neuerdings  mit  Recht  auch  von  der  socialen  Seite  behandelte  technische 
Problem,  Kleinkraftmaschinen  zu  erfinden  und  herzustellen  und  wohlfeile  motorische 
Kräfte  (Wasser,  Dampf,  Electriciiät  u.  s.  w.)  dem  Klein-  und  Mittelbetrieb  verfügbar 
zn  machen,  um  so  dessen  Ooncurrenzfähigkeit  zn  steigern,  ist  gewiss  fUr  die  hier 
erörterte  Frage  nicht  unwichtig.  (Vgl.  z.B.  Albrecht,  die  volkswirthschaftliche  Be- 
deutung der  Kleinkraftmaschinen,  SchmoUer's  Jahrb.  1889,  XIII,  Heft  2.)  Aber  aus 
technischen  und  aus  allgemeineren  Ökonomischen  Gründen  wird  man  von  der  Lösung 
dieses  Problems,  worin  bereits  Manches  geschehen  ist,  auch  nicht  zu  viel  hinsichtlich 
der  Zurückdrängung  der  Grossbetriebstendenz  erwarten  dürfen.  Vielleicht  in  einzelnen 
Productionsbetrieben,  wo  auch  sonst  Kleinbetrieb  Vortheile  hat  (z.  B.  Kunstindustrie), 
aber  kaum  allgemein  möchte  hierdurch  eine  Abhilfe  erreicht  werden.  Die  relativ 
niedrigeren  Productionskosten  und  Preise  der  grösseren  Motoren,  Maschinen,  mancherlei 
technischer  Apparate  und  Einrichtungen,  die  ebenfalls  oft  relativ  niedrigeren  Betriebs- 
kosten dieser  Maschinen  u.  s.  w.  verglichen  mit  Herstellongs-  und  Betriebskosten  der 
ideineren  gewähren  dem  mit  den  ersteren  Maschinen  arbeitenden  Gross-  und  Grösser- 
Betrieb  eine  technisch  begründete  ökonomische  Ueberlegenbeit,  welche  nicht  leicht 
überwunden  wird.  Ob  die  Electricitätstechnik  das  ändern  kann  und  wird,  mass  sich 
noch  zeigen.  Die  übrigen  ökonomischen  Vortheile  des  Grossbetriebs  in  Bezug  auf 
Production  mit  relativ  niedrigeren  Kosten  sind  so  mannichfach  und  durch  die  Gosammt- 
verhältnisse  des  Grossbetriebs  bedingt,  dass  man  vollends  zweifeln  kann,  ob  auch  eine 
sehr  erfolgreiche  technische  Lösung  des  Problems  der  Kleinkraftmaschinen  und  der 
Kraftzufahrnng  (electrischer  Strom)  die  Ck)ncurrenzbedingungen  zwischen  Gross-  und 
Kleinbetrieb  in  Hauptzweigen  der  Industrie  erheblich  und  allgemein  zu  Gunsten  des 
Kleinbetriebs  wird  verschieben  können.  Für  einzelne  Arten  von  Fabrikanlagen  (z.  B. 
Spinnereien,  s.  Engel,  Sachs,  stat  Ztschr.  1856,  S.  146,  danach  2.  Aufl.  dieses 
Werks,  S.  250  u.  A.  m.)  liegen  schon  länger  technisch-statistische  Berechnungen 
darüber  vor,  wie  die  Productionskosten  nach  Einheiten  der  Betriebskräfte  oder  Betriebs- 
merkmale mit  der  Vergrösserung  der  Anlagen  regelmässig  abnehmen.  Jedes  Gircnlar 
Ton  Maschinenfabriken  für  Motoren  u.  A.  m.  zeigt  die  relativ  niedrigeren  Preise 
der  grösseren  Maschinen,  Kessel  u  s.  w.  für  die  Snheit  der  Kraftleistung,  Grösse 
<Pferdekraft). 
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§.  322.  Indem  nun  aber  diese  ökonomisch -technischen  Vor- 
theile  des  Grossbetriebs  von  der  Privatunternehmung  im  privatwirth- 
schaftlichen  Concurrenzsystem  nach  dem  geltenden  Wirthschafts- 
rechte  ausgenutzt  werden,  kommen  sie  eben  doch,  zunächst  wenigstens, 
dieser  Unternehmung  und  ihren  Inhabern,  und  nur  etwa  durch 
manche  Mittelglieder  und  oft  nur  langsam  und  unsicher,  wenn 
überhaupt,  sei  es  den  Arbeitern  im  Lohne,  als  einem  Antheil  an 
dem  durch  die  Verminderung  der  natürlichen  Productionskosten 
(§.  172)  sich  günstiger  gestaltenden  Beinertrag,  sei  es  den  Con- 
sumenten  im  billigeren  Preise  der  Producte  zu  Gute.  Soweit 
letztere  beiden  Folgen  nicht  oder  doch  nicht  vollständig  eintreten, 
steigt  der  Gewinn  des  Privatunternehmers,  welcher  ohnehin  ab- 
solut durch  den  Grossbetrieb  wächst.  So  bildet  sich  aber  eben 
das  grössere  Einkommen,  Vermögen,  Privatkapital  der  Inhaber  der 
Grossbetriebe,  und  die  relative  Classenlage  der  „Privatbesitzer  der 
Productionsmittel",  der  Leiter  der  Production  einer-,  der  Arbeiter 
anderseits  geht  immer  weiter  auseinander.  Immer  mehr  Personen 
gerathen  in  ökonomische  Abhängigkeit  vom  Inhaber  des  Grossbe- 
triebs. Im  privatwirthschaftlichen  System  wird  so  der  vielleicht 
sonst  im  Gesammtinteresse  liegende  ökonomisch-technische  Fort- 
schritt zum  Grossbetrieb  für  die  Gesellschaft  bedenklich,  während 
er  im  gemeinwirthschaftlichen ,  im  socialistiscben  System  zum  all- 
gemeinen Vortheil  würde. 

Bei  extremerer  Entwicklung,  welche,  wie  gesagt,  auch  nach 
ökonomisch-technischer  Auffassung  freilich  lange  nicht  so  allgemein 
zu  erwarten  ist,  als  oft  behauptet  wird,  aber  doch  bei  freier  Con- 
currenz  auf  wichtigen  Gebieten  der  Industrie,  des  Handels  wahr- 
scheinlich ist,  droht  so  allerdings  die  Verdrängung  des  Klein* 
durch  den  Grossbetrieb  mit  der  nothwendigen  Folge,  dass  die 
Zahl  der  ökonomisch  und  social  selbständigeren  Personen  (Unter- 
nehmer, „Meister^'  u.  s.  w.)  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  ab- 
nimmt und  die  industrielle  Gesellschaft  sich  immer  mehr  in  zwei 
nur  kurz  vorübergehend  durch  den  Lohnvertrag  lose  verbundene 
Classen  der  grossen  Unternehmer  und  Privatkapitalisten  einer-  und 
der  Lohnarbeiter  anderseits  scheidet.  Uebergänge  von  letzterer 
in  die  erste  Classe,  obwohl  rechtlich  durchaus  zulässig,  finden 
tbatsächlich  wegen  der  Macht  der  ökonomischen  Verhältnisse  nicht 
häufig  statt.  ^)    Die  weitere  Folge  ist  eine  grosse  dauernde   ün- 

^)  Deber  die  optimistischen  Ansichten  der  Schule  der  freien  Concarrenz  in  dieses 
Pancte  s.  Lani^e,  Arbeiterfrage,  Kap.  3  (Glück  nnd  Glückseligkeit  Darlegong  der 
geringen  Wahrscheinlichkeit  der  Chancen  des  Gelingens). 
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gleichheit  der  ökonomischen  und  socialen  Lage,  des  Bildungsstands 
der  beiden  Schichten,  ein  schroffer  Gegensatz  der  Interessen,  eine 
feindliche  Spannung,  wie  sie  nur  jemals  in  einem  anderen  Systeme 
des  Wirthschaftsrechts  vorhanden  war. 

Die  übrigens  vielfach  auch  zu  allgemein  uad  in  zu  bedeotendem  Grade  an- 
genommene  absolute  Hebung  der  wirthschaftlichen  Lage,  des  Lobneinkommens  unserer 
arbeitenden  Classen  Fon  beute  gegen  frUber  mag  man  dabei  selbst  zugeben  (s.  auch 
§.  284).  Wichtiger  ftlr  diese  Fragen  ist  eben  noch,  dass  die  Differenz  in  der 
ökonomischen  Lage  und  im  Einkommen  sich  FergrOssert,  die  Aussicht  des  Arbeiters, 
in  die  höhere  sociale  Schicht  aufzusteigen,  sich  verringert  hat,  der  «^Arbeiterstand^' 
nicht  mehr,  wie  doch  im  Grossen  und  Ganzen  im  zünftigen  Handwerk,  eine  Durch- 
gangsstufe,  eine  Vorbildungsstufe  fttr  die  höhere  Stellung  war,  sondern  ein 
Lebensstand  ist,  mit  der  Aussicht,  es  in  älteren  Tagen  (aber  selbst  schon  von  den 
40er  Jahren  anl)  noch  schlechter  zu  haben,  —  m.  £.  auch  eine  Erklärung  der  viel- 
fach wahrgenommenen  Verschlechterung  der  technischen  Bildung  und  Leistung  der 
industriellen  Arbeiter,  die  nicht  so  starkes  Interesse  wie  früher  an  besserer  Aus- 
bildung haben.  Die  Behauptung,  dass  der  Arbeiter  wenigstens  nicht  das  Risico  des 
Geschäfts  trage,  ist  daher  ebenfalls  nur  sehr  bedingt  richtig.  Jene  beständigen 
Wechsel  zwischen  Speculation,  üeberspeculation.  Krisis,  Flauheit,  wesentlich  mit  eine 
Folge  der  „Concurrenzwuth"  und  der  „Conjunctur",  fallen  zu  Zeiten  mit  grösster 
Schwere  auf  den  Arbeiter,  der  dadurch  sehr  empfindlich  am  ßisico  des  Geschäfts 
Theil  nimmt.  Dies  Alles  trägt  zur  Steigerung  der  feindlichen  Spannung  zwischen 
besitzenden  und  nichtbesitzenden  Classen  bei.  Gegen  diese  Auffassung  z.  6.  Sötbeer 
in  dem  Aufsatz  das  Gesammteinkommen  und  dessen  Vertheilung  im  preussischen  Staat, 
im  „Arbeiterfreund*'  1875,  XIII,  2^8  ff.,  mit  Anführung  eines  Worts  des  Engländers 
Harri son  über  die  social  und  ökonomisch  heilsame  und  nothwendige  Function  des 
grossen  Privatkapitals  in  der  Industrie,  S.  295.  Eben  nur  die  eine  Seite  der 
Frage!  Wie  man  aber  vollends  den  britischen  Verhältnissen  übermässigster  Ver- 
mögensconcentration  gegenüber  —  worauf  ja  freilich  neben  der  industriellen  Gross- 
betriebstendenz andere  Umstände,  die  Handelssuprematie,  die  Grossgrundbesitz- 
verhältnisse u.  A.  m.  mit  einwirken  —  noch  dem  Optimismus  huldigen  kann,  der  „freie 
Verkehr"  schaffe  die  beste  Vertheilung,  ist  mir  unverständlich.  Schon  oben  (S.  723) 
habe  ich  meine  Bedenken  über  die  Ungleichheit  der  Einkommen  vertheilung,  welche 
unter  den  bisherigen  Einflüssen,  darunter  eben  auch  namentlich  in  Folge  der  Gross- 
betriebstendenz  auf  vielen  Gebieten,  bereits  erreicht  ist,  geltend  gemacht.  Nach 
Bazter's  dort  schon  einmal  in  Betreff  eines  Poncts  citirten,  freilich  unsicheren,  aber 
schwerlich  zu  ungünstigen  Zahlen  bezogen  8500  Selbstthätige  von  13,720,000  im 
Ganzen  2523  Mill.  Mark  Einkommen  von  16,282  Miil.  M.  Nationaleinkommen,  d.  h. 
0.062  7o  <^er  selbstthätigen  Bevölkerung  verfügt  über  15,47©  des  Volkseinkommens, 
über  570  Mill.  M.  mehr  als  47»  Mill.  der  Selbstthätigen  (also  meist  der  Familien)  der 
untersten  Classe.  Wie  ungleich  soll  denn  diese  Vertheilung  noch  werden,  bis  sie 
diesem  Optimismus  „bedenklich"  erscheint!     (S.  a.  a.  0.  S.  292  selbst  die  Daten.) 

Gewiss,  die  Production  arbeitet  im  Grossbetrieb  wohlfeiler, 
öfters — freilieb,  beiWeitem  nicht  allgemein !  —  auch  besser.  Sie  liefert 
dadurch  auch  den  unteren  Classen  als  Consumenten  Manches,  was 
sie  früher  entbehren  mussten,  weil  sie  es  nicht  bezahlen  konnten, 
manches  Andere  billiger  und  besser  (so  Bekleidnngsstoffe,  einzelnes 
Hausgeräth,  auch  Genussmittel  [Zucker!],  gewisse  ordinärere  Luxus- 
artikel). Auch  die  Arbeitsbedingungen  stellen  sich  öfters  im  Gross- 
betrieb für  die  Arbeiter  in  Bezug  auf  Arbeitsart,  Maass,  Last  und 
auch  wohl  die  Lohnverhältnisse  günstiger  als  im  Kleinbetrieb  auf 
demselben  Gebiete  der  Production. 
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Die  Vertheilnngy  namentlich  des  ans  der  Industrie,  dem  Handel 
herrührenden  Einisommens  and  Vermögens  in  der  Volkswirthscbaft 
wird  aber  nngleichmässiger,  die  Production  nimmt  auch  deswegen 
eine  ungÜDStigere  Bichtnng  an,  denn  sie  arbeitet  doeh  in  grossem 
Umfang  nur  für  den  Luxns  der  Reichen.  Das  Einkommen  der 
letzteren  schwankt  aber  selbst  wieder  sehr.  Auch  deshalb  ein 
schwankenderer  Gang  der  Geschäfte,  periodischer  Wechsel  von 
Ueberspeculation  und  Ueberproduction,  Krise,  flauer  Zeit  Der 
G^sammtbedarf  des  Volks  an  wirthschaftlichen  Gütern  wird  freilich 
gerade  in  dem  System  der  freien  Concnrrenz  vollkommener  be- 
friedigt, aber  er  gestaltet  sich  selbst  wegen  der  erwähnten  Ver- 
hältnisse weniger  den  Interessen  der  Gesammtheit  gemäss  und  oft 
in  hohem  Grade  nur  nach  den  Interessen  einer  kleinen  Minorität 
Schlimme,  allen  Betheiligten  schädliche  sociale  Herrschafts- 
und  Abhängigkeitsverhältnisse  zwischen  öffentlich 
rechtlich  gleichberechtigten  Staatsbürgern,  in  der  Tbat 
ein  neuer  Feudalismus,  aber,  wie  schon  gesagt,  ohne  die 
guten  Seiten  des  letzteren,  ohne  sociale  und  sittliche  und  Recbts- 
pflichten  gegen  die  von  ihm  abhängige  Bevölkernng,  sind  bei  dieser 
Gestaltung  der  Volkswirthschaft  unvermeidlich.  So  bilden  sich 
auch  neue  Quellen  der  Unsittlichkeit  auf  beiden  Seiten  und  ent- 
stehen tiefe  Gefahren  fUr  den  Bestand  von  Gesellschaft,  Staat  und 
Cultur. 

Die  Forausgehende  Darlegnng  bezeichnet  wesentlich  nur  die  Gestaltongs- 
tendenzeu.  Es  ist  die  Aufgabe  der  Geschichte  und  besonders  der  Statistik, 
für  das  einzelne  Land  und  Volk  und  für  eine  bestimmte  Zeit  näher  nachzuweisea, 
wie  weit  diese  Tendenzen  sich  hier  yerwirklicht  haben.  YerschiedenhoiteB 
werden  sich  hier  immer  manche  ergeben,  namentlich  auch  deshalb,  weil  das  System 
der  freien  Concurrenz  in  Ferschiedenem  Umfange  durchgeführt  wird.  Ihre  tiefere 
theoretische  Begründung  findet  die  Grossbetriebstendenz  in  der  Industrie  besonders  in 
dem  Productionskostengesetze  für  Fabrikate  und  in  der  in  der  Industrie  zeitweise  ?or- 
kommenden  Bildung  von  Konten  oder  Extragewinnen  derjenigen  Producenten,  welche 
wohlfeiler  produciren,  aber  zu  dem  dem  höheren  Kostensatz  anderer  Prodocenten  ent- 
sprechenden Preise  absetzen  kOnnen,  eine  Lage,  welche  dann  die  Mittel  und  Wege 
zu  einer  Ausdehnung  des  Betriebs  gewährt.  S.  oben  über  diese  Function  der  Eeote 
S.  798.  Beachtenswerthe  Ausführungen  hierüber  bei  Schaf fle,  Soc.  KOrper,  IIL 
433  ff.    Weiteres  in  der  Theoretischen  Nationalökonomie. 

V.  —  §.  323  [138].  Schlussergebniss.  Aus  allen  voraus- 
gehenden Erörterungen  folgt,  dass  das  moderne  privatwirthschafV 
liehe  System  der  freien  Concurrenz  einer  nothwendigen  Correctur 
und  Ergänzung  bedarf.  Alles  Dargelegte,  nicht  zum  Wenigsten 
aber  auch  die  Thatsache,  dass  die  schwächeren  Elemente  unter 
den  Privatwirthschaften  die  ungeheure  Mehrzahl  in  einem  Volke 
bilden,  führen  zu  dem  Schluss,  dass  die  freie  Concurrenz  durchaus 
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nicht  so  allgemein  und  Oberwiegend  günstige  Folgen  für  die  Pro- 
daction  hat.  Aber  auch  wenn  das  in  weit  grösserem  Umfange, 
als  es  zugegeben  werden  kann,  der  Fall  wäre:  danach  wäre  das 
ganze  System  gar  nicht  allein  zu  beurtheilen.  Das  muss  gleich- 
zeitig auch  nach  den  Folgen  des  Systems  für  die  Verth eilung 
des  ProductionsertragSy  daher  für  die  sociale  Lage  der  Classen 
und  Personen  und  fUr  die  Sittlichkeit  des  Volks  geschehen. 
Danach  betrachtet,  ist  das  System  überwiegend  ungünstig  zu  be- 
urtheilen. Es  wird  depagemäss  am  Allerwenigsten  als  Abschluss 
der  wirthschaftlichen  Entwicklung  zu  betrachten  sein.  Das  privat- 
wirtbschaftliche  System  auf  dieser  Grundlage  der  freien  Goncurrenz 
verlangt  auch  wegen  dieser  notorischen  Nachtheile  theils  eine 
Correctur,  theils  eine  Ergänzung,  welche  ihm  besonders 
durch  das  gern  ein  wirthschaftliche,  daneben  auch  durch  das 
caritative  System  werden  muss. 

Yergl.  die  hiennit  ?ielfach  ttbereinstimmende  Ansicht  schon  ?on  Rob.  v.  Mohl, 
nach  den  AaszQgen  aas  yerschiedenen  Aofs&tzen  sehr  gm  dargestellt  Fon  Ernst  Meier, 
Tttb.  Ztschr.  1878,  S.  495  if. 

Bei  der  doch  nar  geringeren  Bedentang  des  caritati?en  neben  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirthschaftlichen  System  wird  dasselbe  hier  im  Zusammenhang  der  Er- 
örterungen des  folgenden  Kapitels  mit  behandelt  (§,  S36 — 339).  Das  emptiehlt  sich 
anch,  weil  das  caritative  System  mit  zur  Fttrsorge  für  die  Befriedigong  ?on  Gemein- 
bedOrfnissen  dient.  An  dieser  Fttrsorge  kann  auch  das  pri?atwirthschafüiche  System 
noch  mit  theilnehmen,  aber  nur  in  beschränktem  Maasso  und  mit  nicht  immer  be- 
£dedigendem  Erfolge.  Auch  das  wird  erst  im  fiahmen  der  Erörterungen  des  folgenden 
Kapitels  gezeigt  (§.  332  ff.),  sodass  dann  dort  die  Betrachtung  des  priFatwirthschaftlichen 
Systems  erst  ihren  Abschluss  findet. 


Drittes  Kapitel. 

Das  gemeinwirthschaftliche  System. 

Erster  Hauptabschnitt 

Die  Gemeinbedürfnisse  und  die  Fürsorge  für  ihre 

Befriedigung. 

§.  324  [2.  A.  S.  251].  Vorbemerkungen  und  Litteratur. 

Ein  noch  wenig  untersuchtes  und  doch  hochwichtiges  Gebiet.  Von  Bau«  §.  75 
noch  ganz  unbeachtet,  ?on  Bosch  er  kaum  berührt,  dagegen  schon  etwas  näher  be- 
trachtet in  Hermann 's  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen,  1.  A.  S.  15  ff.,  und 
eingehender  in  der  2.  A.  in  der  Abh.  II  von  den  Bedürfnissen,  S.  78  ff.,  pass.,  bes. 
94  ff.,  100  ff.,  auch  90,  92;  ähnlich,  aber  sehr  kurz,  in  der  Lehre  ?on  den  Gemein- 
wirthschaften  mehr  nur  vorausgesetzt,  von  Schäffle,  Syst.  3.  Aufl.  I,  102.  106. 
Rau,  §.  75,  nimmt  den  Ausdruck  „individuelle  Bedurfnisse''  in  einem  anderen  engeren 
Sinne,  im  Gegensatz  zu  den  allgemein  menschlichen,  nationalen  und  gesellschafts- 
st&ndischen.    Für  die  Lehre  von  den  Gemeinwirthschaften  ist  die  Untersuchung  der 
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GemeinbedUrfoisse  fandamental.  Die  Einbeziebong  der  Gemeinbedürfnisse  in  die 
NationalOkoDomie  hängt  Übrigeos  auch  wieder  mit  der  Anerkennung  der  Prodactivitit 
der  Dienstleistungen  nnd  mit  der  Einreihung  derselben  und  der  ««Verhältnisse''  (§  119  fi.) 
unter  die  wirthschaftlichen  Güter  zusammen«  weshalb  Rau's  Stillschweigen  über  diese 
Bedürfnisse  und  die  für  ihre  Befriedigung  bestimmten  Güter,  die  Gemein-  oder 
CollectiFgüter«  bei  seinem  Standpuncte  in  der  Frage  nicht  auffallen  kann.  Hermann's 
„GoUectivbedürfnisse'"  sind  mit  den  von  mir  sogenannten  Gemeinbedürfnissen  nicht 
identisch«  wenn  auch  der  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ein  ähnlicher  ist  In  den 
Gemein bedürfnissen  tritt  der  Character  des  Menschen  als  eines  }^(j)ov  Ttokizixov  nacb 
der  Aristotelischen  Auffassung  besonders  herror.  Deber  die  Polemik  gegen  meine 
AuffassA^g  und  Behandlung  der  Gemeinbedürfnisse  (2.  A.  S.  251  ff.)  Ton  G.  Coho 
(Tüb.  Ztschr.  1881 ,  S.  464  ff.)  und  E.  Sax  (Grundlegung  §.  29  ff.«  S.  179  ff.),  s.  o. 
§.  298.  Cohn  (a.  a.  0.  S.  468  ff.)  giebt  auch  länf^ere  ^^szüge  aus  den  Erörterung 
von  Hermann  und  zieht  auch«  was  ich  unterlassen  hatte«  die  1.  Aufl.  der  staats- 
wirthschafilichen  Untersuchungen  heran.  Ich  beziehe  mich  Cohn  und  Sax  gegenüber 
auf  die  Auseinandersetzungen  mit  ihnen  in  §.  298. 

üeber  B.  v.  Mo  hl 's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskroise  s.  u.  §.  330. 
Vergl.  sonst  besonders  auch  Ähren s«  Naturrecht,  6.  A.«  Wien  1871,  bes.  IL  276 ff., 
286  ff.«  319  ff.  und  passim. 

1.  Abschnitt. 
Die  Gemeinbedürfiiisse. 

I.  —  §.  325  [139].  Individaal-  und  GemeinbedUrf- 
nisse.  Die  Bedürfnisse  des  Menschen  sind  schon  oben  (§.  24, 
S.  76)  vorläufig  auch  in  Individualbedürfnisse,  welche  aus  dem 
physisch -geistigen  Wesen  des  Einzelnen  als  solchen  nnd  in 
Gemeinbedtirfnisse  (Collectivbedürfnisse),  welche  beim  Einzelnen 
aus  dessen  Ängehörigkeit  zu  menschlichen  Gemein- 
schaften hervorgehen,  unterschieden  worden.  Die  Gemeinbe- 
dtirfnisse  sind  daher  eine  Consequenz  der  socialen  (gesellschaft- 
lichen) Natur  des  Menschen.  Sie  ergeben  sich  aus  den  Verhältnissen 
des  menschlichen  Zusammenlebens  in  verschiedener  Weise  nacb 
den  Zwecksetzungen  der  Gemeinschaften,  welchen  der  Einzelne  als 
Glied  angehört. 

Zu  den  Indindualbedürfnissen  gehören  die  materiellen  Bedürfnisse,  welche  dorcfc 
Sachgüter  befriedigt  werden,  fast  ganz«  nur  dass  die  Art  und  Weise  der  BefriedipuDf 
(selbst  bei  der  Nahrung,  mehr  noch  bei  der  Kleidung,  Wohnung  u.  s.  w.)  auch  bcköt 
durch  das  sociale  Wesen  des  Menschen  etwas  beeinflusst  wird  (Sitten,  Mode,  Aa- 
stand, übliche  Art  u.  s.  w.,  also  besonders  bei  den  Existenzbedürfoissen  zweiten  Grads. 
§.  268).  Die  Bedürfnisse  nach  persönlichen  E*iensten  sind  zwar  auch  vielfach  docIi 
Indi?idualbedürfnisse,  so  namentlich  bei  der  Jugend,  beim  Alter  (Pflege  u.  d|.l\ 
aber  sie  stehen  noch  mehr  als  die  materiellen  Bedürfnisse  unter  dem  Einflüsse  der 
socialen  Natur  des  Menschen.  Die  Individualbedürfnisse  sind  selbstverständlich  bei« 
Menschen  anders  geartet  als  beim  Thiere,  aber  doch  jenem  nicht  specifisch  ei^- 
thümlich.  Sie  finden  sich  vielmehr  ähnlich  auch  bei  den  Thieren,  besonders  bei  da 
höheren  Thierarten. 

Erst  die  Gemeinbedürfnisse  sind  echt  nnd  wesenüidi 
ausschliesslich  menschliche  Bedürfnisse,  zu  welchen  mao 
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in  der  Thierwelt  doch  nur  in  einzelnen  Fällen  entfernte  Analoga 
findet. 

In  der  Thierwelt  wie  in  der  Menschenwelt  wird  der  Einzelne  allerdings  in  eine 
Gemeinschaft  hinein  geboren,  welche  für  ihn  die  Yerpflichtnng  fahlt  und  Obemimmt, 
seine  Existenz  und  seine  Entwicklang  za  schätzen  und  za  fördern,  solange  bis  er  das 
selbst  genügend  zn  thnn  ?ermag.  Aber  schon  in  dieser  Lebensperiode  besteht  zwi- 
schen der  Menschenwelt  and  selbst  den  höchsten  Glassen  der  Thiere  doch  ein  im 
Wesentlichen  specifi scher  Unterschied,  welcher  nach  dieser  Periode  noch  schärfer 
wird.  Die  Gemeinschaftsbeziehong  ist  bei  den  Thieren  eine  nar  physiologisch  be- 
grtlndete,  daher  auf  das  Verh&ltniss  zwischen  Erzcagern  und  Erzeagtcn  in  der  Haupt- 
sache sich  beschränkende  and  mit  der  erreichten  genügenden  Entwicklang  der  letz- 
teren endende.  Bei  den  Menschen  dagegen  geht  die  auch  hier  zunächst  physio- 
logisch begründete  Gemeinschaftsbeziehong  früh,  auch  in  primiti?er  Stufe,  in  ethische 
über,  wird  eine  dauernde,  auch  über  die  Zeit  der  erreichten  Emancipation  hinaus, 
und  erweitert  sich  auf  diejenigen,  mit  welchen  die  Erzeoger  selbst  in  weiteren  mensch- 
lichen Gemeinschaftsbeziehangen  stehen  und  Ferschiedene  Gemeinschaften  bilden  (Fa- 
milie, Geschlecht,  Stamm,  Volk,  Standes-,  Wohn-,  Orts-,  Landes-,  Staatsgemeinschaft 
u.  a.  m.).  Der  Einzelne  wird  daher  hier  gleich  durch  seine  Geburt  und  dauernd  Glied 
mannigfaltigster  menschlicher  Gemeinschaften,  wozu  man  wiederum  in  der  Thierwelt 
nur  hie  und  da  einzelne  Analoga  findet     (Vergl.  Schäffle,  Soc.  KOiper  II,  40  C) 

Diese  zuDächst  wesentlich  natürlichen  Gemeinschaften 
binden  den  Einzelnen,  sowie  er  zum  Bewosstsein  kommt,  auch  mit 
sittlichen  Rechten  and  Pflichten  an  sich  and  machen  ihn  eben- 
dadorch  ans  eiaem  isolirten  Atom,  einem  wahren  „Individaam'', 
einem  bloss  mechanischen  Theil,  zn  einem  Glied  der  Gemein- 
schaft. Er  fühlt  sich  als  solches  Glied  nod  die  Gemeinschaft, 
d.  h.  natürlich,  da  diese  immer  in  einer  Hinsicht  ein  begriffliches 
Abstractum  ist,  die  anderen  Glieder  der  Gemeinschaft,  fühlen  für 
ihn  als  ein  zu  ihnen  gehöriges  Glied  mit.  Aas  diesen  Verhält- 
nissen bildet  sich  das,  was  hier  ein  Gemein bedürfniss  genannt 
wird,  and  darin  findet  es  seine  Erklärung. 

AUe  diese  Gemeinschaften  beruhen,  unbewusst  und  bewusst,  auf  Zweck- 
setzungen,  dienen  Zwecken,  welche  solche  des  Einzelnen  als  Glieds  der  Gemein- 
schaft, damit  aber  auch  der  Gemeinschaft  selbst  sind.  Diese  sieht  im  Einzelnen  4hr 
Glied  und  durch  Erhaltung,  Sicherung,  Forderung  des  Einzelnen  erhält,  sichert  und 
fördert  sie  sich  selbst.  Diesen  Zwecken  liegen  aber  eben  jene  Bedürfnisse  zu  Grunde, 
welche  aus  den  verschiedenen  Gemeinschaftsbeziehungen,  der  Folge  der  socialen  Natur 
des  Menschen  und  der  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens auf  gegebenem  Raum  in  gegebener  Zeit,  hervorgehen. 

Zu  den  ursprunglich  natürlich,  physiologisch  begründeten  Gemeinschaftsbe- 
ziehungen treten  mit  der  Entwicklung  des  Volkslebens,  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse, der  Arbeitstheilung,  der  Technik,  der  Cultur  immer  neue.  Diese  gehen 
tlieils  unmittelbar  aus  den  Lebensverhältnissen  hervor,  jnachen  sich,  wie  die  rein 
natürlichen  (Familie,  Sippe,  Geschlecht,  Gens,  Stamm,  Volk)  „von  selbst'',  grade  je 
mehr  die  einfacheren  ursprünglicheren  dieser  natürlichen  Gemeinschaften  (wie  der- 
jenigen des  Familien-,  des  Geschlechtsverbands)  ihre  Bedeutung  verlieren  oder  für 
die  neuen  Bedürfnisse  und  Zwecke  des  Gemeinschaftslebens  nicht  mehr  ausreichen, 
wie  in  der  engeren  durch  das  nähere  Zusammenwohnen  bedingten  Ortsgemeinschaft 
(Gemeinde).  Theils  werden  neue  Gemeinschaftsbeziehungen  nun  auch  aus  Motiven 
des  Vortheils,  des  Interesses,  des  Ehr-  und  Pflichtgefühls,  der  fürsorgenden  Hilfe 
und  aus  verstand esmässigen  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  künstlich  herausgebildet, 
wobei  letzterenfalls  dann  Gesichtspuncte  der  ökonomischen  und   technischen  Zweck- 

A.  Wagn  er,  Gnindlegimg.  8.  Auflage.  1.  Theil.  Orundlagen.  58 
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mässigkeit  mitspielen,  neileicht  die  entscheidenden  sind.   Vgl.  hierzu  die  oben  S.  45 
besprochene  Schrift  ?on  F.  Tön  nies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft. 

Wenn  nun  auch  die  Geraeinsehaft  nicht  Selbstzweck  ist, 
sondern  stets  Mittel  für  die  Zwecke  der  Einzelnen,  der  allein 
wirklich  lebenden,  bedürfenden,  fühlenden,  denkenden,  menschlichen 
Individuen,  aber  dieser  eben  nicht  als  isolirter  Atome,  sondern 
als  in  der  Gemeinschaft  begrifflich  und  thatsächlich  zu  einer  Ein- 
heit, einem  Ganzen  zusammengefasster  Personen,  so  erscheint  doch 
auch  so  die  Gemeinschaft  als  das  Höhere,  Wichtigere  und 
Dauernde  (oder  wenigstens,  verglichen  mit  dem  Individuum, 
Dauerndere)  den  Individuen,  auch  als  ihren  Gliedern,  gegenüber. 
Ihre,  der  Gemeinschaft,  Interessen  sind  —  wenigstens  voraus- 
setzungsweise —  auch  die  wahren  Interessen  des  Individuums.  Die- 
selben werden  dann  als  Gemeinschaftszweck  gesetzt,  welcher  so 
wieder  zu  etwas  Selbständigem  und  den  Individualzwecken  Vor- 
gehendem wird,  aber  in  sich  eben  doch  diejenigen  Zwecke  auch 
des  Individuums  birgt,  welche  dasselbe  nur  in  und  mit  Gemein- 
schaften als  deren  Glied  mit  Erfolg  erfUUen  kann. 

Damit  gelangen  wir  zur  genaueren  Darlegung  des  Wesens 
der  „Gemeinbedürfnisse".  Es  sind  solche  Bedürfnisse,  welche 
die  Individuen  als  Glieder  menschlicher  Gemeinschaften 
empfinden,  denen  sie  von  Natur  und  gezwungen  oder  nach  freier 
Wahl  angehören  —  bewusst  oder  unbewusst  empfinden:  letzteren- 
falls  Dritte  bewusst  und  pflichtmässig  für  sie  (z.  B.  Erwachsene 
für  Kinder);  Bedürfnisse  ferner,  welche  sie  um  ihrer  selbst, 
wie  um  der  Anderen,  mit  ihnen  die  betreflFende  Gemeinschaft 
bildenden  Individuen  und  um  dieser  Gemeinschaft  Willen  be- 
friedigt haben  wollen  und  müssen ;  und  Bedürfnisse  endlich,  deren 
Befriedigung  es  allein  möglich  macht,  dass  ein  gesellschaft- 
liches Zusammenleben,  ein  wirthschaftliches  Zn- 
sammenwirken menschlicher,  mit  eigenem  Willen  begabter 
Einzelwesen,  darunter  auch  in  gewissen  Lebenszeiten  und  Lagen 
des  Individuums  der  Selbstfürsorge  ganz  oder  grossentheils  un- 
fähiger stattfinde,  ohne  allzu  störende  Reibungen  und  feindliches 
Gegeneinanderwirken,  als  Folge  von  individuellen  Willens-  und 
Handlungsconflicten,  und  mit  möglichst  zweckmässigem  Ftir- 
einander- Wirken,  als  Folge  gemeinsamer  Willens-  und  Handlungs- 
richtung auf  die  Gemeinschaftszwecke  hin,  sodass  die  Interessen 
der  Gemeinschaften  und  ihrer  Glieder  thunlichst  gefördert  werden. 


Wesen  der  Gemeinbedllrfnisse.  ^31 

Eine  Darlegung  des  Wesens,  keine  eigentliche  Begriffsbestimmang  ist  mit 
diesen  Sätzen  beabsichtigt  In  einer  knappen  Formel  wtlsste  ich  keine  andere  Be- 
grifsbestimmnng  der  Gemeinbedurfnisse,  als  die  am  Eingang  dieses  §.  gegebene,  zu 
liefern.  Diese  Darlegung  weicht  in  der  Fassang  ?on  den  Aosführongen  anderer 
Autoren  (Hermann,  SchäQle,  Sax)  mehr  ab,  als  dem  Sinne  nach,  wenn  auch  in 
letzterer  Hinsicht  Meinuiigsrorschiedenheiten  zwischen  uns  bestehen,  besonders  Her- 
mann gegenüber,  trotzdem  dessen  Auffassung  auch  der  meinen  wieder  Verwandtes 
enthält.  Auch  er  knüpft  bei  der  Erörterung  des  Wesens  der  Gemeinbedürfhisse  an 
die  sociale  Natur  des  Menschen  an  („in  allen  Einzelnen  lebt  doch  die  Sociabilität  als 
Grundzng  ihres  Wesens'',  staatsw.  Untersuchungen  2.  A.  S.  93).  Seine  Begriffsbestim- 
mung scheint  sich  mir  mit  seinen  Ausfuhrungen  aber  nicht  recht  zu  decken  und  ist 
mir  zu  eng:  „Gemeinbedürfnisse,  CollectivbedUrfnisse*'  heissen  ihm  „Bedürfhisse 
einer  Mehrheit  Ton  Menschen,  als  eines  Ganzen,  deren  Befriedigung  lediglich  der 
Gesammtheit  ohne  Bezeichnung  einzelner  Mitglieder  der  Verbindung  und  ihres  An- 
theils  dargeboten  wird'*  (S.  93).  S.  dazu  G.  Cohn's  Bemerkungen  (a.  a.  0.  S.  473  ff.), 
die  mir  aber  das  Schiefe,  Falsche  und  zu  Enge  bei  Hermann  nicht  zu  treffen 
scheinen.  Saz'  Auffassung  und  Begriffsbestimmung  (a.  a.  0.  S.  180.  s.  o.  S.  768) 
stehen  meiner  Ansicht  näher,  mehr  als  Sax  selbst  anzunehmen  scheint.  Ich  halte 
nur  seine  Ausdrucksweise  nicht  für  deutlich  genug  und  seine  Definition  für  zu 
geschraubt. 

Alles  was  ich  hier  in  der  Darlegung  des  Wesens  der  Gemein bedurfnisse  ent- 
wickelt habe,  lag  implicite  auch  meiner  älteren  Auffassung  in  den  früheren  Auflagen 
zu  Grunde  und  hätte  auch  von  meinen  Kritikern  als  Kern  meiner  Lehre  ?on  den 
Gemeinbedürfnissen  erkannt  werden  können.  In  ihrer  Kritik  tritt  dieser  Kern  aber 
m.  E.  nicht  herror.  Ob  ich  jetzt  nach  der  genaueren  Darlegung  meiner  Gedanken 
mehr  Zustimmung  bei  den  genannten  Autoren  finde,  muss  ich  dahin  gestellt  sein 
lassen.  Waren  ihre  Vorwürfe,  was  ich  eben  bestreite,  früher  sachlich  berechtigt,  so 
werden  sie  es  auch  jetzt  noch  sein,  da  meine  sachliche  Auffassung  im  Kern  wie 
gesagt  dieselbe  geblieben,  nur,  wie  ich  hoffe,  Miss^erständnissen  jetzt  weniger  aus- 
gesetzt ist.  Insbesondere  halte  ich  G.  Cohn  gegenüber  an  der  folgenden,  ron  ihm 
hauptsächlich  mit  angegriffenen,  übrigens  auch  von  Hermann  angedeuteten  Auf- 
fassung fest. 

Die  Gemeinbedürfnisse  weisen  nun  auch  schon  durch  ihre 
Natur  auf  ein  anderes  Princip  der  Regelung  der  Kosten- 
deckung, der  Entgeltliehkeitsverhältnisse  und  auf  ein  anderes 
System  der  Veranstaltungen  und  Einrichtungen  zur  Beschaffung 
(Production)  der  Befriedigungsmittel,  der  sogen.  Gemeingüter, 
und  der  Zuführung  derselben  zur  Bedürfnissbefriedigung  an  die 
bedürftigen  Mitglieder  der  betreffenden  Gemeinschaften  hin :  nem- 
lich  auf  das  gemeinwirthschaftliche  Princip  und  System, 
statt  des  auf  diesem  Gebiete  nur  in  geringem  Maasse,  wenngleich 
immerhin  mit  anwendbaren  privatwirthscbaftlichen  und  caritativen. 
Das  wird  im  Folgenden  mit  seine  nähere  Darlegung  und  Begründung 
erfahren. 

II.  —  §.  326  [139].    Arten  der  Gemeinbedürfnisse. 

A.  Das  allgemeine  und  principale  Gemeinbedürfniss  der 
Rechtsordnung   in   der  Volksgemeinschaft  und  Volks wirthschaft. 

B.  Specielle  Gemeinbedürfnisse,  welche  aus  bestimmten 
Gern  ein  Schafts  Verhältnissen  hervorgehen.  Theils  specia- 
lisirt  sich  danach  das  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung,  theils 
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entwickeln  sich  solche  Gemeinbedürihisse  auch  selbständig  unter 
dem  Einfluss  eines  anderen  Gemeinscbaftsmoments.  Hierhin  gehören : 

1)  die  „räumlichen"  oder  „örtlichen", 

2)  die  „zeitlichen", 

3)  die  im  engeren  Sinn  so  zu  nennenden  „gesellschaftlichen" 
oder  „Klassen-Gemeinbedürfnisse" ;  Ausdrücke,  welche  im  Folgen- 
den ihre  Erklärang  finden. 

A.  —  §.327  [140].  Das  wichtigste,  allen  voranstehende  6e- 
meinbedürfniss ,  welches  aus  dem  menschlichen  Znsammenleben 
entspringt,  ist  dasjenige  nach  einer  festen  Rechtsordnung  im 
Volke,  sowohl  für  die  persönlichen  Beziehungen  der  Individuen 
unter  einander  und  für  die  Sicherung  der  politischen  Unab- 
hängigkeit des  Volks  und  seines  Staats  nach  Aussen,  als  nament- 
lich auch  für  den  wirthschaftlichen  Verkehr  der  Einzel- 
wirthschaften. 

Aehnlich  Hermann  S.  95,  besondeis  auch  was  den  Pnnct  der  Selbständigkdt 
der  Kation  anlangt,  characteiistisch  far  Hermann*8  nationalOkonomische  Entincklong: 
scharfes  Henrortreten  des  „nationalen  Machtzwecks''  in  allen  neueren  deutschen 
Staatswissenschaften:  Wahres  Collecti?bedUrfhi8s:  dass  der  LandesFertheidignog  und 
der  Rechtspflege.  S.  auch  ?.  Holtzendorff,  Prindpien  der  Politik,  Berlin  1869, 
Kap.  8.  Hermann  specialisirt  indessen  die  weiteren  Gemein bedUrfnisse  (§.  328  S.) 
nicht  genügend. 

Die  Entwicklung  der  Persönlichkeit  der  einzelnen  Volks-  und  Staatsangehörigen, 
diejenige  des  Volks  als  Ganzen  und  die  Ausbildung  des  privatwirthschaftlichen  Ver- 
kehrssystems selbst  haben  das  Vorhandensein  und  die  Sicherung  einer  solchen  festen 
Bechtsordnung  zur  unumgänglichen  Voraussetzung.  Diese  Bechtsordnung  muss  die 
n&heren  Bestimmungen  für  die  Verkehrsrechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Systems, 
bei  den  modernen  Culturrölkem  also  namentlich  die  Bestimmungen  Über  persönliche 
Freiheit ,  Prirateigenthum ,  Vertragsrecht  u.  s.  w. ,  Über  freie  Goncurrenz  und  deren 
etwaige  weitere  Beschränkung  treffen  (§.  306).  Die  Aufteilung  und  Wahrung  dieser 
Bechtsordnung  hat  im  Wesentlichen  der  Staat  zu  übernehmen,  welchem  die  noth- 
wendigen  Macht-  und  Zwangsmittel  dafür  zur  Verfügung  stehen  müssen  (Buch  6). 

Die  Theorie  der  unbedingten  Allgemeingiltigkeit  der  freien  Goncurrenz  leidet 
an  der  Inconsequenz,  dass  sie  für  diese,  von  ihr  freilich  ?iel  zu  einseitig  formolirte 
Verkehrsrechtsbasis  doch  den  Staat  nicht  entbehren  kann.  Vergl.  o.  §.  313,  bes.  die 
Ansichten  7on  Prince-Smith  und  seiner  Schule,  die  eben  doch  den  Staat  wie 
einen  deus  ex  machina  brauchen,  um  „gegen  Vergewaltigung  zu  schützen".  Die 
neueren  Naturrechtslehrer  (Bechtsphilosophen)  und  äeoretischen  Politiker  der  or- 
ganischen Staatsauffassung,  wie  z.  B.  Ahrens,  a.  a.  0.,  dann  auch  A.  Tren- 
delenburg a.  a.  0.  §.  93  ff.,  103  ff.,  (Verkehr),  §.  150  ff.,  157  ff.,  162  ff.,  H.  Escher 
a.  a.  0.  haben  die  Einseitigkeit  der  nationalükonomischen  Schule  der  freien  Goncurrenz 
auch  in  dieser  Hinsicht  seit  lange  abgewiesen.  Trendelenburg  irrt  nur,  wenn  er 
die  Aüsicht,  gegen  welche  er  polemisirt,  kurzweg  „die  nationiJOkonomische",  statt 
„eine  nationaJökonomische"  nennt. 

Die  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  zur  Herstellung  und 
Zuführung  des  Gemeinguts  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirtb- 
schaft  lassen  sich  auch  als  die  socialrechtlichen  Vorans- 
setzungen  der  Volkswirthschaft  bezeichnen  und  sind  f&r 
die  Production  und  Vertheilung  des  Ertrags  der  Volkswirthschaft 
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oder  des  VolkseiDkommens  und  Volksyermögens  gleich  wichtig, 
zum  Theii  gradezn  eDtscheidend.  Sie  hängen  natürlich  von  der 
Zeit  und  dem  Ort  wieder  wesentlich  ab,  sind  also  in  ihrer  Er- 
scheinungsform historische,  keine  absolute  Kategörieen. 

In  diesem  Werke  sollen  sie  Tomemlich  nur  fOr  die  moderne  Zeit  der  west- 
tind  mittelenrop&ischen  Volker  nntersuclit  werden  (Bocb  6,  Kap.  2  and  Überhaupt 
Abth.  2  der  Orondlegung). 

B.  —  §.  328  [141,  142].  Die  speciellen  Gemein- 
bedürfnisse. 

1.  „Bäumliche''  oder  „örtliche''  Gemeinbedürfoisse  nennen 
wir  diejenigen,  welche  aus  den  Beziehungen  der  Menschen,  des 
Volks  und  seiner  grösseren  und  kleineren  Gruppen,  zum  Boden, 
als  ihrem  Wohngebiete  und  Arbeitsfelde,  oder  m.  a.  W.  aus 
der  räumlichen  Bedingtheit  und  örtlichen  Vertheilung 
der  Bevölkerung  über  das  in  Betracht  kommende  Gebiet  (Land) 
hervorgehen.  Die  Verschiedenartigkeit  dieser  örtlichen  Vertheilung 
bedingt  verschiedenerlei  örtliche  Gemeinschaftsbeziehungen,  an 
welche  sich  dann  bestimmte  Gemeinbedürfnisse  anknüpfen,  einmal 
nach  Arten  der  räumlichen  Gemeinschaft,  um  die  es 
sich  bandelt,  ferner  nach  Arten  des  Gemeinschaftsinteresses, 
welches  ein  (objectives)  Gemeinbedürfniss  hervorruft. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  sind  nach  den  Zusammenlebe- Verhält- 
nissen von  der  kleinsten  bis  zur  grössten  räumlichen  Gemeinschaft 
Unterscheidungen  zu  machen. 

Wobnang  (selbst  Zimmer,  das  Forscbiedenen  Interessenten,  Familien  gemeinsam 
als  Wohnraum  dient,  proletarische  Wobnungsrerb&ltnisse),  Stockwerk,  Hans  (Gemein- 
samkeit der  Treppen,  Flure  n.  s.  w.),  der  Strasse,  des  Stadttbeiis,  der  Gemeinde,  dos 
Kreises,  Bezirks,  der  Proyinz,  des  Staates  selbst,  als  des  grOssten  Kreises  r&umlichor 
Gemeinscbaftsbeziebangen  in  der  Volkswirtbscbaft,  und  darüber  noch  hinaus  der 
Staatennachbarschaft. 

Für  die  Rechtsordnung  stellt  sich  hier  die  Aufgabe,  diese  mannigfaltigen  Ge- 
meinschaftsbeziehungen zn  regeln,  um  eine  genttgende  Befriedigung  der  Gemein- 
bedürfnisse zu  sichern.  Die  Fürsorge  hierfür  liegt  in  den  wichtigsten  Fällen  Tor- 
nemlich  dem  gemein wirthschaftli eben  System  ob.  Dabei  ist  die  besonders 
schwierige  Aufgabe,  die  bezüglichen  Functionen  zwischen  den  freien  und  den 
Zwangsgemeinwirthschaften  und  wieder  zwischen  den  einzelnen  Arten  der  letz- 
teren (Staat  einer-,  Selbstverwaltungskörper,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde  andrerseits) 
richtig  zu  vertheilen  (Fragen  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung,  Selbstregierung 
der  kleineren  räumlichen  Kreise). 

b)  Objcctive  GemeinbedOrfnisse  nach  Arten  des  örtlichen  Gemein- 
schaftsinteresses sind  insbesondere  folgende: 

Die  £n t ei gnungs- (Zwangsentcignungs-)  Bedürfnisse,  betrefleud  die  Mittel 
und  Wege  ausserhalb  des  Vertragsrechts  zur  Beseitigung  der  dem  allgemeinen  Inter- 
esse entgegenstehenden  Privatrechte  (Eigenthums-  und  dingliche  Rechte  überhaupt) 
am  Grund  und  Boden,  um  diesen,  bzw.  bestimmte,  da  und  da  gelegene,  so  und  so 
beschatfeno  Grundstücke  deijenigen  Benutzung  zuzuführen,   welche  die  jeweilig  dem 
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Gemeinschaftsintcresse  wichtigste  und  nothwendigste  (bzw.  die  dafar  geltende)  ist 
S.  2.  Anfl.«  Abth.  2,  Kap.  5  darüber.  L.  Stein,  Verwaltangslehre  YII,  67;  Utndb. 
1.  A.,  S.  144,  nennt  das  bezügliche  Gebiet:  Entw abrang.  Er  versteht  darunter:  „das 
Becbt  und  das  Verfahren  des  Staats.  7erm9ge  deren  derselbe  durch  seine  Yerwaltaog 
ein  wohlerworbenes  Privatrecht,  dessen  Anfhebaug  als  eine  unabweisbar  gewordene 
Bedingung  der  allgemeinen  Entwicklung  anerkannt  ist,  gegen  Rttckerstattang  seines 
Werths  oder  gegen  Entschädigung  und  nach  gesetzlichen  Formen  aufhebt'*.  Es  ist 
das  grosse  Verdienst  Stein*s,  liier  für  eine  Reihe  hochwichtiger  einzelner  Staats- 
eingriffe  in  das  Privateigentham  ein  oberstes  leitendes  Princip  in  der  Wissenschaft 
aufgestellt  und  begründet  zu  haben.  Vor  Stein  war  namentlich  bei  den  National- 
Ökonomen  die  Untersuchung  gewöhnlich  auf  die  isolirten  F&lle«  Grondentlastong 
u.  dergl.  beschränkt.  Die  Enteignung  bezieht  sich  nach  dem  rechtsphilosophischen 
Begrifi'  nicht  auf  den  Boden  allein,  aber  ist  bei  diesem  vorzugsweise  wichtig.  Aq 
dieser  Stelle  kommt  hier,  wo  es  sich  um  Ortliche  Verhältnisse  handelt,  an  die  sich 
ein  Gemeinschaftsinteresse  knüpft,  die  Boden-Enteignung  auch  besonders  in  Betracht  — 
Es  ist  wieder  ein  Fehler  der  älteren  Nationalökonomie,  Fälle  wie  die  Grandentlaston^ 
als  ganz  einzig  dastehend  anzusehen.  Aehnliches  kann  und  wird,  bald  zur  Herstellung 
wirthschaftlicher  Verkehrsfreiheit  (s.  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Ueid.  1S55, 
S.  106  und  passim),  bald  zur  Hinüberfahrung  der  priratwirthschaftlichen  Einrichtung 
für  die  Bedürfnissbefriedigung  in  die  gemein wirthschafüiche  in  jedem  Zeitalter  eines 
fortschreitenden  Culturrolks  und  Gulturstaats  vorkommen.  Privattclegraphie,  Prirat- 
eisenbahnen,  Privatbergwerke,  Privatwasserleitungen,  in  Städten  u.  dgl.  m.  können  io 
einer  baldigen  Zukunft  dieselbe  Rolle  im  Enteignungswesen  spielen,  wie  Zehnten  in 
den  dOer  und  40er  Jahren  in  Deutschland.  Die  Bodenenteignung  geht  in  diesen 
Fällen,  wie  freilich  bei  allem  meliorirten  Boden,  bei  mit  Gebäuden  besetztem,  schon 
in  die  kapitalistische  Enteignung  mit  über.  Allgemeinere  derartige  Enteignungen 
(Fabriken.  Bank-,  Versicherungsgeschäfte)  würden  in  einer  zur  vollen  socialistischefl 
Organisation  übergehenden  Volkswlrthschaft  voraussetzungsweise  auch  GemeinbedUr&iss« 
geworden  bzw.  als  solche  anerkannt  worden  sein.  Jedenfalls  sind  EnteignungsbedOrfnisse 
als  wahre  Gemeinbedürfnisse  im  eminenten  Sinne  des  Worts  zu  bezeichnen. 

Gemeinbedürfnisse,  welche  sich  an  die  geordnete  Benutzung  der  Element« 
Wasser  und  Feuer  anknüpfen.  Auch  für  das  Folgende  ist  L.  Stein's  Verwaltnngs- 
lehre  zu  vergleichen,  Handb.  S.  150  ff.  Ich  habe  seine  Terminologie  zum  Tbeil 
adoptirt,  übrigens  privatim  in  den  Vorlesungen  seit  lange  eine  ähnliche  Systematik 
wie  er  in  der  sog.  Volkswirthschaftspolitik  oder  wirthschaftlichen  Verwaltungslehre 
befolgt  S.  meine  nachträglichen  Bemerkungen  zu  dem  Referat  über  Actiengesellscä. 
in  Hildebr.  Jahrb.  XXI,  335.  Neben  Stein  vgl.  auch  H.  Rösler,  soc  Yerwalton«* 
recht  I,  2.  Buch.  —  Gemeinbedürfnisse  des  Versicherungswesens,  um  znllUig 
den  Einzelnen  betreffende  Schäden  von  einer  Gesammtheit  tragen  zu  lassen  (8.fiber 
das  allgemeine  ökonomische  Princip  aller  Versicherung  meine  Abb.  Versichemngs- 
Wesen  im  Schönberg'schen  Handbuch  B.  IH,  im  Anfang).  —  Gemeinbedürfhisse  de 
Verkehrswesens  (in  diesem  Sinne),  nemlich  des  Umlaufswesens  (Maass  nad 
Gewicht,  Geld  und  Münze,  Credit  und  Bauken)  und  des  Communications- nsd 
Transportwesens  (Wege,  Transportleistungen,  Verkehrsanstalten),  um  in  des 
arbeitsgegliederten  Volkswirthschaften  dem  Verkehr  die  Mittel  und  Wege,  deren  (S 
zu  seiner  Entwicklung  bedarf,  zu  gewähren.  —  Gemeinbedürfnisse  der  Gesundheit 
und  Reinlichkeit  (öffentliches  Gesundheits-  oder  Sanitätswesen ,  Relnigungswesea) 
Grade  die  neueste  Entwicklung  der  naturwissenschaftlichen  Kenntnisse  auf  diesca 
Gebiete  (Pilz-,  Bacillen-Theorie  u.  s.  w.)  hat  ad  hominem  demonstrirt,  wie  sehr  o 
sich  hier  um  Gemeinbedürfnisse,  nicht  um  blosse  Individual bedürfhisse  handelt- 
Gemeinbedürfnisse  der  Religionsübung;  der  Sittlichkeit;  der  Bildung  Qb^ 
des  Unterrichts;  der  Humanität  (Hiifs- und  Armen wesen);  der  Vergnttgongei 
(z.  B.  Theater). 

Endlich  selbst  Gemeinbedürfnisse  hinsichtlich  der  gemeinsamen  Versorgung  er 
gewissen  Sachgütern,  wenn  die  Technik  der  Prodnction  und  Vertbdlnr 
dieser  Güter  dem  Indivldualbedürfniäs  die  Natur  eines  Gemeinbedürfnisses  giebt  ^Gts. 
Wasser  u.  A.  m.  in  grossen  Städten).  (S.  auch  u.  §.  334  und  mein  Refer^ 
über  Actiengesellsch.  auf  d.  Eisen,  soc.-pol.  Versammlung  1873,  besonders  in  Hilde^ 
Jahrb.  XXI,  S.  272,  These  5  u.  6,  und  die  Widerlegung  der  Einwendungen  Engel», 
ob.  S.  837.    Jetzt  meine  Fin.wiss.  H,  1.  A.,  §.  314,  2.  A.,  $.  65.) 
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Diese  Entstehung  7on  Gemein bedUrfnissen  unter  dem  Einfluss  der  fortschreitenden 
Technik  wird  von  Cohn  a.  a.  0.  besonders  in  meiner  Theorie  bemängelt  und  auch 
Sex  (Grundlegung  S.  185,  Note)  sieht  in  dieser  Auffassung  eine  Incongruenz  mit  der, 
dass  das  sociale  Wesen  des  Menschen  zu  Gemeinbedarfnisseu  führe.  Ich  meine,  dass 
diese  Incongruenz  hier  doch  nicht  besteht.  Ein  Einzelner  mag  das  BedUrfniss  nach 
Wasser,  Gas  als  IndiridualbedOrfniss  fahlen,  aber  indem  za'hlreiche  Einzelne  als  eine 
Gemeinschaft  dann  finden,  dass  sie  nur  durch  gemeinsame  Veranstaltungen  unter  sich 
überhaupt  genügend  zu  einer  Befriedigung  eines  solchen  Bedürfnisses  gelangen  können, 
daher  sich  zu  diesem  Gemeinschaftszweck  verbinden  mUssen,  entsteht  in  der  That  ein 
Gemeinbedürfniss,  ähnlich  wie  in  den  anderen  Fällen  und  wie  auch  in  dem  Hauptfall 
der  Rechtsordnung  und  zwar  hier  unter  dem  Einfluss  der  Erwägungen,  welche  die 
Technik  der  erforderlichen  Veranstaltung  hervorruft,  grade  aus  den  „Verhältnissen 
des  menschlichen  Zusammenlebens'',  hier  des  Ortlichen,  heraus,  mit  der  Entwicklung 
der  Technik  denn  auch  immer  mehr.  Die  regelmässige  Herstellung  der  Güter  zur 
Befriedigung  solcher  Gemeinbedttrfnisse  (Gemeingüter)  verlangt  oft  besondere  grosse 
Anstalten  hierfür,  deren  Debernahmo  und  Betrieb  durch  einzelne  Arten  der  Gemein- 
wirthschaften  statt  durch  Privatwirthschaften  dann  vielfach  wieder  durch  die  Rechts- 
ordnung geregelt  werden  muss.  (VergL  mein  gen.  Referat,  besonders  Abth.  I  der 
Thesen  (1 — 7)  und  die  dazu  gehörigen  Ausführungen,  sowie  die  Debatte  über  diese 
Puncto  in  der  Eisen.  Versammlung  1873). 

§.329  [143].  —  2.  „Zeitliche"  Gemeinbedtirfnisse  nennen  wir 
solche,  welche  sich  aus  der  „zeitlichen  Vertheilung  der  Be- 
völkerung", daher  aus  der  Gemeinschaft  gleichen  Lebens- 
alters, aas  der  Znsammengehörigkeit  zu  Generationen 
und  aus  den  in  diesen  Gruppen  sich  bildenden  Gemein- 
schaftsinteressen ergeben. 

a)  Das  Volk  setzt  sich  ja  ans  Individuen  verschiedenen 
Lebensalters  zusammen  und  zerfällt  dadurch  in  Altersgruppen 
mit  gewissen  Gemeinschaftsinteressen,  welche  aus  diesen  Alters- 
verhältnissen entspringen  und  hier  dann  zu  speciellen  Gemein- 
bedürfnissen ftihren. 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  hier  diejenigen  Altersgruppen,  deren  Angehörige 
unfähig  oder  ungenügend  fähig  sind,  fur  sich  selbst  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  zu 
sorgen.  Hier  entstehen  eigcnthümliche  zeitliche  GemelnbedUrfnisse,  besonders  für  die 
Unerwachsenen  oder  die  Kinder  und  zum  Theil  auch  fUr  die  erwerbs- 
unfähigen und  TermOgenslosen  alten  Personen  oder  die  Greise. 

cc)  Die  Gemeinbedürfuisse  der  Kinder  bestehen  im  Unterrichts-  und 
Bildungsbedürfniss  (Frage  des  Schulzwangs),  in  dem  Schutz  ?or  früh- 
zeitiger übertriebener  Ausbeutung  durch  die  Erwerbsarbeit  (Arbeiter- 
schutzrecht, Bestimmungen  über  Kinderarbeit),  im  Vormundschafts-  und 
Pflegschaftsbedürfniss  bei  Waisen.  Für  die  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  aUein 
die  Eltern  und  die  erwachsenen  Verwandten  sorgen  zu  lassen,  hat  sich  erfahrungs- 
gemäss  als  unzulänglich  erwiesen.  Es  muss  eben  deshalb  wieder  eine  eigenthüm- 
liche  gemeinwirthschaftliclie,  eventuell  caritative  Fürsorge  eintreten.  Der  ursprüngliche 
Widerstand  der  englischen  und  continentalen  nationalokonomischen  Theoretiker  der 
späteren  Smith 'sehen  Schule,  Senior 's  u.  a.  m.  gegen  Fabrikgesetzgebung  dieser  Art 
ist  jetzt  ziemlich  verstummt  Aber  die  innere  priucipielle  Abneigung  z.  B.  eines  so 
ehrlich  consequcnten  Mannes  wie  Prince-Smith  gegen  die  Fabrikgesetze  betr. 
Kinderarbeit  ist  ein  characteristisches  Zeichen  jener  älteren  Auffassung,  die  mit 
Unrecht  andere  deutsche  Freihändler  als  niemals  vorhanden  bezeichnet  haben.  Vgl. 
Prince-Smith  in  d.  Aufs.  Jacoby^s  Ziel  der  Arbeiterbewegung  in  der  Berliner 
Vierteljahrsschrift  1870,  I. 
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ß)  Bei  den  Greisen  (Wittwon)  fehlt  die  priTatwirthsch&fUicho  ErwerbsAbig- 
keit  des  Alters  oder  der  Lebensstellung  wegen  (z.  B.  bei  Wittwen)  Fielfach,  ohne  dass 
Bentenbezng  immer  Abhilfe  gewährt.  Insofern  liegen  hier  wieder  Gemeinbedarfnisse 
der  Altersversorgung  (Arbeits -Invaliden,  Alters-,  Wittwen -Pensionswesen  n.  s.  w.) 
vor,  fOr  welche  das  privatwirthschaftliche  System  anf  der  Basis  der  freien  Goncnrrenz 
keine  aasreichende  Fürsorge  trifft,  weshalb  abermals  das  gemeinwirthschaftliche,  event. 
das  caritative  System  eintreten  mnss  (Fragen  des  Arbeiter- Versicherongswesens). 

Verwandte  Fälle  betreffen  Kranke  (aach  Geisteskranke). 

b)  Das  ,,Volk''  nmfasst  nicht  nur  das  gerade  lebende  Ge- 
schlecht, sondern  seinem  Begriff  nach  auch  die  späteren  Gene- 
rationen, die  „noch  nngeborenen  Geschlechter*'  mit.  Aus 
diesen  Verhältnissen  entspringen  gewisse  GemeiDbedürfnisse  „künf- 
tiger Geschlechter''  oder  des  „Volks  in  seiner  Zukunft  gedacht^': 
Bedürfhisse  y  welche  auf  Wahrnehmung  der  Interessen  dieser  zu- 
künftigen Menschen  auch  in  der  Volkswirthscbaft  des  jetzt  leben- 
den Geschlechts  hinausgehen:  insbesondere  an  möglichster  Er- 
haltung und  richtiger  (schonsamer)  Benutzung  der  Natur- 
schätze des  Bodens,  der  Vorzüge  des  Klimans. 

Das  privatwirthschaftliche  System  bringt  hier  die  Gefahr  einer  einseitigen  Bock- 
sichtnahme  anf  die  Bedürfnisse  der  Jetztlebenden  und  oft  selbst  nnr  der  augenblick- 
lichen Privateigenthttmer  des  Bodens  mit  sich,  was  ans  der  Bewirthschaftang,  der 
Benutzung  zur  Ycrwirthschaftong  der  Naturschätze  des  Bodens  ftlhren  kann.  Es  mnss 
daher  wiederum  durch  die  Rechtsordnung  des  Staats  und  zum  Theil  durch  directes 
Eingreifen  dos  gemeinwirthschaftlichen  Systems  (Uebemahme  des  Eigenthums  an  den 
Staat,  an  die  Gemeinde,  C!ontrole  des  Staats  über  das  private  Grundeigonthom  ond 
dessen  Bewirthschaftung)  diesen  Gefahren  im  Interesse  der  künftigen  Geschlechter 
vorgebeugt  werden:  so  im  Forstbau,  Bergbau,  in  der  Jagd  und  Fischerei,  vielleicht 
später  selbst  in  der  Landwirthschaft  (Gefahr  der  Erschöpfung  des  Bodens  an  Mineral- 
substanzen, ohne  Garantie  des  Wiederersatzes).  Tgl.  auch  Es  eher,  Politik  I,  §.  3, 
der  mit  Recht  betont,  dass  auch  der  Staat  die  „noch  ungeborenen  Geschlechter**  mit 
umfasse.  —  Die  Forst-  und  Berghoheit,  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  fiscalischen 
Bergregal,  findet  in  diesen  volkswirthschaftlich  durchaus  richtigen  Gosichtspuncten  ihre 
principiello  Berechtigung,  was  die  Schule  der  freien  Concurrenz  und  des  absoluten 
Privateigenthums  auch  nicht  immer  zugestanden  hat. 

Auch  diese  Kategorie  der  „zeitlichen  Gemeinbedürfnisse''  hat  vor  Kritiken 
(G.  Cohn)  keine  Gnade  gefunden.  Ich  halte  sie  gleichwohl  aufrecht,  naturlich  ohne 
mich  auf  den  Namen  zu  capriciren,  wenn  man  einen  anderen  geeigneteren  vorzieht, 
den  ich  freilich  nicht  kenne.  Der  leitende  Gedanke  bei  dieser  Kategorie  entspricht 
durchaus  dem,  was  oben  über  das  Wesen  der  Gemeinbedürfnisse  gesagt  wurde.  Dass 
„Andere'',  „Dritte"  (die  Erwachsenen  für  die  Kinder,  die  Kräftigen  fOr  die  Greise, 
die  Lebenden  für  die  Noch-Dngeborenen)  hier  das  Bedürfniss  bewusst  oder  überhaupt 
nur  empfinden  und  fOr  seine  Befriedigung  die  Vorkehrungen  treffen,  tritt  bei  dieser 
Kategorie  besonders  hervor,  kommt  übrigens  auch  sonst  vor  und  führt  nicht  zur  Ver- 
werfung des  Begriffs  Gemeinbedürfniss. 

§.  330  [144].  —  3.  Gesellschaftliche  oder  Classen- 
(Gruppen-)  Gemeinbedürfnisse  nennen  wir  die  Gemein- 
bedüri'nisse  der  Gesellschaftskreise  und  Interessengruppen 
in  der  Bevölkerung,  welche  aus  der  Gemeinsamkeit  eines 
wichtigeren  Interesses  entstehen,  das  hier  eine  Anzahl  Per- 
sonen zu  einer  Interessengruppe  verbindet  und  dieselben  eben 
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dadurch  von  anderen  Gruppen  und  Einzelnen  trennt.  Die  Be- 
friedigung dieses  den  Einzelnen  als  Gliedern  der  Interessengemein- 
schaft eigenen  Bedürfnisses  führt  dann  zu  gemeinsamen  Ver- 
anstaltungen undEinrichtungen  hierfür.  Die  mannigfachsten 
physischen,  wirthschaftlichen,  geistigen,  sittlichen^ 
religiösen  Interessen  führen  zu  einer  solchen  Grnppirung  der 
Bevölkerung  und  damit  zum  Hervortreten  solcher  gesellschaftlicher 
Gemein  bedürfnisse. 

B.  ?.  Mohl's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskreise,  d.h.  ,,der 
einzeben  je  ans  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnden  natttrlichen  Genossen- 
schaften'' (Gesch.  n.  Litt.  d.  Staatswiss.,  £rl.  1855,  I,  101)  kann  hier  im  Wesentlichen 
mit  als  Begründang  dieser  Kategorie  ?on  GemeinbedUrfnlssen ,  theilweise  auch  der 
rinmlichen  und  zeitlichen  dienen,  nnbcschadet  der  Ton  Blnntschli,  Escher, 
?.  Treitschke  u.  A.  m.  wohl  mit  Recht  geäusserten  Bedenken,  ob  MohTs  aus 
dieser  Theorie  gezogene  Consequcnzen  fllr  die  Systematik  der  Staats-  und  Gesell- 
schaftswissenschaften nicht  unhaltbar  sind.  Vgl.  R.  j.  Mohl's  bezügliche  Abhaodl. 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staats wiss.  1851  und  bes.  d.  1.  Monographie  in  d.  Geschichte 
d.  Staatswiss.  I,  69  ff.,  namentlich  88,  89  ff.,  auch  Dess.  Encyclopädie  d.  Staatswiss. 
§.  5.  Er  hebt  besonders  folgende  Interessen  bei  Völkern  der  Neuzeit  und  von  euro- 
päischer Gesittung  als  Mittelpuncte  gesellschaftlicher  Kreise  her?or:  Gemeinschaft  der 
Nationalität  und  der  Sprache,  gemeinschaftliche  Abstammung  ?on  geschichtlich  aus- 
gezeichneten oder  rechtlich  boTorzugten  Familien,  gemeinschaftlicho  persönliche  Be- 
deutung, gleiche  Beschäftigung,  gemeinschaftliche  Verhältnisse  des  Besitzes  (Grosse, 
Art  desselben),  Gemeinschaft  der  Religion,  enges  räumliches  Beisammenwohnen.  Für 
die  Theorie  der  Gemeinbedarfnisse  in  der  Politischen  Oekonomie  wird  man  noch  mehr 
specialisiren  müssen,  aber  die  Yon  mir  aufgeführten  GemeinbedUrfnisso  fügen  sich 
wohl  alle  unter  eine  oder  die  andere  der  Mohrschen  Gruppen  der  gesellschaftlichen 
Lebenskreise.    Vgl.  auch  Ahrens,  Naturrecht  II,  §.  110.  S.  319  ff. 

Als  besonders  wichtige  einzelne  Fälle  erscheinen  die  kirchlichen 
Gemeinbed Orfnisse  der  Glaubensgemeinschaften,  die  GemeinbedUrfnisse  der 
wirthschaftlichen  Berufsgemeinschaften  (mit  den  beiden  Hauptgruppen  in 
der  arbeits-  und  besitztheiligen  Volkswirthschaft,  der  Arbeiter  und  Unternehmer  (Arbeit- 
geber), wahrer  „socialer  Glassengemeinscbaften''  und  in  beiden  dann  nach  der 
Berufs art  mit  zahlreichsten  Specialisirungen);  die  Gemeinbedurfnisse  nach  Bil- 
dung. Unterricht  einer  sp eci eilen  Art  (z.  B.  Fachschulwesen);  nach  geselliger 
Erheiterung  und  Unterhaltung  (Clubs  u.  s.  w.)  und  fiele  andere.  In  manchen 
Fällen  können  gesellschaftliche  und  Ortliche  Gemeinbedürfuisse  in  einander  übergehen, 
z.  B.  bei  kirchlichen,  Bildungs-,  Unterhaltungsbedürfnissen. 

Die  Rechtsordnung  des  Staats  hat  auch  im  Gebiete  dieser  Gemeinbedürfnisse  und 
der  Vorkehrungen  und  Anstalten  zu  ihrer  Befriedigung  wieder  wichtige  Aufgaben  zu 
erfüllen.  Der  Staat  moss  insbesondere  allen  berechtigten  Interessen  der 
Gesellschaftsgruppen  die  Möglichkeit,  sich  geltend  zu  machen,  ge- 
währen, wozu  eine  richtige  Gesetzgebung  über  Vereinswesen  und  über  die  Erlangung 
selbständiger  VermOgensfkhigkeit  solcher  Vereine  u.  ?.  w.  besonders  nOthig  ist.  (S.  u. 
§.  .343  ff.:  Abrens  II,  §.  62.)  Aber  er  muss  auch  über  sie  alle  seine  Sou- 
veränetät  bewahren  und  unter  den  verschiedenen,  vielfach  gegnerischen  Gruppen 
das  Princip  des  suum  cnique,  der  gleichmässigen  Behandlung  venreten 
(Glaubensgemeinschaften,  wirthschaftliche  Classenvereinel). 

Das  GemeinbedUrfniss  der  Rechtsordnung  specialisirt  sich 
mitbin  auf  den  Gebieten  der  örtlichen,  zeitlichen  und  gesellschaft- 
lichen Gemeinbedürfnisse  in  der  That,  aber  es  geht  in  letzteren 
keineswegs  auf. 
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III.  —  §.  331  [§.  144,  145].  Fürsorge  für  die  Be- 
friedignng  der  Gemeinbedürfnisse.  Ob  und  wie  weit 
das  gemeinschaftliche  System  die  Fürsorge  für  die  Befriedignog 
der  Gemeinbedürfnisse  übernehmen  muss  und  ob  und  wie  weit  nur 
nach  dem  gemeinschaftlichen  Princip  oder  auch  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  oder  caritativen,  wenn  auch  Seitens  der 
Gemeinwirthschaften  selbst,  lässt  sich  erst  entscheiden,  wenn  unter- 
sucht worden  ist,  ob  und  wie  eventuell  das  privatwirthschaft- 
liehe  und  das  caritative  System  am  Platze  sind  und  die  beiden 
betreffenden  Principien  passend  in  Function  treten  können.  Es 
wird  sich  dabei  ergeben,  dass  die  Befriedigungsmittel  für  die  Gre- 
meinbedürfnisse  oder  die  „Gemeingüter"  zwar  überwiegend 
durch  das  gemeinwirthschaftliche  System  beschafft  und  den 
Bedürftigen  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen.  Doch  kann 
in  beschränktem  Maasse  auch  das  privatwirthschaftliche 
und  das  caritative  System  interveniren,  nicht  immer  erfolglos, 
wenn  auch  insbesondere  das  erstere  mit  oft  nur  mangelhaftem  Er- 
folg. Ausserdem  kann,  ja  soll  und  muss  aber  auch  durch  Gemein- 
wirthschaften selbst,  wenigstens  in  gewissen  Fällen^  mit  nach  dem 
privatwirthscbaftlichen  Princip,  hie  und  da  auch  nach  dem  cari- 
tativen  und  durch  (active)  caritative  Wirthschaften  gleichfalls  nach 
dem  privatwirthschaftlichen  Princip  gewirthschaftet  werden,  d.  h. 
Production,  Zuführung,  Entgelt  der  Gemeingüter  erfolgen.  G^ 
schichte  und  gegenwärtige  Praxis  bieten  ftlr  alle  solche  Fälle  auch 
tbatsächiich  Beispiele.  Indessen  wird  sich  zeigen,  dass  auf  solche 
Weise  doch  weder  ausreichend,  vornemiich  meist  nur  für  die  weniger 
wichtigen  Gemeinbedürfnisse  und  auch  für  diese  häufig  nur  un- 
zulänglich, die  Befriedigung  besorgt  werden  kann.  Das  wird  zu- 
nächst in  den  folgenden  beiden  Abschnitten  erwiesen  werden.  Die 
Unentbehriichkeit  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  und  die 
Nothwendigkeit,  bei  diesem  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen 
Princip  vorzugehen,  wird  durch  den  Nachweis  hierüber  am  Besten 
begründet. 

2.  Abschnitt. 
Priyatwlrthsehaftliehe  Fürsorge  fttr  Gemeinbedflrfhisse. 

§.  332  [S.  260].  Vorbemerkungeo.  Einer  solchen  Fürsorge  neigen  sich, 
nach  ihren  Gmndanschaanngen,  die  Anhänger  des  Systeme  der  freien  Con- 
en rreuz,  also  im  Grossen  nnd  Ganzen  die  Schule  7on  Ad.  Smith  zn,  mit  der 
einzigen  principiellen  Ausnahme,  dass  für  die  Fürsorge  für  das  erste  aUer  Gemon- 
bedUrfnisse,   das   der  Rechtsordnung,    der  Staat,   also   die   höchste  Form  der 
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2wangsgemeiovirthschaft,  in  Ansprach  genommen  wird.  Die  So  cialisten  umgekehrt 
wollen  auch  fUr  alle  Gemeinguter  priRcipiell  and  möglichst  stets  in  der  Wirklichkeit 
eine  gemein-,  besonders  zwangsgemoinwirthschaftiiche  Fttrsorge.  Die  Vertreter 
religiöser,  kirchlicher  Anschanangen  befürworten  in  grösserem  Umfange  die  An- 
wendung des  caritativen  Systems.  Characteristisch  ist  gegenwärtig  besonders  die 
Stellang  der  einzelnen  wirthschaftlichen  Parteien  in  Betreff  dieses  Punctes  im  Unter- 
richts-, im  Verkehrswesen:  dort  der  Streit  ttber  staatliche  and  bezw.  kirchliche  and 
gemeindliche  Uebemahme  (Leitang,  Einrichtung,  Führung)  und  über  die  finanzielle 
Behandlung  des  öffentlichen  Schulwesens  (Princip  der  reinen  Ausgabe,  Gebühren- 
princip,  Maass  desselben,  Fin.  I,  3.  A.,  §.  201,  II,  2.  A„  §.  48);  hier,  beim  Ver- 
kehrswesen, der  Streit  über  private,  resp.  actiengesellschaftsmässige  und  anderseits 
staatliche  und  gemeindliche  (pronncielle  u.  s.  w.)  Uebernahme,  Leitung  und  Betrieb 
der  betreffenden  Anstalten  und  wieder  über  das  leitende  Finanzprincip  (volle,  theil- 
weise  Kostendeckung,  genügende  Rente,  Ueberschusswirthschaft,  s.  Fin.  I,  3.  A., 
§.  270  ff,  II,  2.  A.,  §.  54  ff),  über  die  Tarifpoliük  (eb.  I,  §.  275,  291  ff,  II,  §.  02). 
Hinsichtlich  des  ersteren  Gebiets  und  verwandter  Puncto  s.  die  Debatte  auf  dem  Eisen, 
soc.-polit.  Congress  1873  in  Anknüpfung  an  meine  Thesen  über  die  Einengung  des 
Actiengesellschaftswesens  zu  Gunsten  besonders  staatlicher  und  communaler  Anstalten, 
wo  u.  A.  Schm oller  mehr  auf  meiner,  Engel  und  Gneist  mehr  auf  der  privat- 
wirthschaftlichen  Seite  standen.  In  einzelnen  practischen  Fragen,  z.  B.  ob  Staats- 
oder Privatbahnen,  ob  Staats-  oder  Privatzettelbanken,  ob  Cassenzwang  für  Arbeiter- 
versicherungen oder  nicht  u.  A.  m.,  welche  leitende  Finanzprincipien  haben  sich  die 
Ansichten  auch  sonstiger  principieller  Gegner  übrigens  vielfach  genähert.  Das 
Nähere  in  meiner  Fin.  I,  3.  A.,  Buch  3  vom  Privaterwerb  und  II,  2.  A.,  Buch  4 
von  den  Gebühren.  Namentlich  bei  letzteren  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  und 
wie  weit  Gemein wirthschaften  nach  dem  privatwirthschafclichen  Princip  des  speciellen 
Entgelts  von  Leistung  und  Gegenleistung  verfahren  sollen:  allgemeine  Principien fragen 
der  Politischen  Oekonomie.  namentlich  der  Organisationslehro ,  welche  womöglich 
immer  zuerst  nach  sachlichen,  dann  erst  nach  finanziellen  Bücksichten  zu  ent- 
scheiden sind. 

I.  —  §.  333  [145].  Zulässigkeit  und  Gebiet  dieser  Für- 
sorge durch  eigene  Privatwirthschaften. 

Eine  privatwirthschaftliche  Herstellung  von  Gemein- 
gütern kann  in  der  Weise  in  Frage  kommen,  dass  sich  eigene 
einzelne,  reine  Privatwirthschaften  dieser  Aufgabe  nach  den 
Grundsätzen  der  Arbeitsgliederung  (,,berufsmä8sig'*)  und 
in  der  Absicht  des  Erwerbs  widmen  und  daher  die  Gemein- 
güter gegen  speciellen  Entgelt  den  bedürftigen  im  Tausche 
(Verkauf)  überlassen.  So  ist  auch  thatsächlich  früher  und  wird 
noch  jetzt  für  manche  Gemeingüter  gesorgt. 

Sogar  Fälle  des  Bechtsschutzes  haben  zu  Zeiten  hierher  gezählt,  solange  der 
Staat  nicht  selbst  ausschliesslich  für  die  Rechtsordnung  sorgte,  und  werden  sich  unter 
dieser  Voraussetzung  wiederholen.  Hierher  gehörige  Fälle  von  allgemeinerer  Be- 
deutung sind  z.  B.  die  mittelalterlichen  üebergaben  des  eigenen  Bodens  an  weltliche 
Grosse  und  an  die  Kirche,  mit  Bückempfang,  aber  unter  Beschwerdung  des  Bodens 
mit  Naturalabgaben  und  Diensten  gegen  Gewährung  von  Rechtsschutz,  Abnahme  des 
Wehrdienstes.  (S.  Kap.  1  d.  2.  Abth.  der  Grundlegung,  in  d.  2.  A.  §.  203.)  —  Ab- 
findungen der  Privaten  mit  Räubern,  wie  im  alten  (Friedländer,  Sittengesch.  II, 
42  ff)  und  wie  noch  im  neuesten  Italien.  —  Tribute  an  Seeräuber  u.  dgl.  m.  — 
Aber  auch  in  geordneten  Staatsverhältnissen  ist  der  Fall  möglich  und  vorgekommen, 
z.  B.  Organisation  privater  Schutzwachen  für  Waaren  auf  Messen  u.  dgl.  Allgemeiner 
in  neuen  Colonialländern ,  America,  Australien  zeitweise.  Neueste  Beispiele  in  den 
Vereinigten  Staaten  bei  Gelegenheit  von  Strikes  und  Lohnkämpfen,  eine  Folge  mangel- 
hafter Stellung  und  Leistungen  der  öffentlichen  Gewalt,  der  Obrigkeit. 
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Namentlich  aber  werden  die  Guter  zur  Befriedigung  mancher  örtlichen  nnd 
gesellschaftlichen  sowie  einiger  zeitlichen  GemeinbedOrfuisse  anf  diese 
Art  hergestellt.  Beispiele  sind  Priratschalwesen «  specolatiyes  Yersichemngsweseo^ 
Yerkehrsanstalten  als  Erwerbsnntemehmungen  (Prirateisenbahnen ,  Damp&chifilahrt), 
Creditanstahcn  (Banken),  Gasanstalten  yon  Erwerbsgesellschaften  betrieben,  Pnrat* 
theater  a.  A.  m.  Namentlich  fnngirt  die  Eapitalassociation,  besonders  die 
Actiengesellschaft  hier  als  Vertreterin  des  priyatwirthschaftlichen  Systems,  wena 
es  sich  am  Anstalten  eines  gewissen  Risicos  nnd  grösseren  Kapitalbedarfs 
handelt.  In  technischer  nnd  Ökonomischer  Hinsicht  reicht  diese  pri?atwirth- 
schafdiche  Herstellnng  ?on  Gemeingütern  öfters  ans,  anch  die  Actiengeeellschaft  steht 
darin  nicht  immer  der  öffentlichen  Gemeinwirthschaft  nach,  mitunter  voran.  Beide 
haben  häufig  gewisse  gemeinsame  YorzOge  und  Nachtheile  gegenüber  dem  Privat- 
gesch&ft  des  einzelnen  Menschen,  z.  B.  Staats-  und  Actiengesellschaftsbetrieb  tob 
Transportanstalten,  weshalb  die  Üblichen  ökonomisch-technischen  Einw&nde  der  Schule 
der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsbetrieb  oft  gar  nichts  beweisen,  z.  B.  in  der  Frage 
der  Staatsbahnen,  wo  eben  ausser  dem  Staate  nur  Actiengesellschaften,  nicht 
reine  Privatuntemehmnngen  in  Betracht  kommen  können.  S.  Finanzwiss.  I,  3.  A., 
§.  269  ff.  Aehnliches  Yerh&ltniss  bei  Yer Sicherungsanstalten,  s.  meine  Abh.  Yer- 
sicherungswesen  im  Schönberg'schen  Handb.  IIL 

IL  —  §.  334  [146].  Beschränkte  Anwendbarkeit  nnd 
Bedenken  dieser  privatwirtfaschaftlichen  Fürsorge  für 
Gemeinbedürfnisse.  Diese  ergeben  sich  bei  jeder  unbefangenen 
Untersuchnng  der  einschlagenden  Verhältnisse. 

1)  Ueberhaupt  nur  ein  beschränkter  und  nicht  der  wich- 
tigste Theil  dieser  Bedürfnisse  lässt  die  Befriedigung  durch  das 
privatwirthschaftliche  System  selbst  zu.  Namentlich  verlangt  das 
wichtigste  GemeinbedUrfniss,  dasjenige  der  Rechtsordnung, 
durchaus  die  Wahrnehmung  durch  den  Staat  selbst. 

Kur  dabei  besteht  die  Garantie  einer  richtigen  und  gerechten  Befriedigung 
dieses  Bedarfnisses  fur  alle  Staatsangehörige.  Auch  deshalb  die  principielle  Be- 
seitigung aller  patrimonialen  Justiz  in  neuester  Zeit,  —  ein  Umstand,  der  in 
Preassen,  Oesterreich  nnd  anderen  Lfindern  seit  1848  die  Steigerung  der  Ausgabea 
im  Justizdepartement  nicht  unwesentlich  mit  vermehrt  hat.  (YgL  z.  B.  aber  Oester- 
reich meine  Ordnung  des  Osterreichischen  Staatshanshalts,  Wien  1863,  S  44  ff.  und 
Biuntschli's  Staatswörtorb.  YII,  617).  Ebenso  bewährt  sidi  bei  den  wichtigsten 
örtlichen  und  zeitlichen  GemoinbedOrfnissen  meistens  nur  das  gemeinwirthschaft- 
liehe  System,  das  um  so  ausschliesslicher  eintreten  muss,  je  grössere  Kreise 
der  Bevölkerung  an  dem  Gemeinbedarfniss  betheiligt  sind.  Nur  die  Gemeinbedarfnissa 
kleiner  räumlicher  Kreise  und  besonders  diejenigen  der  gesellschaft- 
lichen Interessengruppen,  welche  immer  nur  grössere  oder  kleinere  Theile 
oder  C lassen  der  Bevölkerung  betreffen,  werden  häufiger  ohne  Kachtheil  oder  selbst 
mit  Yortheil  vom  privatwirthscbaftlichcn  System  befriedigt  Aber  auch  hier  ist  von 
Fall  zu  Fall  zu  untersuchen.  Selbst  gewisse  Veränderungen  der  Technik  der 
Production  können  z.  B.  mitunter  jeden  Vorzug  der  Privatwirthschaft  vor  der 
Gemeinwirthschaft  beseitigen  und  den  Uebergang  zum  gemein wirthschaftlichen  System 
räthlich  machen  (städtische  Gas-  nnd  Wasserversorgung,  Omnibus-  und  Pferdebahnwesen). 

2)  Der  beherrschende  privatwirthschaftliche  Erwerbsgesichts- 
punct  bei  eigenen  Privatwirthschaften  kann  zwar  auch  bei  der 
Herstellung  und  dem  Gebrauch  von  Gemeingütern  Vortheile  in 
technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  bieten.  Aber  die 
Beschaffenheit  vieler  Gemeingüter  wird  gerade  unter  diesem 
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Oesichtspnncte  besonders  leicht  leiden  ^  weil  diese  Gttter  nach 
anderen  als  rein  ökonomischen  Bücksichten  beurtheilt  werden 
müssen. 

So  z.  B.  die  Leistangen  der  Schulen,  selbst  der  Yerkehrsaostalten  (Eisenbahn- 
wesen! S.  Ober  die  Frage  der  Staats-  und  Pri?atbabnen  Fin.wiss.  I,  3.  A.  §.  270  ff., 
t^ber  Yersicherangsanstalten  s.  meinen  Aufsatz  in  der  Tub.  Ztschr.  1881  u.  im  Schon- 
berg'schen  Handb.  III,  3.  A.,  S.  972  ff.). 

3)  Die  betreffenden  Vorkehrungen  zur  Herstellung  solcher 
Gemeingüter  verlangen  häufig  einen  grossen  Arbeits-  und 
Kapitalaufwand,  ökonomisch  und  technisch  am  Besten  con- 
centrirt  in  einer  oder  wenigen  Anstalten.  Wird  dem- 
gemäss  im  priyatwirtbschaftlichen  System  verfahren  (Verkehrs- 
anstalten, Banken,  Versicherungsanstalten),  so  ergiebt  sich  die  be- 
sondere Gefahr  f actischer  Monopole  gerade  hier  (§.  310), 
worunter  die  Versorgung  der  Consumenten  dann  bei  diesen  Gütern 
in  noch  schlimmerer  Weise  leidet,  als  in  anderen  Fällen  der  ge- 
wöhnlichen Sachgüterproduction. 

Dieser  Umstand  spricht  namentlich  dagegen,  die  Versorgung  mit  manchen  wich- 
tigen Gütern  des  Örtlichen  Gemeinbedürfoisses,  z.  B.  grosse  Verkehrsanstalten  (Eisen- 
bahnen)« Anstalten  fOr  städtische  Gemeinbedarf nisse  u.  dgl.  m.  den  Actiengeselischaften 
zu  tiberlassen,  obgleich  letztere  technisch  und  Ökonomisch  wohl  im  Stande  sind,  die 
erforderlichen  Gemeingüter  herzustellen. 

Erfolgt  keine  entsprechende  Gentralisation,  um  solche  Ge- 
fahren zu  vermeiden,  so  zeigen  sich  als  nachtbeilige  Folgen  Mangel 
an  Einheitlichkeit,  Gleichmässigkeit  in  der  Herstellung  und  Zu- 
führung der  Gemeingüter,  höhere  Kosten  u.  s.  w. 

4)  Ein  grosser  und  der  wichtigste  Theil  der  Gemein- 
bedürfnisse besteht  aus  Bedürfnissen  so  allgemeiner  Bedeutung 
für  die  ganze  Bevölkerung,  dass  eine  sichere  Bürgschaft 
dafür  vorhanden  sein  muss,  einem  Jeden  die  Befriedigung  zu 
ermöglichen.  Diese  Bürgschaft  fehlt  oft  bei  der  Herstellung  der 
betreffenden  Gemeingüter  durch  Privatwirthschaften. 

Dies  lässt  sich  an  folgendem  practisch  wichtigen  und  theoretisch  lehrreichen 
Beispiel  ausführen.  Ein  wichtiger,  gleichwohl  früher  wenig  gewürdigter  Gesichtspunct 
in  der  Frage,  ob  das  Eisenbahnwesen,  das  städtische  Pferdebahn-  und  Omnibuswesen 
als  Offendiche  Unternehmung,  des  Staats,  der  Gemeinde  oder  als  private,  thats&chÜch 
daher  meistens  der  Actiengeselischaften,  eingerichtet  werden  soll,  ist  der  folgende, 
der  nahe  genug  hätte  liegen  sollen,  weil  er  im  Postwesen,  Telegraphen wesen  schon 
lange  zur  Geltung  gelangt  war.  In  jedem  Eisenbahn-,  Omnibusliniennetze  sind  Gurse 
von  Terschiedener  Bentabilität  enthalten,  wahre  Acti?-,  aber  auch  wahre  Passircurse. 
Bei  einheitlichem  Eigen  thums-  und  Betriebsverhältniss  übertragen  sich  die  finanziellen 
Besultate  dieser  Gurse  gegenseitig,  so  dass  dadurch  auch  die  Fähigkeit  wächst,  un- 
günstige Gurse  mit  aufzunehmen  oder  m.  a.  W.  in  entlegenere  Gegenden  schwächeren 
Verkehrs  das  Netz  auszudehnen  und  dadurch  immer  weiteren  Kreisen  die  Befriedigung 
des  betreffenden  Verkehrsbedürfhisses  zu  ermöglichen.  Darin  liegt  der  grosse  Vorzug 
eines  umfassenden  Staatseisenbahnnetzes  u.  s.  w.  Wird  ein  solches  Netz  einer  Actien- 
gesellschaft  übertragen,  so  entsteht  wieder  eine  nicht  leicht  zu  bekämpfende  Tendenz 
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eines  factiscben  Monopols  and  anderseits  doch  eine  immer  neue  Schwierigkeit,  das 
Netz  auch  bei  hoch  rentablen  Hauptcursen  auf  schlecht  rentirende  Nebenlinien  aus- 
zudehnen. Denn  es  ist  kaum  möglich,  einer  Gesellschaft  in  dieser  Beziehung  stringente 
Verpflichtungen  aufzulegen.  Die  zukünftige  Gestaltung  lässt  sich  nicht  so  weitbin 
übersehen.  Das  Ergebniss  ist  dann  oft  das,  welches  wir  in  Preussen  im  Eisenbahn- 
wesen früher  sahen:  die  guten  Activlinien  gehOften  alten,  ?erhäitnissmässig  kleinen 
Gesellschaften,  die  schlechten  Linien  musste  der  Staat  übernehmen  oder  mit  Zins- 
garantieen  versehen.  Ist  das  Netz  einmal  etwas  mehr  ausgebaut,  so  wächst  auch  das 
Bisico  bei  der  Uebernahme  neuer  Strecken  und  dafür  mnss  dann,  gemäss  den  Grund- 
sätzen des  privatwirthschaftlichen  Systems,  wiederum  einer  Actiengesellschaft  eine 
besondre  Vergütung  zu  Theil  werden.  Oder  m.  a.  W.  der  Ausbau  unterbleibt  oder 
wird  vertheuert  und  die  allgemeine  Bedürfnissbefriedigung  wird  erschwert,  vielfach 
unmöglich  gemacht.  Vgl.  meine  Fin.wiss.  I,  3.  A.,  bes.  über  Eisenbahnen  §.  271  ff., 
über  Post  II,  2.  A.,  §.  60.  Seit  der  grossen  Eisenbahnverstaatlichung  in  Preossen 
konnte  man  jährlich  erhebliche  Summen  für  Bahnen  zweiter  Ordnung  flüssig  machen, 
welche  von  dem  Gesammtnetz  finanziell  mit  getragen  wurden,  obigem  Gesichts- 
punct  gemäss. 

Nach  der  ökonomischen  Lage  und  nach  dem  niedrigen  Bildongs- 
stande  und  dem  unzulänglichen  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  der 
Masse  der  Bevölkerung  lässt  sich  mit  Gewissheit  annehmen,  dass 
ein  Theil  des  Volks  nicht  im  Stande  oder  nicht  Willens  (Unter- 
richtswesen!) ist,  die  Kaufmittel  zu  verwenden,  durch  welche  ihnen 
die  Befriedigung  wichtiger  Gemeinbedtirfnisse  nach  den  privat- 
wirtbschaftlich  von  der  Privatwirthscbaft  anzulegenden  nothwendigen 
Kosten  oder  Preisen  ermöglicht  wird.  Eben  deshalb  muss  wieder 
das  gemein wirthschaftliche,  insbesondere  das  zwangsgemein wirth- 
scbaftliche.  mindestens  aber  das  caritatire  System  diese  Bedürfniss- 
befriedigungen vermitteln. 

III.  —  §.  335.  Befolgung  des  privatwirthschaftlichen 
Princips  durch  Gemeinwirthschaften  und  Wirthschaften 
des  caritativen  Systems.  Die  bezügliche  Frage  fällt  mit  der 
vorausgehend  erörterten  nicht  zusammen,  wird  daher  durch  die 
Erörterung  derselben  noch  nicht  erledigt.  Es  ist  nun  in  der  That 
möglich  und  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Umfange  zweck- 
mässig, ja  nothwendig,  auch  in  der  älteren  und  neueren  Praxis 
üblich,  nach  jenem  Princip  auch  Gemeinwirthschaften  nnd  caritative 
vorgehen  zu  lassen.  Das  geschieht  bei  jenen,  besonders  bei  den 
öffentlichen  Zwangsgemeinwirthschaften,  dem  Staate,  der  Gemeinde 
passend  da,  wo  eine  betreflfende  Anstalt,  Einrichtung,  Thätigkeit 
Einzelnen  allein  oder  in  besonderem,  ungefähr  messbarem 
Grade,  mehr  als  Anderen,  als  der  Allgemeinheit,  zu  Gute  kommt 
oder  von  den  Einzelnen  in  Anspruch  genommen,  von  ihnen  noth- 
wendig gemacht  wird.  Hier  tritt  mit  Recht  ein  specieller  Ent- 
gelt ein,  für  welchen  die  Gesichtspuncte  des  privatwirthschaft- 
lichen  Princips   und   seiner  Werthbemessung   mit  befolgt   werden 
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können,  ja  eventuell  müssen.  Das  hierhergehörige  Finanzgebiet  bei 
öffentlichen  Körpern  ist  das  sogen.  Gebührengebiet.  Aehn- 
liehes  kann  auch   bei  caritativen  Wirthscbaften  in  Frage  kommen. 

Aber  ein  wesentlicher  und  vortheilhafter  Unterschied  gegen- 
über der  Befolgung  des  privatwirthschaftlichen  Princips  im  privat- 
wirthschaftlichen  System  und  bei  dessen  eigentlichen  Geraeinwirth- 
schatten  bleibt  auch  hier:  die  Gemeinwirthschaft  (und  ähnlich  die 
active  caritative)  kann  bestimmen,  ob  und  wie  weit,  wo, 
wann,  in  welcher  Weise  das  privatwirthschaftliche  Princip 
statt  des  gemeinwirthschaftlichen  (oder  caritativen)  angewendet 
werden  soll.  Und  zwar  kann  sie  das  bestimmen  und  ent- 
scheiden nach  sachlichen  Gesicbtspuncten,  nach  der  Natur 
des  Gemeinbedürfnisses  und  Gemeinguts,  um  welches  es  sich 
handelt,  nach  dem  Interesse,  letzteres  leichter  zugänglich  zu  machen, 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Bedürftigen,  weil  sie  eventuell 
eine  andere  Kostendeckung  (Besteuerung,  Beitragserhebung)  anzu- 
wenden vermag.  Für  die  Gemeinwirthschaft  steht  daher  die  rein 
ökonomische,  die  finanzielle  Seite  der  Frage  in  zweiter  Linie. 
Für  die  eigentliche  Privatwirthschaft  ist  dagegen  diese  Seite  regel- 
mässig und  auch  in  der  That  nach  der  Natur  dieser  Wirtbschaft, 
die  erste  und  entscheidende,  selbst  wenn  das  leitende  Subject 
anderen  Motiven  als  dem  des  Eigen vortheils  zugänglich  ist;  denn 
schon  die  Concurrenz  verhindert  meist  ein  anderes  Verfahren. 

Die  richtige,  möglichst  nach  sachlichen  Gesicbtspuncten  er- 
folgende Anwendung  des  privatwirthschaftlichen  Princips  durch  die 
Gemeinwirthschaft,  insbesondere  durch  die  öffentliche  Zwangs- 
gemein wirthschaft  (Staat,  Gemeinde  u.  s.  w.)  verhütet  dann  in  er- 
wünschter Weise,  dass  das  in  jeder  solchen  Gemeinwirthschaft 
steckende  „communistische'^  Princip  nicht  in  zu  weitem 
Maasse  und  nicht  in  unrichtigen  Fällen  zur  Geltung  kommt.  Es 
bleibt  in  der  Gemeinwirthschaft  ein  Vortheil,  dass  so  zwischen 
verschiedenen  Kostendeckungs-  und  Entgeltlichkeitsprincipien  ge- 
wählt werden  kann,  was  bei  den  eigentlichen  Privatwirthschaften 
im  Wesentlichen  ausgeschlossen  ist. 

lo  der  Gewährung  von  Zuschüssen  aus  allgemeinen  öffentlichen  Mitteln  (Steuern) 
zur  Kostendeckung  öffentlicher  Anstalten  und  Einrichtungen  (z.  B.  Schul-,  Verkehrs-, 
Justizwesen),  welche  einen  Theil  ihrer  Gcsammtkosten  nach  privatwirthschaftlichem 
Princip  in  Gebühren  auf  die  speciellen  Nutzniesser  legen,  wird  dann  freilich  auch 
immer  Implicite  anerkannt,  dass  eine  Behandlung  dieser  Anstalten  und  Einrich- 
tungen rein  nach  privatwirthschaftlichen  Grundsätzen  nicht  für  angemessen  oder  nicht 
für  ausfuhrbar  gilt. 
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Dieser  §.  335  ist  in  dieser  3.  Aoflage  nen  hinzogefOgt.  Eine  bezUfUche 
fuhrong  fehlte  in  den  früheren ,  gehört  aber  hierher.  Denn  in  der  That  ist,  mU 
Gross  (S.  766),  dessen  Anregungen  ich  hier  gefolgt  bin,  zwischen  der  Handlang«- 
weise  der  eigentlichen  Pri?atwirthschaften  im  priratwirthschafUichen  System  and  der 
Mitanwendnng  des  priratwirthschaftÜcben  Princips  anch  durch  Gemeinwirthschmlten. 
wie  der  Staat,  die  Gemeinde,  zu  unterscheiden.  Es  liegt  hier  die  allgemeine  Frage 
der  Kostendeckung  und  der  Wcrthbemessung  und  Normirung  4n  Yerbinden^  vor. 
Ueber  letztere  s.  oben  die  litterarischen  Angaben  S.  769.  Soweit  es  sich  om  öfient- 
liehe  Körper  handelt,  liegen  die  bezüglichen  Fragen  in  der  Pinanzwissenschaft, 
insbesondere  in  der  Gebühren  lehre  und  in  der  Lehre  von  den  Principien  dw  Ver- 
theilung  der  allgemeinen  Stouern(Gerochtigkeit8principien,  Besteuerung  nach  der 
Leistongsfähigkcit  und  nach  Leistung  und  Gegenleistung).  Dafbr  kann  ich  hier  auf 
meine  Finanzwissenschaft  verweisen,  wo  die  betreffenden  Principienfragen,  welche  hier 
in  der  Grundlegung  zu  behandeln  waren,  weiter  nach  den  finanziellen  Gonsequeoien 
verfolgt  werden.  S.  bes.  II,  2.  A.,  Buch  4  von  den  Gebahren  (u.  A.  §.  15 — 19,  76). 
Zu  wenig  Gebahren,  zu  wenig  „Fiscalismus**  dabei  oft  nur  —  ein  den  höheren  Classen 
zu  Gute  kommender  Communismus,  S.  198.  Aehnlich  hat  mit  Recht  K.  Marx 
gcurtheilt,  z.  B.  in  der  Abweisung  der  froheren  socialdemokratischen  Forderung 
unentgeltlichen  höheren  Schulunterrichts,  unentgeltlicher  Cirilrechtspflege.  Ueber  die 
Steuervertheilung  s.  in  Fin.  II  den  ganzen  3.  H.-A.  des  Kap.  3,  S.  372 — 460.  Aus 
der  sonstigen  Stcuerlitteratur  bes.  Neumann 's  Arbeiten. 


3.  Abschnitt. 

FOrsorge  fftr  CifemeinbedOrfiiisse  durch  das  caritatire  System 

und  Function  desselben  fiberhaupt. 

§.  336  [S.  264].  Vorbemerkungen.  In  der  systematischen  Nationalökonomie 
sind  besonders  Schäffle's  Erörterungen  auch  hier  hervorzuheben.  Sie  stehen  nodi 
sehr  vereinzelt  in  dieser  Litteratur.  S.  Syst.  3.  Aufl.,  I,  24,  33  ff.,  60,  IL»  12,  bes. 
89  ff.,  177  ff.,  325  ff,  4S6.  Soc.  Körper  III,  371  ff.  Sch&ffle  bezeichnet  das  ganze 
Gebiet  mit  dem  technischen  Namen  „Hingebung''  und  zwar  in  der  Form  der  Ein- 
seitigkeit als  Liberalität  S.  Vorbem.  zu  folg.  Abschn.  Hermann,  Untersuch.« 
2.  A.,  S.  44  ff.,  kurz,  aber  principiell  gut  Es  ist  sonst  namentlich  auf  die  Litteratur 
über  Wohlthätigkeits-  und  Armenwesen  zu  verweisen,  sowohl  auf  die  Special- 
litteratur  als  auf  die  Behandlung  dieser  Fragen  in  der  Verwaltungslehre  oder 
Polizeiwissenschaft.  S.  bes.  L.  Stein,  Handb.  d.  Verwaltungslehre  S.  411  ff., 
419  ff.,  E.  V.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.,  I,  307  ff.,  362  ff.,  Bau,  Volkswirthschafts- 
poiitik  II,  §.  324  ff.  Bei  Bau  und  Mohl  auch  die  Speciallitteratur.  A.  Emming- 
baus.  Armen  Wesen,  Berlin  1869.  Aschrott,  Art  Armenwesen  im  H.-W.>B.  der 
Staatswiss.  ygU  auch  K.  Siegel,  über  die  Vertheilung  der  Liebesgaben,  ein  Beitrag 
zur  freiwilligen  Armenpflege,  Heidelberg  1877.  Manche  branchbare  Materialien 
und  wichtige  Fingerzeige  in  den  jährlichen  „Berichten  des  vaterländischen  Frauen- 
Vereins**,  Berlin. 

Auch  das  Gebiet  der  „Gemein ntltzigkeit**  im  weiteren  Sinne,  über  das 
eigentliche  Wohlrhätigkcitsgebict  hinaus,  gehört  mit  hierher.  Auf  demselben  wird 
wohl  besonders  gern  vom  Wirken  dos  „Gemeinsinns**  gesprochen.  Auch  hier 
handelt  es  sich  im  Grunde  um  Fälle,  welche  wesentlich  auf  das  fünfte  Leitmotiv,  den 
Trieb  des  inneren  Gebots  zum  sittlichen  Handeln,  zurückgehen  (§.  45,  46)  Nur  sucht 
sich  der  Wille  nicht  oder  nicht  bloss  zu  bethätigen  In  Fällen  persönlicher  Hilfo- 
bedürftigkeit  wie  im  Armen-,  Wohlthätigkeitswesen,  sondern  in  solchen,  wo  es  sich  mehr 
um  Interessen  eines  grösseren  Personenkreises  (Gemeinde,  District,  Land)  und  insofern 
um  Etwas  handelt,  was  wahren  „öffentlichen**  Interessen  sich  nähert:  Verwendungen 
von  Mitteln,  Arbeitsleistungen  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts-,  Bildungs-,  Kunstpflege-, 
Sanitäts-,  Erholungs-,  Kirchenwesens  u.  dgl.  m..  Seitens  eines  reicheren  und  „gemein* 
ntttzig**  gesinnten  Patriciats  (Städte;  allgemeinere  Functionen  derart  in  der  Schweiz, 
Nordamerica,  Gr.- Britannien,  ,,Schenkangen**  bei  Lebzeiten,  Legate,  Erbschaften  Seitens 
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reicher  Leute).  Vgl  £.  Heitz,  Art  Gemeinsinn  im  H.-W.-B.  d.  Staatswiss.  III,  801. 
Y.  Miaskowski,  die  Gesellschaft  zur  Beförderung  des  Goten  und  Gemeinnatzigen  in 
Basel,  Basel  1877. 

Zweifelhafter  kann  man  sein,  ob  man  ein  anderes  wichtiges  Gebiet  hierher 
rechnen  soll,  das  grade  neuerdings  mit  Becht  aus  socialpolitischen  Gründen  in  der 
Praxis  mehr  in  den  Vordergrund  tritt  und  auch  die  Theorie  beschiftigt:  das  Gebiet 
?on  gemeinnützigen  Leistungen  der  Arbeitgeber  ftlr  ihre  Arbeiter, 
üba  die  Tertragsmissigen  Verpflichtungen  hinaus.  Denn  wenn  auch  hier  die  besseren 
Leitmotive  wirthschaftiichen  Handelns  (Ebrgef&hl,  Thiltigkeitsdrang,  freilich  auch  — 
Eitelkeit)  und  in  der  That  auch  das  genannte  fünfte  Leitmoti?  mitwirken,  so  ist  doch 
eine  nähere  Verbindung  solcher  Thätigkeiten  mit  dem  Interesse  des  Arbeit- 
gebers als  solchen,  also  insofern  mit  dem  ersten  Leitmotir  wirthschaftlichen  Han- 
delns, thatsichlich  häufig  Yorhanden  und  wohl  nicht  selten  dies  Interesse  der  eigent- 
liche Ansporn.  Damit  wird  das,  was  hier  geschieht  und  erstrebt  wird,  nicht 
herabgesetzt  und  nicht  fOr  unrichtig  noch  für  unwirksam  erklärt,  sondern  nur 
psychologisch  characterisirt.  S.  hier  namentlich  die  Schriften  von  Post,  Muster- 
stätten persönlicher  Fürsorge  ?on  Arbeitgebern  f&r  ihre  GeschäftsangehOrigen,  2  Th., 
1889,  1892  und  die  ?on  demselben  Autor  herausgegebenen  Blätter  für  derartige  Be- 
strebungen (Wohlfahrtscorrespondenz)  (1892).  Aehnliche  Mittheilungen  in  Zeitschriften 
über  Arbeiterverhältnisse  aus  Arbeitgeberkreisen  (frühere  „Goncordia'*)> 

Die  Schule  der  freien  Concurrenz  muss  natürlich  im  Humanitäts-  und  Armen- 
wesen eine  Verletzung  ihres  Hauptprincips :  Leistung  und  Gegenleistung,  sehen  und 
betont  daher  auch  mit  Becht  die  Gefahren  jeder  nicht  streng  individualisirenden. 
Erwerbsfähige  und  Faullenzer  nicht  unbedingt  ausschliessenden,  Öffentlichen  und  privaten, 
besonders  auch  kirchlichen  Armenpflege,  jeder  zu  willfährigen  Gemeinnützigkeit.  Aber 
sie  trägt  dabei  wieder  der  inneren  principiellen  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  der 
liberaleren  Unterstützung  nicht  immer  vollständig  Rechnung.  Vgl.  das  gen.  Sammel- 
werk von  Emminghaus.  Die  Manchesterrichtung  und  die  kirchliche  nicht  individua- 
Üsirende  Armenpflege  stellen  hier  zwei  Extreme  dar,  innerhalb  deren  das  Bichtige 
wohl  in  der  Mitte  liegt.  Die  katholisch-kirchliche  Armenpflege  hat  wohl  practisch, 
wie  alle  religiöse,  öfters  gefehlt,  principiell  auch  sie  nicht. 

I.  —  §.  337  [147].  Zulässigkeit  und  Gebiet  dieser 
Fürsorge.  Die  in  §.  334  angedeuteten  Mängel  und  Bedenken 
fallen  fort,  wenn  statt  des  privatwirthschaftlichen  das  caritative 
System  die  Fürsorge  für  die  Versorgung  mit  Gemeingütern  über- 
nimmt. Dieses  System  kann  in  der  That  Bedeutendes  auf  diesem 
Gebiete  leisten,  ftlr  zahlreiche  und  wichtige  örtliche,  gesellschaft- 
liche und  auch  selbst  für  zeitliche  Gemeinbedürrnisse,  namentlich 
solche,  welche  in  pflegenden  persönlichen  Diensten,  in  Werken  der 
Barmherzigkeit,  der  Gemeinnützigkeit,  liegen. 

Die  Erfahrung  hat  ganz  besonders  grossartige  und  erfolgreiche  Wirkungen  des 
caritativeU  Systems  unter  dem  Impulse  religiöser  Tendenzen  und  in  der  Form 
kirchlicher  Veranstaltungen  aufzuweisen,  vielleicht  niemals  mehr  als  in  der 
christlichen  Kirche,  besonders  katholischer  Confcssion.  Ausserordentliche 
Leistungen  für  Hilfs-,  Armen-,  Kranken-,  Waisenwesen,  für  Unterricht 
und  Bildung  u.  s.  w.  sind  hier  zu  verzeichnen.  Es  wird  dies  auch  der  Protestant 
unzweifelhaft  anerkennen  müssen.  Ob  und  wie  weit  hier  die  katholische  Lehre  von 
der  Bedeutung  der  guten  Werke  von  Einfluss  ist,  bestimmt  den  sittlichen  Werth 
dieser  Leistungen  mit,  ist  jedoch  für  die  hier  in  Betracht  kommende  Auffassung 
gleichgiltig.  —  Auch  das  Judenthum  steht  notorisch  in  Leistungen  auf  dem  Ge- 
biete des  HUfs-  und  Armenwesens  sehr  hoch,  freilich  deutlich  mit  im  specifischen 
Interesse  seiner  Angehörigen  als  einer  aparten,  der  übrigen  Bevölkerung  fremden,  oft 
von  dieser  angefeindeten  nationalen  und  religiösen  Gemeinschaft  —  Auch  Leistungen 
im  Gebiete  des  Rechtsschutzes  und  selbst  in  der  materiellen  Cultur(Strassen- 

▲.  Wai^ner,  Grandlegimg.    3.  Auflage.   1.  Theil.  GrandUgen.  54 
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anlagen,  Bodangen,  Verbreitung  besserer  Technik  des  Ackerbaues  und  der  Geveike) 
haben  nicht  gefehlt.  Beispiele  liefern  die  Klöster  in  den  ersten  Jahrhiincterten 
nach  der  Einfahrong  des  Christeothums  besonders  in  Mittel-  und  Nordeuropa 
(Deutschland);  die  christlichen  Missionare  in  Africa,  America  noch  heute. 
(Yeigl.  auch  Brentano,  Arb.rersich.  S.  37  ff.) 

Ausser  und  neben  religiösen  und  kirchlichen  Impulsen  haben  freier  Gemein- 
sinn, Liebe  far  Wissenschaft  und  Kunst,  Liebe  zu  seinen  Orts-  und  Landaleoten. 
zu  seinem  Volke,  gemeinnützige  Tendenzen,  Humanität  im  besten  Sinne  des  Worts 
vorabergehend  und  bleibend  freiwillig  die  Arbeit  geleistet,  die  Mittel  gev&hrt 
und  die  Anstalten  geschaffen,  um  die  Befriedigung  von  Gemeinbedtkrfoissen 
nach  den  Principien  des  caritativen  Systems  den  Bedürftigen,  auch  ganzen  Bevöl- 
kerungen ohne  unterschied  des  Wohlstands,  unentgeltlich  oder  gegen  einen  ge- 
ringeren Entgelt,  als  es  privatwirthschaftlich  oder  selbst  gemeinwirthscbaMick 
anginge,  zu  ermöglichen  (Annen-  und  Kranken versorguna:,  Kunstsammlungen,  Biblio- 
theken, Schulen  u.  s.  w).  In  einzelnen  alten  deutschen  St&dten,  Frankfurt  a.  M.,  Göln, 
Leipzig,  Hamburg  u.  A.  m.,  im  Grossen  und  Ganzen  in  der  Gegenwart  wohl  auf  dem 
Gontinent  am  Meisten  in  den  reichen  schweizer  St&dten  (Basel  1)  ist  Dergleichen 
zu  finden.  Die  republikanische  Einfachheit  des  Privatlebens  reicher  Schweizer  ver- 
bunden mit  solchen  Leistungen  sticht  hier  vortheilhaft  ab  gegen  einen  grossen  Theil 
der  reichen  Classen  der  übrigen  Welt.  Debrigens  kann  doch  auch  in  Nordamerica, 
England  an  die  A stör  (deutschen  Drspiungs),  Peabody  (nordamericanischer  Gebon), 
Vanderbilt  jun.  u.  A.  m.  erinnert  werden.  Jener  Sinnspruch  im  Zop&tyi,  den 
Joseph  IL  1775  über  den  in  Wien  dem  Publicum  zur  Verfügung  gestellten  Au-Gaiten 
setzte:  „allen  Menschen  gewidmeter  Erlustigungsort  von  ihrem  Schätzer**,  bezeichnet 
das  innere  Wesen  solcher  Leistungen  recht  gut 

Hier  treten  eben  jene  besseren  Motive  wirthschafllicheo 
Handelns  (Leitmotiv  3,  4,  besonders  5,  §.  39 — 46),  jene  sittlich 
guten  Potenzen,  deren  Berechtigung  oben  (§.  315)  betont  wurde, 
zur  Ueberwindung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  Wirk- 
samkeit. Der  Privatreichthum  erhält  eine  sittliche  Weihe 
und  damit  eine  sociale  Rechtfertigung  (§.  285). 

Soweit  es  sich  hierbei  um  mehr  dauernde  und  yod  der 
physischen  Person  des  Gebers  unabhängig  gestellte,  daher  womög- 
lich mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person  ausgestattete  und  zn 
selbständigen  Einzelwirthschaften  werdende  Veranstaltungeo 
zur  Fürsorge  für  GemeinbedUrfnisse  handelt,  kann  man  das  ganze 
Gebiet  der  Thätigkeit  des  caritativen  Systems  als  Widmnngs- 
und  Stiftungs wesen  bezeichnen. 

Es  ist  nun  von  gleicher  Wichtigkeit,  einerseits  die  allge- 
meine Berechtigung,  ja  Nothwendigkeit  der  Function 
des  caritativen  Systems  gerade  im  Gebiete  der  Gemeinbedflrfnisse 
neben  den  beiden  anderen  Systemen  und  insbesondere  auch  noch 
neben  einem  bestmöglichen,  d.  h.  der  Zeit  und  dem  Orte  gut 
entsprechenden  gemeinwirthschaftlichen  System,  zu  begründen; 
andererseits  aber  die  unvermeidlich  engen  Sehranken, 
in  denen,  und  die  notbwendigen  Cautelen,  mit  denen  das  cari- 
tative  System  in  der  Regel  allein  durchführbar  ist  und  in  und  mit 
denen  es  sich  allein  auf  die  Dauer  wohlthätig  bewährt,  festzustellen. 
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um  80  wiederum  die  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  des  gemein- 
fnrtbschaftliehen  Systems  auch  von  dieser  Seite  aus  zu  erweisen. 

II.  —  §.  338  [148].  Die  Berechtigung  und  Nothwendig- 
keit des  caritativen  Systems  liegt  darin,  dass  es  in  der  Volkswirth- 
Schaft  immer  Lttcken  in  der  Bedürfnissbefriedigung  geben  wird, 
welche  sich  weder  privat-  noch  gemeinwirthschaftlich  genügend 
ausfallen  lassen.  Das  privatwirthschaftliche  System  reicht  nicht 
aus,  weil  oft  gar  kein,  mindestens  aber  kein  hinlänglich  starkes 
Interesse  besteht,  hier  Vorsorge  zu  treffen.  Das  gemeinwirthschaft- 
liche  System  aber  mnss  nach  bestimmten  festen  Regeln  operiren 
und  kann  auf  die  Verschiedenheit  der  concreten  Fälle  häufig  nicht 
ausreichend  Rtlcksicht  nehmen. 

Gerade  hier  zeigt  sich  die  Stärke  des  caritativen  Systems: 
es  kann  individualisiren.  Das  ist  aber  oftmals  unbedingt 
nothwendig,  um  allseitig  in  allen  berttcksichtigungswerthen  Fällen, 
aber  thunlichst  auch  nur  in  diesen,  fOr  genügende  Bedttrfnissbe- 
friedigungen  zu  sorgen. 

In  dem  grossen  Gebiete  des  Humanit&ts-,  Armen-,  Hilfs-  und  Wohl- 
th ätigk ei ts Wesens  und  in  verwandten  Zweigen  wird  daher  das  caritatife  System 
schwerlich  je  zn  entbehren  sein.  Oeff entliehe  auch  noch  so  gut  organisirte 
Armenpflege  z.  6.  wird  immer  der  Ergänzung  durch  Priyatwohlthätigkeit  be- 
dürfen. Ein  neues  verwandtes  und  characteristisches  Beispiel  liefert  auch  in  Deutsch- 
land die  Gründung  privater  Hilfsrereine  für  die  Kriegsin?aliden  neben  der  gross- 
artigsten öffentlichen,  d.  h.  also  gemeinwirthschaftlichen  Invalidenyersorgung  (Kaiser 
Wilhelm-Verein);  ähnlich  die  private  Unterstatzung  der  Krieger  während  der  Feldzügo 
selbst  durch  Gaben  aller  Art  („Liebesgaben"')  neben  einem  so  umfassenden  und  gut 
organisirten  öffentlichen  Yerpflegungswesen ,  wie  es  in  früheren  Zeiten  unerhört  war. 

Das  caritative  System  führt  hierdurch  zu  einer  Sittliehung  des 
privaten  Vermögensbesitzes  („mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern"), 
des  Renteneinkommens  und  damit  zur  volkswirthschaftlichen ,  zur 
socialen  Rechtfertigung  dieser  Institution  von  der  Seite  der  Ver- 
mögensvertheilung  aus.  Es  giebt  ausserdem  den  besitzenden  Classen, 
ähnlich  wie  in  einigen  Fällen  das  gemeinwirthschaftliche  System 
(Ehrenämter,  Selbstregierung  u.  s.  w.),  Gelegenheiten  und  Anreiz, 
arbeitsfreie  Zeit  doch  passend  im  Dienste  der  Gesammtheit  zu  ver- 
wenden. Die  privatwirthschaftliche  VermögeosuDgleichheit  darf  von 
diesem,  gewöhnlich  übersehenen  Gesichtspuncte  aus  als  ökonomische 
Voraussetzung  maocher  der  edelsten,  sittlichsten  und  auch  mancher 
der  AllgemeiDheit  nützlichsten  menschlichen  Handlungen  bezeichnet 
werden.  Eine  völlig  communistische  oder  extrem  socialistische 
Gleichmacherei  des  Vermögensbesitzes  würde  hier  Weoig  verbessern, 
Vieles  verderben. 

54* 


848  5.  B.  Organis.  d.  yoUtoir.8oh.  3.  K.  GeiB.ir.8cli.  Sy«t  1.  H.-A.  Gem.bedarfn.  §.  339. 

III.  —  §.  339  [149].  Die  notbwendige  Beschränktheit 
der  Function  des  caritativen  Systems  ist  auf  der  anderen  Seite 
doch  ebensowenig  zu  vei^ennen. 

1)  Häofig  sind  schon  die  verfügbaren  materiellen  Mittel  an 
klein,  fliessen  nicht  regelmässig,  nicht  nachhaltig  genug,  nur  in 
Zeiten  tieferer  Erregung  der  Gemüther.  Schon  auf  den  erwähnten 
€rebieten  des  Hilfswesens  n.  s.  w.,  wo  das  caritative  System 
an  und  ftlr  sich  am  Besten  fungiren  kann,  reicht  es  so  notoriseh 
yielfach  nicht  aus. 

Mancherlei  Beispiele  ans  dem  WohlthfttigkeitsrereinBweseii  liessea  sich  dafür 
anftüireo.  St&rkang  der  sittlichen  Impulse,  Schafiong  ^ner  sittlich -geistigen  Atao- 
sph&re,  wo  die  besseren  Moti7e  stärker  wirken  (Bach  1,  Kap.  1),  ist  hier  freilich  die 
Aufgabe,  aber  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  lässt  sich  dadurch  meistens  nur  in  be- 
schränktem Maasse  üb^winden.  Auch  bleibt  es  dem  gemeinwirthschaftlichen  Zwange 
gegenüber  ein  Nachtheil,  dass  die  Last,  welche  die  Herstellnng  der  Güter  im  cari- 
tatiren  System  mit  sich  bringt,  sich  sehr  ungleich  auf  die  vermögenden  Priraten  rer- 
theilt,  indem  die  egoistischeren  Elemente  unter  letzteren  sogar  fon  der  Freigebigkeit 
der  Anderen  indirect  mit  Notzen  ziehen. 

2)  Auch  das  caritative  System  kann  vornemlich  nur  für  die 
oben  hervorgehobenen  Bedürfnisse  sorgen.  Selbst  hierbei  aber 
und  vollends  bei  einer  weiteren  Ausdehnung  seiner  Function  zeigt 
sich  erfahrungsgemäss  eine  Gefahr,  welche  unter  Umständen  ein 
principielles  Bedenken  gegen  das  ganze  System  hervorruft:  nemlicb 
die  Gefahr  einer  grossen  Abhängigkeit  Derjenigen,  welchen  die 
Leistungen  des  Systems  zu  Gute  kommen,  von  Denen,  welche 
dieses  System  anstlben. 

So  von  der  Kirche,  Stiftungen,  reichen  Privaten  (Patronage,  Klientel).  Der  Vor- 
theil  ftlr  die  BedürfnissbefriediguDg  wird  dabei  leicht  durch  Nachtheile  ftlr  die  ganze 
sociale  Lage  und  für  die  geistige  Freiheit  des  Volks  aufgewogen.  Ein  Ponct,  welcher 
z.  B.  bei  der  Würdigung  der  caritaüven  Leistungen  in  der  katholischen  Kirche  doch 
mit  ins  Gewicht  fällt. 

3)  Das  System  gereicht  keineswegs  immer  Denjenigen,  welche 
ihm  eine  unentgeltliche  Bedürfnissbefriedigung  verdanken,  zum 
wirklichen  nachhaltigen  Vortheil.  Ja,  die  Gefahr  des  Gegentheils 
liegt  öfters  vor.  Dadurch  ergeben  sich  wesentliche  ökonomische 
und  sittliche  Bedenken. 

Die  eigene  Thatkraft  und  vernünftige  Selbsthilfe  und  Vorsicht  erlahmen  (Ge- 
fahren bei  der  ArmenunterstUtzung«  bei  der  caritativen  Beihilfe  in  UnglQcMUleo : 
z.  B.  Untergrabung  der  Grundlagen  richtigen  Yersicherungswesens).  Ein  von  &ei- 
händlerischer  Seite  nicht  mit  Unrecht  Öfters  hervorgehobener  Punct,  (so  in  AI.  Meyer's 
Bemerkung  tlber  die  grossartige  private  Wohlthätigkeit  bei  Gelegenheit  des  grossen 
Meininger  Brands  von  1674,  D.  Handelsbl.  1874.)  Faules  Schmarotzen  verbreitet  sich 
(Bettelei,  Gefahren  der  kirchlichen,  klösterlichen  Unterstutzungen).  Eine  Missieitung 
der  Arbeitskr&fte  kann  die  Folge  sein  (EintriU  Unbegabter  in  die  geistigen  Berufe- 
arten  bei  Stipendienwesen  u.  dgl.  m.).  Der  Werth  der  frei  genoasenen  Vortkeile 
wird  in  den  Augen  der  GeniessoDden  selbst  herabgedrtld^t  (Bedenken  bei  unentgelt* 
lichem  Unterricht). 
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Allerdings  sind  alle  diese  Gefahren  bei  einer  richtigen 
Fanction  des  caritativen  Systems  zu  vermeiden,  insbesondere,  wenn 
das  Princip  der  sorgfaltigen  Individnalisirung  bei  der  Zu- 
lassung zu  den  Bedtlrfnissbefriedigungen ,  welche  das  System  ge- 
währt, streng  gewahrt  wird.  Aber  von  vorneherein  ist  es  begreiflich 
und  alle  Erfahrung  bestätigt  es,  dass  Fehler  in  dieser  Beziehnng 
nicht  immer  vermieden  werden  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  eher 
vermehren  als  vermindern. 

Z.  B.  bei  Stiftungen,  besonders,  wenn  die  sdbstvenraltenden  Stifter  dabingegangen 
sind,  und  gtmz  allgemein,  venn  die  nrsprOnglicli  leitenden  und  ?ielleicbt  ganz  berech- 
tigten Ideen,  welche  die  Anregung  gaben,  sich  umgestalten  oder  versch winden  und 
damit  an  Stelle  der  individvalisirenden  Leistung  eine  mechanische  Handbabnng  über- 
kommener Satzungen  tritt:  Gefahren  bei  allen  auf  religiöse  Ideen,  kirchliche  An- 
schauungen und  auf  die  gehobene  Stimmung  einer  verschwundenen  Zeit  gegründeten 
Yeranstiütungen  des  caritatiren  Systems.  Wer  z.  B.  die  Stiftungsrerwaltuog  einer 
alten,  mit  viel  Stipendienfonds  versehenen  Universität  kennt,  wird  zugestehen,  wie 
schwer  es  ist,  Fehler  in  der  YertheHong  der  Stipendien  zu  vermeiden. 

4)  Das  earitative  System  bringt  endlich  besondere  Gefahren 
eines  Verstosses  gegen  das  ökonomische  Princip,  in  Besag  auf 
Yerwaltungskosten  u.  dgl.  mit  sich. 

Zumal  in  seinem  dauerhaften  Veranstaltungen;  Misswirthschaft,  Verschwendung 
dann  die  Folge.  (Mängel  der  Stiftnn ^Verwaltung.  VgL  z.  B.  in  Kmminghaus'  Armen- 
wesen S.  386,  mit  Berichten  der  badischen  Landescommissäre  über  Ueberlingen). 


Zweiter  Hauptabschnitt 

Das  Oebiet  und  die  Function  des  gemeinwirthsohaft- 

liclien  Systems. 

1.  Abschnitt. 

Das  gemeinwirthsehaftliehe  System  im  Allgemeinen. 
Insl^esondere  die  freien  Gemeinwirthscliaften. 

§.  340  [S.  269].    Vorbemerkungen. 

Litteratornachweis  zu  diesem  Abschnitte  s.  o.  §.  297,  bes.  Sch&ffle,  a.  su  0. 
Er  unterscheidet  (ges.  Syst.  II.  177  fif.,  826  fif.  und  mehrfach)  bei  der  Hingebung  dis 
Einseitigkeit  und  die  Wechselseitigkeit,  danach  Liberalität  und  Soli* 
dar i tat.  Zu  letzterer  rechnet  er  GegenseitigkeJtbverciDc ,  UnterstUtzungsgetossan- 
sduftea,  Standesgenoesenschaften  (Gewerkvereine  n.  a.  m.).  Alle  diese  auf  einseitiger 
und  wechselseitiger  Hingebung  beruhenden  freiwilligen  Verbindungen  bilden  bei 
Schäffle  (II,  ]Ü4)  die  eine  CJasse  der  Gemeinwirthschaften,  zu  denen  dann 
als  zweite  Classc  die  Zwangs  Verbindungen  (Staat,  Gemeinde,  G«tfperationen)  hinza 
treten.  Die  Grnppirung  im  Text  trifft  also  nicht  ganz  mit  dieser  Schaf fle'schen 
zusammen.  Vgl.  auch  Sch&ffle,  Soa  Köiper  III,  365  ff.  Die  nahe  Verwandtschaflt 
der  Wirthscha^n  des  caritativen  Systems  (auf  einseitiger  Hingebung  berofaeod)  jut 
einigen  freien  Gemeinwirthschaften  habe  ich  im  Text  ebenfalk  hervorgehoben.  £• 
giebt  überhaupt  Ueb er gangs formen  und  Grenzgebiete,  die  sich  nicht  streng  in 
das  Schema  fagen.    Das  gilt  auch  wieder  von  manchen  freien  Gemeinwirthschaften 
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und  Priyatwirthschaften  (z.  B.  Gegenseitigkeitsversichening  mit  specniatifer  Yeisiche- 
rang  verbunden),  sowie  von  ^eien  und  Zwangsgemeinwirthschaften. 

Für  die  freien  Gemein wirthschaften  ist  sonst  besonders  auf  die  Speciallitterator 
über  das  ältere  Gildewesen,  welches  ehemals  auch  Rechtsschutzdieaste  mit 
leistete,  Zwecken  der  BeligionsUbung  mit  diente,  dann  über  das  neuere  deutBcbe 
Genossenschaftswesen  (Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften) ,  über  Ge- 
werkrereine  und  auch  über  das  Versicherungswesen  auf  Gegenseitigkeit 
im  Allgemeinen  und  neuerdings  bes.  über  Arbeiterversicherungswesen  zu 
verweisen.  Die  principielle  Stellung  dieser  Formen  der  Gemeinwirthschaft  in  der 
Organisation  der  Yolkswirthschaft  wird  in  dieser  Litteratur  allerdings  nur  ausnahms- 
weise etwas  genauer  erörtert,  wie  z.  Th.  in  Huber*s  Schriften  und  im  2.  B.  des 
Werks  von  Brentano  über  Arbeitergilden.  Die  meisten  Schriften  sind  referierender, 
technischer  Natur  und  beschäftigen  sich  nur  etwa  mit  Principienfragen  in  Bezog 
auf  den  concreten  Gegenstand,  den  sie  behandeln.  Für  nähere  Litteraturangaben  ist 
daher  auch  auf  die  bezüglichen  Abschnitte  der  Practischen  YolkswirthschAftslehre, 
bes.  Bücher' s  Gewerbe-  und  Handelspolitik  in  diesem  Gesammtwerk  zu  verweisen« 

Vgl.  für  das  Folgende  etwa:  Y.  A.  Uuber,  Art.  Association  im  Bluntachli'schen 
StaatswOrterb.  I,  456 — 500,  ders.,  Beisebriefe  aus  Frankreich,  Belgien  und  England, 
3  B.,  Hamb.  1855,  ders.  in  seiner  Ztschr.  „Concordia'\  bes.  1.  Heft,  über  d^  all- 
gemeine volkswirthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  des  Genossenschaftswesens,  Leipz. 
1861,  auch  H.  6 — 8.  Schulze-Delitzsch,  Associationsbuch  für  deutsche  Hand- 
werker und  Arbeiter,  Leipz.  1853  und  öfter,  ders.,  die  Entwicklung  des  Genossen- 
schaftswesens in  Deutschland  (Ausz.  aus  den  Blättern  für  Genossenschaftswesen), 
Berl.  1870,  ders.,  die  Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbszweigen,  Leipz.  1878, 
ders.,  Jahresberichte  über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten  deutschen  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  seit  1859  jährlich. —  L.  Brentano,  die  Arbeitergilden 
der  Gegenwart,  2  B.,  Leipzig  1871—72,  bes.  IL,  Kap.  1.  5.  Ders.,  das  Arbeits- 
verhältniss  gemäss  dem  heutigen  Becht,  Leipz.  1877  (vgl.  darüber  meine  Recens.  in 
d.  Jen.  Lit.ztg.  1878,  No.  v.  5.  Mai);  ders.,  Arbeiterversicherung,  Lpz.  1878,  ders., 
Arbeiterversicherongszwang,  Berl.  1881.  W.  Hasbach,  engl.  Arbeiterversicherungs- 
wesen, Leipz.  1883,  Bärnreither,  die  engl.  Arbeiterverbände  und  ihr  Recht,  L 
Tüb.  1886.  —  G.  Schönberg,  Abb.  Gewerbe  und  gewerbliche  Arbeiterfrage  in 
B.  II,  3.  A.  seines  Handbuchs,  auch  für  Litteratur.  —  Die  einschlagenden  Artikel 
im  HandwOrterb.  d.  Staatswiss.  (Genossenschaft  Gemeinwirthschaft  von  Gross  u.  A.  m.). 
G.  Cohn,  System  I,  bes.  2.  H.  A.  Kap.  2,  ders.,  Ideen  und  Thatsachen  im  Genossen- 
schaftswesen, SchmoUer's  Jahrb.  1883.  —  L.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunct  d.  Yereinsrechts ,  Leipz.  1873.  —  Die  Zeitschrift  „Mitthei- 
lungen der  Offentl.  Feaerversicheruogsanstalten  Deutschlands'',  seit  1868,  mehrfach 
mit  Aufsätzen  über  Principienfragen  (öfifentliche  oder  Actienanstalten).  Meine  Abb. 
Yersicherungswesen  im  Scbönberg'schen  Handb.  B.  III. 

Für  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Genossenschaftsprincips,  aller- 
dings in  der  ihm  von  Gierke  beigelegten  ausserordentlich  weiten  Ausdehnung,  was 
jedoch  für  die  principielle  nationalökonomische  Betrachtung  der  Wirthschaftsformen 
und  Systeme  und  der  Bedeutung  des  Princips  für  die  Organisation  der  Yolkswirth- 
schaft  von  besonderem  Interesse  ist  s.  das  grossartige  Werk  von  Gierke,  deutsches 
Genossenschaftsrecht  2  B.,  Berl.  1868  u.  1873,  worin  auch  über  die  Entwicklung  des 
Gildenwesens  Nfiberes.  Yergl.  darüber  auch  Wilda,  Gildewesen  im  Mittdalter, 
Berl.  1838,  G.  Schön  borg,  wirthschaftl.  Bedeutung  des  Zunftwesens  im  Mittelalter, 
Berl.  1868,  Brentano  I,  Gilden,  Ein!.,  Schmoller,  Strassb. Tucher- u.  Weberzunft 
Strassb.  1879,  bes.  S.  375  ff.,  .Schanz,  z.  Gesch.  d.  deutschen  Gesellenverbände, 
Leipz.  1876,  Stieda,  Entsteh,  d.  D.  Zunftwesens,  Hildebr.  Jahrb.  27,  1  u.  selbständig 
1877,  Pappenheim,  altdänische  Schntzgilden,  Berl.  1886,  K.  Hegel,  Städte  und 
Gilden  der  germanischen  Yölker  im  Mittelalter,  2  B.,  L^pz.  1891,  Sohm,  d.  deutsche 
Genossenschaft,  Leipz.  1889,  Gross,  gilda  mercatoria,  Gott  1888,  ders.,  the  gild 
merchant  2  vol.,  Ozf  1890.  Weitere  Litteratur  in  Schönberg's  Handbuch  und  in 
den  regelmässig  mit  reichen  Litteraturangaben  versehenen  Specialartikeln  (Gewerbe, 
Handwerk  u.  v.  a.  m.)  im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften.  Yon  beson- 
derer Wichtigkeit  ist  die  Entwicklung  der  Principien  der  Freiheit  („freie 
Einungen'*)   und  des  Zwangs  in  diesem  Genossenschaftswesen  für  die  volkswirth- 
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«cliafüiche  Betrachtang  und  speciell  fdr  das  Yerhältniss  der   freien   und  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  zu  einander. 

I.  —  §.  341  [150].  Die  Aufgabe  des  gemeinwirth- 
«chaftlichen  Systems  (§.  300)  ist  nach  dem  Voraasgehenden 
einmal;  Unvollkommenheiten,  Härten,  Disharmonien 
auszugleichen,  welche  in  der  Bedürf nissbefriedigung  des  Volks 
aus  dem  Walten  des  priyatwirtbschaftlichen  Systems  und  insbe- 
sondere der  freien  Coneurrenz  hervorgehen;  sodann  für  die 
Befriedigung  der  Gemeinbedtlrfnisse  zu  sorgen:  Beides 
weil  und  soweit  als  das  privatwirthscbaftliche  und  das  caritative 
System  nicht  ausreichen.  Es  handelt  sich  also  im  gemeinwirth- 
scbaftlichen  System  um  die  Organisation  eines  richtigen  Gor- 
rectivdienstes  neben  dem  privatwirthschaftlichen  und  eines 
Ersatzdienstes  statt  dieses  und  des  caritativen  Systems. 
Regelmässig,  aber,  wie  schon  gezeigt,  nicht  ausnahmelos  (§.  335), 
wird  dabei  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen  Princip 
in  Bezug  auf  die  Art  der  Production  der  Gemeingüter,  die 
Vertheilung  der  Erträge  (Besoldungs-  statt  Lohnsystem),  die  Kosten- 
deckung, die  Zuführung  der  Güter  an  die  Bedürftigen,  die  (generelle) 
Entgeltlichkeit  verfahren:  daher  nach  Grundsätzen,  welche  principiell 
von  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  Princip  abweichen, 
indem  nach  Gesichtspuncten  der  Billigkeit,  Zweckmässigkeit,  socialen 
Nothwendigkeit  u.  dgl.  m.  und  daraus  hervorgebenden  Erwägungen 
die  Normen  für  die  Regelung  der  genannten  Verhältnisse  festge- 
stellt werden  (§.  300). 

Verwirklicht  wird  diese  Aufgabe  durch  die  einzelnen  Gemein- 
wirthschaften,  welche  wieder  in  der  Form  von  Einzelwirthschaften 
gebildet  werden,  zu  dem  Zweck,  wesentlich  nach  dem  gemein- 
wirthschaftlichen Princip  vorgehen  zu  können,  bzw.  die  Wahl 
zwischen  diesem  und  dem  privatwirthschaftlichen  (mitunter  auch 
dem  caritativen)  zu  haben,  Gombinationen  zwischen  den  Principien, 
z.  B.  in  der  Regelung  des  Entgelts,  der  Kostendeckung,  vorzu- 
nehmen (§.  335). 

Von  solchen  Gemeinwirthschaften  sind  nach  dem  Entstehungs- 
grunde zwei  wesentlich  verschiedene  Classen  zu  unterscheiden: 
die  freien  und  die  Zwangsgemeinwirthschaften,  deren 
innere  Verwandtschaft  aber  aoderseits  in  vielen  Puncten,  u.  A.  in 
der  Regelung  der  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung 
des  gemeinwirthschaftlichen  Produetionsprocesses  hervortritt. 
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II.  —  §.342  [151].  Die  freien  Gemeinwirtbschaften. 
A.  Wesen.  Dieselben  werden  darch  die  freie  That  der  bei 
ihnen  zunäebst  interessirten  Privatwirthsebaften,  bzw.  deren  Snb- 
jeete  gebildet  and  entstehen  dorch  einen  Vertrag  derselben, 
welcher  die  Uebernahme  der  Verpfliebtung,  der  Gemeinschaft  als 
Hitglied  beizutreten,  die  vereinbarten  Pflichten  sn  ttbemebmen, 
aber  aach  den  Anspruch,  die  Mitgliedsrechte  zu  erhalten,  zum  Inhalt 
hat.  Es  liegt  ihnen  demnach  ein  bewusstes  Motiv  des  VortheiU  zu 
Gmnde,  oder  m.  a.  W.  sie  beruhen,  wie  die  Privatwirthschaften,  in 
letzter  Linie  auch  auf  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse,  welches 
die  Privaten  in  der  Vereinigung  Kräfte  und  damit  bessere  oder  in 
manchen  Fällen  überhaupt  erst  mögliche  Befriedigung  bestimmter 
Bedürfnisse  gewinnen  lehrt.  Das  Vorhandensein  des  Beweggrunds 
des  privaten  Vortheils  in  diesen  Gemeinwirthschaften  scblieast 
jedoch  nicht  das  gleichzeitige  Mitwirken  socialer  Gesichtspnncte, 
anderer  egoistischer  und  gemeinnütziger  Motive  aus. 

Yergl.  oben  die  VorbemerkiiDgeii  za  diesem  5.  Buche  §.  297.  Grade,  weil  nach 
meiner  Auffassung^  die  Potenz,  welche  zur  Bildung  freier  Gemeinwirtbschaften  führt, 
doch  eine  wesentlich  andere  als  die  in  den  Leistungen  des  caritativen  Systems  wirk- 
same ist,  schliesse  ich  mich  der  froheren  S ch äff le 'sehen  Gruppirung  nicht  ganz  an. 
Brentano 's  Untersuchungen,  a.  a.  0.,  z.  B.  Arb.gilden  I,  12  ff..  Über  die  Entstehung 
der  alten  Gilden  und  der  neuen  englischen  Gewerkfereine  gipfeln  in  dem  Resultate,  dass 
besonders  in  Zeiten  des  Uebergangs,  bei  Auflösung  alter  Ordnungen,  die  schwicheren 
Elemente,  welche  unter  der  Isolirung  und  der  Desorganisation  leiden,  sich  zu  Gilden 
zusammen  thun.  Die  Gilden  können  hier  als  ein  Beispiel  freier  Gemeinwirthschaften 
gelten.  Das  Beispiel  zeigt  dann  eben,  dass  das  Interesse  des  Einzelnen  dock  der 
letzte  Entstehungsgrund  solcher  Vereinigungen  zur  Befriedigung  gewisser  Gemein- 
bedttrfnisse  (Schutz,  geordneter  Gewerbetrieb)  ist  und,  wo  und  insoweit  als  Freiheit 
für  den  Zusammentritt  bestand,  auch  ehemals  immer  war,  wie  bei  den  &ltest«i  kauf- 
männischen und  Handwerkergilden  in  Deutschland,  und  gegenwärtig  wieder  ist,  wie 
bei  den  heutigen  facultati^en  gewerblichen  Innungen,  bei  Arbeiter-  und  Arbeitgeher- 
Tereinen  (Gewerkrereinswesen).  Yergl.  Gierke  I,  180  und  Oberhaupt  daselbst  §.  26, 
27  über  die  freie  Einung,  37,  38  über  die  kaufmännischen  Gilden  und  die  Hand- 
werkerzünfte verglichen  mit  §.21  über  die  hofrechtlicben  Genossenschaften.  Das 
Mitwirken  des  socialen,  des  gemeinnützigen  Moments  neben  dem  Einzel-Interesse  ist 
daneben  gerade  in  der  Geschichte  der  alten  Gilden  nicht  zu  verkennen.  —  Die  „Yer- 
tragstheorie'S  welche  jetzt  beim  Staate  als  aufgegeben  gelten  kann,  ist  bei  den 
freien  Gemeinwirthschaften  ganz  richtig. 

1)  Das  Selbstinteresse  kann  sich  in  den  freien  Gemein- 
wirthschaften nicht  in  derselben  Weise,  wie  im  privatwirth- 
schaftlichen  Verkehr,  überhaupt  nur  eingeschränkter,  auch  in  Folge 
der  Combination  mit  anderen  Motiven,  geltend  machen. 

Insbesondere  muss  die  Privatwirthschaft,  welche  einer  solchen  Gemeinwirthschaft 
beitritt,  von  vorneherein  darauf  verzichten,  jenes  Princip  der  speciellen,  vollständigen 
und  genauen  Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung,  welches  dem  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehr  eigenthUmlich  ist  (§.  304),  in  ähnlicher  Strenge  ^  die 
Beziehungen  zwischen  sich  und  der  Gemein  Wirtschaft,  zu  welcher  sie  gebort,  durch- 
zuführen. Dieses  Princip  ist  auch  meist  schon  aus  einem  technischen  Grunde,  wegen 
der  mehr  oder  weniger  sich  zeigenden  Incommensurabilität  der  gemeinwirthscbaft- 
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liehen  Leistungen  und  des  davon  auf  die  einzelne  betheiligte  Privatwirthschaft  ent* 
fallenden  Vortheils  gegenüber  den  privatwirthschaftlichen  Gegenleistungen  unanwendbar. 
Auch  fOr  die  heutigen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften,  für  Gonsum-,  Roh- 
stoff-, Magazinvereine,  Yolksbanken  u.  s.  w.  gilt  dieser  Satz  immer  etwas. 

2)  Vermittelst  des  privatwirthsehaftlichen  Preisregu- 
lators,  Angebot  uod  Nachfrage,  lassen  sieb  theils  ans  diesem 
Grunde,  theils  weil  die  Gemeingüter  für  den  Einzelnen  überhaupt 
nicht  immer  als  Vortheile  qualificirt  werden  können,  theils  weil 
ihre  Zuführung  an  die  Bedürftigen  genügend  sicher  gestellt  sein 
mnss,  die  Beziehungen  zwischen  der  betreffenden  Gemeinwirth- 
Schaft  und  den  zu  ihr  gehörigen  Privatwirtfaschaften,  und  dem- 
gemäss  auch  die  Bemessung  der  Gegenleistungen  der  letzteren 
ftir  die  Leistungen  der  Gemeinwirthschaft  vielfach  gar  nicht  regu- 
liren.  Es  muss  vielmehr  ein  anderes  Entgeltlichkeits-  oder  Werth- 
hestimmungsprincip  nach  der  Natur  auch  der  freien  Gemeinwirth- 
schaft und  ihrer  Leistungen  obwalten:  es  werden  Beiträge  der 
betheiligten  Privatwirthschaften  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
Gemeinwirthschaft  (also  der  Herstellungskosten  ihrer  Leistungen) 
erhoben,  diese  Kosten  mithin  im  Effecte  auf  diese  Weise  repartirt 
oder  umgelegt  nach  einem  vereinbarten  Maassstabe. 

Dies  tritt  auch  ganz  äosserlich  formell  henror  bei  gewissen  Arten  der  Vereine 
zur  OegenseitigkeitS7er8icherung,  z.  B.  bei  kleineren  Hagelversicherungsrerb&nden  mit 
Postnnmerando-Zahlung  der  «,Prämien^  nach  Maassgabe  der  wirklich  eingetretenen 
Schäden. 

Ein  solcher  Maassstab  muss  keineswegs  und  kann  oftmals,  wegen  der  Unmess- 
barkeit  oder  des  thatsächlichen  Fehlens  der  Einzelvortheile ,  gar  nicht  der  aus  der 
Gemeinwirthschaft  durch  die  einzelne  Pri7atwirthschaft  gezogene  Vortheil  sein,  und, 
wo  diese  Schwierigkeit  selbst  nicht  entgegen  steht,  ist  doch  eine  gleich  genaue 
Gorrespondenz  der  Einzekortheile  aus  der  Gemeinwirthschaft  und  der  Gegenleistung 
der  Priyatwirthschaft  in  den  Beiträgen  an  die  Gemeinwirthschaft,  in  der  Art,  wie  sie 
im  priFatwirthschaftlichen  Verkehr  erstrebt  wird,  nicht  mOglich.  Denn  es  wird  gar 
nicht  in  jedem  Einzelfall,  wie  bei  freier  Concurrenz,  tlber  das  Verhältniss  Ton  Lei- 
stung und  Gegenleistung  eine  Bestimmung  getroffen,  sondern  dies  Verhältniss  wird 
generell,  wie  in  einem  Pauschalrcrfahren,  regulirt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn 
auch  der  Vortheil  der  Privatwirthschaften  das  Moti?  zur  Bildung  der  Gemeinwirth- 
schaft ist,  dennoch  das  wirtt schaftliche  Selbstinteresse  eine  Einschränkung  erfahren 
und  erdulden  muss,  namentlich  in  der  Hinsicht,  dass  keine  Bürgschaft  fOr  Gleich- 
mässigkeit  von  Vortheil  und  Leistung  oder  von  bestimmter  Proportionalität  beider  bei 
allen  Mitgliedern  besteht.  Ein  einfaches  Beispiel,  wie  ein  Leseverein  mit  festen 
Mitgliedsbeiträgen  (Kopfbeitrag),  aber  tbatsächlich  ganz  verschiedener  Benutzung  der 
Lesegelegenheiten  etc.  des  Vereins,  Seitens  der  einzelnen  Mitglieder,  mag  als  Er- 
läuterung des  Gesagten  dienen. 

3)  Auch  die  freie  Gemeinwirthschaft^  wenn  auch  nicht  in 
demselben  Grade  als  die  Zwangsgemeinwirtbschaft,  unterscheidet 
sich  von  der  Privatwirthschaft  daher  schon  durch  einen  gewissen 
^yCommunistischen''  Characterzug  (§.  293):  an  die  Stelle  des 
privatwirthschaftlichen  Princips  der  speci eilen  Entgeltlichkeit 
tritt  das  g e m e i n wirtfaschaftliche  Princip  der  generellen  Ent- 
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geltlichkeit  von  Leistuog  und  GegeDleistnng,  an  die  Stelle  des  iso- 
lirenden  PriDcips  des  Einzelinteresses  tritt  das  vereinigende 
Princip  der  Solidarität. 

Hierbei  vird  nor  eine  gewisse  Uebereinstimmung  des  Gebnachsirerths  der 
Gesammtheit  der  Leistungen  der  Gemeinwirthschaft  und  der  Gesammtheit  der  Ge^ea- 
leistongen  der  Privat  vi  rthschaften  in  den  Boitr&gen  erstrebt.  Die  einzelne  Privat- 
wirtbscbaft  aber  begnagt  sich  mit  dem  Bewasstsein,  aocb  Yortheiie,  wenn  aach  bei 
gleicher  Gegenleistung  (Beitrag)  yielleicht  nicht  genau  in  demselben  Maasse  wie  aodre 
betheiligte  Privatwirthschaften,  aus  der  Gemeinwirthschaft  zu  ziehen,  weil  ihr  das 
etwaige  Missverhältniss  zwischen  ihren  Yortheilen  und  Leistungen  nicht  zu  stOreod, 
die  grösseren  Yortheiie  der  anderen  nicht  zu  bedeutend  erscheinen.  An  den  ein- 
fachsten Beispielen,  wie  auch  hier  wieder  an  einem  Leseverein  n.  dgl.  m.,  einem 
Club  lässt  sich  die  Bichtigkeit  dieser  Auseinandersetzung  sofort  leicht  beweisen. 

4)  Ausserdem  wirken  aber  in  der  Tbat  auch  andere  Motive, 
in  manchen  Fällen  mächtiges  sittliches  Pflichtgefühl,  reli- 
giöse Beweggründe,  Classen-,  Standesrttcksichten ,  gemeinnützige 
Erwägungen  u.  dgl.  m.  öfters  mit,  wodnrcb  sich  dann,  ökonomisch 
betrachtet,  bei  der  auf  solchen  Motiven  beruhenden  Gemeinwirth- 
schaft in  ausgeprägterer  Weise  ein  „communistischer'^  Cbaracter 
ausbildet.  Eine  solche  Gemeinwirthschaft  gleicht  dadurch  that- 
sächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  mehr  den  Zwangsgemein- 
wirthschaften. 

Auch  geht  sie  unter  Umständen  in  die  Form  einer  Wirthschaft  des  caritativen 
Systems  über:  die  Beiträge  werden  etwa  nach  Wohlstauds^erbältnissen  auf  die  einzelnen 
Betheiligten  umgelegt«  wobei  die  Beieben  mit  ihrer  freien  Zustimmung  hoch,  die 
Aermeren  vielleicht  absichtlich  gar  nicht  getroffen  werden,  während  auch  sie,  und  in 
gleichem  Maasse  wie  jene,  an  den  Leistungen  der  Gemeinschaft  theilnchmen.  Dadurch 
wird  das  privatwirtbschaftliche  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  immer  veiter 
eingeschränkt.  Die  Berufsgenossenschaften,  die  Kirchen  als  freie  Verbände  sind  gros»- 
artige  Beispiele  dieser  Entwicklung. 

Alle  solche  Puncto,  wie  die  hier  behandelten,  hängen  mit  den  Grunxlprindpien 
der  Besteuerung  eng  zusammen.  Es  zeigt  sich  dabei  aber  am  Besten,  dass  die 
Stouerprincipion  nicht  nur  eine  finanzielle,  sondern  stets  auch  eine  social- 
politische,  allgemein-v  olkswirthschaftliche  Seite  haben,  die  bisher  viel  xa 
wenig  beachtet  worden  ist.  Erörterungen  tlber  diese  Principien  geboren  deshalb  nicht 
nur  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  den  grundlegenden  Theil  der  ganzen 
Nationalökonomie ,  wie  andrerseits  in  die  rechtspbilosophische  (naturrechtliche) 
Analyse  des  Staats  und  seiner  principiellen  Stellung  zum  Privateigenthum,  s.  z.  B. 
Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  159.  —  Ton  diesem  Gesichtpuucte  aus  habe  ich 
die  bezuglichen  Fragen  in  der  Finanzwissenschaft  bebandelt  (vgl.  I,  3.  A.,  §.  27  and 
bes.  B.  II,  Gobtlhrenlehre  und  allgemeine  Steuorlehre).  S.  auch  Neu  mann,  pro- 
gressive  Einkommensteuer,  S.  47  ff.  und  dessen  weitere  Erörterungen  in  dem  Buch 
über  die  Steuer  und  in  seinen  hierher  gehörigen  wichtigen  und  werthvoUen  Aufsätzen 
über  Steuerprincipien  und  Werth. 

B.  —  §.  343  [152J.  Das  Gebiet  der  freien  Gemeinwirth- 
Schäften  ist: 

1)  vornemlich  dasjenige  der  gesellschaftlichen  oder 
C  las  Sengemeinbedürfnisse  (§.  330). 

Die  hier  obwaltenden  Interessen  eignen  sich  in  der  Regel  nicht  für  die  Wahr- 
nehmung durch  Zwangsgemein wirthschaften ,  Öfters  verbieten  sie  dieselbe  sogar,  weil 
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«ie  nicht  Interessen  der  ganzen  Berölkerang  eines  Staats,  einer  Gemeinde  o. s.  w.  sind. 
Aber  geschichtlicb  haben  mehrfach,  z.  B.  in  dem  hochwichtigen  Falle  der 
Kirchen,  Zwangsgemein  wirthscbaften  auch  hier  fungirt  Die  Ersetzung  der  letzteren 
durch  freie  Gemein  wirthscbaften  kann  alsdann  das  Postulat  werden,  dessen  Verwirk- 
lichung freilich  gegenüber  altgewohnten  Verhältnissen  Schwierigkeiten  finden  und  ftlr 
<)ie  ganze  Gemeinwirthschaft  kritisch  werden  kann,  wie  sich  bei  den  Kirchen  zeigt. 
Auch  gewerbliche  Verbindungen,  wie  die  ZUnfte,  Arbeitervereine  (Gewerkvereine) 
sind  hervorzuheben.  Uebergänge  in  Zwangs  Verbindungen  sind  dabei  gleichfalls  vor- 
gekommen, indem  z.  B.  der  Beitritt  eine  Bedingung  der  Befngniss  zur  Ausübung  des 
Gewerbebetriebs  wird  (Ztlnfte). 

2)  Ausserdem  könneD  auch  einige  der  oben  (§.  328,  329)  ge- 
nannten örtlichen  und  zeitlichen  Gemeinbedtlrfnisse,  selbst 
specielle  Rechtsschutzbedtlrfnisse  (z.  B.  Schutzwachen-Organi- 
sation für  Sonderzwecke)  durch  freie  Gemeinwirthschaften  passend 
wahrgenommnn  werden. 

Wichtigere  und  allgemeiner  vorkommende  Fälle  dieser  Art  liegen  vor  im  Gebiete 
des  Versicherungswesens  (Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit,  gegen  Feuersgefahr, 
auf  den  Todesfall,  Lebensversicherung,  Begr&bnisscassen,  Wittwen-  und  Waisencasseu, 
Bentenversicherung ,  Invaliden-  und  Alterspension,  freie  Arbeiterversicherungscassen), 
des  Credit-  und  Bankwesens  (Pfandbrief-Institute  des  Grundbesitzes,  sog.  Volksbankcn 
nach  dem  Schulze^schen  Muster,  Raiffeisen'sche  Darlehnscassen),  dos  Communications- 
und  Transportwesens  u.  dgl.  m.  (Strassenanlagen  von  Grundbesitzervereinen;  Omnibus- 
iinien  von  freien  Vereinen  nächst  interessirter  Personen;  Schulvereine;  —  Genossen- 
schaften für  Wohnungsbeschaffung). 

Gemeinde,  Kreis  und  Staat,  d.  h.  eben  die  wichtigsten 
Zwangsgemeinwirthschaften  einer-,  die  speculativen 
Erwerbsgesellschaften  (Actiengesellschaften)  andrerseits  lassen 
freilich  den  freien  Gemeinwirthschaften  hier  sowie  auf  dem  Gebiete 
der  Veranstaltungen  für  wichtigere  gesellschaftliche  Gemeinbedürf-- 
nisse  oft  nur  einen  kleinen  Raum  tlbrig. 

Ein  characteristisches  Beispiel  ist  bei  uns  gegenwärtig  die  Lage  im  Versicherungs- 
wesen auf  Gegenseitigkeit  (s.  meine  Abb.  im  3.  B.  von  Schönberg's  Handb.  3.  A , 
S.  972).  Das  neuerdings  sogen.  Gebiet  der  „socialen  Selbsthilfe*'  gehört  im 
Debrigen  principiell  vornemlich  den  freien  Gemeinwirthschaften,  nur  dass  Uebergänge 
in  Privatwirthschaften  auch  hier  vorkommen  (§.  304). 

Nach  einer  ein  für  allemal  giltigen  Formel  lässt  sich  die 
Sphäre  der  freien  Gemeinwirthschaften  gegenüber  derjenigen  der 
eben  genannten  beiden  anderen  Wirtbschaftsformen  und  der  ge- 
wöhnlichen Privatwirthschaften  natürlich  nicht  bestimmen.  Die 
Aufgabe  in  diesem  speciellen  Falle  ist  dieselbe  wie  bei  der  Com- 
bination  der  drei  Wirthschaftssysteme  überhaupt  (§.  320).  Die 
coDcreten  Verhältnisse  müssen  entscheiden.  Daher  tritt  geschicht- 
lich  und  örtlich  auch  viel  Veränderung,  Wechsel  der  Wirtb- 
schaftsformen auf  diesem  Gebiete  ein. 

C.  —  §.  344  [153].  Die  juristische  Form  der  freien  Ge- 
meinwirthschaften hängt  vom  geltenden  Rechte  ab.  Sie  pflegt  bei 
uns   gegenwärtig   theils    die   freiere   des   Vereins,    theils  die 
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strengere  der  Corporation  zu  sein.  Es  können  aber  auch 
durch  das  Recht  ganz  besondere  juristische  Formen  fbr  die 
Zwecke  des  freien  Gemeinwirthschaftswesens  geschaffen  werden, 
wie  z.  B.  im  Falle  der  neuen  deutschen  Erwerbs-  und  Wirthschafte- 
genossenschaften,  des  Arbeitervereinswesens  (Gewerkvereine). 

In  pri?atrechtlicher  Beziehung  ist  alsdann  von  besonderer  Wichtigkeit,  ob- 
die  Mitglieder  der  freien  Gemeinwirthschaft  solidarisch  ftlr  letztere  haften,  bezw. 
bürgen,  wie  bei  den  genannten  deutschon  Genossenschaften  bis  zur  neuesten  Gesetz- 
gebung (von  1889),  oder  ob  das  Mitglied  mit  der  Zahlung  seiner  Einlage  oder  seines 
Beitrags  (Umlage),  oder  etwa  eines  Mehrfachen  davon  seiner  Verbindlichiteiten  gegen 
die  Gemeinwirthschaft,  daher  auch  eventaell  gegen  deren  Gläubiger  ledig  ist.  Diese 
und  die  übrigen  Vorschriften  des  Rechts  über  die  Bildung,  die  innere  Einrichtung, 
die  VermOgensyerhältoisse,  die  äussere  rechtliche  Stellung  und  die  wirtbscbafüiche 
Verkehrsfähigkeit  der  Vereine,  Genossenschaften,  Gorporationen  sind  daher  fiür  das 
freie  Gemein wirthschaftswesen  mit  entscheidend,  hemmen  oder  fördern  seine  Ent- 
wicklung, begünstigen  oder  schädigen  sein  Gedeihen  und  seine  Function  in  der  Volks- 
wirthschaft  Die  Bemühungen  Schulze-Delitzsch's  u.  A.  um  eine  zweckmässige 
privatrechtliche  Stellung  für  das  neuere  deutsche  Genossenschaftswesen  zeigen  in 
einem  guten  Beispiel  die  hohe  Bedeutung  dieses  rechtlichen  Moments  für  die  Büdnng 
freier  Gemein wirthschaften.    (Norddeutsches  Gesetz  über  diese  Genossenschaften  vom 

4.  Juli  1868.  Deutsches  Reichsgesetz  vom  1.  Mai  1889  mit  nunmehr  drei  verschie- 
denen Arten  der  Haftpflicht  eingetragener  Genossenschaften,  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht, mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht  und  mit  beschränkter  Haftpflicht,  nach 
§.  2  des  Gesetzes.)  Schulze-Dolitzsch.  Gesetzgebung  über  die  privatrechtliche 
Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften ,  Berlin  1869.  —  Ueber  die 
englischen  Gewerkvereine  (Trade-Dnions)  s.  Brentano,  a.  a.  0.  und  Jannasch,  in 
der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik  (auch  selbständig),  1871.  Ueber  die  deutschen  Be- 
strebungen zur  Fortbildung  des  Vereinsrechts,  insbesondere  in  Betreff  von  Vereinen  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  (Gesetzentwuif  im  deutschen  Reichstage  1872)  s.  die  aaf  der 
Seite  der  Gegner  dieser  Gesetzgebung  stehende  in  §.  dS6  gen.  Schrift  von  L.  Bamberger. 
Aehnlicho    Bestrebungen    neuerdings    (lb92),    aber    noch    nicht   legislativ    erledigt 

5.  auch  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sociftipolitik  zu  FrankÄirt  a.  M.  1.  J.  1 890.) 

Den  freien  Gemeinwirthschaften  eine  passende  Rechtsform  und 
Rechtsstellung  zu  versebaffen,  ist  namentlich  anch  deshalb  von 
grosser  Yolkswirthsehaftlieher  Wichtigkeit,  weil  alsdann  das 
privatwirthscbaftliche  System  leichter  richtig  ersetzt,  das  caritative 
passend  ergänzt  und  dadurch  Gebiet  und  Function  der  sonst  notb* 
wendigen  Zwangsgemein  wirthschaften  in  oft  erwünschter  Weise 
eingeschränkt  werden  können. 


2.  Abschnitt 
Die  Zwangsgemelnwlrthschaften. 

§.  345  [S.  276].  Vorhemerkungen.  Es  entspricht  nur  dem  Chamcttf  der 
neueren  Volkswirthschaftslehre  der  physiokratischen  und  Smith'schen  Richtung,  wie 
anderseits  der  parallel  gehenden  und  genau  correspondirenden  Entwicklung  der 
neueren  Verwaltungslehre  unter  den  Einfassen  der  K  an  tischen  Hechts-  und  Staats- 
philosophie, dass  es  an  principiellen  Erörterungen  über  den  Zwang  in  der  Volkswiith- 
Schaft  fast  ganz  fehlt,  und  zwar  nicht  allein  in  der  sog.  theoretischen,  sondern  sogar 
in    der   practischen  Nationalökonomie   oder   in    der  sog.  VolkswirthachaftspoHtik ,  in 
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▼el^er  doch  das  wobl  oder  Qbel  stattfindende  Eingreifen  des  Staats  die  Frage  nach 
-der  principiellen  Berecbtlgang  des  Zwangs  nahe  legen  musste.  Diese  Frage  hängt  natnr- 
licli  auf  das  Engste  mit  derjenigen  nach  der  richtigen  Function  des  Staats  in  und  für 
4it  Yolkswirthschaft  und  demgemftss  mit  der  Frage  nach  den  Grenzen  der  Staats- 
thfttigkeit  auf  diesem  Gebiete  zusammen.  Eingehende  Untersuchungen  darüber  fehlen 
in  der  Yolksirirthschaftslehre  ebenfalls  riel  zu  sehr,  w&hrend  die  Resultate  der  rechts- 
philosophischen Forschungen  und  deijenigen  der  theoretischen  Politik  keineswegs  immer 
in  der  Nationalökonomie  einfach  anzunehmen  sind,  grade  weil  sie  die  ökonomische 
Seite  zu  wenig  beachten.  Soweit  die  Frage  7om  Zwangsprincip  in  der  Yolkswirthschaft 
mit  deijenigen  Ton  der  richtigen  folkswirthschaftlichen  Stellung  und  Aufgabe  des  Staats 
•überhaupt  zusammenfällt,  ist  auf  das  nächste  Buch  6  und  auf  die  Utterarische  Vor- 
bemerkung dazu  zu  Ferweisen  (§.  352). 

Die  bedeutendsten  Erörterungen  tlber  das  Zwangsprincip  speciell ,  nament- 
lich auch  über  die  Grenzen,  in  welchen  auch  nur  der  Zwang  yom  Staate  in  der 
inneren  Verwaltung  angewendet  werden  darf,  sind  in  den  Werken  über  Polizei- 
wissenschaft oder,  wie  diese  Disciplin  neuerdings  richtiger  genannt  wird,  über 
innere  Verwaltungslehre  enthalten.  Die  ältere  Polizei  Wissenschaft  der  sogenannten 
Wohlfahrtsstaatstheorie  oder  der  Wolf f  sehen  Rechtsphilosophie  hat  dem  Character 
<lieser  Philosophie  und  demjenigen  der  mercantilistischen  Theorie  und  der  Staatspraxis 
des  Zeitalters  des  aufgeklärten  Despotismus  gemäss  nur  7icl  zu  allgemein  auf  den 
Zwang  grade  auch  im  Wohlfahrts-  und  Culturinteresse ,  ja  selbst  zu  Zwecken  der 
individuellen  Moral  und  Religiosität  recurrirt  und  dadurch  begreiflicher,  aber  nicht 
durchaus  berechtigter  Weise  die  „Polizeithätigkeit''  in  der  inneren  und  in  der 
Volks wirthschaf^Iichen  Verwaltung  theoretisch  und  practisch  in  Misscredit  gebracht. 
Den  Physiokraten  und  A.  Smith  auf  dem  rolkswirthschaftlichen ,  der  Kant'schen 
Rechtsphilosophie  auf  dem  rechtsphiiosophischen  und  politischen  Gebiete  ist  die  Reaction 
gegen  die  von  Chr.  Wolff  und  der  Rechtsphilosophie  und  Polizei  Wissenschaft  seiner 
Zeit  gebilligte  oder  selbst  geforderte  maasslose  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und 
sogar  des  Zwangs,  zuerst  in  der  Theorie,  nach  und  nach  auch  in  der  Praxis  zu  ver- 
danken gewesen.  Aber  diese  Reaction  ist  viel  zu  weit  gegangen.  So  berechtigt  das 
Forschen  nach  Grenzen  der  Staatsthätigkeit  und  des  Zwangs  speciell  war,  so  noth- 
wendig  Garantieen  fUr  die  Innehaltnng  der  jeweilig  gesetzlich  bestehenden  Grenzen 
von  der  Theorie  gefordert  werden  mussten,  so  einseitig  war  die  alleinige  Betonung 
des  Rechtsschutz-Zwecks  des  Staats  und  so  bedenklich  war  es,  eigentlich  den  ganzen 
Inhalt  der  inneren  und  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  preis  zu  geben.  Darin  lag 
ein  unverkennbarer  Rückschritt  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie,  der  theoretisch 
und  practisch  nachtheilig  genug  gewirkt  hat  Die  physiokratisch-Smith'sche  National- 
ökonomie und  die  Kant'schc  Rechtsphilosophie  haben  vereint  hier  nur  zu  entgegen- 
gesetzten Einseitigkeiten  wie  der  Mercantilismus  und  der  politische  Eudämonismns 
geführt  Dadurch  ging  der  Blick  für  die  Unentbehrlichkeit  des  Zwangsprincips  auch 
in  der  Yolkswirthschaft  verloren. 

Die  Aufgabe,  welche  in  der  Wissenschaft  von  der  letzteren,  in  der  Politischen 
Oekonomie  vorliegt,  ist  wesentlich  dieselbe,  welche  in  der  auf  die  neuere  organische 
und  historische  Staatsauffassung  begründeten  Inneren  Verwaltungslehre  zu  lösen  ist 
und  welche  L.  Stein  doch  auch  R.  v.  Mohl  gegenüber  in  seinem  System  der  Ver- 
waltungslehre so  grossartig  gefördert  hat.  Aus  der  Theorie  des  Wohlfahrtsstaats  ist, 
wie  Stein  die  Aufgabe  fUr  die  Innere  Verwaltungslehre  formulirt,  der  Inhalt  der 
Verwaltung  zu  entnehmen  (s.  auch  oben  §.  315,  S.  810).  Man  kann  ähnlich  sagen, 
aus  dieser  Theorie  und  aus  der  mercantilistischen  Theorie  und  Praxis  ist  die  prin- 
cipielle  Berechtigung  der  umfassendsten  Staatsthätigkeit  in  der  Yolkswirthschaft  und  die 
gleiche  principielle  Berechtigung  des  Zwangs  in  volkswirthschaftlichen  Verhältnissen 
zu  entnehmen :  der  Grundsatz,  dass  die  Yolkswirthschaft  zumal  fortschreitender  Cultur- 
völker,  auch  Staatswirthschaft  ist  und  immer  mehr  werden  muss(RodbertU8,  s.  oben 
§.  150  fi.).  Aus  der  Kant'schen  Rechts-  und  Staatsphilosophie  hat  die  Verwaltungs- 
lehre dagegen  das  Anerkenntniss  principieller  Nothwendigkeit  einer  verfassungsmässig 
festgesteUten  und  durch  geeignete  Organe  mittelst  eines  geeigneten  Verfahrens  (Ver- 
waltungsrechtspflege) geschützten  Grenze  zwischen  Staats-  und  Privatthätigkeit  und 
einer  Grenze  des  Zwangs  zu  holen.  Aehnlich  muss  wieder  die  Volkswirthschaftslehre 
aus  jener  Philosophie  und  aus  der  physiokratisch-Smith 'sehen  Nationalökonomie  die 
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Lehre  von  der  principiellen  Bereebti^ng  der  Pri?attbätigkelt  und  foa  der  B^tii- 
vendigkeit  einer  principiellen  BeschränkuDg  des  Zwangs  anfnebmen.  Zwischen  de» 
Staat  and  dem  Indindanm  aber  bedarf  es  in  der  Yolkswirtbschaft  der  Zwischen- 
glieder« welche  theils  in  den  freien  Gemeinwirthschaften,  theils  in  den  Übrigen  Arten 
der  Zwangsgemeinwirthschaften  (neben  dem  Staate)  oder  den  politisch  sogen.  Selb^- 
verwaltungskOrpem  zn  finden  sind.  Die  Politik,  die  Yerwaltungslehre  und  die  Poli- 
tische Ockonomie  verdanken  hier  der  Gn  eist 'sehen  Lehre  ?on  der  Selbstrerwaltong 
die  bedeutendste  Forderung.  Speciell  über  das  Zwangsprincip  in  der  inneren  Ver- 
waltong,  d.  h.  eben  Über  die  Polizei,  welche  das  Zwangsmoment  in  aller  Verwaltung 
darstellt,  s.  EL  t.  Mo  hl,  Polizeiwiss.,  3.  Anfl.,  TUb.  1886.  I,  §.  7,  namentlich  aber 
L.  Stein,  Yerwaltangslehre  I  (1.  Aofl),  196  ff.,  IL  62  ff.,  IV,  Einl.  1  ff.,  &.  Hu 
1—88.  Vgl.  auch  Ahrens,  Naturrecht  U,  §.  60,  bes.  S.  61  ff.  S.  sonst  besonders 
wieder  Scbftffle  an  d.  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  5.  Buche,  §.  297,  S.  761 
gen.  Stellen  s.  Syst.  und  im  Soc.  Körper  IlL  S6r  ff.  Passim  G.  Gohn.  Syst  L 
2.  H.-A.,  bes.  Kap.  2;  desgl.  passim  Saz,  Grundlegung,  bes.  Abschn.  II  (collec- 
tivistische  Zwecksetzungen),    r.  I bering,  Zweck  im  Becht,  I,  Kap.  8. 

I.  —  §.  346  [154].  Wesen.  Die  zweite,  ungleich  wiebtigere 
Classe  der  Gemeinwirthschaften,  von  wahrhaft  fandamentaler  Be- 
deutung für  den  Aufbau  der  ganzen  Volkswirthschaft,  sind  die 
Zwangsgemeinwirthschatlen  (§.  300). 

Sie  beruhen  auf  zwangsweisem  Eingreifen  einer  mit  hin- 
länglicher Macht  ausgestatteten  Autorität,  in  letzter  Linie  immer 
des  Staats  oder  des  Inhabers  der  „öffentlichen  Gewalt'' 
in  die  Sphäre  der  übrigen  Einzelwirthschaften,  insbesondere  der 
Privatwirthschaften ,  oder  m.  a.  W.  auf  der  ,,  Bewältigung  der  Ge- 
sellschaft durch  den  Staat'',  auf  der  Beugung  des  wirthschaftlicben 
Selbstinteresses  der  Individuen,  soweit  nothwendig  und  nicht  andere 
Motive  schon  hinlänglich  mächtig  dieses  Selbstinteresse  einschränken 
und  zurückdrängen,  unter  die  Interessen  der  Gemeinschaft,  unter  die 
Zwecke  der  menschlichen  Gesammtheiten.  Diese  Zwecke  lassen 
sich  nur  zum^heil  unter  den  Begriff  des  Vortheils  (Interesses)  des 
Einzelnen  bringen.  Sie  betreffen  überwiegend  Existenzbedingungen 
der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Ent- 
wicklungsbedingungen der  ganzen  Volkswirtfaschaft  und  auch  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  in  ihr,  endlich  sittliche  Zwecke 
der  Gesammtbeit  wie  des  Einzelnen,  woraus  sich  für  letzteren 
Pflichten  gegen  die  Gesammtbeit,  speciell  gegen  den  Staat  ergeben. 
Die  Fürsorge  für  die  wichtigsten  Gemeinbedürfnisse  (§.  327  ff.)  ist 
nur  durch  die  Zwangsgemeinwirthschaften  zu  erlangen. 

Siehe  für  Weiteres  schon  oben  die  Ausführangen  §.  SOO  ff.,  wo  auch  die  auf 
die  Bildang  der  Zwangsgemeinwirthschaften  hindrängenden  Momente  berücksichtigt 
worden  sind. 

6 n eist's  Schriften  über  englisches  Yerfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  sowie 
seine  mehr  dogmatischen  Schriften  aof  dem  Gebiete  des  Öffentlichen  Hechts  sind  f&r 
das  leitende  Princip,  die  Bewältigung  der  Gesellschaft  durch  den  Staat,  hier  tot  allen 
zu  nennen.  Yergl.  n.  A.  Gneis t.  Rechtsstaat.  Berlin  1872.  bes.  Abschn.  I,  IL  IX, 
130  ff.,  2.  Aufl.  1S79.    Gedanken  der  Stahl'schen  RechtsphUosophie  kommen  Qbrigens 
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in  der  Theorie  der  Zwangsgemeinwirtbschaften  auch  wieder  ?ieifach  zu  Ehren  (,,Aato- 
riUU,  nicht  Majorität'').  —  Die  ZarUckführang  der  Zwangsgemein wirthschaften ,  voran 
des  Staats  als  Gollectirwirthscbaft,  auf  den  Qemeinsinn  habe  ich  oben  schon  in 
den  Yorbemerknngen  zn  diesem  Buche«  S.  763  als  m.  £.  unhaltbar  and  nnr  anf  einer 
Fiction  beruhend  bezeicbnet.  Darin,  dass  die  ?on  ibm  sogen,  ^^öffentlichen'' 
Wirthschaftsorganisationen  nicht  aaf  den  Gemeinsinn,  sondern  anf  die  öffentliche 
Gewalt  zn  begründen  sind,  stimmt  Schäffle  mir  jetzt  bei,  Soc.  Körper  III,  369. 
S.  auch  Knies,  Poiit.  Ockon.,  2.  A.,  S.  223  ff. 

Aber  im  Uebrigen  sind  es  nicht  neuere,  sondern  uralte  Gedanken  und  Principien, 
an  welche  auch  die  Politische  Oekonomie  hier  wieder  anzuknüpfen  hat:  antike 
Anschauungen,  trotz  und  wegen  unserer  modernen  atomistisch-indiridualistischen 
Staatsauffassung  und  Yoranstellung  der  Berechtigung  des  Einzelnen.  Die  Grund- 
gedanken in  Aristoteles'  Politik,  ja  selbst  in  Plato's  Staat  hinsichtlich  der 
natnrnothwendigen  Unterordnung  des  Einzelnen  unter  und  Einordnung 
desselben  in  den  Staat  sind  in  der  That,  richtig  rerstandcn,  nicht  nur  berechtigt  für 
altgriechische  Verhältnisse,  sondern  unbedingt  wahr,  nicht  Sätze  ron  histo- 
rischer Belatifi tat,  sondern  von  logischer  Absolutheit.  Die  Nationalökonomie 
hat  dies  ?iel  zu  sehr  aus  den  Aogen  ?erloren.  Namentlich  das  1.  Buch  von  Aristoteles* 
Politik,  bes.  Kap.  2  (ed.  Bekker)  darf  daher  auch  hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Jene 
berühmten  Sätze:  SihTtaaa  7i6Xig  (pvasi  iatlv,  bXtisq  xttl  al  ngSnai  xoivioviai 

(pavBQOv  Sri  (fvaei  tj  n6kig  iaxl,  xal  ozi  ävO^Qwnog  (pvaei  noXixixov 

^^v,  xal  o  anoXiq  6ia  (pvatv  xal  ov  Sia  tvxfjv  ^toi  <pavX/g  iaxiv  ij 
XQBlxx<av  J  &v&Q<t}7tog,  und  endlich:  ort  fihv  olv  rj  nokig  xal  (pvast  xal 
n^brsQOv  ^  ^xaarog  önXov'  tl  yaQ  uh  ävxaQxrig  h'xaatog  rfaQio^elg,  ofiolotg 
xolg  aXXotg  fii^eaiv  €^€i  nglg  xo  oXXov'  o  6h  fir^  övvafisvog  xoiv<aveiv  ij 
firi^hv  Se6/jievog  öh  avxaQxtiav,  bv^lv  (A^gog  nSXBtog,  Saxs  ^  d^tjglov  tj  d^sSg 
(Anst.  de  re  publ.  ed.  min.  Bekker  p.  3,  4),  —  diese  Sätze  sind  sämmtlich  auch 
Fundamentalprincipien  für  die  Yolkswirthschaftslehre. 

IL  —  §.  347  [255].  Unter  den  einzelnen  Arten  der 
Zwangsgemeinwirthscbaften  ist 

1)  der  Staat  die  weitaus  bedeutendste. 

Er  erscheint  als  Aufsteller,  Fortbildner  (nach  und  neben  dem  Gewohn- 
heitsrecht) und  Garant  der  Bechtsordnung,  insbesondere  auch  der  Rechts- 
basis des  priratwirthschaftlichen  Verkehrs  (§.  305),  er  ist  ferner  der  grösste 
Kreis  örtlicher  und  zeitlicher  Gemeinschaftsbeziehungen  und  der  daraus 
herForgeh enden  Gemeinbedürfnisse,  er  nimmt  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung 
vielfach  TheÜ  an  der  Fürsorge  für  gesellschaftliche  Gemeinbedürfnisse  und 
überwacht  die  Einrichtungen  und  Maassregeln,  welche  die  freien  Gemeinwirth- 
schaften  zur  Befriedigung  dieser  gesellschaftlichen  Bedürfnisse,  alle  Wirthschaften, 
auch  die  Privatwirthschaften  und  caritativen,  zur  Befriedigung  aller  Bedürfnisse 
überhaupt  treffen.  Die  Function  des  Staats  in  der  Volkswirthschaft  wird  im  folgenden 
Buche  noch  näher  dargelegt  werden. 

2)  Neben  dem  Staate  fungirt  die  (Orts-)  Gemeinde. 

In  mehr  oder  weniger  selbständiger,  übrigens  geschichtlich  mannigfach  wech- 
selnder Sphäre  als  zweites  Hauptglied  der  Zwangsgemeinwirtbschaften,  der  wichtigste 
Kreis  der  engeren  räumlichen  (iemeinschaftsbeziehungen. 

3)  Zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Staate  stehen  andere 
allgemeinere  Zwangsverbände  (Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung). 

In  vielfach  wechselnder  Form  und  Wirkungssphäre,  bald  mehr  nur  als  räumliche 
Abtheilungen  der  staatlichen  Zwangsgcmeinwirthschaft,  bald  als  mehr  oder  weniger 
selbständige  räumliche  Zwangsgemeinwirthscbaften :  der  Kreis  (Grafschaft),  der  Bezirk, 
die  Provinz  (Herzogthum),  auch  der  Parti cularstaat  (Einzelstaat,  Kanton)  im 
Bundesstaat  (Reich).  Alle  diese  Körper  führen  als  politisch-administrative 
selbständige  Einheiten  den  Namen  „Selbstverwaltungskörper". 
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4)  Aber  ancb  fttr  einzeloe  bestimmte  GemeinschaftB* 
zwecke  aus  der  Kategorie  der  örtlichen  und  der  gesellschaft- 
liclien  Gemeinbedürfnisse  bat  die  geschichtlicbe  Entwicklang 
Zwang 8 gemein wirthscbat'ten  gebildet  und  besteben  deren  gegen- 
wärtig mitunter  nocb  in  den  Gulturstaaten  oder  treten  neue  Formen 
solcber  Gemeinwirtbsebaften  bervor. 

Das  grossartigste  schon  erwähnte  geschichtliche  Beispiel  sind*  die  Kirchen, 
deren  Umbildang  yon  der  Zwangs-  in  die  freie  Gemeinwirthschaft  seit  Jahrhanderten 
eines  der  grOssten  Probleme  der  OaltnrvOlker  ist.  Anf  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens, des  Bankwesens  liegen  in  den  Assecüranzrereineii  mit 
Zwangsbeitritt  (ältere  Immobiliarfeaerassecnranz:  Pensionscassen;  Wittwencassen  fir 
bestimmte  Stände,  Beamte;  manche  Arbeiterkranken-  und  In?alidencassen ;  Knapp- 
schaftscassen im  Bergbau;  neuestes  obligatorisches  Arbeitenrersicherungswosen  — 
Kranken-,  Unfall-,  Alters- und  Invaliditätsversicherong);  ferner  in  den  Öffentlichen 
Banken,  deren  Benutzung  zur  Zahinngsrermittlung  für  die  Kaufleute  eines  Ortes 
obligatorisch  war  (ältere  Girobanken),  Beispiele  ?on  Zwangsgemeinwirthscbafteo 
?or,  welche  bis  in  unsere  Gegenwart  hineinragen  oder  neu  hinzugekommen  sind.  Die 
mittelalterlichen  Handwerkerzünfte  und  kaufmännischen  Gilden  tragen  eben- 
falls wesentliche  Merkmale  solcher  Gemein wirthscbaften  an  sich.  (Siehe  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  I,  §.  88,  bes.  Abschn.  III,  die  Zunft  als  Gemeinwesen  im  Kleinen, 
S.  383  E;  eine  Menge  dieser  Functionen  der  Zunft  gestatten  es,  ihr  den  Gharactcr 
einer  Gemein-  und  Zwangsgemeinwirthschaft  im  Sinne  des  Textes  beizulegen.  VergL 
auch  Schönberg  und  Schmoller  über  Zunftwesen  a.  a.  0.)  Weiter  bilden 
Deich  bau  verbände  und  mancherlei  ältere  und  neuere  Vereine  fdr  landwlrtb- 
schaftliche  Meliorationen  (Ent-  und  Bewässerungsanlagen  u.  dgL  m.)  Beispiele 
von  Zwangsgemeinwirthschaften  fur  specielle  Zwecke,  welche  heutzutage  eine  grosse 
practische  Bedeutung  haben.  Auch  die  älteren  Agrarverhältnisse,  besonders  bei 
den  germanischen  Völkern,  wie  sie  sich  aus  dem  Gemeineigenthum  am  Boden  in 
Feldgemeinschaft  und  Flurzwang  entwickelten,  haben  mancherlei  Gestaltungen  mit  sich 
gebracht,  welche  mitunter  Merkmale  von  Zwangsgemeinwirthschaften  wahrnehmen 
lassen.  Beispiele  von  Zweckverbänden  far  einzelne  örtliche  GemeinbedOrfnisse  sind 
endlich  Wege-,  Armen-,  Schul  verbände  u.  a.  m. 

III.  —  §.  348  [156,  157].  Begründung  des  Zwangs- 
luoments.  Die  wichtigste  nnd  schwierigste  Frage,  sowohl  des 
Princips  als  der  practischen  Anwendung  nnd  Darchfabrang.  Man 
wird  dabei  unterscheiden  müssen:  einmal  den  Zwang  als  absolute 
Kategorie,  allgemein  oder  wenigstens  in  den  Hauptfällen,  sodann 
den  Zwaog  als  historisch-rechtliche  Kategorie  nnd  damit 
als  ein  Erziehungsmittel,  eventuell  mit  der  Tendenz,  jeden- 
falls mit  der  Möglichkeit,  sich  als  solches  durch  seine  Einwirkung 
auf  Sitte,  Gewohnheit,  Motivation  der  Bevölkerung  oder  der  Kreise, 
auf  welche  er  angewendet  wird,  allmählig  unnöthig  zu  machen. 

1)  Staat  und  Gemeinde,  dann  Kreis,  Bezirk,  und  Provinz 
sind  diejenigen  Zwangsgemeinwirthschaften,  bei  welchen  für  irgend 
absehbare  Zeit  und  unter  allen  in  Betracht  kommenden  Verhält- 
nissen der  Zwang  unentbehrlich  erscheint  Der  Zwang  ist  bei 
ihnen  also  ein  absolutes  Existenzmoment,  die  Zwangsgemein- 
wirthschaft mit  Rücksicht  auf  sie  eine  absolute  („natürliche'^) 
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ökonomische   nnd   rechtliche  Kategorie  der  Wirtbscbaften  in   der 
Volkswirthschaft. 

Aber  so  doch  auch  nur  im  Ganzen,  auf  den  Hauptge- 
bieten  der  Function  dieser  Körper,  nicht  auf  jedem  einzelnen, 
von  ihnen  etwa  in  ihre  Thätigkeitssphäre  gezogenen  Gebiet,  wo 
vielmehr,  soweit  überhaupt  Zwang,  derselbe  eventuell  recht  wohl 
zu  der  zweiten,  der  historisch  rechtlichen  Kategorie  gehören  kann. 

Ansserhalb  der  Doctrin  des  Anarchismus  wird  diese  Auffassung  wohl  kaum 
ernstlich  bestritten,  wenn  auch  im  Socialismus  Opposition  gegen  den  Zwang  im  heutigen 
,,Gla8senstaat*\  gegen  einzelne  Zwangseinrichtungen  desselben  vorkommt  Dass  in 
einem  socialistischen  Volkswirthschaftssystem  (im  „Socialstaat**,  ein  freilich  von 
den  Doctrin&ren  des  neuesten  Socialismus  rerpOnter  Ausdruck)  der  Zwang  vollends 
eine  Rollo  nnd  eine  viel  grossere  und  peinlichere  als  im  heutigen  Volkswirthschafts- 
system und  Staat  spielen  müsste,  mOchte  zum  Gewissesten  dessen  gehören,  was  man 
psychologisch  vom  socialistischen  System  als  einer  «^Znkunftssache''  vermuthen  muss, 
vgl.  auch  oben  §.  38. 

2)  Bei  der  vorgenannten  vierten  Gruppe  der  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  erscheint  der  Zwang  dagegen  nicht  in  demselben  Maasse 
als  Existenz-  nnd  Gedeibensbedingang.  Der  Uebergang  dieser 
Wirtbscbaften  in  freie  Gemein  wirtbscbaften  nnd  umgekehrt  letzterer 
in  Z wangsgemeinwirthschaften  ist  geschichtlich  vielfach  vorgekommen. 
Die  Hauptfrage  ist  daher  hier  immer,  ob  und  inwieweit  über- 
hanptZwang  platzgreifen  soll:  eine  niemals  allgemein,  sondern 
nur  nach  den  concreten  Umständen  za  entscheidende,  also  eine 
örtlich  nnd  geschichtlich  relativ  zu  beantwortende  Frage. 
Die  Zwangsgemein  wirtbscbaften  der  vierten  Grnppe,  das  Zwangs- 
moment bei  ihnen,  sind  daher  nur  historische  Kategorieen  des 
Wirtbscbaftslebens :  das  Zwangsmoment  ist  bei  ihnen  nicht  all- 
gemein, sondern  nur  bedingungsweise  notbwendig,  berechtigt 
und  zweckmässig  und  zwar  dann,  wenn  die  Bedingungen  wesent- 
lich bei  ihnen  ebenso  liegen,  wie  in  den  Hauptfällen  bei  den  nattlr- 
lichen  und  notbwendigen  Zwangsgemeinwirthschaften  des  Staats, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  (§.  350). 

Im  Weiteren  möchten  folgende  drei  Kategorieen  von  Fällen 
zu  unterscheiden  sein: 

a)  Historisch  relativ,  als  Erziehungsmaassregel  erscheint 
der  Zwang  namentlich  da  und  dann  begründet,  wenn  das  privat- 
wirtbschaftliche  Selbstinteresse  noch  zu  mächtig  ist,  aber  einer 
allmähligen  Einschränkung  durch  Erziehung,  Gewöhnung,  Sitte 
mntbmaasslicb  entgegengeführt  werden  kann;  ferner  wenn  es  den 
Privatwirthschaften  noch  an  einem  richtigen  Verständniss  ihres 
durch  Vereinigung   am   Besten    zu  wahrenden   eigenen  Interesses 
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fehlt,  dies  Verständniss  aber  gewonnen  werden  kann;  endlicb  wem 
auch  der  erforderliche  sittliche  Gemeinsinn  fehlt,  aber  auch  dessen 
Ausbildung  und  ttberbaupt  die  Erweekung  und  Wirksamkeit  anderer 
richtigerer  und  besserer  Motive  fUr  erreichbar  gelten  kann.  Nur 
solange  und  in  dem  Maasse  als  in  allen  diesen  Beziehungen  hemmende 
Missstände  bestehen,  so  dass  ohne  Zwang  die  Bildung  der  unent- 
behrlichen Gemeinwirthscbaften  unterbleiben  oder  letztere  nicht  ge- 
nügend fungiren  würden,  wird  hier  mit  Recht  zum  Zwang  ge- 
griffen werden. 

b)  Schwieriger  ist  die  Entscheidung  darüber,  ob  man  den 
Zwang  als  historisch-relativ  oder  als  nach  der  menschlichen  Natur 
wahrscheinlich  stets  nothwendig  bezeichnen  soll,  in  folgenden, 
practisch  wichtigen  Fällen.  Die  Natur  jeder  und  vollends  der  ge- 
nannten, auf  Zwang  beruhenden  Gemeinwirthscbaften  bringt  es 
unvermeidlich  mit  sich,  dass  die  einer  Gemeinwirthschaft  ange- 
hörende Privatwirthschaft  vielfach  ihr  specielles  Interesse  tbeik 
gar  nicht,  theils  wenigstens  nicht  in  gleicher  Weise  wie  im  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehr  gewahrt  sieht  Was  hierüber  im  vorigen 
Abschnitt  (§.  342)  hinsichtlich  der  freien  Gemeinwirthscbaften  ge- 
sagt wurde,  gilt  noch  in  verstärktem  Maasse  von  den  Zwangsge- 
meinwirthschaften.  Insbesondere  kann  bei  diesen  der  Regel  nach 
noch  weniger  eine  genaue  Deckung  der  Vortheile,  welche  die  bei- 
tretende Privatwirthschaft  etwa  erlangt,  und  der  Gegenleistungen 
derselben  an  die  Gemeinwirthschaft  stattfinden.  Ueberbaupt  aber 
handelt  es  sich  gerade  in  den  Zwangsgemeinwirthscbaften  vielfach 
gar  nicht  um  individuelle  Vortheile  der  Betheiligten,  sondern  um 
Pflichten  der  letzteren  gegen  die  Gesammtheit.  Der  privatwirth- 
schaftliche  Gesichtspunct  reicht  eben  deswegen  für  die  Beziehungen 
zwischen  den  Privat-  und  den  Gemeinwirthscbaften  nicht  aus. 

Das  hat  q.  A.  wichtige  Conseqaenzen  fOr  die  Stcoerlehre,  insbesondere  f^ 
die  Anwendung  der  Steaerprincipien  der  Gerechtigkeit  (s.  Nenmann,  progTessire 
Einkommensteuer  S.  47  flF.,  58  ff.  u.  meine  Fin.  IL  2.  A.  S.  372  ff.,  428—460). 

Aus  dieser  Sachlage  darf  man  wohl  ableiten,  dass  hier  ohne 
Zwang  der  Gemeinwirthschaft  gegenüber  den  Privatwirthschaflen 
nur  in  dem  unwahrscheinlichen  Falle  einer  nicht  bloss  gradweisen, 
sondern  einer  grundsätzlichen  Aenderung  der  menschlichen 
Motivation  auszukommen  ist.  Dafür  ist  auf  die  Erörterungen  im 
1.  Kap.  des  1.  Buchs  zu  verweisen.  Der  Zwang  wird  daher  hier 
doch  wohl  als  unbedingte  und  dauernde  Noth wendigkeit,  als  ab- 
solute Kategorie  anzusehen  sein. 
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c)  Vollends  wird  man  so  urtbeilen  mfissen,  wenn  man  sich 
die  technische  Natnr  and  die  Beschaffenheit  derjenigen 
Gerne  in  bedfirfnisse  und  Gemeingüter,  um  welche  es  sich  bei 
den  wichtigsten  Zwangsgemeinwirthschaften,  Staat  and  Gemeinde, 
handelt  (ähnlich  indessen  aach  bei  den  übrigen),  vergegenwärtigt. 
Diese  Natnr  and  Beschaffenheit  sind  derartig,  dass,  solange  Menschen 
„Menschen'^  bleiben,  ohne  entsprechenden  Zwang  in  den  genannten 
Gemeinwirthsehaften  nichts  za  erreichen  ist.  An  dem  Beispiel  des 
staatlichen  Rechtschntzes  and  der  Maehtentfaltang  im  Innern  and 
nach  Aussen,  der  Hanptfanction  des  Staats,  ist  dies  am  Besten 
nachzaweisen. 

Gate  EröTteniDgeii  hierüber  nnd  über  venrEodte  Pancte,  besonders  der  Steuer- 
theorie,  in  £.  Laspeyres'  Anh.  Staatswirthschaft  im  StaatswOrterb.  B.  X.  S.  bes. 
S.  77  ff.  Yergl.  auch  Escher,  Politik  I,  1.  B.^Trendelenbarg,  Natnrrecht,  §.  150 tf., 
Gneist,  Becbtsstaat,  1.  A.  N.  IX.  ?.  Ihering,  Zvreck  I.  1.  A.,  S.  310  ff. 

Der  Rechtsschutz  und  die  wichtigsten  übrigen  Leistungen  der  vornehmsten  Zwangs- 
gemeinwirthschaften sind  immaterieller  Art  An  einem  Maassstabe  ihres  ökouomischon 
Werths  und  desjenigen  Yortheils,  welchen  der  Einzelne  etwa  von  diesen  Leistungen 
hat,  fehlt  es  durchaus.  Die  letzteren  können  femer  ihrem  inneren  Wesen  nach,  dem 
Zwecke  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  gem&ss,  meistens  nicht 
speciell  verk&uflich  sein,  also  dem  privatwirthschaftlichen  Preisregulator  von  Angebot 
und  Nachfrage  überhaupt  gar  nicht  unterstellt  werden.  Zahlreiche  und  wichtige 
Leistungen  des  Staats  lassen  sich  endlich,  wie  gesagt,  auch  nicht,  oder  nur  durchaus 
gezwungen,  als  Yortheile  für  den  Einzelnen  hinstellen,  z.  B.  die  grossen  und  kost- 
spieligen Leistungen  „zur  Durchführung  des  nationalen  Machtzwecks''.  Ja,  für  den 
Einzelnen  werden  diese  Leistungen  und  deren  Voraussetzungen  nicht  selten  zu  Nach- 
theilen oder  gelten  ihm  wenigstens  dafUr  (Militärpflicht,  Stenerpflicht !)  Diese  Lei- 
stungen sind  jedoch  insgesammt,  die  Recbtsschutzleistungen  voran,  unentbehrliche 
Bedingungen  des  socialen  Zusammenlebens  der  Menschen  und  damit  auch  jedweden 
wirthschaftlichen  Verkehrs.  Ihre  Herstellung  oder  auch  nur  den  Beitritt  zu  deijenigen 
Gemeinwirthschaft,  welche  diese  Herstellung  übernimmt,  dem  freien  Ermessen  und 
damit  der  Wlllkuhr  der  Individuen  zu  überlassen,  hiesse  die  Bedingungen  des  socialen 
und  volkswirthschaftlichen  Organismus  dem  Zufall  preisgeben  und  practisch  oft  genug: 
diese  Bedingungen  gar  nicht  erfüllen. 

Eben  deshalb  mass  eine  mit  der  nöthigen  Zwangsgewalt 
aasgerüstete  Aatorität  bei  der  Bildang  and  Einrichtung  der 
Zwangsgemeinwirthschaften,  voran  des  Staats,  bei  der  Herstellang 
and  Verbürgung  der  materiellen  Voraussetzungen  dafür(Be8teuerang!) 
und  bei  der  Durchführung  der  wichtigsten  einzelnen  Leistungen 
hier  stets  vorhanden  und  thätig  sein:  d.  h.  das  ZwangsmomcDt 
ist  absolute  Kategorie. 

IV.  _  §.  349  [158J.  Folgerangen  für  die  Kosten- 
deckung. Besteuerung  im  zwangsgemein  wirthschaft- 
lichen System.  Der  Staat,  die  Gemeinde  und  mehr  oder 
weniger  jede  andere  Zwangsgeraeinwirthschaft  erlangt  so  freilich 
jenen   „communistischen"  Grundzug,    welcher  den  Gemein- 
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wirtbschaften  anklebt  (§.  342,  293),  in  noch  viel  stärkerem  Maasse 
und  ganz  unvermeidlich. 

Der  priTatwirthschaftliche  Widerstand  gegen  den  Staat  und  die  übrigen  Zvangs- 
gebilde  der  Yolkswirtlischaft  and  die  Abneigung  der  Anh&nger  des  Systems  der  freiea 
Goncurrenz  oder  der  Vertreter  der  „Gesellschaft*'  im  Stein- Gneist' sehen  Sinne 
gegen  Einmischung  des  Staats  in  die  Yolksvlrthschaft  finden  in  diesem  commuiüsti- 
schen  Character  ihre  Erkl&rang. 

Naroentlicb  ergiebt  sieb  Folgendes: 

1)  Das  Prineip  der  speciellen  Entgeltlicbkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  in  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
selbst  in  den  Fällen,  wo  nocb  ein  Sondervortbeil  fttr  den  Einzelnen 
nachgewiesen  werden  kann,  nocb  weniger  anwendbar,  als  io  den 
meisten  freien  Gemein  wirtbschaften.  Die  Unmöglichkeit  aber,  einen 
solchen  Sondervortbeil  irgend  genau  nach  seinem  ökonomischen 
Werthe  zu  messen,  bringt  es  mit  sich,  bei  der  Kostendeckung  der 
zwangsgemeinwirtbscbaftlicben  Leistungen  von  dem  Principe  gleicher 
Leistung  und  Gegenleistung  grossentbeils  abzusehen. 

Daher  die  zwar  dnrchans  nothwendige  und  heilsame  (§.  885)«  aber  nnTermeindlich 
doch  nar  beschränkte  Anwendbarkeit  des  sog.  Gebahrenpiincips  in  der  Finanzrenral- 
tnng  des  Staats,  der  Gemeinden  nnd  des  (privatwitthscbafüichen)  Grundsatzes  der 
Bestenerong  ,,nach  dem  Interesse'*  (nach  Leistung  and  Gegenleistung)  neb^ 
oder  gar  statt  des  (staatswirthschaftlichen)  Grundsatzes  der  Besteuerung  „nach  der 
Leistungsfähigkeit  im  Cffentlichen,  zumal  im  Staatshaushalt  S.  dartlber  die  ein- 
gehenden Erörterungen  im  2.  Bande,  2.  Aufl.,  meiner  Fin.wiss.,  bes.  Buch  4,  Ge- 
buhrenlehre ,  und  §  178 — 1S8  über  die  genannten  beiden  Steuerprincipien;  aus  der 
finanzwissenschaftlichen  Litteratur  bes.  Neumann 's  eindringende  Erörterungen. 

2)  Bei  denjenigen  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirtbschaften, 
welche  sich  gar  nicht  als  Einzelvortbeile  qnalificiren  lassen,  muss 
natürlich  von  dem  Principe  gleicber  Leistung  nnd  Gegenleistung 
vollständig  abgesehen  werden.  Die  Kostendeckung  des  Staats  u.  s.  w. 
hat  daher  hier  durch  Zwangsbeiträge  (Steuern)  der  zwangsweise  im 
Verbände  der  betreffenden  Gemeinwirthschaft  stehenden  Einzelwirth- 
Schäften  zu  geschehen,  und  zwar  wesentlich  durch  Steuern,  welche 
nach  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit aufgelegt  oder  vertheilt  werden.  Diese  Natur  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  und  der  hier  erwähnten  Leistungen,  die  un- 
bedingte Nothwendigkeit  derselben  und  der  Umstand,  dass  die 
Verwirklichung  dieser  Gemeinwirthschaften  und  dieser  Leistungen 
ohne  die  Besteuerung  —  voranssetzungsweise,  d.  b.  wenn  nicht 
andere  finanzielle  Deckungsmittel,  insbesondere  aus  Privaterwerb, 
verfügbar  sind  —  unmöglich  ist,  bilden  auch  den  tieferen,  inneren 
Rechtsgrund  der  allgemeinen  Steuerpflicht  im  Staate  u.  s.w. 

Daher  die  auch  principiell  theoretische  Bedeutung  dieser  Lehre  von  den  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  lii  die   Lehre  fon  der  Besteuerung.    Hier  liegt  einer  der  wich- 
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tigsten  Berfthrungspuncte  der  sociftlOkonomischen  Grandlegung  mit  der  Finanzwissen- 
Schaft.   S.  daher  Weiteres  bes.  in  der  zweiten  Aufl.  meiner  Fin.wiss.  6.  II,  §.  85  ff. 

3)  Die  Summe  dieser  Zwangsbeiträge  lässt  sich  ökonomisch 
als  Gesammtgegenleistung  für  die  Gesammtheit  der  Leistungen 
der  Zwapgsgemeinwirthschaft  auffassen.  Hier  wird  daher  auch 
wieder  mit  Rücksicht  auf  die  möglichste  ökonomische  Werth- 
correspondenz  eine  Vergleichung  stattfinden  dürfen  und  müssen, 
z.  B.  der  Leistungen  des  Staats  mit  der  Summe  der  Steuern  über- 
haupt, freilich  nur  nach  gewissen  ,, Abwägungen^'  der  Werthe  und 
Opfer,  wie  in  bestimmten  Fällen  in  der  „Constitution eilen  Budget- 
wirthschaft'*. 

S.  auch  hier  Fin.wiss.  I,  3,  Aafl.,  §.  34,  35.  Diese  Ansicht  kommt  dorchans 
nicht  wieder  einfach  anf  die  alte  Anffassong  der  Steuer  als  ««Tausch**  hinaus«  gegen 
welche  sich  z.  B.  A.  Held,  Einkommenstener«  Bonn  1872,  S.  25  ff.,  31,  wendet.  Sie 
hält  aber  den  richtigen  Kern  in  dieser  Anffassung  fest,  was  Held  nicht  thut  und 
was  man  vom  volkswirthschaftlichen  Standpnncte  aus  thun  darf  und  muss,  ohne  die 
„tiefer  gedachte,  vom  wahrhaft  historischen  Geiste  getragene**  Anschauung  yom  Staate 
preis  zu  geben.  Es  mUssen  und  dtlrfen  freilich  nur  die  Gesa  mm  th  ei  ten  der  Steuern 
und  der  Leistungen  des  Staats  unter  den  ökonomischen  Gesichtspunct  von  Leistung 
und  Gegenleistung  gebracht  werden,  niemals  die  Steuer  des  Einzelnen  und  die 
ihm  zu  Gute  kommende  Staatsleistung.  Ohne  den  ersteren  Gesichtspunct  ist  eine 
geordnete  Finanzwirthschaft  nicht  denkbar.  Die  rechtsphilosophischen  Vertreter  der 
organischen  Staatsauffassung  gehen  ähnlich  wie  hier  Held  Öfters  wieder  zu  weit  in 
der  Beaction.   S.  meine  Fin.  II,  2.  Aufl.  §.  S6. 

4)  Aber  dem  Einzelnen  gegenüber  kann  von  solcher 
Werthcorrespondenz  der  Leistungen  desselben  an  die  Qemein- 
wirthschaft  und  der  von  letzterer  ausgehenden  Leistungen  für  6e- 
sammtheiten  (und  für  den  Einzelnen  als  Mitglieds  davon)  nicht 
die  Rede  sein,  daher  nicht  bei  dem  Haupttheil  aller  Besteuerung, 
dem  nach  demPrincip  der  Leistungsfähigkeit  aufzulegen- 
den. Die  Kosten  der  Zwangsgemeinwirthschaft  können  vielmehr 
bei  diesen  Steuern  nur  auf  die  Einzelnen  an  ihr  Betheiligten  nach 
allgemeinen  Maassstäben  gleichmässig  umgelegt  werden. 
Dieser  Maassstab  kann  aber  nicht  in  dem  Werthe,  Genüsse 
und  V ortheil,  welchen  die  Verbindung  mit  der  Gemeinwirth- 
schaft  dem  Einzelnen  bietet,  liegen,  denn  theils  ist  dieser  Werth, 
wie  gesagt,  im  Einzelfall  unmessbar,  theils  fehlt  er  hier  voll- 
ständig und  ist  nur  eine  Pflicht,  kein  Vortheil  des  Einzelnen 
gegenüber  der  Gemeinwirthschaft  anzuerkennen  oder  doch  zu  be- 
achten. Der  „communistische^'  Character  der  Zwangsgemein- 
wirthschaft und  besonders  des  Staats  erscheint  bei  einer  solchen 
naturgemäss  gebotenen  Besteuerung  daher  selbst  wieder  natürlich 
begründet. 
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8.  aach  hierzu  wieder  die  Aasfuhmn^en  in  meiner  Fin.wiss.  im  2.  Bande  der 
zweiten  Auflage  a.  a.  0.  und  Neumann's  Arbeiten.  Aehnlich  wie  im  Text 
Trendelen  barg,  a.a.O.  §.  159  (8.  360:  Besteuerung  Aufgabe  der  distribotiTea 
Gerechtigkeit;  ihr  Maass  zuerst  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen:  freilich  mit 
zu  unsicherer  Ableitung  7on  Consequenzen  und  zu  allgemein  bleibenden  Sfttzea). 
Auch  Laspeyres,  StaatswOrterb.,  a.  a.  0.  X,  106  ff.  Anders  besonders  E.  Kasse, 
Gutachten  über  Personalbesteuerung,  1873,  S.  3  ff.,  und  im  Ganzen  auch  A.  Held, 
Einkommensteuer  und  Gutachten  Qber  Personalbesteuerung,  1873.  Yergl.  ferner  die 
principiellen  Erörterungen  über  diese  Fragen  der  Kostendeckung  und  Besteuemng  in 
Verbindung  mit  dem  allgemeinen  Werthproblem  in  E.  Sax'  Grundlegung  der  Staals- 
wirthschaft,  bes.  Abschn.  VI;  auch  G.  Cohn,  Syst.  I,  S.  525  ff.  und  Fin.wias. 

V.  —  §.  350  [159].  Die  Berechtigung  des  Zwanges  auch 
für  bestimmte  einzelne  Gemeinscbaftszwecke  und  die  Bildung 
von  Zwangs-  statt  freier  Gemein wirthscbaften  bierfUr  ist  hier- 
nach  unter  folgenden  Bedingungen  vorbanden: 

1)  Wenn  das  Widerstreben  der  Einzelnen  den  vom 
Wobl  einer  Gesammtbeit  (Gruppe)  geforderten  Gemein- 
schaftszweck vereiteln  würde. 

So  zumal  in  dem  Falle,  dass  das  Wohl  des  Einzelnen  durch  den  Zwangsbeitritt 
nicht  irgend  wesentlich  verletzt,  neileicht  sogar  selbst  gefördert  würde:  aber  auch, 
wenn  das  Wohl  des  Einzelnen  nicht  gefördert,  vielleicht  selbst  gefährdet  wird :  Wehr- 
wesen; Steuerwesen;  Impfwesen;  Schulwesen;  Deichbauwesen;  einzelne  Fälle  foa 
Zwang  in  Agrarsachen,  desgl.  in  Yersicherungsangelegenheiten.  Näheres  in  der 
Practischen  Nationalökonomie,  theoretischen  Politik  und  Inneren  Yerwaltungslehre 
(Polizeiwlssenschaft). 

2)  Wenn  die  Tbeilnabme  des  Einzelnen  an  den 
Leistungen  (Vortbeilen)  der  Gemeinschaft  nach  der  Natur  der 
betreffenden  Gemeingüter  nicht  wohl   bebindert  werden  kann. 

Daher  erscheint  es  biUig,  den  Einzelnen  auch  zwangsweise  zum  Beitritt  und  zur 
MittraguDg  der  Kosten  der  Gemeinwirthschaft  zu  nOtbigen.  Wiederum  besonders  Fälle 
in  Agrarsachen,  bei  Deichbau,  bei  „Beiträgen'*  im  finanztechnischen  Sinne  statt  indi- 
vidueller QebOhren  (meine  Fin.  II,  3.  A.,  §.  74).  Aber  auch:  ganz  allgemein  beia 
staatlichen  Rechtsschutz,  welcher  der  Idee  des  Rechts  gemäss  nicht  willkdhrlich 
Ton  Dissentirenden  abgelehnt  werden  kann,  mit  der  Folge,  dass  dann  die  OflentUche 
Gewalt  etwa  diese  Personen  von  der  Gewährung  des  Schutzes  ausschliesst 

3)  Mindestens  bedingt  erscheint  der  Zwang  zulässig,  wenn  es 
sich  bei  einer  Gemeinscbaftsbildung  und  Leistung  zwar  am  Ge- 
währung Yon  speciellen  Vortbeilen  an  gewisse  Hitglieder 
handelt,  aber  diese  Gewährung  gerade  auch  im  Gesammtinteresse 
liegt  und  deswegen  mit  erfolgt 

Z.  B.  in  Fällen  des  Versicherungswesens  (Brand Versicherung,  um  auch  der  Ge- 
meinschaft schädliche  Verarmung  des  Brandschaden  Erleidenden  zu  verhüten;  Ar- 
beitenrersicherung ,  um  der  Gemeinschaft  erwünschte  Sicherung  der  Arbeiter  in  ge- 
wissen Fällen,  um  für  sie,  die  Gemeinschaft,  wichtige  Verhütung  von  Erbitterung 
der  Arbeiter  zu  erreichen;  Pensionscassenzwang  fUr  Beamte  [Wittwencassen],  um 
Beamtenproletariat  auch  im  Staatsinteresse  zu  vermeiden). 

4)  Auch  wenn  durch  eine  grössere  Betheiligung  Ton 
Personen,  Benutzern,  der  Zweck  einer  Gemeinschaftseinrichtung 
techniscb  besser,   ökonomisch  wohlfeiler  erreicht  wird, 
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ohne  dasB  für  die  eventuell  angem  Beitretenden  sich  bemerkens- 
werthe  Nachtheile  ergeben,  wird  der  Zwang  bedingt  zulässig. 

Z.  B.  ist  80  das  Postregal  in  gewissem  Umfang  noch  heute  za  begründen; 
ähnlich  der  Zwang  bei  Yersichernngsanstalten  (Brandcassen)  und  bei  manchen  son- 
stigen gemeinnützigen  Anstalten  und  Einrichtungen.  —  Für  alle  derartigen  Fragen 
sei  auf  die  Polizeiwissenschaft  (anch  deren  allgemeinere  ErOrteningen)  fer- 
wiesen.    S.  Mohl  (I,  3.  A.  §.  7). 

Nach  diesen  Gesichtspnncten  wird  die  Zulässigkeit  des  Zwangs 
besonders  auch  in  den  oben  (§  330)  erwähnten  Fällen  von  Glassen- 
Gemeinbedttrfnissen  zu  entscheiden  sein. 

VI.  —  §.  351  [160].  PoBtulate  für  Zwangsgemein- 
wirthschaften  überhaupt  und  für  die  Anwendung  des 
Zwangs  speciell.  Die  Natur  des  Zwangsprincips,  das  psycho- 
logisch Lästige  dabei,  bringt  es  mit  sich,  dass  an  alle  Zwangs- 
gemeinwirthschaften,  insbesondere  hinsichtlich  der  Ausdehnung  und 
Art  und  Weise  ihrer  Thätigkeiten  auch  an  den  Staat  und  die  Ge- 
meinde und  in  Betreff  der  Anwendung  von  Zwang  auf  einzelnen  Ge- 
bieten, folgende  Anforderungen  zu  stellen  sind: 

1)  Die  Nothwendigkeit  und  Gemeinnützigkeit  des 
Zwangs,  seiner  Stärke,  seines  Umfangs,  seiner  Anwendung  auf 
den  einzelnen  Gebieten,  muss  möglichst  objectiv  festgestellt 
werden. 

Das  Ziel  ist,  den  Zwang  nur  da  and  nur  soweit  eintreten  zu  lassen,  wo  nnd 
wie  die  einsichtige,  ihr  eigenes  Beste  richtig  verstehende,  aber  anch  vom  richtigen 
sittlichen  Gemeinhinn  nnd  Pflichtgefühl  getragene  Privatwirthschafc  freiwillig  der 
Gemeinwirthschaft  sich  anschliessen  und  alle  Lasten  derselben  mit  tragen  warde.  Der 
Zwang  mass  daher  möglichst  immer,  auch  wo  er  als  absolute  Kategorie  wird  gelten 
müssen,  als  ein  Erziehungsmittel  betrachtet  werden  und  als  solches  angewandt 
selbst  darauf  hinwiriien,  sich  allmählig  entbehrlicher  zu  machen  (Zwang  im  Schul- 
wesen, Schulpflicht,  Versicherungswesen,  bei  wirthschaftlichen  Meliorationen). 

2)  Zu  diesem  Behufe  ist  auch  die  möglichste  Entwicklung 
des  Gemeinsinns  und  des  sittlichen  Pflichtgefühls  sowie 
des  Verständnisses  des  richtigen  eigenen  Interesses  und  der 
Wirksamkeit  der  übrigen  günstig  zu  beurtheilenden  Motive,  welche 
neben  dem  ersten  Leitmotiv,  dem  Streben  nach  dem  Eigenvortheil, 
mitspielen  können  (Buch  1,  Kap.  1),  geboten,  um  so  den  Zwang  ent- 
behrlich machen,  ihn  wenigstens  tbunlichst  beschränken  zu  können. 

Dadurch  wird  es  namentlich  möglich,  das  caritatire  System  an  Stelle  des  gemein- 
wirthschaftlichen,  z.  B.  im  Hamanit&ts-  und  Armenwesen,  und  die  freien  Gemein- 
wirthschaften  an  Stelle  der  Zwangsgemein wirthschaften ,  z.  B.  im  Schul-,  Ver- 
sicherungswesen, in  grösserem  Umfange  treten  zu  lassen,  den  Zwang  durch  den 
Rath,  die  Empfehlung  zu  ersetzen  und  auch  die  Staatstbätigkeit  unter  Umständen 
überhaupt  zu  beschränken. 

3)  Einen  natürlichen,  aas  dem  „Wesen''  der  Zwangs- 
gemeinwirtbschaft,  besonders  anch  des  Staats  und  der  Gemeinde 
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abznleiteDden  oder  einen  auf  endgiltigeErfahrnng  gegründeten 
schlechtweg  ,, richtigen''  Bereich  der  Thätigkeit  der  Zwangs- 
gemeinschaften  giebt  es  nicht.  Snbjective  Urtheile  wirken  yielmehr 
hier  immer  mit  ein,  auch  unvermeidlich  bei  den  Inhabern  der 
Zwangsgewalty  bei  welchen  ohnehin  durch  die  Verfügang  über 
letztere  und  damit  auch  über  die  materiellen  DnrchfQhrangsmittel 
(Steuern!)  die  Gefahr  eines  unrichtigen  Vorgehens  psychologisch 
besonders  nahe  liegt.  Daher  müssen  besondere  Organe  in 
solchen  WirthschaAen  geschaffen  werden,  welche  diesen  Bereich 
im  concreten  Falle  möglichst  richtig  bestimmen  und  Nothwendigkeit, 
Umfang  und  Art  des  Zwangs  objectiv  feststellen,  eventuell  darüber 
mit  den  Inhabern  der  Zwangsgewalt  (Regierung)  verhandeln.  So 
ergiebt  sich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aas  die 
politische  Forderung  einer  Vertretung  der  bei  einer  Zwangs- 
gemein wirthscbaft,  wie  Staat  und  Gemeinde,  betheiligten  Privaten 
(Volksvertretungen). 

4)  Eine  Hauptaufgabe  ist  stets,  den  wechselnden  Bedürfnissen 
gemäss  in  wechselnder  Weise,  die  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Functionen  zwischen  dem  Staate  einer-  und  den  Selbstver- 
waltungskörpern andrerseits  und  wieder  unter  den  letzteren 
richtig  zu  vertheilen:  zugleich  eine  Voraussetzung  fUr  die  mög- 
lichst richtige  Erfüllung  des  folgenden  fünften  Postulats.  Be- 
sonders wichtig  ist  eine  solche  Theilung  der  Functionen  in  Bezug 
auf  die  Anstalten  der  Fürsorge  für  örtliche  Gemeinbedürfnisse 
(§.  328).  Die  politischen  Fragen  der  Decentralisation  der  Staats- 
und der  Einrichtung  der  localen  Selbstverwaltung  müssen  dem- 
gemäss  auch  socialökonomisch  als  bedeutungsvoll  bezeichnet  werden. 

Die  Yerfassüngs fragen  in  Staat,  Prorinz,  Kreis,  Gemeinde,  die  „Ordonnj^en** 
dieser  drei  Gruppen  autonomer  Glieder  des  Staats  werden  daher  auch  for  die  Yolks- 
wirthschaft  in  doppelter  Weise  wichtig:  einmal,  weil  erst  durch  diese  Ordnungen  die 
richtigen  Gemeinwirthschaften  organisirt  werden,  sodann  weil  die  Oiganisirung  der 
Vertretungen  die  Garantie  für  möglichst  richtige  Bestimmung  und  Ausführung  6tt 
diesen  Wirthschaften  zu  tibertragenden  Leistungen  zur  Bedurfnissbefriedigung  oder 
m.  a.  W.  far  die  beste  Production  der  betreffenden  Guter  liefert 

5)  Jede  Zwangsgemeinwirthschaft  muss  als  Einzelwirth- 
Schaft  möglichst  richtig  ökonomisch  und  technisch  geleitet  und 
eingerichtet  werden.  Namentlich  ist  auch  in  ihr  dasPrincip  der 
Wirthschattlichkeit  (§.  28)  streng  durchzuführen.  Da  das 
Steuerrecht  der  Zwangsgemeinwirthschaft  hier  besondere  Ge- 
fahren in  sich  birgt,  so  ist  wiederum  eine  Controle  des  Subjects 
der  Wirtbschaft  (z.  B.  der  Begierung  des  Staats)  durch  die  Vertretung 
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der  Betbeiligten  ein  nothweBdiges,  auch  volkswirthschaft- 
liches  Postulat 

ErrichtQDg  unabhftDgiger  Finanzcootrolorgane,  System  der  constitationellen  Budget- 
wirthschaft  im  Staate.  S.  daraber  auch  Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  Aufl.  §.  205, 
216,  3.  Aufl.  II,  371  ff. 

Durch  die  ErfüIluDg  dieser  Forderungen  wird  dann  auch,  so- 
weit dies  überhaupt  erreichbar  ist,  eine  Garantie  geschaflfen, 
dasB  in  ökonomischer  Hinsicht  zwischen  dem  Wertbe  der  ge- 
sammten  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaft  und  der  Gegen- 
leistungen der  Privaten  in  Beiträgen  und  Steuern  ein  möglichst 
richtiges  Verhältniss  bestehe. 

S.  0.  §.  349  unter  3.  Auch  hier  zeigt  sich  freilich  wieder  die  Tanschwerth- 
Schätzung  als  nnzoreichend:  die  Gebranchswerth  Schätzung  ist  die  allgemeinere 
und  die  in  nelen  Fällen  allein  anwendbare.    (S.  o.  §.  138,  139.) 

Welche  Postulate  an  die  Entwicklung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems,  an  sich  und  mit  Rficksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse und  auf  die  Productionstechnik  der  modernen  Cultur- 
Völker,  sowie  dem  privatwirthschaftlichen  System  gegenüber,  zu 
stellen  sind,  das  wird  in  Anknüpfung  an  den  Hauptvertreter  aller 
Zwangsgemeinwirthschaft,  den  Staat,  im  nächsten  Buche,  u.  A. 
namentlich  im  3.  Kapitel,  von  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen  Thätigkeiten,  erörtert. 

In  der  zweiten  Abtheilnng,  ron  Yolkswirthschaft  und  Recht,  haben  diese  Unter- 
suchungen dann  ihren  Absclilnss  zu  finden.  Dadurch  wird  zugleich  die  Aufgabe, 
welche  in  §.  1G9  der  Gonjonctur  gegenüber  und  im  2.  Kapitel  des?origen  4.  Bachs 
in  Bezng  auf  das  Vertheilnngsproblem,  bes.  im  2.  Abschn.  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Yertheilnng,  henrorgehoben  wurde,  ihrer  Lösung  entgegenzufahren  gesucht. 


Sechstes  Buch. 
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§.  352  [S.  288].  Yorbemerkung^  und  Litteratornachireis.  YergL  die 
Vorbemerkongen  zom  forigen  Buche  oben  S.  761  and  die  Yorbemerkongen  zam  letzten 
Abschnitt  des  vorigen  Kapitels  S.   856. 

Die  beste  nnmittelbare  Yorarbeit  aas  der  systematischen  nationalOkono- 
mischen  Litteratar,  fast  die  einzige,  welche  den  Namen  einer  natio nal Ökono- 
misch en  Vorarbeit  über  den  Staat  als  Ganzes  verdient,  ruhrt  wieder  von 
Scbäffle  her,  s.  namentlich  dessen  nationalOkonomische  Analyse  des  Staats  in  s. 
gesellschaftl.  System,  2.  Aufl.,  Kap.  31—34,  3.  Aufl.  I,  28  ff.,  II,  83  ff.  („Öffent- 
liche Organisation  der  Yolkswirthschaft'*)*  T)ai^u  Soc.  Körper  III,  365  ff.,  457  ff. 
bes.  IV,  216  ff.,  pasaim  aach  vielfach  in  B.  I  a.  II,  s.  Index. 

Aas  den  mehr  erörterten  Gründen  konnte  die  Nationalökonomie  der  physiokratisch- 
Smith'schen  Schule  nicht  za  einer  principiellen  volkswirthschaftlichen  WQrdigang  des 
Staats  kommen.  Die  Auffassung  des  Staats  als  blossen  „Rechtsschotzprodocenten*'  ist 
gerade  auch  volkswirthschaftlich  viel  zu  enge.  Vergl.  über  diese  Auffassung  and  die 
Conscquenzen  daraus  besonders  den  Abschnitt  des  vorigen  Buchs  über  freie  Con- 
cnrrenz,  §.  310,  313  ff.,  and  die  dort  aufgeführte  Litterator.  S.  dazu  auch  noch 
Gensei,  Art.  Staat  in  Rentzsch'  Handwörterbuch,  wo  es  bei  aller  Missigang 
dieses  Schriftstellers  doch  noch  hclsst:  Der  moderne  Staat  soll  anerkennen,  das«  die 
(wirthschaftlichen)  Dinge  „durch  die  eigene  Einsicht  der  Betheiligton  und  dorch  das 
lebendige,  im  freien  Verkehr  waltende  Naturgesetz  sicherer  und  besser  geregelt  werden, 
als  durch  seine  (des  Staats)  Einmischung  und  Bevormundung  mit  ihrer  menschlichen 
Kurzsichtigkeit'*  (S.  827).  Fur  das  Nähere  verweist  Gensei  aof  das  genannte  Wörter- 
buch, das  in  der  That  in  den  meisten  Artikeln  ein  characteristischer  Beleg  der  Stellung 
der  „deutschen  Freihandelsschule**  zu  der  Frage  vom  volkswirthschaftlichen  Berufe  des 
Staats  ist.  (Meine  schon  damals  abweichende  Stellung  ergiebt  sich  ans  meinem  Art  Staats- 
haushalt und  Staatsschulden  in  diesem  Wörterbuch.)  S.  auch  Rentzsch,  Staat  und 
Yolkswirthschaft,  Lcipz.  1863,  besonders  N.  II,  Gompetenz  des  Staats,  ein  ganz  guter 
Abriss  der  Lehre  der  Freihandelsscliulo  tlber  die  Stellung  des  Staats  in  und  zu  der 
Yolkswirthschaft,  übrigens  in  einzelnen  Puncten,  z.  B.  in  der  Staatswaldfrage,  wo  ein 
Borgius  noch  den  reinsten  Manchesterstandpunct  vertritt  und  den  klimatologischen 
Gesichtspunct  ganz  vernachlässigt,  doch  fUr  die  Jetztzeit  wenigstens  fUr  Beibehal- 
tung der  Staatswälder  als  „der  Oebel  kleinstes**  (S.  200). 

Vergl.  sonst  für  die  Smith'sche  Schule:  A.  Smith,  wealth  of  nations,  B.  5,  1.  Kap. 
(Ausgaben  des  Staats),  worüber  die  Späteren  im  Grunde  wenig  hinausgekommen  sind. 
J.  St.  Mill,  polit  Oekon.,  B.  5,  Kap.  1,  8 — 11,  und  ders.,  on  liberty,  deutsch  fon 
Gomperz  (Leipz.  1869).  besonders  Kap.  1,4,  5.  Garricator  des  Appells  an  den  „Staat** 
in  der  Yolkswirthschaft  von  Bastiat,  oeuvres  IV,  p.  327  ff.  (petita  pamphlets:  Tötat). 
Weitere  Litterator  s.  bei  Kautz,  Nationalökon.  I,  249. 

Besonders  bemerkenswerth  ist  die  Stellung  der  deotschen  nationalökonomi- 
schen Systematiker  zum  Staate.  Rau  geht  nirgends  principiell  auf  die  Betrach- 
tang des  Staats  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gesicbtspuncte  ein.  Bezeichnend  dafür 
ist,  dass  in  dem  ausführlichen  Index  zum  ganzen  System  (Finanzwiss.  5.  Aufl.,  U,  521) 
zwar   auf  alle   möglichen    einzelnen   Staatsthätigkeiten    und   Staatsanstalten 
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▼enriesen  wird,  nirgends  aber  auf  den  Staat  als  solchen  oder  als  Ganzes.  In  der 
That  kommt  Ran  auf  ihn  auch  vornemlich  nur  bei  den  einzelnen  Maassregeln 
des  Finanzvresens  nnd  der  Yolkswirthschaftspolitik  za  sprechen.  In  der  Einleitung 
zum  theoretischen  Theile,  §.  3  ff.,  wird  der  Staat  nur  eben  kurz  als  Thatsache 
bertlhrt.  Aus  diesem  Mangel  einer  principiellen  Erörterung  ist  Ran  indessen  kein 
Vorwurf  zu  machen.  Denn  seine  Behandlung  ist  wieder  eine  nothwendige  Folge  seiner 
zu  engen  Begriffsbestimmung  der  wirthschaftlichen  Güter  und  des  Ausschlusses  der 
Dienstleistungen  aus  letzteren. —  Hermann,  der  kein  vollständiges  System  in  seinen 
staatswirthschaftlichen  Untersuchungen  giebt,  hat  doch  wenigstens  in  der  Kürze  den 
Staat  in  seiner  principiellen  Bedeutung  und  Uneutbehrlichkeit  für  die  Yolkswirth- 
schaft  gewürdigt,  sowohl  in  seiner  Lehre  von  den  Gollectivbedürfnissen  (2.  A.,  S.  47  ff., 
100  ff*.,  oben  S.  831),  als  in  einer  kurzen  Erörterung  über  die  Aufgabe  des  Staats 
{S.  71 — 77).  —  Röscher  kommt  anch  nur  nebenbei  ganz  kurz  auf  den  Staat  zu 
sprechen  (I,  §.  42,  II,  §.  1.  vergl.  übrigens  I,  §.  S4),  obwohl  seine  Einbeziehung  der 
Dienstleistungen  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  m.  E.  eine  eingehende  principielle 
Erörterung  mit  sich  führen  müsste.  Röscher  stellt  den  Staat  unter  die  unkörperlichen 
Kapitalien  als  das  bedeutendste  davon  (I,  §.  42).  —  Knies  spricht  vom  Staat  im  Zu- 
sammenhang mit  allgemeinen  Ausführungen  über  die  Volkswirthschaft  nnter  der  Ein- 
wirkung der  gesetzgebenden  und  verwaltenden  Thätigkeit  der  atigemeinen  Staats- 
gewalt.    (Pol.  Oek,  2.  A.,  S.  106  ff.,  s.  auch  S.  254  ff.) 

Factisch  kommt  diese  nebensächliche  Berührung  des  Staats  in  den  volkswirth- 
schaftlichen  Systemen  doch  auf  ein  Ignoriren  de;>selben  zu  leicht  hinaus.  Erörterungen 
wie  diejenigen  von  Dupont- White,  Tindividu  et  l'^tat,  Par.  1S57  (vergl.  z.  B.  das 
Resumc  p.  341  ff.,  der  Staat  „le  gerant  des  intSrets  coUectifs''  p.  345),  und  von  Karl 
Dietzel  in  seinem  System  der  Staatsanleihen,  Ueid.  1855  (z.  B.  S.  13  ff.,  18,  der 
Staat  als  Or/an  der  Gesammtwirthscbaft ,  welche  „die  allgemeinste  Grundlage  und 
Form  menschlicher  Cnlturentwicklung"  ist),  ferner  (in  Krause-Ahrens'schor  Richtung) 
von  Kautz.  a.  a.  0.  Kap  9  blieben  in  der  neueren  Nationalökonomie  der  mächtigen 
vorherrschenden  Strömung  in  der  Wissenschaft  gegenüber  so  isolirt  und  ohne  nach- 
haltigen Einfluss.  wie  in  der  älteren  etwa  die  sehr  richtigen  und,  bei  mancher  Oeber- 
schwänglichkeit,  doch  an  guten  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncten  reichen  Elemente 
der  Staatskunst  von  Ad.  Müller  (1809),  der  dem  Staate  in  seiner  volkswirthschaft- 
lichen  Function  die  grösste  Bedeutung  zuschreibt.  Unter  den  neuesten  deutschen 
Systematikern  hat  G.  Cohn  sehr  kurze,  zu  aphoristische  Erörterungen  über  den 
Staat  in  seinem  System  gebracht,  bes.  §.  302.  in  dem  Abschnitt  über  freie  und  öffent- 
liche Verbände.  Im  Schönberg'schen  Handbuch  sollten  m.  E.  eine  oder  zwei  eigene 
grössere  Abhandlungen  über  die  Principienfragen  der  volkswirthschaftlichen  Organi- 
sation und  über  Staat  und  Volkswirthschaft  nach  der  Anlage  des  ganzen  Werks  im 
grossen  Styl  enthalten  sein.  G.  Schönberg  selbst  hat  aber  nur  in  seiner  einleitenden 
Abb.  Volkswirthschaft  im  1.  B.  seines  Handbuchs  am  Scbluss  (3.  A.  I,S.  58—68)  in 
Kürze,  aber  gut,  über  „Staat  und  Volkswirthschaft^'  gehandelt.  E.  Sax,  Grundlegung 
der  theoretischen  Staatswirthschaft ,  gehört  seinem  Gesammtinhalt  nach  auch  hierher, 
wenn  darin  auch  über  den  Staat  als  solchen  nicht  näher  gehandelt  wird.  Im  Aus- 
lände hat  auch  die  neueste  systematische  Wissenschaft  principiell  über  den  Staat 
in  Beziehung  zur  Volkswirthschaft  noch  wenig  gehandelt  (Marshall  nicht,  mehr 
schon  Sidgwick,  polit.  econ.  book  3,  bes.  eh.  3,  Gide,  priuc.  S.  590  ff.  dürftig). 

Seine  Erklärung  findet  dieser  Mangel  principieller  volkswirthschaftlicher 
Erörterungen  über  den  Staat  —  ausser  in  der  Engheit  und  Schiefe  der  physiokratisch- 
Smith 'sehen  Lehre,  besonders  in  deren  moderner  Gestalt  in  der  Schule  der  freien 
Ooncurrenz,  —  in  der  gleichzeitigen  und  parallel  gehenden  Entwicklung 
des  Naturrechts  oder  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  Rousseau'- 
scher  und  Kant'scher  Grundlage.  Er&t  die  neuere  historische  und  organische 
Auffassung  von  Recht  und  Staat  hat  in  dieser  Rechtsphilosophie  einen  Umschwung 
bewirkt,  der  wenigstens  in  einzelnen  principiellen  Hauptpuncten,  z.  B.  in  dem  völligen 
Aufgeben  der  Lehre  von  der  Begründung  des  Staats  auf  den  Staatsvertrag  (contrat 
social),  ein  vollständiger  ist,  —  jener  Staatsvertrag,  der,  wie  Ahrens  mit  Recht  sagt, 
zwar  ein  möglicher,  geschichtlich  auch  öfters  vorgekommener  Entstehungsgrund  eines 
concreten  Staats  ist,  aber  nicht  der  innere  rechtlich-sittliche  Grund  des  Staats  über- 
haupt, (Naturrecht  II,  274).     Aus   diesem   Umschwung  gilt  es  für   Recht   und   Staat 
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und  Yolkswirtlischaft  jetzt  wieder  die  Consequenzen  nach  allen  Seiten  zu  ziehen,  vas 
allerdings  auch  in  der  Bechtsphilosophie  noch  keineswegs  allgemein  geschehen,  in  der 
Nationalökonomie  aber  bisher  kaum  anch  nor  versucht  worden  ist 

Erschwerend  für  die  nationalokonomische  Betrachtung  des  Staats  ist  es,  dass  unter 
den  neueren  rechtsphilosophischen  Systemen  keines  mehr  entfernt  zu  so  aUgemeiner 
Ausbildung  und  Giltigkeit  gelangt  ist,  als  s.  Z.  die  Eant*sche  Lehre,  was  mit  der 
ganzen  Entwicklung  der  neueren  Philosophie  zusammenhängt.  So  erfreuen  sich 
z.B.  die  für  den  NationalOkonomen  besonders  beachtenswerthen  Be- 
strebungen der  Krause'schen  Schule  (Ahrens,  ROdcr,  ▼.  Leonhardi,  n.  A.) 
keineswegs  einer  nur  eioigcrmaassen  allseitigen  Zustimmung  unter  den  Philosophen, 
wenigstens  in  Deutschland  nicht.  Der  Erfolg  dieser  Philosophie  in  Spanien,  ItoÜen, 
z.  Th.  in  Frankroicb,  den  ihre  Anhänger  rühmen  (^ergl.  z.  B«  7.  Leonhardi,  die 
hohe  Bedeutung  d.  neueren  Rechtsphilosophie  im  Allgem.  u.  bes.  fUr  den  Rechtsstaat, 
Soparatabdruck  aus  der  „Neuen  Zeir'  H.  9,  Prag  1874,  und  vielfach  Ahrcns  im 
Naturrecbt  passim,  z.  B.  II,  276  Anm.),  hat  nicht  ferhindert,  dass  deutsche  Philo* 
sophen,  wie  z.  B.  Zell  er  (Gesch.  d.  deutsch.  Philos.,  München  1873,  S.  905),  Ton 
einer  „fast  sectenartig  zu  nennenden  Geschlossenheit  und  Solidarität**  der  Männer  der 
Krause'schen  Schule  sprechen  und  bemerken,  dass  die  Verbreitung  dieser  Lehre  im 
Auslande  z.  Th.  wenigstens  darin  ihre  Erklärung  finde,  dass  die  Ausländer  Kranae 
Vieles  zuschreiben,  was  er  fon  anderen  deutschen  Philosophen  entlehnt,  wenn  auch 
vielfach  selbständig  weiter  geführt  habe.  Für  die  Nationalökonomie  ist  eine  ge- 
läuterte Rechtsphilosophie,  welche  für  das  Staats-,  Rechts- und  Wirthschafks- 
leben  die  Consequenzen  aus  der  organischen  Auffassong  des  Staats  und  der  Volks- 
wirthschaft  zieht,  ein  wesentliches  Bedürfniss. 

Nationalökonomie  und  Rechtsphilosophie  müssen  sich  dabei  aber 
gegenseitig  als  Hilfswissenschaften  betrachten. 

Wir  bedürfen  der  Rechtsphilosophie  besonders  in  den  Fragen  über  die  prin- 
cipielle  Nothwendigkeit  des  Staats  für  das  Zusammenleben  der  Maischen;  über  die 
Gompetenz  des  Staats  oder  über  seine  Zwecke  und  die  Grenzen  seiner  Wirksamkeit 
gegenüber  der  Sphäre  des  Indindunms  und  der  Vereine;  über  die  Berechtigong  des 
Zwangs  (§.  350)  gegenüber  dem  Einzel  willen ;  über  die  Ordnung  der  persönlichen 
Freiheit,  des  Eigenthums,  des  Vertrags-  und  Erbrechts  durch  den  Staat;  über  die 
Durchführung  des  Princips  der  rertheilenden  Gerechtigkeit  in  der  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  (Einkommen-  und  Auskommenlehre,  Buch  4,  Kap.  2)  und  in  der 
Besteuerung.  In  den  Rechtsphilosophieen  aller  Zeiten  ?on  Plato's  Staat  nud  Ari- 
stoteles' Politik  an  bis  auf  die  neueste  Litteratur  findet  der  NatioualOkonom  für 
seine  eigene  Disciplin  daher  eine  Reihe  der  wichtigsten  grundlegenden  Erörterungen. 
Das  wird  wenigstens  in  der  heutigen  deutschen  Wissenschaft,  die  sich  von  Einseitig- 
keiten der  späteren  pbysiokratisch-Smith*schen  Schule  zu  cmancipiren  sucht.  Niemand 
mehr  verkennen  (s.  auch  o.  S.  859).  Die  endlosen  theoretischen  Discussionen  über 
und  Controversen  in  der  sogen,  „socialen**  und  specieil  in  der  „Arbeitorfrage**  liefern 
für  dies  rechtsphilosophiscbe  Bedürfniss  der  Nationalökonomie  einen  neuesten  zu- 
treffenden Beleg;  zeigen  auch  wieder,  dass  die  aus  der  blossen  „Detailforschung'*  ab- 
geleiteten Special  fordern ngen  ohne  principielle  und  zusammenfassende  Behandlung 
der  allgemeinen  Probleme  (z.  B.  in  Bezug  auf  die  Berechtigung  eines  staatlichen 
Eingreifens  in  die  Vertheilung)  der  sicheren  Begründung  entbehren. 

Aber  wie  die  Nationalökonomie  der  Fühlung  mit  der  Rechtsphilosophie,  so  be- 
darf umgekehrt  gewiss  in  demselben  Maasse  um  ihrer  selbst  willen  die 
Rechtsphilosophie  der  Fühlung  wie  mit  dem  positiven  Rechte  so  auch  mit 
der  Nationalökonomie. 

In  dieser  Hinsicht  erscheinen  die  bezüglichen  Bestrebungen  der  Kraus  ersehen 
Schule  von  unserem  Standpuncte  aus  besonders  erfreulich.  Bisher  bewegt  sich  aber 
auch  diese  Rechtsphüosophic  in  der  nationalOkonomischen  Seite  ihrer  Untersuchungen 
doch  noch  sehr  in  vagen  Allgemeinheiten,  aus  welchen  der  Mangel  tieferen  national- 
Ökonomischen  Verständnisses  ebenso  unverkennbar  hervortritt,  als  der  Mangel  an  Be- 
herrschung des  rechtsgeschichtlichen  und  des  positivrechtlichen  Stofis.  l^e  solche 
Rechtsphilosophie  kann  den  NationalOkonomen  noch  zu  wenig  als  Leiterin  dienen,  weU 
sie  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  der  Probleme  meistens  ungelöst  lässt,  ja  sie  oft 
gar  nicht  empfindet  und  formulirt. 
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Freilich  gilt  dies  Ton  anderen  philosophischen  Richtungen  noch  ungleich  mehr. 
Hegelianer,  wie  Michelet  in  seinem  Natarrecht,  kommen  dabei  kaum  noch  zu  etwas 
Anderem  als  zn  einer  Bechtsphilosophie  fOr  den  reinen,  atomistischen  Smithianismns 
mit  ihrem  Princip  der  ,,Freiheit  der  Persönlichkeit  im  sittlichen  Bande''  (I,  86)  nnd 
ihrer  Constrnction  eines  immer  noch  fast  absolaten  Eigen thnmsrechts  und  Vertrags- 
rechts  (1,  172  ff.,  210  ff.,  vergl.  auch  über  die  Volkswirthschafi  II,  5—58). 

Aber  auch  Autoren,  wie  A.  Trendelenburg,  der  in  seinen  Grundanschau- 
uugen,  in  seinem  Aufbau  des  Naturrechts  „auf  dem  Grunde  der  Ethik''  und  in  man- 
chen schonen  principiellen  Erörterungen  über  Person,  Eigenthum,  Staat,  Yerhältniss 
des  Staats  zum  Eigenthum,  Regiment,  Besteuerung  sich  nahe  berührt  mit  der  deutschen 
„ethischen"  und  socialpolitischen  Schule  der  Nationalökonomie,  gelangt  doch  in 
Hauptpuncten  und  Contro?ersen  mehr  nationalökonomischer  Art  über  eine  yage  All- 
gemeinheit und  Schematisirung  auch  noch  nicht  hinaus.  Was  nützt  es  z.  B.,  stets 
„den  Menschen",  „den  menschlichen  Willen"  schlechtweg  der  „Sache"  gegenüber  zu 
stellen  und  dann  das  Eigenthum  einer  Person  zu  bestimmen  „als  Dasjenige  ausser 
ihr,  was  als  Werkzeug  ihres  Willens  anerkannt  wird"  (S.  205),  während  in  der 
Wirklichkeit  eben  „die  Menschen"  in  dieser  Abstraction  gar  nicht  ezistiren,  sondern 
die  AngehOrigkeit  zu  einem  wirthschaftlichen  Stande,  die  „gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse" auch  entscheiden  über  die  Möglichkeit,  solche  „Werkzeuge  des  Willens"  zu 
erwerben  und  zu  benutzen?  Wie  lässt  sich  überhaupt  auch  rechtsphilosophisch  die 
Eigenthumslehre  und  die  Stellung  des  Staats  zum  Eigenthum  erörtern,  ohne  auf  die 
Terschiedcnea  wirthschaftlichen  Zwecke  und  demnach  auf  die  grundverschiedenen 
wirthschaftlichen  Kolgen  der  Eigenthumsarten  einzugehen:  Grundeigenthum ,  gctheilt 
wieder  nach  seinen  Special-Zwecken,  wo  etwa  nur  das  Bergrecht  in  seiner  prin- 
cipiellen Sonderart  einige  Beachtung  findet,  aber  nicht  nur  bei  Michelet,  sondern 
auch  bei  Trend elenburg  (S.  370)  doch  keine  tieferen  Erörterungen  über  die  Noth- 
wendigkeit  einer  principiellen  Onterscheidang  der  Arten  des  Grundeigenthums  nach 
Arten  seiner  Zwecke  gepflogen  werden*.  —  Kapitaleigenthum  und  Gebrauchs- 
TermO  gen -Eigenthum,  wo  die  wirtbschaftliche  Function  als  „Werkzeug  des  Willens" 
sich  so  rollständig  verschieden  gestaltet?!  Was  bedeutet  die  eingehende  Er- 
örterung über  die  Begründung  des  Eigenthums  auf  Occupation,  eine  nur  in  primi- 
tiven Verhältnissen  wichtige  Erwerbsart  des  Eigenthums,  während  sich  Alles  dreht 
um  die  Begründung  des  Eigenthums  an  den  umgeformten  Stoffen,  wo  dann  ohne 
Weiteres  mittelst  des  Lohnvertrags  der  Arbeiter  als  abgefunden  und  nach  der  römisch- 
rechtlichen Auffassung,  in  Widerspruch  mit  der  Behandlung  der  Specification  (wenig- 
stens in  dem  practiseh  wichtigsten  Falle)  in  diesem  Rechte,  der  EigenthQmer  des  ver- 
arbeiteten Stoffs  auch  als  solcher  des  umgeformten  Stoffs  betrachtet  wird  (Michelet. 
Naturrecht,  I,  191,  ähnlich  wieder  Treitschko  in  s.  Aufs,  über  Socialismus)?  — 
jener  „Eigenthümer",  der  sich  dann  den  vollen  „Mehrwerth"  des  umgeformten 
Stoffs  über  die  verausgabten  Kosten  incl.  Löhne  aneignet?!  Wenn  aber  alle  solche 
Sätze,  weil  sie  in  dem  positiven  Rechte  enthalten  sind,  wenn  welter  z.B.  die  in 
letzterem  stets  unterlaufende  Fiction  von  der  „Freiheit"  der  Vertragsschliessung, 
unter  ganz  unzulässiger  Gleichsetzung  der  rein  formalen  (jetzigen  juristischen) 
und  der  realen  (ökonomischen  und  socialen)  Freiheit,  einfach  von  der  Rechts- 
philosophie ohne  nähere  Prüfung  als  Axiome  für  ihre  Deductionen  übernommen 
werden,  —  wozu  braucht  es  dann  noch  einer  besonderen  „Rechtsphilosophie", 
eines  „Naturrechts",  in  dem  Sinne,  wie  auch  die  neueren  Vertreter  der  organi- 
schen Staats-  und  Rechtsauffassung  diese  Disciplin  sonst  mit  Recht  noch  aufrecht 
erhalten? 

Nur  eine  nationalökonomischo  Vertiefung  der  Rechtsphilosophie,  wie  sie 
wenigstens  von  der  Krause'schen  Schule  in  der  Conseqnenz  ihrer  Grundanschauungen  über 
L[idividuum,  Gesellschaft  und  Staat  erstrebt  werden  muss  und  von  Ahrens  u.  A.  erstrebt 
wurde,  wird  hier  von  der  immer  noch  zu  abstracten,  zu  formalistischen  Behandlung 
der  Lehren  vom  Staate  und  Rechte  zu  einer  wahrhaft  fruchtbaren  und  der  National- 
ökonomie zur  Ergänzung  und  zur  Leitung  dienenden  Rechtsphilosophie  hinüberfuhren. 
Eine  Rechtsphilosophie  freilich,  welche  in  der  Lehre  vom  Eigenthum  die  ökonomische 
Seite  der  Eigenthumsf ragen  unberührt  lässt,  kann  nur  etwa  mit  einer  Theorie  der 
schneidenden  Werkzeuge,  Messer  u.  s.  w.  verglichen  werden,  in  welcher  von  der 
Klinge  nicht  geredet  wird.    Aus  der  Krause'schen  Schule  ist  der  Nationalökonom  auf 
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Ahrens'  ,,orgaDische  Staatslehre''  and  auf  Dess.  Naturrecht,  6.  Aufl.,  2  B.,  Wieo 
1870,  vorläufig  noch  vornemlicb  augewiesen,  was  die  rechtsphilosophische  Betrachtung 
des  Staats  und  der  «.socialen  Bedingungen  der  Yolkswirthschaft**  (Yerkehrsrecht,  Eigen- 
thum  u.  s.  w.)  anlangt.  S.  auch  Ahrens'  Abb.  über  Recht  o.  Bechtswissensch.  im 
Allgem.  in  r.  Holtz  endorff's  Encyclop.  d.  Bechtswissensch.  B.  1. 

Bei   ToUer  Anerkennung   der  Verdienste,   welche   sich  Ahrens   auch  um   die 
tiefere  Begründung  nationalokonomiscber  Principienfragen  durch  seine  Rechtsphilosophie 
erworben,  muss  aber  gl  ade  gegen  seine  rolkswirthschaftlichen  Consequeozen 
manches  Bedenken  erhoben  werden.  Ausser  den  Abschnitten  über  das  SachgUterrecht  and 
Forderungsrecht  (II,  99  ff.,  18S  ü.)  kommt  hier  namentlich  seine  Staatslehre  in  Betracht 
(Naturrecht  II,  203  ff.).    Hier  bieten  die  Erörterungen  über  den  Staatszweck  §.  105 ff. 
Vorzügliches,  aber  die  Auffassung  der  Aufgabe  des  Staats  im   gesellschaftlichen  und 
volkswirthschaftlichen   Leben  (II,  2S7  ff.,  auch   319  ff.,  465,   510  oder  §.  135,    148) 
genügt  nicht,   trotz  der  berechtigtsten  Reaction  gegen  die  abstract-indi?idualistische 
Freiheitslehre  der  radicalen  Smitbianer  (II,  291),  wie  nach  der  yiel  zu  weit  gehenden 
Zustimmung,  welche  Ahrens  den  Basti at 'sehen  und  ähnlichen  „Widerlegungen^ 
der   Socialisten  zu  Theil  werden  Iftsst  (bes.  I,  §.  27,  bes.  S.  206,  auch  II,  278,  bei 
sehr  guten  Bemerkungen  I,   198  ff.),   allerdings   auch   nicht   so   sehr  auffallen   kann. 
Ahrens  knüpft  hier,  um  die  Aufgabe  des  Staats  gegenüber  den  anderen  gesellschaft- 
lichen Lebenskreisen  zu  bestimmen,  an  seine  sonst  ganz  brauchbare  Formulirung  des 
Begrifis   Bedingung  im  Unterschied  von   Causalit&t  an  (II,  287,  I,  270):  „durch  eine 
Ursache  wird   etwas  unmittelbar  wirklich,   durch    eine  Bedingung   dagegen   wird  es 
möglich  gemacht,  dass  etwas  Anderes  durch   eine  innere  oder  äussere  Ursache  wirk- 
lich weide.''     (S.  auch  oben  S.  152.)    Der  Staat  soll  demnach  nur  die   Bedingungen 
der    wirthschaftlichen    Entwicklung   schauen,   seine  Aufgabe   sei   auch  hier  nur  eine 
formell   ordnende,    nicht  eine  sachlich  schaffende,   materiell  productiTO.     Man  kann 
höchstens   zugeben,   dass   damit   unter  bestimmten  geschichtlichen  Verhältnissen  ein 
richtiges  Ziel  für  die  Gestaltung  und  Begrenzung  der  Staatsthätigkeit  aufgestellt  wird, 
so  im  Ganzen  etwa  in  den  Verhältnissen  eines  volkswirthschaftlich  schon  entwickelten 
Culturvolks  der  Gegenwart.     Aber  das  obige  Princip  ist  nicht  für  alle  Verhältnisse 
des  Volkslebens  richtig,  kein  absolutes,  sondern  doch  auch  nur  ein  historisch-relatiTes. 
Es  lässt  ferner  wegen  der  Schwierigkeit,  ja  oft  der  Unmöglichkeit,  im  conreten  Falle 
des  Folkswirthschaftlichen  Lebens  Bedingung  und  Ursache   in   der  erwähnten  Art  zu 
unterscheiden,  vielfach  ganz  im  Stich.     Ahrens'  Verwerthung  seines  leitenden  Prin- 
cips  zur  Feststellung   der   richtigen  Staatsthätigkeit  und  zugleich  der  Grenzen   dafür, 
II,  288  ff.,  510  ff.,  liefert  dafür  selbst  den  Beweis.     Manche  Thätigkeiten  werden  hier, 
zwar   ganz   richtig,  aber  kaum  in  voller  Uebereinstimmung  mit  jenem  Princip,    dem 
Staate  zugesprochen,  z.  B.  das  Strassenwesen  (S.  289),  selbst  das  Postwesen  (S.  513), 
während  Ahrens   in   seiner  Polemik   gegen  die  Socialisten  den  einmal  bei  uns  be- 
stehenden Bereich  der  Staatsthätigkeit  doch  noch  viel  zu  sehr  als  den  ohne  Weiteres 
richtigen    anerkennt.     Grade    hier   liegen    ohne   Zweifel    wichtige  Grenzgebiete,    auf 
welchen  bald  die  staatliche,  d.  i.  zwangsgemein wirthschaftlicbe,  bald  die  privatwirth- 
schaftliche  Herstellung  und  Vertheilung  der  betreffenden  Güter  angezeigt  ist,  in  unserer 
Zeit  aber  die  erstere  mit  Recht  mehr  hervortritt,  d.  h.  m.  a.  W.  gewisse  Ideen   des 
Socialismus   sich    realisiren,     Ahrens'  Princip   zeigt  sich   auch  hierbei  als  ein  zu 
absolutes.     Vgl   auch  II,  §   60,  62.     Meine  Stellung  zu   der  Fra^re  s   u.   in   §.  360. 
Neben  Ahrens  verweise  ich  auch  auf  Röder,  Grundzüge  des  Naturrechts  oder  der 
Rechtsphilosophie.  2.  A.,  2.  Abth.,   Lpz.  1860,   1863,  bes.  d.   2.  Abth.   (Bes.    Theil, 
Anwendung  des  Rechtsprincips  auf  die  Lebensverhältnisse,  u.  A.  über  das  Eigenthum, 
S.  236  ff.).     Die    vielfach    zntrefiende  Erörterung    über  den  Staat   in    der   1.  Abth.. 
S.  213  ff.  leidet   doch   in    nationalökonomischer   Beziehung   ebenfalls   darunter ,    dass 
gewisse,  durchaus  nur  relativ  richtige  Postulate  in  Betreff  der  Beschränkung  des  Staats 
in  Eingriffen    in   das    wirthschaftlicbe  Leben    als  allgemein  giltige  Sätze   hingestellt 
werden,  vergl.  z.  B.  I,  232.    —   S.  femer  v.  Ihering,  Zweck  im  Recht  I,  Kap.  8. 
bes.  305  ff.    („Die  sociale  Organisation  des  Zwanges  ist  gleichbedeutend  mit  Staat  und 
Recht",  S.  306.)     Zum  Vergleich   einer  in  einigen  Pnncten   von  der  meinen  ebenso 
abweichenden,    wie    in    anderen    übereinstimmenden   Auffassung    vom  Staate    siehe 
A.  La  SSO  n,   von   der   Natur   des   Staats,    philos.    Monatshefte  VI,  105,    sowie   jetzt 
Dess.  System  der  Rechtsphilosophie,  Berl.  1882,  bes.  §.  29  ff.    Lasson's  verschrobene, 
auf  extrem-individualistischem  Boden  stehen  gebliebene  volkswirthschaftliche  Auffassungen 
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prijudiciren  leider  aberall  auch  seinen  Ansichten  über  Staat  nnd  Yolkswirthschaft  in 
Beziebang  zu  einander.  Sonst  ist  in  der  neueren  italienischen  rechtsphilosophischen 
Litteratnr  eine  oder  die  andere  Erörterung  aber  den  Staat  enthalten,  die  hier  mit 
erw&hnt  werden  kann.  Vergl.  z.  B.  D.  Lioy,  Philosophie  des  Rechts,  abersetzt  ?on 
Di  Martine,  Berl.  1S85,  bes.  S.  323  ff.,  ans  der  neoeren  dentschen  Litteratnr 
bes.  Panlsen*8  Ethik  (S.  71). 

Brauchbare  Gesichtspnncte  für  Einzelnes  finden  sich  auch  in  StahTs 
Rechtsphilosophie  (vgl.  z.  B.  II,  2,  2.  Aufl.,  2.  Abschn.,  1.  Kap.,  4.  Abschn.,  2.  Kap., 
Finanzen,  so  die  trefflichen  Erörterungen  aber  das  eine  der  beiden  Besteuerungs- 
principien,  welches  in  dem  „Verh&ltniss  der  Vermögen  erzeugenden  Societ&t  als  eines 
organischen  Ganzen'*  liegt,  S.  42ü). 

Mancherlei  Bausteine  für  eine  volkswirthschaftlich  Probe  haltende  Rechts- 
philosophie hat  Lange  geliefert,  besonders  in  seinen  „Ansichten  MillV*  (namentlich 
Kap.  2),  in  seiner  „Arbeiterfrage'*  (bes.  Kap.  6).  Aber  die  principiello  Hauptfrage 
über  den  „Staat  und  die  Yolkswirthschaft*'  erfährt  hier  noch  keine  ein- 
gehende Betrachtung. 

Unter  den  Schriften,  die  mehr  fom  politischen,  als  fom  rechtsphilosophischen 
Standpuncte,  aber  doch  auch  von  diesem  aus  die  Stellung  des  Staats  auch  zur  Yolks- 
wirthschaft erörtern,  verweise  ich  für  die  Gesammtauffassung  besonders  auf 
H.  Escher's  Politik  I,  1.  B.,  Staatsmetaphysik.  Neuere  französische  Litteratur 
s.  bei  Ahrens,  Naturrecht  II,  277,  Anm.,  so  Pascal  Duprat,  de  T^tat,  sa  place  et 
son  röle  dans  la  vie  des  societös,  1852,  E.  Laboulaye,  l'^tat  et  ses  limites,  Rev. 
Internat.,  Nov.  1860,  Docp^tiaux,  mission  de  Tetat,  ses  r^Ies  et  scs  limites,  1862. 
KlOppel,  Staat  und  Gesellschaft,  Gotha  1887.  Aus  neuester  Zeit  auch  die  Litteratnr 
über  Staatssocialismus  (s.  o.  §.  18);  dazu  noch  H.  Spencer,  man  versus  State, 
„von  der  Freiheit  zur  Gebundenheit"  (Berl.  1891). 

§.  353  [S.  292J.  Fortsetzung.  Für  die  in  diesem  Buche  angestellte  national- 
Ökonomische  Analyse  des  Staats  kann  die  alte  Frage  über  den  Entstehungs- 
grund des  Staats  als  solchen  bei  Seite  gelassen  werden.  Dagegen  treten  die  beiden 
anderen  eng  zusammengehörigen  Hauptfragen  aber  den  oder  die  Zwecke  und 
aber  die  Grenzen  oder  den  Bereich  der  Staatsth&tigkeit  auch  far  die  national- 
Ökonomische  Betrachtung  besonders  hervor. 

Der  neueren  organischen  Auffassung  des  Staats  widerspricht  die  äusser- 
liche  Trennung  verschiedener  Staatszwecke  ebenso  sehr  als  die  Annahme  den 
alleinigen  Rechtsschutzzwccks  der  Kant'scheu  und  der  Smith*schen  Schule  oder  als 
die  gewaltsame  Snbsumption  aller  im  concreten  Staate  vorkommenden  Thätigkeiten 
unter  den  Begriff  dieses  „Rechtszwecks'*,  wie  er  auch  genannt  wird.  Es  handelt  sich 
aber  auch  nicht  um  eine  äosserliche  Trennung  des  einen  einheitlichen  Staats- 
zwecks, sondern  um  eine  Gliederung  desselben  und  hier  wird  die  Unterscheidung 
des  Rechts-  und  Machtzwecks  einer-  und  des  Cultur-  oder  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  anderseits  aufrecht  erhalten  werden  darfen,  ganz  in  der 
Weise,  wie  es  neuere  Rechtsphilosophen  und  theoretische  Politiker  der  organischen 
Staatsauffassung  ebenfalls  noch  thun:  s.  z.  B.  v.  Leonhardi  (a.  a.  0.  S.  10)  und 
Ahrens  (II,  308),  wenn  er  sagt,  der  Staat  ist  nicht  abstracter  Rechtsstaat,  sondern 
ein  Cultur-  und  Humanitätsrechtsstaat.  (Vgl.  auch  Röder  I,  214  ff, '223  ff.) 
Im  Grunde  ist  alles  Wesentliche,  auch  für  die  nationalökonomische  Auffassung  des 
Staats  schon  in  dem  Satze  des  Aristoteles  enthalten:  rj  nSXiq  yivofiivri  xov  ^yv 
evexBv,  ovaa  Sf  rov  ev  tyv  (de  re  publ.  I.  2,  ed.  Bekker,  p.  3).  Gute  Erörterungen 
darüber  von  H.  Escher  (l,  §.  7—11,  bes.  10). 

Far  die  nationalOkouomische  Betrachtung  werden  aus  dem  Zweck  und 
Bereich  des  Staats  dann  nur  die  speciell  ökonomischen  und  finanziellen 
Consequenzen  genauer  abzuleiten  sein,  wie  dies  im  Texte  bes.  im  3.  und  4.  Kapitel 
dieses  Bachs  geschieht.  In  den  Systemen  der  Finanzwissenschaft  und  hier  in 
der  Lehre  von  den  Staatsausgaben,  pflegen  sich  auch  gewöhnlich  theils  Be- 
schreibungen der  Staatsthätigkeiten.  theils  Erörterungen  principieller  Art  aber  Zweck 
und  Bereich  des  Staats  zu  finden,  so  schon  bei  A.  Smith  a.  a.  0.,  vergl.  Rau, 
Finanzwiss.  5.  Aufl.,  I,  §.  44  und  meine  Finanzwiss.  I,  3.  A.,  §.  1  ff.,  7  ff.,  32  ff. 
Far  diese  Erörterungen,  ebenso  wie  fUr  die  Principien  der  Besteuerung  gilt  jedoch 
der  Satz,   dass  sie,   grade   soweit  es  sich  dabei  um  principiello  Untersuchungen 


876  6.  B.  Der  Staat  YorbemerknDgeii.  §.  352. 

handolt,  mehr  in  den  grundlegenden  Theil  der  ganzen  Politisclien  Oekonomie, 
als  speciell  in  die  Finanzwissenschaft  (oder  auch  als  nach  Stein  n.  A.  m.  In  die 
Yerwaltungsiehre)  gehören.  In  diesen  letzteren  Disciplinen  ist  die  Bestimmang  der 
Staatszwecke  und  die  Festsetzung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  obersten 
Stenerprincipien  dann  als  schon  erfolgt  roransznsetzen  und  sind  nur  speciell  die 
finanziellen  u.  s.  w.  Conseqaenzen  daraus  zu  ziehen.  Nach  diesem  Gesichtspnnct 
bin  ich  auch  in  der  2.  Aufl.  (§.  30  ff)  und  3.  Aufl.  (§.  32  ff.)  des  1.  Bands  meiner 
Finanzwissenschaft  verfahren. 

Die   Erörterung    aber    die    richtige   Bestimmung    des    Bereichs    oder    der 
Grenzen    der  Staatsthätigkeit   gehört  anderseits   auch  in  die  theoretische  Politik 
und  in  die  allgemeine  Staatslehre.    Die  Autoren  entscheiden  dann,  je  nachdem 
sie  mehr  abstract  dogmatisch  oder  concret  historisch  und  statistisch  ihren  Gegenstand 
behandeln,  die  Fragen  auf  Grund  eines  bestimmten  rechtsphilosophischen  Systems  od^ 
nach   einem   ihnen    vorschwebenden  Ideal   eines   bestimmten   geschichtlichen  Staats. 
Hierher  gehören  als  noch  heute  besonders  beachtenswerth  W.  v.  Humbold t's  Ideen 
zu  einem  Versuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  zu  bestimmen,  zuerst  1 792 
(neue  Aufl.,  Brosl.  1851),  eine  Schrift  auf  dem  ganz  individualistischen  Standpancte 
dos  Kant'schen   reinen  Rechtsstaats,   und  insofern  auch  auf  jenem  A.  Smith  sehen 
Standpuncte,  wie  er  etwa  von  späten  volkswirthschaftlichen  Nachläufern,  z.  B.  einem 
Prince-Smith  (§.  313)  vertreten  wird.    Mit  dieser  Schrift  Humboldts  ist  besonders 
Mill's  Schrift  über  die  Freiheit  zu  vergleichen,   ebenso  J.  Simon 's  libert6,  jetzt 
H.  Spencer*s  vorhin  genannte  Schrift.   Aus  der  neueren  Litteratur  siehe:  G.  Waitz, 
Poliük,  Kiel  1862,  bes.  Abschn.  1  und  6,  v.  Holtzendorff,  Politik,  BerL  1869, 
bes.  B.  3,  auch  für  Gesammtaufgaben  des  Staats  v.  Roch  an,  Grundsätze  der  Real- 
politik, 2.  Th.,  Heid.  1869;   besonders  aber  R.  v.  Mohl,  Encyclopädie  der  Staats- 
wissenschaft, namentlich  §.  11  n.  12,  und  Ders.,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Politik, 
1 860  ff.,  vielfach ,  besonders  im  3.  B.,   Ausführungen  des  Rechtsstaatsideals  Mohl's. 
Bluntschli,  Lehre   vom   modernen  Staat.     1.  Th.  Allgemeine  Staatslehre,   5.  A., 
Stuttg.  1875,   bes.  B.  1    über   den  Staatsbegriff,   B.  5   über   den  Siaatszweck,  auch 
Th.  3,   Politik   passim.     Bedeutender  und  far  die  nationalökonomische  Betrachtung 
brauchbarer  als  diese  Werke  der  Juristen  ist  Schäffle,  Soc.  Körper  B.  4.    S.  jetzt 
auch  W.  Röscher,  Politik,  Stuttg.  1892.    Sidgwick,  Clements  of  politics,  London 
1891,  sowie  Dess.  polit  econ.  book  HL     Wie  wenig  unter  den  älteren  Autoren  der 
Politik  u.  s.  w.  R.  V.  Mohl  auf  dem  einseitigen  Standpunct  der  Smith'schen  Schule 
in  nationalökonomischen  und  socialpolitischen  Fragen  in  Bezug  auf  Staatsinterrention 
stand,  ergiebt  sich  aus  den  neuerdings  von  E.  Meier  in  s.  schönen  Aufsatz  über 
R.  V.  Mohl  (Tüb.  Ztschr.  1878,  B.  34)  wieder  hervorgezogenen  Aufsätzen  Mohl's  über 
Fabrik  Wesen   (Rau*s   Arch.   d.  Pol.  Oek.    1835,  II,  141  ff..   Rotteck  und    Welckers 
Staatlsex.  1.  A.,  VI,  775)  und  über  d.  Pol.  Oek.  in  d.  D.  Viertelj-schr.  1840.   H.  3, 
S.  1  ff.    Vgl.  Meier  a.  a.  0.  S.  494  ff.  —  Vgl.  femer  das  vorhin  genannte  Werk 
von  Es  eher   und  die  französischen  Schriften,   sowie   Kautz  a.  a.  0.  I,  249,  261; 
ausserdem  die  oben  S.  858  schon  genannte  polizeiwissenschaftliche  und  Ver- 
waltungslitteratur. 
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Erstes  Kapitel. 

Der  Staat  im  Allgemeinen. 

I.  —  §.  354  [161].  Der  Staat  als  volkswirthschaftliche 
Kategorie.  Der  Staat  ist  in  neuerer  Zeit  von  den  National- 
ökonomen öfters  anter  die  Kapitalarten  gereiht  und  als  das 
wichtigste  (stehende)  Immaterialkapital  der  Volkswirthsehafk 
bezeichnet  worden. 

S.  Röscher,  I,  §42  nad  besonders  die  guten  Erörterungen  von  K.  Dietzel, 
System  der  Staatsanleihen,  Heid.  1855,  S.  11  ff.,  16  ff.,  bes.  71  ff.  und  passim. 

Diese  Aoffassung  ist  nicht  unrichtig  und  entspricht  der  Ein- 
reihung des  Staats  als  wirthschaftliches  Gut  in  die  Classe  der 
„Verhältnisse"  (§.  119)  und  unter  die  Bestandtheile  des  Volks- 
verroögens  (§.  124).  Aber  der  universalen  Bedeutung  des  Staats 
an  und  für  sich  und  speciell  wieder  für  die  Volks wirthschaft  wird 
nur  die  Auffassung  des  Staats  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  in  der  Volkswirthschaft,  als  wahre  Ge- 
sammtwirthschaft  des  staatlich  organisirten  Volks  (§.  149  flF., 
299)  gerecht. 

Die  Bezeichnung  „Wirthschaft''  für  den  Staat  ist  im  bisherigen  Verlauf  schon 
oft  gebraucht  worden.  Da  es  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  widerspricht,  Staat, 
Kirche  u  s.  w.  „Wirthschaften**  zu  nennen  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  sie  regel- 
mässig gewisse  Leistungen  „produciren" ,  welche  man  oft  ganz  ohne  Rücksicht  auf 
den  sogen,  wirthschaftlichen  Gesichtspunct  behandelt,  so  mag  hier  daran  erinnert 
werden,  dass  die  Ausdehnung  des  Begriffs  Wirthschaft  selbst  auf  Staat  und  Kirche 
eine  nothwendige  Consequenz  der  Einbeziehung  aller  Arten  Dienstleistungen  in  die 
wirthschaftlichen  Güter  ist.  Auch  Staat  und  Kirche  sind  als  „Veranstaltungen  für  die 
regelmässige  Herstellung  von  (meist  immateriellen)  Leistungen  aller  Art'*  für  gewisse 
Bedürfnisse  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  „Wirthschaften",  worin  aber 
in  keiner  Weise  eine  Herabziehung  ihrer  Leistungen  in  die  Sphäre  des  materieUen 
Interesses  gefanden  werden  kann.    S.  §.  361. 

Der  so  aufgefasste  Staat  fungirt  alsdann  auf  den  beiden 
grossen  Gebieten,  in  der  Production  und  in  der  Vertheilung. 

1)  Im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  erscheint 
er  neben  den  „ natürlichen'*  Ursachen  und  Bedingungen  aller 
Production,  den  sogenannten  Productivfactoren  Natur  und 
Arbeit,  Kapital  und  Unternehmung,  deren  Zusammenwirken 
für  die  Production  der  Güter  erforderlich  ist,  als  eigener,  als  der 
die  Rechtsordnung  schaffende  und  sichernde  Factor.  Durch 
diese  seine  Wirksamkeit  erst  schafft  und  sichert  er  die  socialen 
und  rechtlichen  Bedingungen  dafür,  dass  die  Production,  ins- 
besondere auch  im  privatwirthschaftlichen  System,  theils  überhaupt^ 
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iheils  befriedigend  vor  sich  gehen,  jenes  Zusammenwirken  der 
natürlichen  Ursachen  und  Bedingungen  erfolgreich  stattfinden  kann. 
Diese  Mitwirkung  des  Staats  in  und  an  der  Production  als  ,yVer- 
mögen  erzeugende  Societät"  (Stahl)  findet  in  der  Ueberweisung 
materieller  Finanzmittel  an  ihn,  insbesondere  daher  in  den  Steuern, 
welche  somit  einen  Theil  der  nothwendigen  Productionskosten 
bilden,  ihren  ökonomischen  Entgelt.  Es  kommt  darin  das  Princip 
der  Reproductivität  dieser  Finanzmittel,  bezw.  Steuern  in  den 
Staatsleistungen  zur  Geltung,  worin  auch  der  ökonomische  Er- 
klärungs-  und  Rechtfertigungsgrund  der  Besteuerung  liegt. 

S.  Fin.  U,  zveito  Aufl.*  §.  87.  Der  ökonomische  Grund  der  Besteaenmg  ist 
mit  dem  Bechtsgrund  der  Steuerpflicbt  nicht  zu  verwechseln  (eb.  §.  85  £,  s.  auch 
oben  §.  349  tt.). 

Unter  dem  Ausdruck  ,,Producti?factor''  kann  sowohl  das  bedingende,  als  das 
ursächliche   Moment   in    der  Production   verstanden    werden.     Natur   und  Arbeit 
lassen   sich   als   die   ursächlichen,   Kapital  und  Unternehmung  —  letztere   als   rein 
ökonomische,    nicht    bloss    als    historisch  -  rechtliche    Kategorie    eines    be- 
stimmten Volkswirthschaftssystems   betrachtet  —  als  die   bedingenden  Momente  im 
Productiousprocess  ansehen,  wenngleich  auch  hier  Ursache  und  Bedingung  sich  nicht 
immer  scharf  unterscheiden  (s.  o.  S.  152  u.  S.  894).    Dasselbe  gilt  vom  Staate,  welcher 
in    der  Production   zwar  überwiegend  als  Bedingung,   besonders  gegenüber  dem 
privatwirthschaftlichen  System,   aber  doch  auch  zugleich  als  Ursache  fungirt.     Er 
schafft  die  Einrichtungen,  Anstalten,  Leistungen  auf  immateriellem  wie  materiellem 
Gebiete,    welche   seiner  jeweiligen  Aufgabebestimmung   und    Thätigkeitssphäre    ent> 
sprechen,    ist  hier  „Productionswirthschaft"  (S.  378)  und   er  wird   dadurch 
Bedingung  aller  Productionsthätigkeit   anderer  Wirthschaften.     Ich  halte  daher  an 
der  Bezeichnung  des  Staats  als  „Productivfactor"'  fest.     Coordinirt  ist  er  den 
anderen  vier  Momenten  allerdings  nicht,  aber  auch  diese  sind  sich  nicht  coordinirt, 
insbesondere   ist   das  Kapital    den  Factoren   Natur  und  Arbeit  subordinirt,  erst   ein 
Product  beider,  wie  der  Staat  auch.     Auch  die  Unternehmung  ist  wieder  nicht  dem 
Kapital,  auch  nicht  der  Arbeit  coordinirt,  sondern  selbst  nur  eine  speci fisch  e  Art  der 
Einrichtung  des  Zusammenwirkens  von  specifischer  Arbeit  und  Kapital.     (Gegen  die 
Identificirung  von  „Unternehmung  überhaupt'',  als  allgemeine  ökonomische  Kategorie, 
mit  der  modernen  Form  der  Unternehmung,    wie  sie  sich  bei  den  Socialisten,    aber 
auch   in   einer  unklaren  Begriffsbestimmung  der  Unternehmung  bei  G.  Schmoll  er 
findet,   möchte  ich   hier  nur  Einspruch  erheben,   ohne  meine  Auffassung  an  diesem 
Orte  näher  zu  begründen.)  —  Einwendungen  gegen  diese  Auffassung  des   Staats  al^ 
Productivfactor  von  v.  Scheel  in  s.  Anzeige  d.  1.  Aufl.  d.  Grundlegung  in  Hildebr. 
Jahrb.  1876,  B.  26,  S.  49  (s.  darüber  schon  in  d.  1.  Aufl.  S.  474,  Note)  u.  Polemik 
dagegen  von  v.  Skarzynski,  Ad.  Smith,  Berl.  1878.     Die  Betrachtung  des  Staats 
als  Productivfactor,   wenn   auch   nicht  immer  in  dieser  bestimmten  FormuUruns^, 
ist   doch    schon  häufiger  zu  finden  und   entspricht  der  gleich  zu  erwähnenden  Auf- 
fassung Müller 's  und  Stahl's.     Aber  nicht  minder  wesentlich  ist  die  Auffassung 
des  Staats  als  Vertheilungsregulator.   ein   wenigstens  in  der  Theorie  bi^he^  zu 
wenig    beachteter   Punct.    —   Stahl's   Auffassung   s.  in    seiner   Hechtsphilosophie, 
2.  Aufl.,  11,  2,  S.  420.      Die  Consequenz   dieser  Auffassung  für  die  Würdigung  der 
Steuern  ist  eine  weittragende:  der  Staat  nimmt  eben,  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes 
aufgefasst,    den    besteuerten  Einzelnen   gar  nicht  etwas  ihnen   Gehöriges,    nur  von 
ihnen    Erworbenes,    sondern    er   nimmt   in  den  Steuern  seinen   Antheil  am   Pro- 
ductionsertrage  der  Einzelwirthschaften,  ebenso  wie  ein  stiller  Gesellschafter,  nach  der 
schönen  Ad.  Müller 'sehen  Auffassung  (Elem.  d.  Staatskunst  III,   75)  gleichsam  als 
„Zinsen  des  unsichtbaren   und  doch  schlechterdings  nothwendigen  geistigen  National- 
kapitals",  welches  der  Staat  repräscntirt. 
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2)  Im  Yolkswirthschaftlichen  Vertheilungsprocess  ist  der 
Staat  gleichfalls  ein  noth wendig  mitwirkender  Vertheilangs- 
regnlator,  vermittelst  dieser  von  ihm  ausgebenden  und  von  ihm 
garantirten  Rechtsordnung  des  Verkehrs,  vermittelst  seiner 
Politik  der Einnahmebescbaffang,  besonders  seiner  Steuerpolitik, 
und  vermittelst  seiner  directen  Theilnahme  an  der  Production 
anderer,  auch  materiell-wirthschaftlicher  Leistungen. 

Insbesondere  giebt  der  Staat  in  der  wirthschafUichen  Bechtsordnnng  durch  seine 
Bestimmungen  über  persönliche  Freiheit «  Eigenthum,  Erbrecht,  Vertragsrecht  und 
Giltigkeit  erworbener  Rechte  dem  Princip  der  Concurrenz  erst  seinen  genaueren  Inhalt 
und  umfang  (§.  306,  307)  und  greift  dadurch  wesentlich  in  die  Vertheilung  ein. 
Der  Bezug  von  KeiuertrSgen  aus  seinen  Privaterwerbs-  und  Gebuhrenetnrichtungen 
hat  für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  tiefe  Wirkongen,  nicht  minder  die  von 
ihm  befolgte  Politik  des  Entgelts  und  der  Kostendeckung  seiner  Leistungen,  sowie 
seine  Besoldungspolitik  im  öffentlichen  Dienst. 

II.  —  §.  355  [162].  Zwecke  und  Leistungen  des  Staats, 
Um  die  Bedeutung,  welche  der  Staat  hiernach  für  die  Volkswirth- 
schaft  hat,  richtig  zu  würdigen,  ist  es  auch  in  der  Politischen 
Oekonomie  nothwendig,  wenigstens  in  der  Kürze  orientirend  auf 
die  Zwecke  und  Leistungen  des  Staats  überhaupt  einzugehen. 

A.  Die  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  volkswirth- 
schaftlich  unter  dem  Gesichtspnnct  der  Arbeitstheilung  be- 
trachten. 

Der  Staat  fuhrt  als  Zwangsgemeinwirthschaft  eine  Arbeitstheilung  durch,  indem 
er,  ausschliesslich  oder  neben  anderen  Einzciwirthschaften ,  die  Fürsorge  für  gewisse 
Bedurfnisse,  insbesondere  für  Gemeinbedürfnisse  übernimmt,  dadurch  anderen  Einzel- 
wirtbschaften die  sonst  hierfür  noth  wendige  Thätigkeit  (Arbeits-  und  Kapitalaufwand) 
abnimmt,  diese  Thätigkeit  also  für  andere  Zwecke  frei  macht  und.  nach  den  ihm  als 
Zwangsgemeinwirthschaft  zur  Wahl  stehenden,  insbesondere  nach  dem  eigenthümlichen 
Princip  der  Kostendeckung  mittelst  Steuern  (§.  341))«  den  Einzelwirthschafien  oder  der 
ganzen  Yolkswirthschaft  Steuern  auflegt  und  seine  Leistungen  dafür  zur  Verfügung 
stellt.  Je  nach  der  Art  und  Beschaffenheit,  nach  dem  Umfang  und  Inhalt  dieser  Lei- 
stungen gestaltet  sich  dann  auch  das  Arbeitsthcllungsverhältniss  zwischen  dem  Staat 
und  den  übrigen  Einzelwirthschaften  verschieden. 

In  dieser  Hinsicht  zeigt  nun  der  geschichtliche  Staat 
nach  Zeit  und  Land  grosse  Verschiedenheiten,  je  nach  der  Auf- 
fassung und  der  Durchführung  der  Staatszwecke  überhaupt  und 
der  einzelnen  Staatsleistungen  insbesondere.  Diese  durch 
Beobachtung  sicher  constatirte  Thatsache  beweist  schon,  dass  es 
ein  müssiges  und  nothwendig  verfehltes  Beginnen  ist,  den  Be- 
reich der  Staatsthätigkeit  oder  die  Grenzen  der  letzteren 
und  damit,  volkswirthschaftlich  ausgedrückt,  die  Arbeitstheilung 
zwischen  dem  Staate  und  den  anderen  Einzelwirthschaften,  sei  es 
der  Privaten,  der  Erwerbsgesellschaften,  der  freien  oder  der  übrigen 
Zwaogsgemeinwirthschaften    (Selbstverwaltungskörper) ,    besonders 
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der  Gemeinde,  principiell  ein  für  allemal  feststellen  za 
wollen. 

A  priori ,  ans  dem  „Wesen"'  des  Staats ,  lässt  sich  ein  Princip  hierfOr  nicht 
ableiten,  denn  dieses  „Wesen"'  ist  selbst  wieder  ein  Prodnct  der  Geschichte.  Ebenso 
wenig  lässt  sich  aas  dem  Wesen  der  Einzelfreiheit  ein  für  allemal  eine  nnüberschreit- 
bare  Grenze  der  Staatsthätigkeit  bestimmen,  da  eben  anch  hier  das  Indiridnom 
durchaus  im  Fluss  der  Geschichte  steht  Die  Bestrebungen  der  Rechtsphilosopben  und 
Politiker,  z.  B.  wieder  von  W.  v.  Humboldt  bis  auf  J.  St  Mill,  liefern  einen 
Beleg  für  diese  Sätze.  Es  wird  daher  auch  jedem  neuen  Versuch,  mit  dem  eine  neue 
philosophische  und  politische  Schule«  wie  z.  B.  diejenige  ron  Krause  und  Ahrens 
(s.  o.  b.  872)  debutirt,  hierüber  etwas  endgiltig  Abschliessendes  zu  sagen, 
nur  die  grösste  Skepsis  entgegen  zu  stellen  sein.  Die  Widersprtlche  selbst  zwischen 
Philosophen  und  Politikern  verwandter  Bichtung  sind  bezeichnend  genug  und  auch 
unvermeidlich,  weil  hier  ein  Gebiet  immer  zugleich  mehr  oder  weniger  subjectirer 
Ansicht  vorliegt  und  anderseits  die  schliesslich  im  einzelnen  Zeitalter  und  Staat 
jedesmal  entscheidenden  religiösen,  sittlichen  und  rechtlichen  Anschauungen  („der 
Wille  der  erhabenen  Autoritäten",  wie  v.  Kirchmann  es  formulirt)  so  ausserordent- 
lich wechseln.  Die  nationalen  Verhältnisse  äussern  zudem  noch  ihren  besonders 
berechtigten  Einfluss.  (S.  Es  eher,  Politik  I,  71.)  In  den  Fragen  der  Decentralisation 
der  Verwaltung  und  des  Selfgovernmcnts  wird  dies  oft  zu  sehr  vergesssen.  Ahrens 
(Naturrecht  II,  §.  60,  105—107,  62,  110)  ist  ein  neuer  Beleg  für  die  Richtigkeit  der 
Behauptung  im  Texte,  bei  aller  Zustimmung,  die  ich  ihm  gebe.  Aehnliches  ^t  ron 
den  Ausführungen  von  Röder  (II,  1  ff.). 

A  posteriori,  aus  den  Beobachtungen  der  wirklichen  Staaten,  sind 
wohl  Merkmale  für  einen  Mi nim albereich  und  für  gewisse  Merkmale  von  Tb&tig- 
keiten  zu  gewinnen,  dessen  und  deren  Vorhandensein  die  Voraussetzung  ftlr  das 
Vorhandensein  jener  Form  menschlicher  Gemeinschaften  ist,  welche  mit  dem  Namen 
„Staat''  bezeichnet  werden  soIL  Aber  für  die  über  diesen  Minimalbereich  hinaus- 
gehenden Leistungen  und  far  die  den  letzteren  zu  ziehende  Grenze  ist  aus  den 
Beobachtungen  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  nichts  Endgiltiges  zu  entnehmen. 
Man  kann  daraus  nur  gewisse  Hauptzwecke  des  Staats  und  Grundformen  staatlicher 
Leistungen  und  hieraus  wieder  allgemeinere  Regeln  für  muthmaasslich  in  bestimmten 
geschichtlichen  Verhältnissen  richtige  Staatsthätigkeiten  abstrahiren. 

So  wird  es  der  Wirklichkeit  immer  vorbehalten  bleiben 
müssen,  dnrch  die  That  zu  beweisen,  dass  eine  weitere  Aus- 
dehnung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit,  vielleicht  auf  ganz  neue 
Gebiete,  zulässig  ist  und  anderseits  auch,  dass  unter  Umständen 
eine  Beschränkung  dieses  Bereiches  unter  das  vielleicht  schon 
übliche  Maass  ebenfalls  richtig  oder  nach  den  gegebenen  geschicht- 
lichen Verhältnissen  noth wendig  sein  kann. 

B.  —  §.  356  [163].  Für  die  volkswirthschaftliche  Betrach- 
tung  des  Staats  lassen  sich  hieraus  folgende  wichtige  Sätze  ab- 
leiten, welche  in  der  Praxis  die  Bedeutung  von  Axiomen  der 
Staatspolitik  und  folgeweise  speciell  auch  der  Finanzpolitik 
erlangen : 

1)  Es  ist  nicht  begriflFlich  noch  durch  Erfahrung  endgiltig 
festzustellen,  welche  einzelne  Leistung  allein  Sache  des 
Staats  und  ebenso  wenig,  welche  nicht  Sache  des  Staats 
sein  soll. 
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Ein  Satz,  welcher  z.  B.  mit  vielen  verbreiteten  Anschauungen  in  der  modernen 
Yolkswirthschaft  in  Widerspruch  steht  (Staatshilfe  —  Selbsthilfe»  in  der  Arbeiterfrage ; 
Staats-  oder  Privatthätigkeit  im  Verkehrswesen  u.  dgl.  m.).  Dies  ist  von  den  Pnbli- 
cisten  und  Bednern  der  deutschen  Freihandelsschule,  von  den  Secretären  der  Handels- 
kammern u.  A.  m.  z.  B.  in  dem  Streite  zwischen  Schulze-Delitzsch  und  Lassalle 
so  oft  gänzlich  übersehen  worden.  Mit  dem  Schlagwort  „StaatshÜfe''  wurden  ohne 
jede  weitere  Prüfung  die  besten  Bestrebungen  verortheilt.  (S.  meine  Rede  über  die 
sociale  Frage  S.  11.)  Vergl.  auch  Ahrens,  Naturrecht  II,  293.  Selbst  Ähren s, 
Böder,  Bluntschli  und  die  meisten  theoretischen  Politiker  der  organischen  Staats- 
auffassung versehen  es  hierin  immer  noch,  indem  sie  z.  B.  in  ihren  Erörterungen 
über  die  Stellung  des  Staats  zur  Yolkswirthschaft  eine  gewisse  vermittelnde  Auffassung, 
einen  „gemässigten  Smithianismus''  vertreten:  in  gegebenen  Fällen  oft  ganz  richtig, 
aber  mit  Unrecht  wird  diese  Auffassung  wieder  als  eine  „end giltige'*  hingestellt, 
auch  in  Widerspruch  mit  der  wahrhaft  historischen  Auffassung.  Dies  gilt  z.B. 
von  Röder  (I,  232\  Freier  ist  auch  hier  R.  v.  Mo  hl  in  den  oben  S.  876  gen, 
Abhandlungen.  Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  „Gesellschaft^',  die  u.  A.  Röder 
besonders  betont,  sind  auch  fliessende,  nicht  principielle.  —  Ein  characteristisches 
Beispiel,  wie  aus  willkührlichcn  Annahmen  über  die  „richtige''  Bestimmung  der  Atif- 
gabo  und  Thätigkeit  des  Staats  zu  Gunsten  bestimmter  practischer  Maassnahmen 
deducirt  wird,  war  es,  dass  s.  Z.  im  italienischen  Parlament  die  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  damit  angefochten  wurde,  „Gewerbelrieb"  sei  keine  Aufgabe  des  Staats, 
also  die  Verstaatlichung  falsch.  Wobei  ausserdem  noch  die  willkührliche  Auffassung 
des  Eisenbahnwesens  als  „Gewerbe",  des  Eisenbahnbetriebs  als  „Gewerbetrieb"  unterlief. 

2)  Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  ohne  Wahl, 
„aus  Princip",  auf  Kosten  der  privatwirthschaftlichen  und  zum 
Theil  auch  der  caritativen  und  übrigen  gemein wirtbschaftlichen 
Thätigkeit  ist  theoretisch  falsch  und  practisch  verwerflich. 

Daher  ist  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie  des  vorigen  Jahrhunderts,  gegen  die 
Praxis  der  Staatsomnipotenz  des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  reinen  Polizei- 
Staats,  aber  auch  gegen  den  rein  socialistisch-communistischen  Character  des  Staats 
(§.  293)  Stellung  zu  nehmen.  —  Gute  Darstellung  der  Wohlfahrtsstaatstheorie  in 
Funk 's  Aufs,  über  Auffassung  und  Begriff  der  Polizei  im  vorigen  Jahrhundert,  Tüb. 
Ztschr.  B.  19  u.  20.  Besonders  beachtenswerth  ist  Chr.  Wolff's  Theorie,  die  sich 
in  ihren  practischen  Consequenzen  so  merkwürdig  mit  den  modernsten  Forderungen 
unserer  extremen  Arbeiterparteieu  in  characteristischen  Details  berührt.  Les  extremes 
se  touchent!  Röscher  in  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  (S.  347  ff.)  wird  m.  E. 
der  Bedeutung  Wolff's  nicht  durchweg  gerecht.  Vgl.  auch  Zell  er,  Geschichte  der 
deutschen  Philosophie,  S.  211  ff.,  bes.  257  ff.,  264,  '267  und  Bluntschli,  Geschichte 
des  Staatsrechts  und  der  Politik,  München  1864,  S.  213  ff. 

3)  Die  principielle  Beschränkung  des  Staats  auf  einen 
einzigen,  mehr  oder  weniger  eng  und  willkührlich  gefassten 
Zweck,  z.  6.  auf  den  Rechtsschutzzweck  des  abstracten 
Rechtsstaats,  und  demgemäss  die  Proclamirung  des  Laisser  faire 
et  passer  in  allem  Uebrigen  für  den  Staat  ist  ebenso  theoretisch 
falsch  und  practisch  unzulässig. 

Daher  ist  die  sog.  Manchestertheorie  der  extremen  Smith'schen  volkwirthschaft- 
lichen  Schule  mit  ihren  Postulaten  für  die  Staatspolitik  grundsätzlich  zu  verwerfen. 
Die  nahe  Verwandtschaft  der  Smith'schen  volkswirthschaftlichen  und  der  Kant 'sehen 
politischen  Doctrin  tritt  hier  wie  überall  hervor.  —  S.  Röder  I,  214. 

4)  In  die  Thätigkeiten  zur  BeschaflFung  der  Güter  für  die  Be- 
dtirfnissbefriedigung  und  zur  Herstellung  der  Einrichtungen  und 
Anstalten  für  letztere  haben  sich  nach  dem  Früheren  (§.  302)  die 
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Einzelwirtbscbaflen  des  privatwirtbschaftlicheD,  des  caritativen  und 
des  gemeinwirthschaftlicben  Systems,  also  einscbliesslich  des  Staats 
und  der  Selbstverwaltnogskörper,  passend  zn  t bellen.  Die  hierzu 
notbwendige  Combination  ist  aber  wieder  einem  beständigen 
Wecbsel  unterworfen  (§.  302).  Der  Staat,  welcber  kraft  seiner 
Souveränetät  zwangsweise  eingreifen  kann,  wird  gerade  hier- 
bei und  deshalb  leicht  Fehlgriffe  begeben.  Daher  ist  die  möglichst 
unbefangene  Prüfung  von  Fall  zu  Fall  zu  verlangen  und  diese 
durch  die  Einrichtung  von  Volksvertretungen  und  Finanz- 
controlorganen  der  Regierung  gegenüber  (§.  351)  zu  garantiren. 

Eine  principielle  Forderung,  zumal  fQr  unsere  Gultnrperiode  absolat  nnd 
relativ  (o.  A.  auch  aus  technischen  Gründon)  steigender  Ausdehnung  der  ,,Oflent- 
Uchen"  Thätigkeiten  (§.  362  ff.). 

5)  Der  Staat  muss  namentlich  seinen  eigenen  Tb'ätigkeits- 
bereich  nach  den  concreten  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  richtig 
gegenüber  demjenigen  der  anderen  Zwangsgemeinwirthschaften 
oder  der  Selbstverwaltungskörper  (§.  351  Nr.  4),  die  Sphäre 
aller  Zwangs-  gegenüber  den  freien,  und  diejenige  aller 
freien  Gemeinwirtbscbaften  gegenüber  den  privatwirth- 
schaftlichen  und  caritativen  Wirtbschaften  und  Thätigkeiten 
bestimmen. 

Aufgaben  der  Decentralisation  der  Verwaltung,  der  Selbstregierung  der  kleiner^i 
räumlichen  Kreise,  der  Gestaltung  des  Vereinswesens  und  seines  Rechts,  insbesondere 
auch  des  Erwerbsgesellschafts-  (Actiengesellschafts-),  Genossenschaftswesens  und  Rechts, 
überhaupt  der  Grenzziehung  zwischen  den  gewöhnlichen  Erwerbsth&tigkeiten  des  Staats 
und  der  Privaten.  Die  früher  (§.  334,  343,  348)  berührten  Fragen  über  etwaige  Ein- 
engung des  Gebiets  der  Actiengesellschaften  mittelst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Unter- 
nehmungen gehören  auch  hierher  wieder. 

6)  In  finanzieller  Hinsicht  kann  der  Grundsatz  der  Spar- 
samkeit niemals  für  den  Staat  (ebenso  wenig  für  andere 
Zwangsgemeinwirthschaften)  eine  absolute,  sondern  nur  eine 
relative,  überhaupt  nur  die  Bedeutung  einer  Klugheitsregel, 
aber  nicht  die  Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt 
unterbleiben  müsste. 

Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben,  daher  Ton  der  mit  ihr  herzu- 
stellenden Staatsleistung  ab.  Die  „Sparsamkeit''  kann  mithin  niemals  ein  leitender 
Grandsatz  des  Staatshaushalts  werden,  sondern  bedeutet  bloss  die  Anerkennung  und 
möglichste  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im  Staatshanshalte,  wie  in  jeder 
Einzelwirthscbaft.  y.  Malchus,  Finanzwiss.,  Stuttgart  nnd  Angsbnrg  1830,  II,  13, 
A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshanshalts,  Wien  1863,  S.  6,  meine  Fin.wiss.  I, 
8.  A.  §.  34. 

7)  In  finanzieller  Beziehung  ist  weiter  nach  der  Natur 
des  Staats  als  Wirthschaft  eine  grundsätzliche  Stabilität  der 
Einnahmen   und    die   Anweisung    des   Staats   bloss   auf 
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solche  Einnahmearten  unzulässig,  welche  wie  die  privat- 
wirthschaftlichen  und  wie  stabile  Steuern  dem  veränderlichen 
und  in  Galturstaaten  im  Ganzen  steigenden,  von  der  Ver- 
änderung und  der  Ausdehnung  des  Bereichs  der  Staats- 
tbätigkeit  abhängigen  Bedarf  (§.  362  ff.)  des  Staats  sich  nicht  an- 
schmiegen können. 

8)  In  Betreff  der  Frage  der  Kostendeckung  der  Staats- 
ieistungen,  der  Regelung  des  Entgelts  für  die  letzteren  bleibt 
dem  Staate  immer  die  ausschliessliche  Anwendung  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Princips  möglich  (generelle  Kostendeckung  aus 
allgemeinen  Einnahmen,  aus  Steuern,  unentgeltliche  Zuführung 
an  und  Bereitstellung  der  Leistungen  für  die  Einzelnen).  Aber  es 
kann  und  soll  unter  Umständen  hier  auch  das  privatwirth- 
schaftliche,  das  Gebührenprincip  Anwendung  finden,  mög- 
lichst in  erster  Linie  nach  sachlichen,  erst  daneben  und  danach 
nach  finanziellen  Gesichtspuncten  und  Rücksichten  und  in  der 
hierdurch  bedingten  Weise  und  dem  hiemach  passend  zu  er- 
achtenden Maasse  (§.  335). 

C.  —  §.  357  [164].  Allgemeine  Schlüsse  in  Bezug 
auf  Staatszwecke  und  Leistungen.  Giebt  es  nach  dem 
Vorausgehenden  thatsächlich  und  principiell  keinen  ein  für  allemal 
feststehenden  Bereich  der  Staatsthätigkeit,  so  lassen  sich  doch: 

1)  bei  aller  nach  Zeit  und  Ort  wahrnehmbaren  Ver- 
schiedenheit der  letzteren  überall  und  allzeit  zwei  eigent- 
liche organische  Staatszwecke  und  demgemäss  zwei 
Hauptgruppen  von  Leistungen  des  Staats  erkennen.  Min- 
destens Ansätze  zu  solchen  Leistungen  müssen  vorhanden  sein, 
wenn  überhaupt  die  Zwangsgemeinschaft  „Staat''  nach  den  für 
diesen  Begriff  unentbehrlichen  Merkmalen  vorhanden  sein  soll. 
(Folgendes  Kapitel  2.) 

2)  Ferner  kann  erfahrungsgemäss  aus  der  Geschichte  fort- 
schreitender Culturvölker,  also  aus  zeitlichen  Vergleichen  so- 
wohl als  auch  aus  der  Vergleichung  der  Staaten  und  Volks wirth- 
schaften  auf  verschiedenen  Entwicklungsstufen,  mithin  ans  räum- 
lichen Vergleichen^),  eine  bestimmte  Entwicklungstendenz 


^)  Es  wird  Seitens  der  sogen,  historischen  Schule  oft  za  wenig  beachtet, 
wie  die  räumliche  Vergleichung  der  zeitlichen  in  methodologischer  Hinsicht 
verwandt f  aus  äusseren  Granden  aber  oft  vorzuziehen  ist,  weil  nemlich  das  Material 
reichlicher  vorhanden,  die  Einfluss  übenden  Factorcn  leichter  zu  ermitteln  sind. 
S.  die  Vorrede  zu  meinem  System  der  Zettel bankpolitik,  Freiburg  1S73,  S.  XE,  u. 
oben  §.  80  il'. 
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oder  ein  sogen.  ^^Gesetz^'  der  Entwieklung  der  Staatsthätigkeiten 
für  Culturvölker  abgeleitet  werden:  das  Gesetz  der  wachsen- 
den Ausdehnung  der  ,,öffentlichen'',  bez.  der  Staats- 
thätigkeiten bei  fortschreitenden  Gulturvölkern.  (Kap.  3). 

Dieses  Gesetz  —  das  Wort  im  allein,  aber  auch  im  zulässigen  Sinne  bei  ,,rolk3- 
wirtbschaftlichen  Gesetzen''  genommen,  §.  89,  —  giebt  wenigstens  die  Bichtnng  an, 
in  welcher  sich  im  concreten  Falle  mnthmaasslich  ebenfalls  und  mit  Recht  die  Staats- 
thätigkeit  bewegen,  daher  namentlich  die  staatliche  Gesammtwirthschaft  gegenüber  den 
anderen  Wirthschaften  ausdehnen  wird. 

3)  Ebenso  lässt  sich  darch  solche  Beobachtungen  ein  Gesetz 
für  die  Entwicklung  und  Umbildung  der  Art  und  Weise  fest- 
stellen, in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt,  ein 
Punct,  welcher  für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  Staats 
von  besonderer  Wichtigkeit  ist;  das  Gesetz  desVorwaltens 
des  Präventivprincips  im  entwickelten  Rechts-  und  Cultnr- 
staat,  statt  des  blossen  Bepressivprincips,  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete der  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Mach^ 
zwecks.  (Kap.  4). 

4)  Endlich  kann  man  aus  der  Erfahrung  auch  die  Bedin- 
gungen ableiten,  welche  muthmaasslich  vorhanden  sein  müssen^ 
um  eine  Staatsthätigkeit  statt  einer  Privat-  oder  eine  Thätigkeit 
andrer  Wirthschaften,  auch  anderer  öffentlicher  Zwangsgemein- 
wirthschaften  (Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  überhaupt  passend  er- 
scheinen zu  lassen.  Daraus  kann  man  einige  allgemeine  Regeln 
für  die  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  bei  nnseren 
Gulturvölkern  ableiten,  woraus  sich  dann  wieder  eine  Richtschnur 
für  den  einzelnen  Fall  ergiebt.  (Kap.  5). 

Da  von  dem  Umfange,  dem  Inhalte  und  der  Ansführungsart  der  Staats- 
leistangen der  Bedarf  des  Staats  an  materiellen  Mitteln  oder  der  Finanzbedarf 
abhängt,  so  haben  die  folgenden  Erörtemngen  namentlich  auch  für  das  Finanzwesen 
und  für  die  Wissenschaft  ?on  demselben,  die  Finanzwissenschaft,  ihre  principieUe 
Bedeutung.    S.  meine  Fin.wiss.  1,  3.  A.,  §.  32 — 37. 
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Zweites  Kapitel. 

Zwecke  und  Leistungen  des  Staats 
und  Durchführungsmittel  dafUr.    Finanzwirthschaft. 

S.  die  litterariscben  Angaben  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  Buche  §.  352, 
353.  Bes.  zu  vergleichen:  R.  ?.  Mohl.  Encycl.  d.  Staatswiss.  §.  11,  12.  Waitz, 
Polit.,  Abschn.  1,  Kap.  2,  und  Absöhn.  5,  v.  Holtzendorff,  Principien  der  Politik,  3.B., 
8.  bes.  Kap.  7  u.  8  (nationaler  Machtzweck),  namentlich  aber  Escher,  Polit.  §.  7 — 12. 
Blnntschli  I,  B.  5,  S.  345.  —  Trendolenbnrg,  Naturrecht  §.  151,  152,  154, 
155,  Ähren»,  Naturrecht  §.  105—107  (H,  276  ff.),  auch  §.  60,  v.  Leonhardi 
a.  a.  0.  S.  10,  Köder  I,  213  ff.,  Ihering  Zweck  I,  1.  A.,  305  ff.  —  Hermann, 
staatsw.  untersuch.,  2.  A.,  S.  47  ff.,  72  ff.,  93  ff..  Schaffte  an  d.  in  den  Vorbemer- 
kungen S.  870  gen.  Stellen.  —  Meine  Fin.  2.  A.  I,  §.  31—35,  3.  A.  §.  32—37, 
Saz,  Grundlegung,  §.  63  ff. 

I.  —  §.  358  [165].  Die  eigentlichen  organischen  Zwecke 
der  Zwangsgemeinschaft  ,;Staat^'  sind: 

A.  Der  Rechts-  und  damit  verbunden  der  Machtzweck. 

B.  Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck. 

Beide  Zwecke  sind  nicht  äusserlich  zu  trennen,  auch  bei 
ihrer  Verwirklichung  erscheinen  sie  häufig  mit  einander  verbunden 
in  der  einzelnen  Leistung ,  z.  B.  vielfach  in  der  Polizeithätigkeit, 
so  im  Gesundheitswesen.  Sie  bedingen  sich  auch  gegenseitig  und 
sind  der  Ausfluss  der  sittlichen  Aufgabe  des  Staats  als  der 
höchsten  Form  menschlicher  Gemeinschaften.  Aber  gerade  für 
die  volkswirthsebaftliche  Betrachtung  des  Staats  (und  für  die 
finanzwissenschaftliche  seines  Bedarfs)  empfiehlt  sich 
die  Unterscheidung  der  beiden  Zwecke. 

A.  —  §.  359  [166,  167].  Der  Rechtszweck  des  Staats 
besteht  in  der  Fürsorge  für  das  erste  aller  Gemeinbedürf- 
nisse des  menschlichen,  völkerweisen  Zusammenlebens,  für  die 
Rechtsordnung  im  Inneren  des  Staats,  des  Volks  und  der 
Volkswirthschaft  und  nach  Aussen  zu  gegen  andre  Staaten, 
Völker  und  Volkswirthschaften.  Nach  beiden  Seiten,  vor  Allem 
aber  nach  Aussen  zu  gerichtet  erscheint  der  Rechtszweck  als 
(nationaler)  Machtzweck:  Aufrechthaltung  der  Unabhängigkeit 
oder  der  eigenen  Souveränetät  von  Staat  und  Volk. 

In  Deutschland  braucht  man  nach  der  Erfahrung  7on  Jahrhunderten  trüber 
Geschichte  die  Bedeutung  des  nationalen  Machtzwecks  auch  für  die  materielle, 
die  Sachgüte rproducüon  nicht  mehr  besonders  zu  erweisen.  Der  Vergleich  mit 
Grossbritannien  liegt  nahe.  S.  besonders  von  Holtzendorff  und  Hermann 
a.  a.  0.,  auch  die  von  den  üblichen  schweizerischen  lUusionen  ganz  freien  treffenden 
Erörterungen  von  Escher,  I,  §.  12,  13. 
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Im  Einzelnen  bandelt  es  sich  bei  dem  Recbtszweck  um 
die  bei  dem  principalen  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung  in 
§.  327  bereits  angeführten  Puncte. 

1)  Im  Inneren  muss  die  Rechtsordnung  für  die  Beziehungen 
der  Privaten  zum  Staate,  für  die  persönlichen  Beziehungen  der- 
selben unter  einander  und  für  den  wirthschaftlichen  Verkehr  (§.  306) 
festgestellt,  gegen  Bruch  gesichert,  bei  erfolgten  Bruch  wieder  her- 
gestellt, aber  auch  nach  den  als  berechtigt  erkannten  Bedtirf- 
nissen,  welche  die  Weiterentwicklung  des  Volks  und  der  Volks- 
wirthschaft  mit  sich  bringt,  fortgebildet  und  reformirt  werden: 
daher  in  „socialrechtlicher**,  nicht  bloss  in  individualrecht- 
licher Richtung,  mit  dem  Ziele  der  Lösung  der  socialen  Aufgaben 
zunächst  innerhalb  des  nationalen  Staats. 

S.  B.  4  Kap.  2  oben  und  2.  Abtheilang  der  Grundlegung.  Zur  Yervirklichung 
dieser  Aufgabe  dient  tbeils  die  gesetzgeberische  Tbätigkoit  des  Staats  uberbaapC, 
theils  von  den  grossen  Yerwaltungsabtheilungen  des  entwickelten  Staats  (den  „Mini- 
sterien") das  Justizwesen»  namentlich  die  Rechtspflege«  gewisse  TheUe  des  sogen. 
Inneren  Departements  und  der  Polizei.  Die  Macht-  und  Zwangsmittel  zur 
Durchfuhrung  des  Staatswillens  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Rechtsordnung  steUen 
die  Organe  der  Justiz  und  der  Inneren  Verwaltung,  insbesondere  aber  die 
Polizei,   nöthigenfalls  auch  die    bewaffnete  Macht,  das  Militär. 

2)  Nach  Aussen  zu  handelt  es  sich  um  den  Schutz  der 
Staatsangehörigen,  in  Betreff  ihrer  Personen,  ihres  Eigentbnms 
und  besonders  auch  ihrer  wirthschaftlichen  Interessen,  daher  nament- 
lich um  die  Sicherung  des  volkswirthschaftlichen  Marktgebiets  för 
Absatz  und  Bezug  von  Producten  im  Auslande. 

Hierzu  dienen  Staatsverträgo,  diplomatische  und  consularische  Th&tig- 
keit,  c?entuejl  die  bewaffnete  Macht.  Sodann  kommt  hier  die  Erfüllung  jenes 
nationalen  Machtzwecks  in  Betracht,  der  vorn emlich  durch  die  bewaSheto  Macht 
oder  die  Kriegsmacht  (Heer  und  Flotte)  prägen ti?  und  repressif  gesichert  wird. 

Der  Rechts-  und  Machtzweck  darf  als  erster  und  Haupt- 
zweck des  Staats  betrachtet  werden.  Seine  richtige  Verwirk- 
lichung gewährt  aber  zugleich  die  bedeutendste  Förderung 
aller  Cultur-  und  Wo hlfahrts Interessen  und  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Erfüllung  des  Culturzwecks  des  Staats 
und  für  die  Entwicklung  selbst  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
in  der  Volkswirthschaft. 

Wichtig  gerade  auch  für  die  volkswirthschaftliche  und 
finanzielle  Betrachtung  des  Staats  ist  die  Wahrnehmung,  dass 
alle  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks, 
welche  der  Staat  früher  vielfach  mit  den  Privaten  (Selbsthilfe)  und 
mit  kleineren  autonomen  Organen,  d.  h.,  volkswirthschaftlich  aus- 
gedrückt,  mit  anderen  örtlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  (Gre- 
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meinde,  Grafschaft),  mit  freien  Vereinen  (Corporationen)  und  be- 
vorrechteten Privaten  (Grandherrschaften)  theilte,  principiell  und 
immer  consequenter  auch  thats'ächlich  ausschliesslich  dem 
Staate  vorbehalten  werden  und  von  Anderen  nur  in  beschränk- 
tem Maasse  im  besonderen  Auftrage  des  Staats  (,,übertragen'') 
ausgeübt  werden  dürfen:  der  Staat  allein  Wehr-  und  Kriegs-, 
Gerichts-,  Polizeiherr,  Friedensbewahrer,  Gesetzgeber  auf  allen 
Rechtsgebieten. 

Die  Noth wendigkeit  der  einheitlichen  Gestaltung  ond  Leitung  dieser  Thätig- 
keiten  ond  der  Concentration  der  Kräfte  eines  ganzen  Staatsgebiets  zur  Darch- 
fübrong  dieser  Thätigkoiten  trägt  dazu  wesentlich  bei.  Entscheidend  aber  ist,  dass 
das  Recht  ein  eines  sein  und  einheitlich  gehandhabt  werden  muss.  Bemerkcns- 
werth  der  BUckbildnngsprocess  in  den  deutschen  Particularsourcränetäten  gerade  im 
Kriegswesen  in  unserem  neuen  Deutschen  Reiche.  Auch  die  Vorgänge  in  unserer 
deutschen  Gesetzgebung  tiber  Gerichtsorganisation,  Process  und  gesammtes  bürgerliches 
Recht,  über  Arbeiterrecht,  wie  früher  schon  im  Wechsel-  und  Handelsrecht,  daher 
die  bezügliche  Ausdehnung  der  Reichscompetenz  durch  Verfassungsänderungen,  sind 
characteristisch. 

Im  Rechts-  und  Machtzweck  kommt  das  eigentliche  Wesen 
der  als  „Staat'*  bezeichneten  Zwangsgemeinwirthschaft  am  Schärf- 
sten zum  Vorschein. 

Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck  kann  erfahrungsgemäss  auf  ein  Minimum  in 
der  Praxis  reducirt  sein.  Der  Rechts-  und  Machtzweck  muss  immer,  bei  aller  Ver- 
schiedenheit seiner  Durchführung  und  bei  aller  Theilung  der  dazu  gehörigen  Lei- 
stungen mit  Anderen,  in  wichtigeren  Einrichtungen,  Anstalten  und  Thätigkeiten  her- 
Tortreten.  Etwas  dabin  Gehöriges  gehört  daher  zu  den  nothwendigen  Merkmalen 
dessen,  was  wir  „Staat''  nennen.  Daraus  erklärt  sich,  dass  weder  zeitlich  noch  räum- 
lich die  Leistungen  des  Staats  auf  diesem  Gebiete  ebenso  grosse  Verschiedenheiten  in 
Umfang,  Inhalt  und  Form  zeigen,  als  auf  dem  Gebiete  des  Gnlturzwecks. 

B.  —  §.  360  [168,  169].  Der  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
zweck des  Staats  besteht  in  der  Förderung  der  Staats- 
angehörigen in  der  Verfolgung  ihrer  Lebensaufgaben,  der  physischen, 
wirthschaftlichen,  sittlichen,  geistigen,  religiösen  Interessen,  nament- 
lich soweit  dabei  Gerne inbedtirfnisse,  örtliche  und  zeitliehe,  mit- 
unter auch  gesellschaftliche  (§.  328  ff.),  ins  Spiel  kommen. 

Das  Ziel  des  modernen  Culturstaats  der  europäischen 
Civilisation  wird  dabei  sein  müssen:  möglichst  nur  die  all- 
gemeinen Bedingungen  für  die  Entwicklung  des  selbst- 
thätigen  Individuums  Seitens  des  Staats  zu  erfüllen  und  da- 
durch unter  Erhaltung  der  „Eigenthtimlichkeit  der  Kraft  und  der 
Bildung'^  (W.  v.  Humboldt)  des  Einzelnen  einen  immer  grösseren 
Theil  der  Bevölkerung  zum  Mitgenuss  an  den  Culturgütern 
zu  erheben.  Die  Beschränkung,  welche  sich  der  Staat  hier- 
nach auferlegen  soll,  lässt  sich  aber  freilich  nur  als  ideales  Ziel 
bezeichnen,   im   wirklichen  Leben   nicht   immer  festhalten.    Jede 
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Staatsthätigkeit  soll  aber  bei  ans  darauf  hinausgehen,  es  immer 
mehr  zu  ermöglichen,  dass  der  Staat  sieh  derartig  beschränken 
könne. 

W.  ?.  Humboldt 's  Satz,  den  Hill  zum  Motto  fOr  seine  „liberty'^  macht,  kann 
hier  auch  von  einer  anderen  Staatsauffassung  aus  als  Leitstern  dienen:  .J)aä,  worauf 
die  ganze  Grösse  des  Menschen  zuletzt  beruht,  wonach  der  einzelne  Mensch  ewig 
ringen  muss  und  was  der,  welcher  auf  Menschen  wirken  will,  nie  aus  den  Augen 
verlieren  darf,  ibt  EigenthUmlichkeit  der  Kraft  und  der  Bildung^'.  Deber 
die  Formulirung  des  Princips  für  die  Grenzen  der  Staatsth&tigkeit  bei  Ahrens, 
Naturrecht  U,  286  ff.,  auch  61  ff.,  s.  o.  Vorbemerk,  zu  diesem  Buch  S.  874.  Die 
Formulirung  im  Texte  rührt  aus  einer  Zeit  her.  wo  ich  ron  Ahrens'  Formulirung 
noch  keine  Kcnntniss  genommen  hatte.  Der  dargelegte  Standpunct  ist  auch  Ton 
Schmoller  berechtigtermaassen  in  seinem  Sendschreiben  an  H.  r.  Treitschke  ver- 
treten worden. 

Die  Leistungen  des  Staats  sind  hier  dann  doppelter  Art: 

1)  sie  fördern  indirect  die  genannten  Interessen,  indem  sie 
Hindernisse  beseitigen  oder  beseitigen  helfen,  welche  die  Kräfte 
andrer  betheiligter  Wirthschaften  tibersteigen. 

Z.  B.  Wasserbauten,  Strasseuanlagen,  um  eine  Gegend  besiedlungsfthig  zu  machen, 
sanitäre  Vorkehrungen. 

2)  Die  Leistungen  des  Staats  bestehen  ferner  in  der  Her- 
stellung von  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  von 
den  Staatsangehörigen  unter  bestimmten  Bedingungen  unmittel- 
bar zur  BedürfnissbefriedigUDg  benutzt  werden  können. 

Z.  B.  Schulen,  Verkehrsanstalten. 

Die  „aligemeinen  Bedingungen''  für  die  Entwicklung  der  Persönlichkeit  werden 
im  Ganzen  mehr  durch  die  erste  Art  der  Staatsleistungen  geschaffen.  Aber  auch  viele 
Leistungen  zweiter  Art  Verstössen  nicht  gegen  dieses  Princip  fttr  die  Beschränkung 
der  Staatsthätigkeit.  Ahrens'  Unterscheidung  zwischen  Bedingung  und  Causalität 
(s.  0.  Vorbem.  S.  874)  berührt  sich  mit  derjenigen  im  Texte,  fällt  aber  nicht  ganz 
damit  zusammen. 

Die  Gesammtheit  dieser  Leistungen  zur  Verwirklichung  dieses 
zweiten  Staatszwecks  steht  an  universaler  Bedeutung  den  Leistungen 
im  Gebiete  des  ersten  Zwecks  nach,  schwankt  auch,  zeitlich  und 
räumlich  verglichen,  im  geschichtlichen  Staate  stärker  als  letztere 
Leistungen.  Ansätze  selbst  zu  allen  einzelnen  Hauptkategorieen 
pflegen  sich  aber  schon  in  sehr  primitiven  Verhältnissen  des 
Volkslebens  und  der  staatlichen  Verbindung  zu  finden.  Und  der 
Staat  fortschreitender  culturfähiger  Völker,  so  namentlich 
der  modernen,  hört  immer  mehr  auf,  einseitig  Rechtsstaat,  im 
Sinne  der  möglichst  alleinigen  Verwirklichung  des  Rechts-  und 
Machtzwecks,  zu  sein  und  wird  immer  mehr  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsstaat, in  dem  Sinne,  dass  gerade  seine  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  sich  beständig  mehr 
ausdehnen  und  einen  reicheren  und  mannigfaltigeren  Inhalt  ge- 
winnen (§.  365).    Dadurch  erlangt   der  Staat  jenen   „commu- 
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nistischen*'  Character,  welcher  ihm  noch  vor  den  übrigen  6e- 
meinwirthschaften  besonders  zu  eigen  ist  (§.  349),  in  immer  aus- 
geprägterer Weise. 

Auch  die  naturwissenschaftlichen  und  productionstcchnischon  Fort- 
schritte trafen  dazu  mächtig  bei ,  z.  B.  in  Betreff  der  erlangten  Kenntniss  der  all- 
gomeioen  Bedingungen  der  öffentlichen  Gesundheit,  der  hier  erforderlichen  Cautelen, 
der  gebotenen,  nur  von  der  öffentlichen  Gewalt  direct  oder  von  Anderen  nach  ihrer 
Vorschrift  unter  ihrer  Controle  richtig  zu  treffenden  präventiven  und  repressiven 
Einrichtungen. 

Die  Staatsleistungen  zur  Durchführung  des  Cultar-  und 
Wohlfahrtszwecks  bilden  im  entwickelten  Staate  das  grosse  Gebiet 
der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.). 

Einzelne  hierher  gehörige  Thätigkeiten  lassen  sich  von  Thätigkeiten  zur  Ver- 
wirklichung des  Kechtszwecks  nicht  immer  trennen,  so  mannigfach  im  Gebiete  der 
Polizei  (Gesundhcits  ,  Wirthschaftspolizei  u.a.m.)  und  der  im  eujferen  Sinne  sog. 
volkswirthschaft liehen  Verwahung  (wirthschaftliche  Rechtsordnung  überhaupt, 
Agrargesetzgebung.  Gewerbeordnung,  Handelspolitik,  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sicherung^politik  u.  s.  w.).  Ein  absolutes  Princip  für  die  Eintheilung  der  Leistungen 
des  Staats  auf  dem  Culturgebiet  giebt  es  nicht  Wechsel  nach  Zeit  und  Ort  ist  natur- 
gemäss.  Eben  deshalb  gehören  auch  in  den  modernen  Gultorstaaten  die  einzelnen 
Leistunscen  oft  zu  verschiedenen  Verwaltnngsabtheilungen  (Ministerien  mit  verschie- 
denen Ressorts).  Vergl.  auch  L.  Stein 's  Verwaltungsiehre  und  Handbuch,  beson- 
ders 1.  A.  S.  140  fi.  Ahrcns,  Naturrecht  H,  287  ff,  510  ff.  Meine  Fin.  2.  A.  I, 
§.  32,  3.  A.  §.  38  ff. 

Die  Eintheilung  in  folgende  drei  Hauptgruppen  entspricht  im 
Ganzen  den  modernen  Verhältnissen,  namentlich  Mitteleuropas: 

1)  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne. 

Mit  den  Thätigkeiten  der  amtlichen  Statistik,  des  öffentlichen  Gesundheitswesens, 
des  Hilfs-  und  Armen wesens  u.  s.  w.,  und  mit  der  gesammten  sogen,  inneren  Ver- 
waltung, welche  freilich  grossentheils  zum  Gebiet  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ge- 
hört, in  den  Ministerien  des  „Inneren'*,  der  Polizei. 

2)  Volkswirtbschaftliche  Verwaltung  im  engeren  Sinne. 

Mit  der  Handhabung  der  wirihschaftlichen  Rechtsordnung  im  Allgemeinen,  was, 
wie  auch  die  Feststellung  dieser  Ordnung,  wieder  mit  zum  Rechtszwecke  gehört,  mit 
der  gänzlichen  oder  theilweisen  üebernahme  gewisser  allgemeiner,  die  ganze 
Volkswirthschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den  Staat:  „Verkehrswesen'* 
(Maass  und  Gewicht.  Münze.  Banken,  Versichcrungs-,  Communications-  und  Transport- 
wesen), endlich  mit  der  „Volkswirthschaftspflege"  im  Gebiete  der  privat- 
wirthschafllichen  Thätigkeit  (Ackerbau,  Gewerbe,  Handel),  —  in  den  Ministerien  des 
„Inneren",  der  ..Volkswirthschaft",  des  „Handels,  der  Gewerbe  und 
öffentlichen  Arbeiten",  der  Bauten,  der  „Landwirthschaft" ,  der  Ver- 
kehrsanstalten (Eisenbahnen,  Post,  Telegraphie). 

3)  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungswesens, 
sowie  des  öffentlichen  Cultus. 

Es  handelt  sich  hier  öfters  um  gesellschaftliche  Gcmeinbediirfnisse,  wo  dem  Staat 
mehr  nur  die  Regelung  der  Thätigkeiten  der  betreftenden  andren  Gemeinwirth- 
schaften  als  die  directe  Üebernahme  zufällt.  In  der  Hauptsache  gehören  die  bezüg- 
lichen Staatsthätigkeiten  zu  dem  Unterrichts-  und  Cultusministerium  mit 
seinem  üblichen  Ressort  in  den  modernen  Staaten.  Einzelne  Thätigkeiten  sind  aber 
öfters  auch  andren  Ministerien  übertragen,  z.  B.  bestimmte  Arten  Fachschulen,  Kunst- 
pflege u.  A.  m.    Ueber  die  finanzielle  Seite  der  einzelnen  Zweige  s.  meine  Fin.  I, 
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3.  Am  Buch  2,  Kap.  2  (einzelne  Gegenstände  des  eigentlichen  Finanzbedarüs)  and  Bach  ^ 
(Pri?aterwerh82weige),  ferner  II,  2.  A.»  B.  4  (Gebühren). 

II.  —  §.  361  [170].  Die  Durchftihrungsmittel  der 
Staatsthätigkeit.  Den  unmittelbaren  Thätigkeiten  znr  Durch- 
führung der  beiden  organischen  Staatszwecke  stehen  diejenigen 
Thätigkeiten  gegenüber ,  welche  hierbei  als  Durchftthrungs- 
mittel  dienen:  einmal  die  oberste  Handhabung  der  Staats- 
gewalt und  die  Centralleitung,  sodann  die  Finanzver- 
waltung mit  dem  Staatshaushalte. 

A.  Die  Centralleitung  fällt  der  Regierung,  welche  als 
das  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  der  staatlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft  fungirt,  zu,  unter  eventueller  verfassungsmässiger  Tbeil- 
nahme  der  Volksvertretung,  insbesondere  an  der  Gesetzgebung  und 
Controle  und  der  finanzwirtbschaftlichen  Einrichtungen  und  Ge- 
bahrungen.  In  der  Centralleitung  vereinigt  sich  der  Rechts-  und 
Culturzweck  des  Staats  vollständig. 

B.  Zur  Herstellung  der  von  ihm  verlangten,  der  Centralleitung 
und  der  Durchführung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  die- 
nenden Staatsthätigkeiten  muss  der  Staat  eine  eigene  Pro- 
ductions-  oder  Erwerbswirthschaft  führen  (§.  159),  welche 
ihm  die  für  jene  Zwecke  und  Thätigkeiten  nothwendigen  wirth- 
schaftlichen  Güter,  insbesondere  Sachgüter,  zur  Verfügung  stellt 
Diese  Wirthscbaft  heisst  Finanzwirthschaft  oder  Staatshaus- 
halt und  wird  im  modernen,  insbesondere  grösseren  Staate  regel- 
mässig von  einer  eigenen  obersten  Staatsbehörde,  von  der  Finanz- 
verwaltung  geführt. 

Näheres  über  sie  gehört  in  die  specielle  Lehre  von  ihr,  in  die  Finanzwissen- 
schaft. S.  Fin.wiss.  I,  dritte  Aufl.  (die  in  diesen  Abschnitten  gegen  die  froheren 
sehr  erweitert  und  umgestaltet  ist),  1.  Buch,  Ordnung  der  Finanzwirthschaft,  besonders 
Kap.  4,  formelle  Ordnung.  Dazu  zu  vergleichen  meine  Abhandl.  die  Ordnung  der 
Finanzwirthschaft  im  SchOnberg'scheu  Handbuch  B.  III,  ebenfalls  bes.  die  neueste 
dritte  Auflage. 

Hier  muss  nur  das  Verhältniss  der  Finanzwirthschaft 
zu  dem  selbst  wieder  als  Wirthschaftsart  aufgefassten 
Staate  richtig  verstanden  werden.  Zu  diesem  Zwecke  sind,  wie 
in  §.  159  bei  den  Privatwirthschaften,  in  der  staatlichen  Gesammt- 
wirthsehaft  verschiedene  Abtheilungen  zu  unterscheiden, 
welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Natur  selbständiger  Wirth- 
sehaft en  annehmen. 

1)  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function,  d.  h. 
in  der  Handhabung  der  Staatsgewalt  und  in  der  Ausführung  der 
Staatszwecke  mittelst  der  bezüglichen  Leistungen  begriffen,  ist  in 
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Rücksicht  auf  die  HerstelluDg  dieser  Leistungen  Pro- 
dnctionswirthschaft  (§.  354).  Die  Mittel,  welche  er  dazu 
verwendet,  werden,  —  soweit  es  sich  nicht  um  gewisse  persön- 
liche, theils  zwangsweise  requirirte  (Heer),  theils  unentgeltlich  er- 
langte (Ehrendienst)  Dienstleistungen  handelt  (Fin.  I,  §.  1),  —  von 
der  Finanzverwaltung  beschafft,  sind  sachliche  Mittel  (Sachgüter^ 
Geld),  erscheinen  in  der  Finanzwirthschaft  als  Ausgaben,  in 
der  von  ihr  getrennt  gedachten  Staatsverwaltung  als 
Einnahmen,  bez.  Eingänge  und  wieder  als  Ausgaben  zur  Her- 
stellung der  Staatsthätigkeiten  oder  als  deren  Productionskosten. 
Dies  tritt  deutlich  in  dem  Begriff  der  Dotation  der  einzelnen 
Verwaltungsabtheilungen  hervor,  daher  auch  in  den  Special- 
rechnungen  der  letzteren.  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function 
ist  mithin  auch  Ausgabewirthschaft,  mit  Rücksicht  auf  die 
Verwendung  der  ihm  von  der  Finanzverwaltung  überwiesenen 
Mittel  zur  Herstellung  seiner  Leistungen. 

2)  Der  Staat  als  Ganzes  und  zwar  als  Wirthschafts- 
Ganzes  betrachtet,  in  welcher  Eigenschaft  er  auch  die  Finanz- 
verwaltung in  sich  begreift,  ist  aber  noch  in  einem  zweiten  Sinne 
Productions-  oder  Erwerbswirthschaft,  insofern  er  durch 
seine  Wirthschaftsabtheilung,  die  Finanzwirthschaft,  Güter  für  die 
Verwendung  zu  seinen  eigentlichen  Staatszwecken  erwirbt. 

3)  Die  vom  Staate  getrennt  gedachte  Finanzwirth- 
schaft hat  endlich  ebenfalls  wieder  die  beiden  Abtheilungen:  die 
Erwerbswirthschaft,  soweit  Güter  eingehen,  die  Ausgabe- 
wirthschaft,  soweit  Güter  für  Staatszwecke  und  Leistungen  aus- 
gehen. Die  Gestaltung  der  Ausgabewirthschaft  hängt  natürlich 
von  letzteren  Leistungen  ab  und  ist  deshalb  das  finanzielle  Spiegel- 
bild der  Productionswirthschaft  des  Staats  in  dem  ersten  (unter  1 
festgestellten)  Begriff:  das  System  der  Staatsleistungen  wird  zugleich 
zum  System  der  Ausgabewirthschaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

V.  Mangoldt  verwechselt  diese  ?erscliiedenen  Abtheilungen  oder  Seiten,  welche 
der  Staat  als  Wirthschaft  hat,  wenn  er  die  Finanzwissenschaft  nennt:  die  Lehre 
von  der  Production  der  ölFentlichen  Dienstleistangen  (Staatswörterb.  XI,  118).  Das 
ist  die  Verwaltungslehre,  während  die  Finanzwissenschaft  die  Lehre  von  der  Be- 
schaffung und  Verwendung  der  sachlichen  Mittel  für  die  Zwecke  dieser  Verwaltung 
oder  dieser  Production  der  öffentlichen  Dienstleistungen  ist.  S.  jetzt  meine  Fin.wibs. 
I,  3.  A.,  §.  1—6. 
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Drittes  Kapitel. 

Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der 
öffentlichen,  bez.  der  Staatsthätigkeiten. 

§.  362  [S.  308].  Vorbemerkungen. 

Vergl.  Schäffle,  Syst.  2.  Aufl.  §.  221,  222,  178,  180,  welcher  jedoch  melir- 
fach  die  abnehmende  Tendenz  der  Staatsthätigkcit  in  der  Sphäre  des  prifatvirth- 
schaftlichen  Erwerbs  m.  £.  noch  etwas  zu  stark  betont. 

Vom  finanziellen  Gosichtspuncte  aus  ist  die  Erscheinung  seit  längerer  Zeit 
allgemeiner  beachtet  und  hier  auch  frappant  genug  und  ziffermässig  zu  belegen. 
Man  hat  daher,  wie  ich  selbst  es  früher  gethan,  ein  Gesetz  des  wachsenden 
Staats  bedarf s  bei  fortschreitenden  Völkern  aufgestellt.  Dies  ist  jedoch  nur  die 
finanzielle  Formulirung  des  allgemeineren  Gesetzes  der  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten. Letzteres  ist  die  Ursache,  jenes  die  Wirkung.  S.  ümpfenbach, 
Finanzwiss.,  1.  A.,  Erl.  1859,  I,  25,  meine  Ordn.  d.  5sterr.  Staatshaushalts,  Wien  1S63, 
S.  2  AT.,  wo  die  im  Texte  aufgestellte  Theorie  bereits  im  Kern  vollständig  gegeben  ist, 
mein  Art.  Staatshaushalt  in  Rentzsch'  HandwOrterb.,  Bau- Wagner,  Fln.  I,  §.1, 
Anm.  a.,  2.  A.,  I,  §.  36,  3.  A.,  §.  36.  Schmoll  er  verwahrt  sich  gegen  die  Auf- 
stellung eines  solchen  finanziellen  Entwicklungsgesetzes,  ohne  indessen  etwas  Sachliches 
dagegen  vorzubringen  (Jahrb.  d.  D.  Reichs  1877,  S.  110). 

Vergl.  die  Daten  für  Oesterreich  in  meiner  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaushalts, 
passim,  v.  Czörnig,  österr.  Budg.  vergl.  mit  demjenigen  anderer  europ.  Staaten  11, 
555,  ferner  die  Daten  in  verschiedenen  Jahrgängen  des  Goth.  Almanachs  und  über- 
haupt in  den  statistischen  Handbüchern,  fUr  die  einzelnen  Staaten  in  deren  Statisti- 
schen Jahrbüchern;  die  neueren  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik von  Gerstfeldt  (Beiträge  zur  Reichssteuerfrage,  Leipz.  1879,  vergleichende 
Zahlen  und  Bilder  zur  Rcichssteu erfrage,  cb.  18^1),  von  R.  v.  Kaufmann  in  Gonrad's 
Jahrbüchern  B.  49  und  B.  52.  Mancherlei  Materialien  im  Schau z*schen  Finanz- 
archiv, auch  im  1.  Bande  meiner  Fin.wissensch.  Eine  finanzstatisti&che  Beweisführung 
gehört  indessen  nicht  hierher.  Sie  setzt  auch  ein  grosses  Material  voraus,  welches 
sich  hier  nicht  wohl  einreihen  lässt.  Einige  Daten  in  der  2.  Aufl.  der  Grundlegung, 
S.  309,  die  ich  hier  nicht  wieder  aufnehmen  und  nicht  erneuern  wollte. 

Eine  umfassende  Verarbeitung  des  Materials  zur  vergleichenden  Finanz- 
Statistik  (räumliche  und  zeitliche  Vergleiche)  fehlt  leider,  wäre  aber  ein  grosses 
Bodürfniss.  Erschwert  wird  eine  solche  Arbeit  durch  die  Verschiedenheit  der 
Ressorts  der  einzelnen  Verwaltangsabtheilungen  (Ministerien)  in  den  verschie- 
denen Staaten  und  durch  die  Veränderungen,  welche  auch  in  einem  und 
demselben  Staate  im  Lauf  der  Zeit  mitunter  in  den  Ressorts  vorgehen.  Bei  räum- 
lichen und  zeitlichen  Vergleichen  muss  daher  besondre  Vorsicht  angewandt  werden. 
Oft  sind  sehr  detaillirte  Vorarbeiten,  bei  welchen  die  Ausgabeposten  der  Ministerien 
und  grösseren  Ministerialdepartements  in  ihre  einzelnen  Bestandtheile  aufgelöst  werden, 
nöthig.  —  Dass  keineswegs  etwa  nur.  wie  oft  behauptet  wird,  die  Ausgaben  für  Heer 
und  Flotte  und  für  die  Staatsschuld  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestiegen  sind, 
sondern  auch  und  in  einzelnen  Fällen  relativ  noch  stärker  diejenigen  für  die  wich- 
tigsten sonstigen  Gebiete  der  („friedlichen**,  „productiven")  Staatsthätigkcit,  ergiebt 
jede  unbefangene  genauere  Untersuchung  auch,  z.  B.  für  Preussen,  Baiern  und 
anderen  Staaten.  Finanzstatistik  Preussens  für  1860 — 69  im  3.  B.  d.  Jahrb.  d.  amtL 
Statist.  (1869).  Blenck  in  d.  Zcitschr.  d.  Statist.  Bur.  1871  S.  156  (Vergleich  der 
Ausgabegruppen  1849,  55,  67,  69.  Statist.  Handbuch  I,  1888,  S.  502  (1882—89). 
Communalfinanzen  cb.  S.  546  (1869—88). 

Ebenso  zeigt  ein  Vergleich  mit  Grossbritannien,  Nord-America,  der 
Schweiz,  dasa  nicht  nur  in  den  continentalen  Militärmonarchieen  und  bureaukTa- 
tischcn  Staaten,  wie  man  gleichfalls  gern  behaupten  hört,  eine  starke  Zunahme  aller, 
der  Kriegs-  und  Friedensausgaben,  erfolgt,  sondern  dass  überall  auf  fast  allen 
Gebieten   eine  Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  eingetreten  ist.    Die  Verminderung 
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desGeldwerths,  welche  allerdiDgs  znrErböhang  der  Ausgaben  für  dieselben  Tb&tig- 
keiten  fast  überall  mit  gefQbit  erkl&rt  die  Steigerang  desBedarüs  doch  nur  znm  keinen  Theil. 

Zorn  Tbeil  noch  schärfer  tritt  die  Ansdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeiten 
bes.  neuerdings  in  Deutschland  in  der  Steigerang  der  Gommunalbudgets  and 
der  Gommanalsteuern  finanzstatistisch  hervor.  (VergL  fUr  Preussen  die  Za- 
sammenstellangen  von  Blenck  in  d.  Ztschr.  d.  preass.  stat  Bar.  1871,  S.  160  tlber 
die  Beiträge  aller  Art  za  Proyinzial-,  Kreis-,  OrtUchen  Gemeinde-,  Pfarr-  and  Schal- 
zwecken  1849 — 67,  Haudbach  I,  a.  a.  0.,  sowie  die  neueren  preussischen  communal- 
finanzstatistischen  Aroeiten  Fon  Uerrfurth  u.  A.  m.  in  den  Ergänzungsheften  der 
Ztschr.  des  preuss.  Statist  Bureaus.)  Alle  weiteren  Fortschritte  auf  der  Bahn  der 
Decentralisation  der  Yerwaltang  und  der  Selbstregierung,  wie  sie 
durch  die  Kreis-  nnd  Proyinzialordnungen  gemacht  werden,  bewirken  eine  Weiter- 
bewegung  in  der  eben  angedeuteten  Richtung,  d.  h.  eine  vielleicht  noch  grössere  Zu- 
nahme der  Gemeinde-,  Kreis-  und  Prodnzialthätigkeit  als  der  directen  Staatsthätigkeit, 
aber  anderseits  im  Ganzen  eine  immer  stärkere  Zunahme  der  gemein-,  besonders 
der  Zwangs gemeinwirthschaftlichen  Sphäre. 

Die  bier  besprochene  Entwicklungstendenz  des  Finanzbedarfs,  die  Wirkung  wie 
gesagt,  der  Ausdehnung  und  Steigerung  der  öfieotlichen  Thätigkeiten,  wird  von  keinem 
neueren  Finanztheoretiker  und  yernttnftigen  Politiker  abersehen,  geschweige  bestritten. 
Auch  W.  Röscher  hebt  sie  herfor  (Fin.  g.  110).  Die  Praxis  hat  nur  noch  nicht 
immer  die  richtige  Consequenz  zu  ziehen  gewagt:  dass  der  Staat,  die  Gemeinde  aus- 
dehnungsfäbige  Einnahmen,  ?or  Allem  auch  solche  Steuern  braucht,  den  von  mir 
für  die  Besteuerung  aufgestellten  und  mit  Absicht  an  die  Spitze  aller  Stenergrundsätze 
gesetzten  „finanzpolitischen''  Principien  der  „Ausreichendheit''  und  „Beweglichkeit" 
gemäss.  Yergl.  meine  Fin.  II,  2.  A.,  §.  129  ff.  und  die  Abweisung  einer  gegneri- 
schen Auffassung  Yocke's  daselbst  §.  123. 

I.  —  §.  363  [171].  Allgemeine  Wahrnehmnng  der 
Ansdebnnng  der  Staatsthätigkeiten.  Geschichtliche 
(zeitliche)  und  räumliche,  verschiedene  Länder  umfassende 
Vergleiche  zeigen,  dass  bei  fortschreitenden  Gnltnryölkem,  mit  denen 
wir  es  hier  allein  zu  thun  haben,  regelmässig  eine  Ausdehnung 
der  Staatsthätigkeiten  und  der  gesammten  öffentlichen,  durch  die 
Selbstverwaltnngskörper  neben  dem  Staate  ausgeftthrten  Thätig- 
keiten erfolgt.  Dies  offenbart  sich  in  extensiver  und  intensiver 
Hinsicht:  der  Staat  und  diese  Körper  übernehmen  immer  mehr 
Thätigkeiten  und  sie  führen  die  alten  und  neuen  Thätigkeiten 
immer  reichlicher  und  vollkommener  aus.  Es  werden 
auf  diese  Weise  immer  mehr  wirthschaftliche  Bedürfnisse  der  Be- 
völkerung, namentlich  Gemeinbedürfnisse,  zugleich  stets  besser 
durch  den  Staat  und  jene  Körper  befriedigt.  Der  deutliche  Beweis 
dafür  liegt  ziffermässig  in  der  Steigerung  des  finanziellen  Staats- 
und Coramunalbedarfs  vor. 

Der  Staat  speciell,  als  Wirthschaft  zur  Fürsorge  der  Be- 
völkerung mit  gewissen  Gütern,  besonders  Gemeingütern  für  ge- 
wisse Bedürfnisse  aufgefasst,  wird  dabei  absolut  immer  wichtiger 
für  die  Volkswirthschaft  und  für  die  Einzelnen.  Aber  auch  seine 
relative  Bedeutung  steigt,  d.  h.  eine  immer  grössere  und 
wichtigere  Quote  der  Gesammtbedürfnisse  eines  fortschreitenden 
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€altarYoIks  wird  durch  den  Staat  statt  durch  andere  Gemein- 
lind  Privatwirthschaften  befriedigt,  —  ein  Satz,  der  nur  den  flbrigen 
Zwangsgemeinwirthschaften  (Gemeinde,  Kreis,  Provinz)  gegenüber 
in  Folge  der  Decentralisation  der  öflfentlichen  Verwaltung  und  der 
Organisation  der  Selbstverwaltung  mehrfach  eine  wirkliche,  sonst 
meist  nur  scheinbare  Ausnahmen  erleidet.  Fasst  man  aber  den 
Staat  mit  diesen  anderen,  seine  Thätigkeit  ergänzenden  Zwangs* 
gemeinwirthschaften  zusammen,  was  ftlr  mancherlei  Zwecke  noth- 
wendig  ist,  so  ergiebt  sich  auch  eine  Zunahme  der  gesammten 
zwangsgemeinwirthschaftlichen  oder  „öffentlichen", 
besonders  der  staatlichen  und  communalen,  auf  Kosten 
der  übrigen  gemein-  und  privatwirthschaftlichen  Thätigkeit  Soweit 
hier  die  Kostendeckung  der  öffentlichen  Thätigkeit  nach  dem  ge- 
mein wirthschaftlichen  Princip  erfolgt,  ergiebt  sich  so  auch  eine 
Steigerung  des  „communistischen"  Charakters  der 
ganzen  Volkswirthschaft.  Aber,  wenn  auch  nicht  in  ganz 
demselben  Maasse  und  derselben  Art,  ist  schon  die  blosse  Ueber- 
nahme  wirthschaftlicher  Thätigkeiten  auf  die  öffentlichen  Körper, 
selbst  wenn  dann  ganz  oder  theilweise  das  privatwirthschafUiche, 
das  Gebtihrenprincip  bei  der  Kostendeckung  und  der  Regelung  des 
Entgelts  platzgreift,  doch  von  einer  solchen  Wirkung  begleitet  (§.  300). 

S.  auch  Röscher,  I,  §.  84,  u.  ders.  Fin.  §.  110.    Vgl.  oben  §.  293. 

Die  typische  Einheit  des  Wirthschaftslebens,  die  Familie,  be- 
friedigt so  wachsend  einen  grösseren  Theil  ihrer  Bedürfnisse 
nicht  mehr  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  der  speciellen, 
sondern  nach  dem  gemeinwirthschaftlichen ,  mehr  oder  weniger 
„communistischen'^  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung.  Oder  m.  a.  W.  eine  grössere  Quote 
der  Ausgaben  des  Familienbudgets  entfällt  auf  Steuern,  besonders 
an  Gemeinde  und  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie,  auf  Beiträge 
an  freie  Gemeinwirthschaften,  Vereine  u.  s.  w.  Wo  aber  auch, 
wie  bei  Anwendung  des  Gebührenprincips,  das  Princip  der  speciellen 
Entgeltlichkeit  bleibt,  erfolgt  die  Preisnormirung  doch  immerhin 
anders,  nach  Taxen  (§.  137ff.).  Nicht  minder  wird  die  Pro- 
ductionsweise  aus  der  regellosen  privatwirthschaftlichen  eine 
geregelte,  welche  nach  autoritativer  Bedarfsbemessung  erfolgt,  und 
im  öfientlichen  Dienst  mit  seinem  Besoldangswesen  tritt  auch  fUr 
die  Vertheilung  der  Productionserträge  zwischen  dem  Rechts-  und 
Wirthschaftssubject  und  den  „Arbeitskräften"  (Beamten)  ein  System 
socialer  Lohntaxen  an  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  Lohnregelung: 
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Alles  GestaltoDgen  in  der  Riebtung  einer  mehr  soeialistischen^ 
von  der  individualistischen  abführenden  Organisation  der  Volks- 
wirtbscbaft,  ihrer  Productions-,  Vertbeilungseinricbtung  und  Be- 
darfsdeckung (§.  295,  300  flF.). 

Es  ergiebt  sieb  aucb  bieraas  wieder,  wie  an  genügend  die  Tauscbwertb- 
scb&tzang  in  der  ablieben  tbeorotiscben  Bebandlang  ist  Sie  ist  in  sebr  yielen  F&Üen 
in  der  That  keine  stets  notbwendig  vorkommende,  sondern  eine  bistoriscbe  £r- 
scbeinnng,  an  deren  Stelle  in  einer  anderen  Gestaltung  der  Yolkswirtbscbaft  die  Ge- 
braacbswertb-  und  Kostenwertbscbätzung  tritt  In  welcbem  Umfange,  — 
das  ist  nor  dorcb  die  spätere  Er  fabrang  selbst  za  beantworten.  Jede  Erwei- 
terung des  gemein-,  besonders  zwangsgemein wirtbscbaftli eben  Systems  verengt  aber 
die  Spb&re  der  Taascbwerthscbätzang.  (S.  oben  in  §.  187  meine  Anffassung  des 
Wertbs,  nacb  Rodbertus'  Vorgang). 

Die  Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeiten  zeigt  sich  auf 
den  Gebieten  beider  Staatszwecke,  im  Grossen  und  Ganzen  gleich- 
massig.  Productionstechnische  Gründe  führen  dabei  immer 
mehr  zu  einer  gesteigerten  Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde 
u.  s.  w.  selbst  in  der  Sphäre  der  materiellen  und  der  Indivi- 
dualbedürfnisse  (§.  334,  343). 

Gas-  und  Wasser  anlagen  der  Städte  o.  s.  w.  Gerade  in  solchen  Beispielen  zeigt 
sieb,  dass  das  Abrens'scbe  Princip  der  Feststellung  der  Staatstbätigkeit  ancb  für  unsere 
beatigen  Cultnrstaaten  nicbt  ansrcicbt,  siebe  Vorbemerkungen  zu  Buch  6,  Seite  b74. 

Die  inneren  Gründe  für  diese  Ausdehnung  der  Staats-  und 
der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  oder  „öflFentlichen*'  Thätigkeiten 
überhaupt  lassen  sich  zum  Theil  aus  dem  eifabrungsmässig  fest- 
stehenden Wesen  des  Staats,  der  Gemeinde  bei  fortschreitenden 
Culturvölkern  (a  priori)  ableiten,  zum  Theil  ergeben  sie  sich  in- 
ductiv  aus  den  einzelnen  Thatsachen,  in  welchen  die  Ausdehnung 
jener  Thätigkeiten  hervortritt.  Ihre  Kenntniss  berechtigt  uns,  von 
einem  (volkswirthschaftlichen)  Gesetze  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen  und  speciell  der  Staatsthätigkeiten  zu  sprechen, 
ein  Gesetz,  welches  für  die  Finanz wirthschaft  als  Gesetz  des 
wachsenden  öffentlichen  Finanzbedarfs  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper zu  formuliren  ist. 

In  cansaler  Verbindung  mit  der  Entwicklung,  welche  dieses 
Gesetz  veranschaulicht  und  in  Begleitung  von  ihr  geht  in  der 
Volkswirthscbaft  und  dann  wieder  speciell  im  Staate  eine  gewisse 
centralistische  Richtung. 

Diese  ist  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  un?ermeidlicb  und  berechtigt,  erst 
darüber  binaus  wird  sie  bedenklich,  ist  aber  aucb  über  ein  solches  richtiges  Maass 
hinaus  nicht  durch  die  an  und  für  sich  richtige  Ausdehnung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen Systems  geboten.  Insofern  gut  es,  durch  Decentralisation,  namentlich 
in  der  Richtung  vom  Staate  zu  den  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirtbscbaften 
bis  zu  den  Gemeinden  hin,  und  durch  Selbstregierung  nnd  Ehrenamtssystem,  femer 
durch  Erleichterung  und  Begünstigung  der  freien  Gemeinwirthscbaften ,  des  Vereins- 
wesens,  der  Veranstaltungen   des  caritatifen  Systems  u.  s.  w.  hier  gewissen  Gefabren 
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möglichst  zu  steaern.  Die  gemeinwirthschaftliche  BedUrfniasbefriedigaiig  bleibt  dabei 
aber  meist  bestehen  und  nimmt  nur  mannigfaltigere  Formen  an.  Im  Folgenden  wird 
die  Ansdehnnng  der  Oflfentlichen  Th&tigkeiten  speciell  beim  Staate  niher  rerfolgt 
Die  Ergänzung  in  Bezug  auf  die  anderen  Öffentlichen  KOrper,  besonders  die  Gemeinde, 
ergiebt  sich  leicht  S.  über  das  Communalleben  Sch&ffle,  Soc.  KOrper  lY,  203  ff. 
Aach  Blantschli  II  (Staatsrecht),  B.  8. 

IL  —  §.  364  [172].  Die  AusdehnnDg  der  Staatsleistongen 
auf  dem  Gebiete  des  Reehts-  und  Maehtzweeks  zeigt  sich 
einmal  in  der  Ersetzung  anderer  Thätigkeiten  darch  diejenigen 
des  Staats^  sodann  in  vermehrter  Staats thätigkeit  wegen 
neuer  Bedürfnisse.  Im  wachsenden  Finanzbedarf  liegt  die 
Wirkung  dieser  Entwicklung  und  der  Beleg  dafür.  Ihre  Er- 
klärung und  Begründung  finden  diese  Vorgänge  auf  folgende  Weise: 

A.  Ersetzung  von  Privat-  und  sonstiger  gemein- 
wirthschaftlicher  durch  Staats-Thätigkeit  bei  gleich- 
bleibendem Bedürfnissstand.  Es  wird  immer  mehr  Princip, 
die  bezüglichen  Leistungen  allein  dem  Staate  zu  übertragen 
und  sie  nur  in  einzelnen  Fällen  in  seinem  Auftrage  und 
unter  seiner  obersten  Leitung  und  Controle  von  anderen 
Gemeinwirthschaften  oder  Einzelnen  ausüben  zu  lassen. 

Diese  Entwicklung  erklärt  und  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass 
nach  der  Idee  vom  entwickelten  Staate  gerade  in  diesen  Leistungen 
das  Wesen  des  Staates  liegt  und  dass  die  gute  Qualität  der 
Leistungen  von  ihrer  ausschliesslichen  Uebertragung  auf  den 
Staat  bedingt  erkannt  wird  (§.  359). 

1)  Die  Uebertragung  von  Staatsaufgaben  auf  diesem 
Gebiete  an  kleinere,  in  beschränkter  Sphäre  autonome  Organe 
(Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  ist  nur  in  begrenztem  Maasse 
(Polizei)  zulässig,  in  den  wichtigsten  Fällen  (Justiz,  Heer) 
unterbleibt  sie  durchaus.  Aber  soweit  sie  auch  mit  Recht  im 
Interesse  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  stattfindet,  bewirkt  sie  doch  nur  den 
Uebergang  gewisser  Thätigkeiten  von  einer  auf  andere  Zwangs- 
gemeinwirthschaften.  Eine  Einschränkung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  Systems  im  Ganzen  erfolgt  also  nicht.  Dies  ist  auch  ftlr 
die  finanzielle  Seite  der  Decentralisationsfrage  nicht  zu  übersehen. 

2)  Das  System  ganz  oder  grösstentheils  unentgeltlicher  Ehren- 
ämter im  „Selfgovernmenf'  nimmt  zwar  in  einer  Beziehung 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  etwas  von  ihren  characteristischen 
Eigenthümlichkeiten ,  nemlich  in  Betreff  der  Kostendeckung  der 
Leistungen  dieser  Wirthschafl  mittelst  Steuern  (§.  349).    Aber  dieses 
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System  ist  hier  wie  auf  anderen  Gebieten  nur  einer  begrenzten 
Anwendung  fähig. 

Denn  die  steigenden  Anforderongen  an  die  Qnalitftt  der  SUatsleistungen  ?erUngen 
immer  mehr  qoalificirte  Arbeit,  d.  h.  die  Arbeit  berafsm&Bsig  gebildeter 
Kräfte,  für  die  Heratellang  dieser  Leistungen.  Ein  andrer  Theil  der  nothwendigen 
Arbeit  ist  so  mechanischer  Art,  dass  er  wiedemm  nor  7on  berufsmässigen,  allein 
hinlänglich  geübten  Organen  ordentlich  geleistet  werden  kann  oder  wenigstens  frei- 
willige Ehrenamtsdiener  sich  dafür  nicht  in  genügender  Menge  finden.  Das  neuere 
deutsche  System,  freiwillige  Zählagenten  bei  der  Volkszählung  zu  benutzen, 
liefert  einen  neuen  Beleg.  Man  kann  solche  Personen  wohl  finden  und  brauchen  fdr 
die  Austragung  und  Einsammlung  und  fUr  die  Ausfüllung  der  Listen  und  Karten, 
nicht  aber  fQr  die  Verarbeitung  dieses  Materials  zu  den  Zwecken  der  Statistik.  Im 
Ehrenamtssystem  liegt  weiter  eine  an  sich  sehr  wohl  zu  rechtfertigende  Steuer- 
prägra^ation  für  die  Ehrenamtsdiener:  zu  den  Qeldsteuem  treten  Steuern  in  der 
Form  7on  Dienstleistungen,  eine  partielle  Verwiridichung  ron  ProgressiFSteuerprincipien. 
Von  den  Vertretern  des  Selfgo^emment  hat  dies  in  Deutschland  besonders  K.  Walcker 
in  seinen  zahlreichen  Schriften  auf  Gneist'scher  Grundanschauung  geltend  gemacht 
Aber  gerade  in  dieser  Wirkung  des  Systems  liegt  auch  wieder  eine  wesentliche 
Schranke  seiner  Anwendbarkeit  FUr  die  ^olkswirthschaftliche  Betrachtung  ist  end- 
lich nicht  zu  übersehen,  dass  die  Ehrenamtsarbeit  doch  eben  auch  Kosten  macht 
Nemlich  stets  dann,  wenn  die  Arbeitszeit  des  Ehrenamtsarbeiters  sonst  nicht  einfach 
mUssig  verlaufen  ist.  War  dies  aber  der  Fall,  so  wird  die  Arbeit  einer  solchen 
Person  im  Ehrenamtsdienst  auch  leicht  nur  wenig  werth  sein.  —  Ueber  das  Ver- 
hältniss  des  Ehrenamtsdiensts  zum  besoldeten  Staatsdienerthum  s.  auch  meine  Fin.  L 
2.  A.  §.  71,  72,  3.  A.  §.  152,  153. 

B.  —  §.  365  [173].  Auftreten  neuer  Bedürfnisse,  welche 
vermehrte  Staatsthätigkeit  nöthig  oder  zweckmässig 
machen.  Dasselbe  pflegt  in  grösserem  Umfange  zu  erfolgen  als 
Wegfall  von  solchen  Bedürfnissen  einer  niedrigeren  Entwicklungs- 
stufe auf  einer  höheren.  Als  die  nothwendige  Folge  fortschreitender 
Gultur  ist  zwar  nicht  selten  gerade  eine  verminderte  Thätigkeit 
des  Staats  auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  a  priori  hin- 
gestellt worden.  Die  in  dieser  Thätigkeit  mit  enthaltene  y,civi- 
lisatorische^'  Tendenz,  als  Erziehungsmittel  zu  wirken, 
solle  und  müsse  auch  eine  solche  Folge  haben.  Auch  die  Er- 
fahrung ist  zur  Bestätigung  der  Richtigkeit  dieser  Annahme  be- 
nutzt worden :  offene  gewaltsame  Störungen  der  Rechtsordnung  im 
Inneren,  gewaltthätige  Verbrechen,  nach  Aussen  zu  die  Kriege 
würden  seltener  mit  der  Erhöhung  der  Gesittung.  Diese  Auf- 
fassung ist  nicht  schlechtweg  falsch,  aber  einseitig  und  zu  opti- 
mistisch, auch  verkennt  sie  die  wichtigste  Ursache  der  etwaigen 
wirklichen  Verbesserungen.  Die  entgegengesetzte  Entwicklungs- 
tendenz in  vielen  hierher  gehörigen  Erscheinungen  bleibt  dabei 
ganz  unbeachtet. 

1)  Die  Gesittung  der  Bevölkerung  und  die  Störungen  der 
inneren  Rechtsordnung  lassen  sich  durch  die  Culturgeschichte 
und  genauer  und  vollständiger  durch  die  Moralstatistik,  u.  A. 
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namentlich  durch  die  GriminalBtatistik  and  die  Statistik  der 
Giyilprocesse^  in  ihrer  Entwicklang  verfolgen.  Das  vorliegende 
und  verarbeitete  Material  ist  aber  zu  dürftig,  za  wenig  zuverlässig 
und  vergleichbar,  das  genannte  statistische  vor  Allem  noch  zu  jung, 
um  zu  sicheren  Schlüssen  hinsichtlich  auch  nur  der  wichtigeren 
Momente  der  Gesittung  zu  gelangen. 

Die  Beobachtangen  der  Morabtatistik  reichen  dazu  schon  deshalb  nicht  ans, 
i^eil  sie  erst  ganz  kleine  Zeiträume  und  zu  kleine  Theile  der  Welt  ninfassen,  ab- 
gesehen dayon,  dass  sie  doch  nur  einzelne  frappante  Thatsachcn  betreffen.  Die  ur- 
sächlichen Momente,  welche  in  den  Thatsachen  zur  Geltung  kommen,  bieten  dabei 
noch  besondere  Schwierigkeit  für  die  Beantwoitnng  der  Frage  nach  der  Verbossenuig 
oder  Verschlechterung  der  Gesittung. 

Immerhin  aber  haben  es  culturhistorische  und  moralstatistische 
Untersuchungen  wahrscheinlich  gemacht,  was  auch  a  priori  zu  ver- 
muthen  war,  dass  z.  B.  die  Verbrechen  mehr  nur  eine  Form- 
veränderung  als  eine  wirkliche  Abnahme  oder  vollends 
als  eine  sittlich  weniger  bedenkliche  Qualität  zeigen:  weniger 
gewaltthätige,  aber  mehr  feine,  listige,  tUckische,  geheime  Ver- 
brechen. Auf  eine  durchschnittliche  Verbesserung  der  sittlichen 
Lebensanschauungen  und  der  davon  bedingten  Handlungen  der 
Menschen,  auch  der  Bevölkerung  in  unseren  sogen,  „civilisirten" 
Ländern,  weist  leider  wenig  hin.  Ebensowenig  freilich  lässt  sich 
das  Gegentbeil  sicher  nachweisen. 

S.  die  littorarischen  Nachweise  oben  §.  112,  S.  432.  Wappäus,  BeTöIkerungs- 
statistik,  besonders  II,  415  ff.,  445,  meine  Gesetzmässigk.  I,  28.  Die  beste,  foU- 
ständigste  und  am  Weitesten  (d.  h.  doch  nnr  bis  1S26I)  zurückreichende  Griminal- 
Statistik  ist  im  Ganzen  immer  noch  die  französische  mit  ihren  jährlichen  Ck)mptes 
rendus  (ebenso  auch  für  die  Gifilprocesse).  Eine  entschiedene  Abnahme  der  Ver- 
brechen selbst  im  Durchschnitt  längerer  Perioden  zeigt  sich  nicht,  wenn  man  nur 
die  ministeriellen,  unter  Napoleon  III.  sehr  schönfärbenden  Berichte  genauer  kritisirt 
nach  den  Details  der  Zahlenstatistik.  Die  QoaIitäts?eränderung  ist  überwiegend  die 
Torbezeichnete  ungünstige.  Ein  gOnstiger  Einfluss  der  vermehrten  intellectuellen 
Bildung,  wie  sich  letztere  etwa  in  der  rermebrten  Elementarkenntniss  (Lesen  und 
Schreiben)  zeigt,  ist  kaum  wahrzunehmen,  was  schon  Wappäus  mit  Recht  her?orfaob. 
Das  ist  auch  nicht  zu  rerwundem.  Weit  wichtiger  muss  gerade  hier  die  Verbesserung 
der  sittlichen  Bildung  und  der  Religiosität  wirken.  Die  Thatsache,  dass  unter 
den  Verbrechern  Personen  der  höher  gebildeten  Stände  nur  schwach  vertreten 
sind,  ist  allerdings  richtig.  Aber  einmal  fallen  hier  wegen  durchschnittlich  besserer 
ökonomischer  Lage  yielc  Versuchungen  fort,  sodann  gestattet  die  Unfollsommenheit 
der  Berufsstatistik  noch  nicht  immer  sichere  Vergleiche  zwischen  der  nicht  genügend 
bekannten  Zahl  der  Angehörigen  der  höheren  Berufe  und  der  Zahl  der  unter  den- 
selben vorkommenden  Verbrechen  mit  den  Erscheinungen  unter  der  Übrigen  Be- 
völkerung. Eine  neuere  vorzügliche  Behandlung  der  Frage  der  Veränderung  der 
Griminalität  s.  bei  v.  Oettingen,  Moralstatistik,  2.  Aufl.,  §.  48,  bes.  579  (aoch  in 
der  3.  Aufl.);  wesentliche  Uebereinstimmnng  mit  Wappäus  und  meiner  älteren 
Schrift  Manches  spricht  dafür,  bei  Völkern  mit  steigender  wirthschaftiicher  Cultor 
eine  ähnliche  Aenderung  (aber  keineswegs  Verbesserung!)  der  Griminalität  for 
wahrscheinlich  zu  halten,  wie  sie  Qnotelet  in  seiner  berühmten  Darstellung  der 
Veränderung  des  penchant  au  crime  mit  steigendem  Lebensalter  der  Verbrecher  nach- 
gewiesen hat,  —  eine  Darstellung,  deren  Richtigkeit  alle  späteren  Untersuchungen  nur 
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bestätigen  konnten.  Qaetelet,  über  den  Menschen,  1.  Ausg.,  deutsch  ?on  Biecke, 
S.  547,  meine  Gesetzmässigkeit  I,  36.  Vgl.  dazu  auch  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit, 
S.  327  ff.  —  Bedenklichste  Zunahme  der  sogen.  Sittlichkeitsverbrechen  bei  dem  altern- 
den Menschen  und  in  unserer  heutigen  Zeitl  —  Grosse  Zunahme  der  Verbrechen  und 
Vergehen  im  Deutschen  Reich,  Preussen,  Baiern  in  den  siebziger  Jahren.  Wohl  über- 
wiegend verursacht  durch  den  Rückgang  der  Erverbsverhältnisse,  nach  den  speculativen 
Ezcessen  von  1871 — 73.  Hinterher  wieder  günstigere  Gestaltung.  Auch  vom  Deutschen 
Reich  erscheint  jetzt  jährlich  eine  umfassende  Criminalstatistik  seit  1882. 

2)  Im  Uebrigen  aber  sind  die  etwaigen  günstigeren  Er- 
scheinungen im  Gebiete  der  inneren  Reehtsstörungen^  ebenso  wie 
die  grössere  Seltenheit  von  Kriegen  nicht  immer  auf  höhere 
Gesittung,  also  namentlich  auf  sittlicheren  Willen  zurück- 
zuführen,  obgleich  es  gewiss  das  grosse  erhabene  Ziel  der  Civi- 
lisation  ist,  dies  zu  erreichen  und  damit  den  Staatszwang  entbehr- 
lich zu  machen,  das  Rechtsgebiet  zu  Gunsten  des  Gebiets  der 
Sitte  und  Sittlichkeit  einzuengen.  Thatsächlich  ist  leider  nicht  zu 
verkennen,  dass  vielfach  nur  die  vermehrte,  verfeinerte,  grossartig 
organisirte  Präventivthätigkeit  des  Staats,  in  der  Polizei,  in 
dem  Organismus  der  Justizbehörden,  in  der  bewaffneten 
Macht  eine  Verminderung  der  Rechtsstörungen  bewirkt,  —  ein 
System,  welches  eine  intensiv  ausserordentlich  gesteigerte 
Staatsthätigkeit  bedingt  (§.  371  ff.)  und  darstellt. 

S.  auch  V.  Oettingen,  2.  A.  a.  a.  0.,  S.  578,  mit  dem  sehr  zutrefTenden  Citat 
aus  £.  V.  Hartmann 's  Philosophie  des  Unbeivussten  (3.  Aufl.,  S.  714). 

3)  Die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  so  nament- 
lich die  immer  weiter  gehende  nationale  und  internationale  Arbeits- 
theilnng,  ferner  das  System  der  freien  Goncurrenz  schaffen 
immer  complicirtere  Verkehrs-  und  Rechtsverhält- 
nisse (Creditwesen !).  Daraus  ergeben  sich  wieder  leicht  ver- 
mehrte Rechtsstreitigkeiten  und  Rechtsstörungen,  sowie  Interessen- 
gegensätze von  Einzelnen  und  Gesellschaftsgruppen  oder  Glassen 
und  demgemäss  grössere  Anforderungen  an  die  repressive  und 
präventive  Thätigkeit  des  Staats  zur  Verwirklichung  des  Rechts- 
zwecks, an  seine  gesetzgeberische,  die  Gegensätze  ausgleichende 
oder  versöhnende,  wie  an  seine  richterliche  Wirksamkeit.  Die 
vermehrte  Reibung,  die  andrerseits  wohl  nicht  mit  Unrecht 
als  besonders  günstige  culturliche  und  wirthschaftliche  Folge  der 
grösseren  Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit  bezeichnet  wird,  hat 
sicher  doch  vor  Allem  auch  diese  Wirkung. 

Die  extensive  und  intensive  Steigerung  der  Staatsthätigkeit 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ist  bei  Gultur- 
Völkern  daher  eine  begreifliche,  ja  nothwendige. 
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G.  —  §.  366  [174].  Grösserer  Staatsbedarf  als  Wirkung 
und  Beleg.  In  der  im  längeren  Jahresdnrchsehnitt  überall  fast 
ununterbrochenen  Vermehrung  des  finanziellen  Staatsbe- 
darfs für  die  grossen  Verwaltungsabtheiluogen  der  Justiz  ^  des 
Inneren,  der  Polizei,  des  Heers ,  der  Flotte,  des  diplomatischen 
Dienstes  findet  diese  Entwicklung ,  auf  den  Generalnenner  ,,6eld^' 
zurtickgeftthrt,  ihren  ziffermässigen  Ausdruck  und  damit  ihr  Maass, 
wenn  die  durch  Veränderung  des  Geldwerths  und  bessere  Bezahlung 
der  Staatsdiener  bewirkte  Erhöbung  des  Bedarfs  in  Abzug  gebracht 
wird.  Diese  Vermehrung  des  Staatsbedarfs  erlangt  umgekehrt 
aber  auch  durch  diese  in  der  Vermehrung  der  Staatsthätigkeit 
liegende  Ursache  ihre  Begründung  und  ihre  oft  angezweifelte 
Rechtfertigung. 

(§.  862.)  Man  wird  daher  mit  dieser  Tendenz  der  Steigerung  des  Finanzbedar£s 
aach  in  der  Theorie  und  Praxis  des  Finanzwesens,  hier  Damentlich  des  Staatshaus- 
halts, rechnen  and  die  Einnahmebeschaffang,  namentlich  die  Besteuerung,  daranf  mit 
einrichten  müssen :  nicht  nur  um  der  dauernden  Ordnung  der  Finanzen  Willen,  son- 
dern auch  im  sachlichen  Interesse,  um  ftlr  eine  innerlich  gebotene  Entwicklung  der 
Staatsthätigkeit  die  materiellen  Voraussetzungen  zu  erfüllen. 

III.  —  §.  367  [175].  Die  Ausdehnung  der  Staatsthätig- 
keiten  auf  dem  Gebiete  des  C.ultur-  und  Wohlfahrtszwecks. 
A.  Im  Allgemeinen.  Auch  sie  ist  im  Grossen  und  Ganzen  bei 
fortschreitenden  Völkern  eine  ebenso  regelmässige,  wenn 
auch  im  Einzelnen  hier  mehr  Aenderungen  aaf  diesem  Gebiete, 
daher  mitunter  auch  wieder  Einschränkungen  öfters  vor- 
kommen und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Verschieden- 
heiten bedeutender  sind.  Auch  theilt  gerade  hier  der  Staat  die 
^^öffentlichen''  Functionen  thatsächlich  und  durchaus  passend  mit  den 
Selbstverwaltungskörpern. 

Der  Grund  für  diese  Gestaltung  der  Dinge  liegt  darin,  dass 
es  sich  im  Einzelnen  hier  nicht  um  so  durchaus  wesentliche 
Staatszwecke,  wie  im  ersten  Falle  handelt  und  von  der  aus- 
schliesslichen Uebertragung  aller  bezüglichen  Leistungen 
auf  den  Staat  ähnlich  wie  bei  den  Hauptfällen  des  Gebiets  des 
Rechts-  und  Machtzwecks  niemals  ernstlich  die  Rede  sein  kann. 
Die  Aufgabe  ist  vielmehr  gerade  hier  nach  aller  historischen  Er- 
fahrung und  aller  psychologischen  Analyse  der  mitspielenden  Motive 
wirthschaftlichen  Handelns  die  richtige  Gombination  der  drei 
Systeme^  des  privat-,  des  gemeinwirthschaftlichen  und  des  caritativen 
(§.  302),  und  die  Einräumung  der  richtigen  Stellung  an  den  Staat 
innerhalb  (nicht  wie  bei  dem  Rechts- und  Machtzweck  ausser- 
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und  oberhalb)  der  bezOglichen  Thätigkeiten  der  anderen  Wirth- 
sehaften. 

Im  einzelnen  Falle  wird  daher  nicht  nur  die  Anffassang  mehr  darüber  aus- 
einandergehen, ob  nnd  wieweit  eine  Leistung  grade  ?om  Staate  Qbemommen 
werden  soll,  —  was  bei  dem  Rechts-  und  Machtzweck  schon  dadurch  principiell  ent- 
schieden wird,  dass  die  einzelne  Leistung  nothwendig  zu  dessen  Verwirklichung 
gehört,  —  sondern  es  ist  auch  einzuräumen,  dass  nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen 
eine  Leistung  bald  besser  vom  Staate,  bald  yon  einer  anderen  Zwangs-  oder  7on  einer 
freien  Gemeinwirthschaft  oder  7on  einer  Priyatwirthschaft,  und  hier  wieder  bald  nach 
dem  pri^atwirthschafUichen ,  bald  nach  dem  caritatiFon  Princip  tlbernommen  werden 
kann.  M.  a.  W.  die  Frage,  ob,  wann  und  wie  grade  der  Staat  eine  Thätigkeit  tiber- 
nehmen soll,  ist  hier  doch  gewöhnlich  mehr  eine  Opportunitäts-,  eine  Zweck- 
mässigkeitsfrage,  im  anderen  Falle  eine  Principienfrage.  Selbst  die  Fälle  sind 
sieht  selten,  dass  unter  übrigens  f^leichen  Umständen  eine  Leistung  in  der  That  ebenso 
gut  ?on  einer  anderen  Wirthschaft  als  70m  Staate  ausgeübt  werden  kann.  Namentlich 
kann  sich  etwa  der  Staat  in  dieser  Hinsicht  Ökonomisch  nnd  technisch  nicht  mehr 
und  nicht  weniger  zur  Uebemahme  einer  Leistung  eignen,  als  eine  einzelne  andere 
Wirthschaft,  nicht  nur  als  eine  Gemeinde,  sondern  als  z.  B.  auch  eine  Erwerbs-,  eine 
Actiengesellschaf^,  und  es  wird  zweifelhaft  bleiben,  ob  andre  Rücksichten,  politische, 
sociale,  die  Entscheidung  für  oder  wider  mit  Sicherheit  räthlich  machon  (z.  B.  Ueber- 
nahme  grosser  Central-Zettelbanken.  Eisenbahnen). 

Es  kommt  daher  bei  der  Frage,  ob,  wann,  wie  und  inwieweit 
eine  einzelne  Thätigkeit  im  Gebiete  der  Caltnr  und  Wohlfahrt  vom 
Staate  übernommen  werden  soll,  auf  die  möglichst  unbefangene 
Prüfung  des  conereten  Falles  an.  Zu  diesem  Zwecke  muss  wieder 
die  Nothwendigkeit  einer  Controle  der  Regierung, 
welche  letztere  meistens  leichter  zur  Ausdehnung  als  zur  Ein- 
schränkung der  Staatsthätigkeit  geneigt  ist,  durch  eine  schon  aus 
finanziellen  Rücksichten  gewöhnlich  mehr  zum  Gegentheil  neigende 
Volksvertretung  betont  werden  (§.  351). 

Bei  dem  bedeutsamen  Mitspielen  des  finanziellen  Moments  müssen  alle  diese 
Fragen  auch  in  der  Finanzwissenschaft,  besonders  in  der  Lehre  rom  Privaterwerb 
und  ?on  den  Gebühren  borObrt  werden.  Es  ergiebt  sich,  dass  dann  regelmässig 
Tier  Beihen  7on  Fragen  auftauchen:  ob  überhaupt  auf  den  Staat  (oder  auf  einen 
anderen  Öffentlichen  Körper)  etwas  übernehmen,  in  „Öffentliches  Eigonthum''  („Eigen- 
thumsfrage'') ;  im  Bejahungsfälle:  ob  ausschliesslich  so  übeniehmen  (,, Regali- 
sirung''  in  diesem  Sinne);  wenn  so  übernehmen:  wie  ?erwalten,  ob  durch  den 
Staat,  bezw.  eine  Behörde  desselben  selbst  (Eigenverwaltung  oder  Eigenbewirth- 
schaftung),  ob  durch  Delegirte,  ob  verpachten  („Verwaltungsfrage'*);  endlich,  nach 
welchem  leitenden  Finanzprincip  verwalten:  Princip  der  reinen  Ausgabe, 
Kostendeckung  durch  andere  Einnahmen,  allgemeine  Steuern,  unentgeltliche  Zu- 
führung an,  Benutzung  durch  die  Bedürftigen  (z.  B.  Öffentliche  Wege);  Gebühren- 
princip  in  verschiedenem  Maasse,  also  ganz  oder  theil weise  Kostendeckung  dadurch, 
demgemässe  specielle  Entgeltlichkeit  (z.  B.  Post);  Princip  des  privat wirthschaftlichen 
Erwerbs  mit  Reinertragserstrebung  eventuell  über  die  Kosten  (incl.  Zins  des  Kapitals) 
hinaus  (z.  B.  Staatshahnen);  endlich  unter  Umständen  selbst  besteuerungsartige  finan- 
zielle Ausnutzung  durch  entsprechende  Regelung  der  Benutzungstarife  (z.  B.  älteres 
Postwesen,  ältere  Finauzregale,  heutige  Monopole,  wie  Tabak,  „Finanzielle  Frage''). 
Nach  diesen  Gesichtspuncten  sind  die  aligemeinen  und  speciellen  Fragen  auch  von 
mir  in  der  Finanzwissenschaft  in  den  hierher  gehörigen  Abschnitten  von  dem  Privat- 
erwerb und  den  Gebühren  behandelt  worden.  S.  bes.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  201,  218, 
II,  2.  A.,  §.  49,  und  daselbst  weiter  bei  den  einzelnen  Zweigen  die  Erörterung  der 
vier  Fragen. 
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Eine  allgemeine  Entwicklnngstendenz  der  Staats- 
and der  gesammten  ,,öffentliehen^'  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
zweiten  Staatszwecks  lässt  sich  indessen  gleichwohl  durch  Beob- 
achtung constatiren  and  aas  den  Verhältnissen  des  Volkslebens 
aaf  höheren  Cultnrstafen  auch  erklären  and  begründen,  und  diese 
Tendenz  ist  wie  gesagt  im  Ganzen  auch  hier  die  einer  stetigen 
Aasdehnang  der  öffentlichen  Thätigkeit. 

B.  —  §.  368  [176].  Specielle  Gebiete.  1.  Sachgüter- 
prodaction.  Am  Wenigsten  trat  dies  bisher  in  den  modernen 
Staaten  (ebenso  wie  im  Alterthum  and  Mittelalter)  in  der  gewöhn- 
lichen Sachgttterprodaction  hervor.  Hier  ist  vielmehr 
mannigfach  eine  gerade  entgegengesetzte  Entwicklungstendenz 
wahrzunehmen. 

Der  Grund  und  Boden  ist  immer  mehr,  nod  zum  Tbeil  aas  inneren,  mit 
der  Steigerung  der  Intensivität  der  Landw^irthscbaft  zusammenhängenden  Granden  in 
Privathände  und  bei  diesen  in  roll  es  Priyat  eigen  thnm  übergegangen.  (Siehe 
Abth.  II  in  der  2.  Aufl.  Kap.  4,  Fom  Grundeigenthum.)  Handwerke,  Fabriken, 
Handelsgeschäfte  wurden  stets  and  werden  vollends  honte  fast  ausschliesslich  ron 
den  Privatwirthschaftcn  betrieben.  Auch  die  Finanzverwaltung  erwirbt  ihr  Ein- 
kommen immer  weniger  privatwirthschaftlich,  immer  mehr  steuerwirth* 
schaftlich  (Fin.  I,  S.  A.,  §.  217).  Der  Real  bedarf  des  Staats  an  gewissen 
nataralen  Gutern,  z.  B.  selbst  dcijenige  fUr  die  Kriegsmacht,  wird  auch  vielfach  nicht 
mehr  eigens  prodacirt,  sondern  mittelst  der  Steuereinnahmen  von  anderen  Prodacenten 
eingekauft  (Fin.  I,  §.  16S).  Man  hat  aus  solchen  Wahrnehmungen  mitunter  selbst  ein 
Gesetz  abnehmender  Staatsthätigkeit  im  entwickelteren  Volke  abgeleitet  So 
wiederum  sehr  allgemein  in  der  späteren  Smith 'sehen  Schule,  besonders  auch  in 
der  Finanzwissenschaft  derselben.  Vgl.  z.  B.  Pfeiffer 's  Staatseinnahmen  I, 
94  ff.:  principielle  Forderung  der  Beseitigung  aller  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats.  S.  dagegen  meine  Fin.  I,  2.  A.,  §.  275,  3.  A.,  §.  900.  Aber  8elb:>t  bei 
Schäffle  findet  sich  der  kaum  haltbare  Satz  in  der  2.  Aufl.  seines  Systems  noch: 
„im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  das  privatwirthschaftliche  System  in  steigendem 
Grade  fähig  wird,  immer  mehr  Aufgaben  wirthschaftlich  zu  lösen,  als  es  bisher  für 
dieselbe  Aufgabe  durch  Gern  ein  wirthschaften  geschah*'  (§.  178,  S.  335). 

Allein  man  darf  solche  Fälle  anch  auf  diesem  Gebiete  nicht 
unrichtig  yerallgemeinern.  Selbst  jetzt  schon  sind  viele  andere 
entgegengesetzte  Erscheinungen  zu  verzeichnen  und  eine  weitere 
Entwicklung  in  dieser  Richtung  einer  Ausdehnung  der  Staats- 
oder wenigstens  der  Thätigkeit  öffentlicher  Körper  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Sachgilterproduction  lässt  sich  aus  triftigen  Gründen 
als  wahrscheinlich  bezeichnen. 

Ein  entscheidendes  Hauptmoment  dafür  ist  die  Um- 
gestaltung der  Productionstechnik  (Dampf!  u.  a.  m., 
§.  283),  welche  „öffentliches"  Grund-  und  Kapitaleigenthnm 
und  „öffentliche"  SachgUterproduction  mit  demselben  bereits 
gegenwärtig  vielfach  möglich  gemacht  und  thatsächlich  herbeige- 
führt hat,  auch  dies  muthmaasslich  weiter  thun  wird.    Denn  mit 
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diesem  Wechsel  der  Productionstechnik  wird  der  öffentliche  Staats-, 
Commaoalbetrieb  ökonomisch -technisch  leichter  möglieb,  hat  er 
in  dieser  Hinsicht  weniger  Bedenken  und  specifische  Vorzüge  und 
umgekehrt  der  Betrieb  durch  Privatwirthschaften,  öfters  durch  die 
allein  hier  zweckmässigen  grossen  Erwerbs-  (Actien-)  Gesellschaften, 
wird  ökonomisch-technisch  nicht  leistungsfähiger  und  socialpolitisch 
ungünstiger  als  jener  öffentliche.  Die  etwaigen  politischen  Be- 
denken solcher  Entwicklung  werden  durch  politische  und  ander- 
weite  Vortheile  ausgeglichen. 

Die  PrivatvirthschaftcD  werden  anch  bereits  mehrfach  darch  diese  Betriebe 
verdrängt  (Verkehrsanstalten !).  Sie  zeigen  sich  in  yieler  Hinsicht  unfähig,  die  on- 
gehearen  Kapitalien  des  modernen  Prodoctionsprocesses  richtig  zu  verwalten:  Zeuge 
des,  die  speculatiye  Vergeudung  und  Misslcitnng  der  Kapitalien  in  den  Perioden  der 
Ueberspecaiation,  die  furchtbaren  Rückschläge  in  den  Absatz-  und  Credltkrisen  hinterher, 
die  Wechselfälie  der  Conjunctur  —  lauter  Momente,  welche  der  Staats-  und  Com- 
munalthätigkeit,  d.  h.  der  gemeinwirthschaftlichen  Productionsweisc  iudircct  Vor- 
schub leisten  (S.  o.  §.  283,  295,  Fin.  I,  Buch  3  vom  Privaterwerb ,  Fin.  II,  2.  A., 
Buch  4  ron  den  Gebühren,  wo  Belege). 

Der  entwickelte  Staat  wählt  nur  mit  Recht  sorgfältiger 
diejenigen  Sachgüterproductionszweige  aus,  für  welche  der  Staats- 
betrieb in  technisch-ökonomischer  Hinsicht  sich  am  Meisten 
eignet,  gewisse  Vorzüge  besitzt,  gewisse  Nachtheile,  verglichen  mit 
anderen  Wirthschaften  nicht  besitzt. 

So  sehen  wir  den  Staat  allerdings  bis  in  die  neueste  Zeit  vom  Landwirth- 
Schafts-.  Fabrik-  und  Handelsbetrieb  immer  mehr  zurücktreten.  Aber  den 
Forstbetrieb  zieht  er  um  so  mehr  an  sich  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  236  ff),  einzelne 
Arten  des  Bergbaus  behält  er  wenigstens  mitunter  (ob.  §.  249,  250),  manche  Bank- 
geschäfte (cb.  §.  259  ff.),  welche  sich  an  den  Handel  auschliessen,  übernimmt  er. 
Versieh  er ungsgescbäfte  könnten  sich  anreihen.  Seinen  Finanzbedauf  deckt 
der  Staat  allerdings  mit  Becht  immer  mehr  durch  Steuern,  aber  die  Deb  er  schlisse 
der  Forsten,  Staatseisenbahnen  und  anderen  Verkehrsanstalten  (Post), 
des  Bergbaus  sind  und  bleiben  ein  wichtiger  Einnahmeposten.  Die  Erhebung  von 
Verbrauchssteuern  in  der  Form  eines  Monopols  (Salz,  Tabak)  bewirkt  weitere  um- 
fassende Thätigkeiten  des  Staats  in  der  Sacbgüterprodaction,  ja  die  Einrichtung 
moderner  Tabakregalverwaltnngcn,  wie  z.  B.  der  französischen,  stellt  förmlich  ein  Stück 
gelungener  „socialistischer  Organisation  der  Arbeit"  dar  (vgl.  Fin.  II,  2.  A.,  §.  108). 
Der  Bedarf  an  Sachgütern  wird  für  viele  Verwaltungszweige  allerdings  durch  Einkauf 
bei  Privatwirthschaften  gedeckt,  aber  in  grossem  Umfange  immer  noch  durch  Eigen- 
production,  so  in  der  Verwaltung  des  Heers  und  der  Flotte  noch  vielfach,  in  neuen 
Zweigen,  z.  B.  dem  Eisenbahnwesen,  aus  Zweckmässigkeitsgründen  öfters  ebenfalls 
(Maschinenfabriken  für  einzelne  Gegenstände  des  Bahnbedarfs,  Reparaturwerkstätten). 

So  möchte  im  Ganzen,  namentlich  unter  BerUcksichtigang 
der  Gebiete  der  Verkehrsanstalten,  des  Wegebaus,  Eisen- 
bahnbaus, im  entwickelten  modernen  Staate  schon  jetzt  eine 
grössere  Staats thätigkeit  in  der  Sphäre  der  materiellen 
Production  stattfinden,  als  früher. 

Es  ist  dies  u.  A.  auch  deshalb  noch  besonders  wichtig  und  beachtcnswerth, 
weil  hiernach  der  Staat  auch  als  der  weitaus  grösste  Arbeitgeber  im  Gebiete 
der  materiellen,  physischen  Arbeit  in  der  Volkswirthschaft  erscheint,  nicht  nur 
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in  demjenigen  der  geistigen  Arbeit,  wo  er  oft  für  bestimmte  Arbeitsarten  der 
einzige  oder  fast  einzige  Arbeitgeber  ist  (Beamtentbnm).  eine  Thatsache  yon  nicht  za 
unterschätzender  Bedeutong  für  die  sog.  Arbeiterfrage,  besonders  die  Lohnfrage.  (VgL 
£.  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X,  77.  Bod.  Meyer  in  seinem  £manci|>atk)]is- 
kampf  I,  db7.)  In  Kaiser  Wilhelm's  II.  Botschaft  Tom  Febmar  1890  war  einer  der 
schonen  Oesichtspnncte :  die  staatlichen  Bergbau antemehmungen  zu  wahren  Muster- 
anstalten  zu  machen,  grade  auch  beztiglich  der  Fürsorge  für  die  Arbeiter.  Und 
riel  ist  z.  B.  grade  im  prenssischen  Saar  -  Kohlenbergban  in  dieser  Einsicht  ge- 
leistet worden. 

Je  mehr  aber  jene  prodDctionsteehnischen  Momente  zur  Geltung 
kommen  und  je  weniger  sieh  ökonomisch,  technisch  und  social- 
politisch  das  privatwirthschaftlicbe  System  bewährt,  desto  mehr 
werden  Zweige  der  Sachgüterprodaction  in  den  dann  immer 
häufigeren  geeigneten  Fällen  an  den  Staat  und  wohl  besonders  an 
die  Commune  übergehen.  Bezügliche  Bestrebungen  treten  neuer- 
dings immer  öfter  hervor. 

Und  keineswegs  nar  in  socialistischen  Kreisen.  Beispiele  sind:  Einrichtaog  der 
Apotheken  als  öffentlicher  Anstalten,  womit  man  der  ausserordentlich  schwierigen 
Regelang  der  Frage  der  Apotheken  aJs  priTatwirthscbafdicher  Unternehmungen  eot> 
hoben  würde,  selbst  bei  einem  System  der  Verzeitpachtang ;  locale  Yerkehrsanstaltea 
(Pferdebahnen)  an  die  Gemeinde;  Sach-  und  Arbeiter- Versicherungswesen  an  dem 
Staat  und  Verbände  u.  a.  m.,  Beleuchtungsuntemehmungen  (Gas,  Electridtit)  an 
die  Gemeinde. 

§.  369  [177].  —  2.  Andere  Culturgebiete.  Auf  allen 
anderen  Gebieten  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  tritt  die 
Tendenz  einer  extensiven  und  intensiven  Steigerung  der 
Staatsthätigkeiten  vollends  unzweifelhaft  hervor. 

1)  Eine  äussere  Ausdehnung  erfolgt  in  grossem  Umfange 
auf  eine  doppelte  Weise:  es  werden  bisherige  Thätigkeiten 
der  Privatwirthschaften  oder  andrer  Gemein  wirthschaften 
vom  Staate  übernommen  und  es  entstehen  ganz  neue  Bedürf- 
nisse, für  welche  der  Staat  allein  oder  vorzngsweise  die  Für- 
sorge trägt  So  nimmt  die  zwangsgemeinwirthschaftliche  Be- 
dürfniesbefriedigang  durch  die  Vermittlung  des  Staats  absolut 
und  oft  auch  relativ  in  der  Volks wirthschaft  zu. 

Beide  genannte  FsUe  treten  besonders  dann  ein,  wenn  eine  grosse  räumliche 
und  zeitliche  Goncentration  nnd  systematische  Einheitlichkeit  erforderlich  ist 
(§.  378t  379).  Dazu  eignet  sich  theils  allein  der  Staat,  theils  hat  die  Uebertragong 
solcher  Th&tigkeiten  an  die  Privatwirthschaften,  z.  B.  an  Erwerbsgesellschaften,  ihre 
Bedenken,  weil  leicht  iactischo  Monopole  entstehen,  z.  B.  im  Bereiche  der  Verkehrs- 
anstalten. 

Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  hängt  auch  öfters  mit 
dem  Bedttrfniss  nach  höheren,  vollkommneren,  feineren 
Leistungen  zusammen,  als  sie  Private  und  andre  Gemeinwirth- 
Schäften  liefern  können,  und  mit  der  Nothwendigkeit,  den  Er- 
werbsgesichtspunct  in  der  betreffenden  Thätigkeit  im  sach- 
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liehen  loteresse  hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistung  oder  mit 
Rücksicht  auf  die  grosse  allgemeine  culturliche  Bedeutung  der 
Thätigkeit  zurücktreten^  mindestens  ihn  nicht  zum  beherr- 
schenden werden  zu  lassen,  daher  zwischen  der  Verwaltung 
nach  privatwirthscbaftlichem ,  Gebühren-,  gemeinwirthschaftlichem 
Princip,  zwischen  voller  und  theilweiser,  specieller  und  genereller 
Eotgeltlichkeit  und  Kostendeckung  wählen,  darunter  richtig  com- 
biuiren  zu  können,  was  bei  den  eigentlichen  Privatwirthschaften 
theils  gar  nicht  möglich,  theils  sehr  schwierig  ist  (§.  335). 

Z.  B.  im  Gebiete  des  Unterrichts-  nnd  Bildongswesens ,  der  Yerkehrsanstalten, 
wo  statt  des  rein  pri^atwirthschaftlicheD  Yerwaltungsprincips  nun  das  sog.  Gebühren - 
princip  angewendet  wird. 

Auch  der  Umstand,  dass  ein  grosser  Kapitalaufwand  für 
die  Einrichtungen  und  Vorkehrungen  zur  Vornahme  der  betreffen- 
den Leistungen  erforderlich  ist  und  dass  hierdurch,  sowie  durch 
die  ganze  Technik  des  Betriebs  die  Ausführung  der  Leistungen 
durch  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften  der  Einzelnen  mehr 
oder  weniger  ausgeschlossen  wird  und  etwa  neben  Staat  und  Ge- 
meinde nur  oder  fast  nur  die  Erwerbs-,  besonders  die  Actien- 
gesellschaft  überhaupt  als  Goncurrentin  in  Betracht  kommt,  führt 
im  Interesse  der  Sache  und  um  den  sonst  dominirenden  Einfluss 
solcher  Gesellschaften  zu  beseitigen,  zur  Uebemahme  der  Leistungen 
auf  den  Staat,  z.  B.  bei  den  grossen  modernen  Verkehrsanstalten, 
oder  wenigstens  auf  die  Provinz,  den  Kreis,  die  Gemeinde.  Darauf 
drängt  auch  die  Wahrnehmung  hin,  dass  das  speculatiye  Privat- 
kapital,  besonders,  aber  nicht  allein,  in  der  Form  der  Kapital- 
association  (Actienwesen),  oftmals  selbst  zu  Vergeudungen,  gewöhn- 
lich aber  wenigstens  zur  örtlichen  nnd  zeitlichen  Deplacirung  der 
Kapitalien,  damit  zu  grosser  Regellosigkeit  der  Production 
zu  führen  droht.  Die  Kapitalbewegung  wird  von  der  Börse  und 
von  der  momentanen  Conjunctur  ganz  abhängig,  wendet  sich  Ver- 
wendungen zu,  die  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  diesem  Umfange 
wahrhaft  volkswirthschaftlich  productiv  sind  und  ist  zeitlich  ausser- 
ordentlich ungleichmässig ,  eine  Zeit  lang  fieberhaft  erregt,  um 
hinterher  ganz  zu  erschlaffen:  lauter  höchst  nachtheilige  Verhält- 
nisse für  den  Gang  der  Production  und  des  Erwerbs. 

Auf  diese  Fiel  zu  wenig  beachtete  Seite  der  Frage  der  ««öffentlichen''  Unter- 
nehmnngsform  komme  ich  in  der  2.  Abth.,  u.  A.  auch  bei  den  ««socialen  Freiheits- 
rechten'' weiter  zu  sprechen.  Besonders  wichtig  ist  der  Punct  beim  Eisenbahnwesen. 
S.  Fin.  2.  A.,  I,  §.  233«  236«  256,  3.  A.«  §.  272,  276. 

Wichtigere  einzelne  Beispiele  sowohl  far  die  Uebertragung  bisheriger  Pri?at- 
thätigkeitcn   auf  den  Staat,    die  Gemeinde  u.  s.  w.  als   fOr  die  gleich  anfängliche 
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Uebernahme  von  Leistangen  fUr  neue  Bedarfnisse  aof  den  Staat,  in  welchem  Falle 
öfters  die  Analogie  der  erforderlichen  neuen  zu  alten  bestehenden  Einrichtnngea 
maassgebend  ist,  sind:  Schulen,  besonders  höhere  oder  Specialschalen,  technische. 
Real-,  neben  classischen  Schulen  and  Universitäten;  Telegraphen  (sehr  charac- 
teristischcs  Beispiel:  die  Uebernahme  der  Telegraphie  mittelst  Abkaufs  der  PriTat- 
gesellschaftcn  auf  den  Staat  sogar  in  Grossbritannien  1869)  and  Eisenbahnen 
neben  Posten;  städtische  Verkehrsanstalten  (Pferdebahnen  und  locale  Dampf-, 
electrische  Bahnen):  Gas-  und  Wasserwerke  (so  in  Berlin  mittelst  Anskaoüs  der 
betreffenden  Gesellschaft,  Fin.  11^  1.  A,  §.  314);  Banken  (Zettelbanken,  SparcasseD« 
Hypotheken-  und  Grundcreditbanken) ;  Yersicherangswesen  (Pensionsca^en, 
Lebens-,  Feuerversicherung)  und  ?iele  andre  mehr. 

2)  Eine  intensive  Steigerang  der  Staatsthätigkeiten  auf 
diesem  Gebiete  liegt  noch  mehr  in  der  nothwendigen  Entwicklung 
auf  der  einmal  betretenen  Bahn,  als  die  äussere  Ausdehnung  jener 
Thätigkeiten.  Denn  der  Civilisirungsprocess  bewirkt  immer  steigende 
Anforderungen  hinsicbtiich  der  Befriedigung  der  bezüglichen  Cre- 
mein- und  Culturbedttrfnisse:  dieselben  müssen  allgemeiner, 
reichlicher,  vollkommener  befriedigt,  leichter  zugänglich,  die 
Befriedigung  dem  Einzelnen  wohlfeiler,  wenn  nicht  unentgeltlich 
möglich  werden. 

Daher  z.  B.  mehr  Schulen,  mehr  und  gleichzeitig  schwächer  besetzte  Classen 
darin,  mehr  wissenschaftliche  Arbeitstheilung  unter  den  Lehrkräften;  feinere  Aus- 
bildung der  Verkchrsanstalten,  mehr  Post-  und  Telegraphenbureaux,  häufigere  Be- 
förderungsgelegenheiten, raschere  und  sicherere  Beförderung;  sorgfiUtigere  Wahr- 
nehmung aller  Gesundheitsinteressen  der  Bevölkerung,  namentlich  der  unteren  Classen, 
welche  sich  nicht  allein  schützen  können  (öffentliches  Gesundheitswesen,  Fabrikanfsicht); 
wachsende  Thcilnahme  der  Masse  der  Bevölkerung  an  wichtigen  Cultargütem  (Unter- 
richt, Bildangsmittel)  u.  s.  w. 

IV.  —  §.  370  [178].  Zeitweilige  Stabilität  in  der 
Entwicklung  der  öffentlichen  Thätigkeiten.  Finanzielle 
Hemmungen.  Auch  in  den  modernen  Staaten  kommen  Zeiten 
grösserer  Stabilität  der  Staatsthätigkeiten,  besonders  auf  dem 
Cultur-  und  Wohlfahrtsgebiete,  vor.  Daran  pflegen  politische, 
sodann  namentlich  finanzielle  Verhältnisse  Schuld  zu  sein. 

Eine  schwierige  Finanzlage  hemmt  natürlich  einen  Entwicklungsprocess,  welcher 
gewöhnlich  nothwendig  mit  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Steuerwirthschaft  ver- 
bunden ist,  soweit  nicht  Gebührenertr&ge  und  Privaterwerbs -üeberschtlsse  sichere 
Kostendeckung  verheissen.  Aber  auf  snlcbe  Perioden  der  Stabilität  pflegen  Zeiten 
einer  um  so  rastloseren  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  zu  folgen  (in  West-  und 
Mitteleuropa  1848  if.  verglichen  mit  1815 — 1848).  —  Nicht  selten  wird  von  ihren  Geg- 
nern der  sogen,  constitutionellen  gegenüber  der  älteren  absolutistischen  Aera  unserer 
modernen  Staaten  der  Vorwurf  grösserer  Kostspieligkeit,  d.  h.  stark  steigenden  Staats- 
bedarfs und  daher  zunehmender  Steoerbelastung  gemacht.  Die  bezüglichen  That- 
sacben  sind  nicht  falsch,  aber  die  Erklürung  ist  unrichtig  und  tendenziös:  die  con- 
stitutionelie  Acra  begünstigt  und  ermöglicht  die  nothwendige  und  im  Gesammtinteresse 
liegende  Entwicklung  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft  und  darf  die  Beschaffung  der 
Mittel  dafür  durch  Steuern  leichter  als  die  absolutistische  Zeit  wagen.  AehnUches 
gilt  vom  Einfluss  der  neueren  Gemeinde-,  Kreis-,  Provinzialordnungen.  Wie  sofort 
finanzielle  Hemmungen  einen  momentanen  Stillstand  oder  ein  langsameres  Tempo  der 
dargestellten  Bewegung  bewirken,  zeigte  z.  B.  die  Lage  Ende  der  1870er  Jahre  in 
Deutschland,  speciell  in  Preussen,  r-.id  wiederum  1892  ff. 
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UmgestaltQDgen  der  wirthschaftlicheD  RechtsordnuDg  mit  lieber- 
nähme  bisheriger  Privatthätigkeiten  durch  den  Staat  (die  Gemeinde 
n*  8.  w.)  sind  ferner  öfters  mit  bedeutendem  einmaligen,  in  kurzer 
Zeit  sieh  zusammendrängenden  Finanzbedarf  verbnoden,  weil 
wohlerworbene  Privatrechte  gegen  Entschädigung  abgelöst 
werden. 

S.  0.  §.  328  und  2.  Abtb.  der  Gmndlegang  (in  der  2.  Aufl.,  Kap.  5).  Fälle 
dieser  Art  sind  in  unseren  Tagen  in  besonders  grossem  Umfange  vorgekommen  zur 
Herstellung  yolkswirthschaftlicher  Vcrkebrsfreiheit  (s.  Dietzel,  Syst. 
der  Staatsanleihen,  S.  106;  meine  Ordnung  des  Osterr.  Staatsbaushalts,  S.  5),  wobei 
dann  immer  neben  finanziellen  Leistungen  umfassende  Tbätigkeiten  des  Staats  im 
Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zur  Durchführung  der  erforderlichen 
Maassregeln  zeitweilig  oder  bleibend  geboten  sind,  z.  B.  Einrichtung  von  Com- 
missionen  für  die  Regelung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Lasten,  für  ZehntablOsung, 
für  „Auseinandersetzung'',  für  Gemeinheitsthcilung  und  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke u.  dgl.  m.  Wichtigere  Beispiele  sind:  Ablösung  7on  Feudallasten,  bäuerlichen 
Grundlasten,  Zehnten,  Realgerechtsamen,  Monopolen;  von  Zollrechten  u.  s.  w.  (z.B.  Ab- 
lösung der  Sund-,  Stade-,  ScheldezOUe  mittelst  internationaler  Verträge ;  Entschädigung 
Mecklenburgs  für  die  Aufhebung  der  ElbezOlle  auf  Kosten  des  Norddeutschen  Bunds); 
von  Sclayereiaufhebung  nicht  zu  reden  (Verwendung  ?on  20  Mill.  Pfd.  St.  Seitens 
Englands  zur  Entschädigung  der  Scla?enbesitzer  in  seinen  westindischen  Colonien  für 
die  Aufhebung  der  Sclaverei  im  Jahre  1S33).  Die  Debernahme  von  Privatposten 
(Ablösung  der  Thurn-  und  Taxis'schen  Postrechte  inTheilen  des  Gebiets  der  Norddeutschen 
Bunds  mit  3  Mill.  Thlr.  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1867),  von  Privat  -  Telegraphen 
(England).  -Eisenbahnen  (Deutschland),  (s.  Fin.  I,  3.  A.,  §.  279,  mit  vielen  Einzel- 
heitenX  -Canälen,  -DampfschiffTahrtcn  (z.  B.  Auskauf  der  Bodensee- Dam pfschifffahrts- 
Gesellschaften  durch  süddeutsche  Staaten)  u.  s.  w.  bewirkt  dann  auf  einmal  eine 
grosse  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und  Steigerung  des  Finanzbedarfs. 

Aehnliche  Ereignisse  werden  immer  wieder  von  Neuem  vor- 
kommen, wenn  bestimmte  Arten  des  Privateigenthum?, 
besonders  des  Grund  eigen  thums,  und  gewisse  privatwirth- 
schaftliche  Unternehmungen  in  der  Fortentwicklung  der 
Volkswirthschaft  mit  dem  öfTentlichen  Interesse  (wozu  auch  das 
staatliche  Finanzinteresse,  z.  B.  in  der  Monopolfrage  [Tabak]  ge- 
hören kann)  in  Conflict  kommen  und  die  genügende  Rechtsregeluog 
der  Objecte  und  Betriebe  in  Privathänden  zu  viel  Schwierigkeiten 
macht  oder  ganz  unmöglich  ist.  Solche  Verhältnisse  werden  aber 
durch  die  Consequenzen  des  absoluten  Privateigenthums  und  der 
rücksichtslosen  freien  Concurrenz  stets  von  Neuem  in  wichtigen 
Fällen  heraufbeschworen  (Eiseo bahnen!  Auch  bei  grossstädtischem 
Grundeigenthum,  Kohlenbergwerken,  z.  B.  England,  kann  die  Frage 
hervortreten). 

Die  augenblickliche  Finanzlage  mag  den  Process  des  Ueber- 
gangs  des  betreffenden  Eigenthums  auf  den  Staat  (und  die  Ge- 
meinde) vorübergehend  hemmen,  wie  sich  z.  B,  längere  Zeit 
in  der  verschiedenen  Eisenbahnpolitik  finanziell  günstig,  wie  Deutsch- 
land, und  ungünstig,  wie  Oesterreich  und  Italien,  situirter  Staaten, 
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Mitte  der  siebziger  Jahre  aach  in  dem  Stocken  der  ^^Verstaat- 
lichang''  der  Privatbahnen  selbst  in  Prenssen  zeigte,  aber  auf  die 
Dauer  gewiss  nicht.  Deshalb  wird  immer  wieder,  unter  Voraus- 
setzung dauernder  Portschritte  der  Cultur  und  Volkswirthschaft 
eines  Volks,  das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  Staats-  und  andrer  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Thätigkeit  Geltung  erlangen. 


Viertes  Kapitel. 

Das  Gesetz  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips 
im  entwickelten  Rechts-  und  Culturstaate. 

§.  871  [S.  325].  Yorbemorkungon.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  eine 
eminent  politische  Frage,  die  ?om  rolkswirthschaftlichen  und  finanziellen  Gesichts- 
punct  noch  viel  zu  wenig  erörtert  ist  Einzelne  Bemerkungen  passim  bei  Scbäffle, 
L.  Stein  und  in  Realpolitiken,  wie  derjenigen  von  H.  Es  eher.  Für  den  Haupt- 
punct,  das  Heerwesen,  s.  L.  Stein,  Lebre  vom  Heerwesen,  als  Theil  der  Staats- 
wirthschaft,  Stuttg.  1S74,  wo  aber  die  mir  wesentlich  erscheinenden  rolkswirthschaft- 
lichen  Gesichtspuucte  dieses  Kap.  4  fehlen.  Die  Verwaltung  des  Heerwesens  wird 
von  Stein  hier  doch  überwiegend  ?on  ihrer  fonuellen,  nicht  7on  ihrer  materiellen  Seite 
behandelt.  Die  Erörterungen  über  „Nationalökonomie  und  Milit&rwirthschaft*'  S.  215  C 
sind  ?iel  zu  einseitig,  —  wenn  z.  B.  das  Heer  „nothwendig  und  immer  nur  ein 
consumirender  Körper**  genannt  und  gesagt  wird,  es  gebe  „keine  Nationalökonomie 
des  Heerwesens''  (S.  216).  Das  Heer  als  wesentlichster  Garant  der  Sicherheit  und 
Unabhängigkeit  des  Volks,  des  Staats  und  der  Volkswirthschaft  ist  im  eminenten  Sinne 
ein  producti?er  Körper.  Vgl.  dagegen  meine  Fin.  I,  3.  A.,  §.  182  ff.,  auch  über 
die  eigenthUmliche  zeitliche  Vertheilung  des  Heeresaufwands  bei  dem  Pr&rentir- 
princip.  Lehrreich  als  grossartiges  Beispiel  der  Praxis  für  einige  der  wichtigsten 
Gesichtspuncte  dieses  Kapitels  ist  das  eigentliche  Kriegsfinanzwesen,  in  der  Zeit 
der  Kriegsfuhrung  und  der  Wiederherstellung  der  Kriegsmacht  nach  dem  Frieden. 
Eine  eingehende  quellenmftssige  Darstellung  des  deutschen  Kriegsfinanzwesens  im 
letzten  deutsch-französischen  Kriege  ?on  1870 — 71  liefert  der  betreffende  Abschnitt  in 
meiner  Abb.  Reichsfinanzwesen  in  f.  Holtzendorff's  Jahrbuch  des  Deutschen 
Reichs  HI,  1874,  S.  62—166.  Vgl.  hier  u.  A.  die  Erörterung  über  Pr&rention  und 
Repression  im  Heerwesen,  S.  120 — 123.  Das  legislative  und  Verordnungsmaterial  für 
das  deutsche  Heer  stellt  übersichtlich  zusammen:  v.  Briesen,  das  Reichskriegswesen 
und  die  preussische  Militärgesetzgebung,  Düsseldorf  1872. 

Heerwesen  und  militärische  Leistungen  sind  der  wichtigste  Fall, 
welcher  zur  Erläuterung  der  hier  aufgestellten  Grundsätze  und  Regeln  dienen  kann. 
Bei  Justiz,  Polizei,  anderseits  bei  Gebieten  wie  dem  öffentlichen  Gesundheits- 
wesen liegt  aber  im  Princip  dieselbe  Entwicklung  vor.  Namentlich  die  neueren 
naturwissenschaftlichen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Erkenntniss  Ton  Krankheits- 
ursachen und  Bedingungen  fuhren  hier  nothwendig  neben  oder  Tor  Repressivmaassregeln 
zu  grossen  zusammenhängenden  Präventiveinrichtungen,  um  Verbreitung  von  Krank- 
heiten zu  verhüten  (Bekämpfung  des  Gbolerabacillus ,  der  Reblaus,  des  Colorado- 
käfers u.  s.  w.).  Im  öffentlichen  GesuDdheitswesen  wird  so  das  Sanitätswesen 
als  Einrichtung  zur  Verhütung  der  Krankheiten  oder  als  vomemlich  Präventiv- 
veranstaltung  auch  hier  vor  das  Medicinalwesen  als  Einrichtung  der  Heilang 
der    Krankheiten    und    Repressivveranstaltung    treten    und    immer   wichtiger    (rorgl. 
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L.  St  ein 's  Venraltongslehre ,  Gesondheitsiresen).  Wichtig  sind  ftlr  die  hier  be- 
handelten Fragen  aach  die  Bedehongen  zwischen  Prä?ention,  Bepression  und  Yer- 
sichemng.  S.  darüber  Em.  Herrmann,  Principien  der  Yersicherong,  und  meine 
Abh.  YersichemngBiresen  im  Schönberg'schen  Handbach,  B.  lü.  S.  jetzt  auch  Fin., 
2.  und  3.  A.,  I,  §.  97. 

I.  —  §.  372  [179].  Veränderung  in  der  Art  der  Durch- 
führung  der  Staatszwecke.  In  der  Art  and  Weise,  in 
welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt,  zeigt  sich  der  Be- 
obachtung dasselbe,  wesentlich  unter  dem  Einfluss  der  fort- 
schreitenden Technik  stehende  Gesetz  wie  im  Productions- 
process  der  ganzen  Volkswirthschaft  überhaupt:  der  Kapital - 
factor,  besonders  das  stehende  Kapital,  hier  in  dauernden 
festen  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  bestehend,  and  die 
qualificirte  Arbeit  treten  immer  mehr  hervor.  Die  steigen- 
den Anforderungen  an  die  Qualität  der  Leistungen  bedingen 
dies  mit. 

Bei  den  Tb&tigkeiten  des  Staats  im  Gebiete  der  SachgUterprodaction  bedarf  dies 
keiner  weiteren  Erkl&mng.  Schon  die  gewöhnlich  zugelassene  Goncnrrenz  der  Pri?at- 
wirthschaften  nOthigt  hier  zur  gleichen  Entwicklang  der  Technik.  Die  Leistungen 
zar  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  erfordern  aber  gleichfalls  vielfach 
grosse,  kapitalbedOrftige  Yeranstaltungen  ( Yerkehrswesen ,  Unterrichtswesen,  Sanit&ts- 
wesen,  Medicinalwesen),  wobei  dieselbe  Entwicklung  nöthig  wird. 

Besondre  Beachtung  verdient  indessen  der  Entwicklungsgang 
der  Production  derjenigen  Leistungen,  welche  den  Rechts-  und 
Machtzweck  durchführen.  Hierbei  waltet  aus  zwingenden  wirth- 
schafUichen  und  diesem  Zweck  entspringenden  Gründen  im  fort- 
schreitenden Volke  und  Staate  immer  mehr  das  Präventiv-  statt 
und  neben  dem  blossen  Repressivprincip  ob.  Die  Verwirk- 
lichung des  Präventivprincips  aber  führt  nothwendig  wieder  zu 
vorwaltender  Wirthschaft  mit  Kapital,  stehendem  Kapital 
und  qualificirter  (berufsmässiger)  Arbeit  (Beamtenthum, 
stehendes  Heer).  Der  Erklärungsgrund  für  das  Hervortreten  der 
Prävention  liegt  in  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  im  ent- 
wickelten Volks-  und  Staatsleben,  dass  Rechtsstörangen  überhaupt 
möglichst  vermieden,  nicht  erst  hinterher  durch  Repression  wieder 
beseitigt  werden. 

IL  —  §.373  [180].  Prävention  und  Repression.  A.  Im 
Allgemeinen.  Die  Idee  des  Rechts  und  der  Rechtsordnung 
stellt  das  Abhandensein  von  Rechtsstörungen  und  der 
Furcht  davor  im  Inneren,  wie  nach  Aussen  zu,  zwischen  den 
Völkern  und  Staaten,  als  das  nothwendige  Ziel  der  Entwicklung 
hin.  Dieses  Ziel  wird  am  Vollkommensten  durch  die  Gesittung 
erreicht,  indem  der  freie  Wille  der  einzelnen   Menschen  rechts- 

k.  Wagner,  Qnmdtogang.  8.  Auflage.   1.  Thell.   Qmndlagen.  5S 
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störeDde  Handlungen  unterlägst  Soweit  aber  die  Gesittung  (Sitt- 
liebkeit^  Sitte)  hierzu  nicht  ausreicht,  ist  das  Zwangsprincip 
des  Rechts,  in  der  Staatsmacht  verwirklicht,  unentbehrlich,  um 
sich  dem  Ziele  soweit  als  möglich  zu^  nähern. 

Der  Staatszwang  kann  nun  indirect  und  direct  einwirken. 
Jenes,  indem  der  Staat  Vorkehrungen,  Einrichtungen  und  An- 
stalten schafft,  um  Rechtsstörungen  von  vomherein  zu  verhüten: 
der  auf  solche  gerichtete  Wille  der  Menschen  schreitet  aus  Furcht 
oder  aus  der  Ueberzeugung  der  Aussichtslosigkeit  des  Ge- 
lingens gerade  wegen  der  Maassnahmen  des  Staats  nicht  zu  den 
rechtsstörenden  Handlungen  selbst.  (Mitunter  handelt  es  sich  auch 
um  den  Fall,  dass  bedenkliche  Unterlassungen  auf  diese  Weise 
unterbleiben.)  Der  Staat  kommt  hier  den  Rechtsstömngen  zuvor 
und  handelt  nach  dem  Präventivprincip.  Im  Gegensatz  dazu 
wirkt  der  Staatszwang  direct  ein  mittelst  der  Repression, 
indem  er  die  eingetretenen  Rechtsstörungen  wieder  gut  macht, 
sühnt,  bestraft,  die  Rechtsordnung  wieder  herstellt. 

Die  Prävention  ist  vom  Standpuncte  des  Rechts  aus  das 
höhere,  vom  Standpuncte  der  Nützlichkeit  und  des  practiscben 
Interesses  der  Einzelnen  und  der  ganzen  Volkswirthschaft  aus 
gleichfalls  das  richtigere  und  wichtigere  Ziel.  Das  Streben  muss 
darauf  hinausgehen,  die  Prävention  möglichst  richtig  und  aus- 
reichend zu  machen,  damit  die  Repression  gar  nicht  nöthig  werde. 
Je  höher  die  Volkswirthschaft  und  die  Cultur  entwickelt  sind,  je 
weiter  namentlich  auch  die  Arbeitstheilung,  national  und  inter- 
national, gediehen,  je  complicirter  die  Verhältnisse  und  Formen 
des  Verkehra  werden  (Creditwirthschaft !  §.  189,  Weltwirthschafls- 
verkehr!  §.  152  ff.),  desto  nothwendiger  wird  nun  die  Prävention, 
weil  die  einmal  eingetretene  Rechtsstörung  viel  schädlicher  wirkt 
Das  Bedürfniss  nach  umfassendster  Präventivthätigkeit 
des  Staats  wird  daher  mit  dem  Fortschritte  des  Volks  und 
seiner  Wirthschaft  immer  dringlicher  (störender  Einfluss 
von  Kriegen  auf  die  ausgebildete  Volkswirthschaft,  auf  ihre  Function 
in  der  Weltwirthschaft!). 

Die  Bedingungen  dafUr,  dass  die  Prävention  zweckmässiger 
und  auch  allgeinein  ökonomisch  räthlicher,  als  die  Beschränkung 
auf  Repression  werde,  treten  aber  erst  bei  höherer  Entwicklang 
des  Volks  und  der  Volkswirthschaft  ein.  Dann  wird  auch  die  Er- 
füllung der  Anforderungen,  welche  die  Prävention  stellt,  erst  mög- 
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lieh.  Zugleich  bietet  die  Einrichtang  der  Präyention  jedoch  grössere 
Schwierigkeiten  als  diejenige  der  blossen  Repression. 

Die  Pr&fention  ertieischt  ein  umfassendes  System  ?on  Einrichtangen  und  Ver- 
anstaltungen. Schon  die  Entwerfnng«  foUends  die  Ausführung  des  Plans  dafür  setzt 
eine  grossere  Entwicklung  der  Bildung  voraus,  theils  der  intellectuellen  Bildung  tlber- 
haupt,  theils  der  technischen  insbesondere.  Jenes  System  muss  einheitlich  möglichst 
weit  rftomlich  und  zeitlich  ausgedehnt  werden,  über  das  ganze  Gebiet  der  Yolkswirth- 
Schaft  und  aber  die  aufeinander  folgenden  Altersclassen  und  Generationen  der  Be- 
völkerung (z.  B.  im  Heerwesen).  Demgemäss  müssen  die  Einzekien,  die  kleineren 
autonomen  Organe  (Gemeinden),  die  ««kleinen  Herren^'  und  Herrschaften  erst  dauernd 
und  ausreichend  dem  Staatswillen,  der  Gesetzgebung  und  der  Zwangsgewalt  des  Staats 
unterworfen  sein,  bevor  ein  solches  System  einheitlicher  Pr&ventivmaassregeln  mög- 
lich wird.  Der  Sieg  der  Präventivpolitik  auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks fällt  daher  in  der  neueren  Geschichte  zeitlich  mit  dem  Siege  der  absoluten 
FOrstengewalt  (17.  Jahrhundert)  zusammen,  wenn  auch  hier  eine  längere  Entwicklung 
in  dieser  Richtung  vorangegangen  ist  (Heeresverfassung).  Mit  der  Fortentwicklung 
des  Yolkslebens  und  der  Yolkswirthschaft  speciell  wachsen  die  Schwierigkeiten  für 
die  Prävention  aber  wieder,  weil  die  Verhältnisse,  welche  geregelt  und  aberwacht 
werden  mUssen,  immer  complicirter  werden,  während  gleichzeitig  die  Anforderungen 
an  die  Leistungen  der  Prävention  steigen.  Das  System  von  Maassregeln  und  Ein- 
richtungen zum  Zweck  der  Prävention  wird  dadurch  selbst  immer  grossartiger,  com- 
pliciner,  künstlicher,  braucht  immer  mehr  und  bessere  Arbeitskräfte  und  Kapitalien, 
erheischt  deswegen  einen  immer  grösseren  regelmässigen  Finanzbedarf  und  eine  diesen 
beschaffende  umfänglichere  Anwendung  der  Besteuerung,  setzt  daher  auch  stärkeres 
Volkseinkommen  und  VolksvermOgen  voraus.  Endlich  muss  aber  das  Präventivsystem 
auch  so  eingerichtet  sein,  dass  der  Uebergang  zur  kräftigsten  Repression,  wenn  er 
etwa  doch  noch  nOthig  werden  sollte,  möglichst  rasch,  ohne  Störungen  und  sicheren 
Erfolg  verheissend,  eintreten  kann.  Die  Repressivthätigkeit  muss  daher  organisch  an 
die  ^äventivthätigkeit  sich  anschliessen ,  aus  ihr  herauswachsen.  Sie  wird  dadurch 
selbst  wieder  ganz  anders  gestaltet,  als  auf  fraheren  Stufen  des  Volkslebens,  wo  die 
Prävention  noch  wenig  ausgebildet  ist.  FUr  die  ökonomischen  Voraussetzungen  der 
Bevorzugung  der  Prävention  vor  der  blossen  Repression  sind  die  Verhältnisse  lehr- 
reich, welche  auf  dem  Gebiete  des  SachgUterschutzes  die  Wahl  zwischen  Prä- 
vention und  Repression  bedingen.  S.  darüber  meine  Abh.  Versicherungswesen  im 
Schönberg*schen  Handb.  III,  3.  A.,  §.  8  ff.  (S.  951  ff.). 

B.  —  §.  374  [181].  Das  Präventivsystem  auf  den 
einzelnen  Gebieten.  Das  grossartigste  Beispiel  fQr  eine 
rationelle  Entwicklung  in  der  dargelegten  Richtung  liefert  das 
moderne  Heerwesen  der  allgemeinen  Wehrpflicht  über- 
haupt^ die  preussisch-deutsche  Wehrverfassung  insbesondere. 
Das  Gesagte  gilt  daher  vorzüglich  von  der  Durchführung  des 
nationalen  Machtzwecks,  wozu  das  Heerwesen  das  Mittel 
ist,  aber  es  ist  principiell  ebenso  richtig  auf  den  anderen  Ge- 
bieten des  Rechtszwecks  und  eine  Menge  Analogien  auf  den  ver- 
schiedenen einzelnen  Gebieten  treten  hervor.  Gleichmässig  zeigt 
sich  überall,  dass  der  Staat  bei  der  geschichtlich  vorausgehenden 
vorherrschenden  Repression  mehr  nur  sporadisch  von  Fall 
zu  Fall,  wenn  Rechtsstörungen  bereits  wirklich  erfolgt  sind  oder 
wenigstens  unmittelbar  drohen,  Thätigkeiten  zum  Schutze  der 
inneren  Rechtsordnung  und  zur  Sicherung  der  Unabhängigkeit  des 
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Volks  Dach  AusseD  zu  ergreift.  Bei  der  später  yorwaitenden  Prä- 
vention dagegen  schafft  er  feste  stehende  Einrichtungen 
und  Anstalten  für  alle  aach  nur  möglichen  Fälle  Ton 
Rechtsstörnngen^  —  Einrichtungen,  welche  einerseits  solche  Störungen 
verhüten,  anderseits  sie  sofort  im  Keim  erdrücken  and  bei  weiterer 
Entwicklang  sie  niederschlagen  sollen. 

Solche  EiDrichtQDgen  sind:  die  geaammte  Jastizorganisation  im  Inneren, 
mit  ihren  stehenden  Gerichtshöfen  ferschiedenei  Instanzen,  statt  der  gelegentlichen, 
höchstens  periodischen  richterlichen  Functionen  firtther;  die  Präventiv-  und  BepreasiT- 
Organisation  der  Polizei  (Behörden,  Gensdaimerie,  Polizeicoips)  statt  der  doch  mehr 
vereinzelten  Th&tigkeiten  zur  Friedensbevahrung  in  älteren  Zeiten  (obwohl  grade  hl» 
mit  am  Frühesten  Keime  zu  regelmässiger  Präventivorganisation  sich  finden):  das 
Gefängnisssystem  mit  seinem  grossen  Gebäudekapital,  seinen  Abstufungen  d^ 
Strafarten  statt  der  freilich  „viel  einfacheren''  Abstrafung  der  Diebe  und  andrer  Y^- 
brecher  durch  die  rasch  wirksame  Repression  des  Galgens;  der  stehende  diplo- 
matische und  Gonsulardienst  statt  der  einzelnen  Gesandtschaftssendnngen ;  end- 
lich namentlich  die  grossartige  Präventiv-  und  Bepressivorganisation  der  stehenden 
Heere  (mindestens  Gadres)  und  Flotten,  in  Verbindung  mit  grossen  bleib«iden 
Befestigungen,  Lagern,  Arsenalen,  Kriegshäfen,  Kriegsschiffen,  und  mit  Einrichtungen 
zur  vorherigen  kriegerischen  Einübung  und  eventuellen  Einberufung  einer  Reihe 
von  Alterscla^n  der  militärisch  geschulten  männlichen  Bevölkerung  zum  wirUidien 
Kriegsdienst,  —  statt  der  technisch  unvollkommeneren,  nicht  für  die  vorherige  krie- 
gerische Einübung  sorgenden  älteren  militärischen  Einrichtungen  (Ueerbann-Aufrof, 
lehensstaatliche  Wehrverfassung  u.  s.  w.),  statt  der  Bequisition  der  Kauffahrteischiffe 
zum  Kriegsdienste  wie  im  Mittelalter  und  statt  der  Fürsorge  für  die  Ausrüstung  (Be- 
waffnung), Verpflegung  der  Mannschaft  nicht  aus  öfienuichen,  sondern  ganz  oder 
grösstentheils  aus  den  Privatmitteln  der  diens^flichtigen  Leute  selbst.  Die  Analogieen 
auf  dem  (Gebiete  des  Sanitäts-  und  Medicinai-,  des  Armen-  und  Wohl- 
thätigk ei ts Wesens  u.  a.  m.  bieten  sich  leicht. 

III.  —  §.  375  [182,  183].  In  volkswirthschaftlicher  nnd 
damit  eng  zusammenhängend  in  finanzieller  Beziehung  hat  dieses 
Vorwalten  der  Prävention  noch  einige  besonders  beachteoswerlbe 
Folgen.    Es  muss 

1)  eine  förmliche  Organisation  des  Staatsdiensts  nnd 
damit  verbunden  ein  eigenthümliches  System  des  Besoldungs- 
wesen s,  nach  Bedarfs-  und  socialen  Werthtaxirungsscalen ,  ein- 
treten, was  von  der  privatwirthschaftlichen  Regelung  dieser  Ver- 
hältnisse ab  und  in  eine  Art  socialistischer  Ordnung  hinüber 
führt  (§.  300). 

Eine  Beihe  ?on  Personen  widmet  sich  nach  dem  Grundsatze  fester  BerufSsarbeits- 
theilung  ausschliesslich  dem  Staatsdienste,  bildet  sich  f&r  denselben  eigens  kostspielig 
aus,  damit  sie  den  hohen  Anforderungen  an  die  Qualität  der  Staatsleistungen  ent- 
sprechen können.  Die  Anzahl  dieser  Personen  wächst  mit  der  Ausdehnung  der 
Staatsthätigkeiten  und  mit  der  Einbtlrgerung  der  Prätention  beständig.  Die  An- 
forderungen an  die  specifische  Ausbildung  steigen  gleichfalls  fortwährend,  besonders 
auch  mit  der  Benutzung  jener  grossen  kapitalistischen  Einrichtungen  und  Anhalten, 
des  Systems  der  Angrifö-  und  Vertheidigungsmittel  (Fem Waffen)  in  Heer  und  Flotte, 
welche  wieder  .eigens  qualifidrte  Arbeiter  zu  ihrer  Leitung  und  Benutzung  ?ormoa- 
setzen.  Der  Staatsaufwand  an  Löhnen  (Gehalten)  wächst  ebenso  relatir  und  absolut, 
zumal  je  ausschliesslicher  die  Arbeiter  im  Dienste  des  Staats  sich  diesem  Dienste 
widmen  mttssen.    Der  Staat  wird  „Beamtenstaat**,  arbeitet  mit  fest  angestellten. 


Yolkswirtbsch.  u.  finanz.  Folgen  des  Prä?eDti7princip9.  913 

beni&mftssig  gebildeten,  besoldeten,  pensionsberecbtigten  Beamten,  —  eine  Entwick- 
lung, welcbe  grade  durch  die  Pr&?enti?th&tigkoit  am  Meisten  nothwendig  (Heer, 
Justiz,  Polizei),  und  darch  die  Ansbildang  des  Ehrenamtsdiensts  nnd  Self- 
go?ernments  doch  nar  in  beschränktem  Maasse  aufgehalten,  kaum  positiv  znrtlck- 
gedrängt  wird.  S.  auch  u.  §.  382.  N&heres  aber  den  modernen  Staatsdienst, 
mit. besonderer  Rücksicht  aaf  die  Besoldangspolitik,  in  Fin.  I,  §.  59  ff.,  2.  A.,  §.71  ff., 
bes.  9.  A.,  §.  152 — 167  ?on  mir  entwickelt  Vgl.  namentlich  anch  die  scbOnen  Er- 
örterungen Ton  R.  F.  Mohl,  Politik,  in  der  Monographie  „der  Staatsdienst''  II,  947  ff. 
Anch  Laspoyres,  Art  Staatswirüischaft  im  Staatswörterb.  X,  passim.  Schi  ff  le, 
gesellschaftliches  System ,  2.  Aufl. ,  II ,  209  ff.  Stein,  Yerwaltongslehre,  6  n  e  i  s  t , 
Verwaltung,  Justiz  und  Rechtsweg  (Berl.  1869),  passim.  —  Auch  der  „Beamtenstaat'' 
ist  daher  in  nel  höherem  Maasse  nothwendiges  Entwicklungsproduct,  als  früher  oft 
angenommen  wurde,  wenn  auch  die  Yerfassungsform  auf  Maass  und  Art  dieser  Ent- 
wicklung ihren  Einfluss  ausübt 

2)  Ebenso  mass  der  Staat  mit  immer  grössereD,  kostspieligeren, 
technisch  vollkommeneren,  künstlicheren  and  öfters  erst  durch 
Hebung  ordentlich  zu  handhabenden  Kapitalien,  besonders 
stehenden,  wirthschaften ,  nnd  zwar  wiederum  zumeist  wegen 
des  Vorwaltens  der  Prävention. 

Hier  handelt  es  sich  theils  um  Grondstttcke  (Truppenübungsplätze,  Schiess- 
pl&tze)  und  besonders  um  Gebäude  und  deren  Inyentare  für  die  mannigfaltigsten 
Einzelzwecke  der  Staats?erwaltung  (u.  A.  Kasernen  statt  des  frtlheren  Privatquartiers); 
theils  und  namentlich  um  Werkzeuge  und  Maschinen,  mittelst  deren  auch  der 
Staat  die  Kräfte  seiner  Arbeiter  und  der  Natur  auf  den  bestimmten  Zweck  hinleitet 
Am  Wichtigsten  ist  wiederum  das  System  der  Kriegsmaschinen,  Werkzeuge 
und  Vorkehrungen  in  den  Angrifi^  und  Vertheidigungsmitteln  des  Land-  und 
Seekriegs  (Vorwalten  der  Fernwaffen,  der  Artillerie,  anderseits  die  Vertheidigungs- 
mittel  im  Festungsbau,  in  der  Panzerung  u.  s.  w.).  Geübtes,  specifisch  ausgebildetes 
Personal  ist  dann  besonders  wieder  &r  die  Handhabung  dieses  Kriegsmateiials 
erforderlich. 

Werden  nun  auch  die  Kriege  seltener  und  kürzer,  so  werden 
sie  doch  viel  wuchtiger,  intensiver  geführt  nnd  verlangen  einen 
ungeheueren  Aufwand  an  Menschenkräften  und  Kapital  (Geld)  für 
die  Führung  selbst  und  hinterher  zum  Wiederersatz  der  zerstörten 
Kapitalien  und  zur  Wiedergutmachung  der  geschädigten  mensch- 
lichen Existenzen  („Retablissement'S  Invalidenpensionswesen). 

Vgl.  Beispiele  in  meiner  Abh.  Reichsfinanzwesen,  Holtzendorff 's  Jahrb. 
B.  3  a.  a.  0.,  S.  121,  125  ff.,  141  ff. 

Auch  in  Bezug  auf  das  Vorwalten  der  Prävention  und  auf 
die  damit  verbundene  „ Kapital wirthschaft^'  und  „Wirthschaft 
mit  qualificirter  Arbeit''  ist  der  Einfluss  der  fortschreitenden 
Naturerkenntniss  (u.  A.,  wie  gesagt,  auch  im  Gesundheitswesen, 
wo  man  die  Einflüsse  der  „elementaren  Lebensbedingungen'' 
(Stein)  der  Bevölkerung,  Luft,  Licht,  Wasser,  kleinste  Lebewesen, 
Bacillen,  Pilze  u.  s.  w.  immer  mehr  kennen  lernt  und  alsdann  an- 
gemessen das  „Prävenire"  zu  spielen  sucht),  und  der  Einfluss  der 
fortschreitenden  Technik  augenscheinlich  von  entscheidender  Be- 
deutung.   Man   muss  dies  erkennen,  um  unbefangen  grossen  ge- 
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schichtlicben  firscheiDungeD,  z.  6.  dem  System  der  stehenden 
Heere  and  ihrer  technisehen  Einrichtung,  gerecht  zu  werden  und 
den  mitwirkenden  Einflnss  persönlicher  Verhältnisse  in  diesen 
Dingen  nicht  zu  überschätzen,  z.  6.  den  ,yMachthabem  and  Be- 
gieruDgen''  nicht  eine  Schuld  am  ^^Militarismus''  zuzuwälzen, 
welche  sie  nicht  haben.  Hier  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen, 
überhaupt  im  „bureaukratischen''  Staate  der  Neuzeit  handelt  es 
sich  um  mächtige  entwicklangsgesetzliche  Erscheinungen,  denen 
gegenüber  der  Wille  der  Einzelnen  ein  Factor  von  untergeordneter 
Bedeutung  ist. 

S.  meinen  Anfo.  in  d.  Tttb.  Ztschr.  1879,  S.  75,  82,  wo  aus  dieser  Anffassan^ 
die  Folgerungen  für  die  Finanzen  gezogen  werden.  —  Auch  Engels,  Dohring's 
Umwälzung,  hat  diese  Frage  ganz  richtig  beurtheilt,  nur  dass  er  zu  frQh  eine  Geber- 
Spannung,  z.  B.  des  Militarismus,  annimmt,  worauf  dann  wieder  der  BUckschlag  ein- 
treten würde.  Den  entscheidenden  Einfluss  der  Technik  entwickelt  er  auch  hier 
meisterhaft,  S.  140  £ 

3)  Die  wichtige  Folge  des  Präventivprincips  für  die  Höhe  und 
besonders  für  die  zeitliche  Vertheilung  des  Finanzbedarfs 
besteht  dann  im  Unterschied  von  der  Repression  darin,  dass 
dauernd,  hinsichtlich  der  bewaffneten  Macht  auch  im  Frieden, 
ein  yerhältnissmässig  hoher,  im  Ganzen  gleichbleibender 
Bedarf  Jahr  fttr  Jahr  wiederkehrt,  welcher  auch  in  Zeiten  grös- 
serer Rechtsstörungen  (bürgerliche  Unruhen,  Kriege  u.  s.  w.)  doch 
nur  massig  durch  die  alsdann  stärker  eintretende  Repression 
gesteigert  wird.  Bei  vorwaltender  Repression  ist  dagegen  der 
laufende  Bedarf  geringer,  ungewöhnliche  Störungen  der 
Rechtsordnung  treten  aber  leichter  ein  und  steigern  sodann  direct 
und  indirect  den  Bedarf  ausserordentlich. 

S.  Fin.  I,  8.  A.,  §.  183,  184,  der  Vergleich  zwischen  Preussen  und  Kord- 
america. Die  Prävention  fahrt,  weil  sie  in  ruhiger  Zeit  systematisch  eingerichtet 
wird,  auch  zu  viel  grösserer  Sparsamkeit  in  der  Beschaffung  und  Yerwendang 
der  Mittel  (Gamhetta's  KriegsftLhrung  1870 — 71!  Nordamerica  im  Bürgerkrieir. 
S.  V.  Hock,  Fin.  Nordamericas,  Stuttgart  1866,  S.  442  ff.)«  Sbenso  ermOgUcht  sie 
leichter  eine  geordnete  Besteuerung  und  damit  die  beste  organische  Verbindung 
zwischen  der  staatlichen  Gemein wirthschaft  und  den  Privatwirthschaften.  L.  Stein, 
Heerwesen,  S.  26  ff.,  ist  etwas  zu  leicht  über  die  Schwierigkeiten  der  Militärfinanzen 
hingegangen.  Daher  wohl  auch  das  mangelnde  Verst&ndniss  ftlr  eine  grade  kriegs- 
finanziell so  wichtige  Function  einer  (so  sparsamen)  Einrichtung  wi&  der  Staats- 
schatz (Finanzwissensch.  3.  Aufl.,  S.  194).  Vgl.  dagegen  meine  Fin.  2.  A.,  §.  66, 
106  ff.,  3.  A.,  §.  75. 

So  verdient  die  Prävention  volkswirthschaftlich,  trotz  der  nicht 
zu  läugnenden  Gefahr  für  die  Volksfreiheit  und  einer  über- 
triebenen Ausdehnung  in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  im  Militär* 
wesen,  den  Vorzug  und  entspricht  den  Bedürfnissen  der  höher 
entwickelten  Volkswirtbschaft.    Jene  Gefahren  aber   müssen   vor- 
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nemlich  wieder  durch  eine  ordentliche  constitntionelle  Badgetwirth- 
schaft  und  mehr  noch  durch  ein  richtiges  Erziehungs-  und  Unter- 
richtssjstem  beschworen  werden. 

Das,  was  Plato  so  tiefsionig  darch  die  sorgfältige  Erziehung  der  ,, Wächter"' 
in  seinem  „Staate'*  erreichen  wollte,  ist  heute  eben  wegen  des  Prä?enti?systems  und 
der  stehenden  Heere  ein  grösseres  practisches  Bedürfniss  als  jemals.  Sein  System 
(II,  Kap.  14  ff.)  ist  auch  ein  System  geregelter  Prätention  grade  gegenüber  auswärtigen 
Kriegen.  Bei  aller  Ueberspanntheit  des  socratisch-platonischen  Standpnncts  im  „Staate'' 
sind  die  Anschauungen  in  diesem  Puncto  wieder  ?on  ewigem  Werthe. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit. 

§.  376  [S.  .S32].  Vorbemerkungen.  Die  Ansichten  hierüber  gehen  noth- 
wendig  nach  dem  recbtsphilosophischen,  politischen  und  ?olkswirthschaftIichen  Stand- 
punct  auseinander.  Insofern  ist  auf  die  allgemeine  Litteratur  über  den  Staat, 
namentlich  über  den  Staatszweck  zu  verweisen,  s.  o.  die  Yorbemork.  zu  Buch  6, 
S.  870 ff.  Vgl.  besonders  Ahrons  a.  a.  0.  Auf  jedem  Standponcte  ergeben  sich  aber 
Streitfragen  hinsichtlich  der  Grenzziehung  für  die  Staatsthätigkeit  im  concreten 
Falle,  wenn  an  und  für  sich  („im  Princip")  die  Staatsthätigkeit  fUr  berechtigt  an- 
erkannt wird.  Ftlr  die  richtige  objective  Entscheidung  solcher  Streitfragen  lassen  sich 
Begeln  aufstellen,  wie  dies  im  folgenden  Kapitel  geschieht:  ein  Panct,  welcher  grade 
fUr  die  Tolkswirthschaftliche  (und  finanzwissenschafliche)  Betrachtung 
des  Staats  wichtig  ist  und  bisher  in  der  deutschen  rolkswirthschaftlichen  Litteratur 
wohl  am  Besten  von  Schäffle  behandelt  wurde.  Ähren s  a.  a.  0.  enthält  im  Ein- 
zelnen trotz  seines  m.  E.  nicht  durchweg  ausreichenden  leitenden  Princips  (s.  o.)  del 
Vorzügliches  (besonders  II,  284  ff.).  Sein  Versuch,  den  Staatszweck  qualitativ, 
nicht,  wie  auch  im  Texte  von  mir  geschieht,  qualitativ  und  quantitativ  zu 
bestimmen,  ist  beachtenswerth ,  aber  doch  nicht  ganz  gelungen  (s.  II,  284  vgl.  mit 
301).  FUr  das  Ausland  (England,  Frankreich)  ist  in  der  Theorie  der  Standpunct 
W.v.  Humboldt 's  noch  heute  ziemlich  maassgebend,  wie  z.  B.  J.  St  Mi  11  zeigt. 

S.  sonst  vomemlich  Schäffle,  gesellscb.  Syst.  2.  Aufl.  bes.  Kap.  29,  31  ff., 
namentlich  §.  135,  199,  mit  mehrfach  m.  E.  recht  glücklichen  Formalirungen  der 
Grundsätze,  an  welche  ich  mich  im  Texte  in  einigen  Pancten  unmittelbar  ange- 
schlossen habe.  Auch  Soc.  Körper  IV,  327  ff.  R.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.  I., 
§.  3  ff.  Für  Einzelnes  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  im  Staatswörterbuch  X.  — 
Für  vieles  Einzelne  u.  für  die  flnanzielle  Seite  der  Specialfragen  s.  wieder  die  Fin.wiss., 
bes.  d.  Lehren  v.  Finanzbedarf  und  Privaterwerb  im  1.  B.  und  von  den  Gebühren  im  2.  B. 

I.  —  §.  377  [184].  Bedingungen  und  Regeln  für  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit.  Aus  der 
principiellen  ausschliesslichen  Uebertragnng  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks auf  den  Staat  und  aus  den  Erfahrungen  hierüber  und  über 
die  Thätigkeiten  des  Staats  zur  Durchführung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  lassen  sieh  für  die  Feststellung  des  jeweilig 
richtigen  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  folgende  Bedingungen 
und  Erfahrungsregeln  ableiten.   Um  die  Formulirung  derselben, 
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wie  am  die  ganze  Dationalökonomisebe  Analyse  des  Staats,  hat 
sich  namentlich  Schaffte  wesentliche  Verdienste  erworben. 

Ä.  Die  allgemeine  Regel  lautet:  der  Staat  bat  diejenigen 
Thätigkeiten  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  seiner  Angehörigen 
selbst  zu  übernehmen,  welche  weder  die  P  r  i  v  a  t  wirthschaften, 
noch  freiC;  noch  andere  Zwangsgemeinwirthschaften 
(Selbstverwaltungskörper)  überhaupt  oder  welche  alle  diese  nnr 
weniger  gut  oder  nar  kostspieliger  ausüben  können. 

Die  Leistungen  im  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  sind 
auch  hiemach  wieder  principiell  dem  Staate  zu  übertragen.  Dieser 
kann  hier  allein  nach  dem  Erforderniss  der  Einheit  und  der  eiD- 
heitlichen  Handhabung  von  Recht  und  Macht  das  Nothwendige 
leisten.  Im  Einzelnen  ist  es  aber  auch  hier  mitunter  zweifelhaft, 
theils  ob  eine  bestimmte  Leistung  gerade  allein  zum  Gebiete  dieses 
Rechtszwecks  gehört,  theils  ob  der  Staat  direct  und  allein  sie  aus- 
üben oder  die  Ausübung  etwa  anderen  Wirthschaften ,  namentlich 
den  Selbstverwaltungskörpern  übertragen  soll.  Noch  schwieriger 
wird  die  Entscheidung  bei  Leistungen,  welche  zur  DurchftlfaniDg 
des  Gultur-  und  Wohlfahrtszwecks  gehören.  Bei  diesen  muss  ge- 
wöhnlich ein  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Wirthschaftsarten 
eintreten. 

B.  Für  die  Staatsthätigkeit  spricht  nun  in  solchen  einzelneD 
Fällen  die  Vermuthung,  wenn  besonders  folgende  vier  Be- 
dingungen vorliegen^  von  denen  die  ersten  drei  die  Verhältnisse 
der  Production,  die  vierte  diejenigen  der  Gonsumtion  betreffen: 
nemlich  wenn  die  tüchtige  Herstellung  (Production)  der  betreffenden 
Leistung  von  der  möglichsten  zeitlichen  Nachbaltigkeit,  räumlicbeD 
Ausdehnung  und  Einheitlichkeit  oder  selbst  Ausschliesslichkeit  der 
erforderlichen  Thätigkeiten  in  einer  Hand  abhängt,  und  wenn  die 
Benutzung  (Gonsumtion)  der  Leistung  entweder  unvermeidlich,  nach 
der  Natur  der  letzteren,  eine  gemeinsame  ist,  oder  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  zum  Vortheil  Vieler  und  mit  wenig  oder  gar  nicht 
vergrösserten  Rosten  eine  gemeinsame  werden  kann:  die  Leistung 
auch  so  beschaffen  ist,  dass  sie  einer  Mehrzahl  Einzelner,  jedem 
in  unmessbarem  Grade,  zu  Gate  kommt 

Zorn  Theil  wörtlich  nach  Schäff]e,  besonders  §.  185,  199.  Er  kommt  m 
der  Erörterung  nur  von  einem  etwas  anderen  Gesichtspan cte  ans;  er  will  nemlich  die 
Umstftnde  nachweisen,  ,,Qntcr  welchen  die  Tanschconcurrenz  nicht  dorchaos  der 
höchsten  Wirthschaftlichkeit  dient,  also  Ökonomisch  oder  anch  natürlich  ausge* 
schlössen  ist*%  S.  345. 
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§.  378  [185].  —  1)  Die  zeitliche  Nachhaltigkeit  und 
die  räumliche  Ausdehnung  einer  (Productions-)  Thätigkeit 
ins  Auge  zu  fassen,  ist  recht  eigentlich  Sache  des  Staats. 

Er  ist  ftlr  unbegrenzte  Dauer  berechnet  und  8ou?erän  in  seinem  Gebiete, 
nmfasst  nicht  nur  die  jetzt  lebende  und  wirkende  Generation,  sondern  das  Volk 
n  seiner  geschichtlichen  Entwicklung,  nicht  nur  die  hier  und  dort,  sondern 
die  Überall  in  seinem  Gebiete  lebenden  Menschen.  Daher  ist  der  Staat  auch  der 
geborene  Vertreter  aUer  Derjenigen,  welche  sich  nidit  selbst  zu  schützen,  ihre  Interessen 
nicht  wahrzunehmen  Termögen  (§.  329):  der  unerwachsenen  und  der  greisen  Generation, 
der  zuktUifUgen  Geschlechter,  der  abseits  vom  grossen  Verkehr,  in  unentwickelteren 
pri?atwirthscnaftlichen  Verh&ltnissen  Lebenden,  der  im  Concnrrenzkampf  Schwächeren, 
—  ein  wichtiger  Punct  im  Grossstaat,  wo  mit  vollem  Recht  öfters  mit  Staatsmitteln,^ 
d.  h.  mit  den  Mitteln  der  Gesammtheit  und  daher  mit  einem  rerbältnissmässig  be- 
deutenderen Beitrag  der  reicheren,  steuerfahigeren  Landestheüe  die  Hebung  von 
ärmeren,  in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Theilen  des  Gebiets  erfolgt.  Ein  in 
Preussen  mehrfach  zwischen  den  politischen  Parteien  und  den  Venretem  des  Westens 
und  Ostens  erörterter  Punct 

Der  Staat  wird  mithin  besonders  passend  da  eintreten,  wo 
eine  einzel-,  namentlich  privatwirthschaftliche  Productiousart  ein- 
seitig bloss  das,  oft  nur  augenblickliche,  Interesse  des  Wirthschafts- 
subjects  wahrnimmt,  auf  Kosten  dauernder  allgemeiner  Interessen 
und  zum  Schaden  der  eben  genannten  Elemente  des  Volks.  Er 
wird  theils  die  Leistung  ganz  auf  sich  nehmen,  theils  die  bezüg- 
liche Thätigkeit  der  anderen  Wirthschaften  regeln  und  controlireu, 
um  diese  nachtheiligen  Folgen  zu  verhüten.  Am  Nothwendigsten 
ist  dies  in  jenen  besonders  wichtigen  Fällen,  wo  eine  syste- 
matische zeitliche  Aneinanderreihung  und  räumliche  Ausdehnung 
der  organischen  Einrichtungen  zur  Productionsthätigkeit  die  Vor- 
bedingung des  Erfolges  dieser  letzteren  überhaupt  oder  doch  ihres 
grösseren  Erfolges  ist. 

Die  HerstelluDg  und  Wahrung  der  Rechtsordnung,  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz,  besonders  nach  dem  Präventiv- 
princip,  erweist  sich  auch  nach  diesen  Qesichtspuncten  wieder  als 
das  Hauptgebiet  unmittelbarer  und  ausschliesslicher 
Staatsthätigkeit. 

Daher  z.  B.  beim  Uebergang  ?om  Staatenbund  zum  Bundesstaat,  wie  jOngst 
bei  uns,  ?or  Allem  das  Milit&rwesen  Keichssache.  So  werden  im  präTenti?en 
Wehrsystem  die  Bewohner  des  ganzen  Staatsgebiets  und  die  ganze  Reihe  ge- 
wisser Altersclassen  systematisch  für  den  sonst  nicht  zu  erreichenden  grossen  Zweck 
verbunden.  So  dehnt  sich  die  Justiz-  und  Polizeiorganisation  tlber  das  ganze 
Land  aus  und  gewährt  dadurch  erst  die  BQrgschaft  f^  ihre  durch  den  Zweck  der 
Institution  verlangte  genügende  präventive  und  repressive  Leistung  (Gegensatz  zu  Asyl- 
rechten u.  dgl.).  So  verbotet  der  Staat  mit  der  Beschränkung  oder  dem  Verbote  der 
Kinderarbeit  in  den  Fabriken,  mit  den  Vorschriften  aber  gewisse  Vorkehrungen  gef;en 
Gefahren  (sanitäre  Maassregeln  u.  s.  w.)  die  Ausbeutung  der  Arbeitsinaft  zu  Gunsten 
des  momentanen  Vortheils  der  Arbeitgeber,  aber  auf  Kosten  des  physischen,  sittlichen 
und  geistigen  Wohls  der  schutzlosen  unteren  Classen  und  der  heranwachsenden  und 
zuktlnfHgen  Generationen  des  Volks. 
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Aber  auch  viele  wichtige  Fälle  der  Staatsthätigkeit  im 
Gebiete  der  Cnltar-  und  Wohlfahrtsförderang  sind  mit 
Rücksicht  auf  die  nöthige  zeitliche  Nachhaltigkeit  und  räumliche 
Ausdehnung  der  Leistungen  geboten. 

So  erfolgt  in  der  Uebemalime  der  Forsten  in  Eigentham  und  Verwaltung  des 
Staats  und  in  der  Gesetzgebung  und  Controle  tlbor  Privat  forsten  (Scliutzwaldangen 
u.  s.  w.)  und  Gewässer  sowie  in  derjenigen  tlber  den  Bergbau,  die  Jagd,  die 
Fischerei  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  künftigen  Geschlechter.  So  werden 
in  der  staatlichen  Fürsorge  fUr  die  systematische  räumliche  Ausdehnung  des  Strassen- 
netzes,  der  Verkehrsanstalten,  der  Schulen,  der  Einrichtungen  im  Gebiete 
des  Uumanitäts-,  Armen-,  Öffentlichen  Sanitäts-,  Medicinalwesens 
u.  s.  w.  die  Interessen  der  Bewohner  aller  Theile  des  Staatsgebiets  und  aller  sodilea 
Classen  gleichmässiger  wahrgenommen. 

Es  ist  bezeichnend,  wie  daher  gerade  auf  diesen  Gebieten  der  moderne  Stut 
Thätigkeiten  immer  mehr  an  sich  zieht,  welche  früher  etwa  den  Gemeinden  und 
Privaten  mehr  überlassen  waren.  Neben  dem  Militärwesen,  der  obersten  Gerichtä- 
Organisation,  sind  es  gleichfalls  die  genannten  Gebiete,  wo  die  Centralgewalt  des 
Bundesstaats  gegenüber  den  Particularstaaten  mannigfach  ihre  Competenz  be- 
gründet: Deutsches  Reich,  z.  Th.  auch  Schweiz.  Wahrscheinlich  führen  die  neueren 
naturwissenschaftlichen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Öffentlichen  Gesundheitswesens 
auch  zu  grosserer  Beichs-  und  Staats-  statt  blosser  Communalthätigkeit  (selbst  in 
England  Tendenz  hierzu).    (Vergl.  meine  Fin.  2.  A.  und  8.  A.  I.  §.  40.) 

§.  379  [186].  —  2)  Viele  Leistungen  ftlr  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  des  Volks  erheischen  femer  eine  einheitliche  oder  selbst 
eine  ausschliessliche  Leitung  durch  ein  Wirthschaftssnbject,  theils, 
weil  nur  so  das  betreffende  Gut  ordentlich  herzustellen  ist,  —  der 
Hauptfall  ist  wieder  die  Rechtsordnung  — ,  theils  weil  gleichfalls 
nur  so  oder  doch  so  am  Besten  fUr  die  erforderliche  Nachhaltig- 
keit und  Ausdehnung  der  hergehörigen  Thätigkeiten,  auch  itir 
Ermässigung  der  Kosten  gesorgt  werden  kann,  wie  in  vielen 
der  vorher  genannten  Fälle.  Zur  ausschliesslichen  Uebemahme 
einer  Leistung  in  der  Volkswirthschaft  erscheint  der  Staat  allein 
berechtigt,  zur  einheitlichen  Leitung  er  am  Besten  berufen. 

Demgemäss  ergiebt  sich  wiederum  nach  diesem  Gesichtspunete 
eine  wichtige  Regel  für  die  Bestimmung  des  Bereichs  der  Staats- 
thätigkeit:  wo  durch  die  Natur  der  Leistung  eine  ausschliessliche 
oder  einheitliche  Leitung  von  einer  Hand  ans  geboten  oder  sehr 
zweckmässig  ist,  gleichzeitig  aber  die  Ueberlassung  dieser  Leitoog 
an  Andere  besonders  an  Privatwirtbschaften,  wesentliche  BedcDkeo 
bietet,  weil  leicht  ein  Gewaltmissbrauch,  ein  factisches  Monopol 
eintritt  oder  ein  rechtliches  nöthig  wird,  und  andrerseits  die  Staats- 
controle  die  daraus  hervorgehenden  Gefahren  nicht  genügend  aus- 
schliesst,  da  wird  die  Staatsthätigkeit  am  Platze  sein. 

So  wiederum  ?or  Allem  im  Gebiete  des  Rechtsschutzes  im  Zusammenhing 
mit  der  Verwirklichung  der  Rechtsidee  überhaupt  So  aber  auch  öfters  im  Yerkehrs- 
wesen:  bei  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen;  im  Geld-  und  Münzwesen;  Z.TL  io 
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Bankw^esen,  besonders  im  Zettelbankwesen,  im  Versicherungswesen ;  im  Schulwesen: 
Staats-  statt  Kirchenschnlen  n.  dgl.  m.,  keine  kirchlichen  Universitäten,  öffentliche 
statt  Priratschulen. 

Aus  dieser  Regel  sind  anch  Folgerungen  für  „öffentliches"'  und  gegen  Privat- 
eigenthum  an  gewissen  Grundstücken  und  gewissen  Kapitalien  zu  ziehen,  Puncte,  auf 
welche  in  der  2.  Abtheilung  zurück  zu  kommen  ist. 

§.  380  [187].  —  3)  GemeinBamkeit  der  Consumtion. 
Die  Natur  der  Leistungen  für  manche  Arten  der  Bedttrfnissbe- 
friedigung  bringt  es  mit  sich,  dass  Einzelnen  die  Theilnahme  an 
dem  betreffenden  Vortheil  oder  Qennss  (die  Consumtion)  nicht  vor- 
zuenthalten ist,  wenn  die  Leistung  überhaupt  einmal  erfolgt.  Die 
Herstellung  der  Leistung  macht  hier  femer  öfters  Kosten,  welche 
wenig  oder  gar  nicht,  jedenfalls  nicht  im  Verhältniss  des  grösseren 
Umfangs  der  Theilnahme  an  den  Vortheilen  der  Leistung  wachsen. 
Die  Vortheile  lassen  sich  für  den  Einzelnen  auch  nicht  genau 
messen,  ein  Tauschwerthanschlag  dafür  erscheint  unausführbar. 
Hier  ist  demgemäss  das  gemeinwirthschaftliche  Princip  der  Bedürf- 
nissbefriedigung angebracht:  gemeinsamer  Consum,  bez.  freie  (im 
speciellen  Fall  unentgeltliche)  Consumtion  für  den  Einzelnen,  aber 
gemeinwirthschaftliche  Production  der  Leistungen  und  Kosten- 
deckung mittelst  Beiträgen  oder  Steuern  (§.  301,  341  ff.,  349). 
Der  Staat  selbst  wird  aber  hier  wieder  besonders  passend  solche 
Leistungen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Bevölkerung  tiber- 
nehmen, bei  welchen  gleichzeitig  jene  drei  anderen,  vorher  er- 
örterten Bedingungen  vorliegen. 

Das  Gebiet  des  Rechtsschutzes  erscheint  auch  hiernach  als  wahre  Staatsangelegen- 
heit, deon  nach  der  Idee  des  Rechts  muss  Allen  der  Vortheil  des  Rechtsschutzes  zu 
Theil  werden.  Dieselbe  judicielle,  polizeiliche,  militärische,  volkswirthschaftliche 
Th&tigkeit  vermag  dann  aber  auch  ohne  oder  nur  mit  relativ  kleiner  Kostensteigerung 
innerhalb  gewisser  Grenzen  einer  grösseren  Anzahl  Personen  zu  Gute  zu  kommen. 
Hier  liegt  auch  ein  bekannter  wichtiger  ökonomischer  Vortheil  der  Arbeitstheilung 
vor:  indem  sich  eine  kleinere  Anzahl  Personen  berufsmässig  ausschliesslich  und  voll- 
ständig einer  Arbeit  (z.  B.  dem  Militärdienst  das  Heer,  dem  Postdienst  die  Post- 
beamtenschaft u.  dgl.  m.)  widmet,  producirt  sie  das  betreffende  Gut  oder  die  Dienst- 
leistung im  erforderlichen  Umfang  und  möglichst  gut  und  ökonomisch  und  nimmt 
gleichzeitig  allen  Anderen  die  bezügliche  Arbeit  ganz  ab,  so  dass  eine  grossartige 
Oekonomie  der  Kräfte  und  eine  allseitig  bessere  Ausnutzung  der  Kräfte  im  höchsten 
volkswirthschaftlichen  Interesse  vom  Productionsstandpuncte  aus  erfolgt.  Man  denke 
etwa  an  die  7,  sage  sieben  selbständigen  Postverwaltungen  in  Hamburg,  an  deren 
Stelle  erst  im  Norddeutschen  Bunde  die  eine  deutsche  Verwaltung  trati 

Es  ist  hier  auch  zu  beachten,  dass  auch  die  für  Repression  bestimmten  Einrich- 
tungen, wie  Justiz  und  Polizei,  nicht  bloss  Demjenigen  nützen,  welcher  zu  seinen 
Gunsten  eine  Repressiv thätigkeit  des  Staats  erlangt,  sondern  indirect  allen  Anderen, 
welchen  dies  Bedürfniss  wegen  der  präventiven  Wirkung  jener  Einrichtungen  erspart 
bleibt.  Ein  wichtiger  Gesichtspunct  für  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Kosten  der 
Civiljustiz  von  den  Justizgebühren  gedeckt  werden  oder  die  Justiz  unentgeltlich  fun- 
giren  soU.  (Vergl.  in  Fin.  II  d.  Gebührcnlehre,  1.  A.,  §.  291  ff.,  2.  A.,  §.  39  ff., 
bes.  §.  45.) 
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Auch  andre  Leistungen,  wie  die  Herstellang  und  der  Betrieb  von  Schulen, 
Yerkehrsanstalten,  sanitären  Vorkehrungen  eignen  sich  wegen  der  Vortheile, 
an  denen  ausser  den  Benutzem  mehr  oder  weniger  die  ganze  BerOlkemng  Theil  nimmt, 
besondere  fQr  die  Ueberoahme  durch  den  Staat  Für  die  Frage  der  Unentgeltlich- 
keit und  anderseits  der  Hohe  des  Schulgelds  der  öffentlichen,  besonders  der 
niederen  Schulen  gilt  dasselbe  wie  fttr  die  Frage  der  Deckung  der  Justizkotteo.  (S. 
Fin.  II,  §.  296,  2.  A.,  §.  48.) 

II.  —  §.  381  [188].  Lösung  weiterer  Schwierigkeiten 
in  der  Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten.  Die  richtige 
Entscheidang,  ob  Staats-  ob  Thätigkeit  einer  anderen  Wirthschafl, 
besonders  einer  Privatwirthschafl:  eintreten  soll,  wird  freiUch  dnrcb 
die  Natur  des  Staats  selbst  und  seiner  Leistungen  auch  im  einzelnen 
Falle  erschwert.  Denn  der  Staat  steht  kraft  seiner  Souveränetät 
hinsichtlich  der  Bestimmung  seiner  Leistungen  und  kraft  seiner 
Finanzhoheit  hinsichtlich  der  Mittelbeschaffnng  zur  Kostendeckung 
ausserhalb  der  freien  Goncurrenz. 

Er  kann  also  auch  unpassende  Tbätigkeiten  Übernehmen  und  festhalten  oder  Über- 
mässige Kosten  dafür  ?erwenden,  ohne,  wie  die  Prifatwirthschaft,  durch  Absatzmangel 
oder  zu  theure  Production  und  zu  hohe  Preise  zur  Einstellung  seiner  Th&tigkeit  ge- 
zwungen zu  werden.  Die  Regierung,  ab  Wirthschaftssubject,  wird  femer  leicht  geneigt 
sein,  die  Bedeutung  oder  den  Werth  ihrer  Leistungen  zu  ttbersch&tzen,  ihre  Thitig- 
keiten  zu  weit  auszudehnen,  zu  sehr  nach  alter  Schablone  auszuführen,  unpassend  alte 
Thätigkeiten  beizubehalten,  statt  sie  ganz  einzustellen  oder  sie  andren  U'irthschafteo 
zu  überlassen.  Die  Eigenthümlichkeit  der  meisten  Staatsleistungen,  um  die  es  sich 
handelt,  die  Immateriiüit&t,  die  spccielle  Un?erkäuflichkeit,  die  Art  der  HersteUimg 
vermittelst  eines  grossen  Aemterorganismus  erschwert  immer  und  hindert  oft  gänzlich, 
Werth  und  Kosten  einer  einzelnen  Leistung  genau  zu  bestimmen.  Berechnung  nach 
dem  Tausch-  oder  Qeldwerth  ist  gewöhnlich  ganz  ausgeschlossen.  Yergl.  Laspeyres, 
Art  Staatswirthsch.,  Staatswörterb.  X,  76  fi*.  und  pa^m. 

Die  vollständige  Ueberwindung  aller  dieser  Schwierigkeiten 
für  die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  kann 
auch  durch  Befolgung  der  obigen  Regeln  natürlich  nicht  immer 
gelingen  und  in  einzelnen  Fällen  werden  Fehler  hinsichtlicb  der 
Bestimmung  der  Gompetenz  des  Staats  stets  vorkommen.  Die  zweck- 
mässige Organisation  der  constitutionellen  Budgetwirtbschaft  mnss 
in  dieser  Beziehung  auch  wieder,  nicht  als  das  stets  ausreichende, 
aber  a|s  ein  principiell  richtiges  und  relativ  bewährtes  Hilfs- 
mittel zur  Lösung  der  Aufgabe  bezeichnet  werden. 

Sch&ffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.  §.  205,  216. 

Günstig  ist  dabei  der  Umstand,  dass  es  sich  bei  der  Fest- 
stellung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  Einrichtung  des 
Verwaltungssystems,  nach  welchem  diese  Thätigkeit  ausgefilbrt, 
die  Staatszwecke  verwirklicht  werden,  nicht  um  einen  vollständigen 
Neubau,  sondern  höchstens  um  einen  Um-  und  Weiterbau  zu 
bandeln  pflegt. 
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Bei  diesem  ist  die  Masse  der  altuberkommenen  Staatsleistangen  gar  nicht  in  Frage. 
(Darin  liegt  die  principielle  BegrOndong  der  Forderung  einer  Trennung  eines  stabilen 
und  wandelbaren  Budgets  und  der  Ausscheidung  der  ersteren  aus  der  j&hrlichen 
parlamentarischen  Bewilligung,  nach  englischem  Vorgänge.  S.  Fin.  I,  2.  A.  §.  56, 
S.  A.  §.  64  und  die  dort  citirte  Litteratur,  besonders  Gneist.)  Die  Einschränkung 
oder  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und  die  Aenderung  des  Yerwaltungssystems  im 
einzelnen  Falle  wird  dann  doch  immer  bei  einiger  Fähigkeit,  Tact  und  gutem  Willen 
der  Regierung  und  der  Volksfertretung  leichter  richtig  entschieden  werden. 

Die  geordnete  Herbeiziehung  der  übrigen  autonomen 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften ,  der  Provinz,  des  Kreises, 
der  Gemeinde,  zur  Mitwirkung  und  die  Ausbildung  der  Selbst- 
regierung und  des  Ehrenamtssystems,  soweit  es  sich  be- 
währt, femer  die  gute  Einrichtung  des  Vereinswesens,  der 
Gesetzgebung  über  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften  hebt 
weitere  Schwierigkeiten.  Die  Sphäre  der  Privatwirthschaften  wird 
dann  auch  im  Grossen  und  Ganzen  richtig  bestimmt,  nicht  zu 
sehr  eingeschränkt,  nicht  zu  weit  ausgedehnt  werden,  aber  noth- 
wendig  immer  wieder  von  Zeit  zu  Zeit  Veränderungen  unter- 
liegen. 

III.  —  §.  382  [189].  Einfluss  des  Beamtenthums  für 
die  Feststellung  des  Staatsbereichs.  Die  Thätigkeiten 
des  Staats  müssen  durch  eine  besondere  Art  von  Arbeitern,  durch 
das  Beamten thum  ausgeführt  werden.  Die  Leistungsfähig- 
keit dieses  Beamtenthums  ist  daher  schliesslich  auch  noch  ein 
hochwichtiger  Punct,  welcher  bei  der  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit  und  bei  der  Einrichtung  des  Verwaltnngssystems 
mit  berücksichtigt  werden  muss.  Diese  Leistungsfähigkeit  hängt 
zum  Theil  von  dem  System  der  Besetzung  der  Staatsämter, 
besonders  im  sogen.  Givildienst,  selbst  wieder  ab,  zum  Theil 
ist  sie  auch  bei  ein  und  demselben  Beamtensystem  vom  Stande 
der  Cultur  und  der  Sittlichkeit  und  Sitte  des  ganzen 
Volks  und  Zeitalters  mit  abhängig.  Je  mehr  es  gelingt,  ein 
den  Verhältnissen  einer  Zeit  und  eines  Landes  besonders  richtig 
angepasstes  Beamtensystem  auszubilden  und  je  tüchtiger  dieses 
unter  dem  Einfluss  richtiger  Erziehung  und  günstiger  Cultur-  und 
Sittenzustände  fungirt,  desto  grösser  ist  natürlich  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Beamtenthums  und  desto  mehr  Aufgaben  können 
ihm  und  somit  dem  Staate  gestellt  werden. 

Hebung  des  Beamte nth  ums  in  technischer  und  geistiger 
Fähigkeit,  in  sittlicher  Integrität,  in  unabhängiger 
Gesinnung  neben  voller,  vom  Staatsdienst  geforderter  Sub- 
ordination  wird    damit    zu   einer   weiteren  wichtigen   Voraus- 
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setznng  der  erfolgreichen  extensiv  and  intensiv  gesteigerten  Staats- 
thätigkeit. 

Aach  in  dieser  Frage  mass  wohl  wieder  mehr  an  antike  Ideen,  wie  in  Plato's 
,,Staat*%  angeknüpft  werden.  Der  Panct  der  richtigen  Staatsdienererziehong  ist  bei 
uns  noch  nicht  genügend  antersucht  worden,  was  Gi?il-  and  was  Militärdieost  anlangt 
(Frage  der  Cadettenhäaser). 

Die  Einrichtang  des  Systems  der  Besetzung  öffent- 
licher Aemter  erhebt  sich  dadurch  zu  einer  hochwichtigen 
Aufgabe  für  das  Staatsleben  und  für  die  Volkswirthschaft  und 
ist  nicht  nur,  was  oft  zu  einseitig  angenommen  wird,  von  Bedeutung 
für  die  im  engeren  Sinne  politische  (d.  h.  formal- politische)  Seite 
des  Staatslebens  und  für  die  persönliche  Stellung  der  Beamten. 

Unter  den  Hauptsystemen  der  Besetzung  öffentlicher  Aemter 
in  den  modernen  Staaten  zeichnet  sich  das  in  Deutschland  ge- 
schichtlich eingebtirgerte ,  auch  in  anderen  Ländern  bemerkens- 
werther  Weise  gerade  für  Richter  gleichfalls  übliche,  besonders 
durch  die  Leistungsfähigkeit  des  Beamtenthums  aus. 

Es  besteht  darin,  dass  berafsm&ssige  Organe  nach  Erfüllung  gesetzliclier 
Yorbedingangen,  darch  welche  die  Geeignetheit  zar  Bekleidung  eines  Staatsamts  nach- 
gewiesen werden  soll,  in  systematischer  Ordnang  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  zn 
besoldeten  Aomtern  ernannt  werden.  Die  Ernennung  giebt,  sofort  oder  nach 
einer  Probezeit,  einen  Eechtsansprach  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf 
dessen  Besoldung  (Gehalt),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils  für  bestimmte  l&ngre 
Perioden,  worauf  alsdann  Ansprach  auf  Ruhegehalt  (Pension)  eintritt  (S.  Fin.  I, 
3.  A.  §.  152  ff.) 

Die  Kostspieligkeit  dieses  Systems  ist  nur  ein  schein- 
barer Nachtheil  verglichen  mit  anderen  Systemen. 

Solche  sind:  besoldete  Berufsbeamte  ohne  Recht  auf  das  Amt  (Frankreich); 
für  kürzere  Zeit  durch  Yolkswabl  (direct  oder  indirect)  ernannte  besoldete,  nickt 
nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz,  Nordamerica);  frei- 
willig und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleichfalls  nicht  immer 
berufsmässig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  für  gewisse  Aemter,  meist  auf  Zeit: 
System  der  Ehrenämter. 

Die  Verbindung  des  Ehfenamtssystems,  soweit  es  geht,  mit 
dem  deutseben  System  der  Aemterbesetzung,  welches  aber  noth- 
wendig vorwiegt,  bietet  wohl  in  unserer  Zeit  die  beste  Bürg- 
schaft für  ein  leistungsfähiges  Beamtenthum,  welchem  immer  mehr 
und  grössere  Aufgaben  des  Staats  zur  Ausführung  übertragen 
werden  können. 

Wir  Deutschen  werden  mit  Hecht  doch  auch  an  die  Ehren-Beamten  höhere 
Anfordemngen  hinsichtlich  der  Berufsbildung  stellen.  (Yergl.  Königs,  zur  Ausbildung 
und  Mitteilung  der  Beamten  in  Preussen,  Berl.  1875.)  Eine  enge  Grenze  dieses  Ehren- 
amtssystems  liegt  u.  A.  schon  in  dem  anentbehrlichen  und  stets  steigenden  Bedarf 
technisch  gebildeter  Beamten,  „die  selbstredend  am  Wenigsten  durch  die  Selbst* 
Verwaltung  ersetzt  werden  können"  (Königs  a.  a.  0.  S.  8). 
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IV.  —  §.  383  [190].  Die  speciellen  Aufgaben  des 
Staats  als  UntersuchungsgegenstaDd  der  systematischen 
Volkswirthschaftslefare.  Im  Voransgebenden  ist  der  Staat 
in  seiner  universalen  Bedeutung  ftlr  die  Volkswirtbscbaft  betrachtet 
worden,  jenem  Standpuncte  gemäss,  wonach  wir  es  in  der  Volks- 
wirthschaftslefare zu  thun  haben  mit  der  Volkswirtbscbaft  staat- 
lich organislrter  Völker  (§.  149,  299).  Nach  dieser  allgemeinen 
Würdigung  des  Staats  und  der  generellen  Feststellung  seines  Be- 
reichs müssen  in  der  systematischen  Volkswirthschaftslehre  folgende 
vier  vom  Staate  zu  lösende  Aufgaben  noch  specieller  untersucht 
werden : 

1)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf.  die  Gestaltung  des 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts. 

D.  b.  auf  die  RcgeluDg  der  grossen  Recbtsinstitote  der  persönlichen  Freiheit 
(nach  principieller  Beseitigung  aller  Zustände  der  persönlichen  Unfreiheit)  und  des 
Eigenthums,  bez.  der  gesammten  Eigen thumsordnung,  einschliesslich  des  Vertrags- 
rechts,  des  Erbrechts  und  der  Behandlung  wohlerworbener  Rechte  (Enteignungswesen), 
(§.  305  ff.):  jener  Verhältnisse  des  öffentUchen  und  des  Privatrechts«  welche  die 
Rechtsbasis  auch  des  pri?atwirthschaftlichen  Verkehrs  bUden.  Die  Untersuchung  der 
dem  Staate  auf  diesem  Gebiete  gerade  nach  dem  volkswirthschafüichen  Gesichtspunctc 
obliegenden  Aufgabe  erfolgt  in  der  zweiten  Abtheilung  der  Grundlegung:  Ton  „Volks- 
wifthschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht  oder  ?on  ««Freiheit  und  Eigenthum 
in  volkswirthschaftlicher  Betrachtung'*. 

2)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
speciellen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts. 

D.  h.  auf  die  Regelang  der  Rechtsordnung  der  einzelnen  grossen  Zweige  ins- 
besondere der  materiellen  Production  oder  auf  die  Normirung  der  speciellen 
wirthschaftlichen  Berufsordnung«  des  hierauf  bezüglichen  Verwaltungsrechts. 
Das  ist  näher  zu  untersuchen  in  dem  dritten  Haupttheil  des  Systems  der  Politischen 
Oekonomie«  d.  h.  in  der  sogenannten  speciellen  und  prac tischen  Volkswirth- 
schaftslehre. 

3)  Mehrfach  ist  im  bisherigen  Verlauf  bereits  generell  die 
Frage  erörtert  worden,  ob  und  inwieweit,  wo  und  wann  theils 
Zwangsgemeinwirthschaften  überhaupt,  theils  insbe- 
sondere der  Staat  selbst,  als  wichtigste  Form  derselben,  direct 
die  Fürsorge  für  die  Herstellung  und  Vertheilung  von  Gütern 
neben  oder  auch  ausschliesslich  anstatt  anderer  Wirth- 
schaften,  namentlich  der  Privatwirthschaften  und  freier  Gemein- 
wirthschaften,  in  volkswirthschaftlich  zweckmässiger  Weise  über- 
nehmen sollen ;  femer  ob  sie  auf  den  übernommenen  Gebieten  stets 
nach  dem  gemein  wirthschaftlichen  Princip  oder  auch  unter  Um- 
ständen nach  dem  privatwirthschaftlichen ,  dem  Gebübrenpriucip 
(§.  335)  zu  verfahren  haben. 
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Diese  Frage  ist  speciell  fUr  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  FlUe 
vomemlich  ebenfalls  in  dem  dritten  oder  speciellen  und  practischen  Theüe 
der  Yolkswirthschaftslehre  genauer  zu  antersndien.  Sie  moss  aber  nach  ihrer  prin- 
zipiellen Seite,  namentlich  nach  ihren  Folgen  för  die  Eigenthnrnsordnong, 
«Qch  in  der  zweiten  Abtheilung  der  Grundlegung  noch  mehrfach  berührt  und  nach 
ihrer  finanziellen  Seite  in  der  Finanzwissenschaft,  besonders  in  der  Lehre 
vom  Prifaterwerb  und  tou  den  Gebühren  (Fin.  I,  3.  A.  Buch  3,  II,  2.  A.  Buch  4), 
«rOrtert  werden. 

4)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezog  aof  die  Ftthrnng  seiner 
eigenen  Prodnetions-  und  Erwerbswirthschafty  d.  h.  der  Finanz- 
wirthschaft  oder  des  Staatshanshalts  (§.  361). 

Damit  hat  sich  der  fierte  Theil  der  Politischen  Oekonomie,  die  Finanz  wissen- 
schaft, näher  zu  beschäftigen  (Fin.  I,  3.  A.,  Einleitung  und  Bach  1). 


Ende  des  ersten  Theiles  der  Grundlegung. 
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751  817 
Marquardt  296  429 
Marquardsen  30 
Marshall  49   55   56   72  189 
176/179  190  227  264  270 
287  326  455  639  654  871 
Martin  430 

Marx,   K.    12    35/38    41  ff. 
128  180  163  187  240  287 
322  323  328  330  341  343 
360  399  403  448  455/461 
673  682  685  693 
7.  Mayr,  Georg  142  204  429 
432  433  464  531  568  602 
899 
7an  Mees  327 
Meier,  D.  H.  699 
7.  Meier,  Ernst  669  876 
Meitzen,  A.  51  142  430 
Menger,  Anton  37  39  41  46 

322  669  693  698  753 
Menger,  1.  H.-B.  VIL  Karl  35 
54  55   63  ff.   72   138  139 
142/151  175  188  190  224 
227  233  254/264  273/277 
287/290  301  308  313  314 
321  343  386  682 
Messedaglia  456 
Meyer,  Alex.  795  848 
Meyer,  Ed.  450  452  669 
Meyer,  Roh.  399  401  406/419 
Meyer,  Rud.  40  719  740  904 
7.  Miaskowski  55  845 
Michaelis,  Otto  80  321  393 

785  795  796 
Michelet  873 

Michelis,  R.  430  436  713 
Mill,  J.   Stuart   17  138  140 
171   190  213  214  270  292 

301  318  321  344  347  440 
455  461  654  668  764  784 
787  794  795  803  807  870 
876  881  888  915 

Minghetti  72 

Mithoff  399/401  405  408  411 

416  418  669 
Moser,  Justus  423  452 
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V.  Mohl,  Kobert  72  26S  283 
443  451/458  472  669  S2S 
837  844  857  858  867  876 
889  885  913  915 

Mohrhof  257 

Moll  321 

?.  Moltke,  Graf  40S 

Mommsen,  Theod.  296 

Montchr^tien  de  Watenlle  264 

Moonneister  72  139 

Morgan  66 

Morreau  de  Jonn6s  411  426 

Moros,  Th.  72 

Moser,  L.  432 

Müller,  Adam  117  848  354 
810  871  878 

]Vasse  1  55  57  71  344  412 
439  440  866 

Neumann,  Fr.  Jol.  (Tttb.) 
J.H.-B.  Vit.  35  55  56  72 
75  81  141  151  188  190 
226/236  253  262  264  268 
276/290  300/311  321  326/ 
338  848  349  35S  389  400 
401  406/421  428  433/436 
491  769  785  844  855  862 
864  866 

Neumann,  G.  430 

Neumann  (Freib.  Geogr.)  568 
578 

V.  Neumann-Spallart  344  362 
366  390  412  425  426  429 
430  439  465  556  559 

Neurath  71  72  139 

Neuwirth  393 

Newmarch,  W.  395  430  438 

V.  Oettingen,  AI.  141  226 
432  433  437  464  532  599 
600  771  898  899 

Oldendorff  432 

Oncken  71  765 

Oppenheim,  8al.  313 

Ortes  364  452 

Overstone  439 

Owen  72 

Faascho  439 
Pappenheim  850 
Paszkowski  71 
Patten  325  326 
Paulsen  71  875 
Poabody  846 
Pebrer  411 
Pechar  366  390  394 
Peel,  Sir  Rob.  439 
Perrot  800 
Petermann  508 
?.  Pfeifer  257 
Pfeiüer  902 


V.  Philippovich  (?.  Philipps- 
berg) 2.  H.-B.  VII.  65  139 
549  552  561   562 

Pickford  139  187  224 

Pierson  327 

Plato  327  297  859  872  915 

Platter  459 

7.  Plener  41  820 

POUtz  303 

Porter  430 

Porter,  N.  71 

Post  845 

Prince-Smith  187  275  307 
308  348  772  779  785 
794/796  802  ff.  832  835  876 

Proudhon  37  347  459 

Provost,  G.  u.  P.  455 

PuchU  306  374  385  789 

Quesnay  7  8 

Qoetelet    138    140    214   215 

225  432  433  449  463  464 

483  532  898 

Rae  63 

Raleigh  452 

Rathgen  583 

RaUel  569 

Batzingcr  71 

Rau  1  29  35  51  71  73  79 
81  139  204  252  257/268 
275  276  283/291  297 
299/307  311/313  318  321 
322  328/353  369  375  386 
399  406  408  411  414/416 
421  424  426  428  439 
443/446  457  606  667  681 
683  761/764  784/795  827 
828  844  870  871  875 

Bauchberg  465 

Baven  568 

V.  Reden  429  430 

Rentzsch  794  802  870 

Rhenisch  141 

Ricardo  7  16  17  34  35  56 
167  190  292  321/323  330 
411  416  454  458  461  666 
794 

Richter,  Eugen  73 

V.  Richthofen  366 

V.  Riecke  437 

Riecke  140  432  464 

Riehl  423 

Rochau  876 

Rodbcrtus  1.H.-B.V1I.  12  20 
35  37  38  39  ft.  187  287  297 
306/308  312  315  320/323 
330  360  370  375  379  399 
402/404  440  459  668  680 
719  740  766  796  812  857 

Röder874  875  880  8b2  885 


Rösler,  Herm.  41  44  71  297 

306  310  321  380  399  7SS 
834 

Rogers  55 

Rondelot  765 

Röscher,  K.  jun.  700 

Röscher,  Wilh.  5  6  8  12  29 
35  46  47  51  52  71  73  79 
81  139  140  146  160  163 
168  176  204  240  253/275 
288  287  288  299  301  306 

307  311/314  321  328  338 
338  843/349  858/355  858 
360  875  399  408/421  42S 
439  445/457  465  654 
666/668  681  683  700  738 
743  751  763  765  771  7S5 
788  795  806  827  871  876 
877  893 

Roschlau  7 

Rossi  421 

Rotteck  29  795 

Rousseau  871 

Royer,  Clem.  67 

ROmelin  141  142  16S  197 
201  204  214  226  227  432 
446/462  485/494  531  615 
639 

Sadler  455 

Samter  46  348  682 

Saurow  430 

f,  Sa?igny  844 

Say,  J.  B.  801  314  411  456 
666  794 

Say,  Leon  30  63  412 

Sax,Em.64  7277  139190265 
270  287  290  80S  816  325 
327  848  350  354  762  767  ff. 
774  828  881  858  876  S71 

Schäfer,  W.  78 

Schaffle  1.  H.-B.  Vn.  19  30 
35/42ff.54  57  61  71  73  76 
79/81  139163  253  259/262 
268  269  286/292  801  307 
321/328  842/358  369  386 
457  668  669  682  693  751 
755  761  762  765  766  773 
774  780  785  788  796/799 
812  815  826/829  844  849 
852  858  859  869  870  876 
8S5  892  894  902  908  913 
915  916  920 

Schanz  180  363  692  850 

Scharling  325 

y.  Scheel  36  41  44  139  142 
204  258  262  270  288  306 
821  844  413  415  429  433 
489  459  615  622  686  751 
878 


Scherl  700 

Scbippel  41  460 

Schmidt,  Conr.  327 

Schmidt,  Ose.  815 

Schmoller,  l.H.-B.VU.  6  35 
36  45/57  61  64  65  71  90 
139  141  175  216  240  241 
270  297  353  357  390  392 
399  406  408  411  445  457 
669  732  735  742  751  762 
764  771  784  796  802  803 
810  816  819/822  839  850 
860  878  S88  892 

Schnapper- Arndt  410 

Schnitzler  411  430 

?.  Schönberg  30  51/57  61 
72  78  205  268  271  30S 
349/353  436  439  762  769 
795  796  821  850  860  871 

Schubert,  F.  W.  429 

Schubert,  Dr.  71  765 

Schütz  71  348  762 

Schumacher  740 

Schumann,  2.  H.-B.VII.  465 
501  543  545  599  604 

Schulze-Delitsch  803  850  856 
8S1 

?.  Schulze-Gävemitz  812  821 

Schwabe  429  436 

Senior  17  167  187  190  301 
303  364  455  654  794 

Seyd  438  440 

Shakespeare  332 

Sidgwick  55  72  139  348  455 
654  871  876 

Siegel  844 

Siegwart  138  140  213  214 

Simon.  Jules  876 

Sismondi  270  347  354  411 
456  666  812 

7.  Sivers  797 

V.  Skarzynski  71  765  797  878 

Smith,  Adam  5/10  17  18  35 
51  71  187  266  297  312 
314  321  330  339  347  411 
452  454  666  750  763  765 
794  796  802  838  857  870 
875  881 

Sötbeer,  Ad.  292  412  415 
426  430  435  439  714  715 
723  825 

SOtbeer,  Heinr.  451  459  460 

Sohm  850 

Sombart,  W.  327 

?.  Sonncnfels  452 
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Spencer,  Herb.  03  66  71  140 

Tanderbilt  846 

459  875  876 

Vetter  459 

Spicker  430 

Yiebahn  430 

Sprecher   ?on   Bornegg    568 

Virchow  815 

578 

Yocke  893 

Springer  731 

Voit  682 

Stahl,  JuL   (Berl.)  307    858 

Vorländer  141 

875  878 

Stahl  (Nat.-Ök.)  821 

Wagener,  Uerm.  795 

V.  Stein,   Lorenz   29  35   63 

Wagner,  Dr.  A.  463 

257  268  283  347  388  415 

Wagner,  Herm.  430  487  465 

472  691  751  810  884  844 

473  51 2  568  570  580/584 

857  858  876  889  908  909 

Wagner,  Moritz  569 

913  914 

Waitz,  Georg  876  885 

Steinlein  314 

Waicker,  K.  464  894 

Steinthal  71 

Walras  176  324  326 

Stephan  438 

Wappftus   141    389   430  432 

Stuart,  S.  6  452 

451  463  464  487  491/494 

Süeda,  W.  599  850 

509  511  531  599  602  610 

StOpel  455 

898 

Storch  301  303  312  321  411 

Weber,  Wilh.  77 

438  794 

Weiss,  Bela  399  784 

Strassburger  433 

Welcker  795 

Strauss  430 

Westergaard    138    141    204 

Ströll  63 

211  215  216  482  487 

St.  Simon  12  347  766  786 

Whately  266  766 

?.  Studnitz  433 

Wieser  64  287  324/327  335 

Stürmer  437 

421 

Süssmilch  138  452 

Wilhelm  I  (Botsch.  ?on  1881) 

Supan  465  473  570  582  586 

705 

Supino  287 

Wilhelm  II  (Botsch.  Ton  1890) 

Sydow  568 

904 

Winkelblech  s.  Mario 

Tallquist  538 

Wirth,  Max  75  322  430  463 

?.  Tongoborski  450 

794  796  797 

Thomas  321 

Wirth,  Moritz  39  40 

Thompson  322  323 

Wiss  463 

Thomton  316  455 

Wittstein  142 

V.  Thünen   35   176  187  190 

Wolkoff  301 

258  292 

Wolff,  Chr.  452  682  809  857 

TOnnies  41  45  397  830 

881 

Tooke  389  395  430  438  439 

Wolf,  J.  2.  H.-B.  VII  326 

Torrens  321  421 

Wundt   71    76   77   138    140 

?.  Treitschke,  H.  52  283  712 

171  172  176  184  224 

729  732  733  801  802  810 

815  816  837 

Tonng  452 

Trcndelenbnrg   816  832  854 

Tschitscherin  379 

Zamcke  320 

Tucker  511 

ZeUer,  Ed.  872  881 

Turgot  6  312  654  796  801 

ZeUer,  J.  39 

803 

Zeuner  142  432 

Zeyss  71  465 

Ubbelohde  385 

Ziegler  71  73 

Uhde  81 

Zincke  257 

Umpfenbach  63  892 

Zuckerkandl  64  325 

